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Athen. Attika, 45 OM. groß, bergig, günſtig gelegen für die Seefahrt, ward die 
bauptiächlichfte Macht der ionifchen Griechen und ihr Stügpunft gegen die dorifchen Griechen. 
Eine alte Geſchichte diefes Landes, deſſen Bewohner jih ureinheimifh nannten, gibt es nicht 
und ſelbſt an Sagen der Heldenzeit fteht ed den andern Griechen meift nad. Erſt mit Solon, 
weiber 594 v. Chr. ven Staat einrichtete und die Gefeggebung ordnete, beginnt die wirkliche 
hiſtoriſche Zeit dieſes merkwürdigen Staatd, und aus den Einrichtungen diefed Ordners muß 
vorzugsweiſe auf die der frühern Zeit gefchloffen werden. König Thefeus, welder eher dem 
Mottus ald der Geſchichte angehört, gilt ald ver Gründer der Stadt Athen und ed wird ihm 
die Eintheilung der Bewohner des Landes in drei Stände, die der Adeligen (Enpatriven) , der 
Zandbauern (Geomoren) und der Handwerker und Künftler (Demiurgen), zugejhrieben. Diefer 
König galt der Sage ald im Peloponnes (in Trözen) geboren und foll vertrieben worden fein, 
was auf einen Streit des Adels gegen das die Allgemeinheit berückſichtigende Königthum hindeutet. 
Wie Theſeus, jo erfcheint auch der Nelive Melanthus aus dem Peloponnes ald eingewanderter 
Jonier und erlangt das Königthum unter dem Beiftande des Bachus, ded Gottes der Wein: 
bauern und Ziegenhirten,, und das Kannenfeft in Athen zeigt eine veutlihe Spur, daß die ge— 
ringe Glaffe über den Adel einen Sieg davontrug, welcher fie zu einer wenn auch nicht vollfom= 
menen bürgerlihen Gleichheit führte. An diefem Feſte des Bachus tranfen Vornehme und 
Geringe in Gemeinſchaft, aber Jeder Hatte feine Kanne für jih und ſchwieg ftill, ſodaß dieſe 
Miſchung der Stände nichts Freundliched, fondern pen Schein ded Erzwungenen darbot. 

Der Adel aber verwandelte (angeblich 1068 v. Chr.) das Königthum in eine Vorſteherſchaft, 

and der Sohn des legten Königs ward erblicher Vorſteher (Archon); doc fpäter (752 v. Chr.) 
warb dieſe Würde zehnjährig, dann (685 v. Chr.) wurden neun jährlihe Archonten eingefeßt, 
ſammtlich aus dem Adel, ſodaß nun die Ariftofratieralle höchfte Gewalt im Staate hatte und 
ibn im Laufe von 90 Jahren in eine ſolche Lage brachte, daß die Ariftofratie dem Principe nad 
in eine Demofratie verwandelt werden mußte, mas Solon mit Beibehaltung ver Grunvdeinrid= 
tumgen tbat , indem er das Vorrecht der adeligen Geburt zur Beherrſchung des Staats abſchaffte 
und die Geſammtbürgerſchaft zur höchſten Entfcheiderin in allen Staatsſachen machte. Damit 
war der Keim gelegt, aus welchem das Schidfal Griechenlands fi entwidelte, der Kampf dee 
doriſchen Adeld gegen die jonifche Demokratie, welcher die Kluft zwifchen ven beiden Stämmen, 
von welden ver doriſche ernfterer Art, ver jonifche beiterer und beweglicher war, erweiterte. 

Die Grimbverfaffung Athens, welches feine Spur eines durch Eroberung unterworfenen 
Stammes zeigt, war familienhaft, wie die aller aus eigenem Boden erwachſenen Staaten. 
Bier Stämme (Phylen) zerfielen in 142 Brüderfhaften (Phratrien), jede Brüderfhaft in 50 
Seſchlechter und jedes Geſchlecht hatte 30 Familienväter. Da die Geſchlechter ihren eigenen 
Religionseult hatten, fo gab dieſes der Kortvauer der Kamiliengrundlage einen beveutenven 
Salt. Damit diefer Cult nicht gefährdet werde, mußte, wer feinen berechtigten Erben batte, 
einen Bürgersjohn adoptiren, und hatte er es unterlaffen, jo adoptirten ihm die Verwandten 
einen noch nach feinem Tode. Doch diefer Eonnte nicht wieder feinerfeitd aboptiren, fondern die 
Berwandten erbten dad Vermögen, ſodaß man mit einmaliger Adoption der Familienpflicht 
genügte, die Fortſetzung diefer Verwandtſchaftsfiction aber aus und nicht überlieferten Gründen 
autößig fand, miewol ein Aboptirter fo ganz ald vollfommened Mitglied der adoptirenden Fa— 
milie angefehen war, daß er auf.ein Erbrecht feinem natürlichen Vater gegenüber feinen An— 
forud hatte und in deffen Haus als Sohn zurückzukehren ihm nur unter Beobachtung gefeg- 
licher formen geftattet war. Schwägerihaft gab fein Erbrecht, fondern nur Blutsverwandtfchaft. 
War nur eine Tochter in dem Haufe des Bürgers übrig, fo galt fie, wiewol die Töchter jonft 
son der Erbichaft ausgeſchloſſen blieben und nur eine Ausſteuer erhielten, als Erbtochter und 
der nächſte Verwandte mußte fie heirathen oder durch eine Ausftattung für ihre Verbeirathung 
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hatten ihren Sig im Prytaneum am Staatöherde und ſpeiſten daſelbſt auf Koften des Staate. 
Der Borftand wechjelte täglich nad) dem Looſe. 

Die reichſte Claſſe hatte das Vorrecht, daß aus ihr die Archonten gewählt wurden, bis nach 
der Schlacht von Marathon , welche das Selbitgefühl des Staats auf eine hohe Stufe gehoben 
hatte, Ariftides, deſſen Gerechtigkeit und reiner Charakter hoch gepriejen werben, die Aufbebung 
diefes Vorrechts leicht durchſetzte. Zur Volksverſammlung, die regelmäßig vier mal während jeder 
Prytanie berufen ward, wenn keine auferorventlihen nöthig wurden, hatte jeder Bürger Zu— 
tritt, und ed ward fogar ein Sold (anfangs 4 Obolus, jpäter 5) eingeführt, um zum Beſuche 
zu loden. Die aus dem Rath der 500 beftimmten Vorjiger legten die Sachen vor, gemöhnlich 
mit einem Gutachten des Raths, und die Altern hatten zuerft über die Gegenftände zu ſprechen. 
In allen Staatsſachen war die. Volksverſammlung entiheidend, und es fonnte an jie ald In— 
haberin der höͤchſten Staatdgewalt appellirt werden. Wurde in ihr der Wunſch nad Anderung 
eined Geſetzes laut, denn in jeder erften Jahresverfammlung war Abftimmung über die Fort— 
dauer der Geſetze, jo wurden Gefeßgeber gewählt aus ver Zahl ver Geihworenen, welche rich— 
teten, und fünf Männer ebenfalls durch Wahl beftimmt, die alten Gefege vor dieſen zu verthei- 
digen, wobei Rathöglieder ven Vorſitz führten. Beſtimmt war, daß fein altes Gejeg abgeſchafft 
werden folle ohne gleichzeitige Einführung eines neuen, und daß fein neues eingeführt werben 
folle ohne gleichzeitige Abſchaffung des alten. Es fand einem Jeden frei, Vorſchläge in ver Ber: 
fammlung zu maden, denn die Vorfiger oder die ebenfalld dazu befugten fogenannten Geſetz— 
bewahrer fonnten nicht leicht einen Vorſchlag zurückweiſen. Wie aber die Solonifche Berfaffung 
in ihrer Grundlage und Entwidelung ftets die Fähigkeit gejeglicher Fortbildung in fi trug, 
um dem Bedürfniffe der veränderten Rage und der Erfahrung oder der anderd entwidelten 
Beiftesbildung jederzeit zu genügen, jo war doch auch andererfeits für die nöthige Vorficht gegen 
leihtfinnige Beränderungen geforgt. Nicht genug mit dem für neue Gefege zu befolgenden 
forgfältigen Verfahren, welches oben angegeben ift, beſtand auch noch eine Klage wegen geſetz- 
widrigen Vorſchlags, melde jeder Bürger anftellen konnte, und zwar ein ganzes Jahr lang 
von dem Tage der Annahme des fraglihen Vorſchlags an. Wurde eine ſolche Klage gegen den 
Urheber des Vorſchlags angeftellt, jo blieb der angenommene Vorſchlag bis zur Entfheidung 
bes Gerichts ohne Wirkung und ward, wenn der Kläger gewann, aufgehoben , verlor aber der— 
ſelbe ven Proceß, fo verfiel er in eine Strafe, und wem dieſes drei mal begegnet war, konnte nie 
wieber dies jedem Bürger zufommende Recht ausüben. Ebenſo war jeder Bürger befugt und 
vom Gefege gleihjam eingeladen, in Dingen, welche ven Staat oder das Bürgerthum angingen, 
Öffentliche Klage über Berlegungen verjelben zu erheben ; jedoch war, um mutbiwillige Klagen zu 
hemmen, dem Kläger eine Strafe von 1000 Dramen beftimmt, wenn er nicht den fünften 
Theil der Richterftimmen für fih gewann, und auferdem durfte er eine derartige Klage nicht 
wieder anſtellen. Mollte er fie vor der Entſcheidung etwa fallen laſſen, ſo half es ihm nichts, 
er verfiel dennoch in Strafe. 

Über die Beamten des Staats ward eine weitgehende Controle geübt, denn nach ihrer Er— 
wählung wurden fie noch neun mal während des Jahres vom Volke begutachtet, indem dieſes fie 
bei dem Amtsantritte jeder Abtheilung des Raths immer wieder zu beftätigen hatte, abgejeben 
von der Rechenſchaft und Prüfung , die jeder Beamte vom Arhon an bid zu dem geringften am 
Schluſſe feiner Amtsführung zu befteben hatte. Auf perfönlihe Würde wurde bei den Beamten 
geſehen, und ein folder durfte fogar feinen leiblihen Kebler haben. Mit dem Ernite eines 
Mitglieds des Areopag ward ed für unverträglic erklärt, daß er Komödien fchreibe, und der 
Archon, welcher ald der erfte galt, war nad) vem Solonifhen Geſetze des Todes ſchuldig, wenn er 
Öffentlich betrunken erblickt ward. Auch bei ven Bürgern ward auf Würdigkeit gefeben, und 
daber wurden Die mit &hrlojigfeit (Atimie),d. i. Einftellung aller bürgerlihen Ehren und Redte, 
beftraft, welche ſich als Müfiggänger oder Verſchwender ihres väterlichen Erbes erwiefen. Eben 
dieje Strafe traf Den, welcher feine des Ehebruchs ſchuldige Frau nicht verftieß. Auf die Frauen 
ward ftreng geachtet, und wenn jich eine auf der Straße unanftändig benahm, ward fie um 
1000 Drachmen geftraft. Die Handwerker ftanden in der Blütezeit der Demofratie und ebenfo 
alle nievern Erwerbözweige ziemlich niedrig in der Achtung, während in alter Zeit die Hand: 
werfer und Künſtler, was oft zufammenfiel, Geltung hatten. Die Verfaſſung hatte jogar ein 
Mittel aufgeitellt um mit aller Würdigkeit ohne den geringften Nachrheil für die Ehre einen an: 
gejehenen Mann, wenn er ver Staatsverfaſſung irgend gefährlich zu werden ſchien, unſchädlich 
zu mahen. Die Bolföverfammlung entfchied über ihn durch das Scherbengeriht (Oſtracismus), 
und war die Mebrbeit gegen ibn, fo mußte er zehn Jahre lang in die Verbannung geben. Dies 


Athen 5 


ut jo wenig eine Berlegung der Ehre, das „ald einft ein verächtliher Demagog, Huperboloß, 
wie Verbannung erlitt, der Oftracidmus als befubelt und entehrt aufgehoben ward. 

Eine eigenthümliche Stelle nahm der Areopag in der Solonifhen Verfaſſung ein. Auf 

dem jogmannten Plage war in alter Zeit das Gericht über Mord, und wir finden dort auch das 
höhe Alntgericht in der Soloniſchen Verfaffung. Der vorſätzliche Mörder ward hier gerichtet 
unter item Himmel, nachdem Opfer und feierlihe Give vorausgegangen. Dem Kläger und 
edaztm waren zwei Reben geftattet, und legterer durfte jic mad) der erften Rede noch entfer= 
am und in Berbannung gehen. Stimmengleihheit ver Richter ſprach Hier frei, und man führte 
&ei auf Die Stadtgöttin Athene felbft zurüd, melde dieſe Einrichtung in dem Procefle des 
Pottermörders Drefted auf dem Areopag durch ihre freifprehende Stinme geftiftet habe. Da 
die abgehenden Archonten , welde die Amtsprüfung beftanvden hatten, Areopagiten wurden, fo 
foante es fein angefeheneres Gericht geben. Denfelben war aber auch die Oberaufſicht über die 
Religion anvertraut, und Klagen über Verlegung derſelben brachte der Arhon- König, der 
Anfieher der Religion, vor diefe Behörde. Ferner follten fie eine Oberaufſicht über die Gefege 
führen und dieſe bewachen, und Auch über die Erziehung der Jugend hatten fie die Aufficht, 
welde jie durch die Mahner (Sophroniften) übten. Sie bildeten eine moralifche Ariftofratie in 
der pemofratiichen Verfaflung, denn nur ihr Hohes Anfehen fonnte ihnen Wirffamfeit verfhaf: 
im, da wir von feiner ihnen zur Verfügung ftehenden ausübenden Gewalt etwas erfahren. 
Selbit der Kreis ihrer ganzen Wirkſamkeit ift und nicht beftimmt überliefert worden, denn wir 
feben den Areopag jogar einmal, als der Staatsſchatz fein Geld hatte, ven Kriegern Sold geben; 
aus welben Mitteln aber dies geihah, wird nicht gemeldet. In der fpätern Zeit fehen wir ihn 
aud einmal einen Volksbeſchluß aufheben und eine Unterfuhung über Beſtechung durch fremdes 
Gold veranftalten. Uber Brandftiftung, ſchwere Verletzungen, Giftmifcherei u. |. w. erfannte 
der Areopag als Gerichtähof, auch über Vaterlandsverrath und Feigheit vor dem Feinde. Uber 
Müsiggang , Verſchwendung, Thierquälerei u. ſ. w. übte er ein Sittengericht. 

Für den unvorbedachten Todtſchlag gab e8 vier (nad) Andern fünf) Epheten, d. i. Appella= 

tionshöte (mahrfcheinlich zuerft 80, 20 aus jeden der vier Stämme, dann 50, fünf aus jedem 
der zehn Stämme gewählt, wozu noch ein Vorfteher kam), welche ven überführten Todtſchläger 
in die Verbannung ſchickten, bis er ji mit den Angehörigen des Erfhlagenen abgefunden hatte. 
Entihieden jedoch die Epheten, daß der Mord vorjäglich geweſen, fo traf ven Mörder die Toded- 
frafe. Der Staat betrachtete den Mord nicht ald ein Vergehen gegen fich und überließ vie 
Berfolgung deffelben den Verwandten, und wo foldhe fehlten, lag fie der Brüderfchaft, zu wel: 
er ver Erſchlagene gehörte, ob. Diefe fonnten ‚wenn der Mörber flüchtete, Geifeln aus feiner 
Berwandtichaft nehmen, doch nicht mehr ald drei, welche ihnen für die Sühne haften oder den 
Mörzer ftellen mußten. Nur wenn Sklaven ein Verbrechen gegen ihren Herrn begingen, ge= 
börte die Beftrafung dem Staate, da die Gerichte nur dem Bürger gegen ven Bürger beizuftehen 
batten, wie denn auch die Fremden den Arhon=Kriegsoberft zum Richter hatten. Aud mag ein 
Zug von Menschlichkeit mitgewirkt haben, um die Sklaven nicht unbedingt der Rache ihrer 
Herten oder der Arigehörigen derfelben preiszugeben, denn auch, wenn ein Herr einen zu hart 
&banvelte und dieſer in den Theſeustempel, der ihn ſchützte, flüchtete, fonnte der Staat den 
dern nöthigen, ihn an einen andern Herrn zu verfaufen. 

Alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Klagen famen vor die Geſchworenen (Heliaſten), 
ren 600 gewählt wurden, eingetheilt in zehn Abtheilungen zu 50 Mann; der Reft aber 
Biente zum Erfaße. Die nöthige Richterzahl warb aus ihnen jevedmal durch das Loos erwählt, 
zu Die Arhonten führten den Vorſitz in den Gerichten und leiteten ven Gang derfelben, indem 
fie vie Sache einleiteten. Da bei ihnen Stimmenmehrheit entſchied, fo war Ungleichheit der 
Riterzahl beftimmt ; doc weil die zu ſpät kommenden von der Sitzung ausgefhloffen wurden, 
io fonnte Gleichheit der Zahl vorfommen. Außer diefen Schwurgerichten, vor melden eine 
Ippellation nit ftattfand, jondern nur eine Klage wegen vorgefommener Geſetzwidrigkeit, 
nedurch auf Vernichtung des ergangenen Urtheild angetragen ward, gab ed aud vom Staat 
ernannte Schiedärichter (AA aus jedem Stanıme, durch das Loos aus der Zahl Derer, melde das 
funfzigfte Lebensjahr erreicht hatten, ausgewählt) und die Beklagten famen vor die aus ihren 
Stämmen ; doc von ihren Entſcheidungen konnte appellirtwerben. Waren aber Barteien überein= 
sefommen ſich jelbft andere Schiedsrichter zu wählen, fo fonnte von diefen eine weitere Berufung 
zit Rattfinden. Die Abflimmung der Richter ging ohne eine vorherige Berathung vor id 
sermittels Stimmfteinchen, und war die Sache ver Art, daß die Strafe nicht ſchon durch das 
Befeg beftimmt war, jo hatte ver Gerichtähof nadträglid über Art und Maf derſelben nad) 
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Gutdünken zu entfheiden. Der gewinnenden Partei blieb die Bollziehung des Gerichtsſpruchs, 
und fand jie Widerftand, jo fam es zu einer Klage deshalb. Zur Zeugenihaft Fonnte Jeder, . 
ausgenonmen nahe Berwandte, gezwungen werben, und wenn Einer, welcher zum Zeugniß zu 
ericheinen verſprochen hatte, wegblieb, konnte auf Schadenerfag geflagt werden. Für die Reden 
der Parteien war eine geeignete Zeit beſtimmt, die durch eine Wafleruhr ermittelt wurde. 

Wie für die Ausführung des Urtheils, jo Hatte der Bürger auch für die Vorladung des 
Gegners zu forgen, welden er, perfünlic von Zeugen begleitet, vor das Gericht fodern mußte, 
ohne daß es ihm erlaubt war, in deſſen Haus einzubringen. Im älterer Zeit fonnte zwar ein 
Beftohlener, wenn er dad Seinige in einem Haufe vermutbete, in daffelbe geben und darin 
nachjuchen, ev durfte aber nur nadt, blos mit einem Schurze um die Lenden und mit einer Art 
Maske vor dem Geficht, eintreten. In vorläufige Haft konnte fein Bürger genommen werben, 
aber er hatte Bürgfchaft zu leiften, den einen Fall einer Klage auf Verrath oder Hochverrath 
ausgenommen, bei welcher fogleih Verhaftung erfolgte. In Dingen, deren Strafbeftimmung 
genau feftgejegt war, Fonnte in Fällen, welche vollfommen Flar waren, der Nath oder eine 
andere Behörde fofort die Strafe eintreten laffen, vor welche Behörde man den Thäter führte, 
oder welche man berbeiholte, um ihn auf frifcher That zu verbaften und, im Falle er feine Bür- 
gen stellte, feftzuhalten. Da das Eollegium der Elfmänner (einer aus jedem Stanıme mit einem 
Vorjiger) die Vollftredung ded Blutbannd zu beforgen hatte, jo fonnte ein auf der That er: 
griffener Mörder vor dieſes geführt werden, und war er des Mords, auf welhem die Todes— 
Rrafe ftand, vollfommen überführt, fo fonnte ihn das Kollegium fogleih hinrichten laffen, 
ja jeder Bürger war befugt, einen ſolchen auf der Stelle zu tödten. Begnadigungen, melde 
einen VBerurtbeilten wieder in Necht und feine confiscirten Güter einfegten, Fonnten nur durch 
die Volföverfammlung gewährt werden, denn wo Gonfiscation eintrat, zog der Staat das 
Gonfiscirte an ih, und die Menſchlichkeit ging nicht weiter, als daß man den Kindern ded Ver: 
urtheilten einen Theil überließ. 

Gine zweckmäßige Einrichtung der Gefhmworenengerichte war die, daß für befondere Ber: 
geben die ver Sache Kundigen zu Richtern gewählt wurden, 3. B. für Kriegsvergehen Sole, 
welche Kriegädienfte tbaten u. f. w. Im den attifhen Landgemeinden war ein Gericht von 
Dreifigmännern (ſpäter Vierzigmännern) , welches über Fleinere Sachen zu richten hatte. Die 
Soloniſche Gejeggebung hatte in dieſer Weife dafür geforgt, daß jeder Bürger gegen jede Ver: 
legung Recht finden konnte, und die Strafen waren, die Vermögensconfidcation abgerechnet, 
ohne jonderlihe Härte, denn daß für ſchwere Verbrechen eine gelindere Strafe ald die Todes— 
ftrafe (welche in Athen durch Sturz in einen Abgrund oder Erſchlagung mit einer Keule voll: 
zogen ward) zuläffig jei, iſt eine dem Alterthume fremde, erft in der neueften Zeit hervorgetre— 
tene Humanitätdivee. Von lebenslänglihem Gefängniffe ift feine Spur zu finden, und die 
Feflelung an einen Bloc wird nicht ald langdauernde Strafe erwähnt. Geldftrafen, Verban: 
nung, fogenannte Ghrlofigfeit, d. i. zeitweiliger Verluft des bürgerlihen Rechts und der bür: 
gerlihen Ehre, waren die gebräudlichften Strafen. 

In der Ausbildung gelangten aber die Soloniſchen Gefege, aus welchen die Römer ihr 
Zwölftafelgejeg bildeten, nie zu einem juriftifch genügenvden Geſetzbuche, weil nie eine ftrenge 
und genaue Formulirung eintrat. Sie waren allgemein abgefaßt, und da ed-dod öfters Ver- 
geben gibt , veren Beichaffenbeit ſich nach mehr ald einer Seite bin deuten läßt, fo wurde es bei 
den Mangel an feiten Kormeln leicht möglih, die Klage nach dieſer oder jener Richtung bin zu 
ftellen und den Fall nad) dieſem oder jenem Geſichtspunkt zu richten, wodurd das Recht etwas 
Schwankendes hatte und nicht zu der firengen Sicherheit gelangte, welche die fefte Beſtimmung 
aller Fälle und die unzweideutigen Klageformeln erft vem Rechte geben. Damit fällt nicht ein 
Tadel auf die Solonifhe Geſetzgebung, venn die fefte Ausbildung hätte aus der Gerichts 
erfahrung hervorgehen müflen, lag aber nicht in dem Gharafter des atheniſchen Volks und 
feiner Demofratie. 

In fittliher Beziehung hatte Solen bejtimmt , daß bei Barteiungen unter den Bürgern ein 
Jever Bartei zu ergreifen habe, wodurd allerdings die Gleichgültigkeit im Staate ald unzuläflig 
bezeichnet war, aber auch der Austrag des Streits am ſchnellſten berbeigeführt werden konnte. 
Im Familienleben konnte Jeder gefragt werben, wovon er lebe, und mußte dies nachzuweiſen 
vermögen, und Altern mußten ihre Kinder nach Gebühr erziehen, und diefe hatten für viefelben 
fpäter zu jorgen, außer in dem Falle vernadhläffigter Erziehung. Übrigens ftand die Öffentliche 
Sittlichkeit unter der hohen ittlihen Autorität des Areopag, und das atheniſche Bürgertbum 
erfüllte die Athener mit einem auf fittlihe Würde hinwirkenden Gefühle. Kein Stand ver: 


Athen 719 


zabtr Äh von dem Ganzen zu trennen, und jeder mußte ſich ald Mitglied der grofen Staatd: 
gmeinde betragen. Was der attiihe Boden ertrug, konnte nicht nach dem Belieben und Vor: 
Sal nah augen verfauft werden, ſondern Ausfuhrverbote binderten die Ausbeutung des einen 
Iheild der Bevölferung durch den andern. 
Dos aicht alsbald nah Aufftellung der Solonifhen Verfaſſung und Geſetzgebung kam der 
Starr Ruhe, und der Adel ftand nod) den andern Claſſen jo drüdend gegenüber, daß der 
erelize Pinjtratys, ein Dann von hoher Denfart und ſtarkem Charakter, jih durch die niedern 
Elster zum ſogenannten Tyrannen, d. i. Herricher von Athen machte, nach mehrmaliger Vertrei: 
fans ih dennoch behauptete und die Herribaft feinen Söhnen hinterließ. Als der eine derjelben 
dei Opfer einer Privatrache geworben, vertrieben die Dligarden, von Sparta unterftügt, den 
ardern, und die Oligarchie dachte ſich feftzuiegen, ald der adelige Kleiſthenes die Demokratie 
dur jeine Einrichtung flärkte. Dieje durchdrang, da der bewegliche ionijche Charakter ihr gün— 
iswar, fo ſehr die Mafle ver Bürger, welde fi um jo eher mit dem Staatöwejen beichäftigen 
fauzten , weil fie zu einem jehr großen Theile durch ihre SElaven die niedrigften Berrichtungen 
aufführen liegen. Nie jedoch erlojch das oligarchiſche Streben, und der Blick Derer , welche der 
Iemotratie abhold waren , richtete ſich nach Sparta, ald dem Horte der Ariftofratie, und meift 
waren die Bejiger größerer Ländereien, gewöhnlich Adelige, ſolche Lafoniften, wie man jie nannte. 
Bıe unter dieſer Glaffe Sparta durch ganz Griechenland vorgezogen ward, fo Athen auf den 
ioniihen Inſeln und an den Seefüften, ald eö Seehandel trieb und eine Flotte errichtete, pa der 
Handel jeiner Natur nad das demofratijche Element vor dem ariftofratiichen begünſtigt. Nach— 
dem durch den Sieg bei Marathon und den Seeſieg bei Salamis über die Perjer das Gefühl der 
Athener auf das höchſte gefteigert worden war, blübte die Demokratie in voller Lebenskraft, und 
ed entwickelte ſich unter ihr eine Bildung , welche ſpäterhin Athen ald die Hauptftätte aller Gei- 
Resbildung in Kunft und Willenichaft erfcheinen liep. 

Da Athen jeine Bundesgenoffenihaft mit ven Infeln und Küften allmälig jo wendete, daß 
ed dad Haupt derjelben wurde und die Widerjtrebenden zwang, jo mußte ed zum Kampfe mit 
Sparta fommen, weldes die Gründung eines folhen Staat? aus Stolz und ariſtokratiſchem 
Intereſſe wicht dulden mochte. Athen mußte aber das wirklich gebietende Haupt feiner Bundes: 
genoffen werden, weil das demofratifche Clement einen wirffamen Mittelpunkt noch mehr er: 
beifcht ald das ftabilere ariftofratiiche. Perikles, ein vornehmer Mann, von ſehr ernfter, vor: 
nehmer Natur, ein Redner von hinreißender Gewalt, tüchtiger Krieger, voll Geift, auf der 
Höbe ver Bildung feiner Zeit, ftarf von Charakter und würbevoll, unternahm ed, ven Kampf 
welcher einmal ausgefochten werden mußte, zur Entſcheidung zu führen. Gr ftellte ſich auf den 
Bopen, welcher ihm allein die Kraft zu der Ausführung geben konnte, auf den rein demofra- 
tifden,, und bejeitigte ſelbſt die moralifche Ariftofratie ved Areopag, um aud nicht das fleinfte 
Sinderniß bei der vollen Entfaltung der ganzen Kraft der Demokratie zu finden und das 
Erlbigefübl der Bürger, welche er jogar von allen Eindringlingen reinigte, aur höchſten Stei— 
gerung zu führen. Da er alle gemeinen Künfte der Demagogie verſchmähte, nur felten als 
sfentliber Redner auftrat und nie den Exrnft bei jeiner Erſcheinung ablegte, fo jpricht die be: 
ziſterte Anhänglichkeit ver Athener an ihren Führer, wie würdig fie der Demokratie waren. 
Orr große fiebenundzwanzigjährige Peloponneſiſche Krieg begann und entihied das Schidjal 
Sriehenlands zum Verderben veflelben, da fein Theil den andern vollftändig bejlegen, Fein 
&taatäprincip das andere ummverfen oder zur Verſchmelzung auf einem mittlern Standpunkt 
kringen fonnte. Gleich nad dem Ausbruche ded Kriegs brach die Peft in Athen aus, raffte 
Tafende Hin, deren Lücke durch Beifaflen ausgefüllt wurde, und die Verzweiflung am Leben 
führte zu einer Sittenlofigfeit, deren Folgen weithin reichten. Das Schlimmfte war, daß auch 
Berifles ftarb und fomit der Staat ded geeigneten Führers entbehrte. Deshalb tadeln mande 
neuere Schriftfteller diefen großen Mann, welder nad ihrer Meinung die Demokratie nicht 
foweit hätte durchführen ſollen, ald er gethan, weil dieſelbe ohne ihm nicht fähig geweſen jei, 
un Sieg davonzutragen. Wie aber Einer einen Entſcheidungskampf zwiſchen ibr und der 
Lriftofratie kãmpfen joll, ohne ji ihrer im volliten Maße zu bedienen, iſt noch nicht angegeben 
nerden. Oligarchiſche Clubs, adelig- jpartanifch gefinnt, gemeine Demagogen und ein große 
artiger Menſch fegten nach Perikles Tod Athen in eine Spannung beilfofer Art. UÜberall jah 
die Demofratie Verſchwörungen, und folde gab es allerdings, und dieſe Aufgeregtbeit ward 
son gemeinen Volksſchmeichlern benugt, um alles Unheil zu ftiften, was ſolche immer ftiften. 
Zar hätte das Volf gern den Alcibiades zum Führer gehabt, aber dieſer war ſelbſt ſchuld 
“2. feinem Sturze und fomit an dem Unglüde feines Vaterlandes. Adelig, veih, jebr ſchön, 
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von einnehmendem, wahrhaft bezauberndem Weſen, tapfer und fühn bis zur Waghalüigfeit, 
geiftvoll und wigig, trefflich als Heerführer, mar er eine jeltene Erſcheinung von menſchlicher 
Vollkommenheit bis auf den einen Punkt, daß ſeine tollen Launen ihn als genialen Wüſtling 
erſcheinen ließen. Das Volk hing ihm als einem Lieblinge an, aber ſeine Feinde benutzten die 
Gelegenheit, ihn zu ſtürzen und, als er ſpäterhin zurückkam, wieder zu ſtürzen, indem Gerüchte 
von Verſchwoͤrungen und die oligarchiſchen Clubs die rathloſe Menge öfters bis zum Außerften 
erhigten. Im Kampf bei Agospotamos vervieth die Oligarchie Athen an Sparta, deſſen Feld: 
herr e8 unter die Herrichaft der Dreifig Tyrannen, wie man fie nannte, brachte. Dieje morbeten 
die Demokraten nad wüften romantiſchen Adelsideen, und die parifer Scptembertage bilden 
ein Seitenftüd zu ihrer Blutarbeit. Umſonſt, die geflüchteten Demofraten überwältigten bald 
das Element, welches im attiichen Boden feine lebensfräftigen Wurzeln hatte, aber Athen war 
fortan ſchwach, obgleidy es noch ſchöne vemofratifche Aufwallungen hatte, und das zerriffene 
Griechenland lag als fihere Beute eines fünftigen Erobererd da. Aber die Früchte der atheni— 
ſchen Demokratie, welche fih folange bewährt. hatte und ohne den oligarchiſchen Verrath ſich 
länger bewährt haben würde, blieben, und wir danfen ihnen vorzugsweiſe unjere Bildung, 
nämlid) die, weldhe ven Namen verdient. “Philipp von Macedonien adhtete und jchonte es, fein 
Sohn Alerander fhägte ed am höchſten, ven Athenern zu gefallen, und ald ed alle Selbſtändig— 
feit unter den Nömern verloren hatte, war ed eine hohe Schule der Philofophie und Geiſtes— 
bildung, und attifher Wig, attifche Beinheit waren unübertroffen. Selbſt der Hellenismus, 
erzeugt von attifcher Geiſtesbildung mit orientalifher abgeftandener, müder Lebensweisheit und 
orientalifchem Aberglauben, verdankte, obgleich er feiner Maulthiernatur nad unfruchtbar war, 
doch Das, was eran höherer Bildung und wahrhaft'philofophifhen Gehalt beſaß, dem artiichen 
Mufenvoffe, feinem Vater. K. Schwenck. 

Attila. Unter jener gewaltigen Menge kühner und thatkräftiger Barbarenhäuptlinge, 
melde ſich im 5. Jahrhundert auf das öftliche und weftliche Römerreich ftürzten, war feiner, 
deſſen Erfolge jo furdtbar gewefen wären, als die des Hunnenfhans A! Er vorzüglih war 
es, der das weftrömifche Neich dermaßen erſchütterte, daß fchließlich zu deſſen Fall eine ungleich 
geringere Anftrengung genügte. 

Man hat jich ziemlich daran gemöhnt, in U. blos einen rohen und wilden Barbaren, ja ein 
wüthendes Ungeheuer zu erbliden, ohne höhern Gedanken, nur auf Berwüftung ver Welt, auf 
Mord und Brand ausgehend. Wir beiten nun zwar feine vollfommen genügenden Mitthei- 
lungen über ihn, zumal feiner feiner Stammesgenoſſen ſich mit geibichtlihen Aufzeihnungen 
befaßt zu haben ſcheint; allein felbft Das, was gleichzeitige Hiftorifer anderer Nationen über 
ihn niederfchrieben, genügt bei unbefangener Würdigung, um ein anderes als dad gewöhn— 
liche Bild vor und ericheinen zu machen. Die Quellen, auf welche wir uns befchränft jehen, 
find Jornandes der Gothe (‚De rebus Geticis“) und Priscus der Römer (,‚Excerpta de lega- 
tionibus”). Vieles, was von Attila erzählt wird, hat aber andern, wenig verläffigen Urfprung, 
und fo erweift ſich namentlich die allgemein verbreitete Sage, daß ſich A. felbft „die Geißel Got⸗ 
tes“ genannt habe, als eine ſpätere Erdichtung. 

A. war es, der die bis dahin wenig bekannte Nation der Hunnen zur gefürchtetſten in der 
damaligen Welt machte. Wie ein Meteor ſtieg plötzlich dieſes Volk auf, den Oſten und den 
Weſten gleichſam im Fluge durchziehend, aber ebenſo ſchnell, wie es ſich erhoben, auch wieder 
niederſinkend. Mit A.'s Tode war die Macht der Hunnen dermaßen dahin, daß alsbald jede 
Spur von ihnen in der Gejhichte verſchwindet. Wenn die Bedeutung einer ganzen Nation 
in ſolchem Grave von der Eriftenz eines einzelnen Mannes abhängt, und wenn biefer einzelne 
Mann fein Volk zu ſolchem Anſehen zu bringen vermag, fo liegt ſchon darin der Beweis einer 
wenn auch vielleicht wilden und barbariichen, dod immerhin ungewöhnlichen geiftigen Größe, 
Thatkraft und Befähigung. 

Die Hunnen, allen Schilderungen nad ein äußerſt häßlicher mongoliſcher Volterſtamm, 
ſcheinen früher im fernen Aſien, an der chineſiſchen Grenze, etwa in der Mongolei, gewohnt und 
ſelbſt China erobert zu haben, von dort aber im 3. Jahrhundert unſerer Zeitrechnung ver— 
drängt worden zu fein. Wir finden fie ſpäter zwiſchen der Wolga und Donau, am Kaspiſchen 
Meere, dann in Pannonien (Ungarn, weshalb man in der Folge die Magyaren für Nachkom— 
men der Hunnen erflären wollte). 

A., der Sohn Mundzuf’s, angeblich eines Nachkommen der alten Fürften von China, ge- 
langte nach dem Tode feines Oheims Rugilas oder Roas im Jahre 455 gemeinfam mit ſeinem 
Bruder Bleda zur höchſten Würde bei feinem Volke. Dieſes Volk war getheilt und zeriplittert; 
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Anußte daffelbe zu vereinigen, zu welchen Behufe freilich jelbft fein Bruder fallen mußte, 
dan Auſehen erhöhte er durch das Worgeben, daß er in den Beſitz des Schwertes des hunniſchen 
ſtigtgones (des Mars, wie die Römer ſagten) gelangt ſei. A. verachtete den Prunk, in dem 
id siehe keiner Stanmesgenoffen gefielen, um jo mehr, als gerade dad Beharren bei der alten 
Gmfahbet ver Mehrzahl feiner Krieger am beften zufagen mußte. Er fhredte vor feinem 
Mutsrgegen zurüd, wenn ed die Erreihung feiner Zwede galt, aber er verübte auch feine 
Etürel ans lößer Laune oder bloßer wilder Luft. Bei ven Seinigen galt der Khan als ein 
gender, ſelbſt nachſichtiger Herricher; die um Gnade bittenden Feinde durften, wie es jcheint, 
ai jeime Zuficherungen des Friedens und Verzeihens vertrauen. Noch bemerkenswerther ift, 
zu er, nachdem ihm entdedt worden, daß die Oftrömer einen Plan zu feiner Ermordung ge: 
ifmiedet, nichts de ſtoweniger das Geſandtenrecht achtete und den gedungenen, aber veumüthigen 
ARerchelmörder Bigilius gegen ein Löſegeld unangetaftet nad) feiner Heimat zurückſandte. 

In kurzer Zeit breitete U. feine Herrichaft joweit aus, daß er über Scythenland und über 
&rmmien, ja bis zur jenfeitigen Küfte der Oftfee gebot. Unter den jeinem Willen Folge lei: 
ine Nationen befanden ji die Gepiden, die Oftgothen (Thüringer), die Heruler und ein 
Iril der Franken. Die Kriegerzahl, über melde er verfügte, wird von den (freilich unzweifels 
sat übertreibenden) gleichzeitigen Geſchichtſchreibern zu einer halben Million, ja felbft zu 
700,000 angegeben. 

Die Reihthümer Vorderaſiens und Perjiens lodten ven Khan zu einem Zuge dahin. Er 
drang über die hohen Gebirge Armeniens, überfhritt Tigris und Euphrat und gelangte bis zu 
den Örenzen Mediend. Hier unterlag er aber im Kampfe gegen die perfiihen Saffaniven. Er 
zuöte zurüdfebren. 

Nun eriah er ji das oftrömische Neid zum Angriffe. Der Kaifer deflelben hatte zwar 
‘sen früher jih zur Zahlung eines jährlihen Tributs von 350 Pfund Gold an die Hunnen 
sertenden und, als A. fogleih nad) jeinem Emporkommen eine Verdoppelung diefer Summe 
serlangte, feig auch darein gewilligt. Indeſſen fand ſich leicht die gefuchte Gelegenheit, um 
dennech die entnervten Byzantiner angreifen zu können (im Jahre 441). Gleich der Beginn 
dei Kriegs mußte die Hunnen zu deſſen Kortjegung ermuntern. Statt männlihem Muthe 
begegueten ie bei ihren Feinden der Feigheit und dem Verrath, zuerft begangen von einem 
Siſchef, der fte indgeheim in feine Stadt einlief. Raſch drang A. weiter vor. An drei ver- 
diedenen Bunften verſuchten es die Oſtrömer, ſich ihm mit bewaffneter Macht zu widerſetzen; 
ie wurden jedes mal geſchlagen, und die Hunnen ſtanden vor Konſtantinopel ſelbſt, dem bei ver 
tichenden Feigheit beinahe vertheidigungsloſen. Der elende Kaiſer Theodoſius II. war zu 
“em, auch dem entwürdigendſten Zugeſtändniſſe bereit. So fam es denn im Jahre 446 zum 
Srrden, wie A. venjelben dictirte, unter Abtretung eines großen Landſtrichs auf der Sühjeite 
ber Dosan am die Hunnen, Zahlung von 6000 Pfund Gold an diefelben auf einmal und Er- 
böbung des jährlichen Tributs von 700 auf 2100 Pfund, endlich Freigeben ver gefangenen 
Hunnen, bloßem Losfauf der gefungenen Römer und Auslieferung derjenigen Barbaren, 
ide von den Hunnen zu den Römern übergegangen waren. Die Entnervung und Feigheit 
er Dftrömer fteigerte ven Übermuth ihrer Feinde. Fort und fort tauchten neue Anfoderungen 
ai, und ehrlos ſich beugend vollzog der Kaifer jedes Dietat ver Barbaren. Er fuchte fih A.'s 
sh Meudyelmord zu entledigen. Der Anſchlag ward verrathen, und der Khan foderte den 
Ruf Des Eunuchen Chryſaphius, der den Mörder gedungen hatte. Um den Günſtling zu ret⸗ 
trat der Kaiſer wieder eine auögedehnte Provinz ab (ebenfalld auf dem rechten Donauufer). 
Eders ihienen ji die Verhältniffe zu geftalten, als der fräftige Marcianus zum Ihrone 
glangte. Er war entſchloſſen, fernern Unbilden Widerſtand zu leiften. Dem fchlauen U. ent= 
ang dies nicht, jondern wirfte ein auf jeine weitern Entwürfe. 

&r erfor ſich nun das weftrömifche Mei zur Beute. Seine Bundesgenoffen, die Van— 
sen, jahen ji im Beſitz Afrikas gefährdet und riefen ihn zu einer die Gefahr von ihnen ab- 
kafenden Thätigkeit auf. Das jeltfame Anerbieten der mishandelten weftrömifchen Prinzeffin 
Sonsria, feine Gattin zu werben, kam ihm erwünfdt. Er verlangte fie als feine Braut und 
begehrte einen Theil des tömifchen Landes als ihr Erbe. Natürlich erfolgte Zurüdweifung 
xe Berlangend. Der Khan vereinigte num mit den eigenen Kriegern jene ber mit den Hunnen 
rbündeten oder ihnen unterworfenen Voͤlker. So gog er im Jahre 451 mit einer Heermafle, 
wößer ald Mitteleuropa je eine ſolche geſehen, nach dem Rheine, Alles vor ſich niederwerfend, 
Ues zerſtörend. Dann brach er in Gallien ein und ſetzte feinen Zug in gleicher Weiſe, vie 
Seine überigreitenn, his Orleans fort, das ihm aber männlichen Widerſtand leiftete. 
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Die gemeinfame dringende Gefahr hatte die Römer und die Weitgorhen (MWijigothen) zur 
Bereinigung gebracht; andere Volksſtämme ſchloſſen jih ihnen an, die Alanen, ein Theil der 
Frunfen und die Burgunder. Diefe Berbindung war dad Werf des tüchtigen römischen An- 
führers Aetius, eined Mannes, der früher jelbft zu ven Hunnen geflohen war, der ſie und ihre 
Kampfweiſe und der aud ihren Khan und deſſen Verfahrungsart perſönlich fannte. 

Der MWiderftand von Orleans und das Herannahen der Heere der Gothen und Römer be: 
ſtimmte den Hunnenführer, die Angriffe auf die genannte Stadt aufzugeben. Ohne Zweifel 
war feine, zudem vorzugsweiſe aus Neiterei beitehende Kriegsmacht auf dem weiten Zuge be- 
reits ftarf zufammengefhmolzen. Gr wendete. jih nad den Gatalaunifchen. Feldern, der 
großen Ebene, in welcher jegt Ghalons (in der Champagne = campania) erbaut it, wol vor: 
zugsweife mit Rüdficht auf den leichtern Unterhalt und das für feine Reiterei beſonders geeig— 
nete Rampfgebiet. Hier kam ed zur Entſcheidungsſchlacht. Der Kampf war furchtbar. Der 
Wiſigothenkönig Theodorich fiel, aber die Hunnen unterlagen im Kamıpfe. Sei ed, daß die Nie: 
derlage, ungeachtet der furdytbaren Menge der Todten (deren Zahl Jornandes, ſichtlich übertrei- 
bend, zu 162,000, Idatius und Iſidorus fogar zu 500,000 angeben), dennoch an jid) nicht 
ganz enticheidend war, oder daß Aetius eine von den Weſtgothen zu erlangende allzu 
große Überlegenheit fürdhtete und jie darum von nachdrücklicher Verfolgung der Geſchlagenen 
abhielt, genug, A. führte, jo viel wie gar nicht bebrängt, die Reſte jeined Heeres über den 
Rhein zurück, zu den verbündeten oder unterworfenen Thüringern (Oftgotben). 

Er fühlte dad Bedürfniß neuer Thaten, und das Vertrauen der Seinigen jcheint auch fei- 
neswegs erfhüttert geweſen zu fein. So brach er denn mit beginnendem Frühling des Jahres 
452 wieder auf, überftieg die Alpen und brach in Italien ein. Nach bartnädiger Vertheivigung 
fiel Aquileja; alle Städte in ver Nähe, Verona, Padua, Vicenza, Mantua, Bredcia, Bergamo 
und Mailand wurden zerftört. Die Einwohner der Küftengegenden, welche ſich retten Eonnten, 
flohen nad; den Kagunen, und jo ward jener Barbarenhäuptling, von dem man zu jagen pflegte, 
daß fein’ Gras mehr da wachſe, wohin die Hufe feiner Noffe getreten, Veranlaſſer zur Grün- 
bung der jpäter glorreich blühenden Republik Venedig. 

Der weitrömifche Kaifer Balentinian erwies ich gleih unwürdig wie fein orientalifher Genoſſe. 
Feig floh er aus dem feften Ravenna nad dem offenen, aber entfernten Rom. N. folgte ihm audı 
dahin, und der elende Kaifer dachte nun an die Flucht über dad Meer, vermuthlic nach Kon: 
ftantinopel. Er oronete indeß Gefandte an den Hunnenfhan ab, den Biſchof (Papft) Xeo an 
der Spige. Nach der Natur der Dinge mußte die Abordnung Zugeftändniffe bringen. Dan 
verbieß dem Barbarenfönige die von ihm begehrte, zur Zeit in Konftantinopel befinvlidhe fai- 
ferliche Prinzeffin Honoria, ohne Zweifel mit dem von ihm für diejelbe beanſpruchten Erbtheil. 
A., deflen Heer durch Krankheiten gewaltig zufammengeihmolzen war, ließ ſich durch Die ihm 
gemadten Verſprechungen (ohne daß es des Mirakels bedurfte, von dem man fpäter zu erzäblen 
wußte) zum Rückmarſche bewegen, nicht ohne die Drohung, mit noch weit furdhtbarerer Macht 
wiebderzufehren, wenn die Braut nicht innerhalb des beftimmten Termins feinen Bevollmäd- 
tigten außdgeliefert würde. | 

Diefer Bräutigamsftand hielt ihm nicht ab, bei feiner Rückkunft in die Donauländer die 
Menge feiner Frauen um eine weitere zu vermehren. Es war eine gewiſſe Jlvico. Die Hoch— 
zeit ward mit großen Feſtlichkeiten gefeiert. Allein am nächſten Morgen erſchien A. nicht mebr. 
Nach langem Harren öffnete man fein Gemach. Ildico ſaß weinend bei dem Leichnam. Der 
Khan joll an einem Blutſturze geftorben jein. Es folgte eine barbarifche Leichenfeier. Die 
Gefangenen, welche das Grab gegraben, wurden fofort abgejchlachtet. 

Die Geſchichte erzählt nur no von einigen Kämpfen der Söhne A.'s. Dann verſchwin— 
den die Hunnen vollftändig aus der Reihe ver befannten Völker; ein Zeichen, wie ſie ihre Er— 
hebung zunächſt jenem einen Häuptling verdanken, zugleich aber aud ein Beweis, daß dieſer 
Häuptling bei aller Thatkraft und nicht gemöhnlihen Befähigung eine dauernde Schöpfung 
nicht hervorzubringen vermochte. G. F. Kolb. 

Aubaine (Droit d'), ſ. Gaſtrecht. 

Aufenthaltsrecht und Ausweiſung. Der in dieſen Ausdrücken enthaltene Gegenſatz, 
der Anſpruch des Individuums auf die freie Wahl ſeines Aufenthalts und die gefoderte Befug— 
niß der Staatsgewalt, den Einzelnen den Aufenthalt im Staatsgebiete gänzlich oder theilweiſe 
zu wehren, kann ſowol vom ſtaatsrechtlichen als völkerrechtlichen Geſichtspunkte aus betrachtet 
werden. Auf beiden Gebieten hängt der Gegenſtand mit andern wichtigen Fragen des öffentli— 
chen Rechts, die im „Staats-Lexikon“ beſonders behandelt ſind, zuſammen, fo z. B. mit der Lehre 
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vaAfol, von der Auslieferung, mit dem Heimatsrechte und der Auswanderung. Gin Ein— 
geden auf diefe nabverwandten Materien ift jevoh aus dem angegebenen Grunde bier un- 
— * | 
Staatdrehtlich fteht der Anſpruch auf einen jelbitgewählten Aufenthalt zur Frage, wenn 
der Angehörige eines Staats innerhalb der Landesgrenzen dieſe Wahl üben oder den Aufent- 
halt im Inlande mit dem Auslande vertaufchen will. Hat der Staat ein Necht, dieſe Wahl zu 
verfüren? Zunächſt find hier die Fälle auszufheiden, mo infolge der freiwillig oder kraft Ge- 
ſezes übernommenen Amts = und Dienftpflichten auch der Aufenthaltsort beftimmt ift, fowie die 
Verſonen, welche nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen dem Aufenthalt einer andern Perſon zu 
folgen haben, wie Frauen und Kinder, und die äbnlihen Verbältniffe, wo die Möglichkeit ver 
freien Selbftbeftimmung fehlt, endlich Solhe, die nad Urtheil und Recht gefangen gebalten 
werden. 

Ob dagegen dem felbftändigen Staatsangehörigen von Staatd wegen ganz allgemein das 
Recht der Aufenthaltswahl genommen werben kann, ob es überhaupt ein Recht der Individuen 
(ein Grundrecht, Freiheitsrecht oder wie man es jonft nennen will) ift, läßt ich nach zwei Sei- 
ten bin unterjuchen. @in mal, ob die gejeggebende Gewalt im Staate der Staatsaufgabe nad 
a Beihränfungen dieſes Rechts befugt ift, ob die Ausübung der Staatsgewalt für vielen 
Zwedck innerbalb der legirimen Functionen des Staats liegt. Bon praftiiher Wichtigkeit ift die 
Beannwortung diefer Frage namentlich da, wo in Berfaflungen die Grenzen der geſetzgebenden 
Gewalt und die unantaftbaren Rreibeitörechte der Individuen beftimmt worden. Anderswo 
dat fie wenigſtens die Bedeutung, daß fie die Gefeggebung lehrt, ob es recht ift ober nicht, auf 
dieſem Gebiete beſchränkend thätig zu werden. Daß nun eine folche Beſchränkung ein Eingriff 
in ein Gebiet ift, welches dem Staate nicht untergeben ift, läßt ſich nicht wohl bezweifeln. Der 
Staat ift um der Geſammtheit ver Einzelnen willen da, er gemährt dem Einzelnen die wichtigften 
Bedingungen jeiner jocialen Eriftenz, und um feinen zahlreichen Pflichten genügen zu fönnen, 
feben ibm nicht minder ausgebreitete Nechte dem Invividuum gegenüber zu. Aber was der 
Staat niht gewähren fann, zu deſſen Berwirklihung er daher auch keine Beſchränkungen der 
freien Perfönlichkeit fodern darf, ift die Ausbildung und Entfaltung der Selbftänvigfeit des 
Individuums in Denfen und Handeln, in geiftigen und förperlichen Fähigkeiten. Wir follen 
sit blos Staatdbürger, jondern auch Männer werden. In das Gebiet, welches zu diefem 
Zwecke vem freien Wollen und Wählen gelaffen werden muß, das auch der freiefte Staat nicht 
anzutaften bat, gehört innerhalb des Staats, dem wir vurd Geburt, Erziehung und Lebens⸗ 
weile angebören, oder der und unter die Seinigen aufgenommen bat, die freie Wahl des Auf: 
enthalts für das felbitändige Individuum. Der Kaftenftaat mag feine Untertbanen an Beruf 
und Sholle zugleich feſſeln und noch in neuern Zeiten in der Leibeigenſchaft des ſlawiſchen 
Stamms' feine Schäden verrathen, auf germanifcher Scholle hat man von jeher das Freifein 
son der Scholle und den freien Zug ald das Wahrzeichen der perjönlichen Freiheit überhaupt 
angefeben. Der Menſch ift nicht wie die Pflanze an den Fleck Erde gefeilelt, ver ihn getragen, 
und feine freie Entfaltung würde nicht weniger durch ein Verbot ded freien Zugs im Kande als 
der Auswanderung aus dem Lande gehemmt werden. Dem modernen Staate ſprechen mir da— 
ber dad Recht zu allgemeinen Beihränfungen der freien Aufenthaltswahl für feine Angehöri- 
gen ab. Nur zur Strafe, die ja noch viel weiter gehende Gingriffe in vie freie Beſtimmung der 
Individuen um der Gefammtheit und ihrer felbft willen rechtlich enthalten fann, darf ver Staat 
uch dad Aufentbaltöreht beſchränken. Die geieggebende Gewalt kann demgemäß die eine oder 
andere Art der Beihränfung in das Straffoftem des Landes aufnehmen, und wie über jede 
Strafe, wird aud ein förmliched Verfahren vor dem Strafrichter das Eintreten diefer Beſchrän— 
ungen im einzelnen Kalle zu beftimmen haben. Daß diefe Strafart wefentlih wegen ihres 
Ebarafterd ald Präventivmaßregel gewählt wird, ändert an ihrer Eigenſchaft ald Strafe nichts. 
Der Betreffende erleidet die Gonfination oder Verftridung (Anmweifung eines beftimmten Auf: 
mibaltsorts), weil er feine Freiheit mißbraucht hat, obgleich fie auch die Folge haben foll, daß 
er fie nicht fermer misbrauche. Inwiefern ed der geſetzgebenden Gewalt noch in Nothfällen ge- 
fattet fein müfle, ex post facto eine ſolche Beihränfung felbft auf Individuen zu legen, ob fo- 
jar in ertremen Staatdlagen die Staatöregierung mit andern Freiheitöbeihränfungen aud die 
wr Sprache ſtehenden eintreten laffen dürfe, ift bier nitht zu unterſuchen, da es ſich dabei nur 
um die Anwendung allgemeinerer Principien auf Einzelfälle handelt. 

Die Stellung des Richters zu unterm Gegenftande ift ſchon berührt worden. Cine andere 
22d um der in vielen Ländern geltenden Beftimmungen willen wichtige Frage ift ed, ob auch 
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die Polizeibehörden das Recht zu folder Mafregel ald einem Ausjluffe ver Präventivpolizeige- 
malt haben. Nach dem oben Ausgefprodhenen kann über unfere Antwort fein Zweifel fein. 
Wir vindieiren einen folden Eingriff in die perjünlice Freiheit nur dem Strafrihter auf 
Grund eines Strafgefeged. Der ftattgefundene, nicht der blos mögliche Misbrauch des freien 
Aufenthalts kann allein die rechtmäßige Grundlage einer ſolchen Beihränfung bilden. Ganz 
etwas Anderes ift ed, wenn man über das fo durch Strafrichterſpruch beihränfte Individuum 
den Polizeibehörden eine weitere Autorität einräumt, als ihnen den unbeſcholtenen und unbe= 
firaften Staatsangehörigen gegenüber zufommt. Gegen das Inftitut der Stellung unter poli= 
zeiliche Aufficht, als deren Theil auch die Beihränfung der freien Wahl des Aufenthalts er- 
ſcheint, Jäßt fich nichts einwenden, wenn es auf Bälle beichränft bleibt, wo e# der Staatdorbnung 
wirklich zuträglic) ift. 

Mir haben bisjegt die gefegliche oder polizeiliche Beihräanfung auf einen beftimmten Auf 
enthalt, die Anmeifung eines Wohnorts ind Auge gefaßt. Etwas anders ftellt ſich noch die 
Frage betreffs der Ausmweifung und zwar zunähft aus dem ganzen Staate. Man hat gegen 
das Eril ald Strafe Mancherlei eingewendet, z. B. daß der Staat fein Recht habe, feinen Ange 
hörigen fo von ſich zu ſtoßen (dieſer Grund würde natürlid auch die Todeöftrafe unrehtmäßig 
machen), daß er ein Unrecht gegen andere Staaten begehe (allein diefen zwingt er ja feinen An- 
gehörigen nicht auf), daß die Entfernung aus der Heimat feine Strafe mehr fei, wie im Alter: 
thum (was von allen Grilirten jhmerzlid genug als falſch empfunden wird). Nach unferer 
Überzeugung ift für einzelne Bälle das Eril die paflendfte Strafe, und Gefeggebungen, melde es 
als foldye nicht anerkennen (3. B. Baden, ſechstes Gonftitutiondedict, 1808, $. 7, und die olven= 
burgifche Verfaffung, Art. 44), fommen praftifch doch zu unferer Anfhauung, indem fie die 
Entfernung aus der Heimat oft zu einer Bedingung der Begnadigung machen und im Grunde 
eine Strafverwanblung eintreten laffen. Aber das Eril ift aud nur ald Strafe, nit ald Maß— 
regel der Präventivpolizei gegen einen Staatsangehörigen begründet. Daß das Anrecht auf das 
Vaterland nur mit freier Zuftimmung oder durch Richterſpruch entzogen werben kann, wird auch 
von allen modernen Staaten anerkannt. Die Ausweifung innerhalb ded Staats aus einzelnen 
Orten und Bezirken wird dagegen in den meiften continentalen Staaten ald ein allgemeines 
Recht der Volizeibehörben angefehen und oft mit großer Härte geübt. Im ſchließlichen Reſul— 
tate hat dann ein Staatdangehöriger nur da ein Recht auf ungeftörten Aufenthalt, wo er hei= 
matöberedhtigt ift, und von jevem andern Orte fann ihn die zuftändige Volizeibehörde entfernen. 
Wir find nicht geneigt, ein von dem Staate oder jeinen Vertretern beanſpruchtes Recht blos 
deshalb zu verneinen, weil es gemisbraucht werben fann, aber hier ift das Berhältniß zwiſchen 
den möglichen VBortheilen und jihern Nachtheilen einer, jolhen Machtvollkommenheit der Art, 
daß man ſich entjchieven gegen das Erfaufen gewiſſer Übel um zweifelhafte Bortheile erflären 
muß. Dies gilt von ver Allgemeinheit und Unbeſchränktheit, in ver ven Polizeibehörden dieſes 
Recht eingeräumt zu werden pflegt. Das Mafhalten in diefem Rechte würde dagegen mit einer 
ausnahmöweife zugeftandenen Bwangdentfernung aus bejondern Orten ausſöhnen, jo 3.8. 
die Berechtigung der Polizeibehörden, beftrafte Verbrecher gemifler Glaffen aus Orten, die der 
Hauptfig ihrer Berbrechensinduftrie waren, wegzumeifen. Aber aud hier müßte immer eine 
vorgängige Beftrafung gefobert werden. Daß der Richter ſtets auch die Ausmweifung anzuord— 
nen habe, ift nicht unfere Meinung, jein Urtheil muß ver Bolizeibehörde das Recht geben, nad 
ihrem Ermeilen die Ausweifung oder das Verbot des Aufenthalts an beftimmten Orten ein— 
treten zu laffen. (Preuß. Strafgef., $. 27.) Bei Gemwohnheitöverbrechern wird diefe Straf: 
maßregel ſehr oft von dem beften Erfolge fein. Wo in einzelnen Staaten died Recht auch in 
dem fo befhränften Umfange nicht gegeben ift, fucht man ſich duch förmliche Verdachtsſtrafen, 
3. B. wegen verbädhtigen Herumtreibend, die jedoch vom Richter zu erkennen find, gegen die 
Verbrecherelaſſen zu ſchützen. 

Wenn wir den Verwaltungsbehörden das Recht abſprechen, den Aufenthalt eines Inlän- 
ders von ihrem Belieben abhängig zu machen, bleiben damit die gewöhnlichen Vorſchriften der 
&remdenpolizei über Paß und Heimatſcheine u. f. w. auf ihrem Werthe, der freilich oft über- 
Ihägt wird, beftehen. Ein Fremder, d. h. ein Inländer an einem Orte, der nicht fein Domicil 
ift, mag ausgewiefen werden zur Strafe, weil er nicht mit ven gehörigen Legitimationen ver- 
jehen iſt; diefer Punkt hängt mit unferer Unterfuhung, ob aus Rückſichten der Bräventivpoli- 
zei oder aus gar feinen der Aufenthalt an irgend einem Orte des Inlandes einem unbeftraften 
Inländer verweigert werben darf, gar nicht zufammen. Ebenfo wenig verdient e8 beſonders herz 
vorgehoben zu werben, daß im Heimatsrechte der fo gewonnene Aufenthalt feine Veränderung 
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herbeizuführen braucht und daß da, wo an ven bloßen Aufenthalt ji rechtlich ſolche Änderun- 
gen nüpfen würden, die Wahrnehmung der Gemeindeintereflen. durch Verlangen von Garan⸗ 
tien, 3. B. für ven Fall der Verarmung, allerdings am Plage ift. 

Ob der Staat das Recht habe, feine Unterthanen an der Wahl eined Aufenthalts außer: 
halb der Staatsgrenzen, jei ed eines bloß vorübergehenden eigentlihen Aufenthalts oder einer 
dauernden Niederlaffung mit Aufgabe des Staatsbürgerrechts (eigentliche Auswanderung), zu 
hindern, ift im Art. Einwanderung und Auswanderung beſprochen. Bekanntlih haben aud) 
noch in neuerer Zeit Staaten einer etwas zurüdliegenden Eulturftufe das bloße Reifen ind Aus 
land zu einem ſchwer zu erlangenven Privilegium, zu einer Begünftigung gegen die Negel des 
Geſetzes gemadht. 

Zur völferrechtlihen Seite unferd Gegenftandes, ob es ein Recht des Angehörigen eines 
Staats auf den Aufenhalt in einem andern gibt, führen die deutſchen Verhältniffe hinüber. 

Für den deutſchen Staatencompler, der auch hier feine Zwitternatur zwiſchen einer ſtaatsrecht⸗ 
lien und völferrehtlihen Gemeinſchaft nicht verleugnet, eriftirt ein folches Recht für die Me- 
biatifirten, denen Art. 14 der Bundesacte „die unbeihränfte Freibeit, ihren Aufenthalt in 
jedem zu dem Deutjchen Bunde gehörenden oder mit demfelben in Frieden lebenden Staate zu 
nehmen‘, gewährt. Was nichtveutfche Staaten angeht, jo ift für fie diefe Beftimmung na= 
türlich nicht bindend, während die deutſchen Bundesglieder allerdings verpflichtet find, einem 
Rediatijirten den Aufenthalt in ihrem Lande zu verftatten. Der eigentliche Schwerpunft des 
Artifeld und ver Grund, weshalb diefed Berhältniß ausdrücklich geregelt wurde, liegt jedoch 
nah der andern Seite hin. In mehren Rheinbundſtaaten hatte fidh der junge Souveränetäts- 
ſchhwindel beſonders an den frühern NReihdunmittelbaren ausgelaffen. Man hatte ihnen das 
Reht genommen, außer Landes ſich aufzuhalten, zwang fie zum Erſcheinen in ver Reſidenz u. |. w. 
Diefem Treiben jollte ein Ende gemacht werben. Aber leider ward diefe Freiheit des Aufent- 
haltsrechts (die natürlich durch Eintritt in ven Staatsdienſt modificirt wird und von der Aus: 
weilung zur Strafe nicht befreien kann) nur ald Vorrecht der Mediatifirten aufgeftellt, und 
bundesgefeglich jteht dem Deutſchen fonft auf den Aufenthalt in einem andern deutſchen Bun— 
desſtaate Fein größerer Anfpruc zu, ald auf die Aufnahme in einem nichtveutfchen Lande. So 
beigt es auch bei vem Art. 18 der Bundedacte, der die Auswanderungsfreiheit ausſpricht: 
„\oweit fie der betreffende Staat zu Unterthanen aufnehmen will.“ 

Für den Aufenthalt in einem andern als dem Staate, deſſen Unterthan ein Individuum ift, 
mus ald Sag des Völkerrechts ausgeſprochen werben, daß die Gewährung defjelben in das Er: 
meijen eines jeden Staats geftellt it. Niemand hat ein Recht, zu verlangen, daß ihn ein 
Staat, dem er nicht. angehört, auch nur zeitweife aufnehme. Freilich würde ein Staat, der die 
Ausihliegung der Fremden als fein Brineip aufjtellte, damit factifch fih von dem Bölferver: 
fehr und dem Völferrechte losfagen, und ebenfo hat man mit Recht eine mit Zwang zu befäm- 
pfende Barbarei darin gefeben, daß die durch die Noth veranlaßte Betretung eines ſolchen 
Stagtögebiets, 3. B. von Seiten Shiffbrüdiger, förmlich geftraft worden ift. Ein Staat, der 
nad ſolchen Gtundfägen handelt, erklärt fhon damit, daß er dem Völkerſyſtem unferer Tage, 
über welches das Völkerrecht feine ſchirmende Hand hält, gar nicht angehört. In dem Rechte, 
den einzelnen Fremden von der Betretung feines Gebiets abzuhalten, liegt natürlich; auch das 
Recht des Staats, für den Eintritt gewiſſe Bedingungen zu ftellen, fowie den Fremden im Lande 
allerlei Beihränfungen zu unterwerfen. Je nad ver Gulturftufe eines Landes, nach den poli- 
tiſchen Einrichtungen, fowie der Weltlage eines ſolchen werben dieſe Beſchränkungen ftärfer 
oder geringer fein (Regiftration, Päſſe, Viſas, Aufenthaltöfarten u. f. w.). Das Recht ver 
Ausweifung eined Fremden ift dem Staate ebenfo unbeftritten ald das Recht ver Nichtannahme, 
wenn auch eine rückſichtsloſe Geltendmachung dieſes Rechts als Beleidigung des betreffenden 
andern Staatd aufgefaßt werben fünnte. Aber freilich ift bisher immer nur von der Madıt 
und dem Recht des Staatd ald Ganzen dem fremden Individuum und der fremden Regierung 
gegenüber gefprochen worden. Ob dieſes Hecht in einem Staate einem einzelnen Zweige ver 
Staatögemwalt, namentlich der Regierung und ihren Unterbehörven gegeben ift, hängt wieder 
von dem Staatörechte des betreffenden Landes ab. Die meijten Länder ded Gontinents geben 
der Verwaltung, alfo in höchſter Inftanz dem Minifter des Innern oder Polizeiminifter Die 
Beiugniß, einem Fremden den Eintritt ind Gebiet zu weigern oder einen Zugelaflenen auszu— 
weijen. Belgien allein hat ein mittlered Syftem angenommen, indem ein befonderes Geſetz 
vorſchreibt, unter welhen Borausfegungen und in welder Weife die Verwaltung dieje Befug: 
niß zu üben hat. England und Amerika ftellen das Extrem dar, wo zwar. dem Staate, d.h. ver 
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geſetzgebenden Gewalt, nicht das Recht abgeſprochen wird, die Ausweijung eines Individuums 
zu beichließen, oder auch dev Verwaltung diejes Necht zu gewähren, mo jedoch dieje jo gegebene 
Bollmaht nur ald unter bejondern Berhältniffen conftitutionell angejehen und dann immer 
nur auf kurze Friſt gegeben wird. In Nordamerika ift jeit den Ende des vorigen Jahrhunderts 
feine Alienacte (jo nennt man das Gejeg, welches die Berwaltungsbehörde zur Entfernung 
eined Fremden ermächtigt) erlaffen worden, und bis auf den heutigen Tag wird darüber ge= 
ftritten, ob ver Congreß den einzelnen Staaten gegenüber zu biefer Anwendung der gejeggeben= 
den Gewalt der Union befugt war. In England ward die legte Alienacte 1848 erlaflen. Sie 
gewährte dem betreffenden Fremden, der ausgewieſen werden ſollte, eine Berufung von dem Be⸗ 
ſchluß des Miniſters an das Privy Council. Gegenwärtig iſt ſie ſchon ſeit Jahren erloſchen. 
Man hat mit Unrecht ed den betreffenden Staaten als völkerrechtlich unerlaubt vorgeworfen. 
ihren Regierungen feine ſummariſche Gewalt über Fremde, die auf ihrem Gebiete ſich aufhal— 
ten, beizulegen. Die nüchterne Betrahtung fommt hier zu dem Rejultate, daß es facultativ 
für die einzelnen Staaten jein muß, ob jie ven Nichtangebörigen mehr oder weniger als ihren 
Angehörigen behandeln wollen, und es zeugt von wenig Reſpect vor der Rehtsüberzeugung 
eined Staatö, wenn man ihm zumutdet, dem Fremden Rehtögarantien zu entziehen, die er 
einmal zu gewähren für Staatspfliht hält. Und ed mag hier, da ſich über dieſen Gegenſtand 
auch bei jonft ganz klarſichtigen Urtheilern eine gewiſſe Verſchiebung der Verhältniſſe nicht 
verfennen läßt, noch furz hervorgehoben werden, aus weldhen Gründen eine Nation jich dage— 
gen ftenımen fann, ihren Behörden ein ausgedehntered Recht über ven Aufenthalt ver Fremden 
zu gewähren, als ihnen in Betreff der eigenen Angehörigen zufommt. Man will jeine Beam— 
ten nicht an Schritte und Mafregeln verhältnißmäßiger Willtür gewöhnen, es joll der Staatd= 
beamte nur Functionen üben, die mit dem Geifte der Landesverfaflung harmoniren. Wenn- 
ein Land nicht in feinem eigenen Interefle eine Beſchränkung des Aufenthaltsrehts der Frem— 
den anordnen will, fann man von Seiten anderer Staaten feine Foderung darauf aus ihrem 
Interefie ſtellen. Wir fehen hier ganz ab von vem Falle, dag ein Fremder in jeinem Heimat— 
ftaate jich der Unterfuhung, Beftrafung oder ſonſtigen Rechtsanſprüchen entzogen hat (ſ. Ay), 
jondern faflen rein dad Verhältniß eined unbejholtenen Anfümmlings ind Auge. Die Leich- 
tigfeit der Annahme kann immerhin von den andern Staaten ald Lockung zum Austreten an= 
gejeben werden, aber wie fanıı man ernftlid von dem betreffenden Staate eine Verſchärfung 
feiner $remdenpolizei und Beſchränkung der Fremdenrechte verlangen? Ebenſo ift e8 möglich, 
daß unbejcholtene Angehörige eines andern Staats bei uns Verſchwörungen gegen denſelben 
anzetteln, allein foll ein Staat deshalb Mafregeln ergreifen, die er auch gegen die Möglichkeit 
eines Angriffs auf fich felbft nicht für gerechtfertigt halt ? 

Bisher haben wir nur die völferrechtliche Seite unjers Gegenftandes in Friedenszeiten be— 
handelt. Wenn ein Krieg zwifchen zwei Staaten ausbrach, pflegte früher von beiden Seiten 
der Aufenthalt der Staatsangehörigen in den beiverjeitigen Gebieten verboten zu werden. 
Man rief die eigenen Untertbanen aus dem jegt feindlic gewordenen Lande ab (durch joge- 
nannte Avocatorien) und befahl den dieſſeits ih aufhaltenden Angehörigen bes feindliden 
Staats, binnen einer feftgefegten Friſt unjer Gebiet zu räumen. Heutzutage hat die Milverung 
der Kriegführung ſich auch auf diefem Punfte gezeigt. Man geftattet alljeitig den jich fried- 
lich verhaltenden Unterthanen des feindlihen Staats den bisherigen Aufenthalt fortzujegen 
und läßt ebenjo die eigenen Unterthanen im Feindeslande. Natürli würde ein feindlihes 
Handeln eines folden feindlichen Unterthanen ihn der Strenge der Kriegsgeſetze unterwerfen. 
Aus der Geſchichte des Strafrechts jei noch erwähnt, daß die Landesverweiſung ſelbſt gegen 
eigene Unterthanen früher in Deutſchland eine jehr häufige Strafe war. Heutzutage, wo, wie 
wir geſehen haben, das Gril nur für wenige Verbrechen ald Hauptftrafe paßt und jelbft da nur 
in wenigen Rändern angewendet wird, ift doch bei beftraften Ausländern die Landesverweiſung 
entweder regelmäßige Zufagftrafe oder unmittelbare Folge der Beftrafung, und ed liegt auf der 
Hand, daß eine folde Ausmweifung aud den Grundſätzen des Völkerrechts in feiner Weije wi- 
berjpricht, da jie ja auch gegen den unbeſcholtenen Fremden völferrehtlid erlaubt iſt. Sehr 
häufig ift in den deutſchen Strafgefegbüchern ein Barallelismus zwifchen der Landesverweiſung 
und der Stellung unter polizeiliche Auffiht vorhanden, ſodaß der delinquirende Ausländer in 
den Fällen nad erftandener Hauptftrafe aus dem Rande verwiefen wird, wo der Inländer unter 
polizeiliche Aufficht geftellt würde. (Bergl. Breuß. Strafgef., $. 29.) 

In einzelnen deutſchen Staaten, befonders in Preußen, hat ver Gegenjag zwiſchen Aufent- 
haltsrecht des Inländers und Ausweifungsrecht ver Staatsbehörden zu fehr lebhaften Erdtte- 
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nuagen geführt. - Auf der einen Seite macht man, und nah unjern Ausführungen mit Recht, 
ebend, das dieſe Ausweiſung eine Beihränfung der perjönlichen Freiheit, welche die Ber: 
fung gewährleiftet, enthält und zu den ausgenommenen Fällen nicht gehört, daß fie außerdem 
one Straie ift und nad einer weitern Beftimmung der Berfaflung nur der Richter auf Strafe 
m erfennen bat. Die gegentheilige Braris der Polizeibehörden ftügt ih auf den Gebrauch vor 
Griaffung ver Berfaflung und auf ältere Berfügungen, die jedoch offenbar nicht zu den Schlüffen 
bereitigen, vie man daraus ziehen will. Das Nähere über dieje Fragen nah preußiichem 
Reber finder ſich mit richtiger Entſcheidung bei Nönne, „Staatsrecht der preugiihen Monar: 
r“, 1, 512 fg.; das Allgemeinere für Deutſchland bei Zahariä, „Deutiches Staats- und 
Bundesrecht“, I, 402. Liber die vorgefommene Ausweilung eines Mebdiatifirten vergl. Zöpfl, 
SEtaatsrecht“, II, 290; über die völferrechtliche Seite ded Gegenftandes: Martens, „Völker⸗ 
tet”, $. 74; Heffter, „Völkerrecht“, $. 55, 62. H. Marquardien. 

Anfbolung, j. Abmeierung. 

Aufkauf. Ginzelne Reiche oder Geſellſchaften können jämmtliche oder doch den größten 
Deil der Borräthe einer Waare an ſich bringen und dadurd den Preis erhöhen. Dies fann 
ar geicheben, mo die vorhandene Menge beihränft und nicht beliebig zu vermehren if. Man 
rird bald nicht mehr an die Furcht glauben, welche ganze Bevölkerungen nach ſchlechten Ernten 
st dem Auffaufe der nothwendigſten Lebensmittel, namentlich des Getreides ergriff; man jah 
nicht in vem Ausfall der Ernte, jondern in dem Aufkauf' der Früchte die Urfache der Theuerung 
und erließ gegen benjelben ftrenge Geſetze. Bei der völligen Umgeftaltung des Verkehrs bedarf 
rd nur der Freiheit deffelben, um aus den entfernteften Gegenden in kurzer Zeit und ohne über: 
nägige Koften Kebensmittel dahin zu ſchaffen, wo fie fehlen. 

Bedenklicher it die Berwendung großer Gapitale, um fämmtlihe Gewerbsanlagen einer 
keftimmten Art von Grzeugniffen in die nämliche Hand zu bringen, z. B. jämmtliche Steinkoh— 

lengruben, Eifenwerfe , Gladfabrifen, Transportmittel u. j. w. eines Landes. Hier laffen ji 
Fälle denken, mo die Gefeggebung, jei ed durch Ermäßigung der Eingangszoͤlle, ſei es direct, 
zur Verhinderung ſchädlicher Plane eingreifen muß, um dad Publicum vor künſtlicher Vertheue— 
rung, die Arbeiter vor willkürlicher Lohnverminderung zu ſchützen. Neben dem Aufkauf gibt 
ed noch ein anderes Mittel, durch die Übermacht des großen Capitals die Concurrenz zu beſeiti— 
gen, Die Herabjegung der Preiſe unter den Kofteniag, folange, bis die Goncurrenten ruinirt 
ind. Dieſes Verfahren ift bei Transportunternehmungen nit felten. Die Staatöverwaltung 
ſellte derlei Speculationen im Auge behalten, um einzufchreiten , ſobald fie anfangen, gemein: 
ihaplich zu werden. 

In Frankreich wird der Betrieb von Bergiwerfen und Kohlengruben durch Gonceffionen be— 
dingt, welbe an mehre einzelne Unternehmer ertbeilt werden, um zu verhindern, daß die Con— 

surrenz ausgejchloffen werde. Allein die Inhaber ver Conceſſionen wußten fich zu verftändigen 
und ich auf Koften der Abnehmer wie der Arbeiter einen Monopolgewinn zu fihern. Dies war 
insbefondere mit den Inhabern der Kohlengruben im Beden ver Loire der Hall, welche beiläu- 
fg die Hälfte des in Franfreich verbrauchten Brennitoffs erzeugen, wogegen feit 1847 allgemein 
geflagt wurde. US jich dieſe Gejellfchaft aber auch nody mit einer andern verband, ward 
dem linfug ein Ziel gefegt. Die Klagen der beeinträchtigten Inpuftriellen veranlaßten ein Decret 
dei Präfidenten Ludwig Napoleon vom 24. Det. 1852, wodurch alle ohne Zuftimmung der Re: 
sierung geichloilene Übereinfünfte unter Inhabern von Gonceffionen zur Ausbeutung von 
Bergmwerfen für nichtig erklärt, der Abſchluß von Geſellſchaftsverträgen unter ſolchen verboten 
und die Zumiderbandelnden mit dem Berluft der Conceſſion bedroht wurden. K. Mathy. 

Aufklärung, i. Aberglaube und Obſeurantismus. 

Auflagen jind diejenigen Einrichtungen, melde der Staat jeinen Angehörigen auflegt, 
alio Steuern und Gebühren. 

Die gewöhnliche oder in den neuern Schulen vorherrſchende Theorie von Steuern ift nad: 


Die Pflicht, Staatöfteuer zu bezahlen, ift feine andere als die im Staatövertrag begründete 
allgemeine Gejellihaftspflit, vermöge welcher nämlich ver Geſammtzweck, melden zu erftreben 
man fich verbunden hat, auch wirklich durch gemeinfchaftliche Anftrengung erftrebt, folglich, ſo— 
bald oder injofern an die Stelle der urfprünglihen Naturalleiftung oder unmittelbar perjönli- 
den Thärigfeit der Geſellſchaftsglieder für den Staatszweck die fünftlihern und nur durch Geld: 
aufwand zu unterhaltenden Anftalten treten, folder Aufwand gemeinihaftlich beftritten, d. h. 
durh Beiträge ſämmtlicher Mitglieder gedeckt werden muß. Hierüber kann im Allgemeinen fein 
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Streit fein; die Schwierigfeit fängt erft an, wenn man das Maß der Beiträge zu beſtimmen 
unternimmt. Es wird wol zugegeben, daß nicht mehr, ald nothwendig oder wenigftend nützlich 
ift zur Erreihung ded Staatszwedd, von den Bürgern gefodert werden darf; aber wer entſchei— 
det mit Zuverläfiigkeit darüber, was jeweils dazu nothwendig oder nüglich jei? Doc abgejeben 
hiervon ift die Hauptfrage: Wie viel kann gefodert werben unbeſchadet des nahhaltigen Ertrags? 
Denn nicht um den Aufwand einzelner Jahre handelt es ſich (auferordentlihe Nothfälle abge: 
rechnet), ſondern um den Jaufenden oder regelmäßig wiederkehrenden Aufwand. Hier ftellt ſich 
nun für den Staat, ald eine zur immerwährenden Dauer beftimmte Geſellſchaft, ver Grundfag 
dar, durch den jährlichen Aufwand oder durch die von den Mitgliedern einzufodernden Beiträge 
niemals den Capitalſtock des Vermögens anzugreifen, weil dadurd der fünftigen Production 
ein Abtrag geſchähe, fondern blos vom Einfommen zu zehren. Das Einkommen aber ift entwe- 
der ein rohes oder ein reines Ginfommen, je nahdem man nämlid) blos die Maffe ver jährlich 
producirten (oder auch von außen hereingebrachten) Güter ſchlechthin ind Auge faßt, oder aber 
davon zuvörderſt Dasjenige abziebt, mas ihre Erzeugung (oder Ermwerbung) gefoftet bat. In 
dem roben Einkommen ift ein Theil des Gapitald mit enthalten; wenn man demnach die Gefahr 
vermeiden will, das legtere anzugreifen, wodurch theils deflen Befiger von der Production ab⸗ 
geſchreckt, theils die Fortfegung der Production jelbft unmöglich oder doch nur in geringerm 
Maße möglich würde, fo kann blos das reine Einkommen, d. h. das nad geihehenem Wiederer: 
jag der Borauslagen noch erübrigende, befteuert werden. Diefed reine Einkommen ift entweder 
Grundrente oder Gapitalrente oder Arbeitörente. Auf dieſe drei Quellen alſo, infofern man 
ihre Ergiebigkeit zu berechnen vermag und ihnen ohne jonftigen Nachtheil beifommen kann, 
wird hiernach die Steuerfoderung zu richten fein. Geſchieht diefed unmittelbar, wie bei der 
Grundſteuer und Gewerbfteuer, fo beißt man die Befteuerung eine directe. Geſchieht es aber 
nur mittelbar, etiwa auf Umwegen, indem man einer Glaffe abfodert, was man in der That von 
“ einer andern verlangt, auf melde dann auch wirklich der unmittelbar Zahlende die Laſt über: 
wälzt, oder auch durch Aufftellung eines Titeld der Stenerfoderung, welcher zwar an und für 
fich fein natürliches Foderungsrecht gegen den Befteuerten 'mit fi führt, wol aber, wie man 
glaubt, in der Regel doch nur den fhon aus andern Titeln wirflih Steuerpflihtigen ver Zab: 
lung unterwirft, jo heißt die Befteuerung eine indirecte, worunter 3.3. Zölle, Acciſe, überhaupt 
Conſumtionsſteuern, doch auch noch andere vielnamige Steuern gehören. 

Man hatte nämlich eingefehen, daß bei aller Mübe, vom reinen Ginfommen der Nation fi 
eine klare Anihauung oder zuverläffige Berehnung zu verfhaffen, ſolches doh niemals und 
nirgends, auch nur halbwegs befriedigend, geſchehen könne. Auch hatte man, theild durch Spe— 
eulation,, theils dur Erfahrung, erfannt oder zu erfennen geglaubt, daß es theils abfolut un- 
möglich, theils wenigftend mit manderlei Nachtbeilen verfnüpft jei, das Syſtem der directen 
Beiteuerung vollitändig auszuführen, indbefondere was die Befteuerung der im engern Sinne 
ſogenannten Gapitalien, d. h. ver activen Gelpcapitalien betrifft. Weiter hat man nicht umbin 
gefonnt zu bemerken, daß außer den abfoluten Quellen des Nationaleinkommens aud noch re- 
lative, d. h. blos für einzelne Glieder ver Nation fließende, vorhanden ſeien, daß nämlich die in 
der Maffe ver Nationalproduction bereit vorhandenen Güter, wenn fie unter ven Gliedern der 
Nation von einer Hand in die andere geben, für die einzelnen Empfänger ald Einkommen wirk— 
fam fein Eönnen, ohne in folder Eigenſchaft in der Totalrehnung aufgeführt zu ftehen. End— 
lich war man inne geworben, daß auf dem Wege der blos directen Beſteuerung (ſowie dieſelbe 
bisher in Ubung war) die ungeheuern Summen, deren der fortwährend höher geichraubte 
Staatshaushalt bedurfte, ohne allzu harten Drud oder ohne Veranlaffen eines allzu lauten 
Auffchreis der Beiteuerten unmöglid könnten hereingebracht werden. Aus allen viefen Grün- 
den nahm man zur indirecten Befteuerung feine Zuflucht, melde auch wirklich, was zumal Die 
Verzehrungsfteuer betrifft, eine eindringliche, wenigſtens nicht unfcheinbare Rechtfertigung darin 
findet, daß eine nach und nach, wie tropfenweife, und bis zu einem gewiſſen Grad aud nur nad 
jelbfteigener Willfür (man kann ja entbehren) zu leiftende Zahlung minder hart fällt, als eine 
auf einmal over doch ftetö in bedeutendern Raten und durchaus unabhängig von freiwilligem 
Entſchluß zu leiftende Entrichtung. 

Auf ſolche Anfichten beiläufig ftügen jich die heutzutage in Ausübung befindlichen Steuer- 
ſyſteme. Aber die große Mehrzahl des Volks feufzt unter folher Ausübung und bat unferer 
Meinung nah nicht nur das Recht zu feufzen, fondern aud) dag, laut zu Flagen über ein Syſtem, 
welches ihr eine größere Laft, ald gebührend ift, auflegt umd zugleich durch den weiten Spiel- 
raum, den es der Willkür varbietet, eine unbeftimmbar weitere Steigerung der Laften zuläßt. 
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Der erfte und Hauptfehler ver beſtehenden Abgaben oder Steuerſyſteme befteht darin, daß 
zur dabei der Hauptſache, nämlich des Nechtd vergaß. Man unterließ zu fragen oder zu um: 
erfahen (oder that ed blos obenhin), wie weit die Rechtsfoderung des Staats an die Einzelnen 
ar Steuezablung gebe. Die Aufgabe, die man ſich feßte, war meift nur die: wie viel kann an 
Abgaben erhoben werden ohne Beranlaffung thätigen Widerſtandes, oder aud ohne Vermin— 
derung wi nachhaltigen Ertrags? Man ftelfte nach und nad) die Idee auf, oder jhärfte jie ein, 

der iczee ſie ohne weitere Bemweisführung ald wahr voraus, daf die Nation oder die Gefammt: 
beitjalfo au etwa ihre äußerlich erſcheinende Nepräjentantin oder die Regierung) die Ober: 
eigentbümerin alles in ihrem Schoofe erzeugten Gutes und demnach befugt fei, foviel Davon zu 
öbrem eigenen unmittelbaren Gebraud zu nehmen, als fie jeweild — nad) dem Ermeſſen der 
Siupter — zu nehmen benöthigt over gewillt fei. Man vergaß alfo des aud ohne den Staat 
sernunftrechtlich anzuerfennenden, mithin auch im Staat und 'gegenüber dem Staat die volle 
Getuna anfprechenden felbftändigen Rechts ded Privateigentbums und der Privatermwerbung. 
Nen behandelte die Sache gerade fo, ald ob Gigenthümer und Erwerber auch in diefer Eigen 
ideit blos im Dienfte des Staats ftänden und, wie etiwa die Bienen im Bienenforb, ji gefallen 
isfien müßten , wie viel Honig der Herr für feinen Gebrauch herauszufchneiden und wie viel er 
var Ste zur nöthigen Nahrung zu laffen für gut finde. 

Sodann aber auch blos vom Standpunkt des Ealculs, aljo ohne Eingehen in die Re töfrage 
betrachtet, zeigt fich die Lehre, die das geſammte reine Nationaleinfommen und nichts Anderes 
ver Beſteuerung unterworfen wiffen will und dabei nur in der Sorgfalt für die ungehemmte 
weitere Produetion die Grenze ihrer Willfür findet, ald durchaus unbaltbar; fie ift daher, weil 
daſſelbe nicht minder vom Standpunkt des Rechts einleuchtet, zwiefach verwerflih. Was ift das 
reine Einfommen der Nation, wenn man von den oben angeführten Prämiflen ausgeht? Aller: 
dinge, wenn jte ſich ald Eigenthümerin ihres Bodens und alled Deſſen, was darauf erzeugt wir, 
and auch aller Bewohner und Erzeuger betradhtet, blo8 Dasjenige, mas nad Abzug oder Erfag 
der Vorauslagen vom Werth ver Producte übrig bleibt. Nach diefer Anficht aber gibt ed gar 
kein Privateigenthbum und gar feinen rechtlich gültigen Privaterwerb mehr, ſondern Alles gehört 
blos dem Staate ober der Regierung. Es muß hiernach dann freilich von dem Ertrage Alles ab: 
segegen werben, was ald Bedingung des Hervorbringend oder uld Vorauslage erfcheint. Die 
Retion in Beziehung auf die Nationalglieder ift fodann vom ökonomiſchen Standpunkt gleich 
fine Unternehmer, z. B. einem Fabrikanten oder Landwirth, in Bezug auf feine Lohnarbeiter, Ge: 
werbsgehülfen und überhaupt auf die gefammten Wirthſchafts- oder Gewerbsunfoften. Stellt 
man ih aber auf den höbern, wenigſtens edlern Standpunft, wonad die Nation oder die Ge: 
fammtbeir alles Das, mas ihren Gliedern zu gute kommt, oder was zur Bedürfnißbefriedigung 
berielben dient, als audy für fich felbft werthvoll zu betrachten, demnach bei ver ökonomiſchen 
Berechnung ich in Einnahme zu jegen hat, fo zeigt es fih, daß zwiſchen Roheinnahme und 
Reineinnabme der Nation bei weitem nicht der nämliche Unterfchied obmaltet, wie zwifchen ber 
Rob und Reineinnahme der Einzelnen. DieRoheinnahme Einzelner nämlich, zumal wenn fle 
größere Broducenten oder Unternehmer find, überfteigt ihre Reineinnahme meift um jehr Vie: 
les, denn für ihre Production ift eine Menge vor Vorauslagen nothiwendig, deren Summe von 
der Robeinnahme abgezogen werben muß, um die Reineinnahme zu finden. Unter viefen Bor: 
anlagen ift eine Hauptrubrif ver Unterhalt over Arbeitslohn der Gewerbsgehülfen und anderer 
Irbeiter. Die Summe dieſes Unterhaltd und Arbeitslohns durch die ganze Nation fteigt nad 
Imftänden unendlich hoch, aber für die Nation felbft ift fie nicht eigentlich oder wenigſtens nicht 
es Borauslage, fondern zugleich auch Beftreitung eines abfoluten Bedürfniſſes, nämlich der 
Erhaltung ihrer Glieder, demnach reine Ausgabe, und daher ihr Deckungsmittel, welches aus 
ser laufenden Production hervorgeht, wirklich zur reinen Einnahme gehörig. Nur die bebufs 
ver Production an und für ſich verbrauchten Stoffe (z. B. Saatfrucht, Feuerungsmittel, Ab— 
zugung der Geräthſchaften u. f. m.) dürfen von der Summe der Jahresproduction oder des 
Robeinfommend der Nation abgezogen werden, um jene des reinen herzuftellen. Die Nation 
verbält ſich Hier zu allen ihr angehörigen Arbeitern wie eine große Yamilie, die eine gemein 
ihaftlihe Wirthſchaft führt, zn ihren eigenen Gliedern. Was dieſe das Jahr über verzehren, 
ohne Unterſchied, ob fie dafür arbeiten oder nicht, und ob viel oder wenig, ift eben eine Ausgabe 
der Familie; und wenn biefe, ald Frucht ver Arbeit ihrer Glieder, ven Stoff folder Verzebrung, 
überhaupt Die Dedungsmittel der gemeinjhaftlihen Bedürfniffe hereinbringt, fo rechnet fie 
dieſes billig unter ihre Neineinnahme, Was nod Über folde Deckung des Bedürfniſſes weiter 
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gewonnen und als Erſparniß zurũckgelegt wird, das ift dann nicht bloß reines Einfommen, forz= 
bern Vermögenszuwachs, welcher durchaus nicht zu verwechſeln ift mit jenem. Gin reines Gim= 
kommen — bei der Bamilie und bei der Nation — kann ftattfinden ohne allen Vermögenszu— 
wachs, durch jährliche Production oder Reproduction des jährlich für die Bedarföbefriedigung 
Aufzumwendenden, ja ed fann noch ftattfinden bei unzureichender Defung jolhen Bedarid. Ira 
folgen Falle nämlih wird das Fehlende aus dem bereits vorhandenen Vorrat), aus dem 
duch frühere Erfparniffe gebilveten Capital beftritten werden, und die Familie oder die Na— 
tion wird zwar eine VBermögendverminderung erleiden, aber dennoch eines wenn auch unzurei= 
enden Reineinkommens ſich erfreuen. 

Ob man jedoch diefen oder jenen Begriff vom Reineinfommen der Nation aufftelle, nimmer 
wird derjelbe zur Begründung eines dem Recht wie der echten Staatswirthſchaft entiprehendern 
Steuerfyftems gültig fein. Hierfür zeugt allernächſt jehon der Umftand, daß über die Quote des 
Neineinkommens, bis zu welcher die Steuerfoderung anfleigen bürfe, die größte Meinungsver— 
ſchiedenheit (Ginige meinen ein Zehntel, Andere ein Adhtel bis ein Fünftel und noch Andere ein 
Viertel oder gar zwei Künftel [vergl. Monthyon, Bielefeld, Pölig, Schmalz, Malchus u. A. D) 
herrſcht. Wäre übrigens dem aud nicht alfo, fo würden wenigitens die gegenwärtig in der 
Praris beftehenden, faft überall auf die oben angeführte Theorie gebauten Syfteme als ihrer 
eigenen Grundidee widerſprechend erſcheinen. Das Reineinfommen der Nation, ob man darun= 

. ter blo8 den Ulberfchuß der Gefammtproduction über die zum Behuf der Erzeugung von allen 
Einzelnen gemachten Borauslagen verftehe, oder ob man noch den von den Einzelnen bezogenen 
Arbeitslohn oder ihre während der Arbeit genoffene Unterhaltung mit dazu rehne, wird nach 
feiner wahren Größe oder nad) einer auch nur annähernd zu beflimmenden Summe niemald zu 
ermitteln fein. Alle Berehnungen darüber find ſchwankend, zum Theil auf willfürlihe Vor— 
ausfegungen gebaut und nimmer zu einem Flaren und zuverläfjigen Ergebnif führend. Aber 
nehme man aud eine irgendwie beftimmte Summe als wirklich die richtige, wenigftend an= 
nähernd richtige an, fo ift dann erft unmöglich, ihr, als einem Ganzen, durch irgend eine Be— 
fleuerungsweife beizufonımen, Man kann nicht die Nation überhaupt befteuern, jondern nur 
bie einzelnen Bürger, und es ift weder für die ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſen und nod weniger 
für das Recht irgend etwas gewonnen, wenn man die Summe der ausgefhriebenen Steuern 
zwar als mit der angenommenen Summe des Gefammtnationaleinfommend in einem billiger 
ober erträglichen Verhältniß ftehend erlennen Fann, aber daffelbe Verhältnig nicht auch zwiſchen 

der jedem Einzelnen abgefoderten Steuerrate und feinem, d. h. diefed Einzelnen, Reineinfom= 
men ftattfindet. Nicht die Nation in Oefammtheit zahlt die Steuer, fondern die Einzelnen zah— 
len fie, und die Steuerfumme gehört noch eher zur Gefammteinnahme als zur Gefammtausgabe 
der Nation. " 

Will man daher ein irgend befriebigendes, auf die Idee ded Reineinkommens gebautes 
Steuerſyſtem haben , fo ift die erfte und unerlaßlichfte Koderung , fih über das Reineinfommen 
aller Einzelnen eine flare Anfhauung zu verfhaffen, d. h. mit möglihfter Zuverläffigfeit aus- 
zumitteln oder zu erheben, wie groß foldes Einkommen bei allen Bürgern von A bis 3, d. h. 
vom erften bis zum legten fei. Zieht man ſodann alle diefe bei jedem Einzelnen indbejondere 
audgemittelten Einfommensfummen in eine Hauptfumme zufammen, fo ftellt viefelbe dad wahre 
Geſammteinkommen derNation dar, und man hat ſich aus dem Felde der Hypothefen oder Phan= 
tajien auf ven Boden der Wirklichkeit verſetzt. 

Bei einer. dergeftalt gemachten Berehnung des Reineinkommens der Nation ift man aller 
Zweifel und Schwierigfeiten enthoben, welche bei jeder andern Berechnungsweiſe aus dem Wi- 
derftreit der Theorien über den echten Begriff ded Nationaleinfommend entftehen. Der Streit 
über den Abzug oder Nichtabzug des Arbeitslohns oder der Verzehrung der Arbeiter von der 
Summe ver Gefanımtproduction, oderüber ven Abzug blos des nothwendigen, d. h. zur Dedung 
des Lebendunterhalts der Arbeiter nothwendigen Lohns, und dagegen Einrehnung des foge- 
nannten überflüffigen oder überfhüffigen Lohns (salairesuperflu) hört aufund, was den Binanz= 
männern nur angenehm fein kann, die Rechnung führt zu einer-größern Summe als jede 
andere. Es wird nämlich dabei zwar bei jedem Einzelnen von feiner Einnahme abgezogen, was 
für ihn bloße Vorauslage ift, namentlich alfo der volle Lohn, den er feinen Arbeitern zu zahlen 
bat, ohne Unterfchied, ob derſelbe groß oder klein ift; aber eben diefer Lohn, und zwar gleihfalld 
ohne foldyen Unterſchied, erfheint dann bei jedem diefer Arbeiter ald Cinkommen, vergrößert 
alfo wieder die Summe des Nationalreineinfommens, und ebenfo jedes andere fogenannte blos 
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wie, d. h. blos von einer Hand in die anpere gehende Einfonmen, wie z. B. Mieth⸗ und 
Beitzinfe oder Gapitalzinje, bezahlt von einheimiſchen Schuldnern an einheimiſche Gläubiger. 

Auch die Frage, ob überhaupt bei der nach dem reinen Volkseinkommen zu bemeſſenden 

nöglihen Steuerhöbe die Summe des für den Lebensunterhalt des ganzen Volks nöthigen Auf: 
zauds neben den eigentlichen Productiondfoften von der rohen Einkommensmaſſe abzuziehen 
fei, hött naach unſerer Theorie auf, oder vielmehr jie kann nur nad) ihr eine befriedigende Ant- 
worterdalten. Begnügt man ji nämlid mir einer aus allgemeinen Daten — mit mehr oder 
minder Zunerläffigfeit — gelhöpften Schätzung des Geſammteinkommens derNation und eben= 
fe nit dem Abzug der nach einer allgemeinen Schägung angenommenen Summe der für die Ge— 
feurmtheit nöthigen Unterhaltsmittel, jo kann gleihwol geſchehen, daß, während die Geſammt— 
fmme der eingefoderten Steuern zum Geſammteinkommen der Nation in einem jo mäßigen 
Bahältnip fteht, Daß noch weit über der zum Lebensunterhalt aller Bürger erfoderlihen Summe 
von der Steuer unberührt bleibt, dennoch Tauſenden von Bürgern durch den auf jie gelegten 
Strurrantbeil jener Zebendunterhalt verfümmert und taufend Andern nad folhem Verhältniß 
wetaus zu wenig abverlangt wird. Nicht dadurch, daß überhaupt'eine zur Dedung des Lebens: 
asterhalts hinreichende Gütermaſſe von der Steuerfoderung befreit bleibe, fonvdern nur Dadurch, 
dab bei jedem Ginzelnen insbejondere die ihm zum Lebensunterhalt nöthige Summe folder Be: 
kriung genieße, wird die in Frage ſtehende Foderung erfüllt. Es ift jedoch die Foderung 
elbſt, wenn fie nämlich ganz allgemein, d. h. in Bezug auf die Wohlhabenden wie auf die 
Dürftigen erhoben wird, nicht einmal begründet, und zwar weder wirthſchaftlich noch rechtlich, 
jme# nicht, weil jie eine dem Umfang nad) ſehr bedeutende und doch zur Sicherung des nachhal⸗ 
fgen Ertrags ganz unnöthige Beihränfung des Steuerrechts ausfpricht,, und diefes nicht, meil 
das Recht mehr nit ald Gleichheit, d. h. Verhältnißmäßigkeit der Beſteuerung fodert, die Frei— 
fung einer und derjelben beftimmten Summe bei Allen aber eben jener Verhältnißmäßigkeit 
zuwider läuft und, wenn fie ald $oderung der Humanität ausgefproden würde, offenbar viel 
weiter ginge ald ihr Grund. Der Reiche oder Wohlhabende, wenn er auch nad) Mafgabe feines 
ganzen Reineinfommens befteuert wird, behält gleihwol den nöthigen Lebensunterhalt und Med: 
tes Darüber frei; nur beim Dürftigen, veifen Reineinfommen kaum oder gar nicht zureicht, jenen 
Unterhalt zu decken, muß die darauf gelegte Steuer eine noch weitere Schmälerung bewirfen und 
darum als verwerflic erjcheinen. 

Um alfo mit Zuverläffigfeit zu beftimmen, wo und in melden Maße nöthig oder gut fei, 
son der Befteuerung die für Deckung ded Lebensunterhaltd erfoderliche Sunme auszunehmen, 
und wie hoch ſolche Summe im Ganzen fi belaufe, muß man aud) die Vertheilung ded Ge: 
fanmt-Bermögensd oder Einfommend unter die einzelnen Steuerpflidtigen (alfo nicht etwa blod 
unter die verfchiedenen Glaffen derfelben, venn Hier ift auch nur eine vage und zu nichts füh- 
rende Shägung möglich) fennen, und man muß daher abermals bis zu den individuellen Ver: 
mögend: oder Einfommensverhältniffen hinabfteigen, um ein jener Idee in Wahrheit entjpre: 
Sendes Steuerfoftem ind Dafein zu rufen. Der Orundfet eines folden Syftemd würde näm: 
lid darin beftehen, dig nad; dem Maßſtab des auszumittelnden Vermögens oder Einkommens 
jeded Einzelnen gleichhtitlich zu beſtimmende Steuerfoderung zwar an alle Staatdangehörige, 
bie irgend ein Vermögen oder Einfommen beigen, zu richten, jedoch den Nachlaß der ganzen 
Steuer oder eines Theils derjelben in allen Fällen und in eben dem Maße zu bewilligen, wo 
oder infofern durch ihre vollftändige Gintreibung dem Steuerpflihtigen die nöthigen Subſi— 
frnzmittel entzogen ober verfümmtert würden. 

Ob ein foldyes Syſtem, deſſen Idee wol im Allgemeinen die Billigung anſpricht, auch prak⸗ 
ausführbar, oder im Fall der Bejahung, ob wenigſtens die Ausführung mit allzu vielen 
Shmwierigkeiten oder allzu großen fonftigen Nachtheilen verknüpft ſei, ſodaß etwa räthlid fein 
zöhte, das aufgeſteckte Ziel, zu welchem der gerade Weg nur ſehr ſchwer zugänglich; ift, auf Flug 
geäblten Umwegen, wenn aud; minder vollftändig zu erreichen, das wollen wir fpäter unter: 
fegen. Wir wenden und jegt zur Darftellung des Widerſpruchs der in der Regel wirklich be= 
kebenden und felbft von den nationalöfonomiftifhen Theoretifern großentheil® vertheidigten 
Etruerfofteme mit den ihnen angeblich zu Grunde liegenden oder eigens zu ihrer Redtfertigung 

afgeftellten Principten. 

Das Reineintommen der Nation foll der Gegenftand der Befteuerung und hiernach das 
Rineintommen jeded Binzelnen oder vielmehr der Reinertrag des jedem Einzelnen zuftehen- 
ka Beigtume oder von ihm betriebenen Gewerbes der Maßſtab der — insbefondere 
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treffenden Beſteuerung fein. Diefer Grundſatz ift in offenbarem Widerſpruch mit dem oberften 
Titel ver Steuerfoderung, welcher, wie man anerfennt, auf der Gejellihaftspflicht deö zu Be— 
fteuernden ruht. Diefer Titel nämlich geht gegen Perfonen, die man demſelben gemäp als 
Schuldner des gemeinen Weſens erkennt; die Befteuerung des Reineintommens der Nation aber 
oder des Reinertrags der Beſitzthümer und Gewerbe hat blos Sachen oder Erzeugniffe im Auge, 
von welchen der Staat gewiffermaßen vermöge eines dinglihen Rechts, ald wäre er Miteigen- 
thümer, einen Theil für ih in Anſpruch nimmt, ohne Rückſicht auf die Perſon oder die perſön— 
lichen Verhältniſſe, oder überhaupt einen perſönlichen Schulptitel des Befigerd oder Erzeugers. 
Die Befteuerung ded Reinertrags, z. B. eines Fleinen Grundes, von deſſen Früchten der 
arıne und etiwa arbeitdunfähige Bejiger nicht einmal den zwölften Theil des Jahkes hindurch 
leben kann, fteht im Widerſpruch mit der Freilaffung des Reinertragd der Arbeit z. B. eines 
vermittels verfelben das ganze Jahr hindurch von Nahrungsforgen befreiten, nah Umſtänden 
wol auch zu anfehnlichen Exrfparniffen befähigten Dieners oder Gewerbögehülfen, und hinwie— 
der dieſe Sreilaffung mit der Beiteuerung des oft kümmerlichen und precären Verdienſtes des 
armen Tagelöhnerd oder des Eleinen, faft nahrungslofen Handwerkers. Man jieht, daß überall 
nur Sachen oder auch unmittelbar productive Arbeiten, woraus allein, wie man meint, das 
Reineinfommen der Nation befteht, im Auge gehalten werden, und daß man des dem Einzelnen 
zufließenden Einfonmend, wenn ed aus jogenannten unproductiven Arbeiten fließt, oder auch 
wenn das Product derfelben nicht dem (bloß befolvdeten) Arbeiter felbft, jondern einem Unter- 
nehmer gehört, eben weiles, wie man meint, das Nationaleinfommen nidyt vermehrt, gar nicht 
gevenft. Aber noch mehr! Auch ein anerfannter Hauptbeftandtheil des Nationalvermögeng, 
das Gapital, wird großentheild gar nicht oder wenigftens nicht in der Hand des Eigenthümers 
befteuert, fondern in der Hand des Schuldners, wenn nämlich dieſer e8 ift, welcher ed 3. B. zum 
Ankauf oder zur Beurbarung eines Grundes, oder zum Betrieb eines Gewerbes oder Handels 
verwendet. Weiter nimmt diefed Syſtem, wenn es den zum Lebensunterhalt nothwendigen Soli 
des Arbeiterd von der Steuer befreit, dabei gar nicht auf den Arbeiter ald Menſchen oder als 
Stantsangebörigen Rüdfiht, ſondern ‚blos als arbeitende Kraft oder ald Bedingung der ‘Pro: 
duction; es ift ihm nicht um den Lebensunterhalt der Staatöglieder an fih, jondern nur um 
Fortdauer der Production zu thun ; es jieht in dem Volk blos eine Fabrikationsgeſellſchaft oder 
eine Schweizerei.. Endlich aber wirft ed durch das Heer von indirecten Steuern allen früher ge: 
zogenen Galcul wieder um und belegt durch diefelben, mit feinem Hauptprincip im ſchreienden 
Widerſpruch, anftatt des Einkommens oder des Ertrags gerade den Gegenfag derſelben, näm— 
lich die Ausgabe und die Vorauslage. Es thut dieſes, wodurd der Selbftwiderfprud ih noch 
weiter vermehrt, mit Verlaffung ver Bahn einer nad Zuverläfitgkeit wenigſtens ftrebenden Be— 
rechnung, ja fait ind Blaue hinein, weil namlich (ſowol in dem Totalergebniß ald — und diejes 
noch weit mehr — in dem Grgebniß bezüglich auch auf Einzelne) durchaus abhängig von Zufäl: 
ligfeiten ohne Ma$ und Zahl. Wenn mir alle diefe Mängel ind Auge fallen, fo follte ver Fort: 
beitand oder das längere Ertragen fo verfehrter Steuerfofteme ein billiged Erftaunen erregen. 
Doch tröften ih Viele mit Dem, was einige Finanzmänner zur Beſchwichtigung ihres Gewifjens 
oder zur Rechtfertigung ihrer wie immer beichaffenen Steuerfoderungen Fern ald eine allgemeine 
Wahrheit geltend machen möchten, daß nämlich auch eine im Princip oder vom Standpunft der 
Theorie fehlerhafte Steuer durch längern Forbeftand ſich jelber heile, d.h. in das Volksleben 
und die Volkswirthſchaft vergeftalt verwachſe, daß, ohne Unterfchied , wer die Vorausbezahlung 
leifte, gleichmol die definitive Zahlung nur von den wahrhaft Pflihtigen, d. h. nad) dem Ber: 
hältniß des Reineinfommens oder Neinertrags geichehe. Wir wollen anerfennen: etwas an 
der Sache ift wahr. Manche nad) ihrem nächſten Titel oder Fuß verwerflice Steuer gleicht fich 
durch die mitteld des Verkehrs gefchehende Uberwälzung von einer Perfon auf die andere oder 
bon einer Cloſſe auf die andere wenigftend einigermaßen oder annähernd aus; allein dieje blos 
hier und da flattfindende, dabei immer von manderlei Zufälligfeiten abhängige und durchaus 
keine fefte Berechnung zulaffende, auch jedenfalls nur höchſt unvollftändige Ausgleihuug kann 
keine Rechtfertigung fein für ein, ftatt auf echte Princivien, zumal des Rechts, auf blos 
vage Vorausſetzungen gebauted und die Heilung lediglich dem blinden Zufall oder ver fich felbft 
überlaflenen Wechſelwirkung der Bürgerclaffen vertrauendes Steuerfuftem. Cine durchgreifende 
Reform ded Steuerweſens erſcheint bei ven täglich Höher gefpannten Foderungen der Staatsfi— 
nanzen und bei ven täglich lauter werdenden Klagen der duch die Laft der Abgaben ſchwer ge— 
drückten Claſſen eine unerlaßliche Aufgabe für unfere Zeit. Zu ihrer Löfung ift aber vor allem 
nöthig, von dem blos wirthfchaftlihen Prineip des Reineinkommens oder Neinertrags hinauf: 


Auflagen 21 


megen zu einem böhern, namentlich zu einem Rechtsprincip, mit welchem ſodann das wirth— 
erlide in Einflang zu fegen, d. h. ihm unterzuordnen, alfo nicht weiter anzumenden ift, als 
Sad Rest es erlaubt. 

Reineinfonmen und Reinertiag fünnen nimmer ald eigentliche Rechtstitel der Steuerfo: 
verung geltm ; höchſtens können jie das Maß der wirthſchaftlich unnachtheiligen Eindringlichkeit 
ver dederung beſtimmen, oder der beharrlichen, d. h. nachhaltigen Zahlungsfähigkeit des Schuld: 

ners aerdie Schulvigfeit jelbft muß einen Titel haben, weil Zahlungsfähigfeit und Schuld 

midt ins und Daſſelbe find. Ja jelbft blos wirthſchaftlich betrachtet, hat jenes gepriefene Prin— 

9, außer ven Ihon oben dagegen angeregten Bedenken, nod weiter die nachſtehenden gegen 
#6, ai einerſeits auch Durch die bloße Beiteuerung des Reinertrags die fünftige Production faft 
nechwendig vermindert wird, indem der Befteuerte den Betrag der Steuer, wäre er davon frei 
geblieben, entweder als Unternehmer zur Vermehrung feines productiven Gapitald würde ver- 
werte, oder als lururiöfer Berzehrer damit andern productiven Arbeitern Beihäftigung und 
Berinft, demnach Grmunterung zu größerer Production würde gegeben haben. Und umge- 
Eebet it klar, Ddaß eine ſelbſt über den Betrag des nach der gewöhnlichen Berechnung des Rein: 
“tonmens hinausgehende Steuer keineswegs nothwendig die künftige Production oder das 
Bnftige Reineinfommien vermindert, indem bis zu einem gewiflen Grabe hin ihre Wirfung fein 
xrd den Befteuerten entweder zu größerer Bleifanftrengung, alfo zur Vermehrung ver Pro 
metion, oder zu größerer Sparjamfeit, aliv zur Verminderung der Ausgabe zu beftimmen. 
Ind nicht minder einleuchtend ift, daß, je nad) der Verwendung der Steuern, indbefondere nad 
va Verhältniß ihres Zurüdfließens in die verſchiedenen Glaflen ver Gejellichaft, jie gar mohl 
Ane Belebung ver Induftrie oder überhaupt der Production bewirken, demnach für die Zufunft 
an reined Einfommen ſchaffen fönnen, wo man etwa noch gar feind heraudcalculirt hat, oder 
mäjenige vermehren, welches man bereits als wirflih vorhanden erfennt. Davon, daß das 
Brincip , welches die Zahlungsfähigkeit mit ver wirklichen Schuldigfeit verwechſelt , in der Gon= 
jeruenz zu ganz ungemeffenen Foderungen an die Reichen führen könnte, wollen wir gar nichts 
erinnern , indem die diesfalls inconſequente Praris in der Regel die Reichen ſchont und nur die 
Armern drüdt. 

Das Rebtöprincip für die Befteuerung, für weldes man jo ziemlich allgemein die Gefell: 
Haftpflicht der Staatdangehörigen aufftellt, freilich ohne demſelben bei der praftifchen Anwen 
danq getreu zu bleiben, wird näher beftimmt durch die Idee der Gleichheit, d. h. hier, weil die 
Behlthaten des bürgerlichen Vereins nicht Allen in gleihem Maße zufließen, durch die Idee der 
Berbältnigmäßigkfeit. Nah dem Mafe der Theilnahme an den Wohlthaten des Staatdvereind 
ſell auch die Beitragäpflicht (welche nad den fünftlihern Verhältniſſen der civilifirten Staaten 
an die Stelle faft der ganzen Summe der urfprüngligen Bürgerpflidten getreten ift) ſich richten. 
Welches ift nun dieſes Map? 

Vom Staate empfängt zuvörderſt ein Jever den Schuß für feine Perjon und feine Familie, 
na Jedem gleichviel werther oder wenigftens feiner verſchiedenen Werthihägung nad) Far zu 
Tage liegenden Merfmalen empfänglicher Schutz. Die Familienzahl zwar könnte eine ſolche Ver— 
iedenheit begründen, doch tritt ein jedes Familienglied auch im eigenen Namen, etwa als wer⸗ 
deuder Staatöbürger auf und wird, wenn er einmal die Selbftändigkeit erlangt hat, gleich An— 
dern feine Schulv an dad Gemeinweſen abtragen. Billig mag man daher von diefem Umſtand 
afeben,, weil ſolches der dürftigern Claſſe vortheilhaft iſt, und weil gleichwol neben der Steuer: 
licht noch einige andere gleihmäßig von allen Bürgern verlangte Leiſtungen übrig bleiben 

asbeſondere etwa die Miligpflicht, d. h. die Pflicht, das Vaterland zu vertheidigen),"welde als 
rjag für den perfönlih empfangenen Shut möchten geltend zu machen fein. Übrigens wäre 
sa Standpunft des ftrengen Rechts eine im Verhältniß zu den Unkoſten des Perſonenſchutzes 
ebene , demnach jevenfalld nur geringe Kopffteuer nicht eben unbedingt verwerflich, unter dem 
Borbebalt deö den Armen zu bewilligenden Nachlaſſes. Sie würde audy keinesfalls, jelbit nicht 
sen weitem, die Höhe derjenigen Steuern erreichen, melde unter den faft überall beſtehenden 
zirflib die Natur der Kopfiteuer an ji tragen, wenn aud) ohne ven verbaßten Namen derſel— 
ben, wie 3. B. die Saljfteuer und überhaupt die auf die gemeinen Bedürfniſſe gelegten Verzeh— 
nungsteuern. 

In Bezug auf die, abgefehen von dem perfönlihen Schug, weiter ftattfindende Theilnahme 
aren Wobhlthaten des Staatöverbandes gibt ed feinen der Wahrheit näher fommenden oder 
u juriftifchen Erfennbarfeit jo mohlgeeigneten Maßſtab, als die Größe des Vermögens und Er— 
zer, Für den Schng des Eigenthums und Erwerbs find ganz vorzüglich die Juftiz= und 
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Polizeiftellen errichtet und in fortwährender Thätigkeit; die Pflege und Erhöhung des Wohl- 
ftandes Ginzelner wie der Geſammtheit ift die Aufgabe der edlen Staatswirthſchaft und ihrer 
vielnamigen Anftalten; zum Schirm eben diefer Güter gegen äußern Angriff ſtehen die Heere 
ſchlagfertig und unterhandeln die Diplomaten; oder es kommen wenigſtens die Früchte der für 
das Wohl des Staatsganzen in Krieg und Frieden zu machenden Anſtrengungen den Einzelnen 
meiſt nach dem Verhältniß ihres Vermögens zu gute, ſowie in der Regel Jeder nur nach Maß— 
gabe ſeines Beſitzes und Erwerbs im Stande iſt, ſich jene Genüſſe, Annehmlichkeiten und Be— 
friedigungen aller Art zu verſchaffen, welche im eiviliſirten und wohlgeordneten Staat deſſen 
Angehörigen ſich darbieten. Ganz genau freilich wird dieſes Verhältniß niemals ſein, allein es 
iſt wenigſtens annähernd richtig, auch in der Anwendung einiger weitern Rectification durch 
modificirende Beſtimmungen empfänglich; und ſolange kein vollkommener entſprechendes aufge— 
funden wird, mag man um fo unbedenklicher ſich an jenes halten, da es zugleich auch den wirth— 
fhaftlihen Intereffen zufagt und jevenfalld feine einleuchtende Billigfeit ed der Zuftinmung 
aller Berftindigen und billig Denfenden empfiehlt. 

Wie aber it der theoretifch wohl anzuerfennende Grundſatz: Jeder werde befteuert nach 

Maßgabe feines Vermögend und Erwerbs, auf entfprechende Weiſe au praftifh auszufüh= 
ren? Bollftändig oder auf wahrhaft genügende Weiſe nit anders ald durd eine nad) dem 
Vermögens: und Ginfommendverhältniß jedes Ginzelnen bemeffene allgemeine und alleinige 
Vermögens- und Einfonmenfteuer, annähernd jedoch auch durd (zwar gefonderte, doch aus— 
nahnı3lofe und verhältnigmäßige) Befteuerung aller einzelnen Gattungen und Gegenftände des 
Beſitzes und Erwerbs. 

Bei der Bermögend= und Einkommenſteuer wird der Oefammtzuftand ded Vermögens jedes 
Einzelnen, folglih der Schulvdenftand nicht minder ald Beſitz, Foderung und Erwerb oder Er— 
werböfähigfeit der an ihn zu richtenden Steuerfoderung zu Grunde gelegt. Nicht von einzelnen 
Teilen oder beflimmten Gegenftänden ſeines Befigthums bat er Steuer zu bezahlen, fondern 
nur von allen zufammengenommen, d. h. nad dem Grgebniß der über jänımtlidhe Activ- und 
Paſſivpoſten angeftellten allgemeinen Berehnung oder eingefoderten beglaubigten Angabe. 
Findet eine ſolche allgemeine Unterfuhung orer Aufnahme des Vermögens bei ſämmtlichen Staats- 
angehörigen ftatt, fo wird die aus der Zufammenrehnung des Vermögens (oder Ginfommens) 
aller Steuerpflichtigen id ergebende Totalfumme des auf diefe Meife allein mit Zuverläjfigfeit 
zu ermittelnden Geſammt- oder Nationalvermögeng verglichen mit der Summe ver zur Beftrei: 
tung des Staatsbedarfs nöthigen Steuer, und es beſtimint ſich hiernach der Steuerantheil oder 
die Steuerrate für jeden Einzelnen von felbft. Bei diefer Befteuerungsweife und bei viefer allein 
ift es möglich und leicht, die zum Lebensunterhalt nöthige Summe — nit mehr und nicht ve: 
niger — völlig freizugeben , was dann aud billigermaßen bei Nichtarbeitern (d. h. Arbeitdun- 
fähigen oder Berbienftlofen) nicht minder ald bei den Arbeitern zu gefchehen hat. Daß übrigend 
bei ver Einfommendberehnung nur dad reine Einkommen in Betrachtung gezogen, d. h. von 
der Roheinnahme alle zur Bewirkung derfelben nöthige Borauslage abgezogen werben müfle, 
verfteht fih von felbft. Es wird aber dadurch, weil nämlich ſolche Vorauslage alsdann meift 
wieder ald Einnahme Anderer erfcheint, die Totalfunme des von der Steuerfoverung erreihba- 
ten Nationaleinfommens keineswegs bedeutend verringert, vielmehr, verglichen mit der fonft ge- 
wöhnlichen Art, das Reineintommen der Nation zu berechnen, noch anſehnlich erhöht. 

Zwei Hauptbedenfen indeffen ftehen der Ginführung folder allgemeinen VBermögend- und 
Einfommenfteuer entgegen. Zuvörderſt die Gehäfjigkeit der Vermögendunterfuhung und die 
Unzuverläffigfeit ver blos von den Steuerpflichtigen vorzulegenden Fafitonen ; fodann die Schwies 
rigfeit einer dem Zweck entiprechenden Chägung und Zuſammenrechnung der vielfach verſchie— 
denen Vermögens- und Ginfomnienstheile ver Quellen. Das erfte Bevenfen jedoch findet auch 
bei andern Oattungen von Steuern, namentlich bei ver Gewerbfteuer, dann aud, was zumal 
die Gehäſſigkeit betrifft, bei verfchiedenen Arten der indirecten Steuern flatt, und um eined großen 
Zwecks willen mögen Unannehmlidfeiten leiter gerechtfertigt umd ertragen werben, ald um 
nur geringeres Intereffe. Übrigens beſtanden ja auch eigentliche Vermögens: und Einkommen: 
feuern wirklich ſchon öfters (wenngleich nur ald Ergänzungs-, nicht ald alleinige Steuer); jie 
find alfo einzuführen, wenn aud beſchwerlich, doch nicht unmöglich. 

Das zweite Bedenken, welches nämlich in der Schwierigkeit der Berechnung liegt, hat zumal 
darin feinen Grund ‚daß wir nicht blos Vermögens- und nicht blos Ginfommenfteuer, fondern 
eine verbundene Vermögens: und Ginfommenfteuer verlangen. Wie laffen diefe dem Begriff 
nah weſentlich verfchiedenen Größen oder Gegenftände fih zu einer Summe vereinigen? 


. ’ 
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Int, wad noch vorangehend zu beantworten ift, warum foll überhaupt ſolche Vereinigung 
heinden ? 

Benn das ökonomiſche Princip vom nahhaltigen Ertrag blos das Einfommen, und zwar 

zur dad reine, wenn vom Vermögen die Rede ift, nur das fruchtbringende oder deſſen reinen 
&trag beſeuert wiſſen will, fo fovert dagegen das Rechtsprincip die Befteuerung eines jeden 
Beigtkumd , welches überall von Werth ift und wofür man den- Schuß ded Staats in Anſpruch 
uimmt Aber aud das wirthſchaftliche Intereſſe widerftreitet ſolcher Beſteuerung des unfrucht— 
bar Beigthums wenigfteng in dem Falle nicht, wenn daffelbe in ven Händen eines mohlhaben: 
des Befigerd,, welcher nämlich die dafür zu entrichtende Abgabe aus andern Duellen zu beftreis 
im vermag, jich befindet. Denn es ift eine offenbare Begriffsverwechslung (fließend aus den 
unfiaren BVorftellungen vom Nationalreineinfommen und aus der an die Sachen anftatt an die 
Berfonen gerichteten Steuerfoderung), wenn man die von einem Gegenftande zu -bezahlende 
Eiraer für identiſch Hält mit einer aus demfelben, d. h. aus deffen Früchten zu beftreitenden. 
Dandes Befigthum ift ohnehin bloß durch den freien Willen des Eigenthümers oder Durch deſſen 
Serftulden oder Berfäumniß unfruchtbar, anderes fann wenigftens zu Gelde gemacht und fo: 
drn diefes Fruchtkringend verwendet werden, und nirgends läßt jich ein Grund auffinden, wel: 
der ver Geſellſchaft zur Pflicht machte, ven jedenfalls mit gleihviel Aufwand, ald der Schuß des 
mabtbringenden Vermögens erheifht, verbundenen Schuß ded unfruchtbaren und mweldes in 
ver Hand eines mohlhabenden Bejigerd jich befindet, gleichwol unentgeltlich zu leiften. 

Weil jevoh nad unjerm Princip Vermögen und Einfommen, nicht jeded gefondert, fon= 
xrn nur beide zufammen ven wahren Maßſtab der Steuerfhuld für jeven Ginzelnen abgeben 
Sanen und doch nur gleihartige Größen einer Zufammenrehnung fähig find, jo muß hier für 
Kite in Frage ſtehende Factoren ein gleichartiger Anſchlag gemadt, d. h. e8 muß entmeder alles 
Sermögen nach einer billigen Schäßung in Ginfommen verwandelt, oder alles Ginfommen ca= 
pitalifirt werden. Das legtere ift die vortheilhaftere, d. h. minder ſchwierige und zugleich ein 
Earered Refultat darbietende Methode, wie aus nachſtehenden furzen Andeutungen erhellt: 

Zur Ausgleichung der verfhiedenen Arten des Gapitalvermögens unter fi genügt, daß man 

23 frudtbringende nad feinen wahren und vollen (mithin ganz vorzugsweiſe nad dem Ertrag 
beitimmten) Werth (fowie etwa verjelbe bei der gewöhnlichen Regulirung der directen Steuer, 
samentlih der Grund- und Häuferfteuer gefhätt wird) in die Steuerrolle aufnehme, das nicht 
faötbringende aber nad) Verſchiedenheit der Umftände (je nahdem es z. B. zwar factifh un: 
frutbar ift, Doch zum Ertrag könnte gebracht werden, wie etwa ein englifcher Garten ober 
ein todtliegendes Gelvcapital, oder folder fruchtbringenden Verwendung nur durch Verkauf 
und weitere Benutzung des Erlöfes empfänglih, wie z. B. Bücher, Kunftwerfe u. f. w., 
oder gar nicht empfänglich ift, wie etwa ein blos fiveicommiffarifch beſeſſener Schmud, eine 
Zimmersergoloung u. f. w.) nur zu zwei Drittel oder nur zu ein Halb oder nur zu ein Drittel 
oder ein Biertel oder ein Sechstel u. |. w. des fonjtigen Schätzungswerths in die Steuer ziehe. 
Gin großer Spielraum ift Hier dem billigen Ermeffen eröffnet; unferm Grundſatz genügt die 
Seterung einigen Anſchlags; wie groß, d. h. melde Duote des wahren Werth ausdrückend er 
aaqh den Hier vorkommenden vielfachen Unterfchieden fein folle, died zu beſtimmen ift nicht un: 
ſere Aufgabe. Eines jedod verlangen wir unbedingt, nämlich daß die eigentlichen elbcapitalien 
oder Actiofoderungen, welche die gewöhnlichen Steuerfgfteme ganz außer aller Berührung laf: 
fen, mit in die Steuer gezogen werben, und zwar die hypotheeirten nad) ihrem vollen Nenn 
xerth, die andern aber, ihrer geringern Sicherheit und größern Beweglichkeit willen, ent: 
erebend geringer. Ebenſo würde das zur Betreibung der Landwirthſchaft oder eined Gewerbes 
ser Handeld nöthige fire, ſowie das fi von felbft jeweild wieder erneuernde Betriebscapital 
sad feiner vollen Größe aufzunehmen, die zur Unterhaltung des firen Gapitald (3. B. ver 
Sabrifeinrihtungen, Maſchinen und Werkzeuge u. |. m.) nöthigen Summen aber gleihfalld 
citaliſirt und dergeftalt, nänılih als Capital einer alljährlich nöthigen (im Durchſchnitt bes 
teöneten) Boraudlage, von der Summe des firen Capitals in Abzug zu bringen fein. , 

Was nun dad Einfommen betrifft, fo find diejenigen Arten deſſelben, welche aus dem Be: 
iz eines Grundvermögend oder nugbar verwendeten oder angelegten Gapitald fliegen, durch 
en Bertbanihlag eben diefer Bapitale bereitd in Rehnung gebradt. Das Einfommen aber, 
zelhem kein ſolches harrendes Beſitzthum zu Grunde liegt, erhält natürlich eine ganz andere 
m wejentli geringere Schätzung. Wenn nämlih die Grundrente, dargeftellt etwa durch 
ven üblichen oder wahricheinlih zu erhaltenden Pachtſchilling, ihre ganz richtige Capitaliſi— 
tung durch den meift nad) ihr (dur Multiplication z. B. mit 20 oder mit 25) zu berechnenden 
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Grundwerth erhält, jo kann dagegen die Rente, welche blos perſönlicher Erwerb, fei ed nun Ars 
beitsjold , Unternehmungsgewinn, Penſion, Witwengehalt oder Apanage u. ſ. w., ift, durchaus 
nicht auf diejelbe Weife capitalifirt werden, weil hier bloßes Einfommen (und zwar theild mehr, 
theild weniger fländiges, theild mehr, theild weniger gejichertes) vorliegt, dort aber neben oder 
außer dem Einkommen aud noch das wirkliche Kapital oder der bleibende Fonds, woraus das 
Einkommen abfließt, im Beſitz. des die Rente Genießenden ift. Selbft bei lebenslänglihen und 
durch einen feften Rechtstitel geflcherten Nenten, z. B. Bejoldungen oder Benitonen von Staats- 
dienern, wird mit Billigfeit kaum die Hälfte zur Grundlage der Gavitalifivung zu nehmen, alfo 
das Ganze etwa blos mit 10 zu multiplieiren jein. Cine nod weit geringere Capitaliſirung 
aber muß ftattfinden bei nur widerruflich verliehenen Gehalten und bei blos zeitlichen Arbeits⸗ 
verdienſt, ſei ed durch Liedlohn, Tagelohn oder durch Arbeit für eigene Rechnung in Landwirth— 
ſchaft, Gewerbe, Handel oder geiſtiger Thätigkeit. Übrigens wird auch die bloße Arbeitsfähig— 
keit (wofern nämlich die Gelegenheit zum Verdienſt nicht fehlt) in den Anſchlag aufzunehmen 
fein (wenigftend bei Soldyen, deren übriges Einkommen ven Lebensunterhalt nicht deckt, oder 
welche auf ganze oder theilweije Steuerbefreiung Anſpruch machen), doch, verfteht ih, nur Die 
gemeine Arbeitöfähigkeit, nicht aber die höhere, z. B. fünftlerifche. Die legtere Fann nurnad) dem 
wirklich ftattfindenden Verdienft in Nehnung kommen. Eine vielfahe Abftufung, je nad dem 
Grad der Sicherheit und der Dauer, findet bier ftatt; aber es ift leicht möglich, durch einen nad) 
‚ dem Ermeſſen der VBerftändigen jener Abftufung entiprehenden Fuß der Gapitalifirung alle 
Rechts- und Billigkeitöfoderungen zu befriedigen. Cine blos ein für allemal, d.h. ohne Aus= 
fit auf periopiiche Wiederholung ftattfindende Einnahme, z. B. ein Lorteriegewinn, eine em= 
pfangene Schenkung, ein aus einer vereinzelten Speculation hervorgegangener Gewinn, wird 
gar nicht zu capitalijiren, ja (wenn nicht ganz bejondere Titel zu einer eigenthümlichen Bejteue- 
rung aufgeftellt werben) nicht einmal nach dem einfachen Betrag in die Steuerrehnung aufzu— 
nehmen fein. Erjt dann, wenn eine folde einmalige Einnahme zur Erwerbung eines dauernden 
Beſitzthums verwendet oder als ein wie immer geftaltetes Capital nugbar angelegt oder über— 
haupt ein Befiggegenftand daraus gebildet wird, fällt fie billig, wie jedes andere Beſitzthum 
und Gapital, in vie Beftenerung. 

Wir enthalten ung der umftändlihern Entwidelung der für die allgemeine Bermögens- 
und Einfommenfteuer in den voranftehenden Sägen ſummariſch aufgeftellten Principien. Die 
Zeit ift noch nicht erfchienen, worin die praftifche Realifirung ihrer theoretiſch faum beftreitbaren 
Idee zu erwarten wäre. Theils vie allen vermöglicern Claſſen, ja jelbft vielen Individuen der 
nit vermöglidhen gemeinfhaftlihe Scheu vor Vermögensfaffion oder gar Bermögensunterju= 
hung widerſetzt ji der Einführung diefer Steuer. Mehr noch thut ed der Egoismus ver Rei— 
hen ober der fonft in der Gejellihaft Höherftehenven, mithin überhaupt der Ginflußreidhern, 
welche nämlich gar wohl einfehen, vaß fie nad dem Syſtem der allgemeinen VBermögend = und 
Einfommenftener jehr viel mehr zahlen müßten ald nad) den jegt beftehenden Syſtemen. 
Endlich trägt nod die Allgewalt der Übung oder der Gewohnheit, des Schlendriand und des 
längft eingewurzelten Vorurtheild dazu bei, Die Foderungen der gefunden, zumal rechtlichen 
Vernunft in Bezug auf das Steuerweſen vielleicht noch auf lange Zeit praktiſch unfräftig zu 
maden. Wir felbft anerkennen manderlei wirkliche Schwierigkeiten der Ausführung und be— 
fhränfen daher zur Zeit unfere Foderung gern auf ein Abgabenſyſtem, weldes dem Zweck mes 
nigſtens annähernd entfpreche, und welches daher, wenn es aud eine Anzahl nach dem Gegen 
fand verſchiedener Steuern ind Leben ruft, dennod zu feinem entferntern Ziele die thunlichfte 
Realifirung der Idee hat, jeden Einzelnen nad Maßgabe feines Vermögens und Einkommens 
zu befteuern. Dabei huldigen wir aber keineswegs der Anficht Derjenigen,, welche meinen, daß, 
jei das Steuerfyftem auch, welches ed wolle, die vom Recht gefoderte Ausgleihung — den 
Claſſen und individuellen Mitgliedern der Geſeufchaft von ſelbſt durch die Natur der Dinge, 
insbeſondere durch die Wirkungen des Verkehrs ſich wenigſtens nach Verlauf einiger Zeit un 
fehlbar einftellen werde. Wir halten vielmehr dieſe Meinung für eine ververbliche und unfelige, 
weil das Gewiflen der Steuergejeggeber einfchläfernde und zu den willfürlichften Berrüdungen 
ermunternde. Aller auf folde von felbft ſich ergebende Ausgleihung, auf ſolche Überwälzung 
ber von einer Claſſe getragenen Laſt auf andere dazu mehr Geeignete over natürlich Verpflichtete 
gebaute Caleul ift ſchwankend, fundamentlos und in der Negel durchaus falih. Wenn z. B., 
um nur einige nächftliegende Berhältniffe zu beleuchten, eine auf das Brot oder auf das Salz 
gelegte Abgabe damit gerechtfertigt werden will, daß fich hiernach auch der Preis des Arbeits: 
lohns erhöhe, demnach, ohne reelle Bedrückung der Arbeiter, dadurch nur die von den Arbeits: 
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ken, aljo von den Reichern, zu leiftende Abgabe erhöht, oder auch überhaupt den Conſumen⸗ 
wer verfibiedenen Arbeitöproducte eine für fie leicht zu erſchwingende Preiserhöhung bereitet 
wre ‚jo muß man dagegen fragen: wird die Erhöhung des Arbeitslohns auch im Verhältni 
vr Kinperzabl flattfinden? Sodann, wird fie nicht eine Verminderung der Nachfrage nach Ar— 
sit derrertringen ? Wird fie auch denjenigen Arbeitern, weldye eben darum oder aus andern Ur= 
indpen feme Arbeit erhalten, zu gute fommen? Und woraus follen Nidtarbeitende, d. h. Ar: 
beitiunübige, 3. B. Greife, Witwen, Kinder, welche blos von den Zinjen ihrer eigenen oder 
ver äerlichen Fleinen Eriparniß leben, ſich entihädigen? Ebenſo, wenn der durch die Steuer 
schöne Preis des Brotes, des Weines u. f. mw. eine Verminderung der Gonfumtion hervorbringt 
zu Dadurch der Landmann, um feine Erzeugniffe an ven Mann zu bringen, zum Berfaufe unter 
des Preife genötbigt wird, und wenn überhaupt durch die mancherlei meift auf den Grund zu= 
tudiallennen Steuern die reine Grundrente erfhöpft oder doch weit über Gebühr und Verhält- 
nis beläftigt wird, wer entſchädigt den Gigenthümer, d. h. die Grundmafle ver Nation? Eine 
Benökeigerung ifi nicht in jeiner Macht; das Gejeg der Concurrenz beftimmt bier den Preis; 
zu wenn der Bauer aud in der Eigenſchaft ald Arbeiter ven zum Lebensunterhalt nötbigen * 
Sohn ſich noch erwerben kann (beim Knecht allerdings wird dieſes der Hall fein, beim Eigenthü— 
zer ſelbſt aber oftmals nit), jo bezieht er jegt wenigftend in jener ald Gigenthümer feine 
Srumdrente mehr oder blos eine wefentlich verringerte. Nun wird man freilich ſagen: wenn die: 
S auf bleibende oder länger dauernde Weife ftattfinvet, fo finft eben ver Preis der Grunpftüde, 
md die Käufer derjelben beziehen nun gleihwol wieder die ihnen billig gebührende, d. h. im 
Serbältnig zu dem auf den Ankauf verwendeten Gapitale ftehende Grundrente. Aber darin liegt 
km Troft für die ganze Maſſe ver gegenwärtigen Befiger und ihrer Familien. Sie alle haben 
ven fhmerzlihen Raub eines mehr oder minder großen Theils ihres Capitals, ihres wohlerwor⸗ 
senen Gigentbumsd, erfahren. Es ift aud fein Troft für Alle, welche einen Grund erft urbar 
naden oder durch £oftjpielige Anlagen verbeilern, aljo ein — der Steuer wegen durchaus nicht 
feiner gemordened — Geld: und Arbeitscapital bineinlegen, welches ihnen dann doch die ge= 
bührenven Zinfen nicht trägt. Es ift endlich fein Troft oder feine Entfhädigung für die Nation, 
welche vielmehr in der allgemeinen Verringerung des Grundwerths und der Örundrente an dem. 
Hauptbeftanbtbeil ihres Gefammtvermögend und Reineinkommens die empfindlichfte felbfteigene 
Ginbuße erleidet. 

&3 wäre leicht, audh bei andern Arten von Steuern, wobei man ſich auf die durch den Ver— 
fer von ſelbſt eintretende Heilung verläßt, gleich augenſcheinlich zu zeigen, daß ſolche Voraus⸗ 
jungen nicht nur ſtets höchft zweifelhaft, ſondern in ver Regel völlig falſch ſind, ja daß oft= 
wald, anflatt der erwarteten Überwälzung der Steuer auf die wohlhabendern Glaffen oder 
Ginzeine , gerade das Gegentheil eintritt und die fhon im Urfprung oder nad ihrer unmittel: 
baren Erhebungsweiſe oder nächſtliegenden Wirkung drüdende Steuer bei ihrer Überwälzung 
auf Andere noch verderblider und noch ſchreiender ungerecht wird. Auf ſolche Gefahr hin eine 
Steuer aus zuſchreiben, welcher nicht ein wahrer Rehtstitel der Foderung gegenüber dem dadurch 
unmittelbar Bejteuerten zu Örunde liegt, fondern zu deren Einführung etwa blos Gründe der 
Bequemlichkeit , Leichtigkeit oder größern Ergiebigkeit beftimmen, ift aljo ftetö ungerecht, mithin 
voerflih. Mag aud mitunter einige Heilung durch die Natur der Dinge und deren complis 
one Wechſelwirkung eintreten (gar manche Verkehrtheiten der Menſchen, gar manche Misgriffe 
vr Rachthaber fallen ſolcher Heilung durch die gütige Natur anbeim!), die dadurch unmittelbar 
— md wäre ed aud nur für furze Zeit — bewirkte Verlegung und die jedenfalls auf mehr 
"er weniger Einzelnen unausgeglichen fortlaftende oder bei der Überwälzung auf Andere für 
sizie derielben nod härter werdende Beſchwerde bleibt immer ein entjcheivdender Grund der 
Iemwerfung. Nur wenn die. Steuer an fid) auf einem gegen den Bejteuerten lautenden gültigen 
Tel oder Foderungsgrunde beruht und von Seiten der Staatögewalt Alles, was von ihr ab— 
hust, geihehen ift, um die vom Recht gebotene Gleichheit oder Verhältnifmäßigkeit der Laſten⸗ 
setheilung herzuftellen, mag fie Demjenigen, was dann nod) weiter durch die Natur der Dinge 
ur Bervollftändigung jener Zwederreihung oder überhaupt zur Erleichterung der Laſt für die 
ver Erleichterung Bedürftigen bewirkt wird, mit Befriedigung zujeben und über Das, was dies: 
als nicht geihieht, jich beruhigen, weil ed dann nicht mehr ihr zum Vorwurf gereiht. So 
sr z. B., wenn bie bei allen Einzelnen herumgehende Steuerfoderung einen Jeden möglichft 
iezau nah Maßgabe jeined Vermögens und Einkommens in Anfprud genommen hat, jeder 
under Wohlhabende allerdings juhen, die von ihm zu bezahlende Steuer entweder durch ver: 
arten Arbeitöfleiß, oder durch Erſparung an entbehrlihen Genüſſen, oder aber, wofern bie 
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Gunft feiner Stellung ihm ſolches möglich macht, durch Überwälzung auf Andere, namentlich 
durch Preisfteigerung der denjelben zu verfaufenden Güter oder Arbeiten, wieder hereinzu- 
bringen, und es wird, zumal durd das legtere Mittel, in der Negel einige Überwälzung auf 
Wohlhabendere ftattfinden, was dann factifch ein Gutes ift und feinem Nechtöbedenfen unter— 
liegt. Findet ed aber auch nicht ftatt, oder nur in geringerm Maße, fo ift gleichwol gegen die Re— 
gierung fein Grund der Klage vorhanden, wenn nur dad von ihr feftgeftellte Steuerſyſtem auf 
die natürlide, d. bh. nad Verhältniß des Vermögens und Ginfommens fteigende Schulvigfeit 
oder Beitragspflicht aller Einzelnen bajirt ift. 

Ein ſolches Steuerſyſtem würde nicht nur jenes der alleinigen (und an jeden Einzelnen per: 
fönlih nad Maßgabe ver Geſammtſumme feined Bejiged und Erwerbs die Foderung ftellenden) 
Bermögens = und Einfommenfteuer fein, fondern aud ſchon dasjenige, welches alle Gattungen 
des Bermögend und Einkommens, folglich die Sachen jelbft, ohne Unterſchied des Beſitzers oder 
Ermwerbers, feinem Anſpruch unterwürfe und für jede ſolche Gattung eine eigene oder befondere 

Steuer aufftellte. Alle Güterquellen, zumal aber jede ihnen wirklich entfließende Einnahme, 
als Grundrente, Arbeitöfold, Unternehmungsgemwinn und vielnamiger Gapitalzind, würden nad 
diefem Steuerjyfteme mit verhältnigmäßigen Abgaben belegt, demnach dad Princip der directen 
Beſteuerung dadurd in möglichfter Vollftändigkeit in Ausführung gefegt werden. Man hätte 
hiernach zuvörderſt eine wohlregulirte Grundſteuer und Grundgefällfteuer, ſodann eine Häu— 
ferfteuer (menigftend in Bezug auf diejenigen Häufer, deren Werth nicht oder infofern nicht 
bereit8 in dem Anſchlage der von ihnen aus bewirtbichafteten und eben darum höher veranfhlag- 
ten Grundſtücke mit enthalten ift), alfo eigentlich eine Steuer auf den aus dem Haufe zu beziehen: 
den oder durch Selbftbemohnung erfparten Miethzins. Es folgte hierauf die Gewerbfteuer, in 
fi enthaltend nicht nur den Arbeitsfold, fondern auch den Ertrag des Einrichtungscapitals (ale 

. Gebäude, Maſchinen, Geräthſchaften aller Art) und jenen des Vetriebtcapitald (mozu die Un: 

terhaltung der Einrihtungägegenftände, ſodann der Arbeitölohn der Gehülfen und die Anſchaf— 
fung der zu verarbeitenden Stoffe ıt. |. w. gehören), auch etwa den mit Zuverficht zu erwarten: 
ben Unternehmungsgewinn (nad mäßiger Durchſchnittsberechnung) und alle Gattungen der 

Induftrie (fomit unabhängig von der Grundfteuer aud die ländliche wie die ſtädtiſche) umfaf- 
fend. Zu diefen faft überall vorhandenen Steuern müßte aber nothwendig noch die fo vielfad 
angefochtene und doch vom Recht unbedingt gefoderte eigentliche Gapitalienfteuer fommen, weil 
ohne jie ein Hauptbeftandtheil de3 Nationalvermögens und eine Hauptquelle des Einkommens 

ber Einzelnen vom Beizug zu den Staatölaften zur empfindlichften Beſchwerde aller Nichteapita- 
liften und zu großer Benadtheiligung ded gemeinen Wefend befreit würde. Zur Befteuerung 
der unter den biöher aufgeführten Güterquellen noch nicht enthaltenen oder nad) einem andern 

Mapftab zu ſchätzenden Einfommensarten, z. B. Befoldungen, zumal der Privat- und Eorpo= 

rationd= und Gemeindebedienfteten (denn bei Staatödienern ift die bleibende Befoldungsfteuer 
größtentheils illuſoriſch), jodann des aus der Ausübung freier Kunft oder Wiſſenſchaft fließen: 
den, dem Lohn für mechanijche Arbeiten nicht wohl zu vergleichenden Ehrenfolds, wie jenes ber 

Arzte, der Sachwalter, Schriftfteller u. f. w., würde eine eigene Steuer einzuführen fein; und 

es beſteht dieſelbe auch bereit3 in mehren Staaten, wenn aud unter verfchievenen Formen und 

Benennungen. In der Regel wird jie ald Glaffenfteuer ausgeſchrieben, d. h. mit erhöhten Ra= 

ten oder Procenten je nach beftimmten Abftufungen ver Einfommensfumme. Aber die Foderun: 
gen des ftrengen Rechts wären nicht befriedigt, wenn nicht auch ned für das unfruchtbare, na— 
mentlid für dad Mobiliarvermögen eine, jedoch allerdings mäßige Steuer gelegt würde. Die 

Andeutung des hier etwa billig aufzuftellenden Beftenerungsfußes ift fehon oben bei den Sägen 

über bie allgemeine Bermögend= und Einfommenfteuer gegeben. Auch ift nur die Frage ob? 

Hier von Wichtigkeit, d. h. zum Ganzen des Syſtems gehörig. Über die Frage wie viel, wenn 

einmal das Ob ausgemacht ift, wird man ſich leichter verftändigen. Selbft eine Kopffteuer findet 
in biefem Syftem einen Plag, weil in der That au der Kopf ein den Schuß des Staats an- 
ſprechendes und nenngleih an und für ſich feinen Ertrag abwerfendes, doch für den Beſitzer 
werthvolles Gut ift. Unfere Anfiht darüber Haben wir bereits oben ausgefproden. Wenn oder 
infofern eine VBerzehrungsftener nad) Gegenftand und Wirkung die Natur einer Kopffteuer an: 
nimmt, jo mag auch jie gleihmäßig zu verteidigen oder mit dem Nechtöprincip zu vereinbaren, 
jedoch auch in diefer Eigenſchaft wenigſtens als eine unnüge Weitläufigkeit in Erreichung eines 
ganz leicht auf dem geraden Weg zu erreihenden Ziels zu miäbilligen fein. 

Nur die fogenannten indirecten Steuern find nad diefem Syſteme unzuläffig. Ihre Ein: 
führung, fo lockend und verführerifch die dafür vielftimmig geltend gemachten Gründe frien, 
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zellen Galeul, welcher der diresten Beſteuerung zu Grunde liegt oder zu Grunde liegen 

A nieder um und verjegt und rein auf den Boden der Willfür. Die indirecten Steuern haben 
æreder die Berzehrung zum Gegenſtand, oder gewiſſe willfürlih zum Anlaß der Steuerfo: 
ieung ertlärte Handlungen oder Ereignijfe. Die VBerzehrung oder Ausgabe aber:ijt ja gerade 
nd Gegenteil der nach Rechtsprincipien der Befteuerung unterftehenden Grwerbung, und 
niär® amderfinniger als die Behauptung, daß Jeder nur verzehre, wenn oder infofern er bei 
Vermeöge it, und DaB demnach die Verzehrung ein wirklich vorhandenes Ginfommen oder Be- 
Asian fund thue. Man verzehrt — in den bier allein oder vorzugsweiſe in Betrachtung kom: 
meden Gegenftänden des wahren Bedürfniſſes — nicht eben, wenn man Geld bat, fondern 
zern das Bedürfniß drängt. Man verzehrt oft auf Eredit oder mit erborgten Gelve, und die 
adirerte Steuer erjchwert jodann auf tyranniſche Weife die Schulvdenlaft des Bedürftigen. Iſt 
aber die indirecte Steuer gar nur auf Handlungen oder auf Greigniffe gelegt, die weder mit Er— 
zehn mit Genuß in wahrem Zufammenhang ftehen, fo ift jie nichts Anderes ald Raub und 
als Berböhnung ded heiligen Eigenthumsrechts. Ausgenommen hiervon find blos jene Hand— 
kungra oder Greigniffe, welche zugleich einen VBorempfang von Staatdwohlthaten bei dem zu 
Sheuernden mit ſich führen oder in Anſpruch nehmen, wofür aljo aud ein Präcipualbeitrag 
wäh eine befondere Abgabe nad) Billigkeit zu leiften fein mag. Hierher gehören die nach billi= 
zu Berhältnig zu ſolchem Vorempfang (aljo nicht übermäßig, wie in der Praxis gewöhnlich 
eiöieht) zu erhebenden Gerichts⸗ und Polizeitaren, Gebühren oder wie fonft benannte befon= 
ne Abgaben. 

Das alle Hauptgattungen des Bejiges und Erwerbs gejondert in Anſpruch nehmende Steuer- 
en ift mit jenem, welches die alleinige Vermögens = und Einfommenfteuer eingeführt wiflen 
„U, infofern übereinftimmend, daß es für Begründung jeder Steuerfoderung einen Rechtstitel 
dr nöthig hält und foldyen Rechtötitel in der Theilnahme an ven Wohlthaten des Staatsvereins, 
xſchat allernächſt nad; dem Maß des Beligesd und Einkommens (morunter der Genuß von 
elbſt fhen mitbegriffen ift), am erfennbar genaueiten ausgedrückt findet. Es ift aber weſentlich 
serjieden von ihm darin, daß ed jih an vie Sachen oder Erwerböquellen als ſolche hält, nicht 
ber am die Berfonen oder perfönlicdhen Verhältniffe, daß ed gewiflermaßen jene Saden und 
Duellen jelbft als behaftet mit einer Schuld gegen die ven Schu (wie eine Axt von Affecuranz) 
ende Gejammtheit betrachtet und daher, abſehend von allen andern Verhältniſſen ded Be: 
fraerten ‚ ihn lediglich ald Befiger jener beflimmten Sachen oder Einnahmequellen mit entfpre: 
Senden Abgaben belegt. Bei diefem Syftem kann alfo feine Rede jein von Abzug der Schulden 
us ebenjo wenig (mit Ausnahme etwa der Glaffenfteuer) von Freigebung der zum Lebendun: 
terhalt nötbigen Einnahme, ebenfalls nicht von Berüdfihtigung der perfönlichen Erwerbsfähig— 
keit, edfeidenn, infofern diefe ſelbſt auch ald eine mit einer eigenen Steuer zu belegende Sache 
oder Duelle erfcheint. Die alte, des jelbfteigenen Erwerbs durchaus unfähige Witwe, die ſchwache 
Baife, wenn jie nichts ald einen Grund befigen, der ihren Lebensunterhalt nicht zum vierten 
Theile dedt, oder der Eigenthümer, auf deilen Grund eine deſſen vollen Werth verſchlingende 
Eäulvenlaft ruht, haben von ſolchem Grund ganz gleichviel zu entrichten, ald der neben demfel- 
ben aech Millionen anderes Vermögen bejigende oder als der ſchuldenfreie und durch jelbfteigene 
Irkeit den geroppelten Bodenertrag gewinnende Mann; wogegen nad dem Syſtem der allge: 
mein Bermögend: und Einfonmenfteuer man nicht von den einzelnen Güterftüden oder 
Ginsahmequellen, fondern blos von dem Gefammtvermögen die Abgabe entrichtet, ald eine 
ach der Größe deilelben zu bemeſſende perjönlihe Schuld, und die Wohlthat der Befreiung fo: 

lange genießt, ald nicht die Einfommendfumme (verbunden mit der perſönlichen Erwerböfähig- 
kif)die zur Deckung des Lebendunterhalts nöthige Summe erreicht. 

Ungeachtet viefer wejentlihen Nachtheile und aljo nur unvolllommenen Rechtsbefrienigung 
eütse man gleichwol ſolches Syſtem der Beftenerung der Sachen, anftatt jener der Perfonen, 
h6 gefallen laffen können, wenn nur wenigftend die VBollftändigkeit der Ausführung ftattfände 
ws wenn nicht feine Reinheit durch Beimifhung von noch andern Steuern, die blos auf das 
Seineip des Habens oder Nehmens gebaut find, getrübt würde. Aber vie faft durchgängig in 
Isihung befindlihen Syfteme unterftehen diefem doppelten Vorwurf. Nicht nur befreien fie, 
gen faljher Anwendung ded Grundfaged vom nahhaltigen Ertrag oder von der Befteue- 
ungsfähigkeit blos ded Ginfommend, die unfrudtbaren, d. 5. fein Einkommen abwerfenven 
Siter nicht (mie Fahrniſſe, Koftbarkeiten, Kunftfanmlungen u. |. w., auch baares Geld) oder 
tr äuperft gering (wie Schlöffer , Zuftgärten u. ſ. w.), fondern ſie geben fogarein Drittel over 
‘a Biertel deö gefanımten Nationaleinfommend (d. h. des Einkommens der Einzelnen) frei, 
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nämlich das, wiewol fruchtbringende, Geldcapitalvermögen, oder die ungeheuere Mafle der von 
Privat: und Staatögläubigern bezogenen Zinfe; und wenn jie zum Erjag für jolhe Mängel 
defto größere Summen durch indirecte Steuern eintreiben, jo geſchieht dieſes theild auf ſolchen 
Wegen, worauf (mie bei den Verzehrungsfteuern) nicht blos die von der directen Steuer ver= 
ſchont Gebliebenen, ſondern Alle, aljo audy die durch diejelbe bereit über die Gebühr Beläftig- 
ten, gleihmäßig oder auch nad) ganz zufälligen, mit dem Vermögen in gar feiner Verbindung 
ftehenden Verhältniffen oder Bedürfniffen ind Mitleiven gezogen werben; oder e8 werben gar, 
mit völliger Verlaffung alled Rechtsbodens, vein willkürlich aufgeftellte Anläffe, Greigniffe oder 
Handlungen, welche nämlich eine leichtere Gelegenheit zum Baden oder Habhaftwerven darbie⸗ 
ten, zur Steuererhebung, für welche es dann gar fein Maß und Ziel mehr gibt, benugt 
oder misbraudt. So die den Erfah der Verwaltungs = oder Erhaltungsfoften oder die billige 
Schäpung ded Vorempfangs üherfteigenden Poſttaxen, Straßengelvder, Juſtiz- und Polizei- 
jporteln, Schenfungs=, auch Immobilienverfaufsaccife u. |. w. Bon ihnen allen, ſowie von den 
übrigen etwa minder vermerflihen Arten der indirecten und von jenen der directen Beiteuerung 
reden wir umftändlicher in fpäter folgenden eigenen Artifeln,. Hier genüge ed, auf Abgaben und 
Abgabenſyſtem einen allgemeinen Blick geworfen zu haben. 

Zur Bervollftändigung folhen Überblids find, da wir biöher nur die Geldabgaben, als die 
heutzutage weit vorherrſchende Gattung derfelben, im Auge hatten, noch einige Worte über Na= 
turalabgaben nothwendig. 

Nur im ganz einfachen Zuftand der bürgerlichen Geſellſchaft, worin einerjeit# die Staats— 
bebürfniffe noch jehr gering und zu deren Befriedigung theild die unmittelbaren Leiftungen der 
Bürger, theild der Naturalaufwand genügend find, andererfeits aber wegen Mangels an Ver: 
kehr ven Staatsangehörigen ſchwer oder unmöglich ift, fi die zur Steuerzahlung nöthigen Geld⸗ 
mittel zu verfhaffen, fönnen Naturalabgaben ald zweckmäßig und gut erſcheinen; und vergeftalt 
beihaffen war auch wirklich der Zuftand der meiften Staaten, ald die Naturalabgaben darin 
auffamen oder ald vorherrfhendes Haushaltungsſyſtem fortvauerten. Wo immer fie nodh be: 
ftehen oder gerechtfertigt werden wollen, müffen auf jie, in Bezug auf Maß und VBertheilung, 
diefelben Grundfäge angewendet werden, welche für die Geldabgaben vom Standpunkte des 
Rechts und der Klugheit aufzuftellen find. Daifelbe geſchah freilich nur jehr unvollfommen in 
jenen toben Zeiten, indenen man fie einführte; denn nicht die Staatsweisheit that es, fondern jie 
gingen eben aus dem factifhen Zuftand jener Staaten gleihfalls factifch hervor und murzelten, 
mad insbeſondere die mittelalterlihen Staaten betrifft, mebr in dem Boben des zu deren Bau 
und Ginrihtung gevanfenlos miäbraudten Privatrehtd, ald in jenem des echt öffentlichen. 
Das Staatshaushaltungsfuftem, das ſolches aus beiden bizarr gemifchte oder Zwitterrecht zu 
feiner Grundlage hatte, nämlich dad jogenannte PBatrimonialfoftem (deſſen nähere Charafteri: 
firung wir einem eigenen Artikel vorbehalten), wid) endlich dem der Idee nach rein dem öffentli: 
hen Recht angehörigen landesherrlichen oder wahrhaft ftaatsrechtlichen, welches jedoch Feines: 
wegs rein, fowie jein Begriff ed erheifcht, eingeführt ward, fondern mit einer Menge von Trüm: 
mern bed alten Patrimonialſyſtems vermiſcht und belaftet blieb. Neben ven jegt aus dem echten. 
Titel des öffentlichen Rechts eingefoderten Steuern, d. h. den aus Geſellſchaftspflicht von allen 

. Staatdangehörigen als folden zu leiftenden Beiträgen, ließ man meift die alten Patrimonial: 
laften fortbeftehen, obſchon auch fie großentheild im Urfprung wahre Steuern geweſen waren 
und nur im Verlaufe der Zeit, wenn auch zum Theil fortwährend zur Dedung der Staats: 
bedürfniffe dienend, nah Gegenftand, Maß, Erhebungsart und Übertragbarkeit die fheinbare 
oder wirflihe Eigenſchaft von Brivatjchuldigkeiten angenommen hatten. Die bisher nur einfach 
Pflihtigen wurden nunmehr aus zweierlei Titeln zugleih, mithin in gedoppeltem Mage zu 
Beiträgen angehalten, d. b. ed wurden nicht nur die wahrhaft privatredhtlihen Laſten, wie 
Gülten, Bodenzinſe, Erbzinfe u. f. w., neben den neu eingeführten Steuern forterhalten 
(was recht und billig war), jondern aud die urſprünglich ald Steuer aufgelegten, d. h. aus 
Titeln des öffentlichen Rechts, z.B. zur Befoldung der königlichen Gewaltträger, überhaupt 
zur Befriedigung irgend eines Öffentlihen Bebürfniffes eingefoverten vielnamigen Abgaben, 
deren rechtliche Natur und Eigenſchaft man entweder vergeſſen hatte oder aus habfüchtigen Mo: 
tiven überſah. Die größere Zahl verjelben, menigftend der nad den Gewicht der Laft größere 
Theil beitand aus Naturalabgaben,, doch waren aud; gar manche in Geld zu entrichten. Wir 
haben bereits im Art. Abgaben einen nähern Blick auf fie geworfen. Hier bemerfen 
wir noch, daß unter der Herrſchaft ded neuen Syſtems ſolche Abgaben zum Theil ſogar noch 
ſchwerer als unter jener des alten wurden, indem einerjeitö mehre ehevem blos factifh aus dem 
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tielder Gewalt, melder nirgends auszuweichen ift, eingefodert wurden, während mar jeßt fie 
zundtlihen Shuldigkeiten ſtempelte durch den aufgeftellten Grundſatz, daß der Staat ober die 
Stuatögewalt (vermöge des jogenannten „jus eminens’‘ oder „ãußerſten Rechts““, welchen eine 
hehtjipe Jurisprudenz faft die Bedeutung eines allgemeinen Eigenthums über alle Sachen 
and Güter beilegte) befugt fei, von allen feinen Angehörigen ſich geben oder leiften zu laſſen, 
teilen immer er bevürftig fei, und andererfeits ſolche Bedürfniffe mit der fteigenven Civilifation 
fortwährend größer und ausgedehnter wurben. Dergeftalt erhielt namentlich das Lieferungs- und 
das Staatäfrohnftoften eine faſt grenzenloje Erweiterung, jenes zumal im Krieg, dieſes im 
Frieden und Krieg. Auch das Einquartierungsſyſtem, wonad den Duartiergeber aud) die Ab- 
gabe der Verpflegung zugemutbet wird, ift eine der Außerungen jenes heilloien Grundſatzes, 
daj der Staat überall zu nehmen berechtigt fei, wo er etwas feinen Bebürfniffen Zuſagendes fin- 
det. Wit werben in eigenen Artikeln zu zeigen ſuchen, daß der Örundjag falſch it und daß jeine 
Folgen verderblich find, daß nämlich der Staat zwar in Nothfällen für feinen Dienft in Anſpruch 
nehmen und fih zueignen dürfe Alles, weflen er erweislich bevarf, daß er aber die dadurch ein= 
zelnen Angehörigen oder Glaffen (indbefondere den Landleuten) oder Summen von Perfonen 
(+ 8. den Bewohnern eines Bezirks) zugemutheten Opfer nicht unentgeltlich, fondern nur ge= 
gen gerechte, aus den Mitteln der Geſammtheit zu leiftende Vergütung fodern dürfe. Nach dem 
bit heute noch vielfach in Ausübung befindlichen Syftem jedoch geſchieht folhe Vergütung nicht, 
jadern man verlangt eben (bejonverd im Krieg), mad man braudt und von wem man ed am 
lühteften erhalten kann, ohne Entihädigung und ohne Rüdjiht auf die von den Keiftenden 
ohnehin ſchon getragene ullgemeine Steuerlaft. Unter diefen Umftänden erjheinen ſonach vie 
Rıturalabgaben als blos factifche Bedrückung oder als mit Autorität ausgeübte Beraubung. *) 


Notted. 

Auflauf, Aufruhr, Aufftand, ſ. Sochverrath. 

Auflöfung der Ständeverſammlung. Das conſtitutionelle oder Repräſentativſyſtem 
bezweckt die Herrſchaft des vernünftigen Gefamnitwillen® und fucht ſolche, bei ver Unmöglid- 
fit, in größern Staaten das gefammte Volk zur Stimmgebung zu berufen, dadurch zu ver: 
wirflihen, dah es dem Volke die freie Ernennung von Abgeorpneten oder Vertretern überweift, 
melde dann in feinem Namen und Auftrag zu handeln haben. Wo die Wahl frei ift und allen 
denen zuſteht, denen jie nach vernünftigem Rechte gebührt, d. b. allen Bürgern mit Ausnahme 
derer, die ih, wie Montesquieu jagt, in einem ſolchen Zuftande von Ernievrigung befin= 
den, dah ihre Stimme jedem Käufer feilftehen würde, wo das Volk politifchen Verftand 
und, wad die Haupt ſache ift, Charakter befigt: da werden die ernannten Vertreter in der Regel 
ein moͤglichſt getreues Abbild des Volkes jein und die Wünfche, Beſchwerden und Foderungen 
deſelben in ver That und Wahrheit ausprüden. Jene obigen Bedingungen treten aber nicht 
immer ein, vielmehr gejchieht es oft, daß die angeblichen Volfövertreter nur, eine Fleine Partei 
tepräfentiren, dem Volke ſelbſt aber fremd jind und bleiben. Kür diefen Übelſtand gibt das 
wufttutionelle Syſtem das Heilmittel in dem der Krone ertheilten Recht der Rammerauflö- 
Jung. Sobald der Regent zu der Überzeugung oder dem Glauben gelangt, daß Vie Stände: 
vrammlung den wahren Willen des Volkes nicht ausdrücke, ift er berechtigt, jene aufzulöfen, 
neue Wahlen anzuordnen und folhergeftalt dad Volk zu wiederholter freier Sinned- und Wil- 
enänferung aufzufordern. Gine weiſe, gleichmäßig auf das Interefie des Volkes wie auf 
dad de Regenten berechnete Beftimmung! Denfe man ſich z. B. den Fall, daß das Volk bei 
den Bahlen jich träge und theilnahmlos benommen, daß es durch eine thätige und ehrgeizige 
Partei der freien Stimmgebung ji habe berauben laſſen; es könnte, zur beflern Einſicht und 
ru gelangt, ohne eine Kammerauflöfung für vie ganze Dauer des Mandats feiner falfchen 
Vertteter diefer nicht entledigt werben , die Regierung aber fähe ſich, falls fie den wahren Volks— 
wanigen nachzukommen jich beftrebte, durch die Ständeverfammlung an Durchführung ihrer 
Sr gehindert und müßte auch in dem Kalle, daß ihre Anficht die richtigere, ihre Abſicht vie 
Sefere, ihre Mittel die wohlthätigern wären, bie Realifirung ihrer Wünſche fpätern Zeiten 
sberanttoorten. Neben dem Zwede, die Wahrheit und Treue der Volfsrepräfentation zu be: 
mern, kann, wenn die Stände mehr Gewalt haben wiein Deutſchland, und wenn namentlich 
nt des Fuͤrſten und des Volkes vereinter Wille zu Beſchlüſſen nöthig ift, auch das ein Zweck der 
Geafituirung der Auflöfungsbefugniß fein: Übergriffen einer Abgeorpnetenverfammlung, 
Hißsiel ob dieſe das Volk in Wahrheit vertrete oder nicht, Halt zu gebieten und dergeftalt 
— — — 


I) Weiteres über die Beſteuerung und auch die Literatur ſ. in dem Art. Steuerweſen. 
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die Ständeverfanmlung vom Streben nad Machtvollkommenheit fernzuhalten. Benjamin Eon: 
ſtant drückt jich über diefen Gegenftand (,„Considerations sur les constitutions”; deutſch 
von 3. 3. Stolz, Bremen 1814) aljv aus: „Eine Berfammlung, die Niemand zu zügeln 
vermag, ift von allen Mächten die verblendetfte in ihren Bewegungen; jie flürzt ſich in die größ- 
ten Widerſprüche und Ausjhweifungen.... Eine Verſammlung, deren Macht unbejhränft 
wäre, würde gefährlicher ſ ſein als Verſammlungen des ganzen Volkes. . . Die Auſlöſung der 
Verſammlung iſt das einzige Rettungsmittel; ſie iſt nicht, wie man behauptet bat, eine Belei: 
digung für das Volk, fie ift im Gegentheil, wenn die Wahlen frei find, ein Aufruf an feine 
Rechte zu Gunſten feiner Intereffen.” Wahr!‘ Gleihrwol fagen wir, daß die Kammerauflö— 
fung eine Beleidigung für das Volk fein könne und, da die Handhabung des Syſtems Menſchen 
anvertraut iſt, welche ſich nach der Schwäche ihrer Natur leichter von den Leidenſchaften der 
Eitelkeit, Selbſtſucht und des Ehrgeizes als von der Vernunft leiten laſſen, in ſehr häufigen 
Fällen eine Beleidigung für das Volk iſt. Der König ſoll die Kammer auflöſen, ſobald die 
Repräjentativgewalt ſchädlich wird; wer bürgt dafür, daß er jie nicht auch auflöje blos wegen 
perfönlicher Gereiztheit gegen einzelne Glieder, oder aus Willkür und Laune? Das Heilmittel 
der Kammerauflöfung erfodert eine gewiffenhafte und vorſichtige Anwendung leichtfertig be: 
nußt, misbraudt, bringt es leicht Verderben. Die Geſchichte weift dies in vielen Beifpielen 
nad. Denke man nur an das traurige Schidjal Karl’s I. von England! Diefer Monard 
Löfte gleich das erfte nad feinem Regierungsantritt zufammenberufene Parlament auf, weil 
daffelbe ſich weigerte, ihn in dem Kriege gegen Spanien und Ofterreich zu unterftügen; er that, 
wegen Fortdauer jener Kargheit und Unfolgſamkeit, Daffelbe mit einem zweiten, britten und 
vierten, regte aber hierdurch, ſowie freilich aud im gleihem oder höherm Grave durch feine 
kirchliche Tyrannei, den Unwillen ded Volkes dermaßen auf, daß diefed ven Monarchen zur 
Berufung eines fünften Parlaments zwang, welches ven Träger der Majeftät nad) den Aus: 
ſpruche eines fogenannten Juftizhofs dem Henker übergab! (50. Ian. 1649.) Erommell, 
der Protector, Löfte das Parlament zwei mal auf, der Reftaurationdfönig Karl II. vier mal: 
Beide aus felbftfüdhtigen Abfihten, ohne jedod dafür zu büßen. Englands Kreiheit mar da: 
mals noch nicht gefeftet ; es geſchah dies erft mit der glorreichen Revolution von 1688. -Bon 
nun an wurde größere Scheu getragen, dad Volk ohne Noth aufzuregen; ed wurde mit Achtung 
behandelt. Wir denfen nämlid an das britifche Volk, dies auserwählte des Erdtheils. Denn 
auf dem ganzen Gontinent von Europa war damals die königliche Gewalt unbeihränft und 
nicht mehr bemüht, die Freiheiten der Gemeinen zu befhügen, weil fie die Hülfe ber letztern 
gegen bie nunmehr auch gebändigte Ariftofratie nicht mehr nöthig hatte. Wie anders in Eng- 
land! Glücklicherweiſe erfannten die Könige aus dem Haufe Hannover den Unterfchied zwi: 
Then der politifhen Stellung Englands und des Gontinentd; glüdklichermeife erkannten fie, daß 
den Briten, deren Intelligenz, Rechtsſinn und Entſchloſſenheit Ehrfurcht erregte, nicht mit den 
Marimen des Feftlandes begegnet werben dürfe. Deshalb hört man aud von da an wenig 
mehr von grundlofen Parlamentsauflöfungen. Legtere mochten indeß feit dem Jahre 1716 
vom Volke jelbft oft gewünfcht werden. In gedachtem Jahre war nämlich, nicht im Interefle 
der Breiheit, fondern in dem der Negierungsgewalt, deren Stärkung damals, bei der Furcht 
vor des Prätendenten weitausjehenden Unternehmungen, für nöthig erachtet wurde, die bishe— 
tige dreijährige Dauer der Parlamente durch Georg I. und deſſen Minifter Robert Walpole 
auf eine fiebenjährige erhöht worden. Seitdem wurde wiederholt gefühlt, daß die Parlaments: 
dauer eine zu lange fei, ohne daß feither folhem Übelftande durch die Geſetzgebung abgeholfen 
worden wäte. Statt deflen gerieth die Krone auf das Heilmittel, die Parlamente nicht die volle 
gefegmäßige Zeit verfammelt zu laffen, fondern fie, blos igrer langen Dauer wegen, ein oder 
zwei Jahre vorher aufzulöfen. Dergeftalt wurde es nad und nad zur Seltenheit, daß ein 
Parlament eines natürlichen Todes abging. Unter Georg IV. geſchah es einmal (1826), daß 
das Parlament blos deswegen aufgelöft wurde, damit die untern Volksclaſſen durch die mit 
den Wahlen verbufidenen Zerftreuungen und Feſtlichkeiten in eine beffere Stimmung verfegt 
würden. Diefe harmloje Auflöfung beleivigte natürlich Niemanden, wie in England über: 
haupt wegen der vielbeflagten Siebenjährigkeit jede Auflöfung Freude erregt, da mit ihr der 
Bürger an feine angebliche politifhe Wichtigkeit erinnert wird. Die merfwürdigfte Par: 
lamentdauflöfung, die feit Wilhelm IN. in England vorgefommen, ift die von Wilhelm IV. 
1851 zu Bunften der Reformbill ausgefprocdene. Als nämlich diefer König fah, daß mit vem 
damals beftehenden Unterhaufe die Reform nicht durchzuſetzen fei, die Reform, melde von dem 
ganzen Volke mit lauter Stimme begehrt warb, begab er fih am 22. April ind Parlament, um 
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aAprorogiren, „in ber Abjicht, ed unverweilt aufzulöien, um über bie Meinung feines Vol⸗ 
Mid Gewißheit zu verihaffen”. Das war königliche Weisheit! Das Volk antwortete mit 
Ahelrufen, dann mit Wahlen, melde, troß der ungeheuerften toryſtiſchen Gegenftrebungen, 
zu unten der Reform entſchieden und damit für Altengland eine neue Periode des parlamen⸗ 
tarlihen kLebens eröffneten. Daß nah Sanctionirung der Reformbill eine Auflöjfung des Par: 
(amentd erfolgte, lag in der Natur der Sache, weil nunmehr das neue Geſetz in Wirkſamkeit 
treten mufte. 
Den ſprechendſten Beweis von der Unentbehrlichkeit der Auflöfungsbefugniß für Errei- 
Hung des Staatszwecks gibt die Gefhichte Frankreichs in der erften Zeit der Reftauration. 
Damald berrfähte die „brennende‘, die „unauffindbare” Kammer, die da „königlicher fein 
wollte ald der König‘, unumfchränft über ganz Frankreich, jeven Tag ihres Beſtehens mit 
Handlungen ded Wahnſinns und der frehen Rechtsverachtung bezeichnend. Der König, der 
Hof, die conftitutionelle Regierung — Alles beugte ji vor ihr, die felbft wieder von ben Ultras 
außer dem Haufe, von der fogenannten „‚gebeimen Regierung‘ die Richtung empfing. Keine 
Hoffnung war vorhanden, daß ſolche ſchmähliche Gonventätyrannei endigen werde, vielmehr 
fonnte man faft mit Sicherheit vorausfehen, daß die Reactiondbeftrebungen der Kammer ihr 
el erreihen und das Land abermals in das Unglüd des Bürgerkriegs und der Anarchie für: 
ja würden. Alle Rechtlichen trauerten, das ganze Volk Elagte. Da entſchloß fi der König, 
datch den Minifter Decazes beftimmt, zur Auflöfung der Kanımer durch DOrdonnanz vom . 
5. Sept. 1816. in ſchwerer Schritt für den kranken ſchwachen Greis, da er ihm bie ganze 
&har der Ultras, worunter feine theuerften Angehörigen fi befanden, zum Feind machte; 
ar ein Eönigliher Schritt, der das Land vom Verderben rettete. Durch diefe Auflöfung 
burde die von der rafenden Berfammlung niedergetretene Charte wieder in Herrſchaft gefegt 
und befeftigt, dem Bürger das Vertrauen auf Handhabung des Gefeges zurücgegeben, dad 
aufgeregte zagende Wolf beruhigt und für Frankreich eine neue glüclichere Periode des öffent: 
lien Lebens eröffnet. Anders verhielt es fich mit den Kammerauflöjungen unter dem Mi- 
niſterium Ville. Diefelben waren nicht auf das Befte des Volkes berechnet, fundern follten 
kur dazu dienen, den Minifter am Ruder zu halten. Der erfte Verſuch Villele's glückte; denn 
nad der Auflöfung vom 20. Dec. 1823, wegen des Widerftandes der Gontreoppofition aus- 
gelprohen, gingen aus den Wahlurnen 410 Royaliften und 19 Kiberale hervor. Das Volt 
war damald durch den ſpaniſchen Feldzug ganz verblenvet und unbedingt für die Regierung 
gewonnen, weil Diefelbe einen Sieg, wenn aud den bejammernswürdigſten, erfochten. 
Aber die Verblendung hörte wieder auf, und felbft in der dem Minifter anfangs vollfommen 
ergebenen, jet fiebenjährigen Kammer minderte fih im Lauf der Jahre die Zahl ber 
Ninifteriellen. Villele, obwol noch im Bejige einer ſtarken Majorität, gewahrte ed mit 
Sdteden und löfte fofort die Kammer auf (5. Nov. 1827). Aber diefer tollkühne zweite Ver- 
Jah feiterte. Denn das Volk war in der Schule der legten Jahre belehrt worden, daß die 
Bortfegung des Villele'ſchen Syſtems Frankreich verderben müſſe; es war deshalb ſowol gegen 
den Minifter — der König felbft, Karl X., ward über feinem Stellvertreter vergeffen — als 
gegen die ihm ergebene Kammer in einem innern Aufruhr begriffen und freute fich der ihm ge— 
Sotenen Gelegenheit, ven Fehler von 1825/24 wieder gutzumaden. So fiel denn die Maß: 
vegel, durch. welche die größte Verachtung des Volkes ausgeſprochen war, indem nämlich Villele 
eine Hoffnung einzig aus Beitehung ver Wähler, dad Aufgebot ver Beamten, überhaupt auf 
Umtriebe und Gewalt fegte, gegen ven Willen ihres Urhebers zum Beſten des Volkes aus und 
Öraße jenem dem Untergang. Wichtiger und folgenreiher war die Kammerauflöfung vom 
16. Mai 1850 aus Anlap jener befannten Adreſſe ver 221, welche dem Könige fagte, „daß die 
fimmung der politifchen Abſichten der Regierung mit den Wünfhen des Volkes nicht 
Ratte + (18. März). Denn die infolge der von Karl X. nunmehr audgefprochenen Auflö- 
ung angeordneten Wahlen fielen erftlih auf fümmtlihe 221 Votanten für die Adreſſe und 
uferdem auf andere Liberale. Es war die verdiente Strafe dafür, daß der verblendete Mo: 
ah den mohlmeinenden Rath, die ernfte Mahnung der Volksvertreter verachtet hatte. Daß 
Se Yuflöfung diefer Ießtgewählten Kammer (durch eine der ſechs Juli-Ordonnanzen), bevor bie: 
Klbe no verſammelt gewefen, jene glorteiche Erhebung des Volkes von Paris bewirkte, in deren 
bolge der bourbdniſche Thron fiel, ift befannt. Der ftaatöfluge Ludwig Philipp gab viel: 
Iiht das beſte Beifpiel, mie Die Krone die Brärogative der Kammerauflöfung zu gebrauden 
*%. Denn anftatt je durch eine der Auflöfungen, die er anordnete, Unmillen zu erregen, be: 
Hündete er durch dieſelben, wenn fie auch einzig auf feinen Vortheil berechnet waren, jeweils 
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die Überzeugung, daß ſie nur im Intereſſe der Freiheit geſchehen ſeien, welche nämlich durch mög- 
lichſt Häufige Berufung an den unmittelbaren Volkswillen nur gewinnen fönne. Nach Ver— 
werfung des Disjunctiondgefeges (7. März 1857) rietb Guizot eine Kammerauflöfung an, 
ohne jedoch den König für dieſe Mafregel zu gewinnen. Denn Ludwig Philipp bedachte, daß 
in jenem Augenblide die Auflöfung einen ungünftigen Einprud hervorbringen mußte; weil er 
aber felbft nichts fehnlicher wünſchte ald Befreiungsvon der vamaligen Kammer, fo verichob er 
den im Stillen befchloffenen Act, bis er dur die am 9. Mai 1857, ertheilte allgemeine Amneſtie 
für alle politifhen Gefangenen und die Siegesberichte aus Algier dad Volk günftig für ſich ge- 
ſtimmt hatte (A. Oct. 1857). Jet Eonnte die Auflöfung gefahrlos geſchehen; jegt brachte fie 
der Regierung Vortheil. 

In Deutihland kommen in der kurzen Zeit des Beitehens des conftitutionellen Syſtems bie 
meiften Beifpiele von Kammerauflöfungen auf. Der Grund ift einfach ver: Während in ven 
freiern Staaten England und Franfreih den Regierungen, wenn fie ji in ver Alternative be: 
finden, entweder die Kammer aufzulöfen over das Minifterium zu entlaffen, das Erfte wegen zu 
befürchtender Volksaufregung inner bedenklicher fheinen muß als dad Zweite, jo ift in Deutſch— 
land das Umgekehrte der Fall. Hier ift eine Minifterveränderung etwas Ungeheueres, während 
die Heimſchickung einer Deputirtenfammer für etwas ganz Harmlcfes gilt. Weiß man doch, 
daß die guten Bürger jih von neuem, fo folgfam wie vorher, zu ven Wahlen einfinven und, 
wenn vielleicht auch anfangs zu Oppofitionswahlen geneigt, den Einwirkungen der Beamten 
und Ginflüfterungen freiwilliger Serviler zulegt erliegen werden. Schon ver Umſtand, daß in 
Deutihland die Minifter nicht auf parlamentarifhem Wege zu ihren Poften gelangen, dann 
die Nothwendigkeit der Penfionirung jener Staatödiener, die in jenen Staaten gleihfall® nicht 
fattfindet, erſchwert ſolche Veränderungen. Dann aber wiverftreßt e8 dem Stolze mander Für: 
ften, ein Individuum, das fie einmal durd ihren Gnadenblick aus der Reihe der Menſchen ber: 
vorgehoben, dem Willen einer bürgerlihen Kammer zu opfern; mag in diefem Falle ein 
Minifterium noch fo oft in der Kammer erliegen und aus nod fo gerechten Urſachen, der Fürft 
behält feine gefhlagenen Diener bei, tröftet jle über die erlittene Unbill und fickt die Kammer, 
nachdem er ihr eine Strafpredigt megen ihrer Unfügſamkeit gehalten, nah Haufe. Daß end: 
lich ein deutfcher Minifter, wenn er die Majorität gegen fich hat, feine Stelle felbft aufgebe, um 
eine Auflöfung zu erfparen, ift bei Manchem zu viel verlangt. Diele lieben das Minifter: 
portefeuille zu ſehr, als daß fie daſſelbe aus reiner Empfinvlichkeit über Angriffe bürgerlicher 
Schreier aufgäben,, und was den Punkt der Ehre betrifft, fo glauben fie leicht darüber hinweg— 
feben zu dürfen, da ihnen ja immerhin ihre Standes- und Gavalierdehre bleibt, hinter der die 
Schägung der Öffentlihen Meinung weit zurüdfteht. Dahin, daß das Minifterium, wenn 
e8 die Majorität gegen jich hat, regelmäßig zum Rücktritt fich bereit zeigt, wird ed bei ung frei— 
lih noch lange nit fommen; ed kann aber von einer wahren Herrfhaft des conftitutionellen 
Syſtems, welche die Herrfchaft der Öffentlihen Meinung ift, nicht die Rede fein, folange die 
Regierungen den Willen der Kammern hicht beachten und dieje allemal auflöſen zu vürfen glau= 
ben, wenn die Majorität ſich gegen fie erklärt. 

So oft eine Kammerauflöſung aus leichtfertiger Urſache erfolgt ift, verräth es gleich großen 

politiſchen Unverftand wie Feigheit, wenn die Wähler aus Rückſicht auf ven Regierungswillen 
von den frühern Abgeordneten abfallen, wie ed nad der Auflöfung des Landtags von 1822, 
aber nicht 1841 in Baden gefhah. Möchten doch die Bürger erkennen, daß ſie ihr heiligfted 
Recht mit Füßen treten und dadurd vor aller Welt fi verächtlich mahen, wenn fie bei den 
Wahlen durch Rüdjichten, ftatt durch ihre Überzeugung fich leiten laffen! Möchten aber auf 
die Regierungen erfennen, daß ihr und des Volkes Wohl nur vereint erftrebt werben kann, daß 
dies aber nimmer gefhieht, wenn fie ihre Prärogative misbrauden. Weiſe angewendet mag 
eine Kammerauflöfung zwar zuweilen eine Partei im Volke verlegen (mie die Auflöfung im 
Jahre 1816 die Ultras in Wuth brachte), nie aber das Volt felbft; dieſes wird vielmehr über 
eine im Geift des conftitutionellen Syſtems ausgeſprochene Auflöfung als über eine im Inter: 
elle feiner Freiheit geſchehene königliche Handlung ſich freuen und dann voll ftolgen Selbftge- 
fühle zur Ausübung feines Wahlrechts fchreiten. H. v. Rotted. 
Aufſchlag iſt der deutſche Ausdruck für Aceiſe (ſ. d.) und wird heute noch in Baiern da= 
für gebraucht. Rau in feinen „Grundſätzen der Finanzwiſſenſchaft“ („Lehrbuch der politiſchen 
Okonomie“, Bd. 3) bedient fi ebenfalls dieſes Worts, 5. B. Bieraufihlag (Malzaufihlag in 
Baiern), Weinauffhlag, Tabacksaufſchlag, Fleiſchaufſchlag u. ſ.w. Die Reihögefege verſtanden 
darunter nicht nur Verbrauchsſteuern, ſondern auch eine Reihe von Abgaben, welche bei dem 
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Import und der Lagerung von Waaren erhoben wurden, z.B. Weggelver, Thorzölle, Lager- 
mNarftgelvder. Mit Aufichlag gleichbedeutend ift Impoſt. K. Mathy. 

Aufſehende Gewalt, Aufſicht. Eigentlich gibt es gar kein beſonderes Hoheitsrecht der 

aſehenden Gewalt. (S. Hoheitsrechte.) Das Recht, ſoweit dadurch fein rechtsverletzender Ein— 
gif in ven Kreis bloßer Privatverhältniſſe ſtattfindet, überall im Staate zuzuſehen und Aus: 
kunft ;a verlangen, ift ein wefentlicher Beftandtheil ver Ausübung aller Hoheitsrechte, von 
deren ja keins ind Blinde ausgeübt werben foll. Will man aber auch von einem bejondern Ho: 
beitärehte der aufſehenden Gewalt fpredhen, fo darf man e8 doch nicht iiber den foeben bezeichne- 
ter Inhalt ausdehnen. Man darf nicht etwa mit dem Namen dieſes falfchen Schulbegriffs oder 
unter dem Vorwand des Aufſichtsrechts die Befugniß materieller beliebiger Beſchränkungen ver 
Freibeitörechte Der Bürger und ein Recht des beliebigen Grlaubnißbeftätigend oder Verbietens 
anführen wollen. Denn jeded Zugeſtändniß rechtlicher verfaflungsmäßiger Freiheit, der poli— 
tiſden, der perfönlichen, der Eigentbumsfreiheit, würde ja dadurch zur wahren Rüge. Diefe 
Rebte wären einem an fi grenzenlofen Belieben der Minifter preisgegeben, was in der That 
mer bei den roben Redhtäbegriffen und dem Mangel an wahrer Rechtsachtung und conftitutio= 
neller Bildung mancher deutfchen Juriften und Staatsmänner eine Rechtfertigung finden könnte. 
Hiermit follen nicht alle befondern Rechte der Beftätigung, der Aufficht, des Verbots u. f. w., 
melde viele Inriften (fo z.B. auch Klüber „Offentliches Recht“, $. 358 fg.) unter dem allge: 
Beinen Titel der auffehenden Gewalt aufführen, an ſich unbedingt verworfen werden. Nur 
züffen diejelben aus andern Hoheitsrechten, 3. B. aus dem der Polizei, der Juftiz u. f. w., ihre 
Thrige Begründung und mit ihr auch ihre Grenzen erhalten. MWelder. 

Aufwandgefeße, f. Lurusgefege, Lurusiteuern. 

Augsburger ( onfeffion, f. Reformation. 

Ausgabe, ſ. Budget. 

Ausgangszoll, f. Zoll. 

Ausgfeichungs- oder Übergangsabgaben. . Der Zollverein gewährt feinen Gliedern 
ven freien Verkehr untereinander, alfo einen freien, großen, innern Marft, die erſte Bedingung 
für eine gemeinfame Leitung des auswärtigen Handeld und für eine gefunde Entwickelung der 
Production und Vertheilung ver Güter. Der freie Verkehr befteht darin, daß mit dem Gintritte 
eines Staatd in den Verein die Erhebung von Gin, Aus: und Durbgangsabgaben an den ge: 
neinfamen Landesgrenzen dieſes Staatd und der übrigen Vereinäftaaten aufhört, und daß alle 
on freien Verkehre des einen Gebiets bereits befinplichen Gegenftände frei und unbefchwert in 
3 Gebiet der andern Glieder gegenfeitig eingeführt werben dürfen. 

Diefe Freiheit des innern Verkehrs unterliegt jedoch zur Zeit noch einigen Befhränfungen, 
weihe Die Krife des Zollvereins im Jahre 1852 überdauert haben. und in die neuen Verträge 
m Jabre 1855 theilmeife übergegangen find. Hiernady bleibt die Einfuhr verboten für Ge: 
amftände der Staatdmonopolien: Salz und Spielfarten. Früher waren vom freien Berfehre 
trauer noch ausgefchloffen: Gegenftände, deren Einfuhr durch Erfindungspatente oder Privile: 
gien unterfagt iſt und daher, folange legtere nod in Kraft find, nicht geftattet werben Fan. 

Diefes Verbot ift aud den Verträgen von 1853 verfhmwunden, infolge der Übereinfunft vom 
4. Sept. 1842 wegen Ertbeilung von Erfindungspatenten und Privilegien. Hiernad darf die 
Srtpeilung von Patenten niemals ein Recht begründen, die Einfuhr foldher Gegenftände, wenn 
fe mit Dem patentirten übereinftimmen, over den Verkauf und Abfag derfelben zu verbieten 
Ser zu beſchränken. Ebenfo wenig darf dadurch dem Patentinbaber ein Recht beigelegt werben, 
ea Gebrauch oder Verbrauch von folden Gegenftänden, wenn fie nicht von ihm bezogen oder 
zit feiner Zuftimmung’anderweitig angeſchafft find, zu unterfagen, Mit alleiniger Ausnahme 
"Falls, wenn von Maſchinen und Merfzeugen für die Babrifation und ven Gemwerböbetrieb, 
zt aber von allgemeinen, zum Gebraude und Verbrauche des größern Publicums beftimmten 
dartelsartifeln die Rede ift. Endlich wird die Einfuhr nur gegen Entrichtung einer Abgabe 
Aanet: für gemifle, im Innern der contrahirenden Staaten mit einer Steuer belente inlän: 
She Grjeugniffe. Diefe Abgabe nennt man Übergangs: oder Alusgleigungsabgake Anfäng= 
's ibeint die Abſicht gewejen zu fein, daß die Einführung einer gleihmäßigen innern Steuer 
mägen jolle, um den Übergang von dem einen in den andern der betreffenden Staaten frei zu 
ben. Bald aber trat die weitere Bedingung hervor, daß die gleichmäßige Steuer auch für ge— 
winfhaftliche Rechnung erhoben und ebenfo wie die Zollgefälle vertheilt werden müſſe, wern 
% Belaftung des Verkehrs aufhören foll. Dieſes Verhältniß glaubte man dur die Benen— 
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nung Ausgleichungsabgabe deutlicher zu bezeihnen, ald durd die früher übliche Benennung 
Übergangsabgabe. 
Der Vertrag über Fortdauer und Erweiterung ded Zoll: und Handelsvereind vom 4. April 
1855 beftinnmt hierüber Folgendes: 

Art. 11. In Beziehung auf diejenigen Erzeugniffe, welche in den einzelnen Vereinsſtaaten 
theilö bei ihrer Hervorbringung oder Zubereitung, theild unmittelbar bei ihrem Verbrauche 
mit einer innern Steuer belegt find, wird ed von ſämmtlichen contrahivenden Teilen ald wün— 
fhenswerth anerkannt, hierin eine Übereinſtimmung ver Gejeggebung und der Beſteuerungs— 
fäge in den Vereinsſtaaten tdunlichft hergeftellt zu jehen, und ed wird auch ihr Beftreben auf 
Herbeiführung einer folhen Gleihmäpigfeit, insbejondere durch Bereinigung mehrer Staaten 
zu gleihen innern Steuereinrihtungen, mit oder ohne Gemeinfhaftlichfeit der Steuererträge, 
gerichtet fein. Bis dahin, wo dieſes Ziel erreicht worden, follen hinſichtlich der vorbemerkten 
Steuern und des Verfehrd mit den davon betroffenen Gegenftänden unter den Vereindftaaten, 
zur Vermeidung ver Nachtheile, welche aus einer Berjchiedenartigfeit der innern Steuerjyfteme 
überhaupt und namentlid aus der Ungleichheit der Steuerfäge ſowol für die Producenten als 
für die Steuereinnahme der einzelnen Bereinsftaaten erwachſen können, abgejehen von ber 
Befteuerung des im Umfange ded Zollvereind erzeugten Rübenzuders, weshalb auf die befon- 
ders getroffenen Vereinbarungen Bezug genommen wird, folgende Grundjäge in Anwendung 
fommen: 

I. Hinfihtlih der ausländifhen Erzeugniſſe. Bon allen Erzeugniffen, von welden auf 
die in der Zollorbnung vorgeſchriebene Weife dargethan wird, daß fie ald audländifches 
Ein: oder Durchgangsgut die zollamtlihe Behandlung bei einer Erhebungsbehörde ded Bereind 
bereitö beftanden haben, oder derjelben noch unterliegen, oder von welchen, dafern fie zu den tarif: 
mäßig zollfreien gehören, durch Beiheinigungen ver Grenzzollämter nachgewieſen wir, daß fie 
vom Auslande eingeführt worden find, darf feine weitere Abgabe irgend einer Art, fei ed für 
Rechnung des Staatd oder für Rechnung von Kommunen oder Eorporationen, erhoben werben, 
jedoch, was das Gingangsgut betrifft, mit Vorbehalt derjenigen innern Steuern, welche in einem 
Bereinsftaate auf die weitere Verarbeitung oder auf weitere Bereitungen aus foldhen Erzeug: 
niffen, ohne Unterjchied des ausländischen, inländischen over vereinsländiſchen Urſprungs, all: 
gemein gelegt find. 

u. Hinfihtli der inländischen oder vereinsländiſchen Erzeugniſſe. 

1) Bon den innerhalb des Vereins erzeugten Gegenftänden, welche nur durch einen Vereins— 
ftaat tranfitiren, um entweder in einen andern Vereindftaat oder nad) vem Auslande geführt zıf 
werben, dürfen innere Steuern weder für Rechnung des Staats, nod für Rechnung von Com— 
munen oder Eorporationen erhoben werben. 

2) Jedem Vereineftaate bleibt e8 zwar freigeftellt, die auf der Hervorbringung, der Zube: 
reitung oder dem Verbrauche von Erzeugniffen ruhenden innern Steuern beizubehalten, zu ver= 
ändern oder aufzuheben, ſowie neue Steuern dieſer Art einzuführen, jedoch follen a) dergleichen 
Abgaben für jegt nur auf folgende inländiſche und gleihnamige vereinsländiſche Erzeugniffe, 
ald: Branntwein, Bier, Eſſig, Malz, Wein, Moft, Eyver (Obftwein), Tabad, Mehl und an— 
dere Mühlenfabrifate, deögleihen Backwaaren, Fleiſch, Fleifhwaaren und Fett, gelegt werden 
dürfen. Auch wird man ſich b) ſoweit nöthig über beftimmte Säge (bis jegt die preußifchen) 
verftändigen, deren Betrag bei Abmeſſung der Steuern nicht überſchritten werden foll. 

5) Bei allen Abgaben, welde in dem Bereiche der Vereinsländer hiernad zur Erhebung 
fommen, wird eine gegenfeitige Gleihmäpigfeit dev Behandlung dergeftalt fattfinden, daß das 
Erzeugniß eines Vereinsſtaats unter feinem Vorwande höher oder in einer läftigern Weife ale 
das inländiiche oder als das Erzeugnip der übrigen Vereinsftaaten beiteuert werben darf. In 
Gemäßheit dieſes Orundfages wird Folgendes feftgefegt: a) Vereinäftaaten, welde von einem 
inländiſchen Erzeugnifle Eeine innere Steuer erheben, dürfen audy das gleidhe vereinsländiſche 
Erzeugniß nicht bejteuern. Jedoch ſoll ausnahmsweife .njenigen Vereinsftaaten, in welden 
fein Wein e@eugt wird, freifteben, eine Abgabe von dem vereinsländifhen Weine nach den be- 
ſonders getroffenen Verabredungen zu erheben. b) Diejenigen Staaten, in weldhen innere 
Steuern von einem Gonjumtiondgegenftanve bei dem Kaufe over Berfaufe oder bei der Ver— 
zehrung veifelben erhoben werben, dürfen diefe Steuern von den aus andern Bereinäftanten 
herrührenden Grzeugniffen ver nämlihen Gattung nur in gleicher Weife fodern; fie fönnen da— 
gegen die Abgabe von den nad andern Vereinsftaaten übergehenvden Gegenftänden unerhoben 
oder ganz oder theilweife zurücdgeben laffen. c) Diejenigen Staaten, welche innere Steuern auf 
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de Servorbringung oder Zubereitung eines Confumtiondgegenftandes gelegt haben, fönnen 
in zeſetzlichen Betrag verfelben bei der Ginfuhr aus andern Vereinsftaaten voll erheben und 
beider Ausfuhr nach diefen Staaten theilmeife oder bis zum vollen Betrage zurüderftatten 
isfen. (Das Nähere für den jegigen Stand der Steuergefepgebungen und für den Fall fünf: 
iger Beränderungen wird befonderd verabredet.) d) Soweit zwiſchen mehren zum Zollvereine 
sehörigen Staaten eine Bereinigung zu gleichen Steuereinrichtungen befteht, werben dieſe Staa: 
ten in Anſehung der Befugniß, die betreffenden Steuern gleihmäßig aud von vereindländifchen 
Erzeugniffen zu erheben, als ein Ganzes betrachtet. 

4) Die Erhebung der innern Steuern von den damit betrofferien vereinsländifchen Gegen: 
Bänden ſoll in der Negel in dem Lande des Beftimmungsorts ftattfinden, infofern folche nicht, 
nad beſondern Vereinbarungen, entweder durch gemeinfchaftliche Hebeftellen an den Binnen: 
grenzen oder im Lande der Verſendung für Rechnung des abgabeberedhtigten Staatd erfolgt. 
Zub follen die zur Sicherung der Steuererhebung erfoderlihen Anordnungen, foweit fie die 
bei der Berjendung aus einem Vereindftaate in den andern einzubaltenven Strafen und Eon: 
trolen betreffen, auf eine ven Verkehr möglichft wenig beſchränkende Weife und nur nad gegen: 
jeitiger Berabredung, auch, dafern bei dem Transporte ein dritter Vereinsſtaat berührt wird, 
nur unger Zuſtimmung des legtern getroffen werben. 

5) Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Communen oder Gorporationen, fei ed 
vurh Zufchläge zu ven Staatäfteuern oder für fi) beftehend, foll nur für Gegenftände, die zur 
ktliden Gonfumtion beftimmt find, nad den deshalb getroffenen befondern Vereinbarungen 
basilligt werden, und es jollen dabei die vorftehend unter IL, 2, b gegebene Beftimmung und ver 
enter II, 3 ausgeſprochene allgemeine Grundfag megen gegenfeitiger Gleihmäßigfeit der Be: 
dendlung der Erzeugniffe anderer Bereindftaaten ebenfo wie bei den Staatäfteuern in Anwen 
bung kommen. 

Bom Tabak dürfen Abgaben für Rechnung von Communen oder Gorporationen überall 
aicht erhoben werden. 

6) Die Regierungen der Bereinöftaaten werden ſich gegenjeitig a) was die bier in Rebe 
kebenven Staatäfteuern betrifft, von allen nod gültigen Gefegen und Verorbnungen, ferner 
von allen in der Folge eintretenden Veränderungen, ſowie von den Gefegen und Verorbnungen 
aber neu einzuführende Steuern, b) hinfichtlicd der Communal- u. f. w. Abgaben aber darüber, 
m melden Orten, von melden Communen oder Gorporationen,, von welchen Gegenftänden, in 
meiden Betrage und auf melde Weiſe dieſelben erboben werden, vollftändige Mittheilung 
maden. 

Dies find die Beflimmungen, welche verhindern, daß einzelne Glieder des Vereins den freien 
Berkeht nicht Durch befondere Belaftung ausländifcher oder vereinsländiſcher Erzeugniffe neben 
den allgemeinen Zollgefällen und innern Verbraudsfteuern beeinträchtigen, und daß die Ver: 
diedenheit in der innern Befteuerung nicht größer werde. Fer ausgefprochene Wunſch und 
dad Streben, eine Gleihmäßigfeit der innern Steuereinrihtungen insbefondere durch Vereini- 
gung mehrer Staaten herbeizuführen, betbätigte ſich [hon vor der Erneuerung der Zollvereind: 
etttäge in dem zwiſchen Preußen und Hannover am 7. Sept. 1851 abgefhhloffenen Vertrage 
über die Bereinigung des Steuervereind mit dem Zollvereine, wonach in Hannover von inlän- 
hen Taback und Wein diefelben Steuern erhoben werden follen, welchen diefe Gegenftände 
ın Preußen und den dieferhalb mit Preußen im Verbande ſtehenden Staaten unterliegen; der 
Verkehr mit Wein und Tabad in allen diefen Staaten ift frei, und bei vem Übergange aus an— 
tern Vereinäftaaten wird die nämliche Abgabe, welcher dieſe Erzeugniſſe jest in Preußen unter: 
gen, für gemeinjhaftliche Rechnung erhoben. Auch die Branntweinfabrifation befteuert 

Sannover zu gleichen Sägen und in gleicher Weife wie Preußen und die Ausfuhrvergütung 
für mländifhen Branntwein wird beiderfeitö gleihmäßig beſtimmt; doch bleibt es beiden Thei— 
m serbehalten, nad Maßgabe der im Zollvereine beftehenden Grundfäge von übergehendem 
Sanntwein und Bier (in deflen Befteuerung Hannover nicht beſchränkt ift) die Übergangs— 
übgabe zu erheben. Gleichzeitig mit dem Zollvereinsvertrage, am A. April 1853, wurbe aud 
vr Bertrag vom 8. Mai 18A1 zwifhen Preußen, Sachſen und ven thüringiſchen Staaten über 
Se gleiche Befteuerung innerer Erzeugniffe erneuert und zwifchen diefen Staaten und Hannover, 
Furheflen, Braunſchweig und Olvenburg ein Vertrag über die gleiche Befteuerung von Wein 
um Tabad, ſowie den gegenjeitig freien Verkehr mit dieſen Artifeln und die Gemeinſchaftlich— 
kit der Übergangsabgaben von denfelben geſchloſſen. 
5 ® 
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Endlich wurden auch in ven Handeld= und Zollvertrag mit Öfterreidh vom 19. Febr. 1855 
die Beftimmungen aufgenommen, wonach innere Abgaben vie Erzeugnifle der contrahirenden 
Staaten unter feinem Vorwande höher oder in läftigerer Weiſe treffen dürfen, als vie gleich: 
namigen Erzeugniffe des eigenen Landes; Erzeugniffe, die aus dem einen Staate in den andern 
zu ermäßigten Zollfägen eingehen, dürfen mit feiner weitern Abgabe belegt werden, vorbehalt- 
li& derjenigen innern Steuern, welche auf die weitere Verarbeitung oder auf anderweite Be: 
reitungen aus folhen, ohne Unterſchied des ausländifchen oder inländifhen Urfprungs, allge: 
mein gelegt find; Erzeugniffe, weldye aus einen Staat in den andern zollfrei eingehen, werben 
in Beziehung auf die innere Beiteuerung als einheimifche behandelt. 

Vergleiht man die noch vorhandenen Beihränfungen des freien Verkehrs im Vereins— 
gebiete mit denen, welche vor der bedenklichen, durch die Keftigfeit der gefnüpften Verbindungen 
glücklich überwundenen Krife von 1852 beftanden, fo ift einiger Fortſchritt nicht zu verfennen. 
Die frühern Verträge für gleichmäßige Befteuerung innerer Erzeugniffe find geblieben, das 
freie Marktgebiet ift dur den Beitritt von Hannover und Oldenburg erweitert, für ven Ver: 
fehr mit Dfterreich find Grundfäge vereinbart, melde einfeitige Erſchwerungen verhindern. 
Aus den vom freien Verkehre noch ausgeſchloſſenen Erzeugnifien ift die Claſſe ver in einem 
Staate patentirten Gegenftände größtentheils hinweggefallen, und es läßt jih annehmen, daß 
Anderungen in der Befteuerung des Verbrauchs innerer Erzeugniffe mehr und mehr eine Rich— 
tung einſchlagen werden, welche fie ven Vereinbarungen annähert, die darüber zwiſchen mehren 
Staaten bereits getroffen find. 

Wenn deffenungeadhtet ver Rübenzucker noch immer der einzige Gegenftand innerer Er: 
zeugung ift, welcher gleihmäßig und für gemeinfhaftlihe Rechnung im ganzen Vereinsgebiete 
beftouert wird, und wenn in Bezug auf die Hauptartikel Salz, Bier, Wein, Branntwein und 
Zabad ein bedeutender Fortſchritt zur Gleihmäßigfeit und Gemeinfhaftlichkeit der Abgaben in 
ber nächſten Zukunft nicht gehofft. werden darf, fo wird man ſich fhmwerlich irren, wenn man dis 
Haupturfadhe in dem Widerftande Derjenigen findet, die bei ver Theilung zu kurz zu Eommen 
fürchten, und denen die gegenwärtige Berfaffung des Zollvereind zwar das Mittel bietet, Be— 
ihlüffe zu verhindern, da folde Einftimmigkeit erfodern, dagegen fein Organ gewährt, von dem 
eine Bermittelung entgegenftehender Intereffen mit Vertrauen erwartet werben darf. 

Es läßt ſich nicht in Abrede ftellen, daß die Vertheilung ver Zollreveniten nad) der Kopfzahl 
den nörplidhen Staaten eine Gontribution zu Gunften der fühlichen auflegt, weil erftere mehr 
zollpflihtige Gegenftände verbrauchen als die legtern. Gegen viefe Benachteiligung haben ſich 
nur bie zulegt beigetretenen nörblihen Staaten, Hannover und Oldenburg, zu wahren gewußt, 
indem fie fih ein Präcipuum audbedingen Eonnten, weldes ihren Antheil an Cingangszoll, 
Rübenzuderfteuer und mit Preußen u. f. w. gemeinfchaftlicen Übergangsabgaben um 75 Proc. 
höher ſtellt ald den Antheil der übrigen, folange diefes Präcipuum 20 Sgr. für ven Kopf 
der Bevölkerung nicht überfteigt. Dagegen genügt für die füplichen Staaten ihr einfaches 
Beto, um fi ver Ausgleihung zu entziehen, welche das Einwerfen ihrer einträgliden innern 
Productiond= und Berbrauhsfleuern auf Bier, Wein u. vergl. in die zu vertheilende Summe zur 
Folge haben würde. Nichts ift weniger zu erwarten, ald daß z. B. Baiern einwillige, feine 
Malzfteuer in eine gleihmäßige, für gemeinfhaftlihe Rehnung mit andern Vereinäftaaten zu 
erhebende Bierfteuer umzuwandeln. 

Mit den Übergangsabgaben werden daher auch noch lange die gegenſeitigen Klagen gehört 
werben, von der einen Seite über Verfürzung bei Vertheilung ver Zollrevenüen, von der andern 
Seite über die Beläftigung des Verkehrs mit infändifchen Erzeugniflen. Darunter ift e8 haupt: 
fähli die Abgabe von dem im Süden producirten Wein bei der Einfuhr nad Preußen u. ſ. w., 
welche darum angefochten wird, weil fie ohne Unterſchied ver Qualität zum höchſten Sape der 
preußifchen Moftteuer und zwar aud in ven Jahren zu entrichten ift, in denen die preußifche 
Moftfteuer ganz oder theilmeife nachgelaffen wirb, Übrigens hatte Preußen bei ver Zollcon- 
ferenz von 1853 angeboten, die Übergangsabgabe vom Wein zu ermäfßigen, wenn feine Bor: 
ſchläge für Tarifänderungen, indbefondere für Herabfegung von Noheifen und verarbeitetem 
Gifen angenommen würden. Mit diefen Vorfchlägen fiel auch jenes Anerbieten, und vor dem 
Jahre 1864 wird eine merkliche Verminderung der noch beftehenden Beſchränkungen des innern 
Verkehrs Faum, aber auch dann nur unter fonft günftigen Verhältniffen zu erwarten fein. 

K. Mathy. 

Auslegung der Geſetze, der Geſchäfte. (Authentiſche und doetrinale, lo: 


giſche, grammatiſche, ausdehnende, beſchränkende, declarative Auslegung, 
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Anslogie, Auslegungswiffenfhaft) lm die Gefege und die rechtlichen Geſchäfte, 
ummatlih die Verträge, richtig befolgen und anwenden zu fünnen, muß man jie vor allem 
närig auslegen, d. h. ihre wahre, gefeglih gültige Abjicht aus ihnen herausfinden und entwideln 
Eanen. Die Negeln, welche bei diefer Auslegung uns leiten müflen, bilden ven Inhalt und die 
Iufgabe ver Auslegungswiſſenſchaft oder Auslegungsfunft, oder der Hermeneutif, und zwar im 
Gegenſatz zu den Auslegungdregeln für nicht juriftifhe Urfunden, wie z. B. der heiligen Schrif: 
vun,deralten Claſſiker, die juriftiiche Hermeneutif. Man theilt die Auslegung ein zuerft in 
gejezliche (legale) und wiflenihaftliche (doctrinale). Unter der legalen verfteht man diejenige, 
weile von der gejeggebenden Gewalt jelbit oder vermöge eines Acts dieſer Gefeggebungsgewalt 
ausgeht. Man nennt diefelbe autbentifche, wenn fie durch ausdrückliche Acte ver Geſetzgebung 
begründet ift, und ufuale, wenn jie vermittelö der factifchen Gefeggebung, einer gültigen Ob: 
jersanz oder Gewohnheit ftattfand. Allein alle legale Auslegung ift, wie jegt die beſſern Rechts— 
geleörten immer allgemeiner anerfennen, gar feine eigentlihe Auslegung, fondern, als ein 
neuer Act der gejeggebenden Gewalt, ein neues Gefeg. War das alte Geſetz völlig unverftänd: 
ih, jo war ed ein ungültiges, nichtigeö Gefeg, und Das, was nun die Geſetzgebung als deut: 
lige Regel an feine Stelle fegt, ift ein gültiges, aber neues Geſetz. War das alte Geſetz deut: 
lich und enthielt, wenn man ed richtig auslegte, zum Theil einen andern Sinn als die neue 
geieggeberijche Erklärung, fo geht dieſelbe ald neues Gejeg vor. Stimmt fie überein mit der 
ribtigen Auslegung des alten, fo führt fie zwar zu demſelben Refultat, aber jie ift doch infofern 
ein neues Geſetz, ald bei ver Auslegung der Sinn aus ihr genommen und begründet wird, und 
infofern ald namentlid) eine aus dem alten Gefeg entnommene neue gelehrte Auslegung, ſoweit 
fe mit ihr in Widerftreit füme, ungültig wäre. Es ift dieſes praftifch jehr wichtig, da die Regel 
züt, dag neue Gejege, mithin aud) authentifche Auslegungen nicht rückwärts, jondern nur auf 
zufünftige Bälle angewendet werden dürfen. Es ift alfo auch hierdurch ein ſchändliches Mittel 
feiger und ſchlechter Regierungen gegen wohlerworbene Rechte ver Bürger zerſtört. Manche 
Regierungen wagen es nämlid nicht , durch offne Gewaltftreihe und Juſtizmorde den Bürgern 
wohlerworbene Rechte zu rauben, oder durch offenbare Gabinetsjuftiz geſetzwidrige richterliche 
Entiheivungen zu veranlaffen oder zu geben. Unter dem Schein authentiſcher Auslegung aber 
errändern fie die beftehenden Gejege, und unfundige oder feige Richter wenden diefelben num 
auf frühere und anhängige Rechtsfälle zur Beraubung der Bürger an, wenn fie nicht willen, 
eder ed ignoriren wollen, daß authentifche Auslegungen neue Gejege find. ine voctrinale 
oder wiflenichaftlihe Auslegung ift dagegen diejenige, die auf Anwendung der allgemeinen 
Auslegungsregeln fih gründet. Sie ift theils eine äußere oder grammatiſche, welche den facti= 
ſcen oder wörtliden Sinn des Geſetzes aufſucht, theild eine innere, geiftige oder logijche, welche 
den wirfliben gejeggeberifhen Willen (sententia legis) aus dem Grunde des Geſetzes jelbit 
(ratio legis) oder aus andern juriftifch erfennbaren Beweifen von der wirfliden, gefeglich gül— 
tigen Abſicht des Geſetzgebers (voluntas legislatoris) entwidelt. Beide, grammatifche und 
logiihe Auslegung, müſſen ſtets miteinander verbunden fein, die grammatiſche ald Grundlage 
serausgeben und die logifche dann ald die eigentlich entjcheidende folgen. Zwar erbeben Mandıe 
Berenflihfeiten gegen die logiſche Auslegung, namentlih in Griminal- und ſtaatsrechtlichen 
Sachen. Allein fürs Erfte muß doch der Sag feſt bleiben, daß nur der wirkliche erfennbare ge- 
Veggeberiiche Wille uns bindet, das wahre, lebendige Gefeg iſt, daß der Buchſtabe nur das 
dienſtbare Mittel für denselben ift, und daß man ven Knecht nicht über den Herrn, die äußere 
tsdte Form nicht über das Weſen fegen darf, Welcher Vater over jonftige Gebieter würde nicht 
mit Recht zürnen, wenn fein Untergebener, dem er etwas befiehlt, chieanös darum dad Gegen— 
Keil von feinem erkennbaren Willen thun wollte, weil ji etwa der Gebieter verſprach, poppel: 
fnnig, zweideutig, zu weit oder zu eng ausprüdte? Und man follte ſolches chicanöſe abge— 
ismadfte Spiel mit dem heiligen gefeggeberifhen Willen ver Regierung und des Vaterlandes 
neiben? Es begründet aber aud fürs Zweite die logifche Gefrggebung gar nicht, wie man 
zmöbnlid glaubt, größere Gefahren ver Ungewißheit und richterlihen Willkür als vie ſtreng 
und blos grammatifhe. Denn eineötheils ift ja der rein buchſtäbliche Sinn eines Gefeges oft 
sel ungewiſſer und vieldeutiger ald der logifche. Und dann zwingt doch feine menſchliche Macht 
alle Gerichte eined Volks, den buchſtäblichen, vielleicht unvernünftigen Sinn eined Geſetzes 
xzen den erfennbaren logifhen und vernünftigen anzumenden. Gin halbes Berolgen aber be= 
grandet dann doppelte Willfür und Ungewißheit. Wenn z. B. das Mofaifche Gefeg ſich bud= 
käblih (zu weit) fo ausprüdt: „Wer Menſchenblut vergieft, deß Blut foll wieder vergoflen 
werden ”, fo wird fein Richter, die buchftäbliche Auslegung befolgen, auch den Soldat, der den 
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Feind, ven Scharfrichter,, der ven Verbrecher, den Unſchuldigen, der im Wahnjinn jeinen Ne— 
benmenſchen umbrachte, wieder tödten wollen, jondern nad dem Grunde des Gejeged und 
der Abſicht des Geſetzgebers machen wir hier die beſchränkende logijche Auslegung, daß nur Deflen 
Blut, welcher verbrecheriſch Menſchenblut vergoß, wieder vergoflen werben foll. Ind wenn ein 
Geſetzgeber, nachdem durch die Einleitung zu einem Erbrechtsgeſetz oder fonft feine Abſicht klar 
ift, daß zuerſt alle Nachkommen, dann erft Seitenverwandte erben follen, nun in der eigent— 
lichen gefeglihen Beſtimmung buchftäblich (zu eng fih ausdrüdend) fo jagt: „Zuerſt erben die 
Kinder und, wenn feine Kinder da find, die Seitenverwandten‘, jo wird Jeder in logiicher 
ausdehnender Grflärung in dem erften Grabe, alfo vor den Seitenverwandten,, aud) die Kindes: 
finder oder Enfel und Urenfel zur Erbſchaft rufen und fie nicht ausſchließen. Es ift aud ein 
bloger Irrthum, wenn man glaubt, die Engländer verwürfen und zwar namentlich im Crimi— 
nalrecht die logifche Auslegung. Wo fie zu Gunften des Angeklagten iſt, wenden jie die logiſche 
Auslegung unbedingt an. Wo jie zu Ungunften veffelben ift, da henußen die Geſchworenen 
nur darum zufällig oft die blos buchſtäbliche Auslegung als einen fheinbaren Vorwand, um 
die veralteten graufamen Strafgejege zu umgehen. In ſolchem Sinne z. B. vereitelten fie die 
graufame Todesſtrafe für die Fleinen Diebftähle, von ein Paar Strümpfen in einem Falle, wo 
zwar zwei Strümpfe geftoblen waren, es ſich aber ergab, daß die Striimpfe verſchiedenen Paa— 
ren angehörten. 

Die logiihe Auslegung ift nun entweder eine declarative, wenn fie erflärt, daß die geſetz— 
geberiihe Abficht ganz mit dem Nefultat der grammatifhen Auslegung übereinftimmte; oder 
eine einfhränfende (restrictiva), wenn fie, wie bei jenem Moſaiſchen Geſetz, erklärt, daß die 
Worte mehr Fälle unfaffen, ald worauf die Abficht des Gefeggeberd gerichtet war; ober enb= 
lich eine ausdehnende, wo, wie in jenem Beifpiel von den Kindern, der Wortjinn enger ift, 
weniger befaßt ald der Grund und die Abſicht des Geſetzes. Die Auslegung nad Grund und 
Abficht des Geſetzes nennt man alsdann analoge Auslegung, oder fie begründet eine Analogie 
(melde man irrig ald eine ganz befondere Art von Gejegen over Rechtsquellen betrachtet), wenn 
man pofitive Beftimmungen über beſtimmte Fälle oder Glaffen von Fällen wegen des gleichen 
gefeglihen Grundes (nad dem argumento a simili) auf andere ähnliche Fälle anwendet, oder 
wenn man (nad) dem argumento a contrario) fließt, daß der gerade entgegengefegte Grund, 
der bei andern Fällen eintrit!, auch nothwendig die entgegengefegte Beſtimmung nad ſich ziehe, 
weil die vernünftige Geſetzgebung hbarmonifch ‚nicht aber mit ſich ſelbſt im Widerſpruch und un: 
gereimt ift. 

Jede gründliche Auslegung einer Gejeggebung muß zu den höchſten Grundideen der Befeg: 
gebung binauffteigen, um für die höhern allgemeinern und für die untergeordneten Gefeg: 
ſtets den wahren gejeglihen Grund und die gefeßgeberifche Abficht zu finden. Hiermit treten 
denn ſowol in Beziehung auf die Gejege wie in Beziehung auf die Auslegung rechtlicher Ge: 
Ichäfte, für welche die obigen Auslegungsgrundfäge ebenfalls gelten, noch eine Reihe von juri— 
ſtiſchen Präfumtionen oder Vorauknahmen bis zum Beweiſe des Gegentheils, z. B. daß 
correctorifche Geſetze möglichit beihränfend interpretirt werden mülfen, in Verbindung, um bie 
Beflimmungen der Gejege zu einem harmonifchen und feiten Gebäude einer zufammenbängen- 
den, gründlichen, jihern, Nechtöwiffenfchaft zu erheben. In Ausbildung und feiner Anwendung 
diejer juriftifhen Auslegungsgrundfäge und Präjumtionen beiteht die noch immer unerreichte 
Meifterichaft ver römischen Jurisprudenz, die auch im Staatsrechte überall leitende, tief aus 
der Natur des Rechtöverhältniffes und der Idee der ewigen Gerechtigfeit geſchöpfte Grundfäge 
und Regeln und darbietet. Vergl. hierüber Welder, „Syſtem“, Buch III, und über die Negeln 
der juriſtiſchen Hermeneutif und über die Literatur derfelben Thibaut, „Pandekten“, $. A5 fg.; 
Klüber, „Offentliches Recht“, $. 15 und 62. MWelder. 

Auslegung (als politifhes Mittel). Sehr oft ift die Auslegung der Verträge, der 
Geſetze und der Verfaflungen vom Parteiftandpunfte aus wider die Gegner ſyſtematiſch mis— 
braucht worden. Es gefchah dies Früher vorzugsweiſe gegen Firchliche, Tpäter vorzugäweije gegen 
politifhe Feinde; es geſchah am meiften in Zeiten der Reaction, indeß die Revolution ſchon 
ihrem ganzen Weſen nach mehr mit offener Gewalt hervortritt. Es liegt etwas Entſetzliches, 
etwas Empörendes darin, menn dag formale Recht dazu benugt wird, das materielle Recht zu 
verlegen oder gar zu vernichten, wenn die Formen des Geſetzes dazu dienen müſſen, das Geſetz 
felbft zu umgehen over fogar zu verhöhnen. Es ift unberedhenbar, welche tiefe moraliſche Übel 
damit in einem Volke erzeugt werden. Das Vertrauen ſchwindet, an die Stelle der ehr: 
lihen Offenheit tritt Tücke und Hinterlift; die Unterbrüdten indbefondere fehen keinen Schutz 


Auslegung (als politiſches Mittel) , 39 


mehr im Geſetze; fle finden nur in der Gewalt ihr Heil und lauern auf den günftigen Augen: 
oblid, diefe Gewalt ihrerjeits in Anwendung zu bringen. Der Wirkung nad; ift ed dabei voll- 
kommen gleich, ob die Ausleger ver Geſetze u. ſ. w. wirflid glauben, einen guten Gemeinzwed 
zu fördern („Der Zweck Heiligt die Mittel‘, und: Omnia ad majorem dei gloriam), oder ob fie 
nur aus rein felbftfüchtigen Berweggründen handeln, um perfönlih fi zu empfehlen und zu 
fördern, größere Macht, eine höhere Stellung oder einen reihen Sündenlohn in Geld zu er: 
haſchen. Zumeilen ift ein Verfahren der angebeuteten Art das Werf kirchlicher oder politifcher 
Sanatifer. Diejenigen, zu deren Vortheil e8 angewendet werden will, werden indeß in ber 
Regel gleichfalls nur üble Brüchte ernten, denn das empörte Nechtögefühl der Unterbrüdten 
greift zuleßt eben auch zu jedem Erfolg verheißenden Mittel, und es ift in der menſchlichen Natur 
begründet, daß die Reidenden zulegt zu Waffen greifen, wilde fie unter andern Verhältniffen 
mit Abſcheu von ſich gewieſen hätten. j 

ALS Auslegungen der angedeuteten Art betrachten wir ed, wenn man z. B. im Mittelalter 
an Eide nicht gebunden zu fein behauptete, die man auf Reliquienfäften abgelegt, aus denen 
man die Gebeine der Heiligen zuvor insgeheim entfernt hatte. Die von der Inquifition geführ- 
ten Proceſſe enthalten maſſenhaft Beijpiele, wie felbft die furchtbarften Gefege noch unendlich 
ſchrecklicher gemacht wurden durd eine auf dad Verderben Einzelner und ganzer Parteien ab: 
jielende Interpretation. Auch die Art, wie man die Beflimmungen des Edicts von Nantes 
anmwendete, ehe man die Kraft in ſich fühlte, daſſelbe vollftändig und offen aufzuheben, ſpricht 
in erſchreckender Weife. ” = 

In unjerer Zeit haben kirchliche Berfolgungen in folder Ausdehnung aufgehört, und die 
zum Theil an deren Stelle getretenen politifchen konnten ihrer Natur und der allgemein geftei- 
gerten Gultur gemäß einen gleichen Grad des Entfeglichen nicht erreihen. Aber auch das ge- 
minderte Unrecht bleibt dennoch Unrecht und wird befonders im Völker- und Staatenleben 
f&liegli demjenigen Theile zum Schaden gereihen, deſſen Triumph es bejlegeln follte. 

Wäre wol die Bewegung der Jahre 1850 und 1848 intflanden oder bis zu der erlebten 
Höhe gediehen, wenn immer und überall die Rechte der Misliebigen, feien e8 Einzelne oder 
feien e8 Parteien, nad ihrem wirklichen Werthe gewürdigt worden wären? Aber welche Aus- 
legungen, 3. B: der VBerfaffungsbeftimmungen, waren da und dort vorangegangen! Die be: 
rüdtigten Juliordonnanzen beriefen jih auf einen Artikel der Charte, um thatfächlich dieſe 
ganze Eharte umzuftürzen. Wie mander Heißfporn, wie mander Ultra wollte gerade ver: 
mitteld der Grundurfunden der gefchriebenen Rechte thatfählich eben dieſe Rechte beifeite 
fhieben! War der Buchſtabe des Gejeges günftig, dann durfte von einer entgegengefegten Ab- 
ſicht des Geſetzgebers feine Rebe fein, dann entjchied ver Buchſtabe; war aber der Wortlaut fo, 
daß er jede Anrufung von jener Seite unbedingt ausſchloß, dann berief man ſich auf den Geifl 
des Geſetzes, auf jenen Geift, den man einfeitig und willfürlih hineinlegte. Die Flarften 
Beflimmungen wußte man für unklar auszugeben, um fie dann in beliebigem Sinne zu deuten. 
So tauchte unter Anderm auch die Doctrin auf: in Deutſchland gebe e8 feine repräfentativen, 
fondern nur landftändifche Verfaffungen, und daran fnüpfte man Interpretationen, die unfere 
Vorfahren, welche wirklih unter landftändifchen DVerfaffungen lebten, gar nicht begriffen 
hätten. Merfwürbig ift auch das durch Auslegung begründete monarchiſche Princip und deflen 
Auslegung. (S. Monardie.) 

Am allerentfeglichiten ift ed indeß, wenn eine ſolche parteiifche Auslegung der Geſetze bei 
der Juftiz irgendwie Eingang findet. Leider ift unfere Zeit in diefer Beziehung nicht frei von 
manchen bittern Erfahrungen. Ald man nad der großen Bewegung von 1848/49 beinahe 
überall beſchränkende Geſetze häufte und die Oppofition vergebens dagegen anfämpfte, hörte 
man einmal einen Minifter ausrufen: „Die Engländer fogar haben in diefer Beziehung (Breffe) 
firengere Geſetze.“ „Aber wie werden die Gefege jenfeit, wie werben fie dieffeit des Kanals 
vollzogen?’ antwortete man ihm. Wem wird e8 heute einfallen, die Preſſe irgend eines deut: 
ſchen Landes für weit freier erklären zu wollen, als die britiihe? Wohin müßte ver Grundfag 
führen, den ein Oberftaatsanwalt bei einer Gerichtöfeierlichkeit ohne Bedenken ausfprad: 
„Die Gefege find gegeben zur Beftrafung der Schlehten, nicht zum Schuge derſelben“, wonach 
es nicht geduldet werden dürfe, daß jte fich Hinter deren ſchützende Formen verftedten ; und öffent: 
lie Blätter (‚Allgemeine Zeitung vom Ende November 1856) berichteten (allerdings unter 
Beifügung gerechten Tadeld), wie ein (dort näher bezeichneter) Generalprocurator einem hohen 
Gerichtshofe angejonnen habe, eine „monarchiſche Befeginterpretation‘ eintreten zu laffen, was 
unter Anderm zur Folge habe, daß die Strafgefege niemals unzureichend fein! G. F. Kolb. 
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Auslieferung. Es fragt jih, ob je oder in welchen Fällen es rechtlich und politifch zu: 
läſſig, värblidy oder nothiwendig fein könne, daß ein Staat Perjonen, welche ſich in jeiner Ge: 
malt, d. h. aljo unter jeiner Schughoheit befinden, einem andern Staat oder überhaupt einer 
fremden Gewalt überantworte? Natürlich ift hier wie überall die Rechtsfrage die erfte, weil nur 
in dem von der Rechtölinie umfchloffenen Raume die Politik ihre Thätigfeit zu äußern oder 
ihre Aufgabe zu löfen hat. Die Rechtsfrage aber fann nur beantwortet werden nach jorgfältiger 
Unterfcheidung der mandherlei hier vorfommenden oder gedenkbaren Berhältniffe und Fälle. 

Derjenige, deilen Auslieferung verlangt wird, it entweder ein Verbrecher, d. h. unter dem 
Titel einer ihn ald Verbrecher bezeihnenden Anſchuldigung Verfolgter, oder ein blos der aus 
irgend einem andern Titel über ihn angefprodenen oder auch factijch über ihn ausgeübten Ge: 
walt Entronnener, ein Verfolgter ſchlechthin. In die legte Elaffe gehören z. B. Keibeigene, die 
ihrem Leibherrn entflohen, Kriegägefangene, die etwa ihrer Escorte entrannen, in bürgerlichen 
Kämpfen Befiegte, überhaupt Flüchtlinge aller Art. 

Der Verbrecher, welcher durch die Flucht in unfer Gebiet fid) der Strafe für das in fremdem 
Lande begangene Verbrechen zu entziehen juchte, ift entweder Angehöriger unfers Staatd ober 
Fremder. Im erjten Falle ift, injofern das ihm angeſchuldigte Verbrechen eine That ift, 
welche auch durch unfere Gejege für ein Verbrechen erklärt wird, unſere Pflicht, entweder den 
Angefhuldigten zur Unterfuhung und nad) deren Ergebniß zur Strafe zu ziehen, over ihn aus: 
zuliefern. Eins von Beidem muß geſchehen, wenn nicht das Recht des Staats, worin das Ver: 
bredjen begangen wird, oder überhaupt das Recht aller durch ſolches Verbrechen Beleivigten ge: 
fränft werben foll” Der Rechtsſtaat Fann für die ihm Angehörigen, fobald ſie Verbrecher wer: 
den, fein Aſyl mehr jein. Es ift jevodh wohl zu bemerken, daß bier nur von folden Verbrechen 
die Rede fein kann, welche es ſchon nad) dem Gejege der allgemeinen rechtlichen Vernunft, dem— 
nach nicht bloße Übertretungen rein pojitiver Gefege find. Den Mördern, Räubern, Dieben 
u. ſ. w. darf der Rechtsſtaat kein Aſyl gewähren, und er muß entiweber felbft jtrafen oder aus: 
liefern. Durch letzteres jedoch würde er feinen Angehörigen in die Gefahr jegen, allzu hart be: 
ftraft zu werden, was feiner Pfliht als Schughoheit widerſpräche. Daher bleibt nur die jelbft- 
eigene Beftrafung (nach dem unter ven beiderjeitigen Gejegen mildern Gefeg) übrig, und die 
Auslieferung ift unzuläffig. Daſſelbe ift der Fall, wenn das Verbrechen (z. B. Betrug, Mord: 
anftiftung u. f. m.) von unferm Lande aus (etwa durch Briefe oder Beauftragte u. ſ. w.) ind 
freinde Land wirfend begangen wurde und dann von dort aus eine Klage erhoben wird. 

Anders geftaltet fi) die Sache, wenn der Verbrecher ein Fremder ift und dejlen Auslieferung 
entweder von dem Staate, weldhem er ald Unterthan angehört, oder von jenem, worin er das 
Verbrechen begangen, verlangt wird. In jolden Fällen wird, wenn das Verbrechen ein ſolches 
fhon nad) dem natürlichen Rechtsgeſetz ift und in dem verfolgenden Staat eine ihrer Idee wenig: 
ftens in ver äußern Erjcheinung entſprechende Juftiz beſteht, durch Auslieferung eben Fein Un: 
recht begangen, ja vielmehr jie muß bewilligt werden, wenn man nicht vorzieht, den Verbrecher 
ſelbſt zu beftrafen und zwar abermals nad) dem mildern der in beiden Staaten geltenden Gefege. 
Letzteres ift freilich jevenfalld das Sicherſte; denn niemals kann man völlig davon verſichert fein, 
daß dem Audzuliefernden, dev nun doch ſchon unſerm Schuße jih unterwarf und von deſſen 
wirfliher Schuld wir noch feinen genügenden Beweis haben, von Seiten ded ihn verfolgenden 
Staats fein Unrecht, feine grundlofe Verurtheilung, feine ungebührlic harte Behandlung wi: 
verfahren werde. Das Recht der jelbfteigenen Beftrafung aber, infofern fie zumal ein Mil: 
deres als die Auslieferung ift, haben wir, fobald Klage gegen den Verbrecher eingelegt wird 
und diejer nicht felbit die Auslieferung vorzieht, ald Nedhtsanftalt ganz gewiß, und wir haben 
auch als ſolche die alternative Prliht, entweder zu flrafen oder auszuliefern, damit wir nicht 
durch die dem Verbrecher gewährte Zuflucht theilhaftig feiner Schuld und Miturheber aller wei: 
tern durch Die geöfinete Ausficht auf Straflofigkeit veranlaßten Verbrechen werben. 

Aber nicht weiter erftrecft ſich dieſe Pflicht ald auf Verbrechen, die als ſolche allgemein an: 
erkannt find oder werben fönnen, einerjeitö nach ihrem Begriff und andererjeit3 nad) den jedes: 
mal vorhandenen concreten Berhältnijfen und Yagen, überbaupt alfo nad dem jedem Verſtän— 
digen einleuchtenden und von allen Redlichen geachteten Recht der Vernunft, audy nur infofern 
die ganz offenfundige oder völlig erwiefene oder ermeislihe Schulphaftigfeit eines Angeflagten 
vorliegt. Aus diefem Grunde joll niemald wegen Übertretung rein pojitiver Verordnungen, 
3. B. wegen Zolldefraudation oder wegen Nichterfüllung der Gonferiptionspflicht u. ſ. w., eine 
Auslieferung bewilligt werden, und ganz beſonders tft diefelbe unzuläffig und unbedingt ver- 
werflih, wo es jid von politiichen Verbrechen handelt. Bei politiichen Verbrechen namlich, 
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ja denn, jie hätten nebenbei auch den Charakter von gemeinen, 3. B. von Morb ober 
Kıss u. ſ. w., erſcheint der Staat, in dem fie vorfielen, ald in zwei Parteien getheilt, von denen 
die eine Die ftärfere, d. h. die factifch mit der Gewalt befleivete oder die fieghafte, die andere aber 
die jhwädere, der Gewalt entbehrende oder die beitegte ift. Die Beftrebungen ver legtern, eine 
Anderung der Verhältniffe zu bewirken, werden fodann, wenn jie fehlſchlugen, von ber ſiegen⸗ 
den Partei für Verbrechen erklärt; fie würden aber im Falle des Gelingend für patriotifche Tu— 
gend erflärt worden fein. liber Handlungen biefer Art kann fein fremder Staat zu Gericht 
figen, ſondern blos die öffentlihe Meinung und die Gefhichte haben darüber das Urtheil zu 
joreben. Eine Auslieferung der wegen politifcher Verbrechen Verfolgten, d. h. wegen Thaten, 
bie je nach vem Erfolg bald für ftrafbar, buld für preiswürdig gelten, ift alfo ſtets eine unbe: 
fugte Einmifhung in einen fremden Streit, ein anmaßliches Erkenntniß über eine unſerm 
richterlichen Urtheil keineswegs unterworfene Sache, eine gegen den Auszuliefernden und gegen 
alle Genofien feiner Beftrebungen und Wünſche ausgeübte ſchwere Rechtsverletzung. Sie ift 
noch mehr: ſie ift, ihrer Marime nad oder in allfeitiger Übung und mit deren Folgen ge: 
dacht, eine Aufhebung des Öffentlihen und dadurch aud alles Privatrechtszuſtandes. Gegen 
den Gewaltmisbraud einer Regierung oder einer fiegenden Faction, gegen tyranniſche Bes 
drüdung jeder Art, gegen die Berfolgungen zürnender Machthaber oder ihrer Gewaltträger be— 
ſteht noch ein legted Rettungsmittel in der Flucht, und das Bewußtfein davon beftimmt einer= 
feitö Die Machthaber zu einiger Mäßigung und ermuthigt andererfeitd die Breiheitäfreunde zu 
ſtandhafter Rechtsvertheidigung. Das Princip der Auslieferung aber entreißt dem Verfolgten 
aud jenen legten Troft und verwandelt die Geſammtmaſſe aller Staaten, welche fich gegenfeitig 
die Flüchtigen auf Verlangen audliefern, in einen abjolut beherrſchten Weltftaat, d. h. in einen 
unermeplichen Kerker. Die Machthaber, durd den Gedanken, daß ihnen zu entrinnen unmöglich 
ift, in der Idee der Allgewalt beftärkt, fühlen ſich jegt völlig aller Schranfen ledig, und dem um 
ih greifenden Despotismus in Gefeggebung, Verwaltung, überhaupt in jeder gegen die Ge— 
fammtbeit wie gegen Einzelne audzuübenden Willkür jegt nichts mehr ein Ziel. 

Die theild Flare Anerkennung, theild wenigftend Ahnung fo heillofer Folgen des Auslie— 
ferungsprincips hat aud) auf die völferrechtliche Praris von jeher einen vorherrfhenden Einfluß 
ausgeübt. Selbit barbarijche Völker achten ſich für verpflichtet, an vem zu ihnen geflüchteten 
Fremdling, wenn er nicht Verbrecher gegen natürliches Gefeg war, dad Gaſtrecht zu ehren; 
und auch Despoten (mie in neuerer Zeit noch der Kaifer von Maroffo an den vor Ferdi— 
sand’s VII. Henfern in fein Land geflüchteten conftitutionellen Spaniern bewies) verweiger: 
ten andern Despoten die Auslieferung verfolgter Freiheitäfreunde. Freilich treffen wir aud 
traurige Ausnahmen von fo rehtsgemäßer und humaner Übung an, nicht nur im rohen Mittel- 
alter, wo 3. B. der edle Arnold von Brescia von dem Herrn (Gampaniens an Kaifer und Papft 
ausgeliefert ward, fondern auch in weit neuerer Zeit, wovon indbefondere die alles Gefühl em: 
pörende Auslieferung Vatkul's durch den Kurfürften von Sachſen und König von Polen,’ 
Auguft, an den tyrannifhen König von Schweden, Karl XII., ein fhaudervolles Beifpiel ift. 
Doch ift von allen Völferrehtslehrern und felbft Staatemännern, fo viele. derfelben ſich aud 
nur einigermaßen zur Höhe der echten Wiſſenſchaft und der edlern Politik erhoben, fortwährend 
anerfannt geblieben, daß wegen fogenannter Staatsverbrechen, d. h. wegen rein politiſcher Sün= 
den oder Fehlſchiagungen, die Auslieferung unzuläſſig, ja ſelbſt ein Verbrechen und, wenn gar 
als Princip aufgeſtellt, eine Aufhebung des öffentlihen Rechtszuſtandes iſt. 

Da die Unzuläfjigeit der Auslieferung allernächſt auf das Recht des Auszuliefernden fi 
grüntet, fo erhellt, daß fie auch durch einen (jet ed einfeitigen, fei ed wechfelfeitigen) Vertrag 
nit aufgehoben werde. Gin Vertrag de jure tertii, um fo mehr ein Vertrag, an einem Dritten 
dad Recht verlegen zu wollen, ift ungültig und im legten Falle bereitd eine wirkliche Verlegung. 
Bon viefem Standpunkte find die auf Auslieferung der Nefractäre oder Deferteure lautenden 
Berträge zu beurtheilen. Auch die Milizpfliht und die foldatifche Pflicht find rein poſitiver 
Natur und gar oft wirklich ungerechte, ja tyranniſche Gefege, oder auf Zmangsanmwerbung ge= 
gründet, und jelbjt wo fie die wahre, vernünftig anzuerfennende Gefellihaftspflicht nicht ber: 
feigen, erjcheinen jie doch als erloſchen, fobald das Gefellfhaftsband durch Auswanderung, 
bier alfo durch Flucht, zerriffen ward. 

Wenn jelbjt bei Solden, die ald angebliche Verbreder verfolgt werben. die Auslieferung 
in ven angeführten Fällen zu verweigern ift, jo fann nody weniger von ihr vie Rebe fein, wo 
ein Berfolgter blos ald Verfolgter, d. h. irgend einer factijch über ihn audgeübten Gewalt Ent: 
tonnener, erjcheint. So dürfen flüchtige Kriegsgefangene, oder überhaupt Beflegte, die auf 
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fremdes Gebiet ſich retteten, nicht ausgeliefert, fondern ed kann nur ihre Entwaffnung, wenn 
fie noch Waffen führten, gefodert werben. Daffelbe ift ver Hall, wenn das Verlangen der Aus— 
lleferung auf einen von und nicht anerfannten oder nicht anzuerfennenden Rechtstitel ſich fügt. 
So, wenn der Leibherr feinen flühtigen Sflaven reclamirt. Doch ift von der Auslieferung na= 
türlih die Heimmweifung oder überhaupt die Austweifung zu unterjheiden, für deren Zuläffig- 
feit nämlich die polizeilichen Orundfüge maßgebend find, ſodann aud die Entſcheidung civil- 
rechtlicher, von unfern Gefegen anerkannter Anſprüche, ald 3. B. des Vaters auf den Sohn, 
bed Gatten auf die Gattin, welche, wenn fie erhoben werden, von unfern Gerichten zu entſchei— 
den find. Rotted, 

Nachtrag. Während fich die vorftehende Behandlung des Gegenftandes mehr nur auf 
dem rechtsphiloſophiſchen Boden hält und ihn in feinen allgemeinen Seiten zu jhildern ver: 
ſucht, fol im Folgenden mit größerer Anlehnung an das geltende Recht und mit näherm Ein- 
gehen auf die einzelnen Fragen eine felbftändige Würdigung diefer Materie gegeben werben. 
Eine hier und da abweichende Anſicht von ver obenftehenden Erörterung darf bei einem fo viel- 
fach beftrittenen Gegenftande wol auch daneben geltend gemacht werden. 

Unter Auslieferung im völferrechtlihen Sinne verfteht man die Überlieferung eines Indivi— 
duums von Seiten eined Staatd an einen andern wegen eines Unterfuhungs: oder Strafrecht 
des legtern gegen den im fremden Staatögebiet Verweilenden. Nur in Bezug auf ein civil: 
rechtliches Verhältnig, das heutzutage nur noch einem fleinen Theile der civilifirten Welt an— 
gehört, die Sklaverei, redet man von einer Auslieferung, jonft ift für die ähnlichen Verhältniffe 
des Givilrehts, wie auch ſchon Rotteck hervorgehoben hat, der Anſpruch vor den betreffenden 
Civilgerichten zu verfolgen, und was fchließlih von ver Staatsmacht hier zu gefhehen hat, ge— 
f&hieht in dem gewöhnlichen Wege des eigenen Erecutiondverfahrend. Um die gedachte Aus- 
nahme der Sklaverei hier furz zu berühren, fo hat, wie es ſcheint, fein Staat ber neuern Zeit 
jemals einem andern das Recht zugeftanden, eine Auslieferung der flüchtigen Sflaven zu fo- 
dern, ja mit Ausnahme der eigenen Untertbanen geftattete man ven Sflaveneigenthümern nicht, 
die Sflaverei und daraus erwachfend ihr Eigenthum an einem flüchtigen Sklaven in europäifchen 
GBerichtöhöfen geltend zu machen. Eigentbümlicd und eine Ausnahme war die bis 1857 beſtehende 
Deftimmung des Preußiſchen Landrechts, wonach der von feinem nihtpreußifchen Herrn in Preußen 
für einen vorübergehenden Aufenthalt eingeführte Sklave durch Entlaufen feinen Status nicht 
follte verändern können. Gin flüchtiges Entrinnen nad Preußen wurde dagegen ebenſo wie in 
andern Ländern ald cin Titel der Freiheit angefehen. Umgekehrt verhält fi) die Sache in den 
Vereinigten Staaten, wo die Auslieferung flüchtiger Sklaven eine der brennenden Fragen 
unferer Tage bildet. Durch die Gonftitution ift ver Grundfag ausgefproden, daß die Entwei— 
dung eines Sflaven aus einem jflavenhaltenden in ein nichtfflavenhaltendes Stantägebiet inner- 
Halb der Union den Sflaven nicht frei machen, fondern zu feiner Auslieferung führen foll. (Art. 4, 
s. 2 Const.: „‚No person held to service or labour in one state, under the laws thereof, 
escaping into another, shall in consequence of any law or regulation therein be discharged 
from such servic® or labour, but shall be delivered up on claim of the party to whom such 
labour or service may be due.“) Gine freiwillige Herüberführung eines Sklaven auf fflaven- 
freies Gebiet innerhalb der Union fann jedoch nad den alsdann unbefchränkt eintretenden Ge: 
fegen diefes Staätd ein rechtliches Erlöſchen der Sklaverei zur Folge haben. Wenigftend war 
diejed bis zu dem jüngſt entſchiedenen Proceffe Dred Scott die allgemeine Rechtsanſicht, und 
felbft die gegentheilige Anficht des Supreme Court leugnet nicht das Recht eines fflavenfreien 
Staats, einen jo in jein Gebiet gefommenen Sflaven als frei anzufehen und nicht auszuliefern, 
fondern behauptet nur , daß ein Sklavenftaat auf eine ſolche Beſummung in einem freien Stante 
feine Rüdfiht zu nehmen braudt, mas freilih auch der bisherigen Rechtsüberzeugung und 
Rehtsübung widerſpricht. Zu der Auslieferung eines Sflaven, der ſich auf ſtlavenfreiem 
Gtaatögebiete von feinem Herrn trennt und flüchtig wird, ift weder der Ginzelftaat noch die 
Föbderalregierung, welde feit 1850 nad dem Fugitive-slave-law die Auslieferung von flüd: 
tigen Sflaven übernommen bat, verpflichtet. Die bejchränfte Pflicht zur Auslieferung wird 
aber gegenwärtig durd den hartnädigen Wiverftand der fklavenfreien Staaten gegen den Aus- 
lieferungsproceß jo gut wie illuforifh gemadt. Wären die Einzelftaaten der Union unabhän= 
gige, nicht durd dad Bundesrecht zu einem Staate verfettete Gemeinweſen, fo würde von einer 
ſolchen rechtlichen Pflicht überhaupt nicht geredet werben Finnen. Kein Staat braydt inner: 
halb jeiner Örenzen ein angebliches Rechtsverhältniß anzuerkennen, das den erjten Grundfägen 
feines fittlihen und rechtlichen Bewußtſeins wiverfpricht; noch viel weniger gibt ed für ihn eine 


Auslieferung 43 


PRigt, zur praftifhen Geltendmachung eines fo nad feiner Auffaffung Recht genannten Un: 
techts feine Mitwirkung zu gewähren. Daffelbe gilt unzweifelhaft auch von den abgeſchwächten 
Bormen der Unfreiheit, wie Leibeigenſchaft. 

Mit dieſer aus den eigenthümlichen Verhältniſſen eines einzigen modernen Culturſtaats 
hervorgegangenen Ausnahme ſind es nur ſtrafrechtliche Anſprüche, welche der Auslieferung zur 
Grundlage dienen können. Aber indem es ſich hier um eine Thätigkeit von Staat zu Staat 
handelt, gehört der ganze Gegenftand dem Völkerrechte an. Seine Grundſätze haben zu entjchei: 
den, ob und unter welchen Verhältniffen der eine Staat zur Foderung der Außlieferung eines 
Individuums, um daffelbe feinen Strafgejfegen wirffam zu unterwerfen, berechtigt und ber an— 
dere zu Leiſtung diefer Rechtshülfe verpflichtet if. 

In der antiken Welt, die noch. fein wahres Völkerrecht kennt, bei der Abgefchloffenheit, in 
welcher die Staaten ohne Bewußtjein einer höhern Gemeinſchaft nebeneinander verharren, mo 
Sremder und Feind ſynonym find, dürfen wir eine Anwendung völkerrechtlicher Principien auch 
bei diefem Gegenftande nicht erwarten. Nah antiker Anſchauung ift das Eril ſelbſt ſchon eine 
barte Strafe, eine Strafe, die nur dem Verluſt des Lebens an Schwere nachſteht. Der fremde 
Staat fühlt feine VBerpflihtung, die Rechtsordnung ded Heimatftaats gegen den Flüchtling zu 
unterftägen, und der Heimatftaat hat ſchon in der Flucht feine Genugthuung. Wo wir verein: 
zelt von Foderungen der Auslieferung hören, da gilt es nicht ſowol des Verbrechers ald des 
Raatsgefährlihen Einzelnen wieder habhaft zu werben, und mo, was noch feltener gefchieht, eine 
Auslieferung gewährt wird, da hat gewöhnlich die Macht des Stärfern, nicht das den Völfern 
gemeinfame Recht entfchieden. Überhaupt ift in einer Phafe der ſtaatlichen Geftaltungen, wo 
dad Ajyl innerhalb des Territoriums noch eine jo große Bedeutung hat, der Schuß, den das 
fremde Staatögebiet gegen die ftrafrechtliche Verfolgung gewährt, nichts weiter Auffälliges. 

Auch für das Mittelalter herrſcht no im Ganzen diejelbe Anfhauung vor. Wie die Wiege 
der modernen Staatenbildung, ift dad Mittelalter Europas auch die Zeit, in der fich dad Völker— 
recht erft entwidelt. Der dauernde, ftetige, friedliche Verkehr von Staat zu Staate, zu dem fid 
jegt die Kriegsepochen als die Ausnahmen verhalten, die durch Chriſtenthum, Feudalismus, 
tömifhes Recht und fo mande andere Erſcheinungen herbeigeführte Ubereinftimmung in den 
Inflitutionen und Überzeugungen der Völker bilden zwar die Grundlagen des heutigen Völker: 
tehts, aber zu einer rechtlichen Überzeugung, daß ſich die Staaten in ihrem Nebeneinander auch 
Pofitived zu gewähren haben, daß fie in der bloßen Enthaltfamkeit von feindlihem Handeln 
ihre gegenfeitige Aufgabe nicht erfüllen, gelangt man erft fehr langfam. Nur fehr vereinzelt 
werden und vorübergehende Konventionen über die Auslieferung flüchtiger Verbrecher im 14. 
und 15. Jahrhundert erwähnt. Wo fle vorfommen, ift das Motiv nicht die Unterftügung ver 
Rehtöpflege des einen Staats um ihrer jelbft willen von Seiten des andern, fondern die ge= 
meinfhaftlihe Gefahr. Räuber und Diebe, die an ven Örenzen ſich aufhalten, heute hier, morgen 
dort plündern, fuchte man auf diefe Weiſe zu übermwältigen. Die Zerfplitterung Europas in viele 
fat oder ganz ſelbſtändige Fleinere Staaten mußte allerdings auf einen ſolchen praftifchen Ausweg 
bindeuten, allein auf ver andern Seite wogen nur felten freundnachbarliche Gefinnungen vor und 
beftrafte man auch wol ven Verbrecher wegen auswärts begangener Verbrechen, jei ed, um das 
hochangeſehene Recht der Eriminalgerichtöbarfeit recht Häufig zu üben, fei ed, um des emolu- 
mentum aerarii, das fih an die Beftrafung fnüpfen konnte, theilhaftig zu werden. Auch jet 
noch war das 2008 des „Elenden’ in der Fremde ein überaus hartes. Dies mochte den Staat über 
das Flüchtiggehen des Verbrechers tröften. Häufig that dies au die Eonfiscation feiner im 
Sande verbliebenen Habe und Güter, die fih an das Achten des landflüchtig gewordenen An— 
geſchuldigten knüpfte. Nur wegen der auswärts weilenden politifhen Flüchtlinge war man in 
fleten Sorgen, und es fehlt nicht an Verſuchen der Staaten, die Prätendenten und ihren Anz 
bang dur Auslieferung oder auch per nefas mit Gewalt in ihre Macht zu bekommen. 

Der Gründer der Voͤlkerrechtswiſſenſchaft, Hugo Grotius — die fo eben geſchilderten Ver— 
hältniffe gehören der Zeit vor ihm an — bat auch die Frage über die Pflicht der Staaten zur 
Auslieferung erörtert. Nach ihm hat der Staat die Verpflichtung, entweder den zu ihm ge: 
fügteten Angeſchuldigten felbft zu ftrafen oder dem verfolgenvden Staate außzuliefern („De jure 
belli ac pacis”, lib. II, c. 21, $. A, 5, 6). Diefe Verpflichtung hat jih nah Grotius fowol unf 
Einheimische als Fremde zu erſtrecken ($. 4, n. 8), dagegen aber die Auslieferung felbft nur 
nad vorheriger Unterſuchung, ob der Verfolgte auch wirklich ſchuldig ift, einzutreten ($. A, n. 1). 
Im Fortgange bemerkt er dann, daß nur bei ſchwerern Verbrechen die Auslieferung gewährt zu 
werben pflege, und nennt ausdrücklich ſolche, quae statum publicum tangunt. Bon einer Aus: 
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ſchließung politifcher Verbrecher aus der Reihe der auszuliefernden Flüchtlinge weiß Grotius 
nichts und erwähnt ausprüdlic ältere Verträge, 3. B. zwifchen England und Frankreich, wo— 
nad) rebelles et profugi ausgeliefert werden mußten. Aud das in neuefter Zeit fo vielfach be= 
ſprochene Ausweifen politifcher Flüchtlinge ift fhon in frühern Verträgen übernommen worden, 
3. B. von dem Herzoge von Burgund England gegenüber. 

Die Begründung feines Satzes, daß der flüchtige Angeſchuldigte entweder zu ftrafen oder 
auszuliefern jei, gibt Grotius in folgender Weife. Im Naturftande hat jeder Schuldloje das 
Recht, ven Schuldigen zu trafen. Nach der Entftehung der Staaten fällt die Verfolgung und 
Beftrafung der Verbrechen gegen den einzelnen Staat diefem und feinen Behörden zu. Sie 
können nad) ihrem Gutbefinden ftrafen oder ftraflos laffen. Aber diejes volle Recht befigt ein 
einzelner Staat nicht denjenigen Verbrechen gegenüber, welche die ganze menſchliche Geſellſchaft 
betreffen (quae ad societatem humanam aliquo modo pertinent), dle vaher aud; andere Staa= 
ten verfolgen können, gerade jo wie in einem Staate bei manchen Vergehen ein Jeder aus dem 
Volke die Anklage erheben kann. Noch viel weniger hat ein Staat dieje freie Verfügung bei 
ſolchen Verbrechen, die einen andern Staat befonderd betreffen, wodurd) diefer das Recht auf 
Beftrafung um feiner Würde und Sicherheit willen hat. Diefes Recht darf derjenige Staat, 
zu dem der Schuldige geflohen ift, nicht hindern. Da nun aber die Staaten einander nicht zu ge: 
ftatten pflegen, daß die Macht des einen zur Geltendmadhung feiner Rechte bewaffnet in das Ge— 
biet des andern fomme, fo folgt dargus, daß von diefem entweder ausgeliefert oder beftraft wer— 
den muß. 

Seitdem ift über diefe Auslieferungspflidt viel Hin und her geftritten worden. Manche 
ſchloſſen jih an Grotius an und behaupteten ein abſolutes Recht des Staats, von einem andern 
die Auslieferung zu verlangen, und den entſprechend die abjolute Verpflichtung auf der andern 
Seite, fie zu gewähren. Diefe Meinung fah in dem Nichtausliefern eine Verlegung rines poſi— 
tiven Rechts, Die zu gerechtem Zwange Anlaß gab. Dagegen erhob fidy jedoch in der Wiſſen— 
haft ein Widerfprud und die communis opinio geftaltete fi allmälig dahin, daß die Auslie— 
ferung von flüchtigen Verbrehensangefhuldigten allerdings eine Pflicht fei, die der Staat dem 
Staate ſchulde, aber zu einer völferrechtlihen Verpflichtung erft durch Vertrag und Übereinfunft 
werde. Falſch ift vor allem die Argumentation von Grotius, ald wenn der Staat ohne weiteres 
die Verfhuldung gegen den andern Staat, weil fie diefen betrifft, zur Strafe bringen müffe. 
Nicht das in einem andern Staate formell’ald Recht erſcheinende Unrecht, fondern das wahre 
wirklihe, d. b. hier nach der Auffaffung des Staats ſelbſt ald Redht angenommene Verhältniß 
joll auch der dritte Staat fhügen. Dann aber fegt das unterftügende und gemeinfhaftlide 
Handeln von Staaten eine Öleichartigfeit ihrer Inftitutionen voraus, die durch das bloße Neben= 
einander nicht fhon gegeben ift. Allerbings ift es die Tendenz der Staaten, fid in allem Guten 
ähnlich zu werden, aber erft in ver neueften Zeit hat fid) diefe in mächtiger Weife geäußert. Eine 
abjolute Berpflihtung zur Auslieferung würde nun über alle dieſe Gefihtspunfte hinweggehen 
und fo einen angeblichen zur Verherrlihung des Rechts führenden Rechtsſatz zu einer Hand— 
babe des Unrechts ftempeln. Wir müffen daher ven völkerrechtlichen Rechtsgrund für die Aus- 
lieferung in den Auslieferungdverträgen fehen, ald Motiv zu diefen Verträgen aber allerdings 
die Verpflichtung der Staaten betrachten, zur Herrſchaft des Rechts bei ven gleichgebildeten Völ— 
fern nad) beften Kräften beizutragen. 

Man hat diefer Auffaffung entgegengehalten, daß, die Verpflihtung zur Auslieferung zuge- 
geben, damit auch ſchon dem andern Staate dad nicht zu weigernde Recht auf Auslieferung aner= 
Fannt fei, aber wir dürfen hier an Das erinnern, was gegen eine ähnliche Argumentation im Art. 
Aſyl und Aſylrecht bemerkt worden ift. Es mag eine Zeit fommen, wo auch ohne ausdrücklichen 
Vertrag die Berhältniffe ver Staaten fo gleihartig und deshalb fo eng find, daf die Verwandlung 
der fittlichen Foderung in ein Rechtögebot, den Flüchtigen audzuliefern, der Gefammtüberzeugung 
der Nationen und der Natur der Dinge entipricht, aber daß fie noch nicht gefommen ift, daß die 
Individualität der Staaten noch fortwährend auch in gemeinfamen Angelegenheiten ihr Recht 
behaupten muß, und daß bei der Auslieferung durch die Foderung eines im Vertrage ausge: 
ſprochenen Gonfenfes ver Parteien der Individualität die Möglichkeit ihrer Geltendmachung zu 
gewähren ift, ſcheint uns für die Gegenwart ein ebenfo richtiger Grundſatz des Völkerrechts zu 
fein, ald er ſich einer faft allgemeinen Anerkennung erfreut. Es ift in neuefter Zeit von Mohl, 
der das Auslieferungsredht zum Oegenftand einer Monographie gemacht Hat („Reviſion der 
völferrehtlichen Lehre vom Aſyl“, 1855), der Vorfhlag gemacht worden, durch einen Gongref 
ein gemeinſchaftliches Recht der Auslieferungen aufzuftellen und dem wirklichen Völkerrecht ale 
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zrifgen allen Staaten geltende Norm einzuverleiben. Uns fcheint damit nichts gewonnen zu 
merden. Die ſchlimmen Seiten des vorliegenden Zuftandes find nach Mohl die verfchiedenen 
Grundfäge,, welche die Staaten befolgen. Allein abgefehen von einigen andern ziemlich ein— 
Auflojen Momenten, liegt der Grund zu den verſchiedenen Grundjägen eben in der noch immer 
beſtehenden Verſchiedenheit des Charakters der Staaten. Ob man in vielen Verträgen oder 
einem Vertrage, in einem biplomatifchen Tete-a-t&te oder auf einem Congreſſe ven Gegenftand 
behandelt, wird auf die Individualität der Staaten und demgemäß auf die aus diefer Verſchie— 
denbeit der Einzelftanten fih nothiwendig ergebenden verfchievenen Auffaffungen des Aus— 
lieferungsrechts feinen Einfluß üben. 

Während demnach die heutige Theorie ven Grundfag aufitellt, daß ein Recht auf Auslie— 
ferung einem Staate nur aus einem ausdrücklichen Vertrage erwächſt, ift dagegen faft ebenfo 
allgemein anerfannt, daß dem Staate der Zuflucht das Necht zufteht, auch ohne Auslieferungs- 
vertrag die Auslieferung zu gewähren. Der flüchtige Angeſchuldigte hat dem Staate gegenüber 
fein Recht zu verlangen, daß diefer feine fittliche Pflicht, ver Aufrehthaltung ver Rechtsordnung 
im fremden Staate feine Unterftügung zu gewähren, um jenes willen nicht übe. Die Berück— 
fihtigung der eigenthümlichen Verhältniffe des einzelnen Falls ift hier dem Staate vollkommen 
frei überlaffen. Beim Vertrage ift die Nüdjihtnahme auf die Beziehungen der Staaten, auf 
die Natur der angejhuldigten Handlung und die Lage ihrer angeblichen Verüber ein für alle: 
mal vor dem Abſchluß der Convention geübt worden. Hier ift die Unterfuhung der Umftände, 
mwelhe eine allgemeine Anerkennung der Auslieferungspflicht ohne Vertrag hindern, bei jedem 
einzelnen Anfuchen um Auslieferung möglid. Die Nihtauslieferung unter folhen Verhält- 
niffen ift natürlich feine Verlegung eines Rechts des die Auslieferung fodernden Staats, Diefe 
Regeln ver Bölferrehtötheorie, die Nothwenvigfeit von Auslieferungdverträgen zur Herftellung 
eines Rechts auf Auslieferung und dagegen die rechtliche Möglichkeit, freiwillig auch ohne Ver: 
trag außzuliefern, find unzweifelhaft auch das praftifche Recht ver Gegenwart. Im 17. Jahr: 
hundert nah Hugo Grotius fehen wir noch jelten förmliche Verträge über die Auslieferung ge: 
ſchloſſen. Allervings hat die Fremde nicht mehr für den Flüchtigen die Schreden, welde im 
Mittelalter ven heimatlofen Mann verfolgten, aber in einer Zeit des Kriegd und der Gemalt: 
taten in ganz Europa, wo die mädhtigften Länder durch Bürgerfriege zerriffen wurden, küm— 
merte man ji wenig um die Nechtäpflege innerhalb der eigenen Grenzen, gefchtveige denn, daß 
man den „Flüchtling vor der Gerechtigkeit‘‘ noch weit über die Grenzen verfolgt hätte. Im Kriege 
fiel jelbftverftändlih der Anſpruch auf.internationales gemeinfames Handeln fort. Dagegen 
fommen zu verſchiedenen malen Anfuchen wegen Auslieferung politifher Flüchtlinge vor. Sehr 
intereffant ift eine Verhandlung, welde Sir William Temple, englifcher Gefandter im Haag, im 
Jahre 1670 führte und worüber er in einem Briefe an den englifhen Staatöfecretär Sir John 
Trevor unterm 29. Juli 1670 berichtet; intereflant namentlih aud deshalb, weil von beiden 
Seiten faft wörtlich diefelben Vorwürfe und Argumente geltend gemadt wurden, die wir in 
neuefter Zeit jich bei diefer Frage über die Auslieferung politifcher Flüchtlinge haben gegenüber: 
treten fehen. (Sir William Temple's „Letters“, II, 234 fg.) Wenn audy in diefem Kalle 
von der Stadt Rotterdam nicht audgeliefert wurde, fo ift doch in andern Füllen ganz nad) der 
Auffaffung des Hugo Grotius ausgeliefert worden. Daß im 17. Jahrhundert ſchon die Nicht: 
auslieferung politifcher Verbrecher Grundſatz des Völkerrechts gewefen, läßt ih durchaus nicht 
behaupten, aber bei dem Mangel ausprüdlicer Verträge wurde allerdings meiftens in ſolchen 
Fällen nicht ausgeliefert. 

Mit vem 18. Jahrhundert beginnt die Periode der Audlieferungsverträge, und namentlich 
iſt es Frankreich, das hier den andern Staaten mit feinem Beifpiel vorangebt. Helie zählt Ver: 
träge mit den Niederlanden, Würtemberg, Ofterreich, der Schweiz, mit dem Kurfürften von 
Trier und mit Spanien auf. („Traité de linstruction criminelle“ , II, 655.) 

Co gelangen wir in unfer Jahrhundert und die gegenwärtige Zeit. Die beiden beherrihen: 
den Örundfäge jind auch heutzutage noch: rechtliche Verpflichtung zur Auslieferung buch Ver: 
träge, rechtliche Möglichkeit der Auslieferung nach freiem Willen des einzelnen Staatd. Man 
bat wol den gegenwärtigen Stand diefer Frage und das Verhältnif der einzelnen Staaten dazu 
danach unterſcheiden wollen, daß einige Staaten den Anſpruch auf ihre Mitwirfung zur Gel: 
tendmachung des Rechts auch außerhalb ihrer Grenzen anerkennen, andere dagegen nicht. Jenes 
ſollen ſolche Staaten tyun, die aud) ohne Auslieferungsverträge audliefern, diefes die andern, 
welche nur nad Vertrag ausliefern. Aber nichts ift falfher als diefe Unterfheidung. Dadurch, 
daß er einen Auslieferungsvertrag abſchließt, beweiſt der Staat ja fein Beftreben, dem Recht auch 
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über fein ®ebiet hinaus Beiftand zu leiften. Daß man in andern Fällen nicht ausliefert, beruht 
In ven Staaten, die hier zur Brage ftehen, nicht auf einer Abneigung gegen bie Unterftügung 
eines fremden Staats, jondern darauf, daß die Regierung (die man bier immer mit dem Staate 
jufammenmwirft) ohne die in einem Vertrage und den ihn beflätigenden Gejegen ihr gegebene 
Befugniß nicht ausliefern kann. Diefer ind Staatö- und Strafrecht gehörende Umſtand macht 
aber deshalb feine Schwierigkeiten, da ja diefe Staaten bereitwillig genug find, Auslieferungs- 
verträge abzuſchließen. Und darüber fann feine zweite Meinung eriftiren, daß die ausdrückliche 
Feftfegung, in welchen Fällen und unter welchen Formen ausgeliefert werben foll, für eine ſtraf— 
proceffualifhe Handlung das Entjprechende und zugleich für den internationalen Frieden das 
Erſprießliche ift. Solange die reine Willkür zu entfcheiden hat, wirb man einerfeitd zu viel fo= 
dern, andererfeitö zu viel verweigern. Erſt der Vertrag, der das Recht unter den Parteien 
ſchafft, gewährt hier die fihere Grundlage und den richtigen Maßſtab. Diefe Auffaffung ift au 
die von der großen Mehrzahl der modernen Eulturftaaten getheilte. Das Recht der Auslieferuns 
gen ift ein Recht der Auslieferungsverträge, und felbft da, wo noch ausnahmsweiſe fein Ver— 
trag befteht und freiwillig auögeliefert wird, befolgt man im Ganzen die leitenden Grundſätze, 
welde in ven meiften Berträgen wiederfehren. Hier jind jedod von der Betrachtung einige Staa: 
tenverhältniffe vorerft audzufcheiden, die, mehr als völferrechtliher Natur, deshalb auch auf die— 
fem Gebiete ihre Eigenthümlichkeiten haben, die Bundesftaaten Nordamerifad und der Schweiz 
und der Deutfhe Bund. Die engern, zum Theil rein ſtaatsrechtlichen Bande, welche dieſe Grup: 
pen zufammenhalten, beziehen ſich aud auf die Auslieferung. 

In den Staatöverträgen, welde das Auslieferungsrecht zwiſchen nichtdeutſchen Staaten 
oder deutſchen und nichtdeutſchen Staaten regeln, ift das herrſchende Princip, die Verbrechen 
einzeln aufzuzählen, wegen derer audgeliefert wird. Gegen dieſes Syitem läßt ſich zunächft feine 
Weitläufigfeit einwenden. Gin zweiter Borwurf, der materiell gemacht werden Fann, ift, daß 
die Zahl der angegebenen Verbrechen oft viel zu gering ift. Allerdings foll nicht wegen jeder 
fleinlihen Anſchuldigung der ganze Apparat zweier Staaten in Bewegung gefegt werden, aber 
wenn einzelne Verträge aus der ganzen Zahl von ſtrafbaren Handlungen nur, wie es der eng: 
liſch-franzöſiſche Auslieferungsvertrag vom 15. Febr. 1845 thut, Mord, Fälſchung und betrügeri= 
ihen Banfrott erwähnen, fo ift dies eine kümmerliche Abjchlagszahlung an die internationale 
Rechtspflege. Wir finden jegt in jehr vielen Ländern die ftrafbaren Handlungen in Verbrechen, 
Vergehen und Übertretungen abgetheilt. Nicht immer iſt daſſelbe Brincip der Scheidung bei- 
behalten und einzelne Vergehensfälle haben oft eine über das einzelne Staatögebiet hinaus: 
reichende Gefährlichkeit, welche zu einer Mitwirfung bei der Verfolgung die andern Staaten ge- 
neigter macht. Aber im Ganzen läßt ſich die Foderung aufftellen, daß wegen aller Verbrechen 
(die Ausnahme der politiichen wird gleich zu beſprechen fein) die Auslieferungspflicht übernom— 
men werden müßte. Es ift auch nicht zu verfennen, daß fi in ver neueften Zeit eine Aus: 
dehnung der Auslieferungsfälle bemerklich macht. So enthält ſchon der preußiſch-niederlän— 
difche Vertrag vom 17. Nov. 1850 folgende Aufzählung: Meudelmord, Giftmifcherei, Water: 
mord, Kindesmord, Todtſchlag, Nothzucht, Branpftiftung, Verfälfhung von Schriften mit In= 
begriff ver Nachmachung von Banfbillets, von Papiergeld und öffentlichen Papieren, Anferti- 
gung falfher Münzen, Verfälidung der gefegmäßigen Münzen und wiffentlihe Ausgebung 
falfhen Geldes, falſches Zeugniß, Diebjtahl unter erfchwerenden Umftänden, Unterfhlagung 
feitens Öffentliher Kaffenbeamten und Steuererheber, Erpreilung, Beitehung öffentliher Be— 
amten, betrügerljchen Banfrott. Auch der im Jahre 1852 zwifhen Nordamerika und der großen 
Mehrzahl der deutihen Staaten abgejhloffene Vertrag geht wenigftend weiter als die ältern 
von Seiten Amerikas gefchloffenen Eonventionen. 

Die meiften der Verträge enthalten eine Stipulation, wonach der-eigene Unterthan nicht 
außgeliefert wird, und bie Theorie erflärt fi faft einftimmig für diefen Grundfag. Hält man 
an ihm feft, fo ift ein Brud in das Territorialprincip und eine Beitrafung des Inländerd wegen 
im Auslande begangenen Verbrechen eine Nothwendigkeit. Wir möchten zu erwägen geben, ob 
nicht auf einer Stufe der höhern Gleihartigfeit der Staatseinrichtungen und Strafgejege dieſer 
Grundfag aufgegeben zu werben verdient. Man liefert heutzutage nicht aus, weil man Mis— 
trauen in die Gerechtigkeitöpflege des andern Staats fegt. Nichtsdeſtoweniger kann nur deſſen 
Geſetz auf feinem Gebiete verlegt werben. Diejenigen Staaten, welche heutzutage noch an die: 
fen richtigen Grundfage fefthalten, find keineswegs abgeneigt, ihren eigenen Unterthan auszu: 
liefern.. England und Norvamerifa haben in dem jie betreffenden Vertrage feine folde Aus: 
nahme, und in die zwifchen"Amerifa und den deutſchen Staaten abgefhloffenen Verträge if 
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Ye Rihtauslieferung der Nationalen nur deshalb aufgenommen worden, weil die deutſchen 
Staaten davon nicht abgehen wollten. Gibt man jedoch zu, was von vielen Seiten behauptet 
wird, daß der Staat eine Strafgewalt über feine Unterthanen für jenfeit feiner Grenzen began- 
gene Verbrechen habe, fo ift allerdings die Entſcheidung richtig, daß er, eingedenk der nähern 
Berbindung zwiſchen ji und dem Unterthan und um feiner eigenen Würde willen, flatt aus— 
zuliefern, jelbft ftraft. In Frankreich fanctionirte ein kaiſerliches Decret vom 25. Oct. 1811 die 
Auslieferung eines Franzoſen wegen eines im Auslande verübten Verbrechens, allein es ſcheint 
diefer Grundfag nie zur Anwendung gefommen zu fein und fpätere Minifterialerflärungen fo: 
mie fpätere Verträge fprechen entjchieven das Gegentheil aus. Heutzutage hat die Regel, den 
Nationalen nicht auszuliefern, im Verkehr mit England und Amerika die ſchlimme Folge, daß 
ein in Deutſchland ſich vergehender Amerikaner weder in Amerika geftraft wird, da dieſes Land 
am Territorialprincipe feſthält, noch zur Beftrafung nad Deutſchland ausgeliefert wird, da die 
deutſchen Staaten, und deshalb aud ihnen gegenüber Amerika, die eigenen Unterthanen nicht 
ausliefern. So ift Hier durch das Gegenübertreten zweier flarren Principien eine bebenf: 
lie Küde für die internationale Strafrehtöpflege vorhanden, auf deren Entftehung wir 
deshalb ausführlich hingewiejen haben, weil ſich no in den neuejten Darftellungen unfers 
Gegenftandes der Irrthum findet, ald weigere man ſich engliſcher- und amerikanijcherfeits, ſowol 
den Einheimischen auszuliefern, ald auch denſelben im eigenen Lande für auswärtige Verbrechen 
zu beftrafen. ‘Principiell weigert man fi nur des legtern und des erftern nur, weil bier die 
übrigen Staaten feine Reciprocität gewähren fönnen. (,„Whereas the laws and constitution 
of Prussia and of the other German states, parties to this convention, forbid them to sur- 
render their own citizens to a foreign jurisdiction, the government ofthe United States, 
with a view of making the convention strictly reciprocal, shall be held equally free from 
any obligation to surrender citizens of the United States.” Eingang des preußiſch-nord— 
amerifanifhen Vertrags vom 16. Juni 1852.) 

Man kann demnad die Regel dahin formiren, daß entweder nach ausdrücklicher Geſetzgebung, 
Verttagsbeſtimmung oder nach Übung der eigene Unterthan von einem Staate nicht audgelie: 
fert wird. Danad hätten wir den Kreis der audzulieferaden Perfonen dahin beftimmt, daß 
nur Ausländer ausgeliefert werden. Keinen Unterſchied macht es für die Auslieferungspflicht 
nad Vertrag oder für die Auslieferung nah freiem Ermeſſen, ob der Auszuliefernde Angehd: 
tiger deö ihn requirirenden Staatd oder eines dritten Randes iſt. Nur ift mandmal diefem 
Heimatftaate das Recht gegeben, felbft die Auslieferung zu verlangen. 

Wo ohne Vertrag auggeliefert wird, pflegt man die Foderung aufzuftellen, daß die ange: 
ſchuldigte Handlung auch in dem Staate der Zuflucht mit Strafe bedroht fei, und verlangt wol 
noch weitergehend die Anwendung der mildern Strafe. Jenes begründet ih dadurch, daß ber 
Staatnicht einem Rechte Unterftügung gewähren darf, welches er ald ſolches nicht anerkennt. Die: 
ſes ift eine weiter geführte Conſequenz derfelben Auffaflung, obgleich es ſchwer Halt einzufehen, 
weshalb ein Staat durch Die Zuflucht des Schuldigen verpflichtet werden foll, nad den Geſetzen 
ded Orts der Zuflucht zu entfheiden, die offenbar nicht übertreten find. In den Verträgen fin- 
det ih die erftere Beftimmung nit, weil fie dur die Aufzählung der Verbrechen über: 
flüſſig iſt. Es find eben nur ſolche ftrafbare Handlungen aufgeführt, die in beiden contrahiren- 
den Staaten als die beftimmt aufgeführten Verbrechen gelten. Dagegen zeigt fih ein Einfluß des 
zu Örunde liegenden Principe, daß der Staat nur dad nad feiner Auffaffung noch ftrafbare 
Handeln zur Beftrafung zu bringen Hilft, in der häufigen Beſtimmung, daß dann nicht aus: 
geliefert wird, wenn nad den Strafgefegen des requirirten Staat? die Handlung ſchon verjährt 
ſein würde. (3.8. fähfifh=belgifcher Auslieferungsvertrag vom 25. Febr. 1851, Art.8: „Die 
Auslieferung findet nicht fatt, wenn feit der Verübung der zur Laſt gelegten That, feit ver Unter— 
ſuchung oder feit ver Berurtheilung die Verjährung der Anklage oder der Strafe nad) ven Ge— 
jegen ded Kandes, in welchem ver Angeſchuldigte jich befindet, eingetreten iſt.“ Gleichlautend ift 
die franzöſiſch⸗ preußiſche Convention vom 21. Juni 1845, Art. 6.) 

Auch die Verträge, melde die zur Auslieferung führenden Verbrechen und Anſchuldigungen 
feciell nennen, enthalten gewöhnlich hoch die Beſtimmung, daß wegen politifcher Verbrechen 
niht ausgeliefert wird, und manchmal hat man ſich durch befondere Stipulationen gegen die Um: 
gehung diefes Grundſatzes zu ſchützen gefucht. (Belgifch-preußifche Gonvention vom 29. Juli 1856, 
Ant. 7: „Die Beftimmungen der gegenwärtigen Convention können nicht auf Invividuen Anwen⸗ 
dung finden, die fich irgend ein politifhes Verbrechen haben zu ſchulden fommen laſſen.“ Franzö⸗ 
iiſh: ſãchſi ſcher Vertrag vom an 187, Art.8: „Es ift ausdrückliche Bedingung diefer überein— 
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funft, daß der Angeſchuldigte oder Verurtheilte, deſſen Auslieferung bewilligt wird, in feinem 
Kalle wegen eine? dor der Auslieferung brgangenen politifchen Verbrechens oder Wergehend 
oder wegen einer mit einem derartigen NVerbrehen oder Vergeben zufammenhängenden Hand— 
lung zur Unterſuchung gezogen oder beftraft werben darf.“) Auch wird nicht felten als ein Grund— 
fat des geltenden Völkerrechts, ganz abgefeben von Verträgen, die Nichtauslieferung politifcher 
Berbrecher aufgeftellt. Motte hat mit großem Geſchick geltend gemacht, was für eine ſolche 
Negel ſpricht. Doch follte nicht vergeffen werben, daß das politifche Verbrechen immer 
Berbrechen bleibt. Nicht weil ein Staat fein Intereffe und feine Pflicht hätte, den Widerſacher 
gegen die heimifche Staatsordnung zur Beftrafung durch den verlegten Staat zu bringen, fon= 
dern nur, weil bei der noch immer fehr verfhiedenen Begrenzung der gegen den Staat gerichte- 
ten Verbrechen ein Staat nur eine vollfommen berechtigte Geltendmahung ftaatsbürgerlicher 
Freiheit in einem Acte fehen würde, der nad der Auffaflung des betreffenden Staats Hoch— 
verrath oder Majeftätöbeleivigung ausmacht, ift die Nichtauslieferung wegen politifher Ber: 
brechen ver unferer Zeit entfprechende Grundfag. Wir meinen nicht, daß es richtig fei, wenn 
ein republifanifcher Staat den volitifchen Flüchtling, der wegen eines Hochverraths gegen jeine 
heimiſche monarchiſche Staatsordnung verfolgt ift, deshalb Shügen will, weil er gegen die Mon: 
archte und für die Republik aufgeftanden, oder umgefehrt. Der entiheidende Grund ift, daß bei 
politifhen Proceſſen fein Staat nody dem andern die durchgängige gewiffenhafte und unparteii— 
fhe Haltung und unbeirrte Rechtspflege zutraut, Die bei gemeinen Verbrechen faum mehr ver: 
mißt wird. Die politifchen Proceſſe, wie fie früher geführt zu werben pflegten, rechtfertigen die: 
ſes Mistrauen vollfommen, und aud noch in der neueften Zeit unterjcheiden Staaten zwifchen 
gewöhnlichen und politifchen Procefien, indem fie die Aburtbeilung von Staatöverbredhen befon- 
dern Gerichtähöfen überweisen, bei denen die ®rundlagen einer volksthümlichen und vorurtheils- 
lofen Rechtſprechung aufgegeben werden, um andern rein politiihen Grwägungen Plag zu 
machen. Der fremde Staat muß fürdten, durd Auslieferung eines politifchen Flüchtlinge feine 
Mitwirkung zu Handlungen der Rache, nicht der Gerechtigkeit zu gewähren. Daneben fonımt 
noch in Betracht, daß nicht felten in einem Stuate die Gewalt nur in den Händen einer Re— 
gierung de facto ift. Zwar hat er diefe auch anzuerfennen, aber e8 ift ein über die bloße An 
erfennung hinausgebender Schritt, einen ſolchen Regimente durch Auslieferung feiner Gegner 
eine wirfjame Beihilfe zu leiften. In einer ſolchen Lage findet feine Anwendung, was Rotteck 
oben von dem Gegenüberftehen politifher Parteien in einem Staate bemerkt hat. In der AU: 
gemeinbeit, mit welcher er diefe Auffaffung geltend macht, läßt fich ihr jedoch keineswegs bei— 
flimmen. Wir müflen vielmehr behaupten, daß der eine Stant dem andern gegenüber ebenio 
verpflichtet ift, feine Mitwirkung durch Auslieferung in allen Fällen da zu gewähren, wo ber 
Angriff auf die Staatäperfönlichfeit ein ebenfo gewiß verbrecherifcher ift, ald 3. B. auf die Per— 
fon eines einzelnen Unterthanen, und daß nur die Schwierigkeit, diefe Fälle von den nicht fo ge= 
arteten zu unterfcheiden, und die ungenügenden Garantien für eine gerechte Behandlung des 
Staatsverbrechers oder eined Staatsverbrechens Angefchulvigten heutzutage noch dem Grund: 
fage der Auslieferung von folhen Flüchtlingen im Wege ftehen. Wir können und allerdings 
eine Zeit denken und müflen auf fie hoffen, wo die Staatd- und Nechtseinrichtungen überall ver 
Art find, daß jeder Staat getroft, wie den gemeinen Verbrecher, fo auch den politifchen Friedens— 
brecher zur Aburtheilung übergeben kann, aber e8 braucht nicht langen Befinneng, um zum Re— 
fultate zu gelangen, daß diefe Stunde noch nicht gefommen ift. In diefer Beziehung jagt Ber: 
ner mit Net: „Wir find ver Anſicht, daß das Territorialafyl für politifche Verbrecher in einer 
glüdlihern Zukunft fallen wird, wie das kirchliche Aſyl des Mittelalters bereitd gefallen ift. 
Die politiihen Verbrechen muß man doch für mwirfliche Verbrechen erflären, over man erflärt 
den Staat für rechtlos. Es gibt unzweifelhaft gewiſſe allgemeine Grundlagen des Staats, die 
bei allen Bölfern diefelben find; wer fie bei vem einen Staate angreift, darf bei dem andern 
feinen Schug finden. Aber die Begriffe hierüber find noch nicht conjolibirt; e8 herricht über das 
Politifhe noch durchaus Feine Gleichförmigkeit ver Anfichten. Und während einer folden Ent: 
wickelungsperiode fei dad politifche Aſylrecht ein heiliges. Solange die Menſchheit noch nach den 
wahren Formen ded Staatdlebend ringt, folange gewaltige Revolutionsfänpfe die Völker in 
Parteien fpalten, deren eine immer die andere zu Verbrechern ftempelt, folange Fann namentlich 
der fremde Staat den Märtyrer nicht vom Verbrecher unterſcheiden, folange ift daher aud das 
politifche Aſylrecht eine Wohlthat, mie ed das Fromme Afyl der Kirche war. Und wie die Gegen: 
wart nicht anders kann, ala der Kirche für ihre aufopfernde Thätigfeit hinfichtlich des Aſylrechts 
Danf fpenden, fo wird die Nachwelt, die Gefchichte auch das Verdienft derjenigen Staaten zu 
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frönen wiffen, die, unbeirrt durch die Reclamationen anderer Staaten, ben Grundſatz des politi- 
fürn Aſyls in ſchwerer Zeit aufrecht erhielten.” („Wirkungskreis des Strafgefeges“, S. 192.) 
Allerdings ſchützt die Nichtauslieferung zur Stunde nicht blos den edeln Batrioten, fondern auch 
den ruchlofen Selbſtſüchtling, der in einer Nevolution, die er, die taufend Intereffen feiner Mit: 
Bürger nicht achtend, geweckt hat, nur gemeine Leidenschaften befriedigen will; aber um ver Ge— 
rechten willen ſchirmt auch das Aſyl noch ven Ungerechten, weil eben eine Scheidung nicht mög: 
lich iſ. Etwas Anderes ift dagegen die Frage, ob nad dem Ausdruck eines oben angeführten 
Vertrags auch Der gegen Auslieferung gefhügt fein follte, derim Zufammenhange mit einen po— 
litiſchen Verbrechen ein gemeines begangen haben foll, und hier fträubt ji allerdings das Ge— 
fühl gegen einen folhen Deckmantel. Der Meuchelmord bleibt Mord, mag er aus gewinnfüd: 
tigen oder politifchen Motiven verübt fein; den Brauenfchänder Toll ed nicht ſchützen, daß er ale 
Aufftändifcher dies Verbrechen begangen, und das Einzige, was ſich zur Entihuldigung für eine 
ſolche Ausdehnung der Nichtaudlieferung geltend machen läßt, ift die Befürchtung, e8 werde um 
der politiſchen Anfhuldigung willen die Aburtheilung des gemeinen Verbrechens eine nicht 
unparteiifche fein. Doc kann fich hiergegen ver ausliefernde Staat wenigftens nad) dem einen 
Softem (ſ. unten) bei der VBorunterfuhung fügen, und fo darf wol die Foderung aufgeftellt 
werden, daß die bloße Gonnerität mit einer politifhen Anſchuldigung den eines gemeinen Ver— 
brechens Angeklagten nicht vor der Auslieferung [hügen fann. In neuefter Zeit bat ih aud 
Belgien veranlaßt gefunden, einen in diefem Sinne gehaltenen Zufag zu feinem Auslieferungs: 
vertrage mit Sranfreih zu gewähren (wenn der Angriff auf den Staat in einem Mordverſuch 
gegen den Fürften befteht), und ebenfo find aud von Frankreich unter folden Umftänden Aus- 
lieferungen erfolgt. Immer ift dabei feftzuhalten, daß der jo Ausgelieferte wegen des politischen 
Vergehens nicht geftraft werben fann. Man hat wol behauptet (3. B. Lord Palmerfton in einer 
Depeihe an Lord Bloomfield vom 6. Oct. 1849), daß Nichtauslieferung politifher Angeſchul— 
digter VWölferrechtägrundfag fei. Someit fann man nicht gehen, aber allerdings mehren fi 
die Verträge, welche diefes Princip enthalten, und diejenigen, welche das Gegentheil feftjegen, 
find entweder ausdrücklich oder de facto aufgehoben, z. B. ver Vertrag zwifchen der Schweiz und 
Sranfreib vom 51. Dec. 1828, zwiſchen Öfterreich und Sarbinien vom 6. Juni 1858. Wo jie 
noch beftehen, 3. B. zwifchen Ofterreich, Rußland und Preußen (die Gonvention ift in Preußen 
publieirt am 15. März 1854 und beftinnmt gegenfeitige Auslieferung von Staatöverbredhern aus 
den ehemals polnifchen Landestheilen; die preußiſch-ruſſiſche Carteleonvention vom 20./8. Mai 
1844 gebt auf Deferteure und alle Verbrecher), fowie zwifchen Ofterreich und den Fleinern ita- 
lienifhen Staaten, ift ihre Befolgung eine je nad) der Zeitlage fehr ungewiffe und erflärt ſich 
ihre Gntftehung aus den befondern Umſtänden. Wo die Verträge ſchweigen, da wird man heut: 
zutage die Nichtauslieferung ald die Regel annehmen können. Es liegt auf der Hand, daß ein 
Staat vorläufig, je freier feine Inftitutionen find, defto weniger geneigt fein wird, einem 
Staate mit unfreier Geftaltung feiner Öffentlichen Verhältniffe die Auslieferung von politifchen 
Flühtlingen, fei es durch Vertrag oder im einzelnen Falle, zu gewähren. Und aus der Rückſicht 
auf die eigene Würde erflärt es ſich, daß fein Staat einen Befhuldigten dahin ausliefern wird, 
wo er für einen gleichen Fall feine Neciprocität zu erwarten hätte. 

Nachdem wir gefeben, welche Perſonen nad vem unter den nicht durch ſtaatsrechtliche Bande 
verfnüpften Staaten vertragsmäßig geltenden Necht ausgeliefert werden, und welche Handlun— 
gen dazu Veranlaflung geben, ift noch hervorzuheben, daß die Frage, ob eine Negierung außer 
den in einem Vertrag beftimmten Fällen einen Ausländer wegen eines nichtpolitiihen Ver: 
btechens ausliefern darf, nad) der Gefeggebung des eigenen Landes entfhieden werden muß. In 
Staaten, die auch den Fremden vollfommenen Rechtsſchutz durch ihre Gefeggebung gewähren, 
B. England, Amerika, Belgien, wird eine Auslieferung wegen eines nicht fpecialifirten Ver: 
brechens unmöglich fein ; in andern Rändern, tie 3. B. in Deutichland und Frankreich, kann die 
Regierung auch ſolchen Staaten gegenüber, mit denen fie Auslieferungdverträge geſchloſſen hat, 
in niht ftipuliten Fällen ausliefern, denn die Polizei bat die Macht, ein requirirtes Indivi— 
duum feftzunehmen und an die Grenze in die Gewalt des verfolgenden Staatd zu überliefern. 

Der Bang der Auslieferung von Staat zu Staat ift folgender. Nicht den gewöhnlichen 
Vollziehungd- oder Gerichtsbehörden, fondern dem Minifterium fteht es zu, die Auslieferung 
eintreten zu laſſen. Der ganze Staat, nicht ein einzelner Beamter liefert aus. So heißt es in 
der franzöſiſchen Juftigminifterialinftruction vom 5. April 1841: „C'est au gouvernement 
seulä agir; ilne vous est pas permis en cette matiöre de vous entendre sous aucun pr&- 
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texte avec les agents des puissances eirangeres, vous ne pouvez pas non plus vous adresser 
directement aux autorites judiciaires des pays voisins, pour obtenir l'’extradition, vous 
pouvez correspondre seulement avec les magistrats &trangers, pour avoir des renseig- 
nements.” 

Diefer Grundfag, daß die Auslieferung durch die Autorität der höchſten Gewalt im Staat 
zu geſchehen Hat, ift ziemlich allgemein angenommen. Dagegen zerfallen die Staaten nun in 
verſchiedene Gruppen, je nachdem jie eine mehr oder weniger ausgeführte Befcheinigung ver: 
langen, daß der Auszuliefernde die befhuldigte Handlung wirflid begangen hat. Am weiteften 
gehen hier England und Nordamerifa. Sie verlangen in ihren Auslieferungsverträgen, daß 
der die Auslieferung fodernde Staat foviel Beweis für die Wahrſcheinlichkeit ver Schuld bei- 
bringe, daß der Betreffende, wenn dad Vergehen in England oder Amerika vorgefommen fein 
follte, dort in Anflageftand verfegt werben würbe. Zu dieſem Zwede ift der auf das Außliefe: 
rungsgeſuch proviſoriſch Verhaftete einem Unterfuhungsridter (in Amerifa find bie Diftrict- 
richter der Union die zuftändige Gerichtsbehörde) vorzuführen. Diefer hat nad den ihm ſchrift— 
lih und mündlich vorgeführten Beweifen jih dahin auszufprehen, ob der Beweis zur Ber: 
fegung in Anklageftand genügend ift. (Vertrag zwifchen Branfreih und Norbamerifavom I. Nov. 
1845, Art.1: „Provided that this [die Auslieferung] shall be done only when the fact of the 
commission of the crime shall be so established as that the laws of the country, in which 
the fugitive or Ihe person so accused shall be found, would justify his or her appre- 
hension and commitment for trial, if the crime had been there committed.“) Unter dieſer 
Vorausjegung gewährt dann in England der Staatdjecretär des Innern (praktiſch, die Geſetz— 
gebung ſpricht ſonſt allgemeiner one of he principal secretaries of state or the secretary for 
Ireland) die Auslieferung an die Bevollmächtigten des requirirenden Staats. In Amerika ift es 
beftritten, ob fid) diefer unmittelbar an die Gerichte wenden kann, aber die Auslieferung felbft ge— 
ſchieht, wie in Frankreich dur) ordonnance de lempereur, hier durch einen warrant ofsurrender 
bed Staatäfecretärd. (Gefe vom 12. Aug. 1848 bei Martens, „Nouveau recueil‘, XIV, 224.) 
Natürlih hat der Unterſuchungsrichter in feinem Gertificate auch anzugeben, daß ſich die An- 
ſchuldigung auf ein in vem Vertrage vorgefehenes Verbrechen bezieht. Dies ift der intereffante 
Punkt an der gerade jegt (1857) ſchwebenden Auslieferungäfrage zwifhen Frankreich und 
Amerika (Affaire Garpentier). Diefes Syſtem gibt dem ausliefernden Staate die Möglichkeit, 
fi zu überzeugen, daß nicht ohne guten Grund der Ausländer der Gewalt des andern Staats 
überliefert wird. i 

Die belgifche Gefeggebung und dem entiprechend die von Belgien gefhloffenen Verträge ver: 
langen zur Vornahme der proviforifhen Verhaftung eines Auszuliefernden einen Verhaftsbe— 
fehl, ausgehend von einer zuftändigen auswärtigen Behörde und indoffirt vom zufländigen 
belgifchen Gericht erfter Inftanz. Vor der Auslieferung muß jedoch das Öffentliche Minifterium 
und der Auszuliefernde vor der Anklagefanımer des zuftändigen Appellhofs erfheinen und dieſe 
hat nad Anhörung beiver Parteien dem Juftigminifter ihr Gutachten zu geben. Bon der requi— 
rirenden Regierung muß zur Grundlage der Auslieferung die Berfegung in den Anklageftand 
(arr&t de mise en accusation) oder ein verurtheilendes Erfenntniß (arr&t de condamnation) 
vorliegen. Geſchieht dies nicht innerhalb dreier Monate nach der proviforifchen Verhaftung, fo ift 
ber Verbaftete freizulaffen. (Belgiſches Gefeg vom 1. Det. 1855). Dem belgifhen Syitem fol: 
gen Spanien und Luremburg in dieſer Hinficht. 

Die übrigen Staaten, Frankreich an der Spige, begnügen fi mit einem Verhaftsbefehle (in 
manden genügen ſchon bloße Stedbriefe; in den Verträgen heißt ed meijt: einedem Verhaftsbefehl 
gleihfräftige Urkunde, welche die Befhuldigung und das auf fie anwendbare Strafgefeß bezeich⸗ 
net), und bei ihnen hat die Juftiz mit der Auslieferung nichts zu ſchaffen, ſondern die Polizei: 
behörden dienen hier ald die Organe der hohen Polizei. Natürlich hängt die Gefeggebung über 
diefen Punft aufs engfte mit dem Schuge und der Rechtöftellung zufammen, welde den Aus: 
ländern gewährt werben. Darüber, daß eine Mitwirkung der Gerichte bei ver Auslieferung ent: 
weder in dem vollen Umfange des amerifanifch:englifhen Rechts oder nad) dem Vorgange der 
belgiſchen Geſetzgebung höchſt wünfchenswerth fei, find die beveutenpften Autoritäten einver- 
ftanden. Von deutfhen Staaten hat Preußen in feiner Eriminalordnung ($. 96) eine ähnliche 
Einrigtung getroffen, die jedoch im Jahre 1825 dahin modificirt worden ift, daß auch die Ober- 
gerichte (jegt Appellationdgerichte) ohne Anfrage die Auslieferung gewähren können. Die 
Koften ver Auslieferung werben nad) ven Vertragäbeftimmungen bald ganz vom requirirenden 
Staate, bald von dem Staate, in dem fie erwachfen, getragen. Ift der Auszuliefernde wegen 
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einer im Lande der Zuflucgt angeblich begangenen Handlung in Unterfuhung oder in Strafver⸗ 

büfung, fo ift die Auslieferung bis zur Strafvollſtreckung oder fonftigem Schluß der Unterſuchung 

natürlich aufzufhieben. Fürſorglich beftimmen aud noch die meiften Verträge, daß der bloße 

Schuldverhaft kein Hinderniß der Auslieferung fein fol. Wichtiger ift der ausprüdliche Vor: 

behalt, daß nur wegen des Verbrechens geftraft werben kann, welches in der Requifition ge— 
aannt war und zur Auslieferung Anlaß gab, nicht wegen eines ſonſtigen frühern Verbrechens. 
Etwas anders, ald die Verbhältniffe im VWölferverkehr bis jegt zu ſchildern waren, ftellen ſich 

die Orundfäge über Auslieferung in einem Bundeöftaate. Hier einen fo wichtigen Zmed wie die 
Unterflügung der Rechtöpflege von dem bloßen Gutbefinden der einzelnen Bundeöglieder, bie ja 
aufgehört haben eigentliche Staaten zu fein, abhängen zu lafen, wäre ein Widerſpruch gegen 
die Thatſache der Vereinigung ſelbſt. So ift denn in folden Staatenvereinen die Auslieferung 
Gegenftand der gemeinfamen Geſetzgebung, nicht der Verträge. Zunächſt haben wir die Ver: 
einigten Staaten von Norbamerifa zu nennen, deren Gonftitution, nachdem ſchon Art. A der 
Gonföderationsacte Ahnliches beftimmt, in Art. A fagt: „a person charged in any state with 
treason, felony or other crime who shall flee from justice and be found in another state 
shall on demand of the executive authority of the state from which he fled, be delivered 
up to be removed to the state having jurisdiction of the same.’ Danach gibt e8 für die bun= 
bespflihtige Auslieferung von Staat zu Staat in der amerikanischen Union feine Befhränfung. 
Ein jedes angeſchuldigte Vergehen kann zur Auslieferung Anlaß geben. Aud in der ſchweizeri— 
[hen Bundeöverfaffung ift der Gegenſtand zu einer Sache des Bunteöregimentd geworden. 
Art. 50 beftimmt: „Gin Bundesgefeg wird über die Auslieferung der Verbrecher von einem 
Ganton an den andern allgemein verbindliche Beftimmungen aufftellen; die Auslieferung fann 
jedod für politifche Vergehen und für Preßvergehen nicht verbindlich gemacht werben.” Die 
Derfaffer der Bundeöverfaflung für die Schweiz werben für diefe legtere Beflimmung ohne 
Zweifel in der Verfhiedenheit des politifhen Bewußtſeins und der ftaatlihen Geftaltungen in 
ben einzelnen Gantonen einen praftifchen Grund gehabt haben, aber es läßt ſich doch nicht ver: 
fennen, daß die amerifanifhe ausnahmsloſe Foderung der Auslieferung dem Wefen des Bun— 
beöftaats entipricht. In Staaten, die zu fo engem Bündniß zufammengetreten find, daß fie ihre 
Perfönlihkeit an den Gefammtorganismus aufgegeben haben, muß man eine folde Gleichar⸗ 
tigkeit der Infkitutionen vorausjegen, daß auch der politifche Angefchuldigte von dem einen Ein: 
jelftante mit Vertrauen der Rechtspflege des andern überlaffen bleiben kann. Für ertreme 
Bälle — diefe können allerdings auch im Bundesſtaate eintreten — gibt es immer noch außer: 
ordentliche Mittel und Wege, aber die Nidhtauslieferung bei politifhen Vergehen an die Spitze 
des Bundesrechts zu ftellen, ift eine Beleidigung der einzelnen Bundeöglieder. Die dritte große 
Etaatengruppe der Neuzeit, der Deutfche Bund, hat ihrer Zwitternatur gemäß auch auf dieſem 
Gebiete bald die Grundfäge walten laffen, welde für unabhängige und völkerrechtlich verbun— 
dene Staaten gelten, bald, die Bande ftraffer ziehend, Maßregeln getroffen, wie fie dem ftrengen 
Yundesftante allerdings entfpredhend find. Man ging anfänglih davon aus, daß die Auglie: 
ferungsfrage ven einzelnen Staaten zu überlaffen fei, obgleich der Bundeszweck, wie er in ber 
Bundedacte und Wiener Schlußacte ausgeſprochen ift, eine bundesmäfßige Behandlung bed Ge: 
genftandes nicht ausſchließt. Cine befondere Erwähnung findet derfelbe jedoch in den Grund: 
gejegen des Bundes nidyt. Die Folge davon war, daß es anfänglich fo blieb, wie es im Deutjchen 
Reihe gewefen war. Ganz im Geifte der von Jahrhundert zu Jahrhundert größer gewordenen 
Zerfplitterung der Reichsmacht und des Neichdanfehens war in Deutfchland aud bei der Aus: 
lieferung die volle Freiheit des landesherrlichen Schaltens und Waltens die Negel geworben 
(keit, „Deutſches Staatsrecht“, S. 474; Mofer, „Nachbarliches Staatsrecht“, S. 556). Zu 
diefer Leugnung der Auslieferungspflict zwifhen den Reihöftänden trug aud mit die Anz 
nahme des Gerichtöftandes, der Ergreifung und des Wohnorts ald mit dem forum delicti com- 
missi völlig concurrirend bei. Da fomit die Reichsſtände mit den wenigen Ausnahmen bes 
Reichsrechts nicht zur Auslieferung für verbunden galten, ſchloſſen fie theild Verträge mit: 
einander (z.B. im Jahre 1617 Brandenburg, Pommern und Medlenburg), theils gewährte 

man ſich unter der Zuſicherung der Reciprorität die Auslieferung auch ohne Vertrag. Bei 
den vielfachen nähern Berührungen zwiſchen ven einzelnen deutfchen Staaten war das Letz- 
tere ſehr Häufig die Negel. ine Einwirkung der Lanvesgefepgebung auf unfern Gegen: 

Band bezog fih nun bald auf die nähern Beftimmungen über die-Auslieferung nad dem Reci— 

proritätönerhältniß, bald wurde die Nichtauslieferung der eigenen Untertbanen als ftrafs und 
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ſtaatsrechtlicher Grundfag ausdrücklich ausgeſprochen (fo 3.8. altenburgifche Verfaſſungsur— 
kunde, $. 45, fpäter würtembergifches Strafgefegbud, Art.6, badiſches Strafgefegbuch, Art. 7) 
In Bezug auf den Gang der Auslieferung begnügte man jih in Deutihland mit einer An: 
zeige bei ven höhern Behörden des requirirten Gerichts. inzelne, namentlich ſüddeutſche Ver— 
träge verlangten eine Befcheinigung, daß die That wahrfcheinlih vom Auszuliefernden began: 
gen fei, die meiften Länder jedoch liefen fih an einer formell gültigen Requifition einer Be: 
hörde genügen, ohne ind Materielle des Falls einzugehen. Darin fommen jedoch faft alle Deut: 
ſchen Gonventionen überein, daß fie die politifchen Verbrechen nicht ausichließen, fondern ganz 
allgemein die Auslieferungspflicht gegenfeitig feftiegen (z. B. fähjifh:preußifhe Konvention 
vom 14. Dct. 1859, Art. 39). In den meiften deutſchen Staaten diente jedoch nicht der Vertrag, 
fondern die auf Reciprocität gegründete freiwillige Unterftügung der fremden Rechtspflege den 
Auslieferungen zur Grundlage. 

Der Bund nahm ſchon im Jahre 1852 den Gegenftand auf. Unter ven Beſtimmungen des 
Bundesbeſchluſſes vom 5. Juli 1852 findet ſich ſchon unter 8. die Anordnung, daß alle aus 
einem Bundesftaate in den andern geflüchteten politifchen Verbrecher auf Requifition ausgelie- 
fert werben follen, ſofern fie nicht eigene Untertbanen des requirirten Staats find. Diefer Bun— 
desbeſchluß vom 5. Juli gehört zwar zu den nicht mehr ald in Wirkfamfeit ftehend geltenden 
(er wurde zu den durch Bundesbefchluß vom 2. April 1848 aufgehobenen „Ausnahmegeſetzen“ 
gerechnet), allein diefer Paſſus wird jegt von der Bundeöverfammlung ald noch zu Recht 
beftebend angefeben (Zöpfl, „Staatsrecht“, I, 428). Ubrigens ift er in dem Bundesbe— 
ſchluß vom 18. Aug. 1856, der nie ald aufgehoben galt, wiederholt worden. Noch ift hinzuge— 
fügt, daß, wenn das angeihuldigte Unternehmen gegen mehre Bunvesftaaten gerichtet ift, die 
Auslieferung an den erfolgen fol, der fie zuerft nachſucht. Man hat häufig in diefer Bundes— 
verpflichtung zur Auslieferung politifcher Verbrecher eine Härte geſehen, die nicht darin liegt. 
Principiell wird fih nichts dagegen einwenden laffen, daß eine Staatenverbindung ſich Rechts— 
hülfe gegen Angriffe auf ein einzelnes Glied gewährt, und die Angriffe, welche diefe Verabre— 
dungen haben erfahren müflen, waren nur deshalb gerechtfertigt, weil auf jenem andern Gebiete 
die Gonfequenzen der Staateneinigung nicht gezogen wurden, weil man durd eine ſolche Be— 
ftimmung das Zufammenhalten einer Verbindung zu ſchützen fuchte, die jonft ven Unterthanen 
feinen Schug gewährte. Schon der Umftand, daß man von Bundes wegen die Auslieferung we— 
gen gemeiner Verbrechen beijeite ließ und feine Thätigfeit nur auf die Auslieferung Solcher 
beſchränkte, „vie fi gegen den Souverän oder gegen die Eriftenz, Integrität oder Sicherheit 
eines andern Bundesſtaats“ vergingen, ift ein Anlaß für diefe Auffaffung gewefen. Wir können 
nihtödeftoweniger dem Deutichen Bunde das Recht und die Befugnig zu einer ſolchen Anord— 
nung nicht abjprechen und nur bedauern, daß ein ſolches Annähern an eine bundesftaatliche Auf: 
faffung nur ausjchließlich bei diefem Gegenftande ſich geltend gemacht hat. 

Da dieſer Bundesbeſchluß noch heutzutage gilt, fo mögen bier noch einige erläuternde Worte 
Plag finden. Art. 2 lautet: „Die Bundesftaaten verpflichten fi gegen einander, Individuen, 
welche der Anftiftung eines gegen den Souverän oder gegen die Eriftenz, Integrität, Berfaffung 
oder Sicherheit eines andern Bundesftaats gerichteten Unternehmens, oder einer darauf abzielen— 
den Verbindung, der Theilnahme daran oder der Begünftigung derfelben beinzichtigt find, dem 
verlegten oder bedrohten Staate auf Verlangen auszuliefern.‘ Die Auslieferungsprlict ift alfo 
nicht abfolut. Sie ift bedingt durch eine Requiſition. Ebenfo gebt fie nicht auf alle ſogenann— 
ten politifhen Verbrechen. Auch hier gilt die Befhränfung, daß eigene Unterthanen nit aus- 
geliefert werden. Uber die fonftigen Borausfegungen der Auslieferung enthält der Bundes- 
beſchluß nur die Beſtimmung, daß die „‚beinzichtigten‘‘ Perſonen ausgeliefert werden jollen. 
Ausdrücklich wird dem requirirten Staate fein Urtheil über die Beinzichtigung freigelaffen, aber 
da es nicht ausgeſchloſſen ift, jo dürfte ein jeder Staat, ehe er audliefert, ſich allerdings eine 
Beurteilung, ob wirklich Inzichten gegen den Angefchuldigten vorliegen, erlauben und erit nad) 
diefer Unterfuhung entweder audliefern oder nicht. 

Allein welde Ausnahmen und Beringungen man aud nad diefem Beſchluſſe noch auf- 
ftellen Eonnte, fie find durch den ganz allgemeinen Bundesbeſchluß wegen gegenfeitiger Auslie— 
ferung von Verbrechern vom 26. Jan. 1854 unpraftifch geworden. Durch diefen ift nämlich mit 
Inkraftlaſſung der oben erwähnten Anordnungen ganz allgemein die Auslieferungspflict wegen 
anderer Verbrechen und Vergehen den einzelnen Bundesitaaten auferlegt worden. Im Ein: 
gange wird auch beftinnmt, daß der Gang der Auslieferung, wie er in diefem Beſchluſſe vor: 
geichrieben iſt bei der Auslieferung wegen politiiber Vergeben ebenfalls eingehalten werden joll, 
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Nah Art. 1 bezieht fh die Auslieferungspflict auf „Individuen, welde wegen Verbrechen und 
Vergehen (aus ſchließlich der Abgabendefraudationen und der Übertretungen von Bolizei: und 
Finanzgelegen) von einem Gerichte desjenigen Staats, in weldem oder gegen welchen dad 
Verbrehen oder Vergehen begangen worden, verurtheilt oder in Anklageſtand verfegt find, oder 
gegen die ein gerichtlicher Verhaftöbefehl dort erlaffen iſt“. ine Borausfegung der Ausliefe: 
rungäpfliht ift jedoch, „daß nad) den Gefegen des requirirten Staats die veranlaflende ftrafbare 
Handlung gleichfalls ald Verbrechen oder Vergehen anzujehen und die Strafe noch nicht ver: 
jährt it”. Cine Ausnahme begründen die Fälle, daß der Angefhuldigte Unterthan des requirir- 
ten Staats ift, daß diefer nach feinen Gejegen die Handlung felbft ftrafen kann, oder daß Unter- 
fuhung oder Strafhaft wegen anderer Anjhuldigungen oder Schuldarreft gegen ven Auszulie- 
fernden befteht. (Art.1.) In legterm Fall haterft nad Beendigung diefer Vorhaft die Auslieferung 
zu geliehen. (Art. 2.) Mit der Perſon jind alle Gegenftände, melde fic in deren Befige befinden, 
fowie aub andere, die zum Beweife der ftrafbaren Handlung dienen können, zu übergeben. (Art. 3.) 
Nach diefen Beitimmungen ift alfo nur bei lIbertretungen die Auslieferung ausgeſchloſſen. Von 
Verbrehen und Vergehen find ſolche nicht aufgenommen, die von einem andern Staate unter- 
ſucht werden, als in dem oder gegen den lie begangen wurden (einige deutiche Staaten dehnen 
ihre Strafgewalt joweit aus, daß diefe Beitimmung praftiih wird). Gine Beurtheilung der 
Anfhuldigungsbemweile ſteht dem requirirten Staat nicht zu, da ſchon der gerichtliche (alfo nicht 
blos polizeiliche) Werhaftäbefehl die Auslieferungspflicht begründen fol. Nur hat er zu unter: 
juhen, ob die Handlung nad) feiner Geſetzgebung überhaupt ftrafbar und nicht ſchon ihre Straf: 
barkeit durch Verjährung erlofhen ift. Doch iſt nicht vergeilen, daß in ſolchen Fällen nur bie 
Auglieferungspfliht aufhört. Das Recht auszuliefern hat ein Staat auch dann, wenn dieſe Be: 
dingungen nicht erfüllt jind. Ebenjo bleiben die etwa weitergehenden Verpflichtungen früherer 
Verträge befteben. 

Nach Art. A Hat das Auslieferungsgeſuch nit auf diplomatiſchen lege, jondern von Behörde 
(Gericht oder bei entwichenen Strafgefangenen Gefängnißverwaltung) zu Behörde (Juftizs oder 
Polizeiamt, in deſſen Bezirk ſich der Flüchtige befindet) zu gehen. Kür die weitern Schritte 
innerhalb ded ausliefernden Staatd dient die Landesgejeggebung zur Norm (z.B. Anſuchen 
beim Minifterium). Die folgenven Artikel beftimmen über Koften und Transport durch da= 
zwiſchen liegende Staaten. Art. 10 jegt die mit den deutſchen Staaten beſtehenden Auslieferungs= 
verträge infoweit außer Wirkſamkeit, ald fie mit den in dieſer Übereinkunft übernom— 
menen Verpflichtungen in Widerſpruch fteben. Noch wird hinzugefügt, daß „die Erneuerung 
der mit auswärtigen Staaten bejtehenden Auslieferungsverträge in einer mit dem Inhalt dieſer 
Übereinkunft übereinftimmenden Weife erftrebt werben wird”. Und ald Erinnerung an eine 
nod immer unerlenigte Frage beftimmt der legte Art. 11: „Auf das Gebiet des Herzogthums 
Limburg findet dieſer Bundesbeſchluß feine Anwendung.” 

Obgleich dieſes Geſetz praftifch nicht viel Neues bringt, da die Staaten jhon in diefen 
Fällen audzuliefern pflegten, fo ift Doch eine beftimmte Anordnung über einen jo wichtigen Ge: 
genftand für Staaten, die in näherer Beziehung zueinander fteben, ſehr wünſchenswerth, und die 
Befimmungen jelbit verdienen dad Kob, ven Verhältniffen richtig angepaßt zu fein. ſter⸗ 
reich hat dieſe Grundſätze auch für feine außerdeutſchen Kronländer angenommen. Möge dieſer 
Bundesbejhluß in andern zur Beſchleunigung und Vereinfachung der internationalen Rechts— 
pilege raſche Nachfolge finden. 

Lon dem Auslieferungsredht bilven die Dilitärcartelle, welche ih auf die Rüdlieferung von 
Refractären und Deferteuren beziehen, ein befonderes Gebiet. Schon im vorigen Jahrhundert kom⸗ 
men jolde Gonventionen vor. Sehr zahlreich jind fie dagegen in der neueften Zeit geworben, 
Gt kann zweifelhaft fein, ob, wenn wegen aller nichtpolitiſchen Verbrechen die Auslieferung ge= 
währt wird, darunter auch Deferteure und Militärpflichtige fallen, allein die richtige Entſchei— 
dung ift, daß wegen folder Unbotmäßigfeit nur nad ausdrücklich übernommener Verpflichtung 
auszuliefern ift. „Nicht nur würde man doch felbft jegt in einzelnen Fällen mithelfen zu bar— 
batiſchen Strafen, fondern es könnte überhaupt eine grundfägliche Auslieferung der Kriegs- 
dienſtpflichtigen leicht misbraudt werden zur Umgehung der ganzen Nicdtauslieferung bei 

taatsvergehen. Es bedürfte nämlich von Seiten einer beliebigen Regierung nur einer ſchein— 
daren Ausdehnung ver Dienftpflicht auf die Männer aller Alter und Verhältniſſe, um jeden po= 
rischen Flüchtling als Ausreißer in Anfprud nehmen zu können. Und gerade in den ſchlimm— 

Fällen dürfte man wol folhen Verſuchen entgegenjehen. Von einer höhern Nothwendig— 
leit der Ausnahmen aber fann feine Rebe fein, da die Erfahrung genügend zeigt, daß Staaten, 
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welche die Kriegsdienſtpflicht nicht auf eine harte Weiſe übertreiben und welche den Soldaten 
gerecht und menſchlich behandeln, keine ihre Vertheidigungskraft beeinträchtigende Fahnenflüch- 
tigkeit zu fürchten haben.“ (Mohl, a. a. O., S. 107.) Nitöveftoweniger iſt eine Reihe von 
beſondern Cartellconventionen zwiſchen den europäiſchen Staaten abgeſchloſſen worden, in denen 
eine Auslieferung nicht blos eigentlicher Deſerteure, ſondern auch der Militärdienſtpflichtigen 
(der ſogenannten Refractäre) gegenſeitig zugeſagt iſt. Zwiſchen den aus dem Militärdienſt 
Entweichenden und den ausbleibenden Conſcriptionspflichtigen wird jedoch in den Verträgen 
gewöhnlich der Unterſchied gemacht, daß jene ohne beſondere Requiſition, dieſe nur auf Re— 
quifition ausgeliefert werben (z. B. preußiſch-däniſche Cartellconvention vom 25. Dec. 1820, 
vreußiich=frangöjifhe vom 25. Juli 1828). Wenn fhon Staaten ohne fonftige weitere 
Verbindung fih veranlapt fühlten, ihren Heerdienft duch ſolche Verträge zu fhügen, fo 
war ed um fo natürlicher, daß man unter den deutſchen Bundesftaaten zu Stipulationen der 
Art kam. So wurden in den Jahren 1818 und 1819 ſchon zahlreiche Verträge der Art ab- 
gefhloffen. Aber auch von Bunde wegen wurde der Gegenftand in Angriff genommen, 
und Art. 24 der Kriegdverfaffung des Deutfchen Bundes vom 9. April 1821 fchrieb vor, 
daß zwifhen fämmtlihen Bundesftaaten ein allgemeines Gartell beftehen foll. Seine Aus: 
führung erhielt dieſer Sag jedoch erft 1851, in welchem Jahre durch Bundesbefhlug vom 
10. Febr. eine allgemeine Gartelleonvention gefhloffen wurde. Zu den 20 Artifeln diefes Be- 
ſchluſſes kam noch unterm 17. Mai 1852 eine Declaration. Was für die Auslieferung politi= 
ſcher Angeſchuldigter in einem engern Staatenbunde ſpricht, läßt ſich natürlich ebenfo für eine 
Auslieferung Militärpflidtiger geltend machen. Auch Hier ift daran zu erinnern, daß auf diefem 
Gebiet nicht zu viel, fondern auf andern zu wenig Ginigung zwiſchen ven Theilen Deutſchlands 
vorhanden ift. R 

Soweit das geltende Recht und die wirklihe Übung. Wenn fi Die nicht täufchen, welche 
in ver Zufunft eine immer wachſende Gleihartigfeit der Stauten ald das nothwendige Refultat 
der von Tage zu Tage ſich enger fnüpfenden Beziehungen in der Staatenwelt ſehen, jo wird 
auch noch die Stunde fommen, wo die Befhränfungen fallen, weldhe man heutzutage der Aus— 
lieferung von Verbrechern noch ftellen muß. Aber niemals ſollte ein Unterfhied vergeflen wer: 
den, den noch jo Wenige. jhärfer ind Auge gefaßt haben, daß es etwas Anderes ift, einen ver— 
urtheilten, feiner Strafe entflohenen Verbrecher zur verdienten Abbüßung zurüdzuliefern, oder 
einem blos Angeſchuldigten, für deſſen Schuld erft die Beweife erbracht werben follen, ven Shug 
zu entziehen, auf den ihm ſchon der bloße Aufenthalt ein Anrecht gibt. Dort ſteht der feier: 
liche Ausſpruch eined Gerichtd nah unterſuchter Sache für die Thatſache ein, daß der Flüchtige 
unſers Schuged unwürdig if; hier dagegen bietet und die bloße Thatjache ver Verfolgung noch 
durchaus feine Beweife für die Schuld. Wie fhon früher hervorgehoben, iſt eine Zeit denkbar, 
wo aud die jegt jo gepriefene Ausnahme der politifchen Flüchtlinge nicht mehr nöthig ift, mo 
fi die Staaten zum gemeinfhaftlihen Kampfe gegen das ftrafbare Unrecht in allen Fällen die 
Hände reihen, und wo, um Beccaria’d Ausdruck zu gebrauden: „la persuasione di non tro- 
vare un palmo di terra, che perdoni ai veri delitti, sarebbe un mezzo efficacissimo per 
prevenirli.‘ 

Die Literatur über diefen Gegenftand ift in der neueften Zeit durch die fhon im Art. Aſyl 
und Afylrecht angegebenen Werke von Mohl, Berner und Bulmerincq bereidhert worden. Bon 
weiter zurüdliegenden Arbeiten verdient eine holländiſche, Provo-Kluit's „De deditione profu- 
gorum“ (1829), alles Rob. H. Marquardfen. 

Ausmärker, i. Gemeinde. 

Ausnahmegericht und Ansnahmegefeg, |. Belagerungszuftand. 

Pe f. Gemeinde und Randftände. 

Aus egung, ſ. Kindermord. 

Audtrage, Austrägalinitanz, ſ. Friedensgericht und Schiedsgerichte. 

Auftralien, Oceanien oder Bolynefien (Infelwelt), früher Südindien genannt, der fünfte 
und neueſte Welttheil, umfaßt den größten Theil der Infeln zwifchen 32° nörbl. und 56° fühl. 
BDr., 151— 270° dftl. 2., deren ganzer Flächengehalt auf 160,000 AM. berechnet wird. Bon 
diefen Infeln wurden im 16. Jahrhundert die Ladronen durch Magellan, die Freundſchaftsin— 
feln durch Fernandez de Duiros entdeckt. Gin Jahrhundert jpäter entdeckten und benannten 
die Holländer die größte verfelben, Neubolland, die fait fo groß ift wie Europa und darum 
auch als Auftralcontinent bezeichnet wird. Erft dur den Weltumfegler Cook (1768— 79) 
erhielt Europa genauere Keuntniß von diefer Infelmwelt, die ſeitdem von den nachfolgenden Welt- 
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umfeglern jo verbollfländigt worden ift, daß gegenwärtig nur wenige von geringerm Umfange 
nod unentdeckt fein vürften. s 

So verſchwenderiſch die Natur diefen THeil der Erde in einigen Gegenden mit Reichthü— 
mern begabt, jo wenig hatte er die Aufmerkjamfeit ver Handeldvölfer des europäiſchen Gonti- 
nentd auf jich gezogen, da die Ureinwohner, ſämmtlich Barbaren der roheften Art, nichts be- 
durften und nicht produeirten, folglich die Gewinnſucht nicht anreizen fonnten, eine jo weite 
und gefahrvolle Seereife zu unternehmen. Nur eine europäiſche Nation, die nicht blos in dem 
augenbliflihen Gewinn ihren Vortheil fucht, melde einfieht, daß man erft ſäen muß, bevor 
man ernten kann, und daß es in der Wirthichaft der Nationen wie in der der Individuen zu 
beilern Refultaten führt, wenn man Pflanzungen anlegt und von den veredelten Früchten ver: 

felben Belohnung erwartet, ald wüfte Yänder noch mehr verwüſtet, erfannte die unermeßlichen 
Vortheile, melde ihr aus der Golonifatlon dieſes Welttheils im Kaufe der Zeit erwachſen müh- 
ten. Durd die Eolonifation von Nordamerika hatten die Engländer in diefer Beziehung große 
und erfolgreiche Erfahrungen gemacht, und alle Verhältniſſe des fünften Welttheils verbürgten 
ihnen dort dad Gelingen eines ähnlichen Erperinents in einem ungleich Fürzern Zeitraume. 
Auftralien bot ihnen die Producte aller Zonen: die Fruchtbarkeit des Bodens, das Gedeihen 
aller europäischen Getreidearten und Thiergattungen und insbefondere der reihe natürliche 
Wieſewachs in dem gemäßigten Klima verſprach der englifchen Landwirthſchaft die glänzenpften 
Refultate. War damit einmal ein foliver Grund gelegt, hatten landwirthſchaftliche Kolonien 
mit englifhen Inftitutionen und englijcher Betriebfamfeit auf dem neuen Boden feſte Wurzel 
gefaßt, jo fonnte man mit Beftimmtheit darauf rehnen, daß die Bermehrung der Bevölferung 
und des Wohlitandes in demjelben Verhältnig vor fih geben werde wie in Norvamerifa. 
Denn wie dort Hatte man nur eine völlig barbariſche, unmädtige und wenig zahlreiche Urbe: 
völferung in die Wälder zurüdzudrängen, um für Millionen @uropäer Raum zu gewinnen; 
feine fremde Macht konnte den Entwidelungsproceß der neuen Gejellfhaft ftören, feine Ver: 
mifhung mit halbeivilijirten Nationen ven Charafter des neuen britannifhen Sprößlings ver— 
unreinigen. Mit Erftarfung der Golonien war Großbritannien faft des ausſchließlichen Be: 
üged der ganzen Infelmelt und aller daraus refultivenden Vortheile verfiert; und mie jehr 
aud ihre Bevölkerung und ihr MWohlftand zunehmen mochte, die Ausbeutung ihrer Naturreich- 
thümer mußte folhen Ländern Jahrhunderte lang vie gewinnreichfte Beihäftigung bleiben, das 
Nutterland durfte fich daher verfprechen, mit jedem Jahre größere Duantitäten Urproducte von 
ihnen zu erhalten und alljährlich größere Duantitäten Fabrikwaaren an fie abzufegen. Eng: 
lands Handel, feine Fabrikation, feine Schiffahrt mußten infolge diefer Golonifation Jahr: 
hunderte lang zunehmen. 

Solde Erwartungen hegte England, ald e8 im Jahre 1788 von der Oftfüfte Neuhollands, 
von ihm Neu⸗Südwales genannt, Beflg nahm, und daß es fi darin nicht täufchte, zeigte bald 
der Zuftand diefer Eolonien, welcher ein überaus blühender ift, ungeachtet dieſelben zuerft nur 
mit deportirten Verbrechern bevölkert wurden. Das Mieverhältniß eines allzu großen Überge: 
wihts der mãännlichen Bevölkerung fucht die Regierung durch Begünftigung der Überfiedelung 
von Mädchen und Weibern aus England zu heben. Die Gelegenheit zur Schaf- und Rind- 
siehzuct iſt wegen der unermeßlihen Streden natürliher Wiefen und ihres reihen Ertrags 
ak unbegrenzt, und man rechnet, daß ſich die Zahl der Schafe alle vier bid fünf Jahre verdop— 
velt. Klima und Weide find der Zucht feinmwolliger Schafe überaus günftig, und die auftralifche 
Bolle ift von ungewöhnlicher Feinheit und Feftigkeit. 

Seit 1815 dehnt fih das Gebiet von Neu-Südwales durd Gründung der Golonie Ba— 
thurſt bis jenſeit der Blauen Berge aus. Auch alle weitern britifhen Nieverlaffungen in 
Reubolland gehören dem 19. Jahrhundert an und find trog ihres noch fo furzen Beftandes 
in taſhem Aufſchwunge begriffen. So ift im Jahre 1829 am Schwanenfluffe in Weftauftra- 
im eine Colonie mit dem Hauptorte Perth gegründet worden; fovann im Jahre 1836 am 
Lineentgolf in Süpdauftralien eine Nieverlaflung mit ver Stadt Adelaide, die im Jahre 1839 
(don 5000 Einwohner zählte. Daran fliegt ſich feit 1859 die Golonie Australia Felix mit 
vr Stadt Melbourne, im Shooften der Murraymündung. Die feit 18358 im tropifchen Norb- 
ufralien auf der Halbinfel Koburg am Port Effington gegründete Eolonie fann noch wichtig 
werden dutch ihre Stellung zu dem Handel mit ven Moluffen und mit China, fowie durch die 
Rihe der Torresſtraße. Nach dem Allem zeigt ein Blick auf die Karte, daß bereit Großbritan- 
aim mit feinen Nieverlaffungen das große Feftland von Auftralien in allen Zonen und Welt- 

zegenden umringt bat. 
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Die kleine Zahl der Ureinwohner von Neuholland ift von der Race der Papuas oder 
Auftralneger. Diefe Negritos leben in ver tiefiten Barbarei, ohne Religion, ohne Staats: 
verein, blos in Bamilienhorven, wohnen in Hütten von Baumzweigen und in hohlen Bäu— 
men, nähren fich hauptſächlich von Schalgewürmen und Damsmurzeln, verfhmähen aber auch 
Menichenfleifch nicht. Wegen ihrer elenden Nahrung und außerorventlihen Unreinlichkeit 
find fie verſchiedenen Hautkrankheiten unterworfen, welde nicht felten epidemifch werden. Der 
Kindermord ift bei ihnen häufig, wahrjheinlih aus Mangel an Mitteln zur Erhaltung des 
Lebens. 

Eine zweite ältere engliſche Niederlaſſung beſteht ſeit 1805 auf der an der Südſeite von 
Neuholland gelegenen Infel Bandiemensland, welche von dem mit gleihem Namen belegten Kü- 
ftenftrich auf derNordfeite von Neuholland wohl zu unterſcheiden ift. Im Jahre 1642 wurde dieje 
Inſel von dem Holländer Abel Tasman entvedt. Das Klima ift hier im Sommer heiß, im 
Winter gelind, der befte Boden trägt hundertfältige Frucht. Das Territorium diefer Colonie be= 
trägt 25,457, engl. OM. oder 15 Mil. Adler Landes, wovon aber nur ungefähr ein 
Zehntel ald Aderlano und die Hälfte ald Weide zu benugen if; das Übrige befteht aus fteini- 
gen und waldigen Hügeln. Im Jahre 1829 befunden ſich bereits über 1 Mill. Ader im Privat: 
eisenthum, wovon jedoch kaum der vreißigfte Theil angepflanzt war. Im Jahre 1840 dagegen 
waren fhon über 124,000 Morgen angejäet, ſodaß damald Vandiemensland ald die Korn— 
fanımer von Auftralien galt. 

Nach Klima, Fruchtbarkeit und Ausdehnung des Landes eignet ji zumal das aus zwei 
Infeln beftehende Neufeeland zur olonifation und zur Aufnahme europäifher Bildung. Die 
Urbewohner, etwa 150,000, zeichnen ſich durch körperliche Stärfe und Größe aus und jind krie— 
gerifch, jedoch ziemlich bildſam und gutmüthiger Natur. Ihre gefellihaftlihe Ordnung ift der 
europäiſchen Feudalverfaſſung nicht unähnlich. Sie haben Häuptlinge, Adel, Gutöbefiger und 
Sflaven und eine Priefterbierardie. Ehebruch und Diebftahl werden mit dem Tode beftraft. 
Neufeeland ſcheint jegt beftimmt, der dritte Hauptpunft für die weitere Verbreitung britiſcher 
Eolonifation und Herrſchaft in Polynejien zu werden. Schon feit mehren Jahrzehnden gab es 
dafelbft, zumal auf der nördlichen Infel, englifche Nieverlaffungen von Mifjionaren und Han— 
delöleuten. Später bildete jih in Großbritannien eine Neufeelandscompagnie, die von den 
Gingeborenen Landeigenthum erwarb und zahlreihe Ginwanderungen von Engländern, aud 
Deutihen, in das neu erworbene Gebiet veranlaßte. Auf dieje Weife ſah ſich die britifche Re— 
gierung veranlaft, die Leitung der neuen Colonien zu übernehmen und ſich im Jahre 1840 die 
Souveränetät über Neufeeland anzueignen. Seitdem haben die Einwanderungen immer mehr 
zugenommen. 

Mährend die Vereinigten Staaten von Norbamerifa ihren Einfluß auf Polyneſien nur 
durch das frievlihe Mittel der Miffionen und die Gründung von Handelsetabliffements auszu= 
dehnen ftreben, was ihnen zumal auf ben Sandwidinfeln gelungen ift, hat in den vierziger Jah— 
ren Franfreih, in Oppofition gegen die Umgriffe Großbritannieng, feine Herrſchaft in Auftra= 
lien auf directere Weife zu erweitern verfudt. Schon 1840 machte ed auf der fünlichen Infel 
von Neufeeland einen misglüdten Verſuch zur Colonifation der Halbinjel Banks, der durch das 
Vrävenire der Engländer vereitelt wurde. Am 1. Mai 1842 wurden von franzöfifcher Seite 
die Marqueſas- oder Mendañainſeln in Bei genommen, und 1844 warb das franzöfijche 
Protestorat auf die feinen Gambierinfeln, fowie auf die Cilande Wallis und Fontana audge- 
dehnt. Wichtiger ift der franzöfiihe Einfluß in den Gefellihaftsinfeln, namentlid in der 
Hauptinfel Dtaheiti. Hier beftand eine ähnliche Feudalverfaffung wie auf Neuſeeland. Schon 
1819 war der größere Theil der Bevölkerung zur chriſtlichen Religion übergetreten. In der 
von der britiihen Mifjionsanftalt daſelbſt errichteten Rancafterfhen Schule bat bereitö eine 
große Anzahl der Einwohner Leſen, Schreiben und Rechnen gelernt ; auch ift die Bibel in die 
Landesſprache überfegt und zu viel Taufend Eremplaren verbreitet worden. 

Nah Neuholland find die größten Infeln: Neuguinea mit 15,000 OAM., Neufeeland mit 
42 DM., Vandiemensland mit 12554, OM., Neubritannien mit 1128 OM., Neucale- 
donien mit 500 DOM. Das Areal der übrigen, deren Zahl jich auf mehre Hunderte beläuft, ift 
Im Vergleich mit den genannten von geringer Bedeutung. 

Neuguinea und Neubritannien find, als dem Aquator zu nahe gelegen, zur Anlegung euro⸗ 
päiſch-landwirthſchaftlicher Colonien nicht fehr geeignet ; dazu kommt, daß in diefen Infeln die 
Einwohner wilder, graufamer und kriegeriſcher Natur find, alfo neuen Anſiedlern viel zu ſchaf— 
fen machen dürften. Diefe wie alle übrigen in gleicher Breite gelegenen fleinern Infeln produci— 
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m alle möglichen Südfrüchte und Gewürze. Beſonders bemerkenswerth ift hier der Brot- 
kuitbaum, welcher den Bewohnern pas ganze Jahr hindurch vollauf Nahrung bietet und daher 
‘er als ein Culturhinderniß denn als eine Wohlthat zu betrachten ift. 

Bon der Bildfamfeit eines Theils diefer Infelbewohner find die Bewohner der Sandwich— 
iniein (150,000) ein erfreuliches Beifpiel. Aderbau, Manufacturen, Fifcherei und Handel 
find brreit& dort in blühendem Zuftand, und auf eigenen, nad) europäiſcher Weile erbauten 
Sdifen treiben fie Handel nah der Weftfüfte von Amerika, nah Kamtſchatka und nad) den be: 
naössrten Injeln. Die Einwohner theilen fi in Häuptlinge, Gutäbefiger und Arbeiter. Seit 
1820 ind Menfchenopfer und Gögendienft aufgehoben, die hriftliche Religion ift zur Staats: 
religion erfiärt und die Unterrichts- und Religiondanftalten befinden fidh in ven Händen norb- 

amerifaniicher Miffionare. Der König und die meiften Einwohner ſprechen die engliiche Sprache 
mit Geläufigfeit. Die Thronfolge ift in der männlichen Linie erblich. 

Im Jahre 1844 wurde von den Vereinigten Staaten und von den europäifhen Mächten 
die Unabhängigkeit der Sandwichinſeln anerkannt, ein Ereigniß, mweldyes daſelbſt mit großen 
Feierlichkeiten begangen wurde. 

Die Zahl der Einwohner von Auftralien überhaupt wird auf nicht ganz 3 Mill. ge— 
Sagt. Die beiden Hauptracen der Urbewohner, nämlich die helle oder malayifche (auf den 
Geſellſchafts-, Freundſchufts-, Marqueinsinfeln u. f. w.) und die negerartige mit ſchwarzen 
welligen Haaren (auf Neuguinea, Galevonien u. f. w.), haben durch Vermiſchung mannichfal— 
tige Abarten gebildet. Die meiften find Fetiihanbeter, opfern Menſchen und effen das Fleiſch 
ver erihlagenen Feinde, einige ſogar in Nothfällen ihre eigenen rauen, Kinder, Geſchwiſter 
and Altern. - . 

Daß vermitteld des englifhen Coloniſations- und Miſſionsſyſtems im Laufe der Zeit auf 
allen diejen Infeln blühende und civilifirte Staaten ſich erheben werben, ift nad) Dem, was jegt 
isen dort geleiftet worden ift, feinem Zweifel mehr unterworfen. Vergl. Dawfon, „The present 
state of Australia‘ (London 1850); Schüg, „Allgemeine Erdkunde“, Bd. 50; Ellis, „Poly- 
nesian researches” (4 Thle., London 1850); Meinide, „Das Feftland Auftraliend‘ (2 Bde., 
Prenzlau 1857); Haßkarl, „Auftralien und feine Eolonien‘ (Elberfeld 1849) u. ſ. w. 

r F. Liſt u. W. Schulz-Bodmer. 

Auftralien ſeit 1845. Schon ſeit längerer Zeit iſt die Herrſchaft der größern europäi— 
ben Seemädte und der nordamerifanifhen Union über den ganzen fünften Weltth-‘“ in fol: 
dem Mape entjchieden, daß der Beſtand der jogenannten unabhängigen Staaten oder Halb: 
fasten Auftraliens überall von der Gnade oder Ungnade diefer Mächte abhängig geworben ift. 

In dieier ganzen Infelwelt, die nahe 700 Gilande der verſchiedenſten Größe umfaßt, hat der 
ruropäiih = amerifaniihe Einfluß Feine andere Schranke, ald die er in den Rivalitäten der be- 
teiligten Mächte eutweder fich felbft feßt, oder die ihm durd eine übermächtige Natur gefegt 
# Nur Rußlands mebr lähmenver als irgendwie belebender Einfluß greift nicht bis in dieſe 
ãdlichen Zonen hinein, während Spanien und Portugal zwar im eigentlichen Auftralien Feine - 
Beitgungen haben, aber dieſen Welttheil mit einigen Golonien doch nahe berühren. Da alle 
enbeimiihen Völker und Staaten nur ein Robftoff find, in den ſich die europäifche Givilifation 
kmeinarbeitet, oder den jie ald unbraudbar beifeite wirft, jo fommen von dem hier einzuneh⸗ 
zenzen ſtatiſtiſchen und politiihen Standpunfte aus weientli bloß die europäifdh-amerifani- 
"en Colonien oder Einflüffe in nähern Betracht. 

Als von dem Fleinen, aber noch feemädhtigen Holland aus der neue Welttheil bauptfächlich 
ed: wurde, ald von daher ver auftralifche Kontinent feinen Namen erhalten hatte, konnte 
ch diefer Staat nicht mehr daran denfen, ſich in jenen Meeren eine ausgedehnte Herrfhaft zu 
ginden. Die Fähigkeit der Colonifirung und ver Behauptung des Colonialbefiges hat ja 
ins in den innerfien und eigenften Kräften des Mutterlandes feine natürliche Schranke. Im 

Jabre 1856 fchienen die Niederlande ſelbſt jene Eleinern Niederlaffungen, die fie lange behaup- 
", aufgeben zu wollen; die holländiſch- indischen Truppen hatten damals die Forts auf den 
Irsinjeln und auf Neuguinea verlaffen. Seit 1848 und 1849 ſchicken fie jedoch jährlich wieder 
"eine Befagungen dahin und ſuchen ihre Herrichaft daſelbſt aufrecht zu halten. Von veutfcher 
Saite wurde es wol ſchon lebhaft beflagt, daß bereits zur Zeit der Entdeckung Neuhollande die 
Irmmmung der Niederländer vom großen deutihen Stammvolfe erfolgt war. In Verbindung 
24 Deutihland wären Kräfte im Überfluſſe vorhanden geweien, um die Unterwerfung und 
&ionifirung der ausgedehnteften Gebiete durchfegen zu können, und ftatt der engliſchen würden 
sun dert niederländiich = deutiche Fahnen und Flaggen wehen. Sehr möglich und ſogar wahr- 
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fheinlih, daß die Erfüllung dieſes rückwärts gefehrten frommen Wunfches ſolche oder ähnliche 
Bolgen gehabt hätte. Indeſſen deuten alle Zeichen darauf Hin, daß das ganze frühere Verhält: 
niß zwiſchen Mutterland und Golonien, das zum wejentlihen Bortheile des erftern eine einſei⸗ 
tige Ausbeutung der fegtern möglich machte, im Schwinden begriffen ift, und daß fih mehr und 
mehr in jedem Rande die Benoffen jedes Volkes — To gut binnenländifhe Deutjche und Schwei— 
zer, wie Bewohner der Meeresfüften — dad Alled werden aneignen fünnen, was ihnen nad 
dem Maße ihrer Kräfte, ihrer Fähigkeiten und ihrer Arbeit gebührt. Ohne den geringften 
Eolonialbejig ift ja das Fleine binnenländiihe Vol der Schweizer eines der wohlhabendften 
und der verhältnißmäßig ftärfiten geworden, und auch die große deutfche Nation wird die Mit: 
tel zur wachſenden Macht und zur größern weltgeſchichtlichen Bedeutung mehr in ſich felbft als 
nad) außen hin zu fuchen und zu finden willen. 

Mit Ausnahme von Algerien, das vielleicht noh Jahrhunderte lang eine freffende Wunde 
am Wohlftande der franzoͤſiſchen Nation bleiben wird, für deſſen Bejig und Behauptung dieſe 
Nation unverhältnigmäßige Opfer zu bringen hat, die mehr no andern Völkern als ihr felbft 
zu gute fonımen, hat Frankreich nirgends mehr überſeeiſche Beilgungen von befonderm Wertbe. 
Seine jehr unbedeutenden Golonien, im Ganzen etwa 700 DOM. mit 600,000 Bewohnern, 
find über alle Theile der Erde zerftreut, ed hat nirgends, wie doch die Niederlande oder gar 
Großbritannien, den Kern einer erheblihen Colonialmacht vereinigt, der mit der Anziehungs- 
fraft mächtiger Intereflen felbft auf größere Entfernungen bin den Kreis feiner Wirkungen 

auszudehnen vermöcte. Allein obgleich Frankreich in der Injelwelt des fünlichen Dceans feine 
befonders hervorragenden Intereflen zu vertreten hat, jehen wir ed doch eifrig bemüht, jich dafelbft 
an Befig und Einfluß möglichft viel zu gewinen. Es jcheint dabei weniger durch die Rückſicht 
auf den Erwerb reeller Bortheile für feinen Handel geleitet zu fein, als vielmehr durch die Abſicht, 
den Fortſchritten der andern Völker in jenen Zonen, namentlich denen der Briten und Nordamerika⸗ 
ner, hier und da einen Weg zu verfperren, bie proteftantifchen Mifflonen diefer beiden Nationen mit 
feinen katholiſchen zu durchkreuzen und den Schimmer des franzöjlihen Namens und Ruhms, wenn 
aud in noch fo ſchwachem Abglanze, biß in die fernften Gegenden der Erde leuchten zu laflen. Im 
Jahre 1845 Hatte ſich Frankreich eine Art Oberhoheit über die Gefellfchaftsinfeln, befonders über 
Dtaheiti, erworben. Daraus entfprangen Streitigkeiten nicht jowol zwifchen England und Frank⸗ 
reich, ald zwischen englifchen und franzöſiſchen Miffionaren, weldhe damit endigten, daß im Jahre 
1847 die Königin Pomare die Schugherrlicgkeit Frankreichs anerfannte. Seitdem in Auftralien 
ausgedehnte Länderſtrecken ver europäifhen Gultur gewonnen find, ift der frühere Werth der 
Geſellſchaftsinſeln, als einer fruchtbaren Station für vie europäiſch-amerikaniſche Schiffahrt, be= 
trächtlich geſunken. In der Polltif Englands, das in den ſüdlichen Meeren größere Ziele zu 
verfolgen hat, Fonnte ed alfo unmöglich liegen, zur Verhinderung einer prefären und nur dem 
Namen nah beſtehenden Herrichaft der Franzoſen irgendwelche erhebliche Anftrengung zu ma= 
hen. Im unmittelbaren Beige Frankreichs befinden fi noch die im Ganzen etwa 24 OM. 
daltenden Marquefasinfeln. Endlich wurde in neuefter Zeit von franzöſiſcher Seite der Ver— 
ſuch gemadt zur Befignahme von Neucaledonien, einer etwa 325 OM. großen, theilweife 
frudtbaren Infel von gefundem Klima. Die auf 50,000 Köpfe geihägte Bevölkerung enthält 
indeflen Stämme, die fi einer franzöſiſchen Nieverlaffung wivderfegen, und da Neucalevonien 
auch dem britifhen Neu-Südmwales nicht allzu fern liegt, fo könnten ſich bier vielleicht einer fran= 
zöſiſchen Coloniſation Schwierigkeiten entgegenftellen,, deren Überwindung, wenn überhaupt 
möglid, den dafür erfoderlichen Kraftaufwand nicht verlohnen würde. In der Neuen Welt, 
fo gut in Auftralien wie in Amerika, gibt e8 überhaupt feinen Boden für den einförmigen 
Schematismus des franzöflicen Polizei- und Solnatenftaats, und nur der rohe Despotidmus 
der Alten Welt (ſ. Agypten) mag es jih noch gefallen laffen, von dem ihm verwandten admini— 
ftrativen Despotismus Frankreichs den Stempel einer oberflächlichen Givilifation zu empfangen. 

Obgleih Nordamerifa nirgends eigentliche Golonien befigt, ift doch deshalb feine Stel: 
lung in Auftralien nicht weniger maßgebend und einflußreih. Der Hauptiig feines Ein— 
Auffes find die in einem freilich nur Fleinen Iheile ihres Gebiets fehr fruchtbaren Sand: 
wichs⸗ oder Habaiinſeln. Es ſind 12 Eilande, darunter leben oder acht unbewohnte, mit 
einem Ylähenraum von 250 — 300 OM., wovon die Hauptinfel Owaihi über die Hälfte 
umfaßt. Die einheimifhe Bevölkerung, theils Gingeborene, theild gemifchter Race, wird 
neuerdings auf nicht viel über 80,000 gefhägt. Don den zeitweife daſelbſt angeſiedelten Frem⸗— 
den, etwa 4000, find drei DViertheile Nordamerifaner. Die Hauptftadt Honolulu mit ihrer 
nah Farben und Abkunft buntgemifchten Bevölkerung, in der jih auch Chineſen befinden, ht 
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in Mitte ber Bewegung, worin ſich noch alle Elemente befinden, doch ſchon ein ganz europätjch- 

moderned Weſen. Die norbamerifanijche Union, England und Frankreich hatten 1845 die 
Unabhängigkeit ver Sandwihsinfeln anerfannt. Am 6. Dec. 1852 gab der König Kameha: 
meha II. den Bewohnern eine jehr freifinnige Gonftitution, die er ihnen mit der vollen Auf: 
rihtigkeit ded in Auftralien noch ungeſchwächten monardijch:conftitutionellen Glaubens ver: 
kündete. „Es iſt jegt nicht mehr‘, fagte er, „wie in vergangenen Tagen, wo ich, wo die 
Häuptlinge befahlen, während dad Volk nur zu gehorchen hatte. Wir zählen jegt zu den ge: 
fitteten Bölfern und müffen, deren Beifpiel folgend, das Gefeg einzig walten laſſen! Diejes ift 
mein Grundſatz und dabei bleibe ih.“ Dann und wann tauchte fpäter die Bejorgniß auf, dag 
von amerifanifcher Seite die Unabhängigfeit ded neuen conftitutionellen Königthums bedroht 
fei; gegen eine den Thron im Jahre 1854 bedrohende Flibuftierbande hatte Kamehameha IIL 
den Schuß der Union, Englands und Frankreichs angerufen. Nach dem 1855 erfolgten Tode 
dieſes Königs hieß es ſodann, daß deſſen Sohn und Nachfolger, Kamehameha IV., aus Furdi 
vor amerifanifhen Annectirungsverfuhen mehr zu England binneige. !) Bei alledem dürfte 
bereitd durch das Übergewicht der Amerikaner in der weißen Bevölkerung, ſowie durch die drt- 
lie Stellung der ganzen Inſelgruppe ver vorberrichende Einfluß der Union dauernd entſchie— 
den jein, und mit ver wachſenden Bedeutung Galiforniens und des ganzen weftlihen Unionsge— 
biete wird ſich diefer Einfluß immer mehr befeftigen. Schon jetzt find die Habalinfeln, vie 
auch den Schlüffel bilden für ven ausgedehnten Walfifhfang im nörblihen Stillen Meere, eine 
wichtige Waarenniederlage und ein Ruhepunft geworben für den von den öftlichen und weit: 
lien Küften aus betriebenen Welthandel des nörblihen und ſüdlichen Amerika mit Oftindien, 
mit China und jegt auch mit Japan. Hängen doch die neuern und rafhern Fortſchritte auf den 
Sandwidinfeln, namentlich die fleigende Bedeutung des jhon 1855 von mehr ald 200 Han: 
delsſchiffen und über 500 Walfifgfängern beſuchten Hafens von Honolulu, wejentlihft mit dem 
Aufblühen von Ealifornien zufammen. 

Nicht blos über diefe Meine Infelgruppe, fondern über ganz Auftrulien, foweit es bereits 
den Strömungen der neuzeitlihen Eultur erjchloffen ift, reicht der nordamerifanifhe Einfluß. 
Denn überall ift es nächſt der britifhen die amerifanifhe Handelsflotte, wodurch die Ver: 
bindung der weithin zerftreuten Glieder ber auftralifchen Infelmelt unter ſich und ihr Verkehr 
mit den andern Theilen der Erde vermittelt wird, und überall ſehen wir neben ven britifchen bie 
amerikaniſchen Sendboten des Chriſtenthums in der Erfüllung einer Aufgabe begriffen, die 
nicht blos religidjer und jittigender Natur ift, ſondern die gerade für dieſe Gegenden auch eine 
große politifche und handelspolitifche Bedeutung hat. Die aus flumpfjinniger Barbarei erlö- 
jende weltgefchichtliche Miffion Nordamerikas in befonderer Beziehung auf Auftralien, ſowie 
auf alle andern einer höhern Gultur zu gewinnenden Ränder und Völker ift fogar eine dem 
Geiſte ver Neuzeit noch angemefjenere ald diejenige Englands. Sie ift dies in vemjelben Maße, 
ald ih das amerikanische Annectirungsfoftem von dem englifchen Eolonifationdfofteme nicht blos 
unterfcheidet, fondern auch vor ihm auszeichnet, obgleich der Geift der Gewinnſucht und Herrſch⸗ 
ſucht an der Entftehung des einen wie des andern etwa gleich großen Antheil Haben mochte. 
Haft jede englifche Coloniſirung mußte doch, wie auch diejenigen der andern Völfer, mit einer 
Gewaltthat beginnen und mit einer Zwingherrſchaft über die Bewohner der oecupirten Gegen— 
den; der anfangs nur fpärlich ausgeftreute Samen für Erzeugung jenes reihern Wohlftandes, 
jener höhern Bildung und Gefittung, wodurd die Bevölkerung der Eolonien zur Selbftändig- 
fit und Selbftregierung befähigt wurde, fonnte darum in der Regel erft nah Jahrhunderten 
feine taufenpfältigen Früchte bringen. In anderer Weife fchreitet die Union von Vergrößerung 
ju Bergrößerung. Bleibt auch meift ver Weg, auf dem fie unaufhaltfam vorbringt, von den 
Blutfpuren der Gewaltthat und Willkür nicht völlig unbefledt, jo ift doch hier das Unrecht, womit 
gegen die benachbarten Völker gefündigt wird, dem Grade nad gemildert. Auch ift eben diefes 
Unrecht keine notwendige Folge der von der Union befolgten Politik. In der Regel wurde bie 
Eroberung nicht mit den Waffen des Kriegs begonnen, wenn fie auch mitunter durch Kampf 
und Krieg vollendet worben iſt. Amerika ſendet feine Freiwilligen, mit Axt, Spaten und allen 
friedlichen Werkzeugen ausgerüftet, in die Nachbarlande aus, damit ſie daſelbſt Stellung neh: 
men und Beilg ergreifen Fraft des unantaftbaren Rechts der nüßlichen Arbeit mit Kopf und 
Hand. Und meift haben jich diefe Kreitbilligen in demſelben Volke, wo ſie ſich niedergelaffen, 
(don die Zuftimmung einer verhältnißmäßig zablreihen Partei und wenigftens die geiftige 
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I) Der jetzige König fol eine Prinzeſſtn, Victoria Kamalulu, zum erſten Miniſter ernannt haben 
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Majorität gewonnen, ehe in der einen oder andern Form die politifche Verbindung mit der 
Union wirklich vollzugen wird, nad jenem höchſten Princip ver Volfsherrlichkeit, das die Neue 
Melt beherrſcht und die Welt der Zufunft beherrſchen wird. Übrigens dürfte es nicht einmal 
im Intereffe der Union liegen, in allzu haftiger Eile das Syſtem der Annectirung und unmit= 
telbaren Beherrihung auch auf die Länder Auftraliend ausdehnen zu wollen: der Einfluß Nord— 
amerifad wird um fo ausgedehnter und geficherter fein, je mehr e8 überall ald der unbefangene 
Freund und Beihüger der noh unabhängigen Völker oder der mit ihrem Mutterlande misver- 
gnügten Bevölferungen auftreten ann. 

Während Frankreich jeine an ſich unbedeutenden Golonien zuglei in der ungünftigften 
Lage und in der weiteften Entfernung befigt, umfaffen diejenigen Englands den ganzen Süd— 
weiten, aljo denjenigen Theil Auftraliens, der dem indobritifchen Reiche zunächſt gelegen ift. 
Auch das britifche Mutterland und die auftraliihen Golonien find einander ſeit Einführung der 
Dampffhiffahrt und durd die neueften Verbeflerungen der Segelihiffahrt ſchon beträchtlich 
näher gerüdt, und find erft vem Welthandel theild durch Mittelamerika, theild und beſonders 
aber vom Mittelländifchen Meere bis zum Perfiichen oder Arabifhen Golfe neue oder weſentlich 
verbeflerte Bahnen geöffnet, jo wirb ſich abermals die nah Zeiträumen bemeflene Entfernung 
zwifchen England und Polyneſien um etwa die Hälfte verfürzen. Die Herrihaft Englands 
über das ganze auftralifche Feftland läßt jich wenigftend infoweit als entſchieden betrachten, daß 
ihm diefelbe ſchwerlich vor dem Ablaufe eines längern Zeitraums von irgend einer Seite ber 
fönnte ftreitig gemadt werden. Was aljo ven Flähenraum anlangt, über den fi) die unbe- 
ftrittene Herrfchaft Großbritanniens ausdehnt, jo mag derſelbe faum weniger ald fünf Sechs— 
theile ded ganzen Welttheild oder noch mehr enthalten. Die jegige Ausdehnung des eigentli- 
hen Golonialbefiges der Engländer oder der Flächenraum derjenigen Gebiete, von denen ſchon 
durch britifche Arbeit Befig ergriffen ift und mo bereits britifche Inftitutionen Wurzel geichla= 
gen haben, wird dagegen auf beiläufig 15— 20,000 OM. geihägt. Die gefammte Bevölke— 
tung dieſer Gebiete, welche doch jegt jchon Die Öröge von ganz Branfreid oder Deutſchland mweit 
überragen und beren zum Theil noch jehr unbeftimmte Grenzen fic leicht beträchtlich erweitern 
laffen, ift noch nicht einmal auf 1 Mill. anzuſchlagen, wenn man aud annimmt, daß fhon kurze 
Zeit nad der Goldentvedung die weiße Bevölferung Neuhollands auf eine halbe Million geftie: 
gen war und im ben legten Jahren nod beträchtlich zugenommen hatte. Die weſentliche Ber: 
vollfommnung der Schiffahrt und die Verminderung der Überzugstoften, welche der Golvent: 
deckung theild voraus, theild mit ihr Hand in Hand gingen, laffen indeſſen für die Zufunft eine 
fteigende Vermehrung der Bevölferumg nad norbamerifanifhem Maßſtabe um jo gewifler 
erwarten, ald aud) in jehr vielen Gegenden Auftraliend das Klima der Gefundheit der Weißen 
keineswegs unzuträglic if. Wie überhaupt in dem Neubrudslande aller noch jungen Eolo- 
nien dieſe erft durch harte männliche Arbeit gleihfam aus dem Rohen heraudgearbeitet werden’ 
müſſen, fo ift noch in Auftralien die männliche Bevölferung flarf überwiegend. Und diefem 
Misverhältniffe, das im geſellſchaftlichen Leben manche eigenthümliche und nicht ſehr erbauliche 
Erſcheinungen hervorruft, konnte durch die jeitend der britifhen Regierung begünftigte Einfuhr 
von Mädchen und Frauen noch nicht völlig abgeholfen werben. 

In der Hauptrihtung gegen Nordweſten und gegen das inbobritijche Reich find die kleinen 
Aucklandsinſeln die erfte und entferntefte englifche Golonie in Auftralien. Nicht gar weit davon 
entfernt bilden aber ſchon die englifchen Beſitzungen in Neuſeeland, die Provinzen Neuulfter 
auf der nörplihen und Neumunfter auf der ſüdlichen Infel, einen Hauptpunft britifcher Macht. 
Vandiemensland, das im Jahre 1855 nad) feinem erften holländiſchen Entdecker den amtlichen 
Namen Tasmania erhalten, hat eine Bevölkerung von 90,000 Seelen. Dieje Eolonie, die 
ältefte nady Neu-Süpdwales, ift wol audy diejenige, welche in den wunderbar ſchnellen und übers 
rafhenden Wandlungen des auftraliichen Lebens infoweit einen verhältnifmäßig höhern Grad 
der Stabilität erlangt hat, als hier ver immerhin rajche Fortſchritt doch nicht gerade in Rieſen— 
fprüngen erfolgt ift, fondern feinen ftetern Verlauf hatte. 

Der von Tasmanien durch die Baßſtraße getrennte auſtraliſche Continent dehnt ſich nad 
neuern Schätzungen über einen Raum von 128,000 OM. aus, Er iſt beinahe ganz ohne Gebirge, 
welde die Schneegrenze überragen, und darum waflerarm. Die Entwidelung der Kifften ift 
eine fhwachgeglieverte, fodaß ihre Ausdehnung nur 1940 Meilen beträgt. Das ganze innere 
und weltliche Neuholland jheint norbwärts bis etwa zum Wenvdefreife von einer ungeheuern 
MWüfte eingenommen zu fein, die einen noch entſchiedenern Wüſtencharakter als jelbft die Sahara 
bat und nad allen Richtungen ihre verheerenden Glutwinde entfendet. Im Norden des Wen— 
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delteiſes ſcheint jedoch auch das Innere des auſtraliſchen Continents, namentlich gegen Nord⸗ 
weten, nach Arnhemsland und Tasmansland bin, fruchtbar und wohlbewäſſert zu fein, und 
velßt in den in die heiße Zone tief hineinragenden Küftengebieten des Garpentariagolfs ift noch 
dad Klima verhältnigmäßig friſch umd kühl. Jedenfalls ind in ven gemäßigten Küftenftrichen 
noch fo fruchtbare, ausgedehnte und von England vielleicht erſt zum Kleinen Theile befegte 
Räume übrig, daß ſich dort viele Millionen Menfchen reichlich ernähren können. Schon die 
von Weißen dünn bevölferten, ſchwach angebauten oder ald Weideland oberflächlich benußten 
Gebiete liefern ja eine Fülle der werthvollften Erzeugniffe. Hier finden ſich weite Streden des 
fruchtbarſten Bodens für den gedeihlichften Anbau von Weizen und Mais; nicht blos Vandie— 
mendland, auch die viel jüngere Golonie Süpauftralien ift jegt fhon ein Getreide ausführendes 
Land geworden. Außerdem gedeihen die meiften intertropifher Gewächſe, wie namentlich 
Baumwolle, deren lohnende Cultur jedoch wegen ver hohen Arbeitöpreife erft einer fpätern Pe- 
riode angehören fann. Die erfte Beriode der Eolonifirung begann in Auftralien, wie faft in 
allen beginnenden Eulturländern von noch jungfräulihem Boden, mit einer Viehzucht, die zwar 
ſeht weite Räume, aber einen verhältnigmäßig nur geringen Aufwand von Arbeitäfraft erfo— 
dert. Außer der Zudt von Rindvieh und Pferden gaben die natürlihen Wiefen und ausge: 
dehnten trefflichen Weiden mit ihrer reihen falinifchen Flora die Mittel für eine Schafzucht an 
die Hand, wie fie ſonſt nirgends in dieſem Umfange betrieben wird. Nur in Neu-Südwales 
rechnete man 1850 über 8 Mill. Schafe, vie an feiner und ftarfer Wolle über 25 Mill. Pfund 
lieferten. In allen englifh-auftralifhen Golonien wurde 1855 die Zahl der Schafe von guter 
Race auf 15— 1A Mil. geihägt, neben beinahe 1,800,000 Stück Großvieh und 132,000 
Pierden. Für eine höhere Verwertbung der Producte einer reihen Viehzucht wurde 1843 ein 
wichtiger Anftoß gegeben durch die Anwendung eined neuen Verfahrens für die Erzeugung von . 
Talg, ſodaß ſchon im Jahre 1848 ftatt des frühern Products von 5680 Gten. nicht weniger 
als 98,215 Er. im Werthe von 140,580 Pf. St. erzeugt wurden. Die weitere Entwidelung 
diejed Erwerbszweigs ift durch die Goldentdeckung wol nur vorübergehend unterbrochen wor— 
den. Wir fehen alfo, wie ih England in Auftralien für Wolle, Hanf (Neufeeland) und Talg 
immer mehr unabhängig macht von Deutichland und von Rufland; und mir mögen es nicht 
einmal im Interefle der bisherigen Ausfuhrländer beklagen, daß gerade ſolche allgemein unent= 
bebrlihe Gegenftände, wie die genannten, in größern Maſſen erzeugt und zu billigern Preifen 
aufden Weltmarkt geworfen werben. Die unermeßlichen unterirdifhen Schäge des Landes hat 
man faum erit oder noch nicht einmal angefangen zu Tage zu fördern. Der Überfluß an Eifen, 
defien Ausbeutung noch lange nicht die Arbeit verlohnen würde, fcheint unerſchöpflich zu fein; 
es wird ald möglich behauptet, daß ein ungeheueres Becken von Eifenftein die Bafis fein fünne 
für die ganze weite fandige Wüſte des innern Auftralien. Aus demfelben Grunde, weil es an 
Arbeitöfräften fehlt, Eonnten bisher die mächtigen Kohlenlager nicht audgebeutet werden, die 
ſich in Neu-Südwales, wahriheinlih aud in Süd- und Weftauftralien, ſowie in Tasmanien 
und Neufeeland finden. Das eigentliche Kohlenfeld Auftraliens fcheint aber der noch fehr we— 
nig befannte Nordoſten Neuhollands, von ver Moretonbai bid zum Gap Mork, zu fein. Etwas 
thätiger war man in der Benugung der 1841 in Südauftralien aufgefundenen Bleierze und 
befonders in ver Ausbeutung der 1843 und 1845 ebenvafelbft entdeckten Kapında- Kupfer: 
grube und des mächtigen in den Burrahügeln zu Tage liegenden Kupferlagers, wahrſcheinlich des 
teihften von allen bis jegt befannten. Schon 1850 lieferte dieſes auf Rechnung einer Actien= 
geiellihaft bearbeitete Kupferlager 18,629 Tonnen, und ſchon 1848 war die Fünfpfundactie 
auf 150, jpäter fogar auf mehr ald 200 Pf.St. geftiegen. Als feit 1851 die Auswanderung nad) 
den Goldfeldern begann, fielen dieſe Actien auf 50 Pf. St. Obgleih man ſchon feit 20 Jahren 
vemlich ſichere Spuren vorhandener Golvfhäge hatte, Fällt doc) die eigentliche Entdeckung und 
ihre praftifche Benugung erſt in das Jahr 1851, mo 30 deutſche Meilen von Sidney, in der 
Gegend von Bathurft, jenfeit ver Blauen Berge, an einem Zufluffe des Macquarie, ſowie einige 
Monate fpäter an einem andern Zufluffe die erften Minen aufgefunden wurden. Died war in= 
deflen nur das Vorfpiel für die Ausbeutung der bei weitem reihern Goldfelder in den ſüdöſt— 
lihen Bezirfen Neuhollands, die früher zu Neu-Südwales gehört, aber feit 1850 ihre voll: 
Rändige legislative und abminiftrative Trennung erlangt und zugleich den Namen Victoria 
erhalten hatten. Betrug 1851 die Ausbeute an Gold 345,146 Unzen, im Werth von nahe 
IP. St. per Unze, fo war bis Ende 1854 der gefanımte Ertrag der Golofelver von Victoria 
ſton auf 10 Mill. Unzen im Werthe von 38 Mill. Pf. St. geftiegen. Aud 1855 und bie 
gegen Ende 1856 hatte der Ertrag im Vergleich zu den entſprechenden Zeiträumen ver frühern 
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Jahre abermals zugenommen, bei vegejmäßigerm Betriebe bed Bergbaus und zum Theil in= 
folge der Anwendung von Dampfmafchinen. Die plöglice Verwendung maflenhafter Arbeits: 
fräfte erft in den Kupferwerfen und bald darauf in weit Höherm Maße in ven Golpfelvern hatte 
einen augenblicklich nachtheiligen Einfluß auf den Aderbau. Bald aber wirkte pie Blüte des 
Bergbaus auf die landwirthihaftlie Production, deren Erzeugniſſe fehr bedeutend im Preife 
fliegen, günftig zurüd, fodaß 1855 drei mal mehr Korn als im vorhergehenden Jahre gepflanzt 
wurde. Nur die Wolleausfuhr hatte jih 1855 gegen 1854 um etwas, aber nicht bedeutend 
vermindert; der Ausfuhrwerth war von 1,629,954 auf 1,590,621 Pf. St. gefallen. Auftra: 
lien ift in foldem Maße ein Robftoffe erzeugendes Land, daß hier die Inbuftrie, mit Ausnahme 
der in den Städten betriebenen nothwendigften ®ewerbözweige, no feinen Boden finden fonnte. 
Dagegen hat der im Verhältniffe zur Bevölkerung jo ungemein große Werthbetrag, womit e& 
fih bereitd am Welthandel zu betheiligen vermochte, die gleichzeitige Ausdehnung und Vervoll- 
tommnung der Verbindungen mit dem Mutterlande und mit Oftinvien, fowie zwifchen den 
einzelnen auftralifden Colonien unter ſich und in fib zur natürlichen Folge gehabt. Für ben 
innern Verkehr ift e8 beſonders wichtig, daß die Beſchiffung des Murrayfluſſes mit Dampfboo: 
ten auf 1500 englifche Meilen meit gelungen ift; von der noch nicht lange eröffneten Schif— 
fahrt erwartet befonderd Südauftralien einen lebhaften Aufſchwung. Schon verbindet aud 
eine Eleine Eifenbahn den See Victoria, in den ver Murray einmündet, mit Port Elliot an der 
GEncounterbai. Selbft die Ausführung des Projectd einer großen Eifenbahn von der Murray: 
mündung quer durch den Gontinent bid nad) Sidney, die nach dem Voranſchlage 21 Mi. Pf. St. 
koften und in dem noch menjhenarmen Lande feinen verhältnißmäßigen Ertrag abwerfen 
würde, ift bereitd in Angriff genommen. Ebenfo eine Telegraphenlinie von Sidney nad) Mel: 
bourne. 

Für die Golonifation der nörblihen Gebiete Neuhollands find bisjegt nur ſchwache Ver: 
ſuche gemadt. Die in Weftauftralien am Schwanenfluffe gegründete Golonie, mit einer Be: 
völferung von nur 5000 Seelen im Jahre 1850 und mit der Hauptftadt Perth, macht wenig: 
ſtens Feine erheblichen Fortſchritte. Ihr langfames Kortfchreiten ift zum Theil bevingt durch 
das Fefthalten an einem Syftem großer gefchloffener Güter, das ven Zufluß von Arbeitern hin: 
dert, weil ſich diefe nicht binnen wenigen Jahren ein freies Orundeigenthum zu erwerben ver: 
mögen. Um fo rafcher gebeihen die drei auftralifhen Hauptcolonien Englands im Süboften 
von Neubolland und innerhalb einer Linie von der Spige ded Golfs St.-Vincent nach Widebai, 
welche das Beden des Murray mit dem Darling umfaflen, ſowie im Oſten die Küflengebiete 
von Neu-Südwales und im Süden die Ebenen von Melbourne und Geelong. Diefe drei wich: 
tigften Niederlaffungen, die Keimpunfte eines großartigen politifchen und focialen Lebend 
in einer wahrſcheinlich nicht fehr fernen Zufunft, find: Neu-Südwales, Victoria und Süd: 
auftralien. 

Das legtere mit der Hauptftadt Adelaide, wo auch fon eine deutſche Zeitung ericeint, 
hat gegenwärtig etwa 90,000 Einwohner, darunter wenigftens 7000 Deutſche und Schweizer. 
Diefed Südauftralien war lange Zeit von der Regierung ded Mutterlandes beſonders begünftigt 
und follte genau nad) den Grundſätzen der regierungsmäßigen Golonifationdfunft großgezogen 
werden. Dennod oder gerade darum wollte dieſe Colonie in feiner Weife geveihen, bis ihr 
durch die ſchon erwähnte Entdeckung der reichten Kupferwerfe zu unerwartetem Aufſchwunge 
verholfen wurbe. 

Bon den beiden andern Eolonien ift in ftaatöwiflenfhaftlicher Beziehung Neu-Südwales 
befonderd dadurch von Intereffe, daß ed für ven Gang der politifhen Entwidelung in einem 
großen Theile des Welttheild maßgebend geworden ift, währenn Victoria dazu beftimmt fcheint, 
den Anftoß zu wichtigen und tiefgreifenden focialen Umgeftaltungen zu geben. Auf das Eine 
und Andere ift hier noch hinzuweifen. 2) 

Neu-Südwales ift in jever Beziehung von weit größerer Wichtigkeit, ald man nad) ber 
nod immer fehr geringen Bevölkerung von nit ganz 500,000 Einwohnern fließen follte. 
Die Hauptftadt Sidney an ver Jadfondbai, mit 60,000 Einwohnern, ift mit Allem audgeftat: 


2) Näheres mit fehr intereffanten Belegen und Einzelheiten f. in der gediegenen Abhandlung „‚Auftrar 
lien‘ in der „Gegenwart“, Bd. 12 (Leipzig 1856). Inebefondere find auch a. a. O. die grellen Mis— 
griffe der englifchen Adminiſtration bei ben erften Golonifationsverfuchen gefchildert, ſowie das harther: 
zige und ariftofratifc rückfichtelofe Berfahren gegen bie erſten Übergefiedelten, ein Verfahren, das an 
die abminiftrative Mishandlung des britifchen Heeres im Beginne des ruffifchen Kriege von 1854 — 55 
erinnert. 
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vet, was zu den Erfoderniſſen einer europäiſchen Culturſtadt gehört, und fonnte als Hauptori 
vb ganzen Welttheild betrachtet werden, bis ihr in ver neueften Zeit dieſer Rang durch Mel: 
keurne fireitig gemacht wurbe. Ehe Norvamerifa feine Unabhängigkeit errungen, hatte Eng: 
land jeine Verbrecher in die dortigen Colonien geſchickt. Sie wurden ald Arbeiter und ald eine 
Art weißer Sklaven den Goloniften zugewiejen, und dies trug mit dazu bei, um dann aud) die 
ſchwarze Sflaverei Wurzel faffen zu laffen. Nach dem Verluſt feiner amerikaniſchen Golonien 
hatte ih England Neu⸗Südwales ald Deportationdort auderjehen. Die weiße Bevölferung 
dafelbft beftand aljo vorerft Hauptfählih aus den zur Zwangsarbeit verurtheilten Sträflingen 
und ihren ſoldatiſchen Zuchtmeiſtern. Damit war der Keim zu einer Art Militärariftofratie 
feitens der Offiziere gelegt, welche die Arbeit der Sträflinge zu eigenftem Vortheile ausbeuteten 
und ji zugleich aud dem Verkaufe der nothwendigften Lebensmittel, beſonders aber des Brannt: 
weind (Rum), ein gewinnreihed Monopol ſchufen. So eigenthümlidh waren die anfänglichen 
Zuftände der Eolonie, dap der Rum eine Zeit lang die Rolle des Geldes jpielte, daß gegen Bab: 
lung in Rum gearbeitet und verfauft wurde. Indeſſen ging felbft aus den Reihen jener Mili- 
tärariftofratie nach und nad) eine Zahl unabhängiger und großer Grund- und Heervenbejiger 
(Squatterd) hervor. Andererfeitd hatte au die Regierung ded Mutterlanded — der man 
nicht ohne Grund den Vorwurf macht, daß ſie jletd die Reihen noch reicher zu machen geftrebt 
babe — auf die Entftehung reiner neuen ariftofratifhen Grundherrnariftofratie hingewirkt. 
Died geihah durch Vergabung des Orundbejiges in großen Maflen und unter folden Bedin- 
gungen, weldye bejonderd den nah Auftralien überjievelnden jüngern Söhnen der vornehmen 
und reichen Adelsgeſchlechter Englands zu gute kommen mußten. Die aus dem Gegenfage der 
militärifhen und der neuen grundherrlicen Ariftofratie hervorgegangenen Reibungen führten 
dann zunächft zu einer Art von erleucdhtetem Despotismus; der Militärwillfür und der allzu 
ausgedehnten Gewalt des Gouverneurs wurde durch Einfeßung eines erecutiven Raths einige 
Schranke gejegt. Bei weiten wichtiger war ed jedoch, daß um biejelbe Zeit, im Jahre 1824, 
die großen volksthümlichen Inftitutionen des Schwurgerichts und der Preffreiheit vom Mutter: 
terlande her auf den auftralifchen Boden verpflanzt wurden. In Verbindung mit dem Ver— 
ſammlungsrecht und dem Recht der freien Ajfociation, das alle Briten nady den engliſchen Be— 
figungen aller Welttheile mit fi nehmen, ohne irgendwo zu deilen Ausübung erft noch einer 
befondern Erlaubniß zu bevürfen, liegt in jenen Inflitutionen für das englifche Volk das ſichere 
Mittel, wodurch es endlich den verderblichſten Folgen bureaufratifcher Misgriffe zu fteuern und 
ed zu verhindern vermag, daß nicht allzu lange auch die ſpätern Generationen für die Sünden 
der britiſchen Ariftofratie zu blißen haben. 

Die Eroberungen der Demofratie im formalen Verfaſſungsweſen blieben indeſſen während 
längerer Zeit ziemlich unbedeutend. Im Jahre 1829 ward ein fogenannter legislativer Rath 
erritet, indem ven Beamten des erecutiven Raths noch vier vom Gouverneur ernannte Mit 
glieder zugefellt wurden. Aber die Verhandlungen dieſer Behörde blieben geheim und gegen 
ihre Beſchlüſſe ſtand dem Gouverneur ein unbedingtes Beto zu. Ein weiterer Fortſchritt zu 
volksthümlichern Formen geſchah 1842 durch Beigejellung von 24 durd die Einwohnerfchaft 
der Golonie gewählten Repräfentanten zum gefeggebenben Rathe; doch blieb auch damals das 
active und paſſive Wahlreht noch fehr bevenflihen Beihränfungen unterworfen, obgleich feit 
Jahren und Jahrzehnden das populäre und vemofratifche Element neben dem ariftofratiichen 
der Syuatterd an Bedeutung gewonnen hatte. Denn ald ſich die Zahl der Squatterd und der 
Umfang ihrer Befigungen vergrößerte, reichte man immer weniger mit der Zwangsarbeit der 

. Deportirten aus. Man mußte alfo darauf bevadt fein, vurh Gewährung günftiger Bein: 
gungen eine wachjende freie Arbeiterbevölferung von Viehzüchtern, Hirten, Bauern, Tagelöh- 
nern und Handwerkern berbeizuziehen. 2) Mit den wachjenden Erzeugniffen und Bedürfniſſen 
der Kolonie dehnte ſich auch der Handel aus, der nun gleichfalls mit feinen Hülfsarbeitern dad 
demokratiſche Element in ven ſchnell emporblühenden Städten vergrößern half, wo fidy freiere 
Anfihten und andere Intereffen dem Landintereffe ver Squatters entgegenfegten. Als aber ber 





3) Wie viel felbft mit öfonomifch befchränften Mitteln für eine zweckmäßige Leitung der Emigration 
und eine rationelle Golonifation geleiftet werben fann, zeigte in ben Jahren 1839 —45 eine Frau, 
8. Chicholm, indem fie zwifchen Ücheitgebern und —— zweckmaͤßige Verbindungswege einzu⸗ 
ichten wußte. Später, 1851—52, ſchte fie auch eine muſterhafte Familiencoloniſation ins Werk. 
Für eine paſſende Vermiitelung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern iſt aber ſelbſt in Europa noch manche 
ide auszufüllen; es ift daher fo fehr zu loben als zu beachten, daß vor kurzem eine diefem Zwecke eigene 
gewidmete Zeitfchrift „„ Der Arbeitgeber‘ von Mar Wirth gegründet worden ift. 
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Bedarf nach Sträflingsarbeit verſchwunden war, lernte man auch immer mehr die materiellen 
und moraliſchen Nachtheile erkennen, welche durch den beſtändigen Nachſchub von Verbrechern 
für die Colonie entſpringen mußten. Denn auch die große Mehrzahl der nach überſtandener 
Strafzeit Entlaſſenen gehörte keineswegs zu den ſittlich Gebeſſerten. Nicht blos in Neu⸗Sũd⸗ 
wales, auch in Victoria, Südauſtralien und Vandiemensland erhob ſich eine lebhafte Oppoſi— 
tion gegen die fernern Deportationen, und wirklich wurde für Neu-Südwales im Jahre 1840 
die gänzliche Abſchaffung der Deportationen beſchloſſen. Als gleichwol im Jahre 1849 der 
Verſuch ihrer Wiedereinführung gemacht wurde, entſtand eine allgemeine Gährung. Petitio— 
nen mit mehr als 36,000 Unterſchriften wurden dagegen eingereicht, ein Antideportationsbund 
wurde gegründet und durch alle dieſe Kundgebungen einer gerechten Unzufriedenheit ward das 
britiſche Colonialminiſterium zum Widerrufe ſeines Beſchluſſes beſtimmt. Indeſſen blieb doch 
Tasmanjen noch längere Zeit eine Strafcolonie, zum eigenen wie zum großen Nachtheile des 
benachbarten Victoria, das von dort aus mit unfaubern Glementen überſchwemmt wurde. End: 
lich börten aber vor furzem auch die Deportationen nad Tasmanien auf. Es blieb aljo als 
Strafeolonie nur Weftauftralien, wo bei den ſchwachen Ginwanderungen nod am meiften Be: 
gehr nad; Verbrecherarbeit ift. Auch hat man neuerdings, ald auf eine paffende Gegend für 
ſolche Nieverlaffungen, die Augen auf den noch allzu wenig beachteten Norden Auftralien, ins: 
befondere au auf den Golf von Garpentaria gerichtet. 

Der gemeinfame MWiderftand gegen die Deportationen in den auftralifchen Hauptcolonten 
war die erfte That ded zum Bewußtſein feiner Kraft und feiner Intereflen gelangten Volkes, 
und der thatſächlichen Selbftbefreiung aus der allzu weit getriebenen Bevormundung ded Mut: 
terlandes folgte bald auch von Seiten dieſes legtern die formelle Anerkennung der größern Selb: 

ſtändigkeit ver Golonien. Die 1850 durch eine britifche Parlamentsacte neu verheißene Gonfti- 
tution fam zur Ausführung. Danach befteht die in Sidney regelmäßig zufanmentretende 
gefeßgebende Berfammlung aus einer Art Unterhaus von 5A vom Volke gewählten Mitgliedern. 
Neben demſelben befteht ver erecutive Rath, ein zugleich ald Staatsrath fungirendes Oberhaus, 
das von der Regierung aus Beamten und fonftigen Bertrauendmännern gebildet wird. Das 
Eolonialeinfommen foll nur zu Golonialzweden verwendet werden, aber dem gefeßgebenven 
Körper fteht darüber feine wirffame Gontrole zu. Auch gibt es noch Differenzen mit der briti- 
fhen Regierung über ven Verkauf der Rändereien und die Verpachtung berrenlojer Weiden. 
Dad Wahlreht in die gefeggebende Verfammlung fteht jedem Haushalte von mindeſtens 10 
Pf. St. jährlichen Zinswerthes zu und ift alfo ziemlich ausgedehnt. Diefe freifinnigen Beſtim— 
mungen wurden jedoch anfangs weſentlich umgangen durd eine vom alten und ariftofratifchen 
Legislative-Council beihloffene Vertheilung der Wahlen. Diefe follten nicht im Verbältniffe 
der Kopfzahl, ſondern nach der politifchen Gintheilung des Landes in Gountied vorgenommen 
werden. Hiernad) würde bie Stadt Sidney und Grafihaft Cumberland mit faft der Hälfte der 
ganzen Bevölkerung doch nur ein Sechötel der Abgeorpneten ernennen, während vie meift unter 
dem Einfluffe der Grunpbefiger und Squatters ſtehende Landbevölkerung fünf Sechstel zu 
wählen hat. Bei ſolchen Beftimmungen erklärt es fih, daß man mit der neuen Gonftitution 
noch keineswegs ſehr zufrieden ift. Sie ift jedoch, nach den in ihr felbft liegenden Beſtimmun— 
gen, der Berbefferung fähig. Einige Misftände find bereits befeitigt, und immerhin bleibt es 
von großem Werthe, daß das Volk in irgend einer beftimmten und nicht gar zu fnappen Form 
gejeglih und von Rechts wegen zur Selbftregierung berufen ift. Auch geben die Vorgänge in 
dem wieder 1856 zu Sidney verfammelten Golonialparlamente, wodurd der Gouverneur zur 
Entlaffung feines den ariftofratifhen Randintereffen allzu geneigten Minifteriumd oder erecu> 
tiven Raths veranlaßt und bald darauf auch das neugebildete Miniftertum zum Nücktritt be- 
flimmt wurde, einen Beweis an die Hand, daß man ſich zwar in den ungewohnten parlamenta— 
rifhen Formen noch nicht in paffenpfter Weife bewegt, daß man fich aber keineswegs blos mit 
der leeren Form der Selbftregierung will abfinden laſſen. 

Ähnliche Verfaſſungen ſind den andern auſtraliſchen Haupteolonien in Ausſicht geſtellt 
oder ſchon ertheilt. Für die ſüdlichen, am Port Philipp gelegenen Niederlaſſungen wurde über: 
dies deren Abtrennung von Neu-Südwales durch die neue Gonftitutiondacte verfündigt.*) Schon 
früher beftand die Vereinigung der jegt unter dem Namen Victoria begriffenen Nieverlaffungen 
mit Neu-Südmwales nur dem Namen nah; das Volf regierte ſich felbft und kämpfte nur noch 





4) Die Nordgrenze von Victoria gegen Neu-Südwales ift bereits bezeichnet auf der neueften und beiten 
Karte von Auftralien in H. Kiepert's „Handatlas ” (Berlin 1855), Nr. 31. 
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für die formelle Anerkennung feiner Befonderung. Als daher 1850 die vollftändige legisfative 
und adminijtrative Selbftändigfeit von Vietoria ausgefprochen und dafelbft am 11. Nov. 1851 
bie erfte gefeggebende Verfammfung eröffnet wurde, fo war dies fein papierner Act bureaufra= 
fiher Willfür, fondern die unerlaßliche Anerkennung eines bereits thatjächlich gegebenen Zu: 
ſtandes. Nach jener Berfaffung, über melde zwischen dem englifchen Neihsparlament und dem 
ehemaligen Legislative-Council lange hin- und herverhandelt wurde, follen für die Eolonial- 
geießgebung in Victoria zwei Körperfchaften beftehen: ein gefeggebender Rath (Council) von 
50 Mitgliedern, deren jedes einen Grundbeſitz von wenigftend 3000 Pf. St. bat und deren 
Berufung von den ſechs Wahlprovinzen aus dur alle Anfäfjigen erfolgt, die einen Grund: 
werth von mindeftens 1000 Pf. St. nachweiſen fünnen; ſodann eine Art Unterhaus oder ge: 
feggebende Verfanmlung (Assembly) von 60 Mitgliedern, die einen nachweisbaren Grund: 
werth von wenigftend 2000 Pf. St. bejigen. Die Wahl in die gefeggebende Berfammlung 
erfolgt von Allen, die wenigftens 50 Pf. St. an Grunvbefig haben, oder einen Haushalt zu 
einem Werthe von 10 Pf. St. unterhalten. Das active Wahlrecht umfaßt hiernach jo ziemlich 
alle Anſäſſigen, mit einzigem Ausfhluß der gerade in Auftralien noch beſonders viele verdäch⸗ 
tige Beitandtheile in fich ſchließenden flottirenden Bevölkerung. 

"Nah dem ganzen bisherigen Bildungsgange darf man überzeugt fein, daß im fünften 
Welttheile alle weitern Reformen in Berfaffung, Gefeßgebung und Verwaltung ein wefentlich 
demofratifches Gevräge tragen werden. Dies gilt Thon von Neu-Süpmwales, obgleich gerade 
bier, feit die daſelbſt zuerft entdeckten Goldgruben gegen diejenigen von Bietoria ihre frühere 
Bereutung verloren, wieder die Paftoralintereffen der Squatterd oder die grundherrlid- 
ariftofratifchen Tendenzen zeitwweife in den Vordergrund traten. Vollends läßt ſich in Victoria, 
dad binnen wenigen Jahren die bevölfertfte, reichfte und eigentlich maßgebende Colonie gewor= 
den ift, nach dem Geifte feiner ganzen Gefchichte wie nad) den gegenwärtig dafelbft herrſchenden 
Anfihten und Intereffen nur eine Fortbildung von entfchieden demokratiſchem Gepräge erwar— 
ten. Diefe Golonie hatte fi nicht blos ohne, fondern fogar gegen ven Willen der englifchen 
Regierung zu ihrer jegigen vorwiegenden Bedeutung erhoben. Unter dem Vorwande, daß 
dadurch den nördlichen Grafihaften von Neu-Südwales die zu ihrem Emporblühen erfober: 
lichen Arbeitöfräfte entzogen würden, hatte nämlich die Regierung die ſüdlichen Niederlaffungen 
zu verhindern gefucht. Allein die eine gewinnreiche Viehzucht verheißenden treiflihen Weiden, 
ſowie die günftige Lage der Gegenden, wo ſich fpäter die Städte Melbourne und Geelong erho— 
ben, lockten trog aller Verbote immer neue Anftevler heran. Die klar vor Augen liegenden 
perfönlihen Intereffen durchbrachen alle papiernen Hinderniffe, die ihnen eine aus der Berne 
commandirende Beamtenfhaft in ven Weg zu werfen verfuchte, und die Regierung mußte end⸗ 
li geſchehen laſſen, was fie nit zu hindern vermochte. Schon hatte fih Victoria die Aner— 
fennung feiner Selbftändigfeit erzwungen, bevor unmittelbar darauf die Entdeckung der Gold— 
felder dem ganzen forialen Leben in jenen Gegenden eine neue Richtung und einen mächtigen 
Auffhwung gab. Die Bevölkerung der Golonie, im Jahre 1851 erft 95,000, Hatte ſich ſchon 
1852 auf 200,000 und bis Ende 1853 um nahe das Dreifache vermehrt. Das in den Banfen 
hinterlegte Gapital war von 644,484 auf 6,316,800 Pf. St. oder nahe um das Zehnfache 
und die Zahl der Deponenten von weniger als 6000 auf 30,000 geftiegen. Die Bevölferung 
der Hauptjtabt Melbourne erhob fih von 25,000 auf 70—80,000 und betrug 1855 fogar 
nabe an 100,000. Neben den verfhiedenften Anftalten und Unternehmungen zur Förderung und 
Erhaltung des materiellen Wohlftandes gab es fhon 1854 in diefer Stadt 160 Elementar— 
ſchulen mit 8781 Schülern, wofür die jährliche Gemeindeausgabe nicht weniger ald 56,468 
Pf. St. betrug. Im April 1855 wurde auch eine mit I000 Pf. St. dotirte Univerſität eröff- 
net, mit vorerjt nur 16 Zöglingen, von denen alfo jeder 562%, Pf. St. jährlich foftet. Gleich— 
zeitig ift eine Bibliothek errichtet und ausgeftattet, ſowie ein botanifher Garten gegründet wor— 
den, und ed fehlt nicht an Zeitungen, unter denen fich zwei täglich erſcheinende befinden. 

Bevor die Production und zumal die Goldgräberei wieder zu größerer Gleihmäßigkeit 
gelangt waren, hatte die junge Golonie erſchütternde Krifen zu überſtehen. Im Hinblice auf 
die Berlufte, die der Handel faum erftin Californien durch Überführung de3 Marktes erlitten, 
bielten erjt die Kaufleute Europas und Amerifas mit ihren Waarenfendungen nad Auftralien 
zurück, ſodaß die Ginfuhren den Berürfniffen der von allen Seiten zuftrömenden Besölferung 
der Goldſucher bei weitem nicht genügten. Das Sinfen des Geldwerths, in Verbindung mit 
dem Mangel an Zufuhren, fteigerte nun plöglich fowol vie Wohnungsmiethen ald auch bie 
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Breife unentbehrlicher Lebenöbevürfniffe mitunter auf das Zehnfache, ſodaß die Bevölkerung, 
bei der ſich die Mivasfage zu erfüllen drohte, inmitten ihres Goldüberfluſſes dem Hungertode 
nahe war. Die Kunde von den übermäßig hoben Waarenpreijen trieb nun aber die Speculas 
tion ind andere Ertren: die Märkte wuden überfüllt; im Jahre 1854 waren die Einfuhren 
nabe 18 Mill. Br. St. gegen nicht ganz 5 Mill. Ausfuhr; zahlreiche Bankrotte im Jahre 1855 
waren die Folge, und die auſtraliſche Krijid wirkte mädtig aud auf Guropa, befonders auf 
England zurück. Bald trat indeifen eine merkliche Bejlerung ein; jhon 1855 hatte die Einfuhr 
gegen 1854 um mehr ald 6 Mill, Pr. St. abgenommen, die Ausfuhr dagegen um nahe 2 Mill. 
zugenommen, ſodaß jie mit Einſchluß der Gelverporte fat 15'/, Mill. Pf. St. betrug. Ins 
zwiichen waren ungeheuere Vermögen erworben und zum Theil aud) wieder verloren worden. 
Die Goldgräber (Diggers) verfhwendeten oft in maßlofen Summen ihren ſchnellen Erwerb. 
Unter Anderm gefhah dies dadurch, daß eine möglift große Zahl von Geſchwindheirathen 
abgeichloffen, daß mit und an den Frauen ein £oftfpieliger und oft ein lächerlicher Prunf ge= 
trieben. wurde. Diefer Schwindel einer verberblihen Vergeudungsſucht ſcheint in etwas auch 
die Behörben, ſowie das von feinem Selbftbefteuerungsredht einen jehr ausgedehnten Gebraud 
machende Volk der jungen Eolonie ergriffen zu haben. Zwar wird dort nicht der Erwerb des 
Volkes für improductive Militärdienfte verfäwendet, fondern die Ausgaben werben ftetd nur 
für an fih gemeinnügige Zwecke gemacht; allein in dem noch fo ſchwachbevölkerten Lande und . 
während des höchſten Standes der Arbeitslöhne war ed doc keineswegs jchon an der Zeit, zu 
- Melbourne und zu Sidney für jede englifche Meile Eifenbahn über 40,000 Pf. St. auszu— 
geben. Während das Colonialeinfonmen im erften Vierteljahre von 1856 gegen den entfpre= 
enden Zeitraum von 1854 un nahe 50,000 Pf. St. wol hauptſächlich deswegen abnahm, 
weil die an ſich nicht geringere Goldausbeute jegt doch weit beträchtlichere Productionskoſten 
erfoderte, wurde die Schulvenlajt von Victoria bis zu dem nad) der Zahl der Einwohner bedeu⸗ 
tend genug erfcheinenden Betrage von etwa 1,200,000 Bf. St. gefteigert. Das Ausgabe: 
budget von 1854 war ſchon nidyt weniger ald 3Y/, Mill. Pf. St., und doch hatte man nod) in 
bemfelben Jahre ein Deftcit von 4 Mill., ſodaß per Kopf 6 Pf. St. over ſechs mal mehr als in 
England zur Friedenszeit bezahlt wurde. Der Voranſchlag für 1855 war fogar 4,801,292 
Pr. St., wovon nahe 2 Mil. für öffentliche Arbeiten, 50,000 für eleftrifche Telegraphen und 
455,000 für öffentlihen Unterricht. Indeſſen darf man vie auftralifhen Verhältniſſe nicht 
kurzweg nad) europäiſchem Mapftabe bemeffen wollen; mag auch jhon mande Million dort 
unnüg verfchleudert worden fein, der bei weiten größere Theil der öffentlichen Ausgaben trägt 
doch mit dazu bei, die unermeßlihen Hülfsquellen des Landes ſchneller und reichlicher fließen 
zu machen, 

So gut in Victoria als in andern Colonien hatte eine aud) von der Negierung begünftigte 
Ariftofratie der Squatters beftanden. Als aber 1851 die Kunde von entdeckten Goldſchätzen 
eriholl, da riffen die Bande, welche feither alle untergeorpneten Arbeiter, wie Hirten, Tagelöh- 
ner, Bauerknechte, Handwerkögefellen, Matrofen u. f. w., mit ven Örundbejigern und andern 
Arbeitöherren verfnüpft hatten. Alle Welt ftrömte den Minen zu, und fehr begreiflic waren 
ed gerade die an harte Handarbeit Gewöhnten, welde zunädft die beften Gefhäfte machten. 
Gegenüber den Squatters bildete ſich eine Bevölkerung der Diggers, die bald auf. nahe 100,000 
Köpfe flieg und in ihrer bei weiten größern Hälfte Männer des Fräftigften Alters umfaßt. Diefe 
neue Elaffe unabhängiger Arbeiter follte fih bald au in ver Zufammengehörigkeit ihrer Inter: 
eſſen fühlen und begreifen lernen. Die Arbeit in den Goldminen war mit einer monatlich erhobe⸗ 
nen Licenzgebühr von 50 Schill. beteuert worden, die im October 1853 auf 1 Pf. St. vermindert 
wurde. Die Beſchwerden der Diggerd waren weniger gegen die Größe dieſer Abgabe ald gegen 
die lüftige Erhebungsart gerichtet. Es kam zu Reibungen zwifchen den Behörden und den 
Goldgräbern. Diefe traten zu einem großen Verein (Diggers' league) zufammen, aus dem 
bald darauf ein Reformbund hervorging, der ſich nicht blos die Abfchaffung der Goldeommiſſion 
und der Erlaubnißgebühr zum Ziele fegte, ſondern aud die Herbeiführung einer wahrhaften 
parlamentarifhen Volfövertretung mit allgemeinem Stimmredt. Die Goldgräber waren es 
aljo, die in diefen auftralifhen Gebieten von Neuengland als die erften Chartiften auftraten. 
Inzwiſchen war zwar die Herabfegung der Licenzgebühr erfolgt, und die Gährung in den Mi: 
nenbezirken ſchien verſchwunden; ein zufälliges Ereigniß rief jedoch neue Reibungen hervor 
und veranlaßte die Anwendung ber Militärmadt. Bei Balarat, das ſich zum Hauptorte des 
Minenbezirks aufgefäwungen hatte, fam es am 3. Der. 1853 zwifchen ven Truppen ver Re— 
gierung und den Diggers, die eine verſchanzte Stellung bezogen hatten, zu einem blutigen und 
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icligen Gefechte. Die legtern wurden zwar gefchlagen, hatten aber gleichwol, was ben 
pänjhen Erfolg anlangt, einen Sieg errungen. Es bauerte nicht lange, fo wurde das bis- 
feige Softem der Erlaubnißſcheine aufgegeben und dagegen eine Abgabe von 2 Schill. auf jede 
Un erportirten Goldes gelegt, eine weit gerechtere Steuer, weil davon nur die wirkliche Golb- 
azäbeute betroffen, weil nicht mehr der unglüdliche vor dem glüdlihen Goldgräber belajtet 
wirt. Auch die baldige Freilaſſung der verhafteten Aufftändiichen von Balarat hatte einen gu: 
ten ſindruck gemadht. 

Ja Hinblick auf die Entdeckung der Goldſchätze in Galifornien und Neuholland gewahren 
teir da und bort ganz übereinftimmende Erfcheinungen, und wir müffen ung fagen, daß bereitö 
bieie beiten jo ſchwach noch bevölferten Länder eine politifche und jociale Bedeutung für bie 
übrige Welt erlangt haben, die fogar nod weit hinausragt über ihren jegt fhon bemerfbaren 
Einfus auf ven Gang des Welthandeld, forwie auf die Verminderung des Geldwerths durch 
Vermehrung des allgemein gültigen Taufchmitteld. Das ift freilich ſchon wichtig genug. Denn 
gerade durch Die fchnelle und maffenhafte Vermehrung ded Taufhmitteld wurde die breite me: 
talliihe Bafis für die Ausbildung und den Aufihwung eines Creditſyſtems geſchaffen, wie es 
bie Geſchichte noch nicht geiehen hatte; das Gold der Neuen Welt wurde aud für die Alte Welt 
der reihlih ausgeftreute Samen, dem ein guter Theil jener zahllofen Actienvereine und jener 
gewaltigen Unternehmungen entfproffen ift, welche beftimmt jind, ven Boden der alten Zeit 
som tiefften Grunde aus umzumühlen und die Wege für eine Zufunft des Völferlebend zu be- 
Liten, deren reiche Fülle wir erft ahnen, aber nimmer ermeflen können. Doch aud in ihren 
aiäften und unmittelbaren, in ihren jet ſchon fihtbar vorliegenden Folgen tritt ung Die große 
Bedeutung und der entichieden demofratiiche Charakter jener kaum erft begonnenen Bewegung 
vor Augen, zu welcher die Entdefung der Goldminen den Anſtoß geben mußte. Es ift der An- 
fang einer Reihe von Siegen für die wachſende Bedeutung der Perfönlichfeit und des perfön- 
üben Vermögens über das blos fählihe Vermögen, für die Macht des Mobiliarbefiges über 
die noch allzu überwiegende ariftofratifhe Macht des Grundbefiges, für die Befreiung der Ar: 
bit und darum des Arbeiter aus der einfeitigen Herrichaft des Gapitald. Und diefe Siege 
find eben dadurch errungen worden, daß es feit der Entdeckung der Goldfelder zahlreichen Ar: 
beitern faft aller Nationen ermöglicht worden ift, durch ihrer Hände Arbeit ſich jelbft zu Gapita- 
fin zu machen und alfo ihre Unabhängigkeit von dem ſchon vorhandenen Capital thatſächlich 
sadzumweifen. 

Diefes Gefühl der Unabhängigkeit und der mehr oder minder deutlich gewordene Gedanke, 
22 für Die Umgeſtaltung der ſocialen Verhältniffe und Stellungen ein entfcheidender Wende— 
punkt eingetreten fei, hatte denn auch, auf die erfte Kunde von den neuen Entverfungen, in den 
Krifen ver arbeitenden Bevölferung weit und breit gezündet. Sogar folhe Verhältniffe zwi— 
ſsen Arbeitgebern und Arbeitern, die für diefe nach biöherigem Maßſtabe ald günftig betrachtet 
zerven fonnten, wurden vielfach aufgelöft. Im Vertrauen auf die Stärke ihrer Kauft, auf die 
beſchicklichkeit ihrer Hand, auf die ausreichende Tüchtigfeit ihres noch unverbilveten und unver: 
küppelten gefunden Menfchenverftandes ftrömten dieſe Arbeiter nach den Goldminen zum Bes 
tiebe eines ihnen bisher völlig fremden Erwerbszweigs, um fi mit Herz, Hirn und Hand ihre 
Honomifche Unabhängigkeit und damit zugleich eine beffere Stellung in der Geſellſchaft zu erobern. 
Vie goldenen Früchte ihrer Arbeit mußten aber fofort auch der Arbeit anderer Art zu gute kom— 
zen und den Lohn derfelben in die Höhe treiben. Nod aus dem Jahre 1856, alſo aus einer 
Jeit, da fich wieder Einfuhr und Ausfuhr mehr ind Gleichgewicht geſetzt hatten und die Preiſe 
te nothwendigſten Lebensbedürfniſſe nicht mehr auf ihrer frühern übermäßigen Höhe ftanden, 
Beam aus Auftralien und zumal aus Victoria fehr beachtenswerthe Notizen über den Stand 

ter Arbeitöpreije vor. In Melbourne haben es die Handwerker durchgeſetzt, daß fie nicht mehr 
ds at Stunden täglich arbeiten gegen den unverfürzten frühern Lohn, ver nicht weniger als 
5-20 Still. (zu 1 Fr. 26 Gent.) oder 19—25 Br. beträgt. Der Tagelohn für Handlan— 
ger Hebt zmifchen 10—12 Schill.; und ein Beleg dafür, daß in der Neuen Welt auch die weib- 
hide Arbeit bei weitem höher gewertbet ift, liegt ſchon darin, dag gute weibliche Dienftleute, 
user der hoch anzuſchlagenden Wohnung, Koft u. f. m., leicht 40 Pr. St. jährlid verbienen. 
keilih können ſich die Arbeitäpreife nicht dauernd auf fol übermägiger Höhe erhalten. Sie 
zäfien fi mit denen anderer Länder immer mehr ind Gleichgewicht ſetzen, und daß dies ge: 
ehe, vafür forgt die Concurrenz des Welthandeld und die Einwanderung fremder Arbeiter. 
Bir in Galifornien, fo bilden audy ſchon in Auftralien die Ehinefen, von denen ſich nach dem 
5 “ 
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Unterſuchungsbericht über die Unruhen in Balarat ſchon über 10,000 in den Goldfeldern nie⸗ 
dergelaſſen hatten, nicht den kleinſten Bruchtheil der Einwanderer, und gerade dieſe chinefi⸗ 
ſchen Arbeiter, die überall im Auslande das kümmerlichſte Leben führen, bis ſie ſich zur Rückkehr 
nach China einiges Vermögen geſammelt, kommen aus einem Lande, two die Arbeitölöhne 
vielleicht am allerniedrigften ftehen. 

Gleichwol läßt ſich nicht verfennen, daß die Goldentdeckung und die erft blos örtlich Hohe 
Steigerung der Arbeitöpreife in Californien und Auftralien ſchon bis in die Mitte Europas 
hinein gewirkt haben, da überall eine nicht blos nominelle und ſcheinbare Erhöhung der Arbeits: 
preife eingetreten ist und eintreten mußte, daß zwar nicht ausſchließlich, aber doch zum Theil von 
der Neuen Welt aus der heilfame Anftoß zur Erfhütterung des hiſtoriſchen Unrechts eines bis 
jegt herkömmlichen Miöverhältniffes zwifchen Arbeit und Capital gegeben wurde. Was man 
früher mehr blos theoretifch erftrebt hatte, eben dieſe Ausgleihung des Misverhältniffes, 
geht feit der Entdeckung der Golvfhäge auf dem praftifchen Wege ver Selbftemanripation der 
Arbeit von ftatten, und überall fieht man fi) genöthigt, die feither geltende Scala der Preiſe 
einer Revijion zu unterwerfen, um im Verhältniffe der Arbeitäleiftung zum Arbeitslohne we— 
nigftens jene grellen Ubelftände zu befeitigen, wodurch zahlreiche Claſſen der nüglichften und 
nur angeblich freien Arbeiter zu einer härtern und ſchmählichern Sklaverei, als jemals die der 
Meger war, verdammt blieben. Auch in Auftralien haben neuere Beobachter richtig bemerkt, 
daß die ganze Gefellfchaft fehr fhnell jenen amerikaniſchen und in Ealifornien befonders [darf 
ausgeprägten Typus annimmt, der fi in Rede und Handlung durch ein gefteigerted Selbftver- 
trauen und daß lebhaftefte Gefühl perfönlicher Unabhängigkeit offenbart, neben einer mitunter 
rohen Beratung aller conventionellen und nicht immer blos willfürlihen Unterſchiede, ſowie 
neben einem rüdjihtslos Haftigen Streben nad Erwerb und Relchthum. Aber jelbft in feinen 
Ausihreitungen und feiner Verzerrung ift diefes ftarfe Gefühl der individuellen Selbſtändig— 
feit, da3 jede Krüde und jedes Gängelband des immer mehr abfaulenden Polizei: und Soldaten= 
ſtaats beifeite wirft, das fein ganzes Schickſal nur fich felbft und einer frei gewählten Genoffen= 
Ihaft verdanfen will, die Wurzel jener Rührigkeit und jenes Selfgovernments, wodurch bie 
Dölfer des angelſächſiſchen Stammes, mit und neben ihnen alle germanifchen Völfer, zur Welt: 
herrihaft im Sinne der Neuzeit und vor allen andern Nationen dazu berufen find, der ganzen 
Zufunft des Völferlebend dad Gepräge ihres Geiftes und Willens zu verleihen. 

Diefer Independentengeift und diefer auf die Zukunft gerichtete Arbeitsfinn, der erwerben, 
aber von dem ſchon Erworbenen oder vom Capital unabhängig bleiben will, entfpringt dem 
großen und lange verfannten Gedanfen, daß ed nur die Arbeit, daß es die in fich felbft untrenn= 
bar verbundene geiftige und leibliche Arbeit ift, die geradezu Alles ohne Ausnahme fhafft und 
gefhaffen hat, was irgendwie von Werth ift für die Gefellfchaft.und für den Staat. Und der 
in der Neuen Welt ſchon mehr in anfhaulicher Tharfächlichkeit fi verförpernde Gedanke von 
dem unverjährbaren und allerhöchſten Urrechte ver Arbeit, von dem der gefunden Bernunft und 
der Ghriftuglehre gleich entiprechenden Princip, daß jeder Arbeiter jeines, d. h. dedjenigen 
Lohns werth ift, der dem Aufwande feiner Kräfte und der feinen Anftrengungen gemäß ift, 
diefer Gedanke fodert immer dringender aud in Europa die volle Anerkennung des Rechts der 
wahrhaft, der nicht blos Scheinbar freien Arbeit. Der oberflächlichen Betrachtung ſcheint die 
Volftrefung dieſes Rechts nur die privatrechtlidhen Verhältniffe des Erwerbs und des bürger: 
lihen Berufs zu berühren. Sie greift aber in Wahrheit auch tief in das politifche Leben hin— 
ein, jie hat namentlih jegt jhon allem Militärdespotidmus, der Feine andere Grund— 
lage mehr bat ald dad verderblihe Syſtem der Conſeription und des foldatifchen Frohn— 
diente, das unverneidliche Grab gegraben, Denn wie wäre ed auch nur denkbar, daß 
noch lange fo viele Hunderttaufente von Bauern und Bürgern, von Handwerfern und Arbei— 
ten dazu genöthigt werden fönnten, die beten und arbeitsfräftigiten Jahre ihres Lebens im 
militäriihen Zwangsdienſte zu vergeuden, während fie es wiffen und täglich von neuem erfah— 
ven, daß ſie in der Neuen Welt durch freie Arbeit das Funfzigfahe eines fümmerlichen euro: 
päifchen Mititärfolds zu erwerben, daß fie fih dort in denfelben Jahren fir die ganze Dauer 
ihres Lebens ein genügendes Ausfommen zu fhaffen und eine ehrenvolle Griftenz zu gründen 
vermögen? Wie aber die jüngften Vorgänge in der Neuen Welt zur Abſchaffung der weißen 
Sklaverei des militärischen Zwangsdienftes beitragen, fo auch zur Befeitigung der Sklaverei 
ber Neger. Es iſt nichts Zufälliges, fondern e8 beruht auf einem Far vor Augen liegenden 
Intereffe, daß in Galifornien die Sklaverei nicht eingeführt werden fonnte, daß diefer Staat am 
Grundſatze der freien Arbeit, wonach jeder Arbeiter für ſich felb erwirbt, fefthalten mußte. 
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Yet fonnte ja die große Mehrheit der freien und weißen Bevölkerung nidyt dulden, daß bie 
sgerhin ſchon vermögenden Sklavenbejiger die Arbeitöfräfte von Dugenden ihrer Sklaven bes 
zeten, um ſich ſelbſt ven mühelos erworbenen Löwenantheil an den Goldſchätzen anzueignen. 
In der großen, wunderbaren und lebendigen Verbindung aller Glieder der Völkerkette, die dad 
Erbentund umschließt, erfennen wir aljo bis in die Goldgruben von Galifornien und Neuholland 
binein, daß die ſelben Arbeiter, welche dort gierig nah Schägen graben, zugleid) doch die Stügen 
der Kechtſchaft untergraben Helfen und an ihrem Theile mitarbeiten für die Befreiung der Völ— 
fr. Und fo rufen wir mit dem Dichter: 


Drum, du närrifche Menfchheit, drum fcharre nur zu! 


Zwar bu wirfft dir die Zufunft nur halbbewußt, 
Du denkſt nur der augenblidlicyen Luft — 
Doc, du ſchaffſt eben doch, was du fchaffen mußt! ®) 

Bei ver Betrachtung der Zuftände Auftraliens nimmt noch ein befondered Moment, von fo 
großem ethnographlſchen Belange ald von Wichtigkeit für die Staatenfunde, die Aufmerkfams 
feit in Anfprud. Überall ift auch dort, und wol noch in höherm Grade wie bei den Indianern 
Rordamerifas, eine fortichreitende Verminderung der einheimischen Bevölkerung zu gewahren, 
wo diefe mit den eingewanderten Weipen in nähere Berührung gekommen if. Auf den Sanp- 
wichinſeln, wo vor 70 Jahren bie eingeborene kanakiſche Bevölkerung auf 400,000 geſchätzt 
wurde, war fie 1825 nur nod 125,000 und nad den fpätern Bolkszählungen von 1852 — 36 
md 1850 nur je 150,513, 108,579 und 84,165. In den Jahren 1848 und 1849 war zwar 
die Zahl der Geburten von je 1422 auf 1478 geftiegen, aber gleichzeitig war die Überzahl der 
ie 4320 und 7945 betragenven Todesfälle fo groß, daß eine Verminderung der Population 
son je 2898 und 6456 ftatthatte. Ähnlich ift e8 auf den Gefellihaftsinfeln, wo von 1797— 
1850 die Zahl der Eingeborenen von 16,000 auf 10,000 herabgejunfen ift. Nur bei den 
Neufeeländern läßt ſich ein ſolches Hinſchwinden bis jegt nicht gewahren. Sie gehören über: 
haupt zu den Eörperlic Eräftigften und am meiften entwidelten Stämmen, obgleich jie im Ber: 
leid mit den dort flationirten englifhen Soldaten durchſchnittlich um Zoll Fleiner und, 
na& den Ausgängen der Ringfämpfe zu fließen, nicht ebenfo muskelſtark find. Dod bilden 
rielleicht auch Die Neufeeländer nur eine fheinbare und vorübergehende Ausnahme. Nächſt 
dem auf den Infeln der Südfee wol ſchon lange vor der Entdeckung einheimifhen Kindermorde 
ind beſonders Blattern, Syphilid und der übermäßige Genuß des Branntweind die zunächſt 
ja Tage liegenden Urſachen ver auffallenden Sterblichkeit, wie e8 denn überhaupt bei dem Zus 
lammentreffen mit den @ulturvölfern das ziemlih allgemeine tragifhe Schidjal der rohen 
Stämme zu fein jcheint, daß fie, plöglich und in völlig unvermittelter Weife aus ihrer gewohnten 
kebensweiſe herausgeriffen, zwar bald die Lafter und bel der Givilifation in fi aufnehmen, 
ehne aber gleichzeitig auch die Schugmittel gegen dieje Übel in ſich felbft ausgebildet zu haben. 
Übrigens wird dieſe einheimifche Bevölkerung nicht fo vollftändig audfterben, ohne wenigftens 
in zahlreichen Miſchlingen auch dauernde Spuren ihred Dafeins zu hinterlaffen. Sie tragen 
ılfo an ihrem Theile mit dazu bei, um jene merfiwürbige bunte Völfermifhung zu vergrößern, 
wie fie bereitö in Südajien, in Amerika und auf den Inſeln der Südfee in einem früher noch nie 
ꝛgeweſenen Maße beiteht. 

Unter der den ganzen Welttheil ſchon unbeftrittenbeherrfhenden weißen Bevölferung und 
ziöft den englifhen Sprachgenoſſen aus Europa und Norvamerifa bilden bereits Deutiche und 
Esmweizer, wie früher fon in Amerifa, fo jegt auch in Auftralien, einen verhältnigmäßig be: 
tihtlihen Theil der Eingewanderten. Diefe Einwanderungen, die jih während einer gerau— 
zen Zeit wol noch beträchtlich fteigern werben, gehören hauptſächlich dem legten Jahrzehnd an. 
ko tritt und denn jelbft in den fernften Küftenlänvern der ſüdlichen Halbfugel jener tiefinnerfte 
Sſenmenhang allerNationen dedgroßen germanischen Stamms vor Augen, diefer fo natürliche, 
esernünftige und vom Geifte der Weltgefhichte ſchon jo reich gefegnete VBölferbund, den kaum 
ed — in der fogenannten Neuenburger Frage — das leichtfertige und frevelhafte Beginnen 
iger ſchwächlichen Eoterie weniger Junfer um der armfeligften und Fleinlidhften Gelüfte willen 
Rfören, den fie mit dem Schwerte blutig zu trennen verſucht, aber vergeblich verſucht hatte, 
End es doch in der Hauptſache die gleichen Anfichten, Zwecke und Bebürfniffe, die in den von 





5) Califoruien“ in Zreiligrath’s ‚‚Remern politifchen und forinlen Gedichten‘ (Heft 2, Duſſel⸗ 
851). . 
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nahe verwandten Sprachen und von verwandtichaftlicher Cultur fo eng umfchlungenen germas 
nifhen und weſentlich proteftantifhen Völkerſchaften fhon fo viele Taujende und Hunderttau— 
fende beftinnmt haben, den dürren Wanderfiab in die Hand zu nehmen, um ihn in die fremde 
Erde zu pflanzen und unter andern Himmelsftrihen wurzeln und grünen zu laſſen! Sind es 
doch die gleichen und großen Inftitutionen ver Freiheit, denen die Eleine Schweiz ihr Gedeihen 
und ihren Wohlftand, denen Großbritannien und Nordamerika ihren Neihthum, ihre Macht 
und Größe verdanken, die ſich in zahlreichen und noch lebensfräftig quellenden Keimen aud auf 
dem Boden des deutfchen Mutterlandes erkennen laffen, wie ſehr jie auch überwuchert feien von 
der frembdartigen Schmarogerpflanze des Bureaukratenthums, des polizeilichen und ſoldatiſchen 
Zwangsitaats! Zwiſchen den in ftarren politiihen Formen ſchon folange befangenen ſlawi— 
fhen und romanifhen Völkern, die wol dann und wann überfhäumten, aber nur um fi von 
neuem gefangen zu geben, drängt fi von den Alpen herab der reihe Strom des germanifchen 
Volkslebens, um ſich erfriſchend, belebend und befruchtend über alle Theile der Welt zu ergießen. 
Und wo wir au unfer Auge binwenden, überall erbliden wir die germanischen Stammge— 
noſſen als die rüftigften Arbeiter, um dad Tagewerk der Neuzeit zu fürdern, um ver Freiheit 
neue Bahnen zu brechen, nicht blos mit der fieghaft geführten Eriegeriichen Waffe, ſondern noch 
weit mehr mit der frievlihen Waffe des Wort und der Lehre, oder mit dem ländlichen Pfluge, 
mit den Werkzeugen des ftäptifchen Gewerbfleifed und mit dem Hammer ded Bergmannd. 
W. Schulz-Bodmer. 

Auswanderung, ſ. Einwanderung und Auswanderung. 

Ausweiſung, j. Aufentbaltsreht und Gaſtrecht. 

Auto de Fe ) oder Unduldſamkeit und Glaubenszwang infolgeridtiger 
Durhführung. Die Inquijition und ihre Krone, das Auto de Fe, find endlich der höhern 
Humanität und Bildung, vor allem der größern Verbreitung und der unwiderſtehlichen Macht 
der echten hriftlichen Orundfüge gewichen. Die ebenjo undriftliben Duellen jener größten 
Schandflecke ver Menſchheit, Unduldſamkeit, Glaubendzwang und Ketzerverfolgung, dieſe 
werden leider noch immer, wenn auch mit feigem Verzicht auf ihre folgerichtige Durchführung 
alſo ſtümperhaft, aber dennoch zum Unglück vieler Tauſende unſerer Mitmenſchen, zur Be— 
fleckung der Ehre vieler kirchlichen und weltlichen hohen Behörden und zur Untergrabung der 
ebenſo verdienten als ſegenbringenden Achtung der Religion, ver Kirche und des Staats öffent: 
lich und heimlich ausgeübt. Deshalb fhien uns die furze und vortrefflihe Darftellung jener 
fheußlichiten Kegergerichte aus der Feder des gelehrten und hochachtungswürdigen Profeflors 
Heinrih Amann, welder leider in feinen beften Jahren ebenfalld das Opfer intoleranter 
Berfolgung wurde, vollfommen den Wiederabdrud zu verdienen. Vorwort der Redactien. 

Im Jahr 1559, am 21. Mai, vem Dreieinigfeitsfefte , ſah man zu Valladolid in Spanien 
auf dem großen Marktplage Emporbühnen im Halbfreife aufgerichtet; auf einer verfelben den 
Erzbiſchof von Sevilla, Generalinquifitor, mit dem ganzen Collegium der Inquifition, aud 
vier andere Bifchöfe und die Gollegien der Staatöbeamten. Auf den Blage, ven Straßen, an 
allen Fenſtern, jelbft auf ven Dächern Gedränge von Zufchauern. Früh vor fehs Ubr in 
feierlibem Zuge trat in die Eönigliche Loge auf einer bejondern Bühne vor dem Palafte die Ne- 
gentin Johanna, Schweiter des Königs Philipp II., und der damals 14 Jahre alte Kronprinz 
Don Carlos, mit dem Erzbifhof von San-Jago de Gompoftella, dem ganzen Hofftaate und 
vielem andern Adel. Hierauf bewegte ſich in einer von Bewaffneten durch die Menge gezogenen 
Gaſſe ein Zug von Gefangenen, vom Inquifitionsgebäude aus, zwiſchen Bütteln der Inquiſi— 
tion , voran ein Kreuz, in Schwarzes Tuch gehüllt, und die rothe Fahne der Inquifition, mit den 


I) Morente, „Kritifche Gefcyichte der fpanifchen Inquifition” (aus Driginalacten der Archive der 
Inquiſition überfegt und mit Anmerfungen von Höck, 4 Bde, Gmünd 1819 — 22), Hauptfl. XX, 
Abſchn. I. Beringer, „Der hispanifchen Inquiſition ——* (Amberg 1612), Cap. 16. (ine 
Überfegung des höchit feltenen Werfs: „‚Reginaldi Gonzalvii Montanis $. inquisitionis Hispanıcae 
artes aliquot detectae‘‘ [‚Hcivdelbera 1567]. Bon dem Berfaffer Reynald Gonzalez de Montes, einem 
Dominicaner, der das Glück hatte, 1558 aus dem Gefängniffe der Inquifition zu entfommen, und dann ale 
Eutheraner im Bilde verbrannt wurde fagt &lorente la. a. O., XXI, 1, 8.4]: „Ich glaube, daß man ihn 
als zuverläfftgen und die Wahrheit Ichreibenden Hiftorifer bei den Thatfachen, Die ich nicht im Archive bes 
Naths der Oberinquifition gefunden habe, benugen darf.) Bafer, „Vollſt. Hiftorie der Inquifition“ 
(aus dem Engliſchen von Tieffenfee, Kopenhagen 1741), Gap. 28. „Relatione dell’ Atto della Fede, 
che si @ celebrato dall’ offieio della Inquisitione di Valladolid nel giorno della SS. Trinitä 
1559. In Bologna, con licentia dei superiori‘, in Mendham's „Memoirs of the council of Treat; 
principally derived from MS. and unpublisbed records‘ — 1834), ©. 334 fy. 
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Koern von Papft und König, und wurbe auf einem andern Gerüfte aufgeftellt. Die Gefan— 

ger trugen das Armefünderfleid, San Benito genannt (verberbt aus saco bendito, wie 
fäber das geweihte Bußkleid hieß), ein langes Stüd gelben wollenen Zeugs, ohne Ärmel, mit 
car Ofnung für den Kopf, das vorn und hinten bis auf das Knie frei herabhängt, nach Art 
aned Scapulierd; auf dem Kopf eine Tinre (hohe fpigige Müge). Die Hände der Unglück— 
lichen waren vorn mit Striden gebunden, in den Händen brennende Fackeln von grünem Wachſe. 
Bei ven zum Lebendigverbrennen Beftimmten war auf Kleid und Müge ein Menſch, umgeben 
von Flammen und fogenannten Teufelögeftalten, gemalt; bei den zu milderer Todesſtrafe 
Verartheilten die Spiße der Flammen umgefehrt; bei den mit dem Leben Begnadigten nur 
athlice Andreaskreuze zu fehen; die Fackeln dieſer legtern nicht angezimdet. An beinahe 
Allen erblidte man die Spuren graufamer Folter. An der Spige der Gefangenen ftanden fünf 
Seſchwiſter, darunter zwei Geiftliche und eine Nonne, neben dem gleich ihnen befleideten Stand: 
bild einer Frau , das man aufeine hölzerne Kifte geftellt Hatte. E8 war das Bild ihrer vor der 
Unterfubung verftorbenen Mutter Gleonore de Vibero, deren Leichnam im jener Kifte lag, um 
mit den Kindern von denfelben Flammen verzehrt zu werben. 

Die Inquifitoren faßen unter einem Ihronhimmel, gegenüber einem Altare, auf welchem 
ein Erucifir nebft den Leuchtern und dem Übrigen, was zum Meßopfer gebraucht wird. Neben 
dem Altar eine Kanzel, von welder nun Melchior Cano, der durch ultramontane Gelehrſamkeit 
fefannte Dominicaner, zum Bifhof der Ganarifhen Infeln ernannt, eine Predigt bielt. 
Rad deren Beendigung begab ſich der Erzbifchof von Sevilla zu den königlichen Hoheiten und 
ef fie auf das im Meßbuche befindliche Kreuzbild folgenden Eid ablegen: „Da durch päpftliche 
Derrete und die heiligen Kirchengeiege verorbnet ift, daß die Könige eivlich verfprechen follen, 
ven heiligen Fatholiihen Olauben und die hriftliche Religion zu fördern, fo ſchwören demgemäß 
Ge. königlichen Hobeiten bei ®ott, der heiligen Maria, den heiligen Evangelien und dem Zeichen 
ni Kreuzes, auf welchem Ihre Föniglihen Hände liegen, daß Sie allen nöthigen Vorſchuh 
kiften wollen der heiligen Inquifitionsbebörve und ihren Dienern gegen die Keger und Abtrün— 
zig, gegen Alle, von welden diefe begünftigt und vertheidigt werden, und gegen Alle, wer 
ieimmer feien , die mittelbar oder unmittelbar diefer Heiligen Behörde entgegenwirken; auch 
a Sie alle Ihre Unterthanen zur Befolgung der äpftlihen Neferipte anhalten wollen, welche 
rlaffen find zur Vertheidigung unfers heiligen Fatholifhen Glaubens gegen die Keger und 
xzen Jene, die ihrer Lehre beiftimmen, fie aufnehmen, begünftigen und befhügen.” Die 
Enigliden Hoheiten antworteten: „Wir fhmören ed.” Darauf der Erzbifchof fegnend: 
„Dafür erhalte Gott der Herr viele Jahre Em. Hoheiten Fönigliche Berfonen und Staaten. ” 
And die Umftehenden mußten Daffelbe ſchwören, foweit an ihnen fei. 

Na ven Erkenntniſſen der Inquifition und des weltlihen Gerichts, melde man jetzt den 
sorgerufenen Gefangenen vorzulefen begann, waren, nebft der gegen Alle erkannten Ebrlofig: 
Int und Gonfiscation ded ganzen Vermögens, verurtheilt: 1) ald Intherifcher Lehrer und 
Brediger zur Degradation und zum Feuer Dr. Auguftin Gazalla, Hofprediger Kaifer Karl's V. 
Die Furcht vor Folter und Tod hatte ihn zum Widerrufe bemogen. Auch murde er bis zum 
Berabend ver Hinrichtung mit der Hoffnung auf Gnade getäufht. Der Unglückliche beharrte 
n feiner Reue. 2) Ebenfo verurtheilt als lutherifcher Lehrer fein Bruder, ver Pfarrer Franz 
x Vibero Gazalla. Diefer, ein mal durch die Folter wanfend gemacht, da er fa, daß er ſter— 
en müfle, faßte Muth, und als fein Bruder Auguftin in kurzer Anrede an die Unglücksgenoſſen 
mumürbig für den Fatbolifchen Glauben eiferte, drückte jener, ſchon auf dem Sceiterhaufen 
febeno, durch Geberven herben Tadel aus und ftark ohne Zeichen von Schmerz und Reue. 5) 

BE Iutheriiche Lehrerin zum Feuer ihre Schwerter Beatrir, eine Nonne. 4) Als Lutheranerin 
em Berbrennen im Bilde die erwähnte, früher verftorbene Mutter der drei Vorigen, Gattin 
» Bräfidenten der Rechnungskammer, Peter Cazalla. Ihr Haus follte nievergeriffen werden, 
zeile# der peftbringenden „Sekte Luther's“ ftatt Kirche gedient hatte. Auf dem Plage, mo es 
fanden, follte eine fteinerne Säule durch Infchrift zum ewigen Gedächtniß den Grund der 
Edteifung anzeigen. Noch Llorente ſah den Plaß, die Säule und die Infhrift. Erſt 1809 
dies Denkmal der Barbarei niedergeriffen worden fein. 5) Der Priefter Dr. Alfons Perez 
& Zutheraner zur Degradation und zum Feuer. Sobald den drei Prieftern ihr Urtheil vor: 
ſen war, wurden mit ihnen dur den damaligen Ordinarius der Stadt, den Biſchof zu 
+ Sueneia, Die fhauerlihen Geremonien der Degradation mit Anwendung der Meßgeräthe vor: 
ersmmen. 6) Der Advocat Licentiat Anton Herrezuelo ald hartnädiger Lutheraner zum 
bruer. 7—415) Noch neun andere Berurtheilungen zum Feuertode folgten, gegen vier Frauen 


72 Auto de Fe - 


und fünf Männer; gegen einen ald Juden, alle andern als Lutheraner; barunter zwei Mitte 
ein Richter und die Winve eined Commandeurs. 

Den Übrigen , deren Urtheile vorgelefen wurden, war als in ven Schoos der Kirche miedı 
aufgenommenen Lutheranern das Leben gejhenft; doch lebenslängliches Gefängniß und Tro 
gen des San Benito erfannt gegen Folgende: 16) Commandeur Peter Sarmiento de Rorai 
Sohn des erften Marquis von Poza (Poſa), und 17) deflen Gattin, Hofdame der Königiı 
18) Johann de Vibero Eazalla, einen andern Sohn der Präiidentin (Nr. 4), und 19) deſſe 
Gattin. 20) Deſſen Schweiter Conſtanzie, Witwe eines Notars. Ald Dr. Auguftin die 
Schweſter wegführen fah, denn er kam zulegt, kehrte er ji) gegen die Brinzefiin-Regentin m 
den Worten: „Prinzeſſin, ich bitte, haben Ste Mitleid mit diefer Inglüdlichen, melde 1 
Kinder ald Waifen zurüdläßt!” Der Spanier Blanco 2) bemerkt: „Die Bitte muß fruchtlo 
gewefen fein, denn was ließ ji von Herzen erwarten, die ſolche Dinge jehen und hören konn 
ten, ohne zu bredyen ? Aber der Infant Don Garlos ſchwur an diefem Tage der Inquifitio 
unverföhnlihen Haß. ?) 21) Johann de Ulloa Pereira, Commandeur des Johanniterorden 
und Obergeneral in Deutſchland unter Karl V. Doch follte diefer nur bis zur Rückkehr in 
Gefängniß den San Benito tragen. 22—26) Die Gattin des Advocaten Herrezuelo und no 
drei andere Frauen und ein Mann. 

Die andern Verurtheilungen waren milder. 27) Ludivig de Roxas, Enkel und Majoratd 
erbe ded Marquis von Poza, wurde für unfähig erklärt, im Marquifate zu fucceviren, melde 
auf feinen jüngern Bruder überging; man verbot ihm, Spanien zu verlaffen, verbannte ih 
aber aus Madrid, Valladolid und Balencia. 28) Anna, Gattin eines Barons won St.-Eupbe 
nie, Enkelin des Marquis von Poza, 24 Jahr alt, wurbe zur Einfperrung in ein Klofter ver 
urtheilt. 29) Anton Wafor, ein Engländer, Bedienter eines der Verurtheilten, zur einjährige 
Einfperrung in ein Klofter, um dort Unterricht im katholifchen Glauben zu erhalten; diefe Dre 
follten ven San Benito nur bis zur Rüdfehr ind Gefängniß tragen. 50) Anton Mingue; 
Bruder einer zu lebendlänglihem Gefängniß verurtheilten Dienftfrau der Donna Bentrir, z 
dreijährigen Gefängniß mit San Benito. 31) Maria de Rorad, Tochter ded Marquis vo: 
Poza , eine Nonne, den San Benito bis auf die Schandbühne zu tragen, dann zur Einfperrun 
auf Lebenszeit in ihr eigenes Klofter, wo fie im Chor und Speifefaal als die Letzte behandel 
aud im Gapitel des Klofterd nicht mehr ſtimmberechtigt fein follte. 

Nachdem die Vorlefung der Urtheile beendigt war, wurden die Wiederaufgenommenen i 
die Haft zurückgebracht, die zum Tode Verurtheilten dem weltlichen Arm übergeben und, Jede 
rückwärts auf einem Gel figend, unter Begleitung vieler Bewaffneten vor das Thor geführt 
mo auf dem Richtplatz in gleicher Entfernung voneinander 14 Scheiterhaufen errichtet waren 
in der Mitte eines jeden ein Pfahl. An viefen wurde das Schlahtopfer gebunden. Aus Gnad 
wurden fie zuerft erbroffelt; nur Herrezuelo, der allein nicht widerrufen hatte, warb lebendi 
verbrannt und ftarb mit Zeichen der entſchiedenſten Verachtung gegen feine Mörber. Ihm war 
wie gewöhnlich, bis zum Anbinden an den Pfahl ein ftachliges eiferned Gebiß in den Mun 
gelegt, damit er nicht feinen Glauben predigte. 

Dies war ein Auto de Be, wie es die Spanier nennen, d. i. Glaubensgericht (Blaubensact) 
eine Frucht menfhliher Beſchränktheit und Leidenſchaft, welche die Religion der ewigen Wahr 
heit und Liebe zum Gefege folder Gräuel verkehren. Denn für Ehriften hielten ſich Die, dere 
Befehle fo vollzogen wurden, fogar für die von Gott felbft eingefepten einzigen würbigen Rad 
folger der Apoftel de8 Herrn und Meifterd. So verftehen ihresgleihen fein Wort auf di 
Frage: „Willſt du, fo wollen wir fagen, daß Feuer vom Himmel falle und fie verzehre‘ 
(die ketzeriſchen Samariter): „Wißt ihr nicht, welches Geiftes Kinder ihr ſeid? Des Menfceı 
Sohn ijt nicht gekommen zu verderben, fondern zu erretten.” (Luc. 9,54; vergl. Luc. 10,25 fo. 
In dem unglüdligen Spanien allein find während der Jahre 1481— 1808 auf ſolche Weif 
bingerichtet worden 54,658 Menfhen, zu lebenslänglihem Gefängniß oder ven Galeeren 
verurtheilt 288,214, Bilder verbrannt 18,049 und, wenn man die frühern Jahrhundert 
berüdjichtigt, im Ganzen ungefähr 500,000 Familien durch Hinrihtungen ganz ausgerottet 
alle Juden und Mauren, getaufte (Morisfos) wie mohammedaniſche, vertrieben und dadurd 
nad) der Berechnung von Llorente die Bevölkerung auf die Hälfte Deffen gebracht, was fie feis 
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3) Zlorente, a. a. O. XX, 10. 
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Bunte. Run denfe man an die übrigen Fatholiichen Länder, beſonders an Vortugal, Italien, 
iin, Sardinien, Malta, Frankreich, die Niederlande, Merico und Südamerika!“) Die 
Seiten litten für ihren Glauben, unter ihnen viele der Edelſten ihres Volkes. Doch hatte bie 
beilige Inquifition die Marime angenommen, e8 gebe Verbrechen, welche, ohne Ketzerei zu fein, 
derielben verdächtig machen, und gegen jene müſſe wie gegen dieje verfahren werden, um den 
Bervadt zur Gewißheit zu erheben oder zu vernichten. In einer tückiſchen Procedur und ſchau— 
derhaften Folter beſaß nıan freilich das in der Negel unfehlbare Mittel, jedes beliebige Erkennt: 
nij zu erpreflen. Dieje Verbrechen waren jene, die eigentlih gar Niemand begehen kann, ob⸗ 
gleig Iaufende dafür von Henfershand gemartert und hingerichtet find: Hexerei, Zauberei, 
Sündniß mit dem Teufel; ferner eine Art von Gottesläfterung ; Unterlaffung der Unterwer— 
fang von Seiten eines jeit einem Jahre oder länger Ercommunicirten, auch, was man Schisma 
nannte, nämlich die Beitreitung der vom Papſt angeiprodenen Gewalt; Verhinderung ber 
Umtöverrihtungen der Inquifition, ja ſchon Verweigerung des Eides, die Ketzer zu vertreiben, 
von Seiten der Grafen, Barone und anderer Herren, auch ihrer Geihäftöleute; unterlaffene 
Bertbeivigung der Kirche gegen Keger von Seiten der Statthalter von Königreichen, Provin- 
jen, Städten; Weigerung, die in den Städten geltenden Statuten zu widerrufen, wenn biefe 
den Mafregeln der Inquifition widerftritten; Unterftügung der Keger von Seiten der Juriften 
durch Angabe von Mitteln, der Inquifition zu entkommen, oder Berheimlihung von Papieren, 
und noch einige andere.?) So höhlte fi zugleich unvermerft ein Abgrund unter den Füßen 
aller Gegner des Aberglaubend und herrſchſüchtiger Hoherpriefter, vem Keiner entgehen konnte. 
Aud in Deutſchland loderten ſolche Flammen, obgleich es Hier nicht zur Erridtung eines 
bleibenden oberften Inquifitiondtribunald mit untergeoroneten eigenen Provinzgerichten, wie 
in Spanien, fam, jondern gewöhnliche biſchöfliche oder außerordentliche päpftlihe Com— 
miffare richteten. So ſehr müthete ja einer diefer Gommiflare im 15. Jahrhundert, jener ver: 
rufene Beichtvater der von ihm mishandelten heiligen Yandgräfin Elifabeth, Konrad aus 
Rarburg , dag die Erzbijcöfe von Mainz, Köln und Trier ihn zur Mäßigung mahnten, wie: 
wol vergeblih. Nachdem er von entrüfteten Deutfchen (Evelleuten) erſchlagen war, ſchrieb jener 
son Mainz an ven Papft: viele Unſchuldige Habe Konrad verbrennen laffen. Aufder Folter um die 
Nitiäulvigen befragt, hätten Schwächere gerufen: „Ich weiß feine anzuzeigen, nennt mir bie 
Ramen der Verdächtigen“; und ald nun zwei Grafen und eine Gräfin genannt worden: „Diefe 
ind fo ſchuldig als ih.‘ Den noch lebenden Unfhuldigen habe ver Erzbifhof Ehre und Güter 
wiedergegeben, aber darüber werde der Rath des Papſtes erbeten, was wegen der unfchuldig 
Hingerichteten zu thun ſei.) Nach dem Abt Tritheim („Chron. Hirsaug. ) hätte Konrad 
in Strasburg allein 80 Menſchen im Jahre 1215 verbrennen laffen. Auch gegen die freiheit: 
ließenden Einwohner eined ganzen Gaus, die Stedinger (im heutigen Oldenburg) , hatte er die 
Beihuldigung der Ketzerei erhoben. Kreuzzug und Ablaß wurden gegen fie geprebigt, die Ge— 
fangenen verbrannt, der Volksſtamm bis auf Wenige audgerottet.) Im 14. Jahrhundert 
ufte ebenfalls päpftlihe Inquijition in Deutſchland, wie denn namentlih 1512 Mehre in 
Dei als Ketzer verbrannt wurden. 9) Habt ihr aus dem 15. Jahrhundert ven Rector der 
Univerfität Prag, Johann Huf, und feinen gelehrten und beredten Freund Hieronymus ver: 
geffen , die edeln Märtyrer zu Konftanz? Bald nachher erhielt die Inquifition auch in Deutſch— 
land Dadurch neuen Schwung , daß man die heimlichen Keger ald Zauberer verbrannte. ) Und 
im 46. Jahrhundert wurden Proteftanten als Ketzer verbrannt, namentlih 1524 zu Wien, zu 
Reivorf im Holfteinifhen, 1527 zu Münden, Köln, Paſſau, zu Mörsburg am Bodenſee. 19) 
Ian Spanien, wo noch in den Jahren 1700 — 46 den gleichen Tod 1600 Menſchen als Ketzer 
rütten, ſchien die Hinrichtung vom Jahre 1781 die legte diefer Art gewefen zu fein. 1!) Na— 
poleon hatte im Jahre 1808 die Inquifition aufgehoben, Ferdinand VII. 4814 fie wiederher⸗ 


4) Zlorente, a.a.D., XLVI. 
5) £lerente, a.a. D., IV. 

6) Giefeler, „Kirchengeſchichte“, II, $. 87, not. dd. 

7) Schrödh, —— XXIX, 612,637 fg. Giefeler, a. a. D., not, ee. 

8) Gieſeler, a. a. D., 

9) @benv., $. 148. 

iv) Schrödh; a Rirchengefdichte feit ver Reformation“, I, 336, 339, 404; TI, 141. Waldner, , 
„Ich. Hreuglin’s Lehre und Tod“, in den „Echriften der Sefeltfchaft für Gefcyichtefnnde ja Breiburg * 
Feiburg 1828), 1, 67 fo. 

li) £lorente, a. a. D., XLVI, 383. 
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geftellt, aber 1820 war fie zum zweiten mal aufgehoben worden. Da las man plöglich mit Ent ſetzen 
und Abfcheu in den Öffentlichen Blättern 1%), wie am 51. Juli 1826 zu Balencia, nad) der unter 
bem Schuge ber Armee Karl's X. von Frankreich bewirkten Reftauration, ein liberaler Schul- 
lehrer, Namens Ripoll, ald Keger (wegen Deismus) mit den weſentlichen Formen eined Auto 
de Fe hingerichtet wurde. 

Es liegt wenig daran, daß dieſer fpanifche Ausdruck im engern und eigentlihen Sinne nur 
die Öffentliche feierliche Vorlefung des Urtheils beveutet, ſowol des Firhlihen, der Kegerei 
ſchuldig erflärenden und die kirchlichen Strafen, auch zur Todesitrafe die Übergabe and Gericht 
des Stantd erkennenden, als ded weltlichen, zum euer und, wenn Neue gezeigt wird, vorher 
zur Erbroffelung verurtheilenden. Die Vollſtreckung ift immer unmittelbare Folge. Natürlich 
reicht ſchon ein Angeflagter hin, den Act vorzunehmen. Doch wurve oft nad beendigter Un— 
terfuchung jene feierliche Urtheilsverfündigung und Hinrichtung verfhoben, um an einem Hohen 
Fefttage den Triumph der Kirche durch gleichzeitige Abſchlachtung einer größern Zahl ver Opfer 
zu feiern. 13) Zu Valladolid, an jenem 21. Mai 1559 — welden Tag wir wegen der mehrfachen 
Zeugniffe wählten, die verglichen werden konnten — wurden, weil die Verlefung der 51 Senten= 
zen mit Entſcheidungsgründen für diefen Tag feine Zeit übrig ließ, noch 37 Berfonen ind Ge— 
fängniß zurücgeführt für ein fpätered Auto. Gin gleih darauf erſchienener amtlider oder 
balbamtlicher Bericht über ven 21. Mai jchließt mit der Bemerkung: „Das Auto der Inquifltion 
zu Sevilla wird num ebeftend vorgenommen werben, da man damit nur bis nad diefem in 
Valladolid gehaltenen zumarten wollte.” Wirklich wurden zu Sevilla am 24. September 21 
Menfchen verbrannt, 80 zu andern Strafen verurtbeilt, die meiften ald Lutheraner, und ein 
Haus niedergeriſſen, weldyes ihnen ald Kirche gedient hatte. 1%) Am 8. October folgte dann 
jenes verfhobene Auto zu Ballavolid in Gegenwart Philipp's II., deffen Rückkehr aus ven Nie— 
derlanden man damit abgemwartet hatte, und 15 Menfchen wurden dabei verbrannt. 29) 

Hier mögen die [hönen Worte jteben, mit welchen Profeſſor Zell, ein Katholik, feinen 
Vortrag über Leben und Schriften eined der edelſten Opfer dieſer Barbarei beſchließt 16): 
„Palearius, der redliche, geift= und muthvolle Mann, durch ernfte und unbefangene Studien 
erhellt, von innigem und Tauterm Eifer für Sittlichkeit und Religion durchglüht, wurde im 
Jahre 1566 nad dem Urtheil der Inquifition (zu Rom) verbrannt. Das Erfte, was unfere 
Seelen nah Anhörung einer ſolchen Begebenheit erfüllt und erfüllen muß, ift dag durch foldye 
Grauſamkeit empörte, alle andern Gedanken überwältigende Gefühl und ver aufwallende leben 
dige Haß gegen joldye Gräuel. Und weder die Erinnerung an das hochgepriefene Athen, das ja 
aud feinen Sofrated mordete, noch die Erinnerung an den Geiſt jener frühern Jahr: 
hunderte, von dem aub Männer wie Calvin und Melanchthon fich nicht frei machen fonn= 
ten, fann und darf diefen gerechten Zorn befhwichtigen. Wenn ſich aber dieſe Empfindun= 
gen legen und rubhigern Gedanken Bla laffen, welde Anfihten und Entſchließungen jollen 


12) „Allgemeine Zeitung‘‘, 1826, S. 953, 990. „Allgemeine Kirchenzeitung ‘‘, herausgegeben 
von Zimmermann, 1826, Sp. 1216, 1327, 1415. 

13) Llorente, a. a. O., Bd. I. „Erflärung der Ausdrücke“, ©. Li fg. 

14) Die in der erften Note citirte „Relatione“ fagt a. @.: „Et perche in un giorno non si po- 
tera far l’atto con tutti li prigioni, che uscirono, restarono nella prigione dello S. Officio, per 
esser molte et longhe le sententie, per li molti errori, di che stavano convinti, per un altro 
atto le persone soltoscritte.‘ (Kolgen die 37 Namen). Und dann: „L’atto dell’ Inquisitione di 
Sevigilia si celebrefä presto, che non aspettavano se non che si celebrasse prima questo atto 
di Valladolid.‘ 

15) Zivrente, a. a. D., XXI, 1; XX, 2. 

16) „Aonius Palearius. Borgetragen in einer Öffentlichen Sigung der Hiftorifchen Gefellfchaft zu 
Freiburg‘, 1827, in Münch's „Aletheia“, Jahrg. 1830, IT, 176 fg. Es ift diefes befanntlich ders 
felbe vortreffliche Palearius, deffen Berbrechen vorzüglich in feinem fleinen Büchlein „Die Wohlthat 
Chriſti“ beſtand. Daffelbe ift eine unmittelbar aus dem Evangelium und ben Schriften der Apoftel ges 
fhöpfte, in der ganzen weirntlichen Darftellung buchftäblich nur mit ihren eigenen Worten gegebene 
Lehre von der Rechtfertigung nur durch den Glauben, völlig ruhig, ohne irgend eine Erwähnung der fathos 
lifchen Kirche, ohne directe, wielmeniger unziemliche Volemik gezen deren Satzungen. ber die flare, 
ruhige, unmittelbar guellenmäßige Darftellung der fegensreichen Wahrheit hatte dem Büchlein in vielfachen 
Überfegungen bald Millionen von Kefern unter allen europäifchen Völfern verfchafftt. Dennoch gelang 
es ber teufliichen Bosheit der jefuitifchen Kegerverfolger, die Hunderttaufende von Gremplaren des köſt— 
Achen Büchleins fo vollftändig zu vernichten, daf es drei Jahrhunderte für völlig verfchwunden galt, bis 
e6 exit in unfern Tagen wieder entdeckt und dann abermals auf das vielfältigfte verbreitet wurde. 

Anm. d. Red. 
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wir bei Betrachtung ſolcher Ereigniffe gewinnen®.... Es gibt einen Weg, der nicht etwa 
in der weltklugen, aber niederträdhtigen Vereinigung der unvereinbarften Dinge befteht, um 
dadurch unjerer Bequemlichkeit und unferm Vortheile zu bienen; es ift der Weg der Mäßi— 
gung, der Gerechtigkeit, der ruhigen, felbitbewußten Kraft. Auf diefem wandelnd, laßt 
und duch ernſtes und unbefangenes Studium der Geſchichte einjehen lernen, wie die Gegenwart 
durch die Vergangenheit geftaltet worden ift, damit wir die Wahrheit von der Lüge unterſchei— 
den , nit geblendet weder durch die Sophismen der Betrüger noch der Betrogenen,, nicht ge= 
feffelt durch das findifche Gängelband der Gewohnheit. Dann laßt und der einmal erfannten 
Wahrheit Zeugniß geben, offen, ehrlich, nachdrücklich, nicht durch Menſcheneitelkeit getrieben. 
Laßt und, fo oft wir unfere ald beſſer erkannten Liberzeugungen vertheidigen oder verbreiten, 
jede verihiedene Meinung Anderer, wenn jie nicht unfittlich ift, nach ihrem Werthe dulden oder 
achten ‚ laßt und aber zugleich der Lüge die Wahrheit entgegenjegen, dem Irrthum und der Un— 
wiſſenheit vie Wiffenfchaft, ver Anmaßung unfere Männerwürde; ich würde hinzufegen: der 
Unterbrüdung Fräftigen Wiverftand und ftandhaften Muth, wenn wir nicht in einer Zeit lebten, 
die, fo viele Gebrechen fie haben mag, doch unfern religiöfen Überzeugungen Sicherheit und 
Freiheit gewährt; wenn wir nicht im deutihen Vaterlande lebten, dad, wenn auch in anderer 
Hinfiht von andern Ländern Europas ſoweit überftrahlt, doch durch venjelben Vorzug vie 
meiten übertrifft.“ So weit Zell. 

Die Zeit des Auto de Fe ift übrigens wol endlich vorüber. Aber es kann nicht genug daran 
erinnert werben, daß noch in der Inftruction für den päpftlihen Nuntius in Wien gegen die 
Entſchädigung proteftantifcher Fürſten durch Befigungen Fatholiiher Prälaten (1805) gefagt 
MIT): „Die Kirche hat ald Strafe des Verbrechens der Kegerei die Eonfidcation des Vermö— 
gend verorbnet, und zwar für Private durch die Entſcheidung von Innocenz II. (im „Corp. 
juris canonici“, Gap. 10: De haereticis). Rüdjichtlih der Fürftenthümer und Lehen ift es 
(Ebendaf., Cap. 16) Regel, daß die Unterthanen eines fegerifchen Fürften des Gehorfams und 
aller Pflicht und Treue gegen denfelben entbunden find, und Jedermann fennt die Abjegungss 
fentenzen,, welche von Päpften und Eoncilien gegen hartnäckige ketzeriſche Kürten ausgeſprochen 
wurden. In fo unglüdlichen Zeiten leben wir, daß es der Kirche unmöglich ift, dieje heiligen 
Marimen gerechter Strenge gegen die Glaubensfeinde und Rebellen 13) in Ausführung zu 
bringen, ja nicht einmal flug, ihrer zu erwähnen. Aber wenn auch die Kirche ihr Recht, die 
fegerifchen Fürſten abzufegen und die Keker ihres Vermögens verluftig zu erklären, nicht aus— 
üben kann, dürfte fie je zugeben, daß, um jene zu bereichern, fie ſelbſt des Ihrigen beraubt 
mürde?” Nicht genug kann daran erinnert werben, daß man noch jegt — wer jollte e8 glauben? — 
jeden Biſchof, auch jeden deutjchen . bei feiner Ginweihung feierlich ſchwören läßt: er wolle vie 
Keper nah Möglichkeit verfolgen (haereticos pro posse persequar). Und wer weiß nicht, 
welde Die find, von denen mehr als von Allen gilt: fie haben nichtd gelernt und nichts ver: 
geilen ? 5. Amann. 

Autofratie. Dies Wort, aus dem Griechifchen ſtammend, beißt Selbſtherrſchaft. 
Dadurdh wird an fih nur entweder die unbefhränfte monardifche Regierungsform und 
Alleinherrſchaft bezeichnet, oder wie gemöhnlich die der Staatöverfallung nad) rechtlich nicht be= 
Isränkte, oder die despotiſche Regierungsgewalt eines Monarden. (S. Abfolutismus und 


17) „Beiträge zur Gefchichte der fatholifchen Kirche im 19. Jahrhundert‘ (2. Aufl, mit Zugaben 
von Paulus, Heidelberg 1823), ©. 38 fg. 

18) Innocenz I. , der Stifter der eigentlichen Inquifitionsgerichte, in dem oben angeführten Gap. 10, 
fat zur Begründung: „Das Vermögen der wegen beleidigter Majeftät Hingerichteten wird nach Staats— 
gelegen — und ihren Kindern nur das Leben aus Erbarmen gelaſſen. Weit ſchwereres Der: 
dredyen ift es aber, die ewige Majeftät zu beleidigen, als die zeitliche. Man war weniger erftaunt, 
1805 diefe Sprache der Finfterniß in der päpftlichen Inftruction noch zu finden, als 1822 im „Lehrbuch 
des Kirchenrechts von Walter, $. 26, folgende Stelle: „So widerfinnig es wäre, dem Staate zu: 
umuthen, daß er eine revolutionäre Gefinnung feiner Bürger für rechtlich möglich erflärte, fo wenig 
'ann die Kirche Gewiſſensfreiheit als Grundiag aufitellen. Gr fand einen Nachahmer: Lang, 
Außere Kirchenrechtsgefchichte * (Tübingen 1827), $. 196: „Das Verhältniß der katholiſchen Kirche 
als eines Ganzen zu den Vereinen der Proteftanten ift ein anderes. Sie betrachtet und muß die Refors 
mation in dem Gefichtspunfte einer Revolution betrachten." Nicht fo der treffliche Sauter („Fundam. 
Jar. ecel. cathol.“, $. 36, 75, 135, 227 a. E.). Abgefeben von den furdytbaren Gonfequenzen, weiche 
deſer Artifel zeigt, mweifen längft die befiern katholiſchen Geiſtlichen und Laien jene Sleichitellung der 
Kirche, des Vereins für unabläffiges Boranfchreiten zu dem Wahrften und Beften, mit dem Staate, bein 
Lereine für Erhaltung‘, wegen ihrer völligen Unrichtigfeit von ſich. 
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Staatöverfaffung.) Borzugdwelfe benennt man bie ruſſiſche despotiſche Regierungsgewalt 
des Zaren Autofratie. Der ruſſiſche Kaiſer nennt ſich ſelbſt Selbſtherrſcher. Auch gibt es in 
Europa feine ähnliche unbeſchränkte veöpotiiche Gewalt, mit Ausnahme derjenigen des Papſtes 
ald Beherrſchers des Kirchenſtaats. 

Man kann bei der Autokratie entweder zunächſt an den Grund der Regierungsgewalt oder 
an ihren Inhalt und ihre Ausdehnung denken. In Beziehung auf den Grund foll der Rame 
Selbſtherrſcher allen Volkswillen als Grund der Regierung ausſchließen. Da indeſſen für ven 
Grund und die Entftehung einer irdiſchen Regierungsgewalt das ſchwache Selbſt eines irdiſchen 
ſchwachen Menfchen doch auch bei dem roheſten Wolfe nicht ausreichen möchte, fo ift ed natürlich, 
daß er feine Selbftberrfhaft auf das Wunder einer göttlihen Einjegung, auf das fogenannte 
göttliche Königsrecht (ſ. Grundgefeg) zu gründen ſucht. Die göttlihe Einſetzung, aljo die 
YAutofratie, fie ift dann ebenſo möglich in-Wahlreihen (im Papſtthum) als in Erbreichen 
(im ruſſiſchen Zarenthum). Dem Inhalt nad ift die Gewalt angeblich und wenigſtens rechtlich 
fo unbefchränft als vie Gewalt Gottes, jedoch freilich mit dem Kleinen Unterſchied, daß es ebenfo 
undenkbar ift, daß Gott jemals Böfes wolle, wie ed undenfbar ift, daß ein Menſch ftetö das 
Bute erkenne und wolle. Der Selbftherrfcher ift Gottes Stellvertreter, Gott auf Erben oder 
gar wie der Dalai: Rama der Gott felbft. Er muß jedenfalld übernatürlic infpirirt fein durch 
den göttlichen Willen und vie göttliche Weisheit. Die einzige Milderung der Autofratie liegt 
in der Vorherrſchaft blinden Glaubens oder theofratifcher Ipeen in dem Volke und dem Herrſcher. 
Da wo die für eine rein despotifche Verfaffung unentbehrlihe Grundlage äußerfter Roheit, 
Sinnlichkeit und Verderbniß in einem Wolfe nicht vorhanden ift, und wo ebenjo wenig der blinde 
theofratifche Glaube vorherrſcht, da fehlen für die autofratifche Gewalt die natürliden Grund: 
lagen und mithin jeve Bürgſchaft für die Kraft und Dauer verfelben. Deshalb müflen aud 
Autofratien in ihrer Umgebung, in den übrigen Staaten möglicht jene Grundlagen zu förbern, 
die Vorherrſchaft fittlicher Vernunft und Geiftesfreiheit zu unterbrüden fuhen, damit jie nicht 
ſelbſt von ihnen gefährdet werden. Es ift der härtefte Fluch jeder deöpotiſchen Gewalt, daß fie 
ihr Volk möglihft finnlih und ververbt erhalten und machen muß, um ſich felbft zu halten und 
zu befeftigen. MWelder. 

Autonomie, Diejes Wort, aus dem Griehifhen ftammend, heißt Selbftgefeggebung. : 
Da die unbejhränftefte, umfaflendfte Selbitgefeggebung dem Staatöverein zufteht, jo bezeich- 
neten die Griechen gewöhnlich die Selbftändigfeit ded Staatd, die wir nad einer andern 
Seite ded Begriffs, indem nämlich die volle Selbſtändigkeit feine höhere Gewalt über ſich aner— 
fennt, Souveränetät nennen, mit dem Worte Autonomie. Sowie aber Souveränetät an 
fih nur das Höchſte in feiner Art bezeichnet, alfo eine weitere Bedeutung hat ald die Staats— 
hoheit, weshalb auch die Franzoſen ſtets den höchften Gerichtshöfen eined Staats Souveränetät 
zuſchrieben, jo hat auch die Selbftgejeggebung oder Autonomie in politifher Beziehung noch 
einen weitern Begriff. Man bezeichnet damit auch eine ſolche Selbftgefeggebung, die feine un= | 
befchränfte und Feine höchſte Geſetzgebung ift. 

Das eigentliche Gebiet der Autonomie ift diejenige bedingte Selbftändigfeit und Selbftgeieg- 
gebung, welche ven untergeorbneten, bloß relativ felbftändigen Theilen oder ven Angehörigen des 
Staatöganzen zufommt, und die wichtigften Arten diefer Autonomie find: die Autonomie der 
Gemeinden und Gemeindeverbände, ald der Grundlagen und politifhen Beftandtheile des 
Staats, und die Autonomie der Einzel: oder Gliederftaaten im Staatenverein, die Autononiie 
der im Staate lebenden Privaten und die Autonomie der Kirche, infofern deren Angehörige 
zugleih Angehörige eined beftinnmten Staats find. Im engften Sinne, in welchem wir bier 
befonders von Autonomie reden, verftehen wir darunter ein wirfliches Begründen von redht- 
lichen oder politifchen Gefegen. Die eigentliche Autonomie iſt Duelle ded Rechts. Verwaltung 
und Vertrag verfügen nad) dem beftehenden Gejep und Recht. Wir fihließen aljo vom Begriff 
der Autonomie aus das freie Beftimmen und Handeln und Verwalten ded Einzelnen und jelbft 
der Gorporationen nach den Gefegen und ſelbſt ihr Abſchließen von bloßen Privatverträgen näch 
ber Übereinftimmung ihrer Brivatwillen. Freilih wurde Beides Häufig miteinander vermischt, 
weil die Geſchäfte und Formen im gefellfchaftlichen Leben oft ineinander übergehen und weil im 
Altern und mittlern deutfhen Recht Privat: und öffentliches Recht weniger ſcharf geichieden 
mwurben, Inter Gejeg im politifhen Sinne aber verftehen wir dauernde Normen des allgemei— 
nen oder Sejummtwillens eines Gemeinweſens, welchen die einzelnen Glieder unterworjen find, 
auch ohne Rückſicht aufihren Privatwillen. Cie begründen das Recht, wonad) die Verwaltung 
und die Verträge fich richten und beursheilt werden müffen. Solche autonomiſche Normen 
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waren vorzüglich ſtets bei den germaniſchen Völkern häufig, verſchiedenartig und von großer 
Behrutung. Die Germanen hielten nämlich in alter Zeit und noch mehr im Mittelalter die 
Freiheit der einzelnen Männer jo hoch und dehnten fie foweit aus, daß fie die Freiheit beinahe 
zueiner Souveränetät fteigerten. Zugleich aber hatten fie die Neigung, ſich in befondern engern 
Bereinen und Genoſſenſchaften hingebend und innigft zu befondern Ginheiten oder Einungen 
mit einem gemeinſchaftlichen Gefammtwillen aneinander zu fließen. Soerhielten ihre Staats: 
vereine mehr die Natur einer fouveränen Gonföderation, beftehend aus einer ganzen Reihe be= 
fonderer Bereine und Conföderationen, ald die Natur eines heutigen, z.B. eines franzöſiſchen 
Einheitöftaatd. Von wirflihen Gefegen oder von Autonomie im engften Sinne aber Eonnte 
aud fo nur bei jelbftändigen bleibenden Bereinen oder Gorporationen die Rebe fein, weil nur 
fie ein Gemeinwefen bildeten und einen Gefammtwillen hatten. So entftand in Deutfhland 
eine große Verſchiedenheit ver autonomifhen Rechte, theild in den Vereinen nad) den nationalen 
und territorialen Gliederungen, theils in den forialen Vereinen nad dem Lebenäberuf. So ent: 
fanden Kamilien= und Dorf= oder Gemeinde: und Markgenoſſenſchafts-, Stadtrechte, Feudal⸗ 
tete aller Art, Gilden= und Zunftrechte, Kirchenrechte u. f. w., theils ſtatutariſche, theils 
Gewohnheitsrechte. Gleich falſch aber ift ed, wenn die Romaniften, ohne hinlängliches Ver: 
ſtändniß diefer germanifchen Verhältniffe und aud vom römifhen Recht mehr die despotiſche 
Imperatorengefeggebung als die Grundſätze des alten freien, des clafjiihen römiichen Munici- 
valrecht8 Eennend, die Autonomiegefeße entweder ald bloße Privatverträge oder ald von der 
böhften Staatsgewalt befonders autorifirte oder genehmigte Normen anfahen. Sie ruhen 
mar mittelbar und zulegt, nämlich wegen der freien Theilnahme am Verein, auch auf der 
Freiheit aller einzelnen felbftändigen freien Glieder des Gemeinweſens, zunächſt aber auf dem 
für die Bereinsmitglieder von felbft gültigen Vereins: oder Oefammtwillen. Deffen natürliches 
Organ ift die Mehrheit, foweit fie vem Grundvertrag entfpricht, und ihr Wille wird mittelbar 
dur den von Allen gemollten Grundvertrag aud ein Gefammtiwillen, consensus omnium, mie 
ed ftet die freie, die claſſiſch-römiſche Jurisprudenz anerfannte. Diefe wendete folgerichtig die 
ganz gleihen Grundſätze an auf alle ausprüdlich gegebenen oder ftatutarifhen und auf die durch 
Gewohnheiten und Obfervanzen blos thatfächlich oder ſtillſchweigend entftandenen Gefege, und 
mar ebenjo auf die ftaatlichen der respublica Romana, wie auf die im engften Sinne autono= 
mifhen der befondern Vereine und Municipien. 2) Auch nad der altgermanifchen Rechtsanſicht 
blieb dabei, was Nogge überfah, eine wirklich ſtaatliche Unterordnung unter die höchſte Bun— 
des- oder Reichd = oder Oberkönigsgewalt und ihre Gefeggebung, die ſich Ihon frühzeitig auch 
in einem wirklichen höchſten Straf= und Bannrecht geltend machte. Nur darf man nicht mit 
Rogge's Gegnern die nur bundesmäßige oder bejhränfte Natur diefer politifchen Obergewalt 
und die wirklich Öffentlich rechtliche oder befchränft autonomifhe (oder fouveräne) Gewalt der 
untern Vereine, ja in ältern Zeiten felbft der freien Familien und ihr daraus natürlid und von 
ſelbſt fih ableitendes Autonomierecht überfehen wollen. Freilich wurde dieſes legtere von den 
Romanijten und von der fpäter immer mehr ſich ausdehnenden und centralificenden Staatd: 
gewalt angefeindet und vielfach verdrängt, heute in abjolutiftiichen und reaetlonäsen Zeiten 
und Staaten mehr, morgen in freiern weniger. Stets erhielten fid freie Vereine und "vie 
Autonomie derfelben in den germanifchen Staaten, befonderd in England. Sie kommen nad) 
der frühen Ausführung über Affociationen auch jegt in Deutſchland überall wiener mehr zur 
Anerfennung. 

Da der Staat kein todter Mechanismus, fondern ein lebendiger Organismus ift, und in 
jedem Organismus den einzelnen Theilen oder Gliedern ein gewiſſes Eigenleben, eine relative 
Selbſtändigkeit zufommt, fo findet fid) diefe relative Selbftänvigfeit der Theile auch im Staate 
in den mannichfaltigften Abftufungen und Geftalten ; und nachdem Staaten, die aus einer ein= 
sigen Gemeinde beſtehen, in unfern Tagen eine Seltenheit geworden find, weil überall die Na— 
tionalitäten fich zufanımendrängen und der Zug des Jahrhunderts auf ftaatliche Geftaltung und 
Gliederung großer Maffen gerichtet ift, dürfen auch Staatöwiffenfhaft und Staatskunſt nicht 
überſehen, vaß jeder größere Staat fhon feinem Urfprung nad ein (aus Gemeinden ald dem 
Urſtaat) zuſammengeſetzter Staat ift, deſſen Glieder die einzelnen Gemeinden, Gemeinbeverbände 
und Landſchaften bilden. Diefen muß, wenn der Staat ein freier und organischer fein foll, In 
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weldyem jedes Glied vie übrigen erhält, indem es für die eigene Selbfterhaltung thätig iſt und 
feine Sphäre ausfüllt, ein gewiffed Maß von Selbftändigfeit ebenio gut zufommen als den ein 
zelnen Staatöbürgern; und da die vom Staate ald Geſammtperſonen anerkannten Gemeinden 
und Provinzen feine bloßen PBrivatperfonen find, fondern ald Organe und organifhe Beftand- 
theile des Staats felbft, ald Staat im Kleinen einen öffentlichen Charakter haben, jo ift naturs 
gemäß ihre Autonomie auch nicht auf die privatrechtliche Sphäre zu befhränfen, fondern kann 
in untergeoroneter Weije, unter Leitung und Oberaufſicht der Gentralregierung, alle Functio— 
nen der Staatögemwalt umfallen. 

Daß die Gemeinden felbft oder durch felbfternannte Vorfteher ihren Haushalt ordnen und 
ihr Vermögen verwalten , ift daher nicht nur nichts Außerordentliches, fondern folgt ſchon aus 
dem Begriff einer vom Staate anerfannten Gefammtperfon. Weil aber die Gemeinde Feine 
bloße Privatperfon ift, jo gebühren ihr auch alle diejenigen öffentlichen oder hoheitlichen Rechte, 
welche fie ebenjo gut oder beffer ald der Staat ausüben Fann, ohne daß die Einheit und die Kraft 
des Ganzen darunter leidet, und ber Begriff der Municipalrechte ift nicht beſchränkt auf das 
Recht der Selbftverwaltung des Gemeindevermögend und auf bie Selbitändigkeit des Gemeinde— 
baushalts, fondern jedes Recht ver öffentlichen Gewalt, das die Gemeinde auszuüben im Stande 
iſt und das ſich mit der Eriftenz und Kraft und mit der Oberherrlichfeit des Staats verträgt, 
kann Municipalredyt werden. Der Gemeindezwed fließt alle Beitandtheile des Staatszwecks 
in ſich, und die wichtigſten Berhältniffe des Staatslebend finden fi im Bereiche der Gemeinde 
wieder: Polizei und Finanzverwaltung, Schulwefen , Kirchenwefen und Befteuerung. So gut 
daher viele Gemeinden die Ortöpolizei und das Befteuerungswefen für örtlihe Zwecke befigen. 
ebenjo gut fann ihnen auch, unter Staatsaufjiht und ven allgemeinen Staatszwecken und Ge: 
fegen unbeſchadet, das Necht der örtlichen Geleggebung (durch Kocalftatuten), ja felbit Gerichts— 
barkeit, jomeit fie die Mittel dazu befigen, anvertraut werben. Denn als freigegliedertes und 
zufammengefegte® Ganzes darf zwar der Staat die Lebensthätigkeit feiner einzelnen Organe 
nicht übermäßig fteigern, dem Theil nicht überlaifen oder zumuthen, was dem Ganzen gebührt 
und durd die Gefammtheit allein zweckmäßig gefhehen fann, er muß aber auch jeved Glied des 
Geſammtorganismus, foweit daffelbe nad) dem Grad feiner Entwidelung e8 vermag, die Sphäre 
feiner natürlichen Lebensverrichtungen ganz ausfüllen Iaffen und überhaupt dem Volke felbft 
* aa an der Staatögewalt einräumen, ald es ohne Nacıtheil für das Ganze auszuüben 

gift. 

So ftand nad älterm deutſchen Rechte ven Stadtgemeinden frei, faft über alle Gegenftände 
bes Privatrechts beliebig neue Rechtsnormen feftzufegen. Um eigentliche Gemeinheitdangelegen- 
heiten hatte ohnedies die gefeßgebende Gewalt fi nie befümmert, und die Normen, woburd 
diefe regulirt werben follten, wurden daher gleichfall8 durch freie Willkür beftimmt. Der Aus: 
ſchuß der Gemeinde (Bürgermeifter und Rath) ordnete unter Zuziehung oder wenigitens mit 
ſtillſchweigender Beiftimmung ver Gemeinde, wie es mit der Nugung des Gemeindeguts und 
mit Ausübung der für die Stadt erworbenen Gerechtſame zu halten fei, wie zur Aufrechthal⸗ 
tung guter Ordnung überhaupt ſich Jever zu verhalten, insbeſondere Handel und Gewerbe zu 
treiben habe, was endlid von jedem Gemeindeglied zu gemeinen Unkoſten beigetragen werben 
folle. So entftand eine Reihe von Willfüren, Gewohnheiten, Statuten und Ordnungen, 
welche, obgleich von Kaiſer und Landesherrn nicht felten ausdrücklich beſtätigt, doch an ſich ihrer 
Beftätigung weder bedurften, noch willfürliher Abänderung von ihrer Seite unterworfen 
waren. Dazu befaßen überdies die meiften Städte eigene Gerichtsbarkeit, ja diefe galt für den 
eigentlihen Schlußftein aller ftädtifchen Autonomie, und den ftäbtifchen analoge autonomiſche 
Rechte übten auch andere Gorporationen, namentlich die Innungen und Zünfte, folange viefe 
einen wefentlichen Beftandtheil des ftaatlichen oder gemeindlichen Organismus bildeten. 

Hiermit verglichen war denn aud die übrigens mit Recht berühmte preußiſche Städteorb- 
nung und felbft die frühere, noch nicht verftümmelte kein ſolches Wunder von Freilinnigkeit, 
als fie oft dargeftellt wird; denn fie räumt den Gemeinden zunächſt nur Das ein, was jedem 
Brivaten und jeder Privatgefellfhaft zufteht, nämlich die Ordnung ihres eigenen Haushalts. 

Die Autonomie der politifchen Beftandtheile eines Staats oder Staatenförpers ift nun in 
der Hauptſache Daffelbe, was man aud unter dem Syſtem der Rocalverwaltung oder Loral: 
tegierung verfteht. Sie ift dad Gegentheil einer jede eigenthümliche Selbftändigfeit der Wolfe: 
und Staatötheile, alle Mannichfaltigkeit gemeindlihen und provinziellen Eigenlebens, alle na; 
türlihen und geſchichtlichen Befonderheiten, wie fie in jeder Nation fi finden, vernichtenden 
Gleichfoͤrmigkeit, fie befeitigt die nachtbeiligen Folgen der In jedem großen Staat zur Erhaltung 
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ver Einheit und Kraft des Ganzen unerlaplihen Gentralifation und wirft der zerfegenden und 

auflöjenden, den Staat zulegt in ſoviel Atome, ald er Bürger zählt, zerftäubenden Gewalt 

ehſtracter Gleichheits⸗ und Breiheitöprineipien am jiherften entgegen. Anftatt maſchinenartig 
einer einzigen, außer ihnen liegenden Kraft zu gehorchen, wirken alle Theile jelbftändig zu einem 
gemeinjamen Zwed zufammen, und die Autonomie dev Gemeinden und Landſchaften ift des— 
wegen ein weſentlicher Theil der echten und vollftändigen politiſchen Freiheit einer Nation. Wo 
die Autonomie dev Gemeinden oder Gemeinbeverbände und Landſchaften, die freie Municipal: 
und Provinzialverfaflung fehlt, da kann bei der ausgedehnteften Freiheit der Individuen der 
Despotismus der Gentralijation faſt fo drückend werden als der Despotismus jhranfenlofer 
Alleinherrſchaft. So übt in Branfreih, bei aller individuellen Freiheit und Gleichheit 
‚der Einzelnen, die Regierung und die eine durch Übercentralifation gefhaffene Hauptftadt 
eine Zwingberrichaft, die alle locale und provinzielle Eigenthümlichkeit der verfchiedenartigen 
Benölferungen aufzulöjen juht, auswärtd in jevem Zmeige der Verwaltung das Lebens: 
princip, die eigenthümliche Thätigfeit der untergeorbneten Organe tödtet und, wenn nicht. 
das provinzielle Leben wieder felbftändiger wird, die Kräfte des Landes zu abforbiren droht. 
Dagegen gewährte in Spanien lange Zeit die Freiheit der Municipal= und Provinzial: 
verfaflung einen Erfag für die unter der Herrſchaft des abfoluten Königs mangelnde ſtaats— 

bürgerliche Freiheit der inzelnen, und noch heute bildet dort die Autonomie der Gemeinden 

und Provinzen den Anfnüpfungspunft für die Beftrebungen zur Erlangung der individuellen 

Raatöbürgerlicen Freiheit. Wenn übrigens die fpanifche und auch die deutfche Freiheit in ältern 

Zeiten mehr eine Freiheit der Gorporationen, der Genoffenfhaften und Landfchaften war und 

umgekehrt Die franzöſiſche mehr eine Freiheit der Individuen ift, fo ftehen die Verfaffungen diefer 

Länder hierin der englifchen und nordamerikaniſchen nad, welde Beides vermitteln und 

bereinigen. 

Aber nicht allein darin befteht der große Vorzug gemeindlicher und lanpfhaftliher Autonos 
mie, daß fie der Freiheit günftiger ift, mehr Sinn für Öffentliches Leben wert und in weit 
höherm Maße die Selbftthätigfeit belebt ald das Syflem der Gentralifation, fondern fie ijt auch, 
wenn fie ihre Grenzen nicht überfchreitet, die an ſich zweckmäßigere, oft die allein zweckmäßige 
Berwaltungäweife, weil, wer die Dinge in der Nähe jieht, aus eigener Anfhauung und Er: 
führung urtheilt, auch Alles beſſer, raſcher und wohlfeiler zu ordnen oder zu entfcheiden ver: 
mag, als wer ohne unmittelbare Kenntniß der örtlihen und individuellen Verhältniſſe aus der 
Gerne regiert. 

Bis zu welchem Umfang übrigens der Kreis derjenigen politifhen Rechte auszudehnen fei, 
welde ver Autonomie der einzelnen Gemeinden, Gemeindeverbände und Landſchaften überlaffen 
werden können oder ſollen, läßt ſich im Allgemeinen nicht genau beftimmen. Zwar verftebt ſich 
von felbft, daß in feinem Ball die Einheit und die Kraft des Ganzen durch die Selbftändigfeit 
der Theile geitört und aufgehoben werben darf, aber wie weit im Ginzelnen vie Rechte und 
Bunctionen ſich erſtrecken, welche die Gemeinden und Landſchaften ebenfo gut oder beſſer als der 
Staat felbft ausüben können, hängt von gegebenen Verhälmiffen, von der Gigenthümlichfeit des 
Volkscharakters, von dem gefhichtlihen Entwidelungsgange,, beionders aber von dem Grabe 
der politifhen Einſicht und Reife ab, und es ift einleuchtend, daß einer großen, eine Maffe von 
Intelligenz und materiellen Mitteln in fich vereinigenden Stadt ausgedehntere Befugniffe als 
einer Dorfgemeinde, einer ganzen Provinz umfaflendere Rechte ald einem einzelnen Landftädt- 
ben übertragen werben fönnen. 

Beſonders ſchwierig ift num diefes richtige Maß zu treffen bei ver Bundesverfaſſung, welche 
dem Weſen nad) nichts Anderes ift ald dad Syftem der Provinzialverfaſſung, der landſchaftlichen 
Autonomie in feiner höchſten Steigerung. Vom Einheitöftant mit ausgebildeter Provinzial: 
verfaffung unterſcheidet ih namlich ver Bundesftaat (Föderativſtaat, Staatenverein) dadurch, 
da im legtern die einzelnen ven Geſammtſtaat bildenden Landſchaften oder Staatögebiete und 
Bölkerfchaften ald eigene für fich. beftehende Staaten förmlich anerkannt find. Die Bundes 
verfajlung bezeichnet daher den höchſten Grad der im zufammengefegten Staate möglichen Autos 
nomie der einzelnen politifhen Beitandtheile, und da die. lieber eined Organismus um fo ent⸗ 
widelter, individueller und vergleihungsweife felbftändiger find, je höher, reicher und vollfom: 
mener überhaupt ein Organismus ift, fo iftdie Bundesverfaflung wol als die höchſte Staatöform 
ju betrachten, während ver Eentralidmug mehr die Natur eines Mechanismus hat. 

Das Prädicat der vollendetften Staatöform verbient jedoch nur dad ſtaatsrechtliche, nicht 
das voͤllerrechtliche Föderativſyſtem, und es wäre vun höchſter Wichtigkeit, daß man ſich über 
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ben Unterſchied zwiſchen ſtaatsrechtlicher und völferrechtlicher Confoͤderation Mar würde, wm 
nicht immer wieder den Gemeinplag hören zu müſſen: „Die föderative Verfaſſung ift die einzig 
paſſende für Deutichland und die hat das deutſche Volk.“ Das Erfte ift fo richtig ald das Zweite 
faljch , folange nicht aus dem deutſchen Staatenbund ein nationaler Bundesſtaat geworben iſt. 

Es gibt nämlich nar zwei Hauptarten rechtlicher Gemeinihaft: die Genoſſenſchaft (pie 
societas und dad condominium des pojitiven Rechto) und die Geſellſchaft (die universilas, des 
pofitiven Rechts). Die bloße Genoſſenſchaft fharft feinen Gefammtwillen, dem jeder Einzelne 
fi fügen muß, fondern eine durch jeden einzelnen Genoffen für feinen Theil auflösbare und 
infofern auf dem Princip der Stimmeneinhelligkeit beruheüde Gemeinſchaft von Eigenthum und 
andern Rechten, oder von beftimmten, durch gemeinfame Thätigfeit zu erreihenden Zwecken; 
und da jeder Genoffe feinen jelbftändigen befondern Willen hat und behält, jo bilden fie auch 
Dritten gegenüber feine von diefen anzuerfennende Einheit oder Gefammtperfon mit einem Ge: 
fammtwillen, fondern ftehen ihnen als ebenfo viele verſchiedene Perſonen (oder Einzelwillen) 
gegenüber. Die Geſellſchaft dagegen (der Staat, die Kirche, die Gemeinde, die Familie, die 
wahre Gorporation) begründet einen Geſammtwillen, dem der Einzelne fidh fügen muß, und 
Geſammtrechte, deren Fortbeftand vom Wechfel oder Austritt einzelner Theilhaber unabhängig 
ift; fie ift, ald eine Geſammtheit oder zuſammengeſetzte Ginhelt, eine Geſammtperſon, die ein 
Gefammtleben varftellt und lebt und Subject eined Gefammtwillend ift; deswegen bildet fie 
auch Dritten gegenüber eine Einheit und muf als folhe von Jedem, der von ihrem Dajein 
Kenntniß hat, anerfannt werben. Hiernach ift ed zwar nicht nothwendig, aber doch gewöhnlich 
und natürlich, daß die Gefellfchaft einen immerwährenden oder wenigftend al8 immerwährend 
voraudgefeßten, die bloße Genoſſenſchaft einen mehr nur vorübergehenden, zeitweiligen Zweck 
bat; in feinem Falle aber kann die legtere unauflöslich fein, weil ein unauflösliher Verein, 
bei welchem jeder Beſchluß zulegt auf Stimmeneinhelligfeit beruhen ſoll, nad der Natur der 
Menſchen und der Dinge eine Unmöglichkeit ift, Unterwerfung unter die Stimmenmehrheit aber 
oder irgend eine andere Geſellſchaftsgewalt die felbftändige Geltung des Einzelwillens nur fos 
lange nicht aufhebt, als fle eine freimillige, durch die Freiheit des Austritt geficherte bleibt. 

Der privatrechtlichen Genoflenfhaft entſpricht nun im VBölferleben dad Bündniß, die Allianz, 
überhaupt jede Vereinigung zu gemeinſchaftlichen Zwecken ohne zwingende rechtöfräftige Unter: 
ordnung unter einen Geſammtwillen, welch Ießtere überall ftattfinvet, wo über die gemeinjamen 
Angelegenheiten ein andered Geſetz als dad der Stimmeneinhelligfeit endgültig entfcheidet und 
der Austritt aus der Gemeinihaft dem Ginzelnen nicht freifteht. Der Gefellfchaft hingegen 
entipricht der Bundesſtaat und der eigentliche Staatenbund, der ebenveshalb nicht dem reinen 
Völkerrecht oder internationalen Privatrecht, ſondern dem äffentlihen Net im engern Sinne 
angehört. 

Es läßt fich zwar auch ein blos völferrechtliher Staatenbund denen, der zur Ordnung der 
gegenfeitigen VBerhältniffe fein anderes Mittel ald Unterhandlung und allfeitigen Vertrag, für 
Streitigfeiten der Benoffen in legter Inftanz feine andere Entfheivung als das Schwert oder 
das völkerrechtliche Gottedurtheil des Kriegs Eennt, und häufig wird fogar behauptet, der 
Staatenbund fei ein durchaus genoſſenſchaftliches, mithin yölferrechtliches Verhältniß, bei wel— 
chem jeder Einzelftaat im Beſitze feiner vollen Unabhängigkeit bleibe. Allein damit fteht im 
Widerſpruch, daß jeder eigentliche Staatenbund eine Geſammtmacht, einen politifhen Körper, 
eine unauflösliche Einheit wenigftend vem Ausland gegenüber bilden will; daß er feine Mit: 
glieder auf ein fo weſentliches Souveränetätsrecht wie dad des Kriegs und der Selbfthülfe we: 
nigftend unter ſich verzichten läßt, weil mit der Pflicht, ſich gegenfeitig zu vertheivigen und bei- 
zuſtehen, ein Necht ſich gegenfeitig zu befriegen unverträglich ift, und dafi Fein Staatenbund, 
wie ed auch mit der Erreihung feines Zwecks ganz unvereinbar wäre, den Austritt aus dem 
Bunde in die freie Willkür der Gliederftaaten ftellt. Der eigentliche Staatenbund ift alfo feine 
bloße societas, fondern eine universitas, mit Unterordnung der Ginzelnen unter die Geſammt— 
beit (daher denn felbft ver Deutſche Bund, der doch ein völferrechtlicher Bund fein will, Entſchei— 
dung durch Stimmenmehrheit für die Negel erflirt und den Austritt verbietet), und da jede 
lebenskräftige Gefammtheit, die weder felbft Staat ift, noch einen Staat über ſich hat, vermöge 
innerer Nothwendigfeit zum Staat zu werben ftrebr, jo gilt dies ohne Zweifel aud vom Staa: 
tenbund, der ohnedies ſchon mit dem Staate wenigſtens in den Hauptzwecken ver Vertheidigung 
nad) außen und der Grhaltung des Friedens im Innern (ohne welchen die gemeinfame Verthei— 
bigung gegen außere Feinde ja nicht möglich wäre) zufammentrifft und fih vom einfachen 
Staute wie vom Bundröftaat nur darin unterſcheidet, daß der einfache Etaat aus einzelnen 
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Staatsbürgern, der Bundesftaat (in welchem die Bürger der Einzelftanten zugleich auch Bürger 
det Geſammtſtaats jind) aus einzelnen Staatöbürgern und aus ganzen Staaten befteht, wäh- 
rend der Staatenbund feine Einzelbürger hat, fondern aus lauter ganzen Staaten zufammen- 
gejegt ift, deren Angehörige mit ihm felbft in feinem ftaatsbürgerlihen Verband ftehen. 

Daraus follte nun auch folgen, daß der Stantenbund nur die äußern Verhältniffe ver Ein- 
zelftaaten unter ih und zur Geſammtheit, nicht vie Verhältniffe ver ihm als foldhe fremden 
Staatenbürger ordnen darf, weil im entgegengefegten Ball deren Stellung als blos mittelbare 
Untertbanen oder ald Nihtbürger und doch Unterthanen eine ganz unnatürliche, wenigftend 
mit den Rechten conftitutioneller Staatsbürger unverträglih wird. Aber eben die äußern 
wechſelſeitigen Berhäftniffe ver Gliederſtaaten zweckentſprechend zu ordnen und fie zu einer feiten 
Einheit gegen außen zu verbinden, ohne in deren innere Verfaffung, Gefeßgebung und Ver— 
waltung auf eine Weife einzugreifen , welche auf der einen Seite ven Begriff des bloßen Staa- 
tenbundes aufbebt und auf der andern die von jeder felbfithätigen Theilnahme an ven Bundes- 
angelegenheiten ausgefchloffenen Staatenbürger in ihren weſentlichſten Volks- und ſtaatsbürger⸗ 
lien Rechten beeinträchtigt, ift eine fo fhwierige und and Unmögliche grenzende Aufgabe, daß 
man behaupten darf, ein Staatenbund, der nicht in der Umbildung zum Bundeöftaat begriffen 
ift, befinde fi naturnothiwendig auf dem Wege zur Auflöfung. Der Staatenbund ift entweder 
ein jih auflöfender oder ein werdender Bunbeöftaat, er ift ein unvollendeter Organismus, 
wenn nicht gar ein auf innern Widerfprüchen beruhendes Zwittergefhöpf von völkerrechtlicher 
und flaatörehtliher Vereinigung, und ein freied nationales Gefammtleben ift überhaupt nur 
möglich in einem Bunde, welcher neben den Regierungen auch die Völker in fih aufnimmt, und 
deſſen Thätigkeit jeden gemeinfamen öffentlichen Zweck umfaßt, ven die Einzelftaaten nicht oder 
nicht ebenfo gut erreichen fönnen: alfo im Bundesftaate, nicht im bloßen Staatenbunde. 

Die Vorzüge des Bundesſtaats vor dem Einheitöftaate jind übrigens im Wefentlichen die— 
felben wie die der Rocalverwaltung vor dem Gentralifationdfuftem, und ed fommt dazu noch die 
größere oder wenigftens zähere Kraft des Wiperftandes, ven Föderativſtaaten dem auswärtigen 
Beinde zu leiften vermögen, weil felbft nah Niederlagen, welche die Geſammtmacht des Bundes 
treffen und vernichten, die Glieder oder Einzelftaaten nod eine jelbftändige Lebenskraft zur 
Fortſezung des Kampfö behalten fönnen, wie fie in centralifirten Staaten nad) Überwältigung 
des Gentralpunfts fehlt. 

Auf der andern Seite kann im Föderativſyſtem die Autonomie der Ginzelftaaten auch ſehr 
leicht die Grenzen des Wohlthätigen und Zweckmäßigen überfchreiten, und es paßt namentlich 
die rein völferrechtliche Conföderation ohne eine Bundesgewalt blos für Staaten, deren politifche 
Griftenz und Unabhängigkeit allenfalld aud ohne einen ſolchen Bund gefichert ift. Dagegen 
muß in jedem eigentlihen Staatenbund, noch weit mehr aber im Bundesftaat, die höchſte rich— 
terlihe Gewalt für Entſcheldung von Streitigkeiten zwifhen Bundesgliedern und die hiermit 
zuſammenhängende Geſetzgebung, dad Recht über Krieg und Frieden nebſt ver Wehrverfaflung, 
das Recht der Befteuerung für Bundeszwede und das Recht der Vollziehung der Bundesgeſetze 
und Bundesbefchlüffe einer oberften Bundesgewalt zuftehen. Wenn ferner die Bundesverfaſſung 
nit von beftändiger Gefahr der Auflöfung des Staatenvereind oder ber Entfremdung einzelner 
Glieder begleitet fein foll, jo muß aud das Recht der Bünpniffe und des geſandtſchaftlichen 
Verkehrs mit dem Auslande entweder der Bundesgewalt ganz übertragen oder wenigftend von 
legterer beftändig überwacht werben. Es liegt fogar die oberfte, wenn nicht ausſchließliche 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten durch die Bundesgewalt ſchon im Begriff eines 
Staatenvereind,, der auswärtigen Staaten gegenüber einen einzigen gefchloffenen Staat bilden 
will, und foll im Bundesftaate überhaupt das Nationalleben fein wahres Organ und feinen 
hoͤchſten Ausdruck finden, foll die gleichmäßige Entwicelung ver Nationalität Durd ihn gewähr: 
leiftet, die Einheit und Kraft des Ganzen gegen die Gefahr von Spaltungen und Defectionen 
oder wechfelfeitiger Entfremdung der Theile gefichert fein, jo muß überdies durch thätige Theil- 
nahme der Nation oder der Stantenbürger an der Bundesgewalt, durch bundesmäßige Liber: 
einftimmung dev Ginzelftaaten in den Grundzügen des Verfaſſungsweſens und der Rechts— 
geſetzgebung, Einheit des Zoll- und Handelsſyſtems und durch den Bund vermittelte Gemein- 
ſchaft der für die Geſammtheit wichtigften Verfehrömittel und anderer gemeinnügiger Anftalten 
die Autonomie der Gliederſtaaten noch weitern Beſchränkungen unterliegen. 

Verſchieden von der Autonomie der integrirenden Beſtandtheile des Staats, welche felbft 

wieder einen ſtaatlichen Charakter haben und Staaten im Kleinen bilden, ift die aaa der 
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Privaten oder der einzelnen Staatsbürger. Diefe ift ihrem Begriffe nad befchränft auf vie 
Sphäre des Privatrechts mit Ausihluß aller Rechte und Befugniffe aus der Sphäre der Ho— 
heitsrechte, und es ift ziwar Feine Anomalie, wenn den Gemeinden und Landſchaften Gerichts— 
barfeit, Polizei und Örtliche Gefeggebung zukommen, wol aber wenn dieſe Befugniffe einem 
Privaten ald Eigenthum und Theil feines Vermögens zuftehen. 

Der juriftijch wichtigfte Gegenftand diefer Autonomie it Befig und Eigenthum, oder Erwerb 
und ſolche Leiftungen, die einen Gelowerth haben, und die allgemeinfte Form, in welder hier 
die Autonomie auftritt, ift das Gewohnheitsrecht, d. 5. dasjenige Recht, welches nicht von der 
gejeggebenden Staatögewalt ausgeht, jondern in der gemeinfamen gleihförmigen Rehtsübung 
ded Volkes und ver Volksgerichte und in deren unmittelbaren Rechtsbewußtſein feine Duelle hat. 

Es ift eine Thatfache der Erfahrung, daß von den in jedem Staate angenommenen und 
mit Gefegeöfraft befleiveten Rechtsnormen ein beträchtliher Theil feinen Urſprung feiner aus: 
drüdlihen Beftimmung des Geſetzgebers verdankt, jondern auf andere Weiſe entftanden ift. 
Es liegt in dem natürlihen Gange der Entwidelung des menfhlichen Geiftes, vom Beſondern 
zum Allgemeinen aufzufteigen, und lange bevor die Gejeggebung als eigenthümliche Function 
der Staatögewalt ſich damit beihäftigt, in allgemeinen Sägen eine Norm für die Behandlung 
ober Entſcheidung aller einzelnen Bälle aufzuftellen, iind ſchon dergleichen einzelne concrete Fälle 
vorgefommen, die durch ſpecielle vichterlihe Entiheidungen oder dur vie Ubereinfunft der 
Betheiligten ihre Erledigung erhalten haben. Iſt nun diejes in einer Reihe von Fällen gleich: 
förmig gefhehen, fo erwächſt hieraus allmälig eine Regel, welche nicht auf einem Acte der 
gefeßgebenden Gewalt, fondern auf der Übung eines vom volfsthümlihen Rechtöbewußtſein 
geleiteten Richteramts oder auf der rechtlichen Anerkennung Derjenigen, die auf ſolche Weife 
dad Geſetz für ihre Rechtsverhältniſſe jich felbft gegeben haben, beruht. Das erfte Geſchäft des 
eigentlichen, mit einer höhern Gewalt befleideten Gefeggebers befteht auch häufig blos darin, 
bie fo entftandenen Rechtsnormen zu fammeln und zu orbnen, und je volfsthümlicher ein Recht 
ift, deſto größern Antheil an feiner Bildung wird das Gewohnheitsrecht, diefe ohne Zweifel 
ältefte Art ver Rechtserzeugung, haben, umfomehr wird ſich die Staatdgefeggebung auf Samm= 
lung, Sichtung, Ergänzung und Fortbildung des Gewohnheitsrechts befchränfen. 

Das autonomifche Gewohnheitsrecht ift hier au umfomehr an feiner Stelle, ald das Pri— 
vatrecht ja die eigentliche Sphäre der äußern Freiheit aller einzelnen Staatöbürger ift und deren 
freie Übereinkunft zur Ordnung ihrer gegenfeitigen Rehtöverhältniffe maßgebend fein muß. 
In diefem Sinne war Rotteck geneigt, unter der Borausfegung, daf dad auf Autonomie der 
Privaten berubende Gewohnheitsrecht dem allgemeinen Vernunftrecht nicht widerſpreche und 
nicht allzu unvollftändig fei, eine von der Staatögewalt ausgehende Nechtögefeggebung für 
überflüffig, ja fogar für unbefugt zu erklären, fofern dad Volk bei feinem biäherigen Recht 
verharren will. Daber geftattet denn auch jedes bürgerliche Recht ven Staatsgenoflen, in pri= 
vatrehtlihen Berhältniffen ſich jelbftgewählten Rechtsbeftimmungen zu unterwerfen, und diefe 
Befugniß der Privaten, ohne Dazwifchenkunft einer böhern gefeßgebenden Gewalt nady ſelbſt⸗ 
geihaffenem Gefeg zu leben, wird vorzugäweife das Recht ver Autonomie genannt. 

Diefe Autonomie erfcheint im deutſchen Recht nad) der Verſchiedenheit der Stände und Ver— 
bältniffe bald in weitere, bald in engere Grenzen eingefchloffen, doch ift viefelbe ſtets ausgedehnter 
gewejen ald im römifchen Recht. Wenn nämlich das ältere deutſche Recht allen Glaffen von 
Breigeborenen als ein wefentliches Recht der Freiheit die Befugniß zugeftand,, foweit man nidyt 
durch Gebote des göttlihen Rechts gebunden oder durch die Verpflihtung zur befondern Treue 
gegen den Lehnsherrn, Dienftheren, Grundherrn u. f. w. befchränft war, nach eigener Mahl 
und Willfür für alle feine Rechtsverhältniſſe folde Normen feftzuftellen , welche keiner willkür— 
lihen Abänderung von Seiten der Staatsgewalt unterworfen waren, fo kennt dagegen das 
römifche Recht Feine autonomifchen Beftimmungen, die nicht durd eine höhere Staatsgewalt 
auch einfeitig und ohne Zuftimmung der dabei Betheiligten abgeändert würben dürften. 

Zu diefer Anſicht ift num aber auch Theorie und Praris der heutigen Gefeggebung zurüd: 
gekehrt. Sie verwirft ein den Staatsbürgern zuftehendes Recht der Selbftgefeggebung, über 
die der Stantögefeggebung feine Gewalt eingeräumt ift; fie fennt im Staat nur eine alle 
Nehtöverhältniffe umfaflende gefeggebende Gewalt, welcher fämmtlihe Staatägenoffen zum 
Gehorfam verpflichtet find, und beftimmt die Grenzen, innerhalb welcher fih das Recht ber 
Autonomie bewegen und felbft den von der Staatögewalt ausgegangenen Gefegen berogiren 
darf, dahin, daß abfolut gebietende oder abfolut verbietende Gefege durch autonomifche Beſtim⸗ 
mungen nicht abgeändert werben fönnen, mol aber bie fogenannten Dispofitingefege, deren 
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Hart fein anderer ift, ald eine Norm zur Entfheidung Desjenigen an die Hand zu geben, was 
i Setheiligten ſelbſt in ihren Nechtöverhältniffen unbeſtimmt gelaffen haben. 

Rur bei den jetigen Standeöherren und dem vormals reihdunmittelbaren Adel hat aus— 

abeweife jich ein Lberreft ver ausgedehntern Autonomie des ältern veutfchen Rechts bis auf 
den heutigen Tag erhalten. In bejonderer Ausdehnung genof und übte nämlich das Mecht der 
Autonomie der Hohe und reihsunmittelbare Adel Deutſchlands, da er, ſofern er nicht int Xen: 
oder Dimftverhältniß ftand, bloß Verpflichtungen gegen den Kaiſer und das Neich hatte, ohne 
einer kandeshoheit und befondern Randeögefegen unterwerfen und dadurch beichränft zu fein. 
As daher diefer Stand infolge der Einführung ded römifhen Rechts durch die völlige Aufhe— 
kung der Grundfäße, Die er bisher in ſeinem Familienrecht bei ver Verfügung über fein Stamm: 
gut und bei deſſen Vererbung befolgt hatte, feine politiſche Griftenz bedroht fah, war die ihm 
jutebende Autonomie das Mittel, wodurch er jene Verhältniffe ver Einwirfung des fremden 
Rebts entzog und fich bei den Ältern deutſchen Gewohnheiten behauptete, die er dur Haus: 
geiege in der Form von legten Willen und Verträgen theils näher beftimmte, theils den Ber: 
hältniffen der Zeit gemäß geitaltete. 

Auf diefe Weife bildete ſich für jenen Stand ein eigenes Privatfürftenrecht, deſſen vorherr— 
Ihende Tendenz die war, durch die Untheilbarfeit aller over gewiffer Güter und Gerechtſame 
vr Familie deren Anjehen zu erhalten oder zu vermehren, und diefe Autonomie ift durch 
rt. 14 der Deutfchen Bundesacte für die im Jahr 1806 und feitvem mittelbar geworbenen 
Semaligen Reiheftände und Reihsangehörigen dahin beftätigt worden, daß nad den Grund: 
lägen der frühern deutſchen Verfaflung deren noch beftehende Familienverträge aufrecht erhalten 
zerden und ihren die Befugniß zuftehen foll, über ihre Güter und Kamilienverhältniffe ver: 
bindliche Berfügungen zu treffen, ohne daß fie hierin durch die gefeggebende Gewalt des Staats, 
dem fie angehören , beſchränkt werben dürften. Weiteres hierüber f. im Art. Gtandesherren. 

Diefe Autonomie ded deutfchen Adels bildet vemnad ein wahres Standesprivilegium , eine 
Errmtion von den Beftimmungen des gemeinen Rechts, für welche, ald ein Ausnahmegefeß 
und eine Abweichung von der Rechtögleichheit, keineswegs diejenigen Gründe ſprechen, welche 
für autonomifche Feftitellung ver Privatrechtsverhältniffe im Allgemeinen geltend gemacht wer: 
vn können; und wenn felbft die Autonomie des Gewohnheitsrechts Feine unbeſchränkte fein 
darf, fondern von der Staatögefeggebung überwacht und geleitet werden muß, damit nicht alle 
Einheit ver Rechtsbildung zulegt verloren gehe und aus ver Verſchiedenheit des Rechts oder der 
Rehte die nachtheiligfte Rechtsunſicherheit und Störung des Verkehrs mit gegenfeitiger Ent: 

ung der unter verfchiedenem Recht Lebenden entſpringe, fo verdient no weniger Begün- 
Rigung jene Autonomie ver Privaten, welche in der anftöhigen Geftalt eines Vorrechts einzelner 
Stände oder Perfonen erfcheint. 

Überhaupt aber tritt in neuefter Zeit mehr und mehr die Tendenz und dad Bedürfniß her: 
vor, auch die privatrechtlihe Autonomie der Staatöbürger wieder in engere Grenzen einzu: 
lien. Autonomifc im weitern Sinn lebt nämlich Jeder, foweit feine Handlungen unab- 
hangig find von einer über ihm ftehenden gefeggebenden Gewalt, und man glaubte bis vor 
farzem noch den Namen eines Breundes der Freiheit nicht verdienen zu fönnen, wenn man 
ht der unbedingteften Freiheit der Einzelnen im Handel und Verkehr, in der Wahl und Aus: 
dxhnung des Berufs, in der Berfügung über das ererbte oder erworbene Gigenthum das Wort 
tete. So verſchwanden großentheild die Zunft= und Innungsſchranken, um der allgemeinen 
Gewerbfreibeit, zugleih aber aud einem beftändigen Krieg der Producenten unter fid und 
finee allgemeinen Uinfiherheit ded Erwerbs Plag zu maden; die Untheilbarkeit des Grund: 
Wäged wurde aufgehoben, um eine unbegrenzte Theilbarfeit an deren Stelle zu fegen; das 
Rebt der Überſiedelung und Anſäſſigmachung bis zu einem Grade ausgedehnt, der mande 
große, reiche Stadt in einen Herb des Pauperismus zu verwandeln droht. Aus der unbe: 
Bränften Freiheit der Arbeit, des Erwerbs und der Vererbung des Ermworbenen, verbunden 
mit der ebenfalls faft unbeſchränkten Freiheit der Verehelihung und häuslichen Nieverlaffung 
um der Goncurrenz, die ein Land dem andern macht, ift nämlich in der Neuzeit eine Herrſchaft 
vr großen Induftrie, ein Übergewicht der großen Capitale und als Folge hiervon eine ſolche 

Ungleichheit des Beſitzes hervorgegangen, daß allmälig eine Maffe Menſchen bejig= und arbeitd- 
Ist geworden iſt oder wenigſtens Gelegenheit und Mittel zum Erwerb nicht in dem Maße findet, 
um noch auf etwas mehr als bloße Friftung des nadten fümmerlichften Dafeins rechnen zu 
innen. Aus allen Theilen der gefitteten Welt vernimmt man Klagen über seen 
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unter ganzen Glaffen der arbeitenden Bevölkerung, und dieſer Nothſtand wächſt in ziemlich 
regelmäßiger Brogreffion. Taufende von Individuen vermögen bei den beflen Willen, ihren 
Unterhalt durch Arbeit zu verdienen, vennod ihre Bedürfniſſe nur Höhft unvollfommen zu befrie: 
digen, und Scharen von brotlofen Unglüdlihen, die nur Arbeit verlangen, fehen ſich in eine 
Rage verfegt, die ed bewirken könnte, daß jie von dem äußerften Rechte des in ven Grundbedin— 
gungen feines Dafeind angefochtenen Menſchen Gebraud machten. 

Daß hier Abhülfe noththut, daß die bisher verfuchten oder angewandten Gegenmittel un= 
zureichend find, und daß Rückkehr zur alten Gebundenheit des Befiged und der Arbeit, zur 
gegenjeitigen Abfperrung der Gemeinden, Wiederherftellung der Erftgeburtsrechte u. dgl. 
ein naturmwibriger Rüdfchritt wäre, daß demnach der gefellfhaftlihe Zuftand der ärmern 
Glaffen , ihre phyſtſchen Leiden und moralifhen Gebrechen die ernftefte Beachtung der Staats— 
männer und Gejeßgeber erheijchen , daß die Bewältigung der Maffenarmuth eine der dringend⸗ 
ften Aufgaben geworben ift, varüber kann bald nur noch eine Stimme fein, und die Zeit ſcheint 
nicht allzu fern, wo man ein Minifterium des Armenweſens jo nothwendig finden dürfte ald ein 
Minifterium des Eultus und des Unterrichts. Bereits ift England, mo der Gegenfag von Reid 
und Arm ſich am fhroffften entwickelt hat, mo aber auch der Staat feine Verpflichtung, für die 
Armen zu forgen, am thätigften anerkennt, mit Arbeitshäufern für die Armen bedeckt, und die 
Armenverrsaltung oder Armengefegtafel ift eine der wichtigſten Regierungsbehörden dieſes 
großen Reichs geworben. 

Dad radicale Heilmittel fcheint die über dieſen Gegenftand fi bildende öffentliche Meinung, 
neben einer zweckmäßig geleiteten Auswanderung, hauptfächlic in Veſchränkung einer zu weit 
getriebenen Autonomie zu finden. Dahin deuten ſchon einzelne gefeglihe Beftimmungen zum 
Shut des meift befiglojen Arbeiterd gegen den Unternehmer und den großen Fabrikherrn, die 
geſetzliche Beihränfung der Arbeitäftunden und Ähnliches. Und was find die Rufe nad Be: 
ſchränkung oder Regelung der Goncurrenz, Organifation der Arbeit und gleihmäßigerer Ver- 
theilung des Beſitzes Anderes ald das Verlangen, daß die Gefeßgebung in die privatredtlichen 
Berhältniffe des Beſitzes und Erwerbs, in die Bewegung des Eigenthums und der Production 
mehr als bisher gebietend und verbietend eingreife und mit größern Mitteln eine umfaflende ge- 
ſellſchaftliche Ordnung handhabe, um zwifchen Arbeit und Genuß ein gerechteres Verhältniß 
berzuftellen? 

In diefer Beziehung läßt ſich eine foctaliftifhe Richtung unferer Zeit nicht verfennen. Der 
Eontmunismus und ber Socialismus aber, die jedenfalls von einem tiefgefühlten und wirklich 
vorhandenen geſellſchaftlichen Übel zeugen, find das gerade Öegentheil derjenigen privatrechtlichen 
Autonomie, welde Arbeit und Erwerb, ſowie die Verfügung über das Erworbene und Beſeſſene 
ganz ber freien Willkür jedes Einzelnen und eben damit dem Zufall überläßt. Die communifti= 
ſchen und foctaliftifchen Syfteme verlangen nichts Geringeres ald die Aufhebung des bisherigen, 
auf ein Princip der Autonomie gegründeten Privatrecht3 und deffen Umgeftaltung in einem 
dieſem Princip entgegengefegten Sinn. Nicht nur ver Communismus, fondern aud der voll: 
ftändig durchgeführte Socialismus hebt die perfönliche Freiheit auf, um der Natur zum Trog 
eine deöpotifche Gleichheit an deren Stelle zu jeßen, oder ein beftimmtes Verhältniß zwiſchen 
Beſitz, Genuß und Arbeit zu erzwingen. Derfelbe widerftrebt deswegen allerdings der menſch— 
lihen Natur und wird feine Foderungen nie vollftändig und im Großen durchjegen. Die Frei: 
heit ift fo fehr Ziel und Inbegriff ver menſchlichen Wünfche und Beftrebungen, die Freiheit 
felbft fällt mit vem Wefen ver Perfönlichkeit fo ganz zufammen, daß eine allgemeine Verzicht- 
leiftung auf dieſes höchſte Gut in feiner nächften und natürlichften Sphäre, im haͤuslichen Leben 
und den täglichen Berufögefchäften, nie zu erwarten if. Nur aus ganz befondern, namentlich 
religidfen Antrieben, auf deren allgemeine Wirkſamkeit und Herrfhaft nie gerechnet werden 
kann, oder im Drang der Noth unterwirft fich der Menfch dem Zwange, der von der jtrengen 
Durchführung focialiftifcher Grundfäge unzertrennlich ift, nämlich wenn diefe Unterwerfung 
dad einzige Mittel zu fiherer und nahhaltiger Beflerung feiner Lage, die Bedingung feiner 
Erhaltung oder ver Weg ift, ſich die Mittel und Befähigung zur Selbftänpigfeit und Frei— 
beit zu erwerben. 

Gerade hierin treffen nun aber die communiftifcgen und focialiftifhen Foderungen zuſam⸗ 
men mit einer Stimme, welche immer lauter wird, mit einer Überzeugung, die fih immer weiter 
zu verbreiten fheint, daß man es nicht ganz dem Zufall und der eigenen individuellen Kraft 
oder dem guten Glüd eined Jeden überlaffen dürfe, ob und wie ihm die Mittel zu einem men= 
ſchenwürdigen Dafein zu Theil werden follen. Der Staat, die Gefammtheit, dies wird immer 
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Sarmeiner verlangt, ſoll Dem, der feine Arbeit finden kann, Beſchäftigung verſchaffen, er ſoll 
vn Befiglofen zu einen Beſitz oder doch zur Möglichkeit des Bejiges durch Gewährung der 
Bütel zu deſſen Erwerb verhelfen. 

Dies ift jedod unmöglich ohne mannihfahe Beſchränkung derjenigen Autonomie, welde 
man jenft als einen weſentlichen Beſtandtheil der bürgerlichen Freiheit anzufehen gewohnt war 
und zum Theil noch jet gewohnt ift. Der Anhäufung des Reihthums in den Händen Weniger 
wirt zulegt nur durch eine foldhe progrejfive Befteuerung des Erwerbs zum Beften der Erwerb: 
leſen begegnet werden fünnen, welde einer maßlofen Ausdehnung der großen induftriellen 
Untenebmungen Schranfen ſetzt. Um fodann das Roos der arbeitenden Glaffen fortwährend 
zu verbeffern und fie jo auch geiftig und fittlich zu heben, um bie Beſitz- und Erwerblofen nicht 
blos gegen den Bungertod zu fhügen, ſondern aud ihren höhern menfhlihen Bedürfniſſen 
Befriedigung zu verſchaffen, fie zur Selbftändigfeit und Freiheit zu erziehen, dürfte es noth: 
wendig werden, die Arbeitöhäufer für die Armen, wie jie in England beftehen, in Armen: 
tolonien zu verwandeln und, wo feine Arbeitöhäufer eingeführt find und eine vom Staate nicht 
blos geleitete, jondern auch großartig unterftügte Auswanderung nicht anſchlägt, inländifche 
Armencolonien in großem Mafftabe anzulegen, die, auf Arbeitögemeinfchaft und Gemeinjhaft 
des Gewinns gegründet, die natürlihfte und nothwendigfte Beſchäftigung des Menſchen, den 
Aderbau, zur Grundlage haben, mit ver Landwirthſchaft aber auch alle fonft geeigneten Ge: 
werbe und Induſtriezweige verbinden, um Jeden nad) dem Maße feiner Kräfte und Fähigkeiten 
zu beihäftigen. Die Bewohner diefer Armencolonien aber müßten einer ftrengen Haus = und 
Arbeitsordnung unterworfen werden und folange unterworfen bleiben, bis fie, theilmeife we- 
nigftend durch eigene Anſtrengung, die Mittel und die Fähigkeit zu ſelbſtändigem Fortkommen 
fih erworben hätten. 

So würbe bie Theorie des Socialismus zwar nicht ald Zweck und allgemeine Regel, aber 
doch ala Mittel oder Übergang und Vorbereitung zum Zuftand der vollen bürgerlichen Freiheit 
in die Gefeggebung aufgenommen, und zu einer ſolchen Beſchränkung der perfönlihen Freiheit 
und privatrechtlichen Autonomie ift ohne Zweifel auch der Staat gegen Diejenigen berechtigt, 
für welche er mehr thut, ald er nach ſtrengem Recht verpflichtet ift. 

Um aber die Geldmittel für eine Armenpflege in fo großem Maßſtabe over überhaupt zur 
Minderung der Ungleichheit des Beſitzes aufzubringen, dürfte eine weitere Beſchränkung der 
privatrechtlihen Autonomie in einer Sphäre nöthig werden, wo diefelbe durch das pofitive 
Grieg offenbar über die natürlichen Grenzen hinaus erweitert ift. Bis jegt ift nämlich, obgleich 
das Erbrecht im Naturrecht nicht begründet, ſondern ein rein pofitives Inftitut ift, zum allge: 
meinen Beften und für Zwecke ver Gefammtheit Niemand in der Verfügung über feinen Nach— 
lag beihränft, und wo eine legtwillige Verfügung nicht vorhanden ift, da vertheilt das Geſetz 
den Nachlaß nad) dem muthmaßlichen Willen des Verftorbenen. Diefe Autonomie des Erbgangs 
aber ift ein Hauptgrund der allzu ungleihen Vertheilung des Befiged, der immer weitern Kluft, 
welde die Armuth vom Reihthum trennt, und es wäre daher eine ebenso rechtmäßige ald humane 
und wohlthätige Anordnung, wenn die Autonomie der Privaten in ihren legtwilligen Verfü— 
gungen und in der Bererbung ihres Eigenthums wenigſtens da, mo blos Seitenverwandte vor⸗ 
banden find, zum Beften der Erblofen beſchränkt würde. 

Nah venjelben Grundfägen, welche bei der Autonomie der einzelnen Staatsbürger ober 
ber Privaten zur Anwendung kommen, ift im Wefentlihen au die Autonomie von Privat: 
geielliaften, Privatvereinen und Afforiationen, die vom Staate geftattet find, ohne daß fie 
einen politijchen Beftandtheil des Staats felbft bilden, zu beurtheilen. Die allgemeine Staatd- 
freigeit muß im freien Staat auch ihnen zu gute fommen, foweit nicht befondere Verhältniſſe 
eine größere Beſchränkung gebieten oder rechtfertigen. (©. Affvciation. ) 

Diefen Privatgejellfhaften könnte nun vom rein weltlichen Standpunfte aus auch die Kirche 
beigezäblt werden und wird denfelben auch in manden Staaten wirklich beigezählt, während 
Andere von der Anfiht ausgehen , daß die des Menſchen innerftes Weſen beherrſchende Wichtig: 
keit der Kirche eine ſolche Behandlung nicht zulaffe, und fie entweder zu einer förmlichen Staats- 
anftalt , das Kirchenrecht zu einem Stüd des Staatsrechts machen, oder, den felbftändigen und 
Öffentlihen Gharafter ver Kirche anerfennend, viefelbe ald neben dem Staate, aber in mannich— 
faltiger und inniger Berührung mit vemfelben ftehend behandeln. 

Bon einer Autonomie der Kirche kann nun, wie fid) von ſelbſt verfteht, nur da die Rede 
fein, wo die Kirche entweder als reine Privatanftalt, oder als öffentliches, aber ſelbſtändiges, 
aicht mit dem Staate zufammenfallendes Inftitut befteht. Die Kirche als reine Privatgefellihaft 
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oder PBrivatanftalt zu behandeln, verftößt jedoch gegen den univerjellen Charakter des firdlich- 
religiöjen Lebens, bejonders aber gegen die weltumfaffende Natur des Ehriftenthums Da es 
nur eine Wahrheit gibt und der religiöfe Glaube, in dem jede Kirche ih gründet, der Inbegriff 
der höchſten Wahrheit fein joll, fo gibt e8 auch nur eine wahre Religion, und die dem einen und 
allein wahren Glauben entjprehende Kirche umfaßt der Idee nach die ganze Menſchheit; fie ift 
demnach etwas viel Allgemeineres als jelbit ver Staat, in dem naturgemäß nur das Gigenleben 
eines einzelnen Volkes ſich ausprägt, ſie ift in noch) viel Höherm Sinne als der Staat res publica, 
die gemeinfane Angelegenheit Aller, und der Begriff einer Univerfalreligion oder einer Welt 
firche ift ein im Wejen ver Religion begründeter, dem insbeſondere das Chriſtenthum hulvigt. 

Sofern aber der Staat vorzugstweife das Äußere, die Kirche das innere, jittlichereligiöfe 
Gefammtleben der Menjchen oder der Völker darftellt, find Staat und Kirche voneinander ver= 
ſchieden; und fofern das innere geiftige Leben an Werth und Würde dem äußern flaatlihen 
nicht nachſteht, kann auch die Kirche dem Staate nicht untergeorbnet fein. Hieraus folgt ver An= 
ſpruch der Kirche auf Autonomie, und da diefelbe ald Organ des geiftigen Gefanmtlebend der 
Völker oder gar der Menfchheit nicht mit dem Maße irgend einer Privatanftalt gemefjen werden 
darf, jo kann fie auch eine andere und höhere Autonomie verlangen als die einer bloßen Privat- 
geſellſchaft, welche immer von der Staatsgewalt abhängig und derfelben unterworfen bleibt. 

Allein worin befteht nun dieſe Autonomie der Kirche, welche heutzutage, wenigſtens im 
Princip, vom Staate anerfannt, in Staatdverträgen und Verfaſſungen der hriftlihen Kirche 
zugefihert it? Man fagt: jede der beiden Geſellſchaften habe zu beſchließen und auszuführen, 
was jie betrifft und wozu jie ihrer Natur und Verfaſſung nad) befugt ift; jede habe die andere 
zu achten als eine Anftalt zur Realifirung von Menjchheitszweden, aber jede habe aud das 
Recht fi vorzufehen, daß ihr von der andern nicht zu nahe getreten werde. Jedes foll alfo im 
feiner Sphäre feinen Weg vom Andern unabhängig gehen, und mit Befolgung diefer Anwei— 
fung wäre auch wirflic aller Streit gefchlichtet , wenn Staat und Kirche ſich auf jo ganz geſon— 
dertem Gebiete bewegten, daß jeder Zuſammenſtoß durd die Einhaltung der natürlichen Örenzen 
ih vermeiden ließe, oder wenn die Linie zwiſchen Geiftlihem und Weltlihem fo ſcharf gezogen 
werden fünnte, daß ihre beiderfeitigen Gebiete nirgends übereinander griffen. 

Zum eigenthümlichen und unveräußerlihen Gebiet ver Kirche gehört allerdings die Glau— 
benslehre und der Gottesdienſt, die Kirchendisciplin und Hierardie; zum unabänderlichen 
Beruf und unveräußerlihen Recht ded Staats dagegen gehört die Rechtsverwirklichung, die 
Handhabung von Net und Frieden auch in den kirchlichen VBerhältniffen. Aber in ven Bereich 
des Staats fällt auch noch vieled Andere, und fowie die Kirche aus dem rein vogmatifchen Kreis 
heraudtritt, um das Dogma dur Lehre, Gottesdienſt und fürmliche Gefepe, die jle ihren Be— 
fennern auferlegt, ins Leben einzuführen und äußerlich zu verwirklichen, fteht fie auf einem 
Boden, auf welchem aud das Staatdinterefje ji geltend macht, auf welhem aud das bürger- 
liche Leben jich bewegt und eine Gollifion der Zwecke und Intereſſen beiver (wenigftens vermöge 
irriger und einfeitiger Anfichten ded einen oder des andern Theils) möglich iſt. Ja ſchon das 
Dogma kann den Zweck ded Staats gefährben oder das Recht verlegen, und Kehren wie die, daß 
einem Anderögläubigen nit Wort zu halten fei, daß die Kirche Eide löfen und Unterthanen 
vom ftaatsbürgerlihen Gehorſam freifprechen dürfe, könnten, gleichviel ob aus dem Dogma 
irrig oder richtig abgeleitet, dem Staate nicht gleihgültig fein. Und wie die Lehre, fo kann 
auch der Gottesdienſt nachtheilig für die Staatögefellfchaft wirken durch firhliche Übungen und 
Gebräuche, welche ſchädlichen Aberglauben, Werkheiligkeit, Müßiggang, Fanatismus nähren. 
Noch tiefer greifen endlich manche Geſetze und Inftitutionen der Kirche, wie die Gefege über 
Kirchenzucht und Kirhenftrafen,, über Ehehinderniſſe ı.nd Eheſcheidung, über die religiöfe Er— 
ziebung der Jugend, und Injtitute wie der Gölibat und die Klöfter in die bürgerlichen Verhält— 
niffe ein, und denft man vollends zurüd an den verderblihen Ablaßhandel und an foldhe nicht 
nur die Gewiſſen beunrubigende und durd) den Stillftand des Gottesdienſtes felbft die Gewiſſens— 
freiheit beeinträdhtigende, fondern aud alle bürgerlichen und fittlihen Verhältniſſe zerrüttende 
Kirhenftrafen wie Interbict und Bann, fo muß noch Farer einleuchten, wie wenig mit der 
Regel, daß in kirchlichen Dingen ein pofitives Handeln des Staats ausgeichloffen fei, die Rechte 
der Staatsgewalt umſchrieben und gehörig gewahrt find, mit wie gutem Grund daher ver Staat 
dad Recht des Placet anfpricht und darauf befteht, daß die Verordnungen der Kirchengewalt 
ohne vorgängige Einficht und Genehmigung der Staatögewalt weder verfündet noch vollzogen 
werden dürfen, 

Bon nit geringerm Einfluß ift aber von der andern Seite auch die Staatögefeggebung auf 
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wi Grdeihen und die Wirkjamkfeit ver Kirche, in welcher Beziehung es genügen mag, neben 

immigen Oeſetzen, welde unmittelbar ven Rechtszuſtand der Kirche und deren Verbältniffe 
za Staate beftimmen, an die Geſetze über Schule und Unterricht, über ven Eid und in Betreff 
der Ehe, über Armenpflege und fromme Stiftungen zu erinnern. Will überhaupt die Kirche 
ehenio weit gehen, als der Staat ihr gegenüber geht, fo ift die Schwierigfeit nicht groß, irgend 
eine Ritlihe , feelforgliche oder religiöfe Beziehung bei den meiften Staatsgeſetzen aufzufinden. 
Bir alle Kirhenverordnungen mögliherweife den Staatszweck berühren und benachtheiligen 
firmen, jo möglicherweife auch alle Staatdanoronungen den Kirchenzweck, und auch die Kirche 
bedarf eines Mittels zur Abwehr von Staatögejegen, welche die Nechtöverhältniffe ver Kirche 
im Staate zu ihrem Nachtheil ordnen, oder dad Firchliche Leben beeinträchtigen, die Gittlichfeit 
gefährden, dem Geift des Chriſtenthums zuwider find und den Charakter eines Volkes verfchlech: 
tern fönnen. 

Kirche und Staat find aljo voneinander nicht wie Inneres und Äußeres geichieden, ſondern 
die Kirche iſt, obwol hauptſächlich auf das Innere wirfend und mit innerlichen Dingen ſich be- 
ſchäftigend, doch an und für ſich ſelbſt fo gut ald ver Staat etwas Äußerliches und durch äußere 
Mittel Wirfendes. Die Kirche theilt fih mit dem Staat.in die Beherrfhung feiner Bürger, 
die Angehörigen des Staats jind auch die Angehörigen der Kirche, und wenn bei diefer Gemein 
fdaft, wenn bei der großen Ausvehnung des für bürgerliche und kirchliche Wirkſamkeit gemein: 
iamen Gebiets und bei dem überall möglihen Zufammenftoße beider die Autonomie der Kirche 
son der wenigftend in unferer Zeit viel mädhtigern Staatsgewalt nicht erdrückt und verfchlungen 
werden jolf, fo muß die Autonomie beider eine gleiche oder eine wechlelfeitig beſchränkte fein. 

Es klingt jehr unparteiifch, wenn man lehrt: der Staat darf der Kirche und die Kirche darf 
dem Staate nicht zu nahe treten, beide find in ihrer Sphäre frei und unabhängig. Aber was 
wird aus diefer Unabhängigkeit der Kirche, wenn blo8 der Staat dad Recht hat, die Handlun— 
gen der Rirchengewalt zu prüfen, ob fie nichts Staatdwidriges enthalten, und nicht aud) umge 
kehrt die Kirche, ob die Handlungen ver Staatögewalt nichts Kirhenwidriges? Und wie kann 
endererſeits den Übergriffen des Staats gewehrt, wie die Autonomie der Kirche auf ihrem Ge: 
biet und ihre Ebenbürtigfeit gerettet und doch zugleich verhütet werben, daß fie zu einem Staat 
im Staate emporwachſe, der die eigentliche Staatägewalt lähmt und vernichtet ? 

Dis jetzt kennt Wiſſenſchaft und Leben nur ein wirkſames und erprobted Mittel, das Ver: 
bälinig der Eoordination mit jener Äußerlihen Suborvination unter die Staatögewalt, ver 
auch die Kirche inihren Angehörigen fich nicht entziehen kann, zu vereinigen: Theilnahme an 
der Staatögemwalt und deren Ausübung. Daffelbe Mittel nun, welches allein ven Rechten des 
Bolfes wirffamen Schuß gegen die Staatsgewalt verleiht, ift ohne Zweifel auch dasjenige, wo: 
durch die Kirche gegen die bürgerliche Gefeggebung und meltlihe Gewalt am beften fihergeftellt 
werben kann, und auch die Kirche wird, wenn ihr Rechtszuſtand und ihre Freiheit ausreichenden 
Schutz genießen und ſie gleihmwol dem Staate nicht entfremdet werben foll, zur Mitvertretung 
bei der bürgerlichen Geſetzgebung, zu felbftändiger Landſtandſchaft berufen werden müſſen. 

Dieſe Erhebung ver Kirche zu einem Factor der Gefammtftaatögewalt erfcheint zugleich als 
die würbigfte Art, die Kirche, wie dies in den Zeiten des Mittelalter der Fall war und auch der 
höhere Staats zweck fodert, in den Organismus ded Staatd wieder aufzunehmen. Denn der 
Staat umfaßt zwar zunächſt nur das äußere Gefammtleben eines Volkes, allein zu dieſem äußern 
Gejammmtleben gehört auch das geiftige, fomeit daffelbe, um ſich organifch zu geftalten, in die 
äußere Erſcheinung tritt; und da das firdliche, fittlich=religiöfe Leben eines Volkes immer auch 
feine ãußerliche Seite hat, jever Glaube ji naturgemäß feinen Leib in einer Kirche bildet, jo 
muß zulegt der Staat auch die Kirche, d. h. die Kirche feines Volkes und feines Landes, mit ſich 
in organijche Verbindung fegen, wenn er auch nur das äußere Gefammtleben des Volkes in 
feinen wichtigften Beziehungen in fi aufnehmen, noch weit mehr aber, wenn er der höchſten 
Staatöidee genügen will, wenn er erfennt, daß dem Staate eine jüttliche und geiftige Orbnung 
zu Grunde liegt , deren natürliche Trägerin bie Kirche ift und deren fihtbaren Mittelpunft die 
Rirde bildet. 

Wenn aber aud ein ſolches Verhältniß früher in den germanifchen und romanijhen Staa: 
ten des Mittelalters beftand, wo Jahrhunderte lang die Geiftlichfeit die hier bezeichnete Stellung 
nahm, jo finden wir davon in unferer Zeit nur noch vergleichömeife fehr unbedeutende Liber: 
Neibfel; die heutige Landſtandſchaft ver Kirche ift mehr nur eine Succurfale der weltlihen Ge: 
walt ald eine wirkliche Vertretung kirchlicher Intereffen, und es ift nicht zu leugnen, daß eine 
klörändige Vertretung der Kirche in unfern Tagen große, für jetzt unüberwindliche Schwierig: 
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feiten finden mürbe in der Auflöfung der mittelalterlihen Glaubenseinheit durch zunehmende 
Spaltung, Zerfplitterung und Shwähung der religiöfen Überzeugungen auf der einen, fowie 
dur kirchliche Herrfhfudht und Unduldſamkeit auf der andern Seite. Nur eine Kirche jur 
Vertretung zuzulaffen, verftieße gegen den Grundfag der Nechtögleichheit, und die Vereinigung 
verfchiedener, meift feindjeliger oder doch aufeinander eiferfüchtiger Kirchen zu gemeinfamer 
Bertretung möchte leicht ven Zweck verfehlen, indem gegenwärtig alle kirchlich-religiöſen Elemente 
in einem Zuftande der Zerfegung, des Kampfed und der Anarchie begriffen find, aus dem erft 
im Verlauf der Zeiten gemeinfame Überzeugungen wieder hervorgehen mögen. 

Dem Staate, der feine Stellung richtig auffaßt, bleibt dabei nichts übrig, ald den äußern 
Frieden zu erhalten, indem er das religiöfe Leben der eigenen Entwidelung und Läuterung 
überläßt. Dagegen pflegt der Staat noch immer der Kirche feine Huldigung und Anerfennung 
dadurch zu bethätigen, daß er fie in feinen befondern Schug nimmt, ihre Diener ehrt und mit 
gewiſſen Vorrechten begabt, zur Vollziehung ihrer Satzungen die Hand bietet oder ſolche gar in 
feine eigene Gefeggebung aufnimmt, die Kirche auch mit feinen Mitteln und Anftalten bei ver 
Ausftattung der Kirchenftellen, dem Bau der Gottedhäufer, der Heranbildung von Kirchen— 
dienern unterftügt. Allein gemöhnlich läßt der Staat ſich diefen Schuß ziemlich theuer bezahlen, 
indem er fein Auffichtörecht in einer Weife handhabt, welche von einer der Staatögemwalt coor- 
dinirten Autonomie der Kirche nur den Namen übrig läßt, indem er ſich ald Obereigenthümer 
des Kirhenguis benimmt, von den Kirchendienern gleiche Unterwürfigfeit wie von den Staats- 
dienern verlangt, Verleihung der Kirchenämter oder wenigftens eine wejentlihe Mitwirkung 
dabei dem Landesfürften vorbehält und, wenn diefer, wie in den meiften proteftantifchen Län⸗ 
dern, zugleich oberfter Bifchof ift, die ganze Kirchengemwalt ohne Theilnahme und Mitſprache der 
firhlihen Gemeinden durd; Behörden ausübt, die dad Oberhaupt des Staats ernennt. 

Dadurch ift heutzutage die Kirche nicht blos unfähig geworben, wie im Mittelalter ein bie 
Voͤlker fhügendes, wohlthätiges Gegengewicht gegen die weltliche Gewalt zu bilden , fondern fie 
ift auch, ſeitdem fie durch die große Kirchenſpaltung aufgehört hat, eine in ſich felbft feftgegrün= 
dete Macht zu fein, genöthigt worden, ſich nach auswärtigen Stügen umzuſehen; fie ift, auf 
Koften ihrer eigenen Wirkſamkeit und Reinheit, in Fatholifchen Ländern zur Verbündeten, in 
proteftantifchen häufig zur Dienerin und zum Werkzeug weltlicher Gewalt herabgefunten, melde 
das Volk viscipliniren und zur Unterwürfigfeit anhalten foll. 

Aus diefem Grunde wollen in unfern Tagen Viele auf die befondere Unterftügung des 
Staats für die Kirche verzichten und fi mit der Autonomie, derjenigen allgemeinen Staats— 
freiheit begnügen , welche im freien Staate jedem Staatögenoffen, den einzelnen Staatöbürgern 
wie den Gollectivperfonen zufommt, ſodaß der Staat Feine Kirche ald ihm ebenbürtige Macht, 
als Landeskirche mit beftimmten öffentlihen Rechten und Verpflichtungen förmlich anerfennt, 
aber auch jeder Einmifhung in Kirhenfachen fi enthält und von dem Dafein einer Kirche oder 
verschiedener Kirchen feine Kenntnif nimmt, fondern fie ihrem Schickſal überläßt und blos die 
Glaubens = und Gewiſſensfreiheit aller feiner Bürger ſchützt. 

Diefed Syſtem des freiwilligen Kirchenthums, fo genannt, weil der Staat von der Kirche 
ald Kirche weder etwas verlangt, noch etwas für fie thut, fondern e8 ganz dem freien Willen 
der einzelnen Staatsbürger überläßt, mie fie ihre religiöfen Angelegenheiten orbnen, ob jie an 
einer firhlihen Gemeinfhaft theilnehmen wollen und an welcher, jcheint zwar dem Buchſtaben 
nach der Kirche ungleich weniger zu gewähren, ald dasjenige Syſtem, welches diefelbe ausdrück⸗ 
lich ald eine dem Staate ebenbürtige Macht mit befondern Rechten anerfennt und der Staats: 
gewalt befondere Pflichten des Schuges und der Fürforge zu Gunften der Kirche auferlegt. 
Berechnet man aber dabei die Gegenleiftungen, welche die Staatdgewalt von der Kirche zu fodern 
pflegt, nämlich Abhängigkeit ver ganzen kirchlichen Geſetzgebung, Befegung oder Mitbefegung 
der Kirhenämter, wo nicht gar Mitgenuß und zulegt Abtretung des Kirchenguts; erwägt man 
ferner, wie leicht und wie gewöhnlich der Kirchenſchutz in felbftfüchtige Beherrſchung der Kirche 
audartet: jo darf man fich nicht wundern , wenn in der That bei dem freiwilligen Kirchenthum, 
wie ed in Nordamerika befteht, die Kirche ſich felbftändiger und freier fühlt, und wenn man 
deshalb aud im proteftantifhen Europa anfängt, der Bevormundung der Kirche durch den 
Staat und ihrer Herabfegung zu einem Zweige der Staatöpolizei eine Orbnung der Dinge vor- 
zuziehen, wonad der Staat es immer nur mit den einzelnen, diefem oder jenem Glaubend- 
befenntniß zugewandten Staatöbürgern und Privatgefellfchaften, nie mit der Kirche als folder 
zu thun bat und, folange die Mitglieder einer kirchlichen Gemeinſchaft ven Staatögefegen nur 
den fhuldigen Gehorſam leiften, in ihre Glaubend= und Eultusangelegenheiten weder hemmend 
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nah ſerdernd, weder gebietend noch verbietend eingreift. Auch iſt die mit dem Staate verbündete 
Kirde manchem Angriffe ausgeſetzt, der fie blos darum trifft, weil fie als Dienerin und Stütze 
ber Orwalt betrachtet wird. 

Aber auch für den Staat hat dad Freiwilligkeitöprincip den unleugbaren Vortheil, daß er 

ven Verwickelungen entgeht, die aus der nominellen Gleihftellung der Kirche mit dem Staate 
und and dem Dafein verfchiedener Glaubensgenoſſen und verfchiedener Kirhen entjpringen. 
Beſteben nämlich, wie dies in den meiften heutigen Staaten der Fall ift, in einem und demfelben 
Sande mebre Kirchen, eine fatholifche, reformirte, Iutberifche, jüdifche, jo fan der Staat obne 
Berlegung der Rechtsgleichheit und mithin ohne Ungerechtigkeit feiner den Vorzug geben oder 
fie zur Staats kirche erheben, fie aus Staatsmitteln vorzugsweiſe unterftügen. Zerfallen aber 
die verihiedenen Gonfeffionen eines Landes wiederum in Sekten und Parteien, fo fteigert ſich 
due Schwierigkeit, allen gerecht zu werden, zur Unmöglichkeit. So liegt befonders im Gebiete 
dei Proteſtantismus der Geift der Neuerung faft überall im Kampfe mit dem Kirchenglauben, 
der Rationalismus und Naturalidmus ftrebt den Supernaturalismud zu verdrängen. Wie 
toll nun Hier die Staatögewalt den Streit fhlihten? Soll fie blos den Befigftand achten und 
gar feinen Geiftlichen , ver im Geruch der Heterodorie fteht, anftellen und dulden? Oder darf fie 
einer orthodoxen glaubendeifrigen Gemeinde einen rationaliftifchen Seelforger auforingen? Soll 
nie die theologischen Lehrftühle mit Hegel'ſchen Pantheiften oder mit Altgläubigen befegen ? 

Zu alledem kommt noch, daß der Kampf der neuen Überzeugungen mit dem alten Glau— 
ben, die Gährung und zum Theil Umwandlung, in welher die Elemente des kirchlichen und 
religiöfen Lebens überall, nicht blos in Deutfhland, fondern auch in England, Frankreich und 
Rorbamerifa begriffen jind, einen naturgemäßen Verlauf gewinnen muß, die Löfung reiner 
und befriedigender fein wird, wenn die zum Richteramt in dieſem Streit nicht berufene Staats⸗ 
gewalt nicht eingreift. Denn welches auch die fünftige Geftalt der Firdlichen Dinge werden, 
melde Geburt im Schoos der Zeit reifen mag, die Staatögewault ift weder fähig noch berechtigt 
zu entſcheiden, wie diejer Anarchie ein Ziel zu fegen fei und ob das Ende die von Manchen mit 
soreiligem Triumph bereitö verfündete Auflöjfung alles Glaubens in Philofophie, oder eine 
neue Form ded Glaubens und fittlihereligiöfen Gefammtlebens, eine Wiedergeburt der Kirche 
fein fol. 

Aus allen diefen Gründen ift ed wahrfcheinlih, daß das freiwillige Kirchenthum fi immer 
mehr ausbreiten, in manchen Ländern bleibende Herrfhaft erlangen, in andern wenigſtens den 
Übergang zu einer neuen kirchlichen Geftaltung und Lebendentfaltung bilden werde. Doch follte 
überall das Band, welches die Kirche mit dem Staate verfnüpft, nicht gewaltfam zerriffen, fon= 
dern mit ſchonender Hand, foweit fih das Bedürfniß fund gibt, allmälig gelöft werden; und 
wenn einerfeitö der Bildung freier und freiwilliger Kirhengemeinden fein Hinderniß in den 
Beg zu legen ift, fo follte andererfeit8 auch da, two feine Änderung begehrt wird, das biäherige 
Verhaͤltniß unangetaftet bleiben, weil die wahrſcheinlichen Früchte einer vem Volke aufgedrun— 
zenen Emancipation der Kirche Verwilderung und Entſittlichung, oder ein vollſtändiger Sieg 
des Katholicismus über den Proteſtantismus fein würden. Bon der Literatur über unſern Ge— 
genftand find beſonders hervorzuheben: Majer, „Autonomie, vornehmlich ded Fürften = und 
übrigen unmittelbaren Avelftandes im römifch = deutfhen Reihe‘ (Tübingen 1782); Span: 
senberg in Erich und Gruber’3 „Allgemeiner Encyklopädie“, Wilda in Weiske's ‚Rechts: 
lerifon ** und Gruber im „Archiv für civiliſtiſche Praxris“. P. A. Pfizerund Welder. 

Autorität. Hiervurd bezeichnet man zunächſt das Anfehen, weldes entweder auf intellec- 
tuelien (geiftigen, jittlihen , rechtlichen) oder auf phyſiſchen Eigenfhaften oder Kräften einer 
Berion oder einer Sache, over aud auf der Vereinigung diefer intellectuellen und phyſiſchen 
Gigenfhaften und Kräfte beruht. Sodann bezeichnet man mit dem Worte Autorität auch die 
Perionen , phyſiſche oder moralifche, oder die Sachen felbft, welche dieſes Anſehen bei Andern 
baben, welchen aljo Andere in gewiſſer Hinficht fi) unterorpnen. So fpricht man von der Auto- 
rität der Gelehrten, der Priefter, ver Könige-und der Beamten, von der Autorität der Bibel, des 
tmischen Redyts, oderman nennt auch fie alle oder auch alle geift oder weltlichen Behörden felbft 

Autoritäten. Man denkt dabei entweder nur an ihre intellectuelle Autorität oder an die Verbin: 
dang derfelben mit wirfliher Macht. 

Man Hat in neuefter Zeit die Autorität ſchlechtweg unbedingt preijen und andern guten 
Uingen unbedingt vorziehen, oder gleihfam Gögendienft mit dem Wort treiben hören, So hat 
Stabl in der berliner Kammer energiſch ausgeſprochen: „Wir wollen feine Majorität, jondern 
Ixtorität’, und Napoleon fagte am 2. Dee.: „Frankreich verlangt Autorität, nicht Freiheit.“ 
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Das find num beidesmal an ſich ſchon fchlechte und unlogifche Gegenſätze. Die Autorität 
und die Freiheit, auch zumal die Majorität können gut und können auch nicht gut fein uno Ma— 
jorität und Freiheit fünnen jelbft Autorität haben und Autorität fein. ‘Der Näuberhauptmann 
und der Verführer und ihre Macht fönnen ſchlechte Autoritäten haben und fein. In der Willen 
ſchaft ift es befanntlich ſehr verkehrt, einer Autorität ftatt der Vernunft, den vernünftig geprüften 
Gründen zu folgen. 

In Allgemeinen aber kann man für eine moralifche und für eine rechtliche Ordnung der 
Dinge, namentlich für den Staat die Autorität als eines der beiden ſchon oben (ſ. Abe, politi- 
fches) angeführten Grundelemente, namlich alddie Einigung oder linterorpnung neben der Freiheit 
betrachten. Hiernach erfcheint jedoch jene Stahl’ihe und jene Napoleoniſche einjeitige oder 
alleinige Empfehlung der Autorität aufs neue fehlerhaft. Es bedarf überall ebenfo wejent- 
lid) der Freiheit, ohne die ja eine meralifche und wahrhaft politifche Autorität fogar nicht ein: 
mal denkbar if. Wenn man aber gar predigen will: Feine Majorität, ſondern Autorität, fo 
verdient ein ſolches Gerede, auch abgefehen von den gerügten beiden Hauptfeblern, entſchiedenen 
Tadel. Es ſetzt eigentlich gar zu wenig Urtheil bei Denen voraus, zu welden man jo zu reben 
wagt. Man erweckt und nährt dadurch verjchiedenartige fchiefe Vorftellungen. Bei der völligen 
Verwerfung der Majorität könnte man denfen, man wolle entweder jede Achtung vor einer 
Majorität aufheben und die Minorität einer Corporation etwa für beffer erklären ald die Ma— 
jorität. Durch den unlogifhen Gegenfag der vorgezogenen Autorität aber könnte man auf den 
Gedanken kommen, man wolle despotiſch einen Einzelnen oder eine phyfiiche Macht vorziehen 
einem nad gemeinfamer Prüfung vernünftiger Gorporationen entflandenen vernünftigen Ge: 
ſammtwillen verfelben, man wolle, ohne ed ausprüdlich zu Jagen, alle geſellſchaftliche Freiheit 
verwerfen, da dieje ftetd der Vermittelung der Majorität bedarf. Müffen ja doch die meifeften 
Senate, fogar eine Bundesverfammlung und ein Herrenhaus, ihren Gefammtwillen, ihre ver: 
nünftigen Befchlüffe bilden durch Majoritäten. 

Nochmals aber, das bejtreiten wir durchaus nicht: Autorität und Autoritätsmacht und Ein— 
heit ift ebenſo nöthig wie die Freiheit felbft für ein politifche® Gemeinwefen, die Autorität ift 
mohlthätig einigendes Bindemittel für die Gefellfchaft. Nur vergeffe man nit, daß man dem 
moralifchen Anfehen und der damit zu verbindenden Macht der Autoritäten jo wenig die Freiheit 
geringfhägend und wegwerfend entgegenfegen darf, daß vielmehr alle wahre fräftige Autorität, 
Macht und Einheit in gefitteten freien Nationen von der Freiheit der Bürger ausgeht, auf ihr 
beruht. Wehe ven Mächten, welche diefes verfennen, wie z. B. die Stuarts mit ihrer Autorität des 
göttlihen Rechts, wie Napoleon mit feinen Bayonneten und Ludwig Bhilipp mit feiner Liften- 


und Lügenpolitif! 
° Darum fo preife man denn auch nicht einfeitig und ausschließlich die Autorität, man preije 
neben der Autorität ver Macht auch die Autorität ver Freiheit! Welder. 


Autorität ift die geiftig = fittlihe Macht, welcher ſich Vernunft, Gefühl und Wille ohne 
Prüfung, unmwillfürlih, blindlings unteroronen. Die Quellen der Autorität find natürliche 
Überlegenheit, göttlihe Weihe (oder Aberglaube), Gewohnheit. Der erften diefer Duellen 
entfpringt die älterlihe Autorität, die rehtmäßigfte und ungerftörbarfte aller Autoritäten; bie 
rechtmäßigſte, weil jie die unentbehrlichſte und die natürlichfte ift, Die ungerftörbarfte, weil fie 
fih mit jedem Geſchlechtsalter von felbft neu gebiert. Abnlicher Art ift die Autorität ded Man— 
ned gegenüber dem Weibe, des Weißen gegenüber dem Farbigen, der Kenntniß und der Cha— 
rafterfraft gegenüber der Unwiſſenheit und der fittlihen Schwäche. In allen diefen Fällen ift die 
Autorität das reine Ergebniß eines gegebenen Naturverhältniffes, welches fih ohne alle fünft: 
liche und befonderd ohne alle unlautere Hülfsmittel von felbft geltend macht, und darum ift denn 
auch die Wirkung der Autorität in allen diefen Fällen eine entichieven fittliche und mohlthätige. 

Weniger rein und unfhulvig pflegt der Urfprung und das Weſen ver religiöfen Autorität 
zu fein. Drohung und Beftehung, Furcht und Cigennug haben gewöhnlich einen beträchtlichen 
Antheil an ihrer Hervorbringung. Darum enthält denn aud) die religiöje Autorität an und für 
ih durchaus feine Bürgihaft für die Sittlickeit und Wohlthätigkeit ihrer eigenen Wirkungen. 
Die religiöje Autorität, welde das Gefeg gibt: Du follft nicht tödten, diefe nämliche Autorität 
befieblt Abrabanı feinen Sohn zu ſchlachten, und der Gehorfam des Erzvaters wird noch heute 
von einer ziemlich nüchternen Theologie als bewunderungswürdiges Beifpiel gepriefen. Kein 
Wunder alfo, wenn der feurige Glaubendeifer früherer Zeiten Jahrhunderte lang im Namen 
Gottes Thaten gethan, die fi von Werken des Teufels durch fein inneres und durch fein äuße— 
res Merkmal unterfcheisen Laffen. 
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Die Autorität der Gewohnheit endlich wird ji meiftens auf einen vorhergegangenen Zwang 

zurüdrübren laſſen, welcher durch langen Drud den Geift und ven Willen ver Untergebenen ſo— 
weit gebeugt oder gebrochen hat, daß fie in eine ftumpfjinnige Ergebung verjinfen, aus der fie 
fih zuweilen auch dann noch nicht zu erheben vermögen, wenn das materielle Jod von ihrem 
Raden hinweggenonmen worden iſt. In ſolchen Verhältniſſen wurzelt 3. B., was von der Auto— 
zität der Örundherren über ihre ehemaligen Hinterjaffen hier und da noch vorhanden ift. Solche 
Autoritäten find ihrem Urfprunge und ihrer herabwürdigenden oder doc darniederhaltenden 
Wirkung nach von der gehäffigiten Art und eben deshalb auch den gefährlichſten Gegenwirkun— 
gen von unten herauf audgefegt. Ihre allmälige Vernichtung wird in der Negel nur dadurch 
bewirft werden, daß innerhalb neuer Verhältniffe ein neues Geflecht aufwächſt, welches die 
Überlieferungen der Bergangenbeit nicht mehr aus eigener Erfahrung, fondern blos vom Hören: 
fagen kennt. 

Es liegt im Wefen ver Autorität, daß fie ihre Untergebenen weder zu zwingen noch zu über: 
reden braucht, daß fie aljo ſowol Kraft ald Gründe entbehrlih maht. Dadurch wird denn bie 
Autorität zu einem überaus werthvollen Werkzeuge ver Herrfchaft. Nichts natürlicher demnach, 
ald dag die Machthaber dieſes foftbare Werkzeug um jo feiter zu umflanımern beftrebt find, je 
deutlicher fie fühlen, daß ed ihren Händen vollends zu entgleiten droßt. 

Bon der heutigen Meftaurationspolitif werden unter vem Namen der Autorität eine Menge 
mehr oder weniger unflarer VBorftellungen zufammengefaßt. Zumal die Begriffe des göttlichen 
Rechts und ver Legitimität, welche in neuefter Zeit ziemlich abgenugt erfchienen und ange: 
ãchts der erfolgreichen Revolutionen in fo vielen europäifchen Ländern ziemlich unbrauchbar ge= 
worden waren, ſchielen halbverihämt aus den neuen Kunftausdrude hervor, aber jie genügen 
keineswegs, um den ganzen Umfang veffelben auszufüllen. 

Das Verdienſt, mit Hülfe diefed unklaren Begriffd ein neued Schlagwort in Umlauf gefegt 
zu haben, gebührt ver Erfindungsgabe ver berliner Rechtsphiloſophie, welche vor einigen Jah: 
ten die Löſung gab: Autorität, nit Majorität! Kaum geſprochen, wurde dies Wort wie eine 
Offenbarung aufgenommen, von einem taufendftimmigen Eco freudig wiederholt und einiger 
Orten fofort zum leitenden Grundfage der erhaltenden und wiederherftellenden Stuatöweisheit 
gemacht. So namentlich in Preußen, wo die Regierung, das Junkerthum und die Orthodoxie 
darüber einig find, daß die Autorität vas-Heilmittelenthält, ohne welches die franfe Zeit nimmer: 
mehr genejen wird. 

Was denn nun aber unter der allein rettenden Autorität eigentlich zu verftehen ſei, das hat 
und Stahl bis jegt nicht anvertraut, und darüber fheinen auch feine eifrigften Schüler fehr 
uneinig untereinander zu fein. Zwar der verneinende Theil ded neuen Wahlſpruchs der Gon= 
fervativen ift jehr deutlich und Gegenſtand des allgemeinen Ginverftänpniffes, der Begriff der 
Autorität aber wird durch den Gegenſatz der Majorität wenig oder gar nicht aufgehellt. Iſt vie: 
fer Gegenfag überhaupt ein durchgreifender, nothwendiger, kann nicht vielmehr die Majorität 
felbft zur Autorität werden, wenn fi die Minorität derfelben aus Pflihtgefühl unterwirft? 
Ubten nicht aud Johann Bockhold von Leyden und Mafaniello eine unbejtreitbare Autorität, 
eine Autorität des höchſten Grades, und gelten die Anpreifungen der Stahl'ſchen Schule auch 
von Autoritäten diefer Art? Welche Autorität ift die höhere, die der Kirche oder die des Staats, 
uud wer zieht die Orenzlinie zwijchen den Gebieten beider? 

Diefe Fragen ließen ſich unendlich vervielfältigen, wenn es der Mühe lobte. Wo immer 
eine Autorität vorhanden ift, da macht fie fich von felbft geltend, foweit fie reicht, im Guten wie 
im Böfen ; mo es hingegen feine Autorität gibt, da wird fie fi dur das feinfte Raifonnement 
nicht hervorbringen laſſen, und da ift die fhönfte Theorie derjelben vollfommen nuglod und 
überflüffig. 

Die Autorität war vor Zeiten, ehe man daran dachte, fie in ein Syſtem zu bringen, ein 
mächtiges Triebrad des Öffentlichen Lebens. In dad Staatöwejen des Altertbums griff diefe 
geiftig = jittlihe Macht taufenpfältig ein; die Ehrfurdt vor vem Geſetzgeber, die Heilighaltung 
feiner Anordnungen, die Vorrechte bevorzugter Geſchlechter, der ganze Verkehr des Staatd mit 
den Göttern durch Opfer, Drafel, Augurien u. f. w. waren Wirfungen der Autorität, In no 
höherm Maße vielleicht war ver Staat des Mittelalters von dem Autoritätöprineipe durchdrungen. 

Auf diefem Principe ruhten vor allen Dingen die kirchliche Macht und das Lehnweſen, die beiden 
großen Factoren ver Geſchichte eines Jahrtauſends. Demnächſt hatte die Autorität einen weiten 
Birtungdfreis in ver Gemeinde, in der Zunft, in Genoſſenſchaft überhaupt. Und fo vielgeftals 
fig die Autorität des Mittelalters, fo verfchievenartig ihre Wirkungen: hier bemunderungswürs 
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dige Schöpfung, dort ruchloſe Zerftörung; bier gute Sitte, Genügfamfeit, ftilles beiheidenes 
Glück, dort unbarmberzige Verfolgung, Mord, Brand, Folter, frecher Frevel gegen die heilig- 
ſten Güter des Menfchen; heute großartige Selbftverleugnung im Dienfte der Pflicht, morgen 
nuglofe Hinopferung an ein albernes Hirngefbinnft; oft gewaltige Thaten-und nichtswürdige 
Zwecke, ungeheuere Anftrengungen und winzige Ergebniffe. Kurz, die Herrfhaft der Autorität 
bat dem Mittelalter fein Maß der Weisheit, der Tugend und des Glücks gegeben, welches dem 
heutigen Geſchlechte beneidenswerth ericheinen könnte. 

Von der Autorität jener Zeiten find nur noch ſchwache Überrefte vorhanden. Sie hat ihre 
realen Grundlagen nad) und nad; verloren. Die überlegene Bildung und der Neihthum der 
Geiftlichfeit, die allgemeine Unmiffenheit und Armutb des großen Haufens, der Iehnrechtliche 
Grundbefig mit jeiner vielfältigen Gliederung, die hervorragende Lebenäftellung des Edelmanns, 
die Beſchränktheit der Verhältniſſe, welche den Blick und das Urtheil, die Wünſche und die 
Hoffnungen in den Grenzen der Überlieferung gefangen hielt, das Alles und mandje andere that- 
fählihe Stüge des Autoritätöprincips ift abhanden gefommen, und gleichzeitig find feine ehe: 
maligen Wirkungen Stüd um Stüd verſchwunden. 

Diefed Ergebnif wird von den Männern des Gonfervativismus keineswegs geleugnet, fon= 
dern vielmehr in der rührendften Weife beflagt. Statt nun aber unter den wirklich vorhandenen 
geiftig = fittlihen Kräften einen Erfag für die verloren gegangene Autorität zu fuhen, bemüht 
man ſich die verſchwundene Wirklichkeit aus dem reinen Begriffe wiederaufzubauen. Und dieſen 
abenteuerlichen Verſuch machen die geſchworenen Gegner und Verfpotter alles politifhen Idea— 
lismus, die Herren von der hiftorifhen Schule! Die nämlichen Federn und die nämlichen Lip— 
pen, welche nicht müde werben, den bitterften Hohn über papierne Berfaflungen und abftracte 
Staatötheorien auszugießen, fie ftrömen über von Ruhm und Preis eines leeren Schalls, des 
Wortes Autorität! Ein Selbftwiderfprud, eine Verleugnung des eigenen Princips, fo ſchreiend, 
fo unverantwortlih, fo beihämend wie wenige andere, deren fich die politifche Leidenſchaft je: 
mals ſchuldig gemadht. 

Die Apoftel und die Jünger der Lehre von der Autorität ſcheinen jedoch von der Unfrucht— 
barkeit deö neuen Evangeliums im Stillen ziemlich überzeugt zu fein, denn während fie in der 
Theorie die geiftig = fittlihe Macht anrufen, genügt ihnen in der Prarid eine handfeſte Polizei, 
befonders wenn fie nicht blöde ift im Zugreifen und im Mafregeln. Wo fie im Namen der con= 
fervativen Intereifen eine Zwangsgewalt ausgeübt fehen, welde feinen Widerſpruch duldet 
und jeden Widerftand rückſichtslos zu brechen weiß, da pflegen fie die Autorität nicht zu vermif- 
fen. Der Polizeizwang oder im Nothfalle. die militärifche Execution wird vielmehr in ihrer 
Vorſtellung zur thatfählihen Ausübung der Autorität. Eine gefährliche Verwechſelung, ver: 
möge deren jich jeder Aufruhr, jede Meuterei, jede Räuberbande mit dem Namen der Autori= 
tät bewaffnen kann. 

Wenn die materielle Gewalt den Intereffen und den Zwecken des Eonfervativismud genügt, 
fo bedarf er allerdings feiner Autorität, wenn er aber wirflid das Bebürfniß bat, die materielle 
Gewalt zu vergeiftigen und zu verfittlichen, fo muß er einen Erfag für die Autorität Herbeifhaffen, 
die ihm nun einmal nicht mehr in hinlänglichem Umfange zu Gebote ſteht. In andern Ländern 
bat man einen ſolchen Erſatz gefunden in der Vaterlandoͤliebe, dem Nationalſinn, dem Gemein⸗ 
geiſt, dem bürgerlichen Ehrgefühl, dem männlichen Stolze, ‘ver Freiheitäliebe und beſonders 
der vernünftigen, auf Gründen ruhenden Überzeugung von der Ehrenhaftigkeit, dem guten Wil- 
len und ver Fähigkeit der herrſchenden Politik. Die deutſche Staatöfunft dagegen hat bisher 
diefe und manche verwandte Kräfte größtentheild planmäßig darniedergehalten, ald geborene 
Beinde behandelt, geächtet. Gleihmwol läßt fich mit der größten Beſtimmtheit behaupten, daß ver 
Gonfervativismus ſich feines Bejiges nimmermehr fiher fühlen wird, ehe er jene Kräfte auf 
feine Seite gebracht hat. Eine ſolche Bundesgenoſſenſchaft ift freilich nicht ganz leichten Kaufs 
zu haben, fie verlangt vielmehr manches Opfer ded Vorurtheild, ded ungerechten Vortheils, des 
überlieferten Befiges, des bequemen Herfommend ; wenn der Gonjervativismus jedoch beharr= 
lid dabei bleibt, den nothwendigen Preis für die unentbehrlide Allianz zu zahlen, fo muß er 
fi darauf gefaßt machen, daß die Majorität doch ſchließlich Recht behält gegen die Autorität. 

A. v. Rochau. 

Avarie, ſ. Havarei. 

Avocatorien (Decrets de rappel, Litterae avocatoriae) find die von der Staatsgewalt 
erlafienen öffentlichen Verfündungen,, wodurd ihre in fremdem Land, zumalim Gebiet einer 
feinvlihen Macht, oder mit welcher ein Krieg eben auszubrechen droht, fi aufhaltenden Ange— 
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hörigen zur Rückkehr in die Heimat aufgefodert werden. Gewöhnlich werden dann auch 
föwere Strafen auf den Ungehorfam gefegt. Sole Strenge gründet jih auf die voraus: 
gefegte und unbebingte Pflicht des Staatdangehörigen, feine Perſon wie feine Habe fortwäh- 
rend zur Verfügung ver Staatögewalt, fobald dieſe verfelben nöthig zu Haben glaubt, zu ftellen, 
fomit auf die Annahme einer Art von Leibherrlichfeit ver Gefammtheit oder der Regierung 
über jeden einzelnen Bürger. Sonft können aber Avocatorien aud die wohlthätige Abſicht 
haben, den Angehörigen die Kunde von der Möglichkeit oder -Wahrfcheinlichkeit eines bevor: 
ftebenden Kriegsausbruchs zu geben und jie vadurd um ihres eigenen Beften willen zur Heimfehr 
aus dem Lande, welches ein feinvliches zu werben droht, einzuladen. In der neueften Zeit hat 
man wol audy ohne Krieg oder Kriegögefahr feine Staatöbürger überhaupt oder einzelne Elaffen 
derſelben zur Rückkehr in die Heimat aus irgend einem Lande, worin man fie ungern wußte, 
aufgefodert. So rief Rußland, obwol mit Ludwig Philipp in freundfhaftliher Annäherung be: 
findlich, ſämmtliche Ruſſen, die fih in Frankreich, nämlich im Lande ver Julirevolution, be: 
fanden, unter Strafandrohung nah Haufe; fo Haben die deutfchen Negierungen alle ihren 
Ländern angehörigen Handwerker, welche in der Schweiz ſich aufhielten, gleichfalld unter ſchwerer 
Strafandrohung zur fhnellften Heimkehr aufgefodert. Der Unfug, welchen einige Handwerks⸗ 
gejellen fih im Steinhölzli hatten zu ſchulden kommen laffen, und die Beſorgniß, daß bie 
politifche Anſteckung etwa von jenen Schwärmern oder Verführten auf alle Standesgenoſſen 
übergeben möchte, mar befanntlih das Motiv diefer früher in folder Strenge noch nicht vorge: 
fommenen Maßregel. Doc hatte auch die Abberufung ſämmtlicher preußifher Studirenden 
von den ausländifchen, insbeſondere von mehren genannten deutfchen Univerfitäten im Princip 
einige Ahnlichfeit mit derfelben. nn Rotted. 


B. 


Bacon und die von Macaulay vertheidigte Bacon'ſche Nützlichkeitstheorie. 
Franz B. von Verulam, Vicomte von St.-Albans, geboren zu London 1561, Sohn des 
Siegelbewahrers Bacon, ſtammte aus einer edeln und alten Familie. Seine erſten Studien 
machte er zu Cambridge und zeichnete ſich früh durch den Umfang ſeiner Kenntniſſe und die 
Reife feines Urtheild aus. Die Art, wie die Philoſophie des Ariſtoteles damals behandelt warb, 
welche die Grundlage aller Schulmweidheit und gelehrten Bildung war, erregte feine Aufmerf- 
famfeit und feinen Unwillen, und er zählte noch nicht 16 Jahre, ald er öffentlich gegen diefelbe 
auftrat und fie nicht ohne Geſchicklichkeit befämpfte. Alles kündigte in ihm den künftigen aus- 
gezeichneten Gelehrten an, der den Beruf in ſich fühlte, ven Wiſſenſchaften eine neue Bahn zu 
brechen. Die Verhältniffe feines Lebens ſchienen indeffen vemfelben eine andere Richtung geben 
zu wollen, der B. nicht ungern folgte. Der englifhe Gefandte am franzöfifchen Hofe, Sir 
PBaulet, nahm den kaum fiebzehnjährigen Jüngling mit ſich nach Paris und brauchte ihn zu 
nicht unbedeutenden Gejhäften, die er zu deſſen Zufriedenheit beforgte. Da fein Vater aber zu 
diejer Zeit flarb und ihm nur geringes Vermögen hinterließ, gab er der Nothwendigkeit nach, 
vor allem Die Mittel feines Dajeind zu fihern und die glänzenden Hoffnungen der Zufunft dem 
dringenden Foderungen der Gegenwart aufzuopfern. Er widmete fi mit Eifer der Rechts: 
wiffenihaft und wählte ven einträglichen Stand eines Anwalts, in dem er ſich bald großen Ruf 
erwarb. Im Jahre 1595 ward er in das Haus der Gemeinen gewählt. Indeſſen erntete er 
mehr Ruf ald Bermögen, und feine Ötonomifchen Verhältniffe wollten ſich dabei nicht verbeſſern. 
Der Hof, für den er war, wollte ihm wohl; aber bei diefer wohlwollenden Anerkennung blieb 
ed. Selbſt Elifabeth begriff ded jungen Mannes umfaſſendes Wiſſen und Tüchtigkeit und 
Hägte ihn; Cecil aber, ein praftifher Staatsmann, der das ganze Vertrauen der Königin be= 
ſaß und die Angelegenheiten des Landes leitete, hatte nicht die beſte Meinung von B. und wußte 
ihn von dem Staatsdienſte fernzuhalten. Zu den Gönnern B.'s gehörte der Graf Eifer, deffen 
Bemühung ihm zu befördern auch gewiß nicht ohne Erfolg geblieben wäre, hätte ihn nicht ſelbſt 
die Ungnade feiner Gebieterin getroffen. Wo die Gnade Alles gilt, nimmt auch die Ungnade 
Als. Eſſer fiel, und ver Gefallene hatte keine Freunde und Feine Verwandten mehr. 
Selbft B. verleugnete feinen Wohlthäter. Er that noch mehr und trat als fein Ankläger auf, 
weil er in diefer Rolle dem Hofe und ver Königin zu gefallen hoffte. Er follte aber fogleich ven 
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Werth auer Herrlichkeit diefer Erde, der er das Höchſte geopfert hatte, was der Menſch opfere 
kann — Ehre und Gewiſſen — fennen lernen, indem fein Opfer ihm den gehofften Kohn nicht 
erwarb. Vergebens war er an feinem Breunde zum Berräther geworden, wenn er nichts 
Schlimmeres war und er wirklich etwas zu verrathen hatte; B. war über den Undank des Ho= 
fed fo entrüftet, vielleicht auch durch die Öffentliche Beratung fo gefränft, daß er fein Baterlan 
verlaffen wollte. Mit ver Thronbefteigung Jakob's I. änderte jih in England gar Vieles, fo 
auch das Schickſal B.'s. Der Dank der neuen Regierung jöhnte ihn mit feinem Looſe und dem 

Baterlande, das er gegen die Fremde hatte vertaufchen wollen, wieder aus. Er warb zum Ritter 
ernannt und ftieg fhnell von Stufe zu Stufe bis zur Würde eines Lord-Großkanzlers (1619). 

Zum Peer des Reichs ernannt, erhielt er den Titel eines Barons von Verulam, den er bald gegen 

den eined Grafen von St.-Albans vertaufchte. Die Ergebung, mit weldher er ſich an den all= 

mädtigen Oünftling des Königs, den Herzog von Budingham, angeichloffen hatte, war ihm 

am Hofe fo nützlich, ald in der Sffentlihen Meinung verderblih. Man begreift kaum, mie ein 

Mann, durch fein ausgezeichnetes Talent und feinen innern Werth jo Hoch geftellt, ſich ernie— 

drigen konnte, die wahre Größe und Würde des Menſchen gegen den leeren Prunf und den 

falfhen Schein von Rang und Ehre zu vertaufchen. Man begreift es ſchwer, obgleich) dieſe demü— 

thigende Erfcheinung im Gebiete der Kunft und Wiſſenſchaft, im Reiche des Genies nicht felten 

ift und ein vieljeitiges und tiefes Miffen, eine umfaflende Gelehriamfeit ich mit Charafterloftg- 

feit verträgt. 

B. ſah ſich nicht lange im Genuffe feiner hohen Würden, ald er von dem Haufe ver Ge: 
meinen der Beftechlichfeit und Käuflichkeit angeklagt, vom Oberhaufe zu einer Geldbuße von 
40,000 Pf. St. und zu gefängliher Haft, deren Dauer vom Belieben des Königs abhing, ver— 
urtheilt ward. Das ftrenge Urtheil war durch das beigefügte Erkenntniß noch geſchärft, daß er, 
unmwürdig dem König zu dienen und im Parlament feinen Sig zu haben, von jever Stelle im 
Staate ausgeichloffen fei. Der König war, wie man jich venfen Fann, in feinem Belieben, den 
Berurtheilten gefangen zu halten, nicht befonders ftreng. B. erhielt bald feine Freiheit wieder; 
die Geldftrafe warb ihm erlaffen und überdies eine bedeutende Penfion bewilligt. Die groß- 
müthige Gefälligfeit, mit der ihn der Hof behandelte, galt Vielen für eine Beftätigung feiner 
Strafbarkeit, wenn diefe auch nur in einem fhimpflihen Einverftändniffe mit dem Herzoge von 
Buckingham oder vielmehr in einer blinden Unterwürfigkeit unter veffen Willen beftehen foltte. 
Auch murde er gegen das Ende feined Lebens, das 1626 erfolgt ift, in alle feine Rechte und 
Ehren wieder eingefegt und nahm felbft feinen Sif in dem erften Parlamente ein, das Karl 1. 
verfammelte. 

Wenn B. in feinem öffentlichen Leben und ald Staatsmann feinen befondern Ruhm er: 
worben, dann fteht er ald Gelehrter um fo höher, und fein Name wird der großen Dienfte we— 
gen, die er der Wiſſenſchaft geleiftet, wie diefe felbft, unfterblich fein. Seine ehrenvollften Tage 
find gerade diejenigen, die er, aller Ehren und Amter verluftig, in unbemerfter Zurüdgezogen- 
beit der ftillen Forfchung lebte. Das hat auch er erfannt und fehr wahr von ſich gefagt: „Mehr 
zur Wiffenfhaft ald zu irgend etwas Anderm geboren, ward id) zu den öffentlihen Geſchäften, 
ih weiß nicht durch welch Verhängniß abgezogen.” 1) Er Hatte ſich den großen, faft vertwegenen 
Entwurf vorgejegt, alle Wiflenfchaften zu regeneriren und auf einer feften Grundlage als einen 
zufammenhängenden Bau aufzuführen. Darum hieß er auch fein Werk die große Erneuerung 
(instauratio magna), das, von unermeßlichem Umfange, felbft wie es befteht, Bewunderung 
erregt, doch unvollendet geblieben ift. Die Beveutung, der Werth und vie Würde der Miffen 
[haft wird hier, fowie in dem treffliden Eleinen Werfe „De dignitate et augmentis scien- 
tiarum“ fiegreih dargethan, jede Gattung und Art derfelben mit faft naturhiftoriiher Ge— 
nauigfeit beftimmt, das Fehlerhafte in der bisherigen Behandlung gezeigt und felbft das Man— 
gelhafte nachgewieſen und wie ihre Vollendung zu bewirken fei. Die PhHilofophie war zu 
feiner Zeit, was fie nur zu lange Zeit gewefen und geblieben ift, ein leerer Wortfram, ein 
tunftreiches Gebilde von willfürlichen Definitionen, in eine willfürliche Terminologie gefleivdet, 
mit denen die Scholaftik kindiſch ein ernftes-Spiel trieb. Die hoͤchſte Autorität für alle Ber- 
nunft war der übel verftandene und misbrauchte Ariftoteled. DB. zeigte einen andern Weg, um 
zur Wahrheit zu gelangen, einen neuen, da das Ältefte dem Unverftande neu und das Natür- 
lichfte fremd und unnatürlich werden kann. Er ging von der Beobachtung aus, um zu That- 





1) Ad literas potius quam ad aliud quidquam natus et ad res gerendas nescio quo fato ab- 
reptus. „De dignit. et augm. seient.“, VHI, 3, 


Bacon 95 


han zu gelangen, und bediente ſich zu dieſem Zwede der Erfahrung und der Verſuche und der 

wa vortreiflich audgebildeten Inductiondmethode. Er wollte, daß der Geift fortjchreite 

reife zu Stufe, bejonnen und beharrlich, von den Wirkungen zu den Urſachen, von dem 
Ereinen zum Allgemeinen, und ji fo zur Kenntniß der Gejege der Natur erhebe. Das Willen 
Alte nad ihm ein Können, d. h. praktisch werben, und die Schule den Blicken des wiſſenſchaftlich 
Bebildeten die Welt öffnen und nicht verſchließen. Dem praftifchen Geifte ver Briten jagte dieje 
Lehre beionders zu, und ®. fteht ald Gründer der Experimentalphiloſophie bei ihnen in Anſehen, 
und der Theil feines umfaflenden Werks, der dieſen Gegenftand behandelt und ven Titel, Novum 
organon” führt, gilt auch jegt noch für den gelungenften. 

2. bat jich in verjchiedenen Fächern verfucht und in manchen ausgezeichnet. Seine „Apho— 
riömen über die allgemeine Gerechtigkeit oder die Quellen des Rechts“2) enthalten neue An- 
üten, die zu Der Bahn führen, welche die philofophifche Rechtslehre fpäter verfolgt hat. Seine 
Verfade über die Moral (‚‚Sermones fideles”) werben auch jegt noch fehr gefhägt. Weniger 
zdlich jheint er als Geſchichtſchreiber geweſen zu fein, wozu es ihm wol auch an der felbftän- 
digen Männlichfeit und der gerechten Schägung der Menſchen und Dinge gefehlt haben mag. 
Eine Geſchichte der Negierung Heinrich's VII, und Heinrich's VIII., die wir von ihm haben, bat 
in England wenig Beifall gefunden. 3. Weigel. 

Rachtrag. Im neuerer Zeit fchrieb der berühmte Maraulay in feinen gefhichtlichen und 
fiographiihen Schriften (Bd. 2) eine Abhandlung über B. Diefe Lebensbeſchreibung ift reich, 
wie faft alle Arbeiten des berühmten Parlamentsmitglieds und Geſchichtſchreibers, an gründlicher 
Ferfhung, an ſcharfem, geiftreihem Urtheil und an glängender Beredtjamfeit, ‚aber auch nicht 
hei von ber einfeitigen neu⸗engliſchen Nihtung, alle übrigen Vorzüge und Güter der Menſch— 
seit zu ausſchließlich dem Nützlichkeitsprincip unterzuorbnien, eine Richtung, die auch in andern 
Irbeiten Macaulay’s, namentlich in der Lebensbeſchreibung des ältern Pitt oder Lord Chatam's 
aur allzu jehr hervortritt und zu verkehrten Auffaffungen führt. 

Macaulay führt mit den zahlreihften wörtlihen Belegen aus B.'s Schriften aus, daß bie 
stoße Reform der Philofophie und Wiſſenſchaft, die der bewundernswerthe englifhe Philoſoph 
beabfihtigte, und der von Macaulay unbedingt gepriefene Gegenfag, in welchen B. zu ber 
Beiloſophie der Alten, des Sokrates, des Plato und Ariftoteles, der Stoa, des Cicero und Se- 
nesa, zu der Philojophie des Mittelalterd wie zu den größten franzöjifchen und deutſchen Philo— 
iapben trat, darin beftand, daß die Bacon'ſche Wiſſenſchaft lediglich die materielle Nüglichkeit, 
die Beberrihung der Naturkräfte für den Nutzen und die Annehnılichkeit ver Menfchen ſich zum 
Ziel jegte. Macaulay führt unbedingt beifällig aus, daß B. alle jpeculative und Moralphilo- 
fopbie, alle Beftrebungen ber fttlichen und geiftigen Vervollkommnung der Menjchheit, der 
Ausbildung und Vermehrung ihrer fittlihen Würde und ihrer Unabhängigkeit vom äußern 
Seürfniffe, der Entwidelung und Befeftigung der jittlichen Grundſätze, ja felbft der geiftigen 
Erhebung und Vervollkommnung durd Studien der reinen Mathematik und der Aftronomie 
di unnüglih und als völlig wirkungslos verwarf und verfpottete. Diefen angeblid un— 
züglihen, wirfungslofen, feinen Fortſchritt der Menſchheit bewirfenden Beitrebungen werben 
die durch empirische Beobachtung und Induction zu gewinnenden nüglihen Wahrheiten und 
Ste Erfolge in den fhon vorhandenen und immer mehr wachſenden glänzenden Fortſchritten 
ver Menichheit durch Hunderte von nüglichen Entdeckungen, von Bervollfommnungen nützlicher 
Berkzeuge und Einrihtungen für Handel, Induftrie und Landbau in prachtvollen Darftellun: 
zen nachdrũcklichſt entgegengeftellt. Es wäre unpaffend, einzelne Stellen der Darftellung von 
Baraulay zum Beleg diefer Anſichten abzubruden, da fie fich in dem Theile der Abhandlung, 
zeläer B. als Philofoph ausführlid ſchildert und beurtheilt, überall vielfach wiederholt an— 
nanderreiber. Ja Macaulay fucht die ganze weſentliche Eigenthümlichkeit und Größe der 
Sacen ſchen Philofophie, abgefehen von der bewundernöwerthen Geiftesfraft und Darftellung, 
erade nur in dieſer materialiftifchen Nüglihkeitsrihtung und führt aus, wie ihre ſcharfſinnige 
Unaiofe der Inductiondmethode weder dieſe alte Methode erfand, noch auch durch ihre Regeln 
gend verbefferte oder ihre richtige Anwendung fiherte, ebenfo wenig wie die gelehrten Regeln 
m Beriehung auf die Syllogismen das richtige logiſche Schließen jemals beförberten. 

To dies wollen wir hier nicht erörtern und ebenfo wenig die Frage, ob B. felbft die be— 
widarte Hauptrichtung feiner Philofophie ganz in ver von Macaulay geſchilderten eraffen Ein= 
feitigfrit und Folgerichtigkeit durchführte, mas namentlich die neuefte Darftellung der Bacon’: 


2) „Exemplum tractatus de justitia universali sive de fontibus juris. “ 
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fen Philoſophie von Kuno Fiſcher theilmeife in Abreve jtellt. Wir erlauben und hier nur 
einigen Widerſpruch gegen die ganze Grundanficht jelbft und vor ullen gegen die, wie ed und 
fcheinen will, höchſt unglüdlihe Bemühung Macaulay's, viefelbe gleihfam für alle Zeiten und 
Länder ald die ausfchließliche zu canoniſtren und in folder Weife die einfeitige materialiftifche 
Richtung unferer Zeit und vorzugsweiſe ded englifhen Volkes zu befördern. 

Die ganze Menfchheit und ihre Eultur Hat verfchiedene Seiten und Aufgaben. Ein einzelner 
Philoſoph, oft ſelbſt eine einzelne Zeit kann fie nicht vollftändig und genügend umfaflen. Die 
einfeitigen Richtungen der einzelnen Philofophen und Zeiten aber ergänzen ſich dann wohlthä- 
tig. Sie befeitigen die natürlichen Einfeitigkeiten der andern, fie verbeffern jelbft die offenbar 
fehlerhaften Aus- und Anwüchſe, welche felbft dem Evelften und Beften und jo aud der höhern, 
idealern Richtung der PhHilofophie leicht anhängen. Bon diefem Standpunft aus war die Ba— 
con'ſche Richtung auf den materiellen Nugen und Fortſchritt und au ihr Kampf gegen Aus- 
artungen der Geiftesphilofophie, vor allem gegen fholaftifchen Wortfram und fpielende Myſtik, 
Träumerei und Schwärmeret wohlberechtigt. ern fei ed, des unfterblichen Meifterd große 
Verdienſte, zumal für beffere Behandlung der Naturwiſſenſchaften und durd fie für die mate- 
rielle Eultur, zu verkennen oder zu verkleinern ! 

Aber fern fei ed auch von und, diefe Richtung aufs Leibliche als das einzige, ja auch nur 
als das höchſte und befte Ziel philofophifher und wiflenfhaftlicher Beftrebung anzuerkennen! 
Daß die in Induftrie, Handel, Landbau und andere materielle Lebensgeſchäfte verſenkten Män- 
ner und viele bequeme vornehme Genieher in einem beftimmten Zeitalter eined Volkes in dieſen 
Ton einftimmen, das freilich ift begreiflih. Aber daß ein Mann wie der vortrefflihe Macaulay 
diefer jammervollen Einfeitigfeit huldigen, daß er die Widerfprüche überfehen kann, in welche 
er fih dadurd mit den edelſten Theilen und Richtungen feines eigenen Lebens und des Lebens 
feines Volkes verfegt, das iſt faſt unbegreiflih. Wir unfererfeitö glauben, daß Sofrates, Plato und 
Ariftoteled und die Stoa in den ohneihre Schuld gefunfenen Zuftänden ver alten Bölfer Millionen 
vor dem Verſinken in ven gemeinften und lafterhafteften Materialismus bewahrten und die Kraft 
edlern menjchlichen Lebens erweckten und fefthielten, zum Theil jelbft in ven Gefegen und Regie— 
rungen, 3. B. in den Antoninen, wohlthätig rettend wirkten. Wir glauben dieſes noch vielmehr 
von dem Chriſtenthum, welches der Nüglichfeitdrihtung jo ganz und gar nicht dient, und in 
Beziehung auf welches wir nicht begreifen fönnen, warum es B. und Macaulay nur zur Seite 
lafien, ftatt e8 folgerichtig mit gleicher Verwerfung zu befämpfen. Wir venfen, daß ed noch 
etwas mehr ald unfere Telegraphen und Dampfmafchinen die Menfchheit gehoben, beglüdt und 
früher ungeahnten Fortſchritten zugeführt hat, welches nur Die leugnen mögen, die ſich fo ſehr 
dem Materiellen ergeben, daß fie nur diefes fehen und glauben. Wir können es ſelbſt nicht 
einmal mit B. und Macaulay als ein Unglück beklagen, daß die Philojophien in das Ehri- 
ſtenthum Keime der Entwidelung und Ausbildung verfenften. Wir glauben vielmehr, daß bei 
Eulturvölfern felbft ver rührige Fortſchritt in materieller Entwidelung und Erfindungen von den 
höhern geiftigen Entwidelungen, VBeftrebungen und Kämpfen abhängen, daß fle, dag vor 
allem freie würbige Stantöverfaffungen, wie die britifche, und alle evelften und größten Thaten 
der Menfchen dadurch entitehen und beftehen, daß die Menfchen ein Gefühl und Bedürfniß ihrer 
höhern, von der Herrfchaft ver materiellen Güter unabhängigen Würde und Beftimmung ha= 
ben und mit allen Kräften nad fittliher und geiftiger Behauptung und Vervollkommnung 
fireben und für fie kämpfen. China und Rußland und die ruſſiſche Kirche werben wol felbit für 
eine Eräftig fortfchreitende materielle Entwidelung und für Bacon'ſche Wiffenfchaft nicht mit bri= 
tifhen und deutfchen und franzöjifchen Erfolgen arbeiten. Ihre Zuftände und Ausfichten werben 
mit britifchen nicht zu vergleichen fein. Noch weniger wird ein edler Mann wie Macaulay bri- 
tifche Ehre und Tugend mit einer hineftfchen und ruffifchen vertaufchen. 

Macaulay muß überhaupt gar nicht überdacht Haben, wohin bei völlig folgerichtiger Durch— 
führung feine ausfchließliche Bacon'ſche Nützlichkeitsbeſtrebung führen müßte. Daß dabei über: 
haupt noch die Höhern Güter ver Menfchheit, eine freie Verfaflung, daß felbft die Geſchichte, vie 
Poeſte, die Kunft und mirfliche höhere Wiffenfhaft und Eultur mit der nöthigen höhern Be— 
geifterung und Liebe aufgefaßt, daß fie der Pilege, ver Anftrengung und der Opfer würdig 
befunden werben, das ift wahrlich ſehr zu bezweifeln. Ja was mehr ift, es ift allbefannt, daß 
bei ausfchließlicher Gültigkeit und Herrichaft des Nüglichen und ded Materiellen vie Lebens— 
fraft und die Achtung und Gültigkeit der Tugend und Ehre verfchwinden. Das hätte ihm 
vielleicht feine eigene Lebensbefchreibung B.'s fagen follen. Unmittelbar neben der bewundern: 
den Ausführung des ausſchließlichen Nüglichkeitsfyftems der Bacon’schen Philoſophie ſchildert 
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Bunlıy mit Der ganzen Wärme feines jittlihen Gefühls und der ganzen Schärfe feiner fitt- 

iöerdentweife dieſe felbft wahrhaft empörende Nichtswürdigfeit der Bacon'ſchen Handlungs⸗ 

zer. So ſchildert er, wie B., ver Sohn eines würdigen, angejehenen Naters, des Lordkanzlers 

& Riholas B., auch unmittelbar vor feinem erſten Eintritt ind öffentliche Leben unter Auf- 

&t und Yeitung eines Ehrenmanned, des britifhen Gefandten in Paris, Sir Amyas Paulet, 
oh ſchen jeit dem erjten felbftändigen Auftreten im Staatöleben jih ald ein Mann ohne alle 
Bebarpiung einer Höhern fittlihen Würde und Ehre lediglich durch Nützlichkeitsrückſichten lei— 
ten und zu moralifchen Schandthaten und Verbrechen beitimmen ließ. So fhildert Macaulay 
ansführlih, wie B. ven Miniftern und Günftlingen, fogar auch nad beſchimpfenden Zurüd- 
weifungen, zur Unterftügung feiner Stellengefuche vemüthig und unwürdig ſchmeichelte, da— 
gegen aber jeinen evelmüthigen Wohlthäter und Freund, den Grafen Effer, der ihn jahrelang 
zit den Ben eifen der innigften Freundſchaft überhäufte, ihm fogar ein Landgut ſchenkte und, 
wie B. jelbft jagte. durch die zartfinnige und freundfchaftliche Art der Verleihung den Werth 
ver Gabe noch überbot, dennoch, ſobald derjelbe ven Haß der Königin auf fih geladen hatte, zur 
Gmwerbung der Hofgunft in der gehäffigften Weife anklagte, felbft mitlinwahrheiten zum Blut: 
gerüfte trieb und noch nad feinem Tode feinen Namen mit Scharive zu bedecken fuchte; daß er 
ferner in gleicher Gunftjchleicherei, ald er fhon unter JafobI. und deſſen Günftling Budingham 
die böchſte richterliche und Staatswürde ded Lordkanzlers erreicht hatte, einen unglüdlichen alten 
Seiſtlichen, bei welchem man in einer handſchriftlichen nie gehaltenen Predigt eine Majeftätäbe: 
leidigung gefunden hatte, gegen das Geſetz und die Gewohnheit auf die Folter brachte und von’ 
im perfönlich, aber vergeblid während der Torturqualen verbrecheriſche Geftändniffe zu erpreffen 
fuhte;, daß er endlich die höchſte Richterwürde vielfach zur Verfälfhung ver Juftiz misbrauchte 
und jich wiederholt und eingeftändli und nach dem ſchweren Strafurtheil des Oberhauſes oder 
jener Beers beftechen ließ, fo vielfach beftechen ließ, daß man die jo erbeuteten Summen auf 
mehr ala 1 Mill. Glon. anfchlug. 

IM es denn nun, wenn man biefe weder durch Noth noch durd innere Bosheit oder aud) 
aur durch gewaltige Leidenſchaft, wenigftens durch feine andere als die des nüglichen Erwerbs 
treiber Geldmittel veranlaßten Ehrlofigfeiten und Schandthaten im Verhältni zu ihrem geiftig 
je großen Urheber betrachtet, nicht gerechtfertigt, daß man fle mit jenen Grundfägen feiner 
Peilofopbie in Verbindung bringt? Sie erfcheinen ja in ver That als die folgerichtigften Er- 
gebniffe jener umfaflenden materiellen Nüglichkeitötheorie, welche die Beftrebung für die höhere 
und edlere Würde und Aufgabe des Menſchenlebens felbft bis zur Verfpottung verwirft. Won 
Racaulay und feinem großen Volke, wenn etwa auch dieſes letztere der Bacon'ſchen Theorie wörtlich 
beifimmte, müßten wir, da fie ja eine Bacon'ſche Handlungsweife mit fittliher Verwerfung, mit 
Berabtung und Schande brandmarfen, fagen, daß fie inconfequent feien, oder mit den Worten 
Cicero’d, daß ihr Herz befler fei ald ihre Philofophie. Zum Heile der Menfchheit aber, welche 
dem großen britiſchen Volke fo Vieles verdankt, müfjen wir wünfden, daß fie, wenn fie nad 
Gonfequenz ftreben, doch lieber von der einfeitigen und im ihrer Einfeitigfeit und Ausſchließlich— 
keit völlig unſittlichen philofophifhen Theorie ald von ihrer eigenen befjern Lebenstheorie ſich 
lesſagen mödten. Jedenfalls müſſen wir wünfhen, daß nicht fo reihbegabte Schriftfteller wie 
Macaulay ihr Volk zum Gegentheil verführen möchten. Noch auf ganz andern Wegen als auf 
dem, das materiell Nüpliche zum einzigen Ziele des Strebend zu machen, hat das britifche Volt 
für Ehre, Macht und Glück des eigenen Vaterlandes und der Menfchheit gewirkt, und zwar jchon 
sen den frühen Jahrhunderten an, in welchen das nicht auf der Nüglichkeitötheorie beruhende 
Chriſtenthum im Gemüthe des britifchen Volkes fo tiefe Wurzeln ſchlug, daß zahllofe britifche 
Woeſtel und Märtyrer ebenfalld nicht aus Nützlichkeitsrückſichten Heimat und Wohlfein mit 
Dofern, Entbebrungen und Gefahren aller Art vertaufhten, um fernen Rändern die Lehre 
uns das geiftige Leben des Chriſtenthums und jein Streben nad) der höchſten Vervollkomm— 
zung zu bringen. Die ftat3 und noch heute ji erneuernden zahllofen Kämpfe und Beftrebun: 
sen für die höhern fittlichen und geiftigen Güter, für die Ehre der Männer und des Volfes, auch 

wit Aufopferung der Nützlichkeitsrückſichten, haben das Eifen britifcher Volkskraft zu edlem 

Stahl gebärtet und gehoben und für Philoſophie und Poeſie, für die größten Entdeckungen ihrer 

Saurforicher, wie für nügliche Erfindungen und Thaten ven höchften Lebenskeim entzündet, 

vr materiell überall unbegreiflich ift, der aber aus reiner Nüglichkeitöbeitrebung nimmermehr 

dersorgeiprungen wäre. Möge derſelbe nie verwahrloft und ausgelöfcht werden und das englifche 

Zell niemals mit allen materiellen Mitteln einem römischen oder hinefifchen Marasmus verfallen! 
Staats» Zerifon. II. 7 
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So unrichtig und gefährlich aber ift die hier von Macaulay vertheidigte Grundanfiht, Daß 
bei derjelben jogar das Verſtändniß und die Gejhichte großer Männer und Völker unmöglich 
und verfälfcht werden. Selbft bei einem fonft fo ausgezeichneten Politiker und Geſchichtſchreiber, 
wie der trefflihe Macaulay, bei welchem auch der Irrtum einer zu materialiftiihen Theorie Die 
Gefundheit des eigenen höhern Lebens und den sittlihen Idealismus einer edlen Natur im min= 
deften nicht unterbrüden konnte, laffen ſich doch ſchon aus jener zu materiellen Auffaflung der 
geſellſchaftlichen Verhältniffe hervorgehende unrichtige Hiftorifche und politiihe Auffaſſungen 
nachweiſen. So finden ſich joldhe, wie wir glauben, in feiner Lebensbeſchreibung und Würdi— 
gung Kord Chatam's, des ältern Pitt. Diefer großartigfte englifhe Staatsmann bildet mit 
feiner Lebensanfiht allerdings einen wahren Gegenfag zu der Bacon'ſchen. Der großartigfte 
engliiche Staatsmann aber ift Lord Chatam nicht etwa nad) den in feinem öffentlihen Denkmal 
anerfannten größten Erfolgen, fondern nad) der genialen, meifterlihen Ari, wie er diefe un: 
geheuern Erfolge zu erringen wußte, überhaupt nad feinen großen Eigenſchaften, namentlich 
auch feiner großen parlamentarifchen Beredtſamkeit, und vor allem nad) feiner tiefen jittlihen 
und rechtlichen Auffaſſung des Staatölebend. Macaulay aber jcheint dieje über feinen niedri— 
gen politiihen Maßſtab weit hinausgehende Größe keineswegs richtig zu würdigen. Unb nur 
daraus muß es wol erklärt werden, daß er Lord Chatam's fpäteres Wirken nad feiner großen 
Krankheit zu deſſen Verkleinerung benugt. Wenn man aber, wie aud der Verfaffer dieſer 
Beilen, folde Kranfe wie Lord Chatam felbft in unmittelbarer Nähe beobachten konnte, jo wird 
man mit Nothiwendigkeit zu einer andern Anfiht bingetrieben. Lord Chatam litt von früher 
Jugend bis zu feinem Tode an Gicht. Diefer Krankheitäftoff hatte ji auf das Gehirn geivorfen 
und ihn eine lange Zeit hindurch, in welcher feine Gattin allen Beſuch entfernte, der Freiheit 
des Geiftes beraubt. Endlich ſchien ex foweit genefen, daß er wieder in das Leben eintreten 
und in oberflälicher Beobachtung für völlig genefen gehalten werden fonnte. Aber bei diejer 
Krankheit erfolgen nur zu oft Fleinere und größere Rückfälle. Diefelben veranlaffen dann, oft 
nur vorübergehend, einzelne dem Patienten in feiner frühern Geſundheit entſchieden fremdartige 
Auffaffungen und Handlungsweiſen. Sie zerftören aber überhaupt oftmals die volle geiftige 
Gefundheit und geiftige Folgerichtigfeit, ſodaß ed ein Glüd für die Ehre diefer Männer ift, 
wenn bald flärfere Störungen wieder eintreten, damit auch die äußere Welt jie nicht mehr ver: 
antwortlih macht. Eigene liebevolle und forgfältig beobachtende Kamilienglieder thun dieſes 
auch ſchon früher gewöhnlich nicht. So fah der Verfafler diejer Zeilen feinen ehemaligen Col— 
legen und Freund, den berühmten Eiviliften Gramer, jahrelang vermeintlich gefund umher— 
gehen und jelbjt jeine Profeſſur verwalten, ohne daß, einige ftärfere Nüdfälle abgerehnet, An- 
dere alö feine treue Gattin und einige vertraute, genau beobadjtende Freunde viele feiner 
Äußerungen und Handlungen mit Sicherheit nur feiner Krankheit zufchrieben. So nun muß 
eö aber jih nad allen Nachrichten über das fpätere Befinden und Handeln des trefflihen Lord 
Chatam mit diefem in feiner fpätern Wirkfamfeit verhalten haben. Die bei dieſem edlen, kräf— 
tigen, klar und weit blifenden Manne unerklärlihen Eleinlihen und feiner frühern gejunden, 
großartigen Handlungsweiſe und Politif völlig widerfprechenden dffentlihen und Privathand- 
lungen, die mit Recht Erftaunen erwedten, dürfen offenbar nicht dem großen Staatsmann Lord 
Ehatam, fondern fie müffen feiner Krankheit zugefchrieben werden. _ 

Noch weniger aber darf man mit Macaulay mehre feiner tiefften und richtigften Auffaſſun— 
gen jeines vaterländifhen Staatsrechts für grobe und leihtfertige Irrthümer erflären. Marz 
aulay behandelt namentlich zwei Orundanfichten Lord Chatam's in folder Weife. Die erfte ift 
bie, daß ed auch in England, wie bei jedem freien Volke, einige wenige höchſte Rechtsgrundſätze 
gebe, welche vechtlich auch ſelbſt von allen Factoren der Geſetzgebung, alfo auch durch die ſoge— 
nannte Omnipotenz ded Parlaments nicht gültig aufgehoben werden können. Die zweite ift 
bie, daß die Steuerauflage weſentlich zu unterfcheiden ift von aller fonftigen Gefeßgebung, und 
daß in einem freien Volke aud) dann, wenn für gewöhnliche Gefege, dad Gleiche nicht gefodert 
wird, doch für eine rechtliche Befteuerung Bewilligung durch den Steuergeber oder feine er- 
wählten Repräfentanten, oder doch befondere Rechtsgründe, wie die einer Entſchädigung 
u. |. w., rechtlich nothiwendig find. Diefer Grundſatz wurde mit den Worten: „Ohne Reprä- 
fentation feine Taration ”, als ein natürliches Urrecht oder British birth-right unter energiſcher 
Öffentlicher Zuftimmung Lord Chatam's von den nordamerifanifhen Golonien den Steuer: 
auflagen des englifhen Parlaments entgegengefegt, während diefelben Golonien die Gefege des 
englifhen Parlaments, auch ohne in demfelben Repräſentanten zu haben, willig anerfannten, 

Diefe beiden Grundſätze ergeben ſich nicht blos aus der Natur der freien Theilnahme ſelb— 
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finger fitflicher Freier Männer an einer rechtlichen freien Gemeinschaft, aus ihren natürlichen 
Gaztfegungen, Grundbedingungen oder Orundverträgen, bei welden abfolute, bedingungs— 
it Singabe ſelbſt der ganzen Perfönlichkeit undenkbar ift, fie find auch überall tief in die Ge- 
Aste der freien Berfaflungen freier Völker verwebt und in denfelben anerkannt, au da, me 
ie die Berfaffungsurfunde nicht fo wie die nordamerifanifche ausdrücklich aufzählt. Der erfte 
jagt nad germanifcher Grundanfiht ald Behauptung der ganzen perſönlichen oder bürgerlichen 
Freiheit und Würde mittelbar auch den zweiten in fih. Er trat an fich aber deutlich hervor 
aus in ven Verfaffungen des Alterthums, jo namentlich in den allgemein beſchworenen Grund: 
möten der römischen leges sacratae (des römiſchen Grundvertrags), in den ſelbſt für die roͤ— 
zuiden Comitien unantaftbaren Rechten des Eicero, wie in den jura naturalia semper firma 
z!que immutabilia des römiſchen Corpus juris. Der zweite trat neben dem erftern noch beſon— 
ders ald Behauptung der materiellen Grundlage freier Perſönlichkeit, nämlich des Eigen: 
ums, bervor in allen germanifchen Verfaffungen. (S. über beide Grundfäge Grundgefeg 
und Beeten.) Den zweiten Grundfag, welder befanntlih, wie überall in den altgermanischen 
Lerfaffungen, fo bis auf den heutigen Tag in der englifchen Verfaffung ganz verfchiedene 
Beringungen und Formen bei Gejeg- und Steuerbewilligungen erzeugte und aud die Namen 
Dena, Abgaben, Beeten, Beifteuern für die Steuern begründete, entwidelte Lord Chatam als 
ielbft ein natürliches, unzerſtörliches Urrecht und British birth-right. Gr bezeichnet ihn auch mit 
den Worten: „Ohne Repräfentation feine Taration”, oder: „Wenn mein Gigenthum mein 
if, jo darf mir ed Niemand und aud) die Regierung ohne meine Einwilligung nicht nehmen.“ 
Unter jeiner energiihen Zuftinnmung, welde fein König ald wirkſam für die nordamerikaniſche 
Rmolution anflagte, jegten die norpamerifanifchen Golonien den Steuerauflagen des engli— 
hen Parlaments dieſes britifche Urreht entgegen. Ginmal durch Zurüdnahme der Stempel: 
are vom engliihen Parlamente jelbit anerfannt, dann aber durch die Theefteuer in leiden— 
ſdaftlier Übereilung aufs neue verlegt, wurde diefer Grundfag der unmittelbare und nädhfte 
Grund des nordamerifanifchen Kriege. Er wurde jo mittelbar eine hiſtoriſche Urſache der 
größten welthiſtoriſchen Ihatfahe, der nordamerifanifhen Freiheit. Und dennod will der 
Bolitifer und Geihichtihreiber Macaulay, verführt durd feine materialiftifhe Richtung, den 
toten Ghatamı als oberflächlich tadeln, weil er in dem Leben freier Nationen die Wirkſamkeit 
böberer,, über dem materiellen Regierungsmehanismus ftehender Kräfte und Grunpfäge aner: 
femmt. Eim unbefangene gründliche Erforfhung aller germanifhen und der engliihen Ver: 
fafungsfämpfe und Gejhichten würde ihn aber ſicher nicht blos ven vielfachen großen Einfluß 
jener Berjchiedenheit der Steuerbewilligungen vor der übrigen Gefeggebung, fondern überhaupt 
Me Eriftenz jener höhern Urrechte erkennen lalfen, trogdem daß diefelben fo oftmals materiell 
verlegt worden, und trogdem daß ihre genauere Feititellung ſchwierig und beftritten ift. Dieje 
beiden Mängel Eleben ja aud andern wichtigen und unmwidhtigen Rechten an, welche vielleicht bei 
weitem weniger einflußreih und wohlthätig für die Menſchheit und ihre Gultur find. Wer über 
vie Entwidelungen und die Lebensaufgaben gefitteter Völker philoſophiſch oder hiſtoriſch richtig 
artbeilen will, der darf eben feinen Augenblick die unzertrennlihe Verbindung und Wedhjels 
wirfung des Höchſten und Niederften, des Sittlihen und Reiblihen aus den Augen laſſen, der 
darf nie mit B. und Macaulay ausſchließlich das materiell Nügliche und die materielle Vervoll: 
keramnung preifen, ebenfo wenig ald deren Vernachläſſigung. Ohne das Göttliche gibt es 
ſelbſt nicht einmal einen menſchlichen, jondern nur einen thierifchen Leib. Melder. 
Baden. (Geihihte) Das Großherzogthum Baden ift der jiebente Staat im Deut: 
den Bunde. Es liegt in dem jüdöftlichiten Theile Deutihlands, von Nheinbaiern, Frankreich 
und der Schweiz durch den Rhein und Bodenfee, von Helfen und Baiern durch den alten Förich 
um Odenwald, von Würtemberg und Hohenzollern durd; den Schwarzwald, die Baar und 
Raube Alp getrennt. In diefer Lage bildet das Großherzogtbum ein etwa 65 Stunden langes 
wiammenbängendes Grenzland, welches mit feiner größten Breite (im Süden) ungefähr 35, 
mit feiner geringften (in der Mitte) aber faum 4 Stunden mift, und deffen Bodengeitaltung 
art Klima ebenfo verichieden find. Denn zwifchen dem hohen Rüden des Feldbergs, wo Fein 
Sebüſch mehr gedeiht und der Schnee öfters bis tief in den Sommer hinein liegen bleibt, und 
kn warmen, mein= und obftreichen Ufern des Rheins und Bodenfees reihen ſich die Gebirgs— 
ame, Hochgelände, Thäler und Ebenen in bunter Mannichfaltigkeit aneinander. Vom Stode 
zes Feldbergs erftreckt ſich der Schwarzwald bis hinaus an den Randen (bei Schaffhaufen) und 
Sit hinab an den Nedar, wo der Odenwald beginnt, welcher die Hochebene . „Baulandes“ 
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neben ſich hat, wie ver Schwarzwald jene der „Baar“. Die ſchönſten und intereſſanteſten Ge— 
genden finden ſich an ven Vorhügeln dieſer Gebirge, wo bier aus engen und wilden, dort aus 
weiten und fruchtbaren Thälern taufend fifchreiche Flüſſe und Bäche in vie Ebene hervorſtrömen. 
Das Neckar-, Murg-, Kinzig-, Treifam: (oder Höllen:) und Wiefenthal find ihrer landſchaftli— 
hen Reize wegen durch Reifebefchreiber, Maler und Dichter berühmt geworben, aber auch die 
grotesfen Partien des Wutach- und Werrachthals ziehen die Blicke des Naturfreunded an. 
Sonft erfcheinen ald am meiften durch befondern Eharafter ausgezeichnete Gegenden und Land— 
{haften : im Unterlande die altberühmte Bergſtraße am weftlihen Abhange des Odenwaldes, das 
odenwäldifche Bauland, der freundliche Taubergrund, die Hard und der Bruchrain mit ihren 
Eichwäldern und Moorgründen; im Oberlande der herrliche Breisgau, die wieſenreiche Ortenau, 
das ſchwarzwäldiſche Hochland mit feiner Induftrie, die getveidereihe Baar, das romantiſche 
Hegau und die zaubervolle Seegegend. Überhaupt aber ift Baden nicht blos eines der ſchönſten 
und gejegnetften, jondern auch eines der bevölfertften und cultivirteften Länder deutſcher Zunge. 

Diefe Landſchaften bildeten im Beginne unferer Zeitrehnung den ſüdweſtlichen Winkel 
des römifchen Vorlandes am Oberrheine, welches bei Tacitus bezeichnend sinus imperii et 
pars provinciae genannt wird. Denn nad der Eroberung Galliens und Helvetiend hatten 
die Römer ihre Blicke auch auf das benachbarte Germanien geworfen und vorerft die viel- 
fach von ihrer urfprünglichen celtifchen Bevölkerung verlaflenen Gegenden zwiſchen der Donau, 
dem Rheine, Maine und Nedar zu einer Militärcolonie benugt, welche unter neue galliihe An— 
fiedler und römische Veteranen nad gewöhnlicher Vermeſſung (den Winkeln eines X) audgetheilt 
war (daher agri decumates) und durch die Befeſtigung ihrer norböftlihen Grenzen vermitteld 
eines Walld und Grabens oder Pfahlwerks (vaber limes decumanus) ald Vormauer des rö⸗— 
mischen Reich8 gegen die immer gewaltiger herandringenden Deutfchen galt. Von den Nieder: 
laffungen ver gallifhen Anjiedler, wie von den römischen Haupt: und Nebenftraßen, Feſtun— 
gen, Wartthürmen, Stationdhäufern, Städten, Bädern, Tempeln und Ziegelbrennereien, 
Denk- und Wegfteinen find noch in beinahe allen Gegenden reiche Trümmer und Spuren vor- 
Banden, woraus man fließen darf, daß der Anbau des Landes in den wohlgelegenern Theilen 
einen nicht geringen Grad erreicht hatte. Auch zeigen ſich im heutigen Berg-, Mein, Ader: 
und Wiefenbau nod Merkmale, welche jichtbar Uberbleibfel und Überlieferungen aus der rö- 
miſch- gallifhen Bebauung des Vorlandes find. — 

Bon der Hauptſtadt Moguntiacum (Mainz) zog ſich, wie jenſeits amı Rheine, fo auch dief- 
feit8 am Gebirge hin eine Militärftraße, mit einer ſtrategiſchen Linie correfpondirender Eaftelle 
und Wartthürme auf den benahbarten Höhen, bei Lupodunum (Ladenburg) über ven Nedar, 
bei Duriacum (Durlach) über die Pfinz und bei Athiniacum (Ettlingen) über die Alp nad) der 
civitas Aurelia aquensis (Baden-Baden), welche wol die bedeutendfte Stadt der ganzen Rhein 
thalftrecfe vom Nedar bis an den Bodenfee war. Sie verdanfte ihre Gründung den Kaifern 
Hadrian und Antonin und ihre Blüte dem Caracalla, deſſen Namen fie trug; ed umgab fie ein 
beträchtliches Gebiet (res publica aquensis), welches ſpäter'als marca Badin erfheint. Von da 
aber zog jich die römifche Bergftraße bei Morodunum (Mortenberg) über die Kinzig und bei 
Rigola über die Elzach, um einerfeit8 am Rheine hin über Brisiacum (Breifadh), über die Aquae 
am Blauen (Badenweiler) und über die Wiefe bei Laureacum (Lörrach) nad) der civitas 
Augusta Rauracorum (Bafel= Augft) zu gelangen, andererſeits aber über Tarodunum (Zar: 
ten), über die sylvaMarciana und den mons Abnoba (Schwarzwald und Baar) die große Ober: 
donauftraße zu erreichen, welche von Vindonissa (Windiſch) bei Tenedo (Dettingen) über den 
Rhein, ſodann über Juliomagus (Stülingen), Brigobannis (Bräunlingen) und Arae Flaviae 
(Rottweil) nad dem Donauthale lief. In diefer Weife bildeten die jetzt badischen Lande mit den 
angrenzenden Theilen des römiſchen Vorlandes ein eng zuſammenhängendes Ganzes, deſſen 
Zufunft ed war, ſich nad) der Völkerwanderung und während des Mittelalterd immer mehr zu 
trennen und in eine Menge größerer und Fleinerer Territorien aufzulöfen, um endlich in der 
neuern Zeit allmälig wieder zu einem Staate vereinigt zu werden, welcher feinen Namen vor, 
ber deutihen Bezeichnung der alten eivitas aquensis am Osbache erhielt. 

Seit Garacalla waren die deutfhen Anwohner des Vorlandes immer Fühner gegen daſſelbe 
geworden und endlich verbanden fih mehre Stämme derfelben zu einer Art von Eidgenoſſen— 
Schaft unter vem Namen der Alemannen und befämpften die römische Herrichaft am Oberrbeine 
und Bodenfee unermüdet in einem mehr als hundertjährigen blutigen und wechſelvollen Kampfe, 
bis jie mit dem beginnenden 5. Jahrhunderte völlig die Herren beider Ufer waren. In ſtar— 
fen Maſſen bejegten jie das eroberte Land und theilten daſſelbe unter ſich nach ihrer Sitte ver 
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Sebofung, wodurd jeder Freie jein eigen Hofgut erhielt, welches er mit feiner Kamilie und 
zuleibeigenen aus der zurücdgebliebenen celtifch= römischen Bevölkerung bebaute. Und wie am 
Öerrheine Die Alemannen, jo machten es am Mittelvheine vie Branfen, das vornehmite ver 
wrutihen Bölfer. Beide Stämme vertrugen ſich dieffeit ded Stroms, wenn auch in fteter Eifer— 
fuhr, doch noch leidlich nebeneinander; jenjeitö aber, wo ed die Herrſchaft über das bloßgegebene 
Ballien galt, geriethen fie in einen um jo blutigern Kampf, melden die Schlacht von Zülpich 
4% für die Franken entſchied. Chlodwig wurde dadurd Gründer der fränfiihen Monarchie; vie 
Urmannen mußten ſich derſelben anſchließen, wie die Schwaben und Baiern, und ihre Grenz— 
merten über die Murg zurüdzieben. Es entftanden von dieſem Fluffe an über ven Rhein, Nedar 
und Rain hinab die Herzogthümer Nhein= und Oſtfranken, durch das Land aufwärts aber bis 
an die Vogeſen, den Jura und die helvetiichen Alpen und bis hinaus an den Lech die Herzog— 
thümer Eljaß und Schwaben, melde jpäter zufammenfielen. Die Grenze zwifchen dem fränfi- 
(den und alemannijchen Rheinthale blieb jenjeitd die Selz und dieſſeits der Osbad mit dem 
Drte Baden, melden ji die Kranken wahrſcheinlich feiner alten Bäder wegen noch zugetheilt 
batten. " 
Durd Die Sranfen erhielten die verjchievenen, jetzt badiſchen Lande das Chriſtenthum und 
bie politifch = militärifche Einrichtung der Gauverfaffung. Schon unter den Dagoberten follen 
die alten, während der Römerherrſchaft gegründeten, durch die Völkerwanderung zerftörten 
Biibofsfige zu Mainz, Speier, Worms, Strasburg, Baſel und Konftanz (Windiſch) wieder: 
bergeftellt worden jein. Aber weiter hinauf noch reiht das Wirken der irifchen Mifjionare, 
welde in einer faft ununterbrodenen Reihe bis in die Zeiten der Karolinger das obere Rhein- 
tbal und Die angrenzenden Gegenden bejucht haben. Bei dem alten Sanctio ftiftete ver heilige 
Fridolin (get. 540) die Abtei Säckingen, welche jomit eines der älteften Klöfter in ganz Deutjch- 
land war. Diejem Glaubensboten folgten 614 Eolumban und Gall, von denen das Gotteshaus 
St.Gallen ftamımte, deſſen Einfluß auf die Bodenjeegegend und noch auf weiterhin bis über den 
Schwarzwald herab eine große Bedeutung gewann; zu gleicher Zeit ungefähr erfchienen Offa 
und Landolin, aus deren Zellen die Klöfter Schuttern und Ettenheim = Münfter entftanden ; die 
deilige Lioba, auf Veranlaſſung des heiligen Bonifaz 725 Stifterin des Klofters Biſchofsheim 
an der Tauber, und der heilige Pivmin, 724 Gründer von Reichenau, dad an Güterbefig und 
gelebrien Männern lange Zeit mit St.Gallen wetteiferte. Neben dieſen erften Gotteshäufern 
wurden im Bereiche ver jegt badischen Lande und in deren nächſter Nachbarſchaft während des 8. 
und folgenden Jahrhunderts noch mehre andere gegründet, wie St.-Trutbert um 650, Schwarzad) 
754, Gengenbach 746, Lorſch 764, Rheinau 778, Hirfhau 858 (ſchon feit 648 ein Kirch- 
lein), Radolfszell 860, Waldkirch 916, St.-Blaſien 956 (ſchon feit 800 eine Zelle), Ohringen 
965 ‚Betershaufen 980, Sulzburg 995, von denen einige in religidfer, literarifcher und land= 
wirtbihaftliher Beziehung wahre Muiteranftalten waren. 
Was nun das Gauweſen am jegt badischen Bodenjee, Oberrhein, Neckar und Main betrifft, 
aus welchem jich die jpätern gräflichen und fürftlihen Territorien diefer Lande herausgebilver, 
jo verdienen deshalb die namhaftern derfelben hier aufgezählt zu werden. Bom nördlichen Ufer 
des Bodenſees und vom benakhbarten Rheine bis an die Wailericheide der Donau und an den 
Randen erftrediten jid) der Linzgau (die Heimat der Alemanni Lentienses) und Hegau, mo die 
rhatiihen Grafenhäufer von Heiligenberg und Ramsberg (Nellenburg) ſich feſtſetzten; vom 
Randen und nördlichen Theile der Wutah über das weite Hochland bin, wo die Quellen der 
Donau entipringen, dehnte ji) der Baargau aus, die Heimat des birthiloniſchen Geſchlechts; 
tom Süden und Weiten veffelben bis an ven Rhein und die Werrach lagen der Klett- und Alb- 
gau, deren erblichen Bejig die Grafen Stülingen und Habsburg gewannen; hierauf folgten 
zwiſchen dem Rheine und der Schneejchmelze des Schwarzwaldes bis an die Blei der Breisgau 
(fie Heimat der Brisigavi) und bis an den Osbach die Ortenau (Mortenau, von Morodunum) 
beide vom Haufe Zähringen verwaltet, und hiermit endigte ih hier das Herzogthun Alemannien 
eder Schwaben. Das Herzogthum Rheinfranfen begann mit dem Uf- und Pfinzgan, Wirm— 
und Enzgau, welde mit ihren Unterabtbeilungen die Wafjergebiete ver Alb, Pfinz und Enz 
bildeten, mit deren Verwaltung man ſchon unter den Merovingern das fränfifche, vem Ehriften- 
thum entichieden ergebene Gejhhleht der Grafen von Calw betraut hatte; denn die Grenzmarke 
gegen Das unterworfene, unzufriedene und unrubige Volk der Alemannen bedurfte eines zuver: 
läffigen und mächtigen Wächters. Sodann folgten der Kraichgau bis gegen Wisloch, der Xob- 
dengau (Lobevdengau, von Lupodunum) über ven Nedar hinab bis an die Weſchnig und das 
#örih (Forah-ahi) und der Elfenzgau oder das Waflergebiet der Eljenz und des Schwarz: 
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bachs, an welches jich der untere Neckargau anſchloß; endlich im oſtfränkiſchen Gebiete die Wein- 
gartau, vom Odenwalde über das Bauland an ven Main, von wo der Taubergau ſich über das 
Waffergebiet ver Tauber erſtreckte. Da ein großer Theil dieſes Terraind (der Lobdengau und 
die Weingartau) vom Kaiſer ſchon jehr früh an das Hochſtift Worms geſchenkt wurde, jo famen 
bier nur zwei Grafenbäufer auf, das von Laufen, ein Zweig des calwijden, und dad von Wert— 
beim, einer des hennebergifchen. 

Weitaus die mächtigſten derjenigen Gefchlechter , welche in dieſen ſchönen, fruchtbaren, ſchon 
feit dem 7. Jahrhundert faft überall bewohnten Gauen erblihe Orafihaften erlangt hatten, 
waren aber die Zähringer und Galwer, deren Gebiete jih am Osbache, im gefegneten Thale 
von Baden berührten, was bei ver gleichen kirchlichen und politifhen Richtung beider Häu— 
jer die Verbindung veranlaffen mochte, worurd (um 1060) ver jüngere Sohn ded Grafen 
Berchtold von Zähringen mit der Tochter des Grafen Albrecht von Galm jenen alten Bäderort 
mit Burg und Herrfchaft gewann, deren Namen die bleibende Bezeihnung der Nahkümmlinge 
diefer Ehe geworden. Es war eine Verbindung, welde die Taufe des Unglücks erhielt, denn im 
dem erbitterten Streite zwifchen Thron und Altar, deffen Wirkungen fo tief in das damalige Le— 
ben Deutſchlands eingriffen, daß die Parteiung dafür und dawider alle Schichten der Gejellihaft 
erjehütterte und oft die engften Familienbande zerriß, ſchloſſen fih die Zähringer und Calwer 
aufs entichiedenfte ver Kirche an und büßten darüber Gut und Blut ein. Graf Berchtold, welcher 
zu den Örafichaften des Breisgaus und der Ortenau durch Verwandtichaft mit dem nellenbur= 
gifchen Haufe auch noch jene des Thurgaus erhalten, wie durch Verdienfte um ven Eaijerlichen 
Hof die Anwartihaft auf das Herzogthum Schwaben erworben hatte, mußte ſich feiner Stellung 
wegen von dem jungen Könige Heinrich mistrauiſch behandelt und nicht nur um den ſchwäbiſchen 
Herzogshut betrogen, fondern auch von Herzogthume Kärnten, das man ihm ald Entjchädi- 
gung zugefagt, wieder verdrängt fehen, worauf er endlich mit dem Herzoge Welf und andern 
ſüddeutſchen Großen den Kampf gegen Heinrich IV. unternahm. Das Glück begünftigte aber 
die Waffen des Königs, der eine fo furdtbare Nahe an feinen Feinden nahm, daß Berchtold 
darüber wahnfinnig ward und in diefem Zuftande 1077 den Geift aufgab, nachdem fein jünge- 
rer Sohn Hermann ſchon 1075 ald Bauer verkleidet nach Clugny geflohen und nad wenigen 
Monaten vor Gram geftorben war, während deſſen Gemahlin, die calwiſche Erbtochter Itha, 
mit ihrem Söhnlein Hermann bei dem Papfte eine Zuflucht gefunden hatte. Dieſes iſt in Kürze 
die Gejchichte ver Entitehung des Haufes Baden. Hermann II. erbte von feinem Vater neben 
verjchiedenen Gütern in Schwaben die Grafſchaft des Breisgaus und von jeiner Mutter die 
Herrihaft. Baden mit nod andern Befigungen im ſüdlichen Nheinfranfen, und da fein Vater 
von der Mark Verona, welche ihm als ein Anhängfel des Herzogthums Kärnten zugetheilt 
worden, den Titel eines Markgrafen angenommen, jo führte er venfelben fort und vererbte ihn 
auf feine Nachkommenſchaft, wie ſich denn Rudolf I. noch 1288 marchio de Verona, dominus 
in Baden genannt. 

Inzwiſchen war e3 den ältern Bruder Hermann’s I., dem zähringiſchen Stammhalter Ber 
told Il., durch den jüngften, welder ald Bifchof Gebhard von Konftanz eine bedeutende Rolle ge- 
fpielt, gelungen, die Herzogswürde von Schwaßen zu erlangen; allein die aufftrebenven Hohen— 
faufen, vom Kaijerhaufe anfangs begünftigt, machten ven Zähringern das Herzogthum folange 
freitig, bis diefe 1096 gegen eine befriedigende Entſchädigung darauf verzichteten. Sie bebiel- 
ten den herzoglichen Titel und über ihre Stammlande im Breisgau, in der Ortenau und auf 
dem Schwarzwalde die fürftlihe Gewalt und befamen dazu ald unmittelbares, vom hohenſtau— 
fiſchen Herzogsrechte unabhängiges Neihslehn den Ihur= und Aargau mit der Hauptſtadt 
Zürich, wie fpäter (1127) auch das Rectorat über die burgundifchen Lande vom Wasgau über 
den Jura bin bis an dad Mittelmeer (dad Königreih Arles). Hierdurch gewannen die Zährin- 
ger ein großes, einflußreiches Anfeben im ganzen Südweſten des Reichs; jie vermehrten daſſelbe 
durch den löblichen Geift ihrer Verwaltung, welhe Ordnung und Sicherheit, Handel und Wan: 
del und blirgerliches Leben überall ſchützte und förderte. Namentlich erwarben fie ſich das Lob 
‚der Nachwelt durch die Gründung over Hebung der Städte Freiburg (1112) und Neuenburg 
im Breisgau, Vittingen in der Baar (1119), Offenburg und Haslach in ver Ortenau, Preis 
burg im Uctlande, Milden, Iiferten, Burgdorf und Bern. 

Durch eine jo Fräftige und forgliche Herrſchaft gewann die Cultur der zähringifchen Linder 
ungemein, und im Breisgau wuchs die Stadt Freiburg zu einem blühenden Gemeinwejen beran, 
ba ihr Die Herzoge die koͤlniſche Verfaffung ertheilt hatten, wonach fofort au die Orbnungen 
vieler andern Städte gemodelt wurden. Leider erlofch ver Stamm ber Zähringer ſchon 1218 mit 
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deneid V., weldher aus Fluger Sparfamfeit die ihm angebotene Kaijerfrone ausgeihlagen 
ur Das reiche Erbe dieſes Fürften fiel an jeine beiden Schweftern (denn die badiſchen Agna— 
ud Haufe waren ſchon durch frühere Todtheilungen abgefunden); Agnes, die ®emahlin des 
cıten Egeno von Urach, erhielt die nievere oder ſchwäbiſche Herrichaft (d. h. die Stammgüter 
m Sreisgau, in der Ortenau und auf dem Schwarzwalde) und Anna , die Gemahlin des Gra— 
fen Ulri$ von Kyburg , die obern oder burgundiſchen Lande; die Reichslehen aber nahm der 
Kalter zu Handen des Reiche. Später (1256) theilte ſich das zähringiſch- urachiſche Haus in 
zeiöinien, von denen die eine Freiburg, deſſen Namen fie führte, die andere aber Vittingen beſaß 
zur ih com Schloſſe Fürftenberg benannte. Blüht nun legtere noch gegenwärtig, fo erlojch 
je ſchon 1458, nachdem fie 1567 durch vielfahe Bedrückungen die Stadt Freiburg eingebüßt 
hatte, welche ſich, wie kurz zuvor Vittingen auf ähnliche Weife, unter die Schugherrichaft des 
Haujes Dfterreich begab. Hierdurch gewann dieſes im ſüdweſtlichen Theile von Deutfchland ein 
sorberrihendes Anſehen und es bildete jih, bei der eigenthümlichen Erwerbungsfunft der Habe: 
burger, vom Elſaß bis an den Bodenfee ein (von andern Gebieten freilich vielfach unterbroche⸗ 
aes) großes Fürſtenthum unter dem Namen Vorderöſterreich. 

Daſſelbe umfaßte (nach dem Verluſte ver thur- und aargauiſchen Stammlande), außer dem 

Oberelſaß, Sundgau und Frickthale, dieſſeit des Rheins die Grafſchaft Hauenſtein, wo die 
alte Veſte am Rheinpaſſe einſt ein Sig Rudolf's von Habsburg war, welcher in der Nähe die 
Stadt Waldshut gegründet; die Herrſchaft Wehr (Werrach), die Grafihaft Freiburg und die 
Herrſchaften Nieverufenberg, Kürnberg, Triberg, Kaſtel- und Schwarzenberg, mit Freiburg 
als der Hauptſtadt des diefleitigen Landestheils oder „rechten Geſtades“. Dieje Stadt, welche zu 
ihrem alten Marfte 1467 auch eine bald jehr aufblühende Hochſchule erhalten hatte, wurde nad 
dem Anfalle des Elſaß an Frankreich der Sit der „vorderöſterreichiſchen Weſen“ (Regierung), 
erreichte aber nie mehr ihre frühere Stattlichfeit; denn die öfterreichifche Verwaltung wirkte nicht 
bebend auf das Land, da jich unter ihrer anſcheinenden Milde nur ein despotiſches Syſtem ver: 
barg. Der Adel opferte fi in ven Kriegen des Erzhauſes meift unbelohnt auf, die Klöfter wur: 
den anderweit in Anjpruch genommen und die ehedem freien Städte mehr und mehr um ihre 
alten Rechte gebracht. 

Inzwiſchen vergrößerte ih auch das marfgräflihe Haus von Baden, nahdem es durch die 
Söhne Hermann’s IV. (ded Großenkels von Hermann I.), die beiden Markgrafen Hermann V. 
und Heinrich I., um 1190 in die zwei Linien zu Baden und zu Hachberg getrennt worben, von des 
nen die jüngere die zähringiichen Stamnılande im Breisgau mit ver Örafichaft diefes Landes erhielt 
und bald ebenfalls in zwei Linien auseinanderging, in die hachbergiſche mit der Herrſchaft Hach⸗ 
berg und Oberufenberg, und die jaufenbergiihe, deren Erbtheil 1515 und 1444 mit den 
Sertſchaften Röteln und Babentreiler vermehrt wurde. Die Marfgrafen von Baden aber grün 
deten im Herzen der jest badiſchen Lande ein zufammenhängended Fürſtenthum, nachdem ihre 
Grbihaft lange Zeit ein vielfach; auseinander gelegenes Beſitzthum von Eigengütern, Lehen und 
Boigteien war. Namentlid) gewann der um Kaifer und Reich hochverdiente Markgraf Her: 
mann V. durd feine Gemahlin und durch Faiferliche Begünftigung die Städte Pforzheim, Dur: 
lad und Ettlingen (nebft Eppingen, Sindhein und Laufen, fpäter wieder vom Haufe abge: 
kommen), welche mit dem alten Baden am Osbache, wo die Markgrafen ihren Hauptfig genoms 
men, gleihfam die vier Säulen des Landes bildeten. Hierzu erwarb fein Sohn Rudolf J. 
(1245 — 88) durd feine Gattin und durch Kauf die Schlöffer Alteberjtein und Grezingen, 
an welchen Die Grafihaftsrechte über ven Uf- und Pfinzgau bafteten, was den Markgrafen erft 
jum vollen und wahren Landesherrn dieſer Gegenden machte. Bon jept an gab e3 ein „Fürſten— 
um der Markgrafſchaft Baden’, welches fih von Graben bis hinauf nady Achern und vom 
Rheine bis theild auf die Höhe des Gebirgs, theild über diefelbe an die Enz und Nagold hinab 
ertreckte Mach diejer eriten Blütezeit des badiſchen Hauſes folgte aber durch Landestheilungen, 
Febden und ſchlechte Wirthſchaften eine fihtbare Abnahme; ed gab jchon jeit 1291 eine obere 
Narkgrafſchaft mit ver Hauptitadt Baden und eine niedere mit dem Hauptiige Pforzheim, und 
die beiden Nachbarn Würtemberg und Rheinpfalz benugten die gute Gelegenheit, jich gegen die 
Barfgrafen zu vergrößern. Grit Bernbard I. (1572 — 1451) vereinigte die ſämmtlichen 

martgräflichen Yande wieder in einer Hand und machte dad Familienftatut der Unveräußerlich— 
kat und Untbeilbarfeit derſelben. Eben dieſer Fürſt ordnete und verbeſſerte die Landesverwal— 
tung, ließ Die verfchiedenen Landrechte jhriftlich verzeichnen und vermehrte fein Beſitzthum durch 
neue Erwerbungen, namentlich durch den Ankauf der breisgauifhen Herrihaft Hachberg von 
dem legten Sprößlinge des ältern Aftes der hachbergiſchen Nebenlinie des marfgräflihen Hau: 
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ſes. Seine maflofe Kriegsluft aber brachte ihn größtentheils wieder um den Gewinn diefer Ver: 
dienfte, und es war feinen drei nächften Nachfolgern vorbehalten, den Neubau der Marfgraf: 
{haft mit glücklicherm Erfolge fortzuführen. 

Jakob 1. (1451 — 55), einer der gepriefenften Fürften des Reichs, der die Grafſchaf 
Sponheim erbte, fuchte vor allem die öffentlihe Sicherheit und Ordnung im Lande ber: 
zuftellen und feine Söhne im Geifte des Fortſchritts, welcher die damalige Zeitrihtung bezeich- 
nete, heranzubilden, was ihm erfreulich gelang. Wie die übrigen (Markgraf Bernhard ver Hei: 
lige, Erzbiſchof Johann zu Trier und Bifhof Georg zu Meg) war auch der erftgeborene Karl L 
ein treffliher Fürft, der in Tagen ſchwerer Prüfung feinen edlen Charakter treu blieb unt 
einen Nachfolger hinterließ, deſſen Namen die ſchönſte Blütezeit der alten Markgrafſchaft bezeich- 
net. Ghriftoph I. hatte eine große Aufgabe zu löfen; denn gegen das Herfommen der alten Zeit 
trat eine neue mit fühnen Beftrebungen in ven Kampf und die neuen Lebendverhältniffe verlang= 
ten eine Umänderung der Gefege und Einrichtungen. Der Markgraf verfchaffte feinem Lande 
diefe Wohlthat im löblichften Sinne, mobei er daffelbe auch anjehnlid erweiterte durd Ankauf 
der halben Herrihaft Lahr und Malberg, durch die Erbidhaft von Saufenberg , Röteln und Ba— 
denweiler (nad dem Erlöſchen ver faufenbergifhen Marfgrafenlinie) und durch die Faiferliche 
Belehnung mit den luremburgifhen Herrſchaften Rodemadern, Reihenberg, Herfpringen u. ſ. w. 
Seine edle Gefinnung aber bewährte Ehriftoph am glängendften durch fein Verhalten gegen ven 
Kaifer und andere Fürften, zumal gegen ven geädhteten Pfalzgrafen bei Rhein, von deſſen Lan— 
den die meiften Nachbarn ein Stüd zu erhafhen fuchten, während der Marfgraf von Baden. 
welder am meiften Urſache gehabt hätte, fih an ver Pfalz zu rächen, auf folde Zumuthungen 
erwiderte: „Mein Vater hat dem Pfalzgrafen Frig das Wort ver Verfühnung gegeben und das 
will ich an feinem Sohne nicht brechen; Ehr’ und Eid gehen über Land und Leut'.“ 

Nur einen Schritt hat Chriftoph I. gethan, welcher für das marfgräflihe Haus.und Volk in 
der Folge grumdverderblich geworden. Anftatt das Erftgeburtsrecht einzuführen, wie e8 damals 
am würtembergifchen Hofe geſchah, theilte er die Marfgrafichaft unter feine Söhne, wodurch 
die beiden Linien Baden-Baden und Baden-Durlach entftanden, eine Trennung ded Hau: 
ſes und Landes, welche um fo unheilvoller für beide war, da die eine Linie entfchieden den Weg 
der Reformation verfolgte, während die andere mit gleicher Entſchiedenheit fich wieder vem Ka— 
tholicismud zuwandte. Mit Ehriftoph I. ſchließt ih alfo Die Periode der unter Rudolf dem Lan: 
gen und deſſen Sohn Bernhard I. wieder vereinigten Marfgrafichaft ab und es beginnt wieder 
ein Sinfen der Macht und des Anfehens im badifchen Fürftenhaufe, ähnlich demjenigen, welches 
nad Rudolf I. eingetreten war, während die benachbarten Häufer von der Pfalz, von Würtem- 
berg und Öfterreich fich mit immer glängenderm Erfolge geftärft und ermweitert hatten. 

Das Haus Habsburg beſaß von uralten Zeiten her die Grafſchaften des Klettgaus und nie> 
dern Albgaus; jene fiel aber an den laufenburgifchen Nebenzweig und bei deſſen Erlöfhen 
(1408) an die Grafen von Sulz. Dagegen wurde die Landgrafihaft Nellenburg im Hegau er= 
worben (1465), nachdem fi im Breisgau längft Alles, was nicht zur Herrſchaft Hachberg und 
Landgraffhaft Saufenberg gehörte, dem Erzhauſe unterworfen batte; felbft die ftattlihe, auf 
dem Schwarzwalde und in den benachbarten Landen fo reich begüterte Abtei St.:Blafien und 
das Johanniterhaus Heiteröheim, welches 1297 durch eine Stiftung ver Marfgrafen von Hach— 
berg entftanden war und durch fein wachſendes Anfehen ver Sit des gefürfteten Großpriors 
für Deutfhland wurde, wußte e8 unter feine Schuß: und Landesherrlichfeit zu bringen. Hier— 
durch aber gelangte die ftändifche Verfaflung des Landes, in deſſen Vereine mit dem öfterreichi- 
fhen Schwarzwalde, Sundgau und Oberelfaß, zur weitern Ausbildung. Die Prälaten, ver Adel 
und die Städte mit den Landſchaften hatten ſich fchon feit 1450 in dreifacher Gliederung zu 
einem ftändifchen Körper vereinigt, in deſſen Hand die Randesvertheidigung, das Steuerweien 
und andere Theile der Verwaltung lagen, welcher dem Fürften die Landſchatzungen und Hülfs- 
gelder vermilligte und fich folder Privilegien erfreute, daß ein König Ferdinand I. und ein Erz- 
berzog Leopold jagen fonnten, der Breisgau fei das freiefte Land in der ganzen Chriftenheit! 

Bon den Landihaften, welche zu dem vorderöſterreichiſchen Ständekörper gehörten, verdient 
hier die Grafihaft Hauenftein namentlich angeführt zu werden, da fie innerhalb deſſelben einen 
kleinern Berfaffungstörper höchſt eigenthümlicher Gattung bildete. In den gefahrvollen Zeiten 
der Kämpfe um den deutichen Thron hatten ſich nämlich die freien und leibeigenen Leute des 
„Waldes“ (wie man das kleine Bergland gemeinweg nannte) in acht beſondern Einungen, deren 
jeder ein Einungsmeiſter vorſtand (daher die Bezeichnung der „Achtmannen““), zu einer Ge: 
meinſchaft für die Handhabung ihrer äußern und innern Sicherheit verbunden, am deren Spitze 
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In Redmann“ als Bräjident das Ganze leitete und vertrat. Diefe Verfaſſung beftand unter 
mefürftlicher Sanction und wurde felbft nad dem Bauernfriege nicht aufgehoben, ſondern 
ze beſchränkt, Hatte auch fpäter (1728) zur Folge, daß der leibeigene Theil der Hauenfteiner 
id frei Faufte und das Stift St.-Blajien (ald Grundherr über die Hälfte des Landes) in den 
Söranten des urkundlichen Rechts gehalten wurde. Leider rief eine fanatifche Partei mehrfache 
Unruben hervor (die jogenannten Salpetererkriege), welche zu wiederholter militärifcher Ere- 
cution und zur Deportation vieler Familien führten. 

Seichwie jih nun das Haus Habsburg am Oberrhein vergrößert undı zur vorherrſchen— 
den Macht ausgebildet hatte, jo geihah dieſes mit dem pfalzgräflihen am Mittelvhein. Rhein: 
franfen war einft ein Herzogthum, mit deffen Würde fi die Pipine und ihre Nachkommen jelbft 
jierten; ein Sand, wo jie am liebften verweilten und wo ſich die meiften Königshöfe befanz 
den, daher es die Zierde und Stärke des Reichs hieß, wo auch der Reichderzpfalzgraf entftand, 
weiber es beim Aufkommen erbliger Fürſtenthümer ald ein ſolches an ſich zu bringen mußte. 
Die rheiniſche Pralzgrafihaft war aber dur Kaifer Friedrich II. an den Herzog Ludwig I. zu 
Baiern aus dem Haufe Wittelsbach verliehen worden, deſſen Nachkommenſchaft das Land bis 
zur Auflöfung des Deutſchen Reichs befaß. 

Dort hatte ſich jhon unter Pfalzgraf Konrad von Hohenftaufen die Stadt Heibelberg her: 
angebilvet, welche von ihm an fürftliher Sig blieb und welche die Wittelsbacher mit einem 
Markte, einer Univerfität und einem ftattlihen Schloffe zierten. Die Hochſchule fam bald in 
glänzende Aufnahme und verbreitete ven Ruhm der pfälziichen Hauptftabt in weite Länder. So 
entiand im Reiche das Sprihwort: ed gehe nichts über die herrliche Pfalz. Wie aber im 
Borderöfterreichiihen Alles unter die fürftliche Landesherrlichkeit gebeugt wurde, ebenfo war 
diejes auch in der Pfalzgrafihaft ver Fall und noch in viel ftrengerm Sinne; denn gerade wäh: 
zen der Periode, mo ſich anderwärts die Landſtände audgebilvet, verfolgte Pfalzgraf Friedrich 
der Siegreiche (1449 — 76) ein Regterungsinftem, welches ſolche Schranken nit aufkom— 
men ließ. Er verjammelte zwar in wichtigen Angelegenheiten eine Art Notabeln des Landes um 
Ab, räumte ihnen aber feine Rechte ein, wie die breisgauifchen Prälaten, Ritter und Stäbte 
fie ihon früher erhielten. Das Land wurde bureaukratifch in Amter und Oberämter getheilt 
und von fürftlihen Beamten unter unmittelbarer Aufſicht des Pfalzgrafen verwaltet. 

Die Nachfolger Friedrich's liegen aber au die Berufung der Notabeln abgehen und fo er: 
loſch in ver Rheinpfalz alle Spur einer Landesrepräfentation. Dafür gewann pas Land den 
Borikeil einer einbeitlihen, fräftigen und aufgeflärten Berwaltung, welde unberechenbar wohl: 
tbärig auf daſſelbe gewirkt haben würde, hätten nicht infolge der Reformation die beflagenes 
wertbeiten religiöjen Kämpfe zwei Jahrhunderte hindurch Alles verwirrt und dem pfälzer Volke 
das Leben verfümmert. Elf mal mußte es feine Gonfejjion ändern, und ald nad) dem Tode des 
Kurfürften Karl (1685) die Pfalz an die neuburgijche Linie fiel, welche 1720 die pfälzifche Res 
Üdenz von Heidelberg nah Manheim verlegte, begann ein Beftreben, dad Land wieder zur fas 
tboliihen Kirche zurüdzubringen, weldes daſſelbe mit neuen Drangfalen heimfuchte und bie 
ſenſt wohlwollende, durch Förderung von Kunft und Wiffenfhaft glänzende Regierung Karl 
Theodors (von der ſulzbachiſchen Nebenlinie) traurig verdunfelte. So war die herrliche Pfalz, 
weiche ſeit Kurfürft Friedrich I. durch eine Reihe treffliher Fürſten beftimmt ſchien, eines der 
Aücklichſten Länder des Reichs zu werden, durch die Kirchenhändel und in deren Folge durch den 
Dreigigjährigen Krieg das unglüdlichfte geworben, worauf dann noch der Orleans'ſche Krieg 
jene vandaliiche Verheerung des Landes herbeiführte, welche zu den garfligften Mafeln ver 
ftanzöſiſchen Politik gehört. 

Waren nun Öfterreich, Baden und Pfalz diejenigen Käufer, welde in ven jet bapijchen 
Sonden die bedeutendften Fürftenthümer gegründet, fo hatte auch das fürftenbergifche ven Be: 
ruf, von Der See- und Donaugegend über die Baar und ven Schwarzwald bis in die Ortenau 
binab die verfchiedenen Gebiete zu einem ſolchen zu vereinigen; denn es bejaß und erwarb die 
Eandgrafihaften Baar und Stülingen, die Grafſchaft Heiligenberg, die Herrihaften Meßkirch, 
Sömwen, Wartenberg, Lenzkirch, Wolfah, Hauſach und Oberkirch und hätte ſomit zwiſchen Vor— 
deröfterreih und Würtemberg leicht ein großes zufammenhängendes Gebiet, ein echtes ſchwarz— 
wilder Fürſtenthum bilden können. Die Familie theilte fih aber in zu viele Linien und ver: 
iolgte eine wechielnde, zuweilen gefährliche Politik, wodurch jie gehindert war, ihre Beftimmung 
ju erreichen. Noch weniger erreichte das Haus von Sulz im Klettgau, deſſen obere Hälfte ed an 
Shaffhaufen und Zürich verkaufte, ſodaß 1687 feine Erben von Schwarzenberg unter dem 
Ramen der „‚gefürfteten Landgrafſchaft Klettgau“ nur zwei geringe Amter erhielten. Dagegen 
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wußte das kluge Stift St.-Blaſien feine an Öfterreich verlorene Reihöunmittelbarfeit davurch 
wieder zu getvinnen, daß ed von den Rupfen’ichen Erben von Bappenheim 1612 die Reihsgraf- 
{haft Bondorf erwarb, während der reiche Abt von Salem vergeblid nad dem Fürftentitel vang, 
und der Fürſtbiſchof von Konftanz, obwol er die Bejigrefte der alten Reichenau dem Hochſtift 
einverleibt hatte, fein mäßiges Gebiet am Bodenjee nur wenig erweiterte, wie aud die Terri— 
torien der Reichöftädte Überlingen und Pfullendorf und ver hegauiſchen Reichsritterihaft nicht 
beveutend waren. 

Weit anſehnlicher hatten fich die Neichögebiete in der Ortenau geftaltet, wo man die Reichs— 
ftädte Offenburg, Gengenbad und Zell, das Neihsthal Harmersbach, die vier reihslandvoigtei= 
lichen Gerichte Achern, Ortenberg, Grieöheim und Appenweiler und die Befigungen ver Reichs— 
ritterfchaft unterfchied. Neben dem ortenauifhen Reichslande befanden fi aber noch einige 
Herrſchaften unter weltlichen und geiftlichen Kürften. So ein ſchönes Gebiet unter dem alten, 
durch die Schirmvoigteien von Ettenheim-Münſter und Schuttern, wie durch den Befig reicher 
Bergwerfe mächtigen Dynaftengejchleht von Geroldseck, welches jih 1277 in eine lahrer und 
velvenzer Linie getheilt hatte, von denen die erftere 1426 erlofch und die Herrichaften Lahr und 
Malberg je zur Hälfte andie Häufer Baden und Naffau vererbte, während die andere 1654 aus= 
farb, deren Erbe nach einem langen Rechtöftreite zwifchen Ofterreih und Baden-Ourlach größ— 
tentbeild an die Grafen von der Leyen fam. Gin anderes Gebiet (die Amter Willftätt und 
Lichtenau) unter den elfafliihen Dynaften von Lichtenberg, in deren Erbe 1480 die Grafen von 
Hanau traten, welche 1756 erlofhen und das „Hanauerland“ dem Haufe Heffen:Darmftadt 
binterließen. Das Hochſtift Strasburg endlich war feit alter Zeit im Befige der Herrichaft Gtten= 
heim und hatte 1505 vom Haufe Fürftenberg die altzähringifche Herrihaft Ulmburg mit den 
Städten Oberfich und Oppenau käuflich erworben, welches Beſitzrecht ihm nach verfchiebenen 
Wechſelfällen, da die Fürftenberger jich wieder einzudrängen gefucht, 1697 neu gefichert wurde. 

Auch im Kraichgau bildete ſich auf dieſelbe Weife wie im Hegau und in der Ortenau eine 
Reichsritterſchaft, das meifte Beſitzthum diefer Landſchaft gehörte aber mit dem Hauptorte 
Brudjal ſchon feit uralter Zeit durch Faiferlihe Schenfungen dem Hodftifte Syeier, deilen 
Fürftbiihöfe 1545 Philippsburg gründeten (welches wie Breifah und Kehl zur Reichöfeftung 
beftimmt wurde) und die Stadt Bruchfal feit 1716 zu ihrem bleibenden Sige erhoben, mie es 
die Bifhöfe von Konftanz mit Mersburg jchon viel früher gethan. Das bruchſaler Fürften= 
thum, welchen das Stift Odenbeim einverleibt wurde, erſtreckte ſich vielleit des Rheins von 
Grombach über die Salzach und Kraich bis nad Ketſch und nordöſtlich über die Angelah bie 
gegen Wisloh und an die Eljenz. Die Gebiete des Hochſtifts Worms im Lobdengan dagegen 
waren (glei ven Fraihgauifchen Städten Heidelöheim, Bretten und Eppingen) unter die pfälzi= 
Ihe Landeshoheit gefallen, wie der Elſenzgau (mit Sinsheim) und der ſüdweſtliche Theil 
der Weingartau (mit Mosbach, Adelsheim und Borberg), während der übrige (dad odenwäldi— 
ſche Bauland mit Buchen und Walddürn) erzitiftsmainzifch geworden und der obere Theil des 
benahbarten Taubergaus biſchöflich-würzburgiſch. Der untere Taubergau aber mit angrengen= 
den Gebieten verblieb ven alten Grafen von Wertheim, welche dieſe Beiigungen als felbitändige 
Grafſchaft bei ihrem Erlöfhen 1556 an die Grafen von Stolberg: Königftein, wie legtere 1598 
an die Örafen ron Röwenftein vererbten. Diefe erlangten 1712 vie reihsfürftliche Würde, ihr 
Fürftenthum Lömwenftein- Wertheim fiel aber nach der Auflöfung des Deutichen Neichd in drei 
Theilen unter bairifche, würtembergiiche und badiſche Hoheit, während die benachbarten würz= 
burgiſchen, mainzifchen und pfälzifchen Amter ven Fürften und Grafen von Leiningen, wie die 
würzburgifchen bei Krautheim und Gründfeld den Fürften von Salm als Entſchädigung für 

ihre jenfeit des Rheins eingebüßten Lande eingeräumt wurden. 

Wir kehren zum Haufe Baden zurüd. Markgraf Chriſtoph I. hatte die badischen Lande 
unter feine drei Söhne Bernhard, Philipp und Ernft getbeilt; nach dem baldigen Tode des mitt- 
lern theilten die beiden andern nochmals, wobei nach mehrfachen Streitigkeiten durd den Kur- 
fürften von der Pfalz 1556 ein Schiedsſpruch dahin erging, daß „vie alten Landesflatuten un— 
verändert und die marfgräflicen Lande ein unzertrenntes Korpus verbleiben, alfo nur nug= 
nießlich getheilt werden ſollen“. Blieb num aber diejer pfälzifche Receß auch für fpätere Fami— 
lienverträge eine maßgebende Grundlage, fo gingen in der Wirflichfeit die beiden durch Bern— 
hard und Ernft gegründeten Linien von Baden: Daden und Baden-Durlach immer feindfeliger 
auseinander, mas zunächſt in den verichiedenen Gonfeifionen lag, welden fie fpäter huldigten. 
Markgraf Bernhard nämlich hatte zuerft in feinem Lande die Neformation eingeführt, und 
Ernft war im Stillen ihr Befdrorier geweſen (mie denn unter ihm 1529 zu Durlach die luthe— 
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riſche Bibel georuct worden). Mit um fo größerm Eifer betrieb hierauf deſſen Sohn Karl IE., 

nahen er 1555 der Augsburgifchen Confeſſion beigetveten, wie Einführung der neuen Lehre 

in feinem Landestheile, ſodaß beide Markgrafſchaften verfelben hulvigten. Während aber nun 
die Ernftjche oder die Linie Baden- Durlah dem Proteftantismus entſchieden treu blieb, 
führte Bernhard's Enkel, ver am bairishen Hofe unter Vormundſchaft ftreng Fatholifch erzogene 
Markgraf Philipp II. von BadensBaden, ven alten Glauben in feinem Lande wieder ein; ein. 
pradtliebender und verſchwenderiſcher, doch auch mehrfach vervienter Fürft, welcher über das 
Forſtweſen Manches nüglich verordnete, in der Grafſchaft Eberftein die Leibeigenſchaft aufhob und 
aus den Sammlungen Bernhard's I., ven Verordnungen der folgenden Markgrafen und aus dem 
mwürtembergifchen Landrechte ein neues baden=badifches bearbeiten ließ. Da Philipp II. unver: 
mäßlt ftacb (1588), jo fiel vie Markgrafſchaft Baden-Baden leider ganz an feinen Neffen, jenen 
dur die abjcheulichiten Lafter und Verbrechen verrufenen Eduard Fortunat, deſſen Urenfel 
Ludwig Wilhelm mit feinen in 26 Feldzügen und 15 flegreihen Schlachten, wie noch ander— 
weitig um dad DeutfcheReih und das Öfterreihifche Haus erworbenen Verdienſten e8 allein ver: 
mochte, einen ſolchen Makel des baden-badiſchen Namens wieder vergeffen zu machen. 

Markgraf Karl Il. hatte feine Reſidenz von Pforzheim nad Durlach verlegt, wo von feinen 
drei Söhnen Georg Friedrich den Stamm fortpflanzte, ein ebenjo edelgefinnter als ſchwer vom 
Geſchicke heimgeſuchter Fürft, da er dur feine eifrige Theilnahme an dem Kampfe ver prote: 
ſtantiſchen Waffen im Beginne des Dreißigjährigen Kriegs Land und Vermögen einbüßte, 
namentlich infolge der Niederlage bei Wimpfen (1622), wo ihn nur die heldenmüthige Auf: 
opferung feine® weißen pforzheimer Negiments von Tod oder Gefangenſchaft errettete. Er hatte 
1615 in jeinem Teftamente eine pragmatifche Sanction errichtet, wonach für alle Zufunft die 
Beibehaltung der evangelifch:lutherifchen Eonfeffton, das Erſtgeburtsrecht und die Untheilbar: 
keit der badensdurlahifhen Lande, die Volljährigkeit der Prinzen mit 25 Jahren und bie 
Succeſſionsunfähigkeit der Prinzeſſinnen feitgeiegt wurden. Sein Sohn Friedrich V. war in 
kluger Borausficht auf die Wechſelfälle des Kriegs jchon feit 1622 zum Nachfolger erklärt und 
vermehrte die väterlichen Lande, durch die. geroldsedifche Erbſchaft, welche aber einen langen 
Rebtöftreit mit den Häufern Ofterreih und Naffau verurfachte. Er erlebte noch die Been— 
digung der langen Kriegäzeit, während welcher ſich jede ver beiden Rinien des Haufes durch das 
wechſelnde Waffenglüd der fämpfenden Mächte bald in den Befig des Landes der andern ges 
jest, bald aus dem eigenen vertrieben ſah, einer Kriegäzeit, zu deren Folgen für beide Mark: 
grafihaften auch das Erlöfchen ver Landſtände gehörte. 

Als noch die ungetheilte Markgraffhaft Baden beftand, waren hinreichende Glemente zu 
einer landſtän diſchen Verfaſſung vorhanden , durch die Trennung des Landes und durch die Auf: 
bebung der Klöfter im Baden-Ourlachiſchen wurden diefelben aber fehr verfümmert. Denn bier 
janfen die Stände zu bloßen Ausfhußberathungen von Städten und Ämtern herab und auch im 
Vaden-Badiſchen verloren jie mit jedem Jahrzehnd an Beveutung. Die Nachrichten von badi: 
iben Landtagen reihen bis 1529 hinauf, mo man wegen der Türfenfteuer verhandelte; erft 
1552 aber foll der erfte Landtagsreceß abgeichloffen worden fein. Im Jahre 1582 verlangte der 
Sandtag „auf wer Bürgerftube zu Baden’ eine Minderung der Schloßbauftenern, übernahm 
jedoch 200 000 Ston. an Bhilipp’s II. Schulden, unter der Bitte, ver Markgraf wolle ven evanges 
liſchen Gotteöbienft wieder erlauben und feinen „welſchen Bedienern das nächtliche Tumultuiren 
unterfagen”. Später (1586) begehrten die Stände von ihm, er folle auf die arme Landſchaft 
feine weitern Pfandgelver häufen, die Baufteuern und Baufrohnen vermindern, eine „ebe: 
lihe Heirath‘ treffen und nad feinen vielen und theuern Reifen endlich „anheims“ verbleiben. 
Markgraf Eduard Fortunat aber eröffnete 1589 ven Ständen, fein Negierungdvorgänger babe 
durbübergroße Verſchwendung die fürftliche Schulvenlaft faft beifpiellod vermehrt; daher follten 
fie 600,000 Gldn. auf fi nehmen, wofür er ihnen die Schloßmobilien zu Baden überlaffen wolle. 
Us he ich aber blos dazu erboten, 20 Jahre lang 12 Bagen von jedem Hundert ded Steuer: 
cabitals jährlich zu entrichten, gab er ihnen zur Antwort: aus Unverftand fähen fie ihre eigene 
Krankheit und das große Unheil ver,ganzen lieben Landſchaft nicht ein; ev müſſe ih alſo auf 
andere Weite zu helfen ſuchen. Diefes hatte die weitern Landtage von 1590 — 94 zur Folge, 
worauf Markgraf Ernft Friedrich die baden = badifchen Rande wegen der Verbrechen Eduard 
Fortunat's gewaltfam oerupirte und 28 Jahre lang innebehielt. Nachdem diefelben infolge der 
wimpfener Schlacht dem rechtmäßigen Erben, Markgraf Wilhelm von Baden Baden , mieder 
eingeräumt waren, wurden auf Landtagen von 1627, 1629 und 1651 noch Abichieve errichtet, 
bon da an aber verſchwindet die &rwähnung badifcher Stände, und die Markgrafen beider Linien 
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waren ferner durch Feine Verträge und Meverfalien gegen das Land mehr verbunden, weswegen 
man fie unter diejenigen Neihsfürften zu zählen anfing, welche jich einer felbftändigern Regie— 
rungsgewalt und freierer Hände erfreuten. 

Markgraf Friedrich V. endigte jein drangſalvolles Leben 1659, nachdem er während ver er= 
ften Jahre des Friedens noch für die Wiederherftellung von Kirchen und Schulen beforgt gewefen. 
Seine zwei nächſten Nachfolger, Friedrich VI. (geft. 1677) und Friedrich Magnus (geft. 1709), 
hatten mit ihrem Lande, wie Die Markgrafen von Baden-Baden mit dem ihrigen, durch die un— 
feligen Kriege König Ludwig's XIV. außerordentlich zu leiden, da die Angriffe der franzöfifchen 
Heere beinahe inımer zunächſt die Gegenden des rechten Rheinufers zwifhen Bhilippsburg und 
Breiſach trafen. Der Sohn und Nachfolger des Leptern, Karl Wilhelm (feit 1709), ein ge: 
ſcheidter und in Regierungsſachen arbeitfamer Fürft, welcher ſich aber durch feine „orientalifche 
Lebensweiſe“ vielen Tadel zuzog, gründete 1714 Karlsruhe, wol nur in der Abſicht, ſich einen 
ruhigen Sommeraufenthalt zu verfhaffen. Der launenhaft angelegte Ort wuchs jedoch bald zur 
Stadt heran, wo der alte Markgraf 1752 ven Trauerfall erlebte, feinen einzigen Sohn zu ver= 
lieren, weldhem er 1758 nachfolgte, worauf fein Enkel Karl Friedrich ald Erbprinz unter mehr: 
jähriger Vormundſchaft ih dur Studien und Reifen zu dem hoben Berufe vorbereitete, deſſen 
treue Erfüllung ihm fo vielen Ruhm gebradt. 

ALS der junge Markgraf 1746 die Regierung antrat, betrugen feine Lande faum 50 AM. 
und nad 50 Jahren ſah er fie beinabe um das Zehnfache vermehrt. Die erfte Erweiterung ge— 
ſchah infolge eines 1765 auf der Grundlage des pfälzifchen Recefled von 1555 abgeichloffenen 
Erbvertrags, nady dem 1771 erfolgten Tode Auguft Georg’s, des legten Markgrafen von Baden: 
Baden, wodurch die ſämmtlichen badischen Rande wieder in einer Hand vereinigt wurden. Die 
zweite Vermehrung fand ftatt nach dem Ausbruche der Franzöfifhen Revolution, wo Karl 
Briedrich zwar feine Befigungen auf dem linfen Rheinufer, um für fih und fein Volk den Arie: 
den zu erfaufen, an Frankreich abtrat, dafür aber 1805 (a cause de ses vertus) durd den 
Reichsdeputationsreceß ald Entſchädigung zugleich mit der furfürftlihen Würde alle diefleit 
des Bodenſees und Rheins gelegenen Befigungen der fäcularifirten Bisthümer Konftanz , Ba: 
fel, Straßburg und Speier, ferner die pfälzifchen Amter Ladenburg, Heidelberg (mit Man: 
beim) und Bretten, mit den heſſiſchen Willftätt und Lichtenau, das Stift Odenheim, die Abteien 
Brauenalb, Schwarzach, Schuttern, Allerheiligen, Lichtenthal, Gengenbach, Ettenheim:Mün- 
fter, Petershauſen und Salem, alsdann die Herrſchaft Lahr und endlich die Reichsſtädte Offen: 
burg, Gengenbach, Zell (mit dem Reichsthal Harmersbach), Überlingen und Pfullendorf erhielt. 
Nach diefer Erwerbung, welche 6IOM. mit 255,000 Einwohnern betrug, wurde pas neue Kur- 
fürſtenthum Baden in die drei Provinzen der Markgrafihaft, der Pfalzgraffchaft und des obern 
Fürſtenthums abgetheilt, deren gejammter Flächenraum fih auf 445 OM. mit ungefähr 
450,000 Seelen belief. Den dritten Zuwachs, 44 OM. mit 164,000 Seelen, erhielt Karl 
Friedrich als Bundesgenoffe Napoleon’s nad dem Kriege von 1805, indem ihm durch den Pres⸗ 
burger Frieden die alten zähringifhen Stammlande im Breisgau mit Freiburg und auf dem 
Schwarzwalde nebſt der Ortenau, dem Stifte St.-Blafien, der Stadt Konftanz, Gomthurei 
Mainau und Herrihaft Hagnau zugewwiefen wurden, worauf er den Titel eined «Herzogs von 
Zähringen wieder erneuerte. Und nachdem der Kurfürft für feinen Enkel und Nachfolger (da def: 
fen Bater 1801 an ven Folgen eined Sturzes geftorben war) die Hand der Nichte und Adop⸗ 
tivtochter des Kaifers erlangt und ſich dem Rheinbunde von 1806 beigefellt hatte, erlangte er 
(gegen eine geringe Abtretung an Würtemberg) als vierte Erweiterung die Grafſchaft Bondorf, 
die Städte Tuttlingen, Villingen und Bräunlingen, das Fürftenthum Heitersheim, die Gom: 
thureien Freiburg und Bauden nebit dem Titel Großherzog und dem Prädicate „königliche Ho: 

beit‘‘, mit der Souveränetät über fämmtliche, innerhalb der Grenzen feines Fürftenthums 
gelegene unmittelbare Reihöftände und Reichsritter, namentlich über den größten Theil ver 
fürftenbergifchen und leiningifchen Lande, über die Grafſchaften Klettgau und Thengen, über 
die Befigungen der Grafen und Fürften von Kömwenitein: Wertheim auf dem linken Mainufer 
und des Fürften von Salm - Krautbeim auf dem nördlichen Ufer ver Jart. Dieſer Territorial- 
gewinn betrug II OM. mit 270,000 Einwohnern wozu (nad ſchwierigen Verhandlungen zu 
Paris) durch den Vertrag mit Würtemberg von 1810, gegen Überlaffung der Ämter Hornberg, 
Rottweil, Tuttlingen und Ehingen an vaffelbe, die wegen des Bodenſees wichtige Landgrafihaft 
Nellenburg mit der Stadt Stodad kam. So betrug nun das neue Großherzogthum 272 AM. 
und zählte 975,000 Seelen. 

Die meiften diefer Lande hatten im Dreißigjährigen und in den vielen folgenden franzöſiſchen 
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Kirza ungemein gelitten. Eine Menge von Städten und Dörfern waren ein Raub der Ver: 
bern, mehre Gegenden öde Bläge geworden — und jegt gleicht das Großherzogthum einem 
Gem! Was die altbadifchen Lande betrifft, jo förderte Ihon die vormundſchaftliche Verwal: 
ag sor den Regierungsantritte Karl Friedrich's den Wohlftand derſelben in Löblicher Weiſe, 
Isgemeine: aber Hat erft diefer Fürſt gethan; denn nicht allein rettete er durch Klugheit und 
erkannie Tugenden Land und Volk unter ven Stürmen ded Kriegs, fondern er gründete 
and; deiien Flor durch feine weifen Staatdeinrichtungen, feine eifrige Förderung der Landiwirth- 
ibaft und alles Deflen, mad einen Staat blühend und glücklicher machen kann. Namentlich hob er 
1783 die Zeibeigenfchaft auf und beantwortete die Dankſagung ver erfreuten Unterthanen mit 
ven Borten: „Daß das Wohl ded Negenten mit dem Wohle des Landes innig vereint fei, ſodaß 
ver Vobl- oder Übelſtand beider in eins zufammenfließen, ift bei mir, feit ich meiner Beftim- 
mung nadzudenfen gewohnt bin, ein fefter Sag geworden.‘ In diefem Geifte wirkte der edle 
Für, unter vielfach begünftigenden Umftänven, durd überall verföhnende und ermunternde 
Iumanität und Toleranz, dur wahrhaft landesväterliche Obforge und Unterftügung für fein 
daus und Land und erreichte dadurch das Große, welches ihn noch täglich im dankbaren An- 
denten der Badener erhält. 
Rah dem am 10. Juni 1814 erfolgten Tode Karl Friedrich's fiel die Regierung an feinen 
Enfel Karl, welcher ſchon feit 1808 ald Mitregent in die Staatsgeſchäfte eingeweiht worden. 
Der neue Großherzog entjagte infolge der leipziger Schlaht 1815 dem Rheinbunde, 
Elej ih den Alliirten an und trat auf vem Wiener Congreſſe durch einen urfundlichen Act vom 
3%. Juli 1815 dem Deutfhen Bunde bei. Er erhielt dadurch den geficherten Befig des Groß: 
briogtbums und die Gewährleiftung der Untheilbarkeit veffelben, wie jpäter, ald durd Anz 
hrüde Baierns der Befisftand bedroht wurde, auf dem Aachener Eongrefle 1818 die Anerken⸗ 
zung der Integrität Badens und der Succeſſionsfähigkeit des Markgrafen Leopold, nachdem er 
tur den Tod feiner beiden Söhne und die Ehelojigfeit feiner Oheime Frievrih und Ludwig 
seranlaßt worden, Durch das Hausgefeg vom 4. Oct. 1817 die Söhne Karl Friedrich's aus zwei- 
ze Ehe (die Grafen Leopold, Wilhelm und Mar von Hochberg) zu großherzoglihen Prinzen 
und Markgrafen von Baden mit dem Erbfolgerecht im Großherzogthume erklärt hatte. In Ge: 
mäßheit aber Des dreizehnten Artikeld ver Deutjchen Bundesacte hatte Großherzog Karl feinem 
Tolte ſchen 1816 eine ftändifche Berfaffung zugelagt und erließ diefelbe 1818, ohne daß es ihm 
gönnt war, fie wirklich ind Reben treten zu laſſen (denn er ftarb wenige Monate nad) der Er⸗ 
teilung), was nun feinem Nachfolger oblag. Großherzog Ludwig, ein Fürft von fharfem 
Geifte und ftreng militärischer Erziehung , that aber nicht nur dieſes, ſondern ftellte aud) einen 
xerdneten Stagtöhaushalt her und verfah die Staatsftellen mit tüchtigen Männern, wofür er 
onen glücklichen Blick befaß. Er erwarb dem Hausgeſetze von 1817 in den Verträgen vom 
10. Juli 4819 mit der feierlihen Garantie des ungejchmälerten Beſitzſtandes der groß: 
serroglichen Lande die Anerkennung der Großmächte, erhielt die Landeshoheit über die Herrſchaft 
hehengeroldseck, gegen Abtretung ded Amtes Steinfeld an Baiern, wodurch die Arrondi— 
tung des Landes fich vollendete, flattete die Univerfität zu Freiburg mit einer neuen Dotation 
Es, erzielte die Vereinigung der lutheriſchen und der reformirten Confeſſion im Großherzog 
Sume zur evangelifch=proteftantifhen Landeskirche (1821) und bewirkte die Errichtung des 
mbiihörlihen Stuhls zu Freiburg (1827). 
Sleihmwol herrſchte während der legten Regierungsjahre Ludwig's eine düſtere Stimmung 
m Lande, und ald er im Frühjahre 1850 unerwartet verfchied, begrüßte man feinen Nachfolger 
kerdeld mit unverhaltenem Jubel. Der neue Landesherr war durch feine humane, echt landes⸗ 
Siterlihe Gefinnung aud bald ver Liebling feines Volkes, meldes ihn gern den „Bürgerfreunds 
Üben“ nannte. Er hatte auch fiherlich den herzlich guten Willen, Alles zum Beſten feines Lan: 
des zutbun. Dennoch) geftalteten ſich durch Einflüffeder großen Politik von Europa und Deutich- 
amd und durch minifterielle Rathgeber die Dinge im Lande jo ſchlimm, daß er es nad 22 Jah: 
vn ſeiner milden Regierung flüchtig verlaflen mußte. Der aus mehrfahen Urfahen ſehr ver: 
dedener Art entjtandene badifche Staatsunfturz von 1849 hatte die Beſitznahme des Groß— 
derzogtbunmd durch preußifches Militär und einen längern Kriegszuſtand zur Folge, durch wel= 
Sen das Land von fhädlihen Elementen gereinigt und das Volk an eine firengere Ordnung 
swöhnt wurde. Der Großherzog war am 18. Aug. 1849 nach Karlsruhe wieder zurückgekehrt, 
arts frendigfte von der getreuen Bevölkerung begrüßt; aber infolge einer heftigen Gelenfent= 
Frdung endete er fein geprüftes Leben ſchon am 24. April 1852. Die durch körperliche Leiden 
berteigeführte Regierungdunfähigkeit ded Erbprinzen Ludwig (geb. 1824) veranlafte feinen 
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Bruber Friedrich (geb. 1826), die Verwaltung des Großherzogthums vorerft ald Megent zu 
übernehmen , ſich fpätet aber (am 5. Sept. 1856) zum Großherzog zu erklären, worauf er 
(am 20. Sept.) ſich mit der Prinzejfin Luife, der einzigen Tochter des Bringen (Ihronfolgers) 
von Preußen vermählte, ein Greignif, weldes man im ganzen Rande mit lautem Beifalle ge= 
feiert bat. 3. Bader. 

Baden. (Statiftif.) LDas Landund das Volk. Das Großherzogthum Baden liegt 
zwijchen 25° 14° und 27° 50° öftl. 2. und zwiſchen 47° 32’ und 49° 45’ nördl, Br. Das 
Terrain deflelben wird durch das Rheinthal von Konftanz (1260 par. F. über der Mee— 
resfläche) bis Manheim (400 F.), durch das Nandengebirg von Rheinheim (im Klettgau) 
bis in die Donaugegend bei Meßkirch, durch den ſüdlichen und mweftlichen Schwarzwald von 
Waldshut und Grenzach bis Pforzheim und weiterhin und durch die ſüdöſtliche Abdachung des 
Odenwaldes von der Bergftraße bi zur Tauber gebildet. Diejes langgeftredte Terrain umfaßt 
278 109 OM. oder 4,242,954 neubadiſche Morgen. Gingetheilt ift daſſelbe nad der allgemei— 
nen Lage und der Abflammung ded Volkes in das Ober und Unterland, deren Grenzſcheide Die 
Murg bildet, welche das Land zugleich aud in die zwei grundherrlichen Wahlbezirke jcheidet ; 
fodann aber politifch in den Seefreis (66,94 OM.) mit Konftanz, den Oberrheinfreis (75,081 
DOM.) mit Freiburg, den Mittelrcheinfreis (75,665 QM.) mit Nafadı und den Unterrheinkreis 
(62,70 OM.) mit Manheim ald Hauptftadt. Hiervon enthalten die beiden erften Kreije um 
die Hälfte mehr Gebirgsland als die andern, während der See- und Unterrheinkreis an Hügel: 
land einander ziemlich gleichftehen und der mittlere Landestheil weit weniger hat. Was die Erd: 
arten des Gebirgs , ver Hochebenen, Vorhügel, Thäler und Ebenen betrifft, fo befteht der Ran: 
den (höchſter Gipfel 2527 F.) aus Jurafalf und der übrige Boden des Seekreiſes weſtlich aus 
Muſchelkalk und oftwärts vorberrichend aus Molaſſe, welche im Hegau von einer merfwürdigen 
Gruppe kühner Bafalt= und Klingfteinfegel durchbrochen ift; der Schwarzwald (höchſter Gipfel 
der Feldberg, 46508.) größtentheild aus Granit und Gneis mit buntem Sanpfteine, beſonders 
gegen Pforzheim zu, und zerftreuten Porphyrſtellen; das Hügelland von Durlach bis an ven 
Neckar abmehielnd aus Muſchelkalk, Keuper und Lehm; der Odenwald (höchſte Kuppe der 
Kapenbudel bei Eberbach, 2180 F.) und das Bauland aus Sanpftein und Muſchelkalk, das 
Rheinthal aus Sand und Gerölle mit einzelnen Stellen von Moorland. Bewäſſert aber wer: 
den die badischen Gaue von einer großen Anzahl von Flüſſen und Bächen, von denen die bedeu— 
tendften der Rhein, der Main, die Tauber und Jart, ver Nedar, die Kraich, Pfinz, Alb, Murg, 
Ren, Kinzig, Elz, Treifam, Wiefe, Schlüht, Wutach, Ad und Donau (Breg und Brig) 
find, mit vem Bodenfee, Titi- und Schluchſee im Oberlanve. 

Was die Flimatifhen Verhältniſſe des Großherzogthums betrifft, fo find fie im Allgemeinen 
von fehr günftiger Beihaffenheit. Das gefegnete Rheinthal mit feinem warmen Yuftftrome bil— 
det einen großen Theil des Landes, ſodaß Baden zu den milvdeften Theilen Deutſchlands gehört. 
Man nimmt fünf flimatifche Negionen an: die der Rheinebene, wo verſchiedene Pflanzen ſüdli— 
cher Himmelsftriche gedeihen ; die Region des Weinftods und Nußbaums auf den höhern Ebenen 
und Thaleingängen; die Borhügelregion mit ihren Buchen: und Eichenwäldern, ihren trefflichen 
Kern: und Steinobftbäumen; die eigentliche Bergregion (die Höhen von 1600 — 5900 F.), wo 
die Tannenwälder ſich ausdehnen und faft nur noch der Hafer gedeiht; endlich die fubalpinifche Re— 
gion (mit ihren Berggipfeln von 4000 — 4650 %.), welche meiftens feinen Wald mehr gedeihen 
läßt, daher nur kahle Scheitel mit Alpenfräutern zeigt. Bei diefer Lage der Gegenden ift ver 
Grund und Boden des Landes fehr verfchieden, im Ganzen aber ein fruchtbarer, der mehr als 
die nothwendigen Nahrungsmittel hervorbringt. Das Großherzogthum ift daher auch einer der 
bevölfertften Theile Deutfchlands. Seine Bewohner unterſcheiden ſich aber in ihrer Geftalt und 
Lebensweiſe eben auch nach dem Charakter des Bodens und Klimas fehr voneinander, und hinter 
diefem Unterfchiede liegt noch ein tieferer der Abftammung. Denn nicht allein gehören die Ba— 
dener nad) ihrer Geneſis theild der celtifch = römischen, theils der germanischen Race an, ſondern 
fie theilen ih aud in Alemannen und Franken. Vom Geblüte jener Urbewohner rührt in den 
Hardgegenden, im Taubergrunde, auf dem hohen Schwarzwalde und in manchem abgelegenen 
Thale noch unverkennbar das dunkle Auge und ſchwarze Haar und die gebrungenere Geſtalt 
ber, während die erobernden Germanen ſich in den beſſern Gegenden nieberließen. Hier zeigt 
und die Ortenau, der Breisgau und Klettgau im Körpergepräge, in der Mundart und Wohn= 
weife den Alemannen (gegen den Bodenſee zu mit ſchwäbiſcher Beimifhung) und-die Pfalz den 
Branfen (gegen Südoften ebenfalls mit Annäherung and Schwähifhe), welche im mittlern Lan— 
deötheile (Uf- und Pfinzgau) feit ihrer Anſiedelung ſich vermifcht haben. 


Baden (Statiftif) 111 


Jah ver Zählung von 1852 betrug die Geſammtzahl der Einwohner Badens 1,556,943, 
user neueften von 1855 nur 1,514,857 Seelen. Dieje Abnahme von 42,571 Seelen in: 
wald dreier Jahre wurde größtentheild durch die Auswanderung verurfadt; denn von 1840 
-55 fine im Ganzen 86,410 Perſonen (worunter 42,919 Aderbau: und 25,559 Handwerk: 

anbende) meiſt nah Nordamerika ausgewandert, welde an eigenem Bermögen 13,250,297 
aut an Unterftügung 1,776,429, im Ganzen alſo 15,006,716 Glon, mit aus dem Lande nah— 
men. Was die Gonfeflionen betrifft, fo gehören der Fatholifhen 899,458, der evangeliichen 
452652, der ifraelitifhen 25,699 und den übrigen 1999 Seelen an. Die Volkszahl begann 
aber ſhon 1846 (bis wohin fie in einem fortwährenden Steigen von jährlich 1 Proc. war) ab— 
pFrehmen,, wovon die Kartoffelfranfheit, jchledhte Jahrgänge, politifhe Bewegungen u. j. w. 
die Utſachen bildeten, ſodaß jie von jenem Jahre bis 1852 um wenigjtens 10,500 Seelen ge= 
finger geworden. Während diefer jehs Jahre ergaben ſich aber 504,846 Geburten und nur 
257,858 Todesfälle, ſodaß fi für das ganze Land ald Durchſchnittszahl der erftern auf 1000 
Seelen 57 und der legtern 29 jährlich ergibt. Nach der Zählung von 1852 beftand die Be: 
sölferung rückfichtlich des Geihlehts aus 660, 850 Seelen männlichen Geſchlechts mit 222,975 
unter und 457,877 Seelen über 14 Jahren, und 696,095 Seelen weiblidhen Geſchlechts mit 
218,984 unter und 477,109 Seelen über 14 Jahren. Was die Chen betrifft, jo nahmen fie, 
wie überall in Deutſchland, aud in Baden feit 1847 immer ab, wie man denn damald deren 
ach 9119 und 1852 nur 6811 zählte, wonad in diefem Jahre auf 200 Menfchen eine neue 
Ehe fam; die ſämmtlichen Ehen aber von 1817 —52 erreichten die Summe von 517,856. Die 
unebelihen Kinder beliefen jih von 1847 — 52 auf die überraichende Zahl von 47,807, mit= 
bin jäbrlih auf 7968, was auf 6 — 7 Geburten eine uneheliche beträgt, wobei aber wohl zu 
bradten bleibt, daß ein großer Theil diefer unebelihen Kinder durch nachfolgende Heirathen 
der Altern ehelich wurde. 

In Beziehung auf den Wohnort betrug die Bevölkerung Badens 1852 in den 114 Städten 
530,071 und auf dem Lande in den 1469 Gemeinden 1,026,872 Seelen. Die ſtädtiſche Be— 
sölferung verbielt ſich alſo zur ländlidhen wie 24 zu 76, was ein Miöverhältnig ift, welches 
dadlich auf das Landeswohl gewirkt hat, indem die vielen Kleinen Stadtgemeinden (oft ohne 
eine nennenswerthe Gemarfung) nur die Vermehrung der armen Familien und vielfach ein 
trauriges Proletariat zur Kolge hatten. Die Zunahme ver Bevölkerung in.den Städten betrug 
überbaupt immer fajt doppelt joviel ald die auf dem Lande, und nad) der neuejten Zählung bat 
Karlörube 25,160, Manheim 25,667, Heidelberg 15,000, Freiburg 16,089, Pforzheim 
10,714, Zabr 6779, Brudjal 8241 und Konftanz 7506 Einwohner. Was die Bevölferungs- 
seribiedenbeit der einzelnen Gegenden betrifft, jo iſt fie eine oft auffallend große und felbit in 
Beziebung auf die vier Landeskreiſe noch; denn ftanden ſich nad) ver Zählung von 1852 der Ober: 
und linterrheinfreis, der eine mit 549,205 (68,420 Familien und 55,595 Bürger, und der an 
were mit 546,578 (72,140 Familien und 58,595 Bürger) Seelen ziemlich nahe, jo übertraf der 
Rittelrheinfreis mit 462,085 Seelen (91,596 Familien und 74,605 Bürger) den Seefreis mit 
feinen 199,075 Seelen (58,050 Familien und 52,414 Bürger) noch um weit mehr als dieſe 
ganze Bevölferungszahl. Rüdjichtlic der Standesverſchiedenheit endlich ftellte ih das Verhält: 
nig in der Volkszahl von 1849 fo heraus, daß der Adel 420, die Landwirthe 115,654, die 
Sanpwerter 99,788, die Tagelöhner 18,265 und die übrigen Stände 58,119 Bamilien zählten. 
Iem badischen Adel aber bilden die Fürften von Fürftenberg, Leiningen, Leyen, Löwenſtein— 
Beribeim = Freudenberg und Köwenftein= Wertheim Rojenberg, die Grafen von Leiningens 
Billigheim und Leiningen = Neudenau ald Standeöherren (die frühern Standesherren von 
Shmwarzenberg und Salm: Krautheim haben 1812 und 1840 ihre Herrſchaften an den Staat 
serfauft), Der Graf von Langenftein ald erblicher Landftand, jodann 15 Grafen, 55 Freiherren 
und heben Grbadelige ald Grunpherren , endlich gegen 100 unbegüterte Adelige. Die Zahl der 
Cieilbeamten betrug 1849 im Minifterium des großherzogliden Haufes und der auswärtigen 
Angelegenheiten 85 (miteiner jährlichen Bejoldungsjumme von 176,200 Glon.) in dem der Juftiz 
191 (mit 266,505 Gldn. Befoldung), des Innern 550 (mit 561,812 Glon. Befoldung) und der 
Finanzen 1142 (mit 1,440,067 Glon. Bejoldung), dieder Venfionäre 290 (mit 595,898 Glon. 
Penfon), zufammen aljo 2247 Seelen. Geiftliche zählte man im Ganzen 1469 und Profeſſoren 
und Lehrer ungefähr 2760. 

Baden war bis daher ein vorherrſchend Ackerbau treibendes Land und noch jetzt verhält 
ib die Zahl der Landwirthe zur übrigen Bevölferung wie 2%, zul. Betragen die Waldun- 
gen und das librige, was nicht angebautes Erdreich iſt, ein Terrain von 2,028,585 badiſchen 


112 Baden (Statiftif) 


Morgen (etwa 135 deutſche OM.), fo unfaßt das bebaute an Gartenland 57,507, Weinbergen 
68,064 , Aderland 1,563,167 , Brach- und Reutefeld 115,459, Wiefen 406,613 und Wade⸗ 
land 225,759, im Ganzen 2,214,566 badiſche Morgen. Gebaut werben an Getraidearten Der 
Dinkel (Spelz) im Unterlande, der Waizen und Kernen tn Oberlande am meiften; aldvdann 
Gerfte und Hafer, Noggen, Hirfe, Mohn und Rundgetreive, ſodaß über 800,000 Morgen 
alljährlich mit Getreide und Hülfenfrüchten angepflanzt werden, während der Kartoffelbau ge- 
gen 175,000, die Dlfaaten gegen 14,000, der Hanfbau 23,600, vie Butterfräuter, Knol— 
len- und Wurzelgewächſe 500,000, der Runfelrüben= und Tabacksbau (meift im Mittel- und 
Unterlande) 8500 und 16,500 Morgen einnehmen. Die gefammte Ernte erreiht nah Durch— 
fhnittöpreifen eine Schägung von 100,000,000 GEldn. und betrug 1854 an Getreide 868,051 
Scheffel im Werthe von 5,000,000 Glon., an Olfaaten gegen 5600 Entr., über 20,000 Entr. 
Tabacksblätter und Fabrifate, im Geſammtwerthe (nah Abzug der Einfuhr gleihartiger 
MWaaren) von 500,000 Glon. DerWeinbau, welcher über alle beffern Gegenden des Landes ver- 
breitet ift und die befannten Seeweine, Markgräfler, Kaiferftuhler, Ortenauer und Tauberweine 
liefert, gewinnt in neuerer Zeit ungemein an Veredlung, wozu am Bodenfee namentlih Marf- 
graf Wilhelm von Baden beigetragen hat. Im Jahre 1847 belief ſich der Herbitertrag auf 
812,000 im Wertbe von 7,000,000 und im Jahre 1852 auf 502,000 Ohm im Werthe von 
3,000,000 ®lon., während die Ausfuhr von 1848 — 55 durchſchnittlich 155,000 Zollcent= 
ner im Werthe von 1,500,000 Glon. betrug. Diefem Acker- und Wiefenbau entſpricht auch 
die Viehzucht; denn nah der Aufnahme von 1852 erreichte der Vferdeftand (mit Ausnahme 
der Militär: und Luxuspferde) die Zahl von 69,110 Stüd, ver Rindviehſtand aber beläuft fich 
auf 500,000 Stück (ſodaß 1854 noch 27,000 Stüd großen Viehes ausgeführt werden fonn= 
ten), der Schafftand auf 300,000 Stüd mit einer jährlihen Ausfuhr (nah Franfreih) von 
350,000 Stüd und der Schweineftand etwa auf 500,000 Stüd. 

In der Waldeultur it ebenfalls in neuerer Zeit viel gethan worden. Sämmtlide in 110 
Bezirköförftereien abgetheilte Waldungen ftehen unter einer forgfältigen Korftwirtbfhaft, und 
während von 1854 — 55 die bedeutende Anzahl von 56,624 Morgen Waldes in Feld verwan— 
delt wurde, hat man auf der andern Seite 57,012 Morgen öder Blähen u. vergl. zu 
Wald angelegt. Von der gefammten Waldfläche (1,596,925 Morgen) aber find 240,244 
Morgen Domänen= und 675,242 Gemeindegut, 28,708 Morgen gehören einzelnen Cor— 
porationen und 417,605 verfchiedenen Privaten; der jährlihe Waldertrag beläuft ih auf 
10 — 11 Mill., wobei der Holzbandel allein jährlid 5—4A Mil. einträgt. Der Bergbau 
ift bisher ziemlich befchränft geblieben, obwol namentlich im Oberlande eine Menge alter Stollen 
fi finden, welche auf einen ftarfen Betrieb im Mittelalter fchließen laffen. Am bedeutenpften 
erweifen fich die Eifengruben, indem fie ganz vorzügliched, doch lange nicht hinreichendes Eifen 
für ven Bedarf des Landes liefern. Der jährliche Reinertrag der kupfer= und jilberhaltigen 
Bleierze beläuft fih auf etiva 600 Mark Silber, 1000 Entr. Kupfer und 2000 Entr. Blei. 
Nah Steinkohlen (deren jährliher Gewinn bisher zwifchen 50 — 100,000 Entr. blieb) wird 
an verſchiedenen Orten gegraben, ed verjpredhen aber nur die berghauptener Gruben (bei 
Gengenbad) ein wachſendes Ergebniß. Dagegen ift Baden reih an Salz, indem die Salinen 
zu Dürrheim und Rappenau jährlid 350,000 Entr. (%, Koch: und Y/, Viehjalz) liefern, wo— 
von 50— 40,000 ind Ausland geben, ſodaß die reine Einnahme des Jahres ſich auf 1,050,000 
Gldn. ftellt. Noch reicher aber ift das Land an Mineralquellen verfehiedener Art, welche eine 
Menge von Fremden während der guten Jahreszeit alljährlich herbeilocken. 

Das induftrielle Gewerbweſen bat in Baden feit neuerer Zeit einen ungemeinen Auffhwung 
genommen, während die alten Eleinen Gewerbe jehr in Abnahme gerathen find. Das Land zählte 
1847 in diefen Kleingewerben ungefähr 48,000 Meifter (worunter allein gegen 15,000 We- 
ber), Waarenhandlungen dagegen 7644, Wirthichaften 6202, Bierbrauereien 1064 und Ge— 
treivemühlen 1862. Fabriken aber gab es jhon 1849 (da fie feit dem Zollvereine ſchnell fich 
mebrten) 355 mit 17,105 Arbeitern. Darunter zeichnen fi durd ihren großartigen Betrieb 
die Spinnerei zu Ettlingen, welche mit 1800 Arbeitern ein jährliches Fabrikat von mehr als 
1,000,000 Gldn. Werth liefert, vann die Rübertzuderfabrif zu Waghäufel mit 1000 Arbeitern 
und einem jährlichen Erzeugniife von 75,000 Enten. aus. Baummollen-Spinnereien, Webereien 
und Drudereien bejigt das Land 112, Tabadöfabrifen 24, Gold- und Silberwaarenfabrifen‘ 
22, Seidenmanufacturen etwa 10, Wagen: und Mafchinenfabrifen etwa ebenfo viele, Papier- 
fabrifen 28, worunter die bedeutende Flint’ che zu Freiburg, Wollenfabrifen 18, Eiſen-, Sammer- 
und Walzwerke 50, endlich Glas-, Cichorien- Steingut- und Lederfabrifen zufammen etwa 20, 
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Ya Yıre 1849 berechnete man den Gefammtwerth der Fabrikate ver badiſchen Fabriken anf 
188,000 Ston., wovon 8,000,000 ald Arbeitöverbienft angenommen wurden. Won eigen- 
Seiten Charakter und befonderer Bedeutung ift für den Schwarzwald die (ſeit dem vorvori= 
eahrhundert ſchon eingeführte und familienweiſe betriebene) Holz: und Spieluhrenmacherei, 
nem Hauptplätze jich in den Amtern Neuftatt, Triberg und Hornberg befinden. Dieſe Fabrika— 
ion beisäftigt 1568 Meifter und gegen 5000 Gehülfen, und der Werth ded Verkaufs beläuft 
ãch jährlich auf Die Summe von 8— 900,000 Glon. Seit diefem Auffhwunge der badischen 
Indafrie bat fich denn auch der (Früher nicht bedeutende) Handel im Großherzogthume überra- 
erh gehoben. Die Lage deffelben ift ihm günftig durch die Nachbarſchaft ver Schweiz, durch die 
netürlihen Handelswege ded Rheins, Neckars und Mains, und durch Kunftftragen, Eifenbahnen 
und Freibäfen (Konftanz, Ludwigshafen, Freiftätt, Leopolvshafen, Manheim und Heidelberg) 
dat mann dieſe Vortheile noch möglichft zu ergänzen geſucht. Die Stantöfaffe verwendete von 1831 
— 54 für die Belebung des Handels und Verkehrs an Wafferftraßenbau, an Eiſenbahnen und Te— 
(sgeapben im Ganzen 94,751,666 Gldn. Die ſich mitten im Lande freuzenden Schienenwege aus 
der Schweiz nach dem Norden und aus Frankreich nach dem Often, die überall zur Eifenbahn füh— 
renden trefflihen Straßen und die Dampfihiffahrt auf dem Bodenſee haben das erfreulichite 
Ergebniß gebracht. Beſonders ift ver Speditienshandel im Gedeihen; ausgeführt aber werden 
namentlich Getreide, Wein, Tabad, DL, gebrannte Waffer, Holz, Leinwand, Schlachtvieh und 
infänbiihe Fabrikate, wogegen die Ginfuhr in freniden Weinen, Südfrüchten, Colonialwaaren, 
Verden, Lurusartifeln, feinern Tüchern, Seidenzeugen, Eifen, Stahl, Wolle und Baumwolle 


Bereinet man nun das Nationalvermögen des badischen Staats und Volks, fo ftellt fich 
beraus, daß der Werth an bewirthſchaftetem und benugtem Kande die Summe von 724 Mill. 
ereihe, day der Viehſtand zu 35,000,000, Salz und Mineralien zu 22,500,000, Gebäude 
m 342,257,000, Straßen, Brüden, Gifenbabnen u. vergl. zu 60,000,000, ver Werth 
ver Gewerbe zu 170,000,000, das Mobiliarvermögen zu 34,000,000, die im Auslande 
febenden Geldcapitalien und auswärtigen Gefälle zu 8,000,000, das gefammte Nationalvermö- 
zen alfo zu 1,595,600,000 Glon. rhein. anzunehmen fei. Das Nationaleinfommen aber beträgt 
vn Grund und Boden 85,000,000, vom Viehſtand 25,500,000 und vom Verkehr mit dem 
Ausfande 2 — 5,000,000 Glon., wovon aber die Gultur=, Fütterungs- u. vergl. Koften _ 
nit drei Fünftel som rohen Ertrage abzuziehen find. Die fämmtlihen Communaleinnahmen 
ver Gemeinden des Großherzogthums beliefen ſich vor kurzem auf 17,400,000 Glon., wäh— 
rend die Ausgaben (darunter für Kirchen und Schulen 617,680) nur 15,576,000 ©tlon. betru: 
gen. Die Gemeinvejchulden erreichten die Summe von 12,254,500 Gldon., wogegen das active 
Femmunalvermögen 101,204,978 Glon. ausmachte. Im Jahre 1850 ergaben fih an fämmtli= 
den Steuercapitalien der Gemeinden 744,877,955 Glon. wovon 96,956,116 auf die Ausbür- 
ger famen. 

Baden beiigt aber neben dem materiellen auch in geiftiger und moralifcher Beziehung ein 
vebr reiches Nationalvermögen ; denn kaum wird ji ein anderer deutſcher Staat verhältnigmä= 
dig einer folchen Intelligenz und Bildung feines Volkes und folder Mittel und Anftalten für 
eriebung, Bildung und Wohlthätigkeit erfreuen können, wie fie das Großherzogthum nad: 
m. An Gelehrtenſchulen ift ed nur beinahe zu reich, da diefelben eine ſolche Menge junger 
!rate zum Studiren verlodten, daß die Regierung die Prüfungen überaus verfchärfen mußte, 
um die vielen Anwärter auf Stantsvienfte möglichit zurücdzubrängen. Das Land befigt zwei 
Uniseritäten, von denen ie heivelberger, beſonders ausgezeichnet durch ihre Lehrer in der Mediein, 
nden Rechts- und Staatswiſſenſchaften, immer zwifchen 500 und 600 Studenten (meiften® 
Indtinder) zählt, während die freiburger felten über 500 aufweift (im Jahre 1850 Hatte ſie 
622). Sodann befigt Baden fieben Lyceen, fünf Gymnaſien und drei Pädagogien; eine poly— 
trönifhe Schule, deren Ruf erfreulichft zunimmt, ſodaß ihre Schülerzahl feit kurzem von 500 

uf 400 (morunter gegen dritthalbhundert Ausländer) geftiegen ift; ein Eatholifches Priefter- 
eminar, ein evangelifches und zwei Fatholifche Lehrerſeminarien; ein Blinden = und ein Taub— 
Aummieninftitut; eine Milttärbildungsanftalt und eine Veterinärſchule; eine Maler:, eine Agriz ' 
alter, mebre Gewerb= und 24 höhere Bürgerfchulen ; 15 weibliche Lehranftalten oder Töch— 
eriäuien, zahlreiche Privatlehrinftitute und endlich gegen 1900 Glementarfhulen, zuſammen 
alfe mehr als 2000 Erziehbungs- und Bildungsanftalten. Daneben befteht theils in Verbin— 
kung mit ven beiden Univerfitäten und andern Schulen, theild unabhängig von ihnen eine große 
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Zahl von Anftalten für Wiffenfhaft, Kunft und Altertfum , namentlich drei bedeutende Biblio: 
thefen (mit beträchtlihen Handſchriften und Antiquarien), welde zufammen wenigftend 555,000 
Bände enthalten; ferner gegen 50 weitere Bibliotheken von Belang, viele naturwiffenichaftliche 
Anftalten und Sammlungen (worunter drei botaniſche Gärten); zwei Gemäldegalerien und 
zwei ftänbige Hoftheater (zu Karlsruhe und Manheim); endlih mehre Zeitihriften und eine 
Reihe von Zeitungen und Kocalblättern. Alles aber übertreffen das Stiftungsweſen und Die 
Wohlthätigkeitspflege. Baden zahlt (außer einer Menge von gewöhnlichen Armenhäufern, von 
Bereinen für Gefangene und verwahrlofte Kinder, für Witwen und Waifen, Arbeits- und 
Heimatlofe) 95 Orts- und Bezirfsfpitäler, veven Gefammtvermögen ſich auf etwa 8,180,000 
Glon. beläuft, und bejigt ein Stiftungdvermögen von mehr ald 82 Mill., welches faft täglich durd 
neue Stiftungen vermehrt wird. 

U. Die Staatöverwaltung. Übergehend zur Darftellung der badiſchen Staatäver: 
waltung, haben wir zunädft das unmittelbar unter dem Landesfürften ſtehende Geheime Ca— 
binet aufzuführen, mit deffen Leitung ein Gabinetörath betraut ift und weldes die unmittel- 
baren Entſchließungen, Befehle und Anordnungen des Großherzogs, namentlich die Gnaden— 
ſachen ausführt und feine hauptſächliche Thätigkeit durch die Audienzen erhält. 

Das Staatöminifterium, beftehend aus einem Staatöminifter und vier Minifteriumsprä- 
fidenten unter dem Vorſitze des Großherzogs, bildet die oberfte Behörbe der Staatöverwaltung 
und hat in feinem Geſchäftskreiſe die Borberathung aller Angelegenheiten der Verfaflung und 
Gefeggebung, die wichtigern Angelegenheiten des Deutſchen Bundes und der Standesherren, die 
Berhandlungen mit den beiven Kammern der Landitände, die organischen Verordnungen und 
deren authentifche Interpretation, alle Gompetenzitreite zwiſchen Juſtiz- und Adminiftrativftel- 
len, die Beſchwerden über die Minifterien und endlich die Oberaufiht über ſämmtliche Landes— 
gerichte und Verwaltungsbehörden. Die unter dem Staatsminifterium flehenden Gentralbe- 
hörben find die fünf Departementöminifterien: 1) des großherzoglichen Haufes und der ausmär- 
tigen Angelegenheiten, 2) der innern Angelegenheiten, 5) der Finanzen, A) der Militärfachen, 
5) der Juftiz. Dazu Eommt 6) die Oberrehnungsfammer mit dem Range eined Minifteriums 
und mit Sitz und Stimme ihres Präfiventen im Staatörathe. 

Der Geſchäftskreis des Minifteriumd des großherzoglichen Hauſes und der auswärtigen 
Angelegenheiten umfaßt die Handhabung und Wahrung der politifchen Intereflen des Staats 
und regierenden Hauſes, beſonders die diplomatiihen und Bundesjahen. Unter ihm ſtehen: 
4) die großherzoglichen Gefandtfchaften beim Deutſchen Bunde, in Baiern, Ofterreih, Preußen 
(zugleich für Hannover), Würtemberg (zugleich für die Schweiz) und in Frankreich; 2) die. Han⸗ 
belöconfulate zu Bremen, Hamburg, Amfterdam, Antwerpen, Rotterdam, Oſtende, Stras: 
burg, Bordeaux, Havre, Lyon, Marjeille, Nizza, Liffabon, Neapel, Trieft, Petersburg, Lon— 
don, Liverpool, Neuyorf, Neuorleand und Rio de Janeiro; 5) die Adminiftration der Ver: 
tehrsanftalten oder die Direction der Boften und Eifenbabnen, welche vie Generalpoftfaffe , die 
Infpectionen des Eifenbahntransports, der Eifenbahnmagazine und Werfftätten, die Poſt- und 
Eifenbahnämter unter ſich hat. 

In den weiten Geſchäftskreis des Minifteriums des Innern gehören neben den organija- 
tionsmäßigen Gefchäften der innern Verwaltung die den Gejfammtftaat berührenden Stiftun= 
gen und Anftalten, die Generalwitwen = und Brandaffecuranzfaffe, die Gratial= und Armen: 
fonds , Badeanflalten und Irrenhäufer. Die dem Minifterium untergeorpneten Behörden und 
Anftalten find: 1) der evangelifche und ver katholiſche Oberfirchenrath für die Verwaltung der 
Eultus= und Kirchenvermögendfachen, jeder beſonders mit einem Director, und für die Unter— 
rihtsangelegenheiten gemeinschaftlich ala Oberftudienrath, ebenfo mit einem Director; unter 
ihnen ftehen aljo die Defanate, Schulen, Stiftäfhaffneien, Stiftungäverwalter; 2) die Sani— 
tätscommiſſion als oberaufſehende Behörbe in Medicinalſachen, unter welcher die Amtsphyſicate 
und Amtschirurgate fteben; 5) die Obervirection des Waſſer- und Straßenbaus, welder die 
Waſſer- und Straßenbezirksinfpectionen, die Wafler: und Straßenbaufaffe und die Eifenbahn= 
centralfafle untergeorbnet find; 4) das Generallandedardhiv mit den ältern Acten bis 1806, mit 

ſämmtlichen den Staat betreffenden Urkunden bis zur Gegenwart und mit einem reihen Schage 
biftorifcher Ardivalien; 5) der Verwaltungsratb der Oeneralwitwen- und Brandfafle; 
6) die Gendarmerie, welder die Handhabung der öffentlihen Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
im Lande obliegt; 7) die Gentralftelle für die Landwirtbichaft, unter der das Landesge— 
ſtüt und die landwirthſchaftlichen Schulen zu Hochburg und Karldruhe ftehen; 8) der Ober: 
rath der Jfraeliten, welcher unter dem Vorfige eines landesherrlichen Commiſſars bie reli: 
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aiöien, kirchlichen und weltlichen Angelegenheiten der Jfraeliten zu leiten hat; 9) die Landes- 
uniseritäten; 10) die Heil: und Pflegeanftalten zu Pforzheim und Illenau, die polizeiliche 
Verwahrungsanſtalt zu Kißlau und das allgemeine Waifenhaus zu Lichtenthal. 

Das Finanzminifterium, die oberfte Leitungs= und Auffihtsbehörve über alle Finanz- 

ſachen des Staats, hat unter ſich: 1) die Gentralfaffen zu Karlsruhe, Manheim und Freiburg ; 
2) die Amortiſations-, Zehntſchulden- und Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe; 5) die Hofdomä- 
nenfammer, ald Verwaltung der ſämmtlichen Domänen (337 Gebäude zu 2,829,516 Gldn. ver: 
anfhiagt, 47,547 Morgen an Grundftüden und 66,655 Glon. an Gefällen, mit einer Rein 
einnahme von 592,965 ®lon.); A) die Direction der Forfte, Berg: und Hüttenwerfe, über 
110 Bezirköförftereien (mit 245,552 Morgen Wald) und 10 Berg: und Hüttenämter (mit 125 
Gebäuden von 1,102,554 Glon. Werth); 5) die Steuerdirection für alle directen und indiree— 
ten Steuern, über 34 Obereinnehmereien und die Salinenverwaltungen zu Dürrheim und 
Rappenau ; 6) die Zollvirection mit fieben Hauprzoll= und neun Sauptiteuerämtern; 7) die 
Baudirection mit 44 Bezirksbauinfpectionen; 8) die Münzverwaltung zu Karlsruhe. Das 
badifche Finanzweſen zeigt und folgende Ergebniffe: Nach Abzug der Betriebskoſten werden für 
dad Budget von 1856 — 57 je aus den Domänen 1,184,881,, Forften 1,457,041, Hütten 
und Bergwerfen 786,445, aus den Steuern 6,567,800, Salinen 1,540,685, Zöllen 2,798,763 
und vermifchten Einnahmen 1,545,229, im Ganzen aljo 15,460,842 Glon. gewonnen. Es 
fallen daber auf jeden Kopf an Steuer 8 Glon. Die ordentlihen Ausgaben betrugen für 
1856 die Summe von 15,625,580 und für 1857 vie etwas geringere von 15,615,094 ®lon. Die 
Verwaltung des Minifteriums des Innern koſtet 3,687,035, jene des Kriegsminifteriums 
2449,465, die des Juſtizminiſteriums 956,125 und die des Finanzminiſteriums ſelbſt 
2,244,779 Gldn. Die badiſche Staatsſchuld, welche zur Beſtreitung der Staatsbedürfniſſe all- 
mälig angehäuft werben mußte, belief ſich im Beginne des Jahres 1856 auf die bedeutende 
Summe von 35,747,697 ®lon., wovon für den Domanialgrundftof 12,000,000 und ala Pa- 
piergeld 5,000,000 unverzinslich verblieben find. Daneben betrug damals die Eiſenbahnſchuld 
40,580,495 Olon. ; die gefammte Staatsſchuld des Großherzogthums erreichte fomit die Summe 
von 76,528,190 Slon., welche zu ihrer Berzinfung und vertragsmäßigen Tilgung über 10 Proc. 
aller Staatsausgaben mit 1,479,162 ©lon. erfodern. Die Amortifationdfaffe für die erftere 
beider Staatsſchulden beſaß am 1. Jan. 1850 6,819,859 Glon. Activa. 

Das Kriegäminifterium bildet unter feinem Präſidenten ein Collegium, weldes aber 
zur Gefhäftsführung in drei Sectionen zerfällt, von denen die militärifche das Perfonelle der Of: 
figiere und Mannſchaft, die Reerutirung, dad Ausrüftungs- und Übungswefen, die Militärbil: 
dungsanftalten, die Bundesmilitär- und Feftungsangelegenheiten, die öfonomifche die Trup— 
venverpflegung, dad Bau=, Sanitätd= und Hospitalmefen, die Quartier- und Marſchſachen, 
die juriftifche Die Rechtsgeſchäfte des Minifteriums, die Heiraths-, Penſions- und Gna— 
denſachen beförgt; legtere bildet unter Beizug eines Auditors auch das Militärobergeriht in 
Straffahen der Kriegsbeamten und unter Beizug von drei Giviljuftizbeamten ald Oberfriegs- 
gericht die zweite Inftanz in Eivilfahen der Militärperfonen. Unter vem Kriegsminifterium 
ſtehen: 1) die Zeughausdirection, 2) dad Montirungscommiffariat, 5) die Hauptmagazinver- 
waltung , 4) die Baudirection, 5) die Sanitätsdirection, 6) die Hauptfriegsfaffe, 7) die Mili- 
tänwitwenfafle, 8) die Recrutirungsoffiziere, 9) die Kafernen= und 10) die Hoßpitalverwal- 
tungen. Das badiſche Militärwefen hängt von den Beitimmungen ver Deutfchen Bundesver— 
fammlung ab. Das Gontingent des Großherzogthums beträgt nad) ver Bundesnatrifel von 
1842, worin die Einwohnerzahl deſſelben auf 1,000,000 angenommen worden (mas für alle 
Bundesleiftungen maßgebend ift), für ven Fall des Kriegsfußes 15,000 Mann und zur Erfag: 
mannſchaft 1667, im Ganzen aljo (ohne die Nichtftreitenden) 16,667 Mann. Diefe bilden die 
zweite Divijion des achten Armeecorps der deutſchen Bundesmacht. Hierzu ftellt die Infanterie 
diviſion vier Negimenter je zu drei Bataillonen, ein ®renabierregiment zu zwei Bataillonen, an 
Füfilieren drei und an Jägern ein Bataillon (zufammen 11,176 Mann), die Gavalerie aber 
drei Regimenter in einer Brigade (zufammen 1875 Mann) und die Artifferie ein Negiment zu 
ſechs Batterien (zufammen 1768 Mann), wozu eine Compagnie Pioniere (zu 150 Mann) und 
der Generalftab (mit 25 Mann) fommen. Der Friedensfuß dagegen verlangt in Baden nur 
7691 Mann, welche vier Infanterieregimenter zu 48 Compagnien, drei Dragonerregimenter 
zu 12Schwadronen, ein Artillerieregiment (mit einer reitenden, vier Fuß⸗ und zwei Feſtungsbat⸗ 
terien), eine Pioniercompagnie, eine Zeughaudarbeiter: und eine Invalidencompagniebilden. Das 
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Militärbunget für die beiden Jahre 1856 und 1857 weift nad) an Staatdaufiwand für den laufen= 
den Dienft (ganz glei) 2,195,217 und für früher geleiftete Dienfte dort 267,244 und Hier 
255,545, für Benfionen dort 254,198 und hier 242,499 Olon. 

Das Juftizminifterium umfaßt in feinem Geſchäftskreiſe die Aufficht über die Juftiz- 
abminiftration überhaupt (nur daß ihm Feine Ginwirkung auf die einzelnen Rechtsſachen zu: 
fteht), die unmittelbare Leitung über dad Lehnwefen, die Amtöreviforate und Strafanftalten; 
unter ihm ftehen das Oberhofgericht zu Manheim und die Hofgerichte der vier Landeskreiſe zu 
Konftanz, Freiburg, Bruchfal und Manheim. Was die Rechtspflege betrifft, fo bilden in bür— 
gerlihen Saden die Stadt: und Bezirksämter die erfte, die Hofgerichte die zweite und dad Ober: 
hofgericht die dritte Inftanz, während in Strafſachen alle Unterfuhungen durch die Bezirksäm— 
ter (und Auditorate) geführt werden und die Aburtheilung nad den Eompetenzbeftimmungen 
des Grfeges von 5. Febr. 1851 durch Schwurgerichte, Hofgerichte und Bezirksämter geſchieht, 
und der Recurs von legtern in die Hofgerichte und von diefen an das Oberhofgericht, wie an 
dieſes auch die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ſchwurgerichtliche Urtheile. Bei Borunterfuhungen 
wirken die Staatsanwälte nicht mit; bei ſchwurgerichtlichen Sachen beginnt ihr Amt erſt nach 
Beendigung der Vorunterfuhung , bei hofgerichtlihen aber, wenn eine mündliche Schlufver: 
handlung ftattfindet. Befreite Gerichtöftände gibt ed weder in bürgerlichen noch Straffaden ; 
das Militär aber hat feine befondern Gerihtöbehörven. Zur Statiftif der Rechtspflege erſchei⸗ 
nen durch das Zuftizminifterium von Zeit zu Zeit Überfichten der Eivil= und Criminalrechts⸗ 
pflege, deren man bereits für 1829 — 47, 1840 — 45 und 1852 bejigt. 

Was endlich die kirchliche Verwaltung betrifft, jo umfaßt die evangelifche Landeskirche, an 
deren Spitze der Großherzog fteht und welche durch den evangeliſchen Oberfirhenrath (worin 
der erfte ver Räthe ven Titel „Prälat“ führt) geleitet wird, 529 Kirchengemeinden mit 569 Fi: 
lialen. Diefe werden in 28 Diöceſen getheilt und von deren Defanen beauffidtigt und zählen 
456 Kirchen und Kapellen und 416 Geiftlihe. An ven Defanatsfigen werben von den Kirchen— 
älteften alle drei Jahre Specialſynoden abgehalten; die Generalſynode repräfentirt aber die ge— 
fammte evangeliſche Landeskirche; die jüngfte ift 1855 abgehalten worden und hat die landesherr⸗ 
lihe Sanction 1856 erhalten. Die Kirchen - und Schulvifitationen finden alle zwei Jahre ftatt. 
Der evangelifche Eultus Eoftet dem Staate jährlich 40,000 Gldn. An der Spige ver katholiſchen 
Kirche ſteht der Erzbiichof zu Freiburg (Metropolit ver oberrheinifhen Kirhenprovinz) mit 
feinem Domcapitel; fie zählt 754 Kirchengemeinden und 2702 Filiale mit 11411 Kapellen, 
melde in Landcapitel oder bifchörfliche Defanate eingetbeilt find und durch 1055 Geiftliche ver: 
fehen werben. Die katholifhen Schulen, deren e3 in 1252 Gemeinden und 75 Schulvifitaturen 
1509 gibt, ftehen unter dem Oberfirhenratbe. Diefem liegt aud) vornehmlich die ftaatliche Lei— 
tung der Erterna ob, worin er aber, wie in allen wichtigen Sachen, von den Beſchlüſſen des 
Minifteriums des Innern abhängt. An der Spige der ifraelitifhen Kirche, welche 15 Bezirks— 
fonagogen zählt, fteht ver Oberrath, deſſen Gejchäftäfreis unter das Minifterium ded Innern 
gehört. 

Die bedeutenpften und empfehlenswertheften Werke über dad Großherzogthum Baden im 
Allgemeinen wie über größere Theile deſſelben find in chronologiſcher Ordnung folgende: 
Schöpflin, „Historia Zaringo -Badensis’ (7 Bde., Karlöruhe 1765— 66), und fein Liber: 
feger und Ergänzer Sachs, „Einleitung in die Geſchichte der Markgrafſchaft Baden“ (5 Boe., 
Karlsruhe 1764 — 75); Mofer, „Einleitung in das marfgräflih badiſche Staatsrecht‘‘ 
(Frankfurt und Leipzig 1772); Gerbert, „Histor. Silvae Nigrae” (5 Bde., St.-Blaſien 
1785 — 88); Kreuter, „Geſchichte der vorveröfterreihifchen Staaten” (2 Bde., St. = Blaften 
1790); Neugart, „‚Episcopat. Constantiensis’ (Thl. 1, St. Blafien 1803; Thl. 2 wird 
gegenwärtig zum Drude vorbereitet); Müller, „Geographiſch-ſtatiſtiſch- topographiſche Be: 
ſchreibung ded Kurfürftentbums Baden’ (Karlsruhe 1804); Kolb, „Hiſtoriſch-ſtatiſtiſch— 
topographiſches Lerifon über das Großherzogthum Baden” (3 Bde., Karlöruhe 1815—16) ; 
Drais, „Geſchichte ver Regierung und Bildung von Baden unter Karl Friedrich (2 Bor., 
Karlsruhe 1816 — 18); Derfelbe, „Gemälde über Karl Frievrih, den Marfgrafen, Kur— 
fürften und Großherzog‘ (Manheim 1828); Pfiſter, „Geſchichtliche Darftellung ver Staats- 
verfaffung des Großherzogthums Baden und der Verwaltung veilelben‘ (2 Bve., Heidelberg 
1829); Heuniſch, „Geographifcheftatiftiich-topographifche Befchreibung des Großherzogtbums 
Baden“ (Heidelberg 1833); Bader, „Badiſche Landesgeſchichte von den älteften bis auf unfere 
Zeiten‘ (Freiburg 1856); Derfelbe, „Das badifche Land und Volk”, Zeitihrift (5 Bde., 
Freiburg 1839 — 56); Münd, „Geſchichte des Haufes und Landes Fürftenberg‘‘ (5 Bpe., 
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Laa und Leipzig 1829 — 52); Fikler, „Geſchichte des Haufes Fürſtenberg“ (Karlörube 1847); 
hs, „Geſchichte der Grafen von Wertheim” (2 Bde., Frankfurt 1845); Maver, „Bei: 
zig zur Gefchichte des badiſchen Eivilrehts bis zur Ginführung des neuen Landrechts“ 
Fedlesue 1844); Häuffer, „Geſchichte der rheinifchen Pfalz nad) ihren politifchen, kirchlichen 
or lürrarifchen Verhältniſſen“ (2 Bde., Heidelberg 1845); Mone, „Urgefhichte des badiſchen 
kandes bit zu Ende des 7. Jahrhunderts” (2 Bde., Karlsruhe 1845); Vierordt, „Geſchichte 
der Rrformation und der evangelifchen Kirche in Baden’ (2 Bde., Karlörube 1847 — 56); 
Rmling, „Geſchichte der Biſchöfe zu Speier‘ (A Bde., Mainz 1852 — 54); Schödlin, „Ge— 
Kdihte des Großherzogthums Baden unter ver Regierung des Großherzogs Leopold‘ (Karlöruhe 
1855); Heuniſch und Bader, „Das Großherzogthum Baden Hiftorifch = geographifch-ftatiftifch- 
pegrapbifch”‘ (Heidelberg 1857). Hierzu fommen die officiellen Protokolle beider landſtändi— 
en Kammern und das großherzogliche Regierung®blatt, ſodann die Beiträge zur Statiftif ver 
Innern Bermaltung des Großherzogthums Baden, herausgegeben vom Minifterium des Innern 
(Bearbeitet durch das neuerrichtete Statiftiihe Bureau) und die Zeitjchrift des großherzogliden 
kendesarchivs, worin die Hiftorifchen Urkunden deffelben (bearbeitet von Mone, Dambader und 
Pater) bekannt gemacht werden. %. Bader. 
Baden als conftitutioneller Staat. (Badiſche Verfaffung und Verfaſſungs— 
seihiähte, badiſche Landſtände.) In den legten Tagen der Regierung des Großherzogs 
Karl, ald deſſen fihtbar dahinſchwindende Lebenskraft bereits den nahenden Tod verfündete, 
erbeben fib, anfangs leife, bald aber laut, die beunruhigenpften Gerüchte über eine bevor: 
kebende Ländertheilung Badend. Von verfchiedenen Seiten drohte man mit Geltendmachung 
rel ſchon früher zur Sprache gebrachter eventueller Anſprüche oder noch der Entſcheidung ge— 
wärtiger Vorbehalte, und Baiern zumal war es, welches, einerſeits auf die im Nieder Vertrag 
som Ofterreich erhaltenen, doch bisher noch unerfükt gebliebenen Zufiherungen und auf die vom 
Grofberzog Karl beim Übertritt zur großen Allianz wider Frankreich eingegangenen eventuellen 
Verpflißtungen, andererſeits auf eine alte ſponheimiſche Erbeinfegung geftügt, einen großen 
Theil des badischen Landes theild unbedingt, theils für den Fall, daß Großherzog Karl ohne 
männlihe Leibeserben ſtürbe, ganz unverhohlen in Anſpruch nahm. Mit Entſchloſſenheit und 
Kraft hatte der kranke Fürſt ſolche Anſprüche zurückgewieſen und mir edler Zuverſicht von der 
rh»ñſchen bermacht der Gegner an die moralifche Gewalt der öffentlichen Meinung appellirt, 
uud ſolche Appellation hatte aud) den entfprechenpften Eingang gefunden bei allen Denfenden 
in der Nation und auswärts. Doc fhien noch räthlich, das eigene, von Zweifeln, Beforgniffen 
md witerftreitenden Gefühlen zerriffene, Vergangenheit, Gegenwart und Zufunft mit unftätem 
Bid durchirrende, dem größern Theil nad erft feit Furzem Baden angehörige Volf durd ein 
neued feftes Band an das Negentenhaus zu Fnüpfen und mit Begeifterung für deſſen etwa nö— 
Hige Vertheidigung zu erfüllen mitteld der lebendigen Idee eines gemeinjamen Vaterlandes, 
In diefem Sinne ward ihm eine landſtändiſche Verfaffung verliehen (unterm 22. Aug. 1818) 
and bie Zeit der Eröffnung des erften Landtags auf den 1. Febr. 1819 feftgefegt. 
Dieſe urfprünglih zwar blos octroyirte, doch durch den ihr gewordenen jubelnden Empfang 
im ande und durch die thatſächlich ausgeſprochene und auch eidlich befräftigte Zuftimmung der 
zerſt einberufenen Stände und aller nahgefolgten Kanımern ihrem Hauptinhalt nad (mithin 
eabeſchadet der Anfprüde auf Vervollftändigung, zeitgemäße Fortbildung oder wenigftens dem 
{$r im Danzen einwohnenven Beift entiprechende Auslegung) mit dem Charafter einer vertrags⸗ 
meje zu Stande gekommenen bekleidete Verfaſſung trägt in ihren Grundbeftimmungen das 
Gepräge rein conftitutioneller, d. h. dem echten Repräſentativſyſtem huldigender Ideen, doch 
freifig auch vermiſcht mit unlautern, theils der Angftlichkeit, theild dem abfolutiftifchen over 
va ariftofratifchen Intereſſe dienenden Zufägen und nähern Beilimmungen, welde mehr: 
mals Dasjenige, was die allgemeinen Verheißungen befagen, wieder zurüdnchmen oder wefent= 
s beigränfen, oder der ungünftigften Deutung preisgeben und durch alled Dies den Beweis mit 
#5 fübren, daß der urfprüngliche, fidherlih einem edeln, echt liberalen Geiſt entfloffene 
Exteurf unter den Händen einer eiferfüchtigen Gamarilla oder rined Collegiums von Hof— 
tubliciften Verftümmelung und Abänderung erfahren hat. Gine kurze Zufammenftellung der 
bereutiammern Artikel diefer Berfaffung wird ſolches freilich auf nod mehr als eine andere an— 
wepbare Urtheil rehtfertigen. 
„Das untbeilbare und unveräufßerlihe Großherzogthum bilvet einen Beftandtheil des 
Teutfhen Bundes. Alle organischen Beichlüffe ver Bundesverfanmlung, welche die verfaſſungs— 
mägigen Berhältniffe Deutichlands oder die Verhältniffe deutſcher Staafsbürger im Allgemeinen 
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betreffen, machen einen Theil des badiſchen Staatörechts aus und werben für alle Claſſen von 
Zandesangehörigen verbindlich, nachdem jie von dem Staatdoberhaupt verfündet worden find.” 
($.1—3.) Hier fragt e8 ſich freilich: Was jind organische Beihlüffe, und welche Bewandtniß 
hat ed mit Beichlüffen, welche nicht zu den organischen zu zählen find oder die von denfelben noch 
weiter gefoderte Eigenfhaft in Bezug auf ihren Gegenftand nit haben? Die in $. 1A der 
Schlußacte enthaltene Begriffäbeltimmung von organischen Einrihtungen gibt hierüber feinen 
Aufſchluß. Auch entiteht dabei nothwendig die Frage: Wie verhält es ſich im Allgemeinen mit 
denjenigen Bejhlüffen, wozu nad der Bundes= oder Schlußacte Stimmeneinhelligfeit erfoderz 
lich iſt, demnach auch der badiſche Gefandte mit einftimmen muß, damit fie Gültigkeit erlangen ? 

„Der Großherzog ($. 5 und 6) vereinigt in ſich alle Rechte der Staatsgewalt und übt fie 
unter den in diefer Berfaffungsurfunde feftgefegten Beftimmungen aus. Seine Perſon ift hei— 
lig und unverleglih. Das Großherzogthum hat eine ſtändiſche Verfaſſung.“ Der erſte dieſer 
Säge, entflofien dem in ver neuejten Zeit aufgeftellten fogenannten „monarchiſchen Princip“, 
auch ziemlich gleichlautend mit Art. 57 der wiewol ſpätern Schlußacte, wird allerdings 
durch den legten Sag in jeiner praftifhen Bedeutſamkeit beſchränkt; aber bei der Zufamnten= 
ftellung der beiden Süße entjtehen die theoretifchen Fragen: ob eine wirfliche Vereinigung aller 
Rechte der Staatögemwalt in der Perſon des Monarchen verträglich fei mit der Theilnahme der 
Stände an den wefentlichften jener Rechte, namentlich an der Gefeßgebung und ſelbſt auch an 
der Verwaltung, und vb insbeſondere die gejeggebende Gewalt zu ihrer Vollſtändigkeit nichts 
Weiteres brauche ald die Initiative und die Sanction? Cine weitläufige Erörterung diefer Fra— 
gen würde jedoch zum bloßen Wortftreit führen. 

„Die Landftände find in zwei Kammern abgetheilt“ ($. 26); doch Hat bei dieſer faft in allen 
Gonftitutionen vorfommenden und von den in der Literatur wie in der Politik vorherrfchenden 
Stimmen hoch gepriefenen Einfegung die badische Verfaffung einige merfwürdige Eigenthüm— 
licfeiten. Die erfte Kammer befteht, außer den Prinzen des Hauſes, den Häuptern der ftandes- 
berrliden Familien, dem Eatholifchen Landesbifhof und einem evangelifhen Prälaten und den 
vom Großherzog beliebig (und zwar in der Regel nur für je einen Landtag) zu ernennenden 
Mitgliedern (deren Zahl jedoch nicht größer als acht fein darf), aud noch aus acht Abgeorbneten 
des grundherrlihen- Adels und aus den Deputirten der zwei Landesuniverjitäten; Die zweite 
Kammer aus 65 Abgeoroneten der Städte und Amterbezirfe. Durch die völlige Ausſchließung 
des grundberrlihen Adels von dem activen und paffiven Wahlrecht für die zweite Kammer wirb 
dieſe legtere zum rein vemofratifchen Clement, wogegen das in der erften Kammer allerdings 
obmwaltende ariftofrutifche Clement gemildert wird und nad Umftänden neutralifirt werden mag 
durch die Abgeoroneten der Landesuniverfitäten und die vom Großherzog ernannten Mitglieder, 
vondenen nämlich die erften naturgemäß zu demofratifchen Principien ſich hinneigen und die leg: 
ten dad monarchiſche Intereffe zu vertreten haben. Diefen Beſtimmungen ift mol großentbeils 
die in der zweiten Kammer feit ihrer Entftehung (mit nur kurz dauernden Ausnahmen) vor= 
berrichend gebliebene demokratiſche, d. h. der Volföfreiheit und den Volksrechten befreundete 
(dod) immer ftreng innerhalb der Grenzen der Gonftitution ſich haltende) Richtung zuzuſchrei— 
ben, welche indeffen die durch die Verfaflung erlaubte Wahl von Staatödienern (deren von An— 
beginn jtet8 eine große Zahl erwählt ward) in eine minifterielle zu verwandeln allzu leicht im 
Stande ift, während in der erften Kammer die acht vom Großherzog ernannten Mitglieder (zu: 
mal wenn fie aus dem Adel genommen werben) nicht ſtark oder doch meiſt nicht geneigt genug 
find, eine compacte ariftofratiihe Oppofition der Standes: und Orundherren zu neutralifiren. 
Diefe legtgenannten Herren find mit dem 21. Jahre ftimmfähig und mit dem 25. wählbar. 
Die Wahl gilt jedesmal für acht Jahre. Die Mitglieder der zweiten Kammer dagegen müſſen 
mindeftend 30 Jahre alt fein. Sie werden von frei aus den Bürgern des Diftrictd zu erwäh— 
lenden Wahlmännern (welhe 25 Jahre zählen müſſen) nah einer mit Umſicht verfaßten 
Wahlordnung erwählt, müffen einer der drei hriftlihen Confeſſionen angehören und 
10,000 Gldn. Steuercapital befigen. Sie werden aufacht Jahre ernannt, und alle zwei Jahre wird 
die Kanımer zu einem Viertel erneuert. Alle zwei Jahre muß aud) eine Ständeverfammlung ftatt= 
finden. ($. 26—46.) Es befteht ein landſtändiſcher Ausfhuß, deifen Wirkfamfeit jedoch fehr 
beſchränkt und in der Regel nur auf die Prüfung ver Amortifationdfafferehnungen, ausnahms= 
weile aber auch auf Gontrahirung Fleinerer und dringenderer Anleben ſich beziebend ift. ($. 51, 
57,63.) Uber alle diefe Beftimmungen, fowie über die Verfügungen, daß der Großherzog den 
Präfidenten der erften Kammer ernennt, jenen der zweiten aber aus drei ihm vorzuſchlagenden 
Candidaten erwählt, daß er die Ständeverfammlung einberuft, vertagt und auflöfen kann, daß 
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die Abgeordneten feine Inftructionen von ihren Gommittenten annehmen und feinen Stellver- 
treier ernennen dürfen, und mehre andere wollen wir, da ſolche Beftimmungen theild minder 
wihtig, theild in der Negel vorfommend, nichts Weiteres bemerken, Auch die von der Wirkſam— 
keit ver Stände handelnden Paragraphen (55—67) und jene, weldhe die Formen dev Berathungen 
regeln ($. 68— 78), find großentheils hbereinftimmend mit ven entfbrechenden Artikeln der franz 
zölihen Charte, nur genauer angepaßt den Verhältniffen des Fleinern badischen Staats, mit: 
unter aud einige befondere Gigenthümlichkeit darbietend. So ift zwar für ven Großherzog die 
Beiegung einer Givillifte (weldhe ohne Bewilligung der Stände nicht erhöht und ohne Bewil— 
figung des Fürſten nicht gemindert werden kann) veroronet und der überihüffige Ertrag der 
Domänen der Beftreitung der Staatölaften gewidmet, auch die Veräußerung von Domänen 
ohne Zuftimmung der Stände verboten, doc ſolche Domänen zugleich zum Patrimonialeigen- 
thum des Negentenhaufes erklärt worden. Das Auflagengefeß Toll jeweils für zwei Jahre ge- 
geben und mit dem Staatsbudget auch die detaillirte Nahmweifung über die Verwendungen in 
der legtverfloffenen Budgetöperiode vorgelegt werden. Die Stände können die Steuerbewilligung 
nit an Bedingungen fnüpfen. Im Falle ver Auflöfung dürfen die alten Steuern noch ſechs 
Monate nad) Ablauf der Verwilligungszeit forterhoben werden. Finanzgefege gehen zuerft an 
die zweite Kammer und Fönnen erft, wenn fie von Diefer angenommen worden, an die erfte Kam 
mer zur Abſtimmung über Annahme oder Nihtannahme im Ganzen ohne alle Abänderung ges 
bradt werden. Tritt die Mehrheit ver erften Kammer dem Beſchluß der zweiten nicht bei, fo 
werben die Stimmen beider Kammern zufammengezählt und nad) der abfoluten Mehrheit folder 
zufammengezählten Stimmen der Ständebefchluß gezogen. Die beiven Kammern können weder 
im Ganzen noch durch Commiſſionen zufammentreten, fondern haben ſich nur gegenfeitig ihre 
Beihlüffe mitzutheilen und ftehen fonft nur mit dem Staatsminifterium in unmittelbarer Ge— 
ſchäftsberührung. Deputationen dürfen fie nur, jede befonders, nad) eingeholter Erlaubniß an 
den Großherzog aboronen. Die Sigumgen beider Kammern find Öffentlich (eine Föftlihe Be— 
fimmung, welde jedoch dadurch in ihrer Wirkung gefhmälert wird, daß nicht nur auf das 
Begehren der Regierungscommilfarien, wenn diefelben geheime Gröffnungen maden wollen, 
ſondern auch auf das Verlangen von drei Mitgliedern, wenn denfelben ein Viertel der übrigen 
Mitglieder beitritt, did Sigungen in geheime verwandelt werden müffen). Nur die landesherr⸗ 
lihen Gommiflarien (in jeder Sigung haben diejelben Zutritt) und die Berichterftatter ver Com— 
miffionen dürfen gejchriebene Reden ablefen, alle übrigen Vorträge find mündlih. Man ſtimmt 
laut ab mit den Worten ‚„‚Einverftanden“ oder „Nichteinverſtanden““. Die erfte Kammer wird 
durch die Anmwefenheit von 10, die zweite durch jene von 55 Mitgliedern vollzählig. Bei Ver: 
faſſungs Abänderungen oder Erläuterungen oder Ergänzungen ift die Anwefenheit von drei Vier— 
theilen der Mitglieder und die Zuftimmung von zwei Drittheilen der Anmefenden nothwendig. 
Wir gehen nun zu den Kauptpunften über. „Zu allen andern, die Freiheit der Perſonen 
oder das Eigenthum der Staatdangehörigen betreffenden allgemeinen neuen Landesgefegen vver 
zur Abänderung oder autbentiichen Erklärung der beftehenden ift die Zuftimmung der abfoluten 
Mehrheit einer jeden der beiden Kammern erfoderlih.” ($.65.) Um vie praktifche Beveutfamfeit 
dieſes hochwichtigen Paragraphen zu würdigen, ift nothwendig, ihn im Zufammenhang mit den 
nachfolgenden Baragraphen 66 und 67 zu betrachten. „Der Großherzog (Sagt $. 66) beftätigt und 
promulgirt die Gefege, erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung erfoberlichen, die aus dem 
Auffihts= und Verwaltungsrecht abfließenden und alle für die Sicherheit des Staats nöthigen 
Berfügungen, Reglements und allgemeinen Verordnungen. Er erläßt auch ſolche, ihrer Natur 
nad zwar zur ſtändiſchen Berathung geeignete, aber durch das Staatswohl dringend gebotene 
Berorpnungen, deren vorübergehender Zweck durch; jede Verzögerung vereitelt würde.’ Welches 
find nun die aus dem „Aufſichtsrecht“ abfliependen Verordnungen? Welches find die zur „Si: 
cherheit ded Staats‘ nöthigen? Dieje legtgenannten, welche Art. 14 der franzöfifchen Eharte 
gleichfalls dem Könige anbeimftellte, find, wenn man dafür einen weiten Begriff aufftellt, tödtend 
für alle Sicherheit der conftitutionellen Rechte und daher auch für jene des Throns felbft. Die Aus- 
dehnung ihres Begriffs hat die Polignac'ſchen Ordonnanzen und damit die Julivevolution her— 
vorgerufen; eine nähere Beftimmung thut daher wol dringend noth. Aber auch das Recht der 
proviforifchen Gefeßgebung, wiewol der Schluffag des Paragraphen daſſelbe behutſam ein= 
ſchränkt, könnte durch ein despotiſch geſinntes Minifterium allzu leicht misbraucht werben zu 
maflojer Berfümmerung der landſtändiſchen Wirkfamkeit und Gefährdung der ganzen Ver: 
faflung. Welches Vorbeugungs- oder welches Heilungsmittel enthält dagegen und überhaupt 
gegen Regierungswillkür die badifche Verfaſſung? „Die Kammern (alfo fagt $. 67) haben das 
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Recht ver Vorftellung und Beihwerde. Verordnungen, werin Beftimmungen eingefloflen, two= 
durch jie ihr Zuſtimmungsrecht für gekränkt erachten, follen auf ihre erhobene gegründete (wer 
entjcheidet hierüber ?) Beſchwerde fogleich außer Wirkſamkeit gejegt werden. Sie fünnen den 
Großherzog unter Angabe der Gründe um den Vorſchlag eined Gefeges bitten. Sie haben das 
Recht, Misbräuche in der Verwaltung, die zu ihrer Kenntniß gelangen, dev Regierung anzu: 
zeigen. Sie haben das Recht, Minifter und die Mitglieder dev oberſten Staatöbehörben wegen 
Berlegung dev Verfaſſung oder anerkannt verfaffungsmäßiger Rechte förmlich anzuflagen. Ein 
beſonderes Geſetz foll die Fülle ver Anklage, die Grade der Ahndung, die urtheilende Behörbe und 
die Procedur beftimmen.“ Lauter ſchöne Beſtimmungen, die aber ver Schlußfag des Paragraphen 
gefährvete! „Keine Vorſtellung, Beſchwerde oder Anflage (heißt es daſelbſt) kann an den Grof- 
bezog gebracht werden ohne Zuftimmung der Mehrheit einer jeden der beiden Kammern.‘ 
Wer kann aber envarten, daß bei Gegenftänden diefer Art die in der politifhen Richtung ſich 
faft pſychologiſch nothwendig entgegengefegten Kammern leicht übereinftimmen werden? Ebenſo 
ift nıan noch darüber nicht im Meinen, wie weit ſich dad Regierungsrecht, proviforiiche Gefege 
zu erlaffen, erſtrecke, und welches die vechtliche Folge ihrer Nichtvorlage an die nächſte Stände 
verlammlung fei. Hierdurch und durch das unklare Verhältnig zum Bundestag vüdjihtlich 
deflen rechtlicher Einwirkung auf die einheimifche Geſetzgebung und Verwaltung wird das ba= 
diiche Verfaſſungsrecht problematiſch und einer deutlichen Beſtimmung äußerft bevürftig. 

Auch die durch die Konftitution für die Badener ausgeſprochenen Zufiherungen beſonderer 
faatsbürgerliher und politifher Rechte ($. 7 —25), worunter namentlich die ſämmtlichen 
Staatöbürgern überhaupt mit wenigen, ausdrüdlih erwähnten Ausnahmen gewährte 
Gleichheit ver Rechte und Kaften und die für die drei hriftlichen Gonfeflionen ausgeſprochene po= 
litifche Gleichheit und Gleichheit ver Anſprüche auf alle Civil: und Militärftellen und Kirchen— 
ämter, der Schuß des Eigentums und der perfönlichen Freiheit, die Unabhängigkeit der Ge— 
richte, die Unantaftbarkeit des Eigenthums auch für Öffentliche Zwede, es ſei denn gegen Ent— 
fhädigung, die garantirte Gompetenz der ordentlichen Gerichte in Straffahen und die Fode— 
rung gefeglicher Formen für die Verhaftnghme und Gefangenhaltung, die Abfhaffung der Ver— 
mögendconfiscationen, die Verheißung der Preffreiheit, der Wegzugsfreiheit, der Gewiſſeus— 
freiheit, der Unantaftbarfeit des Kirchen- und Stiftungdgutes, fowie der Dotationen der höhern 
Lehranftalten, die Umverleglichfeit der gegen die Staatägläubiger beftehenven Verbinvlichkeiten, 
die Aufrehtbaltung des Amortifationsfaffeinftitut3, ebenfo jene der Witwenfaflen und der 
Brandverfiherung, dann des die Rechtöverhältniffe der Staatödiener (in liberalem Sinne) re= 
gelnden Edicts und des die Berechtigungen der Mediatifirten aufzählenden (am 25. April 1818 
erlaffenen, jedoch niemals in wirklihe Rechtskraft getretenen) Ediets und mehre andere, jind 
mit Ausnahme des legtgenannten Punktes, ald welcher vielmehr der Stoff zu bittern Streitig— 
feiten ward, für höchſt wohlthätige Verheifungen zu achten, denen jedoch theils die nöthige 
Beftimmtheit, theild die noch nöthigere Bürgihaft abgeht, und deren wahre Berwirklihung 
demnach blos die Frucht einer mit Aufrichtigkeit und Revlichkeit zu gewährenden Ergänzung der 
Verfaſſung und ihrer Bekräftigung durch zu fchaffende feftere Garantien fein kann. 

Die erfte landftändifhe Verfammlung wurde nah dem inzwiſchen eingetretenen Tode 
des Großherzogs Karl von deſſen Oheim und Nachfolger, dem Großherzog Ludwig, im 
April 1819 einberufen und beurfundete jofort durch ihr Fräftiged Wirken und durd die rege 
Theilnahme, die derfelben von allen Seiten entgegenfam, das hoffnungdreich erwachte Öffentliche 
Leben im badifhen Volke. Die Negierung hatte fih der Störung der Wahlfreiheit enthalten 
und es traten daher echte Volkävertreter, Iautere Organe der Volksgeſinnung in den ſtändiſchen 
Saal. Unter ihnen war ohne Widerſpruch der ausgezeichnetfte ver Freiherr v. Liebenftein (nicht 
Grundherr und daher Mitglied der zweiten Kammer), ein Mann, voll Feuereiferd für die Frei— 
heit und durch fein anerkannt überlegenes Talent geeignet zur Übernahme der Anführerftelle, 
die ihm vertrauend und eiferſuchtslos allfeitig überlaffen ward. Bon ihm ganz vorzüglich ging 
der Impuls aus zur Erftrebung einer thunlichit ſchnellen Vervollftändiguug und Befräftigung 
der Verfaſſung mitteld eines energifch ausgefprocdenen Verlangens nach denjenigen Gejegvor= 
lagen und Gründungen, welche theild ald Ergänzung oder Fortbildung, tbeild ald Gewähr— 
leiftung der conjtitutionellen Rechte Eoftbar fchienen. Daher wurde von Seiten der nähern 
Freunde oder Vertrauten Liebenftein’s faft gleichzeitig eine Menge dahin zielender Motionen 
auf die Tafel des Haufes niedergelegt, gehend namentlich auf die gefegliche Regulirung der Mi- 
nifterverantwortlichfeit, auf Trennung der Juftiz von der Apminiftration und Einführung des 
Öffentlihen und mündlichen Verfahrens in bürgerlichen und peinliden Rechtsſachen, auf Ein— 
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hung von Geſchworenengerichten, auf Abſchaffung dev Landes: und Herrenfrohnen, auf Ver: 
being des Staatsdieneredicts, auf einzulegende Nechtöverwahrung gegen ein erft am Vor—⸗ 
aa der Landtagseröffnung publicirtes, für die ſtaatsbürgerlichen Gleichheitsanſprüche viel- 
hänfend lautendes Adeldedict, auf ein die Preßfreiheit verwirklichendes Preßgeſetz, auf. Herz 
klmg einer deutſchen Handelsfreiheit, auf Milderung der Jagdherrlichkeit u. ſ. w., endlich, 
adde Motion Liebenftein ſich felbit vorbehielt, auf Verwandlung der Naturalzehntpflicht 
in eine zu Arivende, doch ablösliche, ihrem bisherigen Reinertrag gleihfommende Grundabgabe, 
Ale die Anträge wurden von der Kanımer beifällig, viele mit Enthufiasurus aufgenommen ; 
ach gaben Durch die darüber zu erftattenden Berichte und Die Discufjion derſelben ven wohl: 
beugen Anlap zu der edeljten und Fräftigften Sinnesäußerung der Deputirten und zu einem 
verielben entiprechenden Aufſchwung des öffentlichen Geiftes im Volke. Unter ven bemerften 
Borrägen haben ganz vorzugsweiſe das allgemeine Intereffe in Anſpruch genommen eine Rede 
dubenftein’S über die Handelsfreiheit (merkwürdig zumal dur eine ſcharfe Kritik dev bisheri— 
gen Verhandlungen des Bundestags), ſodann deflelben Bericht über die von dem wadern Ab: 
geordneten Winter von Heidelberg erhobene, die Verwirklihung der Preßfreiheit verlangende 
Motion und der von dem Abgeordneten Winter von Karlörube (Später Minifter des In: 
ae) eritattete vortrefflidhe Bericht über das Aveldedict, welcher bei ven Standes: und Grund: 
berren und ven Hofleuten ebenjo viel Zorn erregte ald Freude im Volk und Beifallsruf in der 
Nation. 

Die ganz neue, ja faft ungeahnt eingetretene Eriheinung eines fo lebensfräftigen öffent: 
ben Geiftes in der zweiten Kammer und im Volke erſchreckte die privilegirten Stände und bie 
Ateumde des Abjolutismus. Sofort erſchien ein fhroffer Antagonismus ver Richtung, als deflen 
bedeutungsvollfied Organ die Avelöfammer auftrat, und erhob fidy eine anfangs indgeheim, 
bald aber auch öffentlich thätige Reaction, an deren allzu glüdlichen Beftrebungen die durch die 
aten Erfolge ermunterten Hoffnungen ver Liberalen fheiterten. 

Zwar aud in der Adeld- oder fogenannten erjten Kammer waren anfangs freifinnige Stim: 
wen erflungen und tönten einige wenige aud bis zum Ende fort. So erhob der Freiherr v. Türf- 
beim (ipäter Minifter des Auswärtigen) eine Motion auf@Einleitung zu einer allgemeinen deut⸗ 
ihen Geſetzgebung, der Freiherr v. Baden eine auf Erhebung und Veredelung des Advocaten: 
Randes, der Bisthumsverweier Freiherr v. Weflenberg eine auf Befriedigung einiger der drins 
gendften jitrlicy = religiöfen Bedürfniſſe im katholiſchen Theile des Landes gehende und der Ab: 
jeorbnete der Limiverfität Freiburg, v. Notted, einen Antrag auf Wieverherftellung der (durch 
eine Reihe von Regierungsverordnungen Außerft verfümmerten) Studienfreiheit und einen ans 
tern auf Handhabung der (durch päapftliche Gingriffe verlegten) Freiheit und Selbftändigfeit 
der katholiſchen Landeskirche, und es erfreuten ſich alle dieſe Motionen einer geneigten Aufnahme 
und fat allgemeiner Zuftimmung. Aber allmälig änderten fih Ton und Richtung und es ges 
hab die ſes zumal in dem Maße, wie nad und nad) die von der zweiten Kammer genehmigten, 
den Anbangern des hiſtoriſchen Rechts widerwärtigen Anträge an bie erfte Kammer gingen. 
Die Anträge auf Abſchaffung der Herrenfrohnen und der Naturalzehnten insbeſondere gaben 
idon zu lebhaften Verhandlungen Anlaß, namentlich ald ver Abgeordnete Rotteck durch feine 
rigenen Anträge jene der zweiten Kammer noch überbot, d. h. in Bezug auf die zu flatuirenden 
Beringnifle der Abſchaffung zu Gunften der bisher Pflichtigen ein Mehres in Anſpruch nahm, 
al die zweite Kammer gethan hatte. Schon wurde jegt faft unumwunden von revolutionaren 
Imdenzen und Nivellivungsplanen gefprodien und die Anträge nicht nur Rotteck's, jondern 
and der zweiten Kammer verworfen. Lebhafter wurde Die Aufregung, als die in Bezug auf dad 
Aelsedict gefaßten Beſchlüſſe der zweiten Kammer an die erften famen. Hier erftattete nämlich 
der Freiherr v. Türkheim einen zwar fehr geiftvollen, aber zugleich höchſtbittern und gegen ven 
Berihterflatter in der zweiten Kammer und gegen die demfelben zuftimmende ‘Partei in der⸗ 
ielben den Borwurf des „Ginebnens und Umftürzend‘ ausjpredhenden Bericht, welcher hinwie⸗ 
der zu ſehr ſcharfen Gegenreden der Angegriffenen in der andern Kammer Anlaß gab. Die 

Discufion des Türfheim’fhen Berichts und des vemfelben unter dem Titel „Minoritäts- 
beriche‘” entgegengeftellten Separatvotums eines Commiſſionsglieds (Rotted 6), welder das 
Publicum mit großer Spannung entgegenſah, erfolgte jedoch nicht, weil ein Regierungsrefcript 
dieſelbe förmlich unterfagte und gleich darauf Die Vertagung der Kammern ausgeſprochen ward. 

Es war nämlih aud die Stimmung der Regierung gegen die Volkskammer allmälig un: 
freundlicher geworben, theils wegen der ven minifteriellen, natürlich fehr gemäßigten Verbeſ⸗ 
ferung&- und Fortſchrittsplanen beſorglich voranſchreitenden Anträge der Volksvertreter, theils 
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aber und zwar vorzüglich wegen der über das Budget entftandenen Zerwürfniffe. Die Volks-⸗ 
vertreter hielten Sparjamfeit für ihre Plicht, während die Negierung auf unverringertem bis— 
herigen Staatdaufiwand beftand und zum Theil venfelben noch fteigerte. Am meiſten Verdruß 
aber erregte die Verhandlung über die für die Mitglieder des großherzoglichen Hauſes gefoder- 
ten Apanagen und Witwengehalte. Die Eivillifte felbft war mit einem Betrag von 725,000 
Gldn. ohne die mindefte Einſprache feftgefegt worden, aber bei der Negulirung der Apınagen 
u. ſ. w. (für welche im Budget eine weitere Summe von 455,000 Gldn. in Anſatz gebracht, von 
der Eommifjion jedoch eine Verminderung von 112,000 Glon. beantragt war) wurden Ein= 
wendungen oder Zweifel laut und fanden felbft einige unzarte Berührungen ftatt. Dadurch 
wurden natürlich in den höhern Regionen Berftimmungen hervorgebracht, melde die Reaetions— 
partei trefflicy für ihren Vortheil zu benugen verftand. Auswärtige Einflüffe Famen dazu; ein 
großer Plan zur Nieverhaltung des weit und breit erwachten öffentlichen Geiftes gelangte zur 
Reife. Am 28. Juli ward die Vertagung der Stände auf unbeftimmte Zeit unter unfreund= 
lihen Formen verkündet, und gleich darauf reifte ver Staatdminifter Freiherr v. Berftett zu dem 
Miniftereongreß nah Karlsbad ab, woſelbſt die ewig denkwürdigen, bald nahher vem Bundes— 
tag zur Annahme vorgelegten Beichlüffe zu Stande kamen, welche urplöglich eine neue Ordnung 
der Dinge hervorriefen und tief eingegraben in den Gemüthern aller Deutichen find. Jetzt 
triumphirten die Neactionsmänner auch in Baden; die Deputirten, welche bei ihrer Heimkehr 
von Landtage von ihren Gommittenten mit Danf und Jubel waren empfangen worden, galten 
für Revolutionäre, wurden zum Theil unter geheime polizeilihe Aufficht geftellt, mehre, vie 
zugleih Staatsdiener waren, durch Verſetzung oder andere Verfolgung beftraft. Das Bolf, 
feine fanguinifhen Hoffnungen aufgebend, ſah niedergefchlagen dieſen traurigen Dingen zu. 

Zum zweiten mal wurden die Stände im Juni 1820 einberufen, unter düftern Vorbedeu— 
tungen, Mehren Deputirten, unter ihnen Liebenftein, war ald Staatödienern, weldhen man 
den Urlaub verweigern zu dürfen behauptete, die Einberufung nicht zugegangen; ein liberaler 
bürgerliger Deputirter (Winter von Heidelberg) war vor Eröffnung der Kammer verhaftet 
worden, die Regierung ſprach überall in ftrengem Ton. Gleihmwol gelang es der ruhig feften 
Haltung der Kammer, die Regierung zur Aufgebung der auf ein Beurlaubungsrecht erhobenen 
Anfprüde zu vermögen; auch wurde Winter feiner Haft entlaffen, nachdem das Hofgericht feine 
völlige Schuldlofigkeit ausgefprodhen, worauf wieder ein freundliches, das wechfelfeitige Ver— 
trauen ausſprechendes Verhältniß eintrat. In der erften Kammer hatte inzwijchen der Abgeord- 
nete Rottedf den Antrag auf „Minderung des Preßzwangs“ (melder nämlich in Gemäßheit 
der badiſchen Verordnungen noch härter geworden war, ald die Karlsbader Beſchlüſſe vorſchrie— 
ben) geftellt, d. b. auf Erwirfung der Zurücknahme jener neueften, die Strenge ded Bundestags 
überbietenden Verordnungen, und ed erlangte verfelbe durch Unterſtützung der Freiherren v. 
Weſſenberg und v. Türfheim nah hartem Kampfe die Zuftimmung der Majorität, bald dar: 
auf aber in der zweiten Kammer ven einftimmigen Beifall, Früher ſchon waren der erften Kam: 
mer drei Gefegentwürfe vorgelegt worden, nämlich über Ablöfung der Grunpgüiten, Zinfen 
und der Drittelöpflichtigkeit, ſodann über Ablöjung der Herrenfrohnen und endlich über Auf: 
hebung der aus der Leibeigenſchaft herrührenden Abgaben, und es gaben fowol diefe Entwürfe 
als auch die darüber gepflogenen Verhandlungen, obſchon fie nicht allen Anfoderungen genügten, 
gleihwol einen hoffnungsreihen Beweis von dem allmäligen Voranſchreiten des Zeitgeiites 
und von der damals aufrichtigen Geneigtheit der Regierung zu volfäfreundlihen Maßregeln. 
Dieſe Verhandlungen wie auch jene über ein gleichfall8 der erften Kammer vorgelegtes (Freilich 
nur fragmentarifches) Gejeg über die Minifterverantwortlichkeit, dann über ein anderes, die - 
Aufhebung der Vermögensdconfidcationen ausſprechendes und mehre andere haben beineben 
einen wiflenihaftlihen Werth und fünnen, ſowie auch die Verhandlungen vom Jahre 1822, 
als intereffante Materialien für die Rechts- wie für die Geſetzgebungswiſſenſchaft gelten. Zu 
folder Bereicherung trug zumal bei der von der Univerfität Heidelberg an die Stelle ihres zuerft 
gefandten Deputirten, Geheimen Hofraths Thibaut (welcher 1820 feine Entlaffung nahm), ab: 
georonete Geheimerath Zachariä, deſſen eigene Vorträge fowol ald die durch feine ſcharfſinnigen, 
oft auch fpigfindigen Einſprachen veranlaßten Gegenreden mehrer anderer Mitglieder ven Pro- 
tofollen der erften Kammer von ven genannten Jahren ein bleibenderes Intereſſe gewähren, als 
fonft bei vergleichen Protofollen zu finden ift. 

Auch in der zweiten Kammer nahmen, nachdem der erfte Vergleich gefchloffen war, die Ver: 
handlungen einen fortwährend freundlichen Gang. Man vermied beiderfeits ſoviel thunlich jede 
unangenehme Berührung, gewährte gegenfeitig und gelangte vergeftalt zu einem friedlichen 
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Sährjied Landtags. Alle oben bemerften Gejegvorfchläge, ſodann auch die der Bitte der zwei⸗ 

kr immer gewährte Herabjegung der Militärcapitulationgzeit von acht auf ſechs Jahre und 

air! andere Danfendwerthe ſchienen die Volkovertreter zur entſprechenden Willfährigfeit auf: 

Ren. Man enthielt ſich daher auch der vom Hof gefchenten umftändlihen Verhandlungen 

äer das Budget und verglich ſich auf einen von dem Regierungsanſchlag in Bauſch und Bogen 
za madenden Abzug von ungefähr Mill., wofür dann die Negierung einige Fleinere Steuern 
nadlief und nebenbei ven Wünfhen der Kammer wegen Dotationsvermehrung für die Hoch— 
(Sul: freiburg und wegen Beflerftellung ver Schullehrer willfahrte. Der Schluß des Landtags 
tem am 5. Sept. ftatt. Es ift nicht unwahrfcheinlih, daß die ſpaniſchen und neapolitanifchen 
Ereigeiffe deſſelben Jahres einen der Volksſache günftigen Einfluß auf die damals von der Re— 
zwrung genommene Richtung geäußert, ſowie fpäter die franzöſiſche Intervention von 1823 
zud der darauf gefolgte völlige Triumph der Reactionspartei in Branfreich eine ganz veränderte 
Rißtung hervorbrachten. 

Der zweite Landtag (jener von 1820 war nämlich blos eine Fortfegung des von 1819 ge: 
zrien) fand im Jahre 1822 ftatt. Er mwurbe eröffnet Ende März und-bauerte (unges 
teönet eine preimonatliche Unterbrehung) fieben volle Monate, nämlich bis Anfang Februar 
1825. Man hatte Bieled von demfelben erwartet; aber die Erwartung ſchlug fehl, ohne Schulv 
der Landſtände, namentlich ohne Schuld der zweiten Kammer, fondern blos durch die Empfind⸗ 
liökeit det Megierung über eine ſehr mäßige Herabfegung der den Militäretat betreffenden 
Budgetspoſition. Es hatte nämlich die Regierung für diefen Etat urfprünglich die Summe von 
1,648,000 Gldn. gefodert, die Kammer aber nur 1,500,000 fon. bewilligen zu dürfen ges 
Jaubt. Die Regierung, nad lüngerer Verhandlung der Sache, beſchränkte endlich ihre Fo— 
derung auf 1,550,000 Glon., doch mit dem Vorbehalt, daß für den Fall ver Unzulänglichfeit 
dieſer Summe ihr nod ein weiterer Grevit von 50,000 Gfon. eröffnet werde. Die Kammer 
venwarf einmüthig diefen Vorſchlag, worauf der Großherzog ein in Fategoriihen Ausprüden 
abgefaftes Reſcript an die Kammer erließ, welches mit Beziehung auf feine Pflicht ald Bundes- 
fürk die Bewilligung von jährliden 1,600,000 Gldn. ald unerlafliche Bedingniß einer Ver: 
finbarung erflärte. Die Kammer, erfennend, daß jest nicht mehr blos eine Summe, fondern 
ein Brimeip in Sprache fei und zwar ein Lebensprincip (das Steuerbewilligungsredht und die 
Selbſtändigkeit der Volksrepräſentation), pflog darüber eine ernfte und feierliche Berathung, 
worin der Deputirte Liebenftein (auf diefem Landtag mehr und mehr die minifterielle Rich: 
tung verfolgend und jelbit bei mehren Gefegentwürfen ald Regierungscommiſſar auftretend) 
alle Kraft feiner Beredtſamkeit aufbot, um die Kammer zur Nachgiebigkeit zu bewegen, wo— 
gegen der erft in diefem Jahre eingetretene Deputirte v. Ipftein (nunmehr an Liebenftein’s 
Stelle Führer der Oppofition) im Verein mit andern ftandhaften Volksvertretern die Ehren 
Hücht der Beharrlichkeit und dabei die Dringlichkeit der Erſparung derfelben and ‚Herz legte. 
Rad langem Kampfe und mehrfeitigem Abfalle erklärten ſich endlich 30 Stimmen für, 29 ge- 
sem das Beharren beim frühern Beihluß, worauf augenblidklih die Regierungscommiflarien 
tra Saal verließen und am folgenden Tage der Landtag gefhloffen ward. Gin bitter lautendes 
Manifeft warb durch dad Negierungsblatt und die Provinzialblätter den heimziehenden Depu— 
irten nachgeſendet, worin ihrer Majorität und indbefondere der Budgetcommiſſion die herbſten 
Borwürfe gemacht und ihnen namentlich abfichtliche Verzögerung der Geſchäfte, Hintanfegung 
ver Intereflen der Regierung und des Landes, vielfache Unrichtigkeiten bei Bearbeitung des 
Budget3 und andere Sünden mehr zur Laft gelegt wurden. Bei dem damals herrſchenden Preß⸗ 
wang konnten die Angeihuldigten fich nicht vertheidigen, doch erſchien eine ſummariſche Recht— 
ertigung in Murhard's „Allgemeinen politifhen Annalen’ (Bv. 10, Heft 5, 1825), und acht 
Jahre fpäter, nämlih 1851, erhielten die ſchwer Verunglimpften eine glänzende Genugthuung. 

Alles, was die beiden Kammern während der fiebenmonatlihen Sitzung gearbeitet und, 

fesiel von ihnen abhing, erledigt und zu Stande gebracht hatten, war nun vereitelt und zer— 
mihtet. Denn die Regierung, in ihrem Unwillen, fanctionirte (mit Ausnahme des nod vor dem 
Eintritt des Zerwürfniffes bereitö verfündeten Geſetzes über die Studienfreiheit und einiger an— 
derer, gleichfalls jhon während des Landtags in Wirkſamkeit gefegter Beſchlüſſe) nicht ein ein: 
jiged der von ihr doch jelbit vorgelegten und von den Kammern angenonmenen Geſetze und ge: 
währte nicht einen der theild von den beiden Kammern vereint, theild von einer oder der andern 
Kammer allein an fie gebrachten Wünfche, Vorſchläge oder Bitten. Nicht ein Monument des 
Birkens follte dieſer verhaßte Landtag zurüclaffen; um ihn zu frafen, follten auch dem ganzen 
Belle die Früchte feiner Thätigkeit entriffen fein. 
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Und doch war die Zahl und die Wichtigkeit der auf ihm verhandelten Gegenftände fehr groß 
gewejen. Außer dem Budget, deifen Bearbeitung, weil jegt zum erften mal die Materialien dazu 
in wenigftens annähernd befriedigender Bollftändigfeit mitgetheilt wurden, jehr viele Zeit und 
Mühe in Anspruch nahm, und mehren damit in Verbindung oder Wechjelwirfung ftehenden 
Berwaltungsgegenftänden und Gefegen hatte die zweite Kammer eine ihr vorgelegte umfaflende 
Gemeindeordnung, ein ganz neues Gonferiptiondgejeg, fodann ein auf Abihaffung einer An— 
zahl alter, aus dem Patrimonialſyſtem ſtammender Abgaben und ein die Übernahme mander- 
lei Bezirksſchulden auf die Staatsfhulden: oder Amortifationdfaffe gehendes, dann verſchiedene 
minder wichtige, theils Finanz-, theils Polizei-, theild Rechtsgeſetze, weiter die von der erften 
Kammer berübergefommenen Gejege über die Minifterverantiwortlidhfeit und über das Ver— 
fahren in Anflagefällen und mehre andere nach veiflicher Berathung erledigt, zudem aber eine 
Maſſe von Petitionen aus allen Theilen des Landes, von denen viele höchſt wichtigen Inhalts und 
tiefgehenver Erwägung, begutachtet und eine Menge inhaltdreiher Motionen (meiſt erhoben 
von ihren eigenen Mitgliedern, zum Theil aber auch von der erften Kammer herübergekommen) 
berathen. Die Berhandlungen über die meiften diefer Gegenftände in beiden Kammern find 
abermals theoretifch von hohem Intereffe; wir dürfen ihrer aber, da fie ded eingetretenen Zer: 
würfniffes wegen ohne praftifchen Erfolg blieben, hier nicht weiter gedenken. Nur bemerken wir 
noch, daß der Geift der erften Kanımer im Jahre 1822, verglichen mit jenem von 1820, als 
wejentlich verfhlimmert erſchien. Die meiften in ihrer eigenen Mitte erhobenen liberalen An 
träge wurben durch die Majorität verworfen. Daffelbe widerfuhr faft allen, die von der zweiten 
Kammer ihr zugefommen, und die ihr von derfelben mitgetheilten Gefegentwürfe ſandte fie mit 
vielen fogenannten „Verbeſſerungen“, die aber meift weſentliche Verſchlimmerungen waren, 
dahin zurüd. Das Volksvertrauen wandte daher mehr und mehr ſich von ihr ab. 

Es folgte jegt eine traurige Periode in der landftändifchen Geſchichte Badens. Die Frucht— 
lofigfeit des legten Yandtags, die laut ausgeſprochene Ungunſt der Regierung wider die Mehr: 
beit der zweiten Kammer und die fleigende Zuverfiht der Reactionspartei ihlugen Muth und 
Hoffnung im Volke nieder, und der fortichreitend traurigere Gang der europäiſchen Dinge ver: 
düfterte noch mehr die Ausficht in die Zukunft. 

Gegen Ende des Jahres 1824 geihah, was man längft vorausgejehen, die Auflöjung der 
Kammern. Sie war nur darum folange verſchoben worben, um dadurch aud die neue Wahl 
und die Einberufung der neuen Stände zu verfhieben. Denn nad der Verfallung hätte 
legtere nody während des Jahres 1824 geſchehen follen und jegt fand fie erft auf ven 21. Febr. 
1825 ftatt. Aber ven Wahlen voran gingen Reiſen hochgeſtellter Staatsmänner ind Land hin— 
auf und hinab, um durch mündliche Weifungen an die Amtleute und fonftige Negierungsdiener 
dem Hofe wohlgefällige Wahlen vorzubereiten. Officielle und Privatcorrefpondenzen vervoll= 
ftändigten die Inftruction. Und es trat eine Wahlbeherrſchung ein, jo unverhüllt und dicta— 
toriſch, daß dagegen aller Eifer der Freiheitäfreunde durchaus nichts vermodte und das ge— 
täufchte und eingejhüchterte Wolf nah und nad in allen Wahlbezirken (mit Ausnahme von nur 
zwei oder drei) die Namen der von der Negierung bezeichneten Kandidaten aus den Urnen em: 
porfteigen ſah und vergeftalt die fhon vor dem Ausfhreiben ver Wahlmännerwahl von Karle- 
ruhe aus über dad Land verbreitete Lifte der defignirten fünftigen Deputirten faft ohne Aus— 
nahme verwirklicht ward. So entftand die Volkskammer von 1825. 

Derſelben legte die Regierung zuvörberft ein die Verfaſſung abänderndes Gefeg vor. An: 
ftatt der bisherigen von zwei zu zwei Jahren eintretenden theilmeifen Erneuerung der Kanımer 
follte jeweils alle ſechs Jahre eine Totalerneuerung ftattfinden und der Landiag, anftatt, wie 
die Verfaflung befagte, alle zwei Jahre, in Zukunft alle prei Jahre verfammelt werben. Der 
Bericht über dieſen Gefegvorichlag wurde von dem Hofrath Roßhirt von Heidelberg erftattet ; 
der Geheimeratb Zahariä (diesmal Mitglied ver zweiten Kammer) und einige andere Depu— 
tirte hielten wohlgejegte Neven dafür; drei Mitglieder (Duttlinger, Börenbad und Grimm) 
ſprachen dagegen, und das Ergebnif war, daß, mit Ausnahme der legtgenannten drei Oppo— 
nenten, die ganze Kammer einftimmig dem Vorſchlag applandirte. Derjelbe ging natürlih auch 
in der erften Kammer durch, und jo hatte das Wolf fein mohlerworbenes Gut, zwei höchſt wich⸗ 
tige Verfaflungsartifel, verloren; die Beveutungslofigkeit aller übrigen Artifel war einft- 
weilen durch den Geift der neugeichaffenen Kammer gefihert. In diefer traurigen Zeit liefen 
felbft aus mehren Theilen ded Landes Adreſſen an ven Großherzog ein, unterzeichnet (auf die 
Auffoderung dienftbefliffener Amtleute) von bethörten Ortsvorftänden, worin um völlige Ab— 
ſchaffung der Berfaffung oder wenigftens um Suspenfion ihrer Wirkfamfeit für die Lebensdauer 
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veö wirflich regierenden Fürften gebeten ward; und wenn gleich man ver Bitte zu entjprechen 
nicht für gut fand, fo wurde doch der Gejinnung, welcher fie entfloffen,, von oben herab Lob ge= 
fvendet! 

Bon den Verhandlungen der Kammern in den Jahren 1825 und 1828 zu reden ift hier— 
nad faft überflüffig. Sie genehmigten eben, was die Regierung ihnen vorſchlug, ja es fchien 
ihnen fait leid zu thun, daß die Regierung nicht ein Mehres verlangte, und dieje fam faft in 
Berlegenheit durch das Verſchwinden jeder auch nur ded Nennend werthen Oppofition. Invef- 
fen wurden doch einige der von ven Kammern von 1822 bearbeiteten Gejegentwürfe (insbeſon— 
dere das Conſeriptionsgeſetz, ſodann jene wegen Abſchaffung einiger alten Abgaben und Über: 
nahme einer Anzahl von Bezirfsihulden auf die Staatöfaffe, nicht aber dad Gemeindegejeg) 
dem neuen Landtage zur Genehmigung vorgelegt, auch im Jahre 1828 ein die Abſchaffung der 
förperlihen Züchtigungen und die Ginführung des Fallbeild anftatt des Schwerted bei 

Todeäftrafen ausfprechendes vorgelegt, welches jedoch wegen des Widerſpruchs der erften Kam— 
mer gegen das „an die Revolution erinnernde“ Zullbeil nicht zu Stande kam. 

Der Landtag von 1828 hatte am 28. Febr. begonnen ; er wurde jhon am 14. Mai geichlof= 
fen durch eine freundliche Thronrede, worin jelbft der fürftlihe Wunfch ausgedrüdt ward, daß 
bei der für den nächſten Landtag nöthigen neuen Wahl die nämlichen Deputirten (die man näm— 
lich „kenne und ſchätze“) abermals gewählt werden möchten. 

Bei der erften Ständeverfammlung (des Jahres 1819) war in dem von der Regierung vor— 
gelegten Budget die Summe ver laufenden Ginnahmen zu 9,185,288 Glon. angejegt worden. 
Nah der-Vertagung der Kammern erhöhte ſich (wegen der inzwifchen eingeführten Elaffenfteuer 
und einiger andern decretirten Mehreinnahmen) diefe Summe auf 9,469,000 GEldn. In ver 
auf Bauſchſummen abgejchloffenen Übereinkunft von 1820 wurden jowol die Ginnahmen ald 
die Ausgaben auf jährliche 9,220,000 Glon. (in runder Summe) verringert; doc fand gleich 
im Jahre 1820 — 21 eine Überfhreitung in beiden Rubriken, jede von ungefähr 300,000 Ölon. 
ſtatt, ungerechnet einen Ausgaberuditand von 358,000 Glon. Das dem Landtag von 1822 
vorgelegte Budget jeßte ven Ausgabeetat auf 9,170,000 Glon. für das Jahr 1822 — 25 und 
auf 9,125,000 Gldn. für das Jahr 1825 — 24 feft, es kam aber feine Vereinbarung darüber 
zu Stande. Im Jahre 1825 waren 9,323, 229 Glon. verlangt und auch bewilligt worden. Im 
Jahre 1828 wurden 9,832,200 Glon. begehrt und neben denfelben noch unter dem Titel eines 
außerordentlihen Budgets 785,000 Glon. gefodert. Die Kammern genehmigten Alles. 

Der Staatöfchulvdenftand, welcher am Schluffe des Nehnungsjahres 1818 — 19 mit Eins 
fhluf der unfundirten Schuld per 2 Mill. auf 16,056,000 Glon. berechnet war, betrug am 
1. Juni 1820 (mit Einfluß des von der Ständeverfammlung des befagten Jahres bewillig- 
ten, theils zur Tilgung der unfundirten Schuld, dann aber auch zu außerordentlichen Gapitalheim: 
jahlungen beftimmten neuen Anlehens von 5 Mill. Glon.) die Sunme von 16,147,000 Gldn., 
am legten Mai 1821 aber infolge beveutenver Gapitalheimzahlungen nur noch 15,150,050 Gldn. 
und am Schluſſe des Rechnungsjahres 1821 — 22 nur noch 14,383,300 Glon. Die Schulden⸗ 
tilgung würde von da an einen rafchen Fortſchritt gewonnen haben, wenn nicht durch die an die 
Standes = und Grundherren für aufgehobene Leibeigenſchafts- und Frohnlaſten und vielna= 
mige alte Abgaben zu leiftenden Entſchädigungen eine alljährlich ſchwellende neue Schulden: 
mafle jih angehäuft hätte, fo zwar, daß im Jahre 1831 die Staatsjhuld fih noch auf 
15,775,000 Glon. und am Schluffe des Rechnungsjahres 1853 — 54 auf 15,333,895 Gldn. 
(movon jedoch der Activftand der Amortiſationskaſſe mit 2,558,850 Gldn. abzuziehen ift) belief. 

Im Jahre 1850 (den 30. März) ftarb Großherzog Ludwig. Sein Bruder und Nachfolger 
Leopold (der ältefte von Karl Friedrich's Söhnen aus zweiter Ehe) erfreute gleich bei feinem 
Regierungsantritt fein Volk durch die feierliche Zufage treuer Befthaltung an der Gonftitution, 
dann auch durch mehre dem Lande wohlthätige Regierungshandlungen. Hoffnungsvoll blidte 
Baden, blickte Deutfchland dem neuaufgehenden Stern entgegen. Die Julitage in Paris, 
welche in vielen Rändern der deutſchen Zunge gemaltfame Volkserhebungen zur Folge hatten, 
ſtörten Badens Rube niht; man vertraute feine Hoffnungen ver bürgerfreundlihen Gefinnung 
des jugendlichen Fürften und dem fommenven Landtag. Die Vollmacht ver 1825 gewählten 
Deputirten war erlufchen ; für den Landtag von 1851 wurden die neuen Wahlen angeoronet 
und die Regierung ließ diejelben frei. Ein reges Leben durchſtrömte jegt das Volk; die Wahlen 
gingen faft ohne Ausnahme im liberalen, echt conftitutionellen Sinne vor fih. Die im Jahre 

1825 gewaltfam unterdrüdten Stimmen der Verfaffungsfreunde machten ſich Luft und legten 
durch das Ergebniß der Wahlen das eindringlichfte Zeugniß ab für die Gefinnung der großen 
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Mehrheit des Volkes. Nur fehr wenige Mitglieder der vorigen Kammer wurden wieder gmagf 
amd ebenfo nur fehr wenige aus den 29 minifteriell Stimmenden in der Schlupfigung der Kama: 
mer von 1822 — 23. Dagegen wurden mehre ald conftitutionell gefinnt Anerfannte im ziwe 
oder mehren Bezirken zugleih gewählt und insbeſondere der Hofrath Rottek, gegen deſſen 
Erwählung fowol in die erfte ald in die zweite Kammer 1825 und 1828 die Minifter mit Dem 
allerheftigften Eifer aufgetreten waren, von fünf Bezirken zum Abgeorbneten in die zweite 
Kammer ernannt. Jegt erhielt auch der freijinnige Hofrath Welder den edlen Ruf, als Volks— 
vertreter zu wirken, in Gemeinfhaft mit faft allen wadern Deputirten der Kammer von 
1822 — 25 und mit einer Anzahl gleich trefflicher, jetzt zum erften mal in den ſtändiſchen Saal 
tretender Männer. Die Minifter Ludwig's, v. Berftett und v. Berfheim, reichten nah folchem 
Wahlergebnifi ihre Entlaffung ein. Unter jolhen Aufpicien begann der Landtag von 1851. 

Derfelbe bietet anerfannt einen der fchönften Glanzpunkte des conftitutionellen Lebens in 
Deutſchland dar, und viele edle Früchte feiner zehnmonatlichen Arbeiten bleiben ald Denfnrale 
feines Geiftes zurüd, obſchon die jeitvem eingetretenen Stürme einige der koſtbarſten wieder 
zerftört haben. Aber ver Raum diefer Blätter erlaubt und nur eine ſummariſche Aufzählung 
ber Hauptergebniffe feines Wirfens. 

Das erfte war die Wiederherftellung der Verfaflung. Der Abg. Ipftein erhob den darauf 
gehenden Antrag, welchem die zweite Kammer mit beinahe völliger Stimmeneinheit und Die 
erfte mit entjchievener Mehrheit beitrat, worauf die Regierung das die Wiederherftellung (D. 5. 
den Widerruf der im Jahre 1825 gefhehenen Abänderung) ausfprechenve Geſetz, welchem ſo— 
fort beide Kammern freudig zuftimmten, vorlegte und verfündete. Ein von beiden Kammern 
gemeinjchaftlid begangenes Feft feierte das glückverheißende Ereigniß. 

Unter den von der Regierung aus eigener Bewegung vorgelegten Gejegentwürfen war ber 
wichtigfte der einer umfaffenden und auf liberale Grundjäge gebauten Gemeindeordnung, deren 
Berathung, zumal wegen Meinungszwiefpalts zwijchen den beiden Kammern, jehr mannichfal= 
tige und langwierige Erörterungen mit fi führte und erft nach ſchwerem Kampfe zu einer we⸗ 
nigftend annähernd befriedigenvden Erledigung führte. Weiter famen zu Stande ein die Land— 
tagäperioden und die Bevollmähtigungsdauer der Deputirten genauer regelndes Geſetz, dann 
ein Gendarmeriegefeg, ein die legten Überbleibfel der Tortur und die körperliche Züchtigung ab- 
ſchaffendes, auch mehre Finanzgefege, namentlid) ein die Abſchaffung des Straßengeldes und ein 
die Abihaffung des Staats-, insbefondere der Straßenfrohnen ausſprechendes, mehre die bef- 
fere Ordnung des Haushalts bezwectende, auch mehre neue Gefege ın Zoll- und andern Sadyen. 
Dad Budget felbft erfuhr durch die meifterhafte Bearbeitung des Abg. Itzſtein, Präſidenten 
der Budgetcommilfion, und, was insbejondere den Militäretat betrifft, durch jene des Abg. 
Hoffmann eine wefentlich verbefferte, d. h. auf thunlichſte Erleichterung des Volkes berechnete 
Geftalt. Bedeutende Misbräuche wurden aufgedeckt, große Erfparnijfe gemacht und gleichzeitig 
bedeutende Summen für wohlthätige gemeinnügige Ziwvede verwendet. Alle Zweige des Staats- 
haushalts wurden dabei vollftändig beleuchtet und für alle fünftigen Budgets eine treffliche 
Grundlage erbaut. Zwei in geheimen Sigungen verhandelte Gegenftände von Wichtigkeit waren 
der Vorſchlag des Anfchluffes an den bairiſch-würtembergiſch-preußiſchen Zollverein und ein zur 
definitiven Niederfhlagung der fponheimifhen Differenzen zwiſchen Baiern und Baden in 
Anregung gebrachtes Vergleichsproject, einige wechjelfeitige Abtretungen ftipulirend. Zum 
Zollverein beizutreten erklärte fich die Kammer unter einigen ausdrücklich beftimmten Beding un— 
gen und mit Ratificationsvorbehalt bereit; das Vergleichsproject wurde abgelehnt. 

Aud eine neue Givilprocefordnung kam auf diefem Landtag zu Stande, neben vielen andern 
Berbefferungen zumal auch die Offentlifeit und Mündlichkeit des Verfahrens als Regel feft- 
jegend. Aber der Strafproceh und das Strafgejeg blieben unverbeffert. 

Unter den von Ständeglievern erhobenen Motionen maren außer der oben erwähnten 
Ipftein’schen die erheblicften: die auf Abänderung des die Ablöfung der Herrenfrohnen re= 
gulirenden Gefeped von 1820 (vom Abg. Knapp), die auf Abfhaffung der Zehnten lautende 
(vom Abg. Rotteck), eine die Herftellung einer vollftändigen Preßfreiheit begehrende (vom 
Abg. Welder) und eine auf die den Nationalrechten gemäße Entwidelung der organifhen Ein— 
rihtung des Deutfchen Bundes abzielende (von demfelben), eine die authentifche Interpretation 
der von proviforifchen Befegen handelnden Baragraphen der Berfaflung verlangenvde (vom Abg. 
Bekk), eine die Rechtskraft ver von der Regierung einfeitig verfündeten ‚„‚Declarationen‘ über die 
Rechtsverhältniſſe der Standes= und Grundherren beftreitende (vom Abg. Nottef), mehre 
auf Entwidelung oder beffere Verwirklichung der Verfaffungsgrundfäge, namentlid aud auf 
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Behderung des Heerweſens gerichtete (vom Abg. Welder), eine die Vervollftändigung der die 
Fsireerantwottlichkeit betreffenden Geſetzgebung fodernde (vom Abg. Duttlinger), eine die 
dmeine Leiftung des Verfaflungseives verlangende (vom Abg. Aſchbach) und mehre andere. 
Er Sefe Motionen fanden den entfprechenpften Anklang in der zweiten Kammer, und bie an 
a erſte Rammer gebradjten erhielten auch größtentheil derfelben mitunter freilich blos li- 
ante Zuftimmung. Infolge foldes Zuftimmend legte ſodann die Regierung namentlich 
ein den Ablöjungspreis für die Herrenfrohnen wefentlih verringerndes und ein die unentgelt- 
hie Abſchaffung des Neubruchzehnts ausfprechendes (der in Ausficht geftellten Ablöjung aller 
Zehrren den Weg bahnendes) Geſetz vor, bald aud) das ſehnlichſt gewünſchte Gefeg über Prep- 
frebeit und Preßvergehen nebft einen: befondern Strafgefeg für Injurien. Die Verhandlungen 
über folbe Gejege waren langwierig und nahmen allmälig einen minder freundlichen Charakter 
au, als in der erften Zeit des Landtags geherrfcht Hatte. Seit dem Falle Warſchaus nämlih war 
ter Ton der Regierung zuſehends unfreundlicher, jener der erften Kammer zufehends abftoßen- 
der geworden, während die zweite Kammer ihre freifinnige Richtung unverrüdt und mit gleicher 
Kraft verfolgte. Hervorgehoben muß ed werden, daß zu einer Zeit, wo andere Kanımern, na= 
mentlid die bairiſche, durd) jene ungünftigern Zeitverhältniffe und insbefondere ven Fall War: 
haus ih entmutbhigen ließen, in der badifhen Kammer Muth und Energie ſich zu verboppeln 
(dimen. Damals wollte die Regierung die Begründung der Motion des Abgeordneten Welder 
über die Reform der Bundesverhältniffe unterbrüden. Er wurde zum Theil felbft von Freunden 
befkürnt, freiwillig abzuftehen. Als er unerſchütterlich das Recht, für Deutſchland feine Stimme 
erheben zu vürfen, behauptete, da bearbeitete man die nachgiebigen Mitglieder, den Saal zu 
serlafen, damit die Motion wegen des Mangel der Zahl nicht gehalten werden könne, und 
broßte gleichzeitig mit Auflöfung. Der Motionfteller und die liberale Mehrheit blieben uner— 
fütterlih, die Motion wurde gehalten, unterflügt und die Kammer nicht aufgelöft. Nun ges 
langte man endlich, bei einigem wechjelfeitigen Nachgeben, zum Ziel, und es wurden gleich nad) 
vem Schluſſe des Landtags die zu Stande gekommenen Gejege ſämmtlich verfündet. 

Außer ven bisher angeführten Gegenftänden wurden noch über 1600 eingefommene Peti— 
honen auf diejem Landtag erledigt. Viele derfelben, ideale Intereffen und Realifirung confti= 
tstioneller Brincipien verfolgend, erſchienen als laut fprehende Zeugen des hoffnungsreich er— 
machten öffentlichen Geiftes im Volfe und dienten den auf daffelbe Ziel gerichteten Motionen der 
Abgeordneten zur willkommenen Bekräftigung. Aber aud die auf materielle Intereſſen fich be- 
jiebenben waren großentheild wichtig und beherzigenswerth. 

Unter ven gegen das Ende ded Landtags flattgehabten Verhandlungen ſpricht, wegen ber 
verhängnigreichen Natur ihres Gegenftandes, vorzüglich noch diejenige das allgemeine Intereſſe 
an, welde am 2. Dec. über die von dem Abg. Notte gegen die kurz zuvor erjchienenen Bun— 
desbeſchlüſſe (wegen Unterdrückung des in Straßburg gedrudten deutſchen Zeitblatted „Das 
tenftitutionelle Deutfhland” und wegen Verlängerung der Karlsbader Beihlüffe über vie 
Brefie auf unbeftimmte Zeit) erhobene Proteftation gepflogen ward. Die ganze Kammer ſtimmte 
Beier Broteftation bei und aus allen Teilen des Landes liefen alfogleih mit zahlreichen Unter: 
färiften bedeckte Adreſſen ein, welche diefelbe Zuftimmung ausfpraden. Die Proteftation hatte 
einen ahnenden Blid in die Zufunft geworfen; die nachgefolgten Ereigniffe haben ihn nur zu 
ſeht gerechtfertigt. 

Die Heimkehr der Deputirten nad) dem Schluffe diefes ewig denkwürdigen Landtags wurde 
rurh allgemeine Freudenbezeigungen und mit Herzlichkeit dargebrachte Feſte im ganzen Lande 
gefeiert. Der Name des Fürften, welchem man fo viele Foftbare Gewährungen verbanfte, ging 
unter Worten der Liche und Verehrung von Mund zu Munde; die Volfövertreter, melde vie 
Seinnung der Eommittenten treu und Fräftig ausgefprochen, empfingen ven Foftbarften Lohn 
in denn Beifalläruf der guten Bürger; die Verfaflung ſchien für immer zur Wahrheit geworben 
gu fein: ed war eine fchöne, heilverheißende Zeit. 

Nicht lange nachher verbüfterte ſich ver politifche Horizont; die Folgen des Falls von War— 
Hau traten mehr und mehr in Erfcheinung ; einige Verfehrtheiten, Übertreibungen und felbft 
Vergeben auf Seite einzelner überfpannter Xiberalen in andern deutſchen Ländern boten den 
Anlag oder Scheingrund zu reactionären Maßregeln. Da erſchienen in Frankfurt die befannten 
Bundesbeihlüffe vom Juni und Juli 1852 und wurde die jugendliche Preßfreiheit in Ba— 
den wieder aufgehoben und folgten andere Freiheitäbefhränfungen Schlag auf Schlag. In das 
Detail derfelben einzugehen ift hier nicht ver Plag; doch läßt ſich begreifen, wie aufregend für 
Ye Reizbaren, wie nieverfchlagend für die Schwächern unter den Liberalen und wie ermuthis 
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gend für die Männer ver Reaction died Alles wirken mußte. Der Volkögeift hatte vergebens im 
rechtöverwahrenden Adreſſen und Proteftationen fi auszuſprechen verſucht. Man verbot, ver= 
binverte, unterdrückte diefelben auf alle Weiſe. Noch blieb die Hoffnung auf den fünftigen 
Landtag übrig. 

Derfelbe wurbe eröffnet anı 18. Mai 18355. Verfaſſungsgemäß hatte für das durch das 
Loos zum Austritt beftimmte Viertheil der Deputirten eine neue Wahl ftattgefunden, welche 
jedoch größtentheils wieder auf die nämlichen Perfonen fiel. Bor der Einberufung oder gleich— 
zeitig mit derfelben hatten ſaͤmmtliche Deputirte, welche zugleich Staatsdiener waren, befondere 
Urlaubsertheilungen (meift ohne ihr Anfuchen) erhalten, begleitet von ver jelbft mit Drohun— 
gen verbundenen Auffoverung, ſich bei ihrer Wirkſamkeit in der Kammer ſtets auch ihre 
Staatdvienerpflicht gegenwärtig zu halten; und den meiften bürgerlichen Deputirten waren 
freundliche Handſchreiben eines Minifterd zugegangen, worin fie vor den Verführungdverfuden 
der Oppofitionsmänner gewarnt und zum Vertrauen in die gute Abſicht und Weisheit ver Re— 
gierung ermahnt wurden. Beiderlei, wiewol inconftitutionelle Zufchriften verfehlten ihres 
Zwecks nicht völlig, doch erklärte jich die große Mehrheit ver Kammer entihieden und durch 
förmliche Beichlüffe gegen das von der Regierung angeſprochene, ihon 1820 verſuchsweiſe aus- 
geübte, doh an dem Widerſtande beider Kanımern gefcheiterte, in ver badiihen Verfaſſung 
durchaus unbegründete Recht ver Urlaubsertbeilung, ſowie gegen jede Beihränfung derStimm: 
und Redefreiheit ver Abgeorpneten, die zugleih Staatöviener find. 

Die Eröffnungsthronrede hatte in allgemeinen Ausprüden die Berfiherung der Uinverlegt- 
beit ver Verfaflung ausgefproden; die Kammer jedoch, ſolche ungefähr dahin lautende Verſiche— 
rung: ed ſei durch die Bundesbefchlüffe und was in Gemäßheit derfelben von Seiten der Regie— 
rung geiheben, die Verfaffung nicht verlegt worven, für feine völlig beruhigende Erklärung 
achtend, fügte in ihrer Dankadreſſe ven Ausprüden des ehrerbietigften Vertrauens gleichwol 
eine noch etwas beftimmter lautende Rechtöverwahrung, zumal in Bezug auf das durch eine 
blope Ordonnanz zurüdgenommene Prefgefeß, bei, nicht ohne fchweren Kampf mit den Mi- 
niftern, als melde jede Nechtöverwahrung, die in einer an den Fürften perfönlich gerichteten 
Adreſſe ftebe, für eine Außerung des Mistrauend, jedes, auch das geringfte Mistrauen aber für 
eine Beleidigung erklärten. 

Hierdurch fand jich der Abg. Motte bervogen, Das, was auf dem Wege der Danfadreffe 
nicht zu erzielen war, auf jenem einer Motion zu eritreben. Diefe Motion, „pie Ernennung 
einer Gommifjion begehrend, welde damit beauftragt werde, den Zuftand des Vaterlandes in 
Ermägung zu ziehen und hiernach die geeigneten, auf folhe Erwägung gebauten Anträge der 
Kammer vorzulegen’, wurde zwar von vielen Mitgliedern lebhaft unterftügt, doch auf den 
Antrag des Abg. Merk mit Beziehung auf die bereits wiederholt erhaltenen fürftlichen Ber: 
beifungen, daß die Verfaflung nicht verlegt werden folle, durch die motivirte Tagesordnung be: 
feitigt, d. h. durch eine ins Protofoll nievergelegte wiederholte Verwahrung gegen jede für bie 
Verfaflung etwa verlegenve Interpretation ver Bundesbeſchlüſſe erlevigt. 

Wenn man dergeftalt die allgemeinen Berfaffungsintereffen ohne weitläufige Berathung 
durch eine jummarifche Rechtsverwahrung hinreichend gefihert zu haben vermeinte, fo ward 
dagegen die Sache der Preffreiheit insbefondere der Gegenftand jehr umſtändlicher und lang: 
wieriger Grörterungen, doc leiver nur in geheimen Sigungen gepflogener. Die Regie: 
rung hatte nämlich über dieſe Preßſache, d.h. über die auf die Auffoderung ded Bundestags 
gefchehene Zurücdnahme des die Preffreiheit ausſprechenden Gefeges, ver Kammer eine „ge: 
heime Eröffnung‘ gemacht und foderte aus diefem Grund (geftügt auf den Wortlaut eines Ar: 
tifeld der Gefhäftsordnung) die geheime Verhandlung des ganzen, fo unendlich wichtigen und 
fo vielerlei Seiten darbietenden Gegenftandes. Die Kammer unterwarf ſich diefer Foderung, 
obſchon nad) dem Princip derfelben es in der Macht ver Regierung ftebt, alle und jede Verband: 
lung über was irgend für einen Gegenftand geheim zu machen. Aber e8 hatte ſich bereits der 
Geiſt ver Nachgiebigkeit eines großen Theild der Kammer bemächtigt, und die Furcht vor der 
jeden Augenblid angebrohten Auflöfung ließ Fein entſchiedenes Wiverftreben zu. Alfo wurde 
über die große Frage, ob der Badener zum Badener, der Deutfche zum Deutfchen reden, ob er 
laut die Wahrheit fprehen und fein heiliges Recht vertbeidigen dürfe, hinter verfchloflenen 
Thüren verhandelt und daher auch, troß vieler ſchöner und Fräftiger Vorträge der geiftreich- 
ſten Mitglieder, zuleßt ein fehr beſcheidener Beſchluß gefaßt, dahin nämlich gehend, daß Die 
Kanımer zwar auf der Erflärung der Verfaſſungswidrigkeit ver durd; bloße Regierungsverord: 
nung geſchehenen Zurüdnahme des Preßgefeges (d. h. der die Gemfurfreiheit ausfprechenden 
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Artikel deſſelben) beftand, doc in Anbetragpt der Umſtände fich mit dem Verſprechen der Regie= 
zung&kommifjion , daß die dringendſt nothwendige neue Regulirung der Preßſache mittels eines 
nah dem Schluffe des Landtags zu erlaffenden proviforifchen Geſetzes werde bewirkt werben, 
begnügte. Dieſes Verſprechen wurde jedoch nicht erfüllt. 

Noch ein mal wurden die in der neueſten Zeit hereingebrochenen —— und Verküm⸗ 
merungen des allgemeinen Rechtszuſtandes in Baden und Deutſchland zur Sprache gebracht 
durch die bei herannahendem Scluffe des Landtags von dem Abg. Welder erhobene Motion 
über „die Gefahren des Vaterlandes und die Schugmittel gegen diefelben”. Die Begründung 
dieſer Motion hatte eine lebhafte Discufiion zur Folge, worin die Thellung der Kammer in 
zwei Barteien, die wir zur einfachſten Charakteriſirung mit dem Namen der linfen Seite und 
des Centrums, oder mit jenem der entihiedenen Gonftitutiondfreunde und der Anhänger des 
Yuftemilieu bezeichnen möchten, in voller Klarheit erfchien, indem die erften die Verweiſung ver 
Motion in die Abtheilungen zur Beratung foderten, die andern dagegen die Tagesordnung 
begehrten. Mit 29 gegen 28 Stimmen errang die erfte Meinung den Sieg ; doch blieb die Sache 
factifch auf ſich erliegen, theild wegen des gleih am 13. Nov. (die Motion war am 4. Nov. bes 
gründet worden) eingetretenen Schluffed des Landtags, theils wegen des Widerſtreits der Rich⸗ 
tungen unter den gewählten Commiſſionsgliedern. 

Die gleihmwol, trog aller Gegenbemühungen, noch die Majorität behauptende linke Seite 
(man erlaube und dleſen nicht von den Sigen, fondern von der Richtung entnommenen 
Ausdrud, weil jeder andere zu Misverftändnifien führen könnte) erfreute ſich endlich wenigſtens 
einer Frucht ihrer beharrlichen Oppofition, nämlich des von der Regierung vorgelegten und von 
der Kammer einftimmig genehmigten Gefeßes, weldes die durch frühere Orbonnanzen unter: 
fagten Bolföverfammlungen und Reden and Bolk und gefellfhaftlihen Verbindungen wieder für 
erlaubt erflärte, vorbehaltlich der in concreten Bällen von der Regierung zu erlaffenven Verbote. 

Unter den übrigen von der Regierung diefem Landtage vorgelegten und von beiden Kam— 
mern angenommenen Gefegen waren die zwei wichtigften ein umfaffendes Forfigefeg und ein 
Zehntablöfungsgefeg. Beide veranlaßten fehr langwierige Verhandlungen, das legte zumal 
aud einen lebhaften Kampf zwifchen der erften und zweiten Kammer. 

Den Landtag von 1855 hat man ironifch den ‚„‚Randtag der Verwahrungen“ genannt, weil 
in der That rückſichtlich der großen conftitutionellen Intereffen nicht viel Mehres ald Rechtsver— 
wabrungen, die man ind Protofoll legte, zu Stande zu bringen war. Dod find diefe Berwah- 
rungen, wiewol einftweilen factiſch unwirkſam, fiherlih von Rechtswirkung und zwar von blei- 
bender Rechtswirkung, d. h. fie halten die rechtliche Gültigkeit aller verlegten oder verfümmerten 
Berfaflungsartifel und der darauf gegründeten Ansprüche feft, und man wird früher oder jpä= 
ter darauf zurüdfommen. Außerdem waren fie nothwendig zur Ehrenrettung der badiſchen 
Kammer. 

War ver Landtag von 1833 , verglichen mit jenem von 1831, als beveutend herabgeftimmt 
erſchienen, fo zeigte ſich dieſelbe Erfcheinung und in verftärktem Maße auch bei jenem von 1855 
(eröffnet am 50. März). Der allgemeine Gang der deutſchen Dinge, die tagtäglich gefteigerte 
Strenge ver Eenfur, die geheimnißvollen Minifterconferenzen in Wien, die von Zeit zu Zeit 
von Frankfurt ergebenden neuen Beichlüffe ded Bundestags, das fortfchreitende Verfinfen ver 
der edlern Geiſtesnahrung beraubten Menge in Gleihgültigkeit gegen Öffentliche Angelegenhei= 
ten und in engherziged Verfolgen blos materieller, egoiftifcher Intereflen, endlich das tagtäglidhe 
Uberlaufen ehemaliger liberaler Groffpreder zur Fahne ver Reaction, alles Dies wirkte nie= 
derfchlagend auf die freiheitliebenden Gemüther. Ein beinahe völliged Aufgeben der Gegenwart, 
ein blos noch auf die fernere Zukunft gerichteted Hoffen ward die weitaus vorherrfhende Stim⸗ 
mung. Daher ſchlich fih auch in Betreff ver landſtändkſchen Wahlen eine um ſich greifende Gleich— 
gültigfeit oder Lauheit ein, oder eine Richtung der Wähler mehr auf den Vortheil des Bezirks 
als auf das allgemeine Intereffe der Berfaflung und der Freiheit. Man zählte 1855 in ber zwei- 
ten badifchen Kammer nicht weniger ald 31 active Staatödiener (die ganze Kammer befteht aus 
63 Mitgliedern), welche nad) der Natur der Dinge in den Fragen, die von den Miniftern als 
Lebensfragen für die Regierung erklärt werben, um fo weniger unbefangen flimmen fönnen, 
ald ihnen die Pflicht der Anhänglichkeit an die Regierung fogar ſchon unumwunden (namentlich 
in der Verhandlung über die Urlaubsfrage) eingefhärft, ja beim Landtage 1835 ihnen der Urs 
laub felbft nur precär oder zeitlih, d. h. für den Fall ihrer von der Regierung zu ermeſſenden 
Unentbebrlichfeit für den Dienft jeden Augenblick widerruflich erteilt ward. 

Staats=Lerifon. II. 
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Wir wollen übrigens nicht die Entfheidung der Zollfrage, ald welche nämlich einer Beleuch— 
tung von gar vielen Seiten empfänglich und bevürftig ift, ald Kraft: oder Wärmemeffer des 
Geiſtes der badischen Vollskammer von 1855 aufftellen (in ver erften Kammer warb der Anz 
ſchluß einftimmig genehmigt), und überhäupt nicht was geſchah oder gethan ward an die— 
fem Landtag, fondern vielmehr Das, was nicht geihah. Seit dem Landtage von 1855 waren 
doch foviel weitere Schläge auf das conftitutionelle Syſtem und auf die Garantien der Kreis 
heit gefallen, daß die Kammer, welche nad) der Mehrheit ihres Perſonalbeſtands nod dies 
felbe war, die 1851 durch die Fräftige Abwehr aller Verfaſſungsgefährdungen ſich die Ach— 
tung der Nation erworben, berufen fhien, ein kräftiges Widerftreben auch gegen die neueſten 
Reactionsmaßregeln zu äußern. Es wurde auch wirklich von einem Mitgliede eine dahin ſich 
richtende Motion erhoben und von einem andern inäbefondere die Sache der Preffreibeit in 
neue Anregung gebradht. Allein obſchon die zuerft bemerfte Motion nad) einftimmigem Beſchluß 
der Kammer in die Abtheilungen zur Beratbung verwiefen und der Verfolgung der zweiten 
noch fein erfcheinendes Hinderniß in den Weg gelegt ward, fo erhoben ſich gleihwol auch ſchon 
Stimmen der Misbilligung, und ed ward eine Spaltung in zwei Parteien, die man den alt= 
englifchen ver petitioners und abhorrers vergleichen möchte, jihtbar. 

Auch die geringe Zahl der Motionen an diefem Landtage (eine auf Abſchaffung ver privile: 
girten Militärgerichtöbarfeit gehende wurde zwar von der zweiten Kanınter angenommen, von 
der erften Kammer aber einftimmig verworfen, und ein paar minder wichtige fielen ſchon in 
der zweiten Kammer durch) deutete auf verminderte Theilnahme bin, und die vergleichsweiſe 
Heine Zahl ver Petitionen (die auf ven Zollverein ſich beziebenden können hier nicht in Rech— 
nung fommen) läßt auch auf eine Shwähung des Volfävertrauend ſchließen. Die Regierung 
aber legte weder das verheißene neue Preßgefeß, noch das gleichfall8 verheifene und dringend 
nöthige Gefeß über das Strafverfahren vor. Der Geift ded Landtags von 1851 jcheint mehr 
und mehr zu entihmwinden. Möge er bald jih von neuem erheben! Rotteck. 

Nachtrag. Die in den letzten Worten enthaltene ſchmerzliche Klage des trefflichen v. Rotteck 
wurde in der nächſten Zeit noch mehr und mehr begründet. Ebenſo aber erfüllte ſich auch bald 
ſein Wunſch. Das Übel ſtieg zuerſt noch, ſeitdem ohne das Wiſſen und gegen den Wunſch des 
Miniſters Winter an die Stelle des Miniſters des Auswärtigen, v. Türkheim, eines zwar ari— 
ſtokratiſchen, aber rechtſchaffenen, gemäßigten und ſtaatskundigen Mannes, welcher der aus— 
wärtigen Diplomatie und dem Miniſterpräſidenten v. Reizenſtein nicht gefiel, plötzlich der Bun— 
destagsgeſandte v. Blittersdorf berufen wurde. Es geſchah bald nach den geheimen Wiener Con— 
ferenzen 1834, von welchen Herr v. Reizenſtein den Miniſter v. Türkheim ausgeſchloſſen hatte, 
alfo noch vor dem Landtag 1835. Liber die Geſinnungen und Motive des Herrn v. Blittersdorf 
urtheile ich nicht, zumal da er mir und ich ihm ſtets feinplich gegenübergeftanden. Daß aber feine 
Politik fi ald dem äußerſten Stabilitätd- und Reactionsſyſtem und den fluartifchen Grund— 
fügen verfallen zeigte, wie ich es ihm jelbft in der Kammer fagte, daran zmweifelten wol ſchon 
feit feiner Wirkſamkeit ald Bundestagsgefandter Wenige. E8 zeigte ih 3. B. ſchon, ald er, der 
badiſche Gefandte, was ebenfalls auf dem Landtage gerügt wurde, den erften Unterdrückungs— 
antrag felbit gegen die beſchränkteſte Preßfreibeit, gegen eine geachtete Zeitung des benachbarten 
MWürtemberg, am Bundestage machte. Cine ſolche Politik im badiſchen Minifterium, vertreten 
von einen Manne, der zwar feine tiefen und eigenthümlichen Gedanken, doch, ſoweit das ohne 
fie möglich ift, eine große Beredtfamfeit, eine imponirende Perfönlichkeit beſaß und durch die 
Ariftofratie und auswärtige Diplomatie unterftügt wurde, mußte fich natürlich bald wirkſam 
zeigen. Winter fühlte fi) eingeengt und, ich wiederhole hier nur, was ich offen in der Kam— 
mer diefem Staatsmanne felbft erflärte, auch feine Verwaltung wurde feinen bisherigen 
Grundfägen tagtäglich untreuer und im Sinne der gewöhnlichen Politif unehrlicher. Die Poli— 
zei= und Beamtenherrfhaft und die damit verbundene Verminderung jeder felbftänvigen und 
freien ftaatöbürgerlihen Stellung der Beamten, welche durch Penſionirungen, DVerfegungen 
und Entziehung der Zulagen und Beförberungen leicht bewirkt wurde, ferner die Wahlbeherr- 
fung, die Unterdrückung der Preffe nahmen täglich zu. Sie machten die Stellung der mit jedem 
Landtag zu einer Fleinern Minorität herabfommenden Liberalen, gegenüber ver (zulegt beinahe 
aus drei Bierteln der Kammer und allermeift aus Beamten beftehenden) minifteriellen Partei, 
ftets ſchwieriger und peinlicher. Selbft die verfaffungsmäßig blos von der Kammer und cenfur= 
frei herauszugebenden officiellen Actenftüce der Verhandlungen unterlagen jegt theilmeife ver 
Untervrüfung. So wurben auf den Landtagen 18357 und 1839 zwei Motionsredm v. Rotteck's 
über ven Zuftand des Vaterlandes unterdrüdt, obwol fie ohne irgend einen Tadel von Seiten 
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des Präfipiumd der Kammer wie der Minifterbanf öffentlich vorgetragen, faft einftimmig in die 
Abtheilungen vertiefen und ihr bejonderer Vorausdruck befchloffen war. Die eine durfte nur 
in den viel ſpäter erſcheinenden, wenig gelejenen, bien Protofollen und die andere abjolut gar 
niht gedruckt werden. Die Mehrheit der Kammer ließ ed geſchehen und y. Rotteck wurbe fogar, 
wenn er in die Untervrüdfung nicht einwillige, was er natürlich nicht that, mit Griminal: 
proceh bedroht. In den Zeitungen vollends war die Unterdrückung aud) der Landtagsverhand— 
lungen maßlos, zumal feitvem der Bundesbeſchluß ſtreng durchgejegt wurde, daß feine deutfche 
Zeitung aus deutſchen landjtändifhen Verhandlungen Mittheilungen machen dürfe, welche nicht 
die Cenſur des betreffenden Landes in deſſen Zeitungen paſſirt hatten. So wurde die unter der 
Obercenſur des Herrn v. Blitterödorf ſtehende „Karlsruher Zeitung‘ die alleinige trübe Quelle 
über unfere Verhandlungen, foweit nicht etwa von höhern Händen kommende, meift noch be: 
denflihere Berichte Gingang in fremde Zeitungen fanden, So fahen die liberalen Kammermit: 
glieder ih Faft täglich vor dem größern und fleinern Baterlande wegen ihres landftändifchen 
Wirkens angegriffen, geſchmäht, nicht ſelten verleumdet, ja oftmals ald jammervoll vargeftellt, 
indem 3. B. wirkliche oder auch ſpäter hinzugedichtete derbe Äußerungen der Minifter in die Zei⸗ 
tungen übergingen, nicht aber die echten Worte der Abgeordneten und ihre männlichen Entgeg: 
nungen. Offentliche Vertheidigung war dabei den Angegriffenen nicht möglich, und noch heute 
lieft man bei manden Schriftftellern durch ſolche Berichte belegte ganz faljche Darftellungen ihres 
und ded minifteriellen Benehmend und Wirkens. Mögen ftatt vieler nur zwei Beifpiele bier 
ſtehen, welche v. Rottein feiner Motion auf Wiederherftellung einigen Rechtszuſtandes der Preile 
am 24. Juni 1859 (f. Protofolle der zweiten Kammer, ©. 285) erzählte. Ich jelbft nämlich hatte 
am Schluß des Landtags 1857 in der Verhandlung über eine Petition vieler Katholiken, geift: 
liher und weltliher, für Synoden mit der großen Mehrheit der Kammer die Wünſche meiner 
katholiſchen Mitbürger und Mitabgeoroneten mit Achtungsäußerungen gegen die badiſchen Ka— 
tholifen unterftügt. Aber ich hatte dabei den Herrn v. Blitterddorf in einen ſchwer zu beſchrei— 
benden Zorn verfegt durch die Kritik des minifteriellen Syſtems, welches eine Allianz der geift- 
lihen und weltlihen Ariftofratie und Despotie erftvebe und die eminente Mehrheit ver aufge: 
Härten katholiſchen Bürger Badens, nämlich die ficchlich Regierten, die niedern Geiftlihen mit 
inbegriffen, verlege und abſtoße, indem ed die ultramontane Macht der kirchlich Regierenden zu 
vermehren trachte und der befannten Phrafe „Thron und Altar“ ven Sinn unterzulegen deine: 
„Werdet ihr dumm dort, jo werdet ihr's auch hier ; Eufcht ihr dort, fo Eufcht ihr auch hier’, da= 
bei aber vergefle, daß (was kurz nachher in Köln fo deutlich zu Tage trat) die hierardhiiche 
Macht, ſobald fie nur in jener Allianz für die Herrſchaft einigermaßen erftarkt fei, dad „Ihron 
und Altar’’ in „Altar und Thron” verwandle. In der Kammer hatte ich überhaupt und insbe—⸗ 
fondere von Katholiken nur Beifalldäußerungen erhalten. Nur dem Herrn v. Blitterdporf mig- 
fiel meine Rede. Am andern Morgen enthielt der unter feiner Obercenfur erſcheinende farld- 
ruber Kammerbericht die drei völligen Unwahrheiten: 1) ich hätte die katholiſche Religion gröb— 
lich geihmäht; 2) es fei darüber in der Kammer der Antrag eined mic misbilligenden Beichluf: 
fed, zur Tagesordnung überzugehen, geitellt worden; 3) die Kanımer habe dieſes beſchloſſen. 
Wie nachtheilig mußte nun ein folder Bericht gegen mich ftimmen! Wie mußte er namentlich) 
flimmen die größtentheild fatholifhen Bürger meines Wahlbezirks, welche mich vertrauendvoll 
ald Broteftanten gewählt hatten, mich, der fie nun ald ihr Wortführer auf eine des Deputirten 
und verftändigen Mannes unwürdige Weife Öffentlich follte geſchmäht haben! Diefe Bürger aber 
hatten, da ich gerade nad) dem Loos austreten mußte, in kurzer Zeit für ihre Abgeorbnetenftelle 
neu zu wählen, und fle wählten mich damals auch wirklich nicht. Die verleumderiſche Beſchul— 
digung war ſogleich in die „Oberpoftamtäzeitung‘‘ und „Allgemeine Zeitung‘ und in die meiften 
andern deutſchen Zeitungen übergegangen. Der deutfchen und badiſchen Cenſur wohl fundig, 
beſchränkte ih, um ihr felbit ven leifeften Vorwand für die Nihtaufnahme zu entziehen, meine 
Berihtigung auf wenige Zeilen, in welchen ich einfach nur jene drei Punfte mit Berufung auf 
bie officiellen Kammerprotofolle für nicht richtig erklärte. Ich fchickte Diefe Zeilen an die „Karld- 
zuber Zeitung”, an die „Oberpoſtamtszeitung“ und an die „Allgemeine Zeitung”. Alle drei 
Revactionen überfendeten mir im Drud die von ihnen aufgenommenen, aber von ber Genfur 
durchſtrichenen Zeilen. Die Redaction der „Allgemeinen Zeitung” bemerkte mir noch, ed paſſire 
ihr jegt öfter, daß fie felbit Berichtigungen falfcher Berichte über officielle Verhandlungen nicht 
aufnehmen dürfe. Diesmal habe fie aber doch noch einen Verfud um Abhülfe bei ver höhern 
Stelle gemacht, jedoch vergeblich. Entrüftet nahm ich nun meine kurze ne fammt dem er⸗ 
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wähnten Schreiben der Nedaction der „Allgemeinen Zeitung‘ und endete fie ohne weitere Be— 
merfung in ſchwediſche, dänische, englifche, franzöftfche und fhmeizerifche Zeitungen. Dort 
fanden fie natürlich fogleih Aufnahme, und ebenfo natürlich wurden meiftentheil® damit vielfach 
und Deutjche tief befhämende Betrachtungen über ſolche Zuftände der einft fo ruhmvollen deut= 
fhen Nation hinzugefügt. Vor meinem deutfchen und badifchen Baterlande und meinem Wahl- 
bezirk aber blieb ich Jahre lang verleumbet, ohne Möglichkeit ver Gegenerflärung und Berichti— 
gung. Der auf dem Grenzpoſtamt zu Kehl angeftellte befondere Cenſor der auswärtigen Zei— 
tungen nahm fogar den badifchen Abonnenten die fremden Blätter weg, die die Berichtigung 
enthielten. Bis zu v. Rotteck's Motion, nad mehr als zwei Jahren, enthielt nur die „Oberpoft: 
amtözeitung‘’ die einzige Notiz: man leſe in englifchen und ſchwediſchen Zeitungen eine merk— 
würbige Einfendung des Abg. Welder mit intereffanten Bemerkungen dieſer Blätter. Ganz 
ähnlich ift das zweite Beifpiel. Rotteck's Worte darüber lauten: „Im März 1858 ward von 

‚ihm, (nämlich von mir) ein abermaliger Verſuch gemacht, neue Unrichtigfeiten, deren die (immer 
unter der Obercenfur des Blittersdorf'ſchen Minifteriums ftehende) «KKarlsruher Zeitung» da= 
mals gegen ihn jich ſchuldig gemacht, durch eine folche Erklärung von ſich abzulehnen. Diefe 
kurze Erklärung lautete alfo: «Ich bedauere bemerken zu müffen, daß der Bericht über die Ver: 
bandlungen in Betreff der hannoverifhen Angelegenheiten theild durch Auslafjungen , theils 
durch Unrichtigkeiten von meinem Antheil an diefen Verhandlungen ein unrichtiges Bild gibt. 
Da aber am Ende des vorigen Landtags meine befondern Angaben der Unrichtigkeiten von der 
Genfur der «Karlsruher Zeitung» geftrichen und deshalb aud von der Genfur anderer Zeitunz 
gen nicht zugelaffen wurden, fondern nur in den freien Blättern ded Auslanded Aufnahme fan— 
den, fo begnüge ich mich, einfach auf das officielle Protofoll der Kammer über den betreffen= 
den Gegenftand zu verweifen.» Die Aufnahme auch diefer Erflärung erlaubte der Cenſor nicht. 
Er übertrat daher oder war durch Inftruction angewiefen zu übertreten die ganz ausdrückliche 
Beftimmung unferd Prefgefeßes in $. 10.” 

Rotteck fegte zur Würdigung diefer die Wahrheit, Ehre und Öffentliche Sittlichkeit und 
Gereötigkeit fo vortrefflich ſchützenden, die friedliche zufriedene Stimmung achtbarer und nicht 
fiſchblütiger Bürger fo fehr befoͤrdernden Genfur noch wörtlih Hinzu: „Ih frage Sie, meine 
Herren, was unter diefen Umſtänden der Rechtszuſtand der redlichſten, der pflihtgetreueften 
Deputirten und welches die Stellung der Kammer und jedes einzelnen Volksvertreters gegenüber 
den Anmaßungen eines vielleicht unmwiffenden oder einfältigen , vielleicht boshaften Genfors ift? 
Sch fage: dieſe Stellung ift unferd Amts wie unferer Perjönlichfeit unwürdig. Sie ifl zus 
gleich mit der Verfaflung im ſchreiendſten Widerſpruche, fie fovert und daher zu lauter Be— 
ſchwerde auf. Die Sache geht und Alle an, nicht nur die einzelnen Gemishandelten.‘ 

Ich aber erwähne dieſes hier nicht, um zunädhft zur Würdigung des Genfurinftitut3 etwas 
beizutragen. ever, der die Genfur in der wirklichen und unvermeidlichen Geftalt und Wirfung 
des unnatürlichften Inftitut3 und nach den wahren, gleichviel ob bewußten oder nicht bewußten 
Gründen und Zwecken feiner Einführung fennt, ver weiß e8 ja, daß folhe Erfcheinungen, wie 
die hier angeführten, ganz alltäglich find. Der Verfaffer diefer Zeilen erlebte in Beziehung auf 
fich felbft ähnliche mehr ald funfzig mal. Er erlebte Gleiches aud no in Baden und Sachſen 
in Beziehung auf feine und W. Schulz’ Schrift: „Geheime Inquifition, Genfur und Ga= 
binetöjuftiz im ververblihen Bunde”, über welche falſche Vorurtheile erweckende Öffentliche 
Verbote, ja völlig verfälfchende, verleumderifhe Beihuldigungen ven Weg in alle Zeitungen 
fanden, während nicht nur die Anzeigen und Beurtheilungen fahfundiger Männer, bie in 
dieſem Buche die vollftändigfte und anfhaulichfte Enthüllung der wahren Natur des Inquiſi— 
tiondprocefjes fanden, fondern auch unfere Berichtigungen bier ganz, dort in den weſentlichſten 
Theilen geftrihen wurben.!) Ich wollte vielmehr durch dieſe Züge beſſer veranfhaulidyen, 
wie ſchwer und peinlich die Lage überzeugungstreuer Volfövertreter unter folhen Umftänden 
war. Die unglüdlihen äußern Verhältniſſe des Fleinen Staats entſchuldigten bei den meiften 
Bürgern wirklich oder ſcheinbar alle äuferften Neactionsmittel ded eigenen Kleinen Staats und 
beherrſchten vielfach die Bejchlüffe ver Regierung. Zum Volke, zur Nation drang die Stimme 
ber Wahrheit nicht durch, nicht einmal die Vertheidigung der gröblich gefhmäbten, verleumdeten 
Bolfäfreunde. In den Kammerverhandlungen fheiterten faft alle ihre beiten Abjichten und 
Anftrengungen für das Wohl des Landes an der großen Mehrheit abhängiger, ven minifteriellen 


* 1) Näheres im Artikel über das göttliche Recht im vierten Bande der „Conſtitutionellen Jahre 
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Inien und Wünſchen Huldigender Beamten. Denn folhe Beamte, die ihre liberalen ſelb⸗ 

Bingen Überzeugungen, aud gegenüber den Miniftern, als Volksvertreter nicht aufgeben 

burn, traten, ſowie Rutſchmann, Ziegler, um peinliche unvereinbare Widerſprüche zwifchen 

der gewiffenhaften Überzeugung und zwifchen ihrer amtlihen Wirkſamkeit und ihrem Leben: 
or Samilienglück zu vermeiden, aud der Kammer aus, oder jie lehnten die Wahl und ihre 
Annahme, welche die Regierung bei liberalen Beamten natürlich nicht gern fah, ſchon zum 
ꝛeraus ab. So flieg jet mit jedem Landtage, troß aller Kämpfe ver liberalen Oppojition , die 
Arigabe für das Militär von 1,500,000 Gldn. allmälig auf 2Mill.; ähnlidy dev Aufwand für 
Siasdiener. Gute neue Gefege, wie 1827 das von der Commiſſion fo ſehr verbefferte neue 
Sizatdieneredict, wurden vom Minifterium befeitigt, ja mehre der beften frühern Gejege, 
wie die Breß= und Gemeindegefege, wejentlihft buch Verftümmelungen oder Umänderungen 
wrihlehtert. Kein Hoffnungsitern fhien zu leuchten und der gute Geift im Volke und in der 
Kanımer täglich mehr einzufhlafen. Ja was das Nieverprüdenpfte war, alle Opfer, welde an 
guter Stimmung tie burd Verzicht auf Samilienleben und Einnahmen, durch Verluſt ihrer 
Anftellungen und durch Griminalproceffe viele liberale Deputirte brachten, ſchienen nicht blos 
zuglod, jondern verberblic verwendet zu werben, wenn jie das Volk täufchten, es habe bereits 
dem Lande und der Nation genügende Verfaſſungszuſtände, ed dürfe mit fo troftlofen und ge: 
fährlihen Zuftänden zufrieden fein und wie vor der Franzöſiſchen Nevolution aufs neue 
fälafend den verberblichiten Abgründen fid nähern. Solde Erwägungen waren es, welche in 
Birtemberg und den beiden Heſſen, in Naffau und Sachfen die evelften Männer bewogen, fich 
son der landftändifhen Wirkfamfeit (odzufagen oder fernzuhalten und dadurch den, wie fie 
glaubten, ftärfjten Proteſt gegen die verfehrten Zuftände einzulegen. Sie ſuchten auch bie 
bavifgen Liberalen zu dem gleichen Aufgeben nuglos aufreibender Kämpfe aufzufodern. Doch 
wir mwogen, daß bei der Prüfung politifcher Maßregeln faft nichts beiler leitet ald der Grund: 
ſad, Das zu vermeiden, was den Gegnern Freude macht. Das aber that der Rücktritt der ges 
fanungstühtigen Oppojitiongmänner und der Schein, das Volk wolle und brauche fie nicht, 
Alles jei ohne fie jo dauerhaft vortrefflich, wie man dieſes zuerft in Preußen, dann in Würtems 
berg in glücklicher Selbftzufriedenheit fich überredete. Allein von Anfang nicht richtig von ber 
Mafe aufgefaßt, verliert jener ftille Broteft täglich mehr alle Wirkung, ja felbft die Erinnerung 
an ihn. Der Lebende, der Handelnde hat Recht im thätigen, fortfehreitenden Leben. Bor allem 
aber glaubten wir, bei aller feften Überzeugung, daß in dem Fleinen Baden freilich für ſich allein 
fine wahre und dauernde Freiheit und Sicherheit zu begründen fei ohne das Erwachen des 
befiern Geiftes und ohne die Begründung eines wahren nationalen Rechtszuſtandes in ganz 
Deutſchland und zunächſt in deſſen beiden größten Staaten, Preußen und Ofterreih. Aber 
wir vertrauten auf den guten Geift unferer Nation und fein Erwachen, auf die wejentlichfte 
Unentbehrlichkeit politisch freier und volfövertretender Verfaffung im ganzen Vaterlande; wir 
glaubten, daß dafür jeder Einzelne, jede Provinz und jede Ständefammer unermüblid wirken 
und auf ihrem wenn auch noch fo geringen und ſchweren Poften ausharren müffe, daß fo felbft 
die Heine badische Oppofition das heilige Licht und Lebensfeuer für die übrigen deutſchen Staa= 
ten lebendig erhalten und aud bei ihnen für deflen Entzündung wirken könne. Wir dachten 
au an fo vieles Schlinmere, was wir für unfers Kleinen Landes Zuftände fernhalten, an fo 
manhes einzelne Gute, was wir für daffelbe wirken könnten, ſodaß alles Dieſes unferer 
Opfer und Anftrengungen wohl werth fei und ung über alle Misfennung und Geringſchätzung 
darch die Öffentliche Unmahrheit und Unterbrüdung hinwegheben müſſe. Und ver Erfolg hat 
wel untere Anjicht gerechtfertigt. 

In folhem Streben nun ſuchte die badifche Oppojition gleihmäßig die deutſchen National- 
tntereflen und die rechte Öffentliche Meinung für fie, fowie die befonvern badifchen Landesbedürf— 
niffe ind Auge zu faffen. Jedes echte conftitutionelle Wirken bei allen Motiond:, Geſetz- und 
Betitionsberathungen und in allen Discuffionen mußte natürlich von felbft mittelbar oder un— 
mittelbar beiden Hauptgejihtspunften entfprehen. Doch fchloffen fi an den erftern vorzugs— 
weife an zuerft die beharrlichen Erneuerungen der Foderungen des weſentlichſten aller Rechte für 
die Nation und die einzelnen Staaten, des Rechts auf Preffreiheit, die fletd neuen Foderungen 
diefes durch Bunded= und Landesverfaſſungsrecht geheiligten Rechts und bie ſtets neuen Be— 
fömerden über die Verlegungen ver Genfur. Hierzu dienten z. B. die Motionen von Welder 
zuf dem Landtag 1835, von Itzſtein auf dem Landtag 1857, von Rotteck auf dem Landtag 
18359, von Welder auf dem Landtag 1840 und 1841, von Sander auf dem Landtag 1842, 
von Mathy aufdem Landtag 1843. Es werben diefe unermüdlichen Koderungen des heiligften 
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Rechts, in Baden und auf den meiften andern deutſchen Landtagen und zwar wegen der Klar— 
beit und Unentbehrlichkeit des Rechts gewöhnlich einſtimmig auch von den minifteriellen Mit= 
glievern erhoben, einft einen nicht unwichtigen Punkt in der deutſchen Geſchichte bilden. Das 
geſammte deutſche Vaterland hatten ebenfalls im Auge die Motionen gegen Übergriffe und 
verlegende Maßregeln und für verfaffungsmäßige Gntwidelung des Bundes; fo die Motion 
von Welder 1840 für ‚„‚endliche Aufhebung der Ausnahmegefege und für die volle Geltung und 
freie Entwidelung des in dem Bundes- und Landedgrumdvertrag dur die Öffentlihe Treue 
verbürgten Rechtszuſtandes“, und deſſelben Motion 1841, „daß die Regierung gebeten werde, 
auf jede mögliche Weife dahin zu wirken, daß alle Ausnahmemaßregeln des Bundes aufgehoben 
würden, und daß diejer deutſche Nationalbund in aller Hinfiht auf feine ver Bundesacte ent= 
fpredenden Grundlagen zurüdgeführt und die Selbftändigfeit der deutfhen Staaten unb 
die durch die Bundesacte verbürgten allgemeinen deutſchen Nationalrechte überall und vollftän= 
big verwirklicht würden‘. Beide Motiondanträge wurden nad) lebhaften Kämpfen mit großen 
Mehrheiten von der Kanımer beſchloſſen. Mit Stimmeneinhelligkeit wurden aud die von 
Itzſtein motivirten wiederholten Anträge auf eine Anwendung jener Orundfäge durch Verwen— 
dungen zu Gunſten des verlegten hannoveriſchen Rechtszuſtandes bejchloffen, ebenfo nicht minder 
ber fpäter von Heder motivirte Antrag zu Gunften des bedrohten Schleöwig= Holftein. So 
wurde in der That das 1851 geltend gemachte, aber damals noch fo heftig beftrittene Recht deut— 
her Landſtände, auch für das Gefammtvaterland die Stimme erheben zu dürfen, in praftifcher 
Geltung erhalten. Auch viele andere deutfhe Kammern fhloffen fi in der hannoverifhen und 
ſchleswig-holſteiniſchen Sache dieſem Grundfage an. Die beiondern Landesintereſſen, fomeit 
fie nicht die politifche und ftaatsbürgerliche Freiheit berührten, namentlih aud) die materiellen 
Intereſſen, förderte auch in diefen jchlimmen Zeiten von 1855, 1842 die Regierung überein 
flimmend mit den Kammern durch manche Gefege. Die jharfe Gontrole und Kritif der Vers 
waltungs= und NRegierungdmaßregeln von Seiten der Oppofition vorzüglich bei Gelegenheit 
der Budgetöberathung und bei ver Discufjion der Berichte der Commiſſion über Aufſuchung 
der proviforifchen Gefege Fonnten niemals ganz ihre wohlthätige Wirkfamfeit verfehlen. In 
Beziehung auf die materiellen Intereffen nimmt die erfte Stelle ein das auf einem außerordent— 
lien Landtag 1858 beinahe einftimmig befchloffene Gifenbahngefeg, mit welhem der Minifter 
Winter feine Laufbahn beſchloß. Won den übrigen Gejegen war das widhtigite das 1859 der 
Kanımer vorgelegte und mit der größten Sorgfalt und dem auspauerndften Fleiße berathene 
Strafgeſetzbuch, welches endlich 1845 zur Sanction gelangte. 

Das nun unter dem Minifterium Reizenftein-Blittersporf mehr und mehr fteigende Re— 
actiondfyftem führte endlich zu einer wohlthätigen Krife. Auf dem Landtag 1841 hatte die Re— 
gierung zum erften male nad dem früher (1820) einmal gemadten, aber alsbald wieder 
zurüdgenommenen Verſuch, die Kammer durch Urlaubsvermeigerung um ihre Selbitändigfeit 
zu bringen, dies praftiih dürchgeführt. Sie verfagte den beiden Gerichtsmitgliedern 
Aſchbach und Peter den Urlaub. Diefes fiel umfomehr auf, ba die Urlauböverweigerung 
nicht Adminiftratiobeamte, fondern Richter traf und unter ſolchen Nebenumftänden ausgeübt 
wurde, daß Niemand zweifelte, daß lediglich die Rückſicht auf die liberalen Grundfäge beider 
Ehrenmänner und die Abjicht der Regierung, an ihnen für alle Beamte ein Exempel zu fta= 
tuiren und nunmehr die unglüdjelige Maßregel für immer praftifh zu maden, nicht aber 
Dienftrüdfichten dieſen Beſchluß ind Leben gerufen hatten, Die ftaatsrechtliche und politifche Frage 
über Urlaubsertheilung und Urlaubsverweigerung für Abgeordnete aus dem Beamtenftande 
behandelt ver Art. Urlaub. Hierher gehört nur der hiftorifche Gang dieſes Streits, foweit er 
auf die Veränderung bed Regierungsfuftems und der Zuftinde des badifchen Landes und der 
Kammer Einfluß hatte. Die Maßregel ſchien fo verlegend und gefährlich für den badifchen 
Rechtszuſtand, und ed zeigten fich bei einiger ſchärfern Beobachtung des vorherrfhenden mini— 
fteriellen Syſtems fo gefährliche Plane für die Zukunft, die durch folhe beliebige Urlaubsver— 
mweigerung und die abfolute Nullität ver Kammern vorbereitet werden mußten, daß auch Die 
Minifteriellen fämmtlih mit der Oppofition dagegen fämpften. Dod ſchien wenigftend dem 
Berfafler viefer Zeilen , wie er ed damals Öffentlich und thatſächlich ausſprechen mußte, die auch 
von der Mehrheit ver Oppofition gebilligte Maßregel mehr der herabgefommenen Stimmung 
bed Landes und der Schwäche ver Oppofition, ſowie dem freilich natürlichen, aber oftmals ge= 
fährlihen Wunſche, durch Nachgiebigkeit einen Majoritätsbefhluß zu erzielen, ald der wirk— 
lihen Größe ver Verlegung und der Gefahr, fowie den widhtigften hier entfcheidenden Rechts— 
grundfägen zu entfprehen. Man beſchloß nämlich mit ven Minifteriellen eine von der Zuſtim⸗ 
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mung der erfien Kammer abhängige Beihwerde über Verfaffungsverlegung einzugeben und 
währenp der längern Zeit ihrer Verhandlung in der erften Kammer andere landſtändiſche 
Geldäfte, Bubgetverwilligungen u. . w. vorzunehmen. Meine rechtliche Überzeugung ſprach 
ihinder Kammer dahin aus, daß, da nad) der einftimmigen Überzeugung der Kammer die 
beiden Rammermitgliever Aihbad und Peter verfaffungswidrig nicht zur Verfammlung einges 
laden feien, die Kammer auch bis zur vollftändigen Einberufung des ganzen Gollegiumd der 
Bolksrepräfentation außer ihrer Bemühung für die vollftändige Einberufung aller Mitglieder 
nichts gültig befchließen und Feine Steuern, vollends feine für die nicht repräfentirten Diftricte, 
deren Vertreter verfaffungsmwidrig ausgeſchloſſen worden, bewilligen fönne. Sodann hielt ic) es 
für ein Aufgeben des wichtigſten Rechts der zweiten Kammer, welche über ihre Gonftituirung 
allein zu entjcheiden babe, daß man dieſes Hauptrecht hier von dem Beſchluß der erften Kammer 
abhängig machte. Im politifher Hinficht täufchte ich mich nicht über den ſchlechten Ausgang der 
Sade in der erften Kammer, fand auch keinen Troft in dem bloßen Hinausſchieben der Schwie: 
rigfeit und glaubte, daß die Erklärung der Kammer, fie fei nicht conftituirt, die Regierung 
ebenjo wie 1820 zur Nachgiebigkeit beftimmen würde, während fie der Beſchwerden fpotte; daß 
aber, falls fie ven Bruch vorziehe, hier die Zeit und die Gelegenheit zu einem energifhen Schritt 
und zum Bruch der Oppofition mit der Regierung, d. h. zu einer Apvellation and Volk und 
feine neuen Wahlen, gefommen ſei. Da ich nun in diefem Falle nicht wie in der oben von Rot: 
teck erzählten Krife des Landtags 1851, bei meiner Motion über die Nationalrepräfentation am 
Bundedtage, fo glücklich war, die zuerſt abweichenden Anfichten meiner Freunde für mich zu 
gewinnen, fo verließ ih nad meiner Überzeugung von meiner befhmworenen Pflicht allein den 
Landtag, kehrte nach Freiburg zu meinem Lehramt, das ich kurz zuvor mwiedererhalten hatte, 
zurüd und erflärte diefed der Kammer mit dem Hinzufügen, daß ich fie deshalb nicht um Urlaub 
bitte, weil ich fie ſelbſt für dieſen Eleinften Beſchluß völlig incompetent halte, und daß ich nur 
zurüdfebren würde in dem Moment, wo es ſich wiederum um die Vervollftändigung der Res 
präfentation handle. Diejer Moment fam, ald endlich die erſte Kammer der zweiten ihre Er: 
flärung abgab, daß fie der Beſchwerde nicht beitrete. Im Lande hatte mein Schritt Billigung 
gefunden, die ſich auch durch energifche Adreffen vieler der adhıtbarften Bürger ausfprah, und 
ih kehrte nun zur Berathung über weitere Schritte rücjichtlich der Vervollftändigung der Kam— 
mer in diefelbe zurüd. Jetzt erhielt ver Antrag, daß die Kammer auch nun noch für nicht con= 
ſtituirt fih erkläre, eine fo ftarfe Minorität, daß er nur fiel, weil Mehre erklärten, er ſei nun 
verjpätet. Doch vereinigten fich jegt auch die hier nicht Beitretenden zu einer energifhen Pros 
teftation gegen die minifterielle Verfaſſungsverletzung mit der Erklärung, daß unfer behauptetes 
Verfaſſungsrecht unerfchüttert fortbeftehe und durch Nichtvertheivigung von Seiten der erften 
Kammer nicht aufgehoben werden fünne. Diefe Proteftation erhielt die Mehrheit, obgleich die 
meiften Minifteriellen jegt zurüctraten. Alle ihre Bemühungen, die Regierung felbft zu ver= 
ſöhnlichen Maßregeln, zum Schuß unferd Verfaſſungsrechts zu bewegen, waren gejeitert an 
der hartnäckigen Behauptung des einmal ergriffenen Syſtems, welches vorzüglich Herr v. Blit- 
terödorf mit der größten Herbheit gegen die ald willenlofe Diener von ihm behandelten Beam— 
ten durchführte. So fügten fie fih denn. Jene ftarfe, das Minifterium beleidigende Proteftas 
tion der Kammer aber hatte das ihr nad der Vertagung nachgeſendete verweifende Gabinets= 
fhreiben,, dieſes alddann bei ihrem Wiederzufammentritt die von Itzſtein miotivirte neue 
Proteftation und diefe endlich glülicherweife die aldbaldige Auflöfung zur Folge. Dieje Be— 
rufung an neue Volkswahlen und die jegt von dem Minifterium ReizenfteinBlitterdporf” er: 
laſſenen Wahlbeherrfhungsreferipte, welde nun die Oppofitiondglieder ſchmähten und alle 
geiftlihen und weltlihen , richterlihen wie abminiftrativen, militärifhen, Schul: und Univer: 
fitätd-, Ober: und Unterbeamten zu minifteriellen Wahlen aufboten und ihre abweichenden 
Überzeugungen deutlich genug bedrohten, diejes Alles, verbunden mit den nachhaltigen Ver- 
fegungen ver Obergerichtsräthe Sander und Peter, vielleicht auch mit meiner neuen Benfionirung, 
weckten den bisher allmälig eingeichlafenen Volksgeiſt, öffneten dem Volke vollends die Augen 
über den reactionären Gang des Minifteriums und fpornten die Energie der Liberalen. Der 
lebhaftefte Wahlkampf gab ihnen den entſchiedenen Sieg. Trotz der äuferften Gegenanftren= 
aung der Regierung und ihrer Beamten wurden alle Oppofitiondgliever und Votanten der 
Proteftation wieder erwählt, mehre, wie v. Ipftein, Sander, Rindefchwender, Welder, zwei und 
brei mal. Dazu famen viele neue liberale Abgeoronete, unter ihnen fo ausgezeichnete wie 
Baflermann und Mathy, bald aud) Hecker. Unmuthig erflärte die Regierung der im Frühjahr 
1842 einberufenen neuen Kammer, auf diefem Landtag nichts ald dad Budget vorlegen zu 
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wollen. Als unmittelbare Gegenerflärung, daß Kammer und Volk ihrerjeits Feinesmegs glaubs 
ten, vollfommene, Feiner weitern gefeglichen Verbefferung bedürftige Zuftände zu befigen, kün— 
digte Welder eine Motion an „auf Erleihterung der materiellen Laften mit gleichzeitiger Bes 
förderung der moralifchen, geiftigen und bürgerlichen Intereffen des Volkes“ und foderte in ihrer 
Begründung, welche die Hauptgebrechen der ganzen Verwaltung ſchilderte: 1) Landwehr ftatt 
des größern Theils des ftehenden Heeres; 2) Verbeſſerung des Dieneredictö, vorzüglich zur Vers 
minderung des ftehenven Heeres von Beamten und Penſionären, mit Vorlage eined Normal- 
etat3, ſowie mit Unabhängigkeit des Richterftandes, wie fie zur Zeit des Reichs beftand ; 5) bie 
endliche Trennung der Adminijtration von der Juftiz; A) eine auf Anflageverfahren, Offent: 
lichkeit und Mündlichkeit gebaute Strafprocefordnung mit Schwurgerihten; 5) Zurüdgabe 
der unter vem Namen Adminiftrativjuftiz vorfommenden Redtöftreitigkeiten und der Entſchei— 
dung über die Fälle ihrer Competenz an die Gerichte; 6) Minderung der ſtets ſich vermehrenden 
verderblichen Proceffe, vorzüglich au durch volksmäßige Friedens: und Vergleichsbehörden; 
7) volksmäßige Landraths- oder Kreisrathseinrichtung für die einzelnen Provinzen oder Lands 
. haften. Ipftein motivirte ſodann die Beſchwerde über die Wahlreferipte, und eine ſtrenge 
Wahlprüfung rügte und frafte durch Nichtigerflärung vieler Wahlen die einzelnen Wahl— 
beberrfhungen oder Beſtechungen. Die Kammer berieth, unterftügt durch die gefpanntefte 
Theilnahme des Volkes, welches auf jede Weife, oft durch zwanzig-, dreißigſtündige Reifen zu 
wichtigen Öffentlihen Sigungen und durch Feſte und Ehrengeſchenke an einzelne Deputirte, 
feine Empfänglichfeit und feine Erfenntlichkeit für das Wirken feiner Abgeorpneten ausfprad. 
Der nächſte bedeutende Erfolg aller diefer ftet3 ftreng gefeglihen Beftrebungen beftand, abge: 
ſehen von der Entwidelung des conftitutionellen Geiftes, darin, daß Herr v. Blittersdorf, der 
bei feinem Eintritt ind Minifterium in feinen feurigen und ftolzen Kammerreven wie in feinen 
Mafregeln der Oppofition ein geringſchätzendes Quos ego entgegenfhleuderte, alle Luft verlor, 
mit ihr, von welcher er drei Mitglieder als zu grob foll bezeichnet haben, weiter zu verkehren. 
Auch durch feine Eollegen war er nicht zum Wiedererfcheinen in der Kammer zu beivegen, und als 
bei dem Zufammentritt der neuen Kammer 1843 die theilweifen neuen Wahlen ihm nicht günfti= 
ger werben wollten, fchied er aus dem Minifterium. Daffelbe that nach Welder's Anfündigung 
der Motion wegen der geheimen Wiener Conferenzbefchlüffe von 1854 aud der Minifter: 
präfivent v. Reizenftein, der diefelben unterzeichnet hatte. Diefem Staatdmann geftehen wir 
mit Vergnügen den feinften, ausgebilbetften Verſtand, die gediegenfte gelehrte Bildung, große 
Uneigennügigfeit in Gelvfahen und mande bedeutende Berdienfte um das Fürftenhaus und das 
Land zu. Leider aber müffen wir in Beziehung aff deffen nun beendigte ftaatdmännifche Lauf: 
bahn ebenfo wahrheitsgemäß hinzufegen, daß er, welcher 1831, che er Minifter war, die 
DOppofition durch den Schein des größten Liberalismus täufchte, jegt unter dem Schein, ald be: 
tbeilige er fich nicht mehr an den minifteriellen Maßregeln, durch Herrſchſucht und Ränkeſucht 
fi verleiten ließ, die Treue gegen die von ihm ſelbſt einft zur Rettung des bedrohten Throns 
ins Leben gerufene conftitutionelle Verfaſſung der Reaction zu opfern, daß er jede jelbftändige 
freie Entwidelung und wahre Fortſchritte der conftitutionellen Geſetzgebung, Öffentliche Gerichte 
und Preßfreibeit haßte, daß er die liberaler gefinnten Minifter v. Türfheim und Winter durch die 
plögliche geheime Ernennung des Herrn v. Blitterddorf entfernte und lähmte und ebenfo aud 
den plöglihen Sturz ded Minifteriums Nebenius wie alle andern Blittersdorf'ſchen Reactionen, 
die ja auch feine Mitunterzeihnung der geheimen Conferenzbeſchlüſſe zum voraus legitimirte, ind= 
gehelm unterftüßte, während er, der nie in der Kammer aufzutreten für gut fand, alle weniger 
MWeltfundigen dur jene fheinbare Nichtbetheiligung und die milde Gefinnung eines alten 
Mannes zu täufchen wußte. Noch erfreulicher ald jener in ven fleinen conftitutionellen deut— 
fhen Staaten allerdings allzu feltene Erfolg einer redlichen gemwiffenhaften Oppofition, erfreu: 
licher ald die Entfernung von zwei und, wenn man den MWiedereintritt von Nebenius an die 
Stelle des ald Charakter fleckenreinen Herrn v. Rüdt mitrechnen will, von drei der politifchen 
Freiheit und freien Entwidelung feindfeligen Miniftern war ein anderer Erfolg. Diefer be: 
ftand darin, daß bei dem neuen Zufammentritt der Kammer 1843 die Regierung den Wunſch 
eines freundlichen Einvernehmend mit dem Wolfe deutlich ausſprach und bethätigte. Von Ur: 
lauböverweigerung war jet ebenfo wenig ald bei dem legten Landtag die Rede, und jede auf: 
fallende Wahlbeherrfhung unterblieb. Zugleich aber wurden die von der Kammer folange 
vergeblich erwarteten, auf dem legten Landtag bei Gelegenheit der Welcker'ſchen Motion neu 
erbetenen Geſetzentwürfe theild, mie die über Trennung ver Adminiftration von der Juſtiz, 
über eine auf Anflageverfahren, Mündlichkeit und Öffentlichkeit gebaute Strafprocehgefe- 
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gebung, über Einführung volfsmäßiger Friedens: und Vergleihsgerichte, den Kammern vors 
gelegt, theils, wie dad Geſetz über Errihtung einer Landwehr, für die allernächfte Zukunft 
zugelagt. Das neue Strafgefegbuh und die neue Strafprocefordnung erhielten auch bie 
Sanction. Ebenjo die Einführung des Pennſylvaniſchen Syjtems bei der Strafhaft, welches ich 
in der großen Milverung und forgfältigen Durdführung unfers Gefeges, wie dieſes mein 
Beriht auszuführen ſuchte und mie es die beinahe einftimmige Zuftimmung in den beiden Kam: 
mern wol umſomehr beftätigte, für eine wahre Wohlthat Halte. Ebenfo ferner ein Gefeg über 
die bürgerlichen Folgen von Vergehen und dad Gefeg zur Verminderung und Abkürzung der 
Givilproceffe. Ubrigens fuchte auch auf dem Landtage 1845 die zweite Kammer, außer den 
neuen Gejegen, für die weitere Entwidelung des conftitutionellen Lebens bei jever Gelegenheit 
zu wirfen. Hierfür ſprechen unter ven Motionen und den meift mit größter Stimmenmehrheit 
genehmigten Motionsanträgen: die von Jpftein für das Schwurgericht, die von Mathh für bie 
Preßfreiheit, die von Ballermann fhon auf dem Landtage 1842 vorgetragene, jegt er— 
neuerte und von der Kammer theilweije zum Beſchluß erhobene Motion auf Einführung einer 
Gapitalienfteuer, die von Heder auf Minifterverantwortlikeit und für Schleswig-Holftein, 
fowie drei Motionen von Welder, nämlid über die geheimen Wiener Eonferenzbeichlüffe von 
1854, die für den Schuß des Gaftrehtd und deutſchen Staatsbürgerrechts gegen polizeiliche 
Ausweifungen (deren Ausführung jedoch die Geſchäftsmaſſe verhinderte) und die für die Unab— 
bängigfeit der Gerichte. Welcker. 

Baden als conftitutioneller Staat feit 1844. Seine Geſchichte im Zuſam— 
menbang mit ver Politik des Bundestagdund der Deutfhen Nationalver: 
jammlung. Es war ein niederſchlagendes Gefühl, mit welchem die liberalen Abgeorbneten 
endlih im Februar 1845 den arbeitövollen Landtag von 1845 zu Ende gehen und im Herbſt den 
von 1845 beginnen ſahen. Nach vorübergehenden Sonnenbliden hatte aufs neue die Reaction 
den politifchen Horizont verdunfelt. 

Es war zugleich eine trübere Anſicht für die deutfchen Entwidelungsfämpfe eingetreten, als 
fie viele arglofe und hoffnungsvolle Baterlandöfreunde früher gehegt hatten, Erſt die Alleinherr— 
ſchaft v. Blittersdorf's über dad Minifterium feit vem Tode Winter's und die im Jahre 1844 er- 
folgte Beröffentlihung der Protokolle des Karlsbader Gongreffes, vollends aber der moraliſch 
empörenden geheimen Vereinbarungen ver wiener Minifterialeonferenz von 1834 mußten jeden 
Zweifel zerftören, daß der reactionäre Kampf der minifteriellen, der Bundes: und der Beam: 
tenmaßregeln gegen die wichtigften Berfaffungsrechte entſchieden das ganze repräfentative Sy— 
Rem und vie darauf gegründeten beſchworenen Landesverfaffungen in ihrer Wefenheit unter: 
graben und umwandeln follte. Die in der gefitteten Welt und namentlich aud in England mit 
einem Schrei der Entrüftung aufgenommenen geheimen Beihlüffe ver Minifterialconferenz Y) 
begründeten für das minifterielle Syſtem und für die Blittersdorf'ſchen kühnen Worte: die ba= 
diſche Verfaſſung fei gar keine Repräfentativ-, fondern eine lanpftändifche Verfaſſung, dieſe er— 
ſchreckende Klarheit. j 

Es mögen hier über den Kern der Blitterödorf'fchen Politif, weil dem Verfaſſer diefer Zei: 
len jo oft die Aufgabe zufiel, ven Herrn v. Blitter&dorf in der Kammer perfönlih zu befämpfen 
und denjelben dadurd wiederholt in einen ſchwer zu befchreibenden Zorn zu verfegen, lieber die 
Worte eines perjönlich unbetheiligten gründlihen Geſchichtſchreibers 2) Plag finden. Er fagt: 

„In Blitterdporf, dem Zögling der wiener Politif, dem ehemaligen Mitglied des epurirten 
Bundestags, Fam die Politik der geheimen Conferenzbeſchlüſſe vom 1834 in aller Schroffheit 
und Unummundenheit and Ruder. War der ehrgeizige und leivenfhaftlihe Mann in einem 
wirklich conftitutionellen Staate zum Minifter nicht zu brauchen, fo war er deſto beffer geeignet, 
das conftitutionelle Weſen zu untergraben... Die Diplomatie, der hohe und nievere Adel, ver 
teactionäre Klerus ſahen in ihm den rechten Mann, um ven läftigen Reſt des conftitutionellen 
Lebens in Baden zu befeitigen... Blittersdorf hatte fih jhon in einem Memorandum für die 
deutfhen Bundeöverhältniffe, das er 1855 an Metternich übergab 3), über fein politifches Sy: 
ſtem ſehr unverbohlen ausgeſprochen. Er war erflärter Gegner der conftitutionellen Verfaſſung 
and jah in ihr ein Haupthindernif für die Art von Bundeseinheit, wie er fie als Ideal betrach— 


1) Bon Welder zugleich mit den Protofollen der Karlsbader Beſchlüſſe unter dem Titel ‚, Wich- 
tigeürfunden für den Rechtszuftand der deutfchen Nation’ (Manheim 1844) herausgegeben und beleuchtet, 

2) ©. „Die Gegenwart“, II, 323. 

3) „Einiges aus der Mappe des Freieren v. Blittersborf" (Mainz 1849). 





138 Baden (als conftitutionelfer Staat feit 1844) 


tete. Es genügte ihm die Verfümmerung im Einzelnen, wie die. Bundedtagspolitif ſie ausübte, 
durchaus nit: er verlangte eine fuftematifche Reaction gegen Alles, was mit der conftitutio= 
nellen und repräjentativen Verfaſſung zufammenhing. Es follte nicht durch bloße Repreſſiv— 
maßregeln den conftitutionellen Kammern entgegengewirkt, fondern das ſtreng monardifche 
Princip ihnen allenthalben ald Oegenfagentgegengeftellt werden... Edwarnur eine Conjequenz 
dieſer Politif, wenn Blitterövorf, wie er in jenem Memorandum weiter ausführte, Das, was 
vom Bunde in Beziehung auf die Preſſe geſchehen war, oder die übrigen Maßregeln einer hem— 
menden Polizeiweispeit für ganz ungenügend erklärte. Es mußte nad feiner Anjicht ein confe= 
quented und organifirted Syitem von Beihränfungen der Volfävertretung in den einzelnen 
Staaten entgegenwirken, um diefelben ihrer Bedeutung völlig zu entkleiden und 
die Rückkehr zum altftändifchen monarchiſchen Weſen anzubahnen.“ Die Verfegung ded Herrn 
v. Blitterddorf von Frankfurt nah Karldruhe, aus dem Bundestag ind Minifterium (durch Herrn 
v. Reizenftein, zur Verbrängung des Herrn v. Türfheim und zum Verdruß Winter'8) erfolgte in 
diefem Sinne. „Er jollte feine Theorie (und die der foeben gefaßten Wiener Conferenzbeſchlüſſe) 
dort praftifch durchführen.’ 

Dad vieldeutige jogenannte „ſtändiſche Princip” Hat bei feinen im Staatsrecht meift ſehr 
unklaren Anhängern nur in dem einen Punkt einen gemeinfhaftliden Sinn, daß man vor 
allem vie wirkliche, allein zeitgemäße repräfentative Verfaflung, wie fie in den Freiheitöfriegen 
mit ganz ausdrücklichen Worten, 3. B. den Preußen, verfprodhen, unter Mitwirkung der Groß— 
mädhte, unmittelbar vor der Bundesacte, in Frankreich und alsbald aud) in ven meiften deutſchen 
Staaten wirklich eingeführt war, durch treulofe VBerdeutelung wieder zu rauben ſuchte Mon— 
archiſche Abfolutiften, Bureaufraten und Hofdiener dachten bei dem ſtändiſchen Princip außer= 
dem noch am die feit der Zeit des fürftlichen Abjolutismus von den alten feudalſtändiſchen Ver— 
- faffungen übriggebliebene leere Form bloßer hoffeſtlicher Prunk- und Poftulatenlandtage, wie 
fie in DOfterreih noch vor 1848 beftanden. Wahre adelige Arijtofraten dagegen dachten 
dabei nad Herrn v. Haller immer mehr an die wirkliche Herftellung der mittelalterlihen Feudal- 
ariftofratie, welche ein aufrichtiger energifcher preußischer Ariftofrat für Preußen befanntlidh 
geradezu ald „eine preußiſche Republik“ bezeichnete. Ständiſche Verfaflungen in diefem Sinne 
waren befanntlih dem in Karlsbad und Wien erftrebten monarchiſchen Princip ungleih mehr 
gefährlich ald die neuern, die fogenannten repräfentativen oder conftitutionellen Landitände. Denn 
jene Feudalſtände übten vermitteld ihrer abfoluten Steuerverweigerungsredhte und der nur Durch 
die Yandesvejiderien und Gravamina bedingten Bewilligungen, durd ihre Verwaltung Der 
Steuern, durd ihre Amterprivilegien und Patrimonialrechte, durch ihre fonjtige entſcheidende 
Mitwirkung bei Succejjiondverbältniffen und bei der Ausübung der Regierung die beſchrän— 
Eenpfte Mitregierung aus und beraubten, wie z. B. die dänischen, die ſchwediſchen und Die 
deutſchen Reihsftände, ihre Oberkönige oftmals gänzlich, der Regel nach aber wenigitens im 
Weſentlichen ihrer Thronrechte. Bloße Theoretiker endlih und romantiſche Schwärmer wollten 
fo Schlimmes nit. Aber fie verfannten, daß mit dem Verſchwinden der frübern befondern 
Grundlagen und Rechtätitel der alten Feudalftände, der Prälaten, Ritter, Städte, und bei Dem 
Ineinanderfließen der heutigen Stände die fihern Gründe und Grenzen ſelbſt nur für eine bloße 
Mahleinrihtung nah den heutigen Stänveabtheilungen verfhwunden find. Sie verfannten 
ferner, daß auch eine ſolche Wahl nad ven Elaffen und Namen dieſer Ständeabtheilung im We— 
fentlihen fein anderes Refultat gibt ald eine mehr allgemeine ftaatöbürgerlich = repräfentative. 
Aber fie wollten fi nad pem Untergang der Sache wenigſtens an den Wortunterfchieden und 
an den hiftorifchen Erinnerungen an verfchwundene Zeifen vergnügen. Diefes könnten ihnen 
nöthigenfalls die Eonftitutionellen ohne großes Bedenken zugeftehen, foweit nur nicht die todte 
Hülle eine die heutigen fürftlihen und bürgerlihen Nechte unterdrückende Haller'ſche Feudal— 
ariftofratie verdecken und unterftügen ſoll. Wenn wir aber nun die Politik des Herrn v. Blitters- 
dorf in diejer Beziehung nad unferer Überzeugung angeben follen,, fo gehörte diefe der erften 
Hauptrihtung an. Die von ihm erftrebte Vernichtung unferer repräfentativen Verfaflungen 
huldigt vem Abſolutismus, in legter Inftanz jedoch wol nicht der Gewalt der mittlern und Elei= 
nern deutſchen Fürſten, gegen welche Herr v. Blittersdorf aud in jenem Memorandum ih fehr 
wenig rüdfiht3voll äußerte, fondern einem öfterreihifchen Abfolutismus, welcher ja ald glär= 
zende Berforgungdanftalt bei gar vielen deutſchen Adeligen in Gunft ftand. Seine Leidenichaft- 
lichkeit aber erlaubte ihm nicht, mit einer Öfterreichifchen und Metternich’fchen Ruhe und Vorficht 
fein Reactionsſyſtem zu verfolgen. Vielmehr reizten feine und feiner Werkzeuge verlegende 
Berfolgungen ver Liberalen im ganzen Rande zu einem ftillen Unwillen gegen die Negierungs- 
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aegeln und wirkten felbft zu Gunften ver Liberalen. Was half ed z. B., den Abgeorbneten 
Sid durch Eriminalprocefie zu verfolgen, in welden ihn die Richter einftimmig freifprachen, 
wen zwei mal zu penjioniren, und zwar aus folden Gründen, daß die Kammer beide male 
senig, alle Minifteriellen mit einbegriffen, die Neactivirung von der Negierung zu verz 
kagem für Pflicht Hielt! 
Leider aber mußten die badifhen Liberalen auch nad) der Entfernung des Herrn v. Blitterd: 
den es ſtets klarer erkennen, daß das ganze bisherige Reactionsſyſtem, weldes durch ihn feine 
wltindige, jeder freien, mithin auch der badiſchen Verfaſſung entſchieden feindliche Ausbildung 
tthalten hatte, auch nad feiner Rüdfehr zum Bundestag in Baden fortlebte. Es lebte fort, 
gingeiel ob vorzugsweije vermitteld feiner Ihriftlihen Ginwirfung, oder durd ven Einfluß der 
Bitteredorf'ſchen Zöglinge in der Gamarilla und im Staatödienft. Umfonft benahm ji) die li— 
&rale Oppofition auf dem Landtage 1845 nad ihrem glänzenden Siege mit der äußerften 
Rafigung und bearbeitete mit den mitſchuldigen Gollegen des zurückgetretenen Herrnv. Blitters- 
berf im angeftrengteften Fleiße die ausführlichen Gefegentwürfe über Strafreht und Straf: 
verrahren und Gerichtöverfaflung. Umfonft kamen fie venfelben auf vem neuen Landtag von 
1845 mit der gleihen Bereitwilligfeit entgegen. Die minifteriellen Kormen waren etwas höf— 
lichet. Die neuen Gejege befriedigten große Landesbedürfniſſe. Aber auch bei ihnen hatten vie 
Stände beftändig neue Reactionsmaßregeln, neu erfundene politifche Vergehen, 3. B. die ver 
Aufregung zu Haß und Verachtung oder zur Unzufriedenheit u. ſ. w., Beichränfungen und 
Verfalſchungen der Schwurgerichte, der Trennung der Juftiz von der Adminiſtration meift ver: 
zeblich zu befämpfen. Vorzüglich aber blieben alle die alten unmoraliſchen und demoralijiren- 
den verlegenden Mafregeln der Polizei und der Beamten, ihre Verfolgungen, Mishandlungen, 
inferterungen ver liberalen Gemeinde: oder landſtändiſchen Wähler, ihre parteiifchen Zurück— 
frgungen, ja Mishandlungen in ven Beamtengerichten und in der Adminiftration, und vor 
allem die Shanılofe Genfur ganz diefelben wie unter Blitterövorf. Auch die Ergänzungen im 
Riniterium brachten feine Verbefferung. Herr v. Duſch, ein Mann von edler Bildung, wohl: 
ellender Befinnung und milden Formen, beſchränkte jich auf jein Fach, das Auswärtige. Nach 
dem Rüdtritt des ald Privartmann ehrenwertben Herrn v. Rüdt wurde dad Minifterium des 
Innern einem Mitglied der Minifterialpartei, vem Staatdrath Eichrodt, übergeben. Er aber er: 
nannte den Geheimrath Rettig zu feinem Minifterialdirector. Diefer höchſt rührige und ta= 
Ientsolle Mann war furze Zeit vorher unter dem Minifterium Rüdt als Negierungspirector von 
Kenſtanz wegen fittlihen Argerniſſes aus dem Staatsvienft entfernt worden und galt als 
Mann der Gamarilla und des Blittersdorf'ſchen Syſtems. Ihm wurde nun nad Eichrodt's bal- 
digem Tode das wichtigſte Minifterium, das des Innern, zunächſt proviforifh ganz überlafjen. 
Die Misſtimmung hierüber bewirkte zwar, daß vor der Eröffnung ded neuen Landtags der von 
Blittersdorf früher auögeftoßene Nebenius ald Vorftand des Minifteriums zurückberufen wurde, 
voh jo, daß neben ihm nady geheimer Beftimmung Rettig die politiſch wichtigften Theile des 
Riniftertums behielt, und zwar, wie man auf wiederholte Interpellationen eingeftehen mußte, 
in der fonderbaren inconftitutionellen Weife, daß er unabhängig von Nebenius handelte und 
diefer ſomit Die wichtigſten Verfügungen nicht als verantwortlider Minifter unterzeichnete. Netz 
tig erſchien jo ald das einflußreichfte Werkzeug der Blittersdorf'ſchen Politik und ver Camarilla. 
Den wohlwollenden Fürften, deſſen Anfichten durch die Einwirkungen der Höfe, durch den über: 
legenen Berftand Blittersdorf's und des ſchlauen Herrn v. Reizenftein und andere Hofumgebungen 
leider allzu befangen waren, hatte man auch jegt, fowie überhaupt feit dem entſchiedenen Rear: 
tionsfoftem von der früher ftetö perfünlid) vorgenommenen Eröffnung ded Landtags und jomit 
son der perjönlichen Berührung mit den Landedabgeorbneten zurücgehalten. Sein Gommiflar 
Rebenius verfündete in der Eröffnungsrede deutlich) genug, daß man nach der Budgeterledigung 
ohne weitere Verhandlung und Befriedigung der Landeswünſche und Beſchwerden den Landtag 
and die auch aus den diedmaligen Ergänzungswahlen fiegreih hervorgegangene Oppoſition 
möglihft bald wieder nad) Haufe fenden wolle. Durd die Eröffnung ohne den Fürften hoffte 
men fo auch die fonft gelegentlich der Berathung der Dankadreſſe zur Sprache kommenden all- 
semeinen Landeswünſche abgefhnitten zu haben. Dieſes Alles in Verbindung mit vielen Er: 
Keinungen einer befonders lebhaften Fortfegung des Reactionsfyftemd veranlaßte den Abges 
erdneten Welder zu einem Motionsantrag „auf die Wahl einer Commiſſion zur Entwerfung 
Ainer Adrefje an den Großherzog, in welder in chrerbietigfter Form Sr. königlichen Hoheit 
unfere Überzeugung von der Gefahr des bidherigen Ganges der Staatöverwaltung und der in= 
nigte Wunjc des Landes ausgefprochen werde, daß fortan die ſämmtlichen landesverfaſſungs— 
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mäßigen Rechte vollfommen treu und unverfünmert und nicht verlegt durch ſchrankenloſe poll⸗ 
zeiliche Willkür erhalten und geihügt werben möchten“. In der Begründung biejer Motion *), 
durch welche wir die damalige politifhe Rage am treueften ſchildern können, werden die Klagen 
durch die Worte eingeleitet: „Bei aller Wärme, die man mir vielleicht in Beziehung auf die 
Vertheidigung der Verfaffungsrechte gegen die Übergriffe der Gewalt vorwirft, trage ich doch 
ftetö das Bewußtſein in mir, gerecht zu fein. Ich weiß und erfenne aufrihtig an Alles, was 
man Gutes von unfern badifhen Zuftänden vergleihungdweife fagen kann. Ich weiß Alles, 
was man von dem Wohlwollen ver an der Spige ftehenden Staatdmänner, wenigſtens derjeni— 
gen, über deren Gefinnung ich mir ein Urtheil erlaube, fagen fann. Wenn es aber an andern 
Orten von Deutfchland noch ſchlimmer fteht als bei uns, bei und aber wirklich auch ſchlimm ift, 
fo frage ich, ob gerade alddann, wenn man befondere Beranlaffung in jih fühlt, diefes Land zu 
lieben, dieſes ein Grund fein kann, e8 feinem Verderben entgegengehen zu laffen! Wenn man 
ferner mehr Schwäche bei einzelnen Mitgliedern der Staatöverwaltung als übelwollende Ge- 
finnung zu tadeln hat, kann wol Hierin ein Grund liegen, ihnen nicht zu Hülfe zu fommen ? 
Der Minifter Winter hat gefagt, wenn die Regierung durch feinpfelige äußere Einflüffe und 
durch eigene Schwäche im Gedränge ift, wenn fie zum Verderben hingezogen wird, müffen wir 
ihr zu Hülfe eilen.“ Der Redner entwidelt dann die eigenthümliche Gefahr für Deutfhland, 
und vorzüglich für deffen mittlere und Fleinere Staaten aus dem mehr als funfzigjährigen Ent- 
widelungsfampf der europäifchen Völker, un aus dem Zuftand patriarchaliſcher, feudaliftifcher 
und despotiſcher Bevormundungsverfaſſung endlich zu wahrer nationaler, und ftaatsbürger- 
licher freier Verfaffung zu gelangen, und aus der herannahenden endlichen Entſcheidung des 
langen Principienfanpfed. Er jagt wörtlih: „Uns Deutfchen rüdt der Tag näher, mo ed fi 
entfcheiden muß, ob allein die große deutſche Nation, nad) ihrer frühern Geſchichte, nad) ihrer 
Bildung und Lage das Eentrum der gebildeten Völkerwelt, ausgefchloffen bleiben foll von ver 
nationalen Volköfreiheit, von der höchſten Ehre, von dem ebelften Glüd und der ftärkften Kraft 
der Völker. In dem verfrüppelten Zuftande, worin man uns die halbe. Entwidelung geftattet 
und die andere Hälfte widernatürlich unterdrüdt, in diefem Schwanken jener Unglücklichen in 
Dante's Hölle dürfen wir nicht bleiben, um fo zerriffen und die Beute fremder Völker zu werben. 
Nicht nur nicht mehr geachtet, nein, verachtet, ja bemitleidet find alle unfere despotifchen Theorien 
mit all ihrem Rittertfum und Jeſuitenthum und ihrer despotifchen Bevormundung und Po= 
lizeiwillkür. Das deutiche Volk will nicht geführt fein wie eine willenlofe Heerde, die deutſchen 
Bürger wollen nit mehr in aller Welt und fegar im eigenen Lande wie Heimatlofe behandelt 
fein. Die Brage, welche allein noch übrig ift und zur Entſcheidung drängt, ift nur die: Soll die 
Freiheit auf friedlichen, gefeglihem Wege erworben werden, oder foll denn auch für uns ver 
Tag der Breiheit heranbrechen mit dem feuergerötheten Himmel einer ſtets unheilvollen Revolu— 
tion? Das, was wir Alle mit allen unfern Kräften zu erftreben haben, das ift der Weg einer 
frievlihen Entwidelung. Gegenüber aber der Allmadt unjerer deutfchen Negierungen, die jet 
allein alle Mittel in ven Händen haben, um die ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffe zu beftimmen, 
müffen wir den größten Theil der Aufgabe auf die Seite der Regierungen binfchieben. Sagen 
wir ed ehrlich und offen: folange diefe Allgewalt des fogenannten monardifhen Principe 
Im deutfhen Vaterlande, diefe für den Abjolutismus eingegangene Verbindung der Regie— 
rungen unter fih und mit auswärtigen über unfere deutſchen Zuftände herrſcht und wie ein 
Alp auf unfere gefellfchaftlihen Zuftände drückt, ift e8 unvermeidlich, daß Alles, was fid regt 
und bewegt und nah Fortſchritt in irgend einer Sphäre ftrebt, von dieſem drückenden Abfolutig- 
mus zu einer unvermeidlichen, oft ſelbſt unbewußten Hülfägenoffenfchaft gegen vie Regierungen 
hingetrieben wird. Solcher Verein feindlicher Kräfte aber kann fi in furchtbarer Entwicke— 
lung entladen. Der Befeitigung der jegt bezeichneten Gefahr aber entfpricht nun die gegenwär: 
tige Staatöverwaltung an vielen Orten in Deutfchland, entfpricht die unferige nach meiner 
Überzeugung durchaus nicht.“ Der Redner erinnert nun zunächſt an die Politik des Deutfhen 
Bundes, die Kränfungen des nationalen deutfchen Bürgerrechts, der Preßfreiheit, der felbftän- 
digen Entwirelung der landſtändiſchen Verfaffungsrechte wie der Nativnalehre nad aufen. 
Er führt dann mit zahlreichen Beweisactenftüden in der Hand und mit Darftellung vieler ein: 
zelnen Bälle aus, wie eine ftetd wachſende, rechtlich und moraliſch verberbliche Verwaltungs: und 
Polizeis und Cenſurwillkür die wefentlichften Verfaffungsrechte ver Bürger, ihre perfönliche, 


4) Derhandlungen der Etändeverfammlung im Jahr 1845/46, tofoll der zweiten Kammer, 
Beilagenheft 5 und 6, S. 11 fg. 8 ah | 845/ „po N) 
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ige Bahl- und Preßfreipeit, ihre Betitiond- und Vereinigungsredhte, ihre Nechte ver freien 

Keziensübung verlegen und um fo hartnädiger verlegen, je mehr das Gefühl für Bürgerrecht 

md schtliche Freiheit lebendiger wird. Er erinnert an allgemein befannte Thatfachen, na= 
zeacih auch an zwei, welche ganz neuerlichſt in ganz Deutfchland Auffehen erregten. Die eine 
Keron dem bis dahin fireng geſetzlichen Obergerichtsadvocat v. Struve in dicken Bänden ge— 
udt vorgelegten Actenſtücke über die völlig unglaublich ſcheinenden Genfur= und Polizeimaß⸗ 
vegeln in dem Kampfe zunächft des Regierungsraths von Uria gegen ihn und feine Zeitfehrift 
und über Die troß alles Anrufens minifteriellen wie gerichtlichen Schutzes fortvauernde Hülf: 
loügfeit jelbjt gegen die ſtets neuen Verlegungen, gegen die Verlegungen des felbft vom Bund 
nigt angegriffenen, noch beftehenden Theils unferd verfaffungsmäpigen Preßgeſetzes, ja der 
eigenen mimifteriellen Genjurorpnung. Er hebt mit befonderm Schmerz hervor, daß 
unter Anderm die empörenden Verbote und Beftrafungen ver Genfurlüden aus feiner andern 
Duelle ftanımten, als aus jenen ewig beflagenswerthen geheimen Befchlüffen ver wiener Mini: 
Rerialconferenz, von denen und deren Anwendung doch die jegigen badiſchen Minifter fich neu- 
lich bei Gelegenheit der Welder’ihen Interpellation fo feierlih losgefagt hatten. Die andere 
die vom Regierungspdirector Schaaf dur eine Schrecken erregende Entfaltung und Einmiſchung 
großer Militärmacht zur Unterdrückung der verfaffungsmäßigen Freiheit des manheimer Ge: 
meinderatH8 und Bürgerausſchuſſes, über viele VBerlegungen der Gerechtſame manheimer Bürz 
ger zum Zweck einer Petition fid in ihren Sigungslocalen ganz frievlich zu berathen. Er konnte 
nad Berührung vieler Einzelheiten Hinzufügen: „Eine ganze Reihe von Mishanvlungen der 
Verſon, des Vermögens, wie der Preffreiheit, die alles Rechts- und fttliche Gefühl empören, 
legt Ihnen Hier vor, ebenfo aber auch die allgemeine Entrüftung der wadern Bürgerfchaft 
diejer Hauptſtadt des Landes.” Im diefer Beziehung verlieft er noch eine mit zahlreichen Unter: 
ISriften verſe hene Beſchwerde manheimer Bürger, welde folgende allgemeine Behauptung mit 
Einzelheiten belegt: „Die Übergriffe, welche ſich die hiefigen Berwaltungsbehörven erlauben, 
werden immer bedenklicher, die perfönliche Freiheit und die Gewifjensfreiheit werden im Wider- 
fpruh mit $. 15 und 18 der Verfaffungsurkunde bei jeder Gelegenheit auf das fchreienpfte 
verlegt. Bei dieſen Gelegenheiten wirken vie verfhienenen Verwaltungsbehörden jo überein= 
fimmend zufamımen, daß mit Beftimmtheit angenommen werben kann, es beſtanden höhere 
Beifungen, nach welchen fie handelten.” Es folgt nun eine zahlreiche Menge von Belegen. Die 
Motion erzählt nun aud aus der Nachbarſtadt Heidelberg eine Anzahl von analogen Beſchwerde⸗ 
füllen. Nach einem derfelben wurde z. B. ein Wundarzt, Familienvater und unbefcholtener 
enjäfiger Bürger, aber ein liberaler Urwähler, vom Oberbenmten ind Gefängniß geworfen, 
und zwar wegen einer Denunciation feines Gegners, eines minifteriellen Urwählerd, die felbft 
der Unterbeamte für nichtig hielt, gegen welche der Beſchuldigte fogleich achtbare Zeugen ans 
geführt hatte, die au im fpätern Verhör alsbald vie abfolute Nichtigkeit der Beſchuldigung 
bartbaten. Nachdem aber der ſchuldloſe Mann nad 24 Stunden wieder entlaffen werben 
mußte, wurde fein Sohn, weil fid) in der von ihm zur Befreiung feines Vaters eingereichten 
Beihwerbefchrift wegen der dem Vater amtlich zugefügten Verlegung und Mishandlung das 
verlegte kindliche Gefühl ausfpradh, wegen Amtsehrenbeleivigung verfolgt. Ahnliche Fälle hatte 
der Motionäfteller nur zu oft öffentli zu rügen. Gin Gefängniß aud nur von 24 Stunden 
aber ift für ehrenwerthe Bürger und Bamilienväter ſchon wegen der Ehrenfränfung, wegen ber 
Alteration und ded Schreckens der Familien ein zu empfindliches Übel, ald daß man nicht Hoffen 
konnte, liberale Wahlen und Petitionen dadurch beftrafen und verhindern zu fönnen. Die Mo: 
tion erwähnt ferner, wie in Heidelberg ein anderer achtbarer Bürger, aber auch ein liberaler Ur— 
wãhler, zu adt Tagen Gefängniß und Bezahlung der Unterfuhungskojten verurtheilt wurde, 
weil er einem einzigen andern Bürger zwei Blugblätter follte mitgetheilt haben, welche ohne ir= 
gend eine Rechts- oder Ehrenverlegung lediglich zu liberalen Wahlen auffoderten, veöhalb ver: 
urtbeilt wurde, weil dieſe Blätter nad) den Entſcheidungsgründen „Aufreizung des Publicums 
gegen die conjervativen Kammermitgliever und Die, weldye deren Wahl empfohlen, bezwedten”. 
Die Motion fügt wörtlid) hinzu: „Und folde für einen achtbaren Bürger fhon wegen des Ge: 
fühls des empörenden Unrechts ſchwere Verurtheilung erfolgte auf eine alle Rechtsgrundſätze 
verhöhnende Weiſe und durch ein aus mindeſtens einem halben Dupend Gründen abjolut nich— 
tige Urtheil. Denn 1) handelte es ih um ein Preßvergehen, welches nur von den Hofgerichten 
in erfter Inftanz zu beitrafen tft; 2) bezeugte nur ein einziger Zeuge die angebliche Mittheilung; 
5) mtbielten die fraglichen Blätter offenbar gar fein Vergehen. Es eriftirt fogar A) jenes Ver: 
gehen, welches der Beamte darin fand, glüclicherweife bei und nit. 5) Auch bloße Tendenz⸗ 
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proceffe will man geſetzwidrig einführen, da jene Schriften als eine Aufreizung bezweckend be— 
firaft werden. Unſere Gefege aber überlajfen es Gott, bloße Tendenzen zu erfennen und zu 
ftrafen. 6) Im vorliegenden Kal liegt am wenigften ein Preßvergehen vor, welches gerichtlich 
verfolgt werden durfte. 7) Es Eonnte insbeſondere auch wegen Injurien gegen confervative 
Kammermitgliever und ihre Empfehler nicht von Amts wegen und auf eine Bolizeiftrafe er= 
kannt werden, jondern die Privatanfläger mußten abgewartet werden. Auf all Diefes achtet die 
Behörde nicht, bringt aber in ihren Entfheidungsgründen den merfiwürbigen (die Strafe wol 
anı wahrften begründerfben) Grund vor, „bag der Verurtheilte jih um den Wahlkampf einer 
politifhen Parteiung (der Liberalen) fehr interefiirte”. Daß der Stabtvirector, der das 
Vergehen in der Aufreizung des Publicums gegen die confervativen Kammermits 
glieder und ihre Empfebler findet, hier offenbar ald Partei erjcheint, dies wirft ein 
trauriges Licht auf alle unfere Bolizeibeftrafungen, nicht wie im nahbarlihen Rheinland, durch 
die unpartetifchen Gerichte, fondern durch die die Gegenpartei bildenden Polizeibehörven. Der: 
felbe bei vem Wahlgefchäft thätige Beamte ſprach Hier jenes fo vielfach nichtige Strafurtheil 
aus. Ebenfalls von Heidelbetg erwähnt die Motion zur Veranſchaulichung nicht blos der gren- 
zenlojen Polizeiwillfür und gehäffigen Verfolgung der Wahlfreiheit, ſondern auch der aufrei= 
zenden Art, wie man den Bürgern die gewährte, allfeitig beſchworene conftitutionelle Freiheit 
zur gefährlichen Falle made, folgenden Vorgang: „Einige Wahlmänner von dem entfernten 
Kohlhof fuhren zu dem Wahlort auf Wagen, die mit Tannenreifern gefhmüdt waren und 
worauf zmei Knaben von fieben bis adıt Jahren in weißen Kleidern und mit badischen Fähnchen 
in der Hand ſaßen. Es waren aber dieſes ebenfalld unverbefferliche liberale Urwähler. Das war 
ihr Unglüd. Als fie zur Stadt famen, wurden von der Polizei Die arınen Kinder von der Straße 
weggejagt, gewiffermaßen zu Haudarreft verurtheilt und jeder der Bürger um 5 Ofon. geftraft, 
weil fie auf einem mit Tannenreifern gefhmücten Wagen nad) Heidelberg fuhren.” Der Red— 
mer macht mit Hinweis auf viele andere Actenftüde, zu deren Mittheilung er, wenn fie gewünscht 
wird, jederzeit bereit ijt, darauf aufmerffan, daß, wenn in den Hauptftädten, ven Sigeneined ge— 
bildeten Publicums, aud nur aus dem kurzen neueften Zeitraum feit dem legten Landtag ſolche 
Beiſpiele von Polizeiwillfür zu erzählen find, was man dann mol von fo vielen Orten erwarten 
darf, an welchen eine ähnliche Scheu vor einer gebildeten Öffentlihen Meinung die Bürger nicht 
gegen verfolgungsfüchtige Beamten ſchützt! Er fährt fort: „Auch in Heidelberg hat der Polizei— 
willfür der Schuß der militärifchen Gewalt, der Schug der Regimenter nicht ganz gefehlt. In 
freien Ländern entfernt man das Militär vom Wahlort. Allein bier wollte man es herbeiho— 
len. Und aus welhem Anlaß!’ Der Repner erzählt num die zugleich das Rechtsgefühl ver: 
legende, zugleich lächerliche Gefhichte und fährt fort: „Aber man wird bei allen unjern Klagen 
und zum Trofte fagen: man ſolle Recurd ergreifen. Allein damit drückt man vollends das Sie: 
gel der Berwerflichfeit auf unfere Polizeiwilffür. Vor einiger Zeit wurde fogar der Recurs 
an das Minifterium in folhen Straffahen aufgehoben. Wir haben jet eine Strafgewalt bis 
auf vier Wochen, worüber der Polizeibeamte und die Kreisregierung zu entfcheiden haben. Ich 
frage aber die mir hier gegenüberfigenden Herren Kreispirectoren jelbft, ob fie nicht in einem 
folhen Falle gegen liberale Bürger Partei find? Sie gehören alle der Gegenpartei ver Liberas 
len an, haben oft mit Wärme und Heftigfeit gegen die Liberalen gefämpft, jind dafür beförvert 
und belohnt worden. Diefelben Herren follen nun, wenn man ald Liberaler verfolgt wird, das 
Urtheil füllen. Ich frage, ob hier noch vom Schuß der bürgerlichen Freiheit die Rede fein kann? 
Ja die Verantwortlichkeit des Minifteriuns ift felbft in ven Gegenſtänden, die noch an daſſelbe 
gelangen, durd) die neuefte unbegreifliche Einrichtung des Minifteriums des Innern, welche die 
laufende Landeöverwaltung größtentheils in die Hände des Minifterialvirectord legt, und ent— 
zogen. Der Präfident des Minifteriums unterzeichnet auch die von demfelben ausgehenden Ver— 
fügungen nit. So ift uns die einzige Verantwortlichfeit, ‘bei dem uns immer noch vorenthal= 
tenen Gejeg über die Minifterverantwortlichkeit, die der Ehre des unterzeihnenden Minifters 
in Beziehung auf die Verfügungen aus feinem Minifterium, verfaffungswidrig entzogen. 
Glauben Sie nicht, meine Herren, daß ih für uns Liberale diefe Misgriffe zu bedauern 
habe. D nein, meine Herren, ich ald Liberaler, alle Kiberalen, der Liberalismus, wir gewinnen 
durch fie. Wir haben keine beſſern Freunde ald die Herren v. Blittersdorf, v. Urin, Schaaf, 
Riegel u. ſ. w. Sie mahen Hunderte zu thätigen Liberalen, die vorher mit der Minifterialpartei 
hielten. Aber wahrlih, für die Regierung kann es doch nur höchſt gefährlich und verderblid 
werben, wenn ihre Beamten gegen fie aufregen, fie in einer verfaflungswidrigen, gehäſſigen 
ober gar lächerlichen Geftalt’erfcheinen laffen! Solche Misſtimmung wird vermehrt, wenn man 
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iekt, nie Beamte Das, was wirflih der Ehre, der moralifhen Achtung der Negierung und der 
Bonität ver Bürger ſchadet, überall völlig ungerügt laffen, ja oftmals es zu fördern, zu be: 
zeigen fheinen. Sie willen es ja, meine Herren, faft feine Wahl geht bei und vor, wo nicht 
gra die öffentliche Moral und die Berfaffung beftehende Verſprechungen und Drohungen der 
Intibeförderung oder Amtöentziehung, der Straßenanlagen, der-Zutheilung von Amts- und 
Gerihrilgen, als angeblid von den Beamten und von hocgeftellten Perſonen ausgehend, 
herumgetragen werden. Es wäre heilige Pflicht der Regierung, die Verbreiter folder ſchänd— 
liöen Gerüchte entweder wegen beleidigter Majeftätöchre oder wegen Beſtechung in Unter: 
iudung und Beftrafung zu nehmen. So aber, ohne diejes, bleibt diefer Skandal; viele Bürger 
glauben an die Immoralität der Negierung; viele laffen ſich einfhüchtern oder beftechen, um ge: 
zen iht Gewiffen zu handeln. 
kaſſen Sie mich nun zu dem legten und traurigften Punkte meiner Darftellung übergeben. 
Eden an fich gehört zu den traurigften polizeilichen Verlegungen die der verfaflungsmäßigen 
Gemiflend: und religiöfen Freiheit. Ich will hier nicht auf die befannten einzelnen Berlegungen 
in Beziehung auf Deutjchfatholifen durch unverzeibliche Landesausweifungen, nicht in die bis 
zum Abveritifchen gehenden Beihränfungen der deutſchkatholiſchen Prediger, nicht in die viel— 
achen Kränfungen vieler nicht deutichfatholifhen badiſchen Bürger in diefer Beziehung ein— 
geben. Ein Jude fann, wie es in Heidelberg der Fall ift, in der philoſophiſchen Facultät Pro: 
feſſot werden, Giner aber, der, ftatt römiſch-katholiſch, deutſchkatholiſch, alfo doc chriſtlich blei— 
ben will, wird aus dem bereits erworbenen, würdig verwalteten Amt berausgeworfen! Es gibt 
aber gleichwol noch eine traurigere Erſcheinung: der trübe Schatten, den diefe Vorgänge mit 
dem Übrigen auf die ganze Regierungspolitit werfen. Bon diefem Plage aus habe ic) wiederholt 
aus dem Innerjten meiner Seele gegen den Minifter v. Blitter&dorf die unglüdfelige Politif 
befümpft, welche, dem göttlichen Herrenrecht huldigend, nad einer Allianz der abfoluten und 
der ariftofratifchen weltlihen und der geiftlihen Gewalt ftrebt, die Regierten unterprüdt und 
denft: Seid ihr dumm und blind in der Kirche, fo jeid ihr es auch im Staate, duckt ihr hier, fo 
dudt ihr auch Dort, melde Thron und Staat auf dieje Allianz ftügt, ohme zu bebenfen, daß der 
ultramontane jejwitifche geiftliche Bundesgenoffe ftetd das «Thron und Altar» in «Altar und 
Ihren» umzuwandeln ftrebt. 5) Es ift mit einem Worte die Verbindung mit dem Jeſuitismus, 
worüber wir zu Flagen haben. Wir aber erfreuen uns bis jegt, Dank der Joſephiniſchen und 
der Weſſenberg'ſſchen Einrichtungen, einer ſehr gebildeten und aufgeflärten, einer jittlich fröm: 
men, aber nicht pfäffifchen und ultramontanen fatholifchen Beiftlichkeit und einer gebildeten, auf: 
geflirten und ſittlichen Fatholifchen Bevölkerung. Wäre vie Regierung durch Fanatismus der 
Besölferung getrieben, jo fünnte man fie doch mod entſchuldigen. So aber verlegt man 
zugleich Die Gefühle der Bürger und des größten Theild der Geiftlihen, indem man fünftlid 
son Regierungs wegen einen aud den frühern bewundernswerthen Frieden der ver: 
ſhiedenen Gonfeifionen ftörenden ultramontanen Fanatismus einführt und 
großzuziehen ſucht, deffen Früchte man wahrlid ernten wird. In diefent Streben wurde 
durch Die Regierung ein hochgeachteter frommer Director ded Priefterfeminard entfernt und 
durch einen ultramontanen erjegt. Die liberalen Fatholifchen Geiftlihen wurden zurückgeſetzt 
und verfolgt. Ein gelehrter tüchtiger Ehrenmann, der nur die Grundſätze des in der katholiichen 
Kirche hochverehrten Sauter, die Örundfäge der Öfterreichifchen Kirchenverfaflung im Kirchenrecht 
sortrug, wurde zum Jammer feiner Familie von dem Lehrſtuhl gewaltfam verftoßen und Einer, 
der notoriſch den alleräuferften ultramontanen und jefuitifchen Grundfägen huldigt, als ver 
alleinige Kirchenrechtslehrer für alle badischen Priefter und Juriſten aufgeftellt. ) Nicht minder 
wurde ein hochgeachteter Profeſſor ver hriftlihen Moral von feinem -Lehrftuhl verprängt, über: 
haupt die von Karl Friedrich fo weife und energifch gefchirmte Kehrfreiheit vernichtet. Wie die: 
jes altmälig wirkte, hade ich vorausgejehen, als ich warnend hier öffentlich ausfprad, man werbe 
äh fehr undankbare fanatifche Freunde in der Kirche felbft fhaffen und zugleich die Blüte der 
Univerfität zu Grunde richten. In einer feierlichen öffentlichen Rede fagte neulich ein Profeflor 








5) Diefe Worte des Rebners verfündigten voraus die alsbald folgende, vorzüglich fatholif fa- 
aatiſchen Eifer fhmeichelnde minifterielle Allianz mit aufgeregten Geifttichen. mit der damals ſoge⸗ 
sannıen ‚„‚Ichwarzen Armee’; nicht minder auch den fpätern Kirchenftreit. 

6) Der zuerft Bezeichnete ift der ordentliche Profeſſor des Kirchenrechts, Dr. 9. Amann, der Andere 
Beefeher Bus. Nicht die geringfie Schuld konnte gegen Amann geltend gemacht werben, aber alle 
Gegenvorftellungen ber Jurifienfacultät gegen die fo ſchwer verlegende Gefälligfeit gegen ultramontane 
@elüfte waren vergeblih. Amann wurde Opfer der Kränfungen und Sorgen. 
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von Freiburg an dem Grabe eines Verftorbenen, es fei fein Wunder, daß die Profefloren von 
Freiburg geiftig und körperlich zu Grunde gehen. Es ift dieſes Alles lediglich dad Werf der 
Regierung. Früher fhon Habe ih einige Mitglieder der Regierung dafür moralifh verant= 
wortlich gemadt, daß jie jo den Thron untergraben und gefährden, gefährden vielleicht ſchon ge= 
genüber ſüdlichen und öftlihen Fatholiihen Nahbarn, die zumeilen. Provinzen unfered Lanz 
des in Anſpruch nahmen. Die unglüdfelige freiheitöfeindliche Politik aber fheint mir darum fo 
gefährlich und ververblich, weil ich mohl einfehe, daß ver Abfolutismus feinen andern Halt mehr 
hat, ald daß er ſich dem Jeſuitismus und der Jefuitennioral in die Arme wirft!” 

Der Redner ſchloß mit den Worten: „Eine willfürliche, eine grenzenlofe Polizeigewalt um— 
garnt und vernichtet von dem HeiligthHum der Gewiflens- und Wahrbheitäfreiheit an bis zur för- 
perlihen und @igenthumsfreiheit alle Rechte ver Bürger und droht endlich alle Verfaſſungs— 
rechte ſammt der Öffentlihen Moral und dem Thron in ihren unheilvollen Schlund zu ziehen. 
Die furdtbare Gefahr dieſes Syſtems liegt vor Augen. Entweder fiegt ed, dann wird dad Volk 
elend, verachtet, eine Beute der Feinde. Oder e8 fiegt nicht, dann führt ed zu Nevolutionen, 
wenn die Negierungen nicht noch rechtzeitig dad Recht des Volkes auf freie, ungehemmte, geſetz— 
liche Entwidelung anerkennen und achten. Wir wollen Feine Revolution. Wir Alle wollen 
dieNRegierung unterfüßen und bitten die Regierung um Unterftügung, daß 
nihtRevolution die Freiheit begründe, fondern daß ohne Revolution die 
freie,naturgemäße Entwidelunginden ®auen unſersbadiſchen und deut— 
[hen Baterlandes vor fi gehe.” ”) 

Troß des minifteriellen Gegenfanpfes, welder, ohne ven Inhalt ver Motion zu' beantwor⸗ 
ten, fich gegen die Korm einer Adreffe an den Thron ohne Thronrede richtete, murbe die Motion 
und ihr Antrag zur Berathung und Commiffiondernennung an die Abtheilungen verwiefen. 

Der gefhichtöfundige Verfafler des Artikels „Baden vor den Ereigniffen von 1848 in ver 
„Begenwart”, der jo gründlich ausführt, wie Die unglückliche deutſche Regierungspolitif ſelbſt die 
Adtung der Moral, des Rechts und der Throne untergrub und fo unvermeidlich den Umſturz der 
Jahre 1848 und 1849 Herbeiführte, knüpft an jenen Schluß ver Welder’fchen Nebe die Bemerkung: 
„Diefe Worte haben unerwartet raſch ihre ernfte Erfüllung gefunden. Wo waren die verblende= 
ten Thoren, die damals fpotteten über den [hwarzfichtigen Propheten, wo waren fie, ald e8 galt, 
den Strom der hereinbrehenden Revolution zu dämmen? Sie überließen es Andern, ven Schutt 
wegzuräumen, den fie felbft aufgehäuft hatten.” 

Leider trat ſchon unmittelbar nach der obigen Warnungsrede und Bitte die Beftätigung der 
Anfihten des Redners in Beziehung auf die minifterielle Allianz mit dem religiöfen Fanatis— 
mus im größten Mapftabe zu Tage. Schon ſechs Tage fpäter begründete nämlich der Abg. 
Pfarrer Zittel feine vortrefflide Motion auf Verwirklichung der verfaflungsmäßigen 
Blaubendfreiheit. Diefe wurde nun, zumal da fie auch den Deutfhfatholifen zu gute Fam, 
von der Gamarilla und vielen minifteriellen Abgeorbneten zur äußerften Aufregung des religid- 
fen Fanatismus benugt, zumal der Katholiken, melde befanntlich die große Mehrheit der badi— 
ſchen Bürger bilden. Auf ihre Wahlunterftügung und vorzüglich auf die Hülfe der fanatifirten 
Geiftlihen gegen die liberale Oppofition vertrauend, dachte man an eine Kammerauflöfung, 
durch die man fi von der liberalen Oppofition zu befreien hoffte. Die Krije knüpfte fih an die 
Berihterftattung über die Welder'ihe Motion. Die Commiffion hatte fih zu Gunften derfelben 
entſchieden, die Mitglieder derſelben äußerten jedoch, weil man ihnen vertraulid für den Fall 
ihrer Berichterftattung die Kammerauflöfung in Ausficht geftellt Hatte, dem Motionsfteller bes 
denflid den Wunſch, daß er felbft auf dieſe Berichterftattung oder auf jeine Motion verzichten 
möge. Diefer Hatte e8 zwar wiederholt bewieſen, daß er den Frieden mit der Regierung, ſoweit 
nur immer möglich, zu erhalten fuchte. So hatte er noch furz vorher zum großen Verbruß vieler 
feiner liberalen Freunde bei der Frage über die Genehmigung des von der Regierung mit dem 





T) Im der gleichen Gefinnung hatte derfelbe Abgeordnete die Befämpfung der wiener geheimen Con— 
ferenzbefchlüffe tiefbewegt mit den Worten gefchloffen: „Zuweilen hörten wir von ber Minifterbanf 
Borwürfe gegen bie Liberalen, als fei ihre Potitit eine umſtürzende. Ich dagegen fage: im wahren 
Liberalismus waltet mehr confervativer Geift als im dieſen Gonferenzbeichlüffen. Ich weiß, es gibt 
liberale Männer, fie könnten Breubenthränen vergießen bei der gewonnenen Überzeugung, daß das 
deutſche Bolf allein von den Bölfern der Erde durch feine moralifche Kraft die Freiheit erwerben könnte, 
Aber ber zu} ben man mit der Politik diefer geheimen Gonferenzbefchlüffe betreten hat, ift nicht Ber 
Weg, auf welchem man der Revolution die Thore ſchließt. Es ift eine unglüdkfelige Politif, Wir fagen 
ung feierlich [06 von derfelben. “ 
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Yarta von Leiningen abgefchloffenen Vertrags die Verwerfung veffelben und die bei ihr unver- 

zälde Rammıerauflöfung mitgroßer Anftrengung verhindert. Hier handelte es ſich lediglich um 

au nch dazu höchſt problematifche Gelderſparniß, nicht um eine Verlegung irgend eines hö⸗— 

fer oder eines Verfaſſungsrechts oder um die Ehre der Kanımer. Da diefelben aber jegt ebenfo 
ze in dem frũhern Urlaubsſtreit offenbar in Frage ftanden, fo hielt er es für Pflicht, auch hier 
ut zurũckzuweichen, ſondern abermals auf die gute Sache und das Land zu vertrauen. Er 
nam in dieſem Vertrauen aud ruhig v. Itzſtein's lauten Vorwurf hin, daß er abermals die Auf: 
Iöfung verihulde. Diefed Vertrauen wurde glänzend gerechtfertigt. Die Regierung, die Cama— 
rille, die ganze Reaction thaten jegt für ihren Wahlſieg im obengejchilverten Blittersporffhen 
Sekem in Unterdrüdung wie in eigenem Misbrauch der Preffe, in Beſchuldigung und Verfol- 
gung der Liberalen, in Fanatifirung der Katholiken, die man mit Ginmifhung des Namens des 
Greßherzogs aufreizte, „es handle fih um Aufhebung ihrer Religion’, das Möglichfte, aber frei⸗ 
Ih vielfach jelbft das Unmögliche und für die Meinung der rechtlichen Bürger viel zu viel. Alle 
Rüde war umjonft. „Das ihwarze Syſtem und die ſchwarze Armee”, wie man damals fagte, 
unterlagen dem gefunden Sinn des Volkes und vorzüglich des ganz Fatholifhen Schwarzwaldes. 
Die Bahliege der Liberalen, namentlih auch den des Abg. Welder, welder ald Proteftant in 
sier Amtern im Mittelpunfte des Schwarzwaldes eine lange Reihe von Jahren hindurch von 
lauter Katholifen erwählt wurde, verbreitete das Volf vamald mit Telegraphenfchnelligkeit durch 
Feuerzeihen von Berg zu Berg. Das Refultat war jegt nicht blos die Wiederwahl der Libera⸗ 
(en, der Führer derfelben in Doppelwahlen, fondern zum erften mal ſeit 1851 die Wahl einer 
Mebrbeit für Die bisherige Oppofition in der Kammer. Zwei mal, als die Reaction fhon in den 
meiften deutſchen Kammern gefiegt zu haben ſchien, nad dem Falle Warfhaus 18352 und nad 
den wiener Gonferenzbejhlüffen 1834, gelang es der badischen Oppofition, durch Entſchieden⸗ 
beit und Energie jich eine jiegreihe Stellung zu gewinnen. 

Jegt rieth nach zweiter Wahlniederlage jelbft Herr v. Blitterdporf von Frankfurt aus die 
Entfernung Rettig’s, ven Eintritt Bekk's und einiger Mitglieder der biöherigen Oppojition in 
dad Minifterium. Er erklärte felbft fein eigenes, das Reactionsfoften für bankbrüchig und fagte: 
ed fei nichts übrig ald Anerkennung parlamentarifcher Regierung mit der Mehrheit. ®) Doch 
zur der Eintritt Bekk's, und zwar ohne wirkliches Portefeuille, wurde verwirklicht. Und die ge: . 
mäßigte Oppofition, die, wie damals ein Minifter felbft in ver Kammer erflärte, den Eintritt 
ind Minifterium nie beabjichtigt hatte, begnügte fih. Mit tiefftem Kummer mußte jie ed jedoch 
erieben, dab auch jegt das alte Blitterdporf’fche Syſtem ohne weſentliche Umänderungen fort: 
lebte. Der Großherzog eröffnete auch diesmal die Kammern nicht perſoͤnlich. Welder wahrte 
alſo abermals das Recht ver Kanımer zu einer Adreffe auch ohne großherzogliche Eröffnungs⸗ 
rede. In milder Rede drückte er, ohne jegt Einzelnes erwähnen zu wollen, nur dad tiefe Be— 
dauern aus über Die vollftändige Fortdauer des zuvor geſchilderten teactionären Soſtems wäh: 
tend der Wahlen und felbft nach venfelben, beſchränkte aber, in Hoffnung feiner Bejeitigung 
durch pas jegt mehr Vertrauen einflößenve Minifterium ‚ feinen Antrag auf eine Verwahrung 
ja Brotofoll. Diefer trat die Kammer bei. Selbft in Beziehung auf die Zittel'ſche Motion ver- 
mier die gemäßigte Kammer alle möglichermweije verlegende neue Verhandlung und Beihlufs 
faflung Meben den laufenden Landtagsgefhäften, den Berathungen des Staatshaushalts 
berieth Die Kammer nur einige Gefege und dann Motionsanträge über Übertragung der Poli: 
jeiftrafgeiege an die Gerichte (von Soiron), über die von vielen Gemeinden erbetene Vermin— 

des Wildſtandes und Ablöfung des Jagdregals, über die Erlaffung eines allgemeinen 
dentihen Vreßgeſetzes, diefe jegt von einem minifteriellen Abgeordneten (Platz). Auch mufte 
uch beſonders die Kammer Aufhebung der Unterdrückung ver Protofolle über die Berhand- 
lungen in Beziehung auf die geheimen wiener Minifterialconferenzen vom Stantsminifterium 
erfämpfen. 

Der gründliche Berfafler jenes Artikels ‚Baden vor ven Greigniffenvon 1848” tavelt mit Recht 
Bekk, der von einer glänzenden unabfegbaren Richterftelle ſich abberufen ließ, daß er nicht bei feiner 
umermeiblichen Berufung ins Minifterium beftimmte Bedingungen machte und fo der Fortſetzung 
vi Reactionsſyſtems felbft dienen mußte. Er fagt (5.550): „Verſchwand zwar der gereizte, 
finpfelige Ton zum guten Theil aus den Verhandlungen, und ließ ſich auf beiden Seiten der 
Duni einer Annäherung nicht verfennen, fo bewilligte doch die Regierung viel weniger ons 
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eeffionen, ald man nad) dem Ausgang der Wahlen erwarten und verlangen durfte. Minifterial= 
director Nettig blieb in Amt und Thätigkeit, und man mußte ed erleben, dan ihm die Kammer 
mit faft zwei Dritteln Mehrheit ein Mistrauensvotum abgab, ohne daß er feine Entlaffung 
nahm. Die Klagen über die Preſſe und die polizeilichen llbergriffe, über Beihränfungen des 
Petitionsrechts und andere Nachwehen ver alten Regierungsweife verihiwanden aud diesmal 
nicht von der Tagedorpnung. Kant ed doch vor, daß man auch jegt nod (Juli 4846) den Man— 
heimern verbot, zuſammen zu kommen, um eine Adreſſe für das gute Recht der deutſchen Herzog= 
thümer Schleswig-Holſtein zu unterfhreiben. Bei der Verhandlung über Bundesangelegen= 
beiten fpielte das Minifterium eine verihämte und empfindliche Rolle wie zuvor. In allen die— 
fen Dingen (jo z. B. bei der Verhandlung der von dem Minifterium zurückgewieſenen Beſchwer— 
den der Stadt Manheim über jene erwähnten militärifhen Einmiſchungen) machte ed einen 
peinlichen Eindruck, Bekk's dialektifche Gewandtheit und Berevtfamfeit zu Gunften eined auf 
die Dauer unbaltbaren minifteriellen Syſtems thätig zu ſehen; es hieß diejed ein Talent und 
einen Namen abnugen, ver für eine beifere Sache aufgeipart werden mußte. Im Ganzen trat 
die liberale Oppofition fo gemäßigt auf, ald man nur immer erwarten fonnte. Melder und 
Zittel zogen ihre Anträge, die vor Auflöfung des Landtags foviel Unruhe gemacht hatten, frei— 
willig zurüd.” In der Sigung vom 25. Mai 1846 gab ber Abgeoronete Welder die Gründe 
feiner Zurüdnabme an. „Fürs Erſte“, fagte er, „haben unfere in der früher vorgeihlagenen 
Adrefle auszufprehenden Wünſche dur die Antwort, welche das Volk nah der Berufung an 
daſſelbe durd feine Wahlen gab, einen ſolchen ganz ungmweideutigen öffentlihen Ausvrud und 
ein ſolches moralifhes Gewidt erhalten, daß diefelben jegt nimmermehr von dem Throne eined 
wohlwollenden, aufrihtig das Befte des Landes wollenden Fürften entfernt gehalten werben 
fünnen. Sodann aber fodert bei der Veränderung im Minifterium (der Ernennung Bekk's) 
eine gewiſſe Billigfeit, daß man diefem Minifterium eine genügende Zeit laffe, um zu be- 
währen, daß es die Geneigtheit und zugleich die genügende Kraft zur Abhülfe der Beſchwerden 
und zu einem wahrhaft verfaffungsmäßigen Gange beſitze.“ Gr erklärt ed aber für feine Pflicht, 
jeden Schein zu vermeiden, als erfenne die Kammer jene Beihwerden nicht als vollftändig für 
begründet und bis zum heutigen Tage noch fortvauernd, und ald bereue fie irgend dieſelben oder 
lehne fie ed ab, für die Zufunft alle verfaflungsmäßigen Mittel zur Befeitigung der Beſchwer— 
den zu ergreifen. Er fügt hinzu: „Denn Eid und Ehre machen es und zur Pflicht, nimmer zu 
ruben, bis wit unfer Volf befreien von der Hyder der Beamtenwillfür und von jener traurigen 
Anwendung der Regierungs: und Amtögewalt, der öffentlichen Pflichten und Rechte, ver An- 
ftellungen, Beförderungen und Abjegungen, der Öffentlihen Begünftigung und Verfolgung 
zum Zwed der Corruption, der Beftehung, Abſchreckung und Nahe wegen überzeugungstreuer 
Gemeinde und landftändifher Wahlen, bis wir es befreien von einer den achtungswerthen Be— 
amten freilich fremden, aber nur zu oft vorfommenden Verfolgung und Rechtsunterdrückung, 
ja nicht felten faft bübiſchen Plagerei gegen liberale, ver Gemeinde: und Staatöverfaflung treue 
Bürger und Bürgermeiſter. Sollte der Herr Präfident des Minifteriumd ded Innern diefe 
Übel nicht in ihrer ganzen Ausdehnung kennen, fo möge er landeskundige Abgeoronete, insbe: 
fondere auch die des Bürgerftandes zu vertraulien und offenherzigen Mittheilungen über ihre 
Wahrnehmungen veranlaffen. Sie verweigern dem Lande fiher nicht das pflichtgemäße Zeugnif 
der Wahrheit. Ih aber will Heute jede unangenehme Einzelheit umgehen.” Die geihichtliche 
Darftellung in der „Gegenwart“ ibrerfeits fährt fort: „‚Schonte man aud die Gamarilla und 
die Vertreter ded bureaufratiihen Syſtems nicht, fo ging man doch fihtbar darauf aus, Mänz 
nern wie Bekk und Nebenius gegenüber die Wege einer Annäherung und Ausgleihung nad 
Kräften zu ebenen. Man wollte den Fleinen Schritt ver Annäherung, den die Regierung getban, 
dur Entgegenfommen ermwidern und ihr die Rückkehr zu dem Syftem einer parlamentariſchen 
Regierung nicht erſchweren. Indeſſen war die Thätigkeit der alten Politif zu umfaflend und zu ans 
baltend geweſen, als daß der Üübergang an einem einzigen Tage venfbar gewefen wäre. Vielmehr 
blieb die Verwaltung von dem bureaufratifchen Geiſte jo durchdrungen und die ganze Regierung: 
maſchine in diefem Sinne jo vollfommen eingerichtet, daß man eben bei hundert Anläffen auf 
Spuren des alten Syſtems ſtieß. Diefe Stimmung gab ſich aud in der Kammer fund, ald am 
Schluſſe der Sigung von 1846 über das Budget abgeftimmt und daffelbe nur mit 58 gegen 
419 Stimmen angenommen wurde. Es befanden ji in diefer Minorität Männer, wie Welder, 
Mathy, Ballermann, Soiron, Buhl, die, wenn aud häufig opponirend, doch ohne Feindfelig: 
feit dem Minifterium entgegengetreten waren. Man wollte nicht, daß das Budget wirklid) ver: 
worfen würde. Deshalb ftimmte auch ein Theil der Oppoſttion für das Budget. Aber man 
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wollte eine bedeutfame Warnung geben. Sie bewies, daß nur dieSorge vor größern Kriſen die 
Kammer noch von dem legten Schritte des gefeglihen Widerftandes abhielt, und daß eben für 
die Kückkehr zum parlamentarifhen und ehrlich conftitutionellen Syſtem die Regierung nur 
halbe Schritte gethan habe. Man wolltenicht mehr blos Namen, man wollte endlih Maßregeln.“ 
Das ſelbſt Bekk und Nebenius die zum Theil offen verfaflungdwidrige Bundestagspolitif au 
in ihren extreuſten Durhführungen von Seiten der Beamten am Miniftertifch vertheidigten, 
daß fie Alles und Alles vertheidigten, dieſes mußte endlich den ſittlichen Unwillen der Liberalen 
erweden und, wie Welder hervorhob, jelbit ihre Ehre beleidigen, feitvem fie nicht mehr als 
Minorität, fondern als die Majorität des Landtags diejelben dulden follten. Er hatte es des— 
halb jelbft für nöthig gehalten, um endlich diefen harten Panzer minifterieller Verftostheit zu 
durhbrehen, bei unveränderter Fortſetzung ſolchen Unrehts mit Anflagen wegen Verfaſſungs— 
bruchs zu drohen. 

Indeffen hatte ver Hauptſache nad die liberale Oppofition unveränderlic ihre Mäßigung, 
in einzelnen Fällen, wie dev Gefchichtichreiber in der „Gegenwart“ fagt, „vielleicht eine 
zu große”, fortgefegt. Sie hoffte den endlich unvermeidlihen Sieg der Wahrheit und des Rechts 
auf vollfommen friedlichem Wege zu erringen. Und diefe Hoffnung der damals feit 1845 in 
ganz Deutihland wachſenden gefeglichen conftitutionellen Partei der Freiheitsfreunde hätte 
auch her ihr Ziel erreicht, wenn nicht der gewaltiame Sturz von Ludwig Philipp in Frank— 
reich plötzlich Deutſchland und Europa in eine zu gewaltfame franfhafte Erfhütterung verfegt 
hätte. Aber in Frankreich hatte ſich bereitö gegen jenes Syftem der Treulofigkeit und der un: 
fütlihen Gorruption, des eigenſüchtigen Alleinregierens, gegen jenen empörenden lügnerifchen 
Sheinconftitutionalismud bei der großen Maſſe der oberflächlich Urtheilenden ein völliger Un— 
glaube an die Repräfentativverfaflung felbft und eine radicale, zum Theil focialiftifche und re- 
publifanifhe Oppojition ausgebildet. Dieje verbreitete jhon längere Zeit durch eifrige Send— 
boten und immer neue radicale Brandfhriften, durch deutſche Handwerker und politifch ver— 
folgte und flüchtige Deutſche ihr Evangelium in Deutſchland, in der Schweiz und vor allem in 
dem franzöfifchen und fchweizerifchen Grenzland Baden. Die unglüdjelig hartnädige, empö— 
rende Durhführung des Blittersdorf'ſchen Syftems, ſelbſt nad folden Wahlfiegen, wie in Ba: 
den, jelbft unter den Namen Bekk und Nebenius, und felbft jene äußerſte Mäßigung der badi— 
fhen Oppofition bewirften aud in Baden, wo bisher alle Liberalen ſich der liberalen Oppo= 
fition untergeordnet und angefchloffen hatten, die Bildung einer radicalen, ihr offen feind- 
Iihen Partei. Wie vom Auslande aus die durch die rechtloſe deutſche Reaction auögetriebenen 
Flüchtlinge, fo waren zunächſt in Baden felbft die durch jene maßloſe Polizeiverfolgung zur Ber: 
zweiflung getriebenen Liberalen und vor allen Struve die Gründer dieſer unglückſeligen Partei. 
Jahrelang hatte Struve trog der rechtswidrigſten Polizeiverfolgungen, Kränfungen und Ver: 
legungen in Büchern und Tagesblättern wie im Verkehr mit vem Volke an Gefeglichkeit und con= 
fitutioneller Verfaſſung feftgehalten. Envlid gab auch fein zu kurzer Verſtand allen Glauben 
an dad Repräjentativfuftem felbft auf. Die Regierungspolitif, fein Märtyrertfun hatten ibn 
nicht blos zum Nevolutionär, fondern auch einflußreich gemacht. Mit feiner ganzen Energie be= 
fimpfte er nun die Gonftitutionellen. Diefed that bald die ganze liberale Preffe. Denn ed war 
ja eben wiederum eine Frucht jener deutfchen Reactionspolitif, daß fein liberaler Mann, ver 
noch irgend einen Standpunft in der gebildeten Gejellihaft behaupten wollte, der täglichen 
Shererei und Mishandlung liberaler Zeitungsredactoren durch die deutfche Bundespolizei ſich 
aufjegte, und daß mithin alle liberalen Zeitungen in den Händen von fonft Hoffnungslofen, 
Banfbrühigen und wenigftend insgeheim Radicalen lagen. Und diefelbe unwürdige Erſchei— 
nung, bie wir noch fpäter fahen, daß nämlich monardifhe Minifter focialiftifh und republis 
kaniſch geſinnte Nadicale um den Preis, daß fie, wie z. B. die damalige preußifche „Trierer 
Zeitung”, die Gonftitutionellen und das ganze conflitutionelle Syftem verleumdeten und ſchmäh— 
ten, tolerirten und durch Genfur und Verfolgung fogar die Vertheidigung der Gonftitutionellen 
und des conftitutionellen Syſtems gegen fie unterbrüdkten, diefelbe neue Immoralität zeigte ſich 
aud bier. Die „Gegenwart“ ſchildert (S.552) diefed und dann auch ferner, mit welcher Leiden 
ſchaft jegt Struve die Agitation gegen die Gonftitutionellen in die Hand nahm, wie er, dem 
man früher alle Vertheidigung der conftitutionellen Verfaſſung unterbrüdt hatte, jegt ihre An— 
haͤnger aufs äußerſte fhmähen durfte. , „Won ihn“, fo fährt jene Darftellung fort, „rühr= 
ten die Bezeichnungen ber, die jegt bald die Schlagwörter der Partei wurden. «Kalbe», 
«Rammermandarinen», « Maulliberale», «Paravdehelvden», «Schwäger», dad — die Ehren⸗ 
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titel, womit ein Neuling in der Politik die vieljährigen und erprobten Kämpfer der conftitutio= 
nellen Sache belegte. Bon Struve rührte auch die berühmte Phrafe her: ein Löwe fei beffer 
als 63 Hafen (die badische Kammer zählte befanntlid 63 Mitglieder), und er ſchien alled Ern= 
ftes der befcheidenen Meinung, er felbft jei Diefer Eine Löwe. Nad der Tonart, die Struve an= 
gab, wurde nun in den meiften babifchen Blättern die Politik verhandelt; e3 Fam foweit, daß die 
radicale Genfur den Angegriffenen die eigene Rechtfertigung ſtrich.“ 

In der liberalen Partei der badifhen Kammer fand diefe Spaltung — fo feft waren bie 
alten gefeglichen conftitutionellen Orundfäge und ihre Autorität — feinen Eingang. Auf einem 
Congreß in Durlah am Ende ded Landtags 1845/46 befeftigte dieſelbe vielmehr ihre Einig— 
keit, und höchſtens nur innerlich mochten vielleicht Ginige zu den radicalern Grundfägen hin— 
neigen, zu denen fie jih dann erft nad) ausgebrochenen revolutionären Bewegungen im Jahre 
41848 befannten. Doch war allerdings Heder in ver Verſammlung in Durlach nicht anwefenv. 
Er war, meil feine etwas extremere Haltung bei den ältern Kammermitglievern weniger An 
Hang und fein brennender Ehrgeiz nad hervorragender Stellung nicht genügende Befrie— 
digung fand, öfter in gefpannten Verhältniffen, welde ihm die Drohung einer Nieverlegung 
feiner Deputirtenftelle entlodten und,ihn eine plögliche Reife nad) Algier machen ließen. 

In der deutſchen Nation, mie dieſes namentlih auch die verfchiedenen liberalen Gelehrten— 
eongreflfe, vorzüglic die Germaniftenverfammlungen in Frankfurt und Zube bewieſen, ent- 
wickelte fi ver nationale freiheitliebende Sinn mehr und mehr. Der politifche Fortſchritt zeigte 
fi überall in Europa, ehe die neue Maßloſigkeit in Frankreich, mo fie vorübergehend fiegte, 
eine neue Neaction erzeugte. Im dieſe Zeit eines fletigen Fortſchritts fiel aud) die Eröffnung des 
neuen Landtags am Ende des Jahres 1847. Jetzt ſchien auch in Baden bie alte Reaction gebro— 
hen und fo die Mäßigung der Gonftitutionellen belohnt. Bekk war jegt nicht mehr Minifter 
ohne Portefeuille. Nebenius hatte ihm dad Minifterium ded Innern abgetreten. Diefer war nur 
Präjident des Staatöminifteriums geblieben und Rettig entfernt worden. Der Großherzog er: 
Öffnete wieder perfönlid den Landtag und fhon die Thronrede verhieß conftitutionelle Fort⸗ 
ſchritte, namentlich in Beziehung auf die Preßfreiheit. Der ®efhichtichreiber in der ‚Gegenwart‘ 
fügt hinzu, was nicht blos für Baden, fondern für ganz Deutichland gilt (S. 359): „Wie viel 
weifer hätte eine freifinnige und ehrliche Politik, ſowie in Belgien, vie 16 Jahre unerfhütterter 
Ruhe, die der Julirevolution nachfolgten und der neuen europäifhen Revolution vorhergingen, 
zur thätigen Pflege der politifchen wie der materiellen Intereffen verwandt! Gin Glüd, daß die 
Regierung wenigfteng jegt ven Willen fund gab, in eine beffere Bahn einzulenfen. Aber e8 war 
die Frage, ob zur feften, aber friedlichen Durchführung diefes Willens der Kranfheitsftoff nicht 
zu groß, die Zeit der friedlichen Heilung nicht verfpätet, die Bewegung der neueften Zeit nicht zu 
gewaltig war. . . Als die Revolution im Jahre 1848 Baden und Deutfchland überrafchte, fand 
fie das conftitutionelle Wefen, ja ven Glauben an daffelbe ſtark erfchüttert, das Vertrauen 
zum alten Regiment untergraben, den Staatdorganiömud mit allen böfen, ungefunden Stoffen 
ber alten Politik getränft.” Es mar, wie wir hinzufegen, eine vadicale Partei gegenüber der 
eonftitutionellen ausgebildet und fowie in Frankreich durch die Öffentliche Lüge und aud ihr ent= 
ſprechend großgezogen. 

Doc die Redlichfeit und Befonnenheit der foviel gefhmähten Altliberalen ſchien felbjt ven 
von Franfreih in das Orenzland herüberflutenden Strom der Revolution abdämmen und in 
wohlthätige Bahnen einlenken zu können. Baffermann hatte die Motion einer Nationalrepra- 
fentation, die früher von Welder geftellt worben mar und die derfelbe gelegentlich der Zollver: 
einsverhandlungen blos als Wunſch zu Protokoll ernenerte, jeßt, nad) Verabredung mit ibm, 
in förmlicher Motion zu erneuern übernommen. Welcker entwarf ald Berichterftatter über vie: 
felbe die Grundzüge der Neform. Das bei ver Begründung vor der Februarrevolution von den 
Miniftern abermals geäußerte Äußerfte Wiverftreben hatte der Legtere durch die großen Ge: 
fahren der Zeit zu entkräften geſucht. Er fagte damals, bald nad einer unmittelbaren An: 
fhauung der Zuftände in Frankreich, in der öffentlihen Sigung von 12. Febr. 1848 (ſ. die 
Protofolle, S. 122) wörtlih: „Meine Herren, e8 kann auch zufpät werden. Unfere Zeit geht im 
Sturmfhritt. Meine Herren! Ehe an den Himmel die Frühlingsſonne getreten ift, ift ver Früh— 
ling in dem Bölferleben erwacht; ehe die Maffen des Eifes auf den Hochgebirge thauen, ift das 
Eis der alten Zuftände ver Völker in vollen Thauwetter begriffen. Sorgen Sie, daß die Ge— 
wäſſer, die jih von den Hochgebirgen ergiefen, eingedämmt werden in angemeffenem Fortſchritt. 
... Zertrümmert liegt beinahe fhon das Syſtem der Stabilität-und Reaction.“ Schon nad 
14 Tagen durchzuckte die verfammelte Kammer die Nachricht von dem Sturze des franzöſiſchen 
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Ihm, Und nachdem in allgemeiner Aufregung in allen veutfchen Landen die Bürger von 

fa Agierungen Bundesreform und deutſches Parlament gefodert und diefelben von dieſen 
een und durch ihre Bevollmächtigten am Bundeötage einmüthig waren bewilligt worden, 
kante der Berichterftatter für die badiihe Kammer und zugleich für das deutſche Vorparlament 
a feinem für beide gemeinfhaftlihen Bericht (am 22. März) den Grundzügen diefer Neform 
de Borte voranftellen 9): „Am wenigften darf der Berichterftatter über ven Werth und die Noth— 
wendigfeit ver Reform des Deutfchen Bundes, vorzüglich duch Nationalvertretung, durch deut— 
(dei Parlament, irgend ein Wort hinzufügen. Die ganze deutfche Nation, Regierungen und 
ale ihre Bürger flimmen jegt nah all unfern Grlebniffen und Erfahrungen in derAnerfennung 
kr abjeluten Nothwendigkeit diefer Einrichtung auf eine wahrhaft bewundernswürdige Weife 
überein. Sie ift ein Rettungsdanker, fie ift der aufgebende Friedensbogen 
für fürften und Bürger geworden.” 

Es ift leider nicht möglih, hier die ganze Geſchichte des badischen Landes und des badischen 
kandtags und Die mit ihr ungertvennlid verbundene deutſche Gefchichte in den verhängnißvollen 
Zeiten des Jahres 1848 und die der nächftfolgenden Jahre ausführlich zu erzählen. Es laffen 
fi nur die für die politifche Entwickelung wichtigften Umftände nad) ihrem politiihen Zufam= 
merbange und Eharafter kurz hervorheben. In ganz Deutſchland hatte befanntlid nad) der 
Sebruarrevolution der Unmuth über die reactionäre Regierungspolitif, über die Nichterfüllung 
der Verbeigungen der Befreiungsfriege und der bereitd gegebenen Berfaflungen, vor allem aber 
die tiefe Gmpörung über die Bundespolitif, über die vernachläjjigte Ehre und Würde der Na— 
ion nad außen und über die alle Gerechtigfeit verleugnende einfeitige Unterflügung der Für: 
fenmabt und Unterdrückung der Volförechte revolutionäre Aufregungen und Bewegungen 
Krergerufen. Vorläufig beſchwichtigt durch die Hoffnung auf die Nationalverfammlung und 
ihre Nationalverfaflung, waren diefe Bewegungen durch die Verweigerung der Annahme dieſer 
Verfaffung von den mädtigften deutſchen Fürften bevenklicher geworden. Kür Baden aber waren 
de Aufreizungen zu denfelben verzehnfacht. An der weſtlichen Seite lag dieſes Fleine Land in 
einer Länge von mehr ald 60 Stunden an der Seite des revolutionären republifanifchen Frank— 
ih, von wo ihm während der ganzen Zeit der Entwickelung der republifanifchen und focialis 
Rilden Rimpfe gegen Ludwig Philipp’s treulofes, entſittlichendes Syſtem und vollends nad) deren 
endlichen Ausbruch jocialiftifhe und republifanifche Brandſchriften und Emiffare, dann förm= 
übe Freifcharen famen. An der ſüdlichen Seite grenzte ed in fat gleicher Ausdehnung an die 
wzublifaniiche,, Früher vielfach politiſch kämpfende, jegt ebenfalls jehr aufgeregte Schweiz, von 
moausihr nicht bloß ſtets dieſelben Aufregungen wie von Frankreich aus famen, fondern aud 
ach viel gefährlichere Verlockungen zu republifanifcher VBerfaffung. Diefe beftanden in dem 
Rhrhunderte alten Beifpiel verhältnigmäßig fehr glücklicher Erfolge und Zuftände. Der badiſche 
Beurr, der jo fehr über viele Steuern und über großes ftehendes Heer, über viel Polizei= und 
Seamtenpruc und oft über Armuth und Bergantung Flagte, ſah hier mit eigenen Augen im täg— 
üben Verkehr in Land und Stadt meift jehr großen Wohlftand, ja Reichthum, Fein ſtehendes 
heer, Eeinen Beamten= und Polizeivrud und faft feine Steuern, endlich auch die moraliſch 
guten Erfolge der Freiheit. Ift es denn nun, felbft abgefehen von jener geichilverten hart— 
nädigen Blittersdorf'ſchen Reactionspolitif, irgend zu verwundern, daß in jener Zeit einer 
ganz allgemeinen Aufregung, in welcher Preußen und Ofterreih, fpäter Mecklenburg, Sad: 
im, Rheinbaiern, Aheinland und Weſtfalen und aud) altbairifdhe Lande und Würtemberg 
aufruhrerifhe Bewegungen fahen, aud in Baden der Zündftoff wirkte? Iſt es zu verwundern, 
das jo kecke und perſönlich begabte Nevolutionäre, wie Hecker und Struve, daß die von der franz 
Külten und Schweizergrenze lockenden und einbrechenden Freiſcharen Hier Aufftände zu Wege 
bradten? Die frühern im Jahre 1848 von Hecker und Struve wurden durch die Theilnahmlo= 
Agkeit bei ven Bürgern unſchädlich und Eonnten durch die eigenen Soldaten ſchnell niedergeiwor- 
fen werden. Der gute Geift der badifchen zweiten Kammer und ihrer Liberalen hatte der Vers 
keeitung des revolutionären Giftes feuern fönnen. Der fpätere im Mai 1849 nad) der Verwer— 
fang der Meichöverfaffung von Seiten der größern deutſchen Regierungen Eonnte, ſowie der 
Leſſtand in Sachſen und inRheinbaiern, nur durch preußifche und Reihshülfe unterdrückt wer— 
ke. Die badische liberale Kammer aber war bis zu ihrem Ende, auch noch während der Herbei— 
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9) ©. Beilage 1 zum Protofoll der zweiundvierzigften öffentlichen Sigung der zweiten babifchen 
Kemmer am 22. = 1845. Berichterftatter für das Dorparlament war der Berfaffer im Namen ber 
von der heidelberger Einundfunfzigerverfammlung erwählten Siebenercommiffion. 
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führung des gewaltfamen Umſturzes durch die Radicalen ſich gleihgeblieben. Mit treuer Liebe 
für gefegliche Freiheit, mit der eifrigften Unterftügung der deutſchen Reichsverfaſſung, welche fie 
zuerft angeregt und vorbereitet, auch durd das zuerft in Baden erlaffene Gefeg für reichsſtän— 
difche Wahlen gefördert und deren Annahme und Beſchwörung fie am früheften und vollftän= 
bigften bewirkt hatte, verband fie die Treue für den Thron und die energifche Beſtrebung für die 
Ordnung und unterftüßte jegt ftetd das Minifterium Bekk-Nebenius. So hielt fie in fiegreihem 
Kampfe gegen die Radicalen des Landes und auch gegen die zu ihnen abgefallenen Kammermits 
glieder den Umfturz der gemäßigt: conftitutionellen Randesverfaffung und ven Beihluß einer 
eonftituirenden Verfammlung fern und trieb Hierdurch die radicalen Mitglieder zum Austritt 
aud der Kammer. Erft ald die zugleich mit gegen fie gerichtete Revolution die ganze Staatsord— 
nung umgeftürzt hatte, mußte auch fie ihre Wirffamfeit aufgeben, um aldbald nach Hergeftellter 
Regierung mit diefer an dem neuen Wiederaufbau der Ordnung zu arbeiten. Ihre altliberalen 
Mitglieder fcheuten, wie auch ſchon die befannten Scenen der Volkswuth gegen Mathy, Baſſer— 
mann, Welder es zeigten, ſich keineswegs, durch offenen Kampf gegen maßlofe und hochverrä— 
therifche Unternehmungen männlich ihre Berfönlichfeit einzufegen. 

Tritt ein gefchichtliches Unglüd ein, ſowie ed die badifchen und andern deutichen revolutio= 
nären Greigniffe vorzüglich für die Freiheit und ſomit für die Ehre und Kraft des Vaterlandes 
geworben find, mie e8 vollends dad Scheitern der Reichöverfaflung war, fo fragen die Men= 
ſchen, fo fragt die praktiſche Geſchichtsdarſtellung nach den Gründen. Dieſe ſind num theil® ge= 
gebene, unvermeidlihe und für die betreffenden geſchichtlichen Verfonen und Völker vorwurfs= 
fofe, theild aber auch durd ihre Irrthümer und Fehler begründete. Unter die erjtern rechnen 
wir für Baden die angegebene Lage ded Landes und die äußern Aufregungen von feinen 
Grenzen ber zur Zeit der allgemeinen deutſchen Erihütterung durch die Bebruarrevolution 
und die Revolutionen in Preußen und Oſterreich, ſodann die verweigerte Annahme der Reichsver— 
faſſung von Seiten der größern Staaten. Wir rechnen ferner dahin die liberale oder Freiheits— 
beftrebung an ſich, fowol die badische wie veutfche und europätfche, und ihren unvermeidlichen ge— 
jeglichen Gegenfampf gegen die Unterbrüdung der Freiheit. Wer dieſe und fomit auch Die 
lange bebarrliche , aber ſtets gefegliche und gemäßigte Breiheitöbeftrebung der badifhen Oppofi= 
tion, ihre Beitrebungen , die Regierung möge mit ihren Mitregierungen durch rechtzeitige fried— 
liche Rechtsgewährung revolutionärem Unglück zuvorfommen, unter die ſchuldvollen Ur— 
fachen rechnen wollte, mit. dem hätten wir nicht zu rechten. Wir haben deshalb auch nicht 
zu erwähnen, wie ohne diefe Beftrebung die Nationen und namentlich die deutfche vor 1815 
elend, verachtet, arm, ohnmächtig, zerftüdelt, unterjocht, mishandelt und verwüjtet wurden, 
und wie auch Ofterreih und Preußen ohne eine badische liberale Oppofltion früher ald Baden 
in Revolutionen ftürzten. Auch felbft Denjenigen brauchen wir wol nichts zu erwibern, welche 
zwar die Bflihtmäßigfeit und entſchiedene Wohlthätigfeit diefer Freiheitäbeftrebungen anerfen= 
nen, namentlich auch die für die Freiheit des Gefammtvaterlandes, bei deren Mangel ja auch die 
der einzelnen Länder nie gedeihen kann, weldye ferner auch die würdige und maßvolle gefeg- 
lihe Durhführung diefer Sreiheitöbeftrebung anerfennen und nur etiwa meinen, zuweilen habe 
doch in diefen fhweren langen Kämpfen ein Redner einmal einen mildern Ausdruck brauchen 
können. Ja freilich wol, das wird ja vollends bei ven jo ungleich weniger erfchiwerten und Doch 
ungleih unhöflichern Breiheitövertheidigungen in den britifchen Verhandlungen zugegeben wer— 
den, und zwar ohne einen ernftlichen Tadel zugegeben werben. 10) 


10) Auch politifche Körperfchaften müſſen wie politifche Männer willig den öffentlichen Tadel bins 
nehmen. Doc haben Diejenigen, welchen die Ehre einer Körperfchaft fo fehr am Herzen liegt, wie dem 
Verfaſſer die der badifchen zweiten Kammer oder ihrer liberalen Oppofition, und welche diefe Ehre für 
das Vaterland wichtig halten, ficher das Recht, das Ungerechte in ſolchem Tadel zurüdzuweifen. Früber 
wurde in ganz Deutfchland die badifche zweite Kammer als Mufter politifcher Bildung und patriotifcher 
Beftrebung gepriefen, und wo einer der Führer derfelben auf einer Reife im Badifchen oder im übrigen 
Deutichland erfchien, da wurde ihm durch die lebhafteften öffentlichen Huldigungen diefe Geflnnung Yır 
die Genoſſenſchaft ausgedrückt. Nach der unglüdlichen badiſchen Revolution mußte dagegen die badifche 
Oppofition große Vorwürfe vernehmen und wurde wol gar ale mitſchuldig an dem rn ihr am 
meiſten feindlichen revolutionären Unweſen angeflagt. Da wurde getabelt: I) eine zu oppofltionelle, nes 
gative, abjtracte, eine franzöflfche factiöfe und radicale, ungouvernementale Richtung, 2) ein zu zanfen- 
der und grober Ton, 3) ein für den feinen Staat unpaffender, in feiner Wendung blos gegen die ba= 
difche Regierung ungerechter Tadel über die allgemeine deutfche Politif, 4) Mangel an Borficht gegen 
Anſchluß radicaler Elemente an fle und in Beziehung auf die Verflärfung durch fie. Nun wollen wir 
im mindeften nicht ableugnen die fchon oben im Tert zugegebene mögliche, aber unvermeidliche Wirkung 
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Zu den nicht ſchuldvollen Urfachen unſers Unglücks müffen wir aber aud vor allem und 
zwar in Beziehung auf dad Scheitern der deutſchen Reichöverfaflungden Mangel genügender 


jeder Beitrebung für das Recht, daß fie gegen die ungerechte Einrichtung aufregen umd auch ihren uns 
gerechten Angreifern Beranlaffung und Vorwand geben fann. Und noch weniger wollen wir behaups 
ten, daß irgend ein einzelnes Menfchenleben und vollends eine ganze Corporation mit vielfach wechfelns 
den Gliedern in einem langjährigen Kampfe und vielfeitigen Bemühen gegen das Unrecht und für das 
Recht von allgemein menjchlichen Schwächen und Unvollfommenheiten gänzlid, frei bleiben könne. 
Aber wir halten es entweder für eine verfehrte oder für eine ungerechte Beurtheilung, wenn man bei 
einer Beitrebung, die ſich vor andern darin auszeichnet, daß fie im Wefentlichen mehr als gewöhnlich 
fi von menichlichen Schwächen frei zu halten fuchte, num in der Beurtheilung einzelne ſolcher Unvolls 
fommenheiten ihr als Charaftermerfmale aufprüden und ihr wegen derfelben im Kampfe gegen einen an - 
ich ungerechten Angriff Unrecht geben will. Ein reinlicher Mann bleibt ein reinlicher Mann, wenn man 
an ihm auch einmal ungewöhnlicher oder unvermeidlicher Weife irgend etwas unwefentliches Unreines 
fand. Ic; hätte es auch unterlaffen, die badifche zweite Kammer gegen folchen durch jede richtige Beur— 
theilung der Thatfachen widerlegten einfeitigen Tadel zu vertheidigen, wenn nicht ein Mann wie Häuffer 
in feiner „„ Gefchichte der badifchen Revolution“, wie ich glaube unabfichtlich, blos durch die Art des 
Ausoruds und die Stellung diefes Tadels ihm eine Bedeutung zu geben fchiene, die mit feinen fonft 
ausgefprochenen Überzeugungen nicht übereinftimmt. In feinen In der „Gegenwart“ gegebenen aus: 
fübrlichern Darftellungen über das Verhalten der badtfchen Oppofition hat er nur Anerfennun 
für ihre würdigen, is würdigem Ton durchgeführten und gemäßigten, ja, wie er felbft fagt, zuweilen dal 
ju gemäßigten Bejtrebungen gegenüber einer vieljährigen beharrlichen, meift in herbem, ja unter Blit: 
tersdorf A; in rohem, junferlichem Ton durchgeführten rechtswidrigen und unfitlichen Reaction. Als er 
fpäter unter feinem Namen fchrieb, als Profeſſor der Gefchichte, der zugleich feit furzem ſelbſt in rühmlicher 
praftifcher politifayer a fich den badifchen Liberalen angefäjloffen hatte, fühlte er fich verfucht, 
jenen Tadel hervorzuheben. Es war fo natürlich, für eine Schrift, die fo entfchieben für das große Unglüd 
der badischen Revolution das rechtswidrige, demoralifirende deutfche und badifche Regierungsſyſtem 
verantwortlich machte und bie härteften Vorwürfe nad) oben auszufprechen hatte, ſchon von vornherein 
den Glauben der möglichiten Unparteilichfeit begründen zu wollen. So wird es entſchuldbar, wenn 
eine Erwähnung einzelner, fich von felbft verftehender natürlicher, aber für die Feftftellung des Haupt: 
harafters ganz unweſentlicher Unvollfommenheiten ber Oppofition in einem falfchen Schein und ale 
eine in Wahrheit ungerechte Charafterfchilderung erfcheint, welche zwar, weil ihr der übrige Inhalt ber 
Schrift ſelbſt widerfpricht, für den verftändigen 2efer nichts bedeutet, aber doch von Schwächern und 
Böswilligen fehr misverftanden und misdentet werden kann. Das Richtige ergibt fih ſchon aus ber 
obigen gefhichtlichen Darftellung, welche den Häuſſer'ſchen Darftellungen wörtlich entnommen ift oder 
doch mit ihnen übereinftimmt, und felbit aus Urtheilen, welche neben den Tadelsworten jtehen. 
3u 1) und 2). Blos negativ und abftract, — oder gar blos opponirend war ſicher 
die badiſche Oppoſition nicht, das bezeugen ihre Werke. Es iſt eine merkwürdige Thatſache, daß in dem 
beharrlichen Kampf für die Verwirklichung der liberalen Berfaffung und ihrer freiheit gegen das rear» 
tionäre Lügenfpftem, welches viel eher den Namen franzöflich verdient als unfere Oppofition, diefe 
Dppofition es bewirkte, daß Baden vor den übrigen deutſchen Staaten ſich auszeichnete durch ge: 
fegliche und in der Verwaltung durchgeführte Förderungen des wahren Volfswohls. Sie bewirkte 
ſolche Förderungen in ben fittlichen und Bildunges, in den Öfonomifchen, den agrarifchen und Gewerbes, 
in gerichtlichen und Geſetzgebungs- und in focialen Beziehungen. Baden ging großentheils voran in 
gründlich georbnetem Staatshaushalt, in guter und freier Gemeindeordnung, in Abſchafſung der Leib- 
eigenfchafts=, der Krohn: und Zehnt= und fonfligen Feuballaften, in Befeitigung des Wildfchadens wie 
in Berbefferungen der Forſt- und Wiefencultur, in Begründung oder befferer Einrichtung und Dotirung 
von Bolfs= und höhern Bürger: und Gewerbichulen, von Aderbaus und polytechnifchen Scyulen, 
landwirtbfchaftlichen Bereinen und Univerfitäten, in Zulaffung und au auch der Mittellofen 
in Beziehung auf allen Unterricht; in Erbauung von Häfen, Straßen, Kanälen und Eifenbahnen, von 
verbefierten Gefängniffen, von Irrenz, Kranken- und Arbeitshäufern, in Abfchaffung der eeniedrigenden 
Prügelftrafen und ber ſonſtigen Torturreſte, in Trennung der Adminiſtration von der Juſtiz, in 
Begründung neuer auf Offentlichkeit, Mündlichkeit und Schwurgericht gegründeter Civil- und Strafs 
proceß⸗ und Strafgefeggebungen und in einer mufterhaften, von ttlichen Grundideen ag rer 
Beilerungsanftalt. Das Räthlel aber, wie alle diefe zum Theil umfangreichen Schöpfungen und Arbeis 
ten neben dem, ja durch den liberalen Oppofltionsfampf gefördert wurben, löſt füch durch Folgendes. Die 
Dppofition regte fie in jeder Weiſe an durch flets neue Motionen und meift von ihr veranlaßte Petitionen 
und förderte fie in unermüdlicher treuer Arbeit. Die fchon jenes Kampfes wegen nothwendig tüchtigen 
Minifter des wohlwollenden Fürften aber mußten, um ſich und ihren Fürften von dem Tadel wegen ber 
ifmen durch den Bund und die Heilige Allianz aufgebrungenen unwürdigen Reaction loszufaufen und 
um ihre ſelbſt politifch nothiwendige Achtung im Bolfe und auswärts zu erhalten, gern eingehen auf alle 
nicht unmittelbar volitifchen Randesverbefferungen, welche die Oppofition und mit ihr das Land immer 
neu foderte. Ja fie mußten die Oppoſition zu überbieten fuchen. Sie förderten fie ähnlich, wie einft 
Preußen durch Einführung des Zollvereing und eine gute Verwaltung fich von dem Tadel wegen Ders 
weigerung ber verfprochenen Verfaſſung loszufaufen, ihn zu unterdrüden und zu befchämen fuchte. Die 
DOppofition aber war hier ihrerfeits nicht blos unermüdlich, fondern auch völlig wirkſam thätig, gerabe 
weil fie alle obigen Vorwürfe nicht verdiente, weil fie feine franzöflfche, feine ungouvernementale, auch 
wicht einmal im Tone rohe und feindjelige oder fartiöfe war, weil fie den aufrichtigen Willen hatte, für 
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politifher Bildung rechnen, die nur durch wirkliches thätiges politiſches Leben erworben wird. 
Doch gehört auch dieſe Haupturſache unſers vorläufigen Unglüds infofern mit zu den ſchuld— 
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das Wohl des Bolfes, für defien Erhebung ‚‚zu einem verfaflungsmäßigen Mufterftaate (dev oft wieder: 
holte Ausdrud des Abgeordneten MWelder) zu wirfen, und fo mit den Miniftern und mit den Minifteriellen, 
die politifchen Streitmomente abgerechnet, fich in viel befierm Verhältniß hielt, als diefes bei der Oppo— 
fition in andern Ländern der Fall war. So fonnte fie mit beiden oft Monate lang in unermüdlich fleißi— 
gem Zufammenwirfen das Gute begründen helfen, deſſen fih nachher die Regierung wie das Land mit 
einem freudigen Stolz berühmten, was aber die Zeitungen und Zeitungsleler weniger intereffirte als 
„bie einzelnen Unterbrechungen durch politifche Kämpfe. Die verfländigen Bürger dagegen fahen die 
wohlthätigen Folgen täglich im Leben und fannten auch, weil viele ihrer Mitbürger in der Kammer 
mitwirften, die Antriebe und Thätigfeiten für diefe Bolgen fo gut, daß deshalb felbft die fonft herrſchende 
polizeiliche Verfolgung wegen jeder Sympathie für die liberale Oppofition fie nicht abzuhalten ver: 
mochte von lauten Danfbeweifen für diefelbe, und daß z. B. Rotteck und Welder mit Ehrengefchenfen 
und Feften wahrhaft überhäuft wurden, Es erflärt ſich auch mit hierdurch, daß die badische Oppofition 
durch feine Auffoderungen ihrer liberalen Freunde in andern Kammern fich bewegen ließ, wegen der 
fcheinbaren Unmöglichkeit der erfolgreichen Durdyführung der formellen Berfafjungsgrundfäge aus den 
Kammern zurüczutreten. Es erklärt fich eben aus diefem nicht factiöfen und abitracten, nicht allzu 
übertriebenen oder gar rohen Oppofitionsgeifte und aus folchem langen wohlthätigen Zufammenwirfen, 
daß die Vertheidigung der unbeftreitbarften Berfaflungsrechte von Seiten der Oppofition, die gewöhn— 
lid faum ein Drittheil, oft nur ein Viertheil der Rammermitglieder bildete, oftwinerwartet die Mehr— 
beit der Stimmen in der Kammer erhielt und fo die Minifterien ftürzte. Mörhten doch diefe thatſächliche 
Wahrheit von dem Nugen einer gerechten Oppofition, felbft wenn der unmittelbar politifcdye Erfolg fich 
nicht alsbald erreichen läßt, viele allzu bald ermüdete und hoffnungslofe Liberale beherzigen wollen! 
Häuffer übrigens verbindet, abgefehen von den ſchon oben angeführten thatlächlichen Anerfennungen, 
felbft unmittelbar mit jenem Fabel mildernde Worte. Er fagt (S. 82): „Ein großer Theil des deut— 
fchen Liberalismus erhielt durch feine Entftehung durch die literarifchen Bewegungen des 18. Jahrhun⸗ 
derts, nicht aus politifchen Iuftitutionen, Kämpfen und Parteien, eine abftracte und kosmopolitiſche 
Richtung. Gin reine oppofitionelle und negative Thätigfeit wurde ihm auch durch die Zeitverhältnifie 
aufgezwungen, weil er fi vom handelnden Staatsleben ausgefchloffen ſah und feine Grundfäge nur 
auf dem Wege der DOppofition geltend machen konnte.“ Er mup dabei aber ugeftehen, „daß eine Glafie 
von Liberalen in der badifchen Kammer war, deren Beftrebungen einen pofitiven politifchen und natio— 
nalen Inhalt hatten, die den Staat im Geiſte Stein’s reformirt wünfchten und zugleich den lebensfräf: 
tigen Patriotismus der Befreiungsfriege ungeſchwächt bewahrt hatten”. Er bemerft, daß diefe natio— 
naldeutichen Liberalen nad) der Zerftörung des allgemeinen Druds der Reaction fich von den mehr 
franzöſiſch und radical Liberalen, die früher in dem ſchweren Kampfe gegen dieſen Drud ſich jenen ans 
geichloffen hatten, auch äußerlich fchieden. Er fügt dann ©. 50 von ber liberalen Oppofition der zweis 
ten Kammer, „welche in ben deutfchen opvofltionellen Kämpfen vor dem März 1848 im Vordertreffen 
fand‘, hinzu: „Einen Vorwurf wird man ihr im Ernfte daraus nidyt machen wollen, daß fie auf un— 
verfümmerter Erfüllung der Zufagen von 1813 beharrte, auf der ehrlichen und rüchaltslofen Vollziehung 
ber Berfaflung beftand, gegen die gewiffenlofe Politif der diplomatifchen Gonfpirationen von 1819 fg. 
anfämpfte und dem öffentlichen Unwillen über die unwürdige und unthätige Rolle des Bundestags einen 
lauten Ausdrud gab. Noch weniger daraus, daf fie gegen die fpäter offen eingeftandene Tendenz, die 
Berfaflungen zu untergraben, ihrerfeits fich mit aller Entegievenbeit erhoben hat. Sie war es nicht, 
welche das erfte Beifpiel gab, durch Beamtenterrorismus, Wahlcorruption, polizeiliche Willfür die 
Adıtung vor dem Geſetze zu erfchüttern, das Mistrauen auszuſäen und den Glauben an den Werth des 
eonflitutionellen Weſens überhaupt zu untergraben. Als Blittersdorf die ganze Schroffheit feiner Po— 
litif herausfehrte, handelte es ſich um nichts weniger als radicale Tendenzen oder um revolutionäre 
Biele. Der Liberalismus der badifchen zweiten Kammer befand ſich damals auf einem ganz defenfiven 
Standpunkte, und wenn er die Armfeligfeiten der Verwaltung und Polizei, die Chicanen der Beamten, die 
Berfümmerungen der verfaffungsmäßigen Rechte u. f. w. in die Öffentliche Verhandlung bereinbrachte, 
fo war diefes reine Nothwehr, denn die Preſſe wie die übrigen Mittel der öffentlichen Discuffion waren 
gebunden, Damals wenigitens war der Vorwurf, die Kammer wolle ufurpiren, ein höchft lächerlicher, 
benn es galt für die eigene beftrittene Lebensluft zu kämpfen.‘ (Wie wenig biefes ufurpatorifche Gelüſte 
fie ergriffen, das haben die badischen Altliberalen wol auch zur Genüge noch fpäter durch die oben ges 
fhilderte von Häuffer anerkannte faſt zu große Mäfigung erwiefen.) „Daf der Liberalismus Oppofition 
machte, war und blieb fein Verdienſt, das ihm fpäter die Zeiten der Eraltation und die der Abſpannung 
mit gleichem Undanf vergolten haben. Daß er in den Zeiten einer rechtlofen, unwahren Politif das 
Öffentliche Intereſſe erweckte und für die großen politifchen und nationalen Fragen der Zukunft den Fa— 
ben der Verhandlung im Zuſammenhang erhielt, daß er bei allem Unfinn und Unverftand, der nachfolgte 
(wohl zu merken, von Seiten feiner Feinde ober der Radicalen, die in ganz Deutichland damals ohne ihn 
und gegen ihn entitanden), doch r allmäligen politifchen @mancipation fein Scherflein beigetragen 
hat: dies Verdienft wird man erft dann recht zu würdigen wiffen, wenn wir der Früchte theilhaftig 
geworben find, die bie jegt noch nicht haben reifen können.“ Er fpricht dann ferner S. 53 abermals 
den herbſten Tadel aus über das verfehrte minifterielle Verhalten, durch welches man die Kammer vers 
dammte, gegen diefes Syſtem, welches fich als unwandelbar anfündigte und deffen eingeftandene Marime 
war: An Nachgeben ift nicht zu denken, ein ganzes Menfchenalter lang den Kampf rasen, „Je 
hoffnungsloſer aber und unwirkſamer die Angriffe an dem Syſteme abzuprallen ſchienen, deſto perfün- 
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vollen Urſachen, als die Erwerbung ber politifchen Bildung ſchuldvoll verhindert wurbe, Hier 
durd die reactionäre Freiheitsunterdrückung ber Regierungen, dort durch die träge und eigens 





fiher und erbitterter war ber Kampf.” Er erwähnt dann ferner S.55 ‚‚des hochfahrenden minifteriellen 
Tons“, und vorzüglich auch des „verächtlichen, —— Tons, den Blittersdorf in die Verhand⸗ 
lungen hineinbrachte“. Run, gegenüber von allem Dieſem glaube ich, verdiente eine ſolche thatſächlich 
bewiefene Mäßigung der Oppofition, die befonders große Maͤßigung, namentlich als ihre Popularität 
im ande fo body ftieg, die des Minifteriums fo tief janf, wie bei den zwei mal fiegreichen Wahlen nach 
den KRammerauflöfungen, alle Anerfennung. Und wenn bei dem ftets gebildeten Ton der Oppoſition 
und feiner ungleich größern Milde, als man im britifchen Parlament paſſend finden würde, doch 
einmal ein harter Ausdrud fiel oder eine Oppofition von einem Abgeordneten als nothiwendig befunden 
wurde, wo ein außer dem Kampf Stehender fie für unnöthig hielt, fo wird feine Gerechtigfeit erlauben, 
daraus der Oppofition gegenüber der Reaction irgend einen — zu machen. Menſchen und nicht 
Goͤtter bildeten ja —* Häuffer wirft den Abgeordneten Richter, Hecker und Brentano einen formlofen 
burichifofen Wirthhauston vor. Diefe Drei wurden erft fehr ſpät Mitglieder der Kammer und fielen mit 
ber großen radicalen Bewegung feit der Bebruarrevolution ganz von der babifchen altliberalen Oppoſition 
ab, die fie früher, ſoviel ich weiß, audy von jenem Ton abzuhalten wußte und, als fle abgefallen waren, 
durch den befiern Geift der Mehrheit zum freiwilligen Austritt aus der Kammer beſtimmte. Selbſit 
ihr fpäterer Ton in der Kammer, volleude aber die altliberale Oppofition, waren wol unfchuldig an 
dem pöbelhaften Ton der die Kammern anfeindenden radicalen Prefle, die ja in Berlin und Wien 
ohne badifche Oppofition hierin ercellirte. Zu 3). Auch der Kampf gegen die Rolitif des Deutichen 
Bundes und für die deutfche Reform wird wol vorwurfslos bleiben. Bundesbefchlüffe waren ſtets bie 
minifterielle Waffe für alles Unrecht. Waren fie nicht bindend, fo mußte die Waffe zurückgewieſen wers 
den. Aller fonftige Kampf für das Recht war vergeblich. Es ift unbegreiflich, wie Häuffer hier einen 
ungerechten Angriff gegen die badiichen Minifter finden mag, denen man das Unrecht und bie fchlechte 
Regierung von ganz Deutichland aufgebürbet habe. Umgekehrt deckten fich die Minifter flets durch Buns 
desbefchlüffe und der Tadel gegen diefe that ihnen nicht weh. Auch Fofteten alle deutfchen Verhandlungen 
weniger Zeit als die Fleinften Landesmaßregeln, weil über fie feine Berichte erflattet wurden, feine ars 
tifelmeife Verhandlung ftattfand, fondern nur einzelne Erflärungen durch mündliche Beiftimmung ber 
Kammer verftärft oder ohme diefe von felbft ins Protofoll und in die Zeitungen famen. Auch hier hebt 
Häuffer jelbft. den Tadel wieder auf. Erfagt: „Auf dem Standpunft des einzelnen Kleinftaats war es eben 
ein Misverhältniß, daß derfelbe große Politiktreiben mußte, und es fonnte nicht fehlen, daß 
die verfehrten Folgen diefer verfehrten und ungefunden Entwidelung ſich in Zeiten der Krifis einftellten.” 
Er fagt ferner ©. 56: „Im Allgemeinen war es ein Berdienft der badifchen Oppofition, die Misvers 
bältniffe in den beutfchen Rechtszuftänden überhaupt heranszugreifen und das Nechtlofe der bundestäg— 
lichen Volitik gegenüber dem verbrieften Rechte der Nation — * Auch war es ja wieder nur 
eine Folge der unnatürlichen Verhältniſſe in Deutſchland, daß dieſe großen Lebensfragen der Nation 
feinen andern Zufluchtsort der Erörterungen fanden, als die Ständeverſammlung der kleinern Staaten. 
Und nicht einmal das Bebürfnif einer Umgeftaltung oder Erneuerung unferer nationalen Zuftände wäre 
lebendig geblieben ohne diefe Thätigfeit der Heinen Ständeverfammlungen. Daß wir, gleichviel mie 
fi die Dinge auch in der nächſten Zufunft geitalten mögen, die verderbliche Form der legten drei Jahr— 
zehnde überwunden und wenigftens in der Erkenutniß Deſſen, was noththut, einen großen Schritt vors 
wärts gethan haben, dazu haben ebenfalls die fleinen Ständeverfammlungen, namentlich bie badifche, 
fehr wefentlich beigetragen. Der Gedanfe der nationalen Vertretung und einer einheitlichen Bundes: 
regierung wäre ohne fie niemals innerhalb eines Menichenalters fo in die Maffe der Nation eingebruns 
en.” Zu 4). Auch der Vorwurf, daß die badifche Oppoſition nicht forgfältig genug bie radicalen 

lemente von fich entfernt gehalten hätte, befeitigt ſich dadurch, daß ja diefe Elemente noch nicht radicaf 
waren oder fich fo barftellten, ebe fie der Schwindel der Revolution von 1848 ergriff. Wie viele 
- Regierungen haben Männern eine öffentliche Wirffamfeit überlaffen, die, von diefem Schwindel ergriffen, 
rabical und revolutionär wurden. Noch nach dem Ausbruch diefer Bewegungen erwählte die badifche 
Regierung den ehemaligen Minifterial: und Obergerichtsrath Peter zum Regierungsdirector in Ronftanz, 
um die revolutionäre Bewegung zu unterdrücden, und der früher fo ehrenwerthe Mann wurde binnen 
acht Tagen vom Schwindel ergriffen und felbft Nepublifaner. Daß auch ohne alles Zuthun, alfo ohne 
alle Schuld der liberalen Oppofition während der Zeit des Druds innerlich radical Geſinnte fich an ihr 
Wirken anfchlofien, erwähnt Häuffer ſelbſt. So nicht minder das, daß auch in diefer Beziehung die 
gefegliche Oppoſition die Revolution und die Erceffe, die ja in Berlin und Wien ohne Oppoſition noch 
ärger hervortraten, nicht hervorbrachte. Niemand wird auch Thatſächen nachweiſen, daß die liberale 
Dppofition je dem Radicalismus geichmeichelt oder radicale gefeßwidrige Unternehmungen begünftigt 
oder gar mitgemacht hätte. Daß die Oppoſition einige Mitglieder hatte, die erft fpäter von renofutio- 
närem Schwindel ergriffen wurden, diefes ift ſchon nach dem Obigen ein ungerechter Vorwurf. Wenn 
aber etwa Manche, welche dem fchweren Kampf der badischen Revolution von außen ruhig mit zufahen, 
flatt der Wahl eines oder des andern Deputirten eine andere gewünfcht hatten, fo mögen fie billig bie 
menschlichen Kräfte und die Derhältniffe erwägen. Die badifche Oppofition war befanntlich gegenüber 
der allmächtigen deutfchen und badifchen Neaction fo verfolgt und verhaßt und gefürchtet, daf nicht 
blos Alle, die Gunft brauchten, namentlich die Beamten, auf der Straße der freundlichen Begrüßung 
eines Oppofitionsmannes, vielleicht eines alten Freundes, angfterfüllt auswichen, und daß bei einer 
vacanten Deputirtenftelle gar viele Männer, namentlich auch Profefjoren, denen man fie anbot, vor 
dem Haß, vor der Laſt und Gefahr derſelben zurückwichen oder fich zu vornehm für diefelbe hielten. 
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füchtige Vernachläſſigung der Theilnahme an den vaterländiihen Angelegenheiten von Seiten 
der Bürger. Hinlänglih groß aber zeigte ih allerdings dieſer Mangel in allen Schichten un! 
Theilen unferd Vaterlandes. 

Schuldvolle Urſachen unfers Unglücks find im Allgemeinen einerfeitd jene bereits geſchil 
derte Öffentliche Untreue ver Verweigerung, Unterdrüdung oder VBerfälfhung der dem veutfcher 
Bolfe natürlich und gefhichtlich zuftebenden, von den Regierungen feierlich anerfannten und zu: 
gefagten, theilweife bereitd neuconftituirten Nechte, ſodann aber auch die revolutionäre Untreui 
derjenigen Bürger, melde auf eigene Hand ſich von der treuen Achtung des Rechts und dei 
frievlihen Nationalwillens für eine friedliche rechtliche Reform losfagten. 

Betrachten wir nun etwas näher die Entwidelung der erwähnten verbängnißvollen Ereig: 
niffe, fo ſehen wir in der badifchen Kammer die liberale Mehrheit ftet3 mit dem Streben nad 
der freien Entwidelung der vaterländifchen Verhältniffe die ernftefte Bemühung verbinden, Die 
jegt überall drohenden Maßloſigkeiten zurüdzudrängen. Unmittelbar nad ver Nachricht von dem 
erfhütternden Ereigniß in Frankreich ftellte ver Abg. Welder in der Kammerjigung vom 26. 
Bebr. eine Motion auf die Bitte an die Regierung, jich jo fhnell wie möglich vom redctionären 
Syſtem lodzufagen. „Aber“, jo fügte er hinzu, „es ift jegt, wo im Nachbarland der Gott ver 
Treue und Wahrheit fo fihtbar mit feinen rächenden Bligen die Urheber der Untreue, des 
Wortbruchs und ver Volksverachtung zerfchmettert hat, am wenigften erlaubt, die Leidenfhaften 
aufzuregen und Hader und Zwietracht ind Leben zu rufen. Jetzt ift es freilich unvermeivlid, daß 
vielfach blinde Leidenfhaft und maßlofe Gedanken jih regen bei der Betrachtung, daß in 
Deutfchland die heiligften Fürftenworte noch nicht erfüllt feien, daß man vielmehr vielfach 
gehört habe: Das durd das Blut ded Volkes gerettete Vermögen des Vaters nehme ih wol an, 
aber jeine Schulden bezahle ih nicht. Aberebenveshalbthutesjegtvorallemnoth, 
daß die Fürften und das Volk zufammenhalten, denn wir leben in einer Zeit, mo 
nicht blos die großen Käufer wanfen, auch die Eleinern und mittlern find in Gefahr. Jetzt 
werbeihfprehenfürdie Cintradt, für das fefte Zufammenhbaltendedgan= 
zen Baterlandes. Ich werde aber aud Sprechen von den Grundlagen diefes Zuſammenhal— 
tend, von treuer Erfüllung derjenigen Verheißungen, auf welde trauend Taufende in den 
Tod gingen, von freier Wahrheit, Nationalſprache, Volksbewaffnung.“ In den fehr natürlich 
fi folgenden Bürgerverfammlungen der nächſten Tage wurde der Petitiongeifer ver Liberalen 


Waͤre es alfo wirklich räthlicher gewefen, fo unbefcholtene Männer wie Hecker und Brentano oder Peter 
ur Zeit ihrer Wahl waren, zurüczuweifen, wie es wirklich mit Struve, vielleicht zum Nachtheil gefchah, 
h muß man bedenfen, daß es fehr oft an Männern, vorzüglich aber an wiffenichaftlich gebildeten, ges 
fchäftsfundigen Männern fehlte, an foldhen, deren Wahl nicht geradezu der an Zahl fchon fo ſchwachen 
Oppoſition gefchadet hätte. Auch waren wir ja ficher, in der Kammer flets die gemäßigten Beichlüfie 
fiegreich zu machen, wie es die Altliberalen ftets und noch bei ausgebrochener Revolution zu bewirfen wußten. 

So fommen wir alfo zum Anfang zurück. Mangel und Fehler hatte die badiſche Oppofition, o ja, 
fiherlich. Aber wenn fonft der Ruhm begründet ift, den man ihr fo oft beilegte, daß fie durch patrio— 
tifche —— Bildung, . maßvolles, unermüdliches und heilfames Wirken für die edelften 
vaterländifchen Aufgaben hochſtehe, fo fünnen diefe natürlichen, menfchlichen Unvollfommenheiten diefen 
Ruhm nicht aufheben. Und die deutfche und badifche Revolution ift nicht unfere Schuld, ift nicht durch 
unfere Beftrebung, fondern burch die rechtlofe und unfittliche Reaction und durch unfern Todfeind, den 
techtlofen und unfittlichen Nabicalismus, entftanden. Für diefes —— Endurtheil mögen nun hier 
noch folgende gute Worte jenes vortrefflichen Geſchichtſchreibers ſprechen. Er fagt S. 18: „Die erfte 
Störung fam von außen her, von der Bundestags: und Gonferenzpolitif. Bon dorther kamen die Ordon⸗ 
nanzen, die vor allem die freie Preffe, welche anf gefeglichem Wege befchloffen war, wieder aufhoben ; 
von dorther Fam auch die fcheußliche Politik ver geheimen Conferenzbefchlüffe, durch welche die diploma 
tifche Verſchworung die am hellen Tage bewwilligten Rechte auf einem Umwege wieder aufzuheben trachtete. 
Bon dorther kam die fchlechtverhehlte Gutheißung fo Fra Rechtsverlegungen, wie ber Verfaſ— 
— —— in Hannover war. In Baden iſt dieſe unſelige Ausſaat aufgegangen und bie revolutionäre 
Taftif der Demagogie hat eifrigft ausgebeutet, was bie revolutionäre Woiktif ber Regierungen vorbereis 
tet hatte.“ Präfldent Beff ſprach es in feiner Rede nach Gröffnung des Randtags 1850 unummuns 
ben aus, baß die Bundeseinrichtungen, daß der Ausfchluß der Nation vom Bund die Revolution ver: 
fchuldeten, und Häuffer limmt mit ihm überein. Er fagt ferner (‚, Gegenwart‘, II, 331): „Was in 
England und in dem jungen Belgien die conftitutionelle Monarchie ſtark und groß gemacht hat, liegt 
allein darin, daß fle dort eine Wahrheit it, daß die Krone feine Prärogative fennt, die mit dem Willen 
der Mehrheit des Bolfes in Widerfpruc; gerathen fönnte, Was fie in Frankreich geftürzt und in Deutfch: 
land ſchwer erfchättert hat, ift die eüge, die mit Minoritäten zu regieren unternahm und die die alten 
abfolutiftifchen Gelüfte hinter einem leeren parlamentarifchen Scyattenfpiel vergeblich zu verſlecken 
fuchte. Die falfche Staatsweisheit des faljchen Royalismus bereitete dem Königthum ſchlimmere Zeiten, 
als je bie Demagogie vermochte,‘ 
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mic auf jene befannten vier Wünfche : freie Preffe, Nationalparlament, Volksbewaffnung 
mwöäwurgericht, bejchränft, Die, von Heidelberg und Manheim ausgehend, mit wahrhaft wun— 
ielarer Schnelligfeit nicht blos durch das ganze badifche, jondern auch durch das ganze veutfche 
dam mönten. Schon mit der erften großen Erſchütterung hatte die Reaction und Polizeiuns 
reräfung faſt überall ihre frühern Verfolgungen der Volköverfammlungen, ver Petitionen 
aa vr öffentlichen Mittheilung eingeftellt und ſelbſt ihre gejeglihen Waffen fallen laſſen. Die 
Geojar eriftirte nicht mehr. 
der Tag freilich, an welchem jene Petitionen übergeben werden jollten, wurde auch in Bas 
da, ſewie anderwärts ein höchſt gefährlicher. Der Gejchichtihreiber der badischen Bewegung 
ia ver „Segenwart‘’ (Ill, 452 fg.) berichtet: „Die Regierung ſchien den wohlgemeinten Wink 
(in jener obigen Motiondanzeige von Welder) nicht gu begreifen. Die Vertreter ded alten Sy— 
fems blieben im Minifterium und e3 folgte feine von den Conceſſionen freiwillig, die man ald= 
bald em Drängen und Stürmen nit abſchlagen konnte.” Auch jegt fiegte die verderbliche Ein 
irtung von außen. Bon Preußen war der General Schad mit einem eigenhändigen Schrei= 
ben des Königs gefommen, um von Eonceffionen abzumahnen. Erſt nad der Proclamation ber 
Republif in Frankreich und nad) jenen badiſchen Volksverſammlungen am 29. Febr. erfchienen 
die Rinifter in der Kammer und ftellten umfaflende Neformen, proviforiiches Preßgeſetz u. ſ. w. 
in Ausſicht. „Einer verMinifter begleitete die Zufagen mit ven Worten ded Dichters: der Menſch, 
ver in ſhwankender Zeit auch ſchwankend gefinnt jei, vermebre das Übel und verbreite es weiter 
und weiter. Aber dad Minifterium ſelbſt ſchien dieſem Sprud nicht nadhzuleben. Alle die Zus 
jagen, welche noch vor wenig Wochen ein mächtiges Mittel der Beruhigung gewefen wären, 
waren jegt zu wenig für dad Bedürfniß des Augenblidse. Sie enthielten nur Verheißungen 
noviforiiher Geſetze, feine feiten, genügenden Garantien. Das Verheißene war auf Schrauben 
zeitellt. Noch waren ja im Minifterium wie am Bundestage die Vertreter ver alten Politik in 
ꝛeller Wirkſamkeit thätig. Das Minifterium mußte fih fofort aud Männern der liberalen 
Mehrheit ver zweiten Kammer ergänzen, ftatt damit zu warten, bis es zu jpät war. Der Ein- 
drud der minifteriellen Erklärungen war in der Kammer ein gemifchter. Welcker, Ballermann 
und Mathy mahnten is edler Weije zur Einigkeit und zum Frieden. Die Führer der äußerften 
Linken äußerten jih weniger optimiftifh und hoben nicht mit Unrecht das Zweideutige und 
Shwankende der zugelagten Gonceffionen hervor. Die Petitionsbewegung hatte indeſſen das 
dand durchdrungen und am 1. März follten alle dieſe Petitionen durch Deputationen der jämmt= 
\isen Städte zur Übergabe gelangen. Von der Minifterbanf aus war fürzlich etwas wegiwer: 
fen? von Petitionen diejer Art gefprochen worden. Heder hatte damals geäußert, man werde 
bald die Petitionäre leibhaftig der Negierung vor Augen —— Bedenklich ſchien es indeſſen, 
dab ſich den mächtigen Zügen aus den einzelnen Städten Haufen von Proletariern und Hands 
werksburſchen anfhloffen, für die aus unbekannter Kaffe Eifenbahnfarten gelöft waren, auch 
dag ſich in Karlsruhe felbft allerlei ungefanntes Volk fammelte, wie man es im Jahre 1848 
allentbalben, wo der Boden glühte, aus der Erde wachſen und dann aud raſch wieder verſchwin— 
ven ſah. Schon war in der Naht vom 28. Febr. ein Haufe folder Leute, geführt von einigen 
Gniffaren der Revolution, betroffen und verhaftet worden, die in einem abgelegenen Theile der 
Refidenz die Republik leben ließen und einen Straßenfrawall zu erregen ſuchten. Die Mehrzahl 
der am 1. März in Karlörube Angefommenen, unter denen man die angefehenften Bewohner 
badiſcher Städte und Gemeinden wahrnehmen konnte, wollten beweifen, daß die Foderungen, 
die in den Adreſſen niedergelegt waren, ihre eigene Herzendmeinung enthielten, baß die ganze 
Bewegung, die durd das Land ging, weit entfernt, künſtlich oder gemacht zu fein, gerade die 
Gebilvetiten und Tüchtigften am lebhafteften ergriffen hätte, Anders die radicale Partei. In ihre 
tegte ſich ſchon das Putjchgelüfte, und es bedurfte der ganzen Energie der Eonftitutionellen, um 
son einem Handſtreiche abzuhalten. Struve namentlih und Andere aus feinem Gefolge wollten 
durhaus in den Ständefaal einziehen, die Petitionen mit einer Anrede begleiten und dann bie 
ganze Maffe der Taufende von Ankönımlingen durch den Ständejaal befiliren laſſen.“ Doch 
ſelbſt Hecker (der ein andered Project hatte) half diefen Streich abwenden. Eine Fleine Depu— 
tation überreichte ſtillſchweigend an den Schranfen der Berfammlung die Petition. „In der 
Berfammlung felbft ging ed bunt genug zu. Alle Galerien, alle Gänge, ja ein Theil des innern 
Saals waren mit Zuhörern gefüllt, die aus der revolutionären Jugend, aus Handwerksgeſellen 
und Kremdlingen wenigſtens dem größten Theil nach beftanden.” Ja der Hof und diellmgebung 
des Ständebaufes waren mit Volk gefüllt, welches Struve, in ein offenes Benfter des Ständehau= 
ſes hineinhörend, mit dem Inhalte der Verhandlungen befannt machte. Dieſes große innere und 
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äußere Bublicum übte durch fein Benehmen einen ftörenden und wol hier und da auch einfhüch= 
ternden Einfluß. Es gebervete ih, troß aller Mahnungen des Präjidenten, wie wenn e8 be= 
rechtigt wäre, an der Debatte theilzunehmen. Die Roheit und der Lärm der Maſſe übertäubten 
den Ernft und die Würde der Verfammlung und der aus dem ganzen Rande übergebenen ein= 
flimmigen Petition. Nach Eröffnung der Sigung erklärte Staatörath Bekk, daß das durch die 
Bundesgewalt aufgehobene Preßgeleg vom Jahre 1851 von diefem Tage an wieder in Wirf- 
famfeit trete. Der Jubel in und außer dem Saale war überwältigend. Die Mehrzahl ver Kam— 
mer erblickte in diefer Gonceffion eine Bürgichaft dafür, daß die Regierung mit der Bewegung 
zu gehen entjchloffen fei. Nur Heder und Brentano nahmen Anftand, ihr Vertrauen zum Mi— 
nifterium audzufprehen. Sie brachten im Namen von aht Abgeorpneten eine Reihe weiterer 
Foderungen vor, dem Inhalte nach für Reformen, die jeit Jahren die badijhe Kammer ges 
wünfcht hatte. Aber fie wollten jegt diefe Foderungen ohne alle weitere Prüfung, jie wollten 
ihre Anträge gewiffermaßen ftehenden Fußes verhandelt und bewilligt ſehen, um fie durch eine 
Deputation zum Großherzog zu bringen, welder jih dann unfehlbar die größte Volksmaſſe 
angefchloffen hätte, um, wie damals in vielen deutſchen Reſidenzen, ven Fürften mit Verlegung 
feiner Würde zu beliebigen weitern Goncefjionen zu drängen. Das Berlangen von Heder und 
Brentano ward in leidenſchaftlicher, ftürmifcher Weiſe geftellt und vom Purblicum in und außer 
dem Ständehaus unterftügt. (Die Verlegung aller gefeglihen Gefhäftsordnung, die Schmach 
der Kammer, wenn fie ſich in folder Art terrorifiren ließ, die ganze Gefahr der Sache mußte 
den geifteöfreien Kammermitgliedern vor der Seele ftehen.) Mathy erflärte mit der ihm eigenen 
Kaltblütigkeit und Schärfe, er werde eher auf feinem Poften fterben, als ſich durch Einſchüch— 
terung von feiner Überzeugung abbringen laffen. Der vorgefchlagene Weg wolle die Anfichten 
der Einzelnen überrumpeln und dazu gebe er ſich nicht her. Brüllendes Geſchrei und Ziſchen 
übertönten feine Stimme. Vergebens erhob ſich auch Baſſermann zu gleichem männlichen Wi— 
derſpruch. Auch ſeine Worte wurden niedergebrüllt und ausgeziſcht. Der Widerſtand ſchien 
fruchtlos, da ſelbſt Soiron dem Hecker'ſchen Antrag beigeſtimmt hatte und natürlich alle Mini— 
ſteriellen jetzt ſchwiegen. Doc glückte es dem Abgeordneten Welcker, ſich Gehör zu verſchaffen 
und ſich im Wort zu behaupten. Er begann: „Wir ſollten uns über eine ſolche Formfrage nicht 
entzweien. Die Zeit iſt groß und fodert Einigung von den Freunden des Volkes und der Frei— 
heit. Sie fodert aber auch die Grundlage der Freiheit und der Einigung, die geſetzliche Ord— 
nung. Ich weiß es freilich, daß dieſe geſetzliche Ordnung leider in Deutſchland und in Baden 
von anderer Seite verletzt wurde, und daß eine Agitation des Volkes nöthig iſt, um die Freiheit 
zu erwerben. Aber wenn irgendwo in Deutſchland; jo iſt in unſerm Baden eine friedliche Agi— 
tation nothwendig und feine geſetzwidrige. Ich habe mich nicht gefcheut, als Oppoſitionsmann 
gegen reactionäre Minifter fortund fort zu kämpfen für die Freiheit und die Rechte meines Volfes. 
Ich habe es gethan oft mit empörtem Herzen, mit Gntrüftung über rechtswidrige Gewalt. Aber 
ich habe meine Leidenfhaft nie über meinen Verftand Herr werben laffen. Ich habe es mit Stolz 
ausgeſprochen, ein Badener zu fein, und in Baden follte daher die Agitation Feine andere ala eine 
friedliche fein. Und in diefem Sinne wünfche ih, daß die Vorfchläge, denen ich, ſoweit ich fie 
richtig verftanden habe, zuftimme, behandelt werden.“ Nachdem der Nedner fo den Stolz auf die 
höhere conftitutionelte Bildung der Badener für eine friedliche gefegliche Behandlung der An— 
träge zur Unterftügung aufgerufen hatte, wies er einen einfachern Weg für die Behandlung der 
Anträge ald den von ven Gegnern zurüdgewiefenen gewöhnlichen, als den der Abgabe ver An— 
träge an die erjte Kammer, ald gefegmäpigen, als den in einem frübern Falle fhon erwählten Weg 
nad. Er ſchlug vor, den Großherzog durch das Staatöminifterium zu erfuchen, die Wünſche 
durch eine Kammerdeputation entgegennehmen zu wollen, nachdem fie wirklich von ver Kammer 
vollfommen verftanden, berathen und gebilligt worden. Er fügte hinzu: „Es würde dem Ein= 
druck, den der Ausſpruch der badiſchen Kammer haben muß, fhaden, wenn es auch nur den 
Schein hat, als hätte fie übereilt und gedrängt unterzeichnet.” Vollends aber machte er gegen die 
fofortige Uberreihung geltend, daß dieſe Wünfche ja noch gar nicht vollftindig feien, daß die 
allerwefentlichften Sicherungen der Volfäfreiheit, die gegen Beamtenwillfür durch Organifa= 
tion einer wahrhaft unabhängigen Juſtiz und die Sicherung gegen die des öffentlichen Vertrauens 
beraubten Mitglieder des Minifteriums, noch fehlten. So jei es alfo meit beffer, die Sache ge— 
ſchäftsordnungsmäßig an die Abtheilungen und an eine von ihnen erwählte Commiſſton und 
dann zur Beihlugfaflung an eine neue Kammerfigung zu überweifen, dieſe Sigungen aber fo 
ſchnell anzufagen, daß jhon morgen vermitteld einer Deputation die Beichlüffe vom Großherzog 
empfangen werben fönnten. „Ein Tag Verzögerung‘, fo ſchloß der Redner, „ift nicht zu viel für 
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au egroße Sache. Ih glaube, die Mitglieder dieſer Kammer werden einftimmig jein, und 
tie ber verſammielten Männer können die Überzeugung mit nah Haufe nehmen, daß vieles 
Soyrımm verbeilert und gefräftigt aus unjerer Berathung hervorgehen wird. Dann kann auch 
x*aegierung in abgefürzter Zeit ihre Zuftimmung geben, wie e8 oft gefheben ift, und wir 
kamen auf die ſem Wege am beften und am würbigften zum Ziele.‘ 

Diefed wirfte. Der Antrag wurde vielfeitig und ausdrücklich von Soiron unterftügt und 
son der Ranımer zu einem fo einmüthigen Beihluß erhoben, daß ſelbſt Herder nothgedrungen 
ihe keitimmen mußte. Die Kammer verfammelte ſich geihäftsorpnungsmäßig in ihren Ab- 
tbeilungen, die ſe wählten eine Commiſſion und ald deren Berichterftatter fonnte ver Abgeord— 
nee Belder ſchon am folgenden Tage über alle einzelnen Punkte berichten und die Kammer 
beisliegen. Der Beridterftatter aber wußte feinen Bericht jo einzurichten, daß er am Schluffe 
vr Sigung die Verſammlung zu einem Lebehoch auf den Großherzog einladen durfte und dies 
id von der Kanımer wie von den noch immer überfüllten Galerien drei mal wiederholt mit Nach— 
tnd ertönte. So hatte die liberale Oppofition die beabfichtigte Niederlage der gefeglihen Ord— 
sung und vor allem die Beleidigung der Würde des Fürften in einen Sieg beider verwandelt 
und böchſt wahrjcheinlih wahre revolutionäre Acte verhindert. Wie dringend die Gefahr der— 
ſelben war, dieſes zeigten die ganze Lage der Dinge, die faft gleichzeitigen Vorgänge in andern 
Ländern und auch der Umftand, daß der befiegte revolutionäre Wille und Verdruß fi nicht 
blos in der heimlichen bübiſchen Anzündung des Minifteriums des Auswärtigen am Abend des 
erften Tages, jondern aud darin zeigte, daß nad dem Ende der ſtürmiſchen Kammerfigung, 
trog der friedlichen Verfhiebung aller Anträge, große Maffen auf ven Schloßplag drängten 
und nur mit Mühe durch Deputirte und karlsruher Bürgerwehren von Verkehrtheiten abgehal= 
ten und zum Auseinandergehen beftimmt wurden. Es mußte der Sieg der Ordnung jegt ges 
lingen, da jeder linternehmung durch den einmüthigen Kammerbeihluß aller Grund und Boden 
entzogen war. Aber die wühlerifhen und anarchiſchen Gelüfte wurben von ven ausländischen 
Gmiffaren und einigen badischen Radicalen unermüdlich gefhürt. 

Fortdauernd beftrebten ſich vagegen die badischen Altliberalen, dad rechte Maß in ver neuen 
deutſchen Bewegung zu erhalten. Offentlich und nachdrücklich warnten fie vor den Gefahren re: 
publiftaniiher Beſtrebungen für das deutiche Einigungs= und Verfaſſungswerk. So mahnte 
nad ven Worten des Gefhichtfchreiberd der badischen Revolution in der „Gegenwart (II, 
461) der Abgeordnete Welder in einer warmen und herzlichen Anſprache, melde er am Mor: 
gen vor der erften offenburger Berfammlung, am 19. März, an allen Bahnftationen und in Of: 
fenburg ſelbſt gedruckt vertheilen ließ, entſchieden ab von republifanifchen revolutionären Beftre= 
bungen. „Sie gefährden‘, rief er prophetifch aus, „unſer heiligftes Gut, unfere nationale Ehre, 
Einheit und Freiheit. Sie ftürzen uns in Gefahr der höchſten Schande, in die ver Einmiſchung 
und Oberherrſchaft ver Fremden, in die der Zerfplitterung. Bei unjern eigenen Mitbürgern 
und vollends im ganzen übrigen beutfchen Volke werben diefe VBerfuche zunächft die Beforgniß 
jener entjeglihen Schmach und mit ihnen neue Reaction gegen und und die Freiheit erwecken. 
Sie werden höchſt wahrſcheinlich eine Uberſchwemmung unferd Landes mit fremden Truppen 
berbeifübren.” Zugleich enthielt die Anſprache in fhlihten und warmen Worten eine Erin- 
nerung an Die Tugenden und wohlwollenden, wohlthätigen Gefinnungen des Fürſten. Wir ba— 
diihen Liberalen bewahrten bei unſern Kämpfen mit den Miniftern doch ſtets nicht blos die ſchul— 
dige Chrfurcht vor dem Fürften, fondern ſuchten ihm auch die Liebe des Landes zu erhalten, fo: 
da5 oftmals radicale Schriftfteller, wie Börne, Siebenpfeiffer, ihren Unmuth darüber äußerten. 
Die offenburger Verſammlung war von Heder und Struve mit revolutionären Gelüften und 
Hoffnungen eingeleitet, doch wagten fie noch nicht die übrigen Kammermitgliever zu umgeben, 
und diefe nahmen nun großentheild nicht blos die Ginladung zur Theilnahme an, fondern » 
zabmen in einer von ihnen mit ausgehenden dffentlihen Ginladüng die Sade in die Hand, 
um ihr womöglich eine unſchädliche Richtung zu geben. Und diefed gelang. Itzſtein und jelbft 
Heer ſchloſſen fid an, gegen die Republik zu ſprechen. 

nlich mahnte einige Zeit fpäter, als durch die miener und berliner Revolutionen die revo= 
Iutionären Actien fehr geftiegen waren, Welder in der allgemeinen badiſchen Wehrmännerver: 
jammlung, welche Heder und feine Freunde in der Abficht, Hier die Republik ald ven Volkswunſch 
ausiprechen zu laffen, auf das Heidelberger Schloß ausgeſchrieben hatten, und dann bald dars 
auf in einer Eleinern Berfammlung zu Weinheim. Es war hierbei dad Hauptthema feiner anti= 
woolutionären Gegenrede: „Ihr wollt mehr Freiheit und deutfche Einheit und weniger 
Steuern. Darin habt ihr volllommen Recht. Aber ihr fein beim beften Willen auf einen Jrrweg 
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gerathen, auf dem ihr ganz fiherlich weniger Freiheit und Einheit und mehr Steuern erhaltet.’ 
Auch waren diefe Bemühungen noch von Erfolg begleitet, wenngleich von einem jpäter wieder 
zerftörten Erfolg. In Heidelberg konnten die vepublifanifchen Leiter der Verſammlung bei ver 
Abſtimmung für die Republik nur fo ganz wenige Stimmen erhalten, daß fie unwillig zum 
zweiten mal abſtimmen liegen, „daß das badiſche Volk jih nicht für unmündig erkläre“. Aber 
au in diefer Form erhielten fie nur höhft wenige Stimmen, während in der für denſelben 
Tag aud nad Freiburg ausgejchriebenen Verſammlung des oben Landes eine Mehr— 
heit für den Volkswunſch einer föderativen Republik herausgebracht wurde. Die revolutionäre 
Leidenſchaft einiger äußerften Demagogen fühlte das freilich jo wenig ab, daß unmittelbar nach 
der Verſammlung dicht neben dem Bekämpfer der Republik zwei vom jenfeitigen Nedarufer ab— 
geihofleng Flintenkugeln in fein Haus einfhlugen, fowie au in Weinheim mebre der achtbar— 
ften radicalen Männer ihn nor den Angriffen der Nohern fügen mußten. Ahnlich wirkten 
damals viele von andern Chrennrännern ausgehende loyale Beftrebungen; fpäter vorzüglich 
auch von der zweiten Kammer ausgehende Aufrufe und die von ihr geförderten confervativen 
Vereine. 

Doch der Erfolg aller Beftrebungen für die Ordnung hing damals in Baden wie in an— 
dern Theilen Deutſchlands von dem guten und glüdlihen Gange der franffurter conftituirenden 
Berfammlung ab. Die von ihr erwarteten Erfolge und die allgemeine Adhtung gegen fie bän— 
digten Die feit dem Frühjahr erwachten anardifchen Gelüfte, kräftigten die loyale Entſchiedenheit 
der Gemäßigten, entwaffneten die Radicalen. Diefe wagten nie im Verlaß auf fich felbft etwas 
Bedeutendes, jondern ftetd nur dann, wenn fie, wie bei der die Würde der Nationalregierung 
und Nationalverfammfung beleidigenden Genehmigung ded Malmder Waffenftillftanves, oder 
wie bei der fpätern Verweigerung der Annahme der Verfaſſung von den größern Staaten, glau= 
ben Eonnten, die Gefühle und der Wille der Mehrheit der ebrenwertben Bürger ftänden ihnen 
zur Seite, jie könnten unter einer für diefe heiligen Bahne den Krieg beginnen, Deshalb ſchien 
ed und aud) ftetd fo gefährlih,, wenn von der Nationalverfammlung aus irrige Vorftellungen 
über dad Rechtsverhältniß zu ven Regierungen und über eine revolutionäre Volfsfouveränetät 
ausgingen. 

Jedenfalls knüpfte fih an die Schidjale der Reichsverfaſſung der Zuſtand in den einzelnen 
Ländern. Es fnüpfte jih namentlich an das Scheitern der erftern die legte revolutionäre Un— 
ternehmung in Baden und ihre erfolgreiche Ausvehnung. Auch wurde fie oder die Durdfüb- 
rung der Reichsverfaſſung gegen ihre Feinde und gegen die Abfälligen von ihr feierlich und laut 
von den Revolutionären ald Rechtsgrund und Zwed ihrer Unternehmung verfündet. Freilich 
wiſſen wir wohl, daß bei vielen revolutionären Näpdelsführern dies nur der Vorwand mar, 
oder daß fle nur eine Einführung der Nepublif ald Inhalt und als den wahren Ausgang woll: 
ten. Aber man brauchte eben diefen Vorwand , weil feine Revolution möglich ift, als wenn fie 
und ihr Gegenftand wirflich over wenigflend durch Täufhung den Gefühlen und Wünſchen der 
ehrenwerthen Bürger entſpricht. Und ſo ſehr wir diefe frevelbaft unternommenen deutſchen Re— 
volutionen, die uns die herrlichſten vaterländifhen Hoffnungen vernichteten und die er= 
ftrebte Freiheit wenigftend auf Menfchenalter zerftörten, beflagen müſſen, fo wäre es doch völlig 
hiſtoriſch unrihtig, zu verfennen, daß der größere Theil ihrer Theilnehmer getäufcht die va— 
terländiichen Wünfche duch fie zu erringen glaubte, daß der größte Theil des Volkes überrafcht 
und getäuſcht die Revolution deshalb gewähren ließ, ftatt fie zu Boden zu fhlagen, weil er fie 
mehr oder minder ald das legte verzweifelte Mittel betrachtete, vielleicht die deutfhe Ehre und 
Verfaſſung durch eine ſchnelle Miterhebung des größten Theild von Deutſchland zu retten. Die: 
jer Gedanke konnte natürlich auch nicht befeitigt werden durch die vollfftändige Annahme ver 
Neihöverfaffung von der badischen Regierung, da ja die größern Regierungen, von denen Wür— 
temberg fie nur auf das Drängen des Volkes angenommen hatte, ihre Annahme verweigerten. 
ALS im Brühiahre 1848 die in Branfreih begonnene Bewegung dad ganze durch die unmora⸗ 
lifche Bunded= und Regierungspolitif empörte deutiche Volk in eine fieberhafte Bewegung ver- 
jegte und das durch die laute Öffentliche Meinung erweckte Bewußtſein des Unrecht die Regie— 
rungen lähmte, da ftand das empörte Volk dennoch in feiner Bewegung, in der Hoffnung der 
endlichen Berwirklihung ber einigenden und fhügenden Reichöverfaflung, vor den Thronen ſtill. 
Diefer Damm war plöglich zerftört, durch die Fürften felbft durchbrochen. Wer darf ih nun 
wundern über eine bis zur Verzweiflung fteigende unmuthige Stimmung? Daß vennod bei 
einiger genauern Erwägung der ganze Kern des badiſchen Volkes ſoviel Befonnenheit zeigte, 
fih von der Revolution fernzuhalten und die Hoffnungslofigkeit des tollen Unternehmens zu 
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Yebitwen, Dies ift hinlänglich bekannt und zeigte ſich deutlich, als felbft nach der vorläufig ganz 
fegnögewordenen Revolution alle beionnenen Bürger fi von den Wahlen zur conftituiren- 
vefriammmlung fo gänzlich fernhielten, daß dieſelbe nad Vrentano's und anderer Revolu: 
faire ägenem Geſtändniß die jammervollfte Geftalt aller politifhen VBerfammlungen erhielt. 
dennoch wurden jept bei der feden Entfaltung der anarchiſchen und wühlerifchen Be: 
£Erbungen alle Gegenbemühungen der Landftände, der conjervativen Bürger und der Re: 
gerung »ereitelt durch die Wirfungen der frühern verberblihen Bundes- und Regierungs— 
pelitif. Zu dieſen Wirkungen gehörte namentlih auch die geſchwächte Kraft ver Negierung 
und ve Schwäche und die Demoralijation der Beamten. Diefe, die früher alle Vereine, jede 
georufte Freimüthige Wahrheitämittheilung und Meinungsäußerung, jede politifche Verſamm— 
kung und Demonftration unterdrüdt hatten, Tiefen num gerade in der gefährlichen Zeit alles 
Diele? dem in Benugung und Gebraud der Freiheitsrechte no ungeübten, unerfahrenen Volke 
und jeinen treulojeften einheimifchen und fremden Verführern völlig frei. Sie überliefen Alles 
den zügellofeften, gejegwidrigften Gebrauch. Wie Pilze hervorſchießende Volksblätter enthielten 
ag für Tag ungeftraft, ja unverfolgt Majeftätsbeleivigung, hochverrätheriſche Plane und 
Auffoderungen, ja Auffoderungen zurMishandlung und zum Mord der fogenannten Freiheits- 
finde und Volksverräther, namentlich auch des Verfaflers diefer Zeilen. Die fogenannten 
Volkerereine, die ald politifhe Gegenregierungen duch dad ganze Land zufammenhängend und 
einer gemeinschaftlichen höchſten Gewalt untergeorpnet organifirt und mit der Volksbewaffnung 
verbunden waren, nahmen ungeftraft und polizeilih und gerichtlich nicht verfolgt einen völlig 
Sehyerrätherifchen Charakter an. Selbit als die legte offenburger VBerfammlung diejed Vereins 
viele Wochen lang vorher angefagt war und Jedermann im Lande nad) den deutlich ausgefpro= 
Senen Abjichten vieler Bereindglieder von ihr die Revolution erwartete, die fie nachher auch 
wirflih durchführte, erfolgte leider fein Verbot. Der Minifter Bekk erſuchte, ftatt nad 
dem Dereindgejege, welches zur fofortigen Auflöſung aller ftaatsgefährlihen Vereine ermäd: 
tat, felbft den Verein zu verbieten, vielmehr das Reichsminiſterium, dur authentiſche Ausle— 
zung das Verbot erft zu begründen, was dieſes natürlich ablehnen mußte. Das Minifterium 
aber war von aller Hülfe feiner. Beamten verlaffen. Der ald Menſch und rechtögelehrter Rich— 
ter bohahtungsmürdige Minifter des Innern Bekk hat in einer eigenen Schrift feine Yage und 
feine außerordentlihen Schwierigkeiten vortrefflich gefhildert. 11) Sie enthält gewiß jehr viel 
Redtiertigendes für das Minifterium. Doch jheint und das Elar, daß Bekk mit feinem ftoifchen 
Sleismuth bei allen dieſen die gerechte Entrüftung und die feurigfte Energie herausfodernden 
Greigniffen nicht ganz der rechte Staatsmann für folhe Zuflände war, daß auch feine oben ge— 
Iöilderte traurige Theilnahme an Fortfegung und Rechtfertigung des verfaflungswiorigen 
Reactiondfgftems ihm Hinderlih war. Es mochte vielleicht auch die zu große Mäpigung der 
Liberalen nachtheilig gewirkt haben, indem fie eine folhe Kortfegung jenes Syſtems auf dem 
kendtage 1845/46, wenn aud mit Widerſpruch, duldeten, und indem fie nicht 1848 ein ganz 
neues, alle Zweifel an der entſchieden liberalen Richtung ausſchließendes Minifterium, ähnlich 
wie dad Römer’fche in Würtemberg, bewirkten. 

Zu allem Dem fam die Demoralifation auch der Armee, in welcher die Offiziere, fehr ver: 
idieven von der preußifchen Ginrihtung, früher den Gemeinen allzu ariſtokratiſch fernſtanden 
und ihnen in der gefährlihen Zeit ver großen deutſchen Volksbewegung zu große Freiheit, die 
Theilnahme an Berfammlungen, worin die Revolutionäre fle durch Freibier zu gewinnen ſuch— 
ten, ja Berfammlungen zu völligen politifhen Debatten, zulegt fogar die Theilnahme an der 
legten offenburger Bolföverfammlung durch Deputationen geftatteten. 

Do konnte alles Diejed allerdings zu Unordnungen, Emeuten und Aufftänden führen, wie 
fe ſhon früher unter Heder und Struve flattfanden, aber alsbald niedergeſchlagen wurden, 
eine allgemeine Revolution der ganzen Armee und ded ganzen Landes hätte e8 nimmer bewirkt 
ohne jene unglüdliche Vereitelung des deutſchen Verfaſſungswerks. Die erften Vorfchläge und 
Grundlinien zu demfelben gingen von der babifchen zweiten Kammer aus, nit minder feine 
käftigfte Förderung und Unterftügung in allen Stadien feiner Entwidelung. Seine glücklichen 
wie feine unglücklichen Schidjale wirkten unmittelbar auf Baden zurück. Es läßt fich bei der 
Abbäingigkeit aller badischen Politik von der deutſchen Sache auch die badifche Politik und ſelbſt 
auch die Politif der badifhen Nevolutionäre nur richtig verftehen und beurtheilen durd bie 
tihtige Auffaffung der deutſchen Sache. Sollen nun bei diefem Wechſelzuſammenhang der all- 





11) Beff, „Die Bewegung in Baden“ (Manheim 1849). 
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gemeinen Reichs- und der einzelnen Landedangelegenheiten und bei ver für Öegenwart und Zu= 
kunft unſers Waterlandes unermeplihen Wichtigkeit ded erften Ausgangs der deutihen Ver— 
faſſungsreform zum Brommen einer heilfamen zukünftigen Bolitif die Gründe des Mislingen® 
angegeben werden, fo muß vor allem jeder Theilnehmer als Betheiligter ſich des entſcheidendent 
Urtheils über die etwaige Vorzüglichkeit feiner Meinung vor der Anſicht feiner Gollegen bege= 
ben. Er muß ihnen , etwaige einzelne unwürdige Glieder abgerechnet, gleich ehrenhafte Beweg= 
gründe wie ſich felbft zutvauen und feine Mittheilung auf die objectiven, aller Welt zur Beur= 
theilung vorliegenden Urkunden und Thatfahen beſchränken. In folder Weife glaubt hier der 
Berfaffer dieſer Zeilen endlich ebenfalls über diefe wichtigſte vaterländifhe Angelegenheit ſich 
ausfprechen zu follen, nachdem er nun acht Jahre lang lieber unbillige Urtheile und Misdeutun— 
gen über jih wollte. ergehen laſſen, als irgendwie einen früher noch eher möglichen leidenſchaft— 
lihen und eigenfüchtigen Kampf unter den vorläufig befiegten Freunden der vaterländiihen 
Ehre und Freiheit nähren. 

Es waren 1848 der Natur der Sache nad und wie es auch im Erfolg ſich Herausftellte, 
drei Hauptwege für die Herftellung deutiher Einheit und Freiheit gegeben. Zuerft 
derWegderRevolutionund der Nepublif, fopann der Weg dervölligfried— 
lihen gefeglihen Reform in möglichfter Vereinigung ded Volfed mit feinen beftehenden 
Regierungen, vor deren Fürftentbronen die deutſche Bewegung ftehen geblieben war, und melde 
fänmtlich bereitd, den Volkswünſchen entiprechend, durch Bundes- und Landesgefege ein Na— 
tionalparlament einberufen hatten. Ein dritter mittlerer Weg gefiel fehr bald einer über— 
wiegenden Anzahl von Mitgliedern ded Parlaments, die ich, obgleich ich diefe Grundanſicht 
fhon von Anfang an ſtets bekämpfen mußte, doc für eine joldhe Auswahl wahrer Ehrenmänner 
hielt, daß feine andere Nation in ihrem Parlament eine befere aufweifen fonnte, und mit wel= 
hen ich, die einzige Grundanſicht abgerechnet, auch im Übrigen allermeift ſtimmen mußte. Die- 
fer mittlere Weg aber beftand darin, daß man 1) fowie fhon der Soiron’fhe Antrag im Vor— 
parlament und die Gagern'ſche Eröffnungsrede des Parlaments, mit Berufung auf die Sou— 
veränetät des Volkes oder der Nation dem Parlamente dad Recht zuſprach, die ganze National- 
verfaflung ohne Vereinbarung mit den Regierungen zu befchließen und zu publiciren, daß 
man 2) demgemäß einfeitig den Bund auflöfte und eine proviforifche Reichsregierung beſchloß, 
dag man 5) die Kaiferfrone zum voraus Preußen zuerfannte und 4) ſchon hierdurch, ſowie 
dur den Beihlup, daß fein deutſches Reichsland mit andern Ländern anders ald in einer 
Berfonalunion verbunden bleiben fönne, Ofterreich aus der ſtaatsrechtlichen National: 
verbindung audftieß, ſodaß ed nur in einen weitern völkerrechtlichen Bund mit Deutich- 
land treten jollte. 

Der revolutionären und republifanifhen Anficht wiverftrebten nicht bloß in beider Beziehung 

alle meine ſtets feftgehaltenen Überzeugungen. ine republitanifhe Einrichtung würbe in 
Deutihland, bei deſſen verfchiedenen Religionen, Stammesverfhiedenheiten, Reſidenzſtädten 
und particulariftifhen Intereffen und bei der hierdurch noch vermehrten Gefahr ververblicher 
Parteiung und der Ginmifhung der gewaltigen Nachbarmächte, die Einheit noch mehr wie einft 
in Polen die polnische Verfaſſung gefährden. Hierzu fommt vollends die Schwierigfeit oder 
Unmöglichkeit einer Republit ohne die republifanifhen Tugenden, Sitten, Gewohnheiten. 
Die zur Republik nöthige Revolution ließe ſich endlich nur vurhführen, und was unendlich 
ſchwie riger ift, fie ließe fih gegen die jeder Revolution nachfolgende, in Deutſchland natür= 
lich doppelt gefährliche Reaction nur allein behaupten, wenn der Kern ber Nation, Der 
ganze Mittelſtand, im Gefühl ihrer entfhiedenften Gerechtigkeit und Nothwendigkeit fie will. 
Died war aber hier durchaus nicht der Fall, zumal ſeitdem die Fürften einmüthig den Willen, 
die Nationalbevürfniffe friedlich zu erfüllen, durch die Parlamentöberufung audgefproden und 
bethätigt hatten. 

Deshalb konnten auch in den allerfreieften Parlamentswahlen nad allgemeinem Stimm- 
recht die Republifanet kaum zu einem Siebentel ver Verſammlung durchdringen. Wenn nun 
auch Andere früher anders urtheilen mochten, jo hätte doch eine echte republikaniſche Gefin- 
nung die Mehrheitsentſcheidung der Nation achten, die patriotifchen Befchlüffe der freigemählten 
nationalen Mehrheit nicht anfeinden und feine nur durch unmoralifche Täufhung, Beſtechung 
und Gewalt mögliche Herrfchaft ver Minderheit über die Mehrheit erftreben ſollen. Diefes 
ſchien mir die größte Sünde der deutſchen und badiſchen Revolutionäre zu fein. Den Irrwahn, 
eine Republit ohne ven Willen des Mittelftandes und ohne republifanifche Tugenven zu be= 
baupten, follte doch wol auch die Geſchichte von Frankreich deutlich genug beftätigt haben. Be— 
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Aemjsier ſogar bei Staatdeinheit die Nepublif mehre Jahre lang völlig fiegreih und konnte 
des mät behauptet werden gegen die al3bald nachfolgende Reaction. Ja fie wurde bald fo 
Bi verbapt,, daß man ihr nicht blos die Monarchie, fondern eine wirflic ſchmachvolle Rear: 
Suand den Napoleonifhen Despotismus vorzog. Deshalb mußte ich auch ftet3 dem Gedanken, 
*ᷣ Arvublik nur als Übergangszuftand zu erftreben, entgegenfegen, daß man viel fiderer 
sadleihter Die conftitutionelle Freiheit als den Weg und Übergangspunft zur Republik er: 
freben inne, ald umgefehrt. Denn in der That, die einzige ſtaatsmänniſch annehmbare Mög: 
liäfeit für die Republik und die für fie nöthige Revolution fann nur dadurch gegeben werden, 
das für die gemäßigtere Freiheit die Nation gewonnen und in allgemeinere Bewegung gefeßt 
und in dieſem gerechten Streben durch ungerechte und empörende despotiſche Widerſtandsmittel 
zum äußerften Kampfe beftimmt wird. Wirflihe Staatdmänner, aud wenn fie die Re: 
veclif gewollt Hätten, mußten fiepoh inden Hintergrund ftellenund rubenlaffen, 
bis fih zeigte, daß die Freiheit auf dem conftitutionellen Wege unmöglih und durd die Ne: 
gierungen zerftört ſei. Die unmittelbare Beftrebung für Nepublif aber jchredt die Bürger ab 
von aller Freibeitäbeftrebung. 

Für den mittlern Weg haben feine vielen tüchtigen Anhänger in ihren befannten Orga: 
zen, inden Ausführungen der „Deutſchen Zeitung’ und anderer Blätter, und in vielen befonvern 
Drudjsriften gewiß fehr beachtenswerthe Gründe beigebradt. Man hat z. B. die Berechtigung 
zum fouveränen Alleinbeichließen in dem Wefen und der Ginberufung der conftituirenden Na— 
fionalverfjammlung gefunden, fodann aud in der Schwierigkeit, aufdem Wege vertragsmäßiger 
Vereinbarung die Berfaffung zu Stande zu bringen, und in der daran gefnüpften Vermuthung 
ener Zuftimmung der Negierungen. Auch berief man fi darauf, dag ja auch ihrerfeitd die 
Fürsten nah den Befreiungäfriegen einfeitig die Bundesverfaſſung befchloffen und die Nation 
sen aller Theilnahme ausfhloffen. Die Gründe für die Bildung der proviforifdhen Reichs: 
gemalt fand man in der nothwendigen Kraft und Einheit der Nationalverfammlung und ihrer 
Seſtlüſſe, die für die Ausſchließung Ofterreihs in der Schwierigkeit einer Einheit bei den 
wei Großmächten, in der ausſchließlich deutſchen Bildung des ganzen preußifchen Volkes und in 
den fremdartigen Bildungszuftänden und Intereflen der öfterreihiichen Länder. 

Die abweichenden Überzeugungen, welche der Verfafler dieſer Zeilen ſtets verfocht und feſthielt, 
deſtehen den Grundzügen nach in Kolgendem: Fürs Grite hielt er die Vereinbarung der National: 
derſammlung über die Verfaſſung für rechtlich nothiwendig und auch praftifch gar nicht ſchwieriger 
als das Zuftandebringen der wirflihen Einheit ohne fie. Die Souveränetät oder höchſte Gewalt, 
auftie man ſich berief, ift eine dreifache. Sie ift entweder die völkerrechtliche, die Selbſtän— 
digkeit des Staat3 nad außen. Sie beſitzt das Volk mit feiner Regierung ohne Streit gemein= 
ſſaftlhich, und die Regierung, folange jie da ift, vepräfentirt und ſchützt fie. Oder fie ift die 
Souveränetätdedfegierend oder der Regierung. Gie fteht denjenigen Perfonen 
allein oder in Gemeinſchaft mit Andern zu, welchen jie die beftimmte pofitive Staatäverfaffung zus 
weil. Sie ift ebenfalld außer Streit. Oder fie ift endlich die höch ſte Gewaltüber die Ver: 
faffung. Dieſe nun beügt nurin der reinen demofratifhen Republik das Volf 
allein. In allen freien und conftitutionell = monardifchen Staaten aber bejigt fie die Nation 
als ſelbſtändig berechtigte (wenn man fo will, fouveräne) Perjönlichkeit zugleich mit ihrer 
beftebenden fouveränen oder monarhifchen Regierung, ſodaß beide gemeinſchaftlich alle 
neuen Beftimmungen oder Veränderungen gutheißen müflen. Ohne freie Zuſtim— 
mung des Volkes wäre diefed, ohne die ded Monarchen wäre er rechtlos, aller felbftändigen 
Würde beraubt , völlig unterworfen fremder Willkür. Kein rechtlich Freied Volk, fein Monarch 
läpt ih venfen, wenn einfeitige Willkür alle ihre Rechte verändern, in Nichtigfeiten verwan— 

In oder aufheben fönnte. Hierin nun war aud für Deutfchland nirgends etwas geändert. 
Das die beiden Hiervon abweichenden Anſichten, die republikaniſche und pie mittlere, ſchon 
in der heidelberger Verfammlung der 51 Männer (am 5. März) vertreten waren, war natürlich. 
Aber der Berfafler diefer Zeilen, mit der Abfaffung der endlihen Vereinbarung derjelben oder 
rer Proclamation an die Nation beauftragt, und wol deshalb beauftragt, weil die abweichen: 
den Anſichten mit der feinigen ſich vereinbart hatten, durfte dieſe rechtliche Grundanſicht aus— 
ipreben , namentlich in der Erklärung, daf man die beftehenden Verhältniffe achten wolle, jo: 
lange die Ehre und Griftenz der Nation es erlaube, oder wörtlih: pap pie Verſam mel: 
ten einmüthig ihre Überzeugung dabin ausfpreden, „daß die Herftellung 
und Vertheidigung der höchſten Güter der Nation, im — —— 
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aller veutfhen Volksſtämme mit ihren Regierungen, folange auf dieſem 
Wege Rettung noch möglid ift, erfirebt werden müſſe“. Diefelben erfläven 
ferner über die Mittel für ihren großen Zweck: „Um zur ſchleunigſten und möglichſt vollftändigen 
Vertretung der Nation das Ihrige beizutragen, haben die Berfammelten bejchloflen, ihre be- 
treffenden Regierungen auf das dringendfle anzugehen, jobald und jo voll- 
ſtändig alsnurimmermöglich iſt, das geſammtedeutſche Vaterland und die 
Thronemitdieſem Shugmwallezuumgeben. Zugleich haben ſie verabredet, dahin zu 
wirken, daß baldmöglichft eine vollſtändigere Verſammlung von Männern des Vertrauens aller 
deutſchen Volksſtämme zufammentrete, um dieſe wichtigfte Angelegenheit weiter zu berathen und 
dem Vaterlande wie den Regierungen ihre Mitwirkung anzubieten.” Zu dem 
Ende wurden fieben Mitglieder erfucht, Hinfichtlih der Wahl einer angemefjenen National: 
vertretung Vorſchläge vorzubereiten und die Einladung einer VBerfammlung deutſcher Männer 
fhleunigft zu berathen. Alle 51 Mitglieder der Berfammlung machten durd ihre Namens: 
unterzeichnung diefe Erklärung an die Nation zu der ihrigen. Der Verfaſſer derfelben aber 
drückte ſowol ald Berichterftatter der badifchen Kammer über die Nationalverfaff Jung in den Be: 
richt an dieje, wie ald Berichterftatter dev erwähnten Siebenercommifjion in dem Beriht an 
das Vorparlament die ganz gleiche rechtliche Orundanjicht aus. Auch noch das von der Siebener: 
eommifjion in Frankfurt unter Mitwirfung aller ihrer Glieder, alſo au von Römer, von 
Heinrich v. Gagern u. f. w., ald unmittelbare Grundlage der Berhandlungen entworfene fürzere 
Programm, weldje8 das Vorparlament ausdrücklich gegen ein anderes aufrecht erhielt, ſagte im 
Art 5: „Der Beihluß der Einberufung der conftituirenden Berfammlung erfolgt durch die mit 
Vertrauendmännern verftärkte Bundesbehörde.“ Das auf Grund dieſer Erflärungen 
eingelabene und berathende Vorparlament 12) wandte jih, übereinftimmend mit diefer Grund: 
anficht, mit feinen Anträgen auf die Berufung einer Nationalverfammlung und über das Wahl: 
gefeg für diefelbe an die Repräfentation aller dveutihen Regierungen, an den Bundestag. Die: 
ſergenehmigte und beſchloß die Einberufung, um, wie ausdrüdlic diefe Bundes: 
einberufung zurNationalverfammlung und zu den Wahlen für fie befagte, 
eine neue vaterländifche VBerfaffung zwiſchen dem Volke und den Negierun: 
gen zu Stande zu bringen. , Der Verfaſſer hatte in der Bundesverſammlung gerade dieje 
Faffung vorgefälagen, weil fie fahlih zwar hinlänglich Flar den rechtlichen Grundfag aus: 
fprah, aber doch die im Praftifchen jo verberbliden doctrinären Streitigkeiten über Schul: 
theorien ausfhloß. Weder dad Vorparlament noch fein Ausihuß nahmen revolutionär eine 
dffentlihe Gewalt in Anfprud. Auch der Funfzigerausfhuß erhielt nur die Inftruction, 
der Bundedverfammlung Anträge zu flellen und fie zu beratben und bei eintretender Gefabr 
des Vaterlandes die VBerfammlung zu neuem Zufammentritt einzuladen. Als Soiron am Ende 
des Vorparlaments bloß anhangsmeife an einen andern Beſchluß eine Phrafe von der allein 
Berfaffung gebenden Nationalverfammlung eingemifcht hatte, die er durch Die Volksſouveränetät 
motivirte, fo befämpften viele wadere Männer und mit ihnen der Berfafler dieſer Zeilen dieſes 
und das doppeljinnige und doctrinäre Fremdwort Spuveränetät jo entſchieden und wiederholt, 
Welcker zulegt mit der energiihen Warnung, daß ein folder Beſchluß Deutfhland den Bürger- 
frieg bringen werde, daß endlich Spiron erklärte, feine Phraſe wolle nur ausſprechen, daß die 
zufünftige Nationalverfammlung über diefen Gegenftand zu berathen haben werde und ihr 
Alles und fo auch die Vereinbarung mit den Regierungen überlaffen bleibe, ſodaß hiernach 
auch wir Gegner zuftimmen zu können erklärten. 19) 

Die Nationalverfammlung batte allerdings bald über diefe Frage zu berathen, indem 
fhon am 19. Mai Raveaur und nahher noh nachdrücklicher Schaffrath und Blum förmliche 
Befchlüffe über die fouveräne Alleingewalt der Nationalverfammlung beantragt hatten. Aber 
nad langen feierlihen Verhandlungen, in melden eine Anzahl der rüchtigften Männer und 
Redner, 3. B. Beckerath, dieſelbe Anficht wie der Verfaſſer dieſer Zeilen fo glüdlich verthei- 
digten, daß jener Antrag durchfiel, ja ſchon durch die Tagesordnung beieitigt werben follte, er= 
hielt ein begütigenver Antrag von Werner, wie Haym bemerkt !*), nicht ohne leifen Einfluß des 


12) ©. hierüber „Verhandlungen bes beutfchen Parlaments”, Abtb. 1, und „Das deutfche Vor: 
parlament ‘ in ber „„ Gegenwart‘‘, Bd. 2. 

13) Es war hiernad) eine offenbar unrichtige Auslegung ber Freunde der Bolfsfouveränetät, wenn fie 
biefen Borgang zu an Bunften zu deuten fuchten. 

14) Haym, „Die deutfche Nationalverfammlung ” (Branffurt a. M. 1848), ©. 15. 
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Präftenten, die Zuftimmung, welcher aber nichts über eine ausfchließliche fouveräne allein- 
beihliegende Verfaſſung ohne Bereinbarung mit den Regierungen fagt, fondern nur den 
fid von felbft verftehenden Sag auch der alten deutfchen Reichsverfaſſung enthält, dag Reichs— 
geiege mehr gelten als Landesgeſetze 15) Als der glänzenpfte Vertheidiger der Vereinbarung 
und des, Rechtsbodens“ muß vor Allen Herr v. Binde genannt werben, Er würde auch in 
dieſem Bunkte mehr gewirkt haben, wenn er ſich nicht früher in zu ifolirter Stellung gehalten 
und aldbald den einen Folgeſatz der entgegengefegten Anficht, das preußifche Kaiferthum, felbft ver⸗ 
theidigt hätte. Auch bei einer andern Gelegenheit, ald Zig mit der Linfen in einem entftandenen 
fhweren Eonflict der preußiichen Garnifon in Mainz mit der mainzer Bürgerfchaft mit größtem 
Nachdruck von der Nationalverfammlung verlangte, daß fie mit Umgehung der Bundesver— 
fammlung ji deren Vollziehungs- und höchſte Entfheidungsgewalt anmaße, lehnte dieſes 
die Rationalverfammlung ab duch den Beſchluß: „im Vertrauen, daß die zuftändigen Be— 
hoͤrden thun würden, was ihred Amtes fei, zur Tagesordnung überzugehen.“ Hierdurch fiegte 
jegt gegen ein verderbliches Übergreifen in die Vollziehungsgewalt des Bundestags und der 
Regierungen die maßvolle Anerkennung der rechtlichen Stellung ver VBerfammlung, vielleicht 
zugleih auch die von dem Abgeordneten Welder dringend hervorgehobene Nothiwendigfeit, das 
Verfaffungswerf ohne Störung durch Einmifhung in die Regierungsverhältniffe möglichſt zu 
beihleunigen und „das Eifen zufhmieden, folange ed warm iſt“. Auch darf man 
überhaupt nicht überſehen, daß jelbft diejenigen Erklärungen von Männern und von Beſchlüſſen 
der Mehrheit, in Beziehung auf welche vie Radivalen und ebenfo die Gegner der National: 
verfammlung fich vorzugsweife für ihr radicaled Fundament beriefen, daß in ihnen unbedingt 
die Bolfsjouveränetät und das völlige Ausſchließen aller Vereinbarung mit den Negierungen 
ausgeſprochen ſei, mit ſolcher Unbedingtheit nicht fprachen und nicht ſprechen wollten. So fügte 
Heinrich v. Gagern, der auch im Vorparlament fo energifch und glücklich die conftitutionelle 
Monarchie vertheidigt hatte, in feiner Eröffnungsrede dem natürlich von der linfen Seite, über: 
haupt aber mit einem vielfachen lauten Beifall aufgenommenen Sag: „Der Beruf und die Boll: 
macht zu diefer Schaffung einer Verfaſſung von ganz Deutfchland, jle liegen in ver Souveräne: 
tät der Nation‘, die Hinweifung hinzu, daß die zu Stande zu dringende Verfaſſung in der 
Mitwirkung aller Gliederungen des deutihen Volkes, in der Mitwirkung auch der Staaten= 
tegierungen gegründet fein werde. Ebenfo milderte er damals, ald er vermitteld eines „kühnen 
Griffs“ gegen die bereitd entjchiedene Mehrheit, vie proviforifche Gentralgewalt auf die Mit- 
wirfung der Negierungen begründen zu wollen, ihre Begründung vielmehr nur allein durch 
die Nationalverfanımlung beantragte, diefen Antrag und nahherigen Beihluß durd die Er: 
Märung: „Ich würde es bedauern, wenn ed ald ein Princip gälte, daß die Negierungen in biefer 
Sade nichts jollten zu thun haben‘, und durch befondere Gründe aus der Lage der Sache. Für 
die ganze definitive Reichsverfaſſung aber wurde dadurch eine wirkliche Mitwirfung der Re— 
gierungen vor ihrer endgültigen Beſchließung und Verkündung durch die verfaffunggebende Na= 
tionalverfammlung erftrebt und bewirkt, daß jie unter Mittheilung des erften Entwurfs aufge: 
fobert wurden, ihre Wünfche und Anträge in Beziehung auf diejelbe mitzutheilen, und daß diefe 
von allen Regierungen außer DOfterreich eingereihten Wünſche möglihft berüdjichtigt wurden. 

Man darf alfo auch ver Nationalverfammlung felbft den Vorwurf nicht machen, ald habe 
fie die Regierungen von der Mitwirkung bei ver Verfaſſung ausgefhloffen und einer revolutio- 
nären Volföjouveränetät gehulbigt. Noch weniger wollte die Mehrheit die loyale Entftehung 
und Natur ihrer Eriftenz aufgeben durch Beiftimmung zu Außerungen der Radicalen, daß wir, 
daß ganz Deutſchland, nicht etiwa blo8 vorübergehend einzelne Landestheile, in allgemein revo: 
lutionärem Zuftand feien. 

Dod freilich verhinderte dieſes Alles nicht, daß einfeitige Beſchlüſſe gefaßt wurden, wie die 
einfeitige Publication der Grundrechte, und überhaupt nit, daß das ausſchließliche Allein- 
verfaffunggeben und das unglüdliche doppelfinnige Wort Volksjouveränetät immer wieder fi) 
einmifchten und von der linken Seite im revolutionären Sinn für ihre Behauptung eines allge: 
mein deutfchen Revolutiondzuftandes geltend gemacht wurden, und daß jenes Wort, bei einer ſchein⸗ 
baren Sanction durch die Nationalverfammlung, fehr erflärlich im Wolfe vielfach die Begriffe 


15) „Die Nationalverfammlung erflärt, daß alle Beflimmungen einzelner deutfcher Berfafjungen, 
weldye mit dem von ihr zu gründenden Berfafjungswerf nicht übereinflimmen, nur nach Mafgabe bes 
letztern als gültig zu betrachten find, ihrer bis dahin beſtandenen Wirffamfeit ne > 
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verwirrte und die Madicalen verderblic unterftügte, auf anderer Seite aber vielfah verlegte 
und abſtieß. Auch wirfte die Sache fonft oft ververblidh; fo bei der VBerwerfung der von Baiern 
geftellten Foderungen in Beziehung auf die Conſumtionsſteuern, namentlich des Biers, die in 
Baiern mit fo großem Erfolg gegen die Annahme ver Neihsverfaflung geltend gemadt wurbert. 

Deshalb und weil ihm die natürlichen Folgen hiervon gleich anfangs Elar vor der Seele 
ſtanden, konnte der Verfaſſer diefer Zeilen nicht ermüden,, abmahnend ebenfo an die unglück— 
lichen Folgen dieſes theilweifen Unrechts auch der Mittelpartei auf dem Rednerſtuhle hinzuwei— 
fen, wie er früher die Folgen des Unrechts der Neactions: und der revolutionären Partei 
vorausfagte. Vorzüglich mußte er die an diefe Irrtümer gefnüpften Hoffnungen für eine 
leichtere Durchführung unjerer Aufgabe beftreiten. So fagte er von der Ausihliefung der 
Vereinbarung einmal: „Freilich, die Fleinern Staaten werden, wenn Sie ed beſchließen, bereit 
fein auf dem Kopfe zu gehen, aber was hilft Ihnen das bei der Weigerung der großen, und was 
haben Sie für Gewalt und für eine Hülfe, wenn diefe vielleicht gerade wegen der Verlegung 
ihrer Würde und ihres Rechts Nein jagen? Diefelbe moralifche Gewalt aber, die alle Re— 
gierungen augenblicklich zur Berufung einer conftituirenden Nationalverfammlung beftimmte 
und dur ſchnellen Beſchluß ihrer Bundesgejandten vereinte, hätte auch, wenn für die Re— 
gierungen ihre Miteinwilligung anerfannt war, zur Annahme der guten und nothwendigen 
Verfaſſung beftimmt. Am wenigiten wäre grundlofer Widerſpruch aller der vielen mittlern 
und Eleinern Staaten zu beforgen geweſen, die ja, 29 an der Zahl, ſchnell die vollendete Ver— 
fallung annahmen und von denen auch ſchon bei Abihliefung ded Bundes im Jahre 1815 
MWürtemberg, Baiern und Baden fich alsbald zur Zurücnahme ihres Widerſpruchs genöthigt 
fahen. Auch erfchwerten die beiden andern Folgefäge der Grundanficht, die Aufhebung der 
Bundesverfanmmlung und die Ausſchließung Ofterreichs, die friedliche VBerwirklihung der Ver— 
fallung ohne Vereinbarung. 

Es ſchien aber auch die ganze mittlere Stellung der Partei eine bedenkliche, nicht genau 
ſtaatsmänniſch ermogene. Der erfte Anfang wahrer Politik beitebt darin, daß man nit, nad 
der Politik der jungen Leute, blos nah Wünſchen und Ideen politiiirt und Dasjenige glaubt, 
was man wünjcht und für gut hält. Der Politiker kann fo wenig wie der gute Baumeifter mit 
bloßen Ideen, Gedanken und Wünfchen bauen. Sowie diefer nur je nad) feinen befondern 
Bauplatz und Material, nad deren Natur und Gefeg und nad) den matbematiichen Grund- 
regeln einen guten und dauerhaften Bau hinftellen kann, fo muß der Politifer feinen Staat 
bauen mit feinem Volke, nad deſſen gegebenen Grundverbältniffen, mit dem vorherrſchen— 
ben mittelreihften und nachhaltigſten Volkswillen und nach den Grundregeln der Gerechtigkeit. 
Selbſt große Unvollfommenbeiten , die auf diefem volksmäßigen rechtlichen Wege nicht zu beſei— 
tigen find, muß er — wie es der Verfaffer in der Nationalverfammlung insbefondere auch in 
Beziehung auf die deutiche Negierungsvielheit und die doppelte veutiche Großmacht ausführte — 
in feinem Bauplan berückſichtigen. So läßt der vernünftige Schneider in dem Norte eines 
Budeligen Bla für ven Hörer, ftatt diefen legtern mit feiner Schneiderfcheere ausſchneiden zu 
wollen. Der rechte Künftler aber weiß felbft vie Mängel zu beherrſchen und die vortheilhaften 
Seiten derfelben hervorzubilden ; fo bei jener Vielheit und Doppelftellung die Freiheit und ven 
Reichthum des guten Bundesftaates, den wohltbätigen Metteifer und die höchſte Machtgröße. 
In folhem Sinne muß der wahre Staatsmann die gegebenen Verhältniffe und vor allem 
die Kräfte, mit weldhen, die Gegenkräfte, gegen welche er das Gute und Münfchbare 
burdführen fann, ind Auge fallen und danach die Wünfche und Ideale ermäßigen. War es 
num weije, die große moralifche Kraft des klaren Rechts zu ſchwächen, diefe moraliiche Kraft des 
Rechts, welches als Schulpbewußtfein der Regierungen wegen feiner Verlegung und ald öffent: 

-lihe Meinung den allgemeinen freien Willen der rechtlichen Neform und fomit die Kraft des 
Parlaments gegründet, die Regierungen zu unpatriotifchen Beſchlüſſen völlig machtlos gemacht 
hatte? 16) Die Behauptung der Volföfouveränetät, die Verwerfung des echt deutfchen und bri— 
tiſchen Rechtsgrundſatzes gegenieitiger Zuftimmung und freier Vereinbarung zwifchen Fürſt und 
Bolf, welchen die Liberalen noch furz zuvor bei dem preußischen Vereinigten Landtag gegen dad 
überfouveräne königliche einfeitige Alleinverfaffunggeben angerufen hatten, dieſe Ginfeitiqfeit an 
ſich, noch mehr ihre ungerechten Conſequenzen ſchwächten natürlich den allfeitigen freien Willen 
und die moraliſche Macht für die Verfaffung. Die einfeitige Ausfhliefung der-inen deutſchen 
Großmacht und ihres deutichen Volkes aus der ſtaatsrechtlichen Neichöverbindung thaten es 


16) lis imperium retinetur artibus, quibus initio partum est. 
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nomentlih. Entweder mußte man vollftänbig oder gar nicht revolutionär fein. Im erften Kalle 
mußte man fich ganz an die radicalen Maſſen anſchließen. Im andern , da Verftand und Necht— 
figfeit die Allianz mit diefen Kräften verbot, mußte man mit ver moraliſchen Kraft, 
mitdenRegierungen und mitdemMitrtelftand fihinniggegendieftevolution 
und für die rettende Neform vereinigen und mit ihnen bauen. Und zwar mußte 
diefe Allianz ganz fo eingegangen werden, wie ih e8 abjihtlid der Erflärung der Eins 
undfunfziger andeutete, daß manihnen für den Frieden nur bürgen fünne 
bei williger und jchneller Annahme der Reform. Dann waren für diefe alle Kräfte gewonnen, 
die moraliiche, die Fürftenniaht und die Mittelelaffen, ihr rechtlicher Wille, ihr Intereſſe und 
ſelbſt ihre Furcht, nicht vor einer Gewaltthat der Neformpartei, fondern vor der Macht der 
Revolution, welche ja nur die Hoffnung dev Reform bändigte. Selbſt alle verftänpigen Res 
volutionäre mußten alsdann ihren Krieg einftellen, bi8 das Scheitern der Reform allgemeine 
Verlegung der Gefühle bewirkte, und bei wirklich glücklichem Ausgang derſelben ji vor ver 
Hand mit ihren Früchten befriedigen. Ahnlich mußte das preußiſche Kaiſerthum als evens 
tuellim Sintergrunde bleiben. 

Die Republikaner und Radicalen und ihre maflenbaften Anhänger ftanden natürlih den 
Mittlen aud in ihrer Mittelftellung ſtets feindlih entgegen; die theilweife Armäherung und 
Nahgiebigkeit gegen fie konnten die Nevolutionäre natürlich nicht im mindeften ernftlich verföhe 
neh. Sie ſchadeten nur dem wahren Anfehen und der innern Einigkeit und Sicherheit der Mittels 
partei. Nun aber ftand diefe bei jener Annäherung zwiſchen dieſer radicalen Volksmacht und 
zugleich zwiſchen ver Macht der noch im Beſitz aller Civil-, Militärs und Finanzgewalt befind: 
lihen royaliftiihen Macht, Oſterreich an der Spige. Auf welche Macht Eonnte fid) nun die Mit- 
telpartei gegen diefe Mächte fügen? Selbft die Zuftimmung eines großen Theils der Mittel: 
clajfen hätte für die Mittelpartei nur im Falle der von ihr feldft befämpften Nevolution und 
ihrer Ginbeit mit den Fürften eine Macht werden können. Sie war es in der halben Lage 
niht. Als daher der Reichsverweſer bei dem Eintritt der Krife die Nationalverfammlung und 
ihr Reihsminifterium im Stich ließ, da blieb dem Reichsminiſterium gar Feine Macht und Hülfe, 
fondern nur die bittere, verzweifelte Nothwendigfeit, ohne Verſuch ver Vertheidigung zu reſigni— 
ren. Selbft ver Verſuch, durch die Mittelclaffen ver Reihsverfaflung die Nadicalen und, wo 
es nöthig fchien, wie in Würtemberg, Sachſen, Baiern, aud die Könige zwangvoll unter: 
zuordnen, dies arbeitete, wie Häuffer in Beziehung auf Baden ausführt, nur ver Revolution 
der Nadicalen in die Hände. Es mußte gegenüber von diefen legtern, die ja jegt vollends nicht 
fürdie Reform, fondern gegen diefelbe kämpften, und gegenüber der Fürſtenmacht und namentlich 
den Großmächten, wenigftend Ofterreih, unvermeidlich mislingen. 

Alles Dieſes ſpricht auch ſchon gegen die einjeitige Errichtung einer provijorifhen Reichs— 
regierung mit Abſchaffung des Deutſchen Bundes. Gegen fie kämpfte der Verfaſſer mit Mathy 
und Andern vorzüglich aud) veshalb, weil die Bildung diefer proviforifhen Einrichtung die 
ſchönſte, für ſchnelle Bollendung der definitiven Verfaſſung unentbehrliche Zeit unnöthig weg— 
nahm, weil audy für die halbrevolutionäre Maßregel, ja mit ihr für die ganze deutfche Narion 
erit die Anerkennung gefucht werden mußte und bei den größern europälfchen Staaten, die den 
Deutſchen Bund anerfannt hatten, nicht erhalten ward. Er befämpfte jie vorzüglich, weil die 
Mationalverfammlung, wenn fie die in der Bundeöverfammlung vereinten Gefandten aller 
Fürſten, die ja Alles, was das Vorparlament und die Nationalverfammlung irgend wünſchten, 
Namens aller deutſchen Fürften beſchloſſen und vollzogen, als ihre proviforifche Reichsregierung 
anerfannt hätte, eine auch bei allen veutichen Negierungen williger anerkannte und befolgte, 
eine viel ftärfere Gewalt hatte, alö jede neue, einfeitig von der Berfammlung gebilvete Behörde. 
Der Berfaffer aber hatte jhon vor dem Zufammentritt ver Nationalverfammlung, um dieſe 
naturgemäßefte Einrichtung zu fördern und zu erleichtern, ald Mitglied ded Bundestags den 
förmlichen publieirten Bundesbefhluß erwirkt, daß die Bundesverfammlung ihre vollzie: 
bende Gewalt und die Verhandlung mit der Nationalverfammlung an drei Bundesminifter 
übertrug. Dieje jollten im Sinne möglidfter Ginigung, der eine von Oſterreich, der andere 
von Preußen, der dritte von Baiern und den übrigen Staaten ernannt und der Nationalver: 
fammlung verantwortlih, aljfo von ihr und ihrem Vertrauen abhängig werden. Selbſt der 
Funfzigerausſchuß hatte der Einrichtung beigeftimmt, bis der unglückliche volföfouveräne, bie 
Vereinbarung verwerfende Gedanke dieſe Einrichtung vor ihrer Ausführung zerftörte. Herr 
v. Zepel, ver großherzoglich heſſiſche Bundestagsgefanpte, hatte fih in den Bundeöverhandlungen 
über dieſe Einrichtung, die Vereinbarungstheorie, förmlich ausgeſprochen. Darüber veranlaßte 
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im Funfzigerausfhuß der fpätere Reichsminiſter Heckſcher einen Skandal und Widerſpruch. Der 
beffifche erfte Minifter, v. Gagern, erklärte fi durch ein Schreiben an den Funfzigerausfhuß 
für venfelben, jeßte den höchſt ehrenwerthen Gefandten ab und zog zugleich die heſſiſche Zuſtim— 
mung zu jenem Bundesbeſchluß zurüd, wodurd, wegen Gagern's Einfluß, die Einrihtung als 
vor ihrem Vollzuge zerftört angefehen werden mußte. 17) Die einfeitige neue proviforifche 
Bundedregierung und die Aufhebung des Bundestags wurden nah unendlihen Verhandlun— 
gen allein von der Nationalverfammlung beihloffen. Dem Berfafler, obwol er alles Diefes 
lebhaft befämpft Hatte, glückte e8 nur nad) den einmal gefaßten Beihlüffen, die Kränfung der 
ſämmtlichen Regierungen zu mindern und ihre Stimmung für die Nationalverfanmlung und 
ihre Reform foviel wie möglih günftig zu erhalten. Er bewirfte durh ein angenonmenes 
Amendement, daß die Gefandten der Bundesregierungen auch nad der Auflöjung ded Bundes 
als die Bevollmächtigten ver Regierungen bei der proviforifhen Reichsregierung blieben, ſodaß 
bie gemeinfchaftlichen Angelegenheiten möglichft gemeinihaftlich gefördert werben fonnten. So— 
dann veranlaßte er, daß die Bundedverfammlung ſchnell zufammentrat, die erwählte neue 
Reichöregierung Namen der Fürften ebenfalld genehmigte und dur einen Kurier den Erz: 
berzog Johann fchneller von feiner Erwählung durch die Bundesregierungen benachrichtigte, als 
die Nationalvetſammlung von der ihrigen. 18) Auch fo Freilich wurde. die unnöthige Schöpfung 
verberblih. Denn ſowie die Oſterreich bedrohende Krife fam, verwandelte ſich der von der 
Nation und für die Nation gewählte deutſche Reichsverweſer plöglich in einen öſterreichiſchen 
Prinzen, verfagte dem Reihsminifterium die Vollmacht zur Durhführung der befchloffenen 
Reichöverfallung und bilvete ein die Nationalverfammlung beleidigendes abgefhmadtes Mino: 
ritätöminifterium. 

Nicht minder erfchien nach dem Bisherigen dem Verfafler die fofortige Ernennung Preußens 
zum Kaijer und die Ausichliegung Ofterreih8 aus der eigentlichen nationalen und ſtaatsrecht— 
lichen deutjchen Neichövereinigung als rechtlich verlegend und verberblich, wie bedeutend aud 
bie dafür vorgebradhten Gründe fein mochten. Es erfchien dennoch dieſe plögliche einfeitige Zer— 
reißung der uralten Bande des deutfchen Öfterreihifchen kernhaften Volkes und feiner Fürſten 
mit dem Reich als halbrevolutionär, ald die moralifche und politifhe Macht der Nationalver- 
ſammlung und ihrer Reform ſchwächend. Es ſchien die Verlegung der Ofterreiher und der Ka— 
tholifen die Eintracht zu ſchwächen und ven Bürgerkrieg durch den Gegenkampf Ofterreiche zu 
proben. Der VBerfafler erklärte diefes wiederholt auf ver Tribüne mit dem Beifügen, daß Öfter: 
reich fo verlegenden Ausſchluß und die ftantsrechtliche Herrfchaft feines alten Rivalen über 
ganz Deutſchland, wodurch es ſich ſelbſt ald Großmacht bedroht fehe, ohne viele verlorene 
Schlachten nicht zugeben werde, und daß es bei ſolchen Intereſſen und Stimmungen das ſeiner 
Ehre und Macht verderbliche Werk nimmermehr durch freundliches Eingehen eines engern völ— 
kerrechtlichen Bundes foͤrdern und gutheißen werde, daß ein ſolches Bündniß von einer der 
rivaliſtrenden Mächte dem eigenen Intereſſe dienſtbar gemacht oder aufgeopfert werden würde. 
Er führte aus, daß, wenn vielleicht ſpäter die Berechtigung und die Nothwendigkeit 
eines preußifchen Kaiſerthums eintreten fönne, alsdann alles Nachtheilige und Gefährliche jih 
weſentlich mindern müffe. Nimmermehr aber dürfe man auf eine noch als ungerechtfertigt, auf 
eine ald preußifch= und proteftantifch=parteiifch erſcheinende Weife dieſe Einrichtung voranftellen 
und dadurch die moralifche Kraft und Eintracht gefährden. 

Die Einigung und Einheit Deutfchlands war das Kofungswort der Foderung und Begrün: 
dung des deutjchen Parlaments. Durfte ed wol von vornherein, ohne die Außerften Ber: 
fude,diefeAlufgabezuverwirfliden,ohne die objectivgemworbenen, der Welt 
klar vorliegenden Rechtsgründe der Ausſchließung eined Theil der Nation und der 
Zerreißung des alten Vaterlandes, beide ausfprehen? Der Verfaſſer beftritt e8 ald ungerecht 
und ververblih, daß man, auch abgejehen von jener Ausſchließung Oſterreichs durch die preu- 
ßiſche Kaiferwürde, für die Aufnahme von Deutihöfterreih die Bedingung (in Art. 2 ver 
Reichöverfaflung) made, daß deutfche Staaten mit nichtdeutfchen nur durch bloße Perfonalunion 
vereinigt fein dürften. Ungerecht war Dies, weil der deutſche Bundesftaat nur foviel zu fodern 
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17) ©. hierüber „Offentliche Erflärung der Bundesverfammlung“ (Frankfurt a. M. 1848). 

18) Man hat unbegreiflicherweife in diefer und ähnlicher Beftrebung des Verfaſſers zu Gunſten von 
Beichlüffen, die er vorher heftig beftritt, eine Inconfequenz finden wollen. Aber uns erichien es als bie 
erfte Pflicht eines Parlamentsmitgliebs, fich der Mehrheit unterzuorbnen und, ſoweit Pflicht und Ehre 

es erlauben, ihre gültig gefaßten Befchlüffe zu unterſtützen. 
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herrätigt war, daß dieſe Verbindung der deutſchen Länder mit, nichtveutfchen Feiner Erfüllung 
veutiher Bundespjlichten entgegenftehen dürfe. Wenn aber Ofterreich died anerfenne, dabei 
aber feine jhon durch die Pragmatiihe Sanction begründete reale Zufammengehörigfeit aller 
- Linder erhalte, wenn ed zur Ordnung der Succefflon des gemeinfhaftlihen Kaiſerhauſes, zur 
Ausgleihung der Laſten aller Länder für die gemeinfchaftlihen Regierungsbevürfniffe, zur Foͤr⸗ 
derung der innern Verbindungswege u. |. tv. feine fänmtlichen Länder auf einem Bundestage 
wollte vertreten laffen, ohne irgend deutfche Bundespflichten zu verlegen, fo war dieſes Ofter- 
reichs gutes Recht. Diefes willkürlich zu verlegen, ſchien dem Verfaſſer, wie es alsbald auch 
die Entrüftung der Deutjhöfterreicher über jenen Artikel beftätigte, eine unnöthige und verberb: 
lihe Beleidigung. 

Die ſtärkſte Vertheidigung ihrer Vorfchläge fand natürlich die Mittelpartei in ver Behaup— 
tung, daß jeder andere, jeder auf die ftrengrechtlihe Achtung der beſtehenden Verhältniſſe ge: 
gründete Vorſchlag unvollfommen und fchwierig fei. Nun ja, das jind wirklich in der deutſchen 
Einigungsfrage alle, ver ver Mittelpartei jet jogar nach dem unmittelbaren Erfahrungsbeweife. 
Die Zukunft beherrſcht Fein Sterblicher. Es muß genügen, wenn der Vorſchlag rechtlich vor: 
wurföfrei ift und wenn für die Durchführung feiner wefentlihen Foderungen nach den gegebe: 
nen Berhältniffen vie Möglichkeit und Wahrfcheinlichkeit des Gelingens gegeben find. 

So aber erſchienen dem Verfaſſer die Vorfchläge, die er ald Mitglied des Verfaſſungs— 
ausihufes und in der Nationalverfammlung größtentheild vergeblich vertheinigte und melde 
wir dann mit vielen gleihgejinnten Reichdtagsabgeorhneten ald Minoritätdanträge dem Ent: 
wurf der Reichöverfaffung beifüigten und, unter dem Titel: „Verbefferungsvorfhläge 
zu dem in erfter Leſung angenommenen Entwurfe der veutfhen Reichsver— 
faſſung“ beſonders abgedrudt, durch eine Deputation an die Öfterreichifche Negierung nad 
Bien jendeten, um ihre bis jett ſtets verzögerte zuftimmende Erflärung für dad deutfche Ver— 
faſſungswerk zu erwirfen. 

Die für Die freie und einigende kräftige nationale Bundedverfaffung wefentlihen Punfte 
entiprahen auch Hier ven obenermähnten Berichten an die badiſche Kammer und an das Vor: 
parlament und fchloffen in ver Durchführung überall möglichit dem Entwurf der Neichöverfaf: 
fung fih an. Sie waren I. eine nationale, vom Bolfe erwählte Vertretung des ganzen Volfes, 
ein Volkshaus, I. ein zunächſt Die einzelnen Bundesftaaten und Regierungen vertretendes 
Staatenhaus oder Oberhaus und ILL. eine gemeinfhaftlihe Bundesregierung. 

Bei der Bundedregierung aber beachteten wir 1) die gegebenen Verhältniffe zweier deut: 
ſchen monardifchen Großmächte, von denen jicherlich feine die andere ala ihr erbliched Oberhaupt 
anerkennen, feine ohne die zerftörenpften Bürgerfriege jich ausfchließen laffen würde. Um aber 
2) die möglichften Vortheile einer mächtigen und feften, einer erbmonarchifhen Bewahrung der 
Einheit und Würde des Reichs nach innen und außen zu retten, legten wir die Nepräfentation 
des Reichs und der Reichsregierung und die Vollziehungsrechte theild, wie die Amtsernen— 
nungen, ausſchließlich, theild in Verbindung mit einem Reichsrath von drei zu drei Jahren ab: 
wechſelnd in die Hand eines der beiven mädjtigiten Erbfürften. Wir nahmen an, daß Eid und 
Rechtſchaffenheit, daß der baldige Wechfel und die einigende und vermittelnde Kraft der übrigen 
Bundedregierungen ald Mitglieder eined mächtigen Reichsraths, vorzüglich aber die Kraft des 
nationalen Parlaments die Rivalität beiver Mächte auf einen wohlthätigen Wetteifer beſchrän— 
fen, daß fie Gewaltausfhreitung und den frühern Misbrauch ver Reichsgewalt zum Vortheil 
der Hausmadht verhinderfi würden. 3) Die übrigen Bundesregierungen, fowie diejenige deutſche 
Großmacht, für welde die Reichsvorſtandſchaft auf drei Jahre ruhte, würden ihre hohe Würde 
und Beftimmung behaupten durch ihre Landesregierungsrechte, durch ihren Antheil an Bil: 
dung des Staatenhaufes, vorzüglich aber durch Theilnahme am Reichsrath, welcher mit In— 
begriff des Reichsvorſtandes die Reichsregierung bilden und Beirath und Zuftimmung in den 
wichtigften Regierungsrechten, z. B. bei Berfafjungsänderungen, bei Staatöverträgen, bei Ge: 
fegen, ausüben follte. 

Diefe Berfaffung böte allen Betheiligten, dem ganzen deutſchen Volke, ven deutſchen 
Fürften und den beiden deutfhen Großmädten, fogar noch außer dem Höchſten und Wefent- 
lihften für alle ehrliebenden und pflichttreuen Söhne des Vaterlandes, noch außer der Ein— 
beit und Macht ver Nation und außer ihrer freien und reihen Entwidelung, befondere große 
Bortheile. Für die Bürger darf man nur nennen die Theilnahme an der Mitberathung 
und Mitverbürgung der vaterländifchen Angelegenheiten, der Ehre, der Macht und des Wohle 
des Baterlandes. Ohne die einigende , die Nationalintereffen wahrhaft vertretende Kraft eines 
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Nationalparlaments wird die Nation ftetd dur dem Ausland vortheilhafte Gegnerſchaft ver 
beiden Großmädte und Nheinbündlergefhichten der Kleinftaaten und durd dem Molfe und 
feiner Freiheit feinvlihe ungerechte Fürftenbundsbefhlüffe beproht fein. Nicht etwa blos 
ſchlechte Geſinnungen der Betreffenden führen bazu, jondern die unnatürlide Stellung als 
fouveräne, von der Nation loögeriffene Regierungen. Für alle mittlern und fleinern 
Fürſten, die bisher ven Mafregeln der großen Gabinete in den wichtigſten Dingen meift 
nur ergebenft verbanfend hintennach zuftimmen mußten , ift ver bejondere Gewinn ihrer ver: 
mehrten würdigen Theilnahme durch den Gig in der Reihöregierung und durd ihren Einfluß 
bei ver Bildung des Staatenhaufes ebenfalls fonnenklar. Die Großmächte aber gewinnen 
ftatt ihrer nur dem Ausland zum Vortheil zufallenden, falſche Neutralitäten und feinvliche Al- 
lianzen begründenden Rivalitäten ebenfalld die evelften VBergrößerungen und Verbürgungen 
ihrer Ehre und Madıt. Sie gewinnen fie bei der entſchiedenen Bermehrung deutfcher Macht, bei 
ihrem größern Einfluß auf die europäifchen und deutfchen Angelegenheiten, durch die zeitweiie 
Ausübung der Neihsvorftanpichaft über das nun mächtigfte und glänzendfte europäifche Reich 
und durch ihre flete directe und indirecte Mitregierung in den kurzen Zwifchenzeiten, vorzüglich 
aber durch die allzeit geficherte Unterftügung gegen die Auswärtigen. Für Ofterteich und für 
Deutſchland aber entjteht nicht erft, fondern mindert ſich jo die vorhandene eigenthümliche Schwie: 
tigkeit ſeines Befige8 großer außerdeutſcher Länder, fofern ed den naturgemäßen Weg ein: 
ſchlägt, ven auch ver edle Graf Stadion in langen Verhandlungen mit dem Verfaſſer vieler Zei: 
len al8 den beften und mit der deutfchen Reichsverfaſſung vereinbarlichiten Weg anerkannte. 
Diefer Weg beiteht darin, daß alle verſchiedenen öfterreichifchen Länder, unbefchadet der deut: 
{hen Pfliten, in gemeinfhaftliher öfterreihifcher Bundeseinigung ihre gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten, 3. B. die des Bürftenhaufes, der gleichen Vertheilung gemeinfhaftlicher Kaften, 
berathen, dagegen in befondern Landesverfaffungen ihre befondern Intereifen wahren, wobei 
denn die deutſchen Lande natürlich die ihrigen theilweiſe auch im deutſchen Bunde verhandeln 
fönnen. Das deutfche Element, deutſches Fürftenhaus, deutſche Gultur war ſtets und ift noch 
dad Gentrum und die Vereinigungsfraft der öfterreihifhen Monarchie, die durch fie entjtand 
und groß wurde. Aber ohne Zufammenhang mit Deutfchland, duch nur 8 Mill. Deutiche 
gegen 20 Mill. Slawen u. f. w. ift daſſelbe viel zu ungenügend vertreten. Selbft ald Großmacht 
kann Ofterreich, wie neuerlid der ruſſiſche Krieg zeigte, fi nur gefichert bewegen und behaupten 
durch glanzvolle Stellung und großen @influß in Deutſchland. Die Deutichen aber fönnen den: 
felben ald auswärtigen Einfluß und ald eine rheinbündlerifche Oberherrſchaft nimmer rubig 
dulden. Beide gewinnen aljo durch foldhe freie verfallungsgemäße Einigung. Die ſchmachvolle, 
beinahe vollftändige Napoleonifhe Oberherrfhaft au über Ofterreid und Preußen , die halbe 
von Rußland, die Vereinigungen und Vereinigungsgelüſte franzöſiſcher und ruſſiſcher Herr: 
fer, die Demüthigung Preußens und Deutſchlands durch dänifche Politif und däniſche Ser: 
macht, die ruſſiſche Cinmifhung in die deutſchen und preußiſchen Verfaſſungsverhältniſſe ge: 
nügen wol, um für Preußen und Oſterreich wie für Deutfchland ſolche Einigung zu empfehlen. 
Preußen namentlich, welches ohne einen Friedrich oder ohne die feltenfte Volksbegeiſterung zwi: 
fhen Großmacht und Kleinmacht ftetö betrübt mit jammervoller Politik hin- und herſchwankt, 
und ebenfo Oſterreich würden durd fie ihre Großmachtsſtellung und die dazu unentbehrlide 
Herrichaft über Deutichland erſt legitimiren, fihern und vermebren.* Die übrigen 
deutichen Fürſten erhielten zuerft eine wirflihe würbige europäifche Stellung und Wirk: 
ſamkeit, ftatt der jel&ft von den großen Mitfürften verfpotteten bamberger Gonferenzverfuche. 
Durften nun wol deutſche Patrioten nicht hoffen, daß ſelbſt durch vereinbarenvde Zuftim: 
mung alle Theile die einzig mögliche, allen Theilen wiederganzen Nationvor: 
theilbhafte und ehrenvolle Einigung annähmen, annähmen in einer Zeit, wo die allge- 
meinften Gefühle ver Pflicht und des Interefle, ja des Bedürfniſſes und der Noth zu der Einigung 
trieben und die alljeitige allgemeine Parlaments:Berufung und Beſchickung veranlaßten? Haben 
doch auch die zerjplitterten Schweizer mit Bejlegung ihres alten Cantonligeiſtes gerade 
in der damaligen Zeit ihre naturgemäße Bundesverfaflung auf jenen obigen drei Grundlagen 
ruhmvollſt und glüdlichit bewirkt! Ind wenn etwa nod irgendwo geheime unpatriotifche Rear: 
tion zurückzudämmen war, war jie nicht ungleich glücklicher ald durch eigene halbrevolutionäre 
Bolksfouveränetät, Bedrohung und Annäherung an den Radicalismus, vielmehr dadurd über: 
wunden, daß die ftrenggeleglihe Barlamentsmehrheit zugleich mit dem friedliebenden Beiig: 
ftand aller Glaffen und mit den Negierungen jich eng verbindet hatte, jedoch nur auf die Be: 
dingung ſcheuniger Ginigung in der allein rettenden Sanction ded Rechts und der Ehre ber 
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Nation und mit der unvermeidlichen Ausſicht, daß bei vem Zurüdftoßen ver gemäßigten Va— 
terlandöpartei naturgemäß dev Anarchie der Berzweifelnden und der Ercentriihen das Feld 
bleibe? Denen, welche zweifeln an der glüdlichen Löfung auf diefem Wege, rufen wir ins Ge: 
daähtniß zurüd die wunderbar allgemeine patriotifhe Stimmung und Einigung ver Nation, 
der Regierungen und der Nationalverfammlung , ohne Störungen durch Eirchliche und weltliche 
partieulariftiiche Beſtrebungen, in dem erften halben Jahre ver deutſchen Erhebung, ehe die 
Misftimmung über das preußifche partieulariftiihe Kaiſerthum, über die halbrevolutionären 
Bolksjouverinetätderfheinungen überallhin Keime der Zwietracht ausgeftreut, die Frechheit 
der Radicalen und dadurch wieder die abjolutiftiihe Fürſtenmacht geftärft hatten. 

Das berbfte Schickſal hat anders entſchieden, als e8 die das preußiſche Erbkaiſerthum wol- 
lende Mittel- und Majoritätspartei, anders auch, ald es die revolutionäre und republifanifde 
Partei erftrebte, die wenigftend dag mit der erftern gemeinfchaftlicd hat, daß fie mit ihren ertre= 
men Wegen für einen glüdlihen Erfolg viel gu früh und zu unberehtigt auftrat. Das, 
was der Verfaſſer mit feinen Freunden erftrebte, konnte wenigſtens rechtzeitig feine Majorität 
finden. Er hat nie tiefer und hmerzliher feinen Mangel an größerm, zum ſchweren Siege nö— 
tbigen politiihen Talent und Vermögen empfunden. Es konnte ihn natürlich in dem herbſten 
und tiefiten Schmerz feines Lebens, in dem über die Zerftörung der deutſchen Reichsverfaſſung, 
welcher ſchon fein erfter politiicher Verfuh gewidmet war, nicht tröften, daß öffentlich aus: 
geiprohene gewichtige Urtheile britiiher und franzöſiſcher Staatsmänner ebenfo wie der durch 
Schwarzenberg's Ubergewalt zum Märtyrer gemachte größte Öfterreihifche Staatsmann Graf 
Stadion feinen Anfichten beiftimmten. Selbft ver letzte Rettungsverſuch, welchen der Verfaffer 
in der Nationalverfammlung durch ven Antrag auf eine die zweite Leſung der Verfaffung für 
fpätere Zeit aufichiebenve aldbaldige Annahme ver Verfaſſung nah dem erften Entwurf und 
mit der Wahl des Königs von Preußen zum Kaifer verfuchte, ift gefcheitert 19), ebenfo wie die 


19) Ein Gegner beſchuldigte mich öffentlich wegen diefes legten Vorfchlags der Inronfequenz. Aber 
ih hatte, wie es mein Antrag jelbit nachwies, ftets in der Nationalverfammlung und ſchon in der 
Rede an meine Wähler erklärt, daß ich der Wahl Preußens zum Erbfaifer nur folange widerfpreche, 
als nicht das Necht und die Nothwendigfeit zum Berzicht a die gleichberechtigte Theilnahme Ofters 
reiche an der Reichsverfaffung objectiv flar begründet feien, Ich war wegen der ungerechten und un: 
politiichen Ausfchliefung der Ofterreicher aus den Reichsminifterien zu einer für die Theilnahme Dfter: 
reiche vermittelnden Partei nur mit der ausdrüdlichen Erflärung getreten, daß ich von dem Tage an 
für preußifche Reichsvorftandfchaft ſtimmen würde, wo jene Theilnahme von Oſterreich zurückgewieſen 
oder unmöglich fei. Und ein Mitglied diefer Vermittelungspartei, der Abgeordnete Edel, hatte bei 
unferm Sufaın mentritt biefes förmlich auf der Tribüne der Nationalverfammlung erflärt. Erſt da, ale, 
leider jene Theilnahme wirtlidy urfundlid) zurückgewieſen war, ftimmte ic; für Preußen. Erſt nachdem 
fie von Ofterreich zurücgewiefen war durch die gleichzeitige Burückfendung unferer Vermittelunge: 
vorſchlãge von der Öfterreichifchen Regierung und durch die Faiferliche Beftätigung der Verfaflung von 
Kremſier, welche, alle deutſchen Reichslande Ofterreichs in den Öfterreichifchen Einheitsſtaat einfchließend, 
fie ausprüdklich den Pilichten gegen Deutfchland entzog und fo den Zweck der von Ofterreich felbft als recht= 
lich notbwendig anerfannten deutfchen Verfafiungsreform förmlich rechtswidrig verlegte, erft da erfolgte 
mein Antrag auf die Wahl Preußens. Er erfolgte jedoch auch jest noch mit dem ausdrücklichen, einer 
verfühnenden Ansgleichung Raum laffenden Zufaß, daß alabald nach der angenommenen Reichsverfaffung 
und Kaiferwahl der Kaifer und die neue Reichsverfammlung mit Ofterreich über Beitritt oder die Ver— 
hältnifje der deitichen Lande zum Neich in Verhandlung trete. Diefer Artifel meines Antrags fchien 
mir auch heilfam zur Befeitigung von Bedenflichfeiten gegen die Aunahme in Berlin. Doch wurde diefe 
nad) der Überzeugung der fachfundigften preufifchen Staatsmänner nur badurdy verhindert, daß erft bei 
einer zweiten Abitimmung in der Nationalverfammlung der Antrag fiegte, nachdem in der kurzen Zwi— 
ſchenzeit zmwifchen beiden Abftimmungen durch das Zufammenwirfen der Ofterreicher und ber Barticulas 
riften mit den Rabdicalen der Inhalt der Verfaſſung theilweife entftellt und das Anfehen der Nationals 
verfammlung gefunfen war. Bielleicht bin ich es meiner Beftrebung in der großen vaterländifchen Sache 
ſchuldig, da ich hier nach Jahren zum erften mal von ihr Öffentlich rede, gleicherweife wie den der Incons 
fequenz auch einen zweiten Vorwurf zurückzuweiſen. Derfelbe gegnerische öffentliche Angriff von Jürgens 
und ein auf derfelben fchlechten Duelle beruhender in einer Vorrede Vogt's möchten meine Beftrebungen 
auch durch den Vorwurf von einigem Eigennug befudeln und verbächtigen. Sie deuten dabei hin auf einen 
in der Zeit der blühenden Revolution in einem der täglichen Schmähartifel gegen die Bekämpfer der Ne- 
volution oder gegen die angeblichen ‚‚ Bolfsverräther‘’ vorgebrachten Vorwurf, ich hätte einen ungebühr: 
lich hohen Gehalt angenommen und bei jenem Vorfchlag mich durch die eigennügige Rückſicht, denfelben 
nicht zu verlieren, beftimmen laffen. Allein mein perfönlicher Gehalt ala badifcher Bundestagsgefandter 
war (mit 3500 Gldn.) äußerſt mäßig, nicht höher ala die Befoldung eines badifchen Kreisdirectore und 
faum halb fo hoch ale die eines badifchen Staaterathe., Das gefandtfchaftliche Nepräfentationsgeld 
aber, welches nicht für mich, fondern für die würbevolle erfolgreiche Durchführung ber wichtiaften biplos 
matifchen Bertretung von Fürft und Land beftiimmt war, diefes war nach ben Öffentlichen gebruds 
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Verſuche ded Dreifönigsbunded und des deutſchen Fürftentags in Berlin und enblid ver des 
allgemeinen deutſchen Miniftercongrefles in Dresden. Noch viel unglüdlicher endigten die revo⸗ 
[utionären Rettungsverfuhe in Sachſen, Rheinbaiern und Baden, deren Schilderung man 


und bier erlaffen muß. 
Auch andere Nationen errangen bei viel geringern Schwierigkeiten, ald wir Deutfche zu bes 


legen haben, erft nach längern jhweren Kämpfen einen würdigen befeftigten freien Verfaſ— 


ten KRammerprotofollen nurdasetatsmäßige, von beiden Kammern ur.. fe ſt⸗ 
geſtellte. Früher hatte die Oppoſition ebenfo wie bei andern Budgetfoderungen ſich mit den Miniſte⸗ 
rien auf: und abgeboten, bis die betreffende Summe ermittelt und nun eine ganze Reihe von 
Jahren hindurch ftets ohneeinen einzigen Widerſpruch inber Budgeteommiſſion und 
inber Kammervon beiden eintimmig alsnothmwendig für die Stelle anerfannt wors 
den war, fo namentlich auch noch in dem vom Oppofitionsmann Heder erftatteten Budgetbericht 
vor meiner Ernennung. Nur allein 2000 Glon. barüber hinaus, welche mein Vorgänger, Herr 
v. Blittersdorf, und zwar zulegt unter dem Vorwand einer gleichzeitigen Gefandtichaft am beigifchen 
Hofe bezog und welche der Schmähartifel mit Berwecjfelung einmifchte, nur biefe waren beftritten. 
Diefe aber und ebenfo andere 2000 Gulden für die neue außerordentliche Ginfommenfteuer, im 
Ganzen alfo 4000 Glon. bezog ich weniger als er und diefes in einer Zeit, die dem Gefandten 
viel mehr gefellfchaftliche Verpflidytungen Gain als früher. Völlig freiwillig wies ich denn auch 
1849, als nach meiner Überzeugung die Geſandtſchaft durch die Bundeszuftände nußlos geworben war, 
diefe Repräfentationsfumme acht Monate vor meiner Benftonirung zur Verwunderung des Minifters 
zurüc und verlangte dann Penfionirung nur nach der eigentlichen Beſoldung und nur ftreng gefeglich mit 
allen Abzügen feftgeftellt. Sie beträgt foldyergeftalt noch nicht foviel als meine Befoldung im Ausland 
(in Bonn), welche ich 30, jegt bald 40 Jahre Prüher freiwillig dem Cintritt in einen badifchen Staates 
dienft mit halb fo großem Einfommen geopfert hatte. Auch die fernere Behauptung jenes Schmähartis 
kels, ich hätte neben meinem Gehalt noch die Diäten als Reichstagsabgeorbneter bezogen, ift nichtswür—⸗ 
dige Verleumbung. Obwol ic; vollftändig zu diefem Bezug berechtigt war und auch die in Frankfurt 
angeftellten Gollegen neben andern Gehalten die gejeglichen Diäten annahmen, bezog ich nie einen Heller 
von denielben, fondern ſchenkte auch diefe Summe (gegen 2000 Gldn.) völlig freiwillig dem Fiscus. 
Nicht minder unwahr endlich war bie fernere ng an vom Bezug großer Summen für meine drei Ges 
fandtfchaften unter der Reichsregierung (nach Lauenburg, Stodholm und Olmütz). Ic bezog als 
Reichsgefandter lediglich Erfag für Die Koften. Obgleich ich den Schmähartifel zu verächtlich fand, um 
ihn zu beantworten, fo habe ich doch bald nachher bei ſich ergebender Gelegenheit in öffentlicher Sitzung 
der zweiten badifchen Kammer, mit Berufung auf die im Befige der Mitglieder befindlichen Kammers 
protofolle und die betreffenden ihnen befannten Berfonen, wie den Minifter und den Kammerarchivar, 
die ganze Unmahrheit durch die wahren Thatfachen in Beziehung auf meine wol mehr als gewöhnlich 
uneigennüßige Handlungsweife vollftändig dargelegt, ohne daß ein Widerfpruch erfolgte oder erfolgen 
fonnte. (S. das Protofoll der 142. Sigung vom 6. Febr. 1849.) Iene oben erwähnten urfundlichen ° 
Beweiſe aus den Budgetverhandlungen aber finden fich in den gebrudten Protofollen der zweiten badis 
Then Kammer über das Budget des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten auf den Landtagen 
1847/49, 1845/46, 1844/45, 1842/43, 183%40. Heder fügte in jenem von der Budgetcommiffton und 
der Kammer einftimmig genehmigten Bericht zum Brotofoll der 28. Sigung 1846, ©. dl, nody beſon⸗ 
ders als Grund der Nothwendigfeit des etatmäßigen Anfapes der Repräfentationsgelder hinzu: ‚, Kaum 
ift eine Stelle im Staate von größerer Bedeutung als die eines Bundestagsgefandten.” In der Die: 
euffton des Budgets von 183%40 (PBrotofoll vom 8. Juli 1839, S. 300) bewilligte ich nicht nur auss 
drücklich die nachher 1848 von mir bezogene Summe mit allen Mitgliedern als nothwenpig, fondern 
machte noch darauf aufmerffam, daß Rotteck ebenfalls Die Summe als nothiwendig anerfenne und nur die 
Unzufriedenheit über die Bundesverhältniffe bei diefer Gelegenheit ausdrüden wolle. Obne mein Zuthun 
hat auch Mathy in der „ Deutfchen eitung‘‘ auf die urfundliche actenmäßige Wahrheit gegen bie nichtes 
würdigſte Verdaͤchtigung hingewiefen. Doch was hilft dies gegen fo leichtfertige Männer, die die fchlechte 
Duelle felbft zu verächtlich fanden, um fie nur zu nennen, dennoch aber die fledenlofe Ehre eines lebens⸗ 
länglich unbefcholtenen Mannes nun ohne Duelle verleumderifch anzutaften wagen. Die elende fernere 
Verdaͤchtigung, ale wenn die Furcht vor Berluft der Gefandtfchaftseinnahme mich zu der Inconfequenz 
des Antrags auf die Raiferwahl beftimmt haben möchte, ift ſchon durch die nachgewiefene völlige Gons 
fequenz diefes Antrags befeitigt. Es bedarf audy wol diefelbe und die lügenhaftefte Klatfcherei zu 
ihrer Unterflügung feines weitern Wortes, ba ein folcher Ehrenmann wie Robert v. Mobl in einer 
Abfertigung Jürgens’ in der „Allgemeinen Zeitung‘ gerade die vielen lebenden Chrenmännern ber 
fannte Kalfchheit diefer Klatfchgeichichten als das ſchlagendſte Beiſpiel foldyer unmwürdiger Verdäch—⸗ 
tigungen herausheben und der öffentlichen Verachtung überweiſen konnte. Am wenigſten hätte man wol 
einen Mann des Gigennuges in feiner öffentlichen Wirkfamfeit befchuldigen follen, der in feinem lebens⸗ 
länglichen ſchweren Kampf gegen die reactionäre Unterbrüdung des vaterländijchen Rechts zweimalige 
Benflonirungen und vier Griminalprocefie willig hinnahm, ficher, daß die leidenfchaftlichite, mittelreich 
Berfolgung zwar öfonomifch verlegen, aber feine Rechtswidrigfeit, gefchweige denn eine Unwürdigfeit zu 
‚ihrer Unterftügung auffinden oder dem Publicum glaublich machen fönne. Mit diefer legten Bemerkung 
will ich übrigens natürlich nicht diefelbe gleichzeitige Befchuldigung eigennügiger Motive gegen Andere, 
die anerfannte Ehrenmänner, wie Solveler Jordan, H. v. Gagern und feine Mitminifter, als irgend 
weniger nichtöwürbig bezeichnen, wie Die gegen mid). 
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fswtuftand. Die deutfche politifche Bildung muß reifen, ihre fittliche Kraft wird nicht [hwin= 
ber ebenfo wenig twie das Bedürfniß und der von allen veutfchen Negierungen wiederholt feier: 
8 merfannte Rechtsanſpruch für eine Verfaflungsreform im Wejentlihen nah ven 1848 
As beratbenen Beftimmungen. Als die dringendften Gründe des Rechts und des Bedürfniſſes 
surde es damals zur Genüge nachgewielen, daß die biöherigen Einrichtungen die Ehre, die 
Einbeit und die Sicherheit des Vaterlandes, forwie die Rechte und die Würde feiner Bürger 
gegen Ausmärtige und gegen die innern Bundes: und Landesgewalten durchaus nicht genügend 
beihägten. Leider bat der Furze Zeitraum nach der Auflöfung der Nationalverfamnilung und 
der Birderberftellung der alten Bundeseinrihtung binlänglich pargethan, daß in beiden Haupt: 
Beziehungen die beiligiten, ungerftörbarften Nechterund Foderungen der deutſchen Nation und jedes 
saterlandliebenven Ehrenmannd keineswegs befriedigt feien. Eine ausführliche Beweisführung 
diefer thatſächlichen Wahrheit, welche zum Theil fpätern Artikeln angehört, würbe bie 
fämerzlichften Gefühle hervorrufen. Aber e8 wird hier genügen, nur andeutungsweife zu er: 
wähnen die Bernichtung der deutſchen Flotte, dad Unrecht gegen Schleswig-Holſtein, vor allem 
das argen ihre urkundliche und anerfannte Realunion, ihre deutſche Nationalität, Sicherheit 
und Ehre, das Yondoner Protofoll und den rufjiihen Krieg; ferner die Preisgebung ber 
Presfreibeit an die ängftlihfte Genfur, der mit willfürlihen Verboten und Conceſſionsentzie— 
bungen bedrohten Druder und Buchhändler un die Öfterreihijchen Verfügungen nicht blos 
gegen die beſondern, jondern aud gegen allgemeine deutſche Verfaſſungsrechte, endlich die ein= 
feirigen Zerftörungen beſtehender und heſchworener Verfaſſungsrechte, welche gegen Kurheſſen, 
Hannover, Mecklenburg, Zuremburg und andere deutſche Länder ohne unparteiiihes Gericht 
mit Sülfe des blos völkerrechtlichen Fürftenbundes, des einfeitig erfundenen, einfeitig ausge— 
legten vieldeutigen monarchiſchen Princips erzwungen wurden, in einer Weife und mit Mitteln 
erzwungen wurden, welche die fittlichen und rechtlichen Gefühle aufs tieffte verlegen. Die Zus 
remburger Elagten, daß blos, weil fie Deutjche find und das Unglück haben, dem Deutfchen Bund 
zu unterſtehen, fie ver Rebtgund Schugmittel, wie die holländischen Unterthanen ihres Könige 
fie befigen, beraubt jeien. Aus manchen deutſchen Ländern erfährt man ſtets neue willkürliche 
Rechtsunterdrückungen gegen achtbare Bürger, bei welchen jede Rechtshülfe feblt. Denn ſelbſt 
die Rechte des alten deutſchen Reichs, unabhängige Juftiz zum Schug von Beamten, Bürgern, 
Grmwerben, jind durch die Adminiftrativ- und Disciplinargerichte und Gompetengconflicte zer: 
kört Die neuen Schugmittel wahrer Nepräfentativverfaflung aber fehlen ebenfalld; das für 
Ehre und Gefühl jedes nicht entarteten Deutfchen weientlichite aber ift Gerechtigkeit und ein 
wabrer Rechtözuftand. Freilich, in den meiften deutſchen Staaten zeigt ſich jeßt, wie in Baben, 
Mäßigung und Milde, und in der öffentlichen Meinung herricht noch die Ebbe der Reactions— 
zeit und das Materielle vor. ber die Fundamente für wiederfehrende Flut- und Sturm— 
jriten fehlen. 

So fodert denn nicht blos die Rechtsachtung, jondern die Sorge, dad Vaterland in neuen 
Krifen vor Unbeil zu bewahren, dazu auf, die alte Rechtsfoderung bis zu deren glüdlicher end⸗ 
lichet Befriepigung bei jedem paſſenden Anlaffe wieder zu erneuern. 

Den Fürften und Regierungen der Nation aber fteht es zu, zur Verwirklichung diefed we: 
ſentlichſten Rechts und Bedürfniſſes der Nation die Initiative zu ergreifen. Ihre Weisheit 
wird ed erwägen, daß Pflicht und Ehre und die unausbleiblichen fernern Gefahren der Nation 
nit geftatten fönnen, ihrerfeits auf diefe Berwirklihung zu verzichten 20), und daß es nicht 


— —— 








20) In diefer Überzeugung glaubte der Verfaſſer auch in den frankfurter Vorberathungen des gothaer 
8 den Antrag machen zu müflen, daf der preußifche Borfchlag einer friedlichen Vereinbarung 
der Nation mit den Regierungen über Mopiftcarionen der Reichsverfaffung nur mit der ausdrücklichen 
Erflärung anzunehmen fei, daß man, falls auch diefer Verfuch, das Wefentliche der Reichsverfaflung auf 
friedlichen Wege ins Leben zu führen, durch die Regierungen fcheitern follte, jene mit der möglichft 
großen Übereinftimmung der N ürfen und der Nation zu Stande gefommene Feftitellung der National: 
tedhte in der publicirten freicgeverfaflung als fortdauernd gültig betrachten müffe. Auch die nothwenbige 
Conſequenz der Männer der Nationalverfammlung, welche die Berfaffung als endgültig befchloffen pus 
blisiren ließen, die Ehre der Mebrheitspartei der Nationalverfammlung, der nachher jogenannten Go: 
thaner, fchien mir diefe Erflärung zu erheifchen. Auch wurde jene Erflärung in der franffurter Ber: 
fammiung befchlofien und von Dahlmann und Mathy vortrefflich und unverlegend redigirt. Indeſſen 
wurde dieſe ausprüdliche Erflärung von den preußifchen Mitgliedern beftritten und nur mit einer Majo— 
tität von einer Stimme genehmigt. Es war mithin ihre Berwerfung in Gotha, wo ficherlich ungleich 
mehr Breußen erfchienen, die ihres Königs wegen fie nicht wünfchten, leicht vorauszufehen. Der Ders 
faſſet, der nach feiner Überzeugung fich nicht damit begnügen fonnte, daß, wie man ihm entgegenfegte 
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wohlgethan jein möchte, die Nation aufs neue in eine Lage wie die von 1848, oder in eine be= 
denflichere kommen zu laſſen. Die Bürger fünnen vor der Hand nur mit der Beharrlicjfeit 
und Gejinnungsenergie für ihr Recht, welche die erften Eigenſchaften und die Ehre tüdhtiger, 
ebrenwerther Völker find, ven Willen und die Beftrebung für das Rechte fefthalten und dieſe da, 
wo ed angemeſſen jcheint, bethätigen 

So thaten es feitvem auch die meiften deutihen Ständefammern, namentlich audy die ba= 
diſche. Im der öffentlichen Sigung vom 19. Dec. 1850 (Protofolle, ©. 176) foderte der 
Abg. Welder den Minifter des Auswärtigen unmittelbar vor feiner Abreie zu den Dres— 
dener Gonferenzen in der Form einer Interpellation auf: „daß Baden im Verein mit andern 
deutichen Negierungen der außerften Gefahr begegne, mit welder dad Preidgeben ver Nationals 
ehre nad) außen und des Nechtözuftandes im Innern die Nation und am gefährlichſten die Re— 
gierungen bedrohe, jedenfall® aber einer unbeilvollen Wiederherftellung der Ausnahmegefege 
ded Deutichen Bundes und jeder neuen einfeitigen Verabredung entgegenwirfe, die die Nechte 
der deutfchen Volksſtämme ſchutzlos der Willfür überlieferte und dagegen unter dem Borwande 
des despotiſch aufgefaßten monarchiſchen Principe einfeitig nur den Regierungen in ihren Rechte= 
ftreitigfeiten mit ihrem Lande gewaltfame Hülfe darböte”. Der Minifter antwortete allgemein 
zufagend auf diefe Interpellation, welche allgemein verftändlih Beziehung nahm auf die Vor— 
gänge in Schleswig = Holftein und Kurheſſen und auf die am Bundestag im Jahre 1848 durch 
förmlihen Bunvdesbeihluß aufgehobenen Ausnahmegefege. ?!) Die Kammer beichloß dabei 
einftimmig auf den Antrag Mathy's eine der Interpeflationderklärung entſprechende Kam: 
mererflärung zu Protofoll zu geben. Darin fagte fie: „Die Bedürfniffe der deutfchen Na- 
tion, ihre als gerecht erkannten Anſprüche auf nationale Ginigung und conftitutionelle Frei: 
beit haben ſämmtliche deutſche Fürften und Regierungen zu befriedigen verheißen.“ 22) 
Hierauf folgen die weſentlichſten Bunfte diefer fürftlihen Nechtsanerfennungen und der „feier: 
lichften Verheißungen, durch deren redliche Erfüllung allein das Wohl, ja die Eriftenz des 
großen deutjchen Vaterlandes und feiner Glieverftaaten gefichert erden fann‘, nämlich die 
Einigung unter Fräftiger nationaler Bundesftaatöregierung und Nationalparlament. Dann 
ſährt die Erklärung fort: „Nicht minder hat die Kammer die Zuverficht, daß die großher: 
zoglihe Regierung jeder Verlegung der nationalen Intereffen von außen und des Rechts— 
zuftandes im Innern entgegentreten, daß fie folgeweife fomwol gegen die Zumutbungen, die 
Rechte Deutihlande auf das Herzogthum Holftein und auf deffen unzer— 
trennlihe Verbindung mit Schledwig preidzugeben, entſchiedenen Widerſpruch ein— 
legen, als die in anerfannter Wirffamfeit beftebende Verfaſſung des Kurfür: 
ſtenthums Heflen gegen jeden Angriff in Schug nehmen werde. Die ganze Verhandlung 
ſchloß mit warmer nahbrüdlichfter Mahnung des Interpellanten an die unausbleiblichen neuen 
Gefahren, wenn abermals die Nichtbefriedigung der jegt fo vielfach erneuerten fürftlichen Rechts— 
anerfennungen und DVerbeißungen für rechtliche Geftaltung und Verwaltung der National: 
verhältniffe die Nation wie 1848 und 1849 für ihre Ehre und ihre Eriftenz in Bewegung 
ſetzen follte. Er erinnerte an das wahre monarchiſche Princip des ftantsfundigen Montesquien, 
welcher, die Ehre ald das Princip der Monarchie erflärend, die ſchwere Wahrheit ausſprach: 
Ehre verloren, Alles verloren! 


ber Borbehalt allgemein als fich von felbft verftehend angefehen werben würde, er— 
ſchien deshalb nicht in Gotha, da er einen öffentlichen Streit über einen folchen Punkt in ber ſchon 
geichwächten Partei herbeizuführen für fchädlich hielt. Er wünſchte, weil ja bei Gott fein Ding un— 
möglich ift und vor der Hand ein befierer Weg ſich nicht zeigen wollte, feinen Freunden den beflen Er— 
folg, obgleich er nie einen Augenbli an ernflliche Vollziehung des Dreifönigsbundes glauben fonnte, 
ebenfo wenig als an die der Berfaffung von Kremfier. Seide thaten den betreffenden Regierungen ihre 
wefentlichften Dienfte durch Beichwichtigung der gefährlic, bewegten Bölfer — — —. 

21) In der Motivirung des badifchen Bundestagsgefandten lag diefer zum Bundesbefchluß erhobenen 
Aufhebung die (im Art. Deutfher Bund Far urkundlich nachaewiefene) rechtliche Thatſache zu Grunde, 
daß der Bund grundgefeplich ein rein völferrechtlicher ift, mit einem befondern ausnahmsweis 
fen Anhang einiger weniger beftimmten Rechtszuficherungen für deutfche Unterthanen, daß alfo alle 
Bundeseinmifchungen in die innern faatsrechtlichen DBerhältniffe (mit Ausnahme jener wenigen 
ne) alfo auch die zu Gunften eines monarchiſchen Principe, verfaffungsmwidrige, rechts⸗ 
ungültige Ausnahmen feien. 

22) Eine vortreffliche Zufammenftellung diefer feierlichen öffentlichen Anerfennungen nnd Verheißun⸗ 
e feit den Befreiungsfriegen bis zu den Dresdener Gonferenzen enthalten die von Mathy herausgeger 

enen „Vaterlaͤndiſchen Hefte‘ (Heft 1, Manheim 1854). 
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225 noch die fpätern badiſchen und andere deutfche Randtage wiederholten mit wenig Wor- 
mw Mahnung an bie verheikene nothiwendige Bundesreform. 

Se allgemeinen reactionären Zuftände in Dentfchland und die befondern badifhen Ver: 
Einſe nach der unglüdjeligen Nevolution brachten e8 übrigens fehr natürlidy mit ſich, daß die 
inihen Landtage für einige Zeit eine andere Geftalt annahmen. Die altliberalen Mitglieder 

eeren Ihon feit dem Landtag 1850/51, dem erften nad der Revolution, welcher in redlicher und 
magvoller Zufammenwirfung des wohlwollenden, aber bald erkrankenden Fürften die Wunden 
vr Resolution zu heilen fuchte, immer mehr, bald durch Krankheit oder Tod, bald durch freiwil— 
ligen Rüdtritt, bald aud durch das Zuſammenwirken der Nadicalen mit den minifteriellen 
Bählern bei den Neuwahlen, ausgefhieden von den Randtagen, melde jegt, jehr wenige Aus: 
nahmen abgerechnet, nur von den alten und neuern minifteriellen Abgeordneten, meift Beamten 
and barmlojen Bürgern, befucht wurden. ine doppelt gemäßigte Geftalt der Kandtage war 
ellerwings gegenüber ven Nachwirkungen ver Revolution und gegenüber dem gemäßigten Gange 
dr Regierung wohlbegründet. Ob aber aud) ein noch weniger ſelbſtändiger als in vielen andern 
deutſchen Staaten, ald 3. B. in Baiern, died fönnte bezweifelt werden. Es konnten vielleicht 
mande Bewilligungen auch dem Lande erjpart oder gemindert werden, namentlich einige Steuer: 
aböhungen, insbefondere aber audy die große Erhöhung des ſchon fo hohen Militäretats, welche 
bier fogar ohne Discufjton, blos im Vertrauen auf die Sparfamfeit des Kriegsminifterd 
bewilligt wurde, während faft gleichzeitig die batrifchen Stände eine ſolche angeblich bundes— 
vlidtmäßige und energiich gefoderte Erhöhung dem Lande glücklich erfparten. Auch fiel es auf, 
da, nachdem in andern deutſchen Staaten die Folgen der Aufftände völlig getilge waren, vie 
beriihen Stände an die Aufhebung der allgemeinen Landesentwafinung nicht einmal zu ers 
innern wagten. Doch gern überlafjen wir Andern und dem Lande die ganze Würdigung dieſer 
tpätern ftaatlichen Verhältniſſe, fo namentlich auch die Behandlung des in diefer Periode wich: 
tisften Gegenftandes, des lediglich durch die verfalfungswidrigften Anmafungen der Eurie er: 
ugten Kirchenſtreits. Es ift ein Kirchenftreit in einem Lande, in welchem ein jolder wegen 
vr Bildung und billigen Denkweiſe des größten Theils der Fatholifchen Geiftlihen und der ka— 
tbolifhen Bürger unmöglid war, wenn nicht eine falfche Politik jeit Jahren die ultramontanen 
Rı'tungen felbit großgezogen und dann den wohlgefinnten Geiftlihen, die von ihnen verlegt 
und wegen ihrer Treue gegen die Negierung verfolgt wurden, und die es einfehen, daß vie 
sitramontanen Ginrihtungen fie rechtlos machen, den nötbigen Schuß verjagt hätte. Ges 
wiß̃ aber wird jeder ftaatdfundige Mann uns beiftimmen, daß aud) fernerhin für Baden die 
son Karl Friedrich und von der badischen Verfaffung vorgezeichnete Bolitif die befte fein wird, 
diejenige nämlich, welche darin befteht, die tüchtigen aufgeklärten Bewohner des jhönen Yandes 
in Bildung, Freiheit und Wohlftand an der Hand einer aufgeflärten, freitbeitliebenden Regie: 
tung, im MWetteifer mit den übrigen Bruderſtämmen, möglihft voranzuführen und ſtets vie 
Fahne des gemeinfamen Vaterlandes treu und hoch zu halten. Baden ift nur von jehr mäßigem 
Umfang, umfaßt Bewohner verfchiedenartiger Stämme und religiöfer Befenntniffe; feine Be- 
igungen haben zu verfchiedenen Zeiten fremde Gelüfte erweckt. Auf einer Seite dehnt es fi 
zußerdem in langer Grenze an Frankreich bin, an diefem doppelt gefährlichen Nachbarland. Auf 
einer andern langen Seite grenzt ed an bie in der höchften Freiheit blühende Schweiz. Ein gu: 
ter Kitt und eine fefte Stüge find hier doppelt nothivendig. Der Mangel ded nationalen Rechts: 
zuftanded, der uns bei allen Völkern eine unerträgliche Geringſchätzung bereitet, droht allen 
Sliedern und Theilen der Nation Gefahr, doch feinen mehr ald den mittlern und Fleinern Re— 
gierungen. Die Bejeitigung dieſes Mangels oder die deutſche Ehre, Breiheit, Ginheit und 
Nacht bängen ab von einer einzigen Sadje, von dem rechten Glauben der deutſchen Bürger. 
Rir meinen den Glauben an die abjolute Nothwendigfeit der Audtilgung diefer unjerer 
Schmach. Welcker. 

Baiern. (Geſchichte und Statiſtik, ſtaatsrechtliche und politiſche Zuſtände 
des Landes.) I. Allgemeine geographiſch-ſtatiſtiſche Uberſicht. Das heutige 
Rönigreih Baiern iſt aus Landestheilen von wol mehr ald 100 verſchiedenen ehemaligen Herr— 
iSaften zufammengefegt. Deſſenungeachtet ift dad Gebiet dieſes Staats inſoweit abgerundet, 
dab es nur in zwei getrennte Haupttheile zerfällt, die allerdings ziemlich weit voneinander ent: 
legen und dem Umfange wie den Verhältniſſen der Bevölkerung nad; einander fehr ungleich find, 
E iind dies 1) das Hauptland, gleihlam im Herzen Süddeutſchlands gelegen und die fieben 
grögern Brovinzen oder Kreiſe umfallend, und 2) die Nheinprovinz, die Pfalz, auf dem linken 
Rheinufer, der Eleinfte, doch einer der bevölfertiten der acht Negierungäbezirke, 
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Das Hauptland ift faft durchgehends gebirgig. Im Süden ziehen die Alpen mit ihren ge= 
mwaltigen, auf bairifhem Gebiet noch bis über 9000 Fuß über die Höhe des Meeres emporragen= 
den Kuppen. Im Often bildet der Böhmerwald theilweife die Landesgrenze; im Norben erheben 
fi) das Fichtelgebirge, Theile des Thüringerwaldes, die Rhön, ver Speflart, der Steigerwald 
und Ausläufe des Odenwaldes; im Weften des Landes, gegen deſſen Mitte hin, zieht die frän— 
kiſche Höhe. In der Pfalz ift ver Hauptgebirgszug die nördliche Kortfegung der Vogeſen, welche 
ihrem größten Theile nad) den Namen Haardt führt. 

Das Land ift, mit einigen wenig bedeutenden Ausnahmen, durchgehende im Gebiete der 
beiden wichtigften Ströme Deutfchlands, der Donau und des Rheins, gelegen. Der ganze Sü— 
den und die Mitte des Hauptlandes (das eigentliche Baiern und die ſchwäbiſche Provinz) ge: 
hören dem Donaugebiete an, der Norden (Franken) jenem des Mainfluffes, alfo mittelbar vem 
des Rheins, und in dem legten jelbft befindet ji) fodann unmittelbar die überrheiniſche Bejigung 
(die Pfalz). Alle Fragen, welde das Verhältnig der beiden Hauptftröme Deutſchlands be- 
treffen, find alfo für Baiern hochwichtig und fünnen für deſſen mercantilifche Verhältniſſe jo- 
gar Lebenöfragen werden, wad man leider bis jegt in mancher Beziehung noch nicht gehörig 
beachtet hat. 

Der Boden ift im Ganzen fehr fruchtbar und fönnte, wie wir weiter unten zeigen werben, 
bei größerer geiftiger Hebung des Volkes und verfhiedenen durchgreifenden Berbefferungen in 
der Gejeggebung weit höhere agronomiſche und finanzielle Erträgnifie gewähren, als es der— 
malen der Fall ift. Doc trifft man auf beträchtliche Streden hin auch Sumpfgegenvden und 
Moorland (im bairiihen Dialekte Möfer geheißen), unter denen befonders das Dachauer und 
das Donaumoos die bedeutendften find. Die den Verhältniffen ded Bodens nad im Ganzen 
minder fruchtbare Pfalz gewährt ein erfreuliheres Bild. 

Im Allgemeinen befteht ver Haupttheil des bairiſchen Staats aus fruchtbarem Getreide— 
lande, das befonders in den Maingegenden (wie nody mehr an der Öftlihen Vorhöhe des Haarbt- 
gebirgs) in Weinland übergeht. Weitausgedehnte Strecken (im ganzen Lande nicht weniger 
als 450 AM.) befteben aus Waldungen, und manche Gebietötheile dienen nebftvem vorzugs= 
weife zur Viehzucht. 

Unter den Naturproducten nehmen ſonach Getreide, Holz und Wein, dann Rinbvieh, Pierbe 
und Schafe die erften Stellen ein. Der Boden ift reih an Mineralien, doch gewährt der Berg- 
bau, mit Ausnahme der Pfalz, keine bejonders lohnende Ausbeute. 

Die Einwohner gehören verjhiedenen deutſchen Volksſtämmen an, Der Volkscharakter 
biejer verſchiedenen Stämme ift ſich durchaus nicht gleich, ein allgemeines Urtheil über alle fo= 
nad nicht Plag greifend. Der Altbaier ift im Ganzen ernft, etwas unbehülflich, an die Außer: 
lichfeiten des Kirchthums freng gewöhnt, nicht ohne Gutmüthigkeit, ſchlicht und Fräftig; unter 
die höhern Stände ift aber vielfach eine tiefere Korruption eingedrungen, ald man glaubt. Der 
Branfe, ebenfalls ſtark an kirchlichen Gebräuden hängend, ift lebhafter und gewandter; zwifchen 
beiden inmitten fteht ver Schwabe. Den feurigften Charakter befigt der Rheinländer, der fehr 
gewandt und befähigt, oft etwas leichtfertig und abſprechend erfcheint. Seine Sprache ift mild, 
die der andern Stämme dagegen mehr oder minder hart und raub. 

Hinfichtlich der Volkszahl ergab fi früher eine ftetige Zunahme. In der jüngften Periode 
ift aber au in Baiern ein Rückſchlag, eine Verminderung eingetreten. Die Aufnahme vom 
Jahre 1818 wies eine Einwohnerzahl nad von 3,707,966, jene von 1854 brachte die Ziffer 
4,246,778, die von 1849 4,520,751. Die Ergebniffe ver beiden legten Zählungen waren in 
ber Hauptſache nachbemerfte (wobei wir die Regierungsbezirke möglihft nach den alten. Stam= 
mesverſchiedenheiten zufammenftellen): 


Bevölferung Auf die Quadrat- 
Alte Landihaften. eglerungsbezirke. Quabdratmeilen. 1852. 1855. meile, 1859. 

Oberbaiern......... 309 734,831 744,155 2408 
Altbaiern IMiederbaiern . ........ 195 549,596 554,013 2841 
Oberpfalz und Regensburg .. 175 468,479 471,900 2096 

Dberfranfen .. 2.22 220% 125 499,709 499,913 30999 ;._ 
Franken SMittelfranfen ......... 139 533,830 533,587 3119 
Unterfranfen undAjchaffenburg 162 595,748 589,076 3636 
Schwaben: Schwaben und Neuburg ... 174 ° 565,783 561,576 3227 
Rheinpfalz: Pfalz............ 108 611,476 587,334 5438 


Bufammen 1387 4,559,452 4,541,456 3274 
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der Růckſchlag rührt alfo ganz beſonders von ver Pfalz ber, in Heinerm Maße aud) von 
Einen, Mittel = und Unterfranfen. ") 

Hierbei machen ſich ganz befonders die maflenhaften Ausmwanderungen geltend. Seit dem 
Jr 1850 überfteigen diefelben weit die Ginwanderungen. Nach den amtlihen Aufzeichnuns 
gräber dieſen in der Neuzeit jo hochwichtigen Punft ergaben ſich folgende Ziffern: 


Durdichnittliches Bermögen 
Sabre. Einwanderer, Auswanderer. der Auswanderer, 
1850 — 35 durchſchnittlich 278 2407 430 Gldn. 
1835 — 43 = 1080 5356 313 „ 
1845—51 = 953 11,282 23535 „ 
1855 —51 im Ganzen 16,114 132,788 258 „ 


(Das Vermögen der Einwanderer warb in der legten Periode je zu 889 Glon. angegeben.) 


Die Geſammtſumme der Auswanderer hatte aljo ſchon 1851 foviel ald die Bevölferung 
eined ganzen Fürſtenthums betragen. Und nun erſt entwidelte fi die Emigration in der ko— 
iofalten Ausdehnung. Schon im nächſten Jahre (1852) zogen 19,445 Einwohner aus Baiern 
blos nach den Bereinigten Staaten; jie nahmen beinahe 5 Mill. Glon. Vermögen mit fort 
durchſchnittlich 225 Glon.). Von diefer Auswandererzahl famen 8908 allein auf die Pfalz 
und 7499 auf die drei fränkiſchen Kreife. In den nächſtfolgenden Jahren flieg der Verluft noch 
mehr (doch fehlen uns die offlciellen Ziffern). Erſt 1855 ergab fi eine anſehnliche Verrin- 
gerung, die aber leider nur ald vorübergehend betrachtet werben Fann; Folge der momentan uns 
günftigen Nachrichten aus Amerika, wird die Unterbrechung vorausſichtlich nur folange dauern, 
bit von dort wieder günftigere Berichte eintreffen. 

Ganz bejonders beachtenäwerth fcheinen ung dabei die heimlichen Ausmwanderungen, zumal 
die heimlihen Ausmwanderungen junger Männer in ver Abficht, ſich der Gonferiptionspflicht zu 
entziehen. In der Pfalz haben ſich diefe Bälle jo furdtbar vermehrt, daß man fragen muß: was 
fell aus dem phyſiſchen Zuftande der Bevölkerung werden, wenn gerade die Fräftigften jungen 
Minner fortwährend jo maflenhaft auswandern, indeß die zum Militärbienft Untauglichen, 
ve Schwächlichen und Krüppelhaften, zurüdbleiben? Selbft in der jüngften Zeit hat (wie fogar 
die ofieidfe „Pfälzer Zeitung‘ berichtete) gerade diejer Zweig der Emigration feine Vermin— 
derung erfahren. 2) - 


I) Die Berhältnifle der Pfalz, wie diefelben ftatiftifch hervortreten, find in verfchiedenen Beziehuns 
zen erichreddend und in hohem Grade geeignet, die allgemeine Aufmerffamfeit in Anfprud) zu nehmen. 
Gerade in diefem Kreije hatte fid) die Bolfszahl früher weitaus am meiften vermehrt. Diefelbe betrug 
bei der Loſtrennung des Landes von Franfreich, 1814, 429,695 Menjchen und flieg fo fehr, daß fie 
Ah im December 1849 auf 616,370 belief. Die nächfte Zählung vom December 1852 ergab zum erften 
male eine Berminderung, und zwar von 4894 Menſchen. In den nächften drei Jahren (December 1855) 
jeigte fich aber ein weiterer Menfchenverluft von 24,142 Köpfen, alfo ein Berluft von 224 Einwohnern 
auf jede Duadratmeile, innerhalb eines fo furzen Zeitraums und ohne Kriegs» oder fonftige weentliche 
Verheerungen (denn ein paar Hundert Cholerafälle fonnten diefe traurigen Refultate nicht erzeugen), 
Ee if dies ein größerer Menfchenverluft, als in irgend einem andern deutfchen Lande während ber 
sämliden Periode vorfam, weit größer namentlich als der, welchen Kurbefien und Baden erlitten. 
Richt blos die Bevölferungsverminderung an ſich, fondern nicht minder auch andere Momente müffen 
auffallen; fo namentlid) die conftante Bermehrung der Sterbefälle und der Ehefcheidungen bei einer 
Berminderung der Heirathen und ber Geburten, wie folgende kurze Zufammenftellung andeutet: 


A849. 1850. 
Geburten . . . 4,118 17,214 — Verminderung 6904 — über 28%, Proc. 
Sterbefälle. . . 14,614 15,343 — Bermehrung 729 — 5 
Heiraten . . . 4,369 3,479 — Perminderung 890 — über 0%, „„ 
Eheicheidungen . 8 17 — Bermebrung 9 = über 112 Y 


Die Jahre zwifchen 1849 und 1855 entfprechen vollftändig diefen fucceffiv weiter fchreitenden Veraͤn⸗ 
berumgen auch in den Einzelheiten. 
2) Rad amtlichen Aufjeichnungen zählte man in der Fleinen Pfalz: 
1852 8,908 Auswanderer mit 2,024,000 Gldn. Vermögen, 
1853 9,497 r „ 1,578,000 r 
1854 9,473 Pr „ 1,707,000 
in drei Jahren 27,878 Pr „  5,309,600 
Darunter befanden fich heimlich Ausgewanderte: 1853 4,295 
1854 5,047 


in zwei Jahren 9,341, ungerechnet die Fahnenflüchtigen. 


„ " 
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Den confejjionellen Verhältwiffen nah zählte man zufolge der Aufnahıne von 185‘ 
3,176,555 KRatbolifen, 1,255,894 Broteftanten (nämlich 906,586 Lutheraner, 2451 Neo 
mirte und 525,077 pfälzifche Unirte), ſodann 5560 Mennoniten und Griechen und 56,0: 
Juden. Lutheraner leben am meiften in Mittel: und Oberfranken, nämlih 408,911 u 
280,225; am mwenigften Broteftanten finden jich in Nieder: und Oberbaiern, nämlich 2092 u 
411,959. Die Inden find am zahlreichften in Uinterfranfen, ver Pfalz und Schwaben: 15,85 
45,606 und 6565; am wenigften zablveih in Niederbaiern, Oberpfalz und Oberbaier 
40, 910 und 1218. Mennoniten trifft man am meiften in ver Pfalz: 5584. Den Deut) 
Fatholifen hatte die Regierung im Jahre 1848 freie Religionsübung geftattet; fie hat dieſe C 
laubniß jedoch wieder zurückgenomnien. In der Pfalz wurden die deutſchkatholiſchen Gemei 
den auf den Grund des Vereinsgeſetzes ſelbſt durch gerichtliche Mrtbeil aufgehoben. Br 
Gemeinden waren ohnehin in Baiern niemals anerfannt worden. 3) 

11. Allgemeiner geſchichtlicher ÜUberblick. Die Baiern gehören jedenfalls zu ein 
der erweiäbar älteften deutichen Volksſtämme. Ob fie wirklich, ein halbes Jahrtaufend vor d 
Beginn unjerer Zeitrehnung, im fünmeltlihen Gallien wohnten und mit Brennus das a 
Mom eroberten, oder ob fie in fpäterer Zeit auß dem heutigen Böhmen durd einen ande 
Volksſtamm verdrängt wurden und nun ihrerfeits die bairiſche Landſchaft befegten, fann u 
ziemlich gleihgültig fein. Bekannt ift, daß Baiern, unter dem Namen Vindelicien, eine Provi 
der Nömer war, welde bier Städte anlegten und ihre Eultur verbreiteten, wie überall, wol 
fie ihre Waffen trugen. Als die Oftgothen unter Theodorich ein neues Neich gründeten, bild 
auch Baiern einen Beſtandtheil deflelben. Mit dem Sturze diejes Reichs kamen die Bojer in ı 
gewifles Abhängigfeitöverhältnig zu den Franken, doch nur in jehr beichränftem Mae, ind 
fie ihr eigenes Recht bewahrten, fich jelbit regierten und namentlich ihre Borftände, Herzoge ı 
beißen, nad) wie vor nad eigenem Gutdünfen aus ihrer Mitte wählten. Giner derjelben b 
Garibald, ein Nachkomme Agilolf’8 (daher Agilolfinger). Der Hauptort ded Volkes war 
von den Nömern berrührende Stadt Regensburg. Um die Mitte des 7. Jahrhunderts wurt 
die Geſetze der Bojer ſchriftlich abgefaßt, wobei jedoch der Einfluß des Frankenthums in mel 
fachen Beziehungen fich geltend machte. Der Volksſtamm der Bojer bewohnte damals dad La 
im Süden der Donau und im Often des Lech; fein Gebiet dehnte ſich aber in anderer Richtu 
bis nad) Italien und Ungarn aus, begriff alfo namentlid das heutige Ofterreih, Steierm 
und Tirol in fid. 

Der Freiheitsſinn, der die germanifhen Völker jener Zeit durchgebends befeelte, trieb 
Bojer zu wiederholten Verſuchen an, fih von den Franken völlig unabhängig zu maden. © 
dem damaligen jugendlichen Emporblühen der Frankenmacht war dies jedoch ein vergeblic 
Bemühen, das gerade zum Gegentbeile, zu einer entichievenen Unterwerfung führte. Ger 
Thafjilo UL, der den anfangs anerfannten Oberhobeitörehten der Franken auf einmal fe 
Folge mehr geben wollte, vermochte Karl d. Gr. um jo weniger zu widerftehen, ald die Ge 
lichkeit die Plane des gewaltigen Oberhauptes der Franken im Innern des Baierlandes m 
lihft unterftügte. Karl gebot nun bier mit feinen Franken als Sieger. Thaffilo, allerdings dı 
ein Öffentliches Gericht der Felonie ſchuldig erflärt, ward in ein Klofter gefteckt, fränkiſches R 
und fränfifhe Berwaltungsweile im Lande eingeführt, die Selbftändigfeit des Landes au! 
hoben und dafjelbe durch einen von den Franken eingejegten Grafen regiert, ald deren er 
Karl feinen Schwager, den ſchwäbiſchen Grafen Gerold, einjegte. Auch die Geiftlichkeit wı 
reichlich belohnt: es wurde der Zehnte eingeführt und insbefondere das Bisthum Salzburg 
weitausgedehnten Ländereien (auf Koften des bairiichen Volfes) votirt und zum Erzbisth 
erhoben. 

Die Baiern waren nun an den Siegedwagen der Franken gefettet. Infolge der Kriege 
Franken mit den nad Often hin wohnenden Völkern, ven Ungarn, Avaren, Slawen u. ſ. 
wurde aber das bairifche Gebiet in diefer Richtung beveutend erweitert und namentlich die R 
zum Orenzfluffe beftimmt (daher nachmals die Markgrafen von Oftbaiern oder Ofterrei 
Gleiche Vergrößerung des Gebietdumfangs fand nad) Norden Hin ftatt (dad Nordgau u. f. 
felbft die Gegenden von Nürnberg, Bamberg und Baireuth wurben zu Baiern gefhlagen). 


3) Das wichtigfte Werk über bairifche Statiftif (in der engern Bedeutung) find die „Beiträge 
Statifif des Königreichs Baiern“, herausgegeben vom Minifterialrath v. Hermann, Borfland 
Statiftifhen Bureau. Indeffen find die für — Zwecke vorzugsweiſe wichtigen Ergebniſſe der neu 
Aufnahmen (deren Hauptreſultate wir oben mittheilten) in dieſem umfaſſenden Tabellenwerfe zur 
noch nicht veröffentlicht. 
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9ab dem Untergange der Karolinger traten die Balern neuerbings ald felbftändiges Bolt 
ad. &ie übten als ſolches dad erfte ver vesfalljigen Nechte aus, fle wählten jich wieder ihren 
Lehrer, ihren Herzog. Arnulf fchien ihnen hierzu der geeignetfte und würbigfte Mann zu 
fr Die Anſtände, welche das Neihsoberhaupt, Heinrich J. dagegen erhob, wurben durch einen 
Sazleih beigelegt, nad welchem die Baiern ihre Selbftändigfeit in ausgevehnterm Maße als 
med ein beutjcher Volksſtamm bewahrten, nur jollte der vom Volke gewählte Herzog die 
Itnspoheit des Reichs anerkennen. Dies legtere hinderte nicht, daß die Baiern felbftändig 
Kriege führten, das Münzrecht ausübten, Synoden hielten und Biſchöfe einfegten. 

Die Söhne des Herzogs Arnulf verfuchten es, fi von Reichsverbande völlig frei zu machen, 
fe fuhten die Belehnung des Reichsoberhauptes nit nah und wollten den Königdtitel an— 
nehmen. Aber fie unterlagen gegen Kaiſer Otto J. der nun den Markgrafen Berchtold (ben 
Bruder des verftorbenen Herzogs Arnulf) mit dem bairiſchen Herzogthum belehnte. (Bon den 
in diefem Kampfe unterlegenen Söhnen des ältern Arnulf ward der eine, Hermann, Pfalzgraf 
om Rhein, der andere, Arnulf der Jüngere, aber Pfalzgraf in Baiern. Dieſer Letztere war der 
Stammvater der Herren von Scheyern, welche im Jahre 1142 von ihrer neuen Reſidenz Wit: 
tläbah den Namen annahmen.) 

Es lohnt fib für und nicht ver Mühe, die vielfachen Streitigkeiten wegen de3 jeweiligen Be: 
fged der Herzogswürde im Einzelnen zu erzählen. Das alte allgemeine Volksrecht, daß jeder 
Stamm feinen eigenen Vorftand, feinen Herzog, fich felbft wähle, wurde zwar im Grundfaße 
nibt aufgehoben, dagegen führte das Lehnsverhältniß zum (bekanntlich gleichfalls erwählten) 
Raifer, fowie die Übermadt Einzelner in jenen Zeiten des beginnenden Fauſtrechts zu zahllofen 
Unrußen und Kämpfen. Das Gebiet vergrößerte ſich unterbeflen ungemein. Im Norden reichte 
»5 längft bis nah Thüringen, erweiterte ſich aber durch Sachſen bis zum Belt; im Oſten reichte 
# bi8 an die Sau und Theiß; im Süden dehnte es fich felbft über Mantua, Parma, Movena 
and einen Theil des heutigen Toscana aus, während im Weften der Lech und Epeflart u. f. w. 
bie Grenze bildeten; es erſtreckte ſich alſo vom Mittelländifchen Meere bis zur Nord: und Dftfer. 

Je mädtiger nun aber die Herzoge der Baiern dem Gebietdumfange nad waren, umfo: 
mehr erregten fie die Eiferfucht der Kaifer, umfomehr gingen biefe auf ihre Schwächung auß. 
Died eine befondere Duelle fortwährender Zwifte und Streite. Auf den Grund der Nichter— 
Allung der Lehnspflicht von Seiten des bairifchen Herzogs Heinrich X., des Stolzen, warb dies 
ir 1158 feiner Lehen verluftig erklärt. Zwar fegte Friedrich der Rotbbart befien Sohn, 
deinrih den Löwen, in Baier wieder ein, doch unter Abtrennung des Landes unter der Ens 
Bid nad) lingarn, das von jegt an als befondered Herzogthum (Öfterreih) erfheint. Nachdem 
aber Heinrich den Kaifer unmittelbar vor der wichtigen Schlacht bei Legnano mit feinen Truppen 
yerlafien hatte, ward aud er der Herzogswürde entjegt, Sachſen von Baiern lodgetrennt, zum 
Hetzoge des legtern aber Otto von Wittelsbach erhoben (1180). Diele Bifhöfe benutzten bie 
ihnen günftigen Zeitumftände, ſich mit bedeutenden Gebietätheilen gleihfalld von Baiern los: 
zuttißen; fo namentlich jene von Salzburg, Palau, Freifing, Briren und Bamberg; auch die 
Stadt Regensburg machte ihr Verbältmiß ald alte Freiſtadt geltend. Dtto von Wittelsbach 
wird übrigens ald Stammpvater der noch jegt regierenden Dynaſtie angefehen. 

Bon diefer Zeit an vergrößerte fich wieder die Macht der bairifhen -Herzoge. Sie 
madten jib unabhängig vom Kaifer und begannen ſich ven Adel mehr zu unterwerfen, von bem 
fe mehrfach Güter einzogen. Unter Ludwig I. ward überdies dad Gebiet nad außen erweitert, 
da Kaiſer Friedrich I. ihm auch die Pfalz am Rhein verlieh, nachdem ſich Pfalzgraf Heinrich der 
Shöne wider das Reichsoberhaupt empört hatte. 

Die bairiiche Particulargefhichte bietet übrigens in diefen Zeiten wenig Anſprechendes bar. 
Die alten Volksrechte, obwol nod immer Fräftig geltend gemacht, verloren doch der That nad 
ion mehr und mehr von ihrer urfprünglihen Reinheit. Die Herzoge, obwol eigentlih noch 
immer bloße Wahlfürften, wußten es häufig durchzuſetzen, nicht nur daß ihnen ihre Söhne in 
der Herrſchaft folgten, fondern felbft daß fie Land und Volk unter diefe ihre Nachkommen ver: 
Keilten, obwol im Übrigen (wie wir weiter unten fehen werben) die Gewalt diefer Herzoge durch 
die Bandftände noch immer fehr entſchieden befhränft blieb. 

Nah dem Tode Otto's des Erlaudten (1255) theilten ſich deſſen Söhne in der Weife in 
das Land, daß Ludwig der Strenge Oberbaiern mit Münden und der Rheinpfalz, Heinrich der 
Jüngere aber Nieverbaiern mit Landshut, Straubing und der Burggrafihaft Negensburg er: 
bielt ; die Kurwürde wechfelte unter Beiden, und ihr Gebiet wurde aud) durch die Erbſchaft des 
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unglüdlihen Konradin des Hobenftaufen vergrößert. Schon 1340 ftark die niederbairtfche 
Linie aus. Die oberbairifche hatte zuvor neuerdings getheilt. Ludwig der Strenge hinterließ- 
zwei Söhne, Rudolf und Ludwig den Jüngern. Der Erftgenannte wurde der Stammvater der 
nachherigen rheiniihen Pfalzgrafen, indem die Rhein: und die Oberpfalz auf dieje Linie über: 
‚ging, Ludwig dagegen erhielt Oberbaiern (1529), wurde der Stammvater der Herzoge und 
nahmaligen Kurfürften von Baiern und erlangte auch ald Ludwig IV., der Baier, die Kaiſer— 
würde. 

Mehre bairifche Herzoge wirften dadurch verderblich für die Zufunft Deutſchlands, daß fie 
als erklärte Feinde der freien Städte auftraten und dieje fchönfte Blüte des Mittelalterd ſcho— 
nungslos zertraten. Insbefondere verpfändete auch der zum Kaiſer erwählte Ludwig der Baier 
viele Reichsſtädte. 

Die vielfahen Erbtbeilungen hatten unfagliches Unglück über das Land gebradit; fehr oft 
hatten jie mittel: oder unmittelbar zu offenen Kämpfen geführt, in denen das unglüdliche Volf 
Habe und Leben aufopfern umd ji in jeder Beziehung felbit zerfleiihen mußte, blos deshalb, 
weil diefem oder jenem feiner Prinzen gelüftete, ebenfalld herrſchen oder über einen Landſtrich 
mehr gebieten zu wollen. Die Macht der Verhältniſſe führte zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
endlich dahin, daß man das Verwerfliche diefed Syſtems einfehen lernte. Durch Vereinbarung 
zwifchen Herzog Albert IV. und den Landſtänden Fam daher im Jahre 1506 ein Gefeß, eine 
pragmatifhe Sanction, zu Stande, wodurd die Regierungsfolge nah dem Erſtgeburtsrecht 
feftgefegt, den nachgeborenen Prinzen aber nad erlangter Volljährigkeit eine Apanage von 
4000 ©lon. jährlich beftimmt ward. (Die Faiferlihe Beftätigung diefes Geſetzes erfolgte erft 
im Sabre 1578.) 

Bon jegt an mar ſowol dur die innere Vereinigung des Staats als nicht minder durch 
die immer günftiger ſich geftaltende äußere Entwidelung der Dinge die ſchönſte Gelegenheit dar: 
geboten, Baiern, zumal in geiftiger Hinticht, zum erften Staate Deutfchlands zu erbeben. Das 
nun auf die Dauer vereinigte Land und Volk — welche Fülle materieller Mittel bot es dar! 
Hätten feine Herzoge diefe vernunftgemäß benugt, hätten fte ſich an die Spike der in jenen Zei— 
ten begonnenen geiftigen Bewegung geftellt, wie viel Gutes hätten fie für ganz Deutfchland, 
für die fih emancipirende Menſchheit ftiften, welche mannichfachen und gewaltigen Vortheile 
hätten fie, jogar vom Standpunkte des Gigennuged aus betrachtet, für ihr Land und ſich 
felbft erlangen können! Was auf folhem Wege zu erreichen geweſen, zeigte fpäter, unter bereits 
weit mehr entwickelten, darum ſchwieriger zu löfenden Verhältniffen und mit vergleichöweife 
weit geringerer Macht, Preußen unter feinem Großen Kurfürften und unter Friedrich II.! Aber 
leider, auf ſolche geiftige Höhe vermochten ji die bairifchen Herzoge nicht zu erbeben; fte ver: 
fannten und verfehlten völlig ihre und ihres Kandes Ihönfte Aufgabe und wichtigſten Beruf, 
zum Nachtheile für ſich felbft, für den Staat, für ganz Deutſchland, ja für die gefammte Menſch— 
heit! Wir müflen umſomehr hierbei etwas verweilen, als eine Kenntnif der damaligen Ge: 
ftaltung zur richtigen Beurtbeilung mancher jpätern Eriheinungen notbwendig ift. 

Nah dem im Jahre 1508 erfolgten Tode des Herzogs Albert IV. gelangten deffen Söhne 
MWilhelm IV. und Ludwig zur Regierung, die nad) vielen Streitigfeiten gemeinfam regierten. 
Erſt nach Ludwig's Tode, 1545, wurde Wilhelm alleiniger Regent. Jene gemeinſchaftliche Re— 
gierung war dies aber blod dem Namen nah, denn in Wirklichkeit herrſchte Wilhelm allein; 
was geihab, ging der That nad von ibm aus. 

Die große Bewegung der Reformation begann. Welche vielfachen Gelegenheiten zur gei= 
ftigen wie materiellen Erhebung Baierns boten ſich jegt von felbft var! Auch Wilhelm hatte fi 
über mande ver enormen Misbräuche in kirchlichen Dingen bereit# Bitter befchwert und deren 
Abftellung vom Papfte und auf andern Wegen zu erlangen geſucht. Daß er fih aber an bie 
Spite der begonnenen Bewegung geftellt oder an derjelben nur theilgenommen hätte, ließ 
feine beſchränkte Anfhauungsweife in kirchlichen wie in politiihen Dingen nicht zu. Pfäffiſch 
erzogen, hielt er ſich felbt für einen Gelehrten, zumal in geiftlichen Dingen, die nad feinen Be— 
griffen den Hauptbeftandtbeil aller Gelehriamfeit bildeten. Darin wollte er nun einige Ber: 
befferungen vorschreiben. Was aber weiter ging, erbitterte nicht nur feine Gitelfeit ald ver— 
, meintlichen Gelehrten, ſondern ermedte nody mehr feinen Fanatismus, den ganz befonderg die 
von ihm zum erjten mal in ein deutiches Land gerufenen und in den Befig der höchſten Lehr— 
anftalten gejegten Jejuiten lebhaft rege zu halten verftanden. Dazu fam, daß eine Iheilnahme 
an der begonnenen Bewegung allerdings mit einigen Schwierigfeiten und dem möglidhen Ber: 
luſte einiger Fleinen Bortheile verfnüpft war, die freilich ein geiftig Höher ftehenver Mann nicht 
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ae zroß angeichlagen haben würde, die aber bei der Fleinlichen und engherzigen Beurthei— 

tmgiweife Wilhelm's in Allem den Ausichlag gaben. Die großen und reihen felbftändigen 

Spümer und Erzbischümer, welche Baiern umgaben, ſchienen ihm, bejonderd wenn er jich 

mir serdient mache um die alte Kirche, eine jhöne und jihere Gelegenheit varzubieten, ven nad: 
giorenen Prinzen ein glänzendes Unterfommen zu ſichern. Dieje Beiigthümer geradezu auf- 
abheben und mit feinem Staate zu vereinigen, wäre freilih noch vortheilhafter geweſen, hätte 
aber, wenn auch wol nicht gerade einer größern Begierde nach denjelben, doc) jedenfalls eines 
entihiedenern Charakters bedurft., Sodann ſtrebte Wilhelm ftets, durch den Papſt ſowol ale 
(das ihm drohend nabe liegende) Ofterreih äußere Vortheile zu erlangen. Das Oberhaupt der 
Kirhe ftellte ihm heimlich die Kaiſerwürde in Ausjicht, das Oberhaupt des Reichs aber ver: 
erach ihm in förmlichem Vertrage die pfälziſche Kur. Gt ward von beiden getäufht, erlangte 
weder jene noch dieſe und bewirkte überdies durd feine vafende Verfolgung der Proteitanten, 
dag ihn Die Böhmen zu ihrem Könige nicht wählten. Am Abend feiner langjährigen Negierung 
nechte er doch manchmal fühlen, daß feine ganze Lebensaufgahe verfehlt fei. Geiftig nieder: 
zedrückt, ergoß er ſich vergeblich in Klagen an den jeine Verſprechen nicht erfüllenden Kaifer 
Kari V., welchen Gefahren er fih um des Kaifers willen ausgefegt, weldye großen Opfer er dem 
Vortheile deſſelben gebracht, wie er eine drückende Schulvdenlaft auf Land und Leute, auf ſich 
ſelbſt und feine ganze Nachkommenſchaft aber der deutſchen (alſo ſelbſt der übrigen katholiſchen), 
gan; bejonders der proteftantifchen Fürften (und Völker) grimmigen Haß geladen habe, wobei 
er mit erſchöpfendem Aufwande die Feltung Ingolftadt habe aufführen müffen, um wenigftend 
eine Zufluchtöftätte zu befigen, falls die Feinde dennod) die Oberhand gewännen. Wahrlic, das 
härffte Verdammungsurtheil, das jener Mann über feine engherzige und fanatifche Politik 
nur irgend ſelbſt ausſprechen fonnte! Wir jehen dabei das Land erfchöpft in jeder Beziehung, 
Handel und Wandel gelähmt und zumal jeden geiftigen Aufihwung niedergedrüdt. Wil— 
helm felbjt aber, ver ji immer, unter der Bezeihnung der Hauprftüge des Katholicismus, 
son Ofterreich und dem Papite hatte voranftellen laffen, gefiel ſich freilich unter dem ihm von der 
Schmeichelei gegebenen Beinamen des Beltändigen, die unbeflehbare Geſchichte dagegen hat 
ihm, mit den Worten eines neuern Hiſtorikers *), ald den Erftarrten und dennoch, außer in ſei— 
nem finnlofen Fanatismus, höchſt Unbeftändigen bezeichnet. 

Sein im Jahre 1550 zur Regierung gelangter Sohn Albrecht V. ſchien anfangs felbit er— 
isroden beim Hinblick auf diefe ſprechenden Ergebniffe jener Verfolgung des neu aufftrebenden 
Seiſtes. Er ſchien daher ein Verfahren verlaffen zu wollen, das nicht nur jede Gewiffengfreiheit 
dernichtete und alle Gefühle der Menichlichkeit mit Füßen trat, fondern das auch, was ihm 
ald die Hauptſache gelten mochte, allen Geboten ver Staatöflugheit grell wiverftrebte. Al: 
breit ließ ſonach die Kegerhinrichtungen u. vergl. einftellen, nahm, obwol feft katholiſch blei- 
bend, ein Syftem ver Milde an und trat felbft zu jenen proteftantifhen Fürſten in ein näheres 
Freundihaftsverhältnig, welche ſich gegen Übergriffe ver Alle gleihmäßig bedrohenden Uber: 
mat des Haufes Dfterreich zu wahren ſuchten. Aber leider währte diefer Stand der Dinge 
niht lange. Bald ward Albreht auf den Weg feines Vaters fortgerifen. Schlau mußten die 
Jeiuiten die dem Herzog in feiner Jugend eingepflanzten religiöfen Vorurtheile immer wieder 
ja weden, und zudem eröffnete jich ihm die lockende Ausficht, unter dem Scheine ded Eifers für 
die katholiſche Religion fih über die Rechte der Landſtände hinwegfegen und den alten und 
reihen Adel Baierns unter feine Gewalt beugen zu können, nadjvem diefer Adel größtentheils 
dem Proteftantismus ſich zugewenvet hatte. So laflete denn ein vom Fanatismus geftachelter 
furdtbarer Despotismus aufs neue auf dem Baierlanve. Jede geiftige Blüte welfte elend hin, 
oder ward mit ſchonungsloſer Hand gefnidt. Das materielle Elend brach gleihmäßig mit er— 
neuter Heftigfeit herein. Vergebens aber alle Seufzer, alle Klagen der Unglüdlihen; ver— 
gebens die Borftellungen des Landtags, der (namentlih im Jahre 1568) in herzzerreißender 
Reife ſchilderte: wie dad Land, die Städte und Dörfer eines großen Theils ihrer Bewohner bes 
taubt würden, bie der Herzog blos aus dem Grund in die Verbannung ftoße, weil fie dad 
Abendmahl in beiderlei Geftalt genöffen, was ja er, der Herzog jelbft, vom Papſte dringend vers 
langt, was dieſer, der Papſt felbft, ſodann bewilligt Habe; vergebens, daß der Landtag ferner 


4) Hormayr, „Taſchenbuch“, Jahrg. 1831. Vergl. auch wegen des Folgenden Sugenheim, 
„Baierns Kirchen und Volkszuſtände im 16. Jahrhundert‘ (Gießen 1842), worin ein reiches Dates 
viel zur Entgüllung der Schänplichfeiten jener Zeit. ine 
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ſchilderte, wie das ganze Land Immer mehr verarme, den Adel nicht audgenommen, deſſen Güter 
man feiner fleifigften Bebauer beraube, ſodaß viele Orundftüde öde, Handel und Gewerbe brach 
lägen; vergeblich, daf ſodann namentlid der Magiftrat der Hauptftadt Münden (1570) bit- 
tend vorftellte, wie diefe eine Gemeinde infolge jener Vertreibungen der Neformfreunde aus dem 
Lande über 100,000 Glon. (damals eine enorme Summe!) jährlih an Steuern einbüße, 
während das Almofen nicht mehr Mittel genug aufbringen könne, dem täglich Höher ſteigenden 
Elende zu begegnen; ſchnöder Hohn und Drohungen (den Mündenern gegenüber mit Ver— 
legung der Reſidenz) waren die Antwort des herzlofen Despoten. Er wüthete mit ſtets fteigen= 
der Heftigkeit. Jedes Mittel ward angewendet. Er befahl eine allgemeine Entwaffnung des 
Bauernftandes, mit Ausnahme der Grenzdörfer, unbefümmert darum, daß num die Ausrottung 
von Räuberbanden, von denen das Land wimmelte, unmöglid wurde. Furcht vor dem Wolfe 
und Liebe zum Wild Icheinen gemeinfam jene Maßregel hervorgerufen zu haben, denn wer zum 
zweiten mal Wilofrevel beging, ward aus dem Lande verbannt oder gehenft! 

Schon damals richteten fich die giftigen Pfeile der Tyrannei vielfach gegen die Preffe. 
Drudereien und Buchläden wurden jefuitifhen Durchſuchungen und Gewaltdictaten unterwor— 
fen; Eeinerlei Bücher, auch ver unfhuldigften Art (3. B. Grammatifen), durften, wenn fie in 
proteftantifhen Rändern gedrudt waren, nah Baiern-gebradit werden. Aber auch aus ftreng 
Fatholifhen Gebieten kommende und ganz alte Schriften wurben unendlich häufig verboten, und 
zufolge ausdrücklicher Inftruction jelbft Kloftergeiftlihen unterfagt, griechiſche und römiſche 
Glaffiker, Schriften aus den Zeiten ded Heidenthums in ihren Bibliotheken zu dulden. 

Herzog Albrecht wollte, eitel wie er war, für einen Beförderer ver Wiſſenſchaften gelten. 
Dies hinderte ihn aber nicht, die berühmteften Profefloren der ingolftadter Univerfität, die fich 
in kirchlichen Dingen feinen befhränften Anfichten nicht anſchloſſen, zu vertreiben (unter ihnen 
den berühmten Apian) und dieſe Hochſchule felbft den Jejuiten zu übergeben, obfhon die An 
ftalt natürlich unter ſolchen Verhältniſſen jchnell von ihrer frühern Höhe herabſinken mußte. 

Albrecht, ver in feiner Jugend öfters an den prunfvollen Höfen zu Madrid und Wien ver- 
weilt hatte (woher denn auch befonders feine Gewöhnung an den fpanifchen Herrſcherdespotis— 
mus!), wollte den dortigen verſchwenderiſchen Prunk an feinen Hofe fortfegen, unbefümmert 
darum, daß dad vergleichsweiſe winzige Baiern es jenem Reiche doch nicht gleich thun Eonnte, in 
welchem „vie Sonne nit unterging”. Nach feinen Begriffen von Herrſcherthum, Herrſcher— 
mwürbe und dem Glanze des Hofs erheifchten dieje die maß= und finnlofefte Verſchwendung. 
Das Land ward nıit Schulden überlaftet, das Volk mit Auflagen faft erdrückt. Vergeblich alle 
Gegenvorftellungen, zumal der bereits zur Machtlofigkeit herabgebradgten Stände! 

Auch den Beinamen eines Befoͤrderers der Künfte wollte fi der Herzog eriwerben. Dies 
eine Hauptquelle der enormften Verſchwendungen. „So heilbringend‘, bemerft ein neuerer 
Geſchichtsforſcher 5), „Tolche edle Begierde vem Herzogthume hätte werden müſſen, wenn ihr Ziel 
geweſen wäre, unter dem Volke ein reged Geiſtesleben zu nähren, es in der Kenntnif des Wabh- 
ren, Nützlichen und Schönen heranzubilven, jo ſchädlich wurde jle demſelben dadurch, daß fie Er: 
gebnif ganz anderer Tendenzen, nämlich nur der auch in dieſer Richtung fich Iebhaft äußernden 
Eitelkeit und Prunkſucht des Fürften war. Denn die vielgepriefenen Verdienſte Albrecht's um 
Pflege der Wiſſenſchaft und Kunft in Baiern redueiren fih, von ihrem täufhenden Schimmer 
entfleivet, auf ausfchweifende Vorliebe deſſelben für jene Übungen und Fertigkeiten, die feine 
Sinne ergößten, auf die Sudt, ald eingeweihter Kenner in mehren Fächern des menschlichen 
Wiſſens zu glänzen, und auf den die Majeftät ver Wiſſenſchaft verhöhnenden bettlerifchen Weih- 
rauch kriechender Schriftgelehrten. Dieſen unfeligen Reidenfhaften opferte er Summen, die er 
von feinem armen Volke mühfam erpreßte, deſſen befte Kräfte die gefräßigen Harpyen ver: 
fhlangen, ohne ihm aud nur den geringften Erfaß zu gewähren, während er für Alles, was 
eines Volkes Wohlfahrt wirklich fördern, was Bildung und Willen zum Gemeingut Aller ma 
hen kann, feinen Sinn hatte. Denn was nüßten der Nation jene Vergeudungen? War bie 
Beftimmung derfelben dod) nur, den fürftlichen Verſchwender zu verherrlichen und zu vergöttern, 
fowie ihn angenehm zu unterhalten; war den um ihn verfammelten gelehrten Männern doch 
feine Einwirkung auf dad Volf und deſſen beffere Bildung geftattet, ward dieſes doch gefliffent- 
li unter einem fo ungeheuern Geiſtesdrucke, in ſolch fürchterliher Roheit nievergehalten, daß 
ed den wohlthätigen Ginflüffen, die Wiſſenſchaft und Kunft auf paffelbe Hätten ausüben fönnen, 
fhon völlig unzugänglich geworben war.” 


5) Sugenbeim, a. a. D. 
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Noch geiftesbefhränfter und noch bigotter und verſchwenderiſcher zugleich war ber nächſt⸗ 

folgende Herzog, Wilhelm V. Er war ein blindes Werkzeug in den Händen der Jefuiten, bie 
ihn in jeder beliebigen Art wie ein Kind gängelten und zu deren Vortheil er das Land in einer 
Weiſe ausbeutete, von welcher man ſich faft feinen Begriff zu machen im Stande ift. Die Auf: 
lagen wurden jo ungeheuererhöht, daß von einem Bauernhofe, von weldem im Jahre 1501 
28 Kreuzer jährlih an Staatsabgaben Hatten entrichtet werden müffen, im Jahre 1595 nicht we: 
niger als 100 Gldn. erhoben wurden! Da aber weder der Adel noch die ganz befonders bes 
günftigte Geiſtlichkeit durch diefe Steuernlaft direct betroffen wurden, fo beliefen ſich die jähr— 
lihen Einfünfte ded Landes doch höchſtens auf 450,000 Gldon. Deſſenungeachtet flieg die Ver: 
(wendung immer mehr und namentlich erbaute Wilhelm den Jefuiten zu München einen Pa— 
laft, der Millionen foftete. Die machtlos gemachten Stände mußten fort und fort neue Schulden 
übernehmen, ſodaß zulegt fie ſelbſt ebenfo wie der Herzog fogar allen Gelderedit einbüßten und 
beide nur noch zu höchſt wucheriſchen Zinfen, dann zulegt gar nichts mehr geliehen befamen. 
Da verfiel der Herzog auf ein neues Finanzmittel: er verkaufte nicht nur Anıter und Würden, 
fondern erpreßte auch von feinen Beamten eine Art Zwangsdanlehen, indem er einem jeden eine 
Summe anfegte, die derfelbe Herbeifchaffen und ihm leihen müffe! Land und Leute ohnehin be— 
trahtete er wie fein Privateigenthum, wobei er insbeſondere behauptete, er müfle das Volk ges 
gen deffen eigenen Unverftand fhügen und auf die rechte Bahn leiten. Alle Rechte wurden das 
nad mit Füßen getreten; jene der Landſtände insbeſondere waren bereits völlig vernichtet; Ge— 
wiſſensfreiheit gab es nicht mehr, jebe Firhliche Neuerung war vertilgt; felbft ver Adel fah, dem 
Herrſcher gegenüber, feine ganze Macht gebrochen. 

Endlich aber trat vie Unmöglichkeit hervor, die Staatsmaſchine in der bisherigen Weiſe 
ferner im Gange zu erhalten, zumal bei der immer ärger werdenden totalen Zerrüttung bed 
Binanzzuftandes. Nachdem Wilhelm zuerft einen Theil der Negierungsgefchäfte feinem Sohne 
Marimilian übertragen, ſah er ſich zulegt von allen Seiten in Verlegenheiten gebradt und 
gleihfam genöthigt, die Negierung förmlich niederzulegen (1598). Er zog ſich in eine Flofter: 
artige Einſamkeit zurück, in welcher er denn faft wie ein Moͤnch lebte. 

Marimilian I., wol aud der „große Kurfürft” genannt, war ein Mann, der allerdings 
feine Vorfahren und zwar namentlich feinen Vater weit überragte. 

Marimilian erkannte, daß er der biöher ftattgehabten maßlofen Verſchwendung Einhalt 
thun müffe; auch fuchte er die Verwaltung des Landes zu orbnen, und e8 gelang ihm namentlich, 
ein Heer zu ſchaffen, vermitteld deifen er Baiern zu heben im Stande war. "Allein ein höherer 
Genius befeelte ihn nicht; feine ganze Anſchauungsweiſe, fein ganzes Streben blieben ſtets 
höchſt mittelmäßig. Wahrhaft erhaben ſich aufzufhwingen mußte er niemald, Wie weit ftand 
er dem preußischen Großen Kurfürften, wie weit gar einem Friedrich I. nah! Was ihn er— 
füllte, war Vergrößerungsſucht auf der einen, fanatiiher Olaubendeifer auf der andern Seite, 
Nie leuchtete er feinen Zeitgenoffen auch geiftig voran, denn genialer Ideen ermangelte er. 

Obwol ed ungereimt wäre, verfennen zu wollen, daß Marimilian mehr ald eine blos unter: 
georbnete Befähigung beſaß und daß er ſchon dadurch bemerkbar Hervortreten mußte, daß er 
doch überhaupt eine Idee, wenn gleich feine höherer Art, fein ganzes Leben hindurch mit unauss 
geiegtem Eifer verfolgte, fo ift e8 dennoch Flar, daß er veffenungeachtet vielfach nur ald Werkzeug 
der fchlau feine Tendenzen und Schwächen erfennenden und benugenden Jefuitenpartei diente, 
Infolge deſſen ward er häufig da vorgefchoben, two es galt, dem Ultramontanidmus, gegenüber 
der Partei ver Mäßigung unter ven Katholifen, den Sieg zu verſchaffen, den Sieg, der im leg= 
ten Erfolge freilich fhlimm genug war und der Sache des Katholicidmus, des Kaijerd und ganz 
Deutſchlands gleidy fehr zum Verderben gereichte. Es wurde vorzugäweife von Marimiltan 
durchgeſetzt, daß Wallenftein (zum erften mal) geftürzt und damit die fatholifhe Partei des eins 
jigen Feldherrn beraubt ward, der einem Guſtav Adolf mit Erfolg gegenübergeftellt werden 
konnte; e3 wurde von ihm durchgeſetzt, daß, gerade ald die Schweden den Kampfplag betraten, 
der (dem Scheine nad) feiner Würde wegen fo hochgeachtete) Kaiſer von den katholiſchen Stän= 
den genöthigt ward, fein Heer bis auf 59,000 Mann zu vermindern. Die Folgen find befannt ge: 
nug. Die unverftändige Halsftarrigkeit Marimilian'd während ded ganzen Dreißigjährigen Kriegs 
teihte fi würdig daran, jammt jenem Waffenſtillſtandöbruche, ven er ſich geyen Ende veflelben 
zu fhulden kommen ließ und ven das Land alsbald furdtbar büßen mußte. Und um foldes 

Trelben zu frönen, endigte jener von der Schmeichelei und dem Jejuitidmus Vielgepriefene da= 
mit, bei den weftiälifchen Friedensunterhandlungen treulod das Abreipen einer der widtigften 
Provinzen des gemeinfamen Vaterlandes zu befördern, Indem er ſich mit den Branzofen dahin 
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verftändigte, ſelbſt mitzuwirken, daß ihnen ver Elſaß preisgegeben ward, nur damit fie hinwie— 
der jeine unlautern Anfprüche unterftügten. Wenn irgend ein veuticher Fürſt, fo ift ed Marimi- 
lian, auf den diefe Berfündigung an den wichtigſten Intereflen des Vaterlandes laftet. 6) 

Allerdings erlangte Marimilian Das, wonad die bairiſchen Herzoge ſchon längft geftrebt 
hatten: die Kurwürde und den Befig der Oberpfalz. Aber um welchen Preis? Nicht nur daß 
er feinen Vetter (von der Pfalz) darum beraubte und daß er einen Treubrud an Deutihland 
beging, jondern Baiern ward aud) eines ver am ſchrecklichſten verwüſteten Länder Deutſchlands. 
Dörfer und Höfe waren vielfach verfhwunden, nur bier und da erblidte man auf dem Lande 
ein paar elende Hütten. Der Boden war auf weite Streden bin nicht mehr angebaut, Künfte 
und Gewerbfleiß lagen völlig darnieder. Was Feuer und Schwert verſchont hatten, richteten 
Veſt und Hungersnoth hintennach noch zu Orunde,. (Zu Münden allein wurden 15,000 Men= 
fhen weggerafft, Dörfer, fonft mit mehren. Hundert Bewohnern, zählten deren oft kaum noch 
10 oder 20; andere gingen ganz ein. Bauerngüter, die vordem um 20,000 Gldn. und darüber 
verfauft wurden, waren jest um 70—80 Glon. feil!) Ungeachtet des unbefchreiblihen Un: 
glüds, von dem das ganze Land heimgeſucht war, und namentlih ungeachtet der entjeglichften 
Berarmung der Einwohner gefiel ſich indeſſen Marimilian darin, eine für jene Zeiten faft ihres 
Gleichen ſuchende prachtvolle Reſidenz in München zu erbauen. 

Was ift — muß man jchlieplic aber noch fragen — unter Marimilian’d lange Dauernder 
Regierung für geiftige Hebung des Volkes geſchehen, namentlich in ver ganzen Zeit, ehe über: 
haupt die Kriegäftürme begannen, oder in welder der Sieh feiner Partei zulächelte (von 1598 
— 1651)? Leider fo viel ald gar nichts. Der Volfsunterricht war und blieb in ven Händen der 
Mönche, vorzüglich der Jeſuiten; er zielte in Wirklichkeit nicht auf Erleuchtung, fondern auf 
Berbummung bin. Bezeichnend ift es ſchon, wie er die wiſſenſchaftlichen Schäge der heidelberger 
Hochſchule — in geiftiger Beziehung bisher ein Gemeingut des gefammten Deutſchland — ale 
Geſchenk nad dem Welihlande bringen ließ, diefen Schag gerade auch für deutſches Recht und 
Altertbum. Gine wahrhaft furdtbare Anklage gegen Marimilian's, fowie feiner Vorfahren und 
Nachfolger Regierungsweife liegt aber in den folgenden Worten, die ein befannter hiſtoriſcher 
Schhriftfteller ausfpricht: „Während alle übrigen deutfchen Lähder, in denen die Jefuiten nicht 
zu fold ausgedehnter Beherrihung des Jugendunterrichts gelangten, feit der Neformation un= 
fterbliche Weltweiſe, Dichter, Forſcher und Eroberer in jedem Gebiete menſchlichen Willens her— 
vorbrachten, blieb Baiern Jabrhunderte lang verwaift an großen Namen und gab der Welt 
nicht einen, welcher aller Deutſchen Stolz oder der Menſchheit ewige Zierde geworden wäre.“ 7) 

So hinterließ denn der vielgepriefene „große Kurfürft‘‘ das bairifche Land und Volf intel- 
lectuell und materiell fo furchtbar niedergevrüdt und erfhöpft, daß es gerade von jetzt an, 
wenigftend auf ſehr lange Zeit, jene hervorragende Stelle nicht mehr einnehmen Eonnte, zu Der 
es berufen ſchien. 

Zu allem Dieſem kam, daß der nächſte Kurfürſt, Ferdinand Maria (1651— 79), ein allen 
böhern Anfoderungen nah durchaus unfähiger Menſch war. Das Glüd ſchien ihm ohne fein 
Zuthun zu lächeln: mächtige Reihsitände boten ihm die Kaiferfrone an, und nebft ihnen verhieß 
Frankreich fräftigen Schuß gegen Dfterreich. Freilich verdient er Anerkennung, daß er feine eigene 
Schwäche genügend fühlte, um Alles auszufhlagen. Er wendete feine Negierungsjahre dazu 
an, das nymphenburger Luftihloß und das mündener Theatinerflofter prachtvoll zu erbauen. 

War er zu wenig thatkräftig, fo war fein Sohn und Nachfolger Mar Emanuel in verderb- 
lihem Ubermaße ehrgeizig und friegsluftig, durch welche Leidenschaften er aufs neue maplofes 
Elend über das Land brachte. Erft kämpfte er für Ofterreich gegen die Türken, dann im Spani- 
hen Grbfolgefrieg gegen daflelbe, im. Bunde mit dem länvergierigen und despotifhen Lud— 
wig XIV. von Frankreich, der ihm eine Gebietövergrößerung (den erblichen Beſitz der Nieder- 
lande) in Ausſicht ftellte. Die Schlacht bei Höchſtädt (1704) brachte aber das ganze Land in 
feindliche Gewalt, die nun mit furdhtbarer Barbarei hier wüthete, ſodaß Baiern namentlih über 
500 verbrannte Ortichaften zählte. (Mit befonderer Erbitterung bauften die zuvor in ihrem 
Lande von den bairifchen Kriegsknechten entjeglich mishandelten Tiroler.) Dabei wurden dem 
Bolfe, das dem Kaijer förmlich als feinem Landesherrn Treue ſchwören mußte, die unfeheuer- 
fen Steuern und Gontributionen auferlegt. Der Stammhaß der Baiern gegen bie Öfterreiher 
wurzelte jegt aufs neue und fo tief, daß er ein ganzes Jahrhundert lang fortvauerte. Eine Art 


6) Häuffer, „Geſchichte der rheinifchen Pfalz‘ (2 Bde., Heidelberg 1845). 
7) Zſchokke, „Geſchichte bes bairifchen Bolts und feiner Kürften‘‘, III, 142. 
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ii keabfichtigt worden fein. Als der Plan verrathen wurde, geihahen neue Graufamfeiten 
za Seiten der Sieger.” Ein furdtbarer Volfsaufftand war das weitere Ergebniß diefer nie 
aibörenden Bedrückungen. Die Bauern im Vilsthal erhoben ih (Nov. 1705); ihre Anzahl 
xeqᷣs allmälig bis zu 24,000 Streitern? Faft überall wurden die Ofterreicher vertrieben. Aber 
ie fehrten mit vergrößerter Macht zurück. Bei dem Dorfe Senvling, nahe bei München, kam ed 
(am 25. Dec. 1705) zum entjheidenden Kampfe. Die einer gehörigen militäriihen Führung 
ermangelnden, überdies von Kriegsbedürfniſſen entblößten Infurgenten kamen bis auf 500 
ums teben. Unweit Bilshoren traf 7000 andere jener Unglücklichen ein gleiches Schiefal. Das 
Eiend im Lande war ohne Grenzen. 

Der Kurfürft verweilte untervelen in den fernen Niederlanden ald Statthalter verfelben, 
janächſt nur um ſich ſelbſt, nicht um das durd ihn unglücklich gewordene Land bekümmert. Ver: 
gebend erbot er ſich, gegen die Zurücdgabe feines Landes oder eined Aquivalentsd dafür, nicht 
aur jeine Truppen mit denen der Alliirten (des Kaiſers und Englands) zu vereinigen, fondern 
ifmen aud die no in feinem Befige befindlichen niederländischen Feſtungen zu überliefern. *) 
Die im Siege befindlichen Mächte bedurften aber dieſes Treubruchs nicht, ven der Kurfürft gegen 
feinen Verbündeten, Ludwig XIV., zu begeben ſich anheiſchig machte. 

Es bedurfte des Gintretend unvorberzufehender, unerwarteter Ereigniſſe (des Sturzes Marl: 
borough's und der Gntzweiung Englands und Ofterreihs), um, nad einer noch lange dauern 
den Periode des Unglücks, den Friedensvertrag von Baden und Raſtadt zu Stande zu bringen 
(7. Sept. 1714), zufolge deffen denn der Kurfürft wieder in den Bejig feiner Länder eingefegt 
wurde. Aber in welchen jammervollen Zuftand ſahen ſich diefe durch die Groberungsluft ihres 
Herrſchers gebracht! Baiern war aufs neue eines der erichöpfteften Känder Deutfchlands. „Han: 
del, Gewerbe und Aderbau lagen darnieder; viele Taufende der Eraftvolliten Arbeiter hatte der 
lange blutige Krieg hinweggerafft. Aller innere Wohlitand war verfhwunden, die Kaffen ge: 
leert; eine ſchwere Schuldenlaft vrüdte ven Staat. Überall blickten Zerftörung und Armuth aus 
Städten und Dörfern hervor. Elf Jahre des Friedens, während welcher Marimilian Emanuel 
in Baiern noch regierte, waren nicht im Stande, die tief geichlagenen Wunden zu heilen.‘ 9) 

Karl Albrecht, der 1726 zur Regierung gelangte, unterftügte Ofterreih im Türkenfriege. 
Ws Kaifer Karl VI. die Bragmatiihe Sanction errichtete, erfannte er anfangs diejelbe an. Als 
fh aber nah dem Tode jenes Kaijerd von allen Seiten Feinde gegen Ofterreih erhoben, um 
Grbietötheile deſſelben an ſich zu reißen, ftellte ſich auch der bairifche Kurfürft in diefer Abficht 
in beren Reihe, nicht gewarnt durch das Unglück, das die Groberungsfudht feiner Vorfahren be: 
reits über Baiern gebracht hatte. Er foderte ganz Ofterreich für fih, unter Berufung auf ven 
Ehevertrag des Herzogs Albrecht V. und deſſen Gemahlin Anna, einer Tochter ded Kaiſers Fer: 
dinand I., in weldyer Urfunde es, nad) der bairifchen Behauptung, hieß: „daß Anna oder deren 
Nachkommen alle öfterreichifhen Staaten erben follten, wenn Ferdinand's Stamm ohne männ— 
liche Erben ausſterben würde‘; wogegen man zu Wien verficherte, jene Worte lauteten: „ohne 
einige Erben. Auf welder Seite die Diplomatie eine Fälſchung beging, läßt fich wol nicht mit 
Beftimmtheit ermitteln. Genug, ed erfolgte ein neuer Krieg. Die Baiern unterwarfen ji, mit 
franzöfifcher Hülfe, ganz Oberöfterreih:; Karl Albrecht ließ fih zu Prag ald König von Böh— 
men buldigen und wurde 1742 fogar zu Frankfurt ald Karl VII. zum veutfchen Kaifer gewäßlt. 
Aber das Waffenglück wendete ſich; die öfterreihifchen Truppen eroberten den größten Theil 
Baierns; Maria Thereſia (Karl's VI. Tochter) ließ fich ihrerfeitd 1745 aud von den Ständen 
Baierns und der Oberpfalz hulpigen, und das Land fam fohin wieder unter öſterreichiſche Ad- 
miniftration. Karl Albrecht war nicht der Mann, Großes zu vollführen. Nicht nur während 
des Friedens, fondern felbft während der fchlimmen Geftaltung des Kriegd widmete er fein Leben 
weit mehr den Maitreffen ald den Militär und Landesangelegenheiten. Da ftarb er venn am 
20. Jan. 1745. 

Unter feinem noch jugendlichen Sohne Marimilian III. Joſeph kam am 20. April 1745 ein 
Friedendvertrag mit Ofterreich zu Füſſen zu Stande, demzufolge derfelbe auf alle Anfprüde an 
öfterreichifche Gebietötheile entfagte und dem Herzoge Franz Stephan von Toscana (Franz 1.) 
dm Gemahl Maria Thereſia's, feine Stimme bei der Kaiferwahl zuficherte, dagegen aber vie 
bairiſchen Länder ſämmtlich wieder zurüd erhielt. 








8) Eifenmann, „Sriegegefchichte der Baiern“ (2 Bde, München 1814), 1,133. — 
9) Eifenmann, a. a. O. ©. 136. 
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Baiern ftellte jegt wieder das traurigfte Bild des Elends dar. Die Felder lagen verwüſt⸗ 
und unangebaut; die Nahrungsquellen waren verjiegt, die Induftrie gelähmt, die Kaffen ge 
leert und über 40 Mill. Schulden lafteten auf dem Lande. 

Bon jegt an genoß endlich Baiern eines halbyundertjährigen Friedens (wenn man nämlic 
feine unmejentliche Theilnahme am Siebenjährigen Krieg ausnimmt). Marimilian Jofep! 
war, wie mehre Fürſten feiner Zeit, ernftli für die Beförderung des Wohls feines Landes 
das er übrigend (wie diefe durchgehends ebenfalls thaten) gleihjam als fein Prirateigenthun 
betrachtete. Es war die Zeit des erleuchteten Despotidmus. Er trat der Macht des Pfaffenthum 
und des Adels entgegen, unterftügte ven Gewerbfleiß wie überhaupt jeden Zweig nüglicher Thä 
tigfeit, verbefferte dad Schulweien, zog fremde Gelehrte herbei und fuchte Aufklärung vielfad 
zu verbreiten. Sein Fehler war, daß er zu viel alle menſchliche Thätigkeit von Negierungd we 
gen zu leiten fuchte und in diefer Beziehung Alles thun zu können und zu müffen glaubte, wo 
durch fehr bedeutende Fehlgriffe gemacht wurden. Alles follte gezwungen werben nüglich zı 
fein. Jede freie Bewegung war vernichtet. Statt eined Staats, eined Vereind von Menſchen 
zur Sicherheit und Freiheit, bot Baiern faft das Bild einer ungeheuern Zwangsarbeitsanftal 
dar. 10) Mar Joſeph war zwar durchgehends mwohlgejinnt, aber feiner Aufgabe nicht ge 
börig gewachſen. Insbefondere geriethen die Finanzen unter ihm in noch größere Zerrüttung 
Zu den 40 Mill. Schulven, die fein Vater hinterlaffen, kamen jegt weitere 57 Mill. Den: 
noch warb er vielfach, verehrt, da man jedenfalls feine guten Abſichten zu ſchätzen Grund Hatte. 

Marimilian Joſeph ftarb am 20. Dec. 1777, und mit ihm erloſch die wittelsbach-bairiſch 
Linie. Nach den beſtehenden Hausgeſetzen unterlag es feinem Zweifel, daß die Negierung nur 
auf den Kurfürften der Pfalz, Karl Theodor, ald Haupt der neuburg=fulzbacher Linle, über: 
gehen follte. Allein nun wurden die verfhiedenartigften Erbanfprüde, ganz bejonders von dei 
Kaiferin Maria Therefia, dann aud vom Kurfürften von Sachſen, ja endlich jogar aud vor 
dem Herzoge von Medlenburg erhoben. Sogleich befegten öfterreihifhe Truppen Niederbaierr 
und die Oberpfalz. Der perſönlich Fraftlofe und überdies jeder ehelichen Nachkommenſchaft er: 
mangelnde Karl Theodor ließ ſich einfhüchtern und zu einem Vertrage beftinnmen, in dem er, 
um fid) das Land zu fihern, Niederbaiern an Ofterreich abtrat. Mittlerweile aber hatte die ge: 
gen eine Vergrößerung Ofterreichd eiferfüchtige Politik Friedrich's IL von Preußen den Herzog 
Karl von Zweibrüden, ald nähften Agnaten, veranlafßt, gegen jede Gebietdabtretung zu prote: 
fliren und die Hülfe Preußens förmlich anzurufen, die denn natürlid auch gern alfogleich ge: 
währt ward. So entfland der fogenannte Bairifche Erbfolgefrieg. Mit ungeheuerer Macht führ: 
ten Preußen und Ofterreih mannichfache ftrategifche Züge in Böhmen aus, in welches Fried: 
rich II, eingedrungen war. Es erfolgte feine Schlacht. Durch Vermittelung Frankreichs und 
Nußlands fam am 13. Mai 1779 der Kriedensvertrag von Teſchen zu Stande, nad) welchem 
Karl Theodor ald Kurfürft von Baiern anerkannt wurde, doch das Innviertel mit Braunau 
(58 OM. Landes) an Öfterreich überlaffen und 6 Mill. GEldn. ald Abfinvungsfunme für 
angefprochene Allovialgüter an Sachſen entrichten mußte (Medlenburg wurbe durch Erthei— 
lung des Privilegiumö de non appellando abgefunden, und Preußen bedingte fid von 
Oſterreich die Zuftcherung, daß diefed einer Eünftigen Ginverleibung Ansbachs und Baireuthe 
an Preußen fi nicht widerfegen werde). Der Beftimmung des weftfälifhen Friedensvertragẽ 
zufolge erlofch zugleich nad) diefer Vereinigung der bairiſchen Lande die achte Kurwürde. 

Das Verlangen Ofterreihd nad dem Befige Baierns hörte indeſſen damit keineswegs auf, 
Sechs Jahre nach dem Frieden von Teſchen (1785) fuchte der Kaifer Joſeph II. den Plan aus: 
zuführen, Baiern gegen die Öfterreichifchen Niederlande (mit Ausnahme Luremburgs und Na: 
murs) zu vertaufchen; Karl Theodor follte dabei den Titel eines Königs von Burgund und bie 
Summe von 5 Mill. für fih und den Herzog von Zweibrüden erhalten. Der leptere, inöge— 
beim wieber durch Preußen dazu veranlaßt, widerjeßte fi aber, und Friedrich II. fand hierdurch 
Beranlaffung zur Gründung des Fürftenbundes. Der Plan gedieh nicht zur Ausführung. 








10) So wollte der Kurfürft das Spinnen befördern. Nun wurben die Hausväter für den Spinnfleif 
ihres Gefindes verantwortlich gemacht; fogar Kinder follten fpinnen, und die Säumigen wurben mit 
firengen Strafen bedroht. Im einem Mandate vom 12. Juni 1762 fchämte ſich der Kurfürft nicht, 
geradezu zu erflären, daß er fich „durch vertraute Leute und heimliche Emiſſarios“ (!!) über die Befol« 
gung feiner besfallfigen Befehle „‚informiren laffen und die fäumig erfundene Obrigkeit fammt den Übers 
tretern als gefliffentliche Berächter feines landesherrlichen Gebots dergeftalt beftrafen wärbe, daß es allen 
Übrigen zum gewahrfamen Beifpiel und Schröden dienen folle”“, 
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Karl Theodor's Regierung war Feine gute. Verſchwendungoſucht, Unmoralität und Deöpos 

tim werden ihm der Reihe nach zum Vorwurf gemacht. Ämter und Stellen wurden verfauft, 
Bieten und Maitrefien und deren Günftlinge wirften corrumpirend in die Staatd: und Re: 
gierungsverhältniffe ein; oft ſchien faſt Alles feil zu fein. Des Kurfürften Gitelfeit und Sin— 
aenluft verleiteten ihn zu enormen Aufwande, zu deſſen Beftreitung ſodann die bedrückendſten 
und ſchmählichſten Mittel angewendet wurden; Künfte und Wiſſenſchaften unterftügte er, mit: 
unter reihlih, aber nicht um ihrer jelbft willen, ſondern als bloße Liebhabereien, wobei er ſehr 
begreifliher Weife mehr dem Scheine opferte, ald das Wefen förderte, für das er wenig Sinn 
hatte. Viel Staatsvermögen wurbe für die Erhebung und Bereicherung feiner unehelichen Kin— 
der vergeubet. Um feinem Liebling unter denfelben, den er zum Fürften Bregenheim erhoben 
hatte, eine möglichſt glänzende Stellung zu gewähren, verpflanzte man den Malteferorden nad 
Baiern und übergab vemfelben, zu deffen Haupt jener erklärt worden, in unverantwortlicher 
Weiſe die reichen Güter ded vom Papfte aufgehobenen Jeſuitenordens, welche großen Beſitzthümer 
für Erhaltung und Verbeſſerung der Schulen hatten dienen follen und bereits dafür beſtimmt 
waren. Die Schulen wurden ftatt aller Verbeſſerung vielmehr vernadläfiigt, ja man gab fie 
den Mönchen preid. Fürchterliche Inquifitionen, die fhärfften Genfuredicte, Landesverweiſun— 
gen, Illuminatenverfolgungen, überhaupt ein wahrer Terrorismus lähmten jedes volksthüm— 
liche Streben. Die Folgen davon wurden bald fihtbar. Die erften Strahlen feimender Auf: 
flärung verſchwanden; die Literatur ſank tief herab; überall ſah man den Verſtand in Fefleln 
geſchmiedet; Schmeichelei, Dummheit und Wolluft, gefolgt von einer erfhredenden Sittenver: 
derbniß, traten ohne Scheu und Scham hervor. 

Mit dem am 16. Febr. 1799 erfolgten Tode Karl Theodor's erlofh aud die neuburg⸗ 
fulzbadper Linie, und die zmeibrüder gelangte zur Negierung. Marimilian IV. Jofeph nahm 
die Kurwürde und das Land in Bejig, ohne daß diesmal (ein feltener Ausnahmefall”) eine 
fremde Macht Ansprüche erhoben hätte — eine Folge der Furcht vor dem Geifte der Franzöſiſchen 
Revolution, der man es zu verdanken hat, daß Erbfolgefriege endlich aufhörten, die Länder mit 
Blut zu begiefen, nur damit diefer oder jener Herrſchſüchtige feine Gewalt über ein Land ober 
einen Volksſtamm weiter ausdehnen könne. 

Marimilian’d Auftreten als Kurfürft wurde faft allgemein mit lauter Freude begrüßt, 
Fühlte er gleich felbft, daß er zum Negieren nicht erzogen fei, daß es ihm insbeſondere an einer 
höhern wiſſenſchaftlichen Bildung und an vielfritigen Kenntniffen gebreche, fo erfegte doch fein 
einfacher natürlicher Verftand gar Mandyes, felbft ohne innere Tiefe. Er war gutmüthig und 
wünſchte wenigftend im Allgemeinen die Aufklärung zu befördern. Dabei befaß er in Mont: 
gelad einen aufgeklärten, thatfräftigen und geſcheidten Minifter. 

&o begann die neue Regierung mit Aufhebung des allgemein verhaßten Malteferorbeng, 
beifen reiche Güter der Volkserziehung zurüdigegeben wurden. Jene Männer, welde ihrer auf: 
geflärten Grundjäße wegen verbannt waren, wurden zurüdgerufen. Nur verdiente Leute ſoll— 
ten die Staatdämter erhalten. Die Freiheit der Preffe ward wiederhergeftellt und begann als— 
bald ihre fegensreihen Wirkungen zu verbreiten. Eine Reihe anderer Misftände hörte bald 
auf. Später erfolgte die Aufhebung der Klöfter, deren Güter großentheild zur Ausftattung von 
Schulen und Pfarreien beftimmt wurben. Die religiöje Duldung ward nicht blos ald Grund— 
ſatz ausgeſprochen, ſondern aud der That nad in Ausführung gebracht. Endlich fuchte die 
Regierung jene Bande möglichft zu mildern, welde Landbau, Gewerbe und Handel feflelten. 

Gewiß waren dies vielfache und hohe Verdienſte, und um fo weniger braucht die Schatten: 
feite umgangen zu werben. Viele dem Lande gemachte fhöne Verfprehungen blieben unerfüllt; 
die Befegung der Beamtenftellen erfolgte in höchſt einfeitiger Weiſe, fehr Häufig aus Begünſti— 
gungen; die alten Genfuredicte famen wieder auf, felbft dad Spionirwefen, Verfolgungen und 
Gabinetsjuftiz; der Malteferorven ward feierlich wieder eingefegt; die Regierung ließ ih zum 
-Staunen Europas verleiten, mit Rußland ein Bündniß gegen Frankreich abzuſchließen, ſomit 
der neuen Goalition beizutreten; ja Englands Gold konnte foweit Eingang finden, daß in dem 
ausgefaugten und entvölferten Baiern 12,000 Mann ausgehoben wurben, um wie eine Heerde 


an England verfauft zu werben. 14) 





11) In vielen Schriften, die zu Anfang dieſes Jahrhunderts erfhienen, wurden bittere Klagen über 
bie Regierungsweife erhoben. ir nennen eine der am beſten gefchriebenen: „„Wahrer Überblid ber 
Sf: ichte der bairifchen Nation, oder das Erwachen der Rationen nad; einem Jahrtaufend.” Mit der 


(unricgtigen) Drudbegeihnung: Strasburg 1800. 
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Viele ver Beichwerden, welche damals in Baiern erhoben wurden, waren Ergebniffe der alle 
gemeinen Geftaltungen der Zeit. Dazu rechnen wir dad maßloſe Gentralijiven. „Alles Leben 
fam von der Regierung, die von oben herab oronete und regelte, ohne daß lie das Leben von 
unten unterjtüßte, oder, wo fie das rechte Maß nicht hielt, in die gehörigen Schranfen wies.“ 12) 
Die Beamtenherrſchaft trat überall hervor und zeigte fich oft in einem empörenden Misbrauch 
ihrer Allgewalt. Es fielen zahllofe Unredlichkeiten, Betrügereien, Unterfhlagungen, Mishand— 
lungen des ganzen Volfes und Bedrückungen der Einzelnen vor. Mande Vorkommniſſe grenz- 
ten an das Unbegreifliche. 

Infolge des Friedens von Luneville (1801) verlor Baiern die ganze Nheinpfalz (denn 
auch die auf dem rechten Stromufer gelegenen Befigungen wurden ald Entihädigungsobjecte 
benugt), die Herzogthümer Jülich und Zweibrüden, Parcellen ver Grafihaft Sponheim u. ſ. w., 
zufammen 220 OM. mit 750,000 Menſchen und 5,500,000 Gldn. Einkünften. Dage: 
gen erhielt es zufolge des Reichsdeputationshauptſchluſſes (vom 25. Febr. 1805) vie Bis— 
thümer Bamberg, Freiſing und Augsburg vollftändig, Würzburg und Paſſau theilweiſe, fowie 
12 Abteien und 15 Reichsſtädte im bairifhen, Ihwäbiihen und fränfifhen Kreife (darunter 
Ulm, Kempten, Memmingen, Nördlingen und Schweinfurt), zufammen ungefähr 230OM. mit 
840,000 Einwohnern und 6,600,000 Glon. Ginfünften. Im Kriege von 1805 jhloß id 
Baiern an Napoleon an, Der Presburger Friede brachte ihm eine reiche materielle Beloh— 
nung dafür. Zwar mußte es das zu einem befondern Stante erhobene Würzburg abtreten, 
erbielt aber dafür den Neft des palfauifchen Gebiets, ganz Tirol fammt Vorarlberg u. f. w., 
die Marfgrafihaft Burgau, das Fürſtenthum Eichſtädt und die freien Städte Augsburg 
und Lindau, zufanımen an 500 DOM. mit I Mill. Menfchen. Werner warb dad Herzog: 
thum Berg gegen das von Preußen (für den Befig Hannovers) abgetretene Ansbach vertauſcht. 
Auch nahm der Kurfürft von Baiern mit dem 1. Jan. 1806 die Königswürde an. Gr ftellte 
fih hierauf (12, Juli 1806) an die Spitze der deutſchen Fürften, welche die Nheinbundsacte 
unterzeichneten, und übernahm damit die Verbinpdlichkeit der Yieferung eines Heerescontingente 
von 50,000 Mann. Gegen unbedeutende Abtretungen an Württemberg erhielt Baiern nun 
weiter die Reichsſtadt Nürnberg, fowie viele in fein Gebiet eingeſchloſſene oder an daſſelbe gren= 
zende Eleine Fürftenthümer, Grafſchaften, Herrſchaften und ritterſchaftliche Güter, deren Herren 
jedoch im Jahre 1807 als Mediatijirten befondere Vorrechte zuerfannt wurden, 

Die bairifhen Truppen mußten num mit den Napoleonifchen Heeren 1807 gegen die Preußen 
und Rufen, 4809 gegen die Ofterreicher kämpfen. Der Wiener Frievensfhluß von 1809 
vergrößerte dafür den Staat mit Salzburg, Berchtoldsgaden, dem Innviertel und dem größten 
Theile des Hausrudvierteld, zufammen 260 AM. mit 410,000 Einwohnern, wogegen nur 
einige Abtretungen an Würtemberg (Ulm u. ſ. w.) und an Würzburg zu leiften waren, zu: 
fanmen etwa 42 OM. mit 150,000 Menſchen. Minder vortheilhaft war ein im Jahre 
1810 vorgenommener Taufh, indem Baiern ven ſüdlichen (fruchtbaren) Theil von Tirol 
an dad Königreih Italien und die illyriihen Provinzen überlaffen mußte und dafür bie 
Fürftenthümer Baireuth und Regensburg erhielt, 9OOM. mit 270,000 Einwohnern gegen 
die abgetretenen 180 OM. mit 300,000 Menſchen. Im rufjiihen Feldzuge von 1812 
ward die bairische Armee von 50,000 Mann völlig aufgerieben, mehr durch Kälte und 
Mangel ald durch das feinplihe Schwert. in neues Heer wurde audgehoben und an der 
Öfterreihifchen Grenze aufgeftellt. General Wrede führte daffelbe an. Dieſer General ſchloß 
nun noch vor der Zeit der leipziger Schlaht mit den Ofterreihern zu Ried einen Ber: 
trag ab (8. Det. 1813), nad) welchem Baiern in die Reihe der wider Napoleon Verbündeten 
übertrat. Der mächtigſte war fohin auch der erfte der Nheinbundsftaaten, welcher jich an die 
Beinde der Franzoſen anſchloß, und dies zwar ehe noch das Waffenglüd gegen diefelben entſchie— 
den hatte und johin eine äußere Nöthigung eingetreten war. Unbegreifliherweife war ver des— 
falljige Vertrag aber aud in materieller Beziehung äußerſt ungünftig für Baiern. Wrede's 
kaum begreifliche Ungeſchicklichkeit opferte fovdann bei Hanau einen großen Theil eines nun ver: 
einigten bairiſch-öſterreichiſchen Heeres auf, Der Neft ver bairifhen Truppen machte den Feld— 
zug von 1814 in Frankreich mit. Zufolge des Nieder Tractats und des Wiener Friedensfhluffes 
erhielt Baiern feinen jegigen Territorialbeftand: es mußte Tirol mit Vorarlberg, Salzburg, 
dad Inn= und Hausruckviertel abtreten und erhielt dafür nur als höchſt ungenügende Entfä= 
digung Würzburg, Aſchaffenburg und die Mheinprovinz (die fogenannte Pfalz). 


12) Weipel's Worte im Art, Batern der erften Auflage des „Staats-Lerikon“. 
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Sihrend Der Rheinbundgzeit wurden viele franzöſiſche Einrichtungen auch nad Baiern 

ianzt, namentlich was dad Heerweien betraf (Militärorganifation, Gonfeription und Lands 
air). Es wurden im Übrigen aber nicht gerade immer die beiten derjenigen Inftitute herüber— 
xxflanzt, deren fich Frankreich felbft unter dem Gewaltherricher Napoleon erfreute. Im All 
semeinen berrfchte unter dem Minifterium des geiftvollen und kräftigen Montgelad ein erleuch— 
teter Despotismus. Mag man diefen in mancher Beziehung für nothwendig halten unter ven 
damaligen innern Zuftänden Baierns und den äußern Zeitverhältniffen, innmerbin war er von 
entjeglichen, oft empörenden Misbräuchen der Gewalt begleitet. In Wirklichkeit regierte Mont: 
gelas weit mehr als der im Allgemeinen gutmüthige König Mar. Die meiften Misftänve 
kannte der Letztere nicht, da er jih um die eigentliche Negierung nur wenig befümmerte, andere 
abzuftellen gebrad ibm die Kraft, zuweilen felbit der nötbige Wille. 13) Montgelad, durch ven 
Baiern materiell groß und geiftig wenigftend mehrfad auf ven Weg des Lichts gebracht worden, 
blieb auch nah Napoleon’s Sturz an feinem Poften. Dem deutjchen Vundesweſen, wie es ji 
entwicelte, war er abhold. Er juchte namentlich Baiern eine felbftändige Stellung zu fichern, 
ſodaß ed, ungebemmt durch den Bund, als fouveräne Macht geadjtet werde, wie auch mehre an= 
dere europäiſche Staaten von gleicher Bolkszahl. Von allen Seiten erhoben ſich nun aber in 
der diplomatifhen Welt Gegner wider Montgelad, ſodaß König Mar-während feines Aufents 
halts zu Wien im Winter 1816 zu 1817 ſich das Verfprechen abnehmen ließ, ihn vom Staats— 
ruder zu entfernen. Doc) blieben, ungeachtet mancherlei Umgeftaltungen, manche feiner Grund: 
anjichten noch längere Zeit herrſchend, namentlid jene, denen zufolge Baiern ftetö als ſouverä— 
ner Staat aufzutreten pflegte. 

Die jpätern Jahre der Regierung des Königs Mar bilden offenbar nicht deren Glanz 
periode. Die Gutmüthigfeit des Fürften, die ihn häufig veranlaßte, ſich allzu leicht über wichtige 
Dinge binwegzufegen, wurde fehr oft misbraucht; insbejondere herrſchte in vielen Zweigen der 
Verwaltung eine große Verſchwendung, ſodaß der Finanzzuftand inmitten des Friedens immer 
jerrütteter wurde. Deilenungeadhtet erregte die Kunde von dem am 15. Det. 1825 plöglic 
dur einen Schlagfluß berbeigeführten Tode dieſes Fürften, des Gründers einer neuen Ber: 
fajlung, bei ver großen Maife des bairifhen Volkes, namentlich aber bei ven Beamten eine jehr 
allgemeine und ungeheuchelte Trauer. Nur Wenige waren anderer Anficht. 

Die erften Anordnungen des neuen Könige Ludwig erregien die freudigften Hoffnungen 
und wurden mit lauten Jubel begrüßt. Durchgreifende Erfparungen in Staatöhaushalte foll: 
ten alsbald ind Leben treten, um Ordnung in ven Finanzen herbeizuführen: überflüffige Stel: 
irn wurden aufgehoben und Griparungen im Heere und in der Hofverwaltung eingeführt. 
Mande Familien zwar wurden durd die plögliche Umgeftaltung ſchwer betroffen, doch betrach— 
tete man dies und einige andere dabei bervortretende Härten ald vorübergehende libel. Die 
Genfur aller nichtpolitifhen Blätter wurde als verfaflungswidrig aufgehoben und fomit der 
Brefie namentlich die Beiprehung ver inländiihen Verhältniffe freigegeben. Der König felbft 
erklärte feierlich in einer Thronrede: „er möchte nicht unumjchränfter Herrſcher fein“, und bei 
einer andern Gelegenheit: „er fei der äußerſte Linke in Baiern.‘ 

Indeſſen erfolgte allmälig eine Anderung in den Negierungsgrundfägen, bejonders einige 
Zeit nach der Julirevolution. Die Einen hielten dies für dringend nothwendig, ſonach für einen 
glüfliben Wendepunft ; die Andern ergoflen fi in Klagen, daß Baiern feine Stellung ver: 
fenne und jeine Gegenwart und Zufunft opfere. Die Cenſur wurde mit größerer Strenge als 
felbft in irgend einem andern deutfchen Lande geübt. Die politiſchen Proceffe bäuften ih. Die 
Gerichte, in denen mancherlei Veränderungen und Perſonenwechſel ftattgefunden, glaubten mit 
aller Strenge politiſche Regungen niederdrücken zu müffen. Überall ward auf jharfe Strafen 
und dabei namentlich bei Majeftätöbeleivigungen auf fnieende Abbitte vor vem Bilde des Königs 
erfannt, wie dieſes das in den fieben ältern Kreifen geltende Strafgefegbud von 1815 vorſchreibt. 
Männer wie den berühmten Rechtslehrer und Landtagsabgeorpneten Behr und den gleihfalls 
gefeierten Eifenmann traf viefed Loos. Ihre Vergehungen und die rihterlihen Verhandlungen 
und Entf&heidungsgründe blieben, geheime mündliche Mittheilungen abgeredhnet, im Dun— 


—— — — —— 





13) Sehr merkwürdige Enthüllungen darüber finden ſich in den , Memoiren“ des geiſtvollen und ſcharf 
beobachtenden Ritters v. Lang. So viele ſcharfe Anklagen derſelbe gegen eine Menge beſtimmt bes 
ichneier Perfonen und Familien erhebt, fo ift doch noch nicht eine einzige der von ihm berichteten That⸗ 
als unwahr bezeichnet worden. Daß das Publicum ein Verbot des Buchs in Baiern nicht als 
Birerlegung, fondern weit mehr als Beftätigung betrachtete, ift begreiflich. 
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tel. Auch in der Folge, als beinahe in allen Rändern Amneftien verfündet wurben, gefhah dies 
in Baiern nit. Verſchiedene ausgezeichnete Männer, worunter bie berühmten Univerſitäts— 
lehrer Schönlein und Ofen, verließen, theilmeije förmlich entfliehend, das Land, um jich poli— 
tifchen Unterfuchungen zu entziehen. Namentlih wurden aud mande Mitglieder der Abgeorb= 
netenkammer, die jich als liberale Redner bemerkbar gemacht hatten, in ſolche Proceſſe verwickelt, 
wie der Pfälzer Schüler und eine Zeit lang felbft der ſehr dynaſtiſch gefinnte Freiherr v. Elofen. 

Wir müſſen zwar dieſe längft der Gefchichte angehörenden Thatfahen erwähnen, aber wir 
maßen und fein Urtheil darüber an. Hier genüge es, der Erjheinungen zu gedenken, fowie ſie 
eben äußerlich hervortraten. Die Regierung hegte unverkennbar die Aniicht, ein unbedingtes 
Miederhalten des Liberalismus fei durchaus erfoderlih. Das monarchiſche Princip trat über: 
all entichieden gebietend hervor. Ohne Vernehmung der Stände wurde ein bairifches Heer nach 
Griechenland gefendet, zu deſſen König der bairifche Prinz Otto erflärt worden war; ohne ſolche 
Zuftimmung wurden große Geldfummen aus Staatsmitteln dahin geliehen; ohne ſtändiſche 
Mitwirfung wurden große Pradtbauten ausgeführt und deren Koften nicht blos aus Mitteln 
der Givillifte, fondern auch aus jenen des Staatd unmittelbar beftritten; ebenjo erfolgten Ber: 
tragsabichlüffe, wie z.B. wegen ded Donau-Main-Kanalbaus, in denen der Staat bie größten 
Verbindlichkeiten ohne ftändifhe Genehmigung übernahm. 

Es fann nur ald eine natürliche Folge der einmal herrfchend gewordenen Grundanſicht be— 
tracdhtet werben, dafı die Beamten nidht mehr Staats-, fondern fönjglihe Diener genannt wer: 
ben mußten, daß jede Anftellung oder Beförderung im Givil- oder Militärdienfte nit mehr als 
ein Recht, fondern als Gnadenſache behandelt und bezeichnet ward; daß dabei der (ben Anger 
ftellten im Kalle ver Penſionirung verfaffungsmäßig verbleibende) Staatsgehalt in den Ernen— 
nungsdecreten ganz gering angefegt und die Gewährung eines mweitern von der königlichen 
Gnade abhängig gemacht wurde u. f. w. 2 

Das nämliche Princip, welches die Grundlage des politifchen Handelns bildete, ward durch— 
aus confequent auch in den kirchlichen Dingen’ zur Anwendung gebracht. Hier wie dort wurden 
die Grundſätze des Fortſchritts, ja felbft jene des Fefthaltend an dem in diefer Richtung bereite 
Erlangten entſchieden befämpft und niedergebrüdt. Das gleiche Loos hatte zuvor ſchon den ſo— 
genannten Indifferentismus getroffen. Im Katholicismus wurbe die durch das Mönchthum 
tepräfentirte Tendenz überall unterftügt und befördert, im Proteftantismus die rationaliftifche 
Richtung unterdrüdt und felbft im Judenthum feine Nevlogie geduldet. Im Ganzen aber trat 
das Streben immer mehr hervor, daß Baiern der erfte orthodox-katholiſche Staat in Deutid- 
land fein wolle. Daher nicht nur die ſcharfe Unterbrüdung des in der legten Zeit entjtandenen 
Deutſchkatholicismus, fondern insbefondere auch die Klagen der Proteftanten über Zurüd: 
fegungen und felbft über Glaubens- und Gewiffenszwang, wie befonders in den Beſchwerden 
über die Kniebeugung der proteftantifchen Soldaten und Landwehrmänner vor dem Venerabile 
der Katholiken fo vielfach hervorgehoben wurde. 

Dabei waltete die Anjicht vor, daß die Negierung Alles felbft anorbnen, nichts der freien 
Thätigkeit des Volkes überlaffen müffe. Daher Verbote und Gebote nad) allen Richtungen. Be: 
Fanntlich ift die8 eine Erfcheinung der Neuzeit, von der man im fonft vielgepriefenen Mittelalter 
feine Ahnung hatte und melde von ven Einen ebenfo entſchieden misbilligt, ald von den Anz 
bern für nothwendig erflärt wird. Wie man dies nun aber anfehen möge, fo ift es Thatſache, 
daß fid) die Anwendung jenes Grundſatzes in Baiern ſehr weit ausdehnte, ſelbſt bis zur Ortho— 
graphie herab, ſodaß z. B. von oben herab geboten ward, Bayern ſtatt Baiern, Gendarmen ſtatt 
Gensdarmen zu ſchreiben u. ſ. w. In ähnlicher Weiſe ward verboten, den neuen Flügel des 
mündener Schloffes Neubau zu nennen, er mußte Saalbau geheißen werben. Oft lag aber auch 
in den Worten ein tieferer Sinn, z. B. in den Verboten, Staatdbürger, Staatdminifter oder 
bergl. zu fagen, wogegen die Ausdrücke Untertanen und königliche Minifter gebraudt wer: 
ben mußten. _ 

Was im Übrigen die Geftaltungen im Einzelnen betrifft, jo verwelfen wir auf Abſchn. X 
dieſes Artikels. 

II, Die alte Bolförepräfentation, die Randflände. Kein anderes deutſches Land 
beſitzt über feine ältere Volkörepräfentation eine fo reiche Literatur ald Baiern. 14) Deſſen⸗ 


— — 


14) ©. vorzüglich: „Sammlung batrifcher landſtändiſcher Freiheitobriefe und fogenannter Hands 
ſeſſen“ (München 1779). (Diefe Urfunden beginnen mit 1311.) (Panzer) „Verſuch über den Urfprung 
und Umfang der landftändifchen Rechte in Baier’ (1798); Kreuner, „Die Landtagsverhandlungen im 
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ungeachtet aber macht man ſich, durch unfere gewöhnlichen Geſchichtobücher und tief eingeprägte 
Hiforifhe Vorurtheile von der abjoluten Fürſtenmacht irre geführt, meiftend ganz falfche Vor: 
ftellungen davon. Man glaubt Wunder wie viel bewiejen zu Haben, wenn man die alten Land: 
fiünde bis zum 14. oder 15. Jahrhundert Hinaufvatirt! Freilich, dieſe Landſtände in ihrer ſpä⸗ 
tern Geftalt jind faum älter, wol aber ift ed die wahre Volfsrepräfentation. 

In den allerfrüheften Zeiten der germaniſchen Gefchichte, lange zuvor ehe ſich noch das Feus 
dalweſen bildete, beruhten alle Einrichtungen der verfchiedenen deutſchen Volksſtämme auf den 
überall hervorleuchtenden Grundſätzen der gleichen Berechtigung aller Freien; die fänmtlichen 
Angehörigen der jiegenden Völker waren aber gleich frei, ſonach auch völlig gleichberechtigt. Alle 
wichtigen Angelegenheiten des Gemeinweſens wurden in allgemeinen VBolksverfammlungen be: 
rathen und entſchieden, die mindeſtens alljährli ein mal, falls es nöthig war, aber auch weit 
öfter ftattfanden; höchſtens mochten die erften Beamten (wozu die Oberhäupter felbft gehörten) 
über einen Gegenftand Vorberathung pflegen, um jogleidy beſtimmte Anträge zu ftellen, die 
aber oft genug verworfen wurden. Was blos einzelne Gegenden betraf, fand feine Erledigung 
in den monatlichen Berfammlungen ver Bewohner der betreffenden Gaue. In jenen allgemei: 
nen Bolksverfammlungen wurde namentlid entjchieden über alle allgemeinen Gefege, über 
Krieg und Frieden, die Wahl oder Abjegung des Oberhaupts (Fürften, Königs) und über 
wichtige Rechtöftreite, zumal die Beftrafung der Fürſten und aller Bornehmen, die aber nichts 
Anderes ald bloße Angeftellte waren. 15) 

Die bei allen germaniſchen Stämmen, von denen wir irgend nähere Kunde befigen, finden 
wir biefe Einrichtungen namentlich auch bei den Baiern. In ihren älteften Gejegen fchon, 
die aus der gleichen Periode wie die falifchen Gefege ftammen, ift ausprüdlich gejagt, daß jie 
unter Mitwirkung Aller, des gejammten Volkes, erlaflen worden feien. (‚Hoc decretum est 
apud cunctum populum“ etc.) Bei widtigen Proceſſen und fonftigen Verhandlungen traten 
alle Freien zur Entfcheidung zufammen. (,„Liberi conveniunt, omnes ad placitum conve- 
niunt.”) Bon einer Menge von Herzogen wiſſen wir fpeciell, daß fie durch das Volk gewählt 
worden waren; fo namentlih Thaffilo, der Zeitgenoffe Karl's d Gr., ver feine Erhebung dem 
Beihluffe ver VBerfammlung zu Aſchheim verdanfte und der auch erweislich in vielen weitern 
Bolköverfammlungen das Erlaffen von Gefegen veranlaßte. Seine Abfegung und Verurtheis - 
lung fogar warb durch ein Volksgericht audgefprochen, das freilid großentheild aus dem Volke 
der Sieger, der Franken, beftanden zu haben ſcheint. Aber fogar jegt noch, nad) der Zeit Karl’s 
d. Gr., bewahrte das Volk foviel Rechte, daß felbft nicht einmal auf des Kaiferd Gebot ein 
Krieg ohne der Nation Beiftimmung begonnen werden fonnte, und daß die Herzoge nur durch 
Volkswahl zut Gewalt gelangten. Die Kaifer felbft erfannten dies ausdrücklich an (fo z. B. 
namentlich Otto I, und Heinrich 1.); beftanden diefe Verbältniffe doch überall, ſodaß fie felbft 
gar feinen Begriff hatten, wie ed irgend aud anders fein fönne, wenn fie glei mitunter in eins 
jelnen Bällen ihre Gewalt im Übrigen misbraudten. Se ward im Jahre 880 Ludwig IIL zum 
Herzoge erwählt; ebenfo 911 Arnulf. Von Kaifer Konrad II. wiffen wir, wie er fid) um bie 
Volksgunſt bewarb, damit fein Sohn Heinrich zum Herzoge gewählt werde. Ald Heinrich IV. 
den Welfen eigenmädtig zu diefer Würde erhob, vermochte er’ erft nad) längerer Zeit die Baiern 
zu befänftigen. Auch Eonnte jelbft der zu felbitherrifhen Übergriffen fo jehr geneigte Friedrich 
der Rothbart die Baiern nicht umgeben, ald Heinrich der Löwe geächtet ward. Da Rudolf von 
Habsburg nad den mit Baiern verbundenen Landestheilen Öfterreich, Steiermark u. f. w. lüs 
ſtern war, mußte er die Volköverfammlung diefer Gegenden für fich zu gewinnen fuchen, damit 
dieje feine Söhne Albrecht und Rudolf erwählte u. ſ. w. 

Als das Unwefen des Lehenthums immer mehr um fi griff, wurde dad Amt, dad Herzog: 
thum, ebenfalls gleihfam zu einem Lehenftüde. Oft folgte ver Sohn dem Vater in ver Würde, 
aber nur unter Anerkennung von Seiten des Volfed und unter Erneuerung des wechfelfeitigen 
perfönlihen Vertrags. Auch mußte jever Herzog, zufolge alten Landrechts, vor Ablauf von 
18 Menaten nad) feiner Belehnung einen Hof= oder Kandtag (zu Regensburg) halten. 


— 


den Jahren 1480— 1513 (18 Bde., München 1803— 5); Derfelbe, ‚Anleitung zur nähern Kennts 
nij der bairifchen Landtage im Mittelalter‘ (München 1805); Rudhart, „Die Gefchichte der Landſtände 
in Baiern“ (2 Bde., Heidelberg 1816, in einer zweiten Auflage angeblich 1819). Auch das oben eitirte 
Berk von Sugenheim gehört theilweife hierher. 

15) Bergl. die „Art. Adel, Deutiched Landesſtaatsrecht, deutſche Landſtände und Recht, biftorifches, 
ber —— Europas in Sinſicht auf freie Verfaſſungen; fobann Kolb, „Geſchichte der Menſchheit 
und ber Bultur”. 
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Es würde hier zu weit führen, wenn wir alle Volkoverſammlungen einzeln aufzählen woll⸗ 
ten, von denen ſich beftimmte Kunde bis auf unfere Zeiten erhalten hat. Damit aber fein Zweis 
fel varüber entitehe, van keineswegs blos der Adel oder die Minifterialen (die Hofleute) dabet 
vertreten waren, ſei vorerft nur daran erinnert, daß gerade aus dieſen Zeiten ſchon die ſprich— 
wörtlich gewordene Anſicht herrührt: daß, wer Minifteriale geworden, ſich feiner Freiheit ver— 
luſtig gemacht habe, und dann, daß wir fortwährend (worüber wir namentlich aus Heinrich's 
des Löwen Zeit bejtimmte Nachrichten bejigen) nicht etwa blos die Bürger einer Stadt (insbe— 
fondere Negensburgs), jondern geradezu die Maffe des Bolfes ald.auf dem Landtage anwejend 
und enticheidend ausprücklih angeführt finden. Auf einem ſolchen Landtage zu Karpheim be— 
ſchwor Heinrich ver Löwe im Jahre 1127 die Landesfreiheiten. Auf einem andern 1161, auf 
welchem er Gericht hielt, jaßen, wie wir beftimmt willen, neben den Vornehmen aud die Leute 
des Volkes. 16) DVerfaufte der Herzog ein Out, eine Domäne, jo geſchah e8 „unter Zuftimmung 
Aller, ver Geſammtheit“. 17) Ohnehin läßt ja jhon ver Name Landtag feinen Zweifel dar: 
über, wer hier zu vertreten, wer urfprünglich ftimmberechtigt war. (UÜber die große Ausdehnung 
der Volksrechte ſ. Deutfches Landesſtaatsrecht.) 

Allerdings ſchmolz die Zahl der Freien infolge der unſeligen Feudaleinrichtungen immer 
mehr zuſammen, immer entſchiedener bildete ſich der mittelalterliche Adel aus. Wie dies geſchah, 
iſt anderwärts nachgewieſen. 18) Dennoch konnten die alten Rechte des ganzen Volkes nie völlig 
ausgetilgt werden; viele Jahrhunderte ſpäter werden wir die bedeutſamſten und ſprechendſten 
Beweiſe deſſen wiederfinden. Insbeſondere aber erhielten und entwickelten ſich die alten Volks— 
rechte mannichfach in den Freiheiten der Städte. Faſt überall leſen wir gerade in den älteſten 
diefer Privilegien, daß die Fürſten erklären: fie beftätigten, erneuerten, genehmigten jene Frei— 
heiten, die ſonach unzweifelhaft älter fein mußten ald dieſe gejchriebenen Zugeftändniffe. 19) 
Unter mandperlei Andeutungen der damaligen argen Gräuel- und Fauftrehtsherrihaft 20) fin= 
den wir Beftimmungen wie folgende, melde aus dem ganzen Wefen des damaligen Volksthums 
heworgingen. In der landöhuter Urkunde von 1279 heißt ed: „Zur Saft joll nur gezogen 
werben, wer ein Verbrechen verübt hat, welches das Leben Eoftet; im librigen, wenn fein Grund— 
ftüd dem Werthe der Strafe gleich ift, geht er frei umher.” In dem mündener Freibriefe von 
4289 heißt ed: „Sein (ded Bürgers) Haus ift eine Freiftätte; felbft wenn ein Übelthäter ſich hin— 
eingeflüchtet , foll ver Richter oder fein Scherge nicht keck erbrechen, was verfchloffen. Der Haus: 
herr felber öffne es und fehe zu, wie er dem Flüchtigen durchhelfen könne.” In der von Ludwig 
dem Baier auögeftellten ingolftadter Urfunde iſt ausgeſprochen: „daß der Stadt Saden be— 
forgt und entſchieden werden follen von ihr jelbft dur ihren Rath, nicht durch ded Herzogs 
Richter. Eines Bürgers Wohnung foll Heilig fein, und hoch geftraft werden, wer den Andern 
angreift in feinem Haufe. Dem Richter thue man willig auf, aber er hüte jih aufzubrechen. 
Wer angefeflen mit Haus und Hof, ift frei von Haft, außer wer todtgefhlagen hat. Wer ver: 
wunbet auf den Tod, darf, ehe diejer erfolgt ift, nicht berührt werben von bed Schergen Hand‘' 
u. ſ. w. Beſtimmungen, deren Geltung ſich das hierin freie Volk der Briten fortzubewahren 
gewußt hat bi auf den heutigen Tag. 

Man hat mehrfach in Deutſchland die Theorie aufzuftellen verfuht, daß die Stände alle 
ihre Rechte erft durch Kauf von den Firrften erlangt hätten, wenn ſich diefelben in Geldverlegen— 
heiten befanden. Nichts ift hiſtoriſch unrichtiger, nichts zugleich ungereimter an fi als dieſe 
Behauptung. Wäre das Volk wirklich einmal rechtlog gewefen, fo hätte man ihm ja eben furz= 
weg Alles hinwegnehmen mögen, ohne daß ed irgend ein Gegenzugeftänpniß hätte fodern kön— 
nen. Ohne Widerrede mußte ed alsdann eben bergeben, was ed beſaß. Aber fo war es nicht. 
Das alte Recht hatte ſich forterhalten bid zu diefen Zeiten, wonad fein Freier eine Steuer zu 
entrichten jchuldig war. Was immer er gab, war ein freiwilliged Opfer, ein Gejchenf, das er 
reichte, zur Erlangung eined gemeinfamen Zwecks. (S. Beeten.) Gerade in noch vorhandenen 


16) „Mon. Boic.‘, Vil, 109: De ministerialibus et aliis quam pluribus. 

17) De communi consensu. Urfunde vom Jahre 1205. 

18) Bergl. die Art, Adel, Deutiches Landesſtaatérecht, Necht, bhiſtoriſches, und das dort zugleich 
eitirte Buch von Kolb, „Geſchichte der Menſchheit“. 

19) Faſt überall begegnet man den Ausdrüden: approbamus, ratificamus, innovamus, confir- 
mamus u. f. w., eine Thatſache, die näher gewürdigt werben follte, als es bie jet geſchehen ift. 

20) So erklärte der Herzog in dem den Mündhenern im Jahre 1289 gewährten Freibriefe, daß er 
auf den Ehezwang verzichte. „Wir fulen och nieman bie zu Munchen, weder Wip, noch Man zu 
etlicher Hyrat dwingen.“ i 
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Yairihen. Urkunden (3. B. ans dem Jahre 1502) werden die Steuern als grata subsidia, ala 

seeme inconsuetae ac indebitae ausdrüdlic bezeichnet. Die Verſchwendung der Fürften 

ie e8 freilich allmälig mit ſich, daß die für die Beſtreitung der geſammten Regierungs-, 
zgemal auch der Kriegsbedürfniſſe beftimmten Domanialeinfünfte nicht augreichten. Im Inter: 
Ar des Gemeinweſens mußten nun allerdings die Freien auch jegt Opfer bringen ; fie thaten es 
eteillig, Tuchten ji eben darum aber aud gegen die Wiederkehr der Verſchwendungen zu 
idern Daher die Verfiherungen und Berfprehungen, melde ihnen die Fürſten ertheilen 
mußten. Die Betheiligten verftändigten und verpflichteten ſich gegenfeitig eidlich, gemeinſam alle 
fernern Misbräuche diefer Art von fich zurückzuweiſen. Die bairifche Landſchaft als foldye und 
in ihren mittelalterlihen Formen entſtand aus Föderationen oder, wie man ed (ohne alle üble 
Bedeutung des Wortes) nannte, aus „Conſpirationen““, aus „Verſchwörungen“, was die Aus: 
brüde für „Zufammenfhmwörung Gleichgeſinnter“ waren. 21) 

„Bon den Leuten eine Steuer zu nehmen”, alfo bemerkt Rudhart hierin fehr richtig, „war 
antäthlich und unrecht‘ (eigentlih: unausführbar, unmöglih'). „Man glaubte, das Vermögen 
eines Mannes fei fein und nicht dem Fürften, und war wach auf feine Befugniß. Der Pfalzgraf 
hatte einmal eine Steuer gefodert, vergeblih, man zahlte nicht!’ 22) In ihren Geldverlegen— 
beiten riefen die Herzoge die Bornehmen und Geringen (auch die Dienftmannen) auf: „ſie foll 
ten vatben, wie zu helfen fei aus der Noth.“ Diefe verfammelten fi in der Charwoche 1502 zu 
Schnaitpach. Die Serzoge baten, daß man ihnen die Erhebung einer Viehſteuer erlauben möge: 
u... . das wir unfern lieben getreuen Graven, Freien und Mitleuten... die und zu diefen Zeiten 
durch ir treuen Willen mit einer gemainen Viehſteuer, die ſy und erlaubt haben williglic und 
gütlich geholfen haben.” Die Bitte ward für diesmal gewährt, aber ferner wollte man 
das Gleiche nicht mehr zugeftehen und „Alle verbanden fi dagegen mit einem Eide“. Die Her: 
joge Rudolf und Ludwig (fpäter „ver Baier’ genannt) mußten für fih und ihre Erben be= 
Swören und beiiegeln, „für bas feine Steuer ‚zu nehmen an deren Leuten oder Gut oder an 
ihren Erben. Wollten fie diefelben nöthigen zu einer Steuer, fo fei died gethan wider Treu, 
und mögen fie fi verbinden nach ihrem getbanen Schwure, den bie Herzoge gut beißen, und 
ihnen auch Andere beifteben. Daran fei nicht wider jie gethan“ (... „und ift davon unfer gues 
ter Willen und Gonft daben das ſich des yezo miteinander vereinet haben und aud ge: 
ſhworen“ u. f. w.). 

68 war die die erfte befannte Einigung, der erfte befannte Bund. Die Herzoge hatten aber 
feine wahrbeitätreue Nehnung abgelegt, jondern einen Theil des Schulvenftandes verheimlicht. 
Infolge deſſen entitanden bald neue Geldverlegenheiten. Als Auskunftsmittel verſchlechterten 
bie Herzoge Die Münze. Darauf entjchievene Unzufriedenheit. Das Volk gewährte noch ein mal 
Hülfe (1307), aber unter ver Bedingung, dan die Herzoge ihre Münzanftalten „den Herren, 
den Prälaten, Grafen, Freien, Dienitmannen, den Städten und Märften, den Bürgern und 
Bauleuten und dem ganzen Lande‘ (‚und überal allem unfern Land zu Baiern“) übergaben. 
Bir fehen alfo immer wieder das Volk hervortreten, nicht blos Adel, Geiftlichkeit und Städte, 
wie man fich in der Neuzeit gewöhnt hat in die alten Urfunden hinein zu interpretiren. Aller 
dings treten mehr und mehr die einzelnen Stände hervor. Der Grund ift einfah: ed gab fein 
Alles umfaffendes Gemeinmwefen mehr, wie ehemals; das Sonderintereffe nahm allmälig Alles 
in Anſpruch. Statt des gefammten Volkes erfcheinen die einzelnen Stände (unter ihnen von der 
allerfrübeften Zeit an namentlich die Städte); nah Wefen und Korm aber blieben im Übrigen 
dennod vielfach die alten Verhältniſſe. 

Als die Herzoge Rudolf und Ludwig nad ihres Vaters Tode in Zwift gerietben, foderten 
fie die Landſchaft zur Söhnung auf (1510). »Die verfammelten Stände waren ed, welche die 
Teilung des Landes beichlofien. Der eine Theil wählte fih Ludwig zum Oberhaupte, der 
andere (Miederbaiern) bebielt Nubolf. Die Söhne des Letztern gaben bald zu vielen gerech— 
ten Klagen Beranlaffung. Ihre Verſchwendung verleitete fie, einen Theil ihrer Kriegsleute um 
Geld in fremde Dienfte zu verhandeln. Dennoch waren ihre Kaffen immer leer, und es geſchah 
ihnen, den ſtolzen Herzogen von Niederbaiern, daß fie, wegen Nihtbezahlung ihrer Schulden 
an die freien Bürger von Regensburg, von diefen ind Einlager (den Schuldthurm) geſteckt wur— 
den. Die verfchiedenen Stände des allzu gutmüthigen Volkes mußten fich oft mit Abgaben be: 
laften, um dem gefährdeten Gemeinwefen wieder aufzubelfen. Gern gaben dagegen die Herzoge 


21) Aventinus, „Ann.“, VI. Rubhart, a. a. D., Bd. I, und Art. Deutfches Landesſtaatsrecht. 
22) Aventinus, a. a. O. 
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Brief und Siegel über die alten Volkorechte, die ſie erneuerten und wobei fle die Steuern ohne 
Umfhweife ald indebitas vexationes, insolita obsequia, steuras insolilas et inconsuetas 
bezeichneten, oder aud) ald subsidium, gratum subsidium, quod devoli cives his diebus ex- 
hibuerunt. 

Otto, der leßtlebende der Brüder, verkaufte fogar die Gerichtsbarkeit. Er ftellte am Veits: 
tage des Jahres A511 die große Handfefte aus. Die Stände hatten ihm „zu ainmal und zu die⸗ 
fen Zeiten allein‘ freiwillig eine Abgabe geftattet, weldye von den Orunpherren und den Grund⸗ 
holden (aljo keineswegs von den legtern allein) zu erheben fei, aud von den herzoglichen 
Grundholden (denn um felbft nur von diefen eine ſolche Abgabe zu erheben, bedurfte der Fürſt 
befonderer Ermächtigung). Der Herzog heißt es nun in jener Handfefte ausdrücklich gut, daß 
ſich die Betheiligten eidlich verbanden, ſolches ferner nicht mehr zu gewähren: „Es haben aud 
alle die Landherren, Grafen, Freien und Dienftmannen vor Und (dem Herzog) geſchworen 
einen Aid, mit Unferm Willen und Haiflen, daß fie ainander geholfen feien, ob ihnen Etwas an 
diefen Sachen von Uns oder Unfern Ambtleuten gekränkt würd oder überfaren, daß jie ſich deß 
wehren füllen, oder fih an einen andern Herrn halten und durch fremde Hülfe helfen gegen den 
Herzog, und er foll dies ihnen, ihren Helfern, ihren und deren Erben nicht entgelten laffen an 
ihrer Treu.” Es heißt überdies in der gedachten Urkunde, daß Alle, „Arme oder Meiche, 
Geiſtliche oder Weltlihe”, wenn ihre früher oder jet garantirten Rechte verlegt würden, in 
44 Tagen gerichtliche Hülfe erhalten follten. Erfolge fie nicht in viefer Friſt, „fo foll der Ber: 
legte für Und kommen, und follen Wir ihm geben zu 14 Tagen einen Tag. Machet er dann bie 
Sad) gegen unfern Vizedomb, Richter oder Ambtnann wahr, fo ſollen Wir es ihm alsbald ab: 
nehmen. Thäten Wir das nit, und kommt dann der Berlegt gen ven Vizedomb, Richter oder 
Ambtmann in ein That, der foll er oder feine Helfer gegen Uns fein Entgeltnuß haben, und 
follen Halt alle Unſere Grafen, Freyen, Dienftimann, Edel, Geiftlih und Weltlid) ihn des ge: 
bolfen fein... ... Wir wollen aud, das man died Handfeft oder ain Not! der Handfeſt an allen 
Stetten laß (Öffentlich verlefe), do man die Steuer abnimmt, und follen dann arm und reid 
(alfo nicht etwa blos der Adel) fhwören, dasfelb zu behalten und aud einander geholfen zu 
fein, ob von Und oder Unfern Ambtleuten das nicht wird überfaren.“ 

Es geht aus ver Natur aller Verhältniffe hervor, daß jedes gefchriebene und beſchworene 
Recht zulegt werthlos wird, wenn Feine Macht da ift, um demfelben die gebührende’®eltung zu 
verschaffen. Es war alfo diefe Natur der Verhältniſſe, welde das bairifche Volk, wie dad ſpa⸗ 
nifche, englifche und fo manches andere, dahin brachte, daß ed fih in Ermangelung eined beflern 
Schugmittels fein Recht des bewaffneten Widerftanded gegen jede fürftliche Anmaßung von den 
Fürften ſelbſt ausprüdlich anerkennen ließ. Ebenfo wie in Nieder-, war dies auch in Oberbaiern 
der Fall. Hier nicht minder hatten Die Herzoge den Eidgenoffen das Recht ausdrücklich beftäti- 
gen müffen: fi zu verfammeln nach ihrem Willen und die Mittel zu fuhen zur Erhaltung 
ihrer Nechte, felbft durch fremde Hülfe und mit Gewalt. So hatten die beiden herzoglichen Brü— 
der in einer dem oberbairifchen Landtage zu Münden im Jahre 1515 auögeflellten Urkunde ge: 
meinfam erklärt: „Wer auch unter und beiden die vorgenannte Tädigung fürbas überfuere, fo 
fullen alle Evelleut, Dienftimannen, Burg und Stet und Märkte, und alle in dem Lande gefellen 
find oder dazu gehörent den andern beholfen ſein . . . und haben auch dis alle unjere vorgenannt 
Leut, Edel und Unedel geſchworen.“ (Alfo wieder nicht etwa blos ver Adel!) In der Handfefte 
von 1522 heißt ed: dieſelbe fei „Geiſtlich und Weltlih, Arm und Reih und gemain allem Land‘ 
gegeben. Gleiches kommt in der Folge in beiden Hauptlandestheilen wiederholt vor. Selbft als 
im Jahre 1525 alle andern Stände mit Ausnahme der Geiftlichkeit einmal eine neue Steuer 
bewilligten und die Herzoge diefelbe daraufhin aud vom Klerus erzwingen wollten, wurden 
die Hürften dahin gebracht, daß fie diefe eigenmächtige Anordnung förmlich zurüdnehmen und 
ausdrüdlich geloben mußten: „ver Pfaffheit und ihrer Leute Gut mit unbilliger und ungered: 
ter Foderung fürbas nicht zu belaften bei Strafe dreifahen Erſatzes Deſſen, was fie abge: 
nommen.‘ 

In Nieverbaiern hatte mittlerweile der Herzoge Verfhwendung und Liederlichkeit ven 
Staat in manderlei Noth verfegt. Die freien Einrichtungen dienten zur Rettung. Man hatte 
den Herzogen Treue gelobt, damit fie das Rand regierten, nicht ed verbürben. Nitter und Städte 
traten (um Mftyaelis 1524) zu Regensburg zufammen. Ohne Tumult, vertragsmäßig, Fam 
man überein, den Herzogen, weil jie nicht verftanven, ſich felbf} zu zügeln, den Zügel der Ne: 
gierung nicht mehr allein zu belaffen. Sie felbft mußten zuftimmen, daß ihnen die Geſchworenen 
12 aus ihrer Mitte beiordneten. Diefe follen „abhelfen aller Noth deö Landes und der ‚Her: 
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pw‘. Die Streitigleiten der legtern follen 15 vom Rath ſchlichten. Alle Bünde, welche bie: 
- kiabie Hürften) in oder außer Landes geſchloſſen, müſſen fie innerhalb zwei Monaten aufs 
Kin „Neue Bünde unter ih oder fonft Krieg und Frieden machen jie nit ohne des Raths 
ſeilligung.“ Ohne Zuftimmung des Raths dürfen fie nichts verjchenfen. Die Beamten find 
af die große Handfeite zu vereiden. Wer bei ven Herzogen angeklagt ift, kann nur nad) geord— 
zeter Unterfuchung beitraft werben. „Gegen Willkür ftehe dad Land auf, und geſchieht alsdann 
ziht gegen die Treue.” Ohne die 12 fegen die Herzoge feinen Rath. Kanzler und Vizdum 
zur nach ded Rathes Rath, und die 12 mit dem Kanzler und Vizdum haben über der Herzoge 
Hof und Lehen zu jegen und zu ordnen. Die Amtsführung der bisherigen Beamten foll durd 
die 12 und vier ihnen beigejellte Näthe unterſucht und die beſonders verhaßten derſelben fo= 
glei ſuspendirt werden. „Wenn die Herzoge dagegen thun, find Land und Leute ihres Eides 
ledig und mögen ſich felber Helfen.“ . 
In einer Urkunde von Jahre 1331, die Schlihtung von Streitigkeiten unter den Herzogen 
betreffend, kommen, bezeihnend genug, Nitter vor, „die von Landes wegen” die Veften inne 


Als zu Ende des Jahres 1540 der junge Herzog Johann geftorben war, tagten Ritter und 
Städte von ganz Niederbaiern zu Landshut, um einen neuen Herzog zu wählen, wozu ihnen 
das Recht von feiner Seite beftritten warb. Unter mehren Verwandten des verftorbenen Kür: 
ken wählten fie Ludwig den Baier (den Kaifer), der aber eine fürmliche Wahlcapitulation ein= 
geben und namentlich geloben mußte: daß Nieder: und Oberbaiern politifch nicht mehr getrennt 
werden follen, jedod unter fortwährend getrennter Verwaltung und mit Beibehaltung der ei- 
genen Bünde eined jeden der beiden Theile u. f. w. Landesabtretungen fönnen nur mit des 
Volkes Bewilligung ftattfinden. Die Nation übt und der Herzog anerkennt ihr das Wahlrecht 
ihres Oberhauptd. Ludwig urfundete dem ande, „daß alle die Grafen, Freien, Dienfimann, 
Ritter, Knecht, Edel, Unedel, Stadt, Markt und gemeiniglich alle Lüt in Niederbaiern habend... 
Uns zu ihrem rechten Herren genommen und erwählt“. Wie früher der Vertrag von Pavia 
„son dem Volk“ von Oberbaiern gutgeheißen und ebenſo wie von der betheiligten Fürſten— 
familie, auch von ihm, dem Volke, bejhworen worden, gelobte jegt Ludwig der Baier dent ver: 
einigten ganzen Lande: „Wir gehaizzen auch dem niedern und obern Lande zu Baiern, dap ed 
farbaß ein Land haizzen fol, und foll ungetheilt bleiben ewiglich.“ 

Die Form der landftändifhen Verfaflung in der Weife, in welcher ſich diefelbe ſpäter ent⸗ 
widelte, ging, wie wir gefehen haben, aus den Bünden der Ritter und der Städte hervor, nad: 
dem die einzelnen Stände ftatt des gefammten Volkes — das Sonderintereile ftatt des vollftän- 
digen Gemeinwefend — hervorgetreten waren. Es ift feinedwegs richtig, was jo oft behauptet 
wird, daß Adel und Geiftlichfeit zuerft allein vertreten waren und erft fpäter die Bürger der 
Städte zu den Landtagen zugelaflen worden ſeien; vielmehr waren ed gerade die Ritter und bie 
Städte, welche ſich zuerft verbanden, und es trat gerade die Geiftlichkeit jenen Bünden derfelben 
viel fpäter bei, nämlich erweislihermaßen nicht früher als gegen Ende des 14. Jahrhunderts, 
umd zwar im legten Decennium befjelben. 

Aber felbft unter jenen beiden Ständen waren befondere Bünde bisher nur vorübergehend 
gewesen; fie waren zufammengetreten, fo oft die Nothwendigkeit e8 gerade erheifchte, und zwar 
in der Regel aus einer vorübergehenden Veranlaffung, zu vorübergehenden Zwecke. Die ganze 
Richtung der damaligen Zeit (in welcher ja fogar bie Ämter erblic wurden, vom König- ober 
Herzogthum anfangend) brachte es mit fih, daß fich auch diefe Bünde der Form nad) in erbliche 
und ewige umgeftalteten. Auf dem Tage von Landshut, am Sonntage vor Martini 1547, be: 
föloffen pie Ritter und Städte, die Söhne Ludwig's ald Herzoge anzuerkennen; fie ſchloſſen aber 
auch an demfelben Tage, mit der Herzoge Billigung, eine ewige Eidgenoſſenſchaft zur Aufrecht: 
baftung ihrer Freiheiten. „Würden die Herzoge oder deren Amtleute ihre Aller oder eines 
Mannes, armen oder reihen, Rechte, die die Herzoge beſchworen, überfahren und den Schaben 
nicht wegnehmen in 14 Tagen, fo foll man ven Herzog mahnen feines Eides; dann aber follen 
Alle ſtehen für Einen und einander geholfen fein nad) ihren Eiden und Treuen, mit Leib und 
Gut, es fei gegen die Herren, ihre Amtleute oder wer fie fonft beſchwere⸗ Wer aber in den ewi⸗ 
gen Bünden nicht bleiben und nicht ſchwören will, dem fei ded Bundes Hülfe night verfproden; 
er gelte ald Ausmann. Das ſchwören fie zu den Heiligen für fih, ihre Hauöfrauen, ihre Erben 
und Nachkommen, auf daß die Taidung, wie fie mit den Herzogen zu ftand gefommien, ftät, ganz 

und unzerbrechlich bleibe ewiglich, und fiegelten def zu Urkunden den Bundbrief.”" (Da bie 

Steats-eriton. II. 13 
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Ahnherren dur ihren Eid zugleich ihre Nachkommen verpflichteten, fo erflärt fih auch, wie 
durch die Kortpflanzung der Bünde vom Vater auf den Sohn das Stimmrecht derer vom Adel 
in der Kolgezeit am Gute haften bleiben mußte als dingliches VBorredht.) ?°) 


23) Es würde ung viel zu weit führen, wenn wir alle einzelnen Berfammlungen der Verbündeten hier 
aufzählen wollten, deren im Laufe der Zeit gar viele ſtattfanden. Nur einige berfelben feien befonders 
erwähnt. Als Herzog Meinhard (vom der münchener oberbairifchen Linie) eine lieberliche Wirthſchaft 
führte, traten die Bünde zufammen, nahmen den Herzog Stephan von Landshut zu Hülfe und zwangen 
barauf ihren Herzog Meinhard, zu München unter Aufficht zu leben, „um der Regierung fähig zu 
werden”. Im Jahre 1374 am Katharinentage war es, daß in der neuen Form die Stände aller bais 
rifchen Ländertheile zum erften mal vollftändig vereint zufammentraten. Es gefchah in ber Abficht, dem 
Landfrieden herguftellen und dem Fauftrecht ſonach auf alle Weife ein Ende zu machen, Später erfolg« 
ten neue Theilungen des Landes. Nur mit Zuftimmung der Stände fonnten diefe gefchehen, welche die: 
felben zuweilen vorzugsweife aus dem Grunde bemwilligten, weil ihnen ein nachgeborener Prinz mehr 

ufagte als der erfigeborene. Jedenfalls ließen fie fich alle ihre Kechte erneuern, dann erſt gaben fie die 
heilung zu (fo 1392). Die Minifterialen (der Adel) insbefondere benugten folche Gelegenheiten, um 
fich die uficherungen von den Herzogen zu verfchaffen, daß diefelben fie ferner nicht mehr verfchenfen 
noch verpfänden dürften; denn wer fich in das Berhältniß eines Minifterialen begeben, war diefem früs 
m — geweſen, er hatte ſeine Freiheit verloren. Beſonders bemerkenswerth iſt der 1393 zu 
ünchen abgehaltene Landtag, auf welchem die oberbairiſchen Stände den Herzog Johann und deſſen 
Sohn Ernſt als ihre Fürſten anerkannten und ihnen huldigten, wogegen dieſelben ihnen eidlich geloben 
mußten: „ſie beim Rechibuch und ihren alten guten Gewohnheiten zu belaſſen, Weite, Schloͤſſer und 
Pflegen nur mit Landleuten zu befegen, und nur nach Rath der Ritter und Knechte, der Städte und 
Märkte; Feine Viehfteuer, feine Urbarsfteuer, fein Ungeld anzulegen,... feinen Krieg anzufangen, als 
nur nad; ber Stände Rath. Überfahrung der Rechte wollen die Herzoge wenden auf Mahnung ohne 
Berzug. Thäten fie es nicht, fo follen fidy Edle und Bürger verbinden, fich -fegen und wehren. Übers 
haupt mögen die Stände tagen und ſich verfammeln zu München und anderswo, fo «ft ihnen nöthig 
fcheint, oder fich auch außer Landes laden zu einer VBerfammlung, warn fie es für gut halten, um da 
miteinander zu berathen über die Randesherrfchaft und ihre Nothdurft.“ Kortwährend entitanden nene 
Streitigfeiten unter den Herzogen. Im Jahre 1398 riefen fie felbft (Ernft und Wilhelm) zehn Edle und 
zehn Städter auf, ihre Zwihe zu ſchlichten. Auf dem Tage zu Nicha warb nun vor allem feftgefegt, 
die Stadt München, welche den Zanfapfel bildete, bie zur Entfcheidung „in Gewahrfam‘ des Konrad 
von Preifing zu geben. Die Entfcheidung erfolgte. Die Herzoge fiegelten dem Volke einen Freiheitss 
brief und empfingen bagegen deſſen Huldigungen, nur bie ber Münchener auch jest noch nicht, weil fie 
fich geweigert hatten, deren Freiheiten zu beftätigen. Ritter und Stäbte tagten num zu Ingolftabt, und 
es ward von ihnen den Herzogen aufgegeben, die Privilegien jener Stadt anzuerfennen: fie mußten zu: - 
legt nachgeben. Im Jahre 1402 fam eine neue Theilung des Landes zu Stande, und zwar auf dem Lands 
tage zu Ingofftadt. Es gefchah dies ausdrücklich „nach der ganzen Landſchaft Nath in Oberbaiern, 
Wiffen, Willen und Wohlgefallen“. Die Stände wahrten alle ihre Rechte. Gegen Verlegung derfel: 
ben, „wenn fie nicht alsbald und ohne Widerfpruch von den Herzogen gewendet werde, helfen die Bünde 
alles Landes, die die Herzoge betätigen‘. Ungeachtet der Trennung fehen wir aber im Jahr 1404 die 
Stände aller Landfchaften (die ingolfabter, die münchener und die beiden niederbairifchen) zu einer Ders 
fammlung zufammentreten. Nachdem die nieberbairifchen Stände 1425 gegen ihre Herzoge fich bereit ers 
Flärt, ihnen, nachdem biefelben vorerft ihre Freiheiten beftätigt haben würden, zu huldigen, geboten fie 
zwei Jahre fpäter jenen, ihren Fürften, Stillftand in dem Streite, den bdiefelben miteinander führten: 
„wer dagegen menge gegen ben follen die Andern und auch feine eigene Landfchaft fein.” Hhnliches 
fam in Oberbaiern vor. Die dortigen Landſchaften erlangten (1429), daß bie Herzuge biefer Gebiete 
einem Ausfhuß von 25 Mitgliedern der ober= unb nieberbairif, en Landfchaften Vollmacht ertheilten, 
bie Rechte der beiden Theile des Oberlanbes feftzuftellen, mit der Berbindlichfeit, deren Sprüchen Folge 
v leiſten. Es geſchah. Die 25 ſchrieben den Herzogen ſogar die Form und Ausdrücke vor, in denen 
ie ihre Freiheitsbeſtätigung ertheilen mußten: „ Alto fprechen wir die XXV Mann obgenannt einmädh: 
tiglich auf den Eid, daß unfere gnäbigen Herrn, Herzog. ... obgenannt ihrer beider Theil Herrn Lands 
fi A Oberbaiern jeder Sandicjaft einen ſolchen Brief unter ihrer aller dreier Infiegeln, als hernach 
von Wort zu Wort verfchrieben ift, geben follen, zwifchen hie dato dieſes Briefes umd 14 Tagen, und 
welcher Herr darin fäumig ift, der foll entgolten fein, als Recht iſt.“ Nur einer der Drei, Herzog 
Ludwig, fiegelte nicht fogleich, fand aber bald gerathen, es nachträglich zu thun. Sodann wählten die 
beiden Landſchaften 12 aus ihrer Mitte, zur Hälfte Ritter, zur Hälfte Stäbter (alfo feine Geiftlichen). 
Diefe follten in Abwefenheit der Landfchaften die Rechte eines jeden Mannes vertreten, der verlegt würde, 
und nöthigenfalls die Landfchaften felbft zufammenberufen. Dabei ward befchloffen: es „will jede Lands 
[haft ein gemeines Geld unter fich anlegen und zu deffen Verwaltung Männer ordnen, damit ſie fich bei 
ihren Rechten und Freiheiten leichter — “. Rudhart bemerkt in feiner „Geſchichte ber Landſtände 
in Baiern“ bei dieſer Gelegenheit ſehr treffend: „Dies letztere iſt wol als eine für die damaligen Vers 
haͤltniſſe tree Anftalt, aber nicht ale Erweiterung der landftändifchen Mechte zu betradjten. Denn 
fein eigenes Geld mag ohnebies Jeder verwenden, wozu er will. Darum heißt es fein Eigentfum, und 
einer Landſchaft muß jedes erlaubte Mittel fein, ihr Recht zu behalten. Darunter find befonnener Muth 
und Geld vor allem. Wer aber die Mittel fcheut, wodurch ber Landfchaft und des Volfes Rechte feftgeftellt 
werben, ſcheut dieſe ſelbſt; denn ohne jene iſt eine Landſchaft Spielwerk, und es iſt beſſer, gar feine Vers 
faffung, als eine nur zum Schein. Zum Schein oder Spiele waren in Baiern die Landflände nicht.” 
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Bi den auch in der folgenden Zeit oft entflandenen Zwiften der verſchiedenen bairifchen 

Sensge unter ſich verjtand es ſich gleihjam von felbft, daß ſie die Stände anriefen. So bei 
gerien wie bei Eleinen Dingen. Da fi der fraubinger Herzog Albrecht beigehen ließ, in bie 
aiden Jagdgehege feines Vetters Heinrich von Landshut einzufallen, führte der Letztere bei der 
haubinger Landihaft Beſchwerde, mit der Bitte: „ihren Herrn daran zu weiſen, daß er es 
auterlaffe.’’ 24) Im Jahre 1451 finden wir die Landiaften von Landshut, Münden und 
Etraubing damit befhäftigt, eine Ausgleihung unter ihren Fürften zu Stande zu bringen, zu 
melden Behufe fie einen Tag feftjegten, zu dem jede Landfihaft ihren Herzog lud. Selbft der 
bartnädigfte unter denjelben (der landshuter) findet fo wenig Auffallendes in diefem Verfah— 
sen, daß er nicht8 weiter dagegen zu erinnern weiß, als: der Tag fei zu nah anberaumt, nach— 
dem ihm das Berufungsfchreiben erſt verjpätet zugefommen. Die mündener Herzoge aber ba— 
ten endlich Die landshuter Landſchaft: „ihren Herzog anzuweifen, daß er der Sache und dem 
Rechte nachgehe.“ In einem jpätern Streite vom Jahre 1459 foderte felbft der veutfche König 
Albrecht die ingolftabter Landſchaft geradezu auf, den Zwift mit ihrem Spruche zu ſchlichten. 
(„Bir jhaffen und gebieten, daß Ihr... die Saden.... für Euch nehmet, die verhöret und von 
Euch nicht kommen laffet‘ u. f. mw.) 

Mas die Beihiwerben der Stände über die Art der Regierung felbft betrifft, fo brachten ſie 
diejelben jehr natürlicher Weife mit der Bewilligung der Steuern (die immer mehr nothwendig 
wurden) in Verbindung; die Abhülfe der Bewerben war die Bedingung der Steuerbewil- 
ligung. 2°) Im Übrigen traten fie zufammen, jo oft e8 ihnen gutbünfte, „ohne der Herzoge Fo— 
dern‘, und handelten für fih mit dem Katjer, mit andern Fürften oder andern Landſchaften in 
ganzer Berfammlung oder durch Ausfhüffe und Boten, fo oft ihnen räthlich ſchien, auch außer 
Sanded. Ihre Beihwerden braten fle vor entweder als ‚gemeine Landſchaft“ (vereinigte 
Stände), oder ald einzelne Stände; denn jeder Stand war wieder ein Bund („eine Bünde‘’) für 
üb, hatte jeine befondern Rechte und Eonnte feine befondern (Ritter: oder Städte:) Tage halten. 
Die Rechte und Breiheiten, welche die Kürften immer und zwar vor der Huldigung beftätigen 
mußten, waren jene aller Stände, des ganzen Volkes; fie wurden gewährt: „jeden Prälaten, 
Barrern, Priefterihaft, Grafen, Freien, Dienftmannen, Rittern, Knechten, Städten, Märkten, 
Bürgern, Bauern, arm und rei, und all Unſerer Landſchaft geiftlich und weltlich.“ Zögerten 
die Herzoge mit Ausftellung der Breibriefe, fo warb auch feine Huldigung geleiftet, die denn oft⸗ 
mals verfpätet, jelbit erit nad) Ablauf ganzer Jahre erfolgte. 

Die allgemeinen Randeögefege wurden von einem ſtändiſchen Ausfhuß und den Näthen der 
Herzoge vorberathen, dann in der Verſammlung der Stände felbft erft definitiv erledigt. (In 
einer Münzoronung von 1459 heißt e8, die landshut-ingolſtadter Herzoge feien mit der „Land⸗— 
ſchaft geiftlich und weltlich zu Nath und eins geworben”. Ebenſo lieſt man in einem Schreiben 
der Herzoge an die Städte Regensburg und Augsburg, daß fie „durch ihre Räthe und Land: 
fhaft ein Fürnehmen und Landbot gethan“. In der „Landesvrdnung“ von 1474 fagt Herzog 
kudwig, er babe mit feiner „gemeinen Landſchaft eine Orbnung gemadt und befchloffen‘ 


u.j.w.) 26) 


24) ‚‚Und ſich unfere Breundfchaft lieber fein lafle denn das Wildpret. 

25) . Das Steuerbewilligungsrecht‘, fagt Rudhart, „iſt die Feder in der landftändifchen Verfaffung. 
ke kandſchaft, die mit Be Rechte nicht gefchmückt, wird von dem Fürften nicht geachtet und nicht 

ucht.“ 

26) Die Stände übten nicht blos das Steuerbewilligungs- oder Verweigerungsrecht, ſondern fie ſelbſt 
liefen auch bie a von ihnen bewilligten Abgaben durch ihre — ah vornehmen, alfo 
nicht durch ber Herzoge Diener oder überhaupt die — Beamten. Es war etwas Gewöhnliches, 
daß jeder Stand die von ihm verſprochene Summe, nach ſelbſteigener Repartition, auſbrachte und abs 
lieferte, ober daß die ganze Landſchaft für jeden Rentamtsbezirf drei oder vier aus ihrer Mitte mit der 
Erhebung beauftragte; es fommt dabei fortwährend vor, daß die Herzoge nicht einmal bei ihren eigenen 
Grundholden dieſe Steuern felbft erheben durften, fondern daß auch dies durch die Beauftragten der 
Laudfchaft geſchah. Das ſonach au gebrachte Geld ward ebenfalls ne furzweg den Herzogen übers 

‚ fondern vielmehr bis zur wirflichen Ausgabe für den beflimmten Zwed in ———— der Land⸗ 
aft gehalten. So haben da 3. B. noch die Urfunden erhalten, aus denen Te daß im Jahre 
1458 die münchener Landſchaft eine Ausftener für zwei Prinzeffinnen bewilligte und felbft bei herzog— 
lichen Grundholden durch ihre Leute erheben ließ, und daß zwei Jahre darauf die Herzoge fich mit der 
Bitte an die Landfchaft wendeten: „ihnen von dem Steuergeld ber jungen Frauen Heirathagut ein An: 
lehen zu thun.“ Die Heirat war nämlich noch nicht at Ebenfo erflärten die niederbairifchen 
Herzoge in ihrer Beftätiguna der landfchaftlichen Rechte von 1463 ausdrücklich: „, — das Uns 
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Eine wichtige Kriſe hatte das Ständeweſen unter der Regierung des Herzogs Albrecht IV. 
dem die Schmeichelei ven Beinamen des Weiſen gegeben hat, zu beſtehen. Anfangs bios Mit: 
regent feines ältern Bruders Sigismund, richtete ev eine Beſchwerde über denjelben, wegen 
deilen Verſchwendung und Schuldenanhäufung, an die Landſchaften. Dann wußte er fein 
Brüder der Reihe nad) von der Regierung zu entfernen, ſodaß er allein Regent wurde, und alı 
ſolcher fhaltete er in hohem Grade gewaltthätig. Sein Despotismus richtete ſich zunächſt gegeı 
die ihn allerdings zunächſt beengende Ritterfchaft. Aber auch die Rechte der Landſchaft über 
haupt fuchte er mit Füßen zu treten und fi zum Selbftherrfcher aufzuwerfen. Er war der erft 
Herzog, der ſich fcheute, bei Beftätigung der ftändiihen Rechte jenes des offenen Widerftandei 
im Falle ver Verlegung diefer Rechte ausdrücklich zu nennen. 

Schon 1468 ſah ſich die mündyener Landfhaft genöthigt, die Abhülfe fehr arger Beihwer 
niffe zu verlangen; das Verlangen ward zulegt mit dem Beilage wiederholt: „daß man ſie 
fonft jelber helfen und an einen andern Herrn halten wollte.“ Albrecht gab in Einigem nadı 
begann aber feine Bedrückungen in anderer Weife aufs neue, 'insbeſondere dadurch, daß e 
eigenmädtig Steuern erheben ließ. Die Ritter jchloffen den jogenannten Börler- Bund zu 
Wahrung ihrer Rechte. Der Herzog überfiel die einzelnen Häupter deflelben und fuchte durc 
eine Schreckensherrſchaft Alles zu beugen. Anfangs ſchien ihm dies allerdings zu gelangen. D 
bildete fich ein neuer, der Löwenbund, Fräftiger, ausgedehnter und Flüger geleitet als der erſt 
(1485 — 1500). 68 fam zu offenem Kanıpfe. Anfangs fhien Albrecht feine Plane wiede 
durchzuſetzen. Der Löwenbund aber führte feine Sache nicht nur mit dem Schwerte, ſonder 
auch auf dem Wege Rechtend, vor dem Kaijer, fo trefflich, daß der Herzog entfchieven nachgebe 
mußte. Er jah ſich genöthigt, die alten Rechte in volliter Ausdehnung anzuerkennen, die Be 
ſchwerniſſe abzuftellen und die Befchlüffe ver Stände hinzunehmen, daß er „ohne deren Wille: 
und Willen fi in fein Bündniß begebe, fondern, wenn Krieg drobe, ihren Rath und Gut 
dimfen anhöre”, mit dem Beifügen: „wo das nicht gefchehe, möchte ihm (dem Herzog) große 
Unrath daraus erwachſen.“ Albreht war endlich allerdings weile genug, feine Lage zu erfen 
nen und ſich darein zu finden. So ließ er es gerñ geſchehen, daß ihm die Landſchaft eine Steue 
„nur unter der Bedingung” bewilligte, „daß die Erhebung und Verwaltung‘ vurd 64 von ih 
zu erwählende Steuerer und in der Weife gefchehe, „wie fie es feſtſetze““. Selbft als im Jahı 
41492 von den Ständen des Deutfchen Reichs dem Kaifer eine Reichshülfe bewilligt und auf all 
Beuerftätten im Reich ausgefchlagen ward, ſah ſich der Herzog veranlaßt, dem Kaifer zu fchrei 
ben: „er, der Herzog, beige nicht Bug und Macht, ſolchen Anſchlag, Steuer und Hülfe zu net 
men ohne Zugeben oder Vermwilllgung feiner gemeinen Landſchaft.“ Eine ähnliche Erklärun 
ſah er fih 1496 zu geben genöthigt, unter Einberufung eines Ausfchuffes der Landſchaft. 9: 
Sabre 1500 finden wir, daß die Landſchaft eine Neihshülfe an Truppen und ingleichen eir 
folde an Landſteuer bewilligte. Vier landſchaftliche Verorbnete und ein herzoglicher Rath, ve: 
eivet von der Yandihaft und vom Herzog, erhoben die Steuer von den herzoglichen Gruni 
Holden (den landgerichtlidhen Unterthanen und Kaftenleuten) unmittelbar, und die von den Ar 
gehörigen der Stände erhielten fie nur aus den Händen der Stände felbft. 

Da die landshut-ingolſtadter Regentenlinie 1503 mit dem Herzog Georg ausgeftorb: 
war, erhoben fih manderlei Anftände. Auf der Nitterfchaft Begehren hatte der Herzog felt 
noch einen zu Landshut abzuhaltenden Landtag ausgefchrieben, „um über die Landesnothdur 


die —— von der Landſchaft folgen laſſen, foll geantwortet werben Denen, bie von der Landſchaft da 
erwäglet find, und dann nach unfer, unferer Räthe und derfelbigen von der Landfchaft dazu gegeben 
Rath Tr ar und angelegt werben.‘ Hinfichtlich der Steuerbewilligungen felbft ift noch ein fe 
wefentlicher Umſtaud zu erwähnen. Bon jeher und fortbauernd in biefen Zeiten war, was ein Jet 
gab, ein bloßes Gefchenf des Einzelnen. Darum fonnte denn auch die Bewilligung des Einen den A 
dern nicht binden. (Es Handelte fi um ein jus singulorum.) Kein Befchluß der Mehrheit kom 
die Minderzahl, welche nicht feuern wollte, irgendwie dazu verpflichten; Jeder verfügte nur über fe 
Eigenthum, aber nicht über das des Andern. Darum heißt es in einer noch vorhandenen Steuerre: 
nung: „Item fo thut die Steuer... von denen, bie dann die Steuer zugefagt haben... 2102 Pf 
Die Steuerrechnung vom Jahre 1453 enthält nebenbei ein Berzeichniß Derjenigen in jedem Gerichte, „ 
nicht haben gefeuert oder feuern laſſen.“ Die Herzoge mußten ſich daher mit ihren Gefuchen an a 
Einzelnen wenden. Da alfo hierin feine Majoritätsbeichlüffe entfchieden, fondern Jeder nur für fid, I 
will gie ober verweigerte, fo ward befteuert, wer bewilligt hatte, gleichviel ob die Mehrheit dieſe o! 
jene Erflärung abgab. In einem Schreiben des Herzogs Albrecht von 1453 heißt es: ‚,... ale U 
jet eine Steuer von etlichen ben unfern ugefagt ift, dazu Ihr dann von Uns und etlichen aus unfeı 
Landichaft zu Steuerern erwählet und gefeht feid‘ u. f. w. 
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yabmden”, beifüigend zugleich, die Stände möchten am anberaumten Tage ja erfcheinen, ſelbſt 
ment, der Herzog, zuvor jterben follte. Dies geihah. Bon allen Seiten erhoben jich bei der 
Eihaft Candidaten um den erledigten Herzogshut. Die Stände wiejen die (zum Theil inde 
geim mit Gewalt drohenden) Bewerber an den Kaifer, vor dem fie ihre angeblichen Rechte 
acigeiden lajfen jollten. Dem Volke ward verfündet: „gemeiner Landſchaft gewärtig zu fein, 
&s dieſelbe einen Landesfürften angenommen habe.” Für die Zwijchenzeit ernannten die Stände 
eine Regentichaft, beftehend aus acht Rittern, vier Prälaten und vier Bürgern. Der Kaijer 
Rarimilian I. buhlte nun felbft, um zum Landesfürften erwählt zu werden. Die Landſchaft hatte 
den Mutb, ihn zurückzuweiſen. Durch Spruch des Reichskammergerichts wurden 1504 die Anz 
fpräde der münchener Herzoge anerfannt. Da nun Albrecht feine Brüder ſämmtlich zum Rück— 
tritt von der Regierung bewog, fo war jegt Baiern zu einem Staate, mit einem Fürften an 
ver Spiße, wieder vereinigt. 

Es war am 10. Febr. 1505, daß die verſchiedenen bairishen Landſchaften zum erften mal 
wieder in einer Verſammlung eridienen. Das Vertrauen, das Herzog Albrecht in der zweiten 
Hälfte jeiner Regierung gegen die Stände bewies, ward ihm mit reichen Zinfen von dieſen er= 
widert. Da andere Bewerber um bad Land ihn mit Krieg bedrohten, ward die Aufftellung 
eines nur aus Eingeborenen beftehenvden Heeres befchloffen, und da es an Geld gebradh, gewährt: 
ten alle Stände dem Herzog ein Darlehn; Jeder, der dazu beitrug, erhielt durch den landfläns 
diſchen Ausſchuß einen Schuldbrief von der Landſchaft, mit deren Siegel befiegelt. Der Eölner 
Reihätag entſchied den Streit (50. Juli 1505), nachdem auf demfelben drei Räthe des Herzogs 
und ſechs Mitglieder der Landſchaft mit Vollmacht erfchienen waren. 

Auf einen allgemeinen Randtage (8. Juli 1506) wurde jegt von der Landſchaft ber Vers 
trag unter den betheiligten Prinzen zu Stande gebradt, wonach Baiern für immer ein untheil- 
bares Herzogtbum fein follte. Zugleich verfügte Herzog Albrecht felbft, daß jeder feiner res 
gierenden Söhne oder fpätern Nachfolger der Landſchaft, wenn fie die Erbhuldigung thun wolle, 
ihre Freiheiten und altes Herfommen beftätige ohne Verzug (alfo jevenfalls Beftätigung ‚vor 
det Huldigung). 

So hatte man denn von jetzt an in Baiern wieder wahrhaft allgemeine Landtage. Die 
Rechte und Freibriefe der einzelnen Landſchaften waren und blieben zwar verſchieden wie die 
der verjchiedenen Stände, es lag darin aber um fo weniger ein wejentlihes Hinderniß, als vie 
einzelnen Privilegien in ihrem Hauptinhalte durchgehends übereinftimmten. Nirgends konnte 
ver Herzog willfürlih Steuern ausfhreiben, nirgends das alte Recht und Herkommen ändern, 
nirgend2 etwas vom Rande veräußern, nirgends eigenmächtig Krieg beginnen; überall gab es 
eine ſtändiſche Vertretung, und diefe erprobte fih in zahllofen Fällen als wirklihe Vertretung 
des Volkes. Dies zeigen die Landgebote, die wegen Jagd: und Forftwefen, Landwirthſchaft, 
Bergbau und Handel, wegen guter Nechtöpflege und felbft wegen Beiteuerung erlaffenen Ge: 
fege, aus denen ſich ergibt, daß die in dieſen Zeiten nothwendig erhobenen Auflagen eine Ver— 
mögensfteuer waren, durch weldye ver Arme geſchont ward. Diefe Zeit der höchſten Blüte des 
bairiihen Berfaflungswejend und der größten unbeftrittenften Machtfülle der Landſtände war 
jzagleich die des größten und glänzendften Volkswohlſtandes. Der Neihthum erzeugte fogar 
einen Luxus und eine Üppigkeit, gegen welche vie Stände jelbft vielfach einfchreiten zu müſſen 
glaubten. 

Herzog Wilhelm IV. war beim Ableben feines Vaterd nod unmündig. Albrecht IV. hatte 
für diefen Fall feinen Bruder Wolfgang nebft ſechs Männern aus der Landſchaft zu Vormün— 
bern ernannt, die nah Stimmenmehrheit die vorfommenden Fragen entfcheiden und bie Ver: 
waltung fo führen follten, wie jie ed gegen den Herzog und bad Land verantworten könnten. 
Nachdem die Vormünder die Freiheiten beftätigt hatten, leifteten die Stände den Eid, ihnen, ſo— 
lange die Bormundfhaft währe, nad) einem (beftinnmt bezeichneten) Maße verpflichtet fein zu 
wollen, und fpäter ebenfo vem Herzog Wilhelm, „fofern er beim Antritt feiner Regierung ihre 
Freiheiten fammt und ſonders beftätige, wie vormals von feinem Vater geſchehen“. 

Die Privilegien der Landſtände aber waren in Einigem nicht ganz Elar, in Anderm die Be: 
fimmungen bderjelben veraltet. Zu Ende der vormundfchaftlihen Regierung fam nun eine „Er: 
Elärung‘’ verſchiedener folder Punkte durch beiverfeitige Verftändigung zum Abſchluß, durch 
melde der fürftlihen Gewalt manche nicht unwichtige Zugeftänbniffe gemacht wurden, ſodaß ipr 
dieſe Einigung ſehr entichieden zum Vortheil gereichte. Es ward in diefer Beziehung nament- 
lich das höchſt wichtige Zugeſtändniß gemacht, daß, obwol der Fürft Schulden halber vom Lande 
aichts veräußern oder verpfänden dürfe, ſolche Beſchränkung doch nicht auf „feine eigenen Gü⸗ 
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ter“ ausgedehnt werde, Hinfichtlich deren er hierin frei fei. Im Übrigen war ausgeſprochen: Daß 
zunächſt Kandeseingeborene, nicht fo viele Fremde, angeftellt werden follten; dag Niemand 
feinem ordentlichen Nichter entzogen, noch anders ald in den fehr genan feitgejegten Formen 
verhaftet werden türfe; daß jeder Herzog vor dem Antritt feiner Negierung und ehe ihm die 
Landſchaft Hulvige, die Landesfreiheiten beftätigen müffe, auf welche aud alle Beamten zu ver= 
eiden feien u. ſ. w. Was hier nicht befonvers vorgejehen, hebe die alten Privilegien nicht auf, 
die vielmehr im Übrigen in voller Gültigkeit ungeſchwächt ftehen blieben. 

Obwol diefe Übereinkunft vielfach eine Beihränfung, jedenfalls eine beſtimmte Begrenzung 
der ſtändiſchen Nechte bildete und daher aud mit allem Grunde eine „Breiheitämäßigung‘‘ ge= 
nannt ward, fo wurde doch felbft dieſe befchränfte Freiheit von der Regierung vielfad verlegt. 
Es war die Zeit, in welder die abfolute Fürſtenmacht und die Beamtenherrfhaft ihre Gewalt 
zu begründen begann. Died machte ſich auch in Baiern fühlbar. Zum Unglüd begann hier Un— 
einigkeit untec den Ständen felbft einzureißen, ſodaß namentlich der Adel und die GeiftlichFeit, 
zunädft nur ihre Sonderintereffen wahrend, jene des Allgemeinen preisgaben. Die Stände 
vergaßen jich ſoweit, die unter ihnen entftandenen Streitigfeiten dem Herzog und ber (für deſſen 
Sntereffe gewonnenen) Vormundſchaft zur Entſcheidung vorzulegen. Natürli beuteten dieſe 
die Sache zum Vortheile des Fürften aus. Die Stände felbft wurden durch Hofintriguen zu 
corrumpiren verfucht, Bitten und Drohungen um die Wette gegen die einzelnen Mitglieder in 
Anwendung gebradit. So bewilligten diefe nicht nur eine neue Steuer, fondern es wurde auch 
diefelbe an die herzoglichen Steuerer unmittelbar ausgeliefert, ſonach nicht in der alten Weiſe 
durch Ernannte der Stände die Sache beforgt. Überdies wurden jet fhon wieder verſchiedene 
Punkte in den Erklärungen der alten Randesfreiheiten für unflar ausgegeben und eine neue 
„‚Grläuterung‘ verfucht, um — neue Beihränfungen durchzuſetzen! 

Als Herzog Wilhelm, ver längft ſchon verderblic auf die Regierung eingemwirkt, erft mündig 
geworden war (Mai 1511), begann eine Gewaltherrfhaft, wie man fie in Baiern noch nie er— 
lebt hatte. Er ſchrieb eigenmächtig Nüftungen und Steuern aus, unter dem gefuchten Borwande, 
daß der Drang der Berhältniffe ihn ohne Mitwirkung der Landſchaft zu handeln nöthige. In 
folcher Weife ließen ſich indeffen die Dinge dod nicht volllommen durchführen. Sein eigener 
Oheim, Herzog Wolfgang, fogar fchrieb ihm: „er befolge die Verordnungen nicht, weil fie 
von der Landſchaft nicht befchloffen worben feien. Die Finanzen geriethen in immer ärgere 
Berwirrung. 

Wilhelm regierte bis ind dritte Jahr ohne Breiheitöbeftätigung und ohne Landſchaft, aber 
aud ohne Hulvigung. Im Jahre 1514 endlich berief er felbft die Stände zufammen, gezwun— 
gen durch fein eigenes Bedürfniß. Er ftellte venfelben die angeblihen Vervienfte feiner Re— 
gierung und den Drang jeinec Belobevürfniffe vor. Da erhoben ſich aber bei ven Ständen von 
allen Eeiten Klagen: von Tag zu Tag würden ihre Freiheiten mehr geſchmälert und felbft 
die jüngfte Erflärung nicht mehr gehalten, Immer höher wüchſen die Schulden an durh des 
Fürften unordentliche Negierung und durch dad Treiben feiner Günftlinge, welde aud die Etel- 
len und Amter vertheilten oder verkauften, wonach dann die Käufer ihre Auslage vom armen 
Volke zu „erfchinden‘ fuchten. Es fei fein Wunder, daß fein Beutel leer und im Lande allge- 
meine Klage über fein fchlechtes unordentliches Regiment fei, denn er babe fich feit jrinem Re— 
gierungdantritt gar grobe Miögriffe zu ſchulden kommen laffen. Die alten erfahrenen Räthe 
feined Vaters habe er verachtet und lieverlihen Bejellen feine Gunft zugewendet. Mit diefen, 
deren Umgang ſchon ein ſchlichter Edelmann unter feiner Würde erachten müffe, fhlemme und 
faufe er vom frühen Morgen bis in die tiefe Nacht hinein; mit ihnen treibe er alle mögliche 
Unzucht. Ebenjo wie fein Privatleben fei auch die Negierung ded Landes bisher lieverlih und 
unmwürbig gewefen, weil er fih mehr um die Befriedigung feiner Wolluft ald um die öffent- 
lihen Angelegenheiten fümmere. Die Landftände habe man bisher völlig ignorirt, ja diefe un- 
bequemen Hüter der Rechte des Landes völlig beifeite zu ſchieben geſucht. Jetzt freilih, wo es 
an Geld fehle, mülle man fie nothgedrungen berufen, um bei ihnen Rath und Hülfe zu fuchen. 
Würde legtere aber auch noch fo freigebig geleiftet, fo würde fie doch bei folder lieverlichen 
Wirthſchaft wenig nügen, weshalb die Stände vor der Hand feinen andern Rath und Feine 
— Hülfe wüßten, als den Herzog Wilhelm auf die Duelle feiner Verlegenheiten hin— 
zuweiſen. 

Die Stände ließen es aber nicht bei Worten bewenden. Sie erneuerten (1. Febr. 1514) 
bie alten Bünde, vermöge welder Adel, Prälaten und Bürger fich gegenfeitig verpflichteten, 
Fünftigen Eingriffen in ihre gemeinfamen Rechte, fowie in die irgend eines einzelnen Standes 
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wit allen ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln zu begegnen. Sie ernannten zur Vollziehung 
einen Ausſchuß von acht Berorpneten aus ihrer Mitte, der fih auf 16 und 24 Landtagsmitgliever 
serfärken und nöthigenfalld die ganze Landihaft zufammenberufen folle, wenn er nicht alsbald 
Hülfe erlangen könne. A 

Noch weigerte fi der Herzog, dem Begehren der Stände hinfichtlih der Privilegienbeftäs 
tigung nachzukommen; da fprachen jie geradezu von der Peen (der Strafe), die fie wider ven 
muthwilligen Verleger ver Randesfreiheiten in Anwendung zu bringen befugt feien. 

Ein befonderer Unftand ſchien die Macht der Stände noch vorzüglich zu befeftigen: Ludwig, 
der zweitgeborene Sohn Albrecht's IV., erhob Anſprüche, um, trog der neuen Erbfolgeordnung, 
von der Regierung nicht audgefchloffen zu werben. Er fagte, allen Berhältniffen nad), der Land⸗— 
[haft mehr zu ald. Wilhelm, gegen den eigentlich Feine Verpflichtung mehr beftand, nachdem er 
fd fortwährend geweigert hatte, die Bedingung feiner Anerfennung (nämlich die Beftätigung 
der Freiheitsbriefe) zu erfüllen. 27) Der Streit der Bürger wurde felbft von dem Kaifer Mari- 
milian den Ständen zur Entjheidung-zugewiefen. 

Diefe, an deren Spige damals der ebenfo mannhaftsmuthige ald beredte und umfichtige 
Nitter und Reichsdoctor Dietrich von Plieningen fand, entſchieden: das ganze Land müfle zwar 
vereinigt bleiben, die beiden Prinzen follten aber gemeinfan regieren, mit einem Hof, einem Rath 
und einer Kanzlei; die Bejegung der Amter folle indep, bis beide dad vierundzwanzigfte Alters⸗ 
jahr erreicht hätten, durch die Landſchaft gefchehen;; jonft gäbe e8 fein Mittel, ven Hader zum allges 
meinen Beften beizulegen. Der jüngere Prinz Ludwig nahm diefe Entfheidung mit Freuden an, 
und ſelbſt Wilhelm unterwarf fich derfelben unbedingt, wenn auch nad einigem Widerftreben. 
Die Anordnungen, welche die Landſchaft traf, gingen mit Ruhe und aller Orbnung voran und 
beförderten unverkennbar das Wohl des Landes. Alles fhien aufs befte erledigt und geordnet. 

Da verfagte nun auf einmal Kaifer Marimilian I. die Beftätigung der getroffenen Über— 
einkunft, unter vem Vorwand, er könne nicht dulden, daß die landesherrliche Gewalt fo fehr von 
den Ständen herabgewürbigt werde (denen er doch felbft die Entſcheidung übertragen hatte). 
In Wirklichkeit wünſchte er, daß die Zwietradht in Baiern fortvauere, die feinem Eigennutze 
neuen Gewinn (wie ſchon ein mal) zu verheißen ſchien. So gab denn Marimilian in feinem 
ganzen Benehmen eine empörende Treulofigkeit fund. Er erflärte, daß er die Brüder einigen 
wolle, während feine Schwefter (die Witwe Albrecht's IV.) ihm dringend ſchrieb: „ihre Söhne 
feien brüderlich einig; fie bitte vemüthig, er möge dieſe Einigkeit nicht zerftören, fondern den Ber: 
trag aufrecht erhulten, ven die Landſchaft zwifchen beiden errichtet habe.“ 

Herzog Wilhelm aber verließ ſich alsbald voll Ubermuth auf die Stüge, tie ihm in folder 
unerwarteten Weife geworden war. Die Stände höhnend, erlaubte er fih alle Eigenmächtig— 
feiten, wobei er mit fremder Kriegdhülfe drohte. Die Landfhaft warnte ihn, davor ih zu hü— 
ten: „bagegen würde man unmwillig werben.... Sie wollten nicht der Fürften halber verber= 
ben, fondern feitftehen; und follte vann fremdes Kriegsvolk ip dad Land geführt werden, fo 
möchte darauf ftehen, daß man den Wirth fammt ven Gäften fortjage. Wilhelm ergoß fi in 
Drohungen gegen die ihm von der Landſchaft gefegten Räthe. Eine Deputation des ftändifchen 
Ausſchuſſes follte mündlichen Verfehr mit ihm verſuchen; ver edle Plieningen ſtand an deren 
Spige. Als der Herzog neue Drohungen ausftieß, ward ihm dur den Mund jenes wahren 
Ritters offen ind Angeſicht erflärt: „Solche Worte, junger gnädiger Herr, find wider Recht 
und Vernunft; man mag fie vielleicht gegen unverftändige Kinder gebrauden, aber nicht gegen 
Räthe, die fhon Euerm Vater gedient und von denen Ihr lernen folltet. So ift fein Fürſt oder 
Herr auf Erden gefreiet, daß er Macht hat, nach feiner Willfür wider Recht die Unterthanen 
zu beſchweren. . . Kein Papſt over Kaifer kann den Unterthanen dad Recht, dad aus der Na— 
tur fließt, nehmen, und wenn fie ſich das unterftehen, fo find die Untertanen e8 zu dulden nicht 
ſchuldig. Vertheivigung ift den Unterthanen von Natur gelaffen ; fie dürfen ſich dagegen fegen. 


27) Bis zur Gefchichte diefes Zeitpunfts huldigt Rubhart (in feiner „Geſchichte der Landftände in 
Beiern‘’) ziemlich freifipnigen Grundfägen. Von jept an aber glaubt er offenbar einlenfen und biefels 
ben verleugnen zu müflen. Darum fafelt er nun in einer Weife, wie man es von ihm fonft gar nicht 
gewohnt ift, von einem angeblichen „Vergeſſen der Maͤßigung“ feitens der Landflände, während er felbft 
nichts Anderes als das höhnendſie mit Füßen Treten ihrer guten alten Rechte durch ben despotifchen Hers 
309 zu erzählen weiß. (Auch der fonft nur nach grellen Dingen hafıhende Sugenheim betet hierin ges 
danfenlos Rudhart's Morten nach.) Das Unglüd der Landfchaft lag nicht in einem Miebrauche ihrer 
Gewalt, fondern im Mangel an ſolcher, fie konnte ihrem Rechte feine materielle Geltung mehr vers 
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Wenn ein Würmlein, gnädiger Herr, gedrückt wirb von einem noch fo gewaltigen Thiere, fo 
frümmt es ſich von Natur; das Necht fteht auch dem Menſchen zu!“ 28) 

Aber leider gehörten Blieningen und jeine damaligen Geiſtesgenoſſen zu den legten Rittern. 
Bei der Mafle des Adels waltete keine Rückſicht für das allgemeine Wohl ob, fondern nur dad 
Sonderintereile für den eigenen Stand. Mehrfach zeigte fih daher der Adel zu Conceſſionen 
gegen bie Herzoge geneigt, ſobald er fpeciell nur feine Opfer bringen follte. Infolge deilen fehlte 
ein feſtes Zufammenbalten aller Stände. No ſchlimmer als felbft Died war es aber, daß gerabe 
jegt, wo die große Maſſe des Volkes wieder zu einiger Geltung zu gelangen begann, jene zunächſt 
nur immer für ji forgenden Stände feine Stüge im ganzen Volfe ſuchten und eine ſolche um 
fo weniger finden konnten, als fogar die Sigungen der Landſchaft bei verſchloſſenen Thüren 
ftattfanden, ſonach gleihfam Niemand außer den unmittelbar jelbft Auftretenden auch nur rich= 
tig zu erfahren vermochte, um was es ſich handelte, was bei den Privilegirten felbft meiſtens 
Unkenntniß der Gejchäfte, bei der Maſſe aber die verderblichfte Gleihgültigfeit erzeugen mußte. 
Dabei mußten die Herzoge mit Schlaubeit, wenn auch ohne alle Ehrlichkeit, der Art ihres Ver— 
fahrens häufig ven Schein zu geben, ald träten fie den privilegirten Ständen deshalb entgegen, 
damit die Maſſe des Volkes geihont und in Tragung der Laften dadurch erleichtert werbe, daß 
auch jene dazu beigezogen würden; in Wirklichkeit wollten jie fih nur von der ihnen läftigen 
Macht der Stände überhaupt befreien und fich ſtets neue Mittel zu ihren nie aufhörenden Ver— 
ſchwendungen verfhaffen, mobei es ihnen, wie die Erfahrung zeigte, ganz gleihgültig war, wer 
diefelben aufbringen mußte. 2) 

Die beiden herzoglichen Brüder erfannten endlich, daß ihre Uneinigfeit fie beide unter ber 
Herrfhaft ver Stände erhalte. Sie verftändigten üd daher miteinander und begannen dem 
Namen nad eine gemeinjame Regierung, während Wilhelm in Wirflihfeit allein herrſchte 
und Ludwig fi durch einen geheimen Vertrag verbindlich machte, unvermählt zu bleiben, damit 
das Land nad) feinem Tode feiner Theilung untermorfen werde. 

Bon diefer Seite gelichert, begannen nun die Herzoge, insbefondere Wilhelm, ihre Ans 
ariffe auf die Rechte der Stände ſyſtematiſch durchzuführen. Sie wendeten Heudelei, Gorrups 
tion, offene Treulofigkeit und rohe Gewalt um die Werte an. Im Anfange fanden fie es aller: 
dings noch gerathen, nicht ganz offen aufzutreten, zunächft durch ihr Verlangen nad neuer Geld⸗ 
hülfe davon abgehalten; fo erbittert fie fich gegen die legten Bünde der Stände erflärten, fo er= 
kannten fie do in dem 1516 endlich ausgeftellten Freibeitäbriefe an, daß, würden auf Die Bor: 
ftellungen der Stände deren Befhwerden nicht gehoben, fo „fei deſſen beieinander zu bleiben 
ihnen unentgolten, nad Laut ihrer Freiheiten”, worauf endlich die Erbhuldigung und neue 
Geldgewährungen erfolgten, obwol die Kerzoge aufs neue wiederholten, „die mündener (legte) 
Berbindung der Stände würden fie niemals beftätigen”. Sie machten ſonach Zugeftändnifie, 
wo e8 auf bloße Worte, verweigerten viefelben aber, mo es auf die Sache anfam. 

„Herzog Wilhelm‘, bemerk Rudhart, „ſchien es übernommen zu haben, die fürftliche Will— 
für feitzuftellen. Er ging dabei mit einer Klugheit, die felbft Machiavelli’d Lehre nicht ſchlauer 
enthält, zu Werke, die landſtändiſche Verfaſſung zu brechen.” (Eigentlich aber doch mit noch 
weit mehr Scham⸗ und Treulofigkeit ala Klugheit!) „Anfangs machte er ven Angriff verbedt 
und unter manderlei Künften; dann aber offen und ohne Scheu. Die Lanpftände wurden nur 
gerufen, wenn die Herzoge Hülfe und Steuer nöthig hatten.” Zuerft verweigerte gewöhnlich 
die Landſchaft die Steuern, bewilligte fie hintennach aber doch immer wieder. Ein regelmäßig 
wiederkehrendes Spiel! „Mit Fodern begannen die Fürften; mit Klagen über Armuth antwor⸗ 
tete die Landſchaft, und endlich, nad) längern Verhandlungen, folgte die Bewilligung gegen das 
Verſprechen, die vorgebrachten Beſchwerden zu heben!‘ 

Der Gewaltherrſcher konnte fein Ziel um fo leichter erreichen, als die Stände fort und fort 
ben Bebler begingen, die Wahrung ihrer Rechte einzelnen, zu Ausſchüſſen vereinigten Mitglie- 
bern ihrer Berfammlungen anzuvertrauen. Je Eleiner die Zahl, deſto eher waren alle Binzelnen 
durch Gunft zu gewinnen oder durch Drohungen zu ſchrecken. Und an Beidem läßt ed fein Tyrann 
fehlen! So kam es dahin, daß der Ausfhuß im Jahre 1529 fich verleiten ließ, den Herzogen 
aus der Kaſſe der Landſchaft eigenmächtig einen Vorſchuß von 40,000 Glon. „zur befondern 
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28) ©. die — ©. 460, 470 — 473. 

29) Unter folchen Berhältnifien ift es ungereimt, wenn Gefchichtfehreiber, wie ſelbſt Audhart, den 
Srund des Untergangs der Rechte und des Anſehens der Landflände zunächkt blos in eingeinen Behlgrif- 
fen juchen, welche diefelben im dieſen Zeiten begangen haben follen. 
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Reifterft” auszuhändigen. Die Stände ſelbſt aber waren fpäter ſchwach genug, über biefen 
au Misbrauch der Ausſchußbefugniſſe hinwegzuſehen. 

In rafcher Folge reihte ſich nun ein Angriff gegen die Rechte ver Landſchaft an ven andern. 

&r Serzoge nahmen die Befugniß in Anſpruch, die Kammerbauern (herzoglichen Grund⸗ 
feden) auch ohne ftändijche Einwilligung befteuern zu dürfen. Sodann ſuchten fle geltend zu 
schen, dan die Erhebung der bewilligten Steuern nicht ausſchließlich durch Verordnete ber 
kendſchaft, ſondern aud unter Mitwirkung herzogliher Beamten geſchehen jollte. Dagegen er: 
Märten die Stände endlich, ſie bewilligten blos unter diefer Bedingung; „fie gewährten die Ab- 
zabe nicht aus Schuldigfeit, jondern nur aus Liebe; wer jchenfe, könne auch Maß und Orbnung 
feiner Gabe beſtimmen.“ Jept griffen die Herzoge die Freiheiten der Stände an der Wurzel an: 
fie beftritten auf einmal den Ständen dad Recht der Steuerbemwilligung und ſchrieben 1536 
ohne Borwiffen und Einwilligung derfelben drei Landeöfteuern aus, die jie auch thatſächlich ein— 
kieben. Die Landſchaft erhielt zwar im folgenden Jahre auf ihre Neclamation einen neuen 
ESchadlosbrief““ von den Herzogen, in welchem viele jelbit befennen, in Eile und wider die Lanz 
weifteiheiten gehandelt zu haben. Aber was nützte dieſes Papier? „Die Herzoge mochten leicht 
barein willigen; es war ihnen feine Mühe, einen Brief befiegeln zu laffen und die Zahl der 
Brirfe, die ſie fo eben überfahren, mit neuen zu vermehren.“ 30) 

Die Steuerbewilligungen wurden nad und nad gewöhnlich und endlich ftändig; der Land: 
Saft Bewilligung fanf da zur bloßen leeren Formſache herab, die man dem Wefen nad fogar 
als überflüffig betrachten mochte. Die Herzoge fuchten dieſes Ziel befonderd auch durch Gin: 
führung indirecter Auflagen zu erreihen. Dann wurde ver ftändifche Ausſchuß durch Bearbei- 
tung der einzelnen Mitglieder (namentlich dur die Drohung: „bei Vermeidung fürftlicher Uns 
znade”) dabin gebradt, unter dem Vorwande des Drangs der Umſtände eine Steuer zu be: 
willigen, ohne Berufung der ganzen Landſchaft. Ebenſo erhob Herzog Wilhelm im Jahre 1547 
chatſachlich (feiner frühern Behauptung gemäß) eine Auflage von ven Kammerbauern ohne. 
ANndiſche Zuftimmung. 

Es würde und zu weit führen, alle unter den mannihfahften Wort und Treubrüchen 
von den Herzogen verübten Gewaltthaten gegen die Rechte der Stände einzeln bier aufzu— 
jählen. Der Gewaltherrſchaft ftand jegt fein genügend fhügender Damm mehr entgegen. Wir 
haben unter II. bereits gezeigt, in welchen elenden und erbarmlidhen Zuftand das Land herab: 
janf unter der fürftlichen Alleinherrfhaft, während es vor verhältnigmäßig wenigen Jahrzehn⸗ 
ven noch Das blühenpite Bild darbot, damals, ald die Landſchaft die höchſte Macht befaß, und 
bie ungeachtet der mit dem Privilegienwefen einzelner Stände verbundenen Misbräude. Es 
mag bier genügen, die Geſchichte des völligen Hinwelkens und Untergangs der alten Landſchafi 
zur mit wenigen Zügen anzubeuten. 

Das Unweſen, dad unter Wilhelm IV. von allen Seiten eingeriffen, dauerte unter feinen 
beiden nachften Regierungsnachfolgern ſchon beinahe ohne allen Widerſtand fort. Die Stände 
mußten ed geſchehen laflen, daß ihre Beſchwerden wegen der furchtbaren Bedrückung der Ge⸗ 
wifiensfreiheit hoͤhnend zurückgewieſen wurden. Herzog Albrecht V. vermochte feinen Schwager, 
ben Kaiſer Marimilian II., daß diefer ihm (unterm 7. Febr. 1566) ein Privilegtum ausftellte, 
den von den Ständen auf dem jüngften Landtag zur Schuldentilgung und andern Staatdauss 
gaben zeitweilig bewilligten „Aufſchlag“ nicht nur zu verboppeln und auf ewige Zelten zu er= 
deben, ſondern aud die Erträgniffe veffelben für fich jelbft (d. h. für Hofausgaben) zu verwen 
ven. Und doch hatte der nämliche Kaifer erft ein paar Monate zuvor (14. Aug. 1565) vie 
Reäte und Freiheiten ver bairifhen Stände und fomit natürlich auch die Befreiung von allen 
aicht jelbftbewilligten Steuern ausdrücklich beftätigt ! 

Auf jedem Landtage erfolgten nun neue Steuerfoberungen. Aud die rein materiellen 
Birfungen des Verſchwindens jedes Damms gegen die fürftliche Willkür machten ſich immer 
mebr und zwar im erjchredender Weife fühlbar. Wie unter II. bereitS angeführt worden, 
firgen die Staatdlaften fo fehr, daß diefelben von einem Gute, welches im Jahre 1501 28 Kr. 
dezu entrichtet hatte, im Jahre 1595 über 100 Gldn. betrugen. Deffenungeactet reichten alle 
Erprefjungen nicht aus, den herzoglichen Verſchwendungen zu genügen. Die öffentlihen Ein: 
fünfte waren in der letzterwähnten Zeit auf 300,000 Glon. jährlidy gefteigert, die Bepürfniffe 
aber beliefen ih auf 653,000 Glon. Die Landſchaft mußte 4,700,000 Son. Schulden Über: 
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nehmen, und da ihr Credit faft ebenfo wie jener der Herzoge in der öffentlichen Meinung tief 
gefunfen war, fonnte man nur zu 8-10 Proc. Gelder geliehen bekommen. 

So darf ed und nit wundern, wenn felbft die tief unterwürfigen Stände nicht umhin fonn= 
ten, dem Herzog Wilhelm V. (im Jahre 1595) ein Schauderbild von der Lage dei Landes ent= 
gegenzubalten, in dem es Heißt: „Die Unterhanen haben allein jeit 1577 zwölf mal den zwan— 
zigften Theil ihres ſämmtlichen Vermögens dem Fürften an Steuern hingeben müſſen; das 
Landvolk kann fih im Ganzen kaum länger des Betteld erwehren; Viele nagen jhon jegt mit 
Meib und Kind am Hungertude. Bei den Gerichten kommen faft täglih nur Schuldproceſſe 
vor; flirbt ein ehedem vermögliher Bauer, fo hinterläßt er feinen Erben jegt ſelten etwas An= 
deres ald Schulden. Nicht viel befler find die Bewohner der Städte und Märfte daran, da in 
diefen aller Handel und alle Gewerbe in fo tiefen Verfall gerathen find, daß der Bürger, wie 
ſehr er ſich auch einjhränft, kaum die notbwendigften Bedürfniſſe ferner zu bejtreiten vermag. 
Diefed Verderben der niedern Stände drüdt auch ſchwer auf die höhern, da Adel und Geiftlih- 
feit die ihnen gebübrenden Abgaben und Leiftungen von ihren Grundholvden jept entweder gar 
nicht mehr oder nur theilweife zu erlangen vermögen. Fürwahr, es ift bei dem Verfiegen aller 
Nahrungsquellen, bei der täglich wachſenden Laft unerfhwingliher Steuern und der feit län— 
gerer Zeit eingeriffenen leihtfinnigen Bergeudung der beften Kräfte des Landes keineswegs zu 
verwundern, daß diejed fo jehr verarmt und jegt an den Rand des Abgrundes gekommen if, 
wohl aber, daß es bis heute nur beftehen Fonnte. Wehe Denen, die dieſes Ergebnif ihres Wir: 
kens einft vor dem Richterftuhle des Höchften zu verantworten haben werden, der an ſolch ſchreck⸗ 
licher Preffung ver Armen feinen Gefallen haben kann und fhon um diefer willen allen Segen 
und alles Gedeihen von dem Lande nehmen wird.” 

Der von Schmeidlern und Fanatifern übergepriefene Marimilian I. hatte gegen Beftä- 
tigung der Freiheiten die Erbhuldigung erlangt. Er achtete aber deſſenungeachtet die ſtändi— 
Shen Rechte gerade ebenfo wenig, als feine legten Vorgänger gethan hatten. Die Macht ver 
Landſchaft war bereits fo entſchieden gebrochen, daß er fie vielfah gar nit mehr beachtete. In 
Dingen, die ihn in Ausübung feiner unbejhränften Herrjchbegierde nicht weiter zu hindern 
fhienen, vernahm er fie und trat mit ihnen in Verhandlung (das Landrecht vom Jahre 1616 
ift noch eine vergleihäweife ſchöne Frucht langjähriger Berathungen mit den Repräjentanten 
der Landſchaft); dagegen kümmerte jih Marimilidn fo gut wie gar nicht um fie gerade in den 
wicdtigften Dingen, zumal der Befteuerung. Schon lange zuvor, ehe dad Schwert der Schwe- 
den den Fanatismus und die fonftigen unlautern Strebungen ded neuen Kurfürften züchtigte, 
ſchrieb er (1620), ohne die Stände zu berufen, nur auf „Vergleich mit den Verordneten“ und 
„kraft feiner fürftlihen Macht“ Steuern aus. Ebenſo vielfach in der Folge, wobei er ji immer 
mit dem „Drange der Umſtände“ jcheinbar entihulvigte. Im Jahre 1654 begehrte er jogar eine 
Erhöhung und weitere Ausdehnung des Aufſchlags. Der Ausihup nahm endlih Anftand, 
dieſe weitere Foderung gutzuheißen. Marimilian verwies den Verorbneten ihre Lauheit und 
„Ungefhidlichkeit mit fharfen Reden und führte dieje weitere Auflage aus eigener Macht ein! 
Ebenſo verfuhr er in andern Dingen. Ald im Jahre 1651 der Krieg gegen Baiern felbft ſich 
beranwälzte und Sranfreih Neutralität anbot, vernahm er, dem alten Rechte gemäß, die Land— 
ſchaft oder doc wenigftend deren Verordnete über jenen Vorſchlag. Da nun aber das Gut: 
achten verftändigermweife in frienlihen Sinne und ſonach für Annahme der Neutralität aus— 
fiel, ein Rath, veilen Befolgung dem bairifchen Volke unendliche Bebrängnif und Noth er= 
fpart Hätte, ſetzte ſich der fanatifch:friegsluftige Kurfürft kurzweg darüber hin und that das 
Gegentheil. Die ganze Landſchaft felbit aber als ſolche vernichtete er gleichſam dadurd, daß er 
fie in den legten 39 Jahren feines Lebens gar nicht mehr zufammenberief, fondern in allen Fäl— 
len entweder ganz eigenmächtig verfuhr, oder höchſtens mit dem Ausſchuß verhandelte. Ebenſo 
that er in der Oberpfalz, die ihm dur das Kriegsglück und die Faiferlihe Gunft unterworfen 
worden war und wo die Landftände faft genau in derſelben Weife wie in Baiern felbft beftanven. 
Er Iud die dortigen Stände zur Huldigung ein; ald fie zuvor Die Beftätigung ihrer Freiheiten ver: 
langten, wollte Marimilian dieſelben kurzweg als infolge der Achtserflärung ihres bisherigen 
Fürſten erlofchen erklären. Da ſich die Landfhaft an die kaiſerlichen Gefandten wendete, erbielt 
fie vage allgemeine Hoffunngsertheilungen; jie leiftete darauf hin die Huldigung, und nun ver: 
nichtete der Kurfürjt die Ständeverſammlung zwar nicht vem Namen, aber der That nad, in— 
dem er fie niemald mehr zufammenfommen ließ. So war jener WVielgepriefene gewohnt, die 
älteften Nechte des Volkes zu achten! 

Zum legten male fand ein allgemeiner Landtag im Jahre 1669 ftatt. Die Landfchaft, 
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wenngleih tief gefunfen, faßte doch felbft jept noch einige dem allgemeinen Landeswohl ent⸗ 

fpregende Beſchlüſſe (Beſchwerden über Willkür des Hofs, Corruption des Gerichtsweſens 

u.ſ.w.), aber leider geſchah dies nur inſoweit, als ihr Sonderintereſſe damit nicht in Conflict 
fam. Der Eigennutz waltete vor, und weſentlich Gedeihliches ließ ſich daher nicht erzielen; man 
firiet ſich zunächft darum, wer Mitglied des Ausfchuffes werde, alfo des gemeinften Vortheils 
wegen. Der Ausſchuß (die Verordneten) ergänzte ſich jelbft, umd fo Fam es, daß der Kurfürft 
zur Aufnahme feiner Günftlinge, wenn Stellen erledigt waren, jeine Fürſprache einlegte. Was 
"da erwirkt werden konnte, läßt jich leicht erratben. Die Verorpneten hatten ein perfönliches In— 
tereile, die Berufung eined Landtags zu verhindern! Die Gefchäfte wurden mit der größten 
Heimlifeit behandelt. Hatte ver Ausſchuß doch auf dem legten Landtage bereitö der Landſchaft 
das ganze Rechnungsweſen vorenthalten, und dieſe hatte ausdrücklich darein gewilligt! 

Die Verordneten ſelbſt jollten ſich alljährlich mindeftens zwei mal, und zwar die des Ober: 
landes zu München, jene des Unterlandes zu Landshut verſammeln. Statt deſſen traten fie in 
der Regel jährlich nur ein mal in Münden zufammen, um des Kurfürften Koderungen zu vers 
nehmen und nach einigen Borftellungen auch zu erfüllen (PBoftulatshandlungen). Selbft dies 
jhien dem gewaltthätigen Mar Emanuel zu läftig. Er führte ganz willkürlich, felbft ohne auch 
nur die Verordneten vernommen zu haben, neun vorher ungefannte und zwar meiftens indirecte 
Auflagen ein und verwandelte ebenfo die nur auf eine gewille Zeitvauer bewilligten Steuern 
kurzweg in beftändige. Das nannte man denn Hofanlagen! 

Unter Karl Albredht Fam ed dahin, daß die Alles bewilligenden Verordneten fih von dem 
Fürſten Reverfe ausſtellen ließen, „daß er fie (die Verordneten) wegen der ihr Befugniß über: 
fteigenden Bewilligungen gegen die Landjtände vertreren wolle”! Der Kurfürft machte „Hof: 
anlagen‘, z. B. „zur Verpflegung der furfürftlichen Kriegspferde“ u. dergl.; er befannte ur: 
kundlich, „daß dieſes gegen die Landesfreiheiten ſei“, ließ fi dadurch aber nicht abhalten, „unter: 
deſſen“ weitere Landſteuern eigenmächtig auszufchreiben. . 

Der zwar fehr wohlmeinende, dabei aber ven Grundfägen des abjoluten Herrſcherthums 
und eines erleuchteten Despotismus huldigende Marimilian II. Joſeph Fonnte ſich mit dem 
Ständewefen ebenfalld nicht befreunden. Er vermehrte eigenmädhtig „ſeine“ Gefälle, und als 
er einfeitig die Zinfen der Staatsfhuld herabſetzte, mußten ihm die Verordneten beiftimmen, 
Es wurden neue Geſetzbücher erlaffen (Strafgefeg, Proceßordnung und Landrecht). Dabei 
wirfte der ſtändiſche Ausſchuß zwar ebenfalld mit, aber „vie Stimme einiger weniger Menfchen 
war nicht die Stimme aller Landſtände oder gar des ganzen Volkes. Das Volf und die Land: 
fände mußten ungefragt und ungebört ſich die Ginführung der neuen Geſetze, die ihre wichtige 
fen Rechte berührten, als Befehle gefallen laffen (denn das ward leider allmälig der Begriff 
für Geſetz)“. 34) Die erbärmlichen Verordneten waren auch hierbei nur darauf bedacht, ſich 
Vorrechte zu verfchaffen, und fo fam es, daß bei Anwendung der Tortur denjenigen Lanpftän= 
ven, „welche Malefiz haben’, freiere Hand gelaffen ward! Se tief fonnte das einft fo ſchöne 
Inſtitut infolge ver ununterbrodenen fürftlihen Gorruption herabfinfen! 

Der Dynaſtiewechſel nah Marimilian’s IH. Jofeph Tode bot den Ständen nochmals eine 
günftige Gelegenheit var, einiges neue Leben zu erlangen. Vergeblich. Karl Theodor ertheilte 
ihnen zwar 1785 einen Freiheitäbrief und darin eine Beftätigung ihrer Rechte, die Landſchaft 
aber blieb ein todter Körper. 

Der Ruf der Freiheit, der fo laut in Frankreich erfchallte, fand aud in Baiern einen theil- 
weiſe unerwartet ftarfen Wiederhall. Die Verordneten fogar wurden aus ihrem Schlafe auf: 
getrieben. Sie übereichten im Jahre 1794 der Regierung eine Beſchwerdeſchrift, in welcher jie 
die wichtigſten VBerlegungen der Berfaflung aufzählten und entſchieden auf deren Befeitigung 
antrugen. Aber ed war auch dies nur das fchnell erlöſchende Auffladern eines Strobfeuers. 
Nah kurzen Verhandlungen ertheilte die Negierung dem Ausfhuß gar feine Antwort mehr, 
und nun fand dieſer gut, ebenfalls zu ſchweigen! 

Auch Marimilian IV. Joſeph (als König Marimilian I. Joſeph) beftätigte bei feinem Re— 
gierungdantritte förmlich die Rechte des Landes und der Stände. 3?) Dennoch geſchah nichts, 


31) Rudhart, defien Worte wir hierin eitiren, bemerkt fehr richtig: „Es ift fonderbar, daß die Bes 
deutung bes Wortes Geſetz in Deutfchland ſich mit den Zeiten und der Freiheit ebenfo veränderte als das 
Wort lex bei ven Römern.‘ 

32) In dem öffentlichen Patente vom 16. Febr. 1799 heißt es ausdrücklich: „Als wollen Wir Uns de 
fümmtlichen Einwohnern, auch refp. Ständen und Landſaſſen ... verfehen, daß fie Uns von nun an für 
ihren rechtmäßigen Randesherrn erfennen. .. .. Mir verfprechen und verfichern dagegen, dab Wir ihnen 
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» 
dleſes feierlich gegebene Berfprechen irgend zu vermirflihen. Nochmals ermannten fi die zu 
den gewöhnlichen Poftulatsgandlungen geladenen Berorbneten, indem fle (Anfang des Jahres 
1800) ihre Vollmacht und Inftruction für befhränft und (längft) erlofhen erflärten und um 
Berufung eines allgemeinen Landtags baten. Freilich konnte ihnen die Negierung entgegen 
halten, daß fie auf den Grund der nämlichen Vollmachten 150 Jahre lang gehandelt und mehr 
als 100 Mill. auf des Landes Koften bewilligt hatten, aber dies rechtfertigte die Nichterfüllung 
der Negierungsverpflichtung feineswegs, um fo weniger, als fie ſelbſt jene Pflichtverlegung ver 
Verordneten zumeift verſchuldet hatte. : 

Indeſſen konnte die veraltete Verfaſſung in Wirklichkeit Feine Sympathie mehr hervor: 
rufen. Das Volk ertrug e8 daher mit Gleihgültigkeit, ald die alte Landfhaft im Jahre 1807, 
gelegentlich ver Veröffentlihung einer Steuerverorbnung, ziemlich offen befeitigt warb, indem 
die Regierung den ftändifhen Kaflen förmlich das Steuereryebungsreht abnahm. Damit en- 
digte denn factifch das legte Kebenszeichen der alten bairiihen Verfaſſung. Sie ging zu Grunde 
infolge der Corruption, welde die landesfürftlihen Gewaltmisbräude Jahrhunderte lang mein 
eidig an ihr verübt hatten. Dies die wahre Duelle ihres Verderbens! Denn ohne diefe ſyſtema⸗ 
tifche und gewaltthätige Verfchlechterung würde fie ſich zeitgemäß entwicelt und verjüngt haben. 
Solches war freilich unmöglich unter jenen überwältigenden Gemwaltdictaten, die, ftatt auf eine 
Veredlung hinzuwirken, im Gegentheil zu einer Berfrüppelung des an ſich ſchönen und kräf— 
tigen Baumd führen mußten. Inter naturgemäßen Verhältniffen würde eine freie und damit 
eine treffliche hiſtoriſche Entwickelung erfolgt fein. Bei dem alle andern Stände bald weit über: 
ragenden Emperblühen des fogenannten dritten Standes würde es nicht gefehlt haben, daß die— 
fer den ihm gebührenden Einfluß aud in Wirklichkeit erlangt hätte, Aber gerade diejed war 
unmöglich, da die Regierung ftet auf Befchränfung der Landihaft, nie auf deren Erweiterung 
binarbeitete. Alles Andere, was man gewöhnlich als die Urſache ihres Verderbens audgibt, 
waren nur Ausflüfe diefer Hauptquelle. Als folde Augflüffe betrachten wir die unvoll: 
kommene feudalftändifche Form der Landesvertretung und durch fie die Vorherrſchaft des Egois— 
mus in den Ständen, ferner die Heimlichfeit der Verhandlungen; hätte man das gefammte Volt 
bei der Sache unmittelbar felbftthätig werben laffen, fo würde diejed Übel aud von felbft ver: 
ſchwunden fein; ebenfo der zweite Misftand: die allzu großen Befugniſſe bloßer Ausſchüſſe, die 
zulegt alle Gewalt in ihren Händen vereinigten, und endlid das dritte der hervorgetretenen 
Übel: daß feine regelmäßige Erneuerung der Vertretung ftattfand, daß ſonach feine neuen Ele: 
mente eine Stagnation des Ganzen verhinderten. Es waren dies Alles bloße Wirkungen des 
Grundübels, nicht das Grundübel felbft. 

IV. Die Berfaffungdentwürfevon 1808 und 1814. Die vollftändige Aufhebung 
der alten Verfaſſung erfolgte formell unterm 1. Mai 1808, indem der feit dem 1. Jan. 1806 
als fouveräner König proclamirte Marimilian Joſeph aus eigener Machtvollkommenheit eine 
neue Gonftitution verfündete. Es ergibt ih ſchon aus diefem Schritt, wie man dem Worte 
Souveränetät eine Bedeutung unterflellte, die e8 nun und nimmermehr haben fonnte, da der 
franzöſiſche Gewaltherrſcher doch wahrlich nicht befugt war, die innern Rechte der Landſtände 
gültig aufzuheben. Es wäre der Ball gegeben gewefen, durch UÜbereinfunft und Vertrag eine 
neue Verfaſſung zu Stande zu bringen; died gefchah aber nicht, fondern eine ſolche ward kurz: 
weg durch Fünigliches Dictat eingeführt. 

Die neue Conſtitution vroclamirte die wichtigen Orundfäge: gleiche Beiteuerung, Gleid: 
heit vor dem Geſetze, Sicherung der Gewiflensfreiheit und eine wahre Nationalvepräfentation, 
melde vie Rechte aller Bürger ‚nicht blos die einzelner Glaffen oder Kaften vertrete. 

In Wirklichkeit erftrebte die neue Verfaſſung eine Befeitigung der Scheidewände zwiſchen 
den einzelnen Landſchaften und den verfchiedenen Ständen. Die Privilegien der einzelnen Lan: 
deötheile wurden vollftändig aufgehoben, die Vorrechte des Adels aber weſentlich befhränft 
Beide galten ald unvereinbar mit Den, was man unter den Begriffen „Souveränetät“ und 
„Kräftigung der Negierung“ verftand. Die damals herrſchende Anſchauungsweiſe ließ eine 
wahre, früftige Volksvertretung nicht auffonmen. Die fogenannte Nationalrepräfentation 
konnte ſowol nach der Art ihrer Bildung ald nach ver Beihränfung ihrer Competenz geredhten 
Anfoderungen nicht genügen. Indeſſen lag doch eine nicht zu gering anzufchlagende Bedeutung 


— 


Unſere landesväterliche Huld und Gnade ... angedeihen laſſen, dieſelben bei ihren alten wohlhergedrach⸗ 
ten Rechten, Freiheiten und Privilegien fchägen und dieſelben erneuern, auch daß darwider gehandelt 
werde nicht geſtatten.“ 
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den darin, daß wenigſtens die Trennung unter den verſchledenen Landſchaften aufhörte, und 
mhmsr, daß die Übermacht des Adels theilweife gebrochen ward. Die „NReihöverfamm: 
Ir’ sder „„Nationalvertretung” follte (aber nicht einmal vermitteld freier Wahl, denn es 
feden der Regierung nur Gandidaten vorgefhlagen werben) aus den höchſtbeſteuerten „Land⸗ 
Aethümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ zufammengefegt fein (von Geiſtlichkeit und Adel 
jolhem ift dabei keine Rede); jie follte nur eine Kammer bilven, ſich alljährlich wenigſtens 
ra mal verſammeln und ſich über das ebenfalld nur auf ein Jahr aufzuftellende Budget äußern. 

Die Eonftitution von 1808 würde ſonach, troß all ihrer Mängel, bedeutende Verbefferun: 
gem gewährt und einen wichtigen Kortfchritt gebildet haben, wenn fie ins Xeben getreten wäre, 
Aber fie blieb eine unerfüllte Berheifung. Es fand nicht eine Sigung der „Nationalrepräfen: 
tation” ftatt. Auch dazu mögen die ewigen Kriege und Gebietswechſel beigetragen haben. 

Als nad dem erften Sturze Napoleon's die politifhen Berhältniffe Europas fid) zu confos 
üiren ſchienen und auf dem Wiener Gongreife jene denkwürdigen Verhandlungen über den 
Art. 15 der Deutſchen Bundesacte ftattfanden, wonach in allen deutſchen Ländern landſtändiſche 
Verjaffungen eingeführt werben follten (wobei man die fpätere feine Unterfcheidung zwifchen 
landſtändiſchen und repräfentativen Verfaffungen noch gar nicht ahnte), fuchte die auf ihre 
Souveränetät eiferſũchtige bairifche Regierung eine ſolche Beſtimmung aus der Bundedacte 
fernzuhalten, indem jie aus eigenem Antrieb eine neue Gonftitution erlaffen wollt, um jedt 
Iamuthung von Seiten bed Bundes aus dem Grunde zurückweiſen zu fönnen, daß die Sache in 
Baiern bereitd ihre Erledigung gefunden habe. Im Spätjahre 1814 warb zu diefem Behufe 
sine Commiſſion gebildet, welche ihre Aufgabe ziemlich ſchnell erledigte. Ihre Arbeit ift der „re: 
sisirte Gonftitutiondentwurf”’ von 1814, welcher übrigend niemals verdffentlicht wurde, für 
und aber befonderd darum von Wichtigkeit ift, weil er, nad) einer ausprüdlichen Erklärung des 
Rinifters v. Abel (in der batrifhen Deputirtenfammer vom Jahre 1840), die Grundlage der 
ichigen Berfaffung bildet. 

Ein Augen= und Ohrenzeuge der deöfallfigen Verhandlungen 3?) entwirft ein erſchrecken⸗ 
des Bild von Der mit der gedachten Aufgabe betrauten Gommiffion. Die weit überwiegende 
Mehrzahl der Mitglieder befland aus den entſchiedenſten Wortführern der unbedingteften Ari: 
üofratie. Dabei gebrad; ed der Majorität an aller höhern Intelligenz und überdied an männ: 
ler Selbftändigfeit **), wo anders nicht das eigene Intereile der VBotanten ind Spiel Fam. 9°) 
Zwar wurbe (nad der ausdrücklichen Berfiherung des Minifterd v. Abel) in einem Hauptpunfte 
die Grundbeftimmmung der Gonftitution von 1808 beibehalten: man verblieb bei dem wahrhaft 
tpräfentativen Syſteme; dagegen aber fuchte man, unter möglihfter Beibehaltung der Worte 
jener „Berfalfung‘‘, im Übrigen foviel möglid den alten und veralteten Misbräuden wieder 
Eingang zu verſchaffen. So follte, um die Verſammlung befto mehr ſchwächen zu können, ein 
permanenter Ausſchuß gebildet werben. In gleicher Abficht ward die Bildung zweier Kammern 
angeorbnnet, und bezüglich der zweiten fpeciell erftrebt, „folche Befhränkungen in die Wahl, in 
die Zufammenfegung der Elemente und in den Mechanismus ber Berathungen und Beſchlüſſe 
ja bringen, daß ſich überall darin Fein @eift und feine Kraft zu erkennen zu geben vermöchte”. 9°) 
Bon einer Vertretung der unter Grundherrſchaft ftehenden Bauern wollte man gar nichts 
willen, ba jie ja fchon durch ihre Grundherren vertreten feien. () Das Lebnwefen jollte über: 
haupt zu neuem Leben gebracht werben. Die Dauer der Repräfentation ward übrigens auf 
fünf Jahre feftgefegt. Für eine eigene Vertretung der Geiftlichfeit war man noch nicht geftimmt. 

Das Werk ward auf dem Papiere vollendet, gelangte aber nie zur Verwirklichung. 
v. Die (gegenwärtig gültige) Berfaffung vom Jahre 1818.77) Wir haben 
gezeigt, daß Maximilian Jofeph bei feiner Thronbefteigung die alte Verfaſſung ausdrücklich 





33) Der geiftvolle Ritter v. Lang, in feinen ‚, Memoiren“, II, 203—216. 

34) Ein Botant, der erfahren, daß feine Abftimmung den Anfichten von — — entgegen ſei, ließ 
ae nächſten Sigung fein Ja im Protokoll in Rein verwandeln, und fogleich folgten drei oder 
vier re feinem Beifpiele. 

35) „„ Gebt das mei Hofmarf Aichau au an?’ fragte ber aus dem Schlafe geweckte Graf Preiffing. 
Auf die bejahende Antwort folgte die kurze Erflärung: „Na, no thu i's net.” Dom Secretär = 
von Moiiven befragt, erfolgte die lafonifche Antwort: „Herr Secretär, fchreibe Sia, der Proaffin 
tunat’# halt ner!’ (Kang.) 

gang, a.a.D., ©. 205. 

37) Unter den Schriften über die Verſaſſung von 1818 if zu erwähnen: Lerchenfeld, „Geſchichte 
Baierns unter Marimilian L. Joſeph. Mit befonderer Beziehung auf die Entftehung der Verfaſſungs⸗ 
urtande‘ (Berlin 1854). 
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und förmlich anerfannte und gewiſſenhaft zu beobachten feierlich gelobte, daß er dieſelbe aber 
beffenungeachtet nicht vollzog, fondern fle vielmehr bald förmlich aufhob. Wir haben ferner ge= 
fehen, daß er ftatt deren (1808) eine neue Gonftitution proclamirte, weldye jedoch ebenjo wenig 
ins Leben trat ald der Verfaffungsentwurf von 1814. Wir haben endlich gefehen, daß vie 
bairifche Regierung zur Zeit des Wiener Congreſſes nur darum der Beftimmung des Art. 13 
der Bundesacte (durch welchen alle deutſchen Staaten zur Einführung landſtändiſcher Verfaſ— 
fungen verpflichtet find) anfangs entgegen trat, weil Marimilian Joſeph aus eigenem Antriebe, 
ohne foldhe äußere Verpflichtung, eine Gonftitution erlaflen wolle, übrigend felbft wieder eine 
umfomehr verpflichtende Erklärung, ald die Bundesacte felbft und fomit auch ihr Art. 13 
unterm 18. Juni 1816 vom Könige angenommen und proclamirt worden war. 

Deſſenungeachtet erfhhien die neue Verfaſſungsurkunde noch längere Zeit nicht. Die Vers 
pflihtung zu ihrer Erlaffung lag freilich Elav genug vor. Es drängte ein weiterer Grund: bie 
Finanzen des Staatd befanden ji in zerrütteten Verhältniffen, Ungeachtet des Friedens und 
ungeachtet der unbedingten und unverringerten Forterhebung aller während des Kriegs ein: 
geführten Auflagen reichten die Einfünfte entichieven nicht aus zur Deckung der Bedürfniſſe. 
Diefer Umftand bradte hier die nämlihen Wirkungen hervor, die er [bon mehrmals ander: 
wärts veranlaßt hatte, er wirkte wenigftend mit zur Erlaffung der Verfaſſungsurkunde, welche 
denn unterm 26. Mai 1818 proclamirt wurde. (Sie war das Werf einer Commiſſion, welche 
aus dem Marfhall Wrede, den fünf Staatöminiftern, den fünf Generaldirectoren der Minis 
ferien und dem Präfidenten des Staatsraths gebildet war). In der Ginleitung fagt der König: 

„Breiheit ver Gewiſſen und gewilfenhafte Scheidung und Schägung Deffen, was des Staats 
und der Kirche ift; Freiheit ver Meinungen, mit gefeglichen Beihränfungen gegen den M's— 
braud; gleiches Recht ver Eingeborenen zu allen Graben des Staatödienfted und zu allen Be- 
zeihnungen des Verbienftes; gleiche Berufung zur Pfliht und zur Ehre der Waffen; Gleich— 
heit der Gefege und vor dem Gefege; Unparteilichkeit und Unaufhaltbarfeit der Rechtspflege; 
Gleichheit der Belegung und der Pflichtigfeit ihrer Leiftung; Ordnung durd alle Theile des 
Staatshaushalts, rechtliher Schuß des Staatdcrebitd und geficherte Verwendung ber dafür bes 
ftinnmten Mittel; Wiederbelebung der Gemeindeförper dur die Wiedergabe der Verwaltung 
der ihr Wohl zunächſt berührenden Angelegenheiten; eine Standſchaft, hervorgehend aus allen 
Glaffen der im Staate anfäffigen Staatsbürger, mit den Rechten des Beiraths, der Zuſtim— 
mung, der Willigung, der Wünfche und der Beſchwerdeführung wegen verlegter verfaſſungs— 
mäßiger Rechte, berufen, um in Öffentlichen VBerfammlungen die Weisheit der Berathung zu 
verftärfen, ohne die Kraft der Regierung zu ſchwächen; endlich eine Gewährleiftung der Ber: 
faflung, fihernd gegen willfürlihen Wechfel, aber nicht hindernd das Fortſchreiten zum Beffern 
nah geprüften Erfahrungen: Baiern! dies find die Grundzüge der aud Unfern freien Ent: 
fhluffe euch gegebenen Berfaffung; jehet darin die Grundfäge eines Königs, welcher das Glück 
feines Herzens und den Ruhm feines. Thrond nur von dem Glüde des Vaterlanded und von 
ber Liebe feines Volkes empfangen will!” 

Die Verfaſſungsurkunde felbft ift in zehn Titel abgetheilt. 

„Titel I. Allgemeine Beſtimmungen.“ Nah $. 1 ift das Königreih in ber Gefammt- 
vereinigung aller ältern und neuern Gebietötheile ein „fouveräner monarchiſcher Staat nad 
den Beftimmungen der Verfaflungsurfunde”. $. 2 fegt feft: „Kür das ganze Königreich befteht 
eine allgemeine, in zwei Kammern abgetheilte Ständeverfammlung.‘ 

„Titel U. Von dem Könige und der Thronfolge, dann der Reichsverweſung.“ $. 1 
lautet: „Der König ifl das Oberhaupt des Staatd, vereinigt in ſich alle Rechte der Staatöge: 
malt und übt fie unter den von ihm gegebenen, in der Verfaſſungsurkunde feftgefegten Beftim: 
mungen aus. Seine Perfon ift heilig und unverletzlich.“ Zufolge $.5 gebt „nad gänzlicher 
Erlöfhung des Mannsſtamms“ und bei dem BUAROOCDAMDERIEN einer Erbverbrüberung die 
Thronfolge aud) auf die weibliche Linie über. 

„Titel III. Bon dem Staatsgute.“ $. 1. Der ganze Umfang des Königreichs bildet ‚eine 
einzige untheilbare, unveräußerliche Geſammtmaſſe.“ — „Auch alle neuen Erwerbungen aus 
Privattiteln an unbeweglichen Gütern, fie mögen in der Haupt- oder Nebenlinie geſchehen, 
wenn der erfte Erwerber während feines Lebens nicht darüber verfügt hat, fommen in den Erb: 
gang des Mannsſtamms.“ 

„Titel IV. Von allgemeinen Rechten und Pflichten.” — „F. A. Jeder Baier ohne Unter: 
fhied kann zu allen Civil-, Militär- und Kirchenämtern over Pfrünven gelangen. $.5. In 
dem Umfange des Reichs Fann Feine Zeibeigenfchaft beftehen. $.6. Alle ungemeffenen Frohnen 


Baiern 207 


follen in gemeffene umgeändert werben und auch diefe ablösbar fein. $. 7. Der Staat ges 
währt jedem Einwohner Sicherheit feiner Perfon, feines Eigenthums und feiner Rechte. Nies 
mand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werden. Niemand darf verfolgt oder verhaftet 
werden, als in den durch die Geſetze beftimmten Fällen und in der gefeglichen Form. Niemand 
darf gezwungen werden, fein Privateigenthum, ſelbſt für Öffentliche Zwecke, abzutreten, ald nad 
einer förmlichen Entſcheidung des verfanmelten Staatsraths und nad) vorgängiger Entſchä— 
digung. $. 8. Jedem Einwohner des Reichs wird vollfommene Gewiſſensfreiheit geſichert; die 
einfahe Hausandacht darf daher Niemandem, zu welder Religion er ji befennen mag, unter: 
fagt werden. Die in dem Königreiche beftehenden drei hriftlichen Kirchengeiellfchaften genießen 
gleihe bürgerlihe und politifhe Rechte. Die nihthriftlihen Glaubensgenoſſen haben zwar 
vollfommene Gewiflensfreiheit, fie erhalten aber an ven ftaatsbürgerlihen Nechten nur in dem 
Mae einen Antheil, wie ihnen derſelbe in den organifchen Edicten über ihre Aufnahme in die 
Staatsgeſellſchaft zugefihert it. $. 10. Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels ift nad 
den Beftimmungen des hierüber erlajlenen befondern Edicts gejichert. $. 11. Alle Baiern ha— 
ben gleiche Prlichtigkeit zu dem Kriegsvienfte und zur Landwehr. $. 12. Die Teilnahme an - 
den Staatslaften ift für alle Einwohner allgemein, ohne Ausnahme irgend eines Standes und 
ohne Rüdiicht auf vormals beftanvene befondere Befreiungen.‘ 

„Titel V, Bon befondern Rechten und VBorzügen.” Nach $. 1 find die Kronämter, die 
oberften Würden des Reichs, theils erblih, theild auf Lebenszeit verliehen. $. 2 und 3 
fihern den frühern reihsunmittelbaren höhern Adeligen Vorrechte zu, die in befondern Edicten 
näher bezeichnet find. $. A garantirt dem gefammten übrigen Adel: 1) ausſchließend das 
Recht einer gutsherrlichen Gerichtöbarkeit ; 2) jenes der Errichtung von Familienfideicommiſſen; 
5) einen von dem landgerichtlichen befreiten Gerichtsſtand; 4) das Recht ver Siegelmäßigkeit; 
5) die Auszeichnung, daß die Söhne der Adeligen ald Gadetten in das Militär eintreten. Zu— 
folge $. 6 genießen aud die Geiftlichen jenen befreiten Gerichtsſtand; ebenfo die Gollegialräthe 
und höbern Beamten, denen aud) die Siegelmäßigfeit und die oben erwähnte Auszeichnung bei 
der Conſeription zufteht. 

„Titel VI. Bon der Ständeverfammlung.” Nach $. 1 beftehen zwei Kammern. Zufolge 
$.2 ift die der Reichsräthe gebildet aus: 1) den volljährigen Prinzen; 2) den Krofibeamten ; 
5) den beiden Erzbifhöfen; A) den Häuptern ver ehemals reihäftändifchen Familien, folange 
fie ih im Befige der betreffenden Herrfchaften befinden; 5) einem vom König ernannten Bi: 
ihofe und dem Präfiventen des proteftantifchen Oberconfiftoriums; 6) „denjenigen Berfonen, 
welde ver König entweder wegen ausgezeichneter, dem Staate geleifteter Dienfte, oder wegen 
ihrer Geburt, oder ihres Vermögend zu Mitgliedern entweder erblich oder lebenslänglich er— 
nennt“, Zufolge $. 3 wird das Recht der Vererbung nur adeligen Gutöbefigern verliehen, und 
zwar nur foldhen, deren Maforatögüter an Grund= und Dominicalfteuern in simplo mindes 
ftens 500 Gldn. entrichten. Mit diefen Gütern geht die Würde für die betreffenden Familien 
verloren. $. 4. Die Zahl der Iebenslänglichen Reichsräthe kann den dritten Theil der erblichen 
nit überfteigen. $. 6. Zur Eröffnung der Reihsrathöfammer ift die Anweſenheit von minde= 
ftend der Hälfte ver Mitglieder erfoderlih. — Bei der zweiten Kammer fommt, nad $. 8, je ein 
Abgeordneter auf 7000 Familien. Zufolge $. 9 trifft hiervon auf die einzelnen Claſſen oder 
Stände: der Adeligen Y,, der katholiſchen und proteftantifchen Geiftlichen 1/,, der Städte und 
Märkte I/,, ver Landeigenthümer ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit Y, und außerdem auf jede 
der drei Univerfitäten ein Abgeoroneter. $. 11. Die Wahl findet nad; Regierungsbezirfen 
(Kreifen) ftatt und ift ($. 15) auf ſechs Jahre gültig, die Kammerauflöfung ausgenommen. 
$.17. Die Vertretung durch Bevollmächtigte ift für beide Kammern unterfagt. $. 18. Die 
Anträge über Staatsauflagen gefchehen zuerjt in der Abgeordnetenkammer, bei allen übrigen 
Gegenftänden finvet fein desfallſiger Unterſchied fatt. 

„Titel VII. Bon dem Wirfungskreife der Ständeverſammlung.“ Nah $. 1 können beide 
Kammern nur über ſolche Gegenftände in Berathung treten, die ihrem Wirkungskreiſe ſpeciell 
zugewiefen find. „F. 2. Ohne den Beirath und die Zuftimmung der Stände ded Königreichs 
kann fein allgemeines neues Gefeg, welches die Freiheit ver Berfonen oder das Eigenthum der 
Staatsangehörigen betrifft, erlaffen, noch ein ſchon beftehendes abgeändert, authentifch erläutert 
oder aufgehoben werden. $.3. Der König erholt die Zuftimmung der Stände zur Erhebung 
aller directen Steuern, fowie zur Erhebung neuer indireeter Auflagen, oder zu der Erhöhung 
oder Veränderung der beſtehenden. F. 4. Den Ständen wirb daher nad ihrer Eröffnung die 
genaue Überficht des Staatsbedürfniſſes, fowie der gefammten Staatdeinnahmen (Budget) vor- 
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gelegt werben, welche biefelbe durch einen Ausſchuß prüfen und ſodann über Die zu erhebenden 
Steuern in Beratung treten. 8.5. Die zur Dedung der ordentlichen beftändigen und bes 
Rimmt vorherzufehenden Staatdausgaben, mit Einfluß des nothwendigen Reſervefonds, er: 
foderlichen directen Steuern werben jedesmal auf ſechs Jahre bewilligt. F. 9. Die Stände kön— 
nen die Bewilligung der Steuern mit feiner Bedingung verbinden. $. 10. Den Ständen 
des Reichs wird bei einer jeven VBerfammlung eine genaue Nachweiſung über die Verwendung 
der Staatdeinnahmen vorgelegt werden. $. 11. Die geſammte Staatsſchuld wird unter die Ge: 
währleiftung der Stände geftellt. Zu jeder neuen Staatdjhuld, wodurch die zur Zeit beftehende 
Schuldenmaſſe im apitalbetrage oder der jährlichen Verzinſung vergrößert wird, ift die Zus 
flimmung ber, Stände des Reichs erfoverli. $. 17. Die Stände haben das Recht der Zuftim- 
mung zur Veräußerung oder Verwendung allgemeiner Stiftungen in ihrer Subftanz für an: 
dere ald ihre urfprüngliden Zwecke. $. 18. Ebenfo ift ihre Zuftimmung zu Verleihung von 
Staatsdomänen oder Staatörenten zu Belohnung’ großer und beftimmter, dem Staate geleifteter 
Dienfte erfoderli. $. 149. Die Stände haben dad Recht, in Beziehung auf alle zu ihrem Wir: 
kungskreiſe gehörigen Gegenftände dem Könige ihre gemeinfamen Wünſche und Anträge in ver 
geeigneten Form vorzubringen. $. 20. Jeder einzelne Abgeoronete hat das Recht, in diefer Be— 
ziehung feine Wünſche und Anträge in feiner Kammer vorzubringen, welche darüber, ob bie: 
felben in nähere liberlegung gezogen werben follen, durch Mehrheit der Stimmen erkennt und 
fie im bejahenden Falle an den betreffenden Ausſchuß zur Prüfung und Würdigung bringt. 
Die von einer Kammer über ſolche Anträge gefaßten Beichlüffe müffen ver andern Kammer mit: 
getheilt und können erft nach deren erfolgter Beiftimmung dem Könige vorgelegt werben. $. 21. 
Jeder einzelne Staatöbürger, fowie jede Gemeinde kann Beſchwerden über Verlegung der con: 
fitutionellen Rechte an die Ständeverfammlinng, und zwar an jede der beiden Kammern bringen, 
welche fie durch den hierüber beſtehenden Ausfhuß prüft und, findet diefer fie Dazu geeignet, in 
Berathung nimmt. Erkennt die Kammer durch Stimmenmehrheit die Beſchwerde für gegrün— 
det, fo theilt fie ihren diesfalld an den König zu erftattenden Antrag der andern Kammer mit, 
welder, wenn dieſe vemjelben beiftimmt, in einer gemeinfamen Vorftellung dem Könige über: 
geben wird. $.22. Der König wird wenigftend alle drei Jahre die Stände zufammenberufen. 
Die Sigungen einer ſolchen Verſammlung dürfen in der Regel nicht länger ald zwei Monate 
dauern, und die Stände find verbunden, in ihren Sigungen die von dem Könige an fie ge: 
braten ®egenftände vor allen übrigen in Berathung zu nehmen. $.25. Dem Könige ftebt 
jeberzeit dad Recht zu, die Sigungen der Stände zu verlängern, jie zu vertagen, oder die ganze 
Derfammlung aufzulöfen. In dem legten Falle muß wentgftend binnen drei Monaten eine neue 
Mahl der Kammer der Abgeorbneten vorgenommen werben. $. 24. Die Staatöminifter fön- 
nen den Sigungen der beiven Kammern beimohnen, wenn fie au nicht Mitglieder derfelben 
find. $.26. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann während der Dauer der Sigungen 
ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht werden, den Ball der Ergrei- 
fung auf frifcher That bei begangenem Verbrechen ausgenommen. $.27. Kein Mitglied ver 
Ständeverfammlung kann für die Stimme, welche es in feiner Kanımer geführt hat, anders als 
infolge der Geſchäftsordnung durch die Kammer felbft zur Rede geftellt werden. $.28. Ein 
Gegenftand, über welchen die beiden Kammern fidh nicht vereinigen, kann in derſelben Sigung 
nicht wieder zur Berathung gebracht werben.’ 

„Titel IX. Bon der Militärverfaflung.” Zufolge $. 1—5 ift jeder Baier verpflichtet, 
zur Vertheidigung des Vaterlandes mitzumirken; doch ift der geiftlihe Stand von Tragung 
der Waffen befreit. Die ftehende Armee wird durch die Gonfeription ergänzt. Die Landwehr 
darf nur Innerhalb ver Grenzen des Reichs vertwendet werben. „In Friedenszeiten wirkt fie zur 
Erhaltung der innern Sicherheit mit, infofern es erfoderlich ift und die Dazu beftimmten Truppen 
nicht hinreichen.“ $.6. Die Armee handelt gegen den äußern Feind und im Innern nur dann, 
wenn die Militärmacht von der competenten Eivilbehörbe förmlich dazu aufgefodert wird. $. 7. _ 
Die Militärperfonen ftehen in Dienftfahen, dann wegen Verbrechen oder Vergeben unter ber 
ER: in Real- und gemiſchten Rechtsſachen aber unter den bürgerlichen 

erichten. 

„Titel X. Bon der Gewähr ver Verfaſſung.“ — „$.1. Bei ven Regierungsantritte ſchwört 
ber König in einer feierlichen Berfanmlung der Staatöminifter, verMitgliever ded Staatsraths 
und einer Deputation ber Stände, wenn fie zu der Zeit verfammelt find, folgenden Eid: Ich 
[hwöre nad) der Verfaffung und den Gefegen des Reichs zu regieren, fo wahr mir Gott helfe 
und fein heiliges Evangelium!” $. 2. Ebenfo hat ver Reichöverwefer.einen Eid zu leiften, und 
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and die ſammtlichen Prinzen ſchwoͤren nach erlangter Volljährigkeit auf die genaue Beobach⸗ 
tung der Berfaffung. $.5. Alle Staatöbürger werben bei ihrer Anſäſſigmachung auf die Ber: 
foffung beeidigt. „F. A. Die föniglihen Staatdminifter und ſämmtliche Staatsdiener jind für 
die zenaue Befolgung der Verfaſſung verantwortlih. $.5. Die Stände haben das Recht, Be: 
föwerden über die durch die königlichen Staatöminifterien oder andere Staatsbehörden geſche— 
bene Berlegung der Verfaſſung in einem gemeinfamen Antrag an ven König zu bringen, welcher 
denjelben auf der Stelle abhelfen oder, wenn ein Zweifel dabei obwalten follte, fie näher nad 
der Natur ded Gegenſtandes durch den Staatsrath oder die oberfte Juftizftelle unterfuchen und 
darüber entjcheiden lallen wird. $. 6. Binden ſich die Stände durch ihre Pflichten aufgefobert, 
gegen einen höhern Staatsbeamten wegen vorjägliher Verlegung der Staatöverfaffung eine 
förmliche Anklage zu ftellen, fo jind die Anflagepunfte beftimmt zu bezeichnen und in jeder Kam— 
mer durd einen befondern Ausſchuß zu prüfen. Vereinigen ji beive Kammern hierauf in 
ihren Beſchlüſſen über die Anklage, fo bringen fie diefelbe mit ihren Belegen in vorgefchriebener 
Form an den König. Diefer wird fie ſodann der oberften Juftizftelle, in welder, in Falle der 
nothwendigen oder freiwilligen Berufung, aud die zweite Inſtanz durch Anordnung eines ans 
dern Senatd gebildet wird, zur Entſcheidung übergeben und die Stände von dem gefällten 
Urtheile in Kenntniß jegen. $. 7. Abänderungen in den Beftimmungen ver Verfaſſungsur— 
kunde oder Zufäge zu derfelben fönnen ohne Zuftimmung der Stände nicht gefhehen. Die Vor: 
ſchläge Hierzu geben allein vom Könige aus, und nur wenn derfelbe fie an die Stände gebracht 
bat, dürfen diefe varüber berathſchlagen. Zu einem gültigen Beichluffe in diefer höchſt wichtigen 
Angelegenheit wird wenigftens die Gegenwart von drei Viertheilen ber bei der Verſammlung 
anweſenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen 
erfodert.“ 

Als integrirender Beftandtheil der Verfaſſungsurkunde find die dieſelbe ergänzenden und 
ald „Beilagen’’ bezeichneten Edicte erklärt. 

VL Beurteilung der bairifhen Berfaffung. Im eben der Weife, mie die alte 
Verfaffung aufgehoben und jene von 1808 proclamirt worden war, wurde aud) die von 1818 
eingeführt. Das Eine fo wenig ald das Andere fand in der alten verfaffungsmäßigen Art ftatt, 
Alles gefhah vielmehr blos aus Königliher Machtvollkommenheit. Und doch wäre. ed gewiß 
jwefmäßiger und beffer gewefen, ein Verfaſſungswerk unter Mitwirkung des Volkes jelbit zu 
Stande zu bringen, als dieſem vaflelbe in Form eines Dictates der Gewalt hinzugeben. Indem 
wir diefe Hiftorifche Thatſache einfach erwähnen, müffen wir jedoch des weitern Factums gleich— 
falld gedenken, daß das deutfche Volk damals in feiner unendlich überwiegenden Mehrheit ſich 
dabei ziemlich befriedigt gab, wenn es nur.überhaupt hieß, es habe eine Eonftitution erhalten. 
Deren relativen Werth wußten verhältnigmäßig nicht Viele richtig zu beurtheilen und zu wür— 
digen. Wie dem fei, fo bat die bairifche Verfaflung, neben ven durch das Geben der Eonftitus 
tion Befriedigten, wenn auch nicht viele, doch fehr ſcharfe Kritiker gefunden. 

Die innere Berechtigung zur Aufhebung der alten Verfaſſung lag zunächſt nur darin, daß 
dieſelbe deshalb nicht mehr zeitgemäß war, weil fie durch provinzielle Abfonderungen und Trenz , 
nungen dem nothwendig zur Geltung gelangten Grundfage der Einheit ded Staats hinderlich 
war, noch weit mehr aber, weil jene alte Verfaffung blos ſolchen einzelnen Ständen eine Ver— 
tretung gewährte, welche im Mittelalter gleihfam den ganzen Staat ausmachten, während ſich 
in der Reugeit andere Stände neben ihnen und felbft über fie erhoben und überhauptder Orund- 
faß der rechtlichen Gleichheit aller Staatöbürger dermalen das Fundament ded Staats bilden 
muß. Diefe beiden tief eingreifenden Misftände waren durch die Gonftitution von 1808 glück— 
lid befeitigt worden. Die Aufgabe wäre daher im Jahre 1818 einfach die gewefen, ihre Män— 
gel zu entfernen, jene einftigen Grundlagen der Verfaſſung aber forgfam aufrecht zu erhalten. 

Indeſſen entnehmen wir aus einem größern Vortrage, ben der bairiſche Staatdminifter ded 
Innern in der Sigung der Abgeorbnetenfammer am 24. Bebr. 1840 hielt (ſ. Repräfentatives, 
eonftitutionelles und Iandftändifches Syftem), daß es nicht jene wirklihen Mängel in der 
Gonftitution von 1808 gewefen feten, welche deren mefentlichfte Umgeſtaltung veranlapten, 
fondern daß ein Hauptftein des Anftoßes darin gelegen habe, daß fie eine wahre Repräſentativ⸗ 
verfaſſung gewährte, welche alle Bürger umfaßte, ohne Rückſichten auf Stände und Corporatio— 
nen. Es tauchte damals eine neue Täufhung auf, daß man den Ausdrücken vepräfentative 
und landſtändiſche Berfaffungen ganz verfchiedene , fich geradezu widerſtrebende Begriffe unter: 
Rellte. Darum ward denn auf einmal wieder, wenigftend theilmweife, der Claſſen- und gleichſam 
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Kaftenunterfchied hervorgeſucht, um eine Grundlage der neuen Berfaffung abzugeben, wie er 
die der alten nicht in der älteften Zeit, wol aber feit dem Ende des Mittelalterd allerdings ge= 
bildet hatte. 

Nachdem man nun aber ven Boden des Hiftorifhen Rechts ald den vermeintlich beften 
ausgewählt, Hätte man wenigftend diefem treu bleiben follen. Auch ſolches geihah nicht. Ohne 
Gonfequenz , gleihfam principienlos, ſchwankten die Verfaffer der bairifchen Gonftitution bei 
jeder einzelnen Frage umher. So war ed nad dem hiftorifchen Rechte inconfequent und un- 
logifh, zwei Kammern zu bilden; der geichichtlichen Grundlage zufolge mußte man entweder 
jeden Stand für fih vereinzelt beratben laffen, fofern es ſich nämlih um fpecielle Standes: 
intereffen handelte, oder alle Stände unbedingt zu einer Verfammlung vereinigt, nämlich in 
ſämmtlichen allgemeinen Dingen. Man hätte alfv entweder nur eine einzige, oder ebenfo viele 
in ſich abgefchloffene Kammern als einzelne Stände befommen, mobei aber nun und nimmer: 
mehr ein Stand. auch in der Verfammlung des andern Standes hätte Zutritt erlangen dürfen. 
Das Zweifammerfyften ift eine neue Erfindung. Rein unlogifh war e8 daher und gegen die 
Foderungen des hiftorifchen wie des vernünftigen Rechts gleich ftarf verſtoßend, daß man bie 
eine Kammer (jene ver Reichsräthe) ausſchließlich aus Adel und Geiftlichkeit bildete und in der 
andern (der der Abgeorpneten) nochmals dem Adel und der Geiftlichfeit eine eigenthümliche 
Standeövertretung gewährte. 

Der gleihe Vorwurf trifft die Beftimmung, daß vier oder fünf Stände vertreten fein foll: 
ten. Das hiftorifche Recht erkannte deren nur drei an, das Vernunftrecht verwirft die National: 
vertreter nah Ständen, indem es alle Bürger als gleichberechtigt betrachtet; wenn man aber 
einmal auf einen Glaffenunterfchied eingehen will, fo find ed weit mehr als vier bis fünf Stände, 
die der Staat umfaßt und denen er die Gewährung einer Vertretung fhuldig ift. 

Nahdem man nun einmal den Boden des hiftorifchen Rechts förmlich zur Grundlage ber 
neuen Verfaffung beftimmt hatte, mußte man vor allem Andern und am unbeftreitbarften ben 
Ständen diejenigen Rechte und Befugniffe zurückgeben, welche das Fundament ihrer gefammten 
Wirkſamkeit ihre ganze Geſchichte hindurch bildeten. Wenn wir auch nicht reden wollen von 
ber förmlihen Wiebereinräumung des (Hiftorifch unerfchütterlich feſtgeſtandenen) Rechts der 
Verbindung und Verſchwörung gegen jegliche Verlegung der garantirten Rechte von Seiten ded 
Fürften, wenn mir ferner ebenfo abfehen wollen von dem (gleich feftgeftandenen) Rechte ver 
Abfegung eines verfaſſungsbrüchigen Fürften, von dem Rechte „ſich an einen andern zu halten”, 
von jenem des bewaffneten Widerftandes, wenn wir ganz abjehen wollen von allem Diefem, 
obfhon, fobald man einmal das hiſtoriſche Recht (im Gegenfage zum Vernunftrechte) haben 
wollte, man fich vaffelbe auch in feiner ganzen Ausdehnung und mit allen Gonfequenzen gefal- 
Ien laſſen mußte, da e8 ſich nicht in beliebiger Weile durchſchneiden und halbiren läßt; wenn 
wir alfo ganz davon binmegbliden, jo bleibt doch noch immer jenes Recht, ohne welches fogar 
nad) der Anfhauungsweife und dem Ausdrucke des fo entſchieden monarchiſch geſinnten Rud— 
hart „die ganze Landſchaft zu einem leeren Spielwerfe herabſinkt“, das unbedingte und unbe- 
fhränfte Recht der Steuervermweigerung und das innig bamit verbundene, die Bewilligung der 
Steuern an jede beliebige Bedingung zu knüpfen. Allein auch diefe Rechte wurden der Volks— 
vertretung gar nicht oder nur theilwetfe zugeſtanden. 38) 

Seitherige Abänderungen der Verfaffungdurfunde. Die Verfaffungsur: 


38) Wir unterlafien es, in eine umfaffende Kritif ver Einzelbeftimmungen ber bairifchen Verfaffungs: 
urfunde einzugehen. Einer der wichtigften frühern Befchwerbepunfte, die Wahl der Abgeordneten nach 
Ständen, ih befeitigt. Auch follte die Reichsrathsfammer nach dem Jahre 1848 eine Umänderung er: 
fahren, allein thatfächlich ift diefe nicht erfolgt. Wir bemerken nur noch, daß außerdem befonders fol: 

ende Punkte als Misftände angefehen werben: 1) die langen fechsjährigen Finanzperioden; 2) die Bes 
Kinman ‚ baß die Regierung zur Forterhebung aller indirecten Steuern, fofern fie nur feine Anderung 
n benfelben vornehmen will, niemals einer Zuftimmung bes Landtags bedarf; eine Einrichtung, we 
fhon dem alten bairifchen Verfaſſungsweſen derart verderblich wurde, daß Rubhart (,, Gefchichte ber 
Randftände‘‘, I, 164) alfo fchon vor ber Zeit des Erfcheinens der Gonftitution von 1818 bie 
Worte niederfchrieb und näher begründete: „Es ift beffer, eine Volksvertretung ganz ohne alles Steuer: 
bewilligungsrecht, als eine, welcher nur die Bewilligung der directen, nicht aber der indirecten Auflagen 
zufteht‘‘; in Wirflichfeit lag unter Anderm Jahrzehnde lang darin der Grund, daf ber Landtag, feibt 
bei den blühendften Finanzverhältniffen, die Abichaffung des Lotto zu erwirfen aufer Stande war; 
3) die Beichränfung der Religiongfreiheit, indem nicht (mie felbft die Deutfche Bundesacte beftimmt) 
alle hriftlichen Gonfeffionen, fondern nur einzelne beftimmt bezeichnete Kirchen (Katholifen und Protes 
Kanten, nachträglich auch Griechen) als gleichberechtigt erflärt find. ; 
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kunde erfuhr zu verſchiedenen Zeiten Modificatlonen, politiſch wichtige zunächſt nur im Jahre 
1848. Die bedeutendſten derſelben ſind folgende: 

1) Das Geſetz, die ſtändiſche Initiative betreffend, vom A. Juni 1848. Während bie 
uriprüngliche Beftimmung der Berfaflung den Kammern das Initiativrecht eigentlich ganz ver: 
fagte , ward ihnen daffelbe nunmehr in Beziehung auf gewöhnliche Gejege zugeftanden. Hinz 
fihtlih der Berfaflungsabänderungen aber blieb daflelbe verweigert, was die Titel I, II, III, V,IX 
und X, $. 7 betrifft. Was ſodann die übrigen Theile der Gonftitution anbelangt, jo erfolgte 
die Ginräumung der Initiative nur unter folgenden Beichränfungen: Jever desfallfige Antrag 
muy ſogleich mindeftend von der Hälfte der Mitglieder der betreffenden Kammer unterftügt 
werden; dann breimalige Berathung (in jeder Kanımer) in achttägigen Zwifchenräumen, mobei 

jedesmal drei Biertheile ver Rammermitglieder anmwefend fein und von diefen zwei Drittheile dem 
Abanderungsvorfhlage zuftimmen müffen. Dann ift dem Könige dad Recht vorbehalten, feine 
Entſchließung ein Jahr lang zu vertagen (d. h. erſt dann zu erklären, ob er fanctioniven wolle 
oder vom Veto Gebrauch made). In Bezug auf ein durch ftändifche Initiative zu Stande gekom— 
mened Gefeß darf der Landtag vor Ablauf von 12 Jahren die Initiative nicht wieder üben. 39) 

2) Gefeg, die Wahl der Landtagsabgeorbneten betreffend, vom gleihen Tage. Die 
Derfaffungsurfunde Hatte die Wolfsvertretung in fehr complicirter Weife und zwar nad 
Ständen gebildet. Danach follten zur Abgeorpnetenfammer ftellen: a) die adeligen Grund: 
befiger Y, der Vertreter, b) die Geiftlichfeit Y/, (davon %, die katholifche, Y, die proteſtantiſche), 
c) die Städte !/,, d) die nihtadeligen Randeigenthümer Y,; außerdem e) jede der drei Landes— 
univerjitäten einen Repräfentanten. Der Wahlmodus war in den einzelnen Ständen äußerſt 
verihieden. Das neue Geſetz befeitigte die Wahl nah Ständen völlig. Auf je31,500 Einwoh— 
ner fommef nun ein Abgeordneter, jedoch werden in jevem Kreife nur vier bis ſechs Wahlbezirke 
gebildet (ſodaß jeder derſelben durhichnittlich drei bis vier Deputirte zu wählen hat). Die 
Wahl ift eine mittelbare. Wähler ift jever volljährige Staatöbürger, der eine directe Steuer 
entrihtet und nicht wegen Verbrechen oder wegen des Vergehens der Fälſchung, ded Betrug, 
bed Diebftahls oder der Unterfhlagung verurtheilt worden ift. Um Abgeoroneter zu werben, 
muß man außerden das dreißigſte Alterdjahr erreicht haben. Das Glaubensbekenntniß begrün— 
bet feinen Unterfchied. Die Regierung darf den Staatsbeanten den Urlaub nicht verweigern. 
Dagegen muß, wer ein Staatsamt, eine Beförderung oder eine Hofcharge annimmt, ſich einer 
Neuwahl unterziehen. #9) 

5) Gvict über die Freiheit der Preffe und des Buchhandels, vom nämlihen Datum. Die 
Vreſſe foll gegen jede (zumal adminijtrative) Beſchränkung gefhügt fein, foweit dieſe nicht in 
den Gejegen ausdrücklich beftimmt ift. In Preßproceffen, fofern ſolche Verbrechen oder Ver— 
gehen betreffen, entjcheiden Geſchworene; aud die Polizeiübertretungen find den Gerichten zus 
gewiefen. Polizeilihen Beihlagnahmen muB innerhalb at Tagen ein ftrafrechtliches Verfah— 
ten folgen (fonft hört die Beichlagnahme auf, gältig zu fein). #7) 

4) Edict, die Aufhebung der ſtandes- und gutäherrlihen Gerichtäbarkeit, dann die Auf: 
hebung, Fixirung und Ablöfung der Grundlaſten, und 

5) Geieg, die Ablöfung des Lehnverbandes betreffend, beide gleichfalls vom A. Juni 1848, 

(Näheres hierüber werden wir unten angeben.) 


39) Erläuternd bemerfen wir, daß thatfächlich bis jegt nicht nur fein Verfaſſungs-, fondern felbft 
nicht ein einziges gewöhnliches Gefeg infolge der Rammerinitiative zu Stande gefommen ifl. Die Res 
gierung fcheint die gemachte Goncefftion als zu weit — zu betrachten, und fo erlangte ſelbſt der eins 
jige Gefegentwurf, über den ſich beide Kammern Pe e ihres Initiativrechts einigten, nicht die könig— 
ide Sanction. Es war ein Antrag des Präfidenten Weis, burch den bie pfälzifche Strafgefepgebun 
bezüglich beleibigender Äußerungen gegen den Monarchen vervollitindigt werben wollte, ſonach an fi 
ein der Regierung gewiß höchſt genehmer Vorſchlag. 

40) Die bedeutenditen Ausftellungen an diefem Geſetze find: 1) daß die Regierung beliebig die Wahl⸗ 
bezirfe bilden und ändern fünne; 2) daß inbirecte Wahlen ftattfinden; 3) daß die Wahlzettel von ben . 
Wahlmännern unterfchrieben werben müſſen und dann ber Regierung überliefert werben, welche gi 
Kenntniß von jedem einzelnen Botum erhalte, während die Abftimmung nach jeder andern Seite hin 
rg bleibt; 4) daß mit den Abgeorbneten zugleich Erfagmänner zum voraus gewählt werben müflen. 

totz alledem fämpfte die Linfe (begreiflicherweile) fehr für Aufrechtäaltung diefes Geſetzes. 

41) Über die Zulaffung polizeilicher Befchlagnahmen wird befonders geflagt. Wenn eine Zeitung 
fort und fort befchlagnahmt und dann immer nach acht Tagen freigegeben werde, fo fei fle zu Grunde 
gerichtet. Im ber Balz aber bezeichne der Regierungspräfident auch noch beliebig die Geſchworenen, 
was unmöglich befriedigen könne. 14° 
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6) Geſetz, den Geſchäftsgang des Landtags betreffend, vom 25. Juli 1850, freilich ſchon 
wieder modificirt durch das Gejeg vom 28. Mai 1852, die Ernennung des erften Präjident 
der Kammer der Reichsräthe betreffend. 

VII. DieLandtage feit 1819. Der erfte verjelben wurde am A. Febr. 1819 eröffnet. 
Schon das allernädhfte Vorkommniß, nämlid die Antwortsadreffe auf die Thronreve, machte 
den fhroffen Gegenſatz hervortreten, der in beiden Kammern ihrer ganzen Zufammenfegung 
und Bildung nad enthalten ift. Die Neichsräthe begannen damit, dem Könige mit Worten, 
welche die Bürger tief verlegen mußten, für die ihnen eingeräumten Privilegien zu danken, 
wobei fie ohne alle Scheu ausſprachen, wie fih die Reihörathätammer verpflichtet halte, dem 
ungeftümen VBordrängen ded Demofratismus einen gebührenden Damm entgegenzufegen. 

Begreiflicherweife mußte ein ſolches muthwillig herausfoderndes Auftreten Die Abgeordneten 
tief verlegen. Der edle Profeſſor Behr von Würzburg, längft eine Zierde der deutſchen Hoch— 
ſchulen und, wie dort durch werthvolle wiffenfchaftliche Leiſtungen, fo jegt durd männlichen 
Freimuth und praftifche Gründlichkeit ſich auszeichnend, ftellte in der Abgeorbnetenfammer einen 
Gegenantrag, um deren Rechte und Würde zu wahren. Allein fo fehr jih aud die Kanımer 
entrüftet zeigte, zu einem Fräftigen Schritte war fie nicht zu vermögen; Behr's Antrag ward 
verworfen , man begnügte fi, eine Erklärung im Protofolle nieverzulegen, durch welde man 
fih gegen jede Beeinträchtigung der conftitutionellen Befugniffe zu wahren ſuchte. 

Das gleiche Schiefal widerfuhr den Antrage: darauf zu beftehen, daß aud dad Militär 
auf die Verfaſſung beeidigt werde. Man kann freilich nicht begreifen, aus weldhem Grunde ji 
irgend Jemand einem folhen Verlangen widerfegen mag, wenn anders nicht aud dem, um, 
wie ſich ein hiftorifher Schriftfteller ver Neuzeit ausdrückt #2) , ‚im Nothfall oder wenn man e8 
fonft für bequem hält, die bewaffnete Macht zur Veränderung oder wol gar zum Umfturz der 
Verfaſſung bereit zu haben’. Und doc ijt gerade dies bei feiner Eonftitution weniger ald der 
bairifchen denkbar, da jie ja weit mehr die Rechte des Throns, des Adels und der Geiſtlichkeit 
als die des eigentlihen Volkes zum Gegenftande ihrer Garantien gemacht hat. 

Bei der letztgedachten Beranlaffung, ſowie überhaupt bei den meiften Vorkommniſſen war 
der Bürgermeifter v. Hornthal aus Bamberg der Hauptführer der Oppofition. Kein Anderer 
konnte ſich jo Schnell ald er in das conftitutionelle Wefen finden; und wenn er auch an Gründ— 
lichfeit von Behr noch übertroffen ward, fo fland er ihm wieder voran an Allfeitigkeit. In 
ber gleihen Richtung machten ſich noch die beiden Rheinbaiern Kurz und Köfter bemerkbar. 

Obwol die Anfichten Derjenigen, welche die freiere Meinung vertraten, fo ziemlich in Allem 
verworfen wurden, was man als eigentlich entfcheidenve Fragen betrachtete, fo ſtimmte doch damals 
noch faft Niemand von den Abgeordneten dagegen, als ed fih davon handelte, ven Wunſch nad 
Öffentlichkeit und Mündlichfeit der Nechtöpflege fammt Schwurgerichten auszuſprechen. 
Anders bei den Reichsräthen, welche dieſe Anficht ebenfo einftimmig vertwarfen, als fie von den 
Abgeordneten (do auch nur diesmal!) angenommen worden war. Die Kluft zwifchen bei: 
ben Kammern mußte fi allerdings immer mehr erweitern. 

Der Gegenftand, welher unmittelbar die größte praftifhe Wichtigfeit befaß, war der Fi: 
nanzbaushalt. Ungeachtet des mehrjährigen Friedens und ungeachtet alle im Kriege eingeführ: 
ten Steuern ungemindert forterhoben wurden, lag ein fehr bedeutendes Deficit vor. Die 
Regierung weigerte fid) beharrlid, irgend Rede zu ftehen über die bisherige Verwendung 
ber Öffentlichen Mittel, behauptend, erft von jegt an feien die Stände befugt, fi) um den Finanz⸗ 
haushalt zu befümmern. Obſchon man num große Verſchwendungen, Verſchleuderungen und 
Veruntreuungen vermuthete und unter ver Hand davon redete, und obſchon viele Abgeordnete 
nichts ſo ſehr anzuſpornen im Stande war, ald die drohende Ausſicht auf neue Steuern zu den 
alten, fo ließen fie ſich doch felbft von den desfallfigen Foderungen unbedingt abbringen , indem 
fie fih darauf beſchränkten, auf Erfparungen für die Zufunft hinzuwirfen, 

Nach den Erklärungen und Vorlagen des Finanzminifters Lerchenfeld belief fih die Staates 
ſchuld auf 105 Miu. Glen. Im Budgetentwurf hatte derfelbe die Einnahme zu 30,200,000, vie 
Ausgabe zu 50,900,000 Glon. angefegt, wonach ein jährliches Deficit von (beinahe) 700,000 
Gldn. zu deden fei. 

Deredle Behr war Berichterſtatter des Finanzausſchuſſes. Er bewies mit unmwiberlegbaren 
Gründen daß viele Ginnahmepoften zu gering angefegt und daß bei ven Ausgaben Erfparuns 
gen ebenfo wol nüglich ald dringend nothwendig feien. Beſonders wurben diefe beim Militärs 





42) Burdhardt iv feiner „Allgemeinen Gefchichte der neueften Zeit“, 
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etat verlangt, der die bundesmäßigen Beſtimmungen weit überſteige. Die Kammer beſchloß 
denn anfangs in dieſer Beziehung, ftatt der urfprünglid) verlangten 8 Mill. nur 6,700,000 Ston. 
zubewilligen, mit dem ausdrücklichen Beifage jedoch: „daß, wenn der König beim Gintreten 
dringender Umſtände eine größere Summe verlangen follte, die Stände aldvann ſämmtliche 
Militärpenſionen u. |. w. auf den Eiviletat herübernehmen würden.” Dann geftand die Kam— 
mer aber eine weit höhere Feftjegung zu. Überdies wurden noch für die erften Jahre dev (ſechs— 
jührigen) Finanzperiode bereits in die Boranfchläge aufgenommene außerordentlihe Mittel 
bewilligt, nämlich die Erhebung einer auferorbentlihen Bamilienfteuer auf drei Jahre und 
die Eröffnung eines Gredits bis zu 5 Mill. Glon. zur Deckung des unvermeidlichen Deficitövon 
1818 auf 1819. 

Dieje neue Belaftung und alle diefe Bewilligungen jhienen aber den Reichsräthen noch nicht 
genügend. Sie wollten noch eine weitere Vergrößerung der Steuern. Zugleich wurde den 
Abgeordneten ein Schreiben des Königs an den Marjchall Wrede, ald Präſidenten der Reichs— 
räthe, ebenfall® mitgetheilt, in weldhem das Staatsoberhaupt mit großer Empfindlichkeit er= 
flärte: „um fein getreues Heer nicht zu verfürzen, Habe er ſich entſchloſſen, vom 1. Oct. 1.9. 
(1819) an monatlih 25,000 Gldn. aus feiner eigenen Kaffe (die Abgeordneten hatten die gefoderte 
Givillifte von 2,745,000 Gldon. für den König perfünlih, ungerechnet die Bewilligungen für die 
andern Glieder der königlichen Bamilie, ohne Widerrede genehmigt) in die Kriegskaſſe zahlen 
zu laffen ; unftreitig dürften darunter viele Dürftige leiden, allein ſolches falle Denen zur Laft, 
welde ihn abhalten wollten, feine äußere Würde zu behaupten und feine Bundespflichten zu 
erfüllen.” Und auf viefes Schreiben hin ftellten mehre Abgeordnete geradezu ven Antrag, bad 
Eöniglihe Opfer dankend zurüdzumeifen und dem Kriegsminifter 500,000 Glon. weiter zu bes 
willigen! Dies fand denn aber doch die Majorität, im Hinblick auf die drohende Steuervermeb: 
tung, zu ftarf, und die Oppojition erlangte bei der Abftimmung 59 Stimmen gegen 32. Zu: 
gleih fonnte man nicht verfennen, daß ji die Öffentlihe Meinung ſehr entjchieden und 
nachdrücklich für die Anjicht der Majorität ausſprach. Kaum hatte indeffen jene Abſtimmung 
fattgefunden,, ald unverweilt, am 22. Juli, die Kammern gejchloffen wurden. 

Der bei dieſer Gelegenheit verfündigte Landtagsabſchied lautete äußerſt gnädig für die 
Reihsräthe, wogegen die Abgeorbneten vielfach mit argem Tadel überfhüttet wurden. Es 
beigt namentlich in diefem Artenftüde: „Wir fönnen uns bei dem Rückblick auf den Gang und 
die Art der in der Kammer der Abgeorbneten gepflogenen Verhandlungen nicht beruhigen, ohne 
einiger in derfelben gefaßter, den Beftimmungen der Verfaflungsurfunde und des Edicts X 
zumwiderlaufender Beichlüffe zu erwähnen, welden eine nicht zu misfennende, auf die Erweiterung 
des durch die Verfaflungsurfunde bezeichneten jtändifhen Wirkungsfreifes gerichtete Abſicht 
zu Grunde liegt. Wir rechnen hierher: 4) den Beſchluß vom 19. Mai, daß der Ständever- 
fammlung die Befugniß zuftehe, eine Bitte um Veranlajlung einer Initiative auf einen Zufag 
zur Verfaffung an Uns zuftellen....; 2) den Beſchluß vom 16. März über den Entwurf einer 
Inftruction der zur Genfur angeftellterr Behörden... .; 3) den Beſchluß vom 10. Mai wegen 
damald nur ald Ausnahme geftatteter Zulaffung Unferer Staatsminifter zu den geheimen 
Eigungen der Kammer... .; 4) die Beichlüffe vom 50. Mai und 21. Juni auf die v. Khiſt— 
lerfhe Beſchwerde, wodurd die Kammer der Abgeordneten von Unferm Staatöminifterium der 
Juſtiz nicht blos Aufſchlüſſe und Erläuterungen, fondern Abftellung der nad) ihrem einfeitigen 
Urtheile befundenen Rechtöverlegung verlangte’ u. |. w. Unter Anderm heißt es auch noch: 
„Diefelbe Pflicht veranlaßt Und, die verfafjungdwidrigen Verwahrungen zurüdzumeifen, 
welche fich einzelne Mitglieder der zweiten Kammer... einzulegen erlaubt und welche fih auf 
eine ungeeignete, aber auch zugleich auf eine an ſich unfräftige Weife in die Sigungsprotofolle 
eingedrungen haben’ u. f. w. ELetzteres feheint ich namentlih auf Verwahrungen zu bezie— 
ben, welche Abgeorbnete ved Rheinkreifes [der jegigen Pfalz] dagegen einlegten, daß ınan diefen 
Kreis mit einem Antheil an der bairiſchen Staatsſchuld belafte, während derjelbe feine eigenen 
Schulden allein tragen müffe, mit denen man bier die Gemeinden belaftet habe, u. vergl. m.). 

Der zweite Landtag ward am 26. Jan. 1822 eröffnet. Er bot noch weniger Erfreuliches 
dat als der erſte. Unter den einzelnen Abgeordneten war namentlich der ebenſo gründliche als 
unerfchütterliche Behr der ſervilen Partei ein Dorn im Auge. Ihn wollte man daher vor Allen 
aus der Kammer verdrängen. Der Umftand, daß er feit der vorigen VBerfammlung zum Bür— 
germeifter von Würzburg erwählt worben war, mußte ald Vorwand dazu dienen. Vergebens 
wurde nachgewiefen, daß er feine Profeffur (auf welde ſich feine Erwählung gründete) durch 
die Annahme der gedachten neuen Stelle weber verwirft noch diefelbe niedergelegt habe: die 
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Kammer beging, wie ed Graf Bentzel-Sternau richtig genannt bat, eine Art Selbftmord, indem 
fle Behr's Ausſchließung votirte (mit 85 gegen 25 Stimmen). 

Hornthal und die übrigen obengenannten Männer waren e8, die auch auf diefem Landtage 
die freiere Richtung mit Muth und Talent vertraten. An die Erlangung großer Refultate war 
abernicht zu denken. Was Behr und die übrigen Liberalen vorbergejagt hatten, zeigte ſich 
durch die That beſtätigt, daß nämlich der Ertrag der Staatseinkünfte viel zu niedrig in dem 
Budget angeſetzt worden war. Dies wäre allerdings eine erfreuliche Erſcheinung geweſen, 
wenn nicht gleichzeitig eine enorme Überſchreitung der budgetmaͤßigen Ausgabeanfäge ftattge: 
funden hätte. So hatte der Kriegäminifter nicht nur weit mehr gebraucht, ald die Stände be: 
willigt, fondern weit mehr, ald die Regierung felbft gefovert hatte: 25,787,000 Glon. in drei 
Jahren! Es wäre wohl der Fall gemwejen, einen ſolchen Minifter in Anklageſtand zu veriegen, 
aber dazu hatte die Kammer, wie wir geſehen, im Grunde feine Madt. Das Einzige, was er— 
langt wurbe, war eine Abſchaffung der läftigen Zugviehftener. Da aber nicht aud) gleichzeitig 
eine Berminderung der Ausgaben erwirft ward, fo führte Died eben nur mit dazu, daß mar auf 
dem nächften Landtage die Staatsſchuld um viele Millionen vergrößert fand. 

Die Eröffnung diefes dritten Landtags gefhah am 2. März 1825. Die neuen Wahlen” 
hatten andere Männer in die Kammer gebradt, im Allgemeinen aber gewiß feine beffern. 
Machte ſich auch ein Graf Bengel- Sternau durch feine edle Freimüthigfeit und ein Rudhart 
durd fein wenngleich immer mindeftens halb ferviles Talent bemerkbar, wurden aud) viele Kla— 
gen mit der unwiberlegbaren Kraft der Wahrheit vorgebradit, jo ſucht man doch vergeblich nad 
irgend einem Nefultate diefed Landtags, das ihm dauernd ein freundliches Andenken ficherte. 
Der Abſchied erfolgte unterm 17. Sept. 1825. 

Ebenfo wenig erfolgreich war ver am 17. Nov. 1827 eröffnete vierte Landtag. Die Re— 
gierung felbft, welche damals eine etwas antiariftofratiiche Tendenz zu verfolgen ſchien, hatte 
gegen den Adel ftark zu Fampfen. Beide Kammern erklärten die Beſchwerden einiger Adeligen 
wegen Verlegung verfaffungsmäpiger Rechte (vielmehr Privilegien) für begründet. Außerdem 
fam ein Gefeg über Einführung von Kreislandräthen zu Stande, an ſich eine wohlthätige, aber 
leider fehr mangelhaft durchgeführte Einrichtung (ſ. Abſchn. VII); ebenfo wurden Gefege 
über directe Steuern erlaffen, von denen namentlich das über die Häuferfteuer an Unzweckmäßig— 
keit feines Gleichen fuht. Am 18. Aug. 1828 wurde endlicd) diefe lange und unerquidliche 
Ständeverfammlung gefähloffen. Unter ven nicht zu Stande gefommenen Gejegen befand ſich 
eined über die Gompetenzconflicte, dad wahrhaft dringendes Bedürfniß gewejen wäre, in 
Beziehung auf welches aber im Landtagsabſchiede erflärt ift: „Indem die Stände zu vem be= 
treffenden Gefegentivurfe mehre Mopiflcationen vorgefhlagen haben, durch melde dad dem 
Könige zuftehende Recht der Bildung der Öffentlichen Stellen und Behörden und der Ernennung 
zu dieſen befhränft werden foll, find diefelben aus den Grenzen ihres verfaflungsmäßigen Wir- 
kungskreiſes herausgetreten.“ Danun der König „in der treuen und feften Bewahrung der 
Prärogative der Krone eine ebenfo heilige Pflicht ald in der gewiſſenhaften Aufrehthaltung und 
Beihirmung der Rechte der Stände und der einzelnen Staatögenoffen erfenne‘, fo müfle er 
diefem durch die Kammern modificirten Gefegentwurfe (tie einigen andern) die Sanction ver= 
weigern. Sodann heißt e8 in Beziehung auf die Anträge der Stände: „Auf jene vor Uns 
gebradten Anträge und Wünfche der Kammern, welche Uns befonders angefprodhen haben, er= 

theilen Wir nachſtehende Erflärungen. ” (Folgen dieſe.) 

Die Wirkungen der franzöjiichen Julirevolution machten ſich aud in Baiern fühlbar, und 
foldyes umfomehr, als die Regierung (dad damalige Minifterium Schenk) verichiedene retro= 
grade Schritte that, welche die Unzufriedenheit anregen und fteigern mußten. Es geſchah Dies 
namentlich durch Erlaffung einer Genfurordonnanz, deren Zweck auf die Beihränfung der bie 
dahin in innern Landesangelegenheiten freien Preffe abzielte, und dur die Urlaubsverwei— 
gerung, um den Eintritt Behr's, v. Hornthal’8 und einiger andern Liberalen in die Kammer zu 
verhindern. Freiherr v. Elofen, der fih auch in diefem Falle befand, legte feine Stelle als 
Minifterialrath freiwillig nieder, um das ihm gefchaffene Hindernif zu befeitigen. Unter dieſen 
Verhältniſſen eröffnete ver König am 1. März 1831 den fünften Landtag mit einer Rede, in 
welcher er namentlich die Worte ausſprach: „Ich möchte nicht unumjchränfter Herricher fein. 

Man hat der Ständeverfammlung von 1851 eine revolutionäre Tendenz unterftellt, Wit 
Unrecht. Nach dem Zeugniffe des mit den damaligen Verhältniffen genau befannten Dr. Wirth 
befand fih nur ein Mann mit republifanifchen Gefinnungen in der Kammer: eö war ohne Zwei: 
fel der Advocat Schüler von Zweibrüden, der zwar vortrefflih, aber auch äußerſt felten ſprach 
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und niemals ein Übergewicht in ver Verſammlung erlangen konnte. Auf Seite der dynaſtiſchen 

Dprofition traten namentlih Culmann aus Zweibrüden und Seuffert aus Würzburg glänzend 

hervor. Auch v. Elofen, Schwindl und Rudhart machten ſich vielfach bemerkbar, der Letztge— 
nannte jedoch weit mehr durch Talent und vielfeitige Sachkenntniß als durch liberale Strebungen, 
Allerdings verfolgte die Kammer im Allgemeinen eine liberalere Richtung, als die legten Lands 
tage gethan hatten ; aber offenbar nur deshalb, weil jie durch die Macht der öffentlichen Meinung 
und durch jene der jih immer mehr felbft emancipirenden Preſſe gehoben, getragen und fort= 
geriffen ward. Die Kammer war ed nicht, die den Impuls gab, fondern fie empfing ihn und . 
mußte naturgemäß der unmiderftehlihen äußern Macht Folge geben. Wie unvollftändig aber 
jelbit dies geſchah, wie ſehr ſich die ariftofratifch = monarchifche Art der Zufammenfegung der 
Kammer und überdies der Mangel durchgreifender politiiher Bildung bei den Liberalen aud 
jegt noch kundgab, wird wol vor allem durch ven Umftand beurfundet, daß fogar diefe Kammer 
von 1851 das im demofratifhen Sinn fo hochwichtige Recht kurzweg aufopferte, daß die Rhein— 
baiern nach den ihnen verbliebenen franzöjifchen Geſetzen ihre Friedensrichter durch Volkswahl 
zu ernennen hatten; die Kammer von 1851 ſtimmte mit ungeheuerer Majorität zu, daß bie 
Friedensrichterſtellen durch Fönigliche Ernennung befegt würden. 

Die Ohnmacht ver Kammer fowol als der Mangel an Intelligenz und Geſchäftskenntniß in 
derfelben zeigte ſich überdies deutlich genug bei einem Siege, einem Fortſchritt, ven fie erlangt 
zu haben vermeinte. Die Beftimmungen des Ediẽts über die Ständeverfammlung hatten fi 
vielfach fo heniniend , Lähmend und überhaupt unpraftifch erwiefen,, daß nicht nur die Abgeord⸗ 
neten, fondern die Regierung felbft die dringende Nothwendigfeit einer Abänderung erfannte, 
Aber wie weit dehnte fich diefe aus, was erlangte man? Daß in jeder Woche ein Tag für Er: 
ledigung der Anträge der Kammermitgliever und der Beichwerden verwendet werden dürfe, und 
daß die Abſtimmung Öffentlich ftattfinde. Dagegen geftand man neuerdings zu, daß die Staats— 
minifter und fonftigen königlichen Gommiffare immer das legte Wort haben follten (au wenn 
von der Kammer der Schluß der Debatten auögefprochen worden), und daß die Kammern ver: 
pflichtet ſeien, felbft ihre veglementären Vorschriften ver Regierung vorzulegen, damit diefe fich 
überzeugen könne, „daß diefelben nichts enthalten, wodurch eine Beftimmung der Verfaſſungs⸗ 
urfunde, ihrer Beilagen und des fraglichen Geſetzes abgeändert over authentiſch erläutert würde‘, 
Man dachte gar nicht daran, welches Unmündigkeitszeugniß man fi dadurch felbft ausftellte ; 
noch mehr, man ließ auch alle jene fo maßlos fehlerhaften Beftimmungen des Ediets über die 
Stindeverfammlung durchaus unberührt, welde von dem Wahlmodus, ja ſogar diejenigen, 
welde von den fo unglüdlich eingerichteten Ausſchüſſen handeln, obwol vie legten mehr als alles 
Andere ven Gefhäftägang hemmen und lähmen. 

So hat man ed denn auch weit weniger diefer Kammer ald der Macht der Öffentlihen Mei— 
nung und namentlich der Preffe zu verdanken, daf ver Minifter Schenk von feinem Poſten ent= 
fernt ward. Durch das neue proviforifche Minifterium Stürmer wurde den Ständen der Ent— 
wurf eines Preß: und eines Preßproceßgeſetzes u. f. m. vorgelegt, die im Allgemeinen der Prefie 
Erleihterungen gewährten, aber allerdings nicht allen Anfoderungen entſprachen. Bei Bor: 
lage ver vesfallfigen Gejegentwürfe war ed, daß der Negierungdcommilfar (jpätere Minifter) 
v. Abel die Genfur als ‚eine morjche Krüde lahmer Regierungen’ bezeichnete und verbammte 
und der bairifhen Preffe überhaupt die glänzendſte Zukunft mit ven Worten des Taritus eröff: 
nete: Rara temporum felicitas etc. Beide Kammern Eonnten ſich indeffen über ven Umfang 
der in diefen Entwürfen vorzunehmenden Modificationen nicht einigen. Manche ohnehin woll= 
ten in der Sache nur einen Kunftgriff der Ariftofratie erbliden, die Deputirten zu befchäftigen 
und zu befchrwichtigen, und glaubten von vornherein nicht an das wirkliche ind Reben Treten eines 
folhen Preßgefeged. Genug, es kam nicht zu Stande. 

In verſchiedenen Bunkten fhienen indeß die Deputirten anfangs mit großer Schärfe auf- 
zutreten: fie feßten ven Betrag der Givillifte herab, verminderten ven Militäretat und verwei— 
gerten verfchiedenen Ausgaben für ausgeführte Praihtbauten die Anerkennung. In den meiften 
Bällen aber nahmen fie ihre anfänglichen Befchlüffe felbft wieder zurück, nachdem ſich die Reichs— 
räthe in entgegengefeßter Weife erklärt hatten. Als ver Landtag am 29. Dec. 1851 gefhloffen 
ward, zeigte fi das Publicum gleichgültig und theilnadmlos, denn feine Erwartungen waren 
nicht befriedigt worden. 

Mit dem Schluffe des Landtags ward auch das vergleichsweiſe liberale proviforifhe Minis 
flerium Stürnter entfernt: ftatt feiner entftand ein neues Gabinet, deſſen hervorragenpfte Per⸗ 
ſonlichteit der Fürft von Ottingen-Wallerftein war. Mag es unmittelbar veilen felbfteigenes 
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Werk gewefen, ober zunächft von anderer Seite audgegangen fein, genug, ed trat nunmehr 
eine Zeit arger Reaction ein. Allerdings fteigerte ſich jet noch die Aufregung, und namentlich 
fand das vielbefprodhene, feinem Weſen nad aber faft beveutungslofe, jedenfalls von Freund 
und Feind gleich ſehr überfhägte Hambacher Feſt ſtatt. Es erfolgten nun Beamtenverfegungen 
in Menge , neue Befegungen bei Gerichten , politifche Proceffe und Verhaftungen in gewaltiger 
Ausvehnung und mannichfache und [harfe Maßregeln gegen die Preffe. Außer den gewöhn- 
lihen hambacher und fonftigen Volksrednern und vielen Journaltften (unter denen namentlich 
Eifenmann, Widman, Wirth und Siebenpfeiffer) wurde namentlicdy auch Behr in eine politifche 
Unterfuhung gezogen und ebenfo wie Gijenmann zur Abbitte vor dem Bilde des Königs und 
einer Zudthausftrafe auf unbeftimmte Zeit verurtheilt. Aber insbejondere vehnte die Reaction 
ihre Wirkungen aud) auf folde Deputirte aus, welche bei dem legten Landtage ſich vorzugs— 
weife bemerkbar gemacht Hatten. Seuffert wurde auf einen vergleichsweiſe geringen Poften 
verfegt, v. Glofen verhaftet und felbft nach feiner Breilaffung in langjähriger Unterfuhung gehal⸗ 
ten, Schüler entzog ſich durch Flucht nach Frankreich ver Verhaftung. 

In der Zeit des ſechsten Landtags, der am 8. März 1854 eröffnet ward, herrſchten 
faft allgemein die Eindrüde der Furt und des Schredend vor. Obwol die Abgeoronetenfam: 
mer mit verhältnigmäßig wenigen Ausnahmen aus denfelben Perfonen beftand wie die von 
1851, fo waltete doc) Feine Spur des damaligen Geifted mehr ob. Es wurde fogar (was wol 
anderwärtd nod) nirgends vorgekommen, ſich dagegen in Baiern feitvem über ein Jahrzehnd lang 
ohne Ausnahme wiederholt hat) einerder Minifter in die Gandidatenlifte ver Abgeorbneten für die 
Präjidentenftelle aufgenommen und von der Regierung jodann zum Rammerpräfidenten wirf: 
li ernannt. Bon Beſchwerden, die Unterftügung fanden, hörte man nichts mehr. Selbft 
über die Sendung bairifcher Truppen nad Griechenland (wozu die Befugniß durd die Preſſe 
ftarf Geftritten worden war) ertönte in ver Kammer auch nicht ein Wort. Dagegen -wurbe ver 
Reft der frühern Beanftandungen in ven Staatörehnungen (wegen einiger Lurusbauten) zurüd- 
genommen und diefe Ausgaben fomit nachträglich gutgeheißen, für den (ohne Vernehmung der 
Stände begonnenen) Bau der Feftung Ingolftadt ein Credit von mehr ald 18 Mill. zu der bis: 
berigen Ausgabe bewilligt und endlich einige Verfaflungsabänderungen befhloffen, wonach 
namentlich die griechiſche Confeſſion ven bevorrechteten chriſtlichen Confeſſionen beigerechnet 
ward; insbeſondere aber wurde in Beziehung auf die Civilliſte feſtgeſetzt, daß dieſelbe nicht 
mehr, wie bisher, für jede Finanzperiode neu zu beſtimmen, auch nicht etwa blos auf die Le— 
bensdauer des jeweiligen Königs feſtzuſetzen ſei, ſondern wonach dieſelbe auf ewige Zeiten in 
ber bisherigen Größe fixirt ward. Willich aus Frankenthal war beinahe der Einzige, der die 
Anfichten der Oppofition vertrat, dem aber gewöhnlich Faum ein halbes Dugend andere Depu— 
tirte ih anfhloffen. An vielen frühern Liberalen, 3. B. Schwindl, waren merfwürbige Ge: 
finnungsveränderungen unverkennbar. Am 28. Juni wurden die Kammern gefhloffen, unter 
dem Ausdrude befonderer Zufriedenheit mit denfelben von Seiten der Regierung. Es wurde 
fogar eine befondere Denkmünze auf diefen Landtag geprägt mit der Unterfhrift: „Ehre dem 
Ehre gebührt. ” F 

Am 11. Febr. 1857 erfolgte die Eröffnung der ſiebenten Ständeverſammlung. Über all: 
gemeine Maßregeln, die feit dem vorigen Landtage verfügt worden, vernahm man feine Be- 
ſchwerden, namentlich nicht (wie Manche erwartet hatten) über ven Vertrag, den dad Minifterium 
mit dem Banfierhaufe Rothicild wegen des Baus des Donau: Mainkanald abgefhloffen Hatte 
und wodurd die der Regierung in dieſer Beziehung vermitteld eines befondern Gefeges einge: 
räumten Befugniffe augenscheinlich ungemein überfehritten und dem Staate enorme Verpflich- 
tungen (Garantien) ohne alle Gegenleiftung auferlegt worden waren. Nur ein Mann trat in 
dieſer Sefjion ald confequenter Sprecher für die liberalen Anfichten auf: es war wieder der fefte 
und tüchtige Willih. Seine Bemühungen ſowie die der mit ihm Stimmenden erwieſen fi in 
ber Hauptſache wieder vergeblih. Am meijten traten finanzielle Fragen hervor. Dem Könige 
von Griechenland, einem auswärtigen Monarchen, ward der Fortbezug einer Apanage zuge: 
ftanden (über die anlehnsweiſe nad) Griechenland gefendeten Staatögelver ſchwieg man ganz, 
obſchon die Thatſache damals bereits offenkundig war). Im Budget und Finanzgeſetze wurden 
wenigftens einige Anjäge ber Regierung abgeändert, indem Ginnahmepofitionen zu gering an— 
geſchlagen feien und für verfhiedene Ausgaben zu viel gefodert werde, während für andere, 
3. B. die Straßen, zu wenig gethan werben wolle. Was die fogenannten „Grübrigungen * 
betreffe, glaubten beide Kammern der Theorie der Regierung nicht beiftimmen zu können, nad) 
welcher dieſe über die erübrigten Summen nad Gutvünfen, ohne Zuftimmung der Stände 
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verfugen Fönne. Deflenungeadhtet erfolgte die Genehmigung, die Steuern in der von ber Me: 
giereng beantragten Größe zu erheben. 

An 4. Nov. wurden die Kammern gefhloffen. Im Landtagsabſchiede erfolgte der Wider: 

bed der Regierung gegen die ſtändiſche Erklärung über die Grübrigungen. 

Am Schluffe wird nod dad Bedauern ausgedrückt, daß „verſchiedene Vorgänge in der nun 
gendigten, jebr verlängerten Sigung der Kammer die unangenehme Nothwendigkeit herbei: 
serührt haben, manderlei VBerirrungen in das Gebiet der Uns zuftehenden königlichen Rechte... 
wit Ernft zurüchveifen zu müſſen“. 

Mit dem Schluſſe des Landtags ward aud) der Minifter Wallerftein ungnädig verabfchiedet. 
Er hatte zwar in der Abgeorbnetenfammer ald Drgan der Regierung deren Theorien wegen 
der „Grübrigungen “ unbedingt vertheidigt, in der andern Kammer dagegen ald Reichsrath 
gegen diefe nämliche Theorie gejprochen und geftimmt. An feine Stelle trat nunmehr v. Abel. 

Manche glaubten, die nächſte Ständeverjammlung werde, auf die Erflärung bes legten 
Imdtagsabichieds hin, eine etwas ſtürmiſche werden, zumal die Befugniffe beider Kammern 

gemeinfam in Frage geftellt ſeien. Indeſſen verfügte die Regierung eine neue Gintheilung der 
Kreife des Königreihs und, da die Vertretung nad; Kreifen flattfindet, eine neue Wahl ver 
Abgeoroneten. Allerdings hätte fi darüber ftreiten laſſen, ob folde neue Kreiseintheilung 
obne ein förmliches Geſetz ftattfinden Fonnte, zumal eben dadurch jogar das Fundament ber 
Vertretung , wie daſſelbe die Verfaſſung allein Eannte, weſentlich alterirt ward. Indeſſen er: 
folgte auch nicht von einer einzigen Seite darüber eine Erinnerung , namentlich nicht in dem am 
8. Jan. 1840 eröffneten achten Landtage. Auf demfelben bildete Freiherr v. Thon: Dittmer das 
Haupt einer nicht nur der Zahl nad ſchwachen, fondern auch zunächſt nur auf ganz allgemein 
gehaltene Reden ſich beſchränkenden Oppofition. Am 14. April erfolgte ver Schluß dieſes 
kandtags, dem wieder die bejondere königliche Zufriedenheit im Abfchiede bezeigt wurde. 

Am 20. Nov. 1842 fand die Eröffnung des neunten Landtags ftatt, und zwar diesmal 
nit mehr wie biäher im Ständehaufe; die Kammern wurden vielmehr zu diefem Behufe in 
das föniglidhe Schloß beſchieden, um allda die Thronrede zu vernehmen. Infolge der Urlaubs 
ꝛerweigerungen und der übrigen Austritte waren fo viele Erfagleute in der Abgeordnetenkam⸗— 
mer, daß 3. B. die ganze Repräfentation bed am ſtärkſten vertretenen Standes (der Grund: 
kfiger) aus dem Pfalzkreiſe nur aus folden Erfagmännern, alfo (wie fi) ver Fürſt Wallerftein 
ausgedruckt hatte) nur aus „durchgefallenen Gandidaten‘ beſtand; aud nicht einer ber wirf- 
lich Gewählten aus der bezeichneten Claſſe erfhien mehr in der VBerfammlung! Bis gegen ben 
Schluß des Landtags Hin, der am 50. Aug. 1845 erfolgte, herrſchte eine etwas gefpannte Stim- 
mung. Als Rebner von liberaler Seite traten namentlich der Fatholifche Pfarrer Dekan Fried 
th aus Schwahen, dann v. Thon-Dittmer und ebenfo auch der Fatholifche Pfarrer Tafel aus der 
Dial; auf, Letzterer namentlich zur Wahrung der Verhältniffe diefed Kreifes, deſſen Vertretung 
infolge der Urlaubsverweigerungen jedes Rechtskundigen entbehrte. Der Hauptfampf drehte 
fh aber um das Budget und die damit in Verbindung ſtehenden prineipiellen Fragen; er en: 
digte indeflen mit Bewilligung aller Steuern, deren Erhebung die Regierung verlangt hatte. 
Zwifhen dem vom Könige fpeciell hierzu ermächtigten Minifterium und den Reihsräthen fan 
ein fogemanntes „Verfaſſungsverſtändniß“ zu Stande, über das fi zwar die Abgeordneten nicht 
fperiell äußerten, weldes aber bemerfenswertherweife nichtöveftoweniger ſeitdem factifh wie 
eine authentifche Interpretation über verſchiedene der freitigften Bunfte betrachtet wird. Man 
verbanft dieſes damals wichtige Übereinkommen vorzugsweife den Bemühungen des Kürften 
Ballerftein. Es wurden dadurch wenigſtens die erorbitanteften Theorien des Minifteriums 
Abel in Budgets- (Steuerbewilligungs: und Erübrigungs-) Fragen befeitigt. Freilich hatte vie 
Zeit der Erübrigungen bereitd aufgehört, und ed war damit die Veranlaffung des Zermürf- 
niffes über die Verwendung diefer Überſchüſſe von ſelbſt verſchwunden. *?) 

VII. Kreisverfaffung. Landratbund Diftrietsrath. In jenem der acht Kreife 
des Königreichs befteht eine Kreisregierung, an deren Spige ein Präftvent fteht und melde in 
zwei Kammern, ded Innern und der Finanzen, zerfällt, jede mit einem eigenen Director und 
einer Anzahl Räthe, in der jegigen Weife organifirt durch Verordnung vom 17. Dec. 1825. 
Die Einzelheiten diefer Einrichtung koͤnnen wir hier übergeben. 

Wichtiger ift und dagegen ver Landrat, der gleichfalls in jedem Kreiſe befteht. Derfelbe 
ging aus dem franzöfifchen Generalrathe der Departements hervor, einer Inftitution, welche 





43) Die neuern Landtagsverhandlungen find im Rachtrage geichildert. 
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(ebenfo wie die Bezirföräthe) im jegigen Pfalzkreife in Übung war, ald dieſes Land von Frank⸗ 
reich losgetrennt und mit Deutfchland wieder vereinigt ward. Man lien dieje Einrichtung in 
dem genannten Regierungsbezirke fortbeftehen, verfchmolz jedoch General: und Bezirksräthe in 
eine Berfammlung. 

Die Zweckmäßigkeit ver Einrihtung, daß jeder Kreis für feine rein innern (zunächſt mate- 
riellen) Berhältniffe eine eigene Vertretung erhalte, erprobte ſich praftifch fo jehr, daß man 
diefelbe auch nad) den übrigen Regierungsbezirfen Baierns zu verpflanzen beſchloß. (S. Pro: 
vinzialftände.) So entftand das Geſetz über die Kreislandräthe vom 15. Aug. 1828. Daffelbe 
befriedigte nit. Zunächſt ergaben ji fortwährend Gonflicte zwifchen den Landräthen und der 
Staatdregierung über Das, was Eentralftaatd- und was Kreislaft jei. Häufig findet man vie 
Protokolle der Verſammlungen mit deöfalljiigen Erörterungen und Klagen angefüllt. Einige: 
mal änderte man das „Ausſcheidungsgeſetz“ (das noch beftehende Gefeg ift von 1846), ohne 
daß ed indeß gelungen wäre, die bezeichneten Anftände vollfommen zu befeitigen. Allein abge: 
fehen von jener, Ausſcheidung der Kreis: von den Staatslaften”, ward eine neue Organijation 
ded Landrathsinſtituts jelbft fhon um deöwillen unumgänglid nothwendig, weil infolge ver 
Umgeftaltung des Wahlgefeged für die Abgeoronetenfanmer nunmehr die bis dahin berech— 
tigten Wähler für den Landrath ganz und gar fehlten. Es Hatte ſich mittlerweile auch das Be— 
dürfniß eines Mittelglieds geltend gemacht zwiſchen ver bloßen Ortsgemeinde und der Kreis: 
vertretung , was zur Bildung von Diftrictsräthen führte, umfomehr, als aud die Verwaltung 
ein ſolches Mittelglied bejigt (die „Landgericht, in ver Pfalz die Landeommilfariate *). So 
famen denn die beiden Gejege vom 28. Mai 1852 über Diftrietd- und über Landräthe 
zu Stande; fie bilden ein zufammengehörendes Ganzes, derart, daß die legtbezeichnete Corporation 
gleihfam aus der erften hervorgeht, weshalb wir zunächſt von den Diſtrietsräthen ſprechen. 

Jeder Amtöbezirf einer Diftrietsverwaltung (in den fieben ältern Kreifen jedes Landgericht, 
in der Pfalz jeder Ganton) bildet eine Diftrictögemeinde, und in jedem derjelben bejteht ald 
Bertreter diefer Corporation ein Diſtrietsrath. Derfelbe wird, je aufdrei Jahre, jo gebildet: 
a) Jede Gemeinde bis 3u2000 Seelen fendet einen Vertreter , größere Orte auf je 2000 Seelen 
einen; nicht die Einwohnerſchaft, fondern blos der Gemeindeausfhuß (Magiftrat, Gemeindes 
rath) ernennt diefe Vertreter; b) die größten Grundbejiger jind von Rechts wegen Mitglieder 
des Diſtrietsraths, und zwar im Verhältniß von Y, zur Zahl der ſämmtlichen Gemeindevertre: 
ter; c) die übrigen 50 größern Grundbejiger in jedem Diftriete wählen außerdem aus ihrer 
Mitte Vertreter, 1/, obiger Zahl; d) endlich fendet das Staatdärar, wo daflelbe (wenn auch 
im Fleinften Betrage) fteuerbar, aud einen Vertreter. Den Borfig führt überdies jedenfalls 
der fönigliche Diftrictöverwaltungsbeamte. Verſammlungen finden in der Regel nur ein mal 
des Jahres ftatt. Der Wirkungsfreis ift zunächft die Herftellung oder Unterhaltung von Stra: 
Ben und andern Diftrietdanftalten und dabei indbefondere die Dedung der entſtehenden Koften, 
zunächſt duch befondere Diftrictdumlagen, welche als Beifhlagsprocente zu den directen Steuern 
erhoben werben. Ein vom Diftrictsrath aus feiner Mitte gewählter Ausfhuß beforgt die lau: 
fenden Gefhäfte und die Vorprüfung der Anträge. Auch diefer Ausfhuß darf fih nur auf 
Einberufung durch den Vorftand (den königlichen Diftriet8beamten) verfammeln. Die Sigun- 
gen des Diſtrictsraths find in der Negel Öffentlih. Die Beſchlüſſe dürfen jedoch erft dann voll: 
zogen werben, wenn die Kreißregierung diefelben genehmigt hat. 

Mir geben zu den Kreislandräthen über. In jedem Negierungsbezirfe befteht ein folcher, 
folgendermaßen je auf ſechs Jahre gebildet: a) Je zwei Diftrictöräthe ernennen zuſammen einen 
Vertreter; b) jede der Kreidregierung unmittelbar untergeordnete Stadt fendet nad Maßgabe 
der Bevölferung einen oder mehre Nepräfentanten; c) die großen Grundbefiger wählen wieder 
beſondere Bertreter, und zwar der Zahl nad ein Viertel der Diftrietövertreter; d) die katho— 
lifche und proteftantifche Geiftlichfeit ftellt (nad Mafgabe der Pfarreienzahl) in jedem Kreife 
drei Vertreter, endlich e) jede Univerfität, wenn jich eine folche im Regierungsbezirke befindet, 
einen. Der Wirkungsfreis auch der Landräthe ift hauptfächlich ein finanzieller: Feſtſetzung 
bed Kreisbudgetö, Beftimmung der Kreidumlagen und Prüfung der SKreisrehnungen, welde 
Rechnungen ausfchließlic dur die Regierungsbehörben geführt werden. Daran reiht ſich indeß 
doch weſentlich „die Auferung über den Zuftand des Regierungsbezirks und über die etwa 
mwahrgenommenen Gebredhen der Verwaltung, fowie die Stellung bierauf bezüglicher Anträge 
zur Abhülfe und Verbefferung ‘. Der Landrath verfammelt ſich jährlich ein mal auf föniglicht 
Berufung; ohne königliche Genehmigung dürfen deſſen Sigungen nicht über 14 Tage dauern, 
Diefe Sigungen find in der Negel Öffentlih. Die Veſchlüſſe unterliegen ver königlichen Geneh— 
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migung und werden auch nad deren Erlangung nur durch die Negierung zum Vollzuge ges 
bracht. Der Landrat durf feine Befanntmahungen erlaffen, feine Deputationen abordnen 
md mit Feiner Körperfchaft außer der Kreisregierung, noch mit Privaten in Gejhäftsberührung 
treten ; jedoch darf er unter bejchränfenden Beſtimmungen Sahverftändige vernehmen. Das 
Staatdoberhaupt kann die Berfammlung auflöfen, vorbehaltlih einer Neuwahl innerhalb ver 
nädjten zwei Monate. Zur Bejorgung der laufenden Geſchäfte hat auch der Landrath einen 
Ausihup zu erwählen, der fih aber nur auf Einberufung dur die Kreisregierung verfams 
meln darf. **) 

IX. Die Gemeindeverfaffung. Die Gemeindeverfaffung der jieben ältern Kreife iſt nach 
dem Gemeindeedict vom 17. Mai 1818 (revidirt 1834) im Wefentlichen [öblih und zum Theil 
nad der preußifchen Städteordnung und noch liberaler beftimmt und Vorbild fpäterer Geſetz— 
gebungen in Deutjhland geworden. #5) Im Allgemeinen ift ver wichtige Grundfag anerkannt, 
daß die Gemeinden ſich ſelbſt zu verwalten Haben durch ſelbſtgewählte Männer. (Die Einwohner 
wählen ihre Gemeindebevollmächtigten, dieje legtern den Magiftrat.) Doch befteht ein recht— 
liher Unterſchied zwifchen Städten und Landgemeinden, eine Einrichtung, die gegen die Grund— 
füge der Neuzeit verftößt. 

Die Staatäregierung felbft hat noch bei Feſtſetzung der Verhältniffe der Kreisregierungen 
(Berordnung vom 17. Dec. 1825) ausprüdlich folgende, vem Geifte der bairiſchen Gemeinde: 
ordnung ganz entfprechende Grundfäge verfündet: „Die Kreidregierungen haben in Com— 
munalz und GStiftungsangelegenheiten von dem Orundfage auszugehen, daß den Ge: 
meinden hierin die möglichft freie Verfügung zu überlaffen und fie nur infofern zu beſchränken 
feien, als die Gefege ſolche Schranken pofitiv anordnen; fie haben alle unnöthigen Gontrolen 
abzuftellen” u. ſ. w. Allerdings hat man ſchon mande Klagen vernommen, daß über die 
Örenzen diefer Beftimmung mitunter weit hinausgegangen werde. 

Die Gemeindeordnung in der Pfalz, beftimmt durch einzelne Gefege der Franzöfifchen Res - 
volutiongzeit, ded Napoleonifchen Despotismud und neuere Verfügungen, hat bei vielen Wider: 
fprühen Einheit in vem Grundprincip der Gentralifation und der gänzliden Bevormundung 
und Unfelbftändigfeit ver Gemeinden. So ift ed gefommen, daß die Beamten, welche hier nur 
eine Guratel ausüben follen, in Gemeindeangelegenbeiten wahrhaft unumfchränft gebieten, 
und daß jie jich darin ganz ungleich weniger gehemmt ſehen als felbft in den unmittelbaren An= 
gelegenheiten ver Negierung. Es liefen ſich arge Beifpiele anführen, wozu die Ginrihtung des 
Polizeiftaats in diefer Beziehung verleitet. Dabei ift (fehr conjequent hiermit!) der Bür— 
germeifter unbedingt abhängig von der Euratel, aber fait allmächtig gegenüber dem Gemeinde— 
rathe. Auch diefer legte befigt große Befugniffe, die Gemeinde zu befteuern, ohne daß diefer 
hinwieder irgend eine entfvrechende unmittelbare Einwirfung zufäme. Überall Omnipotenz 
nad unten, Impotenz nach oben ! 

68 begreift fih, daß eine folhe Gemeindeordnung, wenn man überhaupt diefen Namen 
gebrauchen darf, zahllofe Klagen und den Ruf nah Abhülfe erzeugt Hat. Namentlid Hat ih 
der pfälzifche Kreislandrath wiederholt dahin ausgeſprochen, man möge die bairiſche Gemeinde⸗ 


44) Die Kritif hat in Beziehung auf beide Gefege Ausftellungen in zwei Richtungen vorgebracht (bes 
ſonders herworgehoben bei der Berathung in der Abgeorbnetenfammer durch die Linfe), Gin mal findet 
man die Gompetenz beider Gorporationen, befonders des Landraths, zu fehr eingeengt; zum Andern tas 
delt man die Art ver Bildung beider Räthe: nachdem man eben erft die Vertretung nach Ständen als 
verwerflich beim Landtage befeitigt, werde biefelbe in den Diftricten fogar neu geſchaffen. Allein felbit 
dies gefchehe ohne logische Conſequenz. Es erhalte nicht nur der Grundbefig eine doppelte und breifa 
Vertretung, auch Geiftlichfeit und Univerfitäten erhielten Repräfentanten ; die weit wichtigere Induftrie 
aber, das Gewerbweſen, die Fabrifen und der Handel, die Lebenselemente der Jeptzeit, feien ausge— 
ſchloſſen. Die größten Grundbefiger feien unmittelbar Mitglieder des Diftrietsraths: die größern 
Grundbefiger (aber nicht die mittlern und Fleinern) hätten duferdem eine befondere —— Nun 
gugen die Landräthe wefentlich aus den Diftrietsräthen hervor; gleichwol gebe man den ſchon in diefen 

iftrietsräthen vertretenen großen Gutebefigern hier nochmals eine eigene Repräfentation. Endlich 
ſeien fogar die Urwahlen in einem Maße indirect, wie man in Baiern noch nie gefehen habe. Die Ges 
meinden follten in den Diftrictsräthen vertreten fein; dennoch übten uicht die Bürger, fondern die in 
ganz anderer Abficht gewählten Gemeindebehörben die Ernennung; dabei möge man berüdfichtigen,, ba 
in der neueften Zeit im Pfalzfreife die Kreisregierung alle ihr nidyt genchmen Bürger aus den Gemeindes 
räthen ausgefihloffen habe. Die aus folcher höchft indirerten Wahl gebildeten Diftrietsräthe follten num 
aber auch noch, das Indirectefte von Allem, die Landräthe wählen. 

45) ©. die Abhandlung des Grafen K. v. Giech: „Die Gemeinden‘, in deſſen Schrift: „„Anfichten 

uber Staats= und Öffentliches Leben.‘ 
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ordnung mit einigen allerdings nothwendigen Modificationen auch hier einführen. Es ift vor: 
erft feine Ausſicht auf Gewährung diejer jo natürlichen und jo ehr gerechtfertigten Bitte vorhan= 
den. Auch das Jahr 1848 hat der Pfalz die erwünfchte neue Gemeindeordnung nit gebracht. 
Die Klagen haben ſich vielmehr in der Neuzeit ungemein vermehrt, ganz beſonders dadurch, 
daß die Kreisregierung nad) der legten Wahl im Jahre 1855 alle in den Gemeinderath Ge— 
wählten, welche ihr misliebig waren, ohne Angabe von Gründen ausſchloß, im Ganzen 
viele Hunderte von Bürgern. Es famen deshalb wiederholt Beihwerbden und Anträge an die 
Abgeordnetenkammer, die ſich auch ſchließlich für eine neue gefegliche Regelung des Verhältniffes 
ausſprach, bis jegt indeß ohne Erfolg. 

X. Sonftige gegenwärtige Zuftände Baiernd. Agriculturverhältniffe. Ein 
bedeutender Theil Baierns befteht aus dem fruchtbarſten Felde. Deſſenungeachtet hat die Agricultur 
den Aufihwung im Allgemeinen noch feineswegs genommen, den man danach erwarten mag. Es 
ift dies zunächſt Schuld der frühern Gefeggebung. Darum findet man denn auch gerade hierin 
einen eminenten Unterſchied zwijchen dem bairifhen Hauptlande und der Pfalz. In dem erftern 
beftanden nod) bis 1848 Zehnten, Frohnen und andere Feudallaften, Güteruntheilbarfeit und 
Jagdunweſen; in ver Rheinprovinz dagegen find diefe drückenden Misftände (längft) abgeſchafft 
(allerdings wurde dies leider nicht durch die inländifhen angeftammten deutihen Regierungen 
bewirkt, ſondern ed mußten diefe unfhägbaren Wohlthaten durch die franzöſiſche Fremdherr— 
[haft gebradht werden). Der Werth viefer verfchiedenartigen Ginrihtungen zeigt Ih am 
ſprechendſten in deren Refultaten. Wir önnen uns daher vollkommen darauf beihränfen, dieſe 
Ergebniffe mit Zahlen einander gegenüberzuftellen, wobei wir eine auf den amtlihen Erhebun= 
gen beruhende Arbeit des bairiſchen Deputirten Dr. Müller von Aſchaffenburg zu Grunde legen. 

Die Gefammt:Gerealienproduction im Königreihe Baiern ‚betrug zu Anfang des Jahres 
1840 durchſchnittlich 10, 278,868 Scheffel. Davon kommen auf den Regierungdbezirf Pfalz 
1,315,655. Auf die Quadratmeile treffen demzufolge: a) nad dem Areal überhaupt: in 
der Pfalz (bei minder frudtbarem Boden) 12,520 Scheffel, in den übrigen fieben Regierungs— 
bezirfen dagegen nur 6811, ſonach faft die Hälfte weniger; b) nad dem wirklich cultivirten 
oder jonft landn irthſchaftlich benutzten Areal: in der Pfalz 24,800 Sceffel, in den andern 
Kreifen 11,900 , aljo bedeutend weniger ald die Hälfte; c) nad dem Betrage des ausjchließend 
für den Getreidebau verwendeten Areals: in der Pfalz 49,600, in ven andern Kreijen 17,750 
Scheitel, ſonach faft zwei Drittel weniger. 

Bei Vergleihung ded Duantums der Ausjaat mit jenen des Ernteertrags erhält man fol— 
gende Ergebniffe: in der Pfalz liefert die Ernte durchſchnittlich die 8Y, fahe Menge der Saat, 
in den fieben andern Bezirken nur die 4°/, fache. (Es ift dies offenbar eine Folge des beifern 
Anbaus, hervorgebracht durch die Freiheit ded Grundeigenthums und die unbedingte Güter: 
theilbarfeit. ) 

Vergleichen wir nun die Gonfumtion mit ber Production. In der Pfalz wird, ungeachtet 
der jehr ſtarken Bevölkerung, in allen einzelnen Getreivearten (Feine einzige ausgenommen) 
mehr erzeugt, ald der wirkliche felbfteigene Bedarf ift; der Überſchuß beträgt durchſchnittlich im 
Jahre 205,700 Scheffel. In allen übrigen Kreifen, mit einziger Ausnahme ber Oberpfalz, 
wird die Production der einen oder der andern Getreidegattung dur die Gonfumtion über: 
troffen , obwol fi im Ganzen allerdings noch ein Äberſchuß ergibt. j 

Außer diefen Gerealien erzeugt Baiern jährlich 11,282,000 Scheffel Kartoffeln. Die Con— 
fumtion an folhen wird zu 9,504,590 Scheffeln berechnet. Zur erften Ziffer liefert vie Pfalz 
einen Beitrag von 2,755,200 Scheffel, ſonach beinahe ven vierten Theil, obwol fie faum 4/,, 
des Gefammtareald umfaßt. 

In gleicher und felbft noch günftigerer Weife geftaltet ih das Verhältniß der Production in 
allen den übrigen bedeutendern Bodenerzeugniffen. So liefert die Pfalz drei Viertheile des 
Meind, die Hälfte des Tabacks und den Totalbetrag des Krapps, weldye in Baiern erzeugt mer= 
den. Nur in einer Production fteht die Pfalz etwas nad: in jener des Holzes, indem hier auf 
das Tagwerf ein jährliher Zuwachs von O,2ı Klaftern fommt, ein Ergebniß des geringern Bo— 
dens und der in diefem Zweige ausnahmäweife beftehenden größern Bevormundung der 
Waldbeſitzer. 

Ebenſo wie bei den eigentlichen Bodenerzeugniſſen liefert die Pfalz auch hinſichtlich des 
Viehſtandes und aller weitern landwirthſchaftlichen Nutzungen die vergleichsweiſe erfreulichſten 
Ergebniſſe und ſie ſteht in keinem einzigen Zweige der Ägricultur irgend einem der andern Re— 
gierungsbezirke nach. 
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Diefe Thatſachen zeigen am forechendften, auf welchem Wege in Baiern geholfen werben 
mes Befreiung dev Menfchen und ded Bodens, in Verbindung mit geiftiger Hebung des 
Br, Abſchafſung von Zehnten, Frohnen und Wilpftand, unbedingte Geftattung der Güter: 
Geikarfeit und Verbreitung der Aufklärung (die vielen Beier: und Wallfahrtstage wirken 
= zu dem angegebenen unerfreulihen Nefultate mit), dies find die Mittel, durch welche hier 
endlich viel Gutes erwirkt werben kann. 

Bie beinahe überall in Deutihland, führte auch in Baiern dad Jahr 1848 zu einer Ab— 
Haflung der Feudallaſten. Die widhtigften Beftimmungen zweier desfalljiger Geſetze vom 
4. Juni 1848 find: Mit dem 1. Det. 1848 geht die ſtandes- und gutsherrliche Gerichtsbarkeit, 
gegen Entihädigung der bisher Berechtigten, an den Staat über. Ohne Entſchädigung hören 
auf: die Naturalfrognen, dad Mortuarium (Beithaupt), der Blut= und der noch nicht zur 
Erhebung gekommene Neubruchzehnt, bedingungsweife auch der Kleinzehnt; ferner das Weide: 
recht wäbrend der Bructification und alle rein perfünlihen, nit auf Grund und Boden haf— 
unden (feudalen) Abgaben. Die nicht aufgehobenen Grundgefälle gehen „auf Verlangen den 
Berechtigten“ an „die Ablöfungskaffe des Staats‘ über. Alle fortbeftehenden Gefälle und 
Zehnten werben firirt, d. h. in eine jährliche unveränderliche Abgabe umgewandelt. Dabei 
dienen die Ergebniffe aus ven 18 Jahren 1828—45, foviel fie ermittelt werden können, zur 
Rorm. Das Aquivalent für Laudemien ift bei Erbrecht und Freiftift der 1 fache, bei Leib⸗ 
techt und Neuftift der voppelte Betrag des ganzen Leibgeldes und wird bei der nächſten Beſitz— 
änderung fällig. Mit der Firirung confolivirt id das Gigenthum im der Perfon des Grund: 
bolden. Neue Berleihungen unter Vorbehalt ded Obereigenthums dürfen nicht mehr ftattfinden. 
Alle irirten Orundgefälle find ablösbar gegen den achtzehnfachen Betrag. Für diejenigen dieſer 
Gefälle, welche der Staatöfaffe überlaffen werden wollen, vergütet diefelbe den zwanzigfachen 
Betrag in vierprocentigen Ablöfungsihulpbriefen. Auch ergänzt der Staat den Stiftungen der 
Wohlthätigkeit, des Unterrichts und des Cultus, wenn fie ihre Renten behalten, vie Entſchä— 
digung vom achtzehn- auf den zwanzigfachen Betrag. Wer ſonach dem Staat eine firirte Grund⸗ 
abgabe fchuldet, hat fatt derjelben nur den vierprocentigen Zins des dafiir normirten Ablöfungs- 
capitals, alfo ftatt 100 Gldn. Orundabgabe blos 72 Gldn. Zind aus dem jenen 100 Gldn. entſpre⸗ 
Senden Ablöfungscapitale bis zur Abtragung des Capitals felbft zu entrichten. Auch kann jeder 
Plihtige die firirte Summe in Annuitäten abtragen, deren Reſt er zudem jederzeit auch voll: 
Rindig mit einem male entridten darf. Auch ver Lehenverband ward ablösbar erflärt, und 
jwar Söhne- und Töhterlehen durch Erlag von 1 Proc., Männerlehen von 3 Proc. und 
beimfällige Lehen von 10 Proc. ded Lehenfaſſionswerths. R 

Nach einem weitern Gefege vom A. Juni 1848 ward das Jagdrecht auf fremdem Grund 
und Boden aufgehoben. Die Jagden follen in ver Regel zu Gunften der Gemeinden verpachtet 
werden. Befiger größerer zufammenhängenvder Grundflächen dürfen darauf die Jagd felbftän- 
dig ausüben. (Diefes Gefeg wurde durd) ein anderes vom 30. März; 1850 erſetzt, doch unter 
Beibehaltung der eben angegebenen Grundbeftimmungen.) 

Gewerbmwefen. Die eigentliche Gewerbinduftrie befindet ji in Altbaiern auf feiner 
behen Stufe, wol aber in einigen Theilen Frankens (Nürnberg, Fürth u. f. w.) und im All: 
gemeinen in der Pfalz. In den fleben Altern Kreifen gilt das Syftem der Gewerbsbefhränfung, 
in der Pfalz das der unbebingten Gewerbfreiheit. In Altbaiern, namentlich zu Münden, hat 
fi indeß nicht etwa blos das alte Zunftwefen (ter Modificationen) erhalten, fondern ed hat 
fi, was wir für noch ungleich nachtheiliger erachten, erft jeit der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhundertd, das Realrechtsweſen in größter Auspehnung ausgebildet. Zu Anfange des 
jegigen Jahrhunderts fuchte die Regierung dieſen Zuftand zu bredhen, aber nit durch Ein: 
führung voller Gewerbfreiheit, fondern vermitteld bureaufratifher Bevormundung, indem 
man nämlich den Gewerböbetrieb von dem polizeilihen Ermeffen, von der Ertheilung einer 
perfönlihen Conceſſion durch die Behörden abhängig machte und folde Eonceffionen dann 
allerdings in großer Menge verliey. Im Jahre 1811 (Verordnung vom 2. Det.) verftattete 
man den vorhandenen Meiftern wieder einige Einwirkung bei Goncefjlonsertheilungen. Das 
Geieg vom 11. Sept. 1825 und befonders die Vollzugsinftruction vom 28. Dec. nämlichen 
Jahres brachten dagegen das Gonceffionirungswefen auf den Gipfelpunft. Da man das 
Softem der Untheilbarfeit des Grundbeſitzes beibehielt, fo ward ein großer Theil der landwirth⸗ 
fhaftlihen Bevölferung dem Gemerbwefen Fünftlich zugevrängt. Dazu famen Unfenntniß 
und Misgriffe ver überdied durch Schreibereien faft erdrückten Beamten. Das Misbehagen war 

ellgemein, die Klagen nahmen fein Ende. Nun führte die Verordnung vom 25. Juli 1834 
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wieder mehr auf den frühern Zuftand zurück; die Conceſſionen wurden minder häufig erteilt, 
Allein die Gejammtverhältniffe ergeben ein fortwährend ungünftiger jich geitaltendes Nefultat, 
Es ift nicht ſowol die ziemlich madhtlod gewordene Zunfteinrichtung, welche ſchadet, ſondern das 
(wie erwähnt, moderne) Realrechtsweſen im eigentlihen Altbaiern, ganz bejonders zu Mün— 
den, und das in allen rechtsrheiniſchen Kreifen eingeführte Syſtem, die Gewerbe nad) den Er— 
meſſen der Beamten vermitteld Gonceffionen zu leiten. Der befte Wille des Beamtenthums 
reicht nun einmal dazu nicht aus, fondern ſchadet unendlich mehr, ald er zu nügen vermag, 
Die Unzweckmäßigkeit diefer Einrichtungen tritt befonderd empfindlich hervor, feit der erleich— 
terte Verkehr die Coneurrenz mit den der Gewerbfreiheit geniegenden Theilen des Zollvereins 
vergrößert hat. 

Im Jahre 1840 war infolge des Eoncefjionirungsfyftems die Zahl der Gewerbtreiben: 
den in den ältern Kreifen verhältnigmäßig größer als in ver Nheinpfalz, obgleich in der legtern 
volle Gewerbfreiheit befteht (es Fam je ein Gewerbtreibender in der Pfalz auf 16,87 Einwohner, 
in den andern Kreifen ſchon auf 16,6), ein Fingerzeig, daß bei voller Freiheit ein natürliches 
Verhältniß ſich von felbft herſtellt, beſſer, als es durch das Beamtenthum geſchaffen zu werden 
vermag. Im Jahre 1847 zählte man in Baiern durchſchnittlich einen Meiſter auf 14 Einwoh— 
ner. (In Preußen, wo principiell Gewerbfreiheit beſteht, kommt einer erſt auf 17 Einwohner, 
wobei aber dennoch die Gewerbproduction eine weit höhere ift ald in Baiern.) Nach v. Her: 
mann hat fi nun aber die gefammte gewerbtreibende Bevölkerung im Königreidhe von 1840—52 
um 71,118 Individuen vermindert; fie ift von 821,674 Köpfen auf 750,556 berabgejunfen, 
und zwar traf der Verluft ausfchließlich die ältern Kreife. In der Pfalz blieb ſich die Zahl 
glei, und ebenfo im Allgemeinen in dem das Nealrechtöwefen wenig fennenden Branfen. „Es 
find feit 1840—52 im Ganzen gegen 20,000 gewerbtreibende Familien mit den entſprechenden 
Arbeitern verſchwunden“, fagt v. Hermann, „und flatt ihrer Producte verbraudt die Bevöl— 
ferung nun von Andern berbeigeführte Waaren.“ Die (vor allem durch Realrechte bevor: 
zugten) Meifter zu Münden allein hatten 1852 über 4000 Geſellen und Lehrburfihen weniger, 
ald vor 42 Jahren, ungeachtet des ausnehmenden Steigend der Gefammtbevölferung dieſer 
Stadt. So wird ſich die Frage wegen Aufhebung der Realrechte freilid am Ende von felbft 
löfen; die Gifenbahnen werben dieſe Löfung herbeiführen. Und aud das Conceſſionirungs— 
foftem (jene Meinung, die Induftrie durch die Weisheit ver Behörden leiten zu Eönnen) wird 
fi dabei auf die Dauer nicht zu behaupten vermögen. 

Handel. Baiern, von den beiden größten Strömen Deutjhlands, der Donau und dem 
Rhein, und überdies von dem bedeutenden Main durdflutet, Baiern, ein Land von fo gro— 
Ber natürlicher Fruchtbarkeit, könnte und follte einen weitausgedehnten blühenden Handel be: 
figen. Es ift dies aber nicht der Fall, wenigftend lange nicht in der Auspehnung, wie man 
unter den angeführten günftigen Verhältniffen erwarten follte. Denn daß Augsburg nod 
immer ein beveutender Wechlelplag, und daß Nürnberg, Bamberg und andere Mainftädte 
Handelspläge find, vermag im Ganzen noch feinen entſcheidenden Ausjchlug zu geben. Der 
Grund diefer Erfcheinung liegt einerfeitd in der noch nicht genug vorangefhrittenen induftriellen 
Entwidelung der Nationalfräfte (dem geringen Auffhtwunge der Agricultur und der Gewerb— 
und Babrifinduftrie), andererfeits in den Hemmniffen, weldhe ver Benugung ber Ströme ent: 
gegenſtehen. Abgefehen davon, daß die Mündungen der Donau und des Rheins in der Gewalt 
frember Völker fi befinden, welche dieſen Umftand vielfach ſchnöde misbrauden, find auch noch 
weitere Fünftlihe Hemmniffe vorhanden. Die bairifche Donaufgiffahrt verfümmert großentheilt 
wegen ber Öfterreihifhen Mauth, die Rheinfhiffahrt ebenfo wegen der enormen und unver: 
ftändigft regulirten Rheinzoͤlle. 

Der Donau = Mainfanal ift ein beveutended Werk. Sein Nutzen entſpricht aber keineswegs 
dem Aufwande für deflen Herftellung. (Abgeſehen von dem Verlufte, den die Privatactionäre 
erlitten, verwendete die Staatskaſſe 17,453,700 Gldn. für diefe Herftellung [der Voranſchlag hatte 
auf höchſtens 8 Mill. gelautet.]) Die ganze Roheinnahme belief ih 1852 [die geringe Be: 
nugung andeutend] nur auf 163,692 Glon., wovon aber, nad Abzug der Betrieböfoften, blos 
61,856 Gldn. verblieben, alfo etwa U, Proc. ded aufgewendeten Capitals.) 

Kein günftigered Ergebniß gewährt die Donaudampfihiffahrt. (Der Staat Faufte dieſe 
an fih, nachdem eine Privatgefelihaft nicht hatte beftehen Fönnen; er verwendete bereits meit 
über 2 Mill. darauf, während der Neinertrag, wenn man die Abnuguug des Materials 
vollftändig in Rechnung zieht, unter Null bleibt; ein neuer Beweis, daß der Staat mit ber: 
artigen Unternehmungen ji nicht befaflen, ſondern dieſelbe Privathänden überlaffen follte. 
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Sehr bebeutend find die Eifenbahnen. Anfangs beabjidjtigte die Regierung deren Herſtel⸗ 
tunzausjchließlih aufStaatskoften. Bis 1855 waren bereits 101 Mill. Glon. dafür verwendet, 
Der geringe Ertrag diefer Schienenwege (der geringfte unter allen deutſchen Staatöbahnen, 
fer während vieler Jahre kaum 4 Proc. erreichte und auch vermalen nur dann auf 3 Proe. 
enfteigen dürfte, wenn man die Abnugung des Geſammtmaterials nicht gehörig in Anſchlag 
bringt) veranlaßte die Abgeorpnetenfammer immer dringender darauf zu beftehen, daß die fer: 
nern Gijenbahnbauten (mit einzelnen Ausnahmen) Privatgefellihaften überlajfen würden. 
Dies ift nun gefhehen (unter Zinsgarantie ded Staats). In dev Nheinpfalz hatte man aus— 
nahmsweiſe von Anfang an diejed Syftem zur Anwendung gebradt. Gegenwärtig ftehen 127'/, 
Meilen Staats = und 28 Meilen Privatbahnen im Betriebe. 

Telegraphenlinien waren Anfang 1857 258 Meilen im Betriebe, deren Anlage ungefähr 
850,000 Slon. Foftete. Die Zahl der beförderten Depefchen betrug 1852 — 55 erft 15,165, 
1855 —54 dagegen 61,117, wofür Brutto 54,650 und 108,121 Gldn. eingenommen wurden, 

Diefed unbefriedigende Ergebniß wird ji in dem Mafe ändern, in welhem man die Gebühren 
mindern und mehr Stationen errichten wird. Die Eleine Schweiz Fann darin ald nachahmungs— 
würdiges Mufter dienen. #6) 

Die Hyvotheken- und Wechſelbank zu Münden ift ein fehr bedeutende und vom Staate 
mit ungemeinen Privilegien ausgeftattetes Inftitut (der Staat hat jih zum Vortheile diefer 
Anftalt fogar des Nechts begeben, unverzinsliches Papiergeld zu emittiren). Deſſenungeachtet 
gereicht diefe Banf weit mehr den Actionären und etwa den großen Befigerin als den „kleinern“ 
Geldbedürftigen zum Vortheile. 

Blick auf die focialen Verhältniffe. Anfäffigmahung und Verehelihung find in 
den fieben ältern Regierungsbezirfen in hohem Maße erſchwert (mol am meiften in ganz Deutfch- 
land), in der Rheinpfalz dagegen find diefelben unter der fortdauernden Herrſchaft der franzöſi— 
Then Geſetzgebung völlig unbeihränft geblieben. Wir haben oben ſchon angegeben, wie in einen 
diefer Landestheile das Prineiprder Untheilbarfeit, im andern jenes der Theilbarfeit der Grund— 
ſtücke vormwaltet; ebenfo dort Gewerbsbefhränfung, bier Gewerbfreiheit. So bilden beide 
Haupttheile des bairiſchen Staat die entfchiedenften Gegenfäge in Deutſchland. Umſomehr 
drängt fih die Frage auf, welche Ergebniffe beide Syſteme in einem und demſelben Staate 
gewähren. Einiges ift darüber bereitd mitgetheilt, namentlich über die Production der Land 
wirtbfchaft und über das Gewerbmefen. Wir beleuchten mehre andere Momente, über melde 


ſtatiſtiſches Material vorliegt: & 
Unehelihe Geburten. Deren kamen auf je 100 eheliche: 
in den fieben ältern Kreljen in der Pfalz 
1817 —25 20,57 gr 
1826 — 34 21,8 9, 
1855 — 42 23,47 8,33 
1845 — 51 22,78 8,40 


In dem vorzugsmeife mit Realrechten ausgeftatteten München überflieg wiederholt die Zahl 
der unehelichen jene der ehelichen Geburten, 

Dabei wurden von je 1000 unehelich Geborenen durd nachfolgende Ehe ber Ältern legiti= 
mirt: in der Pfalz durchſchnittlich 297, in den andern Kreifen nur 144. 


Ehefheidungen famen auf je 10,000 Ehen: 


im den ältern Kreifen in der Pfalz 
von Katholiken 581/, 8 
„ WBroteftanten 89a 29 
„gemiſchter Gonfeffion 61 (?) 


Zahlder Verbreden und Vergehen. Auf die gleihe Einwohnerzahl, auf melde 
in der Pfalz im Durchſchnitte der Jahre 1837 — AA 100 Verbrechen Famen, zählte man gleid= 


46) Im ganzen Gebiete der Eidgenoſſenſchaft Foftet die einfache Depefche nicht mehr ale 1 Fr. Die 
Einnahme betriig 1856: 393,442, bie Betriebsausgabe 244,805 Fr. , ſodaß Staat und Publicum gleich 
mäßig bei diefer Billigfeit gewannen. Übrigens hatte die Schweiz 322 deutfche Meilen Telegraphen, 
beren Herftellungsfoften nur 400,000 Fr. (186,000 Glon.) betrugen (alfo weit wohlfeilere Herftellung 
als in Baiern); es gab 107 Telegraphenbureaur (in Baiern nur 29); die Zahl der beförderten Depefchen 
aber flieg 1856 auf 227,072. 
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zeitig in Unterfranfen 237, in Mittelfranfen 265, in Schwaben 315, in der Oberpfalz 564, 
in Oberfranfen 371, in Nieverbaiern 378 , in Oberbaiern 566. 


Gigentliche Verbrechen zählte man (nad) Dr. Ebel): 


1850-51 18152 182-3 1853-54 
in Oberbaiern 128 104 122 140 
„Niederbaiern 112 124 114 106 
„der Pfalz 33 66 50 65 


Es läßt ſich indeſſen keineswegs verkennen, daß in der Pfalz ſeit dem Jahre 1849 eine wahr⸗ 
haft erſchreckende Verſchlimmerung beinahe in allen Verhältniſſen eingetreten iſt. 

Wir können ed, zumal unter den obwaltenden Preßzuſtänden, als unfere Aufgabe nicht be: 
traten, die Urſachen hier zu unterſuchen. Wir befhränfen uns auf das Konftatiren der That- 
fahen. Wir verweifen in diefer Beziehung zunähft auf die zu Anfang unſers Artifeld anges 
gebene Berminderung der Bevölkerung der Pfalz überhaupt, ferner auf die Verminderung der 
Heirathen und der Geburten, unter gleichzeitiger Vermehrung der Sterbefälle und der Eheſchei— 
dungen, endlich auf die maffenhaften Auswanderungen, zumal die heimlichen von conſcriptions⸗ 
pflichtigen Jünglingen. Die Menge der ftrafrechtlihen Verurtheilungen ift gleichfall8 enorm ges 
fliegen. Sehen wir aud ab von dem großen HochverrathsProceſſe, welcher dem Aufftand von 
1849 folgte*7), fo wurde in der jüngſten Landrathsſitzung unter Anderm folgende Thatfadhe an= 
geführt: Die Gefammtfumme der verhängten Befängnißftrafen wegen einfacher Polizeivergehen 
in der ganzen Pfalz betrug im Gtatöjahre 1845 — 46 16,907 Tage, im Etatsjahre 1854—55 
aber 76,106 Tage. Eine allfeitige unbefangene Prüfung der pfälzifhen Verhältniſſe iſt drin— 
gend nothwendig geworben. 

Finanzen. Der bairifhe Staat befigt unmittelbar und mittelbar ein fehr bedeutendes 
Bermögen. Die Domänen find ausgedehnt; große Theile des gefammten Landes find fruchtbar 
und ergiebig. Der natürliche Reichthum findet ſich aber vielfach noch nicht erfchloffen. 

Seit Jahrhunderten wurde der Staat mit Schulden ſchwer belaftet. Die Praditliebe der 
Fürften und deren Bergrößerungsftreben, zumal die Kriege im Bunde mit den franzöfiichen 
Herrſchern, kofteten ungemeine Opfer. Die im 17. und 18. Jahrhundert zu einem Scheinleben 
berabgebradhte Landesvertretung übernahm zudem in zahllofen Fällen die fürftlihen Privat: 
ſchulden auf die Landfhaft. Zur Deckung des Bedarfs für die Schulden warb der Malzauf: 
ſchlag eingeführt, anfangs in fehr geringem, bald aber gefteigertem Betrage. Seit 1849 reiht 
er nicht mehr aus. 

Beim Beginne der conftitutionellen Periode (1818) betrug die gefammte Staatsfhuld 
nah Angabe des Finanzminiſters 105 Mill. Gldn. Allein diefer Betrag erhöhte fi, theils 
infolge „neuer Schuldeinmweifungen au ältern Rechtstiteln“, theild infolge von Deficits, die ſich 
im gewöhnlidyen Staatöbedarf ergaben. Obwol budgetmäßig fowol für richtige Verzinfung ge: 
forgt, ald auch eine alljährliche Tilgung von %/, Proc. der Eapitalfumme beftimmt war, flieg die 
u 1825 auf 111%,, 1831 auf 152 Mill.; fie ging dann 1847 herab auf 

Mil. 

Indeſſen bildete fih neben der alten eine neue Schuld, zunächſt infolge der Eifenbahnbauten, 
dann aber auch des Deficits nach 1848 für militärifhe Zwede und endlich behufs der Grund: 
laftenablöfung (f. oben). So war denn ver Gefammtfhuldenbetrag am 1. Oct. 1855 folgender: 
1) alte Schuld 107,629,295 Glhn., 2) neue Schuld 19,916,669, 3) Militäranlehen 6,421,113, 
4) Eifenbahnfhuld 72,237,500, 5) Grundrentenfhuld 102,755,225, alfo Gefammtbetrag 
508,959,602 ®lon. #8) 

Infolge diefer Schuldvermehrung, dann ber gefteigerten Ausgaben für das Militär und 
vielfacher anderweitiger Bebürfniffe mußte auch dad Budget (noch in der vorigen Finanzperiode 


AT) Nach ben zu Ende des Jahres 1851 (gelegentlich eines Antrags auf Amneftie) in der Abgeordne⸗ 
tenfammer gegebenen Auffchlüffen waren bie dapin wegen bes Aufftandes in der Pfalz bereits abgeur- 
theilt: durch Schwurgerichte 310 Individuen, burch Specialgerichte 42, durch Zuchtpoligeigerichte 244, 
ufammen 596. Die Zahl der durch die Militärgerichte abgenrtheilten Soldaten warb nicht angegeben. 
hnehin ſchwebte noch eine Anzahl Procefie. 

‚ 48) Die bairifchen Staatsgläubiger befigen, was Capital und richtige Verzinfung betrifft, eine 
Sicherheit ‚ welche nicht geringer ift ale in irgend einem andern u. Staate. Wir finden es daher 
nicht genügend motivirt, daß die bairifchen Schuldfcheine auf den Börfen conftant ungefähr 2 Pror 
niedriger ftehen als die von Würtemberg, Baden und Heſſen-Darmſtadt. 
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mit der Ziffer 37,591,090 Ofen. abſchließend) bei der legten Feſtſetzung auf 41,519,862 Gldn. 
erhöht werden. Seit 1848 entftanden neue Steuern und die alten, zumal die directen, erfuhren 
vaneben ftarfe Erhöhungen. Die folange ſehnlich erwünſchte Aufhebung des Lotto ward für um: 
tunlich erklärt. *9) 

Außer ven Staats- beftehen Kreis-, Diſtricts- und Gemeindelaften. Diefelben find in den 
rerſchiedenen Regierungöbezirken fehr ungleih. Die Kreisumlagen betragen in den ſieben ältern 
Preifen gewöhnlih nur 6— 8 Beifhlagprocente zu den directen Steuern, in der Pfalz dagegen 
nie weniger ald 50 — 60 Proc. Was die Gemeindelaften betrifft, fo fliegen dieſe hier und da 
fhon über 100 Beilhlagprocente zu den directen Steuern. 

Juſtiz und Polizei. Nah der Verfaſſungsurkunde foll eine und dieſelbe Givil- und 
Strafgefeßgebung für das ganze Königreich beftehen. Obwol nun aber feit Promulgirung die— 
fer Beftimmung (vor 59 Jahren) viele Verſuche zur Verwirklichung flattfanden,, ift man doch 
noch nicht zu den erwünſchten Refultaten gelangt. 

Während in der Pfalz die franzöſiſche Eivil- und Strafgefeggebung fortbefteht, mit den 
Principien der Offentlichfeit und Mündlichkeit und mit Schwurgerichten in eigentlichen Crimi— 
nalfällen, erfuhr bi8 zum Jahre 1848 in den fieben ältern Negierungäbezirken das Syftem 

der Heimlichkeit und Schriftlichfeit Feine Anderung, wie auch eine Trennung von Juſtiz und Po- 
ligei bei den untern Behörden nicht ftattfand. Mit dem Beginne des Jahre81849 traten au in 
ben rechtörheinifchen Kreifen die Schwurgerichte nah franzöfifhem Mufter, doch mit einigen 
Berbeflerungen (namentlih was die Auswahl der Shwurmänner betrifft) ind Leben, und dad 
Inftitut ift ſehr raſch durchaus volfsthümlih geworden. Alle Bejorgniffe, daß der bairifche 


49) Hier die Hauptziffern bes Budgets für die flebente Finanzperiode (bie ſechs Jahre vom 1. Oct. 
1855 bis Ende September 1861). 
Jährliche Einnahmen: 
1) Directe Steuern (Grund, Häufers, Gewerb:, Gapitalrenten» und Einfoms 
menfteuer), altes Brineipale . . > > 2 2 2 m 2 ner nn.  7,317,421 Shoe. 
2) Indirecte Auflagen (Taren und Stempel 4,860,000, Malzaufichlag 5,700,000, 
Bölle 5,250.000) - - © > 2 2 2 2 2 0 0 2. 2. 0 : 15,810,000 „ 
3) Regalien und Staatsanftalten (darunter Eifenbahnen 3 Mill., Lotto 1,400,000, 
Salinen 2,525,000uo00..7612,000, 
4) Domänen (Forſten 3%, Mill., Grundrenten 4, W4, 353).. 38337,412 „ 
Bi Seſenbere Ugabennnn ara a 24,650 
6) Übrige Einnahmen (darunter: Eontiguitätsentfhädigung von Ofterreich 100,000) 394,945 „ 
7) Einnahme von Ausftänden aus den Borjahren . > 2 2 2 m — 300 
8) Stemerbeifchläge zur Dedung des Deficits (bei der Grundfteuer 33’, Proc., 
Häufer: 15, Ein ommens 10, Gewerb: und Gapitalrentenfteuer 5 Proc.) . . 1,790,547 „ 
Zufammen 41,396,862 Glon. 


Zährliche Ausgaben (gleiche Summe, nämlich): 


‚000 „ 


1) Staatsfhulb . . . . . 12,719,300 Son. 10) Binanen . . . . . 815,860 Olbn. 
DDf. . . 2 200000. 23,982,272 „ 11) Staatsanftalten . . . 7,751,078 „, 
3) Staatsrat5 . . ... 72,963 „ 12) Kreisfondebeiträge . . 486,045 ,* 
Sand .» .» 2... 59,000 „, 13) Arme . 2 2 =»... 9075900 „ 
5) Außere6 .» » 2 2 2. 460,000 „, 14) Landbau . . 2 2 2. 624,393 „ 
Of - » 2 0 0 0. 1578,78 „ 15) Witwen» und Waiſenpen⸗ 
7) Inneres —F . +. 1074235 „ ſfionen... 626,000 „ 
8) Landgerihte . . . „ . 1,581,036 „, 16) Refervefonde . . .» .» 675,000 „, 
9) Handel und öffentliche Ar: 17) Gerichtsorganifation . . 566,772 „ 
2 er 225563 „ 18) Diverfe Ausgaben . . 22,717 „ 


Unter den Staatsanftalten find begriffen: Erziehung 900,653, Fatholifher Cultus 1,195,275, 
proteftantifcher 375,435 , Gefundheit 234,455, ost ätigfeit 209,440, eg 1,407,203, Indus 
firie und Gultur 324,393, Straßen-, Brüden- und Waflerbau 2,563,430, Leiftungen an Gemeinden 
9,052, Steuerfatafter 375,000, Münzanftalt 11,242, Feuerverſicherung 48,000, Glasmalereianftalt 
4000, Borzellanmanufactur 3500 Glon. Bei Berathung des vorigen Budgets in ber — mer 
fammer ftellte der Abg. Kolb im Wefentlichen folgende Berechnung auf (f. fienographifche Berichte ber 
Kammerverhandlungen vom Mai 1852): Der Gefammtftaatsbebarf belaufe ſich in Wirflichfeit auf42 Mill 
Davon erfoderten die fünf Pofitionen: Schuld, Hof, Armee, Eivilbeamten und Geiftlichfeit 36 Mil, 
(die Eivilbeamten allein 11,631,000 Glon.); für alle übrigen Bedürfniſſe blieben nur 6 Mill., und das 
von fünne wenig über die Hälfte für unmittelbar probuctive Zwecke verwendet werben. (Die Details 
berechnung erfuhr in der Kammer feinen Widerſpruch.) 
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Bolköftamm fir folhe Einrichtung „nicht reif“ fei, und dergleichen frühere Einwendungen mehr 
haben fi) als durchaus unhaltbar erwieſen. 

Die Trennung von Juftiz und Polizei hat dagegen harte Kämpfe zwifchen der Abgeorpne= 
tenfammer und dem Minifter veranlaßt. Diefe Trennung wird nun, gemäß dem Gejege vom 
4. Juli 1856, mit dem 1. Oct. 1857 verwirflicht werden. Das franzöſiſche Syſtem ift zwar in 
gewiffer Beziehung auch dabei zu Orunde gelegt, doch manderlei Modificationen unterworfen 
worden , von denen wir befürdten, daß die Ergebniffe die erwünschten nicht fein werden. Die 
Landrichter werden indfünftige ald Ginzelrichter fungiren (einigermaßen ähnlich den Frie— 
bendrichtern in der Pfalz, denen übrigens feit mehren Jahren gleihfall® der Name Landrich— 
ter beigelegt worden); über ihnen ftehen Bezirks- und Appellationdgerichte und ein Ober: 
appell = und Gaffationshof für das ganze Königreih. Abgeſehen von ver Pfalz, gelten als 
Rechtsnormen: in Straffahen das (von Feuerbach verfaßte) Strafgeießbud von 1815, mit den 
feither vorgenommenen Mopdificationen, in Eivilfahen aber die zahlreichen frühern Landrechte 
(in Altbaiern der Codex Maximilianeus von 1756, in Branfen das Preußische Landrecht, ander= 
wärtd dad würzburger, bamberger, nürnberger u. ſ. w.) 

Cultus. Im früherer Zeit hat man lange den Inpifferentismud in folder Weife ver— 
folgt und die äußerlice Frömmigkeit in der Art gehoben, daß man ſich nicht wundern durfte, 
als der Fanatismus vielfach fein Haupt erhob. Das hat jich allerdings geändert. Man mußte 
erkennen, ein mal, daß Baiern ein ausichließlich Fatholifher Staat nicht mehr fei; zum Anvern, 
daß eine allzu große Begüinftigung der Elerifalen Anſprüche überhaupt ſchließlich der Regierung 
felbft nicht zum Vortheile gereichen fünne. So fam man dahin, ohne die Förderung der kirchli— 
hen Elemente irgendwie aufzugeben, wenigftens die allerertremften Anſprüche nicht unbedingt 
zu befriedigen, fondern einige übermäßige Übergriffe, wenn aud in gelindefter Form, zurück— 
zumeifen. 

Die katholiſche Kirche hat in Baiern, gemäß dem Goncordate von 1817 (welches zu einem 
Beftandtheile ver Verfaſſungsurkunde erklärt ift), zwei Erzbisthümer (München = Kreiling und 
Bamberg), dann ſechs Bisthiimer (Paſſau, Negensburg, Augsburg, Eichſtädt, Würzburg und 
Speier). Nah den Goncordatäbeftimmungen follten „einige Klöfter‘ in Baiern wieder errih- 
tet werben. Statt einiger find deren aber nunmehr gegen 200 vorhanden (8 männlichen und 
48 weiblihen Orden angebörend, unter den erften Nedemptoriften). Die fatholifche Kirche in 
Baiern hat koloſſale Reichthümer behalten oder wieder erlangt. Nach einer minifteriellen An— 
gabe beſaßen die katholiichen Kirchenfonds im Jahre 1852 über 92 Mill. Vermögen, d. i. 
17,651,500 ®lon. mebr ald im Jahre 1839. Die Bifhöfe und Erzbiihöfe erhalten überdies 
hohe Staatsgehalte (von 8000 bis zu 20,000 Glon.) Der bairiidhe Epiſkopat ftellte im Jabre 
1850, nad) einer zu Freiſing gepflogenen Berathung, in einer eigenen Denkſchrift jehr weit 
gehende Foderungen an dieRegierung. Diele machte zwar keinekwegs unbedeutende Zugeftänd- 
nifle, fie entſprach indeß nicht ver Gefammtjumme der Anmuthungen. Das Verhältnig wird 
von Seiten des Epiſkopats nun nicht ald erledigt angeſehen, vielmehr treten die Koderungen, 
wenn auch vorerft ohne gerade des grellften Gewandes ſich zu bedienen, immer aufs neue herz 
vor, befonders feit dem Zuſtandekommen des neuen Öfterreihiichen Goncordats. 

Die Proteftanten in den rehtörbeiniihen Kreifen (zumeift Autberaner) fteben unter einem 
DOberconfiftorium zu Münden, mit zwei Gonfiftorien (zu Ansbah und Baireuth); jene der 
Pfalz (Unirte) unter einem eigenen Gonfiftorium (zu Speier), weldes feit 1848 dem mündye- 
ner Oberconfiftorium nicht mehr untergeordnet ift. Alle vier Jahre foll in jedem der drei Con— 
fiftorialbezirfe eine Generalfynode abgehalten werden. Dad neulich wieder ftarf in den Vorder 
grund getretene Streben des Oberconiiftoriums, längft abgeichaffte craffe Ginrichtungen wieder 
ind Leben zu rufen, fheiterte am energifchen Widerftande der proreftantiihen Bevölkerung , be: 
fonders in Franfen, wie denn auch die Negierung felbft ihre Hand nicht bot zur Verwirklihung 
der gehegten Abjihten. Die Union der Proteftanten in ver Pfalz Cabgefchloffen im Jahre 1818) 
beruht auf eutſchieden rationaliftifhen Grundlagen. Es folgten viele und heftige Kämpfe gegen 
biefe Brincipien. Dermalen wird der Streit äußerlich nicht fortgeführt. Doch würde man irren, 
wenn man glauben wollte, die Wiederaufhebung eines Theils der Beihlüffe der pfälziichen 
Generalfunode von 1848 habe eine allgemeine Befriedigung zur Folge gehabt. 

Shulmwefen. Den Volfsfhulen ift im Allgemeinen ftreng der Charakter confeffioneller 
Anftalten aufgevrüdt. Obwol die Gemeinden es find, melde faft unbedingt die Volksſchulen 
erhalten müſſen, hat man doch die fogenannten „Gemeindeſchulen“ (ohne confellionelle Tren- 
nung) längft fo ziemlich überall befeitigt. Überhaupt wurde, namentlich nad 1849, die Schule 
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wer entſchieden den Geiftlichen untergeordnet, wenngleich (ebenfo wie jelbft unter dem Abel’: 
idea Minifterium) die ſormale Aufſicht den weltlichen Behörden zuſteht. 

kandwirthſchafts- und Gewerbſchulen beftehen 26, über diejen drei polytehniihe Schu: 
in. Im Ganzen jind jedoch die Grgebniffe des techniſchen Unterrichts keineswegs befriedigend, 
etwol e8 natürlich an einzelnen tüchtigen Leiſtungen nicht fehlt, Sowol die äußere Stellung der 
kehrer an ven Gewerbſchulen, ald die jpätere Stellung der aus allen techniſchen Anftalten her— 
sertretenden jungen Männer in Beziehung auf Anſprüche wegen Staatsanftellung müßte vers 
beilert, diefer ganze Zweig der Bolfsbildung müßte umgeftaltet werben. 

Unverhältmigmäßig groß ift die Zahl der Lateinfchulen, nicht weniger ald 96, wovon bes 
fonderd viele in der Pfalz. Sodann beftehen 28 Gymnaſien, 10 Lyceen und 5 Univerfitäten 
(a Münden, Würzburg und Erlangen). 

Militärweſen. Baiern ftellt zum deutichen Bundesheere das ſiebente Armeecorps. Die 
Stärke des Contingents, urſprünglich zu 55,600 Mann feitgefegt, erhöhte ji infolge ver Bun: 
desbeſchlüſſe von 1855 mit Ginrehnung der Eriggmannfchaft auf 59,555. Indeſſen ift der wirk⸗ 
lie Beſtand weit größer; er beträgt nad den im Jahre 1856 den Kammern gemachten Vorla— 
gen 72,669, während in den Rechnungen von 1852 — 55 jogar eine Geſammtſumme von 
81,047 Dann eridien. Bon der gemöhnlihen Mannſchaft (außer den Offizieren) follen durch— 
önittlih 28,001 präjent fein; die Zahl der Kranken wird zu 946 angenommen; 41,097 wär 
ren dagegen beurlaubt. Dabei jind 16,290 über den Formationsſtand eingereibte, jedoch weder 
uniformirte noch erercirte Affentirte nicht eingerechnet. 5°) 

Baiern beiigt einige bedeutende Bejtungen: Ingolftadt und Germersheim (beide neu er: 
baut, erjtere 18'/,, legtere etwa 13 Mill. Glon. foftend). Landau ift Bundesfeftung, hat im Fries 
den jedoch nur bairiſche Befagung, wie denn aud dem bairischen Staate dad Beſatzungsrecht 
in einem Theile von Ulm (Neu = Ulm) zufteht. 

Das Landwehrinſtitut, ohnehin in der Pfalz nicht einmal dem Namen nad) eingeführt, ift, 
jemwie es exiſtirt, obne alle wirkliche militärifhe Bedeutung. 

Baiern in feiner neuzeitlihen conftitufionellen Entwidelung. I. Die Minifterien 
Ballerftein und Abel. Die Reaction gegen den Geift des Fortichritts hatte in Baiern 
bereit unter dem Minijterium des Fürften Ludwig von Ottingen-Wallerftein begonnen (1851 
-57). Zu den ungewöhnliditen Mapregeln fanden jih Mittel und Werkzeuge. In dieſe 
Zeit Fällt die gerichtliche Verurtheilung von Behr, Gifenmann und fo vieler anderer jtreng con= 
Kitutionell Gejinnter, ſammt ven vielbefprochenen „knieenden Abbitten‘‘ vor dem königlichen 
Bire, Berurtheilungen, zu deren Würdigung die Thatſache genügt, daß in der Folge (reis 
ih erft nach dem Märzfturm des Jahres 1848) jogar die ſtarr ariftofratiihe Reichsraths— 
fammer den beiden eben genannten Männern eine „Entſchädigung“ aus Staatöimitteln für ihre 
materiellen Verluſte votirte. In dieſe Zeit fällt ferner die Vertreibung und die Flucht freis 
inniger Lehrer von bairiſchen Hochſchulen, eines Dfen und Schönlein, es füllt in diejelbe die 
Bernihtung der 1850 und 1851 factiich beftandenen Preffreiheit, die Sendung von Truppen 
und Geld nach Griechenland ohne ftändifche Bewilligung und noch mandes Ähnliche. Fürſt 
Ballerftein, perfönlih wohlwollend und human gefinnt, bewies mehr ald eine Schwäche, da 
er dem Drängen von anderer Seite nur allzu willig nachgab. Er fuchte ih in feiner Stellung 
m behaupten und mochte ſich lange mit dem Oedanfen tröjten, daß einige Strenge gegen dad 
„Uberftürzen‘‘ des Navicaliömus,gwie derfelbe namentlid auf dem Hambacher Feſte hervor: 
getreten, eben nothwendig ſei. „Gerade weil ich die Reaction aus Erfahrung kenne“, fo 
ungefähr ſprach dieſer nämliche vormalige Minifter tief ergriffen in einer Sitzung der Ab- 
gerbuetenfammer vom Jahre 1850, „gerade weil ich weiß, wie die Reaction einen Minifter 
erfagt, wie fie ihn mit ihren Riefenarmen umjhlingt und in den Abgrund fortreißt, während 
a anfangs nur wähnt, dem Überfchreiten der Demagogie Einhalt zu thun im wahren Intereffe 
der Freiheit, — eben weil ich dies aus eigener Erfahrung weiß, darum ſtehe ich heute hier — 
auf der Linken!‘ 

Unter Wallerftein’d Minifterium waren bereits Klöfter in Menge errichtet und das ultras 





50) Die Formation der Armee ift im Wefentlichen: 16 Linieninfanterieregimenter, G Jägerbataillone, 
2 Regimenter Küraffiere, 6 Regimenter Ghevaurlegers, 3 Artillerieregimenter (wovon 1 reitenbes), 
I @enieregiment, 2 Sanitätscompagnien u. f. w. Jedes Infanterieregiment hat 3 Bataillone , jedes 
Bataillon 5 Gompagnien; jedes Reiterregiment 6 Escadrone. — 
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montane Streben mannichfach gefördert worden. Indeſſen gehörte der Kürft perjönlich keines— 
wegs zu den Olaubendeifrigen; er glaubte auch, ſich verlaffend auf feine Talente und feine Ge— 
burt, einer unbedingten Unterftügung des Ultramontanismus nicht zu bedürfen, um jeine Stelle 
zu behaupten. Insbeſondere zeigte er jich dem eigentlichen Jefuitismud abgeneigt. Dieſer aber 
erbob mehr und mehr fein Haupt und verlangte nad) einem ihm unbedingt ergebenen Minifter. 
Wallerſtein's Stellung warb nun fuftematii untergraben, und das Umternehmen gelang voll= 
kommen, wol am meiften dadurch, daß man dem Könige vorftellte, wie der Minifter weit mehr 
felbftbeftimmend, denn als Diener ded Monarchen ſich benehme. Die Kluft erweiterte ih all: 
mälig ; die Haltung Wallerftein’s in ver Reichsrathskammer, ald deren Mitglied er für die ſtän— 
difchen Nechte ſprach, befriedigte den Hof nicht mehr. Schlau wußte die Jejuitenpartei jeden 
Borgang auszubeuten, und obwol Wallerftein gerade in der jüngften Zeit (mährend der Cho— 
feraepidemie durch unermüdlichen Eifer und fühnen Muth überallhin foviel möglih Hülfe 
dringend) fi hohe Vervienfte und die allgemeine Zuneigung erworben hatte, fah er ih nun 
doch, und noch dazu in höchſt kränkender Weife, von feinem Poften entlaffen. 

Herr v. Abel ward an die erledigte Stelle berufen, ein Mann gleihfall® von Fähigkeit 
und Talent , ziwar ohne den höhern Schwung feines Vorgängers, aber von weit größerer prak— 
tifcher Geſchäftskenntniß als diefer, Früher ebenfalls nichts weniger als ftrenggläubig, zeigte er 
nun einen kirchlichen Eifer, dem alle Rückſichten weidhen mußten. Obgleih dem Namen nad 
ebenfo wenig Premierminifter wie fein Vorgänger (rad der König mit feinem Streben, felbft 
zu regieren, für unvereinbar hielt), war er es, ebenjo wie jener, doch meiftend der That nad. 
Und nun folgte für Baiern eine zehnjährige Periode des Duldens (1857 — 47), wie fie wenige 
deutſche Staaten zu ertragen hatten. Abel ftellte Principien auf, die man ein Jahrhundert zu= 
vor fhon für veraltet und beinahe unerträglich erflürt haben würde. Hätte man feinen andern 
Beweis für die Verwerflichkeit des von ihm angenommenen Syſtems, fo würde fhon die Ein 
flimmigfeit, mit welcher daſſelbe gleich in der nächften Periode, fobald nur irgend freie Stimmen 
fi erheben fonnten, verdammt wurde, diefen Beweis liefern. Es waren nicht nur alle Frei— 
finnigen von Grbitterung über biefed Syſtem erfüllt, fondern der König felbft, für dem 
Abel ſoviel gethan zu haben behauptete, ſprach feine fcharfe Verdammung dagegen aus 
und pried jelbft in Gedichten das umgeftaltende „‚glüdliche Ereigniß“; ja Abel mußte 
fogar erfahren, daß der Hauptwortführer jener Partei, der er mit Selbftverleugnung bis ins 
Maplofe ald Werkzeug gedient, daß ein Dölfinger (fein Freund!) in der öffentlichen Sigung 
der Deutſchen Nationalverfammlung rückhaltslos den Stab bradh über Das, was jener Mann 
gethan hatte! 

Unter Abel's Minifterium war die Entwidelung und Entfaltung des Ultramontanismus das 
höchſte, ja das Alles umfaffende Ziel. Vorgewendet ward meiftend die Herftellung eines völlig 
unbeſchränkten Herrfcherabfolutismus. In Wirklichkeit aber follte diefer nichts Anderes als 
dad mwichtigfte Mittel zum Zwecke ver hierarchiſchen Herrſchaft fein ; damit, dachte man, verfihere 
14 a der unbedingten königlichen Gunft und damit ermögliche fie ſich Alles gegen 

a8 Volk. 

Aus diefem Grunde ftellte Abel die befannte Theorie auf, daß es in Baiern wie in Deutfch- 
land überhaupt nur landftändifche, Feine Nepräfentativverfaffungen gebe. Und nun wußte er 
die Gonftitution fo zu handhaben, daß fie nicht nur feinerlei Garantie für die Nechte des Volkes 
gewährte, fondern daß fie vielmehr überall ven Rechtsboden liefern mußte zur Begründung und 
Durchführung der abfolutiftifhften Mafregeln. Als äußere Kennzeihen erwähnen wir nur, 
wie nicht einmal mehr von Staatd:, fondern nur von Eöniglihen Miniftern geredet werben 
durfte ; nicht mehr von „Staatsbürgern“, fondern blos von „Unterthanen”, obmwol die verpdn: 
ten Ausdrücke gerade in der Verfaſſungsurkunde angewendet find. 

Die eingreifendfte Thätigkeit entwickelte Abel in den Eirchlihen Angelegenheiten. Wie ſchon 
oben erwähnt wurbe, ward die freie Richtung bei allen Eulten gleihmäßig verfolgt; duldete er 
doch jelbft bei ven Juden den Neologismus nit. Die Bezeihnung Deutichkatholifen war nicht 
erlaubt; fogar die Fatholifcher Difjidenten follte eine Beleidigung der katholiſchen Kirche in ſich 
ſchließen, welche Beleidigung namentlich Fein Zeitungscenfor geftatten dürfe. Das gefanmte Un— 
terrichtsweſen fam unter die Leitung des Klerus. Die Zahl der Gewerbfhulen wurde um mehr 
als den dritten Theil vermindert. Bon den in fatholifche und (wenige) proteftantifche getrennten 
Gymnaſien erhielten die erftern vorzugöweife Mönche zu Lehrern. In jedem Falle ward nicht etwa 
blos der Religions =, fonvern ebenfo der Geſchichts-, ja ausdrücklich auch der hebräiſche Sprach— 
unterricht an den bezeichneten Anftalten confefjionell getrennt. Es ward förmlich verboten, auch 
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pi den befähigtften Schüler in eine höhere Elaffe oder zur Univerſität auffteigen zu laſſen, 
zan ex in „Frömmigkeit und religiöjer Gejinmung’ eine geringere Note ald „ſehr gut” („gut“ 
gmägte nicht!) erhalten hatte. Und diefe Noten ertheilte oder verweigerte ein einzelner, vielleicht 
in höchſten Grade bejhränfter oder leivenjhaftlidher Neligionslehrer mit unumjchränfter Ges 
walt, von ihm hing die ganze Zukunft manches Schülers ab! 

Die ſtrenge Beobachtung der kirchlichen Geremonien ward von den Beamten und von Allen, 
welche irgend eine perjünliche Angelegenheit bei ver Regierung hatten, ald Borbedingung gefo= 
dert. Natürlich führte dies zur Scheinheiligkeit, und Tauſende ſpeculirten förmlich darauf, 
Empfehlungen durch eifrige Priefter hielt man für wirfjamer als die innere Güte einer Sache 
an ih. Convertiten erfreuten ſich bejonderer Gunft. Überhaupt aber jahen ſich, unter jonft 
gleihen Verhältniſſen, die Proteftanten zurücgefegt. Unter den Miniftern befand ſich Fein ein= 
iger Broteftant, unter ven acht Regierungspräfidenten, nad der Verdrängung des Grafen Giech, 
auch feiner mehr. Unter ven 49 Oberappellationdrathen zählte man bloß jieben Proteftanten, 
d. 6. gerade noch foviel, als zur Bildung eines Senats für Eheſachen von Proteftanten abjolut 
erfoderlih waren. Auch an den Appellhöfen fand man nur 15 proteftantifche Räthe gegen 78 
latholiſche. Man geftattete den Proteftanten nicht, an Ffatholifchen Orten eigene Gemeinden 
zu bilden, und man bedrückte vielfach die beflehenden Gemeinden derjelben. (Grfteres bat 
Abel felbft im Jahre 1849 ald Fehler bezeichnet.) Die Gujtav = Adolf Stiftung, deren Pros 
tectorat der König von Preußen übernahm, ward in Baiern verboten, und die armen 
proteftantifchen Gemeinden durften, felbft bei der größten finanziellen Noth, Feine Gefchenfe, 
feine Geldunterftügung aus jener Duelle annehmen. Die ärgfte Erbitterung erregte aber ver 
Befehl, daß aud proteftantifche Soldaten und Landwehrmänner vor der Fatholifhen Mon— 
franz knieen müßten (die vielbefprochene Kniebeugungdfrage). 

Ganz bejonders mishandelt wurde die freijinnige Preffe. Im Sinne des Ultramontanismus 
durfte dagegen aud) das Heftigfte gedruckt werden. Die preußijche Regierung erfuhr died nament⸗ 
ih in ihrem Streite mit dem Erzbifhof von Köln. Dagegen ſtrich die Genfur der liberalen 
Dreffe beinahe jeden Originalartikel, Lie ein Genfor aus Verfehen eine misliebige Bes 
merfung pafliren, jo folgte für das ganze Blatt (nicht blos die einzelne Nummer) Entziehung 
des Poſtdebits, was einerlintervrüdung des Blattes gleihfam. Das Mittel der Entziehung von 
Buchhändler- und Buhoruderconcefjionen war ſchon unter Abel's Vorgänger in Anwendung 
gebracht worden. Auch Hatte diefer Vorgänger bereits die außerhalb Deutihlands erſcheinenden 
Zeitungen in der Art unter Genfur gejegt, daß jede einzelne Nummer vor ihrer Ausgabe in 
Baiern durch einen Polizeibeamten geprüft und den Abonnenten beliebig vorenthalten wurde. 
Abel dehnte dieie Einrihtung auch auf die deutſchen Blätter aus andern Bundesftaaten 
aus, indem die Genfur in diefen feinen Anfoderungen lange nicht entfprah. Dabei ftieg die 
Zahl der verbotenen größern Druckſchriften in bie Hunderte. Überblictt man bie Gefammtfumme 
der literariihen Erfcheinungen in Baiern während des langen Zeitraums der Abel’fhen Verwal— 
tung, fo gewahrt man eine erſchreckende Ode, der ſprechendſte Beweis, wie grundlos bie 
Behauptung, day nur den ephemeren Auswüchfen der Zeitungspreife entgegengewirkt, bie 
wiffenfchaftlihe Literatur aber gehegt und gepflegt werde. Freilich ift e8 in Beziehung auf 
die Zeiftungen der bairiſchen Preſſe auch jeitvem kaum weſentlich bejler geworden. 

Das Finanzweien des Staats ward in eigenthümlicher Weife behandelt. Ift bei Budgets 
auf die lange Dauer von ſechs Jahren hinaus eine genaue Feſtſetzung aud nicht einmal an= 
nähern möglich, jo veranjhlagte die Negierung in jener Zeit die Einkünfte durchgehende und 
ſoſtematiſch zu niedrig, wonach ſich Uberfchüffe ergeben mußten; was aber die Ausgaben betrifft, 
jo wollte man den Grundſatz geltend machen : wenn der Landtag die von der Regierung gefoder= 
ten Steuern nicht vollftändig genehmige, fo ftehe ed dem Gouvernement zu, die bewilligten 
Summen blos nad) feinem Ermeſſen für diejenigen Zwecke zu verwenden, welde es für die 
wichtigſten oder dringendften erachte. Wollte die Abgeorbnetenfammer nun bie Landftraßen 
u. f. m. nicht ganz verfallen laffen, fo mußte jie die verlangten Steuern in deren voller Ausdeh— 
nung bewilligen. Nun ergaben fih jhon in drei Jahren 25'/, Mill. Erübrigungen, in Wirf- 
üchteit nichts Anderes, ald zu viel erhobene Steuern, deren man (wie voraudzufehen) nicht 
bedurft hatte. Indeſſen ftellte Abel die Theorie auf, daß der König über diefe Erübrigungen bes 
liebig verfügen Eönne, ohne deshalb an eine vorgängige ſtändiſche Zuftimmung gebunden zu 
fein. Der Streit über diefe Frage war langdauernd. Grit das fogenannte Verfaſſungsver— 
kändniß (f. oben) machte ihm ein Ende. Ald man aber ver erübrigten Millionen dringend be— 
durfte, waren fie bereits vollftändig verwendet, — meiftens für Prachtbauten. 


230 Baiern 


Die Verwendungen für Zwecke der Kunft überftiegen weit die Mittel des armen bairifchen 
Volkes. Nügliche, ſelbſt nothwendige Ausgaben unterblieben, um jene Richtung zu fördern. 
Die Kunft wirkt aber nur da fegensvoll, wo fie naturgemäß und frei, wo jie jelbitbeitimmend 
ſich entwickeln und entfalten kann. Hier follte jie blos als Mittel zu einem andern Zwecke dienen: 
zur VBerherrlihung und Verewigung ded Herrſchers. Kein Wunder, daß man heute nad) ben 
dem Aufwand entiprechenden,, ven geiftigen Aufſchwung, die geiftige Bildung fördernden, wirf- 
lih Humanifirenden Wirkungen vergebens ſucht. Jede Schwurgerihtöjigung in dem mit Mo— 
numenten überladenen München beweift, wie wenig gerade in dieſer wichtigften Beziehung — 
Veredlung des Volkes — erzielt ward. 

I. Der Landtag von 1845 — 46. DerAuffag über Baiern in der vorigen Auflage des 
„Staats-Lexikon“ ſchloß, indem er das damalige gänzliche Darniederliegen des Eonftitutionalis- 
mus in diefem Rande bezeichnete. Wir haben nun die erften Zeichen feines allmäligen Wiederer: 
wachens in dieſem größten der altconftitutionellen veutihen Staaten zu betradıten. 

Als im Jahre 1845 neue Landtagswahlen ftattfanden, hatte das allgemeine Misbehagen 
bereits einen fo hoben Grad erreicht, daß das Minifterium, ungeachtet des über alle Begriffe 
beengenden Wahlgefeged, die Ernennung unbedingt gefügiger Abgeorbneter nit erlangte. 
Selbſt ver Adel zeigte fich wideripenftig, und namentlich wurde der Wunſch Abel's, unter die 
Bertreter diejed Standes aufgenommen zu werben, vereitelt. Wahr ift ed übrigens, daß directe 
Einwirkungen auf die Wahlen in der Art, wie foldhe damals Schon längft in Franfreih und wie 
fie in ver Folge leider auch vielfach in Deutſchland vorfanten, bier nicht ftattfanden. 

Um nun aber die Abgeorbnetenfammer in feinem Sinne zu verbeffern, benußte Abel 
das Mittel der Urlauböverweigerung. Neun der Gewählten (darunter acht Proteftanten) wur— 
den in diefer Weife ausgefhloffen. Offenbar war der oppofitionelle Geift leichter zu bannen, 
wenn man demfelben die ohnehin nicht zahlreichen geihäftsfundigen Vertreter möglichſt entzog. 
Indeß entiprad der Erfolg nicht ganz den Erwartungen. 

Der Landtag war auf den 1. Dec. 1845 berufen. Zum erften mal feit langer Zeit glückte 
ed den liberalen Abgeordneten, nad ſchwerem Kanıpfe die Ernennung eines Minifterd zum 
Kammerpräfidenten abzuwenden, indem fie die Wahl von ſechs andern Candidaten durchſetzten, 
aus deren Zahl der König die beiden Präſidenten zu ernennen hatte. 

Auch diesmal fand die Eröffnung der Verſammlung nit im Stänvehaufe ftatt, fon= 
bern die Kammermitglieder mußten ſich nach der fönigliben Refivenz begeben. Es galt dies als 
Symbol der Stellung des Landtags dem Throne gegenüber. Die Ihronrede war farblos. Die 
Antwortsadreffen beider Kammern bewegten ſich zunächſt blos in deren Umfchreibung. Die 
liberalen Abgeordneten betrachteten es als einen Sieg, daß bei ihnen, nad) etwas erbitterter Ver: 
handlung, die Aufnahme des Sapes erfolgte: fie „vertrauten zur Weisheit Sr. Majeftät, daß 
bie Urſachen, welche Misftimmung erzeugen und die Gemüther beunrubigen könnten, bejeitigt 
würden’. Beigefügt waren Ausdrüde des unbedingten Vertrauens in die allerböchfte Perſon 
und die Betbeuerung: „Unterthanen eines ſolchen Königs zu fein, ift der Baiern Stolz.“ So 
überaus genügjam blieb die Oppofition überhaupt, daß auch nicht eines ihrer Mitgliever die 
Bragen der Pre =-und Gewiffendfreibeit over eine Amneftie für die feit 15 Jahren ihrer Frei: 
heit beraubten fogenannten politifhen Verbrecher aud nur anzuregen wagte. Gemandter 
abgefaßt ald die Adreſſe der Abgeordneten war die (von Wallerftein entworfene) der Reichs— 
räthe. Sie vermied den von Abel ftetö jo ſtark hervorgehobenen Ausdruck „Unterthanen“ und 
ſprach, wenngleich in der zarteften Weife, aus, daß „ver Heimat Ruhm und Wohlfahrt unzer⸗ 
trennbar“ ſei von jener „des deutſchen Geſammtvaterlandes“. 

Die Abgeordnetenkammer hatte ſich zunächſt mit einer ganzen Reihe von Wahlreclamationen 
zu befaſſen. In der Pfalz hatte die Negierung, nach Maßgabe der Familienzahl, drei Abgeord— 
nete zu wenig wäblen lalfen. Die Richtigkeit diefer Beihwerde ward von der Kammer aner- 
kannt, allein über die Art, wie eine Ergänzung vorzunehmen, follte nun ein Ausſchuß Vor: 
ſchläge machen, was nicht früher ald nad zwei Jahren, nämlich erft 1848 gefhab. So: 
dann war bei Aufftellung der Lite ver Wahlfähigen nach dem Genfus die Gewerbfteuer außer 
Berechnung gelaflen und damit die Zahl der Berechtigten ungemein vermindert worden. Die 
Nichtigkeit der Mehrzahl ver Wahlen erſchien damit nachgewieſen. Indeſſen ſchreckte die Kammer 
davor zurüd, einen „‚grandiofen Selbftmord’ zu begehen, wie man ed nannte. Den beftigften 
Kampf aber rief eine Beſchwerde des Pfälzers Willich hervor, dem man, als „für den öffentli= 
chen Dienft verpflichteten Advocaten‘‘, ven Urlaub und damit den Eintritt in die Kammer ver: 
weigert hatte. Es bedurfte mancher Drohungen und Berjprehungen (Ausfiht auf Kammerauf- 
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(fung und Verheifung einer freiſtnnigen autbentifchen Interpretationdvorlage), um mit ſchwa⸗ 
der Majorität die Berwerfung diefer Neclamation zu erwirfen. Als nunmehr der wadere Wil⸗ 
Ii$ auf feine Advocatur zu verzichten erklärte, erteilte ihm der König nachträglich die Urlaubs: 
kailligung ohne ſolches Opfer, „nachdem der IIngrund der Reclamation anerfannt” fei. 

Unterdeſſen hatten ih ungewöhnliche Dinge in der Neihsratbsfammer zugetragen. Eines 
der Mitglieder derſelben, Fürſt Karl Wrede, perſönlich erbittert gegen Abel, bradite eine Reihe 
ber beftigften Anträge gegen dieſen Minifter und die übermächtige Fatholifche Geiſtlichkeit zur 
Vorlage. Unzweifelbaft zählte der hochfahrende bureanfratifche „Emporfönmling Abel’ mande 
Feinde unter den Reichsräthen. Allein ein Auftreten, wie ed Wrede verlangte, hätte gegen alle 
Traditionen der hoben Kammer verftoßen. Zudem enthielt diefe Kanımer nihtnur drei Biſchöfe, 
fondern überhaupt nicht wenige ultramsntan gefinnte Mitglieder. Zu allem Überfluſſe ſchien 
Wrede nach feinen Antecedentien nicht geeignet zur Durhführung eines derartigen Kampfes, 
mie er denn auch feine Anträge ziemlidy ungenügend und ungeſchickt vertheidigte. So konnte es 
denn nicht fehlen, daß dieſelben der Reihe nach verworfen wurden. Allein ed gelang dem ge— 
wandten Wallerſtein, Majoritäten für Gegenanträge zu gewinnen, die fo formulirt waren, daß 
tbeild die Motivirung der die Wreve'fhen Vorſchläge verwerfenden Beichlüffe zugleich den nad: 
vrüflihften Tadel der Abel’fhen Maßnahmen enthielt, theild andere Säge den Wrede'ſchen 
fubftitwirt wurden , welche den Ultramontanismus höchſt empfindlich verlegten. 

Die Wahrnehmung einer ſolchen Stimmung fogar in der Reichsrathskammer trieb die ul= 
tramontane Partei an, einen Adreſſeſturm dagegen zu verfuchen, wie ein folder eben in Baden 
(gegen die befannte Zittel’Iche Motion) gelungen war. Allein merfwürdigermweife fcheiterte der 
Verſuch in Baiern. Die Ergebniffe bliebenungenügend. DieRegierung ſchwankte. Das Staats— 
oberbaupt ſprach feinen Danf aus für die ihm ausgedrückten Gefinnungen , verbat ſich aber fer— 
nere Zufendungen. Dennod wurden foldhe auch fpäter entgegengenommen. Died gab Beranlaf- 
fung zu Gegendemonftrationen, zu Gegenadreffen, ſodaß diefe von den Ultramontanen ausge: 
gangene Bewegung Ichließlich fehr zu ihren Ungunften fich geitaltete. 

&o fand das Minifterium beveutendere Schwierigkeiten als in früberer Zeit. Nochmals ge: 
lang ed Abel, fih eine Majorität unter den Abgeorbneten zu verſchaffen. Die Eifen: 
bahnen boten das Mittel dazu. Die Kirchthumsintereſſen traten vielfach in den Vordergrund. 
Gern bewilligte man die verlangten vielen Millionen, um die Schienenwege (mit Ausſchluß 
der Pfalz) überall auf Staatöfoften berzuftellen. Die Richtung der Linien ward nur im Allge: 
meinen bezeichnet” Mancher Abgeordnete ſchreckte zurück, durd eine oppofitionelle Haltung jeis 
nen Bezirf des neuen Verkehrsmittels verluftig zu machen. Die Kammer nahm nun unter 
Anderm ein Geſetz an zur autbentifchen Interpretation der Beftimmung über die Urlaubsver: 
weigerung , welches viel weniger gewährte, als die Regierung jelbit früher angeboten hatte. *1) 
Bei Feſtſetzung des Budgets bat die Kammer wiederholt um Aufbebung des Lotto; fie wollte 
den ganzen Ertrag deffelben durch Steuern decken. Allein dies ward nicht als genügendes Aquiz 
valent erflärt, denn zur Erhebung directer Steuern bedürfe die Negierung alle ſechs Jahre der 
Zuftimmung des Landtags, während man eine genügende indirecte Auflage (die auch ohne fläns 
diihe Zuftimmung fortvauere) nicht angeben könne! 

Nur zögernd ging die Abgeoronetenfammer an die Berathung der bei ihr eingefommenen 
Beſchwerden wegen Verlegung verfallungsmäßiger Rechte. Die heikelften verfelben betrafen 
Bedrückungen der proteftantifhen Kirche. Noch im legten Momente vor den Verhandlungen Tieß 
die Regierung in einigen Punkten eine Milverung eintreten, indem hierin „Misverſtändniſſe“ 
obgewaltet hätten; in andern Punften aber beharrte jie auf ihren Anordnungen. Nah hatt: 
nädigem Kampfe erklärte die Kammer die Beſchwerden wegen Beihränfung ded Gottesdienſtes 
jeritreut mohnender Proteftanten und wegen Gonvertirung Minderjäbriger für begründet. 
Gleiche Anerkennung fanden zwei weitere Befchtwerden von Gemeinden (Nürnberg und Schwan: 


51) Die Advocaten follten des Urlaubs bedürfen, um in die Kammer einzutreten, während ein Ins 
terpretationsvorfchlag der Regierung vom Jahre 1831 diefe Kategorie davon befreien wollte, welcher 
Vorſchlag der Kammer von damals aber noch zu wenig gewährte. Diesmal machte der Referent, ein 
Rreiberr v. Kindenfele, allen Ernſtes geltend: es würde der Moral nicht entfprechen, wenn die Kammer 
(um wenigftens dag von der Regierung früher felbit Angebotene zu erlangen) eine für das Gouvernement 
yeid bebrängnißvolle Zeit (wie 1831) abwarte und „die Regierung fernerhin der Verſuchung ausges 
ept fein laffe, durch weit ausgedehnte Übung des Ausichließungsrechts die Gemüther aufzuregen‘. Das 
moraliſche“ Mittel half zwar für den Augenblick, aber es reichte fchon nicht mehr aus bei der nächſten 
Wahl (1848). 
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dorf) in anderm Betreff. Nah diefen Anftrengungen glaubte aber die Kammer nicht weiter 
gehen zu follen. So blieben denn fernere Beſchwerden (namentlid von Oemeinden, denen durch 
die Regierung eine Anzahl Eatholifcher Gemeindevertreter gerade ihrer Confeſſion wegen aufs 
gezwungen worden war) entweder im Ausſchuſſe begraben, oder ed erfolgte (wie bezüglich einer 
Beſchwerde über Cenſurmisbrauch) fo verjpätet die Berichterftattung, dag ein Kammerbeſchluß 
nicht mehr erfolgen fonnte. 

Die Reihsräthe wußten eine Beſchlußfaſſung über die Beſchwerden der Proteftanten dadurch 
zu umgehen, daß fie nad) flattgehabter Berathung am Vorabende des Schluſſes ver Kammern 
den Gegenftand „behufs weiterer Erhebungen’ an ihren Ausſchuß zurüdgaben. 

So brauchte fi denn die Regierung im Landtagsabihiede hierüber gar nicht zu äußern. 
Den Antrag auf Abjhaffung des Lotto wies jie nohmald entjchieden zurück. Als Überſchreitun— 
gen der ſtändiſchen Zuftänpigfeit ward es tadelnd gerügt, daß jich beide Kammern gegen fernere 
Dermehrung der Klöfter ausgeſprochen und daß jie verlangt hatten, bei Anftellung Geiſtlicher 
beider Geſchlechter im Lehrfache folle die nämliche Dualification gefodert werden, wie beim ge— 
wöhnlichen Lehrerperfonale. Was aber ven Beſchluß gegen Ginführung gewiſſer geiftliher Ge— 
noffenfhaften (ver Jeſuiten) betreffe, fo fei derjelbe ‚lediglich einer einfeitigen Auffalfung des 
Gegenſtandes“ beizumeifen. 

Es endigte daher (am 25. Mai 1846) diejer hoffnungsvoll begonnene Landtag im Wefent- 
lichen ganz erfolglos, obwol außerhalb der Kammer die politifchen Gewitterwolken fih ſchon 
ſtark zufanımenzogen. 

IH. Sturz des Minifteriums Abel; Landtag von 1847; Beginn der Bewe— 
gung von 1848. Solange Abel Minifter war — ein volled Jahrzehnd hindurch — hatte er 
fih niemals der wahren Zuftimmung der Kammer zu erfreuen. Seine bierardifhsabfolutifti= 
ſchen Strebungen verlegten fortwährend die Abgeoronetenfammer, und den Reihsräthen jagte 
er nicht zu ald bureaufratifcher, mitunter hochfahrender Emporfömmling. Auf jedem weitern 
Zandtage fteigerte fi die Unzufriedenheit gegen den Minifter. Dennod war es nicht die Macht 
der Kammern oder des Volkswillens überhaupt, welche ihn endlich flürzte. Bei der Art des Eon 
ftitutionalismus, welche damals beftand, wäre die Erlangung eines ſolchen Erfelgs äußerſt ſchwie— 
rig gewefen. Bot ji aber auch zuweilen eine günftige Gelegenheit dar, fo ward diefelbe jedes— 
mal verdorben durch jene ſchwächlichen Charaktere , weldye (keineswegs eine Partei der wahrhaft 
„richtigen Mitte”) immer zwifchen den beiderjeitig ji befämpfenden Anfprühen umherſchwan— 
fen, ohne Prüfung des innern Werths beider. Stet3 dad Böfe hinwegwünſchend, ohne Kraft, 
das Gute herzuftellen, ſchreckten diefe Leute vor jeder nachdrücklichen, wenn auch noch fo confti= 
tutionellen That zurück. Nur nah dem bei bejhränfter Anfhauung für erreihbar Erachte— 
ten firebend, ergab es ſich thatſächlich, daß fie nichtödeftoweniger niemals auch nur dieſes Er— 
teihbare erlangten. So in der Abgeorbnetenfammer, Noch unbedeutender war dad Auftre= 
ten ver Reichsräthe. Offenbar hätte ſich die vielgerühmte „Ritterlichkeit“, welche die Vertheidi— 
ger der Adelsprivilegien ald „wahrhaft conjervativ nach oben und unten“ fo fehr rühmen, in 
nachdrücklicherer Weiſe, ald es geſchehen, erproben können. Immerhin bleibt e8 bezeichnend für 
die damaligen Zuflände, daß fi ein paar [höne Augen mächtiger erwiefen, ald die Träger des 
Parlamentarismus jener Zeit. j 

König Ludwig jheint des Minifteriumsd Abel etwas überfatt geworben zu fein, vielleicht 
ſchon infolge ver langen Dauer veffelben. Sodann mochte der Monarch wahrnehmen, daß jener 
Beamte nah außen mandhmal mit einer etwas ſelbſtbeſtimmenden Miene, nicht immer ald Dies 
ner des Herrſchers auftrete. Die ultramontane Partei aber glaubte es mehrmals wagen zu dür— 
fen, den Fürſten periönlich zu verlegen; fo namentlic durch Verweigerung der Trauerceremonien 
für die proteftantiiche Königin: Mutter. Zeigend, daß er der Herrfcher fei, verfügte der Monarch 
im Januar 1847, daß Eultus und Unterridt vom Minifterium ded Innern zu trennen feien; 
die Lieblingsgegenftände Abel’8 waren damit feiner Wirffamfeit Furziweg entzogen. 

Die fonft ſchlaue ultramontane Partei wähnte über das Gemüth des Monarchen fo vollitän= 
dig zu herrſchen, um durch vwerlegendfted Borangehen denfelben unbedingt unter ihren Willen 
beugen zu können. Die Erhebung der in Münden ſich aufhaltenden Spanierin Lola Montez zu 
einer Gräfin Landsfeld diente ald Vorwand, nachdem Lola feine Luft bezeigt, als Werkzeug 
des Jeſuitismus zu dienen. Der Haß ded Adels gegen jene Standeserhebung ſchien den Sieg zu 
verbürgen. So faften denn die Minifter (unterm 11. Febr. 1847) ein alsbald weitverbreitetes 
„Memorandum“ ab, in welchem fie auf einmal eine Sprache gegen das Staatsoberhaupt führ- 
ten, die den geraden Gegenfag zu all ihren bisherigen Vetheuerungen bildete. Aber diesmal 
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verrrchneten ſich die Schlauen. Der wirkliche Erfolg bot das Gegentheil des erwarteten bar, 
Nah zwei Tagen fhon, am 13. Febr., ſahen jich die Minifter ſämmtlich entlaffen. 

Der König beftinimte zur Beforgung der Geſchäfte zunächſt die Herren v. Zu: Rhein, v. Maus 

rer und v. Zenetti, jedoch nur ald Verweſer ver Minifterien. Es waren perfönlich höchſt ehrenhafte 
Männer, aber ohne den richtigen Begriff von den an conftitutionelle Minifter zu ftellenven 
Anfoderungen. Sie meinten blos treue Diener des Königs fein zu müffen, vergeftalt, daß 
Herr v. Maurer fein Bebenfen trug, das Indigenatövecret für die Gräfin Landöfeld zu con: 
trajigniren,, obwol er wenige Tage zuvor im Staatsrathe diefe Verleihung ald die „größte Yan 
descalamität‘ bezeichnet hatte. Indeſſen ließen es fi die Neuernannten angelegen fein, in Boll: 
ziehung des ihnen zur alleinigen Richtſchnur dienenden königlichen Willens überall mit Wohl: 
wollen und Milde zu verfahren, was gegen das herrifche Benehmen ihrer Vorgänger fehr ab— 
ftah. Das Gebot des in feinen Gefühlen tiefverlegten Königs und die Macht der Berhältniffe 
überhaupt trieb fie an, eine antipfäffiiche Richtung einzufchlagen. Befonders wirkte in diefem 
Einne Freiherr v. Zu: Rhein, der proviforiiche Gultus= und Unterrichtsminiſter, während er in 
andern Beziehungen ftarr ariftofratifchen Anſichten Hulvigte. 

Das Volk hegte vie [hönften Hoffnungen. Man athnıete freudig auf, da der bisherige ent= 
fegliche Drud nadließ. Das Minifterium galt wirklich (obwol es die Gegner nur fpottend ſag— 
ten) ald „Minifterium ver Morgenröthe” oder „ver guten Hoffnung”. Das Volk zeigte fi 
überaus mäßig in feinen Anfoderungen,, umfomehr, als ed die Anfhauungd= und Herrſcher— 
weile des Königs Ludwig kannte. 52) 

In Wirklichkeit aber wußten die neuen Bortefeuilleträger irgend etwas Nennendwerthes 
nicht zu ſchaffen; nicht ein wahrhaft tüchtiger Mann ward zu einer höhern Stelle. berufen, 
nicht eine durchgreifende Maßregel angeorbnet. Die Quiescirung Rafaulr’ und einiger andern 
ultramontanen Profefloren wurde von der Jefuitenpartei zu Demonftrationen benutzt. Es gab 
(1. März 1847) einen Studentenauflauf; in dem prächtig eingerichteten Haufe der Lola wurden 
bie Fenſter eingeworfen; ja e8 folgten fogar Infulten gegen den König. 

Die Minifterverwefer mußten den Hebereien der Jefuitenpartei vorerft nichts ald das alte 
Polizeiregiment entgegenzufegen. Auch jept wartete man lange auf eine hervorragende That. 
Gedrängt und genöthigt, etwas zu thun, erfolgte endlich die Begnadigung der feit langen Jah: 
ren Leidenden, Behr's und Eifenmann’d. Der Preßzwang ward gegen bisher wefentlich gemil= 
dert, doch ohne Gewährung der Preßfreiheit. Auch wurden Offentlichkeit und Mündlichkeit im 
Gerichtöwefen verheißen, allein ohne Schwurgerichte (ald wozu ſich der König nicht verfland). 
Die bairifhen Profefforen ſahen fi) den Beſuch des unſchuldigen Philoſophencongreſſes un= 
terfagt. 

Seit vem Beftehen der Berfaffung hatte e8 die Regierung immer vermieden, ben Landtag 
auferordentlidherweife, nämlid vor Ablauf der verfaflungsmäßigen Friſt von drei Jahren, zu 
berufen. Jetzt drängte ein zufälliger Umftand zu folder frühern Berufung: man Fonnte das 
zum Gifenbahnbau erfoderliche Geld um die gefeglid beftimmten Zinfen von 31/, Proc. nicht 
befommen (wie die bureaufratifche Unkenntniß voraudgefeßt Hatte); man mußte mehr geben 
und zu dieſem Behufe das beftehende Gefeh abändern. Daher denn eine erfte außerordentliche 
Berufung des Landtags auf den 20. Sept., und zwar „ausſchließlich für den gedachten Zweck“. 

“Die Abgeoroneten wollten in ihrer Mehrheit den neuen Miniftern Eeinerlei Berlegenheiten 
bereiten, um nicht eine Rückkehr des alten verhaßten Syftems anzubahnen. Doc Eonnten fie 
unmöglid) ihre Thätigfeit auf den einen ihnen eigens zugewiefenen Gegenftand beſchränken laſ— 
fen, eine Befhränfung der auferordentlihen Landtage, von der auch die Verfaffungsur: 
kunde nichts weiß. So erwählte man denn alle Ausfhüfle und erließ eine (freilich unbedeu: 
tende) Adreffe an den König, obwol der Landtag ohne Thronrede eröffnet worden war. 

Auf eingereichte Beſchwerden über Bedrückung der Preffe bat die Kammer um Genfurbe: 
freiung bezüglich innerer Landesangelegenheiten, Aufhebung der Nachcenſur fremder Blätz 
ter, Befeitigung der Poftdebitdentziehung und Vorlage eines Geſetzentwurfs über die Frelheit 


52) Die Liberalen wurden von den Ultramontanen befcyuldigt, fi unreiner Mittel zu bedienen. So 
feltfam eine foldye Anflage aus dem Munde einer Partei klingt, von der die Marime ausgegangen: „Der 
Zweck heiligt die Mittel *, fo war doc) die ganze Befchuldigung abfolut grundlos. Lola war nicht durch 
die Freifinnigen gerufen , fie fonnten auch nichts beitragen zu deren Erhebung und Befeftigung. Aber 
allerdings fühlten fie auch feinen Beruf in fi, das Treiben ber Ultramontanen zu unterflügen und zu 
fördern, gemeinfame Sache mit diefen zu machen, um ihren bisherigen Bebrüdern aufs neue zur Ge⸗ 
walt zu verhelfen. Die Liberalen und das ganze Volk wollten weder Lola noch Loyola! 
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der Preſſe. Ein anderer Beſchluß bezielte Beſchleunigung in Einführung eines Öffentlih-münd- 
lichen Gerichtöwerfahrend und Trennung der Juftiz von der Berwaltung, wobei der Jury nicht 
mit einer Silbe gedaht wurde. Endlich folgten Sympathieäußerungen für Schleswig-Holſtein. 

Die Neidysräthe glaubten die Beichlüffe wegen der Preſſe und des Gerichtsweſens noch we— 
ſentlich abſchwächen zu ſollen; insbejondere verfagten jie dem Verlangen nah Trennung von 
Juſtiz und Polizei ihre Zuftimmung. Unter diefen Verhältniſſen liefen die Abgeoroneten ven 
ganzen Antrag wegen Juftizverbeflerung fallen. 

Die Frage wegen des Eifenbahnanlehnd rief langdauernde heftige Kämpfe hervor. Die . 
Reichsräthe und eine Minorität der Abgeorbneten waren für Beihafung der benöthigten 
Summe durd das mächtige und ohnehin vielbegünftigte Inftitut der bairiſchen Hypotheken— 
und Wechſelbank, die Majorität der Abgeorbneten aber erblidte darin eine Gefährdung der 
Staats- und Volksintereffen; ed war das erfte Widerftreben gegen einen allzu groß werdenden 
Einfluß eined einzelnen übermächtigen Geldinſtituts. Die Majorität der Kammer blieb feft in 
ihrer Anjicht, ungeachtet aller Verfuche, diefelbe zu erihüttern. Im Laufe diefer Verhandlun— 
gen war ed, da der Finanzminifter Zu-Rhein Grundjäge aufftellte, welche unbedingt an Die 
Abel’ihen Zeiten zurüderinnerten. Gr vindicirte der Negierung gleichſam alle Rechte. Beſtehe 
in einem gegebenen Falle wirklich ein Zweifel, „jo müßte die Gontroverfe zu Gunften der Krone 
entfchieden werden, weil wir nicht durch Vertrag, ſondern durch ein Geſchenk des Monarchen 
die Verfaflung erhalten haben’. Dabei foderte ver Minifterverwefer auch noch das unbegrenzte 
Vertrauen, im nämlihen Momente, in weldhem er feigen Zweifel ließ, daß ed ihm an den 
nöthigen Specialfenntnijfen für feinen Poften gebreche. Natürlich erhob ji die Kammer gegen 
jene ‘Principien, indeß immer noch mit der größten Schonung. Nur ald die Ultramontanen uns 
erwartet die Quiescirung von Profeiloren zur Sprache braten, ließ jich die Verfammlung 
zu einer fofortigen Misbilligungsvemonftration hinreißen, ohne Vorprüfung und weitere 
Derhandlung. 

In den Landtagdabjchiede (vom 50 Nov. 1847) tauchte wieder die Theorie wegen ber 
außerorventlihen Lanvtage auf. Nur „behufs eines beftimmten, genau ausgeſprochenen 
Zwecks“ feien die Kammern verfammelt worden. Obwol die Regierung diefen Punkt während 
des Landtags felbft nicht weiter berührt hatte, glaubte fie nunmehr den Kammern auf deren ges 
meinfane Beſchlüſſe nur bezüglich jenes Gegenſtandes Antwort ertheilen zu follen. Das ſchnell 
hereinbrechende Jahr 1848 befeitigte dieſe Theorie. 

Abgejehen von ven Blößen, melde der Verwejer des Finangminifteriums in feinem Fache 
gegeben, hatten er und feine Collegen wenig Gejchidlichkeit bewiefen in Bekämpfung der An— 
griffe, die von den Ultramontanen mehr oder minder verdeckt gegen Privatverhältnifie ves Kö— 
nigs felbft unternonmen worden waren. Infolge deflen jahen ſich denn die bisherigen Minifter- 
verweier am Tage des Kammerſchluſſes ſämmtlich und zwar ebenfalld wieder in einer nichts 
weniger als freundlichen Weiſe entlaffen. 

An ihre Stellen traten aufs neue bloße Minifterverwefer (1. Dec. 1847). Es waren: Fürft 
Mallerftein, v. Berks, v. Veisler und Heres. Die beiden Erftgenannten übten hervorragenden 
Ginfluß, die Andern befhränften fih auf ihre Specialfüher. Berks vorzugsweije ward von 
* Ultramontanen ſogleich als „Lolamintſter“ bezeichnet, freilich nicht ohne Veranlaſſung von 
einer Seite. 

Das Publicum ſah mit vollſtändiger Gleichgültigkeit die bisherigen Verweſer abtreten; es 
empfing die neuen äuperft fühl. Man fürdtete Täuſchungen. 

Mit Ausnahme eines Mitglieds, in deilen Departement die Lola wirflih zu dominiren 
dien, war das neue Gabinet „beiler als fein Nuf“. Wallerftein inäbefondere, vem allerdings 
feine Antecevenrien entgegenftanden,, zeigte ſich wohlwollend und, foweit es die VBerhältniffe er= 
laubten, auch freilinnig. Zwar madte er, um nicht fogleid in einen entſchiedenen Kampf mit 
den Ultramonranen verwickelt zu werden, denjelben anfangs einige Zugeftänpnijle ; dagegen 
fegte er in den Angelegenheiten ver Schweiz die von feinen Vorgängern angebabnte Bolitif fort, 
wonach Baiern jede Mitwirkung zu Ounften der Sonderbündler verfagte (eine Haltung, Die 
man gerade in der jüngften Zeit bejonders fchägen lernte). Ebenſo wies er die Anmuthung 
einer Reactivirung der eutfernten Profeſſoren zurück. Endlich erging unter ihm (16. Dec.) eine 
Verordnung, der zufolge die Preſſe über innere Kandesangelegenbeiten cenfurfrei fein follte, 
Es war dies das erfte offene Losſagen von den Ausnahmebeſtimmungen, den Prefbemmungs: 

üffen ded Bundestags, ein Ereigniß, das nicht ohne Nachwirkung auf die andern con— 
ellen Staaten Deutſchlands bleiben Eonnte. 
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Unterdeſſen fand der immer fortwühlende Ultramontanismus feine Plane gefördert duch 
dir ſrtravaganzen der Gräfin Landsfeld. Der Stolz des Adels und das Sittlichkeitsgefühl 
dei Bürgerftandes waren gleihmäßig verlegt. Es gab immer heftigere Auftritte. Die ftudi: 
rende Jugend nahm thätigen Antheil. Es kam zu neuen Aufläufen, zu Injulten der Lola und 
ihrer übermütbigen jugendlihen Anhänger, denn eine Handvoll Studenten hatte ih, im Ge: 
genfage zur Geſammtheit der übrigen, an fie angeſchloſſen. Darauf gewaltthätiges Einſchreiten 
der Gendarmerie im Sinne der Xola, Verwundung einiger Studenten und gefteigerte Erbit- 
terung, fodaß der König jelbit nochmals infultirt ward, was die Schliefung der Univerſität zur 
Folge hatte (9. Febr. 1848). e 

Die Bürgerihaft von Münden hatte an allen diejen Vorgängen feinen activen Theil ge— 
nommen. Sept aber fürchtete jle den durch die Fortweiſung der Studenten für fie unmittelbar 
erwachſenden Scyaden. Sie wirkte num gleichfalld mit zur Bewegung, diefe nicht wenig ſteigernd. 
Am Il. Febr. zogen Taufende vor die Fünigliche Reſidenz. Was jie in drohender Haltung ver: 
langten, ward jchließlich gewährt: Wiedereröffnung der Univerjität und Ausweifung der Lola 
aus München, deren prachtvoll ausgeftattete Wohnung verwüftet wurde. Die Stimmung ber 
Iruppen fchien mit der der Bürger zu iompatbifiren. Giner ver reichjten Adeligen aber gab feine 
Freude über die Vorgänge durch eine unverbüllte Demonitration fund. 

Die Gährung dauerte fort. Da kam die Nachricht von der parijer Februarrevolution. Ent: 
gegengefegte Elemente traten nun umſomehr hervor. Am 2. März brad der Sturm neuer— 
dings los, zunächſt gegen ven Minifter Berks gerichtet; jodann verlangte man, daß die in ver 
Hauptftadt befindlichen, den übrigen Ginwohnern freundlich geſinnten Truppen nicht disloeirt 
würden, wie beabjichtigt fein jollte. Am 5. und 4. fteigerte ji) die Bewegung. Man foberte 
Preffreiheit, Minifterverantwortlicgkeit, Schwurgerichte und Beeivigung des Heeres auf die 
übrigens umzugeftaltende Verfaflung. Auch Deutſchlands ward jegt gedacht. Verſchiedene 
Regierungsgebäude, jowie Berks' Wohnung erlitten Beihädigungen. Als den geäußerten 
MWünfchen feine Gewährung wurde, bemädhtigte fi) die Maſſe des bürgerlichen Zeughaufes, 
and deſſen Vorrätben jie fich theilmeife jehr grotesf armirte. Der König ernannte den Fürften 
Wrede zumMinifter. Diefer joll die Abficht geäußert haben, Alles „niederzufartätichen‘ (darum 
als „Kartätſchenminiſter“ bezeichnet). Allein jchon nach einer Stunde mußte Wrede jich verber= 
gen und flieben. Die Nothwendigkeit des Nahgebend war augenjheinlih. Prinz Karl, der 
Bruder des Königs, kündigte Öffentlih an, dan die Wünſche des Volkes vom Monarchen gewährt 
jeien ; er verpfände dafür fein Ebrenwort. ine neue Kammer jollte jih am 51. Mai verfam: 
meln. Als man diejed „Hinausſchieben“ unannehmbar fand, erfolgte nochmals die Berufung 
der bereitd für aufgelöft erflirten Kammer auf ven 16. März. 

Die Einwohnerſchaft der Hauptftadt begann fi etwas zu beruhigen. Als aber am nächſten 
Tage noch immer die erwarteten förmlichen Decrete nicht erjchienen, drohte ein neuer Ausbruch. 
Da ward denn am 6. März folgende fönigliche Broclamation verfündet: „Ich habe Mid) ent: 
ſchloſſen, die Stände Meines Reihe um Mich zu verfammeln; diefelben find auf den 16. d. M. 
in die Hauptftadt berufen.... Die Wünſche Meines Volkes haben in Meinem Herzen jederzeit 
vollen Wieverhall gefunden. An die Stände ded Reichs werden ungefäunt Gefegvorlagen ge: 
langen , unter andern über die verfaflungsmäßige Berantwortlichkeit ver Minifter, vollftändige 
Prehfreiheit , Verbefferung der Ständewahlordnung, Ginführung der Offentlichfeit und Münd— 
lichkeit in die Nechtöpflege mit Schwurgerichten, umfajlendere Fürſorge für die Staatödiener 
und deren Relicten und Verbeilerung der Verhältniſſe ver Jfraeliten. Berner ordne Ich in die— 
fem Augenblice die ſchleunige Abfaffung eines Polizeigeſetzbuchs an; ebenfo befeble Ic die un— 
verzügliche Beeivigung Meines Heeres auf die Berfaflung, und laſſe Ich von heute an die Genfur 
über äußere wie innere Angelegenheiten außer Anwendung treten, Baiern! Grfennt in dies 
fen Entichluffe die angeftammte Gefinnung der Witteldbaher. Gin großer Augenblid ift in 
der Entwidelung der Staaten eingetreten. Ernft ift die Rage Deutſchlands. Wie Ich Die deutſche 
Sache denke und fühle, davon zeugt Mein ganzes Leben. Deutſchlands Einheit duch wirfjame 
Mafnahmen zu jtärfen, vem Mittelpunfte des vereinten Vaterlandes neue Kraft und nationale 
Bedeutfamfeit mit einer Vertretung der deutihen Nation am Bunde zu fihern und zu dem 
Ende die jhleunige Reviſion der Bundeöverfaflung in Gemäßheit der gerechten Erwartungen 
Deutſchlands herbeizuführen, wird Mir ein theurer Gedanke, wird Ziel Meines Strebens blei— 
ben. Baiern! Guer Vertrauen wird erwidert, es wird gerechtfertigt werden! Scart euch 
um den Thron. Mit euerm Herrfcher vereint, vertreten durch eure verfaffungsmäßigen Organe, 
laßt und erwägen, was und, was dem gemeinfamen Vaterlande noththut. Alles für Mein 


236 > Baiern 


Volt! Alles für Deutfhland!” (Unterſchrieben vom Könige, fänmtlihen Prinzen und ven 
Miniftern.) 

* wenigen Wochen hätte der vierte Theil dieſer Zugeſtändniſſe den allgemeinſten Jubel 
hervorgerufen, jetzt genügten ſie nicht mehr. Die Aufnahme der Proclamation war daher übers 
all eine falte. Man vermißte noch gar Vieles, fo namentlih Umgeftaltung der Verfaflung, 
Glaubensfreiheit, vollftändige Autonomie der Gemeinden, Volksbewaffnung, Freiheit der 
Bolfsverfammlung und Aufhebung der Heudallaften. 

Freiherr v. Thon= Dittmer warb an Berks' Stelle zum Minifter des Innern ernannt. Er 
hatte einft eine zarte Oppofition in der Abgeordnetenkammer gegen Abel geführt; in die neue 
Geftaltung der Dinge wußte er fih augenjheinlih gar nicht zu finden, So geihah in 
diefer vorandrängenden Zeit, in diefer Zeit der Erhebung von Wien und Berlin durch ihn 
gar nichts. Da taudten in Münden aufs neue düftere Gerüchte auf. Lola erſchien wieder in 
der Hauptftant. Nochmals gab es Aufläufe, welche am 16. März zur Demolirung des Polizeis 
gebäudes führten. Um die aufgeregte Maffe zu befhwictigen, erließ man die amtliche Verkün— 
digung: „die Gräfin Landsfeld habe aufgehört, das bairifche Indigenat zu bejigen“, und vie 
beiden Minifter der Juftiz und des Innern verfündeten, „in Anbetradit, daß die Gräfin von 
Landsfeld ihre Verſuche nicht aufgibt, die Ruhe der Hauptftadt und des ganzen Landes zu ſtö— 
ren’, feien alle Polizeibehörden zur Fahndung auf diefelbe aufgefodert, um eine Unterſuchung 
gegen fie einzuleiten. . 

IV. Thronentfagung des Königs Ludwig; der Landtag von 1848. Die Gäh— 
rung dauerte fort. Die Anfoderungen wurden immer größer und dringender. König Ludwig's 
ganze Anfhauungsweife und Gewöhnung widerftrebten dem eigentlihen Repräſentativſyſteme. 
Die Mitglieder der Kammern waren verfammelt; dennoch zögerte man mit Eröffnung des Land— 
tags. ine Riefendeputation aus der Pfalz follte den von den Abgeoroneten vorzubringenden 
Volksverlangen Nachdruck verleihen. 

König Ludwig, verzweifelnd daran, das Herrſcherthum ſo aufrecht erhalten zu können, wie 
daſſelbe nach ſeiner Anſicht ſein müſſe, legte nun unerwartet am 20. März die Krone nieder. 
Die beiden Patente, durch welche dieſer Rücktritt und die Thronbeſteigung Maximilian's II. 
verkündet wurde, hatte man in der alten feudaliſtiſchen Form abgefaßt. Es waren ſodann aber 
von jedem der beiden Fürſten „Königliche Worte an die Baiern“ beigefügt. Ganz in feiner Weiſe 
fprad König Ludwig: „Cine neue Richtung hat begonnen, eine andere ald die in der Verfafs 
fungsurfunde enthaltene, in welder Ich nun im 25. Jahre geherrfht... Treu der Verfaffung 
regierte Ih; dem Wohle des Volkes war Mein Leben geweiht; als wenn Ic eines Freiſtaats 
Beamter gewejen, fo gewiflenhaft ging Ich mit dem Staatsgute, mit den Staatsgeldern um. 
Ih kann Jedem offen in die Augen fehen. Und nun Meinen tiefgefühlten Danf Allen, die Mir 
andingen. Auch vom Throne herabgeftiegen, ſchlägt glühend Mein Herz für Baiern, für 
Deutſchland!“ 

Die Anſprache des neuen Fürſten enthielt nur allgemeine Betheuerungen des redlichen 
Willens, „dieſer Zeit Gebot zu verſtehen und zu vollbringen“, mit den Worten ſchließend: 
„Baiern, ſteht Mir bei in Meinem feſten Vorhaben, euch auf die Stufe zu erheben, zu der wir 
als ein freies Volk berufen find, ein achtunggebietender Staat im einigen deutſchen Vaterlande!“ 

Selbſt die unerwartete Kunde von diefem Thronwechſel erregte im Ganzen nur ges 
ringe Senfation. 

Am nächſten Tage, 21. März, warb aud) ein neues Minifterium gebildet. Freiherr v. Thon: 
Dittmer blieb Minijter des Innern, ver Pfälzer Heinz erhielt die Zuftiz, Freiherr v. Lerchenfeld die 
Binanzen, außerben v. Beidler den Eultus, v. Weishaupt das Heerwefen und GrafBray die 
auswärtigen Angelegenheiten. Cinige Tage fpäter übernahm der Pfälzer Willid) die Stelle 
als Bundestagsgefandter. 

Bei der am 22. März erfolgten Eröffnung des Landtags erklärte ver König, unter ausbrüd- 
licher Bezugnahme auf die Proclamationen vom 6. und 21. veifelben Monats: „Treu und ges 
wiſſenhaft werde Ich die Verheißungen erfüllen, und Ich bin ftolz, Mich einen conftitutionellen 
König zu nennen.” Sobann wurde, „damit jede Erinnerung an frühere VBerirrungen ſchwinde“, 
eine Amneftie angefündigt. Den Kammern follten die verheißenen Gefegentwürfe vorgelegt, 
überdies auch das Lotto abgefchafft werden, „ſowie der Stand der Stuatseinnahmen im Hinblick 
auf die Bebürfniffe der bewegten Zeit es geftatte; jevenfall® werde im nächften Budget, ſoweit 
nöthig, die Erfegung diefer Einnahme durch eine andere eintreten‘, Weiter heißt es: „Die Be— 
wegung der Zeit und die großen Intereffen des Vaterlandes erheifchen eine innigere Bereinigung 
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ler deutſchen Stämme. Auch Ic habe für Vertretung des Volkes am Bunde ungefänmt Einlei⸗ 
tungm gefroffen.... Das Ergebniß diefed Landtags beſtimmt Baierns Stellung in Deutſch⸗ 
land. Laffen Sie und vorleuchten allen feinen Stämmen! Unfer Wahlſpruch fei: Freiheit und 
Geſetzmäß igkeit!“ 

Die Reichsrathskammer, ſich beeilend mit ihrer Antwortsadreſſe, wollte wol dem etwas 
nistrauifch auf ſie blickenden Volke zeigen, daß auch fie alles Dasjenige zu fördern bereit ſei, 
was ald Bedürfniß der Nation erfchien. Die in Ausficht geftellte Geſetzgebung über Grundla— 
ftenablöfung ward in dem genannten Actenftüde als ein dringendes Bedürfniß der Zeit be: 
zeiänet. „Eine neue Gefeggebung in der Rechtspflege“, hieß es weiter, „mit Offentlichfeit, 
Mündlihfeit und Schwurgerichten war neben einem Polizeiſtrafgeſetzbuche längft ver Wunſch 
ded Volkes... Durch Aufhebung des Lotto wird Sittlihfeit und Nationalmohlftand gehoben, 
durch allgemeine zeitgemäße Volksbewaffnung Baierns innere Sicherheit gewährleiftet, feine 
Kraft nach außen verboppelt werden. Nah langem Schlummer ift Deutfchland zu edlem 
Selbſtbewußtſein erwacht! Das Gefühl, ein deutſcher Mann zu fein, erhebt und begeiftert. .. 
Eingedenf ihres befhworenen Eides, eingedenk ihrer Pflichten und Ehre, wird die Kammer der 
Reichsräthe auch in dieſer hochwichtigen Zeit ihre Berathungen pflegen, fie wird Baiern, fie 
wird dem deutfchen Vaterlande beweifen, daß fie die Mahnungen der Zeit begriffen; aud ihr ' 
Wahlſpruch ift: Freiheit und Geſetzmäßigkeit!“ . 

Hatten die Neihsräthe einen von dem frühern äußerft verfhiedenen Standpunft eingenoms 
men, hatten fie eine Sprache geführt wie noch nie, zum Theil im directen Widerfprud mit ihren. 
vor wenigen Monaten gefaßten Beihlüffen, fo war aud die Stellung der Abgeordneten, ob: 
wol aud andern Gründen, eine eigenthümliche. Eine unterdem Abel’ [hen Minifterium gewählte, 
dann durch Urlauböverweigerungen decimirte Kammer ſchien dem Volke nicht das rechte Organ 
für feine Vertretung. Dazu fam, daß bie Hauptcapacitäten der Verſammlung in den jüngften 
Tagen meiftend in den Staatöbienft gezogen worden waren, ſodaß ed diefer an einer genügen 
den Anzahl fenntnigvoller Männer zu fehlen fhien. Daher entftand vielfach dad Verlangen, 
die Kammer möge ihre ganze Thärigfeit auf fhleunige Abfaffung eines neuen Wahlgefeges be: 
ihränfen. Allein vie Abihaffung ver Feudallaſten nnd andere Bedürfniſſe machten ſich dringend 
geltend, und fo entfaltete denn diefe geſchwächte Kammer raſch eine ungewöhnlich ausgedehnte 
Wirkſamkeit. 

In ihrer Antwortsadreſſe wünſchte dieſelbe nicht blos Amneſtie der früher aus politiſchen 
Gründen Verurtheilten, ſondern auch Wiedereinſetzung derſelben in den frühern Stand und 
Entſchädigung für ihre materiellen Verluſte. Gelegentlich der angekündigten Verbeſſerung der 
Berhältniffe ver Iſraeliten bemerkte die Kammer: „Möge ſich dieſes Geſetz zu dem höhern 
Grundſatze der Gleichberechtigung aller Confeſſionen und ihrer Bekenner in allen Verhältniſſen 
zum Staate erheben, damit der Gleichheit des Geſetzes auch die Gleichheit vor dem Geſetze ent⸗ 
ſpreche.“ Enplih wurden Verlangen ausgefproden nad einem Initiativrechte ded Landtags 
auch in Verfaffungsfragen, Reform der Steuergefege, Fürzere Budgetperioden, Verbefferung 
ber Volksbildung und „die nothwendige Freiheit der Lehre“. 

In der erften Zeit des Landtags zeigten ſich beide Kammern gleich eifrig bemüht, den Volke: 
wünſchen zu entfpredhen. Die Reichsräthe begannen damit, ihre Sigungen Öffentlich zu halten. 
Sie vermweigerten keinem freifinnigen Vorſchlag ihre Zuftimmung, fügten vielmehr oft den Ge— 
fegentwürfen noch liberalere Beflimmungen bei. Doch allmälig änderte ſich dies. Die anfangs 
gar nit, dann blos vereinzelt lautgewordenen Stimmen des Gonfervatismud und felbft der 
Reaction erlangten nicht felten eine Majorität, und die Abgeoroneten konnten manches wichtige 
Geſetz nur durch Aufgeben bedeutender Einzelbeftimmungen zu Etande bringen. Schon beim 
neuen Wahlgefege ftieß man auf große Schwierigkeiten. Auf Umgeftaltung der Reichsraths— 
kammer ging diefe gar nicht ein, fondern nur auf einen Wunſch nad Erweiterung. Am hef- 
tigften entfpann fi der Kampf bei ven Ablöfungsgefegen, und in Wirklichkeit gab die „untere 
Kammer‘ darin in fehr wichtigen Punkten nah. Auch die Gefege wegen des Jagdrechts und 
über die Grundlagen der neuen Gefeggebung wurden lange aufgehalten; die Siegelmäßigfeit 
ded Adels aber follte erft aufhören, wenn das Notariatögefeg ind Leben trete, deſſen Zus 
fandefommen auf einem fpätern Landtage gerade an dem Widerfprude der Reihörathöfammer 
ſcheiterte. 

Minifterium und Kammern entwickelten übrigens eine Thätigkeit, wie noch niemals ſeit 
dem Beftehen der Verfaffungvon 1818. Das Minifterium, welches allerdings mehrfach durch die, 
Abgeordneten gebrängt werden mußte, arbeitete raſch Gefegentwürfe über die wichtigiten Ge— 
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genftände aus, und der Landtag wußte, trog der hemmenden Beftimmungen feiner Geſchäfto— 
orbnung, jchnell damit zum Ziele zu gelangen, Der ganze Geſchäftsgang geftaltete ſich andere 
als gewöhnlich. Die Motivirung der Gejegentwürfe und die Verhandlungen fanden immer nur 
kurz und ohne lange Vorbereitungen ftatt. Unter den einzelnen Abgeordneten war es bejonderd 
der Pfälzer Stodinger, der ſich die größten Verdienſte erwarb. Seinem praftifchen Blide, fei- 
ner Erfahrung und unermüblichen Thätigkeit hat das bairifche Volk viele jener Beftimmungen 
zu verdanken, weldye wenigftend längere Zeit einen Danım bildeten gegen die raſch und gewaltig 
wieder hereinbredyende Rüdftrömung. Der Minifter Heinz aber war e8, der die Schwurgerichte 
in den fieben Altern Kreifen ebenſo ſchnell als im Allgemeinen zwedmäßig ind Leben rief, 
eine augenblicklich volfsthümlich gewordene Eirichtung, umfomehr, als einige der grellften 
Misftände des franzöſiſchen (heute noch unverbeffert in der Pfalz fortvauernden) Juryinftituts 
redlich bejeitigt wurden. 

Die erfte unangenehme Wahrnehmung des Landtags war Die einer völligen Leere der öf— 
fentlihen Kaſſen. Welcher Eontraft gegen die frühern Grübrigungen! Der neue Binanzmi: 
nilter begann mit dem Verlangen eines Anlehens von 7 Mill. ; dabei ftellte ev neue Steuern in 
Ausſicht. ES fiel auf, dap man das geitörte Gleichgewicht nicht weit eher durch Erſparungen 
berzuftellen ſuche. Noch weniger befriedigend fand man weitere finanzielle Vorſchläge des ge- 
nannten Minifters, namentlid wegen Beihränfung der Nüdzahlung der Sparfafegelver. In— 
deſſen vermied man eigentliche Gonflicte. 

Als wichtigfte Ergebniffe ver Landtagsthätigkeit treten und eineNeihe von Gefegen entgegen, 
von denen wir einige fpeciell erwähnen mülfen, 

Das erſte Geſetz, welches zu Stande Fam, betraf die Wahl der bairifhen Abgeorpneten zur 
Volkövertretung bei dem Deutihen Bunde. Diefe Bezeihnung ſchon deutet an, daß das März- 
minifterium Erhaltung des alten Bundes erftrebte. Die Kammer, nur auf raſche Erledigung 
bedacht, machte ſich die Frage nicht vollfommen klar. Man beftimmte mittelbare Wahlen und 
erklärte die Entrihtung irgend einer directen Steuer ald Bedingung der Wahlfähigfeit (eigent- 
lich etwas abweichend von den Beitimmungen des Vorparlaments). Im Parlamente felbft bes 
nugten die bairifchen Abgeorpneten die erfte Gelegenheit, um (durd) den Mund des Minifterial- 
raths d. Hermann) entſchieden gegen jede Beihränfung zu proteftiren, welche bezüglich ihres 
Mandats von der Regierung behauptet werden wollte. 93) 

Dem auf frühere Vorgänge ein bezeichnendes Schlaglicht werfenden, von den Reichsräthen 
freilich nur unter dem Widerſtreben einer Minorität adoptirten Wunfche der Abgeordneten: an 
Behr und Eifenmann eine finanzielle Entihädigung aus Staatsmitteln zu leiften, entſprach die 
‚ Negierung bereitwillig. Dagegen konnte die Kammer (und wol das Minifterium felbft) nicht 
olme Anftrengung das Gefeg über die ftändifche Initiative erlangen. 5*) 

Das Geſetz, die Grundlagen der Gefeggebung über die Gerichtdorganifation, über das 
Berfahren in Civil: und Straffadhen und über dad Strafrecht betreffend, beftimmt im Wefent- 
liden Irennung der Juftiz von der Verwaltung, felbft in dem unterften Behörden, Auf— 
hören ber privilegirten Gerichtöftände und Ginführung einer der franzöſiſchen nachzubildenden 
Gerichtsverfaſſung, namentlich mit Notariat und Staatsdanwaltfchaft, dabei Öffentlichkeit und 
Mündlichkeit ver Verhandlungen. Die Richter follen wider ihren Willen nicht nad) einem an- 
dern Orte verfegt werden können, und die Gefchworenen müſſen aus Volkswahl hervorgehen, 
dürfen nicht (mie heute noch in der Pfalz) „von der Regierung ernannt” fein. Wir werden 
unten bie ſchweren Kämpfe anzugeben haben, welche wegen Verwirklihung der Verheißungen 
dieſes Geſetzes geführt wurden. 

Zu gedenken haben wir noch der Einführung einer Capital: und (neben diefer einer be= 
fondern) Ginfommenfteuer nad) den Anträgen des Minifters v. Lerchenfeld. Beide Steuern 
fanden infofern viele Freunde, ald man die bisherige Nichtbelaftung der Gapitalien für eine 
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53) Keine deutſche Landſchaft hatte übrigens fo viele entſchieden conſervative und ultramontane Abs 
eordnete zum Parlamente geſtellt, ale Altbaiern. Schwaben und Franken ſendeten mehr Männer des 
ntrume. (Hinfichtlich Frankens zeigte es fich vielfach, daf bie Wähler, folange einer freien Preffe 
und eines —* Volkslebens ermangelnd, die Richtung der Gewählten nicht genügend gekannt hatten.) 
Blos die Pfa 3 ſendete durchaus demofratifche Vertreter; ein einziger, ber fich hwanfend benahm, warb 
alsbald durch die Macht der öffentlichen Meinung zur Nicderlegung feines Mandats gezwungen. 
54) Die wefentlichften Beftimmungen dieſes Geſetzes ſiehe oben, bei Darftellung der gegenwärtigen 
Verhaͤltniſſe. Ebenfo ift dort das Nöthige mitgetheilt über bie Geſetze in Betreff der Abgeorbnetenwahl, 
ber Örundlaftenablöfung, des Iagdrechts, der Bepnverbaudsaufhebung unb des Preßebirte. 
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Ungeregtigkeit anſah, und als tie Einfommenfteuer auf dem Orundfage einer Brogreifion (mit 
Reigeridem Procentjage) beruhte. Im Übrigen erwies ſich pas Geſetz als äußerft fehlerhaft; es 
lieferte einen jämmerlichen Ertrag, troß der eigens an die Spige geftellten (von Nationalökono— 
men ald monftrös bezeichneten) Beitimmung, daß jchon befteuerte Einkommen wie nichtbe— 
ſteuerte gleichmäßig der neuen Auflage unterlägen. 

Der Schluß dieſes Fürzeften, aber erfolgreichften aller neuern bairiſchen Landtage erfolgte 
anı 26. Mai, die Berfündigung des Abſchieds am A. Juni 1848. Das Publicum achtete 
wenig darauf. Wer Interefle nahm an den Öffentlichen Angelegenheiten, blidte nad Frankfurt, 
blickte auf das deutfche Parlament. 

V. Das Märzminifterium. Die damaligen bairiihen Minifter entwidelten in ver 
höhern Bolitif ein von jenem aller übrigen deutſchen Märzminifter, nur die hannoverifchen aus— 
genommen, durchaus abweichendes Streben. Ihr höchſtes Ziel war nicht ſowol ein gefammtdeut- 
ſches, als vielmehr ein exeluſiv bairiſches. Sie wollten eigentlich von einem mächtigen Deutſch— 
land nur infofern willen, als e8 dazu diene, Baierns Sonderglanz zu erhöhen. Was Deutich- 
land wirflid gewähren könne, glaubten fie in der Hauptſache durch eine paſſende und frei- 
finnige Gejeggebung in Baiern allein ebenfo gut, vielfah aber jogar beifer erlangen zu koöͤn— 
nen, ja fie fhienen in manchen Beziehungen ein allzu mächtiges Deutſchland, weil mit ver 
Souveränetät des Einzelftaatd (diefer Gabe des Rheinbund = Protector) nicht vereinbar, 
geradezu zu fürchten. 

Die Minifter ohne Ausnahme waren perfünlih höchft ehrenwerthe Männer. Den größten 
Einfluß unter denjelben übte v. Lerchenfeld. Obwol er eigentlich nur die Finanzen zu vers 
walten hatte, jo gab doch die befolgte Politif im Ganzen ein Spiegelbild feiner Gejinnung. 
Uneigennüßig, redlih und fenntnifvoll in Einzelheiten, befrievigten dennoch feine wirklichen 
Leiftungen im Ganzen nur fehr wenig. Man vermißte eine höhere Auffaſſung und praftifchen 
Blick, wozu noch Klagen famen über Eigenwilligfeit und Selbftüberfhägung. Graf Bray, ber 
Minifter des Auswärtigen, früher Gefandter in Petersburg, fonnte kaum eine andere als eine 
ſtarr ariſtokratiſche Anfhauungsmeifebefigen. Herr v. ThonsDittmer(Innered) wußte feiner Auf: 
gabe nicht in einer Beziehung zu genügen. Herr v. Beisler (Eultus) befand ſich fortwährend als 
Parlamentsmitglied zu Frankfurt. Herr v. Weishaupt (Sohn des Stifterd des Illuminatenor— 
dens) befchränfte ſich unbedingt auf das Kriegäwefen, das er fenntnifvoll und ehrenhaft leitete. 
Ebenſo befaßte ſich Heinz eigentlich nur mit der Juſtiz. Dem Legten allein verdankt Baiern dauernde 
Schöpfungen: raſch und mit dem glängenditen Erfolge rief er dad Schwurgericht ind. Leben. 

Deito bevauerlicher fand man vielfach das Verhalten des Gefammtminifteriums in der gros 
Ben deutſchen Frage. Wo es die Umſtände erlaubten, warb der Particularismus gehegt und 
gepflegt. Selbft der befannte Siebzehner: Entwurf ging dem bairiihen Märzminijterium 
viel zu weit. Es trat — noch heute willen wir nicht beftimmt, ob officibs oder geradezu officiell 
— ein Borihlag von diefer Seite hervor, nad deſſen pofitiven Beſtimmungen dad Reichöpar: 
lament nicht einmal über feine eigene Hausordnung autonomiſch follte beftimmen bürfen. Selbft 
das Petitiondrecht der Nationalverfammlung follte beſchränkt fein, was nämlid den Partieulas 
rismus der Staaten betreffe. Und als Preis für die in folder Weife um Deutfhland erworbenen 
Verdienſte foderte das Minifterium, daß Baiern für immer mit Ofterreih und Preußen das 
breigliederige Directorium zu befegen habe. Die Haltung des mündener Cabinets war eine 
ſolche, daß felbft ver überaus milde, feinem ganzen Wefen nad jevem UÜberftürzen unbedingt 
abgeneigte Willich nad) ganz kurzer Frift feine Stelle ald Bundestagsgefandter nieberlegte (un= 
ter freiwilligem Verzicht auf jede Penſion). Allerdings vermied man eine offene Widerfeg- 
lichkeit gegen die Reichsgewalt, allein man wollte fi derſelben auch nicht eigentlich unterwerfen. 
Man wagte e8 zwar nicht, die von der Gentralgewalt angeorbnete Huldigung für den Reichs— 
verweſer zu verweigern, dagegen fuchte man die Sache möglichft zu nullifieiren, indem man die 
Landwehr ganz ausſchließen wollte (mas ſich diefe jedoch nicht gefallen ließ), und indem man 
anorbnete, das erſte auszubringende Hoch! habe dem Könige, blos das zweite dem Reichsver⸗ 
weſer zu gelten. Als das Reihöminifterium auf Verfündigung der Reichögejege drang, wurden 
einige derſelben „mittels befonderer Beigaben zum Regierungsblatt zur örtlichen VBerfündigung‘‘ 
mitgetheilt. Auf die Anfrage des Reichsminiſters an fämmtliche deutſche Gejandte: ob bie 
Grundrechte von ihren Regierungen verfündet und eingeführt würden? lehnte der bairiſche Ge— 
fandte die Antwort ab wegen Inftructionsmangel. In Wirklichkeit wurden die Grundrechte 
nicht verfündet. Liber viele hervortretende Punkte beobachtete man unbedingtes Schweigen, über 
andere erſchienen in officiöfer Form Erklärungen, denen meiſtens, gleichfalls in officidfer Form, 
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wiberfprodhen ward, menn die eine Auffaffung eine fharfe Kritik erfuhr. Die fpätern Landtags⸗ 
verhandlungen und indbejondere die Erklärungen ded Minifterd des Auswärtigen, Grafen 
Bray, in ver Reichsrathskammer waren nicht geeignet, die durch Öffentliche Blätter der erbkai— 
ferlihen Partei verbreiteten Angaben zu widerlegen, daß das damalige Minifterium auf diplo— 
matiſchem Wege erft die Frage wegen Ausſchließung ſterreichs angeregt, dann, damit (angeb= 
lich) zurückgewieſen, ſich feindlich gegen ein preußiſches Kaiſerthum erklärt; daß es einmal An— 
träge gegen Oſterreich nach Berlin, dann ſolche gegen Preußen nach Wien geſendet und neben— 
bei über bie deutſche Frage in den fremden Hauptſtädten London und Paris verhandelt Habe. 
Bald trat indeß entfchievener dad Streben hervor, das Gegentheil Deifen zu thun, was Preußen 
beabfichtigte. Gerade hierin fand das Gouvernement eine ftarfe Unterſtützung in einer weitver— 
breiteten Stimmung. Waren gleich anfangs ſchon im Allgemeinen Äußerungen der Unzufrie= 
denheit laut geworben, fobald Frieprih Wilhelm in den Märztagen an die Spige Deutfchlands 
zu treten erklärte, fo trug ed jih nun fogar zu, daß einem Minifter (Beisler) felbft in der 
Kammer Außerungen entfubhren, die verfelbe auf erfolgte diplomatiſche Reclamation zurückzu— 
nehmen veranlaßt wurde. 

Indem die Minifter in folder Weife verfuhren, waren fie perfönlich feft überzeugt, daß ihre 
Verpflichtungen gegen den fpeciellen bairifhen Staat und deſſen Oberhaupt ihnen eine derar: 
tige Haltung gebiete. Mittlerweile gingen aber auch von anderer Seite, ohne Schuld ver Re: 
gierung, die gehäfligften Aufhegereien gegen die Grundrechte duch das ganze Land. Die 
Neactionäre aus allen Glaffen waren dabei thätig. Den Realrechtbejigern fprah man von 
einem Raub ihres Eigenthums; den kirchlichen Fanatismus ſtachelte man auf mit der Juden 
emancipation, 

Zu dem Midbehagen in politifhen Dingen fam wieder ein Bierkfrawall in der Haupt— 
ftabt, Folge der fpeciellen Unfreiheit, in welder das Brauereigewerbe gehalten wird. Auf- 
fallenderweife hatte fih früher fhon und zwar wiederholt gerade der fonft fo [hroff durchgrei— 
fende Herr v. Abel ſchwach gezeigt in Niederdrückung eines derartigen Unfuge. Am 1. Mai 
1848 hatte ji die Ordnungsſtörung behufs gewaltfamen Herabdrückens des Bierpreiſes wies 
berholt. Nun, am 18. Oct. 1848, arteten die neuerdings aufgetaudhten Exceffe in wahren Ban= 
dalismus aus. Die Minifter verfäumten, Das zu thun, was hätte gefchehen follen. Die Noth— 
wendigfeit einer abinetdänderung drängte fi auf. Da wurden denn am 1. Dec. Thon-Ditt: 
ner und Beisler ausgeſchieden (Regterer hatte duch eine Außerung im Parlamente gegen den 
Papft die fatholifche Partei erbittert); Lerchenfeld übernahm das Innere ſammt dem Cultus; 
bie Finanzen wurben v. Weigand übertragen, einem fehr braven Manne, der ji indeß 
in feiner neuen Stellung am wenigften wohl fühlte. Hatte man nicht begriffen, warum 2er: 
chenfeld die beiden, ihrem Weſen nad; ihm ganz fremden Minifterien übernommen, fo erftaunte 
man nod mehr, als ihm nad) 1A Tagen die erbetene Entlaffung ertheilt ward. (Auch er ver: 
zichtete auf Penfion.) Man beſchuldigte die reactionäre Partei, dieſe Ausſcheidung veranlaft zu 
Haben, allein mit Unrecht, denn der Grund lag wol zumeift in der Perfönlichkeit Lerchen— 
feld's. Nun gelangte Beisler wieder an den erledigten Poften. Herr v. Weishaupt ward feis 
ner Bortefeuilleführung enthoben, nachdem er, wie man wiffen wollte, einige ihm angefonnene 
Ausgaben abgelehnt und gewiflen Anfoderungen des Adels nicht entfprochen Haben follte. 

VI. Der Landtag zu Anfang des Jahres 1849. Der neue Landtag war endlich auf 
ben 16. Jan. 1849 berufen, ein Landtag, deffen unausgefegter Kampf für die deutfche Sache 
allgemeine Beachtung verdient, welcher Anfiht man auch huldigen möge. Die Bureaufratie 
batte in Öffentlichen Blättern zum voraus gefpottet über diefe nicht mehr nah Ständen gemähl- 
ten Abgeorbneten, welche „die ſtaatsrechtlichen Grörterungen gähnend anhören” und ſchließlich 
doch nichtö Anderes als Ja zu fagen wiſſen würden. Bei den Wahlen hatte das reactionäre, 
das ariftofratifhsabfolutiftifche und ultramontane Element in Altbaiern vollftändig geflegt. 
Hier waren v. Abel, v. Obercamp, Graf La Rofee, Sepp und eine Anzahl mit diefem 
Letzten übereinftimmender katholiſcher Geiftlihen gewählt, ja in ber Hauptſtadt felbft war 
bei der Wahl der zuvor fo fehr gefeierte Lerchenfeld gegen einen die Realrechte vertretenden, 
in höhern Angelegenheiten ganz unwiſſenden Schloffermeifter unterlegen. Den birecten Ge— 
genfaß bilvete die Repräfentation dev Pfalz, darunter Schüler (von Zweibrüden), Stodinger, 
Willi und Kolb (von Speier). Ähnlich gefinnt, wenn auch weniger ſcharf hervortretend, zeig: 
ten fi) die Vertreter Frankens, darunter Grämer, Rubner, Morgenftern ; doch war auch Ler— 
—— —— gewählt. Am wenigſten politiſche Färbung hatte die Wahl in Schwa— 

gehabt. 
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Zum erfien mal erfolgte auf einem bairiſchen Landtage eine offene politifche Parteigruppl⸗ 
rung. Es bildete fidh zuerft eine Linke, in ihrem Programme unbedingte Unterorbnung des 
@inzeljtaats unter die Reichöverfaflung fodernd und entfhiedene Durchführung des Gonftitutios 
nalismus im Innern erftrebend, mit finanziellen Erfparungen und mit dem Principe des Self— 
governmentd. Nah und nach erlangte diejes Programm gegen 58 Unterfchriften. Etwa 18 
Mitgliedern waren diefe Prineipien, obwol fie diejelben im Wefentlihen theilten, doch zu ſchroff 
auögefprocen ; fie bildeten ein linkes Centrum. Die Nechte brachte es nur auf 25, das 
rechte Centrum auf 54 Mitglieder. Diefe beiven, während des ganzen Landtags zuſammen— 
wirkenden Fractionen vermieden es, den Foderungen ber Zeit ſich offen zu widerſetzen; fie ſpra— 
hen ſich ſogar für diefelben, wenn auch in beſchränkendem Sinne aus, hofften aber durch das 
angerufene Bereinbarungdfyftem ihre Sache retten zu können. Der Rechten gehörten 
v. Abel und Sepp, dem rechten Gentrum v. Lerchenfeld und Graf Hegnenberg: Dur, ber 
Linken alle obengenannten Pfälzer und Franken an. Das linke Gentrum befaß feine befon= 
ders hervortretenden Berfonen. Nur fehr wenige Abgeordnete ſchloſſen fi von allen Elubs aus. 

Obwol die entſchiedene Mehrheit der Abgeordneten der freien Richtung zugethan war, fo 
erſtrebte dieſelbe doch Feine Ausfchlieplichkeit, wie man fie fpäter vielfach befhuldigen wollte, 
Gerade ven Mangel an Erelufivität misbraudhten die beiden Fractionen der Nechten. Indem fie 
fi feft vereinigten, während die Angehörigen der Linken in einer Art parlamentarifcher Uns 
ſchuld dieſes in perfönlicen Kragen noch unterliefen, gelang e& jenen, aljo der Minorität, 
fi in den Beſitz des ganzen Directoriums zu feßen: beide Präſidenten (v. Lerchenfeld und Graf 
Hegnenberg = Dur) und beide Secretäre waren der Nechten entnommen, jedes Mitglied der Lin 
fen joftematiich ausgefchloffen. Dies erbitterte legtere und führte fie zu gleicher engerer Ver— 
einigung. Die nächſte Ausſchußwahl zeigte ihre Überlegenheit. Die Freifinnigen wollten indeß 
dieſelbe fo wenig misbrauchen, daß fie felbft jet noch fi mit ver echten zu verftändigen fuchten, 
ein Zugeſtändniß an diefelbe machten , die Gegenbedingung aber nicht erlangten. Damit hörten 
freilich alle weitern Trandactionen auf, Die beiden Theile der Linfen, vom Directorium voll= 
fändig ausgeſchleſſen und dann noch bei Befegung des erften Ausichuffes gereizt, machten nun 
von ihrer Überlegenheit den unbedingteſten Gebraub, indem fie ihrerfeitö alle fernern Auss - 
ſchüſſe allein beſetzten. 

Vor der gewöhnlichen Beeidigung der Abgeordneten reichten 69 derſelben dem Miniſter die 
friftlihe Erklärung ein, daß fie den Verfaflungdeid nur „in der Überzeugung leifteten, an der 
Anerkennung der Gültigkeit der Reichsgeſetze, insbefondere der Grundrechte, nicht gehindert 
zu fein‘. 

Nach einigem Zögern erfolgte am 22. Ian. die feierliche Eröffnung des Landtags. Die al: 
ten Formalitäten wurden wieder angeorbnet, allein die Kammermitglieder fegten fich vielfach 
factifch über diefelben hinweg (fo nahmen fie ihre Pläge nad) eigenem Gutdünfen, während 
nad) den alten Vorfchriften jever Deputirte denjenigen Platz einnehmen follte, ven ihm das Loos 
anmies). Die Thronrede ermangelte jeder beftimmten Erklärung in der eben Alles beherrſchen— 
den deutfchen Frage; nicht mit einem Worte gedaht war der Nationalverfammlung, vex 
Gentralgewalt oder der Grundrechte. 

Die Reichsräthe beeilten ſich wieder mit Abfaffung ihrer Antwortsadreſſe, es diesmal aber 
forgfam vermeidend, ſich anders, als in unbeftimmten, nad der einen over andern Richtung 
auszulegenden Ausdrücken auszufpreden. 

Ehe noch die Abgeordneten zu ihrer Antwortsadreſſe gelangten, übergab ihnen das Mini: 
fterium eine Erklärung, im MWefentlichen eine dem Reihsminifterium gemachte Notification 
wieberholend, welche dahin ging: Baiern befige in der. Hauptfache bereits Alles, was die Grund⸗ 
rechte gewährten; formelle Änderungen in der bairifchen Gefeggebung könnten indeß nur auf 
verfaftungsmäßigem Wege und in ausdrücklicher Übereinftimmung zwifchen Krone und Stän= 
den herbeigeführt werben, alfo nicht kurzweg durch die Reichsgeſetze. 

Die Abgeorbnetenfammer mußte fih danach umfomehr in ihrem erften Acte, ver Antworts⸗ 
adreffe auf die Thronrede, über die brennende Frage des Tages ausfprehen. Sie begann ihre 
Berathung am 5. Febr. Da die Minorität auch nicht einen Satz ohne Gegenantrag ließ, fo war 
der parlamentarifche Kampf langdauernd. 

Schon die Ausjhußmitgliever hatten ſich geſpalten; jeder Theil derſelben brachte einen be: 
fondern Entwurf zur Vorlage. Der ver Minorität (verfaßt vom Profeflor v. Scheuerl) ver⸗ 
langte bezüglich der Reichsgeſetze, wenn auch nicht Vereinbarung, doch Verſtändigung, 
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immerhin deren Gültigkeit abhängig machend von der Zuftimmung aller einzelnen Factoren der 
gefeggebenden Gewalt in Baiern. Der Entwurf der Ausſchußmajorität (verfaßt von Stodin= 
ger und Willich) beruhte auf der entgegengefegten Grundanſicht und hob überdies die drin 
gendſten Bedürfniſſe des jpeciellen Landes hervor. Die Haltung diefed Actenftüds war durchaus 
würdig und durchaus achtungsvoll gegen dad Staatsoberhaupt. Die Vertheidigung des Ent= 
wurfs führte Stodinger mit befonderer Geſchicklichkeit. Gleich im Anfange der Debatten ergab 
fi ein Zwiſchenfall. Kolb, die Thronrede in ihren einzelnen Iheilen dev Kritif unterftellend, 
verlangte von den Miniftern offene Erklärung: ob diefe Thronrede ihr Werk fei? ferner Auf: 
ſchluß darüber, was die legten Veränderungen im Gabinete veranlapt habe. Die Minifter, in 
fihtlicher Berlegenheit, gaben wegen ve3 legten Punktes ausweihende Antworten, machten aber 
binjichtlich des erften das Zugeftändnig, daß das Actenftüd nicht von ihnen herrühre, fordern 
von anderer Seite gekommen ſei, ji) berufend auf den bisherigen Gebrauch, wonach das Staats— 
oberhaupt hierbei nach feinem Ermeſſen handle, und ihrerjeits ſchon zufrieden damit, daß in 
dem DBertrage nichtd vorfomme, was jie nicht vertreten könnten. Diefe Erklärung brachte um 
fo größere Senfation hervor, ald man feit einiger Zeit willen wollte, v. Abel werde bei 
Hofe wieder zu Rathe gezogen. In der Hauptfrage nahm zunächſt Schüler das Wort. Vor 
18 Jahren ſchon glänzend in diefem Kaufe durch Fühne Vertheidigung der Volksrechte, ſeitdem 
geächtet und Klüchtling, nun bleih und auf Krücken geftügt,, vertheinigte derjelbe die unbedingte 
Rechtsgültigkeit der Grundrechte mit wahrhaft ausgezeichneter Eloquenz. Er machte die allge= 
meinen Gründe dafür geltend, er benugte aber mit wahrer Meifterfhaft insbeſondere alle jene 
zahlreihen Momente, vermitteld welcher die Minifter ein ſchwankendes Spiel verſucht hatten. 
Keine Frage: es hatte jih das Minifterium vollitändig verfangen; ed hatte zeitweile zu dem 
Glauben einer unbedingten Unterwerfung unter die Reichsgewalt wirklich berechtigt, und doch 
war foldhe Unterwerfung nie feine wahre Abjicht geweien. Ihr babt namentlich das Reichsge- 
feß über die Gültigfeit der Neichögejege amtlid, befannt gemacht, hoben die Demofraten her— 
vor, und doch wollt ihr demſelben die Gültigkeit abſprechen in denjenigen Ballen, die eudy nicht 
zufagen ; ihr habt euch den Gefegen und Anordnungen der Reichsgewalt unbedingt gefügt, wenn 
ed ji darum handelte, die Laften des Volkes zu vergrößern (Vermehrung der Arnıee, Geldbei— 
träge u. ſ. w.), und nun nehmt ihr Anftand aus particulariftiich = conftitutioneller Gewiſſenhaf— 
tigkeit, die Beichlüffe des Parlaments in ven Punkten zu vollziehen, in denen es ſich um Ent— 
widelung der Freiheiten des Volkes handelt. 

Nachdem der Minifter des Auswärtigen, Graf Bray, erfolglos namentlich gegen Schüler's 
Argumentation angefämpft, erhob ſich der gejchictefte Mepner der Rechten, v. Abel. Er 
fprad mit gewandter Dialeftit und wol nod im ftolzen Nachgefühle der zablreihen Erfolge, 
die er vordem in diefem Saale erringen: eine ſolche Ginführung der Reichsgeſetze wäre blos 
„ein kühner Griff, aber nicht geeignet, das Recht zu erfegen, — eine Willkürherrſchaft, und jede 
Willkürherrſchaft weifen wir zurück!“ (Tiefer Eindrud des Staunend, von Murren gefolgt.) 
Dann jchilderte der Redner die verderblihen Wirkungen, melde die Grundrechte hervorbringen 
müßten, beifügend: „Wir erflären und aufs entichievenfte gegen das Princip der Bevormun— 
dung , welches bisher centnerfchwer auf den Gemeinden laftete”, und welches Bevormundungs— 
foftem nun durch die Reichscentralifation noch vermehrt werden jolle. (Hier verwandelte fich der 
Unwille in lautes Gelächter). Endlich malte er aus, wie die Schaffung eines deutichen Reichs 
die Finanzen der Einzelftaaten zu Grunde richten würde, indem e8 ihnen viele Einnahmequellen 
(Bölle, Boften u. f. w.) entreiße und neue Laften aufbürde. Dabei ſtachelte er ganz beſonders 
die Vorurtheile und den Eigennug, namentlich die Realrechtsbeſitzer auf. 

Ihm antwortete Kolb, mit Ausprücden des Erftaunend darüber beginnend, daß Baiern aus 
diefem Munde, aus welchem es jeit mehr ald zehn Jahren ſchon fo manche Interpretation feiner 
Berfaflung vernommen, heute wieder Interpretationen hören müffe, diesmal Interpretationen 
im Namen der Freiheit, Interpretationen, die dad gefammte Deutfchland beträfen. Er beleuchtete 
die vorgebradhten Trugichlüffe, zeigte, wie die Herftellung einer Ginigung Deutſchlands die un= 
umgängliche Vorbevingung feines Wohls und Glüds, nicht fein Verderben in ſich fliege, und 
bewies die Unwahrheit der Unterftellungen , mitteld deren man namentlich den Gewerbftand in 
Baiern aufgehegt. Es wurde augenfcheinlih, daß man einzelne Anträge über dad Gewerbwe— 
fen, melde im volkswirthſchaftlichen Ausihuffe ver Nationalverfammlung zwar zur Vorlage 
gebracht, aber ſchon dort beinahe einftimmig verworfen und darauf gar nicht weiter zur 
Sprade gefommen waren, in Baiern für Beihlüffe ver Reihöverfammlung ausgegeben und 
damit die Gewerbtreibenden in perfidefter Weife gefchresft hatte. 
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Am dritten Tage der Debatte unternahmen es die Miniſter Heinz und v. Beisler, ſowie 
v. Lerchenfeld, die Vereinbarungstheorie nochmals zu vertheidigen. Schüler und Stockinger 
antworteten treffend. 59) Als man endlich zur Abſtimmung über den entſcheidenden Satz ge— 
langte, erklärten ſich 72 Stimmen für, 62 gegen die Gültigkeit der Reichsgeſetze. 

Am nähftfolgenden Morgen (8. Febr.) erklärten die Minifter, daß fie infolge des geftrigen 
Kammerbejchluffes ſämmtlich ihre Entlaffung eingereicht hätten. Es war das erjte mal in Baiern, 
daß ed einer Kammer gelungen, ein ganzes Minifterium zu ſtürzen. 

Noch war die Adreßdebatte nicht beendigt, denn auch dent ganzen übrigen Inhalte des Ant: 
wortsentwurfs widerjegte ji die Minorität Sap für Sag. So ward nod) zwei Tage lang der 
parlamentariſche Kampf fortgefegt. Endlich, nad) fünftägiger Debatte, erfolgte die Abftinnmung, 
Annahme der Adreſſe mit 72 gegen 61 Stimmen. 56) 

Alle reactionären Parteien in Baiern entwidelten nun die größtmögliche Ihätigfeit, um 
das zumal über die deutiche Frage möglihft im Unflaren gehaltene und mit Beforgniffen für 
feine Religion und jeinen gewerblihen Nahrungsſtand erfüllte altbairiihe Volk gegen die 
Reichsverfaſſung und deren Vertheidiger aufzureizen, da die Ginheit Deutichlands ven Ruin 
Baierns mit fi bringe. Gin Petitionsſturm gegen die Grundrechte ward organifirt ; ſelbſt die 
quafiofficielle „Neue Münchener Zeitung‘ regiftrirte die einlaufenden Adreflen Tag für Tag. 
Died rief faum minder maflenhafte Gegenabreilen für die Grundrechte hervor, bejonders in 
Sranfen und der Pfalz. Bon ihnen nahm die genannte Zeitung feine Notiz. Das ultramontane 
Hauptblatt aber, der „Volksbote“, beihuldigte die freifinnigen Abgeordneten der niedrigjten 
Bübereien, ja er rief ganz unverblümt die Bauern auf, nad) ver Reſidenz zu ziehen und die 
„Rothen“, die „grundrechtlichen Hochverräther“ todtzufchlagen. 97) 

59) Bei diefer Gelegenheit war es, daß Herr v. Abel, die im ganzen Lande gefürchtete parlamentarifche 
Macht, infolge der allerdings beinahe ununterbrochenen Angriffe auf fein früheres „heilloſes, vertuch— 
tes Syſtem“, fich heftige Nusfälle erlaubte, über welche das Prafidium vermittels einer vagen Bemer— 
fung binweggehen wollte, worauf Kolb fogleich die Sache auffaßte und vermittels namentlicher Abftims 
mung einen förmlichen Kammerbeſchluß erwirfte, wonach Herr v. Abel 5— Ordnung“ gewieſen warb, 
Nun war der parlamentariſche Nimbus des Mannes vernichtet. Die Linke hatte es als Pflicht ange: 
fehen , indem fie das vorhandene Minifterium ftürzte, zugleich eine Wiederfehr des Minifteriums Abel 
unmöglic zu madıen. 

) Wir wollen hier zweier Vorfälle furz gedenfen, welche in der Folge vielfach entitellt beiprochen 
wurden, In der Adreßdebatte hatten fich Linke und linfes Gentrum dahin verftändigt, auf fein Amen: 
bement zu bem Entwurfe einzugehen. Die Rechte brachte num unter Anderm den Vorfchlag, ftatt von 
bem „conftitutionellen Syfteme”, von dem „conftitutionell:monardjifchen‘ zu reden. Obwol in der 
ganzen Verfammlung niemals ein Berlangen nach Republif hervortrat, vielmehr felbft die Linfe in ihrer 
großen Mehrheit die Erhaltung des Königthums wollte, ward jener Vorſchlag dennoch verworfen, ein mal 
unter Hinweifung auf den Misbrauch, der mit dem Ausdrude „, conftitutionellemonardjifch ‘ getrieben 
worden fei; zum Andern, weil eine Misdeutung hier gar nicht möglich, indem ja im nächftvoranftehens 
den Sage die Kammer ausgefprodyen habe: fie wolle der Krone eine Stüge bilden, während doch die 
Republik eine Krone nicht dulde. Indeß mußte der Vorfall fpater zum Vorwande der vielfach auds 
——— Beſchuldigung dienen, die Kammer habe die Monarchie abſchaffen wollen. — Der zweite 

organg war dieſer: Der Abgeordnete Dr. Müller von Aſchaſſenburg, feiner beſtimmten Fraction ange⸗ 
hörend, obwol er fich für die Gültigfeit der Reichsgeſetze erflärte, ſprach ſich fehr nachbrüdlich dagegen 
aus, daß etwa Ofterreich aus dem deutfchen Reiche ausgefchloffen werde (mas die Gegner der Reiche: 
verfaflung mit als Hauptfchlagworte benugten, geltend machend, wie alodann Baiern zum Grenzlande 
und ben norbdeutjchen Interefien des dominirenden Preußen geopfert werde). Angefichts des erften Ar: 
tifels der Reichsverfaffung, wonach das deutfche Reich jedenfalls das ganze Gebiet „des bisherigen Deut: 
fchen Bundes‘ umfaſſen —* (welches Gebiet der Kaiſer ſogar mit Waffengewalt hätte wahren müſſen), 
erflärte ein Mitglied der Majozität: „Auch wir wünſchen ebenſo wenig ein Aufgehen Deutſchlands in 
Preußen, als eine Ausfchliefung Ofterreichs, fondern ein einiges, ganzes Deutfchland.” Die übrigen 
Kammermitglieder ftimmten bei, nur ein Abgeordneter, gerade von der Minorität, erflärte fich Dagegen. 
Nicht ſogleich, fondern erft nad) längerer Zeit fuchte man in der Preffe die Sache fo darzuftellen, als 
Habe die ganze Kammer ihren am Tage zuvor gefaßten Befchluß wegen Gültigfeit ber Reichsgefege nun 
einhellig jelbft wieder umgeftoßen, und als hätte das geftürzte Minifterium fich wieder an das Staate- 
zuber ftellen fönnen, weil eine Widerfeglichfeit gegen die Nationalverfammlung nun von der Majorität 
ſelbſt ausgefprochen worden fei. Das directe Gegentheil beweifen indeß alle Kammerprotofolle und das 
Zeugniß der Nächftbetheiligten, wie denn auch die gewwandte und unermübliche Minorität eine ſolche Ge— 
legenheit augenblidlich benugt haben würde, wenn fie ihr gegeben gewefen wäre. 

57) Während die am meiften hervorragenden Abgeordneten von ber Linfen über das Unweſen lachten 
unb an feinerlei Gefahr glaubten, hatten ſich Freifinnige aus dem Volke, zumal Stubenten, Künftler und 
ſelbſt Militärs, in aller Stille verftändigt, jeden einzelnen der am meiften für gefährdet erachteten Deputirs 
ten insgeheim zu bewachen und zu beſchützen. Erſt fpäter entdedfte einer der Betheiligten das Geheimniß 

16* 


244 Baiern 


Das Märzminifterium führte proviſoriſch die Gefchäfte fort. Man kam nit zur Blldung 
eines neues Gabinetd. Nach ver Rechten konnte man nicht greifen ohne eine Kammerauflöfung, 
eine folche aber ftellte vie Wahl noch weit beftigerer Elemente in Ausjiht. Das linke Centrum 
aber ermangelte geeigneter Männer zur Belegung der Minifterftellen. So dauerte denn vie 
Berlegenheit und Rathloſigkeit fort. 

Nach wohenlanger Unthätigkeit empfing die Abgeoronetenfammer am 24. Febr. eine neue 
wichtige Vorlage, einen Gefegentwurf wegen Aufbringung der Matricularbeiträge für die 
deutfche Gentralgewalt. Es jeien 1,622,000 Gldn. erfoderlich; da num weder Überfchüffe vor: 
handen, noch ein Anlehen rathſam fei, fo folle ein Beifchlag zu allen directen Steuern von 25 
Proc. für die Reihsausgaben erhoben werden. 

Da hatte man nun thatfählih, was v. Abel vorausverfündet: „Die Ginigung Deutſch— 
lands bringt nur neue Laſten!“ Die für eine fo verberbliche Ginigung kämpfenden Abgeordne— 
ten mußten dem Volke verhaßt werden. Die Märzminifter hatten zulegt no einen Streich 
geführt, der nicht gefährlicher gedacht werben fonnte. Vielen Freiſinnigen bangte. 

Doch die Freude der Reichsverfaſſungsgegner follte nicht lange dauern. Wie ein nieder: 
ſchmetternder Blig Fam die Antwort des Finanzausſchuſſes. Ein Mitglied veffelben, Kolb, hatte 
in aller Stille Material gefammelt, um einen bisher forgfam verborgen gehaltenen alten Scha— 
den rückhaltslos zu enthüllen. Es war das fogenannte griehifche Anlehen. In durdaus 
würbiger Sprache, im Übrigen aber ohne Schonung, wies der genannte Berihterftatter Die 
Sadjlage nad. 99) Er berechnete die Foderung des bairifhen Staats, ſoweit er diefelbe eruiren 
gekonnt, auf 1,529,555 Gldn. und ftellte im Wefentlihen folgende Anträge: 1) Alle Beamte, 


58) Nach den amtlich veröffentlichten Kammerprotofollen heißt es in dem vom gefammten Finanz: 
ausfchuffe mit Stimmeneinhelligfeit angenommenen Kolb’fchen Berichte unter Anderm: „Die ganze 
Gefchichte des fogenannten griechifchen Anlehens, alle Vorgänge, welche im Zufammenhange bamit 
fiehen, gewähren ein fprechendes Bild des Zuftandes, in weldyem fich das Verfaſſungsweſen in Baiern 
vor ber beutfchen Märgrevolution befand. Es zeigt diefes Vorkommniß in allen Einzelheiten, wohin 
es führt, wenn nicht eine nach freifinnigen zen gewählte, nicht eine undecimirte, wahre Volks— 
vertretung vorhanden, wenn eine Repräfentation dabei nicht mit den nöthigen Mitteln ausgeftattet ift, 
dem Bolfsrechte auch gebührende Achtung zu verfchaffen, wenn der ganze Gonftitutionalismus nicht dem 
Mefen, fondern nur dem Scheine nach befteht. Es handelt fi um ein Vorkommniß, das man fich far 
machen muß, damit es als warnendes Beifpiel für die Zufunft diene. Gegen die Hare Beftimmung 
ber Berfaffungsurfunde wurde ein bairifches Heer nach Griechenland gefendet; für dem Vaterland 
fremde Zwede wurden Taufende der Söhne Baierns in Griechenland hingeopfert, weggerafft durch ein 
mörberifches Klima, weggerafft durch Anftrengungen und Entbehrungen, oder durch das Schwert oder 
die Kugeln ber Türfen, die zu befämpfen der bairifche Staat Feine Verpflichtung, ſogar feinen Grund, 
feine Beranlafiung hatte. Die damaligen bairifchen Stände aber ſchwiegen. Die Preffe ohnehin hatte 
man ſchmachvoll gefnebelt. Millionen bairiſcher Staatsgelder wurden verausgabt aus Veranlaflung 
der den bairifchen Staatszweden mibebingt fremden fogenannten griehifchen Frage. Es fonnte dies 
fein —— bleiben; Jedermann wußte davon, die Stände aber ſchwiegen. Erſt als die grie— 
chiſche Regierung genöthigt warb, ihr Budget und ihre Rechnungen au veröffentlichen, mußten die 
Stände in Baiern ebenfalls Kenntniß von der Sache nehmen (1840). Über man ließ es gefcheben, daß 
ein Minifter blos einem Ausfchuffe und blos «confidentiell» Auskunft gab über Angelegenheiten ber 
Staatöfaffe, mit der freilich jegt auf ihren gebührenden Werth gebrachten Bedingung, daf darüber nie 
eine Verhandlung in öffentlicher oder geheimer Sigung der Kammer flattfinden dürfe! Der Kennt: 
aiß der Kammer felbft wurden alle ven Gegenftand betreffenden Urfunden vorenthalten. Aus ber ge: 
fammten Actenlage ergibt fih, daß man die Sache nie mit voller Offenheit behandelte. Man drehte 
und wendete ſich nach allen Nichtungen und fuchte die Frage nicht ſowol feftzuftellen, als vielmehr dies 
felbe zu umgehen. Immer wieder fprach man von den «zarten Rüdfichten», vermieb aber dabei deſto 
forgfamer Dasjenige, was hätte gefchehen müſſen, wenn mehr als ein leerer, ftaatsverderblicher Schein 
conftitutionalismus beftanden hätte, wenn die Verfaſſung, ſelbſt mit allen ihren großen Fehlern, eine 
Wahrheit geweien wäre. Was die in drei geheimen Sifungen der Abgeorbnetenfammer (1840, 1843 
und 1846) gefaßten Befchlüffe anbelangt, fo ıft deren Inhalt bei der heutigen Lage der Dinge im Me: 
fentlichen ohne Bedeutung. Wäre es anders, fo würden diefe Befchlüffe, wie diefelben vorliegen, dem 
Bolfe gegenüber als null und nichtig in jeder Beziehung erflärt werden müflen. In materieller Hinficht 
hatte man die Kammer zu Befchlüfien veranlaft, während man ihr die Kenntniß ber wichtigften Urfuns 
den vorenthalten hatte. Dabei ward fogar, in augenfcheinlichen Widerfpruche gegen die are Ber 
fimmung des $. 79 der Gefchäftsordnung, niemals den Rammermitgliedern auch nur ber betreffende 
Ausfchußbericht gebruct oder lithographirt mitgetheilt, weder innerhalb noch außerhalb der vorgefchries 
benen Zeitfrift. Sogar formell tragen die gedachten Protofolle den Stempel der Nichtigkeit an fich, 
indem auch nicht eines derfelben von drei Abgeordneten mit unterzeichnet wurde, gegen die ausdrückliche 
Borfchrift von $.66 und 73 der Gefchäftsorbnung, gegen jere von $. 1 des Geſebes vom 2. Sept. 1831 
und fogar gegen die Beftimmung von $. 13, Tit. II des zehnten Edicts zur Verfaſſung“ u. f. w. 
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welde mitgewirkt, find fhleunigft auf dem Civilwege, foweit möglih, zum Rüderfage anzu= 
halten; 2) die fernere Auszahlung der Apanage ded Königs Dtto, welche Apanage ohnehin 
hierfür verpfändet, ift ſofort einzuftellen; 3) e8 jind unverzüglich die geeigneten Schritte einzu— 
kiten, um ben Rückerſatz der gedachten Staatögelver, ſoweit derjelbe nicht anderweit erfolgt, 
aus dem Privatvermögen des Könige Ludwig zu erlangen; 4) die bei dev Auslieferung der ges 
dachten Staatögelver thätigen Beamten find ſofort wegen Amtsvergehens ſtrafrechtlich zu vers 
folgen; 5) ſämmtliche Minifter find, jeder in feinem Wirkungskreife, zur unverzüglihen Ans 
orbnnung der nöthigen Weifungen aufzufodern. 

Dieſes Guthaben des Staatd reichte beiläufig gerade aus, die ganze Foderung der Minifter 
zu decken; man brauchte gar feine Steuern für die „deutſche Sache“. Indeifen war im vorliegens 
den Berichte davon nicht die Rede; eö follte vielmehr noch ein anderer Bericht wegen der Steuers 
foderung nahfolgen und das Publicum ſchien noch weitere Enthüllungen zu erwarten. 

Zu einem weitern Vortrage ließ e8 indeß die Negierung nicht fommen. Man juchte vielmehr 
von verjhiedenen Seiten jelbft die Berichterftattung über das griehifhe Anlehen zu verhins 
dern, wollte das ganze Verhältnig nicht offeufundig werben laffen. Diefe Bemühungen, obwol 
von den Kammerpräjidenten unterftüßt, fcheiterten indeß an der Vorausſicht und Energie der 
Linken. Indeflen erfolgte nun eine Vertagung ver Kammern ſo eilig, daß das betreffende Re— 
feript von Männern contrafignirt war, deren Ernennung zu Minifterverwefern man dem Land 
tage noch nicht einmal angezeigt hatte. ( Es waren nämlid) die. Herren v. Leſuire, v. Ajchenbrenner, 
v. Kleinfhrod und v. Beisler ald Verweſer ver Minifterien berufen worden.) 

Schnell drang indeß jener Bericht über das griehiiche Anlehen in das Publicum und 
wirfte weit mehr ald alles Andere, was bis jegt auf dem Landtage vorgefonimen. Der urfprüng- 
lide Schlag, berechnet auf die Steuerpflichtigen, war nicht nur abgewendet, fondern vielmehr 
zurüdgeführt, tief in das Haupt des angreifenden Theild. Gerade für die Steuerpflictigen, 
die vorzugsweiſe in dad Auge gefaßt waren, lag nun die Frage vor: ob nicht beilere Garantien 
nothwendig jeien. 

Die am 8. März begonnene VBertagung follte bi8 zum 10. April dauern. Als aber viefer 
Termin fid) näherte, hatten die Minifter noch nicht zu feften Entſchlüſſen in der ſchwebenden 
deutſchen Brage zu gelangen gewußt. Daher eine zweite Bertagung bis zum 21. April; Hierauf 
fogar eine dritte bi8 zum 15. Mai. 

Wie immer man das Auftreten der damaligen Abgeoronetenfammer beurtheilen möge, uns 
zweifelhafte Thatſache ift es, daß diefelbe ed als ihre höchſte Aufgabe betrachtete, die baixiſche 
Regierung zur Anerkennung der Reichsgefeggebung zu nöthigen. Sie war dabei von der Über: 
zeugung geleitet, daß es Täufhung ſei, in den Einzgelftaaten auf dauernde Freiheit und Wohl: 
fahrt zu hoffen, wenn dieſe nicht in der Geftaltung ded Geſammtvaterlandes ihre Grundlage 
. fänden. Für das Zuftandefommen einer gefammtdeutfhen Verfaſſung mußte aber gerade die 
Haltung Baierns von befonders hoher, vielleicht entſcheidender Wichtigkeit fein. Ward Baiern 
für die große Frage der Neuzeit gewonnen, jo lag eine Möglichkeit vor, insbefondere auch den 
MWiderftand ded berliner Cabinets zu bewältigen. Die Mittelftaaten bildeten ven Kern einer 
Macht; die Stimmung in verjhiedenen preußiſchen Provinzen (namentlih Rheinland) mochte 
genügen, die alddann ſchwankende Wagfchale herabzuziehen. 

Die Lage der Abgeordneten verfhlimmerte fi infolge der Erwählung des Königs von 
Preußen zum deutſchen Erbfaifer. Es ließ ſich die Thatfache nicht verfennen, daß die allgemeine 
Stimmung in ganz Baiern (einige ansbacher Adclige ausgenommen) damit nicht zufrieden 
war. Obwol aber diefe Wahl den Wünfchen der bairifhen Landtagsabgeorbneten nicht zufagte, 
fo beftand dennoch vie Linke feft auf ihrem Grundfage unbebingter Unterwerfung unter die Be— 
fhlüffe der Nationalverfammlung, wobei man das Nichtangenehme ebenso wie das Erwünſchte 
anzuerfennen habe. 

Mittlerweile war denn aud das Minifterium definitiv reconftituirt. Es beftand aus Herrn 
v. der Pforbten (Auswärtiges), Lefuire (Kriegsweſen), Aſchenbrenner (Finanzen), Kleinfhrod 
(Iuftiz), Forſter (Inneres) und Ringelmann (Eultus). Wenn aud) vorerft noch nicht dem Nas 
men, jo doch der That nad ftand der Erftgenannte ander Spitze des Cabinets. Früher Univerſitäts— 
profeſſor, miöfiel feine Haltung dem Herrn v. Abel. Herrv.der Pforbten wandte ſich damals nach 
Reipzig und gelangte nad den Märztagen auf einen ſächſiſchen Minifterftuhl. Eben war er je= 
doc den Angriffen der dortigen Kammern unterlegen, indem er namenilich in Hinſicht auf die 
deutſche Reihöverfailung diefelbe Richtung vertrat wie das i.ı Baiern geſtürzte Minifterium, 
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Herr v. der Pforbten begann Namens der bairischen Regierung der deutſchen Gentralgewalt 
zu erklären, daß die gedachte Regierung eine unbedingte Gültigkeit der Reichsverfaſſung nicht 
anerfenne. In Verbindung damit jtand die legte Bertagung ver Kammern. Adreſſen mit zahl: 
reichen Unterfchriften verlangten dringend fofortige Berufung des Landtags, das Minifterium 
wies diejelben jedoch zurüd. 

Indeſſen glaubte die parlamentariihe Oppoſition das Minifterium zum Nachgeben zwingen 
zu fönnen. Wirklich ließ fich nicht abjehen, wie dieſes jih zu behaupten vermöchte dieſer Kammer 
gegenüber und bei der Unmöglichkeit, durch Auflöfung eine nadhgiebigere zu erlangen. Der un: 
glückliche Aufftand in ver Pfalz änderte die Sadhjlage. 

Die Haltung des neuen Minifteriums hatte nämlich in ver Pfalz und in Branfen große 
Aufregung und Erbitterung erzeugt. Zunächſt infolge einer Auffoderung der pfälziichen Volks— 
vereine fand am 1. und 2. Mai zu Kaiferslautern eine allgemeine Volksverſammlung ftatt, 
Etwa 12,000 Männer, viele in Waffen, wohnten derjelben bei. Das Verfahren der bairiſchen 
Regierung ward ald Auflehnung gegen die Neihöverfaflung bezeichnet und beſchloſſen: vie 
Pfalz habe diefer Negierung, bis fich diejelbe ven Reichsgeſetzen unterwerfe, Widerſtand zu leis 
ſten, zu welchem Behufe man einen „Landesvertheidigungsausſchuß“ einjegte (Der übrigens in 
Wirklichkeit keinen Verſuch machte, die im Kreife beftebende Regierung abzujegen). 

Das Reihsminifterium (Gagern), gedrängt durd die Madıt der Ihatfahen und beftürmt 
durch die Linke des Parlaments, fendete den Neihstagsabgrorpneten Eifenftudf ald Reichscom— 
miffar nach ver Pfalz. Eifenftud fand, nach Inhalt feiner Berichte, überall im Lande große Er— 
bitterung gegen die bairifche Negierung ; die Beamten felbit fpradyen ibm fait durchgängig ihr 
Bedauern über die Haltung vieler Regierung aus und betbeuerten ihre Anbänglichfeit an Die 
Reichsverfaſſung. Eiſenſtuck, beftrebt, die Reichsverfaſſung zur Anerkennung zu bringen, fo= 
dann zu der Folgerung gelangend, daß eine offene Misbilligung der geſchehenen Schritte nur 
zur Proclamirung der Nepublif führen würde, kam (7. Mai) zu dem Entfchluffe, ven Landes— 
vertbeidigungsausihuß zu reconftituiren als „Landesausſchuß für Vertheivigung und Durch— 
führung der deutſchen Reihöverfaffung”. Da nun aber am nächſten Morgen, völlig unerwartet, 
von Manheim ber ein preußiſches Bataillon (vom Neihsfriegsminifter v. Beuder nad Landau 
beordert) in ver Pfalz erſchien, entſtand bier eine folde Aufregung und Grbitterung, daß dieje 
fhwade Truppenabtheilung aller Wahrſcheinlichkeit nah von allen Seiten angegriffen und 
vollftändig aufgerieben worden wäre, wenn der Reichscommiſſar viefelbe nicht zurückbeor— 
dert hätte. 

Die Gentralgewalt war indeffen unzufrieden mit Gifenjtud. Er ward einer überſchreitung 
feiner Vollmachten befhuldigt und zurüdberufen (10. Mai). Died goß DI in die Flammen. 
In der nächſten Nacht ward eine bairifche Truppenabtheilung zu Ludwigshafen durch Bewaffnete 
aus Frankenthal und der Umgegend überfallen und der Ort genommen. Die Soldaten (angeb= 
lih 460 Mann) gingen, mit Ausnahme der Offiziere, zu den Infurgenten über. Nun riß beim 
gefammten Militär in der Pfalz Auflöſung ein. Zuerft verliefen die Soldaten in den offenen 
Drten ihre Corps, dann folgten die in den Feſtungen häufig dieſem Beifpiele. Zu Landau 
namentlich konnte der Dienft faft nur noch dur Offiziere verfehen werden. Viele Gemeine und 
Unteroffiziere ſchloſſen jich der Bewegung an, eine noch größere Anzahl begab fih einfach nach 
Haufe. (Die Oefammtzahl der Fahnenflüchtigen ward fpäter zu 2525 angegeben.) Gevrängt 
durch manche Berhältniffe, gevrängt insbefondere durch Geldmangel und bei feiner beihränften 
Befugniß außer Stande, demfelben zu begegnen, glaubte der Landesausſchuß einen Schritt 
weiter gehen zu müffen. Er berief auf ven 17. Mai eine Verfammlung von Gantonalvertretern 
nad Kaiferdlautern und verlangte von dieſen Ummandlung ded Landesausfhufles in eine 
proviforifhe Regierung. Nur mitteld Anwendung eines „gelinden moralifhen Zwangs‘ 
gelang ed den Antragftellern, bei der Abftimmung die ſchwache Majorität von 15 bejahenden 
Stimmen gegen 15 verneinende zu erlangen. Die Maſſe ver Bevölkerung misbilligte das Vor— 
angehen, aber in ver ganzen Pfalz wollte Niemand eine Gegenbewegung unternehmen, folange 
die Regierung die Anerkennung der Reichögefege verweigerte. Nicht Viele wollten diefe unver— 
fländige Revolution, aber Niemand wollte darum die unbedingt verhaßte Gontrerevolution. 

Am unerwünfchteten Fam indeß der Aufitand den eben wieder nah München abgegangenen 
Landtagsabgeorpneten. Während fie einerfeits die jehr gegründete Hoffnung begen durften, 
die Regierung zur Anerkennung ver Reichsverfaſſung zwingen zu fönnen, wenn Feine ſtörenden 
Zwifhenfälle einträten, mußten fie einfehen, daß dagegen zur Durchführung einer Revolution 
in der Heinen Landſchaft alle Mittel fehlten, insbefondere Waffen und waffengeübte Soldaten. 
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ah ganz Deutſchland ſich erheben werde, fonnte aber nur glauben, wer die ganze damalige 
Stimmung völlig verfannte, 99) 
Am 15. Mai, alſo che noch die Dinge in der Pfalz zum Auferften gekommen waren, follte 
ber Landtag zu München wieder zufanmentreten. Noch immer war man aber dort zu entfcheis 
denden Entichlüffen nicht gelangt. Es bedurfte energifcher Verwendung einiger pfälziicher Abs 
geordneten bei den beiden Kammerpräfidenten, um dieſe zu vermögen, wenigſtens aufden 17. Mat 
die erſte Sigung anzuberaumen. Es war der nämlihe Tag, an welchem zu Kaiferslautern vie 
Wahl einer proviforifhen Regierung fattfand. 

In diefer Sigung begann das neue Minifterium mit Vorlage feines Programms. Es er: 
klärte, daß ed in der deutichen Frage „an dem Standpunkte der Vereinbarung feſthaltend, die 
unbedingte Anerkennung der Reihöverfallung verfagen müſſe“, deren „„unveränderte Aunahme 
die Intereffen Baiernd ſchwer verlegen würde” ; ed jeien übrigens „in der jüngften Zeit entſchie— 
dene Schritte zur Vereinbarung getban worden“, und man wolle „vie deutſche Einheit auf jede 
mit dem Wohle des gefammten Deutjchland und des bairiihen Volkes zu vereinbarende Weife 
fördern‘. Dem Volke follten übrigens „die gewonnenen oder in Ausficht geftellten Freiheiten 
volltändig gewährt, aber auch „einem maßlofen Streben nad) dem praftiih Undurhführbaren 
fräftig entgegengetreten werben‘. Verheißen ward namentlich „Umgeſtaltung der Verfaſſungs— 
urfunde, insbeſondere Umbildung der Kammer der Reichsräthe“'. Ungeachtet mander neuen 
Ausgaben und ungeachtet der beabjihtigten Aufhebung des Lotto werde vermitteld „weiſer 
Sparjamfeit das Gleichgewicht im Staatshaushalte aufrecht erhalten werden können“. Das 
Miniiterium hielt e8 für nöthig, förmlich in feinem Programme anzufündigen, va das griechiſche 
Anleben durch baare Zahlung von Seiten des Königs Ludwig bereinigt fei. 6%) Die Erklärung 
ihloß mit ven Worten: „Indem das Staatöminifterium dieſen Stand der öffentlichen Angeles 
genheiten zur Kenntniß des Landtags bringt, erkennt dafjelbe wohl, daß die Löſung der hier be: 
zeihneten Aufgaben durd die Unterftügung der Kammern bedingt ift.” 

Es folgte nun eine heftige Verhandlung, endigend mit dem Beſchluſſe ver Abfaſſung einer 
Adreſſe an ven König gegen das Minifterium und der Anfündigung einer Beihwerde gegen das 
Benehmen der beiden Kammerpräjiventen. 61) 


39) So fam es denn auch, daß von den fünf Männern, welche urfprünglich zu Mitgliedern der pros 
viforifchen Regierung der Pfalz gewählt worden waren, drei die Annahme verweigerten, und es waren 
dies gerade nicht die — Schüler, Kolb und Culmann, während Reichard und Hepp und 
ſtatt der Ablehnenden noch Schmitt, Fries und Greiner eintraten. 

60) Es iſt dies wol das einzige Beifpiel in der Gefchichte des deutfchen Gonftitutionalismus, daß ein 
Staatsoberhaupt aus feinem Privatvermögen einen in die Millionen gehenden Rückerſatz leiftete. Und 
es war nicht einmal zu einem Kammerbeſchluſſe gefommen; aber freilich hatte der eritattete Ausſchuß— 
bericht einen Eindruck im ganzen Rande hervorgebracht, wie er eben nur unter den damaligen Berhälts 
niffen möglich war. ; 

61) Sobald Minifter Kleinfchrod mit Berlefung des obigen Programms geendigt, erhob fich nämlich 
Kolb mit dem Antrage: die Kammer wolle, in Antwort hierauf, wiederholt erflären, daf fie die Reichs— 
verfaffung als Gefeg für ganz Deutfchland erfenne und fich vorbehalte, alle gefeglichen Mafregeln zur 
Durchführung diefer Verfaffung in Anwendung zu bringen; die Kammer wolle ferner als erftes Mittel 
die Abfafjung einer Adreſſe an das Staatsoberhaupt befchließen und zu deren Gntwerfung fofort eine 
Commiffion wählen. Präſident Lerchenfeld beftritt die fofortige Zuläftigfeit der Discufflon diefes An: 
trags aus formellen Gründen. Er ward von Stodinger und Kolb widerlegt. Darauf erhebt der zweite 
Bräfident Hegnenberg materielle Einwendungen. Einige Nedner von der Rechten unterftügen die Präs 
fibenten, indeß Morgenftern und Willich eindringlich hervorheben, wohin es führen würde, „wenn man 
in diefer Zeit, wo in vielen Theilen des Landes der Brand auszubrechen drobe, two jede Stunde ber 
Verzögerung Gefahr, ja Bürgerfrieg bringen fönne‘‘, die Entfcheidung noch ferner zu verfchieben fuche. 
Da nahm Minifter v. der Pfordten zum eriten mal in der bairifchen Kammer das Wort. Er vers 
— daß man eine weitere Vorlage des Miniſteriums, in ben nächſten Tagen, abwarte, worin ſich 
die Regierung näher ausfprechen und die von ihr beanitandeten Theile der Reichsverfaſſung fpeciell bes 
zeichnen werde. Die Regierung halte ſich für berechtigt, zu fodern, daß man diefe Vorlage abwarte und 
prüfe; das Gegentheil wäre eine Verlegung der eriten Principien des Gonftitutionalismus. Darauf 
Kolb: Wenn er hier etivas fehe gegen die erften Principien des Conftitutionalismus, fo fei es die Anz 
weienheit des Minifteriums, das den Muth habe, einer Kammer entgegen zu treten, bie fchon das vorige 
wegen verweigerter Anerkennung der Reicheverfaffung geftürzt, und das nunmehr noch fchroffer komme 
als das vorige und fich dabei berufe auf das Weſen des Gonftitutionalismus, Auf dieſen erften 
Empfang des neuen Gabinets erfolgte noch weiter eine lange, bis zu Ende heftige Verhandlung. Ler— 
henfeld bezeichnete die Feftftellung der Reichsverfaſſung blos durch die Nationalverfammlung ale 
Umſturz der Ginzelftaatenverfaffungen“. Herr v. der Pforbten, ohne ein Wort auf jene Entgege 
nung zu erwidern, die ihn bedeutend ergriffen zu haben fchien, rief nun: „Wenn ganz Deutjchland 
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In der Sitzung vom 19. Mai brachte das Miniſterium ſeine angekündigte nähere Erklärung 
über die Reichsverfaſſung zur Vorlage. Die Haupteinwendungen gegen dieſelbe waren: 1) 
ſterreich werde ausgeſchloſſen; 2) man ſchaffe nicht einen Bundes-, ſondern einen Einheitd- 
ftaar; 5) das Wahlgefeg. Vaiern wolle fein Kaiſerthum, fondern ein Directorium, feine 
felbftändigen Neichdeinfünfte, ſondern Matricularbeiträge. Außerdem Widerfprud gegen jede 
Neichögefepgebung in Gewerbjahen, Vorbehalte zu Gunſten der Stellvertretung beim Militär, 
Einwände gegen Abſchaffung der Todesftrafe, gegen unbedingte Trennung von Staat und Kirche 
gegen Theilbarfeit des Grundeigenthums u. ſ. w. Wenn diefe Anſtände bejeitigt würden, fo ſei 
die bairiſche Regierung zur Anerkennung dev Neihsverfaflung bereit. 

Unmittelbar nad Verlefung diejed Actenftüds erftattete Schüler den Commiſſionsbericht 
über die bejchloifene Aorejle an den König. Der Entwurf ſchloß mit der Erklärung, dem Mini: 
fterium jede Unterftügung, insbefondere zur Ausführung feines Programms, zu verjagen, und 
mit dem dringenden Erfuchen an den König um Anerkennung der Neihöverfaffung und Bildung 
eines andern Minifteriumd. Die Verhandlung vom 21. Mai endigte mit Annahme der Aoreffe 
durch 72 gegen 62 Stimmen. 

Nun war ein Nebeneinanderbeftehen viefer Kammer und dieſes Minifteriums allerdings 
unmöglih. Was aber gefhab, war weder Kamımerauflöjung, noch Rücktritt des Cabinets. In 
der nächſten Abgeorbneteniigung ward vielmehr eine Zufchrift des Gefammeminifteriums vers 
lefen, des Inhalts: Nachdem die Rheinpfalz ald eine im Zuftande des Aufruhrs befindliche 
Provinz betrachtet werden müſſe, jo fei auch „die Berechtigung ver Abgeorpneten aus dem pfäl- 
ziſchen Regierungsbezirke zur Theilnahme an ven Verhandlungen des Landtags zu beanftanden 
und diefe Theilnahme für fo lange zu fuspendiren, bis der gefegliche Zuftand twiederhergeftellt 
ſei“. Der Präſident wollte fofort den Gegenftand dem Serretär zur Berichterftattung übergeben. 

Es war Thatfache, daß die Pfalz die beredteften und gewandteſten Bertheidiger ver Reichs— 
verfaffung geftellt hatte. Zudem würde durch den Ausfchluß von etwa 15 anmejenden Pfälzern 
(vier waren nicht erfchienen) die minifterielle Seite des Hauſes eine wenn auch nod) fo geringe 
Stimmenmehrheit erlangt haben. Die Pfälzer fhienen eẽ zu verſchmähen, in diefer Sache das 
Wort zunehmen. Allein fogleih erhob ſich eine Reihe Abgeordneter aus Franken und Schwaz - 
ben gegen das beabfidhtigte Verfahren. 62) 


die Gefahr, welche in diefer Reichsverfaffung liegt und welche diefelbe nach fich zieht, verfennt, wenn 
Deutfchland vielmehr ſich in den Abgrund flürzen will, fo mag auch Baiern nicht zurüdbleiben, und 
lieber will ich deutfch flerben als bairifch verderben!‘ Die beiven Kammerpräfidenten wechfelten wie⸗ 
derholt im Vorfige, um ſich gegenfeitig zu unterftügen in Befämpfung bes Kolb’jchen Antrags. Ends 
lich follte zur Abitimmung gefchritten werden. Allein nun ergab ſich unerwartet ein neuer Incidenzfall. 
Der zweite Bräfident erklärte, daß er nur über den zweiten Theil des Antrags abflimmen laffen werde, 
nicht aber über den erften Theil deſſelben, weil folches verfaffungswidrig fein würde. Der Antrag: 
fteller appellirt fofort an die Kammer; er verlangt deren Entfcheidung, da fie höher ſtehe als der Präs 
jivent, wie es denn nicht von bes legtern fubjectiver Anficht abhängen könne zu verfügen, über was bie 
Kımmer Beſchlüſſe faſſen dürfe oder nicht. Als num aber beide Präfidenten auch dahin nicht zu bringen 
waren, bie Kammer wenigftens über die Borfrage entſcheiden zu laffen, fo kündigte ber Antragfteller 
eine fürmliche Beſchwerde über das Verfahren beider Präfldenten an; das Haus beichloß aber hinfichts 
lich des zur Abftimmnung gelangten zweiten Theils des Antrags (Adreſſe) deffen Annahme mit TI gegen 
58 Stimmen. Beim Schluffe der Sigung kündigte Lerchenfeld noch die Niederlegung feines Praͤſidiums 
an, welche er indeß Schon vor ber 2 beabficytigt habe. 

62) Morgenftern zeigt, daß die Deputirten nicht für einzelne Provinzen, fondern „für des ganzen 
Landes Wohl“ beeidigt find. Rubner: Er erfenue in dem Antrage „die Auffoderung zu einem Ders 
brechen, das feine Bezeichnung im Strafſgeſetzbuch finde, zu einem Attentate gegen die Integrität ves 
Staats". Binder: Geftern habe die Kammer erflärt, daß das Minifterium ihr ha nicht befige, 

ute zeige num diefes Minifterium fein conftitutionelles Zartgefühl, indem es feinen Gegnern, denen es 
m parlamentarifchen Kampfe nicht gewachfen, die Thür meifen wolle. Rubner bringt den Antrag: 
„In Erwägung, daß die Auffoderung des königlichen Staatsminifteriums ein durchaus verfaſſungs— 
widriges Anfinnen an die Kammer jtellt, wolle biefelbe zur Tagesordnung übergehen.’ Nachdem noch 
mehre Abgeordnete nicht ohne Indignation gefprochen, nahm der Gultusminifter Ringelmann das Wort: 
„Ich gebe dem fehr geehrten Redner zu, daß ich, ohne in juriftifche Spipfindigfeiten zu verfallen, feinen 
beftimmten Baragraphen ber Verfafjungsurfunde anzuführen weiß, der unfern Antrag wortdeutlicy bes 
rüntet, Allein es handelt ſich im gegenwärtigen Augenblid um eine flaatsrechtliche Nothivendigfeit! 
OH! oh!) Rubner: „Es ift bier der Ausdruck flaatsrechtliche Nothwendigfeit wol zu überfegen in 
Staatöftreih!" Nun erhob fich auch ein Abgeordneter zur Verteidigung der minijteriellen Maßnah— 
men. Es war Herr v. Lerchenfeld, der mit ungemeiner Erbitterung gegen „ Rebellion und —— 
eiferte. Graf La Roſie nennt die pfaͤlzer Abgeordneten „Rebellen, Vertreter von Rebellen‘. Min 
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AS endlich zur Abſtimmung gefchritten werben foll, 06 Tagesorbnung oder Berichterftats 
tung, will Präſident Hegnenberg die Pfälzer als „betheiligt“ fofort vom Mitvotiren aus- 
fließen. Darauf neuer Sturm. 69) Endlich ſpricht der Präjivent aus: die Bewegung fei fo 
groß, daß er in diefem Stadium nicht zur Abftimmung fchreiten wolle; er unterbreche die Sigung 
bis zum Abende. 

In der Zwifchenzeit hatten fi) die Mitglieder von der Rechten wieder gefaßt. Der Präfivent 
Hegnenberg begann mit der Erklärung: auf dem betretenen Wege gelange man zu feinem Ziele; 
er jei ich bewußt, welche Verantwortung er auf ſich nehme, indem er jich erfühne, die Frage 
felbftändig zu löfen; er werde beim Namensaufrufe „nah Pfliht und Gewiflen die Namen der 
pfälziihen Deputirten weglaſſen“. Hierauf allfeitige Aufregung. Die ganze Linfe, ſammt dem 
linfen Gentrum, verläßt den Saal. Der Präſident befiehlt Räumung der Galerien und ſuspen— 
dirt nohmald die Sigung. Die Mitglieder der Linfen aus den rechtsrheiniſchen Kreifen faſſen 

gegeni jene Ausſchließung, als eine „Verfaſſungsverletzung“, eine fhriftliche Proteftation ab, 
mit dem Beiſatze, „dieſe Proteftation dadurch zu bethätigen, daß fie jih in jo lange ver Bethei— 
ligung an diefer Verhandlung enthalten, als die Abgeorpneten aus der Pfalz ausgeſchloſſen 
werden‘’. 

Nah dem Abtreten der Linken befanden fih die Zurücfgebliebenen nicht mehr in beſchluß— 
fähiger Anzahl. Am folgenden Morgen Wiederholung des Verſuchs. Der Präſident ſpricht 
aus, in feinem Verfahren zu beharren, die Mitglieder ver Linfen verlaffen ihre Sige; eine 
tehtögültige Abftimmung ift ſchon formell unmöglid). 

Mittlerweile (25. Mai) hatte die Reihsrathsfammer mir 52 Stimmen gegen die eine des 
Fürſten Wallerftein beichloffen, die Gültigfeit ver Reichsverfaſſung fei nicht anzuerfennen. In die: 
fer Kammer befanden ſich gleichfalls zwei Pfälzer (die ehemaligen Minifter Heinz und v. Maurer); 
gegen ihre Anmefenbeit in ver Verſammlung hatte ſich nicht eine Stimme erhoben. 

Indeſſen herrſchte in ven Kreifen der Reichsverfaſſungsgegner aufs neue Rathlofigfeit hin— 
Ahtlih des Verhältniffes der Abgeorbnetenfammer. Am 50. Mai fand wieder eine Sigung 
ſtatt, welcher vie Pfälzer unangefochten beimohnten; die Minifter brachten eine Menge Gefeg: 
entwürfe zur Vorlage. Nachdem enplic das infolge des Austritts von Lerchenfeld theilweis er= 
ledigte Präſidium durch föniglihe Ernennung ergänzt worden war, verfaßte der Ausfhuß zur 
Prüfung der Beichwerde über das Verfahren des Präfidenten Hegnenberg feinen Bericht, jene 
Beihwerde für begründet erflärend. Dies führte zur Entſcheidung: als die Sache in der Sigung 
vom 11. Juni zum Vortrage gelangen follte, erfolgte die Auflöfung der Kammer. Nachträglich 
erihien eine königliche Broclamation. Zwei Tage vor der Kammerauflöfung war übrigens 
Borfter aus dem Minifterium ausgetreten und durch v. Zwehl erfegt worden; zuvor ſchon hatte 
v. Lüder die Stelle Lefuire’3 (ald Kriegsminifter) eingenonmen. 6%) 

VII. Unterprüdung des pfälziihen Aufftandes. Das bairifhe Gabinet neigte 
fi im Ganzen vorzugsmeife Oſterreich zu, doch nicht ohne mehrfadhes Hin- und Herſchwanken. 
Herr v. der Pfordten reifte nadı Wien, er reifte nad Berlin, im Wefentlihen ohne Erfolg ; man 
fand weder da noch dort Gefallen an diefer Vermittlerrolfe. 

Indeflen galt e8, die Pfalz wieder zu unterwerfen. Wir haben die dort vorwaltende Stim— 
mung im Allgemeinen bereits bezeichnet. Bei der herrſchenden Eharafterverfchiedenheit zwiſchen 
dem altbairifchen und pfälzifhen Stamme fonnte ed an unzufrievenen Elementen im Rheinlande 
nit fehlen, um fo weniger, als fidy die Anficht längſt allgemein verbreitet Hatte, die Pfälzer 
würden zurücgefegt und es würden jlet8 große Summen aus dem Lande gezogen. Dennoch 


Ringelmann: „Es if eine traurige Erfcheinung in unfern Zeiten, daß jede politifche Handlung der 

Minifter geradezu verdächtigt wird.” Morgenftern: ‚Wenn die Pfalz von den Franzoſen erobert wäre, 

würbe es auch Niemandem einfallen, die Vertreter des Kreifes darum auszuſchließen.“ Schmitt (von 

Nürnberg): Die Seele des Minifteriums (v. der Pfordten) babe ſchon früher ausgefvrochen, „daß, 

wenn auch ein Bürgerfrieg entftände, man boch nicht nachgeben würde”. Lerchenfeld: Eine rebellifche 

zen habe das Recht nicht, in der Kammer vertreten zu fein; es fei dies eine Strafe für ihre Mes 
on, 

63) Stodinger: „Wir erflären, daß das Land betheiligt ift und die Aufrechthaltung der Berfaffung, 
und wir werben unfere Pflicht thun, wie das Vaterland fie verlangt.‘ Schad erflärt im Namen vieler 
Abgeordneter aus Franfen: Wenn man die Pfälzer an der Abitimmung verbindere, fo würden fie eben» 
falls nicht ſtimmen. 

64) Wir haben die Vorgänge auf diefem Landtage ausführlicher gefchildert, nicht nur weil dieſelben 
bisher immer höchſt unrichtig dargeftellt wurden, ab hauptfächlich wegen der innern Bedeutung 
diefer Kämpfe für die Berfaffungsgeftaltung in Deutfchland überhaupt und in Baiern ſpeciell. 
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fagte ver Aufftand ver großen Mehrheit nicht zu; gegen denſelben wollte fih Niemand erheben, 
weil man darin, ohne Anerkennung ver Reichsverfaſſung durch die Negierung, eine Förderung 
der Reaction erblidte. So blieb die große Mehrheit der Benölferung rein paſſiv. Das Beam: 
tenthum benahm jih am ſchwächſten; die Organe der proviforishen Negierung verfünveten Die 
Nanıen von Hunderten von Angeftellten, welche ihre Unterwerfungserflärung eingejendet 
bätten. 65) 

Unter ſolchen Berhältniifen mußte die Pacifieirung der Kleinen Pfalz ald eine jehr leichte 
Aufgabe ericheinen. Indeſſen zeigte jich bei dieſer Gelegenheit vecht deutlich, wie jehr man die 
Macht nicht nur des Beamtenthums, ſondern aud die der ftehenden Heere überihägt. Obwol 
Baiern ſchon in jener Periode ein ſolches ſtehendes Heer von mehr ald 70,000 Mann unter: 
bielt, fühlte fich doch die Negierung Wochen und Monate lang dahin gebracht, den ganzen Kreis 
fhuglos zu laſſen (freilich gährte es aud in Franfen). Den Infurgenten in der Pralz gebrach 
ed geradezu an Allen ; dagegen beſaß die Negierung daſelbſt zwei wichtige Feſtungen (Landau 
und Germershein), Artillerie und überhaupt Kriegs: und jonftige Vorräthe in Fülle, ſodaß 
eine Handvoll zuverläfiger Truppen genügt haben würde, dem ganzen Aufftand ein Ende zu 
muchen. Während aber (erit 18 Monate zuvor) die Fleine Schweiz, ohne jedes ſtehende «Heer, 
bloß vermitteld des Syſtems einer gut durchgeführten Volksbewaffnung (im Sonderbunds— 
friege) binnen drei Wochen 140,000 Mann ind Feld geftellt hatte, fab man ſich in dem noch 
ein mal fo großen Baiern veranlaft, die militäriihe Hülfe Preußens anzurufen. Erſt in ver 
zweiten Hälfte des Monats Juni erſchien ein bairifches Arneecorps von etwa 15,000 Mann in 
der Pfalz, nachdem die preußifhen Truppen bereitd das ganze Ländchen durchzogen und jeden 
Widerſtandsverſuch mit leichter Mühe niedergeworfen hatten, ſodaß das bairiſche Eorps nirgends 
mehr einen Feind zu fehen befam. 

An eine Vertheidigung der Pfalz fonnte namlich, jhon nah dem früher Gefagten, ernſtlich 
nicht gedacht werden. Deshalb beihloffen denn die Infurgenten, jich über ven Rhein, nad Ba— 
ben zurüdzuziehen. Als daher preußifche Truppen, fowol von Norden ald von Welten ber, vie 
Grenzen der Provinz überfhritten (14. Juni), trafen fie nur an wenigen Punkten auf ſchwache 
Abtheilungen der zurückweichenden Infurgenten; fo am 14. Juni bei Kirhheimbolanden, am 15. 
auf ein anderes Eleined Corps bei Ludwigshafen und am 17. auf ein dritted bei Rinnthal. Die 
beiden durch die Aufftändifchen cernirten Feftungen Landau und Germersheim waren entiegt, 
und in der Frühe des 20. überfchritten die Preußen auf der Brüde bei legterm Plage den Rhein— 
from, um den Kampf in Baden weiter zu führen. 

Jetzt erſt erſchien der bairifche General Fürft Thurn und Tarig mit feinem Eleinen Armeecorps 
in der Pfalz. Noch vor jeiner Ankunft wurden zwei vom Könige und den Miniftern unterzeichnete 
Proclamationen (datirt München den 10. Juni) verkündet, worin ven Pfälzern zugerufen wurde: 
„Mit tiefem Kummer ſieht ſich euer König zur Waffenanwendung gezwungen... Ihr müßt 
erkennen, daß ihr das Opfer einer ftrafiwürdigen Täuſchung geworben feid... Glaubt Mir, 
daß Ih, von inniger Liebe für das gefammte deutſche Vaterland durchdrungen, Meine beiligfte 
Aufgabe darin finde, auf dauerhafte Weife die Wohlfahrt, Einigkeit und Größe Deutſchlands 
und das Glück ver Meiner Leitung anvertrauten Volksſtämme zu begründen. Pfälzer! Ver: 
traut den Worten euerd Königs! Gr fieht in euch, mit Ausnahme weniger Verführer, feine 
Feinde, fondern Verirrte. Die Feinde mögen der verdienten Strafe verfallen, den Verirrten 
wird er zu verzeihen wiſſen.“ 

Die dem Truppenbefeblshaber Fürft Taris ertheilte Eönigliche Vollmacht berubte auf der aus: 
drücklichen Borausfegung, daß „zur Wieverherftellung des gefeglihen Zuftanded nur das 
ſchmerzliche Mittel der Anwendung der Kriegsgewalt übrig bleibe”. Da ver Obercommandant 
aber einer Kriegögewalt thatfählih durchaus nicht Kedurfte, fo erwarteten Viele ganz einfach 
die Wiederherftellung ver frühern Verhältniſſe. 

Indeflen hatte Fürſt Taxis, noch ehe er ven Boden der Pfalz betreten (durch eine aus Dppens 
heim vom 16. Juni datirte Verfügung) den Kriegszuftand über alle Gemeinden des Landes 
verhängt, unter Berufung auf ein Napoleonifches Decret. 6%) Als er fodann in der Kreishaupt— 

65) Mehre Derjenigen, welche freiwillige Beiträge unterzeidynet für Ausrüftung der „ Mobilgarbe'‘ 
und zur ‚‚ Befämpfung der Regimenter von Gottes Gnaden“, oder welche den Antrag geftellt auf Steuers 
erhebung für bie revolutionäre Regierung (worüber noch heute die fchriftlihen Documente vorliegen), 
wurben nach wenigen Monaten bie heftigiten Verfolger der Angeklagten. 

66) Man wollte den Kortbeftand dieſes Decrets nach Einführung der bairifchen Verfaffung bezweifeln 
und hob überdies hervor, dafjelbe fpreche ohnehin nur von den Kriegsplägen, von ben Feſtungen 
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fort Speier eingezogen, erließ er (22. Juni) eine drohende Bekanntmachung, worin er namerts 
din Ausjicht ftellte, den Kriegs: in den Belagerungsftand zu verwandeln, was er denn 
ash in dev Folge in einer Anzahl Gemeinden vollzog. 

68 kann unfere Aufgabe nicht fein, die Art, im welcher die Bacification ver Pfalz erfolgte, 
in Ein zelnen zu ſchildern. Es liegt in der Natur der Dinge, daß nad Ereignüffen, wie jie in der 
Rbeinprovinz vorgefommen waren, auch einzelne Überſchreitungen von dem jlegenden Theile 
nicht zu vermeiden find. Wir unterfuhen bier nicht, ob nicht auch Dinge vorfamen, die allerz 
dings doch zu vermeiden gewejen wären. 67) Thatſache ift es, daß gerichtliche Verfolgungen in 
weit ausgedehnterm Maße ftattfanden, ald man nad ver blos von „wenigen, zumal fremden 
Berführern‘ redenden Proclamation erwartet hatte; wie denn ſelbſt noch nach dem Erſcheinen 
des Amneftiegefeges ver Appellbof durch ein einziges Urtheil über nicht weniger ald 355 Per— 
jonen wegen Hochverraths, alſo eines unbedingt mit der Todesitrafe bedrohten Verbrechens, Ans 
klage verhängte und jene ſämmtlichen 555 Individuen vor ein Specialgeriht verwies, unges 
rechnet natürlich die vor bloße Zuchtpolizei-, ſowie die vor Militärgerichte gezogenen Beſchuldig— 
ten. Die Verhängung des Kriegszuftandes ward erft nad) einem vollen Jahre aufgehoben, und 
dies nicht ohne Subftituirung verichiedener anderweiter ſcharfer Maßnahmen. 

Unterdeſſen wurden die Bemühungen des bairifhen Minifteriums in der deutihen Frage 
nit vom erwünfchten Erfolge gekrönt. Bei ven Verhandlungen über das „Dreikönigsbünd— 
nig” beftand das mündener Gabinet nicht mehr unbedingt auf dem fogenannten großdeutſchen 
Hauptgrundiage (Dfterreich um jeden Preis bei Deutſchland zu erhalten), indem daſſelbe (nad) 
den dem nächſten Yandtage officiell erteilten Aufjhlüffen) auf dem Punkte jtand, dem preußi— 
ſchen Verfaſſungsentwurfe beizutreten, wenn man zu Berlin die im bairifchen Intereffe erho— 
benen Foderungen zugeftanden hätte. Dies geſchah nicht. Nun war Baiern ifolirt von beiden 
Großftaaten. Dfterreih und Preußen, uneinig unter fi, aber einig gegenüber den Ideen von 
1848, gelangten zu dem „Interim“ (50. Sept. 1849). Durch diefes war Baiern nun ebenjo 
twie der Fleinfte Staat von der Mitleitung der deutihen Angelegenheiten ausgeſchloſſen; ed war 
jomit nichtd weniger denn als Großmacht anerkannt und behanvelt. Jegt wäre ed darauf ans 
gefommen, ganz der frühern Haltung entſprechend, im Einvernehmen mit den übrigen Fleinern 
Staaten die Berufung eines vereinbarenden Reichstags zu fodern. 6%) Allein es erprobte 
ſich, was die Linfe in ver Abgeordnetenkammer oft vorausgejagt hatte, daß, wenn man ſich auf 
das Gebiet des Vereinbarens begebe, abjolut gar nichts zu erreichen fei. Das bairiſche Mini: 
ſterium hatte früher jede Anderung in den Angelegenheiten Deutſchlands von der Zujtimmung 
der Kammern ebenfo wol als der Regierung abhängig erklärt. Jet aber trat ed dem In— 
terim bei, ohne daß es dazu einer Mitwirkung ded Landtags zu bevürfen glaubte. 

Dadurch ward aber der Gonflict zwifchen den Großmächten nicht gelöft. Preußen ſchritt auf 
feiner Bahn weiter. Baiern proteftirte gegen die Berufung des erfurter Reichsſtags. Kerr v. 
der Pfordten, mittlerweile zum Minifterpräfidenten erhoben, entwarf ein neues Project, die 
„Münchener Bunctation“ (27. Febr. 1850). Allein von Preußen in verlegender Weife zurück— 
gewiefen (Herr v. Manteuffel trug kein Bevenfen, die Sache in veröffentlichten diplomatiſchen 
Actenſtücken geradezu ald „Misgeburt“ zu bezeichnen), Eonnte diefe Punctation nicht einmal die 
unbedingte Zuftimmung Ofterreichs erlangen. Nichtöveftoweniger- trat die vom berliner Ga: 
binet ſpeciell verlegte bairifche Regierung nun durchaus dem wiener Hofe zur Seite. Mit wo: 
möglih noch größerm Gifer als dieſer felbft betrieb jie die unglückliche Expedition nach Kurs 
heſſen. Bairiſchen Truppen ward die ſchmerzliche Ehre zu Theil, zuerit die kurheſſiſche Grenze 
zu überfchreiten (1. Nov. 1850). Man feste das Heer den Wechjelfällen des Kriegd aus und 
verwendete AU, Mill. Leider erlangte man aber nichts weiter ald nidhtanerfannte Entſchädi— 
gungsanjprüde an Kurbeilen, ſammt einem unfreundlichen Andenken in diefem Lande, und die 
MWiederherftellung des alten Bundestags. 

VIH. Der Landtag von 1849/50. Wir unterlaffen es, eine Darftellung des Ganges der 
Politik des Pfordten'ſchen Minifteriums zu verfuchen. Wir ftehen ven Greigniffen noch zu nahe. 
67) Abgefehen von den Behauptungen der Demofraten, meldete unter Anderm der durchaus reactios 
näre „Bogefenbote‘ (Vorläufer der ‚Pfälzer Zeitung“) mandyerlei Thatſachen in diefem Sinne, wie 
denn auch die reactionärften Abgeordneten aus der Pfalz auf dem nächſten Yandtage mit einer einzigen 
Ausnahme ihre Unzufriedenheit mit der Korterhaltung des Kriegszuftandes u. dergl. Fundgaben. 

68) Die damalige Politif des Minifteriums ward von Leuten des Juftemilien am flärkiten kritiſirt, 
fo namentlich von F. Rohmer in der mit großer Dialeftif abgefaßten Schrift: „Baiern und die Reacs 
tion‘ (Münden 1850). 
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Auch find Thatſachen wie die einer unmittelbaren oder mittelbaren Verſchuldung fo unglüdfe- 
liger ſchickſalsvoller Ereigniffe, mie die kurheſſiſchen und ſchleswig-holſteiniſchen, oder mie 
die Vereitelung des legten Verſuchs zur deutihen Einigung und die Vernichtung der deutſchen 
Flotte an ſich und durch die Entwidelung ihrer unvermeivlihen Folgen von fo furdtbarem Ge— 
wicht, daß ed weder ziemt, diefelben mit oberflählihen Entſchuldigungen befeitigen zu wollen, 
nody auch ohne umfaſſende Unterfuhung fie zur Schuld zuzurechnen. ‘Haben ja doch bisjegt 
felbft vie Ehrenmänner in der bairifhen Kammer es bequem gefunden, ein jo ſchweres Gericht 
aufzuſchieben oder es einer höhern Nemejis zu überlaffen. 

Dagegen haben wir die feitherigen bairifchen Landtage umfomehr, wenn aud in aller 
Kürze, darzuſtellen, ald diefe Gefchichte manches Belehrende umfaßt, 

Es ließ fich erwarten, daß die neuen Deputirtenwahlen (Juli 1849), nad) der großen Nie: 
derlage der Demokratie, dem Minifterium eine Majorität in der Kammer jihern würden. Au 
waren Beamte, Geiftlichfeit und Offiziere in hohem Grabe thätig, und eine neue Gintheilung 
der Wahlbezirke, wie eine Reife des Staatdoberhaupts felbft in die Provinzen trugen ohne 
Zweifel bei, den Erfolg zu fihern. Es konnte auffallen, daß trogdem die unter dem Kriegs— 
zuftande befindliche Pfalz etwa zur Hälfte, die drei fränkiſchen Kreife aber beinahe vollftändig 
DOppojitionsmänner fendeten. Unter ven Gewählten befanden ſich nicht nur die meiften hervor— 
ragenden Perfönlichkeiten des vorigen Landtags, fondern aud der Fürft Ludwig von Öttingen 
Mallerftein, der vormalige Minifter. Er hatte, als die Grundrechte anerfennend, wonad die 
bisherige Reichsrathskammer nicht fortvauern könne, feine Stelle in derjelben freiwillig nieder— 
gelegt. Bei den Deputirten ward er nun der Führer des größten Theils der Linken. Von ver 
Mittelpartei erfchienen namentlich Lerchenfeld und Hegnenberg wieder, dann Anwalt Weis aus 
der Pfalz und Advocat Baur von Augsburg. Herr v. Abel war bejeitigt. Hingegen hatte Herr 
v. der Pfordten ein Abgeorpnetenmandat erhalten; ebenfo kamen die beiden ausgezeichneten 
Ultramontanen, Döllinger und v. Lafaulr. 

Die Haltung der eigentlihen Rechten und der eigentlihen Linken fonnte nicht zweifelhaft 
fein. Es lag ebenfo in der Natur der Dinge, daß die erfte auf ihrem Wege weiter jhritt, als 
daß die zweite der Hauptſache nach auf die Defenfive fih beihränfen mußte. Bei der Mittel 
partei ftand die Entſcheidung. Auch trat jie am meiften in den Vordergrund und war weitaus 
am thätigften. Meiftens fämpfte fie mehr ald felbit die äußerfte Rechte gegen die linfe Seite 
bes Haufed. Diefe legtere erhob dagegen den Vorwurf, daß die altliberale Partei in Baiern, 
geblendet durch ihren ſpecifiſchen Partieularismus, ihre eigene Aufgabe verfenne; denn ftatt 
wenigftens nunmehr den Überftürzungen der Reaction Einhalt thun zu helfen, ſtachle fie dieſe 
Reaction immer felbft noch auf, treibe jie weiter und weiter; noch mehr ald dad Minifterium 
ſelbſt ſei fie e8, melde die unerwünfchteften Zuftände herbeiführe und moralifd zu verantworten 
habe. Dagegen wurde meiftens mit der Befhuldigung unbedingten Umfturzed geantwortet: 
man müffe die Regierung ftärfen, folle nicht „hohe Politik“ treiben, fondern, unbefümmert um 
das leider doch verlorerie Deutfchland, den conftitutionellen Staatdbau im Innern vollenden. 
Wenn die Demokratie behaupten wollte, vie Mittelpartei thue aber das Gegentheil ded Aus— 
bauens der Freiheiten im Innern, fo ergingen höhnende Antworten. Thatſache ift ed, daß bie 
Minifter diefem Kampfe meiftens ganz ruhig zufhauen Eonnten, Thatſache, daß nicht felten die 
antivemofratifhen Vorſchläge der Minifter in der Abgeorbnetenfammer jelbft noch gefhärft 
und jene Vorſchläge dur die Mittelpartei, welde eben in Baiern eine ganz andere Stellung 
einnahm ald im übrigen Deutjchland, weit überboten wurden. Offenbar hielten fi die Haupt— 
führer des Centrums perfönlich für verlegt durch die Demokraten. Diefem Gefühle gaben fie nad, 
wähnend, den herabrollenden Wagen fpäter jhon wieder beliebig aufhalten zu können. 

Am 10. Sept. 1849 erfolgte die Eröffnung des neuen Landtags. Noch enthielt die Thron= 
rede einige Nachklänge aus der frühern hoffnungerwedenden Zeit, noh ahnte die Regierung 
ſelbſt nicht ganz den Standpunft, den fie in einigen Monaten einzunehmen hatte. Das vergan: 
gene Jahr, bien es, „hat für alle Ridytungen des Staatslebens neue Keime zu reicher Entfaltung 
gelegt; Aufgabe dieſes Landtags ift ed, jle von dem umwuchernden Unkraute zu befreien und 
durch bejonnene Pflege ihr Gedeihen zu jihern. Vor allem fühlt das deutjche Volf das Be— 
dürfniß nach einer neuen Gejfammtverfaffung, in welcher es ſich ald eine Nation erkennen und 
geltend machen könne.“ Sodann war noch die erfreuliche Verheißung beigefügt: „ine Nevis 
jlon der (bairiihen) Verfaffung wird Ihnen vorgelegt werden ; fie ſoll die von der National: 
verjammlung als Grundrechte des deutfchen Bolfes bezeichneten Brineipien im Sinne der Re— 
gierungsvorlagen vom 18. Mai diejed Jahres zur Geltung bringen‘ (eine Berheipung, an deren 
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Verwirklichung die Rammermajorltät felbft nach wenigen Wochen nicht mehr dachte, noch weni= 
ger erinnerte). Die Laften des Bolfes follten „durch Sparfamfeit und Ordnung zu mäßigen’ 
geluht werden. Die Antwortöadreffen beider Kammern befanden aus bloßen Umfchreibungen 
der Thronrede, 

Der erfte parlamentarifche Kampf in der Abgeoronetenfanımer ward durch Beſchwerde— 
färiften von vier Deputirten veranlaßt, welche theild am Tage vor den Wahlen, theild kurz nad) 
denfelben verhaftet worden waren (der Pfälzer Kolb, Meier aus Schwaben und die beiden Fran- 
fen Schmitt und Reinhard). Der Antrag auf Einberufung der VBerhafteten wurde. mit 80 ge: 
gen 54 Stimmen verworfen, da die Gerichte unabhängig feien. (Erſt nad) längerer Zeit konn— 
ten die genannten Abgeorpneten in die Kammer eintreten, da jich gegen feinen verjelben ein ges 
nügender Grund fand, um nur eine förmliche Anklage zu erheben.) Hierauf verlangte das 
Minifterium von der Kammer die Genehmigung eines Verhaftsbefehls gegen ven Abgeordneten 
Schüler. Auch viefer Verhaftöbefehl wurde mit 75 gegen 51 Stimmen bewilligt; der kranke 
Schüler aber hatte jich zuvor wieder nach feinen alten Erillande Frankreich geflüchtet. 

Alsbald ergab ſich ein nicht ohme Bitterkeit geführter Kampf über eine Berfaffungdinter: 
pretation. Ein von der Regierung als Beamter beförderter Abgeordneter mußte fi, der Ver: 
faffungöbeftimmung gemäß, einer neuen Wahl unterwerfen. Die Regierung hatte indeß den 
Wahlmännern einfach die Frage vorgelegt: ob viefelben wollten, daß N. N. au ferner ihr 
Vertreter ſei? Die Linke wollte diefes Verfahren nicht gelten laſſen; das ganze Gentrum 
Rimmte aber mit ver Rechten, und jeitvem wird in allen derartigen Fällen in der angegebenen 
Weiſe verfahren. 

Auf die Vorlagen des Minifteriums bin bejchäftigte fich die Kammer auch mit der deutſchen 
Brage. Inden mehrfach eigenthümlichen Verhandlungen redhtfertigte Tafel mit Rube, Klar: 
heit und Feftigkeit ven Standpunft der Reichsverfaſſungsvertheidiger; Fürſt Wallerſtein be: 
leuchtete ſtaatsmänniſch die Sachlage. Indeſſen ging die Majorität (in der deutihen Brage) zur 
Tagesordnung über. 

Die Thronrede hatte, ald „Zug des königlichen Herzens”, eine Vorlage wegen Amneſtie an: 
gefündigt. Nach längern Verhandlungen zwifchen beiden Kammern Fam der legislative Act (im 
December) zu Stande. Für Franken erwies fih das Gefep ald befriedigend, dagegen entfprachen 
die Ergebnifle in der Pfalz unverkennbar nicht ven gehegten Erwartungen. Man behauptete 
nit nur, Handlungen, wie Unterwerfung unter die proviforifhe Regierung oder Beihmds 
ten der Reichöverfaflung, bevürften feiner Amneftirung, weil ein beftehendes Strafgefeg nicht 
übertreten und die Beftrafung der gefanımten Bevölkerung einer ganzen Provinz durch geridht= 
lies Urtheil überdies ganz unmöglich fei, fondern man fügte bei, das Amneftiegejeg' enthalte 
mittelbar Directiven, durch welche die Behörden genöthigt würden, die Unterfuhungen noch 
weiter audzudehnen, als es bis dahin gefhehen war. (Später führte die Oppofition eine bejon= 
dere Berbandlung darüber herbei, wovon unten Näheres. Nach der Amneftiegemährung er: 
folgte indeß noch eine Hinrichtung, nämlich die ded Grafen Fugger, der, obwol Offizier, zu den 
Infurgenten übergegangen war.) 

Es erfhienen die Gefege über das Vereinsweſen und über die Prefle, und zwar nad 
Mafgabe der von der Mittelpartei in der Abgeordnetenkammer vorgefchlagenen Faſſung. 
Thatfache ift ed, daß heute in ganz Baiern fein einziges Oppofitiondblatt mehr befteht, und daß 
insbefondere ſelbſt ſolche oppofitionelle Zeitungen untergingen, welche fih früher, vermittels 
ihrer Mäßigung, unter dem Abel’fhen Regime zu behaupten vermodt hatten; Thatſache ift es 
ferner, daß auch nicht ein der Regierung irgend unliebfamer Verein in Baiern mehr vorhanden 
ift, und daß auf den Grund des Vereinsgefeßed die Auflöfung aller veutfchfatholiihen Ge— 
meinden erfolgte (während freie Gemeinden ohnehin von der Regierung nie geduldet wor— 
den waren). 

Die Regierung felbft Hatte in dem Gefegentwurfe über Minifterverantwortlichkeit einer je= 
den der beiden Kammern das Recht zugefprochen, eine Minifteranflage zu erheben. Die Mittel- 
partei in der Abgeordnetenkammer verwarf dies ald ſtaatsgefährlich, indem fie bie Anklage auf 
den Fall ver Übereinftimmung beider Kammern befchränfte. 

Kein Wunder, daß unter einer folhen Entwidelung der Verhältniffe die Minifter, ohnehin 
von den ftarren Ariftofraten und Ultramontanen gedrängt, immer weiter auf der rüdläufigen 
Bahn kamen, und daf der Minifterpräfivent alsbald Anfichten wie dieſe aufftellte: „Man fpricht 
immer von ſtaatsbürgerlichen Rechten. Es iſt Zeit, daß man ſich varüber klar werde, was das 
heißt. Streng genommen bat ein Staatebürger nur fo viel Recht zu beanfpruden, als ihm 
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nöthig ift, um feine Pflicht zu erfüllen.’ Ein andermal (bei Berathung des Vereindgeieges) 
ſprach Herr v. der Pfordten aus: „Entweder werben die Vereine die Regierung ftürzen, oder es 
wird die Regierung den Vereinen ein Ende mahen, und wenn ihr das Gefet feine Mittel an 
die Hand gibt, fo wird fie ed auf factifhem Wege thun. . . Diele Vereine führen entweder den 
Berfaffungsbrud herbei und ftürzen die Regierung, oder die Regierung flürzt ungeſetzlich die 
Vereine.” Die Mittelpartei nahm nicht nur fire ſich jelbit jede derartige Außerung bin, fon: 
dern jie trat auch gleihmäßig mit ver Rechten jeder Bemühung der Linfen entgegen. Jedenfalls 
erfuhren die wichtigſten polizeilichen Gefege (mie über Vereine und die Preffe) in der „untern 
Kammer‘ nur ſolche Abänderungen und Imgeftaltungen, daß die Reichöräthe viefelben ohne die 
geringfte Modification, ja ohne jede weitläufige Berathung ihrerfeits kurzweg glaubten anneh— 
men zu follen. Unter ſolchen Verhältniffen war in Baiern zu irgend einer Octroyirung fein 
Grund gegeben. Auch ift man den Miniftern aller andern Länder, melde ſich des Mittels der 
Dctroyirung bedienen zu müſſen glaubten, die Anerkennung ſchuldig, daß ihreVerhältniffe nicht 
bie gleichen waren; viele derſelben hätten ſich zu einer ſolchen Maßregel gewiß nicht verftanden, 
wenn man ihnen jo weit entgegengefommen wäre, twie ed durch den bairiſchen Landtag geſchah. 
Begreiflich kam ed allmälig dahin, daß die Minifter auch über diejenigen Widerſprüche unge— 
balten wurden, die einzelne Mitglieder des Gentrums bier und da am Plage glaubten. Ihnen 
tief Herr v. der Pfordten einfchneidend entgegen: „Vor allem muß einmal diefer Begriffsver— 
wirrung ein Ende gemacht werden; Gonfervative nennen jie ih, Revolutionäre find fie, die ſich 
gegenfeitig die Edlen nennen, die aus Heuchelei eine Maske angelegt, Revolutionäre mit ers 
heucheltem Tugenpgeficht, Träger ver inhaltslofeften Revolution, weil fie feig nicht einmal etwas 
Anderes an die Stelle des beftehenden Rechts zu fegen wagen.” (©. die ftenographifchen Be— 
richte vom 11. Juni 1850.) Dagegen mußte e8 die Klerifalen freuen, wenn der Minifterpräft= 
dent ſprach: „Zu Gott müffen wir zurüdfehren, von dem wir ung frevelnd abgewendet“ u. dergl. 

Indeffen gab ed doch einmal ein Heftiged Zerwürfniß zwifchen diefer Partei und dem Gen= 
trum. Letzteres ftimmte nämlich, ebenjo wie die Linfe, dem von der Negierung vorgelegten 
Gejegentwurfe wegen Judenemancipation bei. Nun fuchten die Strenggläubigen Hülfe bei ven 
Reichsräthen, und diefe verwarfen mit allen gegen ſechs Stimmen den vorgelegten Gefegentwurf, 
ber freilich nur durch die Märzproclamation veranlaft war. 

Dad Unangenehmfte war, daß fich die Finanzverhältniffe keineswegs fo erfreulich geftalte: 
ten, wie die Thronrede voraudgejegt hatte. Der Landtag genehmigte, um nicht neue Auflagen 
zu beſchließen, nacheinander vier verfhiedene Anlehen im Gefammtebetrage von 29 Mill. Glon. 
(ein Theil davon diente fpäter für die Erpedition nad Kurbeflen); außerdem Beibehaltung des 
Lotto bis zur nächſten Finanzperiode. Deſſenungeachtet entſtand zulegt noch ein Gonfliet, indem 
bad Centrum, in der Unmöglichkeit, ohne neue Steuern noch weitere Summen zu gewähren, 
und in biefem Kalle unterflügt durch die Linke, die Negierungsfoderung für das Militär nur 
in beſchränktem Umfange gewährte (8,250,000 ftatt 10,429,000 Gldn., immerhin noch weit 
mehr ald nad) dem frühern Etat). Der Landtagsabſchied (vom 25. Juli 1850) brachte intef 
eine Verwahrung dagegen. Auch konnte das Minifterium die Mehrausgabe um fo unbedenk— 
licher verfügen, als ſich die Neichsräthe bereits im Regierungsfinne ausgeſprochen hatten, einer 
Kammer allein aber (eben nad) ven Berchlüffen ver Abgeorbneten) nicht einmal formell die Be: 
fugniß einer Miniftetanflage zuftand. 

IX. Der Landtag von 1851/52. Schon am 8. Febr. 1851 ward ein neuer, außerordent— 
licher Landtag eröffnet. Die Kammern vereinigten fih unter dem Eindrucke der eben ftattge- 
babten Occupation Kurheſſens und des gerade erfolgenden Untergangs der deutſchen Sache in 
Schleswig-Holſtein. Daran reihten ji die vom Epiffopat erhobenen weitgehenden Foderun— 
gen, und e8 ſchien ſelbſt vie Fortvauer des Zollvereind gefährbet, da das bairiſche Gabinet, gegen 
den Willen des berliner Gouvernements, die Aufnahme Gefammtöfterreihs in den Verein er— 
firebte. Es waren dies ſämmtlich brennende Fragen, bei denen meiftend die Anjichten und Ge: 
fühle der Mittelpartei ſchmerzlich verlegt wurden. 

Obwol man nun den Landtag ohne Thronrede eröffnet hatte, beantragte die Linke, vertreten 
durch Rubner, die Erlaffung einer Adreſſe an ven König. Die genannte Fraction zeichnete ſcharf, 
aber durchaus auf dem conftitutionellen Gebiete ſich haltend, die Rage der Dinge; fie foderte da— 
bei, daß die Kammer einen andern Weg einſchlage ald den, bei ſchwebenden Dingen zu fagen: 
„es jei ja noch gar nichts geſchehen““, bei vollendeten aber: „es laſſe ſich ja doch nichts mehr än— 
dern.” Die Mittelpartei beftritt indeß die Zweckmäßigkeit, bie Opportunität einer Adreſſe. Herr 
v. Lerhenfeld, der Führer des Centrums, beflagte feufzend das Loos Schleswig-Holſteins und 
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die „Ihmerzliche Miſſton“, welche das bairiſche Heer in Kurheſſen gehabt; er bejammerte das Ge— 
Thief Deutſchlands, da, nach feiner Anficht, „keine andere Wahl als der alte Bundestag‘ bleibe; 
allein man müſſe ſich eben in Refignation faffen. Der Rubner'ſche Antrag ward mit 76 gegen 
40 Stimmen verworfen. Gleiches Schidjal erfuhr ein anderer Antrag des Fürſten Wallerftein, 
das Miniiterinm zur Borlage der Bapiere in der kurheſſiſchen Angelegenheit aufzufodern. 

Der Landtag war auferordentlichertweije berufen; dennod fehlte es an Vorlagen für den— 
felben, und die vorhandenen wurden nur jhwerfällig erledigt, da eine neue Geſchäftsordnung, 
durch die Energie der Kinfen im Jahre 1849 angebahnt, nunmehr aber nicht nad ihren An— 
trägen durdgeführt, im Wefentlihen doch nur eine Gopie der alten war. So famen während 
bes viermonatlihen Beijammenfeins der Kanımern nur fünf Gefege zu Stande; nämlich zwei 
in Betreff von Eifenbahnen, zwei neue polizeiliche Gejege (gegen Verleitung von Militärper- 
fonen zurlintreue oder zum Ungehorſam und binfichtlid; des Einichreitend der bewaffneten Macht 
zur Erhaltung der gefeglihen Ordnung) und eines, durch welches wenigftend die Beſchränkun— 
gen der Juden in ihren rein bürgerlihen Verhältniſſen aufgehoben wurden. 

Das Minifterium Pfordten, troß feiner Bereitwilligfeit, der herrfchenden Richtung zu ent— 
ſprechen, ſah fich nichtäveftomeniger oftmals ſowol von der Adels- ald von der ultramontanen 
Partei bevrobt und fuchte eine Stüge dagegen in der Majorität der Abgeorpnnetenfanmer. Das 
Minifterium wollte ſich diefer Stüge nicht begeben, und fo erfolgte denn audjegt(7. Juni 1851) 
nicht ein förmlicher Schluß, fondern blos eine Vertagung der bis dahin faft ganz refultatlos ge- 
bliebenen Seffion. j 

Als nun der Landtag (am 1. Oct.) wieder zufanımen trat, erneute die Oppofition ihre An— 
griffe ſogar mit größerm Nachdruck als bisher, unbefümmert um die Erfolglojigkeit aller ihrer 
neuern Beitrebungen. Sie verlangte wieder die Erlaffung einer Adreſſe, als des einzigen Mit- 
teld, zum Könige fprehen zu können, ohne an die Zuftimmung der andern Kammer gebunden 
zu fein. Nah längerer Verhandlung wurde der Antrag verworfen. 69) 

Die Oppofition fegte indeß, trog dieſer gleich beim Beginne erlittenen Niederlage, ihren 
Kampf ohne Unterbredung fort: fie erhob ſich gegen die neubecretirte Fortdauer des Lotto, ſuchte 
MWiderfprüde in den vorgelegten Staatsrehnungen auf?®) und wollte fi nicht zufrieven ge- 
ben, ald der betreffende Ausschuß die Beſchwerde eines gewiflen Pohlmann aus Oberfranfen zwar 
einjtimmig für begründet, die Kammer aber für incompetent erflärte, weil es fi, wenn auch um 


69) Der Antragfteller (Kolb) hob, außer den fchon das vorige mal von der Linfen vorgebrachten Be: 
ſchwerden, hervor: Früher habe fi) der Minifterpräfident gerühmt: „Wir waren es, welche das Zus 
fandefommen der Union und der Reichsverfaflung verhinderten ‘‘; endlich ſei es Doch wol an der Zeit, zu 
fragen: Was habt ihr flatt des Verhinderten gefchaffen? Aber man habe nicht nur bie ug: 6 
Deutfchlande verhindert, man gebe auch deſſen Integrität preis, wie SchleswigeHolitein zeige. Man 
laſſe dabei eine der „in anerfannter Wirkſamkeit“ beftandenen deutſchen Landesverfaffungen nach der 
andern hinwegoctropiren. Selbft dem Zollvereine drohe Sprengung. Die Verwaltung wife nur Po— 
Tizei zu üben und Feldzüge zu führen gegen Preffe und Vereine. Selbft die verfaffungsmäßige Unver: 
antwortlichfeit ver Abgeordneten fei angetaftet, ein Deputirter wegen feiner Reden und Voten zur Vers 
antwortung und Strafe gezogen (ber ausbrüdlich zunächft wegen feiner parlamentarifhen Thätigfeit 
vom Bifchof von Speier abgefegte Pfarrer Tafel). Die Adminiftration habe fogar Einwirfung auf 
die Juſtiz verfucht, indem ein Regierungspräfident in einem Referipte die Bedenken der Gerichte mit 
einer Hinweifung auf „die gewichtigften politifchen Gründe“ zu befeitigen gefucht und damit die Juftiz 
überzeugt habe. Es lägen überdies directe Derfaffungsverlegungen vor: das Budget hätte nad) ber 
ausbrüdlichen Berfaflungsbeftimmung längſt zur Borlage gebradyt werben müflen; das Lotto habe ge: 
feglich mit dem 1. Det. aufgehört, dennoch werde es vom Minifterium forterhalten. Der Redner 
fchloß fogar mit einer Citation der Worte Rudhart's: „Es ift befier gar Feine Verfaffung, als eine blos 
zum Scheine!” Die Minifter v. der Pfordten und Ringelmann, welche nacheinander das Wort nah— 
men, erklärten, auf den Inhalt der erfolgten Angriffe vorerft nicht einzugehen‘, fondern nur die formelle 
Seite der Sache zu beleuchten. Sie verlangten, daß der Antrag vor feiner —— an einen Aus⸗ 
ſchuß gegeben werden müſſe zur Berichterſtattung. Der Motionsfteller und Fürft Wallerſtein miders 
legten diefe Anfiht. Nun brachte Lerchenfeld einen andern Gegenvorfchlag, nämlich: den Antrag 
furzweg zu verwerfen; ein günftiger Erfolg fei doch nicht zu erwarten, abgefehen davon, daß der Antrags 
fteller alle möglichen und he Dinge dem Minifterium zum Vorwurfe machen wolle. Die Rechte 
umb die Minifter ſchloſſen fich nun fogleich diefem Vorſchlage des Gentrumführers an, woburd) bas Ver: 
langen der Linken fofort befeitigt warb. 

70) Minifter v. der Pforbten bemerkte dagegen: Wenn die Kammer bie allerdings vorliegenden Ab⸗ 
weichungen in den beiden gegebenen — —— beſeitigt wünfche, ſo koͤnne die Res 

ierung eine dritte Überfiht aufftellen, worin Alles ſtimme. Lerchenfeld tadelte ebenfalls, wie die Oppo⸗ 
Aion. daf die Rechnungen in der ‚, unzweckmäßigſten, bureaufratifchften Weiſe“ angelegt feien, ertheilte 
denſelben aber, ohne weitere Auffchlüfie zu verlangen, feine Zuftimmung, 
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eine Rechtsverletzung, doch nicht um die Verlegung eines derjenigen jpeciellen Rechte Handle, welche 
durch die VBerfaffung ausdrücklich garantirt feien. 

Als die Polizei Zeitungen mit Beſchlag belegte wegen des wörtlichen Abdrucks von in der 
Rammer gehaltenen Reden (wegen deren ein Ordnungsruf nicht ergangen war), brachte Rubner 
einen Antrag dagegen zur Vorlage. Derfelbe ward aus formellen Gründen verworfen. Dar- 
auf Einreihung eines anders abgefaßten Antrags in derfelben Sahe und nunmehr, nad 
Lerchenfeld's Vorſchlag, motivirte Tagesordnung, da die Polizei formell ſich im Nechte befinde, 
wobei indeß die Kammer die Erwartung ausſpreche, daß nicht durch eine misbräuchlihe Anwen 
dung das Gefe umgangen werde. 

Eine längere Discufjion rief ein Antrag von Kolb hervor auf Erweiterung der Amneftie in 
der Pfalz. Es ward ziemlich allgemein anerfannt, daß man bei Abfaffung des Amneftiegefeges 
eine ausgedehntere Wirkung deffelben vorausgefegt hatte; auch verfannte Niemand das Bein: 
lie, daß nunmehr, faft drei Jahre nach der Erhebung, die Proceſſe noch nit beendigt feien. 
Allein e8 ſchien der Majorität zweckmäßiger, ven Gegenftand einfach dem Gnadenwege zu über: 
laffen, und fo fiel denn der erwähnte Antrag, dod nur m.t 70 gegen 60 Stimmen. Ein minder 
weit gehender Vorfchlag von Meuth hatte daſſelbe Schickfal. 74) 

Hatte es fih in allen diefen Fällen um politifche Fragen gehandelt, fo entfaltete die 
Kanımer in anderer Richtung einige Ihätigfeit. Am wichtigften jind wol die (oben be: 
reitd näher erwähnten) beiden Gefege über Diftrictd= und über Kreislandräthe (beide in ihren 
einzelnen Beftimmungen bart getadelt durch die Oppofition). Ferner gehören hierher verſchie— 
dene neue Eiſenbahngeſetze; ſodann Gefege über Gewerbfteuer, dad Forſtweſen, über Benugung 
bed Waflerd, über Bewällerungd- und Entwäſſerungsunternehmungen und über den Ufer— 
fhug und den Schug gegen Uberfhwemmungen. Hierbei hörten die Parteifämpfe theilweiſe 
auf, und der Erfolg darf hinfichtli der zulegt erwähnten Geſetze ald ein befriedigender be= 
trachtet werben. 

Unangenehm empfand man es, daß das neue Kinanzgefeg (für den Reft der Budgetperiode) 
eine anjehnliche Steuernerhöhung brachte, da man nicht ferner blos zu Anlehen feine Zuflucht 
nehmen wollte, ver Bedarf aber umfomehr jich fleigerte, ald die Kammer das früher flreitig ges 
weſene Militärbudget auf 10,040,000 Glon. erhöhte. So ward die Erhebung von Steuerbeis 
ſchlägen zur Dedung des Bedarfs beſchloſſen, welche Beifchläge binfichtlich der meiften Steuer- 
gattungen 7, hinfichtlich der Grundſteuer aber 17 Kr. von jedem Steuergulden betrugen. 

Zur Berwunderung beinahe ſämmtlicher Theile ſchloß der Landtag nicht ohme eine allger 
meine Berftimmung. Das Minifterium hatte nadeinander viele Gefegentwiürfe zur Vorlage 
gebracht, welche einzelne Modificationen von Berfaffungsbeftimmungen bedingten. Anfangs er: 
gab fich zwar noch eine Stimmenmehrheit dafür, allein nicht die zu Verfaſſungsgeſetzen nöthige 
von zwei Dritteln. Dies hatte eigentlich Jedermann vorausſehen fönnen, da die Linke etwas über 
ein Drittel ver Berfammlung umfaßte, und man begriff vaher nicht, warum die Regierung die 
vorgängig zu errathenden Refultate nicht vermied. 7?) Allmälig geftaltete jih aber das Ver: 
hältniß noch ſchlimmer. 

Das Centrum fühlte ſich mehr und mehr unbefriedigt. Seine heißeſten Wünſche für innere 
Verbeſſerungen blieben unerfüllt. Vieles ſcheiterte an dem Veto der Reichsrathskammer. Aber 
auch die Foderungen des Miniſteriums ſchienen der Mittelpartei nun viel weiter zu geben, als 
fie für zweckmäßig erachtete. Das Minifterium hingegen, dem man in Wirklichkeit dad Zeug: 
nip nicht verfagen kann, blos conjequent auf dem Wege weiter gefchritten zu fein, den das 
Gentrum früher felbftthätig mit größtem Gifer angebahnt, meinte nad) wie vor eine unbedingte 
Unterftügung fodern zu follen. Als diefe nicht gewährt wurde, glaubte die Mittelpartei eine 
Geringihägung zu erfahren. Das gegenjeitige Verhältniß ward Fälter, zulegt ſogar öfters 


TI) Nur in geringem Grabe fanden Beachtung die Befchwerben einiger Stabträthe von Speier, 
welche der dortige Regierungspräfident abgefegt, weil fie einen Flüchtling im Elfaß befucht hatten, und 
ebenfo die Befchwerben der Deutfchfatholiten. Gleichfalls verworfen wurden die Anträge der Linfen, 
erft auf ein, dann wenigftens auf zweijährige Finanzperioden. Einem Antrage der Oppofition auf 
dreijährige Finanzperioden fam das Gentrum zuvor, indem Weis die Initiative ergriff. Nun erfolgte 
Zuftimmung ver Abgeordneten zu diefem legten Borfchlage, wogegen aber die Keichsräthe ſich auch 
hierauf nicht einließen. j | 

72) Hierher gehören die Gefegentwürfe zur Erleichterung des Errichtens von adeligen Fideicommiſ⸗ 
8. a; een der Beamten, wegen Zurüdlaffung von Landtagsausfchüffen mit erweiterten 

gniffen u. f. w. 
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etwas feindlih. Mitglieder des Geutrums ſtimmten nun zuweilen mit der Linken, ſodaß Ent: 
würfe von Verfaſſungsgeſetzen ftatt der Zweidrittheild: nicht einmal die einfahe Majorität 
erlangten. In einem Falle erfolgte die Verwerfung des minifteriellen Vorſchlags jogar beinahe 
mit Stimmeneinhelligkeit (122 gegen 8, beim Gejeg über Herabjegung der Diäten für die 
Abgeordneten). Ald die Regierung ihre andern ungünftig aufgenommenen Vorlagen nicht 
zurückzog, wurden diejelben gleihjam ohne eigentliche Discuffion befeitigt, und dies betraf 
gerade politijhe Gejege (Schärfung ded Prepftrafgefeged, Beleitigung der Gejhworenen bei 
Preßvergeben u. ſ. w.). Gleiches Schidjal Hatte eine Creditfoderung von A Mill. zur Deckung 
der Ausgaben für die Eurhejjtihe Expedition (doch drang Niemand auf Wiedererjag der aus 
Staatögeldern bezahlten Summen). 

Man mußte zum Schluſſe des Landtags fommen. Der Abihied vom 28. Mai 1852 
ſchloß mit den Worten: „Umfaſſend und jhwierig waren die Arbeiten dieſes Landtags. Die 
Kammern haben jih dvenjelben mit Eifer und Ausdauer hingegeben.’ Sodann „Anerkennung ”, 
daß bereitwillig die Mittel für „den ordentlihen Staatshaushalt“ und „für den auferorbent- 
lihen Aufwand zur Vollendung der Eiſenbahnen“ zur Verfügung geftellt worden. „Um fo 
tiefer müſſen Wir e8 beklagen, daß mehre Gejegentwürfe Beanftandung gefunden haben, welde 
dazu beſtimmt waren, die unveränderlihen Grundlagen jeper ftaatlihen Orbnung und das 
monarhiihe Grundprincip der von Unſers in Gott rubenden Herrn Großvater königlicher 
Majeſtät gegebenen Berfaffungsurfunde zu bewahren und gegen die zerftörende Ginwirfung 
verberbliher Grundfäge zu jihern. Die in jenen Gejegentwürfen vorgeſchlagenen Einrichtun— 
gen halten Wir für nothwendig zur Erfüllung der von Gott Uns auferlegten Negentenpflichten 
und zur Erhaltung der Wohlfahrt Unfers Volkes und geben Und der Erwartung hin, daß der 
nächſte Landtag Uns auch hierin zur Ausführung Unjerer landesväterlihen Abjichten entgegen: 
kommen werde.“ ⸗ 

So war denn, was wol Niemand vorhergeſehen, am Schluſſe dieſes Landtags jede der 
größern Parteien unbefriedigt: Regierung, Reichsräthe und Geiſtlichkeit, das Centrum 
ebenſo, die Linke ohnehin. Dabei wirkte zudem die Steuernerhöhung ſehr ungünſtig. 

X. Landtag von 1855 bis Anfang 1855. Das Miniſterium (in welchem mittlerweile 
Graf Reigeröberg das Portefeuille des Innern erhalten hatte) hielt indeſſen die legte Oppofition 
der Abgeorbnetenfammer für-eine blos vorübergehende Erſcheinung. So erfolgte denn ſchon 
am 26. Nov. 1855 wieder die Eröffnung eines außerordentlihen Randtags (ohne Ihronrede). 
Als Grund der Berufung bezeihnete der Minifterpräjivent die Erneuerung der Zollvereins- 
verträge. Indeſſen fanden bald nod andere Vorlagen ftatt, die man für wichtiger erachtete, 
namentlih ein Nachpoſtulat des Kriegsminifterd von 5,600,000 Glon., weldhe Summe, größten: 
theils für die kurheſſiſche Expedition, bereitd verausgabt und durd ein neues Anlehen zu 
decken fei; ſodann eine Vorlage in Betreff der neuen Gerichtsorganiſation. Die verheipene 
Trennung der Juftiz von der Verwaltung war nämlih noch nicht verwirkliht, und gerabe 
darauf wollte dad Volk und jelbft das Gentrum der Deputirtenfammer nun einmal nicht verzich- 
ten; es war zunächſt blos der Adel, dem diefe Neuerung nicht zufagte, da derjelbe einige Vor: 
rechte einbüßte, namentlich in gleicher Weife wie die übrigen Bürger Recht nehmen follte. 
Solange man den Greignijfen von 1848 noch näher ftand, wurden nur einzelne Anſtände er: 
hoben, nur einzelne Hinderniffe bereitet. Die Abgeoroneten, um wenigjtene bie Trennung 
beider Gemalten überhaupt durchzuführen, hatten wiederholt bedeutende Zugeftändniffe gemacht, 
felbft folde, von denen die Linke behauptete, die Anderung an ji verliere damit beinahe ihren 
ganzen Werth. Allein jegt genügten auch dieſe Opfer nicht mehr. In der ganz ungewöhnlichen 
Form einer fhriftiihen Mittheilung an das Präjivium der Abgeorpneten zeigten die Minifter 
an, daß die (längft gefeglich verabfhiedete) Gerihtöorganijation „weder ganz noch theilweije, 
weder jegt noch in der fünftigen Finanzperiode“ ind Xeben treten ſolle. Damit aber die Ge— 
ſchäfte in ver bisherigen Weife beffer erlevigt würden, ward ein neuer Credit von 565,000 Gldn. 
gefobert, theils für Gehaltöverbeflerungen, theild für Anftellung neuer Beamten. 

So bereitteillig fich der Landtag aud) gezeigt, jo war die große Majorität doch nicht geneigt, 
weitere Gelobewilligungen zu gewähren, gerade um vermitteld derfelben ihre Wünſche zu ver: 
eiteln.  Inveilen vermied fie doch auch jegt jeden grellen Schritt, fie ging nicht zur offenen Verwer— 
fung des minifteriellen Anſinnens, fondern nahm den von Ruland (Elericale Partei) einge— 
braten Präjudicialantrag an: den Gegenftand bis zur Budgetberathung auszufegen. Die 
Folge davon war (4. Febr. 1854) DVertagung des Landtags auf unbeflimmte Zeit. (Die 
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Thãtigkeit der Kammer war eine fehr geringe geweſen; in der vorlegten Sigung hatte der Kam⸗ 
merpräfident eine Liberjicht des Geſchäftsſtandes gegeben, um darzuthun, dap, wenn faft nichts 
geſchehen, die Kammer feine Schuld trage.) 

Der Landtag ward auf den 16. Det. 1854 wieder berufen. Es erfolgte die Vorlage dreier, 
im Zuſammenhang miteinander ſtehender Gejegentwürfe. Bor allem handelte ed jih um ein 
neued Abgeoronetenwahlgefeg, mweldes, nad dem Ausdrucke des Minifterpräjidenten „auf 
den Standpunft von 1818 zurücktretend“, eine Nepräfentation nad Ständen, bie Geiftlichfeit 
voran , wiederherftellen follte. „Die Regierung‘, fügte ver Minifterpräfivent bei, „ betrachtet 
diefe Vorlage ald die wichtigfte und erfennt in diefer Frage die Entſcheidung über die Zukunft 
unjers Verfaſſungslebens.“ Die beiden andern Gefegentwürfe betrafen wieder die Familien— 
fidveicommiffe und die Ginführung bäuerliher Erbgüter, welche beiden Vorſchläge früher (der 
eine ſogar jhon zwei mal) von der Kammer verworfen worden waren. Dagegen [dienen die 
Führer der Majorität die gedachten Gefegentwürfe diesmal mit Befriedigung entgegen zu 
nehmen. 

Ungeadtet ver Oppofition von Seiten der Linfen wurde das Gefeh wegen ber landwirth⸗ 
ſchaftlichen Erbgüter angenommen, wonach es jedem Landwirthe gejtattet ift, aud jedem Grund= 
befige bis auf6 Glon. Steuerfimplum herab (A800 Glon. Gapital repräfentirend) ein untrennba= 
res Erbgut zu bilden. 7?) Auch das Geſetz zur Grleihterung in Errichtung adeliger Fideicommiſſe 
erlangte die Majorität, aber, da es Verfaffungsbeftimmungen ändern follte, nicht die genü— 
gende ; ed ward wieder (zum dritten male!) verworfen. 

Nun Fam man zum Wahlgefege. Der Referent Weis Eritifirte deyminifteriellen Vorſchlag 
auf das ſchärfſte; derielbe ftehe jogar ven abgeſchafften Beſtimmungeſi von 1818 nad, indem 
jelbft die Grundbefiger zu 64 Proc. von jedem Wahlrechte, zu 95 Proc. aber von der Wahl- 
fähigfeit audgefchloffen würden. Was der Ausſchuß an die Stelle jegen wollte, erfuhr indeſſen 
nicht mindern Tadel von der Linken. Während jieben Sigungen beihäftigte fi die Kammer 
mit diefem Gegenftande; vergebens blieben die eine Octroyirung in Ausſicht ftellenden War: 
nungen ber Führer des Gentrums: die Vorſchläge erlangten nur 76 Stimmen gegen 61, waren 
alſo (ald Berfaflungsgejeg) aud in modificirter Geftalt verworfen. 

Das vor der Kammervertagung vorgelegte Nahpoftulat von 5,600,000 Glon. für Militär: 
weſen hatte im Finanzausſchuſſe nicht zu bewältigende Hinderniffe gefunden. Das Minifterium 
309 daher diefen Antrag zurüd, dagegen die Ermächtigung zu einem Anleben von 15 Mill. be: 
gehrend, melde Summe theild zur Deckung bereit8 gemachter Ausgaben, theils zur Kriege: 
bereitihaft während der prientalifhen Wirren beftimmt fei. Inden Verhandlungen erfuhr das 
Minifterium vielen und berben Tadel, auch von Lerchenfeld; doch warb ſchließlich beiläufig die 
Hälfte des Gefoderten bewilligt, nämlich ein Militäranlehen von 6%, Mill. und Nieder— 
fhlagen der aus dem germersheimer Feftungsbaufonds und aus der Gentralftaatäfafle ohne 
Ermächtigung entnommenen Summe von 1,576,000 Glon.; zur Dedung der Zinſen wurde 
fofort die Erhebung einer neuen Beifchlagfteuer von 3 Kr. auf jeden Stenergulden angeoronet. 
Nachdem der Minifterpräfident v. der Pfordten geäußert hatte, daß er jede Willigung, welches 
auch die Summe fei, ald Vertrauendvotum anfebe, erfolgte durch einen Theil der Gentrums: 
partei (und zwar ausgefproden durch den zweiten Kammerpräfidenten Weis) die ausprüdliche 
Erklärung, daß man keineswegs gemeint fei, hiermit dem Minifterium ein Vertrauendvotum 
zu ertheilen. Dies rief eine Gegenerflärung von einem andern Theile der Majorität hervor. 
Bon nun an lag eine Spaltung der bisherigen Mehrheit vor, vie jih bis zum entſchiedenſten 
Hafje fteigerte. Die Einen glaubten die unabwendbare Nothwendigfeit zu erfennen, dem Mi: 
nifterium entgegenzutreten; die Andern (darunter die meiften Beamten) verlangten auch ferner 
deſſen unbedingte Unterftügung. Ebenfo ftieg zwifchen den Miniftern und den Gentrumsfüh- 
tern (Hegnenberg, Lerchenfeld, Weis) die Erbitterung auf einen fehr hohen Grad. 

Nun erklärte die Abgeorpnetenfammer auch zwei Beſchwerden wegen Verlegung ver: 
faffungsmäßiger Rechte für begründet; eine von würzburger Bürgern wegen Beihränfung 
von Bauten aus militärifhen Rückſichten, die andere von Dr. Feuft, den man, obwol er Baier 
war, wegen jeiner Thätigfeit ald Zeitungsredacteur aus Nürnberg ausgemwiefen hatte, während 


— 


‚ 13) Am geſchickteſten befämpfte Morgenſtern den Vorſchlag. Die Majorität berief ſich auf das Prin⸗ 
cip der Freiheit: jeder Landmann müſſe die Freiheit haben, ein Erbgut zu gründen. Die Gegenanſicht 
ift: es handle ſich darum, das Grundſtück oder Gut der freien Verfügung für ewige Zeiten zu entreißen, 
daffelbe für immer unfrei zu machen. Auf die Pfalz findet das Gefeg feine Anwendung. 
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das Prefedict ſolches Verfahren nicht zulaffe (mas befonders der Referent Rafaulr in einſchnei⸗ 
dender Weife hervorhob). Im erftern Halle fagte die Regierung Wiederberftellung des frühern 
Zuftandes zu; im zweiten verweigerte die Reichsrathskammer dem Beichluffe ver Abgeordneten 
isre Zuftimmung. 

Endlich, verfpätet, kam der Bupgetentwurf zur Vorlage. Derjelbe beantragte 54/, Mil. 
mehr als der vorige Budgetabfhluß und verlangte eine entfpredhende Steuernerhöhung. Nun 
erfolgte ver förmliche Bruch zwifhen Kammer und Negierung. Nachdem ſchon bei Prüfung 
der Rechnungsnachweiſe verfchiedenen Grebitüberfhreitungen die Anerfennung verfagt worden, 
ftellte das Gentrum den durch Paur eingebrachten Antrag der Erlaffung einer Adreſſe an ven 
König, um demjelben die nihtgelöfte Aufgabe wegen Trennung der Rechtspflege und die Mis— 
fände in der Staatöverwaltung darzuftellen, welche ji namentlich in ven Rechnungsnachwei— 
jungen und in der Bubgetvorlage gezeigt; dabei um Abhülfe zu bitten, insbefondere durch 
Annahme Fürzerer Binanzperioden. So war alfo dad Gentrum nad einer Reihe von Jahren 
gerade auf die Punfte gebracht, welde die Linke früher hervorgehoben, und flug nun fogar 
diefelben Mitte] ver, welche ed früher fo heftig befämpft hatte. Es fhien eine wahre Ironie 
des Schickſals zu walten. Die Linke hörte ſchweigend diejer feltfamen Verhandlung zu: diedmal 
waren e3 ihre Stimmen, melde entſchieden; der Paur’ihe Antrag ward mit einer Mehrheit 
von 78 gegen 57 angenommen. 

Hierauf erfolgte fofort die Auflöfung der Kammer (25. März 1855). 

Nicht ohne Erftaunen nahm man diefen Gang der Dinge wahr. Nie hatte ed in Baiern 
eine Deputirtenfammer gegeben, melde es ſich fo entjchieden zum Zwecke gefegt, das Minifterium 
zu unterftügen, und num biefes Ende! 

XI. Zandtag von 1855 und 1856. Die Auflöfung der Kammer zunächſt wegen einer 
Brage, die Viele einfach auf die große Steuernerhöhung reducirten, fonnte, troß der in poli= 
tiihen Dingen herrſchenden Apathie, einen dem Minifterium günftigen Eindruck nicht hervor: 
bringen. Faſt allenthalben ward ed zum Loſungsworte: Keine Beanten mehr ald Abgeorb: 
nete! Nur in einem einzigen Regierungsbezirke, nämlich der in ven legten Jahren fo ſchwer 
beimgefuchten Pfalz , entſprachen die Wahlergebniffe ven Wünfchen ver Regierung. Im Gan: 
zen gejtaltete ji das Nefultat fo, daß die fervilen Blätter und dazu aud die augäburger 
„Allgemeine Zeitung” ohne Scheu herabwürdigend von einem „ Bauernlandtage ” ober ber: 
gleichern redeten. In Wirklichkeit befanden fi unter den 144 Gemwählten nicht weniger ald 
56 Bauern und Wirtbe und 52 Induftrielle; dagegen doch auch 17 Geiftlihe und 26 welt: 
lihe Beamte, von welchen legtern nicht weniger ald 11 aus der Pfalz famen. 

Der Landtag, auf den 1. Sept. 1855 berufen, wurde erft am 15. eröffnet, und zwar biee- 
mal wieder in der föniglihen Reſidenz, nicht mehr im Landtagsbaufe. Thronrede und Ant: 
wort3adreifen boten nichts Bemerfenswerthed dar, außer daß in der Adreffe der Abgeordneten 
„einer Ausbildung der (deutjchen) Bunveöverfaflung ” gedaht ward, „melde dem deutfchen 
Volke geſicherte Nechtszuftände gewährleifte und dejjen Stimme am Bund Gehör und Beadhtung 
fichere *. 7%) 

Die nächſten Vorlagen an die Kammer befriedigten nit. Zwar hatte die Regierung den 
Budgetentwurf um etiwa 800,000 Gldn. gemindert, allein nod immer ftand eine fehr große 
Steuernerhöhung in Ausiiht; ſodann bezweckte ein neuer Gerichtöverfaffungsentwurf lediglich 
eine Geihäftstheilung bei den Landgerichten, im Übrigen aber jollte das Grundlagengefeg ' 
über die Gerihhtdorganifation von 1848 ſammt den darauf Hin zu Stande gefommenen Boll: 
zugägefegen von 1850 und 1852 ausprüdlid aufgehoben, mithin die ganze Errungenfhaft 
aud) auf dieſem Gebiete volljtändig vernichtet werben. 

Unter den Gindrüden, die dieſe Borlagen hervorbrachten, war ed, daß ſich die Abgeorb- 
netenfammer mit einer Menge Wahlrerlamationen zu befallen hatte. Aus der Pfalz waren 
ſolche erft von einem einzelnen Bürger, dann maljenhaft eingelaufen; unter Berufung auf 
zahlreiche Thatſachen und Zeugen, ſowie auf die Wahlacten jelbft behaupteten die Beſchwerde— 
führer, die Landtagäwahlen in ihren Bezirken jeien durch ungefegliche amtlihe Einwirkungen 


74) Nur zwei Kammermitglieder ftimmten gegen biefen Sag: Laſaulx und Grämer; ihnen genügte 
derfelbe nicht, wie denn überhaupt Lafanlr, „das ultramontane Mitglied des deurfchen Barlaments”, in 
der Neuzeit Häufig dem Minifterium mit Feſtigkeit und Talent entgegentrat. Craͤmer gehörte flets der 
äußeriten Linfen an, 

17° 
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der mannichfachſten Art influenzirt; ſie ſeien ſonach nicht das Ergebniß freier Wahl, wie denn 
auch formell dad Wahlgeſetz häufig verlegt worden. Die in der Kammer geübte Kritik war eine 
fharfe. Indeß gingen die Veſchuldigungen nur gegen die Provinzialbehörden in der Pfalz, 
insbeſondere den dortigen Negierungspräfidenten, der auch den Generalprocurator, den Biſchof 
und das Gonjiftorium zu Nunpfchreiben veranlaßt Habe. Als daher das Minifterium, doch erft 
nad längerm Zögern, eine „adminiftrative Unterſuchung“ und zwar „nach oben und unten” 
calſo nicht blos gegen die unmittelbar handelnden Subalternbeamten in der Pfalz) zugefagt, 
fah die Kammer bei ihren Beichlüffen ganz ab von den angegebenen „Wahleinwirkungen“, 
indem jie ſich auf die aus den Acten jelbft erſichtlichen Kormverlegungen bejhränfte, aber auf 
dabei nur Diejenigen Wahlen cafjirte, bei welchen diefe Bormverlegungen erweisbar von ent: 
ſcheidendem Einfluſſe geweſen. Indeſſen wurde ſelbſt auf diejer befhränften Grundlage Die 
Mahl von nicht weniger ald acht Abgeorpneten aus der Pfalz für nichtig erflärt,, und die neuen 
MWahlergebniffe entfprachen fo wenig mehr den Wünſchen der Negierung, daß fih unter den 
acht Neugemählten jieben Oppofitiondmänner befanden. 7°) 

Die neue Kammer bot im Vergleiche mit ihren Vorgängerinnen ein jehr abmeichendes 
Bild dar. Die alten politiihen Parteien waren beinahe ganz verſchwunden. Von der alten 
Linken fanden fih nur nod Trümmer, darunter Grämer und Tafel. Die Führer der frühern 
Majorität, Lerchenfeld und Hegnenberg, mußten die Freude über das Verſchwinden diefer Lin: 
fen ſchwer büßen; ſie ſelbſt braten gar feine georpnete Fraction mehr zufanımen und fanden 
nicht felten in ihren nunmehrigen Streiten mit dem Minifterium eine Unterſtützung blos noch 
bei jenen wenigen Demofraten, die fie zuvor fo leivdenihaftlich bekämpft Hatten. Die Minifter 
befünmerten fid im Allgemeinen gar nicht weiter mehr um jene einft die Abgeordnetenfammer 
leitenden Männer ; mit Ausnahme einiger finanzieller Fragen waren biejelben machtlos gewor— 
er Die nunmehrige Majorität nahm vorzüglih an materiellen Fragen ein lebhaftered 

nterejfe. 

Sp gab denn fhon die Prüfung der Staatdrehnungen von 1852/55 DVeranlafiung 
zu manden unliebjämen Grörterungen, da die Refultate mehrfach unerfreulidh waren. Die 
Staatdanftalten lieferten nur fehr ungenügenve, theilweiſe gar feine Erträgniſſe. Man klagte 
bejonders über das Bergweſen in ven rechtsrheiniſchen Kreijen, über die Telegraphenanftalt, 
den Donau:Mainfanal, die Donaudampfihiffahrt und die damals nur mit 1%,, Proc. ſich 
verzinjenden Gifenbahnen. Die Penjionen feien enorm gefteigert worden ; die Porzellanmanu- 
factur zu Nymphenburg werbe gegen einen ausdrücklichen Kammerbeſchluß nod immer auf 
Staatöfoften forterhalten; für Gefandtihaften und Orden habe man 85,000 Glon. über den 
Budgetfag ausgegeben u. |. ıw. Die Kammer verweigerte einigen Ausgabepoften förmlich die 
Anerkennung und verband damit Beichlüffe wegen genauer Ginhaltung der Etats. Selbit in 
ber Reichsrathskammer erfolgten ungewöhnlich heftige Angriffe auf den Miniſter v. der Pfordten, 
namentlid wegen Verwendung von einer Million für dad Induftrieausftellungsgebäude, melde 
Summe den für den Eifenbahnbau beftimmten Geldern entnommen und ohne Genehmigung 
ber Kanımern veraudgabt worden jei, obgleich der Landtag verſammelt gewefen. 

Das Anfinnen eines Aufgebens der 1848 beſchloſſenen neuen Gerichtäorganifation hatte 
bei den Deputirten eine fo ungünftige Aufnahme gefunden, daß das Minifterium feine Vorlage 
zurüdzog, eine andere dafür in Ausficht ftellend. Nach mandyerlei mündlichen Verhandlungen 
erſchien diefelbe, ward aber ebenfalld für rein unannehmbar erklärt. Die Negierung mußte 
wenigjtens bis zu einem gewillen Punkte nachgeben, denn der Geſchäftsbankrott war bei dem 
bisherigen Syfteme geradezu unabwendbar geworden. Endlich gelangte man vermitteld gegen= 
feitiger Zugeftändniffe (die Abgeordneten gaben zulegt noch die feit 1848 gefeglich feftgeftandene 


— 75) An diefe Vorgänge reihte fic eine nicht unmwichtige Nechtsfrage. Die von Vielen erwartete 
abminfftrative Unterfuchung unterblieb. Statt ihrer ward ein ftrafrechtliches Einfchreiten gegen den 
erfien Reclamanten, Kaufmann Frölich von Zweibrüden, veranlaßt, und zwar wegen „Berleumdung 
und beugen har Beamten ’‘ durch feine an die Kammer gerichtete Reclamation. Dieje Qua— 
lification fchlof den Wahrheitsbeweis durch Zeugen abfolut aus. Es bedurfte einer Entſcheidung des 
Gaffationshofs, welcher die Erfenntniffe zweier pfälzifcher Gerichte vernichtete, um diefe Berhränfung 
ber Beweismittel zu befeitigen, welche Beldhränfung im Gaflationsurtheile als „exorbitant“ bezeichnet 
wird, wodurch jenes conftitutionelle ‚Recht zur Beſchwerde geradezu illuforifch gemacht würde”. Es 
fei nur eine etwaige Verfolgung wegen „, alfiher Denunciation“ in ſolchem Falle zuläffig (wobei das 
Gefeg eine derartige Beichränfung in den Beweismitteln nicht fennt) ; eine folche warb aber im gegeber 
nen Halle auch in der Folge nicht eingeleitet. 
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Inamovibilität der Nichter auf) zu einer Übereinkunft, nach welcher dev bisherige Zuftand zwar 
aufbören wird, wobei aber die gewünjchte Neugeftaltung bedeutende Mopificationen erleidet. 
Neben diejer Frage handelte es ih vor allem um Finanzgefege. Insbeſondere hatte die 
Enkommenſteuer, ſowie diejelbe 1848 eingeführt worden, namentlich in den höhern Kreiſen 
die entfchiedenften Gegner. Das Gejeg litt wirklich, trog wieberholter Umarbeitung, an enor: 
men Fehlern. Was aber in jenen Kreifen misfiel, waren andere Dinge: eine wenn aud noch 
jo mäßige, doch immerhin progrefjive Scala und die Nihtgewährung einer Steuerfreiheit für 
die Prinzen und Standeöherren. Die legtbezeichneten Claffen hatten gegen die Anwendung des 
Gejeges auf ihre Perſonen zwar proteftirt, jedoch vergeblidh; fie mußten mitfteuern. Allein 
jest verjtand ji die Abgeoronetenfammer doch zur Abänderung jener beiden Bunfte, wogegen 
dad neue Gejeg einige plumpe Misftinde des alten befeitigte, was Viele ald ein nicht genügen: 
des Aquivalent anfahen. Wenn aber die Geiftlichkeit bei diefer Gelegenheit gleichfall® einen 
Nugen zu erlangen fuchte, nämlich Befreiung von der Gapitalrentenfteuer, jo blieb die Majo- 
rität der Deputirten hierin feft, obwol Regierung und Reichsräthe jid für den Klerus aus: 
ſprachen; die Legtern mußten nachgeben, um die andern Abänderungen zu retten. 

Das Budget veranlaßte langdauernde Verhandlungen. Lerchenfeld kämpfte in diefer Sache 
mit anerfennenswerthbem Eifer, um eine weitere Steuererhöhung abzuwenden. Freilich 
mußte er dabei erfahren, daß ein Referent in der Neihsrathäfammer wörtlich diejenigen 
Auferungen gegen ihn eitirie, mit welchen er früher in der nämlichen Frage die Linke fo heftig 
befämpft Hatte, während er jelbft heute feine andern Gründe anzuführen wußte, als die damals 
son den verhaßten Demokraten vorgebradten. „Keine neuen Steuern!” waren indeß die 
Loſungsworte der meijten Deputirten. Da die Erträgniffe der indirecten Auflagen in den Zei— 
ten des Friedens von jelbjt zunehmen und man die Ausgabepofitionen, namentlich beim Militär, 
etwas ermäßigte, jo gelangte man zu einer Ausgleihung ohne Einführung neuer Steuern, 
ieboch unter Beibehaltung aller jeit 1848 allmälig eingeführten Beiihlagsprocente. Dabei 
hatte die Abgeordnetenkammer für das Militär im Ganzen 9,475,000 Gldn. bewilligt, gegen— 
über der von der Regierung poftulirten und von den Reichsräthen gutgeheipenen Summe von 
10,572,800 Glon. 

Nach Erledigung des Budgets ward der Landtag am 3. Juli 1856 durch einen königlichen 
Prinzen geſchloſſen, im Landtagsabſchiede aber ein neuer, zur Zeit noch völlig ungelöfter con= 
fitutioneller Gonfliet mit folgenden Worten angefündigt: „Misfällig Haben Wir entnommen, 
daß die Kammer der Abgeordneten der Beihaffung ded von Uns poftulirten und aud von der 
Kammer der Reichsräthe ald unvermeidlich erfannten Bedarfs für die active Armee ihre Zu- 
flimmung nicht ertheilt hat. Wir werben Unjer Kriegäminifterium anmweifen, alle nur immer 
zuläjfigen Erjparungen eintreten zu laſſen, erklären jedoch, eingedenk Unſerer Regentenpflicht, 
dag es Unſer entjchievener Wille ift, die Armee in einem der Würde Unſerer Krone, der Stellung 
Baiernd und den übernommenen Bundespflihten entfprehenden Stande zu erhalten. Wir 
werben daher die unabbrüdige Bertreitung der hierzu nothwendigen Ausgaben anordnen und 
behalten Ins vor, an den nächſten Landtag die desfallſigen Nachweiſe und die erfoberlihen Vor— 
lagen wegen Dedung des ſich ergebenden Mehrbedarfs gelangen zu laflen. * 

Dennoch hatte die Kammer zwei für unjere Neactiondzeit doppelt beveutende Siege, den in 
der Gerichtsſache und den in ver Militärſache, ruhmvoll errungen. 

XH. Schlußmworte. Baiern, das ift unzweifelhaft, hat reiche und herrliche Volkselemente 
und erfreut jich jehr anfehnlicher materieller Mittel. Kommt ed aber nur auf die materiellen 
Kräfte an, jo vermag ed deflenungeachtet felbit ver Fleinften unter ven Großmächten nicht ent: 
gegenzutreten. Seine zwei wichtigſten Mittel, ſich hervorzuthun, Fönnen nur beitehen fürs 
erfte in einer ganz entſchiedenen Gntwidelung ded Repräſentativſyſtems, jened Syftens, auf 
welches ſich namentlich Sardinien und Belgien ftügen, und deifen Berwirklihung in Baiern um 
fo leichter fein würde, ald man bier der enormen finanziellen Opfer nicht bedürfte wie in jenen 
beiden Staaten. Sodann muß Baiern feine Stärke ſehen in der Anlehnung an die deutjche 
Nationalfraft. Daß die Politif Baierns ftetö eine wahrhaft deutiche fein ſoll, bedarf mol faum 
einer beiondern Ausführung. Die franzöfifhen Bündniffe während des Spanifchen und ebenfo 
während des Ofterreihifchen Erbfolgefriegs braten nur Unheil und Ververben über das Land, 
und auch die Erfolge während der traurigen Rheinbundszeit waren wahrlich viel zu theuer er— 
kauft. Daß Baiern ji nicht mehr als ausſchließlich katholiſcher Staat geriren kann, ergibt 
fi jo fehr von felbft, daß wir es für überflüffig Halten, darüber auch nur ein Wort weiter zu 
verlieren. 
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Die Führung der Regierung ift im Allgemeinen wol in feinem Staate leichter als in Baiern, 

denn die Bevölkerung ded Hauptlandes zumal erhebt nur die beſcheidenſten Anfoderungen. Aber 
wie viele fhlummernde Elemente jind erft zu erwecken, wie Bieles ift nachzuholen, was vor 
Jahrzehnden, ja was vor und jeit Jahrhunderten verfäumt wurde! 
Eigenthümlich erweifen fi die Wirkungen der Verbindung des Rheinlandes mit Baiern. 
Altbaiern und Pfälzer bilden ihrem Charakter, ja jelbft ver Lebensweife, Gewöhnung, Kirdh- 
lichkeit nad wol die entfhiedenften Gegenfäge unter den deutfchen Stämmen. Pfälzer und 
Altbaiern (freilich bejonders die Erſtern) haben dies beiverfeitö immer gefagt. Abgefehen von 
finanziellen und perfönlihen Verhältniffen und Klagen, hat nun unbeftreitbar die Fleine Pfal; 
eine weit nahhaltigere und mächtigere Wirkung auf das übrige Baiern ausgeübt als dieſes 
auf jene. Die Rheinprovinz ſchien gleihfam die Mifjion zu haben, einer Reihe neuzeitlicher 
ober in der Neuzeit wieder zur Geltung gelangter Einrichtungen und Verhältniſſe den Eingang 
im Hauptlande anzubahnen. Ohne die Verbindung mit der Pfalz würden die fieben andern 
Kreife auch heute und überhaupt lange noch ver Schwurgerichte, des öffentlih - mündlichen Ge— 
richtsverfahrens, der (freilich ſehr beſchränkten) Kreislandrätbe u. f. w. entbehren, und das 
conftitutionelle Princip wäre in früherer Zeit wol ganz verdorrt. Dagegen hat die Pfalz 
noch nicht einmal ein dem bairifhen fi annäherndes Gemeindegefeg erlangt (andere Theile 
der Zegislation wurden allerdings, oft wol zu ſehr, auf fie ausgedehnt). Der rheiniſche Geifl 
trug namentlich zur Wedung des fränfiichen bei, und, ganz den alten Stammesverhältniffen 
entfprechend, find fi Pfälzer und Franken heute vielfach ziemlih nahe gerüdt, näher, als vie 
Franken ven eigentlihen Altbaiern ftehen. 

Gerade die große Stammedverichiedenheit bildet einen weitern Moment, Baiern auf ent- 
ſchiedene Entwidelung einer freien geiftigen Richtung hinzuweiſen. Gin Staat, der materiell 
nur zur mittlern Glaffe gehört und der überdies no große Stammesverfhiedenheiten in fid 
fließt, hat in vegfter Wedung des geiftigen Elements ein höheres Band zur Vereinigung mehr 
oder minder heterogener Beitandtheile, er hat in Weckung des geiftigen Elements dad Mittel zu 
einer höhern Macht zu fuhen. Die Demofratie allerdings verzweifelte längft, aber jiherlich zu 
früh am Conſtitutionalismus; wer aber daran nicht verzweifelt, wird faum beftreiten fönnen, 
da namentlih Baiern nur auf diefem Wege eine hervorragende Stellung zu ſuchen hat. Die 
großen Vervienfte, welche König Ludwig jih in Beziehung auf deutſche Kunft erwarb, die glei: 
hen, welche der gegenwärtige König in Beziehung auf deutiche Wiffenfhaft zu begründen ftrebt 
verdienen den aufrichtigen Dank ver Baiern und der Deutihen. Aber Der müßte die eigenthüm- 
liche Aufgabe unferer Zeit, das größte Bedürfniß unferer Nation nicht kennen, welcher glauben 
Eönnte, damit habe Baiern feine Beſtimmung erfüllt. G. F. Kolb. 

Bailly (Johann Silvan) ward den 15. Sept. 1736 zu Paris geboren. Sein Vater, Auf— 
ſeher der Gemälde des Louvre, hatte für ſeinen Sohn keinen höhern Ehrgeiz, als ihn in dem 
Genuſſe ſeiner bequemen Stelle zu ſehen, die ihren Mann nährte. Der Junge aber fühlte ſich 
durch einen andern Geiſt getrieben, der ihn den ernſten Willenfchaften, befonverd der Mathema— 
tie zuführte. Auch verfuchte er ſich im Fache ver Dichtung und ſchrieb zwei Trquerfpiele, die aber 
weder feine Freunde, denen er jie im Vertrauen mitgetheilt, noch ihn felbft befriedigt haben mö⸗ 
gen ; denn er fam von diejen Verſuchen ald von einer Berirrung ſchnell zurüd, um fi der Aſtro— 
nomie ungetheilt zu ergeben. Er fhrieb über diejelbe mehre Werke, welche auch jegt noch für 
clafifh gelten, und fein Ruhm verbreitete und begründete ſich jo fchnell, daß er 1785 zum Mitz, 
gliede der Akademie ernannt ward, die höchſte Auszeihnung, die einem Gelehrten damals zu= 
theil werben Fonnte. 

Kaum fhien je ein Menſch zum ftillen, anſpruchloſen Leben, das ven Wiflenfhaften ge- 
hört, einen entfchiedenern Beruf zu haben als B. Friedlich, ohne Ehrgeiz, ohne Leidenfhaft, 
ohne irgendeine hervortretende Gigenheit, die ihn mit ſich felbft oder mit Andern in Widerfprud 
gelegt hätte, weihte er feine Tage der Forſchung und den friedlichen Genüffen eines einfachen 
Lebens. Gr ift vielleicht der einzige Mann, der, ohne etwad zu ſuchen, faft Alles erlangt bat. 
Was er nicht nehmen wollte, ward ihm gegeben, und obgleich er zu feiner der verſchiedenen 
Stellen, die er in feinem inhaltreihen und wechſelnden Leben befleivet hat, vorbereitet war, 
fo erfüllte er doch alle Pflichten derfelben mit gewifjenhafter Treue und in großen entſcheidenden 
Momenten felbft mit einer würdevollen Größe. Auch ihn hatte die Revolution in feiner ftillen 
Wohnung des Friedens mit den Wiffenfhaften befhäftigt und ohne Anfprüdhe an die Welt 
überrafht, um feinem Schickſale, feiner ganzen Beftimmung eine andere Richtung zu geben. 
Die furchtbaren Ereigniffe ver Zeit fanden ihn immer auf ihren gefahrvollen Wegen und riifen 
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ihn mit fich fort, und er blieb ſich bei allen raſchen Wechſeln der Begebenheiten glei und ſchien 
oft ifr Gebieter. Als Präſident ver Nationalverfammlung gab er an dem großen entfcheidenden 
Tage, da jie ihre berühmte Sigung im Balldaufe hielt, dem Oberceremonienmeifter, welcher 
den Deputirten im Namen ded Königs auseinanderzugehen befahl, die Antwort: „Die ver: 
fammelte Nation hat feine Befehle zu empfangen.“ Im den frübern Verſammlungen konnten, 
nad altem Braude und Herfommen, die Mitglieder ded dritten Standes nur fniend das Wort 
»bmen. B. fannte den demüthigen Gebrauch, auf den der Adel und die Geiftlichfeit nicht weni— 
ger Gewicht ald der Hof jelbft legten. Da eran der Spige einer Deputation des dritten Stan- 
ded aus dem Schloſſe von Verfailles trat, fragten die Höflinge, wie fie fei empfangen worden: 
„Bir ftanden, antwortete B., und der König faß nicht.“ Der erfte Präjident ver Nationalver: 
fammlung war er auch der erfte Maire von Paris. In diefer Eigenſchaft empfing er den König 
den 17. Juli 1789 auf dem Stadthaufe, und in feiner Rede, die er ag den Monarchen hielt, 
ſagte er: „Heinrich IV. hatte fein Volk erobert; hier eroberte das Volk feinen König wieder.‘ 

Selten warb mol einem Manne die allgemeine Achtung, das einftimmige Vertrauen in grö: 
Ferm Maße zutheil; feine Popularität hatte den höchſten Grad erreicht. Bei dem berrlichften 
Feſte, daß je eine Nation gefeiert, bei vem Bundesfeſte von 1790, dem das geſammte Franfreid 
durch Abgeordnete beimohnte, waren alle Blide auf B. und Lafavette gerichtet, der die Hul: 
digung eines begeifterten und danfbaren Volks mit ihm theilte. Lafayette war an bemfelben 
Tage zum Befehlähaber der Nationalgarde ernannt worden, an welchem B. ald Maire an die 
Spige der Gemeinde trat. Beide Männer gingen befreundet in Allem, was das Vaterland und 
die Sorgfalt für fein Wohl betraf, denfelben Weg. Beide waren im Bejlge der höchſten Gunft 
des Volks, um der Grgenftand feines Haſſes zu werben. 

Im Juni 1791 war der König entflohen, zu Barennes angehalten und nad Paris zurück— 
gebracht worden. Man verlangte laut und ungeftüm die Entjegung des Monardhen. Am 
17. Juli verfammelte ſich eine ungeheure Menge Volks auf dem Maröfelve, mo das Jahr vorher 
das Bundeöfeft war gefeiert worden, und drängte fih nad dem PVaterlanvsaltare, auf dem 
eine Bitefhrift niedergelegt war, weldye die Entjegung des Königs verlangte. 

B. begab ſich mit der bewaffneten Macht dahin, um das Martialgefeg verfünden zu laffen 
und die meuterijchen Haufen zu zerftreuen. Er ward mit Hohnlachen und Steinwürfen empfan: 
gen, und die Truppen waren genöthigt, zu ihrer eigenen Vertheivigung von den Waffen Ge: 
brauch zu machen. Es floß Bürgerblut. Hier ift die Sonnenmwende von B.'s Glück und Gunft, 
bie das Volk in feiner flüchtigen Laune einem Andern zuwendete, um fie ihm wie jenem zu ent: 
ziehen. Es ift erwielen, daß der Maire ver Stadt Paris nur zufolge eines Befchluffes des Mu: 
nicipalratb8 jo gehandelt hatte. Auch billigte die Nationalverfanmlung , der er über das trau: 
rige Ereigniß Bericht erftattete, fein Verfahren , wie ed in ver Natur der Sache lag. B., der es 
ſchmerzlich fühlte, wie unficher der Menfchen Urtheil fei, die heute verdammen, was fie geftern 
noch mit Begeifterung erhoben ſchickte feine Entlaffung ein, die der Zuftand feiner Geſundheit, 
mie er fagte, nothivendig made. Sie ward nicht angenommen, fondern die Bitte des Munici— 
palraths an ihn geftellt, feine Amtsführung fortzufegen. B. willigte ein, bis zur nächſten Wahl 
an feiner Stelle zu bleiben. Da erfegte ihn Petion, und er zog fi auf dad Land zurüd, um in 
ruhiger Verborgenheit feine Tage zu beſchließen. Bei dem Proceſſe der Königin warb er indeflen 
genöthigt, wieder in der Hauptjtadt zu erfcheinen, um vor Gericht ald Zeuge aufzutreten. In 
dem Anflageacte der unglüdlihen Marie Antoinette war die Befhuldigung ausgeſprochen, es 
babe ein Briefwechfel zwifhen ihm und der Königin flattgehabt. B. gab die einfache und be: 
fimmte Erflärung: „es ſei nit wahr.‘ Indeflen war fein Untergang beſchloſſen, und er ſollte 
ſeinem Schicſale nicht entgehen. 

B. in den Privatſtand zurückgekehrt, lebte auf dem Lande in der Gegend von Nantes. Da 
ſeine Ruhe bier geſtört ward, ſchrieb er an Laplace, einen der ausgezeichnetſten Gelehrten Frank 
reichs, ſpäter Pair, der zu Melun in ſtiller Einſamkeit lebte, ob er nicht in dieſer Stadt einen 
Zufluchtsort und Verborgenheit finden könne. Laplace erbot ſich, ſeine Wohnung mit ihm zu 
theilen, und B. war entſchloſſen, von dieſem freundſchaftlichen Anerbieten Gebrauch zu machen. 
Unterdeß war der verhängnißvolle 51. Mai gekommen, und die Partei, die an ihm geſiegt, 
führte die Schredfensregierung ein. 

Abtheilungen der Revolutiondarmee durchzogen das Land, und eine ſolche traf au) zu Me- 
lun ein. B. fommt zur größten Beftürzung feines Freundes an. Diefer ift um ihn, und zwar 
mit Recht, bejorgt. Aber für den Berleumdeten und Verfolgten, ven bie fpätern Ereigniffe mit 
Abſcheu erfüllten, hatte das Dafein Feine Reize mehr. „Was kann mir am Leben liegen”, fagte 
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er zu Laplace, „wenn ic das Alles anjehe, was vorgeht? Und dann ift es Eins, ob ich Hier over 
anderswo ſterbe.“ DB. war erfannt worden. Bei jeinem Namen fteht der Pöbel auf. Man 
ſchleppt ihn auf dad Gemeindehaus, und obgleich die Municipalität feine Papiere ın Ordnung 
fand und ihn in Freiheit jegte, jo gab Dies die wüthige Menge doch nicht zu. Die Sade ward 
an den Ausſchuß der Öffentlihen Sicherheit nach Paris berichtet, der den Gefangenen dahin zu 
bringen befahl. Er ward ind Gefängniß geworfen und vor dad Nevolutiondgericht geftellt, das 
den Schulplojen ald ven Mörder jeiner auf dem Marsfelde gefallenen Mitbürger zum Tode ver— 
dammte. B.'s Vertheidigung, einfach, freimüthig und wahr wie fein Leben, hob jeden Zweifel 
an feiner Unjhuld, wenn man ernftlih an ihr hätte zweifeln können. Aber darauf fanı es in 
diefer Zeit und bei diefem Gerichte niht an. DB. geftand aufrichtig, er fei ein conjtitutioneller 
Royalift und der bejhworenen Berfaffung treu. Dieſes Geſtändniß allein mußte ihm das Leben 
foften. Er verlor ed, und zwar auf eine jhredlide, ſchauderhafte Weiſe, die den Menſchen tief 
unter dem Thiere zeigt. 

Am Tage der Hinrichtung beftieg B., die Hände auf dem Rüden zufammengebunden, den 
Henferöfarren. Eine von Wuth entbrannte Menge, welche die beliebten Tagesſchriftſteller durch 
giftige Verleumdungen aufgehegt hatten, begleitete ven Zug und ftieß gegen ven Verurtheilten 
die gräßlichften VBerwünfhungen aus. Die rothe Fahne, welche an jenem unjeligen Tage auf 
dent Maröfelde geweht hatte, war hinten auf dem Karren befeftigt. In langjamem Zuge ging 
ed nun den weiten Weg von der Conciergerie nach dem Marsfelde. Der Regen fiel in Strömen 
vom Himmel, und ed war für die Jahreszeit (im October 1795) ungewöhnlid) falt. B., faft 
nackt dem Unwetter ausgejegt, von dem Hohngeſchrei des Volks begleitet, das ihn mit Koth warf 
und nad ibm ſchlug, von feinen Henfern gegen die wüthige Menge vertbeidigt, die den Zug auf: 
hielt, um die Leiden des Unglücklichen zu verlängern, blieb ruhig, faft heiter und ließ auch nicht 
einen Yaut der Klage hören. Nach einer Fahrt von anderthalb Stunden fam der Karren auf 
dem Richtplatz an. B. flieg herab; ſchon ſchleppt man ihn nad) dem Blutgerüfte, da fällt es 
einem Tiger ein, der die Übrigen an graufamem Scharfjinne übertraf, die rothe Fahne erft zu 
verbrennen. Man bringt Feuer, die Fahne wird angezündet, ein Ungeheuer ſchwingt fie bren- 
nend B. ind Geliht. Der Schmerz erpreft ihn einen Schrei, und das Volk Elatjcht lauten Bei- 
fall. Zum zweiten male nähert er jih dem Schaffot. Einer aus dem Haufen ruft, es gezieme jich 
nicht, den heiligen Boden ded Bundesfeſtes — es war auf den Antrag B.'s gefeiert worden — 
mit dem Blute eines ſolchen Böjewichts zu beſchmuzen. Lauter, taufendftimmiger Beifall. Das - 
Gerüft wird abgebroden, ſtückweis nad einem Graben am Ufer ver Seine gebradyt und wieder 
aufgeihlagen; Alles unter den Augen B.'s, den man nöthigte, zu Fuß zu folgen und das böl- 
life Tre. ben mit anzufehen. Da fand er nun, dem Gejpötte und den Mishandlungen ver 
Menge preisgegeben , die ihm in das Gejicht ſpeit, mit Steinen nad) ihm wirft, ihn mit Stöcken 
ſchlägt. Der heftige Regen währte ununterbroden fort. B. mit blofem Kopfe hält drei entieg- 
li lange Stunden alle dieje Dualen aus. Der Unglückliche fhauderte von Regen triefend. Du 
zitterft, B.? rief Einer aus dem Volke jpottend. Es ift vor Froſt, mein Freund, antwortete er 
rubig. Endlich unterlag die Natur, ſchwächer ald fein Muth. Er ſank erſchöpft ohne Bewußtſein 
nieder. Da er wieder zu jih Fam, erjuchte er feine Genfer, die Hinrihtung zu befhleunigen, 
mit der heitern Faſſung, als bitte er einen Freund um einen Liebesdienſt. Endlich wird fein 
Wunſch erhört. Das Schaffot ift über einem Haufen Unrath aufgeſchlagen. B. fammelt feine 
legte Kraft, befteigt dad Blutgerüft mit jiherm, feftem Schritte und hält fein Haupt dem To⸗ 
deöftreiche entgegen. Es fällt. Jubelnder Beifall erfüllt die Xuft; es iſt ald biete das Frohloden 
der Hölle dem Himmel höhnend Troß. B. zählte 57 Jahre. Am 18. Nov. 1795 war er vor 
dad Revolutiondgericht geftellt, den 20. zum Tode verurtheilt und ven 21. hingerichtet worden. 
Er jelbit jchrieb feine Denfwürvigkeiten, die in zwei Bänden erfihienen find !) und die hervor: 
ſtechenden Züge feines Lebens und die wichtigſten Thatſachen aus der Zeit der conftituirenden 
Berfammlung enthalten und erläutern. So envete B., der Erfte, ven fein Diftriet zum Wähler, 
der Erfte, den die Wähler jelbjt zum Deputirten bei der Nationalverfammlung ernannten, der 
erfte Präfident der Nationalverfammlung und der erfte Maire von Paris. An diejen beveuten= 
den Stellen zeigte er ebenjo viel Klugheit als Mäßigung und Rechtlichkeit. Unter den jchwie: 
rigſten und gefahrvollften Berhältniffen blieb er jich gleich, befonnen , einfach in feiner Lebens— 
weiſe, muthig für dad Gute, ftandhaft in jeinem Glauben, warmer Vertheidiger der Unſchuld 








1) ,„Memoires deBailly, avec une notice sur sa vie, des notes et des Eclaircissements histo - 
riques‘’ (Paris 1821). 
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und Gerechtigkeit, Breund dev Unglüdlihen und Wohlthäter dev Nothleidenden. Bei den man 
nichfaltigen und wichtigen Dienſtgeſchäften, die feine Thätigkeit in Anſpruch nahmen, ſchrieb er 
feine Abhandlungen über die Gefangenen und feinen Bericht über die Hospitäler, Zeugen und 
Denfmäler jeiner Menfchenliebe. Am Ziele feiner mühevollen Laufbahn, in der es ihm leicht 
gemefen wäre, ji zu bereichern, hatte er ven größten Theil feines eigenen Vermögens zuges 
fegt. Übrigens läßt ih B.'s Unglück leichter als jein Glück begreifen. Gin Mann von feiner 
Art, einfah, wahr, feinen Grundjügen unmwandelbar ergeben, von ftrenger Redlichkeit, feiner 
Scmeidelei und feines Betrugs fähig, fonnte am Hofe ſowenig ald bei dem Wolfe jih in Gunft 
erhalten. Am wenigften vertrug ſich jeine Mäßigung mit der Leidenfhaftlichkeit der Zeit, die in 
wilder Haft von einem Außerften zum andern überiprang. I. Weigel. 

Ballotiren, ſ. Abftimmung. — ER 

Banken und Bankwefen, I. Allgemeiner Überblid. Das Bankweſen ift ver Inbe: 
griff der Geſchäfte, melde von Handelshäuſern (Banfiers, Banfhäufern) und Anftalten (Ban: 
fen) betrieben werben, und der dafür beftehenven Einrichtungen. Die Geſchäfte beftchen in dem 
Annehmen, Aufbewahren, Beleihen, Kaufen und Verkaufen von edeln Metallen, Münzen, 
Geldzeihen, Wechſeln, Anmeifungen, Staatspapieren, Obligationen, Actien und andern 
Schuldurfunden , welche der Eredit von Staaten, Provinzen, Gemeinden , Corporationen, Ge: 
felligaften und Privaten zum Vorſchein bringt; im Ginziehen von Foderungen und Leiften von 
Zahlungen, was aud durch Audgleihen mittels Übertragung von der Rechnung des Schuld- 
ners auf die des Gläubigerd geſchehen kann (Girogeihäft). Sie werden entweder im Auftrage 
und für Nehnung Dritter gemacht, mit oder ohne Gewährung von offenem (Blanco=) Gredit, 
oder für eigene Rechnung ; die erftetn heißen Bankgeſchäfte im engern Sinne und find größten: 
tbeild Commiſſionsgeſchäfte, für deren Beforgung eine Proviſion (Commiffiondgebühr) berech— 
net wird; die andern gehören in das Gebiet des Handeld und der Speculation, und erwarten 
entweder, wie jeved Handelsgeſchäft, einen Gewinn aus dem Erlöfe bei vem Verkaufe der er: 
morbenen Gegenftände, ober eine hohe Nente aus dem in Unternehmungen angelegten Capital. 
Zu dem Betriche ver Gefchäfte benugt dad Bankhaus den eigenen Gredit in allen den Formen, 
in weldhen es Anbern Eredit gewährt, die Banf außerdem noch durch Ausgeben von Banfnoten. 

Der Name ftammt aus dem Mittelalter von den Geldwechslern, meift Jtalienern, die in höl— 
zernen Schüfleln auf einer Bank ihre Münzen aufzuftellen pflegten. Konnte ein Wechsler feine 
Verbindlichkeiten nicht erfüllen, jo wurde ihm die Banf zerbroden , und der Banfbrud, banco 
rotto, bedeutete den Fall des Geſchäfts. Mit dem Wechſeln der Münzen war in der Negel dad 
Leihen auf Pfänder verbunden, und damit der Nebenbegriff des Wuchers in einer Zeit, mo ber 
Zins als ein von der Noth erpreßter, ſchmuziger und unehrenhafter Gewinn angeiöden, durch 
Vorſchriften der Kirche wie ded Staatö verboten war. Auch diefer Zmeig wurde im Mittelalter 
vorzugsweiſe von Stalienern betrieben, und heute noch wird dad Leihen gegen Fauſtpfand Lom— 
bardgeihäft genannt. Die Wechsler beforgten endlich auch den Einzug von Foderungen und 
die Leiſtung von Zahlungen von einem Ort zum andern, fie handelten mit Wechſeln. 

Aus diefen Keimen entwicelten ſich die — Bankgeſchäfte, dem Weſen nach die nämli— 
chen, aber an Umfang und Mannichfaltigkeit ihrer Formen und Zweige mit den Geld- und Gre: 
ditbedürfniffen ver Staaten, der Production, des Trandportweiend und des Handels außer: 
ordentlich gewachſen. Nach dem Parifer Frieden im Jahre 1815 waren e8 die Regierungen der 
größern Staaten, melde mitteld der Bankhäuſer große Anleihen negociirten,, durch die Banken 
ihr Papiergeld einzogen (Oſterreich), und den öffentlichen Credit auf ſchwere und theure Proben 
ſtellen mußten, um ihre durch den Krieg zerrütteten Finanzen zu ordnen. Bald kamen die Eiſen— 
bahnen und verlangten Gapital in Summen, die man vorher für fabelhaft gehalten haben 
würde; die Dampfſchiffahrt ſchloß ih an, und die vollfommenern Trandportanftalten verlang— 
ten nit nur für ihren eigenen Bau und Betrieb eine Menge von rohen und verarbeiteten Er— 
zeugniffen, fondern jie veranlaßten aud von Seiten des erweiterten, vermehrten und beſchleu— 
nigten Handelöverfehrs eine raſch anfteigende Nachfrage, welcher zu genügen die Production 
durch Erweiterung beflehender und Gründung neuer Anlagen ſich anſchickte. Handel und Ins 
duftrie traten nad den Regierungen und den Eiſenbahngeſellſchaften mit wachſenden Anfodes 
rungen hervor, an Gapital für großartige Unternehmungen nicht allein, fondern aud an Um— 
laufsmitteln und: n die Ginrihtungen, mittel8 deren der Credit den Gebrauch des Geldes erfpart 
und ben Betrag von Foderungen vor Verfall disponibel macht. So fehen wir in der ®egenwart 
neben den Schuldſcheinen der Staaten eine immer mehr zunehmende Menge von Schuldurkun— 
den, welche Antheile an ven Vermögen, an Gewinn und Verluft von preductiven Unterneb— 
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- mungen gewähren (Actien, Antheilſcheine), oder verzindlihe Darlehen an ſolche Unternehmun— 
gen repräfentiren (Obligationen, Prioritäten); gleichzeitig aber aud eine entiprechende Ver— 
mehrung von Wechſeln, Anweifungen, Gelvzeihen aller Art. 

Dieje großartige Entwidelung hätte jo nicht vor ji geben fünnen, wenn das Banfwefen 
mit feinen Einrihtungen und Dienftleiftungen auf dem alten Flecke ftehen geblieben wäre. Es 
mußte der allgemeinen Bewegung folgen, und die Kennzeichen feiner Fortbildung ericheinen nicht 
allein in einer Vermehrung der ihm gewidmeten Häufer und Anftalten, jondern aud in einer 
Umbildung jeiner Organifation und in der Theilung der Arbeit. 

Aus den Anleiheoperationen von 1815 — 20 waren für einzelne Bankhäuſer Foloffale Ber: 
mögen herausgewachſen; damit beherrichten fie den Gapitalmarft und erprüdten für größere 
Binanzoperationen die Goncurrenz, indem jie ji untereinander verfländigten. Sie waren bie 
nothwendigen Vermittler von Anleihen, nur bei ihnen war für größere Unternehmungen Ga: 
pital zu finden. Die gewöhnlichen Bankgeſchäfte betrieben jie nur noch für Regierungen, Ge: 
fellihaften und größere Kunden; den Berfehr mit der zahlveihen Mittelclaffe von Induftriellen 
und Handelsleuten überliegen jie Andern. Diefe Oligarchie herrſcht bis tief in die Eifenbahn: 
periode hinein ; da aber weder die Negierungen noch die Geldmächte für jih allein die Schienen: 
wege berftellen konnten, letztere auch vorzogen, Anleihen für den Staatöbau zu negoriiren (Bel: 
gien), weil jte anfänglich an einem genügenden Reinertrage zweifelten, fo trat die Affociation 
ergänzend, bald überwiegend, hinzu. Die nämliche Erſcheinung zeigte ih dann auf dem Ge: 
biete der Induftrie, und ed fonnte nicht ausbleiben, daß die Affociation ih aud mehr als früher 
in vem Banfwefen ſelbſt geltend machte. Die großen Banfhäufer Eonnten die Ausſchließlichkeit 
ihrer Bermittelung, wonach jie den Regierungen oder Unternehmern ‚für die Beihaffung von 
Geld ebenjo ihre Bedingungen dictirten wie den Gapitaliften für die Überlaffung der Schuld: 
oder Antheilſcheine, nicht länger feitbalten ; fie mußten fich entfchließen, als Mitbewerber , Mit: 
unterzeichner neben Andern aufzutreten, oder bei der Gründung von Gefellichaften mitzumir: 
fen. Bei diefer Änderung haben die großen Banfhäufer nichts verloren, denn ihre Geſchäfts— 
Eenntniffe und Verbindungen, ihr Ruf und ihre Mittel jiherten ihnen immerbin eine ausge: 
eichnete Stellung in den Verwaltungen und einen erheblihen Antheil an den Früchten der 

ſſoeiation, welche zugleich ihr eigenes Geſchäft alimentirte. Der zunehmende Umfang und die 
Mannicfaltigkeit der Banfgefhäfte hatten die größere Theilung der Arbeit zur natürlichen 
Folge. An den Mittelpunften des Bankverfehrs, den Börfenplägen, befaflen fi die erften 
Häufer hauptfählic mit dem An- und Verkauf von Wertbpapieren und Wechfeln zur Ausfüb: 
rung belangreicher Aufträge, oder für eigene Rehnung. Andere, fowie die Banfhäufer an 
Handelsplätzen und Fabriforten, die nicht zugleich eine Börfe haben, richten ihre Geſchäfte mehr 
nad den Bevürfniffen ihrer Umgebung, indem fie ihren Gorrefponvdenten Wechſel discontiren 
und zum Einziehen übernehmen, auf fie gezogene Tratten einlöfen, ihnen ſolche auf die Orte, 
wohin jie Zahlungen zu leiften haben, anihaffen, ihnen in diefer Form, oder durch Accepte, 
oder auch in baarem Gelde Vorſchüſſe auf Werthpapiere, wol aud auf Waaren, die dann meift 
durch Connoſſamente oder Lagerſcheine repräfentirt werden, geben, endlich aud ihre Kaffe füh— 
ren, ſodaß der betreffende Gejhäftd- oder Privatmann ver Gefahr und Mühe, größere Sum: 
men bei fih aufzubewahren, zu empfangen, zu verjenden, überhoben wird und den Zinfenver: 
luft für ſtändigen Kaffevorrath erfpart. Diefer nügliche Theil ver Bankgeſchäfte ift in England 
mebr als in andern Ländern ausgebildet, und bietet für die Bankhäuſer ein Feld der Thätigkeit, 
welches jih mit dem Kortfchreiten ver Production und des Verkehrs immer mehr erweitert. Auf 
diefem Felde werben aud die Bankhäuſer nicht durch die Geſellſchaften verdrängt, weil fie weni: 
ger an ſtrenge Formen gebunden find und am leichteften die Kenntniß der Perfonen und Ber: 
hältniſſe erwerben, die hierbei erfoderlich ift; vielmehr bilden die Bankhäufer ein Mittelgliev 
zwifhen dem Handels- und Gewerbeftande und den Banken, bei denen fie wieder einen Nüd: 
halt finden, um ihre Dienjtleiftungen auszubehnen und aud in fritifchen Zeiten nicht zu ſehr 
zu befchränfen. 

Die Berhältniffe, welche das Bankweſen erweiterten und gliederten, äußerten ihre Wir: 
fung , wie bei dem Betriebe durch Handelshäuſer, jo aud bei dem Betriebe durch Gefellfhaften. 

Bei dem Ubergange vom Frieden zum Kriege, von 1815 an, hatten die größern Banfen 

„ebenfo wie die Kinanzverwaltungen ihre durch Leiftungen für legtere zerrütteten Verhältniffe 
zu ordnen; in Dfterreich wurde (1817) die Nationalbanf gegründet, um das Staatöpapiergel 
einzuziehen. Der Aufihwung des Verkehrs in der nachfolgenden Gifenbahn = und Induftrie: 
periobe veranlaßte eine entjprechende Vermehrung ihrer Mittel und Erweiterung ihrer Einrich⸗ 
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tungen. Die Bank von England wurde von ven Wuchergefegen befreit, der Umlauf ihrer No- 

tem vermehrt und begünftigt; neben ihr entftanden zahlreiche Banken in England, in Schottland 
sad Irland wie in den Golonien. Die Banf von Franfreih centraliſirte das Bankweſen, ver- 
mehrte die Zahl ihrer Zweiganftalten und verminderte den Stüdbetrag ihrer Noten von 500 
auf 100 Fr. Die Ofterreichifche Nationalbant ergänzte ihr Orundcapital durch Hinausgabe ver 
zurückbehaltenen Actien. Die Preußiſche Banf, die legte reine Staatdanftalt, zog Privatcapital 
heran, vergrößerte ebenfalls die Zahl ihrer Commanditen und Filiale, vermehrte ihren Noten 
umlauf und fegte den Fleinften Stüdbetrag von 25 auf 10 Thlr. herab. Neue Banken entjtanden 
bis zur Mitte des Jahrhunderts auch in einigen deutihen Staaten und in Belgien (Banque 
nationale, 1850). 

Die Anftalten, auf welde der Name Banken bisher ausfhließlich angewendet wurde, be: 
ihränften ihre Thätigkeit auf die gewöhnlichen Banfgefhäfte, d. h. jie vermittelten die oben be: 
zeichneten Geld- und Grevitgefihärte des Handeld und der Gewerbe, mehrfach aud ver Regie: 
rungen. Da der Ertrag diefer Gefhäfte in Zinfen und Provifion befteht, und davon die Laften 
und Bermwaltungsfoften zu beftreiten jind, fo würde die Gapitalrente ihrer Theilhaber den ge: 
wöhnlichen Zinsfuß jelbft unter günftigen Verhältniffen kaum überfteigen, wenn fie nicht durch 
Motenaudgabe ven Vortheil hätten, zinsloſes Geld zu benugen. Die Noten dienen zugleich ald 
bequenaed und beliebtes Zahlungsmittel, wenn ſie durch gefiherte Einlöfung den Gleichwerth 
mit der Münze behaupten. Geſchäfte für eigene Nehnung find dieſen Banken in der Regel nur 
für dern Handel mit Gold und Silber, und etwa noch ausnahmsweiſe für vorübergehende Anlage 
dispon ibler Kaffenbeftände geftattet. Aus der Natur diefer Geſchäfte folgt: daß die Banken an 
Drten oder in der Nähe von Orten, wo ſolche Geichäfte zu finden find, alfo an Handelsplätzen 
oder ira Babrifgegenden, ihren Sig haben müffen, und nur wenn fie dort nicht zugelaffen wer: 
den, wählen fie die nächft erreihbaren Punkte; ferner haben die Banken zu forgen, daß ihr Ga: 
pital fer und immer nur auf fürzere Zeit, 3. B. in Wechſeln oder Vorſchüſſen auf nicht länger 
als drei Monate, angelegt ift, damit fie jede Verbindlichkeit erfüllen und durch öftern Umfchlag 
ihre Proviſion auf einen angemefjenen Ertrag bringen fönnen ; endlich müffen fie für die Einlö- 
fung ihrer Noten einen ftärfern Baarvorrath, 3.8. ein Drittheil des Notenumlaufs, bereithalten, 
um einem ungewöhnlihen Andrange nad) Ginlöfung folange zu genügen, bis die fällig werben: 
den Wechſel und Vorſchüſſe ihnen Geld oder Noten bringen. Dieſe Banken eignen ji daher 
nit zum Betriebe der fpeculativen Richtung des Bankweſens, und wie jih Banfhäufer vor: 
zugsweiſe diefer Richtung zumendeten, fo mußte aud) die Affociation, indem fie dem Vorgangt 

jener folgte, dafür befondere Anftalten begründen. 

DiefeAnftalten haben mehr Ähnlichkeit mit den Actiengeſellſchaften für induftrielle, Trans: 
port= oder Handelsunternehmungen ald mit den Banken. Sie unterfheiden ſich von jenen nur 
dadurch, daß ſie fich nicht auf eine einzelne Unternehmung befhränfen, fondern ſich jeder zumen- 
den können, die ihnen anfteht. Daher haben auch die erften der neuern Zeit angebörigen derar: 
tigen Inftitute fih „Allgemeine Gejellihaften‘ genannt; fo eine nieverländifche und dir nad 
ihrem Mufter Ende 1852 in Paris concefjtonirte Société generale de Credit mobilier. Da die 
Unternehmer den Regierungen große Bortheile für Staatsanleihen und für die Entwickelung der 
Induftrie, den Gapitaliften und Speculanten hohe Dividenden und Agiogewinne in Ausſicht 
Rellten, und da das Publicum damals und längere Zeit hindurch geneigt war, Hoffnungen theuer 
zu bezahlen, fo fand das Beispiel Frankreichs bald vielfahe Nahahmung. Dfterreih, Spanien, 
deutſche Staaten , namentlich die Fleinen, auch Gantone der Schweiz genehmigten die Errichtung 
von Greditanftalten. In England fanden fie feinen Eingang, ſowol weil dort die Hinleitung 
des reichlich vorhandenen Gapitald zu productiven Unternehmungen Feiner folden Vermittelung 
bedarf, ald auch wegen der Abneigung der Engländer gegen das Generaliſiren; ihre Vereine 
richten fih aud auf andern Gebieten nur auf fpecielle Zwecke. In Deutſchland verweigerten 
Preußen, Hannover, Baiern und Würtemberg die Genehmigung; Sachſen allein unter den 
Mittelftaaten conceffionirte eine Allgemeine Deutſche Ereditanftalt in Leipzig. Nureine, und 
zwar die in Deutſchland zuerft gegründete, hat fi ven Namen Banf beigelegt, nämlich die Banf 
für Handel und Induftrie in Darnıftadt. ?) 

Die Verwaltung einer folden Greditanftalt gleicht fonadh dem Chef eines Banfhaufes, wel: 
ches vorzugäweife größere Operationen für eigene Rechnung macht. Sie wird ſich bei Anleihen 


1) Näheres im Art. Ereditanftalten. Die bier folgenden Abſchnitte befchränfen fi auf die Ban- 
fen mit Rotenausgabe. 
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con Regierungen, Städten, Eifenbahngejellihaften u. j. mw. betheiligen, Berg: und Hütten: 
werke, Babrifen, Dampferlinien erwerben, Gejellihaften für ſolche Unternehmungen gründen, 
oder durch Übernahme von Actien ihre Gründung unterſtützen; ſie wird Staatspapiere und Ac— 
tien kaufen und verkaufen. Den Umfang ihrer Geſchäfte wird ſie nicht auf den Betrag ihres Actien— 
capitals beſchränken, ſondern ſie wird Obligationen ausgeben, die verzinſt und allmälig getilgt 
werden. Wenn ihr Capital für längere Zeit in Unternehmungen feſtliegt, ſo ſind auch ihre Ver— 
bindlichkeiten erſt in beſtimmten längern Friſten zu erfüllen. Wie bei einer Bank dem Wechſel— 
portefeuille die Noten, ſo ſtehen bei der Creditanſtalt den Vorräthen an Werthpapieren die 
Obligationen gegenüber. Die Bank dient den Geſchäftsleuten an ihrem Sitze und in einem mehr 
oder weniger ausgedehnten Wirkungskreiſe; die Creditanſtalt iſt, ſoweit ſie nicht durch ihr Sta— 
tut beſchränkt wird, an keinen Ort gebunden, ſie kann ihre Mittel in weiter Ferne oder in der 
Nähe ihres Sitzes anlegen. Niemand wird in Abrede ſtellen, daß eine Creditanſtalt bei intelli— 

genter, vorſichtiger Leitung auf die Production und den Verkehr fördernd einzuwirfen und 
ihren Theilhabern unter günftigen Berhältniffen eine ſehr hohe Rente zu gewähren vermag; 
ebenfo wenig aber läßt ji verfennen, daß den Chancen hoher Gewinne bier wie überall Die 
Gefahr bedeutender Verluſte zur Seite geht. Diefe Gefahr erwächſt nit nur aus dem Fehlſchla— 
gen einzelner Operationen oder Unternehmungen, fondern auch aus'den Schwanfungen Der 
Curſe und der VBerfuhung, von dem Börfenjpiele Gewinn zu ziehen. Die furze Erfahrung 
niit den neuern Greditanftalten lehrt bereits, daß jie auf Unterftügung der Börjenpeculation 
befondere Sorgfalt verwenden, die Breife der von ihnen hegünftigten Bapiere zu treiben fuchen, 
indem jie ſelbſt kaufen, oder dritten Käufern Geld vorſchießen, andere vrüden belfen, indem jie 
felbft verkaufen, oder den Berfäufern die Papiere leihen, welche dieſe nicht bejigen (Meport: und 
Deportgefdäfte). 

Wenn bei den Banfhäufern ſchon wegen der großen Ausdehnung und Mannidfaltigfeit 
der Banfgefchäfte die Iheilung der Arbeit eingetreten ift, jo ift eine Vermiſchung ver Ereditan: 
falten und der Banfen mit Notenausgabe wegen der innern Verſchiedenheit beider nicht ange: 
meflen.?) Wenn der Einfluß der Regierungen auf die Banken für legtere nicht zuträglich iſt, 
fo wird die Verbindung mit einer Ereditanftalt noch für weit gefährlicher gehalten werden müj: 
fen, denn eine Creditanſtalt wird in ihrem aus Staatöpapieren und Actien beſtehenden Vermö— 
gen nicht allein von jeder politifhen Erjhütterung mit betroffen, ſondern jie ift noch bejondern 
Krifen auögejegt, weldye den Staut unangefochten laffen, aber doch ihre Activen entwerthen fün: 
nen. Daher find aud nur in einigen Eleinern deutſchen Staaten Verſuche zugelaffen worben, 
nicht allein Banken mit Greditanftalten in die engfte Verbindung zu fegen, wie in Darmftadt 
und Defjau, fondern aud einer und derfelben Anſtalt die Befugniß ſowol zu Speculationdge: 
ſchäften wie zur Notenauögabe zu ertheilen , wie in Meiningen und Zuremburg. 

Der Betrieb der gewöhnlichen Bankgeſchäfte ſowol durch Bankhäufer wie durch Anftalten 
ließ für den Handel und die Gewerbe eine Lüde offen, die beionders in ftarfen Krifen hervor— 
trat und außerordentliche Hülfe foderte, aber aud in gewöhnlichen Zeiten nicht verſchwand, bis 
bleibende Einrichtungen fie ausfüllten. 

Die Banken können ſtets und in Zeiten der Krife, foweit jie ed überhaupt vermögen, nur 
Denen helfen, welche ihren Vorſchriften genügen, z. B. Wechſel mit drei guten Unterſchriften 
zum Discontiren, oder Schuldfheine des eigenen Staats ald Unterpfand für Vorſchüſſe bringen. 
Die Bankhäufer arbeiten in der Regel unter billigen Bedingungen nur mit regelmäßigen Kun: 
den, mit Andern entweder gar nicht oder ſehr theuer, namentlich wo fie, wenn aud) nur auf ganz 
kurze Zeit, in Vorſchuß treten follen; in Krifen gerathen fie jelbft ind Gedränge, und müſſen 
daher ihre Dienfte für Andere noch mehr beihränfen. Um in folden Zeiten dem Handel und 
der Induftrie zu Hülfe zu ommen, haben Negierungen und Stadtbehörben Hülfs- oder Dar: 
lehnskaſſen errichtet, Darlehnsſcheine ausgegeben u. vergl. Um aber aud bei normalen Zu— 
ftänden die Hülfsmittel des Credits Denen zugänglich zu machen, welche ſie zwar verdienten, aber 
weder bei ven Banfen nody bei Vankhäuſern finden fonnten, bildeten jih nad dem Beifpiele 
jener temporären Ginrichtungen bleibende Inftitute. Dabin gehören die jhottiihen Banken, 
die Disconto: Kajlen und -Gejellihaften in andern Rändern, wie die Comptoirs d’Escompte in 
Franfreih, die Union de Credit in Brüffel, vie Discontogefellihaft in Berlin, die Niever- 
Öfterreichifhe Göcomptegefellfhaft in Wien u.a. m. Das Weſen diefer Einrihtungen bes 
mr darin, daß Gefchäftöleute gegen —— gegen Bürgſchaft, oder auch ohne ſolche, Cre— 


2) Belege dafür f. unten, Abfchn. IV, A, in der Eeſchichte der Preußiſchen Banf. 





— 77 25 


Banken und Bankweſen 269 


dit im der Weiſe erhalten, daß ihnen Wechjel discontirt oder baare Vorfhüffe auf beftimmte 
Zeit gegeben werden. Die Gejellihaft nimmt nur ſolche Mitglieder auf, welde durch materielle 
oder perjönlihe Garantien (Charafter, Fleiß, Sparſamkeit) ereditwürdig ericheinen und be= 
ſtimmt die Höhe und die Bedingungen des ihnen zu gewährenden Gredits, den Gejhäftsantheil, 
und die Einlage (Yan — Yıo des Gejhäftsantheils). Die Mitglieder haften gegenjeitig für die 
Berlufte, welche die Gejellihaft aus den Verkehre mit ihnen erleidet. Das Gedeihen einer ſol— 
hen Einrichtung hängt davon ab, daß jie nit nur von Inhabern kleinerer Gefhäfte, ſondern 
auch von größern, umd nicht nur zum Borgen, fondern auch für Gapitalanlagen und für die 
Belorgung von ſolchen Geld = und Creditgeſchäften, die feine Vorſchüſſe verlangen, benugt 
wird. Wo dieje Erfoderniffe jich vereinigen, da werden die Discontogejellihaften wie die jhot= 
tifhen Banfen die Duelle des Wohlitandes zahlreiher Familien, deren Häupter ohne Credit 
bei aller Tüchtigkeit und Rechtſchaffenheit aus Mangel an Mitteln nicht hätten emporfommen 
fünnen. ?) 

Zu den Bankweſen jind nicht zu rechnen die nah dem Vorbilde des Comptoir Central von 
Bonnard eingerichteten Waarencreditanftalten, welche ven unmittelbaren Waarentaufh beför: 
dern, indem jie ihren Glienten Anmweifungen auf Waaren geben, die dieſe brauchen, dafür An: 
veeifungen auf deren Producte nehmen und für jede Vermittelung eine anſehnliche Brovifion 
in Geld erheben. Dies jind Waarencommifjionsgejhäfte, und die Anjtalten. ſelbſt Haben noch 
feinen Anſpruch erhoben, für Bankinftitute zu gelten. 

Wenn biöher von dem Betriebe der Banfgejchäfte durch Handelshäufer und durch Gejell: 
haften die Rede war, unter legtern aber nur die Anonymen Actiengeſellſchaften verjtanden 
wurden, fo ift dabei noch einer mittlern Form zu gedenken, welde in der neuern Zeit größere 
Bedeutung gewinnt, Jedes Handelshaus Fann außer den befannten auch ftille Theilhaber auf: 
nehmen. Die Einen haften für die Verbindlichfeiten der Firma mit ihrem ganzen Vermögen 


- und mit ihrer Perſon, die Andern mit ihren Einlagen; in deren Verhältniß jie an Gewinn und 


Berluft theilnehmen. Iſt die Zahl der ftillen Theilhaber eine größere, und find die Einlagen 
in gleiche Theile getheilt, von denen Jeder einen oder mehre bejigt, und wird zwifchen ihnen 
und den verantwortlihen Trägern der Firma ein Gejellfhaftsvertrag errichtet, jo wird das 
Handelshaus zur Commanditgeſellſchaft. Diefe Form mar bisher in England von der Actien- 
geiellihaft nicht ftreng geſchieden, da auch für legtere verantwortliche Perſonen geftellt werden 
mußten; in Frankreich ift jie längſt eingebürgert, in Deutſchland nit unbekannt. Im Banf: 
weſen jind die Gommanditgejellfhaften neuerdings in Preußen mehr hervorgetreten, und zwar 
als die dort einzig mögliche Form für die Greditanftalten, da Gonceffionen zu Actiengejellihaf: 
ten dafür nicht ertheilt wurden, und ohne Conceſſion die Ausgabe von Banknoten nicht geftattet 
wird. Die Discontogefellihaft in Berlin befteht ebenfalls feit 1852 ald Commanditgeſellſchaft, 
da jelbft diefe eine Conceſſion nicht erlangen fonnte; ihre Erhebung zu einem der größten und 
gemeinnügigiten Banfinftitute verdankt jie dem Anklange ihrer, der Brüffeler Creditgeſellſchaft 
nacdgebilveten, Einrihtung bei dem zahlreichen und intelligenten mittlern Handels- und Ge— 
werbftande in Berlin, wie der Nothwendigkeit, den fehlenden Beiſtand ded Staats und der 
Geldmächte durch eigene Anftrengungen zu erfegen, unterftügt von der Stärke ded Bedürfniffes 
für den Handel und die Gewerbe, welches ohne Privilegien und Begünftigung die Anftalt aus 
Heinen Anfängen emporbob. _ 

Die Commanbditgefellfhaften find bei der äußern Organifation des Bankweſens zu beach— 
ten, weil der Streit über Freiheit oder Befhränfung in dem Betriebe durch Gefellfhaften in 
diefer Form feine Löfung findet. Der Inhaber einer Handelöfirma unterliegt feiner beſon— 
dern Aufjiht und Beihränfung, fondern nur den allgemeinen gejeglihen Beftimmungen. 
Eine Anonyme Geſellſchaft dagegen, welche das Privilegtum einer juriftifhen Perfon und cor: 
porativer Rechte erlangt, wird ſich befhränfende Beftimmungen in ihrem Statut und bejondere 
Aufſicht von Seiten der Regierung gefallen laffen müffen, namentlich wenn ihre Befugniffe er: 
hebliche Ausnahmen von der allgemeinen Gefeggebung enthalten, z.B. ven Verkauf verfal: 
lener Fauſtpfänder ohne weitere Förmlichfeiten, oder die Ausgabe von Papiergeld (Banknoten). 
Für ihre Verbindlichkeiten haftet dad Actiencapital, keine geſchäftsleitende Perfon; die Privile- 
gien können für die Actionäre eine Quelle der Bereicherung werden, während ſie nur mit dem 
einbezahlten Actienbetrag an Berluften theilnehmen. Mit Einem Worte: Freiheit bedingt Ver— 
antwortlichkeit und jchließt dad Privilegium aus. Wer Vorreihte haben und feine Berantwort: 





3) ©. den Art. Discontogeſellſchaften. 
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lichkeit übernehmen will, wenn aud zur Förderung eined gemeinnügigen Zwecks, der wirb dem 
öffentlichen Intereile befondere Garantien gegen den Misbrauch feiner bevorzugten und perſön⸗ 
lich geſicherten Stellung geben müůſſen. 

Man könnte die Frage aufwerfen: warum die Aſſociation in der Regel die Staatsgeneh— 
migung nachſucht, und nicht die Commanditgeſellſchaft mit ihrer freiern Bewegung vorzieht. 
Abgeſehen von den Fällen, mo der Zweck jelbft die Conceſſion erfodert, wie z.B. die Erpropria: 
tion für Eiſenbahngeſellſchaften, ift es nicht überall leicht, für größere und vieljeitigere Unter: 
nehmungen Männer zu finden, wie jie eher für beſtiamte Gewerbsanlagen mit mäpigem Capital 
ih darbieten, Männer, welche durch notorifche Befähigung, Ruf und Vermögen geeignet und 
zugleich auch geneigt jind, als verantwortliche Inhaber die Leitung der Geſchäfte zu übernehmen. 
Die Eigenihaften, welche den Gapitaliften Vertrauen einflößen, jind da, wo jie ſich vereinigen, doch 
felten mit dem Willen verbunden , jie zu neuen ſchweren Proben zu verwenden; dagegen find ſie 
eher bereit, in der Verwaltung einer Anonymen Actiengeſellſchaft nügliche und bequemere Dienfte 
zu leiften. Mit Strohmännern an der Spige kann aber eine Commanditgeſellſchaft nur ein 
ephemeres Dajein haben, ſelbſt wo die Gejeggebung nicht, wie im Jahre 1856 in Frankreich, 
Beftinnmungen getroffen hat, um zu forgen, daß eine Mehrzahl wirklich verantwortlicher Per: 
fonen und ein veelles Capital nebſt beftimmten für die Ginzahlungen haftbaren Theilhabern 
vorhanden feien, bevor. eine Gommanditgejellihaft in das Leben treten darf. Ferner übt eine 
vom Staate concefjionirte und beaufjidhtigte Geſellſchaft, abgeſehen von den greifbaren Vor: 
theilen, welche fie, wie ſchon oben erwähnt, aus ihren Privilegien ziehen fann, in der Regel 
eine ftärfere Anziehungskraft auf das Capital, weil. ie von dem Publicum für fiherer und jo: 
liver gehalten wird als eine Privatgefellfchaft, vie fich felbft regiert. Auf der Meinung beruht 
das Vertrauen, der Credit, mag jie jelbft auch noch ſowenig begründet fein. In der That hängt 
bei der Actien = wie bei der Commanditgeſellſchaft, namentlih im Bankweſen, Alles von der 
Tüchtigkeit der leitenden und ver controlirenden Verwaltung ab, und die befte Aufücht ift die der 
Öffentlichkeit. Dem Commiſſar der Regierung können bei feinen periodiſchen Revijionen vie 
in den Buchungen firirten Geſchäfte in [hönfter Ordnung ericheinen, und doch können jie inner: 
li faul fein. Das öffentliche Gericht, welches im Mai 1857 über die Directoren der Royal 
British Bank in Xonton und im September über Angeftellte der franzöfifhen Nordbahn in 
Paris gehalten, und deren Verhandlungen durd die Preffe in alle Länder getragen wurden, 
zeigen nicht allein merkwürdige Auffchlüffe über die Kunft, die Actionäre und die Regierung 
zu täufchen, fondern auch, wo die wirfjamen Schugmittel gegen ſolche Gaunereien zu fuchen 
find. Wenn der Staat, indem er die Statuten einer Actiengefellihaft genehmigt, ihr Por: 
rechte verleiht, jo hat er zwar das Recht, feine Bedingungen zu ftellen und Aufſicht zu üben; 
allein es liegt darin Feine jo große Garantie für die Solidität der Anftalt, als in einer redlichen, 
vorfihtigen und geſchickten Leitung und Gontrole, welche ebenſo wol eine nichtprivilegirte 
Privatgeſellſchaft durch ihre perſönlich haftenden Anbaber und ihre Verwaltungsbehörde dar— 
bieten kann. 

Dieſem allgemeinen uͤberblicke über das Bankweſen nad) ſeinen Geſchäftszweigen — Dienſt— 
leiſtungen für Andere und Operationen für eigene Rechnung — und deren Betrieb durch Han— 
delshäuſer wie durch Banken, Creditanſtalten und Discontogeſellſchaften, in den Formen con— 
ceſſionirter Actiengeſellſchaften oder von Commanditgeſellſchaften, iſt deſſen nationalökonomiſche 
Bedeutung anzufügen. In dem großen Getriebe der Volkswirthſchaft iſt es das bewegliche 
Capital, an welchem die Functionen des Bankweſens ſich äußern, indem ſie das Anſammeln be— 
fördern, die Hinleitung zu werbender Beſchäftigung vermitteln und den Umlauf erleichtern und 
beſchleunigen. Es entſteht, wo der Verkehr ſich ausbildet, zuerſt als Wechſel- und Leihgeſchäft, 
ſelbſtändig oder als Nebengeſchäft in Verbindung mit andern Handelszweigen, und wächſt zu 
einem nothwendigen und wichtigen Factor des Güterumlaufs in dem Maße heran, wie die 
- Menge und Mannichfaltigkeit der producirten vom Handel dem Verbraude zugeführten Waa— 
ren und die Bewegung ver Menfchen zunimmt. Seine Orunvlage ift der Credit, fein Glement 
die Bewegung, fein Ziel die ununterbrochene Befhäftigung des beweglichen Capitals. 

Die Barcılon des Anjammelns von Gapital verrichtet dad Bankweſen, indem es Kaſſenbe— 
fände und ähnliche vorübergehend dem Eigenthümer entbehrliche Gelder annimmt, und dafür 
einen mäßigen Zins jolange vergütet, bis Darüber verfügt wird. Hierin reiht fi das Bankwe— 
fen den Sparfaffen an, welche die Fleinften Beträge, aber nicht größere Ginlagen auf einmal ans 
nehmen. Die Sparfalfen dienen den weniger bemittelten Claſſen zur allmäligen Grwerbung 
von Eigenthum aus kleinen Erjparnijfen, die Banfen dagegen zur vorübergehenden Aufbewah— 
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rung freigewordener Summen, über welche jederzeit, mit oder ohne Kündigungsfrift verfügt 
merben Fann ; inzwijchen aber werben jie in den Banfgejhäften rentbar gemacht. 

Darin befteht num die zweite volfswirthichaftlihe Bunction des Bankweſens: das Hinleiten 
der eingelegten Summen zu nügliher Berwendung. Dieje kann ebenfalld nur eine vorüber: 
gehende jein, damit wegen redhtzeitiger Erfüllung der Verbindlichkeiten, die Ginlagen zurückzu— 
geben, feine Berlegenheit entfleht. Kür eine Joldhe temporäre Verwendung eignen ſich die Be: 
triebsmittel der Gewerbe und des Handels, ſoweit jiein Foderungen, die noch nicht fällig, oder 
in Erzeugniffen, die noch nicht verfauft find, gebunden liegen. Das Bankweſen kauft bie Fo— 
derungen, welche ald Anweifungen, Accrebitive oder Wechſel vorliegen, und gibt Votſchüſſe 
auf Waaren oder andere Werthgegenitände. 

Auf der einen Seite jehen wir alio Summen, denen e8 für den Augenblid an Verwendung 
fehlt, auf der andern Seite Gelegenheit zu Geſchäften, wofür die Mittel erft fpäter frei werben. 
Das Bankweſen tritt in die Mitte, nimmt die Summen an und gibt fie den Gefchäften hin, ſam— 
melt müßiges Gapital und führt e8 zu nüglicher Befhäftigung. Dieſes einfahe Verhältniß bie— 
tet in der Anwendung eine Menge von Gombinationen dar, und es ift die Aufgabe einer guten 
Zeitung, diefelben zu benugen und in diefen Umfchlägen Regelmäßigfeit, Stetigfeit und Sicher: 
heit einzuführen , welche ihr Vertrauen und angenehme Verbindungen erwerben. 

Im engiten Zufammenbange mit diejen beiven dem beweglichen Capitale gewidmeten Bunt 
tionen des Bankweſens fteht die dritte, welche auf die Erleihterung und Beſchleunigung der 
Umfäge der Production und des Handels gerichtet ift. Dahin gehört ſchon das Discontiren vom 
Wechſeln und die Beleihung von Waaren oder Werthpapieren; diejer Zweig dehnt jich aber 
tveiter aus, und das Bankgeſchäft betreibt ihm nicht allein mit ven ihm anvettrauten Summen, 
ſondern auch mit eigenen Mitteln und mit feinem Credit. Das Banfgefhärt kauft einen Wed: 
ſel von einem Fabrifanten auf einen Großhändler und verfauft denjelben an einen Handels: 
mann. Der Erftere fomnıt dadurch in ven Beſitz des Betrags feiner Koderung , bevor diefelbe 
verfallen ift, der Andere erwirbt ein Papier, mitteld deſſen er eine Zahlung an einem entfernten 
Drie bequemer leiften fann als duch Anjchaffen und Berfenden von Münze. Der Erftere fann 
das freigewordene Capital für fofortige Erzielung neuer Producte verwenden, der Andere fpart 
einen Theil der Koften und das Rifico für die Anihafung und Verjendung fremder Münzen. 
Die Bermittelung des Banfgeihäfts hat alfo die Wirkung, daß die Verfügung über das in 
Boderungen oder Worräthen gebundene Capital nicht erjt mit dem Augenblide möglid wird, 
wo der Betrag der Foderung oder der Erlös aus den Waaren eingeht, ſondern ſchon mit dem 
Momente, wo die Foderung entitanden, vie Waare auf vem Lager angefommen ift. Man weiß, 
daß in einem Lande, wo das Banfwejen entwickelt ift, mit dem nämlichen Gavital ſechs bis zehn 
mal jo viele Gejchäfte gemacht werden können als da, wo feine Hülfe nicht zu Gebote fteht. Das 
Bankweſen vervielfacht nicht das Capital, aber e8 Hilft vem Kandel, das Gapital, welches er hat, 
in einer gegebenen Zeit zehn mal ftatt einmal umzufchlagen. Das Banfgefhärt erſchafft auch 
nicht den Grebit, es iſt nur fein Agent, aber ein nothwendiger, ohne deſſen Dazwiſchenkunft die 
Production und der Verkehr den Aufihwung, deſſen Augenzeuge Die gegenwärtige Generation 
ift, nicht genommen haben würden. Das Banfgefchäft dient aber hierbei nicht allein ala Vet: 
mittler, fondern auch ald Verficherer, nad) ver einen Seite durch die Garantie, welche es für die 
ihm anvertrauten Summen leiftet, nach der andern Seite durd) die erhöhte Sicherheit, melde 
feine Unterſchrift ven mit feinem Giro verfehenen Wechſeln verleiht. Indem alfo das Banfwefen 
durd bejchleunigte und leichtere Umſätze die Früchte des Gapitald und durch jeine Garantien die 
Stärfe des Credits vermehrt, trägt es mittelbar zur Vermehrung des Nartonalcapitals, mithin 
des Nationalreihthums bei. 

Die erwähnten Functionen des Bankweſens gelten nur Bon den Banfgejchäften im engern 
Sinne, den Dienftleiftungen für Dritte. Der andere Hauptzmeig, die Berheiligung für eigene 
Rechnung an Binanzoperationen und größern Unternehmungen jind nationalökonomiſch von 
ähnlicher Bedeutung, betreffen aber nicht ſowol das umlaufende Gapital, fondern vorzugsweiſe 
die Vermittelung zwifchen Nachfrage und Angebot von Gapitalanlagen für längere Dauer, fo: 
weit fie durch leicht übertragbare Schuldurfunden dargeftellt werben. 

Schon die Bildung des Grundcapitald von Banfinftituten wie von andern Actien= ober 
Commanditgeſellſchaften ift eine Anfammlung von Gapital aus Eleinern Beträgen zu producti— 
ver Berwendung. Die Beträge, welche die Gejellichait ven Inhabern ihrer Actien oder Antheil- 
- feine ſchuldet, können von dieſen nicht zurüdgefodert, aber die Actien können yerfauft ober 
verpfändet werden. Das Eapital bleibt der Gejellichaft, aber die Befiger der Antheile wechſeln. 
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Wenn das Bankhaus eine Staatdanleihe übernimmt, jo ſucht e8 Abnehmer für die Schuldſcheine, 
und wenn die Grevitanftalt eine Gejellihaft für den Betrieb eines Bergwerks gründen hilft, 
fo benugt jie ihre Verbindungen und das Gewicht ihrer Empfehlung, um die Actien unterzu— 
bringen. Dieje Functionen jind nichts Anderes ald Anfammeln größerer Gapitale aus fleinern 
‚ Beträgen. Sie unterſcheiden ji von den analogen Verrihtungen der Bankgeſchäfte i in engern 
Sinne dadurch, daß legtere die Stetigfeit der Bewegung und Erneuerung in ben Umfägen 
durch ihre Vermittelung unterhalten und bejhleunigen, jene dagegen die Mittel für dauernde 
Anlagen herbeifhaffen. Die Einen nehmen Einlagen und geben Vorſchüſſe auf kurze Zeit und 
liefern die bequemften Surrogate für ven Gebraud der Münzen, um Foderungen auszugleichen 
oder einzuziehen, wie um Zahlungen zu leiften ; die Andern bringen der Production dad Gapital 
für feſte Anlagen, geben den Gapitaliften dafür die Schuldurkunden und üben durch ihre Ope— 
rationen Einfluß auf deren Tagespreije. Die Irandactionen der Ginen befördern den Blutum= 
lauf, die Iransdactionen der Andern die Bildung der feiten Beitandtheile in dem Organismus 
der Volkswirthſchaft. 

Um die nationalöfonomiihen Berrihtungen des Bankweſens rihtig aufzufaflen, muß man 
den Blick freihalten von den Dünften einer augenbliflihen Strömung auf dem Geld - und Ca— 
pitalmarfte. Man darf weder auf die Stimmen hören, welche das Anfertigen und Ausgeben 
von Banknoten und Actien ald dad Mittel anpreijen, Credit und Capital zu erſchaffen, noch auf 
jene, die darin nur: die zerbrechlichen Werkzeuge ſchwindelhafter Speculation erbliden. Die 
Ausbildung des Bankweſens geht Hand in Hand mit der Entwidelung der Production und 
de8 Handels, und je größer die Zahl der Gejchäftsleute, der Miteigenthümer an Unternehmun— 
gen, der Staatögläubiger wie der Maffe von Erzeugniſſen wird, je zahlreicher und lebhafter 
die Bewegung von Menjhen und Waaren, die Verbindungen des Handeld, der Verfehr unter 
den Völkern ji gejtalten: deſto mehr wachſen an Zahl und Umfang die Anfoderungen an die 
nüglihen Dienfte des Banfıvejend. Es wird von Denen getragen, welche die Vortheile, die ed 
ihnen bietet, erfennen und zu benugen verftehen, und mit diefen vermehren ſich die Handelshäu— 
fer und Anitalten, welche Bankgeſchäfte berreiben. Sie bilden ein wichtiges Glied in dem Orga- 
nismus deö wirtbihaftlihen Lebens der Gegenwart und jind mit diefem der Gegenitand allge: 
meiner Beahtung geworden. Das ,‚Staats:Lerifon’ durfte in feiner erjten Auflage jih auf eine 
ganz flühtige Erwähnung des Bankweſens beſchränken; unfere heutigen Leſer würden jich damit 
Ihmerlich begnügen. Ebenjo wenig würden die heutigen Banken ihrer Aufgabe genügen, wenn 
fie auf ihrem alten Fuße ftehen geblieben wären. Die Preußiſche Bank z. B. hatte von 1820 — 
56 durdichnittlih in Einem Jahre für 2,250,000 Thlr. Noten im Umlaufe; am 50. Sept 
1857 betrug der Notenumlauf die Summe von 75,558,000 Ihlen. Der Wechſelbeſtand war 
Ende 1820: 514,700 Thlr. 21845: 12,759,800 Thlr., am 50. Sept. 1857: 70,115,000 Thlr. 
Die Bank von Frankreich hat im legten Jahrzehnd ihr Gapital auf das Doppelte, ihren Noten: 
umlauf auf das Zweieinhalbfache, ihre Discont= und Beleibungsgeihäfte um dad Dreifade 
vermehrt. Weitere Vergleihungspunfte werden die folgenden Abfchnitte ergeben. 

1. Banfnote, Bangbillet, Bankzettel ift eine Anweifung, welde vie Bank auf fi felbit 
ausftellt; fie verfpricht, die darauf bemerkte Summe an dem darin beftimmten Orte dem Inha— 
ber bei Sicht in Münze zu bezahlen. Die Noten lauten auf beftimmte Beträge in verfhiedenen 
Abftufungen, 3.8. 10, 20, 50, 100 Thlr. Ihre Nahahmung wird durch eigens angefertig- 
tes Papier, Wafferzeihen, künſtlichen Druck und Verzierungen erſchwert und ſowie ihre Ver: 
fälihung von Amtswegen verfolgt und wie bei den Münzverbreden beftraft. Dieſe Eigen: 
ſchaften befähigen die Noten ald Umlaufsmittel an der Stelle ded Geldes zu dienen und wie 
diejes ohne alle Förmlichkeit der Übertragung von einer Hand in die andere zu gehen. Über die 
Banknote als geldvertretendes Mmlaufämittel wird der Art. Papiergeld Näheres enthalten; 
bier follen die Dienfte betrachtet werben, melde fie in dem Bankweſen als Hülfsmittel des Cre— 
dits leiftet. In dieſer Beziehung iſt des Vortheils ſchon gedacht, den die Noten der Bank ſelbſt 
gewähren, indem ſie eine unverzinsliche ſchwebende Schuld ver Bank an die Noteninhaber dar: 
ftellen, zu deren Einlöfung nur ein Theil ihres Betrags in baarem Gelde vorräthig gehalten 
zu werben braucht. Daraus geht aber hervor, daß die Note, wenn fle au gegen Münze einge: 
1öft werden muß, doch in dem Bankverkehr nicht die Stelle der Münze vertritt, denn fonft müßte 
ihr voller Betrag in Münze vorräthig fein. Es ift eine irrige Meinung, daß nur der gute Wille 
der Inhaber, die Noten längere Zeit für die Circulation zu benugen, der Banf geftatte, etwa 
mit dem vierten oder dritten Theile ihreö Gefanımtbetrags in Münze auszureihen, und es ift 
von Wichtigkeit ſich Far zu machen, daß die Note im Bankverkehre nicht pad Geld, fondern die 
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Wechſel vertritt. Beide find Anweifungen auf eine Summe Gelves; das Metall ift ihre gemein 
ſchaftliche Grundlage; aber die Note hat vor dem Wechſel den Vorzug einer leihtern Eircula= 
tion, und darum gewährt die Banf dem Verkehr einen Vortheil, indem fie ihm ftatt ver Wechſel 
die Noten liefert. Wir wollen verſuchen, das Verhältnig anihaulic zu machen. Der Wechſel 
ift an dem darin benannten Tage zahlbar; von dem Tage der Ausftellung bis zum Verfall kann 
der Wechſel ald Umlaufsmittel dienen, fpäter nit mehr. Wer einen an Zahlung erhaltenen 
Wechſel weitergibt, muß ihn indoffiren und fann, wenn derfelbe von dem Bezogenen nicht 
eingelöft wird, zur Zahlung angehalten werben, vorbehaltlich des Regreſſes auf feine Bormän- 
ner. Dieje Berantwortlidfeit übernimmt nicht Jedermann gern, namentlid) nit, wenn ihm 
die frühern Inhaber unbekannt find oder nicht Hinlänglich ſicher ſcheinen. Der Empfänger des 
Wechſels hat auch nicht immer Gelegenheit, denſelben jogleich weiterzugeben, er läßt ihn daher 
liegen bis zum Verfalltage, over er läßt ihn bei einem Bankgejchäfte piscontiren. In dem Porte— 
feuille eines Bankgeſchäfts fammelt jich in diefer Weife eine Anzahl von Wechſeln, welche bis 
zur Einlöfung liegen bleiben. Das Bankgeſchäft hat dafür den Discont bezogen, aber das Ca— 
pital it folange gebunden und die Wechſel find der Girculation entzogen. Die Bankgeſchäfte 
haben verſucht, die Erfhmerungen des Umlauf der Wechfel zu befeitigen. Sie geben für den 
discontirten Wechſel eine Anweiſung auf ſich ſelbſt, zahlbar dem Vorzeiger am Verfalltage des 
Wechſels. Hierdurch wird der Übergang in andere Hände von jeder Haftbarkeit und Förmlic: 

feit befreit; aber die Dauer des Umlaufs bleibt bejchränft, und die Einlöfung gegen Gelb fann 
nur an einem beftimmten Tage verlangt werden. Man ging einen Schritt weiter, indem man 
die Anweifungen auf einige Tage nad Sicht zahlbar ftellte, und folde find vielfach im Gebrauche, 
wie 3. B. die Sieben = Tage = Wedhjfel (Seven days post bills) ver Banf von England. Um auch 
die legte Unbequemlichkeit für den Verkehr, die Friſt zwifchen vem Vorzeigen und der Einlöfung 
zu befeitigen, wurden die Anweifungen für jederzeit einlösbar erflärt und ald Banknoten zu 
der einfachften und bequemften Form von Handeldeffecten erhoben. Die Banknote vereinigt die 
Eigenſchaften eined noch laufenden mit denen eines fälligen Wechfeld, ift frei von allen Hemm⸗ 
niffen der Girculation, dient aljo vollfommener ald der Wechſel zur Erfparung des Gebrauchs 
und der Verjendung von Münzen. Wer für einen discontirten Wechſel Noten erhält, kann dieje 
wieder zur Einlöfung eines auf ihn laufenden Wechſels verwenden, alfo zur gegenfeitigen Aus⸗ 
gleihung von Foderungen und Verbindlichkeiten. Durd das Audgeben von Noten wird eine 
jolide und gut geleitete Bank in ven Stand gefegt, ihre Beitimmung, die Umſätze im Handels— 
verfehre durch die Hülfsmittel des Credits zu erleichtern und zu beſchleunigen, in vollem Um: 
fange zu erfüllen. 

Wird die Stellung der Banknote in dem Creditſhſtem und in der Circulation als Reprä: 
ſentant des Wechfeld richtig aufgefaßt, jo folgt daraus eine Reihe von Sägen, wichtig für die 
Gejeggebung und die Verwaltung mie far die Leitung ded Bankweſens, von denen hier nur 
zwei anticipirt werden follen. 

1) Die Banknote ift nit beftimmt, i im Eleinen Verkehre zwijchen dem Gewerbsmann und 
dem Detailhändler mit ihren Kunden und Abnehmern ald Zahlungsmittel zu dienen. Sie ſoll 
daher nicht in fo Heinen Abfchnitten ausgegeben werden, daß fie die grobe Silbermünze oder vie 
gewohnliche Goldmünze aus diefem Verkehr verbränge. Für die Erfüllung ihres Zwecks, bei 
den Umfägen zwijchen dem Producenten und dem Großhändler wie zwijchen viefem und dem 
Detailhändler an die Stelle des Wechſels zu treten, genügen Abfchnitte, deren Meinfter etiwa das 
Doppelte der gewöhnlichen Goldmünze beträgt. Dieſer Satz iſt ziemlich allgemein angenonımen. 

2) Als Marimalhöhe des Notenumlaufs ift eine beftimmte Summe, wie 5. B. die Summe 
des einbezahlten Actiencapitals, nicht geeignet; die natürliche Grenze ift der Gefammtbetrag der 
im Bortefeuille ruhenden Discontwechſel. Keine andere Ziffer-ald viefe fteht mit ven Functionen 
ver Banknoten in einem ſolchen Verhältniffe, daß fie ald Mafftab oder Grenzlinie für den No= 
tenumlauf taugt. Nimmt man, wie in der Regel geſchieht, dad Nctiencapital ald Marimum, fo 
ann dieſe Grenze zu weit und zu eng fein. Zu weit, wenn die Banf, um von ihrer Befugniß 
vollen Gebrauch zu maden, die Noten zu weniger foliven ald zu Discontgefchäften verwendet; 
zu eng, wenn fie die Banf verhindert, dem wirklichen Bedarf des reellen Verkehrs durch Discon= 
tiren von Wechfeln zu entfprechen. Für Beided wären Fälle aus dem Leben anzuführen, wenn 
der Raum ed geftattete. Aber wenn der Betrag der Noten das Actiencapital nicht überfteigen 
darf, jo haben in legterm die Noteninhaber mwenigftens vollftändige Sicherheit. Gut; doch 
wo bleibt alddann die Garantie für die übrigen Gläubiger der Bank, namentlich für die als 
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Depoſiten eingelegten Capitale, deren reichlicher Zufluſ wünſchenswerth iſt? Wird der Noten— 
umlauf feinem Zwecke gemäß nach dem Portefeyille bemeſſen, ſo gibt es keine beſſere Garantie 
für die Inhaber als dieſe Wechſel, die innerhalb drei Monaten den ganzen umlaufenden Noten= 
betrag in Noten oder in Geld einbringen. 

- Die NRihtigkeit diejer aus der eigentlihen Beſtinmung der Banknote abgeleiteten Folge— 
rung wird mehr und mehr erfannt und hat der Preußiſchen Bank in ihrem Vertrage mit der 
Regierung vom 28. Jan. (genehmigt 7. Mai) 1856 die Befugniß verihafft, nadı dem Bedürf— 
niffe des Verkehrs Noten unter der Verpflichtung auszugeben, jtets ein Drittel des umlaufenden 
Betrags in baarem Gelde oder Silberbarren und zwei Drittel in bankmäßigen Wechſeln vor— 
räthig zu halten. Die Wirfung war, daß der Notenumlauf, im Anfange des Jahres zwiſchen 
19 und 20 Mill., am legten December ſchon auf 47, am legten September 1857 auf 75 Mill. ge- 
ftiegen und ebenjo die dem Handelöverfehr gewährte Unterftügung ausgedehnt war. Gine noch 
‚ größere Sicherheit bietet die im Jahre 1856 gegründete Privatbank zu Gotha, deren Statut 
nit nur zwei Drittbeile, Tondern den vollen Betrag des Notenumlaufs in Discontwechieln 
und auperdem noch ein Drittbeil in baarem Gelde verlangt. Neben einer ſolchen Beſtimmung, 
welde den Gebraud der Noten auf ihren eigentlihen Zweck, das Discontgefhäft, beichränft, 
nod) eine andere, willfürlihe Schranfe zu ſetzen, ift nicht allein überflüſſig, jondern geradezu 
ſchädlich, indem fie zu einer misbräuchlichen Ausdehnung ebenſo leicht wie zu einer dem Ver: 
kehre empfindlichen ungebührlihen Beichränfung der Notenausgabe führen kann. 

Die Natur der Noten ald Hilfsmittel des Credits bringt ed mit füch, daß fie im Umlaufe 
nicht mit Zwang, jondern von dem Vertrauen getragen, dabei etwa noch durd die Annahme 
an Öffentlichen Kaflen begünftigt werden fünnen. Mit denn Zwangscurſe würden fie ihre Natur 
verändern und unter diejenigen Nothmittel fallen, deren der Art. Papiergeld gedenken wird. 
Ebenſo liegt es in ver Natur der Noten, daß ihr Umlaufsgebiet mit dem der Kandesmünze, auf 
welche fie lauten, zujammenfällt. Sie dienen der innern Gireulation, nicht den auswärtigen 
Handel. Im Auslande verbieten jie fi von jelbft, weil man ſie dort nicht brauchen und nicht 
einlöien fann. Kommt ein Engländer mit Noten feiner großen Nationalbanf nad Paris, jo 
fann er fie zwar nicht ala Zahlungsmittel benugen, aber ev ann jie als Waare, als Sichtwechſel 
auf London an einen Bankier verkaufen, der fie dann ald Rimeſſen benutzt over einen nad 
England reijenden Franzoſen damit verficht. Es ift daber Fein Land in Gefahr, mit den Bank— 
noten eined andern Landes überſchwemmt zu werden, allo auch nidyt zu Mafregeln der Abwehr 
veranlaßt. Nur Deutichland maht von der Regel eine Ausnahme, deren neueſtes Exempel in 
dem Verbote, ausländische Banknoten zu Zahlungen in Baiern und in Preußen zu verwen: 
den, vorliegt. Baiern war am 18. Jan. 1857 mit dem Verbote vorangegangen, wovon je: 
doch ſchon unterm 2. April die Noten der Banf von England auögenommen wurden; Preußen 
folgte mit der Gefegvorlage, dir von beiden Käufern des Landtags (zulegt vom Herrenbauie 
am 28. April) angenommen, unterm 25. Mai verfündet wurde. Für Baiern mag der Zweck, 
feine Angehörigen zu ihügen, das Mittel der Abfperrung vielleicht rechtfertigen ; für Preußen 
reicht dieſe Erklärung nicht aus, meil vieler Staat in Bezug auf den deutſchen Berfehr eine 
andere Aufgabe feit der Gründung des Zollvereins fich geiegt hat, Der Gejepentwurf läßt 
jhon Ausnahmen von dem Verbote infolge von Vereinbarungen mit auswärtigen Regie- 
rungen zu, auch hat eine im April erlaflene Denfihrift der preußiſchen an die übrigen Re— 
gierungen im Zollverein die Anficht ausgeſprochen, daß nad dem Abichluffe des Münzver: 
trags vom 24. Jan. der Augenblick für Verhandlungen unter ven Bereindregierungen über eine 
Verftändigung in Bezug auf die Emiſſion von Banknoten nunmehr gekommen jei. Man darf 
daher einftweilen noch das Geſetz ald ein rejervirtes Mittel betrachten, um der preußiſchen Stimme 
bei ven Verhandlungen gröpern Nachdruck zu verleihen. Solange man dieſe Anficht feitbal- 
ten darf und das Gefeg nicht als eine Verkehrsſperre gegen Anftalten in zollvereinten Län— 
dern betrachten muß, kann man auch über die Begründung der Mafregel in den beiden Häuſern 
und in ver erwähnten Denkſchrift hinweggehen. Andernfalls mürde es nicht ſhwer fein nad: 
zumeifen: daß die Banken in den Fleinern Nahbarftaaten nicht entjtanden jein mürben, wenn 
die Entwicelung des Bankweſens in Preußen jelbft nicht zu Gunften der Hauptbanf gehemmt 
worden wäre; daß jene Fleinern Banken, vorwiegend mit preußifchem Capital gegründet, dem 
Verkehre in den angrenzenden preußiſchen Provinzen weſentliche Dienfte geleiftet baben, die 
ihnen die Hauptbanf nach ihrer Verfaſſung nicht erfegen Fann ; daß Diefelben mit wenigen Aus: 
nahmen an Solidität der Preußiſchen Banf nicht nachſtehen, und daß ihre Beſchädigung durch 
die Notenfperre preußiiche Unterthanen nicht etwa vor Nachtheilen bewahren, fondern ald Ac⸗ 
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tionar und Gorvefpondenten dieſer Banken empfindlich treffen wirde. Man könnte ferner nach— 

weiim, wie jehr die bei den Verhandlungen des Landtags angeführten thatfächlihen Angaben 

äbrden Notenumlauf die Wirklichkeit überholen. So wurden 3. B. Frankfurt und Darmſtadt 
wit 50 Mill. Sion. Noten angeführt, während der Umlauf am 50. April 11,192,220 Gton. 

gegen baare Borräthe von 7,961,251 Glon. betrug; Luremburg follte gar 80 Mill. Fr. haben, 

zährend nur 4,600,500 Fr. umliefen. Bon Gera, Gotha und Bückeburg wurde gejagt, daß 
ihre Notenausgabe unbeihränft, mithin eine Berechnung ganz unmöglich fei, während die 
Emiſſion bei Gera und Gotha nadı dem nämlichen Brineip wie bei der Preußiſchen Bank gere— 
geltift, nur bei Gotha noch viel firenger, und der Umlauf am 50. April bei Gera 5,860,100 
iblr. gegen 1,610,644 Thlr. Baarvorrath, bei Gotha 510,980 Thlr. gegen 255,408 Thlr. 
in baar betragen hat. Die Banfen in Thüringen (Meiningen ift eine Grebitanftalt, Bückeburg 
desgleichen, aber noch ohne Keben), die Banken in Weimar, Gotba, Sondershauſen und Gera 
kehen Hinter der Preußiſchen Bank allerdings an Größe, aber Feineswegs an Sicherheit und 
Solidität zurüd. Die Gefahr vor diefen Banken'war alfo für Breußen nicht fehr groß, zumal 
da ihre Noten Ichwerlich in einer annähernden Menge in Breußen eireuliren wte j jene der Preußi— 
den Banf im Auslande.. Man könnte endlih aud noch auf die politifhen Bedenken einer 
Rotenſperre Preußens gegen die übrige Welt und insbeſondere gegen die benachbarten Vereins: 
ſtaaten aufmerfjam machen, wenn nicht die in Ausſicht geftellten Berbandlungen derartige Be: 
tabtunger ald verfrüht ericheinen ließen. - 

Wenn das von Preußen angedrohte Verbot in legter Folge zu einer gemeinfamen Regelung 
des Notenumlaufs in den Staaten des Zollvereind führt, dann wird es den Anlaß zur Erzie: 
lung von Bortheilen für die Production und den Verkehr gegeben haben, welche ven Verträgen 
über Zoll-, Münz =, Eifenbahnweien, der Allgemeinen Wechſelördnung und dem hoffentlich zu 
Stande kommenden allgemeinen Handeldgefegbud würdig zur Seite ftehen vürfen. 

Als Grundzüge einer ſolchen Vereinbarung denken wir uns folgende weientliche Bunte: 

Das Ausgeben von Noten, beziehungsweife die Zulaflung der Noten ald Zahlungsmittel, 
wird nur ſolchen Banken gewährt, welche reine Privatanftalten find, feine größern Operationen 
oder Unternehmungen’ für eigene Rechnung machen und nicht mit derartigen Greditanftalten in 
einem engern Zuſammenhange jtehen. 

Die Statuten dürfen die Anftalten nicht zu Vorſchüſſen an die Regierungen, noch zur An: 
nahme öffentlicher Gelder verpflichten, follen dagegen gleihförmige Beftimmungen enthalten 
über tie Begrenzung des Notenumlaufd durdy den Vorrath an Discontwechſeln und durch 
Baarkeitände , über die periodiſchen Befanntmahungen des Standes der Gefchäfte und die Ver- 
Öffentliyung der Jahresbilanz mit den Gejhäftsberichten, über die Organifation der Verwal: 
Dung ı und die Übung der Staatsaufficht. 

Die Banken würden die Befugniß erhalten , untereinander Berträge und Vereinbarungen 
ju ſchließgen über gegenjeitige Annahme ihrer Noten, über Bildung von Verbänden mit vereinig- 
tem Gapital, Emiſſion von gleihförmigen (Verbands-) Noten und gemeinichaftlicher Verthei— 
lung des Gewinnd unter der obern Keitung eines Gentralausfchuffes der Verwaltungen, end: 
lich au die Befugniß, ſich mit andern zu Ginem Inftitute zu verfhmelzen. 

Das Bedürfniß einer Regelung des Notenumtaufs in den Vereinsſtaaten wird von feiner 
Seite in Abrede geftellt, und es ift für die Belebung des innern Verkehrs, der ja ein freier 
fein joll,, in hohem Grade wünſchenswerth, daß daffelbe in Verbindung mit einem engern 
Anſchluß der Banfen untereinander befriedigt werde. 

Sollte Died auf dem von Preußen betretenen Wege nicht zu erlangen fein, dagegen die No: 
tenſperre am 1. Jan. 1858 in Kraft treten, fo werden die Hleinern Banfen um fo nachdrücklicher 
auf Vereinbarungen untereinander angewiefen fein. Ihre Noten würden dann in Preußen 
mar nicht mehr ald Zahlungsmittel, aber nach wie vor ald Handelswaare vorfomnten umd der 
Shwerpunft ihrer Föderation würde in den Staat fallen, deſſen Verkehrsleben am meijten 
entwickelt und deilen Regierung daran gelegen ift, fie zu fördern und zu leiten. 

Die königlich ſächſiſche Regierung hatte 1855 das preußiſche Verbot der Zahlungsleiſtung 
in fremden Papiergeldſtücken unter 10 Thlrn. nachgeahmt; ſie fand es jedoch 1857 nicht ange⸗ 
meſſen, dem Beiſpiele Preußens mit dem Verbot der fremden Banknoten zu folgen. Sie erließ 
dielmehr unterm 18. Mai eine Verordnung folgenden weſentlichen Inhalts: „Ausländiſche 
auf den Inhaber lautende unverzinsliche Schuldverfhreibungen oder Werthzeihen in Werth: 
ahſchnitten von 10 Thlrn.. und darüber, mit alleiniger Ausnahme des von fremden Staaten 
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felbft ausgegebenen Papiergelved, dürfen zu Zahlungen im Inlande in Zufunft nur dann ge— 
braucht werben, wenn deren Ausfteller a) mindeſtens in Leipzig und außerdem an benjenigen 
Drten bed Landes, wo die Audgeber Agenturen oder Zweiggefhäfte irgendwelder Art unter- 
halten, Gelegenheit zur Auswehjelung bieten; b) bei diefen Ausmwechfelungsanftalten ihre 
Schuldverſchreibungen oder Werthzeichen (Banknoten, Kaffenfheine u. vergl.) im Betrage bis 
mit 100 Thlen. fofort, in höhern Beträgen aber binnen einer von ihnen felbft zu beftimmenvden 
Brift, welche jedoch in feinem Falle einen längern Zeitraum als 72 Stunden, von der Anmel- 
dung bei der Auswechſelungsſtelle am gerechnet, umfaflen darf, auf Verlangen ver Inhaber 
gegen Silber nad dem Nominalwerthe einlöſen; c) die von ihnen behufd der Auswechſelung 
getroffenen Einrichtungen unter genauer Bezeichnung der mit der Auswechſelung beauftragten 
Perfonen oder Firmen in der erften Hälfte ver Monate Januar, April, Juli und October jeveö- 
mal und außerdem fo oft eine Veränderung 'eintrirt, in mindeftend je einem ver an den Orten, 
wo die Auswechfelung ftattfindet, erfcheinenvden Iffentlihen Blätter befannt mahen. Die 
Verordnung ift mit dem 1. Sept. in Kraft getreten, mehre benahbarte Banken — feine preu- 
Bifhe — haben die vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt, und unterftügen mit ihrem Capital 
und ihrem Erebit die Induftrie und den Handel Sachſens. Namentlich erfreut fih Leipzig 
einer bedeutenden Vermehrung feiner Gejhäfte, da die Käufer dort ihre Zahlungsmittel ohne 
Verluſt verwenden können. Wäre Ofterreih in der Lage, die Noten feiner privilegirten Na- 
tionalbanf durch Einlöfung in freiem Umlaufe zu Halten, fo würde die Regierung wahrſchein— 
lid) Bedacht nehmen, das ausſchließliche Privilegium der Bank für Notenausgabe aufzuheben 
(welches bis 1865 ohnehin abläuft), und in ähnlicher Weife wie Sachſen die Mittel der deut— 
ſchen Banken heranzuziehen. Der in Leipzig gemachte Vorſchlag für Errichtung einer gemein 
ſchaftlichen Einlöfungsfafle der betreffenden Banfen wird, wenn er Erfolg hat, zu weiterer An— 
näberung unter denfelben führen. 

II. Bankgeſellſchaft, Bankinftitut. In allen civilijirten Kändern, am frübeften in Han= 
belöftäpten, welche raſch emporblühten, haben ſich Gefellichaften gebildet und entftehen noch im- 
mer neue Geſellſchaften, um gerade die nämlichen Geſchäfte zu treiben, die wir von ihren Ans 
fängen bei ven Geldwechslern des Mittelalterd bis zu ihrer Ausbildung in der Neuzeit bes 
trachtet haben. 

In frühern Zeiten, wo dad Eigenthum weniger geſichert, der Krieg faft ver regelmäßige Zu: 
ftand, das Münzwefen chaotiſch war, erwarben fi) die Banken ein großes Verdienſt ſchon durch 
die relative Sicherheit ver Metall: und Münzvorräthe in ihren Gemwölben und des unveränder: 
lien Geldes, in welchem fie rechneten. Aber abgeſehen von allen äußern Beziehungen, auch 
abgefehen von dem DVerhältniffe der Banken zu den Regierungen und von den Gejegen und 
Anordnungen, deren Gegenftand jie waren und heute noch find, ergeben fi aus der Natur der 
Sade und aus den gefteigerten Anfprügen: der Production und ded Verkehrs die Urſachen, 
welche die Banken ind Keben riefen, ihnen einen ftetö fich erweiternden Wirkungskreis anwiefen 
und ſie an die Spige des Organismus ſtellten, welcher die Bewegung der Capitale und des 
Credits leitet. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß Bankgeſellſchaften nur unter gewiſſen Vorausſetzun⸗ 
gen entſtehen und wirken können, welche ſich in rohen Zuſtänden der Geſellſchaft und der volks— 
wirthſchaftlichen Thätigkeit nicht vorfinden. Es find die nämlichen, ohne welche der Credit über— 
haupt nicht vorhanden iſt, denn die Banken erſchaffen den Credit nicht, ſie dienen ihm blos. Es 
find alſo zunächſt: Sicherheit der Perſon und des Eigenthums, Vertrauen auf die Staatsein- 
richtungen, welche dafür zu ſorgen haben und auf die Geſetze, welche über die Erfüllung einge: 
gangener Verbindlichkeiten wachen. Diefe Bedingungen gelten für jede Einrichtung zur För— 
derung des materiellen Wohles der Gejellihaft. Es find ferner: die allgemeine Verbreitung 
richtiger Anfichten über die Verrichtungen des Handels und der Induftrie, die Bejeitigung der 
Vorurtheile, welde folhe Geſchäfte ald freier over gebilveter Männer unwürdig veradhteten 
und Denen, welde ſich damit befaßten, die unterften Stufen in der Geſellſchaft anwieſen; jodann 
der Geift der Affvciation, welcher die Menſchen antreibt, ihre Kräfte zu vereinigen, um nützliche 
Zwecke vollfommener zu erreihen, ald ed dem Einzelnen möglich ift. Endlich gehört zu dieſen 
Bedingungen ein ftarfentwidelter Handelsverkehr, welcher in der Regel mit einer aufblühen- 
den Inbuftrie verbunden ift und belebend auf fie zurückwirkt; denn zuerft im Handel mit ent= 
fernten, beſonders überfeeifhen Ländern, welcher größere Gapitale auf längere Zeit befchäftigt, 
macht ſich das Bedürfniß des Credits, folglich aud ver Anftalten, welde ihn vermitteln, in aus⸗ 
gebehnterm Maße geltenv. ’ 
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Der alten Welt waren diefe Borausjegungen zum großen Theil fremd. „Man findet in 

der Geſchichte des Alterthums“, jagt Gautier in der „Encyclopedie du Droit”, Art. Banque, 
„feine Spur von dem Affoeiationdgeifte, der vielleicht mit einem auf Sklaverei begründeten Zu— 
Rande der Geſellſchaft nicht verträglich war, und überhaupt nur da entftehen kann, wo die In— 
buftrie eine Höhe und eine Bedeutung erlangt hat, wofür weder die Sitten nod) die Staatd- 
einrichtungen der Alten, weder die Natur noch die Richtung ihrer Givilifation geeignet waren.’ 
Daher finden wir zwar Geldwechsler in dem Tempel zu Jerufalem und in ihren Buden zu Rom 
(argentarii, tabernae argentariae); auch Banfgefhäfte wurben getrieben, ja Xenophon ſchlug 
in feiner Abhandlung über die Cinfünfte in Attifa die Errichtung einer Bank vor, woran alle 
Athener ſich betheiligen jollten. Allein jelbit unter dem Schuge der Götter waren die Schäge 
nicht jicher, felbft aus dem Tempel zu Delphi wurden die Banfvorräthe von den Phociern ge: 
raubt, um damit die von dem Bunde ihnen auferlegte Geldbuße zu bezahlen. Ein Boden, der 
von Bürgerfehden und auswärtigen Kriegen beinahe ununterbrochen mit Blut gevüngt wird, 
ift Fein Boden, in welchem der Credit Wurzel faſſen und ſich organijiren kann. 

Ähnliche Störungen verhinderten aud im Mittelalter in den meiften europäifchen Staaten 

die Entwidelung folder Zuitände, welche der Hülfsmittel des Greditd bedürfen, um die Pro— 
duction und den Verkehr zu beleben. Fehden und Kriege waren an der Tagedorbnung, ebenfo 
die Borurtheile, melde den Kandel, namentlich ven Handel mit Geld, und das Vermiethen von 
Geldſummen mit dem Stempel der Verachtung brandmarften. Dennoch verdanken vem Mittel: 
alter die Wechſel und Anweifungen und die erften Banfanftalten ihre Entſtehung. Sie bildeten 
ih in den italienifhen Städterepublifen, wo der Handel zu Ehren fam und durch die Kreuz: 
zuge in lebhaftern Berfehr mit der Levante trat. Die Bedürfniffe des Handels allein würden 
fie vielleicht nicht fo früh in das Leben gerufen haben, wenn nicht die Bedürfniffe der Regierun— 
gen hinzugetreten wären, welche den Handel fhügen, überhaupt zu Angriff und Vertheivigung 
gerüftet jein mußten und für die Ausrüftung von Kriegäflotten wie für die Landmacht größere 
Mittel bedurften, die, durch häufige Kriege erihöpft, die Eröffnung neuer Duellen zu ihrer 
Befriedigung erheiſchten. Die ältefte war die Venetianifche Bank, welde unter dem Namen 
Monte vecchio (alter Berg) in der Mitte des 42. Jahrhundets, 1156 oder 1157, gegründet 
wurde. Die Republik, durd den Krieg gegen das Oſtrömiſche Reich erfchöpft, erhob von den 
reihen Bürgern eine Zwangdanleihe zur Herftellung der Finanzen. Diefe Staatsgläubiger 
bildeten die Geſellſchaft, welche verſchiedene Privilegien erhielt. Die Foderung an den Staat 
war ihr Grundcapital und ſie bezog dafür Zinfen, welde auf die Ginfünfte der Signoria an— 
gewiejen waren. Im Jahre 1280 foll der Gelobedarf für den Krieg gegen Ferrara die Grün— 
dung der Zmeiganftalt ded Monte nuovo und 1410 die durch einen fiebenjährigen Krieg ent= 
fandene Finanznoth die Gründung einer dritten Anftalt, des Monte novissimo, veranlaßt ha= 
ben. Wie ver Zufammenhang zwifchen diefen drei Anftalten früher auch geweſen fein mag, fie 
wurden im Jahre 1587 vereinigt und vom Staate mit einem unverzinslihen Gapital von 
5 Mill. Dukaten audgeftattet. Die Denetianifche Bank beftand folange wie der Staat, der jle 
gegründet und dem fie weſentliche Dienfte geleiftet Hatte; jie erlag ver Eroberung im Jahre 1797 
und wurde 1808 ganz aufgehoben. 

Die nähfte nach der Venetianifhen war die Bank von Barcelona, deren Gründung in das 
Jahr 1550 fallen foll. Sie war eine ftädtifche Anftalt und vermittelte hauptſächlich die Geld— 
und Greditgefhäfte ver Tuchmacher, welde eine mächtige Körperſchaft bilbeten; eine allgemeinere 
Bedeutung hat diefelbe nicht gewonnen. 

Ahnlich der Venetianifhen, ihrer Entftehung und Einrihtung nad, war die Banf des 
Heiligen Georg zu Genua, weldes Hinter feiner Nebenbuhlerin Venedig aud) in diefer Be— 
ziehung nicht zurüdbleiben wollte. Die Anftalt ſoll ſchon um die Mitte des 14. Jahrhunderts 
(1545) beſtanden haben, erhielt aber ihre definitive Einrichtung und damit ihre größere Wirk— 
famfeit erft im Jahre 4407 oder 1409, gegen eine Anleihe an den Staat, wofür ihr die Infel 
Corſica und andere Gebietötheile verpfändet wurden. Darleihen und Vorfhüfle an den Staat 
bildeten auch im weitern Verlaufe den Haupttheil der Geſchäfte und Einkünfte viefer Bank, ſo— 
daß fie mehr ald eine Anftalt zur Übernahme von Staatsanleihen als für die Geſchäfte des Han- 
dels erſcheint. Sie foll auch Bankzettel ausgegeben haben, mußte aber 1740, als fie von den 
Ofterreihern geplündert wurde, ihre Zahlungen einftellen und änderte nun den Namen ihrer 
Zettel oder ded Bankgeldes von valuta di banco in valuta di permesso. Sie ſank mit der Re- 
publif und erlofch zugleich mit der Benetianifhen Bank im Jahre 1808, 

Jahrhunderte verftrihen von der Gründung der Banken in diefen italienifhen Freiſtädten, 
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bevor andere Nationen ähnliche Anftalten errichteten. Nah dem Gange ver Entwickeluug des 
Handels und der Schiffahrt hätte man erwarten jollen, daß zunächſt die Portugieſen und Spa= 
nier, als jie den Seeweg nah Oftindien, dann Amerifa entdedt und dadurd dem Welthandel 
eine andere Richtung gegeben hatten, ein Bedürfniß nad Einrichtungen zur beifern Benugung 
des Credits gefühlt und durch Banfgejellibarten befriedigt haben würden. Allein jie bereicher- 
ten ih weniger durch Handel ald durd Erpreſſung und Sklavenarbeit. Dagegen war es vie 
Stadt Amfterdam, welde, gevane in ven Zeiten als jich die Niederlande von der ſpaniſchen Herr: 
ſchaft losfänpften, den Beifpiele von Venedig und Genua folgte. Nur mit dem Unterſchiede, 
dap dort die Geldbedürfniſſe des Staats, hier das Creditbedürfniß des Handels von Anıfterdam, 
welcher unter den Stürmen des Befreiungsfriegs emporblübte, ven erſten Anſtoß gaben; das 
jene Staaten die Banken zur Herbeiſchaffung von Anleihen benugten, Auſterdam und feine 
nächſten Nachfolger durd Abgaben und Gebühren aus den Gejchäften der Bank Vortbeile für 
ihre ftadtifchen Finanzen zogen. So war es menigitend im Anfange und in den erfien Zeiten 
des Beſtehens; jpäter ward allerdings aud die Amſterdamer Banf in die Verlegenheiten ver 
Staatsfinanzen mit verwidelt. 

Die Banf zu Amjterdam wurde am 31. Jan. 1609 gegründet, unter Garantie der Stadt 
und unter der Aufficht der Bürgermeifter. Sie wurde bald viel bedeutender als ihre Vorgän— 
gerinnen ; nah dem Weftfäliichen Frieden von 1648, ald Holland der Stapelplag des Groß: 
handels für ganz Guropa war, follen in ihren Gewölben gegen 500 Mill. Glon. in Barren 
und Münzen aufbewahrt worden fein. Als im Jahre 1672 die Truppen Ludwig's XV. in Hol: 
land eindrangen, zogen die Kaufleute ihre Einlagen aus der Banf zurüd und man fand die 
Vorräthe unverfebrt. Man gewahrte jogar an ven ältern noch die Spuren des Feuers, welches 
furz nad der Errichtung der Anftalt ausgebrochen war und einen Iheil des Rathhauſes ver- 
zebrt hatte. Sie genof nun einen außerorventlihen Gredit bi8 zum Einmarſche der Franzofen 
in den Jahren 1797 und 1798. Die Bank war nicht im Stande die Ginlagen zurüdzuzablen, 
und es zeigte ſich, daß die Direstoren ohne Vorwiſſen der Theilhaber ven Ständen von Holland 
und Friesland wie der Oftinpifhen Gompagnie bedeutende Vorſchüſſe (etwa 12 Mill. Glon.) 
gemacht hatten, welche unter ven Drangfalen des Kriegs und bei der Stosfung des Handels nit 
fofort erftattet werden Eonnten. Die Banf liquwidirte und im Jahre 1814 waren ſämmtliche 
Gläubiger bezahlt. Nun trat eine Zettelbanf an die Stelle, äbnlic denen, von welchen weiter 
unten die Nede fein wird. Die Bank hatte der Stadt eine beträchtliche Einnahme abgeworfen, 
dür die Gröffnung einer Rechnung wurde ihr eine Gebühr von 10 Gldn., für jede weitere von 
5 Glon. 5 Stüvern, für jeven Übertrag unter 300 Glon. von 5 Stüvern bezahlt, wozu bie 
Bank noch 6 Stüver anjepte, weil fie die kleinen Poiten vermindern wollte. Wer eine Anwei— 
fung an die Banf ausjtellte, welche fein Guthaben überitieg, dem wurde diefelbe nicht nur zurüd: 
geiviefen, ſondern er mußte nod 5 Proc. von.dem Überſchuß erlegen: wer e8 unterließ zwei mal 
im Jabre feine Rechnung auszugleihen, wurde um 25 Glon. geitraft. Die Bank bezog außer: 
dem noch A/, Proc. Lagergeld und Gebühren von den Empfangsiheinen für die Einlagen, welde 

Scheine jährlidy erneuert werden mußten; jie gab für ihr Bankgeld 4 Proc. Agio und ließ ſich 

5 Proc. bezahlen, und der Staat verordnete, daß alle Wechſel über 600 Gldn. in ſolchem be: 
* werden mußten, was zu deſſen Verbreitung weſentlich beitrug; ſie machte Gewinn an dem 
Handel mit Barren und fremden Münzen, welche ſie nach Ablauf der Empfangsſcheine, die nicht 
erneuert wurden, nur noch jolange behieli, bis ſich eine Gelegenheit zum vortheilhaften Ver— 
faufe ergab. Adam Smith, welder ih über die Bank von Amfterdam ausführlich verbreitet, 
nimmt an, daß die vielerlei Abgaben un®-Gebühren allmälig eingeführt wurden und daher auf 
die Gründung feinen Ginfluß hatten. Jedenfalls erklärt der Umſtand, daß Kaufleute im ſtädti— 
ſchen Magiftrate überwogen, die Art und Weije, wie die Stadtfaffe Nugen aus ver Bank zog, 
für welde die Stadt Garantie leijtete. Bei ver Nürnberger Bank, errichter im Jahre 1621, 
wurden von je 100 Glon., welche aud- oder einbezahlt wurden, 5 Kr. entrichtet: Wechſel über 
50 GEldn. und Waarenfäufe über 200 Glon. mußten in Banfgelo bez zahlt werden, legtere nur 
von dem einbeimifchen Käufer, welder von je 100 Glon. des Betrags 3 5 Kr, abzuziehen und 
nebft weitern 5 Kr. an die Bank zu entrichten hatte. 

Die Hamburger Bank, 1619 gegründet, bat ald Theilhaber nur Bürger, welde feines 
Silber eingelegt oder von einem andern Gonto zugeichrieben erhalten haben. Die kölnifhe Mark 
feines Silber wird zu 442 Schill. (27 Mark 10 Schill.) bei ver Einlage und zu 444 Schill. 
bei Rüderftattung der Ginlagen gerechnet. In dieſem Bank: oder Wechſelgelde müſſen alle 
Wechſel bis 400 Mark abgefchrieben werden. Die Bank beſteht aus zwei Theilen: dev Wechſel— 


Banken und Bankweien | 279 


banf, welche ſich lediglich mit vem Ab⸗ und Zuichreiben in ven Rechnungen der Iheilhaber unter: 
einander befaßt, und der Leihbank, welde an hamburger Bürger auf Gold: und Gilberbarren 
Vorſchüſſe leiftet. und dafür nur 2 Proc. Zinfen berechnet. Dem Staate hatte jie keine Darleihen 
oder Vorſchüſſe zu geben, denn ſeit ihrem Aufkommen bat derſelbe weder eigene Kriege geführt 
noch Golonien in fernen Welttheilen gegründet. Das einzige Geſchäft, welches die Banf für den 
Staat zu bejorgen hatte, beitand darin, daß fie im Falle einer Iheuerung Fruchtvorräthe für 
feine Rechnung anfaufte. Zu einer Ginnabmequelle für die Staatd- oder Stadtkaſſe wurde jie 
nicht benugt, der Preis ihrer Dienfte für den Handel wurde. dadurch nicht erhöht. Die Frans 
zojen, welche Hamburg im Jahre 1806 bejegten und acht Jahre lang brandſchatzten, nahmen 
bei ihrem Abzuge aus den Gewölben der Banf die Vorräthe an Münzen und Barren mit, welche 
Privateigenthum waren und 7,489, 545, ME. Bro. betrugen. Dieſer Beraubung ungeachtet 
wurde die Bank ſchon 1814 wieverbergejtellt und gelangte bald wieder zu ihrem frühern Anz 
jehen. Bei dem Pariſer Frieden machte Hamburg die Anſprüche der Banftbeilbaber auf Entſchä— 
digung geltend und erhielt 500,000 Fr. Renten in fünfprocentigen Bapieren, nach dem damaligen 
Curſe eine ungenügende Entſchädigung, die jelbit bei dem Pariſtande nur etwa zwei Drittheile 
des geraubten Wertbes betragen haben würde. Die Hamburger Bank befteht beute noch ganz 
in der alten Weije, denn ihr neueftes Reglement ift von Jahre 1710. Die Verwaltung, Bank— 
deputation genannt, beitebt aus zwei Mitgliedern des Senats, zwei Oberalten, zwei Kämmerei— 
bürgern und fünf Bancobürgern, welde ihre Stellen als Ghrenämter unentgeltlih verjeben. 
Die ftändigen Geichäfte werden von Angeftellten bejorgt, welche bei der Bank nicht betbeiligt 
find und feine Nebengeihäfte reiben dürfen. 

Zu Rotterdam wurde am 18. Aug. 1655 nad dem Mufter ver Amſterdamer eine Banf er= 
richtet, bei welcher jedoch die Berbeiligten zwei Rechnungen, eine in Banfgeld, die andere in 
Gourantgeld haben durften. Für legtere waren die Gebühren, welde die Bank erhob, etwas ftär: 
fer, ſodaß jie feinen beſondern Bortbeil boten, allein fie dienten zur Zahlung der Wechſel auf 
auswärtige Bläge, während das Bankgeld die fremden Wechſel auf Nottervam bezahlte. 

Die Bank in Stodbolm, welde Voltaire in feiner „Geſchichte Karl's XI.” für die ältefte in 
Europa ausgibt, wurde 1668 gegründet und ift daher vie ältefte in einem monarchiſchen Staate, 
zugleich eine Borläuferin der Zettelbanfen, indem ihre Gmpfangfceine für eingelegte Gelder ale 
Umlaufsmittel dienten und im Waarenhandel wie aud fraft eines Edicts vom 19. Jan. 1726 
bei Ginlöjung von Wechfeln wie Baares Geld angenommen wurden. Es iſt von vieler Banf 
ferner zu benierken, daß ſie Darlehen nicht nur gegen Verpfändung von Gold und Silber oder 
von Waaren, welde vem Berverben nicht ausgejegt ind, jondern auch von Liegenſchaften gab, 
aljo auch eine Hypotheken- oder Territorialbanf war. Aa diefe Darlehen wurden bald ihr 
Hauptgeibäft, und va man wahrnahm, daß ein großer Theil des Grundbejiges der Banf ver: 
pfändet war, wie heutzutage in Rußland, und in ihre Hände zu fallen drohte, jo wurde im 
Jabre 1752 verordnet, dap von 1754 an die Örundeigentbimer, welde ver Bank ſchuldig waren, 
ihre Schulden allmälig in der Weife tilgen durften, daß ſie neben den laufenden Zinſen eine 
jährliche Prämie over Annuität von 5 Broc. bis zur volljtändigen Abtragung der Schuld ent= 
richteten. 

Die Gründe, warum alle ältern Banfen in Stäbterepublifen oder freien Reichsſtädten ent— 
ftanden — auch Barcelona ift bei feinen vamaligen Municipalfreibeiten als ſolche zu betrachten —, 
liegen, wie auch früber ſchon angedeutet worden, darin, daß der Geijt der Aſſociation dort am 
lebenvigften, in jeinen Formen am menigften beihränft und auf den Handel gerichtet war, ſo— 
bald viefer mächtig wurde. In den Feudalftaaten gab nod lange nadı vem eigentlihen Mittel: 
alter der Grundbeſitz allein Anſpruch auf Anjeben und Macht, und die Kriegsbeute galt als ein 
ehrenvoller Erwerb, der Handelsgewinn ald minder anftändig. Gin Theil der Banfen wurde 
nicht allein zur Grleihterung des Handelsverkehrs, jondern aud durch finanzielle Bevürfnifle 
der Regierungen ins Leben gerufen; aber die Dienfte, welde fie dem Handel leifteten, waren 
überall die nämlichen. 

Sie rehneten in einer Münze, die nicht geprägt, aber deren Gehalt in feinem Silber feft 
bejtimmt und daher gegen Abnugung, Verſchlechterung und Fälſchung gefihert war. Dies war 
in Zeiten, mo dad Münzwefen im Argen lag, ein großer Vortheil. War aub am Sitze der 
Bank die Münze gut, fo ftrömte doch ausländiſches Geld in Menge nad diefen Handelsplätzen 
und verwirrte den Geldverkehr. Jeder lief Gefahr mehr oder weniger von folden ſchlechten 
Münzen an Zahlung zu erhalten, nur wer in Banfgeld bezahlt wurde, hatte feine folden Nad- 
theile zu beforgen. Darum jtand das Bankgeld, die Bankvaluta, dad Wechſelgeld, ſtets höher 
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als das Courantgeld. Das Agio betrug bei der Genuefifchen Bank etwa 15 Proc., beider Amfter= 
damer A—5 Proc., bei der Hamburger 25 Proc. ; hier war jedoch auch der Silbergehalt höher 
angenommen als bei der geprägten Münze. (S. Agio.) Eine wichtige Folge ver Sicherheit, ven 
bedungenen Preis ungefchmälert zu erhalten, war die, daß die Banken den Waarenhanpel an= 
zogen, denn die Verkäufer verfehrten lieber mit den Plägen, wo fie mit gutem Gelve, ald mit 
denen, wo fie mit ſchlechtem bezahlt wurden. 

Die ältern Banken waren ferner fidere Aufbewahrungsorte für Gold: und Silbervorräthe, 
eine Eigenſchaft, die in Zeiten allgemeiner Unſicherheit Hod anzufhlagen war. Wenn in einem 
halben Jahrtaufend zwei oder drei Banfen vom Feinde geplündert worden jind, fo ſpricht eben 
die Seltenheit diefer Unfälle für die relative Sicherheit ihrer Depofiten gegenüber dem Privat 
befig nicht allein, fonbern felbft der Staaten und Gemeinden. 

Diefe Anftalten eröffneten endli den Einlegern oder Theilhabern Rechnungen, Eonti, 
und diefe fonnten ihre gegenfeitigen Zahlungen aneinander dadurch leiften, daß die betreffende 
Summe dem Schuldner ab- und dem Foderungsberechtigten zugeichrieben wurde. Der Empfän- 
ger war gegen Verluſte an fremden oder ſchlechten Münzen gejihert, ver Zahlende war der Mühe 
überhoben, fi die Münzen anzufchaffen, zu zählen und abzuliefern. Sie gaben envlih, Die 
meiften wenigftend, VBorfhüfle gegen Fauftpfänder und bewahrten dadurch die Gelobebürftigen 
vor Wucher. Sie waren aljo Depofiten:, Giro- und Leihbanfen. 

Menn die ältern Banken von dem heutigen Standpunkte des Bankweſens aus fehr un— 
vollfommen und bejchränft erfcheinen, fo ift nicht zu überfehen, daß eben die Vorbedingungen 
zu ihrer weitern Ausdehnung und Vervollfommnung, die Sicherheit, das Vertrauen, der koloſ⸗ 
fale Handels- und Schiffahrtöverfehr, Die mit der Mafchine arbeitende Inpuftrie, ebenfalls erit 
fpäter entftanden find. 

Uber die größern Banken ver neuern Zeit, ihre Entftehung, Geſchichte und Einrihtung 
verbreiten ſich die nachfolgenden Abſchnitte, in die wir nicht die Anftalten aller Ränder aufneb: 
men, aber dod die bedeutendften in Deutfhland, Großbritannien, Frankreih und den Ver: 
einigten Staaten zufammenfaffen. Es geht daraus hervor, daß bei aller Verſchiedenheit unter 
denfelben, melde die Richtung einer Zeit, der Volkächarakter, die Regierungdweife und die, 
Ereigniffe bedingen, doc gewiſſe Merkmale allen gemeinfam find. 

1) In feinem Staate z. B. ift es geftattet, eine Geſellſchaftsbank, welde Noten ausgibt, 
ohne Genehmigung der oberften Behörde zu errichten. Dies gilt-für die Staaten der norbameri= 
kaniſchen Union fo gut wie für Ofterreich und Preußen, nur ift die Ermächtigung dort leichter 
zu erlangen ald hier. Die Erfahrung hat überall dahin geführt, daß das Umlaufsmittel im 
Lande bezüglich auf Menge und Befchaffenheit nicht ohne Gefahr dem Belieben von Einzelnen 
oder von Geſellſchaften überlaffen werben fann. In Großbritannien ift man deshalb dahin ge— 
fommen, gar feine neuen Zettelbanfen mehr zuzulaflen, den vorhandenen die Vermehrung ihrer 
Notenmenge zu verbieten und dahin zu wirken, daß mit ver Zeit Feine andern mehr ald die No: 
ten der Bank von England eriftiren. Die Eoncefflon der Regierung wird aber aud von den 
Gründern von Gefellfhaftäbanfen für wünſchenswerth gehalten, weil fie darin eine Anwart- 
haft auf das Öffentliche Vertrauen finden, das ihnen Actionäre, Capital und Geſchäfte herbei— 
führt. Deshalb unterwerfen ſich die Banken in den Gontinentalftaaten gern der Oberaufjicht 
und Gontrole durd; einen Commiſſar der Regierung, während in den Ländern, wo die Selbft- 
regierung üblich ift, in England und Anterifa, die öffentlihe Stimme, Parlamente und Preſſe 
die Banken controliren. Die Eoncefjion der Regierung wird ſonach wol immer ein Erfoderniß 
für die Errichtung von Actienbanfen bleiben; doch ſcheint es zweckmäßig, wenn dafür allgemeine 
Normen feftgefegt werben, wie dies in Preußen mit den „Normativbedingungen für die Er: 
rihtung von Privatbanfen mit der Befugniß zur Ausgabe unverzinslicher Noten‘ im Sep: 
tember 1848 gefchehen ift, die jedoch für den feitherigen Auffhwung der Production und des 
Verkehrs zu eng geworben find. 

2) Sämmtliche größere Banken maden Geſchäfte mit ven Regierungen und für diefelben 
ebenfo gut wie mit vem Publicum. Reine Staatdanftalten waren nur die von Law gegründete 
Königliche Bank in Frankreich unter der Regentſchaft, welche ein ſchnelles und trauriges Ende 
nahm, und die Königliche Banf in Berlin bis gegen Ende 1846; ſeitdem ift legtere eine gemifchte 
Anftalt, wobei neben vem Staate noch Private Antheil Haben. Alle übrigen find Actienbanten, 
ftehen aber mit ven Regierungen in Beziehungen. Die Englifhe Bank verwaltet die Staatsſchuld, 
macht der Regierung Vorfhüffe, bewahrt disponible Staatsgelver und bezieht daraus ben 
größen Theil ihres Gewinns; die nämlihen Bunctionen verfah die Banf der Vereinigten Staa- 
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ten, folange ſie beſtand. Vorſchüſſe und Darlehen an die Regierung, Discontirung der An: 
meifungen der Staatäfaffe auf die Steuereinnehmer bilden einen Haupttheil der Gefchäfte der 
Franzöſiſchen Banfund der Oſterreichiſchen Nationalbanf. Legtere ift Hauptfächlich zu dem Zwecke 
errichtet worden, um den Ginzug und die allmälige Bejeitigung des Staatspapiergeldes zu be: 
forgen. In Zeiten ded Kriegs und heftiger Erſchütterungen überftiegen die Anfoderungen ver 
Regierungen überall die Kräfte der Banfen und braditen fie in ſchwere Verlegenheiten. Um fie 
zu retten, mußten in London und Wien ihre Noten ald gefegliches Zahlungsmittel erklärt und 
die Verpflichtung zur Einlöſung für längere Zeit aufgehoben werden, mußte Napoleon bei Aus 
fterlig fiegen und der Zuftand der berliner Banf ein Menſchenalter hindurch für das Publicum 
ein Geheimniß bleiben. Dieje Erfheinungen haben zu der theoretifhen Anfiht geführt, daß 
jeder Verkehr mit den Regierungen eine Gefahr für die Banfen und daher zu unterlaffen fet. 
Dieſe Doctrin fällt mit der Lehre zufammen, daß der Verziht auf den Gebraud) einer Sache 
das beite Mittel ſei, um den Misbrauch zu verhüten. An und für jich ift es micht abzufehen, 
warum eine folide, ehrliche Regierung nicht ebenjo gut wie jeder ebenjo qualificirte Privatmann 
der vorhandenen Anftalten für die Erleichterung der Geld: und Creditgeſchäfte fi bedienen 
follte, zumal da die meiften diefer Anftalten gar nicht entſtanden fein würden, wenn die Re— 
gierungen fie nicht gebraudt hätten. Warum follte die Banf von Privaten Geld annehnen, 
ihnen laufende Rechnung eröffnen, für fie Wechſel einfafiiren und Zahlungen leiften, ihre 
Wechſel didcontiren und ihnen Darlehen und Vorſchüſſe auf Unterpfand geben, und warum 
follte fie die Regierung mit ähnlichen Begehren zurückweiſen? Es ift dies ein ſchlechtes Com— 
pliment für die Regierungen, und niemals haben die Banken fo verfahren können. Die Zeiten 
der Noth kennen kein Gebot, und es würde ein ganz vergebliches Bemühen fein, eine Actienbant 
oder irgendeine Anftalt durch Beſtimmungen in den Statuten mitten in den Stürmen bed 
Kriegs oder der Revolutionen ald die einzig unverfehrbare und unantaftbare hinzuftellen. Den 
Banfen ven Verkehr mit den Regierungen unterfagen, weil er von legtern misbraudt werben 
fann, wäre ebenjo weife als ihnen den Verfehr mit dem Handel verbieten, weil der leichtere 
Gredit den Gejhäftsmann zu falſchen Speculationen verloden könnte. Wo ſolche Anfhauungen 
herrſchen, da ift dad Bedürfniß nah Banken nicht vorhanden oder noch nicht hinreichend erfannt, 
und man thut daher befler, diefelben Denen zu überlaffen, die leichtinnig genug find, fie zu bes 
nugen. Die Geihäfte der großen Banken. mit den Regierungen werben in der Regel nit in 
den Statuten vorgefehen, fondern durch befondere Verträge geregelt, e8 mag dies ausdrücklich 
audgeiprochen fein, wie in den Statuten der wiener und mündener Banken, oder ald von jelbit 
jich verftehend angenommen werben. | 

5) Die Gefhäfte ver Banken mit vem Publicum find auf die fhon mehrfad erwähnten 
Disconto=, Giro, Depofiten- und Leihgeſchäfte befhränkt, wofür die Bedingungen nicht überall 
die nämlihen, aber doch allgemein für Alle gleihmäßig feftgeitellt iind. Handelsgeſchäfte 
auf eigene Rechnung find ihnen verboten ; ausgenommen davon ift gewöhnlich nur der Handel 
mit Gold und Silber und Anlagen zur zeitweijen Verwendung disponibler Summen. Dar: 
leihen auf Hypotheken jind meiftend ausgeſchloſſen; der Bairifchen Bank dagegen find fie zur 
Prliht gemacht, allein es ift dafür ein bejonverer Theil des Grundcapitald beſtimmt. Solde 
Darlehen auf längere Zeit taugen nicht für Banken, welche ſich bereithalten müffen, ihre Gläu- 
biger in den fürzeften Friſten zu befriedigen, und e8 ift daher zweckmäßiger, dem Creditbedürf⸗ 
nifle der Grundbejiger durch eigene Grebitanftalten, wo es nöthig wird, zu Hülfe zu kommen. 
Die Preußiſche Bank hat mit den Darlehen auf Hypotheken die traurigften Erfahrungen ges 
macht, der Oſterreichiſchen find fie bei Erneuerung ihres Privilegiums im Jahre 1841 aud) nit 
mehr geftattet worden, wol aber wurden ihr 1855 Staatsdomänen zur Abtragung gewiſſer 
Foderungen an die Regierung übermiefen und fie hat einen eigenen Adminiſtrationszweig ge: 
bildet, um biefelben zu verwalten, bis fie allmälig veräußert werben fönnen. Da die Gelegen= 
beit zum Verkaufe länger ausblieb, ald die Bank darauf warten fonnte, fo foll ihr die Laſt wie: 
der abgenommen und e8 follen für den Werthanſchlag der Domänen 150 Mill. Glon. in Schag= 
ſcheinen ausgegeben werben. So berichten Öffentliche Blätter im September 1857. 

Alle Banken nehmen Einlagen an Geld (Depojiten) an, jevod in der Regel nicht unter 
einer gewiffen, für weniger Bemittelte fhon bedeutenden Summe. Die Verzinfung richtet ſich 
nad den Bedingungen der Anlage; je nachdem ver Ginleger ſich vorbehält, jein Geld nad Be— 
lieben oder nad) furzer oder nad) längerer Kündigungsfrift zurüdzuziehen, werben feine oder 
ganz geringe oder höhere, do immerhin ermäßigte Zinfen vergütet. Nur die ſchottiſchen Ban— 
fen nebmen verhältnigmäßig geringe Ginlagen an und gewähren Zinfen felbft für ganz kurze 
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Zeit. Sie find auch die Ginzigen, welche Berjonaleredit gewähren, d. h. Darlehen ohne Unter: 
pfand, lediglich gegen Bürgichaft geben. Der ausgedehnte und verfländige Gebrauch, welchen 
die Schotten von ihren Banfanjtalten zu machen wiflen, bietet diefen immer Gelegenheit zu nügs 
licher Beibäftigung der ihnen anvertrauten Mafle von Gapital. 

A) Alle größern Banfen geben Noten aus (1. oben Abichn. II). 

5) Um jchlieplid Das nicht zu vergejlen, was dem Deutſchen an ſolchen Dingen das Werth: 
vollite zu fein pflegt, mag eine Definition der Banfen bier ihre Stelle finden: Banf ift eine Anz 
ftalt, welche für einen oder mehre Zweige der wirthſchaftlichen Ihätigkeit over für den Staat-die 
Hülfsmittel ded Credits anwendet und möglichft ausdehnt. Eine anvere Faſſung von M'Culloch 
lautet: Banken jind Anftalten, deren Zweck es ift, große Summen Geld und edle Metalle ſicher 
aufzubewahren, den Umſatz bei großen Geſchäften mit Yeichtigkeit zu bewerkftelligen und zuwei— 
len durd Vorſchüſſe und in Umlauf gebrachte Gelder dem Handelsverkehr Erleichterung zu 
gewähren. 

IV., Banken in Deutihland. A. Die Preußiſche Banf. Nach dem Hubertusburger 
Frieden wendete König Friedrich 11. feine Thätigfeit den Mitteln zu, dem erihöpften Lande 
aufzubelfen, Production und Verfehr zu beleben. Der Induſtrie jollten nad vamaliger Übung 
Unterftügungen und Ginfubrverbote Vorſchub leiften, Handelsgeſellſchaften mit Monopolen 
und Privilegien ausgeftattet werden, dad Münzwejen wurde 1764 verbelert und eine Banf 
follte ven Verkehre die nämlichen VBortheile bringen, welche er in Hamburg, Holland und Eng: 
land daraus zog. Schon früher, ſogleich nad der Thronbefteigung und in der erjten Periode 
feiner Negierung waren dem Könige ſechs bis jieben Vorichläge für Errichtung einer Bank ein: 
gereicht worden, die beiden legten von dem Geb. Finanzrath Graumann, befannt durch ven 
leichten Münzfuß von 4750. Am 25. Sept. 1755 batte ver König eine „ Allergnädigfte Detroy 
für die in Berlin zuerrichtende Giro: und Wechſel-Banque“ erlaffen, die aber nicht ind Leben trar; 
auch ein zweiter Plan von Graumann für eine Specied=, Gourant= und Lehnbank fam nicht 
zur Ausführung. Graumann wollte hauptſächlich feinem ſchlechten Courantgeld einen befjern 
Curs verihaffen, ald es in Hamburg batte, wo man nicht, mehr dafür gab als es wertb war; der 
Zwei jollte durch ein Bankgeld erreicht werden, in welchem die beveutendern Zahlungen zu be: 
Dingen wären. Und doc war jein Banfgeld nur ein anderer Name für Courant. 

Auf dieſe VBorihläge kam der König nicht mehr zurück, nachdem er in dem Yivornejen 
v. Galzabigi einen Mann fennen gelernt und als Geh. Finanzrath in feine Dienfte gezogen 
hatte, welder ihm einen viel großartigern Plan vorlegte, ver jeinen genialen Anſchauungen 
beiler zufagte.. Galzabigi hatte mir Gafanova in Frankreich ein Genueſer Yotto eingerichtet und 
führte eine jolde Anjtalt au in Preußen ein. Gr kannte die Finanzkünfte der verſchuldeten 
Höfe und bezeichnete ihren Zwed dabin: alles vorhandene Gold und Silber zu bebalten umd 
alle Zahlungen in Papier zu entrichten. Sein Plan ging auf Gründung einer Geſellſchaft 
für Bank-, Affecuranzsund Handelsgeſchäfte, alſo ein Vorbild der modernften Gre: 
ditanjtalten mit Notenemiffion. Das Grundcapital jollte aus 25 Mill. Thlr. Solo in 100,000 
Actien zu 250 Ihlen. beiteben. Die Bank follte Noten ausgeben, die Abtbeilungen für Aſſe— 
euranzen und Handel jollten die Vioten in Umlauf bringen, Monopole und Privilegien würden 
ihren Geſchäften einen glänzenden Grfolg ſichern und die Ausjihten auf großen Gewinn frem- 
des Gapital in Maffe Herbeiziehen. Im October 1764 wurde eine Commiſſion zur Prüfung 
des Planes niedergefegt und gleichzeitig mit Gröffnung der Subjeriptionen für vie Actien be: 
gonnen. Allein die Zeihnungen fanden nur geringe Theilnahme. In den erſten 14 Tagen 
betbeiligten ih 58 Berfonen, meift aus der Umgebung des Königs, mit 2072 Actien: im No— 
vember wurden noch 1164, im December nur 577 Actien zufammengebract ; jonady war zu 
Ende des Jahres 1764 noch nicht eine Million gezeichnet. Und doch hatte man es an Bemübun- 
gen nicht fehlen laffen,. Am 15: Nov. 1764 war ein „Avis instructif”, eine Belehrung über die 
Einrichtung der Gejellihaft, erſchienen, um die VBortbeile, weldhe ven Theilbabern winften, in 
ein glänzendes Licht zu ftellen. Es murde ıhr ein ummiderrufliches Detroi auf 50 Jahre zuge: 
ſichert. Das Girogejhäft war ausgeſchloſſen: ed wurde, beiläufig gejagt, für antimonarchiſch 
gehalten, weil ed die Einnahmen aus vem Münzregal (und ven Umlauf der Noten!) ſchmälere, 
da es den Gebrauch des Geldes entbehrlib macht. Aber dafür durfte die Gefellichaft Noten 
ausgeben, und das ausſchließliche Privilegium einer Discontofaffe ward ihr verbeifen. Sie 
mochte jich die vortbeilbaftejten Handelszweige auswäblen, darunter namentlih aud den Sfla- 
venhandel; das Privilegium des aſiatiſchen und levantifhen Handels (wofür vor dem Kriege 
ion Gejellihaften beftanden hatten), der Schiffahrt mit Amerifa und Afrika wurden ihr ge: 
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boten, jowie befondere Vortheile im ruſſiſchen und polniihen und im Handel mit ſchleſiſcher 
Zeimwand; auch der. ausſchließliche Kandel mit Nutzholz aus den füniglihen und Kämmerei— 
forjten ward ihr überlaffen. Sieturfte Brand und Yeibhäufer errichten; ihr allein wurden 
Land- und Seeagſſecuranzen geftattet; ſie befam die Münze, den Handel mit Gold und Silber; 
und nad allem Diefen wurde — Weiteres noch vorbehalten. Um die rührigſte Claſſe ver Ge: 
ſchäftsleute herbeizuziehen, wurde ausdrücklich geſagt: „Sowol deutſche als portugiefiihe Ju— 
den werden gleiche Vortheile dabei zu genießen haben.“ Schließlich wurde die Ausſicht auf 
hohe Dividenden noch beſonders hervorgehoben. Dieſe Belehrung brachte eine unerwartete 
Wirkung hervor. Die Kaufleute erſchraken vor der übermächtigen Concurrenz, welche ihnen 
die beften Gejchäfte wegzunebmen drohte; namentlih war Died in Schleſien wegen des Lein: 
wandhandels ver Fall, ſodaß dort nur 157 Actien und diefe nur unter dev Bedingung gezeichnet 
wurden, daß der Leinwandhandel frei bleiben jollte Man jab ſich daber veranlaßt, am 
17. Sept. befannt zu machen, daß die Kaufleute in ihren Geſchäften durch die Geſellſchaft nicht 
genirt werden Jollten und dap die Verwaltung aus berliner Banfierd und Handelsleuten beite- 
ben werde. Zugleih wurde im Hinblick auf den Stand der Zeihnungen eröffnet, daß Die 
Geſellſchaft ihre Operationen beginnen werde, jobald 2 Mil. gezeichnet jeien. Inzwiſchen hatte 
Galzabigi noch andere Mittel, er hatte Bitten und Drohungen angewendet, um Actien unter: 
zubringen. Sogar Damen wurden bedroht, bejonders aber die Juden geängftigt. Ephraim 
und Itzig Eonnten nicht umbin, ſich der Geſellſchaft anzuſchließen, nachdem ihnen ihre Abnei⸗ 
gung als Undank für die empfangene Wobhlthat der Münzpacht vorgeworfen worden war. Wie 
auf der einen Seite die Eröffnung der Subjeription als Bulsrühler bei vem Publicum viel Mis— 
trauen und wenig Geld berausgeftellt hatte — der Krieg hatte manches Gapital zerflört —, fo ergab 
Ach unter den mit dev Prüfung des Planes betrauten Männern fein Bertrauen auf Galzabigi's 
Entwürfe. Die eriten Monate batte jidy die Commiſſion mit dem Sammeln von Marerial und 
dem Ginzieben von Erfundigungen beſchäftigt. Als ihr im Januar 1765 der Plan zur Errich— 
tung der Öefellihaft vorgelegt worden war, berief jie Deputationen der Kaufmännſchaften, und 
erklärte ſich mit diefen einftimmig gegen die Vereinigung fo mannichfaltiger und umfaſſender 
* Unternebmungen in einer und derjelben Anftalt. So lieb dem Könige der Gedanfe geworden 
jein mochte, alle jeine Zwede für die Hebung der Volkswohlfahrt durch eim einziges mächtiges 
Werkzeug zu fördern, fo jehr er beklagen mochte, daß ver beichränfte Verſtand feiner Unter: 
thanen die geiftreihen Ideen des Ausländers nicht zu fallen vermochte: er verzichtete auf die 
Ausführung, da die Mittel weder im Yande zu finden nod von außen hereinzuziehen waren, Der 
nücterne Sinn, wol auch die Armutb an Gapital unter dem ſchwer geprüften Volke retteten 
den König und das Land vor den ſchlimmſten Erfahrungen, und diejenigen, melde dem Könige 
noch zu machen vergönnt waren, mußte er theuer genug bezablen. 

Für die vem Bankwejen fremden Zwecke wurden nun bejonvdere Anftalten und Geſellſchaften 
allmälig in den nädftfolgenden Jahren gegründet. Die Verſicherungsgeſchäfte wurden ſchon 
Ende Januar einer Affecuranzfanıner übertragen, weldye ein Drittel der für die aufgegebene 
Geſellſchaft unterzeichneten Actien zugewiejen erbielt. - Zur ‚Förderung Des Handels wurben 
mehre Geſellſchaften errichtet, darunter im October 1772 die Seehandlung. Galzabigi 
wurde nit dem Titel Geh. Finanzrath, einer Bejoldung von 6000 Thlrn: und Antheil am Ta— 
backspacht für das Scheitern feines Plans getröſtet, behielt aber immer nod das Ohr des Königs 
und die Hand in allen Dingen. 

Bei Ausarbeitung des Planes für die Banf wurbe der Kaufmann Wurnb von Hamburg 
zu Nathe gezogen, mit weldem Oberftlieutenant Quintus Jeilius darüber verkehrte. Das 
„Edict und Reglement der föniglihen Giro: und Lehn-Banco zu Berlin” trägt dag Datum 
des 17. Jumi 1765. Der Unmuth des Königs über das Scheitern der großartigern Entwürfe 
macht ſich darin gegen Die Kaufleute Luft, „welche einigen alten bergebradhten Gewohnheiten und 
Gebräucen, fie mögen gegründet fein oder nicht, noch zu fehr anhängen und ohne Unterjchied 
ich vor Allem fürdten, was nicht ſchlechterdings damit übereinftimmt, oder ihrer Denkungsart 
und Begriffen gemäß iſt“. Die neue Banf war nun reine Staatsanftalt. Sie jollte auf Staats— 
koſten eingerichtet und verwaltet, mit einem Gapital von 8 Mill. Thlrn. aus dem Schage aus: 
geftattet und unter die Garantie des Staats gejtellt werden. Der König hoffte, durch dieſes 
Mittel den Oelvumlauf zu erleichtern, ven Fleiß aufzumuntern „und endlich dadurch ven über- 
mäßigen und unerhörten Wucher zu verhindern, welcher bisher, ver ſcharfen Geſetze ungeachtet, 
ih in aller Art von Handel eingejchlichen und ſowol Unfern Adel ald übrige Unterthanen, 
welche baares Geld benöthigt geweſen, in einem graufamen und unerträglichen Joche gehalten 
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und auf das empfinblichite gedrückt und erjhöpft hat’. An die Spige des ganzen Bankweſens 
trat ald Präfivent ver Wirflihe Geh. Etats- und dirigirende Minifter, Neihögraf v. Reuß; 
zum erften Director wurde der Kaufmann Janffen ernannt. Schon einen Monat nad der Ver: 
fündung des Ediets wurbe die Bank eröffnet, allein ſtatt des Capitals von 8 Mill. erhielt fie 
nur einen Borfhuß von 400,000 Thlrn., und davon gingen nod die anfehnlihen Geſchenke 
an die Berfafler ded Entwurfs ab. Duintus Scilius erhielt 10,000, die Kaufleute Eoffel und 
Wurmb in Hamburg erhielten 50,000 Banfthaler, deren vier auf einen Friedrichdor gingen. 
Dies war dad neue Bankpfund, wie ed ſchon Graumann projectirt hatte, jegt zum erften mal in 
Bancothalern ausgeprägt, was fpäter nicht mehr geſchah. Die Anftalt hatte nad Berihtigung 
dieſer Gefhenfe mit 60,000 Bankpfunden oder 78,750 Thlen. von ihrem Vorſchuſſe noch 
521,250 Thlr. zum Beginn ihrer Gefchäfte übrig. Der Staatskaſſe, welche die Mittel hergab, 
follte natürlich au der Gewinn aus dem Geſchäfte zufließen, und die Erwartungen davon waren 
nicht gering. Aber auch die beſcheidenſten würden zu hoch gewefen fein. Der erfte Director, 
Janſſen, eine Greatur von Wurmb und Galzabigi, leitete die Bank im Intereffe ver Tabacks— 
pächter. Dieje und die Directoren felbft, deren außer Janſſen noch drei (für das Discontos, 
Kaſſen- und Leiheontor) vorhanden waren, erhielten baare Vorſchüſſe; verfchiedene vornehme 
Herren, denen man nichts abfchlagen durfte, meil man ihre Gunft brauchte, befamen Darlehen 
auf Liegenjhaften ; der Handel dagegen befam fo gut wie nichts, ja er fonnte nicht einmal feine 
Giroeinlagen auf Verlangen zurüdziehen. Übrigens drängten ſich die Kaufleute keineswegs zu 
der Anftalt. Sie trauten den Perfönlichkeiten nicht, denen fie in die Hände gegeben war, jie 
trugen Bedenken, Wechſel an die Banf zu bringen, und ver Wechfelhandel zog fih aus den 
Städten Berlin und Breslau (auch dort war die Anftalt eingefegt) immer mehr hinweg. Die 
Bank übte ftatt einer anziehenden eine abftoßende Kraft, und bald erfannte der König, daß ed 
fo nicht fortgehen könne. Der Abſchluß zeigte einen Verluſt von 25,651 Thlen., und ed war 
vorauszuſehen, daß er ſich durch unbeibringliche Koderungen noch erhöhen werde. Auch diefe 
Erfahrung veranlaßte ven König nit, die Sache ganz aufzugeben; er wollte nur die Anftalt 
reorganifiren. Nun trat Galzabigi wieder mit einem Plane hervor; er hatte ja vorausgefagt, 
daß eine Girobanf für Preußen nicht paffe und daß nur durd das Ausgeben von Noten gute 
Geihäfte zu machen feien. Daß man feinem Rathe nicht gefolgt, erkläre den Miderfolg der 
Anftalt, die nichts mehr zu thun hatte, ald ihren unbefhäftigten Beamten die Befoldungen aus: 
zuzahlen. Galzabigi alfo wollte eine Zettelbanf, und ver König war früher fhon dafür einge: 
nommen; allein er dachte nur an eine ſchwache Emiſſion von etwa 50,000 Thlrn. Der Blan 
wurde von dem Minifter v. Hagen zuerft mit dem Geh. Finanzrath Rofe und dem reblichen 
Bankdirector Koes berathen, dann mit dem Minifter v. Blumenthal und dem Groffanzler 
v. Jariges. Diefe erftatteten dem Könige einen Bericht, worin fie unverhohlen und in ftarfen 
Morten über ven Plan des Galzabigi nicht allein, fondern über das ganze Syftem des Königs, 
durch fünftliche Mittel den Wohlftand zu heben, ein entſchiedenes Verdammungsurtheil ſprachen. 
Die Minifter erfcheinen bier als die unerſchrockenen, echten Organe der wahren Öffentlichen 
Meinung, indem jie gegen Gefellihaften, die durch Privilegien, Monopole und Staatsgelder 
unterftügt würden, ſowie gegen Anftalten nad} den Projecten eines Galzabigi, der ed auf die 
Beraubung des Landes abgefehen habe, in die Schranken traten. Der König , welcher ih mehr 
auf der Höhe der Ideen gehalten, als in die Tiefe des Treibend eined Janffen und feiner Gönner 
geblict zu haben ſcheint, war durch die derbe Freimüthigfeit des Berichts aufs äußerfte empört. 
Der Berfafler, Geheimrath Urfinus, wurde cafjirt und nad Spandau gefhidt; die Minifter 
wurden ber Ignoranz befhuldigt und ausgezanft; allein der Plan Ealzabigi’8 wurde befeitigt 
und der Vorfchlag Jener vem „revidirten und erweiterten Edict und Reglement der königlichen 
Giro = und Lehnbanfen zu Berlin und Breslau” vom 29. Dct. 1766 zu runde gelegt. Da 
diejes Edict, obwol durch die wechſelnden Verhältniffe in der Ausführung vielfach modificirt, 
doch im Wefentlihen das Grundgeſetz der Preußiſchen Bank bis auf die neuere Zeit geblieben ift, 
fo wird ein kurzer Überblic feiner wichtigern Beftimmungen bier am Plage fein. 
Die Bank rechnet in Banfpfunden, deren A einen Friedrichdor (55 auf die Marf zu 
21 Karat 9 Gran audgemünzt) ausmadhen. In dem nämlichen Gelde follen alle Kaufleute in 
Berlin und Breslau ihre Bücher führen, follen alle Wechfel über 100 Thlr. an beiden Orten 
auf Fremde auögeftellt oder von auswärts auf beide Orte gezogen werben, alle Käufe und Ver— 
käufe unter Handelsleuten, die nicht Kiegenfchaften und Privatcapitalien betreffen, abgeſchloſſen 
werben. Die Bank wird zur Bequemlichkeit des Handels und zur Erleichterung der Zahlungen 
zwifchen entfernten Orten „in einer gewiffen und Unfern Ländern ganz unſchädlichen Propor= 
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tion” Banknoten ausgeben in Stüden von 10, 20, 50, 100, 500 und 1000 Bankpfunden. 
Die Roten werben bei allen königlichen Kaffen angenommen, 

Bei dem Giroverkehr können die Einlagen in baarenı Gelde gegen Abzug von Y, Proc. 
jarüdgezogen werben; wer aber auf jeiner Rechnung eine Summe von der Rechnung eines 
Andern zugeſchrieben erhält, kann den Betrag nit baar aus der Bank entnehmen. Ohne 
Vorwiſſen ded Bankoirectoriumd darf Keiner dem Andern durch Übertrag von feiner Rechnung 
Geld leihen. Für die Eröffnung einer Rechnung wird 1 Friedrichdor, für jedes Blatt derſel— 
ben noch 1 Pro. Bco. bezahlt. Wer mehr abſchreiben laſſen will, als fein Guthaben beträgt, 
zahlt eine Geldbuße von A Po. Beo., und wenn der Überſchuß 50 Pfo. überfteigt, außerdem 
noch 5 Proc. ded ganzen Mehrbetrags über fein Guthaben. Wer einen Andern bevollmädtigen 
läßt, jtatt feiner auf der Banf zu erfcheinen,, hat für die Vollmacht 1 Friedrichdor und für die 
jährliche Erneuerung , Friedrichdor zu bezahlen. Dieſen Beſtimmungen und Gebührenfägen 
batten augenfcheinlid Amftervam und Hamburg als Mufter gedient. 

Das Didcontocontor discontirt Wechſel, welche nicht über zwei Monate laufen 
und drei Unterfhriften Haben. Für nicht acceptirte Wechfel wird Gaution verlangt. Der Zins: 
fuß beträgt Y, Proc. pr. Monat. 

Die Lombard: (Leih:) Kaffe gibt Darlehen auf zwei Monate zu Y, Proc. per Monat, 
aber nicht unter 400 Pfr. auf Gold und Silber in Barren, Stangen, auf Gold- und Silber: 
geſchirre, auch auf fremdes gemünztes Gold und Silber nach beſtimmten Sätzen. Die Darlehen 
werden in Banknoten gegeben, die Verfallzeit wird nicht verlängert. 

Ein beſonderer Artikel (40) verbietet bei ſcweren Strafen die Ausfuhr von Gold und Gil: 
ber. Reiſende Kaufleute und andere bürgerlide Perfonen dürfen nur bis 250 Thlr. Golp, 
Adelige und Militärs bis 400 Ihlr. mit ind Ausland nehmen. Diefed Verbot fand fonft in 
den Münzedicten feine Stelle. 

Dem Bankdirectorium wurde ein koniglicher Commiſſar beigegeben, zuerſt der Miniſter 
v. Hagen, welcher ſpäter als Chef das erſte Mitglied der Hauptbankdirection wurde. 

Mit dem Jahre 1767 wurde die neue Bank eröffnet, und ſie hätte einen günſtigen Fort⸗ 
gang nehmen können, wenn der König fie nicht in Verbindung mit einem feiner Handels⸗ 
geſchäfte gebracht hätte, zu denen er noch immer geneigt war: diefes mar das fogenannte Ele: 
ment'ſche Contor. Der bolländifhe Kaufmann Glement war Anfang 1765 nad Berlin 
berufen worden, um den levantifhen Kandel anfänglid für die projectirte große Geſellſchafts— 
banf und, da diefe nicht zu Stande fam, für eine Handeldcompagnie in Gang zu bringen. Er 
wurde auserjehen, um in Berlin ald Hofbankier ein Bankhaus auf Fönigliche Rechnung zu er: 
richten und die königlichen Gommanbiten für den überfeeifhen Handel in Hamburg und Amfter- 
dam zu leiten. Sein berliner Geſchäft war beftimmt, der Tabadföverwaltung den ausländifchen 
Tabad, ver Münze Gold und Silber zu liefen, die Noten -und das Girogeld der Bent im 
Umlaufe und auf Bari zu halten, den auswärtigen Wechſelhandel zu übernehmen und 
Silber in der Form von fogenannten levantifchen over Kaijerthalern, die in Magdeburg ge: 
prägt wurben , nach der Levante zu führen, damit ed in Preußen feltener werbe und im Gurfe 
feige. Die Bank mußte Element zum Betriebe dieſer Geſchäfte 400,000 Thlr. gegen 3 Proc. 
Zinfen vorſchießen, ihm außerdem offenen Credit geben, den er auch bei der Tabadöverwaltung 
hatte; bie Münze mußte die Friedrichdor, welde fie aus dem von Clement gelieferten Golv | 
prägte, an die Bank abliefern, welche davon neun Zehntel an das Clement'ſche Contor abgab 
und ein Zehntel mit Noten bezahlte. Endlich hatte Element die Befugniß, an den Gonferenzen 
der Bankdirectoren theilzunehmen. Diefe Verbindung brachte ver Bank bedeutenden Schaden. 

Ihre Betriebsmittel waren ſchwach, ebenfo ihre Gefchäfte, ihre Einnahmen wurden durd die 
Verwaltungskoſten erfhöpft. Das Miötrauen gegen Clement wurde auf die Anftalt übertragen, 
28 wurden keine Wechjel bei ihr discontirt, ihr Girobeftand war nah fünf Monaten noch nicht 
50,000 Thlr., vie Noten ſtanden unter Pari und ftrömten unmittelbar nach ver Ausgabe in die 
Föniglichen Raflen und aud diefen zur Einlöfung an die Bank. Clement verlor im Goldhandel 
und bei feinen vergeblihen Bemühungen, dad Girogeld der Bank umzuſetzen und ihre Noten im 
Gleichwerthe mit Münze zu erhalten; er konnte im Wechſelhandel nicht gewinnen, weil Niemand 
feine Bermittelung in Anſpruch nehmen wollte. Beim Abſchluß auf 1. Juni 1767 zeigte die 
Ban als Refultat ihres fünfmonatlihen Betriebs einen Verluft von 159,618 Thlrn. Der 
König mußte ih abermald überzeugen, daß die Anftalt in Verbindung mit feinen Handeld- 
fpeculationen nicht gedeihen könne. Er gab daher feine Commanditen in Hamburg und Amfter= 
dam auf und löfte das Verhältniß ver Bank zu dem Glement'fhen Gontor. Er übernahm an 
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dem Berlufte die Summe von 155,478 Thlrn. und übermies ver Banf die Fonds der aufgege— 
benen Sandelsgeihäfte. Die Auiseinanderjegungen dauerten bis gegen Ende 1767. 

Mit vem Jahre 1768 begann für die Preußiſche Bank eine beifere Zeit. Sie fonnte endlich 
ihre eigenen Zwecke verfolgen, und die Verwaltung des Minifterd v. Hagen gewann aldbalv 
das Vertrauen des Publicums, deſſen ih Galzabigi, Wurmb und Glenent niental& zu er: 
freuen hatten. Die Noten bielten ſich nidyt nur im IImlaufe, jondern wurden au in Hamburg 
und Amſterdam gern genommen. Der ombard: (Leih:) Verkehr und das Discontogejchäft wur— 
den belebt und braditen Gewinn. Das Girogeſchäft dagegen fand wenig Anklang und erloſch bald 
gänzlich. Obgleich die Anftalt wenig eigenes Vermögen hatte — nichts als die urſprüngliche Do: 
tation von 1765 nebft dem Fonds der hamburger Commandite mit etwas über 500,000 Thlrn. —, 
jo führte ihr doch die Garantie und das Beifpiel des Staats viele Betriebsmittel zu. Schon am 
18. Juli 1768 wurde die Hinterlegung der gerichtlichen und vormundichaftlichen Depojiten, am 
31. März 1769 vie Hinterlegung von Geldern der Stiftungen, ver Kirche u. ſ. w. angeordnet. 
Dazu famen verfügbare Staatsgelder, namentlich eine Referve für Kriegszwecke, die fogenann- 
ten magdeburger Bourragegelder, die zwar mährend des Bairifchen Erbfolgekriegs zurüd: 
gezogen, nad) dem Teſchener Frieden aber zum Theil (über A Mill.) wieder eingelegt wurden; 
‚ endlich mehrten ſich auch die Ginlagen von Privaten. 

Im Februar 1771 ſtarb Minister v. Hagen, welder durch jeine Verwaltung der Banf ein 
rühmlicdhes- Andenken hinterließ, und ihm folgte Freiberr v. Schulenburg=Kehnert bis zum 
Juni 1806. Nur in den vier Jahren von 1786 — 90 war er wegen Kranfbeit ver Geſchäfte 
enthoben und vertrat Grafv. Schulenburg auf Blumberg feine Stelle. In diefer langen Ve— 
riode ift fein befonderes Greigniß vorgekommen, das auf die Artjtalt weientlic eingemwirft hätte. 
Allein e8 erfolgte eine allmalige Umgeſtaltung in dem Geſchäftsbetriebe, welche dem allgemeinen 
Gange ver Regierung entſprach, nachdem der Geift des großen Königs aus ihr gewichen und 
die Formen ohne eine belebenvde höhere Kraft nur noch mechaniſch fortfunctionirten. Mit dem 
ganzen Staate und aufden nämlichen Wegen gerieth die Banf, weldye ohnehin feine Selbftün- 
digkeit hatte, in eine bedenfliche Lage. Sie ftand unter dem Generaldirestoriun wie jeder andere 
Zweig der Verwaltung, ihr Chef leitete zugleich die Seehandlung und dasgefammte Kaffenmeien 
und man verlangte von ihr nur Zweierlei: daß fie ihre Mittel jo anlege, wie es der Regierung 
für ihre Zwecke angemeffen erſchien, und daß fie erkleckliche Gewinnſte in vie Staatskaſſe liefere. 
Solchen Impulfen folgend, kam die Banf unvermerft von ihrer eigentlihen Beitimmung ab. 

Die Disconto = und Leihgeichäfte nahmen bald nicht mehr die erfte Stelle ein. Das Aus: 
geben von Noten war bei dem ftarfen Zufluß baarer Mittel ſchon 1770 eingeftellt worden unt 
wurde erft 1795 wiederaufgenommen , ald die Negierung einen Theil ihrer Ginlagen für die 
Rüftungen zu dem Kriege gegen Frankreich zurüdzog. Das Depofitengefhäft trat dagegen in 
den Vordergrund. Die Banf hatte große Gapitäle zu verzinſen, die ihr theild gefeglich, theils 
freiwillig vom Staate und von Privaten übermiejen wurden. Sie diente mithin bauptäd: 
lich zur Anfammlung von Gavital, fie verwaltete dad Vermögen von Waifen , von milden Stif- 
tungen und andern Wohlthätigkeitsanftalten und ihre Hauptforge ward, diefe Gapitale verzins: 
lich anzulegen. Dafür wählte jie bald das Ausleihen auf Hypotheken, wozu fie auch durch die Re— 
gierung veranlaßt wurde, welche in den angefallenen polnifhen Provinzen dem zerrütteten land— 
wirthſchaftlichen Credit aufbelfen wollte. Die Gelder, melde durd die Banf und andere An: 
falten ven Gutöbefigern in Süd- und Neuoftpreußen geliehen wurden , bewirften auch in der 
That, daß die Güterpreife dort auf das Drei - und Vierfahe fliegen. Die Summen, melde 
die Banf in diefer Weife anlegte, beliefen jih auf nahe an 10 Mill. Thlr.; aud an Fönigliche 
Inftitute hatte fie bedeutende Darlehen gegeben. 

Ale im Jahre 1804 Freiherr vom Stein bei der Leitung der Bank betheiligt wurde, er: 
kannte er jofort das Misliche der Lage, in welche fie allmalig gerathen-war. Ihr eigenes Vre— 
nıögen beftand aus dem Treforconto, dem uriprüngliden Fonds von etwa 500,000 Thlr. und 
einem jeit 1772 angefammelten Refervefonds von 700,184 Thlrn. Alle übrigen Mittel waren 
fremdes Geld, welches mit kurzer, meiftens nur achttägiger Kündigungsfriſt zurüdgefopert 
werden fonnte. Und dieſes Geld hatte die Anftalt feft angelegt, jie war daher nicht im Stant: 
beliebig darüber zu verfügen. Sie hatte fogar Staatögelver aus königlichen Kaflen auf acht— 
tägige Kündigung, während fie gleichzeitig an. andere Staatdanftalten Darlehen auf längere 
Zeit gegeben hatte: ein Beweis, wie leblos und ohne organiſche Verbindung die Formen und 
Zweige der Staatöverwaltung waren. Die Garantie des Staats konnte allerdings die Gläu— 
biger der Banf beruhigen, folange der Friede erhalten blieb, oder der Krieg außerhalb ver 
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Grenzen geführt wurde und feine befondern Anftvengungen erfoderte. Allein die Regierung 
hätte nicht ruhig zufeben oder gar veranlaflen jollen, daß die Anitalt eine Richtung nahm, die 
früber oder ſpäter zu einer Krifis führen mußte, welche vem Staate große, wenn aud im gün— 
Rigften Falle nur vorübergehende Opfer in Ausſicht ftellte. Wie aber, wenn dieje Krijie der 
Bank mit einer allgemeinen politifhen Krife zufammentraf, wo die Regierung, weit entfernt, 
der Anftalt helfen zu können, ſich genöthigt ſah, ihr die Mittel zu entziehen , welche aus öffent: 
lichen Kaſſen bei ihr angelegt waren ? 

Stein fing damit an, das Ausleihen auf Hypotheken zu beichränfen. Gr verbot namentlich, 
dem Juden Kevin Arge aus Marienwerder, dem Makler der meiften polniihen Gutäbeliger, an 
deſſen Solidität zu zweifeln er hinreihenten Grund hatte, fernerbin Darlehen zu geben. Allein 
diefe Weifung wurde von dem Director Struenfee nicht befolgt, ſodaß ihn Stein fpäter für ſolche 
Operationen perjönlich verantwortlich madıte. Als im Juli 1806 Stein zum interimiftifhen - 
Ehef der Bank ernannt wırrde, verbot er das Ausleihen auf Hypotheken gänzlih und ſuchte zu: 
gleich die Geichäfte der Anftalt im tüchtigere Hände zu bringen. Er berief den Griminalrath 
Stägemann aus Königsberg und, ald eriten Hauptbankdirector und Director der Seehandlung, 
den Director der Däniſchen Bank, Niebubr, ver aber erft im October ankam und fogleich eine 
andere Beitimmung erhielt. *) 

Am Scluffe des Jahres 1805 — 6 ‚(50. Juni 1806) beftanden Gontore der Banf zu 
Ansbach, Breslau, Kleve, Elbing, Emden, Frankfurt an der Oder, Hildesheim, Königs: 
berg, Magdeburg, Minden, Münfter und Stettin. Die Banf hatte feit 1771 über I Mill. 
Thlr. Gewinn an die Staatöfaffe abgeliefert, wovon ein namhafter Theil allerdings als Zinfen 
für Staatögelver anzujehen war. Ihr Stand war folgender: . 


Palliva. — Tbir. or. Bi 
Königliche Fonds (Treforconto) . Ey EN en ER A ni 328,560 16 6 - 
Banknoteennnnn.. 241325,000 6 — 
Depoſiten von Staatskaſſen u. dergl.))... — 8891,028 12 — 
Depoſiten aus dem regelmäßigen Verkehr (Bankobligationen) 29,438,989 11 — 
Mehrbetrag der emittirten Kaſſenſcheine über den Deckungs— 
beftand®) . ... Au a te 548,70 — — 
Verſchiedene Shulden 22m nn. 548,158 12 6 


Activa, Kol. Gr. Pi. 
Öffentliche zindtragende Bapiere . . 2 2 2 nen 665,762 20 6 * 
Darlehen an Staatsfaffen und Inflitute . . 2... 6,079,918 14 — 


Darlehen an Ereditvereine und Gommunalverbände . .. . 1,405,165 — 
Darlehen auf Hypotheken und hypothekariſche Schuldverſchrei⸗ 
bungn . . . 


ee ee a ee at DDR: 2 — 
MWechfelverfehr und Darlehen auf Waaren, Metall und öffent: 


lihe Schuldypapiere . ; : 10,321400 — 6 
Verſchiedene Foderunge.. nn nn 44142071 25 — 
Beſtände an Banknotennn. 674,121. — — 
—BA ee 8,976,017 21 — 


42,259, 1381 9 — 





4) In feiner Lebensbeſchteibung, von ihm ſelbſt entworfen („Stein's Leben‘, von Perg, Bd. VIl, 2, 
€. 157— 158), fagt Freiherr vom Stein: „Die Banf hielt ich für ein verderbliches Inftitut. Sie 308 
‚bedeutende Geidſummen an fi}, deren Verwendung Beamten anyertraut war; fie follte zwar nicht au 
Srundftüde ausleihen, fondern nur auf Waaren, Papiere u. f. w. discontiren. Die Beamten ihres 
Provinzialcontors zu Elbing liehen leichtfinnig auf Güter in Preußiich-Polen, woraus nachher ſehr ver⸗ 
derbliche Transactionen mit Napoleon, ſpäter mit Rußland entſtanden. Die andern Contore begünftig- 
ten hauptfächlich jüdiſche Banfiers, deren Lift, Beharrlichfeit, Zufammenhang und Mangel an Ehr- 
gefühl, wenn nur Habfucht befriedigt wird, in jedem Staate verberblich ift und befondere —— auf 
die Beamtenwelt wirft.“ Dieſe Eindrücke einer Miswirthfchaft auf einen redlichen, ehrenhaften Cha— 
rakter enthalten kein Urtheil über das Weſen und den Nutzen der Banken. 
5) Darunter die magdeburger Fourragegelder 4,393,833 Thlr. 3 Gr., welche nicht verzinſt wurden, 
6) Die Banffaffenicheine wurden feit 1798 ausgegeben , um dem Verfehre ein beliebteres Zahlungs: 
mittel als die ſchlechte Scheivemünge zu bieten. Die Fälfchungen der fogenannten Kaſſenbeutel verans 
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Bilanz. 
Thlt. Gr. Bi. 
Activa. 442,259,181 9 — 
Bafiiva . . 41,080,417 10 — 


Überfihup 4,178,765 3 — 


Man fieht aus diefer Überficht, daß die Geſchäfte der Bank ſich vielfach anders gejtaltet hat- 
ten, ald im Reglement vom October 1766 vorgefeben war. Geſchäfte, von denen das Edict 
ſchweigt, waren die Hauptfählihften geworden: jo die Annahme von Depofiten und Überſchüſſen 
aus den Staatöfaffen, der Ankauf von Staatöpapieren, Darlehen an verſchiedene Anitalten, 
auf Hypotheken, Staatöpapiere, Wehfel und Waaren. Dagegen war der vorgeichriebene 
Giroverfehr nicht mehr vorhanden. Die Banknoten waren fehr ſparſam ausgegeben und wur: 
den nicht nach Vorſchrift bei Disconto= und Leihgeſchäften an Zahlung gegeben. DieRehnung 
nad Banfgeld wurde niemals ſtreng durchgeführt, jelbft die Bank rechnete nah Gourant und 
führte die Bankpfunde in einer befondern Golumne nebenher. Die Noten waren gerade darum 
weniger angenehm, weil fie auf Bankpfunde lauteten. Für die Disconto= und Lombardgeſchäfte 
endlich war die Verfallzeit über zwei Monate verlängert und der vorgeſchriebene Zinsfuß nicht 
mehr als bindend erfannt worden. Die Überficht läßt das Schickſal der Anftalt bei einer Krije 
vorausſehen, jelbft wenn diefelbe eine minder ſchreckliche geweſen wäre ald die furchtbare Kata— 
ftrophe vom October 1806 und deren unmittelbare Folgen. 

Schon vorher waren durch die Rüftungen und die dadurch erwedten Beſorgniſſe die Be: 
trieb8mittel der Bank gefhwäht worden. Der Staat und viele Private zogen ihre Ginlagen 
zurüd, dagegen ftrömten die Noten, Kaflen= und Treforjheine zur Einlöfung herbei. Die 
Treſorſcheine waren erft im Frühjahr 1806 für die Regierung ausgegeben worden, aber die 
Bank follte fie einlöfen und war dafür nur ſchwach dotirt worden. Nach der Schlacht bei Jena 
wurde die Ban in den Sturz des Staats hineingezogen, und es ift nad) der Art, wie die Fran— 
zofen in Preußen hauften, und nad} ver fpätern Beraubung ver Hamburger Bank durch Marſchall 
Davouft fehr zu bezweifeln, daß es ihr beffer gegangen fein würde, wenn fie eine Privatanitalt 
gemwefen wäre. 

Als der Feind herannahte, verließ Minifter vom Stein die Reſidenz und nahm die Borräthe 
* fämmtliher Generalkaffen und ver Bank mit fort. Aus der Banf gab er noch vom Wagen 
herunter der berliner Kaufmannſchaft ein Darlehn von 100,000 Thlen.; allein der Magiftrat 
ließ das Geld auf das Stadthaus bringen, und.bort nahmen es die Franzoſen auf Abſchlag an 
der Gontribution, melde Berlin auferlegt wurde. Hier blieb der Bankbeamte Hundt zurüd 
und forgte jelbft mit Gefahr feines Lebens für das Intereſſe ver Anftalt. Die Hauptbankdirection 
richtete jih in Königäberg ein und blieb dort unter Stägemann’s Leitung bis Ende 1809. Ihr 
erfted Geſchäft war, die Kaflenbeftände ver Gontore ſoweit als möglich einzuziehen, und es 
kamen davon gegen 6 Mill. Thlr. zufammen, obgleih in Magdeburg 2,500,000 Thlr. ven 
Franzoſen in die Hände fielen und in Minden und Münfter die preußifchen Generale Blücher 
und Lecocq die. Gelder der Bank zu Kriegsbedürfniſſen verwendeten. Gleichzeitig befhäftigte fich 
die Direction mit dem Einziehen ihrer Activen und Verminderung ver Pafjiven. Allein ihre 
Bemühungen hatten nur geringen Erfolg, und diefer befchränkte fih auf ven Erlös aus den 
discontirten Wechfeln ; Banfobligationen wurden an Zahlungäftatt genommen und nad Kräften 
eingelöft, aber von den Hypothefenfoderungen war weder Capital, noch Zins, noch Unterpfand 
zu erlangen. Alle Mittel jedoch, welche die Anftalt zufammenbringen fonnte, wurden durch die 
dringendſten Ausgaben der Regierung aufgezehrt, ſodaß für die Befriedigung der Gläubiger 
bald gar nichts mehr übrigblieb. Sowol Minifter vom Stein als feine Nachfolger (er wurde am 
4. San. 1807 entlajfen) gaben Anmeifungen auf die Kaffe ver Bank, und als die Ruffen kamen, 
waren bald nicht allein ihre Mittel gänzlich erfhöpft, fondern ed war noch weit darüber hinaus 
auf fie angewiefen. 

Vom Juli 1807 (Friede von Tiljit) bis zum Jahre 1817 ift die Gefchichte ver Preußifchen 


laßten die berliner Kaufmannfchaft, die Banf um eine Einrichtung zu bitten, welche fie dagegen ſchütze. 
Die Bank: Depofitens ober » Kaflenfcheine wurden gegen Einlage des baaren Betrags ausgeftellt und der 
Inhaber fonnte gegen Rüdgabe des Scheins, der dann fogleich vernichtet wurde, den Betrag jederzeit 
wieber erheben. ch Obigem ſcheint übrigens bie baare Einiage nicht immer gefodert oder verfügbar 
gehalten worden zu fein. 
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Bank eine troftlofe, und fie blieb es noch längere Zeit, nachdem der Staat ſelbſt durch die ruhm- 
volle Erhebung des Volks fi) wiederaufgerichtet und zu Ehren gebracht hatte. Der Friede ga= 
tauiixte die Foderungen, welche öffentliche Anftalten in Preußen an Schulpner in den abgetre= 
ienen Zandestheilen hatten. Allein die Franzoſen ließen die Bank nicht als ein &tablissement 
public gelten. Napoleon nahm in Warſchau und den polnifhen Provinzen ihre Gapitale in Be— 
fdlag, und verfaufte in der Bayonner Konvention vom 10. Mai 1808 ihre Hypothekenfoderun⸗ 
gen ſowie dad Eigenthum anderer preußifcher Anftalten und Unterthanen an den König von 
Sachſen, Herzogvon Warſchau, um 20 Mil. Fr. Dadurch verlor die Banf gegen 10 Mil. Thlr., 
die jie jpäter, ald die Bayonner Convention. durch den Parifer Frieden annullirt wurbe, nur 
theilweiſe wiedererlangen konnte. Die jüdiſchen Mäkler, die perſönlichen Schuldner der Banf, 
batten fallirt, die Grunpbejiger waren ruinirt und die Verhandlungen mit der ruffifhen Res 
gierung über die Anjprüche ver Bank fließen auf Schwierigkeiten. Ihre Obligationen waren 
auf 30 und 20 gejunfen, ihre Zinszahlungen ftodten, die Indultgefege drückten dem thatſäch— 
lihen Berhältniffe ven Stempel der Gejeglichkeit auf, und das Unglüd war un fo größer, da 
die Gläubiger meiſtens Waifen, wohlthätige Anftalten und Leute von geringem Vermögen 
waren. Während des langen, traurigen Liquidationsgeſchäfts war die Banf bald mit der See- - 
handlung und andern Kaſſen vereinigt, bald von denſelben getrennt worden, fie hatte ihre flüffig 
gewordenen Activen jemeild zu Vorſchüſſen an die erihöpften Kaflen des Staatö abgeben müſſen. 
Nach dem Frieden war das Depofitengefhäft, womit jhon 1810 wieder ein Anfang gemacht 
worden war, vorſchriftsmäßig wienerhergeftellt worden ; eine Verordnung vom 3. April 1815 
verhieß den Inhabern ver Bankobligationen Bezahlung von Capital und Zinfen, doch wagte 
man noch nicht, die Waifen- und Stiftungögelder zwangsweiſe an die Banf zu verweifen; 
1816 wurde aud) dad Discontogeichäft , Freilich in beſchränktem Mapftabe, wiederaufgenommen. 
Durch Cabinetsordre und Verordnung vom 3. Nov. 1817 wurde die Bank als ein für fi 
beſtehendes, von der Verwaltung des Staats unabhängiges Inftitut unter der’ Dberaufficht 
eined Curatoriums hergeftellt. Die Leitung führte Präſident Briefe. 


Die Rechnung von 1817 ſchloß mit einer Activfumme von 28,097,100 Thlen. 
PBafliven . . 27,176,500 , 
aljo mit einem uͤberſchuß von 920,600 Thlrn. 


Aber diejer Überfhuß auf dem Papiere war in Wirklichkeit nit, ſondern ftatt feiner eine 
bedeutende Überfhuldung vorhanden. Unter ven Foderungen waren etwa 8 Mill. unbeibring: 
lih und wurden nah und nad) abgefchrieben. Es war aljo ein Deficit von etwa 7 Mill., womit 
die Bank ihre neue Laufbahn begann. Dem entiprad das Verhältniß der laufenden Einnahmen 
und Ausgaben. Bon 15 Mill. , welche die Bank zu fodern Hatte, waren feit 1806 feine Zinfen 
bezablt worden, von nahe 42 Mill. waren Zinsrüdftände aufgelaufen, darunter felbjt von 
Foderungen an den Staat, und ed war für die nächfte Zeit nicht auf regelmäßige Zahlung zu 
rechnen, die Einnahme an Zinfen nicht höher ald 500,000 Thlr. zu peranſchlagen. Dagegen 
hatte die Anftalt von ihren Bafjiven über 26 Mil. zu verzinfen, welche im nieverften Anſchlage 
immerhin einen jährlichen Bedarf von 620,000 Thlrn erfoberten. Alfo auch hier bis auf beffere 
Zeiten die Ausfiht auf ein wachjendes Deftcit. Die Aufgabe ver Verwaltung war unter diefen 
Umftänden zunähft, eine are Einfiht in den Zuftand der Anftalt zu geivinnen, die Foderun— 
gen zu betreiben, die unbeibringlichen abzufchreiben, die Betriebsmittel zu verftärfen und durch 
den Gewinn aus den Banfgejchäften allmälig dad Deficit zu decken, welches durch das Abſchrei— 
ben der Berlufte endlich aud in ven Büchern fihtbar werden mußte. Es veriteht fih, daß von 
Ablieferung von Überſchüſſen an die Staatskaſſe nun nicht mehr die Rede war. 

Die Bilanzen zeigten noch bis 1828 einen Überfhuß der Aetiven über die Pafjiven, der 
fogar 1821 die Summe von 3,205,000 Thlen. erreichte ; aber von 1829 an, mo die verlorenen 
Voſten nicht länger als vorhandene aufgeführt wurden, trat das Deficit in den Abſchlüſſen her— 
vor und flieg 1834 auf 4,292,600 Thir. Die Berlufte, welde fih nad und nad heraußftell- 
ten, betrugen bis 1837 nicht weniger ald 7Y, Mill. an Capital, darunter über 1 Mill. Foderuns 
gen an den Staat. 

Zur Verftärfung der Betriebsmittel konnte man anfänglich wenig auf die eingehenden Aus: 
fände rechnen, doch zahlte der Staat die laufenden Zinfen und erfegte 1819 die Summe von 
12/, Mill. Then. , 1828 weitere 450,000 Thlr. Seine übrigen Schulden an bie Bank bezahlte 
er in Obligationen, welche nicht ohne Verluft zum Betriebsfonds gezogen werden fonnten. Reid: 
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lichere Zuflüffe verfprad man ſich von neuen Depofiten, und dieſe blieben auch nicht aus, obgleich 
der Zwang zur Anlage von vormundjhaftlihen und gerichtlihen Depojiten bei der Banf erfi 
1855 wiedereingeführt wurbe. Allein diefe Zuflüffe waren neue Schulden, welche wieder zu= 
rüdgefodert werden konnten: man Eonnte ie nur vorübergehend zur Bezahlung alter Schulden 
verwenden und war auch nicht jiher, daß fie regelmäßig größer bleiben würden als die Nüd- 
foderungen ; fie mußten endlich verzinft werben und vermehrten ſomit die Ausgabe. 

Die Belebung der Bankgeſchäfte blieb das einzige nahhaltige Mittel, um aus dem Deficit 
berauszufommen. Zu dem Discontiren, welches, wie jhon erwähnt, 1816 wieder begonnen 
hatte , famen daher von 1819 an die Darlehen im Lombard; allein jie wurden die erften Jahre 
nur ſchwach betrieben , da ihnen die Anftalt nicht die Mittel, welche fie hätten aufnehmen können, 
widmen konnte. Erft im Jahre 1824 nahmen diefe Geſchäfte einen größern Auffhwung, wel: 
der dadurch möglich wurde, daß die Anftalt wieder Kaflenfcheine ausgab, von denen ftarfer 
Gebrauch gemaht wurde; doch waren felten mehr ald 2—4 Mill. gleichzeitig im Umlauf, da 
die eingelöften cajfirt wurden. Ende 1836 hörten diefe Scheine ganz auf, weil die Regierung 
neben dem Staatöpapiergeld fein anderes im Umlauf haben wollte, und die Banf erhielt für 
ihren Verzicht eine Entfhädigung von 5 Mill. (Staats:) Kaffenanweifungen gegen Hinter: 
legung von Staatöfhuldfheinen. Weitere Betriebsmittel verfchaffte fich die Bank durch Verkauf 
von Staatöpapieren, wenn aud mit Berluft, um Silber einzubandeln, ſowie durch Anleihen bei 
der Staatäfaffe und Übernahme von Kaſſenüberſchüſſen. Dadurch hoben ſich die Leih- und Die- 
contogejchäfte bedeutend. Sie hatten jih 1825 auf etwa 2,640,000 Thlr. belaufen, fliegen 
1824 auf mehr ald 5,760,000, 1825 auf 4,500,000 und 1829 auf 6,250,000 Thlr. ( Be⸗ 

fände am Jahresſchluß). 

Die Julirevolution in Frankreih und die Cholera in Preußen übten 1850 einen merflihen 
Mückſchlag aufdie Banf. Sie mußte Staatögelvder und Depofiten herausgeben, vie Kaflen- 
fcheine, die fie zum Belaufe von 5 Mill. hinausgab, hielten ſich nicht im Umlauf, fie verfaufte 
daher, um die Lücken zu ergänzen, in den Jahren 1850— 52 Staatspapiere für 21/, Mil. Thlr. 
mit großem Berlufte und beſchränkte den Leih- und Diöcontoverfehr. Bon 1852 an beiferten 
fi die Verhältniffe wieder, Depojiten und Staatögelder fanden ihren Weg in die Kaffen ber 
Anftalt, die Scheine hielten fi ım Umlauf (bis jie, wie oben angeführt, 1856 ganz zurüd: 
gezogen wurden) und der Handel wurde wieder mehr berückſichtigt. Am Schlufle des Jahres 
1856 betrugen die Darlehen im Lombard und die Wechſelbeſtände über 11,560,000 Thlr. 
Seit 1854 wurden in Berlin und bei den größern Gontoren die Girogejhäfte wieberaufge: 
nommen und feit 1838 Giroanweiſungen in Umlauf gefegt. 

Im Februar 1857 farb Präfivent Friefe, und an feine Stelle trat als Chef der Bank der 
Geh. Staatdminifter Rother, welcher zugleih Vorſtand der Staatsjhuldenverwaltung, der 
Seehandlung und des Grebitinftituts für Schleflen war. Er fand, daß die Anftalt, um ihren 
Gewinn zur Dedung des Deficitö möglichſt zu fteigern, und durch die längere Ruhe ſorglos 
geworden, nicht überall die.nöthige Vorſicht beobachtet Hatte. Abgeſehen von dem Handel mit 

- Silber und Staatöpapieren, wobei fie mehr verloren ald geavonnen, hatte fie namentlich bei ven 
auswärtigen Gontoren Wechſel discontirt, deren Solidität zweifelhaft war, und in Berlin 
duch Darlehen auf auswärtige Papiere nicht nur fich in Gefahr begeben zu verlieren, fondern 
aud dem PBapierhandel an der Börje Vorſchub geleiftet. Daher wurden die auömwärtigen 
Staatöpapiere von dem Leihverkehre ganz ausgeſchloſſen und bei dem Discontogejhäftgenaue Prü⸗ 
fung der Solibität eingefhärft. Dagegen bemühte fich der neue Ehef, den eigentlihen Bank— 
geſchäften eine größere Ausdehnung zu geben, indbefondere aud die Anweifungen von einem 
Banfplag auf den andern möglichit billig zu ftellen. Um die Mittel Hierfür zu erlangen, er- 
wirkte er einen weitern Vorſchuß von 3 Mill, Kafflenanmweifungen gegen Hinterlegung von 
Staatsſchuldſcheinen, ſodann von 2 Mill. aus dem Staatsſchatze, wofür ebenfalls Feine Zin- 
jen bebungen wurden; endlich wurde die Anlage von Kaflenvorräthen bei der Banf weiter 
ausgedehnt. 

Um die Anftalt gegen die Wiederkehr früherer Übelftände möglichft jiherzuftellen , wirkte 
Staatöminifter Rother hHauptjählic dahin, daß die baaren Vorräthe vermehrt, Die Foderungen 
leichter disponibel, für die Baffiven längere Kündigungäfriften bevungen wurden. Wie weit 
diefe Abfihten und zugleid der Hauptzwed, die Verminderung bed Deficitö, erreicht waren, 
bevpr die Bank im Jahre 1846 ihre gegenwärtige Geftaltung erhielt, wird nachſtehendes Schluß- 
ergebniß der Rechnung von 1845 zeigen. € 


- 
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Bailfiva,meift Depofitin -. . » : 2 2 22.020202. 48,170,000 Thlr. 
Activa: 

Foderungen an den Staat . . . . . 244,900 Thlr. 

Staatd = und Gommunalpapiere . . . . 12,801,100 , 

Hypotheken und Grunnflüde . . . . 753,500 

Verſchiedene Foderungen . . r 92,500 , 

Baare Beftände, Silber: und Goldbarren 11,565,500 , 

Darlehen im Lombard. 883582, 800, 

Wechſelbeſtãände aller At . . . . . ..12,739,800 „ 


Vermiſchte disvonible Foderungen . . . 56,700 
46,816,600 „ 
Defiit . .  1,555,400 Thlr. 


Vergleicht man dieſes Refultat mit dem von 1805 auf 1806 und dem von 1817, ſo iſt 
daſſelbe offenbar ein günftigeres. Die ältern Rechnungen fchloffen mit einem Überfuß, weil 
unter dem Vermögen Theile aufgeführt wurden, die verloren gingen und das Deftcit von mehr 
als 7 Mill. veranlaßten. Die Rechnung für 1845 ſchließt mit einem bedeutend verminderten 
Deficit,, Die Lage der Anftalt hatte fich weſentlich gebeflert. Sie ift zugleich mit einem größern 
Theile ihrer Mittel zu ihren eigentlichen Zweden, dem Disconto- und Leihgeſchäft, zurückgekehrt. 
Dagegen fließen ihr immer noch weit mehr Depoſiten zu, als ſie in dieſen Geſchäften anlegen 
kann, und daher hat fie große Summen in Staatspapieren liegen. Seit 1837 wurden zwar den 
gerichtlichen und vormunbjchaftlicen Depofiten noch andere Anlagen freigeftellt, allein dennoch 
ziehen jie jih nad) der Banf. 

ragt man aber, wie es möglid war, daß die Anftalt nach der Reorganifation von 1817 
mit einem großen Deficit beginnen und dennoch fich im Vertrauen des Bublicums halten fonnte, 
das ihm eine Menge von Capital zubrachte, jo lautet die Antwort: dies war möglich, weil der 
Zuftand der Preußiſchen Bank für das Publicum ein tiefes Geheimniß war und blieb. 

Diefem Zuftande wurde im Jahre 1846 ein Ende gemacht. 

Schon unterm 11. April 1846 war durch Cabinetsordre aus Staatsmitteln die Summe 
son 2 Mill. Thlrn. der Bank zur Dedung der ältern Ausfälle überwiefen, die Ausgabe von No: 
ten in Appoints von 25,50, 100 und 500 Thlrn. bis zum Betrage von 10 Mill. Thlrn. geftattet, 
eine Vermehrung der Provinzialbanfeontore und eine Erweiterung der Wirffamfeit des 
Inſtituts durch Betheiligung von Privatperfonen in nahe Ausficht geftellt worden. Die Eon: 
trole über die Anfertigung und Ausgabe ver Banknoten ward der Hauptverwaltung der Staats: 
ſchulden übertragen, und es verdient bemerft zu werden, daß zwei Mitgliever derjelben die 
Emiffion von Banknoten für eine Verlegung der Verordnung vom 17. Jan. 1820 über das 
Staatöfhuldenmeien hielten und ihre Theilnahme an der Eontrole mit Bezugnabme auf den 
von ihnen gefeifteten Eid verfagten. Durd; die Verordnung vom 147. Jan. 1820 war nämlid 
eine Vermehrung der Staatsihuld von der Zuftimmung der Reichsſtände abhängig gemadt 
worden , die noch nicht in das Reben getreten waren. Gine Cabinetsordre vom 16. Juli 1846 
erklärte zwar Dieje Bedenken für unbegründet, doch verfügte fie, da der König „‚Niemanden in 
feinem Gewiſſen beengen over beunruhigen“ molle, daß die Gontroleeiner befondern Immediat= 
commiſſion übertragen werde, welche aus einem Mitgliebe des Euratoriumd der Banf (Geh, 
DOberiuftizrath und Director v. Duedberg), dem Vorfteher der Älteften der berliner Kaufmann 
ſchaft (Geh. Commerzienrath Earl) und dem Dirigenten der Gontrole ver Staatspapiere (Geh. 
Rechnungsrath Rohlwes) beitand. 

Am 5. Oct. 1846 erſchien dann die Bankordnung, welche dad Reglement vom 29. Oct. 1766, 
insbeiondere die darin vom Staate übernommene allgemeine Garantie für die Sicherheit ber 
Bank wie die Verordnung vom 5. Nov. 1817 aufhob und mit 1. Ian. 1847 in Kraft trat. Wie 
bei jener ältern, jo müffen wir auch bei diefer neuern Beftimmung einen Augenblid verweilen, 

Die Anftalt, Preußiſche Bank, ift beſtimmt, den Gelvumlauf des Landes zu befördern, 
Gapitalien nugbar zu maden, Handel und Gewerbe zu unterftügen und einer übermäßigen 
Steigerung des Zinsfußes vorzubeugen ($.1). Zur Erreichung dieſer Zwecke iſt fie befugt, 
Wechſel und Geldanweiſungen, wie inländiſche Staats- und auf jeden Inhaber lautende ſtän— 
diſche, Communal- und andere Öffentlihe Papiere zu discontiren und für eigene Rechnung 
oder für Rechnung öffentlicher Behörden und Anftalten zu faufen und zu verkaufen, gegen ges 

19° 


292 ‚Banken und Bantwefen 


nügende Sicherheit Credit und Darlehen zu geben, Wechſel und Geloanweifungen zu ertheilen, 
zu accepliren und für andere Rechnung einzuziehen; Geldeapitalien gegen Verbriefung wie in 
laufender Nehnung zindbar und unzinsbar anzunehmen, edle Metalle und Münzen zu Faufen 
und 'zu verfaufen. Andere faufmänniihe Geſchäfte find der Bank unterfagt ($. 2). Endlich 
darf fie Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, Pretioſen, Staatöpapiere und Documente 
aller Art wie verſchloſſene Padete ohne Angabe des Inhalt? gegen Ausftellung von Depojital= 
feinen und eine dafür zu entrichtende Gebühr in Verwahrung nehmen ($. 5). 

“ Die Bank discontirt nur foldye am Orte zahlbare Wechſel und zu beftimmten Terminen 
zahlbare Effecten, welche nicht über drei Monate zu laufen und der Regel nad drei folide Ver— 
bundene haben. Auch ftebt ihe der An = und Verkauf von guten Wechſeln auf andere Plätze des 
In = und Auslandes, wo fie Lazu ein Bevürfnig erkennt, insbefondere zum Behuf ver Beziehun— 
geu von edeln Metallen und Münzen frei ($. 4). 

(Lombarbverfehr.) Zinsbare Darlehen wird diejelbe, der Regel nah nicht über drei Mo= 
nate und nit unter Sunmen von 500 Thlrn., nur gegen bewegliche Pfänder bewilligen, na= 
mentlich: a) gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, nad) ihrem Metallwerth mit 
einem Abjchlag von 5 Proc.; b) gegen inländische zinstragende und auf jeden Inhaber lautende - 
Stuatd=, Communal= und ftändijche Papiere mit einem nad dem Ermeſſen ver Banf zu bes 
ftimmenvden Abſchlage von dem jededmaligen Eurfe; c) gegen Wechſel, welde anerfannt folide 
Berbundene aufmweijen und ihr mit einem unaudgefüllten Giro übergeben werben, mit einem - 
Abſchlage von 5 Proc. ihred Curswerthes; endlich d) gegen Verpfändung im Inlande lagernder, 
dazu geeigneter Kaufmanndwaaren , in der Regel bis zur Hälfte, auönahmsmeije bis zu zwei 
Drittheilen ihres Werths nad Verfchiedenbeit ver Waaren und ihrer Verfäuflichkeit. Andere 
Öffentliche Papiere, ald die sub b) gedachten, wird die Bank in der Regel nicht beleihen ($. 5). 

Den Zinsfag, zu welchem fie Wechjel annehmen und Darlehen gewähren will, macht die 
Banf befannt; für Darlehen gegen Berpfändung von edeln Metallen kann fie einen niedrigern 
Zindfag allgemein feitfegen. Bei ihren Lombardgeſchäften darf jie 6 Proc. auf das Jahr nicht 
überjchreiten ($. 6). 

Die Banf beforgt, wie bisher, die Einziehung der Überfchüffe aus ven Provinzen zu den Gen: 
tralfaffen, und leiftet auf Rechnung der Gentralfaffen Zahlung bis auf Höhe piefer Überichüffe. 
Es ift ihr geſtattet, Wechſel und Geldanweifungen auf andere Pläge gegen gehörige Dedung 
zu ertheilen, für Rechnung von Privaten, Anftalten und Behörden die Einziehung von Wed: 
feln, Anweifungen und anderweitigen Incaſſos, jedoch ohne deren Vertretung, zu übernehmen 
und Zahlungen daraus bis zum Betrage des Guthabens zu leiften, wie ven Perſonen, welche 
darauf antragen, über die von ihnen unmittelbar oder mittelbar zur Wiebererhebung oder zur 
Überweifung an Andere eingezablten Geldſummen Redinung zu halten-(Giroverfehr). Zwiſchen 
Perjonen oder Anftalten ; welche in gedachter Art offene Rechnung bei der Bank haben, können 
Zahlungen auch durch bloßes Übertragen aus einer Rechnung in bie andere vollzogen werden ($. 7). 

(Banfvaluta.) Die Banf zahlt und rechnet in preußifhem Silbergelde (Münzverfaflung 
vom 50. Sept. 1821) ($. 8). 

(Bonds der Banf.) Das Betriebscapital der Bank befteht: 1) aus dem von Privaten und 
vom Staate eingefhofjenen Gapitale und aus dem nad) $. 18 zu bildenden Refervefonds ; 2) aus 
den der Banf unter Garantie des Staatd gefeglich übermwiefenen Depofiten der Vormundſchafts- 
und Gerichtöbehörden, der Kirchen, Schulen, milden Stiftungen und andern öffentlihen Anz 
ftalten ($. 9). 

Das von Privaten einzujchießende — ſchon einbezahlte) Capital beläuft ſich auf 
10 Mill. Thlr. in 10,000 Antheilen zu 1000 Thlr., welche in Stammbücher eingetragen und 
wofür Bankantheilſcheine mit Dividendenſcheinen (auf fünf Jahre) ausgeſtellt werden. Letztere 
find auf den Inhaber geftellt ($. 10). Die Erhöhung des Einſchußcapitals bis auf das Dop— 
pelte bleibt vorbehalten. Geſchieht dies dur freiwillige Zeihnung, fo haben die Eigner der 
urfprünglihen Bankantheile ein Vorrecht innerhalb eined Monats nach ergangener Auffoderung. 
Wird der Mehrbetrag durch Verkauf der neucreirten Bankantheile oder durch Submifjion auf: 
gebracht, fo befteht fein Vorrecht ($. 11). Die Einſchüſſe find vdn Seiten der Eigenthümer 
unfündbar, fie fönnen aber übertragen und verpfändet werden ($. 15). Die Bank darf Banf- 
antheile niemals ald Unterpfänder annehmen ($. 14). 

Sollte die Auflöjung der Banf angeoronet werden, fo foll das alsdann noch bei derfelben 
vorhandene Ginjhußcapital des Staats zur Dedung der Hälfte des etwaigen Verlufted am No=+ 
minalbetrage der von Privaten eingeſchoſſenen Gapitalien verwendet werden ($. 15). Die Res 
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gierung behält ſich das Recht vor, zuerft nach Ablauf von 15 Jahren, dann alle zehn Jahre auf 
einjährige Ankündigung die Zurüczahlung des eingefhoflenen Gapitald anzuorbnen wie die 
Vanforbnung ganz oder theilmeife zu ändern. Innerhalb diejer Zeitraume fönnen Änderungen 
nur mit Zuftimmung der Bankfantheileigner geihehen ($. 16). 

Das eingeſchoſſene Capital des Staats befteht aus dem bei der Bank vorhandenen Überfhuffe 
ber Activen über die Paſſiven, weldyem die jährlichen Dividenden von diefem Gapitale zuwach— 
fen jollen. Cine weitere Vermehrung dur den Gewinnantheil und aus andern Mitteln des 
Staats bleibt vorbehalten ($. 17). 

Der Refervefonds wird aus dem jährlihen Gewinn gebildet, darf jedoch 50 Proc. des Ein— 
Ihußcapitald nicht überfteigen. Es wird darüber befondere Rechnung geführt, doch Fann er zu 
allen Geſchäften der Bank verwendet werben ($. 18). 

(Depolitenverfehr.) Die Berpflihtung der Gerichts: und Vormundſchaftsbehörden und der 
Verwalter von Kirchen, Schulen, Hospitälern und andern milden Stiftungen und öffentlichen 
Anftalten, die müßig liegenden Gelder bei der Bank zu belegen, fowie die Verpflichtung der Ban, 
jolhe zu verzinjen, bleiben beſtehen. Ebenfo die hinſichtlich diefer Belegungen vom Staate 
übernommene Specialgarantie ($. 21). Die Eapitalien der Kirchen, Schulen und andern 
frommen und milden Stiftungen find mit 21, Proc., von andern Öffentlihen Stiftungen und 
Anftalten mit 2 Proc. zu verzinfen ($. 25). In andern Fällen ift die Bank zwar berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, Gapitalien unter den von ihr beſonders feftzujegenden Bedingungen an: 
zunehmen und darüber Obligationen auszuftellen, für welde jedod der Staat feine Garantie 
mebr leiftet ($. 27). In den Obligationen darf die Banf die Bedingung ftellen , daß fie berech— 
tigt, aber nicht verpflichtet fein foll, die Legitimation ded Inhabers zu prüfen ($. 28). 

Banknoten.) Die Banf ift befugt, nad) Bedürfniß ihred Verkehrs Anweiſungen auf ſich 
felbft als ein eigened Geldzeihen unter der Benennung „Banknoten ” auszugeben. Der ge: 
tingfte Betrag einer Banknote ift 25 Ihle. Der Gefammtbetrag wird auf 15 Mill. Thlr. feſt— 
gefegt. Die Bank ift verpflichtet, die 6 Mill. in Kaſſenanweiſungen, welde jie 1856 und 1857 
erhalten hat, innerhalb drei Jahren gegen Ausfolgung der dafür niedergelegten Staatsjhuld- 
feine herauszugeben, darf aber dafür weitere 6 Mill, Banknoten emittiren. Den Gefammt: 
betrag von 21 Mill. darf jie ohne ausdrüdliche Genehmigung nicht überfchreiten ($. 29). Bon 
dem Geſammtbetrag der umlaufenden Noten müffen, außer den zu den übrigen Geſchäften er- 
foderlichen Baarfonds und Effecten, zwei Sechötel in baarem Gelde oder Silherbarren, drei 
Sechstel mindeftens in discontirten Wechſeln und der Überreft in Rombarbfoderungen mit bank: 
mäßigen Unterpfändern vorhanden fein. Bon den 6 Mill., welche an die Stelle der abgelieferten 
Kaſſenanweiſungen treten, können 4 Mill. durch die zurüdempfangenen Staatsſchuldſcheine 

ſichergeſtellt werden ($- 51). Die Bank ift verpflichtet, ihre Noten in Zahlung zu nehmen und 
einzulöfen ($. 52); ie jollen bei allen öffentlihen Kaffen angenommen, im Brivatverfehr aber 
Niemand zur Annahnıe gezwungen werben ($. 35). s 

(Gemwinn.) Aus dem reinen Gewinn erhalten zunächſt die Antheileigner und der Staat 
für ihren Einfhuß 3, Proc. ; ein Viertel wird zum Refervefonns verwendet, und der Reft zur 
Hälfte unter die Eigner ald Ertradividende und den Staaf vertheilt. Wenn der Gewinn nicht 
zur Zahlung von 5%, Proc. hinreicht, joll das Fehlende aus dem Reſervefonds entnommen wer: 
den ($. 56). Reihen Einnahme und Reſerve zur Dedung ver Verluſte nicht au, jo werden jie 
zur Hälfte von dem Einfhußcapital der Privaten, zur ‚Hälfte von dem des Staats, joweit 
dieſes ausreicht, jonft aber von dem der Privaten allein abgejchrieben. Aus dem nächſtfolgen— 
den Gewinn werden zuerft die Dividenden für das volle Einfhußcapital zu 3Y, Proc. entnom= 
men, der Reit zum Erfag der Verlufte verwendet ($. 37). Wenn der Refervefonds 50 Proc. 
des Gapitald erreicht hat, ann der zu feiner Bildung beftimmte Gemwinntheil auf die Hälfte-er- 
mäßigt werben, die andere Hälfte wacht dann der Dividende zu ($. 38). Jeden Monat hat die 
Bank eine Überficht ihrer Activen und Pafjiven öffentlich bekannt zu machen und es bleibt vor— 
behalten, aud) die wöhhentlihe Befanntmahung anzuordnen. 

Der Tit. II. der Bankordnung enthält die Beftimmungen über die Verfaſſung und Ver⸗ 
waltung der Bank, welde hiernach von der Finanzverwaltung unabhängig, aber unter die all: 
gemeine Sberauff ch des Staats, welche durch ein Curatorium ausgeübt wird, geſtellt bleibt. 
Dem Inſtitute war ein vom Staate beſoldeter Chef und königlicher Commiſſarius und unter 
dieſem ein Hauptbankdirectorium vorgeſetzt. Dazu tritt als Vertretung der Bankantheileigner 
die Verſammlung der Meiſtbetheiligten, aus denjenigen Zweihundert beſtehend, welche die mei— 
ſten Antheile beſitzen und in Preußen wohnen; ſie tritt jährlich im Januar oder Februar zu— 
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fanımen kann aber auch außerordentlich berufen werben und ift beihlußfähig, wenn wenigftend 
350 Mitglieder gegenwärtig find. Sie wählt ven Gentralausfhuß von 15 Mitgliedern, deren 
jedes mindeſtens fünf Antbeile bejigt, diefer wählt drei Deputirte zur fortwährenden fpeciellen 
Gontrole über alle Operationen der Bank. Unter dem Directorium ftehen die Provinzial: 
contore mit Provinzialausfhüflen aus den Antheileignern, welche Beigeortnete wählen, die 
von den Geſchäften Einfiht nehmen, Rath und Auskunft geben. Die Errichtung von Com: 
manditen und Agenturen in den Provinzen bleibt dem Chef ver Banf überlaflen. Unter ven 
„allgemeinen und befondern Rechten der Bank‘ endlich finden ji die Beflimmungen: daß vie 
Bank berechtigt ift, Unterpfänver, melde zur Berfallzeit nicht ausgelöft werden, an ver Börfe 
oder in einer a. Verfteigerung zu verfaufen, ohne den Schuloner erſt einzuflagen; im 
Falle eined Concurſes behält fie das Pfand und ift nicht verpflichtet , vaffelbe zur Maſſe zu geben. 
Die der Banf anvertrauten Gelder fönnen niemals mit Arreft belegt werden. Auch genießt jie 
pie große Begünftigung ver Porto= und Stempelfreiheit. 

Unter ver Verfaſſung vom Jahre 1846 und bei dem großartigen Aufſchwunge ver Bro: 
duction und des Verkehrs gewann die Preußiſche Bank ein immer weiteres und reicheres Feld 
ihrer Wirkfamkeit, umfomehr, ald ihr neben ausgedehnten Befugniffen und Begünftigungen 
diefed Feld faft allein überlaffen blieb und den Privatgejellfhaften im Bankweſen fehr enge 
Schranken gezogen wurden. Diefe Richtung konnte um fo leichter feitgehalten werden, nachdem 
im Jahre 1851 die Stelle eines Chefs der Banf aufgehoben und die Leitung der großen Anftalt 
dem Handelsminiſter übertragen worden war. Die innern Gründe, welde für die Unabhän— 
gigfeit eines großen Geldinſtituts von der Staatöverwaltung ſprechen und in der Cabinetsordre 
vom 5. Nov. 4817 zur Geltung auch ſonſt überall zur Anerkennung gefommen waren, mußten 
einem, vielleicht nicht allein auf Misverſtändniß beruhenden conftitutionellen Bedenken weichen, 
welches ſich in der Behauptung ausſprach, daß ein Minifter ven Kammern für die Leitung der 
Bank verantwortlich fein, folglich auch mit der Leitung betraut werden müfle. Da die Bank keine 
reine Staatdanftalt mehr it, jo find für die Geihäftsführung die Beamten dem Verwaltungs: 
vorftande verantwortlih, und die Verantwortlichkeit ver Regierung fann jih nur auf die Ubung 
des Rechts der Auffiht und die Verwaltungsbandlungen in Bezug auf die Anftalt erftreden. 
Hat dabei die Gefeggebung mitzuwirken, fo geſchieht ed und ift es feither in den Formen der 
Berfaflung geihehen. Hätte die Bank ihre Unabhängigkeit nicht eingebüßt, fo hätte ver Mini: 
fter die feinige behalten und märe nicht in einen Conflict ver Pflichten geratben, ver ihm ſchwer— 
lich angenehm, dem Öffentlichen Intereffe kaum zuträglich fein fan. Für die Entwickelung des 
Bankweſens in Preußen lagen zwei Wege vor. Man konnte die Mittel und Einrichtungen der 

‚Breußiihen Banf dem Bebürfniffe gemäß erweitern und fie in die Lage jegen, ihre Dienfte zu 

vervielfältigen, oder man fonnte die Mitbewerbung ver Privatbanken begünftigen. Da die 
Leitung der Preußifchen Banf mit der des Handeldminifteriumsd vereinigt mar, ift der erftere 
Weg eingefhlagen;; der zweite wäre vermuthlich vorgezogen worden, wenn der Handeldminifter 
ausjchließlich die feiner Pflege anvertrauten Intereſſen des Handels und der Gewerbe ind Auge 
zu faffen gehabt Hätte. Aldvann aber würde die unabhängige Preußiſche Bank ihre Intereffen 
ſelbſt wahrgenommen, fie würde für zeitgemäße Reformen die Initiative ergriffen, in dem 
Organismus des Bankweſens bei einer freiern Entwidelung immerhin die oberfte Stelle be— 
hauptet, das Publicum aber würde in gewöhnlichen wie in Fritifhen Zeiten von diefer natur: 
gemäßen, organifhen Ausbildung des Bankweſens größere Vortbeile gezogen haben, als die 
mehr einfeitige Richtung ihm bieten kann. 

Dabei foll nicht in Abrede geftellt werden, daß fehr viel gefcheben ift, um die Preufifche 
Bank zu größern Leiftungen für das Publicum zu befähigen, und die Zunahme ihrer Gefchäfte 
beweift, daß dad Bebürfniß wirfli vorhanden war. j 

Der Bertrag zwifchen dem Finanzminiſterium und ver Banfserwaltung vom 28. Jan., 
fanetionirt durch das Geſetz vom 7. Mai 1856, geftattet der Ban, wie ſchon früher (j. Abichn. II, 
Banknoten) erwähnt, Noten bis zu jedem Betrage auszugeben, den fle zu zwei Drittheilen mit 
Wechſeln, zu einem Drittheil mit baarem Oelde oder Silberbarren decken fann. Die frühere 
Grenze von 21 Mill. Thlen. ift weggefallen und weit überfhhritten ; Foderungen gegen Fauft- 
pfänder werben dagegen nicht mehr ald Deckung für den Notenumlauf zugelaffen (früher zu 
einem Sechstel): Beides in richtiger Erfenntnig ver Eigenſchaft ver Noten ald Stellvertreter ver 
Wechſel. Endlich wurden die Hleinften Abſchnitte von 25 auf 10 Thlr. herabgefegt, und dadurch 
wird die Girculation erleichtert, obne das Umlaufsgebiet der Banfnoten zu überjähreiten. 

Der Staat nahm der Bank einen alten Vorrath von Staatöpapieren,, die nach dem Nenn= 
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werth zu 9,400,000 Thlrn. angeſchlagen, aber nicht jo hoch zu verwerthen waren. Er garantirt 
dafür einen baaren Erlös von 7,802,000 Thlrn. (Eur 85 Proc.) und ergänzt den Ausfall durch 
1,598,000 Thlr. in AY/gprocentigen Obligationen. Weitere 15 Mill. Thlr. in eben folden 
Schuldſcheinen erhält die Banf für die von ihr übernommene Verpflihtung 15 Mill. Thlr. 
Kaflenanweifungen einzuziehen, um jie zu vernichten. Durch diefe Operation wirb eine unver- 
zinsliche Ihwebende Schuld ded Staats auf die Banf übertragen , indem Noten an die Stelle ver 
Kaflenanmweifungen treten ; die Bank bringt für die ihr überwiejenen 1,598,000 + 15,000,000 | 
— 16,598,000 Obligationen die Zinjen zu AU, Proc. und den Tilgungsfonds von %, Proc. 
mit 846,910 Ihlrh. auf, durch einen Beitrag von jährlih 621,910 Thlrn., welder aus dem 
Gewinnantheil des Staats und den Zinjen feines Einfhußcapitald, melde diefem nicht mehr 
zuwachſen, ergänzt wird. Damit bezahlt die Bank die Erweiterung der Notenausgabe und die 
übrigen ihr eingeräumten Vortheile; der Staat gibt zwar 225,000 Thlr. aus feinem Gewinn, 
es blieben ihm aber für 1856 noch 258,816 Ihlr., und ihm gehört außerdem die Hälfte der 
Reſerve. Den Inhabern der Bankantheile werben ftatt 3Y/, künftig AY, Proc. Zinfen aus dem 
Gewinn vorab vergütet. Das Gapital wird um 5 Mill. Ihlr. durch Ausgabe von neuen Ans 
tbeilen vermehrt, weldhe ven Inhabern der Ältern mit einem Aufgeld von 20 Proc. angeboten 
und von ihnen genommen worden jind. Das Aufgeld fliegt mit 1 Mill. Thlr. in ven Reſerve— 
fonds, welder Anfang 1857 ſchon 1,515,555 Thlr. 9 Sgr 6 Bf. betragen hatte. Durch den 
Vertrag begibt ſich endlich der Staat bid Ende 1871 ded Rechts, die Anftalt gegen Herauszah⸗— 
lung des eingeihoflenen Gapitals an die Theilhaber wieder an ſich zu ziehen oder ihr Statut zu 
ändern, ein Recht, von dem er ſchon nach Ablauf des Jahres 1861 Hätte Gebrauch machen dürfen. 
Die Zahl der Zweiganftalten hatte 1845 erft 11-, 1851 fhon 18 Commanditen und Agen— 
turen, ohne die untergeordneten Stellen, betragen und wurde feither von Bahr zu Jahr vermehrt. 
Im Jahre 1855 wurden eine Commandite in Dortmund, Agenturen in Halberftadt, Neiffe, 
Ratibor und Johannisburg, Waarendepotd in Marggrabowa und Stallupöhnen errichtet, und 
Anfang 4857 beftanden in den Provinzen 7 Bankcontore, 18 Gommanditen, diefen unter: 
geordnet 59 Agenturen, zufammen mit den Regierungshauptfaflen und Waarendepots 96 
Bankſtellen, welche ven Gelvverfehr in allen Theilen ver Monarchie erleichtern und beleben. 
Zur ſummariſchen Bergleihung der Gefhäftszunahme mag den oben mitgetheilten Aus: 
mweifen von 1806 und 1825 der neuefte auf 50. Sept. 1857 folgen: 


Activa. Thlr. Paſſiva. Thlt. 
Geprägtes Geld und Barren33,613,000 Banknoten im Umlauf . . . . 73,538,000 
Kaflenanweifungen. . » - - .  1,821,000 Depofitencapitalin . . .  19,887,000 
Wecfelbefände . . -. » » . » 70,113,000 Guthaben ber Staatsfaffeninflitute 
Lombardbeftinde . 10,941,000 und Privaten mit mar des 
Staatöpapiere, verfchiedene Boberun, Biroverfehrs . . . 6,269,000 
gen und Activa . . . 6,856,000 J 


Die Errichtung von Privatbanken mit Notenausgabe in Preußen iſt noch 
immer an die Normativbedingungen vom 25. Sept. 1848 gebunden, deren weientliche ‘Be: 
flimmungen folgende find: 

Diele Banken zufammen jollen nicht über 7 Mill. Thlr. Noten auögeben; eine Conceſſion ſoll 
für keine längere Dauer als zehn Jahre ertheilt werden. Eine Privatbank darf kein größeres Ca— 
pital als 1Mill. Thlr. haben und ver Betrag ihrer Noten darf dad Capital nicht überſteigen. Die 
Actien dürfen nicht unter 500 Thlr. fein und müffen auf einen beftimmten Inhaberlauten. Die 
Zahl der Theilhaber muß wenigftend 50, der Antheil eines Einzelnen foll höchſtens ein Zwanzigitel 
des Stammceapitald betragen. Die Eonceffion wird nur ertheilt, wenn dad ganze Gapital gezeichnet, . 
und die Geſchäfte dürfen nicht eher beginnen , bis wenigftend die Hälfte einbezahlrift, Die Noten 
dürfen ausgegeben werben in Abſchnitten zu 10 Thlr. bis höchſtens des Stammcapitalg, 


[2 20 „ " v /ıo [7 [7 
[7 50 Mr [73 [2 ‚10 „ " 
zu 100 und 200 „ „ nn. Aon „ 


Als Dedung follen wenigftend vorhanden jein-ein Drittel des Betrags in baarem Gelde, 
ein Drittel in discontirten Wechſeln, ver Reſt in Darlehnsfoverungen gegen Unterpfand. 

Den Privätbanken werden ald Geſchäfte geflattet: dad Discontiren von Wechjeln mit we— 
nigſtens drei ſoliden Unterſchriften, die nicht über drei Monate laufen, und deren Acceptaut 
(bei eigenen Wechſeln der Ausfteller) am Sige der Banf oder in dem Landeötheile, auf den ihr 
Wirkungskreis beihränft wird (Provinz), wohnhaft ift; ferner Darlehen auf längſtens drei 
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Monate gegen Verpfändung von Bold oder Silber, von fihern ausländischen Wechſeln, inländi— 
ſchen Staats = oder unter Autorität des Staatd audgegebenen andern Werthpapieren, ſowie von 
Rohftoffen oder Waaren, die im Inlande lagern und dem Verderben nicht audgefegt jind; ſo— 
dann der An= und Berfauf von edeln Metallen oder fremden Münzen und von Wechſeln auf 
Pläge des Auslandes; das Einziehen von Zahlungen innerhalb ihres Geſchäftobereichs; end⸗ 
li die Annahme unverzindlicher Gapitalien ohne Verbriefung. i 

Im Hinblid auf das wachſende Bedürfniß, auf den Borgang der Preußiſchen Banf und die 
Mapregel gegen den Umlauf ausländiſcher Noten ift eine angemeflene Erweiterung dieſer Be: 
flimmung in nidt ferner Zeit zu erwarten. Bor 1855 beitanden die Ritterihaftlihe Privat: 
banf für Pommern in Stettin, die Städtiſche Bank in Breslau und die Bank des Kaſſen— 
vereins in Berlin, zu deren Gunften von ven Normativbedingungen mehrfach abgewichen wurde; 
feither find Privatbanfen in Köln, Königsberg, Danzig, Pofen, Magdeburg entitanden, in 
Dortmund und Hagen im Entftehen begriffen. 

Wenn wir der Geftaltung des Bankweſens in Preußen eine ausführlihere Beiprehung 
gewidmet und insbeſondere die Gejchichte der Preußifhen Bank dem aus amtlihen Quellen zus 
fannmengeftellten Material ?) nacherzählt haben, jo geſchah dies, weil der Stoff äußerft lehrreich 
ift und die thatfähhliche Begründung der in dem ‚Allgemeinen Überblicke“ aufgeftellten Säge 
enthält; fodann aber auch, weil es und fcheint, als fei ed an der Zeit und für die vaterländifchen 
Intereſſen fruchtbarer, deutſchen Einrichtungen mindeftens ebenio viele Aufmerkſamkeit zu be: 
weifen wie fie bisher ven engliſchen und franzöſiſchen vorzugsweiſe zugewendet wurde. Oder 
wäre es vielleicht nicht ein deutlicher Bingerzeig zur richtigen Erfenntniß, wenn man ſieht, wie 
fon vor 100 Jahren die Bereinigung von eigentlihen Banfgeihäften mit ven Operationen 
der Mobiliarereditanftalten, ald eine großartige, volksbeglückende Idee von einem genialen 
Könige mit Vorliebe erfaßt, an ihrer Umnatur fcheitern mußte ; wie das Abweichen einer großen 
Bank von ihrer wahren Beitimmung duch Feftlegen ihrer Mittel in Darlehen auf Hypothek 
ic beftrafte; und wie dad Hinüberleiten eines mächtigen Geldinftituts von einer Staatd= zu 
einer Privatanftalt durch die Macht der Verhältniffe angebahnt wird? Kann endlich die höchſt 
oberflächliche Anficht, Daß die Vermehrung der Banken nur ein Product der Gewinnſucht nad 
Agio haſchender Gründer fei, gegen das Beifpiel der außerordentlihen Geſchäftszunahme der 
Preußischen Banf beitehen, welche doch leviglih in dem zunehmenden Bedürfniß der Production 
und des Handeld nad) den Leiftungen der Anftalt ihren Grund haben fann? Die Sudt, durch 
Übervortheilung Anderer reich zu werden, die Habſucht in ihren Ausartungen, beftraft ſich in 
der Regel ſelbſt und fängt ji in den Schlingen, die fie Andern legt; aber die Schöpfungen, 
denen fie ald Triebfeder und Werkzeug gedient hat, bleiben beftehen, wenn fie innerlich gut iind. 
Ein dürftiges Zugeſtändniß an ven Drang nad) leichterer und erweiterter Benugung des Credits 
im Jahre 1845 , welcher damals nur die Bank in Deffau in das Leben rief, war die Bankord⸗ 
nung vom October 1846; ein ähnliches Zugeftändnig an den ftärfern Drang in den Jabren 
1855— 55, welder mehr als eine, doch nur eine mäßige Zahl Hleinerer Banken hervorbradhte, 
war der Vertrag der Preußifhen Bank mit der Regierung vom Januar 1856. Diefen Zuge: 
ftändniffen zur Seite gingen Mafregeln gegen die Mitbewerbung benachbarter Anftalten um 
die Banfgejchäfte in Preußen: 1845 eine Warnung vor den Noten der Deflauer Banf, 1857 
ein Verbot, in ausländifhen Noten Zahlung zu leiften. Es läßt ſich jedoch aus dem biöherigen 
Entwidelungsgange abnehmen, daß die nächften weitern Schritte zu dem völligen Übergange 
der Preußiihen Bank an die Privattheilhaber, zu Eröffnung eines angemeflenen Wirfungs- 
kreiſes für Privatbanfen und zu Vereinbarungen über den Notenumlauf in den Zollvereind- 
ſtaaten führen werben. 

Die ausführliere Darftellung des Bankweſens in Preußen geftattet eine kürzere Behand— 
lung der Anftalten in den übrigen deutfchen Ländern. z 

B. Die Öſterreichiſche Bank. Die privilegirte Oſterreichiſche Nationalbank 
wurde durch kaiſerliches Patent vom 15. Juli 1817 gegründet und die Dauer ihres Privile— 
giums auf 25 Jahre feitgeiegt. Ihr Capital war auf 100 Mill. Gldn. (20:Guldenfuß) in 
100,000 Actien zu 1000 Glon. Wiener Währung und 100 Glon. Conventionsmünze beftimmt, 
wovon aber bis 5. März 1820 nur 50,621 gezeichnet waren, worauf die übrigen zurüdbehalten 
wurden. Dur Patent vom 1. Juli 1841 wurde ihr Privilegium auf meitere 25 Jahre, bis 
Ende 1866, erneuert und ihr die Verbindlichkeit auferlegt, ihren Konds „nad Maßgabe des fich 





7) Geſchichte der Preußifchen Banf. Aus amtlichen Quellen“ (Berlin 1848). 
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darftellenden Bedürfniſſes“ zu erweitern. Dies ift durch Veräußerung der Referveactien im 

Mai 1855 geihehen. Die Inhaber der ältern Actien harten das Vorrecht, zu jeder ältern eine 

neue um den Preis von 800 Gldn. Banfvaluta zu übernehmen; die Einzahlungsraten erftred: 
ten fi bis Ende 1854 und die eingezahlten Beträge wurben bis dahin mit 4 Proc.. verzinft. 
Mit ven Jahre 1855 traten die neuen Actien mit den alten in die gleichen Anſprüche an den 
Reinertrag der Bank. Dieje Vermehrung des Banffonds auf den vollen urſprünglich beftimm- 
ten Betrag wurde durd das Bebürfniß einer Erweiterung der Disconto= und Leihgeſchäfte be: 
gründet, namentlich der Darlehen auf Staatöpapiere und Grundentlaftungsobligationen. Da— 
durch jollten nicht nur dieGurfe gehoben, fondern es follten auch durch die Einzahlungen der Ae— 
tien wie durch Rüderftattungen des Staats die Baarvorräthe der Banf vermehrt und der Au: 
genblick näher geführt werden, wo fie die Einlöjung ihrer Noten wiederaufnehmen kann. Die 
Geſchäfte ver Bank zerfallen in folgende Abtheilungen: 

Dad Discontiren von Wechſeln, die in Wien zahlbar find und nidyt länger als drei Monate 
zu laufen haben. In der Regel follen die Wechfel durch drei anerfannt folide Unterfriften verz 
bürgt fein, doch kann bie dritte nachgeſehen werden, wenn die Hälfte des Wechjelbetrags in 
Gold, Silber oder inlänpifhen Staatspapieren hinterlegt wird. 

Das Girogeſchäft für Diejenigen, welden eine laufende Rechnung eröffnet wird. Auf dieſe 
Rechnung übernimmt die Banf Noten oder Münze und Wechſel zum Ginfafftren; über bas Gut: 
Haben kann durch Anweifung oder Abſchreiben verfügt werben. 

Das Audgeben von Noten in Stüden von 5, 10, 25, 50, 100, 500 und 1000 Gldn. und 
das Einlöjen derfelben. Legtered wurde 1848 eingeftellt, weil die Regierung die baaren Mittel 
der Banf ftarf in Anfprud genommen hatte und -dvem Andrange nad Silber nicht mehr ge: 
nügt werben konnte. 

Die Annahme von Depofiten zur Aufbewahrung‘ gegen eine Gebühr. Hierzu eignen ji: 
Bold und Silber in Barren, Gold» und Silbergeräthe, Gold: und Silbermünzen, Staatöpa= 
piere und Privat-Geldurfunden. 

Das Leihen auf Gold und Silber zu 95 Proc. des Metallwerths und auf inlänbifhe 
Staatöpapiere zu zwei Drittel des Curswerths. Die Vorſchüſſe dürfen nicht känger ald auf drei 
Monate gegeben werden, und die Anftalt darf dafür bis 6 Proc. Zinfen nehmen. 

Das Ausftellen von Anweifungen der Gentralfaffe i in Wien auf die Filiale und umgefebrt, 
an die Ordre des Übernehmers, auf Sicht oder in einer beftimmten Zeit zahlbar. 

Nah dem Statut von 1817 durfte die Bank auch Darlehen aufkiegenfchaften geben, allein 
in dem Statut von 1841 ift diefe Befugnig weggeblieben. Die Nationalbank befigt das aus: 
fchlieplihe Recht Banknoten auszugeben. Der Gouverneur der Banf und deſſen Stellvertreter 
werden von dem Kaijer ernannt; außerdem übt der Staat die Oberaufficht durch einen Hofcom: 
miſſar und einen zweiten Gommiffar, welche ven Berathungen beimohnen, von den Geſchäften 
Kenntnig nehmen und, wo fie Anftände finden, Anzeige machen. Der zweite Commiſſar hat 
vorzugsweiſe dad Discontogefhäft zu überwachen. 

Die Gefellfhaft wird von einem Ausfhuffe von 100 Mitgliedern vertreten, der dus den 
Theilhabern befteht, welche die meiften Actien bejigen. Der Ausfhuf verfamntelt ſich regel- 
mäßig einmal im Jahre unter dem Vorfige ded Gouverneurs, prüft die Rechnungen, deren Ab: 
ſchluß ſodann öffentlich befannt gemacht wird, beräth die Anträge der Direction und macht Vor⸗ 
ſchläge für die Wahl der Directoren, welche ver Kaiſer nah Einſicht der Wahlliften ernennt. 
Es jind deren zwölf, ihr Amt dauert drei Jahre, jedes Jahr treten vier Directoren aus, bie wie⸗ 
der wählbar find. Für dad Disconto- und Keihgefhäft werden von der Direction aus den in 
Wien lebenden Actionären, weldhe Kaufleute oder Gewerbtreibende find, Genforen gewählt, von 
denen minbeftend zwei, aber nicht länger als drei Wochen, ununterbrochen functioniren und mit 
einem Director und dem zweiten Hofcommiflar die Frage prüfen, ob und mie weit auf die Wed: 
fel und Unterpfänder Credit zu geben fei. 

Über Geſchäfte, welche die Dank für die Staatöverwaltung übernimmt, ift zwiſchen biejer 
und der Banfvirection jevesmal ein eigenes Übereinkommen zu treffen. Auf ſolche Gefchäfte 
mar e8 bei Gründung der Nationalbank hauptfählic abgefehen, und ihre Hülfe wurbe zunächſt 
in Anjprud genommen, um das Papiergeld aus dem Umlauf zu ziehen und zu vertilgen. Der 
größere Theil der Discontirungen betrifft Anweifungen der Eaiferlihen Gentralfaffen. Dur 
Darlehen an die Regierung endlich find die übermäßigen Notenemiffionen entitanden, während 
die Baarvorräthe abnahmen und die Einlöfung unthunlic wurde. 

Bis zum Jahre 1851 hatte die Nationalbank über 440 Mill. Glon. in altem Papiergelve 
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eingezogen, aber es war jeit 1848 fehr viel neues hinzugefommen. Cine Reihe von Finanz⸗ 
operationen feit 1851, Anleihen, Überweifung von Domänen und von baarem Gelde aus ven 
Zollgefällen und die erwähnte Ergänzung des Actiencapitald find beftimmt, die Schuld des 
Staats an die Bank abzutragen, ihre Baarvorrätbe zu vermehren und jie allmälig in den Stand 
zu fegen, die Ginlöfung ihrer Noten wiederaufzunehmen. Wären legtere nur dazu beſtimmt, 
dem Kandel als Umlaufsmittel zu dienen, jo wäre dad Ziel wol jhon erreiht; da fie aber aud 
zum.großen Theile die Lüde ausfüllen müffen, welche duch den nahezu vollendeten Einzug Des 
Staatöpapiergeldes entftand, fo wurbe ihre Menge zu groß, um den vorausſichtlichen Bebarf 
an Geld für die Ginlöfung zu beihaffen. Der Baarvorrath fanımt dem Wedjelbeitand erreidt 
heute noch nicht die Hälfte ver Noteneirculation, und ed wird fich zeigen, ob die Bank im Stan 
fein wird, nad dem Münzvertrage am 1. Jan. 1859 mit ihren Baarzahlungen zu beginnen. 
Seit 1851 bat ji dad Verhältniß nur langſam gebeflert, wie aus folgenden Angaben zu 
erſehen iſt: 


Rotenumlauf. Baarvorrath. 
1. Jan. 1852: 215,656,519 Glon. 42,827,656 ©lon. 
„» un 18593: 194,945,256 „ 45,217,266 „ 
29. Sept. 1857: 599,705,128 „ 96,150,501 „ 


Im Laufe des Jahres 1852 war dad Vapiergeld von 582 bis unter 156 Mill. Glon. ber: 
untergegangen, welche feither vollends durch Banknoten erfegt wurden. 

Im Jahre 1855 wurde der Nationalbank eine bejondere Abtheilung ald Hypothekenbank 
angefügt; fie vermehrte zu dieſem Zwecke ihr Capital um 55 Mill. Gldn. durch Ausgabe von 
50,000 Actien zu 700 Glon. und darf für ihre Darlehen auf Hypothek Pfanpbriefe ausgeben. 

C. Banfen in andern deutfden Staaten. Die Bairifhe Hypotheken- und 
Wechſelbank ift nad ihren Statuten vom 17. Juni 1835 auf die Dauer von 99 Jahren ge: 
gründet. Ihr Stammcapital beträgt 10 Mill. Glen. in 20,000 Actien zu 500 Gldn.; eine 
Bermehrung bis 20 Mill. ift ihr anheimgegeben. Drei Fünftheile ihres Capitals find ald Dar: 
leben auf Liegenſchaften gegen hypothekariſche Sicherheit, die übrigen zwei Fünftheile auf ihre 
andern Gefchäfte zu verwenden. Die Tilgung der Hypothefenfhulden findet duch Annuitäten 
ftatt; der Zinsfuß beträgt 4 Proc., ver nieverfte Sag. für die Tilgung 1 Proc. ; größere Ab: 
ſchlagszahlung und volle Rüdzahlung find dem Schuloner freigeftellt. Die übrigen Gefhärte 
find die gewöhnlichen, doch beſchränkt ſich das Discontogefchäft hauptfächlich auf Münden und 
Augöburg, wo die Anftalt eine Filiale Hat. Für diefen Zweig leiftet vie Königliche Bankin 
Nürnberg mehr; fie ift eine ältere, von Ansbach übernommene Staatsanftalt, die Feine No: 
ten ausgibt, und hat Filiale in Ansbah, Bamberg, Würzburg, Regensburg, Baireuth und 
Ludwigshafen. Die Hypotheken: und Wechſelbank allein gibt Noten aus; die Summe der No: 
ten darf nicht über vier Zehntel des Grundcapitals und der niedrigfte Betrag einer Note nicht 
unter 10 Glon. jein. Die Bank darf eine Lebensverſicherungs- und Leibrentenanftalt errichten, 
"und jie hat ſowol eine Renten= wie eine Feuerverſicherungsanſtalt wirklich errichtet. 

Ein Ausſchuß, gebilvet aus den 40 größtbetbeiligten Actionären, vertritt die Geſellſchaft. 
Er wählt aus den in Münden wohnenden Actionären fieben Apminiftratoren ; nad dem erften 
Jahre tritt einer, nach jedem ber beiden folgenden Jahre treten drei aus; jie wählen unter fid 
einen erften und einen zweiten Director und führen die Gefchäfte der Bank. Die Apminiftration 
wählt Die erfoberliche Anzahl Genforen. Die Oberauffiht des Staats wird dur einen könig— 
lihen Commiſſar geübt. Das Bedürfniß, die Anftalt durch Vermehrung des Gapitald und des 
Motenumlaufs zu ftärken, ift von dem Publicum, von der Banf und von der Regierung an- 
erkannt; die Kammer aber verwarf im April 4856 einen darauf gerichteten Borfchlag mit Mehr⸗ 
heit Einer Stimme (59 gegen 58). 

Die Leipziger Bank, 1859 mit einem Stammcapital von 14, Mill. Thlrn. gegründet, 
bat daſſelbe auf 5 Mill. erhöht. Ihre Notenausgabe ift nicht beichränft und betrug beim 
Rechnungsabſchluſſe vom 28. Febr. 1857: 4,558,000 Thlr.; die Bank muß aber mindejtend 
zwei Drittheile an baarem Gelde vorräthig halten. Der Baarvorrath belief ſich bei jenem Ab: 

ſchluſſe auf 5,488,690 Thlr. 

Die Anhalt: Deffauifhe Landesbank entitand im Jahre 1847. Der Plan wurde 
vonDr. Schulte aus Köln 1845, mo das Verlangen nad Verbeſſerung der beſtehenden und Grün: 
dung neuerBanfen fehr lebhaft war, groß angelegt: es follte eine Nationalbanf für Deutſchland 
mit dem Sige Berlin gegründet werden. Allein die preufifche Regierung verweigerte die Con⸗ 
ceſſion. Dr. Schulte erhielt dieſelbe am 12. Aug. 1845 von dem Herzoge von Anhalt:Deffau; in 
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Deſſau jollte ver Sig der Banf fein und Gapitaliften aus allen Theilen Deutihlands follten die 
Geſellſchaft bilden. Die Bank erhielt die Befugnif, Noten in Beträgen von 1,5, 10, 20,50, 100, 
-500 und 1000 Ihlrn. auszugeben, auch verzinslihe Scheine (Gaflabons) in Umlauf zu fegen. 
Die Summe der umlaufenden Noten und Scheine darf gegen die in Münzen und Barren, in 
biscontirten Wechſeln und Verſchreibungen vorhandenen Funds das Verhältnig von 5:2 nie= 
mals überjhreiten, und wenigfteng der vierte Theil des Fonds muß in curfirenden Münzen vor: 
handen fein; unter diefen Borausjegungen fann die Gefammtfumme der Noten und Scheine 
dem Actiencapital der Gefellihaft gleihfommen. Kaum waren die Statuten erjhienen, fo er: 
ließen die Minifter der Finanzen und ded Innern in Berlin (16. Aug..1845) eine Bekannt: 
madung, welde vor der Iheilnahme an der Anftalt warnte. Es wurde hervorgehoben, daß die 
Banf vorausjihtlid eine grofe Menge Noten in Umlauf fegen werde und unverkennbar ganz 
befonders darauf berechnet fei, in Preußen Gefchäfte zu machen. Der Geftattung des Geſchäfts— 
betriebö würde eine nähere Prüfung des Unternehmens feinem Umfange und feiner Beihaffen: 
beit nad voraudgehen müſſen; allein nach vem Inhalte ner Statuten jei vie Geftattung des Ge— 
ihäftsbetriebs und indbefondere des Umlaufs jener Banknoten in Preußen nicht in Ausficht zu 
ftellen, und es würde vielleicht nothwendig werden, durch Zwangsmaßregeln dagegen einzu— 
fhreiten. Mußte die Ausführung des Plans einer Banf für ganz Deutihland mit Filialen, 
Agenturen und Commanditen in allen einzelnen Staaten ohnehin auf nnüberwindlihe Schwie: 
rigfeiten ftoßen, jo war durd das Entgegentreten der preußischen Regierung ſchon der Verſuch 
einer Ausführung abgeihnitten. Das Gapital, welches auf 100 Mitt. Thlr. mit der Befugnif 
einer Erhöhung auf 200 Mill. feftgejegt war, jhrumpfte auf 15, dann auf 24, Mill. zu: 
fammen. Allein die Bank trat deſſenungeachtet, wenn auch in verkleinertem Maßſtabe und 
als Deſſauiſche Landesbank, ind Leben und vermehrte ihr Gapital, wovon Ende 1856: 
3,599,526 Thlr. einbezahlt waren; die Notenausgabe betrug 5%, Mil. Neben ihr wurde 
1856 eine Greditanftalt in Deflau gegründet und mit der Banf in eine Berührung ge: 
bracht, welde der legtern nicht zuträglich jein fann. 

Außer in Baiern, Sachſen und Anbalt:Deffau beftanden in den übrigen deutihen Staaten 
bis zur Mitte des Jahrhunderts nur noch einige kleinere Banken oder ähnliche Inftitute mit lo: 
caler Wirkſamkeit, theils ohne, theild mit geringer auf ihren Sig und die nächte Umgebung 
beſchränkter Notenemijjion. Als aber die Gründung des Credit mobilier in Paris gegen Ende 
1852 aud in Deutſchland den Eifer weckte, Gejellihaften zu bilden, um große Capitale zu ver: 
einigen und den Unternehmungen der Production, der Verkehrsanftalten wie des Handels zu: 
zumenden, da vermehrte ſich die Zahl der Banfen neben den neuen Greditanftalten. Über die 
Mahl, ob das Eine oder dad Andere, entſchied rheild die Anficht ver Regierungen, theils 
die Abjiht der Unternehmer. In Preußen verweigerte die Regierung die Gonceifion für Cre— 
ditanſtalten; doch bildeten ſich foldhe in der Form von Commanditgeſellſchaften in Berlin, Bres— 
lau und Königöberg; Banfen wurden neben der Preußiihen nur in jehr engen Dimenfionen 
zugelaffen. In Ofterreih wurden fie durd das ausfhließlihe Privilegium der Nationalbank 
zur Notenausgabe ferngehalten ; dagegen wurde eine große Greditanftalt zugelaffen. Ebenfo 
genehmigte Sachſen die Errichtung einer Ereditanftalt in Zeipzig, begnügte jih dagegen mit der 
vorhandenen Bank in diejer Handeldftadt und den Fleinern in Baugen und Chemnitz. Baiern 
und Würtemberg willigten in feine Neuerung; in Hannover erflärten fih die Stände gegen 
Greditanftalten und die Regierung concefjionirte eine Bank; in Baden, Kurbeffen und Olden— 
burg fand bisjegt (Detober 1857) weder das Eine noch das Andere Gingang. Großherzogthum 
Heilen (Darmftadt) genehmigte beiderlei Anftalten in großartigem Mafftabe und in engiter 
Verbindung miteinander, wie auch Anhalt= Deffau feiner Bank eine Ereditanftalt beifügen 
ließ. Weimar, Braunſchweig, Medlenburg (Roſtock), Gotha, Sondershauſen, Reuß (Gera), 
Heſſen-Homburg, Branffurt, Bremen und Lübeck (die beiden legtern durd Erweiterung be— 
ftehender Anftalten) erhielten Banfen; Naffau (wo eine Art Landesbank jhon beitand) und 
Koburg Grevitanftalten; Yuremburg, Meiningen und Büdeburg (Lippe) verftanden ſich zu 
gemifhten Anftalten, welche die Befugniffe beider vereinigen. Hamburg bewilligte neben 
feiner alten feine neue Bank, es entitanden daher dort ohne Goncefjion zwei Greditanftalten. 
Altenburg, Rudolſtadt, Kiechtenftein und Detmold, Medlenburg:Strelig, Anhalt-Bernburg, 
HolfteinsXauenburg und Limburg wurden, wie ed fcheint, wenig oder erſt zu ſpät mit Gejuchen 
behelligt. Je nachdem bei den Megierungen die theoretifche Scheu vor den Gefahren der Noten 

‚ oder der Sperulation, oder vor beiden, oder die praktiſche Rückſicht für vorhandene Inftitute 
überwog, oder die eine und andere überwunden wurde, vertheilten fidh die Banken und Grebit= 
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anſtalten über die deutichen Länder, wurden fie zugelaffen, ausgeſchloſſen, verbunden und ver— 
ſchmolzen, enger oder weiter zugeſchnitten. Von Seiten der Gründer war die Neigung für Cre— 
ditanftalten vorwiegend, weil dafür die Wahrfcheinlichkeit, aus dem Verkaufe der Actien bei der 
günftigen Stimmung ein hohes Agio zu erzielen, größer war als für die Banfen, bei denen die 
Ausfiht auf Dividenden von 20, 50 und mehr Procenten nicht vorgefpiegelt werben Eonnte; 
außerdem aber ließ jich eine Conceſſion fiir eine Grebitanftalt überall benugen, da ihre Opera: 
tionen von jedem Punkte aus betrieben werden können, da ed mithin darauf nit anfonmt, mo 
fie ihren Sig hat. Die feit 1850 entftandenen Banfen find: Roftocder Banf (1850), Braun: 
ſchweig (1855), Weimar, Frankfurt, Homburg (1854), Banffür Süddeutſchland in Darmſtadt, 
Privatbank in Lübeck, Thüringifhe Bank in Sondershaufen, Hannover, Brenien, Gera und 
Gotha (1855 — 56). . 

Unter diefen neuen Banfen ift nur die Bank für Süddeutſchland in Darmftadt in 
größern Dimenfionen angelegt. Sie war jhon 1855 gleichzeitig mit der dortigen Ereditanftalt 
(Bank für Handel und Induftrie) genehmigt, wurde aber innerhalb ver zweijährigen Frift nit 
ins Leben geführt; die abgelaufene Conceſſion wurde anı 5. Nov. 1855 erneuert, und die Anftalt 
trat am 1. Febr. 1856 in Wirkſamkeit. Ihr Capital ift auf 20 Mill. Gfon. feftgejegt und kann 
durch Beichluß der Verwaltung mit Genehmigung der Regierung auf 40 Mill. gebracht wer: 
den. Sie fteht mit der Ereditanftalt in derinnigften Verbindung und wirb von der Direction der 
legtern geleitet, jodaß fie einander gegenfeitig umterftügen. Aus diefem Verhältniffe entftehen 
für beide Anftalten große Vortbeile; allein die Bank wird dadurch auch von allen Wechſelfällen 
der fpeculativen Richtung der Greditanftalt betroffen, und infofern bietet jie nicht die Garantie 
einer unabhängigen Stellung. Am 30. Sept. 1857 betrug das eingezahlte Actiencapital 
5,869,150 Glon. Der Notenumlauf darf die doppelte Summe des Gapitals erreihen und be— 
lief fih am 30. Sept. auf 2,974,250 Glon., denen in baarem Gelde 1,854,035 Glon., an 
Wechſeln 5,179,457 Glon., an eigenen Eifecten und Darlehen auf Unterpfand 1,795,894 
GOldn. gegenüberftanden. 

Unter den übrigen genannten Banken haben Frankfurt mit 10 Mill. Glbn. und Han— 
nover mit 6 Mill. Thlen., beide mit der Befugniß es zu verdoppeln, das größte Capital, aber 
auch ein reiches Feld der Thätigkeit. Hannover ift bisjegt noch in der Entwidelung begriffen. 
Die Frankfurter Banf, melde ver Furt vor der Darmflädter ihre Entſtehung verdanft, hat 
die Verpflihtung, der Regierung auf Verlangen ein unverzinsliches Darlehn bis zu einer Mill. 
Gldn. gegen unterpfändliche Hinterlegung von 5%/, Broc. ftädtiihen Schuldverfhreibungen zu 
gewähren. Daß es ihr an Geichäften nicht fehlt und daß dieſelben folid betrieben werben, zeigen 
ihre Monatsüberfihten. Am 50. Sept. 1857 betrugen: 


Motenumlauf ....... 9,580,955 Glon. 
Wechſelbeſtand ...... 9,991,100 , 
Darlehen gegen Unterpfand 3,551,100 ,, 
Baarworratd .. 2.2... 5,598,600 


Actiencapital, einbezahlt .. 10,000,000 „ 

Die Braunihweigiihe Bank hat jih unter umfichtiger Leitung raſch entwidelt, da fie 
in ihrer erften Beriode, 1855 — 54, in einem großen Theile von Norddeutſchland keiner Con— 
eurrenz begegnete. Sie vermehrte jhon 1855 ihr Gavital von 1%, auf 2%, Mit. Thlr., 1856 
auf 5 Mill.; eine weitere Vermehrung bis 5 Mill. ift beſchloſſen, aber gegenwärtig (October 
1857) nod nicht ausgeführt. i 

Die Bremer Bank wurde gegründet, um einem Filial der Braunfchmweiger das Feld nicht 
zu überlafjen; ſie rechnet in Gold; ihr Gapital beträgt 2Y, Mill. Thlr. Gold, und ihre Noten- 
eireulation darf nicht über diefen Betrag und den des Reſervefonds fteigen. Nad dem Stande 
auf 50. Sept. 1857 hatte die Banf:: 


Moten im Umlauf ...2.22.. 153,920 Thlr. Gold 

Verzinsliche Depofiten (zu 3 Proc.) 2,397A76 „ „ 

Aetiencapital . 2. 2 2 222 2.. 2,500,000 „, „ 
dagegen 

Baarbeitand”. . . 222. 109,805 „ „ 

ER. 2.2.2: ee 4,996,484 „u 

Darlehen gegen Unterpfand . . .. 50,100 „ „ 


MEN 3 nee ne 8720 „ „ 
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Unter den Injtituten in Thüringen verdient die Brivarbanf zu Gotha einer befondern 
Erwaͤhnung, weil ihre Statuten Beſtimmungen enthalten, welche neben der Solidität und der 
Gemeinnützigkeit auch auf Vereinbarungen mit Regierungen und Banken hinweiſen, deren 
Nothwendigkeit in der nächſten Zukunft ftärfer hervortreten wird. Dieje Beſtimmungen, welche 
die Statuten anderer Banken nicht enthalten, ſind folgende: | 

1) Es darf nie ein größerer Betrag von Banfnoten im Umlauf jein als der Betrag der im 
Befige der Gefellichaft jih befindenden Discontirten oder gefauften Wechſel. Außerdem muß 
mwenigftend der dritte Theil und, wenn der Umlauf mehr als das Actiencapital beträgt, von dem 

Mehrbetrag wenigitens die Hälfte in Elingender Münze oder Barren vorräthig gehalten werden. 

Bon den Geldern, welche ohne Rüdzahlungsfrift eingezahlt werben, muß, abgeſehen von 
den Einlöfungsfonds für die Banknoten, mindeftens die Hälfte ſtets bereitgehalten werben. 

Diejen Beftänden für die Noten und Depojiten jind die zur Betreibung der — Ge⸗ 
ſchäfte erfoderlichen Kaſſenvorräthe nicht mit einzurechnen. 

2) Wenn die Dividende für die Actionäre 5 Proc. überſteigt, jo wird der vierte Theil des 
weitern Gewinns nach der Beſtimmung der Regierung zum Zwecke der Beförderung des Fleißes 
und der Sparſamkeit der handarbeitenden Volksclaſſen abgegeben. 

5) Mit Regierungen anderer deutſcher Bundesſtaaten fönnen zum Zwecke der Errichtung 

von Filialen oder Agenturen wie zur Erlangung weiterer Rechte und Befugniffe Vereinbarun: 
gen geihloffen werben. 

Deögleihen mit Inftituten oder Gefellihaften, un vie theilweiſe oder vollſtändige Ver: 
ſchmelzung der beiderjeitigen Intereffen herbeizuführen. Solche Vereinbarungen bedürfen der 
Genehmigung der Regierung. | 

Durch diefe Beftimmungen wird für den richtigen Gebrauch und die Sicherheit ver Noten wie 
für die Depofiten eine größere Garantie gejchaffen als in irgendeinem andern Banfftatut; es 
wird ferner bei dem Gewinn auf das Wohl der arbeitenden Claſſen Bedacht genommen; e8 wird 
endlich der Weg zu einer gefunden und Eräftigen Entwidelung des Bankweſens in Deutihland 
mitteld der Vereinbarungen angeveutet, ein Weg, der wol bald wird betreten werden müflen. 

Die neuern Banken in Thüringen haben für ihren Gejchäftsbetrieb allerdings weniger ihre 
Sige und deren nächſte Umgebung, ald die induftriereihen und handelsthätigen Gegenden und 
Pläge des benahbarten preußiſchen und ſächſiſchen Gebiets im Auge Sie haben deshalb mei- 
ſtens Agenturen oder andere Verbindungen in Leipzig, Berlin, Magdeburg, Breslau und in 
andern Städten. Zu den Befürdtungen, welde das Notenverbot in Preußen veranlaft haben, 
gaben fie jedoch den Gapitaliften fowenig wie ven Gejhäftäleuten Anlaß, vie fi ald Actio: 
näre betheiligten und ihren Grebit wie andere Dienfte in Anfprud nahmen. Nachfolgende Zu: 
fammenftellung aus den Überfihten ihres Standes auf den 30. — 1857 gibt gleichfalls 
keinen Anlaß zu Beſorgniſſen: 


Wechſelbeſtand. — Baarvorratb. Noten. — 
Thlr. Thlr. Zblr. Thli. hir. 
Weimar ...  53,199,155 1,046,750 1,410,158 3,500,000 5,000,000 
Gotha .... 1,960,255 162,115 262,777 765,760 1,579,740 
Sonderöhaufen 2,076,100 599,000 308,500 1,151,000 . 3,000,000 
ra ..... 2,256,151 704,129 916,176  4,991,810 2,500,000 


. 9,491,959 2,511,974 2,897,611 7,208,570 12,079,740., 


Man ſieht hieraus, daß diefe neuen Inftitute, von denen das ältefte faum drei Jahre, das 
. jüngfte (Gotha) erft wenige Monate zählt, durch Disconto= und Leihgefhäfte die Induftrie und 
den Kandel weſentlich unterftügen, daß ihre Notencirculation dur die Wechfelbeftände allein 
mebr als vollftändig und außerdem noch durch die Baarvorräthe weit über ein Drittel gevedkt ift, 
aud das Actiencapital lange nicht erreicht. Die Zunahme ver Production und des Verkehrs, 
welche ver Vreußiſchen Bank geſtattete, den Umlauf ihrer Noten von 21 auf 75 Mill. Thlr., 
nahezu auf das Fünffache ihred Actiencapitald von 15 Mill., zu erweitern — diefe nämliche 
Urſache gibt auch den Fleinern Anftalten Befhäftigung, ohne die große zu beeinträchtigen oder 
ſchutzbedürftig zu machen. 

Die vielverbreitete Meinung, daß die Zahl der Banken in Deutſchland zu groß geworden, 
ſcheint weder bei näherer Betrachtung noch bei der Vergleichung mit andern Ländern, wozu die 
folgenden Abſchnitte Anlaß geben werden, begründet. 

V. Die Banken von England, Be ah und Irland. Die erfte unter den neuern 


* 
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Banken verdankt ihren Urſprung, gerade wie bie älteften ihrer Vorgänger in Venedig und 
Genua, den Finanzverlegenheiten der Regierung, und e8 wurde bei Errichtung derjelben nicht 
entfernt daran gedacht, wie mächtig das Inftitut einft werben würde. Schon unter Cromwell 
und nad ihm unter Karl II. hatte der zunehmende Handel das Bedürfniß eined leichtern und 
rafhern Umlaufs gefühlt, dem ein Plan zur Errihtung einer Banf von William Potter und 
Henry Robinion Genüge leiften follte. Aber dad Handelsinterefle allein war nicht jtarf genug, 
bie Anftalt ins Leben zu rufen. Nach ver Vertreibung der Stuart'8 im Jahre 1688 war die Re— 
gierung Wilhelm’s von Oranien in einer ſchwierigen Lage. Nicht gejichert gegen die Feinde im 
Innern, hatte König Wilhelm den Krieg gegen Frankreich in den Niederlanden zu führen und 
war fo fehr von Hülfsmitteln entblößt, daß er die Belagerung der Stadt Namur nicht unterneb: 
men konnte. Der Einzug der Steuern war fhwierig, ihr Ertrag ungenügend, eine Anleibe 
ſchwer zu befommen. Da genehmigten die Minifter einen Plan des Schotten William Patter- 
fon — der erfte Vorſchlag kam von Dr. Hugh Chamberlain — eine Gejellihaft zu gründen, 
welde dem Staate eine Anleihe mahen und dafür verſchiedene Privilegien erhalten follte. Daß 
die Staatsanleihe der Hauptzweck war, geht ſchon aus der überſchrift der Gründungsacte hervor, 
alfo lautend: „Acte, um Ihren Mafeftäten (Wilhelm und Maria) verſchiedene Abgaben vom 
Tonnengehalt der Schiffe, yon Bier, Ale und andern Getränfen zu bewilligen, ſodann um ge= 
wiſſe in dieſer Acte bezeichnete Belohnungen und Vortheile denjenigen Perſonen zu gewähren, 
welde die Summe von 1,500,000 Pf. St. zur Kortfegung des Kriegs gegen Frankreich freiz 
willig darleihen werden.” Auf die einzelnen Beftimmungen über das Tonnengeld, die Abgaben 
von Bier, Ale u. f. w. folgt fjodann die Ermädtigung, eine Summe von 1,200,000 Pf. St. 
durch freiwillige Subfeription in Actien von 100 Pf. St. aufzunehmen ; die Unterzeichner werden 
als eine Körperfhaft unter dem Titel „Gouverneur und Compagnie der Bank von England‘ 
anerfannt. Der Reft ver verlangten Anleihe mit 500,000 Pf. St. follte gleichfalls auf dem 
Wege der freiwilligen Unterzeihnung aufgebracht werden, und die Theilnehmer follten Annuitäz 
ten für ein, zwei oder drei Leben erhalten. Der Gejellihaft wurden 8 Proc. Zinfen und eine Ver: 
gütung von jährlih A000 Pf. St. für die Verwaltung der Staatögelver bewilligt, aljo eine 
Summe von 100,000 Pf. St. jährlich, dazu die Erlaubniß, Wechſel zu Discontiren und eigene 
Anmweijungen auf den Inhaber und auf Sicht, Banknoten, anfänglich nit unter 20 Pf. St. 
auszugeben. Sie durfte Vorſchüſſe gegen Fauftpfand geben, aber Feine eigenen Handelsgeſchäfte 
treiben, außer mit Gold und Silber; aud durfte jie die Waaren, welde fie ald Unterpfand be: 
faß , verfaufen, wenn fie drei Monate nad) Ablauf des beftimmten Termins nicht ausgelöft ma: 
ren. Es war ihr verboten, ihre Verbindlichkeiten über den Betrag ihres Capitals auszudehnen, 
widrigenfalls ihre Mitglieder perfönlich ven Gläubigern verantwortlid wurden. Dieſes Banf- 
privilegium follte dauern bis der Staat jeine Schuld bezahlt hatte, was von 1705 an mit ein: 
jähriger Kündigungsfrift geſchehen durfte. Im die fpätern Erneuerungen wurde die nämliche 
Bedingung aufgenommen. Der Urheber, Patterfon, wurde vom Hofe vergeilen, widmete ji 
der Anlage einer Golonie auf der Kandenge von Darien und verlor dort fein Leben. 

Der Plan, von dem Staatsrathe genehmigt, wurde dem Parlament vorgelegt und in bei: 
den Käufern lebhaft erörtert. Seine Anhänger erwarteten, daß die Anftalt ven Staat aus den 
Händen der Wucherer befreien, ven Zindfuß ermäßigen, den Öffentlihen Credit und die Güter: 
preife heben, den Umlauf erweitern, die Rage des Handels bejlern, die Zufuhr von Lebensmit— 
teln erleichtern und das Volk enger an die Regierung fnüpfen werde. Die Gegner bejorgten, die 
Anftalt werde vermitteld ihres Monopold alles Geld in dem Königreiche an ſich ziehen und ein 
gefügiges Werkzeug für jede Willkür der Regierung werden, fie werde die Gapitale von dem 
Handel und der Induftrie ablenten und der Speculation in Staatöpapieren zuführen, einen 
Schwarm von Maflern und gelvgierigen Speculanten erzeugen, welche fi von dem Raube ihrer 
Opfer mäften,. ven Betrug und das Spiel begünftigen und.die Sittlihfeit ver Nation unter: 
graben. Der Grundadel wollte die Geldmacht nicht auffommen, theilweife auch die neue Dyna— 
ftie ſich nicht befeitigen laffen ; allein die Acte ging in beiden Käufern durch und erhielt ſchließlich 
die königliche Sanction. Die verlangte Summe war in zehn Tagen gezeichnet, und die Grün: 
dungsurfunde wurde am 27. Juli 1694 ausgefertigt. Die Verwaltung wurde aus einem Gou: 
verneur, einem Stellvertreter (deputy Governor) und 24 Directoren gebilvet, weldhe von den 
Actionären, die dazu befähigt, d. h. im Befige einer beftimmten Anzahl von Yetien waren, 
jedes Jahr am 25. März und 25. April gewählt werben follten. 

Sonach beftand das Kapital der Gefellfhaft wie jenes der ältern italienifchen aus einer Fo— 
derung an den Staat und ihre Betriebömittel aus dem jährlichen Einfonmen an Zinjen und 


- 
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Berginung für Berwaltungsgeichäfte. Doch war fie weniger ald jene Vorgänger von der Re: 
gierung abhängig, weil fie nach engliſchem Brauche ſich ſelbſt regierte. Immerhin lag für ſie 
ein ſtarker Antrieb, ſich ver Regierung gefällig zu beweijen, in dem Umſtande, daß ihr Privi: 
legium ſich nur auf eine befchränfte Zahl von Jahren erftredtte und nach deren Ablauf der Er: 
neuerung bedurfte. 

Die Operationen der Bank bewirften alsbald ein Sinfen des Zinsfußes in London, insbe⸗ 
fondere für Die Greditgefchäfte ihrer Theilbaber, deren Wechſel weit billiger als andere discontirt 
wurden; außerhalb London und des Geſchäftsbereichs der Bank ift eine gleiche Wirkung nicht 
fo ſchnell bemerkt worden. Bon 1696 an trat die Bank in eine längere Kriſis, welde zunächſt 
durch eine Umprägung der Münzen veranlaßt wurde. Die Banf bejaß einen Borrath abgenug: 
ter Goldſtücke und konnte die zur Einlöfung erfoderlichen neuen nicht nach Bedarf von der Münz⸗ 
Rätte erhalten. Ihre Noten verloren 20 Proc. im Umlaufe, die Schatzkammerſcheine und Staats⸗ 
papiere aber 40, 50, ja bi 60 Proc. Um dem Übelftände zu begegnen, wurde die Bank er: 
mädhtigt, ihr Gapital durch neue Unterzeihnungen zu vergrößern, melde zu vier Künftel in 
Schatzkammerſcheinen und Staatöpapieren, zu einem Fünftel in Banknoten einzuzablen waren. 
Die Summe belief fih auf 1,001,171 Bf. St., wurde aber 1707 zurüdterftuttet. Einen zweiten, 
heitigern Stoß hatte die Banf 1745 auszuhalten, wo die legte Schilverhebung für die Stuart’8 
unter dem Prinzen Eduard einen paniſchen Schreden verbreitete. Infolge deſſen entftand in Lon⸗ 
don ein Anlauf gegen die Banf (a run upon the bank), d. h. die Inhaber von Noten drängten 
fü Herbei, um jie gegen Geld auszuwechſeln. Da unterzeihneten 1146 londoner Kaufleute eine 
Erklärung, worin jie ji verbindlich machten, die Banfnoten unter allen Imftänden anzuneb: 
men und deren Annahme bei ihren Gejhäftsfreunden zu bewirken. Dieje patriotifhe Handlung 


.batte einen guten Erfolg, und bald darauf machte die Schladht bei Culloden dem Schrecken eın 


Eude, rettete die Bank uud befeftigte ven öffentlichen Credit. 

Die ſtärkſte und anhaltendfte Krife beftand die Anftalt vom Jahre 1797 — 1819, veranlaft 
durch die Anfoderungen der Regierung während des Kriegs gegen Frankreich. Nach ihrem Sta— 
tut durfte die Banf der Megiermug feine Anleihe machen ohne vorgängige Zuftimmung des 
Varlaments bei Etrafe ded dreifachen Betrags der geliehenen Summe, wovon ein Fünftel 
dem Anzeiger zufiel. Diefe Beftimmung wurde im Jahre 1795 wefentlih abgeändert, indem 
ein Geſetz die Banf für nicht firaffällig erflärte, wenn fie die von den Schageommiffaren accep- 
tirten und ihr zur Zahlung überwiejenen Wechſel einlöfe. Vorſchüſſe in diefer Form jollten der 
Regierung die finanziellen Schwierigkeiten bei vem Kriege mit Frankreich erleichtern, fie war 
nur gehalten, über deren Betrag dem Parlament jedes Jahr. eine Vorlage zu machen. Diefes 
Hülfsmittels bediente jich die Regierung in immer fteigendem Maße, in welchem vie Bedürfniſſe 
für den Krieg und bie Subfivienzahlungen an die Verbündeteu zunahmen; fie fand außerdem 
noch andere Wege, um die Mittel der Anftalt in Anſpruch zu nehmen, bis diefe nahezu erihöpft 
waren. Um ſich zu helfen, fing die Banf zunächſt an, die Maffe ihrer Noten zu vermehren, und 
um eine größere Menge in Umlauf zu jegen, verringerte jie ven Stüdbetrag. Anfänglich durfte 
fie feine Note unter 20 Pf. St. ausgeben; von 1759 an mar fie auf 15 und 10 Pf. St. herab: 
gegangen; 1794 gab fie zum erften mal Künfpfundnoten aus, und dadurch hielt ſich eine viel 
größere Menge von Noten im Umlaufe. Allein die unaufhörlihen Anfoderungen ver Regierung 
ſchwächten ihre VBorräthe immer mehr und zwangen fie nicht nur ihre Discontogeſchäfte, ſondern 
aud die Einlöfung ihrer Noten zu beihränfen. Am 31. Dec. 1795 ließen die Directoren be= 
kannt machen, daß an Nachmittagen feine Effecten mehr discontirt und Mittwoch Nachmittags 
feine Noten mehr eingelöft würden, daß ferner jeven Tag eine beftimmte Summe für das Die- 
contiren feſtgeſetzt werde, und wenn die zu diefem Zwecke eingejendeten Effecten dieſelbe über: 
fliegen, ein verhältnigmäßiger Theil derfelben zurüdgemwiefen werden würde, ohne Rückſicht 
auf die Refpectabilität ver Einfender und die Solidität der Effecten jelbft. Ebenfo werde es mit 
den Noten gehalten werden. Während die Bank durch folhe Maßregeln die drohende Krife 
zu beihwören fuchte, bemühten ſich die Directoren auf der andern Seite vergebend , fih den Zu: 
muthungen ber Minifter zu entziehen, weldye, felbft von den Umftänden beherrſcht, ihren Vor: 
ftellungen kein Gehör ſchenkten. So waren im Anfange des Jahres 1797 die Vorſchüſſe an den 
Staat auf mehr ald 10 Mill. Pf. St. angewachſen, während der Handel nicht mehr ald 3 Mill. 
Pf. St. erhalten konnte und der Augenblick herannahte, wo ihm die Bank ihre Dienfte ganz 
verfagen mußte. Doch firengte jie fi immer noch an, dieſelben fernerhin zu leiften, und hatte 
von der Regierung feine außerorbentlihe Mafregel verlangt, als in der Nacht vom 26. auf den 
27. Febr. 1797 die Minifter, ohne Zweifel in Borausfiht neuer Anfoverungen an bie Bant, 
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den Directoren eine Weifung ded Geheimraths zuftellten; welche ihnen verbot ‚ die Noten ge= 
gen Münze einzulöfen. Die Weiſung ftügte jih auf.eingezogene Erfundigungen des Kanzlers 
der Schatzkammer, wonach, veranlaßt durch unbegründete und übertriebene Bejorgniffe, die in 
verſchiedenen Tbeilen des Landes verbreitet jeien, ein außerorbentliher Begehr nad) Metallgeld 
fi fundgebe. Mag dem fein wie ihm wolle, ver Baarvorrath der Bank war in diefen Augen= 
bit auf 1,186,170 Pf. St. zufammengeihmolzen. Sobald am 27. Febr. ver Geheimratbs: 
befehl befannt wurde, drängte jich eine Dienge Menſchen vor. dem Bankgebäude, um Gold für 
ihre Noten zu verlangen. Die Directoren verbreiteten unter der Dienge eine Abjchrift der Wei— 
fung mit dem Beifügen,, daß der Stand der Banfangelegenheiten im Allgemeinen durchaus be: 
friedigend- und günftig, ſomit geeignet ſei, jeden Zweifel an ver Solivität der Noten zu befeiti: 
gen. Sie würden fortfahren, zur Befrievigung der Handeldinterejfen wie gewöhnlich gegen 
Banknoten zu didcontiren und ebenjo die fälligen Dividenden zu bezahlen. An dem nämlidyen 
Tage fand, ähnlich wie 1745, unter dein Vorige des Lord-Mayor eine zahlreiche VBerfammlung 
von Kaufleuten, Banfierd und andern Geſchäftsmännern ftatt, melde einftimmig folgenven 
Beihluß faßte: „Die Unterzeichneten, lebhaft überzeugt, wie nothwendig unter den gegenwär⸗ 
tigen Umſtänden die Erhaltung des öffentlichen Credits ift, beeilen fich zu erklären: daß fie ſich in 
feinem Falle weigern werben, die Banknoten ald Zahlung für ihre Foderungen anzunehmen 
und daß fie Alles aufbieten werden, um ihre eigenen Zahlungen in gleicher Weiſe zu bewirken.” 
Eremplare diejer Erklärung wurden an Öffentlihen Orten aufgelegt, um von Denen, meldye 
an der Verſammlung nicht hatten teilnehmen Fönnen, unterfchrieben zu werben, und mehre an: 
dere Öffentliche Berfammlungen faßten ähnliche Beſchlüſſe. 

Inzwiſchen bedurfte die Maßregel Pitt's der Zuftimmung ded Parlaments und erhielt die— 
jelbe am 5. Mai. Der Bericht der Commiſſion, welche beauftragt wurde, ven Stand der Bank: 
angelegenbeiten zu unterfuden, gab an, daß am 25. Febr, die Activen, ohne die ftändige Schuld 
des Staatd, welche damals 11,686,800 Pf. St. betrug und mit 3 Proc. verzinft wurde, 
17,597,280, die Paſſiven 13,770,390 Pf. St. betrugen, mitbin- ein reines Vermögen von 
3,826,890 Pf. St. vorhanden war. Allein unter den Activen befanden ſich eben die Vorſchüſſe 
an die Staatöfafle durch Einlöſung ihrer Wechſel im Betrage von mehr ald 10 Mill. Bf. St., 
eine ſchwebende Schuld ded Staats an die Bank, welche nicht mie die Paſſiven der Banf jeden 
Augenblid zurüdgefvdert werden konnte. Weil daher die Regierung ihre Schuld zu erftatten 
nicht in der Lage war, wurde die Bank gegen die Anfoderungen der Noteninhaber geihügt: es 
wurde ihr geftattet, Noten von I und 2 Pf, St. auszugeben; dagegen wurde fie angewielen, 
feine Zahlungen über 40 Schill. (2 Pf. St.) in Münze zu maden; nur bei Rüderftattung 
von Depofiten , deren Betrag.niht unter 500 Pf. St. war, durfte fie drei Viertheile in Metall: 
geld bezahfen. Dieſe Mafregeln, unter dem Numen der Bankrejtriction befannt, wurden 
anfänglich nur auf ein Jahr, dann von einem Termin zum andern ausgedehnt, fpäter bis ſechs 
Monate nad Beendigung des Kriegs verlängert; allein ihre Dauer wurde noch weiter erſtreckt 
und erreichte 1819 erſt ihr geſetzliches, 1822 ihr thatſächliches Ende. 

Wäre es möglich geweſen die Menge ver umlaufenden Noten’ zu befhräufen, fo würde 
dies ein fihered Mittel gewefen fein, jeder Entwerthung vorzubeugen. Allein dazu hätte die 
Bank mit weitern Anfoderungen der Regierung verſchont bleiben müſſen, und da dies nicht ge= 
ihab, jo wurde die Notenmaſſe vermehrt, wozu die Verſuchung ohnehin größer wurde, nachdem 
die Verbindlichkeit zur Einlöfung Hinweggefallen war. Immerhin war die Entwerthung nicht 
jo bedeutend, als ſie geworben fein müßte, wenn der Patriotismus der Nation ihr nicht durch 
bereitwillige Annahme entgegengefommen wäre. Im Jahre 1808 verloren die Banknoten etwa 
8 Proc. gegen Münze. Eine weitere Folge des Zwangscurſes der Noten war das Verſchwinden 
der Münzen, welche trog aller Verbote und Strafandrohungen in dad Ausland wanderten; die 
Lücke wurde mit Noten ausgefüllt und die Provinzialbanfen wetteiferten darin mit der Banf 
von England. Der Wechſelcurs auf fremde Pläge wurbe ver einzige Maßſtab, um den Preis 
der Noten mit dem des Geldes zu vergleichen; aber. er war unfidher und ed herrichte darüber eine 
merfwürbige Verfchievenheit der Meinungen. Died zeigte fich bei einer Unterfuhung, melde 
das Parlament im Jahre 1810 anftellen ließ. Das Committee berichtete, daß der Marktpreis der 
Barren etwa 15 Proc. höher ftehe ald der Werth der Banknoten, und fhlug vor, daß die Banf 
nad zwei Jahren ihre Baarzahlungen wieveraufnehmen ſolle. Aber dies war leichter anzu— 
-rathen ald auszuführen. Das Parlament, welches den Bericht, da er zu fpät erftattet worden, erft 
1811 berieth, verwarf den Vorſchlag und erflärte auf ven Antrag von Vanfitfart, ſpäter Lord 
Berley, daß der Unterſchied im Preife ver Banknoten und der Barren nicht von der Entwerthung 
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der erſtern, ſoudern von der Bertheuerung der legtern herrühre, und daß diefe ſowie der unz 
günfige Wechſeleurs jih aus den volitiichen und Handeldbeziehungen Großbritanniens zu den 
auswärtigen Mächten hinreichend erkläre. Gegen viele Anſicht ſchrieb David Rieardo feine erſte 
Schrift unter dem Titel: „Der hohe Preis der Barren iſt ein Beweis der Entwerthung der 
Banknoten.‘ Das Steigen des Goldks nach der einen oder dad Sinken des Papiers nach ver 
andern, richtigern Anjicht erreichte feinen äußerſten Stand furz vor dem Frieden und wurbe 
im Jahre 1814 auf mindeftend 25 Proc. angeſchlagen. Die Menge der umlaufenden Noten 
mar nicht geringer ald 27 Mill. Pr. St., ohne die Noten der Provinzialbanfen, welche nicht 
beſſer ſtehen fonnten, da fie nur gegen Noten der Bank von England eingelöft wurden. 

Die Dauer der Bankreftriction erreichte, wie gejagt, ſechs Monate nad dem Friedensſchluſſe 
ihr geſetzliches Ziel. Allein der plötzliche Übergang in den normalen Zuftand würde mit nicht 
geringern Störungen und Verluften verbunden gewejen fein ald die Ginftellung der Baarzah- 
lunger. Wo hätte vie Regierung das Geld jo raſch befommen follen, um ihre ſchwebende Schuld 
an Die Bank zu bezahlen und dieje in den Stand zu fegen ihre Noten einzulöfen? Wäre dies 
überhaupt in jo Eurzer Zeit möglich geweſen, jo hätte es nur mit den ſchwerſten Opfern geſchehen 
fünnen. Die VBortheile für den Handel und für ven bürgerlihen Verkehr würden erft nach einer 
Periode äußerſter Verwirrung in den Preid- und Lohnverhältniffen wie in dem Creditweſen ein— 
getreten fein; in diefer Periode würden die in wohlfeilem Gelde bedungenen Zahlungen in theuerm 
Gelde zu entrichten gemwefen fein; die Empfänger würden einen unverhofften Gewinn gemacht, 
die Schuldner einen umerwarteten Berluft erlitten haben. Durch die fofortige Aufnahme der 
Baarzahlungen der Bank würde die Regierung dem Volke eine unverhältnißmäßige Laſt auf: 
getaden haben, um damit eine heillofe Berwirrung zu erzeugen. Vollſtändig fonnten die Nach— 
tbeile des Übergangs nicht befeitigt, aber jie konnten erträglidher und leichter gemacht werben 
durch eine allmälige Rückkehr zu einen geregelten Zuftande. Dies gefhah. Die Reftriction 
wurde zuerft bis 5. Juli 1816, dann bis 1818, zulegt bis 5. Juli 1819 verlängert. In diefem 
Jahre brachte Sir Robert Peel, meldyer damit feine ruhmvolle ſtaatsmänniſche Laufbahn eröff- 
nete, einen Gejegentwurf über die Wiederaufnahme ver Baarzahlungen in Vorſchlag, , welder 
von dem Parlament angenommen wurde. Hiernad begann die Ginlöfung der Noten mit dem 
4. Sebr. 1820, aber bis zum 1. Det. 1820 noch nicht gegen Münze, fondern gegen Gold in 
geitempelten Barren und zu 4 Pr. St. 1 Schill. die Unze oder etwa A Proc. unter dem Nenn— 
werth der Noten, denn der Gleichwerth ift 5 Pr. St. 17 Schill. 10Y, Pence. Damit war 
der Entwerthung der Noten Rechnung getragen, und die Zahlung in Barren follte dem An— 
drange fteuern, welcher bei ver Einlöfung gegen Münze im Übermaße zu beforgen war. Bom 
1. Oct. 4820 bis 4. Mai 1821 zahlte die Bank eine Unze Gold für 5 Pf. St. 19 Shi. 

6 Bence in Noten. Bom 1. Mai 1821 an wurden die Noten zum Nennwerthe eingelöft, aber 
immer nur gegen Barren, die Unze zu 5 Pf. St. 17 Schill. 10%, Vence. Vom 1. Mai 
1825 an begann die Ginlöfung gegen Münze, und der regelmäßige Zuftand war vollftändig 
wiederhergeſtellt. 

Das Geſetz von 1819 erlitt in Beziehung auf die darin beftimmten Friften einige Modifi— 
cationen im Laufe des Bollzugs auf Anfuchen ver Banf, dagegen hob eine weitere Beftimmung 
deffelben dag frühere Verbot ver Geldausfuhr auf, und es fand Jedermann frei, Geldmünzen 
einzufchmelzen. Dies war nothivendig, um die Einfuhr von Gold zu erleichtern , denn eine aus— 
ländifhe Waare — und das Gold ift eine ſolche, wo es nicht gegraben wird — ift nicht leicht, 
d. h. nicht billig in einem Lande zu haben, aus welchem fie nicht wieder heraus. darf. Ein an= 
deres Geſetz vom Jahre 1819 endlich verbot der Bank, Vorſchüſſe irgendeiner Art an die Re: 
gierung ohne Zuftimmung des Parlaments zu geben, ausgenommen durch Anfauf von Schaf: 
kammerſcheinen oder Darlehen auf ſolche, deren Betrag jedoch jedes Jahr dem Parlament vor: 
zulegen war. Auch bei diefem ullmäligen Verfahren Eonnte die Wiederaufnahme ver Baarzah: 
lungen nicht ohne ſchwere Opfer und fhmerzliche Verlufte bemerkitelligt werden. Das Golb, 
welches England zu diefem Behufe herbeifchaffte, wird auf nicht weniger ald 30 Mil. Pf. St. 
angefchlagen, und der Anfauf einer fo großen Summe in fo furzer Zeit fam ohne Zweifel theuer 
zu ftehen. Das Steigen der Noten auf ihren Nennmwerth war eine wenn nicht plötzliche, doch 
fünftlich befchleunigte Veränderung im Preife des Umlaufsmittels, und jede Beränderung bewirkt 
Berlufte im Verkehr, entweder auf Seiten der Gläubiger oder der Schuldner, der Käufer oder 
der Verkäufer. Das Ende der Bankreſtriction war daher ein ebenfo Eritifcher Zeitpunft wie ir- 
genvein vorausgegangener. Bei der Beurtheilung der ganzen Maßregel von 1797 — 1819 
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ift der Geſichtspunkt feſtzuhalten, daß nicht die Reſtriction, jondern der Riefenfampf Englands 
gegen die franzöjifhe Republik, dann gegen Napoleon und feine Verbündeten die Urſache jo 
vieler Leiden war. Die Frage, ob dem Handeldverfehr, dem Grevit, dem Gapital die ſchweren 
Berlufte hätten erfpart werben können, fällt mit der andern Frage zufammen , ob England den 
Krieg hätte vermeiden oder früher beendigen fönnen, und die Antwort auf diefe Frage gehört 
nicht hierher. In irgendeiner Weife mußten die Opfer für den Krieg der britifchen Nation fühl- 
bar werden, und wenn man die Banfreftriction al die Korm betrachtet, unter weldher dad Gelb 
und der Gredit der Nation für Kriegszwecke verfügbar gemacht wurden, jo darf man fie nur mit 
den franzoöſiſchen Afjignaten, mit den Napoleoniſchen Plünderungen und mit den öſterreichiſchen 
- Staatsbanfrotten vergleichen, und man wird ſie als die milvefte und ſchonendſte Form erfennen, 
welche gewählt werben fonnte und ohne die freien Inftitutionen Englands und die darauf be: 
gründete Vaterlandsliebe nicht jo gemählt worden wäre. 
Bon der lehrreichen Kriſe der Banf von England wenden wir und zu ihrer Geſchichte zurüd. 
Bei der Erneuerung ded Bankprivilegiums im Jahre 1708 wurde feftgejegt, daß feine Gejell- 
[haft von mehr als ſechs Theilnehmern ald Zettelbanf beftehen dürfe. Den Anlaß dazu joll 
eine Bergwerfögefellichaft (Mine- Adventure-Company) gegeben haben, welche anfing, Wech— 
fel zu discontiren, Noten auszugeben, kurz, der Bank von England Goncurrenz zu maden. 
Letztere behielt ihr ausfchließliches Vorrecht bis 1826. Sie verdankte ihm hauptfählih ihren 
großartigen Aufihwung, aber auch manche Verlegenheit. Als namlich in der Krife von 1825 
viele Landbanken ftürzten, fam jie jelbft ind Gedränge und mußte zugeben, daß es beifer für ſie 
fei, mit ſoliden ald mit unfoliven Banken in Verbindung zu ftehen. Sie gab daher nad) langem 
MWiderftande ihre Zuftimmung, daß jede Anzahl von Theilnehmern eine Notenbank errichten _ 
dürfe in allen Städten, die weiter ald 65 Meilen von London entfernt find. Dieje Beftimmung 
wurde in den erneuerten Freibrief von 1854 aufgenommen, der außerdem noch folgende enthielt : 
Alle Noten der Bank von England, welde außerhalb London ausgegeben werben, find an 
dem Orte ver Ausgabe zahlbar. Nur unter diefer Bedingung dürfen die Zweigbanfen an ihrem 
Site Noten qusgeben. Die Bank hat elf Zmweiganftalten, Birmingham, Liverpool, Mandefter, 
Plymouth, Portsmouth , Briftol, Leeds, Hull, Neweaftle, Leicefter und Swanfen. Diefe zu: 
fammen geben ein Drittel, die Hauptbank in London gibt zwei Drittel der ſämmtlichen Noten 
aus. Alle dieſe Noten find bei ver Banf in London, außerdem aber find die Noten einer Zmeig- 
anſtalt nur bei diefer gegen Münze einzulöfen.: Ä 

Die Noten der Banf. von England jind gefegliches Zahlungsmittel in England (nicht in 
Shottland und Irland), außer bei ver Bank felbft und ihren Zmweiganftalten, und zwar für jede 
Summe über 5 Pf. St. (unter dieſem Betrage dürfen feine Noten mehr ausgegeben werben) 
und folange ald die Bank bei ihrem Hauptcontor in London ihre Noten einlöfl. Dies 
fügte das Inftitut gegen den Andrang der Landbanfen nad feinen Baarorräthen und den 
Geldumlauf gegen empfindliche Störungen. 

Die Bank ift bei vem Discontiren von Wechſeln, die nicht über drei Monate laufen, ven 
Wuchergeſetzen nicht unterworfen; fie kann daher ihren Discont über den gefeglihen Zinsfuß 
von 5 Proc. erhöhen. Von diefer Befugnig machte fie 1847 Gebrauch, wo der Discont bis 
8 Proc. ftieg, dann im Mai 1854, wo er auf 51/, Proc. gefegt wurde, endlich vom October 1855 
an bls jegt (October 1857), mp der Sag faft beftändig über 5 Proc. ftand. 

Berzeichniffe ver Baarvorräthe, Schulvverfhreibungen, umlaufenden Noten und Depofiten 
jollen dem Kanzler ver Schatzkammer jeve Woche vorgelegt werden. Am Schluffe eines jeven 
Monats wird eine Zufammenftellung gemacht und der Durchſchnitt für die legten drei Monate 
gezogen. Die Monatsüberficht wird in der nächſten Nummer des Regierungsblatts, der „Lon- 
don Gazette’ befannt gemadht. Die Bank läßt übrigens aud ihre wöchentlichen Nachweiſe 
durch die Zeitungen veröffentlichen. Diefe unbefchränfte Dffentlichkeit, melde das Bublicum 
unaudgejegt in Kenntniß von dem Vermögen, ven Berbindlihfeiten, dem Umfange und Gange 
der Gejhäfte Hält, ift ein Hauptvorzug der Bank von England, die Grundlage des unbebing= 
ten Bertrauend , welches die Anftalt genießt. 

Dem Freibrief von 1854 folgte nach Ablauf der zehnjährigen Dauer unterm 19. Juli 1844 
ein Gejeß (Bank of England charter act), „um das Audgeben von Banknoten zu regeln und 
dem Gouverneur und ber Gefellihaft ver Banf von England gewiffe Privilegien für eine be= 
ſchränkte Beriode zu verleihen“. Hiernach wurde eine bejondere Abtheilung (department) für 
das Audgeben von Noten vom 1.Sept. 184A an errichtet. Als Sicherheit für die Noten werben 
von dem Banfvermögen 14 Mill, Pf. St., welche die Anftalt an den Staat zu fodern hat, und 
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ein entiprechender Vorrath von Metall (Barren und Münzen) abgefondert. Der Betrag an 
umlaufenden Noten, welcher 14 Mill. Pf. St. überfteigt , muf in eveln Metallen vorräthig fein. 
Die Notenmenge darf nur dann vermehrt werben, wenn eine andere Zettelbanf aufhört, und 
dann nur um zwei Drittel des Betrags der aus dem Umlauf gezogenen andern Noten. Der$.10 
diejer Acte verbietet die Errichtung weiterer Zettelbanken; die beftehenden dürfen die Sunme 
ihrer ausgegebenen Noten nicht vermehren. Der Freibrief der Bank erlifht mit zwölfmonat- 
liher Auffündigung nad dem 1. Aug. 1855, und das Parlament hat im Mai 1857 einen 
Ausſchuß ernannt, um über die Erneuerung des Privileglums wie über das Banfwejen in 
England überhaupt Anträge vorzubereiten. Die Unterfuhungen und Verhandlungen wer— 
den ohne Zweifel von hohem und allgemeinem Intereffe fein. Die Beftimmungen der Acte von 
1844 haben den Zweck, die Banknoten ſtets im Gleichwerthe mit der Münze zu erhalten, was 
nur geſchehen kann, wenn fie jederzeit unverzüglich einlößbar find. Dafür aber foll geforgt wer: 
den durch Zurüdführen der Notenausgabe auf eine einzige Quelle — die Banf von England 
— und Siderung anſehnlicher Baarvorräthe. 

Das Capital der Banf war im Laufe der Zeit bedeutend angewachſen. Bon 1,200,000 
Pr. St., die urfprünglid zufammengebraht waren, hatte es ſich zur Zeit ver Erneuerung des 
Privilegiumsd im Jahre 1708 durch neue Subfcriptionen auf 4,402,343 Pf. St. gehoben. Im 
Jahre 1746 und bis 1816 betrug dafjelbe 11,742,000 Pf. St. Im Jahre 1816, flieg daf- 
felbe auf 14,553,000 Pf. St. | 

Was hier ald Capital erfcheint, dies zeigt fi auf der andern Geite ald Schuld ded Staats 
an die Bank, denn diefe durfte ihr Capital nur zu dem Zwecke vermehren, um der Regierung 
Darlehen zu maden. Kurz vor der Erneuerung des Freibriefd im Jahre 1854 wurde ein Bier: 
theil zurücbezahlt, mithin die Schuld auf 11,045,100 Pf. St. vermindert. Die zurüdbezahlten 
3,537,900 Bf. St. behielt die Bank ald Betriebsfonds, und ebenfo verwendet fie die aus dem 
Gewinne angefammelte Referve (rest) von beiläufig 3,500,000 Pf. St. Das Gefanmtcapital 
beſteht ſonach aus 17,855,000 Pf. St., wovon 11,015,100 Pf. St. der Regierung dargeliehen 
find und 6,837,900 Pf. St. in den Gefhäften umgetrieben werben. Die Zinfen, welche vie 
Banf für ihre Darlehen erhielt, fanten mit dem allgemeinen Zinsfuß von 8 auf6, 5, Aund 
5 Proc. Für die Erneuerung ihrer Privilegien mußte fie ſchon 1708 dem Staate einen unver: 
zinslihen Vorſchuß leiften, Öfter auf Zinsfoderungen verzichten und in eine Herabfegung der 
Bergütung für ihre Kinanzverwaltungsgefhäfte willigen. Allein die Vortheile, melde fie aus 
ihrer Verbindung mit der Regierung zog, waren fo groß, daß die Aufmerkſamkeit des Parla⸗ 
ments dadurch wol angeregt werden konnte und eine Ermäßigung des Preifes ihrer Dienfte 
von Zeit zu Zeit gerechtfertigt erfchien. Sie fegt den größten Theil ihrer Noten durch Vorſchüſſe 
an und für die Regierung in Umlauf, indem ſie deren verzinglihe Schatzkammerſcheine Fauft, 
ihr den Betrag einiger Steuern (Land = und Malzfteuer)) vorſchießt, wofür fie Zinfen und Pro⸗ 
vifion bezieht; fie beforgt ferner die Schuldenverwaltung und hat verfügbare Staatsgelder ſtets 
zu ihrer Verwendung. In den Kriegszeiten hatte die Bank zuweilen 10 Mill. Pf. St. und dar: 
über an Staatögelvern in Händen ; fpäter wurbe Vorſorge getroffen, dad Maß zu beſchränken, 
und die Summe beträgt jeßt in der Regel zwifchen 3 und 5 Mill. Für die Verwaltung der Na= 
tionalfhuld 3. B. bezog die Banf von jeder Million bis zum Jahre 1786: 562 Pf. St. 10 
Shill.; 1808: A50 Pf. St., von da an 340 Pf. St. bis zu 600 Mill. und 300 Pf. St. von 
jeder weitern Million. Die Vergütung für diefe Dienfte belief jih 1829 auf 257,258 Pf. St.; 
bei Erneuerung des Freibriefs im Jahre 1854 mußte fie 120,000 Pf. St. daran nachlaſſen. 
Diefe Vergütung würbe immer noch enorm erjcheinen, wenn fie lediglich eine Bezahlung für die 
Geſchäftsbeſorgung und nicht zugleich eine Verfiherungsprämie wäre. Es ift nicht ohne Bei- 
fpiel, daß die Bank namhafte Verlufte zu decken hatte, z. B. 1805 einen Boften von 500,000 
Pf. St. , welchen einer ihrer Hauptkaffirer unterfhlug, und fpäter noch beveutendere Summen, 
welche fie Durch die Fälſchungen des Fauntleroy einbüßte. Es ift wohl zu bemerken, daß die Gri- 
flenz der Banf von England als Eorporation für die Verwaltung der öffentlihen Schuld und 
die Zahlung ihrer Zinfen an die Staatögläubiger nicht auf ihren Kreibriefen, fondern auf den 
Berträgen über ihre Darlehen an den Staat beruht. Das Parlament könnte z. B. die Erneue: 
rung ber Gharter von 1844 verweigern, dann müßte die Ausgabe von Noten und dieBeforgung 
von Bankgeſchäften für die Regierung aufhören, aber ald Staatsfhuldenverwaltung würde bie 
Banf fortbeftehen. . 

Neben ihren ausgedehnten Gefchäften für die Finanz und Schuldenverwaltung des Staats 
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bat die Banf ihre Verrichtungen für den Eredit des Handels und der Induftrie niemals vernach— 
läffigt. Sie hat ſelbſt in den Fritifchften Zeiten nicht aufgehört, Effecten folider Bank: und Han- 
delshäufer zu discontiren, Einlagen anzunehmen, darunter aud) die geſetzlich oder gerichtlich zu 
deponirenden Summen. Der Betrag der Depojiten beträgt durhiänittlih 10—12 Mill. Bf. St. ; 
fie vergütet für die bei ihr nievergelegten Summen feine Zinjen, dient aber den Theilhabern als 
Girobanf, faffirt ihre Anweiſungen ein und leiftet Zahlungen für ihre Rechnung. Diejenigen, 
melche ein Guthaben bei der Bank befigen, erhalten ein Anweiſungsconto (drawing account), 
auf welches fie Zahlungen anweifen, dagegen aud Wechſel an ihre Ordre an die Banf indofjiren 
können. Liber mehr als ibr Guthaben können fie nicht verfügen, es wird fein Banferedit gege: 
ben ; dagegen verlangt die Bank aud feine Provifion: Wer ein Anweifungsconto bat, kann ih 
aud ein Discontirungsconto eröffnen laſſen, in welhem die Unterfchriften der Betheiligten in 
ein beſonderes Buch eingetragen und, foweit nöthig, beglaubigt werden. Der Ertrag der Ge: 
ſchäfte, zum größern Theile vom Staate, zum Fleinern vom Handel, beläuft ſich durchſchnittlich 
auf 1,600,000 — 1,700,000 Pf. St. jährlih,, wovon die Verwaltungskoften etwa 540,000 
Pr. St. wegnehmen. 

Der Notenumlauf, in der neuern Zeit zwiſchen 19 und 21 Mill. Pf. St., war unmittelbar 
vor der Reftriction im Jahre 1797 nur etwas über I, Mill. ; nicht ein Übermaß der Noten: 
emiſſſon veranlafte die Ginftellung der Zahlungen, ſondern die Entziehung des Capitals; denn 
gleichzeitig war der Baarbeftand auf 1,086,170 Pf. St. geihmolzen und die Vorſchüſſe 
gegen Wechſel und andere Sicherheit auf 16,857,750 Bf. St. geftiegen. Während der Xeitric- 
tion war die Notencireulation größer ald jemals vorher oder naher, am höchſten im Jahre 
1817, wo fie 29%/, Mitt. überfhritt, dabei nahe 8 Mill. in Noten unter 5 Pf. St. Bon 1826 
an bewegte fich die Gireulation zwiſchen 18 und 22 Mill. Pf. St., und im Ganzen ift fie gegen: 
wärtig geringer ald unter dem Gefeg von 1854. Die Noten der Landbanfen hatten ſchon vor 
der Acte von 1844 abgenommen und erreichen auch jegt nicht das gefeglihe Marimum. Von 
1854 — 40 war ihr Betrag zwiſchen 10 und 12 Mill., 1845 nur noch 71/, Mill.; die Acte 
von 1844 geftattet 8,631,647, der Umlauf aber betrug Ende 1856 nur 6,751,588 Pf. St., 
während die Noten ver Bank von England beinahe unverändert geblieben find. 

Daß, im Gegenfage mit dem Feftlande, der Bedarf an Imlaufsmitteln abnehmen fonnte, 
während die Bevölkerung um ein Viertheil, Handel und Schiffahrt auf das Dreifade in 25 
Sahren ſich hoben, dies erklärt ſich hauptſächlich durch den allgemeinern Gebrauch ter Geld und 
Noten fparenden Ginrihtungen des Bankweſens. In dem Clearing house werden jährlich, 
Trandactionen für mehr ald 1000 Mill, Bf. St. mit 60 — 70 Mill. in Gold und Noten aus— 
geglihen; feit 1840 gewöhnten ſich Kleinhändler, Handwerker und Landwirthe ihre Kaffe bei 
Bankhäuſern zu halten und ihre Zahlungen mit Checks ftatt mit Noten zu leiften und zu em: 
pfangen. Ohne dieje Hülfemittel würde die Vermehrung der Noten in Gngland wahricheinlich 
ähnliche Fortſchritte wie auf dem Gontinent gemacht haben. 

Yandbanfen in England. Da die Banf von England mehr mit der Regierung ald mit 
dem Handel und mit legterm nur in größern Geſchäften verkehrt, jo werden die eigentlichen 
Bankgeſchäfte hauptſächlich von Häufern und Anftalten betrieben, die mit dem riefenbaften Auf: 
ſchwunge des Handels und der Induftrie an Zahl und Bedeutung zunahmen und felbjt wicder 
an dem großen Nationalinftitute eine Stüge und einen Rüdhalt finden. Die Anftalten waren 
tbeild Privatbanfen, mit nit mehr als ſechs Theilhabern, theils Actienbanfen (joint-stock 
banks), und ihre Oefammtzahl in England beträgt gegenwärtig. mehr ald Taufend. Gin Theil 
diejer Anftalten gibt Noten aus, ein anderer Theil nicht. Die Notenemifiion war vor 1826 nur. 
PBrivatbanfen geftattet, melde die Erlaubnif dazu von der Krone erhielten und (feit 1808) eine 
Licenz löften, welche jedes Jahr erneuert und mit 50 Pf. St. bezahlt werden mußte. Seit 1826 
durften aud) Actienbanfen in Städten, die wenigftens 65 Meilen (15 deutſche Meilen) von Lon— 
don entfernt liegen, Noten ausgeben. Durch die Acte von 1844 wurde die Befugni der Noten: 
ausgabe auf die Anftalten beſchränkt, welde vamals in Beſitz waren, und es zeigte fi, daß ihre 
Zahl 208 Privatbanfen und 72 Actienbanfen betrug. Diefe hatten vamald 8,651,647 Pf. St. 
in ihren Noten im Umlaufe, und mehr durften fie von nun an nicht in Girculation fegen. Von 
den 208 Privatbanken Yaben feither (bis Gnoe 1856) 45 aufgebört Noten auözugeben, und 
zwar 21 wegen Ginftellung ihrer Zahlungen, 16 weil fie ſich mit Actienbanfen vereinigten 
oder freiwillig verzichteten, 8 weil fie, wie viele andere, mit der Bank von England übereinka— 
men, flatt eigener Noten folde der großen Anftalt gegen eine Bergütung zu benugen. Von den 
72 Actienbanken dagegen find seither nur 9, darunter 6 wegen Zahlungseinftellung, aus: 
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gefallen. Das gejeglihe Marimum der Notencirculation hat ih daburd um 725,645 Pf. St. 
vermindert; der wirkliche Umlauf aber ftand Ende 1856 um 1,166,616 Pf. St. unter dem ge: 
jeglic zuläfligen, von welchem viele Anftalten nicht in vollem Umfange Gebraud machen. . 

Wenn in der Gejhichte des. engliihen Banfwefens von den Lanpbanfen die Rede ift, fo 
pflegt man in der Negel darunter die Privat: und die Actienbanfen zu verfiehen, welde Noten 
ausgeben. Uber ihre Entftehung und erſte Entwidelung fehlt e8 an zuverläfjigen Nachrichten, 
ihre Beihränfung jeit 1844 ift das Nefultat der Erfahrungen, die an ihnen gemacht wurden. 
„Man nimmt allgemein an’, fagt Gilbart 8), „daß jie bis zum amerikanischen Kriege nur in 
geringer Anzahl vorhanden waren, daß jie ſich gegen das Ende dieſes Krieges raſch verbreiteten, 
daß jie 1795, als 22 derjelben fallirten, einen heftigen Stoß erlitten, aber während ver Bank— 
reſtriction jich wieder mit überraſchender Schnelligkeit vermehrten.‘ 

Die Zahl der Bankbrüche belief jih von 1809—26 auf 285, wovon 80 in die Krife von 
1825 — 26 fallen, welche dazu führte, die Grrihtung von Actienbanfen außerhalb London zu 
geftatten, weil man in der geringen Zahl ver Theilhaber eine Haupturſache der Unjicherheit der 
Zandbanfen zu finden glaubte. Bon 1826—55 waren 56 Actienbanfen regiftrirt worben ; in 
dem einen Jahre 1856 kamen 45 neue hinzu, von denen mehre 30 — 40 Berzweigungen hatten, 
weshalb M'Culloch die Zahl der im Jahre 1856 entjtandenen Banfen auf 200 anſchlägt. Die 
Speculation hatte ſich der Sache bemädtigt. Die Actien waren meift gering, jelten über 50, 
manche 25, 10, ſelbſt 5 Pf. St., und davon wurden nur 5, 10—20 Proc. einbezahlt. Vorſich⸗ 
tige und wohlhabende Gejhäftsleute zogen fi von foldhen Unternehmungen zurüd, weil fie nad 
englifhen Gefegen mit ihrem ganzen Vermögen für die Verbinplichkeiten verjelben haften müſ— 
fen. Diejenigen, welde beitraten, boten in der Negel Feine Garantie durd die übernommene 
Haftbarfeit und waren nicht ängftlih, der Überfpeculation im Handel mit Noten zu Hülfe zu 
fommen. Die Notencirculation der Landbanken flieg über 12 Mill. Pf. St. im Mai 1856, 
während die Banf von England nur 18 Mill. im Umlauf hatte. Bei ihr wurde Gold zur Aus— 
fuhr geholt, ihr Baarvorrath ſchwand von 7,678,500 Pf. St. im Februar 41856 auf 3,958,750 
Pf. St. im Februar 1857. Das Barlament ließ eine Unterfuhung anftellen, und man fam zu 
der Anjiht, welche M’Eullod in feiner Ausgabe von Adam Smith (Note 9, Money) dahin zu: 
jammenfaßt: „Wäre die Bank allein befugt gewefen, Papier audzugeben, der Drang nad) Gold 
mwäre nicht entjtanden, oder es wuͤrde ihm wenigſtens alsbald eine Schranke geſetzt worden ſein. 
Das Anwachſen deſſelben zu einer Höhe, welche der Bank von England Gefahr brachte, iſt ledig- 
lich dem Verfahren der Geſellſchaftsbanken zuzuſchreiben indem ſie fortfuhren den Umlauf 
ihrer Noten zu vermehren, ftatt zu vermindern. Der Rückſchlag erfolgte, fobald der Drud auf 
dem Geldmarkte eine gewille Höhe erreicht hatte, und ohne ven Beiftand der Banf von England 
würden mehre Geſellſchaftsbanken gefallen fein. Solde Schwanfungen aber werden ſich immer 
ergeben, wo dad Umlaufsmittel aus mehr als einer Duelle fließt.” Daher 1844 die Beihrän- 
fung der Zettelbanken und ihrer Circulation auf die vorhandene Zahl. Die Beftimmung, wo: 
nad die Teilhaber mit ihren ganzen Vermögen für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft haf⸗ 
ten, iſt andern Actiengeſellſchaften durch das Geſetz vom 14. Juli 1856 (Joint-stock-com- 
panies-act), welches das Geſetz vom Jahre 1855 über beſchränkte Haftbarkeit (limited liabilities 
act) in ſich aufnahm und erweiterte, nachgelaſſen worden; allein die Banken und die Verſiche— 
rungdgejellihaften find davon ausgenommen. Für diefe befteht die unbeſchränkte Haftbarkeit 
fort, und wenn jie aud von ihrer abſchreckenden Wirkung durch dad nachhaltige Gedeihen der 
Geſellſchaftsbanken verloren hat, jo hält fie doch die foliden Gefellichaften ab, durd) die u 
nahme minder hemittelter Actionäre ihren Kreis zu erweitern. 

Den englifhen Banfen werden durchſchnittlich ſehr große Summen anvertraut, melde fe 
zum Betriebe ihrer Gefchäfte verwenden und nur bei längerer Kündigungsfriſt mäßig verzinfen. 
Die Einleger können ihre Rechnung aufheben und ihre Depofiten zurüdnehmen, haben aber 
bei der Verwaltung nicht mitzureden. Deshalb werben von den Banken ftärfere Garantien als 
von andern Handelögejellihaften verlangt und ift für fie das Princip der unbeſchränkten Haft- 
barkeit ihrer Theilhaber beibehalten worden. Dagegen wurde bei Anwendung diefes Principe 
der Misbrauch wahrgenommen, daß im Falle eines Bankbruchs die Gläubiger einzelne Banf- 
theilhaber willfürlich herausgriffen, für ihre Foderungen an die Geſellſchaften belangten und 
an den Bettelſtab PR Diefer unnöthigen und willfürlihen Bedrückung fteuert das Gejeg 





9 „The history and principles of banking, by James William Gilbart , general — 
ol ihe London and Westminster bank.” 
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vom 17. Aug. 1857, indem ed den Actionär gegen Einzelflagen [hügt und ein Liquidations- 
verfahren feftfegt, wonach jeder Actionär pro rata zur Deckung des Deficitö herangezogen wird. 
Das nämliche Gefeg (Act to amend the law relating to Banking Companies, 47 august 
1857) ſucht die vorgefommenen Umgebungen des Gejeged über befchränfte Haftbarfeit abzu= 
ftellen, indem es beftimmt, daß bis zum 1. Jan. 1858 jede Bankgejellfhaft ji unter vie bes 
ftehenden Gefege über Actienbanfen regiftriren laffen muß, wibrigenfalls fie die Gorporations- 
rechte verliert und die Directoren bei Strafe Feine Dividenden zahlen dürfen. Auf Berlangen 
eined Drittheild der Theilhaber (nad Zahl und Gapitalantheil) muß eine Prüfung der Ge: 
ſchäfte durch den Infpector der Handelsbehörde (board of trade) ftattfinden. Geſellſchaften, 
welche Banfgefhäfte treiben, aber, um die beſchränkte Haftbarfeit zu genießen, andere Geſchäfte 
angegeben haben, müffen auf Verlangen Eines Gläubiger oder Theilhabers liquidiren (wind 
up). Stellt fi) ein Deficit heraus, jo müffen es die Theilhaber decken. Endlich beftimmt die— 
ſes neuefte Gefeß, daß jieben oder mehr Perfonen fih ald Bankgeſellſchaft regiftriren laſſen 
dürfen, voraudgejegt, daß der Nennwerth eines Antheild nicht unter 100 Pf. St. beträgt. 
Man beforgt, daß hiernach unfichere Anftalten gegründet werben fönnen, weil ein Capital von 
nur 700 Pf. St. hinreicht, Namen und Überfihten nicht veröffentlicht werden müffen, und 
eine Prüfung der Gejhäfte nur auf Verlangen ven Theilhabern feitend der Behörde vorge— 
nommen werben darf. Im Ganzen gilt jedoch dad Geſetz ald ein Fortſchritt, indem es die 
Sicherheit verftärft und Ehicanen, die nur den Advocaten nüßen, abfchneibet. 


Nach ven neueften Mittheilungen befteben in England: 


\ 


Privatbanten: ohne Noten: mit Roten: 
‚„. Inlonon.... 59 
! außerhalb London 115 155 
Gefellibaftsbanfen: 
in London .... . 23 — 
außerhalb London 165 63 


Unter den londoner Geſellſchaftsbanken find neun größere, wovon eine, die Royal-British 
Bank, durch die Betrügereien der Directoren zu Kalle gebracht worden ift, feit 1854, darunter drei 
im Jahre 1855 entftanden. Die 218 Notenbanfen, welde mit ihren Zweiganftalten auf 745 
fteigen, hatten am 1. Aug. 1857 nod für 6,587,097 Pf. St. Noten im Umlauf und ſtanden 
damit um 4,197,915 Pf. St. unter der gefeglihen Marimalhöhe. 

Banken in Schottland und Irland. Die Privilegien der Bank von England erftred- 
ten fich nicht auf die beiden andern Länder und hinderten dort nicht die Entwidelung des Bank: 
weſens durch Geſellſchaften. Die Bank von Schottland wurde ein Jahr nach der Englifchen, eben= 
falld von William Patterfon, gegründet; ihr folgte 1727 die Königliche Banf von Schottland, 
und 1747 eine dritte unter der Firma, Britiſche Leinmandeompagnie, alle Drei in Edinburg. 
Außer ihnen entftanden nad und nad 50 Geſellſchaftsbanken in Schottland. In Irland bilde: 
ten fich die Bank von Irland, die Provinzial:, die Nationalbank in Dublin und andere in Bel: 
faft und Ulfter. Als im Jahre 1844 das Notenwefen in England beſchränkt wurde, folgte im 
Jahre 1845 die Anwendung auf Schottland und Irland durch zwei befondere Gejege, wonach 
ebenfalls feine neuen Notenbanten mehr genehmigt und der Umlauf der beftehenden auf den 
Durchſchnittsbetrag des abgelaufenen Jahres befhränft werden follte. In Schottland fanden 
fih 49 (jest noch 18) Notenbanken mit einem Umlaufe von 5,087,209 Pf. St., in Irland 8 
(jet noch 6) mit 6,554,494 Pf. St. Doch dürfen diefe ihre Notencireulation auöbehnen, wenn 
fie den Mebrbetrag in Gold oder Silber vorräthig halten. Am 1. Aug. 1857 war der Stand 
nach dem Durchſchnitte der legten vier Wochen: 


Bon 18 ſchottiſchen Bon den 6 iriſchen 
Banlen: Banfen: 
Moten unter 5 Pf. St. ..... 2,596,098 5,191,294 
„ von5 Pf. St. und darüber 1,596,574 5,242,410 
5,992,477 6,455,705 
Baarvorratb . . 222... 1,595,606 2,264,171 


Die Banken hatten hiernad in beiden Ländern mit Hülfe ihrer Baarvorräthe das gefeg: 
lie Marimum überſchritten. 
Die Unterfuhungen über das Bankweſen in England im Jahre 1826 waren 4827 aud auf. 
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Schottland und Irland ausgedehnt worden, und dabei erſchienen die ſchottiſchen Banken in dem 
vortheilhafteſten Lichte. Inter ihren Principien haben ſich beſonders folgende bewährt. 

Die jhottiihen Banken nehmen Einlagen von 10 Pf. St. und darüber, fie ftellen ihren 
niedrigften Betrag dem höchſten der Sparkaſſen gleich, ſodaß die Einleger unmittelbar von der 
Sparkaſſe zur Bank übergehen fönnen. Die Bank verzinft jeve Einlage, auch bei geringem Be: 
trage und auf kurze Dauer, je nach den Umftänden mit 2—4A Proc. Daher fommt ed, daß die 
meiften Einleger Fifcher, Handwerker, Felvarbeiter und Dienftboten iind und mehr als die 
Hälfte ihrer Guthaben zwiſchen 10 und 100 Pf. St. betragen; daß fernet die Anlagen bei der 
Bank, weil jie für jeden Betrag und für jede Frift Zinfen tragen, ver Anlage in Staatöpapieren 
vielfad) vorgezogen werben, weil bei legtern die Maflergebühren und die Gefahr in Anfchlag 
kommen, daß fie gerade in dem Augenblid im Preije gefunfen find, wo man veranlaßt ift, fie 
wieder zu veräußern. Dieje Einrihtungen der ſchottiſchen Banken äußern eine mächtige Anzie— 
hungskraft auf die übergejparten Gapitale. „Die. meiften der wohlhabenden Landwirte und 
Gewerbsleute“, heißt e3 in dem Bericht des Unterhaufes von 1827, „haben durch diefe Erfpar: 
niffe den Örund zu ihrem Vermögen gelegt.” Die Summe der Depofiten bei den fhottifchen Ban- 
fen aber beträgt nicht weniger ald 50 Mill. Bf. St. 

Die ſchottiſchen Banken geben ferner Perſonaleredit und eröffnen folden für Gefhäftsleute, 
welche jih ald foliv ausweiſen und zwei oder mehre annehmbare Bürgen bringen, und jie. können 
bis zu dem vollen Betrage je nach Bedarf davon Gebrauch machen, ſodaß fie nur den Theil, den 
fie bezogen, zu verzinjen haben. ine ſolche Grediteröffnung (cash account, Geldrechnung) 
kommt in England nur bei einzelnen Privatbanfen vor, wirft aber überall ſehr wohlthätig auf 
die Betriebfamfeit der minder bemittelten Glaffen. 

Endlich jind die jhottifhen Banfen nicht der Beſchränkung unterworfen, welche den eng⸗ 
liſchen verbietet, Noten unter 5 Pf. St. auszugeben, und nur während der Bankreſtriction eine 
Ausnahme geftattete. Jene geben regelmäßig Einpfundnoten aus, befriedigen aber dennoch mit 
einer verhältnigmäßig geringen Summe das Bedürfniß der Gireulation, weil eben die Leichtig⸗ 
keit, jeven Betrag bei der Banf verzindlich anzulegen und nad Bedarf wieder zurüdzuziehen, 
die Einzelnen gemöhnt hat, fein Geld in ihren Kaffen liegen zu laffen, ſondern Alles, was fie 
für den Augenblick entbehren können, an die Bank zu geben, die ed fortwährend im Umlaufe er: 
hält. Daher wird, nah Wiljon, der gefammte Geldverkehr in Schottland mit einer Gelvfumme 
von 51/, Mill. Bf. St. zum weitaus größten Theil in Banknoten beftritten, während dieſelbe in 
England nit unter 50—60 Mill. anzufchlagen ift. Die Bevölferung von England und Was 
les ift ſechs mal fo groß als die von Schottland, daher würde dort eine Summe von 21 Mil. 
Pf. St. ver ſchottiſchen Circulation von 3%, Mill. entfprehen. Man kann nicht behaupten, 
daß die größere Ausdehnung des englifhen Handeld den Unterſchied erkläre, denn ed ift zus 
vörderſt nicht ausgemacht, daß der jchottifhe Handel minder ausgedehnt fei; ſodann aber find es 
auch nicht die großen Handelsgeſchäfte, melde vorzugsmweife Münzen und Noten verwenden, 
fondern die Fleinen und außerdem noch die Arbeitslöhne und die Privatconfumtion. Wir haben 
übrigens oben gefehen, daß jeit 1840 aud die Engländer ihre Banken befler benugen gelernt 
haben. Mit einem Gapital von 144, Mill. und einem Notenumlauf von 20 Mill. hat bie 
Bank von England Depofiten im Belaufe von 10 Mill. an ſich gezogen ; die ſchottiſchen Banfen 
mit einem Gapital von nicht ganz 10 Mill. und einer Notencirculation von 3, Mill. verfügen 
über ein Capital von 50 Mill. an Depofiten.. Dieſe Vergleihung fällt ganz zu Gunſten der 
Grundfäge aus, nad) denen fie verfahren, und denen es zu verdanken ift, daß jie dad Capital des 
Landes vergrößern, indem fie feinen Theil deſſelben unbeſchäftigt laffen; daß jie große Summen 
dem Handel und der Induſtrie des Landes erhalten, welche ohne fie eine Anlage in Staatdpa= 
pieren gejucht haben würden; daß dadurch der Auffhwung des Handeld und der Induftrie nicht 
allein, ſondern ver größte Theil der landwirtbichaftlichen Verbefferungen, wodurch Schottland 
fih auszeichnet, möglich geworben ift. Die neuern Geſellſchaftsbanken in England jind dem 
nämlihen Grundfage gefolgt; die neun größern in London allein hatten 1855 über 51 Mil. 
Pf. St. an Depofiten. Dieſe Vortheile find aber niht nur eine folge zwedmäßiger Einrich— 
tungen, fondern mindeftend ebenfo jehr eine Frucht des Volkscharakters. Schottland war zu 
allen Zeiten reich an audgezeihneten Männern ver Wiſſenſchaft und praftifcher Tüchtigkeit. Die 
Rationalöfonomie zäblt deren Biele unter ihren berühmteften Namen. Der Mafle des Volkes 
find Fleiß, Genügfamfeit, Sparfamkeit und Trieb zu nüglicer Thätigfeit in hohem Grade 
eigen, und befähigen fie, von jedem neuen Hülfsmittel dev Arbeit und des Credits den beften Ge: 
brauch zu machen. Wo folde Eigenjhaften nur in geringem Grabe unter der Mafle vorhanden 
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find oder an ihrer Stelle die entgegenftehenden Untugenden vorwiegen, da werden bie an jich 
beften Einrichtungen wenig Nugen fhaffen, unter Umftänden auch durch Misbrauch zum Ver: 
derben ausjhlagen. Dies gilt in gar vielen Beziehungen, befonders aber aud) vom Bankweſen. 
Ein Schotte war e8, welder den Plan zu der Banf von England machte und damit den Grund 
zu dem Greditfgftem legte, welches wefentlich beigetragen hat, dem Handel und der Inbuftrie 
Englands ihr Übergewicht über andere Nationen zu verfähaffen, und welches die Schotten zu 
Haufe noch vollfommener ausbildeten und vortheilhafter verwendeten. Gin Schotte war es, 
welcher in einem andern Lande die Idee eined Creditſyſtems einführte, wo es, ftatt einem bedäch⸗ 
tig prüfenden Parlamente, einem verſchwenderiſchen Hofe in die Hände fiel, eine genußfüchtige 
Nation zu dem Wahne mühelofer Erwerbung von Reichthum verlodte und unermeßliches Un: 
heil anrichtete, wie der Eingang des nächſten Abſchnitts zeigen wird. 

VI. Die Banken in Franfreid.: Dur ein Edict vom 2. Mai 1716 genehmigte ver 
Herzog von Orleans, Negent von Frankreich während der Minderjährigkeit Ludwig's XV., das 
Geſuch des Schotten John Law, in Paris eine Bank errichten zu dürfen. Ihr Eavital wurde 
"auf 6 Mill. Livres in 1200 Actien zu 1000 Thlen. — 5000 Livres feftgefegt. Ihre Befug— 
niffe waren im Wefentlihen die nämlichen wie jene der Banf von London. Sie durfte. Handels: 
effecten discontiren, die Baarvorräthe ver Kaufleute aufnehmen, ihre Foderungen einziehen und 
Zahlungen leiften durch Ab= und Zuſchreiben auf den Rechnungen, welche ihnen vie Anjtalt er— 
öffnete (Girogefhäft); auch durfte fie Noten auf den Inhaber und auf Sicht ausgeben. Die 
noch friſche Erinnerung an die legten Münzverfchlechterungen machten es rathfam, in das Sta= 
tut die beruhigende Zufiherung aufzunehmen, daß die Noten in Thalern von dem nämlidhen 
Gewichte und Feingebalte, wie fie zur Zeit des Ediets im Umlauf waren, eingelöft werben joll= 
ten. Die Anftalt machte jehr gute Geſchäfte. Die Handelöleute von Paris, denen der leichte und 
billige Verkauf ihrer Wechfel eine neue angenehme Erfheinung war, gaben der Bank zu thun 
und festen ihre Noten in Umlauf. Allein die Gejhäfte befhränften ſich auf die Hauptſtadt und 
verihafiten ven Noten, welche überdies indofjirt werden mußten, nicht die erwartete Verbreitung. 
Da verordnete unterm 18. April 1717 ein Evict, daß viefelben bei allen öffentlichen Kaſſen an 
Zahlung für Steuern angenommen, aud gegen Münze eingelöft werben follten. Durch diefe 
Mapregel ftieg die Girculation der Noten bald bis auf 60 Mill., alfo auf ven zehnfachen Betrag 
des Banfcapitald; allein jelbft dieſes Verhältniß drohte noch keine Gefahr, da die Eigenſchaft 
eines geſetzlichen Zahlungsmitteld die Umlaufsfähigkeit der Noten erhöhte und ihre Verbrei— 
tung in den Provinzen die Zahlungen nad entfernten Orten, die damals noch ſchwierig und 
£oftipielig waren, bedeutend erleichterte. Freilich würde diefer Dienft zweckmäßiger durch Filial- 
anftalten geleiftet worden fein, welche zugleich den größern Bortheil der Anfammlung müßiger 
Gapitale und der allgemeinern Benugung des Wechieldiscontirend gebradt haben mürben. 
Bald aber nahm die Anftalt eine andere Wendung, indem fie zunächſt mit weitausfehenden &o- 
lonifirungsplanen und Handeldjpeculationen in Verbindung gebradt, dann von der Staats: 
verwaltung ald Kinanzmafchine in Beihlag genommen wurde Im Auguft 1717 wurde die 
Bildung einer Weſtindiſchen Compagnie genehmigt und diefer die Souveränetät über Louiſiana 
und dad Brivilegium des Handels mit diefen Lande und mit dem Belzwerf aus Canada ertheilt. 
Dem Namen nad) getrennt, waren beide Geſellſchaften in den nämlidhen Händen, und die Banf 
legte ihr Grundcapital von 6 Mill. in Actien der Weftinvifchen Geſellſchaft an. Die Ausficht 
auf enormen Gewinn veranlaßte die Verwaltung am 4. Dec. 1718 die Bank unter dem Namen 
Königliche Bank zur Staatsanftalt zu mahen und den Actionären ihre Einlagen zurüdzus 
zahlen. Sie erwartete von ihr die Mittel, die ungeheuern Schulden, welche die Regierung Lud— 
wig's XIV. Hinterlaffen hatte, zu tilgen und den erſchöpften Binanzen wieder aufzubelfen. Zu 
diejem Zwecke wurde die Weftinvifche Gefellihaft, welhe nun den Namen Indische Geſellſchaft 
annahnı, mit neuen Privilegien ausgeftattet. Die Länder am Senegal und jenjeit des Vorgebirges 
der guten Hoffnung wurden in ihren Bereich gezogen. Gold und Silber, Gefhmeide, Alles was 
nur auf= und anzubringen war, ftrömte in die Kaflen der Banf, um gegen Actien vertauscht zu 
werden, von denen man goldene Berge erwartete. Die Noten wurden auf 100 Mill. in Stüden 
von 1000, 100 und 10 Livres vermehrt, von denen 10 Mill. in der Kaffe bleiben follten, um 
an der Stelle der unbraudbar gewordenen als Erjag zu dienen. Da aber die Münze immer 
mehr aus dem Umlaufe verſchwand und die Bank ihre Gefchäfte immer weiter ausdehnte, jo 
wurde die Grenze von 100 Mill. bald überjchritten, und e8 waren gegen Ende des Jahres 1719, 
1000 Mill. ausgegeben. Da die Gewinne aus dem Gefellfhaftsmonopol ausblirben, ſuchte die 
Regierung ihrer Bank mit neuen Privilegien zu belfen, die einen reellern Nugen abmwarfen. 
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Das Einſchmelzen und Ausprägen der Vlünzen, das Tabacksmonopol, jelbft die Verpachtung 
der Domänengüter wurden ihr übertragen, jie jollte für die Aufmunterung: der Fifcherei und 
der Fabriken forgen. Das Bankgefhäft verſchwand in einem ungeheuern Gewebe von Finanz- 
und Handeldfpeculationen, welches die Gapitale und das Geld des Landes verfhlang, Actien 
und Noten dafür gab, die ihren Werth verlieren mußten, nachdem jie feine wirflihen Werthe 
mebr hinter fich hatten. Wergebens waren alle Nothbehelfe, um der Entwerthung Einhalt zu 
tbun. ine Verordnung vom 21. Mai 1720 fegte die Noten auf die Hälfte ihres Nennwerths 
berab, was ein ſolches Entjegen erregte, daß fie in ver folgenden Woche zurückgenommen wurde. 
Bald darauf flürzte die Bank, oder das Syftem, wie man ed damals nannte, und fein Urheber 
Lam entflob. Er war ein auögezeichneter Kopf, fruchtbar an Ideen, die erft eine fpätere Zeit zur 


Reife bringen follte. Sein Irrthum war: daß Werthzeihen, in einer Menge, melde das Ge- 


fammetvermögen des Landes darftellt, benußt werden könnten, um ald Hülfsmittel des Credits 
dem Handel und der Induftrie eine unbegrenzte Ausdehnung zu geben. In England herrichte 
um diejelbe Zeit ver nämliche Schwindel mit den abenteuerlichften Projeeten. Aber-Daniel De: 
foe, der Verfaſſer des „Robinſon“, trat in dem „Essay on projects’ dem Betruge mit der Hin= 
meifung auf die wahren Quellen des Volkswohlſtandes entgegen; eine Reihe anderer Schrift: 
fteller jchloffen ih an. Die Bank von England ließ ſich nicht in den Strudel ziehen, die Regie— 
rung misbraudte die Stimmung nicht zu Binanzipeculationen, und das Parlament jegte durch 
bie Bubble-act (Schwindelgefeg) von 1719 dem Unweſen ein Ziel, indem es die Breiheit der 
Affociätion in Bezug auf Actiengeſellſchaften ſehr ſtark beſchränkte und die Frage, ob ein Unter: 
nehmen als ſchwindelhaft zu verwerfen fei, dem Spruche der Jury unterftellte. Dieje Acte bes 
ftand bis 1825, und no 1811 wurde auf die Klage der Müller und Bäder von Birmingham 
eine Actien-Mehl- und Brotfabrif durch Sprud der Jury eingeftellt, weil fie, nachdem bie 
Theuerung aufgehört, feinen rechtmäßigen Zwed mehr habe. Auch in Frankreich fehlte es nicht 
an einſichtsvollen Rathgebern, aber ihre Stimme verhallte bei der Nation, welde von den 
Schägen des Miſſiſſippi träumte, und bei der Regierung, welde durch ihre Banf das Geld des 
Bolks in das Danaidenfaß ihrer Kaifen leitete. Die vielgebraudite Barallele zwiſchen dem 
Syſtem von Lam und dem heutigen Credit mobilier paßt nicht; denn der legtere arbeitet mit be= 
kannten Größen und innerhalb beftimmter Schranfen, ohne Monopole und außer Verbindung 
mit den Staatäfinanzen und einer Notenbanf. 

Kein Wunder, daß nad ſolchen Erfahrungen mehr als ein halbes Jahrhundert verging, 
bevor ein neuer Verfuch zur Gründung einer Banfanftalt in Frankreich gemacht wurde. Erft 
am 24. März 1776 genehmigte die Regierung den Blan der Herren Panchaud und Clonard, eine 
Discontofaffe zu gründen. Ihr Capital follte 15 Mill. betragen, und davon jollten 10 Mill 
dem ſchwer verfchuldeten Staate geliehen werden. Allein das Publicum betrachtete nicht, wie in 
England, die Foderung an den Staat als ein fiher angelegted Örundcapital: die Subferiptionen 
betrugen nad ſechs Monaten noch niht 2 Mill., und man mußte vorerft auf die Anleihe ver= 
zichten. Nun kamen bald 7%, Mill., vie Hälfte des urfprünglich feftgefegten Gapitals, zufam= 
men, und die Anftalt trat in Wirkſamkeit. Läſtige Vorſchriften hemmten anfangs ihre Bewe— 
gung, die aber bald lebhafter wurde, nachdem ihr geftattet worden war, den Discont in Fries 
denszeiten auf 4, in Kriegäzeiten auf 41, Proc. zu ermäßigen. Ihr Capital ftieg auf 12 Mill., 
und in der erften Hälfte 1785 belief fich vie Summe der Discontirten Effecten auf 156, der ums 
laufenden Noten auf 55 Mill. Die Erleichterungen waren aber der Preis von Anleihen an die 
Regierung, die man wol als erzwungene anjeben darf; jie beliefen fih 1785 auf 6 Mill, 
Hierdurch wurde die Ginlöjung der Noten ſchwierig, und die Regierung half aus der Verlegen: 
beit, indem jie durch einen Beihluß vom 27. Sept. 1785 den Noten einen Zwangscurs ver: 
lieb. Bald darauf wurde der Anftalt die Schuld des Staats zurüdbezahlt, jie löfte ihre Noten 
wieder ein und das Vertrauen fehrte zurüd. Aber im Jahre 1787 wurde die Anftalt aufs neue 
für die prüdenden Finanzverlegenheiten in Anipruch genommen, und man fuchte die Abfiht un= 
ter dem Plane einer Reorganifation der Discontofaffe zu verfteden. Diefe jollte nämlih im 
Mejentlihen darin beftehen: daß durch Ausgabe neuer Actien das Capital vergrößert, zugleich 
aber, ald Garantie für die Einlöfung der Noten, 70 Mill. in ver Staatskaſſe niedergelegt wer— 
den jollten. Legtere verjchaffte jih fomit eine Zwangsanleihe, die alle frühern weit überftieg, 
beinahe das ganze Gapital der Geſellſchaft in Beſchlag nahm, ihren Gläubigern für die 98 ML. 
Moten die Bürgfchaft des bereits tief erfhütterten öffentlichen Credits einſetzte und die Anftalt 
zum voraus in die bevorftehende Berrüttung der Finanzen vermidelte. Nach dem Ausbruche der 
Revolution Fränfelte vie Anftalt noch eine zeitlang bin, bis der Convent, nachdem der Staat 
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ihre Koderungen mit Afjignaten befriedigt hatte, durch ein Decret vom 4. Aug. 1795 ihre Aufs 
bebung verfügte. 

Da die Geſetze, welde die Gründung und die Bewegung von Geſellſchaften befchränften, in 
der Revolution theild aufgehoben, theils außer Übung gefommen waren, bildeten ih, nachdem 
die Schredendherrichaft und die Aſſignaten ihr Ende erreicht hatten, in Paris Vereine unter 
verfhiedenen Namen, um Discontogeichäfte zu treiben und Noten auszugeben. Sie kannten 
feine andern Beihränfungen als ihre Statuten. Ihre Reibungen, Verſehen und die bei jevem 
Anfange vorfommenden Fehler gaben dem Erften Gonful Anlaß, bei vem Bankweſen wie über: 
haupt im Staate ver Anarchie ein Ende zu machen und die Einheit herzuftellen. Er wollte, daß 
alle dieſe entftehenden Banken in Eine große Anftalt ji vereinigten, und ließ aus ihrer Bereini= 
gung die Bank von Frankreich hervorgehen, wobei ihm ſicher der Gedanke nicht fremd war, 
ſich derjelben bei der Riefenarbeit der Herftellung der Finanzen als Hülfsmittel zu bedienen. 
Sie entftand ſchon 1800, erhielt aber erſt durch das Gefeg von 1805 (24 Germinal an XI) 
ihre definitive durch fpätere Geſetze weiter ausgebildete Ginrihtung. Ihr Capital wurde zu 
45 Mil. in 45,000 Actien zu je 1000 $r., ihre Dauer auf 15 Jahre feftgefegt; fie erhielt das 
ausſchließliche Privilegium, Noten auszugeben, doch behielt fich die Regierung vor, die Erridh- 
tung ähnlicher Anftalten in den Departements zu genehmigen. Die Noten durften auf feine ge: 
ringere Summe ald 500 Fr. geftellt werden. Die Bank discontirt Wechſel, die wenigſtens mit 
drei Unterſchriften verfehen find; auch zwei Unterfhriften genügen, wenn außerdem ber Betrag 
in Banfactien oder Staatöpapieren hinterlegt wird. Sie gibt außerdem, Vorſchüſſe gegen Gold 
und Silber, Staatöpapiere und feit 1852 au auf Eifenbahnactien. Sie eröffnet Geſchäftsleuten 
laufende Rechnungen, beforgt ven@inzug von Wechfeln und Anweifungen auf ihre Ordre und lei= 
Ret Zahlungen für ihre Rechnung bis zum Belaufe ihres Guthabens ohne befondere Vergü— 
tung. Dagegen zahlt fie keine Zinfen für die eingelegten Summen und gibt feinen Grevit. Die 
Dividende wird den Actionären halbjährlich bezahlt und durfte nicht über 6 Proc., feit 1806 
noch zwei Drittel ded Mehrgewinns betragen, der Reft wurde zum Reſervefonds gefhlagen, bis 
auch er feit 1854 zur Dividende floß, nachdem die Reſerve auf 10 Mill. angewachſen und in 
Renten angelegt war. Die Regierung ernennt den Gouverneur und die Untergouverneure, 
welche die Staatdaufjicht üben, aber von der Bank befolvet werden. Die Verwaltung befteht aus 
45 Vorftehern (regents) und drei Aufjehern (censeurs), ſodann aus einem Ausfhuffe von 
42 Mitgliedern für die Discontogefhäfte (conseil d’escompte). Die Mitglieder ver Verwal: 
tung werben von der Generalverfammlung gewählt, welche jährlich einmal zufammentritt und 
aus den 200 Actionären befteht, welche im legten halben Jahre die meiften Actien befaßen. 

Kaum war die Bank durch dad Gefeg von 1805 organifirt, als fie veranlapt wurde, einen 
Theil ihred Capitals in Staatöpapieren anzulegen, um den Curs derfelben, der Ende 1805 nicht 
ganz 55 ſtand, zu heben; ein anderer Theil mußte gegen Anmweifungen auf die Generaleinnebh- 

‚mer abgegeben werben, welde die Bank weit billiger als die Handeldeffecten discontirte. Im 
Sabre 1805 befanden fih unter 97 Mill. im Portefeuille ver Bank nicht weniger ald 80 Mil. 
in Anweifungen der Generaleinnehmer; jeit 1807 jind laufende Rechnungen zwiſchen der Staatd- 
Eafle und den Generaleinnehmern an deren Stelle getreten. Diefe gezwungene Betheiligung der 
Anftalt an der ſtändigen und an der ſchwebenden Schuld des Staats erzeugte Verlegenheiten, 
aud tenen die Schlacht bei Aufterlig fie rettete, nachdem fie ſchon genöthigt geweſen, die Einlö- 
fung ihrer Noten einzuftellen, weil die Obligationen der Einnehmer nicht alle pünktlich bezahlt 
wurden. Um die Bank zu flärfen, wurde fie durch das Gefeg vom 22. April 1806 reconftituirt. 
Ihr Eapital follte verdoppelt, d. h. durch Verkauf von weitern 45,000 Xctien.auf 90 Mill. ge: 
bracht werben, blieb jedoch durch Rückkauf von Actien auf 67,900,000 Fr. und einem Referves 
fonds von 10 Mill. ftehen bis zur Februarrevolution von 1848. Aufßervent behielt ſich die 
Regierung, welde nun ihre Gouverneure einfegte, vor, die Vertheilung der Dividenden an die 
Actionäre zu vertagen, um flärfere Baarvorräthe zu Vorfhüffen an die Staatskaſſe zur Ver: 
fügung zu haben. Die Befugniß, Darlehen auf Gold und Silber zu geben, erhielt die Banf 
erſt 1808. Die fo geftärkte Bank mufte 1807 dem Staate eine Anleihe von 40 Mill. machen, 
welche 1811 auf die Hälfte reducirt, aber erft 1815 zurücbezahlt wurde; fehr ftark und häufig 
waren die Vorſchüſſe auf Fürzere Zeit. Die hoͤchſten Beträge, melde die Staatskaſſe im Laufe 
eines Jahres der Bank fhuldete, waren zwifhen 74 und 108 Mil. in den Jahren, welde durch 
den ruſſiſchen Feldzug und die Schlacht bei Leipzig, durch die Theuerung (1817), durch die Züge 
nach Spanien und Algier und durch die Julirevolution bezeichnet find. 

Dad Geſetz von 1806, ergänzt durch Vollzugsdecrete von 1808 und 1810, hatte die Dauer 
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der Anſtalt zu den 15 Jahren noch um weitere 25 verlängert; ihr Privilegium blieb ſomit 
40 Jahre, von 1805 — 45 in Kraft. Während der Reftauration wurde nichts geändert, nur er= 
hielten die Actionäre einen größern Antheil am Gewinn und die Bank einen weitern Spielraum 
für die Beleihung von Staatöpapieren. Ferner machte die Negierung von ihrem Vorbehalte 
Gebrauch und genehmigte von 1817— 38 neun Departementalbanfen mit der Befugnif, No— 
ten auszugeben; die Bank errichtete mehre Gontore, und die meiften diejer Anftalten entftanden 
von 1856—40, unter der Regierung Ludwig Philipp’s. 

Unter dieſe Regierung fällt die Erneuerung ded Bankprivilegiums auf 25 Jahre, von 
1845 —67, durch das Gefeg vom 15. Juni 1840, welches auch die Errichtung neuer Gontore 
begünftigte, deren Zahl zwiſchen 1841 und 1846 von 6 auf 15 flieg; außerdem wurde durch 
ein Gejek vom 10. Juni 1847 geftattet, Noten in Abſchnitten von 200 Fr. zu emittiren. Die 
Februarrevolution brachte die Noten in Maffe zur Einlöfung, und die Proviforifhe Regierung 
ſah fih am 15. März 1848 genöthigt, denſelben Zwangscurs zu verleihen; für die Noten ver 
Departementalbanken follte dies nur innerhalb des Departementd gelten, aber die Verwirrung 
wurde jv groß, daß man fih nur durd die Vereinigung der Provinzialanftalten mit ver Bank 
von Frankreich zu Helfen wußte. Dies geihah durch Decrete vom 27. April und 2. Mai 1848: 
die Actien der Departementalbanfen wurden durch 23,550 Actien der Banf von Frankreich er= 
fegt und dadurd ihr Capital auf 91,250,000 Fr. erhöht. Gleichzeitig wurde geftattet Noten 
in Abſchnitten son 100 Fr. auszugeben. Der Zwangsdcurd wurde durch Gefeg vom 8. Aug. 
1850 aufgehoben und die Geldhülfe, welde die Bank dem Staate (wie aud) der Stabt Paris, 
dem Seinedepartement und der Stadt Marjeille) hatte leiften müffen, durch einen Vertrag vom 
3. März 1852 geregelt, wonach der Staat feine auf 75 Mill. angewahfene Schuld durch jähr— 
liche Ratenzahlungen von 5 Mill. abtragen follte. Zugleich wurde ver Bank geftattet, Obliga⸗ 
tionen des Schatzes, der Stadt Paris und Eiſenbahnactien zu beleihen. 

Die Zahl der Succurſale, durch die Vereinigung der Departementalbanken von 15 auf 24 
vermehrt, iſt ſeither bis auf 41 geſtiegen, und ihnen verdankt die Bank die Zunahme ihrer Ge⸗ 
ſchäfte, während ihr Verkehr mit Paris ſeit 1847 beinahe ſtationär geblieben iſt, weil ſich dort 
die Discontokaſſe und andere große Anſtalten und Häuſer mit der Bank in die Geſchäfte theilen. 

Die Centraliſirung des Bankweſens und der Notenemiſſion, die Verbreitung der Zweig— 
anftalten über dad ganze Land, die Berminderung der Eleinften Abfhnitte von 500 auf 200 und 
100 $r., endlich der Aufihwung des Verkehrs und der Production in dem legten Jahrzehnd 
haben die Menge der umlaufenden Noten bedeutend vermehrt. 


Die Notencireulation hat betragen: 


ö Baris: Succurfale: 

Minimum. Marimum, Durchſchnitt. 
1807: 74,678,000 107,613,000 — Fr. 
1817: 69,287,000 96,260,000 — 2. 
1827: 173,185,000 203,465,000 — 
1857: 190,079,000 216,912,000 805,000 „ 
1847: 217,744,000 288,799,000 9,544,000 , 


1856: 502,056,000 588,954,000 83,210,000 , 
In den nämlien Jahren betrugen die Bmarbeftände: 


1807: 63,697,000 83,605,000 — fr. 

41817: 55,888,000 94,011,000 — u 

1827: 119,578,000 195,786,000 — 

1837: 103,702,000 248,221 ,000 4,116,000 ,„ 

1847: 57,036,000 107,550,000 42,929,000 „ 

1856: 66,995,000 152,863,000 129,010,000 , 

Wie bei diefen Baarbeftänden die Ablöfung des Silberd durch Gold vor ſich gebt, zeigt 
fi in Folgendem. 
Baarbeftand, Bon. Silber. 

. Ende 1847: 6,800,000 94,282,000 Fr. 


„ 1856: 81,000,000 109,000,000 „, 


Im Jahre 1856 kaufte die Bank 496 Mil. Fr. Gold und 51 Mill. Br. Silber und zahlte 
dafür 6,143,500 Fr. Prämie. 
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Die Summe der discontirten Wechſel war: 


Paris. Succurfale. 
1807: 593,266,876 — Fr. 
1817: 547,451,000 — * 
1827: 556,072,800 — ö 
1857: 756,025,845 25,174,000 „ 
1847: 1,552,984,000 478,775,000 , 


1856: 1,766,475,000 2,907,566,000 „, 

Mau jieht hieraus die Ausdehnung der Dienfte, welche die Zweiganftalten dem Handel in 
den Provinzen leiften. 

Obgleich dad Privilegium der Bank erft mit vem Jahre 1867 abläuft, fo wurde doch ſchon 
1857 der Gefepgebenden VBerfammlung ein Entwurf zur Annahme vorgelegt, welder daſſelbe 
um 350 Jahre, bis Ende 1897, verlängert; man wollte die Anftalt nicht unter dem fatalen Ein— 
drucke der Ungewißheit ihres Kortbeftandes dem Ende näher kommen laſſen. 

Das Geſetz, mit Zufägen und Abänderungen aus dem Entwurfe nad den Beihlüflen des 
Geſetzgebenden Körpers hervorgegangen , bejtimmt außer der gedachten Verlängerung des Pri— 
vilegiums: 1) Das Capital der Banf, vermalen durch 91,250 Actien repräfentirt, wird durch 
ebenjo viele neue Actien im Nennwerthe zu 1000 Fr. verdoppelt. Die neuen Actien werben den 
Inhabern der alten zu 4400 Fr. überlajien, und das Broduct vermehrt mit 91,250,000 Fr. 
das Capital und mit dem Aufgelve von 9,125,000 Kr. die Referve. 2) Bon dem Gapitale gibt 
die Bank an den Staatsihag 100 Mill., zahlbar von 1859 an in näher zu beſtimmenden Ter— 
minen und erhält dafür den Nennwerth in 3 Proc. Renten zum Durchſchnittscurſe des Monats, 
welcher der Zahlung vorhergeht, doch nicht unter dem Gurfe von 75. Die Renten werden aus 
dem Vorrath ver Amortifationdfafle genommen, weldye mit einem Tilgungsfonds von 1 Proc. 
des Nominalcapitald auögeftattet wird. 5) Die Banf darf außer franzöſiſchen Stantöpapieren, 
Gijenbahnactien und Obligationen der Stadt Paris auch joldye des Credit foncier beleihen, 
4) Die Banf darf, wenn die Umftände es erheifchen, ihren Discontiag über 6 Proc. erhöhen; 
der Ertrag des höhern Satzes fließt jedoch nicht zur Dividende, jondern zum Gapital. 5) Die 
Banf darf Noten in Beträgen von 50 Fr. (biöher nicht unter 100 Fr.) ausgeben. 6) Sie ſoll 
von 1867 an in jevem Departement wenigftens Cine Succurjale errigten. Die Befugniß, 
den Discont über 6 Proc. zu erhöhen, befreit die Banf von den Wudhergefegen und ift ein er- 
fter Schritt zur allgemeinen Aufhebung derfelben. 

Die Verdoppelung des Capitals wird nicht durd den Geldbedarf ver Bank begründet, ſon— 
bern durch die Eigenichaft deſſelben ald Garantiefonds, nachdem die Geſchäfte und der Notenum: 
lauf, alfo die Berbindlichfeiten der Bank fo außerordentlich zugenommen haben. Die Anleihe 
von 100 Mill. zu 4 Proc. (5 Proc. Renten zu 75), welche der Staat bei der Bank im Jahre 
1859 machen wird, foll dienen, die vorhandenen Deficitö ohne Bermehrung der ſchwebenden 
Schuld zu reguliren. . 

Neben dieſem Gefege läuft ein Vertrag gmifchen dem Schape und der Banf, wonach letztere 
fi verbindlich macht, dem Staatsihage bis zu BO Mil. und fpäter, wenn die Schuld von 1852, 
die noch 55 Mil. beträgt, bezahlt fein wird, bis zu 60 Mill. zu geben und dafür nur 3 Proc. 
Zinfen zu beredynen, wobei jedoch der Betrag an disponibeln Staatögeldern, welche jeweils bei 
der Bank liegen, in Abrehnung fommt. Die Panf vergütet dafür feine Zinfen, empfängt 
jolhe aber nur noch von dem Debetfaldo ded Staats, welcher jeinen Betriebsfonds aus Vor: 
ſchüſſen ver Bank ergänzt, alfo um foviel weniger Treſorſcheine ausgibt und die Zinfen mei— 
ſtens erſpart. 

Die Geſchichte gibt der Bank von Frankreich ein gutes Zeugniß. Ihre neueſte Phaſe er— 
weitert ihre Leiſtungsfähigkeit und das Bedürfniß der Erweiterung erhellt aus der Zunahme 
ihrer Geſchäfte. Am 8. Oct. 1857 hatte die Bank einen Wechſelbeſtand von 608,711,816, 
einen Baarbeftand von 225,565,152 und einen Notenumlauf von 605,550,30U Fr. 

VU. Banken in den Bereinigten Staaten. Uuter der englifhen Herrihaft war der 
Handel der amerikanischen Golonien in ven Händen des Mutterlandesd, im Innern war Papier: 
geld im Umlauf, welches die Eolonialregierungen ausgaben. Als die Unabhängigkeit erfämpft 
und durch die Verfaflung die Freiheit befeftigt war, traten die Vereinigten Staaten fehr bald in 
die beifbiellofe Entwickelung ein, die, mit allen Mitteln, welche anderwärts langjam aufeinander: 
folgten, zugleich arbeitend, das raſche Anwachſen an Menjchen, Gütern und Macht bewirkt, das 
noch lange nicht feinen Höhepunft erreicht hat. Der Afforiationsgeift der engliſch⸗ amerikaniſchen 
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Berölferung rief bald Nereine für die Bermittelung von Geld- und Ereditgeihäften ind Leben, 
und man gründete zahlreiche Banken, jolive und uniolide, deren Schidjale höchſt lehrreich waren. 
& entjtanden Bankgeſellſchaften in allen Staaten, ihr Bapier füllte ven Umlauf, diente zu ven 
gewagtejten Unternehmungen, bezahlte der Union ihre Ländereien, fiel dann, da ein wirkliches 
Capital oft gar nicht vorhanden war, plöglih fammt der Bank, an deren Stelle andere auf: 
tauchten, um gleichfalls zu Grunde zu gehen, nachdem jie Viele in Verluft gebracht, Wenige be: 
teihert, ven Staat betrogen hatten, Alle Erfahrungen, mochten jie auch noch jo bitter und theuer 
erfauft fein, konnten dod den jungen Staatenbund nicht dahin führen, die Bankanftalten wie 
in Sranfreich zu centralijiren, oder die Errichtung von ſolchen und ihre Bewegung zu erſchweren. 
Man bemühte ih, durch gejegliche Beſtimmungen dem Misbrauch zu feuern und dad Publi: 
cum vor Schaden zu bewahren. So häufig der Scharfjinn der Speculanten Mittel fand, die 
Gejege zu umgehen und unwirkjam zu machen, um fo -forgfältiger war man darauf bedacht, jie 
zu vervollfommnen und den Zwede anzupaflen. Die Gejege jind in den einzelnen Staaten ver= 
ſchieden; doch ſtimmen fie im Weſentlichen varin überein, daß Feine Gejellihaft ohne Ermäch— 
tigung des Staats gegründet werden darf, daß das Grundcapital ald wirklich vorhanden nad: 
gewiejen und für die Ginlöfung der Noten eine Garantie (im Staate Neuyorf durch Hinter: 
legung von Staatspapieren) geleiftet werden muß. Als eine Unionsanftalt wurde 1791 vie 
Bank der Vereinigten Staaten in Philadelphia gegründet, und zwar, gerade wie die 
größern europäiſchen, nicht allein für Handel und Inpuftrie, fondern auch für die Geld: und 
Greditgejchäfte der Inionsregierung. Ihr Freibrief begann mit den Worten: „Eine Banfan: 
fialt muß den Finanzen des Landes große Grleihterung gewähren, jie kann ohne Schwierigfeit 
bei unvorgefehenen Greigniffen ver Regierung nüglihe Vorſchüſſe machen und leiftet vem Han: 
del und der Induftrie weſentliche Vortheile.“ Die Dauer der Ermächtigung war auf 20 Jahre 
feſtgeſetzt. Nach deren Ablauf im Jahre 1811 wollte der Congreß den Freibrief nicht erneuern, 
und die Anftalt hörte auf. Allein nicht lange nachher, bei vem Kriege gegen Enyland im Jahre 
1814, wurde jie ſchmerzlich vermißt; felbit die frühern Gegner bemühten ſich für ihre Wieder— 
berftellung ; im Jahre 1816 erftand fie aufs neue und ihr Freibrief lautete abermals auf 
20 Jahre. Das Capital war auf 35 Mil. Doll. feftgefegt, wobei jih die Regierung mit einem 
Fünftel beteiligte, im Gegenfage zu dem in Europa üblihen Verfahren, wonad der Staat dad 
Capital garız oder theilmeife als Anleihe ſich behändigen lief. Mitteld ihrer Gontore bejorgte 
die Banf ven Sinzug, die Verfendung und die Aufbewahrung der Öffentlichen Gelder. Außer: 
dem erwartete man von ihrer Wirkfamkeit eine Beflerung im Bankweſen überhaupt, welches 
gerade um Die Zeit ihrer Herftellung im Argen lag. 
Im Jahre 1811 zählte man in ſämmtlichen Staaten der Union 88 Banfen mit einem Ca— 
pital von A2,609,101 DoU.; im Jahre 1816 war die Zahl auf 246, ihr Capital auf 
89,322,297 DoU. geftiegen. Mehr ald die Hälfte Löften ihre Noten nicht ein; aber auch die 
übrigen, welche angeblich zur Einlöſung bereit waren, mußten fi dadurd zu helfen, daß fie 
gemeinſchaftliche Sade gegen Jeden machten, welcher Noten zur Einlöfung präfentirte. Das 
Auftreten der Banf der Vereinigten Staaten brachte Klarheit in diefe Verhältniſſe. Indem fie nur 
mit folhen Anftalten in Verkehr trat, deren Noten im Gleihwerth mit Münze ftanden, zwang 
fie alle entweder zur Baarzahlung oder zum Bankrott. Deſſenungeachtet blieb die Zahl der 
Banken im Steigen, wenn auch nicht mehr in fo ftarfem Maße wie vorher, aber mit größern 
Mitteln. Im Jahre 1820 zählte man deren 507, ihr Orundcapital war 101,714,551 Mill. 
Doll.; 1850 waren 528 Banken mit einem Fonds von 110,186,608 Mill. Doll. vorhanden. 
Inzwifchen war die Bank der Vereinigten Staaten zu einer Macht herangewachſen, welde 
niht nur auf die übrigen Banken, fondern auf allen Gredit, alſo auf Handel und Induſtrie den 
mädtigften Ginfluß übte. Die Staatögelver, welche fie ftet3 zur Verfügung hatte, erlaubten ihr 
eine großartige Ausdehnung ihrer Geſchäfte. Sie fonnte durch Gewährung oder Entziehung 
ihrer Gunft Städte und Bezirke belohnen oder beftrafen, und ed entftand die Beforgniß, daß diefe 
mächtige Geſellſchaft die Wahlen, alfo die Politik der Union unter ihre Leitung nehmen werde. 
Das Aufkommen einer folden Geldmacht widerſtrebte insbeſondere der demofratifchen oder 
aderbauenden Volfsclaffe, und Präfivent Jackſon war der Dann, ven fie aufftellte, um bas 
gewaltige Werkzeug der Geldmacht, die Bank der Vereinigten Staaten, zu zerbrehen. Als da— 
ber im Jahre 1832 der Congreß die Bilf zur Erneuerung des Freibriefd angenommen hatte, 
legte der Präſident fein Veto ein. Im Jahre 1856 wurde der Freibrief, deifen Dauer nun ab- 
gelaufen war, nicht mehr erneuert, und die Anftalt Hätte eingehen müfjen, wenn der Staat 
Vennfylvanien ihr nit um ſchweres Geld einen Freibrief gegeben hätte. Sie war von da an 
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nicht mehr ald jede andere Staatenbanf. Zugleich wurden Beflimmungen getroffen, um bie öf: 
fentlihen Gelder durch Behörden verwalten zu laflen und in der Girculation das Gold an bie 
Stelle der Banknoten zu fegen. Am 11. Juli 1836 erjchien zu diefem Zwecke die Treasury bill, 
welche unter Anderm beftimmte, daß bei den Äffentlihen Kaffen nur jolde Noten angenommen 
werben follten, welche im Gleihwerth mit Metallgeld ftanden und jeberzeit einlösbar waren, 
und daß angefaufte Staatdländereien nur mit folhen Noten oder mit Gold zu bezahlen jeien. 
Diefe Mafregel war ſonach ganz die nämliche wie jene, womit im Jahre 1816 die Bank ver 
Bereinigten Staaten gegen die übrigen vorgegangen war; allein die Folgen waren bevenflicher, 
weil die große Anftalt, welde damals die Rüden in der Vermittelung der Erebitgefchäfte und 
im Notenumlauf ausgefüllt hatte, nicht mehr vorhanden und das californiihe Gold noch nit 
gefunden war. Im Sommer 1857 fallirten 260 Banken, die übrigen ftellten ihre Baarzab- 
lungen ein. Das Papier war entwerthet, und das Gold wurde vollends aus dem Umlaufe ge= 
zogen. Damals gefhah, was der englifhe Romanfchreiber Gapitän Marryat erzählt, daß 
Wirthe und Kaufleute, um nicht Münze gegen Bapier herausgeben zu müflen, Anmweifungen 
auf ein Glas Wein oder Branntwein oder auf vier Dugend Auftern ausftellten und damit ihren 
Kunden auf deren Banknoten herausgaben. Das Gold wurde forgfältig aufgehoben, ſodaß die 
ledernen Beutel, deren fi die Bauern hierzu bedienen, im Preife auf dad Dreifache fliegen. 
Jackſon's Nachfolger, der Präſident Ban Buren, mußte die Treasury order zurüdnehmen, und 
die Uniondregierung, welche ein Jahr zuvor in der Verlegenheit war, zu viel einzunehmen, ſah 
ih genöthigt, Schatzkammerſcheine auszugeben. Seitdem bevient fich die Unionsregierung zu 
ihren Geld: und Greditgefhäften aller ſoliden Banken, und fo allgemein ift die Benugung der 
Banken verbreitet, daß in jeder Stadt, ja in jevem Dorfe, bie im Entftehen begriffen find, zu 
den erften Einrichtungen ein Banfcontor gehört. 

Die Erfahrung in den legten 20 Jahren hat zu einer Vermehrung der Zahl und zu einer 
Berminderung ded Umfangs der einzelnen Anftalten geführt. Es beftanden nämlid 1856 in 
der Union 1598 Banken mit einem Actiencapital von 545,874,272 Doll. 

Die meiften Anftalten befaßen die Staaten: 


Babl Actiencapital. 
Neuyork ..... 292 90,205,741 Doll. 
Maflahufetts ... 170 59,070,000 , 
Maine ...... 76 7,625,000 „ 
Rhode Idlann .. 89  18,908,880 ,, 


Bennfylvanien .. 68 
Die wenigften waren in den Staaten: 


22,557,856 „ 


Mi Texas....... 1 322,000 „, 
Midigan ..... 5 1,100,600 „ 
Columbia (Diftrict) 5 1,282,500 „, 
Alabama ..... 5 3 ‚800, 000 


Californien, Florida, Arkanſas, Jowa und einige Gebiete hatten 1856 nod feine Banken. 


Nachſtehende vergleichende Überficht ift einem Berichte des Schapfeeretärs entnommen (die 
Bank in Texas ift darin nicht enthalten); die Summen find in Dollars 


Jahr. 


der 
a5 t 


Gapital, 


anfen Diecontirungen. Baarvorrath. Roten. Devofiten. 
1834: 506 200,095,944 324,119,499 26,641,753 94,839,570 75,666,986 
1837: 788 270, 712. 091 525,115,702 37,915,340 149,185,890 127,397,185 
1843: 691 228, 861,948 254,544,937 33,515,806 58,563,608 56,168,628 
1848: 751 204,833,175 344,476,582 46,369,765 128,506,001 103,226,177 
1851: 879 227,807,553 413,756,799 48,671,048 155,165,251 128,957,712 
1854: 1208 301,376,071 557,397,779 59, ‚410, ‚253 204, ‚689, 207  188,188,744 
1856: 1398 343,874,272 634,183,280 59, 314, 063 195,747,950 212,705,662 


Man fieht in der unfteten Bewegung die Spuren der Krife von 1837 noch im Jahre 1843 
wirken, dagegen von 1848 eine fletige Zunahme und ein folides Verhältniß zwifchen dem No= 
tenumlauf und den Baarvorräthen nebft den Discontigungen. K. Mathy. 

Bankrott, ſ. Eoncurs. 

Bann, bannen, Bannrecht. Die Grundbedeutung diefer Worte (nach ihrer von Wach— 
ter angenommenen Herleitung von dem veralteten „Ban’‘, d. t. Erhöhung (Gipfel oder Spige), 
iſt — Herrſchaft, Gewalt, und fie läßt ſich auch bei den mannichfaltigſten Anwendungen und 
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Zufammenfegungen derjelben überall deutlich erfennen. So lefen mir in vielen alten Urkunden 
‚und Schriften das Wort Vann (auch in der lateinifhen Form bannus oder bannum) als Be: 
zeichnung bald ver höchſten (kaiſerlichen, öniglichen oder fürftlihen) Gewalt oder Landesherr⸗ 
lihfeit, bald einzelner Ausflüffe verfelben oder in ihr enthaltener befonderer Hoheitsrechte, vor: 
züglic der Gerichtsbarkeit, zumal der höhern und peinlidyen (daher Blutbann over Königsbann), 
doch auch der niedern und bürgerlichen (ebenjo des Gerichtöbezirks, daher Burgbann, Dorfbann, 
Stadtbann, Bannmeile, auch Bannwart), nicht minder des fiscalifchen Rechts auf gewiſſe Ab- 
gaben und Gefälle, auch auf Krohndienfte (Bannmwerf), ſodann auch der wirflihen Ausübung 
der Hoheitsrechte, als eines erlaffenen Edicts oder obrigkeitlihen Befehls, eines angelegten Be: 
ſchlags oder Arreſts, einer gerichtlichen Beftätigung, eines Aufgebots, fei ed zu den Öffentlichen 
Gerichten, jei ed zum Kriegsdienſt (Heerbann) u. ſ. w. So diente und dient noch dad Wort 
Bann (oder Verbannung) zur Bezeihnung der gleichfalls nur dur den Herrfcher oder durch 
die Geſellſchaftsgewalt zu verhängenden Strafe ver Verweiſung aus einem Rande oder Bezirk 
(ehedeſſen aud der Gütereinziehung oder Gonfiscation) und der noch ſchwerern des völligen 
Ausihluffes aus aller Rechtsgemeinſchaft und Rechtsfähigkeit. In diefem Sinne ift Bann 
gleihbedeutend mit Acht (ſ. d.) und mit Excommunication, d. h. Kirchenbann, deſſen feier- 
lihe Verhängung oder Verkündung daher Bannftrahl genannt wird. Entſprechend foldyen 
Bedeutungen ded Hauptwortd Bann ) ift auch jene des Zeitworts bannen (banneiare, ban- 
nire), daher eine weitere Erklärung überflüfjtg. Gebannene (oder gebannte) Gerichts-, Felt: 
auch Fafttage find eben gebotene Tage diefer Art. Ein Gebannter ift Jener, welcher einem Bann⸗ 
recht unterthan, d. h. einem Bannbereihtigten pflichtig ift, dann aber aud) Jener, welden die Acht 
ober der Bannftrahl traf, und Verbannter, welden die Berweifung. Auch wird bannen mituns 
ter gebraucht für zwingen oder übermwältigen (3. B. Geifter bannen), worin dieſelbe Grundbe⸗ 
deutung erfennbar, für uns jedoch Hier von feinem Intereffe ift. Dagegen fodern die Bannrechte 
in engerer Bedeutung eine nähere Betradhtung. 

Bannreht, Banngerechtigkeit ift das einer Perfon zuftehende Recht, von Andern 
zu fodern, gewille Gegenftände des Bedürfniſſes oder Genuffes ſich ausfhliegend nur von ihr, 
d. 9. von der Inhaberin ver Berehtigung, zubereiten, herbeiſchaffen oder verkaufen zu laſſen. 
Es ift aljo eine monopoliftifche Gewerböbefugnig, ausgeübt theild gegen beftimmte Perfonen, 
tHeild gegen ganze Elaffen von Berjonen oder überhaupt gegen die Einwohnerſchaft eines Orts, 
einer Gemarkung oder eines Bezirks. ’ 

Die Inhaber folder Gerechtſamen jind mitunter Gorporationen, Gemeinden, Klöfter u. ſ. w., 
mitunter Privatperjonen , am häufigften Grunpherren (oder auch Standes = und Landesherren, 
wenn nicht eigentlich als jolde, doch in ihrer Eigenſchaft als Grundherren oder überdaupt als 
Nugniefer der Domäne). Zu den gemöhnlidern Gegenftänden der Bannrechte gehören das 
Bierbrauen, Weinjhenten, Keltern, Mahlen u. ſ. w. So maden Häufig die grundherrlichen 
(oder auch landesherrlihen) Bierbrauereien ven Anſpruch geltend, nicht nur daß innerhalb eines 
gewiſſen Bezirks feine andere Brauerei darf errichtet werben, fondern auch, daß alle Gaft = oder 
Schenfwirthe oder gar alle Privatperjonen deffelben oder eines andern beftimmten Bezirks 
ihren Bierbedarf nirgends ald aus dem herrichaftlihen Brauhaus ſich verſchaffen dürfen. Ein 
ähnlicher Zwang ift nicht felten den Weinwirthen einer Gemarkung rüdjihtli des Weinkaufs 
aus der herrfchaftlihen Kellerei aufgelegt, oder ein ähnliches Recht ven Weinwirthen gegenüber 
den weintrinfenden Bezirksbewohnern ertheilt. Ja, es gibt Beifpiele von noch weiter gehender 
Berechtigung, welche nämlich den Bannpflihtigen nicht nur verbietet‘, irgendwo fonft als in der 
Bannſchenke ihren Weinbedarf zu Holen, fondern ihnen ſogar die Schuligfeit auflegt, eine be: 
flimmte Quantität Weins entweher überhaupt oder bei gewillen Gelegenheiten (ald bei Hoch— 
zeiten, Kindtaufen u. |. mw.) jeweild in dem Bannwirthshaus zu trinken oder wenigftend dem 
Wirth zu bezahlen. ?) Der Kelterzwang befteht in dem Recht, von allen Nebbefigern eines Be— 
zirks, oder wenigftens von einer Elaffe derfelben zu fobern, daß fie ihre Trauben auf der Bann 
felter feltern, oder wenigftend die dafür feftgefegte Abgabe (Kelterwein) jedenfalls entrichten. 


» 


1) Erinnern wollen wir hier auch an das im Laut wie in der Bedeutung ähnliche flawifche Wort 
Ban oder eigentlich Ban (Herr) und an die davon rührende Benennung mehrer ungarifcher Großen oder 
Statthalter, Ban oder Banus (Wie befonders des Banus von Kroatien) oder auch ihres Gebiets (Banat). 

2) InGramer's „Weplarifchen Nebenftunden“, XI, 85 fg., fommt ein merfiwürbiger, vom Kammer: 

ericht aus fpeciellen Gründen zwar gegen den Bannberechtigten entfchiedener, doc; die factifch vielfach 
Dam: auch häufig wirflich behauptete Anmaßung beleuchtender Fall diefer Art vor. 
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Ebenſo fteht den Bannmühlen das Recht zu, daß alle Bewohner eined gewillen Bezirks, oder 
eine beftimmte Glaffe derſeiben, ihre Brotfrüchte nirgends fonft ald auf der Bannmühle dürfen 
mahlen laffen. So gibt es auch Branntweinzwang, Zwaugsbleichen, Zwangsbadöfen u. j. w. 

Dem unbefangenen Ürtheile müffen alle ſolche Gerechtſame, wenn man jie als bleibende, 
mithin vererbliche, oder auf Grund und Boden radicirte, überhaupt ald wahre oder wohlerwor⸗ 
bene Privatrechte geltend machen will, ſchon nad ihren Begriff ald abenteuerliche Anmapungen, 
als häßliche Auswüchſe des hiftorifhen Rechts, überhaupt als blos factifch behauptete, höchſt 
verwerfliche Misbräuche erfcheinen. Auch findet ſolches Urtheil feine volle Beitätigung in dem 
großentheils Elar vorliegenden biftorijchen Urfprung verjelben. Offenbar haben die meiften blog 
in dem Machtgebot der Fleinern oder größern Zwingherren ihren Grund. Alles, was ein jolcher 
Herr befahl, feſtſetzte, durch Gewalt behauptete, war eben Recht, d. b. machte ſich geltend als 
Recht, welchem ſich zu unterwerfen ein Gejeg der Notbwendigfeit für alle von jener Gewalt er: 
reihbaren Shwahen war. Alſo befahl der Herr, wenn er z. DB. eine Bierbrauerei errichtete, 
feinen ſämmtlichen Grundholden oder Xeibeigenen, ihren Rabetranf bloß in feinem Brauhaus 
zu holen, over bei ven ihren Vorrath eben nur von dorther beziebenden Gaſt- oder Schenfwir: 
then. Gr befahl ihnen, ihre Früchte blos auf der herrſchaftlichen Mühle mahlen, ihre Trauben 
blos auf der herrſchaftlichen Kelterei keltern zu laffen u. f. w., und fteigerte wucherlich, mittele 
willfürlich feftgefegter Preife den Ertrag feiner monopoliſtiſch betriebenen Gewerbe. Er ver: 
pachtete wol auch feine mit dem Bannrecht ausgejtatteten Bier- und Weinhäufer, oder Keltern, 
oder Mühlen für entfprechend erhöhten Zind und bezog dergejtalt, mittelbar oder unmittelbar, 
den auf die unterthänige Einwohnerſchaft neben unzähligen andern Laften jegt noch weiter unter 
dem Namen der Bannpflicht gelegten Tribut. 

Noch unter einem andern Titel fchufen die Zwingherren Bannrechte. Es war dieſes die von 
ihnen als Bolizeiherren in Anfprud genommene Gewalt der Ertheilung von Gewerbsconceſſio⸗ 
nen. Gine fortwährend vergrößerte Zahl von Beihäftigungen zur Erwerbung des Unterhalts 
wurde an die hierzu von dem Herrn zu erwirkende Erlaubniß gebunden, und anjtatt des — im 
Allgemeinen wohl anzuerfennenden — polizeilihen Oberaufjichtörechts über die Gewerbe erhob 
ih ein Verfaufsreht von Gonceffionen, welches dann natürlih um fo einträglicher ward, wenn 
man der Conceſſion noch ein Bannredt beifügte, fjomit einen höhern Preis dafür anfegen fonnte. 

Solde Verleihung monopoliftifiher Gewerbsrechte fand übrigens eine fheinbare Rechtfer— 
tigung in dem ſchon früher aufgefonmenen ftäptifhen Injtitut der Zünfte, deren Anmaßung 
nit nur gelang, ſich allmälig die Anerkennung eines ihnen allein, aljo mit Ausſchließung aller 
Ungenoffen ver Zunft, zuftehenden Rechts zum Gewerböbetrieb zu erwirken, ſondern daſſelbe 
auch zum wirflihen Bannrecht dadurch zu fteigern, daß ſie einerjeitö den Ginwohnern der Städte 
unterfagten, jich wegen Befriedigung ihrer Bebürfniffe irgendwohin jonft als an die der Stadt 
ald Bürger angehörigen zünftigen Gewerböleute zu wenden, und andererjeitd durch landesberr= 
liche Privilegien mitunter noch das weitere Recht erwarben, auch die Bewohner einer größern 
oder fleinern lImgegend ald den ſtädtiſchen Gewerbsleuten bannpflidtig zu behandeln. Uber: 
haupt jind ausſchließendes Zunftreht und Bannredht ji ehr nahe verwandt, daher auch der 
nämlihen Beurtheilung unterliegenv. 

Noch eine vierte Art von Bannrechten wird aufgezählt, nämlich die durch wirflihen Vertrag 
gegründeten, demnach, wie man meint, ver Eigenſchaft eines wahren Privatrechts ſich erfreuend. 
Allerdings fann man annehmen, und wol liegen auch mitunter davon die urfundlihen Beweiſe 
vor, daß in Gegenden, welche noch der nöthigen Gewerbseinridtungen für ihre Bedürfnißbe— 
frievigung ermangelten, die Einwohner, um einem Unternehmer Luft und Muth zur Errichtung 
einer von ihnen gewünfchten Gewerbsanftalt zu geben, deshalb einen förmlichen Vertrag mit 
ihm eingingen,, des Inhalts, daß er z. B eine Mühle bauen, oder eine Kelter errichten jollte, 
wogegen fie ihm zur Sicherung des billig anzufprebenden Unternebmungsgewinns verfpradhen, 
eine beftimmte Zeit hindurch oder auch lebtäglich oder endlich ohne Zeitbeftimmung blos allein 
bei ihm ihre Früchte mahlen oder ihre Trauben eltern zu laffen. Ein folde Berehtigung dauerte 
fodann factiſch auch über den Zeitpunkt hinaus, bis auf melden fie ertheilt ward oder gültig er- 
theilt werben konnte. Auch die neuen Anſiedler und die nachfolgenden Geſchlechter beobachteten, 
abſichtslos oder gewohnheitlich, was ihre Vorfahren verſprochen hatten, und die angebliche 
—— drückte dem alſo geſchaffenen Bannrechte das Siegel giner vermeintliden Unantaſt⸗ 

arfeit auf 

Nichts jedoch ift klarer ald die Unhaltbarkeit eines folhen über den Kreis und die Lebens— 
dauer der den Vertrag Schließenden hinauswirkenden angeblihen Brivatrehts Denn die Bann: 
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pllicht ift mit nichten eine dingliche Servitut oder eine auf Grund und Boden radicirte Verpflich⸗ 
tung, im welcher Eigenſchaft fie etwa privatrechtlich auf die jeweiligen Beitger der belaſteten 
Gründe übergeben könnte; jondern jie ift rein. perfönliche Verpflichtung, mithin wol Denjenigen, 
der fie vertragämäßig übernahm, und etwa audy feinen Erben oder allgemeinen Rechtsnachfol⸗ 
ger bindend , nicht aber übertragbar auf Andere. ohne deren wirkliche Zuftimmung. Höchſtens 
wenn eine Gemeinde als Gefammtperfönlichfeit die Bannpflicht übernommen hätte, könnte dieſe 
als fortvauernde Verpflihtung ihrer nimmer fterbenden moralifgen Gefammtperjönlidkeit er- 
feinen, und jelbft aldvann wäre ihre Gültigkeit immerfort abhängig von den den Grunpfägen 
des Staatsrechts analogen, — namentlich die perſönlichen Freiheitsrechte der nachkommenden 
Geſchlechter ihirmenden Prineipien des öffentlichen Gemeinderechts. Aber es ift nicht einmal die 
Gemeinde ald ſolche bannpflictig, jondern bie einzelnen Bürger und Einwohner find ed, und da 
läßt ſich, da diefelben keineswegs die Rechtsnachfolger ver erften Vertragſchließenden find, dv. h. 
die Verpflichtung durchaus nicht als eine Erbſchaftsſchuld oder ald dem Grunde inhärirende 
 Reallaft überfamen, fondern ald rein perfönliche, jelbfteigene Verpflichtung zu tragen haben, 

durchaus fein gültiger privatrechtlicher Titel dafür aufftellen, folange man nicht angeborene per= 
ſönliche, d. h. Leibeigenfchaftslaften ald rechtöbeftändig anerkennt. Auch die Verjährung kann 
bier den Berechtigten nimmer zuftatten kommen, da die jegt Lebenden vie Perſönlichkeit der 
Berftorbenen keineswegs fortjegen und gegen fie feine Verjährung ftattfand. Hätte daher ver 
Unternehmer fogar wirklichen Schaden zu erleiden bei vem Aufhören feines bevungenen Bann 
rechts, d. b. wäre ihm während deſſen vertragsmäßig gültiger Dauer der entiprechende Erſatz 
für feine Vorauslagen noch nicht geworden, fo hätte er eben dad Misglücken feiner Speculation 
zu bedauern; aber ein Recht gegen Diejenigen , mit welchen er den Vertrag nicht geſchloſſen, er: 
wüchſe ihn daraus nimmer. 

Noch einleuchtenver aber als bei ven — ohnehin nur ausnahmsweiſe vorfommenden — be: 
dungenen Bannrechten ericheint vie Nichtigkeit, oder die ſtets freie Widerruflichkeit folcher Nechte, 
wenn ſie blos auf factifcher Anmaßung oder auch öffentlichem Recht (oder vielmehr Unrecht) be: 
ruhen. Was anerfanntermaßen oder erweistich bloßer Misbrauc der Gewalt iſt, insbeſondere 
was nad Inhalt und Natur der Verpflichtung fich ald rein-perfönliche Erblaft, folglic aus Aus: 
fluß oder Theil der Leibeigenfhaft, darftellt, kann nie und ninimer zu Recht befteben, und vie 
Geſetzgebung, ſobald jie zu folder Erkenntniß gelangt ift, muß es auch erflären, d. h. die 
Nichtigkeit der alſo befchaffenen Verbinvlichfeiten ausipredhen. (S. Abgaben.) Was aber die 
aus polizeilihen Gründen, oder wenigftend aus Autorität der Bolizeigewalt verliehenen aus— 
fließenden Gewerbsconcefiionen oder Bannrechte betrifft, fo fann ihre Rechtfertigung nim= 
mer im bloßen Interefle des Berechtigten, fondern nur im Öffentlihen Interefle liegen und muß 
aljo auch ebenda ihre Grenzen finden. Nur folange und infofern ein verliehenes Monopol für 
die Gefammtheit nützlich, d. h. vurd feinen Gefammtvortbeil die dadurch den Einzelnen aufge: 
legte Beihränfung überwiegend, daher die vernünftige Zuftimmung ſelbſt diefer Einzelnen an- 
ſprechend ift, alfo zumal nur folange die Umftände und Berhältniffe fortvauern, unter melden 
die Verleihung ald nüglich ericheinen mochte, kann und darf die Staatsgewalt daſſelbe aufrecht: 
erhalten ; und die beſchränkende Bedingung: „unbefchadet dem gemeinen Wohl und ven Rechten 
der Einzelnen‘, ift in jeder Verleihung ftillihweigend enthalten. Sollte daher z. B. das einer 
Mühle verliehene Bannrecht urfprünglich im Intereffe ver Gefanmtheit gelegen haben, weil 
etwa fonft Niemand zur Errichtung der Mühle hätte fönnen beftimmt werden ; fo erjcheint doch 
unter veränderten Umſtänden, 3. B. bei vergrößerter Bevölkerung oder bei dem Zufammenfluß 
entfernter Mablgäfte, das Bannrecht ald überflüffig oder Ihadlih und daher auch ald ungerecht. 
Es tritt jegt das natürliche Freibeitsrecht der bisher Bannpflihtigen, d. h. ihr Anſpruch auf 
Befreiung wieder in volle Kraft, und die Staatögewalt ift ſchuldig, Die jegt zwecklos gewordene 
Beihränkung wiederaufzuheben. Auf ihr Net, d. h. auf ihre Pflicht, die Gewerbsverhältniſſe 
jeweild nad) den Anfoderungen ver Zeit und der Umftände zu regeln, bat fie nimmer verzichtet 
und fonnte es mit Rechtskraft nicht thun, und ihre fortwährende Obliegenbeit ift, den jededma= 
ligen vernünftigen Gefammtwillen auszufprechen, folglich zurüdtzunehmen oder ald erloſchen zu 
erklären, was foldem Gefammtwillen urfprünglich entfloß oder auf deſſen Vorausſetzung ges 
baut war, jegt aber demſelben nicht entfpricht. 

Doch nicht alfo Lauten dig Lehren ver ftrengpofitiven Juriften. Denfelben gilt eben für wirf- 
liches Recht Alles, was befteht und verorbnet ift, oder was in langjährigem Herfommen fi grün 
bet, oder das Anerfenntniß der Gerichtöhöfe oder der juriftifchen Schriftfteller = fi hat. Sie 
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begnügen ſich daher damit, die felbft ihnen unverfennbare Härte des Bannrechts dadurch zu mil- 
dern, daß fie es einer firengen Auslegung unterwerfen, daß fie weiter ben Bannpflidhtigen das 
Recht der eigenen Zubereitung ihrer Bevürfniffe zuſprechen, ihnen alfo blos verbieten, dieſelben 
bei Jemand Anderm ald dem Berechtigten zubereiten zu laffen. Auch geben fie zu, va das Bann⸗ 
recht zurüdgenommen werben £önne, wenn der Inhaber ven billigen Foderungen ber Pflichtigen 
in Bezug auf die Güte oder den Preis der Bedürfnißbefriedigung nicht entipricht. 

Was jedoch die pofitive Jurisprudenz nit that, das bat der Zeitgeift, wenigftens zum 
Theil, getan. Sein mächtiges Wehen hat nit nur in dem revolutionären Frankreich mit den 
übrigen barbarifchen Feudalrechten auch die Bannrechte zernichtet, das Vernunftrecht an die 
Stelle des hiftorifchen Unrechts ſetzend; fondern ed hat auch mehre andere, ſonſt dem Stabili- 
tätöprincip zugethane Gefeggebungen zu deren Abſchaffung vermocht. Im ſterreich hat, der 
Sranzöjifchen Revolution noch vorangehend, Kaifer Joſeph IL. unterm 19. März 1787 ven 
Mühlenzwang abgefhaflt. „Der biöherige Zwang der Unterthanen“ (alfo befagt die preidwür= 
dige Verordnung) „ihre Körner auf einer in der Herrſchaft befinvlihen Mühle zu mahlen, ift 
fogleih überall, ohne Ausnahme der Kameralderrihaften, abzuftellen , ſofort den Unterthanen 
durchgehends frei zu geftatten,, ihre Körner da, wo fie ed wollen, zu vermahlen.” Ebenſo haben 
Preußen im Jahre 1810 und Baiern im Jahre 1814 die Bannrechte abgeihafft, und zwar ohne 
Entſchädigung für die bisher Bannberechtigten, das Grofherzogthum Heſſen jedoch (1818) nur 
gegen Entihädigung, für deren Berehnung aber eine Regel von höchſt ſchwieriger Anwendbar— 
Feit aufgeftellt warb. Im Großherzogtum Baden hat die zweite Kammer fhon 1825 und nach⸗ 
drüdlicher im Jahre 1851 eine Bitte an den Großherzog um Aufhebung aller Bannrechte be= 
ſchloſſen. Die erfte Kammer trat diefen Beihlüffen 1825 gar nit und 1851 nur mit beigefüg- 
ter Bedingung einer den Berechtigten zu leiftenden Entihädigung bei. Die Regierung legte ſo— 
dann int Jahre 1855 einen Gefegentwurf über Aufhebung der Bannrechte gegen eine durch die 
Gerichte zu beftimmende, zur Hälfte von den bannpflitigen Gemeinden oder Einzelnen und zur 
Hälfte vom Staate zu entrichtende Entihädigungsfumme vor, und zwar allernächſt der erften 
Kammer. Diefe aber verwarf ven Vorſchlag, worauf die Regierung einen neuen, blos die Auf- 
bebung der Dominialbannrechte (und zwar die unentgeltlihe Aufhebung) ausfpredhenden Ent⸗ 
wurf an die zweite Kammer brachte, die ihm natürlich die freubigfte Zuftimmung ertheilte und 
duch die Einhelligkeit derfelben jeden etwaigen Widerſpruch der erften Kammer (da bei Finanz⸗ 
gejegen die Stimmen beider Kammern durchgezählt werden) zum vorhinein unwirkſam machte. 

.. Uber die Bannrechte ift jonad das Roos entiheidend geworfen. Sie werden, aud wo fie 
noch factifch und gefeßlich fortbeftehen, bald dem fortjchreitenden Geift der Reform, alles Wi- 
berftrebend der Gonfervativen ungeachtet, weihen müflen. Denn allzu einleuchtend und allzu 
gemein anerkannt ift jowol ihre gemeinſchädliche, nämlich ven Flor der Gewerbe und die Leben 
digkeit des Verkehrs niederdrückende Wirfung, als die große Rechtsverletzung, welche fie einer- 
feit8 Denjenigen, die ih von dem Betriebe eined ihren Neigungen, Fähigkeiten und Umſtänden 
entiprechenden Gewerbes durch die Bannberechtigten ausgeichlofjen fehen, und andererfeitd den 
Bannpflihtigen zufügt (die da nämlich allemonopoliftiiheVertheuerung neben der meift ſchlech⸗ 
ten Bedienung ſich müffen gefallen laffen und nebenbei erft noch, je nach befonvdern Verhältniffen 
und Lagen, mannichfaltige weitere Beſchwerniß und Benadhtheiligung zu ertragen haben), als 
daß die Gefeggebungen noch lange anftehen dürften, ihre Vernichtung auszufprehen. Nur eine 
Brage wirb dabei noch zu erörtern fein: ob nämlich die Aufhebung unbedingt und unentgeltlich 
ftattfinden könne und folle, oder ob dafür ven bisher Berechtigten (oder auch blos den zeitlichen 
Nutz nießern oder Pächtern folder Rechte) eine Entſ chädigung zu leiſten ſei. 

Befänden fi die Bannrechte blos in ven Händen gemeiner Bürger, fo würde mol von Ent: 
ſchädigung gar nicht die Rede fein. Denn ſowie man noch nirgends Anftand nahm, die Zunft: 
privilegien, welche offenbar dieſelbe rechtliche Natur wie die Bannrechte an ſich tragen, ohne ir= 
gendeine Entſchädigung aufzuheben und felbft mande dingliche Gewerbögerechtigfeiten gleich- 
falls ohne Entgelt entweder aufzuheben, over durch vermehrte Verleihungen, oder durch allge— 
meine Gewerbsvorſchriften ihre biöherige monopoliftifhe Stellung weſentlich zu befhränfen; 
fo müßte man, um confequent zu fein, Daffelbe aud) in Bezug auf die eigentlichen Bannrechte 
thun. Allein biefe Rechte find meift im Bejige entweder der Domäne (von welcher jedoch ein 
Verzicht auf Entfhädigung fih aus ſtaatswirthſchaftlichen Grü leicht erwarten läßt) oder 
ber Standed- und Grundherren (oder auch Eorporationen), in Anfehung welcher die neuefte Zeit 
den äuferft misbrauditen, d. h. in übertriebene Anwendung gefegten Grundſatz erfand, daß 
ihnen kein Recht (Gerechtfame) oder Bezug, weldes Ursprungs und Charakters er immer fei, 
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bürfe entzogen werben ohne dafür ihnen zu leitende volle Entſchädigung. Liber die Natur bie 
ſes Anſpruchs und. über das Map des ihm gebührenden Anerfenntniffes find in den Art. 
Abgaben und Ablöfuug die vernunftrechtlichen Principien aufgeftellt. Unter Berufung auf 
biefelben Haben wir blos noch in Bezug auf die Bannrechte insbefondere zu bemerken, daß 
bei ihnen fhon darım die Entſchädigungsfoderung ald nichtig erjcheine ‚ weil, wenigſtens in 
der Regel, ein wirkliher Schaden, welhen die Aufhebung bemirkte, gar nicht nachzuweiſen, 
mwenigftend deſſen Betrag auch nicht einmal annähernd mit einiger Zuverläſſigkeit zu beftimmen 
if. Denn der biöherige Ertrag eines bannberechtigten Gewerbes müßte zunörberft verglichen 
werben mit dem erſt in Zukunft (nämlich nad gefchehener Aufhebung des Bannrechts) ich her— 
ausftellenden; und dann würde nod; immer zu erwägen oder zu fragen fein, ob der biöherige, 
3. B. hohe Ertrag in der That die Wirkung des Bannrechts ober vielleicht anderer Umſtände, 
3- B. eined geſchickten, fleifigen und redlichen Betriebs geweſen fei, und ebenjo, ob nicht durch 
ſolche jeßt erft, d. H. nad dem Aufhören des Bannrechts in Ausübung zu jegende Eigenſchaft 
des Betriebs der Verluſt des Monopols leicht werde erfegt, d. h. eine gleihgroße ober größere 
Zahl von willigen Abnehmern werde berbeigelodt werden, ald ehedeffen bannpflidtige, d. h. 
gezwungene erſchienen jind. Höchſtens etwa könnte ver Pächter z. B. einer Bannmühle, wenn 
ihm erweislich wegen des Bannrechts ein höherer Pachtſchilling wäre gefegt worden, nad Aufs 
bebung des Banns einen entſprechenden Nachlaß begehren. Es wäre dieſes jedoch lediglich die 
Sache des Bannberechtigten, als welcher nämlich, wenn er eine nach ihrer Natur blos precäre 
(nämlich von widerruflicher Conceſſion abhängige, oder auf blos factiſcher Behauptung ruhende) 
monopoliſtiſche Stellung für ein bleibendes Recht verkauft oder zur Nutznießung übergeben hat, 
dafür dem Käufer oder Pächter allerdings die Gewähr zu leiſten ſchuldig if. Wir betrachten 
Bier aber nicht ſowol das Verhältnig zwiſchen dem Bannbereditigten und feinem Lehnsmann 
oder Pächter, fondern nur jenes zwifchen ihm und den Bannpflichtigen oder auch dem Staat. 

Für die Zuläßlichkeit einer unentgeltlichen Aufhebung ver Bannrechte können wir als höchſt 
gewichtige Autorität das Anerkenntniß der preußifchen Gejeggebung anführen, melde nämlich 
bei ver am 28. Det. 1810 ausgefprochenen Aufhebung ver Bannrechte ſich darüber ausdrücklich 
folgendermaßen erflärt: „Da die Theorie und Erfahrung beweifen, daß die Aufhebung ber 
Zwangs- und Bannrechte in der Regel keineswegs die Einnahmen der früher Berechtigten min- 
dert, jondern bei der gewöhnlich vermehrten Conſumtion erhöht, fo Toll weder der Verfäufer, 
noch der Erbpächter, noch der Zeitpächter, noch der Zwmangspflichtige verbunden fein, für jene 
Aufhebung Baution zu leiften oder irgendeine Entfhädigung zu übernehmen.” Auch felbit 
in der erften Kammer der badiſchen Landftände, wiewol ihre Mehrheit die Anträge der zweiten 
Kammer verwarf, erhoben ſich einzelne Stimmen zur Anerkennung ihrer Billigfeit und redhtlis 
ben Begründung. Der Commiſſionsbericht von 1825 gefteht ein, „daß jhon manche Bannge: 
techtigkeit von dem Bannberedtigten jelbit aus wohlverftandener Sorge für fein eigenes und 
fremdes Intereffe unentgeltlich fei aufgegeben worden’ ; und bemerkt ferner, daß, wenn auch 
mitunter ein Minderertrag eines Gewerbes nad Aufhebung des Bannrechts ftattfinden möge, 
derjelbe doch von fo vielen Nebenumftänden abhänge, daß ed ungerecht wäre, die Bannpflichti— 
gen unter ſolchen leiden, d. h. jie die Trägheit, die Nachläſſigkeit oder die gemagten Unterneh: 
mungen ihres ehemaligen Bannherrn bezahlen zu laſſen u. ſ. w. 

Auf die Orundjäge über Bannrehte muß übrigens ver Art. Gewerbeordnung zurlickom⸗ 
men. Über die Bannrechte enthalten, vom pofitiv - juriftifhen Standpunkt, die verfhiedenen 
Lehrbücher des deutichen Privatrechts, vom vernunftrechtlihen und politifhen Standpunkte aber 
zumal die landſtändiſchen Verhandlungen mehrer deutſchen Staaten, insbeſondere Badens, dann 
auch verfhiedene Monographien die ausführlidhern Lehren und Betrachtungen. Rotteck. 

Barbaresken. Vielleicht Fein Theil ver Erde, von dem eine beglaubigte Geſchichte und 
Kunde gibt, ftellt ein fo fichtliches Zeugniß von dem Einfluß der Givilifatton, nicht blos auf die 
Geſchichte der Menſchen, fondern ſelbſt auf die umgebende phyſiſche Natur dar wie die Nord: 
küſte von Afrifa. Sagen des graueften Alterthums fuchen dort ven Sig der glücklichſten und 
tugendhafteften der damals lebenden Völker. Die Geſchichte zeigt und mannichfaltige Staatd- 
formationen voll reihen Lebens in jenen Gegenden: einen gewaltigen Handeld- und Waffen- 
plag, eine Golonie der Vhönizier, die Königreihen gebot und mit der ewigen Roma einen 
Kampf auf Leben und Tod um die Herrfhaft des Erdkreiſes führte; die üppigen und lebens— 
kräftigen Golonien der Griechen, die Sige der Künfte, des Handels, der feinen und verfeinern= 
den PHilofophie. Selbft die Ureinwohner ded Landes, die in allen Perioden ihren Charakter 
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bewahrt haben: eine Miihung von Freiheitsſinn der Natur mit Unfähigkeit zur Freiheit der 
Givilifation ; ein Volk, auf das ih Bodmer's Schilderung anwenden liege: „das in ven Stand 
des unterthänigen Lebens nur einen Schritt gethan mit zitternden Füßen und den ſchon bereut‘; 
ſelbſt dieſe bildeten in jener ‘Periode georonete Reihe, den civilifirten Staaten näher verwandt 
als jemals vorher und naher. So gehörten dieſe Landftriche zu den wichtigſten Eroberungen 
der Römer, fügten ſich ſchnell in die Inftitute des römischen Staatsſyſtems, machten den Beherr— 
fhern am wenigften zu jhaffen und lieferten der unerfättlihen Roma Korn und Truppen. Die 
Millionen barbariiher Völferfhaften, die im Innern des dritten Welttheild wohnten, waren, 
wie beute nob, jo träge und unthätig, daß weder Karthago noch Rom aud nur ihre Eriftenz 
abhnten und daß aus dem äußerften Norden und den fernften Often Barbaren fommen mußten, 
um die Wurzeln der römischen Herrihaft und des Chriſtenthums auf jenen Küften auszurotten. 
Aber jie famen. Zuerft errichteten die Vandalen ein Eriegerifches Königreich in jenen Land— 
ſtrichen, das nur unter Zerftörung alter Gultur jih zu erheben wuhte. Beliſar's Waffen ges 
wannen dieje Provinzen dem griehiihen Kaiſerthum zurüd, aber bereits in einer Zeit ded Der: 
falld des Geſammtſtaats, wo auf die Refte der dortigen Givilifation nur die Fäulniß überges 
tragen ward, welche dad Ganze durchzog. Darauf famen die Araber und benugten die leichte Erz 
oberung zum Übergangspunkte in das jchönfte Reich des Weiten, wo arabiihe Gultur ihre 
höchſte Blüte erreichte. Aber fie verftanden ed nod weniger ald die Römer, zu bilden, zu ent- 
wideln und ihre Herrihaft den Unterjodhten wertbvoll zu machen. Darum ein fortwährender 
Kampf unter den fremden Groberern, der, nachdem die ſpaniſchen Mauren beflegt waren, bei 
der Entlegenheit diefer Provinzen von dem Mittelpunft des Khalifenreihs und bei dem Verfalle 
dieſes jelbft, nur mit einer Zerjplitterung endigen fonnte. In diefem Kampfe gingen die Refte 
früherer Cultur zu®runde. Ob jie geflilfentlich von ven Einwohnern zerftört wurden, damit die 
Habſucht der Fremden binführo feine Yodung mehr finde, was einige Geihichtichreiber be= 
baupten, bleibe dahingeſtellt. Das glänzende Cyrene ift in der Wüſte von Barca verſchwunden. 
Die kümmerlihen Refte Karthagos haben die Spanier zerftört, und das einzige Lebenszeichen, 
wodurch die Bewohner jener einft jo reichen und glüdlihen Küfte ihre Eriftenz befundeten, be— 
fand Jahrhunderte hindurch in den foftematifhen Raubzügen ver Barbaresfen. 

Denn diefen Namen erhielten dieſe Länder, feitvem ſie, wie ed fhien für immer, dem Sceps 
ter eivilifirter Reiche entrückt waren, mit zwiefahem Rechte. Nicht blos, daß eine fremde, bar— 
bariihe Herrſchaft in ihnen aufgerichtet wurde; diefe Gebieter machten ed auch der hriftliden 
Melt recht fühlbar, daß fie ji ald Feinde aller Staaten betrachteten und in dem Kampf ihr ei— 
genes barbarifches Kriegsrecht übten. Abenteurer, vurb Wagniffe aller Art zur Gewalt gefom= 
men, unfähig, durch die janftern Künſte des Friedens ſich die Reichthümer zu verfhaffen, deren 
fie bedurften, um ihre Macht zu erhalten und genußvoll zu maden, durch ihre ungewiſſe Ab⸗ 
hängigkeit von der Centralmacht des mohammedaniſchen Glaubens den nahen chriſtlichen Völ— 
kern in tödtlicher Feindſchaft entgegengeſetzt, dabei aber doch der Rückſichten entbunden, welche 
die in völkerrechtlichen Verkehr mit den chriſtlichen Staaten getretene Pforte zu nehmen hatte: 
benutzten ſie die vielen Buchten und Häfen ihrer Beſitzungen, um auf dieſen ſüdlichen Meeren, 
ſolange Zeit die lebhafteſten Handelswege, und an den Küſten des reichen Spanien, Sicilien, 
Italien einen raſtloſen räuberiſchen Krieg zu führen. Dort ſetzte ſich jenes Stadium des Völker— 
rechts fort, wo man die Gefangenen nicht mehr tödtete und nach Befinden verzehrte, ſie auch nicht 
gerade zur ewigen Knechtſchaft verurtheilte, ſondern ſie in einen Zuſtand geordneter Sklaverei 
verſetzte, aus welchem ein Löſegeld ſie wieder befreien konmte, und der weſentlich auf Gewinn 
eines ſolchen Löſegelds berechnet war. Nicht blos während der faſt niemals raſtenden Kriege 
zwiſchen den morgen- und abendländiſchen Völkern, auch während der Waffenruhe ſegelten fort— 
während aus den Buchten der Berberei bewaffnete Fahrzeuge, um auf chriſtliche Schiffe Jagd 
zu machen oder an unbewachten Küften Einfälle zu verſuchen. Dasgeraubte Gut war erwünſchte 
Beute. Gefangene von Rang und Vermögen jhügte man in Hoffnung auf reiches Löſegeld. 
Schöne Frauen waren gefuchter Handeldartifel. Gefangene aus niedern Ständen mußten durch 
Sklavenarbeit ihren färglihen Unterhalt unter ftrenger, aber im Durchſchnitt nicht graufamer 
Zucht verdienen und der Stunde harten, wo vielleicht hriftliche Barmberzigkeit fie erlöfte. Denn 
die Regelmäßigkeit diefer Angriffe rief regelmäßige Anftalten zur Milvderung wie zur Abwehr 
berjelben hervor. Milde Stiftungen und fortwährende Sammlungen, den Händen der Kirche 
anvertraut, Fauften jährlich eine Anzahl Chriften aus ver Sklaverei los. Zum Schuge des Hans 
deld aber mußten die Küftenregierungen Kriegöflotten unterhalten, foweit nicht der aufopfernde 
Streitmuth der Maltejer dafür forgte und den Feinden Gleiches mit Gleihem vergalt. Ginzelne 
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Staaten jchloffen aud wol mit einzelnen Barbaresfen Verträge, durch melde jie für einen 
ſchmählichen Tribut ihre Flagge gegen die Angriffe der Biraten jiherftellten. Seit regelmäßige 
Handeldconjuln in den Barbaresfenftaaten unterhalten wurden, ward das Verhältnig geordne— 
ter. Das große Übergewicht, das die chriſtliche Seemacht in den neuern Zeiten erlangt hatte, 
machte ven Barbareöfen die Hortfegung ihres Syſtems jhwieriger. Aber aufgegeben hatten jie 
es jelbft im 19. Jahrhundert nody nicht, und für die unmiffenden Gebieter dieſer Ränder blieb 
das Piratenhanpwerf ein Lieblingserwerbzmweig. Hätte die Bforte auch die Kraft gehabt, ihm 
ein Ende zu machen, wie jie bei dem Verhältniß, in das jie zu der Chriſtenheit getreten war, ei= 
gentlich jollte, jo lag dies doch nicht in ihrem Intereffe; denn fle fand in den drei von ihr abhän— 
gigen Barbaresfenftaaten die befte Pflanzjchule für ihre Marine, eine Flotte, die nicht auf ihre 
Koften, jondern auf Koften ihrer Feinde unterhalten wurde. So erhielt fih im Süden Europas 
eine mittelalterliche Abenteureriwelt, die aus dem Norden, der ſoviel zu ihrer Schöpfung bei— 
getragen, längft verfchwunden war. Die Räuber der Apenninen und Abruzzen und die Piras 
ten der Barbaresfen jind die Refte einer untergegangenen Zeit. Die hriftlihen Staaten haben 
ein Recht, ihnen ein Ende zu machen. Aber jolange fie auf der See den Grundfägen, die längft 
ſchon in den Landfriegen gelten, feine Anwendung verftatten, folange fie noch Kaperbriefe gegen 
das Eigenthum des frieplichen Bürgers ausſtellen, haben ſie kein Recht, die Barbaresken zu ver— 
dammen. Befolgt man einmal einen ungerechten Grundſatz, ſo kommt dann auf den etwas hö— 
hern oder niedern Grad nicht viel an. 

Vier Staaten werden unter dem Namen der Barbaresken verſtanden. Drei davon waren 
weſentlich auf das Piratenhandwerk gegründet, und gerade dieſe ſind genöthigt worden, es ganz 
oder faſt ganz aufzugeben. Als die türkiſche Herrſchaft an die Stelle der arabiſchen trat, fand 
ſie ihre Macht auf der Nordküſte Afrikas bereits gebrochen, und ſie iſt nie wieder im Stande ge— 
weſen, dieſe erfolgreich zu befeſtigen. Einer conſequent beobachteten und richtigen Politik gemäß 
fügte ſie ſich in das Faetiſche und behielt ſich ihr Recht vor, um es den Umſtänden gemäß geltend 
machen zu können. Froh, wenn die Staaten, in welche ſich dieſe Provinz ihres Reiches zerſplit— 
tert hatte, ihre Oberhoheit wenigſtens anerkannten, ihr Tribut zahlten und Truppen ſtellten, 
überließ ſie im Übrigen ſie ſich ſelbſt und trat nur zuweilen als Beſchützer oder Schiedsrichter 
auf. Die Bevölkerung ſtellte ein buntes Gemiſch dar. Kabylen oder Berbern, die Ureinwohner 
des Landes, Neger aus dem Innern heraufgezogen, Araber, Türken, Renegaten von allen Na— 
tionen. Der Stärkſte ward Herr und im raſchen Wechſel verdrängte Einer den Andern. Zuerſt 
machten ſich Algier und Tunis in der Geſchichte wichtig, indem fie recht eigentlich zu Seeräuber— 
ſtaaten umgeſchaffen wurden. Zwei Lesbier, Horuc und Hayradin, Söhne eines Töpfers, hat— 
ten von Jugend auf das Seeräubergewerbe ergriffen und allmälig eine Flotte von 12 Galeeren 
und verſchiedenen kleinern Fahrzeugen zuſammengebracht, deren Admiral Horue, bekannter 
unter dem Namen Barbaroſſa, das Schrecken des Mittelmeeres wurde. Ihre Beute verkauften 
ſie in den Häfen der Berberei und lernten dadurch die geeignete Lage dieſer Küſten zu Stütz— 
punkten ihrer Unternehmungen kennen. Die Invorfichtigfeit des Königs Eutemi von Algier, 
der Barbaroſſa gegen die Spanier zu Hülfe rief, gab die Gelegenheit. Barbaroſſa lieh jeinen 
Bruder auf der Flotte und ging mit 5000 Mann nad) Algier, wo er ji zum Meifter der Stadt 
machte, den Monarchen ermordete und fid zum König von Algier erheben lieh, deſſen Gebiet er 
durch Beſiegung des Königs von Tremezen erweiterte. Legterer floh zu dem fpanifhen Befehls: 
baber von Oran, einer Beligung, die Ferdinand der Katholiſche 1506 erobert hatte, und ver— 
mochte diefen zum Angriff auf Algier. In mehren Gefechten befiegt, ward Horuc in Tremezen 
eingeſchloſſen, und als er ſich durchſchlagen wollte, getödtet. Allein an feine Stelle trat fein Bru— 
der, der gleichfalld den Namen Barbaroffa annahm und, um gegen die Mauren wie gegen die 
chriſtlichen Mächte eine fefte Stüge zu gewinnen, fih der türfifhen Oberherrſchaft untergab. 
Zum Lohn befam er Hülfstruppen und das Commando der türfifchen Flotte, Mit der Pforte 
verabredete er audy feinen Anichlag auf Tunis. Dort hatte ver König Mehmed unter feinen 
24 Söhnen einen der jüngften, Muley-Haſſan, zum Thronfolger ernannt. Diefer vergiftete 
feinen Vater und ließ dann feine Brüder, fo viele er in jeine Gewalt befommen konnte, ermor— 
den. Einer aber, Abraſchid, floh nadı Algier, und Barbarofla eroberte unter dem Vorwande, 
diefen Prinzen auf den Thron zu fegen, auch das Königreich Tunis. Von hier aus trieb er nun 
den Piratenfrieg ind Große. Aber Muley-Haſſan floh zu Kaifer Karl V., ver begierig die Ge: 
legenheit ergriff, feine Länder von der gefährlichen Nachbarſchaft zu befreien und fid als Bez 
fhüger eines unglüdlihen Prinzen und der gefammten Chriſtenheit zu zeigen. In ver That ge= 
fang es dem Kaifer, der fich jelbft (1555) an die Spige einer bedeutenden Kriegsmacht und 
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Flotte ſetzte, Tunis zu erobern. Muley-Haſſan ward als ſpaniſcher Vaſall wieder eingeſetzt; bie 
Feſtung Goeletta blieb in ſpaniſchen Händen; 20,000 Sklaven erhielten ihre Freiheit. Nun aber 
ward Algier der Zufluchtsort der Piratenfchiffe, wo der von Barbaroffa eingejegte Statthalter. 
Haffan:Aga, ein Renegat, feinen Herrn womöglich nod an Verwegenheit übertraf. Auch ihn 
wollte Karl V. demüthigen und landete 1541 vor Algier. Allein dieje in ungünftiger Jahres⸗ 
zeit begonnene Unternehmung ſchlug gänzlich fehl, und der Kaifer mußte froh fein, mit einigen 
Trümmern ſeines Heeres ji zurüdziehen zu innen. Algier blieb von da an der Hauptjig des 
Barbareskenweſens. 

Algier umfaßt 4218 OM., die von nicht ganz 2 Mill. Einwohnern vielfacher Abſtammung 
befegt waren. Die Stabt, um 955 duch den Araber Juffuf:Zeiri auf ven Nuinen des alten 
Jomnium erbaut und Al-gezair, die Infeln, genannt, enthielt 80,000 Einwohner. Das Land, 
vom Atlas, der Wüſte und dem Mittelmeer begrenzt, ift eines der fruchtbarften ver Erde. Aber 
unter der Herrſchaft tyrannijcher Räuber konnte es nicht gedeihen, und nicht ver Aderbau, fon= 
dern Seeräuberei und Handel ernährten die privilegirten Glafjen feiner Bevölkerung. Die Herr- 
[haft führte ein Dei, der jedesmal zugleih Paſcha und von ver Pforte beftätigt war. Das Erb- 
recht hatte Hier weniger Einfluß als in den Nachbarſtaaten, vielmehr ſchwang fih in häufigen 
Thronwechſeln meift der Stärffte zum Beſitz der Gewalt auf. Wie aber in diefem Naubftaate 
zuerft die Idee des Barbareskenweſens fi befeftigt hatte und wie er dieſes Unweſen am ge= 
fährlihften trieb, jo ward e8 auch in ihm zuerft ernftlich angegriffen und ernftlich zerftört. Zwar 
liefert das Fehlſchlagen mehrfacher Projecte zur Austilgung des Barbaresfenwejens ven trauri= 
gen Beweis, daß die europäifche Staatenmwelt für ein gemeinfames Intereffe der Givilifation 
nicht leicht vereinigt werden kann, und ver finnige Plan des Abbe de St.:Pierre, der den Maltefer: 
orden nad Algier verpflanzen wollte, ward vom Gardinal Dubois ald der Traum eines ehr: 
lihen Mannes beifeite gewiefen. Aber das entſchiedene eigene Interejje einzelner Staaten be= 
wog denn doch Ludwig XIV., die Piraten wiederholt zu demüthigen, brachte Napoleon auf den 
Gedanken einer Eroberung der Barbaredfen und beftimmte endlich England zur Erſchütterung 
Algiers, Sranfreih zu deſſen Eroberung. England war namentlich bei der Abjhaffung des Pi- 
ratenwefend interefirt, feit e8 die Jonifhen Infeln in Beiig genommen hatte. Deshalb ward 
41816 Lord Ermouth zu Unterhandlungen mit den Barbaresfen beauftragt. Weniger nachgie— 
big ald Tunis und Tripolis zeigte fih Algier. Zwar erklärte es ſich bereit, den Joniſchen Infeln 
gleiche Rechte mit der engliihen Flagge einzuräumen, auch mit Sardinien und Neapel, mit leg= 
term gegen einen Tribut von 24,000 Biaftern, Frieden zu ſchließen, gab aud 1792 Ehriften- 
fflaven frei; aber in eine gänzlihe Abſchaffung dev Sklaverei wollte ed durchaus nicht eingehen, 
und faft im Angeficht des Adnirald wurden am 25. Mai 1816 eine Anzahl europäiicher See: 
leute zu Bona überfallen, zum Theil getödtet, die englifche Flagge und der englifche Viceconful 
infultirt. Dies foderte eine Zühtigung. Lord Ermouth ging nad Portsmouth zurüd und fe: 
gelte von da am 24. Juli mit einem ftarfen Gefhwader aus, zu dem nod) zu Gibraltar ein zwei= 
tes unter Admiral Penroje und ein holländifches unter Admiral van de Gapellen ſtieß. So 
fammelten fih 52 Kriegsihiffe vor Algier, wo man auf den Angriff gefaßt war, den englifchen 
Conſul verhaften lich und die Anfoderung, alle Ehriften freizulaffen, das von Sardinien und 
Neapel Empfangene zurüdzuzablen, in Zukunft alle europäiſchen Gefangenen ald Kriegeges 
fangene zu behandeln und Niederland auf gleihem Fuß wie England zu betrachten, unbebingt 
abſchlug. Am 27. Aug. eröffnete die Flotte das Feuer, das nad wenigen Stunden die algieri 
Then Kriegsfahrzeuge ſämmtlich verbrannt und die Küftenbatterien zum Schweigen gebradt 
hatte. Der nächſte Tag fand ven Dei zu Allem willig, und den 2. Sept. ward der Friede beſtä— 
tigt. Abermals erhielten 4214 Chriſtenſklaven ihre Freiheit, und der Stolz des Dei mußte fi 
berablaffen, dem englifhen Conſul öffentlich Abbitte zu thun. Aber auch diefer Vorgang war 
nur eine bald vergeflene Zuchtigung, welde die Duelle des Unbeild nicht zerftörte. Weniger 
noch hatten die Anfoderungen des Aachener Congreſſes, die 1819 der franzöſiſche Admiral 
Jurieu und der englifhe Admiral Freemantle Fundthaten, einen Erfolg. Die gänzlide Ber: 
nichtung des Übels wurde dagegen eine ındivecte Folge ded öffentlihen Zuftandes von Frankreich. 
Karl X., der, nachdem er das Minifterium Polignac berufen, feine Regierung auf jeve Weife 
populär machen wollte, nur nicht auf die, welche die Charte vorfchrieb, fuchte nad) einer Gelegen— 
heit, dem philanthropiſchen Liberaliömus und der Ruhmſucht feines Volkes zugleich zu ſchmei— 
cheln, und fand fie in den Streitigkeiten zwiſchen Franfreih und Algier. Diefe waren zum Theil 
äber einen Londſtrich an der afrifanischen Küfte und über die Korallenfiiherei, worauf Franf: 
reich alte Anſprüche geltend gemacht und auch 1817 deren Anerkennung erlangt hatte, deren Be: 
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nuhung aber der Dei erfchwerte, theils über eine Foderung algierifcher Kaufleute zum Belauf 
von 7 Mill. Sr. entftanden, die der Dei von dem franzöſiſchen Schaf reclamirte. Ihre Auszah— 
lung ward durd die Unterfuhung gewiſſer Gegenfoderungen, die jeit 1824 dauerte, verjdgert. 
Dem Dei, ver an türkiſche Juftiz gewöhnt fein mochte, war es nicht ganz zu verbenfen, daß er 
1827 die Geduld verlor und die ungefäumte Befriedigung feiner Foderung, unter Vorbehalt 
ber Gegenanfprüde, verlangte. Seine Note fand feine Antwort, und in feiner Entrüftung dar= 
über gab er am 25. April 1828 dem franzöſiſchen Gonful einige Schläge mit einem Fliegen— 
wedel. Der Eonful verließ am 15. Juni Algier; am 21. räumten die $ranzofen ihre Nieder— 
Iaffungen und dad zu deren Schuß erbaute Fort Lacalle; der Dei ließ dies Alles zerftören. Hier: 
auf begann eine Eoftfpielige und unzureichende Blockade, in deren Berlauf der Gapitän de la Bre⸗ 
tonniere am 1. Det. 1828 zwei Küftenbatterien zum Schweigen brachte und vier Piratenſchiffe 
nahm. Nochmals durch ihn geführte Unterhandlungen hatten feinen Erfolg, und fein Barlamen: 
tärfchiff ward beim Abfegeln von allen Batterien befhoffen. Nun erfolgte am 20. April 1850 
das Kriegämanifeft gegen Algier. Mit höchſtem Eifer wurden die Rüftungen betrieben, da ver 
Kriegdminifter, General Bourmont, felbft den Oberbefehl übernahm. Der Viceadmiral Du— 
perre führte die Flotte von 75 Kriegsfhiffen und 274 Irandportfhiffen mit einer Landarmee 
von 32,000 Mann. England hatte feinen Einſpruch gegen eine Unternehmung gemadt, die es 
ſchwerlich gern fah, ſuchte aber die Sache indirect zu vereiteln, indem es die Pforte bewog, den 
Admiral Tahir-Paſcha mit einem großherrlicen Ferman nad Algier zu fenden, der die ober— 
herrlichen Rechte ded Sultans geltend machen und den Franzoſen, zugleid mit der Einwilligung 
in die Abihaffung der Seeräuberei, entgegenhalten follte. Allein das franzöfifche Blockade— 
geſchwader, vom General Guilleminot unterrichtet, ließ ihn nicht zu und verwies ihn nad) Tou— 
Ion , wo er den Erfolg der Erpedition mismuthig abwarten mußte. Diefe felbft ging am 25. — 
27. Mai zu Toulon unter Segel. Am 14. Juni Landung. Die Divifionen Berthezene, Loverdo 
und d’Edcard verjagten den Beind und nahmen fein Lager. Am 19. griff ver Schwiegerfohn des 
Dei, Ibrahim-Paſcha, das franzöſiſche Heer mit 40,000 Mann an, ward aber gänzlich gefchla= 
gen. Da das ſchwere Gejhüg noch nicht ausgefchifft war, jo mußte man noch mehre Tage Kämpfe 
aushalten und Eonnte fi ven Weg nur langfam bahnen. Um 4. Juli endlich befchoffen die Bat— 
terien dad von Karl V. angelegte Kaiſerſchloß, das der ehemalige franzöſiſche Artillerieoberft 
Solcau erfolglos vertheidigte. Die Flotte beihoß ſchon feit vem 29. Juni die Forts und Batte- 
rien von Algier. Am 5. Juli unterzeichnete der Dei eine Convention, die ihm das Recht ficherte, 
ſich mit feinem Privateigenthum zurüdzuziehen, ebenſo den türfifhen Milizen freien Abzug, 
Glauben, Freiheit und Eigentbum der Bewohner garantirte, übrigens aber Stadt und Land 
unter die Botmäßigfeit der Franzoſen ftellte. In der Caſauba, der Eitadelle, ward ein Schaf 
von 70—80 Mill. Fr. gefunden. Der Dei ging nah Branfreih, dann nad Italien und ift ges 
ſtorben, ohne feine Hoffnung auf eine Reftauration erfüllt zu fehen. 

So ward Algier ein franzöjifches Beſitzthum. Aber wenn ſchon feine Eroberer ſchwerlich 
einen beftimmten Plan hatten, was jie mit diefer Erwerbung machen wollten, jo ward die Sache 
noch problematifcher, ald die bald darauf ausbrechende Revolution in Franfreih Regierung und 
Syſtem änderte. Doc; die neue Regierung konnte, ohne fi hinter ihrer Vorgängerin in Schats 
ten zu ftellen, die Eroberung der legtern nicht gut wiederaufgeben; mit jedem Jahre aber, daß 
man fie behauptete, ward ed bevenklicher, einer Befigung zu entjagen, auf die man einmal foviel 
gewandt hatte. Das Minijterium, hierin mit der Oppofition einig und nur von dem Erfpa= 
rungseifer ver Tiers-parti bedrängt, ertheilte wiederholt und von Jahr zu Jahr beftimmter bie, 
PVerfiherung, dag Algier behauptet werben folle. Graf Bourmont Hatte gleich in den erften Ta— 
gen die Vortheile der neuen Stellung benugt, die ed ihm möglich machten, den Nahbarftaaten 
die Bedingungen ihres Fortbeftehend zu dictiren. In Verträgen mit Tunis und Tripolis vom 
8. und 41. Aug. 1850 ward jedem eine Zahlung von 800,000 Fr. an Franfreih, die Abs 
ſchaffung der Seeräuberei, Sklaverei, ded Tribut und ver Handeldmonopole, und Tunis insbes 
fondere die Abtretung der ehemals (618 1798) Genua gehörigen Inſel Tabarca aufgelegt. Graf 
Dourmont verließ darauf Algier, und die nene Regierung fendete General Glauzel als feinen 
Nachfolger. Diefer, der liberalen Seite angehörig und noch voll von ven Hoffnungen der Juli— 
revolution, Fam mit dem &ntjchluffe, zu fhaffen, zu erweiteın, eirie tbatereide Zukunft vorzu= 
bereiten. Er beſetzte Oran, Bona, Bugia, flieg über ven Atlas, befiegte (21.— 25. Nov.) den 
Bei von Titteri, der nach Frankreich geſchickt ward, und bejegte Meviah. Eine Mufterwirtbichaft 
ward angelegt und die Ebene um Algier bebaut. Der Gouverneur organifirte inländifche Trup— 
pen, ernannte Vafallenfürften und arbeitete raſtlos auf das Ziel Hin, die Kolonie durch ihre ei— 
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genen Mittel ſich halten zu machen. Mit Tunis ſchloß er einen Vertrag, der dieſes zur Unters 
werfung der Provinz Konftantine verpflichtete. Allein die franzöſiſche Regierung ratifieirte dies 
fen Bertrag nicht, beſchuldigte Clauzel der Eigenmädhtigfeit und ging auf den Plan der fuftema= 
tiſchen Golonifirung nit ein. Man ſcheint damals über die Behauptung Algierd nicht entſchie— 
den und namentlich über Englands Anſichten nicht im Klaren gewefen zu fein. Glauzel ging 
nad) Frankreich zurüd, und General Berthezene kam ald Vicegouverneur nad Algier. Schon 
vorher hatte man Mediah und Oran wiederaufgegeben, und der General fand einen kleinen 
Krieg vor, der weber Durch einen neuen Zug nad) dem Atlas, noch durch die Hinrihtung mehrer 
Häuptlinge, noch durch die Ernennung des Sidi: Hadihi zum Aga der Araber befhwichtigt 
werben fonnte. Bona mußte geräumt werden; das wiederbejegte Dran ward mit Mühe be— 
hauptet, und die nächfte LImgebung jogar von Algier fah ſich der Unfiherheit preisgegeben. 
Troß dieſer ungünftigen Erfolge und der großen Koften, die die Golonie verurfadhte, hatte man 
ſich dod in Frankreich für deren Beibehaltung entſchieden und [hob alle Schuld auf die Per— 
fonen. Am 1. Dec. 1851 warb daher der Herzog von Rovigo zum Militärgouverneur, der 
Baron Pihon zum Eivilintendanten ernannt. Allein wenn Savary jemals etiwad mehr gewe— 
fen war ald ein geſchmeidiges Werkzeug der Willfür Napoleon’s, fo war diefe Zeit vorüber. 
Die Angelegenheiten Algiers nahmen unter feiner launifhen, wechſelnden und verſchwenderi— 
ſchen Berwaltung nur eine immer ungünftigere Wendung. Algier Foftete Geld und Blut in 
Fülle, franzöſiſches wie fremdes, denn die Regierung hatte die meift aus politifhen Flüchtlingen 
gebildete Fremdenlegion nad) Algier gefendet. Aber feine Ausſicht auf eine fihere Zukunft ward 
als Erjag dafür, und die Angriffe der inländiſchen Stämme wurden nur regelmäßiger; Rovigo 
ward zurüdberufen und ftarb, ehe er ſich über feine Verwaltung zu rechtfertigen verfucht hatte. 
Sein Nahfolger ward Graf Drouet d'Erlon. Obwol diefer geachtete Mann bei feinem milden 
und gemäßigten Syſteme die Angelegenheiten ver Colonie nicht eben verfhlimmert bat, fo ſchien 
er doch feine frühere Energie unter der Laft der Jahre verloren zu haben und vermochte nicht eine 
Befferung in den Ausfichten herbeizuführen. Er hielt ji meift ruhig zu Algier und bemühte 
ſich einzelne Häuptlinge zu gewinnen. Allein es zeigte ſich aud hier die Wahrheit eined Grund- 
fages der Stantenpolitif. Solange man die Intereifen der feindlichen Völkerſchaften nicht für 
fi gewonnen bat, jo wird der Anführer derjelben, den man auf feine Seite brachte, eben das 
durch jeinen Einfluß verlieren und Der an feine Stelle treten, an deſſen Geiinnung und Gaben 
fi) die meiften Hoffnungen eines erfolgreihen Widerſtandes fnüpfen. In Algier ward nament= 
lid ein Häuptling, Abd-el-Kader, die Seele aller Verbindungen gegen die Franzoſen. Zwar er: 
hielt der Gouverneur ein fheinbares Einverſtändniß mit ihm; allein die Bedrückungen, die er 
jih gegen Eleinere, den Franzoſen ergebene Käuptlinge erlaubte, führten zu Miöhelligfeiten. 
Von diefen nahm der zu Oran ftationirte General Trezel Gelegenheit zu einer eigenmädtig 
unternommenen Erpedition (Juli 1855) gegen Abd-el-Kader, die einen ſehr ungünftigen Aus— 
gang nahm. Das franzöftiche Minifterium erhielt dadurch eine neue Beranlaffung, zu Marſchall 
Clauzel zurüdzufehren, der den Angelegenheiten Algierd no mit dem meiiten Ruhme vorges 
ftanden hatte, ſich lebhaft für diefe Colonie interefjirte und von den Wünſchen der Goloniften 
zurücberufen ward. Marjhall Clauzel, zwar Mitglied dev Oppofition, aber in neuerer Zeit 
dem Minifterium wieder genähert, ward zum Gouverneur von Algier ernannt. Gr zog mit 
11,000 Dann gegen Maskara, ven Mittelpunft von Abd-el-Kader's Macht, Fam auch glücklich 
bin, ohne etwas damit zu erlangen, ald daß er die Stadt anzünden und eine augenblidlidhe 
Sheinunterwerfung der Stämme erwirfen fonnte, Schon nad) drei Tagen trieb ihn Wetter und 
Unſicherheit zum Rüdzug, und Abd-el-Kader war mädjtiger als erft, erreichte den Gipfel feiner 
Macht, ald er 1856 den General d'Arlanges an der Tafna geichlagen hatte. Auch ein Zug des 
Marſchalls Clauzel gegen Konftantine fheiterte. General Bugeaud erfoht einige Siege über 
Abd=els Kader, die aber feinen Erfolg hatten, und um einen zweiten Zug nad) Konftantine in 
Sicherheit machen zu können, entſchloß man ſich zu einem Vertrag mit dem Emir, der am 50. Mai 
1857 an der Tafna unterzeichnet ward und worin man ihm, gegen Anerkennung der franzöſi— 
ſchen Oberherrfhaft, die Verwaltung der Provinzen Oran, Titteri und Algier, mit Ausnahme 
der wichtigften Städte, überließ, ihm auch Tlemezen einräumte und den Cinfauf von Waffen 
und Kriegsbedarf in Frankreich geftattete. Nun zog Clauzel mit 7000 Mann gegen Konſtan— 
tine, wo man aber im Fläglichiten Zuftande anfam, durd den Mangel zurücdgetrieben warb und 
auf dem Nüdzug die größten Verlufte hatte. Infolge davon ward Glauzel im Februar 18537 
zurücberufen, und General Damremont fam an feine Stelle. Diefer unternahm mit 12,000 
Mann einen neuen Zug gegen Ronftantine, vor weldhem er am 6. Det. anfam. Er jelbft fiel 
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am 12;, aber am 45. warb die Stadt durch General Balce erftürmt und damit die Unterwerfung 
einer neuen Provinz begründet, die auch feitvem ſich vergleihungsweife am ruhigſten und ges 
deihlichften gezeigt hat. Inzwifchen erweiterte Abd-el-Kader feinen Einfluß, feine Streitkräfte 
und feine Verbindungen, und als er ji ftarf genug hielt, brach er im November 1859 108}; 
bald war die Herrſchaft der Franzoſen nur noch hinter Mauern und Schanzen zu ſuchen Es ge 
lang dem Marihall Valee auch mit 65,000 Mann nicht, im Jahre 1840 den Zuftand weſent⸗ 
lich zu ändern. Sein Nachfolger Bugeaud ftügte jih auf 80,000 Mann und auf das Syſtem 
beftändiger Razzias (Raubzüge). Mit diefen gelang es ihm allerdings, ſowol den Oegnern vielz 
fahen Schaden zuzufügen, als auch diejelben, foweit fie im Bereiche der franzöſiſchen Waffen 
waren, zu jchreden. Den franzöfiihen Waffen gereichte aber dieje Kriegsweiſe freilich nicht 
zum Ruhme, dem franzöjifhen Heere zu feiner mohlthätigen Schule. Für den Endzweck des 
Krieges verſprach ſie auch feinen Nugen. Denn jie fteigerte den matürlihen Widerſtand gegen 
die fremde Herrfchaft und ihre ungewohnten Formen zu dem glühendſten Haß der Rache über 
erlittene Unbilden der gräßlichiten Art, deren Gipfel im Jahre 1845 durch die Verbrennung 
der Kabylen in ihren Höhlen erreicht wurde; und wie oft auch Abd-el-Kader vertrieben und vers 
fprengt worden, immer erjchien er wieder und immer fammelten ji die Stämme von neuem 
um ihn. Ein neuer Beiftand gefellte jih zu ihm, in der Perſon des Bu-Maza, der ſich für einen 
Abgejandten Gottes erklärte und die Stämme zur VBertheidigung des Glaubens aufrief. Indeß 
gelang e8 allmälig den Anftrengungen Bugeaud's, den Aufftand in immer engere Grenzen zu 
bannen, BusMaza wurde von feinen Gefährten verlaffen und lieferte ſich jelbft ven Franzoſen 
aus. AbdzelsKader zog fich mehr und mehr nad dem Weften zurüd. Bei einer im Frühjahre 
4847 mit ftarfen Kräften unternommenen Expedition gegen vie Stämme in Großkabylien bradjte 
Bugeaud in nur drei Wochen 55 Stämme zur Anerkennung der franzdfifhen Herrihaft. Zwar 
wurde er nunmehr abberufen, hinterließ aber für feine Nachfolger eine leichte, ſchon bereitete 
Ernte. Dem Herzog von Aumale, der jih ſchon früher in Algerien Lorbern verdient hatte, ward 
jegt auch das Glück zutheil, ven wahren Schilvträger des geeinigten und ausdauernden Wider: 
ftandes, Abd-el-Kader, in feine Hände fallen zu jehben. Abd-el-Kader glaubte nur noch in Ma: 
roffo die Kräfte zu erfolgreichem Streite finden zu fönnen, und ald es ihm nicht gelang, den 
Kaiſer jelbft zum Bruch des Friedens zu vermögen, verfuchte er die Stämme Maroffos jelbft, 
im Namen des Glaubens, wider den Kaifer zu erheben, warb aber von der Übermacht des Kai: 
fers befiegt und auf das algierijche Gebiet zurückgedrängt, wo er eine Verhandlung mit den 
Sranzofen anfnüpfte, die am 25. Dec. 1847 zum Ziele führte. Ex überlieferte fih den Franzo— 
fen, verfprad ruhiges Verhalten, bedingte ſich aber die Uberjievelung in das Pfortengebiet. 
Meder die Juliregierung no die Nepublif fand für gut, diefe Bedingung in Kraft zu fegen, 
und der Gmir ward, erjt in Toulon, dann in Amboije, in allerdings mit äußerm Comfort ums 
ringter Gefangenſchaft gehalten, bis im Sommer 1855 der Kaifer Napoleon IM. ſich die Ehre 
erwarb, das Wort des Herzogs von Aumale zu löfen. Schon wenige Monate nach jener Ges 
fangennehmung machte die Bebruarrevolution dem Gouvernement des Herzogs von Aumale ein 
Ende. Als er fi mit feinem Bruder Joinville eingefhifft hatte, hielten viele einzelne Stämme 
den Moment für günftig zu einer Erhebung, und ver ehemalige Bei von Konftantine, Ahmed, 
ftellte ih an die Spige ded Aufftandes, ward jedoch gefchlagen und gefangengenommen. Am 
28. Febr. traf Cavaignac ald republifanifcher Generalgouverneur ein, ward aber fhon im Mai 
durch Changarnier erfegt, da man jenen in Parid nöthiger brauchte, und auch Changarnier 
ging 1. Juli nad Paris zurüd, um an die Spige ver Nationalgarde zu treten. Zunächſt wurde 
Marey-Mange proviforiid und im September ward Eharron definitiv zum Generälgouverneur 
ernannt. Im Jahre 1851 trat der nachherige Marfhall Graf Randon an deffen Stelle. Die 
Nationalverfammlung erflärte Algerien für ein eigenes Befigthum Frankreichs und bewilligte, 
daß vier Deputirte der Golonie an ihren Berathungen über algierifche Angelegenheiten theil- 
nehmen dürften. 1849 erregte der Marabut Si-Bu-Zian in der Dafe Zaatiha einen gefahr: 
drohenden Aufftand, der im November durch General Herbillon, nad Eroberung Zaatſchas, 
wenn auch mit Mühe und unter großen Berluften, unterdrüdt ward, Im Jahre 1850 fand eine 
Reihe von promenades militaires ftatt, in der Abficht, ven Stämmen die Macht der Franzofen 
zu zeigen und ihnen Reſpect vor dieſer einzuflößen, und waren zum Theil, namentlich in ven 
Gebirgen von Setif, jehr blutig. Im Jahre 1851 erhoben fi wieder faft alle Gebirgäftänme 
zwiſchen Dſchidſchelli, Philippeville und Milah, wurden aber durch General St.-Arnaud, in 
80 Tagen, während deren 20 Treffen und ſechs förmliche Schlachten geliefert wurden, bezwungen. 
Dennod dauerten auch in den nächſten Jahren die einzelnen Erhebungen und Kämpfe fort 
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Der Marſchall Randon unternahm darum 1857 eine große Expedition gegen vie Stämme 
Kabyliend, die vorderhand wenigftend die allgemeine Unterwerfung und den Frieden zur Folge 
Hatte. Soweit Waffen die Behauptung Algeriend zu verbürgen vermögen , fcheint fie gejichert, 
folange nit entweder ein europälicher Feind ed den Franzoſen abftreitet, oder im Innern des 
ungebeuern Welttheild Revolutionen vorgehen, wie jie Afrifa noch niemals gejehen hat, für 
deflen Norbküfte die großen Ummälzungen immer von außen gekommen find. Ob nad beſſer 
gefiherter Ruhe aud die Golonifation beifer fortfhreiten wird, bleibt abjuwarten. In den 
englifhen Golonien, auf dem Boden Amerifas bildeten Eingeborene der britiſchen Inſeln felbft 
den Grundftamm der Bevölkerung, und die Indianerflämme wurden in fernere Gegenden 
zurüdgedrängt. Dies erleihterte die Begründung einer dem Mutterlande entjprechenden und 
gleihartigen Verwaltung. Bon Frankreich aus hat die freiwillige Auswanderung nah Al— 
gerien nidıt raſch vonflatten gehen wollen, wie fi denn bis 1846 unter 100 Eoloniften nur 
AA Sranzofen befanden, und no 1854 das Verhältniß nur 51 Sranzofen zu 49 andern 
Europäern ergab. Neben ven Franzoſen find es hauptſächlich Spanier und Italiener, welche 
die europäifche Bevölkerung Algeriens refrutiren; aber dieſe drei Nationen find ſämmtlich nicht 
befonders gejhidt zu dem foviel Arbeit und Ausdauer erfodernden Eolonifationswerfe. Die 
Deutihen ziehen Amerika und Auſtralien vor, da ſie freiere Bewegung ſuchen und in Al: 
gerien ein firaffered polizeilich = militärifches Regiment und ein weniger freied Gemeinde— 
leben finden ald in der Heimat. Die Bevölkerung Algeriend betrug 1851 eine Zahl von 
2,868,520 Menfdyen, der europäijche Antheil der Bevölkerung aber noch 1856 nur 155,601. 
Die große Zahl der nihteuropäifhen Einwohner wird aber noch lange nicht nach franzöfiicher 
Weiſe und in rein bürgerlichen Wege regiert werden fönnen. Die von der Regierung unter- 
nommenen ſyſtematiſchen Golonifationen find bisjegt ſämmtlich gefcheitert. Beſſer ſcheinen die 
Verſuche einzelner Speculanten zu gedeihen, welde in den legten Jahren große Lanpftreden 
kauften und unter geſchickter Leitung cultiviren ließen. Die Conceffionen werden, je nad) dem 
Umfange des Terraind, vom Präfecten, vom Generalgouverneur, vom Kaijer, auf Antrag des 
Kriegdminifterd und nach Anhörung bed Staatsraths, ertheilt. Bisjegt ift nur ein jehr Eleiner 
Theil des culturfähigen Landes wirklich angebaut, und Millionen Hände fönnten dort noch reiche 
Beſchäftigung finden. Zur Zeit aber Hat Frankreich diefer Eolonie noch immer große Opfer zu 
Bringen, und die wichtigſten Ergebniffe ver Iinternehmung ſcheinen no, außer der Zerftörung 
des Piratenweſens, die Bildung eines Ableitungsfanald für die Gährungsitoffe in Frankreich, 
die Erjhwerung des Bruchs mit England und die für das franzöfifche Heer eröffnete Kriegs: 
Thule zu fein. Neuerdings hat man aud angefangen, Sträflinge nad Algerien zu deportiren. 

Tunis, nad Oſten zu an Algier grenzend, auf 5400 OM. 5—4 Mill. Einwohner um: 
faflend, von denen 140,000 auf die Hauptftadt fonımen, ift faft inimer den Geſchicken Algierd 
in mehrfacher Hinficht gefolgt. Zwar in der älteften Zeit nicht; denn es iſt eigentlich der Sitz 
des alten Karthago, deſſen Ruinen noch in ſchwachen Spuren in jeiner Nähe fichtlih find. Wol 
aber, ald das arabifche Reich auf jenen Küften gebrochen war. Ein Nachfolger des von Karl V. 
eingejegten Königs, Namens Amida, ward 1570 durch algierifhe Truppen verjagt. König 
Philipp II. ſendete den fiegreihen Don Juan v’Auftria mit einer Flotte nad Tunis, der es er— 
oberte, einen Vetter des vertriebenen Könige, Mehemed, einfegte und ein Fort zur Aufnahme 
einer jpanijchen Befagung erbaute. Schon 1574 wurde Stabt und Fort von den Türfen wieder: 
erobert, und der Barbaresfenftaat war nun hergetellt. Man fegte eine Milltärherrſchaft ein, 
mit einem Divan, an deſſen Spige ein von ſechs zu ſechs Monaten wechſelnder Aga, und ven ein 
großherrlicher Paſcha zur Seite ftaud. Nach einigen Jahren flürzte eine Militärregierung dieſe 
Verfaſſung um und feßte einen Dei ein. Von da an ein unruhiges Weſen, durch dad Beſtreben, 
fi von der Pforte unabhängiger zu mahen, durch die Einflüffe von Algier aus und durch den 
fteten Wechſel der Herricher in raftlofer Gährung erhalten. Im Jahre 1824 gelang es Sidi: 
Huffein, fid zum erblichen Bei aufzuſchwingen, und von da an regierte er dad Land, an der 
Spige eines Divan von 57 Mitgliedern, in großer Unabhängigkeit von ver Pforte. Nad jenem 
am 20. Mai 1835 erfolgten Tode ging die Regierung friedlih auf feinen Bruder Sivi- 
Muftapha über. Bis auf die neuefte Zeit haben die Korfaren von Tunis mit denen von Algier in 
ihren Raubzügen gewetteifert; nur daß Tunis nicht fo ausfhlieplich fi dem Piratenwefen hin— 
gab, nicht die gleiche politiſche Rolle in den Diewften der Pforte jpielte und feinen wundervoll 
fruchtbaren Boden beſſer eultivirte. Die Stellung gegen die fremden Mike war im Ganzen bie: 
felbe; allein in den neuern Zeiten mußte es früher nachgeben, ad die Koderungen, die Algier dem 
Lord Ermouth abihlug, räumte Tunis ein, Früher noch hatte e8 eine Zühtigung von den Ver— 
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einigten Staaten von Nordamerika erfahren; denn diefe warfen das Jod gar bald ab, das die 
europäifhen Staaten folange getragen hatten, und Gommobore Decatur zwang 1815 fowol 
Algier, auf jede Tributfoderung zu verzisten, ald Tunis, ihm den Werth zweier Prifen, welche 
bie Engländer aus feinem Hafen herausgeholt hatten, zu erftatten. Tunis ift gegen die Pforte, 
die ihre Rechte über ihre Bafallenftaaten gern wieder wirkfjamer maden möchte, hauptſächlich 
durch Frankreich gefhügt worden, und von diefem wurde aud) dem Bei ein lebenslänglicher Be— 
flätigungdferman audgewirkt. Sidi-Muſtapha farb 1857 und ihm folgte fein Sohn Sidi— 
Ahmed, der ji, unter Beiftand feines vertrauten Minifters, des Chevalier Ruffo, eifrig bemühte, 
fein Land auf europäifchen Fuß zu jegen und namentlid das Heer in achtunggebietender Weiſe 
zu geftalten. Mußte er auch 1842, auf Verlangen der von England unterftügten Pforte, einige 
Zugeftändniffe machen und jih 1844, bei einem Streite mit Sardinien, der Intervention Frank— 
reichs und Englands unterwerfen, fo gelang ed ihm do, Hauptfählih mit Hülfe Frankreichs, 
wo er auch 1846 einen Beſuch abitattete, ſich in ziemlicher factifcher Unabhängigkeit zu erhalten, 
und bei dem Beiftande, den er 1854 der Pforte zu ihrem Kriege gegen Rußland leiftete, hatte 
fie Urſache, jih Glück zu wünſchen, daß ihr früheres Verlangen, er folle fein Heer auf 1500 
Mann reduciren, nicht in buchſtäbliche Erfüllung gegangen war. Er ftarb 30. Mai 1855 und 
hatte feinen Vetter Sidi-Mohammed zum Nachfolger, welchen in der jüngjten Zeit ein Act der 
Intoleranz feiner Unterthanen in Gonflict mit Frankreich gebracht hat. 
Tripolis. Diefer dritte Barbaresfenftaat, auf 88574, OM., die aber zum großen Theile 
müjt liegen, wenig über 1 Mill. Einwohner nährend, hatte eine zeitlang während der Kreuz: 
züge chriſtliche Beherrſcher gehabt, war dann den Johannitern uͤberlaſſen worden, aber nach 
kurzer Zeit in Piratenhände gefallen, die eine erbliche Militärherrſchaft organiſirten, deren Vor— 
ſteher, der Paſcha, in derſelben nur anſcheinenden Abhängigkeit von der Pforte ſtand wie die 
Gebieter von Algier und Tunis. Tripolis blieb roher und räuberiſcher als die beiden Nachbar— 
ſtaaten, da ed weniger mit dem politifhen Geflechte ver civilifixten Staaten in Berührung fam 
und neit den wildeften Stämmen des innern Landes in mehrfacher Verbindung blieb. Aber bei 
geringern natürlihen Hülfsmitteln gelangte e8 auch nie zu gleicher Macht und gleicher Gefähr- 
lihfeit. In der neueften Zeit erfuhr ed ähnlihe Demüthigungen wie Tunis und mußte fi von 
England, Amerika und Frankreich ähnliche Bedingungen dictiren laffen. Nun beftand zwifchen 
dem legten Paſcha Sidi-Ali und deſſen Neffen ein Ihronfolgeftreit, der eine die Kräfte des 
Keinen Staats aufreibende Verwirrung unterhielt. Der Paſcha ſah ſich zulegt in der Haupt: 
ſtadt von jeinem Gegner belagert. Da erfhien auf einmal eine türfifthe Flotte, von der man 
fih, wenn nicht die thätige Unterflügung, doch jene moralifche Hülfe verſprach, welche eine vom 
Großherrn ausgehende Anerkennung und Beftätigung des Paſcha gewähren mußte. Allein fie 
brachte jogar Truppen, die am 27. Mai 1855 ausgejhifft und mit offenen Armen empfangen 
wurden. Sidi-Ali ging am 18. auf das Admiralihiff, um eine Gonferenz mit dem türfifchen 
Befehlshaber zu halten. Hier aber ward ihm eröffnet, daß die Pforte für gut halte, das Land 
provijoriih in Verwaltung zu nehmen. Die Türken ergriffen Beſitz; die Rebellen zerftreuten 
ſich vor der ſichtlichen Übermacht. Sidi-Ali ward nicht wieder and Land gelaflen, jondern nad 
Konſtantinopel gebracht. Das jegige Regierungsſyſtem der Pforte läßt dieſes Ereigniß als einen 
Vorſchritt zur Giviliirung dieſer Gegenden erfcheinen, und Tripolis als türfifche Provinz hat 
aufgehört Barbareskenftaat zu fein. Beunrubigt ift aber Tripolis mehrfach durch Aufftände der 
arabijhen Bevölferung und namentlich der innern Stämme worden. So namentlih 1842, wo 
Askar-Ali den Aufftand nicht anders zu dämpfen wußte, ald daf er die Führer deffelben, unter 
eidlicher Zufage ihrer Sicherheit, in fein Lager lodte und dann hinrichten ließ. England be— 
wirkte damals jeine Abberufung. Aber auch unter feinem Nachfolger riefen deſſen Erpreffungen 
1844 einen blutigen Aufftand ver Kabylen des Dichebetgebirges hervor, und noch 1856 dran= 
gen aufitändiihe Scharen bis in die Nähe von Tripolis. Die Paſchas haben öfters gewechſelt. 
Der jegige ift Osman-Paſcha. 

Diefe Staaten waren zulegt zu ohnmächtig und zu geringen Umfangs, ald daß fie ven hö— 
bern Kräften ihrer civilijirtern Nahbarn nicht Hätten erliegen müffen, ſobald dieje einmal Zeit 
gewonnen hatten, an ihre Bezwingung zu denken. Ungewiſſer jheint ed, ob es jemald gelingen 
wird, das Neih Fez und Marokko auf diefem Wege aus der Reihe der Barbarenftaaten zu 
verdrängen. Denn diejed Rei, auf 15,700 OM. über 15 Mill. Einwohner umfalfend, hat 
feine eigenthümliche Stellung errungen und behauptet und jcheint in feinem Beſtehen ver Aus- 
druck eines Bedürfniſſes zu fein, das fein willkürliches Schalten von außen ber duldet, vielmehr 
nur eine durch eigene innere Entwidelung bedingte Erhebung zuläßt. In dieſen weitlichiten 
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Theil Nordafrikas hatte ih von Anfang an die Gewalt der von Oſten hereinbrechenden Gebieter 
nur ſchwach erftredt. Die Eroberer glaubten and Ende der Welt geprungen zu fein, wenn fie 
bi8 Tanger und Bez kamen, und wandten ſich zur Rückkehr, zufrieden mit der Anerfennung 
eines Schattens ihrer Gewalt, Die Unzufriedenen, die in dem Wechſel der Eroberungen Be— 
fiegten, flüchteten dorthin ; die Berbern jind dort am zahlreichften und unabhängigften; die Ara= 
ber, die in die neuen Ideen, welche die Türken verbreiteten, nicht eingehen wollten, entwidelten 
bort das eigenthümliche Gepräge der Mauren, wenngleich mehr in jeinen Fehlern als in feinen 
Tugenden. Dort bildeten jih auch frühzeitig unabhängige Dynaftien. Jetzt noch hält jich die 
1557 von dem Scherif Mehemed, einem Abkömmling ded Bropheten, gegründete in den Königs 
reihen Fez, Marokko und Sus. Die Regierung hat den Charakter des orientalifhen Despotis- 
mus in feiner robeiten, durch nichts verfeinerten Geftalt; aber die fortwährenden Thronftreitig- 
feiten machen es vielen Ginwohnern möglich, fi dem drückenden Einfluffe der dadurch geſchwäch— 
ten Regierung zu entziehen und in einem Zuftande derlinabhängigfeit zu erhalten. Wol müſſen 
die Völker für den Streit der Könige büßen; aber zuweilen werden ſie durch dieſen Streit der 
Aufmerkſamkeit derſelben entzogen, die nicht weniger laftend ift. Auch Maroffo ſendet Korfaren 
aus, wenngleich es nicht eigentlich in dem Piratenweſen die Bedingungen feiner Eriftenz juchte. 
Gerade deshalb aber und weil ed nicht in einem befeftigten Naubneft, jondern in einem weiten 
und bevölferten Reiche die Stüge feiner Macht fieht, bat ed dem Gewicht der fremden Staaten 
erfolgreicher trogen fünnen und dieje zu manden ſchmählichen Rüdiichten auf diefen Barbaren 
ftaat genöthigt. In den meiften Beziehungen jtebt ed mit Spanien, das einige Beligungen auf 
jeinem Gebiete hat, beihügt durch die Feſtung Geuta, die ſchon Graf Julian gegen Mufa ſieg— 
reich vertheidigte. Spanifhen und portugiefiihen Flüchtlingen hat Marokko nicht jelten einen 
erwünjchten Zufluchtsort dargeboten. Nach der franzöfiihen Beſitznahme von Algerien unters 
ftügte Maroffo anfangs ven Widerſtand der eingeborenen Bevölkerung und namentlich die Bes 
ftrebungen Abd-el-Kader's bald heimlich, bald offen. Als aber eine franzöſiſche Flotte unter dem 
Prinzen von Joinville am 6. Aug. 1844 Zanger und am 15. Aug. Mogador bombardirt und 
Bugeaud am 14. Aug. 1844 dieMaroffaner am Isly geichlagen hatte, ward am 10. Sept. 1844 
von den Franzoien der Friede dietirt. Da ver Sultan überdies fand, daß Abd-el-Kader ihm 
jelbit gefährlich werde, vertrieb er ihn 1847 von feinem Gebiete. Doch haben die Schwierig: 
feiten, die ed den Maroffanern madıt, ji in das europäiihe Völkerrecht zu finden, wienerbolte 
Reibungen mit europäiſchen Staaten, namentlih 1844 mit Spanien, 1849 und 1851 mit 
Frankreich hervorgerufen, die jedoch alle mal damit endigten, daß, jowie Europa Ernſt zeigte, 
Marokko Genugtbuung leiftete. Man würde jih aud) in der That mit dem Sultan allmalig in 
ein geordnetes und geſichertes Verhältniß ſtellen Eönnen, wenn nur feine eigene Gewalt in allen 
Theilen feines Reichs eine wirflihe wäre. Gar mande, durch Ortlichfeit geſchützte Stämme er: 
fennen aber jeine Autorität faum dem Namen nad an und verharren in ver wilden Freiheit der 
Barbarei, wo jie denn aud) den europäiſchen Nationen zumeilen läftig fallen, wie noch vor fur: 
zem der befannte Vorgang mit den Riffpiraten gelehrt hat, bei welchem Prinz Adalbert von 
Preußen verwundet ward. F. Bülan. 
Barbarour (Karl Johann), 1767 zu Marfeilfe geboren, ward in Angelegenheiten jeiner 
Gemeinde 1792 nad) Paris geſchickt, wo er feine Stellung und feine Verbindungen benußte, 
um die Fortſchritte der Revolution auf jede Weife zu begünftigen. Mit dem ganzen Ungeftüm 
der Jugend und des füdlichen Charafters gab er jidh der Bewegung bin, die wie ein Orkan durch 
Frankreich ging und die geſellſchaftliche Ordnung bis in ihre Grundveften erjchütterte oder zer: 
ftörte. An dem Erfolge des entſcheidenden +0. Aug. hatte er großen Antheil, und fo entſchloſſen 
er der Tyrannei entgegentrat, fo großmüthig erwies er fich dem Beſiegten, wo kein Widerſtand 
mehr zu bekämpfen war. An demſelben 10. Aug. rettete ex mit eigener Gefahr mehren Schwei⸗ 
zern dad Leben, gegen die er felbit gefochten hatte. B., allen Übertreibungen hingegeben, welde 
die Zeit begünftigte, alle Verirrungen theilend, denen fich die Jugend, von lockenden Täuſchun— 
gen befangen, jo gern überläßt, war von der Natur mit einem edeln, großartigen Sinne aus— 
geftattet, der feine Übertreibungen nie ind Ungeheure, feine VBerirrungen nie ind Niedrige aus— 
arten lief. In den Convent gewählt, Schloß ev jich den eveliten Männern, mit denen ihn eine an— 
geborene Verwandtſchaft befreundete, Vergniaud, Gondorret, Briffot, Guadet und feinen aus— 
gezeichneten Gollegen an, die unter dem Namen der Girondiften berühmt find. Den Männern 
des Schredeng, dem Verge und den Jafobinern, trat er mit einer Entfchloffenheit entgegen, die 
Bewunderung verdient. Er griff die Gemeinde an, welde übermüthig die Gefeggebung zu be: 
berrichen ftrebte, und vertheidigte den Minifter Roland, zu deffen Untergang er die Heftigen des 
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Convents verfhworen jah. Auf der andern Seite betrieb er das Urtheil des Königs mit vers 
felben rũckſichtsloſen Thätigkeit und ſtimmte für deffen Tod, jedoch mit dem Vorbehalte ver Ap⸗ 
pellation an das Volf. B., den großen Grundfägen huldigend, welche die evelften Gemüther für 
die Revolution gewonnen hatten, da fie die Morgenröthe eines ſchönen Tages der ih aufrichten— 
den Menſchheit ſchien, kannte nur die Vorjchriften der Ehre, des Gewiſſens, die Lehre der Theo— 
zie, um die Wirflihfeit und ihren abnormen Bang unbefünmert. Wie er den Hof, feine aus— 
geartete Umgebung und den Misbraud der Gewalt befümpfte, jo befümpfte er auch vie rohe 
Macht des Pöbels und jeine Ihlehten Führer, ven Wahnfinn ehrfüchtiger Demagogen und den 
Misbrauch der Freiheit. Er bot die ganze Macht feiner Beredtfamfeit und den ganzen Muth 
feines entſchloſſenen Charakters gegen die Septembermorde und ihre Anftifter auf. Da die Gi- 
tondiften indeflen ſahen, daß die Greigniffe fih nad den Anjihten des Rechts und der Vernunft 
nicht geftalten wollten, und die Wirklichkeit eine andere Richtung nahm, ald die Idee bezeichnete, 
gingen jie in der hoffnungslofen Gleihgültigkeit, die Alles aufgibt, ſoweit, als fie früher in 
ihrer jugendlichen. Zuverfiht gegangen waren, die Alles gewinnen will. Sie entwarfen ven 
etwas abenteuerlihen Plan einer Republik, zu der fie das ſüdliche Frankreich geftalten wollten, 
wenn ed Robeöpierre und dem Heilausihufle gelingen jollte, ihre Willkür in dem Norden zu 
begründen. Der Kampf der Parteien in dem Gonvent endete am 31. Mai mit der Niederlage 
der Girondiften.. B., mit feinen Freunden zum Tode verurtbeilt, entflob nad) dem Calvados, 
bildete mit andern Geächteten ein Eleined Heer, mit dem fie den Gonvent befreien wollten, und 
wurden gejhlagen. Durd die Flucht entzog er fich noch einige Zeit der Vollziehung des Todes⸗ 
urtheild, ward aber endlich ergriffen und am 25. Juni mit Guadet und Salled zu Borbeaur 
bingeridhtet. Er zählte 27 Jahre. 

DB. hat mehre Fleine Schriften phyfifalifhen Inhalts Herausgegeben und ald Mitglied der 
Gejeggebung über einige der wichtigften Fragen der Zeit Bericht erftatter, welche Die reinite Liebe 
der Freiheit athmen und ſich durch eine gründliche Behandlung ebenfo fehr ald durch muthige 
Anträge auszeihnen. In den legten Jahren feines Lebens fhrieb er Denkwürbigfeiten, von 
denen aber ein Theil verloren ging. In denfelben findet fi folgende väterliche Grmahnung an 
feinen Sohn, die er ihm als ein Vermächtniß hinterließ: „Gelangft du je wieder zu dem Beſitz 
des Gütchens, des Erbtheild meiner Väter, deflen man mid beraubt bat, dann baue e8 mit eige— 
ner Hand; nur da ift das Glüd zu finden. Das Volk verdient nicht, daß man jid ihm ergibt; 
denn e3 ift undanfbar. Ich habe die Franzoſen gejeben, geftern voll Gefühl, heute das Blut der 
rechtlichſten Männer trinfen. Wir müffen unferd Gleichen durch das Beispiel unferer Tugenden 
Dienen ; wenn jie leiden, dann muß man ihnen zu helfen ſuchen. Aber ein ſittenloſes Wolf zur 
Freiheit führen wollen, ein Volk, das Gott läftert und Marat anbetet, das ift die abgeihmadktefte 
aller Thorbeiten. Diefer Pöbel ift fowenig für eine philofophiihe Regierung gemacht als die 
neapolitaniihen Razzaroni und die Anthropophagen in Amerika. Baue der Freiheit einen Altar 
in deinem Haufe; jei ein ebrliher Mann, pflüge das Feld, dad dich nährt, und beſchäftige dich 
ein wenig mit ven Wiflenihaften, die Dich zu Gott erheben. Das ift meine ganze Xehre, mein 
Sohn. Lebſt du ned, dann empfange die zärtliche Umarmung beined Vaters.’ 

Das ift nicht die Nefignation einer großen Seele, die in ihrem edeln Beftreben dem Glüde 
unterliegen, aber nicht beflegt werben kann. Die Weltoronung ift feine Theorie, fein Syitem, 
von einem menjhlichen Geifte geihaffen, deren Gang und Zuſammenhang der gejcheiterte Ent= 
wurf eines frommen Gemüths, oder das Gelingen eined Verbrechens jtört. Brutus hatte Un— 
recht zu jagen, die Tugend fei ein Phantom, da er das Lafter ſiegreich ſah. Die Tugend liegt 
nit in dem Erfolge eines tugenphaften Willens, fondern in diefem felbft. Condorcet, da er ges 
ächtet fein Haupt durch die Flucht dem Beile des Henker entzog, hatte ven Muth über die Fort— 
ſchritte des menſchlichen Geiftes zu ſchreiben, an die er, ein Opfer ver Tyrannei, noch glaubte. 

3. Weigel. 

Barnave (Anton Peter Joſeph), zu Grenoble 1761 von reformirten Altern geboren, vere 
danfte feine erſte Bildung befonderd der Sorgfalt und Einfiht feiner Mutter, einer durch Kennt: 
niffe und Sitten ausgezeihneten Frau. Lehre und Beifpiel, welche die mütterlihe Hand ald 
frudtbringenden Samen audgeftreut, fanden einen Boden, den die Natur nicht undankbar ges 
Ihaffen hatte. Mitten unter ven Ausfchweifungen einer zügellofen Zeit, zu tenen alle Verhält: 
niſſe des öffentlihen und Privatlebens ermunterten, bewahrte er feine Sitten rein und feinen 
Charakter fleckenlos. Gab ſich auch fein Geift den ungemeffenften Ubertreibungen hin, dann 
bielt jich doch fein Gemüth in den Schranken der Sittlichkeit und des Rechts, und als Menſch 
blieb er fo achtungswerth, ald er ald Staatömann in vieler Beziehung tadelnswerth erſcheint. 
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Sein Vater, ein angefehener und vermögender Apvocat, hatte ihn zu feinem Stande beflinmt, 
dem er fi auch bei ven Parlament von Grenoble widmete. Die Revolution fand ihn noch jung 
und bedeutungslos, brachte aber die fhlummernden Kräfte zur fchnellen Reife. In einer Ge— 
legenheitsſchrift, „Der Geift ver Edicte“ genannt, legte er feine Anſichten unb Grundſätze bar, 
um die Aufmerffamfeit feiner Mitbürger auf ſich zu ziehen und ihnen zu zeigen, was fie von 
ihm zu erwarten hätten. Er ſprach in derfelben feine Bewunderung für die englifhe Verfaſſung 
aus, die er für die vorzüglichfte hielt, die je ein Volk beglückt. Bald fand er Gelegenheit, feinen 
politifhen Glauben in das Leben einzuführen und fi für die Verbreitung deſſelben thätig zu 
zeigen. Er warb zum Abgeoroneten bei ven Reichsſtänden ernannt, die der König den 8. Aug. 
4788 zufammenberufen hatte. B. zählte 28 Jahre, ald er im Mai 1789 feine Stelle unter den 
Geſetzgebern Frankreichs einnahm, mit deren Verfammlung eine neue Zeitrehnung, nit nur 
für diefen Staat, fondern für die gebildete Welt begann. Die berühmte Sigung im Ballhaufe, 
meldye ven Sieg des dritten Standes entſchied und das Schidfal des Landes in die Hände feiner 
Bertreter gab, zeigte ihn ald einen nicht unwürbigen Nebenbuhler Mirabeau’s, dem man ihn 
auch fpäter oft entgegenfegte und felbft vorzuziehen fich das Anfehen gab. Seine Verehrung, 
die er für die englifche Verfaflung jo entſchieden ausgeſprochen, wollte fidh in feinem Benehmen 
nicht bewähren ; denn beftändig ſah man ihn in der erften Reihe der Gegner des Föniglihen Anz 
fehens und ver Macht der Krone, deren Farge Refte zu vernichten fie beihäftigt waren. Er glaubte 
die Bewegung der Revolution nicht genug bejchleunigen zu Fönnen und half auch die legten 
Dämme niederreißen, die fi ihrer wilden Strömung mwiderfegten. Und als die Wuth des Vol: 
kes, fein Gejeg mehr achtend, fi ihre Opfer unter den verbhaßten Großen fuchte und Launay, 
Fleffelled und Foulon auf eine ſchreckliche Weiſe mitten unter einer zahlreihen Bevölkerung ge: 
mordet und verftümmelt wurden, und Entfegen die Hauptſtadt ergriff, und vie mitleivige Theil- 
nahme die jhauberhaften Auftritte beklagte und ihre Urheber vor das Gericht der Öffentlichen 
Meinung foderte, da .entfuhren dem unvorfichtigen Eifer B.'s die Worte: „Iſt denn das Blut, 
welches flieht, jo rein, daß es ſolches Bedauern verdient?” Die Außerung war unſchicklich, viel: 
leiht graufam unter den damaligen Berhältniffen, ließ ſich aber durch das ſcheinheilige Mitge- 
fühl, das Manche zur Schau trugen, erklären und entfhuldigen. Die Partei, melde ihren Geg— 
nern nicht8 vergibt und nichtö vergißt, hat B. diefe Worte nie vergeben und vergeſſen. Milder 
hätte er ſich mit jenen Bürgerlichen durch die Frage ausgedrüdt: „Wie! und unfer Blut, iftes 
vielleicht Wafler ? 

Am 25. Juli flug B. die Einführung der Municipalitäten vor und fprad mit Nahorud 
für die Organifation der Nationalgarve. Für die Einziehung der geiftlihen Güter erflärte er 
ſich entſchieden und befämpfte Sieyes, der wenigftens dad Vermögen der Geiftlichfeit erhalten 
wiſſen wollte, wenn auch fonft Alles von ihr unterging. Da am 26. Dec. von der Ausübung 
der politifchen Nechte die Nede war, nahm auch B. das Wort und ſuchte zu beweifen, daß nicht 
nur die Proteftanten, ſondern aud die Juden, ja fogar die Schaufpieler und Scharfrichter ald 
Staatöbürger, gleich den übrigen Franzoſen und Ehriften, angeſehen und behandelt werden 
müßten. Uber eine jo fühne Foderung war man betroffen. Das war faft ärger ald die ärger: 
liche Frage: Iſt denn ihr Blut fo rein? Hier wäre die merfwürdige Phrafe, mit der Sieyes die 
geiftlihen Güter retten wollte, in B.'s Munde an ihrer Stelle geweien: „Sie wollen frei fein 
und wiffen nicht gerecht zu fein?‘ Immer vorwärts ging das Streben des jungen Mannes, 
wenn ed fich auch nicht verfennen ließ, daß die Revolution das Ziel, wo Freiheit fih mit Gefeg 
und Ordnung verträgt, fhon überfhritten hatte. Vergebens fämpften Mounier, Lally-Tollen= 
dal, Malvuet, Lafayette, Bailly und felbft Mirabeau für vie Erhaltung des Königthums mit 
einer Verfaſſung wie fie England hat. B., ver dieſelbe Verfaſſung als ein Mufter pries, arbei— 
tete unermüdlich daran, felbft ven Stoff und die Elemente zu zerftören, aus denen fid eine folde 
Verfaffung bilden ließ. Da die Freunde der gemäßigten Monardhie 1789 einen Club errichtet 
hatten, um ihre Grundfäge und Anfihten im Geifte der Erhaltung zu verbreiten und geltend 
zu machen, flellten B. und feine Freunde, im Geifte der Zerftörung, demjelben einen andern 
Elub entgegen, der als Gefellihaft der Jakobiner durd feinen furdtbaren Einfluß nur zu be— 
kannt geworben ift. Auch das Veto der königlichen Gewalt bei der Gefeggebung beftritt B., 
und bei diefer Gelegenheit fagte Mirabeau im Zone: „Die Wohlreoner ſprechen für bie 
24 Stunden, die gerade ablaufen, und die Staatsmänner für die Zukunft.” Gewiß ift, daß B., 
bei diefer Gelegenheit wenigftens, nicht für die Zukunft ſprach. Der Strom der Volksgunſt ttug 
ihn hoch und immer höher auf feinen Wogen, und im Rauſche des Augenblids vergaß er vie 
Zukunft und ſah den Abgrund nicht, dem der Strom ihn entgegenführte, den er zu leiten glaubte, 
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weiler fih auf feiner Oberfläche hielt. In demfelben Sinne wie Bei dem denkwürdigen Streite 
über das Veto ſprach er ſich über dad Recht des Kriegs und des Friedens aus. Die Befugniß, 
jenen zu erflären und diefen zu unterbandeln und abzufchließen, wollte er nad Möglichkeit ver 
vollziehenden Gemalt entzogen wiflen. Mit flegenver Beredtſamkeit ftellte er die Souveränetät 
des Volkes feft und gelangte von diefem Grundfage zu allen Kolgerungen, welche die Revolution 
nicht blos begünftigten, fondern felbft heiligten. Man kann viel über dieſen vielbeftrittenen 
Grundſatz ftreiten, unbeftreitbar bleibt, dag die Volfsfouveränetät in der Theorie eine Noth— 
wendigfeit und Wahrheit, und in der Anwendung, befonders bei dem gegenwärtigen Zuftande 
ber Geſellſchaft, eine Unmöglichkeit und Lüge it. Wenn man in diefer Behauptung einen Wi: 
derjpruc finden will, dann muß man ihn auch in jeder Vorſchrift des Rechts und der Sittlich⸗ 
feit finden, deren Wahrheit ewig und deren Verlegung täglich if. B. war ehrlich, und wenn er 
Andere betrog, dann geſchah es nur, weil er ſich felbft betrogen hatte. Er gehörte zu jenen Sün: 
dern, Die, ji ihrer guten Abjicht bewußt, die böfe That nicht ſcheuen, wenn fie ihrem Zmede 
dient. Die Grenze ift leicht und zart, die den Enthufiaften von dem Fanatiker ſcheidet, und im 
Drange der Greigniffe wird fie ſchwer erfannt und jelten geachtet. B. ſetzte, wie jever Redliche, 
an feine Überzeugung Alles, das heißt: auch fich felbft. Er nahm feinen Anftand, feinen Glau— 
ben nicht blos dur dad Wort, fondern auch durch die That zu erhärten und zu vertheidigen, 
und ſchlug ſich für venfelben mit Noailled und Cazales. Der Redliche aber, der glaubt, Alles 
an feine Überzeugung jegen zu dürfen, weil er ven Muth Hat, ſich jelbft an fie zu ſetzen, vergißt, 
daß er über jih und das Seinige, nicht aber über Andere und dad Ihrige verfügen darf. Diefe 
gepriefene Redlichkeit ſchließt nicht die Selbſtſucht aus und wird leicht zur härteſten Unduldſam— 
feit und Tyrannei, weil fie die Welt nad) ihrer Überzeugung und ihrem Glauben geitalten will, 
und wenn fie jelbjt ihre Iberzeugung und ihren Glauben wechſelt, diefelbe Befehrung ganz ehr= 
lih auch von Andern fodert. So war ed mit B. 

Zwei Ereignifle gaben feinem öffentlichen Leben eine andere Richtung. Das eine war der 
Tod Mirabeau’s, ver wahrhaft ein Ereigniß gewefen. Diefer Riefe des Wortes, der die Geſetz⸗ 
geben de Berfanmlung aud gegen ihren Willen beberrfhte, war im Grunde ohne Nebenbuhler, 
ald ven ihm eine eitle Selbftliebe oder neidifche Eiferſucht an die Seite ftellte. Er hatte mit ge— 
waltiger Hand den Helfen der Nevolution, der auf die Monardie herabzuftürzen drohte, los— 
gelöft, wie ihn, in der Tiefe angefommen, der Riefe der That aufhielt und ſich feiner bemächtigte, 
um ihn zum Raiferthrone auszuſchmücken. Mirabeau hatte verwegen die Schleußen aufgezogen, 
die den Staat gegen den einbredhenden Strom der gefellfchaftlihen Auflöfung und Zerftörung 
fhügen fonnten. Da er endlich die Verwüſtung fah, die er angerichtet, wollte er ihm in feinem 
wachſenden Laufe Schranken jegen. Sich überſchätzend, wie das dem Menſchen eigen ift, ‚meinte 
er die Greigniffe zu beberrfchen, die auch den Gewaltigften führen, der fie zu führen glaubt, wo 
er, jie fördernd, ihnen folgt. Könnten Mirabeau und Napoleon die Zeit ihrer Wirffamfeit ver: 
taufchen und ihre Rollen wechſeln, dann würden Beide feine grofie Stelle in der Geſchichte fül- 
len. Mirabeau, jolange er die Bewegung der Revolution befchleunigte, war allmädtig; ſowie 
er jich ihr verzögernd entgegenftellte, ging fie über ihn weg. Das begriff B. und hielt mit der 
befäleunigten Bewegung gleihen Schritt. Er fah wohl ein, daß auf dem Argonautenzuge nad 
dem Goldenen Vließe ded Ruhms und der Gewalt er fich aus eigener Kraft mit Mirabeau nicht 
auf gleicher Linie halten fönne, wenn ihm der Wind der Volksgunſt fehle. Darum fuchte er auf 
jede Weife diefen zu gewinnen, und e8 gelang ihm, da fein Gegner fein Nebenbuhler nicht fein 
mochte. Mirabeau, fei ed nun, daß er wirklich die Gefahr erfaunte, die Frankreich in der Zer— 
ftörung der föniglihen Macht drohte, und aus Liebe zum Vaterlande ihr entgegentreten wollte, 
fei e8 — was wol mehr Wahrfcheinlichkeit für fih Hat — daß er bei der Befeftigung des Throns 
feinen Bortheil beffer zu wahren hoffte, Mirabeau zog jih von der fogenannten Volföpartei 
nad und nad) zurüd und überließ in derfelben B. vie erfte Stelle unbeftritten. Da der Ge: 
fürdtete und wirklich Furchtbare nun todt war, wurden die Mittel überflüfig, durch die man 
fi gegen ihn hatte zu erhalten fuhen müffen. Es ift inveffen möglich, daß die Ausſicht auf die 
nabe Zufunft, vie ſich immer ſchrecklicher geftaltete, auch auf B. wirkte und ihn beſtimmte, einen 
andern Weg zu betreten. 

Das zweite Ereigniß, dad B. vorzüglich entfchieven haben mag, war die Flucht des Königs, 
durch welche die hinfällige Monardyie ven Todeäftreich empfing. Als die Nationalverfammlung 
die Nachricht erhielt, Ludwig XVI. fei mit feiner Familie zu Varennes angehalten worden, ſchickte 
fie B., Petion und Latour-Maubourg ald Commiſſare ab, um die Gefangenen auf ihrer Nüd- 
ehr nach der Hauptſtadt zu begleiten. Da ſah ſich ver Führer des Volks, der Gegner des König— 
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thums, der Sprecher der Revolution, an der Seite der Glieder der königlichen Familie, in dem⸗ 
felben Wagen, Auge in Auge, jeder nahen Berührung unwillkürlich bingegeben, den guten 
treuherzigen Ludwig, der unglüdlichen noch immer ſchönen Königin und der frommten anſpruch⸗ 
loſen Eliſabeth gegenüber. B. war jung, gefühlvoll und ein Franzoſe. Soviel iſt gewiß, daß 
er von dieſer Zeit an das Vertrauen der königlichen Familie beſaß, es zu verdienen ſuchte und 
nad) Kräften in ihrem Intereffe wirkte. Es ward, wie ji erwarten ließ, auf die Entjegung des 
Monarchen angetragen, und B. entwidelte die ganze Macht feiner Beredtſamkeit, die jih noch 
nie fo hinreißend, fo unwiderſtehlich erwiejen hatte, um den König und das Königthum zu ret— 
ten, Wirklich bewirkte ev auch den Beſchluß, der die Unverlegbarkeit ded Monarchen ausſprach. 
Die Arznei zeigt die Krankheit, die man heilen will. Die ausgeſprochene Unverlegbarfeit des 
Königs bewies, daß ſich Alles zu feiner Verlegung verfhworen hatte. Das gilt in der ganzen 
Geſchichte unferer Zeit. Sowie ein Decvet, ein Beſchluß, ein Gejeg, ein Schwur einen Gegen: 
ftand erhalten ſoll, it er verloren. Der proclamirte Wille zu retten ift ver Angftruf in der To: 
desſtunde. Das haben der Königsthron, die Republik, die Gonfularregierung, das Kaiſerreich, 
die Freiheit und Gleichheit und die Religion erfahren. B. that indeflen, was ihm Überzeugung, 
Pfliht und mehr noch Neigung geboten. Er war der Rath, ver Freund der unglüdlihen Be— 
wohner der Tuilerien, denen er auf jeve Gefahr beizuftehen ſich entſchloſſen Hatte. Er hoffte, 
Frankreich durch das conftitutionelle Königthum zu retten, das einzige Mittel dieſes und jenes 
zu erhalten. Zu diefen Ende aber mußte man es dahin bringen, daß der Thron feine alten An— 
Sprüche auf Unbefhränftheit und auf feine Macht durch Gottes Gnaden aufgab und vergaß und 
feine Sache von der Sache der Emigranten jhied. Ein neues Frankreich mupte mit einem neuen 
Königthum innig verbunden werden und von der Überzeugung durhdrungen fein, daß mit 
dem Mohle des einen dad Wohl des andern unzertrennlich ſei. In dieſem Sinne zeigte fih B., 
Rafavette, die beiden Rameth und ihre Freunde und Gehülfen thätig. Es fam in diefem Geifte 
die Verfaſſung zu Stande, die aud von dem Könige (14. Sept. 1791) angenommen ward. 
Man hielt Frankreich für gerettet und am Ziele feiner Wünſche; es herrſchte eine allgemeine 
Trunfenbeit der Freude. Es jollte anders fommen. Ich weiß nicht, ob Frankreich durch menſch— 
liche Kraft und Weisheit damals zu retten war; aber davon bin id) innigft überzeugt, daß, wenn 
überhaupt noch Rettung möglich geweſen, fie allein durch die conftitutionelle Monarchie bewirkt 
werben Eonnte. Gonftitutionelle Monardie! Wie jollten der König, der Hof, der Adel und 
Alle, mit denen und durch die ein König, ein Hof, der Adel lebten und beitanden, den Übergang 
zu dieſem Außerften finden, von dem entgegengejegten Außerften, dem überfommenen, legitimen, 
abfoluten Königthum! Aller ererbte Glaube, heilige Überlieferung, Gewohnheit, Sitte, Ge: 
fühl und Begriff verwarfen und verdanımten diefe politifche Kegerei. Es war, wie es fein mußte, 
immer geweſen und immer fein wird. Das Verwandte hielt jih an das Verwandte durch eine 
blinde Kraft gebunden, um mit ihm zu fiegen oder unterzugehen. Das ift das Schidjal, das im 
Leben des Menſchen herricht, daß er dem Triebe, der Neigung, einer geheimen Nöthigung und 
nicht der Einfiht, dem Verftande nach freier Prüfung und Erwägung folgt. Der König und 
die Königin Shägten B., glaubten an feinen guten Willen und feine Grgebung, und folgten den 
Rathſchlägen ver Hofleute. B., verlegt, gebeugt und der fruchtloſen Anftrengungen müde, bes 
ſchloß, ji vom Hofe und der Hauptftadt zu entfernen und in zurüdgegogener Verborgenheit zu 
leben, Die Geſetzgebende Verſammlung hatte die Conſtituirende abgelöft, und die Mitglieder 
diefer waren mit dem Beſchluſſe auseinandergegangen, daß Feines derjelben eine Stelle in jener 
annehmen dürfe; ein Beſchluß, der die Konjtituirende Verfammlung bezeichnet, edelmüthig und 
großberzig, weil fie fich jelbft von aller Gewalt ausichloß, aber unbejonnen und gefährlich, weil 
diejelbe Gewalt, deren Misbrauc fo jehr zu fürchten war, neuen Menjchen ohne Erfahrung und 
beftandene Prüfung überliefert ward. Ehe B. die Hauptitadt verlief, wollte er id von der Kö: 
nigin verabfhieden. Er ward gütig aufgenommen. „Ihr Unglück“, jprad er, „und das von 
Sranfreih, welches ih vorausjehe, hatten mic, beftimmt, mich Ihrem Dienfte zu weihen. Ich 
ſehe, daß meine Rathſchläge ven Anfichten Ihrer Majeftäten nicht entjprechen. Von dem Plane, 
den man Sie verfolgen läßt, erwarte id; wenig Erfolg; Sie werden verloren fein, ehe die Hülfe 
zu Ihnen gelangt. Sicher, daß ich die Theilnahme, welche mir Ihr Unglück eingeflögt, mit 
meinem Kopfe bezahlen werde, verlange ich ald Lohn dafür die Ehre, Ihre Hand zu küſſen.“ 
Die Königin reichte ihm gerührt die Hand, welche ſeine Thränen benetzten. B. zog ſich nach 
ſeiner Vaterſtadt Grenoble zurück, wo ihn bald ein Beſchluß der Geſetzgebenden Verſammlung 
ereilte, der ihn in Anklageſtand verſetzte. Auf ſeinem Landgute bei Grenoble verhaftet, blieb er 
15 Monate im Gefangniffe, nahm auf dem Wege nach Paris Abſchied von feiner Mutter 
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und feinen zwei Schweftern, in ber Überzeugung, daß diefe Umarmung die-Tegfe, fei, Das Reyo⸗ 
lutionsgericht verurtheilte ihn zum Tode, und der Ausſpruch ward den 18. Nob. 1793 vollzogen, 
Als er das Blutgerũſt beſtiegen, bot er fein Haupt dem Henker mit den Worten dar: „Das alfo 
ift die Belohnung Deifen, was ich für die Freiheit gethan!“ Er hatte 32 Jahre und Hinterließ 
weder Weib noch Kind. In der legten Zeit mar er wieder auf feine früheften Grundſätze zurüd- 
gekommen. In dem Gefängniſſe ſchrieb er noch die Worte nieder: „Die freie und eingeſchränkte 
Monarchie ift die ſchönſte Regierung, die je die Welt gefannt. Nationen, denen die Natur ge- 
ftattet hat, zu diefer.Regierungdform zu gelangen, was jie euch auch gefoftet haben. mag, ihr habt 
fie nicht zu theuer bezahlt!” Ein wahrer Ausfprud, wenn er von Fürſten und Völkern richtig 
verjtanden wird und der Wille Beider aufrichtig ift! 3. Weigel, _ 
Baron, Baronie, f. Adel im Mittelalter. Mn 
Barras (Paul Franz Johann, Vicomte von), geb. den 20. Juni 1755 zu Kohembour in 
der Provence, ftammte von einem altaveligen Gefhlehte. Es gab Faum ein reineres Blut in 
Branfreih, und ed war fprihmörtlich geworben, wenn man einen Mann von echter Abkunft be- 
zeichnen wollte, von ihm zu jagen: Gr ift evel wie die B. Zu dem Kriegsvienfte beftimmt, wozu 
ihn aud Anlage und Neigung zu berufen fhienen, war er bis zu dem Grade eines Capitäns 
gelangt, als die Reichsftände zufammenberufen wurden. B. bewarb ſich um die Stelle eines Ab- 
geordneten bei dem dritten Stande, die er auch erhielt, da fein Bruder unter dem Adel ſaß. Im 
Beſitze eines bedeutenden Vermögens gab er ſich den Lüften und dem Vergnügen Hin, die es dem 
Meichen, bejonderd in Frankreich, fo leicht wird zu befriedigen. Doch er verfland die Kunſt, 
Genuß und Anftand zu verbinden und fi in der öffentlihen Meinung zu erhalten, wenn er 
auch nur jeinem Vortheil und feiner Neigung diente. In den Gonvent gewählt, ftimmte er für 
den Tod des Königs und fchloß ſich bei ven Berathungen und Beſchlüſſen ver Partei des Berges 
an. Inden Berfammlungen der Stellvertreter ver Nation fpielte er feine bedeutende Nolle und 
ward gewöhnlich zu Sendungen bei dem Heere gebraudt. Am 15. Vendemiaire, mo die Ser: 
tionen ſich gegen den Convent empörten, übertrug ihm diefer den Oberbefehl über vie bewaffnete 
Macht. B., der ed immer verfland, die Talente, Tugenden und Schwähen Anderer zu benugen, 
war fo Efug, die Bollziehung des bevenflihen Auftrags dem jungen Bonaparte, den er ſchon bei 
der Belagerung von Toulon Eennen und würdigen gelernt hatte, zu überlaffen und jid; ven Na— 
men und die Berichterftattung vorzubehalten. Wir wiflen, mit welchem Erfolge Bonaparte, der 
an biefem Tage eigentlih den Grund zu feinem Fünftigen Glücke gelegt, den aufrührerifchen 
Souverän der Hauptitadt durch Kartätfhen zum Gehorfam gebradt hat. B.'s Verdienſt um 
die beftehende Gewalt mar aber auch nicht zu verfennen, und ald die Konftitution vom Jahre 3 
(1795) ind Leben trat, ward er in das Directorium gewählt. Was dieſe Negierung gewirkt 
oder geleiftet hat, gehört der Geſchichte an, und die Gejhichte hat ed anerkannt. Bei der Fähig— 
feit und der erprobten Tugend einzelner Glieder derſelben zeigte ji in dem Benehmen der Ge- 
fammtheit eine Unfähigkeit, eine Willfür, ein Geift der Nänfe, eine Schwäche und Anmaßung, 
die jie ebenſo verhaßt als verächtlih machte und Frankreich an den Abgrund des Verderbens 
drängte. Diefem Zuftande der Dinge machte der 18. Brumaire ein Ende. DB. hatte feine Luft, 
dem General Bonaparte, der ſichern Schritted der Herrſchaft entgegenging, den Sieg ftreitig zu 
machen, fondern ſchickte jhon am 18. dem Rathe der Fünfhundert feine Entlaffung ein. Das 
Schreiben, mit welchem er diefelbe gab, enthält folgende Stelle: „Der Ruhm, ver die Rückkehr 
des berühmten Kriegerd begleitet, dem ich dad Glück hatte die Bahn des Sieges zu Öffnen, die 
glänzenden Beweiſe von Vertrauen, welche ihm der Gefeggebende Körper und das Decret der 
Nationalrepräfentation gibt, haben mid überzeugt, daß, an welde Stelle ihn aud in Zukunft 
das öffentliche Wohl berufen mag, die Gefahren ver Freiheit beflegt und die Intereſſen der Heere 
geſichert ſind.“ Man ſagt, B. wollte ſich eine ehrenvolle Capitulation verdienen, oder doch feinen 
Rückzug ſichern. Er verſuchte es auch auf anderm Wege, mit dem Sieger zu unterhandeln, wie 
er im Verdachte ſteht, mit jeder mächtigen Partei im Augenblicke der Gefahr, und ſelbſt mit den 
Bourbons unterhandelt zu haben. Bonaparte war indeſſen ver Mann nicht, ſich durch gefühl: 
volle Außerungen der Theilnahme und Anerkennung gewinnen zu laſſen, und ſein Ziel, das er 
wie der hungerige Adler ſeine Beute im Auge behielt, aus gefälligen Rückſichten auch nur einen 
Augenblick aufzugeben. B. bat den Sieger endlich um ein ſicheres Geleit, das er auch erhielt, 
um ſeinen Rückzug nach dem ſchönen Schloſſe Grosbois zu decken. Kaum aber war die Conſu— 
larregierung eingeführt, als er Befehl erhielt, Frankreich zu verlaſſen. Er ging 1805 nach 
Brüſſel, nachdem er ſeine reichſten Beſitzungen in Frankreich verkauft hatte, und führte dort ein 
Staats-Lerikon. II. 22 
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ſeiner Neigung und feinem Geſchmacke angemeſſenea Leben in Pracht und uͤppigkeit. In ben 
Hundert Tagen erhielt er die Erlaubniß, in das Vaterland zurüdzufehren, und wählte ih Ehail- 
Iot zum Aufenthalt. Die Orbonnanz Ludwig's XVIII., melde die Verbannung ber fönigdmör= 
berifchen Conventsglieder ausfprad und von den beiden Kammern zum Gefege erhoben ward, 
that von B. feine Meldung. Diefe Rückſicht Hatte er ſich wahrſcheinlich in früherer Zeit verbient. 
@r ftarb ven 29. San. 1829 faft unbemerft. 3. Weigel. 

Barrecht, |. Gottesurtheil. 

Barrere von Bieufac ward zu Tarbes von angefehenen und achtbaren Altern geboren, 
bie ihm eine forgfältige Erziehung geben liegen. Er widmete fi dem Stande eined Anwalts 
mit Erfolg und beſchäftigte fi früh mit fhriftftellerifhen Verfuchen, die nicht obne Beifall auf: 
genommen wurben. In der Zeit der Zufammenberufung der Neichöftände, die eine neue Zu= 
funft vorbereitete, fo viele ehrgeizige Entwürfe ind Leben rief, fo viele Hoffnungen nährte und 
fo viele Beforgniffe erregte, fuchte er die Aufmerkfamkeit feiner Landsleute auf fi zu ziehen. 
Jeder, der ſich geltend machen wollte, legte fein politifches Glaubensbekenntniß ab, um feinen 
Mitbürgern zu fagen, was fie von ihm zu erwarten hatten. B. erflärte fi ohne Rückhalt gegen 
jede Art von Vorrecht ver Geburt. Er ward zum Deputirten ernannt und zeichnete ſich ſchon in 
der Eonftituirenden Berfammlung durd feine immer fertige Redſeligkeit aus, der ed nicht an 
Leichtigkeit und einer gemwiffen Anmuth, aber durchaus an innerm Gehalte, an Würde und an 
Tiefe fehlte. Sowie er viel und oft ſprach, fo ſprach er aud über Alles und von Allem mit der: 
jelben Sicherheit und Unbefangenbeit, von Finanzen, Verwaltung, Staatsrecht, Privatrecht, 
Gerichtsweſen, Religion und Unterricht, und von Allem faft in gleihem Tone, mit gleicher 
Theilnahme und Umftänblichkeit. B. ift wol das gelungenfte Werk der neuen Bildung und ihr 
höchſtes Mufter. Er weiß von Allem, ſpricht von Allem anziehend und leicht, beſchäftigt auf 
eine unterhaltende Weife und unterhält belehrend, jtrengt nicht an, hat Gründe für und gegen, 
ift zum Beweifen nicht minder geſchickt und aufgelegt als zum Widerlegen, je nachdem der Bor 
theil, Zeit und Ort dad Eine oder das Andere rätblih macht. Man behauptete von B., bei 
wichtigen, entfheidenden Verhandlungen, deren Ausgang nit vorauszufehen war, wie am 
9. Thermidor, der Robespierre ftürzte, habe er zwei Berichte und einen doppelten Antrag in ber 
Tafche gehabt, um nad den Umftänden von einem derfelben Gebrauch zu machen. Seine Freunde 
rühmen mit Recht an ihm, er fei immer ein guter Apoftel gemefen, obgleich ihm jede Anlage 
zum Märtyrer gefehlt. Er gründete das erfte politifche Blatt der Revolution: „Le point du 
jour”, das den Verhandlungen der Nationalverfammlung befonders gewidmet war. Da die 
Derfaffung berathen wurde und der König Bedenken trug, einigen Artikeln verfelben feine Ge— 
nehmigung zu ertheilen, ftellte B. den Grundfag auf, daß die conftitutionellen Verfügungen 
der Billigung des Königs nicht bebürften und das Veto nur auf die gemöhnlichen Gefege an— 
wendbar ſei. Er führte feine Behauptung mit großem Scharffinn dur und fuchte darzuthun, 
daß die Verfaffung der Prüfung der vollziehenden Gewalt nicht unterliegen fönne, der es blos 
freiftehe, derfelben beizutreten und fo diefen Zweig der Staatsgewalt zu übernehmen oder nicht. 
Kein Zweifel, daß nad dem Grundfaße der Souveränetät, die man in der Gefammtheit fand, 
B.'s Anficht ſich nicht mit Erfolg beftreiten ließ. Ebenfo folgeredht verfuhr er bei ven lebhaften 
Erörterungen ‚die nad; der Flucht der föniglihen Familie die Verfammlung befhäftigten. Er 
äußerte, ver König, ald folder, ftehe nicht über dem gemeinen Rechte, und es fei ungeſetzlich, daß 
man ihn durd Gommiffare wolle verhören laffen. Auf feinen Antrag war der Witwe Rouf: 
feau’8 eine Penſion bewilligt. Bei der Beerdigung Mirabeau’s hielt er deſſen Leichenrebe. 
Während ver Geſetzgebenden Verfammlung, von der ſich die Mitglieder ver Eonftituirenden felbft 
ausgeſchloſſen hatten, ſaß B. eine zeitlang im Caſſationsgericht. In den Gonvent gewählt, 
zeigte er die gewohnte unermühliche Rührigkeit. Mit muthiger Energie erhob er ſich gegen bie 
Anmaßung der Munteiypalität von Paris, die einen fo unglüdlihen Einfluß auf den Gonvent 
gewann. Er war Mitglied des Eonftitutionsausfhuffes, in welchem feltfame Anſichten und 
Charaktere fi zufammenfanden, wie Briffot, Danton, Vergniaud, Sieyes, Petion und Tho— 
mas Payne. Als der Proceh Lubwig’8 XVI. begann, führte B. den Vorfig im Convent und 
leitete die erften Verhandlungen. Er ftimmte für den Tod ohne Auffhub, verfaßte die Adrefle 
an die Franzoſen über den Tod des Tyrannen, trug auf die Beftrafung der Mörder vom 2. und 
3. Sept. und auf die Vermweifung der Bourbon an. Bei ver Bildung bed Heilsausfhufles 
(7. April 1795) warb er zum Mitgliebe deffelben ernannt und blieb an diefer Stelle bis nad 
dem Sturze Robespierre's. An der Ausübung der Gewalt viefer furchtbaren Behörde, die ſich 
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die einflußreichften Männer vorbehalten hatten, nahm er wenig, faft Feinen Antheil, begnügte 
fi mit der Abfafjung der zahlveihen Berichte und dem Bortrage und der Rechtfertigung der 
Beihlüffe. Unter feinen mannihfaltigen Vorträgen verdient einer befonders Erwähnung, ber 
von den Mitteln handelt, die Bettelei, dieſen Ausfag der Monarchie, wie er jie nennt, audzu= 
fotten. Zu dem Ereigniffe des Thermidor wirfte ex Fräftig mit, um von Denen, deren Helfer 
er geweſen, jelbft angeklagt und verurtheilt zu werden. Erft zur Deportation verdammt, dann 
freigefprodhen, ward er vor das Veinliche Gericht geftellt, und da dieje Verfügung zurücdgenom= 
men, das erfte Urtheil feiner Deportation beftätigt. Er fand Mittel, aus dem Gefängniffe zu 
entkommen, und erhielt jeine Kreiheit und gänzlidhe Losſprechung durch das Amneftiedecret, 
welches den Proferibirten des 18. Fructivor ihre Ehren und Rechte wievergab. Darauf arbeitete 
er an einer Zeitjchrift: „Memorial anti-britannique‘, deren Zwed der Titel angibt. Auch ift 
er Berfafler mehrer anderer Schriften, die in der Zeit Aufmerkſamkeit erregten, und zu denen 
eine über die Freiheit der Meere, eine Lobrede auf den Kanzler L’Hopital und Anmerkungen 
über Monteöquieu gehören. In den Hundert Tagen warb er in die Kammer ver Repräſentan— 
ten gewählt. Nach ver Reftauration durch die Ordonnanz vom 24. Juli 1815 verbannt, lebte 
er bis zu der Revolution von 1850 in Brüffel und kehrte dann wieder in fein Vaterland zurüd. 
Im Jahre 1831 wurde er von feinem Heimatödepartement (Hautes-Pyrenees) in die Kammer 
gewählt. Man annullirte diefe Wahl wegen Kormenfehler, und die Regierung gab ihm dafür 
eine Stelle in dem Generalconfeil diefed Departement, die er im Jahre 1840 infolge hohen 
Alterd niederlegte. B. ftarb am 14. Jan. 1841. Er hatte dem jüngern Garnot feine „Mé- 
moires“ übergeben, die derjelbe auch (2Bde., Paris 1842) veröffentlichte. 3. Weigel. 
Barri (Maria Johanna, Gräfin Du) war 1744 zu VBaucouleurd von unbemittelten und, 
wie wir und audzubrüden pflegen, gemeinen Altern geboren. Die Gejhichte einzelner, felbft un= 
bebeutender, ja nichtswürdiger Menſchen kann oft die eined Reiches werben und feinen naben 
Berfall oder eine nit ferne Revolution verfünden. Das ift wirflid der Fall mit diefer B., 
deren Leben uns fagt, daß die ſchlechte Hofwirthſchaft ich ihrem Ende nahen muß, wenn das 
franzöſiſche Volk nicht das ſchlechteſte aller Völker iſt. Ihr Geſchlechtsname ift VWaubernier, 
und ihr Vater war ein untergeorbneter Angeftellter bei ver Pachtverwaltung. Da diefer früh 
ſtarb und die Mutter in ihrem Wohnorte ihren Lebensunterhalt nicht zu erwerben wußte, 308 
fie mit der fleinen Maria nad) Paris. Diefe ward von Verwandten in einem Klofter unter: 
gebracht, wo fie biß zum funfzehnten Jahre blieb, und dann zu einer Modehändlerin in die Lehre 
gegeben. Das Mädchen war fhön und zeigte Anlagen, die in Paris nicht unbeachtet blieben. 
Aud zählte jie bald eine Schar von Liebhabern, unter diefen einen Grafen Johann Du Barri, 
der fh in der wüften Lieverlichkeit einen Namen gemadt hatte. Der Graf kannte den Lieblings- 
fammerdiener. des Königs, der für einen gewiffen Zweig der Vergnügen Sr. Majeftät Sorge 
trug. Der Monarch war alt geworben, hatte viele Langeweile und zeigte ſich verdrießlich. Der 
Hof, beftürzt über dieſe Galamität, bot Alles auf, um ihr abzuhelfen. Der Graf Johann mußte 
fein wirkſameres Mittel ald feine Maria Johanna, und war großmüthig genug, diefelbe vem 
Öffentlihen Wohle zum Opfer zu bringen. Der Kammerbiener, der in feinem Fache fein Neu: 
ling war, fand das Mittel gut, nur bedenklich anzuwenden, wenn Se. Majeftät erfahren jollte, 
aus welcher Schule die Geliebte fam und wie viele Vorgänger und Mitbewerber von ungleihem 
Stande und Range der neue Liebhaber ſchon zählte. Inveflen hatte ver Verzug Gefahr, und die 
böfe Laune des Herrn, die ſich mit jedem Tage verfhlimmerte, ließ eine Kataftrophe fürchten. 
Große Noth erzeugt große Kraft. Der Kammerdiener that den entſcheidenden Schritt. Und wie 
in jhweren Zeiten felten eine Tugend, ein Talent oder auch ein Lafter einfam und ohne freund: 
lihe Unterftügung fteht, fo aud) hier. Die neue Geliebte mußte einen Namen und Titel haben, 
da eine bürgerliche Neigung und Leidenfchaft, nad} alter guter Sitte, nicht hoffähig war. Es ift 
{ehr zu loben und gewährt nicht wenig Troft, wenn man die zehn Tafeln der Etikette nod in 
Ehren fieht, wo menſchliches und göttliches Gebot verächtlid oder lädjerlich geworden ift. Es 
war alfo Hier, wie gefagt, um Titel und Rang zu thün, und der Graf Johann, deſſen willfäh— 
tige Aufopferung wir ſchon bewundert haben, zeigte ſich wieder als treuer Helfer in der Noth; 
et jhlug feinen Bruder Wilhelm zum Gemahle ver Modehänplerin vor, die dadurch Namen und 
Rang erhielt. Es gejhah, und nad ver eben nicht heiligen Handlung ver Trauung fehrte der 
fingirte Eheherr mit reichen Gefchenfen und einet ftarfen Penjion in feine Provinz zurüd, und 
die grabuirte Maria Johanna war würdig, in das Gemach des Königs einzuziehen. Doc) ſchrieb 
die ſtrenge Etikette die Ginführung durd eine Dame von hohem Range vor, und e8 war aud) 
22° 
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dieſe Schwierigkeit noch zu befeitigen. Die Frau v. Bearn warb vorgefchlagen, die aber aus 
allzu zartem Ehrgefühl Bedenken trug, ſich dem Auftrage zu unterziehen. Da fie indeſſen eine 
ſchoͤne Stelle für ihren Sohn und für fi ned eine Anweifung von 100,000 Fr. auf ven Schaf 
erhielt, jo verjöhnte dieſer Umftand ihr Ehrgefühl und erleichterte ihr Gewiſſen. 

Mun lag der König von Frankreich zu ihren Füßen, und da fih Frankreich in der Perfon 
des Königs darftellte, jo war fie, als die Gebieterin des Gebieterd, Herrin von Frankreich. Ein 
Meer von Huldigungen umftrömte fie in ver höchſten Flut. Es ift Wahrheit, wenn man erzählt, 
daß der Inhaber der erften Magiftratur des Reichs und Se. Eminenz der Nuntius des Papfted 
wetteiferten, der allmächtig gewordenen Baubernier ihre Pantoffeln zu apportiren. Sie über- 
nahm fich indeffen nicht in ihrem Glücke und war bei weitem nicht fo ſchlecht wie die Schlechten, 
die aus ihrer Schlechtigkeit Vortheil zu ziehen wünfchten. Sie hatte eine gewiſſe Gutmüthigfeit, 
die ſich mit dem Leichtjinne gern verträgt, und wenn jie aud) das eigene Bergnügen über Alles 
liebte, dann hatte fie doh für fremden Schmerz und die Leiden Anderer ein weiches Mitgefühl. 
Sie bot ihren Einfluß auf, um mehren Menſchen das Leben zu retten, das fie, wie ed ihrem na= 
türlihen Verftande ſchien, auf eine ungerechte Weife verlieren follten. So war aud) ein junges 
Mädchen von Liancourt, das, von einem Geiftlihen verführt, mit einem todten Kinde nieder 
gefommen war, ohne ihre Schwangerſchaft nah Vorſchriſt vorher angezeigt zu haben, zum Tode 
verdammt worden. Die B., die um ihren Beiftand angefprohen ward, ſchrieb folgenden Brief 
an den Kanzler: „Mein Herr Kanzler, ich verftehe nichts von Ihren Gefegen; aber ſie find Un— 
gerecht und barbariſch; fie find der Politik, der Vernunft und der Menfhlichkeit entgegen, wenn 
fie ein armed Mädchen morven, das mit einem todten Kinde niedergefommen ift, ohne es erflärt 
zu haben. Anliegenver Bittfhrift zufolge ift die Supplicantin in dieſem Falle. Es fheint, daß 
fie verurtheilt worden, einzig, weil fie das Geſetz nicht gefannt oder ed aus einer jehr natürlichen 
Scham nicht befolgt hat. Ich verweife die Prüfung der Sache an Ihre Billigkeit. Aber diefe 
Unglüdliche verdient Nachſicht; ich verlange von Ihnen wenigftens eine Milderung der Strafe. 
Ihr Gefühl wird Ihnen das Übrige eingeben.‘ Andere ald die Frau Gräfin haben es aud) ver: 
ſucht, der hohen Gerechtigkeit die Unmenfchlichfeit und Grauſamkeit ihrer Geſetze nachzuweiſen, 
Andere, die nicht wie die B. fagen mußten: Ich verftehe nichts von Ihren Gefegen; aber die hohe 
Gerechtigkeit, die Zunft nämlich, welde ihre Handwerkövorzüge und Vortheile zu wahren hat, 
ihren Meifter an der Spige, nahm dieſe Einſprache fehr übel, die in ihren Augen nichts Gerin= 
geres als ein Aufftand gegen die göttliche und menſchlich Ordnung war. Der Frau Gräfin ward 
der Schritt nit übelgenommen, fondern hatte den erwünfchten Erfolg. Soviel mehr hängt 
von dem Umſtande ab, wer etwas thut, ald was erthut. Auf gleiche Weife rettete die B. dem 
Grafen und der Gräfin Lonerme, die zum Tode verurtheilt worden, weil jie fi gegen die Juſtiz 
empört (pour rebellion a justice), das Leben. 

Der König hatte Feine Freude mehr ohne die Geliebte, und feine Freude hatte er nicht wohl: 
feil. Er gab ihr monatlid 500,000 Fr., ohne die bedeutenden Geſchenke, die fie erhielt. Sie 
brauchte viel, und was jie nicht nöthig hatte, Eonnten ihre Freunde brauchen, für die fie groß: 
mütbig zu forgen pflegte. Den 1. Jan. 1770 trat fie munter vor den König und erbat ſich als 
Geſchenk zum Neuen Jahre für eine Freundin eine Kleine Gunft, die jährlih 40,000 Fr. ab= 
warf. Der König lächelte und entſchuldigte jih mit ver Unmöglichkeit. Zornig rief die Gräfin: 
„Das ift das vierte mal, daß ich um etwas bitte, was mir abgefchlagen wird; ſoll mich der Teu— 
fel Holen, wenn ich Ihnen je wieder beſchwerlich falle!" Der König war entzüdt und von der 
Hufarenart der Geliebten ganz bezaubert. Er lachte herzlih, und wenn der König lachte, war 
dann Branfreid nicht vergnügt? Hat Stanislaus zu viel getrunfen, dann kann Polen fich nicht 
auf den Beinen halten. Daß die Gräfin das Geſchenk erhielt, verfteht fich von felbit ; aber fie er— 
hielt e8 für ih. Es grenzt an das Unglaubliche, was glaubwürdige Zeugen von ver audgelaf= 
fenen ſchamloſen Liederlichkeit des Hofes berichten. Zu Choiſi hatte die Gräfin ein kleines Thea— 
ter zum Hausgebrauche einrichten laffen, auf dem die frechſten Poſſen und anzüglichſten Schnur: 
ten gegeben wurden. Es famen Scenen vor, weldye die betrunfenen Säfte einer Dorfſchenke 
Ihamroth machen würden. Sie vergnügten den König über die Maßen, der oft in Gefahr Fam 
vor Lachen zu erftiden. Und die hHöhften Staatsbeamten, die Angeſehenſten vom Adel, Prälaten 
und Damen bewarben jih um die Ehre, diefen VBorftellungen beiwohnen zu dürfen. In den nie 
dern Regionen freilich ſah e8 anders aus, und das Volf hatte Schaufpiele anderer Art, zum Be: 
luftigen eben nicht befonders eingerichtet. Der Hof brauchte viel, und das Geben warb mit je: 
dem Tage ſchwerer. Es war faum mehr ein neues Mittel zu entdecken, Geld zu erpreflen und 
die Abgaben zu fteigern. Seit 1765 beftand eine Gefellihaft, die ven Alleinhandel mit Getreide 
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anfih gekauft hatte und demnach den Preis deilelben nad Belieben erhöhen und ſelbſt zum 
Zeitvertreibe, wenn es ihr einflel, Mangel oder Wohlleben erzeugen fonnte. Der Act, dur 
welhen der edeln Gejellichaft das ſchöne Brivilegium ertheilt worben, hieß fpäter, da es fein Ges 
heimniß mehr war, jehr paflend der Hungerpact. Minifter, Intendanten, jelbft Bringen und 
hohe Beamte hatten Actien bei diefer ſchändlichſten aller Speculationen. Und man fragt, was 
die königliche Würde, was die Majeität des Throns herabgewürdigt, die höhern Stände um die 
Adtung, die Gefege um ihr Anjehen, die Religion um ihren Einfluß gebradt, und kann jid) die 
furdtbare Erjcheinung, die jich vorbereitete, nur dur die Philoſophie des 18. Jahrhunderts, 
oder gar durch die Aufhebung des Ordens der Jeſuiten erklären ! 

Der Einzige, der es unter den Großen bed Reichs wagte, der B. nicht zu huldigen, war 
der Minifter Choiſeul, in deſſen Händen faft alle Angelegenheiten des Staatd lagen und den 
man für unentbehrlidy hielt. Mehr als einmal hatte man alle Ränke aufgeboten, um feine Ent: 
laffung zu bewirfen ; aber ohne Erfolg. Es galt nit blos einen Höfling, jondern aud) einen 
Geſchäftsmann zu erfegen. Der Minifter wurde indeffen um jo läftiger, da er Anftand nahm, 
gegen die Parlamente entſchieden aufzutreten, die ji dem Hofe nicht immer fügen wollten. 
Diefen Umftand wußte man gefickt zu benugen. In dem Pugzimmer der B., gerade dem 
Eige gegenüber, den der König einzunehmen pflegte, ward das Porträt Karl’ I. von Eng— 
land aufgeftellt. Ludwig XV. betrachtet das Bild und macht feine Bemerkungen über vaflelbe. 
Die Geliebte, die ihre Rolle einftubirt, weiß aud) etwas von der Geſchichte und theilt was zur 
Sache gehört dem Monarden mit, und ſchließt mit der Nupanmwendung: „Shre Parlamente 
wollen Sie behandeln, wie dad von England König Karl behandelt hat, und Choiſeul macht 
mit den königsmörderiſchen Parlamenten gemeine Sache.“ Schwache Könige, bemerft ber 
Shriftftelfer, dem wir dieſen Zug entnehmen, beherriht man duch Furcht und nicht durch 
Schmeichelei. Die Schmeichelei wird ihnen ſo reichlich und im Übermaße gegeben, daß ſie am 
Ende nicht mehr wirkt. Ludwig XV. ſah das Bild mit Entſetzen an und fühlte ängſtlich nach 
ſeinem Kopfe. Um dieſen zu erhalten, ward Choiſeul aufgegeben. Er empfing folgendes aller— 
gnädigſte Schreiben: „Mein Better, das Misvergnügen, welches mir Ihre Dienfte verurjadhen, 
nöthigt mich, Sie nad Ehanteloup zu verweijen, wohin Sie fih innerhalb 24 Stunden begeben 
werben ; ich hätte Sie viel weiter geſchickt, wäre die befondere Achtung nicht, die ich für die Frau 
$erzogin v. Choiſeul habe, deren Geſundheit mir fehr intereflant ift. Nehmen Sie ſich in Acht, 
daß mich Ihr Benehmen nicht einen andern Entſchluß fallen läßt. Darauf bitten wir Gott, daß 
et Sie, mein Better u. ſ. w.“ So hatte die Gräfin aud über den ftolzen Ghoifeul geſiegt, der 
ji nicht erniedrigen wollte, ihr den Hof zu machen. Voltaire war nicht jo bedenklich; er feierte 
die föniglihe Maitreffe in gebundener und ungebundener Rede, in gereimter und ungereimter 
Niederträchtigkeit. Er hatte vie Pompabour befungen und bejang nun mit gleicher Ergebung 
die B. Bei jener verdiente er fi durch feine Schmeicheleien ven Kammerherrenſchlüſſel, der das 
Ziel feines Ehrgeizes war; diefe konnte ihn in feinem edeln Streben noch weiter bringen. 

Indeffen waren die Feinde der Gräfin auch nicht müßig. Hatte diefe in der Furcht des 
ſchwachen Königs das Mittel gefunden, den mächtigen Herzog v. Choifeul zu ftürzen, fo konnte 
daffelbe Mittel aud ihnen dienen. Die Andächtigen, die an einem üppigen Hofe feine jeltene 
Erſcheinung jind, beihloffen vavon Gebraud zu mahen. Sie zählten auf das Keft der heiligen 
Dftern und auf die Berentfamfeit des Abbe Beauvais, die das ſchlummernde Gewiſſen des Kö— 
nigs weten jollte. Er hatte jhon in einer frühern Prebigt gegen die verberbten Sitten des Hofs 
gedonnert und die Genoffen der Ausjchweifungen des Monarchen jo treu und wahr geichilvert, 
daß man fie auf den erften Blid erkannte. Als man aus der Kapelle ging, fagte Ludwig zu dem 
Herzog v. Nichelieu: „Herr Herzog, heute hat der Prediger Ihnen viele Steine in den Garten 
geworfen.” — „Sa, Sire“, erwiderteder Höfling, „und ſo ftarf, daß fie in dem Park von Berfail: 
les widerprallten.“ — In der nächſten Predigt ging der Abbe noch weiter und gerade auf bie 
Angſt des Königs los. Er ſprach von den Qualen der Hölle und rief endlich im feierlichen Tone 
des Propheten: „Noch vierzig Tage, und ihr werbet vor Gott erfcheinen, um gerichtet zu werden 
nad euern Werfen.” Der König mochte fih nad feinen Werfen eben nit den erfreufichften 
Ausgang ded Gerichts verfprehen und war fehr fleinmütbig. Die Gräfin nahm es nicht jo 
ernft und mollte ven Prediger für feine Infolenz beftraft wiflen. „Nein“, erwiderte der König, 
„er tut, was feines Handwerks ift”, und gab dem Geiftlidien dad Bisthum Senez ald das befte 
Mittel, ji mit dem Himmel abzufinden. 

Wenn der Monarch anfing, fih mit der Ewigkeit zu beihäftigen, mas fonft feine Sache 
nicht geweien, dann Fam e3 daher, weil ihn die Zeitlichkeit nad) und nad) aufgab. Er wurde alt 
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und ſtumpf, und, überfättigt in jeder Beziehung, war er gefühllos geworden. Um feine vers 
welkte Sinnlichkeit etwas aufzufrifhen und die abgeftorbene Begierve wiederzubeleben, legte 
man ihm, mit Zuftimmung der Gräfin, ein ſchönes, junges Mädchen, die blühende Tochter eines 
Schreiners, bei. Den Abend des folgenden Tages befand ſich der König nicht wohl. Bald vars 
auf zeigten ji) die Blattern, und nad angeftellter Unterſuchung ergab, e8 ſich, daß er von dem 
Mäãdchen angeſteckt worden war. Das Übel wurde bedenklich, und der Hof gerieth in die größte 
Beftürzung. Man floh den Kranken, ver Anftelung wegen, und zeigte eben auch nicht die größte 
Rührung, weil man fein Ende nahe glaubte. Die B. wollte ih durchaus nicht von ihm trennen 
laffen; er aber wollte fie nicht wieverfehen. Es gelang ihr indeffen, bis in die Nähe feines Bet: 
tes zu kommen, und der Kranke ſprach zu ihr: „Madame, ich bin fehr unwohl und weiß, was 
ich zu thun habe; wir müffen und trennen. Gehen Sie nad Ruel zu dem Herzog v. Aiguillon; 
feien Sie verfidhert, daß ic immer die zärtlichfte Freundſchaft für Sie haben werde.“ Die ent= 
laffene Geliebte war erftarrt vor Schmerz und Schreden, that aber, wie befohlen worden. Sie 
hatte eine Seele in dem feelenlofen Kreife, den nur die Etifette beleben fonnte. Sie war leicht: 
fertig aber gutmüthig und hatte alle die Fehler des Weibes, das die Sinnlichkeit beherrfcht, aber 
auch die gefälligen Eigenfhaften, vie ih damitivertragen. Iſt ed nicht, als liege ver Hof glei 
einem Labyrinthe in dem weiten Reiche, dad die Beftimmung bat, dem Minotaurus, der in dem 
Labyrinthe hauft, die Opfer zu fenden, die das Ungeheuer jih ausgelefen? Die Gräfin felbft 
war ald Opfer dahin gefommen, und unter Denen, die opferten, unter ven Verworfenen nimmt 
fie wahrhaftig nicht, ald die Verworfenſte, die erfte Stelle ein. 

Der König ſtarb; mit ihm farb der B. die Welt. Diefe hatte einen andern Herrn, einen 
andern Glauben, einen andern Gott. Der neue König verwies fie in ein Klofter, bewilligte ihr 
indeflen eine bedeutende Benfion und ließ einen Theil ihrer Schulden bezahlen, die über eine 
Million betrugen. Ihr Vermögen war übrigend nicht unbedeutend; aber jie brauchte nach alter 
Weife viel und warb öfter beftohlen. Der größte Verluft, den fie auf dieſe Weiſe erlitt, beftand 
in Diamantne, die man in London entdeckte, wo auch die Diebe eingezogen wurden. Sie madhte 
in diefer Angelegenheit, wie fie fagte, mehre Reifen nad London, durch die fie der argwöhni— 
{hen Regierung verdächtig wurde. Es gehörte damals, 1795, wie befannt, nicht viel dazu, um 
des Verraths und Hochverraths übermwiefen zu werden und auf dem DBlutgerüfte zu enden. 
Bor dad Revolutiondgericht geftellt, ward fie zum Tode verurtheilt und am 7. Dec. hingerichtet. 
Bis zu dem Urtheilsſpruche hatte fie viel Gegenwart des Geiſtes gezeigt; aber die Anfündigung 
des Todes erfüllte fie mit Verzweiflung, und ihre legten Stunden waren ein fhmerzliher Kampf 
zwiſchen Sein und Vergeben. 3. Weigel. 

Barrikaden. Barre(englifh Bar) heißt bekanntlich ver Abſchnitt, die Schranke. Na: 
mentlich ift Bar, Barreau im öffentlichen Gericht der durd eine Schranfe von dem Publicum 
abgejonderte Plag für die Gerihtsperfonen und zunächſt der abgeſonderte Platz für die Advo— 
caten. Barrifaden insbejondere bezeichnet Abſchnitte, Sperrungen, Schranken in. den Strafen. 
Im 14. Jahrhundert ließ die franzöjifche Regierung in Paris regelmäßig dur große Ketten 
bei Anbruch ver Nacht die Eingänge der Straßen fperren, und 1582 benugten die Bürger in 
einem Bolkdaufftand diefe Ketten gegen ihren jungen König Karl, welcher aber fiegte und bie 
Ketten hinwegnehmen ließ. In einem engern Sinne nennt man Barrifaven jolhe Sperrungen 
und Schanzen oder Wälle in ven Straßen, welde durd; zufammengebäufte Sachen, umgehauene 
Bäume, umgeftürzte Wagen, ausgehobene Thüren und-aufgebrochenes Straßenpflafter in den 
Straßen errichtet werben und gegen die andringenden Feinde, vorzüglich gegen Geſchütz und 
Reiterei ſchützen und geficherte Angriffspunfte bilden. Solche oder mehr oder minder ähnliche 
Berihanzungen und Vertheidigungen find natürlich zu allen Zeiten vorgefommen. Doch ift ed 
vorzüglih die Stadt Paris, welche das furdtbare Kriegämittel der Barrifaden, namentlich in 
Bürgerfriegen, gebrauchte. Im Jahre 1588 gebrauchte fie die fatholifche Ligue unter Anfühs 
rung Heinrich's v. Guife gegen ven König Heinrich III., ſowie aud 1589 die Truppen Hein: 
rich's IV. in Tours gegen die Liguiften Barrifaden errichteten. Während der Minderjährigkeit 
Ludwig's XIV. errichtete die Fronde in Paris gegen Mazarin und die Königin-Regentin Barris 
kaden, und diefe muften dann fliehen und von St.:Germain aus unterhandeln. Im Jahre 1652 
lieferte gegen viefelbe, durch Barrikaden verfhanzte Fronde der berühmte Turenne in ber Bor: 
ftadt St.- Antoine eine Schlacht. Im Jahre 1808 wurde Saragoffa, 1815 wurden Dresden 
und Kaffel, 1814 Send und 1815 St.-Denis durch Barrifaden vertheidigt.. Die berühmtes 
ften aller Barrifaden aber find bekanntlich diejenigen, melde 1850 in ver Nacht vom 27. auf 
den 28. Juli in Paris in allen Straßen und Duerftrafien von 100 zu 100 Schritten errichtet 
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wurden, ein Beiſpiel, welches bald darauf Brüffel in feiner Septemberrevolution nachahmte. 
Wenn die Bürger einer großen Stadt entfhloffen und muthig zufammenhalten, wie in der 
Zulirevolution die Parifer und befler ald einft die Bürger von Madrid, und wenn vollends jelbft 
Frauen und Rinder, wie in der Septemberrevolution in Brüffel, aud ven Fenſtern der Häufer 
mit Pflafterfleinen, mit fiedendem Ol und Waffer gegen die andringenvden Soldaten kämpfen, 
jo kann eine ſolche Barrikadenvertheidigung faft unüberwindlich werben, im Falle die angreifende 
Kriegsmacht fowie wol allermeift die eigene Landesregierung Bedenken trägt, die Stadt von 
außen in Brand zu ſchießen. Durch dieſes natürliche Bedenken verlieren auch die äußern, die 
Stabt vominirenden Forts an Bebeutung, bei melden man unter der Regierung des ſchlauen 
Ludwig Philipp Doch wol fiherlih auch an innere Aufftände und ihre Barrifadenvertheidigung 
dachte. Dagegen wurde in den blutigen Junitämpfen in Baris 1848, fowie in Berlin, Wien 
und Dredven die Vertheidigungskraft ver Barrikaden gewaltig geſchwächt, indem man, flatt des 
Angriffs der Barrifaden in der Front, vielmehr vermitteld des Einftoßens der Wände fi duch 
die Häufer der anliegenden Straße einen Weg bahnte und nun die Barrifadenfämpfer in ihrem 
nichtgedeckten Rüden angriff. Welcker. 

Bartholomäusnacht, ſ. Bluthochzeit. 

Basculeſyſtem, ſ. Juste-Milieu. 

Baſel, Baſelſtadt, Baſellandſchaft. Wo der Rheinſtrom die Schweiz verläßt, indem 
er fi ploötzlich nordwärts wendet, ſenkt ſich von der mitternächtlichen Abdachung des Jurage⸗ 
birges bis zu ſeinen Ufern ein anmuthiges, fruchtbares Hügelland, in einer Länge von acht Stun: 
den Weges, nieder. Dies iſt der etwa neun Geviertmeilen umfaffende eidgenöſſiſche Canton Bas 
fel, dem feine alte berühmte Hauptitabt ven Namen gab. 

Ohne Zweifel dankte diefe Stadt ihr Entftehen wie ihr fpäteres Aufblühen ver glücklichen 
Lage am Grenzpunft Deutichlands, Frankreichs und Helvetiens und am Hauptitrom des euro: 
päifhen Abendlandes, der, von bier an befhiffbar, die Breite des Welttheils durchſchneidet. 
Denn jhon früh Hatten die Römer bier im Gebiete ver Raurachen einen Lagerpoſten, ein Ca— 
ftellum, eine Bafilia, ald in der Nähe noch ihre prächtige Augufta Rauraeorum glänzte, von 
deren Bädern, Paläften und Theatern dad Dörflein Augft nur noch geringe Schutthaufen zeigt. 
In jpätern Tagen fegte das Chriſtenthum Hierher einen bifhöflihen Stuhl mit reicher Aus 
ftattung, und über ven Trümmern des heidniſchen Caſtellums fliegen (vermuthlich im 11. Jahr: 
Bundert) die gothifhen Mauern und Thürme eined Münfters empor. Dann während und nad 
der Bewegung der Kreuzzüge verknüpften fi hier die Handelsſtraßen von Branfreih und 
Deutſchland für ven Verkehr durch Helvetien über die Alpen mit Italien. Die Stiftung einer 
Univerfität in der Mitte des 15. Jahrhunderts erhöhte Leben und Ruhm der anjehnlihen 
Stadt. 

Der Wohlftand der Bürger hatte früh den Sinn für höhere Bedürfniſſe gewedt; für Ge- 
werbfleiß und Handelſchaft aber ift Freiheit dad unentbehrlichſte Bedürfniß. Dieſe zu gewin— 
nen, ihre Rechte zu erweitern, ihre Sicherheit zu mehren ſah man die regfame Bürgerfchaft zu 
aller Zeit bald mit Geldſpenden, bald mit vem Schwerte thätig. In Eleinen Entfernungen von 
ver Stadt drohten 14 mittelalterlihde Raub: und Ritterfchlöffer; jie wurden in einer langen 
Reihe von Fehden entweder zerftört, oder mit ihrem Gebiet erobert, oder erfauft. Stark durd 
eigenen Muth und durch Bund mit rheinifhen und Helvetifhen Städten, erihraf Bafel zulegt 
nicht mehr, ald im Jahre 1409 mit einem male 127 Herrfhaften und Städte Fehde anfündeten. 
Die Macht deö Adels ward nad) und nad gebrochen; die Verſchwendung ver Bifhöfe benugt, 
ſich von deren Rechtſamen loszufaufen oder deren Güter an ſich zu ziehen ; die Huld der Kaiſer, 
die Verwirrung des Reichs zum Vortheile der Stadt und ihres Gebiet verwendet, größere Un- 
abhängigfeit zu gewinnen. Im Jahre 1501 trat Bafel in den ewigen Bund der Gidgenoilen. 
Die Kirhenreform vernichtete alle bifchöflihe Gewalt innerhalb ver Ringmauern der freien 
Stadt. 

Die fi im Laufe der Jahrhunderte Sitten, Anfihten und Berhältniffe änderten, wie Macht, 
Reichthum und geiftige Überlegenheit ver Ritter- und Priefterfchaft fanfen, geftaltete ſich ſtufen— 
weis nah und nad auch die Form des Staatölebend anders. Es ift und hier nit darum zu 
thun, den allmäligen, oft blutigen Entwidelungsgang vom Gemeinwefen der merkwürdigen 
Stabt in feiner ganzen Länge zu verfolgen. Hier wie in den meiften Städten des Reichs und 
deutſcher Hochlande, die freiered Dafein genoffen, ftand vie höchſte Gewalt anfangd der Bürger- 
ſchaft zu, die ihre Beamten wählte und mit Eiferfucht bemachte. Hier wie überall verlodte ver - 
füße Genuß der Ehre und Macht die Obrigkeiten zur Einführung ariftofratifher Orbnung, 


344 f | Bafel 


während die Gemeinde ihre vemofratifche Hoheit geltend zu machen firebte. Noch am Ende des 
47. Sahrhunders drohte der Kampf um Berfaflungsreformen den Ausbruch eines Bürgerkriegs. 
Er konnte zulegt nur durch einen Vergleich zwifchen Bürgerfchaft und Rath verhütet werden, 
den die einfchreitende Eidgenoſſenſchaft fliftete, nachdem deren Vermittelung lange und hart 
nädig verworfen worden var. 

Nur die Hauptftadt, nicht deren Gebiet oder Landſchaft, hatte an diefen Händeln um Ber: 
befferung des gemeinen Wefens Antheil. Das Volk der Landſchaft, wie e8 von Bifchöfen oder 
Freiherren durch Waffen oder Geldſummen erobert worden, blieb der Stadt unterthan und 
trug noch lange Zeit die Narben und Denkmale feiner alten Leibeigenſchaft. Die herrſchende 
Hauptſtadt war allein die Republik; die Bürgerfhaft der größern Stadt in 15 Zünfte, die ver 
mindern am reiten Rheinufer in drei Quartiere oder Gefellfchaften vertheilt. Die Zünfte durf— 
ten fi weder durch Ausſchüſſe no in einer allgemeinen Verſammlung vereinigen, um nicht 
durd ihr übermächtiges Zufammenmwirfen die der Obrigkeit gebührende Gemalt aufzuheben. 
Die Höhfte Stantögewalt aber übte der Große Rath aus, der 280 Mitglieder zählte, und ein 
Kleiner Rath von 64 Berjonen, die zugleich Glieder de8 Großen fein mußten. Großer und Kleiner 
Rath aber, an ihrer. Spige ein Bürgermeifter und Oberftzunftmeifter, die mit zweien andern 
ihres Ranges alljährlich im Amt wechſelten, ergänzten jich felber durch Wahlen von einer für 
jede Zunft beftimmten Anzahl Genoflen verfelben. Die Wahlen geſchahen durch Roos; um Par— 
teilichkeit oder ihren Schein zu vermeiden, überließ man ji dem blinden Zufall. Der Kleine 
Rath, welcher vie Höchfte Vollziehungsbehörde war, der die Unterbeamten, die Pfarrer der Land— 
ſchaft und felbft die Gerichtöbeifiger ernannte, vertrat zugleich die Stelle eines Blutgerichts in 
peinlihen Fällen und eined Recursgerichts in Händeln, die vor dem Stadtgericht geſchwebt 
hatten. Dazu hatte er im Großen Rathe auf Geleggebung und Entſcheidung ver wichtigften An— 
gelegenheiten vorherrſchenden Einfluß. 

Aus diefen wenigen Zügen erfennt man fchon, daß die ältere Stdatsform Bafeld, aus reichs— 
ſtädtiſchen Elementen des Mittelalterd entiprungen, Ariftofratie war, welche durch Wahlen ver— 
mittels des Looſes und durch ein weiſes Gefeg über Ausſchluß ver nädften Verwandten von Mit- 
gliedern in der Regierung oder von Vorftehern in gleicher Zunft abgehalten wurde, in erbliche 
Familienherrſchaft oder Oligarchie zu verarten. Durch Verbindung gejeßgeberifcher, richter- 
licher und vollziehender Vollmachten ftand der Kleine Rath faft fouverän da, doch am Misbrauch 
fo ausgedehnter Gewalt durch Menge feiner Mitglieder wie durch Eiferfucht des Großen Raths 
verhindert. Die Zünfte beſaßen feine oder nur geringe Befugniffe; fie waren gewiflermaßen 
nur bie Glückshafen, aus welden durchs Loos für die Republik Nieten over Gemwinnfte gezogen 
wurben. | 

Daß nun alle Stellen und Ämter, weltliche und geiftlihe, wenn fie von irgendeiner Erheb- 
lichkeit waren, nur durch Stadtbürger befegt werden konnten, verfteht fi von ſelbſt. Duber 
konnte fein Sohn der Landfhaft darauf Anfpruh machen, er war zum Pflug, zum Webſtuhl, 
zur Dienftbarfeit geboren. Denn der Staat war nicht der Kanton eigentlich, fondern die Stadt; 
die Landſchaft nurderen Domäne, in fieben Voigteien getheilt und von ebenfo vielen durchs blinde 
2008 geworbenen Landvoigten verwaltet. 

Es könnte beim erften Blick befremden, daß eine Stadt wie Bafel nicht an Volksmenge, 
Macht, Herrihaft, Reichthum oder Einfluß vielen andern Städten gleich geworden iſt oder fie 
übertroffen hat, denen fie ehemals an dazu erfoderlichen Mitteln nicht mur keineswegs nachftand, 
fondern oft überlegen war. Weber Frankfurt, die freie Stadt am Main, nod Augsburg, Nürn— 
berg, Zürich, Genf verbanden von jeher mit größerer Handelöfreiheit eine fo günftige Lage für 
Waarenverkehr ald Bafel, und doch Hlieb diefes an Größe, Volksmenge und Einwirkung auf 
das Geſammtleben des Welttheils Hinter ihnen zurüd; hatte felbft nicht oder faum vor ihnen 
den Borzug der Reihthümer. Mit einem ausgedehntern Landgebiet ala Kühe, Bremen, Ham: 
burg umgeben, glid) ed den Städten der alten Hanfa nie an Macht. Die Tapferkeit feiner frie= 
gerifchen Bürger wetteiferte in den Fehden des Mittelalterd mit dem Kriegergeift ver Züricher 
und Berner und erntete dennoch zulegt feine jo ausgebreiteten Staatögebiete wie dieſe. Es fehl: 
ten zu feiner Zeit dem alten Mufenfig am Jura Männer von hochgebildetem Geift und glänzen 
den Talenten; noch jind der Schweiz die Namen der Staatdmänner Wettftein und Ifelin, und 
den Europäern die Namen der Euler und Bernoulli ehrwürdig; dennod zeigte Bafel nie das 
großartige wilfenfchaftliche Reben wie Genf und Zürich. 

Die Berwunderung darüber verſchwindet aber, wenn man einen tiefern Blick in Charakter 
und Gefüge dieſes Fleinen Staatd wirft. Die Mehrheit ver Bürgerfhaft, aus Handwerkern, 
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Kinflern, Fabrikeigenthümern, gröfern und fleinern Kaufleuten zuſammengeſetzt, hegte bald 
im Allgemeinen faum für Höheres Sinn, ald was das legte Ziel jeder einzelnen Haushaltung 
geworben war: Gelderwerb durch Arbeitjamkeit und Erjparniffe. Hier fehlte der Hochſinn und 
fühne Unternehmungsgeiſt eined Stadtadels, dem an Glanz, Nuhm und Gewalt ver Gemeinde 
mehr ald an Geldgewinn in Kleinen gelegen war. Der Adel ward früh gevemüthigt und ver: 
drängt. Eine zeitlang erhob jih an feiner Stelle der rührige und kecke Körperſchaftsgeiſt ver 
Zünfte. Aber die Natur deſſelben war nicht geeignet, höhere Anjichten für Wohlfahrt und Größe 
ber Gefammtheit zu faſſen. Der Zunftgeift unterbrüdte zu bald mit demofratifchem Stolze dag 
Aufftreben Einzelner zur überlegenen Kraft und Hoheit. Nur Sicherung des Gewerbes und 
Erwerbed der Zunftglieder berechnend, leuchtete ihm nicht ein, daß erweiterte Größe der Bevölke— 
rung oder audgebilderere Kraft ded Gemeinwefend in Frievend- und Kriegshändeln, oder ſelbſt 
ein muthiges Verſuchen Einzelner zur Veredelung der Gewerbe, oder Wagftüde und Opfer ver 
Gejammtheit für neue Bahnen des Handelsverkehrs wohlthuend auf jede bürgerliche Werkftätte 
zurüdwirfen. Obgleich nachher ven Zünften ald Körperſchaften die Theilnahme ar Gefeggebung 
und Zeitung Öffentlicher Angelegenheiten bis zur Vernichtung bejchränft ward, ging doch ihr 
alter Sinn und Geift in die Verwaltung des gemeinen Wefens über. Man maß und wog Ver- 
hältniffe und Bebürfniffe eines Staat? mit Elle und Gewicht eines Meinen bürgerlihen Haus- 
weſens, und über die kümmerlichen Bortheile und Anſprüche aller Einzelnen ging Anfprud und 
Bortheil Des großen Ganzen in Vergeſſenheit. 

Daher geſchah, daß in engherziger und irriger Bejorgniß, es werbe vermehrte Goncurreng 
den Waarenabfaß und Gewinn der Handwerker ſchwächen, die Bevölkerung der herrſchenden 
Stadt nicht anwuchs, ſondern zu allen Zeiten faft die gleiche blieb. Noch im 45. und 16. Jahr: 
bundert vermehrte man häufig die Zahl der bürgerlichen Familien mit Annahme fremder Ge: 
ſchlechter. Seitdem vermied man ed faft ganz, um defto bequemer nur’ für die vorhandenen zu 
jorgen. In Dürftigkeit gefunfene Haushaltungen fanden zu ihrer Pflege ein reiches Armengut, 
und unter 1500 Hausvätern hatten bei 500 verfelben geiftliche und weltlihe Beamtungen, 
welche ihnen größere oder geringere Bejoldung eintrugen. 

Der Zunft: und Handeldgeift vergaß oft gar, daß Künfte und Gewerbe aller Art nur auf 
den Fittigen der Wiffenfchaft emporfteigen. Zwar zur Blütezeit der Univerfität herrfchte in 
Bajel eine ungewöhnliche Gelahrtheit, die aber damals zur Beförderung der Induſtriezweige 
wenig mitwirfte, jondern ſich mehr im abgejonderten Gebiete der Theologie, Rechts- und Heil: 
kunde oder der todten Sprachen bewegte. Späterhin aber, ald Mathematik, Chemie, Medanif, 
Phyſik u. j. m. aus dem Reiche des Überfinnlicyen oder des Schulftaubes in die Gefchäfte des 
bürgerlichen Verkehrs einprangen und neues Leben und. neue Schöpfungen zeugten, war bie 
Hochſchule Bafels ſchon im Verfall, längft nidyt mehr eine der geiftigen Leuchten des Welttheils, 
jondern durch ihre Kehrftellen zur Verforgungsanftalt für Bürgersjöhne geworden. Die Wahl 
durchs blinde Loos, welches jeit Anfang des vorigen Jahrhunderts bei Befegung aller Ämter, 
weltliher und geiftliher, im Staate entſchied, übte auch ihre ververbenvolle Wirkung auf bie 
Univerfität aus. Niemand, oder felten Einer, fam zum rechten Plage, an welden ihn als 
Staatsmann, Beamter und Lehrer etwa Talent, Neigung oder Kenntniß beriefen, fondern wos 
Bin ihn Das unfinnige Spiel des Zufalld warf. Alles, felbft die Wiffenfhaft, ward Gewerbs- 
ſache, die häusliche Einnahme zu vergrößern. Der Stand des Vermögens vom Bürger warb 
der Maßſtab feiner Verdienfte und der öffentlichen Achtung, die man. ihm weihte. Der Stolz 
des Reichen verfhmähte nicht felten, Theil an der Regierung des Staats zu nehmen und blofer 
Diener des gemeinen Weſens zu werben, in weldem er ſchon eine glänzende und unabhängige 
Rolle fpielte. 

So ſchrumpfte das Staatöwefen zum Fleinlichen Stabtwefen ein, und die wenig bevölferte 
Gemeinde, in der ſich Alles fannte, hing in Goterien vornehmer und geringer Berwandtfchaf- 
ten zufammen, welche im beſcheidenen Genuß ihres Wohlftandes jede Liebenswürdigfeit, jede 
Tugend bed Privatlebend in ſich vereinigten. sr 

Jene fogenannte Gittenftrenge oder äußerliche Zucht und Ehrbarkeit, welche feit den Tagen 
der kirchlichen Reformen zu Bafel wie in andern Schweizerftädten durch Anfehen der Geiftlich- 
feit und erneute Berorpnungen mit Sorgfalt aufrechterhalten war, äußerte auf das häusliche 
und öffentliche Reben einen eigenthümlichen Einfluß, und hier mehr denn irgendwo. Zwar bie 
Gebote zur ftillen Sonntagsfeier, zur Beſchränkung geräuſchvoller Luſtbarkeiten, oder des Auf- 
wandes, welchen vie Eitelkeit beider Geſchlechter in Kleidern, Equipagen u. |. w. liebt, wurben- 
fo oft man wollte, leicht umgangen; doch im Allgemeinen unterhielten fie mehr den Schein als 
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das Wefen wahrer Sittligfeit. Der in einigen Hundert Häufern herrſchende Wohlftand ober 
aufgehäufte Reichthum, der verhindert war offen in beliebigem Aufivande zu glänzen, erzeugte 
. km Innern der Wohnungen einen fhimmerlofen, aber um fo Eoftbarern Lurus, einen Sinn für 
Genüffe und Bequemlichkeiten des Stilllebens, welcher, ohne den Geift zu bethätigen, ihren Bes 
figern eine unbefriedigende Leere des Gemüths zurüdlaffen mußte. Solde Leere auszufüllen, 
dienen den regjamen und dabei unbefchäftigten Seelenkräften am leichteften und gewöhnlichſten 
die Speculationen oder ftillen Schwärmereien eines religiöjen Glaubens. Daher fand ver milde 
und ernfte Geift der Herrnhuter, deſſen ſpielende Andacht und frömmliche Zärtlifeit Einbil- 
dungskraft und Gefühle gern bewegen, jhon früh in der Stadt Bafel Eingang. Gegen Ende 
bed vorigen Jahrhundert3 war er fhon in vielen Haudhaltungen und dur einen Theil der 
Geiftlichfeit auch auf dem Lande verbreitet. 

Das Volk der Landſchaft hinwieder, feit Jahrhunderten zur Dienftbarfeit der Stadt er— 
zogen und gewöhnt, in feiner Mehrheit bildungslos, abergläubig, roh und reizbar, doch gut— 
mütbig und arbeitijam, hatte ſich Durch ven Verdienſt, welchen es beim Gewerbfleiß Baſels ge: 
wann, mäßigen Wohlftand errungen. Einige Taufend Familien waren neben ihren Beldarbei- 
ten für die Fabriken und Manufacturen der Hauptftadt beſchäftigt. Man vernahm faft in allen 
Dörfern das Geräufd der Bandmweberftühle, deren die Fabriken der Hauptftadt bei dritthalb 
Tauſend in Bewegung fegen, und für deren Leiftungen allein fhon über eine halbe Million Gldn. 
jährlich in die ländlichen Hütten zurüdfloß. Dazu mangelte es nie an reicher Unterftügung und 
Hülfe, welde die gern wohlthätige Bürgerſchaft von Bafel einzelnen Haushaltungen oder ganz 
zen Gegenden des Landes in den Tagen der Noth darreichte. 

Doch weder jener reihlihere Erwerb noch diefe Wohlthaten von der Hauptftabt fonnten im 
Gemüth des Volks einen gewiflen Unmuth gegen die Hauptſtadt auslöfchen, welcher fomol aus 
dem demüthigenden Gefühl ver Abhängigkeit von derfelben ald dem Verdruß entjprungen fein 
mag, den Armuth gewöhnlich beim Anblick ftolgen Reichthums empfindet. Es Eonnte bei den 
vielfachen Berührungen ver Intereflen ver Landſchaft mit denen der gebietenden Stadt und bei 
gegenfeitiger Beargmohnung ungeziemenden Hohmuth8 oder niedriger Undankbarkeit nicht an 
Riebungen fehlen. Schon in frühern Jahrhunderten, zumal wenn ein Streit um zweifelhafte 
Rechtſame und Freiheiten ven Groll von beiden Seiten fteigerte, war er mehrmals in Aufftän- 
den ausgebrochen. | 

In viefen Berhältniffen des Fleinen Freiſtaats erfhien die Branzöfifche Revolution. Das 
alte Gefühl Deffen, was fein fönnte und fein follte, ging nun den Bewohnern ver Landſchaft 
zum beutlihern Bewußtfein auf. Immerdar freie Schweizer geheißen, ohne ed zu fein, foderten 
fie, ald Menfhen und Bürger des gleichen Staats, gleiche Rechte und Pflichten des Menſchen 
und Staatöbürgerd mit Allen, In ihren unrubigen Bewegungen, von der Stadt felbft aus 
nicht ohne Ermunterung, erhoben fih Haufen um Haufen zu gefeglofen Schritten. Am erften 
wandte fi die Zuchtlofigfeit wilder Banden gegen die Schlöffer der herriſchen Landvögte, melde 
zitternd entrannen. Das Schloß Waldenburg ging in Flammen auf (Januar 1798), bald auf 
bie alterthümliche Farnsburg und Homburg. In der Hauptftadt haderten die Parteien; in ber 
ganzen Eidgenofjenfhaft die unentfhloffenen Regierungen. Ein frangöjifches Heer, ſchon an 
den Grenzen Bernd, drohte täglich feinen Einzug. Der jouveräne Rath von Baſel, unter diefen 
Umftänden rathlos, nahm aus der Landſchaft eine Befagung von 600 Mann in die Stadt und 
beſchloß am folgenden Tage (20. Jan.) Freilaffung des gefammten Volks vom Unterthanen- 
zuftand, Einführung politifcher Rechtsgleichheit zu Stadt und Land und Losfagung von Bajeld 
Herrſchaftsrechten über die vier gemeineidgenöfjiihen Voigteien oder Unterthanenländer jenjeit 
bed Gottharbögebirges. 

Diefe rafche That des fouveränen Raths von Bafel, welde ven ganzen Canton mit Jubel 
erfüllte, ward der erfte Stoß, durch welchen das verworrene und morſche Stantögebäude ber 
alten Eidgenoffenfhaft zufammenbrag. Was Hier begonnen war, vollendeten Waffen und 
Machtſprüche Frankreichs. Von da an blieb ver Kanton Baſel ſechs Jahre lang leidender Mit: 
theil der fortvauernden Unruhen einer unhaltbaren Helvetifhen Republik, ihrer wiederholten 
Staatöveränderungen, Kriegöplagen und Barteifämpfe, bis Napoleon Bonaparte, ald Erfter 
Eonful Frankreichs, durch feine Vermittelungdacte (Bebruar 1805) die innere Beruhigung der 
Schweiz ebenſo weife als glücklich herftellte. 

Kraft diefer VBermittelung fand der Canton Bafel wieder im ſchweizeriſchen Bundesftaat 
wie zuvor als jelbftändiger Staat mit eigener Geſetzgebung und Regierung, in drei Bezirke ge: 
tHeilt (Bafel, Waldenburg und Lieftal), und jeder Bezirk wieder in Wahlzünfte. Gin Großer, 
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gefeggebender Rath von 120 und ein Kleiner Rath von 25 Mitgliedern als vollziehende Behörde 
übten im Namen des Volks die höhfte Gewalt. Die Wahlart berücjichtigte zweckmäßig, wie die 
oͤrilichkeitsbedürfniſſe fo die Benugung der im Lande befindlichen Talente, und andererjeits die 
Repräjentation ded Bermögend. Wahlmann in einer Zunft zu fein, genügte das Eigenthum 
von 500 Fr.; um aber außer folder Zunft wählbar für ven Geſetzgebenden Rath zu fein, ward 
ein ſchuldenfreier Bejig von 10,000 Fr. erfoderlih. Diefe Bedingungen fiherten verhüllter: 
meije ven Bürgern der Hauptftadt zahlreichere Pläge unter den Gejeßgebern. 

Alles geftaltete und fügte ſich leicht in Die neue und freiere Staatsform, welde, wie in ber 
Eidgenoſſenſchaft überhaupt, die verbeſſerte Ordnung politifcher Zuftände, ein frifcheres, thäti— 
geres, froberes Volksleben hervorrief. Das alte Midtrauen zwifchen der Landſchaft und ihrer 
Hauptftadt verſchwand, und freiwillig rief nun das Volk felbft die ausgezeichnetern Männer 
Bafels in die Mitte feiner Geſetzgeber und Regierenden, indem es deren höhere Beiftesbildung 
anerfannte. 

Nah der Schlacht von Leipzig und der Vernichtung der Mediationdacte (December 1815) 

erwachte auch wieder in Bafel wie in den meiften andern Gantonen dad Heimweh der frühern 
Ariftofratie nad den ehemaligen Vorrechten ihrer Hauptftänte und ihrer Familien. Auf Vor: 
ſchlag des Kleinen Raths ſchrieb hier der Große Rath (ſchon am A. März 1814) dem Volfe eine 
Berfaflung vor, Dur welde zwar allen Bürgern des Kandes der Genuß gleicher politifcher Frei— 
beit zugeſichert, aber zugleich die Herrſchaft der Stadt oder ihres Interefles über die Landihaft 
befeftigt ward. Denn in den jouveränen Gefeßgebenden Rath, der die 25 Glieder der Regierung 
oder des Kleinen Rathes aus jeiner Mitte ernannte, konnte die Stadt mit etwa 18,000 Seelen 
ebenso viel (50) Mitglieder direct erwählen als die gefammte Landſchaft mit einer Bevölferung 
von ungefähr 50,000 Seelen. Zu diejen 60 Blievern aber wählte ver Große Rath felber, ſich 
ergänzend, 90 andere, von denen wieder 60 aud der Stadt und nur 50 aus der Landſchaft fein 
fonnten. Somit war es leichtes Spiel, auch die Regtern aud folden Bürgern in den Dörfern 
oder den zwei Fleinen Städten Lieftal und Waldenburg auszulefen, Die dem Intereſſe ver Stadt 
treu ergeben waren, oder ohne Mühe dazu geftimmt werben konnten. Die oberften Behörden 
sollfommen mit dem Geifte der Ariftofratie zu tränfen, waren die Stellen darin lebenslänglid; 
an Wahlerneuerungen oder Ausfiebungen Feine Gedanken mehr. Selbft die höchſte richterliche 
Juſtanz über alle bürgerliche und peinliche Rechtsfälle wurde in gefährlicher Bermengung der 
Staatögewalten au6 Mitgliedern des Großen Raths und der Negierung beftellt. Durch Vereini— 
gung der alten, fogenannten biſchöflich-baſelſchen Lande mit ver Schweizerischen Eidgenoſſenſchaft 
gervann der Ganton (im Jahre 1845) zu feinen fünf Bezirken, in die er jegt getheilt war, noch 
einen jehöten, den Bezirk Birfef, und ſomit eine Vergrößerung von drei Geviertmeilen mii 
5 — 6000 Einwohnern. 

Unter ſolchen Verhältniſſen fonnte es nicht fehlen, daß im Volke das alte Mistrauen wieder 
gegen die Stadt rege wurde wie vorzeiten. Die Abgaben, wenn fle aud nicht prüdten, ſchmerz⸗ 
ten doch ſchon darum, daß fie dazu dienen mußten, die Söhne der Hauptftadt reichlich zu befol- 
den, um als weltliche oder geiftlihe Beamte die Landleute zu regieren und zu bevormunden. 
Den Söhnen von diefen ward feine Erleichterung gewährt, um in den Lehranftalten der Stabt 
mit ebenjo geringem Koftenaufwand wie die Söhne der Stadt ihre Fähigkeiten auszubilden, 
Selbft die ländlichen Schulen blieben im Allgemeinen vernachläſſigt, ungeachtet der Staat für 
die von ihm angeftellten Kebrer bedeutende Summen anwied. Die Freiheit der Preffe war, wie 
in den wmeiften andern Gegenden ver Schweiz, nievergevrüdt. Die Deputirten der Landſchaft 
im Gejeggebenven Rathe waren an Zahl gering, in. Geſchäftskunde meiftend zu unvermögend, 
um für Die Intereflen des Landvolks mit Erfolg wirken zu können. Dagegen verbreitete fi der 
trübe Geiſt pietiftifher Sektirerei, welder, genährt vom Wohlftand und Frieden, abermals 
in der Stadt überhand nahm durch ämfigen Betrieb angeftellter Pfarrgeiftlicden, im Wider: 
ſpruch mit beifern Köpfen, aud auf dem Lande. Im Ganzen aber herrſchte hier wie in den mei- 
ften übrigen Gegenden der Schweiz mehr Ergebung in das Schidfal, denn Zufriedenheit mit 
demjelben. 

Als daher im Jahre 1829 erſt einige und im ſchickſalsvollen Jahre 1850 die meiften Gan- 
tone zur Verbefferung ihrer Staatöverfaffungen fhritten, traten aud (am 18. Det.) Bürger 
aus mehren Gemeinden der Landſchaft Bafel im Bade von Bubendorf zufammen, um dur 
ehrerbietige Bitte ven Großen Rath zu ähnlichen Verbefferungen zu bewegen, indem jie an bie 
unvergeflene Freiheitsurkunde vom 20. Jan. 1798 ernft erinnerten. Beinahe 800 Bürger der 
Landſchaft unterzeichneten die Bitte. 


348 Bafel 


Mit diefem Schritte war aber die Ruhe gebrochen. Das gegenjeitige Mistrauen zwifchen 
Stadt und Kand trat wieder jharf und offen hervor. Die Landſchaft, ohne Zuverfiht auf einen 
Großen Rath, der meiftens aus Bürgern der Stadt zufammengejegt war, wünſchte für das Werk 
der Reform einen unabhängigen, frei von allenı Volk zu Stadt und Land gewählten Berfaj- 
fungsrath. Hinwieder in der Stabt der Große Rath, obwol er Abänderungen der VBerfaffung 
zugeftehen wollte, übertrug den Entwurf derjelben einer Commiſſion aus feiner eigenen Mitte. 
Mismuth, Groll und Argwohn ſchwollen von beiden Seiten an. Bon beiden Seiten geſchah 
Alles, ven Parteigeift zu entflammen, ftatt zu dämpfen. Zulegt rüftete ſich die Stadt kriegeriſch 
Hinter ihren Wällen; die Landſchaft, von Gewalt bedroht und zurücgewiefen, da man ihre Ab- 
georoneten nicht einmal mehr hören wollte, wählte in Lieftal eine proviforifhe Regierung 
(6. Jan. 1831) und waffnete Gegenwehr. Die Stadt betrachtete dad Landvolk ald Rebellen ; 
das Land hinwieder die Stadtbürger ald rechtlofe Anmaßer. Die Bürgerfhaft, nebft gewor— 
benen Miethöfolvaten, wohlbewaffnet und mit ſchwerem Gefhüg verfehen, rüdte aus ihren 
Thoren hervor (12. Jan.), zerftreute in den Dörfern die ohnmächtigen Haufen Derer, melde 
Widerſtand wagten; bejeßte die Stadt Lieftal (16. Jan.); verjagte die proviforifche Regierung 
der Infurgenten und legte dem wieder unterworfenen Volke wenige Wochen nachher die zu Ba: 
fel neugefhaffene Staatäverfaffung zur Annahme vor. Durch Schreden beherrſcht oder durch 
Überredung bewogen, flimmte, wie verfündet ward, eine Mehrheit ver Landbürger (28. Febr.) 
zur Annahme. 

Die dergeftalt ind Leben eingeführte Staatöverfaffung Fonnte nur Dauer hoffen, wenn mit 
ihr ein verföhnlicher Geift der Hauptftadt alles Grolls vergeſſend, großmüthig den Überwun- 
denen entgegentrat und felber die ihnen gefhlagenen Wunden liebevoll Heilte. Diefer Geift 
fehlte. Er hätte durch bloße Klugheit erfegt werden fünnen. Sie fehlte. Man fah nur Sieger: 
trog, VBerhöhnung der Bezwungenen, Rachbegier gegen die Lieblinge des Landvolks, Mistrauen 
gegen Gemäßigte, fieberhafte Parteiwuth. Die neuen Wahlen ver höchſten Staatsbehörden 
fiherten nohmald die Obergewalt der Stadt. Den geflüchteten Häuptern des landſchaftlichen 
Aufftanded wurde weder Amneftie nodh Gnade gewährt, wie flehentlich auch das Volk des Can— 
tond mit taufend Stimmen danach ſchrie und felbft die Tagjagung der Schweiz dazu mahnen 
mochte. 

Da brach der Unwille des Landes abermals gegen die Stadt aus. Der Bürgerkrieg begann 
von neuem. Die Randleute fhlugen im Kampf die zu ihrer Unterjohung ausgerüdten Truppen 
Baſels blutig zurüd (21. Aug.), und von nun an jevedmal, fo oft jie jpäterhin den Verfuch zu 
erneuern wagten. Zur Herftellung der Ruhe legte die Tagfagung mehrmals eidgenöſſiſche Bas 
taillone ind Land; mehrmals verfuchte fie zwifchen beiden mächtigen Parteien friedlich zu ver: 
mitteln. Gitle Mühe! Die Erbitterung der Hauptftadt konnte durch ihr Unglück nur mehr ent: 
flammt, nicht gemildert werben. Sie verfchmähte ftolz jeden Antrag, jede Bitte, jede Drohung 
der Eidgenoffen. Mehre Cantone nahmen darauf die ſchon gegebene Gewährleiftung von jener 
neuen Verfaſſung zurüd, die feine Gewährſchaft in ſich felbft mehr trug, fondern, von der Menge 
vergoffenen Bürgerblutes befudelt, nicht Vertrauen, fondern nur noch Abicheu des Volkes er: 
regen fonnte. Vom Zorn verblendet, wie gegen die Landſchaft, jo gegen die Mehrheit ver Eid: 
genoffenihaft, ftieß Bafel 46 Gemeinden eigenmädhtig aus feinem Staatöverband (22. Febr. 
1852), überließ fie ihrem Schickſal, ohne alle Verwaltung, ftiftete gegen die Mehrheit der Eid— 

- genoffenfhaft zu Sarnen in Obwalven (November 1852) einen engern Staatöverein mit weni: 
gen ihm noch befreundet gebliebenen Gantonen, brach fomit thatfählih den eidgenöſſiſchen 
Bund, unter dem Vorgeben, ihn gegen Abänderungen zu behaupten, die erjt noch von der Tag: 
fagung berathen wurden; und fiel endlich, ungeachtet des von der Gidgenoflenfhaft gebotenen 
Landfriedens, von neuem mit Waffengewalt über die Landfchaft her (5. Aug. 1855), wilder, 
mörberifcher denn je zuvor, und zwar in ben gleichen Tagen, da aud) der im Sarnerbunde ſte— 
hende Canton Schwyz mit ausgerücdtem Volk den Landfrieven brach; in den gleichen Tagen, da 
fih Abgeoronete aller Gantone noch einmal zur Vermittelung alles Streites zwiſchen Stadt und 
Landſchaft verfammeln mollten. 

Ein Armeecorps von 10,000 Eidgenoffen beſetzte Schwyz; ein anderes von gleicher Stärfe 
den Canton Bafel fowie deffen Hauptftadt, welche noch ihre Niederlage und ihre Hundert Todten 
beweinte, womit ſie den legten Überfall der tapfern Landſchaft gebüßt hatte. Die Tagiagung 
zauderte nicht, die Unorbnungen im Innern, welche fie Schon allzu lange geduldet hatte, mit ebenſo 
vielem Ernft ald gemäfigtem Geift abzuthun. Der Sarnerbund der widerfpänftigen Gantone 
warb vernichtet; der entzweite Ganton Schwyz wieder vereinigt; Baſel Stadttheil aber nebft drei 
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Gemeinden am vechten Rheinufer von Baſellandſchaft fo getrennt (17. Aug.), daß beide Ganz 
tondtheile hinfort jelbjtändig beftehen. Ein eidgenöſſiſches Schiensgericht theilte unter beide 
Gemeinwejen dad Staatövermögen, und wied am 13. April 1835 der Landſchaft 64 Proc. 
som unmittelbaren und mittelbaren Staatögute, ſowie 60 Proc. vom Kirhen- und Schulgute 
zu. Seitdem hatte jeder diefer beiden Halbeantone feine jelbftändige Entwidelung. Aber fie 
ſchritten auf getrennten Wegen nur voran, um ſich — durch alten Hader und geſchichtlich gewor— 
dene Borurtheile nicht mehr gehemmt und gejpalten — befto vafcher dem gleichen Ziele zu nä= 
bern: der Anerkennung und Geltendmahung des Grundſatzes demokratiſcher Rechtsgleichheit 
in allen Gebieten des öffentlichen Lebens. 5. Zſchokke. 

Bafel, Bafelftadt, Bafellandfhaft im legten Jahrzehnd. Auf einem Gebiet von nicht 
viel über anderthalb Quadratſtunden hatte ver Halbcanton Bafelftadt nad der eidgenöſſiſchen 
Bolkszählung von 1850 eine Bevölkerung von 29,698 Köpfen; davon 2585 in den drei Dör— 
fern der rechten RhHeinfeite, alle übrigen in ver Stadt. Reichthum und Induftrie, Handel und 
günftige Handeldlage, fowie ein höherer Grad geiftiger Bildung geben jedoch dem Kleinen Staate 
eine viel größere politifche und internationale Bedeutung, ald er nad) Umfang und Ginmwohner: 
zahl zu beanfprucden hat. Jener befchränfte und befchränfende Zunftgeift, dem wir in ver 
Geſchichte Baſels fo vielfach begegnen, ift doch befonders im legten Jahrzehnd — bis auf wenige 
Überrefte — den Einflüffen ver Neuzeit gewichen; er fcheint immer mehr einer großartigern Auf: 
faffung und Benugung der Verhältniffe des Weltverfehrd Raum zu geben. Bajel ift ver Aus— 
gan gspunkt eines ſchon alten, aber in der neueften Zeit bei weitem ſchwunghafter betriebenen 
Induftriezweigs, der Weberei von Seivenband, wodurch in der Stadt felbft und im Umkreiſe viele 
Millionen Fr. Arbeitslohn jährlich erworben werden. Seit 1845 befteht daſelbſt eine Bank, 
die ebenfo vortheilhaft für die Actionäre ift, als fie dem Handel wichtige Dienfte leiftet. Schon 
durch feine Lage an den großen Weltftraßen des Rheinthals, an ver Grenze ver Schweiz, Deutſch— 
lands und Frankreichs mußte auch Bafel einer der wichtigften Knotenpunfte für die fih aus 
Norden, Süden und Often bier nothwendig durchkreuzenden Eifenbabnen werben. Und ſchien 
es der kleine Handelsftaat, ftatt jelbitthätig einzugreifen, eine zeitlang nur zögernd abzuwarten, 
was die Gunft der Umftände ihm bieten werde: fo ging doch fpäter vor da die Anregung zum 
Bau der Schweizerifchen Gentralbahn aus, wodurd binnen kurzer Frift, da bereitd die Überwin— 
dung großer Schwierigkeiten gelungen -ift, mitten durh den Jura dem Welthandel eine neue 
Straße gebrochen fein wird. 

Sogleich nach der von der Tagjagung erfannten Trennung der Beiden Gantondtheile Hatte 
ſich Baſelſtadt am 3. Det. 1855 eine Berfaffung gegeben, worin im Wefentlihen die aud in 
den fogenannnten regenerirten Gantonen zur Herrſchaft gelangten Grundfäge zur Anerfennung 
kamen. Dod war damals nod die Wählbarfeit in ven Großen Rath, in die höchſte gefeggebende 
und aufjehende Behörde, an einige beihränfende Bedingungen und namentlich an den Nachweis 
eines gewiflen Vermögens geknüpft. Aud war noch der evangelifch = reformirte Glaube. als 
„gandesreligion‘‘ erklärt. Indeffen gewann die Reformpartei allmälig an Bedeutung. Und 
nad der Revolution in Genf im Jahre 1846 Fam eine Verfaffungsrevifton durch einen Ver: 
faffungsrath zu Stande, wodurch die meiften jener Befhränfungen wegfielen. Da fpäter aud 
die eidgenöſſiſche Bundesverfaſſung von 1848 die wichtigſten Volksrechte — als freie Nieder- 
laffung, Vereinsrecht, Preßfreiheit u. f. m. — ausdrücklich gewährleiftete und wenigſtens für 
alle Schweizer, die einer ver hriftlihen Gonfefjtonen angehören, die bürgerlihe und ſtaatsbür— 
gerliche Rechtögleichheit anerkannte: fo trat das Berfaffungsleben in Baſelſtadt auf wefentlid 
gleiche Linie mit demjenigen aller andern Gantone, welche repräfentative Demofratien find und 
dem Volke dur ein ihm zuftehendes Veto feinen unmittelbaren Antheil an der geſetzgebenden 
Gemalt einräumen. I) 

Die orventlihe Cinnahme und Ausgabe des Halbeantons beläuft ſich jährlih auf 8— 
900,000 Fr. Zwar gehört auch Bafelftadt zu den Gantonen, deren Budget regelmäßig ein 
Deficit in Ausficht ftellt; was ſich aber, hauptſächlich wegen der allzu niedrigen Werthung des 
Einkommens, am Schluffe des Rehnungsjahrs nicht felten in Überfhuß verwandelt. So ergab 

. B. vas Rechnungsjahr 1854, flatt des vorgefehenen Deficitö von nahe 50,000 Fr., einen 
Üseriäuf von nahe 55,000 Fr. Baſelſtadt war der einzige Canton, der bis in die neuefte Zeit 





1) Zur Vermeidung von Wiederholungen geben wir nicht bei den einzelnen Gantonen die befondern 
Berfaffungsbeftimmungen, fondern unter dem Gefammtartifel Schweiz eine Öruppirung der Gantonals 
verfaflungen nach ihren charafteriftifchen Merkmalen. D. Re, 
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son der Grlaubniß des Art. 15 der Bundedacte, bi8 zum Beftande von höchſtens 500 Mann 
ſtehende Truppen unterhalten zu dürfen, Gebrauch gemacht hatte. Diefe in ihrer Unterhaltung 
verhältnifmäßig koftipielige fogenannte bafeler Standedtruppe, etwa 200 Mann, war begreifs 
lich nur aus Geworbenen, alſo aus Breiwilligen gebildet. Denn von jenem ſchneidenden Wider: 
ſpruche mit der Idee der perjönlichen Freiheit und Gleichberechtigung aller Bürger, von jenem 
Staats zwange ver Gonjcription oder gewaltfamen Aushebung, woburd einem Theile ver Bürs 
ger vor dem andern ein verhaßter Beruf aufgenöthigt wird, konnte im Frieden, aljo zu einer 
Zeit, wo fein Nothfall vorliegt, jowenig in der Schweiz ald im freien Großbritannien ober 
Nordamerika die Rede fein. Als nun aber in den Jahren 1855/56 unter günftigen Bebingun: 
gen für England geworben und den bafeler Soldaten die traurige Ode jener Garnifond- und 
Kafernenwirtbichaft, wozu fie ſich verpflichtet hatten, deutlich wurde, defertirten fie ſcharenweiſe. 
Die ganze Standestruppe hatte ſich bereits thatſächlich aufgelöft, ehe ihre ſchon öfters beantragte 
Auflöfung beſchloſſen und an ihrer Stelle ein Polizeicorps von etwas über 100 Mann Land: 
jägern errigtet wurde. So verſchwand in der Schweiz während des orientaliſchen Kriegs auf 
noch der legte uͤberreſt jedes ſtehenden Heerweſens. Dem gleihfalls ſchon oft wiederholten An: 
srage dagegen, die ſchwach befuchte Hochſchule aufzuheben und den dafür erfoderlihen Aufwand 
yır Zwecke des Bolfdunterrichts zu verwenden, wird faum eher Kolge gegeben werben, als bis 
etwa bie Errichtung einer eidgenoͤſſiſchen Hochſchule ein neues Motiv für die Aufhebung wird. 
Indefien mag nicht geleugnet werden, daß die bafeler Univerfität ſogar in ihrer verfümmerten 
Geftalt nicht ohne Heilfamen Einfluß auf Erhaltung und Belebung der höhern geifligen und 
fittlichen Intereflen geblieben ift. Sind auch noch lange nicht alle Spuren eine® bequemen, gei= 
ftesträgen und blos formalen Pietismus, eines nur jhablonenartig gefannten und gelehrten 
Chriſtenthums verſchwunden, wodurch fi die Bevölkerung Baſels einen Ruf erworben: fo hat 
fh doch eine freiere religiöfe Weltanfhauung mehr und mehr auch dort Bahn gebrochen. Auch 
ift gerade Bafel beſonders reih an gemeinnügigen Unternehmungen, die zugleih von einem 
Geifte thätiger Menfchenliebe und einem hellen praftifhen Blicke Zeugniß geben. Der Mittel: 
punft diefer echtrepublifanifhen Beftrebungen ift die Gefellihaft des Guten und Gemein: 
nügigen, der man namentlich ſchon mande zweckmäßige Sorge für die arbeitende Bevölkerung 
verdankt: wie die Gründung einer Sparfaffe mit einem Vermögen von nahe 3 Mill. Fr.; die 
Errichtung mehrer Alters-, Krankheits- und Witwenfaffen ; die Erbauung von Arbeiterwoh: 
nungen. Auch einzelne Babrifanten und Gapitaliften find in diefer befonderd wichtigen und 
zeitgemäßen Richtung thätig. Ein vorzügliches Lob gebührt aber einer Fabrik für Seidenband: 
MWeberei und = Färberei, deren Bejiger gute Geſchäfte macht und die gleichzeitig für etwa 70 Ar: 
men: und Waiſenkinder eine Verforgungsd:, Erziehungs: und Sparanftalt, mithin ein neuer 
Beweis ift, wie fid) die richtig verftandenen Intereffen von Arbeitern und Arbeitdunternehmern 
ſehr wol vereinbaren laffen. 

Auf einem Flähenraum von etwa I DOM. hatte ver in vier Verwaltungsbezirke getheilte 
Halbeanton Bafellanpfhaft im Jahre 1850 eine Bevölkerung von 47,885 Köpfen. Davon 
find 9052 Katholiken, die zu ungefähr zwei Drittheilen im Thale der Bird wohnen. Der meift 
frudtbare Boden macht den Landbau für die Mehrheit der Bewohner zur ergiebigften Duelle 
des Einfommend. Seit einer Reihe von Jahren wird aud viel Salz gewonnen. Der widhtigfte 
Induftriesweig ift die auf mehr als A800 Pofamentftühlen betriebene Bandweberei, wodurd 
ein jährlicher Arbeitslohn von mindeftens 5,640,000 Fr. erworben wird. Im Jurabezirfe Wal: 
denburg hat fi in den legten Jahren auch die Uhrmacherei eingebürgert und wird mit gutem 
Erfolg betrieben. Ein in aller Weife jehr nügliches Inftitut ift die feit 1849 mit einem Actien- 
capital von 500,000 Fr. in Lieftal, dem Hauptorte von Bafellandfhaft, gegründete bafelland= 
Thaftlihe Hupothefenbanf, wozu die Anregung aus der Stadt Bafel fam. Damit iſt zugleich 
eine Sparkaſſe verbunden, deren Capital in erfreuliher Zunahme begriffen ift. Für bie von ber 
Bank gemachten Anleihen gilt der Grundfag der allmäligen Tilgung durch einen jährlichen Zus 
Ihlag zu den laufenden Zinfen; und diefe Verpflihtung und Gemöhnung der Schuldner zu einer 
ihnen jelbft nüglichen Okonomie ift jedenfall von weitreichenden guten Folgen, ob dieſe gleich 
nad dem Verlaufe weniger Jahre auf feine noch fehr augenfällige Weife zutage treten können. 
Diefe Bank und die ihren Operationen zu Grunde liegenden Principien haben fpäter aud in 
andern Gantonen, zunähft im Thurgau, Nahahmung und Anwendung gefunden. 

Da ſich Bafellandfhaft in blutigem Kampfe ver vormundſchaftlichen Herrfhaft der Stadt 
entzogen hatte, fo ift e8 begreiflich, daß fchon in der Verfaffung von 1835 alle jene Volksrechte 
zur Anerkennung famen, wofür fih zu Anfang ver dreißiger Jahre in den meiften Gantonen Die 
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große Mehrheit der Bevölkerung erhoben hatte. Eben diefe Rechte wurden in den fpätern Vers 

faflungörevifionen, 1858 und 1851, noch beftinnmter formulirt und zum Theil erweitert. Schon 

die erfte Gonflitution trug indeflen zugleih das eigenthümliche Gepräge der Ereigniffe, denen 

fie ihren Urſprung verdanfte. Namentlich wurde durch die Erbitterung gegen die frühere ftäd: 
tiſche Beamtenherrſchaft ein Princip des Midtrauend auch gegen- die vom Volke frei gewählten 
Behörden in die Verfaſſung eingeführt, ſodaß ſchon in den dreißiger Jahren ganz ähnliche Be— 
fimmungen über die fogenannte Incompatibilität getroffen wurden, wie bei weitem fpäter in 
den Santonen Waadt und Aarau. Wie jhon 1855 die Mitglieder des Negierungsraths, fo 
wurden 1858 ſelbſt diejenigen des Obergerichtd aus dem Landrathe, der höchften gefeßgeben= 
den und oberaufjehenden Behörde, ausgeſchloſſen, und 1851 wurde bei gleichzeitiger Einführung 
des Directorialfuftems für den Regierungsrath noch ausdrücklich beichloffen, daß fein Mitglied 
deflelben ein anderes Staatsamt, oder eine jonftige mit einer firen Bejoldung verbundene Stelle 
befleiven dürfe. So wurde die Trennung der Gewalten in dem Fleinen und an politifhen Gapa= 
eitäten nicht jehr reihen Staate auf eine wol allzu. hohe Spitze getrieben. 

Dem gleichen Geifte der Borficht gegen die Möglichkeit verlegender Eingriffe in das Volks— 
leben von Seiten der Behörden ift das Veto des Volks entfprungen, wofür jedoch Bajelland- 
haft fhon im Jahre 1855 im Canton St.Gallen ein Borbild gefunden hatte. Diefes 
Veto — das nicht zu verwechfeln ift mit dem in den Fleinen Gantonen, in Graubündten und 
Wallis ſchon lange beftandenen Necht des Volks, über jeden neuen Act der Gefeggebung un— 
mittelbar und entſcheidend abftimmen zu dürfen — gehört der Periode feit 1850 an. Es ift ein 
dem neuern ſchweizeriſchen Staatsrechte durchaus eigenihümliches Inftitut. . Ungeachtet der Op: 
poſition, welder das Veto gerade in der Mitte jener radicalen Partei begegnete, die 1850 an 
der Spige der Bewegung vorangefhritten war, wurde es doch ſeitdem in einer Reihe von Can— 
tonen durchgeſetzt, und ift überall dem Volke ein werthvolles Necht geworden. In der Schweiz, 
wo der Grundjag nicht blos anerkannt, fondern durchgeführt ift, daß die höchſte Gewalt im Wolfe 
ruht, verfteht es jich von felbft, daß feine Verfaffung abgeändert werben kann, ohne die aus: 
drũckliche Zuftimmung der Mehrheit derjenigen Staatöbürger, die von ihrer Befugniß der Ab: 
flimmung über folde Reformvorfhläge wirklich Gebrauch gemacht haben. Das Veto dagegen 
bezieht fih nicht auf Verfaffungsreformen, ſondern auf die Acte der einfachen Geſetzgebung: es 
befteht im Recht der Staatdbürger, binnen einer beftimmten Frift — in Bafellandihaft binnen 
44 Tagen — die vom Großen Rathe oder Landrathe gemachten Geſetzesvorſchläge entweder ftill- 
jchweigend annehmen oder ausdrüdlich verwerfen zu dürfen. Die nicht Abſtimmenden werben 
hiernach als zuftimmend betrachtet. Zu Ausübung des Veto waren in Baſellandſchaft bis 1858 
zwei Drittheile der Stimmen erfoberlih, während jet die abfolute Mehrheit hinreicht. 

Das Beto ift mithin ein zwar fehr demokratiſches, aber aud ein confervatives Inftitut; es 
lann damit nichts Beftehendes geändert oder Neues gefchaffen, fondern nur die dem Volkswillen 
widerfprechende Neuerung verhindert werden. Der in der Schweiz oft wiederkehrende Streit 
über die Vorzüge oder Nachtheile des Veto läßt fih — mie alle Streitfragen ähnlicher Art — 
ſtets wur mit befonderer Beziehung auf die jeweilige Bildungsftufe dieſes oder jenes beſtimmten 
Volks löfen. Iſt noch die Mehrheit allzu roh, um den Werth der Höhern geiftigen Bildung aud 
nur fhägen zu können; iſt fie darum noch dem Einfluffe einer Partei hingegeben, ver vielleicht 
in ihrem eigenfüchtigen Intereffe gerade an Erhaltung des kirchlichen und politijhen Aberglau— 
bens im Volke gelegen fein kann: jo ift dieſes auch ſtets geneigt, alle zur Förderung der geifti: 
gen Eultur ihm zugemutheten Anftrengungen und Opfer von der Hand zu weiſen. Bei folder 
Sachlage mag ed wünſchenswerth fein, daß durd eine an Die Spige des Staats geftellte einſich— 
tige Minderheit das Neue und Förderliche dem Volke octroyirt werben Fünne, fall nur wirklich 
dieſe Minderheit einfihtig genug ift, um nicht die Regierten mit unzeitigen Neuerungen zu 
überſchütten und dadurch zu einer um fo heftigern Reaction zu rufen. Iſt dagegen bereits in libe— 
raler Weife für die geiftigen und fittlihen Bedürfniſſe geforgt — und dies gilt von allen Can— 
tonen mit Ausnahme einiger wenigen, wo aber das Volk ohnehin fhon die gefeggebenve Ge: 
walt in Händen hat — fo fann die Einführung des Veto kaum noch Nachtheile, ſondern nur 
Bortheile haben. Dabei mag man übrigens einräumen, daß diefe Ginführung nirgends fehr 
dringlich ift, folange fich nicht die in weitem Kreife dringlich geäußerte Foderung des Veto als 
ein deutliches Zeichen der Unzufriedenheit des Volks mit der bisherigen Gefeßgebung erfennen 
läßt. Wenn die Gegner des Veto auf die Öftere Agitation hinweifen, die mit deffen Ausübung 
verbunden fei, fo ift doch diefe Agitation fehr unſchuldiger Art. Bei weitem bedenklicher ift es, 
wenn der Dünfel gefeggeberifcher Weisheit das Volk allzu fehr mit Neuerungen heimſucht, die 
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überhaupt nichts, oder die bei dem gerade vorhandenen Bildungsftande noch nichts taugen; 
wenn eben dadurch Die Unzufriedenheit im Volke folange angejammelt wird, bis fie vielleicht 
gewaltfam die Schranfen aller Gejeggebung durchbricht. Das Veto iſt ein Mittel zur Ver— 
hütung von Revolutionen ; und wenn nicht jedes, fo wird doch manches Übel dadurch verhütet. 
Mol hatte das dem Volke ded Cantons Luzern zuftehende Veto die verderbliche Berufung der 
Sejuiten nicht verhindert; aber auch ohne dieſes Volksrecht wäre ja der von der Mehrheit des 
dortigen Großraths gefaßte verhängnigvolle Beihluß maßgebend geworden. Jedenfalls ift feine 
Gefahr in dem Verzuge, wenn irgendein an ſich ganz.löbliher Gejegesvorfhlag nicht fofort 
bindende Kraft erhält; und in der Schweiz hat jich bereitd erfahrungsmäpig gezeigt, daß ſolche 
anfangs zurüdgewiejene Vorſchläge doch fehr bald die Zuftimmung des Volks erhielten, ſobald 
irgendeine tadelnswerthe Nebenbeſtimmung bejeitigt war, und ſobald man jid die pflichtichuls 
dige Mühe gegeben hatte, dem neuen Gefege durch gehörige Drientirung der Öffentlichen Meis 
nung jenen Boden zu bereiten, tworin ed allein Wurzel ſchlagen und zu lebendfräftigem Wade: 
thume gelangen fonnte. Sehr groß bleibt dagegen die Gefahr, daß auch geſetzgebende Verſamm⸗ 
lungen — wo ohnehin die jeweilige Mehrheit von jo manchen Zufälligkeiten, vom einfeitigen 
Einfluffe befonderer Perfönlichkeiten oder Eoterien u. vergl. abhängig ift — durch den Kigel der 
Bielregiererei und den boctrinären Schwindel abftracter Geſetzgeberei ergriffen werben. In der 
That ift ed alfo in einer Demokratie nur ein fehr einfaches und natürliches Recht des als ſou— 
verän erflärten Volks, daß ed — falld es mit dem gerade Beſtehenden zufrieden ift — die ihm 
angefonnenen Neuerungen überhaupt oder vorerft von der Hand zu weiſen befugt ſei. Aud 
in Baſellandſchaft, wie in andern Gantonen, hat ji das Veto bewährt und erjcheint dem Volke 
fo jehr als ein ihm gebührendes natürliches Recht, daß bei einer Volföverfammlung zu Siſſach 
im Jahre 1854 ſogar noch ein eidgenöſſiſches Veto in Anregung fam, damit den allfälligen 
volföfeindlihen Beichlüffen ver Bundesbehörden ein Riegel vorgefchoben werde. Died wäre nun 
freilich eine Ausdehnung des Vetorechts über feine natürlichen Grenzen hinaus, weil die Auf- 
gabe ver eidgenöſſiſchen Gejeggebung eine durd die Souveränetät der Ginzelcantone genau be= 
ſchränkte ift, bei deren Erfüllung es ſich weſentlich um die Beziehungen der Kantone unter fid, 
fowie der gefammten Eidgenoflenihaft zu den Staaten des Auslandes handelt. Es handelt ſich 
alfo gerade um ſolche Dinge, die überall das Volk von feinem cantonalen Standpunkte aus in 
ihrem Zufammenhang zu überbliden am wenigften geeignet ift, und das ihm eingeräumte eid- 
genöſſiſche Veto würde aljo nur die Thätigkeit der Bundesbehörden lähmen umd bis zur heil— 
lofen Ohnmacht abſchwächen. 

Es war natürlich, daß der junge Freiſtaat in den erſten Jahren ſeiner politiſchen Selbſtän— 
digkeit noch manchen unſichern Schritt auf den ihm neueröffneten Bahnen that. Indeſſen war 
auch hier wie überall die Freiheit ſelbſt die beſte Schule für den vernünftigen Gebrauch der 
Freiheit, und jene anfangs noch ziemlich häufigen Auflehnungen von Einzelnen oder Gemein— 
den gegen die ſelbſtgeſchaffene Staatsordnung find in den legten Jahren völlig oder beinahe völ⸗ 
lig verſchwunden. Wol läßt fih nod hier und da, wie etma in der jorglofen Behandlung ver 
Strafgefangenen, eine gewiſſe Naivetät des politiihen Gebahrens bemerken: ein jehr geringes 
bel gegen den lähmenden Drud des nach pünktlich vorgefchriebenen Formen mafregelnden Bor 
lizeiftaats. In die Finanzverwaltung, die ein jährliches Einfommen und Ausgaben zwifchen 
4—500,000 Fr. nachweiſt, ift größere Orbnung gebracht worden. Das Milizwefen hatte bei 
der kriegstüchtigen Bevölkerung der Landſchaft fhon vor längerer Zeit eine beachtenswerthe 
Ausbildung erhalten. Vor allem aber ift zu loben, daß die Landſchaft die frühere Vernachläſ— 
igung der Volksbildung unter der Herrſchaft ver Stadt deutlich genug erfannte und tief genug 
empfand, um zur möglichſten Nahholung des Verfäumten verhältnigmäßig große und erfolg: 
reihe Anftrengungen zu maden. Unter der Leitung tüchtiger Vorfteher hat hier das Volks— 
ihulwejen befonders große Fortſchritte gemacht, und in rühmlihem Wetteifer haben dazu der 
Staat wie die Gemeinden hülfreihe Hand geboten. Schon feit 1855 wurden in faſt allen Ge— 
meinden, mit jehr wenigen Ausnahmen, eigene Schulfonds gegründet und wierer in ven legten 
Jahren beträchtlich vergrößert. Unmittelbar nad ver Trennung war den reformirten Kirchen: 
gemeinden dad Recht der freien periodischen Wahl ihrer Geiftlidhen eingeräumt worden. Aber 
aud die katholiſchen Gemeinden des Birſeck haben ſeitdem wiederholt, namentlih wieder im 
Jahre 1852, vom Bifchofe von Bafel die Ginräumung des gleihen Rechts ſowie die Verlegung 
der ausſchließlich Fatholifchen Feiertage auf die nächften Sonntage verlangt. 

In der Stellung zur Eidgenoſſenſchaft hat die Trennung des Gantons Bafel in zwei felbft- 
fländige Hälften, ſeit der Bundesverfaſſung von 1848, Feine weitere Folge mehr, als daß jeder 
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her bel Halbrantone ein Mitglied in den Ständerath wählt, während jeder ganze, wenn auch 
noch fo kleine Ganton deren zwei zu ernennen hat. Es war nur die natürliche Conſequenz der 
Geihiähte diefer Trennung, daß ſich Baſellandſchaft entihieden zu den fogenannten vegenerirten 
Gantonen und hiernach zu der Mehrheit auf der frühern Tagfagung hielt. Zur Zeit der Frei: 
fHarenzüge und der Agitation gegen die Berufung der Jefuiten, ſowie 1847, ald es ſich um bie 
Auflöfung des Sonderbundes handelte, jehen wir es daher ftet in vorderfter Reihe. Baſelſtadt 
dagegen hatte jih grollend zurücgezogen, befand ſich in fleter Oppojition und bejhränfte noch 
1847 feine bundeöpflichtigen Leiftungen auf das möglihft knappe Maß. Seit der Bundesre- 
form von 1848 hat jih aber auch Bafelftant mit den neuen Zufländen nicht blos ausgejühnt, 
fondern in vollem Maße befreundet. Und ald 1856/57 der neuenburger Conflict die Schweiz 
mit Krieg bedrohte, da ſahen wir in beiven Halbrantonen die gleiche Hingebung und Opferwil: 
Tigfeit für die Rettung des Vaterlandes. Aber auch in der Ausbildung ihres Verfaſſungsweſens 
und aller innern Rechtszuſtände hatten die beiden getrennten Randestbeile während einer Reihe 
son Jahren fi einander jo ſehr genäbert, daß jchon öfters, nachdem auf beiden Seiten die Wun— 
den, die man ſich geſchlagen, völlig vernarbt find, der Gedanke an ihre mögliche Wiedervereini: 
gung erwachen mußte. Ubrigend kann man nicht beklagen, daß die Trennung überhaupt erfolgt 
ift, da die Bevölferung beider Halbeantone bei weiten mehr gewonnen bat, ald wenn ihre Ver: 
einigung gewaltfam wäre aufrechtgebalten worden, da jie unter Anderın, während ihrer viel- 
leiht nur temporären Scheidung, ſogar die Ausfiht auf eine ſpätere feftere und innigere Ver: 
einigung gewonnen hat. Bedauern mag man nur, daß diefe Trennung unter Blutvergießen 
und auf gewaltiame Weife verhindert werben follte. Denn ſtets ift die Gewährung der Freiheit 
zugleich die höchſte Staatsklugheit. Sie ift e8 aud dann, wenn ed darum gilt, zwijchen bisher 
vereinigten Bevölferungen, die ſich in unverföhnlih ſcheinendem Haffe entgegentreten, alte 
Bande zu löjen, oder zwiſchen bisher getrennten Bevölferungen in freier Wahlverwandtichaft 
neue Bande zu fnüpfen. DW. Schulz-Bodmer. 

Bafeler Concilium, f. Eoneilien. 

Bafeler Friede. Der Friede, welchen 1795 am 5. April der preußifche Miniiter v. Harz 
denberg mit dem franzoöſiſchen Bürger Barthelemy, Botſchafter der Republik bei ver ſchweizeri— 
fen Eidgenoſſenſchaft in Bafel, ſchloß, ift ein für das Schidjal Europas und der Welt fo be— 
deutungsvolles Ereigniß geweſen, daß er, außer der unter dem Art. Friedensfchlüffe der neuern 
Zeit zu liefernden allgemeinen Überjicht folder Tractate, noch eine gefonderte Betrachtung bil: 
üg in Anſpruch nimmt. Preußen, welches in den VBillniger Gonferenzen (Auguft 1791) die 
Tautefte Stimme gegen dad revolutionäre Frankreich geführt, welches durch das Manifeft jeines 
Oberfeldherrn, des Herzogs von Braunſchweig, die unverföhnlichfte Gefinnung gegen daſſelbe 
vor Europa ausgerufen hatte, fand ſich durd den feinen Erwartungen ſehr wenig entſprechen— 
den Gang des Krieged wider die begeifterten Neufranfen und dur die tagtäglich ſchwerer wer: 
dende Bürde deſſelben vermocht, von der großen Goalition wider jened Frankreich abzutreten 
und durd einen Separatfrieden für feine eigenen Intereffen zu forgen. Es trat demnach feine 
überrheinifhen, bereits in franzöſiſche Waffengewalt gefallenen Beſitzungen an die firgreidhe 
Republik vorbehaltlich einer im Fünftigen Reichsfrieden darüber zu treffenden nähern Liber: 
einfunft (wodurd auf Entſchädigung bingedeutet ward) ab, fagte ſich felbft in der Eigenſchaft 
als deutſcher Reihsftand von dem Kriegsbunde, welchem dad Deutſche Reich ſich angeſchloſſen, 
los, und nahm durch Ziehung einer „Demarcationslinie“ zwiſchen Nord: und Süddeutſchland 
alle Stände des eriten, die ſich gleih ibm vom Bunde losfagen würden, in feinen mächtigen 
Schutz. Durch diefen Friedensſchluß wurde das Verderben der jet zerriffenen erften Goalition 
wider Frankreich entichieven und der Triumph des legten gefihert. Denn möglich zwar, doch 
ſehr ungewiß, ja faum wahrſcheinlich ift,. daß die Nepublif, wenn jie neben ihren übrigen Fein— 
den noch die Geſammtmacht Preußens und ded noch nicht durch Die Demarcationslinie zerrifienen 
Deutſchland fortdauernd hätte bekämpfen müffen, ihre Überlegenheit behauptet hätte. Alsdann 
wäre vielleicht wenigſtens ein leivlicher Friede zu Stande gebracht und dadurd etwa das Prineiv 
der Revolution vorerft in Frankreich befeftigt worden; der übrige Welttheil aber wäre von den 
ſchrecklichſten Leiden, melde jegt die übermütbige Republik und, nad deren Unterdrüdung, 
der eijerne Arm Napoleon’s, dieſes unerfättlihen Gewaltherrſchers, über ihn brachte, befreit ges 
blieben; oder auch es hätte die Reftauration zwanzig Jahre früher ftattgefunden, und den Groß— 
mächtigen des Welttheils wäre um ebenfo viel früher vergönnt geweſen, die Angelegenheiten 
deffelben nach ihren wahren oder vermeinten Gefanmtinterejlen zu ordnen. Wir wollen damit 
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nicht eben ſagen, daß dieſes ein Glück wũrde geweſen fein; vielmehr anerkennen wir die aus dem 
durch Preußens Abfall verlängerten Kampf und aus den mannichfaltigen dadurch bewirkten 
Ummälzungen hervorgegangene Verbreitung und Kräftigung politifher und Rechts-Ideen unter 
den Völkern Europas, auch manche hoffnungsreihe oder wenigftend den Keim eines möglihen 
beffern Zuftandes in fich fliegende Geftaltung für ein die überftandenen Leiden noch überwies 
gendes But; wie denn die Vorfehung oder die Natur gar oft aus dem Übeln dad Gute hervor= 
fprießen läßt. Allein ſolche Borausjiht oder Ahnung lag nit im Sinne des preußifchen Brie= 
densſchluſſes. Das beftimmende Motiv dazu war nicht das allgemeine, ſondern das, freilid 
kurzſichtig aufgefaßte, felbftifche Intereffe, welhem man (nad ver in der Politik allerdings praf- 
tifch vorherrſchenden Marime) das erftere aufopfern zu dürfen glaubte, wenn aud im Wider: 
ſpruch mit der freiwillig eingegangenen Bundespflicht gegen die Alliirten und der aus ber 
Reichsſtandſchaft fließenden gegen das Deutſche Reich. Doch die Sünde, die Preußen damals be= 
ging, hat ed zwölf Jahre fpäter hart gebüßt durch die Schladht bei Jena und den demüthigen 
Frieden von Tilfit; und wenn ed im Bafeler Frieden durch Liberlaffung feiner überrheinifchen 
Provinzen an Kranfreid den Grund zur Ausdehnung der Republif an die Rheingrenze legte, 
fo hat e8 im Befreiungskriege glorreich mitgewirkt zur Wiedereroberung der früher preiögege- 
benen deutſchen Erbe. Liber das Vergangene alfo wollen wir nicht rechten mit ihm. Auch über 
die Gegenwart nit. Wir richten den Blick in die Zufunft, und da ift Preußen in der Lage, 
und, wenn e& will, reichen Erfag für alles Erbuldete zu geben. Die Augen der Nation find auf 
daffelbe gerichtet. Möge die Gefchichte einft von ihm zu erzählen haben, die gerechten Foderun— 
gen Deutſchlands und Europas ſowie die Intereffen feines eigenen Ruhmes feien von ihm ver 
ftanden und befriedigt worden. Rotteck. 

Bafiliken, ſ. Corpus juris civilis. 

Basken, j. Spanien. 

Baffermann (Friedrich Daniel). Der Name 8. ift mit unferm öffentlichen Leben in den 
legten Jahrzehnden untrennbar verflodhten. Bon den frienlihen Bewegungen der vierziger 
Jahre an bis zu den Vorboten der Erſchütterung, ver die alte Politik unterlag, von jenem 
denfwürdigen Antrag des Februar 1848 an, der feinen Namen trägt und in die [hon hochgeſpann⸗ 
ten Stimmungen recht eigentlich ald das Loſungswort der Zeit hereinfiel, bi8 zu den Verſamm— 
lungen von Frankfurt, Gotba, Erfurt, hat B. an allen beveutenden Vorgängen einen regen 
und unmittelbaren Antheil gehabt. Den Wechfel der Volksgunſt, wie er in flürmifch bewegten 
Zeiten eintritt, haben wenig Männer in fo reihem Maße erfahren wie er; in den Tagen vom 
Februar 1848 mochte faum ein Name populärer fein ald der feine, und faum ein Jahr naher 
ift von der demokratiſchen Maffe und ihren Führern faum ein Mann bitterer gehaßt worden 
als B. Sein Leben felbft war diefem jähen Wechfel von Gunft und Ungunft in wirklich tra— 
gifcher Weiſe unterworfen. Ein einfacher Bürger, der fih zum großen Theil auf autodidakti— 
fhem Wege gebilvet, erlangt er im Öffentlichen Leben zunächſt der Heimat eine Stellung, der 
felbft billige Gegner ihre Anerkennung nicht verfagen können; er gibt dann das Loſungswort 
zu einer mächtigen Bewegung, an die ſich eine zeitlang alle nationalen Hoffnungen fnüpfen; er 
figt im Rathe der Nation ald einer ver Thätigften und Beredteften; er nimmt felber Theil an 
der Leitung der vaterländifchen Angelegenheiten und es werben Gejchäfte von großer Berantwort- 
lichkeit in feine Hand gelegt. Da tritt die Wendung ein, die, wie jie alle Die nationalen Ideale, 
an deren Erfüllung er feine Exiſtenz gelegt, raſch zu Boden getreten hat, auch für fein perſön— 
liches Schickſal entſcheidend geworden ift; die zart organifirte Natur ded Mannes vermochte 
nur folange auszudauern, als die patriotifchen Hoffnungen feines Lebens noch nicht geknickt 
waren. Mit dem öffentlichen Leid wächft auch fein individuelles; nah Jahren peinliben Rin— 
gend mit einem Franken Körper und tiefer Schwermuth des Geiftes verfällt er einer Kataftropbe, 
die unter allen, die einem Öffentlihen Charakter wiverfahren können, eine der traurigften ift. 
Die Bewegung ded Jahres 1848 hat manden glänzenden Auf verbraudt und mande noch 
rüftige Kraft vor ver Zeit aufgezehrt; ja einzelne Perſönlichkeiten find ihr augenfheinlid als 
Dpfer gefallen. "Daß unter dieſen legtern B. eines der namhafteften geweſen ift, werden auch 
Gegner und Feinde zugeftehen müſſen. a 

B. war am 24. Febr. 1811 in Manheim geboren, wo feine Altern noch leben. Die Familie 
gehört zu den angefehenften des dortigen Kaufmanndftandes; ein fehr refpectabler und ges 
fhäftstüchtiger Water und eine an Geift und Charakter energifche Mutter bilden das ehrwürbige 

ternpaar, dem in einem langen mit Glücksgütern aller Art reich gejegneten Leben nur Gin 
unauslöjhliher Schmerz bereitet worden ift — der tragifche Ausgang des Sohnes, der Die 
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Freude und der Stolz des Haufes geweſen war. Friedrich Daniel, der ältefte unter den Söhnen, 
ward urjprünglic zu einem wiſſen ſchaftlichen Berufe beſtimmt, und erhielt darum feine erſte 
Bildung auf der Gelehrtenſchule feiner Vaterſtadt. Aber der zarten, ränfelnden Eonftitution- 
des Knaben jchien die Fünftige Lebendweife des Gelehrten nicht zuträglich (eine Anſicht, die durch 
den fpätern Verlauf feined Lebens eine unftreitige Rechtfertigung erlangt hat); er jollte Kauf: 
mann werden. Anfangs in der Heimat, dann in Frankreich machte er nun feine kaufmänniſchen 
Lehrjahre durch. Auch jet freilich zog ed ihn mit unwiderſtehlichem Reiz zu den Büchern und 
Studien zurüf. Er trieb eifrig Mathematik, Naturwiffenihaften und Geſchichte. Sein Lieb: 
lingsgedanfe blieb es, eine Hochſchule zu beſuchen, und die Altern willfahrten einem Wunſche, 
ber jih damals in faufmännifchen Kreijen viel jeltener und ungewöhnlider ausnahm, als er 
heutzutage erjcheinen würde. Im Spätjahr 1829 bezog er die Univerfität Heidelberg und trieb 
dort bi8 in den Sommer 1851 naturwiffenfhaftlihe und Hiftorifhe Studien. Namentlih 
Schloſſer zählte ihn zu feinen eifrigen Zuhörern. Aber er blieb dem bürgerlichen Berufe be- 
ſtimmt. Noch eine furze Zeit widmete er feiner praftifchen Ausbildung in einem Drogueries 
geihäft, machte größere Reifen, bejuchte Trieft und London und gründete jih dann 1854 in 
feiner Baterftabt einen eigenen häuslichen Herd. Die Tochter eines hochgeachteten Geiftlichen 
in Manheim, der mitten in der Kraft feiner Jahre von einem frühen Tod den Seinen entriffen 
worden, ward jeine Gattin; das anmuthige und mit Borzügen ded Geiftes und Herzens rei 
ausgeftattete Mädchen war frühe der Gegenitand feiner Neigung gewefen. 

Zunächſt ward num der Fleine Kreis feiner Baterftabt ihm eine Vorſchule für das öffentliche 
Leben. Seit 1857 gehörte er einer der gewählten Corporationen an, denen die Leitung und 
Gontrole des Gemeinweſens zuftand, und machte ſich ſehr bald dort bemerkuͤch. Eine Erſcheinung 
wie die jeine war damals in bürgerlichen Kreiſen noch eine ziemlich ſeltene. Dieſe feinere Form 
ber Bildung , die doch nichts Pedantifches und Schulgelehrtes an fidy trug, vereinigt mit einer 
angeborenen Leichtigkeit und Anmuth ver Rede, die durch Studium und Sorgfalt früh gepflegt 
war, mußte aud) in einem Eleinen Öffentlichen Leben anziehen und gewinnen, zumal wenn ein 
reger Gemeinjinn und eine große jugendliche Krifche feinem Auftreten Schwung und Nachdruck 
gab. Das politifche Debut des noch nicht dreifigjährigen Mannes durfte glänzend genannt 
werben; allein ed war nicht nur durd) ven Glanz ded Neuen und Ungewöhnlichen bemerfend= 
werth, die jolide und ernfte Art in B.'s ganzem Weſen machte fi auch damals ſchon geltend 
und führte ihn auf praftifche Ziele. Manche gemeinnügige Anftalt, die noch jegt zur Zierde und 
zum Nugen der Stadt gereicht, ift in jenen Jahren vorbereitet oder fchon vollendet worden, an 
deren reger, unverbroffener Förderung B. ein guter Theil gebührte. 

Indeſſen geftalteten ſich die politifhen Dinge in Baden fo, daß ihm bald ein größerer Spiel- 
raum Öffentlicher Thätigkeit erfchloffen werden follte. Das ſtändiſche Leben empfand wie überall 
in Deutichland fo aud in Baden noch die Nahmwirfungen der Reaction der dreißiger Jahre; 
faum daß die hannoverifche Kataftrophe von 1857 etwas frifche Bewegung in die Stände- 
verfammlungen hineingetragen hatte. Der Landtag von 1841 machte diefem politifhen Still: 
leben ein Ende; er begann mit ven befannten Urlaubsverweigerungen, die, wie Blittersdorf 
nachher an Münd=Bellinghaufen erläuternd fchrieb, unternommen wurden, um einmal ‚das 
Anſehen ver Regierung gegen den Staatödienerftand im Allgemeinen aufrecht zu erhalten, dann 
aber auch um den ſich ſtets erneuernden Einftreuungen über Schwäche und Gefinnungslofigkeit 
der Regierung zu begegnen”. Der Widerftand, den das Vorgehen in der Kammer der Ab- 
geordneten weckte, war freilich viel lebhafter und tiefgehenver, ald die Regierung erwartet hatte; 
der Streit wurde der Ausgangspunkt einer politifhen Bewegung, deren Einfluß weit über den 
Raum der badischen Verhältniffe hHinausging. Gleich anfangs mußte ed das Miniftertum er: 
leben (und ed war dies feines der unmwidhtigften Symptome der Lage), daß einige bürgerlide 
Abgeoronete, die confervatio, aber unabhängig waren, der Regierung ihre Unterftügung auf⸗ 
kündigten, und weil ſie weder dem Miniſterium auf ſeiner neuen Bahn folgen, noch in die Rei— 
hen der Oppoſition treten wollten, lieber auf ihren Sitz in der Kammer verzichteten. Einer 
dieſer Austretenden war Lauer, Abgeoroneter für Manheim. Der Wahlkörper billigte die 
Beweggründe dieſes Verhaltens , ehrte aber den Ausgetretenen durch eine einmüthige Wieber- 
wahl. Wie er dann feine Ablehnung wiederholte, ward am 50. Juni 1841 Friedrich B. zu 
feinem Nachfolger gewählt. 

Sein erſtes Auftreten konnte ald bezeichnend gelten für feine fpätere Stellung. Es handelte 
ſich um die Mittel, welche die außerordentliche Kriegsrüftung des: Jahres 1840 gefobert hatte. 
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B. billigte die Rüftungen, ſchon weil durch fir der Nationalſinn und das Gefühl der Stärke in 
Deutihland gehoben worden jei; er äußerte nur fein Befremden, daß jie jo jpät vorgenommen. 
worden fein. Der Bund müfle ſich an den Gedanken eines Krieged mehr gewöhnen und ſchon 
rüften, wenn die Gefahr beginne. Die Erwiderung ded Freiherrn v. Blittersdorf war nicht 
minder bezeichnend; jie war indem cavaliermäßigen und wegwerfenden Ton gehalten, der damals 
Taktik gegen die Ständeverfammlungen ward und den man bejonderd gern gegen neue Depus 
tirte anfchlug. Der brüsfe Empfang reizte B. freilich nur zu ſchärferm Widerfprud. Als wenige 
Tage fpäter der Urlaubsftreit zur neuen Verhandlung kam, trat er mit einer Lebhaftigkeit und 
Leidenſchaft in die Debatte ein, wie man fie damals im Ständehaus zu Karlsruhe noch nicht 
gewohnt war. Es war dort der alte Ton loyalen, gegenfeitigen Bertrauens, der in der befjem 
Zeit der dreißiger Jahre vorgeherrſcht, no nicht ganz verflungen; draußen im Volk regten ſich 
aber jhon gereiztere Stimmungen, denen B. hier zum erften male einen ſcharfen Ausdruck gab. 
Gr warf der Regierung vor, fie verfolge ein Syſtem der Demoralijation. „Man will feine 
Männer, jondern Werkzeuge, die man zerbreden fann. Sie muntert auf zum Serilidmus; 
in der Kanımer fo gut mie draußen im Volke. Und doch ift die Regierung um des Volkes 
willen, nicht das Volk um der Regierung willen va. Eine Regierung, die eine Kammer fo wie 
fie aus ven Wahlen hervorgeht, nicht annimmt, befennt damit, daß fie Die Kritif einer unfiltrir= 
ten Kammer nicht ertragen fann. Hätten die Minifter conftitutionell handeln wollen, jo hätten 
fie entweder durch Zurüdnahme des Unrechts den Dank des Landes verdient, oder jie hätten bie 
Kammer aufgelöft, oder jie wären abgetreten, worüber ich mich nicht beſonders gegrämt haben 
würde.“ Die Minifter erflärten, diefer Ton fei neu in der Kammer, und er war ed aud ohne 
Zweifel; allein auch die Verhältniffe, wie fie ver Urlaubäftreit zu fehaffen anfing, waren neu 
und ungewöhnlid. Darum war in der ermüdenven Debatte jener Tage dad Auftreten B.'s das 
eigentliche Ereigniß des Tages. Die Einen midbilligten ebenfo laut den ftürmifhen Angriff 
des jüngften Abgeordneten, wie die Andern das ſcharfe und unverblümte Ausſprechen Deilen, 
was viele Taufende dachten, bemwunderten und lobten. Er hatte fi mit Ginem Schritt ven Ruf 
eined Heißſporns erworben , ven man bier mit Sorge, dort mit Hoffnung zu betrachten anfing. 
Und auf feine fünftige Stellung haben dieſe parlamentarifhen Anfänge unleugbar einen ge: 
wiſſen Einfluß geübt. Wol dämpfte er etwas die Kebhaftigkeit feines Ausdrucks, allein ver 
fharfe Ton des Angreifers, die unverblümte, nicht felten berbe Weife, womit er die Dinge beim 
rechten Namen nannte, auch eine gewiſſe Unbefünmertheit gegen die Autoritäten der Verwal— 
tung ‚ die man dort oft irrig ald Geldſtolz deutete, dad Alles ift ihm geblieben, jolange er in 
den Reihen der badiſchen Oppofition ſaß. „Man fpricht jegt ſoviel“, erwiderte er damals 
einem Minifter, „vom beutichen Nationaldharafter ; ich habe in demſelben feine jhönere Seite 
gefunden ald die Sitte, feine Meinung ohne Rüdhalt auszufprehen. Daher fagt man aud, 
wenn Jemand offen redet: er fpricht deutſch. Dies thue ih auch. Ich fpreche deutſch.“ 

Der Landtag von 1841 neigte jeinem Ende zu und die Regierung war in dem Urlaubs: 
ftreit Sieger geblieben. Sie machte das Recht, das fie anſprach, factifch geltend: für die auge: 
ſchloſſenen Abgeordneten wurden neue gewählt, und es gelang ihr, die Anerkennung dieſer Erz 
fagwahlen in der Kammer durchzuſetzen. Da, im legten Moment, im Februar 1842, ward 
dad von feinem verantwortlichen Minifter unterzeichnete Manifeft, das der vertagten Kammer 
im Auguft 1841 nachgeſendet worden war, in die Verhandlung hereingezogen, und in der näm: 
lihen Verſammlung, die wenige Augenblide vorher die Ausſchließung der nicht beurlaubten 
Deputirten gutgeheißen hatte, fand ſich jegt eine kleine Majorität, die jenes Manifeft für ver: 
faflungswidrig erflärte. Den Tag nachher ward die Kammer aufgelöft. Die neuen Wablen, 
mit einem Aufwand ungewohnter Mittel und einer leivenfhaftlichen Agitation durchgeführt, 
die man fo niemals früher in Baden gefannt, führten bie liberale Oppoſition etwas. verftärft in 
die Kammer zurüd; auch B. war unter ven Wiedererwählten. Es ward einer der bewegteften 
Zandtage, die Baden erlebt hat; afle die Erbitterung, die draußen durd den Wahlkampf und 
feine Mittel erregt worden war, trug fi in den Ständefaal hinein. Unter den rührigften 
und unermüdetften Vorkämpfern in den Reiben ver Oppofition ftand wieder ver junge Abge: 
orbnete von Manheim, Aber er befchränkte fi doc nicht auf ven Ruhm, nur einer ihrer 
ſchlagfertigſten Heißſporne zu fein. Er verfuchte fi in den erften Budgetarbeiten, er trat mit 
eigenen Anträgen zur Reform ded Steuerweiens und zur Ginführung der Eapitalienfteuer 
hervor, er fam mit Vorliebe auf die deutſche Frage zurück, um die ſich feine erfte wie feine legte 
Thätigfeit in diefer Ständeverfammlung bewegt hat. Gr wies mit Befriedigung auf das Mad: 
fen des deutſchen Geiſtes Hin, wie er ſich ſeit 1840 allenthalben fundgebe und für die Zukunft 
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die Heften Früchte Hoffen laſſe. Aber er verlangte au, daß man diefen Geift zu würdigen ver 
ftehe. Er ſprach ven Wunsch aus, daß die Regierung fich beim Bundestage um eine Amneſtie 
für die Flüchtlinge und Verfolgten der dreißiger Jahre bemühen möge, und ſchloß fi mit Nach— 
drud den von Welder zur Sprade gebraten Koderungen einer nationalen Reform an. Er 
ſcheint es nicht einmal ohne Hoffnung einigen Erfolges gethan zu Haben. „Wol weiß ih“, fagte 
er damals, „daß das Wort Bundestag feit einer langen Zeit mit wenig Freude und Hoffnung 
genannt wird; ed iſt aber eine beffere Zeit angebrochen, und ich jullte denfen, der Deutfche Bund 
würde fih nur jelbfl zu Nugen handeln, wenn er einginge auf die allgemeinen dringenden 
Münfhe und Hoffnungen.’ 

Bernehmlicher nody ſprach Die gleiche Richtung aus einem Antrage hervor, den er in ber näch— 
ſten Seſſion bei Berathung des Zollvereindtarif3 vorbrachte. Er erhob ſich namentlich gegen 
die Ginftimmigfeit, die zu allen Befhlüffen erfodert ward. „Die Einſtimmigkeit“, fagte er, „if 
die Feindin der Ginheit. Dies hat jih noch überall bewährt; Bolen und die Tagfagungen 
der Schweiz beftätigen e8. Wer etwas Großes erreichen will, muß e3 über jich gewinnen kön— 
nen, im Intereſſe der Gefammtheit einen Theil feiner Selbftändigfeit zu opfern. Ich wünſchte, 
wir mären in dieſem Kalle nicht blos für die Zollfäge, fondern nod für ganz andere deutfche 
Angelegenheiten; ich würde für ein allgemeines deutſches Geſetzbuch, für ein allgemeines deut— 
ſches Strafverfahren gern einen Theil unferer badiihen befondern Gefeggebungsgemwalt ſchwin⸗ 
den jehen, gern die 65 Abgeordneten der badifchen Kammer in drei Abgeordnete zufammen= 
fchmelzen laſſen, die dann in einem großen deutfchen Parlament fäßen. Wenn man jih dazu 
nicht erheben fann, dann muß man aud von der jegt zur Mode gewordenen Einheit Deutſchlands 
ſchweigen.“ 

Dieſe poſitive Richtung trat immer beſtimmter in ſeinem öffentlichen Wirken hervor. Rührig 
und unermüdet fuhr er zwar fort, die Aufgabe des Oppoſitionsmannes zu erfüllen; aber fie 
genügte ihm nicht. Er befchränfte jih nicht auf unfruchtbare Klagen über die ungleiche Ver: 
theilung der öffentlihen Laſten, er erneuerte feine Anträge über Steuerreform; er zog 
die Übergriffe der Bureaufratie und Polizei nicht nur mit Shonungdlofer Schärfe vor die Öffent: 
lichkeit, er ftellte auch ald Mufter das britifche Selfgovernment gegenüber und rühmte gern bie 
Macht und die Achtung, die das Geſetz dort ohne äußere Gewalt durch fich felber finde. Gr ent: 
faltete überhaupt eine Vielfeitigkeit in der parlanentarifhen Debatte, wie ſie an ſich felten ift 
und doppelt jelten bei einem Manne war, der zunächſt aus dem Kreife bürgerlichen Gewerbes 
hervorgegangen war. Es gab kaum eine wichtige Angelegenheit, an der er nicht ald gewandter, 
gern gehörter Sprecher ſich betheiligt Hätte, und ed waren darunter Neben, wie die über die bes 
rüchtigte Haber'ſche Angelegenheit, die einen bleibenden Werth haben ; in Zoll, Eifenbahn= und 
Finanzſachen aber entwidelte er fich zur vollftändigen Specialität, und feine fhriftlichen Arbeiten 
darüber zeigten ſchon früh jene Reife und Gediegenheit, der auch die Gegner die Anerkennung 
nicht verfagen konnten. So haben, um nur Eines zu erwähnen, feine Berichte über das Bud— 
get ded Minifteriums des Innern ein Renommee erlangt, das wohlverdient war. Es war die 
Frucht raftlofer Arbeit, was in diefer ſtändiſchen Thätigkeit ihn fo rafch über die Maffe empor: 
bob. Unermüplic wandte er feine Muße dazu an, feine Kenntniffe allfeitig zu erweitern, durch 
Lectüre und Umgang fid zu dem politifhen Mann beranzubilden, der er für fein Vaterland 
werden wollte. Es hing damit zufammen, daß er fein Materialgefhäft aufgab und eine Bud: 
handlung begründete, die fich durch eine Reihe bedeutſamer politifcher und wiſſenſchaftlicher Ver— 
öffentlihungen bervorgetban hat. Im dad neue Gefhäft trat auch Karl Mathy mit ein, mit 
dem feitdem B. eng und ungertrennlich verbunden geblieben ift. Daß zwei jo grundveridiedene 
Naturen fi fo gut zufammen verftanden, legte für den tüchtigen Stoff Beider ein gutes 
Zeugniß ab. ’ 

In B.'s Parteiftellung war indeffen feine Veränderung eingetreten. Die öffentlichen Ver: 
hältniſſe um die Mitte der vierziger Jahre zeigten in ganz Deutſchland ziemlich die gleiche Phy— 
flognomie: im großen Kreije der Nation eine wachjende Bewegung und bei den Negierungen 
jenes ſpröde Ablehnen oder nur halbe Gweähren, das der Bewegung mehr zu Hülfe kam, als 
jie beihwichtigte. Während praußen im Volke die Elaſtieität der Geifter jih in hundert ver: 
fhiedenen Geftalten kundgab und bereits die engen bemimenden Formen durchbrach, wurden bie 
Mittel ded alten Syſtems mit jedem Tage verbraudter und gehäffiger. Auch Wohlmeinende, 
die in den Zauberkreis der alten Politik eingeſchloſſen waren, verftanden die junge Zeit nicht 
mehr und trugen ihr Theil bei zu jener Entfremdung zmwifchen Regierten und Regierenden, bie 
früher oder fväter zu einem gewaltfamen Bruce führen mußte. „Seit langer Zeit’, fagte 
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einmal B. im December 1845, „bedeckt fich wieder die deutſche Erbe mit frifchem Grün, wäh⸗ 
rend in den Regierungdlocalen nur die alten Nefte abgeftorbener Theorien zu finden find. Es 
wird nicht eher Friede werben und zu einem gebeihlichen Ziele kommen, ald bis die Pforten 
diefer Regierungslocale jih Öffnen, der neue Frühling eingelaffen wird und die Regierungs— 
männer aus ihren Zimmern herausgeben vor das Forum des Volks, wo fie in der neuen Früh—⸗ 
lingsluft ih wohl befinden werben.” 

Im Laufe des Jahres 1846 erfolgte in Baden, aber zunächſt nur in Baden, ein Schritt des 
Entgegenkommens, der den langen Hader zu beendigen verhieß. Nach einem ftürmifhen aber 
verbitterten Randtag, auf dem die Gemüther zugleich an politifhen und religiöfen Streitfragen 
fi erhigten, one einen Weg der Annäherung zu finden, war eine Auflöfung ver Kammer ers 
folgt und neue Wahlen ausgefchrieben worden. Sie gaben eine entjchiedenere Mehrheit im 
liberalen Sinne ald jemal8 feit der Reaction der dreißiger Jahre. Im Berfonale der Regierung 
war durch Bekk's Berufung in den Staatsrath eine Veränderung eingetreten; bad war nicht 
ohne Bedeutung , aber es hatte doch auch nicht ven Sinn eines Syſtemwechſels. Vielmehr klag— 
ten die Gegner der Regierung, daß die alte Richtung im Grunde fortvauere, wenn aud mit 
mehr VBorfiht und gleihfam gedeckt durch den Schild populärer Namen wie Nebenius und Bekk. 
So fam der neue Landtag zufammen; die liberale Majorität zwar in den Formen gehaltener 
und minder aufgeregt ald vorher, aber doch auch keineswegs befriedigt und miniſteriell gewor— 
den. Damals war es, wo B. die Infinuation zurückwies, als fei es ihm und feinen Freunden 
lediglich um das Opponiren zu tun. „Ich ſehne mid danach“, fagte er, „einen Landtag 
mitzumachen, wo wir feinen Stoff mehr haben Beſchwerden vorzubringen ; Eehren Sie zurüd 
zu den Grundfägen von 1851 und Sie werden und Alle zu Freunden haben. Daß dies fein 
Ernft war, hat er nicht lange naher, zum lebhaften Verbruß der Oppofition quand m&me, 
thatfächlich bewiefen; der erfte entjcheidende Schritt zu einem liberalen Syftem hat aus B. einen 
minifteriellen Deputirten gemacht. Diefen entiheidenden Schritt zu thun, dazu hat ed einzelnen 
von den Männern, die im Minifterium ſaßen, namentlich Bekk, Feineswegs an gutem Willen 
gefehlt; das Hinderniß lag mehr in der noch tonangebenden Bundespolitif und in der Iſolirt⸗ 
heit eines Fleinen Staats, der bei den andern fchon vorher übel angejehen war und doppelte Un— 
gunft weckte, wenn er auf feine Hand den Weg liberaler Reformen betrat. Das fühlten aud 
die Redner der Oppofition ; lebhafter ald vorher wandte fih ihr Angriff nad der Seite hin, 
wo recht eigentlich der Hauptfig der unfruchtbaren Staatsfunft des Widerftandes war. Als in 
der Sigung vom 4. Juli 1846 die Bundesverhältniffe zur Sprache famen, erhob ih B. mit 
nahdrüflicher Anklage gegen ven Bund und Bundestag; weder die Ginheit und Nationaliät, 
nod die politifche Freiheit ſah er geſchützt, noch die materiellen Interejfen durd den Bund ge— 
fördert. In beftimmtern Worten als früher fprad) er jet dad Begehren eines deutſchen Par— 
laments aus, das er anderthalb Jahre fpäter am Vorabend einer europäifhen Revolution er: 
neuert hat. „Und wenn ich auch“, äußerte er, „die Hoffnung nicht hege, dag Diejenigen, in 
deren Hände die Vorfehung das Geſchick unſers Vaterlandes gelegt, dem deutſchen Volke frei= 
willig diefe politifche Vereinigung gönnen werden, wenn id) aud) fürchten muß, daß eine neue 
Kriſis und neue Schmad nöthig fein wird, um unferm Volke Das zu verfchaffen, was den 
Kämpfern der Freiheitöfriege ald Kampfpreis vorgefchwebt, jo mag ed doch hier wiederholt aus: 
geſprochen werben, daß nur ein deutſches Parlament, öffentlich vor ven Bliden der ganzen Na: 
tion berathend, der Brennpunkt deutſcher Sinnedart und die Bürgſchaft der Ginheit würde. 
Das wäre die rechte Stüge deutſcher Nationalität, das wäre der Ring, der die deutſchen Stämme 
zuſammenhielte.“ 

Der Landtag ſchloß mit einem bemerkenswerthen Votum. Bisher war, auch nach den be— 
wegteſten Kämpfen, die Abſtimmung über das geſammte Budget in der Regel faſt einſtimmig 
bejahend ausgefallen; kaum daß Drei oder Vier durch ihr „Nein“ der Regierung die Geſammt— 
mittel zur Verwaltung verweigert hatten. Diesmal — der Fall war in Baden noch nicht vor- 
gefommen — ſtimmte ein volle Drittel der Kammer gegen das Budget; unter ihnen war aud 
DB. Ed war der ſchärfſte Ausdruck feiner Oppofition; ſchon der nächſte Landtag fand ihn in 
einer weſentlich verſchiedenen Stellung. 

Mir können nicht entfcheiden, wie tief ver Eindruck dieſes Votums in den leitenden Regionen 
geweſen ift, ganz unbeachtet it e8 aber ſchwerlich geblieben. Es traf mit der allgemeinen Stim: 
mung zufammen, welche die regierenden Kreife zu überfommen anfing, der Ermüdung und 
Hoffnungslofigkeit, das alte Syſtem länger fortzuführen. Haben doch felbft fehr jhroffe Ver: 
fechter des Syſtems, wie Blitteröporf, damals den Math gegeben, vorerft einzulenfen That— 


Baflermann | 359 


ſache war es, daß in ben legten Wochen des Jahres eine IImgeftaltung des badifchen Minifteriums 
erfolgte, die nicht nur einen Wechſel der Perſonen, ſondern auch der politiſchen Richtung verhieß. 

Gab ſich einerſeits in diefen Borgängen eine Umſtimmung der gouvernementalen Kreife 
und, jo übten fie andererſeits auch auf die Parteien unten eine nicht zu verfennenve Rückwir— 
fung. Es ſchieden fi liberale und radicale Elemente ſchärfer als bisher. B. Hatte zwar gegen 
bad Budget votirt, allein ſowenig wie bei andern feiner Freunde durfte dies ald ein Zeichen 
gelten , daß er mit der äußerften Oppoſition fortzugehen entſchloſſen ſei. Hatte er doch auf dem: 
felben Landtage die Öelegenpeit ergriffen, in ſehr beftimmter Weiſe die focialiftiihen Gelüfte 
zurüdzumeijen, die nicht i inder Kammer, aber doch außerhalb derjelben bei einzelnen Ausläufern 
der radicalen Preffe eine Stüge fanden. Das ward ihm nicht vergeflen; der turbulenten Jugend, 
die ih anfing um Hecker und Struve zu ſcharen, ward er bereits als, Bourgeois“ midliebig, 
und wie früher aus den Reihen ver Bureaufratie, jo ward jegt von diefer Seite das Stihmort 
Belvariftofrat vernehmlich herausgehört. Dazu fam, daß DB. in ein Verhältnif eintrat, das 
allerdings über feine Stellung zur radicalen Partei feinen Zweifel übrig ließ. Seit Juli 1847 
erſchien in Heidelberg die „Deutſche Zeitung”; fie war unter B.’F eifriger Mitwirkung zu 
Stande gefommen, er warb ihr Verleger, er folgte ihrem Gange mit größtem Intereffe und 
ſchloß jih eng an die darin verfochtene Richtung an. Ein Blatt ftrengfter conftitutioneller Hal: 
tung, dad mehr doctrinär ald agitatorifch auftrat, dad der Revolution überall die Neform ent— 
gegendielt und mit unverhüllter Vorliebe die Hegemonie Preußens verfocht, ein ſolches Blatt 
Eonnte die Sympathie der demokratiſchen und radicalen Meinungen nicht haben, und hat fie 
aub von Anfang an nie gehabt. Darum wurde der Antheil, den B. an der Zeitung nahm, 
aud für feine politiihe Stellung bedeutend; fie ftellte fein Verhältniß zu ven Parteien noch 
ſchärfer feſt. Es war viel Unverftand darin, wenn die Leute von der Reaction im nämligen 
Athem, wo fie ihn einen Gelvariftofraten nannten, ihn zugleich mit den Radicalen in einen 
Topf warfen; viel mehr Inftinct verrieth der Radicalismus, wenn ſich in ihm fchon in Zeiten, 
wo er nod in den Reihen der entſchiedenen Oppoſition fand, ein gewiſſes Mistrauen anfing zu 
regen. DB. hatte, mit den gewöhnlichen Agitatoren der Maſſe verglichen, etwas prüd Ableh: 
nendes; er liebte die kleinen Künfte der Demagogie nicht und hätte es nicht über ſich vermocht, 
wie Hecker ſchon 1846 und 1847 that, in den „Arbeitern“ eine Anlehnung zu ſuchen. Auch 
in den Tagen, wo er leidenſchaftlich und herb gegen die Regierung fämpfte, galt fein Wider: 
fand nicht der Autorität als folder und nicht der Regierungsform, die beftand. über eine 
eonjequent durchgeführte Repräfentatiomonarghie gingen feine Wünfche nicht hinaus. So ift 
es denn auch bezeichnen geweſen, daß der einzige größere Aufſatz, den die „Deutſche Zeitung 
in der erften Periode ihres Beſtehens feiner Feder verbanfte (im October 1847), eine warm 
geſchriebene Apologie der conſtitutionellen Staatsform enthielt. 

Es war eine bewegte und bedeutungsvolle Zeit, in welcher der badiſche Landtag dieſes Jah— 
red zufammentrat. In der Schweiz harte eben die alte Cabinetspolitik durch die Auflöfung des 
Sonderbundes eine enticheidende Niederlage erlitten, in Frankreich mehrten ſich die Zeichen des 
Berfalld der Monarchie von 1850, in Italien verlor das alte Syſtem mit jedem Tage mehr 
Terrain, Ofterreich befand fi im Zuftande ohnmächtiger Erftarrung, in Preußen hatte, wie 
zu erwarten war, dad Erperiment des Vereinigten Landtags und deſſen unbefriedigender Aus— 
gang die vorhandene Gährung mehr gefteigert als befhwichtigt, in den mittlern und Fleinern 
Territorien Deutfchlands erhob fich die liberale Dppofition mit neuer Zuverfiht und unleugbaren 
Erfolgen. Baden felber war von allen diefen Dingen bis in feine Tiefen bewegt, wenngleich 
die äußere Phyfiognomie der VBerhältniffe mehr auf ein ruhigered Einlenfen Hindeutete. Zum 
erſten male feit Jahren durfte das neu umgeftaltete Minifterium auf eine fihere Mehrheit in der 
zweiten Kammer zählen, die Eröffnung der Stände trug das Gepräge verföhnenden Entgegen= 
Zommend, die Thronrede verhieß eine gejegliche Regelung der Preßverhältniſſe. Die politifche 
Lage der Welt hob das Vertrauen, daß man diesmal bei unfruchtbaren Wünſchen und Foderun— 
gen nicht ftehen bleiben werde, Die beveutfamjten unter diefen Wünjchen bezogen fih mehr auf 
die allgemein deutſchen ald auf die befondern badiſchen Zuftände. Seit dem Landtage von 
4851, auf welchem er zum erften mal Bundesreform mit Nationalrepräjentation foderte 7), 
hatte es ſich Welder zur Aufgabe gemacht, auf jevem Landtage die Bundesverhältniffe zur 
Sprade zu bringen und, fowenig unmittelbarer Erfolg aud dabei zu erringen. war, doch 


1) Als Schriftfteller hatte Welcker fchon vor dem Wiener Congreß in der Schrift über „, —— 
Sreiheit“ (Gießen 1814) Nationalrepraͤſentation gefſodert d. 
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Vroteſt einzulegen gegen die Politik, die feit den Miniftercongreflen von Karlobad und Wien pie 
berrfchende geworden war. Diesmal entſchloß fih B., unter günftigern Aufpicien als bisher, 
dieſe inhaltjchwere Frage anzuregen. Seit Anfang des Landtags beſprach er ſich varüber mit 
Freunden und Gleihgefinnten und fammelte Materialien zur Begründung eines umfgffenden 
Antrags. Die Frucht diefer Vorarbeiten war die Motion, mit dev B. am 12. Febr. 1848 
bhervortrat. Sie faßte alle Die Gründe zufammen, die für eine bundesftaatliche Neform der deut: 
ſchen Föderation ſprachen, und fand die Löfung in einer Repräfentation ver deutfchen Kammern 
keim Bundestage. Wahrhaft prophetiich deutete jie auf ven Ernſt der Lage hin und wie drin 
gender mit jedem neuen Tage ed werde, den Bedürfniſſen der Nation ſchöpferiſch entgegenzus 
fommen. „Die allgemein herrſchende Abneigung der Nation gegen ihre oberfte Behörde‘, fo 
lautete ver Schluß, „in ein vertrauensvolles Zufammenmwirfen zu verwandeln, ift der deutſchen 
Fürften dringende Aufgabe. Möchten fie ed noch zeitig thun! Der Weltfrieve fteht auf zwei 
Augen. An ver Seine wie an der Donau neigen fi die Tage, und nur das Gute und das Rechte 
find die unfihtbaren Träger aller Herrſchaft.“ 

Der Eindrud diefes Antrags lebt no in Aller frifher Erinnerung. Er fiel in eine auf: 
geregte, gährende Zeit recht eigentlich ald das Loſungswort nationaler Begehren, um das fi 
faft alle Parteien ſcharten. Nicht in Deutſchland allein wirfte die Motion mächtig und beiwe: 
gend, weit in die Berne, wo immer Deutjche wohnten, fühlte man ſich ſympathetiſch gehoben 
von dem Begehren einer nationalen Umgeftaltung ver deutfhen Verfaſſungsformen. Es find 
unter den Adreſſen, die damals an B. gelangten, einzelne geweſen, die aus entlegenen Winfeln 
der Welt, wo ſich ein Häuflein Landsleute zufammenfand, Dank und Freude kundgaben über 
die Motion vom 12. Febr., die nur in Bruchſtücken bis dahin gevrungen war. Die ftolgen pa= 
triotifchen Hoffnungen freilich , die ſich damals an diefe Anregung nüpften, liegen jept zerknickt 
am Boden, und wir fcheinen in diefem Augenblik von der Erreihung des jo nahe geglaubten 
Zieles viel weiter entfernt ald in den Tagen, wo B. feinen Antrag begründete; allein dies kann 
die bleibende gefchichtliche Bedeutung jener Motion nicht aufheben. Mit dem Tage, wo fie be: 
gründet ward, begann die deutſche Verfaſſungsbewegung, die zwei denfwürbige Jahre unferer 
Geſchichte ausgefüllt Hat und, wenn fie auch nichts weiter erreicht hätte, jhon dadurch bedeu— 
tungsvoll genug geworben ift, daß zuerft diefe nationalen Fragen ein Gemeingut der Befprehung 
Aller geworben find und die VBorftellungen und Einfichten davon ſich mehr geflärt und geläutert 
haben, als dies in den drei vorangegangenen Jahrzehnden der Fall war. B.'s Antrag ſelbſt 
beichränft fi auf dad Verlangen, „daß durch Vertretung der deutſchen Ständefammern am 
Bundestage ein fiheres Mittel zur Erzielung gemeinfamer Gefeggebung und einheitliher Na— 
tionaleinrihtungen gefhaffen werde”. Es mwaltet in diefem Begehren noch eine unleugbare 
Unflarbeit, die feitvem überwunden tft. Unter den Verftändigen und Ehrlichen befteht jegt wol 
darüber fein Zweifel mehr, daß einmal die Bundeöverfaffung, ſowie jie ift, innerhalb ihrer eige= 
nen Principien nicht reformirt werden kann, und daß eine ftändijche Vertretung am Bundestage, 
wenn fie ich überhaupt ausführen ließe, nur ein trügerifches Palliativ wäre, das Unorganifche 
der ganzen Injtitution zu verdecken. Daß eine joldye Vertretung nur dann etwas Lebensfräf- 
tigeö wäre, wenn Deutfchland in einen Bundesftaat mit Nationalrepräfentation und einheit- 
licher Grecutive umgeftaltet würde, dieje Einſicht ift feitdem in viele Taufende ringedrungen, die 
bis dahin gegen ſolche Bragen gleihgültig geweien waren. Es haben fid Parteien für und wider 
gebildet, mit viel beftimmtern Brogrammen, als dies vorher denkbar war: die ven Bundesftaat 
erſtreben und die ihn bekämpfen, beide wiſſen wenigftens in der Hauptſache klar genug, was fie 
wollen. Daß es früher an einer jo flaren Scheidung der Anfihten gefehlt hat und in der Krifis 
von 1848 ein großer Theil der Nation gerade in diefer Frage unvorbereitet überrajcht worden 
iſt, das hat nicht anı wenigften zu dem Scheitern der Ginheitsentwürfe beigetragen. 

Zwölf Tage nachdem B. feine Motion begründet, ward ver Thron Ludwig Philipp’s geftürzt 
und die Republik an die Stelle gejegt. Was eben nod ven Widerftrebenden wie ein entfernter 
patriotifcher Traum erfchienen, dad war nun zum Notbbret mitten im Sturm geworben, und 
wo jelbit die Zuverfihtlihften nur ein langfames Gelingen für möglich gehalten hatten, va 
fhien jegt die Glut der Zeit rafch die Neife zu bringen. Aber He drohte aud) die junge Ausjaat 
zu verfengen, Man darf jagen, daß in B. diefe Sorge nicht minder lebendig war als jene Hoff: 
nung. Bon dem Tage an, wo bie erften Ausjichten auf eine friedliche Reform mit der Regierung 
fi eröffneten, ftand er nicht mehr gegen die Negierung. Und wie es feine Weife war, die Dinge 
lebhaft, energiſch, ſelbſt leidenſchaftlich zu ergreifen, jo hielt er auch jegt nicht mit den Lauen 
und Zuwartenden, fondern feine confervative Stellung gegenüber der Revolution war eine 
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chenſo beſtimmte und ſcharf ausgeprägte wie vorher die in der Oppoſition. Als die erſte Mach⸗ 
richt vom Ausbruch der Februarrevolution in Manheim eintraf, trat eine große Verſammlung 
von Bürgern zuſammen, um bie bekannten Foderungen in einer Adreſſe zuſammenzufaſſen und 
an die Kammer zu bringen, Gleich hier erllärte B., er fühle ji zu dem.,,unbanfbaren Amt” 
verpflichtet, zur Befonnenheit zu mahnen. Wie dann zwei Tage fpäter (29. Febr.) das Mini- 
ſterium die erften Gewährungen ankündigte, foderte er zur VBerföhnung und zur Eintracht auf, 
„Es jei jegt nicht der Tag’, fagte er, „Recriminationen vorzubringen. Heute ift Sturm und 
eine leichte Aufgabe ift ed, mit in die Segel zu blafen, die ohnehin angeihmwellt find, Der 
Steuermann am Ruder habe eine jo unermeßlich ſchwere Aufgabe zu erfüllen, daß es die Pflicht 
Aller jei, einig zu fein und zufantmenzufteben. Das ift niht Schwäche, jondern id; behaupte, 
es ift Stärfe; denn einen ſchwachen Gegner überwinden in dem Augenblid, wo alle Fugen 108 
find, ift eine leichte Sache, aber ſich jelbft überwinden, das ift der größte Sieg. Können wir in 
unferm £leinen Baden ein Mufterbild aufftellen, daß mit der Kreiheit, die heute anbricht, Ord⸗ 
nung und Gefeg gepaart jind, fo werden wir für die Freiheit für alle Zukunft mehr erobern 
ald auf jede andere Weiſe.“ 

Indeſſen waren die erften Schritte gefchehen, die Bundesreform zu verwirklichen. Ant 
5, März fand die befannte Verſammlung in Heidelberg ftatt, aus welcher ver Siebenerausſchußz 
und das Borparlament hervorging; auch B. nahm daran Antheil. Gleichzeitig trat eine Anz 
zabl deutfcher Regierungen zufammen, um ji über gemeinfame Schritte zu verftändigen. Das 
Dringlichfte erfhien, den Bundestag zu erneuern und ihm Vertrauendmänner zur Berathung 
der Verfaſſung an die Seite zu geben. Bon Baden warb Welder ald Bundestagsgefandter, 
B. ald Vertrauenömann nad Frankfurt geſchickt. Die Angelegenheiten, die dort verhandelt 
wurden, ſah B, mit Recht für viel beveutungsvoller an als Alles, was in den. Einzelftaaten 
und ihren Kammern jet noch abgemacht werben konnte. In dem Eifer, womit das babifche 
Minifterium die Bundesreform ergriff, fah er eine zureihende Bürgſchaft für den Ernft und 
die Redlichkeit feiner Politif. Je ungeftümer fich draußen fhon weitergehende Foderungen gel⸗ 
tend machten, defto nachdrücklicher ftellte er fi auf die Seite ver Regierung. Dringend mahnte 
er vor feiner Abreife nah Frankfurt zur Eintradht in diefem Sinne. „Ich möchte‘, rief er, 
„von diefem Sige aus an die andern deutſchen Völker und Kammern die Auffoverung ergeben 
laſſen, uns nachzukommen, damit wir ein gemeinjfames, einheitliches, aber von außen unabhän= 
giged, Fräftiged Deutichland erringen können.“ Als damals die radicalen Führer große 
Maffenverfammlungen in Gang brachten, um dort theild tumultuarifche Demonftrationen für 
die Republif durchzuſetzen, theild Vereine und Clubs für eine künftige Infurrection zu organis 
firen, war es B., der im der „Deutſchen Zeitung “ feine Stimme zuerft pagegen erhob; und 
ald gleichzeitig gegen Adel und Juden die Pöbelercefle jih häuften, veranlaßte er die Kammer 
zu der einmütbigen Erflärung: daß man Alles aufbieten werde, in Baden und im gefammten 
Deutihland eine freie und einheitliche Ordnung fhleunigft herzuftellen, daß man aber auch vor 
allem die kräftigſte Unterſtützung der Regierung erwarte, folange fie auf dem Wege der Ber: 
faflung wandle. „Nichts ift gefährlicher“, fagte er einige Tage fpäter, nad einer berebten 
Mahnung , treu zur Regierung zu leben, nicht über Staatdformen zu zanken, fondern unver: 
droſſen amı friedlichen Neubau der deutſchen Verfaflung zu arbeiten, „nichts ift gefährlicher, als 
durch Übertreibungen eine Reaction der Gemüther hervorzurufen; es fann dann wol fo foms 
men, daß Viele rufen: lieber feine Freiheit als keine Ordnung.“ 

Es waren die legten Acte einer vieljährigen und ununterbrochenen Thätigkeit in. der badi— 
ſchen Kammer. Wol ift er auch nachher noch ein und das andere mal wieder in dem karlsruher 
Ständehaus erjhienen, wenn ein befonders wichtiger Anlaß feine Anweſenheit verlangte, allein 
ed waren died furze Epiſoden, feine ftetige Laufbahn in dieſem Eleinen parlamentarifchen Kreife 
fonnte als befchlofien angefehen werben ; er trat jetzt in einen größern ein. Es lag mol nahe, 
Bergleiche anzuftellen zwifchen der Zeit, in der er fieben Jahre früher in die badifche Kanımer 
eingetreten, und zwifchen dem Augenblid, wo er als Vertrauensmann der Regierung an den 
Bundestag geſandt ward. Der ftürmifhe Heißfporn jener erften Tage hatte jegt eine ruhige, 
gemeflene Haltung, gewilfermaßen ein ftaatdmännifches Air angenommen; der jugendliche De— 
putirte, den man damals von der Minifterbant glaubte mit geringfhägiger Nonchalance abfers 
tigen zu können, hatte jeitvem eine Popularität und ein Vertrauen im großen Vaterlande ges 
wonnen, wie wenig Öffentliche Charaktere in Deutichland; aber er hatte aud dad Wort wahr 
gemacht, dad er einft im heißen Kampfe als Führer ver Oppofltion hingeworfen: er fehne ſich 
nach dem Augenblick, wo er diefe Nolle vertaufchen fönne mit der eines Verfechters einer vers 
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fafiungsmäßigen, freifinnigen Regierung. Der legte Act feines Wirkens in dieſen Räumen 
gehörte völlig dieſer Thätigkeit an, und der gleiche Eifer, diefelbe angriffsluftige Energie, die 
fid vordem an dem alten Syftem erprobt, begann ſich jegt gegen die Revolution und ihre Übers 
ſchreitungen zu richten. 

Der Abſchnitt von B.'s äffentlihem Leben, der nun folgt, gehört faft ausſchließlich ven gro= 
Gen veutfchen Angelegenheiten an. Seit Ende März 1848 nahm er in Franffurt ſowol am 
Borparlament ald an ven Berathungen der 17 Bertrauensmänner Theil und half mit ihnen 
den Verfaſſungsentwurf ausarbeiten, deſſen beklagenswerthes Geſchick e8 geweſen ift, im Grunde 
von feiner Seite richtig verftanden und gewürbigt zu werden. Es fam die Zeit ver verfaſſung⸗ 
gebenden Nationalverfammlung. Es läßt ji denken, daß B. ein fehr begehrter Kandidat ge- 
weſen ift und aus den verfchiedenften Theilen Deutfhlands ihm Anträge zukamen; er entſchied 
fid für einen bairifhen Wahlbezirk (Stabtprogelten am Main). 

Er trat in die Verſammlung ein mit dem feiten Willen und auch der Zuverfiht, daß das fo 
fhwierige Werk ver Verfaffung binnen kurzer Zeit beendigt fein würde. Wol machten ihn die 
erften ftürmifchen Momente ver großen, ſchwer zu lenkenden, ſich felbft noch wenig fennenven 
Berfammlung beforgt; jeit Gagern die Leitung übernommen, war er voll guten Muths. „Nun 
ift und Allen froh ums Herz‘, fchrieb er damals, „mit feften Vertrauen blicken wir jegt in die 
Zukunft.” Ernfte Hindernifle beforgte er weniger von den Regierungen ald von der Demo: 
kratie. Gleich feine erften Briefe aus jener Zeit prophezeien es ald die wahrfcheinliche Taktik 
der legtern , durch ruheloje Agitation die Öffentlichen Zuflände in Gährung zu erhalten und das 
Bertrauen zu dem Parlament, das nicht nad ihrem Sinne ausgefallen war, ſyſtematiſch zu 
untergraben. Mit derſelben Scharfjiht und Herbheit, momit er vordem das alte Syftem ange: 
fohten, verfolgte er jegt die Demagogie auf ihren verfhlungenen Wegen, und war jederzeit 
fhlagfertig, ihre Taktik [honungslos durchzuziehen. Es mochte Einem bisweilen bei ihm, wie 
bei manden Gleihgejinnten, fcheinen, ald lege er zu ausſchließlichen Werth auf die Gefahren, 
welche von links ber ver Einheitsſache erwachſen konnten, ald überfehe er über dem neuen Feinde 
zu fehr den alten, wie died in manchen ähnlichen Kreifen damals geſchehen; aber in Einem zeigte 
B. unleugbar mehr Vorausjiht ald manche feiner Breunde: er tadelte die gutmüthige Nach— 
giebigfeit, womit fie fi} verblüffen und von einer Minderheit terrorifiren ließen, und er warb 
früh mistrauiſch über die ſchwankende Unſicherheit der Stimmungen, die einen großen Theil des 
Mittelftandes beherrfchte und die auch ihr guted Theil dazu beigetragen bat, die Hoffnungen von 
4848 zu vernichten. Auch theilte er nicht das forglofe Behagen, womit jo Manche das Ver: 
faffungswerf ergriffen, ald habe man zur Vollendung eine ungemeffene Beit; er ahnte ganz 
richtig, daß der alte triviale Sag, das Eifen zu ſchmieden, folange ed glühe, hier mehr als 
irgendwo gelte, und trieb und fpornte, wenn aud fruchtlos, zum rafchen Ende. 

In den Berfaffungsausfhuß der conftituirenden Nationalverfammlung wurde natürlich 
auch er gewählt; aber noch mehr: diefer Ausihuß, der zur Hälfte aus deutfchen Profeſſoren 
und darunter Notabilitäten erften Ranges beftand, ernannte fih B. zum Vorjigenden. Es 
war ein [höner Triumph für einen Mann, der aus einfachen bürgerlihen Verhältniffen her: 
vorgewachſen, vor noch nicht einem Jahrzehnd in das Öffentliche Leben eingetreten war, ein 
Triumph, über den wol aud der Ermwählte berechtigt war, einige Befrievigung zu empfinden. 
Bi in den Auguft, wo er ins Reichsminiſterium eintrat, verblieb er im Ausſchuſſe und Hat 
ben größten Theil diefer Zeit hindurch deſſen Verhandlungen geleitet. B. gehörte in Verfaſſungs⸗ 
ſachen zwar nicht zu den theoretiihen Männern von Fach, deren im Ausſchuſſe faft eine Uberfülle 
vereinigt war, allein die nücdhterne Verſtändigkeit, die fein Wefen ausmachte, bildete ein gutes 
Gegengewicht gegen das Abftracte und Ercentrifche, wie es durch andere Elemente vertreten war. 
Denn er war weniger als die Männer ver Theorie verfucht, die Dinge nach Breite und Tiefe 
ganz zu erſchöpfen, jeden einzelnen Sat bid zur feinften Schärfe auszufpigen und alle concreten 
Verhältniſſe nad) einer doctrinären Schablone zu uniformiren. Die Erinnerung an das wirk— 
lich Vorhandene verließ ihn ſowenig als der praftifche Inftinet des Ausführbaren. Außerun: 
gen, wie die eines gelehrten Mitglieds vom Ausſchuſſe, der fpäter bei ver Debatte über das 
Oberhaupt meinte, gegen den von ihm gemachten Vorſchlag ließe ſich, hoͤchſtens“ ver Einwand 
ber praftifchen Unmöglichkeit machen, eine Außerung wie diefe hätte B. nicht über fi bringen 
können. Gr trieb und drängte darum auch mit zutreffender Einſicht auf eine ſchleunige Erledi— 
gung des MWejentlihen; waren die Grundmauern des neuen deutſchen Bundesſtaats einmal 
glücklich gelegt, fo fand fi das Übrige von felber. Gleich in einer der eriten Eigungen der 
Nationalverfammlung focht er darum eifrig dafür, daß die Geſchäftsordnung im Ganzen ohne 
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Detailberathung angenonımen werde, und verſprach ſich von einem folhen Beſchluſſe die glüd- 
lichſte Förderung der großen Sache. „Alle wird es freuen“, rief er damals der Verfammlung zu, 
„in den nächften 14 Tagen die Grundrechte des deutjchen Volks feftgeftellt zu jehen; von dem 
Ausſchuß würde dann das Verfaſſungswerk Stüd für Stüd in die große ——— gebracht 
werden, das Volk ſähe einen feſten Bau erſtehen und würde Zutrauen zu uns faſſen.“ In dem 
gleichen Sinne war es auch ſeine Meinung geweſen, den Verfaſſungsausſchuß nur aus 15 Mit: 
gliedern ftatt aus 50 zu bilden, aber damit drang er nit durch, und feine Hoffnung, ſchon in 
der erften Zeit mit den verhängnißvollen Grundrechten im Reinen zu fein, erfüllte ſich nicht. 
Er mußte einige Wochen Tpäter befennen,, daß jih ungeahnte Schwierigkeiten aufgethürmt, um 
dann wieder einige Wochen nachher die Berfammlung dringend zu mahnen, wie koſtbar die 
Zeit war, die man verlor. Ich fürchte, fagte er damals, der Partieularismus in Deutſchland 
ſchreitet jhneller vorwärts als unfer Verfaſſungswerk, und nichts ift gefährlicher, als ihn fo er— 
ftarfen zu laffen, bis ed nicht mehr möglich ift, ihn zurückzudrängen. 

Ob freilich die Mittelpartei, in ihrer tiefen Entzweiung mit der Demokratie, noh Macht 
genug befaß, den Kampf mit diefem erftarfenden Particularismus aufzunehmen, darüber 
Eonnte man ſchon damals zweifelhaft fein. Es lag zudem in ihrer Stellung eine gewiſſe Un— 
ſicherheit, die zu fheinbaren und wirflihen Inconfequenzen führte. Sie ftand im Vorbertreffen 
des Varteifampfes, der die Revolution von den Regierungen abhielt, und fie hatte darum mit 
der Demokratie jeve Brüde der Berföhnung abgebrochen ; allein e8 konnten doch Fälle eintreten, 
wo fie mit eben diefen Regierungen den Entſcheidungskampf um die Intereffen der Einheit aus⸗ 
zufechten hatte. Sie hielt, wol weniger aus dortrinärem @igenfinn , ald in der praftifchen Ein= 
fit, daß die Vereinbarung niemals zum Ziele führe, auf dem Grundfage der Nationalfouverä= 
netät des Parlaments feft; indeſſen mollte fie doch wieder keineswegs die Autorität der Einzel- 
regierungen herabjegen oder fi gar in einen Krieg mit ihnen begeben. Aber Das Eonnte doch 
nicht fehlen, daß jle Hier und da bei großen und Eleinen Gonflicten mit den Einzelgewalten zu= 
fammenftieß und dann den hohen Ton der Selbftherrlicgkeit ver Nation fo frifch erklingen ließ 
wie die demofratifche Linke, ohne doch gleich diefer zu den äußerften Conſequenzen entjchloffen zu 
fein. So zwiſchen eine ſtürmiſche Partei der Maffe und zwiſchen widerftrebende Regierungen 
geftellt, von jener ald muthlos gefhmäht, von diefen immer ungebuldiger ertragen, war bie 
Mehrheit ver Paulskirche von Anfang an in der doppelten Gefahr, unten dad Vertrauen, oben 
die Macht einzubüßen, falld e8 ihr nicht gelang, durch eine raſche und glüdlihe That ven dop= 
pelten Widerſtand zu entfräften. Ein guter Theil der Urſachen diefer Schwierigfeit lag ohne 
Zweifel in Verhältniffen, die feines Menſchen Kunft und Weisheit bewältigen Eonnte. Allein 
in einzelnen Fällen ließ fich wol richtiger abmeflen, wie denn in der Partei felbft ſchon damals 
die Meinung aufgetaudt ift, daß man an der einen Stelle zu viel, an der andern zu wenig 
gethan. 

3.8 Haltung in verNationalverfammlung prägt ſprechender als die eines andern Abgeorb- 
neten die Anfhauung der Mittelpartei aus. Raſtlos bemüht, dem Ungeſtüm und dem leiden- 
ſchaftlichen Drängen der vemofratiihen Bactionen entgegenzutreten, betont. er es bei jedem 
Anlaß, daß die ungefäumte Herftellung einer Öffentlihen Ordnung für das gefamunte Deutfch: 
land die nächſte und wichtigſte Aufgabe fei. „Wir müffen‘, rief er bei ver Verhandlung über die 
Gentralgewalt, „wir müflen durchaus eine Regierung haben; eine Regierung, welde regiert, 
, Während wir hier die Berfajlung berathen, die zwar nad dem Willen von und regiert, bie aber 
nit jeden Augenblid zu fragen braudt. Und wenn nun diefe Berfonen im Namen der Nas 
tion handeln müffen, ift ed dann nicht ganz gleichgültig, ob fie fo oder fo ernannt werden? Mir, 
id) geflebe «8, ift ed ganz gleichgültig, ob Drei oder ob die Bundesregierung dieſe Vollziehungs- 
gewalt ernenne, fowie ed ven Engländern gleichgültig ift, ob eine Victoria oder ein Georg auf 
dem Throne jigt. Die Hauptfache ift, daß die Diener der Gewalt die Majorität der Nation in 
fi vereinigen, in dem Namen und Willen diefer Mehrheit handeln und ihr verantwortlich 
find. Ich werde alſo, wenn man die Organe ernennt, die man an die Spiße ftellen foll, bei der 
Abftimmung mid dahin neigen, wohin die große Majorität ſich neigt, feien ed Drei, die man 
erwählt, oder Einer.‘ 

Das war ohne Zweifel die Meinung der großen Mehrheit in ver Paulskirche. In gleihem 
Sinne war auch der Ausfhußbericht abgefaßt, und es ſchienen anfangs alle Zeichen dafür zu 
fpreden, daß eine Gentralgewalt von drei Männern gebildet würbe, die aus den beftehenven 
Einzelregierungen hervorginge und diefelben mit der Gentralregierung eng verbände. Im ent: 
ſtheidenden Moment trat dann Heinrich v. Gagern mit vem Vorſchlag hervor, die Central⸗ 
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gewalt aud der Verſammlung hervorgehen zu laſſen; es ſchien ihm dadurch ein einträchtigeres 
und populäreres Ergebniß möglich als auf dem andern Wege. Der größere Theil der gleich— 
gefinnten Freunde ſchloß fih ihm an, auch B.; mit einer Mehrheit von beinahe drei Viertheilen 
warb beichloffen , durch die Nationalverfanmmlung einen Reichsverweſer wählen zu laffen. Aber 
es war doch ein bedeutſamer Vorgang, daß die Mehrheit diesmal durch die gefammte Linke 
verftärft warb, während berühmte Namen unter den Freunden, wie Beckerath, Befeler, Dahl- 
mann, Gervinus, Binde, Welder mit der Minderheit ſtimmten. Zwar erflärte ein großer 
Theil der Majorität, nur „im Vertrauen auf die Zuftimmung der Regierungen ” für die Wahl 
geftimme zu Haben, allein es liegt auf der Hand, daß an der Sache dadurch ungemein wenig 
geändert warb. Gerade mit Preußen, worauf fhon damals die Mehrheit ver Mittelpartei 
vorzugsweiſe ven Blick gerichtet, entftand dadurch gleich anfangs eine Spannung, die nicht in 
ihrer Abſicht liegen konnte. 

Nicht lange nachher gab ſich, gleichſam ald Antwort, von feiten Hannovers der erſte Ver- 
ſuch partieulariftifchen Widerſtandes gegen die Machtvollkommenheit der Nationalverfammlung 
fund. B. war unter den Rebnern, die fih am fchärfften dagegen erhoben. „Wir wollen”, 
rief er, „ mitten durch die Klippen gehen, ob fie rechts'oder links find; wer uns einen Schlag- 
baum in den Weg wirft, der die deutfche Nation zur Einheit führt, den wollen wir — und 
hier fpreche ich mit dem Abgeordneten von Leipzig — den wollen wir zermalmen.“ Die Zeit 
fam , wo fid) die Kraft diefer Drohung prüfen ließ. Dann mar es freilich für die demokratiſche 
Linke eine wohlfeile Sache, das trogige Wort dem Redner und feinen Freunden vorzuführen . 
und die fünftigen Thaten mit den drohenden Neben in eine bittere Parallele zu ftellen. 

Die Verhandlungen über die Gentralgewalt hatten für B. infofern eine unmittelbar bebeutz 
fame Folge, als fie dazu mitwirften, fein Verbältnig zur „Deutſchen Zeitung‘ zu löfen. Es 
war an jich feine dankbare Sache, inmitten der aufgeregten Zeit und während überall locale 
Drgane pilzartig auffhoflen, ein großes Blatt mit feft gemäßigter Richtung zu halten, ohne 
Opfer war e8 in feinem Falle durchzuführen. Seit fi) der Mittelpunft der politifchen Bewe— 
gung nad) Frankfurt verlegt, hatte zudem die heidelberger „Deutfche Zeitung  durd ihre Ort: 
lichfeit einen ſchweren Stand, und B. drängte darum eifrig darauf, daß fie an den Sitz der Na— 
tionalverfammlung verpflanzt ward. Aber ed war nicht möglich, zwei Dinge zugleich, diefe 
zweckmäßige Veränderung ded Orts und die Vereinigung der Kräfte, die das Blatt leiteten, 
miteinandet zu verbinden ; daran fcheiterte der Blan der Verlegung, während ſich zugleich mit 
jeden Tage mehr das Bedürfniß fühlbar machte, am Orte des Parlaments felber für deflen 
Mehrheit ein Organ zu befigen. Nun Fam die Debatte über die Gentralgewalt und ſchied 
zum erften mal in einer großen Frage die compacte Majorität. An feiner Stelle trat dieſe 
Scheidung jo jhroff heraus wie in dem genannten Blatte: es rügte mit allem Nachdruck 
den Abfall vom eigenen Princip und den Triumph der Einfen, den der „kühne Griff“ in fi 
einfhloß. „Wir fürdten und”, fagte unter Anderm damals die „Deutſche Zeitung‘, „vor 
feinem ver hierhin bezüglichen Säge des linfen Gentrums, ja nicht der Linken, ſobald der ent— 
fprechende Anlaß da ift. Wir erkennen die Allmadıt der Nationalverfammlung vollfommen an, 
wir wünſchen nur, daß fie diefe Allmacht nicht nutzlos da vergeude, mo gar fein Widerftand ift, 
daß fie fie aufjpare für große Momente. Wenn eine neue bewaffnete Anarchie hereinbricht, 
wenn eine erflärte Reaction größerer deutiher Staaten ung bedroht, dann, und wenn dann bie 
geordnete Macht des Regiments ſich ald unausreichend erweift, dann wollen wir die ungeheure . 
Gewalt loslaffen, die in dem moralifhen und politiihen Anfehen diefer Verſammlung rubt; 
mir wollen und aber hüten, die Waffen, die wir dann nöthig haben, im voraus ſchartig zu 
machen mit jenen Sieben auf den Bundestag, der ja doch fchon eine Leiche fein joll, mit jenen 
Streichen gegen die Reaction, deren Feldzeichen nirgends gefeben wird.” Es hat nicht lange 
gedauert, und es bot ſich ein folder Anlaß, wie er hier angedeutet ward. In der Verhandlung 
über ven Malmder Waffenftillftand, die erfte große Frage, in der fich die Macht der National 
verfammlung vor dem Inland und vor der Welt erproben fonnte, ging die Mehrheit der Mittel= 
partei einen vorfichtigen Weg, während wir Andern, die wir im Juni mit allem Gifer für auf: 
richtiges Ginverftänpniß mit den Regierungen fohten, darin die erſte eclatante Niederlage des 
Parlaments und den erften durchſchlagenden Sieg der particulariftiihen Reaction erblidten, 

Im Auguft 1848 bildete der Reichsverweſer fein Minifterium; B. übernahm im Departe= 
ment des Innern die Stelle eined Staatsſecretärs. Er war recht eigentlich der fchlagfertige Red— 
ner des erjten Reihsminifteriums. In der Debatte über ven Malmöer Waffenftillftand hat er, 
foweit überhaupt Reben hier einzuwirken vermochten, in einer gewwandten und glänzenden Ans 
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ſyrache weſentlich dazu beigetragen, daß die fchlieplihe Genehmigung ded Vertrags votirt warb. 
Belonderd treffend wies er auf eine Nothiwendigkeit hin: den raſchern Abſchluß der Verfaſſung. 
„Bir werden”, fagte er, „dad Definitivum, die deutſche Verfaflung fchneller beendigen müſſen, 
als wir bisher geglaubt; jie wird uns dann die Einheit wahrhaft ſichern, die das Proviſorium 
eben nicht vollftändig ſichert.“ Die Zuſtimmung, die dieſer Mahnung geworden war, ermuthigte 
den Rebner, wenige Tage naher, am 11. Sept., einen Antrag einzubringen, der einen be= 
fimmien Modus der Abkürzung vorfhlug. Es follte ver Verfaſſungsausſchuß den rüdftändigen 
Theil feiner Arbeit zur fhleunigen Borlage bringen und vor der Berathung eines jeven Satzes 
der Grundrechte die Verfanimlung befragt werden, ob jie auf die Discuſſion deffelben verzichte. 
Gern hätte B. mehr vorgefchlagen, etwa den Siebzehnerentwurf mit Ausfchluß der Oberhaupts- 
frage en bloc anzunehmen und nur über dieſe eine eingehende Verhandlung zuzulaffen, over 
über die Arbeiten des Ausſchuſſes in gleich abgeflirzter Form abzuftinnmen ; allein ed war feine 
Ausfiht, daß fih dafür eine Mehrheit fände. „Wir find der Stimmungen“, ſagte er, „welche dazu 
gehören, um dad Werk durdzuführen und für ganz Deutſchland anwendbar zu machen, durchaue 
nicht her. Es ift eine alte —— daß auf eine Erſchütterung wieder Erſchlaffung folgt; 
wir wiſſen, daß Gewerbe, Handel und Arbeit ſtocken. Die Sehnſucht nach der Wiederkehr eines 
thätigen und einbringlichen Geſchäftslebens kann fo groß fein, daß ſie in eine Ermüdung und 
Ermattung umſchlägt, welche unſerm Werke durchaus ſchädlich ſein muß. Es iſt eine alte Er— 
fahrung, daß die Varteien ſich über ihre Stärke und Zukunft täuſchen; darüber aber, glaube ich, 
können wir uns nicht täuſchen, daß diejenige Partei, welche den Particularismus befördert, ſich 
wol Nutzen zu ziehen weiß aus dem Drange nach Ordnung, Sicherheit und Wiederaufleben 
der Gewerbe.“ Indeſſen alle dieſe Gründe ſchlugen nicht durch; ſein Antrag ward verworfen 
und nur die abgeſchwächte Faſſung angenommen, daß in Zukunft lediglich dann eine Discuſſion 
der Grundrechte ſtattfinden ſolle, wenn mindeſtens 100 Mitglieder dieſelbe verlangten. 

Es folgten Ereigniſſe, deren ſchmerzlicher Eindruck in deutſchen Herzen nie zu verblaſſen 
vermag. An die zweite Verhandlung über den däniſchen Waffenſtillſtand und deſſen Annahme 
reihte ſich wie an einen längſt geſuchten Vorwand der demokratiſche Aufſtand vom 18. Sept., 
die ſcheußliche Ermordung zweier Abgeordneten und der nicht minder verabſcheuungswerthe 
Cynismus, womit die Anbläfer des Unheils das Geſchehene theils zu bejhönigen, theils mit 
Öegenanflagen zu verdecken fuchten. Werige haben damals mit gleicher Energie das wüſte 
Zreiben der Politifer der Pfingftweide gezüchtigt wie B. Die alte Friſche und Angriffskraft 
feiner Oppofltionsjahre in ver. badifchen Kammer erprobte jih hier an einem neuen Object. 
Alzeit fhlagfertig und Eampfbereit, ließ er die Gegner fi) ausreden, fammelte dann ihre Pfeile, 
Brad ihnen muthig die Spige ab und zeigte in beredten Improvifationen, denen der ſichtliche 
Unmwille einen höhern Schwung lieh, den Abgrund, an den die Epigonen des demagogiſchen 
Terrorismus Deutſchland zu führen drohten. Die noch frijhen Unthaten, die eben an Auerd- 
wald und Lichnowſky begangen wurden, der Mord Lamberg's und Latour's gaben freilih nur 
zu traurigen Stuff, eine Partei zu kennzeichnen, die mit vem Mord die Welt regeneriren wollte. 

Auf B.'s eigene politiihe Haltung find diefe Greigniffe nit ohne Ginfluß geblieben. Wie 
feine herben Angriffe ven Bruch mit ver Demofratie vollendeten und ihm einen Hab zuwandten, 
wie ihn wol kaum ein anderer Redner ver Paulskirche genoß, fo fleigerten fie au in ihm ven 
Widerwillen gegen die Revolution, die Sehnſucht nad einer feften Ordnung der Dinge, die 
berzuftellen allerdings Faum mehr in der Macht der Nationalverfammlung lag. Hatte er ſchon 

vorher im Conflict zwifchen ven beftehenden Autoritäten und der revolutionären Gewalt fid 
unzmeideutig auf die Seite ver erftern geftellt, fo fhärfte fid dad noch unter dem frifchen Ein 
drud des eben Erlebten. Es word ihm bald eine Gelegenheit, Die in ſehr ausgeſprochener Weife 
zu bethätigen. 

Das Reihöminifterium hatte ſich entichloffen (Ende October), B. ald Gommiffar nad) Ber: 
lin zu ſenden, damit durch feine perfönliche Bemühung das Verhältnif der preußifchen Regierung 
zur Gentralgewalt fefter und günftiger georonet werde. Seine Ankunft in Berlin traf mit der 
Kriſis zufammen, die zur Auflöfung der preußischen Nationalverfammlung und zur Detroyirung 
einer Verfaffung führte. Auf vem Wege nad der preufifchen Hauptftadt erfuhr B. die Er: 
nennung ded Minifteriumsd Brandenburg: Manteuffel. Es waren, wie man fie auch betrachten 
mochte, leidige Verwickelungen, die nad) Feiner Eeite zum guten Ende führen fonnten. Daß 
die berliner Nationalverſammlung die Fähigkeit und Feſtigkeit bewielen habe, die noththat, 
das fonnte nur ver Parteigeift behaupten; Die Krifis, die jett eintrat, war zum einen Theil 
durch fie verſchuldet und mußte ein gewaltſames Ende finden, wenn nicht der ganze Staat fid 
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auflöſen follte. Auf der andern Seite waren die neuen Rathgeber der Krone durchaus nicht 
dazu angethan, Vertrauen zu ihrer Breifinnigfeit zu erwecken oder eine Bürgfhaft gegen bie 
maßlojefte Reaction zu geben. Selbft wenn jie diefe abwehren wollten, jie Eonnten es nidt; 
und ed war doch vor allem fehr die Frage, ob fie ed wollten. Wer die Dinge unbefangen wür: 
digte, fonnte ſich durchaus nicht darüber täufhen, daß jedem Exceß, der ſeit fieben Monaten 
unter der Agide der preußiſchen Nationalverfammlung und der Duldung ohnmächtiger Mini- 
fterien gefhehen war, die Vergeltung einer ungeduldigen und nimmerfatten Reaction folgen 
müſſe — einer Reaction, deren bebeutendfter Träger nicht die Krone, nicht die Brandenburg 
und Manteuffel, nicht die Junfer und Soldaten, fondern das preußische Bolkfelber war. Darum 
war denn aud die Alternative durhaus die: welches Übel das kleinere ſei — die berliner 
Maſſenherrſchaft, von ver fi) die Volfsvertretung treiben und drängen ließ, oder ein Minifte- 
rium der bewaffneten Orbnung, das die Brücke ward zu der unabwendbaren Reaction. 

Auf welche Seite B. neigte , ließ fih nad Allem, was vorausgegangen war, mit Beftimmt- 
beit erwarten. Er jah die berliner Zuftände unter dem noch neuen Gindrud der eigenen frank: 
furter Erlebniffe ; in Einzelnem erfchienen fie ihm wol zu trübe gefärbt, in Anderm und We— 
fentlihem ſah er volltommen das Richtige. Die wüſte Unzudt der Gaffenpolitifer war fo, wie er 
fie ſchilderte; die eigenfinnige Verrenntheit der Nationalverfammlung , mie das häufig der Fall 
ift, mit Ohnmacht gepaart, beurtheilte er ebenfo richtig ald das Maß ihrer Kräfte gegenüber 
der Regierung. Es haben fi damals fharffihtige Augen durd den blinden Lärm der Zuſtim— 
mungsadreflen und Demonftrationen irreleiten laffen; man hat ed wol ald Befangenheit B.'s 
angefehen, wenn et auf die in den Gemüthern ſchon eingetretene Reaction und Ermüdung 
binwies, oder wenn er der preußiſchen Verſammlung vorausfagte, daß fie vom Volk werde ver: 
laffen fein. Die Folgezeit hatte ihm darin mehr Recht gegeben ald Denen, die aus den Maß: 
regeln der Krone eine unberehenbare Revolution der Maffen weiffagen wollten. Bon Branf: 
furt erhielt er nun, ald ſich die Dinge fo tief verwidelt hatten, die Weifung , vermittelnd einzu= 
treten in den Conflict zwiſchen Krone und Volksrepräſentanten — eine Inftruction, von der ed 
wol begreiflih, daß man in Frankfurt fie geben konnte; nur war es ebenfo natürlich, daß fie 
in Berlin nit mehr zu vollziehen war. B. hatte Recht, wenn er meinte, es fei hier nichts 
mehr zu vermitteln, man müſſe fi auf die eine oder auf die andere Seite ftellen. Er nahm 
unzmweideutig Partei für die Krone und eilte dann nah Frankfurt zurüd, um dort feine Ein: 
drücke mitzutheilen und von feinen Schritten Rechenſchaft zu geben. Er fam eben in dem Augen: 
blid zurück, wo in der Paulskirche die preußifche Sache und feine eigene Thätigfeit zur Sprache 
gefommen und ein umfaflender Antrag darüber angefündigt war. Am andern Morgen, am 
18. Nov., follte die Verhandlung ftattfinden. Die Anfprade, womit B. die Verhandlung 
dieſes Tages eröffnete, hat eine gewiffe Berühmtheit erlangt. Es war die Rede, worin er, die 
Phyſiognomie der preußischen Hauptſtadt ſchildernd, die vielberufenen Worte ſprach: „Ich muß 
geiteben, daß mich die Bevölkerung, welche ich auf den Straßen, namentlich in der Nähe des 
Sitzungslocals der Stände erblickte, erſchreckt hat; ich jah hier Geftalten die Strafen benölfern, 
die ich nicht Schildern will.” Er fand, fo fchilderte er weiter, die Verfammlung in fi zerriffen 
und von außen unfrei und terrorifirt durch wilde Maffen; die Minifter dagegen in der männ- 
lihften Faſſung und einer Ruhe, die alle Anerkennung verdiene. An Reaction, meinte er, ſei 
nicht zu denken. Selbſt wenn Jemand daran dächte, fo wäre fie in Preußen unmöglich; und ed 
fei von folden Männern nicht zu denfen, daß jie fih an ein fo wahnfinniges Beginnen wagten. 
Im Übrigen jei ein Zuftand eingetreten, der entweder mit ftrenger Durchführung ber einmal 
beſchloſſenen Mafregeln oder mit Unterwerfung unter bie von der Verfammlung geftellten Be: 
dingungen enden müßte. Welches das größere Unglück fei, fheine ihm nicht zweifelhaft; von 
der preußischen Nationalverfammlung hoffe er weder für die Freiheit noch für die Einheit Deutſch⸗ 
lands eine Unterftügung. 

Indeffen war in Frankfurt die Zeit gefommen, melde vie Entſcheidung über die Verfaffung 
bringen mußte. Was fi bisher nur im Ausſchuß und in engern Kreifen abgefpielt — die 
ragen über den Umfang des neuen Bundes, das Verhältniß Ofterreich8 und das Oberhaupt — 
das drängte ſich jegt mit all feiner unberehenbaren Schwierigkeit aufregend und entzweiend in 
die Berfammlung herein. Wir haben hier die Vorgänge nicht zu ſchildern, die feit November 
1848 unter ftürmifchen Anzeichen diefe Wendung vorbereiteten: die Debatte über die erften 
Paragraphen ver Verfaſſung, dad Programm von Kremfier, den Austritt der Ofterreicher aus 
dem Reihsminifterium, den Eintritt Heinrich's v. Gagern und deffen Progranım über das Ber: 
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Hälmig Öfterreich® zu Deutſchland. 8 gilt hier nur, die Stellung B.s zu dem Allen Furz zu 
Garafterijiven. Dap er an dieſen einzelnen Momenten äuferlih und innerlich den lebhafteften - 
Antheil nahm, brauchen wir faum zu jagen. Gleich anfangs gehörte er nicht zu Denen, die 
einen brüdfen Bruch mit ven Ofterreihern foberten. Er meinte in einer Parteiberathung de# 
Gajinoclubs: zu Kremjier habe der Kaijerftaat nicht das legte Wort geſprochen, es fei wol An: 
laß zu Uinterhandlung da. Diefelbe Habe an ſich nichts Anftößiges und werde das Werk eher 
fördern ald verzögern. Ein fo inhaltſchwerer Vorgang wie die Kostrennung Ofterreihd aus 
dem engern Bunde bedürfe einer fürmlihen Auseinanderfegung, zumal die ganze Spite der 
Berfaflung, die Feftftellung des Oberhaupts, von der Löſung des VBerhältniffes zu DOfterreich 
weſentlich abhänge. Die Sache fand befanntlich eine entgegengejegte Entiheidung ; bie Oſter— 
reicher ſchieden aus dem Reichsminiſterium, die bezüglihen Paragraphen wurben verhandelt, 
Gagern's Programm vorgelegt. Nur inden Mitteln, nicht in dem Ziele war B. anderer Meinung 
als viele feiner politifchen Breunde geweſen; er zählte daher jegt zu den eifrigften Verfechtern 
des Bundesſtaats und der einheitlichen Oberhauptswürbe in ihrer erblichen Übertragung auf 
Preußen. Obwol ed nicht gelang , gleich bei der erften Leſung die Erblichfeit des Kaiſerthums 
durchzuſetzen, hegte er doch feit Anfang 1849 die Hoffnung des Gelingend. Er rechnete darauf, 
daß die Berfaflung ohne die bedenkliche Zugabe des fuspenfiven Vetos und allgemeinen Stimm= 
rechts durchgehen und dann bei Preußen ein thätiges Entgegenfommen finden werde. „Wirb das 
Wahlgeſetz“, äußerte er und damals, „in feiner confervativen Faffung angenommen und die Erb⸗ 
lichkeit votirt, fo halte ich Deutfchland für gerettet.” Unermüblich war er in diefem Sinne thätig, 
im Club, auf der Tribüne, in der Preffe und in perjönlihem und brieflihen Verkehr mit 
Staatsmännern der Einzelftaaten. Auf der Tribüne ift er bei ver Oberhauptsfrage und beim 
Wahlgejeg mit zwei Reden aufgetreten, die zu den bedeutendften gehören , was in dieſen Debat= 
ten aus den Reihen der bundesftaatlichen Partei hervorgegangen ift. 

Allein es kam anders, ald er gehofft; die bisherige Majorität war aufgelöft, neue Com— 
binationen hatten jich gebilvet. Die erfrifhende und aufrichtende Hoffnung, durch die Annahme 
bes Welder’ichen Antrags vom 12. März die ganze Verfaffung mit Einem Schlage durchzuſetzen, 
ward zur fchmerzlihen Täuſchung für die erbfaijerliche Partei; von neuem begann die mühe— 
volle Verhandlung über das Einzelne, bis endlich mit fnapper Mehrheit, und durch gemichtige 
Zugeftändniffe an die Demokratie erfauft, die bundesftaatliche Verfaſſung mit dem Erbfaifer 
geboren ward. Die Antwort ded erwählten Kaiſers ift befannt; fie warf das faum vollendete 
Werk und feine Träger in neue Verwirrung. Von Berlin erft bedingt, dann unbedingt zurüd- 
gewieſen, in $ranffurt von der Demofratie mit Erbitterung angefochten und ſich mit Mühe noch 
revolutionäre Beichlüffe abwehrend, durchlebten die Erbkaiferlihen alle Qualen und Mishand— 
lungen, die einer zwiſchen zwei Extreme eingefeilten Mittelpartei widerfahren Fönnen. 

In dem Maße, ald die Dinge ſich jo unlösbar verwicelten, ſchwand bei B. vie Hoffnung, 
in der Paulskirche die Verfaffung zu Ende zu bringen. Er hatte fhon beim Welcker'ſchen An= 
trage die Freumde dringend und nachdrücklich abgemahnt, durch Gonceffionen an die Linfe die 
Mehrheit zu gewinnen; die Verfaffung felbft, fowie fie geworben war, hatte nur zum Theil 
feine Sympathie. Noch einmal, am 25. April, ſprach er von der Tribüne der National: 
verfammlung mit gemohnter Lebhaftigfeit gegen die Linfe und ihre flürmifhen Anträge, um 
dann diefe Räume nicht wieder zu betreten. Drei Tage fpäter ward er ald Reichscommiſſar nad) 
Berlin gefendet, um dort für die Annahme der Verfaflung zu wirfen. 

Sein Auftrag kreuzte fich mit der unbebingten Ablehnung Preußens und mit der Auflöfung 
der Kammer. B.'s Inftruction hatte eben dahin gelautet, einmal auf die Annahme der Ber: 
faffung zu dringen, dann die Regierung aufzufodern, daß fie ich aller Anoronungen enthalten 
möge, durch welche vem Wolfe die gejeglihen Mittel, feinen Willen kundzugeben, geſchmälert oder 
entzogen würden, alfo namentlich die Ständeverfammlung meder zu vertagen noch aufzulöfen. 
Es war natürlich , daß ihm zu Berlin der Beſcheid warb: beide Foderungen feien bereit erle— 
Digt. Nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge blieb vem Abgefandten des Reichsminiſteriums 
nichts übrig, wie e8 die andern Commiſſare gleichzeitig thaten, nad Frankfurt zurüdzufeh- 
ren. Allein B. fhlug einen andern Weg ein, der ihm nach feinem Ermeffen ald' der jicherfte 
zur Erreihung des großen Zield erſchien, ver aber feinem Auftrage wie feiner Vollmacht wider- 
ſprach und felbft von den nächftftehenden Freunden gemisbilligt ward. Er blieb in Berlin; er 
nahm, wie damals im November 1848, die Verfiherungen ver leitenden Staatsmänner ver- 
trauendvoll und gläubig entgegen und folgte mit Theilnahme ven Verhandlungen mit Hannover 
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und Preußen; bie eben jept zum Abſchluß des Dreikönigsbünnniffes gepflogen wurden. Der 
Abgejandte ver Gentralgewalt, der die Durchführung der Verfaſſung erlangen ſollte, näherte 
ſich den octroyirenden Regierungen und bereitete ſeinen Übergang in ihr Lager vor. 

Wer feinen Gang genau verfolgt hatte, dem konnte freilich dieſer Schritt nit ganz uner— 
wartet fein. Die Zeit, wo er mit dem „ Zermalmen’' gedroht hatte, war vorüber. Die Revo: 
Iution erfüllte ihn mit mehr Schreden ald die Regierungen mit Mistrauen. Schon im Spät: 
jahr 1848 hatte er den Freunden im Elub erklärt, er jehe nichts Anſtößiges in der Unterhand⸗ 
lung mit Ofterreich. Jetzt bot ſich der Anlaß, auf gleichem Wege mit Preußen ſich zu verftändigen. 
Ehe er mit Vogt und Simon die Reichsverfaſſung durchführen wollte, verband er jich lieber mit 
Radowitz und Manteuffel. Ohne Zweifel ein politiſcher Itrthum, der, lediglih nad) dem Erfolg 
gemeffen, den Vorwurf inconfequenter Kurzfidtigfeit wol herausfodern mußte; aber ein Irr⸗ 
thum, der jich doch wieder auß feiner ganzen Urt zu denken und zu urtheilen ‚genügend erklärte. 
Zeigten nicht eben ſchon die Vorgänge in Dresden, in.der Pfalz, bald aud in Baden, melden 
Weg man gedrängt ward, wenn man an der Hand der Demofratie die Reihöverfaffung durch⸗ 
führen wollte? Und ward nicht ſeit den erſten Tagen des Mai die Nationalverſammlung ſelbſt, 
zum Theil wider Willen, in dieſe revolutionären Gleiſe hereingedrängt? So mochte es ihm 
zugleich politiſch und patriotiſch erſcheinen, lieber die eigenen Erklärungen von ehedem zu ver— 
leugnen und die von den Negierungen dargebotene Hand rajch zu ergreifen. Der Entwurf der 
Berfaflung, wie ibn die drei Regierungen vorlegten , war ohnedies viel mehr nad) feinem Sinne 
als der in ver Paulskirche befchloffene. Wir haben ihn Eurze Zeit nachher gefprodyen und waren 
frappirt über den unverhohlenen Eifer, womit er der berliner Verfaffung vor der frankfurter 
den Borzug gab. So entſchloß er ih, aus dem Parlament auszutreten und ji offen an die 
Volitik ver drei verbündeten Regierungen anzufhließen. Am 19. Mai brachten die Zeitungen 
eine Erflärung von ihm an feine Wähler, worin diefer Schritt motivirt war, „Nach meiner 
Anſicht“, hieß es darin, „fördern die Beichlüffe der Nationalverfammlung feit dem 4. Mai 
nicht mehr eine Einigung Deutjchlands, jondern den Bürgerkrieg, und ein Beharren auf dem 
betretenen Wege könnte, ftatt zu einer einheitlihen Geftaltung eines ftarfen Vaterlanded, im 
beften Falle nur noch dazu führen, daß Deutſchland in zweierlei Verfaſſungen, in zweierlei 
Reichstage getheilt und gefhwächt würde. Ein ſolches Ziel iſt nie das meine geweſen. Einer 
Verfammlung, welche nach meiner Überzeugung ein anderes Ziel als ein ſolches nicht mehr er— 
reichen kann, glaube ich nicht mehr angehören zu dürfen; darum mein Austritt.“ Auf die 
Frage, welcher Weg einzuſchlagen ſei, gab die Erklärung den Beſcheid: „Wer von dem Grund— 
ſatze der Freiheit ausgeht, wird nicht beſtreiten, daß die Nation auch jetzt noch die Freiheit habe, 
mit den Regierungen über die Neugeſtaltung Deutſchlands einen Vertrag zu ſchließen. Wenn 
die mächtigſten beutichen Regierungen Das, was die Nationalverfammlung geboten, nicht ange= 
nommen, folgt daraus, daß num die Nation nicht annehmen foll, was die Regierungen bieten? 
Sie dürfte ed nur dann nicht annehmen, wenn es nicht den Hauptbepürfniffen der Nation ent— 
fpräde. Der Inhalt der varzubietenden Verfaſſung wird alfo entſchelden müffen. Diefen In= 
halt foll eine Vertretung des vernünftigen Volkswillens prüfen und über Annahme oder Nicht- 
annahme nad freiem Ermeſſen entfheiven. Niemand wird behaupten können, daß diefer Weg 
— der Weg des freien Vertrags — einer Nation nit würdig fei. Ein großer Vorzug diefes 
Weges ift aber unftreitig, daß, weil die mächtigften Regierungen fib im voraus gebunden „an 
ihrer Uneinigkeit wenigftens oder ihrem Widerſtande die Einheir Deutſchlands nicht mehr ſchei— 
tern kann.“ 

Es lieg ſich denken, daß dieſe Erklärung Auffehen und Wivderfpruc erregte. Daß die de— 
mokratiſche Linke Spott und Hohn auf den Ausgetretenen häufte und feine frühern Erklärungen 
in eine bittere Parallele mit dieſem neueſten Schritt ſtellte, war nur natürlich; aber auch die 
Freunde waren misvergnügt über den jähen Übergang aus der Miſſion eines Reichscommifſars 
zum Verfechter des Dreikönigsbundes. Wol fonnte es auc für jie fo fomnıen, daß, nachdem 
Alles geicheitert war, ihnen, um die Trümmer zu retten, nichts übrig blieb ald der Verſuch, mit 
den octrovirenden Regierungen zu geben; aber das war dann der legte Schritt, nachdem alles 
Andere verfucht und mislungen war. Am präcifeiten ſprach diefe Mishilligung damald Dahl— 
mann aus, als im Kreife ver Gleihgefinnten die Frage des Austrittö berathen ward. „Ach 
Habe“, jagte er, „nicht die glänzende und voreilige Erwartung, wie fie B, feinen Wählern gegen= 
über ausgedrückt hat, und ed hat mir deſſen Erflärung auch deshalb leid gethan, weil Diefer 
ehrenwerthe Mann nur Vertrauen und Vertrauen im Übermaße hat, wo Mistrauen, und Mis⸗ 
trauen felbft im Übermaße, viel eher entſchuldbar ift. Ich kann Vertrauen zu den Gaben eines 
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Minifteriumd Brandenburg nicht haben. Ich gebe jogar foweit,, dañ ich bejorge, ſelbſt feierliche 
Verſprechungen fönnten zurüdigenommen werden. Eben died zu verhindern, müſſen wir zu— 
rückbleiben.“ 

Die nächſten Ereigniſſe ſchienen B.'s raſchem Schritt eine gewiſſe Rechtfertigung zu geben. 
Das Parlament, ſobald ed einmal unter die ausſchließliche Leitung ver Linken gekommen war, 
mußte die ſchmale Grenzlinie bald überſchreiten, die feine legten Bejchlüffe noch von dem bewaff⸗ 
neten Widerflande trennten ; mit der Revolution, wie jie in Baden und der Pfalz auftrat, fol: 
dariich verbunden, ging ed unter, bevor noch dieje Nevolution jelbft ihren legten Todesfanpf 
ausgefochten. Noch vor Ende Juni war auch die Maffe der erbfaiierlihen Partei dabei ange- 
langt, ven Berfud der Vereinbarung mit ven Regierungen zu wagen. Was B. im Anfang 
Mai in Berlin gethan, dem folgten nun in refignirter Stimmung die Freunde in Gotha. Mit 
lebhafter Genugthuung ſah B. diefe Wendung; noch hegte er fein Mistrauen gegen die Re— 
gierungen, der Widermille gegen die revolutionäre Demokratie erfüllte feine ganze Seele. 

Der Reit feiner Öffentlihen Thätigfeit läßt ſich in kurzem zufammenfaffen: fie endete zu: 
gleich mit dem Scheitern aller der Hoffnungen, an deren Erfüllung er noch im Spätjahr 1849 
nicht verzagt hatte. Im Frühjahr 1850 betrat er nod einmal Eurze Zeit die altgewohnten 
Räume der badiſchen Kammer, um von da nad Erfurt zu geben, wohin ihn ein preußifcher 
Wahlbezirk gefandt hatte. Es waren die legten Momente feines reichbewegten parlamentarifchen 
Zebend. Dort im Martinsftift hörten wir noch einmal beredte Worte von feinen Lippen fließen, 
wie zu Frankfurt, vom Beifall feiner Freunde, vom tobenden Lärm der Gegner unterbrochen. 
Aber die Gegner waren andere geworden; nicht mit Karl Vogt, jondern mit Stahl mußte er 
diesmal eine Lanze brechen, nicht die Redner von Donnerdberg, jondern Herr v. Bismarf- 
Schönhaufen übernahm es bier, den abgetretenen Wig vom „Geftaltenfehen “ nod einmal 
auf die Tribüne zu bringen. DB. felber hatte die frühere Zuverficht des Gelingen verloren; in 
einigen Aufjägen , die er vamald an die ‚, Deutfche Zeitung * fandte, verbarg er nicht mehr, daß 
dad Vertrauen, womit er ein Jahr zuvor den Leitern der preußifchen Politif entgegengefommen 
mar, tief erjchüttert fei. Wie die meiften Freunde fhied er von Erfurt mit halb vereitelten 
Hoffnungen. 

Seine politifche Laufbahn war damit gejchloffen. Den badiſchen Landtag, der fich im Herbft 
1850 wieder verfammelte, konnte er nicht mehr befuchen ; nad) deſſen Schluß im Jahre 4851 
legte er die feit zehn Jahren mit Ehren behauptete Stelle nieder. Seine Geſundheit hatte ebenfo 
lange ausgehalten, ald die Hoffnungen auf eine Löfung der veutfchen Dinge frifch geblieben 
waren; wie diefe verwelften, brach auch fein förperliches Wohlfein zufammen. Schon vor 1848 
war er vielfach leidend geweſen; feine nicht ftarf organifirte Natur hatte die Rückwirkung anges 
firengter Arbeiten und fortwährender Aufregungen bereits damald empfunden; es war ihm 
aber gelungen, durch die Spannung, welche die Zeit ven Einzelnen gab, die Anwandlungen ber 
Schwäche nieverzuhalten. Nun kamen die ftürmifchen Zeiten von 1848: der jähe Wechfel zwifchen 
den fühniten Hoffnungen und bitterer Enttäufhung, zwifchen ſtolzem Gelingen und troftlofem Un— 
terliegen, die Tage des rafhen Umſchwungs von Zuverſicht zu ſchwerer Sorge, von populärer 
Huldigung zu wildem Hafle aufgeregter Maſſen. Auch für eine ftärfer angelegte Natur als 
die feine war dies eine furdtbare Probe; wie mandje Eräftige Natur ift unter den erſchüttern— 
den Schlägen diefer Tage erlegen! Ihn hielt die Arbeit, die Leidenschaft, die Hoffnung aufrecht; 
aber der Tag mußte kommen, wo dieſe Stügen ihren Dienft verfagten. Noch während der letz— 
ten Agonien der bundesftaatlihen Sache ftellte fid das alte Übel in jchlimmerer Geftalt ein; ed 
kam ein hartnädiges Augenleiven , dad den regfamen, arbeitgewohnten Mann zur traurigjten 
Pafjivität verurtheilte. Es ward nichts verfäunt, durch ärztliche Behandlung, Brunnencuren 
und Seebäder dem Übel zu fleuern, aber alle Bemühungen blieben ohne nachhaltigen Erfolg. 
Es jtellte fich vielmehr immer deutlicher die niederſchlagende Wahrnehmung heraus, daß das 
Örtliche Leiden nur ein Symptom der allgemeinen Zerrüttung feiner Geſundheit fei. Noch blieb 
er zwar geiftig lebendig und nahm Theil an allen ven Dingen, die den beveutenpften Theil feines 
Lebens ausgefüllt Hatten; allein felbft ein kurzes Geſpräch mit einigen Freunden fonnte ihn fo , 
angreifen, daß er außer Stande war ed fortzufegen. Was er in einem jahrelangen Zuftand 
fo aufreibender Art Alles gelitten hat, läßt lich ſchwer befchreiben; es rechtfertigt nicht, aber 
ed erklärt den verzweifelten Entſchluß, ihm gewaltfam ein Ziel zu fegen. Am 29. Juli 1855, 
nachdem eben feine greifen Altern die funfzigiährige Jubelfeier ihrer Vereinigung im großen . 
Kreife der Angehörigen gefeiert hatten, machte er durch einen Piſtolenſchuß feinem ſchwergeprüf— 
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ten Leben ein Ende. Die Section wies aus, daß eine Misbildung der Leber eingetreten war, 
bie in den meiften Fällen ſchwere, unheilbare Melancholie nach ſich zu ziehen pflegt. 2) 

Mit ihm ging ein Nepräfentant unjers Mittelftandes zu Grabe, wie Deutihland beren 
nicht viele aufzuzählen Hat. Aus nicht ungewöhnlichen Verhältniſſen herausgewachſen, dad 
Meiſte eigener Geiftesarbeit und eigenen Studien verdanfend, nicht aus der Stube und aus dem 
Katheder fondern im Öffentlichen Leben zu einer hervorragenden politiihen Thätigkeit heran 
gebildet, focht ev bis 1848 rühriger und fraftvoller als die Meiften aus unferm Bürgerthum 
unter den Fahnen deutſcher Freiheit und Einheit; feit 1848 nahm er wieder leidenſchaftlicher 
und tapferer ald die Meiften an dem Kampfe Theil, den die Sache der Neform gegen die Revo— 
Iution zu führen hatte. Die ganze Situation machte diefen Kampf von vornherein zu einem 
tragifhen und fruchtlofen, und fein eigenes Leben hat dies Schickſal gewiſſermaßen individuali: 
firt. Die Schwächen und Irrthümer treten darin fo deutlich heraus wie die glänzenden und 
guten Seiten. Jet, wo die Leidenſchaften gekühlt iind, muß eine unbefangene Beurtheilung 
zugeftehen, daß feine Feinde beider Extreme in dem Schlimmften, was jie ihm nachgeſagt, ſich 
geirrt haben. Die Männer der Reaction, die ihn früher gern wol ald Jakobiner ſchilderten, 
mußten einräumen, daß er für jittlihe und bürgerliche Ordnung, für Geſetz und Nedt, für 
den Segen eines friedlichen Gedeihens jeder Zeit offenen und warmen Sinn gehabt hat: und 
den Gegnern von der Linfen gegenüber, die ihn gern als einen der bitterften „, Volksfeinde“ an= 
flagten, bleiben wir der feften Meinung , daß er für die Freiheit und die Größe des Vaterlandes 
fo warm und tief empfunden hat wie Irgendeiner von ihnen. Herb und [honungslos über ihn 
zu urtheilen, died Recht räumen wir nur Dem ein, der von ſich mit Wahrheit fagen fann, er fei 
im jenen ſchweren Tagen jederzeit frei von Irrthum gemwefen. 2. Häuffer. 

Baftille, ein zumal durch feine Erftürmung (am 14. Juli 1789) und glei darauf ges 
folgte Zerftörung biftorifch wie politifch merfwürdig gewordenes feſtes Schloß und Staats: 
gefängnif in Varis. Vom Jahre 1569 bis zum Jahre 1585, unter den Königen Karl V. und 
VI. in Frankreich, dauerte der Bau diejer gegen die gefürdteten Engländer errichteten Befte, 
Hugues Aubriot hieß ihr Baumeifter. Brühe wurde fie zugleich als Staatsgefängniß gebraucht, 
und ſchon Aubriot felbft wurde darin wegen Neligiongmeinungen eingejperrt. Mit den Fort: 
fhritten der Despotie mehrten ſich aber die Einferferungen und verfhlangen die acht Thürme 
ber Bajtille eine fortwährend fleigende Zahl von Opfern der Willkürherrſchaft, mitunter aber 
aud) der Familientyrannei, welder jene willfährig ven Arm lich. Denn in der Regel nicht durch 
Urtheil und Net und wegen wirfliher Verbrechen, fondern durch den unmotivirten Macht: 
fpruch des Königs oder feiner Minijter (lettres de cachet) und wegen bloßen Misfallend oder 
boshafter Berbädhtigung, wegen verhafter religiöfer Lehre, infolge ſchlechter Hofintriguen oder 
torannifcher Laune, mußten ohne Unterſchied Unſchuldige wie Schuldige, rechtſchaffene Männer, 
geadhtete Bamilienväter wie Sünder oder Abenteurer, oft hochverdiente, tugendhafte, dem Vater: 
lande theure Bürger ſich plöglich verdammt fehen zum Kerfergrab, deifen Thore dann nur durch 
diejelbe Willkür, welde das Opfer Hineinftieß, fih ihm zur Erlöfung wieder aufthaten. Für 
gar Viele aber ſchlug die Stunde der Erlöfung nie. Viele, deren Nahe die Genfer fürdhteten 
oder deren wohlbegründete Anfprüche man fcheute, oder die ein gefährliches Geheimniß fannten, 
hielt man abſichtlich verfhloffen ihr Lebenlang; Vielen widerfuhr ſolches blos aus Vergeſſen— 
heit, oder weil ihr Flehen um Befreiung, von Feindes Bosheit unterdrückt, zu feinem befreun: 
beten Ohr oder zu feiner hülfreichen Hand gelangte. Zu den Qualen der Freiheitöberaubung 
und der beängftigenden Unwiffenheit über deren Dauer, ja oft über deren Urſache, gefellten ſich 
nod) jene der willfürlichften, meift harten, oft tyrannifhen Behandlung und die ſchon aus der 
Beichaffenheit der meiften Kerker hervorgebenden Leiden. Theils graufame Bernadläjfigung, 
theils eigens erfinderifche Bosheit machten diejelben durch Unreinlichfeit, durch Mangel an Licht 
und Luft und an den nothwendigſten Bequemlichfeiten, ſelbſt durch Verweigerung des Kleider: 


2) Daß nur diefer Kranfheit fein Tod zuzurechnen war, biefes Fonnten die Freunde, die ben treffs 
lihen Mann in dem legten Jahre feines unfaglich peinlichen Leidens beobachteten, am beften daran ers 
kennen, daß er zivar über andere Dinge geiitesfrei urtheilen fonnte, nur nicht in Beziehung auf feine 
Krantheit und was damit zuſammenhing. Ir diefer Beziehung ergriffen und beherrſchten ihn, wenig—⸗ 
fiens vorübergehend, die ertremften, unbegreiflichiien Vorftellungen und Entſchlüſſe, die fein Seelen⸗ 
fundiger frei und fein eigen oder ihm zurechenbar nennen durfte, Hier beberrfchten ihn wahrhaft fire 
Idecu. Much ergab fich bei der Section nach der Mittheilung eines fehr erfahrenen und hochgeachteten 
greifen Arztes gerade diejenige Reberfranfheit, die vorzugsmeife verhaͤngnißvolle — raue 
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wechjeld, der Feuerung u. f. m. zu Wohnungen des Graufens; aber viele waren ſchon durch ihre 
Bauart (ald unterirdiiche, feuchte, grabähnliche Behältniffe, die man eigens cachots nannte, 
oder ald eijerne Käfige) zu wahren Marterfammern beftimmt und, der Kenntnißnahme aller 
Welt entrüdt, zur entjeglichiten Berriedigung fatanifher Rachſucht dienend. Gin ſchaudervolles 
Beilpiel davon waren ſchon die unglücklichen und unſchuldigen Brinzen von Armagnac, welde 
ber Tyrann Ludwig XI. in ſolchen unterirdiichen Kerkern vergeftalt peinigte, daß die nad) feinem 
Tode darüber erhobene Klage der Gepeinigten (1485) die Bruft des Leferd mit Entfegen füllt. 
Nicht immer freilich tobte diejelbe Tyrannenluft. Inter guten Königen, wie Ludwig XIL und 
Heinrich IV. fonnte die Unſchuld ruhiger fein; doch fehlt es felbft unter ihnen an Beifpielen des 
Gewaltmisbrauchs nicht. Aber in furdtbarer Größe erfcheint ihre Zahl unter den langwierigen 
Regierungen Ludwig's XIV. und Ludwig's XV., wiewol der Schleier des Geheimniſſes den 
größten Theil der durd fie oder dur ihre Minifter verorpneten Einferferungen det. Denn 
was ung einige Dulder, wie de Gourville, de Buſſi-Rabutin, Madame de la Nivere und etwas 
fpäter der geiftsolle Linguet von ihren Leiden erzählen, ift nur Stückwerk. Ebenfo enthalten die 
von zwei Ungenannten in den Jahren 1774 und 1784 herausgegebenen „Remarques histori- 
ques et anecdoles sur le chätenu de la bastille‘” und „Mémoires de la bastille sous le regnes 
de Louis XIV, XV et XVI“ wol intereifante Ginzelheiten, aber feine vollftändige Darftellung; 
und aud die nad Erftürmung der Baftille aus den angeblid in ihren Mauern gefundenen Bas 
pieren, theils Actenſtücken, theils Aufihreibungen der Gefangenen, zufammengetragenen Denf: 
würdigfeiten (wovon fhon 1789 eine Sammlung veranftaltet und in einer Überjegung unter 
bem Titel „Beiträge zur Geſchichte der Baftille” bei VBarrentrapp und Wenner in Frankfurt 
erichienen ift) jind lückenhaft und vielfady unbefriedigend. Indeſſen ift, was wir willen, jeden: 
all3 Hinreihend, und mit Abſcheu, ja mit Entjegen zu erfüllen und die verlorene, ſchmachvolle 
Lage der franzöſiſchen Nation in der der Nevolution vorangegangenen Yeit uns eindringlich vor 
Augen zu ftellen. Denn was man aud) von der vergleihungsweis nur geringen Zahl der Opfer 
fage, die gewöhnlich und insbefondere im Augenblic ihrer Erjlirmung in der Baftille ſchmach— 
teten: ihre Kerfergräber drobten darum nicht minder Allen, welche die Ungnade eines Minijterd 
oder eined Höflings fi zugezogen, oder von deren Verderben ein Hochjtehender oder Einfluß: 
reicher einen Gewinn für ji oder für einen Günſtling erwartete ; Allen zumal, welche durch frei— 
finnige Rede oder Schrift die Privilegirten oder die Sünder zu beleidigen wagten. Und mitunter 
flieg die Zahl der Gingeferferten gleihwol fo Hoch, daß man, um Raum für die neuen Anfömms 
linge zu gewinnen, die ältern Gefangenen in andere der Baftille ähnliche Kerker brachte. Denn 
nod in verfhiedenen Brovinzen gab e8 dergleihen Zwinger: oder Marterhöhlen; nur war bie 
Baftille unter ihnen die berüchtigtfte und — weil allernädjft der Hauptftabt und ihrer Hof: und 
Schriftſtellerwelt drohend — die gefürchtetfte. Daher war natürlih, daß das im Jahre 1789 
zu Freiheitsgedanken erwachte franzöfifche Volk die erfte Außerung feiner entfeilelten Kraft ges 
gen dieſe Bajtille richtete und das verhaßte Gebäude, nachdem deifen Erftürmung ihm wunder: 
ähnlich geglüct hatte (14. Juli), in patriotiſchem Jubel niederriß. Diefe Ihat war allerdings 
nicht nach den Gefeßen; aber, fowie die Erhebung im Juli 1850, fo wurde auch fie durch den 
heldenmüthig erftrittenen Grfolg gerechtfertigt; ja ſelbſt durch alle einheimischen Autoritäten 
als eine nicht nur unfträfliche, fondern ums Nationalwohl höchſt vervienftliche anerfannt, durch 
die Stimme des Volkes aber und der öffentlihen Meinung in ganz Europa begeiftert bis zu ben 
Sternen erhoben. Auch ift Elar und kann nur von den übertriebenften Männern der Neaction 
geleugnet werden, daß an Volkserhebungen in den Momenten verhängnißreiher Krifen der 
Mapftab des ferengen äußern Rechts nicht gelegt werden darf, oder daß wenigftend nicht er, fon= 
dern nur Anlaß und Zweck, Geift und Erfolg, überhaupt der geſammte politiiche und moralifche 
Charakter verfelben für ihre Würdigung entjdeidend find. Genug! Die Weltgefhichte hat die 
Erftürmung der Baftille als den erften großen Act der in ihren Anfängen glanz= und hoffnungs⸗ 
reihen, doch freilich allzu bald verbüfterten und entjtellten Revolution in die Kichtfeite ihres 
Buches eingetragen. Rotteck. 

Baubehörden, ſ. Bauweſen. 

‚Bauer, Bauernſtand. (Geſchichte und Rechtozuſtand ber deutſchen Bauern.) 
I. Über den Begriff und die allgemeine Lage des Bauernſtandes. Bauern find 
nad dem Wortjinn und nad) dem allgemeinften Begriff Diejenigen, welche ji mit dem Bauen 
des Landes beihäftigen. In einem gewöhnlichen engern Sinne befaßt man unter diefem Wort 
zugleih aud Das, daß die Bauern Eigenthümer oder wenigftend dinglich Fe Beſitzer 
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des Landes find, welches fie bauen. Wir Deutfche fennen Gottlob jegt im Allgemeinen nur freie 
grundbejigende Bauern, weder Sklaven, wie noch in Nordamerika, und Leibeigene, noch auch 
allgemeine Pächterwirthſchaft, wie großentheils in Italien. 

Schon unmittelbar an die Beihäftigung und an den Grundbejig (an den volkswirthſchaft⸗ 
lihen Begriff ded Bauern) Fnüpfen ſich bedeutende natürliche Eigenthümlichkeiten ver Bauern. 
Die Feftigkeit und Unbeweglichfeit von Grund und Boden, die Abhängigfeit der Ernten und 
der Misernten, des Glücks und Unglüds feiner Bebauer vom Himmel, von feinen feften Ge— 
fegen wie von feinen vorübergehenden Erſcheinungen geben dem Gharafter des Landbauers zu= 
gleich etwas Feſtes und etwas Religiöfes, Anhänglichkeit und Treue für das Beftehenve oder 
etwas Goniervatived. Die im Vergleich zu den höhern und zu den gewerblichen und Handels 
beftrebungen einfachere, funftlofere, zum Theil rohere Thätigkeit geben ihm etwas Unaufgeklär— 
tered, etwas Einfacheres, Roheres, Schwerfälligered. Sie geben ihm auch etwas mehr Keicht- 
gläubigkeit und auch mehr gutmüthiges Vertrauen, ſofern legtered nicht zu jehr durch die 
vielfadhen Unterdrückungen und Übervortheilungen von Seiten der höhern geift: und weltlichen 
Stände zerftört it. Die größere Yeftigfeit und Unabhängigkeit des Grundbeſitzes, die Sicher- 
heit aud) in der Ausübung des praftiich erlernten Berufes, wobei der Arbeiter ohne eigentliche 
(qualitative) Theilung der Arbeit das ganze Gefhäft ausübt, und auch nicht wie der Bürger- 
ftand vielerlei Gejchäfte treibt — dieſes Alles gibt der Haltung des Bauern etwas Feftes, Gera= 
bed, Männliches. 

Die eigenthümliche Beihäftigung des Bauern in Verbindung mit feinem feften Grundbeilg 
werben zugleich je nad) den focialen (rein gefellfchaftlichen) und je nad) den politifchen (oder ftaat- 
lichen und gemeinvlihen) Verhältniſſen eine wichtige Grundlage der Standesverhältnifie. Bei 
Bölkern, welche ganz überwiegend vom Landbau leben, wie die alten Germanen, wird der Örund- 
eigenthum befigende Bauer der eigentliche Staatsbürger, und nurder Staatöbürger fonnte hier das 
Orundeigenthum befigen. Die germanifhen Staatsbürger und ihre regierenden Volksverſamm— 
lungen nannten ſich noch in jpäten Zeiten (f. Adel [Altgermaniicher], 1, 229 fg.) die Bauern 
over die Bonden. Sie bildeten, da alle au am Kriegs- und Staatdgejhäft Theil nahmen und 
da auch Gewerbe und Handel noch nicht zu befondern Lebensgeſchäften ausgebildet waren, den ein- 
zigen, jedenfalls ven höchſten Stand der Staatsbürger, in welchem noch die Fürften und die Be— 
amten und unter welchem die güterlofen Sinterjaflen, Leibeigenen und Freigelaffenen ftanden. 
Je mehr in einzelnen veutfchen Gegenden und Gemeinden die altveutichen Orundverhältniffe noch 
in der Wirklichkeit und in dem Volksbewußtſein übriggeblieben waren, umfomehr trugen die 
grundeigenthumbefigenden Gemeindebürger, und vollends die Bollbejiger und Vollbürger, oder 
die Vollbauern, die, weldye mit Pferden oder mit vier Prerven fahren, ven Namen „vie Bauern“ 
ald Ehrennamen, oft gleichbedeutend mit „Herren“, im Gegenfag der armen und Eleinen Leute, 
der Knechte, dev Halbbauern, der Tagelöhner und Miethöleute. In der feudaliftifchen despoti— 
ſchen Unterbrüdung eined größern Theils der alten freien Grundbeliger durch die neuen Feu— 
dalherren, welde jene Grundbejiger zu Hinterfaffen und Leibeigenen machten, ihre Freiheit des 
Grundeigenthums, ihre Wehrmannd- und ſtaatsbürgerlichen Rechte für fich allein in Anſpruch 
nahmen, blieb ihnen nur die Befhäftigung mit dem Aderbau. Dieſe Beihäftigung bürdeten 
ihnen die feudaliftifhen Güterbefiger, die durch die Erblichkeit ibrer Feudalrechte der Erbadel- 
ftand wurden, jegt ausfchließlih auf. So bildete fid) fogar im Mittelalter zum Theil der Falfche 
Begriff, Bauern feien nur Diejenigen, welche ald Gutsbauern, Colonen, Pächter, Leibeigene 
oder Tagelöbner fremdes Grundeigenthum bebauten. Und man fhämte fi nit, das freilich 
factifch vielfach vorherrfchende Unrecht, welches indeß in Deutfchland nie fo allgemein wurde mie 
in mehren romaniihen Rändern, als den allgemeinen Redhtögrundfag und als die juriftifche 
Vorausannahme (Präfumtion) hinzuftellen. So entjtanden in Frankreich wie in Deutſchland 
die verächtlihen Begriffe von den Bauern (Roturiers), fo die falfhen Rechtsregeln: nulle terre 
sans seigneur, und die Annahme, daß mit vem Wort Bauer ftetö der Begriff von Ilnfreiheit 
und Hinterfäffigfeit, oder Abhängigkeit von guts- und [hugherrlichen (patrimonialen) Ober- 
eigenthumsrechten zu verbinden, und daß überall das Wenigfte von Freiheitd: und Eigenthums— 
rechten für deutihe Bauern anzunehmen jei, Theorien, bei welhen man nicht weiß, ob man 
mehr ihre Keckheit bewundern oder ihre nur allzu lange Herrfchaft und ihre nur allzu traurigen 
Wirkungen beklagen fol. 

Seitdem ſich indeffen mitten in ver Gährung und in ver Mifhung altgermanifcher und feu- 
daler Gefellfhaftöverhältniffe dur die entftehende ſtädtiſche, gewerbliche und Handeldcultur 
eine neue fociale und bald auch politifche Stänveabtheilung bilvete, unterfhiev man neben vem 
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Geiftlihen:, dem Adel: und dem Bürgerftanve ald vierten Stand den Bauernftand. Diefer 
Stand umfapte, wie unjer allgemeinfter Begriff, alle Diejenigen, welche die eigene Betreibung 
der Landbaugeſchäfte zu ihrem perſönlichen Lebensberufe ergriffen hatten, ohne Rückſicht auf 
ihre Eigenthums- und ftaatsbürgerlihen Rechte. Diefes bildet auch Heute noch in einem wei— 
tern Sinne den Bauernftand, obgleich in der neuern Zeit in Beziehung auf die drei erften Stände 
und ebenfo aud) in dem Bauernftande bedeutende Veränderungen eintraten. Alles Faftenmäßig 
Geſchloſſene der Stände fiel immer mehr weg. Die Hinterfäfligfeit und die Leibeigenſchaft veut- 
fher Bauern wurde in Deutſchland überall aufgehoben, und wir befigen jest überall eine große 
Anzahl freier bäuerliher Orundeigenthümer, melde durch die Aufhebung der Zehnten und an= 
derer Örundlaften und durch die hohen Getreidepreife jehr wohlftehend geworben find. Bäuer- 
liche Tagelöhner, die fein eigenes Örundeigenthum befigen, können zwar nad) den ſtaatsbürger— 
lichen und Gemeindegefegen, auch abgejeben von der vortheilhaftern Stellung der Grundeigen- 
thümer, denfelben nachgefegt fein. Doc find jie von ftaatäbürgerlichen und Gemeinderechten 
nicht ganz ausgefhloffen, ebenjo wenig auch aus dem Begriff des Bauernftandes. Ausgefchloffen 
Dagegen von Begriff ded Bauernftandes find diejenigen Gutsbefiger, die nicht felbft perfönlich 
die Landbaugeſchäfte treiben, wie die vornehmern Gutsbeſitzer aller Art, z. B. auch die Geiſt— 
lihen und die Beamten, oder Andere, weldhe Güter von Andern bearbeiten laffen, wie 3. B. ſtu— 
dirte Dfonomen und Diejenigen, welche Güter nur als Waare zum Verkauf erwerben. Diefe ge: 
hören mehr zu den Gewerb: und Handeltreibenden. Stabtbürger dagegen, welche ſelbſtländliches 
Grundeigenthum bebauen, gehören wenigftens theilweife zum Bauernftand. Des ganzen Bauern: 
ſtandes wahrer Kern aber, den Bauernftand im engern Sinn, bilden die auch ländlich wohnen: 
den mittleren und Eleinern Orundeigenthümer, welche jelbft perfönlich das Landbaugeſchäft trei- 
ben. Sie vorzüglich bilden den Stand, welden vollends heutzutage der Patriot nur mit Freude 
und Hoffnung betrachten fann, ven Stand, welcher bei unferer fteigenden Cultur, bei Verbrei- 
tung der freiern und landftändiichen und Gemeinderechte, fowie der Öffentlichen und Schwurge: 
richte und mit der Verbreitung rationeller Landwirthſchaft aud der landwirthſchaftlichen Ver— 
eine, weldyer endlich bei feinem fteigenden Wohlftand zwar immer mehr an der edlern Bildung 
der Nation Theil nimmt, dennody aber durch feine gefunden natürlihen Verhältniffe mehr ala 
andere Stände gegen die Gefahren und Verderbnifle unferer modernen Givilifation geſichert 
ſcheint, und deſſen Eigenthümlichkeiten auch die Politif, insbeſondere die Polizei wohl berückſich— 
tigen und ſchonen follte. Mit doppelter Freude und Hoffnung darf der fonft fo vielfach nieder: 
gebeugte deutiche Patriot auf das fleigende Wohl dieſes Standes feine Blicke richten, da in 
Deutſchland, welches nie von Fremden erobert wurde, eine ungleich größere Anzahl bäuerlicher 
Eigenthümer ſich rettete oder wiederhergeftellt ward als faft in allen andern europäifdhen Län— 
bern, und da die Wieverherftellung ihrer völligen perjönlihen und Eigenthumöfreiheit durch 
feine fo gefährliche und vielfah unheilvolle Revolution erworben wurde wie in Frankreich. 

1. Zur Geſchichte des deutſchen Bauernftandes. In Beziehung auf die erite 
Beriode, oder die Zeitderaltgermanifden freien Nationalverfaffungen, 
ergibt fid für den veutfchen Bauernftand gerade das Gegentheil von jenen oben berührten, dem 
fpätern Feudalisinus entnommenen ungünftigen VBorftellungen, Begriffen und Rechtsvermuthun— 
gen. Diejed haben jchon die Art. Abmeierung, Adel (Altgermanifher) und Alodium er- 
wiefen. Auf eine ſehr erfreuliche Weile wurden die im „Staats-Lexikon“ entwidelten Grund: 
anſichten über die Grundverhältniffe der altgermanifchen Völker und namentlich in Beziehung 
auf ihr Kandeigenthum neuerlich beftätigt durch die vortrefflihen gründlichen Unterfuhungen 
von G. L. v. Maurer. !) Es ift hiernach unbeftreitbar, daß die altgermanifhen Völker in ihren 
genoſſenſchaftlichen Beiigergreifungen, Vertheilungen des Baulandesund in ihren Nugungs: 
rechten am Gemeindeland, mit andern Worten, daß fie in ihrer Marfenverfaflung, ebenfo wie in 
ihrem politifh-militärifhen Vereinsweſen, in ihren Hundertſchaften oder Grafſchaftsvereinen, 
den Grundjag der Gleichheit aller freien Genoffen durchführten, ohne daß irgendeine Spur ade: 
liger Bevorrechtungen fid) irgendwo auffinden ließe. Die Markgenoffenfhaft bilvete früher zu: 
gleid) die Gemeinde, und fie war die Gemeinfchaft gleichberechtigter Genoffen, deren Gefammtheit 
einen gewiffen gegen außen abgegrenzten Raum inne hatte. Ein Theil diefes Raums wurde dem 
Sonderbefig und Eigenthum der einzelnen Genoffen oder Gemeindeglieder überlaffen, fein Haut 
und Hof (curtis, mansus) nebft den eigenthümlihen Grundſtücken. Diefe zufammen war jein 


1) „inleitung zur Gefchichte der Mark, Hof-, Dorf» und Stadtverfaflung und der öffentlichen 
Gewalt“ (Mündyen 1854) und „Geſchichte der Marfenverfafjungen Deutichlands” (Erlangen 1956). 
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8008, fein Geſammtloos, fein Losgut, fein Saalland, feine Habe, fein Erb und Eigen. Der ans 
dere, früher ftetd der größere Theil, blieb für Alle zum gemeinjamen ebenfalld nad dem Grund— 
fag der Gleichheit und nach gemeinfamen Marfgejesen geregelten Gebraude übrig. Diejed un— 
vertbeilte Land, „wohin nit Senje und Plug geht“, das Gemeindeland, Allmend, bezeichneten 
mol die Worte „Wald, Weide und Haide, Waller, Wege und Stege‘. In Alpenkindern, wo 
ſich oft die uralten Marfenverfajlungen bis zum heutigen Tag erhielten, gehörten dahin aud) 
gewöhnlich die Alpen. Es wohnte dabei meift, ſowie noch jegt in vielen Gegenden Deutſchlands, 
z. B. in den Ländern der Frieſen und der Weftfalen, in Hannover, im Schwarzwald, jeder 
Grundbejiger in Mitte feiner umgrenzten Beſitzung und überſchaute jo und bewirthſchaftete ſiche- 
rer und leichter das Ganze. Neben ihnen wohnten in ihrem Schug oftmals bejiegte Ureinwohner 
des Landes, die Liten, Raten oder Leute, auf den ihnen unter beftimmter Abgabenpflicht belaffe= 
nen Ländereien. Es waren aljo die felbftäntigen Familienväter, welche das Familiengut bes 
fagen und als ſolche zugleih an der Beitimmung aller geſellſchaftlichen Angelegenheiten in. den 
Öffentlihen VBerfammlungen und Gerichten theilnahmen, ebenjo wie die alten freien Nömer 
zugleidd Mitregenten ded Staats und Landbauer. So ehrenvoll aljo erfheint in ver germa— 
niſchen Urzeit, namentlih nad ITacitus, nah den alten Volksgeſetzen und nad den ältejten 
Urkunden von den nordiſchen Germanen das Verhältniß der deutſchen Landbauer, und ſchon die 
höchſt zahlreihen Landwehrheere, die Hunderttaujende freier Landwehrmänner, die oft ein eins 
zelner Volksſtamm aufftellte, beweifen, da in ihnen nur die freien Mitglieder der Volksgenoſſen— 
haft, nie die bejiegten und gar nicht mehr waffenfähigen Liten ftritten, daB Diejenigen Recht 
hosen, welde die Zahl der legtern als verhältnißmäßig gering annehmen. 

In der zweiten Periode aber, oder in der Periode des rohen despotiſchen 
Feudalismus und Fauſtrechts feit ver Gründung der großen Eroberungsreiche, riſſen 
die Könige, die Beamten und die Gefolgsleute der Könige und die Geiftlihen, und wer fonft 
fauſtrechtliche Macht und Gewalt zu erlangen wußte, einerjeits auf die in den Art. Adel 
(Altgermaniſcher) und Alodium und Feudum (I, 255 und 446 fg.) angegebene Weije großt 
Gütermaſſen an ih. Sie oder der rechtloſe Zuftand zwangen viele Taufende kleinerer freier 
Süterbefiger, ihnen ihr Eigenthum oder doch ein fogenanntes Obereigenthum an demſelber 
oder wenigftens eine Brivatihuggewalt darüber abzutreten, und ſomit entweder ihre Liten oder 
doch ihre Hinterfälligen Schüglinge, ihre Lehns- und Dienftleute, ihre Golonen, ihre Patrimo— 
nial= und Outöbauern, ihre Erb- und Zeitpächter zu werden. Sie nahmen yon den Nömern bie 
perſönliche und Hausſklaverei oder die eigentliche Leibeigenſchaft an, verſchlimmerten nad Bill: 
Für die Yage ber alten Liten und machten vorzüglich auch als Beſieger ſlawiſcher oder wendiſcher 
Stämme das Nehtöverbältnig derſelben oft drüdend hart. Andererſeits aber wußten jie zu: 
gleidy die kaiſerlichen Regierungs- und die Faiferliben und die genoſſenſchaftlichen Amtsrechte 
über Freie und über ihre Hinteriaffen an ſich zu reifen, für ihre Familien erblidy zu machen und 
mit ihren privaten Guts-, Lehns- und Herrihaftsredhten zu verbinden und zu vermischen. So 
entftand denn durch die tauſendfach verfhiedenen neuen befondern Verhältniſſe und Berträge 
in den verfchiedenen Orten, Gegenden und Zeiten neben den Neften der alten Einrichtungen eine 
fo bunte Mufterfarte taufendfach verſchiedener Nechtöverbältnifje, Abgaben und Dienftpflidten 
der Güter und ihrer Bejiger, daß felbit die begeiftertiten Freunde der Mannichfaltigkeiten und 
Sonderthümlichkeiten in der geſellſchaftlichen Einrichtung dadurd befriedigt werden müſſen, 
und daß viele Druckjeiten nicht ausreichen würden, aud nur die Namen ver Güter und inöbe: 
fondere die Namen der Abgaben und Laften der Bauern zu fhildern. Der allygemeinfte Grund 
indeß, warum fo viele Fleinere Landbejiger diefe Schmach duldeten, war ihr Streben, ſich dem 
misbrauchten läjtigen Landwehr: oder Kriegsdienst zu entziehen, und das allgemeinfte fauftrecht: 
liche Mittel beftand in der immer mehr vergrößerten feudalen Kriegsgewalt der Herren, womit 
fie für ihre jegt wehrlojen Hinterfaffen ven öffentlichen Kriegsdienit übernahmen. Hierneben 
erhielten ji indeſſen vielfad; alte freiere Verhältniſſe. Gin allgemeiner Begriff von Bauer läßt 
fich in diefem haotifchen Zuftande gar nicht-aufitellen, und daſſelbe lateinijche oder deutiche Wort 
bezeichnet in den verfhiedenen Gegenden, Zeiten und Urfunden ganz verſchiedene, ja entgegens 
gejegte Verhältniffe der Landbejiger und Landbewohner. 

Etwas beſſer und fefter und beftinnmter geftalteten ji die Verhältniffe/in ver dritten Pe: 
riode, in der Zeit des theokratiſch gemilderten und Des geordneten Feuda— 
lismus, ungefähr vom 11. — 15. Jahrhundert. Durch die Ausbildung der neuen Stände, 

des geiftlicyen und weltlichen hoben und niedern Adels, an welchen legtern mit den Miniſterialen 
auch die Doctoren der fremden Rechte, überhaupt die ftudirten Beamten jid) anjchloflen. und ends 
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Uch der Stahtbürger, und durd den Gegenſatz gegen dieſe befondern Feudalſtände und gegen bie 
ihnen und ihren Gütern zugeftandenen beiondern Rechtsverhältniſſe, bildete jid) jegt der allges 
meine Begriff Bauern und Bauernftand für alle diejenigen Bejiger oder Bebauer des Lanpes, 
melde nicht jenen höhern Ständen angehörten und welde nun den umterflen oder niedrigften 
Etand der Geſellſchaft ausmachten. Ihre Rechtsverhältniſſe unter ji waren freilid) wiederum 
fehr verſchieden, da ſie bald reichsunmittelbare oder landſäſſige wahre alleinige Gigenthümer 
waren, bald mit perſönlicher Freiheit in den verjchiedenften Arten der Hinterſäſſigkeit, und zwar 
bald nur in patrimonialer Schuß: und Gerichtsherrlichkeit, bald unter wahrer Gutsherrlichkeit, 
bald in einem empbyteutifchen, bald in bloßem Erb: oder Zeitpachtsverhältniſſe ſtanden, bald 
aber auch einer härtern oder mildern Hörigfeit oder aud) der jpäter jogenannten Leibeigenihaft 
unterworfen waren. Die Lage und die Rechtsverhältniſſe ſelbſt der abhängigen und der leibeige: 
nen Bauern verbefferten ſich jegt, und zwar ſchon durch Ginfluß theokratiſcher und religiöjer Prin— 
eipien und Ginrichtungen, 3.8. durch den Gottesfrieden (treuga Dei) zum Schuß der Landleute, 
durd den Einfluß des häufigen Eintritts ſelbſt ehemals Leibeigener in die geiſtlichen Würden. 
Eie verbeflerten ſich insbeſondere durd den Ginfluß der fogar in den Nehtöbüdhern des Mittel: 
alters („Sachſenſpiegel“, II, 42; „Schwabenſpiegel“, Borrede und Artikel 52) mit merkwürdi— 
gem Nahrrud ausgeſprochenen hiſtoriſchen und hriftlihen Nehtögrundfäge, dag früher bie 
Deutjchen Feine Unfreiheit gehabt und gekannt hätten, daß fie alfo dem urſprünglichen hiſtori— 
ſchen Recht widerfprade und nody mehr den hrijtlihen Grundſätzen. Eie widerſpräche der Lehre 
der Gleichheit aller Menſchen vor Gott, von ihrer gleihen Abftammung und Bruderpflicht, den 
Orundfägen, daß für Aller Erlöjung auf gleiche Weije Chriſtus geftorben fei, und daß Alle Eben: 
bilder Gottes ſeien, ſodaß die Umnfreiheit „nur von unrechter Oewalt ihren Urfprung babe’. In 
Verbindung mit diefen hiſtoriſchen und chriſtlichen Berhältniffen und Orundjägen wirkten heil: 
fanı die Kreuzzüge und dad mächtige Aufblühen und Vergrößern fo außerordentlich vieler Städte. 
Durd Beides erhielten viele bedrückte Kandleute Gelegenheit, ſich völlige Freiheit oder Wieder: 
herſtellung beiferer Rechtsverhältniſſe zu erwerben, und die Beudalherren wurden natürlich oft 
durd die Burcht, ihre Outöbauern durch deren Einwanderung in die Städte zu verlieren, zu 
befjerer Behandlung derfelben beftimmt. Der weitaus wichtigſte und befte Shug für die Rechts— 
verhältniffe aller Bauern aber und namentlich auch der Xeibeigenen bejtand in den genojiens 
fhaftlihen Vereinen und Gerichten. Diefelben beftanden nad uralter deutſcher Rechtsgewohn— 
heit. Ihre Ausbildung aber wurde jept unterftügt theild durch jene edlern höhern Oejichtd: 
punfte und die erwähnten Verhältniffe, theild durch die allgemein ſich ordnenden feſten Genoſſen— 
Ihaften aller verihiedenen Arten und Abtheilungen der Geſellſchaftsglieder, namentlich aud der 
ſtädtiſchen, theild endlich durch die Verbindung der Idee eines der deutſchen Nationalgewalt 
nachgebildeten Regierungsrechts mit der gutöherrlihen Schuggewalt, welde ſchon angedeutet 
wird durch die Rechtsſprichwörter: „Jeder Neihsftand vermag in feinem Lande joviel als der 
Kaijer im Reiche.“ — „Jeder Baron ijt König in feiner Baronie.” Es ging in der Negel dad 
ganze gemeinſchaftliche Geſetz und Gericht und namentlich auch die Feſtſehung und die ſtets er: 
neute Anerkennung der Leiftungspflichten der Bauern von ihren Öffentlihen allgemeinen ge: 
noſſenſchaftlichen Verſammlungen aus, von ihren freien Gent: und Oau= und Yandgeridhten oder 
ihren Meiervingen und Hof: oder Bauernfpraden.?) Jedes Studium der Urfunden und [don 
die Anjicht der unter Alodium und Feudum (1, 444fg.) mitgetheilten beweift dabei den Irrthum 
Derjenigen, welde, nahdem Die angeführte große Hauptwahrheit von jenen genoſſenſchaftlichen 
Zand: und Gerichtätagen felbit jegt allgemein anerkannt it, doc ihr Gewicht dadurch verringern 
wollen, daß jie es ableugnen, daß aud über die Rechtsverhältniſſe und über die Streitigfeiten 
zwiſchen dem Gutsherrn und feinen Hinterfaffen die von jenem oder feinem Stellvertreter präſi— 


2) Gine Nachweifung einer ganzen Reihe von foldyen befondern Dingen oder placita, eder genofiens 
ſchaftlichen Verſammlungen und Gerichten der ganz verfchienenen Glaffen unter den freien wie unter Den 
hinterfäffigen Bauern, zum Theil bis tief ins 18, Jahrhundert hinein, gibt 3. B. audı aus dem Hildeshei— 
mifchen: Yüngel, „Die bäuerlichen Laften im Fürſtenthum Hildesheim’ (Hildesheim 1830), ©. 33 1., wel: 
ches vorzüglich darum interefjant ift, weil die fpäte Dauer namentlich auch ven Dingen ganz voltiieier ſchöf⸗ 
fenbarer Landlente von Ojtfalen weniger befannt war als von Weſtfalen, Fraufen, Edwaben u. |. w. 
Sehr wichtig für die alten freien Genoſſenſchaftsrechte felbit der fpäter fogenannten Leibeigenen it ct, 
daß befanntlich bei den älteften Eachfen die Unfreien (die lassi seu serviles) fogar gemeiufchaftlidh mit 
den freien Süterbefigern und den freien Hinterfaffen, auf Sandtagen, wo von jedem Dicher drei Etinde 
ans dem Sau zwölf gewählte Deputirte (electi) erfchienen, die gemeinjchaftlicyen Verhältniſſe ſeſtſetz⸗ 
ten. ©. „Vita Lehuim“ bei Perz II, 361. 
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dirten genoſſenſchaftlichen Vereine ihre Ausſprüche, Weischümer und rtheile abgegeben hätten. ' 
Deshalb und weil keine höhere richterlihe Zwangsgewalt die Gutsuntergebenen und Leibeis 

genen geſchützt habe, jollen diejelben gegenüber dem Gutsherrn ganz außer allem Rechtsver— 

Hältniffe geftanden und ſelbſt rechtlich jever Willkür unterworfen gewejen fein. Tauſende von 

Urkunden aus allen Theilen von Deutſchland aud) über diefe Verhältniffe aber beweijen es viel= 

mehr, daß die Gutsherren mit ihren Gutöuntergebenen genaue vertragsmäßige rechtliche Feſt— 

fegungen und diefelben zum Gegenftand jener genoffenihaftlihen Anerfennungen, Auslegungen 

und Anwendungen oder aud von ſchiedsrichterlichen Sprüchen machten. Diefes aber wäre ja 

bei einem Zuftande anerfannter Willkür Unſinn geweſen. Freilich mag jich factifch oftmals will— 

Fürliche Gewalt oder Liſt über dieſe rechtlihen Schranken hinmweggeiegt haben. Das hebt aber 
noch nicht das Recht und jeden wohlthätigen Einfluß deſſelben auf. Wie viele Könige z. B. 

jelbft von England haben dieſes mit ihren fo heilig befchworenen Berfaflungsverträgen nit 
oftmals ebenfo gemacht! Ja, wie oft fiegt nicht jogar mitten in fogenannten civilifirten Staaten 
Gewalt, Lift und Ehicane über feierlich fanctionirte Rechte einzelner Bürger! Dennod nimmt 
man ein Nechtöverhältniß im Staate und auch zwiichen dem Einzelnen und dem König und 
zwiſchen Beiden und dem Staate an. Jene rechtliche Anerkennung ſelbſt, ihr feierliher öffent— 
licher Ausſpruch in der genoffenihaftlihen VBerfammlung, und die vielen Nachtheile und Ge: 

fahren, welche den rechtlich überwiefenen tyrannifchen Gutsherrn beprohten, fie bildeten in jenen 
Zeiten der Bereinzelung und der häufigen Selbfthülfe von allen Parteien eine große Rechts— 

macht. Auch das Klagrecht bei höherm Gericht, welches auch die Neichdgerichte felbft dem unter 

ften Xeibeigenen als ſich von ſelbſt verftehend zugeftanden, wurde jhon früher vor den kaiſer— 

lihen Pfalzgrafengerichten anerfannt. Gewiß aber bleibt ed, daß, wie unvollfonmen auch die 
Rechtsverhältniſſe der Bauern im Mittelalter beftimmt fein mochten, wie mangelhaft überhaupt 
ber Feudalismus und die Abjonverung in Taujende verſchiedener Genoſſenſchaften auch erſcheinen 

mögen, dennoch gerade diefe freien genoffenfchaftlihen Vereine, die freie Sprache und Feſt— 

ſetzung, das Landtagen über alle gemeinfchaftlihe Angelegenheiten und das genoſſenſchaftliche 
Gericht für alle Bewohner Deutſchlands, und aud für die Bauern und felbft für die unterften 
Leibeigenen — alled Diefed nach altgermanifcher Freiheitsidee — häufig einen Grad ver perfön- 
lien, der privatrechtlichen und politifchen Selbftänpigfeit und Freiheit, ein Selbftgefühl und 
eine Bürgfchaft einer angemellenen Verwaltung ihrer Angelegenheiten begründen mochten, wie 
ed ſelbſt manche neuere repräfentative Verfaflungen nicht thun fönnen. Wie wären denn wol 
auch nur ohne jene vortheilhafte Grundlage der gefellidhaftlihen und namentlich auch der bäuer- 
lien Verhältniſſe im Mittelalter, bei feinen übrigen großen und vielfahen Mängeln, Hemmun— 
gen und Störungen, feine großartigen Eriheinungen zu erflären, namentlich die außerordent— 
liche Zahl und der aufblühende Wohlftand und vie heitere Kebensluft der deutſchen Bürger in 
Stadt und Land und ihre außerorbentlide, von allen andern Nationen bewunderte Tüchtigkeit 
in Gewerben und Erfindungen, in Kunft und Wiſſenſchaft, in bürgerlichen und friegerifhen 
Tugenden. 

In der vierten Periode oder in der Zeit der Ausbildung der fouveränen 
feudalen Landedherrfhaft, vom 16. Jahrhundert bis in die Mitte des 18. ,, verfchlimmerte 
fich zuerft die Lage der Bauern gar ſehr; vor allem gerade durch die Einführung der fremden Rechte 
und ihre immer vollftändigere Zerftörung der genoflenfhaftlihen Berichte und Vereine. In dem 
Eriegerifchen Fauftrecht hatte man die Bauern wehrlos gemacht. Jet, in dem juriftifchen, macht 
man fie aud noch rechtdunmünbig. Jene Bereine wurden zerftört; die Standesprivilegien der 
höhern Stände, mithin auch ver Begriff des Bauernftandes aus der vorigen Periode und alle alten 
drüdenden Verhältniffe und Laſten aus dem Fauftrecht aber blieben und wurden jegt unendlich 
durch die romaniftifchen Juriften, durch qutäherrliche und Kameralbeamte vermehrt. Diejed ge— 
ſchah eben, weil jene Vereine, weil die Bildung und der Schug der Bauern durch jie weggefallen 
waren, weil die römiſchen Juriften, unfundig der vaterländifchen Verhältniffe, von ven grund: 
falfhen Anfihten ausgingen, die deutſchen Bauern entweder ald Leibeigene oder dody nur als 
Zeitpächter juriftifch zu präfumiren und fo in der Regel nah dem Grundfag römifher Skla— 
verei oder der römischen Pacht gegen jie zu enticheiven ; weil enplich in ſolcher Rechtsverwirrung 
und folder Schuglofigkfeit die Habgier der Gutsherren und Landeäherren oder der landesherr: 
lihen Kammern die mit ihnen verbundenen romaniftiihen Gerihtshalter und Richter benugen 
konnte, um die gutöherrlihen Kaften, die Dienfte und Abgaben der Bauern gegen die Grund: 
verträge zu fleigern, um die Hofrechte einfeitig zu ihrem Nachteil zu änvern, ja in fehr vielen 
heilen von Deutſchland jett exit freie Eigenthümer zu Meiern und Pächtern zu machen und 
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dinglich berechtigten Gutsbauern ihre Erbrechte zu vauben. 3) Der unglüdlice Audgang der 
Bauernfriege, durch welde die Bauern dieſe klin ae ae abzuſchütteln verſuchten, ver: 
mehrte meiſt ihre Leiden. 

Doppelt und zehnfach ungerecht und niederprüdenn war es hierbei, daß neben dieſen fort: 
beftehenden, ja jehr vermehrten gutsherrlichen Laſten auch Die durch die Ausbildung der landes— 
berrlihen Gewalt und ihrer Söldnerheere entftandenen neuen Staatöfteuern und Soldaten: 
pflichten die Bauern drüdten, ja fie wurden häufig durch ufurpirte Privilegien der Feudalherren, 
welche jegt die Bauern von aller Theilnahme an Beftimmung der gemeinſchaftlichen Angelegen: 
beiten auf den neuen Landtagen ausſchloſſen, allein auf diefe unglücklichen Bauern gewälzt. 
Und doch hatten die Gutsbauern ihre bisherigen Dienfte und Kaften wenigftens größtentheils 
nur geleiftet als Erjag für die Staatöfteuern und Kriegsdienſtpflichten, und die Gutöherren 
hatten jie und ihre Lehnsgüter, welche fie jegt durch diefe ujurpirten Privilegien von Steuer: 
und Kriegödienitpflicht befreiten, gerade nur zur Beftreitung der öffentlien Xaften und für 
ihren jegt wegfallenden öffentlihen Schuß ald Steuern empfangen. Auch von den Einquar- 
tierungslaften und Kriegscontributionen während des Dreifigjährigen Krieges wußten fich die 
Adeligen auf ihren Schlöffern meift frei zu machen. Ja ſie machten zum Theil auch jegt, ſowie 
zur Zeit der frühern Wegelagerung, ein einträglihes Gewerbe aus dem Kriege: Sie zogen 
fpäter, nad Wegtreibung oder Abmeierung der Bauern, große Güterftreden zu ihren Hofgütern 
und begründeten für ihre jüngern Söhne neue Evelhöfe. Hierzu gerade benugten fie häufig 
diefe Einziehungen, die Steigerungen der Gefälle und die Erjparniffe wegen ihres jegt ruhenden 
Lehndienſtes. Es war aljo wol fein Wunver, daß in ſolchem Zuftande zuerft Ausbrüce ver 
Berzmeiflung, mie in den vielfahen Bauernaufftänden und Bauernfriegen und in hartnädigen 
allgemeinen Proceffen, zulegt in vielen Gegenven ein höchſt verarmter und niedergedrüdter Zu: 
ftand des Bauernftandes, ja in mandjen Gegenden eine außerordentliche Verminderung veffelben, 
ein Verſchwinden ganzer Dorffchaften die traurigen Folgen fo trauriger Urſachen wurden. 

Borzüglich erft in unferer heutigen fünften Periode, feit der Franzöſiſchen Re: 
volution, in der Zeit der Ausbildung unserer ftaatöbürgerlihen Repräfen: 
tativverfafjungen wurde die ungeredhte und dem Staatäwohl höchſt nadıtheilige Bedrückung 
des deutſchen Bauernflandes immer mehr erkannt und gemildert. Es wurde durch Zerftörung des 
Feudalismus das ganze rechtliche Verhältniß des Bauernftandes wefentlicd geändert. Der Haupt: 
grund zu diefer Veränderung lag in den im 16. Jahrhundert zwar erwachten und vorzüglich auch 
durd die Reformation angeregten, aber erft gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts und vollends 
feit ver Franzöſiſchen Revolution zu einer praftifchen allgemeinen Anerkennung und Wirkſamkeit 
gelangenden wiſſenſchaftlichen, ſowol philoſophiſchen als hiſtoriſchen, naturrechtlichen und poli= 
tiſchen, insbeſondere auch ſtaatswirthſchaftlichen Staatsgrundſätzen. Sie beſtimmten jetzt die lan= 
desherrlichen, ſeit Ausbildung der neuern ſtaatsbürgerlichen Repräſentativverfaſſungen aber vor— 
züglich die landſtändiſchen Geſetzgebungen, jene Privilegien der höhern Stände und die Feudal— 
verbältniffe mehr oder minder vollftändig zu bejeitigen, die Leibeigenfhaft mit ihren perſön— 
liben und dinglichen Laften, ferner die übrigen gutsherrlihen Abgaben und Dienfte, die Froh— 
nen, die Zehnten, die jogenannten Beden und alten Abgaben und die Abmeierungsredhte, bald 
gegen, bald ohne höhern oder nievern Erfaß, aufzuheben oder doch für ablösbar zu erklären. 
Es geihah dieſes zuerft durch Kaifer Joſeph und Karl Friedrih und am vollftänpigften fpäter 
in den überrheinifchen deutſchen Ländern, fodann in den Rheinbundsftaaten, in ven ſüddeutſchen 
conftitutionellen Staaten und in dem Königreihe Breußen, feit 1848 vorzüglih auch in allen 
Öfterreichifchen KYändern. Die feudalen und qutöberrlihen Verbältniffe der Bauern erfheinen 
jest nur noch als Muinen aus einer vergangenen Zeit. 

Die Feudalverbälmifle und namentlich die frühern Rechte und juriftifchen Grenzen der Feu⸗ 
balftände, ver Geiftlichen, des Adels, der Stadtbürger, der Bauern und ihrer Güter jind ihrem 
Weſen nad zu Grunde gegangen. Die Bauern haben faft überall das Recht zu ſtädtiſchen Ge— 
werben, und die Bürger das Recht zur Erwerbung bäuerlihen Grundeigenthums, und Beide 
das Recht zur Erwerbung ehemaliger Rittergüter, und die öffentlihen Laſten für alles Land— 





3) Eine ganze Reihe von Beifpielen ſammt ven Belegen dafür hat z. B. Mittermaier in dem Art. 
Bauer in der ‚Allgemeinen Encyklopädie von Erſch und Gruber‘, Erſte Section, VII, 165 fg., zus 
fammengeitellt. Vergl. auch im „Staats-Lerikon“ den Art. Alodium, I, 443 fg., und Sachfen : Lauen: 
burg. Die römischen Juriften hatten befanntlich fchon unter Kaifer Friedrich I. auf den Roncalifdıen Fel— 
dern durch ihre faliche Theorie über die Regalien die germanifche Freiheit untergraben. 
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eigenthum jind ebenfo wie die Pilicht des Militärvienftes für alle Bürger wiederum glei. Die 
Bauern wählen und werden gewählt in den neuern landſtändiſchen Verfaſſungen und find bei 
gehöriger VBorbildung fähig zu jedem Givil: und Milirärdienfte. Auch nicht ein einziges allge: 
meines in ganz Deutſchland beftehendes eigenthümliches Rechtsverhältniß läßt Ih für den 
Bauernjtand anführen. Viele Landleute nehmen an der allgemeinen Bildung und öfter felbft 
an der Kleidung der jogenannten höhern Stände Theil, während mandes Mitglied von dieſen, 
auf dem Lande lebend, jih mit Landbau beſchäftigt. Vollends hat in der allerlegten Zeit Die 
Annäherung ded Bauernftandes an den Gewerbsſtand zugenommen. Diejed wurde bewirkt 
durch ven gewaltigen Aufſchwung, welchen der ganze Verkehr und die Induftrie genommen haben, 
durch die außerordentliden Erleichterungen des Transports, durch die täglich wachſende leichtere 
Anwendung der hemifden und mechaniſchen Gejege auf die ganze Eultur, durch die leichte Verz= 
rinigung von Geld und Arbeitäfräften und Stoffen für alle Iinternehmungen, wodurd auch Die 
Vreiſe für die Producte des Bauern und für Die zeitgemäße Hervorbringung von beſouders ges 
fuchten und Handelsgewächſen außerordentlich fteigen, und wodurch endlich veridyiedenartigere 
Unternehmungen und Sperulationen ded Bauern und ihre immer größere Annahme des ratio 
nellen Betriebö der Landwirthſchaft bewirkt werden mußten. Auch wird durd die allmälig be— 
deutender werdende Ginführung der Maſchinen, jegt fogar der portativen Dampfmaſchinen in 
die Landwirthihaft, der größere Güterbejig gefördert und der Landbau dem Gewerbe genähert 
werben. Dennoch möchten wir noch nicht ganz die neulihe Definition des geiftreihen Liebig 
voni Bauern adoptiren, „daß er ein Gewerbömann fei, weldher Korn und Fleiſch produeirt‘, 
Stets wird, bei aller Annäherung durd die eigene Lebensbeſchäftigung mit dem Aderbau, die 
ländlihe Wohnung und das Orundeigenthum ald Haupteigenthum eine bedeutende jociale Ver— 
fhiedenheit des Baulernftandes vom Gewerbftande begründen. Auf diefer immerhin eigenthüm— 
lihen Grundlage aber möge er ſich durd feine innige Theilnahme an dem neuen großen volks— 
wirthſchaftlichen Aufihwung, fowie an den im Art. Aderbau angeveuteten Inftitutionen und 
Schulen für höhere geiftige, politifche wie landwirthſchaftliche, Bildung allen übrigen Glaffen 
unjerer einer höhern Entwicelung entgegeneilenden Nation ebenbürtig anjhliegen. Denn wir 
find weit entfernt, wegen eined erjten Mislingens unferer nationalen politifchen Reformverſuche, 
und wegen des gewillermaßen ftatt derfelben hervorgetretenen Eifers für materielle Entwidelun: 
gen an ein Berjinten in ſchmählichen Materialismus zu glauben. Vielmehr jehen wir den innigen 
urjahlihen Zufammenhang und die täglihe Wechſelwirkung der höhern und niedern, der relis 
giös-kirchlichen, moraliiben und pädagogiihen, der indujtriellen und landwirthſchaftlichen, ber 
foeialen und politiihen Verbefferungsbeitrebungen. So entftanden gleichzeitig Hunderte von 
thätigen und zahlreichen Affociationen und VBerfammlungen nicht blos für alle materiellen, fon: 
dern aud für alle böhern Interefjen, nicht blos auf niedere ſelbſtſüchtige Zwecke, fondern auf 
Veredelung, Beglüfung und liebevolle Unterſtützung gerichtet. Und wir erkennen die gemein: 
ſchaftliche Quelle diejes nur fheinbar verſchiedenen Verbejlerungs- und Fortſchrittseifers. Er 
entſproßt dem Gottlob noch gefunden Leben unſers Volkes, weldes endlich, befreit von frühern 
bemmenden Banden und Stockungen, jeiner höchſten Entwicelungsftufe entgegeneilt. Freuen 
wir ung, daß daſſelbe jegt in unjerm Bauernftand eine fo tüchtige Grundlage hat, und behalten 
wir nur immer die harmoniſche Förderung aller verfchievenen Kebenöbeftrebungen und ihre ge: 
meinfame Unterordnung unter das Göttliche im Auge! 

1. Wertb des Bauernſtandes. Gewiß ift ed der fchönfte und wichtigſte Fortſchritt 
unferer Zeit, daß der Bauernftand wieder zu Ehren und in ein befferes, freiered und gerechteres 
Berhältnig kam. Denn es ift wol mehr als bloße Redensart, wenn man den Landbau als die 
wichtigſte, ald eine der gefündeften und glüdlichften und als feiner natürlihen moralifhen Wir: 
fung nad) auch ald eine ver eveljten Lebensbeſchäftigungen betrachtet. Die wichtigfte ift fie, weil 
für eine Nation ſtels der Grund und Boden das wefentlichfte Gigenthum ift, dasjenige, welches 
in Berbindung mit den Staatsbürgern wejentlih den Staat begründer, für feine und feiner 
Bürger jelbftändige Berjönlichfeit die widhtigite und ſolideſte Grundlage bildet. Anderes Eigen: 
thum hat meit nur Nugen dadurch, daß man es verbraucht, aljo zerjtört oder duch Austauſch 
weggibt. Dad Grundeigentum bat feinen ftetS bleibenden felbjtändigen Werth durd die 
Früchte, die ihm feine Bebauer immer aufs nene in regelmäßiger Folge abgewinnen und die 
weitaus unjere widhtigiten Bedürfniffe befriedigen, zu allen Zeiten und in allen Berhältniffen 
unentbehrlich und zur Nothdurft des Pebens ſelbſt genügend find, und welde, wie Das Lebens: 
geſchäft ihrer Gewinnung uad der Werth und Ertrag vor beiden, am wenigſten verderblichem 
Wechſel, Wucher und Schwindel ausgejegt ind und fein follen, Ganz beionderd aber ift auf 
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darum der Stand ber Landbauer wichtig für den Etnat, meil dieſer Stand, welcher regelmänig 
weitaus der zahlreichſte ift, durch jein einfaches, gejundes, ftetige®, dem Wucher und dem Wed: 
fel verderbliher Moden und Modelaſter am wenigiten ausgeſetztes Peben, jelbit dann, wenn vie 
Negierenden, die höhern Stände und die Städter und mit ihnen Die Verfaſſungs- und Ver: 
waltungseinrihtungen zu verderben proben, einen gejunden Stamm, um neue lebensfräftige 
Eprojjen zu treiben, eine moraliſch und phyſiſch gefunde Orundlage zur Verjüngung des Staatd 
und jeiner alten nationalen Tugenden und Freiheiten abgeben fann und, wohl und richtig bes 
handelt, abgeben wird. Wer jih diejed veranſchaulichen will, der denfe an den natürlichen Reiz, 
an die für Gemüth und Geſundheit wohlthätigen Einflüſſe des Lebens in freier Natur und der 
ländlichen Arbeiten und an ihre Leitung durch die einfachften größten Geſetze des Natur: und 
Menſchenlebens. Er beobachte ven Landmann in feinen ſtillen, friſchen Thälern oder auf jenen 
waldigen Höhen. Er betrachte ihn dort, wo nicht etwa fauftrechtliche Zerftörung feiner Frei— 
heit und knechtiſcher Druck der Laften und der Beamtenwillkür ihn erniedrigt, ihn mistrauiſch 
und verſchmitzt gemacht, wo ihn nicht pfäffiſcher Obſcurantismus und Fanatismus oder die Ge: 
wohnheit des durchaus verderblihen Branntweintrinfens verdummt, oder aud eine jittenlofe 
Geijtlichfeit verdorben und ihm felbft die Religion verleidet haben, dort, wo ihm nicht etwa in 
der Nähe großer Städte oder großer Landſtraßen ftädtiicher Lurus und Wucher ſchon verderb⸗— 
lid wurden; oder mo im ihm nicht bereits die Bolgen langer Wehrlojigfeit und Rechtsunmün— 
digkeit und fomit der Ausſchluß von den höchſten Ideen und Beftrebungen des Etaatd gemeinen 
Eigennug, Engherzigfeit und eine gewiſſe moraliſche Stumpfheit allzu jehr groß gezogen haben, 
Gr beobachte ihn vor allem dort, wo ung bei Untheilbarfeit der Bauerngüter in ftattlichen 
Bauernhöfen wohlhabende tüchtige Vorfteher des Heinen Familienftantes gleich fern von despo= 
tiſchem Herrenüberniuth wie von feiger unterthäniger Knechtsgeſinnung entgegentreten, wo eig 
patriarhaliihes Hauswefen, heitere Gaſtfreundſchaft und ſchlichte gutmüthige Wohlthätigfeit, 
noch ihren alten Nang behaupten. Er bewundere folcher Landleute phyſiſche Geſundheit und 
Kraft, wie ihre unverborbene und Fräftige Oejinnung und ihr gefundes treffendes Urtheil, dad 
männliche Fejthalten alter Treue und alter Orundfäge und Sitten, alter Freiheiten und Rechte. 
Er ergöge ſich endlich an der unerfhöpflihen guten Laune, welche jede Geſellſchaft, namentlid) 
jede Tiſchgeſellſchaft jolher Bauern mit einer ſolchen Fülle von Wig und gutmüthigem Scherz 
und offenberziger trauliher Dittheilung würzt, daß, wer dieſes fennt, nur allzu oft in unjerer 
fogenannten vornehmen Geſellſchaft dieſes glücklichere Menfchengefchleht höchſt beneidenswür⸗ 
dig findet. 

Je wichtiger nun aber in ökonomiſcher und politiſcher Hinſicht der Bauernſtand und ſeine 
größtmögliche Tüchtigkeit, ſein Wohlſtand, ſeine Freiheit und ſeine Sittlichkeit ſind, um ſo ſorg— 
fältiger muß gerade in ſolchen Zeiten des Übergangs und der Veränderung die Geſetzgebung 
und Landesverwaltung darauf bedacht ſein, die Tüchtigkeit herzuſtellen, zu fördern und zu er— 
halten, vor allem aber, ſie nicht ſelbſt durch verkehrte Beſtimmungen zu gefährden. Über die 
Maßregeln, welche in dieſer Beziehung durch eine geſunde Politik geboten ſind, wäre Vieles zu 
ſagen. Ein ſehr wichtiger hierher gehöriger Punkt, das Rechtsverhältniß in Beziehung auf die 
Bauerngüter, ſoll im folgenden Artikel beſonders beſprochen werden. Dort wird auch in Be— 
ziehung auf die erſte Vorfrage, ob etwa von Staatswegen künſtlich und durch Zwang, etwa 
auch durch eine kaſtenmäßig abgeſonderte Bauerncurie in der Landesrepräſentation eine ſtarre 
Abſonderung des Bauernſtandes von andern Stähden erhalten werben ſoll, eine ähnliche ver: 
neinende Antwort wie die in Beziehung auf den Adel (I, 268) ſich ergeben. Alle kaſten— 
mäßigen, feubalijtifchen, erzwungenen Abjonderungen müſſen in unjern heutigen ausgebilve: 
tern, freiern und großartigern Staatöverhältnifien und in ihrem freien Organismus den blos 
natürlihen und freien Berhältniffen und Verfchiedenheiten Blag machen, welche ſich durch das 
Lebensgeſchäft und vie freie Sitte und durch autononiiiche Vereinbarungen frei bilden und wahr: 
haft organijh ineinander übergehen. Soldye natürliche Standesunterfchiede aber mülfen aller: 
dings Durch weile Staatseinrihtung und Staatsverwaltung gepflegt werden. So wäre 083.82, 
ſehr verkehrt, wenn man die Bauern zwangvoll ausſchließen wollte von der Bildung und der 
Yectüre höherer Stände. Aber ebenjo verfehrt wäre ed, wenn man den für fie bejtimmten Volks: 
unterricht und die für fie befonderd beftiminten und zu empjehlenden Schriften nicht ihrer bes 
fondern Standesbildung, ihrer befondern natürliben Anſchauungs-, Gefühle: und Denfweiie, 
ihren Bedürfniſſen anjchliegen, wenn man nicht dieje, Sowie eigenthümliche Sitten, Trachten, 
Volksfeſte u. ſ. w., foweit fie löblih und angemeſſen find, foryfaltig beachten und womöglich 
gegen eine flache und feihte Sucht ver Neuerung, der Zerftörung, der Vermiſchung und Der 
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Uniformität zu ſchutzen ſuchen wollte. Sodann ift in vielen Gegenden Deutſchlands verbeflerter 
Bolksunterricht, Entfernung von Beamtenwillfür und von verberblihem Einfluß eines ſitten⸗ 
lofen Lebens ver Geiftlichen, wie es vorzüglich auch der Prieftercölibat erzeugt, gewiß wünſchens⸗ 
werth. Es wird endlich aud die Verdrängung des phyſiſch und moraliſch gleich verderblichen 
Branntiweind, den jegt in der amerifanifchen Marine fogar die Matrofen mit fo großem Vor— 
theile gegen andere wärmende und nährende Getränke und Speifen völlig vertaufht haben, 
höchſt heilfam wirken. Das Wichtigſte aber ift es, daß durch freie Etaatd- und Gemeindever— 
faffung,, daß durch Gefchworenengeridht und Landwehr, überhaupt durch eine bildende Militär= 
einrihtung wie in Preußen, dem wichtigften und zahlreichften Stande im Staate ſtets die leben— 
dige Verbindung mit den höchſten Ideen des Vaterlandes, die Rechtsmündigkeit und die all= 
gemeine Wehrhaftigkeit gejichert jeien, Güter, dur deren Verluft er gerade in Knechtſchaft 
fanf, durch deren fortvauernde Entbehrung er immer mehr in gemeinen Gigennuß und in Feig— 
heit und Knechtögejinnung, in Geiſtesdumpfheit und moralifhen Stumpfſinn verfinfen müßte. 
MWelder. 

Bauerngut und Bäuerliche Kaften. Über viejen Gegenftand enthält ver Art. Agrar- 
verfaflung (obgleich er jich nicht auf Bauerngüter beſchränkt) ein reiches Hiftorifches und landes— 
gefegliches Material. Auch werden die Art. Grundeigentbum und Fideicommiffe und Stamm- 
güter über die neuerlid wieder jehr verhandelten Fragen in Beziehung auf die Vortheile und 
Nachtheile der Theilbarkeit und der Veräußerlichkeit der adeligen und bäuerlihen Güter, diefe 
Gegenftände und bejonders auch die neuerlichen gefeggeberiihen Verſuche in Beziehung auf fie 
näher prüfen. Hier genügen die nachfolgenden allgemeinen Grundfäge über die Bauerngüter: 

I. Die Güter der Bauern und deren Rechtsverhältniſſe fonnten vorzüglich nur folange felbft 
allgemein und generifd von andern Gütern und Gutörechten verfchieden fein, ald die Standes- 
verhältniffe ver Bauern jelbft zwangsrechtlich verfhieden waren von den Verhältniſſen anderer 
Stände. So gab ed denn im feubaliftifhen Mittelalter im Gegenfaß gegen die privilegirten 
Ritter= oder adeligen und die geiftlichen Güter und gegen die ſtädtiſche Feldmark von ihnen ver: 
ſchiedene Bauerngüter. Diefe aber waren natürlidy wieder nad) ver VBerfchiedenheit ver Bauern: 
verhältnifle felbft jehr verfchieden, bald Freigüter mit freiem alodialen ungetheilten Eigenthum, 
bald Feudalgüter mit geteilten Eigenthumsrechten oder mit fogenannten Nugeigenthbumäred- 
ten der verſchiedenſten Art, Lehngüter, Hofgüter, Colonatsgüter, Meiergüter, Pahtgüteru. ſ. w. 
Sowenig indeß der Begriff Bauer an ſich ſchon eine Unfreiheit oder Hinterfäffigfeit mit ſich 
führt, ebenfo wenig liegt diefes im Begriff Bauerngut. Nur die Ausfhliefung jener Privilegien 
der höhern Stände, z. B. der Landtagsfähigkeit oder der Steuerfreiheit der Nittergüter, lag, 
jolange diejelben beftanden, allerdings in Begriff des Bauernguts, hat aber heute mit dem 
Wegfallen jener Privilegien ebenfalls aufgehört, ſodaß heutzutage nicht ein einziges allgemeines 
Recht in Deutihland genannt werden kann, welches den Bauerngütern nicht auch eigenthüm— 
li wäre. Aber freilic fchließt dieies nicht aus, daf für den ganzen Bauernftand, ſowie er 
auch noch heutzutage als ein durch Wohnung und Lebensbefhäftigung begründeter befonderer 
Stand fortbefteben fol, eigenthümliche, je nad) ven verfhiedenen Landesgegenden verfchiedene 
Rechtsverhältniſſe ftattfinden. Die Nechtsverhältniffe ver Bauerngüter werden hiernach zuerft 
poſitivrechtlich, dann politiſch zu betrachten fein. 

1. Was nun das Hiftorifche oder pofitive Rechtsverhältniß in Beziehung auf befonvere 
Rechte und die befondern Kaften und Beichränfungen ver Bauerngüter betrifft, jo bietet die 
neuere ſtets gründlichere und umfaſſendere rechtsgeſchichtliche Erforſchung unferer deutſchen ge= 
ſellſchaftlichen Verhältniſſe in allen Theilen des deutſchen Vaterlandes uns hier vorzüglich ein 
erfreulihes Refultat dar. Es ift das, daß keineswegs, wie man es früher oft darftellen wollte, 
ariftofratifches Privileg und Knechtichaft und ein dem Bauernftand vom Adel verliehenes, ein 
mit ihm getheiltes, ein mit Brivatdienften und Abgaben belaftetes Eigenthum, fondern daß die 
volle gleiche Freiheit und das volle freie Gigenthum der Bauern an ihren Gütern an der Spitze 
der Gefchichte der deutſchen Volksſtämme fteht, ald das Urfprüngliche, mithin, nad) hiſtoriſchem 
wie nad dem natürlichen Recht, als das die juriftifche Negel Bildende und daher im Zweifel ju= 
riftifh zu Präfumirende hervortritt. Es haben zwar allerdings die Umwandlung der flaats- 
bürgerlihen Verfaſſung, der öffentlihen Regierungs: und Amtögewalt in feudale und quts- 
herrliche Schugverhältniffe und frühere und fpätere fauftrechtlihe Gewalt und Ufurpation und 
die buch Furcht vor ihnen abgepreßten Verträge jehr vielen ehemals freien Gigenthümern ihre 
Freiheits⸗ oder ihre freien Eigenthumsrechte geraubt oder gefhmälert und jie mit Frohnen 
und Beben, mit Dienften und Abgaben aller Art belaftet. Diefe Dienfte und Abgaben aber find 
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nit etwa blos Producte des Fauſtrechts, ſondern fie erſcheinen aud der Regel nach ald öffent: 
liche Laften, entweder wie die Zehnten, ‚wenn diejelben auch fpäter in fremde Hände fanıen, 
doch ihrem regelmäßigen Urfprunge nad, als Steuern zur Erhaltung der Kirche, dev Geiftlichen, 
der kirchlichen Gebäude und der Unterrichtdanftalten und der Armen, und zum Erſatz der von 
den Feudalherren übernommenen Öffentlihen Leiftungen der Kriegsdienſte (Eichhorn, „Rechts— 
geſchichte“, $. 225), oder ald Entgelt für ven gerichtlichen und obrigfeitlihen Schuß ver Gutsherren 
(census pro tuitione et patrocinio, wie ji z. B. eine Urkunde in Kindlinger’8 „Münſteriſchen 
Beiträgen”, III, 51, ausdrückt). Kurz fie wurden als die damaligen Steuern diefer Bauern ge- 
leiftet. Es ift in Beziehung auf Deutſchland, deſſen Stämme mit ihren fehr zahlreichen freien 
Landbeſitzern (j. Bauer), nachdem fie ihre feſten Wohnfige genommen hatten, nie ähnlid) wie 
3. B. die Sadhjen in England von fremden Eroberern bejiegt und ihres Eigenthums beraubt 
wurden, eine grundfaliche Theorie, daß die Güter ver Keibeigenen und gutäherrlihen Bauern 
urjprünglic den Gutsherren zugeftanden und von diefen verliehen worben feien. Sehr wenig 
würde man aud gewinnen, wenn man die bäuerlichen Laften, z. B. die Zehnten, ald Gutsherr— 
lichfeitörechte nahweift. Denn die Gutsherrlichkeitsverhältniſſe waren im Mittelalter meift die 
Regierungs = und bürgerlihen Schugverhältniffe und die Grundlage derjelben, und in den ge= 
genfeitigen Vertragsverhältnig zwilhen dem feudalen Guts- und Schugherrn und feinem 
Gutsunterthan waren die Vortheile gegenfeitig, und die Leiftungen ded Gutsunterthanen wurden 
ja meift ald deflen einzige Öffentliche Steuer und für den öffentlichen Schuß, den ihm der geift- 
liche oder weltliche Gutsherr leiftete, an diefen bezahlt. Diefe großen Grundwahrbeiten nun find 
theils ſchon oben (ſ. ven Art. Bauer und die dort citirten Artikel), ausführlider aber in allen 
gründlihen neuern Schriften über den Bauernjtand und die bäuerlichen Laſten und über vie 
frühern deutſchen Steuerverhältniffe nah ven Quellen aus den verichiedenften Gegenden Deutſch— 
lands erwiejen worden, fo namentlidh von Arndt, Arx, Bodmann, Bel, Ebel, Eigenbrod, 
Bleifhhauer, Grevenig, Hüllmann, Kindlinger, Yüngel, Mallinfrodt, Mittermaier, Schul: 
tes, Sethe, Steiner, Stüve, Weichfel, jegt auch Maurer. 

Aus diefen großen Grundmahrheiten aber folgt nun, wenn man aud aus der fauftredhtli- 
hen Begründung der Laften nicht ihre Ungültigfeit, fondern nur Billigfeitögründe für eine 
billige Aufhebung derjelben ableiten kann, doch Folgendes mit juriſtiſcher Nothwendigkeit. Es 
müffen fürs erfte ftatt jener fhändlichen juriftifhen Präfumtionen oder Vorausannahmen der 
Unfreiheit und der Eigenthumsloſigkeit der bäuerlihen Grundbefiger und der geringften Frei— 
heits- und Gutsrechte und der höchſten Dienite und Laſten, aljo für die gutsherrlichen Abmeie— 
rungsrechte u. ſ. w. ganz allgemein gerade die entgegengefegten Rechtövermuthungen praftifch 
duchgeführt werden. Es müffen die allgemeinen juriftifhen Vorausannahmen für die natür- 
liche und altveutfche Freiheit der Perfon und des Eigenthums deutſcher Staatsbürger und für 
ihre möglichfte Vollftändigfeit und die allgemeinen Präfumtionen zu Gunften des Beſitzes von 
Saden, alfo für die bäuerlihen Beſitzer von Grundſtücken, bis zum rechtsgültig erbrachten 
vollftändigen Gegenbeweis, ald Grundlagen der gefeglichen wie ver richterlihen Beftimmungen 
und ald entſcheidend für die Beweislaft anerfannt werden. In der Erfüllung diefer Heiligen 
Pflicht ver Gerechtigkeit darf fih aud) der Jurift keineswegs irre machen laffen durch bloße Na— 
men der Güter, ihrer Inhaber und ihrer Kaften. Denn jeder Kenner der deutſchen Geſchichte 
und der deutfchen Rechte weiß ed, wie willfürlih für ganz verſchiedene Verhältniffe und wie 
ganz verfchieden in verfchiedenen Zeiten, Gegenden und Urkunden die deutſchen und lateiniſchen 
Namen Eolonen, Zehen, Meier, Hörige, Hofgut u. f. mw. in einer Zeit gebraudt wurden, mo 
man felbft Ritter mit den Namen mancipia oder servi oder familiares beehrte (Eichhorn, 
„Rechtsgeſchichte“, $. 544). Bei ver völligen Unabhängigkeit von allgemeiner höherer Gefeß: 
gebung, in welder durch die verfchiedenen fauftrechtlichen Verhältniffe in verfchiedenen Zeiten 
und Orten Rechte und Namen der Güter ſich bildeten, gilt durchaus fein fiherer Schluß von 
einer Gegend auf die andere. Selbft nicht einmal einen fcheinbaren ftreng wörtlihen Sinn man— 
her Beitimmungen rechtlicher Urkunden darf der Richter ohne die größte Umſicht gegen dieſe 
rechtlichen Vorausannahmen geltend machen. Diefe Urkunden wurden oft ganz einfeitig in 
einer ven Bauern unverftändlichen Sprade und lange nach den eingegangenen Verträgen abge: 
faßt und häufig verfälſcht. Manche Beftimmungen in venfelben follten aud einen ganz andern, 
dem Recht ver Bauern weniger nachtheiligen Sinn haben, ald es den Worten nad) jheint. So 
bemerft z.B. Eichhorn („Deutfches Privatrecht‘, $. 255, 256, 259) fehr richtig, nicht bloß, 
daß es ganz unrichtig und ungültig war, daß die frühern Juriften gegen die Bauern und bie 
Sreiheit ihrer Güter und für gewöhnliche römiſche Pachtrechte präfumirten und darauf ihre 
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Theorien bauten, fondern daß häufig auch die Urkunden pa, wo wahre Erbpadtägüter gegrün— 
bet (oft des Schutverhältnijfes wegen, ließ der Bauer fein Gigenthum in jelhe unmwandeln) 
werden jollten, die Pachtzeit nur ſcheinbar und blos, um für dieje Termine die Prlihe zur neuen 
Zahlung von Laudemialgeldern auszuſprechen, auf Lebensdauer oder auf eine beſtimmte Anzahl 
von Jahren feitiegten. Welche graufame Härten aber wurden oft erft in den neuern Zeiten da— 
durch begangen, daß man, geftügt auf jolhe wörtliche Phrajen, ein Jahrhunderte hindurch bes 
ftandenes Erbrecht antaftete, viele Bamilien von Haus und Hof vertrieb, oder zu unerſchwing— 
lichen Laſten fteigerte. 

Gine zweite Foderung der Gerechtigkeit, duch deren ſpäte Erfüllung meiſtentheils großes 
und langes früheres Unrecht für die Zufunft aufgehoben wird, ift eine gerechte und billige Auf: 
hebung diejer feudalen Outslaften, oder wenigftend ihre Ginrehnung in die Staatäfteuer. Le: 
teres iſt ſchon dadurch begründet, daß fie ja für den Bebauer bleibend und dinglid) den Gapital: 
werth wie den Ertrag des Gutd, aljo die Orundlagen und, den Maßſtab einer gerechten Be: 
fteuerung mindern, und daß fie für die öffentlichen oder Staatszwecke, für die von den Feudal— 
herren übernommenen Kriegsdienfte und obrigfeitlihen Schugpflidten, alfo für heute ganz 
tweggefallene Gegenleiftungen, übernommen waren. Diejes find große, von den meiften Regierun— 
gen bereits anerfannte, aber doch noch nicht genug verwirklichte Foderungen der Gerchtigfeit 
gegen den lange fo hart bedrückten Bauernſtand. Ueberhaupt aber ijt es die Aufgabe der Gefeß: 
zebung über diefe Geyenftinde, dag man ſich zwar fern halte von rein abftracten, alle hiſtori— 
ſchen Verhältniſſe überjehenden PBrineipien, ebenfo fehr aber auch von der entgegengefeßten 
extremen Theorie, von jenem blinden Materialismus, welcher blos den factiſchen Beſitzſtand ald 
das höchſte Princip aufftellen will, uneingedenk aller Foderungen der höhern Gerechtigkeit, 
alled Rechts und aller Bedürfniffe der gegenwärtigen Generation, welder nicht bedenkt, daß 
dieſes Brineip unbedingter Heiligkeit des factiſchen Beſitzes ſich ſelbſt zerftört, indem es auch 
jede factiſche Veränderung deſſelben, ſowie ſie vollzogen iſt, heiligt, daß endlich die beſte Art, 
gewaltſame und verletzende Veränderungen zu verhindern, eben darin beſteht, daß man auf 
dem rechten Wege und nach der Auffaſſung der höhern Ideen in ihrer hiſtoriſchen organiſchen 
Entwickelung (ſ. Alterthum) friedlich reformirt. 

III. In politiſcher und nationalökonomiſcher Hinſicht aber ergeben ſich rückſichtlich der 
Bauerngüter vor allem folgende Hauptfragen: 

Die erſte oder die: Iſt es gut, daß die Bauerngüter frei ſeien von allen andern dinglichen 
Laſten als den gewöhnlichen zur Benutzung der Güter unentbehrlichen Servituten, den Staats— 
grundſteuern und den für die Zwecke der Eigenthümer ſelbſt vorübergehend begründeten Pfand— 
rechten? — dieſe Frage darf man wol nach dem heutigen Standpunkte unſerer ökonomiſchen 
und politiſchen Cultur unbedenklich bejahen, ſelbſt ohne für diefe Bejahung noch einer beſondern 
Beweisführung zu bedürfen, oder aud einer Widerlegung jener aus phantaftiicher Verzerrung 
der hiſtoriſchen Wahrheit und aus Ariftofratigmus und Servilismus gemischten Theorien man: 
erneuern Feudalritter. Es eriheint die Aufhebung diefer Laften und eine vollfommene Frei: 
heit des Bodens als durdaus entſprechend unjerer hiſtoriſchen Entwidelung und den wahren 
Rechtsgrundſätzen, ald nöthig zur Begründung und Erhaltung wahrer vollfommener perfönlis 
her Freiheit, ald durchaus vortheilhaft für die allgemeine Eultur und für eine dem National: 
reihthum und den Befigern möglichſt heilfame Bebauung der Güter. Keine unhiftorifchere An: 
ſicht läßt ih in Beziehung auf die feudalen gutsherrlichen Rechte überhaupt denken, als wenn 
man meint oder zu meinen fi und Andere überreden will, in unfern heutigen Verhältniffen 
würden etwa die Nefte oder die Ernenerungen der Beudalzeit, Batrimonialgeridhtsbarfeit und 
Butölaften der Bauern’ ein patriarchaliſches vertrauendvolles Verhältniß zwifchen dem Guts— 
bern und den pflihtigen Bauern bewirken und jenem einen vortheilhaften Ginfluß auf diefe 
verſchaffen. Vielmehr erzeugen diefe Laften, die ald unpaffend, als unzeitgemäß, ald drückend 
erſcheinen, bei ven Bauern, deren Blick doch einmal auf die allgemeine gleihe Staatöregierung 
gerichtet ift, nur Unmuth und Mistrauen. Ihre verfümmerte, oft betrügliche Peiftung aber 
verdrießt den Gutöheren und veranlaft abermals Zwietraht, während ein gebilveter, kennt— 
nigreiher, wohlhabender und wohlmwollender Gutsbeiiger auf dem Lande, wenn er in feinen 
folden ftörenden Berhältniffen zu den Bauern fteht, fehr leicht durd) Rath und That ihr geadh: 
teter und großer Wohlthäter und für die allgemeine Landescultur fehr nüglich werden kann. 
Auch wird das an ſich Löbliche Beftreben, unfern heutigen befolveten Staatöbramtenftand und 
eine fogenannte burcaukratiſche Herridaft zu mindern, eine Wiederherftellurig gutöherrlicher 
Patrimonialrechte, polizeilicher oder gerihtlicher, und mit oder ohne den wahren Namen übers 
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tragen, nicht rechtfertigen. Es hat ſich neulich bei ſolchen Beitrebungen in Preußen auch gezeigt, 
daß die Adeligen, obwol zum Theil lüſtern nach alten junferlihen Vorrechten und Einflüſſen der 
Beudalzeit, doch nicht geneigt ind, die Koften und Laſten diejer ftaatlihen Dienſte zu tragen. 
Eine gezwungene erbliche Unterordnung der Bürger unter Brivatperjonen in ftaatlihen Dingen 
widerjpridt außerdem dem Geiſte freier ftantsbürgerliher Berfafjung viel zu ſehr. Jene guten 
Zwecke laſſen ji daher nur durch freie Gemeinde: und Kirchſpielsverfaſſungen, ihre Wahlämter 
und Ausihüffe mit Benugung engliſcher Ginrihtungen erreichen. 

Eine zweite ſchwierige Frage ift die: Sollen die Bauerngüter ebenfo wie jeded andere Bermd: 
gen unter die gleich nahen Erben ‚gleich vertheilt werden, oder iſt Untheilbarfeit ver Bauerngüs 
ter heiljam und ihr Übergang auf einen Erben, welder entweder durchs Alter beftimmt wird, 
oder jo, wie früher in Deutſchland, durch die Mahl eined Familienraths, an deſſen Etelle ſpä— 
ter häufig die Entſcheidung des Vaters trat, mehr oder minder ergänzt und controlirt durch die 
Sitte oder, durch Beirath beftimmter Verwandten oder der Obrigkeit? 

Die Untheilbarfeit bietet öfonomiih und moraliich = politiich offenbar große Vortheile dar. 

In wirtbihaftliher Beziehung oder in Beziehung auf den Wohlftand der Bauern und die 
beſſere Landescultur läßt ji für die Untheilbarfeit Folgendes jagen: In der Negel wird eine 
auf die Dauer vortheilhafte Bebauung, mithin die beftmögliche Kandescultur nur da ftattfinden, 
wo mit den Gütern das nöthige Betriebscapital verbunden ift und wo diefelben eine angemeifene 
Größe haben, weldye ven nöthigen Viehſtand beſchäftigt und ernährt, den Culturwechſel zuläßt, 
und melde durd den hinlänglichen Acker-, Wald: und Wiefenboden u. f. w. die nad) der Gegend 
nöthige wechſelſeitige Unterftügung der verſchiedenen Culturzweige gewährt. Wenn vollends 
die Güter durd) immer neue und nod dazu unwirthſchaftlich gemachte Theilungen fo ſehr zer: 
ſtückelt werden, wie jet in vielen Gegenden des mittlern und ſüdlichen Deutſchland, jo ent= 
ftehen die größten Hinderniffe für die innmer allgemeiner anerkannten wirthſchaftlichen Foderün— 
gen, Berbeflerungen und Anlagen einer rationellen ökonomiſchen Eultur. Es werben zugleich 
die Koften und der größere Zeitaufivand für die Eultur und Ernte der fleinen und entfernten 
Parcellen, ferner die öffentliben Koften fir die Einträge der Grundftüde in Grund- und Hy— 
pothefenbücder, für Grenzfteine u. f. w. fortdauernd erhöht; nicht minder aud die Nachteile 
für fremde Grundftüde, über welche man zu den Fleinen Läppchen fahren muß. Es wird endlich 
ein großer Theil des Landes nutzlos verfhwendet durd die Grenzfurchen und durd) fonitige 
Abgrenzungen mit Gebüſchen u. f. m. 

In moralijd) = politifcher Hinficht erfcheint die Untheilbarfeit darum empfehlenswerth, weil 
nur Güter von einer gewiljen Größe und einem beftimmten Ertrag ihren Bebauern Dasjenige 
fihern, was Möſer für einen tüchtigen Banernjtand foderte, das Nothwendige in feiner hinläng— 
lichen Vollkommenheit und die Möglichkeit, etwas für Zeiten der Noth und für die Berforgung 
der Kinder zu erfparen. Nur Bauerngüter folder Art, nicht aber bis zu unbedeutenden Läpp— 
hen vertheilte oder ausgefogene, verarmte und fhlecht bebaute Güter werden die Grundlagen 
für einen gefunden, tüchtigen, achtbaren, für einen zuverläſſigen und jelbftändigen, für einen 
an Sitte, Recht und Freiheit, an Vaterland und Verfaſſung haltenden, für einen nicht öfono- 
miſch und moralifch verlumpten Bauernſtand, kurz für einen ſolchen, wie man ihn mit Freuden 
in manden Gegenden Deutfchlands, z. B. ded Schwarzwaldes und ded Odenwalds, von Han: 
nover und Weitfalen fieht. Da, wo völlig gleiche Beerbung aller Kinder und gleiche Verthei— 
lung der Güter ftattfindet, da nehmen zuweilen die vielen aus Büfchen oder Gräben beftehen: 
den Grenzzeichen einen großen Raum des zerflüdelten Landes ein, da findet man häufig ftatt 
ftartliher Bauernhöfe elende ſchmuzige Hütten, bei welchen man fid) hüten muß, Nachts nicht 
Kopf oder Schultern an die Dächer anzuftoßen. Da jieht man eine unverhältnigmäßig anwach— 
fende ungefunde arme Bevölferung, weldye, auf jeden möglichen Nebenverdienft und Gewinn 
angetiefen, immer mehr Chrlichkeit, Sitte, Selbftändigfeit und die wahre bäuerliche und bür⸗ 
gerliche Tugend verliert. 

Für die allgemeine Theilbarkeit und für völlig gleiches Erbrecht aller Geſchwiſter oder ande= 
rer gleidy naher Verwandten aber läßt ſich fürs erfte Das jagen, daß das Gewicht jener obigen 
Gründe gegen diefelbe fi in dem Maße vermindert, je reicher und gartenähnlicher das Land 
und fein Ertrag fich erweiſen, je mehr es fi für Weinbau und Handeldgewädfe eignet, und 
je mehr «8 ji) in der Nähe großer gewerbreidher Städte befindet, ſodaß es faft die Natur einer 
Rädtifchen Feldmark annimmt, oder aud neben großen Fabriken, deren für den ökonomiſchen 
und moralifchen Zuftand der Fabrikarbeiter höchſt gefährliche Folgen fehr dadurch vermindert 
werben fönnen, daß jie einen, wenn aud) kleinen, felbftänbigen eigenen Kamilienfig mit einigem 
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Biehftand und Landbau haben, jowie in Gegenden, deren Bewohner durch die unſchädlichſte 
Art der Fabrifation, in Verbindung nämlich mit jener ökonomiſchen Beihülfe durch Arbeiten 
am häuslichen Herde, fih anftändig ernähren. Es vermindert ſich überhaupt jenes Gewicht in 
dem Maße, ald in einer Gegend eine unverhältnigmäßige Bevölferung noch nicht zu fürchten, 
die Vermehrung felbftändiger nicht allzu dürftiger Familienſitze alfo wohlthätig ift, und insbe— 
fondere infofern als die Güter noch fo groß find, daß durch deren Vertheilung unter mehre 
ſelbſtändige Kamilienväter die jegt geiteigerte Anjtrengung dev Bearbeiter die Bortheile größerer 
Güter aufwiegt. Und ficher ift ed, daß man in gar manchen Gegenden von Süd- und Nord- 
deutſchland nod gar manches Land findet, welches angebaut oder beffer bebaut werden und dann 
noch mehr Menfchen ernähren könnte, und daß man zugleich noch mande zu große Bauerngü— 
ter fieht, von denen viele Theile nugbarer gebaut werden könnten, und die, zumal in Berbindung 
mit bisher nicht bebautem Lande, viel vortheilhafter von mehren jelbftändigen Familien eigen= 
thünmlich befeffen würden, ald daß fie jest unvollftändiger bebaut oder gar an Miethlinge ver= 
pachtet werden. Auch werden ſich zuweilen fittliche Nachtheile daran fnüpfen, wenn den Kindern, 
die vom Gut und gleihem Erbe ausgefhloffen find, die Möglichkeit zur Begründung eigener 
Familien fehlt, oder wenn etwa, fowie in manden Gegenden, die Zahl der Kinder auf eine 
unlöbliche Weife beſchränkt wird. Ganz befonders aber ſcheinen die Gründe des Rechts gegen 
die Untheilbarfeit und ungleiche Beerbung zu ſprechen, ſobald man auch das Erbredht nicht als 
eine reine politifhe und poſitive Willfür betrachten mag, ſondern es auf natürliche Rechtsgründe, 
auf Bertheilung des Landes und Bermögend nad Familien u. f. w. zurüdführt. Es ſcheint dann 
verwerflih und hart, nicht ein Kind dem andern abfolut gleichftellen zu wollen. Will man nun 
aber, wie manche neuern Kandesgejege tbun, einen völlig gleichen Vermögenstheil für alle gleich 
nahen Erben mit der Untheilbarkeit der Güter auf diefe Weije vereinigen, daß man den Erben 
des Guts felbft, ohne ihm, jowie an vielen Orten geſetzlich, eine bedeutende Vortheilsberech⸗ 

tigung zuzugefteben, anhält, auf das ihm überlaffene Gut fammt dem Viehftand und den für 
die Gutswirthſchaft nöthigen Mobilien joviel herauszuzahlen, daß eine völlige Gleichheit aller 
Erbportiorten entfteht; alddann werden bei firenger Durchführung diefes Brineips, zumal in 
unfern fteuerreichen Zeiten, die Bauernhöfe mit Schulden überlaftet, wegen Mangels des nö- 
thigen Betriebscapitals ſchlecht bebaut und zulegt in Concurſen auf die allerfhäplichfte Art ver: 
theilt. Es werben alddann überhaupt alle Bortheile der Iintheilbarfeit zerftört werben. Die 
Unvermeidlichfeit, mit welcher meift augenfällig fo traurige Folgen fih anfündigen, beivirkt 
denn auch meiftentheils, daß die Güterfhäger und die Obrigfeiten das kranke Recht, freilich auf 
geſetzwidrige Weiſe, dadurch zu heilen ſuchen, daß fie den Hof ſammt Zubehör fo gering an— 
ſchlagen, daß jene Gleichheit der Erbportionen nur eine jheinbare, oder daß die Vorthellsbe— 
rechtigung größer wird. Übrigens aber müffen wir auch geftehen, daß die aus der naturredtli- 
hen Gleichheit abgeleiteten Gründe für eine unbedingt gleihe Beerbung aller vem Grade nach 
gleihen Erben hier nicht ausreichend fcheinen. Die Erbrechte gründen ſich wenigſtens nicht blos 
auf das reine Recht, jondern ed wirken überall auch politifche Gründe zu jeiner Anerfennung 
und Mopification mit. Infoweit nun nad der allgemeinen Anerkennung der jetzt lebenden land: 
beiigenden Bamilienväter eined Gemeinweſens oder der fie repräjentirenden verfaffungsmäßigen 
Gejeggebung das Vertheilen und das völlig gleiche Beerben beftimmter Nachkommen dem Ge: 
meinwefen und den Familien ſelbſt ſchädlich, ftatt heilfam wäre, infoweit fönnen mit unzweifel- 
haftem Rechte die nöthigen Mopdificationen des gleihen Erbrechts anerfannt und fanctionirt 
werden. Auch zeigt ſich in der Regel das Schickſal der abgefundenen Erben keineswegs jo hart. 
Sie behalten nicht blos meift auf dem Gut eine Heimat und Zuflucht, fondern finden durch Ver— 
mehrung ihres ererbten Vermögens und duch erhöhte Anftrengung, durd; Gewerb und Glüd 
jehr häufig gutes Unterfommen. Die Staatsgefeggebung hat nad) den ausgeführten Geſichts— 
punften ſtets genau die befondern Verhältniffe, nicht blos jedes. Landes, fondern jeder befondern 
Gegend zu berüdfihtigen. Sie wird außerdem bei fo tief in die ganzen Kebensverhältniffe ein: 
greifenden Beftimmungen, wie die über Iheilbarfeit und Untheilbarfeit ver Bauerngüter, viel 
leiter und befjer Das, was fie für gut hält, durch Unterftügung, Schug und Förderung Deffen, 
was den Gefühlen, Bebürfniffen und Gewohnheiten ver betreffenden Elaffe entipricht, als durch 
ganz neue und zwangsgeſetzliche Einrichtungen bewirken. Hierher gehört aber auch, daß fie die 
Untheilbarfeit ver Güter und eine genügende Vortheilsberechtigung für die Erben, da wo die— 
felben ala vortheilhaft erfcheinen, und wo diefelben vielleicht nur durch verhaßte gegentheilige 
neuere Landesgeſetze oder durch die Beamtenpraris verlegt und bebrängt wurden, in ihr gutes 
altes Recht wieder einfegt. Nicht felten nämlich find foldhe neuern Störungen, wie die ded „Code 
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Napoleon” und feine® ganz gleihen Erbrechts in dem badifhen Schwarzwald, gegen welche die 
alte Volksſitte oft lange mit mehr oder minder glücklichen Erfolgen aufämpfte. Jede ganz neue 
Einrihtung aber muß nicht blos den befondern Bedürfniſſen genau angepaßt, fendern auch ſo— 
viel möglich mit dem Willen der betreffenden Bamilienväter begründet werden. Hierbon wird 
auch vor allem ihr beabjihtigter guter Erfolg abhängen. Aud darf man wol niemals über: 
feben, daß die Übel, über welche man augenbliclich klagt, ſich oft von ſelbſt und durch eine natür— 
liche Heilkraft in den Dingen ausgleichen. So hatten wir noch vor kurzem Überfluß an ländlicher 
Bevölkerung und große Sorge, daß immer mehr die Güter zerſplittert würden. Jetzt hat wohl“ 
feile Auswanderung und leichter Erwerb bei Fabriken viele Landleute weggezogen. Mit den 
hoben Fruchtpreiſen und dem Erlös von Orundlaften werden viele Güter vergrößert. Andere 
bleiben ungetheilt oder werden mit Garten: und Handelsgewächſen vortheilhaft gebaut, Die 
Sorge mindert ji aljo gar ſehr. | 

Auch find, ehe man zu härtern, mehr vom biöherigen gemeinen Recht abweichenden Maß: 
regeln, wie Befoͤrderung völliger Untheilbarkeit und neuer Fideicommiſſe, fhreitet, die weniger 
verlegenden vorzuziehen, fo die Berhinderungen unnöthiger Varcellirungen und die beförber- 
ten Zufammenlegungen Eleiner Orundftüde. Mit ven verſchiedenen Maßregeln, um dem Übel 
zu großer Zerftüdelungen vorzubeugen, haben ſich bereits eine ganze Reihe deutſcher Landſtände 
und Landeögefeggebungen , in Preußen, Hannover, Baiern, Großherzogthum Heſſen, Sachſen— 
Weimar u. ſ. w. beſch iftigt. Sie und andere werden ſich n0g ferner damit bef&häftigen. Bejon= 
ders loͤblich ift e8, wenn die Bauern ſich jelbft freiwillig zu Verbefferungen und den dazu nöthi- 
gen Mafregeln rinigen Sp hatte es die großherzoglich heſſtſche Regierung Öffentlich zu beloben, 
daß in ver Gemeinde Niederdieten ein Wieſengrund, ver in nicht weniger als 2085 Stücke ver— 
theilt war, faft ohne Koften durch die Gemeindegliever jelbft zu gegenfeitiger Zufriedenheit in 
nur 320 zufammengelegt wurde, und daß ebenfo in der Gemeinde Achenbach durch Zufammen: 
legen die Zahl der frühern Parcellen auf ein Biertheil der frühern Anzahl vermindert wurde. 7) 
Leider erwarten andere Gemeinden und Bauern Fräftigere äußere Antriebe zu den ihnen felbft 
heilfamen Einrichtungen. Unftreitig kann auch die Landesgeſetzgebung die über ein gewiſſes 
Map hinausgehenden Parcellivungen verbieten, jovaß alsdann die Miterben hier ebenfo wie bei 
einem andern untrennbaren Erbihaftsgegenftande, z. B. einem Kramladen, ihre Ausgleihung 
bewirken müſſen. Sie kann auch aus Gründen des öffentlichen Wohls durchs Gefeg Zuſammen— 
legungen der Grunpftüde nad Mehrheitsbefchlüffen für die Minderheit bindend machen. Sie 
fann aud nach dem Vorſchlag des Verfaffers ver unten genannten Schrift das Verbot ber Thei— 
lung ausdehnen auf alle aneinanderftoßende Barcellen, welche zwar im Grundbuch als befondere 
Stüde eingetragen find, aber durch irgendeinen Grund in der Hand eines Befigerd vereinigt 
wurden. Sie joll auch die freiwilligen Vereinigungen durch Taufhverträge, durch Befreiung 
von den Abgaben für das Geſchäft und die Übertragung aufmuntern. 

Eine dritte Frage endlich ift vie: Sollen die Landgüter insbeſondere auch unveräußerlid und 
in diefem Sinne gejhloffene Höfe fein, wie dieſes vorzüglich durch feudale Grundherrlichkeits— 
rechte und durch die gefchloffenen Hofedverfaffungen bei Bauerngütern begründet wurde, bei den 
Gütern der Adeligen aber durch die Lehnd = und fiveicommiffarifchen und Stammguts-Berhält: 
niffe und vermittel3 der mittelalterigen Rechtsdichtung, daß hier die Erwerbung von dem erften 
Erwerber und nad feiner Beſtimmung, nicht aber von dem letzten Beſitzer ſich ableite. Die 
Gründe für ſolche Unveräußerlichkeit ſind nun allerdings inſofern weggefallen, als jene Hofes— 
verfaſſungen und die feudalen Beſchränkungen der Güter entweder ſelbſt weggefallen, oder doch 
als nachtheilig anerkannt ſind und inſofern ein Hauptgrund für jene Rechtsdichtung, nämlich 
daß immer ein durch das gehörige Lehnsgut zu dem angemeſſenen Lehnsdienſt ausgerüſtetes 
Glied der Vaſallenfamilie vorhanden ſei, ebenfalls unpraktiſch geworden iſt. Im Allgemeinen 
läßt ſich freilich ſagen, daß eine allzu leichte und vollends eine wucheriſche Mobiliſirung des 
Grundeigenthums verderblich ſei und ſchon dem Begriff und der wahren Beſtimmung des Grund: 
eigenthums, als der wohlthätigen feſten Grundlage für eine gewiſſe Stetigkeit ver geſellſchaftli— 
chen Verhältniſſe und für Erhaltung ſolider Familien und Familienverhältniſſe, ſehr wider— 
ſpreche. Sie würde die Grundbeſitzer und ihren Wohlſtand in die gefährlichſten Schwankungen 
hineinziehen, vielleicht auch durch zu große und wucheriſche Erwerbung und Zerſtückelung der 





1) — Thudichum, „Unterſuchungen über die Nachtheile der Bodenzerfplitterung“ (Frank⸗ 
rt 1857) 
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Güter eine unverhältuißmäßig große Zahl Kleiner Bawilienfige begründen. Wie jehr aber be 
droht die Unveräußerlichfeit auf der andern Seite den allgemeinften Zweck alles Eigenthums, 
in jeder bejondern Lage des Lebens für die jedesmaligen beſondern Bedürfniffe der freien Eigen: 
thümer die befte Befriedigung zu geben. Wie jehr bedroht fie zugleich mit ver Freiheit des Eigen: 
thums und des Eigenthümers auch die Nechte Dritter, die ald Gläubiger oder Erben Foderun— 
gen an ihn machen, die er, jelbjt bei großem Beſitz, doch nicht angemeſſen und zur rechten Zeit 
zu befriedigen im Stande ift. Eine einigermaßen weitgehende und hartnädige Beichränfung 
der Veräußerung würde überhaupt. Die ganze für VBerfehr und Credit und agrariſche Eultur 
wohlthätige freie, den Zeitbenürfnijfen angemeflene Entwickelung und Bewegung im gejell 
ihafrlihen Leben hemmen. Sie in Verbindung mit dev Untheilbarfeit wird nur allzu leicht, als 
empörende Ungerechtigkeit gegen ein jüngeres Geſchlecht, dieſes zum Kriege herausfodern. Bol: 
lends verfehrt müſſen die Folgen werden, wenn zwar alle fleinern Güter theilbar und veräußer: 
lich ſind, wie in England ſchon im Mittelalter alle Fleinern oder Afterlehen, große ariftofratiice 
Familien aber ohne alle Beihränfung fie zulammenhäufen und zu großen optimatijchen Lati: 
fundien , zu untheilbarem und unveräußerlichem Erbe ver Erftgeborenen machen können. Hier: 
duch entjtanden große und gefährliche Nachtheile, obgleih die alte Freiheit der Verfaſſung 
in England große Gefahren überwindet und obgleid auch die alten feudalen Dienftbarfeiten 
und Orunpherrlichkeitslaiten in England jhon im 17. Jahrhundert aufgehoben wurden. 
Hieran fnüpfte es ſich nämlich, daß in England das ganze Orundeigenthum fidy in den Händen 
von nur 59,000 Familien befindet, und es fprechen zur Gmpfehlung einer ähnlichen Einrichtung 
weder die gedrückte und von der Willfür der großen Grundherren abhängige Lage der Bauern 
oder der Pächter, nod) aud) die lauter und immer lauter gewordenen Klagen über die überreichen 
Lords, über ihren. Eigennug und ihren Mangel an höherer edlerer Bildung, an wahrhaft freien 
wie an wahrhaft royaliftiihen Gejinnungen.?) Jedenfalls find nur mittlere und gegen Mis— 
braud jihernde Mafregeln zur Sicherung eines angemeſſenen Familieneigenthums und des 
rechten Verhältniffes zwiſchen dem zu groß und zu Flein, zwijchen zu großer Beweglichfeit und 
zu jtarrer Unveränderlichkeit und in dev Regel nur gelindere Mittel, jowie z. B. gewille Einmil: 
ligungs- und Retractörechte bejtimmter Bamilienglieder rärblih. Soll die Regierungsform 
arijtofratiich fein, jo wird freilich großer und wenigftend zum Theil unveräußerlider untheilba: 
rer Güterbejig ji empfehlen, während der Demokratie die größere Gleichheit und Beweglichkeit 
deö Vermögens entſpricht. Stets wird zu großer Beſitz leicht träg, luxuriös und trogig,, zu klei— 
ner leicht niedrig und Eraftlos machen. 

Das praftifche Endrefultat in Beziehung auf die Fragen über Untheilbarkeit und Unver: 
außerlichkeit ver Güter kann nad allem Bisherigen wol nur in Folgendem beftehen. Man muf 
fürs erjte bei Anerkennung oder Veränderung der hierher gehörigen Beftimmungen forgfültig 
die Berfhiedenheiten der befondern Zeitz und Landeöverhältniffe ind Auge fallen und das jedes: 
malige Überwiegen ver Vortheile oder Nachtheile des einen Syſtems über dad andere berüdjic: 
tigen, etwa nöthige Veränderungen aber mit der ſorgfältigen Rückſicht vornehmen, daß ſehr 
oft ein kleineres altes Übel weniger drückend erſcheint als eine neue Verbeſſerung, zumal da ſich 
mit alten Übeln durch den natürlichen Selbfterhaltungstrieb der Gefellihaft manche oft weniger 
in die Augen fallenden Linderungsmittel verbinden, und da die eigentliche gute Abficht mit 
Zwang eingeführter neuer Einrichtungen nur allzu Teicht umgangen oder vereitelt werden kann. 

Sodann aber muß der Staatsmann ftetö das große Orundprincip unſers heutigen Staats: 
lebend anerkennen. Diejes Grundprincip ift die Freiheit und insbefondere aud) die privatredt:- 
lie und die mehr oder minder ausgedehnte autonomijche Freiheit der Familie, der Cinungen, 
der Affociationen oder Gemeinden, der Provinzen oder Provinzialftände. Unfere Staaten find 
nit wie die der Alten auf den engen Raum einer Stadt, auf die kleine Zahl einer ariftofra: 
tiih bevorzugten Bürgerfafte und ihre fejtbeftimmten Abtheilungs- und Zahlverhältniffe, nicht 
auf engherzige Zunft= und Feudalgenofjenihaften, auf Alleinherrihaft oder begünftigte Vor: 
herrſchaft blos einer Lebensbefhäftigung, auf eine ſpartaniſch für immer abgeſchloſſene ein: 
jeitige Lebensbeftimmung gegründet. Unfere Staaten find große freie Nationalftaaten, gegrün: 
det auf ein allgemeines Freies Staatöbürgerthum aller Bewohner in Stadt und Yand, mit glei: 
her Freiheit und Gunjt für Alle und für alle guten Lebensbefhäftigungen, für Landbau, Ge: 
werbe und Handel, für ihren freien Betrieb und Verkehr, envlich für eine allfeitige freie und 





9 Vergl. insbefondere auch Iſaac Tomfin’s (Lordfanzler Brougham) „Gedanfen über die Ariftofra: 
tie ın England‘. 
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ſteis fortſchreitende Entwickelung. Die Rechtsverhältniſſe dieſer Staaten müſſen berechnet und 
veränderlich ſein, je nad den verſchiedenen und im lebendigen Fortſchritt dieſer unſerer freien 
Entwidelung und in der ausgedehnteſten Wechjelwirfung mit dem gebildeten Völkerverein der 
ganzen Erde fletö neuen und veränderten verſchiedenartigen Bebürfnilfen und Hülfsquellen. 
Einer freien Leitung oder Regierung diejer freien und großen Entwickelung nad unendlichen 
göttlichen Geſetzen und Ipealen ziemt ed, nicht engherzig und zwangvoll die Zahl ver Bür— 
ger und der Güter und die Freiheit derjelben nach ſtets unzuverläfjigen Berehnungen zum 
voraus beflimmen und einfchränfen zu wollen. Sie foll es am wenigften durch jo häßliche 
Mittel, wie — um jener fpartanifchen zeitweifen Ermordungen der abhängigen Bauern gar 
nicht zu gedenken — die vorgejchlagenen abſoluten Eheverbote und Infibulationen, überhaupt 
nicht durch ſolche despotiſche Unterdrückungen ehelicher Volfövermehrungen, welde gleih un: 
würdig in den geheimnißvollen Gang und in das jittliche Gejeg der Menfchenihöpfung eingreis 
fen, wie jene frühern unfittlihen Begünftigungen jelbft unebeliher Volfövermehrungen. Unfere 
heutigen Regierungen jollen ferner ebenſo wenig eigenwillig und gewaltjam durch abfolute 
Zwangsgeſetze eingreifen zu Gunſten einer Reftauration der feudalen kaſtenmäßigen Abjonde- 
rungen der Stände, ihrer Güter, ihier Privilegien over Beihränfungen, ald zu Gunften einer 
abfoluten Gleichmacherei und zur unbedingten Zerftörung aller frühern Verhältniſſe, Einrich— 
tungen und jelbft der naturgemäßen Scheidungen und Unterfchiede der Stände, ihrer befondern 
Sitten und Lebensweijen. Es muß bier das Meifte überlaffen bleiben der freien naturgemäpen 
Entwidelung und dann den durch öffentliche Meinungsfreiheit und Aufklärung und durd vie 
genaue Kenntniß der örtlichen und der eigenen Bedürfniſſe geleiteten, durch die Rechtsachtung 
und durch eine weile Staatsoberaufficht geregelten Beftimmungen der Bürger felbft, ihrer 
Samilien und Einungen, ihrer Gemeinde= und Provinz: oder Landrathsvereine. Es muß 
bei ſteter Beadhtung des Organismus und der höchſten Ideen unferer heutigen Staatöverfaflun: 
gen und ihrer bejondern Gejtaltung in den befonvdern Ländern das Gute geſchützt und geförvert 
und nur das entſchieden Verderbliche und Rechtswidrige mit Staatdzwang ausgeſchloſſen over 
unſchädlich gemadt, nur das abjolut Nothwendige erzwungen werden. Wie ſchwer und unſicher 
jind faft alle hierher gehörigen Vorausberehnungen in unſern heutigen großartigen vermwidel: 
ten Verhältniſſen. Wie kann z. B. eine einzige neue Pflanze, wie die Kartoffel, wie fönnen 
neue Induftriezweige und Handelswege unberehenbar die Lebensmittel vermehren, Krankheiten, 
Auswanderungen,, Kriege, unberehenbar die Menfchen vermindern. Wie oft föngen neue un= 
erwartete Erfheinungen und Ausfunftsmittel mande Beitimmungen über Untheilbarfeit und 
Unveräußerlichfeit oder ihr Gegentheil unwirkſam oder auch unſchädlich machen! Und wie oft 
treten neue wohlgemeinte Geſetze einer natürlichen Ausgleichung mancher Übelftände ſelbſt in 
den Weg! Soll aber der Staat auch nur wenig zwingen, ſo ſoll er durch Rath und Schutz und 
Unterſtützung deſto mehr helfen. Nicht ſowol das Zuvielregieren als das ſchlecht und despotiſch 
Regieren, das dictatoriſche Beſtimmen, ſtatt weiſer Leitung und Förderung freier Beſtrebungen 
der Bürger, muß man beklagen. Wenn z. B. eine Übervölferung die unglüdlihen Bewohner 
einer Gegend in Noth verjinfen läßt, zuiegt zu trauriger Auswanderung beftimmt,. jo joll der 
Staat nit müßig zufehen, wie Taufende unglücklicher Familienväter hülflos und rathlos die 
verfehrteften Wege ergreifen, Betrügern in die Hände fallen und jo zu Grunde gehen, oft aud) 
als rückkehrende Bettler ven armen Familien der Heimat, die ven Muth hatten, vem Vaterlande 
treuzubleiben, zur neuen drückenden Laft werden. Wie oft ließe fi durch zweckmäßige öffent: 
liche Arbeiten, durch Unterftügung eines neuen oder beilern Anbaus vaterländifcher Gegenden 
und, bei unvermeidliher Auswanderung, durch jorgfältige Berathung und Leitung derjelben, 
der Reiſeaccorde, des gemeinfchaftlihen neuen Anfaufs von Ländereien, durch thätige Verwen— 
dung von Regierungdabgeordneten in fremden Staaten namenlofem Elend armer Mitbürger 
und Kinder ded gemeinihaftlihen Vaterlandes vorbeugen! MWelder. 
Bauernfriege. Der große deutſche Bauernfrieg. Im fait allen europäifchen und 
in den meiften deutjchen Landen entftanden feit dem fpätern Mittelalter höchſt merkwürdige Re— 
solutionen, weldhe von dem fogenannten vierten Stande, von den Bauern, ausgingen. Auch die 
frühern Aufftände dieſer Art hatten mit dem vorzugsweiſe fogenannten Bauernfriege, mit den 
großen Aufftänden deuticher Bauern zu Anfang des 16. Jahrhunderts im Wefentlihen gleiche 
Urſache und auch meift ven gleichen Ausgang, den der blutigen Unterdrückung. Bor allem jchon 
diejer unglüdliche Ausgang, welcher Vielen ald der genügende Grund für die völlige Verkehrt: 
heit, ja Unbeveutendheit der Unternehmung ericheint, dann aud) die in der frühern feubalarifto= 
25” 
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Fratifhen Zeit natürliche Geringſchätzung des unterflen Standes und feine größere Roheit, 
und endlich vie hier doppelt erflärlichen falihen Scheine, weldye jede unglücklich ausgegangene 
Barteihbandlung durch einzelne Misgriffe oder unwürdige Anhänger entftellen — alles Diefed 
wirkte zufammen, daß dieſe Bauernfriege folange nicht nach ihrer wahren Urſache, Geftalt und 
Bedeutung gewürdigt wurden. 1) 

Vom Volk, von den ftet3 zum Frieden geneigten anfäfjigen Bürgern, ja von den conferva= 
tiven anjäfligen Bauern ausgehende große allgemeine Aufftände müffen aber wol der Natur 
der Sache nad) jehr ſchwere Berlegungen Aım Grunde haben, meift wol auch unglüdlihe Ver— 
faffungszuftände, welde jene Berlegungen begründeten over durch VBerjaguna genügender recht- 
liher Hülfe die Ausbrüche der Verzweiflung der Aufftändifhen bewirften. So verhält es ſich 
geihichtlih nahmweisbar mit jenen Bauernkriegen. Die Verlegungen Feftanden in jener feudal- 
ariftofratifhen Unterdrückung zugleich der altgermanifchen Volksrechte und zugleich der ſie be- 
ſchützenden Macht und Einheit der Nationalregierung, welche nad) ihren verfhiedenen Seiten 
hin mehre Artifel des „Staats-Lexikon“ jhildern mußten (Abmeierung, Adel [deutjcher], 
Alodium, Bauer, Beete, Deutfche Geſchichte). Diefe Berlegungen trafen zunähft und am 
fhwerften die deutſchen Bauern, welche (durd die ariftofratifchen Stände) ausgeſtoßen von den 
Reichs- und Landtagen, durd) die Ritter wehrlos und durch die Romaniften rehttunmündig 
gemadt, in Freiheit und Eigenthum verlegt und allen Feudallaften unterworfen wurden. Ihre 
Aufftände ferebten zunächſt nach Abhülfe ihrer unmittelbaren Verlegungen, zum Theil aber auch 
nach Herftellung freier Nationalregierung, ſodaß fie infofern trog der fonftigen verſchiedenen 
Geftaltung Vorläufer auch der fpätern politifhen Beftrebungen und Volksbewegungen wurden. 

Die Grundlage der germanifchen Gejellfchaftäverhältniffe war, wie jene oben genannten 
Artikel weiter ausführen, allgemeine Volköfreibeit. Sie beftand in der vollfonnmenen perſön— 
lien, GigenthHums= und ſtaatsbürgerlichen Freiheit aller zu dem Volksſtamme gehörenden 
Zandbejiger. Nur überwundene Fremde dienten entweder ald Unfreie oder lebten in urfprüng- 
ih meift erblichen Hinterfäfjigfeitsverhältniffen ald Guts- und Zindbauern oder Hörige. 
Seit ver Gründung der großen germanifchen Eroberungsreiche aber und durch die Vermifhung 
einer neuen und fremden, der hriftlihen und römifhen Religion und Cultur mit den eigen 
thümlichen germanifhen Lebenäverhältniffen litt die altgermanifche Volksfreiheit Noth. Es 
entftand die fauftrechtliche oder feudale Unterdrückung oder Beſchränkung der Eleinern freien 
Orundeigenthümer, der jegt jogenannten Bauern, die nun oft mit jenen urfprünglich fremden 
Hinterfaflen, Gutöbauern oder Leibeigenen zufammengemifcht wurden. Diefe Unterbrüdung 
wurde durch die jegt entftehenden großen und £leinen weltlichen adeligen Herren, durch die Für: 
ſten und den Adel und durd die nun ſich ausbildende päpftliche Hierarchie und ihre dem welt: 
lihen Adel nahahmenden geiftlihen Herren und Herrſchaften bewirkt. Adel und Geiſtlichkeit 
bildeten fih fo gut fie konnten ähnlid wie in den orientalifhen Reichen zu einer Friegerifhen 
Hohen und niedern Adelsfafte und zu einer Priefterfafte aus. Sie begünftigten aud die Aus- 
bildung einer ihnen dienftbaren, vom Volk ſich abjondernden Beamtenfafte, die großentbeils 
aus dem ausländischen Römiſchen echte ihre Waffen gegen die Freiheit und pad Recht des 
deutſchen Volkes nahm und daſſelbe mehr und mehr aus feinen Öffentlichen Gerichten vertrieb 
und rechtlich mundtodt zu machen ſuchte. Das Recht wie die Religion wurden zum Zweck der 
Unterdrückung verfälfcht. 

Doch gelang Gottlob! diefe Unterdrückung des Volks und des Bewußtſeins feiner alten 
Rechte niemals fo vollftändig als bei ven orientalifchen Völkern und bei dem heutigen ruſſiſchen 
Boll, Ald daher aus der Verfchmelzung der fremden und der deutſchen Gulturelemente all- 
mälig eine neue höhere Bildung fich entwickelte, fuchte auch das Volk feine verfümmerten ober 
unterhrüdten Rechte entweder Eräftig zu vertheidigen oder mieberherzuftellen, die päpftlichen 


1) Über die Bauernfriege fchrieben in neuern Zeiten beachtenswerthe befondere Schriften: Sartorius, 
‚„Verfuch einer Gefchichte des deutfchen Bauernfriege” (Berlin 1795); Ochfele, „Beiträge zur Ge: 
fchichte des deutichen Bauernkriegs“ (Heilbronn 1829); Wachsmuth, „Der deutfche Bauernfrieg ” (Reips 
sig 1834); Benſen, „Geſchichte des Bauernfriegs in Dfifranfen‘ (Erlangen 1849); Zimmermanr, 
—J Geſchichte des großen Bauernkriegs“ (3 Bde., Stuttgart 1841— 43; neue ganz umge: 
arbeitete Auflage, 2 Bde., Stuttgart 1856). Vorzugsweiſe das letztere Werk hat, ſowenig ich auch mit 
dem tüchtigen Verfaſſer ganz übereinftimmen kann, doch zu meiner Freude die fchon in der erften Aus: 

abe des ‚, Staats + kerifon‘’ enthaltenen höhern und allgemeinern Gefichtspunfte über diefe wichtige ge> 
Fhichtliche Erſcheinung auf erfreuliche Weife beftätigt und ausführ'ich an der Hand der Quellen entwidelt. 
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und priefterlihen und die abeligen Misbräude und die deöpotifhen Oberherrfhafts: oder 
Lehns- und Obereigenthumsrechte und die erzwungene Unmündigkeit zu befeitigen. 

Auf gleiche Weiſe regte ſich fo in allen germaniſchen europäifchen Staaten feit Der zweiten 
Hälfte des Mittelalters ein Rechts- und Freiheitöfampf des gedrücdten unterften Standes oder 
des Volkes. Zuerft bilden jih in den Städten wiederum freie Bürgerverfaffungen aus, und 
zwar dieſes in allen germaniſchen Stäbten. (S. Städte.) Ihnen gaben ihre befeftigten Mauern, 
ihr Reichthum, ihre gute innere genoſſenſchaftliche und Eriegerifche Organifation flegreiche Kraft 
gegen den Adel und die Geijtlichfeit. Weniger allgemein glüdlich aber waren die ebenfalls faft 
allgemeinen Kämpfe aud der Bauern und ganzer Landſchaften und Volksſtämme. Zwei Ur: 
ſachen erſchwerten hier den glüdlihen Ausgang. Hier war fürd erfte, wie in den deutſchen und 
franzöfifhen Bauernfriegen fich zeigte, theils die Unterdrückung meift fhon fo lange dauernd 
und fo weit gefommen, daß die Unterbrüdten die friegerifche und politifche Organifation und 
Bildung zu jehr verloren hatten und ſchon daher gegen die organifirten, gerüfteten, höher ge= 
bildeten Untervrüder in zu großem Nachtheil ftanden. So fam «8, daß die nöthige gefegliche 
Reformbeftrebung dem gewaltfamen Aufftand nicht vorausging, und daß, ſowie in Aufjtänven 
von 1848, undidciplinirte Maffen von organifirten Kriegern leicht befiegt wurden. Theils aber 
beitand fürs zweite das Unglück darin, daß auch die Städte ſich Faftenmäßig ausbilveten, ſich 
abſonderten, den geiftlihen und weltlihen Unterbrüdern oft beiftanden, ja felbft mit unter: 
drüden wollten, oder doc jevenfalld durch ihre Abfonderung und Lauheit verhinderten, daß 
ähnlich wie da, wo die verfchiedenen Stände ſich brüderlich die Hand reichen, ein allgemeiner na= 
tionaler Freiheitskampf, ein nationales Bewußtſein und eine freie Verfaflung fi bilden konnte. 
Diefed fand nur da ftatt, wo jene beiden Haupthinderniffe überhaupt nicht oder doch nicht ge- 
meinſcheftlich dem Sieg ver Freiheit ertgegenftanden. So fiegte over erhielt ſich Volfäfreiheit 
nur in England, der Schweiz, den Niederlanden, in Schweden und längere Zeit wenigfteng in 
Dänemark, Norwegen, in den friefiihen Ländern und in Ditmarfchen. Die Städte aber büßten 
ihren ſchimpflichen Abfall von der Bolföfreiheit in Italien, Deutihland, Frankfceih, Spanien, 
Portugal durch den Verluft ihrer eigenen Freiheit. Selbft der Adel und zum Theil die Geift: 
licfeit wurden in die Shmad und das Elend innerer und äußerer Willkürherrſchaft geftürzt, 
ihrer Ehre und Würde wie ihrer Rechte beraubt, Und auch die Fürften büßten häufig durch 
Tod, Entthronung und Verbannung. Erft in der fpätern gereiftern europäifchen Eultur und 
Geiftesfreiheit erwachte, angeregt durch die großen ſchweizeriſchen, niederländiſchen und englis 
hen Freiheitöfämpfe, durch die freien Verfaflungen und die Blüte und Macht dieſer freien 
Bölfer, vollends aber durch die amerifanifhen und franzöfifchen Nevolutionen, in allen euro: 
päifhen Nationen das allgemeine Bewußtfein und Bedürfniß nationaler Würde und Freiheit 
mit Ausflug aller faftenmäpigen Abjonderung und aller Wiltfürherrfhaft. Aber für vie ſpä— 
tern ſiegreichen Freiheitskämpfe und für dad Erwachen und Reifen jenes allgemeinen Volfs- 
bewußtjeind waren die vorhergehenden unglüdlichen Sreiheitöfämpfe keineswegs wirkungslos. 
In blutigen ſchauervollen Erinnerungen wie in einzelnen Überbleibſeln der alten Volksrechte 
rettete ſich mit durch jene Kämpfe, dunkler oder bewußter, Hier in der Volkstradition, dort in 
der Geſchichte und der bewußtern höhern Bildung, die alte bürgerliche und religidfe Freiheit 
und der Glaube an ihre Heiligkeit und Berechtigung. Das Blut ſo vieler, vieler Tauſende, die 
im Kampfe für die Freiheit, im Kampf gegen die ſchändlichſte Tyrannei fielen, ja die großen— 
theild auf die graufamfte Weife von den Unterdrüdern bingemorbet wurden, es ift nicht ganz 
vergeblich gefloffen. Es fell und darf nicht umfonft vergoffen fein; es muf die Enfel der Ge: 
fallenen mahnen und doppelt heilig verpflichten, die wahre Freiheit, dad blutig vertheidigte 
Recht und das Heilige Vermächtniß ihrer Vorfahren auf allen rechten Wegen zu erfämpfen und 
zu ſchützen. 

Es mögen hier einige Erinnerungen Plag finden an die Volkskämpfe, die als Seitenftüde 
und Vorgänger des großen deutfchen Bauernfriegd ericheinen und die, ebenfo wie fie, aus dem 
Bewußtſein früherer freier Volkszuſtände und aus dem Gefühl einer unrechtlichen, empören— 
den Bedrückung und einer Verlegung zugleich der ewigen Grundſätze des natürlichen und deut: 
ſchen Rechts, fowie der jammervoll entftellten und misbrauchten hriftlichen Lehre entfprangen. 

Einer der ältejten ift (im 9. Jahrhundert) der Volksaufſtand der Sachſen, ihr geheimnip- 
voller Bund der Stellinga zur Zeit des Bruderfrieged der Söhne Ludwig's ded Frommen, 
(S. hierüber I, 245 fg.) 

Gleich unglüdlic wie fte kämpften im 11. Jahrhundert die Bauern der Normandie gegen 
den Drud des Feudaladels, der Geiftlichkeit und de® Hofes. Die urfprünglic volföfreien Nor- 


390 Banernkriege 


mannen hatten ald Eroberer des nach ihnen benannten ſchönen franzöfiichen Landes das bei 
den weftlichen Franken völlig ausgebildete despotiſche Feudalfvften angenommen. Die Herr: 
ſchaft des Feudaladels und der Vrieſter bedrückte natürlich auch hier zumeift die Bauern, zumal 
bie von den Normannen bejiegten frühern Bewohner des Landes. Vorzüglih unter Herzog 
Richard Il., den die habjüchtigen Priefter ven Krommen nannten, wurde das Feudaljuftem auf 
die drückendſte Weife ausgebildet. Da befhwor das unterbrüdte Volk einen Bund. E8 jagte: 
„Sind wir nicht fo gut wie die Herren? Sind wir nit Menfhen mie fie? Haben wir nicht 
Muth und ftarfe Fäufte wie fie? Wohlauf, laßt ung Ernft machen und und mehren! Wir jind 
dreißig und vierzig Bauern gegen einen Ritter und wiſſen Streitart und Kolben und ven Bogen 
zu führen!“ Docd der Bund ward vor der Ausführung verrathen, die Bauern wurden, ebe 
fie gerüftet und vereinigt waren, in ihren Wohnfigen vereinzelt von der Ariftofratie überfallen 
und beſiegt. Hinrihtungen, VBerftümmelungen aller Art, Ausftehen der Augen, Ausbrehen 
der Zähne, Ausreifung der Scham, Einbrennen der Kniefehlen, kurz alle graufame Erfindung 
und Rache, womit die beleidigte hochmüthige Ariftofratie in diefen barbarifhen Zeiten gegen 
die Unterdrüdten wüthete, beftraften die Unglücklichen für ihren Verſuch, ihre Freiheit wieder 
zu erringen. 

Auch in die Heimat der ſtandinaviſchen Kinder, deren freie und Fräftige germanifche Söhne, 
bei dem Misverhältnig ihrer fchnell wachſenden Bevölkerung zu dem dürftigen Lande, jaffr- 
hundertelang unter den Namen Normannen und Waräger die füdlihern europäifhen Länder 
durch Beute: und Eroberungszüge erſchreckten und in Rußland, Unteritalien, an der franzöfl- 
ihen Küfte und von da in England ihre Herrſchaft gründeten, drang nach der fpätern Annahme 
des Chriſtenthums von den ſüdlichern germanischen Völkern zugleich auch der Feudalismus und 
die Hierarchie. Auch Hier entftand jet die Bedrückung einer nun fih ausbildenden Adels- und 
Briefterfafte. Das freie Landvolk kämpfte gegen fie, beionders gegen die raub- und herrſch— 

ſüchtige Priefterihaft und ihre Ginrihtungen, namentlid gegen den unnatürlihen Priefter: 

cölibat und gegen die Zehnten. Die Jütländer erihlugen gegen Ende des 11. Jahrhunderts 
ihren von den Prieftern beherrichten König Kanut den Heiligen. Die freien Bauern in Schonen 
fümpften im 12. Jahrhundert gegen ihren Kirchenfürften, den Erzbifchof von Lund. 

Als der Erzbifhof Abſalon aus feiner Heimat Seeland Zehnteinnehmer, kirchliche Xehne: 
mannen und Kirchenvögte herüberholte und durch Prunf, Bedrückung und Volksverachtung 
bie freien Männer empörte, jo verjagten fie die kirchlichen Vaſallen, fielen in die Güter des Er;: 
bisthums, riffen die Zehntjcheuern nieder und plünderten die Vorräthe. In der Volksverſamm— 
lung juchte vergeblich der Hobepriefter eine gütliche Bewilligung ded Zehnten, und ebenfo ver: 
geblidh war die Hülfe des Königs Waldenar, da deſſen jütifche Krieger für den verhaßten geift: 
lihen Zehnten den Kampf vermweigerten. Jetzt ftrafte Abfalon mit dem Kirchenfluch, und bie 
Bauern entzogen nun den Prieſtern, welche den Gottesdienſt nicht halten wollten, den Unter: 
halt, plünderten die Kirhengüter und verjagten die legten Kehndmannen aus ihren Grenzen. 
Doch jie erlagen nad länger fortgefegten muthigen und blutigen Kämpfen der für die Bauern 
allein zu großen geiftigen und militärifhen Übermacht der Geiftlichkeit, ded Königthung und 
bes Adeld. Sie ſuchten in ihrer nun härtern Untervrüdung Troft in der Sage von dem Gottes: 
gericht, dem der räuberifche Erzbiſchof Abfalon zur Strafe jeiner Frevel durch plöglihen Tor 
anheimgefallen jei; „venn zu allen Zeiten hing der fromme Glaube des Volks die ewigen Rechte 
der Freiheit an die Sterne auf“. 

Glücklicher vertheidigten und erfämpften im 12. Jahrhundert (1144) die freien Bauern in 
Ditmarſchen ihre altveutiche Freiheit gegen die Mjurpationen des Grafen von Stade, in deilen 
fefte Burg fie Säde, welde ftatt der unbilligen Schagung von Korn mit Fräftigen Männern 
gefüllt waren, eingeführt hatten. Sie erfhlugen ven Dränger und fchleiften die Burg. Freilich 
bejiegte fie drei Jahre fpäter ihr Erzbifchof von Bremen mit Hülfe Heinrich's des Löwen. Dod 
brachen und ſchleiften fie (don 1164 des neuen Grafen fefte Burg und verjagten ven Adel. Im 
Jahre 1201 von den Dänen erobert, befreiten fie fih 1227 au wieder von ihrer Herridaft 
und behanpteten lange. Zeiten hindurch ohne Adel ihre alte republikaniſche Volksfreiheit und 
Landesgemeinde, bis fie fpäter mit großen Freiheitsrechten unter die Herrfchaft der Herzoge von 
Holitein famen. 

Gleich muthvoll vertheidigten, wenn auch öfter unglücklich, die Frieſen wenigftens theil- 
weiſe bis in fpätere Zeiten ihre Wolföfreiheit gegen eindringende Priefter- und Adelsmacht, 
gegen Bannflüche und Lehnöheere. Die tapfern Stedinger an beiden Ufern der Weſer verfolgte 
die von ihnen zurücgewiefene tyrannifche Priefterherrihaft nicht blos duch Bannfluh und 
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Reihisacht, fondern infolge der pfärfiihen Lügen über ihre angeblichen Ketereien auch wieder: 
holt durch Kreuzzüge, deren übermacht nach Wundern der Tapferkeit endlich 1234 das men— 
ſchenleere Land zur Beute ward. 

Glücklicher ſchlugen zum Theil mit Hülfe der zu ihnen geflüchteten Stedinger die 
freien Seelande geiſtliche und ariſtokratiſche Dränger zurück. Sie unterſtützten auch bie muthi— 
gen Landleute von Kennemaren, die 1268 alle Lehnsleute aus ihren Marken vertrieben und 
im Siegesſchritt auch die Städte Utrecht und Amesfort, die Sitze räuberiſchen Adels, zur Ver— 
treibung deſſelben noͤthigten. Als der junge Graf von Holland, Florenz V., die Freiheit der 
Bauern und Städte ſchützte, ermordeten ihn die Adeligen mit 23 Dolchſtichen. Doch der lange 
Rachekampf gegen ſie vernichtete ihren Einfluß und befeftigte die Herrſchaft ver Volksfreiheit 
in Solland. 

Zugleich gegen die Misbräuche der Hierarchie und Die volksverachtende tyranniſche Unter: 
drückung des Adels führte 1251 der fogenannte Meifter aus Ungarn, ein Eifterzienfermönd) 
und ein Mitglied jener frommen Brüderfchaften, welche der religiöſen und politifchen Befreiung 
des Volks ſich geweiht Hatten, die Viehhirten ver Vicardie in ven Kampf. Die reinern Lehren 
des Urchriſtenthums und der Fromme Wahn eines vom Himmel gefallenen Briefes begeifterten 
gleichzeitig das Volk für die bürgerliche und firhliche Befreiung. Unaufbaltfam drangen feine 
Sharen bid nach Paris, von wo fie in drei Abtheilungen nad) der Garonne, nad Bourges und 
nah Orleans vordrangen und auch in den Städten zum Theil Anklang fanden. Doc unzeitige 
Gemaltthaten des rohen Haufens und die Lift des Adels und der Geiftlichfeit, welche mitten in 
der Predigt den Anführer mit einem Streich tödtete, brachen die Kraft der unorganifirten Maffe, 
die nun in furdtbarer Niederlage und eiliger Flucht ſchnell verſchwand. 

Während im 14. Jahrhundert die Freiheit überall in den Städten aufblüfte, zum Theil 
auch und namentlich in Flandern und Holland, in England und ver Schweiz, in Spanien, in 
einigen wenigen deutſchen Landftrichen, an der Nordſee und in den Öfterreichifchen Landen in 
freiern ſtändiſchen VBerfaffungen kräftiger fi zeigte, flieg in andern Landſtrichen die Verachtung 
und Mishandlung des Landmanns. Diefes bewirkte in Frankreich Die furdhtbare Empörung 
des Jacques-Bonhomme (jo nannte verächtlich der Adel die Bauern). Den König Johann den 
Guten hatte der nichtswürdige Adel im Kampf mit ven Engländern, deshalb weil er der Nation 
einen allgemeinen #reiheitäbrief verwilligt und alle Steuerprivilegien aufgehoben hatte, 
ſchimpflich im Stich gelaffen und der feindlichen Gefangenfhaft preisgegeben. So mußte num 
der. Dauphin 1556 die allgemeinen Reichsſtände berufen und dem dritten Stand, der die Privis 
legien des Adels jhonungslos angriff, Alles bewilligen, Er bewilligte namentlich vie Zu: 
jicherung verbeſſerter Rechtspflege und Verwaltung, der Beltrafung ver Schuldigen, der Red: 
nungsabgabe über die bisher gezahlten Steuern ſowie die Abfegung feiner Räthe und die Er: 
nennung eines Regimentsrathes aus den Reihsftänden, zur Hälfte aus Mitgliedern vom dritten 
Stand, an deſſen Spiße jegt Stephan Marcel, der Vorftand der parifer Kaufleute, ftand. 

Diefed erzeugte ein feindlihes Gegenübertreten ver Adelspartei und der Volkspartei. Die 
letztere trug in diefem tragifchen Vorfpiel der jpätern Franzöſiſchen evolution blau-roth-weiße 
Miüsen und Abzeichen, die auch ver Dauphin annehmen mußte. Bald erhoben ſich die bedrück— 
ten Bauern in revolutionärem Aufftand gegen die adeligen Bebrüder, zuerft die im Bezirk von 
Beauvoljis. Ihr Ruf war: „Tod dem Adel” und „Schmach Dem, der rubt, jolange ed einen 
Aveligen gibt.” Die jolange ſcheußlich Bedrückten rächten fich mie dem Käfig entiprungene wilde 
Thiere. In vielen Brovinzen wurden alle adeligen Schlöffer zerftört, die Männer gepfählt, zum 
Theil geröftet, die Weiber und Töchter geſchändet, zulegt ebenfalls verbrannt. Die Bauern: 
fcharen von Hunderttaujenden näherten ſich Paris und nahmen ebenfalls die drei Karben an. 
Der Danphin und die Adeligen entflohen größtentheild nach dem feſten Schloffe zu Meaur. 
Paris conftituirte ſich als Republik. Vor dem Schloffe Meaur aber unterlag der ungeorpnete 
Haufe einer georbneten Kriegerſchar. Die Stadt Meaur wurde vom Adel angezündet, die flie: 
henden Bürger wurden in die Flammen zurüdgetrieben. In Paris fiel Marcel durch Dolch. 
König Karl von Navarra, der ſich der Volkspartei angefchloffen hatte, wurde an ihr zum Ber: 
räther, lockte die Führer unter dem Schein freundfhaftlicher Verabredung in fein Lager vor 
St.-Denis, hieb fie nieder und überfiel die ihrer Führer beraubten Bauern. Dann warf fi 
der Adel auf die einzelnen zerftveuten Banden, und die Bauern und ihre Dörfer vernichtete Feuer 
und Schwert. Der Adel triumpbirte auf der daniedergefhmetterten Volksfreiheit, bis feine fort: 
geſetzte Ungerechtigkeit jie aufs neue und zwar zuerft zu einer gleich furkhtbaren Rache — dann 
zu dauernden friedlihen Siege ind Leben rief. 
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Unmittelbar erfolgreicher und glorreicher kämpfte nirgends das Volk für ſeine bedrängte 
und bedrohte Freiheit als in der Schweiz. Solche Vorgänge mußten auch in Deutſchland die 
unterdrückten Bauern zur Nachfolge anregen. 

Sowie aber überall in dem Druck der Hierarchie und des Lehnsadels dad Volk, geſtützt auf 
dag unerlofhene Bewußtjein der urfprünglichen natürlichen Rechte, fich gegen die Unterdrückung 
der bürgerlichen Freiheit empörte, ebenfo ſuchten auch faft überall einzelne Männer und ein= 
zelne als ketzeriſch oder Eirchlich revolutionär behandelte Sekten, geftügt auf die reinern Lehren 
bes Chriſtenthums, den Aberglauben und die Misbräuche ver Hierardhie zu befämpfen. Sie 
mußten großentheild ebenfo wie die Kämpfer für das weltliche Recht ald Märtyrer bluten, bis 
endlich aus dem Blute aller viefer Opfer, welche wenigftens die reinern Grundſätze in der Er— 
innerung und in der Achtung der Menſchen lebendig erhielten, die Samenkörner für die neue 
Entwidelung zugleich ver geiftigen und der bürgerlichen Freiheit auffeimten. 

Unter ven Kämpfern zunächſt gegen die religiöfe Unterbrüdung treten insbefondere hervor 
fhon im 10. Jahrhundert der Erzbiſchof Hinkmar von Rheims, dann Abälard und deſſen Schü— 
ler, der muthige und kräftige, aber unglüdliche Firchliche und weltlihe Reformator Arnold von 
Brescia (f. d.) im 12. und eine ganze Reihe fegerifcher Sekten im 11. und 12. Jahrhundert, 
Paulicianer, Gatzari (oder Keger), Bulgaren, Brüder des freien Geiftes, Begharben, Peter- 
brufianer, Henricianer, Waldenfer, Albigenfer, Stevinger, dann im 14. Wiclefiten, im 15. 
Huſſiten, im 16. die Proteftanten. Graufame Kegerverfolgungen und Inquifitionen, Kreuz- 
jüge, welche vie weltliche und geiftlihe Macht zu vernichtenden Unterdrückungskriegen ver: 
einten und fanatifirten, Eonnten freilich meift die noch ſchwächern und weniger organiftirten 
Kämpfer für die Geiftes- und Glaubendfreiheit nieverfhmettern, aber der geiftige Funken ver 
Freiheit erhielt ſich unerlofchen, bis er fpäter wieder wärmen und erleuchten und zu neuen Käm— 
pfen begeiftern konnte. Diefe wurden in Deutſchland dur die Reformation für die religiöfe 
Freiheit früher ald für die politifche Freiheit fiegreih. Der Natur der Sache nad) erweckte und 
unterftügte natürlich dev Kampf für die religiöfe geiftige Freiheit auch die Beftrebung für bür: 
gerliche Freiheit und umgekehrt, ſowie ja auch die kirchliche und weltliche Ariftofratie meift für 
die Unterbrüdung ſich wechſelſeitig Hülfe leifteten. Somie daher ſchon an die kirchlichen Frei- 
heitsgrundſätze der Wiclefiten fi in England bald die revolutionären Beftrebungen der durch 
Sohn Ball aufgeregten englifhen Bauern anichloffen, und wie in den huffitifchen Kämpfen reli- 
giöfe und bürgerliche Freiheitsgrundſätze fih einten, ebenfo unverkennbar ift auch bei der deut: 
{hen Reformation diefe Verbindung und die große Wirkung der legtern auf die Ausbildung 
ber politifchen Freiheit in Europa. 2) 

Freilih in dem deutſchen Bauernfriege, zu welchem mir und nun wenden, fam den um: 
glücklichen Bauern von den Neformatoren feine Unterftügung, ſondern vielmehr nur Die ges 
fährlichfte Anfeindung. Überhaupt ift der deutſche Bauernfrieg nicht blos in feinen Urſachen, 
fondern aud in feinem Berlauf und unmittelbaren Folgen höchſt tragifh. Ja als feine un- 
mittelbaren Folgen erfcheinen faft nur die gänzliche Beftegung der undisciplinirten, ohne Ver— 
einigung handelnden und ſchlecht geführten, von den Städten und den gebildeten Bürgern 
preißgegebenen Scharen der Bauern und die meift noch ungleid; graufamere und rohere Rache 
der fiegenden geiftlihen und weltlichen Fürſten und Herren gegen bie unglüdlichen Beftegten, 
fodann die verheerten Provinzen, Brand und Zerftörung fo vieler Hunderte von Klöftern, 
Schlöffern, Städten und Dörfern ſaſt in allen Theilen von Deutihland (in Franken allein 
zählte man 250); der Tod endlich von wenigſtens anderthalbmal Hunderttaufend Menſchen. In 
den Staatdeinrihtungen erfolgte — die durch den Tübinger Vertrag freilich verbefferte würtem⸗ 
bergifche Verfaflung und einige andere geringere Berbefferungen etwa ausgenommen — feine 
Veränderung. Und ſchwer ift es, zu beftimmen, inwieweit die Kolgen im Ganzen für Befreiung 
ober für vermehrte Bedrückung des Bauernftandes überwiegend waren, inwiefern namentlid 
die ven Bauern günftigen Umftände, jene verbeflerte würtembergifche Verfaſſung und einzelne 
Erleichterungen an wenigen Orten, insbeſondere aber vie lebhafte Verbeutlihung des großen 
ungerechten Drucks, welcher auf den Bauern laftete, fowie der Gefahren folder Ungerecdhtig: 
feit und dann die wohlthätige Lehre, daß wilde Bauernaufftände nicht zum Heile führen fönnen, 
nicht überwogen wurden durch das niederfchlagende Gefühl der gänzlichen Befiegung und Hülf: 
loſigkeit, durch die zunächſt wenigſtens häufig vermehrten Kaften und gefehmälerten Rechte der 


2) Bergl. in Heeren’s „Kleinen hifterifchen Schriften‘, I, 3 fg., die vortreffliche Abhandlung: 
„Entwickelung der politifchen Folgen der Reformation für Europa. “ 
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armen Landleute. Alsdann aber erfcheint der unglüdliche Ausgang diefed Krieges unendlich 
folgenreich, wenn man bevenft, wie leicht ein anderer Ausgang eine gänzliche unabjehbare Ver— 
änderung der deutjchen und mittelbar aud der europäifchen geiellihaftlihen Zuſtände hätte 
herbeiführen fünnen. Und politifch höchſt lehrreich ıpird das Unheil und Schreden verbreitende, 
das einen völligen Umfturz der ganzen damaligen gejellihaftlihen Verfallung drohende Ereig— 
niß ftetö bleiben. Es wirft nicht bloß ein helles Licht auf die damaligen Bildungs und Nedhtö- 
zuftände und namentlich auf die Rage des Bauernſtandes. Es ift aud) geeignet, durch feine Ur: 
fadhen, feine betrübenden Erfheinungen, durch feinen wirklichen wie durch feinen fo leicht mög= 
lihen Ausgang für Hohe und Niedere höchſt wichtige politifhe Mahnungen zu begründen. 
Gern ftimmen wir dem berühmten göttingifhen Gelehrten Sartorius bei, wenn er von dieſem 
traurigen Kriege jagt: „Er ftellt ein unvermerfliches Beifpiel auf, was fir Folgen entftehen, 
wenn man die Billigfeit vergipt und die Stimme des Volks nicht achtet, wenn die Regenten 
und das Volk ihre wechjelfeitigen Pflichten und echte vergeflen. Die Kenntnif diefer Pflichten 
und Rechte des Regenten und bed Volks zu verbreiten, liegt jedem Menſchen ob. Aus diefer 
allgemein verbreiteten Kenntniß“ (und aus beharrlihen aufopfernden Beftrebungen auf allen 
gejeglihen Wegen) „erwarten wir Aufhebung der Misbräuche und die Vervolllommnung der 
bürgerlihen Geſellſchaft.“ 

Schon oben wurde der vielfache ſchwere Druck gefchilvert, mit welchem Fauſtrecht und Feu— 
dalismus aud in Deutfhland die Fleinern deutſchen Lanpbefiger, den fpäter fogenannten 
Bauernftand belafteten. Es wurde nachgewieſen, wie man vollends diefe Beraubung an Frei: 
beit und Eigenthum, die Belaftung mit Frohnen, Abgaben und Steuern gegen das 15. Jahr: 
hundert, oder feitvem durch Zerftörung der Volfägerichte ver faſt wehrlos gewordene Bauern: 
ftand auch noch rehtsunmündig gemacht wurde, auf das äußerfte vermehrte. 

Die Höfe waren ftetö Iururiöfer, die Negierungen theurer geworden. Die Geiftlihen, vie 
regierenden wie die nicht regierenden, die Welt: und Kloftergeiftlihen und der Adel waren eben: 
fall8 immer ſchwelgeriſcher und fittenlofer geworben ®) und mußten ald Landftände, ftatt an den 
täglich erhöhten Staatslaften Theil zu nehmen, vielmehr diefelben und felbft die eigentlich von 
ihnen und von ihren Lehngütern zu leiftenden Kriegsdienſte auf das Volk, auf Bürger und 
Bauern zu wälzen. Sie, die fürftlihen Kammern und die ihnen dienftbaren römifchen Juriften 
mehrten alfc, wo jie konnten, die Zahl und die Laften der Leibeigenen, alle Frohnen und Zehn: 
ten der Bauern, die Gutslaſten, Zölle und Steuern und befonders auch die fogenannten nuß= 
baren Hoheitsrechte; alles Diefes natürlich allermeift mit Verlegung der alten Vertrags: und 
Bewilligungsrechte. Gerade die Empörung hierüber fpricht fidh überall in ven Beſchwerden der 
Bauern aus, welche das vertragsmäßig von ihnen früher Bewilligte und Schuldige zu leiften 
fich bereit erflären, vor allem aber gegen dieje ungerechte Vermehrung ihrer Laften bittere Kla= 
gen führen, und welche bei VBertröftungen auf Landtage, auf welchen ihre Rechte fo ſchlecht ver— 
treten wurden, ähnlich dachten oder antworteten wie die würtembergifhen Bauern. Diefe ers 
wiperten, ftatt fih durch foldhe Vertröftung von Empörung und Zerftörung, namentlich) der 
Schlöſſer Te und Hobenftaufen, abhalten zu laflen, ven Abgefandten: das Landtagen nütze 


3) Die Entartung und die Misbräuche der Geiftlichfeit, welche die ganze europäifche Chriftenheit 
zur feierlichen Anerfennung einer „Reform der Kirche an Hanpt und Gliedern‘ beftimmt hatten, und 
melche, da diefe Reform auf den dazu berufenen Goncilien von Konftanz und Bafel durch die Geiftlich- 
feit felbft verhindert wurde, zur allgemeinften Verhandlung durch; die Reformation famen und auch jegt 
wieder, 3. B. im Rgensburger Bünbnif, von ben Katholiken felbit laut anerfannt wurden, bedürfen 
hier ficher feiner Ausführung. Ganz befonders verberbt und bedrückend für die Bauern waren die Klöfter 
geworden, ſodaß auch in allen Theilen Deutfchlands die empörten Bauern die Aufhebung derfelben foder⸗ 
ten, und daß furz vor ber Reformation und dem Banernfriege ein Schriftiteller, Eberlin (im „XIV. Bunds 
genofien’‘,1521) von ihnen und ihren fogenannten frommen Täufchungen bes Volks fagte: „Solcher Trüs 

erei ift die Welt voll, und wirt fein Uffhören da fenn, bis daß Bawren einmal erhenfen umd ertrenfen 
BR und gut; fo ift darnach der Trügerei gelohnt.‘ In Beziehung auf den damaligen Adel mag auch wol 
das I, 205, 267 fg. Angeführte genügen. in Augenzeuge fchildert ihn gerade zur Zeit Karl's V. in 
Form einer angeblich bei der Kaijerwahl gehaltenen Rede mit folgenden Worten (f. Freher, „Scriptor. 
rer. Germ. 1611“, III, 153): „Nobiles enim, cum ignavi fuci sint, soli dediti inertiae, soli 
crapulae, soli sui patrimonii decoctioni, congerentes alias apiculas et mella et flores, unde 
tandem sustineri vix possit, prosternunt, spoliant, trucidant,“ Ahnlich find die Schilderungen des 
Adels und des großen Elends der Bauern in Böm’s „Omnium gentium mores” (Freiburg 1565), 
S. 2302, 207, und in Münfter’s „Kosmographie“ (Bafel 1567), S. 465, 466. In der erften Stelle 
des eriten Werks heift es: „Gens superba, inquieta, avara — subditos rusticos irremissa servi 
tute exercet. Incredibile dietu, quantum miseros et infelices homines vexet eto.“ 
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nichts, als daß man Geld geben müfle. Mit Recht fonnten daher der allgemeine Sprachgebrauch 
der Urkunden und die Bauern jich jelbft in venfelben mit dem Namen arme Leute, miseri, bes 
legen. Auf jie, die unterfte breite Grundlage der feudalen Pyramide, wie Herr v. Raumer 
richtig, nur mit etwas zu großer Vorliebe für vaffelbe, das Feudalſyſtem nannte, drückte allein 
die Laſt des Ganzen. 

Aber leichter ift es, in der Wirklichkeit ven Zuftand der Unterdrückung durchzuſetzen, als 
aud) die Erinnerung an Freiheit und Recht und Höhere Grundfäge zu vernichten und den Le— 
bensquell freier fortihreitender Entwidelung, welcher in unferm chriſtlichen Europa bis jegt nie 
verfiegte und vielmehr gewöhnlich alddann am Fräftigften bervorfprudelte, wenn die Bemübung 
ihn zu unterdrücken am ſtärkſten jchien, zu vernichten oder abzugraben. Schon die Rechtsbücher 
des Mittelalters, der „Sachſen-“ und „Schwabenſpiegel“, hatten (ſ. Bauerngut und Beete) mit 
Berufung auf die hriftliche Lehre der Brüberlichfeit und der Gleichheit ver Menſchen alle Leib- 
eigenſchaft für ungerecht und, geftügt auf echt germanifches Recht, jede Belaftung ver Bauern 
mit Abgaben und Dienften ohne vertragsmäßige Zuftimmung für rehtswidrig erklärt. Sie 
aber waren in der ganzen Natiort verbreitet, wie fie aus ihr hervorgegangen waren. Auch 
manche öffentliche Rede brachte den Unterdrückten das Unrecht ihrer Unterbrüdung zum: Be— 
wußtſein. So predigte unter Andern der Bruder Berthold ebenfalls jhon im 13. Jahrhundert 
vor Hunderttaufenden *): „Leidet jegt geduldig eure Mühſal und Armuth. Sie nehmen bald 
ein Ende. Gleichen Wechjel erfahren auch die Verleger des Gefeged, die dahier genug haben 
und woblleben mit dem Raube, welchen jie an euch begeben, mit ungerechter Steuer und uns 
gerehter Voigtei, mit Herbergen und Nothbeden, mit Raube, mit Brand, mit Diebftahl, mit 
ungerechter Gewalt, mit ungerechtem Gericht, mit ungerechten Zöllen und Ungelten und mit 
Trug, mit Wucher, mit VBorfauf und Dingesgaben. Nun jeht ihr armen Leut, wie mander- 
lei jie auf eure Arbeit jegen, und deshalb feid ihr jo arm, weil dieſe Unfeligen fo manche Lift 
des Geized gegen eu) anwenden; und müßt das Alles erarbeiten, das die Welt bedarf, und 
von dem Allen wird euch faum in euren Nötben fo viel, daß ihr etwas beifer leben könnt als 
eure Schweine.” Im Kampfe gegen die mit dem bierardhifchen und feudalen Despotismus 
jelbft natürlich fleigende Verfinſterungsſucht hatten befanntlic durch das ganze Mittelalter bin: 
durch einzelne und ganze Landſchaften ald fogenannte Keger den Märtyrertob nicht geichent. 
Nicht allzu lange vor dem Bauernfriege hatten die Hufjiten Deutſchland in Bewegung geießt 
und gegen die geiftlihen Misbräuche aufgeregt, welche duch die Anordnung der Concilien von 
Konftanz und Bajel jelbft officiel anerkannt, aber nicht gemindert wurden. Durch immer neue 
Siege ſtets glängender, alfo ſtets lockender, feierte in der Schweiz die Volksfreiheit ihre Triumphe. 
Die Bauern fehnten ſich nad jolden Zuftänden, und von Diefem oder jenem deutichen Berge börte 
man jagen: er werbe bald mitten in der Schweiz liegen. 9) Auch in Deutfhland aber waren zu= 
gleich die Ideen großer politiſcher Reformen, einer Zerftörung ded Feudalismus und einer großen 
freien Nationalverfaffung entjtanden, wie jie Britannien jhon errungen hatte und wie fie zum 
Theil in der fogenannten Reformation Friedrich's III. und bei Hutten und andern Mitgliedern 
des niedern Adels fid zeigten. Die Marimilianifchen Reformen aber waren nur fehr unvolf- 
fommen und ungenügend ausgefallen, am bürftigiten und bis dahin zumal noch wenig wirkſam 
für den Schuß des Volks. 

- Im viefer Lage der Dinge kann weber die allgemeine große Aufregbarkeit des ganzen deut: 
ihen Bauernitandes, noch aud die befondere Geiftesrihtung und Gemütbsſtimmung, wie fie 
in dem Bauernkriege, aber auch jhon in einer großen Reihe einzelner Erſcheinungen vor dem: 
felben ſowie vor der firhlichen Reformation hervortreten, irgend befremdlich gefunden werben. 

Zu den zunähit den Bauernfriegen vorhergehenden Empörungen gegen den Drud des 
Feudaliämus und der Hierarchie gehören indbefondere die folgenden. Im Jahre 1476 predigte, 
angeblih auf Eingebung der heiligen Jungfrau, Hans Böheim, ein Mufifant aus dem Tauber: 
grund, pas Pfeifer-Hänslein, fpäter auch der heilige Jüngling genannt, öffentli ver großen 
und häufig bewaffneten Volfshaufen. Er ermahnte zur Buße und zur Verwerfung jedes Luxus 
und lehrte, daß nach dem Evangelium der Kaiſer und die Fürften die Brüder der Untertbanen 
jeien und daß ein Jeder joviel haben müſſe ald der Andere. Zinien, Befthaupt, Zehnten und 
Frohnen müßten aufhören und Wälder, Waller, Brunnen und Weiden allentbalben frei fein. 


4) Kling, „„Derthold's Berrigten“ ‚S. 129. Geneiner, „Regensburger Chronik“, I, 396, 
5) Agricola, „Sprichwoͤrter“, S. 206, Nr. 389. 


Bauernkriege 395 


An der Spige von 40,000 feiner Anhänger wurde er vor dem Schloſſe von Würzburg geichla= 
gen und enthauptet. Im Jahre 1491 empörten ſich die Untertanen des Abts von Kempten 
und errangen ſich eine Art von landſtändiſcher Verfaſſung. Im Jahre 1492 erhoben ſich in den 
Niederlanden 40,000 aufrührer.che Bauern gegen Anmaßungen des Adels und Abgabenbes 
drüdung. Sie wurden von dem auf ihre Fahne gemalten Käſe die Käfebrüder genannt. Im 
Sabre 1495 bildete ji im Elſaß und am Bruchrain der erfte Bundſchuh, jo genannt, weil die 
aufrühreriihen Bauern einen Bauernfhub, über den Knöcheln gitterartig mit Riemen gebun— 
den, als ihr Symbol in ihre Fahnen gemalt Hatten. Ihre Bundesartifel enthielten rohe Be- 
flimmungen gegen Zoll: und Steuerdrud, gegen geiftlihe Misbräuche, gegen die welichen, d.H. 
die römijchen geiftlichen Gerichte, gegen die Juden und gegen ihre übergroßen Schulden, vie jie 
nicht bezahlen wollten. Im Jahre 1500 war ein allgemeiner Aufftand der Bauern des Kloſters 
Achſenhauſen. Im Jahre 1502 entftand ebenfalld unter den Namen Bundſchuh ein großer 
Bauernaufftand im Bisthum Speier. Die Lofungsworte waren zuerft die Frage: ‚Was ift 
num für ein Weſen?“ und darauf die Antwort: „Wir mögen vor den Pfaffen nicht genefen. * 
Sie verlangten, nur allein dem Kaiſer unterthan zu fein, Aufhebung der geiftlihen Gerichte 
und Reform der Religion und des weltlihen Regiments. Im Jahre 1509 war Aufruhr zu 
Branffurt am Main, wobei die Verfaſſung umgeftogen, der Magiftrat und die Geiftlichen theils 
abgeſetzt, theild verjagt wurden; 1511 zu Konftanz, 1512 zu Schwäbiſch-Hall; wie denn über: 
haupt zu Anfang diejes Jahrhunderts in mehren bedeutenden Städten Empörungen aus: 
brachen, 3. B. auch in Köln, wo die Bürger mehre Mitglieder des Raths verjagten oder ihnen 
die Köpfe vor die Füße legten; ferner zu Worms, in Schweinfurt u. ſ. w. Im Jahre 1515 bil- 
bete ji im Breisgau ein neuer Bundſchuh mit rohen Bundesartifeln, zur Aufhebung der Terz’ 
ritorialherrihaft und Grundherrihaft, zur Aufhebung der Klöfter, ferner gegen Gumulation 
geiftlicher Pfrünvden und für allgemeine Freiheit der Fifcherei und Jagd. Im Jahre 1515 und 
1514 war Bauernaufjtand im mischen, 1515 im Hochſtift Augsburg, ebenfo in Kärnten, 
wo 2000 Bauern auf dem Plage blieben, 1517 in der windifhen Marf, 1522 im Ritter» 
Ganton Hegau, wo ein neuer Bundſchuh fich bildete, mit einer Fahne, auf welche eine Sonne 
gemalt war, worunter die Worte ftanden: „Wer will frei fein, der folge diefem Sonnenſchein.“ 
Noch beveutender war die Bauernempörung in Ungarn gegen Adel und Geiftlichkeit, in welcher 
75,000 Menſchen das Leben verloren, und dann die Bauernaufftände im Würtembergifchen. 
Hier hatte der beluftigungsfüchtige, verfchwenderifhe und hartherzige Herzog Ulrich eine große 
Schuldenlaſt angehäuft. Im Jahre 1515 wollte er ſich durch eine Erhöhung der indirecten Ab: 
gaben helfen, und zwar vermitteld einer liftigen Verringerung von Maß und Gewicht, bei glei: 
her Höhe von Zoll und Acciſe. Das gutmüthige Volk hatte ſchon einige zeitlang früher in 
Verſammlungen feine Noth beſprochen und zugleich durch feine natürliche gute Laune feine 
Sorgen zu verſcheuchen geſucht. Es nannte ſich in feiner Verfammlung den armen Koen= oder 
Kuon-Rath, d. h. fein Rath, woraus der arme Konrad gemacht wurde, und vertheilte ſich Güter 
in Feblhalden und am Hungerbrunnen. Als nun jene neue liftige Vermehrung der Atgaben 
fam und das Volk feine Luft fühlte, fie auch noch zu tragen, da beſchloß ed, durch ein Gottes— 
urtheil zwifchen fi) und Dem Herzog entſcheiden zu laffen, auf weſſen Seite das Recht fei. Es 
erklärte, wenn das neue verminderte berzogliche Gewicht in einer Wafjerprobe oben bleibe auf 
dem Waſſer, fo folle ver Herzog gewonnen haben, wo nicht, das Volf. Der Gewichtftein wurde 
feierlich in die Remd geworfen, und jiehe da, er ging unter! Mehre Taufende verbanden ſich eid— 
lich und ed fam zum_bewaffneten Aufruhr. Die Bauern wurden zwar bejlegt und viele hinge— 
richtet, bei erneuertem Aufruhr jedoch und auf eine ſchriftliche Eingabe ver Beſchwerden ver 
Bauern fand man für gut, einen Landtag zu berufen (1514), auf welchem durch den berühmten 
Tübinger Vertrag die folgenveiche große Berbeflerung der witrtembergiichen Verfaflung zu: 
ande fam, welche das Volk gegen unbemilligte Steuerbelaftung wenigſtens etwas befler fhüßte. 
Der Herzog ermahnte noch bejonders Räthe und Landſchaft, aud) die Frohnen minder drückend 
und überall gleich zu machen. 

Ungleich furchtbarer als alle bisherigen aber waren die Empörungen, welche, ebenfalls ge: 
gen die feudaliftifhen und hierarchiſchen Bedrückungen gerichtet, im Jahre 1524 und 1525 
wie durch einen eleftrifhen Schlag faft alle Länder Deutihlands ergriffen und welche man vor: 
zugsweiſe den Bauernfrieg nennt. Beginnend in Schwaben auf dem Schwarzwalde, wüthete 
bald die Flamme der Empörung von der Schweiz und den beiven Ufern des Rhein bis an vie 
beiden Ufer ver Donau, bis nad) Kroatien und Ungarn, von Tirol, von den Alpen unb von 
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dem Bodenſee bis an die Oft: und Nordſee. Überall, in Tirol, in Kärnten, in Steiermark, in 
Daiern, in Schwaben und der Pfalz, im Elfaß, in Lothringen und im Trierfchen, in Heffen, 
Franken und Sachen erhoten fih große Scharen von Bauern, die oft ſchnell zu bewaffneten 
Heeren von 10— 50,000 anwudfen. Sie erhoben ſich verei izelt, ohne gemeinſchaftliche Ber: 
abredung oder Verbindung, ohne Aufregung durch irgendein großes allgemein erſchütterndes 
Ereigniß, ohne einen allgemeinen Aufruhr durch irgendeine vertrauenerweckende Perfönlichkeit. 
Sie wurden vielmehr beftimmt blos durch gleihen Drud und gleiche, wenn auch oft unflare 
Borftellung ihrer uralten unterdrückten beſſern Rechte, fie flanden auf bei der geringften äußern 
Beranlaffung, auf den erften Ruf irgendeines beliebigen Aufrührers oder Schwärmers. 

Die Gefahr aber mußte als furchtbar groß für den beftehenden Geſellſchaftszuſtand er: 
feinen, fürs erfte ſchon durch die Maffen felbft, vie zum Theil fogar mit ſchwerem Gefhüt fo 
gut verfehen waren, daß fie z. B. in der verlorenen Schlacht bei Königshofen 47 Kanonen ver: 
loren, und welche natürlih durch jeden glücklichen Erfolg unverhältnigmäßig anwachſen muß: 
ten. Sodann aber lag gerade in der allgemeinen Verbreitung des Zündftoffes, welche ſchon 
durch die Art diefer Aufftände felbft fich erweift und welche aud) durch die Allgemeinheit der un— 
gerechten Bedrückung der Bauern und durch die vorher erwähnten allgemeinen Bedürfniſſe und 
Ideen kirchlicher und politifher Neformen hinlänglich erflärlich ift, eine große Gefährlichkeit. 
Gerade jene allgemeinen Bedürfniffe nad Reform und Freiheit vermehrten vorzugsweife Die 
Gefahr. Sie drohten, einen großen Theil der höhern Stände dem Unternehmen der Bauern 
zuzuführen. Bereitd hatten ſich eine Reihe Fleinever Reichsſtände und fehr viele Ritter mit ihnen 
verbündet, fo die Fürften und Grafen von Hohenlohe, von Löwenftein, Wertheim, Henneberg, 
Rheineck, zum großen Theile Freilich wol zunächſt aus Furt, zum Theil aber doch auch, wie 
der Graf Georg von Wertheim, mit redlicher Überzeugung. Der vertriebene Herzog Ulrich hatte, 
wie ein in unfern Tagen vertriebener Fürft, um fein Land wieder zu erwerben, die Sache des 
Volks ergriffen, fuchte vie Schweizer dafür zu gewinnen und war im Begriff, fi an die Spitze 
zu ftellen. Beſonders aber hatten jehr viele Fleinere Städte, die, nad dem Verluft des großen 
orientalifhen Handels für Deutfchland, doppelt über die neue aud ihnen unbillig zugewiefene 
Steuerlaft Elagten, und felbft größere, wie Wormd, Speier, Mainz und Frankfurt mit der 
Bauern gemeinfhaftliche Sahe gemadt. Und da, wo nicht Waffenmadt der Fürften mit Ge: 
walt in ven Weg trat, da fiel, forwie im ganzen Kurfürftenthum Mainz, Alles von felbft und 
ohne Schwertftreich ven Bauern zu und befhwur mit Freuden ihre Artikel für die neue Reform. 
Im Mainzifhen ließ man fie fogar vom Furfürftlichen Statthalter und dem Domrapitel unter: 
zeichnen. Was konnte, mas mußte bei der allgemeinen Gährung der Gemüther in ganz Deutidh: 
Land nicht gefürchtet werden, wenn die Bauern in den erften Schlachten fiegten, wenn fie gegen 
die ihnen entgegengeftellten Kleinen Heere, von denen das nichtadelige Fußvolk zum Theil, na= 
mentli vor der Schlacht von Böblingen, zu fechten ſich weigerte, auch nur halb fo glücklich 
kämpften, als ihre Vorbilder, die Schweizer, gegen foviel ftärfere fürftliche und ritterliche Heere 
gekämpft hatten. Und wie, wenn nun die Neformatoren durch Zuftimmung die öffentliche Mei- 
nung der Gebildeten gewannen, wenn zur Unterbrüdung der Fürſtenmacht ver Kaifer, wenn 
ehrgeizige oder nad) Reform ftrebende Fürften fih an die Spike ftellten! Eine fernere Ver: 
mehrung der Gefahren endlich fonnte e8 fheinen, daß die Bauern, namentlich in ihren berühm— 
ten Shwäbifchen zwölf Artikeln, die allermeift von den Empörern als ihr Manifeft anerfannt 
und beſchworen wurden, wenigftens im Vergleich gegen die Artikel in frühern Empdrungen, 
ungleich mehr Mäßigung und Verftändigkeit bewielen, und ven offenbaren feften Willen, nur 
das Gerechte und zwar das in dem geſchichtlichen Recht freier, rechtsgültiger Verträge und dann 
der Bibel oder ded Evangeliums, der reinen riftlichen Lehre und Einrihtung begründete Ge: 
rechte, jo weit fie ed erkennen fonnten, und eine auf gegenfeitige Vereinbarung gegründete Res 
form zu bewirken. Diefe Artikel und das von ihnen geleitete Beginnen waren vollends himmel: 
weit verfhieden von den abgeſchmackten fanatifhen ſchwärmeriſchen Ideen und Unternehmun— 
gen der Wiedertäufer, de3 Thomas Münzer, des Pfarrers und Negenten von Mühlhauſen in 
Thüringen, und von den nod ungleich verwerflichern des münfterifchen Schneiderkönigs Jobann 
von Leiden und feines Bürgermeifterd und Scharfrichterd Knippervolling, von ihrer Kriege: 
erklärung gegen alle geiftliche und weltliche Obrigkeit, deren Stelle fie doch alsbald einzunehmen 
trachteten, von ihrer theofratifchen Regierung durch fortvauernd fich erneuernde Inspirationen 
und Erfcheinungen, von ihrer allgemeinen Gütergleihheit und Gemeinfhaft, von ihrer Auf: 
löfung ſelbſt der erſten fittlihen Bande, 3. B. der Ehe. 

In einer Einleitung diefer, die damaligen gefellihaftlihen Verhältniffe harakterifirenden 
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zwölf Artikel 6) verfichern die Bauern mit Berufung auf das Evangelium, welches aud) hier, 
wie in den Rechtsbüchern des Mittelalters, ald die Duelle der höchſten natürlichen Rechtsgrund— 
füge anerfannt wird, und woraus jie die einzelnen Artikel zu erweifen ſuchen, daß ſie dieſer Lehre 
gemäß nad Friede und Ginigfeit ftrebten. Sie werfen die Schuld der Störung auf ihre un— 
Hriftlihen Verleger und Bebränger, aus deren Sklaverei fie Gott, wie einft die Kinder Iſraels 
aus der Pharaoniſchen, erretten wolle. Dann folgen die Artikel: „Zum erften ift unfere demü— 
thige Bit und Begehr, auch unjer aller Will und Meinung, daß wir nun hinfurt Gewalt und 
Macht haben wollen, eine ganze Gemein foll einen Pfarrer felbft erwelen und kieſen“ (wie be: 
kanntlich nad; ver urfprünglichen hriftlihen und nad) der frühern germanifchen kirchlichen Ein— 
rihtung), „auch Gewalt haben, denſelben wieder zu entjegen, wenn er ſich ungebührlich hielte. 
Derjelbige Pfarrer foll ung das heilige Evangelium lauter und Flar predigen ohne allen menſch— 
lien Zufag, Lehr und Gebot — dann wir alleine dur den wahren Glauben zu Gott fommen 
mögen und alleine durch feine Barmherzigkeit felig müffen werben, darumb ift uns ein folder 
Fürgeher und Pfarrer von nöthen und diefer Geftalt in der Schrift gegründet.” — „Zum ans 
dern: Nachdeme der rechte Zehend aufgefegt ift im alten Teftament, im neuen aber alles er- 
füllet, nichts deſtominder wollen wir den rechten Kornzehend zugeben, doch wie ſich gebührt; 
deme nah man joll ihn Gott geben und den Seinen mittheilen.“ Nun wird beftimmt, er foll 
zum genügenden Unterhalt der Pfarrer verwendet werden, das Übrigbleibende aber zur Unter⸗ 
ſtützung der Arınen, und das Andere für Beftreitung Öffentliher Bedürfniſſe, damit nicht neue 
Laſten auf die armen Leute angelegt werden. An fremde Perfonen foll nur, fofern fie beweifen, 
daß fie den Zehnten durch Kauf erworben haben, angemeffene Ablöfung erfolgen. Sonft jeien 
lie feinen Zehnten ſchuldig, „und den kleinen Zehend (Blutzeherd u. ſ. w.) wollen wir gar nicht 
geben, dann Gott der Herr das Vieh frei vem Menſchen beihaffen, Geneſis 1, daß wir ihn für 
ein unziemlichen Zehend fhägen, den die Menfchen erdicht haben.” — „Zum dritten ift der 
Brauch biöher gewefen, daß man ung für ihr eigen Leut gehalten habe, welches zu erbarmen ift, 
angejehen daß Ehriftus all mit feinem koſtbarlichen Blutvergiefen erlöft hat, ven Hirten gleich, 
ald wol den Höhften, Keinen ausgenommen. Darum erfind ſich mit der Gefhrift, daß wir 
gar frei fein. — Wir follen und gegen Jedermann demütigen, daß wir aud) gegen unferer er: 
weleten und gejegten Oberfeit (jo und von Gott gejegt) in allen ziemlihen und hriftlichen 
Sachen gern gehorjanıen; feyn auch ohne Zweiffel, ihr werbet und das gern erlaffen, odder und 


im Gvangeli des berichten, was wir feyn.” Zum vierten und zum fünften Klagen die Bauern, 


daß unbrüderlich und unrechtlic die Herrfhaften ven Wald (der allerdings früher regelmäßig 
zur offenen gemeinfhaftlihen Mark gehörte) und das Fiſchen und das Jagen (weldes jo wie 
nad Römiſchem, fo aud) nad altem Deutſchen Recht allerdings völlig frei war) ſich angeeignet, 
ja muthwillig dem Wild das Eigenthum und die Früchte des Fleißes der armen Leute preis: 
gäben, ohne daß diefe jid) wehren dürften, und daß fie ihnen fein nöthiges Holz ohne theure 
Bezahlung zukommen liefen. Auch bei diefer gerechten Beſchwerde gegen die erft durch den eu: 
baldespotismus eingeführten angeblihen Regalien an den fogenannten herrenloſen Sachen, 
an Fischen, Vögeln und Wild und gegen die häufigen fchreiend ungerechten Berwandlungen ver 
urſprünglichen Allemenven der Wälder in gutäherrliches GigenthHum, der übertragenen Vor: 
ſtandsrechte über die gemeinfchaftlihen Waldungen ver Marfvereine in gutd= und landeöherr: 
liche Eigenthumsrechte, erklären ſich die Bauern zu gerechter Abfindung bereit, jobald ein privat- 
rechtliher Grund ehrliher Erwerbung nachgewieſen werde, „wobei man ein hriftlich Einfehen 
darinnen haben müſſe“. — „Zum fechsten ift unfer Hart Beihwerung der Dienft halben, welche 
von Tag zu Tag gemehrt werden und täglich zunehmen, begebren wir, daß man ein ziemlich 
Ginjehen darein thue, und dermaßen nicht fo hart befhweren, jondern uns gnädig bierinnen 
anfeben, wie unfere Altern gedient haben, allein nad) Laut des Worts Gotted. Zum flebenten, 
daß wir und hinfurt eine Herrſchaft nicht weiter wollen laffen beſchweren, fondern welcher einer 
Herrſchaft ziemlicher weys einverleibt ift, alſo foll er befigen laut ver Vereinigung dieſes Herren 
und Bauern ; der Herr ſoll ihn nicht weiter dringen noch zwingen; mehr Dienft noch ander von 
ihm umfonft zu begehren.” — Zum achten wird die Herabfegung unerſchwinglicher Gilden 
und Zinfen nad Recht und Billigkeit und dem Urtheil „guter erbaar Leut“ gefodert. — Zum 


neunten wirb gefodert, daß man fie möge „nach alter gejchriebener Strafe ftrafen, darnach die 


Sache gehandelt ift, und nicht nach Gunft oder Neid und nad) ftetö neuer Satzung“. Zum zehn 
ten fodern fie dad Gemeindeeigenthum (die gemeine Mark, Wälder u. ſ. w.) zurüd, das man un- 


—— 


6) ©. diefelben in den „Materialien zur Gefchichte des Bauernkriegs“ (Chemnitz 1791), ©. 13 fg. 
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rechtlich ſich zugeeignet, „es ſey dann ſach, daß mans redlich erkauft habe. Wann manns aber 
unbilligerweis erkauft hette, ſoll man ſich gütlich brüderlich miteinander vergleichen nad Geftalt 
der Sad”. — „Zum elften wollen wir den Brauch genannt den Todfall“ (wonach der Guts— 
herr das befte Stück der Erbſchaft vorweg ſich zueignet) „ganz und gar abgethan haben, den 
nimmer leiden noch geftatten, daß man mit Witwen und Waifen das Ihre wider Gott und Eh— 
ren alfo jhändlich berauben foll. — Zum zwölften ift unfer Beſchluß und endtliche Meinung, 
wann einer oder mehr Artikel als hie geftellt, fo dem Wort Gottes nicht gemäß wären, die jelbi- 
gen Artifel, mo man fie und mit dem Wort Gottes für ungiemlid anzeigen, wollten wir davon 
abftehen, wann manns uns mit,Grund der Gefhrifft erklärt. Ob man ung ſchon etlich Artikel 
igt zuließ und hernach jich befunde, daß jie unrecht weren, follen fie von Stund an todt und ab 
feyn. Dergleihen, ob jih nad) der Schrift mit ver Wahrheit mehr Artikel erfänden, die wider 
Gott und eine Beſchwerung des Nächſten wären, wollen wir uns auch fürbehalten und beſchloſ— 
fen haben, und uns in aller hriftlihen Lehre üben und brauchen, darumb wir Gott den Herrn 
bitten wollen, ver und daffelbige geben kann und jonft Niemand. Der Friede Ehrifti jey mit 
und allen. Amen.‘ 

Ein öffentliches Auöfchreiben der Bauern vor und zu Würzburg an alle Fürften, worin 
fie die größte Ehrfurchtöbezeigung gegen die Fürften ausſprechen und diefelben flehentlih um 
Beiftimmung und um Beiftand anrufen, jagt unter Anverm: „Es ift fund offenbar und un— 
verborgen, wie bisher die Gewerben, Kauffleut und die fo die Straßen gebauet, auch der ge— 
meine Mann vielfältiglich mächtiglich merklich beſchadet, Händ und Füß abgehauen, Obren ab: 
geihnitten, erftochen, gefangen, geferfert, geftodt und gepflodt, darneben aud der arme gemeine 
Mann mit unerträglihen unbilligen Beſchwerden, Frohn, Dienft, Agungen, Auflagen und 
Auffägen und andern beläftiget, unterbrudt und dermaßen gefhunden und gejchabt, daf der 
mehrere Theil unter ihnen auch ihre Kind in Armuth, an Bettelftab gewiefen und zu verderblichen 
Schaden gefommen, darzu auch das am bejhwerlichften ift, von etlichen vermeinten geiftlichen 
und weltlichen Obrigfeiten unterftanden, ihren Untertbanen mit Gewalt das heilige Evange- 
lium und Wort Gottes, das eine einige Speiß ver Seelen ift, zu benehmen — — die rechtſchaffene 
hriftliche Lehrer zu verjagen unterfangen, zum Theil gefänglid angenommen, undriftlich mit 
Vergießung ihres Bluts ganz tyrannifch und dergeftalt gehandelt, ob es Heiden oder Türfen, 
jo wäre es zu viel, alles wider die Ehre Gottes gehandelt. — — Solchen unerträglihen Beichiwer: 
den, Auffägen und Fürnehmen zu begegnen, davon zu entihütten und zu entledigen, darum und 
dieweil man Gott mehr gehorfam feyn muß, ald ven Menſchen, haben wir ung im Namen des 
Allmächtigen vereint u. f. m.’ 

Bei jolden Beſchwerden und ſolchen Gefinnungen, bei ſolchem Streben nad billigem Der: 
gleich im Rechten hätte man wol, bei gleich billiger Gefinnung von der andern Seite, ſolche 
Ausgleihung hoffen ſollen. Auch muß man den aufrichtigen Wunſch für dieſelbe bei dem ge= 
mäßigten Reichsregiment in Eflingen und feinen vortrefflihen Abgeorbneten an ven Schwäbi— 
ihen Bund, Piftorius und Sturm, der Wahrheit gemäß anerkennen. Und maß bie unfrieb- 
lihe Stimmung des Schwäbiſchen Bundes und- ihres hartherzigen Feloherrn, Georg Truchſeß 
von Walvburg, nicht zugeben wollte, das ſchien ihre Noth herbeizuführen. In diefer wurde 
durch DVermittelung mehrer Städte und Fürften zwifchen ven Bauern am Bodenjee und im All- 
gau und zwiſchen dem Schwäbiſchen Bund ein von beiden Theilen beihmworener Vergleich zu= 
ftande gebracht, in weldem bis zum Austrag der Beſchwerden diefe Bauern völlige Ruhe und 
die Keiftung aller biöherigen Abgaben verſprachen, beide Theile aber ſich verpflichteten, Schiede: 
richter vorzufhlagen, die an einem unabhängigen Orte über der Bauern Klagen entiheiden 
jollten. Die Bauern übergaben auch jofort eine Schrift, worin fie ihre Klagen ausführten und 
erklärten, daß fie'geiftlicher und weltlicher Obrigkeit leiften wollten, was jie „nad göttlichem 
Rechte und aud nad; ven Verträgen und ven gültigen Urkunden über fie ſchuldig feien, aber 
dem willfürlichen fteten Vermehren der Laften folle ein Ende fein”. Sie jhlugen ald Schievs: 
vichter für ihre Gegenpartei vor den Erzherzog Ferdinand von Ofterreih, den Kurfürften zu 
Sachſen und die Städte Nürnberg, Stradburg, Züri und Lindau, und einen evangelifchen 
Lehrer, etwa Luther, Melanchthon oder Johann von Bugenhagen, und für fich die Bürgermei: 
fter ver mit ihnen verbündeten Städte und mehre evangelifche Prediger. 7) Aber ihre Gegner 
benugten den ganzen Vergleich nur, um diejen Theil der armen Bauern vom Kriege abzuziehen, 


— — — — — — — 


7) ©. die „Materialien zur Geſchichte des Bauernfriegs“, ©. 54 ſg. 
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bis zur Befiegung der übrigen, nad welcher fie auch Hier das beſchworene Wort brachen. mie 
man es nad dem Siege auch faft überall anderwärts that. 8) 

Mögen nie die unterften Volksclaſſen fich verleiten laſſen, im blutigen Aufftänden, in re— 
belliihen Angriffsfriegen gegen ihre Regierungen Heil und in ihren unorganifirten großen 
Maſſen und leidenfhaftlihen Unternehmungen Hoffnung des Erfolgs zu ſuchen. Das Beiſpiel 
der Schweiz darf fie nicht abermals verführen. Die Freiheitskämpfe der Schweiz wurden von 
Männern geführt, die in ihren ununterbrochenen Volksverſammlungen und Einigungen voli- 
tiiche Bildung und organijicenden Geift, in alter Kanpwebhreinrichtung Wehrhaftigfeit fi be- 
wahrt, in ihrem ganz feltenen Heroismus und in ihren Bergen Hülfe, die in den Kämpfen vor 
dem Gebraud ded Schießpulverd und der Kanonen, die endlich darin, daß dieje ihre Kämpfe im 
Weſentlichen Kriege gegen Fremde und faft nur Vertbeidigungsfriege waren, größere Hoffnung 
des Siegs vor ſich ſahen. Zu der VBerfehrtheit des Unternehmens wird bei ſolchen rohen Volks— 
aufſtänden meiſt aud noch die Beblerhaftigkeit ver Ausführung binzufonmen. Dieſes war hier 
aud in doppelter Hinficht der Fall. Bor allem fehlte ed an Einheit und Plan und Zufammen- 
bang, an organijirenden Principien und Kräften und an einer ihnen entſprechenden tüdhtigen 
Yeitung ded Ganzen. Ohne ſolche organifhe gemeinjhaitlihe Vereinbarungen und ohne ge: 
meinf&haftlihe Anführung ftand bald hier bald dort ein vereingelter Haufe auf, wurde vereinzelt 
geihlagen und mußte dann hoffnungslos das Ganze aufgeben. An eigentlihen, alle Stände 
und ihre Intereſſen vereinigenden allgemeinen höhern Ideen einer politifchen und geiftlihen 
Reform, an dem Worte des Näthjeld, an dem allgemeinen paflenden und begeifternden Feldruf 
fehlte es in den zunächſt nur für die Bauernverhältnifje berechneten Artikeln, nod mehr an einer 
klaren Auffaflung des gegebenen biftorifhen Rechts, oder der Vernunftideen feiner neuen Ge: 
ftaltung. Die Stimmen für Wiederherftellung der faiferlihen Macht und Reichseinheit werben 
überhört. Erft furz vor der Hauptniederlage bei Würzburg beichäftigte ji der Ausfhuß der 
Empörer zu Heilbronn mit einer allgemeinen politifchen Iteform Deutſchlands. An einem tüch— 
tigen, von der Sache begeifterten Bührer fehlte es trog deſſen, was einzelne Bauern, wie Georg 
Megler, über Erwartung leifteten, doch fo jehr, daß die ſchwäbiſchen und fränkiſchen Bauern 
befanntlid) ven Gög von Berlichingen zwingen, ihr Beloherr zu werden. Er aber, von Gejin= 
nung, Bildung und Geijt ein viel [hmwächerer und roherer Mann, als ver Dichter ihn darftellt, 
war dem Unternehmen nicht gewachſen, ſchon wegen des Mangels an begeifterter Liebe für daſ— 
jelbe. Er ſcheint ſogar ſowie andere Adelige im Bauernheere den Verräther gefpielt zu haben. 
Wenigftend gab er ververblihe Rathſchläge, verfpätete die wichtigften Unternehmungen und 
lieg in der hödjten Gefahr das Heer im Stih. Auch die Adeligen, als fie bald nachher unter 
Sidingen und Hutten ihre Reformfoderungen erhoben, büßten ihrerjeits für Die Vereinzelung. 

Sodann verfielen ſehr erflärlich die Scharen jo wenig organifirter, fo ſchlecht geleiteter 
Bauern in Roheiten, Graufamfeiten und Plünderungen. Wol kann man jagen, daß alle Ge: 
Ihichte von ihren Gegnern gefchrieben wurde, daß fein Verteidiger von ihnen und ihrer Sache 
auftreten konnte, nachdem diefe Sache fo gänzlich befiegt, jo allgemein ald das furchtbarſte Ver: 
brechen behandelt war. Man muß auch einräumen, daß der ganze Kurftaat Mainz ohne Schwert: 
ftreih und ohne alle Plünderung politifh und kirchlich reformirt wurde, daß die Bauern aud 
die Milde und Humanität des Pfalzgrafen Ludwig durd Schonung erwiverten, und daß jie 
nicht ganz mit Unrecht das Zerftören ver Raubburgen als öffentliche Sicherung anführen konn— 
ten. Man mag aud) noch ferner gern zugeben, daß fie in allen Noheiten, im Morven, Sengen, 
Brennen und Plündern von ihren geiftlihen und weltlichen, fürftlihen und adeligen Gegnern 
und von deren Kriegern völlig übertroffen wurden, daß jelbft das Graufamjte, was jie thaten, 
das rohe Niederſtoßen der befiegten Feinde und namentlid) der Befagung des erftürmten Weins- 
berg, des Grafen von Helmenftein und feiner Ritter, eine Repreffalie gegen ihre Gegner ge: 
nannt werben fönnte, gegen Gegner, welche ja jtetd und häufig mit Bruch aller beſchworenen 
Verträge die Gefangenen als ſchimpfliche Verbrecher auf eine noch ungleid graufamere und 
empörendere Weije hinrichteten und zu Tode marterten, welde — um von abfichtlihen Der: 
brennen und Plündern jo vieler Dörfer gar nicht zu reden — im angezündeten Dörfern die un— 
glücklichen Bewohner, die entrinnen wollten, wieder in die Flammen zurüdjtießen, deren An— 
führer fowie der ſtets von Henkern begleitete Graf Truchſeß mit feinen Rittern felbft Holz zum 
qualvollften langſamſten Feuertod eines Unglüdlihen zutrugen, oder ſowie der Kurfürft von 
Trier mit eigener Hand und gegen die Gapitulation die Gefangenen nievermegelten, oder ſowie 


8) ©. z. B. Sartorius, a. a. O., ©. 280, 287 
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der Bischof von Würzburg das völlig beruhigte Land mit Scharfrichtern und Schindern durch⸗ 
zogen, oder endlich jowie ein Markgraf von Brandenburg völlig unterworfenen Unterthanen 
zu Sechzigen die Augen ausftehen und ihre Dörfer anzünden ließen. 9) Diejes Alles aber recht: 
fertigt das Verfahren ver Bauern nicht. Es war nicht blos moraliſch, fondern auch politifch in 
hohem Grade verwerflih.. Denn fie mußten vor allem Andern die Beiten unter den Fürften, 
unter den Adeligen und Geiftlihen für ji zu gewinnen, wenigjtens fie moralifch zu entwaffnen 
fuchen, nicht aber ſie zur einmüthigen Rache und einer faft verzweifelten Gegenwehr heraud= 
fodern. Sie mußten nicht den höher Gebilveten die Vertheidigung und Unterftügung ihres Un— 
ternehmen erſchweren oder gar ed ihnen als verabſcheuungswürdig darftellen. 

Letzteres aber war der Fall und ſicher einer der wichtigften Gründe des ganz unglüdlichen 
Ausgangs des Bauernkriegd. Und bier müſſen vor Allen die Neformatoren Luther und Me— 
lanchthon ald die allerbeveutendften Förderer diejes für die Bauern fo unglüdlihen Ausgangs 
genannt werben. Sowol Luther ald Melanchthon, welchem Legtern der Kurfürft von der Pfalz, 
ehe er einen Entſchluß faſſen wollte, über die Artikel ver Bauern und ihre Sache ein förmliches 
Gutachten abgefodert hatte, äußerten ſich mit der allergrößeften Entfchievenheit gegen die Bauern 
und gegen jeden Vergleich, was ſicher bei der unbegrenzten, zum Theil enthuſtaſtiſchen Ver— 
ehrung gerade aller Freigejinnten und namentlih auch jehr vieler Fürften gegen die Reforma= 
toren von unermeßlid großer, der Sache der Bauern nachtheiliger Wirkung fein, ſie ent— 
muthigen, ihre Keinde heben und mehren, ihre Freunde mindern mußte. Ja, die Reforma= 
toren foderten jogar mit einer folhen Härte und Grauſamkeit die Fürften zur Verwerfung jedes 
Bergleihd und zur härteften Strafe gegen die Rebellen auf, daß ınan dafür nicht Rechtferti— 
gung, aber doch eine Erklärung nur finden kann in ihrer Furt und ihrem natürlichen Wider: 
willen, ihre reine Sache mit blutigen Gräueln, ihre blos geiftlihe Reform mit einer welt- 
lihen Reform, mit einer weltlichen Revolution vermiſcht, fi aber ald geheime Anftifter und 
Begünftiger der Empörer verleumbet und befchuldigt zu fehen. 19) Beide jedoch eiferten nur 
gegen die gewaltfame Empörung, von welder Luther auch früher oftmals und noch einige Jahre 
vorher 1522 in feiner „Vermahnung an alle Chriften, fih vor Aufruhr und Empörung zu 
hüten”, fo energifch abgemahnt hatte. Sie verfannten aber nicht das Unrecht der Bedrückun— 
gen der Bauern. Luther vorzüglich ſprach ſich in einer Schrift bei Entftehung des Bauernfriegs, 
in feiner „Vermahnung zum Frieden an Fürften, Adel und Bauern‘, mit voller Energie 
gegen das Unrecht der Fürſten und des Adels aus und Flagt allein ihre ungeredhte Bedrückung 
der armen Bauern als die Urfache des gegenwärtigen großen Unglüds an. Er wendet fidh aber 
alsdann mit um fo größerer Eindringlichkeit, obwol abfichtlich in milderm Ausdruck, an die 
Bauern, um fie zum Aufgeben ihres verkehrten Unternehmens zu beftimmen. Und erft fpäter 
ſchrieb er feine leivenjchaftlihe Schrift: „Wider die räuberifchen und mörberifhen Bauern.‘ 41) 

Jener Vorwurf, daf die Reformation den Bauernfrieg verfchuldet habe, mar bei den Fein— 
den derjelben und bei jedem oberflädhlich Urtheilenden natürlih. Aber es mag fhon genügen, 
bier hinzumeifen auf die vielen Bauernaufftände kurz vor der Reformation und auf alle jene 
obigen genügenden Urfachen für diefelben und auf die foeben angeführten Beftrebungen der 
Reformatoren, um fi zu überzeugen, daß fie vielmehr am meiften beitrugen zur Unterbrüdung 
des Bauernfriegs. Intereflant ift es in diefer Beziehung auch, daß der ganze Bauernfrieg be: 
gann mit dem Aufftande der durchaus katholiſchen Bauern ded Grafen von Rupfen in der Land— 
graffhaft Stühlingen, welche ausdrücklich erklärten: „lediglich die große Bedrückung fei der 
Grund ihred Aufftandes. Niemand von ihnen wolle evangelifch werben. Des Grafen Frau 
hatte fie zulegt zur Frohn leere Schnedenhäufer aufſuchen laffen. Es gebt hier der Reforma— 
tion, dem damaligen Hauptquell für geiftiges Licht, ebenfo wie fpäter oftmals der Preffreiheit. 
Aud fie und felbft ihre Heftige verlegende Geftalt ift gewöhnlich weit mehr theild die gemein— 
ſchaftliche Folge, theild die Abfpiegelung verfelben Grundurfahen und Erſcheinungen, welche 
aud ohne jie die Revolution bewirkt Haben würden. Daß dabei aud von ihr ſowie damals von 
den proteftantifchen Grundfägen, von der evangelifchen Freiheit u. ſ. w. in der entflandenen 
Revolution Anwendung und Misbrauch gemacht wird, wie von Allem, was gerade vorzugs- 
weiſe Geift und Gemüth ver Menjchen beichäftigt, das ift ganz natürlich und gar fein Beweis 
für die Urſachlichkeit. Auch hier ergab ſich vielmehr für die Reformation ſowie ebenfalls fo oft 





9) Sartorius, a. a. D., ©. 235, 241, 259, 263, 280, 287, 347. 
10) „Luther's Werke‘ (Aitenburg), II, 79. 
11) „LZuther's Werke‘, XVI, 91 "5 
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für die Preßfreiheit der Triumph, daß gerade da, wo ſie gänzlich und ungeſtört herrſchte, das 
Unglück, was man als ihre unvermeidliche Folge ausgeben wollte, ganz und gar nicht ſtattfand. 
Gerade der ſächſiſche Kurſtaat, wo die Reformation, wo unter dem Schutze eines weiſen Fürſten 
völlig ungeftört alle mündlichen und ſchriftlichen Erklärungen der Reformatoren die Gemüther 
ergriffen, und wo namentlich audy Luther's derbe Sprache für Abftellung des Unrechts der Für: 
ften und des Adels jowol in feiner Schrift an den Adel deutfher Nation wie in jener Vermah— 
nung ertönten — nun diefer Kurftaat Sachſen war faft das einzige deutfche Land, wo gar fein 
Bauernfrieg wüthete, wo auch nicht Gin Unterthan varan theilnahm, während die verheerende 
Flamme vollftändig jelbft das ſächſiſche Nachbarland, das Land des Fatholifchen Herzogs Georg 
von Sadjen, ergriffen hatte. 

Aud blos eine gemeine Klugheit, daß nämlich Luther und Melanchthon deshalb fo ſehr 
gegen den Bauernaufftand fich erflärt hätten, weil fie fonft den Untergang ihres Lieblingswerks, 
der Reformation nämlich, hätten fürchten müſſen, wird ihnen Der nicht zuſchreiben, der ihre 
Schriften gelejen hat. Sie wollten ſowie Chriſtus ſelbſt die Religion (die man nun einmal in 
den Bauernaufftand ald angebliche Hauptprincipien deffelben eingemifcht hatte) und die welt- 
liche Gewalt gefchieven wiffen. Wären jie aber nicht von ſolchem Standpunfte ausgegangen, 
wahrlich fie brauchten nicht den Untergang der bereits feftgemurzelten Reformation zu fürch— 
ten, wenn fie die Meinung der Gebilveten und eine Fluge Leitung der proteftantifchen Für: 
ften und Adeligen audy für eine mit ihr zu verbindende neue politifche AReform gewannen. 
Mande Fürften und Adelige mußten dadurch glänzende Ausfichten fi eröffnet fehen, auch 
wenn fie etwa die Kloftergüter zum Theil zur Befriedigung der mäßigen Foderungen der 
Bauern hingaben. Die meiften katholiſchen Länder, faft ganz Sſterreich namentlich, waren vom 
Bauernaufſtande ergrifſen. In einigen, wie in dem Kurfürſtenthume Mainz, hatte ſchon das 
ganze Volk gleichzeitig mit den politiſchen Reformationsgrundſätzen im Weſentlichen auch die 
geiſtlichen mit Freuden aufgenommen. Und verbunden mit fo großer weltlichen Erleichterung 
wären fie fiher überall doppelt beliebt und der Widerftand der Fürften gegen fie faft unmöglich 
geworben. Der Bauernfrieg aber wäre dur den Hinzutritt eines großen Teils der Gebilde— 
ten und auch nur einiger Fürften unmiderftehlih und fo Deutfchland vielleicht in kurzer Frift 
ganz proteftantifch geworben. Und wer mag beredinen, was vielleicht an die Stelle der unglüd: 
feligen, mehr ald hundertjährigen Religiondkriege, an die Stelle befonders des vreißigjährigen 
Elends, an die der Auflöfung des Reichs und der langen ſchmachvollen Einmiſchung und Herr: 
ſchaft der Fremden getreten wäre! 

Dod das konnten nicht die Erwägungen der hriftlihen Neformatoren und Religionslehrer 
fein. Aber fie Hätten confequent auch eine jede unmittelbare politifche Rathertheilung oder 
Xehre für Fürft und Volk abweifen müffen. Nur die rein religiöfe und moralifche Lehre der 
Liebe, Wahrheit, Brüderlichkeit, Aufopferung, Duldung hatten fie zulehren, und zwar völlig 
gleihmäßig für den Negenten und die Bürger, Beide muften alsdann nad ihren bejondern 
juriſtiſchen und politifhen Verhältniffen fie verwirklichen. Ebenſo verlegend wie jene be— 
rühmte neue franzöfifhe Verwandlung chriſtlicher Moralgrundfäge der Liebe und Brüder: 
lichkelt in unmittelbar politifche demokratiſche Gefege ift, ebenfo gefährlich ift es fiher für 
die ganze Wirffamfeit der hriftlihen Predigt, wenn viefelbe, einfeitig parteiifch, blos die 
riftliche liebevolle Ergebung und Duldung zum unmittelbaren weltlichen Gefeg, zur ſtlavi— 
Shen Gehorfamspfliht, unter weltlichem Deepotismus, ftempeln will. Es vergaßen leider 
fehr erflärlih die Bauern und ihre Gegner und leider zulegt auch die Reformatoren, und 
ſelbſt noch unfere neueften Geſchichtſchreiber des Bauernkriegs jene im Art. Ehriftentbum aus: 
führlicher erwiefene hriftliche Grundlehre, daß das Neich Ehrifti nicht von diefer Welt ift. Sie 
alle und vollends jene ſchwärmeriſchen theofratifhen Bauernanführer, wie Thomas Münzer 
und fein ſchlimmerer Nachfolger, vergafen, daß die hriftlichen Gebote nie und nirgendwo un= 
mittelbar weltliche Rechtöfagungen find, fondern nur mittelbaren Einfluß auf das Politifche 
haben follen, infofern wirklich hriftlich gefinnte Menſchen ihre eigenen Rechte mit Freiheit nur 
Kriftlich gebrauchen, und fomweit fie weltliche Gefege zu machen berechtigt find, auch dabei ihre 
Hriftlichen Sefinnungen betbätigen müffen. Unmittelbaren politifchen Rath hätten alfo die Reli- 
gionsreformatoren als folche gänzlich ablehnen, fie hätten am wenigften nur einfeitig die 
Bauern zu hriftlihem Verfahren ermahnen, die Negierenden dagegen fogar pofitiv zu un— 
chriſtlicher, graufamer, politifcher Strafe und zur Verwerfung jeden Vergleichs auffodern fol 
fen, wie fie zuleßt jel6ft den vom bisherigen Unrecht gegen die Bauern überzeugten und zum 
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Vergleich bereitwilligen Kurfürſten von der Pfalz beriethen. Ein billiger Vergleich zur Auf- 
hebung oder Milderung jahrhundertelang geübten und täglich neuen unverantwortlichen Un— 
rechts gegen die Bauern und zur Beſeitigung ihres Aufſtandes — wäre er denn wol un— 
chriſtlich geweſen? Jedenfalls aber jagt die chriſtliche Religion nirgendswo, daß alle und jede 
grauſame Rechtsunterdrückung aufrechtzuerhalten, und daß alle und jede Erhebung, etwa eine 
ſchweizeriſche, eine niederländiſche oder die der Ditmarſchen verwerflich ſei. Sie ſetzt nirgends 
feſt, wann und wo rechtlich eine Regierung und die Gehorſamspflicht gegen ſie, oder wo Pflicht 
und Recht ver Beſeitigung einer die Menſchheit ſchändenden Tyrannei entſtehe oder aufhöre. 
Wollten die Reformatoren darüber entſcheiden, ſowie etwa über die politiſche Maßregel, daß 
die Fürſten zum Vortheil ihrer Staatsgewalt ohne Anerkennung und Milderung des Unrechts 
gegen die Bauern, ohne Vergleich, ſie niederwerfen und ſtrafen müßten, ſo entſchieden ſie als 
Bolitifer und Zuriften, nicht als hriftliche Neligiondlehrer. Es war aber alsdann nad natür— 
lichen weltlichen Rechtsgrundſätzen einfeitig und parteiifch, nicht auch das Unreht von der an— 
dern Seite und den praftiihen Weg der wirflihen Aufhebung anzuempfehlen ; ebenjfo, wie es 
nad der rein hriftlichen Lehre verkehrt war, etwas Anderes zu rathen, als gleihmäßig für beide 
Theile, in ihrem weltlih zuordnenden Streit, die Gefinnungen hriftlicher Liebe und Ach— 
tung der menſchlichen und hriftlihen Würde zu befolgen. Blieben fie treu ihrem theologiſchen 
und hriftlihen Standpunkt, dann konnte die rohe barbariiche Rache weltliher Machthaber nicht 
durch die damals bei ven Fürften, ven Rittern, bei ven Stadtbürgern und Bauern gewaltige Au- 
torität der Reformatoren und der Reformation ſich berechtigt halten, die Bauern todtzuſchlagen 
„mie tolle Hunde‘, oder gar fie noch) graufamer zu behandeln. Nochmals aljo: daß die Refor— 
matoren den Aufruhr nicht guthiegen und nicht zu ihrer Sache machten — wer könnte dieſes 
tadeln! Daß fle aber fo einfeitig handelten, die rehte Anwendung der hriftlihen Lehre auf die 
politifhen Berhältniffe jo jehr verfehlten — dieſes mag man bei ihrer ſchwierigen Stellung ent- 
[huldigen. Aber es läßt ſich nicht ableugnen, und es ijt gerade bei ihrer hohen Verehrungs— 
würbigfeit tief bevauerlih. Sie wendeten jedenfalls die öffentlihe Meinung ihrer Anhänger 
unter den Bürften, den Rittern, ven Städten und theilweife im Bauernftand felbft gegen die 
Bauern — und diefe und felbft ihre guten Rechte wurden vorzüglich Hierdurch niedergeworfen 
und für lange Zeit befiegt. 12) 

Die vereinten geiftlichen und weltlichen Fürften und Adeligen ſchlugen jegt ihre vereingelten 
Scharen; namentlid) die Feldherren des Schwäbiſchen Bundes Graf Georg Truchſeß von Wald— 
burg und der evlere und mildere Georg Frondäberg in Schwaben, der Kurfürft Ludwig von der 
Pfalz mit ihnen vereint in Franken, der Herzog Anton in Lothringen, der Kurfürft Richard in 
Trier, der edlere Kurfürft Ludwig am Rhein, Landgraf Philipp von Heflen und Herzog Georg 
von Sachſen und Heinrid von Braunſchweig in Thüringen. 

So nun warb diefer unglüdfelige Krieg eine theure Lehre, zuerft für die Bürger, die da 
fheuen ſollen, durch Waffenlojigkeit und Waffenruhe wehrlos und durch Theilnahmlofigkeit 
für dad Gemeinwefen rehtdunmündig und politiſch ungebildet und dann unterdrückt zu werden, 
die aber, wenn fie von ihrer eigenen Regierung bereit8 bevrückt werden, zwar von beharrlichem 
aufopfernden Eifer auf jedem gefeglihen Wege, nicht aber von Bauernaufftänvden, überhaupt 
vom Aufſtande roher Maſſen Heil erwarten mögen. Viel Wahres enthält ftet das alte Wort, 
daß ſowie Tyrannei die Rebellion, jo zur allzu oft die Rebellion audy Tyrannei gebiert. Hätten 
auch felbft damals die unglüdlihen Rathgeber der armen Bauern ihnen jene gefeglihen Wege 
angerathen und fie diefelben auch nur mit dem taufendften Theile ihrer Anftrengungen, Ge: 
fahren, Aufopferungen für die Empörung durchgeführt, welch ein anderer Erfolg mußte ſich er: 
geben! Wäre aber dann dennoch eine Revolution entjtanden, welhen andern Charakter mußte 
fie erhalten! Für die Regierungen aber und die höhern Stände mußte vaffelbe blutige Greignif 
nicht minder ernfle Mahnungen begründen. Schon an fi konnte ſolche ungerechte Belaftung 
der Bauern ihnen weder Ehre noch Vortheil bringen, jondern zulegt nur eigene Machtlofigfeit, 
Derarmung und Geringfhägung, und früher oder fpäter mußte irgendeine Veranlaffung die 
Stunde der Vergeltung herbeiführen. Wie viele jener tyrannifchen Adeligen und Geiftlihen 
mußten mit dem Leben, durch graufame Leiden, durch Todesangft, durch Plünderung, Verluſt 


12) So praftifch folgenreich ift alfo jene im Art. Chriſtenthum ausgeführte ı nur mittelbare Ans 
wendung ber chriftlichen Lehre auf die politifchen Verhältniſſe. Es muß mid; deshalb doppelt freuen, 
baß das neue ‚ Staatswörterbuch‘‘ in dem geiftreichen Art. Chriftenthum diefer fo vielfach misfannten 
und verlegten Srundanficht bes „Staats-Lexikon“ jegt jo vollfommen zuftimmt. 
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der Ihrigen büßen bei all jenen Zerftörungen von Schlöffern und Klöftern! Und die fo zerftör- 
ten Schlöffer, Klöfter, Dörfer und Städte, die vermüfteten Provinzen, die hingemorbeten Hun— 
derttaufende durch Unrecht zur Verzweiflung gebrachter nüglicher Bürger und die nothmendige 
fpätere Scham und die Schande fo graufamer zum Theil treubrüchiger Rache der Fürften an 
den eigenen, durch ihre Schuld in Verzweiflung geftürzten und bereit waffenlojen Landeskin⸗ 
dern — follten fie wol für nichts gelten in ven Augen der Edlen? Aud für das Werf der Res 
formatoren wäre e8 ebenfo wie für die Ritter und Städte unendlich beffer gewefen, fie hätten 
einen dem unterbrüdten Recht günftigen Ausgang und Vergleich bewirkt. So bei dem Sieg 
und bei der leidenfchaftlichen Rache des alten Unrechts vermieden fie am wenigften ſelbſt entgegen= 
geiegte Vorwürfe, daß die firchliche Reform weltlich verberblich wirfe. Die Kirchenreformation 
wurde in ihrem Fortſchritt gehemmt, und die Iutherifche Kirche traf auch fpäter ver Vorwurf, daß 
in ihr und zwar oft aus viel uneblern Motiven, als fie Luther kannte, die chriſtliche Lehre einfeitig 
zu Gunften des blinden Gehorfams misbraucht werde; fie erſchien Manchen als eine Lehre des 
Despotidmus und Servilismus. Diefes hat natürlich die Einen gegen die Kirche und felbft ge: 
gen die Religion geftimmt, Andere zu dem entgegengejegten Misbrauch der hriftlichen Lehren 
zu Gunften der Empörung angereizt, Beides und die lange Dauer der Unterbrüdung bes 
Bauernftandes und der Erniedrigung des deutſchen Vaterlandes konnten aud für den Sieg 
wahrhaft hriftlichen Lebens nicht förderlich fein. Erft gegen dad Ende des 18. und in der erften 
Hälfte des 19. Jahrhunderts und vorzüglich infolge der Franzöſiſchen Nevolution fiegten in 
Deutſchland wirkſame Neformbeftrebungen über die feudaliftiihe Unterbrüdung. Erſt drei 
Jahrhunderte Später — fo langſam gehen große Neformen und fowenig darf man alfo auch an 
ihnen verzweifeln — erft jeßt fiegten allgemein auch die von den Bauern vertheidigten guten 
alten Rechte. Die revolutionären Vorgänge in Frankreich halfen und Deutſchen durch ihre zus 
glei anregenden und ermuthigenden und furchterwedenden Einflüffe dazu, daß wir feit 1789, 
1850 und 1848 im Wefentlihen ohne eigene revolutionäre Gemaltthaten unfere Zuftände ver- 
beffern konnten. Merkwürdigerweiſe haben wir in Franfreih und Deutfchland bisjegt nur die 
verfpätete vollftommene Befreiung und Entlaftung des zahlreihften unterften Standes und vor= 
züglich der Bauern zuftande gebracht. Für eine befriedigende, zugleich Freiheit und Ginheit ver: 
bürgende Nationalverfaffung dagegen haben wir in viefer breiteften äußern Grundlage und in 
einigen andern äußern Ginrihtungen und vorzüglich in den zum allgemeinern Bewußtſein der 
Nation erhobenen Bevürfniffen und Ehren- und Rechtsföderungen nur fehr wichtige Vorberei— 
tungen gewonnen. Den jeßt blühenden Bauernitand felbit kann die Erwägung, daß feine eigene 
Unterbrüdung, ebenfo wie einft die noch tödtlichere des römischen Bauernftandes nur die Folge 
ber vernadläffigten Nationalfreiheit war, ernftlich mahnen, daß er feine vorübergehend wieder 
gebeflerte Stellung zur Begründung der nöthigen Bürgfchaft in freier Nationalverfaflung be— 
nuße. Die übrigen Bürger kann zwar der Blick auf einen bereits theilweifen Sieg der Reform 
beftrebungen erfreuen und zum Fortſchritt ermuthigen, ein gründlicher Blid in die vaterländi- 
ſche Gefhichte aber muß feinen Eifer für baldigen endlichen Sieg einer genügend freien und 
einheitlihen Nationalverfaffung verdoppeln. Denn diefe Geſchichte wird ed ihm zeigen, melde 
Maſſe von Schmad und Unglück, und wie viele unterdrüdte Tüchtigkeit und Größe fi an bie 
Unterbrüdung der Nationalverfaffung und an die durch Vereinzelung und Lauheit misglüdten 
Herftellungsverfuche knüpfen. Melder. 

Baumpflanzung. Eine Beförderung der Baumpflanzung kann der Staat aus mander: 
lei Gründen zu bemwerfitelligen fuhen, nämlich zum Behufe der Erzeugung von Obft; wegen 
bed Holzes; um das Austrocdnen der fließenden Wäſſer zu verhindern; zur Befeftigung der 
Dämme und Uferbauten; zum Vortheile der Landftraßen. Die Verſchiedenheit diefer Zwecke 
erzeugt natürlich auch eine Verſchiedenheit ver Mittel. 

Nicht leicht kann ein Zweig der Landwirthſchaft empfehlenswerther fein als der Obftbau. 
Dem Gelowerthe nah ift der Ertrag ſehr beträchtlich (fo berechnet 3. B. Memminger den 
Werth deſſelben für Würtemberg auf 1%, Mill. Glon. jährlih, Goldſmith für Frankreich 
auf 72 Mill. $r., Krug für Preußen im Jahre 1804 auf 5 Mill. u. f. w.) und das Erzeug: 
niß hat den Vortbeil, daß es leicht verfäuflih und ſelbſt Gegenftand des Welthanvels if. 
Die Summe der Genußmittel wird für alle Volksclaſſen dadurch wefentlich erhöht, und in dicht 
bevölferten Gegenven ift das Obſt jelbft als Nahrungsmittel der Menge nad) gar wol in An— 
ſchlag zu bringen, Für holzarme Gegenden ift der Abfall an Feuerungsmaterial bedeutend; für 
Alle Die Schönheit des Anblicks erfreulih. Da nun die Erzeugung mit faft gar feiner Mühe und 
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feinen Koften verfnüpft ift, auch das Dafein von Fruchtbäumen dem fonftigen Ertrage mehrer 
Arten von Grundſtücken, wenn irgendeinen, doch nur höchſt geringen Schaden bringt, der Ge— 
winn an Obft jomit als eine zweite Ernte deſſelben Bodens und Jahres zu betrachten ift: jo er— 
Scheint allerdings eine blühende Obfteultur als ein Gegenftand von großer volkswirthſchaftlicher 
Bereutung. Cine Beihülfe des Staats follte bei dieſen einleuchtenden Vortheilen und bei der 
Leichtigkeit der Ausführung eigentlich ganz überflüfjig fein. Auch ift wirklich in folden Gegen: 
den, welche die Landwirthſchaft mit Intelligenz betreiben und namentlich die Vortheile der Obft- 
zucht ſelbſt ſchon kennen gelernt haben, eine Aufmunterung feineswegs nöthig. Allen noch gibt 
es nur gar zu viele Gegenden, in welchen VBorurtheile, Stumpfjinn und Unmiffenheit dieſe 
Reichthums- und Genufquelle ganz vernadläfjigen, und bier ift dann eine geiftig höher ſtehende 
Regierung allerdings zur thätigen Beförderung des allgemeinen Wohls aufzurufen. Da Zwangs- 
maßregeln ſchwerlich ald rechtlich erlaubt betrachtet werben fünnen, indem theild der eine®rund- 
eigenthümer durch die Trägheit oder den Eigenſinn des andern keineswegs gehindert ift, theils 
der Staat nicht die Aufgabe hat, ven Bürger durch Strafen zur beftmöglichen Bewirthſchaftung 
feines Eigenthums anzuhalten, fo hat fich die Regierung bei ihren Bemühungen an die zwar 
langjamer aber doch auch ficher wirkenden Mittel der Belehrung, der Erleichterung, des Bei- 
fpield und des Schuges zu halten. Ausprüdliche Belehrung kann nit nur durd) Volksſchrif— 
ten, ſondern namentlich aud in ven Schulen ftattfinden, wenn in dem Lehrplan ver Schulleb- 
verfeminarien aud Unterricht in der Baumzucht aufgenommen und den einzelnen Schulen wo— 
möglich ein Garten zur Unterweifung der Kinver beigegeben wird. Erleichterung der neuen 
Cultur findet ftatt, wenn der Staat auf einzelnen jeiner Domänen durch geſchickte Gärtner große 
Baumfhulen anlegen und von hier aus Baumſtämmchen unentgeltlich oder, wol beffer der grö- 
Bern Schonung wegen, für ein geringes Geld verbreiten läßt. Natürlich müffen diefe Baum: 
ſchulen geſchickt vertheilt fein und nur ſolche Arten ziehen, weldye für die Umgegend taugen, da— 
mit nit anfängliches Misglüden abſchrecke. Die Ausfegung von Prämien wird zurBenugung 
der Gelegenheit noch pofitiv anreizen. Eben diefe Domänen mögen dann aud zum einleuchten- 
den Beifpiele einer ſchönen und nüßlichen Beſtockung mit Objtbaumen dienen und jene nur allzu 
zahlreiche Elaffe, melde nur durch Augenſchein zu überzeugen ift, zur Nadeiferung anregen. 
Wenn es überhaupt ven Grundfägen der Griminalpolitif gemäß ift, folden Eigenthumsftüden, 
welche von dem Beliger nicht unter beftändige Obhut genommen werden fönnen, und folden, 
bei melden eine Wiederherſtellung unmöglich over jehr langſam ift, einen befondern Schutz 
durd Androhung höherer Strafen zu verleihen, jo haben offenbar die Befiger von Obftbäumen 
einen folhen Schug gegen die ſtupide Roheit muthwilliger oder boöhafter Zerftörer zu erwarten. 

Nicht nur zum behaglichen Leben und zum Wohlftande, fondern zur Möglichkeit des Da— 
feins ift es nothwendig, daß ein Volk die nach feiner Elimatifchen Lage und feinen Erwerbsquel⸗ 
len erfoderlihe Menge von Nutz- und von Brennholz nahhaltig beziehen kann. Wenn alfo 
nicht auf eine regelmäßige und ganz fihere Zufuhr aus dem Auslande unter allen Umftänden 
gerechnet werben kann (und dies ift, abgejehen von allem Andern, nur da möglich, wo Waffer: 
transport befteht), fo ift e8 eine Aufgabe von der größten Wichtigkeit für den Staat, für die 
Dedung diefed Bedürfniffes zu forgen. Da, in der Hauptfahe wenigftens, die Waldbäume das 
Befriedigungsmittel find, fo fällt die Löfung diefer Aufgabe zufammen mit der Lehre von einer 
zweckmäßigen Borftpolizei. Man jehe daher das Nähere hierüber unter diefem Artikel. — Eine 
beträchtliche Menge fliependen Wailers ift von unberehenbarem Vortheile für jedes Land. Alle 
drei Arten der Gütererzeugung, nämlich Landbau, Gewerbe und Handel, bevürfen daſſelbe 
gleihmäßig und namentlich ift e8, je wärmer der Himmel und je größer alfo die mögliche Frucht: 
barkeit, ein um fo größeres Bedürfniß für den Landbau, ver Bewäflerungen wegen. Wo Waſ— 
fer ift in warmen Ländern, ift überſchwänglicher Reichthum an Pflanzen; ohne dafjelbe vürre 
MWüfte Nun ift ed zwar allerdings nicht möglich, jede beliebige Menge von Waſſer herbeizu- 
ſchaffen, allein e8 gelingt doch menſchlicher Vorſicht und folgerichtiger Strenge, ziemlich Bedeu: 
tendes zu leiften. Wenn ed nämlich außer Zweifel ift, daß unter übrigens gleichen Umftänden 
in einer Öegend, deren Berggipfel von Waldungen bevedt find, bei weiten mehr Regen fällt 
als in einem holzlofen Lande; wenn ferner in die Augen fpringt, daß alle, namentlich aber die 
kleinern Waffergerinne durch dichte Baumpflanzungen längs ihrer Ufer gegen Verdunften in 
warmer Witterung fehr geſchützt werben: fo find damit zu gleicher Zeit zwei Mittel zur Ver: 
mehrung und Erhaltung der Waſſermaſſe angedeutet, deren Bewerfftelligung ganz in den Hän— 
den des Staats liegt, wenn er mit der nöthigen techniſchen Gefchiclichkeit und befonders auch 
mit der erſoderlichen Ausdauer diefelben unternimmt. Da die Erreichung des gemeinnügigen 
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Zwecks zum großen Theile davon abhängt, daß nicht nur der Staat auf feinen Domänen, fon- 
dern auch jeder Private auf feinen Befigungen die nöthigen Mittel wirklich anwendet, — fo wird 
ein Zwangsrecht ded Staats zur Durchſetzung feiner Vorſchriften feinem gegründeten Zweifel 
unterliegen fönnen. Jedem fteht frei die Erreihung eines individuellen Vortheils zu unterlaf: 
fen; aber gemeinnügigen Maßregeln darf er ſich nicht entziehen. 

Abgejehen von dem Zwecke der Beihügung gegen die Sonne ift eine Bepflanzung der natür: 
lichen und fünftlichen Ufer von öffentlichem Intereſſe. Sie verhindert das Ginftürzen ver Ufer und 
fonrit das Verfanden der Flußbette, ferner die Beihädigung ver Waflerbauten durch Hochge— 
wäſſer und Eisgänge, fie liefert endlich ein unentbehrlihes Material zur Unterhaltung von 
Schutzwehren. Der Staat muß daher wünſchen, daß aud da, wo eine Erhaltung ver Waller: 
maſſe nicht in Betracht fommt, aber ein Schuß der Ufer nöthig ift, nicht nur die ihm felbft zu— 
ftehenden Streifen mit den bier tauglihen Holzarten bebaut und in diefem Stande gefhügt 
werden, ſondern daß aud) Die Privatuferbejiger hierin nichtö verfäumen. Auch hier wird das 
Recht zu Zwangsvorſchriften nicht in Abrede gezogen werden können. Sowol die Bepflanzung 
an und für jih, ald die Art und Weiſe verfelben darf vorgejchrieben werben. 

Was endlich die Einfaſſung der Landſtraßen mit Bäumen betrifft, fo fpricht nicht blos die 
Schönheit und die Annehmlichfeit für dieſe Mapregel, jondern hauptſächlich theils die größere 
Erhaltung des Strapenkörperd, welder weniger den ausdörrenden Sonnenftrahlen audgefegt 
iſt, theils die den Reifenden bei Naht und im Winter dadurch zugehende Sicherheit gegen Ver- 
irren und Hinabftürzen in die Seitengräben. Diefe beiden legtern Gründe rechtfertigen einen 
Zwang, der freilich mit den zuerft genannten Annehmlichkeiten nicht vertheidigt werden könnte. 
Dagegen ift mehr als zweifelhaft, ob das Gefeg die Pflanzung gerade von Obftbaumen verlan— 
gen kann, Indem auch Waldbäume Schatten geben und zur Richtſchnur dienen können, Wün: 
ſchenswerth ift freilich, daß in allen irgend pafjenden Gegenden dieſe Duelle einer bedeutenden 
Einnahme nicht vernachläſſigt werde; und deshalb mag der Staat durch Erleichterung der An= 
ſchaffung aus feinen Baumſchulen dem eigenen Vortheile ver Befiger und der Vernunft den 
Sieg zu fihern fuchen. R. v. Mohl. 

Bauwefen, Baukunft, Baubütten, Baubebörden, Baurechte, Baupflicten, Bau- 
gnabden, Bauordnung, Baupolizei, Bau. — Bon allen menfhlihen Beftrebungen und Küns 
ften gibt Feine ein unmittelbarered und vollfommmeres Abbild von göttliher Schöpfung ats die 
Baufunft. Sie will fürs erfte eine zweckmäßige Schöpfung oder Organifation für eine 
höhere Lebenstbätigfeit, für vernünftige menschliche Zwede gründen. Sie will dienftbar für 
fie, fie will zweifgemäßopdernüglic fein. Ihre Zwecke aber, oder die Bedürfniffe, die fie 
nüglich befriedigen foll, find äußerft umfaffend und zum Theil groß. Sie foll in Privatbau- 
ten die Bürger und ihre Familien, dur dauerhafte gefunde und bequeme Wohnungen gegen 
die Einflüffe der Witterung und gegen äußere Störungen jhügen, ihnen einen für ihre Bebürf: 
niffe und Geſchäfte angemefjenen Aufenthalt verſchaffen, aud) jonftige ihren befondern Bedürf— 
niffen entfpredhende Bauten begründen. Sie joll venjelben in meift öffentligen Bauten 
für ihren gemeinjhaftlihen Verkehr entſprechende Straßen — jet auch Eifenbahnen — und 
Brüden, für das Fortkommen zu Schiff und zum Schug gegen Überfhiwemmungen und Vertrod: 
nungen fhügende Waſſerwerke und Dämme fowie zur Bertheidigung nöthige Feſtungen, Schlöf- 
fer und fonftige Kriegswerke bauen. Sie hat nicht minder für die gefellfhaftlihen Zwecke, Ver: 
fammlungen, Verhandlungen und Reden die angemeflenen Bauten berzuftellen, fo auch für 
Unterrichts- und wiflenfhaftlihen Zwede und vor allem endlich für den gemeinſchaftlichen 
patriotifhen und religiöfen Eultus. 

Die Baufunft foll aber auch nicht blos nüglich fein, fondern fie ſoll fürs zweite zugleich 
auch darin göttliher Schöpfung ſich anfchließen, daß fie ſchön ift, daß fie ſchöpferiſch das Gei— 
flige im Sinnlichen verkörpert, daß fie höhere Anihauungen, Gefühle, Ideen in harmoniſcher 
anmutbiger Gejtaltung ind Leben ruft, daß fie über das Nothivendige und Nügliche hinaus an 

dem reichen göttlichen Leben theilnimmt und daſſelbe erweckt. Sie joll nicht blos Handwerk, 
ſondern im ebeljten Sinne des Wortes Kunft werden. Sie ſoll auch die widtigften andern 
Künfte, zunächſt die bildenden, die Malerei und Bildhauerei in fi aufnehmen und zum ſchönen 
Ganzen vereinigen und jo das Göttliche im religiöfen und ftaatlichen eben zum vollfommenften 
Ausdrud bringen. 

Sowol alfo in wirthichaftlicher Beziehung wie in Beziehung auf die höhern Lebensauf— 
gaben, welde ver wahre Staat umfaßt und fürbert, ift die Baufunft, ihre gefunde Ausbildung 
und Anwendung für die Staatöverwaltung höchſt wichtig. Faft mit allen Bedürfniſſen der Ge— 
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ſellſchaft und der Givilifation fteht die Baufunft in Wechſelwirkung. Es gibt wol feinen Theil 
der Kunſt und Gultur, in welchem ſich fo ſehr die Cigenthümlichfeit und die höhere und niedere 
Stufe der Entwidelung der Völfer und Staaten zeigt ald in ihren Bauwerfen. Lind bei der 
vorzugöweifen Dauerhaftigkeit diefer Werke und Ihaten der Völker entnehmen wir Öfter, fo 
namentlich bei ven Agvptern, ven wichtigften Theil ihrer Geihichte aus ihren Bauten. Und 
mehr ald andere Künfte und andere Mittel ſprechen und wirken für die Völker, für ihr einheitli= 
ches nationales und religiöjed Bemwußtfein ihre großartigen Bauwerke, Tempel, Burgen, Schlöf: 
fer , Pyramiden, in welden ver Volfögeift ſich felber anſchaulich wird. 

Schon aus diefer allgemeinften Idee und Aufgabe der Baufunft aber ergeben fih für das 
ffaatliche Verhalten zu der Baufunft einige Hauptgefihtöpunfte. 

Zunädft foll ver Staat, natürlich mit Achtung der rechtlichen Privatfreiheit feiner Bürger, 
für ihr allgemeines Wohl und für feine eigene Kraft und Blüte, der richtigen Förderung und 
Anwendung der Baufunft und zwar ganz bejonderd auch rückſichtlich der Bauten für öffentliche 
Zwede und aus öffentlichen Mitteln, feine beſondere Vorſorge, Oberaufjiht und angemeffene 
Leitung angebeihen laſſen. So thaten es ſchon die alten Völker, bei melden ihre Tempel, Ge— 
rihtöhallen, Theater frühzeitig den Mittelpunkt ihres gefellihaftlihen Lebens und die öffentli— 
hen Bauten eine Hauptangelegenheit veffelben bildeten. So hatten auch ähnlich ven Griechen 
bie Römer für dad Bauweſen jhon frühe befonders hohe Staatöbeamten, die Adilen. Bei den 
Germanen und namentlich bei den Deutfhen forgten zwar die Kaifer und Könige durch bald 
fehr hohe Beamten, die Palaft: oder Pfalzgrafen, für angemeffene Paläfte, und bald der ganze 
Adel für ftattliche und fefte Schlöffer oder Burgen. Aber es bildeten ſich im Mittelalter, als fi 
zuerft eine höhere Eultur entwickelte und faft alle-höhern und gemeinjchaftlihen Angelegenheiten 
von freien genofjenfhaftlihen Vereinen ergriffen, gefördert und geleitet wurben, für die Bau— 
kunſt überhaupt, vorzüglich aber für die Dome und Rathhäufer, Bauhütten oder Baugejell: 
[haften ver Bauleute und der Steinmegen aus. Sie wurden zuerft von Geiftlihen, ſeit vem 
fpätern Mittelalter aber von den weltlichen Meiftern geleitet, nahmen die höchſten und ebelften 
religiöfen, fünftlerifchen und focialen Geſichtspunkte in ji auf, wirkten unmittelbar für Ausbil- 
dung und Unterricht in ihrer Kunft, dann auch für ihre richtige Anwendung für die religiöfen 
und bürgerlichen Zwede. Sie organifirten ſich nach Analogie der Zünfte, und hatten, ald aner- 
fannt für hohe und heilige Zwede wirfend, viele Privilegien und ausgedehnte eigene Gerichts: 
barkeit. Mit merfwürdigem nationalen Einheitd- und Gemeinfinn brachten fie 1459 in Regens⸗ 
burg eine Vereinigung aller Bauleute und Steinmegen von ganz Deutſchland und ein allge- 
meined Statut für ihre allgemeine Brüberjhaft zuftande und Kaifer Marimilian bejtätigte 
daffelbe ausdrücklich. In neuen DVerfammlungen zu Bajel und Strasburg wurde 1565 eine 
verbefferte Redaction dieſes Statutd gemacht und daffelbe ald Bruderbuch gevrudt. Das Statut 
- orbnet die Disciplin in der Werkftatt, dringt auf Sittenreinheit, beftimmt die Befugniffe ver 
Bauherren, Meifter, Parlierer (oder Polirer), Gejellen und Lehrjungen, und ven Ritus der 
Aufnahme, ver Losfprehung, enthält ferner Beftimmungen über Unterftügung der Genoſſen 
und über geheime Erkennungszeichen. Die Haupthütten waren in Stradburg, Wien, Köln und 
Bern, Als unglüdfeligerweife die deutſchen Reichsregenten Stradburg [hmählig von Deutjch- 
land loßreißen ließen, trennten fie durch einen befondern Reichstagsbeſchluß von 1707 die veut- 
fchen Bauleute von diefer Haupthütte. Auch nachdem der höhere Sinn diefer ganzen Brüder: 
ſchaft ebenjo wie der Sinn für ihre herrlichen Dome und fonjtigen Werke, ven wir jegt zum 
‘Theil wieder erwachen fehen, faft erftorben jhien, hielten noch Steinmetzenbrüderſchaften in 
Hamburg, Danzig, Köln, Bafel und Zürich an der Ordnung von 1565 feſt. Bekannt ift es 
auch, wie Der weitverbreitete Freimaurerorben für diefe Bauhütten nod Altern, namentlich ägyp— 
tifhen Zufammenhang und mariche eigenthümliche, auch mit feinem Beftand zufammenhängende 
Deutungen annimmt, welche zu prüfen hier der Ort nicht ift. Jetzt aber muß jevenfalls vie 

Staatöverwaltung für eine unmittelbare wirffame Förderung und Leitung der Baufunft jorgen 
und zivar fowol durd gute Baufhulen, melde eine genügende Anzahl tüchtiger Baumeifter 
liefern, wie duch gute praftifhe Baubehörden, melde für die Öffentlichen Bauten forgen 
und bei ver Ausführung der Privatbauten die Öffentlihen Intereffen wahren. 

Aus der obigen Idee und Aufgabe ver Baukunſt ergibt ih fodann, unabhängig von der 
fpeciellen Tehnif, für die Ausführung aller Bauwerke ald der erjte Hauptgefihtspunft ver, 
daß diefelbe ſowie die Werke der göttlihen Schöpfung völlig zweckentſprechend feien. Sie kön— 
nen, wie indbefondere auch die erfte Autorität für Die Beurtheilung des Schönen, wie Goetbe 
mit Nachdruck hervorhebt, nicht jchön fein, ſobald, wie fo oftmals bei modernen Bauwerken, 
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ihre Unzweckmäßigkeit zutage tritt. Zugleich mit dieſer Zweckgemäßheit und mit ver Har— 
monie und Solivität, und den natürlichen und mathematifhen Grundgefegen entfprechend, 
muß dann fürd zweite die höhere ſchöpferiſche Idee in der harmoniſchen Geftaltung als er: 
freuende und erhebende Schönheit hervortreten. Der wefentlichfte Theil derjelben und bie 
Grundberingung des Schönen, die jhöne Form, ift meift nicht einmal Eoftfpieliger als die un- 
ihöne. Aber au ein verhältnigmäpiger Aufwand für die wirklich Schöne Ausführung ift wegen 
ihrer wohlthätigen Wirkungen feineswegs, wie jo Viele wähnen, eine nuglofe Verſchwendung. 
Sie ift bei den Öffentligen Werken, je nad) ihren höhern Zweden, politiſch heilfam und löblich. 
Sie ift auch lohnender wie je viele andere Ausgaben für weniger bleibende und zmweibeutigere, 
jedenfalls vergänglichere Wirkuagen. 

Über die Baurechte entſcheidet das Civilgeſetz, deſſen Beſtimmungen jedoch auch den ftaats: 
wirthſchaftlichen und polizeilichen Intereſſen dienen mögen, obgleich ihr unmittelbarer Gegen- 
fand nur das Rechtsverhältniß iſt. Ein folgeg Rechtsverhältniß beſteht allernächſt zwiſchen dem 
Bauherrn und dem Unternehmer, oder dem Wrefmeifter und den Arbeitern, fodann zwiſchen 
Bauherr over Baumeifter und irgendeinem Dritten, welchem durch ven Bau (3. B. auf fremdem 
Grund oder mit fremden Material) oder durch deſſen Coturz oder Baufälligkeit Schaden oder 
Gefahr zugeben kann, zumal aber zwifchen vem Bauherrn aner Gigenthümer und deſſen Nad- 
barn. Die Gefege haben die gegenfeitigen Anſprüche und Schuliafeiten dieſer Perfonen unter: 
einander zu beftimmen, für Streitigkeiten die Entfheidungsregeln wufzuftellen und die im all: 
gemeinen Intereffe liegenden, namentlich zu Unternehmung von Bauten ıwmunternden Begün- 
figungen und Sicherftellungen audzufprehen. Am wichtigſten find die nahbarlichen Berhält: 
niffe. Die Nähe des Zufammenmwohnens, zumal in Städten, bringt jo viele Herte Berüh— 
rungen und widerftreitende Interefien hervor und dann auch wieder fo viele Gelegenheiten zu 
‚gegenfeitiger Bequemlichkeit oder Koftenerfparniß u. |. w., daß die möglichft genaue Feftftellung 
der bier in Brage ſtehenden Punfte pringend noththut. Auch finden wir darüber ſchon in den 
alten Gefeggebungen, insbeſondere in der römijchen, jehr umftändliche Beftimmungen , welche 
großentheils noch jet in Deutichland als gemeines Recht gelten, zum Theil jedoch durch die ver— 
ſchiedenen Landeögejeggebungen modificirt oder mit den auf die neuern Verhältniffe ſich bezie— 
benden Zufägen verjehen worden find. Die auf Licht und Luft — nämlich einerfeitd auf mög: 
lichſt Freien Genuß beider, andererfeitd auf die Unnachtheiligkeit dieſes Genuffes für den Nachbar 
— jich beziehenden Dienftbarfeiten und Befchränfungen, jene des Wafferabfluffes und der Dach— 
traufe, jene des Anbaus oder auch des Einlaſſens von Balken in des Nahbars Mauer, dann 
die in Anfehung der (gemeinſchaftlichen oder nicht gemeinihaftlichen) Scheidemauern zu beobach⸗ 
tenden Grundſätze gehören hierher. 

Für Baulichkeiten , deren Errichtung und Unterhaltung im Öffentlichen Intereffe liegt, doch 
nicht überall oder ausfhließend vom Staat, ſondern etwa von unmittelbar Betheiligten oder 
aus befondern Titeln Verpflichteten zu beftreiten ift, regelt das Geſetz die Baupflicht oder ſetzt 
dafür eine gewiſſe Goncurrenz feft. Es geſchieht diejes zumal in Anfehung der Kirchen und 
Schulhäufer, dann aber auch der Straßen, Brüden und Dämme, auch — je nad) den Juris: 
dictionsverhältniſſen — der Gefängniffe, Amthäufer u. ſ. w. Die Kirhenbaupflicht fteht nad 
gemeinem Recht (infofern nämlich nicht bereits ein eigener Baufonds vorliegt) allernähft dem 
Patron zu, ſodann dem Zehentheren und der Gemeinde (nad) einem in den befondern Landes: 
gefegen und Gewohnheiten verſchiedentlich beftimmten Verhältniß). Die legte ift in der Regel 
aud) da, wo ein anderer Bauherr einzutreten hat, wenigſtens zur Beifuhr der Materialien u. f. m. 
frohnpflichtig. Infofern die bürgerliche Gemeinde zugleich die Kirchengemeinde ift, leuchtet die 
Billigkeit folder Beftimmung ein; wo jene fich aber in mehre Eonfefftonen theilt, kann mit Recht 
nur die Rirhengemeinde als baupflichtig erflärt werden. Ahnliches findet auch beim Schulhauss 
bau gewöhnlich ftatt, infofern nämlich nicht eigene Fonds oder näher liegende Hülfsquellen vor= 
handen find. Hier wie ort tritt übrigens auch die fubfipiäre Baupflicht des Staats ein, deren 
Grenzen jedoch meift jehr enge gezogen find. 

Die Bervollftändigung und nähere Beftimmung ver baurechtlichen Gefege enthalten die po= 
lizeilichen Bauorbnungen,, welche wegen der Verſchiedenheit der focalen Umftände und Bedürf— 
niffe zwar wol auf allgemeinen Grundfägen beruben, jedoch für die Anwendung derfelben gro: 
ßentheils nur particuläre Vorſchriften enthalten können. 

Das öffentliche Intereffe bei Bauſachen geht vorerft dahin, daß die zum Öffentlichen Ge— 
brauche beftimmten oder dem Geſammtbedürfniß gewidmeten Baulichkeiten mit nur verhältniß- 
mäßigen Koften in thunlichſt entiprechender Zahl und Vollkommenheit aufgeführt und unters 
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“ Halten werben. Daffelbe Intereffe jedoch findet aud in Anfehung ver Privatbauten ftatt, da, 
was den Wohlftand und den Lebensgenuß der @inzelnen fördert, aud Gewinn für die Nation 
im Ganzen ift. Die theils ſtaatswirthſchaftlichen, theils polizeilichen Zwede der Bauordnungen, 
überhaupt der von Seiten des Staats dem Bauwefen zu widmenden Sorgfalt befteben ſonach 
darin, daß 1) gut, d. b. zweckmäßig, bequem und dauerhaft, 2) gefund, 5) vor Beuerd= (und 
Maffer:) Gefahr möglichft geſichert, A) allerfeits unnadhtHeilig und ungefährlih, 5) nicht zu 
theuer und 6) foweit die bemerften Zwecke es erlauben, auch geſchmackvol und [hön gebaut 
werde. 

Das allgemeinfte Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke iſt eine Hage Ordnung und Beauf- 
fihtigung der dem Bauweſen gewidmeten Gewerbe, ſodann die gate Unterrichtsanſtalt zur Bil: 
dung tüchtiger Baumeifter und Baufünftler, endlich die zummtmäßige Gründung der befondern 
zugleich techniſchen Behörde für Leitung und Beauffihrgung des geſammten oͤffentlichen und 
Privatbauweſens im Staate und die Vertheilung rer kunſtverſtändigen Mitglieder über vie 
zweckmäßig hierfür zu beftimmenven Bezirke. Sar bie Geſundheit der Bauten gibt die medici⸗ 
nifche Polizei die geeignete Vorſchrift. Nardrli verſchieden je nad) den Iocalen Berhältniffen, . 
und namentlich verſchieden für Stadt und Rand. Ein Hauptaugenmerk wird dabei immer fein 
reine Luft und Licht, beides leicht za verfhaffen auf dem Lande, weit ſchwerer in Städten, es 
ſel denn, dieſelben würden erft ganz neu erbaut, und zwar.auf einem für einen entfpredhenven 
Plan hinreichenden und Fe geeigneten Raum, Doch aud) in alten Städten mit engen 
Strafen und dicht gepringten Wohnungen kann die Baupolizei eine wirkſame Nahbülfe leiften 
durch deſto forgföktgere Beaufihtigung des Einbaus der Käufer, durch Niederreifung un- 
nügen Gemäuerd, zumal ber mittelalterlihen Stabtmauern, dann aber auch der die Straßen 
verengenden Vordächer und anderer Anbauten, duch Anlage wenigftens einiger geräumiger 
Pläge und breiterer Straßeneingänge mitteld Ankaufs und Abbruchs der ungünftigft ſtehenden 
Gebäude, durch eine für Neubauten oder auch Hauptreparaturen der Käufer vorzufhreibende 
firenge Ordnung und durch andere in das Gebiet der allgemeinen Geſundheits- und Reinlid- 
feitöpolizei gehörende Anftalten, Wenn zu Erweiterung der Straßeneingänge oder zu Anlage 
von Plägen das Niederreißen von Privatgebäuben, oder zur VBerwirflihung der für Erweiterung 
ber Stabt oder für neue Anlagen obrigfeitlich zu entwerfenden Bauplane die Erwerbung von 
Privatgründen nothwendig wird, fo wird ein vernünftiges Erpropriationsgefeg hierzu das ben 
billigen Anfprüchen der Eigenthümer unnachtheilige und. doch die Gefammtheit vor muthrwilliger 
Hemmung oder unmäßiger Bertheuerung ſchützende Mittel varbieten. 

Es fragt fih, ob aud im Interefle ver Schönheit die Erpropriation ftattfinden , oder ob 
überhaupt in folhem Intereffe den Privateigenthümern und Bauherren eine Zwangsvorſchrift 
für die Art ihres Bauens ohne Rechtöverlegung gegeben werben könne? — Man muß wohl 
dabei unterfcheiden zwifchen dem Intereffe der Nichtverunftaltung und jenem der Schönheit 
überhaupt, ſodann zwifchen neu aufzuführenden Bauten und Abänderung fchon beftehenver, 
endlich zwifchen Stadt und Land und zwiſchen großen, glanzvollen Städten und Fleinen ober 
armen. Je nach folhen Unterſchieden ift auch jenes Intereffe bald ein geringfügiges, bald ein 
größeres, nach Umſtänden ein jehr großes; und in eben dem Verhältniffe verengt oder erweitert 
ſich aud das Recht der Baupolizet. Das unbedenflihfte Mittel tft freilich die Ermunterung zu 
freimilligem verihönernden Bau oder Wiederaufbau vermitteld Geldunterftügung oder anderer 
Vortheile, d. h. fogenannter Baugnaden, die man den nad [hönerm Plane Bauenven ange: 
beihen läßt. Doc) wird vaffelbe leicht allzu Eoftfpielig , it auch oft unwirffam und madjt daher 
den Zwang nicht entbehrlih. Bei dem zunehmenden Wetteifer der Städte, durch geſchmackvolle 
Anlagen und Bauten nicht minder ald durch reelle Vortheile zur Niederlaffung oder zum Ver: 
weilen in ihren Mauern einzuladen, bei dem nicht zu verfennenden Einfluß der Pflege des 
Schönheitsjinns jelbft auf fittliche Bildung und bei der wirflihen Beleidigung, welche einer 
Bürgerfhaft wiverfährt, wenn fie den von ihr mit Unkoſten, Mühe und Opfern erftrebten ſchö— 
nen Gejammteindrud ihrer Stadt oder einer Straße oder eines Plages durch den Eigenfinn, 
den Muthwillen oder die Engherzigkeit einiger Weniger in einen durch den Gontraft vefto wi— 
berwärtigern Effect umgewandelt ſehen foll, läßt fih aud das Net der Gefammtheit, mithin 
der Gemeinde: (nicht aber ver Staats⸗) Polizei, für neue Anlagen oder neu zu erhauende Quar: 
tiere oder Straßen u. |. w. den von jedem Ginzelnen zu beobadtenden Bauplan aud im Inter: 
effe der Schönheit vorzufchreiben und auffallende Berunftaltungen überall entfernt zu halten 
oder hinweg zu räumen, nicht wol bezweifeln. Dur Verfhönerung ver Stadt, welde etwa 
zur Refivenz over zum Sig der höhern Behörben erhoben ward, gewinnt ohnehin jedes Haus 
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ſchon ſo Vieles am Kaufwerth, daß die dem Einzelnen etwa zur Laſt fallenden Unkoſten davon 
weit überwogen werden und ſelbſt die an den Eigenſinnigen ergehende Zumuthung des Verkaufs 
mit der Laſt des Abbruchs und des ſchönern Wiedererbauens nach Umſtänden durchaus nicht als 
Härte erſcheinen kann. Gefahr des Misbrauchs wird keine vorhanden ſein, wofern nur die 
Autorität, welche in den concreten Fällen zu entſcheiden hat, als ein wahres Organ des ver: 
nünftigen Geſammtwillens, nicht aber eines herriſchen @inzelwillend oder gar eines der Ge: 
meinde völlig fremden Willens erſcheint. a 

Zur Wohlfeilheit ver Bauten tragen bei, neben der freien Concurrenz der Gewerbireibenben 
oder überhaupt einer guten Gewerbeordnung, die Anftalten für Herbeifhaffung oder Bereit: 
haltung der nöthigen Baumaterialien, überall nah Verhältniß des wahriheinlihen Bedürf— 
niffes der verfchiedenen Ortſchaften oder Bezirke, namentlich die Sorge für Erridtung einer 
binreichenden Zahl von Kalf= und Ziegelbrennereien ‚- für erleihterte Herbeifuhr von Bauholz 
aller Art, auch von Baufteinen und andern Erfoderniffen. Die von Staats- oder Gemeinde: 
wegen, oder auf deren Ermunterung von. Privaten, anzulegenden Magazine von folhen Ma— 
terialien, oder die fogenannten Bauhöfe, dann, wo bei etwa mangelnder Goncurrenz eine mono= 
poliftifhe DVertheuerung droht, die Feſtſetzung mäßiger Bautaren für die verfchiedenen Arten 
der Arbeit und der Arbeiter, dienen demſelben Zweck. Wo ſich anfehnliche Gemeindewaldungen 
vorfinden, wird, gleich billig ald zweckmäßig, den hauluftigen Bürgern das Bauholz um einen 
ermäßigten Anſchlag (den fogenannten bürgerlichen Preis) zu verabfolgen fein, nad Umftänden 
auch Kalf und Ziegel u. ſ. w. 

Das Intexeſſe ver Wohlfeilheit kommt nicht felten in Widerftreit nicht nur mit jenem der 
Schönheit, ſondern noch mehr mit dem der Feftigfeit und zumal mit jenem der Sicherung gegen 
Feuers = (oder Wafler:) Gefahr. In ver Regel zwar foll e8 diefen legtern, im Allgemeinen 
böhern Intereffen weichen; doch kann die ausnahmslofe und zwangsweife Einfhärfung folder 
Regel, je nad) den örtlichen und perjünlichen Berhältniffen, zur Ungerechtigkeit, ja zur Tyran— 
nei werden. Wenn, wie vie Polizeigefege mehrer Länder befehlen, überall, ohne Unterſchied ob 
Stadt over Dorf, ob vereinzelt oder aneinandergerüdt, alle Käufer von Stein erbaut und mit 
Ziegeln oder Schiefer gedeckt werden müſſen, fo ift den etwa an Holz reichen, aber an Kalf- und 
Ziegelbrennereien Mangel leivenden Gegenden und ven bloß eines Fleinen abgeſchiedenen Wohn: 
plages begehrenden Armen, welde wol etwa eine hölzerne Hütte, nicht aber ein fteinernes Haus 
zu erbauen vermögen, eine harte Bedrückung zugefügt und, mit Beratung der localen Bedürf— 
niffe und Gonvenienzen, eine — ſelbſt auch äſthetiſch verwerfliche — naturwidrige Einförmig- 
feit durch despotiſches Machtgebot dem bevormundeten Volfe aufgedrungen. Wol verdienen 
dergleihen Gebote Billigung in Städten und größern Dörfern, weil alldort die Beſchränkung 
nicht im Misverhältniß fteht mit der dadurch abzuwendenden gemeinſchaftlichen Gefahr, un 
weil Niemand berechtigt ift, ven Andern zu gefährden. Aber bei Eleinern oder auseinander ge: 
bauten Dörfern und Weilern oder gar bei einfam gelegenen Käufern werben fie zur-zwedflofen 
Härte, jobald fie die Linie der wirklich zuläffigen, nämlich gegen erkennbare Thorheit gerichteten 
Bevormundung überſchreiten. Wol aljo mögen die in Brandfällen durch ſchnellen Einfturz 
das Leben der Bewohner in die handgreiflichfte Gefahr ſetzenden gemeinen Strohdächer verboten 
werden, nicht aber die beifer conjtruirten und nicht die Schindeldächer (verfteht fich bei einſam 
ſtehenden Häufern), und nicht die hölzernen Gebäude überhaupt. Auch die gewöhnlich urgirte, 
dur das häufigere Verbrennen jolher Gebäude den Brandaſſecuranzkaſſen zugehende größere 
Beſchwerde kann nicht zur Rechtfertigung jenek Verbote dienen, weil folder Beſchwerde am ein: 
fachſten dadurch abzuhelfen iſt, daß man das Maß der in die Brandkaſſen zu zahlenden Beiträge 
nad) jenem der Gefahr beſtimme. Im Übrigen, das heißt mit Enthaltung von unnöthiger Härte 
oder übertriebener Beſchränkung, ift ed allerdings eine Hauptaufgabe der Bauordnung, die zur 
Hintanhaltung oder Verringerung der Feuerägefahr dienlihen Vorfhriften, z. B. in Anfehung 
der Feuer: und Scheidemauern, der Feuerwerke und Rauchfänge u. f. w. zu geben, über deren 
genaue Beobachtung alsdann die Beuerpolizei, allernächft die periodifche Feuerbeihau zu wachen 
hat. Die bei öffentlihen Gebäuven anzuorpnende, bei Privatgebäuden mwenigftens zu ermun= 
ternde Errichtung von Bligableitern und die über diefelben zu pflegende Auffiht, die Begünfti- 
gung und Benugung der die Verbrennlichfeit mindernden Erfindungen (wie der Lehmſchindeln, 
der hemifchen Anftriche u. ſ. w.), die befondern Vorſchriften für die Bauart der für Zubereitung 
oder Aufbewahrung feuergefährliher Gegenftände beftimmten, zumal aud große Feuerwerke 
enthaltenden Gebäude u. |. m. gehören gleichfalls Hierher. 

Bei Aufführung eines Baus fann duch Unvorfichtigkeit, 3.8. bei dem Ausgraben der 
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Keller, bei Offenhaltung der Kalkgruben, bei ſchlechter Beſchaffenheit ver Gerüſte u. f. w, man— 
cherlei Gefahr für die Arbeitenden und für die Nachbarn oder Vorübergehenden entſtehen. Die 
Bauordnung hat auch dieſen Übeln zu ſteuern und die Polizei den Verordnungen derſelben Kraft 
zu geben. Eine noch größere Gefahr aber entſteht durch die Baufälligkeit der Häuſer. Wenn die 
Volizei durch eigene Wahrnehmung oder durch irgendeine Anzeige davon Kenntniß erhält, ſo 
hat fie ven Eigenthümer zur Veranſtaltung der ſchnellen Abhülfe aufzufodern, oder in dringen 
ben Bällen fie auf Unfoften des Gigenthümers unmittelbar felbft anzuordnen. Für den durch 
den Einfturz noch neuer Gebäude verurfahten Schaden ift billig der Baumeifter neben dem 
Bauführer verantwortlich ; bei alten Gebäuden haftet ver Gigenthümer dafür, infofern ihm da- 
bei eigenes Berfäumniß oder Verſchulden zur Laſt liegt. Das gemeine Recht verpflichtet ihm auch 
zur Sicherheitsleiſtung für den durch den bereit drohenden Ginfturz etwa fünftig zu verurfa- 
enden Schaden. Iſt er ungeneigt oder unvermögend zur Wiederherftellung oder zum Neubau 
des baufälligen Haufes , fo kann ihm der Verkauf veflelben mit ver Laſt des Abbruchs und Wie- 
beraufbaud aufgelegt werben. 

Das wihtigfte zur Durchführung aller bisher angeveuteten Intereffen und Aufgaben der 
Staatöverwaltung in Beziehung auf das ganze Baumelen im Staate bleibt ſtets die gute Ein— 
rihtung der Baufchulen und der Baubehörven. Diefe Wichtigkeit wird auch mol jegt im All- 
gemeinen anerfannt, doch gibt e8 weder übereinftimmende, noch auch der ganzen Wichtigkeit 
und Schwierigkeit der Sache entſprechende Einrichtungen in ben einzelnen Staaten. Für den 
Unterricht forgen zum Theil nothdürftig die allgemeinen polytehnifben Schulen, in Preußen, 
welches in Beziehung auf die Baufunft die ausgezeichnetfte Stellung einnimmt, eine befondere 
Bauakademie. 

Als praktiſche und techniſche Baubehörden finden ſich nicht blos allgemeine Oberbehörden 
ober Oberbaudirectionen, und Local- oder Bezirksbaubeamten, ſondern nach der gewöhnlichen 
etwas weitläufigern dreifachen Abtheilung auch noch Mittel- oder Provinzialbehörden. Die 
oberſten Behörven find bald ebenſo einem Minifterium einverleibt oder ſubordinirt wie die 
Mittelbehörde ver Provinzial: oder Kreisregierung, bald find fie coorbinirte, abgefonderte Be: 
hörben. In ſterreich „Preußen und Baiern iſt wie in Frankreich und Spanier die Oberbirec- 
tion zugleich mit Handel und Induftrie einem befondern Minifterium übergeben ; in England 
ebenfo dem Obercommiſſar der Parken, Forſte, Paläfte und öffentlihen Arbeiten, in Rußland 
einer den übrigen Minifterien coorbinirten Direction der Land: und Waflerbauten, in Holland, 
wo die Wafferbauten fo befonders wichtig find, einem Minifter des Waſſerſtaates und der öffent— 
lihen Arbeiten. Untergeorpnet wurde die Direction früher jehr häufig, ſowie noch jet in Sadı- 
fen, dem Finangminifterium vorzüglich wol deshalb, weil vie fürftlihen Kammern und der 
Landesfiscus die meiften Öffentlichen Bauten aufzuführen und ihre Koften zu beftreiten haben. 
Doch ift die Unterorbnung unter das Minifterium des Innern wol zwedmäßiger und eine 
Theilung unter beide Minifterien, wie in Würtemberg und Baden eine Theilung jogar noch mit 
dem Minifterium des Auswärtigen, welchem in Baden die Eifenbabnbauten unterfteben, wol 
noch bevenklicher. Freilich läßt fih ohne Nücfiht auf die Größe der Staaten und ihre übrige 
Drganifation über die befondere Organifation der Baubehörvden nicht leicht eine allgemeingül: 
tige Regel aufftellen. Nur foviel ift fiher allgemein gültig, daß bei der Unterorbnung oder Ein- 
verleibung der Baubehoͤrden ſtets ihr befonders wichtiger und beſonders ſchwieriger eigenthüm- 
licher Beruf und deſſen befondere höchſte Orundfäge hinlänglich beachtet bleiben müflen, nament: 
lich auch durch die Übertragung an vorzüglich ausgebildete technifche Räthe, und daß bei der Ab- 
fonderung der Baubehörden dahin gewirkt werden muß, daß fie die Angemeflenheit ihres Wir: 
kens im Verhältniß zu ven Intereffen und Kräften des Staats nicht vergeflen. Selbft nicht ein: 
mal vollfommen ſchoͤn würden nad ven allgemeinften Gefihtöpunften an der Spitze dieſes Ar- 
titeld ihre Werke genannt werben dürfen, wollten fie, wie leider oftmals, über eine dann nur 
angebliche Schönheit die Zweckmaäßigkeit ihrer Bauten vernadhläfiigen, oder dieſelbe auch dadurch 
vermindern, daß die Koften derſelben unverhältnigmäßig würden. Themiſtokles tadelt einen 
Redner, weil für feine große Rede fein Staat zu Elein fei. Das könnte vielleicht auch auf mande 
Schloß: und andere Bauten Anwendung finden. Ein mefentlihes Grundgefeg der ſchoͤnen Bau: 
kunſt felbft, die Harmonie möge auch infofern der ganzen Einrichtung des Staatsbauweſens 
vorſchweben, daß diefelbe mit dem ganzen Staatöbau, feinen Grundgefegen und Interefjen in 
Harmonie bleiben muß. Dieſes ſchließt namentlich auch bei aller Vorforge für gutgebilvete 
Baumelfter und für gute Ausführung der Bauten doch die bureaufratifch = despotifchen Ver: 
legungen der Privatfreiheit der Bürger aus, folange diefe nicht verlegend gegen ihre Mitbürger 


Bayle _ 411 


ober den Staat wirfen wollen. So wird die Baufunft freies Gewerbe und ihre Privatausübung 
für die Bürger und Privatbauherren von ihrem Privatwillen freibleiben. Die Bürger werben 
unter jener natürlichen Beſchränkung nad ihrer Überzeugung frei fi ald Baumeifter im In: 
und Auslande ausbilden, frei für ihre Bauten ihre Meifter erwählen und von dem Ihrigen nad 
ihrer Kreiheit bauen dürfen. Dieſe Freiheit und Concurrenz wird der Kunft ſelbſt förberlich 
fein und jie vor Einfeitigfeit und Entartung ſchützen. Notted und Welder, 
Bayle (Peter) ward 1647 in Garlat, einer Gemeinde der Graffchaft Foir, geboren. Sein 
Bater, ein reformirter Prediger, forgte für feine frühere Bildung und feinen erften Unterricht. 
Um dieſen fortzujegen,, ſah er jich genöthigt, den Jungen fremden Händen anzuvertrauen, und 
fchickte ihn nach Touloufe, wo das Collegium der Jefuiten in gutem Rufe ftand. B. beſaß An 
lagen , zeigte Fleiß und machte ſchöne Fortſchritte. Außer den Schulgegenftänden, die eben nicht 
von bejonderer Bedeutung waren und unter denen die Scholaftif und die Theologie die erften 
Stellen einnahmen, beichäftigte ihn auch die ſchöne Literatur und die Geſchichte, und von allen 
Scriftitellern zogen ihn befonderd Plutach und Montaigne an, ein Zeichen der Verwandtſchaft 
mit feinem Geifte. Die Jejuiten , weldhe Talente zu würdigen und zu gebrauchen mußten, fudh= 
ten B. für ji zu gewinnen, was ihnen aud gelang. Das größte Hinderniß, das fie bei der 
neuen Erwerbung zu überwinden hatten, das aber überwunden werden mußte, war die Melt: 
gion. Diefer Orden war nicht von der Art, daß ihn gewöhnliche Hinderniffe ſchreckten, und er 
verftand ſich auf das römifhe Handeln fo gut ald auf vas Dulden, um zum Ziele zu gelangen. 
B. ward befehrt und ſchwur feierlich den reformirten Glauben ab. Welchen Eindruck das auf 
feine Altern und bejonders auf feinen Vater machte , läßt fich begreifen. Dieſer verzweifelte in= 
deſſen nicht, ven Befebrten aufs neue zu befehren, und führte für jeinen Glauben fo fiegreiche 
Gründe an, daß der Sohn der nöthigenven Überzeugung nicht widerftehen konnte. Er verließ 
beimlih Toulouse, begab ſich zu feinen Altern und jhmur ebenfo feierlich den katholiſchen Glau— 
ben wieder ab, ald er ihn befchworen hatte. Nach dieſem Vorgange hielt er ed nicht für gut, in 
dem damals fehr Fatholifchen Frankreich länger zu bleiben, und begab fih nady Genf, wo er 
einige Jahre als Privatlehrer lebte. Seine beengte Lage trieb ihn wieder nach Frankreich zurüdt, 
wo er eine befjere Zufunft hoffen durfte, wenn er nur den Berfolgungen der Jefuiten und ver 
rachſüchtigen Katholiken entging. Er bielt fi darum von den Orten entfernt, wo er befannt 
geworden war, und brachte einige Zeit in Rouen zu, ging dann nad Paris, wo er größere 
Hülfsmittel für feine fernere Ausbildung und feine wiffenfhaftlihen Arbeiten fand und fi ald 
Erzieher ver Kinder des Marquis von Beringham feinen Lebensunterhalb erwarb. Im Jahre 
1675 ward ein Lehrſtuhl ver Vhilofophie zu Sevam erledigt und zur Befegung deſſelben ein 
Goncurs eröffnet, in welchem B. jo gut beftand, daß von feinem feiner Mitbewerber auch nur 
die Rede war und er alle Stimmen für ſich hatte. Hier lebte er mit Auszeichnung bis 1681, wo 
der fromme Ludwig XIV. die Univerfität Sedam, wie alle übrigen, weldje die Proteftanten in 
Frankreich hatten, aufhob. Der junge Gelehrte aber Hatte jich ſchon einen ſolchen Ruf erivor: 
ben, daß ihm ſogleich eine Stelle ald Lehrer ver Philofophie zu Rotterdam angetragen ward, 
die er auch unbedenklih annahm. Er bekleidete diefelbe mit immer gleihem Eifer und demſelben 
Erfolge. Auch fing er an, feinen fchriftftelleriihen Ruf zu begründen. Er fchrieb feine verſchie— 
denen Gedanken über ven Kometen und beftritt mit philoſophiſchen und theologiſchen Gründen 
das Vorurtheil, ald verfünde diefer Himmeldförper der Welt ein Unglück. Dann gab er feine 
Kritik ver „Geſchichte des Calvinismus“ von Maimbourg heraus, in welder er die Berleum: 
dungen wiberlegte, die diefer Jefuit in dem angeführten Werke gegen die Proteftanten verbrei- 
tet hatte. Die fürzefte und einfachfte Weife, jeinen Kritiker zu beftreiten und zu belehren, fand 
Maimbourg in der Gewalt, die er um ihren Beiftand anrief. Auf den Befehl Ludwig's XIV. 
ward B.'s Schrift durch Henkershand verbrannt und fo die Wahrheit, nad) dem Sinne der Ge: 
walt, in ihre Rechte wieder eingefegt. Die Philofophie von Descartes hatte unfern Gelehrten 
viel beſchäftigt, und er ließ feine Gedanfen über dieſelbe in einem eigenen Werke druden. Im 
Jahre 1684 begann er die Herausgabe einer Fritifhen Zeitſchrift über Literatur und Philoſophie, 
die großen Beifall fand und in ganz Europa gelefen warb, welche ihn aber ver Zuftand feiner 
Geſundheit ſchon nad; drei Jahren wieder aufzugeben nöthigte. Die Berfolgungen, welche vie 
Proteftanten in Franfreih, befonders nah der Zurücdnahme des Epictd von Nantes (1685), 
zu erdulden hatten, und als deren Opfer fein eigener Bruder, der reformirter Prediger gewve: 
fen, im Gefängniffe geftorben war, beftimmten ihn zur Herausgabe mehrer Schriften, in denen 
er die Intoleranz und den Fanatismus nachdrücklich befämpfte. Zu venfelben gehörten unter 
andern eine unter dem Titel: „Was das ganz katholiſche Frankreich unter der Regierung Lud⸗ 
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wig's d. Gr. iſt“, und ein philoſophiſcher Commentar über die Worte des Evangeliums: „Nõthige 
fie einzutreten‘ (compelle intrare), in welchen die Schändlichkeiten und Nachtheile aller gewalt⸗— 
famen Befehrungen audeinandergefegt und mit den lebhafteften Farben geichilvert jind. Es ift 
ein Beweis der Fortſchritte des menſchlichen Geiftes, daß wir wenigftend nicht mehr nöthig ha= 
ben. das Ungeheuer der religiöfen Intoleranz zu befümpfen und die Gemüther über die Erſchei— 
nung eines Kometen zu beruhigen. Wir find doch joweit gefommen , daß wir nicht mehr glau= 
ben, ein gottgefälliges Werk zu thun, wenn wir in feinem Namen Die verfolgen, martern und 
morden, welche eine andere Vorftellung von ihm haben als wir; daß wir und nicht mehr anma— 
Ben, über das Gewiflen und die Meinung von Menschen zu berrichen, die gleiche Rechte mit 
und haben und von Dingen, die und Allen ein Geheimniß find und bleiben werben, ebenfo viel 
wiſſen ald wir felbjt. Die öffentliche Meinung hat wenigftend vie religiöfe Intoleranz geächtet 
und ald Stantögrundjag zur Unmöglichkeit gemacht, wenn aud Einzelne noch in ihrem eigenen 
Intereffe over aus Beſchränktheit das Heil der Seele und der Gefellichaft dur fie begründen und 
befördern möchten. Es dürfte jegt höchſtens noch bedenklich fein, von den Nachtheilen und Ge— 
fahren ver politifchen Intoleranz zu reden, die, oft ebenfo ungerecht und graufam als die reli= 
giöfe, wenigftend immer fo abgeſchmackt ift, weil fie ihren Zweck ebenfo wenig erreiht. Daß 
wir in Bezug auf Toleranz fortgejchritten, betveift ver Umſtand, daß in unfern Tagen ein 
Mann von B.'s Ruf und Gelehrfamfeit ſich fchwerlid dazu verftehen würbe, zu beweijen, 
wie die Kometen fein Unglüd verfünden und die Unduldſamkeit in Glaubensſachen eine Un— 
gerechtigkeit und Thorheit zugleich jei. Den letztern Beweis würde man jegt wenigftens in 
den meiften Staaten Europas ohne Gefahr führen. B. ward ed nicht fo gut! Selbſt die Pro— 
teftanten, für Die er gefchrieben, verbammten ihn und feine Lehre. In dem Kampfe gegen B. 
zeichnete fich fein alter Freund und College, der protejtantifche Prediger Jurieu, aus, Er ging 
joweit, als fein förmliher Ankläger aufzutreten und ihn vor dem Conſiſtorium von Rotterbam 
als einen Feind der Kirche und des Staats zu belangen. Das war zu allen Zeiten fo. Jeder, 
den man verderben wollte und Feines Vergebens überweifen konnte, der, durch feine Unschuld, 
durch feine Tugend geihügt, von den Gejegen nicht zu erreichen ift, gebt in der weiten unbe- 
flimmten Anklage unter, daß er fich gegen den Thron und den Altar verſchworen. Das ift ein 
weites Meer ver Schuld, aus dem ſich der Unglücliche, ven man hineingeworfen, an fein Ufer 
rettet. Jurieu war B.'s Freund gewefen und ihm für geleiftete Dienſte durch Dankbarkeit ver: 
pflichtet. Jurieu abet war auch ein Diener Gottes und feiner heiligen Kirche; und gebt Gottes 
Sache nicht über menſchliche Dinge, die Ewigkeit nicht über das ſchnöde Zeitlihe? So haben 
fi) Die immer auf den Himmel bezogen, welde ſich ihren Pflichten auf der Erde entziehen 
wollten. Die Behörden in Rotterdam fuchten den Streit auszugleichen und den Folgen defjelben 
zu begegnen. Da es ihnen aber nicht gelingen wollte, thaten fie, was eine hohe Obrigkeit in 
ähnlichen Fällen zu thun pflegt: fie gaben ver herrfchenden Stimmung nad, wollten des Ver: 
raths an Kirche und Staat fid) nicht verdächtig machen, entjegten B. feiner Stelle, zogen feine 
Penflon von 500 Gldn. ein und verboten ihm fogar Privatunterricht zu geben. B. machte über 
den efelhaften Streit mehre Schriften befannt, die aber für und weder belehrend noch anziehen 
fein können. Es macht ihm Ehre, daß er fein Schickſal mit Gleihmuth ertrug. Die Muße, 
welche ihm geworben, benugte er, um fein biftorifches und Eritifhes Wörterbud) („‚Dietionnaire 
historique et critique‘’) zu f&hreiben, ein unermeßliches Werk, ein unvergänglices Denkmal 
feines Verfaflers, ver in ihm ein ausgebreitetes Wiffen, reife Urtheilskraft, Scharffinn und eine 
feltene Gelehrjamfeit und ausdauernde Beharrlicjkeit zeigt. Man hat ihm mande Fehler und 
Irrthümer nachgewiefen ; aber an welhem Menſchenwerke ließen ſich ſolche nicht finden ? Aud 
mit feinen Behlern und Irrthümern wird das „Hiſtoriſche und Eritifhe Wörterbuch“ eines ver 
merfwürdigften Erzeugniffe des menſchlichen Geiftes bleiben. Das ward auch fogleich erkannt, 
weniger durd die Iheilnahme feiner Freunde ald durch den Haß feiner Feinde, der ein inftinct- 
artiges Vorgefühl von feinem ganzen Einfluffe hatte. Der fromme Freund Jurieu trat mit einer 
neuen Anklage auf. Der Drud des Werks ward in Frankreich verboten. Dies hatte, mie es 
in jolden Fällen immer gefhieht, zur Folge, daß man die Aufmerkfamkeit auf das Buch und 
feinen Verfaſſer lebendig erhielt, das Verbot erft heimlich umging und endlich lächerlich fand. 
Dem guten B. machte die Sache viel Verdruß, ohne daß aller Verdruß und Arger von beiden 
Seiten an der Sache etwas änderte. B. ging leiblich unter und wirkte geiftig fort. Alle Ver— 
folgungen in Sachen des Glaubens und der Meinung haben denjelben Erfolg, nämlich feinen 
oder einen dem beabfihtigten entgegengefeßten, Die Gewalt glaubt die Stelle ver Vorſehung 
vertreten zu haben, wenn fie in ihrer Weisheit das Huhn todtgefhlagen, welches das @i ge= 
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legt, in dem die gefürchtete Brut enthalten iſt. Das Wörterbuch, von dem die erſte Auflage 
1697 erſchienen war, hatte noch zu B.'s Lebzeiten, 1702, eine zweite fehr vermehrte. 

B. ftarb den 28. Der. 1706 im neunundfunfzigften Jahre feines Lebens. Als Gelehrter und 
Sähriftiteller fand er Anerkennung und Würdigung. Nicht wenig: r ſchätzbar war er als Menſch. 
Gefällig, wohlwollend, ohne Anmaßung und Eitelfeit, that .ı Wutes, wo er konnte, lebte fried⸗ 
lich mit aller Welt, wenn fie ihm den Frieden nur gönnen wollte, in harmlofem Umgange mit 
den Büchern und ſich ſelbſt, ſodaß ihm für andere Angelegenheiten kaum Zeit blieb. Er arbeis 
tete gewöhnlich 14 Stunden des Tags. Mit Recht wirft man ihm vielleicht eine zu leichte Be⸗ 
weglichkeit des Charakters vor, die ſich auch in feinen Anfichten und Gefinnungen zeigt, welche 
er nicht jelten wechjelt. Was jeine Gegner und Tadler am meiften gegen ihn erbittert, ift feine 
Zweifelfuht, fein Skeptieismus und Pyrrhonismns, oder welhen Namen fie dem Übel geben. 
Seltfamer Vorwurf! Glauben ift immer leichter ald zweifeln und prüfen. Der Glaube ift be: 
quem und beruhigend; der Zweifel macht Anftrengung und Beforgniß. Der Glaube ift ein Gut, 
wie Alle verfihern, die ihn haben und geben wollen. Iſt der nun, meldyer eined Gutes nicht 
theilhaftig wird, ein Sünder, oder nicht vielmehr ein Unglüdliher? Müffen wir ihn nicht bes 
dauern, fintt ihn zu verdammen? Zum Zweifeln wie zum Glauben ; wenn er nicht Aberglaube 
ift, gehören Gründe. Gut nun, ihr frommen, wohlwollenden und glüdlichen Gläubigen, die ihr 
im Belige ver Wahrheit jeid, macht fie geltend durch Gründe, denen, wenn fie wirflih Grund ha= 
ben, der Sieg doc werben muß! Was wiflet ihr denn, ich bitte eu, von alledem, was die Po— 
lemif der damaligen Zeit, was die Gelehrten, Weijen und Sophiften, die Schulen und Akade⸗ 
mien und fo auch B. in feinen Streitfhriften vorzüglich befhäftigt hat? Was wiflet ihr von 
vem Willen und ven Zwecken Gottes und den Eigenſchaften des höchſten Weſens, ihr aufgebla= 
jenen Thoren, die ihr fo freigebig feid mit euerm Verdammungsurtheil gegen angebliche Athei- 
ften, Deiften und Pantheiften, ihr, deren anmaßendes Willen wahre Gottesläfterung ift gegen 
das beſcheidene Eingeſtändniß der Unwiſſenheit Derer, die ihr läftert? Was wiſſet ihr von der 
Schöpfung und ihrem Urfprunge, ihr armfeligen Gefhöpfe? Was wiflet ihr von der Borjehung 
und ihren Zweden und Mitteln und Wegen, von der Freiheit, der vorherbeftimmten Harmo⸗ 
nie , dem Sie der Seele, dem Urfprunge des Böfen? 3. Weigel, 

Beamte, ſ. Amt und Stantsdienft. 

Beaumarchais, ver Sohn eines Uhrmachers, ward 1732 zu Paris geboren. Die Natur 
hatte den Stoff zu einem tief eingreifenden, vielwirfenden Manne in ihn gelegt, geeignet, fi 
in einer Bolföverfammlung, in einem Senate, auf der Börfe vder im Gabinete geltend zu 
maden. Es kam darauf an, in welder Laufbahn und unter welchen Verhältniffen ſich feine Tas 
lente entwidelten und welde Richtung fie durch diejelbe erhielten. In Frankreich unter Lud— 
wig XV. ward er, was er nad) Zeit und Umftänden werden fonnte. Durd den Schuß der Töch— 
ter ded Königs, denen er auf der Guitarre Unterricht ertheilte, kam er an den Hof, in deſſen Art 
er fich mit derſelben Leichtigkeit fand, die ihn in jever Lage feines Lebens, in jedem Berufe, dem 
er folgte, auszeichnete: ald Staatsmann und Freund der Minifter, ald Höfling, ald Schrift: 
fteller und Handelsmann, mochte er der Verwaltung dienen oder, im Kampfe mit ihr und den 
Gerihtöbehörben, feine Ungnade im Gefängniffe büßen, die Amerikaner, welde um ihre Unab— 
hängigkeit fämpften, mit Waffen verfehen over ſeinen „Figaro“ auf die Bühne bringen. Eines 
Geſchäftes wegen, an dem er Theil genommen, ward er ald Schulpner einer Summe belangt 
und in einen Proceß verwidelt, deſſen Verhandlungen einen großen und den merfwürbigiten 
Theil feines Lebens füllten. Er klagte über Beftechlichfeit und ward feinerfeitd ver Verleum— 
dung beſchuldigt. B., dem ed nicht gelingen wollte, auf vem gewöhnlichen Wege mit ver Ge: 
walt und ihren Behörden fertig zu werben, zog geichieft das Publicum ins Spiel und verftand 
ed, die Öffentliche Meinung, die ſich ald eine Macht zu zeigen anfing, zu gewinnen. Er jchrieb 
feine gerichtlichen Denfwürbdigfeiten (,„‚M&moires judiciaires’‘), die eine große Wirkung thaten 
und auf die nahe Zukunft nicht ohne bedeutenden Einfluß blieben. Geneigt und gefchict, jeden 
Meg zu betreten, ver ihn zum Ziele führen Fonnte, das er in dem Höchften fand, was die Gejell- 
fhaft damals bot, bewarb er ih um Geld und Einfluß. As Mufiklehrer der Töchter Lud— 
wig's XV. gewann er Haltung am Hofe. Der Hoffegte ihn mit ven Miniftern und den General- 
pächtern in Berührung, denen er ſich nüglich zu machen wußte in feinem eigenen Intereffe; jene 
gaben ihm Theil an ihrem Anjehen, diefe an ihren einträglichen Geldgeihäften, und B. beſaß, 
was fi in Frankreich erreichen ließ, Gunft und Reichthum. Aber der Befig diefer Güter war 
nicht ohne Gefahr für einen Diann, der um fo mehr Neiver und Nebenbubler zählen mußte, da 
er, was er hatte, nur fich felbft verbankte, und weder Geburt noch angeerbted Vermögen ihn zu 
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feiner Stellung unter der Ariſtokratie berechtigten. Es fehlte auch nicht an Winken und Deu: 
tungen über die Mittel und Wege, durch vie er erworben hatte. Er jah ſich durch die Beſchuldi— 
gungen feiner Feinde, die in manchen Punkten nicht unbegründet fein mochten, auf der Bank 
der Angeklagten. Diefe Stellung, die zu einer Zeit, wo es noch feine politiſchen Procefle gab, 
nur Schande und Nachtheil brachte, wußte B. zu feiner Ehre und zu feinem Vortheil zu be= 
nugen. In den Begriffen und Anjichten waren wunderbare Veränderungen vorgegangen, bie, 
nur von Wenigen bemerkt, ven Wenigen, die fie bemerften und verftanden, eime neue Ordnung 
der Dinge, die fich im Stillen vorbereitete, verfündeten. Der Angeklagte trat felbft als Kläger 
auf und zeigte in dem Beſchuldigten einen mishandelten Bürger, einen in feirien Rechten ge= 
fränkten Menſchen, ein Opfer der Gewalt, die Willfür übte. Der neue, noch nicht gehörte Ton 
fand einen mächtigen Anklang in ven Gemüthern. Menſch und Bürger, Willfür und Recht, 
Gewalt und Pfliht! Die Worte übten eine Zauberfraft, und die Richter jelbft traten an die 
Stelle Deflen, ven fie richten follten; es jegte fi eine Macht zu Gericht, die bisher noch nicht 
gefannt, viel weniger anerkannt war, eine Macht, ohne deren Beiftand feine Macht in Staate 
auf die Dauer mehr beftehen kann: die Macht der Öffentlichen Meinung. Die neuen Ideen über 
. Staat und Kirche und die freifinnigen Anfichten, und was man die Philofophie des 18. Jahr— 
hunderts zu nennen pflegt, hatten befonders die böhern Stände durchdrungen und waren, wenn 
auch nicht immer Gegenftände ver Einfiht und Erfenntniß, doc Artikel der Mode geworben. 

Es ift ein anziehendes und auffallendes Schaufpiel, zu fehen, wie gerade Leute von Geburt und 
Rang mit Abfiht oder aus Leichtſinn die Materialien zufammenzutragen befhäftigt find, die 
dem ungeheuern Brande der Revolution dienten, in welchem die Vortheile und Vorzüge, bie 
Geburt und Rang geben, untergehen follten. B. wußte diefe Stimmung vortrefflich zu benugen, 
indem er fi zum Repräfentanten bes dritten Standes machte. Im folder Eigenfhaft ward ihm 

von diefem Alles vergeben, und der Barteigeift, wie das immer der Fall ift, ließ nur ald ver: 
werflid oder annehmbar gelten, was ihm Nachtheil oder Vortheil brachte. Vergebens juchte 
man ihm nachzumweifen, er ſei ein Höfling, ein Poſſenreißer, leichtfertig und übermüthig, je nad: 

dem Lage und Stellung bei ihm wechfelten; er war vom dritten Stande, er war Bürger, und 
das machte feine Sache zur Sache des Volks und Derer, die ſich zum Volke zählten oder es be- 
günftigten. Das Parlament gab ein Urtheil, das B. weder verdammte noch freifprad. Die öffent: 

liche Meinung hatte aber fhon vor ver Entfheidung des Parlaments entfchieden, und — mas 

ben Charakter viefer Zeit bezeichnet — der Hof und die Stadt nahmen feinen Anftand, ſich für 
DB. gegen den Gerichtshof und demnach gegen die Staatögemwalt zu erflären. Der Prinz Eonti 
lud ihn zur Tafel, indem er jagte, feine Abkunft fei wol gut genug, daß er dad Beifpiel geben 
‚dürfe, wie man einen fo großen Bürger behandeln müfle. Diefer große Bürger, den das Par: 
lament verurtheilt hatte, den feine Feinde auf jede Weife mishandelten und berabzufeßen bes 

müht waren, verfolgte mit Beharrlichkeit ven betretenen Weg. Das machte feine Stärfe, daß er 

ſich gleihblieb in feinen Beftrebungen und durch alle Mittel venjelben Zweck zu erreichen fuchte, 

im Öffentlichen Leben, als politifcher Schriftfteller und ald dramatiſcher Dichter. Immer und 

allfenthalben hat er das Beſtehende, das Übertragene und Überlieferte, die Standesvorurtheile 

und Privilegien, die Gewalt in ihrem Misbrauche befämpft und verhaßt und lächerlich gemadht. 

Wenige haben wie er der Revolution vorgearbeitet und das morſche Gebäude der geſellſchaft— 

lien und bürgerlihen Orbnung untergraben, unbefümmert, was über veffen Trümmern auf: 

zuführen fei. Als ſein, Figaro“ („„Lemariage de Figaro“) gegeben werben follte, fand die Auffüh— 

rung des Stüdes ftarfen Widerfprud und man ftritt fich fo heftig für und gegen, daß der König 

felbft enticheiven wollte. Es warb im vertrauten Girfel vorgelefen, und der Monarch fühlte ſich 

durch die häufigen ftarfen Angriffe auf ven Staat und feine Einrichtungen nichts weniger ala 

erbaut. „Nein“, rief er aus, „das ift ſchlechter Geihmad. Das ift abſcheulich! Gefpielt wird 

ed fiher nicht. Man müßte die Baftille niederreißen, wenn die Vorftellung diefes Stücks feine 

gefährliche Inconſequenz ſein ſollte. Dieſer Menſch macht Alles lächerlich, was man an einer 

Regierung achten muß.“ — „Das Stück wird alſo nicht gegeben?“ fragte die Königin. — „Nein, 

wahrhaftig nicht“, erwiberte Ludwig XVI. ; „darauf können Sie fich verlaffen.” — Man muf 

den richtigen Bli und den guten Willen des Königs anerkennen; aber was er wollte, geſchah 

nicht immer. „Figaro“ ward gegeben, auch die Baftille geichleift, nur fpäter und von andern Hän⸗ 

den, ald ji der gute Ludwig dachte. Er hatte viele Borzüge und Tugenden eines trefflichen Re: 

genten, nur den erften Vorzug, die nöthigfte Tugend nicht, nämlich Gharakterftärfe; und „Cha— 

rafter haben“, bemerkte Mirabeau, „beißt auch Talente haben, befonderd um zu regieren‘. 
B. ſtarb 1799 und hat alfo noch das Werk gefehen, an dem er ein fo rüftiger Arbeiter ge: 
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weſen. Sein abenteuerliches Leben war inhaltſchwer und folgereih. Bon bürgerlicher Abkunft 
in die Nähe des Thrond geftellt, von der Dürftigfeit zum Reichthum gelangt, zieht er jelbft ven 
Stand herab, zu dem er ſich erhoben, und fördert durch alle Mittel ein Neich ver Gleichheit, über 
das er ſich durch Talent und Anftrengung gejegt. Höfling und Speculant, verfieht er das em— 
pörte Amerika mit Waffen und bietet mit Erfolg feinen ganzen Einfluß auf die Regierung auf, 
damit ſie den Aufftand begünitige. Durch einen Proceß, in den es ih um 400 und einige 
50 Fr. handelt, jegt er Sranfreih in Gährung und Hilft eine Revolution bereiten, die jhonend 
an ihm vorübergeht. J Weitzel. 

Beccaria (Marcheſe Cäſare Boneſano de), 1735 als mailändiſcher Patricier und Spröß- 
ling einer alten angeſehenen Familie zu Mailand geboren, hat ſich durch ſeine berühmte Schrift 
„Über Verbrechen und Strafen‘ (dei delitti e delle pene) 1764 wahrhaft unſterbliche Ber: 
dienfte erworben. Er hat die Menſchheit und zunächſt die juriftiiche und politifche Cultur und 
Staatdeinrihtung in einem ihrer Haupttheile wahrhaft vorwärts und, als ein Borfämpfer für 
den Sieg ber Gerechtigkeit und Humanität im Strafrecht und Strafverfahren, einer großen 
noch immer fortfchreitenden Reform entgegengeführt. Die Geſchichte unferer neuern veredelten 
wiffenfhaftlihen Behandlung des Strafrehts und einer die hohe Würde und die Freiheit des 
Menihen allmälig mehr und mehr ehrenden praftifchen Verwaltung dieſes wichtigften und 
ihwierigften Rechtstheils wird ſtets an der Spige diefer Periode als ihren vorzäglichften Grün 
der den genialen und begeifterten Kämpfer gegen Tortur und Todesftrafe und gegen despotiſche 
Graufamfeit des Strafrehtö zu rühmen haben. Wenigftend aldvann wird fie dieſes thun, wenn 
fie nicht nach der aufgefchichteten Maffe einer für ſich allein oft allzu unfrucdhtbaren Gelehrſam⸗ 
feit mißt, fondern nad) der anregenven lebendigen Wirkung auf das Leben und auf die Wiffen- 
[haft jelbit. Für diefe Wirkung fann oft aud eine fleinere Schrift bedeutender werben als 
manches große hochgelehrte Werk. Sie kann es, wenn fie, fowie die Abhandlung von B., gerade 
im glüdlihen Zeitpunft mit der ergreifenden Gewalt und ver belebenvden Wärme einer tiefen 
fittlichen Begeifterung für das Rechte und für einfache große Hauptideen die Herrſchaft alten 
Borurtheils und hergebrachten Unrechts erfchüttert und neue fruchtbare Keime pflanzt. Sie wirb 
es um fo leichter, wenn fie, fowie ebenfalld B.'s Schrift, in allgemein verſtändlicher Sprade 
und ergreifender Darftellung nicht blos an die Genoſſen der Schule und der Zunft ſich wendet, 
fondern, jo weit möglich, alle empfänglichen Geifter, alle eveln Freunde von Wahrheit und Men- 
ſchenwohl in allen gefitteten Nationen, und nicht blos deren Verftand, jondern, wie B. in 
feinem menfchenfreundlihen Eifer getan, mit der Sprache warmen Gefühls und glühender 
Beredtfamkeit auch die Herzen für die neue Reform gewinnt. Der Berftand und die blos theore: 
tifche Anficht werben für fich allein und ohne die Gejinnung nicht praftifch. Erſt jene moralifche 
Macht einer fo gewaltigen öffentlihen Meinung nöthigt aud vielen Zunftmeiftern Achtung ab, 
oder zwingt fle, wenn auch noch wiberwilligen Herzens, jelbft in die neue Bahn einzugehen, 
während fie, fich allein überlaffen, eingeroftet in ihren Zunftvorurtheilen, vielleicht eine ſolche 
Schrift als „eine leidenſchaftliche“, oder ald „eine philofophifhe Declamation und Empfindelei“, 
wie man bier und da, jelbft B.'s Werk nennen hörte, hohmüthig zur Seite legen würben. 

Um fi) aber die Bedeutung und Wirkung diefer Schrift zu veranſchaulichen, muß man auf 
- die Roheit und Barbarei blicken, welche in der Wiſſenſchaft und Praris ded Griminalrehts in 
allen europäifchen Ländern herrfchten, ehe B.'s Buch überall den größten Eindrud machte, ehe 
e8 unzählige mal gedruckt, überjegt und commentirt wurde! Man betrachte nur die damals fo 
gut wie unbeftrittene Herrfhaft ver Tortur und ihrer fhauderhaften Gräuel, ferner bie furdt- 
bar häufigen Todesftrafen und die Graufamfeit jo vieler Strafen, woburd man, ohne nad) den 
höhern Ideen und Grundſätzen ver Gerechtigkeit und Humanität aud nur zu fragen, einen recht⸗ 
lojen Abſchreckungskrieg führen zu müffen wähnte, vem man unbedenklich Freiheit und Würde, 
Sicherheit und Recht des Menfchen und des Bürgers zum Opfer brachte! Man betrachte ſodann 
den allgemeinen großen Eindrud von B.'s Werk, die dadurch bewirkte allgemeine folgenreidhe 
Erſchütterung des Öffentlichen Gewiſſens, ded moralifchen wie des rechtlichen, des wiſſenſchaft⸗ 
lichen wie des praftifhen! Bezog ſich dieje Erjhütterung der bisherigen Meinungen zwar 
zunächſt nur auf die Tortur, die Todesſtrafe und die graufame Härte einer blinden Abſchreckungso⸗ 
theorie und auf die Nichtbeachtung der höchſten Grundfäge einer höhern, einer fittlihen und hu— 
manen Gerechtigkeit, fo mußte doch folgerecht die neue Prüfung und Umgeftaltung immer mehr 
alle Theile des Strafrehtd und des Strafverfahrend ergreifen. 

DB. war allerdingd weder hiſtoriſch- noch pofitivsrechtlich gelehrt, Hat auch nicht mit philofos 
phiſcher Tiefe und Originalität durch ganz neue Ideen und Syfteme bie Wiffenfchaft bereichert, 


416 Beccaria 


Aber er hat gegenüber einer dem Despotismus und der Barbarei entftammenden Willfür und 
Unmenfclichkeit, welche überall die damalige juriftifhe Wiſſenſchaft, ihre Zunft und die gelehrte 
und wiflenichaftlihe Praxis beherrichte, Hoch die Fahne der Humanität und Gerechtigkeit erhoben 
und folgerichtig und treu ihren einfachen Geboten überall den Sieg und die Herrihaft zu er: 
. kämpfen geſucht. Er tbat es mit folder Wärme und Kraft, edler Gefinnung und zugleich mit 
foviel Talent, Scharflinn und würdiger Darftellung, ald nöthig war, um Taufende von Mit- 
fämpfern unter feiner Fahne zu einigen und diejelbe zu einer ſiegenden Macht zu erheben. Auch 
Das muf man einräumen, daf der Beftrebung B.'s und ihrer Wirfung überall vorgearbeitet 
war. Sonft wären beide gar nicht biftorifch erflärbar gewejen, und abfolut Neued wird ja in 
unferer fhon alten Welt faum erdacht werden können. Insbeſondere hatten in Frankreich Mon= 
tesquieu, Voltaire und die Encyklopädiſten die alten Vorurtheile und den Obſcurantismus, 
überhaupt eine blinde despotiſche Herrichaft der Autorität der geifllihen und weltlihen Macht, 
der buchſtäblichen Satzung und des biftorifch Beftehenden gewaltig erfihüttert. Sie hatten den 
Geift des Zweifeld und der Prüfung und freiere Anfichten über die allgemeinen religiöfen und 
politifchen Berhältniffe verbreitet. Ganz befonders günftig aber hatte Voltaire dem Werke B.'s 
vorgearbeitet durch den allgemeinen tieferfchütternden Eindruck, welder jelbft auf ven Thronen 
die Enthüllung des jhauderhaften Juftizmordes des edeln und ſchuldloſen Jean Calas, feiner 
fheußlihen Tortur und feiner martervollen Hinrichtung bewirkt hatte. Ja B.'s Werf wurde 
unmittelbar hierdurch hervorgerufen. Als nämlich Voltaire in Franfreih und ganz Europa die 
öffentliche Meinung gegen den Juſtizmord des Parlaments von Toulouse fo fehr erregt hatte, daß 
dad Parlament von Paris am dritten Jahrestag nah der Hinrichtung von Jean Calas ihn und 
feine Bamilie, alfo auch feinen lebenslänglich verbannten Sohn Peter, für vollkommen unſchul— 
dig erklärte, der König der Kamilie 55,000 Livres Entſchädigung anwies, und von allen Sei: 
ten, jelbft von ver Kaijerin Katharina Gejchenfe für fie eintrafen, da bejchloffen die Encyklopä⸗— 
biften, das alte Griminalverfahren gleichzeitig von verſchiedenen Seiten angreifen zu laffen. Sie 
wendeten ſich dazu aud nah Mailand, wo eine Gejellihaft von Italienern und Franzoſen ſich 
eifrig mit dem Studium der franzöfiichen Philofophen, der Schriften von Montedquieu, Rouſ— 
feau und der Encyflopädiften und mit Herausgabe einer Zeitſchrift in dieſer Richtung beſchäf⸗ 
tigte. Dieje bewog nun ihren Genofien B. zur Übernahme der Schrift für die Reform des 
Strafrecht, welche er vielleicht mit um fo größerer Wärme fchrieb, da fein Vater durch eine ob: 
feurantifhe Erziehung feinen Geift, ven er durch jene Schriften und jene Geſellſchaft befreite, 
nieberzubrüden verfucht Hatte. 

68 ergibt ji hieraus, daß B. mit feiner Schrift im Allgemeinen einer in edlern Geiftern 
bereitd erwachten Richtung huldigte. Auch in Deutihland war bereits ein jelbjtändigeres und 
freieres philofophiiches Streben wenigftend erwacht, und der unfterblihe Thomafius hatte in 
demfelben bereitö mit unermüdlihem reformatorifhen Eifer die größten Misbräuche, nament— 
lich Herenprocefle und Tortur befämpft, aber leider nicht unterftügt durch eigene glänzende und 
gewinnende Darftellung, und durch jene Salons, weldye damals in Paris für neue Ideen und 
aufflärende reformatorifche Beftrebungen höchſt einflußreich wirkten und, ſelbſt bei der Einſei— 
tigkeit oder Übertriebenheit in ihrer Richtung, doch unendlich mehr Werth hatten, ald viel neuere 
nur der Nichtigkeit, Frivolität oder Intrigue dienende Cirkel. B.'s Verbienft bleibt es, daß er- 
in feinem gewaltigen Angriff auf das biäherige Strafrecht die neue beffere Richtung der Geifter 
mit folder Genialität und Energie, mit folder eveln menſchenfreundlichen Gefinnung gerade 
für dad Strafrecht und für feine wichtigften Hauptpunfte praftifch zu machen wußte. Sein Ver: 
bienft ift ed vor allem, daß er, frei von der negativen und materialiftifhen Richtung der Ency: 
Elopäbiften und jelbft Voltaire's, welcher gegen die Todesitrafe nichts Beſſeres zu fagen wußte, 
ald: „ein tobter Menſch kann nichts mehr nugen‘ (un homme pendu n'est plus bon a rien), 
es that mit der begeifternden Kraft der höchſten ſittlichen Ideen der Gerechtigkeit und der Men— 
fhenwürbe, und daß er dieſe Ideen ald das fortwirkende höhere Lebensprincip in die criminal- 
rechtlichen Beftrebungen einbürgerte, two fie, nahdem man jie, freilich theilmeife vorübergehend, 
aufs neue durch eine materialiftifche Abſchreckungstheorie verlegte, dennoch immer mehr die Ge— 
fege höherer Menfhlichkeit zum Siege bringen werben. 

Die Tortur bat ®. faft unmittelbar geftürzt. Er Hat fie, welche, wie er fagte, „graufame 
Dualen einem Mitbürger zufügt, nicht weil man weiß, daß er ſchuldig ift, fondern weil man es 
nicht weiß‘, allen Freunden des Rechts und der Menſchlichkeit verabſcheuungswürdig und ihre 
Anhänger wenigftend durch Scham und Scheu vor dem erwachten öffentlichen Gewiffen der ge= 
fitteten Welt verftummen gemadt. Schon allein dadurch aber hat er, wie man es immer allge: 


Beccaria -417 


meiner anerfennt, den ganzen frühern Eriminalproceß unhaltbar gemacht und mittelbar bie 
Anerkennung der Nothwendigfeit der Herftellung der Geſchworenengerichte begründet (f. Ab ⸗ 
Teugnung), für welche er jelbft ſich ebenfalls erklärte. Den Glauben an die Rechtmäßigkeit ver 
Todeöftrafen hat er, wenn auch jeine Gründe nicht Hinreihen, doc erjchüttert und jie und bie 
grauſame Härte der Strafen außerorbentlid vermindert. Vor allem wichtig aber ift ed, daß 
er mit Erfolg den Blick auf die höhern Grundfäge der firafenden Gerechtigkeit und der Straf: 
politif Hingewiefen und jenen großen Wetteifer der Talente hervorgebracht hat, welche durch 
Prüfung der Orundgedanfen des Criminalrechts und der wahren Aufgaben ver eriminalrecht⸗ 
lihen Einrihtungen in der Theorie und Praris eine neue Periode des Criminalrechts begrün= 
beten. Sehr mit Recht aljo fonnte einer unferer gründlichften Kiteratoren (Spangenberg) von 
DB. jagen: „Er ift der Schöpfer ber humanen Behandlung der Strafrechtöpflege, der Begrün- 
der einer menfhenfreundlihen Verbeſſerung der Griminalgefeggebung jelbft. In allen neuern 
Strafgefegen findet man die Spuren feines Werks. Liebe für die Wiffenfhaft, Liebe für die 
Freiheit und Mitleid gegen das Elend der Menſchen, ald Sklaven fo vieler Irrthümer und Vor: 
urtheile, waren die Triebfedern zur Herausgabe diffelben.” Und man wird nicht zu viel fagen, 
wenn man behauptei, biefe einzige Kleine Schrift hat Hunberttaufenden unferer Mitmenſchen, 
oft völlig unſchuldigen, Leben oder Geſundheit gerette‘. 

Das Einzelne der Anfihten und der Argumente von B. müffen wir natürlich den befon= 
dern Artikeln über Tortur, Todesftrafe, Strafrechtätheorie, Strafanftalten überlaffen. Aud 
kommt es an ſich auf diefe Einzelheiten für die Beurtheilung feiner Wichtigkeit für Wiffenfhaft 
und Leben wenig an. Die Idee mit Gefinnung und Charakter praktifch gemacht, die beflere 
Richtung find mehr werth ald alle Einzelheiten. 

Auch in Beziehung auf die äußern Lebensverhältniffe des ausgezeichneten Mannes gebietet 
und der Plan des „Staats-Lerikon“ Kürze. B. hatte Das mit vielen bedeutenden Männern 
gemeinfhaftlih, daß er den edelften Theil feiner Bildung weiblicher Einwirkung zuſchrieb. 
Seiner Richtung nad gehörte er, um nad; heutiger Weife zu reden, der philofophifhen Schule 
an, wie denn auch wol der Natur der Sache nad wahre durchgreifende Neformen und höhere 
Entwidelungen in dem geſellſchaftlichen Leben und in der Wiffenfhaft mehr von höhern Ideen, 
als von der freilich höchſt wichtigen gelehrten Erforihung des Hiftorifhen und von der aus— 
ſchließlichen Nichtung auf daflelbe ausgehen werben, ſodaß es begreiflic ift, daß Männer wie 
B., oder wie z. B. der große Reformator Thomafius in diefer Beziehung ungleid wirkſamer 
find, weit mehr Gründer einer neuen Periode werben, ald der philoſophiſchen Richtung gar nicht 
angebörige viel gelehrtere Männer, Schon im jugendlichen Alter ergriff B. mit Vorliebe die 
pbilofophiihen Studien und verband ſich mit Gleihgefinnten zum gemeinihaftlihen Studiren 
der franzdjifchen Philofophen und der Encyflopädiften. Cine vorzüglihe Einwirkung auf feine 
geiftige Ausbildung ſchrieb er Montesquieu's „Perſiſchen Briefen’ zu. Doc ven unmittelbarften 
Einfluß auf die praftifche Entwickelung feiner Anſichten hatte, wie es icheint, jener geſellſchaft⸗ 
liche Verein der beften Köpfe in Mailand, welcher jih im Hauſe des treffliben Grafen Beri 
verfammelte und, angeregt von den franzdiifchen Beitrebungen für Aufklärung und freie menſch⸗ 
liche Entwidelung, ihr periodiſches Blatt („I Cafe”) im gleihen Sinne herausgab, woran B. 
thätigen Antheil nahm. Die damalige öſterreichiſche Regierung in Mailann darf man loben, 
daß jie jene Geſellſchaft und ihre Wirkſamkeit nicht unmöglich machte, ja daf ſie fpäter (1768) 
dem Urheber deſſelben fogar einen Lehrftuhl der Staatswirthſchaft zu Mailand errichtete. Mit 
Bedauern aber muß man hinzufügen, daß doch B., zunädft nachdem er anonym zu Monaco 
fein Werk hatte erfcheinen laſſen, und nachdem daſſelbe bereitd auch im Auslande enthuftaitiiche 
Aufnahme gefunden hatte, fein Lebensſchickſal durd eine gefährliche politiihe Verfolgung bes 
droht ſah. Zwar befreite ihn der faiferlihe Etatthalter Graf Firmian von der Gefahr. Aber 
doch war die Folge, daß B. im Fache der Volitif nicht mehr ald Schriftiteller auftrat und fein 
großes Werk über Geſetzgebung unterdrüdte. Eine philoſophiſche Spradlehre und Theorie ded 
Stils unter dem Titel: „‚Ricerche intorno alla natura dello stilo“ ſchrieb er noch, und viele 
konnt? er natürlich ungehindert und gefahrlos, aber jiher mit weniger Nugen für die Menſch— 
heit, al8 jenes Werk gebabt haben würde, 1770 in Mailand erfcheinen laflen. Erft lange nad 
feinem Tode, 1804, hat man aud von ihm gehaltene Vorlefungen über die Staatswirthſchaft 
herausgegeben. Die wahrhafte reine Menichenliebe und edle Geſinnung, die dad Hauptwerk 
von B. befeelt, bemährte fich auch in feinem Leben. Er genoß ald edler Menih, als ein guter 
Sohn gegen einen von ihm fehr verfchiedenen, von den Vorurtheilen feiner Zeit eingenommenen 
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Bater, ald treuer Freund und als zärtlicher Gatte der allgemeinften Achtung. Ein Schlagfluß 
enbete 1793 das Leben des großherzigen Meuichenfreundes. 

B.'s Schriften erihienen zufammengedrudt 1770 in Neapel unter dem Titel „Opere di- 
verse del Marchese Cesare Beccaria Bonesano, Patricıo Milanese’’. Die befte der 54 Aus— 
gaben ber Schrift „Dei delitti e delle pene‘ erfchien mit Verbefferungen von ihm jelbft in Ve— 
nedig 1781 in zwei Octavbändchen. Die beiten deutſchen Überſetzungen find die, melde (von 
Blathe) mit Anmerkungen Hommel's 1788 und 1789 erihien, und die von I. A. Bergk (Xeips 
zig 1798). Eine neuere von Glafer erſchien in Wien 1851. Die befte franzöfifche Überſetzung 
ift die von dem Abbe Morelot, welde 1798 der berühmte Senator und jpätere Pair Röderer 
herausgab, und welche zugleich einen Gommentar von Divderot enthält. Eine ſpaniſche verbot 
confequent in ihrem ſcheußlichen Unterbrüdungsiyftem die Inquijition. Won den vielen Com— 
mentationen ded Werks verdient vorzüglih genannt zu werden die von Voltaire: „Commen- 
taire sur le livre des delits et des peines‘' (1766). Nachrichten über dad Leben von B. geben 
Bergf in feiner Überfegung und Fuhrmann, „Denkwürdige Berjonen der alten und neuen Zeit“ 
(1,510). ©. aud über B. das „‚Compt-Rendu des seances et travails de l'acad&mie des 
sciences mor. et polit.“ (IN, 14. Dec. 1855). Melder. 

Bedingung, Beitbeftimmung und Swedbeftimmung (conditio, dies, modus), die ſo— 
genannten Nebenbeftimmungen der Rechtsgeſchäfte. Bedingung, ausbedingen, einbedingen 
u. ſ. w. kann man ableiten von Ding, inſofern es irgendetwas, irgendeine Thatſache oder 
Erſcheinung bezeichnet, oder beſſer zunächſt von Ding und dingen im altdeutſchen Rechts— 
ſprachgebrauch, alſo von dem Übereinkommen, dem rechtlichen oder wechſelſeitigen Feſtſetzen 
(und der Verhandlung und der Volksverſammlung dafür). In beiden Fällen bezeichnet es ähn— 
li, wie nad) feiner etymologifchen Bedeutung auch das römifhe Wort conditio, ein Segen, 
ein Feſtſetzen eines Etwas, womit irgendetwas Anderes verbunden fein fol, eine Borausfegung, 
unter welder etwas Anderes ift (alſo Hypotheſe nach der griechischen Bezeihnung). Je nahdem 
nun diejed Borausfegen nach logifchen, metaphyſiſchen over juriftifhen Gefegen ftattfindet und 
beurtheilt wird, fpricht man vom logifchen, metaphyſiſchen oder juriftifhen Bedingten und Un: 
bebingten. Juriftifhe Bedingung im allgemeinjten Sinne ift alfo eine Borausfegung irgend: 
eined Umftandes oder Ereigniffes, wovon ein Recht oder ein Rechtsverhältniß abhängen foll. 
Im engern Sinne verfteht man jedoch unter juriftifcher Bevingung nur ſolche befondere beliebig 
beftimmte, ungewiffe, zufünftige Greigniffe, von deren Eintritt man Rechte abhängig macht. 
Bon diefen unterfcheidet man alfo Bedingungen in einem uneigentlidien und meitern Sinne, 
nämlich einestheils: diejenigen Vorausfegungen oder Bedingungen, welche in einem beftinnm- 
ten Rechtsgeſchäft ſchon von felbft feiner allgemeinen rechtlichen Natur nad) enthalten find und 
fein müffen, ſodaß fie alfo gar feiner befondern Feitjegung oder Hinzufügung bedürfen (con- 
ditio intrinseca seu tacita); anderntheild: Vorausfegungen von bereitd in der Vergangenheit 
ober Gegenwart vorhandenen Umftänden (conditio in praeteritum oder in praesens collata), 
und endlich bloße Zeitbeftimmungen und Zmwedbeftimmungen. Cine Zeit kann beftimmt wer: 
ben entweder für den Eintritt des Rechts jelbft oder für feine Verfolgung. Die Zweckbeſtim— 
mungen legen dem Ermerber des Rechts gewille Pflichten in Beziehung auf daffelbe auf. Man 
nennt die Bedingungen affirmativ, wenn die Borausfegung, von welher Rechte abhängig ge: 
macht werben, in dem Eintreten eines beftimmten pofitiven Greigniffes, negativ, wenn fie in 
dem Nichteintreten veflelben beftehen. Man nennt fie phyſiſch oder moralifh unmöglich, wenn 
fie entweder nad) phyſiſchen Gejegen gar nicht eintreten fönnten, over nach juriftifhen und nad 
anerkannten moralifhen Gefegen nicht herbeigeführt werben follen. Sie jind ferner entweder 
willkürliche (poteftative), fofern ihr Eintreten von dem Willen der Theilnehmer des Gefchäfts 
abhängt, oder zufällige, jofern diejes nicht ift. Endlich find fle aufſchiebende, wenn der erfte 
wirkliche Erwerb des Rechts, und auflöfende, wenn ver Rückerwerb oder die Wieverauflöfung 
deſſelben dadurch bedingt ift. 

Im Allgemeinen kann in allen, ſowol in den ſtaats⸗ und völkerrechtlichen wie in den privat: 

rechtlichen, im den eigentlich vertragsmäßigen wie in den fogenannten einfeitigen, Gefhäften der 
Eintritt der durch fie beftimmten Rechtöverhältniffe an Bedingungen geknüpft werben. Die all- 
gemeinjte rechtliche Wirfung der Bedingung ift alsdann, daß 1) fobald ed gewiß wird, daß bie 
bedingende Vorausſetzung gar nicht eintritt (conditio deficit), das Gefhäft (bei der auflöfen- 
den Bedingung die Nebenbeftimmung feiner Wiederauflöfung) ald gar nicht abgeſchloſſen an= 
gejehen wird, ft aber 2) die Gewißheit des Nichteintritts und aud der Eintritt noch nit 
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vorhanden, fo ſchiebt die Bedingung, folange als fie foldergeftalt noch ſchwebt, ven unbebingten 
Erwerb (bei Refolutivbedingungen den Rüderwerb) auf; doch trägt auch der bedingt Berech⸗ 
tigte feine bedingte Berechtigung oder feine Hoffnung auf die Erben über, uud der bedingt Vers 
pflichtete muß die Entſcheidung über den Eintritt der Bedingung abwarten und darf ihren Ein= 
tritt nicht hindern, widrigenfalls jie für ven Berechtigten als erfüllt angefehen wird. 

Wegen der Gemeinſchaftlichkeit der allgemeinften Grundfäge und Grundverhältniffe des 
Rechts für alle Theile deſſelben, für Völker: und Staatsrecht wie für das Privatrecht, gelten 
aud für bie beiden erftern Die aus jenen allgemeinen Grundlagen abgeleiteten Grundſätze über 
Berträge und ihre Nebenbejtimmungen, Bedingungen, Zeitbeftimmung und Zweckbeſtimmung. 
Da diejelben aber mit befonverer Schärfe von der claffiihen römischen Jurisprudenz entwickelt 
find, jo pflegt man fie in den publiciftiichen Werfen großentheild zu übergehen und aus den 
Pandeften voraudzufegen und nur die durch die befondern ftaatd- und völkerrechtlichen Grund: 
fäge und Verhältniffe begründeten befondern Modificationen bei den betreffenden Materien im 
Staatd: und Völferreht abzuhandeln. 

Da nämlid alle befondern rechtlichen Geſchäfte und Feftfegungen nicht blos den allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, jondern zugleich auch ver Herrſchaft für dieſe befondern rechtlichen Haupt⸗ 
verhältniſſe jelbft, alfo z.B. für Staatsrecht, Völkerrecht, Privatrecht, für Perſonen-, Saden: 
und Obligationenredt, für Ehe, Erbrecht, Vertragsrecht unterworfen find, fo erflärt es fi 
leicht, daß ſich aus dieſen befondern Gefihtspunften, namentlich aud) in Beziehung auf die Bes 
dingungen, bejondere und untereinander verfchievene Rechtsgrundſätze ableiten. So iſt z. B. 
eine auflöfende Bedingung, welche bei Eingehung eines obligationenrechtlihen Miethvertrags 
vollfommen rechtsgültig ift, bei der Ehe ungültig und als nicht Hinzugefügt zu betrachten, weil 
das perſonenrechtliche Verhältnig der Ehe feinem Wefen nad für immer dauernd iſt und nicht 
unter reiner Vertrags: oder Verkehrswillkür fteht, fondern unmittelbar und zunächft unter dem 
höhern Gejeg der juriftiihen Ehrbarkeit, des juriftifhen Honeftum. 1) Ahnlich würbe auch eine 
Beftimmung, daß die ihrem Wefen nad) ebenfalls dauernde und unter höherm Princip ſtehende 
verfaffungsmäßige Eöniglihe Gewalt nach einer willfürlich feftgeftellten auflöfenden Bebingung 
fi auflöfen folle, verwerfiidy fein. Vorzüglich aud) die Frage, ob eine Bedingung als eine juri- 
ftifch oder moralifh unmögliche oder fhimpfliche (conditio turpis) anzufehen ift, muß großen 
theild nach den über jedes befondere Rechtögebiet entjcheidenden höchſten Grundſätzen beurtheilt 
werben. Bei affirmativen Bedingungen, deren Erfüllung phyſiſch oder moralifh unmöglich, ift, 
die alfo gar nicht erfüllt werden können oder nicht erfüllt werden dürfen, ift der Erwerb (bei 
Refolutivbedingungen der Rückerwerb) für immer unmöglich, alſo das Geſchäft nichtig. So 
würde ed 3.2. ſtaatsrechtlich eine unmögliche Bedingung fein, daß ein fouveräner Staat ver- 
fpräde, jeine Verfaſſung nad) fremdem Intereſſe und Belieben entweder jo oder jo, oder gar 
nicht zu verändern. Denn das erſte Grundgeſetz für einen fouveränen Staat tft es, feine Ver: 
faffung, welche feine ganze würdige juriftifche Perfönlichkeit conftituirt und organtiirt, frei nad 
der Nationalüberzeugung von dem Bedürfnig und der höchſten Aufgabe des Volks zu beftim- 
men und fortzubilden. Negative phyſiſch unmögliche Bedingungen, z. B. „Du ſollſt das haben, 
wenn bu nicht in den Mond fliegft‘‘, find fogleich als erfüllt anzufehen, bei negativen moraliſch 
unmöglicen Bedingungen, 3.8. „Du follft das haben, wenn du deine Schwefter nicht heiratheſt, 
ober wenn bu morgen nicht ſtiehlſt!“ tritt die Erwerbung oder Nüderwerbung ein, fobald die 
unmoralifhe Handlung entweder überhaupt oder in der beftimmten Zeitfrift zugleich auch phy— 
ſiſch unmöglich ift. Doch erklärt das Römische Recht, welches inhoneften Handlungen rehtliher 
Perfönlichkeiten die Wirfung für viefelben Rechte zu begründen abfpricht, und welches es mit 
Recht für inhoneft Hält, ſich jelbjt Belohnungen dafür auszubedingen, daß man nicht etwas all- 
gemein und juriftifch anerfannt Schändliches thue, ſolche Verträge für fhimpflih und ungül— 
tig2), während e8 bei einfeitigen Exrbedeinfegungen natürlich nichts dagegen einzuwenden hat, 
wenn ber Teftator nur für den Fall etwas vermadt, wenn Jemand etwas Böfes nicht gethan 
bat. Wir würden fein Bedenken haben, jene Beftimmung des Römifchen Rechts über Verträge 
auch auf ſtaats⸗ und völferrechtliche Verträge anzuwenden, ba auch bei dem Volk und bei jever 
politifhen Behörde oder Perſon die wahre Rechtsachtung eine würdige achtbare juriftifche Per— 
fönligfeit und ihre Erhaltung ald Grundbedingung vorausfegt. Welcker. 


1) Welcker, „Syſtem der Rechtswifienfchaft”, I, 582 fg. 
2) Thibaut, „, Giviliftifche Abhandlungen ”, S. 362. 97° 
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Beerdigung, ſ. Begräbniß. 

Beeten, Beten, Beeden, Orbeden, Nothbeden (Steuern). Eine ehtgermaniiche 
wichtige Grundlage für freie VBerfajiung. Das Wort Beeten ftammt von Bitten ab. 
Diefes beweijen ſchon die uralten lateinischen Lberfegungen deſſelben (petitiones, precariae, 
rogationes, auch census petiliones, petibilia und dona), fowie der urfundlihe Zufammenhang 
von einem Bitten oder Erbitten derjenigen Gaben, die man mit diefen Namen belegte. 1) Vor: 
züglid) aber wird es beftätigt durch die eigentliche rechtliche Natur diefer Gaben und durch ihre 
Beihichte. Die Worte Beden, petitiones, precariae und dona jind nämlid die uralten tech— 
nifhen Ausdrücke für die Öffentlichen Abgaben oder Steuern der freien Deutfhen, für Das, 
was man erft jpäter Steuern, auch Bittfteuern, Veifteuern, Subjidien, Hülfen, adjutoria, 
auxilium, nad den Kerbhölgern für ihre Berehnung auch tallia, taille oder cisa und inieisio 
nannte. Urjprünglih mochten vielleiht Steuern (Stiuora oder Stuora) von fur, ftor, das 
beißt ſtark, aljo foviel ald Berftärfung, Beiſteuer, Häufig nur Zuſchüſſe zu Beden bezeichnen, 
während nachher die Ausdrücke gleichbedeutend wurden, weshalb ed in den Urkunden häufig 
heißt: Steuern oder Beden (stura sive precaria vulgariter appellata) ?). Übrigens vereinigt 
fi) mit den angegebenen Benennungen aud die Möſer'ſche Ableitung ded Worts Beet vom 
niederbeutfchen Worte Bät, d. h. Hülfe. Die richtige Anficht aber, daß Beden nicht etwa Pri— 
vatgutälaften, die man auch weder Bitten noch Külfen genannt haben würde, fondern die Öf- 
fentlihen Steuern der Freien waren, welche Anſicht ſchon früher die gründlichſten deutſchen Pu— 
bliciften vertheidigten 2), hat neuerlih Eigenbrodt (ſ. die erfte Note) auf das gründlichfte und 
namentlich auch durch eine ganze Sammlung von Urfunden aus allen Jahrhunderten (177 fg.) 
eriwiejen. 

Ienen Benennungen der Steuern und ihrer Wortbeveutung und namentlih dem Worte 
Beben entſprechen bekanntlich auch die hiſtoriſchen Rechtsgrundſätze über die Steuern bei den 
germanifhen Völkern. Stetö waren nämlich die germaniſchen Fürften in Beziehung auf die 
Beitreitung der Bedürfniſſe für ihre Perfon und die Regierung zunächſt angewieſen auf die 
Einkünfte großer Ländereien (Domänen in der fpätern Zeit), und Das, mas fie noch weiter 
bedurften und was nicht etiwa die von den befiegten Feinden gezahlten Tribute und Schagungen, 
namentlid) der census von den Römern, und die im Fauſtrecht von biefen auch allmälig ufur: 
patorifch auf die Deutſchen übertragenen fogenannten nugbaren Negalien leifteten, das Eonnte 
nur durch erbetene Beihülfen der Breien beftritten werben, durch freiwillige Gaben oder Ab: 
gaben in diefem Sinne. Es war wejentlih für dem Nechtözuftand eines deutſchen Volks, feine 
auferlegte Schagung zu zahlen. Daher erwähnt es ver alte ſächſiſche Dichter ald eine beweifende 
Folge daven, daß nad) dem Vertrage Karl's d. Gr, mit den Sachſen diefe nicht ald unterbrückte 
Beinde, ſondern als ein mit den Franken verbrüderter Volksſtamm leben follten: jie hätten we: 
der irgendeine Schagung noch einen Tribut (neque censum ullum ‚* neque tributum) ge: 
zahlt. *) Die Freien leifteten auf ihren Reichs- und Landtagen freimillige Gaben, dona. So 
wurden auch noch durch das ganze Mittelalter hindurch häufig die Steuern genannt 5); fowie 
denn auch die Worte bitten bei vem Verlangen von Steuern und Beden für die Steuern eben: 
falls durch das ganze Mittelalter hindurch gewöhnlich blieben. So z. B. verfprehen im Jahre 
1598 die Herzoge von Braunfhweig-Lüneburg feierlih: „dat wir die Bebe, de unſe Manne 
—* a Willeforen und to Hülpe gegeben hebben, von unfe Manne nit mehr bidden 
wolten.‘ 

An diejen großen deutſchen Rechtsgrundſatz aber, daß alle Abgaben nur von der freien Be: 
willigung der Bürger (oder fpäter ihrer ermählten Repräfentanten) ausgehen müßten, ſchloſ— 
fen ſich ſtets vorzugsweiſe die Ausbildung, die Erhaltung und die Wieverherftellung der freien 


I) ®rimm, „Deutfche Rechtsalterthümer‘‘, unter beta. Eichhorn, „Staats: und Rechtsgefchichte”, 
$. 306. Gigenbrodt, ‚‚Über die Natur der Bebeabgaben“ (Gießen 1826), S. 76, 134. 

2) Gudenus IT, 222; IN, 156, und Hontheim, „Histor. Trev.”, I, 142. Vergl. auch @igen« 
brodt, a.a. O., S. 76, und in den Urkunden, S. 186, 194 und 204. 

3) ©. 3. B. Orupen, „Discept. forens.‘, &. 901. Struben, „Nebenſtunden““, VI, 463. id: 
born, „Staats und Rechts — *—— $. 223, 294, 306. Grimm, „Rechtsalterthümer“, S. 298. 

4) Poeta Saxo bei £eibniz in ‚Script. rer. Germ.“, 1,153. @ginhard, „Vita Carol.“, Gap. 7. 
S. aud Grimm, a. a. O., S. 292, ynd Eichhorn, a. a. D., $. 27. 

9) „Ann. Lauriss.‘ ad a. 753. „Ann. Bert.” ad ann. 833, 835. $Hinfmar, „De ord. sacri 
a 29. Gigenbrodt, a. a. O., S. 76 


) Struben, ‚, Nebenftunden“, 1,224; Ahnliches III, 324. 
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Berfaffungen bei ven germanifhen Völkern an. Dies war namentlich auch bei den Engländern 
der Fall, und fhon in der Syſtematiſchen Encyklopädie (Bo. I, S. LVIII) wurden die merk: 
würbige Strenge, womit bid auf den heutigen Tag das engliihe Staatäredyt den alten Grund: 
fag jelbft aud) in den äußern Formen feithält, und die großen Folgen davon nachgewieſen und 
bie englifchen Rechtsſprichworte über ven Rechtsgrundſatz jelbft angeführt. Auch die Deutjchen 
drücdten ihn verſchiedentlich durch Rechtsſprichworte aus; fo z.B. durd: „Frei Mann, frei 
Gut’, oder: „So wir nicht mit rathen, jo wir nicht mit thaten.’‘7) Es konnte dieſes weſentliche 
germanifche Urrecht wol ausnahmsweiſe, factifch und vorübergehend verlegt werden; es wurbe 
aber ald das eigentliche Recht ſtets aufs neue rechtlich anerfannt und fanctionirt; namentlich in 
einer ganzen Reihe von faiferlihen und NReichögefegen von Karl d. Gr. an bis in die neuern 
Zeiten, und zwar von Gejegen, welche au eine willkürliche Belaftung der Hinterfaflen ver 
geiftlihen und weltlihen Gutöherren verbieten. $) Insbeſondere eifern fie auch ſchon frühe da— 
gegen, daß Das, was etwa die Landleute einmal aus freiem Mohlwollen einem Grafen an Dien: 
ften und Gaben geleiftet hätten, von diefem nicht zur Gewohnheit gemacht werben folle. 9) Ener: 
giſch erneuerte unter Andern auch Kaiſer Friedrich I. die Verbote einer Auflegung von Dienften 
und Abgaben ohne freie Bewilligung. 19) Auch die Rechtsbücher des Mittelalters ftimmen hier 
vollfommen ein. So fagt der „Sachſenſpiegel“, II, 91: „Er (nämlich der Richter, die Obrig- 
feit, indbefondere auch die der Hinterfaflen) 'mag auch fein Gebot, noch Heerfahrt, noch Bede, 
noch Dienft, noch fein Recht auf das Landvolf fegen, es willige venn das Landvolf indgemein 
darin.” Ahnlich gebieten ſpätere Reichsgeſetze, fo z.B. der Reichsabſchieß von 1542, $. 55, 
ganz allgemein allen Reihsftänden, ohne alle Rückſicht darauf, ob in ihrem Gebiete Randflände 
in Übung waren ober nicht, daß fie ſich über aufzulegende Steuern mit ihren Unterthanen ver: 
gleihen müßten 11), und die Reichsgerichte gaben Rechtshülfe gegen ſolche unbewilligte Steuern, 
welche Rechtsgülfe die Unterthanen da, wo die Yandftände nicht in Übung waren, in freier ge: 
meinfhaftliher Bereinigung durch Errihtung von Syndicaten oder einzeln nachſuchen konnten. 
Auf dem Reichötage von 1670 hatten jogar die Reihöftände mit Stimmenmehrheit vem Kaifer 
ein Rechtsgutachten vorgelegt, nad) welchem bie Unterthanen aud ohne ihre freie Bewilligung 
die für die Landesbebürfniffe „jedesmal erfodernden Mittel unweigerlich darzugeben“ ſchuldig 
fein follten. Aber der Kaiſer (Leopold 1.) verfagte vemfelben feine Genehmigung und die Ge: 
fegeöfraft und erflärte vigmehr, „daß er ih gemüßigt halte, einen Jeden bei Dem, wozu er be: 
rechtigt und wie es biäher hergebracht fei, zu belaffen”. Und der ehrenmwerthe Pütter fügt 
hinzu: „Diefe preiswürbige Erklärung hat feitdem mande Landihaft noch für übertriebenen 
Steueranlagen und überhaupt für Despotismus gerettet.” 12) Mittelbar findet insbeſondere 
jenes germanifche Urrecht feine Sanction in. den allgemeinen gefeglihen Beftimmungen über 
die Nothwendigkeit landſtändiſcher Mitwirkung bei Beſtimmung der Rechtöverhältniffe ver Bür— 
ger und bes Landes ſchon von der Entftehung der Landeshoheit an (ſ. Adel [im Mittelalter]) 
bis herunter zu der deutſchen Bundesacte. Da nämlich dieſes Recht ſchon an fich ſtets ein weſent⸗ 
liches, in den Gefegen und von den bewährteften praftifchen Rechtslehren 13) anerkanntes Recht 
der Deutſchen und ein wahrer wejentliher Orundbeftandtheil des deutſchen Rechtszuſtandes wie 
der landſtändiſchen Verfaſſung war, ſodaß ed nie deutſche Landſtände gab ohne dieſes weſent⸗ 
lichſte Recht, ſo wird wol Niemand leugnen mögen, daß die durch die Bundesacte zugeſicherte 
Wiederherſtellung eines deutſchen Rechtszuſtandes und wirklicher deutſcher Landſtände dieſen 
ſchon in dem Begriff derſelben enthaltenen weſentlichſten Punkt ebenfalls zuſichere und beabſich⸗ 
tige, wie dieſes auch die einſtimmigen Erklärungen aller Gründer des Deutſchen Bundes in den 
Verhandlungen über die Bundesacte außer allen Zweifel ſetzen. Und nach deutſchem Staats— 
recht war wol ebenſo wenig als nach der Logik von dem Bewilligungsrecht das Vermweigerung®s 
recht auszuſchließen. Niemand dachte daran. Offenbar irrig iſt es, wenn Manche, z. B. Eich⸗ 


— —— — — —— — — 4— 


7) Häberlin, „Handbuch des Staatsrechts“, II, 32. 
2 4 viele derſelben, namentlich auch ältere, bei Eigenbrobt, S. 27 fı 
.. bas „Praeceptumn pro Hispanis‘ von 844, Gap. 9. in, IT, 28. 

10) Ne liceat judici precariaın exactionem vel expeditionem imponere, absque provincia- 
lium consensu. Vergl. — „De contributione ”, Gap. 7, Nr. 20, 

11) Häberlin, a. a. 35, I,4 

12) PBütter, —8 —— der ei Reichsverfaſſung“, II, 274. 

13) ©. +2 Struben, „Observ.‘, IV, $. 53. Böhmer, „ Consul. et Decis.“, T.1, p. 2. 
„Respons.”, Nr. 24,40. Mofer, „Bon der Randeshoheit i in Steuerſachen“, S.17fg. Struben, „Neben: 
funden“, I, Abth. 10, und außerbem Häberlin, a. a. D. 
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born und Eigenbrodt, blos daraus, daß auf den ſpätern fränkiſchen Reichstagen, welche vorzüg⸗ 
lich auch zum Zweck der Geſchenkeinſammlung (propter dona generaliter danda, ſ. Hinkmar, 
a. a. O.) in Herbſt gehalten wurden, der Kaiſer die Größe des Staatsbedürfniſſes bekannt 
machte, ſchließen wollen, das freie Bewilligungsrecht habe aufgehört. Abgeſehen von den früher 
und ſpäter anerkannten Rechtsgrundſätzen und ſelbſt von dem fortdauernden Namen Geſchenke 
(dona), ſo darf man nur an England denken. Dort wird ja bei der Vorlage des Budget auch 
das Bedürfniß und zwar höchſt beftianmt für jeden einzelnen Punkt angegeben, und doch beſteht 
die vollfommene Freiheit des Bewilligungsredhtd der Volfärepräfentanten, welchen der König 
nad geſchehener vollitändigerer oder unvollftändigerer Bewilligung der Regierungsanträge 
jedesmal für ihr „Freies Wohlwollen“ öffentlich dankt. Auf ganz gleihem Irrthume beruht es 
auch, wenn diefe beiden Schriftfteller daraus, daß die fpätern Feudalſtände alddann, wenn jie 
nur ald Repräfentanten ihrer eigenen Hinterfaifen handelten, in Beziehung auf die Gutshin= 
terſaſſen des Fürften die Abgaben nicht befhränfen, ſchließen wollen, daß die Grundherren und 
bie Fürften ald Grundherren ein willfürliches Belaſtungsrecht gegen ihre Hinterfaffen gehabt 
hätten. Dieſes folgt aber gar nicht aus der fo einfeitig aufgefaßten allgemeinen Landesreprä= 
fentation. Und ed widerfpricht vemfelben völlig das ganze vertragsmäßige und durch die Volks— 
verfammlungen und Volksgerichte dieſer Hinterfaflen lebendig erhaltene wahre gegenjeitige 
Rechtsverhältniß zwifchen ihnen und dem Gutöhetrn, jowie Dasjenige, wad darüber in ven 
Art. Adel, Alodium, Bauerngut und Bauernfriege urkundlich ausgeführt wurde. Selbft in ihrem 
Vaſalleneid mußten die Feudalherren ſchwören, ihre Hinterſaſſen nicht gegen die Verträge zu be= 
laften. Es widerfprecdhen ferner ebenfo die vorhin angeführten allgemeinen Reichsgeſetze. Eich— 
born ſelbſt muß es im $. 505 als ganz allgemeine Negel aufftellen,, daß auch mit feinen Hinter- 
faffen der Grundherr vertragsmäßig im Genoffengericht diefer Hinterfaflen über vie Leiſtungs— 
pflihten verhandeln und entſcheiden laſſen mußte, ganz ähnlich wie der Lehnd- und Minifterial- 
herr im Mannen = und Hofgericht über die Bafallen und Minifterialenpflidten entſcheiden lief. 
Auch viele von Eigenbrodt angeführte Urkunden ſprechen ausdrücklich von der Hinterfaflen und 
felbft ver Leibeigenen Bewilligung ihrer Abgaben. So 3.3. beitimmte der Kaifer Otto, daß 
von den Abgaben, welche der Voigt von den Hinterfaflen (von der familia) der Abtei St. Mari: 
. min bei Trier während des Jahres durch Bittfteuern in der öffentlichen VBerfammlung einnehme 
(petendo vel placitando), nur ein Drittheil dem Voigt und zwei Drittheile vem Altare zufallen 
follen. 1%) Ebenſo weifet nach einer Urkunde von 1559 das Genoffengeriht zu Hamme das 
Recht zwifhen dem Kurfürften von Trier und feineri Voigt und den Hinterfaffen. 15) Factiſche 
Berlegungen wird man aud hier nicht zur Ableugnung des Rechts jelbft dürfen geltend machen. 
Niemand wirb auch z. B. dad Steuerbewilligungsredht der Städte darum ableugnen, meil zu: 
weilen von ihnen über bewaffnete Bittgefuche, mit welchen die Fürften anfamen, und über Ge- 
waltbeden geklagt wurde 1%); was an das Almojenbitten mit dem Dolch in Gellert’3 Kabeln 
erinnert. 

Wichtig und einflußreich aber für alles deutſche Bede- oder Steuerrecht und für die fpäter 
noch vorzugsweiſe fogenannten Beden waren folgende drei Umftände: 

Fürs erfte wurden jehr oft durch gemeinſchaftliche Verträge und freie Bewilligungen ge: 
wiffe regelmäßige Abgaben auch ſchon für die Zukunft, mithin als ftändig feftgefegt, ja fogar 
fhon für befondere außerordentliche Fälle, 3.8. für die Ausftattung einer fürftlihen Tochter, 
eine der Summe nad) beftimmte Beihülfe vertragsmäßig beflimmt (Gihhorn, $. 506). Diefed 
war freilih höchſt unpolitifh von den Bewilligenden. Denn fo trat die Bewilligung in den 
Hintergrund, ber Danf blieb aus, und man brauchte nur noch einen Schritt weiter zu gehen, um 
an die [heinbar unbewilligte Steuer einen Anſpruch auf unbewilligte Vermehrung zu fnüpfen 
(überhaupt die petibilia in potentabilia umzuwandeln). Auch mochte es öfter vorfommen, daß 
die Schug- und Landeöherren, wenn eine Bede auch nur für einmal oder einige mal bewilligt 
worden war, biefelbe als ftändig bewilligt darzuftellen und in Obfervanz zu bringen ſuchten. 
Dagegen eiferten gerade nad) dem Obigen ſchon die Karolinger, und dagegen fuchten ſich die Be- 
willigenven häufig zu verwahren durch die feierlihften Reverſe (ähnlih dem oben angeführten 
der Herzoge von Braunſchweig-Lüneburg), daß die Bewilligung der Subildien nur einem ganz 
freien Wohlwollen der Unterthanen verdanft werde. Daher ſtammen felbft die Namen mander 


14) ©. Diploma ap. Hontheim, I, 472. 
15) Günther, „Cod. dipl. Rhen. Mosell.‘‘, Ill, 406. Gigenbrodt, „Urkunden“, S. 196. 
16) Struben, „Observat.”, S. 94. 
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Beden oder Steuern: Unpflicht, Ungelt, indebita oder injusta petitio, womit man dieſes aus: 
drüden wollte, daß fie nur auf ganz freier Bewilligung ruhten. 17) Erzählt ja doch ſelbſt noch 
aus ſpäter Zeit Pütter, daß ein kleiner Reichsfürſt ſogar eine freie Beihülfe ſeiner Unterthanen 
zur Heilung eines Beinbruchs, eine ſogenannte Beinbruchsſteuer, noch viele Jahre nach ſeiner 
Heilung einzog und obſervanzmäßig zu machen ſuchte, bis die Unterthanen mit dem Reichsge⸗ 
richt drohten. Manche Landesherren, um nicht die Landſtände zur Erhöhung der bewilligten 
regelmäßigen Steuern verſammeln zu müſſen, halfen ſich lieber mit indirecten Steuern und ihrer 
Erhöhung, worin fie bei geſchwächter Verfaſſung oft weniger ſtreng controlirt waren. Von den 
cegelmäßigen Beden, Jahrbeden, Mai- und Herbftbeven u. f. w. unterſchied man dann bie 
Nothbeden. Diefes jind auferorventliche Beben, welche für einzelne befonvere neuere vorüber: 
gehende Bedürfniſſe over Nothfälle neu erbeten und bewilligt wurden. Die älteften regelmäßigen 
Beden und Dienfte waren die Heerfteuern und die Dienfte für den Krieg. Schon nad frühern 
und vorzüglich nad) den unter Karl d. Gr. auf dem Reichätage bewilligten Gejegen wurden nicht 
blos gewifje Dienfte und Lieferungen für dad Heer geleiftet, fondern es harten auch Diejenigen, 
welche nicht jelbft in ven Krieg zogen, ven Ausziehenden eine Beifteuer (adjutorium) für die von 
den Landwehrmännern auf eigene Koften zu beftreitende Ausrüftung zu zahlen, welde Beis 
fteuer aber häufig die Beamten ſich zueigneten, Als nun in der Beudalzeit ftatt der Landwehr— 
beere die Grafen und Herzoge und übrigen Feudalherren jelbft und durch ihre Bafallen allen 
Reichskriegsdienſt zu leiften übernahmen, fo war es natürlich und jenen alten reichsgeſetzlichen 
Bewilligungen gemäß, gewöhnlich aud durd die Landesverfammlungen oder bejondere Ber: 
träge neu beftimmt, daß die nun vom Kriegsdienſt Befreiten für diefe Befreiung und zur Un 
terftügung des feudalen Reichskriegsdienſtes den Grafen und Herzogen, überhaupt ihren näch— 
ften Schuß= und Landesherren beftimmte Beden oder Abgaben und Dienfte leifteten, welches 
auch die Reichsgeſetze und ſchon die ältefte Reichskriegsdienſtordnung (constitutio de expedi- 
tione Romana) fejtfegten. 19) Diefe Beden hießen häufig auch Heerſchilling, Heerſchild, Ari: 
mannie. Außerdem entflanden auch fhon frühe ſtändige Beden und Dienftleiftungen für ven 
gerichtlichen Schuß und die Ausübung der Gerichtöbarfeit. Diefe, welche theils in Verbindung 
fanden mit früher bewilligten Dienften und Abgaben zum Unterhalt und zum Transport ber 
Könige und der übrigen Gerichtöpräfidenten bei ihren Reifen zu den öffentlichen VBerfanmlun: 
gen und Gerichten, ſowie mit einem Antheil dev Gerichtspräftventen an den öffentlichen Bußen, 
theils auch mit den vertragsmäßig übernommenen patrimonialen Schußverhältniffen, wurden 
in den genoflenfhaftlihen allgemeinen Berfammlungen (placitis) vertragsmäßig (placitando) 
beftimmt. 19%) 

Sowie die Wehrpflicht felbft und die Gerichtspflichtigfeit, überhaupt faft alle bleibenden 
Rechtöverhältniffe und bürgerlihen Pflichten, fo wurden fürs zweite aud) die Beben und Dienfte 
der Regel nad) auf das Grundeigenthum gelegt und hießen daher auch oft Urbeden, das heißt 
Steuern, die auf dem Urbaren lagen. 29) Sie beftanden auch, ebenfo wie fogar regelmäßig die 
frühern Geſchente auf dem Reichstag, häufig in Naturalien aller Art. Daher gab es neben den 
Geldbeten Beetkorn, Beethafer, Beetwein, Beethühner u. ſ. w. Auch werden ſie häufig nach 
beſtimmten Zeiten, namentlich nad) denen für die regelmäßigen Volks- und Gerihtsverfamme 
lungen benannt, z. B. Maibeeten, Herbitbeeten. 

Es wurden endlich fürd pritte im Mittelalter häufig die Beeten, namentlich die ſtändigen 
und auf den Grundftücden baftenden, ganz ebenfo wie ja auch alle andern öffentlichen und Ho— 
heitörechte over Regalien, wie die Richter- und Schutz- und Regierungsrechte felbft, wie bie 
Zölle und andere Steuern von Privaten, von geiftlihen und weltlichen Orundherren und Beam⸗ 
ten und Gorporationen aller Art erworben. Sie wurden ihnen theild von den Kaifern und von 
Reichöftänden verliehen , oder von ihnen ufurpirt ; oder fie wurden ihnen auch übertragen durch 
freie Verträge mit folhen, vie fih aus dem unmittelbaren Staatsfhug und ftatt deflelben als 
ihre Unterthanen in ihren Privatihug und in ihre Hinterſäſſigkeit begaben. 

Diefe drei Umftände nun und vorzüglich der legtere Haben Viele zu dem Irrthum verleitet, 





17) en „Hiſtoriſche ee; ber beutfchen Steuerverfaflung ”, “ S. 99 

18) Vergl. Eichhorn, a. a. O., $. 223, 204, 306, und, , Deutfches Privatrecht ”, $. 51, 54. Eigen⸗ 
brodt, a. 1.d,, $. 16 und 19, ©. 65, 102. 

19) Eigenbrodt, a. a. O., $. 16 und 17, S. 134, 182, 195, 202, 203, 211, Eichhorn, „Staates 
und Rechtogeſchichte“, $. 88, 171. 

X) Eichhorn, a.a.D.,$. 306, Eigenbrodt, a. a. O., ©. 123. 
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die urfprüngliche und weſentliche öffentliche und die Steuer-Natur der Beben zu verfennen und 
fie als privatredhtliche Laften oder, was dad Bequemfte jheinen mußte, ald gemiſchter Natur 
anzufehen. Allein aldvann müßte man ebenfo gut andere Steuern und Hoheitsrechte ebenfalls 
als Privatlaften betrachten. Alles öffentliche Recht, ja die ganze Regierungdgewalt, nahm im 
Mittelalter durch die Privatieudalverträge und die Bewerbungen von damaligen oder nahmali- 
gen Privaten und durch Privatgeſchäfte des Kaufe u. ſ. w. gewiffermaßen einen privarrechtlichen 
Charakter an. Die Privatverhältniffe dagegen erhielten Käufig einen öffentlihen Charakter. 
Die Grundherrlichkeit 3. B., mit welcher ſich größtentheils die jpätern Gerichts und Landesho— 
heitörechte verfnüpften, wurde durdy die Öffentlihen Schuß: und Gerichtsrechte und andere öf: 
fentlihen Rechte, welche durch Verträge, Gefege und Verleihungen mit ihr verbunden wurden, 
ſelbſt ein Öffentliches Rechtsverhältniß. Es trat in den Rechten und ſo auch in den Einfünften 
ded Landes- und Gutäherrn und in den Abgaben mehr oder minder eine Verwirrung und Ber: 
mifhung ein, wobei indeß ungleich mehr wirkliche Öffentliche Abgaben und Einfünfte ih auf 
eine jegt unerfennbare Weife in Privatlaften und Einkünfte verloren, al8 umgekehrt. 21) Denn 
ſtets geftalten die Herrſchenden und Einflußreihen die Sachen zu ihrem Vortheil. Diefe Ber: 
wirrung darf und aber nicht irreleiten, wenn wir heute die Rechte nach ihrer rechtlichen Natur 
fondern und beftimmen wollen. Aldvann müſſen wir diejenigen Rechte für öffentlich rechtlich 
erklären, melde erfennbar: 4) ihrer weſentlichen Natur nach öffentlich rechtlich find, wie Ge: 
richtsrechte und Steuern; 2) weldhe aus der Staatögewalt und den öffentlichen Verhältniſſen 
entftanden, wie die nad allgemeinen Reichs- und Landesgejegen begründeten Bedepflichten 
für den Heerbienft und für andere Staatäbepürfniffe; welche envlih 5) wenn aud nad) Verträ- 
gen, die urfprünglich ihrer Form nad privatrechtlich ſcheinen, doch blos als Gegenleiftungen 
für die Ausübungen der ihrer Natur nad Öffentlihen Rechte, alſo z.B. für die gerichtlichen 
und militäriihen Schutzrechte, aljo ald Steuern für öffentliche Bepürfniffe begründet wurden. 
Wenn in fauftrehtliher Auflöfung der alten Staatd= und Untertbanenverhältniffe die Bürger 
beliebig neue Unterthanenverhältniffe eingehen konnten, marum follen dieſe nicht ald Untertha— 
nenverhältniffe, als öffentlidy rechtlich betrachtet werden? In jeder Beziehung und nad) den ge: 
ſchichtlichen Urkunden wie nad) ihrem Namen erfcheinen nun vie Beven ald Steuern. Und ed 
fünnte natürlich hiergegen gar nichtd entfheiden, wenn fi nachweiſen ließe, daß etwa einmal 
bei der in Deutichland jo häufigen Namenverwechſelung irgendwo einer wirklich privatrechtli— 
hen Leiftung der Name Bede beigelegt worden wäre; welches übrigens Gigenbrodt nad dem 
Studium jo vieler Urkunden nicht einmal zugeben will, fo allgemein ftellen die Urfunden die 
Beden ald wirkliche Steuern dar. Wollte aber Jemand behaupten, eine wahre Steuer jei durch 
eine Novation in eine wahre Privatgrundlaft verwandelt worden, fo müßte er nicht blos die 
dazu nörhige beiderfeitige vertragsmäßige Einwilligung (L. 8. „Cod. de novationib.‘), fondern 
auc die Rechtsgültigkeit einer folhen Verfügung über öffentliches Rechtsverhältniß nachweiſen. 
Wer aljv in einem einzelnen Kalle ausnahmsweiſe die privatrechtliche Natur einer Bede behaup— 
ten will, der muB dieſe privatrechtliche Natur gegen den die Öffentliche Natur ausſprechenden 
Namen vollitändig bemeifen. 22) 

Die Wahrheit, daß die Beven Öffentliche Laften und alte Steuern ſind, ift insbeſondere in 
unferer Zeit praktiſch ſehr widtig geworden. Gincätheild hat nämlich die rheiniſche und die 
deutſche Bundesacte den Standeäherren und der reihsunmittelbaren Ritterfchaft alle Rechte auf 
Steuern, mithin auch die Beden, ohne Erſatz entzogen und ven fouveränen Randedherren zuge: 
wieſen. Anverntheils hat der Grundſatz, daß alle Interthanen nad) verhältnigmäßiger Gleich⸗ 
heit, ſowie zum Militärdienſt fo auch zu aller Steuern verpflichtet ſeien, und daß alle Überla— 
ftung ver Berfonen und Güter mit Steuern, daß alle doppelte Steuerlaft ebenfo wie die Steuer: 
befrelungen aufhören follen, in fait allen neuern Oefeggebungen.und Verfaffungen geflegt. 
Hieraus folgt denn mit Norhwendigfeit, daß vie Beden ſowie andere Steuern entweder in bie 
Landesfteuer eingerechnet oder daß fie aufgehoben werden müffen. Wenn aber die Verwirkli— 
hung jener Grundfäge und ver Gerechtigkeit nicht blos ſcheinbar fein foll, fo muß diefe Aufbe- 
bung unentgeltlic für den Belafteten ſtattfinden. Diejes ift jedenfalls nothwendig, auch wenn 
man jene höchſt liberalen Beitimmungen des Deutfchen Bundes, melde bei Aufhebung einer an: 
dern Öffentlichen Laft, der Nachſteuer, ſelbſt nicht einmal für diejenigen zum Bezug derfelben 
Berechtigten, welde etwa aus rein privatrehtlihem Titel das Bezugsrecht der Nachſteuer erwar⸗ 


21) Bergl. auch @igenbrodt, a. a. D., ©. 97 uud $. 24. 
22) Eigenbrobt, a. a. O., $. 5. . 
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ben, einen Entfädigungsanfprud anerkennen (f. I, 108 fg.), auf die Bedeabgaben nit an: 
wenden will. Die in der That höchſt ungründlihen Anfichten aber, welche man gegen eine 
für die Verpflichteten unentgeltlihe Aufhebung vorgebracht hat, z. B. daß dieſe Steuer, nicht 
aber andere alte Grunpdfteuern von felbft die Natur einer Privatgrundlaft erhalten hätten, oder 
daß, ohne Vereitelung des Princips der Einführung einer gleichen Beſteuerung nad) dem wah: 
ren Werth und Ertrag der Grundftüde, der Staat diejelben doch alddann höher und doppelt 
befteuern könne, wenn der Privatbejiger diejelben wohlfeiler erwarb (wonach man auch die zu 
theuer erfauften frei laflen müßte), haben jhon mehre Schriftiteller als völlig unhaltbar und 
als zu den größten Abſurditäten führend nachgewieſen. 2) Welcker. 
Begnadigung, Abolition, Begnadigungsrecht. Begnadigung im weiteſten Sinne iſt 
eine gänzliche oder theilweiſe Aufhebung ſtrafrechtlicher Nachtheile, welche gegen die Strenge 
poſitiven Staatsgeſetzes durch die höchſte Staatsgewalt verfügt wird. Unter ihren Begriff ge— 
hört auch die Abolition und zum Theil ſelbſt die Amneſtie. Die Amneſtie, d. h. das zugeſagte 
Vergeſſen (lex oblivionis), iſt nämlich entweder die rein völkerrechtliche Zuſage gegenſeitigen 
Vergeſſens, welche ſich verſchiedene Regierungen und Staaten unmittelbar gegeneinander ma: 
hen. So ift namentlich) in jedem wahren definitiven Friedensſchluß ausdrücklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend, als ſich von ſelbſt verſtehend, die gegenieitige Zufage enthalten, daß in Beziehung auf 
den bisherigen Krieg, auf feine VBeranlaffungen, Gegenſtände und Eriheinungen alles Böſe 
vergeſſen oder fein Gegenſtand fernerer Verfolgung fein joll, insbeſondere auch nicht gegen Die 
Bundesgenoſſen und gegen die Unterthanen des andern friedenſchließenden Theild.!) Ohne 
ſolche Amneſtie wäre gar fein wahrer dauernder Kriede, fondern nur Waffenftillitand abge: 
ſchloſſen. Oder die Amneftie ift ihrem Weſen nad) eine ſtaatsrechtliche, d. h. fie bezieht ſich zu— 
nächſt auf die eigenen Unterthanen der zuſichernden Regierung. Sie ihert diejen dad Vergeſſen 
ober.dad nicht Eintreten unangenehmer Folgen wegen rechtswidriger ober feindliher Maßregeln 
zu. In diefem Falle verliert jie aud) einen ſtaatsrechtlichen Charakter dadurch nicht, daß jie iv 
einem völferrehtlihen Vertrag enthalten ift, alfo auch völkerrechtlich verpflidte. Durch die 
Publication ded Vertrags für die Unterthanen wird fie ſtets auch ſtaatsrechtlich für diefe gültig. 
So jihern gewöhnlich die Friedensfhlüffe den Unterthanen auch von Seiten ihrer eigenen Re: 
gierung Vergeflenheit zu wegen ver etwa zu Gunſten des andern friegführenden Theild gegen 
jie unternommenen rechtswidrigen oder feindjeligen Handlungen. So beftimmt 5. B. der erfte 
Parijer Frieden (1814) Art. 32 eine allgemeine gegenfeitige Anıneftie zwifchen allen Friegfüh: 
renden Regierungen und ihren Unterthanen. So die Wiener Gongrefacte Art. 22 zwiſchen 
Preußen und Sachſen. Sofern nun diefe ſtaatsrechtliche Amneftie nicht bloße feindfelige Maß— 
regeln, fondern wirkliche ftrafrechtlihe Verfolgungen oder Nachtheile gegen Unterthanen auf: 
hebt, ift fie eine Iinterart der Begnadigung im weiteſten Sinne und unterſcheidet ſich von der 
Begnadigung im engern Sinne nur einestheild dadurch, daß fie allgemein gegen eine ganze 
Glaffe individuell nicht beftinnmter Berfonen ausgeſprochen wird, anderntheild dadurch, daß fie 
ihrem Begriffe nach ald gänzliches Vergeſſen jede nachtheilige rechtliche Folge des Vergehens 
audıilgt, wenn diejelbe auch ſonſt, ſowie z. B. in England der bürgerliche Tod, durch eine ein: 
fahe Begnadigung nicht von felbft follte audgetilgt fein. Sie ift alfo vortheilhafter und ehren 
voller ald die Beynadigung. So weigerte ji) befanntlidy jener enle muthige Schwede (Haupt: 
mann Lindberg), welcher nad einem veralteten abjheulihen Preßgefeg zum Tode verurtHeilt 
war, unerfhütterlic ftanphaft, jede individuelle Begnadigung anzunehmen, was nad ſchwedi— 
fhem Recht von feinem Willen abhängig war, und erklärte, lieber durch feinen Tod feinen Va— 
terlande vie Zurücknahme ded durchaus verwerflihen Geſetzes erzwingen, als eine individuelle 
Begnadigung von dem angeblich durch ihn beleidigten Könige annehmen zu wollen, da er doch 
nur auf ehrenhafte Weife feine Bürgerpflicht erfüllt Hatte. Europa war gefpannt auf ven Aus 
gang, und ded Königs auswärtige Gegner triumphirten darüber, ihn , wie fie glaubten, in eine 
unauflöslihe Verlegenheit verwidelt zu fehen, da er ven unglüdlihen Proceß doch weder durch 
ein Todesurtheil eines folhen Mannes bei folder Veranlaffung, noch aud durch eine völlige 
zurüdnehmende Bernihtung des Proceſſes jelbft ehrenvoll beendigen konnte. Der bewunderns⸗ 
mürbige Eluge Fürſt aber bereitete ſich aus diefer Verlegenheit felbft einen Triumph. In der 


23) Erome, „Das Steuerweien aus dem rechtlichen Geſichtspunkte betrachtet‘ (Hildesheim 1812), 
— Krönde, „Abhandlungen über REIT Gegenftände‘ (Heidelberg 1819), IV, 276 fa. 
©. au Eigenbrodt, a. a. D.,$ 
1) Bergl. Martens, „ — in das Völkerrecht“, $. 327. 
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Form einer allgemeinen Amneſtie für alle politiſchen Vergehen, welche etwa während des Lau— 
fes ſeiner ganzen Regierung zur Unterſuchung gekommen oder abgeurtheilt ſein möchten, befahl 
er nämlich, Dem oder Denen, welche es beträfe, die Thüren des Gefängniſſes zu öffnen und den 
MWiedereintritt in ihre ftaatöbürgerlihen Ehren und Rechte freizulaffen. Dabei aber ergab jich 
nun ein NRejultat, welches vorzüglich durd die Vergleihung mit manden Theorien und man— 
dem andern Rande jeit ver allgemeinen europdifchen politifhen Gährung, in melde des Königs 
Regierung fiel, und mit den befondern VBerhältniffen feiner beiden Reiche, zu feinen Gunften 
ausfiel. Den Thron des einen, welches früber jo häufig von Parteien zerrifien war, hatte er durch 
eine Revolution, den ded andern no außerdem durch Eroberung gewonnen und beide dennoch 
ganz nach ihren ungemein freien Verfaflungen regiert, das eine fogar nah der freieften in 
Europa, die noch dazu dieſem Volke ganz neu und ungewohnt war. Dennoch fam nun zu Tage, 
daß während der ganzen liberalen und gejeglichen Regierung dieſes Fürften nur nod zwei an= 
dere politifche Strafurtheile gefällt waren, melde auch jchon die königliche Gnade vor der gegen= 
wärtigen ehrenvollen gänzlihen Austilgung wejentlich gemildert hatte. Wegen politifher An= 
flage verhaftet aber fand fi außer vem einzigen Lindberg Niemand. Die allgemeine Amneftie 
nun konnte und wollte dieſer natürlidy nicht ausichlagen. Sein politifder Heldenmuth aber be= 
wirfte feinem König, als veilen Feind man ihn angeklagt hatte, ven höchſten Ruhm und feinem 
Lande die aldbaldige Aufhebung eines ſchändlichen und ſchädlichen Gefeged. (Meiteres über die 
Amneftie inöbefondere f. oben in vem Artikel über diefes Wort.) 

Bei der Begnadigung im engern Sinne unterfcheidet man wieder die Begnadigung im eng> 
ſten Sinne, welde für eine oder mehre beftimmte Perfonen, nad} bereits definitiv gefälltem 
Strafurtheil, die ftrafrechtlichen Ubel ganz (agratiatio) oder theilmeife (mitigatio) auf dem 
Wege der Gnade austilgt, alſo das Recht der Strafmilderung wie der Straferlaffung enthält, 
und Abolition, welde vor dem gefällten Urtbeile den Proceß ſelbſt mit feinen Folgen aufhebt 
oder niederfchlägt, ſodaß entweder die Einleitung der Unterfuhung gar nicht erfolgt oder die 
eingeleitete aufgehoben wird. Werben blos Folgen der erkannten Strafe, wie z. B. Verluft ver 
Ehre des Amtes u. ſ. w. aufgehoben, jo nennt man dieſes Restitutio ex capite gratiae. 

Alles Begnadigungsrecht in weiteften Sinne, oder dad Recht, Begnadigung aller Art aus: 
zufpredhen, ſteht, wie die nachherige Begründung deſſelben noch vollftändiger rechtfertigen wird, 
als ein wahres Souveränetätd „oder Majeftätöreht nur vem Souverän, alfo in Monardien, 
wenn fie irgend nod) ihrem Namen entiprechen follen, dem Monarchen zu. 2) Diefem ertheilt es 


2) Diefer Anficht des „Staato-Lexikon“ beiftimmend, fchreibt mir ein geachteter Nechtsgelehrter 
gegen eine abweichende neuere Anficht, welche aus WVerfehen in dem Art. Amneftie eines andern Herrn 
Verfaſſers ohne Gegenbemerfung abgedrudt wurde, Folgendes: „Es hat ſich in neuerer Zeit (f. auch 
Bluntſchli im «Staatswörterbuch», Art. Amneftie) die Anficht geltend gemacht, daß die Amneftie, ins 
fofern fie fich auf innere Ummwälzungen bezieht, wefentlich einen gefeßgeberifchen Charafter habe: fie bes 
freie leineswegs einzelne genannte Schuldige von der gefeglichen Verfolgung und Beftrafung, fondern 
fie * bie Anwendung ber Strafgefege überhaupt für eine ganze Gattung oft ſehr verſchiedener Rechte: 
verlegungen völlig auf. Sie fei deshalb nicht blos eine berfönliche Dispenfation von dem Gefege, fon- 
bern eine ausnahmsweife ———— des Geſetzes. Nach dem conſtitutionellen Staatsrechte aber 
ſei das Staatsoberhaupt keineswegs über die Nechtsordnung geſtellt, ſodaß es die Geſetze nicht zu achten 
brauchte und eimfeitig aufheben dürfte, ſondern es habe bie B icht, das Geſetz, das es felbft, unter Zu: 
flimmung der Reyehtentauten bes Volfs, gegeben habe, zu achten, und daſſelbe nur mit diefer Zuftim: 
mung aufzuheben, diefelbe alfo auch vor dem Erlaffe einer Amneftie der gedachten Art einzuholen. Im 
Notbfällen Fönne fich wol eine proviforifche Siftirung der Wirfinmfeit der Gefege rechtfertigen, die defi—⸗ 
nitive Außerfraftfeßung derfelben aber fei ein Act der gejeßgebenden Gewalt, Diefer Anficht gemäß ent: 
halten einige neuere Verfaflungsurfunden, 3. B. die preußifche im $. 49, die Beftimmung der Notbwen: 
digfeit ber Zuftimmung der Kammern zu folchen Amneftieertheilungen. Die legtern fünnen jedoch, ſo— 
fern feine pofitiv gefegliche Aufhebung des natürlichen Rechts vorliegt, nur allein von bem Staatsobers 
haupte ausgehen und an die Genehmigung der Landſtände nicht gebunden fein. Sie find nur Dispen- 
fationen von ber Anwendung des verlegten Gefeges und ihrem Wefen vach Begnadigungen, mögen fie 
auch nicht im voraus ein beitimmtes Individuum und defjen ftrafbare Handlung im Sinne haben, Wo 
die Amneftie wirkſam wird, wirft fie ald Begnadigung und nicht weiter; das Strafgefeg bleibt unange: 
taftet und wird nicht mehr außer Kraft gelegt, als dies in jebem Beanabigungefalle gefhieht. Die 
größere Anhäufung der Begnadigungsfälle, welche möglichertweife aus einer Amneftie hervorgehen Fann, 
macht diefe zu feinem gefeggeberiichen Act. Der Drang der Umftände, welche oft die Amneftien hervor: 
ruft und dazu nöthigt, fle Sofort ins Leben treten zu laffen, läßt eine folche Beſchränkung der Staats⸗ 
gewalt in ihrer Ausführung in den meiften Fällen ebenfo nadıtheilig als unmöglich erfcheinen. Sie 
würde oft die mit der Amneftie verbundenen Zwede völlig vereiteln, ober doch ihre Wirkungen weſent⸗ 
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als eine Prärogative der Krone auch das englifche Staatsrecht. Nur können dort, wo die höchſte 
Eemwalt im Allgemeinen dem Parlament, das heift dem König, dem Oberhaus und dem Unter: 
baus in ihrer Vereinigung zu der Ginen moralifden Perfon des fouveränen Geſetzgebers, zu: 
geichrieben wird, die mit der VBerurtheilung über die höhern Verbrechen (Felonie und Verrath) 
verbundenen Nachthetle des bürgerlichen Todes blos allein durch einen Parlamentsſchluß auf: 
gehoben werden. Im Deutfchen Reiche, in welchem fpäter noch vollftänbiger faft der ganze In: 
begriff der fjouveräinen Regierungsgewalt nicht dem Kaifer, fondern der moralifdhen Perſon von 
Kaifer und Reihöftänden zuftand, und wo auch diefe Regierungsgewalt wiederum durch die 
balbfouveränen und landeöberrlihen Rechte beſchränkt war, beſaß ver Kaifer nur Begnabigungs: 
recht in Beziehung auf die vom Reichshofrath gefällten Straferfenntniffe, weniger unbeftritten 
in Beziehung auf die reihsfammergerichtlihen, weil bei dem Reichskammergericht Kaifer und 
Reich gemeinschaftlich concurrirten. I) In Nepublifen hat natürlich der jouveräne Körper dad 
Begnadigungsrecht, z. DB. in Athen vie große Volköverfammlung.*) Mande behaupteten 
zwar, das Begnadigungsrecht im engften Sinne könne nur ein Monarch haben, und Montes: 
quieu möchte es ſogar nur auf den conftitutionellen Monarchen, dev nicht jelbft Recht jpricht, bes 
fhränfen. Allein nur foviel läßt ſich jagen, daß ed ji für ihn am beiten eignet, daß es viel Un— 
natürliches hat, wenn die Gewalt, melde heute Urtheile macht, fie morgen felbft aufhebt, daß 
das Begnadigungsrecht in Republifen leichter ſchädliche Verwicelungen und VBerwirrungen er: 
zeugt. Es fünnen endlich in einer Despotie, deren Hauptlebenskraft die Furt vor dem Despoten 
und feinen Satrapen ift, und wo weder einerjeitö forgfältige Heilighaltung objectiver allgemei- 
ner Gelege, noch auch anderntheild eine große Sorgfalt für den billigen Rechtsanſpruch des 
einzelnen Bürgers in jedem bejondern Falle eine begnadigungsweife Ausgleihung zwiſchen bei: 
den Rückſichten erheiſcht, Begnadigungen ala ſchädlich und unnöthig erfheinen. E8 gilt hier 
das Princip: ein Ausſpruch der Gewalt — welcher hier das höchſte Gefeg ift, darf nie zurückge— 
nommen werden, auch wenn er noch fo verlegend und unfinnig wäre. Es würde dadurch die 
ſtlaviſche Furcht und der blinde ſtlaviſche Auctoritätsglaube zerftört werden. Weshalb auch in 
Verſien (nad Chardin) Niemand den König um Gnade für einen Verurtheilten bitten darf, 
Auch unter Roms Imperatoren war ed Todesverbrechen. 

Hiermit aber jind wir zur Frage über die rechtliche und polittiche Zuläfjigkeit und Heilfam- 
feit des Begnadigungsrechts und zu der Begründung veffelben gefommen. Auf den erften Blick 
erfcheint allerdings ein Begnadigungsrecht des Negenten ald verwerflih. Es ſcheint, wie es 
Kant betrachten wollte, eine ihm zugejtandene Befugniß, fouveräne Willfür auszuüben und 
den geraden Lauf der Gerechtigkeit zu hemmen, ja.eine Befugniß, vielleicht Fränfende und oft 
unerträgliche parteiifche Gunft gegen einzelne Berfonen oder einzelne Parteien auf Koften an: 
derer Bürger auszuüben und durch perjönliche Milde gegen Verbrecher Härte und Gefahr gegen 
die Unfhuldigen und Geringfhägung der Gefege zu begründen. Ja ed kann ald eine Befugniß 
erfcheinen , durch Begnabigung angeflagter Minijter und Staatsbeamten deren ganze Verant- 
wortlichfeit und jomit allen Damm gegen deöpotifche Willfür und Volksbedrückung aufzuheben, 
Und wer wollte wenigſtens ableugnen, daß das Begnadigungsrecht höchſt verberblid misbraucht 
werden fünne! Allein der mögliche große Misbrauch joll billig ebenjo wenig dem willigen Zu: 
geſtändniß dieſes Rechts an den Souverän im Wege ftehen, ald dem Zugeſtändniß eines Frei: 
heitsrechts an die Bürger. Nur foll er hier wie dort ſchützende Formen oder Beihränfungen 
veranlaflen, die das an ſich wohlthätige oder natürliche. Recht felbft nicht zerflören. Durch den 
Mangel einer richtigen Begründung dieſes Rechts und durch faliche Anſichten von demſelben, 
feit dem Mittelalter, 3. B. durch feine Zurüdführung auf dad von Gottes Gnaden und auf die 


lich abfchwächen.” — Das Staatsrecdht mehrer Länder hat fic auch der Anflcht angefchlofien, welche das 
Abolitionsrecht als principlog verwirft. Wir bemerfen hier nur, daß die Berfaffungsurfunde von Bel: 
ien, $. 73, und die von Baben, $. 15, nur den Erlaß oder die Milderung erfannter Strafen dem 

Etaatsoberhaupte geftatten, daß bie Verfaſſungsurkunde von Baiern, Tit. VIII, $. 4, demfelben auss 
drücklich die Abolition unterfagt, und die Verfaffungsurfunde von Preußen, in $. 49, fe an bie Zur 
flimmung ber Kammer bindet. Andere Verfaffungsurfunden dagegen geitatten ausbrüdlich dem Sou— 
verän auch das Abolitionsrecht, 3. B. die fächfliche im $. 52, bie hannoverifche im $. 9, die würtem: 
bergifche im $. 97, die kurheſſiſche im $.97, die ſachſen-koburg-gothaiſche im $. 140, und die brauns 
fchweigifche im $. 208. ö 

3) Mofer, „Bon der beutichen Juſtizverfaſſung“, 1, ®. 2, $. 12. 

4) Demofthenes, „In Timokrat.” 
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fhon in ver Theologie verwirrende Lehre von göttliher Gnade hat indeſſen daſſelbe viele und 
bedeutende Gegner gefunden, früher ſchon Plato 5) und Gicero ®), jpäter viele ältere Grimina- 
liften und, mit Baftoret und Servin, auch Filangieri 7), Tieftrunf®) und Andere. 

Das Begnadigungsredt hat feine Grundlage in den höhften Aufgaben und Beringungen 
des Rechtözuftandes und ded Strafrehts. Zur Sicherung nämlih gegen Willfür der Nichter 
und damit fie weder nah Eigenwillen und Laune, noch nad etwaigen von ihnen felbft oder 
durch verfehrte Gewohnheiten gebildeten ſchlechten Negeln handeln, damit zügleich endlich alle 
Bürger voraus wiffen können, welche rechtliche Kolgen ihre Handlungen treffen werden, müſſen 
von der Regierung zum voraus fefte allgemeine Gefege entworfen und die Behörden und Ric- 
ter ftreng nur nach ihnen zu richten und zu verfügen angewiejen werden. Nun aber ift ed ge 
wiß, daß felbft vie beften Geſetzgeber in ihren pojitiven Gefegen nicht alle eigenthümlichen Ber: 
ſchiedenheiten aller wirklichen Fälle, Verhältniffe und Perjönlichfeiten und alle Veränderungen 
berfelben und der Umſtände zum voraus umfaflen, berüdjichtigen und den wahren Berürfnii: 
fen der Gerechtigkeit und des Staatswohls entſprechend beftimmen fönnen. Es müffen alfo die 
allgemeingefeglihen Entſcheidungen in einzelnen Fällen oft weniger paflend, oft unnöthig und 
ungerecht hart ausfallen, mit ver Moral und höhern Gerechtigkeit in Widerſpruch fommen. 
Dieſes muß ganz befonders eintreten bei Strafen, welche nad ihrem Grund, nämlich nach ver 
Schuld und dem verberblihen Ginfluß derfelben, fowie nad ihrer eigenen Wirfung auf den 
Verbrecher und die übrigen Bürger immer auf das Innere des Menfchen, auf die zum Theil 
ſehr verfchiedenen, ſchwer nach allgemeinem Maßſtab zu berechnenden innern Seelenverhältnifie 
und Gefühle zurüdführen, zugleich aber gerade die heiligften und zarteften Verhältnifle ver An: 
geflagten und ded Volks betreffen. Auch kann jeder Givilprocek feiner ganzen Form nad als 
eine Art von Vergleich angefehen werden. Stets wenigftens konnten in Givilfadhen die Parteien 
durch Schiedsgericht oder Vergleich felbft die Höhere Gerechtigkeit mit dem Gefege in jedem be: 
fondern Falle vermitteln, wozu ſie fogar der Richter auffodern muß. Auch in Verwaltungsſa— 
hen kann die VBermittelung durch die höhern Verwaltungsbehörden eintreten. In Eriminalfa- 
hen aber würde ganz beſonders die ftrenge Vollziehung der nach einem blos ohngefähren allge: 
meinen Maßſtab entworfenen pofitiven Gefege, es würbe das ftreng formelle Recht zu einem 
materiellen Unrecht (summum jus summa injuria) werben. Sie würde oftmals nad dem Ger 
ſetz verdammen, wo dad Gewiflen und die Öffentliche Meinung losſprechen. Geſetz und Gerech— 
tigkeit kommen alfo bier durch die menfchliche Unvolltommenheit miteinander in Streit. Wenn 
alfo irgendwo, fo tft im Strafrecht eine billige Ausgleihung der wahren Foderungen der höch— 
ften Idee der Gerechtigkeit fowie ded wahren öffentlihen Wohls mit jenem ftrengen formalen 
Geſetzesrecht nöthig. Beſonders werden Lebend= oder immerwährende Gefängnißftrafen oft: 
mals im Verhältniß zu der befondern That die Gerechtigkeit und Humanität ſchwer verlegen, 
wenn feine Ausgleihung des materiellen Rechts mit dem formellen einträte. Deshalb wird vie 
Hälfte der zum Tode Berurtheilten faft überall begnabigt, in Schweden fogar in den Jahren 
1850 — 54 von 451 Verurtheilten 397. Schon vielfah fuchte man jenen Streit zu Löfen. 
Plato wollte in der rein idealen Republik eben wegen jener Steifheit und Unbehülflichkeit der 
allgemeinen pofitiven Gejege und wegen ihres hartnädigen Eigenfinnd, womit fie auch bei 
eigenthümlich verändertem Verhältniß und Bebürfniß der einzelnen Bälle, auf eine unnöthig 
verlegende ober verkehrte Weife, diefelben ihrer allgemeinen Formel unterordnen, feine Staats- 
behörden, fatt ihnen durch ſolche Gefege vie Hände zu binden, lieber im Allgemeinen blos auf 
die jedesmalige Anwendung ver höchſten Grundfäge der Gerechtigkeit und des Öffentlichen Wohle 
auf jeden befondern Fall anmeifen. Aber fein poetifirendes Ideal fegt ausbrüdlicd Höher er: 
leuchtete göttergleiche, durch Feine menſchliche Einjeitigfeiten und Leidenſchaften irregeleitete 
Philoſophen, die dgs Göttliche rein ſehen und rein wollen, als Lenfer der Staatdangelegenhei- 
ten voraus, Da er aber recht wohl wußte, daß biefe auf Erben nicht gefunden werben, fo ſah er 
ſelbſt fi genötigt, in feinem dem wirklichen Leben angenäberten Werke „Uber die Gefege” doch 
wiederum bie Herrſchaft der politiven Staatsgefege über alle Behörden zu fegen, fie als den all- 
gemeinen abjoluten König zu erklären. 9) Gin neuerer Bolitifer, Craig, nachdem er mit dem 


5) „De Legib.‘‘ IX, ed. Bip., &. 21, 60. 

6) Eicero, „In Verr.“, 7. 

7) „Syſtem“, IV, Gap. 57. 

8) „Bhilofophifche Unterfuchungen “, IL, 447. 

9) Blato, „Polit.“ uno „De Republ.‘, V, 472, 473, 479; VI, 634; ‚De Legib.‘‘, IV, 713, 
715; V, 739; IX, 592; „Polit.“, II, 9. i 
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glänzendften Scharfjinne alle Einſeitigkeiten diefes Bindens an pofitive Gefege, alle Gefahren 
einer jhwierigen, mühſamen, fo oft der Chicane dienftbaren Auslegung und pofitiven Juris— 
prudenz ausgeführt, glaubte in dem natürlichen Gerechtigkeitsgefühl öffentlich richtender Volks— 
gerichte Hülfe zu finden. Mur fegt er voraus, ed müßten und würden dieſe Gerichte als ihr höch— 
fteö Oejeg den Grundſatz befolgen, ſich ftetö lediglich nur Durch dieſes Gerechtigkeitsgefühl leiten 
zu laffen und abfolut gar fein pojitives Gefeg, feine Gewohnheiten, keine Objervanzen oder 
Präcedenzen ſich zu bilden und zu befolgen. 29) Aber — um von allem Übrigen abzujehen — 
jo ift es klar, daß ſchon an diefer irrigen Vomusſetzung das Ganze ſcheitern würde. Aldbald . 
würden jiher jo, wie biöher überall, die Gerichte durch oft fchlechte, oft halbverftandene und 
falſch audgelegte Gelege oder Präcedenzen jich leiten laffen, auch dur deren hicandjed Vor: 
ſchützen ihr beſſeres Rechtsgefühl beihwichtigen und ſich und Andern die Ungerechtigkeit der Ent: 
ſcheidung befhönigen Unter ſolchen Umftänden nun werben wir aljo, zur beffern Löjung der 
grogen Aufgabe, die Behörden und Richter zwar ſtreng an Geſetze, und dann natürlich an mög: 
lichſt wohlüberlegte Gefege binden. Wir werben aber anderntheild die daraus entſtehenden un— 
gerechten und unnöthigen Härten dadurch befeitigen, daß wir der jouneränen Gewalt das Recht 
einräumen, dieſelben nad den höchſten Grundideen der Gerechtigkeit und des Staatswohls in 
ihrer Anwendung auf einzelne Bälle aufzuheben, joweit nur dadurch nicht felbft die gefeglich er: 
worbenen Rechte anderer Bürger verlegt werden. Hierauf nun beruht dad Begnadigungsrecht. 
Es foll beifer ald Plato und Graig jenen Widerfprud zwiſchen Geſetz und Gerechtigkeit löfen, 
enthält alfo feiner Beftimmung nad nicht die Abfiht, für den Souverän Willkür und willfür- 
libe Störung der wahren Gerechtigkeit zu begründen. Es joll auch nicht, wie die frühefte Art 
der Begnadigumgen, die Afyle, woburd man ebenfalld gegen graufames Recht und feine ftarre 
unerbittlihe Durchführung Hülfe fuhte, den Straferlaß vom Zufalle abhängig machen. Es 
beruht auch nicht auf blos politifchen Gründen und nod) weniger auf einem göttlidyen oder despo— 
tiichen Recht der Könige. Es foll vielmehr auf eine vernünftige Weife die wahre Gerechtigkeit 
und das Wohl des Staats ihren eigenen Ideen gemäß da verwirflihen, wo der Souverän nad 
reifer Prüfung mit feinen Räthen zur Überzeugung gelangt, daß die Vollziehung pofitivgeieg- 
licher und gerichtlicher Nachtheile in einem beftimmten Falle ald ungeredhte oder doch unnöthige 
und dem Staatöwohl nicht förderliche, alfo ald graufame und unpolitifche Härte erfcheinen , ver 
Straferlaß alfo der vernünftigen Öffentlihen Meinung entiprehen würde. So muß z.B. im 
Allgemeinen gewiß das Geſetz jede revolutionäre Iinternehmung, auf einem irgend gewaltfamen 
ungejeglihen Wege die Verfaflung zu ändern, gerade als das gefährlichfte und ſchwerſte Ver: 
brechen beftrafen. Gejegt nun aber, in einem Lande wäre durch fchlimme Berathung des Für: 
ften von der Regierung jelbft allmälig ein verfaflungswidriger oder doch höchſt nachtheiliger 
bedrückender Zuftand des Landes ausgegangen. Gin Theil der Unterthanen, ohne jelbftfüchtige 
niederträcdtige Abſichten, bloß empört über das Unrecht und das öffentliche Verderben, und in 
der Abjicht, ihrem Vaterlande und ihren unglüdlihen Mitbürgern zu helfen, bewirften, an ber 
Wirkſamkeit gejeglicher Mittel verzweifelnd oder derſelben beraubt, mit ungefeglichen eine Ver: 
faflungsveränderung und Fürft und Volk freuten fi dann des bewirkten neuen beflern Zuftan= 
ded. Dennod fönnte hier der Staatsrichter nad) feinem pojitiven Geſetz die ſchweren Hochver— 
rathsproceſſe und Strafen nicht erlaffen. Aber edle Regierungen und Bürger, im Befig der 
neuen Wohlthat, könnten. jie wol deren Urheber als die ſchwerſten Verbrecher verfolgen? Die 
Geſchichte zeigt vielmehr, daß fie durch Begnadigung foldhe unedelmüthige und graufame Vers 
legung der Billigfeit und höhern Gerechtigkeit von fich entfernt hielten. 

Aus diefer Begründung ergibt ih, daß das Begnadigungsrecht ein von der Gefepgebung 
verſchiedenes Regierungsrecht ift, alfo ver Regierung zufteht. Es ergeben ſich auch die Beſchrän— 
fungen des Begnadigungsrechts, welche den Regenten entweder nad dem Staatsgeſetz oder 
wenigftend nad) feiner eigenen Erwägung der Berhältniffe beftimmen follen. Erfann fürs erfte 
privatrechtliche Nachtheile, Vrivatgenugtbuungen und Privatftrafen, wo fie ftattfinden, zum 
Schaden des Berechtigten nicht aufheben, ebenſo wenig ald er zum Nachtheile eines Bürgers die 
geſetzliche und gerichtliche Strafe durch Gabinetsjuftiz irgend verihärfen darf. Durd Beides 
würde er ja gegen das Geſetz, welches Allen zur höchſten Garantie ihrer Nechte gegeben ift, bie 
Bürger in ihrem beftehenden Rechtözuftand verlegen. Das englifche Recht ſchließt daher vie Be: 
gnadigung aus, wenn Privatgenugthuung ber Hauptzwed der gerichtlichen Verfolgung des 
Berbrechers ift, und wenn auf eine Bopularflage das fiscalifche Verfahren eingeleitet iſt, wobei 


10) Graig, ‚, Orundzüge der Politik“, 1,®.2, Gap. 1 fg. 
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der Angeber ein wohlerworbenes Recht auf feinen Antheil an ver Strafe hat.) Wenigftend 
darf jevenfalld der Gegner nicht hindern, daß bei erhobener Injurienflage der, Richter das Un- 
recht der Ehrenfränkung ausſpricht. Aus ähnlichen Gründen wird wenigftend ein weifer und 
gerechter Regent, auch jelbft ohne pofitivrechtliche Beihränfung, doch infoweit eine Begnadi: 
gung unterlaffen, als fie für Ehre und Rectsfiherheit anderer Bürger kränkend wäre, z. B. 
wenn auf auffallende Weife nicht die bürgerlihen Mörder over Beleidiger eines Adeligen, wol 
aber vie adeligen Verleger eines Bürgerlichen begnabigt würden. In einer conflitutionellen 
.. Berfaffung, in welcher für die Rechte und Interfien ver Bürger die Sprache frei ift und Fräftige 
Mittel gegeben find, ſowie in England, da finden der Kürft und feine Räthe in der Öffentlichen 
Meinung leicht die Grenzen, wie weit fie, ohne bedenkliche Vorwürfe wenigftens für die legtern 
zu begründen, gehen dürfen. 

Eine fernere in der Natur der Sache liegende Beihränfung ded Begnadigungsrechts ift es, 
dag in einem conftitutionellen Staat, wo die der Regierung gegenüberftehenden conftitutionel: 
len Behörden, namentlich die Stände, das Recht haben, die Beamten, insbeſondere die Mini: 
fler, zur Strafe zu ziehen und daburd ihre eigene Stellung, Wirffamfeit und Ehre und die 
Verfaffung rechtlich zu ſchützen, der von denfelben Miniftern berathene Regent nicht durch Be: 
gnadigung jene Rechte ver Stände ganz vereiteln darf. Ein ſolches Begnadigungsrecht würde 
die Berfaffung in ihrem wefentliditen Punkte aufheben oder gefährden, ganz beſonders aber 
auch die Heiligkeit oder Unverantwortlichfeit des Fürſten jelbft. Denn dieſe ebenfo wie der höchſte 
Schuß des ganzen Rechtszuſtandes beftehen gerade nur dadurch, der Öffentlihe Zorn megen 
ſchlechter Regierungshandlungen wird vom Regenten felbft nur dadurch abgehalten, daß Mi: 
niſter und Beamte, nicht blos dem Worte und dem Scheine nad, fondern wirklich und wirf: 
fan verantwortlich find für ſchlechte Mafregeln, vie fie dem Fürften anrietben, oder von welchen 
fie nicht, ftatt fie zu unterzeichnen, durch Dienftentfagung auf das eindringlihfte abriethen. 
Denke man fich einmal, Karl X. von Frankreich wäre in der Julirevolution nicht verjagt, es 
wären aber feine Minifter verfaffungsmäßig verurtbeilt worden! Würde ſich alsdann nicht ge= 
zeigt haben, wie au für ven König felbft bier ein Begnadigungsrecht ein Höhft fatales Recht 
gewejen wäre? Hätte er die Minifter nit begnadigt und wäre ſelbſt ungeftdrt im Befige aller 
feiner Macht geblieben, hätte alfo nur Diejenigen, welche thaten, mad er jelbjt wollte, unbegna: 
digt ind Elend geſchickt, eine ſchwere moralifche Verurtheilung hätte in den Augen der Welt 
auf ihm gelaftet. Hätte er dagegen aber begnadigt, er hätte einer neuen Revolution des empör- 
ten Volks fih ausgelegt. Wenigftens eine jtarfe Grenze alfo muß hier dad Begnadigungsrecht 
haben. Dieſe hat ed aud nad dem englifhen Staatöreht. Der König von England kann in 
Beziehung auf alle öffentlihen Strafen begnadigen, ausgenommen 1) bei dem Berbrechen, 
wenn Jemand außer Landes geichieft wird, um die Habead = Corpus: Acte zu umgehen, wo, um 
die Freiheit der Unterthanen zu fihern, das Begnadigungsrecht aufgehoben ift; 2) eine fönig: 
liche Begnadigung oder Abolition fann nicht vorgefhügt werden, um einer parlamentarifchen 
Anklage, Unterfuhung und Aburtheilung, alfo namentlid nit, um einer Anklage, Unterfu— 
hung und Verurtheilung der Minifter und Kronbeamten Einhalt zu thun; und 5) fie kann 
auch bei beenvigtem Verfahren und gefälltem Urtheil über große Verbrechen doch den bürgerli- 
hen Tod, alfo die Verwirkung der Güter, den Verluſt aller bürgerlichen Ehre, felbft ver Zeug: 
nipfähigkeit und des Rechts im Gericht aufzutreten und die Ausſchließung von aller Erbfähig: 
feit und von allem Staatsdienſt nicht aufheben — welches nur eine Parlamentsacte vermag. 12) 

— Bei Verurtheilungen von Minijtern ift fie auch außerdem alddann, wenn nicht etwa ſowie 
bei dem Lordkanzler Bacon das Urtheil jelbft einen größern oder geringern Nachlaß der Strafe 
der föniglihen Gnade ausdrücklich anheimftellt, durch die Öffentliche Meinung und die in Eng: 
land ſehr große aber unbeftimmte Ausdehnung der Verantwortlichfeit ver Minifter und durd 
‚bie unter dem Einfluß von beiden gebildete Obfervanz gegen Misbrauch gefhügt. Dann na: 
türlich erhalten auch die unter dem großen Siegel erfolgenden Gnadenbriefe nur durch die Un: 
terzeichnung des verantwortlichen Minifters Bollziehbarkeit. Die deutſchen Verfaffungen jhügen 


11) Bladftone, „Handbuch des englifchen Rechts, IV, Cap. 26. 

12) Daß mehre neuere Berfaffungsurkunden der Anficht Dupin’s huldigen, ift fehon oben, Note 2, 
bemerft. Man hält das Abolitionsrecht auch deshalb für principlos, weil nach demfelben, noch ebe 
überhaupt feftftehe, baf eine Strafe ausgefprochen werben würde, eine ſolche erlafien werbe. Allein die 
eventuelle Begnabigung ift jedoch nicht widerfinnig, noch weniger bie augenblicliche Befreiung von den 
Proceßnachtheilen. 
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wenigftens im Weſentlichen die minifterielle Berantwortlichfeit dadurch, daß die Aufhebung ver 
Abſetzung beftrafter Beamten vom Fürſten geachtet werden muß, jo die Verfaffungsurkunde 
von Würtemberg $. 205, von Preußen $. 49 u. ſ. w. Andere Strafen fann der Regent erlajlen. 

Nach der bisherigen Begründung rechtfertigt fih dagegen keineswegs diejenige allgemeine 
Beihränfung des Begnadigungsrehts, weldhe in den franzöflihen Verhandlungen über bie 
Begnadigung der angeflagten Republikaner der Präjivent Dupin mit feinem Anhange (tiers- 
partie) behauptete, daß nämlich ver Monarch für ſich allein nur nad ausgeſprochenem Straf: 
urtheil begnadigen, aber nicht aboliren oder den Proceß niederfchlagen dürfe. 13) Man fagte 
für diefe Befhränfung, die weder im englifchen nod im franzöſiſchen Gefege begründet ift, Die 
Abolition tilge rückwaͤrts das ganze Verbrechen aus und greife in den Gang der unabhängigen 
Gerichte ein. Beides thue die Begnadigung nicht. Allein beide fünnen das Gejchehene nicht 
ungefhehen machen. Beide aber heben die rechtlichen und vichterlihen Folgen auf und beide 
greifen alfo auch in die Gerichtöverfailung ein; denn aud die Vollziehung gerichtlicher Urtheile, 
ohne welche jie ſelbſt nichtig wären, gehört zur Gerichtöverfaflung. Der Unterſchied ift nur ber, 
daß bei der Abolition die wirflihe Schuld der beftinnmten Perſonen und der Grad derjelben 
noch nicht richterlich gewiß ift, und daß daher eine blos theilweife Strafe wie bei einer Strafmil: 
derung aus Onade bier unmöglich ift. Allerdings können daraus unter Umftänden politifche 
Gründe gegen die Abolition abgeleitet werden. Es mag zuweilen diefe Art der Begnadigung 
unpaffend jheinen, weil man die Sache noch nicht kennt, obgleich auch, zumal bei ausgedehnten 
Unterfuhungen über politifche Vergeben, die Abolition oft fehr heilfam fein kann. Auch kann 
man eö einen bereits in Anflageftand Verfegten mit Recht wol nicht verweigern, daß er eine 
förmliche Anerkennung feiner Unſchuld zur Schügung feines guten Namens erhalte, wenn er 
außerdem die Kortfegung des Proceſſes der einfachen Abolition vorzieht. Denn nie darf die Be: 
gnadigung die gefeglihen Rechte der Bürger verlegen. Wer aber, ohne daß feine Schuld ge: 
richtlich feftiteht, eines Verbrechens gerichtlich förmlich verdächtigt wird, der hat, wenn er un— 
ſchuldig ift, ein Recht, auf dem gerichtlichen Wege die Reinigung von diefem Verdachte zu ver— 
langen. Außerdem aber fann die Begnadigung nicht abhängig gemacht werben von der will: 
fürlihen Annahme des Begnadigten. Diefes konnten nur folhe Schriftſteller vertheidigen, 
welche die Begnadigung nur als Ausübung der Willkür anfahen, nicht aber ald Ausſpruch hö— 
berer Gerechtigkeit. Auf viele paßt völlig die VBerwerfung jener Beſchränkung, welche aud das 
Römiſche Recht (in L. 5 De appellat.) enthält, 

Nach ven oben angegebenen höhern Geſichtspunkten weile ausgeübt und in den nad) den 
englifhen Redhtögrundfägen angegebenen Schranfen ift nun allerdings das Begnadigungsrecht 
etwas Herrlihes und höchſt Heilfames ſowol für die Gerechtigkeit als für die Regierung, und 
zwar ganz bejonders für die monarchiſche. Man nannte es daher ſtets und mit Recht den herr: 
lichften Edelſtein der Krone, Kant fogar das einzige Necht, welches den Namen Majeftätsreht 
verdiene. Es vereinigt ähnlich wie die zuerft durch das tiefe meifterlihe engliſche Staatsrecht 
erfundene Unterzeihnung und alleinige Verantwortlichkeit der Minifter bei allen Regierungs— 
acten da, wie ed ſchien, Unvereinbare miteinander. ene legtere nämlich löfte das in ber früs 
bern Weltgefhichte ungelöfte Räthſel, die Unantaftbarfeit und wirkliche Souveränetät der höch— 
ften NRegierungsgewalt mit dem Grundjage zu vereinigen, daß in einem wahren Rechtsverhält— 
niß alle fi auf den Rechtszuſtand beziehende Thätigkeiten, mithin auch alle Regierungsacte 
unter dem Berfaffungdgefeg und unter der rechtlichen Verantwortlichkeit jteben, daß durchaus 
Feine despotifcher Willfür preidgegeben fein dürfen. Ahnlih nun vereint in jener britifchen 
Auffaffung und Ausbildung das Begnadigungdredt den häufigen Widerſpruch zwiſchen Gefeg 
und Gerechtigkeit. Es verbindet die höhere Gerechtigkeit, Billigkeit und Humanität und das 
wahre Staatöwohl in jevem befondern Falle mit der allgemeinen Heiligkeit des Staatögefeges 
für den Ridter. Es vereinigt ebenfo die Ausſchließung aller Gabinetsjuftiz ded Souveränd 
mit einem feiner Würde und dem Wohl feiner Unterthanen und des Staatd ent|prechenden Ein= 
fluß auf den wichtigſten Theil der Staatöverwaltung, auf das Strafridhteramt, wendet ihm 
Liebe und Zutrauen der Unterthanen zu und iſt ein Schuß der Bürger. „Wenn jede andere 
Hülfe dem unglüfliden, angeflagten und verurtbeilten Bürger verſchwindet, dann iſt“, To jagt 
Bladitone, „Seine legte und ſicherſte Zuflucht die Gnade des Königs, das ſchönſte Vorrecht der 
Krone. Mitleid kann nicht die Grundlage des Geſetzes fein, aber unjere Verfaſſuug will, daß 
Gerechtigkeit in Milde gehanphabt werde. Der König beſchwoͤrt dieſes ausdrücklich in feinem 


13) Bladftone, a. a. D., IV, Gap. 26, 29, 31 und 33. 
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Krönungdeide, und hier iſt es recht eigentlich, wo er perfönlidh handelt. Der König verurtheilt 
nicht ſelbſt Die Verbrecher, dieſes ftrenge Amt überlägt er ven Gerichtshöfen, fein Scepter bringt 
nur Gnade. In der That gehört ed zu den großen Vorzügen der Monarchie, daß jie eine Obrig: 
feit hat, in deren Macht es fteht, Gnade zu üben, mo jie ed angemeffen findet, gleihlam ein 
Billigkeitögeriht, um die Strenge des allgemeinen Geſetzes in Straffällen zu mildern, wo 
Berihonung mit der Strafe wünſchenswerth iſt.“ Montesquieu erflärt es fogar mit Plato 
für ein Staatögefeg, daß der Fürft nie anweſend fein dürfe bei irgendeiner Verurtheilung, um 
jeden Schein von Theilnahme an derfelben, von Rache und von despotiſcher Furchterweckung 
vom Monarchen entfernt zu halten, und damit nur das Gute ji an die Majeftät fnüpfe. „Das 
Begnadigungsredht iſt“, fo fährt er fort, „ein ftarfer Hebel in der gemäßigten Monardie, 
kann, mit Weisheit gehandhabt, bewundernswürdige Wirkungen hervorbringen ; das Princip 
ber deöpotifchen Regierung, welche nicht verzeiht und welder niemals verziehen wird, beraubt fie 
dieſes Vortheils.“ 14) Insbeſondere aber fann durch eine ftaatäweife Ausübung das Begnadi: 
gungsrecht bei den politifhen oder ven wider die Eönigliche Majeftät felbft begangenen Verbre— 
hen höchſt Heilfam wirfen. Sie fann bei diefen Verbrechen, bei welchen das allgemeine Gejeg 
und das von demfelben abhängige Richteramt die allgemeine Achtung der unverleglichen königli- 
hen Würde ausfpricht und geltend macht, eben diefe Achtung und Heiligkeit vereinigen mit ei: 
ner, jeden Schein unedler Leidenſchaft und Nahe und einer auf Furcht beruhenden Despoten: 
macht gänzlich ausfchließenden Föniglichen Milde. Diefe Milde trifft hier Verbrecher, welde jo 
oft mehr durch irregeleitete edlere patriotifhe Gefühle ald durch niederträdhtige Gefinnungen 
geleitet wurden. Und wahrlich ſolche edle Begnadigungen, welche man freilich nit von Ufur: 
patoren erwarten wird, folde haben zu allen Zeiten bei irgend edlen und freiheitäliebenden 
Nationen mehr gewirkt, die Majeftät zu verherrlihen und den Monarchen mit unverwelklichem 
Lorber zu fhmüden, ven Schuß der Volfsliebe für die Regierung und die Berfaffung zu ge: 
winnen und ihre Feinde zu entwaffnen, ald die Vollziehung harter Strafen. Diefe erweden bie 
Nahe der Freunde und Anhänger der Verbrecher und erzeugen den verderblichen Schein eined 
Kriegözuftandes und einer blos auf Furcht und böſes Gewiſſen gegründeten, alfo leicht zerftör: 
baren Macht und begründen ven Zweck der Furchterweckung gerade gegen die gefährlichiten 
Feinde am menigften. Denn die gefährlichften Feinde find die ——— welche durch Rache 
oder höhere Gefühle beſtimmt werben. 

Überhaupt, nicht da ift — dieſes zeint dad Begnadigungsrecht — in der Verfaffung wie in 
der Verwaltung die wahre politiihe Weisheit, wo mit der ſchärfſten Conſequenz ein beſonderes 
VPrincip durchgeführt wird, welches fo oft Einzelne und einzelne Völker und Zeitalter mit faft 
ausſchließender Vorliebe ins Auge faſſen, fei ed nun das Princip einer firengen Herrſchaft der 
allgemeinen pofitiven Gefepe, oder das einer freien Durchführung ver höchſten Idee der natür: 
lihen Gerechtigkeit und Billigkeit, heiße es Königs = oder Regierungsmacht oder Volksfreiheit. 
Sene Weisheit, die, wo fie, fo wie vorzüglid, bei den Briten, ſich findet, Die Bewunderung feflelt 
und den möglichft vollfommenen menſchlichen Zuftand und feine feftete Dauer verbürgt, ift nur 
da, wo nad organifcher oder echt fünftlerifcher Weife die nothwendigen verfhiedenen Richtun: 
gen eine® reihen und freien geordneten Volkslebens oder Staates, mit Benugung und Scho— 
nung der menfhlihen Kräfte und Schwächen, miteinander vereinigt, vermittelt und ind Gleich— 
gewicht gefegt werben. 

Ganz und gar nicht der Begründung diefes edelſten Majeftätsrechts und der Majeftät ſelbſt 
entſprechend wird man dagegen eine Begnabigung finden, die bloß als ein hinterliftiges Polizei- 
mittel den ſchändlichſten Verbrechern die Gnade ald Kohn für freimilligen Verrath der Genoflen 
verfpriht. Durch fie wird die höhere Gerechtigkeit nicht befriedigt, fondern entwürbigt, die 
Majeftät nicht verherrlicht, fondern gefchändet, die Ohnmacht der Negierung auögefproden, 
eine moralifhe Alliance derjelben mit den Verbredhern eingegangen und dieje zum voraus zu 
Verbrechen gereizt, weil fie ja ein Mittel zur Straflofigfeit vor jich fehen. 

Die Wirkungen der Begnadigung find nun, foweit fie nicht durch die Verfaſſung beftimmt 
find, nad dem Inhalt der Gnadenbriefe, welche bald auf bloße Milderung oder Verwandlung 
der Strafe, bald auf gänzlihe Begnabigung lauten, zu beurtheilen. Stetd aber entſprechen 
auch Hier fhon der Ehre des Souveräns und des ſchönen Rechts der Begnabigung felbft, jodann 
aber auch den echt juriftifchen natürlichen und römifhen Grundfägen, daß im Zweifel eine ven 
gebraudten allgemeinen Ausdrücken und der Natur des Geſchäfts angemeffene, und ſtets und 





14) „De l’esprit des loix‘, VI, 5, 17. 
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insbeſondere in allen Straffachen die mildere Auslegung vorzuzieher: fei 29), die Beftimmungen 
bed engliſchen Staatsrechts. Blackſtone jagt darüber ($. 51): „Es ift Regel, daß eine Begna⸗— 
digung jo vortheilhaft wie möglich für die Unterthanen und möglichſt ftreng gegen den König 
zu nehmen ift. Die Wirkung der erteilten Begnadigung ift, daß fie den Verbrecher zu einem 
neuen Menjchen macht, ihn von allen förperlichen Strafen und Verwirkungen, welche das Ver- 
brechen nad) ſich zieht, befreit, und ihm, ftatt feines frühern guten Namens, neue bürgerliche 
Ehre und Rechte verleiht." Jede nicht durchs Geſetz frlbft oder ven Gnadenbrief ausgeſprochene 
Beihränfung der völligen gerechten Austilgung des Vergehens ift alfo zu vermerfen. Nach 
diejen Orundjägen würde ed den Staatdmännern Englands (mo überhaupt über die moralifche 
Würdigleit eines Volksrepräfentanten das Vertrauen feiner Wähler allein enticheivet, und wo 
die Wahlfähigfeit nimmermehr jo wie in einigen deutſchen Verfaflungen von höchſt zweideuti⸗ 
gen Merkmalen irgendeiner ftrafrechtlihen Verurtheilung oder Verfolgung abhängig gemacht 
wird) jchwerlich je eingefallen jein, fo wie die Minifter eines deutfchen Fürſten das Begnadi— 
gungsrecht deſſelben und feine fürftliche Begnabigung wegen jugendlicher politifher Vergehen 
fo zu befchränfen, daß durch jie keineswegs alle nachtheiligen gefeglichen Folgen der Verurthei⸗— 
lung und namentlich nicht die Ausſchließung von der Wahlfähtgkeit aufgehoben würde. 

Die Wirkung einer Begnadigung erſtreckt ſich übrigens natürlich auf alle Regierungönach- 
folger eines Souveräns. In Beziehung auf fremde Regenten behauptet fie wenigſtens dieſel— 
ben Wirkungen, welche eine von den Gerichten der begnadigten Regierung ausgegangene voll- 
zogene Beftrafung rechtlich baben müßte. Denn die Begnadigung ift doch mwenigftend als ihr 
gleihftehend und als eine gerechte Entſcheidung der Sache anzufehen. Nur da alfo, mo bie 
frenide Regierung durch die wirklich erfolgte Beftrafung nicht abgehalten wäre von der neuen 
Beftrafung, dürfte fie auch troß der Begnadigung neu ftrafen. Außerdem würde die begnabi- 
gende Regierung mit Necht ihre Angehörigen dagegen in Schug nehmen. Cine andere Anficht 
kann man wiederum nur alddann vertheidigen, wenn man die Begnabigung ald einen Act der 
Willkür anfieht. 16) 

Rüdfichtli der Ausübung des Begnadigungsrechts ergibt fi aus ver Begründung und 
Natur deffelben, daß die Ausübung diejes unendlich wichtigen fürftlichen Hoheitsrechts am aller: 
wenigften vom Regenten an Andere ganz übertragen werben könnte. Es ergibt ſich, wie ver: 
fehrt vollends der vor einiger Zeit in einem deutſchen Lande zur Sprade gebrachte Gedanfe 
war, dad Begnadigungsrecht ven Gerichten zu übertragen. Dadurch würde e8 ſich ja auf ver: 
derbliche Weife mit der ftreng dem Gefeg untergeordneten richterlichen Entſcheidung mehr oder 
minder vermifchen und die Abhangigkeit der Richterfprüche von dem allgemeinen Staatögefek 
beeinträdtigen. Die Gerichte würden nicht mehr blos unabhängig in ihrer Sphäre, fondern 
fie würben fouverän werden. Selbſt eine von Manchen vorgefhlagene Bedingung der Aus: 
übung bes fürftlihen Begnadigungsrechts durch eine gerichtliche Empfehlung zur Gnade würde 
vermwerflich fein. Wol aber dürfte bei allen ſchwerern Strafurtbeilen, melde des Regenten 
Beftätigung bebürfen, und bei allen Gnabengefuchen das Gericht mit der Angabe der Gründe 
zu hören fein, welche feiner unmaßgeblihen Meinung nad) für und wider die Begnadigung aus 
den Proceife ih ergeben haben. Die Beitinmung mander Kandesgefege, die Begnadigungen 
zum Theil höhern Zandesftellen zu überlaffen, könnte alſo weniyftens nur bei jehr geringen 
Straffällen Billigung finden und nur alsdann, wenn einer fehr hohen Behörde, und jedenfalls 
einer andern als der ftrafenden felbft die Ausübung des Begnadigungsrechts übertragen wäre. 
Nah dem Bisherigen kann man alſo auch der Anficht von Tittmann („Handbuch der Strafrehts- 
wiſſenſchaft“, $.67) nicht beiftimmen, welder Begnadigung nur zuläfjig findet entweder auf ein 
Bittgeſuch des Angeklagten oder auf eine richterlihe Empfehlung und jedenfall fogar alddann, 
wenn dad richterliche Urtheil noch nicht gefällt ift, welcher ferner fogar die Abolition, außer bei 
den Vergehen gegen die Perſon des Monarchen felbft, für ganz widerrechtlich erklärt. Alle diefe 
Anfihten beruhen ebenfalld nur auf den falihen Grundanfichten über das Begnadigungsredt. 

Nach der ganzen Begründung des Begnadigungsrechts ergibt fih Übrigens wol von ſelbſt, 
daß eine im einzelnen Falle fich ergebende zu große Milde einer Strafe nit durch Verſchär- 
fung aufgehoben werben darf. Gie würde das weſentliche Recht des Bürgers, nicht härter 


15) Vergl. L. 18, 25 D. De legib. L. 34, 56, 90, 155, 179 De regul. jur. L. 32 De poen. 
L.9 De servit. L. 43, p. 2 De damno inf. L. 31 De evict. 
16) Bergl. Martens, ‚Einleitung in das europäifche Völkerrecht“, 8 104. 
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beftraft zu werben als dad allgemeine Strafgefeg dem Richter erlaubt, auf die gefährlichſte 
Weiſe verlegen. Sie kann ebenjo wenig dem Richter ald dem Souverän zuftehen. Auch treten 
hier die obigen Gründe für die Begnadigung nit ein. Sie wäre auch am wenigften eine Be: 
gnabigung. 

Aus der reichen Literatur über ven Gegenftand ift hervorzuheben: Salchow, „Über dat 
Begnadigungsrecht des Negenten‘ (Jena 1802); Bayl in den „Beiträgen zum Criminal: 
rechte” (Bamberg 1815), I, 122 fg.; Buma, „De jure gratiae‘ (1823); Dompiert. 
„Examen du droit de grace“ (1829); Zirkler im „Rechts-Lexikon“, I, 701 fg.; Plod- 
mann, „Das Begnadigungsrecht“ (Erlangen 1845); Iagemann im „Eriminal= Lexikon“, 
1, 88 fg.; Köftlin, „Syftem des deutſchen Strafrechts“ (Tübingen 1855), I, 632 fg. 

MWelder. 

Begnadigung (bedingte) und Beurlaubung der Sträflinge. Baft in allen Staa 
ten, und befonderd in denen, in welchen das legte Jahrzehnd neue Strafgefegbüder in dad 
Leben gerufen hat, tritt die Erſcheinung hervor, daß ſich die Bevölkerung der Strafanftalten 
mindeftens verbopelte. Diefelbe ift nicht das Ergebnif einer Vermehrung der Verbrechen ; die 
Statiftif Iehrt, daß diefe kaum in dem Maße flattgefunden hat, in welchem ſich die Ginwohner: 
zahl ver betreffenden Staaten erhöhte. Sie hat zwei andere Gründe: die Vermehrung dar Ver: 
urtheilungen, in Folge des Abgehens von der Beweidtheorie und des Eintritts der, leichter zu 
befriebigenden, innern Überzeugung der Richter und Geſchworenen in ihre Rechte, und die An: 
drohung und Vollftredung längerer Freiheitsſtrafen. Die legtern find aus dem Einfluffe her: 
vorgegangen, welden die franzöſiſche Strafgefeßgebung auf mehre der neuen Strafgefegbüder 
ausgeübt hat; fie ergaben ji) aus der angenommenen Dreitheilung der ftrafbaren Handlungen 
in Verbrechen, Vergehen und Übertretungen gleichfam von felbft, indem diefe ven Gefeggeber 
zwang, eine jede ber legtern, welche er ven Verbrechen anreihen zu müffen glaubte, ohne Rüd: 
fit auf die Verfhuldung im einzelnen Falle, minveftens mit dem Minimum der jedes Ber: 
brechen treffenden, entehrenden Zuchthausſtrafe zu bedrohen; ebenfo waren es dem deutſchen 
Rechtsbewußtſein widerſprechende Rechtsſätze, wie der in der gleichen Beſtrafung des Verſucht 
und des vollendeten Verbrechens, der Theilnahme und der Urheberfhaft und ähnliche, deren 
Übernahme aus dem franzdfifchen Rechte die Freiheitäftrafen verlängern mußten. Es ift vor: 
züglich das preußifche Strafgejegbudh vom 14. April 1851, welches durch den eben gemachten 
Vorwurf betroffen wird. Die Zahl der Züchtlinge, welde in Preußen 1848—49 nur 14,118 
betragen hatte, ftieg fhon 1852 —54 auf 26,875, diejenigen ungerechnet, welche wegen 
Mangeld an Reue in den Strafanftalten, auch in den Gerihtögefängniffen zurüdbehalten 
werben mußten und welche auf 7—8000 anzufchlagen ift. Diefe Überfüllung der Strafanftalten 
ift nun aber faft überall zu einem wahren Notbftande geworben, welcher der ſchleunigſten Ab: 
hülfe bedarf, die jedoch radical nur in der allgemeinen Abkürzung der Freiheitöftrafen gefunden 
werben ann. Die legtere wird auch um fo erfoderlicher, als die neuern Gefängnipfofteme, 
vorzüglich das der Einzelhaft, auf fürzere Kreiheitäftrafen baftrt find und nur bei diefer mit dem 
nöthigen Erfolge zur Anwendung gebracht werben können, fonft aber ihren Zweck verfehlen. 

Man erkannte dies in Nordamerika feit längerer Zeit und fuchte durch ſehr zahlreiche Br: 
gnabigungen zu helfen. In England war es zuerjt ver Generalinfpector der Gefängniſſe Hil, 
welcher die Nachtheile hervorhob, die damit verbunden find, wenn ohne Rückſicht auf das Be: 
tragen des Gefangenen die volle erkannte Strafe verbüßt werden muß, und in Frankreich hatten, 
von gleicher Anfiht ausgehend, Bonneville und Dupin 1847 das Syſtem der proviſoriſchen 
Freilaffung als Mittel der Ausgleihung vorgefchlagen. Ducpetiaur, der belgifche General: 
infpector der Gefängniffe, machte 1853 in feinem „‚Avant-Projet de loi sur le r&gime des 
prisons“ Vorſchläge, wie die vorläufige Entlaffung der Sträflinge wegen guter Aufführung 
zu regeln fein werbe. Nach diefen Vorfchlägen wir in dem Urtheile das volle Maß der Straft 
ausgefprodhen , welche das Gericht als die der Verfihuldung entfpredhende erkennt, ver Gefan: 
gene muß biefe Strafzeit aushalten, wenn nicht die Gnade die Zeit abfürzt; hat er aber durch 
völlig tadelloſes Betragen während einer längern Dauer der Haft gezeigt, daß er gebeflert 
erfheint und die bürgerliche Gefellfhaft ihm vertrauen kann, jo wird er proviforifch unter der 
Bedingung in Freiheit geiegt, daß er fi auch in der Freiheit gut beträgt, ſodaß er, wenn el 
die Freiheit misbraucht, ſogleich wieder in die Anftalt zurückgebracht und für dem Reſt det 
Strafzeit dort verwahrt wird. !) Es wird diefe Beurlaubung fhon nad dem Ablaufe der erften 
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Hälfte der Strafzeit ald angänglic; erachtet, wenn die Sträflinge Beweiſe ihrer aufrichtigen 
Reue und hinreichende Garantien ihrer künftigen guten Aufführung gegeben haben. Die pro: 
viſoriſche Entlaffung erfolgt unter beftimmten Bedingungen, auf föniglihen Beſchluß, auf ven 
Antrag des Juftizminifters und nad vorgängiger Vernehmung ded comité de surveillance 
und des Generalprocurators. Die Vollziehung der Strafe wird durch die Entlaffung unter: 
brochen, der Entlafjene aber in die Anftalt zurückgebracht, wenn er ſich ſchlecht aufführt und feine 
Freiheit misbraudt. Geſchieht dies niht, dann wird er nad dem Ablaufe der Urlaubszeit 
definitiv frei, aud von der Polizeiaufficht. Der lebenslänglich Verurtheilte wird fo betrachtet, 
als fei jeine Verurtheilung auf zwanzig Jahre erfolgt. Auch in Frankreich wurde das Syſtem 
der liberte sous condition ſehr empfohlen und fchon feit 1822 bei jeunes accuses in mehren 
für diefelben beftimmten Anftalten, z. B. in Mettray, angewendet. Es find die socistes de 
patronage des jeunes detenus et jeunes liberes, welche die vorläufig entlaffenen und bei 
zuverläffigen Bamilien in die Lehre gegebenen jugendlichen UÜbertreter zu überwachen haben, 
und von welden die erfte jih in Paris Hilvete, der mehre in andern Städten nadhfolgten. 
Die Maires haben alle ſechs Monate über die Führung biefer liberes Bericht zu erftatten, 
welde, wenn jie ſich jchledht aufführen, fogleidh wieder in die maisons de correction zurüd: 
gebracht werden. Überhaupt hat man in neuerer Zeit in Frankreich die allgemeine Ausführung 
des Syſtems der libert& sous condition als fehr empfehlenswerth , namentlich in den Verhand⸗ 
lungen der Akademie der Wiſſenſchaften zu Paris vom Jahre 1853, vorgefchlagen. 

Als man in England immer mehr zu verliberzeugung gelangte, daß die Strafen eine Geftalt 
gewinnen müßten, in der fie geeignet wären, eine Beſſerung des Beftraften zu bewirken, richtete 
man feine Aufmerkſamkeit fhon vor länger ald 15 Jahren beſonders auf die zur Trandporta= 
tion nach den Golonien Verurtheilten. Man wollte jedem Sträflinge die Ausſicht eröffnen, ſich 
felbft eine beſſere Lage in den Eolonien.zu bereiten, er follte gleichfam fein Schickſal in der eigenen 
Hand haben. Man clafjificirte deshalb die Transportirten nah ihrer Aufführung , brachte die 
ſchlechteſten nach Norfolt- Island unter ftrenge Zucht, ließ die befjern in Vandiemensland unter 
Auffiht arbeiten und bei anhaltend gutem Betragen in die Glaffe der ticket of leave men 
treten, welche, mit einem Urlaubsfcheine verſehen, ſich freie Arbeit, gegen eine gewiſſe Gebühr, 
fuchen konnten, und unter der Bedingung ihre Freilaffung erwarben, daß fie während ihrer 
Strafzeit in ihr Vaterland nicht zurüdfehrten. Man erkannte zu gleicher Zeit aber au, daß 
man fi nur dann von diefem Syſteme befondere Vortheile verfprehen dürfe, wenn man zuerft 
bei jedem Transportirten geeignete Mittel anwende, ihn durch Unterricht, religiöfe Erweckung 
und angemeffene Beihäftigung auf den Weg der Beflerung zurüdzuführen. Das Mufler: 
gefängniß Pentonville zu London nahm zu diefem Zwecke eine Anzahl der zur Transportation 
Berurtheilten (convicts) auf 18 Monate (jpäter nur zwölf Monate) in eine einfame Haft 
auf und wandte auf fie in verfelben die geeigneten Beſſerungsmittel an. Man ftellte ihnen 
die Ausfiht, ſchon in der Anftalt ein ticket of leave zu verdienen und dann jogleih in ber 
Golonie in die genannte beſſere Elafle der Trandportirten überzutreten. Man nahm jedoch bald 
wahr, daß der lbergang von der Iſolirhaft zur Einſchiffung ein zu jhroffer und eine Liber: 
gangsftation nöthig fei, theils um die in der Ginzelhaft geſchwächte Geſundheit wieder zu kräf⸗ 
tigen, theils um in der Gefammthaft die Sträflinge vem Leben wieder mehr zu nähern und auch 
bier noch die Befferungsmittel fortiegen zu können. Man erfah hierzu beſonders die Straf: 
anftalt von Portland, bei der Stadt Wenmouth, auf einer Infel 150 englifhe Meilen von 
London, belegen, ſodann auch Dortmoor und Portsmouth = Prifon. Dortmoor, früher ein 
Gefängniß für Kriegsgefangene , ward befonders dazu beftimmt, ſchwächliche Gefangene durch 
landwirthſchaftliche Arbeiten zu ftärfen, und Bortämouth= Prifon wurde feit 1852 dazu be: 
ſtimmt, die biäher in ven Hulks zu Marinearbeiten Verwendeten aufzunehmen. Für die zur 
Transportation verurtheilten Weiber ift ed die Strafanjtalt von Milbanf zu London und 
Brirtongefängniß , welche ven gedachten Zweck zu erfüllen haben. In diefen Übergangsgefäng- 
niffen wird das fortgefegt gute Betragen durch Belobigungszeichen (badges) belohnt, welche 
ein Anrecht auf die Abkürzung der Strafzeit und die Verſehung in eine beſſere Strafclaſſe in 
ihrem Gefolge haben. Gute Aufführung befähigt, ſchon nach anderthalb Jahren nad den 
Golonien eingefifft zu werden, wo dann nach fortgefegter guter Führung ſchon nad zwei 
Jahren ein ticket of leave erworben werden fann. Obgleih man mit dem Erfolge diejer Map: 
zegeln im Ganzen zufrieden war, fo erreichte doch in den täglich blühender werdenden Golonien 
die Abneigung gegen die Transportation einen immer höhern Grab: das — der Colo⸗ 


436 Begnabigung (bedingte) 


nien wurbe durch viefelbe bedroht und die freiwillige Auswanderung , welche die in Auftralien 
aufgefundenen Goldlager fo beförberte, weſentlich durch diejelbe gehemmt. Man mußte entweder 
die Transportation aufgeben oder fi den gedachten Nadıtheilen unterwerfen. Die Öffentliche 
Meinung entſchied ſich mehr fürdas Erftere, und ed Fam, wiewol unter heftigem Widerſpruche, 
namentlich der Richter, dad Gejek vom 20. Aug. 1855 zu Stande. Died Gefeg ſprach es au, 
daß die Transportation nur aufvierzehn Jahre und darüber (und auf Lebenszeit) erfannt werben 
könne und daß, flatt der bisher zuläfiigen Transportation auf fieben oder zehn Jahre, die 
Strafarbeit (personal servitude) oder Einfperrung in eine Strafanftalt mit dem Zwange zur 
Arbeit an Öffentlihen Werfen im Erfenntniffe ausgefprochen werben foll. Die vierjährige per- 
sonal servitude fteht hierbei der fiebenjührigen Transportation gleih. Die zu folder Strafe 
Berurtheliten, convict-prisoners genannt, haben nach drei Abftufungen ihre Strafe zu erfteben. 
Sie werben zuerft einer neunmonatlihen Ifolichaft unterworfen und in der zweiten Periode zu 
den gedachten Arbeiten angehalten. Die Urtheile ſprechen e8 aus, ob diefe Arbeit eine ſchwere, 
hard labour, fein ſoll; doch ift e8 in den verſchiedenen Gefängniffen auch verſchieden, was man 
unter hard labour zu verftehen habe. Gemeinhin ift e8 die Arbeit an der Tretmühle oder am 
crank, einer in den Zellen angebrachten Mafchine, welche der Gefangene mit großer Anftren= 
gung nuglos drehen muß, oft rechnet man dazu auch fhon das Wergzupfen, Schuhmachen, 
Strohteppichfertigen u. dergl.2) Den zur personal servitude Berurtheilten ift die Ausficht eröff: 
net, daß jie nad) vem Ablaufe ihrer Strafzeit bedingt begnadigt werden würden. Sie werben bei 
guter Aufführung, und dies ift die dritte Abftufung der Strafe, proviforiich in der Art in 
Freiheit gefegt, daß fie, fobald fie ihre Freiheit misbrauden oder durd ihre Aufführung 
Beforgnifle erwecken, in die Strafanftalt zurüdgebradt, und daß ihnen dann die Dauer der in 
Freiheit zugebrachten Zeit nicht als Strafzeit angerechnet werden foll, fie für den Reit ihre 
Strafe vielmehr vollftändig zu verbüßen haben. Durch ſechsmonatliche gute Aufführung kann 
der Sträfling fich ein Belobigungszeihen (badge) verdienen, durch welches er in den Genuß 
befonderer gratuities gelangt, 3. B. zum Befuche feiner Freunde, zum Brieffchreiben , befferer 
Koft und dazu, daß ihm gewiffe Summen, gleihfam ald DVervienftantheil, gutgefhrieben 
werben. Davon, ob ein convict bereitö in der Einzelhaft badges erhielt, hängt feine fpätere 
Lage in der Geſammthaft ab. In dieſer hat er vier Perioden durchzumachen, wobei der Eintritt 
und bie folgende Periode immer von der fortgefegten guten Führung abhängig iſt. In jeber 
fernern Periode fteigern ſich die gratuities, 3. B. zwei badges, eine ausgezeichnete Kleidung, und 
fogar ſchon nad) dem Ablaufe der zweiten Periode beginnen die Vorbereitungen zu feiner pro- 
viforifchen Entlaffung; e8 werben Erfundigungen darüber eingezogen, wo der zu Entlaffenve 
bet zuverläffigen Leuten untergebracht werben kann, und es erfolgt endlich, nad) von ben Unter: 
ftaatöfecretären der Minifterien ded Innern und der Kolonien gehaltenem DBortrage, feine 
bedingte Begnadigung. Man hat gegen die ticket of leave men faft allgemein Borurtheile und 
fürdtet ih, fie in den Dienft zunehmen, behauptet auch, daß das ganze Syſtem die Heuchelei 
beförbere;, dennoch jind die durch daffelbe erlangten Reſultate fehr günftig zu nennen, da von 
5152, vom Jahre 1855 bis zum 11. März 1856 bedingt Begnadigten nur AA7 oder 8 Pror. 
wegen neuer Verbrechen vor Gericht geftellt wurden, und nur 179 oder 3 Proc, wegen ſchlech⸗ 
ter Aufführung in das Gefängniß zurücdgebracht werden mußten. 

Diefe Refultate dürften mol geeignet fein, auch die deutichen Staaten auf dad Syſtem ber 
bedingten Begnadigung befonders aufmerffam zu maden, damit man auch in ihnen zur Abkür⸗ 
zung ber Breiheitäftrafen auf einem Wege gelange, welcher ven Beſſerungszweck verfolgt und bie: 
fen befler zu erreichen geeignet ift ald alle Strafqualificationen, körperlihe Zühtigungen, und 
wie die Waffen der Abjchredtungstheorie fi) nennen mögen, dies zu thun im Stande find. So: 
weit wir willen, hat, außer Mittermaier im „Archiv des Criminalrechts“, nur der Appellationd: 
gerihtöpräfident Wengel in Ratibor in dem Goltvammer’fhen „Archiv für preußiſches Straf: 
recht“, 1854, die Einführung des Beurlaubungsſyſtems, diefer zunächft mit Bezug auf Breufen, 
ausführlicher empfohlen, wobei Wengel die Beurlaubung nad) dem Ablaufe von drei Viertbeilen 
ber Strafzeit eintreten laflen will. Wir find nicht fehr befreundet mit einer befondern Bevor: 
zugung des einen Sträflingd vor dem andern in der Strafanftalt; eine ſolche erweckt den Neid 
und den Haß der Mitgefangenen und kann zu Exceſſen führen, wie fie in der Strafanftalt zu 
Münden kürzlich vorgefommen find, mo die Oefangenen ihnen zu fogenannten Aufpaffern 

vorgefegte Kameraden erjchlagen haben. Wir mürben bei ver Einführung ber bebingten 
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Begnadigung dad Syſtem der badges und Führungsclaffen nicht mit übernehmen. Der 
arbeitfame und gehorfame Gefangene bleibt auch ohne folde Zuthaten feinem Vorgejegten nicht 
unbemerkt und wird um fo achtenswerther erſcheinen, wenn er fi) nicht durch die Ausſicht 
zu erlangender Vortheile zur guten Aufführung bewogen flieht, diefe vielmehr bei ihm aus 
einer durch innere Überzeugung bervorgerufene Blihterfüllung hervorgegangen ift. Der Vor: 
wurf, welhen man dem Syftem madıt, daß ed die Heuchelei erwede und beförbere, ift dann 
wenigſtens in einem viel geringern Maße an feiner Stelle. 2, Trieft. 

Begräbniß. Sitte und religiöfe Anfihten haben bei den verſchiedenen Völkern und in 
verichiedenen —5*— eine ſehr abweichende Behandlung des menſchlichen Leichnams veranlaßt. 
Während der Aghpter, der Guanche, der Nadoweſſe durch mehr oder minder künſtliche Einbal- 
ſamirung die Form des Leibes möglichſt lange zu erhalten ſucht, zerſtört der Hellene, der Römer, 
der Cingaleſe durch Feuer ſo ſchnell und ſo vollſtändig als möglich jede Spur des ſeelenloſen 
Körpers; der Parſe läßt ſeine Todten von Hunden freſſen, der Otaheiter fie in freier Luft ver: 
weſen, ber Europäer bedeckt jie hoch mit Erbe, damit fie ungefeben und den Lebenden unſchädlich 
vermobern. Bei der großen Häufigkeit des Falles und feinen vielfachen Beziehungen zu dem 
geiftigen und körperlichen Leben ift eine zweckmäßige Behandlung veflelben von großer und alle 
gemeiner Wichtigkeit, und aud) der Staat ift in mannichfacher Beziehung aufgerufen, vurd 
Zwangsvorſchriften und Öffentliche Anftalten ſchützend und ordnend einzufchreiten, indem bie - 
Erfüllung des Wünfchenswerthen und Nothiwendigen weder von dem Willen noch von ben 
Kräften des Einzelnen immer erwartet werden kann. Seiner Thätigkeit ift eine vierfadhe Auf: 
gabe geftellt. Vor allem muß dafür geforgt werben, daß feine aus Gründen des allgemeinen 
Nutzens verwerflihe Art die Leihname überhaupt zu behandeln ſich fejtiege; zweitens ift zu ver— 
hindern, daß blos Scheintodte nicht als wirklich verftorben behandelt und dadurch verlegt oder 
erſt jegt getödtet werben; brittend hat eine Unterfuchung der zu beftattenden Leihname zum Bes 
huf der Verhinderung oder wenigftens Entdeckung von Lebensberaubungen flattzufinden; und 
viertend endlich find wirthſchaftliche Misbräude, fei ed, daß fie Einzelnen, fei es, daß fie dem 
Allgemeinen Schaden drohen, aus dem gebräudlichen Geremoniell bei Todtenbeftattungen zu 
entfernen. 

1) Die allgemein ſchädlichen Arten ver Behandlung von Leihnamen laffen ji eintheilen 
in ſolche, weldhe der Geſundheit der Lebenden nachtheilig wären; in foldhe, welche das ſittliche 
Gefühl und den Anftand verlegten; endlich in folde, bei denen unnöthigermweife ein für die Ge: 
fammtbeit nützlicher Stoff verfhwendet und zu Grunde gerichtet wird. Der Gefundheit jind 
alle jene Behandlungen der Leichname nadtheilig, welche die Lebenden in die Nothwendigkeit 
oder mindeſtens Wahrfcheinlichfeit verfegen, die aus den verweſenden Körpern ſich entwideln: 
den ſchädlichen Gasarten einzuathmen. Wenn hiervon beim Verbrennen oder Einbalfamiren 
der Reichen feine Rede ift, fo kann ed nicht nur der Fall fein, wenn die Leihen ohne weiteres 
hingeworfen und der Fäulniß in freier Luft überlajfen werden, fondern aud, wenn fie zwar dem 
Auge entzogen, allein nur auf eine unvollftändige Weife von der Verbindung mit der Atmo⸗ 
ſphaäre abgefhloffen find. Letzteres ift denn der Grund, warum ein nur oberfläglihes Ein: 
ſcharren nicht geduldet werden mag; warum ferner die Begräbniffe in gefchloffenen, von Mens ' 
fhen wenigftend zuweilen benugten Räumen und in deren nächſter nicht ganz abſchließbarer 
Nähe, fomit alfo vor allem in Kirchen, unbedingt zu verbieten find; und weshalb endlich bie 
Begräbnißpläge nicht einmal in der Mitte von Wohnorten geduldet werden dürfen. Möchte hin: 
ſichtlich des legtern Punktes an und für ſich allerdings Schuß auch in tiefen Gräbern geſucht 
werben können, und find ohne Zweifel die in neuern Zeiten fo allgemein gehegten und zu fo 
vielen Eoftfpieligen Verlegungen Anlaß gebenden Beforgniffe ziemlich übertrieben: fo läßt id 
doch in befondern Fällen die Möglichkeit einer [hädlihen Ausdünſtung nicht leugnen, wie z. B. 
bei großer ven Boden fpaltenden Dürre, Offnung eines noch neuen Grabes, und iſt demnach 
die Anordnung, daß alle Begräbnißpläge außerhalb des Bereichs der Wohnorte und womög⸗ 
(ich etwas erhöht und von der Strafe abgelegen zu errichten feien, ganz zwedmäßig. Als dem 
Anftande zumider müßte es betrachtet werden, wenn die nadten Leichname dem öffentlichen An⸗ 
blick bloßgeftellt würden; das fittliche Gefühl aber könnte e8 nur verlegen, wenn bie abgelegten 
Hüllen folder, welche wir in diefer Form liebten und achteten, ohne Ernft und Rückſicht bei Seite 
gefchafft und vielleicht der Noheit und dem Leichtjinne zum Spotte und Spiele überlaffen wer: 
den wollten. Eine fo geiftlofe Eitelkeit e8 verräth, wenn ein Menſch ausführliche Anoronungen 
über eine einftige beſonders ehrenvolle Behandlung feines Leichnams trifft, und fo gewiß der 
von dem Geifte verlaffene, einer efelhaften Zerftörung ſchnell entgegengehende Körper nur von 
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der Heuchelei oder dem durch den Schmerz ded Verluftes getrübten Verſtande mit denjelben, wo 
nicht mit größern Zeichen von Liebe und äußerer Achtung, welde bisher dem lebenden Weſen 
gebührten, behandelt werden kann: ebenfo ficher ift eine frivole und unwürdige Befeitigung der 
irbifchen Überrefte eine Verlegung der Würde des Menſchen, den wir ja nur in diefer Erjchei- 
nung erkennen und ehren ober mißhandeln fönnen. Daß eine ſolche Behandlung überdies nach— 
theilig auf das feinere Gefühl der Jugend wirken würde, fann feinem Streite unterliegen. Sitte 
und Bildungsgrab des Volks Haben zu entſcheiden, was ald verlegend anzufehen und zu unter- 
fagen ift. Da nichts fiherer ift, als daß jener Menſch ftirbt, und nichts wahrfheinlider, als daß 
jeder auch regelmäßig beftattet wird, fo ift die Zahl der jährlich zu begehenden Leihenbegäng- 
niffe in jever bürgerlichen Gejellichaft jehr groß. Selbft nad) den bei weitem ſich günſtiger ftel- 
lenden Lebensbauerverhältniffen ift doch immerhin no anzunehmen, daß im Durdfänitte un= 
gefähr der fünfunddreißigſte Menfch jährlich firbt, von einer Million alfo 50,000. Somit ift 
es eine Sache von großer Bedeutung, welcherlei nugbare Gegenftände zu der gewählten Beitat- 
tungsart gebraucht, und namentlich, welche dem Leichnam in feiner künſtlich befhleunigten oder 
feiner natürlichen Zerftörung beigefellt und mit vernichtet werden. Sind ed Gegenflände von 
Tauſchwerth, jo wird dad Volksvermögen um den beträchtlichen Gefammtbetrag ärmer; find ed 
unentbehrliche Güter, jo kann theilweiſe ſelbſt vie Eriftenz durch eine ſolche Sitte bedroht fein 
und zwar, twie wohl zu bemerken, in beiden Fällen völlig nuglos, falls eine gänzlide Unter— 
laffung oder eine Verwendung mindern Werthes möglich iſt. Daß das Unterbleiben einer ſolchen 
unvernünftigen Berfhmwendung im Interefle ded allgemeinen Wohles von Bolf und Staat zu 
wünſchen wäre, bebarf feiner Auseinanderjegung; die Frage ift nur, ob der Staat diefen Werth 
durd ein Zwangsgeſetz verwirklichen darf? Die Bejahung der Frage Fan nicht zweifelhaft fein 
in Beziehung auf eine Vernichtung von Dingen, deren Erhaltung ald Bedingung der Eriftenz 
eines Theiles der Bevölkerung erfcheint, indem vernünftigerweife den Lebenden die Möglichkeit 
zu beftehen nicht verfümmert werden darf, um die Todten gerade auf eine beftimmte Weiſe ver: 
meintli zu ehren. Trägt man fein Bedenfen, wohlerworbene Privatrechte ver Möglichkeit ver 
Goeriftenz zum Opfer zu bringen, und ift dies fogar Pflicht des Staates, jo muß Died noch weit 
mehr ftattfinden dürfen in Beziehung auf die Behandlung leblofer und rehtsunfähiger Cada— 
ver. Ohne Bedenken ift naher namentlich zu behaupten, daß das Verbrennen der Leihen in 
einem nicht mit überflüſſigem Holze verfehenen Kande unter allen Umftänden zu unterjagen ift, 
indem ed für die Tobten von je einer Million Menihen nicht weniger als 100 — 120,000 
Morgen der beftbeftodten Waldungen erfoderte (jeder Brandſtoß zu zwei Klafter, ven nachhal⸗ 
tigen Jahresertrag zu einer halben Klafter vom Morgen angenommen). Inwiefern dagegen 
die Vernihtung zwar nügliher, allein nicht gerade unentbehrliher Gegenflände vom Staate 
unterfagt werben darf, ift eine andere, unten unter Mr. A näher zu erörternde Frage. 

2) Kein ſchrecklicherer Gedanke als der, lebenvig begraben zu werden, um im Grabe hülf: 
108 zu erwachen und in Verzweiflung zu fterben. Diejed Unglüdf fann aber ih gar leicht ereig- 
nen, da bie Fälle, in welchen die Lebenskraft jo gebunden ift, daß die äußere Erfcheinung des 
Zeidenden ganz die eines Todten ift, nicht eben felten find, und ein folder Zuftand des Schein: 
todes mehre Tage, fomit zur völligen Täufhung der Umgebung, fortzudauern vermag. Es 
unterliegt auch feinem Zweifel, dag nur zu viele Menſchen jhon dem furchtbaren Lebendigbe: 
graben wirklich unterworfen wurden, wenn auch vielleiht die Bermuthungen Mander über: 
trieben oder ihre Darftellungen, einer gut gemeinten Abſicht zu Liebe, zu jehr ind Schwarze ge: 
malt fein follten. Allerdings gibt e8 Ein ganz untrüglices Zeichen des Todes, nämlich die 
Fäulniß, allein das Abwarten derfelben ift wenigſtens häufig mit mannichfachen Unbequemlich⸗ 
keiten und felbft mit Gefahr für die Umgebungen verbunden, ſodaß eine Entfernung des Todten 
vor deren Eintritt jehr wünfchenswerth fein kann, wie z.B. in ven engen Wohnungen der Ar: 
men, bei heißem Wetter, anfterfenden Krankheiten u. ſ. w. Um die beiderfeitigen Intereffen zu 
wahren, bleiben dem Staate nur zwei Mittel, nämlich die Errichtung von Leihenhäufern zur 
Aufnahme ver Geftorbenen bis zum Gintritte ver Fäulniß und die Beftellung einer möglichſt 
intelligenten Zeihenjhau, ohne deren Unterfuhung und Erlaubniß kein anfcheinend Todter be: 
graben werden darf. Das Leichenhaus ift an dem Begräbnißplage felbft zu errichten und ent: 
hält außer ver Wächterwohnung Raum für die fämmtlihen in der Gemeinde möglichermweife 
zu gleiher Zeit vorfommenden Leihen, am beften eigene Eleine Zimmer für jede einzelne Leiche, 
ferner Bades, Belebungs- und Sectiondzimmer. Nachts ijt Alles gut erleuchtet, Winters ge: 
heizt. Im dieſes Haus wird jeder anfcheinend Todte innerhalb 24 Stunden nach feinem Ver— 
, Heiden gebracht und daſelbſt bis zu der erft nad) unzweifelhafter Fäulniß eintretenden Beer: 
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digung unentgeltlih aufberwahrt. Während diefer Zeit ift er mitteld feiner Vorrichtungen in 
folde Verbindung mir einem Glockenwerke gebracht, daß auch die leifefte Bewegung Lärmen 
verurfachen würde; außerdem Hat der Wächter die Pflicht, durch die aus feinem Zimmer in die 
Todtenzimmer gehenden Benfter die Leichen beftändig zu beobachten. Bei dem mindeften Lebens: 
zeichen iſt ärztliche Hülfe zu rufen. Daß diefe (zuerft von P: Frank vorgefhlagene, von Hufe: 
land aber weiter verbreitete und in manchen der größern deutſchen Städte wirklich ausgeführte) 
Einrichtung bei irgend genauer Auffiht auf die Wächter dem Zweck völlig entipricht, kann nicht 
dem geringjten Zweifel unterliegen; ſchade nur, daß die Erbauung und Erhaltung des Hau: 
feö, Heizung und Beleudtung, fowie die Wächterlöhne feinen unbeveutenden Aufwand erfo- 
dern, daß Mande ſich flräuben werben, einen zärtlich geliebten Todten fobald aus ihrer Nähe 
und überhaupt in ein Öffentlihes Haus bringen zu laffen; endlich daß Leihendffnungen und 
feierliche Züge wo nicht unmöglid, gemacht doch erſchwert werben. Gine facultative Benugung 
der Anſtalt räumt freilich, mit Ausnahme des Koftenpunftes, diefe Einwendungen weg, hebt 
aber zu gleicher Zeit auch die völlige Sicherung gegen dad Begraben Scheintodter wieder auf. 
Jedenfalls kann in Eleinern Gemeinden, d. h. in der großen Mehrzahl der Fälle, an die Errid;: 
tung von Leichenhäuſern nicht gedacht werden, Für diefe nun, wie überhaupt für alle Fälle, wo 
diefe Einrichtung aus irgendeiner Urſache nicht befteht, bleibt als Nothbehelf die Leichenſchau— 
Wenn diefe Unterfudung der angeblid Verftorbenen an einen mit den Kennzeichen des Todes 
vertrauten Mann, namentlih an einen Wundarzt übertragen, derjelbe durch genaue Inftruc- 
tionen und gemeinfhaftlihe Belehrungen mit feinem Auftrage vertraut gemacht, der unmittel: , 
bar vorgefegten ärztlihen Behörde aber deſſen Beauffihtigung übertragen ift, fo mag immer: 
bin mit ziemlicher Gewißheit auf Verhütung von Unglüßsfällen gehofft werben. Sowol um 
den Leihenfhauer unangenehmen Zubringlicfeiten zu entziehen, als auch um gegen Überei: 
lungen von feiner Seite möglichft gefhügt zu fein, muß eine Zeitfrift feftgefeßt fein, vor deren 
Ablauf Feine Beerdigung flattfinden darf, außerordentliche von einem Arzte beſonders geprüfte 
Fälle ausgenommen. Zwei Tage find, wol mit Recht, in der Negel Hierzu feftgefegt. Billige 
Zaren haben Erpreffungen zu verhindern. 

3) Sowol das Leihenhaus als die Leihenihau Eönnen fehr leicht zur Entdeckung etwaiger 
gewaltfamer Lebensberaubungen benugt werben. 88 bedarf in beiden Fällen nur einer Aus: 
dehnung der Amtsanweiſungen und der Vorſchrift unverweilter Anzeige bei dem zuftändigen 
Gerichte oder Polizeiamte im Falle eined Verdachtes. Da die ganze, denn doch weder überflüf: 
fige noch unwichtige Veranftaltung ohne irgendeinen Aufwand oder Jemandes befondere Be: 
läftigung auszuführen ift, fo hat wol ihre Empfehlung feine weitere Begründung nöthig. 

4) Schwieriger ift die Brage, ob der Staat einen Grund und ein Recht hat, wirthſchaft— 
liche Misbräuche, d. 9. Luxus, bei den Beerdigungen durch Zwangsmaßregeln abzuftellen? 
Die Verfhwendung kann hauptfächlich zwei Richtungen nehmen; einmal nämlich mögen ben 
Todten Koftbarkfeiten an Kleidung, Schmud u. ſ. w. ind Grab gegeben werben, wozu nament: 
lich auch theure Särge gehören; zweitens iſt unnöthiger Aufwand aller Art bei ven Lelchencon⸗ 
dueten denkbar, z. B. für überflüffige Wagen und Begleiter, Gaftmahle, Geſchenke. Kein Vers 
nünftiger wird einen Augenblid anftehen, beides ald Beweife menſchlicher Schwäche zu erklären. 
Er wird fiherlidh bedauern, daß jährlih nur an Kleivdungsftoffen und Särgen in Europa viel: 
feicht für 50 Mill. Glon. in den Gräbern verfaulen, und ed dem feinern Gefühle zuwlder fin- 
den, wenn ein Trauerfall als Veranlaflung zur Oftentation und zu Schwelgereien misbraucht 
wird. Allein dies Alles ermächtigt den Rechtöftant noch nicht zu einem Verbot. Der Bürger 
Hat das Recht, wenn er will, Theile feined Eigenthums nuglos zu vernichten, folange er nicht 
den Rechten Dritter dadurch zunahe tritt; er kann auch minder ſchickliche Gelegenheiten zu fteri- 
len Ausgaben benugen und der Stant darf ſich nicht als feinen Vermögendverwalter und Bor: 
mund betragen, folange nicht die ganze Handlungsweiſe deſſelben Verftandesfranfheit zeigt. 
Dagegen unterliegt ed ebenjo wenig einem Ziveifel, da der Staat das Recht und die Pflicht Hat, 
diejenigen Bürger, welden zu jolher unvernünftigen Verſchwendung Luft oder Geld fehlt, 
gegen Zwang zur Theilnahme zu [hügen. Gin jolher Zwang kann denn nun aber nicht blos 
durch eigentliche Gewaltthat ausgeübt werden, ſondern auch durch eine despotiſche Gewohnheit, 
welche namentlich von Denjenigen, die einen Vortheil daraus ziehen, als unerlaßlich dargeftellt 
und gehandhabt wird. Dey Einwendung, daß einem blos moralifhen Zwange ein Eräftiger 
Wille ſich entziehen könne, Schwäche aber freiwillig fich unterwerfe, und daß ſomit auf beiden 
Seiten fein Nedhtfertigungsgrund zu einer Staatdeinfchreitung vorhanden fei, ift zu entgegnen, 
daß gerade hier der Bürger jehr häufig feiner gewöhnlichen Kraft nicht mächtig fei und fomit 
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allerdings den Staat um Schug angehen dürfe. Der betäubende Schmerz eines neuen Ber: 
luſtes macht unfähig und umwillig zur Beſtreitung unbilliger und närriſcher Foderungen, 
welche man unter allen andern Umftänden von der Hand weifen würde. Manden wird Rüd- 
fit auf jeinen Erevit ald Gewerbtreibender abhalten, ven Anſchein einer ängftlihen Sparjam: 
feit auf jih zu ziehen; oder er hat die bei dem Unfuge Gewinnenden zu [honen. Dazu fommen 
noch die Fälle, in welchen Minderjährigen oder Abweſenden eine ſolche Verſchwendung ohne 
meitered aufgedrungen wird. Nun leuchtet aber ein, daß wirfjamer Schuß nur gegeben ift in 
einer vom Staate ausgehenden Unmöglichkeit, anders ald einfah und nur das Notbwendige 
und Anftändige erfüllend zu verfahren. Somit wird alfo allerdings eine die beiden oben ange= 
deuteten Verſchwendungsarten ins Auge faffende und vie je nad) der bisherigen Örtlihen Unfitte 
bejonders beftehenden Misbräuche auch bejonders verbietende Leichenordnung völlig geredht: 
fertigt und nüßlich fein. Die große Mehrzahl wird höchſt dankbar für die wohlthätige Beichrän- 
fung fein, und die Erfahrung zeigt, daß jid gar bald Feine Luft zum Alten mehr zeigt. Unter 
allen Umftänden müffen dabei übrigens die Vorſchriften indispenfabel fein, denn fonft droht 
die Gefahr, daß der Lurus aufer der Beibehaltung der alten Ausgaben auch nod die Erkau— 
fung der Diöpenfation verlangt. Dagegen bringt ed die Verfhievenheit der bürgerlichen Ver— 
bältniffe und bed Vermögens mit, daß einige Glaffen von erlaubten Feſtlichkeiten und Koften 
gemacht werben; nur muß aud nod die höchſte Claſſe ganz innerhalb ver Grenzen eines ver- 
nünftigen Betrages jid halten. 

Über die Unfiderheit der Kennzeichen des Todes ift unter Anderm nachzuſehen: Frank, 
„Mediciniſche Polizei, Bd. IV und V (ver Originalausgabe); Hufeland, „Über die Ungewiß— 
heit des Todes’ (neue Aufl., Halle 1824); Schneidawind, „Der Scheintod, nad Orfila und 
Andern‘ (Bamberg 1829). Uber Leihenhäufer, außer den angeführten Schriften von Frank 
und Hufeland: Agel, „Uber die Leihenhäufer, als Gegenftand ver ſchönen Baukunſt“ (Stutt- 
gart 1796); Beil, „Das Leihenhaus zu Frankfurt a. M.“ (Frankfurt 1829); Schwabe, „Das 
Reihenhaus in Weimar” (Leipzig 1854). Uber Leihenfhauer: Schüg, „Katehigmus für Die 
Leichenſchauer“ (Stuttgart 18354); Bouchut, „Die Todeszeihen und die Mittel vorzeitige Beer: 
digungen zu verhindern, aus dem Franzöjijchen von Dornbluth” (Erlangen 1851). 


R. v. Mohl. 

Behörden, ſ. Amt. 

Behr (Wilhelm Joſeph), geboren am 26. Aug. 1775 zu Sulzheim im jegigen Unter: 
franfen, abjolvirte in Würzburg die Gymnaſial- und Univerfitätöftudien, erhielt im Septem- 
ber 1794 die philofophifhe und im Mai 1798 die juriftifche Doctormürde, warb unmittelbar 
darauf zum Profeffor der Rechte nach einftimmigem Vorſchlage der Juriftenfacultät dejignirt, 
bezog jedoch zunächſt die Univerfität Göttingen, um die Anfichten der dortigen Lehrer fennen 
zu lernen und die dafige Bibliothek zu benugen, wurde aber fhon um Oftern 1799 von feinem 
Xanbeöherrn einberufen zum Antreten feines Lehramtes, anfänglich des Lehnrechts, dem es 
eine Abhandlung über den Unterſchied zwifchen Lehnsherrlichkeit und Lehnshoheit voraue: 
fenvete. Nebft andern Rechtsgebieten wendete er ſich aber vorzüglich auf das Gebiet der Staats- 
wiſſenſchaft, worüber er, nach aufgeftellter Abhandlung über die Nothwendigfeit und ben 
Nugen dieſes Studiums, den erften Vortrag in Würzburg eröffnete und es dahin brachte, daß 
bei der befannten Neubelebung diefer Univerfität durch die bairifche Negierung im Jahre 1804 
eine eigene ſtaatswiſſenſchaftliche Facultät errichtet wurde. Im Jahre 1806 ward ihm aud das 
Bad) des pofitiven Staatsrechts übertragen. Der große Beifall feiner ſtets jich mehrenven Zu: 
hörer und ungeſuchte Belohnungen dur Verleihung der Hofrathswürbe und Gehaltözulagen 
ſprechen für feine Verbienfte als Lehrer, und ein vorhandenes Verzeihnif von mehr ald 20 
größern und Fleinern literarifchen Werken deſſelben bekundet ven Umfang feiner friftftelleri- 
ſchen Thätigkeit. Wer diefe Schriften kennt, weiß, daß in venjelben ein Charakter der firengften 
Rechtlichkeit ausgeprägt if. Im Jahre 1819 auf den damaligen erften bairifhen Landtag von 
der Univerfität Würzburg ald ihr Abgeorbneter gefendet, hat er fi) notorifch durch feine kennt— 
nißvollsfräftige Beredtfamfeit und unbeſtechliche Redlichkeit in Erfüllung feines Mandats aus: 
gezeichnet, fi aber eben dadurch mahrfcheinlich dem herrſchenden Theile läftig und unerwünfd: 
li gemacht; denn vor dem Eintritt des zweiten Landtags 18214 wurde der obgleich anerfannt 
vortreffliche Lehrer ald folher in Ruheftand verfegt und dadurch vom Landtage fern gehalten. 
Sogar dem nad diefer Mafregel von der würzburger Bürgerfhlft zu ihrem erflen Bürgers 
meifter, und dann in den Jahren 1825 und 1831 von den Städten des Untermainkreifed zu 
ihrem Landtagsabgeordneten Gewählten wurde beide mal die Erlaubnif zum Eintritt in den 
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Zandtag ohne alle Angabe von Gründen verweigert. Mit gewohnter Pflichttreue und Redlich⸗ 
feit verwaltete B. auch das ihm übertragene Bürgermeifteramt elf Jahre lang. Die vamalige 
bairiſche Negierungspolitif und die abermalige Zurücdweifung B.'s vom Landtage hatte eine 
lebhafte Oppoiition in Nede und Schrift erweckt, die natürlich dureh die Julirevolution gefteigert 
war. Gin au 27. Mai 1852 in Gaibach in liberalem Sinn begangenes bairiſches Conſtitutions⸗ 
feſt, bei welchem natürlich B. und die von ihm vertheidigte echte Berfaffung, in den wenigftend 
ftillihweigenden Gegenſatz gegen die von oben erftrebte Vernichtigung verjelben, ſehr gefeiert 
wurden, und bei welchem B. jelbit auch einige mal öffentlich vedete, regte vie Negierung noch mehr 
gegen ihn auf. Diefelbe richtete jegt die allgemeine, gegen die Folgen der Julirevolution eintre= 
tende Reaction mit der größten Härte gegen ihn und gegen Dr. Eifenmann, Profeffor Seuffert 
und andere liberale Ehrenmänner. Die Stadt Würzburg wurde mit föniglicher Ungunſt be— 
droht, und, duch die Furcht von ſtädtiſchen Nachıtheilen bewogen, foderte unwürdigerweiſe die 
jegt herrihend gewordene fervile Partei von der Regierung B.'s Entlaffung vom Bürgermei- 
fteramt, wendete aber doch die Verlegung des Obergerihts nah Ajchaffenburg nit ab. B. aber 
wurde penfionirt, wie Eiſenmann verhaftet, dem ſchauerlichen Dunkel eines geheimen Inquiſi— 
tiondferfers und Proceffed übergeben und nad mehrjähriger Unterfuhungshaft, natürlich bei 
ſtreng gewahrtem Proceßgeheimniß, wegen angeblicher Theilnahme an bemagogifchen Imtrieben 
und wegen Majeftätöbeleivigung zu der empörenden Strafe der Abbitte vor dem Bildnif des 
Königs und zur Feftung auf unbeftimmte Zeit verurtheilt. Er wurde nad der Feftung Ober: 
haus bei Paffau gebradt. Im Jahre 1859 geftattete man ihm in Paſſau und 1842 unter be: 
ſonderer polizeiliher Aufjiht in Regenöburg eine Privatmohnung zu beziehen, bis ihn nad) der 
liberalen Bewegung 1848 die Amneftie befreite und ihm von der Regierung eine Entſchädi— 
gungsfumme von 10,000 Glpn. auögezahlt wurde. Der Wahlkreis Kronad wählte ihn jetzt 
in die deutſche Neihöverfammlung, in welder wir mit ſchmerzlichem Gefühl den eveln greifen 
Märtyrer durch feine langen Leiden förperlic und beinahe auch geiftig gebrochen fahen. Erftarb 
den 1. Aug. 1851 in Bamberg. B. Hatte eine ganze Reihe von ftaatswiflenjhaftlihen Werfen 
geichrieben, vor allem ein „Syſtem ver reinen Staatslehre“ (Bamberg 1804) und ein „Syſtem 
der angewandten Staatälehre oder der Staatöfunft‘’ (3 Bde., Frankfurt 1810); „Darftellung 
der Wünfche und Hoffnungen deutfcher Nation” (Ajhaffenburg 1816); „Lehre von der Wirth: 
[haft des Staates“ (Leipzig 1822); „Bon den rechtlichen Grenzen der Einwirkung des Deut: 
fhen Bundes auf die Verfaffung, Gefeggebung und Rechtspflege feiner Gliederſtaaten“ (2. Aufl., 
Stuttgart 1820); „Anfoderungen an Baiernd Landtag im Jahre 1827 und unparteiiſche 
wiffenjhaftlihe Beurtheilung feiner Verhandlungen” (3 Bde., Würzburg 1827 — 28), und 
endlich „Bedürfniſſe und Wünfche ver Baiern“ (Stuttgart 1850). DB. ftand in den zuerft 
genannten Schriften allerdings noch auf dem jegt allgemein als einfeitig anerfannten reins 
philofophifhen formaliftifhen Standpunkt der Kant'ſchen Schule. Aber er behandelte dieſe 
Seite der Betrachtung der rechts- und flaatswiffenfhaftlihen Verbältniffe mit Scharflinn und 
Folgerichtigkeit und mit einem unerfhütterlihen Nechtöfinne, und er murbe in dem Maße viel- 
feitiger und praftifcher, als er feine Beftrebungen unmittelbar den neuen bairifhen und beut= 
{hen ſtaatsrechtlichen Verhältniffen zumandte. Gr war einer von den wenigen Männern, 
melde, nachdem die altnapoleonifche und die neue reactionäre deutſche Negierungspolitif die 
faum verfündeten neuen DVerfaflungen in ver Prarid durch lügenhafte Auslegung und Um: 
deutelung wieder zunichte zu machen juchte, ihren wahren, den hiſtoriſchen, natürlihen und 
urfundlihen Grundlagen entiprehenden Sinn erfaßten und in muthigem Kampfe bis zur 
Märtvrerfrone vertheidigten und feitbielten. Er leiftete vadurd feinem bairifchen und deutſchen 
Baterlande, und mittelbar auch unferer heutigen Staatswilfenfhaft die weſentlichſten Dienite, 
größere und dauerndere, ald er durch eine ganze Reihe theoretiſch gelehrter Schriften Hätte leiz 
ften fönnen. Melder. 
Beil, Schwert, Strang und Fallbeil (als Hinrihtungsinftrumente). Es ift 
ein Jahrhundert verfloffen, feitvem Jean Calas unfhuldig das Blutgerüft beftieg und diejer 
Auftismord für Beccaria die Beranlaffung wurde, den Kampf gegen die Todesftrafe zubeginnen. 
Er ift in diejer langen Zeit mit abwechſelndem Glücke fortgeführt worden und hat bald Siege, 
bald Niederlagen in feinen Gefolge gehabt, im Allgemeinen jedoch für die Gegner der Todes: 
firafe feine ungünftigen Nefultate geliefert. Ein flüchtiger Blid auf den Stand der Sache in 
Norbamerika und mehren europäifhen Ländern wird die beftätigen. In Nordamerika hatte die 
Frage nad der Beibehaltung oder Abjhaffung der Todesſtrafe jederzeit nur eine praktiſche 
Bedeutung; der Norbamerifaner liebt ed nicht, ſich in philoſophiſche Unterſuchungen über bie 
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Rechtmäßigkeit der Tödtung von Staatswegen einzulaifen, er prüft vielmehr, ob die bürger- 
liche Gefellichaft die Todesftrafe entbehren fünne, ohne daß die Erreihung des Zwecks des 
Staats und ver Gefege gefährdet werde, und er dürfte fich hier auf dem richtigften Wege befinden. 
Nur die gewonnene Meberzeugling von der völligen Entbehrlichleit ver Todesftrafe ann und 
wird dereinft diefelbe bejeitigen. Soweit und befannt, ift nur in den Staaten Midyigan und 
Rhode-Jsland (1852) die Todesſtrafe aufgehoben und in 16 Staaten nur dem Morde erften 
Grades geproht, z.B. in Maryland, Virginien, Ohio u. ſ. w. Man verfteht gemeinhin unter 
dem Morde erften Grades denjenigen, weldyer durch Gift, durch Auflauern, durch Gefangen: 
halten, durch Entziehung der Nahrung oder durch böswillige, mit Vorbedacht verübte Tödtung, 
oder durch Verübung von Brandftiftung, Nothzucht, Hauseinbruch oder Raub begangen wird. 
In den Staaten Maine und Maſſachuſetts hat man einen gewiß verderblichen Mittelweg zwiſchen 
der Aufhebung und Beibehaltung der Todesſtrafe eingeſchlagen, indem Der, welcher zum Tode 
verurtheilt wird, auch zur lebenslänglichen Einſperrung mit harter Arbeit auf ein Jahr con⸗ 
demnirt wird und nad dem Ablauf diejed Jahres hinzurichten ift, wenn nicht die vollgiehende 
oberfte Gewalt, nad vorheriger Prüfung des Falles, von diefer Hinrihtung abfteht.!) In 
England, wo die Zahl der todeswürdigen Verbrechen unter Georg IN. ſich noch auf 240 belief, 
beftebt jie nur noch in 45 Fällen und ift jeit 1841 nur noch wegen Mordes verhängt worben ; 
auch hier geht ſie ihrem Erlöfhen entgegen, im Jahre 1848 betrug z. B. die Zahl der Hin 
gerichteten nur 8, im Jahre 1849 15. Der Widerwille ver Geſchworenen gegen die Todesftrafe 
vermehrt die Kreifprehungen von Jahr zu Jahr.?) In Frankreich verfchwendete man auf eine 
empörende MWeife im ‚Code penal“ von 1810 die Androhung der Todesftrafe; 39 Artikel 
ſprechen fie für verfchievene Verbrechen aus. Jeder Theilnehmer an einem Gapitalverbrechen 
wurde mit dem Tode beftraft, jeder Verſuch, ſelbſt jede Theilnahme an dem Verſuche zog dieje 
Strafe nad ih; man wollte durch ſtrenge Strafen abfhreden. Das Gejeg vom 28. April 1854 
befeitigte die bei Eigenthumsverbrechen angedrohte Todesſtrafe und machte, indem ed den 
Geſchworenen die Befugniß ertheilte, vurd Annahme von circonstances attönuantes die gefeg: 
liche Strafe auszuſchließen, die Todesurtheile zu befondern Ausnahmen; 1855 ergingen nur 54, 
1854, wo, wie der Minifter Abbatucei in vem amtlichen Berichte an den Kaifer äußert, le jury 
a usé moins frequemment, au profit des accuses de ces crimes graves, de la facult& d’ac- 
corder le benefice des circonstances att&nuantes, dagegen 68.?) Wenige Tage nad) dem 
Ausbruche ver Revolution vom Februar 1848 hob die Proviforijche Regierung die Todeöftrafe 
für politifhe Verbrechen auf, behielt fie aber für die jchwerften Verbrechen gegen die Perfön- 
lichkeit bei. In Italien verdient Toscana eine befondere Aufmerkſamkeit. Nachdem feit dem 
Reglerungsdantritte Leopold's I. (1765) feine Todesftrafe mehr vollftredt war, wurde am 
50. Nov. 1786 dieje Strafe ganz abgefhafft ; Ferdinand IlI. führte fie an 50. Aug. 1795 wieder 
ein, doch wurde fie bis 1808, wo die Franzoſen die Guillotine nad Toscana brachten, nicht voll- 
firedt. Die Reftauration (1814) ftellte das Gejeg von 1795 wieder her, weldes 1816 zuerft 
feine Anwendung fand; jeit 1831 wurde jedoch fein Todesurtheil mehr geſprochen, und 1849, 
von der Proviforifchen Regierung, die Todesftrafe ausprüdflid aufgehoben, auch 1847 für 
Lucca. Das Strafgejegbud vom 20. Juni 1855 führte die Todesftrafe wieder ein. Aufrecht er: 
halten ift fie in ven Geſetzbüchern in Neapel (1819), Barma (1821), in dem Kirchenſtaat (1852) 
und Sarvinien (18359). In Belgien wurde von November 1829 bis Februar 1835 fein Todes: 
urtbeil zur Vollſtreckung gebracht; die ſich herausftellende Hohe Anzahl von Todesurtheilen 
nöthigte jevoh am 10. Febr. 1855 wieder zu einer Hinrichtung. Diefelbe erneuerte in der 
Kammer ver Abgeoroneten die lebhafteften Discuffionen gegen die Todesſtrafe und veranlafte 
verſchiedene Drudihriften. Ducpetiaur trat gegen die Todesſtrafe, welcher er weder eine mate— 
tielle, no eine moralifhe Wirkung zuſchrieb, auf und erklärte unter Anberm, daß der Tod das 
allgemeine Loos der Menſchen und daher eigentlich gar feine Strafe fei. Man fhaffte die Todes: 
ftrafe nicht ab, fie ruhte jedoch bis 1842 und dann bis 1851, wo Bocarme enthauptet wurde. 
In dem Entwurfe des Gefeges zur Verbeflerung des „Code pénal“ von 4850 behielt man vie 
Todesftrafe in 15 Fällen bei. In den Niederlanden gilt audy der „Code pénal“; man nahm 
bei einem neuen Gejegentwurfe (1846) an, daß das Land in ver Bildung noch nicht fo vor: 


I) Mittermaier im „Archiv des Griminalrechts‘‘, 1853, ©. 57 fg. 

2) Marquardſen in der „ Kritifchen Zeitfchrift für die Gefeßgebung des Auslandes“, XXI, 488. 

3) Man vergl. meine Abhandlung über den Einfluß der circonstances attenuantes auf die Todes; 
ſtrafe in Frankreich, im dritten Stüd des „Archiv des Griminalrechts “, 1857. 
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gejchritten fei, daß es die Todesftrafe gänzlich entbehren könne, daß fie aber felten durd) das 
Geſetz vorgefchrieben und ſehr felten vollftvedt werden müſſe. 
Wir wenden und nun zu Deutfchland. Kaifer Joſeph II. von Öfterreich hatte furze Zeit 
nachher, nachdem man in Toscana die Todesſtrafe abihaffte, dies 1787 auch in feinen Staaten 
gethan und fie nur im Falle des Standrechts beibehalten. Bald führte man ſie wegen God: 
verrathö wieder ein, und das Gefegbud von 1815 bedrohte damit außerdem noch den Mord, 
die qualificirte Brandftiftung und die Anfertigung falfhen Vapiergelves ; auch das Strafgefeg: 
bud vom 27. Mai 1852 behielt die Todesſtrafe bei. Eben dies geſchah in Preußen in dem 
Strafgeſe tzbuche vom 14. April 1851, nicht eben zu fparfam, in Baiern, fowol im Gejegbude 
von 1815 als in dem neuen Entiwurfe von 1854, in Sachſen im Strafgefegbude vom 50. März 
1838 und in dem vom 13. Aug. 1855 u. ſ. w. Die in Folge ver Beihlüffe ver National: 
verjammlung zu Frankfurt vom Auguft 1848 publicirten Grundrechte des deutſchen Volks hat- 
ten im Art. II, $.9, beftimmt: „Die Todesftrafe, ausgenommen mo das Kriegärecht over 
das Seereht im Fall von Meutereien fie zuläßt — ift abgejhafft. Es waren Würtemberg, 
Baden, das Großherzogthum Heflen, Kurheilen, Naflau, Sadhfen - Weimar, Koburg, Alten: 
burg, Schwarzburg, Anhalt, Braunfhweig, Bremen, Frankfurt, Hamburg und Schleswig ' 
Holftein, wo man in Gemäßheit ver Grundredite die Todesitrafe abihaffte.*) In Würtem: 
berg, wo das Gejeg vom 15. Aug. 1849 die Todesſtrafe bejeitigt hatte, führte ſie dad Geſetz 
vom 17. Juni 1855, jedoch in einem bejchränften Umfange, wieder ein. In Baden, wo die Ab- 
ſchaffung am 16. März 1849 erfolgt war, fand die Wiedereinführung am 5. Febr. 1851 bei 
ber Einführung des Strafgeſetzbuchs ftatt. Im- Großherzogthum Heffen, wo das Gefeg vom 
11. April 1849 die Todeöftrafe aufhob, wurde fie am 14. April 1852 wieder Hergeftellt, ebenfo 
in Altenburg durd dad Strafgejegbud vom 27. Febr. 1854. Aud in den übrigen der ge: 
nannten Länder iſt dies theild bereits gefchehen, theild zu erwarten. 

In der Schweiz find e8 das Bundesſtrafgeſetz und die Strafgefegbücher von Freiburg und 
Neufchaͤtel, welche die Todesftrafe nicht mehr Fennen, und auch ver Entwurf eines züricheriſchen 
Strafgeſetzbuchs von 1855 hat fie verbannt. In Dänemark, Schweden und Norwegen befteht 
die Todeäftrafe fort; doch wurden in Schweden, deſſen König ſich ſchon 1841 in feiner Schrift 
über Strafen und Strafanftalten ald Gegner ver Todesitrafe Fundgegeben hatte, von 150—55 
nur 6 Proc. der zum Tode Verurtheilten hingerichtet. In Rußland wurde unter der Regie: 
rung der Kaiferin Elifabeth die Todesſtrafe, wenn aud nit gänzlich aufgehoben, doch beinahe 
niemals vollſtreckt. Kaiſer Alerander willigte in feine Hinrichtung wegen Morbed, nicht ein: 
mal beim Alternmord, und nurdann, wenn das Verbrechen die Eigenſchaft eines gewaltfamen 
Angriffs gegen das Bejtehen der bürgerlichen Gejellihaft, vie Ruhe ded Staats oder die Sicher: 
heit des Throns oder der Majeftät des Negenten zum Gegenflande hatte, fanden die Voll: 
ftrefungen der Todesurtheile ftatt. Das Strafgejegbud von 1845 behält die Todesftrafe nur 
bei politifhen Verbrechen und bei der Verlegung der Gontumazvorfchriften bei. 

Wir fehen aus diefer Überfchau, wie groß das Terrain ift, auf welchem die Gegner der 
Todesſtrafe ihren Kriegäfhauplag ausvehnten. Es find gleihfam zwei Außenwerfe der Feſtung, 
welche die Anhänger der Todesſtrafe vertheidigen, welche bereits in die Hände ihrer Gegner 
gelangten: die Bejeitigung aller DQualification der Todesſtrafe und die der öffentlihen Hin— 
richtungen, an deren Stelle immer mehr die fogenannten Intramuranhinrichtungen getreten 
find, jo zum Beifpiel in Preußen, in Sachen, in Würtemberg, in Baden, in Altenburg ; in 
Hamburg u. f. w. 

Nachdem in Frankreich das Gejeg von 18. April 1854 das nad dem „Code penal” bei 
Hinrihtung des wegen parricide Verurtheilten vorhergegangene Abhauen der rehten Hand 
aufhob, haben wir nur noch zu beflagen, daß das hannoverijche Geſetzbuch vom 8. Aug. 1840 
in gewiflen Fällen die Todesftrafe durch das Schleifen des Verbrechers zur Richtftätte auf einer 
Kuhhaut ſchärft und und fo in die Zeiten des Mittelalterd zurücverfegt. 

In Betreff ver Intramuranhinrichtungen nehmen wir auf ven befondern diefen gewid— 
meten Artikel Bezug und gelangen zur Beſprechung ver am Eingange des vorliegenden Artikels 
gedachten Hinrihtungsinftrumente. Es bedurfte eines langen Zeitverluftes, ehe das Menſchen⸗ 
geſchlecht ſich gleihfam fo verebelte, daß ed an Todesqualen feinen fonderlihen Geſchmack mehr 
fand, und bis felbft Die, welde die Todesſtraſe no für nothwendig halten, jei es zur ange= 
meffenen Sühne der Berfhuldung oder zur Aufrechthaltung ver Öffentlihen Ordnung, doch 








4) Mittermaier im ‚Archiv des Criminalrechts“, 1857, ©. 304. 
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damit einverftanden ſich erflärten, daß die ficherfte, ſchnellſte und möglichſt ſchmerzensfreie Boll: 
firefung der Todesftrafe ein unabmweisliches Erfoderniß jei. 

Die Strafen des Mittelalter$ waren ſehr graufam, indem man die Todesftrafe noch auf bie 
mannichfachſte Weife qualificirte. Wir erwähnen nur des Zungenreifend, Staupenihlages, 
Abhauens einzelner Glieder oder Ausreißens derfelben. Man tödtete durch das Rad von oben 
und unten, durch das Feuer, durch Pfähle und Lebendigbegraben (diefes beionders bei Kindes⸗ 
mörberingen), durch Hängen an den Galgen oder an einen Baum, durch Viertbeilen u. A. m. 
Leider erhielten ſich viele der fogenannten qualificirten Todesftrafen bis in die neuern Zeiten, 
und wo manjie, wie in Preußen durch das Allgemeiue Landrecht geſchah, noch als geſetzlich 
anerfannte und anerfennen mußte, fand, auf ven Grund eines befondern allerhöchſten, dem 
Scharfrichter ertbeilten Befehls, die Erdroſſelung des Verurtbeilten auf eine dem Publicum 
nicht bemerfbare Weile ftatt, ehe die qualificirte Todeöftrafe vollftredt wurde, ſodaß * nur 
an einem Leichname zur Vollziehung fam. 

Es ift ein großer Sieg, weldyen die humanere Straftheorie über die Abſchrecungẽtheori⸗ 
davongetragen hat, daß man das ganze, die Menſchheit entwürdigende Beiwerk derſelben 
allerwärts zertrümmerte, und daß man ſchon in den wenigen Jahren, ſeitdem dies geſchah, zu 
dem Bewußtſein gelangte, daß man ſich ſolange auf einem beklagenswerthen Irrwege befunden 
hatte. Spätere Zeiten werden Das, was wir gegenwärtig von den Abſchreckungsmitteln wohl⸗ 
befugt fagen fünnen, auch von der Todesitrafe zu fagen willen: auch fie wird dereinft nur noch 
eine betrübende geihichtliche Erinnerung fein. 

Mir Haben im Wefentlihen zur Tödtung von Staatöwegen zweierlei Proceduren, dad 
Hängen und das Enthaupten, noch im Gebraude. Das Hängen finden wir in England und 
Nordamerifa, wohin e8 aus England ſich überpflanzte, und in Ofterreih. Noch kürzlich hat ein 
Beifpiel in England dargethan, wie wenig Sicherheit der Hängeapparat gewährt; nur nad 
hartem Kampfe mit dem Berurtbeilten, welder die Pfoften des Gerüftes umklammerte und 
dadurch jich zu retten fuchte, onnte dieſer überwältigt und getödtet werden. 

fterreich behielt man auch in dem revidirten Strafgeiegbuce vom 27. Mai 1852 den 
Strang ald Hinrihtungsinftrument bei. Zahariä jagt hierüber): „Bedauern müflen wir, daß 
man aud) bei der Reviiion von 1852 nicht von der Vollziehung der Todesftrafe durch den Strang 
abgegangen ifl. Was Prof. v. Hye in feinem Gommentar, S. 565, darüber bemerft, kann gewiß 
nicht befriedigen. Mit der bisherigen Baſis der Strafgefeßgebung hat offenbar die auch in der 
C. C. Theresiana angeordnete ausſchließliche Hinrihtungsart des Hängens gar nichts zu ſchaffen, 
und ed fann dies fein > fein, etwas Anderes an die Stelle zu jegen, und weshalb man 
fi) gerade hier auf die allgemeine Volksſtimme gegen das Fallbeil berufen, die, an ſich höchſt 
problematifh, nur ein feine Beachtung verbienendes Volksvorurtheil fein würbe, ift nicht abzu— 
ſehen. Am allerwenigften aber müſſen wir ven für die Strafe des Stranged geltend gemadten 
Grund der Schimpflichfeit diefer Strafart gelten laſſen, da derfelbe in dieſer Richtung nur dem 
roheften Abſchreckungsprincip entlehnt werden fann und gewiß öfter gegen dieſelbe geltend 
gemacht worden iſt.“ Aud wir vermögen und das Beharren bei der Oalgenftrafe, welche man 
ſelbſt im Mittelalter nur Dieben und Spionen zu Theil werben ließ, nur aus einer gemwiffen 
Abneigung gegen Neuerungen zu erklären. Nicht jede Strafe ift zugleich eine beſchimpfende; 
nad dem preußiihen Strafgefegbucde ift der Verluft der bürgerlihen Ehre nur bei der Gefähr— 
dung des Lebens, der Geſundheit oder der Freiheit des Königs und dem Morde von Afcendenten 
oder Ehegatten mit der Todesſtrafe verbunden; nach dem fählifhen Strafgeſetzbuche gar nicht. 

Soviel uns befannt, iſt nur in Schleswig, Breußen, feit ungefäbr 50 Jabren, und in Sadjen: 
Meiningen und dem Fürftentyum Reuß, nad ihren Strafgefegbüdhern dom 21. Juni 1850 und 
14. April 1852, das Beil ald vorgefhriebenes Hinrihtungsinftrument in Gebraud. Der Ber- 
urtheilte niet vor einem Richtblode, in welchem fih ein Ausſchnitt für Kopf und Hals befindet, 
und wird an biefen feftgeichnallt. Der Hieb mit dem fehr breiten und fharfen Beile wird von 
oben nad unten geführt und erfüllt fiher feinen Zweck, wenigſtens find uns in Preußen Bei: 
fpiele vom Gegentheile nicht zur Kenntniß gelangt. Der von der Seite geführte Hieb mit dem 
Schwerte ſcheint uns der weniger fichere zu fein. Fehlſchläge find hier keine ſeltenen Erſcheinungen. 
Beide Hinrichtungsarten ftehen jevody der Anwendung des Fallbeild in jeder Beziehung nad), 
Die Guillotine, welde Dr. Guillotin gern felbft ald zuerſt aus feinem Erfindungsgeifte hervor: 
gegangen anerfannt — wollte, war ſchon im Mittelalter in Italien und in Deutſchland in 








5) = ‚Archiv bes Geimtnalsehts“, 1853, ©. 306. 
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Gebrauch 9), und wir finden in dem großen Rathhausſaale zu Nürnberg die getreuefte Abbil: 
dung derſelben, welche ſich ſchon feit Jahrhunderten an dieſem Plage befinder. Man hat ſich bei 
ihrer Einführung mithin vor ihrem vermeintlichen franzöſiſchen Urfprunge nicht zu fheuen, und 
dürfte denn doch am Ende einjehen müſſen, daß man die Gräuel der Franzöſiſchen Nevolution 
unmöglid; dem Werkzeuge zur Laſt legen kann, mit welchem fie zum Theile verübt wurden. 

In Sadjen bediente man ſich, in Folge einer Verordnung vom 1. Der. 1852, am 25. Jan. 
1855 zuerſt des Ballihwerted; in Baiern jeit 1854, in Baden nad der Verordnung 
vom 12. April 1856, und im Großherzogthum Heſſen wurde daſſelbe ſchon durch die 
Berordnung vom 19. Det. 1841 eingeführt und diefe Einführung erneuert, als das Geſetz vom 
20. April 1852 die Todesſtrafe wieder Herftellte. Auf dem ganzen linken deutſchen Rheinufer 
ift das Fallſchwert, auch nad) dem Aufhören der franzöſiſchen Herrſchaft, in Anwendung geblie: 
ben. Wir jehen, dap dies Hinrihtungsinftrument nad) und nach die Hindernifle beilegt, melde 
ſich ſeiner Einführung überall entgegenftellen. Als manin derwürtembergifchen Abgeorhneten: 
kammer 1852 über die Wiedereinführung der Todesftrafe debattirte und zugleich über das Hin- 
richtungsinſtrument ſich berieth, ftellte die Majorität den Antrag, das Fallbeil einzuführen. 
Dian erklärte ji gegendas Schwert, weil ed längft von allen Seiten anerfannt jei, daß daſſelbe 
ein höchſt unjicheres Mittel der Bollziehung fei, wie vielfach höchſt widrige Erfahrungen gezeigt 
hätten, und weil ed natürlich erjcheine, daß ſolche ſchauderhafte Hinrihtungen in Zufunft nur 
um fo Öfter vorkommen würben, je jeltener für die Scharfridhter die Gelegenheit würde, fi in 
der Kunft der Hinrichtung mit dem Schwerte zu üben. Dagegen entipräde das Fallbeil allen 
Anfoderungen , welde man an das töbtende Inftrument maden fünne; die Behauptung, daß 
der Verbrecher durch dieſe Art der Hinrichtung ald Menſch entwürdigt werde, fei ein leerer Bor: 
wand, der wahre Orund, den man dadurch madfire, feien die Reminiscenzen an die Franzöſiſche 
Revolution, die man womöglich austilgen möchte. Bon der Minorität der Kammer wurbe behaup⸗ 
tet, daß man bei der Hinrichtung durch das Fallbeil ven Verurtheilten in entwürdigender Weiſe, 
einem Sade gleich, aufein Bret binde und unter die Maſchine ſchiebe, durch die er fterben folle, daß 
dagegen der Tod durch das Schwert der am wenigiten ſchimpfliche fei und als ſolcher bei ven Griechen, 
Römern und Deutichen gegolten habe, weil hier ver Verurtheiltedurd) die Hand feines Mitbürgerd 
falle. Die Regierung gab hierauf zwar zu, daß ein anderes ficherered Inftrument als das Schwert 
wünſchenswerth fei, daß edaber beider bisher üblichen Hinrichtungsart verbleiben müfle, weil von 
den Technikern noch feine Machine zu Stande gebracht worben jei, weldye dem Zwecke vollkom⸗ 
men entfpräche.”) Wir vermögen die Bedenken gegen das Fallſchwert nicht zu theilen. Zunächſt 
gewährt es den großen Vorzug, daß ed die unmittelbare Tödtung duch Menfhenhand entbehr: 
lich macht. Auch der geſchickteſte Scharfrichter ift nicht in jedem Momente Herr feiner Geſchicklich⸗ 
feit, und ed find gerade Momente, in denen dies am leichteften der Fall fein kann, wo die Noth⸗ 
wendigkeit der Erfüllung einer ſchweren Pflicht mit gegen dieſe ankämpfenden Gefühlen ver Theil⸗ 
nahme und Menschlichkeit in einen Eonflict geräth. Der Scharfrichter, welcher Sand's Kopf erft 
mit dem zweiten Hiebe vom Rumpfetrennte, hatte, wieman weiß, Sand liebgewonnen, und war, 
wie wir ald Augenzeuge beftätigen können, in der heftigften Erregung. Wir willen nicht, ob 
das Feftbinden an den Richtſtuhl oder dad Anfchnallen an den Richtblock nicht ebenfo wider: 
märtig erjcheint als das Aufbinden auf das dem Fallbeil unterzufhiebende Bret; daß man 
aber mit dem Tode durch daffelbe, wenigftens in Frankreich, nichts Entehrendes verfnüpfte, kann 
man faft auf allen Blättern der Gefchichte ver Franzoöſiſchen Revolution lefen. Hat die Maſchine 
in einzelnen Fällen ihren Dienft verfagt, dann war meiftend die Übereilung, mit welcher man 
fie in Sranfreih aufihlägt, um in wenigen Minuten den Act der Hinrichtung zu beendigen 
und damit fertig zufein, noch ehe die Nachricht von der zu vollftredenden Erecution fi verbreiten 
fann, davon die Urſache. Verbunden mit der Intramuranhinrihtung, bei welcher folde 
Beſchleunigung fortfällt, wird fie ebenjo fiher ihren Dienft verrichten, wie died Taufende von 
andern Maſchinen täglich thun. Wenn man die Angftlichkeit, mit ver Graf Bocarme vor feiner 
Hinrihtung fih danach erfundigte, ob das Mefler auch gehörig geihärft fei, ald einen Beweis 
der Unzuverläfjigkeit ver Maſchine geltend gemacht hat, jo entbehrt derfelbe jeder logiſchen 
Begründung. Bocarme wollte augenjheinlih nur nod den ſchwachen Troft haben, daß ein 
Behler der Majchine nicht zu erwarten wäre. 2. Trieft. 


t 


6) Man vergl. den „Gerichtsſaal“, 1853, II, 304 und 305. 


7) Man vergl. den Bericht ber Juftiggefepgebungscommiffion der Kammer der Mbgeorbneten vom 
19, Aug. 1852. 
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Beineiſen und Klotz der Züchtlinge. Das ſächſiſche Strafgeſetzbuch vom 11. Aug. 
1855, welches in ſo vieler Beziehung dem wahren Fortſchritte huldigt, beſtimmt, daß männ 
liche Züchtlinge, welche bereits wenigſtens zwei mal Zuchthaus- oder, wegen eines vorſätzlichen 
Vergehens, Arbeitshausſtrafe verbüßt haben, während ihrer Strafzeit ein Beineiſen, weibliche 
Züchtlinge in gleichem Falle einen mit einer Kette am Fuße befeſtigten Klotz zu tragen haben, 
welche Schärfung, wenn die Strafe länger als zehn Jahre dauert, für den Reſt verjelben fort: 
fällt. Wenn wir einer an fi) fo unbedeutend ſcheinenden ſtrafgeſetzlichen Beftimmung , bei ver 
es nur auffallend ift, warum man fich bei vem weiblichen Gefchlechte nicht auch mit dem Bein: 
eifen begnügte, diefem vielmehr noch die Kette und den 8— 12 Pfund ſchweren Klo hinzu: 
fügte, hier Erwähnung thun, fo ſcheint dies einer Rechtfertigung zu bedürfen. Möge man ſie 
darin finden, daß wir Gelegenheit nehmen wollten, unfer aufrichtiges Bedauern darüber aud: 
zuſprechen, daß man zu ſolchen Mitteln ver Abfchredungstheorie noch in der neueften Zeit wie 
derum jeine Zuflucht genommen hat, welde, feitvem man edlere Strafzwede verfolgt, jede Be: 
rechtigung verloren haben. Muß die wiederholte Rüdfälligkeit einer ſchwerern Strafe unter: 
liegen, dann verlängere man angemefjen ihre Dauer. Das vorzeitliche Kettenanlegen , welches 
überhaupt mehr bei ver Bändigung von Thieren ald von Menſchen an feinem Plage tft, hatte 
am Ende doch den gerechtfertigten Zweck, die Flucht zu verhindern oder doch nur zu erfchweren, 
da die Erfahrung längft gelehrt hat, daß mit der Sache vertraute Sträflinge feiner zu großen 
Anftrengung bebürfen, um ſich die anfcheinend ſchwerſte Feflelung von Arm und Bein abzu: 
ftreifen. Ein Beineifen, gleihfam die erfte Vorbereitung zur Anlegung einer Fußkette, ift da: 
gegen kein Sicherungdmittel, ſondern allein ein entehrendes, die Geſundheit gefährbendes Ab: 
zeihen, und eben als foldyes verwerflih. Wenn man einen Menden von den Feſſeln feiner 
verbrecherifchen Neigungen und böfen Leidenſchaften frei machen will, dann laſſe man ihn zu: 
nächft auch Eörperlich feffelfrei einhergehen. Prägt man es ihm in jedem Lebensmomente, durch 
jeden Bli auf feinen Körper immer wieder von neuem ein, wie verworfen er ift, und mie er 
fo auch Andern fhon äußerlich erfheinen müffe, dann wirft man nicht beruhigend und beffernd, 
fondern aufregend und demoralifirend auf ihn ein, und erftickt in ihm alle Keime des Guten, 
welche fonft in ihm vielleicht auffprießen Eönnten. Es gehört eine bejondere Seelenftärfe dazu, 
au äußerlich gebrandmarkt innerlich beffer zu werben, und eine ſolche ift, bei wiederholt be: 
ftraften Verbrechern wenigftens, felten vorhanden. Wenn im Zuchthauſe zu Waldheim nun 
noch jever Züchtling auf ven Armen, in fhmalen gelben Streifen, fo viele entehrende Abzeichen 
tragen muß, ald er Beftrafungen erlitten hat , dann hilft es ihm nicht einmal etwas, daß er jein 
Beineifen durch die darübergezogenen Beinkleider verdeckt, er trägt feine Schande aud fonft 
auf dem Arme ſtets mit jih herum. Wie viel foll wol ein Frauenzimmer von feiner weiblichen 
Würde nad erftandener Strafe in dad Leben zurückbringen, welches ſich zehn Jahre lang durch 
dad Schleppen eined Klotzes verächtlich und lächerlich machen mußte? Erwecke man jeden 
auch den anfcheinend verworfenften Züchtling durd religiöfen und Schulunterricht, durch die 
Lertüre erhebender und belehrender Bücher, durch Arbeiten, welche ihn mehr geiftig als mecha— 
niſch beihäftigen, feinen Geſchmack vereveln und in ihm die Überzeugung beftärfen, daß er 
als ein nützliches Mitglied der bürgerlichen Gefellichaft in diefe zurückkehren werbe. Unterflüge 
man feine Neigung zum Beffern und entferne von ihm Alles, was darauf ftörend einwirken 
könnte, die Beineifen und alle folde Dinge, weldye nichts nügen, fondern nur brandmarfen. In 
den preußifchen Zucdthäufern fennt man und entbehrt man die Feſſelungen nicht. 8. Trieſt. 

Bekenntniß, Bekenntnißfreiheit, Gejtändniß. Bekenntniß ift ald Glaubensbefennt: 
ni und ald Schulobefenntnig oder Geſtändniß Gegenftand ſtaatswiſſenſchaftlicher Betrachtung. 
Ad Glaubensbekenntniß und Bekenntnißfreiheit aber wird es in den Art. Glaubens: und 
Gewiſſensfreiheit und Religion behandelt werden. Hier bleibt alſo nur Geſtändniß der 
Schuld zu betrachten. Bekenntniß oder Geſtändniß iſt im Civil- und Criminalproceß das Ein— 
räumen oder Zugeſtehen gewiſſer Thatſachen von Seiten einer Partei, welche in dem beſtimmten 
Proceſſe zu ihrem Nachtheile gereichen. Im Civilproceß begründet jedes vollſtändig erwieſene 
gerichtliche und außergerichtliche Zugeſtändniß, ſoweit es ernſtlich gemeint, unbedingt und nicht 
durch einſchränkende Zuſätze (Dualificationen) ganz oder theilweiſe in feinem Inhalte wieder 
aufgehoben wurde, vollftändigen Beweis, weil es ald ein gültiger Verzicht der Partei auf Das: 
jenige, was fie ihrem Gegner einräumt, erfheinen muß. Anders ift es im Strafproceh, mo die 
Strafe des Angeihuldigten nicht durch feine beliebigen willfürlihen Verzichte, ſondern nur 
durch die vollftändige gerichtliche Überzeugung der Richter von feiner wirflihen Schuld begrün: 
det werden muß. Sehr verfchieven aber jind nad ven Verſchiedenheiten des Griminalprocefies, 
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namentlih danach, ob er accufatorifch oder inquifttorifch ift, ob er vor Geſchworenen oder blos 
vor wiflenfhaftlihem Beamtengericht geführt wird, ſowie nad) den Anſichten der verſchiedenen 
Gefeggeber und Schriftfteller ver Werth und die Beweiskraft, Die man dem Geſtändniß in Cri— 
minalſachen beilegt, und die Erfoberniffe oder Bedingungen, die man für ein vollgültiges Ge: 
ſtändniß verlangt. Gefege und Schriftfteller, wie die ver alten Griechen und Römer, ber alten 
Deutfhen, der Engländer, Amerikaner und Franzofen, können das Geſtändniß nicht für noth— 
wendig halten und ihm feinen fo hohen und nie abfolut entſcheidenden Werth beilegen. Sie 
fegen nämlich einerjeit3 den Anklageproceß voraus, wo dem Angeklagten gegenüber der An— 
kläger fteht, welcher die Pflicht Hat, feine Anflage zu erweifen, von dem Angeklagten nicht fo: 
dern kann, daß er durch Geftänpniffe ald Zeuge gegen fich felbft auftrete, und noch viel weniger 
das Recht hat, ihn durch verletzende Inquiſitions⸗ und Torturmittel Dazu zu zwingen. Sie be— 
dürfen auch auf der andern Seite des Geſtändniſſes nicht, da ſie nach moraliſcher überzeugung 
richtende Volks- oder Geſchworenengerichte vorausſetzen, welche aus der ganzen vollſtändigen 
Öffentlichen, vor ihren Augen und Ohren ſtattfindenden Verhandlung und allen darin ſich er⸗ 
gebenden Anzeigen und Beweidmitteln ſich ihre moralifche Überzeugung bilden, ohne einzelne 
bejondere fogenannte juriftifche Beweiſe in einer bejtimmten juriftifchen Form zu bedürfen, 
oder dadurch gebunden zu fein. Die Deutſchen Hatten außerdem noch in der alten Zeit und durchs 
Mittelalter hindurch die Beweife durch Gottesurtheile und Eidhelfer. Eine wahre innige mora= 
liſche Überzeugung wird fürs dritte auch fehr oft keineswegs begründet durch Geſtändniſſe. Fi⸗ 
langieri (II, 10) will ſogar ihre Beweiskraft allzu ſehr ja gänzlich verwerfen, indem er ſich 
ſtützt auf das Naturmwidrige, daß ein Menſch faft wie ein Selbftmörder ſich durch Zeugniß gegen 
fich jelbft preisgebe, und auf Duinctilian’8 Ausfprud (Decl. 514): „Das ift die Natur jedes 
Befenntniffes, daß Derjenige, der dadurch gegen ſich felbft zeugt, ald verrüdt angefehen wer: 
den kann. Diefer wird durch Melandholie, Der durch Raufh, ein Anderer dur falſche Bor: 
ftellungen, Iener durch Schmerz, Mandyer durch Tortur dazu beftimmt. Niemand zeugt uns 
gezwungen und frei gegen fich jelbft.” Hiernach ſchließt nun Filangieri bei Geftändniffen ent= 
weder auf faljche Einwirkungen, Vorfpiegelungen und Schredtmittel, auf eine Beſtimmung 
durd die Plage langer Einferferungen und peinliher Verhöre, oder auf eine Gemüthöftim- 
mung, welche die Olaubwürbigfeit zerftören, wozu noch Selbfttäufhungen und fo oft aud Wi: 
derrufe oder Beichränfungen (Dualificationen) der Geftändniffe fommen, um die Beweisfraft 
der Geftänpniffe fehr zweifelhaft und unbeftimmt zu machen. Selbft noch einzelne fpätere rö— 
miſche Gefege huldigen ver Altern römischen Anficht über die Geftänpniffe. So fagt z. B. Ul: 
pian (L. 1, $. 17, de quaest.): „Der Kaifer Sever verordnet, daß man das Befenntnig nicht 
als einen vollftändigen Beweis der Schuld anjehen dürfe, wenn nicht andere Beweiſe die ge- 
wiflenhafte Überzeugung des Richters beftimmen.” Bladftone, der trefflihe Commentator des 
englifhen Rechts, jagt (Bud IV, Gap. 27): „Auf ein freies einfaches unummwundenes Befennt- 
niß hat der Staatsrichter nichts Anderes zu tun, als das Urtheil zu ſprechen. Doc) pflegt man, 
two es Gapitalftrafen gilt, fehr bedenklich zu fein, ein ſolches Befenntnig anzunehmen und nie: 
derzufchreiben, vielmehr räth das Gericht gewöhnlich dem Gefangenen, fein Geſtändniß zurüd- 
zunehmen und ſich auf die Anklage gehörig zu verantworten” (d. h. in dem Öffentlichen accufa= 
torifhen Verfahren fi) von dem Gefchmworenengericht oder „von Gott und dem Vaterlande‘' 
richten zu laflen). 

Ganz im Gegenfage hiervon mußte man in den Zeiten des fpätern römiſchen Despotismus 
und als im Zufammenhange mit dem fpätern despotiſchen Net und mit den geiftlichen Ge— 
richten, namentlid aud dem ſcheußlichen Inquifitiondgeridht, die Päpfte im Mittelalter in 
zn das inquifttorifche Verfahren und die Tortur eingeführt hatten, das erftere vor: 
“ üglih Innocenz III., die Folter aber Alexander IL, und als nun nicht mehr die moralifche 

Überzeugung des Volks, fondern nad angeblich jurifiſch nachweisbaren Beweisgründen die 
geiſtliche oder weltliche Beamtenkafte richtete. Jetzt fuchte man, weil ed ſonſt allermeift an jo- 
genannten juriftifhen Beweifen mangelte, zumal feitbem auch die deutſchen Gottesurtheile weg⸗ 
fielen, auf jede denkbare Weiſe und oft mit den ſcheußlichſten Mitteln Geſtaͤndniſſe, die ſelten 
gern und ganz freiwillig erteilt werben, herauszupreſſen, und fie galten als die wefentlichiten 
Beweidmittel. Die Unhaltbarkeit dieſer Theorie wurde fhon oben vargethan (ſ. Ableugnung, 
Anklage, Anzeigungen).!) Damit foll indeß nicht abgeleugnet werden, daß allerdings Ge- 





1) Diele actenmäßige Beweife von — en und unwahren Bekenntniſſen enthält auch ber 
Art. Iury und die Schrift „„ Geheime Iuquifition u. ? w.“ von Welder und Schulz (Karlsruhe 1845). 
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ſtaͤndniſſe, je nad) den Umftänden und ihrer eigenen Beihaffenbeit, jowol für Gefhworene als für 
wiſſenſchaftliches Beamtengericht eine fehr große Beweiskraft haben fünnen, eine foldye, die für 
den verurtbeilenden Richter vielleicht die berubigenpfte ift. Der Angeklagte hat ja, wenn aud 
nicht eine juriftifche, doch eine moralifche Pflicht, vie Wahrheit zu geſtehen. Böllige beruhigende 
Beweiskraft aber wird ein Geſtändniß nur alsdann haben, wenn es völlig frei, ohne irgend: 
eine Vorfpiegelung, Drohung, Duälerei, Unterſchiebung (Suggeftion) und vorzüglich ohne 
das „Mürbemachen“ durd längere Leiden blos aus innerer Wahrheitdliebe oder aus morali- 
ſcher Neue ganz frei hervorgeht, auf die dem Angeklagten genau befannten thatſächlichen Ver: 
bältniffe fich bezieht, völlig deutlich und beftinnmt vor Gericht abgelegt wird, an fi und feinem 
innern Zufammenhange nad glaubwürdig ift, durch alle befannten Umftände unterftügt, durch 
keine widerlegt, auch durd feine Beihränkungen oder fpätere Zurüdnahmen geſchwächt wird. 
Die moralifhe Überzeugung tüchtiger Volkövertreter oder Geſchworenen kann durch eine Reihe 
von Umftänden, die, je nach den Perfönlichkeiten und befondern Verhältnifien, mehr oder min- 
der für die Olaubwürbigfeit der Befenntnijle einflußreich find, geleitet werden. Abfolut entichei- 
dende und fichere Regeln aber, womit neuere Gejege und Gompendien vergeblich fih abmühen, 
wird nur eine durch dad Phantom wirklicher juriftiicher Beweiſe irregeleitete Jurisprudenz auf: 
ftellen zu fünnen vermeinen. Stets wird jede Gewißheit von der Wahrheit und wahren Be- 
ſchaffenheit einer hiſtoriſchen Thatſache, vollends der großentheild dem Innern angebörigen 
eriminalrehtlihen Schuld, nur auf der Vergleihung und Verbindung aller eigenthümlichen 
Umftände, Berfönlichfeiten und Verbältniffe und auf der durd fie begründeten innern oder 
moralifhen Überzeugung beruhen. Ausführlich und jehr gut entwidelte Geſichtspunkte über 
bie Beweiskraft der Bekenntniffe und die hierher gehörige Literatur enthält übrigend Mitter- 
maier's „Deutſches Strafverfahren in genauer Vergleihung mit dem englifhen und franzd- 
fiſchen Strafproceß“, Abth. II, $. 154 fg. Auch verdienen über den Werth des Geſtändniſſes 
verglichen zu werben die „Grundlinien einer dogmatifhen Gliederung ded Strafprocefled‘ von 
Köftlin in Weil's „Conſtitutionellen Jahrbüchern“, III, 1 fg. Welder. 

Belagerungsftand, Ausnahms · Maßregeln, - Gefege, · Gerichte, Aufrubracte, 
Kriegs und Standrecht. (Der Ausnahmszuſtand in Deutſchland.) — I. Unter: 
ſchied zwiſchen dem militäriſchen und dem politiſchen Belagerungéſtand. 
Vor allem muß man ſorgfältiger als biöber Belagerungsftand im militäriſchen Sinne 
und rein militäriihe Maßregeln vom Belagerungsftand und andern Ausnahmdmaßregeln im 
politifhen Sinne unterſcheiden. 

Belagerungsftand im militäriihen Sinn findet bei Feſtungen oder Städten 
Ratt, für welche die Kriegsgewalt gegen den Feind die Vorkehrungen zur wirkſamſten Friegeri: 
Ihen Vertheidigung treffen will. Die oberfte Militärbehörbe, der Feftungdcommandant, er: 
Märt alddann den Belagerungsftand und verfündet ihn öffentlih unter Trommel- und Irom: 
petenfhall. Sie rüftet den Platz mit der nöthigen Vertheivigungsmadt, mit Munition und 
Proviant, bereitet die Fräftigite Vertheidigung aller Feftungswerfe, durch ihre nöthige Be: 
fagung, durch Abhauen der Baumpflanzungen auf den Glacid, Raftrung der Feitungsrayond. 
Zugleih aber bekleidet fie jich mit einer durdigreifenden höchſten militärifhen Gewalt und 
unterftellt die frafrichterliche und polizeiliche Gewalt für Alle vem Rriegs recht, dem Kriegk: 
gericht und nöthigenfalld vem Standrecht. Sie kann die Behörden ganz außer Wirkjamfeit 
fegen,, oder blos controliven und Gebote und Verbote unter Androhung friegsgerichtlicher Be 
firafung erlaffen, d. h. jie flellt den ganzen Bezirk unter das Martialgefeg. Zur Seite 
des Commandanten wird ein Kriegsrarh gebildet aus höhern Offizieren der Bejagung und 
einigen oberften Magiftratöperfonen der Gemeinde, mit welchem der Gommandant in wichtigen 
Bällen fich berathet, und welcher aud in der Negel die legte Entfheivung über Tod und Leben 
erhält. Nähere Beitimmung über alle diefe Verhältniffe und Entſcheidungen von Streitfragen 
werden durch die Militärorbnungen und nad) ihnen durch Kriegsgerichte und die höchſten Mil: 
tärbehörden entſchieden. „Im Kriege jchweigen die bürgerlichen Geſetze“ (inter arma silent 
leges). Diefes macht ſich nach einer traurigen Nothwendigkeit bier ſowie überhaupt in Beziehung 
auf die kriegeriſchen Verhältniſſe geltend, oft nur allzu fehr. 

Außer diefem Belagerungszuftand eines feften Plages fann im Kriege der Befehlsbaber 
eines Iruppencorps nach militärifhen Regeln auch genöthigt fein, für eine Stadt oder eine Ge: 
gend, die unter feiner militärifchen Gewalt ftebt, einen Belagerungd: oder nad gewöhnlicherm 
Ausprud den Rriegszuftand, das Martialgefeg zu verfündigen. Er thut dieſes, wenn 
er Gründe hat anzunehmen, daf die Einwohner feine militärifhen Operationen und Zwecke R8: 
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ren, daß jie Aufftände erregen, die Truppen verführen oder verlegen, oder gefährliche Verbin: 
dungen mit jeinen Beinden unterhalten. Er übernimmt alddann, die Sicherheitöpolizei, und 
gibt Gebote und Verbote unter Androhung kriegsgerichtlicher Beftrafung. Die Kriegsverfaſ⸗ 
fung des Deutihen Bundes gibt im Art. 96 ausdrücklich auch dem Oberbefehlshaber der 
Bundeötruppen diejes Recht, fügt aber Hinzu: „In den Bundesftaaten foll dies jedoch nur nad 
gepflogenem Benehmen mit den betreffenden Regierungen und erhaltener Zuftimmung derjels 
ben geſchehen u. ſ. w.“ Natürlich gilt dieſes noch mehr für die eigenen Truppen der Regierung. 

Da alled Begründete nicht weiter geht ald fein Grund, fo fann natürlich alle ſolche Kriegs— 
gewalt, zumal joweit fie fih auch gegen Nichtſoldaten geltend macht, nur eintreten nach ausge: 
brodenem Kriege und lediglich wegen militärifher Nothwendigkeit, nicht für politifche 
oder Strafzwede. Sie hört auf, ſowie die mil itäriſche Nothwendigkeit wegfällt. 

MWefentlid Hiervon verſchieden iſt ver polttifhe Belagerungszuftand oder die erſt 
in neuern Zeiten dem militäriihen Belagerungsftand mehr oder minder nachgebildete ſtaats— 
rechtliche Ausnahmsmaßregel, durch weldhe die politifche Gewalt gegen aufrühre— 
rifhe oder revolutionäre Unternehmungen und Gefahren einzelne Orte, Diftricte oder 
gar ganze Länder in Belagerungsftand erklärt. Hierdurch werden während der Dauer biejer 
Ausnahmsmaßregel alle Rechte der Bürger und namentlih alle Verfaſſungsrechte und alle 
Bürgſchaften derfelben iluforifch gemacht oder aufgehoben. Und zwar hat die Mafregel andere 
Begründung, andere Zmwede, andere Ausdehnung, andere Grenzen als ver militärifhe Bela- 
gerungdzuftand. Sie verfolgt politiiche Zwecke, Beftrafung, zukünftige Abſchreckung, Durch— 
führung politifher Mafregeln. 

HU. UÜberpolitifhe Ausnabmdmaßregeln überhaupt. Zur richtigen Würdigung 
des neuerdings leider jo wichtig gewordenen politifhen Belagerungszuftandes und der damit 
verwandten Ausnahmsmaßregeln wird ed heilfam fein, vor allem über Ausnahmsmaßre— 
geln im juriftifhen oder politifchen Sinne einige allgemeine Gefihtöpunfte ins Auge 
zu faflen. 

Hierbei müffen zuvörberft von dem fehr natürlich unbeliebten Begriff der eigentliden 
oder wirfliden Ausnahmdeinrihtungen und Mafregeln, die uneigentlichen, im recht— 
lien Sinn blos ſcheinbaren, unterfchieden werden. Blos ungewöhnliche und von ber 
Mehrzahl der Verhältniſſe verſchiedene Beftimmungen und felbft Ausnahmen von wirklichen 
Gefegen, welche aber dem, diefen Gefegen zu Grunde liegenden höchſten Rechtsgrundſatz in fels 
ner Anwendung auf die befondern Fälle entfprechen — diefe, fowie auch befondere, rechtlich 
gar nicht verlegende politifche Beftimmungen find an ſich noch feine wirklichen Ausnahmsmap: 
regeln, wie manche oberflächlich und roh matertaliftifche Gleihheitöfreunde anzunehmen geneigt 
find. „Nur für Gleiche und für gleiche Verhältniffe ift das Gleiche gleich“, jo fagt ſchon Ari: 
ftoteles. Für Ungleiche wird es felbft ungleih. Hiernach verwandelte ſchon das prätoriſche 
Recht die materielle Gleichheit der Taliondftrafe der Zwölf Tafeln theilweife in Strafen, welde 
der wahren, der verhältnigmäßigen Gleichheit (der aequitas) entfpradhen. 7) 

So ift es feine Ausnahmsmaßregel, daß Griminal= und Givilprocefje, ihrer verſchiedenen 
rechtlihen Natur gemäß, verfchieden, die Griminalproceffe. namentlih durch Schwurgerichte, 
entſchieden werben. Es ift juriftifch feine wirkliche Ausnahmsmaßregel, wenn die Regierung, 
ohne irgendeine verfaffungsmäßige Beftimmung oder Begrenzung ihrer Gewalt und ohne ein 
Verfaſſungsrecht der Bürger zu verlegen, in ungewöhnlicher Weife, z. B. durch Stellvertreter 
oder Gommifjare in Verwaltungsſachen einzelne ihrer Rechte ausüben läßt, oder wenn die Ver: 
faſſung für das Wohl Aller beftimmt, daß Einer Fürft fei. Nur die von den allgemeinen höch— 
ften Rechtsgrundſätzen abweichenden Beftimmungen, welche, wie die claſſiſch- römifche Juris— 
prubenz (f. L. 14 u. 15 de Legib.) ſich ausbrüdt, contra rationem juris eingeführt wurden, 
gehören hierher, doch vorzugsweiſe bie, welche beſtehende Rechte verlegen. 

Zu folhen Ausnahmen von den Rechts- und Staatögrundfägen, welche feine Verfaſſungs 
und Privatredhte verlegen, und veshalb, wenn fie der verfaflungsmäßigen Staatsgeſetzgebung 
als heilfam erfcheinen, unbedenklich find, gehört z. B. die Amneftie, weldye bei hinlänglicher 
politifcher Begründung zuläflig ift, ebenfo eine eigentliche Begnadigung, welde, abgeiehen von 
der bejondern Ausnabmöform, in der Regel nur eine gerechte Ausgleihung der höhern Ge: 
rechtigkeit mit der für den befondern Fall unpaffenden unvollfommenen pofitiven Beftimmung 


1) Bergl. Welder, „ Syftem“, I, 605. 
Staats=Leriton. II. 29 
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fein fol. So können im öffentlichen Recht, 3. B. im dem für wohlthätig gehaltenen Recht der 
Pairie, Ausnahmen von dem Grundfag der rechtlichen Gleichheit der Bürger gerechtfertigt wer: 
den, weil alle öffentlichen Rechte zunächſt dem politiſchen Geſammtwohl dienen jollen und unter= 
geordnet jind. 

Gegenftand der rechtlichen Erörterung werden aljo nur folde Ausnahmen bilden, welde 
auf eine für beſtehende Rechte verlegende Weife von den Rechtsgrund— 
fügen abweiden. In Beziehung auf folde nun kann im Allgemeinen gewiß nicht geleug- 
net werden, daß jhon nah umbeftreitbarer geihichtliher Erfahrung Ausnahmsmapregeln 
großentheild aus unlöblihen Ouellen, aus Willfür, Anfeindung der rechtlichen Freiheit ober 
aus verwerflicher Furcht vor derjelben entftehen, häufig über ihre erfte und angebliche Beftim- 
mung hinausgehen und um ſich greifen, die Rechtsachtung und patriotifhe Anbänglichkeit ber 
Bürger untergraben, für ihre Urheber und die gejegliche Regierung und Ordnung nicht minder 
als für Recht und Freiheit gefährlich wirken. Harmonie ift für jedes Leben, für jeven Organid: 
mus und jo auch für dad Rechts- und Staatöleben Grundbedingung der Kraft, Geſundheit und 
Dauer. Die Einmiſchung fremdartiger widerfprechender Elemente greift leicht krankheitsmäßig 
um fih. Auch vie Ausnahmseinrihtung ftrebt mit ihren Vertretern und Dienern nad jener 
an ſich wohlthätigen Richtung lebendiger Gefege, nah Goniequenzen und Ausbehnung. Des⸗ 
balb mar ed das größte Verdienſt der claſſiſchen römiſchen Jurisprubenz, daß diefelbe überall, 
nad ber Erklärung jener oben citirten Gelege, die alte Ungunft ſchon der leges sacratae 
und der Zwölf Tafeln gegen Ausnahmsgeſetze (Privilegia) fefthielt und nur allein bie 
entgegengefegten allgemeinrechtlihen Gefege ausvehnte auf alle analogen neuen Fälle, bie 
Ausnahmen alfo ftreng auslegte; ja daf fie ſogar, und in ihrem Namen felbjt die allgewal- 
tigen Imperatoren, nach dem Mufter jenes alten heiligen römifhen Grundvertrags (leges sa- 
eratae) für den pofitiven Gefeßgeber ganz unverleglihe und unveränderliche höchſte Rechte: 
grunbfäge (jura naluralia semper firma atque immutabilia) feierlich anerfannte und ihnen 
widerſprechende Beftimmungen geradezu für ungültig erflärte. 2) Mit folder Gefinnung und 
Richtung gründeten jene unfterblichen juriftifchen Meiſter ihr bewundernswerthes harmoniſches 

Rechtsſyſtem. Sie wurden zum Theil Märtyrer in der Behauptung ihrer Rechtsgrundſätze 
gegen die furdtbaren £aiferlihen Tyrannen, erwerkten aber bei diefen felbft joviel Achtung vor 
folder Jurisprudenz, daß fie derfelben wenigſtens allermeift in den Gejegen hulbigten. So 
flößten fie die Verehrung ihres Rechts einer neuen Welt ein, und das Römifche Recht allein be: 
hauptete in ver allgemeinen Berfunfenheit die altrömifhe Größe. ?) 

Allerdings treffen wir auch bei gut conftituirten freien und großen Nationen und unter 
guten Regierungen Ausnahmsmaßregeln, aber wie viel wenigere, feltnere, mehr bejchränfte und 
beffer controlirte, ald bei minder guten Berfaflungen und Regierungen, als vollends in unferm 
guten Deutſchland! Was beveutet 3. B. die engliiche, durd eine wirkliche Minifterverantwort- 
lichkeit controlirte ) nur mit Einwilligung des Parlaments eintretende Mafregel der Sudpen: 
fion der Habeas-Corpus-Acte, d. h. vorübergehende Aufhebung mehrer befonderer engliſcher 
Dürgfhaften gegen unbegründete VBerhaftungen und Hausfuchungen, eine kurze Suspenſion 
befonderer Bürgfchaften, welche andere Völker meift ebenfo wenig befigen ald eine engliſche 
Minifterverantwortlichkeit — was bedeutet fie, oder wie kann fie nur verglichen werben unferm 
modernen politifchen Belagerungszuftand, verfügt und durchgeführt ohne englifdhes Barlament, 
ohne wahre englifche Minifterverantwortlichkeit, und grenzenlos alle bürgerlichen und ver: 
faffungsmäßigen Rechte, Freiheiten und Bürgichaften, Preßfreiheit, Volksverſammlungen, or: 
dentliche Gerichte vernichtend. Selbft eine römische Dietatur ift ja mit ſolchem Zuftand abfolut 
nicht zu vergleihen. Denn, um von ihrer Begründung und ihrer furzen Dauer, gegenüber un: 
feen oft jahrelang fortgefegten Belagerungszuftänden, nicht einmal zu reden, jo befand aud 
während ber Dictatur das Amt der Bolkötribunen mit ihren mächtigen Schugredhten für die 
Volksrechte, mit ihrem Veto u. |. w. jelbftändig fort, und jelbit das Recht der Provocation an 
das Volk war während der Dictatur nicht aufgehoben. Der Dietator konnte nad) der kurzen 
Dauer feines Amtes, während deſſen er, um nicht einmal an eine königliche Gewalt zu erin- 





2) Beweisftellen und weitere Ausführungen enthält der Art. Grundgeſetz. 
2 * —— * rl — hen die engliſchen Miniſter bei grundloſen Verhaftun ⸗ 
uch bie Privatentſchadigungoklagen bedrohen bie engliſchen Miniſter bei grundloſen Der 
gen waͤhrend ber Suspenſionszeit!! 
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nern, nicht zu Pferd fteigen durfte, und in Geldſachen vom Senat abhing, wegen feiner Amts: 
Haudlungen belangt werden. Bon irgendeiner befriedigenden Bürgfchaft der Verfaſſung, des 
höchſten Rechts und Gutes einer Nation, wird bei der bisherigen Grenzenloſigkeit unferd moder— 
nen Belagerungszuftandes Niemand ernftlid reden wollen. Es ift vielmehr das durchgrei— 
fendfte Mittel, terroriſtiſch alle Verfaſſungsrechte beliebig aufzuheben und felbft ihre Foderung 
oder ihre Zweckfoderung möglichft zu unterbrüden. - 

Sowenig man nad der Geſchichte für einſichtsvolle gebildete oder zur Breiheit fähige Na— 
tionen Ausnahmsmaßregeln beliebt machen kann, ebenjo wenig wird man diefe über ihre mehr: 
fache Gefährlichkeit täufchen. Daß fie, ähnlich wie die franzöſiſchen lettres de cachet, die Ba— 
ſtille, die engliſche hohe Sternkammer, ſelbſt vie Glaubens: und Gewiffensfreiheit bedrohten, und 
von herrſchſũchtigen Fürſten und Miniſtern oft gerade zu ihrer Bedrohung und Verlegung er: 
wählt und gebraucht wurben — das leugnet fiherlich fein Gefhichtöfundiger. Daß fie aber au 
der Achtung und Liebe der Fürſten, daß jle der Sicherheit ver Ihrone gefährlich wurden, das wer— 
ben ebenfalls gründliche Kenner der Geſchichte kaum leugnen. Mehres mußte allerdings zuſam— 
menwirfen, um als ungmweifelhaft legitim allgemein anerkannte Königsthrone mie die der Bour: 
bons und Stuarts jo jehr in ihren Orundveften, in der Liebe, Achtung und Treue großer Natio— 
nen zu erfhüttern, daß diejelben jih von ihnen losſagten. Aber die vorzüglich unter den Stuartd 
vielfachen Ausnahmsgeſetze und die jittlihe Empörung und der politifche Abfchen gegen jene 
außerorbentlihen Mittel ver Vernichtung und Vedrohung der Freiheit und der perfönlichen 
Sicherheit, wie fie indem Baftillefturn und in dem leidenſchaftlichen Haß gegen Jeffrey, den 
blutigen Präflvdenten der hohen Sternfanmer, zum allgemeinften Bewußtfein und Ausdruck 
kamen, jie haben mehr ald alles Andere zur Gntwurzelung diejer mächtigen Königsthrone ge: 
wirft. Und aud bei den reftaurirten Bourbons erweckte die Widerherftellung der felbft in ber 
Derfaffung geftatteten Ausnahınd: oder Prevotalgerichte einen fo großen öffentlichen Unwillen, 
daß bie erſchreckte Regierung fie zurüdnehmen mußte, und als der Volksunwille ihr zur Zurüd: 
nahme ber gleichfalls auf die Verfaſſung geltügten Ausnahmögefege der Juliordonnanzen nit 
einmal Zeit ließ, da ſtürzte die altlegitime Dynaftie fowie früher die englifche zum zweiten male. 
Will man aber etwa nod andere Misgriffe beiver Regierungen ald Duellen der Entzweiung 
mit ber Nation unter den Urſachen dieſer gewaltigften Revolutionen in den Vordergrund ftellen, 
jo vergeffe man niht die Hauptgefahr diefer und faft aller Ausnahmsmaßre— 
geln, daß jle die Regierungen verleiten, in den verfaflungswidrigen Richtungen weiter fortzu— 
geben, und daß die Regierungen, verführt von verrätherifhen Schmeichlern und von dem Fana—⸗ 
tismus der vermitteld der Volksunterdrückung herrſchenden Partei, aldbald die durch Furcht 
bewirkte Stille der Volkswünſche als die Zuftimmung der Nation zu ihrem Sufteme betrachten. 

Gewißlich aber, wir Deutſchen brauchen nicht weit umberzufuchen, um alle hier angebeu: 
teten verberblidhen Seiten der Ausnahmsmaßregeln vor Augen zu haben. Jene Ausnahmsge⸗ 
fege von Karlsbad und die geheimen Wiener Beichlüffe Hatten zur Folge, ftatt ven nirgends vor: 
handenen Aufruhr, vielmehr die Rechtsfoderungen der Nation zu unterdrüden, und die Erfül- 
lung durd) Heiliges Fürftenwort zugeficherter freier Bundes⸗ und Lanbeöverfaffungen zu hinters 
treiben oder illuſoriſch zu machen!) Sie waren alfo an ſich wahrlid nicht gut und wohlthätig. 
Im Jahre 1848 aber traten die Wirkungen diefer erften und der fi an fie anfchließenden Aus- 
nahmömaßregeln zur Sicherung und Befeftigung des monarchiſchen Prineips und der Ruhe 
und Ordnung auch für die blöveften Augen fihtbar zu Tage. Bei einer Bewegung im Aus- 
lande zeigte jich plöglich eine ſolche tiefe Erſchütterung ded monarchiſchen Princips, und eine 
ſolche allgemeine energifche und num leider auch vielfach maßlofe Rechtsfoderung des deutſchen 
Volkes in allen Theilen von Deutſchland, daß alle Throne, daß alle Ruhe und Ordnung wank- 
ten, und daß, wie der König von Preußen Öffentlich anerkannte, ohne die Anftrengungen der 
alten gemäßigten, bisher verfolgten conftitutionellen Freiheitöfreunde ein roher und zum Theil 
duch das Unterdrückungsſyſtem demoralifirter Radicalismus in Deutſchland ebenjo wie in 
&ranfreid die monardhifche Ordnung zertrümmert hätte. 

Dennod aber gibt ed für gewifle Fälle Rechtfertigungen oder doch genügende Entſchuldi— 
gung von manden ungewöhnlichen, wenigftend ſcheinbaren Ausuahmsmaßregeln. 

Diefelben beftehen fürs erfte in wirklichem Nothftand, ineiner wirflihen gegenwärtigen 


5) Welder, „Wichtige Urkunden für den Rechtszuftand der deutſchen Nation‘‘ ri 1845). 
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Eriftenznoth und in einem Nothwehrzuftand des Staatd oder der Regierung gegen vor: 
handenen rechtswidrigen Angriff, fofern nur die wahren redhtlihen Bedingungen und Grenzen 
der Nothſtands- und der Nothwehrmaßregeln heilig gehalten werden. So fann gegen auf: 
rühreriſchen Widerftand die Verlefung der Aufruhracte und nad ihr militäriiche Gewalt, und 
als Theil derſelben militäriſcher Belagerungsitand eintreten. 

Sodann können aud) dadurch Ausnahmsmaßregeln gerechtfertigt werden, daß diefelben für 
beftinmte Bälle befondere untergeoronete verfaſſungsmäßige Rechte nur deshalb verlegen, weil - 
diefed geboten wird durch einen höhern allgemeinern Rechtsgrundſatz, indem für dieſe beftimm: 
ten Bälle wegen ihrer Eigenthümlichfeit die gleiche Anwendung der höchſten Rechtsgrund— 
fäge auf eine Reihe nur fheinbar gleicher Fälle nicht paßt, und weil vielmehr nur eine ab: 
weihende Beftimmung jene höchſten Grundfäge angemeffen verwirflihen fann. So fovert 
die hochſte Gerechtigkeit allgemein für Beftrafungen aller Bürger das möglihft unparteiifche 
und vertrauenerweckende Erfenntnif über ihre Schuld, und dazu, nad) dem Urtheil der meiften 
Nationen und ihrer Berfaffung, die bürgerlihen Schwurgerichte. Wenn nun aber in Beziehung 
auf die von den Volkövertretern erhobenen Anklagen der Minifter wegen Verfaffungsverlegung 
ein gemöhnliches Schwurgericht von Bürgern weder nah dem Geſichtspunkte der Unparteilich- 
feit noch der genügenden Fähigkeit der Beurtbeilung einer ſolchen politiihen Schuld ein glei 
vertrauenerwedendes Erkenntniß erwarten läßt als ein mögliches anderes Gericht, jo fodert 
bier daſſelbe Höhere Princip, welches das gemöhnlihe Schwurgeriht als die allgemeine Regel 
begründet, audy das Ausnahmsgeſetz über ein Ausnabmögericht, z. B. über einen befondern 
Staatsgerichtshof für Minifteranklagen. 

Nach diefer zwiefahen Begründung der ftatthaften Ausnahmsmaßregeln aber find freilid 
diefelben, ebenfo wenig wie die oben erwähnten blos ungewöhnlichen Mafregeln, eigentliche 
Berlegungen des Rechts und der Verfaſſung. Diefe will der freie, gerechte Staat niemals. Jene 
Maßregeln begründen zwar die ausnahmsweiſe Aufhebung oder eine befondere Geftaltung all: 
gemeiner Rechts: oder Berfaflungsgrundfäge für befondere Fälle, aber nur um die jenen allge: 
meinen Beftimmungen zu Grunde liegenden höchſten Verfaffungsgrundfäge richtig anzumenben. 
Der tüchtige gefunde Rechtsorganismus ift nicht jeden Augenblid in einem Noth- und Aus: 
nahmeftand. Geringere Störungen finden in feinem gefunden Lebensproceß ihre Ansgleihung 
und Hebung, und auch für ſchwerere oder wirkliche Notbftände find durch fein eigenes Geſetz 
genügend energifche Krifen und Heilmittel gegeben. 

Die Grundfäge für die zuläfjigen Ausnahmsmaßregeln jind hiernach Folgende: 

4) Diefelben find nach jenen obigen Rechtsgrundſätzen niemals zu begünftigen und auf 
Bermuthung hin auszudehnen, ſondern nur infomweit zuzulaſſen, als fie erweislih nach Flarer 
und fcharfer Auffaffung jener beiden Hauptgründe fid) ald gerechtfertigt ergeben. Die jo vielfad 
dem Öffentlihen Wohl entfprechende, der Orbnung und der Regierung ebenfo wie der Freiheit 
und ben Bürgern, pem Frieden und dem Vertrauen heilfame Feſtigkeit und Heiligkeit und Gar: 
monie der Rechts- und Verfaſſungsgrundſätze müſſen die Pflicht, die Kraft und den Muth 
gegen bie Berfuhungen ver Willkür, der Furcht und der Schwäche zu Gunften nicht abjolut ge: 
rehtfertigter und nothwendiger Ausnahmömaßregeln erwecken und ftählen. 

2) Sofern Ausnahmsmaßregeln nicht fhon im allgemeinen Rechtsorganismus und ben 
beftehenden Berfaffungdgefegen gegründet jind, müffen alle Factoren der Verfaſſungsgeſetzge⸗ 
bung für ihre Begründung und Rechtfertigung zufammenwirfen. 

5) Diefelben dürfen dann nicht ausdehnend, ſondern müffen rüdjihtlich ihrer Ausdehnung 
je nad) dem Ort, nad) der Zeit und nad) dem Inhalt ftreng ausgelegt werben. 

4) Diefelben find je nad) ihrer verfchiedenen Art nur von den verfaffungsmäßig und ge: 
feglich zuftändigen Behörden und unter der rechtlichen und verfaffungsmäfigen Verantwort: 
lichkeit indbefondere auch der Minifter zu begründen und auszuüben. 

Aus dem Bisherigen ergibt fich die vechtlihe Würdigung der verfchievdenen in der neuern 
Sefeggebung, Verfaflung und Praris vorhandenen Arten von Ausnahmsmaßregeln. 

II. Ausnahbmsgefege. Diefes find ſolche Gefege, weldhe von ven allgemeinen höchften 
Rechtsgrundſätzen oder von den allgemeinen Staatsgeſetzen abweichen. Sie fünnen diefes thun : 

1) Schon nad) der Form ihrer Entftehung. Und zwar fann hier a) Das, was die Staats- 
verfaffung im Allgemeinen als wejentlich für diefe Entftehung fodert, wie die Zuftimmung der 
Stände, in wirklichem Widerſpruche mit der Verfaſſung oder auf eine dieſelbe verlegende 
Weiſe fehlen. Alsdann ift das Gefeg nicht blos verwerfli, jondern auch rechtsungültig, ebenfo 
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wie jebed mit Verlegung wefentliher Kormen vorgenommene Rechtsgeſchäft.) Es Fann 

aber auch b) nach einer befondern ausnahmsweifen Grlaubniß der Verfaffung für befondere 

Bälle die fonftige allgemeine Bedingung oder Form erlaſſen fein. So beftimmen faft alle cons 

fitutionellen deutſchen Verfaffungen 7), daß wenn dringende Gründe des öffentlichen Wohl eine 

geſetzliche Verfügung erheifchen, deren Zwed durch die Verzögerung bis zur Mitwirkung ber 

abwejenden Stände vereitelt werben würde, alsdann die Negierung Allein das Gefeg erlaffen 

darf. Soll jid feine Dauer bis über die nächſte Ständeverfammlung erftreden, fo erhält es, 

als ein blos proviforifhes Geſetz, dieſe fortdauernde Gültigkeit nur durch die Zuftimmung 

aller Factoren der Geſetzgebung, oder einer jeden ber beiden Kammern, wo zwei vorhanden 

find. 9) Es joll nämlich hier dad dauernde Gefeß und feine Gültigkeit pofitiv gefhaf: 

fen werden, wozu ftetd Einſtimmigkeit aller Factoren der Gefeggebung nöthig ift, während 

die Aufhebung eines beveitd dauernd gültigen blos durch den Widerfpruc des Einen ver: 

hindert würde. Auch find natürlich die Minifter ebenfalls für das blos Vorübergehende verant: 

wortlich. Unter dieſer Verantwortlicfeit kann audy die Ermächtigung der Regierung zu fol: 

hen Ausnahmsverfügungen felbft da, wo die Verfaffung die Ausnahme nicht ausdrücklich ge: 

ftattet, als ſtillſchweigend vorausgeiegt und ertheilt betrachtet werden. Die Verfaffungen aber 
thun wohl, die Ausnahme ausdrücklich feftzuftelen, und fie fo zu regeln, daß wenigft möglich 

Misbrauch mit derfelben getrieben werden fann. Wie furchtbar ausgedehnt und verberblid 

diefer Misbrauch zuweilen ift, das zeigte ver Gebrauch, welden 1850 die Polignac'ſchen Juli: 

ordonnanzen von der Erlaubniß der Ausnahmsgeſetze im Art. 14 der Charte machten. Diefer 
Regierungsmisbraud und Gewaltact rief nur allzu bald eine Ausnahmsgewalt des Volks zum 
Sturz der Dynaftie hervor. In der That waren auch jene föniglihen Orbonnangen, indem fie 
die Wefenheit der conftitutionellen Verfaffung zerftörten, nicht mehr bloße Ausnahmen von der 
eigentlihen Regel, vem Grundgeſetz, ſondern fie hoben diefe jelbft im Wefentlichen auf, begrün— 
beten einen reinen Gewaltact und Gewaltzuftand, Ahnliches freilich erlebten wir aud in ber 
legten Reactiongzeit, zum Theil in ganz neuen Octrovirungen von neuen Berfaffungen und Ver: 
faflungsrechten, zum Theil in einfeitiger Vernichtung der beftehenden. Man mag gern zuge: 
ben, daß auch 1848 von Seiten ded Volks hier und da mandye neue Beftimmung auf tadelns— 
würdige Weije begehrt und bewirft wurde. Doch muß man wohl unterfcheiven, was etwa da: 
mald Regierungen und arijtofratiich Berechtigte, wenn auch gegen ihre früheren Neigungen, 
doch durd das laut und mächtig gewordene Bemwußtfein frühern Unrechts und aus politifcher 
Klugheit, jedoch immerhin juriftiich frei zugeftanden oder bewilligten, und das, wozu fie erweis⸗ 
lid durch unrectlihe Gewaltanwendung bejtimmt wurden. Wehe ihnen, wenn fie das Volt 
veranlaften, alles von ihren Rechten für ungültig zu erklären, was das Volk, nur durch drins 
gende äußere Lagen beftimmt, gelten ließ! Wenn wir aber aud) die durd frühere Maßloſigkeit 
des einen Theild hervorgerufene Reaction oder reactionäre Maflofigkeit des andern bei ben 
Regierungen nidyt härter beurtheilen wollen, als die auf Seiten des Volkes, fo ift ed doch jeven- 
falls für beide ein beflagenswerthed Unglüd, daß wir in Deutſchland eine friedliche, billige 
und gerehte Ausgleihung bei ‚einem National= oder Bundeögeriht nicht fuchen Eönnen 
und auf gerechte mafvolle Regierungsmeisheit natürlich meift vergeblich hoffen. Bei den an- 
dern großen Nationen ſchützt zulegt die Furcht vor ihrem Widerſtande. Für die fouveränen Re: 
gierungen in unferm jegigen Bunde hebt die Bundesgewalt dieſes legte Schugmittel auf, vers 
fagt aber immer noch den unentbehrlihen Schuß des gerechten Gerichts. Nur auf Geredtig: 
Feit aber, und nicht auf Gewalt berubt dauerndes friedliches Heil. 

2) Dem Inhalte nad entfteht ein Ausnahmögefeg, jobald ed eine Ausnahme von ber 
Mechtöregel enthält; 
Dieje kann a) darin bejtehen, daß das Geſetz gegen den formellen Rechtsgrundſatz ber 

rechtlichen Gleichheit und für beftimmte Perjonen etwas feftiegt, oder ein Privilegium gibt. 
b) Diefe Privilegien felbft und ebenfo die allgemeinen Geſetze können wirklich verlegende Aus: 


6) ©. hierüber den Art. Geſetz. Es ift felbit ein Ausnahmgefek, wenn infolge des vom Deutfchen 
Bunde beſchloſſenen und ausgelegten monarchifchen Principe den Gerichten das ihnen natürlidy und nach 
ai deutſchen Staatsrecht zuftehende Recht, nach den Rechtönormen zu richten, entzogen wer: 
den ſoll. 

7) So die babifche, $. 66, die würtembergifche, $. 89, die hannoverifche, $. 72, die preußifche, 
$. 63, die fähftiche, $. 88. 

8) ©. den Art. Gefeg. Sodann: „Deutſche Bierteljahrsfchrift", 1857, Heft 3: „Die Grenzen 
ber proviforishen Gefeßgebung.” 
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nahmen von allgemeinen pofitiven oder natürlihen Nedtögrumdfägen enthalten (Fus Sin- 

ulare, eigentliche Ausnahmsgeſetze). Hierher aber fönnen wir gerechte Beftimmungen über 

usübung des Rechts der Nothwehr oder ver Nothmaßregeln nicht rechnen, mithin auch nit ein 
darauf befchränftes Recht unvermeidlicher militärifher Gewalt. Sie bilden nur ein uneigent: 
liches Ausnahmsrecht. Wohl aber gehört hierher daß politifhe Belagerungsredt und 
Standrecht und viele 1848 feierlich aufgehobene Ausnahmsgeſetze ded Bundes, wie bie 
Karlsbader Befchlüffe (f. unten VIT, VII). Auch Monopole und Moratorien werden allermeift 
wirkliche Rechte verlegen, mithin ald wahre und verlegende Ausnahmsmaßregeln erſcheinen. 
In Deutſchland, für welches die Bundesacte und die Rechtsanerkennungen der Fürften und 
des Volks den Rechtszuſtand auf bie zeitgemäße vepräfentative Herftellung der uralten land: 
fländifchen Berfaffung begründeten, können alle vem Wefen dieſer conftitutionel: 
len Berfaffung twiderfprechende Beftimmungen ald Ansnahmögefege angefehen werben. 9) 
Sole Wiverfprüche gegen den verfaffungsmäßigen Rechtszuſtand Hat leider auch wieder bie 
neueſte deutiche Praxis vielfach in fih aufgenommen. Diefe werden unfern frievlihen Rechte: 
zuftand fo lange ftören und nad) ihrer und ihrer Begründer und Anhänger natürlicher Tendenz 
und gemäß ven Gefege der Affimilation oder der Harmonifirung in allem Lebendigen fo Tange 
anſteckend weiter greifen, bid fie von den Anhängern der wahren Rechts- und Verfaflungs: 
grundfäge mit Energie ausgeſtoßen find, over bis vollftändig der Despotismus geſiegt und mit 
ihm das zerriffene Deutſchland feinen Untergang gefunden hat. 

IV. Aufrubracte. Auch die gejegliche Beftinmmung über bie Aufrubracte und bie 
Berfündigung derfelben jind feine eigentlichen Ausnahmsmaßregeln, wenn nur hierbei, 
wie es fein fol, die allgemeinen Rechtsgrundſätze nicht überfhritten werben. Die Gefege civi⸗ 
lifirter Staaten betraditen nämlih die Anwendung bed Militärd gegen Bürger ald Aus: 
nahme. Die bürgerlihen Verbältniffe müffen frei bleiben von der Einmiſchung der Kriege: 
gewalt, folange nicht die bürgerliche Rechtsordnung in der Art gewaltfam angegriffen oder ver: 
legt worben, daß die hürgerlihen Mittel zum Schuß berfelben fo wenig genügen, daß bas 
Nothwehr- oder das Nothftandsreht eine Anwendung friegerifcher Gemwaltmittel begründet. 
Wenn nun bedeutende von den Civilbehörden nicht mehr zu bewältigende Volkshaufen in er: 
welslicher Widerfeplichkeit gegen die obrigkeitliche Anorbnung einen Aufruhr wirklih beginnen 
ober thatſächlich androhen, jo kann die Militärmacht, nachdem fie dazu von ber zuftändigen bür- 
gerlihen Gewalt ermächtigt wurde, foviel Gewalt anwenden, als fie zur Befeitigung der auf: 
rühreriſchen Störung für unvermeidlich halten darf. Sie muß aber fogleich mit dieſem erreichs 
ten Zweck alle weitere Verfügung und Beftrafung gegen die Störer der ordentlihen bürgerlichen 
Gewalt übergeben. Um num mit genügender Sicherheit ven Beweis zu erhalten, daß die ange: 
gebenen rechtlichen Bedingungen für das militärifche Einfchreiten vorhanden find, und um ein 
letztes Mittel zur friedlichen Erhaltung der Orbnung zu verſuchen, fodern die engliſchen Ber: 
faffungsgefege und nad ihnen mehr oder minder vollftänbig die andern conftitutionellen Ver: 
faffungen: 1) daß die zuftändige bürgerliche Behörde dad Militär zu dieſem Einſchreiten 
ſchriftlich oder wenigftend vor Zeugen auffodere, und daß 2) die bürgerliche Behörbe Die Auf: 
‚ruhracte (Riot-act) förmlich öffentlich. verfündige, daß fie alfo vie betreffenden Volkshaufen 
binlängli deutlich öffentlich auffodere, friepfich auseinander zu geben, mit der Androhung, 
daß im Ungehorfamdfall militärische Gewalt einſchreiten wird. Es ift räthlich für die Verkün— 
digung eine kurze Formel feftzufegen, die auch in unrubigerlimgebung leicht verftanden wird. 19%) 

Sehr empfehlenäwerth ift dad englifche Mittel, in bürgerlihen Unruhen ſoweit möglid 
öhrte militärische Gewalt die Herrfhaft der Gefege zu fihern, indem bie bürgerliche Gewalt fo: 
viel Bürger als bürgerliche Polizeibeamte (Special-Eonftabler) aufbietet und beeibigt, als 
zweckgemaͤß erfcheint. Diefe haben dann Recht und Pflicht, mit dem Amtszeichen (weißen Stäb: 
Ken) verfehen, für die öffentliche Orbnung thätig zu fein, unb der Widerftand gegen fie wird be: 
ftraft wie der Widerſtand gegen wirkliche Öffen!lihe Sicherheitsbeamte. Die Engländer ſchützen 
aud in Beziehung auf die Anwendung der Militärgemwalt in anderer Weife das verfaflungs- 
mäßige perjönliche Freiheitörecht der englifchen Bürger fo energiſch und mufterhaft, daß nicht 
b108 die befehlenden Militärs, ſondern auch die von ihren militärifchen Vorgefegten dazu Eom: 
manbirten wegen jever verlegenden Anmenbung ihrer Waffen vor der Verfündigung der Auf: 
ruhracte bei den gewöhnlichen Gerichten verantwortlich find. In der That wurde noch unter 


9) &. Deutſcher Bund und Deutſches Landedſtaatérecht. 
10) In Baben beftimmt das Gendarmeriegefeg von 1831, $. 37, die Bedingungen. 
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@eorg IV. bei dem zu Ounften feiner Gemahlin eutftandenen Auflauf.ein Offizier wegen Todt⸗ 
ſchlags vor die gewöhnlichen Schwurgerichte geftellt, der auf Befehl ſeines Oberften tödtlichen 
MWaffengebraud gemacht hatte. Jeder Engländer — fo wurde im Gericht erklärt — müſſe bie 
verfaflungsmäßigen echte engliicher Bürger kennen und achten, und könne ſich aljo durch feinen 
verfaſſungswidrigen, mithin ungültigen Befehl davon dispenſirt erachten, Soweit freili Jind 
wir in Deutjdyland wol noch nicht. 
Ä V. Nähere Betradtung des modernen politifhen Belagerungsſtandes. 
Derſelbe bildet allerdings ein wirkliches Ausnahmsgeſetz und eine eigentlihe Ausnahmsmap- 
‚xegel. Er iſt aus der terroriſtiſchen franzöſiſchen Jakobinerherrihaft entfproffen und durch 
‚Die Napoleoniſche Tyrannei gropgezogen. 1!) Gr fand aber ſpäter mehrfach großen Beifall. 
Er ward zum Theil, namentlich in Spanien, jogar auf längere Zeiten über das ganze Reich aus: 
gedehnt. Er wird jich nicht begründen laffen. Zwar kann vielleicht eine wahre Nothmaßregel 
zur Aufhebung der erweislih vorhandenen Gefahr für die Eriftenz der Negierung oder ded 
Staated oder eine Nothwehrmaßregel gegen die eriweislichen rechtswidrigen Angreifer, alfo auch 
möglicherweije gegen ganze revolutionäre Städte die Anwendung der Kriegögewalt rechtferti— 
‚gen, jedoch nur inſoweit und jo lange, bis die unmittelbare Gefahr beflegt ift, oder nur ſoweit 
und folange, ald die Rechtsgründe der Noth- und der Nothwehrmaßregel und die militärifche 
Nothiwendigkeit dauern, ſodaß nad) dem Siege über die feindliche Gewalt fofort die ordentliche 
zehhtliche Gewalt aud über die Gefangenen und Angreifer wieder in ihre Rechte tritt, Inſo— 
weit wurde auch die Kriegägewalt natürlich ſchon vor jener jakobiniſchen Erfindung des moder⸗ 
nen politiihen Belagerungszuftandes in Bürgerfriegen ausgeübt, erklärlicherweije mit mehr 
ober weniger Erceſſen, je nach der Barbarei oder Belittung der Negierungen, der Völker und der 
Krieger. Die moderne Erflärung eines politiichen Belagerungsftanded von Seiten der Regie: 
rung aber überbietet weit die Härte eined bloßen militärifhen Kriegszuftandes, indem fie aud 
in den Beſiegten nicht auf Schuß berechtigte Wehrloſe und Gefangene, jondern rechtlofe und rä= 
hend zu beftrafende Verbrecher erbliden läßt; indem fie ferner nicht nad) rein militärifcher Noth— 
wenpigfeit, jondern nad politifchen Regierungs- und Parteizwecken die angeblid im Belage: 
rungszujtand befinplichen Bürger viel härter behandelt, mehr ihrer Nechte und Freiheiten be: 
raubt, als jelbft ein auswärtiger Feind nad) Kriegsrecht für nothiwendig und begründet halten 
fönnte. Sollte aljo etwa eine Verfaſſung jene natürlich nur bald vorübergehende Verhängung 
einer Nothſtands- und Nothwehrſtandsmaßregel, insbeſondere jene durch fie begründete militä: 
riſche Maßregel oder au eine unvermeidliche vorübergehende Suspenfion bejtimmter Ber: 
faſſungsrechte, 3.B. in Beziehung auf VBerbaftungen, unter vem Namen ber Erklärung des Be: 
lagerungsftandes ald ein Recht der Negierung oder der Minifter begründen wollen, jo ſind die 
jorgfältigften verfaflungsmäßigen Beftimmungen über die Beringungen der zufländigen Be- 
börden, die Formen und Grenzen bejonderd auch rückfichtlich der Dauer feftzufegen. ine dem 
politifhen Belieben, dem Belieben vielleicht fogar nur allein der Regierung ohne Mitwir: 
fung der Stände überlaffene und grenzenloje moderne Erklärung des Belagerungszuftandes 
aber, wie wir fie in neuern Zeiten wiederholt auch in deutſchen Ländern ſahen, und wie fie 
mande politiihe Schriftfteller jegt unbevenflih in ihre ftaatsrechtliche Theorie einregiftriren, 
können wir weder rechtlich noch politiich jemals rechtfertigen. Man frage fih, mit welcher Ent: 
rüſtung engliſche Staatsmänner diefelbe ald eine Barbarei und ald eine —— der 
Nation und der Bürger zurückweiſen würden! Dort iſt dad Verfaſſungsrecht des Volks, das 
man hier gänzlich aufhebt, ebenfo legitim als das Thronrecht. Und jicherlich if jene Maßregel 
ein viel jihereres Mittel für verfaſſungsfeindliche Minifter und Machthaber, alte und neue Ber: 
faſſungsrechte und die Foderung derjelben, ja jede Öffentliche Wunfhäußerung für fie terrorijtifch 
zu unterbrüden, ald ein wohlthätiges Schugmittel für die Verfaſſung. Die Mapregel wird auch, 
zumal wenn, fowie ebenfalld in einigen deutſchen Ländern, für ihre Durdführung noch aus: 
wärtige Mitwirfung zur Bewältigung des empörten Nechtögefühls des Volkes Hülfe leiften 


11) Geſetz vom 10. und vom 19. Fructivor vom Jahre V; die Berfaffung vom 22. Brimaire ‚nom 
Zahre VII; und Decret vom 24. Dec. 1811. Hier find immer militärifcher und politifcher Belagerungs- 
fand miteinander vermifcht. Diefe Beſtimmungen wurden theilweife aufgehoben. Der jepige frauzd⸗ 
fifche gefegliche Zuftand ift ſchwankend. Über die franzöflfche Geſetgebung rücfichtlich des Etat de siege 
vergl, Merlin, „Repertoire“, unter biefem Worte; Eevfiers Desforges in der „Revue du droit 
—— et é tranger“, 1848, ©. 498; und Mittermaier im „Journal du droit.criminel”, 1848, 
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mußte, fierli ungleich ſchwerer für dauernde Ruhe und Ordnung wirken und die Throne 
befeftigen, als vielmehr jede künftige umvermeidlihe Entwidelungäfrife unfers ſtets beiwegten 
europäifhen Lebens zur unbeilvollen Revolution umgeftalten. Wenn fon die karlsbader und 
wiener Ausnahmsmaßregeln, trog eines längern dumpfen Rubeftandes, 1848 plötzlich jo ver: 
derbli in ihren Wirkungen ſich zeigten, kann man dann wol dem Vaterlandöfreunde verargen, 
baß er von ihren noch verlegendern Nachfolgern noch Schlimmeres fürdtet? Es wäre unge: 
recht zu verfennen, daß es für Die Regierungen höchſt verlegende und ſchwierige Momente geben 
fann und gegeben hat, und daß alle rechtlichen Männer foldye muthwillige und verwerfliche Auf- 
flände wie die in Baden fo ſchnell und jo fräftig mie möglich unterbrüdt wünfhen. Aber ſelbſt 
die widerwärtigfte Kranfheit darf weder den mediciniichen noch den politiihen Arzt verleiten, 
wie jene thörichten revolutionären Staatdärzte thun, die ruhige Erwägung der Gejege der Kunſi 
und die ſchweren Folgen einer Verlegung derfelben nad) einfeitigen Gefühldaufregungen zu ver: 
kennen. Ruhiges energiſches, vechtzeitiged Wirfen wird aud in ſchwierigen und gefährlichen 
Zeiten am fiherften zum rechten Ziel führen. 

Das „Staats: Wörterbuch‘, welhes im Artikel „Belagerungdzuftand uns 
Standrecht“, von®rauer, ganz allgemein der Regierung das Recht der Erklärung bed 
politifhen Belagerungszuftandes in aufgeregten gefährlichen Zeiten beilegt, fodert dazu ala 
Bedingung: „daß im Frieden und im eigenen Rande ’ nicht einjeitig der Truppencommandant, 
fondern nur die oberfte Staatsbehörde ven Belagerungdftand verhänge. Doc joll in 
dringenden Fällen auch der Militärbefeblshaber im Ginverftändnig mit ver Verwaltungsbehörde 
bes Bezirks proviforiih bis zur Entſcheidung der oberften Staatdbehörde den Belagerungs- 
zuftand erflären dürfen (bier werden alfo die rein militärifhen Mafregeln in einem berechtig— 
ten Kriegözuftande und die moderne politifche Negierungsmaßregel vermiſcht). 

Die Wirkungen follen dann fein: ’ 

4) Die vollziehende Gewalt und alle Sicherheitspolizei und Erhaltung ber Öffentlichen 
Ordnung geht von den Eivilbehörden auf die Militärbefehlshaber über, vie diefe Gewalten 
ſelbſt übernehmen, Militärbehörden übergeben, oder blos die höhere Gewalt über die Givilbe- 
börden üben können, aber dabei befreit find von biäherigen Beihränfungen. Der Militär: 
befehlshaber ift namentlich berechtigt: 

a) unter Strafandrohungen — beliebige Anordnungen, Ge: und Berbote zu erlaffen und 
jo die ftrafbaren Handlungen beträchtlich auszudehnen ; 

b) aud die verfaflungsmäpigen Garantien der yerfünlihen Freiheit aufzuheben, beliebig 
zu verhaften und in Kriegsgefangenſchaft zu verfegen (die Bürger aller Waffen zu berauben), 
Privatpapiere und Eorrefpondenzen ohne Angabe eines Grundes zu durchſuchen, die freie Preſſe 
zu beihtänfen, und das Erſcheinen Öffentlicher Blätter zu unterfagen. 

2) Die Unterfuhung und Beftrafung aller Berbredhen, welche den Staat oder die öffent: 
lihe Ordnung gefährden, geht von den Givilbehörden an vie Militärgerichte über. Auch dieſe 
Maßregel wird noch doppelt verſchärft: 

a) gemeingefährliche Verbrechen werden mit dem Tode beſtraft; 

b) die Unterſuchung und Aburtheilung geſchieht in außerordentlichem, im ſtandrechtlichen 
Verfahren, 

Bontrgendeiner ſtändiſchen Mitwirkung in Beziehung auf die Entftehung oder Dauer 
in Bezlebung auf die minifterielle Verantwortlichkeit diefes politifhen Belagerungszuftandes 
‚oder von irgendeiner nähern Begründung beflelben, etwa durd die juriftifhen Bedingungen 
bed Nothitandes oder der Nothwehr, enthält der Artikel Feine Spur. Wie e8 ſcheint, zur Recht⸗ 
fertigung dieſes, weder in der Entftehung noch im Inhalt rechtlich befhränften, abfolut rechtlofen 
Zuftandes wird von Herrn Geheimrath Brauer die in beider Hinſicht fo himmelweit verfchiedene 
römifche Dictatur und die engliihe Suspenjion der Habeas-Corpus-Acte demſelben gleichgeftellt, 
und zum Schluß nur nod die Bertheidigung hinzugefügt: „Vom doctrinären Standpunft möge 
man wol Bedenken haben gegen diefe Wiederbelebung ver Dictatur (!), deren Mis— 
braud allerdings unter Umftänden zur Unterdrückung der bürgerlichen Freiheit führen könne. 
Mer aber aus den Erfahrungen der legten Jahre Nutzen gezogen babe, der müſſe zugeben, va 
der Trieb zur Durhführung der eigenen Ideen gegen die Marimen der Regierung, welcher jo 
leicht zu gewaltſamen Mitteln fchreitet, ein ſolches Gegenmittel unabweisbar gemacht habe, wel: 
bed die Staatögewalt befähigt, ihre bedrohte Eriftenz gegen das Anftürmen der Maffen zu ver: 
theibigen, u. ſ. w.“ Nun freilich haben wir in Kurheffen einen ftarfen Trieb des ganzen biedern 
Vollsſtammes gefehen, feine allfeitig befhworene Verfaſſungotreue gegen die Marimen des 
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Miniſteriums Haffenpflug durchzuführen. Wir jahen dann aud einen allgemeinen Belage: 
rungsftand unter Zuziehung der Bundeshülfe und einer überſchwemmung ded armen Landes 
mit friegerifhen Scharen. Aber zu gewaltſamen Mitteln hatten vergeblich jelbft die wunder: 
bar dazu geeigneten minifteriellen Maßregeln das treue biedere Volk angereizt, und der ganze 
Belagerungsftand, der pas unglüdliche Land verarmte, der fo viele Hunderte von unfhuldigen 
Familien, von eidgetreuen, namentlich auch richterlihen Ehrenmännern wegen ihrer Gides: 
und Überzeugungstreue beftrafte und unglücklich machte — er bewirkte nur den Umfturz einer 
18 Jahre lang „in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden“ Verfaſſung. Die Eriftenz bes 
Throns konnte er nicht retten, denn jie war nie angegriffen. Was aber die ganze unauslöfchlich 
in alle rechtſchaffene veutfche Herzen eingegrabene Gefchichte für die Öffentliche Ehre unferer Zus 
ftände und für das monarchiſche Vrincip in den nächſten europäischen Krifen wirken fann, das zu 
entwideln — überlaffen wir der zufünftigen vaterländifhen Geſchichte. Für einregiftert in 
das conftitutionelle Staatsrecht, der europäifhen oder der deutfchen Staaten fünnen wir aber 
biefen politifchen Belagerungäftand feineöwegs halten. Wir halten ihn vielmehr für wider: 
ſprechend jedem verfaflungsmäßig feftgeftellten und verbürgten Rechtszuſtande. Er ift geradezu 
das Gegentheil, die Aufhebung deflelben, kann alfo nicht ihm gemäß rubig’gefeglich verfügt und 
bejchloffen werden. Nur die im erflärten gerechten Kriege und für berechtigte militärifche Ope— 
rationen, nur bie für diefen Zweck unentbehrlichen, mit ihm ſogleich von felbft aufhörenden Be: 
lagerungszuftände kennt das Recht, keineswegs die ungleich umfaffendern härtern für politifche 
und Parteizwede und Plane, für Beitrafungen und Berfaflungs-Begründungen, Änderungen 
und Sicherungen. 

Die neueften Erfahrungen in Deutihland haben allerdings aufs neue gezeigt, daß, wenn 
diejed etwa für Jemand noch zweifelhaft jein konnte, aufrührerifche Bewegungen möglicd und 
daß fie allermeift fehr verberblich find. Und man mag diefelben auf das äuferfte Hafen, am 
meiften, wenn man bie Freiheit liebt, denn dieſer haben fie ja offenbar allerwärts am meiften, ja 
auf einige Dauer haben fie nur ihr allein geſchadet. Aber folgt etwa daraus die Nothwendig: 
feit einer flaatögefeglihen Sanction bed verzweifeltften Mitteld einer allgemeinen Vernichtung 
aller — doch Hoffentlich ebenfalls legitimen — bürgerlichen Freiheit der Nation, aller Rechte 
auch der fhulplofeften, ehrenmwertheften Staatsbürger? Alle freien Nationen, namentlich auch 
die Engländer, fannten ja auch vor 1848 aufrührerifche Bewegungen und gefährlichere, und 
fagten doch nicht Ja zu Ddiefer Frage. Und, was noch mehr iſt, hat denn dieſes angebliche 
Mittel wirklich ven Aufruhr verhindert oder bejiegt? Im Jahre 1848, als die allgemeine große 
Aufregung der Nation entftand, da ließen die Regierungen und ihre Diener alle in den Ge: 
jegen janctionirten, ja alle abfolut rechtlichen Schutzwehren für die Autorität und für bie öffent: 
liche Ruhe und Ordnung aus den Händen fallen. Bei bundes- und landesgeſetzlich fanctionir: 
ter Genfur und Strafgewalt gegen Misbrauch der Preſſe fah man überall wahrhaft majeitäts- 
und ehrbeleivigende, ja hodverrätherifhe und zu Mord und Aufruhr aufreizende Drudblätter 
völlig unverfolgt, und Ahnliches wurde in Öffentlihen Reden und Verfammlungen ungeftraft 
laut. Hätten zu diefer Zeit die Bundesgefege und Die Landesgeſetze aller 58 Bundesftaaten je: 
nen furdtbaren Belagerungszuftand in ihrer Gefeggebung fanctionirt gehabt — würde denn nur 
eine einzige Regierung venjelben zu verfünden gewagt haben? Als dann einzelne aufrührerifche 
Bewegungen wirklih ausbrachen, da befeitigte man theilmeife fogar die überall natürliche und 
geiegliche militärifche Macht, fuchte durch Nachgtebigkeit zu beruhigen. Wo. fie aber durch mili: 
tärifche Hülfe niedergefhlagen wurden, da Fam das Schugmittel des Belagerungszuftanded 
erft hintennach, und diente, weil nun gewiß die gewöhnlichen militärifchen und die gewöhn— 
lichen gerichtlichen und polizeilichen Staatömittel zur Erhaltung und Durhführung des erjieg: 
ten Ruheſtandes audgereicht hätten, offenbar ganz andern politifchen Intereflen und Zmeden. 
Aber waren diefe die der anerfannten und befchtworenen Staatöverfaffungen? Nützten fie 
diefen? Ja würden fie aud nur für die zufünftige Sicherung und Ruhe derjenigen Bunded: 
und 2andeöregierungdverhältniffe wirken, welche fhließlih aus ihnen oder aud den in mehren 
Ländern fogar unter Bundesfanction durchgeführten, und fomit für alle übrigen angedrohten 
Belagerungsrechten hervorgingen? Dffenbar ift diefe Frage höchſt wichtig in Beziehung auf 
pie Heilfamfeit folder Staatsmaßregeln, wie der politifhe Belagerungszuftand und mie bie 
ganze politifche Hauptrichtung ift, welcher er angehört. Für die politifche Reactiondpartei gültig 
entjcheidend wird freilich auf diefelbe nur die Gefhichte antworten können. Ich aber, wenn id 
bier auch von meinem Standpunkte aus nicht mit folder Schärfe wie Dahlınann den entgegen= 
gefegten Erfolg bezeichnen will, muß doch meine großen Zweifel ausſprechen. Fragen möchte 
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ich alle nicht lediglich durch ihren Parteiſtandpunkt Beherrſchten, ob fie ſich von folder neuen 
Ausnahmsmaßregeln und ver durch jie bewirften Unterdrückung der Volkswünſche wirkli einen 
glücklichern Erfolg verſprechen, als er im Jahre 1848 von den karlsbader Beftrebungen Allen 
erkennbar zu Tage trat? Betrachte man, wie wenig ausgebildet im Vergleich mit unferer Zeit 
bas politische Bewußtſein von 1819 an bis 1848 ſich zeigte, und vergleihe man dann Das, 
was vor 1848 dieſes politifhe Bervußtjein und feine Foderungen bis zu der allgemeinen Erhe 
bung von 4848 aufreizte, mit Demjenigen, was feit ven ſchleswig-holſteiniſchen und Eurhefil- 
ſchen Geſchichten an bis herab zu den hannoveriſchen und luxemburgiſchen erfolgte! 

Mit volllommener Entihiedenheit und jeinem humanen Gerechtigkeitägefühl und überein: 
fimmend mit Rudhart erklärt auch Mittermaier in vem Auffage über „Belagerungsftanv, 
Kriegsreht, Standredt und Suspenjion der Gefege, über perjönlide 
Freiheit” im „Archiv des Criminalrechts“, Jahrgang 1849, erfted Stück, S.29 fg., ſich gegen 
die Zuläffigkeit und Heilfamfeit der ſämmtlichen im Titel feiner Abhandlung genannten Mafıre- 
geln, mit Ausnahme nur der verfaflungsmäßig genau zu beftimmenden Suspenfion der gejeg- 
lihen Beichränfungen über Verhaftungen und Hausfuhungen, und der Berlefung ver Auf: 
ruhracte. Er zeigt” ausführlih, was ja ſchon wie Jahrhunderte alte Erfahrung Englands 
bei einem jehr bewegten und freien Volksleben erfahrungsmäfig darthut, daß die beiden Maß— 
regeln der Berfündung der Riot-act und der Suspenjion der Habeas-Corpus-Acte vollſtändig 
zur Erhaltung der Ordnung genügen, daß feine Entziehung der ordentlichen Gerichte, der Preb- 
freiheit, ver Vereinsrechte nöthig find. Die Freiheit, die gefährlichen Subjecte zu verhaften und 
gefangen zu halten, ſchützt ja nöthigenfalls aud gegen ihren gefährlichen Gebrauch ver Preſſe 
und bed Vereinsrechts. Die Berfaflung des deutſchen Reis vom Jahre 1849 Hatte zwar im 
Art. 197 der Regierung geftattet, ihre verfaflungdmäßigen Sicherungen über Hausfuhung, 
Verſammlungsrecht und Verhaftung für einzelne Bezirke im Krieg und bei Aufruhr zeitweiſe 
außer Kraft zu ſetzen, jedoch nur nad einer Verfügung des Geſammtminiſteriums, und höch— 
ſtens auf 14 Tage, wenn nicht die Genehmigung der Stände eintritt, wozu dieſelben alsbald zu 
berufen find. Aufhebung der Preßfreiheit und des ordentlichen Gerichts dandes findet nicht ſtatt 
Es iſt nicht zu begreifen, wie Zöpfl dieſes einen Belagerungsſtand nennen kann. 

VI. Standrecht. Dieſes, welches ein Theil des politiſchen Belagerungsſtandes und ge: 
wöhnlich auch des militäriſchen iſt, aber auch ohne denſelben vorkommt, iſt ebenfalls urfprüng: 
lich und weſentlich eine rein militäriſche Einrichtung zum Schutz der militäriſchen 
Disciplin, für welchen auch das Bundeskriegsgeſetz F. 96 dem Bundesoberfeldherru deſſen An— 
ordnung (im Kriege) geſtattet. Es ſoll eintreten in allen jenen außerordentlichen Fällen, in 
welchen des Beiſpiels wegen ſchnelle Beſtrafung nöthig wird, und in welchen die Militärgeſetze 
der Bundesſtaaten nicht ohnehin ſchon das Standrecht feſtſetzen. Das Standrecht iſt ein vom 
ordentlichen Kriegsgericht verſchiedenes, ganz ſummariſches Strafverfahren durch ein außeror: 
dentliches Kriegsgericht. Das Standgericht wird wie ein gewöhnliches Kriegsgericht zuſammen⸗ 
geſetzt. Doch fodern manche Geſetze, z. B. die von Oſterreich und Preußen, wenn es auch über 
Civilperſonen richten ſoll, daß Juſtizbeamte aus dem Civilſtande zugezogen werden. Vor 
verſammeltem Gericht wird dabei in ununterbrochenem Act die Unterſuchung mündlich ge: 
führt und alſobald die Entſcheidung gegeben, alles binnen 24 Stunden. Die ſummariſche 
Unterſuchung beſchränkt ſich auf die für die innere Überzeugung der Richter nothwendigen Punkte 
des beſtimmten Verbrechens und auf die Beweiſe, welche zur Hand ſind, ohne Friſtverwilligung 
Das Gericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit, ſoll nach den meiſten Geſetzen nur verurtheilen, 
nicht freiſprechen, und hat, wenn es nicht verurtheilen kann, die Sache an das ſonſt zuſtändige 
Gericht zu verweiſen. Auch kann es nur Todesſtrafe erkennen, da alle an das Standgericht 
verwieſenen Verbrechen ebendadurch für Todesverbrechen erklärt werden. Doch weichen manche 
Geſetze bei der Ausdehnung des Standrechts auf Nichtmilitärs hiervon ab. So erlaubt dad 
badiſche Geſetz auch auf zehn Jahre Zuchthaus zu erkennen, und das preußiſche auch die Erken— 
nung der ordentlichen Strafe. Gegen das ftandrechtliche Erkenntniß finden gar feine Rechts— 
mittel ftatt, weber zum Recht noch zur Gnade. Caſſationsgeſuch iſt zwar nicht ausgefhloflen, aber 
ohne Suspenſivkraft. Vielmehr wird die erfannte Todesftrafe jogleich vollzogen, ja nach den 
meiften Geſetzen noch innerhalb jener 24 Stunden. 

Diefes furhtbare Augnahmsgericht bleibe als bloße Kriegamafregel ven Militäreinrichtun- 
gen überlaffen! 

As politifihe Ausnahmsmaßregel umd gegen Bürger verbindet man ed mit dem polisifgen 
Belagerungsftand, mit deſſen Verwerfung es alsdann ebenfalls befeitigt wäre. 
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Segen Eivilperfonen könnte e8 nur als Beftandtheil eines aud rein militiwifchen Grimben 
verhängten militärifchen Belagerungsftandes als militärifche Maßregel ftattfinden. 

In einer ganz vortrefflihen Ausführung hat Rudhart, als Berichterftatter ver bairiſchen 
Kammer im Jahre 1851, die Scheingründe für die Nothwendigkeit und Heilfanifeit des Stand⸗ 
rechts (aufer dem Fall*rein militäriſcher Nothwendigkeit) widerlegt. 12) Er zeigt, wie man, 
um eö zu vertheidigen, ſtets die Vertheidigung, die bei dem gefangenen Gegner aufhört, mit der 
Strafe verweihfelt, und wie man wieberum mit einer gerechten Strafe, die nur nach gehöriger 
Bertheidigung, nad volltommenen Beweis und unpartelifcher richterliher Prüfung und Ent: 
ſcheidung und in gerechten Maße ftattfinden darf, die im kriegeriſchen Kampfe ohne diefe Bedin⸗ 
gungen ftattfindende Rache, Sicherung und Abſchreckung vermischt. Jene Bedingungen gerechter 
Strafe befriedigt dad Standrecht nicht, weder nad feiner Zufammenfegung aus Soldaten noch 
nad feinem Verfahren. Soldaten befreien ihr Urtheil nicht von dem Haß und Vorurtheile des 
Soldaten gegen den Feind und von der Beftrebung, dem Fürften und Kriegäheren zu zeigen, 
daß deflen Feinde aud ihre Feinde find. Das Verfahren feldft weift fie an, die Bedingungen 
ber Gereihtigfeit für Straffachen ftreng zu achten. Doch bei den: beften Willen fteht dieſes Wer: 
fahren felbft im Widerſpruch mit wahrer Gerechtigkeit. Soll ein Unſchuldiger verurtheilt wer: 
ben, weil feine Beweife und Zeugen erft einige Stunden jpäter beigebracht werben können, 
teil die kurze Zeit für ein Caſſationsgeſuch nicht abgewartet werben will! In Beziehung auf 
die ftandretlihen und Belagerungsmaßregeln fagt Rudhart dann fehr mit Net: „DerKtrieg 
erhält durch den Krieg feine menſchlichen Geſetze und Mäpigung; aber was fo hinter ihm drein 
Friecht ohne Waffen, die Rache und der Haß, die erft auftreten, wenn man Te Deum laudamus 
mit dem vae viotis! vermiſcht, fennt Fein Geſetz oder benutzt es für feine Zwecke.“ Mittermaier 
in ber oben citirten Abhandlung befeitigt auch noch insbeſondere das angebliche Bedürfniß, bei 
Aufruhr mit folgen ſtandrechtlichen Gerichten wegen ver Maſſe der Angeklagten aufräumen zu 
müffen, oder den etwaigen befangenen richterlihen Anſichten in einer aufrührerifhen Provinz 
zu entgehen. Er jagt: „Sobald die Gejeggebung dafür forgt, daß da, wo am Ort des Verbre- 
chend etiva die Unterfuhung nicht vorgenommen werben fann, die Sache an ein anderes ge= 
feglich beftelltes Gericht, 3. B. an das benachbarte Affifengericht gemwiefen werbe, ſchwindet 
die Bejorgniß, daß ed an einem ordentlichen Gericht fehle. Sobald wir Deutfchen lernen, unfere 
BVorunterfuhungen abzukürzen, und vorzüglich in politifhen Proceffen, wo eine große Zahl von 
Angeſchuldigten vorhanden ift, raſch die Verführten, Leichtbetheiligten von den Anftiftern, An= 
führern und Schwerbetheiligten fiheiden und die Unterfuhung nur auf die zulegt Bezeichne: 

ten beſchränken, ſobald man die Zahl der Unterfuchungsrichter in ſolchen Fällen vermehrt, wird 
die Unterfuhung fo bejchleuntgt werben fönnen, daß alle Nachtheile ver Zögerung wegfallen.‘ 

VL Ausnabmögerihte überhaupt. In ihnen bat freilich immer der Despotis- 
mus oder auch eine überängftliche einfeitige Regierungspolitif eine Stüge geſucht. Aber ed vers 
wirft fie das allgenieine Staatsrecht alfer freien und civilifirten Völker und vor allem von jeher 
das deutſche Staatsrecht. Es verurtheilt fie in der Verwerfung aller Gabinetsjuftiz und durch 
ven Grundjag: Niemand werde jeinem natürlidyen oder ordentlichen Richter entzogen ! 

Auch hier aber müflen wir natürlich von dem eigentlichen engern Begriff und von der Ver: 
werfung der Ausnahmögerichte ausfhließen die nur von ven gewöhnlichen Berichten ver: » 
ſchiedenen, aber Niemand verlegenden Gerichte, wie 3.B. Schiedsgerichte, ſodann auch die 
zwar von den allgemeinen Gerichtögefegen abweichenden, aber dennoch ihrer Rechtögrundlage 
entſprechenden, wie die jchon erwähnten Staatsgerichtshöfe für Minifteranklagen. 

Nach dieſem Geſichtspunkte werden noch manche befondere Gerichte von der Claſſe wirklich 
verwerfliher Ausnahmdgerichte audgefchloflen bleiben. So die Militärgerichte für blos 
militärifche Vergeben der Solvaten, worüber Nichtſoldaten Eeine ſolche Vertrauenswür⸗ 
digkeit, Sachkunde und fihere Auffaffung des eigentlichen Sinnes der Milirärgefepe befigen 
werden wie Militärperfonen. Wo dagegen blos die allgemeinen bürgerlihen und ftrafredhtlis 
hen Gefege auf die allgemeinen bürgerlichen Verhältniffe von Soldaten anzuwenden find, bei 
gemeinen Vergeben over bei allgemein civilrechtlichen Verhältniffen, da tft, ſowie in Frankreich, 
die Ausnahme befonderer Militärgerichtöbarkeit ala unbegründet und fhon deshalb als ſchädlich 
gu verwerfen — was jedoch manche veutfche Gefeggebungen noch nicht einfehen wollen. Ähnlich 
verhält es ſich mit geiſtlichen und mit Beamten-Disciplinargerichten, bei welchen übrigens, auch 


12) Rudhart, „UÜber ven Entwurf eines or über das Verfahren in Strafſachen. Ans dem 
Nachlaſſe herausgegeben’ (Regensburg 1848), S. 2 
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wenn die allgemein bürgerlichen Sachen ven gewöhnlichen Gerichten überlaffen bleiben, doch die 
höchſte legislative VBorjiht anzuwenden ift, daß nicht unter dem Namen Disciplinarftrafen vie 
Unabhängigkeit der Juftiz und die Würde und Sicherheit der geift= und weltliden Amter und 
Beamten despotiſchen Intereffen unterliegen. 

Dagegen möchten wir keineswegs joweitgehen, mit dem „Sta ats⸗ Wörterbuh”, im Ar— 
tikel,Ausnahmsgericht“, ein jedes Gericht für den ordentlichen, natürlichen Richter zu er— 
Elären, welches die Staatsgeſetze beftimmen, oder auch mit demſelben Verfafler (Herin Doll: 
mann) aus äußern politiihen Gründen (am alferwenigften natürlich blos nad dem politifchen 
Ermeſſen der Regierung) Ausnahmögerichte, Sperialgerichte, Prevotalhöfe zu rechtfertigen. 

Brauchte ed nichts als eine geſetzliche Beſtimmung zur Begründung eines jeden Gerichts 
als eines orbentlihen natürlichen Gerichts, jo könnte ein Geſetz bejtimmen: über dieje Fülle 
richte der König, oder fein Minifter, oder Derjenige, dem er dazu in jedem Falle den Auftrag 
gibt, um jo das heilige Recht vom ordentlichen, natürlichen Nidyter in Dunft aufzulöjen. Auch 
dieſes Recht, worauf von jeher alle freien civilifirten Nationen und ihre Verfaflungen ven 
höchſten Werth legten, welches jie oft mit perſönlicher Freiheit und Sicherheit identificirten, 
ohne welches dieſe Heiligtbümer in der Ihat auch vernichtet find, hängt feinem Begriffe nad 
ebenjo wenig davon ab, was eine beliebige pofitive Sagung dafür ausgeben will, als die per: 
fönliche Freiheit und Sicherheit felbft, ald Eigentbum und Ehre. Freie Nationen und Ber: 
faflungen ſahen, wie der Art. Cabinetsjuftiz im „Staats-Lexikon“ beweiſt, fürs erite 
fhon darin den Mangel eines orventlichen Gerichts, mithin ein Ausnahmsgericht, wenn die 
Entſcheidung, ftatt von unparteiiichen Dritten, von der Negierungdgemwalt audging oder ab: 
bängig war, wenn fie fein von ihr in dem richterlichen Verfahren und Urtheil unabhängiges 
Gericht ausſprach. Alle Gabinetögerichte, Inftanzen, Gommiffionen erfhienen ihnen aud da, 
wo fie, wie in Franfreich die lettres de cachet und die Prevotalhöfe, gefeglich beftanden, den: 
noch ald wirflihe und verwerfliche Ausnahmsgerichte. 

Diefe Nationen und ihre Verfaſſungen aber foderten auch fürs zweite eime ordentliche 
allgemeine Juftiz und Gerichtseinrichtung folder Art, daß die Rechtsſtreitigkeiten und zunächſt 
— movon doch bei Ausnahmdgerichten vorzugsweife die Rede ift — die Eriminalprocefle von 
Gerichten entſchieden würden, deren Erfenntniffen das möglichſt allgemeine Vertrauen ihrer 
unparteiijchen und richtigen Entſcheidung zur Seite ſteht. Sofern alſo nicht etwa in den ganz 
bejondern ſächlichen oder perfönlihen Verhältniffen erwiejene, vom Berfaflungsgeieg ald 
foldye anerfannte Gründe gegeben waren, daß in ihnen ein beftimmtes anderes Gericht größere? 
Vertrauen für fein Erkenntniß begründe, injofern erſchien ihnen nur das nad) dem Gefeß der 
rechtlichen Gleichheit für alle Bürger auf gleihe Weife durch die verfaſſungs— 
mäßige Geridtdorganifation verordnete Gericht ald dad ordentlide und 
natürliche. 

In dieſem doppelten Sinne müfjen auch wol die Garantien für den ordentlichen, natürli— 
hen Richter in den Verfafjungen verftanden werden; zumal die in der franffurter Reichsver— 
faflung und in den mit ihr übereinftimmtenden deutſchen Landesverfaffungen. 1) Diefe ver: 
bietet nicht blos ausdrüdlicd alle Ausnahmsgerichte, fondern jogar audy jeden privilegirten 
Gerihtöftand der Perſonen und Güter. 

Diefe legte Beftimmung geht nad) dem für den Staatsgerichtshof und die Militärſachen Ge: 
fagten zu weit. Selbſt den privilegirten Gerichtsſtand der Standesherren, welchen ihnen der 
Art. 14 der Bundesacie garantirt, möchte ich nicht mit der Mebrbeit in der frankfurter Ver: 
fammlung als ein verwerflihes Ausnahmsgericht betrachten, denn dieſe Familien wurden nur 
auf die in der Nheinbundsacte enthaltenen Bedingungen, welche die Bundesacte erneuerte, 
Unterthanen. Dieſe Bedingungen zu verlegen ift rechtswidrig. Und es wird dieſes Privilegium, 
vollends unter den von Zöpfl1#) beigefügten Beihränfungen , nicht als verlegend betrachtet 
werben können. Es wird namentlich ein folcher privilegirter Gerichtsſtand, welder nur die 
höhere Inftanz ver allgemeinen Landesgerichte jtatt der untern Inftanz ift, deren Erfennt: 
niffe man hier vielleicht nad} verſchiedenen Seiten ald weniger unbefangen anſehen fönnte, kaum 
ald Ausnahmsgericht zu behandeln fein. Das den Häuptern der ſtandesherrlichen Familien jhon 
im Art. 27 der Rheinbundsacte und nachher noch in der Bundesacte Art. 14 zuerfannte und 
in ber bairifhen Declaration zugefagte Griminalgericht von Standesgenoſſen erinnert übrigens 


— — — — 


13) ©. ein großes Derzeichniß derfelben bei Zöpfl, „Staatsrecht“, 1 (1856), 251. 
14) A. a. O., Il used. 31 e * 
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an das englifäe Gericht ded Oberhaufed über die Mitglieder veilelben. Das englifhe Recht 
fand nämlich die Höchfte Vertrauenswürbigkeit für richtige Schulderfenntniffe in einem Gericht 
von Standesgenojjen. Es ſah mithin, da ed nur die beiden Hauptftände, der mwirflichen 
Vairs und der Bürger (Commoner), anerkannte, in ſolchem Genoffengericht feine Ausnahme, 
fondern nur eine richtige Anwendung, ja (nad) dem richtig verftandenen Grundfag exceptio 
firmat regulam) eine Beftätigung feines höchſten Rechtsgrundſatzes über die Gerichte. 

Solche Ausnahmsgerichte aber, wie fie nach dem Obigen auch ver Artifel „Belagerung: 
zuſtand“ inder Form des Standrechts und jener Artikel, Ausnahmsgericht“ im „Staatd- 
Mörterbuh” blos politifch begründet, dieſe finden wir aud) dem allgemeinen europäiichen und 
eonftitutionellen Staatörecht nicht gemäß. Der Artikel fagt: Es können Schwere Verbrechen in 
fo gemeingefährlidem Maße überbandpnehmen, oder ‘(wie ed nachher „Staats— 
Woͤrterbuch“, 1, 526 heißt) in einem Landestheile aufrührerifche Bewegung in dem Maße er- 
wachen, daß die reprefjive Kraft der regelmäßigen Strafgerichtöbarfeit als zu ſchwach und zu 
ungenügend erfcheint. Sodann fünne man auh nah der Beichaffenheit ver Verbrechen, nam: 
lid: bei den Angriffen gegen ven Staat und gegen die Träger der Öffentlichen Gewalt, die ge: 
meinen Strafgerichte für untauglich halten, und zwar entweder, weil man an die Stelle der fireng 
juriſtiſchen Würbigung und Beurtheilung eine mehr politifche treten laſſen will, oder weil man 
den gewöhnlichen Gerichten nicht Die nöthige Unabhängigkeit und Überficht der Verhältniffe zu: 
traut, oder auch weil man dem Verfahren hier eine eindrucksvollere Würde und Feierlichkeit 
beilegen wollte. Der Verfaſſer jagt zwar in der Hinweifung auf geichichtlidde Belege: Das 
neuere Staatörecht habe den, zuerft in der Erklärung der Menſchenrechte formulirten Grundfag, 
daß Niemand feinem orbentlihen Richter entzogen werden darf, unter ben ftaatsbürgerlichen 
Gewährſchaften vorangeftellt, und das neuere deutfche Staatsreiht habe entſchieden die Nieder: 
ſetzung von Ausnahmögerichten durch einfeitige Regierungdverfügungen als Gabinetsjuftiz ver: 
worfen. Ebenso entſchieden aber fei es aud anerkannt, daß die Anorbnung von Ausnahms⸗ 
gerihten auf dem Wege der Gefeggebung durch jenen Grundfag nicht ausgeſchloſſen fei, wenn 
auch die Verfaffung ſolche Ausnahmen nicht vorbehalte, und daß fomit aud der Fortbeftand 
älterer gefeglich eingeführter Ausnahmsgefege nicht alterirt fei. Denn der ordentliche Richter 
fei fein anderer als der gefegliche Richter, durch die Geſetzgebung eingefegte Ausnahme: 
gerichte jeien alfo ſelbſtverſtändlich gefeg liche Gerichte. 

Unfere Bedenken gegen das Angeführte find großentbeils bereits in der obigen Ausführung 
enthalten. Allerdings haben einige deutiche Gejege und fogar einige deutfche Verfaſſungen 
Ausnahmögerichte vorgefchrieben. Sie haben: 

4) wegen jenes angeblichen vieldeutigen Nichtgenügend der gewöhnlichen Gerichte das 
Standrecht eingeführt; jo das öſterreichiſche Geſetzbuch über Verbrechen von 1803, Abichn. II, 
Gap. 16, und das bairifhe Strafgefegbud von 1815, Th. I, Tit. VII, 441. Oder fie haben 
auch die Erklärung des Belagerungszuftandes janctionirt; wie die preußifche Verfaffungs- 
urfunde vom 31. Jan. 1850, $. 111, und das preußifche Gefeg vom A. Juni 1851. 

2) Auch finden fi für befondere Arten von Verbrehen und Verbrechern einzelne Aus: 
nahmöägerichte. So vie Napoleonifhen Specialgerihte für Verbrehen von Bagabunden, Hei: 
matlofen und beftraften Rückfälligen (fofern nicht andere Perſonen ihre Genoflen waren, in - 
weldem Fall deren Gericht gemeinichaftlic wird), dann für alle Verbrechen der bewaffneten 
Empörung gegen die bewaffnete Macht, ferner gegen bewaffneten Schleihhandel, Münzverfäl: 
{hung und Lebensangriff mit bewaffneter Zufammenrottung.- Daß man biefe in Branfreid 
nad Napoleon’ Sturze durch die franzöſiſche Charte abgefchafften Gerichte, welche mitwirften 
Napoleon's Tyrannei verhaßt zu machen, in den deutſchen Rheinlanden früherhin fortbeftehen 
lieg, dieſes erklärt fich freilich aus der damaligen verfaflungslofen Zeit und aus dem Haß und 
Midtrauen gegen dad Schwurgericht. Da indeß beide Gründe fpäter megfielen, fo fann auch 
fel6ft die Milderung dieſes Specialgerichtö durch Befeitigung der drei Militärperfonen neben ben 
fünf Mitgliedern des Appellhofes in Rheinbatern deffen Kortbeftand noch nach der Berfaffung 
und bei allgemeiner Ginführung der Schwurgerichte nicht rechtfertigen. Außerdem führten 
allerdings auch einige Verfalfungen mehr oder minder aus den von Herrn Dollmann erwähn: 
ten Motiven politifche Gerichtähöfe ein. Hier ift num nad) dem Obigen ein befondered Ge⸗ 
richt über Minifteranklagen gerechtfertigt, fei ed, daß man für fie, fowie in England und in 
der erloſchenen franzdfifchen conftitutionellen Verfaſſung die Pairskammer ermähle, oder wie 
in Würtemberg, Sahfen und Baiern, einen befondern Staatögerihtöhof ober endlich, wie 
in andern deutfchen Staaten, das oberfte Landesgericht. Weniger löblich aber entzogen einige 


Staaten, fo Preußen und neuerlih Hannover, den allgemeinen Schwurgerichten andere Staatd- 
ober politifche Verbrechen. In Preußen übergibt dad Gefeg vom 25. April 1855 dem. Kam- 
mergericht ais Gentralgerichtöhof für die ganze Monarchie die Unterfuhung und Entſcheidung 
bei Hochs und Landesverrath, bei thätlicher Beleidigung ded Königs, der Königin und ber 
Mitglieder des königlichen Hauſes und bei den gegen einen deutſchen Negenten oder Staat 
gerichteten hochverrätheriſchen Handlungen. 

Diefe immerhin felbft nur ſehr ausnahmsweiſen Beftimmungen einzelner deutſcher Staa: 

ten werben gewiß das natürliche und allgemeine deutihe Staatorecht nicht umſtoßen, zumal 
wenn man bevenft, in welcher Reactionskraukheit, bei welcher unterdrückten und eingefchüchter: 
ten Freiheit der Wahlen und der Preffe diefe Ausnahmen zu Stande gebradt werden. Wir 
baben auch ſchon oben unjere Zweifel geäußert, daß jedes beliebige pofitive Gejeg, ſobald ed 
ſtatt des ordentlichen Gerichts ein außerordentliches vorzufhreiben beliebt (welches jedenfalls 
als Verfaſſungsänderung nur in der Form folder Anderungen gefhehen könnte), dieſes außer: 
ordentliche, etwa Standrecht und Sübelgericht, in das orbentliche natürliche Gericht verwandeln 
könne. Sollte wol damit noch jene erfte verfaflungsmäßige Gewährfchaft der Freiheit verein- 
barlich fein, follte ver Sinn der Verfaffung erhalten bleiben? Herr Dollmann ſelbſt nennt bie 
franzoͤſiſche Verfaſſung, zuerft die Declaration der Menfchenrechte und fpäter den Art. 62 ber 
Charte, als Duelle und Vorbild der Formulirung ded Verfaffungsrehts vom orbentlicden Ge: 
richt in ben deutſchen Verfaſſungen. Nun, die unveräußerlihen Menſchenrechte ftellte man doch 
nicht auf mit dem Gedanken, daß jede Reactlonsgeſetzgebung fie beliebig wieder nehmen könne. 
Sener Artikel ver Charte aber jagt: „Nul ne pourra etre distrait a ses juges naturels“, und 
dann wird die ausnahmsweiſe Errihtung, creation, aller Ausnahmögerichte verboten, nur 
allein die der alten Prevotalhöfe im Notbfall ald möglich geftattet, Die Charte wollte doch 
wol die Bürger auch gegen geſetzliche Errichtung von Ausnahmögerihten jihern, und hielt 
fhon den Wortlaut nach aud Prevotalhöfe im Ball ihrer gejeglihen Einführung nit für 
natürlihe Richter. Der Verfaſſer erwähnt ferner ebenfalls ſelbſt das deutſche Reichsrecht 
(ſ. Pfeiffer, „Vraktiihe Ausführungen“, IT, 409, und im „Staats-Lexikon“ Cabinets: 
juftig). Aber die Reihögerichte erklärten aud durch landesherrliche Gefege beftimmte Gabinets- 
inftanzen und Gommifjionen für ungültig, alfo nicht für ordentliche natürliche gejegliche Richter. 
Lord Chatam aber, der große englifhe Staatsmann, erklärte in feiner Ausführung, daß jelbit 
König, Ober: und Unterhaus den englifchen Bürgern ihre englifchen Urredhte, wie dad Schwur: 
gericht, nicht vechtögültig nehmen fünnten. Und dieſes waren bei dem anerfannten engliſchen 
MWiverftandsrecht, weldhes Lord Chatam ja auch bei dem Widerftande der Amerikaner gegen er: 
laſſene Barlamentsbefteuerungen fo energifh und wirkſam vertheidigte, fiher Feine beveutungd- 
Iofen Worte. Ich kenne ſehr wuhl die hieran ji fnüpfenden Schwierigkeiten, will auch ſoweit 
thunlich ven Rath billigen, in ſchlechten Zeiten-und bei fehlechten pofitiven Gejegen die nöthigen 
NRüdfihten zu beobachten. Aber nie joll die Theorie dad Schlechte rechtfertigen; Und aud das 
weiß ih, daß ein organifches, lebendiges und kräftiges Rechts- und Verfaflungdfyftem nicht 
möglich ift ohne heilige Achtung feiter und unveränderliher Rechtsgrundſätze, nicht möglich, 
wenn jede pofitive Willfürbeftimmung foviel oder mehr gelten ſoll ald jenes, wenn nicht allge: 
meine Empörung ded Rechtsgefühls bei ven Bürgern die Angriffe auf ihre heiligen Berfaflungs: 
rechte verhindert. Klar ift es namentlich, daß das conftitutionelle Syjtem, wenn ed, jogar mit Zu: 
fiimmung feiner Priefter, ver Nechtögelehrten und der Volksvertreter, im Widerſpruch mit feinen 
höchſten Grundſätzen jo durchlöchert und verſtümmelt, ja oft ins Gegentheil verkehrt wird, wie 
in unfern Reartiondzeiten unfere neuern Verfaſſungen — daß ed alödann fehr erflärli von 
den Bürgern und vollends von ven Radicalen geringgeihägt, und daß es zum Schug auch der 
Ordnung und Throne, wozu ed doch in ſchlimmen Zeiten jelbft feine frühern Gegner anrufen, 
völlig untauglid wird. Jene auf feine Koften aufgebauten Bollwerfe der Ausnahmsmaßregeln 
aber, die nur in der trüben Nebelzeit der Reaction etwas zu bedeuten ſcheinen, fie erweiſen ſich 
in jeder Kriſe ald nuglod. Bei den heutigen civilifirten Nationen entſcheidet nur Eines über 
ben Gang und Beftand ber öffentlichen Dinge und Gewalten — nidt Ausnahmsgeſetze, ſondern 
bie Achtung und dad Bedürfniß, die Zuflimmung und der Wille des Kerns der Nationen. 

Nach allem Bisherigen kann ich alfo die von Herrn Dollmann erwähnten Gründe für Aus: 
nahmögerichte nicht gemügend finden. Erklärt man diefes für ivealiftifh und unpraktiſch, fo 
verweiſe ich abermals auf die Erfahrung und die praftijche Überzeugung des in der Politik am 
ayeiften praktiſchen Volles. Die Engländer — haben feit ihrem legten großen Bürgerkrieg zur 
Befeſtigung ihrer großartigen freien Verfaflung in jept mehr ald anderthalb Jahrhunderten, 
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rotz aller großen Kriege und neuern Entividelungen und bei ver ausgedehnteſten Wolksfreiheit, 
alle unſere neuen deutſchen Ausnahmsmaßregeln verihmäht. Vorübergehende Aufhebungen der 
Fremdenbill und der Habeas-Corpus⸗Acte kommen hierbei gar nicht in Betracht, da das durch die 
Srembenbill juspendirte Recht, wonad) die Regierung felbft gegen Fremde durchaus fein Aus— 
weiſungsrecht hat, bei ung, wo man fogar die eigenen Bürger oft beliebig ausweiſt, nicht exiftirt, 
und da aud bei juspendirter Habeas-Corpus-Acte noch mehr Sicherheit gegen willfürlidye Entfte- 
bung und Dauer von Berhaftungen und vollends mehr fonftige Rechte für englifche Bürger 
übrig blieben, ald die meiften Bürger in Deutfchland je beſaßen. Sogar in der allergefährlich- 
ften und aufgeregteften Zeit der noch täglich ſich erneuernden aufrührerifchen Bewegungen, Vers 
ſchwörungen und Morbverfuche gegen den König, ja während des Bürgerkriegs mit feinem 
Nebenbuhler und mit deſſen furdtbar mächtigem franzöfifhen Bunvesgenoffen hat fie der große 
Dranier verfhmäht. Gr ift gerade fo der eigentliche Retter der englifhen Verfaffung, der 
größte Begründer der fefteften Königsmacht, der englifchen Freiheit und der politifchen Größe 
der englifchen Nation geworden. Ich würde fürchten, der politifhen Weisheit und Kraft eineß 
Fürſten und feines Staated zunahe zu treten, wenn ich erklärte, daß fie ohne jene Krücken häß- 
liher und armjeeliger Ausnahmsgeſetze nicht geben und beftehen Fönnten. 

Eine tüchtige Regierung wird auch in ſolchen uneigentlihen, nur fheinbaren Nothſtänden, 
wie fie Die obigen Worte des Herrn Dollmann bezeihnen, in verboppelter Kraft und Thätigfeit 
und in patriotiſcher Unterſtützung der beflern Bürger die nörhige Hülfe finden. Und felbft dann, 
wenn in wirklichem jurijtifhen Noth- oder Nothwehrzuſtand nicht gehäflige Ausnahmäge- 
richte, ſondern die kriegertfche Hülfe die Störer ver Ordnung befiegen mußte, wird fie nad dem 
Siege zur Beftrafung die ordentlihen Gerichte walten laffen, nicht aber alle bürgerliche Freiheit 
au der Unſchuldigen durch Belagerungsitand mit Standrecht aufheben. Noch weniger fann 
man vollends fogar ohne jene angeblichen Nothſtände politifhe Ausnahmdgerichte für die 
Staatövergehen rechtfertigen durd; ein Mistrauen gegen gut gebildete Schwurgerichte. Gerade 
bei politiſchen Verbrechen halten die Engländer, halten die tüchtigften Staatsmänner bloße 
Staatöbeamte, welche von derfelben Öffentlichen Gewalt, die bei Staatsvergehen die beleivigte 
Partei und Anklägerin ift, ausgewählt, befördert oder auch zurückgeſetzt und entfernt werben, 
als die alleinigen Richter für weit mehr als die Schwurgerichte befangen. Strafurtheile 
bei Staatsverbrechen, blos von jenen gefällt, werden meiſt in der Volksmeinung als Rache⸗ 
urtheile und als von dem Despotismus für den Despotismus erpreßt erſcheinen und ſo ihren 
wohlthaͤtigen moraliſchen Eindruck verlieren. War dieſes ſchon früher die allgemeine Überzeu⸗ 
gung, wie viel mehr muß es jegt der Fall fein, wo man in allen Staaten jeit ven Be— 
freiungsfriegen fo vielfady die frühere veutfche Unabhängigkeit der Gerichtähöfe dur immer 
größere Abhängigkeit ver Richter von der Regierungsgunft und -Ungunſt zerflörte, wo PBen- 
flonirungen, Verſetzungen, Diggiplinargerichte, Apminiftrativjuftiz, Eompetenzconflicte (ad⸗ 
miniftrativ entfchieden) und andere neuen Mafregeln fi zur Durchlöcherung der Juftiz häuften. 
Mas man von der Unabhängigkeit regierungsfeitlicd noch anerkannte und achtete, wie man fie 
verftand und wollte, dad haben noch außerdem fo viele VBerfolgungen und Entfernungen von 
ſolchen Richtern der Nation gezeigt, welche nach ihrer eidlichen richterliden Überzeugung un— 
gerechte Regierungdmaßregeln und Verfolgungen nicht für gerecht erflären wollten. Was in 
diefer Hinjicht in dem in Kurheſſen unter Bundedauctorität durchgeführten Kriegsftand, und 

was in Hannover geſchah, das mußte vollends der Nation die Augen Öffnen, Die Schwurge: 
richte ihrerfeitö aber haben unterdeß im übrigen Deutichland, ebenfo wie früher fogar nad) ihrer 
eriten Einführung von dem verhaßten Auslande, in allen veutihen Rheinlanden, troß der natür: 
lich no geringen Bildung ded Volks für die Sache, alle billigen Erwartungen weit übertroffen 
und die Achtung aller unbefangenen Beobachter erworben. Sie haben unfer Griminalverfahren 
fowol von den vielen Losſprechungen wirklicher Verbrecher wie von der fheußlichen geheimen 
Kerkertortur, den Verdächtigkeitsſtrafen und den Losfprehungen von ver Inftanz befreit. Bet 
der unbejchränkteften Dffentlichfeit kamen weitaus nicht fo viele Fehlurtheile zu Tage, als vor= 
her bei den geheimen juriftifhen Beamtengerichten. Die fhönfte Frucht der Schwurgerichte, 
vollends, ihre wohlthätige Wirfung auf das fittlihe Urtheil und die Bildung der 
Bürger und ihr für die Achtung ber Juftiz und öffentlichen Auctorität wohl: 
thätiges harmoniſches Zufammenwirfen mit den juriflifhen Beamten, fie 
erfreut jeden aufmerkfamen Beobachter. Und dennoch fehen wir jegt jenen unglüdfeligen junfers 
lichen Theil‘ des Adels, welder, feind unfern Verfaffungen und ber Freiheit und ber Hebung 
unfers Volks, nach adeligen Bevorrechtungen ftrebt, mit dem alten juriftifchen und bureaufeas ⸗ 
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tifchen Kaftengeift gegen die gebiegene altveutiche Einrichtung verſchworen. Das, was für den 
ehrwürdigen Juftus Möſer felbft zur Zeit der Unabhängigkeit der Berichte als die Aufhebung 
aller perfönlihen Sicherheit erſchien, ein Griminalgericht von juriftifchen Beamtenrichtern, vie 
nur nad) ihrer moralijchen Überzeugung verurtheilen, das denft man und heute zu. Für Vor: 
fpiegelungen freilich, wie Die neulich von einigen hannoveriſchen Hallerianern gebrauchten, daß 
für das jhmurgerichtliche Erfenntniß über die Thatſache der Schuld Jurisprudenz nöthig fei, 
daß alfo die fo vielfach einfeitigen technischen juriftiichen Beamten allein darüber beſſer ent: 
fheiden, als, im glücklichſt organiſirten Zufammenwirfen mitihnen, eine Auswahl ge: 
achteter unparteiifcher Bürger aus den verfchiedenen Lebenäfreifen — folde Gründe beurkunden 
nur die eigene Unwiſſenheit oder die Abjicht der Täuſchung. Sie können alfo aud jegt den 
Sieg diefer gefährlihen Verſchwörung nicht jihern. Zu einer gründlichen Bergleihung des 
jegigen Verfahrens mit den frühern deutſchen Juftizgräueln 15) darf der alte Kaftengeift auch 
nicht auffodern. Aber dieſer blinde Kaftengeift hofft, durch die jiegende Kraft ver Reaction, durch 
die bei unterbrückter Wahl: und Preffreiheit gewählten Kanımern, und durch die reactionäre 
Angft der Fürften und Bürger vor der Freiheit beide zu ihrem Verderben für ſolche gefährliche 
reactionäre Schritte zu beftimmen. Dabei find, wie ſchon Thibaut fagte, diejenigen Gründe am 
gefährlichiten, welche man, weil fie tückiſch find, nicht öffentlich vorzubringen wagt. Die ftaatd- 
wiflenfhaftliche Theorie kann freilich nur warnen und die Anfänge folder Beleidigung der Na: 
tion wie der wahren Gerechtigkeit nur entſchieden zurückweiſen. Diefe Pflicht aber muß jie reb- 
lich erfüllen. Sie wird es mit doppeltem Nachdruck thun, wenn fte nicht blos despotifche und 
ariftofratifche Reaction, fondern auch den Radicalismus haft, welchen jene fo vortrefflich unter: 
flügen. 

gr allerwenigften aber werben ſich diefe politifhen Ausnabmägerichte für Angriffe gegen 
den Staat und die Träger der Öffentlihen Gewalt durch die von Herrn Dollmann, ©. 525, an: 
geführten Gründe empfehlen, „weil man an die Stelle der ftreng juriſtiſchen Mürbigung eine 
mehr politifche treten laſſen will“. Wäre dies politifch Hier in einem guten Sinne ge: 
meint, jo würden ja die juriftifhen Beamten dazu unpaffender fein als vie Schwurgerichte. 
Eine bekannte andere „mehr politiſche Würdigung“ aber, welche der Gegenſatz einer ge: 
rechten Beurtheilung, eine den politifhen Gewalthabern angenehme, eine den freigefinnten 
Bürgern Verderben bringende — diejes ilteben Das, was die Engländer bei bloßen Staats: 
richtern fürdten. Ein anderer großer Nachtheil, wenn man die höchſten Gerichtöhöfe, fowie in 
Preußen das Kammergericht, zum politiihen Gerichtshof ernennt, ja wenn man ihm audy nur, 
fowie in Kurheſſen, die Entſcheidung über die Anklagen ver Minifter überweift, befteht darin, 
daß alddann die Machthaber auf eine fehr menſchliche Weife die perfönlih unabhängigen, die 
fireng gerechten, oder gar die der Verfaſſung und Freiheit treu anhänglichen Nichter in bie- 
fen Gerichten nicht gern fehen, die Gerichte von ihnen epuriren und fie durch fervile Anhän— 
ger erfegen. Welches Unglück aber, wenn auf jolde Weife, fowie e8 in einzelnen Staaten 
bereitö fihtbar wurbe, die höchſte Ehre des Landes, die Unabhängigkeit feiner höchſten Ge— 
richte, immer mehr verliert, wenn die Landesjuftiz das Vertrauen und bie moralifhe Wir: 
fung verliert. Welche ſchwere Gefahr, wenn für fo ſchwere Urtheile, wie die über Staatöver: 
brechen, aud nur der Verdacht entfteht, fie feien dur abhängige Diener und Werkzeuge ber 
Macht parteiifch entfchieden ! 

VII. Über neuere politiſche Ausnahmszuſtände von Deutſchland. 


1) Einleitung und hiſtoriſche Entſtehung unſerer deutſchen Ausnahme: 
zuſtände. Zur Empfehlung der bisher bekämpften Ausnahmsmaßregeln beruft man ſich 
auf die Erfahrungen unſerer neueften deutſchen Geſchichte. Daß dieſe, daß namentlich die auf: 
rühreriſchen Bewegungen die Ausnahmsmaßregeln nicht rechtfertigen, und daß ſie durch fie 
nicht verhindert wurden, dieſes wurde oben (V.) erwieſen. Um aber nicht blos die Entbehrlid: 
feit, fondern die Berberblichfeit folder Mafregeln darzuthun, müffen wir gerade unfererfeits 
hinweiſen auf jene Erfahrungen der neueften Gefchichte, und zwar auf die in ihnen erfennbaren 
Folgen dieſer Ausnahmsmaßregeln. Die im Jahre 1819 ftatt der Befriedigung der gerechteften 
Volkswünſche für einen würdigen nationalen Rechtszuſtand verhängten Ausnahmsmaßregeln 
nannte Rotted einen Belagerungsftand der Nation auf fünf Jahre. Doch die zuerft beftimmte 
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blos fünfjährige Dauer fleigerte ah zu 28 Jahren, und das Ausnahmafyftem mußte ſich, folange 
es dauerte, ganz natürlich auch im die Breite, bvurd fletö neue Ausnahbmömaßregeln 
vernrehren. Es rief immer ſteigenden Widerſpruch der Nationalmeinung, fortgefegte Kämpfe 
in den Kammern und auch; einzelne Aufruhracte hervor. Deshalb erfanden ihrerfeits die Re— 
gierungen und der Bund immer neue Ausnahmsmaßregeln zur Beruhigung. So entfland end: 
li 1848 eine allgemeine höchſt gefährliche Volköbewegung in ganz Deutſchland. Alle deutſchen 
Regierungen und der Deutſche Bund erklärten jeßt feierlich alle Ausnahmsmaßregeln für aufge: 
hoben. Die ſtets gefeßliche conftitutionelfe Partei, befriedigt durch die vom Bunde und alfen Re— 
gierungen aufs neue feierlich zugefagten und theilmeife fchon begonnenen Reformen, erklärte ſich 
in der Nationalverfammlung und in den einzelnen Landen zur Rettung der wankenden Throne 
entfchieden gegen die revolutionäre Partei. Diefe dadurch machtlos, wurde jet leichtlich durch 
wenige militäriihe Bewegungen vernichtet. Leider \aber bemächtigte ſich alsbald die Reaction 
dieſes Sieges, vereitelte ſoweil möglich alle Reformen und führte neue Ausnahmömaßregeln 
und neue Belagerungszuftände ein. 

Mit Hülfe nun von foldhen bisher befprohenen, vorübergehenden Aus: 
nabmömaßregelnund des doppelten Terrorismug, melden die Exceife der Nevo- 
lutionäre und dann die Belagerungdzuftänbe und Kriegd: und Standredhte natürlich überall 
in Deutſchland erweckten, ſchuf die Reaction ein neues Syſtem von bleibendern verderblichern 
Ausnahmsmafregeln, welche die Artikel des , Staat? :Wörterbud” über Ausnahmsmaß— 
regeln nicht einmal berühren. Uns ſcheint es ald eine heilige Pflicht, diefen neuen Aus: 
nabmözuftand genügend zu erörtern und vor diefer neuen Gefahr nad Kräften zu warnen. 
Sie betrifft noch mehr die Throne ald die Freiheit. Denn Aufruhr und jedes Unrecht ver 
Freiheitöfreunde ſchadet bleibend allein der Freiheit felbft, Negierungdunreht und Aus: 
nahındgefege aber erfchüttern tief und dauernd vor allem die Throne. Im ſchlimmſten Fall aber 
ift zulegt die tödtliche Gefahr auf der Seite ver Fürftengefchlehter — denn das Volk und feine 
Freiheit haben eine breitere Baſis. Selbft aldvann aber, wenn das Volk dur Unterdrückung fo 
verberbt würde, daß es die Freiheit nicht mehr behaupten könnte, fo entftünde wie einft in Rom 
wechſelnde folvatifche Tyrannei; bie Fürſtengeſchlechter blieben verdrängt. Sollte nun in dieſer 
Ausführung eines erprobten Freundes erblich monarchiſcher Verfaffung, trog aller Abficht zu 
ſchonen, feine wohlmeinende warnende Andeutung irgend Anftoß erregen, fo mag man ettwaiges 
Irrige berichtigen, das Wuhre aber zur Verbeflerung benugen. Auch foll hier ein für alle mal 
bemerkt fein, daß diefe kurze Hiftorifche Darftellung fich auf die etwaigen Gefinnungen der Für: 
flen, Staatömänner und Behörden gar nicht einlaffen kann, fondern lediglich nur von objectiven 
politifhen Maßregeln in igrem Verhältniß zu dem nationalen Nechtszuftand fprechen will, daß 
fie ebenjo nicht zu reden Hat von manden moralifchen oder hiſtoriſchen Einflüffen für eine Mil- 
derung dev fartifchen deutſchen Zuftände. Wir legen nur über den flaatdrechtlihen Charakter 
Öffentliher Mafregeln unfere Anficht zur Prüfung vor. Wir geben aber felbft bei wirklichen 
Brivatjflavenverbältniffen vergleihungsmeife fehr milde Zuftände und Gefinnungen zu, ebenfo 
bei der flaatörechtlichen oder der desopotiſchen Rechtlofigkeit ver Völker, Aber wir werben den— 
noch jede juriftifch ftattfindende Rechtloſigkeismit ihrem wahren Namen nennen und mit dem 
Gefühl eines Freigeborenen und eined Bürgers einer zur nationalen Freiheit berechtigten Na- 
tion verwerfen. Wir dürfen nut etwa in Vermeidung kräftiger Ausdrücke, wie man ſie bei den 
freien Briten natürlich findet, nicht aber in der Entſchiedenheit der Miöbilligung des Un— 
rechts unjerer deutſchen Schwächlichkeit nachgeben. 

2) Die Rehtögrundlage zur richtigen Würdigung unſers Zuſtandes. 
Hierzu ſetze ich die einfachen Rechtsgrundſätze voran, melde unmittelbar in ver Natur 
des Rechts und jedes wechfelfeitigen Nechtöverhältniffes gegeben und durch alle Geſchichte ge- 
fitteter oder freier Nationen beftätigt, von allen in politifhen Dingen Urtheilefähigen aner- 
kannt find. 

Fürs erfte. Gin wirkliches Recht (alfo aud das ftaatsbürgerliche Mecht deutſcher Bür: 
ger, deutſcher Volksftämme und ber deutfchen Nation) fann von dem Verpflichteten (alfo von 
den Regierungen) nicht ohne Zuftimmung des. Berechtigten, nicht einfeitig geändert und aufges 
hoben werben. Sonft ift es ja gar fein Recht, und der angeblich Berechtigte ift blod vom. 
Belieben abhängig, ift rechtlos und im politifchen Sinn völlig unfrei. Nur etwa gegen 
Mitunterthanen hat er folange und ſoweit Privatrechte, ald fie der Staatsherr anerken— 
nen und unverändert laffen und fhügen will. Gegenüber dem Staatsherrn aber ift er, if 
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das Volk rechtlos und Sklave wie in despotiſchen Staaten, wie auch in den äußerlich 
eultivirteften orientalifhen Reichen die Unterthanen ſich ſtets ausdrücklich felbft bezeichneten. 
Sie nennen fih und ihren Befig Eigentbum des Herm. Unſer Sag läßt fih nad .feinem 
Inhalte auch fo ausdrücken: Wegen der abfolut unveränderlichen weſentlichen Natur, wegen 
der Gegenjeitigkeit, alled Rechts ift, nach der Anerkennung aller freien Völker der Erbe, nament= 
lich der germanifchen, zur Begründung zınd Anderung der flaatöbürgerlihen, der Berfaflungs- 
rechte, Mitftimmung oder Zuftimmung der jtaatsbürgerli oder politifh berechtigten Völ— 
fer und Bürger und ihrer Vertreter weſentlich nothwendig; andere Anderung ift für fie fein 
Recht und niht rechtsgültig, wenn gleich despotiiche Gewalt ihnen vorübergehend die— 
felbe auforängt. 

Fürs zweite. Ineinem Staatenverein müllen alfo: entweder, fowie bei dem rein 
völferrechtlihen Verein und Staatenbund, bei welchem fein Mitftimmen ver Bürger ftatt= 
findet, die Vereind= oder Bundesbeſchlüſſe gar feine ſtaatsbürgerlichen und Verfaſſungsrechte 
der Bürger aufheben. Sie müffen fi beihränfen auf die Verfügungen über die den Regie: 
rungen zuftebenden Rechte (3. B. auf die Rechte den Staat nad) außen zu vertreten u. f. w.). 
O der wenn in einem Bundesverein die Beſchlüſſe über die innern ftaatörechtlihen Verbältniffe 
beftimmen wollen, fo müflen dazu die Staatöbürger und ihre Vereine oder Vertreter mit= und 
zuftimmen, ſonſt find fie rehtlos, von dem Belieben der rechtlich Verpflichteten oder von 
einfeitigem Belieben ihrer Regierungen und jogar von dem der Fremden abhängig und un frei. 
Nur allein einzelne Rechte ertheilen oder garantiren fünnte ihnen etwa der Verein 
mit Zuftimmung ihrer Regierung, aber nie ihre Rechte aufheben, denn, wie die claſſiſche römiſche 
Jurisprudenz ausfpricht: „Dienatürliche und bürgerliche Vernunft jagt, daß man eined Andern 
rechtlihe Lage auch ohne fein Wiſſen und feine Einwilligung beffer machen, nie aber fie ver: 
fhlimmern könne.“ („Naturalis enim et civilis ratio suasit, alienam conditionem melio- 
rem quidem, etiam ignorantis et inviti nos facere posse: deteriorem non posse.) 16) 

Dieje unwandelbaren ewigen Rechtsgrundſätze, diefe ungerftörlihe Grundlage des beut= 
ſchen Rechts und Rechtsbewußtſeins, mußten, trog langen Berfalld eines gefunden Rechts— 
verhältniffed und des nationalen Rechtöbewußtfeind im finkenden Reihe und in der Napo— 
leoniihen Zeit, au die Gründer des Deutfhen Bundes ausprüdlih wie that: 
fählid anerkennen, wie dieſes ſammt dem Vorhergehenden und der nachfolgenden Rechts— 
erörterung in den zwei unten citirten Schriften urkundlich vollftändig nachgewieſen ift; in 
Schriften, die trog ihrer großen und langen Verbreitung in mehrfachen Auflagen nirgends 
irgenbivie widerlegt, wolaber im In: und Auslande aufdas vielfachite ausdrücklich und durch die 
Erklärungen ber ganzen Nation und ihrer Regierungen thatfähli anerfannt wurden. 17) 

Nach der einfeitigen, nie von der deutſchen Nation bewilligten Aufhebung ihres Reiches 
war, bei der Zerftörung des in answärtiger Unterbrüdnng entftandenen rechtloſen Gewaltzu— 
ftandes, von den Fürften das Recht der Nation zur zeitgemäßen Wiederherftellung eines natio- 
nalen Reiches (aljo eines Bundesftaates), natürlid alsdann mit zeitgemäßer Reichs— 
oder Nationalrepräfentation, feierlih und allgemein anerkannt, und der Nation ald der Preis 
des opfervollen großen Kampfes verheißen, und von biefer wörtlich und thatſächlich zuftimmend 
angenommen worben. 

In den Verhandlungen auf dem Wiener Gongreß aber konnte man über die Art ver 
MWiederherftellung des Nectözuftandes fi zuerft nicht einigen, und zwei Fürften, die von 
Baiern und Würtemberg, abgeneigt der Ginmifhung des Bundes ind Innere ihrer Staats: 
verbältniffe, behaupteten, die Bevölkerung ihrer Staaten, welche fie zu vertreten hätten, zöge 
die Unabhängigkeit ever Souveränetät ihres innern verfaffungsmäßigen Rechtszuſtandes ven 
Verfügungen der Bundeögewalt vor, und betrachte dieſe Souveränetät als ein erworbenes 
Recht, welches fie, die Regierungen, vertreten müßten. Und in der That, gegen bie damali- 
gen, die Rechte der Unterthanen nicht genügend fhügenden ſtaatsrechtlichen Bundesprojecte 
war diejes begründet. Als nun jegt vor erfolgter Einigung die dringendfte neue Kriegsnoth 
zum jchnellften Abſchluß des Deutfchen Bundes nöthigte, fo entſchloß man ſich, mit Vertröftung 
auf fpätere genügende Reformen zu Gunſten der Unterthanen, zum Abſchluß eines blo& völ— 





16) L. 39 D de negotiis gestis. ⸗ 


17) Welcker, „Wichtige Urkunden für den Rechtszuſtand der deutſchen Nation“ (2. Aufl., Nanheim 
1845), S. 34fg., 50fg.; Ba der Art. Deutfcher Bund, im „Staats-Lexikon“ (2. Aufl., Bo. 4 
[Altona 1846], ©. 15). 
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kerrechtlichen Stantenbundes und Bundesgrundvertrags. Man fügte demfelben zwar, 
um, wie man ausbrüdlic fagte, „die deutſche Nation wenigſtens durch einige wefentlichfte Erz 
füllung der ihr im Aufrufe zum erften Kriege gemachten Zufagen zu beruhigen und um 
fie für die neuen Opfer und Anftrengungen zu begeiftern‘, eine Garantie 
einzelner wichtiger Rechte für die deutſchen Unterthanen bei. Aber man hielt dabei ftreng feft 
an dem ausdrücklich ausgeſprochenen Grundfag, daß ed nit rehtlih und 
nit ehrenvoll fei, wenn Fürften „in dem Lichte erſchienen, ald wollten fie in ihren Ber: 
trägen miteinander über bie Rechte ihrer Unterthanen tranfigiren und ihnen dieſelben ein— 
feitig nehmen oder aufheben, daß dieſe Rechte ein für alle mal fein Gegenstand der 
Transaction blos unter den Fürften feien‘ 18) und daß demgemäß der rein völfer: 
rechtliche Bund Feine einzige innere ftaatsrechtliche Berechtigung den Untertbanen nehmen oder 
beſchränken dürfe. Man betrachtete alfo eine Transaction blos der Regierungen über fie faft 
als eine VBerfhmwörung mit Auswärtigen gegen die eigenen Unterthanen. Diefes ift das auf 
dem ewigen, aufdem echt veutfhen Rechte beruhende rechtlich unerfhütter: 
lihe Grundgeſetz des jegigen Bundesrechts und des allgemeinen deutſchen 
Staatsrechts. 

Die Rechtswidrigkeit einer jeden, nur durch Competenzüberſchreitung denk— 
baren, der rein völkerrechtlichen Natur widerſprechenden ſtaatsrechtlichen Rechtsbeſchränkung 
deutſcher Unterthanen ergibt auch jede weitere Betrachtung der Grundgeſetze des Bundes. Die 
Bundesacte wird überall in den Bundesgeſetzen, namentlich auch in ver Wiener Schlußacte 
(und natürlich auch in ven Landesverfaflungsverträgen, die fie anerfannten), angeſehen und be: 
zeichnet: „ald der Grundvertrag und pas erfte Grundgeſetz des Bundes, deſſen 
Grundcharakter, Geift und Inhalt überall die rehtlihe Wirffamfeit des 
Bundes bedingt und begrenzt”, fo, daß ihm fein Bundesbefhluß widerfprechen und im 
Widerfprud mit ihm competent und gültig fein fann!?), daß alfo ihm wider— 
fprechende ftaatsrechtliche Beftimmungen zur Beihränfung oder Aufhebung natürlicher oder po— 
fitiver Rechte der Bürger, ohne deren verfaffungsmäßige Zuftimmung, nie rehtögültig werben 
könnten. 29) Diefes erweift insbeſondere auch Rudhart in feinem „Recht des Deutſchen 
Bundes”, Diefergelehrte und officiell tief eingeweihte bairiſche Publicift fagt wörtlih (S. 50): 
„Sole, vem Grundvertrag widerſprechende Bundesbeichlüffe, jelbft wenn fie formell zu Stande 
gefommen wären, würden unheilbar nihtig, oder der Bund, da die Societät 
ihr urfprünglihes Wefen verloren hätte, factifch aufgeldöft ſein.“ Hiermit 
ſtimmt auch die bairifche Formel der Publication der Schlufacte wie aller Bundesbeſchlüſſe 
überein, daß fie nämlih nur „gelten follen, fomweit folde der Landesverfajjung 
nicht widerſprechen“. So beftimmt aud die Gompetenzordnung des Bundesvon 
1817 (f. d. Brotof. ver B.:3., $. 225: „Da der Begriff voller Souveränetät der eins 
zelnen Bundesftaaten ver Bundesacte zu Grund gelegt ift, fo liegt unbezweifelt jede Ein— 
mifhung derBundesverfammlung in die inneren abminiftrativen Verhältniffe außer 
den Grenzen ihrer Eompetenz.”?1) 

Natürlich würde alfo auch eine von dieſem blos völferrechtlihen Bunde ohne Mitwirkung 
oder Zuftimmung der Nation beliebte, fpätere einfeitige Änderung des Bundesgrundvertrags 
zur Befchränfung von Unterthanenredten auf gleiche Weife incompetent, rehtöungültig und 
nichtig fein. Jede einzelne Anderung würde, als Recht zugeftanden, confequent das Princip 
der allgemeinen Aufhebung enthalten. Was die Nechtlichkeit der Regierungen bei der Grün: 
dung des Bundes als rechtswidrig verwarf, in einer Zeit, wo noch nidt einmal Or: 
gane des Volks wie jept in den Landſtänden fhon beftanden, das fann ihnen jet noch 
viel weniger ald rechtlich erjcheinen. 

In jener rehtlihen Grundanficht aber wurde der ganze Bundesgrundvertrag, 


55—56, 60, 64—66, 75. 

20) S. auch Wiener Schlußacte, Art. 55 — 56. 

21) ©. weitere Beweife über dieſe Grunbanficht, außer in den zwei oben eitirien Schriften, bei Rubs 
hart, S. 16, 23—27, 29, 44, 50, 56, 60, 63, 65, 106, 201, 238 — 241; Behr, „Über die Grenzen 
ber Bunbesgewalt” ; Jorban, „Deutſches Staattrecht‘‘, $. 179; Tittmann, „Über Bundesverhälts 
niffe“, ©. 62, 117, 119, 137; Klüber, „„Dffentlichee Recht des Deutſchen — $. 104, 214. 
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feine Zweckbeſtimmung und fein Inhalt vonallewin den frühern Entwürfen ent 
baltenen ſtaatsrechtlichen Beftimmungen jept abſichtlich forgfältig gereinigt. Man vertvarf 
jetzt die noch im legten Entwurf ver Bundesacte gegebene Faſſung des Bundes zwecks: „Er: 
haltung der Selbftändigfeit, der äußern und innern Sicherheit ſowie 
der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der deutfhen Bundesſtaaten.“ 
Man verwwarf jie ausprüdlid nur deswegen, „mweilja die innere Siherbeit ber 
deutfhen Staaten gar fein Bundeszweck fei”. Es wurde nun die jegige Faflung ge: 
wählt: „Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſchlands und 
der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der einzelnen deutfhen Staa— 
ten’; ſodaß jegt der erfte Sag nur die völferrehtliche Sicherung von ganz Deutſchland 
gegen Auswärtige und gegen Verlegungen der Bundesftaaten untereinander bezeichnen, der 
zweite aber, flatt jener bundespolizeilichen Sicherung oder Ginmifhung im Innern der Bundes: 
ftaaten, vielmehr deren volleinnereSouveränetät gegenüber dem Bunde ausdrücken ſollte 
Um diefe durch die Verhandlungen und den Wortfinn begründete Abjicht noch augenfälliger zu 
machen, fegt vie Shlufacte von 1820 an die Spige: „Der Deutfhe Bund ift ein völ— 
kerrechtlicher Verein der deutichen fouveränen Fürften und Freien Städte”, und ftellte im 
Bundeszwed die Bewahrung der Unabhängigkeit ihrer im Bunde Begriffenen (alfo die 
Staatöjouveränetät) noch vor die völkerrechtliche Sicherung des Friedens. 

Auch in dem nunmehr rein völferredhtlihen Inhalt des Bundesgrundvertragd wurde jegt 
ebenfo jorgfältig jede auf die innern ftaatdrechtlihen Verhältnifie ſich beziehende Beftinnmung 
enifernt, die in frühern Entwürfen darin geftanden hatte. Ja fogar die wenigen einzelnen, den 
Unterthanen garantirten Rechte wurden jegt aus dem Bundesgrundvertrage und von dem rein 
völferrechtlichen Bundeszwecke in gleicher Abjicht getrennt. Sie find unter vem Titel „Befondere 
Beſtimmungen“ dem Bundeövertrage ald eine Nebenberedung, ein Nebenvertrag nur ange: 
hängt. Auch diefe bloßen Rechtsgarantien deutfcher Untertbanen fünnen nad) allem Bisherigen 
aud niemals zur Beſchränkung der Verfaſſungsrechte der Bürger durch Vereinbarungen ihrer 
Negierungen benugt werben. Der Bundesverein hat zur Durhführung feiner Rechtsgarantie 
zwar natürlich näher zu beftimmen, in welchem Umfang er dieje Mechte, z. B. Vreßfreiheit und 
landſtändiſche Verfaflung, als bundesmäßig garantirt anfieht. Solhe Beſtimmungen über die 
von ihm garantirten Rechte enthalten nur Das, was ald Wenigftes die Regierungen den Un: 
tertbanen gewähren müffen, oder was vom Bunde garantirt wird. Den Garanten fam es 
aber gar nicht in den Sinn, den Unterthanen günftigere,, beflere oder ausgedehntere innere ver: 
faffungsmäßige Beftimmungen über dieſe Rechte, 3. B. über die ver Prepfreiheit, oder über Die 
Rechte der Standes: und Grundherren zu verbieten, oder jie zu vernichten. Sie erflärten ſich ja 
gemäß dem obigen großen Rechtsgrundſatz berechtigt, durch Rechtszuſicherungen ihre Lage zu 
verbeffern, Dagegen aber unberechtigt zu einfeitiger Beraubung ihrer Rechte. Sie wollten ib: 
nen nur wohlthätige Rectözufagen, zu ihrer Begeifterung vor den neuen Kriege: 
opfern, foviel möglich garantiren, ihnen dazu wahrlich nicht auswärtige polizeiliche Unter: 
drückungen und Beſchränkungen durd Vereinbarungen mit fremden Fürſten androhen. Klar 
alfo wie ver Tag ift ed, daf der Bund incompetent bleibt zu irgendeiner Rechts— 
beihränfung der Unterthanen, daß weder in dem völkerrechtlichen Grundvertrag felbit 
noch in der angehängten ausnahmsweiſen Garantie ein zelner oder eines Minimums von 
beftimmten Unterthanenrechten, irgendeine rechtliche Möglichkeit, eine rechtliche 
Handhabe gegeben ift, varaus eine competente rechtsgültige ſtaatsrechtliche 
Beſchränkung von Untertbanenredten abzuleiten. 

Sp unabweisbar find diefe Nechtögrundfäge, daß nicht blos der Bund bei feiner Errichtung 
und der Bundeögrundvertrag fie neu fanctionirten, fondern daß auch der deutfche Bundestag 
ihnen huldigte. Er Huldigte ihnen in ven erften vier Jahren nad feiner Begründung unaus: 
gefegt, in melden nie von einer Beſchränkung der Unterthanenrechte, fondern nur von der Ver: 
wirflihung der garantirten Nechte die Nede war. Gr huldigte ihnen fogar noch, wie unter 3) 
weiter auögeführt werben wird, in den Beitimmungen über einzelne Ausnahmen, fo in ven er: 
ften von 1849, welche er ausdrücklich ald (durch vorübergehenden Nothſtand hervorgerufene) 
proviforifhe Ausnahmsgefege varftellte und bezeichnete, und ebenfo 1848 durch die 
ausbrüdliche bundeögefegliche Annuflirung aller Ausnahmsgeſetze. 

5) Der Ausnahmszuſtand von Deutſchland: zunädft der frühere vor 
18A8. Der Bundestag begründete alle feit der Reaction von 1819 allmälig erlaffenen Aus: 
nahmsmaßregeln a) aufdie Sicherung der Ruhe und Ordnung, b) auf das fogenannte monarchi⸗ 
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ſche Vrincip, erſt ſpäter auch c) auf den Jerthum, aus der Garantie einzelner Rechte Befchrän: 
fangen derſelben ableiten zu fönnen. 

Es ift Elar, daß eine Gewalt, weldye die innere Siherheit im Staate ober vie Ruhe 
und Orbnung zu erhalten hat, unter dieſem weitgehenden Zweck, der nad) vielen Staatätheo- 
rien fogar der ganze Staatöziwed ift, eine wahre ſouve räne Staatögemwalt wäre, daß aber 
der blos völkerrechtliche Bund, bei der innern Souveränetät der Bundesftaaten, dieſe 
durchaus nicht hat und nit Haben ſoll. Als der Bund 1819 vie Karlsbader Beſchlüſſe 
auf fie gründete, erklärte er daher dieſe Beichlüffe ausdrücklich felbft nur für Ausnahms— 
gefege, für Ausnahmsgefege auf fünf Jahre, und um diefen einen Schein von Rechts: 
gültigfeit zu geben, ließ man an einen Nothſtand (alfo an eine wahre gegenwärtige Eriftenz- 
noth für alle deutſchen Staaten und ihren Bundeöverein) glauben. Daß ein folder abfolut 
nicht da war, und durch den befannten falſchen großen Verſchwörungslärm, bei welchem trog der 
alferaußerorbentlihften, Jahre langen Maßregeln nach der eigenen Erklärung der Bundedcen- 
tralcommifjion nicht ein einziger Schuldiger gefunden und bejtraft werden fonnte, dieſes bedarf 
fiher jegt feines weitern Erweijes. 2?) Dennod aber dauerten befanntlic diefe Ausnahme: 
maßregehn bis 1848, nicht fünf, jondern 28 Jahre, und würden wol ohne eine jett erft wirkliche 
Revolutiondgefahr, in weldher und wegen welcher man fie aufhob, noch heute fortvauern. 

Als man dann auf das monarhifhe Princip wirkjame Beſchränkungen gründen 
wollte, da vereinigte jih 1854 die Minifterialconferenz in Wien zu geheimen Verbindungen, 
die man oft periobifch erneuern zu wollen erklärte, gegen die beitehenden beſchworenen conftitu= 
tionellen Verfaffungen. Es geſchah dieſes doch wol mit dem ſtillſchweigenden Eingeſtändniß, 
daß ſolche Beſchränkungen von Seiten des Bundesvereind nicht beredhtigt feien und das Licht 
des Tages nicht vertrügen. 

Von einem monarchiſchen Princip aber und dem Rechte ded Bundes, zu feiner Erhaltung und 
Sicherung in das innere Staatdrecht einzugreifen, und Rechte der Bürger nad) ihm befchränfen 
und aufheben zu dürfen, enthält ver Bundesgrundvertrag ebenfalls fo abfolut nichts, fo 
ganz und gar nicht einmal eine Handhabe, daß man nur durch einen ganz unbegreiflidhen, ver: 
fehlten Berjuch einen Schein zur Begründung deſſelben ſuchen mußte. Wir anerkennen, wollen 
und wünſchen ftetö aufrichtig die monarhifhe Regierungsform; wir wollen überhaupt 
alle innern Rechte und Zwecke des Staates: aber werfürfie zu wachen, fie zu erhalten hat, ver hat 
nit völkerrechtliche, jondern ftaatörehtliche oder Regierungs:Gewalt. Daß namentlich 
mit ber Erhaltung des monarchiſchen Princips, mit ver Erhaltung dieſes an ſich und nod dazu 
nad) den verſchiedenſten Staatätheorien völlig vieldeutigen und verſchiedenen Princips durch ven 
Bund, der weſentlichſte Theil des innern Staatsrechts der fouveränen Staaten einer alddann 
ſtaatsrechtlichen Souveränetät des Bundes anheimfiele, ganz ähnlich wie bei dem Si- 
cherheitszweck, dieſes ift ebenfo far, zumal nad} den kurheſſiſchen, Hannoverifchen und Iuremburgi- 
chen Geſchichten, als es klar ift, vaß die ganze vehtlihe Natur und alle Grundfäge 
des Deutihen Bundes hiermit im unvereinbaren Wideriprud ftehen. In 
Deutichland ftehen ich ganz entgegengefepte Raatsrehhtliche Theorien über alle Punkte des Staats: 
rechts, vor allem über das monardifche oder Fürſtenrecht gegenüber. Ariftofratifche Minifter 
und Gefandte hulvigen befanntlich oft, wie 3. B. der badische Bundestagsgefandte und Minifter 
v. Blitterödorf (j. Baden), einer Haller'ſchen, einer Stuart'ſchen göttlichen Rechtstheorie, d. h. 
deöpotifcher Staatdverfaflung, womit ein wirklides und vollends ein echt conftitutionelles 
Staatsrecht eines Klüber, womit unfere ſämmtlichen Altern wie unfere neuern deutfchen Verfaf- 
fungen, alfo das hiftorifhe und pofitive Staatsreht abfolut unvereinbar find, 
weshalb auch dieſer Minifter ebenfo wie die wiener geheime Minifterconferenz dieſe Berfaffungs- 
rechte bejeitigen wollten, Wer darf fi denn nun nur einen Augenblid wundern, daß, wenn 
in einer geheimen Minifter= oder Gefandtenverhandlung, in Bundescommifftonen und «Sigun: 
gen bei den einflußreihern Mitgliedern folhe Überzeugungen fliegen, und wenn num nicht eine 
einzige Stimme der berechtigten Stände und Unterthanen dad entgegenftehende Recht verthei- 
digen und zur Wirkſamkeit bringen fann, daß dann unter dem Namen von Berfaffungs- 
revifionen zur Wahrung des monarchiſchen Princips ganze, gut deutſchrechtliche, ge— 
genfeitig befhmworene Verfaffungen oder doch die wejentlihften Rechte oder 
Theile derfelben zum Opfer fallen müffen. So wurben bei der neulichen hannoverifchen 
Berfaffungsrevijion ebenjo mie bei der luxemburgiſchen ganze große Reiben von Artikeln der 


— —— — — — — 


22) Doch iſt auch dieſer noch ausführlich gegeben; ſ. die oben citirte Schrift „Wichtige Urfunden’’ 
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befhworenen Randesverfaffung geſtrichen, weil fie dem monarchiſchen Princip widerfpräden, 
oder weil, wie Herr Zöpfl im Gutachten für die luremburgifche Verfaffungsrevifion billigend 
aber äuferft erweiternd erwähnt, diejenigen, welche man in der bundesmäßigen Revifion an 
ihre Stelle fegen will, „das vonarchiſche Princip ftügen‘, oder „weil fie mit ven misliebigen 
in einigem Zuſammenhang ftehen”. Sa die ganze kurheſſiſche Verfaſſung von 
1851, welhe 18 Jahre’ ‚in anerfannter Wirkſamkeit“ ftand und daher fogar nad 
den Worten des Bundesgejeged, Art. 56 der Schlußacte, „nur auf verfaffungsmäßi- 
gem Wege” geändert werben durfte, wurde fogar durch Bundesbeſchluß mit einem Federſtrich 
auf einmal ganz bejeitigt, weil Alles mit den midliebigen unmonarchiſchen Punkten in ſchwer 
zu trennender Berbindung ftebe. 

Und alle diefe angeblidy dem monarchiſchen Princip widerſprechenden, dem Tode geweihten 
Verfaffungsbeflimmungen, fie fanden ſich ſämmtlich in ven monardifhen Ber: 
faffungen des Deutihen Reiches und der einzelnen deutſchen monardi- 
hen Länder, in den monardifhen Reihen von England, Schweden, Belgien, 
Holland, Sardinien.2?) Bei und aber follen jie jegt plöglih unmonardif fein. Sie 
find es doch nicht deshalb, weil ein ariftofratifcher Fanatiker, Herr v. Haller, fie fo varftellte! 
So ift es jelbft der Fall bei demjenigen monarchiſchen Rechte, welches in dem Art.57 ver Schlußacte 
allein als das von der Bundesgewalt zu erhaltende bezeichnet ift, daß nämlich „die gefammte 
Staatögewalt in dem Oberhaupte des Staats vereinigt bleiben und der Souverän durd eine 
landſtändiſche Verfaſſung nur in der Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwirkung ver 
Stände gebunden werben kann“. 2%) Die ftaatsrechtlihe Theorie ift bei freien Verfaſſungen 
allerdings verſchieden. Die eine Anſchauungsweiſe fieht die Nechte ver Stände oder des Parlaments 
ald allgemeine oder bejondere, mehr oder minder ausgedehnte Mitregierungsdredte 
an, Die andere betrachtet die Stände und den Fürften gemeinfam ald eine moralifde 
Perſon, ald die eigentliche Regierung. Welche Anſicht man aber auch faßt, die in ver Schluß: 
acte enthaltene Art ver Auffaflung ift dem hiſtoriſchen monarchiſchen Staatöreht fremd. Das 
engliſche Staatsrecht, nach deſſen Mufter bekanntlich die neuere zeitgemäße Geftaltung der frü: 
bern ftändiihen Verfaffungen gebildet wurden, betrachtet König, Ober: und Unterhaus zufam= 
men unter dem Namen Parlament ald die wirkliche engliihe Staatsregierung, und ertheilt 
daher den Könige außer der Zufammenwirfung mit dem Barlament nur befondere beftimmte 
königliche Ausnahmsrechte oder Prärogative. Gerade fo bildeten in dev monarchiſchen Ver: 
faffung des Deutihen Reiches Kaifer und Reich die gemeinjchaftliche Neichdregierung, und der 
Kaifer, der erſte Monard der Chriftenheit, der vorzugsweife die Majeftät beſaß, hatte außer 
feiner regulirten Theilnabme am Reihstage nur noch beftimmte Prärogativen, hier Refervat: 
rechte genannt. Der hannoverifche Gejandte erflärte mit allgemeiner Zuftimmung in den 
Verhandlungen über die deutjche Bundesverfafluug auf den Wiener Gongrefle, fein Souverän, 
der König von England, ftehe ald Souverän und Monarch feinem Souverän und Monarchen in 
Europa nad, und die Freiheit feines Volkes befeftige feinen Thron, flatt ihn zu untergraben. 
Woher ſtammt denn nun das Recht, in die Schlufacte ein Prineip einzufchieben, wonach der 
König von England fein Monarch ift, fein ſouveräner Fürſt, weniger als die Fürften von 
Naſſau und Walde? Die deutſche landesherrliche Gewalt entwickelte ſich mit dem zu Gunften ver 
Fürften angerufenen hiftorifhen Princip, die Negierungdgewalt ver Neihsfürften im Reicht: 
lande fei jo groß wie die kaiſerliche im Reich. (Illustris regula: tantum potest status in 
territorio quantum imperator in imperio.) Die der faiferlihen Gewalt nachgebildete landed⸗ 
bobeitliche fürftliche Gewalt hatte auch in der Vorſteherſchaft der frühern Herzoge und Grafen 
in ihren altveutjchen Grafſchafts- und Herzogsverfammlungen eine ähnliche Rechtsgrundlage, 
und nad der jpätern Ausbildung der Ständeverfaffung fprad man bald von einem vollftän 
digern, bald von einem unvollftändigern Mitregierungsredt. Stets aber wurden die fländifchen 
Rechte als uralte, ganz eigenthümlih dem Lande und ven Ständen zuftebenve reale (oder 
dominium), nicht ald bloße perſönliche oder übertragene (Obligationen:) Rechte betrachtet, 


23) ©. unten Deutſches Landesſtaatsrecht. 

24) Der Art. 57 der Wiener Schlußacte fagt: „Da der Deutfche Bund mit Ausnahme der Freien 
Städte aus fouveränen Fürften befteht, fo muß dem bierdurch (?) gegebenen Grundbegriffe (7) zufolge 
die gefammte ee, in dem Oberbaupte des Staats vereinigt bleiben, und der Souverän fann 


durch eine landſtändiſche Verfaffung nur in der Ausübung beitimmter Rechte an die Mitwirfung der 
Stände gebunden fein.’ 
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und die Fürftenrechte gingen vielfach von ihnen und ihrer Anerkennung und von Verträgen aus, 
Nirgends beichränkten die Landesverfaſſungen die Stände nur auf einzelne ausnahmsweiſe 
Rechte und vollends nur auf einzelne bloße Mitwirfungen in der fürftlichen Ausübung einzels 
ner fürftlichen Mechte.25) Jedes reale ſelbſtändige Mitwirken bei dem Regieren ift nun reell ein 
Mitregieren. Unſchädlich indeflen könnte dabei jener Artikel vie Ehre des Negierend allein dem 
Fürften zufchreiben, wenn er den Inbegriff ver bloßen Vertretungsrechte von Freiheit und 
Eigenthum unangetaftet laſſen wollte. Neuere veutjche Verfaffungen entſprechen übrigens nicht 
jener Anfhauungsweife moberner Schultheorien. Die preußiſche Verfaſſungsurkunde von 
1850, $. A5 u. 62, jagt 3. B.: „„ Dem Könige allein ſteht die vollziehende Gewalt zu. — Die 
gejeggebende Gewalt wird gemeinſchaftlich dur den König und durch zwei Kammern aus: 
geübt. Wie joll denn nun aber vollends eine ſolche beliebige Beſchränkung, gleichviel ob 
fie wohlgefällt oder nicht, abjolut in vem Begriffe eined Fürften, eines Monarchen enthalten 
fein, ja jogar in dem Grundbegriffe des völferrechtlihen Bundes, welcher doch, wie aud die 
Berhandlungen und der Grundvertrag 26) anerkennen, von den Fürften nur als Repräſentanten 
ihrer Staatenumd ald Staatenverein „abgeihloffen wurde’? Jene Anficht ift ja un— 
möglich, wenn man auf dem Boden, ſei ed des gejchichtlichen Staatsrechts, oder auch der natür— 
fihen ſtaatsrechtlichen Theorie freier Völker und Verfaffungen bleiben will. Sie ift wol nur 
möglich bei fubjectiver Annahme einer abfolutiftifchen, auf eine übernatürliche Übertragung 
göttlihen Rechts oder einer auf despotiſche Gewaltgegründeten Schultheorie und bei Bermifhung 
despotifher Berfafjung mit monardifherRegierungsform. Wäre man indeffen doch nur 
bei der allein in der Schlußacte enthaltenen Ausnahmsbeftimmung ftehen geblieben und hätte 
nicht oftmals ſelbſt das mit ihr vereinbarliche rechtlich begründete Staatsrecht umgeftoßen ; hätte 
man nicht die erwählte Volksvertretung, auch abgefehen vom Regierungsrecht, aud ihrer, ſchon 
aus der Natur einer Volks: oder Landesvertretung nothiwendig folgenden, allgemeinen Rechte 
beraubt. Der Artikel der Schlußacte fodert zunächſt eine eigenthümliche theoretifche Auffaſſungs— 
meife für die fürftlihen und fländifchen Regierungsrechte. Diefelbe könnte harmlos erfheinen, 
gerade ſowie die Auffaffungsweife, daß auch die richterliche Gewalt als fürftliches Recht im Na: 
men des Fürften ausgeübt werde, harmlos bleibt, vorausgefeßt, daß jede der Cabinetsjuſtiz ange: 
börige Einmiſchung des Fürften in das felbftändige NRichterrecht entfchieden verworfen und aus— 
geichloffen ift. Allein die urfprünglid der despotifhen Staatsanſchauung entlehnte Aus- 
nahmsbeſtimmung führte in ihrer Auslegung und beliebigen Ausdehnung der AUuUsnahms— 
beftimmung nur zu bald His zur Vernichtung aller ſelbſtändigen Berfaffungen und ftändifhen 
Volksrechte. So z. B. verfügte der Bundesbefhluß vom 28. Juni 1852 mit Hinweifung auf 
jenen Art.57, „daß feinem deutſchen Souverän durd die Landftände die zur Führung einer der 
Bundespflichten und der Landesverfaſſung entfprechenden Regierung erfoderlihen Mittelvermwei- 
gert werden dürfen, und daß dah er Fälle, in welchen ftändijche Berfammlungen die Bewilligung 
der zur Führung verRegierung nöthigen Steuern aufeine mittelbare oder unmittelbare Weife 
zur Durhfegung anderweitiger Wünſche und Anträge bedingen wollten (welches bekanntlich die 
frühern deutſchen Landſtände allgemein thaten), diefed vom Bunde dem offenen Auf: 
ruhr gleich zu behandeln fei”. Mit feiner ganz unerfhöpflihen Reihe von Conſequenzen 
wurde figt jehr natürlich das monardifhe Princip in despotifher Auffaffung geltend ge: 
macht zur Vernichtung nicht blos der allgemeinften und Heiligften deutſchen reih8= und landes⸗ 
verfaffungdmäßigen Rechte, z. B. des vollen Steuerbewilligungs= (mithin auch Nichtbewilli= 
gungs-) Rechts, jondern, wie ja in Kurheflen, Hannover, Luremburg vorliegt, zur Vernich— 
tung ganzer Reihen von Verfaffungsbeftimmungen, ja. ganzer beftehender Verfaflungen. Es 
wurde in diefer Art geltend gemacht, ftatt des allein rechtsgültigen Grundprincips des völfer: 
xehtlihen Bundes, daß er nicht ein einziged Stuatöverfaflungsredht der Unterthanen be: 
ſchränken darf, welches auch nah dem Obigen die Schlußarte noch wiederholt ausdrücklich 
in Beziehung auf die landſtändiſche Verfaſſung fanctioniren mußte. Hierhin gehören bie 
Beſtimmungen Art. 55: „daß die landſtändiſche Verfaffung, nämlich ihre Begründung 
und ihr Inhalt, gänzlih und allein den einzelnen Ländern zu überlaffen ſei“; ferner 
im Art. 55, daß „jede Cinwirfung des Bundes in die innern flaatörehtlihen Ver: 
bältniffe, mit einziger Ausnahme blos der Vorforge für die beftimmten einzelnen ga— 
tantirten Rechte durch die garantirte, dem Begriff ded Bundes zu Grunde liegende Souverä: 





25) ©. hierüber vollftändige rechtohiſtoriſche Beweiſe in dem Art, Deutſches Landesſtaatérecht. 
26) Bundesacte, Art. 1. Schlußacte, Art. 1, 2, 53. 
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netär der Bundesftaaten (micht blos der Bunbeäregenten), audgefchloffen ſei“; dann im 
Art. 56: „daß aud die Abänderung der neuern Landeöverfaffungen nur auf lande# 
verfaffungsmäßigem Wege (alfo doch nicht durch Bunbederecutionen und Bunbesbictate) vedht: 
lich zuläffig ſei“; und endlich im Art. 61, daß „wo der Bund nicht etwa eine befonvere Ga; 
zantie übernahm, er nicht berechtigt ſei, in lanpftändifche Angelegenheiten ober in Strei= 
tigkeiten zwifchen ven Landesherren einzuwirken“. 

Dennod gelang es der von Karlsbad her bei mehren Staatdmännern noch vorherrichenven 
teactionären Richtung, die widerſprechende, bundeswidrige Beſtimmung in ſcheinbar unfchulbiger 
Geſtalt indiefelbe Schlufacte zu bringen 27) und ihr fpäter eine bundeswidrige Deutung zu geben. 


—— — 





27) Daß ſelbſt in den Verhandlungen der Schlußacte die Abſicht der Mehrheit der Conferenz weit 
bavon entfernt war, ber Beilimmung des Art. 57 den für die Selbftändigfeit der Landesverfaflungen, 
für ein liberales Staatsrecht zerftörenden Charakter beizulegen, ben man ihr fpäter gab, dieſes geht Far 
bervor aus ben oben eitirten Widerfprüchen der Schlufarte felbft und aus den (ſchon feit 1847 in 
meinem Befig befindlichen): officiellen Berhandlungen der wiener Minifterconferenz von 
1819— 20. Hiernach erftattete der bairifche Minifter Freiherr v. Zentner im Namen ber Gommiffion des 
Ausfchuffes über bie nähere Beftimmung bes Art. 13 den Bericht zur Motivirung der vom Ausichufie ans 
genommenen und nad) feinem Bortrage auch genehmigten Artifel der Schlußarte, unter welchen fidy chen 
die obigen für bie innere Souveränetät oder Selbftändigfeit der Staaten befanden, Mit biejen lief 
man nun auch ben vom Fürften Metternid vorgeſchlagenen Satz über das monarchiſche Princip zu. 
(S.Note24.) Man hatte mit jenen erften Artifeln zugleich die von Metternich ſchon in Karlsbad vergeb⸗ 
lich vorgefchlagene wichtigfle reactionäre Beftimmung entfchieben abgelehnt. Sie beftand in einer authen⸗ 
tifthen Interpretation bes dreizehnten Artikels zu Sunken einer rein fländifchen Landſtandſchaft, wor 
durch nicht blos überhaupt das conftitutionelle Syſtem, fondern auch fein und des BVollsrechts Grund: 
fein — die Vertretung des ganzen Volks als einer berechtigten Perfönlichfeit, wie fie 
mit den alten jegt alle neuen Verfaffungen enthalten (f. Deutfed Landesftaatörcht), ausgefchloffen 
werben follte. an verwarf ebenfo den Borfchlag eines Artifels, weldyer den Ständen die Verwei⸗ 
gerung der für bie bundesmäßige Militäreinrichtung nöthigen Steuern unterfagte, Man wollte aber 
wenigftens dem mächtigen Ofterreich nachzugeben feinen. So entfland der Art. 57. Der Bericht: 
erftatter übergab aber mit feinem Bericht zugleich eine befonbere Erflärung, welche dem Bericht und bem 
Sigungsprotofoll der flebenten Sitzung sub Lit. X beigelegt wurde. Darin hieß es: „Der König von 
Baiern findet fi verpflichtet, auf ber gegebenen Berfaffung feft zu beharren, und Allerhöchftvefielben 
Bevollmächtigtem ift nicht geftattet, a eine folche Erläuterung des Art. 13 einzugehen, woburd; eine 
Anderung in Ihrer Verfaſſung vorgenommen würde.“ Ähnlich, wenn auch mit etwas weniger Schroff⸗ 
heit, erklärten fich auch andere Gefandtichaften. Hier find gewiß viele Argumente für die Anficht: der 
Art. 57 habe nur den rechtlich unbedenflichen Sinn: der Deutfche Bund Befchränfe feine Garantie des 
Art. 13 der Bundesacte auf die rückfichtlich des Regierungsredyts in angegebener Weiſe aufgefafiten 
landftändifchen Rechte, wobei die bloßen Bertretungsrechte von Freiheit und Eigenthum fowie aud 
alle andern in einzelnen Staaten begründeten ſtaͤndiſchen Rechte (ſowie in Baiern und Preußen) unge: 
feänft bleiben follten. 

In dem Berichte felbft aber fagte der bairifche Berichterfiatter zu $. 3 ausdrüdlih: „Infolge dee 
Grundfages, daß landftändifche Berfaffungen alsinnere no angelegenbeiten aufer 
dem Wirfungsfreife des Bundes ſich befi nden und ihre Anordnungen den Regierungen ber 
einzelnen Bundesftaaten überlafien blieb, durften weder die beftehenden einer Revifion, no 
die Fünftig zu bildenden andern BVorfchriften untertvorfen Tverden als folchen, welche auch für jene aus 
dem Bunbesverein hervorgehen. Hierhin gehört zunächſt die im Art. 58 enthaltene ſich von felbft ver- 
ſtehende, daß die Bundesfürflen durch Ianbftändifche Berfaffungen nicht in Erfüllung ihrer Bunbespflic- 
ten befchränft werden dürfen. Man befchränfte fich deshalb Bei ben Fünftig zu Silbenben nur auf alls 
gemeine Andeutungen, damit fie nicht nur aus willfürlichen Theorien ohne alle hiftorifchen und 
rechtlichen Grundlagen gebildet werben möchten.‘ 

Wie weit num ift eine ſolche Andeutung im Art. 57 entfernt von jenen auf das jogenannte monar: 
—* Princip ſpäter gegründeten Zwangs- und Vernichtungsbeſchlüſſen, Verfaſſungsreviſionen und 

xecutionen zur Aufhebung verfaſſungsmaͤßig zu Stande gelommener, in Wirkſamkeit beſtehender Ver: 
fafjungen? Der Sieg ber liberalen Anficht oder auch der ftaatsflugen Behauptung ihrer innern Sou: 
veränetät von Seiten der mittlern und kleinern Staaten aber zeigt ſich am allermeiften darin, baf bie 
allgemeine Interpretation des dreizehnten Artifels zu Gunften der monarchiſchen Intereffen ebenfo wie 
bie von Metternich ner Beichränfung des Steuerbewilligungsrechts durchſiel. So bachten 
wol Herr v. Zentner und die Gleichftimmenden mit jener fcheinbar unfchuldigen, dem Fürften Metternich 
noch zugeftandenen Gonceffion im Art. 57 die Berfaffungsfreiheit der Staaten gerettet zu haben. Jeden— 
falls glaubten fie ihre Staaten ſchon durch bie energifche Feftftellung jener — undesgrundlagen 
und durch ihre Verweigerung jeder Verfaſſungsänderung fichergeftellt zu haben. Aber man darf dem 
Böfen feine Fingerfpige reichen, man wird fonft vom frefienden Übel umgarnt. Breilich können, fobald 
fie nur wollen, alle Bundesftaaten an jenen Grundlagen halten und jede innere ſtaatsrechtliche Beichräns 
fung als bundeswidrigen Eingriff in ihre Souveränetät, als rechtswibrige Verfügung über jura singu- 
lorum zurüdweifen. (&. oben ©. 467.) Sie follten gewiß auch fämmtlich felbft den Schein vermeiden, 
gegen die Regler ag ihrer Unterthanen jene traurige Fickmühle zu gebrauchen, und hier diefelben 
burch eigene despotiſche Gewalt dort, wo biefe nicht ausreicht, durd; Bunbesgewalt nehmen zu wollen. 
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Und wie verſuchte man nun die dem ganzen Grunbvertrage und Bundes zwoecke und den ent⸗ 
ſchiedenſten Grundbeſtimmungen der Schkußacte felbft widerſprechende Aufnahme dieſes Principe 
zar Cinmifhung in dad neuere Staatdvecht „‚ver ſouveränen Bundesſtaaten“ zu begründen! 

Man jagte auf eine in. ber Thatfaft unbegreifliche Weife : weil ver völferrehtlide Bund 
außer den Freien Stäbten non fouseränen Fürſten geſchloſſen worden, fo müſſe viefer, ihr. 
„Staatenverein‘‘, dad Recht haben, fi, gegen die Iinterthanen und gegen deren Berfaflungs: 
vereinbarungen mitihremeigenen Fürſten, ſtaat s recht lich in pad Innere der Staaten zu Gun⸗ 
ten bed monaxchiſchen Princips einzumiihen. Man vergaß pen vielfach logiſchen Widerſpruch 
dieſer Beftimmung. Man vergaß, daß, weil der Bund ein völferrechtlicher ift, er fein ſtaats— 
zeitlicher mit ſtaatsrechtlicher Wirkſamkeit jein kann. Man vergaß ferner: daß, weil biefer 
Bund, der ausdrücklich die volle Gleihberehtigung feiner Glieder ald Grundlage anerkennt 
(Bundesarte Art. 5), zugleich republifanifhe Mitgliever und Mitgründer hat (die Freien 
Städte), der Zweck und Begriff feiner Eingehung unmöglid) in etwas beftehen kann, was für 
dieje Mitglieder gar nicht gelten kann, ja Dad Gegentheil ihrer Eriftenz ift. Man überfah ferner, 
Daß ed widerfprechend ift, an die Stelle des Flaren Inhalts eined Vertrags, bier des völkerrecht⸗ 
lichen Grundvertrags, davon verfchievene, ja ihm widerſprechende Beitimmungen in gewagten 
Schlußfolgerungen von zufälligen Eigenſchaften einzelner Vertragsglieder ableiten zu wollen. 
Man vergaß, daß nad folder Kogit Vber nah folder Art-gejegliher Schlußfolgerungen, bei 
allen Allianzen europäifcher Bürften, 3. B. bei der legten gegen Rußland, weil ja hier wirklich 
alle Bertragihließende jouveräne Fürften waren, nun der Verein auch das Recht haben müßte, 
im Innern der ſämmtlichen Staaten das monarchiſche Princip ſtaatsrechtlich zu jhügen, ſodaß 
der Großtürke dad Recht Hätte, in England für das monarchiſche Prinsip zu machen, etwa da= 
mit ed Kraft erhalte jeine Bundespflichten zu erfüllen! Diejer aber würde dann noch viel ge: 
waltigere Störungen jenes Princips im engliihen Staatsrecht ftreichen, ald man in den beut- 
ſchen Staaten Kurheſſen, Luxemburg und Hannover zu ftreihen fand! Iſt es denn billig und 
gut, ſolche und viele ähnliche ſtaatsrechtliche Schlußfolgerungen, wie 3. B. die der Ableitung des 
Verbots ded Rechts ver Actenverjendungen, aus der Garantie deſſelben 28) der einft jo geachte: 
ten deutihen Nation und ihrer Staatsrechtälehre zu bieten! Dabei freilich iſt das Bundesverbot, 
das Niemand ald der Bund die Bundesbeftimmungen wirfjam auslegen vürfe, natürlid. Wo- 
fommt man hin in der einft wegen Rechtsachtung vorzugsweiſe gerühmten deutihen Nation!! 

Ob und inmieweit deutſche Staaten und Verfaffungdcorporationen eine folde Begrün— 
dung wollen gültig finden, ob fie vollends eine dem Bundesgrundvertrage umd erften Grund: 
geſetze des Bundes geradezu entgegengefegte und incompetente, logiſch widerſprechende und per- 
plere, eine 1848 vom Bunde jelbft ald ungültig erklärte Beftimmung gelten laflen wollen, 
müſſen wir hier ihnen anheimftellen. Hiſtoriſch gewiß ift joviel, daß jegt wie früher die beiden 
größten deutſchen Staaten ſicherlich ihre Verfaſſungsrechte nicht nach folhen Bundesbeſchlüſſen 
ändern werden, daß ſelbſt Baiern, welches aud die Schlupacte wie alle Bundesgefege nur mit 
Borbehalt der Verfaſſungsrechte des jouveränen bairiihen Staats publicirte, folgerichtig 
eine Bundedintervention zu Gunften des fo-unbeftimmten vieldeutigen monarchiſchen Principg‘ 
nicht anerkennen würde. Auch das dürfen wir hier nicht erörtern, ob es nicht bedenklich für die 
andern Staaten fei, die Achtung ihrer Nechtögleichheit und gleichen jouveränen Würde und 
per Selbftändigfeit ihrer Verfaſſungen zu gefährden, oder vieleiht gar den Schein auffom- 
men zu laſſen, die burd auswärtige Ubermacht und ihre Androhung bewirften Veränderungen 
der beſchworenen Zandesverfaflungen, wie in Kurheſſen, Hannover, Luremburg, würden von 
innern reactionären Gelüften als beliebte Hülfsmittel für eigene Zwecke benugt. 

Gewiß ift auch dieſes, daß, wie man auch fonft diefe Bundeseinmiſchungen beurtheile, fie 
jevenfalld ald Ausnahmszuftände gegenüber ven erſten Rechtögrumobegriffen und dem 
völkerrechtlichen Grundcharakter des Bundesrechts eriheinen, wie rd ja aud 
bei den erften Einmifhungen im Jahre 1819 und bei der Annullirung aller Ausnahmöbe. 





28) Der Art. 12 der Bundesacte garantirte diefes in Deutfchland beliebte Necht, da fie die fouveräs 
nen Regierungen nicht weiter beſchränken wollte, wenigftens den Bürgern der bier Freien Stäbte ale eine 
Sicherung unabhängiger Juftiz, weil hier große reichbefegte höhere Landesgerichte fie nicht verbürgen 
fonnten, Gin Bundesbeſchluß benugte aber in der Reactiongzeit, in welcher die Unabhängigkeit dieſer 
auswärtigen Spruchcollegien mehre liberale Urtheile und Rechtsgutachten begründete, die von manchen 
abhängig gewordenen Landesgerichten nicht erwartet wurden, jene Rechtsgarantie unabhängiger Juftiz, 
um fie in ihr Gegentheil, in ein allgemeines Verbot ſolcher Rechtogutachten in Straf» und Polizeis 
fachen zu verwandeln. (S, Deutſchet Bund.) 
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ſchlüſſe 1848 die Bundesgeſetzgebung ſelbſt erklärte. Gewiß iſt ed ferner, daß auch ſeit 1849 
durch vielfache Bundeseinmiſchungen, namentlich durch die in Kurheſſen und Holſtein mit mi⸗— 
litäriſcher Gewalt unterſtützte Einmiſchung, die nun natürlich in ganz Deutſchland gefürchtet 
wurde, die deutſchen Verfaſſungszuſtände allermeiſt geändert wurden. Am allerwenigſten aber 
würde man ernſtlich den Ausnahmscharakter dieſer deutſchen Zuſtände dadurch beſeitigen wollen, 
daß man die unter Herrſchaft dieſer ſtets drohenden übermächtigen Bundesgewalt und bei un: 
freier Preffe und Wahl zufammengebradhten abhängigen Kammern die Verlegungen der Ver: 
fafjungen gutheißen ließe. Solde Wirkſamkeit der Kammern gehört ja felbft dem Ausnahme: 
zuftande an. Sie könnte feinen Charakter nicht austilgen. Nur bei Mündhaufen fonnte ver 
Reiter fih an den eigenen Schopfe aus dem Sumpf ziehen. Das jittlich Verlegende und Ge: 
fährliche folder Operationen bevarf feiner Ausführungen. Die Verlegung und Maßloſigkeit 
auf diefer Seite ruft das meift verſtärkte Unrecht auf der Gegenfeite hervor. So befeftigt man 
weder monarhifche Throne nod Ruhe und Ordnung. 

Zur flaatsrechtlichen. Beurtbeilung dieſer Ausnahmszuſtände übrigend brauden wir, ab: 
geſehen von ihrem traurigen Erfolg und ihrer frühern lauten Berurtheilung durd die ganze 
Nation und dur den Bund felbft, nur hinzuweiſen auf die obigen von den Gründern des 
Bundes anerkannten Rechtsgrundſätze und das durch fie rechtlich allein mögliche Entweder: 
O der aud für ven ſchon begründeten Bund. . ö 

Entweder man muß, dem gefhichtlihen Rechte der deutfchen Nation entfprechend, gemein: 
fhaftlih mit ven Vertretern der Nation eine zeitgemäße Herftellung eines Bundesſtaates be: 
wirken, in welchem dann unter Zuftimmung der Repräfentation des Volks auch über feine 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffe alles, was heilfam ift für die fürftliche Gewalt und die Orbnung, 
beftimmt werden kann. Diefes entipricht ebenfo ven Wünfchen wie ven Rechten und Bepürf: 
niffen der Nation, wie dieſes auch die Fürften, bei dem Beginn der Befreiungäfriege, dann 1848 
und noch nah Auflöfung der Nationalverfammlung in den Grflärungen der Dresdener Gonfe: 
tenzen einftimmig entſchieden anerkannten. 

Oder der Bund beitebt ohne Bundesftaatöverfaffung und Nationalrepräfentation und 
Reichsgericht Fort, forwie er 1815 gegründet und 1849 proviforifch hergeftellt wurde, alfo mit der 
völferrechtlich zuläfjigen, aber für ftaatörechtliche Verhältniffe ver Natur der Sade nad 
parteiijchen, blos diplomatischen Vertretung nur der Negierungsintereflen. Alsdann muß, 
abgefehen von jener Garantie einzelner Rechte, die ſtaatsrechtliche Verwirklichung der Breibeit mie 
ber monarchiſchen Ordnung und innern Sicherheit den einzelnen fouveränen Staaten und ihrem 
freien Wetteifer überlaflen bleiben. Für ven blos völferrechtlihen Bund leviglich ver Negenten 
und ihrer blos von ihnen inftruirten und abhängigen, nur ihnen verantwortlihen Geſand— 
ten it jede Aufhebung oder Beihränfung der innern Berfaffungsredte 
rechtlich unmöglich und rebtdungültig. Sowie fie in den erften vier Jahren des 
Bundes nicht befanden und auch nicht nötbig waren, müffen fie ferner unterbleiben oder als: 
bald aufgegeben werben. Jedringender ſich fo die Nothwendigkeit ver aläbalvigften Bun: 
desreform berausftellt; defto befler. Eine diefer Foderung entgegengefegte Berechtigung des 
Bundes dagegen wäre eine juriftifch monftröfe, Recht und Rechtszuſtand vernichtende Beredti- 
gung der vechtlih Verpflichteten, der Regierungen, ihre Pflichten jelbft beliebig aufzubeben, 
alfo der größte venfbare Ausnahmszuſtand für die hierdurch für rechtlos erklärten VBolfsftämme 
und Bürger der Nation. Diefes beweifen die Verhandlungen über ven Bundesgrundvertrag 
und er jelbft ebenfo umftößlich Elar, wie die Natur und die erften Grundbegriffe vom Necht und 
von einer Rechtsordnung. (S. oben S. 466 fg.) 

Leider aber wurde bisjegt noch Feiner viefer beiden Wege eingefchlagen. Die natürliche Nei- 
‚gung zur Unbeſchränktheit und verberbliche auswärtige, namentlich ruſſiſche Einwirkung führten 
zur Berfennung und Misachtung der in ver Erhebung der Befreiungäfriege feierlich ausgeſproche⸗ 
nen fürftlihen Nechtsanerfennungen und Nechtözufagen. Die unglückſelige trübe Geſchichte der 
1819 zu Karlsbad und der 1854 in den geheimen Minifterialconferenzen verabredeten Aus: 
nahmsmaßregeln ift jegt endlich enthüllt. 29%) Wir enthalten und bier gerne der biftoriichen 
Schilderung diefer für jeded deutfche Chr: und Nechtögefühl tief ſchmerzlichen Erſcheinungen. 
Nur das Nahfolgende muß von den in der citirten Schrift näher nachgewiefenen biftorifchen 
Ergebniffen berührt werden. Gerade zu derjelben Zeit, 1819, als die Nation die immer neu 
verzögerte Erfüllung der gegebenen fürftlichen Anerfennungen und Verheißungen eines deut— 





29) Vergl die citirten „Wichtigen Urkunden“, S. 72 fg., 106 fg., 316 fg. 
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ſchen Rechtszuſtandes endlih unmittelbar bevorſtehend glaubte, wurde plöglich-ein furchtbarer 
Berfhwörungslärm gemacht, in welchem in verſchiedenen Theilen von Deutſchland Hunderte 
von ſchuldloſen Menſchen eingekerfert und in Hochverrathsinquifitionen geftürzt und außeror: 
bentlihen geheimen Commiſſionen und Gerichten übergeben wurden. Zugleich täufchte und ſchreckte 
man durch officielle Mittheilungen vielfach verfälihter, vorgeblich offieieller Auszüge der Crimi⸗ 
nalacten und durch eine furdtbare Genjurunterbrüdung die Nation und die Fürften fo ſehr, 
daß es möglich wurde, darauf die Farköbader Ausnahmsgeiege und mit ihnen bis zum Jahre 
1848 die befannte Wahrheits— und Rechtsunterdrückung zu begründen, welde durch Gin: 
ſchiebung einiger neuen Ausnahmömaßregeln in die Wiener Schlußacte von 1820, vorzüglich 
aber durch die auf Nichtbefolgung der weſentlichſten beſchworenen Verfaffungsrechte gerichteten 
geheimen Verabredungen der wiener Minifterialeonferenz von 1834 befeftigt wurde. 

So entjtand endlich 4848 der laute allgemeine Unwille der Nation gegen diefen unglück⸗ 
feligen, nur zum Vortheil des Auslandes und zur Erniedrigung und VBerfümmerung der Nas 
tion wirkſamen Ausnahmszuſtand. Das deutſche Vorparlament begehrte jetzt vom Bundestage, 
„daß der Bund ſich losſage von den verfaſſungswidrigen Ausnahmsbeſchlüſ— 
fen”. Der Bundestag erklärte ſich bereit, diefem Wunſch zu entfprechen, und theilte vemgemäß 
dem Vorparlament die am 23. März 1848 gefaßten Beichlüffe über die Aufhebung aller feit dem 
Jabre 1819 erlaffenen Ausnahmsgefegemit. Nun hatteaber damals der vollftändige ftantsrecht- 
lihe Beweis die allgemeinfte Zuftimmung gefunden, und das ſchon vorhandene natürliche ge: 
funde Urtheil unterftügt, daß alle Beihränfungen der innern ſtaatsbürgerlichen 
Rechte von Seiten des völferrehtlihen Bundes die verfafjungswidrigen 
Ausnahmsbeſchlüſſe feien. Dieſen Rechtsſatz hatte namentlich der Verfafler diejer Zeilen 
nicht blos in jenen oben angeführten Schriften, ſondern aud) ald Mitglied des Bundestags und 
als Mitglied des Borparlamentd ebenfalls, ohne Widerſpruch zu finden, als die Grundlage ihrer 
beiverfeitigen Beichlüffe geltend gemadt. Deshalb bezeichnete das Vorparlament die aufzube- 
benden Beichlüffe ald die „verfajfungsdwidprigen Ausnahmsgeſetze“ und erinnerte ven 
Bundestag daran, das ſolche ſtaatsrechtlichen Beihlüffe unmöglich von einem völferrechtlichen 
Staatenbund ausgehen Fönnten, jondern nur von einer Bundesftaatsverfaffung mit Volke: 
repräjentation, deren Errichtung bereits der Bundestag beichloffen Hatte. Der Bundestag, auf 
die Grundanſicht eingehend, hielt dedmegen den Ausspruch der Aufhebung der verfaflungswis 
brigen Ausnahmsgefege für genügend, verwarf den Vorſchlag, vor der Berfündung des Bun— 
desbeſchluſſes noch erft unterfuchen zu laffen, melde einzelnen Gejege hierher gehörten, da das 
Princip und der Inhalt jener Geſetze Alles veutlih macht, und fein Beſchluß 
befriedigte natürlich das Vorparlament. 

A) Bortfegung: Die jeit 1849 erneuerten Ausnabmädmafßregeln. Diefe 
Erneuerungen wurden abermald auf jene drei frühern Principe begründet, Zuerft bat man 
aus jenen einzelnen Rechtsgarantien für veutjche Unterthanen, welche man zur Beruhigung 
und zur Vegeifterung des deutichen Volkes für die neuen Kriegdanftrengungen und Opfer dem 
völferretlihen Bundesgrundvertrag anhängte, Nechtsbefchränfungen’abgeleitet und jene da: 
durch oft in ihr Gegentheil verwandelt. So hatte man es bekanntlich ſchon früher mit der Zus 
fiherung des Rechts und der Wohlthat der freien Preſſe gemacht, flatt deren man überall, 
auch da, wo fie früher nicht beitand, immer neuverfchärfte Genfur einführte. So hat man denn 
auch jegt wieder in dem neuen Preßgeſetz, vom 6. Juli 1854, ſich nicht darauf beſchränkt, eine 
folde Durhführung ver Prepfreiheit zu bezeichnen, welche ald bundesgefeglihes Mini- 
mum von Preffreibeit ver Bund allen deutſchen Bürgern zu garantiren ſich verpflichtete, und 
es dabei den Verfallungen einzelner Ränder freizulaflen, ebenfo für die Preſſe wie für die eben— 
falls garantirten Rechte ver Ehriften, ver Juden, ver Standes = und Grundherren eine günfti= 
gere Ausdehnung zu begründen. Dan bat vielmehr in dem Sinne Beihräntungen der Preß— 
freiheit gegeben und in den meiften Staaten aufgenommen, daß fie die Unterthanenrechte all⸗ 
gemein auch in den Ländern, wo man eine freiere Preife ohne jolde Beſchränkung verfaflungss 
mäßig befaß, oder mit Zuftimmung der Verfaffungsgewalten feftftellen wellte, von Bundeswegen 
beichränfen und theilweije aufheben follten. So bat man nad dem Vorgange in Preußen, unter 
andern Beihränfungen und Gefährdungen wahrer Preffreiheit, au, flutt der alten Beamten 
cenjur, eine meift noch viel ängftlichere und beſchränkendere Genfur der Druder, Verleger und 
Buchhändler eingeführt, melde man durch Bedrohung mit abminiftrativer, beliebiger Ent: 
ziebung ihrer Gonceffionen, ihres ganzen Nahrungsitandes, jegt beftimmen kann, alled nur 
möglicdherwelfe Unbequeme zu untervrüden. Daß man in folder Umdrehung des urfprüngliden 
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Sinno gewerblier Conceſſionsgeſetze, in foldyer Fein irgend gerechte Maß der Strafe begrüm 
denden Einrichtung das fittlihe und rechtliche Gefühl verlegt und alle politifche Preßfreiheit, 
namentlich ihren weientlichften Theil, bie Zeitungsfreiheit, rechtlich vernichtet, oder den mini: 
fteriellen Belieben preisgibt, ift von felbft klar. 30). Lind die kurheſſiſchen, hannoveriſchen und 
Iuremburgifchen Geſchichten haben es ja gezeigt, wie, geftügt auf das Bundespreßgeſetz, zu: 
gleich die Preßfreiheit und mit ihr die Wahlfreiheit, vie heutigen Grundlagen eine 
verfaffungsmäßigen Rechtszuſtandes, aufgehoben, alte beſchworene Verfaffungen vernichtet, 
neue vom Lande perhorredcirte eingeführt, ja unter denn Schein einer Volkszuſtimmung und 
einer freiwilligen Ginwilligung des Volks eingeführt werden können. Jenes oben im Art. 
Baden, ©. 157, geſchilderte conftitutionelle Scheinfoftem, welches die Franzoſen demoralifirte 
und den Thron von Ludwig Philipp ftürzte, aud die revolutionären Bewegungen in Deutjch- 
land größtentheild verſchuldete — dieſes fönnte num aufs neue Verderben drohen. 

Die Bedenklichkeiten der Einmifhung des völferrehtlichen Bundes in die innern ſtaats— 
rechtlichen Angelegenheiten aber zeigt auch neuerdings faft jede hierher gehörige Bundesmaß- 
regel. So verwarf befanntlih der Bund am 6. Sept. 1835 die Beſchwerde hannoverifcher 
ftäptifher Gorporationen über die gänzlidhe Aufhebung der „in anerkannter Wirkſamkeit 
beſtandenen“ hannoverifhen Verfaflung durch ven König Ernft Auguft. Die Gründe der Ver: 
werfung waren: „weil einzelne Gorporationen und Individuen in Fällen, wo es ih von ven 
Intereflen der Gejammtheit handle, Beſchwerde zu führen nicht berechtigt ſeien“. Dagegen 
ftellte ver Bundesbeſchluß vom 12. April 1855 auf die Beſchwerde der hannoverifhen Ritter: 
ſchaft gegen die orbnungdmäßig durch die allgemeine Ständeverfjammlung des Kö— 
nigreihd mit Zuftimmung des Königs zu Stande gefommene Landesver— 
faffung frühere ritterfchaftlihe Privilegien wieder her. Nun aber wäre die Bundesgarantie 
für ganze beftehende Berfaflungen (im Art. 15 der Bundesacte und Art. 56) doch wol illuſo⸗ 
riſch, wenn nad Aufhebung derjelben die aufgelöften einzelnen Stände gar fein Net zur Be— 
ſchwerde haben. Andererſeits fcheint die Souveränetät der Bundesftaaten, wegen mwelder 
die Art. 55 und 56 das ganze Gonftituiren und Andern der Berfaffung diefen Staaten über: 
läßt, wegen welcher ver Bund felbft nach Art. 61 keine ftändifche Streitigkeiten entſcheiden darf, 
aufgehoben, wenn Fürſt und Stände nit in ordnungsmäßiger Verhandlung ihre Berfaffungen 
dem Öffentlichen Wohle des ganzen Staates entſprechend gültig feftftellen können, fondern ver: 
altete Privilegien vom Bunde dagegen Schuß erhalten. 

Aud jenes zweite Brincip der Ausnahmsmaßregeln, die innere ſtaatsrechtliche Sicherung, 
it ſchon wieder praftifch geworden. So namentlid in dem Gefeg über die Vereine, wozu 
mweber im Bundeögrundvertrag nod in der Garantie einzelner Rechte irgendeine Spur einer 
Bundescompetenz ſich finden will. Es enthält zwar dieſes Vereinsgeſetz großentheils Be: 
fimmungen, die man ſtaatsrechtlich, zumal für ſchwächere politifche Zuftände, billigen kann. 
Stets aber find ſolche Ausnahmsmaßregeln und Souveränetäts=und Verfaffungsbefchränfun: 
gen ohne verfaffungsmäpige Zuftimmung und Begründung juriftifh und politifch verlegend. 
Noch mehr aber ift e8 Der allgemein ausgefprodene Grundfag, daß der völkerrechtliche 
Dund das Redt zu beliebigen Maßregeln fürdie innere Sicherheit, für diefen 
umfaflendften Staatszweck behauptet. Wo blieben nun die Souveränetät der Fürſten und Staa: 
ten und Berfaffungen und der Grundvertrag ded Bundes? 34) 

Doch die reichfte Duelle von Ausnahmsmaßregeln ift gegenwärtig das Prineip der Erhaltung 
des monarchiſchen Principe. Daß diefed Princip in der Auffaffung und Ausdehnung, welche dem⸗ 
felben, ganz im Oegenjag gegen das gefchichtliche deutſche und europäiſche Staatsrecht, ja felbft 
gegen den Art. 57 der Schlußacte, nah Theorien einer Heinen, aber mächtig unterftügten reactionä-= 
ren Partei gegeben wird, an ſich ſchon aller wahren ftaatsrechtlichen Freiheit und der repräfentativen 
Berfaflung widerfpricht, Diefes werben die Artikel Kurbeffen, Hannover, Luremburg vollftändig 
hiſtoriſch veranſchaulichen. Vollends aber ift aldvann von feinem Volksrecht und feinem freien und 
feften verfaflungsmäßigen Rechtszuſtand mehr zu reden, wenn nach einem folden vieldeutigen, von 

30) Bortrefflich beleuchtet wurbe ber neuefte Preßzuſtand in der Verhandlung der zweiten preußifchen 
Kammer bei ver Motion von Matthie. 
31) Der Bundesbefchluß vom 23. Aug. 1851, Protokoll $. 120 fg., fobert die Regierungen auf, alle 
feit 1848 gemachten Einrichtungen, welche etiwa der innern Sache und Ordnung bedrohlich, alfo den 
Orundgefegen des Bundes widerfprechend find, alsbald zu befeitigen, und zwar mit Berufung auf Art.2 


der Bundesacte umd Art. 1 ber Schlufacte — 'alfo nach diefer rein völferrecdhtlichen Zweckbeſtim⸗ 
mung, bie alles innere Staatsrechtlicye ausfchließen wollte. 
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ber einen flaatörechtlichen Partei, von der Regierungspartei, allein ausgelegten und gehandhab⸗ 
ten Brincip beliebig ganze beſchworene, jahrelang in anerkannter Wirkſamkeit beſtehende Ver⸗ 
faſſungen wie die kurheſſiſche, wenn in andern wenigſtens die Hauptgrundlagen, wie z. B. das 
deutſche Steuerverwilligungsrecht, die deutſche Selbſtändigkeit der Juſtiz, die Verfaſſungs— 
garantien des Regenteneides vor jedem Regieren, überhaupt die verfaffungsmäßige, auf ge: 
meinſchaftlicher Übereinftimmung beruhende Gültigfeit des Regierungsrechts, wenn ferner noch 
die wahre Preß: und Wahlfreiheit aufgehoben und beeinträchtigt werben dürften, und wenn da⸗ 
bei, ohne ſchützendes unparteiiſches Gericht, die Regierung, ſich ſtützend auf die übermächtige aus 
mwärtige Gewalt, mit allen Mitteln die Rechtsunterdrückung durchführen kann. Iſt ed denn 
möglich, einem Volke, welchem ſolche Maßregeln ald rechtöbeftändige ordentliche Mafregeln auch 
nur angedroht wären, einen freien, einen verfaffungsmäßigen Rechtszuſtand noch zugufchreiben? 
Und ein folder Zuftand wird jegt in dem deutſchen Orenzlande Luremburg, gegenüber dem Aus⸗ 
lande, alö der deutſche Rechtszuſtand proclamirt. Die Vollſtrecker weifen ven natürlihen Un 
muth der Unterdrückten, daß ja ihre nichtdeutſchen Mitunterthanen veffelben Fürſten gegen ſolche 
Behandlung verfaffungsmäßig völlig gefhügt find, damit zurüd, daß fie, die Unterdrückten, 
Deutſche und Untergebene ded Deutjchen Bundes feien. 

Gäbe es wol ein beſſeres Mittel, auch dieſes Grenzland wieder dem Auslande zuzuführen, 
vielleicht einem mächtigern ald Holland! Ja, darf man nun über eine andere Verlegung nur 
noch Elagen, über vie nämlih, daß ein andered deutſches Grenzland, Limburg, im Wejent- 
lichen einer Einverleibung in Holland überlaffen wird; dürfen wir ihm nur wünſchen, deutſch 
zu ſein, um wie Quremburg behanvelt zu werden? So foll Deutſchland eine mächtige große und 
geehrte, eine dauernd beruhigte Nation bleiben? Gewiß jeder Deutſche muß mit jener Öfterrei= 
chiſchen Erklärung zu den Dresdener Gonferenzen einftimmen, daß die ſtärkſte Gefahr zur ſchnell⸗ 
ften Reform des Bundes mahne. 

Um die ganze Gefahr unferd Ausnahmszuftandes und bie dringendſte Nothwendigkeit feiner 
baldigen Bejeitigung, um wenigſtens unjere Überzeugung hierüber richtig zu würdigen, wird es 
unvermeidlich, in einigen hiftorifchen Grundlinien unfere damit zufammenhängende politiſche 
Lage anzudeuten. Wir befchränfen und auch bier in unferer Ausübung unſeres heiligften Bür: 
gerrechts einer politischen und ſtaatsrechtlichen Erörterung der öffentlichen Mapregeln und Zus 
fände, auf Erwähnung der nadten Hiftorifchen Verhältniſſe und ihrer unmittelbar vorliegens 
den rechtlichen und politifchen Natur. Wir fließen alle Perfönlichkeiten und pifanten Züge 
aus, welde dem SHiftorifchen ven Schein einer leivenfhaftlihen Golorirung geben könnten. 
Macht aber blos die nadte thatſächliche Zufammenftellung einen fehmerzlihen Eindruck, jo 
möge dieſes in jegiger friedlicher Zeit wohlthätig wirken zur fühnenden Austilgung, ehe in 
gefährlicher Zeit vie Thatſachen leidenſchaftlich colorirt werden. Wo wir aber irren follten, da 
berichtige man und, denn gar Viele urtheilen ähnlich wie wir. 

Zuerft — dad in ber Anfang der neuen Periode unferer politifchen Gefiäte — zerſtörte 
man einſeitig ohne Zuſtimmung ver Nation unfere Reichsverfaſſung und unſere Reichsgerichte, 
allen Schuß der alten Volksrechte. Dann gelobte man feierlich zeitgemäße Herftellung, bereitete 
aber ſelbſt durch die flaatsrechtlihen Ausnahmsmaßregeln des völkerrechtlihen Bundes jene 
geſchilderten traurigen Zuftände ver Nation, Durch die allgemeinfte ernftejte Klage der Nation 
beftimmt, annullirte man alle Ausnahmsmaßregeln, verfprac und begann, und vereitelte wieder 
die unentbehrlicde Bundesreform, und damit zugleich, unter Herftellung neuer Ausnahmomaß⸗ 
regeln, ven rechtlichen Schug. Der Heereszug nad Kurheſſen und Holftein, von Baiern und 
MWürtemberg durch ihre Verträge mit Ofterreich vorbereitet, dann namens des Bundes durchge⸗ 
führt, endlich fogar von dem ohne Schlacht befiegten Preußen, trog aller früheren Borgänge, jegt 
unterftügt, ſchien den Deutfchen auch die legte natürliche Hülfe verfaſſungswidrig unterbrüskter 
Bölker zu verbieten. Es wurde ja nicht blos foldher gefeglicher Widerſtand, melden gegen den 
erften Monarchen ver Ehriftenheit, die deutſche Reichsverfaſſung, welchen mit der englifchen Ver— 
faffung auch die meiften frühern veutfchen Landesgrundverträge ausdrücklich anerkannten, ſondern 
fogar ver loyalfte paffive Widerſtand gegen verfaſſungswidrige Gewalt, dieſes legte ſchützende 
Mittel auch gegen zerflörende revolutionäre Exrplofionen aufgehoben, ja jelbft die den Verfaſſungs⸗ 
und Richtereid fefthaltende Givestreue ald Verbrechen verfolgt. Man hat insbejondere Durch ven 
Heereözug gegen Schleswig=Holftein und durch Bundesbeſchluß den von dem deutſchen Fürſten⸗ 
bund und von den einzelnen veutfchen Fürſten wiederholt ald gerecht anerkannten, den vom alten 
deutjchen Bundestage und feinen Feldherren mitgefämpften Vertheidigungskrieg zum Schuß ur: 
kundlicher Verfaſſungsrechte und ver wichtigften Nationalintereilen nun ploͤtzlich zur recht loſen 
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Nevolution geftempelt und gewaltfam unterbrüdt. Man hat aldvann die nun im Namen 
deffelben Deutſchen Bundes entwaffneten Schleswig: Holfteiner und ihre wichtigften Rechte fogar 
ohne wirkliche Amneftie dem rachedürſtenden auswärtigen Feinde hingegeben, das mitverbün: 
dete unglückliche Schleswig namentlich der empörendften Verfolgung feiner deutſchen Nationa: 
lität und Sprache, Schule und Kirche überliefert. Die foldergeftals dem übermüthigen Däne: 
marf geopferte halbtaufendjährige politifche Union der beiden Herzogthümer, hervorgegangen 
aus dem langen nationalen Kampfe der beutfchen Grenzlande gegen die Propaganda des Danid: 
mus, hatte auch für Deutfchland und feine Ehre ein großes nationales Intereffe und wurde 
vom Bundestag no 1846 offlciell in Schug genommen. Doch nod ein ungleih wichtige: 
red Recht der Herzogthümer und der deutfhen Nation, für welches ebenfalls beide noch ſo— 
eben blutig gekämpft hatten, gab man preis. Der däniſche Mannsſtamm war am Ausfter- 
ben, wodurch zum allerhöchſten Vortheile Deutſchlands und der Herzogthümer die unglüd: 
felige unehrenvolle Verbindung der deutſchen Rande mit Dänemark erlofh. Jetzt zerftörte 
man durch den Londoner Vertrag auch das alte legitime Succeifiondreht der auguftenbur: 
ger Fürften in den Herzogtbümern, verband dur das neugefchaffene däniſche Erbrecht die 
deutihen Lande von nun an auf ewig mit Dänemarf, und gab dem übermädtigen Rußland 
eine nahe Ausficht, zugleich mit Dänemark diefe deutfchen Lande und Lauenburg erblich ſich ein- 
zuverleiben. Die eine veutihe Großmacht ſtand an der Spike der Heeresmacht, die Herzog: 
thitmer zu entwaffnen, und die andere, eben noch in innigerer brüderliher Kampfgenoſſenſchaft 
für diefe Rechte und nad der ausdrücklichen Föniglihen Anerkennung der ſchleswig- holſtei— 
nifhen und ber auquftenburgifchen Rechte, ftimmte bei und half jelbft die ſchleswig- holſtei— 
nifhe Sache in der bezeichneten Weife zu Ende zu führen. Das für die ſchleswig-holſteini— 
ſche Sache begeifterte und foeben noch aufopfernd kämpfende deutiche Volk aber wurde vor 
dem Audlande abermald aufs tieffte beſchämt, ohne Schlaht überwunden, und dem über: 
müthigen Fleinen Dänemarf der Muth für fortgefegte Beleidigung der deutfhen National: 
ehre, zur neuen Beraubung des deutfchen Handels geftärft. Die veutiche Flotte nämlich, 
melde deutſcher Patriotismus, angeregt durch dänische Bedrängung des deutfhen Handels, in 
Furzer Zeit gegründet hatte, ward öffentlich an den Meiftbietenven verfteigert. Bei ſolchen 
Vorgängen und bei der gänzlihen DVereitelung der deutihen Reſorm müßte ed ja wol ein 
Munder fein, wenn nun nicht der Deutiche den Ausländern gegenüber in der perſönlichen 
Berührung wie in der Vreſſe überall einer kaum verhültten Geringfhägung und Verhöhnung 
begegnete. Aber auch ſeitdem wurde das deutſche Ehr = und Rechtsgefühl täglich auf neue Bro: 
ben geftellt. Während nämlich die veutichen Bürger in der bisher angebeuteten Weife gerade 
für ihre wefentlichften Rechte, für ihre Verfaffungsrechte fich des rechtlichen Schutzes und jedes 
Gerichtshofes beraubt ſehen, ſodaß ſelbſt einige kleinere Fürſten geradezu die beſtehenden Lan— 
desverfaſſungen annullirten, erneuern ſich von Seiten der als rein völkerrechtlich erklärten, 
und rein völferrechtli conſtituirten, geheim verhandelnden diplomatiſchen Fürſtenvertretung 
Interventionen in die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe und Streitigkeiten nach den bisher ge— 
ſchilderten Ausnahmsgeſetzen zu Gunſten des monarchiſchen Principe. Es iſt verkehrt, 
wie gewöhnlich geſchieht, Leidenſchaften bier gegen die wahrhaft wohlthätige monar— 
chiſche Inſtitution, dort gegen die handelnden Verſonen zu erregen. Die Quelle aller 
Einſeitigkeit, alles Mangels an parteiloſem Rechtsſchutz, an Zerftörung oder Unſicherheit der 
wohlthätigften Verfaffungen und Verfaffungsrechte, wie fie hoffentlich deutlich genug ange: 
deutet wurden — fie liegen in der allfeitig anerfannten Ginjeitigfeit und in dem erneuerten 
Ausnahmöcharakter unfers rehtlihen Zuſtandes. Beſonders ververblid wirft auch jegt wie— 
ber die ebenfall® wieder nur einfeitige Zerftörung der politifhen Preßfreiheit. Für das 
Volksrecht ift fie und mit ihr die Wahlfreiheit gelähmt, während gegen daſſelbe beide 
die gefährlichſte Waffe der Minifter und der Neactionäre bilden. Wäre dieſes nicht, jo wür— 
den die Fürſten wenigftens über ihre eigenften Intereffen beffer berathen fein, als ed jegt oft 
ber Ball ſcheint. Sie würden erfahren, wie folde Mafregeln, wie bie angedeuteten, wie der 
ganze Öffentliche Nationalzuftand, die ihnen und dem Thron treueften deutſchen Männer, vie 
noch ein Gefühl für Gerechtigkeit und Nationalehre haben, bis in das innerfte Mark verlegen. 
Sie würden zugleich erfahren, welche Gefahren ihnen die Öffentliche Täufhung verbirgt — 
und zwar Gefahren für alle deutſchen Staaten, nicht blos für die Fleinen, fondern auch für 
die großen, Gefahren für uns Alle. 

Zwar die Gefahren zunächft für die beiden deutſchen Großmächte wollen wir hier nicht be— 
ſprechen. Einſichtsvolle Ofterreicher mögen ſelbſt würdigen die gegenwärtigen wie bie zukünftigen 
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Folgen der unter der Herrſchaft der Ausnahmsmaßregeln durchgeführten Aufhebung, zugleich 
ver alten und ber neuen bereits verfündeten, ja zum Theil ſchon eingeführten Verfaſſungsrechte. 
Sie fönnen fi gründlicher ald wir übrigen Deutſchen die Frage beantworten, ob die löblich er: 
trebte jegendreihe Verjüngung ded Volks und eine dauernde Staatsgröße in einem mehr noch 
ils früherhin abfolutiftifchen Zuftande in dem heutigen Europa möglich ift ? Ob dabei namentlich 
ine Sauptgrundlage ber öfterreihifchen Staatögröße, dad nur von einem Viertheil feiner Bewoh⸗ 
ter repräjentirte veutfche Element, ohne gefeftigte Ginigung mit der deutſchen Nation die 
röthige vereinigende Kraft haben kann ? Ob beider Trennung von Deutfhland, weldheein dauern 
ver Abfolutismus unvermeidlid immer mehr herbeiführen müßte, ob bei ver Ausſchließung der 
ſterreichiſchen Deutſchen von der heutigen höchſten, von der politifhen Eultur, dag deutſche 
Sulturelement, um welches ſich die öſterreichiſche Staatsmacht anfammelte, 
ernerhin den übrigen Bolfselementen gegenüber die nöthige vereinigende Autorität behaupten 
vürde? Ob endlich Ofterreich ohne eine gefiherte Einigung mit Deutfchland, gegenüber neuen 
Rheinbundsgelüften und einer gegnerifhen preußifhen Politif, die angemeffene politische 
Machtgröße und Sicherheit in europäischen Krifen behaupten kann? Darüber aber wollen wir 
ıbrigen Deutjchen feinen Zweifel beftehen laſſen, daß wir zwar die treueſte Einigung mit unſerm 
ſterreichiſchen Bruderſtamme wünſchen, daß wir auch ebenfo, wie anderwärts, allen unſtreitig 
roßen augenblicklichen Schwierigkeiten die billige zuläſſige Rechnung tragen, daß wir aber zu 
loßen Landsknechten in einem uns fremden Intereſſe uns nicht mehr ſo wie zuweilen früher wollen 
ebrauchen laſſen; daß wir nicht ferner im öſterreichiſchen Intereſſe unfere ſtaatsbürgerliche Brei: 
eit opfern wollen; daß ohne innige vaterländijche Einigung eine fichere Verbindung mit und 
‚ar nidt möglich wäre, nicht möglich wäre bei einer folchen öſterreichiſchen Staatdeinheit, bei wel: 
jer in feinen deutfchen Bundesländern nicht einmal die Art. 15 und 16 der dürftigen alten beut= 
chen Bundesacte über landftändifche Berfaflung und völlige’politifche und bürgerliche Gleich: 
erechtigung aller Ehriften heilig gehalten würde, bei welcher etwa, troß aller gepriefenen Verjün- 
‚ung, bienatürlicen Folgen des Concordats Fortſchritte und die Preßfreiheit Rückſchritte machten! 

Ebenfo mögen e8 einfihtövolle Preußen erwägen, ob bie bei ihnen unter dem Schuße der 
lusnahmsmaßregeln feit 1819 und 1849 durchgeführte Vertauſchung der deutfchen Politif mit 
er durch Rußland herbeigeführten, des männlichen Kortfchrittd in der Entwidelung zu wah- 
er Staatögröße und einer auf die innige Einheit mit Deutſchland geftügten Fräftigen und 
urdtlofen Politif mit dem Rüchkſchritt zu jener Eleinlihen Mittelftaats- und Schaufelpolitik, 
hnen Größe, Macht und Ruhm fihern, oder ihnen ferner ähnliche große und zahlreiche Beichä- 
tungen und Niederlagen wie vor und nad den großen Befreiungdfriegen bringen könnte. 
Sie mögen prüfen, ob Preußens Ehre und nöthige Machtgröße gedeihen fönnen bei dem durch 
Zzreußens Politik mitverfhuldeten gegenwärtigen Zuftand Deutſchlands, vb fie gedeihen kön— 
en, ehe jene großen Sleden in der Holfteinifhen und kurheſſiſchen Geſchichte von ihm in der 
Irt befeitigt werben, daß ed Ofterreich ebenfo zu deren Austilgung beftimmt, wie es ſelbſt zu 
eren Begründung von Oſterreich ſich beftimmen ließ. 

Beide endlich, Ofterreicher und Preußen, mögen prüfen, ob ihrer wahren Größe ver bisher 
ngedeutete Zuſtand Deutjchlands wirklich entſpreche; und ob jeldft dann, wenn fie bei uns 
eutjcher Politik gefihert fein könnten gegen ähnliche entfeglihe Niederlagen, wie vor den 
3efreiungäfriegen, ob felbft dann ihre de ut ſchen Fürften und Volksſtämme je mit nem Bes 
sußtfein erfüllter Pfliht und Beflimmung eine immer tiefere Erniedrigung und die enbliche 
3ernihtung der beutfhen Nation, deren Kinder fie find, mitanfehen könnten? 

Für die übrigen deutſchen Volksftämme und Regierungen aber ift foviel klar, daß, wenn 
em tiefern politifchenBerfallen der deutſchen Nation nicht bald Einhalt getan, und wenn etwa 
as Außerſte endlich unvermeidlich herbeigeführt würde, fie nicht einmal, wiedie Großftaaten, von 
em alsdann jhimpflid gewordenen Namen Deutſche in einer andern felbftändigen Eriftenz fi 
»sſagen könnten. Die wirklichen und möglicherweiſe fogar nahen Gefahren felbft wollen wir nicht 
seiter, als bisher gefchehen ift, andeuten. Wer nicht einfieht, vaß die alte Pietät gegen Fürſten- 
äufer leider ſehr vermindert, daß das Gefühl und Bedürfniß veutfher Nationaleinheit und 
ihre und nad einem ebrenhaften felbftändigen politifchen Zuftande in immer größerer Aus— 
ehnung wächſt, wer hierbei die Gefahren eines ſolchen Ausnahmszuſtandes wie der oben ges 
Hilverte nicht einfehen will, mit dem wird man vergeblich politifch rechten. Aber es werben auch 
ie Gegengründe, welche noch neulich ein folder Staatsmann vernehmen ließ, Andere wenig 
berzeugen. Da mußten wir hören: beutfche Bürger und Bauern fühlten gar feinen Verdruß 
ber Das, was einige eraltirte Patrioten in ſolche Bewegung feße. Sie feien aud von bem 
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Rechte der Negierungen überzeugt, durch die angeblich verlegenden Ausnahmsmaßregeln der 
revolutionären Übermuth von 4848 zu firafen und zu zähmen. Das Volk wiſſe au, daß bie 
Heinern Regierungen den mächtigern nachgeben müßten. Diefe Gründe verdienen wenigftens 
eine ehrliche Prüfung. Solche Gegengründe aber wie die, welche ein Staatsmann, bald nad 
den kurheſſiſchen und holfteinifhen Geſchichten, den Abgeoroneten einer liberalen Stadt 
gegenüber ausſprach, darf man höhftend nur erwähnen, um die Verblendung bed reactio— 
nären Fanatismus zu veranfhaulihen. Gr, diefer Staatsmann, erwiderte nämlich jenen 
Bürgern auf ihre Klage, bei ſolchen reactionären Maßregeln, melde Bürger ihrer Stadt 
durch willkürliche Goncefjiondentziehungen und andere Wahlcorruptiondmittel betroffen bät- 
ten, würden ja offenbar Recht und Gerechtigkeit mit Füßen getreten: „Ha! merkt ihr daß! 
Nun das ift recht, dann feht ihr au, was wir können und wollen, und werdet euch fügen.” 
Das ift denn doch noch ſchlimmer ſelbſt ald das befannte Wigmort eined andern Staatsmanns 
zur Bekämpfung ver Empörung des logiſchen Verſtandes und des rechtlichen Gefühld gegen den 
Gedanken, die arnıen Kurheilen, weil fie ihre Verfaſſungs- und Richtereide nicht brechen moll: 
ten, „als offene Aufrührer‘ beftvafen zu dürfen. Ginen Rechtfertigungsgrund freilih für 
neue Dragonaden konnte der Wig von den „Revolutionären in Schlafrock und Pantoffeln 
natürlich ebenjo wenig abgeben, ald die merfwürbige Entihuldigung in der bairifhen Kam— 
mer, der eigentliche Gegenftand der beflagenswerthen Operation fei ja gar nicht Die Demüthi: 
gung der armen Kurheſſen und Holfteiner, ſondern die Demüthigung Preußens geweien. Doch 
laſſen wir folde und ähnlihe Aufierungen, welche ſelbſt einen tiefen Schatten auf die Heilig: 
kelt deutfchen Volksrechts und auf unsere politiſchen Zuitände werfen, und a wir zu jenen 
erften drei Gegengründen über. 

Es ift allerdings nur zu wahr und auch theilweife eine gute Gntfönfbigumg für mande 
verlegende Regierungsmaßregel, daß in der veutfchen Nation, infolge langer politiſcher Unter: 
drüdfung, die uralte edelſte Gigenihaft unferer Vorfahren weniger wirffam if. Wir meinen 
die edelſte Eigenſchaft überhaupt aller würdigen freien Völker, ein energifches Necht3= und Frei 
heits⸗ und Ehrgefühl, weldes durch fehnellen einmüthigen Ausdrud bei Verlegung deflelben 
bie Verlegenden zur Zurücknahme und noch mehr zur Vermeidung ihres Unrechts beſtimmt. 
Auch Hält das tägliche Geſchäft und ein Überreft der reactionären Richtung feit den verfehrten 
radicalen Erſcheinungen von 1848 und 1849 und dann der Drud unſers Ausnahmszuftandes 
die Außerung politifher Misftimmung vielfach zurüd. Doc) wird fein Unbefangener behaup— 
ten, die deutiche Nation gehe jegt fittlih und in höherer Bildung und Einſicht rückwärts, feiner 
vollends, daß fie fo tief gefunfen fei, daß, weil jie rubig alle Ausnahmsmaßregeln hinnehme, 
jene edelſten Gefühle in ihr erftorben feien, und faum fanden wir unter Taufenden einen beut- 
fhen Mann, der ohne tiefverlegte Gefühle die Holfteinifchen, die kurheſſiſchen, die medien: 
burgifhen, die luxemburgiſchen, die hannoveriſchen Gefhichten, das Londoner Protokoll, die 
Verſteigerung der deutſchen Flotte, die Gonceffiondentziehungen und ähnliche Maßregeln beipre: 
chen konnte. Alle reactionären Maßregeln vor 1848 haben fogar niemals ein halb fo großes 
allgemeines richtiges Verſtändniß gefunden, eine folhe Verlegung des Ehr- und Rechtsgefübls 
bewirkt. Mit der unvergleihlihen Verftärfung unferd Ausnahmszuftandes bat die Verftim: 
mung gegen benfelben Schritt gehalten. Sehr ſchlechte Rathgeber aber müßten Diejenigen fein, 
welche es überfeben wollten, daß bei irgend Eräftigen politifh unfreien und bedrückten Völkern 
politifche Misftimmungen in der Stille dauern und wachſen, bis ein entiprechendes größere? 
Ereigniß fie plößlih fomwie 1848 in unbegreifliber Schnelle und Allaemeinbeit zum lauten 
Ausdruck bringt. 

Wahr ift es ebenfalls, daß im Jahre 1848 höchſt widerwärtige und verbrecheriſche Über: 
treibungen und radicale Aufrubrgeihichten vorfamen, und Eräftige Gegenmittel der Negierum: 
gen rechtfertigten, ja übertriebene zum Theil entichulpigten. Doc wird ein gerechter und kun— 
diger Beurtheiler ver Geſchichten ver andern nad) freiheit ſtrebenden Nationen zugeben, daß bieie 
Exceſſe nicht nur im Verhältniß zu dem von ven Regierungen thatfächlich felbft anerkannten langen 
vorhergehenden Unrecht mäßig waren, und daß ſolche bei geoßen Nationalbewegungen nur allzu 
häufig find, fondern — was die Hauptſache ift - daß der taufendfad größere Theil der Nation 
ihnen fern blieb, vielmehr die Thrnne und die Ordnung gleich zu Anfang der Bewegung rettete 
und durch jeine bewiefenen Gefinaungen ihre Unterdrückung leicht machte. Sollte wol num 
bie der Regierungen wie der Nation unmwürbige Anſicht noch einer Widerlegung bedürfen, daß 
die Regierungen das Recht in Anfprud) nehmen könnten, die deutfche Nation wegen des längfl 
unterdrüdten, an ven Schuldigen ſchwer beftraften Unrechts beliebig züchtigen und fir reiht: 
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los erklären ze dürfen! Die richtige Regierungspolitit vollends wird ebenfalls die Aus- 
nahmsmaßregeln nicht rechtfertigen. Waren fie ed ja doch vor allen, weldye 1848 die ge: 
fährliche Bewegung und ven jittlihen Unwillen felbft ver ehrenwertheften confervativen Män- 
ner bervorriefen! 

Endlich wollen wir auch nicht verfennen, daß die Fleinern deutfchen Regierungen, weil jie 
der wohlthätigen Stüge einer Nationalrepräfentation entbehren , oft für die ehrenvoltften und 
beilfamjten Maßregeln ver beften Kräfte und Mittel beraubt find. Müſſen ja jelbft vie Groß— 
mächte, fo Oſterreich im ruſſiſchen Kriege, venfelben Mangel Bitter empfinden. Auch ift es und 
noch in quter Grinnerung, wie ehemals die Metternich'ſche Politik, welche Deutfhland als ein 
Bafallenland für Ofterreih anfah, und welche zur Durhführung des der heutigen Gultur 
widerjpredenden despotiſchen Syftems in Ofterreich auch die Freiheit in Deutihland haſſen 
mußte, nicht blos den Fürften und Adeligen jhmeicdhelte, fondern durch ſchöne Phrafen von der 
„bewundernswerthen vortrefflihen deutfhen Nation’ zu Gunften ihrer Entwürbigung aud 
die bürgerlihen eiteln Thoren in derfelben Weife zu bethören ſuchte, und fo Alle zu ihrem 
Schaden zum öfterreichiichen politiſchen Syitem zu beflimmen ftrebte. Dennoch ift jene alte mi- 
nifterielle Täuſchung längft wirfungslos, daß die Regierungen der Eleinern Staaten die Aus: 
nabmömaßregeln und die ſcheinbar auswärtigen Freiheitsbeſchränkungen ihrer Unterthanen jtets 
ungern gutgebeißen und vollzogen hätten. Welche unermeßliche Kraft hätte unvermeidlich 
der offene gemeinfame Widerfpruh aud nur einer Anzahl deutſcher Fürften gegen bie neuen 
Ausnahmsbeſchlüſſe, vor allem gegen die Beihlüffe in ver Holfteinifhen Sache, gegen Be— 
ſchlüſſe, welche die heiligften, von allen deutſchen Fürften anerkannten, ja eben noch verthei- 
digten urkundlichen Rechte eines edeln deutjchen Volksſtammes, die legitimften Succeffions: 
rechte eines deutjchen Fürftengefchlehts, ja eines der herrlichften und wichtigſten deutſchen 
Grenzlande dem übermüthigen Auslande und fehr wahrfheinlid Rußland hingeben, welde 
ſomit Alles, was Deutſchland durch das frühere Preisgeben anderer Grenzlande, der Oft: 
feeprovinzen, des Elſaß und Lothringens erlitt, noch weit überbieten. 3) Kommt ja doch 
bier zu der allgemeinen nationalen Ehrenpfliht, das Gebiet und die Macht der Nation gegen 
das Ausland zu behaupten, der wirklich zu Gunften Schleswig = Holfteind im Verein mit ben 
braven Bewohnern vom deutſchen Fürftenbunde übernommene gemeinichaftliche Vertheidigungs: 
krieg. Hier gilt ed alfo, dad Vertrauen auf den zugefagten Schuß Deutjchlands und der deut: 
Shen Fürſten zu erhalten, Welche Macht könnte nun wol hier deutfchen Negierungen, welde 
die heiligften Ehrenrechte der Nation und ihrer Fürſten wahren wollten, auch nur nachträglich 
zu einem zuftimmenden Ja zwingen! Wir fürchten überhaupt, e8 wird die öffentliche Meinung 
die Schuld verlegenver Ausnahmömafregeln, zumal folder, von welchen die kleinern Regierun: 
gen willig den fhönften abfolutiftifchen Nugen ziehen, nicht mehr allein den Großmächten 
aufbürben. Und wenn fie es thäte, jo würde dieſes ja nicht einmal die Gefahren abwenden, 
fondern nur das Übel ärger machen. Denn ed müßte ja doch wol die Nation doppelt unmuihig 
machen gegen folde Einrichtungen, die fie fo weſentlich bedrücken, ohne daß felbft ver gute Wille 
ihrer Regierungen die Kränfungen ihres Rechts und ihrer Ehre abzuwenden vermödhte, 

Mit einem Worte endlih: Alle, die außerhalb der Negierungsfreife ftehen, können ji, 
angefichtd des nad der allgemeinen Nationalerhebung von 1848 fo ſchnell wiener über 
Deutſchland hereingebrodenen Ausnahmszuſtandes und feiner verlegenden und gefahrbro- 
enden Wirkungen, feine Pflichten und Nöthigungen denken, irgend vergleihbar den Pflich⸗ 


32) Daß die Aufhebung diefer Beichlüffe auch rüdfichtlich Schleswig⸗Holſteins leider nicht bewirkt wer⸗ 
den Fann durch die jegt (1558) zu erwartenden Bund sbeichluffe, wie Löblich auch ie einmüthige Begrũn⸗ 
dung und fie felbft fein mögen — diefes ergibt ſich ſchon daraus, daß fie vorausfichtlidy die se 
bie Serftelfun der Union und des legitimen deutjchen Exrbrechts, nicht betreffen. Ohne diefe aber fönn: 
ten ſelbſt die Golfteiner und bie Rauenburger gegen fpätere hundertfache Bebrüdungen ber bänifchen De: 
mofraten, nad) bisherigen andermweitigen Vorgängen, und felbft nach den Gefegen des völferrechtlichen 
Bundes, feine Hülfe erwarten. Das unglückliche Schleswig aber bliebe vollends dem Haffe preisgege⸗ 
ben, welchen feine deutſche Nationalität und Deutfchlands frühere gerechte Vertheidigung derſelben m in 
Dänemark erwedte. Deswegen fam man bereits in England, wo die verfehrte Politik des zuweilen leicht: 
fertigen erften englifchen Minifters in Beziehung auf das Londoner Protofoll allgemein getabelt ift, und 
auch in deutfchen Zeitungen, ja nach der „Allgemeinen Zeitung‘ vom 12. Jan. 1858 (Beilage) auf höchſt 
anerfennungswürbige Weife felbit in den Gabıneten von Wien und Berlin zu der Anerfennung der Noth: 
wendigfeit, bas Londoner Protofoll aufzuheben. Aucy die altlegitime Union twiederherzuftellen, erklären 
Thon jegt Viele als unvermeidlich, fogar dänifche Gonfervative, wie Orfted. 
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ten und Beflimmungsgründen für jeine aldbaldigjte Aufhebung! Daß die legtern bisjegt nicht 
fiegten, dieſes fönnen wir nur allein ven Täuſchungen leidenſchaftlicher Reactiondfreunde zufchrei= 
ben, welche ja ſchon oftmals, in England und Frankreich fogar boppelt, ji und noch mehr die 
Fürftenthrone dur ihre Verblendung ind Ververben flürzten. Aber wir dürfen nichts Wei: 
teres hinzufügen. Das Bisherige genügt wol für den Verſuch einer pflihtmäßigen Begrün- 
dung unferer obigen ſtaatsrechtlichen und politiihen Überzeugungen. Das ſpöttiſche Lächeln 
aller Derer aber, welche an einer frievlihen Löfung unſers Nationalſchickſals und an Erhal- 
tung der monarchiſchen Ordnung allen Glauben aufgaben, würbe und nicht irren, ebenio 
wenig als bisher, und ebenjo wenig der Unmuth Derer, welden die Enthüllung unſers Zu: 
ſtandes und feiner Gefahren unbequem ift. Der Erftern frohe Wünſche für die Fortdauer der 
gefhilverten Politik und für ihre Herbeiführung radicalen Umfturzes, welcher uns Ähnliches 
bringen würde wie unfern Nahbarn, wird die Borfehung und der geſunde Verftand der Na— 
tion vereiteln. Den thörichten Wahn der Andern dagegen, daß nicht das Übel jelbit, fondern 
die zu feiner Heilung nöthige Wahrheit verderblich ſei — dieſen macht alle Geſchichte zu Schan— 
den, Wen aber das Bisherige noch nicht genügend überzeugt, der rufe ſich doch nur eine deut: 
liche Vorftellung zurüd von der im Jahre 1848 zum Ausorud gelangten allgemeinen ſittlichen 
und rehtlihen Verwerfung unfers damaligen Ausnahmszuftandes und feiner die Ehre und 
Macht der Nation verlegenden Mafregeln, von diefer Verwerfung, welche damald und aub 
nod) nad der Auflöfung der franffurter Berfammlung alle veutfhen Regierungen ebenfo tbeil- 
ten wie die Nationalüberzeugung von der Nothwendigkeit einer gründlichen Bundesreform 
zur Befeitigung dev allergröpeften und dringendſten Gefahren. 3) Sodann aber vergleiche 
er unbefangen die erneuerten Ausnahmözuftände, die erneuerten Verlegungen, per Gefühle für 
die nationale Ehre, Einheit und Macht, und frage ſich dann, ob fie, und mithin auch jene Ge— 
fahren jegt nicht ungleich größer find als zuvor. 

Dod reden wir nicht von den allerdings vielfachen und großen Gefahren unferer Aus— 
nahmszuſtände. Wir appelliren viel lieber an ein höheres Motiv als die Furcht, an das höchſte 


33) Wir erinnern aus der ganzen Flut felbft der damaligen amtlichen Erfärungen nur an nad: 
folgende drei. Das Bundestagsprotofoll vom 8. März 1848 (alfo nod vor dem Vorparlament) 
fagt unter Anderm: „Schon die Grundlage des Bundes war eine mangelhafte und ungenügende. Manche 
Gegenftände waren darin aufgenommen, die füglich den einzelnen Bundesftaaten hätten überlaffen bleis 
ben fönnen, während andere und wichtigere von deffen Competenz ausgefchloffen oder doch nur ala Ber: 
fprechen oder Wunfch bezeidynet wurden. Die Erfüllung folder erthrechen und Wünfche wurbe aber 
von ber Einhelligfeit der Stimmen abhängig und dadurch die Erreichung eines befriedigenden Refultats 
von vornherein unmöglich gemadjt. Auf diefem Wege fonnten die zu einem wahren und fräftigen Bunde 
unentbehrlichen Inftitutionen nicht ausgebildet, und noch weniger zur Anwendung gebracht werden. Der 
Souveränetät der einzelnen Bundesftaaten wurde dadurch eine Ausdehnung gegeben, welche die Wirk: 
famfeit bes Bundes in ftets engere Grenzen einzwängen mußte. Hieraus entfprang die Abhängigkeit der 
Bundestagsgefandten von fpeciellen Inftruetionen und die Unmöglichfeit der Entwidelung. Die Pro: 
tofolle ber Bundesverfammlung waren nichts mehr als ein — * von Vorträgen und einzelnen 
Abſtimmungen ohne inneres Leben und Zuſammenhang, ohne Austauſch der Ideen und Anſichten, ohne 
ein ſich daraus mit Bolgerichtigfeit ergebendes Reſultaf.“ 

pr Wunder, daß nach allem Obigen das Anfehen der Bundesverfammlung von Tag zu Tag mehr 
fanf, und fich zuletzt in fein Gegentheil verwandelte. Dies mußte um fo mehr und um jo fchneller ges 
fchehen, als die Fälle fich mehrten, wo von vielen Bundesregierungen die mühſam zu Stande gebrachten 
Bundesbeſchlüſſe Häufig nicht publicirt, oft nicht befolgt und zuweilen als geradezu unverbindlidy erflärt 
wurden. In manchen Bunbesgebieten ift weder die Bundesacte, noch die Schlugacte und die andern 
—— des Bundes jemals geſetzlich bekannt gemacht, nur zu häufig iſt der Vollzug der Bundes: 
beichlüffe von ben Beftimmungen der — abhängig gemacht worden. Nur diejenigen Bun: 
desbeichlüffe, welche der öffentlichen Meinung entgegengetreten, und deren Berant: 
wortlichfeit die Bundesregierungen lieber dem Bunde überliefen, wurden als 
Bundesgefege publicirt und ale foldhe auf deren Befolgung gehalten. Wie fonnte ba 
das Volk Vertrauen zum Bunde und deſſen Organ, bie ed u A faffen, ja wie fonnte er 
nur in bas öffentlifhe Bewußtſein übergehen!...‘ 

„Nach Obigem muß erfannt werben, daf die Verfaſſung des Deutichen Bundes, wenn Deutfchland 
ftark und frieblich bleiben foll, einer Revifion auf breiter nationaler Grundlage bedarf. ...‘’ 

Nach ausführlicher — — des Vortrags wurde in Übereinſtimmung mit dem Ausſchuf— 
antrage beſchloſſen: 1) „Die Bundesverſammlung ſpricht bie Überzeugung aus, daß eine Revifien 
der Bundesverfaflung auf wahrhaft — und nationaler Grundlage nothwendig ſei.“ 

Aus dem Bortrage des Herrn v. Radowitz, welchen er als Regierungscommiflar für die deutfche 
Verfaflungsangelegenheit in der neunten Sigung der preußifchen zweiten Kammer am 25. Ana. 
1849 hielt: „Ich möchte Ihnen und mir den fehmerzlichen Rüdblid auf die Gefchichte des Deut: 
ſchen Bundes erfparen oder ihn mindeflens in die engiten Grenzen bringen. Es if nur zu befannt 
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von allen Motiven, an das einer gewiffenhaften Treue, Gerechtigkeit und Ehre unferer Fürften, 
deren Erifienz mit einem ehrenvollen gerechten Zuftande der Nation fo innig verwachſen ift, daß 
fie die ihn widerſprechenden Ausnahmszuſtände, fobald fie viefelben als ſolche klar erfennen, 
gar nit dulden können. Es Fommt alſo nur varauf an, daß die Bürger, die Rechtslehrer und 
Ständeverfananlungen, jede feige Rüdjicht wegwerfen, offen Necht, nennen, was Recht, und 
Unrecht, was Unrecht ift. Lediglich diefer Muth und pflihtmäßige Entihluß wären nöthig, um 
aldbald unfern Ausnahmäzuftand mit feinen unglüdlichen Folgen zu befeitigen. Er fann ſelbſt 
bei der alten Bundeseinrichtung ebenfo gut aldbald wegfallen, wie er in den erften vier Jahren 
feiner Begründung fehlte. Daß aber aud das Beflere, daß auch eine, allen Betheiligten, ven 
Großmächten, den Fleinern deutfhen Fürſten und den: Volf entfhieden vortheilhafte Bundes 
reform möglid) jei, wurde in unferm Art, Baden (S. 167) nachgewiefen. Welcker. 

Belehnung, ſ. Lehnsweſen. 

Belehrung, Volköhelehrung. Die höchſte Beſtimmung der Menſchen, welche fie durch 
wechſelſeitige Mittheilung und beſonders auch durch eine gut eingerichtete Staatsvereinigung 
erreichen ſollen, iſt möglichſte allſeitige Ausbildung und Vervollkommnung. Der beſte Staat 
it derjenige, welcher die höchſten Zwecke der Menſchheit am wenigſten ſtört, am kräftigſten 
fördert, und der ebendeshalb, wie für die menſchlichen Endzwecke fo auch für feine eigene 
Kraft, Wirkfamfeit und Dauer, in der gerechteſten und freieften Staatdordnung alle Kräfte 
und Beitrebungen feiner Bürger vereinigt. Daß hierzu die möglichite Verbreitung der Einfiht 
und Aufklärung , namentlich auch der das Gemeinweſen betreffenden oder der politifchen weſent— 
lich Sei, dieſes ift Elar. Es wurde auch ſchon oben in den Art. Aberglaube und Affoeiation 
ausgeführt. Namentlidy wurde gezeigt, daß politifche Einfiht und Bildung und freie thätige 
politifhe oder patriotiiche Beflrebung der Bürger, weit entfernt, die Ordnung und Treue zu 
gefährben, vielmehr ebenjo weſentlich für fie und zur- Ausichliegung anarchiſcher und revolu- 
tionärer Zuftände wie für bie gejeglice Freiheit und für die Kraft und die Blüte des 
Staats wirkt. 

So ift denn alfo möglichfte Belehrung des ganzen Volks, namentlich auch politifche Beleh— 


inter welchen Wirfungen und Gegenwirfungen die Nation, nachdem fie unter dem Drude der Fremd: 
herrfchaft und der Schmach ber Rheinbunbepolitif zu neuem Bewußtfein erwacht war, endlich ihre 
Berfaffung erhielt, und welche mannichfachen Urfachen es waten, die auch die befiern Keime, die 
ie Bundesacte darbot, erſtickten. Das Ergebnis von 33 Jahren liegt vor ung; die Thätigfeit ber 
Bundesverfammlung zeigte fich faft nur im Abwehren, und auch hier hat die luremburger Sache bes 
viejen, daß fie ihren Gliedern nicht den äußern Schuß, und die braunfchweiger, daß fie ihnen nicht 
ven innern Schuß gewähre, die ,holfteinsfchleswiger aber, daß fie vor heranmahenden Gefahren die Augen 
chließe. Da, wo die Autorität des Bundes in Anfpruch genommen wurde, um jene vergiftenden Zwie— 
palte zwifchen ben Regierungen und ihren Ständen zu fchlichten, traten die unfeligen Incomipetenz- 
rklärungen ein, die dem Bunde zu dem Schaden noch den Spott aufluden. Konnte jo jchom ber mädı- 
ten Aufgabe nicht genügt werden, fo mußte fich die Thätigfeit des Bundes da als völlig nichtig er: 
veifen, wo es fi um pofitive Schöpfungen gehandelt hätte; die Artikel der Bundesarte, bie über ben 
sölferrechtlichen Verein hinaus gemeinnügliche Inftitutionen in Ausficht flellten, find nie in Erfüllung 
jegangen; es war unmödglic die Particularintereffen nach irgendeiner Richtung bin in Einklang zu 
wingen. Meine Herren! Das Schaufpiel, welcher diefes legte ganz Deutſchland umfaſſende Organ 
‚arbot, war ein trauriges! Niemand, der mit der nugs und würbelofen Beichäftigung des Bundestags, 
umal in feinen legten Jahren, näher befannt ift, wird fich eines Gefühle erwehren fönnen, an dem Kums 
ner und Unmuth gleichen Theil haben.... Soll und muß daher die Revolution geendet werben, unb 
war nicht blos dadurch, daß die zerftörenden Kräfte gewaltfam niedergehalten werben, fondern zugleich 
urch die Befeftigung bes Rechtszuftandes in Deutfchland, jo ift der Abſchluß der deutſchen Verfafſungs— 
rife die Aufrichtung einer politifchen Ordnung, die die Einheit der Nation innerhalb ihrer möglichen 
ind berechtigten Bedingungen verbürgt, die * und oberſte Bedingung jedes Gelingens.“ 

In der kaiſerlich öſterreichiſchen Einladung zu den Dresdener Conferenzen im December 1850, 
achdem dieſelbe von der „längſt als dringend nothwendig“ anerkannten Bundesreform geſprochen, heißt 
s: „Und dennoch muß man ſchnell an dieſes Ziel gelangen, will man nicht die Bande, bie 
efeglich und naturgemäß dıe deutfchen Staaten aneinander fnüpfen, immer mehr fich lodern, 
sill man nicht die deutfchen Verhältniffe einer völligen Auflöfung entgegengehen 
nd den Bund in der europäifhen Staatenfamilie gänzlicher Macdtlofigfeit zur 
raurigen Beute werden — In übereinſtimmender Weiſe äußerte ſich Preußen in feiner Ein⸗ 
abung vom 12. Dec. 1350. Das Protofoll über die Eröffnung der Gonferenzen am 23. Der. 1850 ent: 
alt aufs neue übereinftimmende Erflärungen der Bevollmächtigten beider Großmächte und der Bevoll⸗ 
sächtigten aller übrigen Bundesftaaten, Vergl. bie von Meiſterhand geſchriebenen „Vaterländiſchen 
defte* (Manheim 1854), I, 106 fg. 24 
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rung, theils ald unmittelbare Beförverung der höchſten Menſchenzwecke ſelbſt, theils als eines 
der wichtigften politifchen Mittel für das Staatöwohl nothwendig und nüglid, Aber wodurch 
und wie ift zu belehren? 

Die Belehrung muß ausgehen einestheild unmittelbar von allen möglichen Lehranftalten 
und Lehrmitteln; von der Kirche und dem kirchlichen, religiöfen und moralifhen Unterricht, von 
den fämmtlihen Bildungsanftalten, von der Volköfhule an bis Hinauf zu der Afademie ver 
Wiſſenſchaften; ſodann von der Preffe oder von Schriften aller Art, von Schriften für bie 
Gelehrten, für die Gebilveten, für die Jugend und dad Volk; befonders aber aud von ben 
fogenanten periodiſchen Schriften, von Zeitichriften, Zeitungen und Kalendern und von Gele: 
genheits- oder Flugſchriften aller Art. Sodann -aber muß die Belehrung, und inöbejondere bie 
Volksbelehrung, mittelbar ausgehen von dem Leben, von den gefellichaftlihen Einrichtungen 
und Vereinigungen, von den öffentlichen reichs- und landftändifhen, von den Provinz- ober 
Landraths-, Schwurgerichts⸗ und Gemeindeverfammlungen , von den freien Afjociationen und 
Geſellſchaften und Volfäfeften aller Art (ſ. Affociation) ; aud von ven Theatern, zumal wenn 
diefe, forwie im Altertfum, volksmäßig und national würden. Vorzüglich für die große Maſſe 
des Volks, welche weniger lieft und au, wenn fie lieft, doch weit weniger für prüfendesNachden- 
fen, für Reflerion und Abftraction und für das Allgemeine als für unmittelbare Anſchauun— 
gen, für lebendige Eindrücke und Gefühle und für das anſchaulich dargeftellte Befondere und Ge— 
ſchichtliche empfänglich ift, wirb dieſe lebendige Volksbelehrung weitaus die reichfte und wichtigfte 
Duelle der Bildung. Es ift deshalb auch wenigſtens fehr einfeitig, die Bildung eines Volke 
blo8 nah der Zahl der Lefenden und Schreibenven berechnen zu wollen. Offentliche und 
Gefhworenen-Gerichte z. B. geben dem Volke mehr Bildung und Kenntnig von feinem Rechts— 
zuftande als alle Nechtöfatehismen. Sie wirken aud auf die Öffentliche Moral heilfam , wie 
dieſes nicht blo8 die Beamten von England und Franfreih, fondern fo qut wie einftimmig die 
Beamten der deutſchen Nheinlande bezeugen. Mande, welche das Geſchworenengericht nicht 
kennen — denn Diejenigen, welde es jelbft beobachten, werden, wie Grolman und die treff: 
lichen Mitglieder der königlich preußifchen Immediatjuſtizcommiſſion, aud wenn fie früber 
defien Gegner waren, durch die eigene Anfhauung faft immer feine entſchiedenen Vertheidiger — 
fürdten zwar die Veröffentlihung des Schlechten. Aber diefed vernimmt das Volk doch. Nur 
vernimmt es daffelbe nicht in der beftändigen Verbindung mit überlegener und. imponirender 
Öffentliher Misbilligung und Verwerfung und unter dem moralifchen Gindrudfe eines würbe- 
vollen öffentlihen Gerichts und der Stimme des dffentlihen Volksgewiſſens. Diejes, daß 
gerade hierdurch Die böfen Eindrücke fo jehr überwogen werden, und daß zugleich die Belehrung 
und Wirkung dur das Leben, durch die Öffentlichen Ginrihtungen und Handlungen fo unend: 
lich wirkſam ift, dieſes müſſen mweife und gewiffenbafte Regierungen und öffentliche Behörden 
ftets höchſt forgfältig beachten, ähnlich wie z.B. unfere gegenwärtigen fürftlidhen Familien durch 
ihr würbiges Privat: und Familienleben — mit Freude kann man es fagen — fajt ſämmtlich 
eine höchſt wohlthätige Öffentliche Kehre geben. Denn gewiß ift es einestheils, daß z. B. alle blos 
wörtlichen Belehrungen über Achtung des Rechts und der beftehenden Ordnung auf höchſt 
gerährliche Weiſe vereitelt werden würden, wenn etwa in einem Lande allmälig die Borftellungen 
in vem Bolfe entftünden, e8 werde die Öffentlihe Treue und Gerechtigkeit und die Öffentliche 
Moral von oben und durch treulofe Diener ungeftraft verlegt, von ihnen etwa die Heiligkeit der 
unabhängig fein follenden Juftiz, ver frei fein ſollenden Volksvertreter durch Beſtechungen, 
Berfolgungen oder irgend andere Willkür unterdrückt. Auch hier aber würde anderntheils ein 
preßfreies Öffentliches Gericht über Verkehrtes und, wie bei dem öffentlihen Geſchworenen— 
gericht, die Verbreitung der öffentlichen Rüge und Strafe zugleih mit dem Böjen nur höchſft 
beilfam fein. Das Böfe würde fo nicht blos weit mehr verhindert werden. Es würde aud 
ungleich weniger [hädlich wirken, als wenn es troß alles Dunkels dennoch geheimnifvoll und 
in Verbindung mit dem verlegenden Gefühle feiner Ungeftraftheit und der Volfshülflofigkeit 
von Munde zu Munde geht. Gerade alsdann erft wird ed außer der moraliihen Berderbnif 
allmälig eine Unzufriedenheit und Misachtung der öffentlihen Ordnung begründen, welche bei 
der erften Gelegenheit zu gefährlihen Ausbrüchen führt, jedenfall vie moralifhe Kraft ver 
Bertheivigung in der Stunde der Gefahr vernichtet. 

Eben wegen diefer überwiegenden Wichtigkeit der Volksbelehrung mittelbar durch Das 
Leben felbft ift von den Druckſchriften insbefondere auch gerade derjenige Theil, welcher ſich 
ſowie die meiften Zeit- und Flugfhriften, durch Inhalt oder Form befonderd eng an das 
wirkliche Leben und an die Volkögefühle und Anfhauungen anfchlieft, vorzugsweiſe einfluf- 
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reich für die Belehrung und Veredelung des Volks und auch geeignet, der Einwirkung der 
übrigen Lehr- und Bildungsmittel erſt größere Verbreitung, Nachdrücklichkeit und Dauer zu 
verjhaffen. Veſonders find auch die Kocalblätter und, wenn jie an ji für dad Volk geeignete 
Mittheilungen enthalten, die Kalender unendlich wichtig für die Volksbelehrung. Die legtern 
jind es, weil jie ganze Jahre lang in ver Hand des Volks bleiben, am allgemeinften und bis 
in die ärmften, entiegenjten Hütten verbreitet werden und an jo mandem Sonntage oder 
Winterabende oft wiederholt die Duelle der Unterhaltung bilven. 

Über das Wie oder über die Art ver Belehrung läßt ſich im Allgemeinen nur Folgendes 
jagen. Es muß zuerjt für jeden Kreis der zu Belehrenden die angemefjene deutliche und ein: 
dringlihe Korm gewählt werden, alſo für das Volk die oben angeveutete, deren richtige Durch— 
führung freilich jehr fhwierig ift. Vor allem halte man ja ebenio wenig das Volk wie die 
Jugend unzugänglich für das Hohe, Tiefe und Schöne. Weil jie dieſes ſowol in Inhalt und 
Form in den heiligen Schriften finden, in welchen Longin mit Recht die größten Muſter erha— 
bener, tiefergreifender Darftellung ſah, jo find gerade diefe Schriften ftetö eine fo tiefe und 
reihe Quelle ver Jugend= und Volksbildung geworden. Es gibt feinen bevauerlichern Irr— 
thum, ald wenn bisher Viele das Seichte, Gemeine, Gedantenloje, Wäflerige, nod) dazu vom 
Heflerionsftandpunft aus, und ſorglos Dargeftellte für Jugend und Volk verftändlider und 
beilfamer hielten, als das Tüchtige in der gediegenen anfchaulichen Form. Überhaupt, wozu 
wäre der Lehrer und der Schriftfteller, wenn fie nicht höher ftünden als ver Schüler und Lejer, 
nicht etwas Beſſeres gäben, als dieſe Letztern von felbft Haben und überall um ſich herum finden ! 

An das erfte Gejeg, daß man nämlich deutlich rede, ſchließt ſich zunächſt natürlich das an, 
daß man, mit Vermeidung alles Unwürdigen und Schädlihen, Gutes und Nügliches, und 
zwar, foweit möglih, in jedem Kreife und zu jeder Zeit ftetö das Beſte und Nüglichfte rede. 
Wahrlich, es ift eine heilige Pflicht und eine ſchwere Verantwortlichkeit für Alle, welche durch 
Wort und That ihren Mitmenjhen Lehre ertheilen, daß fie dieſes hohe Gefeg und die Wichtig: 
keit dieſer einflußreichſten aller menſchlichen Mittheilungen erwägen, alles eigene Verkehrte ver: 
meiden und das fremde befämpfen, und zwar um jo forgfältiger, je mehr die Lehre an Soldye 
gelangt, die, wie die Jugend und ein noch wenig aufgeflärted Volk, in ſich ſelbſt vielleicht 
weniger Hülfsmittel finden möchten, das Irrige und Verfehrte vom Wahren zu ſcheiden. Auch 
iſt es feine Frage, daß die Strafgefeggebung nad diefem Geſichtspunkte ihre rechtliche Unter: 
drüdungs = und Strafgewalt gegen das Verderbliche und Sträfliche mit Sorgfalt ausüben, daß 
vie ebenfo diejenigen allgemeinen Borbeugungsmittel, welche die Freiheit jelbft nicht aufheben, 
die Formen und Sicherheitsleiftungen,, welche bei aller Ausübung von Freiheitsrechten zuläfjig 
jind, anwenden muß. Aber freilid wird und dieſes auf unferm Stanppunfte — aud ganz 
abgejehen hier von dem Verhältniß der Preßfreiheit zur Nationalehre, zur Verfaflung und 
zur Pflicht der Wahrheitsliebe — auch ſchon im Interefle guter Volksbelehrung nie eine Unter: 
prüfung der freien Mittheilung durch vorausgehende willkürliche Druderlaubniß oder Unter: 

fagung rechtfertigen, und zwar um fo weniger, je wichtiger etwa die Art ver Mittheilung ſowie 
die Mittheilung durch Zeit- und Volksſchriften ift. Melder. 

Beleidigung, ſ. Injurie. 

Belgien, 1. Gefhihte des Landes. — Belgien oder vielmehr das Land diejes 
jüngften europäijchen Staats und Königreihs gehörte zu dem belgifhen Gallien der Röner, 
jpäter zu dem Fränkiſchen Reihe, und zwar ſowol den Volksſtämmen nah ſowie nach der 
fpätern Abfonderung größtentheild zu dem Auftrafifhen oder Deutſchen Reiche. Es wurde dann 
mit dem nördlichern, jpäter holländifhen Niederlande unter dem gemeinfhaftlihen Namen 
Niederlande zufammengefaßt, Es war von den nördlichern Niederlanden bald getrennt, bald, 
und noch zulegt jeit ver Gründung des neuen Königreich der Niederlande auf vem Wiener Con: 
greß, ein Theil derjelben. Die Gefchichte dieſer ſüdlichen und der nördlichen, der holländischen, 
Niederlande ift mithin zum Theil gemeinſchaftlich. Es gibt wenige Länder in dem europäifchen 
Staatenfyiteme, welche zu ven wichtigften Begebenheiten veffelben feit vem Mittelalter in einem 
engern Bezuge geftanden haben ald die Niederlande, deren politiihe Bedeutung „in allen 
Epochen ihrer Geſchichte, größer gewefen ift, ald es ihr materieller Umfang mit ſich zu bringen 
heint. Ohne fharf ausgeprägte Naturgrenzen und auch in ven Bevölkerungen gegen ihre 
Nachbarn weder Gegenfäge noch fchroffe Verſchiedenheit darbietend, find dieſe Provinzen 
npifchen Frankreich und Deutfchland in eine Mitte geftellt, weldye ihre ganze Griftenz auf das 
nnigfte und nächſte in die Geſchichte jener beiden großen Staaten verflodhten hat, ohne darum 
edoch die Eigenthümlichkeiten ihrer Nationalität zu verwifchen, ned ihre Unabhängigkeit auf 
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längere Zeit hin zu untervrüden. Diefe die eigene Entwidelung beftimmenden Bezũge zu ben 
Nachbarſtaaten find ein Haupt- und harakteriftifhes Element in der politiichen Exiſtenz ber 
Niederlande. Ein zweites ebenjo wichtiges, ebenfo tief eingreifended Moment ift das in ihren 
ftattfindende Mebeneinanderbefteben zweier gründlich geſchiedenen Nationalitäten, der norb- 
niederländifchen oder holländiſchen, der ſüdniederländiſchen oder belgiihen, weldye, feien fie 
unter derfelben politifhen Ginheit zufammengefaßt, wie zur Zeit der burgundiſchen Herrichaft 
und unter Karl V., oder zu gemeinſchaftlichem Zmede miteinander verbündet, wie während ber 
Dauer des Königreichs der Vereinigten Niederlande, oder endlich feindlich einander gegemüber- , 
ftehend, wie während der neun Jahre von 1850 — 59, doch immer einander haben aner- 
fennen und ihre gegenfeitige Eriftenz achten müflen. 

Auf dem nordweſtlichen Abbange des großen Beckens gelegen, das von Oſten nad Welten, 
durch die Rhein = und Wefergebirge, ven Hundsrüd und die Ardennen gebildet, vom Rhein, ver 
Maas, Schelve und einer Menge bedeutender Nebenflüffe vurhftrömt, gegen Norden von der 
Nordſee befpült wird, waren die Niederlande ſchon in den älteften Zeiten, bis zu welchen in 
diefen Gegenden hiftorisches Gedächtniß binauffteigt, zwiihen Gallien und Deutihland ver: 
theilt. Der ſüdliche Theil der großen Niederung bildete bei der römiihen Eroberung durch 
Cäſar unter vem Namen von Gallia Belgica einen Diftriet von Gallien ; die nördlichen Ebenen 
zwiſchen Maas, Waal und Rhein, die Injel der Bataver genannt, gehörten zu Deutichland, 
twie das benachbarte Friesland. Bataver und Frijen waren germaniſchen Stammes, während 
die belgifhen Bevölferungen aus einer Mifhung celtifcher und deutſcher Völkerſchaften beftan- 
den. Die fränkiſche Herrihaft, ver fi das Land während des 5. und 6. Jahrhunderts 
unterwarf (die Briefen unterlagen ihr erft im Laufe des 7.), machte bald in allen Teilen 
veflelben das germanifche Glement vorberrfhend ; die eigentlich belgifchen Provinzen wurden 
früh ſchon einer ver Hauptiige der Franfen, aus dem jpäter die Karolinger bervorgingen. Der 
Unterfhied zwijhen Nord = und Südniederland tritt Schon in diefer Frühen Periode entſchieden 
und politifch anerkannt hervor. Flandern und Artois gehören zu Neuſtrien, die übrigen Bro: 
vinzen zu Auftrafien. Der Bertrag von Verdun fanctionirte dieſe Geſchiedenheit in noch 
beftimmterer Weife: Karl der Kable erbielt ven neuftriihen Antbeil der Niederlande, Lothar 
den auftrafiihen. Während der Auflöfung des karolingifhen Reichs bildete fich in diefen Pro— 
vinzen das Lehnsweſen fchneller ald anderswo aus. Die Erblichkeit der Lehen führte auch bier 
zur Unabhängigkeit ver Lehnsträger. Flandern ging in diefer Bewegung voran, Brabant 
und die übrigen Provinzen folgten. Gegen das Ende des 11. Jahrhunderts erjcheint das 
Syſtem vollfommen entwickelt. Flandern und Artoid, die neuftrifhen Provinzen, erkennen die 
Oberhoheit Frankreichs, die auftraiiihen, Brabant an der Spige, bleiben beim Deutſchen 
Reiche. Es gibt wenige Länder, in denen ſich die verſchiedenen Formen des Lehnsweſens To 
vollftindig ausgebildet haben als in diefen Provinzen. Brabant, Luremburg, Limburg, 
Geldern werden Herzogthümer, Flandern, Holland, Seeland, Hennegau, Artois, Namur und 
Zütphen Grafihaften, Utreht mit Over-Mſſel und Gröningen ein Bisthun, Friesland eine 
freie Herrlichfeit. An Reihtbum, Macht, materieller und intellectueller Cultur ging Flandern 
lange den übrigen voran. Das Gefühl ihrer Macht wurde Urfache des langem Kampfes, den 
dieſe Brovinz gegen ihre Lehnsherren beftand ; fie wollte ihre llnabhängigkeit, ihre eigenthüm— 
liche Nationalität bewahren; ihre günftige Lage zwiſchen England und Frankreich, der Muth, 
die Energie ihrer Bewohner erhielten ihre Selbftänpigfeit, fie blieb außerhalb jener großen 
politiihen Ginheit, welche das Königthum in Frankreich aus den verichievdenen großen Feudal— 
herrſchaften des Landes berzuftellen wußte. In den auftrafifhen Niederlanden berrichte bie 
zum 14. Jahrhundert eine andere Bewegung vor: die der Gentralifation. Nah langen 
Succeflionäftreitigfeiten gelang es dort ven brabantifchen Herzogen, eine Macht zu bilden, 
welche der Kern eines gröfern politifhen Ganzen wurde, als am Ende des 15. Jahr: 
hunderts Limburg auf immer mit Brabant unter derfelben Souveränetät ſich vereinigte. Diefes 
Streben nad) Herftellnng eines Staatd, anftatt getrennter, voneinander unabhängiger Pro- 
vinzen, gewinnt eine fejte Gejtalt, al8 1385, nad) Ausfterben des Mannsſtamms der flandris 
hen Grafen, das Haus Burgund in den Befig von Flandern fonımt, und fpäter, 1419, 1421, 
1450, durch Keirath, Erbſchaft, Ankauf, Vertrag ſämmtliche niederländische Provinzen unter 
demfelben Scepter vereinigt,werben. 

Die große Idee der burgundiihen Fürften , einen mächtigen Mittelftaat zwiſchen Frankreich 
und Deutſchland zu gründen, ftügt fich beſonders auf ven Beiig der Niederlande, die durch 
politische und materielle Gntwidelung zu den veichften und Fortgefbrittenften Rändern der Zeit 
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gehören und vor allen andern geeignet find, der Krone bie —— eines großen Staats⸗ 
m zu werben. Seit dem 41. Jahrhundert batte jich bier, neben der Feudalhetrſchaft, 

in reiches und fräftiges Städteweſen gebildet, in dem neben ftreng ariftofratiichen Staats: 
formen die Demofratie ihr Weich gegrümdet hatte. Durch Handel und Induftrie frühzeitig reich, 
durch Reihthum unabhängig geworden, bildeten befonders vie flandrifhen Städte eine Macht, 
in der alle guten und böjen Eigenjchaften der Volksherrſchaft Wurzel geichlagen und Früchte 
getrieben hatten. Neben der Pflege einer die benachbarten Länder weit hinter ſich laſſenden 
Induftrie, eines Handels, der den Norden Europas-mit dem Süden und dem Orient vermit: 
telte und unter den damaligen Verhältniffen dev Völker ein Welthandel genannt werben muß, 
neben einer regen Ihätigkeit für Kunft und Wiſſenſchaft neben großer bürgerlicher Freiheit 
und verſtändigen Verwaltungsformen zeigte ſich in dieſen Städten die Demokratie auch in 
ihrer ſchlimmern Geſtalt. Übermuth, ſtolze Verwegenheit, Trotz, ungeregeltes Streben nad 
Unabhängigkeit erfüllten die Bewohner; locale Intereſſen, der Stadt Glanz, Macht, Reid: 
thum, auf Koſten ver Nachbarn, war das Ziel aller Thätigkeit, die Idee des Landes, ein linter: 
ordnen ſtädtiſcher Intereſſen unter nationalen in Niemandes Sinn. Als die burgundiſchen 
Fürſten jene Aufgabe ſich vorgeſteckt und mit Kraft, Einſicht, großer politiſcher Klugheit am 
ihrer Verwirflihung arbeiteten, mußten fie notbwendig in Kampf mit den Tendenzen ber 
Städte geratben. Die Souveränetät ver Gommunen war unerträglich mit der Ausbildung bei 
politiihen Nationalität des Landes, mit der Errichtung einer Gentralgewalt, wie ſie jih um 
dieje Zeit und früher ſchon in Frankreich entwicelt hatte und wie die burgundifchen Fürſten ſie 
zur Grreihung ihres Zwecks bedurften. Die Fürſten begannen den Kampf und führten ihn fort 
mit dem Glüde, das bis auf Karl ven Kühnen ihre Unternehmungen begleitet. Die politiiche 
Einigung des Landes zu einer Nation, die Örundlagen einer geregelten und ftarfen Regierungs- 
gewalt, die Anfänge und Principe aller der Verwaltungsinftitutionen, aus denen im Laufe ber 
Sabrhunderte ver moderne Staat ſich herausgebilvet hat, gehören für die Niederlande der 
Epoche an, in welder jene Dynaftie über fie herrfchte. Das Unterliegen Karl's des Kühnen, die 
drobende Zerſtü kelung feiner Herrſchaft fhienen die Fortführung des Begonnenen in Frage zu 
ftellen, aber fein großer Nachkomme Karl V. nahm das unterbrodene Werf wieder auf und 
führte e8 zu einem erften Abichluffe, Durch die Heirath der Erbin Karl's des Kühnen mit Mari- 
wilian waren die Niederlande an Ofterreich gefommen und am Anfange des 16. Jahrhunderts 
unter dem Namen des burgundiichen Kreiſes dem Reiche einverleibt. Als nun noch Franz. von 
Branfreih, im mabriver Bertrage 1526, das Königreih Burgund und alle Lehnsrechte der 
Krone Sranfreih auf Flandern an Karl V. abtrat, war die alte Streitfrage über das Über— 
gewicht Deutſchlands oder Kranfreihs in den Niederlanden zu Gunften des erftern entſchieden. 
Wäre Frankreich Stellung fo geblieben, wie fie damals war, hätte beſonders das Bamilien- 
interefle des. Haufes Ofterreich fpäter nicht den Sieg davongetragen über das politifche Interefle 
bed Deutihen Reichs, fo würde eine engere Verfchmelzung diefer Provinzen mit Deutichland 
möglich geworden und ihre definitive Vereinigung mit vemfelben durd die Macht der Zeit und 
die Gewalt der Umſtände herbeigeführt worden fein. Der Gang der Greigniffe feit dem 16. 
Jahrhundert wäre dann ein durchaus anderer gewefen, die Suprematie auf dem Eontinent 
gehörte Deutſchland für lange Jahrhunderte an, die vielen Erniedrigungen, melde feine 
Schwäche auf dem wichtigſten und beprohteiten Punkte feiner Grenzen und feine innere er: 
riffenheit ihm während des 17. und 18. Jahrhunderts bereiteten, fonnten dann abgewendet 
werben. 

Als Karl V. der Krone entjagte, gab er die Niederlande an feinen Sohn Philipp, in deflen 
Nachkommenſchaft fie nach dem Rechte der Erftgeburt auf immer mit Spanien vereinigt bleiben 
follten. Mit ver ſpaniſchen Herrſchaft beginnt für fie eine lange Reihe der allerwidtigften Er— 
eignifle , vie ihnen ebenſo viel Unglüd ald Größe brachten. Kaum ift der erſte Angriff Branf- 
reichs auf die Brovingen zurückgewieſen, faum haben fie Durch den Vertrag von Chäteau Cam- 
bresis ( 1559) einen vorläufigen Frieden gewonnen , jo bricht in ihrem Innern jener unfelige 
Zwiejpalt zwifchen Regierung und Volk aus, der erft nach langem, aufreibendem Kampfeeinem 
Theile der Provinzen die Freiheit gibt, während er in den andern die ſpaniſche Herrichaft auf 
langehin befeftigt, und in welchen die weientlichiten Intereſſen des Landes, feine geiftigen mie 
die materiellen, bineingezogen werden. Alle Elemente der religtöfen und politifhen Oppoſition, 
die dadurch eine wahrhaft nationale wurde, vereinigen ſich zu gemeinfchaftlihem Kampfe, der, 
von beiven Seiten mit den ungeheuerften Anftrengungen , ven erfchöpfendften Opfern und mit 
abwechjelndem Glücke geführt, alenvliches Reſultat berausftellt, van fünf der nördlichen Bro: 
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vinzen, Holland, Seeland, Geldern, Utrecht und Friesland ( Union von Utrecht 1579), denen 
Dver-Dffel 1580, Gröningen 1594 beitreten, ſich zur Nepublif der Vereinigten Nieverlande 
auf immer frei machen. Unter der Zeitung einer Familie , der ed vergönnt wurbe, mehre 

rationen hindurch der neuen Freiheit Kührer und Vertheipiger zu geben, vie, im Rathe und im 
Felde gleich überlegen, ven größten Staatömännern jener Zeit beigezählt werben, erftarft bie 
junge Republif und fegt den Kampf gegen Spanien noch bi8 weit in das 17. Jahrhunden 
hinein fort. Erft 1609 ſtand Spanien, durch ebenfo große ala fruchtloſe Anftrengungen 
erfchöpft, von dem langen Kampfe ab. Ein zwölfjähriger Waffenſtillſtandsvertrag brachte deu 
Republik ver nörblihen Provinzen vorläufige Anerkennung von Seiten ihres frühern Gebie 
ters, den füblichen definitives Verbleiben unter der Herrſchaft veffelben. Die Trennung der 
beiden unter der burgundiſchen Herrſchaft vereinigten Elemente der Niederlande, Hollande 
und Belgiens, ift jegt für mehr als zwei Jahrhunderte vollendet. Eine Menge verfchiedenr:, 
in hohem Grade günftiger Umftände, der Unternehmungsgeift der Bewohner, die Freiheit der 
Inftitutionen, der Aufſchwung, der ſich überall zeigt, mo eine fräftige Nation lange getragenen 
Drud von ſich wirft, eine Thätigfeit und ein auf dem Kontinent unübertroffenes Handelsgenie 
rufen bald in ver Nepublif ver Vereinigten Niederlande ein frifches, kräftig und reich fidy emt. 
wicelndes Leben hervor. Der neue Staat gründet feine Herrſchaft befonderd auf Seemacht un 
Handel, welche beide durch die Berriebfamkeit der Bürger und dad Zufammentreffen mehrer 
günftigen Verhältniffe auf eine nie erreichte Höhe fteigen. In der zweiten Hälfte des 17. Jabr: 





hundertö bat Holland das Monopol des orientalifhen und die ergiebigften Zweige des fur: 
europäifchen Handels an ſich gebracht ; es gebietet auf dem Meere durch die Menge feiner Kriege | 


fchiffe und die Kühnheit und Tüchtigkeit feiner Seehelden; der ganze oceanifhe Handel wer 
Binnenländer Europas geht dur feine Hände, ungeheure Schäge häufen ſich in Diejem dem 
Meere mit Mühe abgewonnenen Winkel des Gontinents auf, bejonderd als die Dftinviik 
Geſellſchaft, 1602 gegründet, in Alten Infeln und Königreiche eroberte und dem Mutterlandı 
ausgedehnte Eolonien gewann, 

Die Republit, nachdem fie den Dreißigjährigen Krieg mit durchgekämpft, ſah im Weil: 
fälifchen Frieden ihre politifhe Eriftenz von allen Mächten anerkannt und wußte faft ein Jahr: 
hundert lang fih unter den Staaten erften Ranges, was Macht und politiihen Einfluß betrat, 
zu behaupten. 

Die belgifhen Provinzen waren unterbeffen einem ganz verſchiedenen Schijalegefolgt. Wit 
rend die nördlichen Niederlande ſich von der fpanifchen Herrſchaft losriffen, wurben die ſüdlichen 
durch die Geſchicklichkeit und die Erfolge ded Prinzen von Parma der ſpaniſchen Krone erbalien 
und Brabant und Flandern durch die Gewalt der Waffen zu unfreimilliger Treue gezrungen. 
Mit dem alten Herrfcher bebielten diefe Provinzen aud ven alten Glauben. Eine eigene Gunf 
des Schickſals fhien ihnen die nationale Unabhängigkeit und politiſche Selbſtändigkeit, meld: 
ihre nörblihen Nahbarn durch harten Kampf ſich errungen, auf weniger gewaltfamem Weg 
gewähren zu wollen. Philipp Il. trat 1598 die belgifchen Provinzen an jeine Tochter, die 
Infantin Ifabelle, und ihren Gemahl, den Erzherzog Albert, unter vollfommener Ceſſion vr 
Souveränetät ab. Unter dem milden Scepter der Erzherzoge erholte fih das Land von der 
Munden, die der legte Krieg ihm geichlagen. 

Leider blieb die Ehe Albert's und Iſabelle's kinderlos, und nad den Beftimmungen der 
Ceſſionsacte fielen die Provinzen, nad kurzer Selbftändigkeit, während welder die veridie 
denen Zweige der Öffentlichen Thätigkeit und befonders die Kunft einen höchſt erfreulicdes 
Auffhwung genommen hatten, wieder an die fpanifche Krone zurück. Mit diefem Rüdfall 
beginnt für Belgien eine lange Reihe unglüdlicher Greigniffe, melde feinen Wohlftand zer: 
ftören, feine politifhe Entwidelung zurüdhalten, feine weſentlichſten Intereflen, feine unke: 
ftreitbarften Rechte der Eiferfucht und Habgier feiner Nachbarn zum Opfer bringen. Im ber 
Berfall der ſpaniſchen Monarchie hineingezogen, tbeilten die ſüdlichen Niederlande die fchweren 
Unfälle, die zahlreichen Niederlagen , melde diefe Macht während des 17. Jahrhunderts erlitt 
Durch weite Entfernung getrennt, in allen feinen Vertbeidigungsmitteln geſchwächt, ſah Spanier 
fi außer Stande, die beftändigen Angriffe, welde Frankreich und die Generalftaaten auf bieit 
reihen, nur zu ſehr ausgefegten Provinzen richteten, mit Erfolg abzuwehren. Der lanı 
Kampf mit Frankreich, der mehr als alles Andere zum Untergange der ſpaniſchen Gerridat 
beigetragen, wurde faft immer in den Niederlanden und um die Niederlande geführt, die in 
jedem Friedensvertrage ihr Gebiet fi verringern, ihre beften Befigthümer, ihre fefteften Stel: 
lungen an Frankreich abtreten fahen. . 
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Der Utrechter Frieden brachte für Belgien eine neue Ordnung der Dinge, aber kaum eine 
* zu Wege. Während dieſes Krieges war die Ohnmacht Spaniens, dieſe Provinzen zu 
ehaupten, hinreichend herausgeſtellt; ſie wurden bald von den Armeen Frankreichs und der 
Generalſtaaten beſetzt und dienten dieſen beiden erbitterten Feinden zum Schauplatze ihrer 
Kämpfe. Beim Abſchluſſe des Friedens kamen ſie an Oſterreich mit der Beſtimmung, der Re: 
publik der Vereinigten Niederlande ald Barriere gegen Frankreich zu dienen. Zu biefem End: 
jwede erhielten die Generaljtaaten ein Beſatzungsrecht in mehren der wichtigſten Feftungen 
Belgiens gegen die franzöſiſche Grenze und jonftige Befugniffe, die faft einer Theilnahme an 
der Souveränetät gleihfamen. Die Schelde blieb gefhloffen und die allgemeinen Verhältniſſe 
des Yandes unter der Öfterreihifhen Regierung beinabe viefelben wie unter der ſpaniſchen. Das 
wiener Gabinet verfuhr damit wie dad madrider: die Niederlande waren ihm ein Mittel, um 
anderweitige Zwecke feiner Politik zu erreichen ; wie im 17. fo waren jie auch während des 18. 
Jahrhunderts ſich nie Selbftzwed. Unter der väterlihen Verwaltung des Prinzen Karl von 
Lothringen wurden bie legten Jahre ver Regierung Maria Therejla’deine Epoche großer innerer 
Wohlfahrt. Obgleich die Regierung eine Mengevon Reformen in der Organifation und Ver: 
waltung der Provinzen einführte, fo achtete fie doch immer die politifhen Gerechtfame verjelben 
und hütete jich wohl, durch gewaltſame Eingriffe in diefelben und übereilted Handeln die Gemü— 
ther gegen ſich aufzuregen. Leider befolgte Joſeph II. nicht die vorfichtige Politik feiner Mutter; 
wie in den übrigen Provinzen feines Reichs, jo wollte er aud) in den Niederlanden die beftehen= 
ven Misbräuche auf einmal abſchaffen, feine reformatorifchen Iveen da, wo fie nicht gutwillig 
angenommen wurden, mit Gewalt ind Werf fegen und die ganze adminiftrative Organifation 
umgeftalten. In den alten Provinzialrechten, veren Aufrechterhaltung er gelobt hatte, mar die 
Pflicht des Gehorfamg für die Untertbanen ausdrücklich an die Bedingung der Achtung ihrer 
Privilegien von Seiten des Fürften gebunden. Sofeph hielt ſich nicht für verpflichtet, dieſen 
Bedingungen nachzukommen; er erließ Verordnungen, die den beſtehenden Privilegien des Volks 
durchaus entgegen waren, und ſuchte die Herrfchaft des abjoluten Willens des Landesherrn an 
die Stelle des durch Die Stände und den Fürften repräfentirten Nationalwillend zu jegen. Da: 
jegen erhob fi das Volk, Adel und Geiftlichkeit, die in ihren Rechten mehr ald alle Anvern 
beeinträchtigt waren, an ver Spige. Die brabantifche Revolution brach aus (1789), große 
Bolfdaufftände in den widtigften Städten zwangen die Dfterreiher, die bei Turnhout eine 
Örmliche Niederlage erlitten, die infurgirten Provinzen zu verlaffen. Die öffentlihe Gewalt 
'am in die Hände der Stände. he dieje aber nod) irgendeine durchgreifende Umgeſtaltung des 
nnern Zujtandes vollenden Eonnten , brachen unter ven Batrioten felbft Spaltungen aus, ſodaß, 
ils die Uneinigfeit und der Streit in ihrem Schoofe immer mehr zunahmen und Oſterreich ſehr 
enftlihe Anſtalten machte, vie Provinzen durch Waffengewalt ſich wieder zu unterwerfen, bie 
Stände fi gezwungen ſahen, mit vem Kaiſer zu unterhandeln und Leopold IL, der nad) dem 
interdeſſen erfolgten Tode Joſeph's den Thron beftiegen hatte, als ihren legitimen Souverän 
ınzuerfennen. Leopold beeilte ſich, durch die legten Vorgänge belehrt, unter Ertheilung einer 
ollftändigen Ammneftie, die alten Regierungsformen, Rechte und Privilegien wieder herzuftellen ; 
ıber die dadurch bewirkte Ruhe war nicht von langer Dauer. Der Sturm war nur auf einen 
Nugenblid befhwidhtigt, vie Elemente der geſelligen Ordnung waren zu tief erfhüttert, als 
ah fie auf die Ränge hätten zufammenhalten und bejonders den Ereigniſſen widerftehen kön 
ıen, welche infolge ver Wendung, welde die Dinge in Franfreih genommen hatten, auf 
ie einbrachen. Unmittelbar nach ihrer Kriegserklärung (20. April 1792) griff die franzöſiſche 
Republik die öfterreihifhen Niederlande an, und im November defjelben Jahres war fie im 
Befige verjelben. Alle beftehenden Einrichtungen wurden umgeſtoßen, das Land von Grund aus 
:evolutionirt, die neuen franzöfifchen Inftitutionen mit unglaublier Schnelligkeit überall ein— 
jeführt, die Schelde geöffnet und am 50. Sept. 1797 durd ein Decret des Nationalconventd 
sie gänzliche Einverleibung Belgiens in Frankreich ausgeſprochen. Die Geſchichte liefert wenig 
Beifpiele einer in jo kurzer Zeit vollendeten und jo vollftändigen Umwandlung aller ſocialen 
Berhältniffe einer Nation. Bon diefem Augenblid an bis zum Jahre 1814 haben vie belgiſchen 

Brovingen ununterbrochen einen integrirenden Theil des franzöjifhen Reichs gebilvet. 

In der Republik der Vereinigten Niederlande hatte unterveffen die antioranifche Partei mit 
zroßem Eifer, obgleich ganz im Stillen, an dem Umfturze der beftehenden Ordnung der Dinge 
zearbeitet. Ald nad) der Eroberung Belgiens die franzöfifchen Truppen ih den Grenzen Hol- 
ande näherten, erhoben fi überall die Anhänger diefer Partei und erleihterten denſelben vie 
Eroberung des Landes inmitten des firengften Winterd, den das Jahrhundert fah und der Die 
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natürlichen Bollwerke Hollands, feine zahlreichen Flüſſe, Kanäle und Sümpfe, dem Feinde 
zugänglich machte. Der Erbſtadthouder floh vor ven flegreihen Revublifanern mit feiner, 
Familie nah England, und am 16. Mai 1795 wurden die alten vereinigten Provinzen , mit 
Aufhebung aller provinziellen Unterſchiede, als Bataviſche Republik conftitwirt. In die Kriege 
Frankreichs meift wider ihren Willen hineingezogen, erlitt die Bataviſche Republik ungeheure 
Verluſte durch England, das ihre Flotte vom Meere verdrängte , ihre Golonien in Befig nabm, 
ihren Welthandel zerftörte und ihr, die vor England auf dem Drean geherrſcht, nichts ald eine 
armjelige Küftenfhiffahrt übrig ließ. Obgleid in ihrer Selbftänpigfeit anerfannt, hing fie 
doch ganz und gar von Frankreich ab, und fo iſt es zu erklären, daß die Batavifche Republif dem 
Anfcheine nach freiwillig, im Grunde unter der Herrſchaft eines moraliihen Zwangs, dem 
Bruder Napoleon’3, Ludwig Napoleon, die Negierumg mit der Souveränetät über fie an: 
trug. Das Ganze war vom Kaijer eingeleitet und jeinem Willen zu widerftehen unmöglid. 
Diefer Wille wußte auch bald die gänzlihe Einverleibung Hollands in das Kaiſerreich zu 
bewirken. Diefer Umſchwung der Dinge, das raſche, tyranniſche Berfahren des Kaifers, 
verlegte in einem hoben Grade das Nationalgefühl ver Holländer, und die franzöſiſche Herr: 
fchaft wurde vom Augenblik ihrer Ginfegung an der Gegenftand des gemeinfhaftliben und 
glühenvden Hafjes aller Parteien. So geihab ed, dan die Greigniffe von 1812 und 1815 mit 
Freude von der Nation begrüßt wurden, welde darin die Möglichkeit auch ihrer Befreiung 
son dem franzöſiſchen Joche ſah. Der Prinz von Dranien, der Ende November 1815 aus 
England im Haag eingetroffen war, wurde zum fouveränen Fürften der Niederlande aufge: 
rufen und ald folder von den alliirten Mächten anerkannt. Die Notabeln ausden frühern ſieben 
vereinigten Provinzen wurden zufammenberufen,, ein VBerfaflungsentwurf, die Gonftitutions- 
acte von 29. März 1814, ihnen vorgelegt und mit 449 Stimmen ouf 475 Votanten ange- 
nommen, ine feitere materielle Bafis gewann der neue Staat dur die Verhandlungen mit 
England in Betreff feiner Golonialverbältniffe. Gegen Abtretung der Rechte Hollands auf das 
Vorgebirge der guten Hoffnung ſowie auf Demerary, Eſſequebo und Berbice gab England 
demjelben ſämmtliche Eolonien, welche Holland vor 1794 in Aſien, Afrika und Amerika 
befeflen hatte, zurück. 

Die Fortihritte ver verbündeten Armeen hatten unterdeffen auch die belgifhen Provinzen 
der franzöſiſchen Herrſchaft entriffen, und die verbiindeten Mächte befchloffen , diefelben mit den 
frübern niederländifchen zu einem Königreiche dev Nieverlande, unter der Souveränetät des 
Haufes Dranien, zu vereinigen. Der Grundgedanke diefer Gombination war, in dem neuen 
Staate, der alle Elemente von Blüte und volitiiher Macht zu befigen ſchien, eine Art Schutz⸗ 
mauer oder Barriere gegen Frankreich zu errichten, die nörpliche Grenze Deutichlands fo zu 
fihern und durch die Wiedererweckung der frühern Nationalität in Ländern, die lange Zeit 
hindurch mit Frankreich vereinigt geweſen waren, ein Gegengewicht mehr gegen das überwiegen 
des franzoſiſchen Geiſtes und der franzöfiichen Ideen herzuftellen. Die Bedingungen, umter 
denen die Aufnahme des Königreichs der Vereinigten Niederlande in den europäiſchen Staaten- 
bund flattfand, wurden zuerft durch den Londoner Vertrag vom 19. Mai 1815 geregelt, 
fpäter definitw feitgefegt dur den Beſchluß des Wiener Gongrefles vom 51. Mai umd die 
Schlußacte vom 9. Juni 1815. Um den neuen Staat in regelmäßige und enge Beziehung zu 
dem Deutfchen Bunde, für deſſen politifches und Vertheidigungsſyſtem er von der allergröften 
Wichtigkeit war, zu bringen, wurde das Herzogthum Luxemburg, das als Entſchädigung für 
die in Deutjhland abgetretenen Befigungen dem Haufe NaflausOranien gegeben war, unter 
dem Titel eines Großherzogthums mit Deutichland vereinigt und der König der Niederlande 
ald Großherzog von Luxremburg inden Dentihen Bund aufgenommen , und um die Gontinuität 
des Staatd zwiſchen diefer Beſitzung und den Provinzen an der untern Maas herzuftellen, das 
Gebiet des ehemaligen Bisthums Lüttich demſelben einverleibt. 

Die ganze innere politifche Geſchichte der Niederlande bis zur Auflöfung des Königreichs 
im Jahre 1850 ift eine fortlaufende Reihe von Greigniffen, die jid) mit nothwendiger Gon: 
fequienz aus dem Gegenfage ihrer beiden Hauptbeſtandtheile entwickeln. Durd ihre Stellung, 
ihren Urfprung und eine Menge ver wejentlichften und wichtigften Rückſichten war die Regie— 
rung angewielen, ihre hauptfäglichften Stützpunkte in Holland zu juhen, und ihre Politik 
wurde dadurch nothwendig in eine die holländischen Intereifen befonders begünftigende Bahn 
geleitet. Ihr erfter bedeutender Net, die politifche und adminiftrative Organifation des Staats 
burd eine neue Verfafſung, liefert ſchon einen Beweis dafür; es iſt der erſte Schritt in einer 
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Bahn, deren trauriger Ausgang vielleicht noch mehr der Gewalt der Umſtande als ihrer Schuld 
zuzuſchreiben iſt. 

Der Verfaſſungsentwurf vom 29. März 1814, für die ſieben nördlichen Provinzen 
beſtimmt, war unzureichend, als die Bereinigung mit den ſüdlichen Niederlanden vollzogen war. 
Eine Commiſſion, zur Hälfte aus Holländern, zur Hälfte aus Belgiern beſtehend, wurde mit 
dem Entwurfe einer den neuen Verhältniſſen entfpredhenven Gonftitution beauftragt und ihre 
Arbeit einer Verſammlung der Notabeln aller Provinzen vorgelegt. Die holländischen Nota= 
bein nahmen ven Entwurf einſtimmig an, von den belgifhen wurde er durch 796 Stimmen 
gegen 527 verworfen. Der König hatte ihm feine Billigung gegeben, und die Einftimmigfeit 
der holländiſchen Notabeln machte der Regierung zur Pflicht, um jeden Preis die Annahme def: 
felben von Seiten der belgifchen Provinzen durchzuſetzen. Als ihre Bemühungen, auf gütlihem 
Wege zu diefem Reſultate zu gelangen , die Oppojition der Belgier nicht befiegen fonnten, nahm 
fie ihre Zuflucht zu einem Mittel, das einem Gewaltftreiche mehr als allem Andern ähnlich ſah. 
Linter den 796 Gegnern der Berfaflung hatten 126 erklärt, daß ihr negatives Votum ih nur 
auf die bie Religion betreffenden Beitimmungen der Gonftitution bezöge. Die Regierung deu: 
tete dad Votum jo, ald ob es die übrigen Artikel beftätige. Außerdem hatte ein Sechstel ungefähr 
aller beigiihen Notabeln gar feine Stinnme abgegeben ; es wurbe voraudgefegt, daß Die Abmes 
ſenheit verfelben ihre Zuftimmung implicire, und auf diefe Weile flufte man eine Majorität, die 
nie beftanden bat, zufammen, infolge deren die Gonftitution unter denn Namen „ Grondwet 
vor hed koningryk der Nederlanden ” proclamirt wurde, 

Betrachtet man dieſe Verfaffung genauer und fragt man insbefondere nad dem Urfprunge 
ihrer verſchiedenen Beftandtheile, fo ergibt ſich, daß diejelbe von den Inftitutionen der nörd— 
lichen Niederlande in ihrer frühern Geſtalt ausgeht und damit neuere Ideen über Repräfentativ: 
verfaflung und conftitutionelle Garantien zu vereinigen ſucht. So entftand viele Gonftitution, 
* Die in allen wefentlihen Fragen, zu welchen bie politifche Organifation des Staats Veranlaſſung 

gibt, eine Art Mittelmeg zwiichen einer Monarchie und reinem Gonftitutionalismus einfchlägt. 
Die Erfahrung hat bewiejen, daß dieſe Art, dad Problem zu löfen, nicht zum Ziele führen 
konnte; die meiften Schwierigkeiten, auf welche die Regierung ftieß , die tiefgehenden Zerwürſ— 
niſſe zwifchen ihr und einem großen Theile ver Nation, weldye endlich die Kataftrophen von 
1850 herbeiführten, gingen aus der mangelhaften Befchaffenheit des Grundgefeges hervor, 
welches weder monarchiſch noch confequent conftitutionell war. 

Ehe wir zur Überſicht der politiſchen Geſchichte ſeit dem Jahre 1815 übergehen, muß noch 
der Stellung gedacht werden, weldye das Grundgeſetz den ſüdlichen Provinzen, den nörblichen 
gegenüber, anwies: es ijt in ihr eine der weſentlichſten Urſachen der Greignifle des Jahres 
41850 zu ſuchen. Völlige Gleichftelung in Betreff aller Nechte und Vortbeile war ven ſüd— 
lichen Brovinzen zugefihert worden, aber in Beziehung auf die wichtigſten aller Rechte, auf 
die politiſchen, brachte ihnen die Verfaſſung nur eine Ungleichheit, die jie von vornherein ver: 
legen und gegen die neue Ordnung der Dinge einnehmen mußte. Die Bevölkerung der 
belgiihen Provinzen betrug im Augenblice der Vereinigung 5,557,000 Seelen, bie ver hol: 
Ländiichen 2,046,000; hätte man die Zahl der Mitglieder der zweiten Kammer, welche die 
eigentliche Bolfävertretung bildeten, nach deren Bevölferung beftimmen wollen, fo wären von 
ven 110 Deputirten 68 auf Belgien, 42 auf Holland gefommen. Dadurch wäre offenbar den 
Belgifhen Deputirten und mit ihnen den bejonvern Intereffen der ſüdlichen Provinzen die 
Mehrheit auf immer in der zweiten Kammer gewonnen geweſen; bei dem entjchiedenen Vor— 
herrſchen des holländischen Elements und der holländischen Intereffen in dem neuen Staate war 
Dies aber unmöglih, um fo mehr, als die nörblichen Provinzen mit Recht geltend machen 
Fonnten , daß fie ver Gemeinfhaft die Kolonien und fonftige überſeeiſche Befigungen zubrächten 
und jo den Unterfchied in der Bervohnerzagl mehr ald aufhöben. Zwar erwiderten die Belgier 
Darauf, daß die Bewohner der Golonien als foldhe feine politifhen Rechte im Mutterlande be: 
ſäßen, um deren Bertheilung ed ſich doch hier allein Handle; jedoch nad vielfahen Verſuchen 
ergab ji fein anderer Ausweg , ald die beiden Elemente des Königreihs in Bezug auf die 
MNationalrepräfentation durchaus gleichzuftellen und ven holländiſchen Provinzen viefelbe 
Deputirtenzahl, 55, wie ven mittäglichen zu geben. So kam es, daß das um ein Drittel weniger 
Bevölferte Holland ebenfo viel Einfluß in ven Generalftaaten erhielt als Belgien, und ald mitt: 
Leres Verhältniß ftellte fich heraus, daß dad erftere einen Deputirten auf 57,000 Einwohner 
exbielt, während das legtere fich mit einem auf 67,000 begnügen mußte. Das Marimum fand 
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in ver Provinz Gröningen flatt, mo 54,000 Seelen, das Minimum in der Provinz Namur, 
wo 82,000 auf einen Nepräfentanten famen. Dieſe Ungleichheit zu vermeiden oder aufzuheben, 
war bei dem beiten Willen des Königs und feiner Räthe unmöglich; aber diefe Unmöglichkeit 
wurde von den dabei Betheiligten nicht anerkannt, die darin vielmehr eine erfte Ungerechtigkeit 
fahen und rügten. 

Nach der Annahme des Grundgeſetzes begann die Regierung das ſchwere Werk, die Orga: 
nifation des neuen Staats auf die in jenem enthaltenen Grundlagen hin auszuführen. Sie 
bewies dabei einen höchſt lobenswerthen Gifer, einen Fleiß und eine Tüchtigkeit, die ihr in den 
erften Jahren beſonders allgemeine Anerkennung verfhafften. 

So unbeftreitbar num auch die fortfehreitende Entwidelung ded Landes war, fo große und 
dankenswerthe Erfolge die Beftrebungen ver Negierung nun aud in mehrfacher Beziehung 
gehabt hatten, jo zeigten ſich doch ſchon früh, während der erften Jahre nad der Vereinigung, 
Spuren von Unzufriedenheit und Misvergnügen, welche den innern politifden Zuftand des 
Landes weniger erfreulich erſcheinen ließen, ald der äußere, materielle ed war. Die ſüdlichen 
Provinzen bevauerten auf das lebhaftefte den Berluft der ffentlichkeit des Gerichtöverfahrens 
und der Geſchworenengerichte und beklagten ſich ohne Rückhalt über mehre Maßregeln der Ne: 

"gierung, die ihre Sympathien und ihre herkömmlichen Gewohnheiten verlegten und ihren 
Rechten zunahe zu treten fhienen. Von der Anſicht ausgehend, daß das holländiſche Element die 
Grundlage der neu zu ſchaffenden Nationalität der Vereinigten Niederlande fei, hatte die Regie: 
rung durch wiederholte Befehle in den Jahren 1818, 1819 und 1822 die holländiſche Sprade 
zur Nationaljpradhe erhoben, ihren Gebrauch bei allen Öffentlihen Verwaltungs = ſowol wir 
bei gerichtlichen Verhandlungen, ſowie in den Lehranftalten zur Pflicht gemacht, und den der 
franzöfifhen Sprache, melde für einen bedeutenden Theil der Bewohner der ſüdlichen Pro: 
vinzen die Mutterfprahe und überall in venfelben die Sprache ver Geſellſchaft ift, bei dieſen 
Beranlaffungen verboten. Dieſes Verbot fand den allerheitigften Wiverftand und bildete mebre 
Jahre hindurd ven Gegenftand allgemeiner Beihwerden. Andere Klagen bezogen ſich auf die 
evidente Zurüdfegung der Belgier im Staatödienfte, eine Zurückſetzung, die aus dem ſchon 
erwähnten Streben ver Regierung , das holländische Element überall vorherrſchend zu machen, 
von felbit hervorging, und bis auf einen gewiflen Grad auch durch die Betrachtung gerechtfer— 
tigt werben Eonnte, daß die Zahl der zu Öffentlichen Aemtern Befähigten in den nördlichen Pro— 
vinzen im Durchſchnitte größer war als in den füdlihen. Dod muß zugeftanden werben, daß 
die Regierung in ihrer Vorliebe zu weit ging und Ungerechtigfeiten in diefer Beziehung ſelbſt 
da übte, wo gerecht zu fein ihr leicht geweien wäre. Kurze Zeit vor Ausbruch der Revolution 
wurden UÜberſichten veröffentlicht, welche die Parteilichkeit des Gouvernement bei der Bejegung 
der Stellen über allen Zweifel erhoben. Linter jieben Gabinetsminiftern zählte man nur zwei 
Belgier, unter A5 Gebeimräthen waren 27 Holländer, 18 Belgier. 

Früh jhon erhoben fi wiederholte Beſchwerden gegen die ganze Art und Weile, wie die 
Finanzverwaltung gehandhabt wurde; die mittägigen Provinzen beflagten fidh beſonders über 
die Ungerechtigkeit, fie in demſelben Verhältniſſe wie die nörplichen zu der Verzinfung und Til: 
gung der alten nieverländifhen Staatsſchuld beitragen zu laflen, die zu einer Zeit creirt fei, 
wo fie nicht zum Staate gehörten ; man lafle jie mehr als die Hälfte ver Zinfen viefer Schuld 
bezahlen, zwiſchen 7 — 8 Millionen Glon. jährlih und fpäter noch mehr, während die Zinfen 
der auf ihnen haftenden eigentlich belgifhen Schuld , zu denen fie doch allein verpflichtet wären, 
faum 700,000 Gldn. jährlich betrügen. Die Regierung erwiderte, daß dieſe Provinzen Theil 
an den Vortheilen ver ®emeinihaft, ven Kolonien u. f. m. hätten, daher auch die Laſten ber: 
jelben tragen müßten. Auf alle andern Beſchwerden über die Mängel der Finanzverwaltung 
weigerte fie jich meiftens einzugehen , indem fie das Recht der ausſchließlichen und oberften Lei— 
tung derfelben, nah dem Wortlaute des Grunpgefeges, für den König in Anfprud nahm. 
Die Mafregeln, welde die Regierung ergriff, um das jährliche Deflcit in der Einnahme 
zu decken, wurden ebenfall® Gegenjtand ver allerheftigiten Beſchwerden. Sie erhöhte alle Ver: 
brauchſteuern und errichtete zulegt, da die Erhöhung der gewöhnlichen nicht hinreichte, eine 
außerordentlihe Schladht= und Mahlfteuer, welche beſonders auf den untern Claſſen der Bevöl- 
ferung laftete und eine Haupturſache des Hafled wurde, der mit der Zeit in denfelben gegen die 

Regierung fih anhäufte. Die einftimmigften Neclamationen erhoben fih von Anfang an va: 
gegen, und die Negierung hatte um fo mehr Unrecht, diefelben ganz außer Acht zu laſſen, da in 
der Kammer dad darauf bezügliche Gefeg nur mit einer Mehrheit von A Stimmen, 55 gegen 

51, durchgegangen war. 
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Eine legte Beranlaffung zu Beſchwerden wurde endlich das Verfahren ver Regierung in 
religiöfen und Unterrihtsangelegenheiten. Die Natur der Dinge ließ fie hier auf Schwierigkeiten 
ftoßen , die ganz zu befeitigen außer ihrer Macht lag, die fie aber, wie durchaus zugeftanden 
werben muß, unendlich hätte vermindern können. 

Die Bejhwerben gegen die Negierung hatten früh ſchon zahlreiche. Organe der Preffe 
gefunden, und obgleich die Freiheit derfelben dur das Grundgefeg im Princip gejihert war, 
jo reichte dieſer Umſtand doch hin, um die Regierung zu bewegen , durch befondere Verfügungen 
und die Anwendung aufßerorbentlicher Strenge den Gebrauch der Preßfreiheit fo zu beſchränken, 
daß ihre Freiheit factifch eigentlich vernichtet wurde. Ein auferordentliches Tribunal wurde für 
die Preßangelegenheiten eingefegt und die Procefle wegen Prefvergeben häuften ſich in jedem 
Jahre mehr. Die zahlreihen und harten Verurtheilungen führten aber, anftatt der Mäßigung, 
die man dadurch hervorzubringen gehofft Hatte, nur eine größere Aufregung und Heftigfeit her: 
bei, die ji bald allen Claſſen ver Bevölkerung in den ſüdlichen Provinzen mittheilte. Die 
Stimmung in denjelben wurde um fo bedenfliher, als die in denfelben vorherrfhenden getrenn= 
ten Meinungselemente der Katholiken und Liberalen ſich zu gemeinfhaftlicher Oppofition gegen 
die Regierung vereinigt hatten und alle ihre Kräfte gegen dieſelbe kehrten. 

ALS die Oppofition immer heftiger, die Anzeichen einer großen im Volke gährenden Auf: 
regung immer zahlreicher und drohender wurden, verfuchte man einen Augenblid das Syſtem 
des Nachgebend. Die läftigen Schlacht- und Mahlfteuern wurden abgeſchafft, das Gebot, ver 
holländischen Sprache ji in allen Verhandlungen zu bedienen, wurde aufgehoben, mehre Ab— 
änderungen in der Organifation des philoſophiſchen Eollegiums zu Löwen getroffen: aber alle 
dieje Eonceffionen kamen zu fpät, fie erfchienen abgedrungen, alfo ohne Verdienſt, um jo mehr, 
als die Kammer ji fo energiich erflärt hatte ; dad Budget war nur mit der Mehrheit einer ein= 
zigen Stimme votirt, ſodaß die Regierung in der Nothiwendigfeit war, Zugeftändnifle zu 
machen, oder entſchieden in die Minorität zu gerathen. Die Oppoſition erklärte ſich mit dieſen 
erſten Bewilligungen nicht zufrieden, die Preſſe verlangte mit größerer Heftigkeit als je die 
Abſtellung auch der übrigen Beſchwerdepunkte und entwickelte Doctrinen über die Volksſouve— 
ränetät und die Nothwendigkeit des Repräſentativſyſtems, welche das Verfahren des Gouver— 
nement als durchaus ungeſetzlich und gewaltſam darſtellten. Ein neuer, noch ſtrengerer Preß— 
geſetzentwurf war die Antwort der Regierung auf dieſe Angriffe, die von einer Botſchaft an die 
Kammer (11. Dec. 1829) begleitet war, in welcher erklärt wurde, daß die Conſtitution nur aus 
einem Aete der Herablaflung von Seiten des Thrones hervorgegangen fei, daß der König die 
Rechte feines Hauſes darin eher beſchränkt ald erweitert habe, und daß die Oppofition nur von 
einigen fanatifchen undirregeleiteten Menfchen ausgehe, die ji in unwürdiger und Argerniß 
gebender Weife gegen die väterlich gefinnte Negierung erhöben. Diefe Botihaft wurde den 
Beamten aller Grabe und aller Verwaltungszweige vorgelegt, die fie innerhalb 24 Stunden 
zu unterzeichnen hatten oder ihren Abfchied erhielten. Mehre Beamte, melde vie fehr häufig 
gewordenen Petitionen um Abftellung der Beſchwerden unterzeichnet hatten, wurden abgejegt 
und eine Art Schredend- und Einſchüchterungsſyſtem eingeleitet, welches bald die traurigften 
Früchte trug. Die Aufregung flieg in einer fchredenerregenden Weife; die Spannung, welde 
feit Monaten ſchon in Frankreich herrfchte, teilte fich auch ven Niederlanden mit; die Proceffe 
gegen die Preſſe Häuften fih. De Potter und mehre feiner Freunde, welche Alle einen ausgezeich— 
neten Plag in der Oppofition eingenommen hatten, wurben infolge eined jener Procefle zur 
Verbannung verurtheilt, und die Negierung bereitete ſich vor, durch die allerfhärfiten Maß— 
regeln die ihr feindlichen Manifeftationen ver Journale und der öffentlihen Meinung zu unters 
drüden, als die Julirevolution in Franfreih ausbrach. Infolge derjelben kam das lange unter 
der Ajche glimmende Feuer auch in den mittägigen Provinzen der Niederlande zum Ausbruche. 
Am 24. Aug. 1850, an dem Geburtstage des Königs, fanden bie erften Volksaufläufe ftatt, 
welche Hauptiädlih gegen den allgemein verhaßten Juftizminifter van Maanen und gegen die 
Herausgeber mehrer von der Regierung unterftügten Journale gerichtet waren, bald aber das 
Signal zu einer allgemeinen, über die ganze ſüdliche Hälfte des Königreichs ſich verbreitenden 
Revolution gaben. Der Kampf des ſich militärifch organifirenden Volks gegen die vom Prinzen 
Friedrich befehligten holländiſchen Truppen Fam in Brüffel zur Entſcheidung. Am 24. Sept. 
Schon trat dafelbft eine Proviforifche Negterung zufammen, welche am A. Oct. die Unabhängigkeit 
des Landes, die Ausarbeitung eined Verfaflungsentwurfs und die Berufung eined National: 
congrefled proclamirte. Das Band zwifchen Belgien und Holland war hiermit zerriffen. Der 
König Wilhelm I. rief die Entfheidung der fünf Großmächte an, die durch die Londoner Gons 
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ferenz in einem Protokoll vom 20. Dec. 1850 die Trennung beider Länder anerkannten. Der 
belgifche Natirmalcongreß wurde am 10. Nov. durch de Potter eröffnet: er erflärte vie Unab— 
hängigfeit des Landes und entſchied ſich für Herflellung der conftitutionellen Monarchie, mit 
Ausſchluß des Haufes Dranien. Der Präfivent Surlet de Chofier warb am 25. Febr. 1851 
proviforisch zum Regenten erwählt. Man wollte anfangs den Herzog von Leuchtenberg, dann 
den Herzog von Nemours auf den Thron berufen, fand aber hierin erklärlichen Widerſpruch von 
Seiten der Großmädte. Die Wahl fiel demnach, auf Englands Empfehlung , auf den Prinzen 
Leopold von Sahien= Koburg , der die Krone im Juli 1831 annahm. Dies geihah indeſſen, 
indem der Congreß ih für Annahme der 18 Artikel erklärte, welche die Londoner Gonferenz 
zur Ausgleihung zwifhen Belgien und Holland feftgeftelt hatte. König Wilhelm I. vermei: 
gerte aber die Zuftimmung zu diefen Artikeln. Derfelbe fiel aufs neue mit einer Armee in die 
belgifhen Provinzen ein und würde jegt das Land unterworfen haben, wenn nicht den Belgiern 
ein franzöfliches Corps zu Hülfe gefommen wäre. Weitere Unterhandlungen der Londoner 
Gonferenz ergaben nun die 24 Artikel, die Wilhelm I. ebenfalls verwarf, obſchon fie für pas 
holländiſche Interefle günftiger als die frühern waren. Es erfolgte darum die Blockade der hol: 
ländiſchen Küfte durch eine englifch-franzöfiiche Flotte und ner abermalige Einmarſch einer fran- 
zöfifchen Armee in Belgien, die zu Gunften des legtern die von den Hrlländern beiegt gebaltene 
Eitädelle von Antwerpen eroberte. Hierauf einigte man fi in London zu dem Vertrage vom 
24. Mai 1855, der zwar die Feindſeligkeiten befeitigte, aber ven Statusquo in der holländiſch— 
belgifhen Frage bis auf weitere Einigung fortbeftehen ließ. Erft im Januar 1858 kam zu 
London ein Definitivvertrag zu Stande, dem fowol Holland wie Belgien beitrat. 

Der mit Zuftimmung Hollands und Belgiens angenommene Xondoner Vertrag enthält 
weſentlich Folgendes: Das Territorium des Königreichs Belgien befteht aus folgenven Bro: 
vinzen des Königreihs der Niederlande: Südbrabant, Lüttih, Namur, Hennegau, Of: 
Handern, Weitflandern, Antwerpen, Limburg, die auf dem rechten Maasufer gelegenen Theile 
diefer Provinz ſowie einige Territorien auf dem linfen, mit der Feſtung Maftricht und einem 
Rayon von 1220 Toifen abgerechnet. In Ruremburg tritt Nieverland an Belgien alles jenieit 
(weſtlich) einer zwiichen Nodange und Athus anfangenden, die große Straße von Longwy nad 
Baftogne über Arlon entlang, neben der Grenze des Arrondifiement Dünfirhen bis zum preußi— 
ſchen Gebiete ſich erſtreckenden Linie gelegene Land ab, wofür es die eben bezeichneten Gebiete in 
der Provinz Limburg erhält. Der König der Niederlande, ald Großherzog von Luremburg, bat 
fi mit dem Deutichen Bunde und den naffauifchen Agnaten über die dadurch nothwendig wer: 
denden Arrangements zu verftändigen. Belgien bildet innerhalb diefer Grenzen einen unab— 
hängigen, beftändig neutralen Staat; es ift gehalten, diefe Neutralität gegen alle andern 
Staaten zu beobachten. Der Ablauf der flandrifhen Gewäſſer, die ihren hauptſächlichſten Ab- 
fluß dur das den Niederlanden bleibende feeländifche Flandern haben, joll nadı dem Vertrage 
von 1785 zwiſchen dem deutſchen Kaifer und den Generalftaaten geregelt werden. Die Be: 
flimmungen der Wiener Gongrefacte (Art. 108 — 117) über die Flußſchiffahrt find auf die: 
jenigen’&lüffe und Wafferläufe anzuwenden, welche dem holländiſchen und belgifhen Gebiete 
gemeinſchaftlich ſind. 

Dieſer Vertrag iſt zwiſchen Belgien und dem Königreich der Niederlande und zwiſchen 
einem jeden dieſer beiden Staaten und einer jeden der fünf großen Mächte abgeſchloſſen; die 
legtern nahmen außerdem den Vertrag zwiſchen Belgien und Holland ausdrücklich unter ihre 
Garantie. Bei der Unterzeihnung erklärten die Bevollmächtigten Preußens und Ofterreichs, 
daß fie, im Namen und Auftrage des Deutfhen Bundes handelnd, den Beitritt deffelben zu 
dieſem Bertrage audzuiprechen hätten, und fügten hinzu, daß der Deutſche Bund ſich zur Vol: 
ziehbung ber darin enthaltenen Beftimmungen , infoweit er dabei betheiligt fei, verpflichte. Die 
Bundesverfammlung ratificirte dieſen Beitritt feierlihft in einer am 11. Mai 1859 gehaltenen 
Sigung. Späterhin wurden Verhandlungen mit den naffauifchen Agnatenangefnüpft, infolge 
deren der Herzog von Naflau, für ih und feine Verwandten ftipulirend, für immer aufalle Rede 
auf ven Theil von Limburg, der ald Entſchädigung für das franzöftfche Luremburg an Holland 
gegeben fei, gegen eine ein für alle mal gezahlte Entihädigung von 750,000 Gldn. Verzicht 
leifte. Der Vertrag darüber wurde am 27. Juni 1859 zu Wiesbaden abgefhloflen und vas 
Geld bald darauf gezahlt. Am 16. Aug. diefes Jahres bevorfchlagte ver niederländiihe Geſandte 
beim Deutichen Bunde, den an Holland zurückfallenden Theil von Limburg zu einem Herzog: 
thume zu erheben, pas mit Ausnahme ver bei pen Niederlanden verbleibenden Feltungen Maſtricht 
und Venlo den deutichen Bundeöftaaten einverleibt bleiben folle. Diefed Herzogtbum Lim: 
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burg würde unter benfelben politifchen Inftitutionen ſtehen mie das Koͤnigreich der Niederlande, 
ohne daß diejelben die aus feinen Verhältniffen zum Bunde entfpringenvden Pflichten beeinträdy- 
tigen könnten. Das Herzogthum gelte ald Entihädigung für ven an Belgien abgetretenen Theil 
bon Luremburg; ber legtere zähle eine Bebölferung von 149,571 Seelen, das Herzogthum 
Limburg 147,527 Seelen, alfo finde Ausgleihung, wie ver Bund fie verlangt habe, ftatt. 
Die Bundeöverfammlung beftätigte am 5. Sept. 1859-diefe Anträge, und die ganze. große 
Angelegenheit war ſo, nachdem ſchon früher die Ceſſion vervon Belgien feit 1850 bejegt gehalte- 
nen Territorien in uremburg und Limburg ohne Schwierigkeiten erfolgt war, definitiv beenbigt. 

U. Die belgiſche Verfaſſung. — Einer der erften Acte der in den legten Tagen bed 
September zu Brüffel zufammengetretenen Proviforifhen Regierung war die Einberufung 
eined Nationalcongreffes, defien Entſcheidung alles auf die Gonftituirung und innere Organi— 
fation der Provinzen, die ſich von der niederländiſchen Herrſchaft losgerifien hatten , Bezügliche 
vorgelegt werben follte. Die Zahl der Mitglieder diefer Berfammlung wurbe auf 200 feftgeiet ; 
um Wähler oder wählbar zu fein, mußte man Belgier von Geburt oder durch Naturalifation 
und 25 Jahre alt jein und einen Steuerbetrag, der nad) den verſchiedenen Provinzen von 15 
Gldn. bis auf 75 Gldn. ftieg, entrihten. Am 10.Nov. 1850 trat der Congreß zufammen 
und beitätigte vie Mitglieder der Proviforifchen Regierung in ihren Functionen. Am 18. Nov. 
verfündete er die Unabhängigkeit des belgiihen Volks, mit Vorbehalt der Verhältniſſe Luxem— 
burgs zum Deutichen Bunde; wenige Tage nachher, amı 22. veflelben Monats, erklärte er im 
Namen des belgiſchen Volks, daß die Nation die verfaſſungsmäßige Repräſentativmonarchie 
unter einem erblihen Oberhaupte ald die Form ihrer Regierung annehme. Der legtere Beichluß 
wurde mit einer Mehrheit von 174 Stimmen gegen 15, welde die Republik wollten, gefaßt. 
Am 24. Nov. endlih ſchloß der Kongreß, als conftituivende Öffentlihe Macht handelnd, die 
Mitglieder der Bamilie Oranien-Naffau auf ewige Zeiten von aller Macht und Gewalt aus, 
und dieſe Erflärung erhielt fpäter durch das Gejeg vom 25. Juli 1834 eine Straffanction ; die 
Ausſchließung felbit war von 161 Stimmen gegen 28 ausgefproden worden. Durch dieſe drei 
Acte waren die allgemeinften Grundlagen zur Gonftituirung Belgiens, al8 unabhängigen 
Staats, gelegt worden ; dad Nächfte, womit ver Gongreß ſich zu befchäftigen hatte, war bie 
Verfaſſung jelbit. Die Proviſoriſche Regierung hatte ſchon am 6. Det. 1850 eine Commiſſion, 
aus 12 Mitgliedern beftehend, ernannt, mit dem Auftrage, ihr einen Conſtitutionsentwurf 
vorzulegen ; die Abfafjung veffelben wurde von der Gommiffion zweien ihrer Mitglieder, 
Nothomb und Devaur, übertragen und die Arbeit derfelben im Namen der Proviſoriſchen 
Regierung dem Gongreffe mirgetheilt. Vier andere Mitglieder diefer Verfammlung legten ihr 
einen andern als Project vor. Aus diefen beiden Entwürfen feßte die Gentralfection des Con— 
greſſes einen dritten zufammen, welcher in Berathung gezogen und bei der definitiven Abfaffung 
der Eonjtitution zu Grunde gelegt wurde. Die Prüfung dieſes Entwurfs, häufig Durch die 
äußern Greigniffe unterbrochen, wurde erit am 7. Febr. 1851 beendigt und die Verfaflung 
ſelbſt an demſelben Tage proclamirt; bindende Kraft erhielt fie jedoch erft mit dem Amtsantritte 
des einftweiligen Oberhauptes der Grecutivgemwalt, des Negenten, am 26. Febr. 1851, und 
nod mit der beſchränkenden Beſtimmung, daß die gefeßgebende Gemalt bis zur Inauguration 
des definitiven Staatdoberhauptes vom Congreſſe allein ausgeübt werden würde. In volle Aus: 
führung trat fie erit nach ver Gidesleiftung und feierlihen Einführung des Königs Leopold am 
21. Juli 1851. 

Dieje Verfaflung enthält 1359 in acht Capitel oder Titel vertheilte Artikel. Der erfte dieſer 
Titel handelt vom Stantögebiete und feinen Eintheilungen. Belgien befteht aus den Provinzen 
Antiverpen, Brabant, Weitflandern,, Oftflandern, Hennegau, Lüttich, Limburg, Namur und 
Zuremburg mit Vorbehalt der Verhältnifle diefer legtern zum Deutichen Bunde. Die Unter: 
abtheilungen der Provinzen können nur durch das Geſetz feftgeftellt werben; die Grenzen des 
Staats, der Provinzen und der Gemeinden fönnen nur in Kraft eined Geſetzes geändert oder 
berichtigt werden. Der zweite Titel befchäftigt jih mit den Belgiern und ihren Rechten. Die 
Eigenſchaft eines Belgiers wird erworben, bewahrt, verloren nach den Beftimmungen des Civil— 
geſetzes. Das Bürgerrecht wird durch die gefeßgebende Gewalt verliehen ; um den Fremden in 
Bezug auf die Ausübung ver politifhen Rechte mit dem Belgier gleichzuſtellen, ift die Erthei— 
lung · des vollen Staatdbürgerrechtö (la grande naturalısation) erfoderlich. Es gibt im Staate 
keinen Standesunterſchied, die Belgier ſind vor dem Geſetze gleich; ſie allein können bürgerliche 
und militäriſche Amter bekleiden. Ausnahmen können in beſondern Fällen durch ein Geſetz an— 
geordnet werden. Die perſoͤnliche Freiheit iſt einem Jeden zugeſichert. Niemand kann andere 
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gerichtlich verfolgt werben als in ben vom Gejege vorausbeftinnmten Fällen und in der durch daſ⸗ 
felbe vorgefchriebenen Form. Außer der Ergreifung auf der That kann Niemand verhaftet wer⸗ 
den anders als infolge einer richterlihen motivirten Verfügung, die im Augenblid ver Berhafz 
tung oder in den erften 24 Stunden verjelben ihm befannt gemacht werden muß. Niemand fann 
wider jeinen Willen jeinem gefeglichen Richter entzogen werben ; feine Strafe darf anders als 
in Kraft des Gejeges beftimmt und angewendet werden. Die Wohnung ift unverleglih; Haus: 
fuhungen können nur in den vom Gefege beftimmten Fällen und in der von ihm vorgejchriebenen 
Form ftattfinden. Niemand kann feines Eigenthums anders als für öffentliche gemeinnügige 
Zwecke beraubt werden und nur in ven gejeglich beftimmten Fällen und gegen eine angemefjene 
und vorgängige Entſchädigung. Die Strafe der Gütereinziehung Fann nie eingeführt werben. 
Der bürgerliche Tod ift auf immer abgeſchafft. Die Freiheit eines jeden religiöfen Cultus jowie 
feiner öffentlihen Ausübung ift zugefichert, jowie die Freiheit der Gedanfenäußerung über: 
haupt, mit Vorbehalt der Unterbrüdung ver Vergehungen , weldye bei Ausübung dieſer Freiheit 
begangen werven, Niemand fann gezwungen werben, auf irgendeine Weiſe an den Handlungen oder 
Geremonien eines Eultus theilzunehmen oder die Nubetage deſſelben zu beobachten. Der Staat 
bat Fein Recht, ji in die Ernennung oder Ginfegung der Diener irgendeiner Gottesverehrung 
zu mijchen oder ihnen ven Verkehr mit ihren Obern und die Befanntmahung der Verordnungen 
derjelben zu unterfagen, jedoch unter Vorbehalt der gemeinrechtlihen Verantwortlichkeit in 
Sachen der Preffe und Öffentlihen Belanntmahungen. Die bürgerlie Tranıng muß immer 
der priefterlihen Einfegnung vorbergeben. Der Unterricht ift frei; jede Präventivmaßregel if 
unterfagt ; die Beftrafung dabei eintretender Vergehungen kann nur infolge gejeglicher Bor: 
ſchrift ftattfinden? Der auf Koften des Staats ertheilte Öffentliche Unterricht wird durd ein 
Geſetz geregelt. Die Preſſe ift frei; die Cenſur fann nie eingeführt, noch von Berfafler, Ver: 
keger oder Druder Gaution verlangt werden. Wenn der Verfafler befannt und in Belgien an: 
ſäſſig ift, jo Fann gegen-ven Verleger, Druder oder Verbreiter einer Schrift feine gerichtliche 
Berfolgung ftattfinden. Die Belgier haben das Recht, ih friedlich und ohne Waffen zu ver: 
ſammeln, und bedürfen feiner obrigkeitlichen Erlaubnip, wenn fie die die Ausübung diefes Nechts 
regelnden Gejege beobachten. Dieſe Befimmung bezieht ſich nicht auf die Werfammlungen unter 
freiem Himmel, welde durchaus den Polizeigefegen unterworfen bleiben. Die Belgier haben 
das Recht, ſich zu aflociiren ; daffelbe darf feiner Präventivmaßregel unterworfen werden. Gin 
Jeder hat das Recht, Bittihriften, von einer oder mehren Perfonen unterzeichnet, bei den öffent: 
lichen betreffenden Behörden einzureichen. Die verfaflungsmäßig eingefegten Behörden jind 
allein zu Bittfchriften in gemeinfhaftlichem Namen berechtigt. Das Briefgeheimnig ift unver: 
leglih. Der Gebrauch der in Belgien üblihen Sprachen ift willfürlih; nur durd das Gefes 
fann der Gebraud einer beftimmten Sprache und jevenfalld nur für Acte Öffentlicher Behörden 
und für gerichtliche Handlungen vorgefchrieben werden. Dffentliche Beamte können für Hand— 
lungen ihrer Verwaltung ohne vorgängige Erlaubniß gerichtlich verfegt werden, mit Vorbehalt 
der die Minifter betreffenden Anordnungen. 

Der dritte Theil handelt von der Staatägewalt. Alle Staatögewalt geht von der Nation 
aus; die gejeggebende Gewalt wird vome Könige, der Kammer der Repräfentanten und dem 
Senat gemeinfhaftlid ausgeübt. Gin jeder viefer Zweige der gefeggebenden Gewalt hat das 
Recht, Geſetzvorſchläge zu machen. Ein jeves auf die Staatdeinnahmen und Ausgaben, jowie 
auf dad Gontingent der Armee bezügliche Geſetz muß zuerft in der Repräfentantenfanmer votirt 
werden. Die autbentifhe Auslegung der Gejege gehört ver gefeßgebenden Gewalt an. Der 
König bejigt die ausübende Gewalt, wie jie in der Verfaffung beftimmt ifl. Die richterlice 
Gewalt wird durch die Appellationshöfe und die Bezirksgerichte ausgeübt; die Beſchlüſſe und 
Urtheile werben im Namen des Königs vollzogen. Die ausſchließlich die Gemeinden und Pro- 
vinzen betreffenden Angelegenheiten werben durch Gemeinde: und Provinzialräthe georbnet. 
Die Mitglieder der beiven Kammern repräfentiren die Nation und nicht blos den Diftrict, der 
fie ernannt hat; die Sigungen der Kammern find öffentlich; jede Kammer prüft die Vollmachten 
ihrer Mitglieder und entſcheidet über darauf bezügliche Streitpunfte; Niemand kann zu gleicher 
Beit Mitglied beider Kammern fein. Gin Mitglied derfelben, welches von der Negierung zu 
einem bejolveten Amte ernannt wird und daſſelbe annimmt, verliert unmittelbar Gig und 
Stimme in der Kammer und fann nur durd) eine neue Wahl wieder in diefelbe eintreten. Das 
Bureau der Kammer wirb für jede Seffion von derfelben ernannt. Jede Beihlufnahme wird 
nad abjoluter Stimmenmehrheit gefaßt; bei Gleichheit der Stimmen ift der Borfchlag verwor: 
fen ; Feine ver beiden Kammern kann einen Beſchluß fallen, wenn nicht die Mehrzahl ihrer Mit: 
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glieder vorhanden ift. Die Abflimmung geſchieht laut oder durch Aufflehen und Sigenbleiben; 
über den Gefammtinhalt eined Gefeges wird laut und durch Namendaufruf geftimmt. Bor: 
flag und Wahl der Gandidaten gefhehen durch geheime Stimmengebung. ine jede Kam⸗— 
mer bat das Recht, Unterſuchungen anzuordnen. Ein Geſetz fann nur angenommen wer— 
den, wenn über jeven einzelnen Artikel abgeftimmt ift. Es ift unterjfagt, den Kammern im 
Perſon Bittſchriften zu überreichen. Jede Kammer hat das Recht, Bittfchriften ven betreffenden 
Miniftern zu überreichen und Auskunft zu verlangen. Kein Mitglied ver Kammern kann wegen 
der bei Ausübung feiner Öffentlichen Berrihtungen ausgeſprochenen Meinungen over gegebenen 
Bota gerichtlich verfolgt oder in Unterfuhung gezogen werben, mit Vorbehalt der Ergreifung 
auf friiher That. Jede Kammer beftimmt durch ihre Gefhäftsorbnung die Art und Weile, in 
der fie ihre Gerechtfame ausübt. 

Die Kammer der Repräjentanten beſteht aus Abgeorvneten, die unmittelbar von den 
Bürgern gewählt werden, weldhe den durch dad Wahlgefeg beftimmten directen Stenerbetrag 
bezahlen , ver nicht mehr ald 100 Glon. und nicht weniger ald 20 Glon. betragen darf. Das 
Wahlgeſetz feßt die Zahl ver Abgeoroneten nad der Bevölkerung feſt. Dieſe Zahl darf das 
Berbältniß von Einem Abgeorpneten auf 40,000 Einwohner nicht überfleigen. Um gewählt 
werden zu fünnen, muß man Belgier von Geburt oder durch die große Naturalijation fein, im 
Genuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte fich befinden, volle 25 Jahre alt fein und in 
Belgien feinen Wohnfig haben. Keine andere Bedingung der Wählbarfeit fann erfodert 
werden. Die Mitglieder ver Nepräjentantenfammer werden auf vier Jahre gewählt, fie werben 
alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert. Jedes Mitglied der Nepräfentantenfammer erhält während 
der Dauer der Siungen eine monatliche Entihädigung von 200 Glon., mit Ausnahme der— 
jenigen, welche die Stadt bemohnen, in der die Kammer ſich verfammelt. 

Die Mitglieder ded Senats werden nad) Maßgabe ver Bevölkerung einer jeden Provinz 
durch diefelben Bürger gewählt, welche die Mitglieder der Kammer wählen. Der Senat befteht 
aus der Hälfte ver Mitgliederzahl der Kammer. Die Senatoren werben für acht Jahre gewählt; 
fie werden alle vier Jahre zur Hälfte erneuert. Um in den Senat gewählt werden zu fünnen, 
muß man Belgier von Geburt fein oder durch die große Naturalifation fi im Genuffe der bür= 
gerlihen und politifhen Rechte befinden, in Belgien wohnhaft, wenigftens AO Jahre alt fein 
und mwenigftend 1000 Gldn. directe Steuern bezahlen. In den Provinzen, wo die Zahl ver 
Bürger , welche dieſe Steuer bezahlen, nicht das Verhältniß von 1 auf 6000 erreicht, wird dieſe 
Zahl durch die am höchſten Befteuerten ver Provinz bis zu diefem Verhältniffe vervollftändigt. 
Die Senatoren erhalten weder Befoldung noch Entſchädigung. Mit dem achtzehnten Jahre 
ift der muthmaßliche Thronerbe von Rechtswegen Senator; Stimmrecht erlangt er erft im fünf: 
undzwanzigften Jahre. Jede Sigung ded Senats, welche außer der Seffiongzeit der Neprä- 
fentenfammer gehalten wird, ift von Rechtswegen nichtig. 

Die verfaffungsmäßigen Gewalten des Königs find erblich in feiner directen, natürlichen 
und rechtmäßigen Nahfommenfhaft von Mann zu Dann nad der Ordnung der Erftgeburt 
mit beftändiger Ausſchließung der Frauen und ihrer Nahfommenfhaft. In Ermangelung 
männlicher Nachkommenſchaft fann der König mit Zuftimmung der Kammern feinen Nachfolger 
ernennen. Der König kann ohne Zuftimmung der beiden Kammern nicht zugleih Haupt eines 
andern Staats fein. Die Perfon ded Könige ift unverletzlich; feine Minifter jind verantwort- 
lich. Kein vom König ausgehender Act ift gültig ohne die Mitunterzeihnung eines Miniſters, 
der für beflen Inhalt verantwortlih wird. Der König ernennt und entläßt die Minifter, er 
verleiht die Grade in der Armee und ernennt zu den Amtern für die allgemeine Staatsverwal⸗ 
tung und die auswärtigen Angelegenheiten. Zu andern Ämtern beruft er nur in Kraft einer 
befondern gefeglihen Beſtimmung. Er erläßt die zur Vollziehung der Gelege erfoderlichen 
Verordnungen und Verfügungen, ohne die Gültigkeit der Gefege jelbft jemald unterbrechen, 
noch von ihrer Bollziehung entbinden zu können. Der König befehligt die Land- und See: 
macht, erflärt Krieg, ſchließt Frieden, Bundniſſe und Handelsverträge und fegt Die Kammern, 
ſobald das Intereſſe und die Sicherheit v8 Snake ed geftatten, in Kenntnig. Die Handels— 
verträge, fowie alle diejenigen Verträge; welche ven Staat belaften oder einzelne Belgier ver- 
pflichten, treten erft in Kraft, wenn fie die Zuftimmung der Kammern erhalten haben. Keine 
Abtretung, kein Austaufch, keine Einverleibung eines neuen Landestheils kann andere ftatt: 
finden als infolge eined Geſetzes. Der König janctionirt die Gejege und verfündet jie. Die 
Kammern treten von Rechtswegen jährlih am zweiten Dienflage des November zufanımen, 
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wenn fie nicht früher vom Könige einberufen werden; fie müffen jährlich wenigflens AO Zape 
verfammelt bleiben. Der König erklärt ven Schluß der Seſſion, er beruft bie Kammern außer: 
orbentlicherweife, er bat das Recht, die Kammern aufzulöfen, fei es beide zugleidh oder nur 
eine verfelben. Bei jeder Auflöjung aber müſſen die Wähler binnen der nächſten AO Tage, bie 
Kammern binnen der nähften zwei Monate zufammenberufen werden, Der König fann bie 
Kammern vertagen ; die VBertagung darf jedoch nicht einen Monat überſchreiten und kann in ber- 
felben Seffion nicht ohne Zuftimmung der Kammern wieberholt werden. Der König bat das 
Recht, richterlich zuerfannte Strafen zu mildern oder zu erlaflen, er hat das Recht, Münze 
{lagen zu laffen und Adelstitel zu verleihen, ohne irgendein Vorrecht daran fnüpfen zu Fön: 
nen. Gr verleiht die militärifhen Orden; feine Givillifte wird für Die Dauer feiner Regierung 
feftgejegt. Der König Hat feine andere Gewalt als diejenige, melde ihm die Berfaffung und bie 
der Berfaffung gemäß erlaffenen Geſetze förmlich beilegen. Beim Tode des Königs verfanmeln 
id) die Kammern ohne Zufammenberufung fpäteftens am zehnten Tage nad feinem Ableben. 
Dom Tode des Königs bis zur Eidesleiſtung des Thronfolgerd oder Regenten wird die fönig: 
liche Gewalt, im Namen des belgifhen Volks, vom Minifterrathe ausgeübt. Der König iftvoll: 
jährig mit zurüdgelegtem adhtzehnten Jahre, er nimmt nicht eher von dem Throne Beſitz, ald 
bis er in der Mitte der Nationalrepräfentation einen feierlichen Eid geleiftet hat, die Verfaſſung 
und die Geſetze des belgifchen Volks zu beobachten, die Unabhängigkeit der Nation und die Un: 
verlegbarfeit des Staatögebietd aufricht zu erhalten. Bei der Minvderjährigfeit des Königs 
treffen die Kammern Vorkehrungen für die Einfegung der Regentfhaft und der Vormundſchaft. 
Daifelbe gefchieht, wenn der König ſich in der Unmöglichkeit befindet zu regieren. Die Kegent: 
[haft kann nur Einer Perfon übertragen werben; während berjelben fann feine Abänderung 
bed Grundgeſetzes ftattfinden. Bei Thronerledigung treten die Kammern zufammen und treffen 
die nöthigen Anorbnungen. e 

Niemand kann Minifter werben, der nicht Belgier von Geburt ift oder das volle Staate- 
bürgerrecht erhalten hat. Kein Mitglied der föniglihen Familie fann Minifter fein. Die Mini- 
fter Haben nur Stimmredt in den vejivirenden Kammern, wenn fie Mitglieder verfelben jind, 
fie haben aber Zutritt zu jeder Kammer und müffen auf ihr Verlangen gehört werben. Die 
Kammern fünnen ihre Gegenwart in den Sigungen verlangen, Der König fann in feinem 
Falle, durch einen mündlichen oder fohriftlihen Befehl, einen Minifter der Verantwortlichkeit 
entziehen. Die Kammer hat dad Recht, die Minifter anzuflagen und fie vor den Caſſationshof 
zu ziehen. Die Fälle der Berantwortlichfeit für die Minifter merven dur das Geſetz beftimmt. 
Der König kann einen durd den Caſſationshof verurtheilten Minifter nur auf Verlangen einer 
ber beiden Kammern begnabdigen. 

Alle Streitigkeiten über bürgerliche Rechte gehören vor die Gerichte, ebenfo wie Die über 
politifhe Rechte, mit Vorbehalt der gefeglihen Ausnahmen. Kein Gericht fann anders als in 
Kraft des Geſetzes errichtet werden. Fürganz Belgien befteht ein Gaffationshof ; mit Ausnahme 
der Diinifterproceffe erkennt derfelbe nicht über die Materie der Rechtsſachen. Die Gerichts: 
figungen find öffentlich, wofern die Dffentlichfeit nicht für die Ordnung und die Sitten gefähr— 
lich ift, was Durch ein richterliche8 Erkenntniß erklärt werden muß; bei politifhen und Brefver: 
gehen muß dies Erfenntniß einftimmig gefaßt fein. Jedes Urtheil ift motivirt und wird öffent: 
lich geſprochen. Kür alle Criminalſachen, fowie für politifche und Preßvergeben ift das Geſchwo⸗ 
renengericht angeordnet. Die Räthe ver Appellhöfe, die Präjivdenten und Vicepräjiventen ber 
ihnen untergeordneten Tribunale werden vom Könige nach einer doppelten Lifte ernannt, die 
von biefen Gerichtshöfen felbft und von ven Provinzialräthen eingereicht wird. Die Näthe am 
Gaffationdhofe ernennt der König aus einer vom Senate und dem Eaffationshofe verfahten Lifte. 
Die Appellhöfe wählen aus ihrer Mitte ihre Präfiventen und Vicepräſidenten. Die Richter 
werden auf Lebenszeit ernannt und fünnen nur durch Urtheilsfprud ihres Amtes entjegt oder 
fuspendirt werden. Die Verfegung eined Richters kann nur durch eine neue Ernennung un 
mit feiner Zuftimmung flattfinden. Der König ernenntund entläßt die Mitglieder der Staatd: 
anwaltichaft bei ven Gerichtshoͤfen und Tribunalen. Die Beſoldungen der Richter werben 
durd ein Gefeg beflimmt. Kein Richter darf eine von der Regierung bejoldete Etelle un: 
entgeltlih annehmen. Die Gerihtöhöfe und Tribunale wenden die Verfügungen und Befchlüffe 
ber Gentral= , Provinzial: und Kocalbehörden nur infoweit an, als fie ven Gefegen gemäß jinb. 
Die Provinzial: und Gemeindeverfaffung wird durch Gefege beftimmt. Diefe Geſetze ſichern die 
Anwendung fulgender Grundfäge: die unmittelbare Wahl, mit Vorbehalt der Ausnahmen, 
welche dad Geſet in Betreff der Ortövorfteher und der Negierungscommiffarien bei ven Brovin: 
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jtalräthen einführen kann; die Überweifung aller Gegenftände, melde ein Provinzial ober 
Gemeinbeintereffe haben, an die Provinzial: oder Gemeinderäthe, mit Borbehalt der gefeglichen 
Beftätigungen ihrer Acte; die Offentlidfeit der Provinziale und Gemeinderathöverfamm: 
Inngen in den durch das Gefep beflimmten Grenzen; bie Offentlichteit des Budgets und der 
Rechnungen; dad Einſchreiten des Königs oder der geſetzgebenden Gewalt, um zu verhin- 
bern , daß Probinzial- oder Gemeinvebehörden ihre Befugniſſe überfchreiten ; die Abfaſſung der 
nn und die Führung der betreffenden Regifter gehören ausfchließlic ver Gemeinde: 
obrigfeit an. . 

Der vierte Theil regelt die Finanzverfaflung. Keine Auflage zum Nugen des Staats kann 
anders ald durch dad Grfeg angevronet werden. Provinzial: und Gemeindelaften können nur 
mit Bewilligung der Provinzial: und Gemeinvebehörben eingeführt werden. Die öffentlichen 
Auflagen werben jährlich bewilligt, es kann in Betreff verfelben fein Privilegium eingeführt 
werben. Penſionen und ratificationen aus der Staatöfaffe fönnen nurdurd ein Geſetz bewilligt 
werden. Jedes Jahr fchließen die Kammern die Abrehnungsgefege ab und votiren dad Budget. 
Die Mitglieder des Rechnungshofes werden von der Nepräfentantenfammer und für eine be: 
ſtimmte, durch dad Geje bezeichnete Zeiternannt. Die Bejoldungen und PBenfionen ver Diener 
ber verſchiedenen Neligionsbefenntniffe werden vom Staate übernommen, die dazu erfoderlichen 
Summen werben jährlid auf das Budget gebradht. 

Der fünfte Theil befchärtigt ji mit der bewaffneten Macht. Die Art und Weife der Ergän— 
zung der Armee wird durd das Gefeg beftimnit, ihr Beftand jährlich der ‘Berathung der Kam— 
mern unteriworfen. Nur in Kraft eines Geſetzes können fremde Truppen zum Dienfte des 
Staatd zugelaflen werden oder das Staatögebiet beiegen oder durchziehen. Es befteht eine 
Bürgergarde, deren Einrichtung durch dad Geſetz beftimmt wird. Die Inhaber aller Grade bis 
zum Hauptmann werden von der Bürgergarde felbft ernannt. Die Berfegung der Bürger: 
garde auf den Kriegsfuß kann nur infolge eines Geſetzes geſchehen. Die Militärperfonen können 
ihre Grade, Ehrenzeihen und Penſionen nur auf die gefeglich beftimmte Art verlieren. 

Der jechöte Theil enthält allgemeine Beftimmungen. Die belgifche Nation nimmt die rothe, 
gelbe und ſchwarze Farbe ald Nationalfarben und ald Reihswappen den belgischen Löwen mit 
der Umſchrift: „Eintracht gibi Macht“ („L’union fait la force”) an. Brüffel ift Hauptftabt von 
Belgien und Sig der Regierung. Kein Eid fann anders als in Kraft des Geſetzes auferlegt 
werden. Jeder auf belgifchem Gebiete fidh befindende Fremde genießt den den Perfonen und 
Gütern gewährten Schuß des Staats, mit Vorbehalt der gefeglich beftimmten Ausnahmen. 
Die Staatöverfaffung kann weder ganz nody theilweiſe außer Wirkung gefegt werben. 

Der fiebente Titel jhreibt das bei Revifion der Gonftitution zu beobachtende Verfahren vor, 
Die gefeggebende Gewalt hat dad Net, zu erklären, daß eine von ihr bezeichnete Beitimmung 
der Berfaflung der Revifion bedarf. Nach dieſer Erflärung find die beiden Kammern von Rechts— 
wegen aufgelöft. Zwei neue Kammern werden zufammenberufen und dieſe beſchließen, in Liber: 
einftimmung mit dem Könige, über die der Neviflon unterworfenen Punkte, 

Der achte Titel enthält traniitorifhe Beftimmungen, ohne allgemeine und beftänvige 
Bedeutung. 

Um diefe merfwürbige, unter den europäiſchen Gonftitutionen offenbar die größte Summe 
politijcher Freiheiten enthaltende Verfaffung ihrer ganzen Bedeutung nad) richtig zu beurtheilen, 
iſt nothwendig, auf die Umftände, unter melden fie eniftand, näher einzugehen; denn es dürf— 
ten jib wenige Monumente diefer Art finden, welde in einem fo hohen Grade von den Stim= 
mungen und Verhältniffen des Augenblicks, in dem fie wurden, beeinflußt find, ald dad bel: 
gifche Grundgeſetz. Die Unvollfommenheiten und Mängel des bolländiihen hatten dem Lande 
während der Bereinigung mit den nördlichen Niederlanden foviel Nachtheile verurſacht, daß ver 
Eongreß bei der Abfaffung der neuen Eonftitution vor allem ſuchen mußte, diefelben zu ver— 
meiden. Seine Tendenzen waren daher in mehr ald einer Beziehung vorherrihend negativ. 
Das Übergewicht, welches die Berfaflung von 1815 der Krone gegeben hatte, wurde von ben 
Meiften ald eine der Haupturſachen betrachtet, auf welche die übelſtände, die zulegt die Revolu— 
tion herbeigeführt hatten, zurückzuführen feien. Um die Wiederfehrderjelben unmöglich zu machen, 
fuchte man die Befugniffe ver königlichen Gewalt foviel ald möglich einzufhränfen, ihr nur bie 
unnmgänglid nothiwendigen Attributionen zu laffen. Dagegen wurbe der Wirkungskreis der 
Kanımer auf eine Menge von Dingen ausgedehnt, die in den meiften Neprüfentativverfaffungen 
außerhalb deſſelben liegen, und wenn die frühere Berfaffung abſichtlich der Krone eine Präpon= 
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deranz gab, welche dad Gleichgewicht unter den Gewalten von vornherein gerflörte, fo beging 
died neue Orundgefeg denfelben Fehler zu Gunften des Parlaments. Der Vorwurf, aus einem 
Extrem in das andere gefallen zu fein und bie richtige Mitte bei der Vertheilung der Befugnülle 
an die verſchiedenen Elemente der öffentlichen Gewalt nit eingehalten zu haben, kann mit Recht 
dem Gongrefle gemacht werden. Das Königthum, oder weldhen andern Namen man der Gen: 
tralgemwalt geben mil, tft eine zu weſentliche Grundbedingung der gefellfchaftlihen Ordnung, 
als van feine Gegenwart, fein lebendiges und thätiges Mitwirken an der Begründung der Ber- 
faſſung nicht eine unabweisbare Nothiwendigfeit wäre. Beider Begründung der belgifchen Ver: 
faflung war daſſelbe aber in feiner Weife vertreten, feine Rechte , die ihm unentbehrlihen Befug: 
niffe, um im Intereffe ver Geſellſchaft thätig zu fein, wurden nicht in ihrem ganzen Umfange 
anerkannt und gewürbigt; nur wenige Stimmen erhoben ſich zu ihrer Vertheidigung. Der 
Congreß, die Bepürfniffe ver Zukunft weniger bevenfend als die Foderungen ver Gegenwart, 
der Stimmung ded Momentd nachgebend, gab dem Lande eine Organifation, welche oflenbar 
bei weitem mehr von der Anficht ausgeht, daß der Unterthan gegen die königliche Gewalt zu 
fügen oder mit zahlreihen Garantien und Gautelen gegen ihre Übergriffe zu umgeben fei, 
als fie von der Überzeugung durchdrungen iſt, daß die Gleihftellung berfelben mit andern ver: 
faflungsmäßigen Gewalten eine ftrenge Gonfequenz des conftitutionellen Princips felbft if. 
Abgejehen davon, befand ih aber der Congreß auferdem no in einer nicht zu ändernden 
Abhängigkeit von andern Verhältniffen , die nicht ſowol aus der Richtung der öffentlichen Stim— 
mung im Augenblide ver Abfaffung des Grundgeſetzes ald aus der gegenfeitigen Rage der Bar: 
teien , in welche das Land zerfiel, hervorgingen. Die Revolution und alle Greignifle, welche fie 
vorbereitet und herbeigeführt hatten, waren nur durch die engfte Vereinigung der Katholiken 
und Liberalen möglich geweien ; das gemeinfhaftliche Anterefle bat dieſe Union gefhaffen und 
der gemeinfchaftliche Zweck, Abftelung der Beſchwerden zu erhalten, ihr Beftand gegeben. Mar 
hatte ſich, jolange es noch galt, die holländiſche Herrfchaft zu befämpfen, mit diefer äußerlichen 
Gemeinihaftlichfeit begnügt, und von beiden Seiten waren die unverträglihern Meinungs: 
elemente für den Augenblick in ven Hintergrund getreten. Als aber der Zweck erreicht, die Lin: 
abhängigfeit errungen, da mar zu befürchten, daß die Gegenſätze, melde zwifchen der liberalen 
und Eatholifhen Partei in mehrfacher Beziehung beſtehen, die Herftellung der Ginbeit, welcher 
der junge Staat vor allem bedurfte, erfchweren würde. Um dieſer Gefahr, der brobenpften von 
allen, zu begegnen, weil fie die politifche Kebensunfühigkeit des neuen Königreich8 in feinem 
Innern felbft bewieien hätte, mußten nothwendig diejenigen Inftitutionen, auf welche jich jene 
Meinungsverfhiedenbeiten hauptfächlich bezogen, auf fo breiten Bafen organifirt werben , daß 
Demjenigen, was von jeder Partei ald Recht und Pflicht angefproden warb, in feiner Weife 
durch die Verfaffung zunabe getreten wurde. Diefe Nothwendigkeit wurde allgemein begriffen, 
und Katholiken und Kiberale waren darüber einig, in der neuen Verfaflung die ausgedehnteite 
Religiond:, Gewiſſens-, Preß- und Unterrichtöfreiheit einzuführen. Dem Congreſſe blieb nichts 
Anderes übrig, ald dem Zuge zu folgen und diefe Prineipien ald Grundlagen der gefelligen 
Ordnung feierlich zu reclamiren. Staat und Kirche wurden nun in nothiwendiger Folge davon 
vollfommen getrennt, die legtere von allen Rückſichten auf den erftern frei gemadht, der Aut: 
übung eines jeden Eultus feine andere Grenze geſteckt als die rein polizeiliche Beſtimmung, die 
öffentliche Muhe nicht zu lören, dem Staate jede, auch die allerentferntefte Ginwirfung auf 
religiöfe Angelegenheiten unterfagt, die vollfommene Freiheit des Unterrichts verkündet, jede 
Beauffihtigung, jede Leitung von Seiten des Staatd abgeftellt, die Nothiwendigkeit des Beweiſes 
der Befähigung , um irgendein Lehramt auszuüben, durchaus abgefhafft und dem Staate dad 
Net, Lehranftalten zu errichten, nur in demſelben Grade, nicht mehr und nicht weniger, wie 
jedem Bürger zuerfannt, ihm aber zugleich die Verpflichtung auferlegt, feine Lehranftalten nur 
durch Das Geſetz, das heißt unter Mitwirkung der Kammern, zu organijiren. Die abfolutefie 
Preßfreiheit, fowie Die ebenfo unbefhränfte Affociationsfreiheit waren nur, wie man leicht ein- 
ſieht, die unentbehrlichen Corollare jener beiden erften Principe. 

Diefe großen forialen Freiheiten waren neu in dem Lande, weniger waren es die Grunt- 
füge, nach denen man die Verwaltung , im firengern Sinne des Wortes, ordnete. Die ſtädtiſchen 
und provinziellen Ginrihtungen der niederländifhen fowol wie der frühern Verfaffungen ent: 
hielten fait alle Principe, von denen man ausging; die Art von self-government, bie in einer 
den engliihen Inftitutionen fi) nähernden Weife hergeftellt wurde, ift alt in Belgien, und das 
eigentliche hiſtoriſche Element der Gonftitution ift bier zu ſuchen. Der Gongref befand üich Bier 
auf gefhichtlihen Boden und gab nur alteinheimiihen Formen neues Leben. 
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Bon welchem Geſichtspunkte man auch diefe Verfaffung beurtheilen mag, das @ine muß 
immer zugegeben werben, daß jie eine große und in mehr ald einer Rückſicht wichtige fociale und 
ſtaatswiſſenſchaftliche Bedeutung hat. Es ift ein Verſuch von dem höchſten und allgemeiniten 
Intereſſe, deſſen Erfolg reich an Belehrungen der verfchievenften Art fein wird. Die Idee des 
Staats findet ſich Hier in einer von der gewöhnlichen höchſt abweichenden Weiſe aufgefaßt, fein 
Wirkungskreis ift auf ein Minimum zurüdgeführt, während der aller Elemente ver Gejellichaft, 
die nicht Regierung jind, über die Maßen ausgedehnt ift. Es fragt fi, ob ein folder Zuftand 
auf die Dauer beftehen kann, ob e8 mit dem Grabe politifher Entwidelung, auf dem das ftaat- 
liche Leben in unferer Zeit jich befindet, überhaupt übereinftimmend ift, ein Maf von Freiheiten 
zu geben, die mit vemBildungsgrade eines großen Theils der Bevölferungen nicht im Einklange 
ftehen und daher den wahren Bedürfniffen des Volks nicht immer entfprechen fönnen. Es fragt 
ſich, ob die Löfung, welche die belgifche Gonftitution den großen Gontroverfen über das Berhält- 
nig von Staat und Kirche, Preß- und Unterrichtöfreiheit gegeben hat, der wahren Natur diefer 
Inftitutionen und ihrer Beziehung zur Gejellihaft entfpricht. Wie auch die Antwort ausfallen 
möge, und jie muß verfchieden fein nach den verfchiedenen Ausgangspunften der Deurtheilung, 
joviel ift gewiß, daß die Nation, welche die Löfung auf diefem Wege verfucht, ſich eine ſchwere 
Aufgabe geftellt hat, die aber eben ihrer Schwierigkeit wegen höchſt beveutfam ift und Theil: 
nahme und Aufmerffamfeit von Seiten aller Derer verdient, denen bie Förderung des ſtaat— 
lichen Lebens überhaupt am Herzen liegt. Die Erfahrung der legten Jahre hat über allen 
Zweifel herausgeftellt, daß die Aufrechthaltung der gefelligen Ordnung, die Förderung der 
öffentlihen Wohlfahrt mit diefer Gonftitution möglich ift; Belgien hat durch die That bewieſen, 
daß der Staatszweck auch unter ver Herrfhaft fo ausgedehnter Freiheiten erreicht werden kann. 
Allerdings kann nicht geleugnet werden, daß die füchtige, auf Ordnung und Geſetzlichkeit gerich⸗ 
tete Gefinnung , welche jich faſt allgemein bei ven Bevölferungen findet, viel zu diefem Reſultate 
beigetragen hat. Außerdem machte fich feit den erften Zeiten der Gonftituirung des Staats auf 
politifchem Gebiete neben der eraltirten, die an ſich ſchon fo großen Freiheiten noch übertreiben: 
den, injeder Weife ertremen Meinung eine gemäßigtere, nad Sicherung des Gemwonnenen, 
Befeftigung deö neu Erftandenen ftrebende geltend, die an vem Könige einen ebenfo erleuchteten 
Leiter wie fihern und feften Haltpunft fand, und der ed, auf eine immer zunehmende Majorität 
in den Kammern fi flügend, gelang, das Land vor Exceſſen zu bewahren, die nur zu feinem 
Verderben dienen konnten, und den Angelegenheiten eine Richtung zu geben, die deffen wahren 
und wefentlichften Intereffen fördernd entſpricht. 

Anders verhält es fich mit der Bedeutung der Gonftitution für die Entwidelung und Aue: 
bildung der politifhen Nationalität des Landes. Der belgifche Staat befteht aus mehren unter 
fih durch Urfprung und Gharafter verfchiedenen Elementen, die, äußerlich durch daſſelbe 
Grundgefeg, durch diejelben Inftitutionen zufammengehalten , in ihren innern Bezügen doch 
noch viel Getrenntes, ja Gegenfägliches aufweifen. Diefe germanifhen und romanifchen Be— 
ftanptheile zu einem einzigen und nationalen Typus zu verarbeiten, ift eine Aufgabe, von deren 
Löſung die Zukunft ded Landes mehrfach abhängt. Man fieht leicht ein, wie wichtig und ent: 
ſcheidend dafür die VBerfaflung, unter deren Ginwirfung dieſe Verfchmelzung vor fih gehen 
ſoll, wird. Und hier kann nicht verfannt werden, daß die Tendenzen und Grundfäge derfelben 
diefer Ginigung hindernd in ven Weg treten durch die große Summe von Freiheiten , die fie den 
einzelnen Elementen der öffentlihen Ordnung gewähren. Mehr als wo anders zeigen fid) auf 
diefem Gebiete die Nachtheile, welche die zu ſchwache Conſtituirung der Gentralgewalt, von 
welcher jene Einigung und Verſchmelzung befonders bemerfftelligt werben fol, nad) ſich zieht. 
Die innere Conſiſtenz des Staatd, die Feftigfeit und Cohäſion feiner einzelnen Theile, das active 
Bemwußtfein ver Nationalität, des volföthümlichen Lebens, das Die Duelle eines eigenthümlichen 
Schaffens wird und ohne welches die in den Verträgen zugeficherte Unabhängigkeit und Selb: 
ftändigfeit ein todter Buchſtabe bleibt, eine Form ohne Kern, ein Körper ohne organifches 
Leben, die Momente mit einem Worte, welche die politifhe Nationalität innerlih gründen, ji 
fihern und bewahren — das Alles wird durch dieſe Gonftitution wenig befördert und begünftigt, 
und das Bewußtfein der Mangelhaftigkeit und Unvollfonmenheit der legtern in diefer Bezie— 
hung muß, wenn eö ſich, wie das nicht ausbleiben kann, geltend gemacht haben wird, der Aus— 
gang von Reformen werden, deren notwendiger und hauptfähhlichiter Zwed die Erweiterung 
und Ausdehnung der Gentralgemalt ift. 

- Die innere Gefchichte Belgiens, feit der Annahme der Berfaffung und ihrer Vollendung 
durch die Inauguration ded Königs, zeigt ald hervortretended Moment das Beftreben, die Orgas 
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nifation und innere Begründung bed Staats auf den durch das Orundgrfeg gegebenen Bafen 
durchzuführen und zum Abjchluffe zu bringen. Die Nachwehen ver großen Aufregung ded 
Sahres 1830 verhinderten oft in den erften darauf folgenden Jahren, daß diefe wichtige und 
folgenreiche Arbeit mit der erfoderlihen Ruhe und Reife der Überlegung gefördert wurde. Die 
oben ſchon bezeichnete extreme Anſicht machte jih zu wiederholten malen da geltend, wo ihr 
Gegentheil hätte vorherrſchen follen; aber ver entſchiedene Widerftand, den ihr die Megierung 
entgegenjegte, und die Unterſtützung, melde die Beftrebungen derjelben bei ven Kammern und 
in der Öffentlihen Meinung fanden, fowie die mit jedem Jahre größer werdende allgemeine 
Beruhigung der aufgebrachten Gemüther lief fie allmälig immer mehr in den Hintergrund 
treten. Die Umformung der Inftitutionen, welche den Grundſätzen der Gonflitution nicht ent: 
ſprachen, war ber erjte Gegenftand, mit dem die geſetzgebende Thätigkeit ſich beihäftigte. Das 
Geihworenengeriht und die Preßgeſetzgebung wurden noh im Jahre 1851 nad den neuen 
Grundlagen organifirt. Die Reform der übrigen Theile des Gerichtsweſens fand im Jahre 1852 
ſtatt; fie war von einer Reviſion der Geſetzbücher begleitet, infolge deren mehre nicht unwich— 
tige Veränderungen in die Strafgefeggebung eingeführt wurden. Seit 1855 beſonders beganı 
eine neue Entwicdelungdperiode für das Land. Die Konvention vom 21. Mai 1855 ficherte 
ihm den Statusquo und machte der Ungewißheit und Bejorgniß, melde die äußern Verhältniſſe 
immer noch eingeflößt , wenigſtens proviforish ein Ende. Die Angelegenheiten nahmen einen 
georpnetern Gang, und die öffentliche Thätigfeit begann jich der Plege und Ausbildung der 
innern Intereflen zuzumenden. Die Sefjionen der Kammern, anftatt mit ſterilen und oft ftören- 
den Discuffionen über die äußere Politik fich zu beichäftigen, wie e8 bisher meiftens der Fall 
gewefen war, wurden nun mit Berathung organifcher, ven innern Ausbau der gefeglihen Ord— 
nung und den Wohlitand des Landes bezwedender Befege erfüllt. Zu den eiftern gehören 
bejonders die Gejege, weldhe die Organifation des Gemeindeweſens und bie der Provinzial: 
behörden fowie die des höhern Unterrichts zum Gegenitande haben, und die ihrer Gigentbüm: 
lichfeit wegen beſondere Berücjihtigung verdienen. Bei der Discuffion diefer Gefege trat der 
Gegenſatz der Meinungen, von dem oben die Rede, befonderd hervor. Die ertreme Anſicht 
wollte die Gemeinde und die Provinz jo unabhängig ald nur immer von der Gentralgemalt 
organifiren ; Die gemäßigtere drang auf Die Unterordnung jener unter dieſe, wenigitens in den 
Bezügen, die von allgemein ftaatlihem Interefle ind. Der Kanıpf war heftig und verzögerte 
mebre Seſſionen hindurch die Vollendung der betreffenden Geſetze, die erft im Jahre 1855 zu 
Stande famen. 

Die Grundzüge der darin aufgeftellten Gemeindeverfaflung find kurz folgende. Die Ge— 
meindeobrigfeit befteht in jeder Gommune aus dem Gemeinderatbe , dem Bürgermeifter und den 
Schöffen. Bei einer Bevölkerung bis 20,000 Seelen hat die Gemeinde zwei Schöffen, darüber 
vier. Der Gemeinderath mit Bürgermeifter und Schöffen hat wenigftens fieben, höchſtens 
51 Mitglieder nah der Einwohnerzahl. Alle Belgier, die mündig, im Bellge ver bür: 
gerliden Dechte, in ver Gemeinde wohnhaft find und einen nah der Bewohnerzahl wechſelnden 
Steuerbetrag von 15 — 100 Fr. entrichten, ſind Gemeindewähler, fie wählen den Rath, aus 
deſſen Mitte der König Bürgermeifter und Schöffen ernennt. Die Wähler find zugleih und mit 
Ausschluß aller Andern wählbar. Das Collegium der Bürgermeifter und Schöffen beruft ven 
Gemeinderath. Dieje Berufung ift notbwendig außer den gemöhnlichen Fällen, fobald fie von 
einem Drittel der Mitglieder des Raths verlangt wird. Alle Vota, mit Ausnahme der über per: 
ſönliche Angelegenheiten, werden laut abgegeben, die Tagesordnung wird von der Verfamm: 
lung ſelbſt feftgefegt. Die Offentlichfeit ver Sitzungen des Raths ift erfoderlich, jo oft Ange: 
legenheiten, vie ih auf die Finanzen und die materielle Rage ver Gemeinde beziehen, verhandelt 
werden. Der Gemeinderath vegulirt Alles, was die Intereflen ver Sommune betrifft, er beratb: 
Ihlagt über die Gegenftände, die ihm von der obern Behörde vorgelegt werden, feine Beſchlüſſe 
- bedürfen des Gutachtens ver Provinzialbebörden und der Beltätigung des Königs, wenn fie 
das Gommunalvermögen, feine Vermehrung und Verminderung betreffen. Handelt es ſich um 
Gegenftände, deren Werth nicht 1000 Fr. oder ven zehnten Theil des gewöhnlihen Burger 
der Mittel und Wege der Gemeinde betrifft, fo ift die Bejtätigung der Provinzialbehörpe hin: 
reichend. Das Lestere ift für alle das Weg: und Straßenwefen, die Communalſteuer und das 
Gemeindebudget betreffenden Beihlüffe des Raths erfoderlih. Der Gemeinderath erläßt alle 
Reglements und Verordnungen der innern Adminiſtration und der ftädtifchen Polizei, die jedoch 
in feinem Falle ven Kandesgefegen fowie ven allgemeinen und provinziellen Berwaltungsbeftim: 
mungen zutider fein dürfen. Er hat der Provinzialbehörde von allen Beſchlüſſen dieſer Art 
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innerhalb. 48 Stunden Kenntniß zu geben. Er kann feinen Berorbnungen eine. Straffanction 
geben, die jedoch in feinem Falle andere ald einfache Volizeiftrafen enthalten kann. Die Bud⸗ 
gets und Rechnungen aller in der Gemeinde befindlichen öffentlihen Wohlthätigkeitsanftalten 
bedürfen jeiner Betätigung ; er lädt durch eine von ihm ernannte Gommifjion das auf die Ge— 
meinde fallende Gontingent divecter Steuern vertheilen. Die Gemeindegüter werden von ihm 
verwaltet, er ernennt zu allen von der Commune bezahlten Ämtern und Stellen. Faßt derſelbe 
einen Beſchluß, der ſeine Befugniß überſchreitet, ſo kann dieſer Beſchluß vom Gouverneur der 
Provinz ſuspendirt werden; der Conflict wird in erſter Inſtanz vom beſtändigen Ausſchuſſe der 
Provinz entſchieden, zweite und letzte Inſtanz iſt der König. Der König kann durch eine moti— 
virte Verfügung alle Aete der Gemeindebehörden, die nicht in den Attributionen derſelben 
liegen , die den Geſetzen entgegen find oder die dad allgemeine Interefle vernichten, aufheben und 
annulliren. Das Collegium der Bürgermeifter und Schöffen ift mit Allem beauftragt, was die 
Bollziehung der Geſetze, Ordonnanzen, Beſchlüſſe der Gentralregierung , der Provinzial: und 
Gemeindebehörden angeht: es verwaltet Die Gemeindeeinkünfte und Gemeindeanftalten, es leitet 
die Öffentlichen Arbeiten der Kommune und Die Rechtäfachen derſelben, it überhaupt zur Aus— 
führung alles Deffen befugt, wofür der Gemeinderath beratheude Behörde ift. Das Collegium 
hält die Regifter des Civilſtandes. Beillnoronung und Aufruhr kann dad Eollegium ohne Zu: 
ziebung des Raths Ordonnanzen erlajlen ; doch müſſen der Rath und ver Gouverneur der Pro: 
vinz ſogleich davon in Kenntniß geiegt werden. Die Aufrechtbaltung der Öffentlihen Ruhe if 
ihm anvertraut, und der Bürgermeifter ift befugt, Die bewaffnete Macht zu diefem Zwecke zu 
requiriren.. Bürgermeifter und Schöffen find beſoldet. Alle Jahre muß ein Bericht über die 
materielle Lage der Gemeinde, den Zuſtand ihrer Finanzen, Auftalten u. |. m. Öffentlich in 
einer Sitzung des Gemeinderathö vorgelegt unbe in der Gemeinde publicirt werden. Die Bub- 
gets und Rechnungen der Gemeinde werben im Gemeindehaufe niedergelegt und fönnen dort 
von den Steuerpflidtigen ver Gemeinde zu jeder Zeit eingefehen werben. 

Die Grundzüge der Provinzialverfaflung beitehen in folgenden Beftimmungen. In jeder 
Provinz befteht ein Provinzialrath und ein Commiſſar der Regierung. Die Mitglieder des 
Provinzialvaths werden direct von den Provinzialcollegien, in denen ſich diejenigen Wähler, 
welche die Mitglieder ved Senats und der Kammer ernennen, befinden, gewählt. Der Pro: 
vinzialrath wählt in feiner Mitte einen beitändigen Ausihuß (deputation permanente). Der 
Commiſſar bei dem Provinzialrathe führt ven Titel „Gouverneur, er wird vom Könige er: 
nannt und abgefegt. Um in dem Mathe wählbar zu fein, muß man Belgier, wenigftens 25 
Sabre alt, im Genuffe ver bürgerlichen und politifchen Rechte und in ver Provinz anfällig fein. 
Die Mitglieder der Kammer und ded Senats, der Öouverneur der Provinz jowie ihr Greffier, 
die Rechnungsbeamten ded Staatd oder der Provinz können nicht in den Provinzialrath gewählt 
werden. Verwandtſchaft bis zum zweiten Grade unter zwei Mitgliedern des Provinzialraths 
fließt den Jüngern derjelben vom Rathe aus. Der Provinzialrath verfammelt ſich von Rechts— 
wegen jährlich in vem Hauptorte der Provinz am erften Dienftag ded Monats Juli zu ordent⸗ 
licher Seſſion; der König kann ihn außerordentlihermeife zufammenberufen. Die Dauer der 
orbentliben Sigung ift 15 Tage, jie fann mit Bewilligung ded Gouverneurs um acht Tage 
verlängert, auf feinen Fall über vier Wochen hinausgedehnt werden. Jedes Mitglied leiftet 
beim Beginne ver Sigung einen Eid, die Verfaflung und das Provinzialgefep zu beobachten. 
Der Nath unterfucht die Vollmachten feiner Mitglieder, ernennt ven Präfiventen und Viceprä- 
fivenien fowie die übrigen Glieder ded Bureau; feine Sigungen find öffentlich, das Votum 
wird in derfelben Weiſe wie in ven Kammern abgegeben. Die Mitgliever des Provinzialraths 
erhalten eine Entſchädigung von 5 Fr. für jeven Tag ihres Aufenthalts und 1%, Br. Reiſe— 
foften pro Wegftunde. Der Provinzialrath entfcheivet alle Angelegenheiten, welche Die Inter: 
ejien der Provinz betreffen, er ernennt die Provinzialbeamten, regulirt die Rechnungen der 
Provinz, votirt ihr Budget und veröffentlicht daſſelbe; er ift gehalten, alle Ausgaben, welche 
dad Geſetz der Provinz zur Laft legt, darin zu begreifen. Gr entſcheidet über die Einrichtung 
und Verbeilerung der öffentlichen Anftalten der Provinz, alle auf das Provinzialeigenthum 
bezügliche Fragen, fowie über die Wege: und Kanalbauten und alle auf Koften ver Provinz 
auszuführende Öffentliche Arbeiten. Er vertheilt das Gontingent der directen Steuern unter die 
Gemeinden und erläßt die Neglements für die innere Verwaltung und die Öffentliche Polizei in 
ber Provinz; er darf eine Steafianction hinzufügen, die nicht acht Tage Gefängniß- und 200 Fr. 
Geldſtrafe überfteigen kann. Seine Beihlüffe find ver föniglihen Beftätigung unterworfen, 
wenn fle ji auf dad Provinzialbunget, auf die Errichtung von Anftalten Öffentlihen Nugens, 
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auf Transactionen, die ven Werth von 10,000 Fr. überfteigen,, aufBege:, Kanal: und andere 
Öffentliche Bauten zu einem Belaufe von mehr ald 50,000 Fr., auf die Errichtung oder Unter: 
brüdung von Märkten und Mefien, ſowie auf Reglements der innern Verwaltung und ber 
Öffentlihen Volizei beziehen. Die Aufhebung eines ſolchen Beſchluſſes von Seiten der Krone 
muß innerhalb 40 Tagen, nachdem er gefaßt ift, gefchehen. Der Provinzialrath fann unter 
keinerlei Vorwande fi der Aufhebung oder Suspenſion diejer Beichlüffe widerfegen; vie Pro- 
vinzialräthe werben auf vier Jahre ernannt und von zwei zu zwei Jahren zur Hälfte erneuert. 
Jever Provinzialrath ernennt in feiner Mitte einen bejtändigen Ausſchuß von ſechs Mitgliedern. 
Die Diener der Religion, die rigterlihen und Adminiftrativbeanıten , ſowie Die des Baufaches, 
die Mitglieder ver Gemeindeverwaltung , die Advocaten , Anwälte und Notare, ſowie die Lehrer, 
die vom Staate, der Provinz oder einer Gemeinde beſoldet find, können nicht in den beftändigen 
Ausſchuß gewählt werden. Der Ausfhuß ift auf vier Jahre ernannt, erneuert ſich alle. zwei 
Jahre zur Hälfte und wird vom Gouverneur der Provinz präflbirt; die Mitglieder deſſelben 
genießen einen jährlichen Gehalt von 5000 Fr. Der beftändige Ausſchuß gibt fein Gutachten in 
allen Sachen, die ihm durch dad Gefeg oder die Regierung vorgelegt werben ; er berathichlagt 
fowol während ald außer ven Siyungen ded Provinzialraths über Alles, was die tägliche lau: 
fende Verwaltung der Brovinzialintereffen und die Vollziehung der Geſetze betrifft, für die feine 
Mitwirkung nöthig ift; er führt alle Rechtsſachen der Provinz und verfügt während der Zeit, 
wo der Brovinzialrath nicht verfammelt ift, über alle von demſelben reffortirenden Angelegen- 
beiten, die feinen Auffhub leiden. Ausgeſchloſſen davon jind nur die Budgetd: und Rechnungs⸗ 
ſachen und die dem Rathe zuftehende Präfentation der Gandidaten zuden Rathöftellen-am Appell: 
hofe und den Präſidenten- und Bicepräfidentenftellen an ven Gerichten erfter Inftanz. Uber die 
Provinzialionds kann nur infolge eined vom Ausſchuſſe erlaflenen Mandats verfügt werben. 
Bei Eröffnung der ordentlihen Jahresjigung des Provinzialraths legt er demjelben einen 
Bericht über die allgemeine Lage der Provinz vor, fowie die Rechnungen über Ausgabe und 
Einnahme und alle fonftige Vorfhläge, die er für angemeilen hält, Der Gouverneur wacht 
über die Inftruction aller dem Rathe oder dem Ausſchuſſe zu unterwerfenden Angelegenheiten, 
er wohnt den Verhandlungen des Provinzialrath8 bei, wird angehört, wenn er ed verlangt, 
und richtet an denfelben die Requijitorien , die er für gut findet. Gr allein ift mit der Ausfüh— 
rung der vom Rathe oder vom Ausſchuſſe genommenen Beſchlüſſe beauftragt, er muß, im Falle 
eines Beſchluſſes, ver die Befugniffe überfchreitet oder das allgemeine Intereffe verlegt , inner: 
halb zehn Tagen der Regierung davon Kenntnif geben; fein Necurd an dieſelbe ſuspendirt die 
Bollziehung deffelben während 25 Tagen. Hat die Regierung innerhalb dieſer Friſt nicht ent- 
ſchieden, fo bleibt der Beſchluß gültig. Er wacht über die Aufrehthaltung der Ruhe und öffent: 
lihen Ordnung in der Provinz, über die Sicherheit der Berjonen und des Eigenthums; er ver: 
fügt zu dieſem Zwede über die Bürgergarde und die Gendarmerie und fann die bewaffnete Macht 
requiriren. Er unterfudht wenigſtens einmal jährlich die Provinzialfaffe und andere Öffentliche 
Kaſſen, fo ofter es für nöthig hält. An der Spige eines jeden VBerwaltungspiftricts der Pro: 
vinz befindet fi ein Fönigliher Gommiffar (commissaire d’arrondissement), der unter der 
Oberaufſicht ded Gouverneurs und des beftändigen Ausſchuſſes die Verwaltung in den Gemein: 
ben, veren Einwohnerzahl nicht 5000 Seelen überfteigt , beaufiichtigt und über die Bollziehung 
der Geſetze u. f. w. wacht. 

Diefe Gemeinde: und Provinzialverfaflung ftellt Gemeinde und Provinz als felbftändige, 
für alle fie ausschließlich betreffende Intereflen und Geſchäfte autonome Auctoritäten hin, die nur 
infofern einer Einwirkung der Gentralgewalt unterliegen, als ihre Beſchlüſſe Beranlaffung zu 
Conflicten mit den allgemeinen Intereffen des Landes geben können. Nur in diefem Falle bat 
die königliche Auctorität das Recht eined unbedingten Einſchreitens und die nöthige Macht, folde 
Beſchlüſſe zu annulliren. Auf die innere Verwaltung der Provinz ſowol wie der Gemeinde übt 
fie durchaus feinen directen Ginfluß aus, da ihr das Recht ver Initiative für ſolche Gegenſtände 
von der Berfaffung verfagt ift und fie außerdem des wichtigften und wirffamften Correctivs, einer 
Action auf die Berfonen durch das Recht der Auflöfung der Oemeinde: und Provinzialbehörden, 
entbehrt. Die Eonftitution hat hier eine große und offenbare Inconfequenz begangen ; fie er: 
theilt der Krone die Befugniß, die Kammern aufzulöfen oder neue Wahlen zu veranlaffen, und 
verfagt ihr daſſelbe Recht in Betreff ver Provinzial: und Gemeinderäthe, nachdem fie Doch diefen 
Behörben in ihren Kreifen diefelbe Souveränetät zuerfannt hat, die jie dem Parlament für die 
allgemeinen Landesangelegenheiten gibt. 

Zu den großen organifchen Gejegen, welde die von der Verfaffung aufgeftellten Grund: 
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principe der gefelligen Ordnung zu verwirklichen beſtimmt find, iſt noch das Gejeg über vie 
PBrüfungsjury zu nennen. Die Freiheit des Unterrichts, in fo abfoluter Weile jie auch pro 
clamirt ift, jdpliept doch nicht die Nothwendigkeit aus, den Beweis befonderer Befähigung für 
die Ausübung befonderer Profefjionen zu liefern. Der Staat fann das Recht dazu nur Den 
ienigen ertheilen, die diefen Beweis geführt haben. Da infolge der Unterrichtöfreiheit aber 
Niemand angehalten werden kann, die Staatsuniverfitäten oder fonft irgendeine beftimmte 
Lehranſtalt zu befuchen , fo konnte auch feiner derſelben, ohne parteilich zu fein und ein Privile— 
gium zu ihren Gunſten zu errichten, die Prüfung der Gandidaten für den Arzt: oder Advocaten⸗ 
ftand übergeben werden. Um die nöthigen Garantien auch in dieſer Beziehung herzuftellen, er— 
richtete dad Geſetz eine befondere Inftitution, die große Prüfungsjury genannt, und fegte 
zugleich feit, daß, um das Necht ver gerichtlichen Praxis zu erhalten, man vor diejer Jury drei 
Gramina bejtehen und infolge derjelben die Diplome eines Kandidaten der Philofophie, eines 
Gandivaten des Rechts und eined Doctord der Rechte erhalten haben müſſe. Um zur ärztlichen 
Praris zugelaffen zu werben, jind die Diplome eines candidat en science, eines Gandibaten 
der Medicin und eined Doctors derfelben erfoderlih. Die Prüfungsjury befteht aus ſechs be= 
fondern Gommijjionen, deren eine die Diplome in der Philofophie gibt (man hat auch den 
Doctortitel in der Philoſophie eingeführt, welcher für alle Diejenigen nothwendig ift, die ih 
um eine Stelle anden Eollegien oder den philojophiichen Facultäten der Univerfitäten bewerben); 
drei andere die Diplome der Candidatur der Naturs und eracten Wiffenfchaften, in denen 
ed ebenfalls einen Doctortitel gibt, der Candidatur des Rechts und der Medicin; zwei andere 
endlich die Doctordiplome für das Net und die Medicin ertheilen. Eine jede dieſer Eommilftos 
nen befteht aus jieben wirflihen Mitgliedern und ebenjo viel Stellvertretern. Zwei von diefen 
Mitgliedern werden von der Kammer, zwei vom Senat und drei von der Regierung, die Stell- 
vertreter in demſelben Verhältniſſe ernannt. Ihre Functiönen dauern ein Jahr, während veffen 
die Jury zwei Sigungen, um Oftern und im Auguft bi8 September, hält. Alle Inpividuen, 
bie es verlangen , werben zum Examen ver erften Grade gelaffen, ohne daß fie ſich irgendwie 
über den erhaltenen vorbereitenden Unterricht anders ald durd die Prüfung felbft auszumeifen 
hätten. Zu den nachfolgenden Graden wird man zugelaffen, wenn man das Diplom ded unmit: 
telbar vorhergehenden Grades aufzeigen kann. Die Univerjitäten ded Staats ſowol wie die 
freien fönnen ebenfalld Diplome ertheilen,, doch haben diefelben nur eine rein wiſſenſchaftliche, 
feine Öffentliche Bedeutung. 

Unter den großen Unternehmungen, welde zur Hebung und Förderung des materiellen 
Wohlſtandes des Landes beftimmt waren, fteht die Ausführung eined umfaffenden Syſtems 
von Eijenbahnverbindungen obenan. Die Grundidee deflelben ift die Verbindung des Rhein 
mit der Schelve , des weitlihen Deutjchland mit der Nordſee, eine Verbindung, zu deren Her— 
ftellung Belgien durch feine natürliche Zage vor allem berufen erfcheint. Dem deutſchen Handel 
einen ſchnellen und jihern Weg nad dem Ocean durch belgifche Vermittelung zu eröffnen, die 
drückende Alleinherrichart, welhe Holland bisher auf.diefem Gebiete zum allergrößten Nach— 
theile der deutſchen Intereffen ausgeübt Hatte, durch die Errichtung einer thätigen Goncurrenz 
vernichten und in diejer Vermittelung neue und leichtere Abſatzwege feiner eigenen Producte, 
neue Duellen zur Hebung des eigenen Handels ſich eröffnen — das waren die Zielpunfte, nad 
denen man ftrebte und deren Erreihung nad jehsjährigen unausgefegten , eifrigen, verftändig 
geleiteten Bemühungen jegt gefichert erfcheint. Das Verdienft, ven erſten Gedanken zu dieſem 
großartigen Unternehmen gefaßt zu haben, gebührt dem Könige Xeopold, der die Ausführung 
dejlelben , obgleich fie mehrfache Schwierigkeiten fand, von den geſchickten und einjihtsvollen 
Minijtern Rogier, de Iheur und Nothomb unterftügt, mit großer Feſtigkeit durchſetzte. Im 
Augenblide, wo das Gejeg zur Belegung der großen Eifenbahn von Antwerpen bis an bie 
preußiiche Grenze publieirt wurde, am 1. Mai 1854, waren die Anjichten über die Nüglichkeit, 
die Art und Ausführung u. f. w. diefer Linternehmungen noch jehr getheilt. Kein Staat auf 
dem Gontinent befaß eigene Erfahrungen über die Refultate; die ſämmtlichen damals vorhan— 
denen Eijenbahnen betrugen nicht 50 Stunden Länge, faft Alles war zu ihaffen. Was in Eng: 
land an Vorbildern beitand, unter ganz andern Verhältnifjen nicht immer anwendbar ſchien. 
Belgien war außerdem nad außen hin noch nicht vollftändig conftituirt und durch die Nothwen—⸗ 
digkeit, feine Armee auf dem Kriegsfuße zu erhalten, zu den allerbedeutenpften Ausgaben vers 
pflichtet. Trotz aller dieſer Schwierigkeiten ging man mit frifhem Muthe und einem Selbit: 
vertrauen, dad, vom Throne ausgehend, alle Glajfen der Nation durchdrang und durch ven 
Erfolg gerechtfertigt wurde, and Werf, Die Ausführung der Entwürfe fiel dem Staate anheim, 
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und es ift nicht das geringſte Verbienft Belgiens, durch fein Beiſpiel die wichtige, fo vielfach 
bewegte Frage: wer Eifenbahnen bauen folle, ob der Staat oder die Gefellfhaften? zu Gunſten 
ded erftern entſchieden zu haben. Man darf durch die in Belgien gemachten Erfahrungen als 
feftgeftellt anſehen, daß in jedem Lande die Eifenbahnlinien , weldye die großen Mittelpunkte 
der Gonjumtion zu verbinden beftimmt find, vom Staate ausgeführt werden müflen, während 
die Herftellung der Zweigbahnen, die die verfchiedenen Gentren der Production mit jenen Linien 
in Verbindung fegen, der Privatinduftrie überlaffen werden können. W. A. Arendt. 
Belgien ſeit 1840. I. Die politiſche Geſchichte. — Eine neue Phaſe der politis 
ichen Entwidelung begann für Belgien mit der am 19. April vom brüffeler Gabinete unterzeid: 
neten Annahme des Londoner Gonferenzprotofoll® vom 22. Jan. 1839 nebit ven 24 Artifeln, 
wodurch die territorialen Verhältniffe zu Holland und dem Deutfchen Bunde und die finanzielle 
Liquidation mit Holland definitiv geregelt wurden. Von jegt an beginnt eine immer fchärfere 
Ausprägung ber beiden Hauptparteien, welche vor Erledigung jener Differenzen mit politifcher 
Klugheit die innern Streitfragen vertagt hatten, um nicht bei innern Zerwürfniffen vor ben 
Augen der europäiſchen Großmächte, in deren Händen die endgültige Negelung der Verbält- 
niſſe lag, an Anfeben und Macht einzubüfen. Von jegt an tritt aber die Sonderung der ver- 
fbiedenartigen Elemente immer ftärker hervor. Zwar fehlen nicht die VBermittelungsverfuche, 
denen ſich die Krone befonders geneigt erweift, in verfchiedenen audgleihenden fogenannten 
Trandactionsminifterien. ine größere Annäherung und Ausgleihung unter ven Parteien 
muß auch fiherlih von allen Freunden des Landes ald das wahre Ziel der Entwidelung ange: 
ſehen werben, welche unter dem Horte der allfeitig geadhteten freien Verfaffung und bei dem 
rechtlichen und gejeglihen Sinne der Bevölkerung in friedliher Weife vor jib geben kann 
Aber zur Zeit ift’dod der Gegenfag und Kampf unter den Parteien noch vorberrfchend, wenn 
auch durch die Weisheit ver Regierung und eine gemäßigte Majorität biejegt noch alle Haupt: 
fragen bei der gejeglichen Erledigung eine vermittelnde Löſung erbalten haben. Der Gang 
der politifhen Entwidelung, wie er befonders in der Anfeinanvderfolge der Minifterien feinen 
Ausdruck fand, ift in der Kürze folgender. . 
Nach der Auseinanderfegung mit Holland erfuhr vie katholiſche Bartei (um dieſen, einmal 
in der politischen Terminologie des Landes eingebürgerten, wenngleih ungenauen Ausdrud 
zu gebraudyen), welche in ihren Häuptern auf VBerwerfung der 24 Artikel gedrungen und mit 
friegerifchem Widerftande felbit durb Berufung des polnischen Generald Skrzynecki gedrobt 
hatte, den natürlihen Rückſchlag von dem friedlidhen Ausgange der Dinge. Das Land war in 
Gefahr, der König in große Verlegenbeit gebracht worden. Das katholiſche Minifterium fab 
fih daher bald zum Nücktritt genöthigt und wurde im März 1840 durch das gemäßigt libe— 
rale Miniſterium Lebeau-Rogier erfegt. Diefed Cabinet ermangelte aber, bei ver fleinen ım- 
ſichern Majorität in der Kammer ver Abgeoroneten, der’ für eine eriprießlihe Verwaltung nö: 
tbigen Kraft, und ald der Senat in feiner durch feinen Act des Minifteriums motivirten Oppv- 
fition fo weit ging, daß er fogar in einer Adrefle an ven König eine Anderung des Gabinets 
beantragte, jo trat das Minifterium, da der König, angeſichts der im Lande entftandenen großen 
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zurüd und wurde nad einigem Zögern am 15. April 1841 durch ein fich felbft fo nennendes 
Transactionsminifterium, unter der Leitung Nothomb's, eriegt. Diefem Minifter, einem ver 
gebilvetiten und gewandteften Staatömänner Belgiend, welcher unter äußerſt ſchwierigen Ber: 
hältniffen an die Spige der Gefchäfte trat und ſich durch die entſchiedene Oppoſition der libere: 
len Partei weiter nad der andern Seite gedrängt ſah, ald er ed wol felbft gewünscht hate, 
verdankt das Yand die Durdführung ſehr wichtiger Geſetze. Zunächſt wurden von diefem Mini: 
flerium bedeutende, allerdings ſchon vorbereitete Schiffahrts⸗ und Handelsverträge abgefchloffen. 
ein Schiffahrtdvertrag mit Dänemark am 15. Juni 1841, mit Ofterreih am 25. Oct. 1841, 
mit Hannover am 25. Jan. 1842. Von befonderer Wichtigkeit war der Handelsvertrag mit 
Franfreidh vom 16. Juli 1842, zunächſt für vier Jahre, wodurd die belgifchen Linnenmaaren 
von ber kurz vorher durch eine franzöſiſche Ordonnanz angeordneten Zollerhöbung, melde für 
dieſe belgiſche, beſonders flandrifche Induftrie ein Todesſtoß geweſen fein würde, befreit blieben, 
von Seiten Belgiens dagegen der Eingangszoll auf franzöſiſche Weine, Seivenwaaren um 
Salz Herabgefegt wurde. Diele Begünftigung wurde am 28. Aug. 1842 proviforiich auch den 
Weinen und Seidenwaaren des Zollvereind eingeräumt, mit welchem endlich, nach mehren 
Differenzen, am. Sept. 1844 ein Schiffahrts-, Handels: und Durchfuhrvertrag abgefchloifer 
wurde, der Belgien große Vortheile gewährte, aber auch die @ifeninduftrie des Zollvereing, be 
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fonders Rheinpreußens, fehr begünftigte. Berner wurde ein längſt erfehntes Gefe über Ent: 
ſchädigungen für die durch die Revolution verurfadhten Berlufte, befonderd in Antwerpen, vos 
tirt, fowie ein für die Meeresfüfte erſprießliches Geſetz über die nationale Fiſcherei. Mit großer 
Dppofition von Seiten der liberalen Bartei wurden dagegen mehre politifche Geſetze vom 30, 
Juni 1842 votirt, wodurch Die Negierung, in Abänderung des Gemeindegejeped von 1856, 
das Recht eingeräumt erhielt, den Bürgermeifter auch außerbalb des Gemeinderaths zu ernennen, 
Erſterm allein die Handhabung der Bolizei übertragen und dad Mandat eines Gemeinderathé 
von ſechs auf acht Jahre verlängert wurde (melde Abänderungen man 1848 wieder aufhob). 
Eine Akademie der Mediein wurde am 19. Sept. 1841 aearündet, unter ven vier Univerfitäten 
ein Goncurd über Preisfragen eröffnet, die Prüfungsjurv für die Studirenden mit billigerer 
Berückſichtigung jeder Univerfität beſetzt. Das Hauptverdienft erwarb ſich aber das Minifte: 
rium durd das Gefeg vom 25. Sept. 1842 über den Volfdunterricht, weldyer, bei der von ver 
Verfaſſung aufgeftellten Unterrichtseinheit und der Unabhängigkeit ver Geiftlichkeit, deren 
Mitwirkung für diefen Bildungszweig doch nothwendig war, ſich ſehr ſchwer organifiren und 
unter die Oberleitung des Stants bringen lieh. Das Gejeg erzielte aber doch eine Regelung 
des Glementarunterrichtd in einer den Verhältniffen im Ganzen entfprehenden Weiſe auf 
Grundlage des Zufammenwirfens ver Gemeinde, ver Geiftlichkeit, vem ſtändigen Ausfchuffe ver 
Provinzialvertrerung und der Regierung. Nach dieſem Gefege muß in jeder Gemeinde eine von 
ihr gegründete oder, mit Zuftimmung des ftändigen Provinzialausfhufles, adoptirte (wenn 
aud von Privaten, insbefondere Beiftlichen geleitete) Volksſchule beiteben. Gin Schulzwang 
überhaupt beftebt jedoch nicht. Die Gemeinde ift verpflichtet, Armenkindern, auf Verlangen der 
Altern, unentgeltlihen Unterricht zu verihaffen, jedoch nur in der von der Gemeinde bezeich: 
neten Schule, ſodaß nicht, wie eine katholiſche Fraction e8 verlangte und worauf ſich die Haupt: 
discuſſion concentrirte, auch nicht adoptirte Privatichulen dieſe Kinder aufnehmen und von der 
Gemeinde die Bezahlung ded Schulgelves verlangen könnten. E8 beftehen Diftrictd: und Pro: 
vinzialinfpertoren, welde Letztere ſich jährlich zu einer Gentralcommiffton unter dem Worfige 
des Minifterd vereinigen. Neben dieſen Infpectoren des Staats fünnen die kirchlichen Behör: 
den gleichfalls Infpectoren zur Überwahung des religiöfen und fittlichen Unterrichts ernennen, 
und die Bifchöfe ſowie die Konitftorien der vom Staate befoldeten Eulte fünnen fich auch in der 
Gentralcommifjion dur einen Delegirten mit nur confultativer Stimme vertreten laſſen. Die 
Schullehrer werden von den Gemeinden unter denjenigen Candidaten gewählt, die während 
zweier Jahre eine der vom Staate gegründeten oder beaufjihtigten Bildungsihulen beſucht 
haben. Der Gehalt des Schullehrers joll, außer ver Wohnung, nicht unter 200 Fr. fein. 
Dieſes fhlieplih mit einer großen Mehrheit angenommene Gejeg hat auf die Hebung deö 
Volksunterrichts ſehr vortheilhaft eingewirkt. Cine legte Zudung der orangiftiihen Partei war 
die ohnmächtige, jogleich erſtickte Gonfpiration vom November 1841, an deren Spiße ſich die 
Generale außer Dienit Banderneer und Vanderſmiſſen geftellt hatten. 

Die Rage des ſchon mehrfach modificirten Minifteriums Nothomb war aber, trog aller 
geihäftlihen Negiamfeit, immer ſchwieriger geworden. Die liberale Bartei hatte bei den Halb⸗ 
wablen für die Kammer der Abgeoroneten 1841, 1845 und 1845 langfame, aber immer 
größere Kortichritte gertacht. Die legten Wahlen beftimmten das Minifterium zum Nücktritte, 
und fur; darauf im Juli 1845 wurde van de Weyer am die Spige der Verwaltung berufen, 
um das Syftem der Vermittelung, jedoch in mehr liberaler Richtung, fortzuführen. Allein die 
zunächſt geſetzlich zu löfende Frage des mittlern Unterrichts, in welcher er die Rechte der Staats— 
gewalt, in entfhiedener Abweiſung der fhon früher veröffentlichten Grundſätze des lütticher 
Biſchofs van Bommel, gewahrt willen wollte, braditen ihn in Zwieſpalt mit feinen bei— 
den Gollegen Deshamps und Malou und beftimmten ihn fchon im April 1846 zur Nieder: 
fegung des Portefeuille. Die Krone ſah fi in großer Verlegenheit. Der König ent- 
ſchloß jich endlich, va ein Vermittelungsminifterium nicht weiter möglich war, ein rein katholi— 
ſches Gabinet, unter der Leitung des Grafen de Iheur, im Mai 1846 zu berufen, welches 
aber, wie fi bald zeigte, in der That der Lage der Verhältniſſe im Lande und in der Kanımer 
nicht entfprechend war. Die liberale Partei glaubte nun die Misftimmung im Lande über 
dieſes Cabinet benugen und alle ihre Kräfte in allen Nuancen zu einem concentrirten einheit: 
lichen Handeln aufbieten zu müflen. Zu diefem Zwecke veranftaltete der liberale Verein zu 
Brüffel, l’Alliance, im Juli einen allgemeinen Gongrefi, der von 360 Mitgliedern, meiſtens 
Abgeoroneten anderer Vereine, befhidt war, und wo man ſich über folgende leitende Grundſätze 
einigte: 4) Allmälige Herabfegung des Wahlcenfus auf das von der Berfafjung beſtimmte 
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Minimum von 20 (holl.) Glon; fofort jedoch eine Beifügung der fogenannten Gapacifäten 
(liberalen Brofefionen), wenn jie wenigſtens diejen niedrigften Genjus bezahlen, zu den Wäth: 
fern; 2) die Unabhängigkeit der Givilgewalt von jedem Einfluffe ver Geiftlihfeit; 5) and: 
ſchließliche Autorität ded Staats über jeden vom Staate gewährten Unterricht ohne officielle 
Beiziehung der Geiſtlichkeit; A) möglichfte Befreiung des niedern Klerus von dem Drucke ber 
bifhöflihen Gewalt. Die im nächſten Jahre 1847 folgenden Halbwahlen gaben der liberalen 
Meinung aud) in der Kammıer eine ausgeſprochene Majorität; das Minifterium de Theur 
trat ab, und ver König nahm feinen Anftand den gemäßigten Häuptern der liberalen Meinung, 
Rogier, d'Hoffſchmidt u. A., die Verwaltung anzuvertrauen. Das neue Gabinet nahm in fein 
Programm die Zuziehung der Gapacitäten zu den Wahlen und die Unabhängigkeit der Eivil: 
gewalt auf, ſprach ji für eine gemäßigte Zollreform beſonders hinfichtlih der Lebensmittel 
aus, erklärte die Stellung der in großen Nothitand gerathenen flandrifchen Provinzen für eine 
Ehrenſache des Landes (ein Wort, das bisjegt noch verpfändet bleibt), entwidelte jedoch 
feine Thätigkeit mehr auf dem Gebiete der Adminiftration durch reelle vortrefflihe Maßregeln, 
durch Errichtung einer großen Anzahl von Aderbau= und Gewerbeſchulen, durch Fürſorge- und 
VPenſionskaſſen, welche auf Antrieb der Regierung in den großen Fabrifen für die Arbeiter 
‚errichtet und zum Theil vom Staate mit einem Zufchufle ausgeftattet wurden, und ſelbſt durch 
Gründung eines beſondern Arbeiterordens. 

Es war eine glüdlihe Fügung, daß der Ausbrud der Februarrevolution in Frankreich 
dieſes gemäßigte liberale Minifterium an der Spige ver Gefhäfte fand. Bei der innern Rube 
und Befriedigung der Gemüther fcharte ih das Land einmüthig um den König und Die Ver— 
faffung, und gerade die Häupter der liberalen Partei von allen Karben zeigten die größte Ent: 
fhloffenheit, jedem Aufruhrverfude mit Kraft entgegenzutreten, ſowie fie auch dem Könige, 
der jelbft einen Augenblid über die Stimmung und Wünfche des Landes geihwanft und fid 
jogar zur Niederlegung der Krone bereit erklärt hatte, die entſchiedenſten Berfiherungen über 
die Anhänglichkeit des Landes an feinen Fürften und die jegigen Inftitutionen gaben. Den Be: 
weis lieferten bald die allgemeinen entdufiaftifhen Kundgebungen im Lande und in der Bür: 
gerwehr, bejonders ald man den an fi lächerlichen Verſuch des Einfalls einer in Frankreich 
gelammelten, aber jogleidh beim Überſchreiten der Grenze von den belgiſchen Truppen theils 
zerſprengten, theild gefangen genommenen Bande vernahm. Das Band zwiſchen König und 
Bolf wurde, fann man jagen, zum zweiten male, aber auf das feftefte geknüpft. Auch bei dem 
Könige mußten mande Bedenken ſchwinden, die wenigſtens gegen einen Theil der liberalen 
Partei hatten obwalten können, als fi die Führer der entjchiedenften Fraction, wie Delfofle 
und Verhaegen, als aufrichtige und entjchloffene Anhänger der Dynaftie und der Verfaflung 
zeigten. Mehre von der liberalen Bartei gewünfchte Anderungen wurden jet fchleunigft von 
den Kammern votirt, die frühern Abänderungen des Gemeindegefege# wieder aufgehoben, der 
Wahlcenſus gleihförmig für das ganze Land auf 20 Glon. feftgeftellt, aber auch die Unverträg— 
lichkeit jeved Staatdamts mit dem Parlamentdmandate votirt (was in diefer Ausſchließlichkeit 
der einjihtövollen parlamentarifhen Behandlung der Gefhäfte Abbruh gethan zu haben 
Iheint), der Zeitungsftempel aufgehoben, mehre finanzielle Maßregeln genommen, um den 
Militärbevürfniffen zu genügen und den dur die politifche Krife erhöhten Notbitand zu 
erleihtern, namentlih in Blanderm für 4 Mil. Fr. Waflerbauten und für 700,000 Fr. 
Wegebauten ausgeführt. 

Die neuen Wahlen, welche infolge des neuen Wahlgefeges im Juni 1848 eintraten, gaben 
der liberalen Meinung weitaus dad Übergewicht. Jetzt wurden für den Unterricht mehre wid: 
tige gefeglidhe Anordnungen getroffen. Die feit Jahren immer hinausgeſchobene Frage einer 
befjern Organifation der Prüfungsjury wurde im Sinne der Negierung, mit Aufhebung 
einer Intervention der Kammern bei Ernennung der Graminatoren, gelöft, der Übergang 
vom Gymnaſium zur Univerfität von einen Gramen abhängig gemacht, dabei aud) die Frage 
über die Sprachverſchiedenheit dahin gelöft, daß es dem Eraminanten frei ſtehen folle, ji in 
ber franzöjifchen, vlämifchen oder deutſchen Sprache prüfen zu laflen. Am 14. Febr. 1850 
wurde ein Scifjävertrag mit Rufland zu Berlin geſchloſſen, ver officielle Verkehr mit diefer 
Macht wieder hergeftellt, und mit den in der belgifchen Armee angeftellten Polen ein gütliches 
Abkommen getroffen. Am 11. Det. 1850 ftarb die durch ihre Herzendgüte ausgezeichnete und 
allgemein verehrte Königin Luiſe, bei welcher Gelegenheit das Land durch allgemeine Trauer 
abermals feine Anhänglichkeit an die Dynaſtie fund gab. 

Erit 1850 ift ein dfterer Gabinetöwechfel eingetreten, wobei jedoch, bis zum Gintritt des 
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gemäßigten katholiſchen Minifteriums von Dededer am 29. März 1855, die liberale Färbung 
vorwaltete. Die Wahlen von 1852, 1854, 1856 waren immer mehr zu Gunften ver gemäßigten 
liberalen und zulegt der katholiſchen Partei ausgefallen; die Änderungen in den Minifterien 
und in der innern Politik hingen damit natürlich zufammen. Nach außen zeigte ſich aber Re: 
gierung und Land ſtets einmüthig in der Wahrung der neutralen Unabhängigkeit der Ver- 
faflung. Gine befondere Aufmerffamfeit war die Regierung gendthigt der Entwidelung der 
Dinge in Franfreicd zuzumenden. Das unfreundlide nahbarlihe Verhalten, welches der 
Prinz Präjident und aud) noch jpäter die faiferlihe Regierung gegen Belgien an ven Tag leg: 
ten und das erjt fpäter jich wieder erwünfchter geftaltete, ala Frankreich fi inniger mit Eng⸗ 
land zum Schuße der Türkei gegen Rußland verbündete, nöthigte die Negierung, um auf alle 
Eventualitäten gefaßt zu fein, zu manden bedeutenden Ausgaben für militärifche Bedürfniſſe 
und zu neuen Befeftigungen von Antwerpen. Die Kammern gingen hierbei mit der Regierung 
bereitwilligft Hand in Hand. Ihrerfeitd that Die Regierung Alles, was mit der Verfaffung 
verträglich war, um der franzöſiſchen Regierung allen Grund zu Klagen zu nehmen. Ein Ge: 
feg über Beftrafung von Beleidigung befreundeter Negierungen und Souveräne durch bie 
Preſſe wurde unter dem Minifterium de Broudere 1852 eingebradht und angenommen. Die 
Bernuiblung des Kronprinzen Leopold, Herzogs von Brabant, mit der Öfterreichifchen Exzher: - 
zogin Marie, Tochter des verflorbenen Erzherzogs Joſeph von Ofterreih, am 22. Aug. 1855, 
bei welcher die Abwejenheit des franzöſiſchen Gejandten die Misftimmung von deſſen Regie: 
rung über diefe, im ganzen Lande mit Jubel aufgenommene Verbindung anzudeuten ſchien, 
war doch ſchließlich nicht ohne Einfluß auf ein rückſichtvolleres Verhalten Frankreichs gegen 
Belgien, und die Reife des Königs nad) Boulogne, Anfang September 1854, wo er mit dem 
Kaifer Napoleon, dem König von Portugal und Prinz Albert zufammentraf, nachdem ſchon 
am 30. Jan. der Prinz Napoleon Bonaparte einen Beſuch am belgiſchen Hofe abgeftattet hatte, 
fann wol ald der Enppunft dieſer politifhen Differenzen betradytet werden. Die hauptſäch— 
lichiten Gefege und Maßregeln, welche, beionders feit 1850, zur Annahme und Ausführung fa: 
men, jind folgende: Mit Sardinien wurde am 24. Jan. 1850 ein Handeld: und Sciffahrts- 
vertrag; mit Preußen am 22. Sept. ein Handelsvertrag abgeſchloſſen; durch einen Vertrag 
mit den Niederlanden im Juli 1851 wurden die Schiffszölle auf der Maas aufgehoben. In 
der Kammerfefftion von 1851—52 bewilligten die Kammern 4,700,000 Fr. für außerordent— 
lihe Militärbebürfniffe, nahmen ein Erbfteuergejeß an, votirten eine ſchon längft nothwendig 
gewordene Umarbeitung des Strafgefegbudß, eine Reform der Zoll: und Handelsgefeggebung 
im Geifte einer größern Freiheit. Lange dauerten die Unterhandlungen mit Franfreih um 
Erneuerung ded Handelövertragd von 1846, welder am 9. Aug. 1852 erlofh. Das belgiſche 
Minifterium willigte ein, die ausgedehnte Induftrie des belgiſchen Nahdruds (der übrigens 
den Häufern und Geſellſchaften, vie ihn betrieben, feinen Segen gebracht, indem Die meiften 
fallirt haben) zu opfern, und ein Vertrag zur Sicherftellung des geiſtigen Eigenthums wurde 
am 25. Aug. 1852 mit Frankreich abgefhloffen. Der neue belgifch = franzöfiiche Handels— 
vertrag Fam aber erft im Jahre 1854 zu Stande, der im Wejentlihen nur eine Erneuerung 
des Vertrags von 1846 war und der belgifchen Inpuftrie um fo weniger Begünftigungen ge: 
währte, als diefelbe jegt felbft ven Bedarf an Kohlen nicht im Lande befriedigen fonnte und 
ein Gefet vom 23. Dec. 1855 wegen zollfreier Einfuhr fremder Kohlen dem Audfalle abhelfen 
follte. Der Handelövertrag mit dem Zollverein von 1844, welcher mit Ende 1855 erlofch, 
wurde nicht wieder erneuert. Im Januar 1855 erhielt durch ein Gefe das Heerweſen eine 
neue Regelung. Das Heer foll danach auf dem Friedensfuße 50,000, auf dem Kriegsfuße 
100,000 Dann betragen ; die Dienftzeit wurde auf 10 Jahre verlängert. Die Kammern be= 
willigten hierfür einen außerordentlichen Credit von 52 Mill. Fr. In diefer Sefjion ſchafften 
pie Kammern die meijten Prohibitiv- und Ausgangszölle ab, jowie fie auch, befonderd zur Ver: 
mehrung des als unzureichend erfannten Materials, für dad Eiſenbahnweſen einen Credit von 
faft 5 Mill. Fr. bemilligten und die jährliche Dotation für dad Haus des Kronprinzen, ftatt 
der von der Negierung verlangten AU0,000 Fr., auf eine halbe Million aus freien Stüden er: 
Höhten. Ein 42, procentiged Anlehn von 27 Mill. Br. wurde ſchnell im Lande gezeichnet mit 
fofortiger Baarzahlung der Hälfte bei der Unterzeihnung. Die geſetzlich angeordnete Umwand⸗ 
lung der Sprocentigen Schuld in eine AY,procentige brachte dem Staate eine Erſparniß von 
210,000 Fr. Am 15. Aug. 1854 fegte die Regierung infolge des jhon am 51. Dec. 1850 
votirten Geſetzes die belgischen Goldmünzen außer Curs und taufchte fie gegen Silber em. ‘Die 
Theuerung der Lebendmittel beftimmte die Kanımern im November 1854 zur Annahme eines 
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Geſetzes, wodurch die Ginfuhr von Lebensmitteln aller Artfreigegeben, dagegen die Ausfuhr von 
Kartoffeln. Weizen und Mehl verboten wurde. Im Aprit 1855 beantragte die Negierung 
einen neuen Grebiı von 9,400,000 Fr. zur Vervollſtändigung des Vertheidigungsſyſtems von 
Antwerpen und der Schelde, der auch bewilligt wurde. In der Seillon von 1855— 56 wurde, 
in Ausführung des von Dedecker aufgeftellten Brogranımd ded neuen Gabinetö, welches ſich 
auf alle Gemaͤßigten flügen und in materieller Beziehung die Handelsfreihelt anbahnen wollte, 
durch ein Geſetz die Ausfuhr von Eijenerz freigegeben, der Eingangszoll auf Maſchinen und 
Eiſenwaaren bedeutend ermäßigt, und zugleich das unter Nothomb feftgeftellte Differential: 
zollſyſtem, welches gar nicht die erwarteten Früchte getragen hatte, im Wejentlihen aufgeböben, 
insbefondere bei Kaffee, Neid, Robzuder, Tabak und Obſt. Der Plan einiger Bank- und 
Handeldhäufer, im Sommer 1856 aud Belgien mit einer Creditbank zu beglüden, wurde, 
als ein Vorſchub zum Actienfpiele, in Übereinſtimmung mit der Öffentlichen Meinung von den 
Kammern und der Regierung verworfen. Am 24. Juli 1856 wurde der 25. Jahrestag der 
Tnronbefteigung des Königs Leopold unter Beglüdwünfhung der Gefandten aller am Hofe 
vertretenen Mächte und im Lande als ein Nationalfeft gefeiert, und ein Jahr darauf am 27. 
Juli 1857 hatte ver König die vom Lande getheilte Freude, fein Haus durd die Vermählung 
der Prinzefjin Charlotte mit dem Erzherzoge Ferdinand Marimilian, dem älteften Bruder nes 
mom Kaiſers, in einer Döppelbeirath mit dem öfterreihiichen Kaiſerhauft verbunden 
zu fehen. 

Die Wahlen im Juni 4856 hatten der Fatholifden Meinung das Übergewicht gegeben. 
Eine hochwichtige Frage, in Wahrheit eine Kebendfrage für das Land, war fhon von dem 
frühern Minifterium der Kamnıer vorgelegt, aber vertagt worden. Es war die durch den fort: 
ſchreitenden Nothſtand immer dringender eine Löſung erbeifhenve Wohlthärigfeitöfrage. Der 
Juftigminifter Nothomb (ein Verwandter des ältern Nothomb, jegigen Geſandten in Berlin) 
legte jegt der Kammer einen umfaſſenden Gefegentwurf vor, über welchen die Gentralfection 
der Kammer am 20. Dec. Bericht erftattete, deſſen Discufiton aber in der Kammer zu heftigen 
Scenen und leider auch zulegt zu Stragenaufläufen in Brüffel und mehren andern Gemeinden 
und Mishandlung von weltlichen und geiftlichen für ven Entwurf günftig gejinnten Berfonen 
führte. Die Gerichte beftraften die Schulvigen. Der König nahm die weife Mafregel, zunächſt 
am 50. Mai die Kammern zu vertagen und jodann am 15. Juni die Jahresſeſſion zu ſchließen, 
indem er erklärte, daß das Gefeg, wenn es foldhe unheilvolle Wirfungen hätte Haben können, 
wie man (von liberaler Seite) befürchter, feine Zuſtimmung nicht erhalten haben würde. Die 
Frage felbft blieb aber nothiwendig auf der Tagesordnung. Möge jie aber eine, wenn auf 
nicht von den PBarteianfichten, doch von ben Leivenfhaften freie Erörterung und vor allem 
im Intereffe der Nothleidenden felbft ihre Erledigung finden. 

U. Die politifhe und fociale Statiftif feit 1840. — I) Die Bevölkerung, 
welche im Jahre 1850 3,760,000, im Jahre 1840 4,075,162 Seelen betrug, if 1855 auf 
4,584,952 Seelen geftiegen,, ſodaß durchſchnittlich auf eine Quatratmeile 8544 Seelen kom: 
men — die ftärkfte velative Bevölferung unter allen Staaten Europas. Aus der zehnjährigen 
Periode von 1848 — 50 find folgende Berhältniffe in der Bevölkerung bemerfenswerth. In 
den zehn Jahren fanden ftatt 1,205,029 eheliche und 96,652 uneheliche Geburten, alſo 1 un: 
ebeliche auf 13,45 Geburten und im Durchſchnitt jährlih I Geburt auf 35,15 Einwohner; dat: 
unter famen vurhicnittlih 1055 Knaben auf 1000 Mädchen. Todesfälle ereigneten ſich in 
ven zehn Jahren 1,040,497 oder im Durchſchnitt jährlich ein Todesfall auf AA,or Einwohner. 
In ſprachlicher Verfchiedenheit teilte fi) die Bevölkerung nah der Zählung vor 1846 in 
2,471,248 Einwohner, welde das Flamändiſche, und in 1,827,141, weldye walloniſch ober 
franzöfifch reden. Nach der Confeſſion beſteht faft Einheit, da e8 nur gegen 9000 Proteftanten 
und 1550 Juden in Belgien gibt. 

2) Der Staatshanshalt. Nach dem legten Budget von 1857 find bie Staatseinnahmen 
zu 159%), Mill., die Staatsausgaben zu 138 Mill. angefthlagen. Unter den Ginnahmen 
waren in der vorhergehenden fünfjährigen Veriode die Grunpfteuer, Perfonen: und Batent: 
feuer etwas geftiegen, die Zölle inveflen ein wenig gefallen, dagegen die Ginnahnren aus dem 
Einregiftrirungsftempel und Hypothekengebühren bebeutend gewachſen. Am meiften haben ſich 
die Einnahmen von den Eifenbahnen gehoben, welche im legten Budget auf 23%, Mitt, over 
17 Proc. ſaͤmmtlicher Staatseinnahmen veranſchlagt find. Die Staatdausgaben betreffen nad 
dem legten Budget: für die Öffentliche Schuld (welche am 1. Mai 1856 642,114,647 Er. be: 
trug, worunter der regelmäßig bei der Erledigung ber Differenzen mit Holland übernommene 
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Antheil an der nieberländifchen Schuld 16,931,200 Fr. zu 5 Proc. und 220,150,552 Fr. 
zu 2%/, Broc.) 27,5 Proc.; für das Heer und die (unbedeutende) Marine 27,4 Proc.; für- 
die Öffentlichen Bauten 17,4 Broc. ; für die Nechtöpflege 8,7 Proc. ; für die Finanzverwaltung 
8 Bror. ; für die innern Angelegenheiten mit Unterricht 6,4 Broc.s ; für die Dotationen, mit 
Einfluß der Givillifte 2,9 Proc. ; für die auswärtigen Angelegenheiten 1,4 Broc. der fänmt- 
lichen Ausgaben. 

5) Die volkswirthſchaftlichen Verhältniffe liegen größtentheils für Belgien günftig. Der 
Aderbau, weſentlich unterftügt durch die, auch infolge der ftarfen Bevölkerung mögliche gute 

: Düngung, ift bekanntlich mufterhaft (die Heftare, faft vier berlinerMorgen, Eoftet um Brüffel und 
mehre andere Städte 7500 Fr.) ; der Gartenban ift gleichfalls bedeutend. Belgien vermag 
jedoch feinem Bedarfe an Getreide nicht zu genügen, indem durchſchnittlich eine jährliche Einfuhr 
von faft 2 Mill. berliner Scheffel nöthig ift. Der Geſammtwerth aller Erzeugniffe aus ven 
Alerbau, der Viehzucht und der Waldwirthſchaft wird in der officiellen Gtatiftif für vie 
Jahre 1841 —50 durdichnittlih jährlih auf 753,813,000 Mill. Fr: geihägt. Der Ertrag 
aus dem Bergbau im Jahre 1855 war für Steinfohlen 8, Mil, Tonnen im Werthe von 
104 Mill. Kr. Hohöfen (56 im Jahre 1855), Hütten und Streckwerke ſchmelzen und bereiten 
Eifen in einem Gefammtwerth von 82 Mill. Fr. In demfelben Jahre waren 3148 Dampf: 
maſchinen mit 77,670 PBfervefraft im Gange, wovon allein 1205 auf die Provinz Hennegau 
fommen. — Die tehnifhe Induftrie Hat ji für Woll- und Baumwollwaaren gehoben, 
für Leinenwaaren abgenommen. Die Garn: und Leinenfabrifation befhäftigt nur noch etwa 
60,000 Arbeiter, mit einem Jahreslohn von 10 Mill., ſodaß auf den Arbeiter durchſchnittlich 
nur die dürftige Summe von 140 Fr. kommt. Tuchbereitung, befonders in Verviers und Difon 
(Ausfuhr 1855 für 20 Mill. Fr.), Leder (maftrichter Sohlenlever), Bapier, Strümpfe, Hüte, 
Seife, Kutſchen, Ziegel find wichtige Artikel. Berühmt find die Gewehrfabrifation und die 
Kanonengießereien zu Lüttich, die Klingen und Meffer von Namur, die Maſchinenfabrikation 
zu Lüttich, befonderd zu Seraing und zu Brüffel. — Die Handelsbewegung hat fi für das Land 
fehr günftig geftaltet; die Einfuhr betrug 1855 568 Mill., die Ausfuhr 465 Mill. Fr. Die 
Hebung des Handels datirt befonderd feit ver durch den Vertrag mit Holland 1839 wieder er: 
langten Freiheit ver Schelde, aber auch die bedeutende Verbeflerung und Bermehrung der Stra= 
Ben, Kanäle und das große Neg der Gifenbahnen haben dazu beigetragen. Der Tranfit- 
bandet ergab von 1841 — 54 durchſchnittlich eine jährliche Durdfuhr von 85 Mill. Fr. — Die 
Handeldmarine beftand 1857 aus 148 Schiffen (worunter 8 Dampfſchiffe) mit einem Ge— 
fanımtgehalt von 42,946 Tonnen. Das Differentialzollfoften bat fih für die Hebung der 
Handelsmarine nicht bewährt und ift jegt aufgegeben. — An Eiſenbahnen hat der Staat felbft 
feit 1854 548 Kilometer — 68 geographifhe Meilen gebaut, mit einen Koftenaufiwande von 
4172 Mil. Br.; Gompagnien haben 1418 Kilometer = 176 geographiſche zum kleinern Theile 
mit Zinfengarantie von A und 5 Proc. erbaut. In den legten Jahren hat fich für den Staat der 
jährliche Überfchuß, nach Abzug der Amortifationdrate von ungefähr 2 Mill., bis auf 5%, 
MI. Kr. gehoben. — An Hülfsauftalten für die wirthſchaftlichen Zweige beftanden i in Brüfel 
die (unter der holländiſchen Regierung mit Betheiligung des Königs 1822 gegründete) Societe 
göndrale etc. mit einem Gapital von 100 Mill. Glon., verlängert bis 51. Dec, 1875; die 
Bank von Belgien, gegründet 1835 mit einem Gapital von 20 Mill., welche aber, nachdem 
fie (eine Warnung für mande neuere Greditgefellihaften) durch unvorfihtige Betheiligung an 
vielen vor ihr ind Leben gerufenen anonymen Gefellfhaften 1859 zur Zahlungseinftellung 
genöthigt war, reorganijirt, mit einem Gapital von 30 Mill. ausgeftattet und bis zum 51. Dee. 
4875 verlängert wurbe; endlich wurde noch, mit Betheiligung des Staats, durch dad Geſetz 
vom 10. Mai 1850 eine Nationalbank auf 25 Jahre mit einem gleichfalls in Actien vertheilten 
Geſellſchaftscapitale von 25 Mill. Fr. gegrimder. Außerdem befteht zu Lüttich die Lütticher 
Bank von 1855 auf 40 Jahre mit A Mill., und zu Gent die Banf von Flandern von 1841 auf 
25 Jahre mit 10 Mill. Fr. ausgeftattet. — Anonyme Geſellſchaften gab ed am 1. San. 1855 
491 mit einem Gefamnttcapital von 880,347,300 Fr. 

4) Die Kunft ift in Belgien in mehren Zweigen mit befonderm Ruhme gepflegt worben. 
Größere Malerafademien beftehen in Antwerpen, Brüffel, Lüttih, Brügge, Oftende, Löwen, 
aber außerdem gegen 70 Kleinere Akademien und Lehrfäle für Malerei, höhere Zeichenkunft 
und Arditeftur mit mehr als 7000 Zöglingen. In der Malerei find gefeierte Namen: für 
Hiftorienmalerei Wappers, Navez, Gallait, de Keyfer, de Biefve u. A., in ber Thiermalerei 
Berboethoven, Robbe w. A.; in ver Sculptur Geefs, Simonis, Jehotte, Frackin u. A. Für 


512 Belgien 


Mufik beſtehen drei Gonferwatorien zu Brüffel (unter dem gelehrten Fetis), in Lüttich und in 
Gent. Belgien hat aber feine namhaften Gomponiften, jondern nur Birtuofen, bejonders auf 
der Violine und dem Bioloncell, wie de Beriot, Vieurtemps, Brume, Arlot Servais, aufzu: 
weiſen. — Die ſchöne Literatur ermangelt in Belgien ver Selbftändigfeit. Nur in der flamän- 
diſchen Sprache haben die trefflihen Werke von H. Gonfcience einen aud durch deutjche und 
franzöjifche Uberjegung wohlverdienten Nuf erhalten. Die flamändiſche Sprachbewegung, 
deren bisherige Eriolge man im Auslande dfter zu hoch anſchlägt, hat von geringen Anfängen 
und unter großen Schwierigkeiten, allmälig an innerer Kraft ſowie an Ausdehnung zuge: 
nommen. Der „Willemäverein”, genannt nad dem mit Recht gefeierten (1846 geftorbenen) 
GErneuerer der vlämiſchen Literatur, bat 1856 ein reiches Verzeichniß der in vlämiſcher Spradr 
erſchienenen Werke druden laffen können, und erfennt ed, mie der genter Sprachcongreß von 
1846, richtig ald eine Aufgabe an, die Ausgleichung mit der fo nahe verwandten holländiſchen 
Shriftfprade anzubahnen ; obwol man davon ing von einer Seite eine Annäherung an den 
bolländiihen Proteftantismus gefürdtet hat. 

5) Die Wilfenihaften zeigen nicht den gleihen Fortſchritt mit der Kunft. Am meiſten ift 
für die Geſchichte und bejonders für die Kandesgeichichte geichehen. Der Abt de Nam, Baron 
Reiffenberg, Gahard find befonders in der königlichen Gefhichtscommifjion durch Herausgabe 
von Urkunden thätig geweien; Nothomb, de Gerlade, Gadard, Goremand, St.-Genois, 
Schaves, Mofe, Altmeyer, Bolain, Borguer u. A. haben einzelne Zweige der Geſchichte be- 
handelt. Die Naturwiflenihaften, wie Botanik, Geologie, find nur mittelmäßig gepflegt wor: 
den, dagegen verdanken Phyſiologie und Anatomie einigen berufenen veutihen Profeſſoren, 
wie Schmwane (Löwen), Oluge (Brüffel), Spring (Lüttich) wichtige Entdeckungen und bedeu- 
tende Förderung. Die Statiftif hat eine mufterhafte Vilege und Organifation durch Duetelet, 
Heuſchling u. A. erhalten. Die Wohlthätigfeits-, Gefängnig:, Arbeiterfragen wurden befon: 
derö von den unermüdlichen und echten Philanthropen Duchetiaur, v. Viſchers, von dem Grafen 
Arrivabene und von Dededer u. A. behandelt. Die Akademie ver Mediein ift für die Wiſſenſchaft 
unbedeutend geblieben. Die aud früher im Lande von tüchtigen Kräften gepflegte Rechtöwiflen: 
Idaft, welde unter ver holländiſchen Regierung aud durch die Berufung deuriher Ge: 
lehrten, wie Warnfönig, Haus, Birnbaum, neu belebt wurde, hat aud in neuerer Zeit einige 
tüchtige Vertreter erhalten an Defacgz (belgiſches Gewohnheitsrecht), Tielemans (Bermaltungt: 
tet), Mainz (Römiſches Recht), alle Drei in Brüffel an der Univerfität, Molitor, geft. 1855 
(Römiſches Recht), Laurent (Völkerrecht) in Gent. Die Philofopbie hat erft feit der Neor: 
ganijation des Univerfitätsunterrichts von 1854 ein Iebhafteres Intereffe erweckt. Durd vie 
Berufung von Ahrens an die brüffeler Univerfität, 1834, wurde die Krauſe'ſche Philofophie da: 
felbft eingebürgert und durch deſſen franzöfifhe Schriften und Schüler weiter verbreitet; im 
vera an die fatboliihe Theolonie ſchrieben Ubags, Tits, Möller, felbitändiger Tandel 
und Huet. 

6) Der linterricht, welcher in feinen drei Stufeh in Belgien die heftigften Kämpfe amter 
ben beiden Hauptparteien hervorgerufen hat und noch lange das Gebiet vielfacher Reibungen, 
aber auch eines erfprießlichen Wetteifers bleiben wird, hat in allen Richtungen unverfennbare 
Fortſchritte gemacht. Der Univerfitätsunterricht, der feit 1834 wefentlic auch durch die Beru: 
fungen von deutſchen Brofefforen, bejonders an die beiden freien Univerfitäten von Brüſſel 
und Löwen (Arendt, Möller, Schwane), gehoben ift, zeigt ih am ſchwächſten in den philo: 
logijhen Bädern. Die beibehaltene ältere Einrichtung (wie auch jegt noch in Baiern), daf 
fein Studirender in Die Rechts- oder medicinifche Facultät treten kann ohne den Nachweis einer 
wohlbeftandenen Prüfung aus den philoſophiſchen, geſchichtlichen, philologifhen und natur: 
wiſſenſchaftlichen Bädern, hat, da es mit diefen Prüfungen ernft genommen und oft über ein 
Drittel ver Candidaten verworfen wurde, wenigftend für Belgien, wo der Gymnaſialunterricht 
nicht genügend ift, den guten Erfolg gehabt, daß die Studirenden eine beflere wiſſenſchaftliche 
Grundlage für die Fachwiſſenſchaften erhielten. Insbeſondere bewirkte eine ftrenge philoſo— 
phiſche Prüfung in den wichtigſten Fächern der Philoſophie (deren Zahl aber durch das Ge— 
feg vom 1. Mai 1857, unter Oppofition der liberalen Partei, auf die philofophifche An: 
tbropologie beſchränkt if), daß der flache Materialismus, der jegt in Deutihland bei dem 
Verkommen alles gründlichen methodiſchen Studiums der Philofophie fo üppig wuchert, von 
der belgiſchen Jugend und Bildung fern geblieben. Mit den beiden Staatsuniverſitäten 
ſind für jede eine Specialſchule verbunden; für den Bergbau, Manufactur und Gewerbe mit 
der Univerſität von Lüttich; für die Civilbaukunſt mit der von Gent; die löwener (von den 


Belgien 518 


Biſchöfen geleitete) Univerjität hat allein eine theologifche Bacultät. Die Gefammtzahl der 
Studirenden betrug im Winter 1856. 2017, wovon Lüttich (mit der Specinlfchule) 662, 
Löwen (mit Theologie) 658, Brüffel 567, Gent (mit der Specialſchule) 294 Studirende 
zählte. — Der mittlere Unterricht ift durch das Geſetz vom 1. Juni 1850 geregelt, in welchem 
dem Staate einige wichtige Rechte auch in Bezug auf die von Gemeinden ganz oder zum Theil 
unterbaltenen mittlern Schulen gewahrt find, indem bie zuerft von van de Weyer aufgeftellte, 
vielfadh von katholiſchen Organen beftrittene Anficht, vaß die Gemeinde ein Glied und eine 
Stufe im Staatdorganismus fei und daher auch die eigentlihen Gemeinde-Unterrichtsanſtalten 
zu den öffentlihen, der Gontrole ded Staats unterftehenden Anftalten zu rechnen feien, Gel- 
tung erlangt hat, Nach jenem Gejege beftehen jegt 10 vom Staate unterftügte Athenäen 
(Gymnaſien), 16 Gollegien (colleges, gleihfalld Gymnaſien) und 15 Induftrie- und Hanz 
delsſchulen. Neben dieſen öffentlichen Unterrichtsanſtalten beftehen ohne Beihülfe des Staats 
28 bifhöflihe Gollegien und Fleine Seminarien (petils Seminaires) und 10 Jefuitencollegien. 
Außerdem gibt ed noch eine geringere ah von unvollftändigen mittlern Schulen der Ge: 
meinden ober geiftlihen Körperfhaften. Die Zahl der Schüler in allen Anftalten ift jegt im 
Durdihnitt über 12,000, die der Lehrer über 700. — Der durch das Gefeg vom 25. Sept. 
1842 geregelte Glementarunterricht hat jih nach dem legten Berichte des Minifterd Dedecker 
von 1854 weiter ausgedehnt, ſodaß die Gefammtzahl der Schüler nahe an 50,000, etwas 
‚mehr Knaben ald Mädchen, beträgt, aljo ein Schulkind auf neun Bewohner fommt. Die Ele- 
mentarjchulen zerfallen in 2809 aus dem Gemeindefonds unterftügte, und zwar 625 Knaben-, 
227 Mädchen- und 1959 gemifchte Schulen, und in 2687 Privatichulen, und zwar 262 Kna— 
ben=, 974 Mädchen- und 1551 gemifchte Schulen. An allen diefen Anftalten unterrichten 53804 
Lehrer und Vorfteher, 1685 Vorfteherinnen (darunter 567 Orbensjchweitern), 1175 Unter: 
lehrer und 2147 Unterlehrerinnen (darunter 1580 Ordensſchweſtern). Von den Schülern 
erhielt aber die größere Hälfte unentgeltlihen Unterridt. Damit berühren wir Belgiend wun= 
deiten Kled, die Arınutb. 

7) Die Armuths- und Wohlthätigfeitöfrage, welche jegt auch politifch in den Vordergrund 
getreten ift, hätte längft eine eingehende und umfaffende Unterfuhung und Abhülfe verbient. 
Kein Land in Europa bietet einen ſolchen Gontraft dar zwifchen einem in vielen Zweigen blü— 
henden Gewerbleben, fowie einem durchgängig ausgezeichneten Landbaubetrieb und einer fo 
großen Zahl von Armen. Schon im Jahre 1859 gab e8 nad den officiellen Berichten der flän- 
digen Provinzialausfhüfle in ven neun Provinzen 587,095 öffentlich unterftügte Arme, melde 
im Durdichnitte jährlih 9 Fr. 14 Gent. erhielten. Das Verhältnif zur Bevölkerung, welches 
ich für das ganze Land wie 1 zu 7 ftellte, war nach den Provinzen ſehr ungleich: in Luremburg 
wie 1 zu 61, in Limburg wie 1 zu 14, in Weftflandern und in Hennegau wie 1 zu 5. Geit- 
dem hat aber die Verarmung raſch zugenommen. Nad dem von der Regierung 1856 mitge- 
tbeilten Ausweife von 1855 betragen die reinen Wohlthätigkeitdausgaben der Hoßpitäler und 
der Wohlthätigkeitsbureaux 11,323,816 Fr., und die Zahl der Armen, da auf jeden Armen 
durchſchnittlich nur 7%, Br. kommen, 1,489,488, alfo über ein Viertel der jegigen Bevölkerung 
(in Flandern über ein Drittel). Uber die Urfachen viefer großen Armuth find die Anſichten na= 
türlich ehr getheilt. Die Urſachen hängen unftreitig wefentlich mit den Arbeitöverhältniffen und 
der Größe der Bevölkerung im Verhältniß zur Arbeit zufammen, und fie jind indbefondere für 
Blandern, nad unferer Anfiht, nicht fowol in ver großen Zertheilung des Grundeigenthums 
an und für fich, melde für die Steigerung ber Production mehr vortheilhaft gewirkt hat, als 
in den dortigen Pachtverhältniffen zu fuchen, indem, wie überhaupt in Belgien, 66 Proc. ver 
urbaren Fläche von Pächtern bebaut wird. Dazu ift in Flandern durch die große Zahl der con⸗ 
eurrirenden Zeitpächter der Pachtzind einerfeitd ſehr gefteigert, amdererfeitd durch die große 
Zahl der concurrirenden Arbeiter ver Arbeitslohn herabgedrückt, und außerdem kommt noch 
die unglüdliche nicht gehörig vorgefehene Rage der alten Leinenfabrifation hinzu. Mit diefer 
Armenfrage im Lande haben fih nun die Minifterien in ven legten Jahren verſchiedentlich bes 
ſchäftigt. Die Abfiht war, für die Wohlthätigkeit theild neue Quellen zu eröffnen, theild fie neu 
zu regeln; Nachdem ſchon früher ven Kammern ein Entwurf mitgetheilt worden, wurde unter 
den Minifterium Deveder durch den Minifter Nothomb ein umfaſſender Entwurf eines Wohl: 
thätigfeitägefeges vom 25. Jan. 1856 vorgelegt, über welchen vie Gentraljection der Kammer 
am 20. Dec. 1856 durch Malou einen zuftimmenden Bericht abftatten ließ. Um viefen Gefeg- 
entwurf und den darüber unter den Parteien entfponnenen heftigen Kampf zu verftehen, muß 
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man erwägen, dab in Belgien juriſtiſche Perſonen mit dem Rechte, für ſich Vermögen zu er 
werben, alfo civilrechtliche Berfonen (personne civile), nur durch ein Gefeg (König und Kams 
mern) gefhaffen werden fönnen (ein Charakter, der nur ſehr wenigen geiſtlichen Eorporationen 
ertheilt ift), und daß felbft die Annahme von Schenkungen von Seiten folder Perfonen noch ber 
Genehmigung der Regierung (melde mehrmald wegen naher hülföbebürftiger, wenn auch nicht 
pflichttheilberechtigter Verwandten dieſelbe verweigert hat) oder ber Provinzialbehörben (bei 
Wohlthätigkeitsanſtalten) bedarf. Der Geſetzentwurf ließ diefe Grunbjäge im Allgemeinen un: 
berührt und wollte nur das Recht ver Genehmigung den Provinzialbehörben nehmen , der 
Regierung übertragen und jenen blos die Begutachtung laflen. Der Entwurf hatte aber zum 
Zwede, ver Privatwohlthätigfeit dadurd einen neuen Impuls zu geben, daß den Privaten 
große Befugniſſe bei den von ihnen gemachten Stiftungen der Wohlthätigkeit eingeräumt 
würden. Dieje Befugniffe jollten darin beftehen, nicht jelbft juriſtiſche Perſonen zu ſchaffen, 
wol aber für die von ihnen gemachten Stiftungen, peren Eigenthum rechtlich den öffentlichen 
MWohlthätigkeitsanftalten zuftehen follte, Specialveriwvalter unter geiftlichen ober weltlichen Ber: 
fonen mit befondern Regeln für die Stiftungen zu ernennen, melde blos unter der Gontrole 
der Gemeinde: und Provinzialbehörde ftänden. Der Begriff der Wohlthätigkeit war in einem 
weiten Sinne gefaft. Der Art. 70 bezeichnete ald mohlthätige Stiftungen: 1) Armenbäufer, 
Hoßpitäler, Hospiz-Meiereien (fermes hospices); 2) Erridtung von Betten in Armenbäufern 
und Kospitälern; 5) Zufluhtshäufer, Heilmittel-Vertheilungsanftalten, gemerblihe Wert: 
ftätten der Woblthätigfeit und des Unterrichts, Reformihulen, unentgeltlihe Schulen für den 
Glementar: und pröfefionellen Interricht des niedern Grades, Abend = und Sonntagsichulen, 
Kleinkinderbewahranftalten, Krippen und ähnliche Anftalten; 4) endlich beftändige oder pe: 
viodifche Bertheilung von Almofen oder Unterftügungen zu Haufe. Bei den Schulen jollie ee 
zudem geftattet jein, auch zahlende Schüler, aber nicht in größerer Zahl al die der Freiſchüler, 
aufzunehmen. Um den Gefahren und Befürdtungen einer ungebührlichen Vermehrung der 
Befigungen zur Todten Hand zu begegnen, fegte der Entwurf feſt, daß ber zu Wohltbätigfeits- 
zwedfen (durch Vertrag oder Teſtament) gejchenkte Grunpbefig im Allgemeinen zu verkaufen, 
davon aber fo viel zu behalten fei, ald für Haus, Hof, Garten und Grundſtücke nach wirk— 
lihem Bevürfnifie hinfichts des Wohlthätigkeitszweckes nothwendig. Intereffant ift die officielle 
Statiftif der Todten Hand und der Klöfter, welche der Bericht ver Gentralfection , um übertrie: 
benen Angaben zu begegnen, mittheilte. Das unbewegliche Vermögen des Staates, der Provin- 
zen, der Gemeinden, der Hospizen und Wohlthätigkeitäbureaur, der kirchlichen Anftalten, reli— 
giöfen Genoſſenſchaften und Studienftipendien betrug 1856. wenn man das Einfommen zu 2!/, 
Proc. capitaliirt, im Werthe 414 Mill. Fr. oder ven funfzehnten Theildes der Steuer unter: 
mworfenen unbeweglichen Vermögens von 6 Milliarden 421 Mill. Fr. Hiervon beſaßen die kirch— 
lichen Anftalten 55 Mill. und die bisjegt ciwilrechtlich anerfannten religiöfen Genoſſenſchaften 
nur 5 Mill. Die große Zahl der übrigen religidjen Genoſſenſchaften befigt alſo das Ver— 
mögen, was ſie unbezweifelt haben, nur durd Zwifchenperfonen. Die Zabl der religiöfen Ge: 
noſſenſchaften hat ſich aber feit 1850, auf Grundlage der verfaffungsmäßigen Afforiationgfrei: 
heit, das fü aber auf das Necht des Vermögenserwerbs nicht bezieht, fehr bedeutend vermehrt. 
Während es 1829 nur 280 folder Genoflenihaften gab, melde 4791 Mitglieder zählten, 
beftanden für 1846 779 religiöfe Genoflenfhaften, wovon 642 weibliche mit 9947 Mitglie: 
dern und 157 männlide mit 2051 Mitgliedern. Unter dieſen Genoſſenſchaften befchäftigten 
ſich bei weitem die meiften mit dem Unterricht, und mur wenige 37 weibliche, und 52 männ: 
liche, waren dem beſchaulichen Leben gewidmet. Im den legten zehn Jahren hat aber die Zahl 
der geiſtlichen Genoflenfhaften und ihrer Mitgliever noch wenigftens um den vierten Theil 
zugenommen. Gegen den ganzen Gefegentwurf erhob ſich die liberale Bartei, weil fie darin 
nur die Wege und Mittel ſehen wollte, ven Glementarunterricht, die Gewerbſchulen, die Wohl: 
thätigkeitdanftalten faft ganz in die Hände der geiftlihen Genoſſenſchaften zu bringen, bie: 
fen (den meiften beftehenven und neuen) zwar nicht rechtlich aber praftifch alle Vortheile der 
civilrechtlichen Berfönlichfeit zu geben, vie öffentlihen Anftakten eigentlih nur an die Stelle 
der biäherigen privaten Zwiſchenperſonen, melde ihren Namen für den Vermögenserwerb ge: 
liehen hatten, zu fegen, und endlich die Befigungen ber Todten Hand, da der Begriff und pas Be: 
bürfniß bei vielen Anftalten, wie bei Hodpiz-Meiereien, doch ſchwer feftzuftellen fein tverbe, be: 
deutend zu vergrößern. Die farholifche Partei ſah dagegen in dem rechtlichen Unterſchiede zwi— 
ſchen dem Eigenthume und der Verwaltung, in ver adminiſtrativen Controle und, im Nothfall, 
in dem Einſchreiten der Gerichte hinreichende Garantien gegen das Eintreten früherer Zuftände 
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und fonflige Misbräuche, und hob befonders die Nothwendigkeit hervor, zur Anregung ber 
Privatwoplthätigkeit ven Stiftern größere Befugniß bei Beftellung der Verwalter zu ertbeilen. 
Der Ausgang des erſten Stadiums des Kampfes ift oben berührt worden. Die Frage bleibt 
aber in ihrem ganzen Gewicht beftehen und wird alsbald wieder geftellt werben. ern von jedem 
Barteiftandpunkte, muß man aber dem Gejegentwurfe den bedeutenden Borwurf machen, daß 
er den wirklichen Zweck, der bei aller Wohlthätigkeit und Armenpflege der Strebepunft fein 
muß, gar nicht ind Auge gefaßt hat. Wiflenfhaft und praftifche Erfahrung find darüber 
_. einig, daß überall, wo bei Arbeitöfähigen die Unterftügung nicht den Zweck verfolgt, 

den Sinn und die Tugend der Arbeit und die Pflicht ber Selbftfürforge auch dadurch wach zu 
erhalten, daß, wo es möglich, an eine Leiſtung die Bedingung einer, wenn auch nicht gleichwer⸗ 
thigen Gegenleiſtung geknüpft wird, die Armenpflege eine Pflege des Bettelns und des Bettel: 
finnd wird. Wie früher die Klöfter durch das bloße oft veichliche Almofengeben die Bettelei und 
Trägheit genährt haben, jo ift von ver officiellen ftaatlihen oder gemeindlichen Armenpflege, 
wenn jie fi, wie jo häufig, auf blos äußerliche DVertheilung an die eingefhriebenen Armen 
einfhränft, nicht viel Beflered zu fagen. Hier muß allervings die aufopfernde Hingebung von 
Privaten und Privatgeſellſchaften nicht blos für das Spenden, fondern noch mehr für das gute 
Berwenden hinzukommen. Die Klagen gegen die gewöhnliche Öffentlihe Wohlthätigkeit find 
daher wohl begründet. Aber dennoch muß überall eine Öffentliche Behörde, insbeſondere die ge: 
meinbliche, der einheitlich leitende, überwachende, rechtlich anorpnende Mittelpunft bleiben, das 
mit nicht bei der atomiftiichen Zerfplitterung der Privatwohlthätigkeit vie mehrfache Betheilung 
der am meiften zubringlihen Armen eintrete ind das Jneinandergreifen der Maßregeln un: 
möglich werde, Die Armenfrage ift unftreitig eine complexe; fie ift, weil die Armuth aus dem 
gefammten Organismus der Gejellihaft und ihrer Organifation hervorgeht, eine organifche, 
die aber aud nur duch das organifhe Zuſammenwirken aller gefeltihaftlihen Elemente, 
Kräfte und Anftalten gelöft wird, ver Familien, der, wieder nach freien Genoflenihaften zu 
organifirenden, Gewerböftände, der frei fich bildenden, die Wohlthätigkeit nad ihrem Zwecke 
umſichtig fpendenden Pfleger und Pflegerſthaften geiftlihen und weltlihen Standes, aber zu: 
nächſt unter der Leitung und aushülflichen Betheiligung der Gemeindebehörde, welche in dieſer 
Richtung jelbft wieder der höhern flaatlihen Aufficht unterfteht. In dem belgiſchen Entwurfe 
ift aber, was bejonders in Belgien noth that, eine beſſere praftiihe Organifation der Wohl: 
thätigfeit gar nicht berührt, und die Parteien haben, die liberale nur die bisherige Öffentliche 
und gemeinpliche Wohlthätigfeit vertheivigen und ausdehnen, die fatholifche vor allem den geifte 
lichen Genoflenidaften die Wohlthätigkeit in Die Hände legen wollen. Der Entwurf hat zwar 
die Wohlthätigkeit nach befondern Richtungen, für befondere Zwedfe und Nebenzwecke ins Auge 
gefaßt, aber nicht ven großen allgemeinen Notbitand, der nicht durch Glementar= und Gewerbes 
freifhulen, auch nicht dur Armenbäufer und Hospitäler, fondern nur durch eine unterftügte 
Selbftregelung der jittlihen, wirthihaftlihen und Arbeitsverhältniffe zu heben und zu lindern 
ift. Sollte daher auch der gegenwärtige Entwurf jpäter unter Modificationen angenommen 
werben, jo bliebe die große Frage des Nothſtandes doch ungelöft und müßie bald wieder auf: 
genommen tverben, 

Belgien hat jeit Jahren, insbeſondere aber feit ver über alle Erwartung glücklich beftan- 
denen, durch die Februarrevolution eingeleiteten europäiſchen Kriſis, das lebhafte Intereſſe aller 
Freunde einer freien und friedlichen ſtaatlichen Entwickelung in Anſpruch genommen. Belgien 
bildet jegt eine Art Übergang von dem noch ganz auf alten germaniſchen Einrichtungen ruhen— 
den England und vem mannichfach im flaatlihen Leben durch franzöſiſche Staatsanſichten und 
Berwaltungsprincipien romanijirten Feſtlande. Belgiens freie Verfaffung fennt zwar auch 
mande ganz abftracte Principien, rubt aber doc vornehmlich auf der alten guten Grundlage 
der gemeindlichen und provinziellen Selbftverwaltung und hat inöbefondere dadurch, und weil 
fie überhaupt ven Verhältniflen und Bedürfniſſen im Ganzen entiprechend war, in dem Wolfe, 
welces früher wegen bäufiger Unruhen in dem Rufe politifher Störrigkeit ftand, überall 
Dronungsliebe und gejeglihen Sinn verbreitet. Doch gibt aud hie beigifche Verfaflung den 
Beweis, daß bloße Freiheitäprincipien an ſich keineswegs ſchon vie Löfung des politifchen 
Problems und der wichtigſten politifchen Fragen enthalten; daß die Kragen über das Ver— 
hältniß von Staat und Kirche, von beiden zur Schule, und namentlich die ganze Wohlthä- 
tigfeitäfrage nur durch tiefere und richtigere aus den Lebensverhältniffen geihöpfte Organifa= 
tiondprineipien gelöft werben fünnen. Sowie aber die belgiſche Verfaſſung felbft ein fühner, 
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bisjetzt glücklicher politiſcher Verſuch war, fo haben die darin aufgeſtellten ausgedehn⸗ 
ten Freiheitsprincipien einen großen Spielraum für die Löſung verſchiedener politiſcher und 
ſocialer Probleme gegeben, welche noch jetzt ein Gegenſtand des Streites in der Theorie und 
Praxis ſind. Mögen die auch für andere Länder beachtenswerthen Verſuche der Löſung fer: 
nerhin, unter der weijen Leitung der Regierung, im Geifte der Mäfigung und Ordnung vor 
fi gehen, und fchlieplich die größere Ausgleihung der Parteien befördern, welche die Devife des 
Landes, daß „Eintracht Macht gibt”, nicht vergeſſen dürfen. 

Bergl. Heufhling, „Resume de la statistique generale de la Belgique pour la periode 
decennale 4841 — 50° (Brüffel 1855); ferner das officielle „Expos& de la situation du 
royaume, periode décennale“ (Brüffel 1852); tbeilweife: Horn, „Bevölkerungswiſſen⸗ 
haftlihe Studien aus Belgien‘ (Bo. 1, Leipzig 1854); „Rapport de la section centrale 
sur le projet deloi sur les &tablissements de bienfaisance‘ (Brüffel 1857); Jarte, 
„Histoire de Belgique” (5. Aufl., 1850); Bopliment, „La Belgique depuis l’an 1850“ 
(Brüffel 1850). 9. Ahrens, 

Beneficium ald Kirhenpfründe, f. Kichenamt. 

Benthbam (Ieremiad) ward zu London am 15. Febr. 1747 geboren. Er gehört zu den 
feltenen Menſchen, die ihr ganzes Leben an die Erforfhung der Wahrheit gefegt, um durd 
fie ihr Geſchlecht beffer und glücklich zu mahen. Sein Vater, ein angejehener Rechtsgelehrter, 
beftimmte ihn zu feinem Stande, und B. trat als Anwalt vor den Gerichten auf. Die Habſucht 
feiner Standesgenofien, melde die Gerechtigkeit zu ihrer Bereiherung herabwürbigten und 
misbrauchten, empörten fein Gefühl, und er entfagte einem Geſchäfte, das durch die Art, mie 
es geführt ward, fein Gemüth ebenfo fehr verlegte, als es feiner Einficht widerfprab. Er mid: 
mete jih den Studien, Die und zu den Mitteln führen follen, die bürgerliche Gejellibaft zu 
ordnen, mit einer bewundernswürdigen Anftrengung und Bebarrlichfeit. Der Hauptgegen: 
ftand feiner Forſchung war die Rechtswiſſenſchaft, deren Anwendung auf das Wohlder Bürger 
von jo entſchiedenem Einfluffe ift, und Die er zum Verderben verfelben öfter misbraucht , ala zu 
ihrem Beften gebraucht fand. Beſonders befhäftigf ihn die peinliche Geſetzgebung, die, wie 
fie jelbft in den aufgeflärteften Staaten unfers Welttheils beftand, ihm ein verberbliches Wer: 
mächtniß barbarifcher Zeiten erfchien. Um jich nicht fruchtlos mit Teeren Theorien abzumüben, 
ſtudirte er die Gefege und Inftitutionen aller Völfer, bei denen er Stoff zur Belehrung und 
Forſchung zu finden hoffte, und da die Sprachen verfelben ein nothiwendiges Mittel waren, 
ihre Gefege und gerichtlichen Anftalten fennen zu lernen, unterwarf er fih fogar der mühevollen 
Anſtrengung, ſich die Kenntniß ihrer Sprachen zu erwerben. So lernte er Italienifh, Branzö- 
ſiſch, Deutſch, Ruſſiſch und Chineſiſch, machte Reifen durch faft ganz Europa, die er auch nad 
jenen Staaten wiederholte, wo er größere Belehrung zu finden erwarten durfte. Diefen uner- 
müdlichen Gifer leitete die reinfte Abſicht, der entfchloffene Wille, alle Misbräuche zu befämpfen, 
in welches Geftalt fie fih immer zeigten und geltend zu machen fuchten. Gin Leben von mebr al? 
60 Jahren war diefem Beftreben geweiht, ein Leben von mehr als 60 Jahren voll Anftren- 
gungen und Aufopferungen ohne Lohn und felbft ohme Anerkennung. Mit rücjichtlofer Frei— 
mütbigfeit ſprach er ih für die Nothwendigfeit aller Reformen aus, welche der Zuftand der 
Völker dringend foderte. Er beftritt die Beſchränkungen der Handeläfreibeit, durch die eine 
jeltfame Staatsflugbeit den Wohljtand fördern will; die ungleiche Vertbeilung der Steuern, 
die häufige Anwendung des Eides, die das Wolf entjittliht und ven Eid felbft endlich zur gleid- 
gültigen Förmlichkeit macht; die Anmaßung der Anglifanifchen Kirche. Für die Reform, von der 
England fpäter ein karges Bruchſtück zuraugenblidlihen Beruhigung erbielt , trat er mit Wärme 
und beharrlihem Eifer auf; aber dieje Reform wollte er ganz, vollftändig und aufrichtig, obne 
Mäbkelei, Arglift und Betrug. So fam es nidt. 

Der oberfte Grundfag feiner Lehre, ven B. aufgeftellt und aufdem das Syſtem feiner Geſetz— 
gebung beruht, der ficherfte Leiter und Ordner aller gefellihaftlichen Beziehungen ift die Nüs- 
lichkeit. Diefe Nüglichfeit, wohlverftanden und richtig angewandt, mag unter den meijten Um: 
ftänden und in den gewöhnlichen Berhältniffen des Lebens unfere Handlungen auf eine Weile 
beftimmen , die dem Zwecke unſers Daſeins und dem der Geſellſchaft vollfommen entipridt. 
Aber was bürgt und für dieſe richtige Anwendung, wenn perfönliche Neigungen, Leidenſchaften 
und Intereflen mit den Intereffen Anderer in Widerſpruch kommen? Was lehrt und den mobl: 
verftandenen Vortheil, die Nüglichfeit, durch die unfere Handlungen beftimmt werben jollen? 
IR das Nüslihe immer das Rechte und das Nechte das Nüglihe? Beſteht vie tugendhafte Ge: 
finnung nit oft im Kampfe des eigenen Vortheild mit dem Vortheil Anderer, und die tugend⸗ 
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‚afte Handlung in der großmüthigen Aufopferung des eigenen Vortheils? Es möchte ſchwer 
ein, diefe Nüglichfeit mit ven Borfchriften ver Moral und den Geboten des Rechts immer in 
Sinflang zu bringen. Man ſpricht aud) von dem wohlverftandenen Intereffe ver Krone, das aber 
ewöhnlich nur von Denen richtig verftanden wird, die feine Krone tragen. So verhält es ſich 
jar oft mit dem wohlverftandenen Vortheile, den gerabe Der nicht begreift, von dem der Vortheil 
rwartet wird und ber ihn allein gewähren kann. Welche Willenihaft, welche Kunft würde dazu 
jyehören, um Jedem jein wohlverftandenes Interefle zu zeigen und begreiflidh zu machen? Und 
velchen oberften Grundſatz gäbe man diefer Wiſſenſchaft, dviefer Kunft? Willen wir endlich die 
Birfungen und Folgen unjerer Handlungen fo beſtimmt, dag wir fagen können, welde nüglich 
ind und welche niht? Nur die Abficht ift immer und allenthalben unfer, aber nicht die That, 
vicht der Erfolg unjerd Willens. Man wird wenigſtens zugeftehen, daß es gutgemeinte Hand: 
ungen mit böjen Folgen, eine beabjichtigte Nüglichkeit mit erfolgtem Nachtheil, wie böfe Hand: 
ungen, einen beabjihtigten Nachtheil mit nüglichen Folgen gibt. Wir befchränfen und auf 
yiefe Andeutung, da hier nicht der Ort ift, den allerdings höchſt wichtigen Gegenftand weiter 
udzuführen. 

B. gehört nicht zu den Scriftfiellern, denen ed darum zu thun ift, ſich durch ihre Werke 
zeltend zumachen. Ihm war die Sache Alles, bei der jeine Perjönlichkeit nit in Anfchlag kam. 
Er gab ſich nicht einmal die Mühe, feine Arbeiten in das Publicum zu bringen. Freunde und 
Berehrer mußten feinen aufgehäuften Reihthum ordnen, die Barren, wenn ich fo jagen darf, 
zu gangbarer Münze prägen und in Umlauf jegen. Im diefer Beziehung hat ſich befonders 
Dumont von Genf große Berdienfte um den Forſcher und die Wiſſenſchaft erworben, indem er 
aus deſſen Manuſcript auszog, was ihm wichtig ſchien, und in franzöſiſcher Sprache herausgab. 
Der Werth dieſes Werks, das fi befonderd mit der bürgerlichen und peinlichen Gejeggebung 
beihäftigt und von den Strafen und Belohnungen und den gerichtlichen Beweiſen handelt, ift 
anerfannt. Es follen ſich unter feinen Papieren noch wichtige und bedeutende Arbeiten finden, 
die nur die freundliche Hand erwarten, die jie audzieht und ordnet; denn wie fie B. Hinterlaffen 
bat, find fie nicht mitzutheilen. Die Gabe des Denkens und Erfindens beſaß er in hohem Grade, 
aber nicht die der Sprade. John Bowring hat fid dieſem verdienftlihen Bemühen unterzogen 
und eine „Deontologie oder Wiffenfchaft ver Moral von Bentham“ herausgegeben. Alles Streben 
und Wirken dieſes achtungswerthen Mannes hatte das Wohl der Menihen, vie Verbeilerung 
ihrer gejellfchaftlihen Einrichtungen, der Gefege und Inftitutionen zum Zwede, und in diefem 
Streben und Wirfen war er unermüdlich. Seine Bemerkungen und Borjchläge über Straf: 
anftalten fanden bei den Regierungen mehrer Staaten unjerd Welttheild, und beſonders in 
Nordamerika Eingang und haben viel zur Verbefferung derfelben beigetragen. Wo er glaubte 
ſich nüglich erweifen zu fönnen, bot er jeinen Beiftand an, felbft auf die Gefahr einer ſchnöden 
Zurückweiſung. Der Eonftituirenden Verfammlung, von der Frankreich jeine Wiedergeburt er: 
wartete, jenbete er eine umfaffende Arbeit über die Bildung der Gerichtähöfe, dieaber, auf den 
Antrag des falten und ſelbſtſüchtigen Sieyes, unbeachtet blieb. Von der Gejeggebenden Ber: 
fammlung ward er freundlicher behandelt, indem fie nicht nur feine Mittheilungen annahm, 
fondern ihm aud) den Titel eines franzöfifchen Bürgers ertheilte. In der furzen Zeit, wo die 
Morgenröthe der Freiheit an dem Himmel Spaniens glänzte und dem unglüdlichen Lande trü— 
geriſch einen fhönen Tag verhieß, erjuchten die Cortes ihn um Rath und Beiftand. Mit der 
Kaiferin Katharina, mit Alerander und andern Fürften ftand er in Briefwechſel; aber ver 
Mann der Großen und der Höfe war der einfache und ſchlichte B. nicht. Da der 
Kaifer Alexander ihm einen Eoftbaren Ring zum Geſchenk machte, ſchickte er ihn mit ver Bemer⸗ 
fung zurüd, der Zwed feiner Beſtrebungen ſei das Glück der Menſchen, nicht aberdie Freigebig— 
£eit der Könige. 

B. ftarb zu London den 6. Juni 1852 in jeinem fünfundaditzigften Jahre. Sein legter Wille 
enthielt noch eine Verfügung, durch die er der Menſchheit nüglich zu werden hoffte und die Vorur— 
theile befämpfte, denen er beftändig unter allen Umftänden mit Muth entgegengetreten war. Er 
vermachte jeinen Körper dem Gollegium der Chirurgie. Man hat ein angenehmes und wohlthuen⸗ 
des Gefühl, wenn man in der Geſchichte Männern begegnet, die wie Las Caſas, Howard und 
DB. ihren Beruf darin finden, die Wunden der Menſchheit zu Heilen, da ſie nur Diejenigen zu 
feiern pflegt, die ihren Ruhm umd ihren Stolz darin ſuchen, ihr Wunden zu fchlagen. 

Wenn man übrigens den unermüdlichen philanthropiichen Eifer dieſes Mannes für die Ver: 
beilerung menſchlicher Zuftände, fein großesgeiftiges Vermögen, feine Bemühungen, die Lebens: 
verhältnifie zu beobachten, feinen Fleiß bis zum fünfundachtzigſten Jahre und die übergroße Zahl 
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feiner Werke betradstet, fo kann man ſich wundern, daß trog eines ephemeren großen Rufes feine 
Wirkjamkeit ſowenig bedeutend und bleibend war, zumal in feinem eigenen Baterlande. Den 
Hauptgrund hiervon fönnen wir nur finden in demeinfeitigen Princip und dereinieitigen Methode, 
von welder B. ausging. Ex ftellte, gänzlich verichieden von engliſchen Staatdmännern, eine rein 
philoſophiſche Rechts: und Staatslehre auf, juchte nicht etwa auf einem hiſtoriſch-philoſophiſchen 
Wege die in der Geſchichte, Gejepgebung und Verfaflung der freien gejitteten Nationen, alſo 
namentlich die in dem freien England lebenden Grundideen aufzuftellen, von ihren fehlerhaften 
oder vorübergehenden biftoriihen Geftaltungen oder auch Verunftaltungen zu befreien und auf 
diefer Grundlage zu reformiren. Gr ſchätzte vielmehr das ganze hiſtoriſche Recht gering ober 
ſtellte fich ihm gegnerifch gegenüber. Er fing deshalb feine fchriftftelleriiche Laufbahn an mit 
einer verwerfenden Polemik gegen feinen Zeitgenoffen Bladftone und deſſen höchſt verbienftliches 
und ruhmreiches Werk über das engliſche Recht, welches freilich das englifche Recht geſchichtlich 
und pojitivsrechtli varftellen will, aber ven großen rechtlichen und freiheitlichen Grundideen mit 
höchſter Achtung huldigt. Die Schrift hieß „A Fragment on government‘ (1816). Dabei aber 
war fein höchſtes Princip viel einfeitiger und zur Begründung der rechtlihen und ſtaatsrecht- 
lichen und damit eng zuſammenhängenden politifchen Lehren untauglicher als jelbft die höchſten 
VJrincipien deutſcher rein philofopbiiher Naturrechts- und Staatdlehrer, die doch gewöhnlich 
fid) an die römischen Grundprineipien anſchloſſen und die unentbebrlidhen fittliben und 
rehtlihen Beftandtheile ver oberiten Grundfäge für Gefeggebung und Staatsrecht nit 
fo einfeitigverihmähten als B. in feinem Utilitätsprincip. Daß feine ihrem legten Grund: 
charakter nah radicale und materialiftifche Lehre ungefähr feit der Zeit der Julirevolution von 
den franzöjiihen Gommuniften aufgenommen wurde als die veritable philosophie, für melde 
im Jahre 1829 das Journal „L'Utilitaire” gegründet wurde, diejes hat vielleicht vem guten, etwas 
eiteln Mann nod) kurz vor feinem Tode etwas geſchmeichelt. Es hätte ihm zeigen follen, auf 
welchem verkehrten und unpraftiihen Wege jich fein, wie wir gern annehmen, aufrichtig wohl: 
gemeintes Streben bewegte. Dieje unpraftijche verkehrte Richtung trat auch in feinen praftijchen 
reformatorifchen Thätigfeiten hinlänglidy hervor. So haben wir es z. B. ſtets bevauert,, daß er 
ala Rathgeber der ſpaniſchen Cortes dieſelben beider eriten Begründung ihrer Verfaſſung mit 
einem blinden Adelshaſſe, welcher natürlih bei vem Wolke leiht Gingang fand, zum Unglüd 
dieſer Verfaffung, von dem Zweikammerſyſtem oder ver Bildung eines Oberbaufes jo entſchieden 
und erfolgreich zurückſchreckte. Hiermit aber foll weder das obige Lob der beharrlichen menſchen⸗ 
freundlichen Reformbeftrebung zurüdgenommen nod aud feinen ſelbſtgedachten und gevan: 
fenreihen Schriften der Werth vielfaher Anregung und Belehrung abgefprocdhen werden. Se 
fand auch ſelbſt in der Franzöſiſchen Revolution, obwol feine radicale, materialiftifche und 
Nüglichkeitsrichtung ihm überall bei ven radicalften Revolutionäre viele Verehrer ſchuf, dennoch 
fein für die Franzoſen gejchriebenes Werk über ihre Gerichtsreform feinen Eingang, meil er 
alle zum Theil treffliche Hiftorifche Grundlagen diefer Reforn völlig verſchmähte. Seine Schrift 
bieß „Draught of a Gode for the organisation of the judical establishment in France” 
(1792). Glücklicher war er in Rouifiana, wo ein neues Geſetzbuch nad feinen Vorſchlägen 
fanctionirt wurde. 

Die beveutendften feiner Werke find zuerft die von feinem Freunde Dumont aus verſchit⸗ 
denen feiner Schriften zujammengejtellten „Traitös de legislation civile et p&nale, pr&cedes 
des principes generaux de legislation (3 Bde., Baris 1802; ins Deutfche überjegt von Beneke, 
Berlin 1850); ferner „Theorie des peines et des r&compenses’ (2Bve., London 1802); 
fovann „Essay on political Tactics” (2ondon 1791; Branzöfiih „Essai sur la tactique des 
Assemblees legislatives“, Genf 1815). Diefes legte Werk ſchrieb B. für die franzdfifche Na- 
tionalverfammlung. Biel Gutes enthalten feine insbefondere auf die englifhe Praxis gerid- 
teten Uinterfuchungen über den gerichtlichen Beweis: „Rationale of judicial evidence‘ (5 Bbe., 
Zondon 1827). Fehler englifher, überhaupt pofitiver Einrichtungen, indbefondere auch ber 
proceſſualiſchen, hat er überall gründlich gerügt. Aber fein eigener neuer Jvealftaat, fein „Neues 
Jeruſalem“, verdiente ebenio wenig Beifall ald feine höchſten Prineipien, auf die er ſoviel 
Werth legte, die er vorzüglich in dem „‚Constitutional Code for the use of all nations‘ (48350) 
und in ber „Codification-proposal to all nations’' (1822) entwicelte und von denen er in 
den Briefen an den Grafen Toreño 1822 fagt: „daß er allein in der allgemeinen Wüſte ver 
Politif und Gerechtigkeit die gemeinfame Regel, den Regulator, die Pyramide.aufgeftellt babe.“ 

3. Weigelund Welder. 

Bentham'ſche Schule, Bei der Beurtheilung Bentham’s beſchränkt man ſich gewöhnlich 
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auf feine Perfönlichkeit und fein Syften und üherfieht dabei, daß er in der ganzen Staatd- td 
Rechtsentwickelung von England fortwirkt, und eine Anzahl ver beveutendften zu Ehre und Au⸗ 
fehen gelangten politiihen Charaktere Englands aus der B.'ſchen Schule hervorgegangen fin. 
Wir dürfen natürlich den Ausdrud Schule Hier nicht in ſchulmäßiger Angſtlichkeit nehmen. 
Verſammlungen von Anhängern um feine Perſon hat der erſte Radicalreformer Englands nie 
geliebt, und er pflegte feine Lueubrationen nur im Zwiegeſpräch während einer einfadhen Mittags⸗ 
fahrt mitzutheilen. Ebenſo wenig wüßten wir irgendeinen Mann zu nennen, der dem B.ſchen 
Syftem ald Ganzem feine Freiheit hingegeben. Aber die B.’fche Theorie, ohne ihre Wunder: 
licfeiten, in eine gejunde Praris zu überſetzen; aus ver großen Fülle feiner Refornvorfchläge 
die jedesmal durchzubringenden auch wirklich durchzufegen, haben bedeutende Männer ver gegen: 
wärtigen Örneration mit ihren beften Kräften erſtrebt. Gs ift uns hier nicht darum zu thun, 
die Grundanjgauungen Bentham’s gegen die Nachreden zu vertheidigen,, die meiftens auf un— 
vollftändiger, bald faliher, bald fchiefer Kenntnißnahme von feinen Kehren beruhen. Im der 
Monftrojität feiner Spracde gibt er wenigftens dem jüngften großen Philofophen Deutſchlands 
nichts nach; aber jhon der Umſtand, daß von ihm die wigtigften Neformen angebahnt worden 
find, jollte über ven Kern feiner Bhilofophie, wenn audy nit über die Form, in der fie erſchie— 
nen, ein weniger abſchreckendes Urtheil veranlaffen. Was nun zunächſt die Veröffentlihung, 
oder, jagen wir lieber, die Befanntmahung der B.'ſchen Schriften angeht, fo hat Dumont, ven 
man jo allgemein ald dad Mundftüd der B. ſchen Zauberformel bezeichnet, feinem Freunde nur 
einen halben Freundſchaftsdienſt erwiefen. Alle bedeutendern Arbeiten Bentham’s beziehen ſich 
auf engliihe Zuftände und Misftände; feine Angriffe und Vorfchläge werden zugleid) gerecht: 
fertigt und erklärt durch das danebenſtehende Verhältniß, das fie Ändern wollen. Aber Dumont 
wollte vurhaus Bentham zu dem machen, wofür dieſer ſich freilich ſelbſt manchmal Hielt, zu einem 
Univerfalgenie, deſſen Regeln, obgleich zunächſt und ihm unbewußt nur aus der Betrachtung 
englifher Verhältniffe geihöpft, als Gefege des politifchen und ſocialen Univerfums gelten 
fönnten, und der im Stande wäre, die Ginzelheiten fremder Staatseinrichtungen wie der ein: 
geborene, durch Gewohnheit und Localkenntniß doch ganz anders ausgerüftete Staatsmann 
zu reformiren. Es gibt nllervingd in den politifchen Wiſſenſchaften Gebiete, bei denen das 
Allgemeine vor dem Einzelnen vorwiegt, aber auch hier bringt es nur der zur Meifterfchaft, ver 
mit den fecundären Elementen der nationalen Vergangenheit und Gegenwart völlig vertraut 
ift. Biel zahlreicher aber find diejenigen Gegenftände , bei denen die Kenntniß des Localen und 
Nationalen in erfter Reihe entſcheidet. Es begreift ſich daher, daß die volle, weil vollver- 
diente Anerkennung Bentham’s nur in England zu finden ift. Während wir auf dem Kontinent 
unſer Auge mehr auf die Schwächen des B.'ſchen Syſtems richten, eben meil die Gegenftänve, 
in deren Behandlung Bentham ſchwach ift, und näher liegen, Gaben fich in England Männer 
gefunden, welde, die Lichtſeiten dieſes Syſtems erfennend und audbildend, dem Namen 
Bentham's neue Ehre machten. Es lag in der Natur der Sache und noch mehr der Natur 
des Mannes, das die Zett, in welcher Bentham probueirte, nicht diejenige gewefen ift, in ber 
eine unmittelbare Wirkſamkeit feiner Pläne plaggriff. Seinen erften beveutendern literariſchen 
Gang mahte er mit Bladitone; das will jagen zu einer Zeit, wo der Hymnus dieſes Schrift: 
ftellerö auf das Veſtehende in Kirche und Staatsrrht und Verwaltung ald Evangelium galt, wo 
das Bud), weldhes wir noch heutzutage ald ein Mufter klarer und gefälliger Darftellung preifen, 
nad) dem Gefammturtheil faft aller vamald Urtheilsfähigen in der Nation nicht blos richtig ſchil⸗ 
derte, was ald Recht und Regel galt, jondern aud) was gelten follte. Bekanntlich meint Black⸗ 
ftone, daß die höchſte Vollendung im englifden Staats: und Rechtsleben zur Zeit Karl’s II. be: 
ftanden habe, aber im Ganzen ift ihnen doch alles vortrefflich, was er befchreibt, und mie er dachte 
pie überwältigende Mehrzahl feiner Landsleute. Unter folhen Aufpieien konnte ſich Feine B.’fche 
Schule bilden. Aber die Audfihten für folde Reformen in England, wie fie im Kopfe von 
Bentham jpuften, twurben bald noch trüber. Die Franzöſiſche Revolution jagte der englifchen 
Nation, wenigſtens Allen, die damals die Geſchicke des Landes zu beftimmen hatten, einen panis 
ſchen Schreden vor jeder Reform ein; einen Schrecken, der fo groß war, daß feine Nachwirkungen 
nod) bis in ven Anfang der zwanziger Jahre diejes Jahrhunderts wahrnehmbar find und das 
Donaparte’fche Schreitendregiment vom neueften Datum wenigften® mit einigem Scheine auf 
eine jo nahe gelegene Periode im politifchen Leben des Nahbarlandes verweifen kann. Es ift 
vieleicht diefer Ungunft-der Zeiten in England zuzufchreiben, daß Bentham mit Vorliebe 
fi ven Angelegenheiten und Zuftänden auswärtiger Nationen zumandte, wobet bie Nefultate 
für Mit: und Nachwelt von viel geringerer Bedeutung gemefen find, ald wenn Bentham in dem 
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Heimatlande günftigere Sterne und ein danfbareres Bublicum gefunden, und deshalb feine 
ganze Kraft ven ihm fo gutbefannten reformbebürftigen Theilen ver heimiſchen Inftitutionen ges 
widmet hätte. Als für England die Reformzeit fam, war Bentham zwar in wunderbarer Gei— 
ſteokraft geblieben, aber doch ein alter Mann geworben, und faft gleichzeitig mit dem Triumphe 
der großen Maßregel, die man vorzugäweife die Reformbill nennt, ftarb er. Abgeſehen von 
den Dumont’fhen Bearbeitungen der B.’fhen Schriften, fin feine wichtigften auf engliſche 
Zuftände bezüglihen Aufzeihnungen erft nad; feinem Tode lesbar gemacht und veröffentlicht 
worben, fowie einzelne Werfe, welche Dumont nad; feiner Weiſe bearbeitet hatte, erft in der vol: 
lern englifhen Driginalgeftalt volltommen und würbig ihren Urheber repräfentiren. Die Krone 
der größern Arbeiten Bentham’s ift unftreitig fein „Rationale of judicial evidence‘, und gerade 
bier zeigt fich dad Verhältnig des englifhen Originals zu der Dumont'ſchen Redaction auf das 
ſchlagendſte. Während Dumont feine Bearbeitung „Trait& des preuves judiciaires‘ (erichienen 
1825) nennt, ift die einzig richtige Bezeichnung des ganzen Werkes der Titel der englifhen Aus: 
gabe: „Rationale of judicial evidence, specially applied to english practice from the ma- 
nuscripts of Jeremy B. Squire.” Und hier treffen wir gleich in der Borrede auf ein hervorra⸗ 
gendes Beifpiel, wie die B.’ihen Reformen, ſoweit fie nicht bloße Marotten des Autors waren, 
in England faft jeved Jahr praftifhen Boden gewinnen. Der Herausgeber erzählt und, daß 
befonderd die Grundfäge Bentham's über die ängftlihe Ausſchließung intereffirter Per: 
fonen vom Zeugniß, wie fie damals das englifche Recht und heutzutage noch der Givilproceß in 
faft allen Ländern des Gontinents feftbält, und wogegen er in feinem festen Buche fo 
mädtig zu Selbe zieht, damals den entfhiedenften Widerſpruch fanden. Wer heute die englifchen 
Rechtsgrundſätze über die Ausfhliegung vom Zeugnig nad) den Gefegen der legten Jahre ftu: 
dirt, wird den B.'ſchen Garbinalpunft ver Nihtausfhliefung ald Recht von England fin: 
den. Wir wüßten Faum eine der vielen Reformmaßregeln feit 1855 zu nennen, die fi nicht in 
den B.’ihen Papieren mehr oder weniger vollftändig vorgezeichnet fände. Um nur ein weiteres 
Beifpiel aus dem Rechtögebiete zu nennen: die Grafſchaftsgerichte, welche rafche und billige Juſtiz 
für die einfahen Verhältniffe des Meinern Verkehrs gewähren, erfüllen ein lange und oft geltent 
gemachtes Deliberat des Nüglichkeitsphilofophen, und im Ganzen mwürbe mol das Grundgefeg 
bed heutigen englifchen Eivilprocefled, der common law procedure act feinen Beifall haben, weil 
es die meiften feiner Anfprüche einer gefunden Rechtspflege befriedigt. Allein es ift fraglich, ob 
fo raſch oder ob überhaupt nur die B.'ſchen Pläne zu MWirklichfeiten geworden wären, wenn 
nicht tüchtige Vermittler zwiſchen Bentham und der englifhen Nation, zwiſchen feiner 
Theorie und ihrer Praxis ſich gefunden hätten. "Hier ift in erfter Reihe James Mill zu 
nennen, der Herausgeber des „Rationale‘, und der berühmte Verfafler der „History of British 
India”, Seiner werfthätigen Anbänglichkeit verdankt man am meiften die Befanntmahung der 
B.ihen Papiere. Während man ihn faft in dem firengern Sinne des Worts als ver 
B.'ſchen Schule zugethan bezeihnen kann, ift aud bei feinem noch berühmtern Sobne 
James Stuart Mill der Einfluß B.’fher Ideen nicht zu verkenneft.. Man irrt faum, wenn 
man ben vorurtheiläfreien, im guten Sinne unenglifhen Standpunkt des Berfaflers des „System 
of Logie‘’ und ver. „Principles of political economy‘ ald einen Nachklang des B.'ſchen 
Weſens betradtet. Ein Vertreter der B.'ſchen Richtung, ver jeder Richtung Ehre machen 
würde, ift der in jüngfter Zeit fo vielgenannte Sir John Bowring, der auch die feit 1859 er: 
fhienene Gefammtausgabe der B.'ſchen Schriften beforgt hat. Unter den verftorbenen 
Staatsmännern und Rechtsgelehrten Englands, die im B.e'ſchen Geifte zu reformiren be: 
firebt waren, ftehen Lord Langdale, Charles Buller und Sir William Molesworth voran, wo: 
von namentlich die beiden legtern zu früh für ihren vollen Ruhm und zu früh für England ge: 
florben find, aber auch fo ſchon eine Stelle unter den leitenden Staatdmännern ihres VBaterlandes 
einnahmen. Gegenwürtig find die Anfhauungen Bentham's fo ſehr den englifhen Reformern, 
d. 5. bald allen einfichtövollen Männern, die im Staatd- und Rechtsleben Bedeutung haben, in 
Fleiſch und Blut übergegangen, daß fie befondere Vertreter nicht mehr bedürfen; aber wenn noch 
ein Name genannt werben foll, der im Lande guten Klang hat, fo ift Roebud ebenfalls ein An: 
hänger der B.’fhhen Richtung, foweit diefer eigenfinnige Charakter überhaupt etwas Anderm 
als ſich felbft anhängen kann. 

Diefe kurze Skizze mag genügen, um darzuthun, daß von Jeremy Bentham doch noch etwas 
mehr überlebt ald ein angeblich wunderliches philoſophiſches Syſtem und eine Anzahl angeb: 
li unpraktiſcher Reformphantaftereien. 

5. Marquardfen. 
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Beranger (Beter Johann). Ein Name weiten und vollen Klanges. Fragt einen Franz 
oſen der nguern Zeit nad) feinen Poeten und nach feiner Poeſie, und faum wird er fih mehr die 
Nühe nehmen, zurückzuweiſen auf die prunkvolle ariftotelifche Elafjieität des 17. Jahrhunderts, 
ondern einfach obenan jeinen B. nennen, oder er wird euch wol gar einen tanzenden Nefrain 
on einem Liedchen des Meifterg vorträllern. Aber das jieht denn jo doch faft gar zu heiter aus, 
nd man dürfte fragen: Alles gut! wie kommt jedoch der luftige, leichtfertige Liedermann unter 
ie ernften Männer ver Robe, unter die Träger ver Geſchichte, unter die Vorbereiter, Ver: 
rittler und Bollender der wandelbaren Völker- und Staatenverhältniffe? Wie kommt der Sänger 
infacher Volfsliever in das ‚Staats = Lerifon”? Die einfachfte Antwort darauf dürfte wieder 
in Bli nad Frankreich und in die innere Gefchichte feiner legten AO Jahre geben. Kein Mann 
erneuen Zeit hat durch das einfache Mittel des Volksliedes eine jo mächtige Wirkung auf die 
zebildeten und Maſſen feines Volks zugleich errungen wie B. Er iſt fein, rafch, ed, frivol, 
riegeriſch, kühn, großherzig wie fein Vol, darum dichtet er auch eigentlich nicht für fein Volk, 
ondern er dichtet wie jein Volk oder er ift das dichtende Volk jelbft, wie einmal geiftrei von 
bm gefagt wurde. Um feine Eigenthümlichkeit und Wirkſamkeit genauer ins Auge zu faflen, 
ft aber vor allem eine kurze Zufammenftellung der Hauptmomente feines Lebens nothwendig, 
ind wir wollen diefe vorführen. 

B. ward am 10. Aug. 1780 zu Paris geboren. Sein Großvater war nad) feiner eigenen 
Ingabe in einem Gedichte „Der Schneider und die Fee’, weldhes er im Jahre 1822 feinen 
freunden zu feinem Geburtötage widmete, ein Schneider. Bon dieſem ſcheint feine erfte, ziem— 
ich unzulänglihe Erziehung ausgegangen zu fein. Als Anekdote aus feinem Jugenpleben 
zählt er, daß erim zwölften Jahre vom Blig getroffen worden fei. Sein Leben foll in Ge— 
ahr und jein Gefiht faft verloren gewefen fein. Dies gefhah in einem Wirthshaus der 
Borftadt zu Peronne, das einer Tante B.’8 gehörte, welche fehr oft und zumal bei Gewittern 
‚as Haus mit Weihwafler bejprengte. Als B. aus der Betäubung erwachte, ſoll fein erfted 
Wort geweſen fein: „Was bilft mir nun dein Weihwaller ’ Bon 1790 — 96 befand er fi 
u Peronne, anfänglid ald Aufwärter im Wirtshaus und dann als Lehrling in der Buch— 
ruckerei Loisney's. Hiervon erzahlterfelber, Loisney habeihn inder Orthographie unterrichten 
vollen, e8 fei aber nicht vorwärtd gegangen. Er habe ed nun mit der Poeſie verfuht und da 
ei's beffer gefommen. Loisney habe feine erften Verſuche corrigirt. Früh ſchon ſcheint fich in 
hm dad Bewußtfein feines dichterifchen Berufs befeftigt zu haben, und trog allerlei fehlgefchla= 
jenen Hoffnungen dichtete er ohne Rath und Unterricht fort, bis ihm im Jahre 1805 der 
Bedanke kam, ſich an den Bruder des Erften Eonfuls, an Lucian Bonaparte, zu wenden. Diefer 
nahm ihn freundlid) auf und unterftügte ihn. Als Legterer im folgenden Jahre Franfreid ver: 
‚affen mußte, wies er B. von Rom aud feinen Gehalt ald Mitglied des Inftitutd an. Das 
Wenige, was B. jelber von diefem Briefe veröffentlichte, zeigt, daß Rucian feinen Mann bereits 
kannt hatte. Er jchrieb: „Ich ſende Ihnen Hier eine Vollmacht zur Erhebung meines Gehalts 
beim Inſtitut. Ich bitt@Sie, diefen Gehalt anzunehmen, und zweifle nicht, daß Sie, wenn 
Sie fortfahren, Ihr Talent zu üben und auszubilden, einft eine Zierde unſers Parnaffes fein 
werben. Sehen Sie vor allen auf Reinheit des Rhythmus; hören Sie nit auf kühn zu fein, 
aber beftreben Sie ſich größerer Eleganz u. ſ. w.“ Als die neue Univerfität eingerichtet wurbe, 
jollte auf B. Rüdfiht genommen werden; aber ver Mangel aller wiffenihaftlihen Bildung 
feffelte ihn an eine bloße Schreiberftelle im Secretariat. Die Noth zwang ihn zur Annahme. Die 
Zeit der Napoleonifchen Herrſchaft fheint feiner Mufe Feine befondere Gunft erwiefen zubaben, 
im Gegentheil die Herausgabe einer Idyllenſammlung unterblieb, weil die Cenſur mehre Stellen 
rich, in denen der Dichter feine Dankbarkeit gegen den verbannten Lucian ausſprach, und 
überfluge Interpreten wollten fogar im „König von Yvetot“ eine feine fatrifhe Beziehung 
gegen den Kaifer erbliden. „Während der Hundert Tage,” erzählt B., „machte mir Lucian 
Bonaparte bemerflih, „daß ich mein Talent feiner höhern Beftimmung entziehedurd mein Hin- 
geben an bie Liederdichtung. Ich fühlte das wohl; aber ich glaubte: in gewiffen Zeitläufen 
bürfen Künfte und Wiffenfhaften nicht bloße Lurusartifel fein, und die Ahnung tauchte in mir 
auf, wie wichtig eine fo durchweg volksthümliche Art von Dihtung für die Sache der Freiheit 
werben könne.“ In viefer Ahnung aber und in feinem Streben nad) Verwirflihung derjelben 
Liegt die große politifhe Bedeutung B.'s und feiner Dichtweife. Nah Napoleon’ Sturzbegann 
unfer Dichter eigentlich erft vollftändig feine Laufbahn. Im Jahre 1815 erſchien feine erfte 
Liederfammlung. Er wollte das „unglüdlihe Vaterland tröften und feinen Ruhm und feine 
Hoffnung befingen‘‘. Bei alledem konnte er aber hier fhon die herbe Satire nicht zurückhalten, 
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mit der er fpäter fühner und fhärfer heraustrat, wodurch er feiner Stelle verluftig ging. Im 
Jahre 1821 ftellte man ihn fogar wegen Gottlofigkeit und Auffoderung zur Empörung vor 
Gericht. Das Gericht verurtheilte ihn zwar, aber die ineriminirten Xieder erhielten ald Anhang 
zu den gebrusften Proceßverhandlungen eine große Verbreitung und die Regierung that dadurch 
dem Ruhme des Dichterd großen Vorſchub. Im Jahre 1828 ward er wegen feiner Chansons 
inedites abermals vor Gericht gezogen und angeklagt wegen Beleidigung des Königs und ber 
königlichen Familie und aufSchmähung der Staatsreligion. Er ward zuneun Monaten Gefäng: 
niß und 10,000 Fr. Geloftrafe verurtheilt. Cine Subfeription dedte die Strafe und entſchädigte 
ihn reichlich. Drei Gedichte waren es hauptſächlich, melde man ihm zum Verbrechen anredhnete: 
„Die unendlich Kleinen oder die Gerontofratie”, „Die Krönung Karl’d des Einfältigen’ umd 
„Der Schuggeift”. Freilich ließ er in dieſen auch feine Satire ziemlih unummunden fpielen. 
Wir wollen die Überfegung des erftern hier beifügen: 


Den großen Zauberer ſah ich neulich — Mie viele Dingerchen erfcheinen! 

Ihr wißt, ich bin dem Ding geneigt — SJefuitchen Fein und zorngewandt 

Der hat die ganze Zufunft treulich Und taufend Briefterchen, die fleinen 
Sranfreichs im Spiegel mir gezeigt. « Herrgottchen tragend in der Hand. 

Das Schaubderbild war ſcharf und fleißig, Ihr Hauch verfrüppelt Leut' und Lande, 
Ich ſah Paris, wie groß es war, Er macht zum Vrieſterſeminar 

Wir zählen Neunzehnhundertdreißig — Den Hof, der ſich den ältiten nannte: 
Graubärte !) herrfchen immerbar. Granbärte herrſchen immerdar. 

Statt unfer war ein Volk von Zwergen, Klein find Paläfte, Hammereien, 

Wie eine Enfelfchar war das, Mus Willen, Handel, Kunft auch fein, 
Ich ſah fie fauern, ſich verbergen Und fleine Hungerenöthchen fchreien 
Mit Mühe durch das Spiegelglas. Verzweiflung in die Städtchen ein. 
Franfreich, ein Schatten iſt's vom Bilde Und an den Grenzen ſchlecht bereitet 
Dis Franfreich, da es herrlich war; Bewahrt das Heer uns vor Gefahr, 
Nun faßt's gar wenige Gefilve, Bor dem der Heine Trommler ſchreitet: 
Graubärte berrfchen immerbar. Graubärte herrichen immerdar. 


Im Spiegel fah ich dann nad) diefen 
Zum Schluffe der propher'ichen Bein 
Herannahn einen Keßerriefen, 

Dem faft die weite Welt zu Flein, 
Den Kleinen nahte fich der rafche, 
Der ohne Federlefen war, 

Steckt furz das Reich in feine Tafche: 
Graubärte herrichen immerbar. 


Eine folde Sprache mar allerdings nicht geeignet, bei dem beftehenden Regiment Sympa: 
thien zu erwecken, aber um fo tiefere Wirkung mußte fie zwei Jahre vor der Julirevolution im 
Gefolge ver Proceffe und Verurtheilungen auf dad Volk üben, Die Geiftlichfeit ihrerſeits be: 
kämpfte ihn noch mit ihren eigenen Waffen, und ald der Erzbifchof vop Touloufe im März 1829 
die bedeutendften Köpfe Frankreichs in einem Hirtenbriefe die Revue paffiren ließ, da widmete 
er auch B. einen nicht unbedeutenden Abfchnitt, ver aber gebührende Antwort fand. So famen 
die Julitage heran, und B. war unter den Reuten, die mit Rath und That an der Spige flanden, 
einer ber beveutendften. Nach dem Siege wurden feine Freunde Minifter; aber nichts vermochte 
den Dichter, feine beſcheidene Stellung zu verlaffen. Polens Schickſal entlodte feiner Mufe noch 
ein paar herrliche Laute, aber von da an ſchwieg fie faft ganz. Er, der vonallen feinen politifchen 
Freunden Manuel am höchſten ftellte, war natürlich auch mit dem Zuftande unter Ludwig Philipp 
richt einverftanden, und B., welcher, wie erfelbft in feinem Liede, Ames amis devenus ministres“ 
fagt, um feine Unabhängigkeit zu bewahren, hartnädig alle Anıter und Würden und auch bie 
Aufnahme in die Afademie ausſchlug, hielt feinen Unmuth in mündlicher Nede nicht zurüd. 
Aber die Kleinlihfeiten und Ränfe und die Halbheit des Zuftandes, mitverfchuldet durch eigen: 
nügiges oder feiges Tranfigiren von B.’8 politifhen liberalen Freunden, waren nicht Gegen: 
fände eines poetifhen Kampfes, fowie früher der unterbrüdte Nationalrubm, die von den 
fremden Bayonneten eingefegte unnationale Dynaftie mit ihren Jefuiten und ihrem antinatie- 
nalen alten Adel, Seine durch und durch nationalen, freiheitathmenden Lieder aber lebten fort 
in dem Volke, und wenn fie zum Sturz der alten Dynaftie unmittelbar und entfchieden mit: 
wirkten, fo blieben fie fiher auch nicht ohne Einfluß auf den demofratifhen Volkshaß gegen die 
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eue unrühmlide Escamotage der Nationalfreiheit durch Ludwig Philipp's unſittliches Lügen⸗ 
tem. Als daſſelbe 1848 ſtürzte, dachte natürlich die Nation ihres Freiheitſängers, und B. 
»urde niit mehr als 200,000 Stimmen in die Nationalverſammlung gewählt. Aber er nahm 
\sbald jeine Entlafjung, die er durd wiederholte dringende Foderungen bewirken mußte, 
ix ſchrieb an den Präafidenten : „Wenn irgendetwas mich mein Alter, meine Gejundheit und 
reine legislative Unfähigkeit vergeilen machen könnte, jo wäre ed das Schreiben, welches Sie 
n mich zu richten jo gefällig waren, und womit Sie mir mittheilten, daß die Nationalverfamm- 
ung mein Entlaſſungsgeſuch mit einem abihlägigen Beſcheide beehrt. Meine Erwählung und 
ieſe Handlung der Volförepräjentanten werden Gegenftand meiner ewigen Dankbarkeit fein, 
enn fie find ein allzu hoher Lohn für die geringen Dienfte, welche ich der Freiheit erweifen 
onnte; fie jind ein Zeichen, wie beneidenswerth in Zukunft die Belohnungen Jener fein werben, 
ie, mit größerm Talent begabt, unjerm theuern VBaterlande wirkliche Dienfte leiften werben. 
Südlich, den Anlaß zu diefem ermuthigenden Beijpiele gegeben zu haben, und überzeugt, 
Bürgerpräfident , daß dies bisher meine einzige Leiftung ift, bitte ich die Nationalverfammlung 
tuerdings, mich nicht aus der Berborgenheit des Privatlebens zu ziehen. Es tft dies nicht der 
Bunſch eines Philoſophen, noch weniger eines Gelehrten; es ift der Wunjc eines Meimers, 
er ſich zu überleben glauben würde, wenn er inmitten ber öffentlihen Geſchäfte die Unabhän— 
igkeit der Seele — das einzige Gut, dad er je erftrebte — verlöre. Es ift das erfte mal, daß 
ch etwas von meinem Lande verlange. Die würdigen Repräfentanten werden. deshalb meine 
wähmalige Bitte um Entlajfung nicht verwerfen und der Schwäche eines Greifeß vergeben, ver 
8 nicht verfennt, welcher Ehre er ſich jelbft beraubt. Genehmigen Sie, Bürgerpräfivent u. ſ. w. 
zalut et fraternite. Paſſy, 14. Mai 1848. Beranger.‘ 

Diefelbe Unabhängigkeit bewahrte er ji vollends, ald die Maplofigkeit der neuen Freiheit 
ınd der Mangel an politijher Energie der Gonftitutionellen die neue Napoleonifche Herrichaft 
yerbeiführten. Die Schmeichelei, welche in ihr wie in der glten die Wahrheit zu fälichen juchte, 
yat®., welcher, gegenüber dem jiegreihen Auslande und der Fleinlihen Reftauration ven Ruhm 
ver Franzoſen und den Repräjentanten ihrer militärifchen Gloire bejungen hatte, als einen An 
yänger des neuen Syſtems darftellen wollen, nachdem die berebten Lippen der Tod geſchloſſen 
yatte. Ganz Frankreich ift vom Gegentheil überzeugt, und nicht ein Haud von B. widerfpricht 
ver natürlichen Verurtbeilung diejer neueften herben Demüthigung der Nation durch ihren frei⸗ 
yeitäliebenpften Sohn. Selbft ald er in feiner legten Lebenszeit ala hülflofer Greis wol einer 
Erleichterung feiner Lage bedurfte, war er nicht zu bewegen, eine von der Kaijerin Eugenie mit 
ver liebendwürpigften Zartheit gebotene anſehnliche Unterjtügung anzunehmen. Die englifchen 
Blätter enthielten feine Schreiben an die Kaiferin, worin er mit Seelenadel die Annahme ver- 
veigert. Wie ed auf die Nation wirken mochte, ald bei feinem Tode am 16. Inli 1857 die Res 
jierung , aus Scheu vor dem lebhafteften Ausdrucke ver Volfäbegeifterung für feinen Freiheits- 
änger, ibm mit möglichfter gewaltjamer Ausihliefung des Volks, die ehrenvollite Beitattung 
ıld einem der Ihrigen zu Theil werden ließ — dieſes dürfen die heutigen Franzoſen in der Stille, 
aber nicht Öffentlich, jich und den andern Völkern mittheilen. 

Das herrliche, beitere, erhabene Bild, welches die ſchönen, von ver tiefften Begeifterung für 
Vaterland, Freiheit und Ehre glühenden Geſänge um fo lebhafter vor der Seele entfalten, je 
mehr jie in ver wärmften Theilnahme eines ganzen Volks widerklingen, wird durch einen tiefen 
Schatten getrübt. Jene Libertinage eines großen Theils, vorzüglich der untern Claſſen ver franz 
zöflihen Nation, jene offene Frivolität gegen Religion und fittlihe Geſchlechts- und Familien⸗ 
oerhältniffe mag weniger ſchlimm fein ald das Lafter unter der heuchleriſchen Maske der legitimen 
Frömmigkeit. Es bleibt aber widerwärtig, felbft in ver anmuthigen Hülle der wohlflingenden 
Chansons von B., ein nicht getilgter Flecken feiner vernahläffigten Erziehung in der unterften 
Schichte der franzöſiſchen Gefellichaft. Am wenigften aber hätte er jelbft, bei bem erwachten 
Bewußtſein dieſes Fleckens, ihn damit entſchuldigen follen, daß er für jeine edlern Ideen in 
piefer Hülle beffer auf die Mafle feines Volks habe wirken wollen. Wäre erebenfo weiſer Staatd- 
mann geweſen ald er unermeßlich wirkſamer Kämpfer war, fo würde ihm Flar geworben fein, 
wie gerade dieſe franzöſiſche fittliche Keichtfertigkeit und Frivolität die Haupturſache ift, daß vie 
Franzoſen die Freiheit ſoviel ſchwerer behaupten als erobern. Doch der durchaus rechtſchaffene, un= 
eigennügige, muthvolle Sänger ſah fpäter den Fehler ein, verföhnte ſich auch vor feinem Tode 
mit der Kirche. Möge das Gute in feinen herrlichen Volksliedern mehr und bauernder wirken 
als das Verwerflihe! Die nachgelaſſenen Gedichte B.'8 aus fpäterer Zeit, die ſeitdem erfchienen, 
kündigte B. ſelbſt als ungleich ven frühern an. 
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Die Anfangsworte des Nahrufs, weldhen ver „Moniteur’’ dem Andenken B.’8 widmete, find 
be zeichnend: „Seit Jahren fang B. nicht mehr; aber bei feinem Verluſte fühlte Frankreich, wir 
theuer, wie ftetd gegenwärtig er ihm war, und wie fehr die Seele von des Dichters Gefüngen zu: 
gleich einen Theilder eigenen Seele und von Frankreichs Seele ausmachte, von deſſen unſterblichen 
Geift ald Race und ald Nation. Dadurch, daß der Kaifer die Beerbigungsfeier übernahm um 
derſelben gewiffermaßen im Geifte anwohnen wollte, zeigte er, daß er hier, wie immer, fühle, 
wie Frankreich fühlt. Bei feinem Tode hatte B. faft das fiebenundfiebzigfte Jahr zurüd- 
gelegt. Sein Alter fogar war Jedermann bekannt, und wollte man fi in diefen legten Tagen 
dad Datum feiner Geburt ind Gedachtniß rufen, fo erinnerte man ſich unmwillfürlih der Wort: 

Dans ce Paris, plein d’or et de misere, 

En l’an du Christ mil sept cent quatre vingt, 

Chez un tailleur, mon pauvre et vieux grand-pere, 
Moi nouveau ne, sachez ce qui m'advint.“ 


J. G. Deeg und Welder. 


Beredtfamkeit, ſ. Redekunſt. 

Berg, Bergpartei und Gironde. Bon dem verhängnißreichen Kampfe der beiden Barteien, 
des Bergd und der Gironde, haben wir zwar in dem Art. Franzöfifche Revolution die Haupt: 
züge barzuftellen; doch fodert derſelbe wegen der allgemeinen hochwichtigen politiihen Betrad: 
tungen, die ih an ihn Enüpfen, auch eine gejonderte Anführung. Schon in der Gonftitui: 
renden Nationalverfammlung hatten ſich die verſchiedenen Parteien aud nad den Sigen von: 
einander gefondert. Die liberaler, der wenn man will, revolutionärer gelinnten Deputirten 
fammelten fi) vorzugsweiſe auf der linken Seite; die dem alten Königthum oder vielmehr der 
alten Ariftofratie ergebenen auf der rechten; die angeblich parteilojen oder gemäßigten, d. db. 
die theild princip⸗ oder harafterlofen , theild wirklich zur Bermittelung zwiſchen den Ertremen 
geneigten, theild den Rathſchlägen der Klugheit mehr ald vem Impuls der Überzeugung geber: 
chenden, daher vonden jeweiligen Inhabern ver Macht anhängigen endlich jegten ji in die Mitte. 
In der nach dem Schluffe ver Gonftituirenden Verſammlung neugewählten Gejeggebenden, worin 
gemäß einem unfeligen Decret der vorigen, lauter neue, d. h. der Eonftituirenden nicht angebö- 
rige Männer faßen, erſchien dieſelbe Sonderung der Pläge, doc mrit geänderter Bedeutung. 
Die fireng königlich oder ariftofratifh Gefinnten nämlih waren faft gänzlich verſchwunden und 
an ihren Plägen auf der rechten Seite jaßen jet die rein Gonftitutionellen, während die link 
Seite fid mit Gegnern aud des conftitutioneflen Königthums, d. H. mit entſchieden republifa: 
niſch Gefinnten füllte und der mittlere Raum den zwijchen diefen beiden Richtungen Hin und 
her Schwankenden verblieb. Die jegige rechte Seite, welche fowol in den conftituirten Auto: 
ritäten ald in der großen Mehrzahl des Volks und aud der Volkörepräfentanten ihre Stüge 
beſaß, Hätte fiherlih die Oberhand behauptet, wenn nicht die Umtriebe der Hof: und Arifto- 
fratenpartei die Gemüther fortwährend mehr aufgeregt und der durch ebendiefelbe von außen 
herbeigeführte Sturm nicht zu verzweifelten Mitteln der Gegenwehr aufgefovert hätte. Die 
Eonftitution unter einem ihr aufrichtig ergebenen König und in einer Zeit des innern und 
äußern Friedens wäre zur Beglüdung Frankreich geeignet und für die Wünſche der Bater: 
landöfreunde befriedigend gewefen. Unter einem ſchwachen, ven böfen Ginflüfterungen zugäng: 
lien Fürſten aber und gegen die theild offenen, theils geheimen Anfeindungen des Adels und 
der Priefter und gegen die heranftürmende Waffenmadht Europas erſchien fie ald ungenügent. 
Durch eine neue Revolution mußte die Volkskraft in Thätigkeit gefegt, durch entichiedenere 
Mapregeln ver von allen Seiten dräuende Feind überwunden werden. Daher ward bald, aller: 
nächſt auf der linken Seite, die republifanijhe Tendenz vorherrſchend, und die allvort figenven 
Girondiften zumal, d. H. die von dem Departement der Gironde gefandten Deputirten und ihre 
nähern Freunde, waren ed, welche ihr den Sieg bereiteten. Die Eraltirten im Volke von Paris, zu: 
mal dieim Jakobinerelub Vereinigten und die ald Werkzeug wohlbenugten Pöbelhaufen erfochten - 
ihn. Gegen den König, welder die wider die eidſcheuen Priefter und gegen die Emigranten er: 
laffenen Decrete der Gefeggebenden Berfammlung zu fanctioniren fi weigerte, brach — unmit- 
telbar nad dem Kundwerben des der Nation hobnfprechenden Manifefted des Herzogs von 
Braunfhmweig — der Aufftand aus, welcher (am 10. Aug. 1792) den Thron umflürzte und 
deſſen unglüdlihen Inhaber zum Gefangenen ver Gejeggebenden Verſammlung oder vielmebr 
des jakobiniſchen Gemeinderaths von Parid machte. Der Gefeßgebende Körper becretirte zu: 
gleich feine eigene Auflöfung und die Berufung eines in ganz freier Wahl von ſämmtlichen 
Bürgern Franfreihs zu erwählenden Nationalconvents, welder fodann in feiner erften 
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Sigung (am 21. Sept. 1792) die Abſchaffung des Königthums und die Prorlamirung der 
Republik beſchloß. 

Die Gironde hatte jegt ihr Ziel erreicht, ja jie ſah es bereits überſchritten. Nicht durch rohe 
Gewalt, jondern auf dem Wege des Geſetzes hatte jie die Errichtung der Republik zu bewirken 
gewünſcht. Nicht auf den Pöbel, fondern auf dengebilvetern Mittelftand hatte fe ihre Hoffnung 
gefegt. Den Aufruhr vom 10. Aug. und noch mehr die gräuelvollen Morpfcenen der erften Sep= 
tembertage hatte fie mit Abſcheu betrachtet, und diegroßentheild auf Eraltirte gefallene Wahl für 
den Nationalconvent erfüllte ihre tugenphafte Seele mit Beforgniß. Daher nahmen jegt die 
Girondiften auf der rechten Seite in der neuen Berfammlung ihren Platz, während die Heftigern, 
Gewaltthätigern, Überſpannten bie höchſten Sitze der linfen Seite einnahmen, die noch Unent— 
Ichiedenen oder Parteilofen aber jih auf den untern Bänken niederließen. Bon folder Stellung 
befamen die Parteien ven Namen des Berges und der Ebene oder des Sumpfes. 

Bald erhob fi zwiſchen der Gironde und dem Berge der bitterfte Kampf. Der Sumpf ſah 
demfelben anfangs nur wenig theilnehmend zu und ergab ſich ſodann, ald der Berg gefiegt hatte, 
dem furchtbaren Sieger. Was aber diefem legten den Triumph verfchaffte, war, nächft dem 
Beiftande des durch Fanatiker bearbeiteten Pöbeld der Hauptftadt, die größere Entſchloſſenheit, 
Energie und @inheit feiner Partei gegenüber der, aus dem Vertrauen in die eigene gute Sache 
und auf die Tugend der Menſchen zu erflärenden, Mäfigung, Unklugheit und Inconfequenz der 
Girondiften. Bereits erhob ſich in der Mitte der Bergpartei der finftere Robespierre gleich einer 
drohenden Gewitterwolfe, ald Abgott der Maffen, getrieben von Fanatismus und Ehrgeiz, 
emporftrebend zur Dictatur. Ein Angriff auf ihn, planlos unternommen und nicht gehörig 
unterftügt, jhlug fehl und 309 Verdacht auf die Girondiften. Die vergleichöweife Mäßigung der 
legten bei’vem Proceſſe Ludwig's XVI. vermehrte das Mistrauen, und ihre fihtbar auf die Pro— 
vinzen ſich ftügende Hoffnung den Haß der Hauptſtadt, d. h. der von ver Bergpartei beherrſchten 
und hinwieber ven Eonvent beberrfchenden Maffen von Paris. Schon erlangen die Vorwürfe 
bed Föderalismus gegen die Gironde, wiewol diefelbe ver vom Berge vorgeichlagenen Erflärung 
der Einheit und Untheilbarfeit ver Republik ihre laute Zuftimmung erflärt hatte; ſchon Flagte 
man ſie in ven Clubs der Verrätherei, namentlich auch des Ginverftändniffes mit Dumouriez, 
der jih dem Auslande in die Arme geworfen, an, obſchon ihr reiner Patriotismus ſich fortwäh— 
rend in Wort und That glühend bemährt Hatte. Noch ſchützte fie die bisher anerkannte Unver— 
leglichkeit ver Volförepräfentanten, und ein feiger Mordanſchlag ſcheiterte an der Vorficht der 
gewarnten Girondiften. Als aber diefe gegen das übermaß ver Frechheit, womit zumal ber 
wüthende Demagoge Marat und der fanatifche Gemeinderath den efegen und dem Rechte Hohn 
ſprachen, dad Einfchreiten des Revolutionsgerichts auffoderten und zur Unterfuchung ver hoch— 
verrätherifchen Plane der Volföverführer die Nieverfegung einer Commiſſion von zwölf Gon= 
ventsgliedern und die fürmliche Anklage Marat's bewirkt hatten, vereitelte die Freiſprechung 
deifelben durch das gleichgefinnte Tribunal ihre Hoffnung, während, da jegt einmal das Bei: 
fpiel der Anklage eined Repräfentanten gegeben war, ihrem eigenen Haupte die Gefahr näher 
rückte. Ein durch die Jakobiner bewirfter Aufftand der Sectionen von Paris (indenlegten Tagen 
des Mai und in den erften des Juni 1795) erpreßte endlich von der theild mitverſchworenen, 
theils eingefhüchterten Mehrheit des Gonvents einen Verhaftäbefehl gegen die vom Poöbelhaß 
verfolgten edeln Mitglieder ver Gironde, 52 an der Zahl. Inter ihnen befanden fi, außer den 
eigentlihen Deputirten jenes Departement, Guadet, Genfonne und Vergniaud, noch viele 
andere der durch Geift und republifanifche Tugend Ausgezeihnetften ver Berfammlung, wie 
Briffot, Barbarour, Chambon, Buzot, Rabaut, Lanjuinais, Louvet, Valaze, Cloviere, Ker: 
velegan und Andere. Am 3 1. Oet. fielen die Häupter von 21 diefer Geächteten unter der Ouillotine, 
Neben ihnen waren noch 75 ihrer Amtsgenoſſen, welche gegen die Gewaltthat proteftirt hatten, 
derjelben Profeription unterworfen. Unter ihnen war der gemwejene conftitutionelle Minifter 
Roland, der Tiefvenker Condorcet und viele andere Tugendhafte und Geiftvolle. Mehre von 
ihnen gaben fich felbt ven Tod oder famen als Flüchtlinge hülflos um, Andere, unter ihnen 
Zanjuinais, Louvet, La Reveillere = Lepeaur, entrannen glücklich vem Sturme. Alle, deren Haupt 
unter der Guillotine fiel, farben mit Heldenmuth und tugendhafter Würde. 

Die Gironde, niedergetreten im Gonvent und in Paris, erhob jegrihr Haupt in den Provinzen 
zur Bertheivigung und zur Rache. Einige der Geädhteten, namentlich Guadet, Barbarour, Lanjui— 
nais, Petion und Andere, waren den Henfern entflohen, machten Caën im Calvados zum Mittel: 
punkt einer drohenden Infurreetion und ftellten unter vem General Felir Wimpffen eine Heeres: 
macht aufgegen ven Berg und Barid. Auch Bordeaur mit andern Städten des Weftens griff zu ven 
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Waffen, um jeine Vertreter zu vetten, und gleichzeitig thaten daſſelbe aud) die großen Stätte 
des Südens, Marjeille, Toulon, Lyon und andere. Die Bewegung der legtern jedoch geihab 
im royaliftifhen Sinn ; aber die durch den Fall der Gironde hervorgebrachte Erſchütterung gab 
bazu ven Anlaß und die Ermuthigung. Weldergeftalt dev Berg oder der von ihm beberricht: 
Gonvent über alle diefe Feinde, zu welchen ſich nod) die furchtbare Vendee und die Heermafler 
der Goalition gejellten , ven Triumph errang und tyranniſch misbrauchte, erzählt Die Nevoln- 
tionsgeſchichte. Der Schrecken, deſſen Herrfchaft zwar jhon mit der Hinrihtung des Könis? 
begonnen, war jeit vem 51. Mai die entjchiedene Lojung der Machthaber geworden, und freilid 
erhielt er durch das Übermaß der Gefahren welche jegt die Republik umlagerten, eine fcheinbate 
Rechtfertigung. Daher, obſchon eine — von den Girondiften früher ohne Erfolg begehrte — 
neue (völlig demofratifche und darum unausführbare) Gonftitution jegt eilig entworfen und ber 
Annahme der Urverfanmlungen vorgelegt ward, fegte gleihwol die revolutionäre Regierung, 
repräfentirt allernächſt dur) den aus Männern des Bergs bejtehenden „Wohlfahrtsausſchuß, 
ihre Gewaltherrfhaft fort und bezeichnete nod ein volles Jahr lang ihre Schritte mit Blut und 
Trümmern. 

Aber der Berg, nachdem er feine Gegenpartei in Paris und in den Provinzen zermalmt 

hatte, zerfiel in ſich ſelbſt und wüthete gegen feine eigenen Glieder. Daslibermaß der Härte, 
womit der (anfangs aus neun, ſodann aus elf Mitgliedern beftehende) Wohlfahrtsausſchuf 
— in demjelben zumal Robespierre, St.:Juft, Couthon, Barriere, Billaud: Barennes und 
Gollot d'Herbois — aud alsdann noch verfuhr, als die Nothwendigfeit des Schredens nad 
Beſchwörung der großen Gefahren verſchwunden fhien, erfuhr allmälig Widerftand von Seiten 
früherer Genoflen des terroriftifchen Syſtems, die aber jegt zu einiger Mäßigung zurüdkeb: 
ren zu dürfen glaubten. Danton, Robeöpierre'd Freund, welher am 10. Aug. an Eifer alle 
Andern übertroffen, äußerte jegt ald Haupt der „Cordeliers“ jolde Gefinnung, und mit ihm 
ſprachen diejelbe Fräftig aus Pheliveaur, Camille Desmoulins, Fabre d’Eglantine, Lacroiı 
und Andere. Gleichzeitig aber erhob eine Schar von Fanatikern, welde ven Gemeinderath von 
Paris beherrſchte — indbejondere Chaumette, Hebert, Nonfin und Anacharſis Cloots — die 
Fahne einer völlig anarchiſchen, aller Vernunft Hohn ſprechenden, die übertriebenfte Ungebun: 
denheit noch übertreibenden, alfo zumal aud das Anjehen des Gonventd gefährdenden, neben: 
bei jedoch gleichfalls gewaltthätigen und tyrannifchen Demokratie. Der von zwei Seiten bedrohte 
Robeöpierre mit den ihm anhängenden Gliedern des Ausſchuſſes benugte ſchlau zuvörderſt die 
Hülfe der Dantoniften gegen die Faction Hebert's, und als er dieſe aufs Schaffot gebrakt, 
opferte er auch jene der Mordluft feiner Eollegen und feiner eigenen. Mit ſchweigendem Erftau: 
nen fah das Volk den von ihm früher faft vergötterten Danton mit feinen Freunden das Blutge: 
rüft befteigen ; die Macht des Ausichufles, namentlich der obengenannten wüthendften Schredeng: 
männer erjchien jegt noch furdhtbarer als zuvor. 

Aber bald trat Entzweiung aud in dem MWohlfahrtdausihufle ein. Robespierre, St.-Juſt 
und Eouthon bildeten ein Triumvirat, gegen welches theils Eiferfucht, theild Furcht die meiften 
andern Mitglieder — zum Theil Freunde der geftürzten Hebert'ſchen Faction, aufregte und da: 
durch auch die bisher in leidenden Gehorfam verſenkten Gegner im Konvent zum Widerftand 
ermutbigte. Das Triumvirat hatte neue Proferiptiongliften entworfen. Die ihm abgeneigten 
Mitglieder ded Ausſchuſſes und viele Gonventsmitgliever von der Vergpartei befanden ſich 
barauf. Aber die Bedrohten famen dem Schlage durch eigenen Angriff zuvor. Tallien, 
einer der fräftigften Männer des Berges, führte fie dazu an in der Sigung vom 9, Ther: 
midor (27. Juli 1794) und errang durd die Unterftügung der Entrüfteten‘. Aller 
Parteien den Sieg. Robespierre mit feinen Getreueften wurde in Verhaft geführt und, obſchon 
für einige Augenblice wieder befreit durch die Jafobinerrotten im Dienfte des Gemeinderaths 
neuerdings ergriffen und hingerichtet. Noch 20 andere Schreckensmänner waren feine Gefährten 
im Tode, und die folgenden Tage bluteten noch 80 andere (meift vem Gemeinderathe oder dem 
Revolutionsgerichte Angehörige) unter dem Meſſer ver Guillotine. 

Doch noch immer war der Berg vorberefhend im Gonvent. Nur eine Partei der Schredend: 
männer hatte die andere befiegt; die Gemäßigten blieben no immer in der Minorität und 
außerhalb des Convents die Macht der Jakobiner furdtbar. Daher die Langivierigfeit und Ge: 
fährlichkeit des gegen die „drei großen Verbrecher‘, Barrere, Collot d'Herbois und Billaut- 
Barenned, eingeleiteten Proceſſes und die vielen Aufftände zur Rettung der vom Unwillen der 
Guten verfolgten Iyrannei, die man den „Schweif Robedpierre's““ nannte. Doch allmälig 
gewann bad Prineip der Mäfigung und Gerechtigkeit, dad Princip der Gironde, bie Ober: 
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hand, zumal ſeitdem man die Überrefte der nach dem 31. Mai geächteten Freunde verfelben 
wieder einberufen. Am 8. Dec. 1794, 18 Monate nach der gegen fie ergangenen Profeription, 
erfolgte dieſe Wiederaufnahme, welche mit andern Eveln auch die vortrefflihen Männer Janard, 
Zanjuinais und Louvet in den Schoos des Convents zurücführte und dadurch dem Syſtem 
eines reinen Republikanismus — Feind der Revolutionswuth nicht minder als des Royalismus — 
eine neu befeſtigte Stellung verlieh. Entſchieden ward endlich ſein Sieg durch die wiederholte 
Unterdrückung der von den Trümmern der Bergpartei erregten jakobiniſchen Aufſtände, na— 
mentlich jenes vom 12. Germinal (4. April 1795) und vom 1. Prairial (20. Mai). Den letzten 
Berfud der Wiedererhebung büßten ſechs Deputirte von der Bergpartei, Bourbotte, Romme, 
Duroy, Goujon, Duquesnoi, Spubrany, mit dem Tode. Die Gironde war jegt gerächt, dad 
Schreckensreich geendet. 

Der Sieg des Berges über die Gironde und das infolge davon emporgefonmene 
Schreckensſyſtem, welchem nad) deſſen Ermattung und nad) mehrem Wechſel des Geiſtes und der 
Richtung endlich ein abfoluted Soldatenreich entftieg, wird häufig ald eindringliches Bild von 
dem einer jeden Revolution drohenden unbeilvollen Gange aufgeführt, und dergeftalt, was in 
eoncreten Berhältniffen und Umftänden einmal gefhah (oder auch unter ähnlichen Umſtänden 
bereits öfter in der Geſchichte jich wiederholte), ald Wirkung eines allgemein waltenden Natur: 
geſetzes dargeftellt, wonach nothwendig bei jeder revolutionären Bewegung die gemäßigtere 
Partei der heftigen und diefe der heftigften unterliegen und endlich aus dem Kampfe ver Par: 
teien die foldatifche Gewalt eines glücklichen Kriegers emporfteigen müffe. Allerdings liegen auch 
die Erklärungdgründe folder nicht felten vorgefommenen und zumal in der engliihen Revolu— 
tion unter Karl I. wie in der neuen franzöſiſchen jich zeigenden Erſcheinung ziemlich nahe. Doch 
ift es ſehr unrichtig, fie ald eine allgemeine und nothwendige zu betrachten. Gibt e8 doch der 
Beifpiele genug in der alten und neuen Geſchichte von Revolutionen, welde jo ſchlimme Wen: 
dung feinedwegsd genommen, fondern dad Ziel, welches ihre gemäßigt und gerecht gefinnten Ur— 
beber verfolgten , wirklich erreicht haben. Ohne verfchiedener Nevolutionen des alten Griechen: 
land oder des römijhen Regifugiums u. |. w. zu gedenfen, fönnen wir auch in den und näher 
ftehenden Zeiten folder Beifpiele genug auffinden. Es genüge jedoch, das der Bildung der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und jenes der Befreiung Hollands vom ſpaniſchen Joche, aus 
der ganz neuen Zeit aber das der Norbamerifanifchen Freiftaaten anzuführen. Hier ift nirgends 
von einer Schredenäherrichaft und nirgends von einem Cromwell oder Napoleon die Rede. Hier 
wurde nirgends das Ziel, welches echter Patriotismus und Weisheit ſich gefegt hatten, über: 
fprungen, nirgends eine gemäßigte Partei durch eine gewaltthätige zu Boden getreten. Daß 
aber ſolches in der Franzöſiſchen Revolution geſchah, war einerſeits pie Folge des leicht entzünd: 
lichen franzöftfchen Nationaldarakterd und des im Volk noch allzu fühlbaren Mangels an jener 
Bildung und Tugend, ohne welche die republikaniſche Verfaffung, zumal eines großen Reichs, 
faft unvermeidlich zum Unheil führt, andererfeitd aber und vorzugsweiſe die Wirfung der ein— 
beimifhen Entzweiung und der fremden Intervention. Die Unverföhnlichkeit des Adels und 
ver Priefterherrihaft im Innern, und nady außen der von dem verbündeten Europa erhobene 
bittere Kampf ſchon gegen das conftitutionelle Franfreih und nod gewaltiger gegen bie neu= 
geborene Republik, tragen die Hauptſchuld alles Unheils. Deſſenungeachtet bleibt das Unglüd 
der Gironde wie dad Schreckensſyſtem des Berges eindringlichft lehrreich und eine in die ferniten 
Zeiten tönende Warnung. Rotteck. 

Bergbau, Bergwerk, Bergweſen, Bergrecht, Bergregal, Bergpolizei, Berg: 
wiſſenſchaft, Bergzehnt. Dieſen wichtigen Gegenſtand haben wir ſowol von der rechtlichen 
Seite als von der politiſchen, und hier von der volkswirthſchaftlichen und ſtaatswirthſchaftlichen, 
dann auch von der finanziellen und polizeilichen zu betrachten. Alle dieſe Seiten jedoch ftehen zu— 
einander in naher Beziehung und Wechſelwirkung, wogegen eine ftrenge Sonderung meder 
thunlid noch zweckmäßig wäre. 

Der Bergbau befteht in der Gewinnung und dem kunſtmäßigen Abbau der auf befondern 
Zagerftätten vorkommenden Erze und andern’ nugßbaren Mineralien. Bergwerke nennt man 
Arbeitsanftalten, die ſich damit beichäftigen, nugbare Mineralkörper im Schooje der Erbe auf: 

zuſuchen, diefelben auf die vortheilhaftefte Art zu gewinnen und dergeftalt vorzubereiten, daß 
fie zu weiterm Gebrauche dienlich find. Im weitern Sinn des Wortes rechnet man zum Bergbau 
auch den damit innig verbundenen Betrieb von Schmelzhütten, Eifenhämmern und Walz: 


werfen, von Salinen , Vitriol: , Alaun:, Schwefel: , Blaufarbwerken u. f. mw. Die hohe Widh- 


tigkeit des Bergbaues für Volks⸗ und Staatswirthſchaft kann nicht verfannt werden, wenn man 
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erwägt, daß namentlich die Metalle für Beihaffung und Herftellung der wichtigſten Lebend- 
bevürfniffe, fowie für die Ausbildung der Künfte und Gewerbe, der Induftrie und der Wiſſen— 
ſchaft ganz unentbehrlich fird. Das Eifen, das Kupfer, das Blei, das Zinf, dad Zinn müffen 
in diejen Beziehungen vor allen andern Metallen genannt werben. Mineralförper wir 
das Salz, die Stein: und Braunfohlen, der Gyps gehören zu den Gegenſtänden des täglichen 
Gebrauchs und find mächtige Hebel der Wohlfahrt verVBölfer. Die eveln Metalle endlich, Col, 
Silber, Platin, Haben durch ihren conventionellen Werth einen mädtigen Ginfluß auf bie 
menschliche Gejellfhaft und jind als Geld fowie ald Material der Kunft, der Induftrie und der 
Miffenihaft von ver höchſten Wichtigkeit. 

Wenn nun die Landwirthihaft, die nüglichen Gewerbe, die Induftrie, die Künfte um 
Miffenfhaften die Aufmerffamfeit der Staatsgewalt auf fich ziehen und deren ſorgſame Pflege 
verdienen, fo muß daſſelbe au im hohen Grade vem Bergbau zu Theil werden , der jene io 
mächtig unterftügt und eine wejentlihe Bedingung einer fortfehreitenden Gultur ift. 

Wem gebührt aber, was hier die erfte Frage ift, dad Necht des Bergbaues? Sind die unter: 
irdiſchen Schäge naturrehtlid dem Herrn der Oberfläche eigen, oder ift das Grundeigenthum 
beihränft auf ſolche Oberfläche und der tiefer liegende Grund mit feinen Schägen der Beſitz- 
nahme von Seiten eines Andern oder etwa dem ald natürlich anzuerfennenden Geſammtrechte 
der Geſellſchaft unterthan? — Das Grundeigenthum, wie jedes andere, ruht nah natürlichem 
Rechte auf der Befignahme und Formgebung und geht aljo nicht weiter ald diefe. Nur burd 
einen Gefammtwillen, mithin durch pojitives Recht, kann ſolche Grenze erweitert werden. Die 
Formgebung nun in Bezug auf den vccupirten und fodann etwa überbauten oder beurbarten 
Boden erjtredt ſich nicht weiter ald die obere Erdſchicht. Die in der Tiefe liegenden Schätze 
bleiben dabei unberührt ; nur kann allerdings der. Herr der Oberflädhe in diefer Eigenſchaft allen 
Undern verbieten, von jeinem eigenen Grunde aus danach zu graben oder auch durch Unfterhöt: 
lung von der Seite her die überbaute oder beurbarte Fläche zu gefährden. Schon von dieſem 
Standpunfte aus ergibt ſich ein der Geſammtheit zuſtehendes Recht auf alle unterirdiſchen, alt 
auf herrenloſe Güter, infofern fie fich derfelben ohne Beihädigung des Eigenthümers der Ober: 
fläche bemädhtigen kann. Es find aber auch noch andere Borausfepungen gedenfbar , aus welchen 
dafjelbe Net der Geſammtheit zu behaupten iſt. Wofern man nämlid überhaupt das Grund— 
eigentbum blos aus dem Geſammtwillen ableitet, läßt fih annehmen, daß folder Wille die Ver: 
leihung des Privateigenthums auf die Oberfläche beihräntt, alle tiefern Schichten aljo davon 
ausgenommen oder der Geſammtheit jelbft vorbehalten habe. Oder aud man fann annehmen, 
daß die urfprünglic unbeſchränkten Privatgrundeigenthümer, als fie ihre Perfonen zur Staats: 
gejellihaft und ihre Gründe zum Staatögebiet vereinigten, zu Gunften der Geſammtheit die 
fragliche Beihränfung ihres Eigenthums auf jih genommen, d. h. auf ihr früheres Recht, auch 
nad unterirbifchen Erzeugniffen zu graben, Verzicht geleiftet haben. Oder envlid man kann 
fi vorftellen, daß ſolche Berzihtleiftungdurd den Gefammtmwillen befohlen, d. h. die Beichrän: 
fung dur ein diefem Willen entfloffenes Gefeg fei aufgelegt worden. Die Zuläffigfeit einer 
jeden von diefen Vorausſetzungen liegt zu Tage, ſobald mas die Vernunftmäßigfeit und Trif: 
tigkeit derjenigen Gründe erfennt, melde die Mitglieder des Gemeinmwefend zu ber fraglichen 
Berzitleiftung oder Statuirung können bewogen haben, und es fragt fi aljo blos, ob ſolche 
die allgemeine Zuftimmung erfärende und redhtfertigende Gründe wirklich vorhanden feien. 

Es zeigt ih nun, daß mit Ausnahme der großen, weitausgebehnten Grundbefigungen bie 
Privatgründe meift gar nicht geeignet find, um darauf Bergmwerfe anzulegen. Beſchränkt auf 
die Theilungslinien oder Gigenthumägrenzen der Oberfläche würde man, was wenigftens bie 
werthoolleen Mineralien, deren Gewinnung einen fünftlihen Bau erfobert, betrifft, gar 
nicht im Stande fein, die Gruben mit Erfolg zu eröffnen oder bie erzhaltigen und vielerlei Eigen: 
thum durdftreichenden Adern auszubeuten, und aud ein etwa von der Summe benachbarter 
Grundbefiger gemeinſchaftlich zu unternehmender Bau würde theils ſchwer zu veranftalten, theils 
die Duelle unvermeidlichen, vielfachen Streites ſein. Zudem erfodert der künſtliche und wahr: 


haft Gewinn verheißende Bergbau jo mancherlei wiſſenſchaftliche und techniſche Kenntniſſe und 


jo große Capitalien, daß nur felten ein Privateigenthümer des Gruhbes ſich verſucht fühlen 
oder fähig fein kann, ihm zu unternehmen und mit nachhaltigem Vortheil fortzuführen. Den: 
nod) liegt der Geſammtheit wefentlic daran, daß die im Schoofe der Erde verborgenen Schäg: 
zu Tage gefördert und durch wahrhaft kunſtgerechten Bau die Ergiebigkeit und Nachhaltigkeit 
ber Gruben gefihert werben. Sie kann ſich alfo dadurch bewogen finden, entweder alle unter: 
irdiſchen Güter zur Domäne zu erklären, folglich alles Privatgrundeigenthbum auf die Ober: 
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fläche des Bodens zu beſchränken, oder wenigftend das Recht, nah Mineralien zu graben, fid 
fetbft überall in dem Maße vorzubehalten, wo immer und inwiefern ein Privatbau unthunlich, 
unrãthlich oder auch nur factiſch unterbleibend iſt. Der Inbegriff der ſolchergeſtalt für die Ge-⸗ 
ſammtheit oder in deren Namen der Regierung vorbehaltenen oder ſtatuirten Rechte über Mi— 
neralien und deren Gewinnung iſt dad Bergregal. 

Der Inhalt dieſes Rechts ift freilich pofitiv nad Ländern und Zeiten ein fehr verſchiedener 
geweſen; doch tritt ald vorherrſchende Erſcheinung das Streben der Regierungen, zumal ber 
fürftlichen odge landesherrlichen hervor, vaffelbe jo weit auszudehnen und fo ergiebig zu machen, 
als die Umjtände und jevesmaligen Kenntniffe zuließen. Uns liegt hier allernähft ob, den ver— 
nunftrechtlichen und den einer lautern Politik entſprechenden Inhalt jengs Regals zu beftimmen ; 
die Würdigung der pofitiven Feftfegungen hängt nothivendig von folder Beſtimmung ab. 

Das Recht des Bergbaues auf der Domäne ift nicht zu verwechfeln mit dem als eigentliches 
Regal über dad gefammte Staatögebiet, aljo aud über die Privatgründe angefprodhenen. Jenes 
ift ſchlechthin Eigenthumsrecht oder in demjelben enthaltenes freied Benutzungsrecht des Eigen 
thums; diefed dagegen foll aus dem Begriffe per Staatögemwalt fließen oder ein diefer Gewalt als 
folcher zuzuerkennendes Recht, d. h. eine Hoheit fein. Nur wenn die oben bemerften Gründe, 
auf welchen diefe Hoheit ruht, wirklich fo weit gingen, um die Erklärung alled unterirdiſchen 
Gutes zum Oefammtgut zu rechtfertigen, mithin alles Privateigenthum in diefer Sphäre aus: 
zufchliegen oder aufzuheben, würde zwifchen beiden Rechten fein Unterſchied mehr, d. h. dad ge: 
fammte unter dem Boden befindliche Mineralreih würde eben Domäne fein. Allein fo weit 
reichen freilich jene Gründe nicht. Denn fürs erfte paflen fie nicht auf das große Grundeigens 
thum , infofern zumal deſſen Bejiger erweislich ſowol das Capital als die nöthigen Kenntniffe 
hat (oder aufzubieten im Stande ift), um ein Bergwerk funftgereht anzulegen und fortzufühs 
ren. Sodann paffen fie nicht auf die gemeinern Mineralien, die keine fünftlihe Gewinnung er: 
heiſchen und ohne Schwierigkeit oder nahbarlihen Gonflict auf jedes Ginzelnen, wenn auch 
fleinem Grunde mögen gegraben werden. Hierher gehören Stein, Kalf:, Thon-, Sand: und 
Torfbrühe, Gyps-, Mergel: und andere Gruben. Nur eine habſüchtige Finanz und nur eine 
knechtiſche Jurisprudenz können auch dergleichen Mineralien einem ausſchließlichen Bergregal 
untertban machen. Wo eö gleihwol geſchieht, da ift darin eher ein misbräuchlicher Ausfluß 
einer wahren oder angemaßten Grundberrlichfeit ald eines wahren Regierungsrechts zu erfens 
nen. Das wahre Negal wird ſonach zu befhränfen fein auf Metalle und die einft fogenannten 
Halbmetalle, und unter den übrigen Foſſilien auf diejenigen, welche, wie 3. ®. Salz, Schwefel 
u. f. w. oder wie Edelſteine, nur (oder infofern nur) durch Fünftlihen Bau können gewonnen 
werden. Aber auch hier wird man ed ald vernunftrechtlich haltbar nur infomweit erfennen, als 
wirklich je nad Beichaffenheit der concreten Verhältniffe eine zweckmäßige Anlage oder Bearbei- 
tung von Bergwerken von Seiten der Privatgrundeigenthümer untdunlic oder wenigfteng nicht 
zu erwarten ift oder auch nicht unternonmmen werben will. Es würbe hiernach das dem Staat 
einzuräumende Recht mehr nur ein ſubſidiäres fein, d. h. überall da wegfallen, wo ein Privat: 
bergbau ohne Nachtheil ftattfinden Fann und auch geführt werden will. 

Außer ver bisher berührten national= und ftaatswirthihaftlihen Hat das Bergregal auch 
eine polizeilihe Seite. Auch da nämlich, wo der Privatbergbau geftattet oder zu geftatten, und 
felbft wo nur von gemeinern Foſſilien vie Rede ift, erfcheint die Staatsoberaufjiht über den— 
felben als nothiwendig, theild um die dabei leicht’ eintretenden Streitigkeiten durch genaue recht— 
liche Beftimmungen zu verhüten ober die echten Grundſätze für ihre Schlihtung aufzuftellen, 
theild um Unglüf und Schaden abzumenden oder den mannicdfaltigen Gefahren vorzubeugen, 
welche aus Unfunde und Unvorfichtigfeit für die Arbeiter felbft oder für Andere entftehen können, 
theils enplih um fich des für die Geſammtheit möglichft vortheilhaften, zumal nachhaltigen 
Bergbaued dadurd zu verjihern, daß dem aus Nachläſſigkeit, Unfunde, Mittellojigkeit oder 
engherziger , den künftigen Ertrag einem augenblidlidy größern Gewinn aufopfernder Specula= 
tion herrührenden fogenannten Raubbau, überhaupt fchlehten oder ververblihen Betrieb zu— 
vörberft durch Belehrungs- und Bildungsanftalten, dann aud durch zweckmäßige Vorſchriften 
und deren forgfältige und firenge Handhabung gefteuert werde. 

Das bisjegt beſprochene Bergregal, infomweit ed vernunftrechtlih anerkannt werben kann, 
ift alfo keineswegs ein fogenanntes Negal des Fiscus, nämlich nicht ein folhes, das zum Zwed 
oder Gegenſtand ein für die Staatöfaffe (oder jene ded Regenten) zu gewinnendes Einfommen 
Hat, fondern ein aus nationalöfonomifchen und aus polizeilichen Intereffen fließendes Recht der 
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Beförberniig imb zwedmähigen Negulivung des Bergbaues — einſtweilen noch ohne Abſicht 
auf inmittelbaren firranzieffen Gewinn für die Regietung. Diefer legtere Fann eigentlich nur 
beim Bergbau auf der Domäne ald Hauptfadhe in Sprade fommen. Bei jenem auf Privat: 
aründen mag er wol zufälliger over factifcher Nebenvortheil, dod nimmer ber wahre Zweck oder 
das maßgebende Rechtsprincip fein. 

Die aus dem dergeftalt beftimmten Bergregal — abgefehen aljo von finanziellen Intereffen, 
welche wir fpäter berühren werben — fließenden und theils gefeggebend, theild anminiftratir 
audzuübenden Rechte find etwa die nahftehenden: 1) Die Feftjegung der Bergredte, d. h. bie 
gefegliche Regulirung derjenigen rechtlichen Verhältniffe, welche allernächſt zwiſchen dem Staate 
und ven Bergwerke betreibenven oder danach Luft tragenden Privaten — Einzelnen oder Ge— 
werkſchaften — dann zwifchen dieſen beiden einerfeitd und den Gigenthümern der Gründe, wor: 
auf ein Bergwerk anzulegen oder angelegt ift, andererfeitö beftehen follen ; ferner aud) derjenigen 
Rechte und Verbindlichkeiten, welche zwiſchen mehren Gewerfjhaften untereinander oder zwi: 
fen den verfchiedenen Theilnehmern oder Genoſſen deffelben Gewerfes unter ſich, dann zwiſchen 
Unternehmern und Arbeitern, nad) venfelben verfhiedenen Glaffen und nad) ven mannichfaltigen 
Berbältniffen und Umftänden, melde hier gedenkbar find, endlich auch zwijchen Bergleuten oder 
Bergwerfögenoflen und Fremden zu flatuiren billig jein mag. 2) Da zur Beurteilung ber 
hierher gehörigen Fälle neben ven allgemeinen Rechts- auch noch beſondere techniſche Kenntniſſe 
erfoderlich find, jo wird die Anordnung beſonderer Berggerichte fowenig als 3. B. jene von 
Handelsgerichten dem wohlverftandenen Grundfage von der Juftizeinheit oder von der Gleichheit 
des Rechts Gintrag thun, vielmehr vemfelben entifprehend und, wo bedeutender Bergbau 
befteht, faft nothivendig fein. 3) Zur Emporbringung des Bergbaued und Hüttenweſens er: 
ſcheint als wirffamftes Mittel vie Errihtung von theoretifhen und praftifchen Unterrihts= und 
Bildungsanftalten , alfo von Bergichulen, Bergafademien, überhaupt von Lehrinftituten , feien 
biefelben für ſich beftehend oder etwa einer polytechniſchen Anftalt als Fachſchule einverleikt, 
morauf bie verfhiedenen Bergwerkswiſſenſchaften gründlid und im Zufammenhange von ben 
dem Bergweſen ſich Widmenden mögen ftudirtwerden. Die Wiſſenſchaften find theils allgemeine 
ober vorbereitende, theils fperielle oder angewandte. Zu den erften gehören zumal Mineralogie, 
Geologie, Chemie, Mathematik, Mafchinenfunde und Phyſik; zu den zweiten insbejondere die 
Bergtechnik und die Hüttenfunde, deren jede wieder in viele Unterabtheilungen zerfällt, ſodann die 
Bergwerksöfonomie und die Bergjurisprudenz und Polizei. A) Aus dem Rechte des Staats, über: 


all auf dem Staatögebiete, wenigſtens überall da, wo die Privatgutsbeſitzer nicht geeignet oder - 


nicht gewillt find, ed zu thun, nad nugbaren Mineralien zu graben und Bergwerfe anzulegen, 
fließt auch jenes der Übertragung folder Befugniffe für beftimmte Werfe oder Bezirke an dazu 
vereigenf&aftete Einzelne oder Gefellihaften, oder audy überhaupt an Alle und Jede, Die da 
Luft hätten, nah Mineralien zu fhürfen oder Bergwerke anzulegen. Somol bei Verleihungen 
an beftimmte Perfonen als bei gefeglicher Freierflärung der Bergwerfe ſteht dem Staate auch 
die Beftjegung der Bedingungen zu, unter welchen in dem einen oder dem andern Falle das über— 
tragene Recht auszuüben fei, welche weitere Vortheile oder Hülfeleiftung oder auch Prämien 
der Entdecker ober der Unternehmer von Seiten ded Staat? erhalten und welche Oegenleiftungen 
oder Vergütungen er dafür an denfelben zu entrichten habe. Nicht minder wird die Entſchädi— 
gung zu beftimmen fein, welche dem Gigenthümer, auf defien Grund und Boden ein Anderer 
ein Bergwerk anlegt, zu leiften, oder aud) etwa der Antheil, welcher ihm — in Berückſichtigung 
feiner wenn aud nur problematifhen Anſprüche an bie unterirdiſchen Schäge feined Bodens — 
an dem Ertrage des Bergwerfs aus Billigkeit zuzuſprechen ift. 5) Won der polizeilichen Ober: 
aufſicht ded Staats über Die Bergwerke haben wir oben ſchon geſprochen. Er wird fie, wo der 
Bergbau irgend bedeutend iſt, durch beſondere Bergämter oder Oberbergämter ausüben , zu 
dieſem Behufe von Sahfundigen zu verfailende und nad den Fortſchritten der Erfahrung 
und Wiffenfchaft jeweils zu verbeffernde Berg: und Hüttenorbnungen erlaffen und über deren 
Beobachtung bei ven Privatbergwerken nicht minder als bei jenen des Staat? forgfam wachen. 
Diefen aus der rechtlichen und politifihen Natur ded Bergbaues fließenden Grundſätzen ge: 
mäß find auch wirklich die beftehenden poſitiven Geſetze und Rechte fo ziemlich entfprechend , nur 
daß großentheild — wie bereit3 oben bemerkt worden — die Regalität auch über foldye Foſſilien 
angeſprochen und fireng ausgelibt wird, die derſelben nad ihrer Eigenschaft vernunftrechtlich gar 
nicht oder doch nur in geringem Maße unterftehen, und daß dabei überhaupt die finanziellen Inter: 
effen nicht nur, wie recht und billig, nebeh den ſtaatswirthſchaftlichen und rechtlichen berückſich 
tigt, fonderm nicht felten auch auf Unkoften der legten begünftigt werben. Es findet Hier übri- 
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ſens mawcherlei Verſchiedenheit nach Mationen und, was unfer Deutſchland betrifft, nach deſſen 
inzelnen Staaten ſtatt welches jedoch umſtändlich auszuführen nicht in unſerm Zwecke liegt, 
Demſelben genüge ein ſummariſcher Überblid der zumal in Deutſchland vorherrſchenden Übuns 
yen und Rechte. 

In den Staaten der Alten Welt finden wir zwar fein juriſtiſch genau beſtimmtes Bergregal; 
och brachte ed die Natur der Dinge mit jih, daß die meiften oder wichtigſten Bergwerke durch 
en Staat— in der Regel allerdingd auf feiner Domäne — betrieben (oder gegen eine beftimmte 
Kbgabe — in Athen 3. B. gegen ein Bierundzwanzigftel des Rohertrags — verpachtet) wurden, 
ind aud in Bezug auf Privatbergwerfe kommen — namentlich im römischen Reihe — die Spuren 
von höherer Staatdaufjiht und von an den Staat von deren Ertrage zu entridhtenden Abgaben 
or. In Deutſchland hat ſchon Karl d. Gr. (ſ. „Capitulare ap. Baluzium“, T.U., art, 62) einigen 
— wenn aud nicht ausſchließenden — Anſpruch des Königs auf die unterirdiſchen Schäge er: 
lärt, und feine Nachfolger haben folhen Anſpruch neben dem längere Zeit noch fortbeftehenden 
ver Grundeigenthümer, zumal auf die eveln Metalle, immermehr befeftigt und ausgeübt. Unter 
ven Königen des fränkiſchen Hauſes, namentlih unter Heinrich IV., erſcheint ſolches ziemlich 
‘ar und jpäter noch deutlicher. Selbſt die großen Vaſallen der Landesherren, obſchon fie das 
elbftändige Recht, auf ihren Kammergütern nach Erzen zu graben, in Anipruch nahmen, er: 
uhren, zumal in Bezug auf die eveln Metalle, ven Widerfpruc des Kaiſers und bequemten 
ich zum Theil dazu, jich mit dem angefprochenen Rechte belehnen zu laſſen, wodurd das Faifer- 
iche Regal die Anerkennung erhielt. Die Goldene Bulle ſprach auch den Kurfürften folde Re— 
zale zu; fpäter aber erwarben es alle andern Reichöftände, theild durch einzelne Conceſſionen, 
heils duch gedulvete Ausübung, und endlich wurde ed im Weftfälifchen Frieden ausdrücklich 
ils allen Reichsſtänden zuftehendes Recht erklärt. Die nähere Beftimmung blieb ſodann den 
Barticulargejeggebungen und Gewohnheiten überlaffen. In Gemäßheit diefes, hier mehr, dort 
minder ausgedehnten Bergregals verleihen die Regierungen das Recht, Bergbau zu treiben, im 
Allgemeinen unter nachſtehenden gefeglich beftinnmten Bedingungen: Wer Bergbau treiben 
will, muß zuvörderſt bei der Bergbehörbe einen Schurfſchein einlöfen, wodurch die Erlaubnig 
gegeben wird, bergmännifche Schurfarbeiten auszuführen, d. h. vom Tage nieder vermittelft 
aufgemworfener Gräben, die man auch Schürfe nennt, fowie vermittelit Abteufen von Schächten 
oder Auffahren von Stollen, Zagerftätten nugbarer Mineralien aufzufuhen, oder die Lager: 
ſtätten verlaſſener Bergwerke zu unterſuchen, ohne daß ihm von Jemand, bei Vermeidung der 
in der ortsgültigen Verordnung auf dergleichen Störungen geſetzten Strafen, ein Hinderniß in 
den Weg gelegt werden darf. Es muß aber dem Gigenthümer oder Befiger des Grund und 
Bodens Nachricht davon gegeben werden, und man hat ſich mit ihm womöglich gütlic über den 
Schaden zu vergleichen, welchen die Schurfarbeit verurfadht; im entgegengefegten Falle aber 
dem betreffenden Richter Anzeige zu machen, worauf von diefem eine gerichtliche Abſchätzung 
veranlaßt wird, nad) deren Beſtimmung Erfag zu leiften ift. Es ſind aber Schurfarbeiten an 
Drten zu unterlaffen, wo öffentliche Straßen, unentbehrliche Wege, Brunnen, Dineralquellen, 
Gewerbe, Wohnungen in Gefahr kommen und beeinträchtigt werben Eönnen. Sobald eine 
Zagerftätte gefunden, erſchürft worben ift, muß jofort gemuthet werben, d. 9. ed muß um Ver: 
leihung der Erlaubniß nahgefucht werden, auf der erſchürften Lagerftätte Bergbau zu treiben, 
und um Verleihung eines beftimmten Grubenfeldes. Iſt dies erfolgt, ſo muß daſſelbe genau 
vermeſſen und mit Grenzſteinen verſehen werden. Zeigt ſich bei fortgeſetzter Arbeit die gemu— 
thete Lagerſtätte bauwürdig, fo muß um Belehnung mit dem zugetheilten Grubenfeld nachgeſucht 
werden. Diefe erfolgt ſodann in der Form eines Lehnbriefes unter Feſtſetzung gewiſſer Lehns— 
bedingungen. Die Hauptbedingungen find: die Grube muß ununterbrochen bearbeitet, ver 
Bergbau regelmäßig betrieben, die gefegliche Bergfteuer entrichtet und es müflen vie berggeieg- 
lichen und bergpolizeilihen Anorbnungen beobachtet werden. 

Alle Bergwerke können entweder von einer einzigen Berfon (Eigenlöhner) ober von mehren 
in Geſellſchaft gebaut werden. In früherer Zeit wurde der Antheil bei einem Grubengebäude 
gewöhnlich in 128 Theile getheilt. Dieſe Antheile nannte man „ſtuxe“. Dieſe waren, wenn 
Mehre in Geſellſchaft den Bergbau führten, unter die Geſellſchafter, bald gleich, bald ungleich, 
vertheilt. Die einzelnen Intereſſenten hießen „Gewerken“, die Geſellſchaft derſelben nannte man 
„Gewerkſchaft“ und die Grube eine Gewerkſchaftliche Grube. Waren aber die Antheile unter 
vier Theilnehmern gegeben und jedem acht Theile zugetheilt, ſo hieß man dieſelben „Schichten“, 
gleich 52 Kuren. Bon den Kuren wurden in der Regel einige als „Freikuxen“, d. h. als von 
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der Laſt, nöthigenfalld Zubuße zu leiften, befreite Autheile vertheilt, theils an ven Bergherrn, 
theild an ven Grundeigenthümer, theild an Kirchen, Schulen u. ſ. w. Der Bergherr oder In⸗ 
haber des Bergregals übernahm dafür oftmals die — unentgeltliche oder nach einem niedern 
Anſchlage zu geſchehende — Lieferung des Grubenholzes, nach Umſtänden auch die Anlage der 
„Erb-“ oder „Grundſtollen“ zur Ableitung der Grubenwaſſer, auch der Waſſerleitungen zum 
Bedarf der Mafchinenräver, fodann die Leiftung der nöthigen Vorſchüſſe an die fogenannten 
„Zubußegruben‘ (d. h. ſolche, die zeitlich gar keinen oder doc) Eeinen die Unkoſten deckenden Er: 
trag abwerfen) , wozu wol aud) eigene Bergkaſſen gebilvet werden, und verjchiedene andere Unter: 
ftügung und Beihülfe. Auch mehre perſönliche und dingliche Privilegien und Rechtswohlthaten 
verliehen fonft oder verleihen zum Theil noch Heute die Berggefege den Gewerfen oder überhaupt 
den Bergmwerktreibenden, Unternehmern und Arbeitern, ald die Befreiung von der Milizpflicht und 
von Frohndienft, gänzliche oder theilweife Steuer: und Accis-, dann aud Zoll:, Weg- und 
Geleitöfreiheit, legtere zumal in Bezug auf die Bebürfniffe des Bergbaues und auf deſſen Pro- 
ducte, auch die Freiheit von An: und Abzugägelv (ausgedehnt auf ſämmtliche Bürger der eigens 
als privilegirte Bergſtädte erflärten Orte), ſodann in Schulden, Hypothek- und Concursſachen 
verfchiedene Begünftigungen,, überhaupt ein eigenes Bergrecht, einen privilegirten Gerichts— 
ftand und einen eigenen bürgerlihen und peinlihen Procef. Bon dieſen Freiheiten wider: 
ſprechen allerdings mehre den geläuterten politiſchen Grumdfägen der Neuzeit; dagegen verbie: 
nen alle Billigung die nad Umſtänden zu verleihenden Prämien an die Entveder zumal von 
reihen, und an Unternehmer zumal von minder Gewinn verheigenden Bergwerfen, jodann die 
wobhlthätigen Vorſchriften zur Sicherſtellung des Lohnes der Bergleute und der ihnen und ihren 
Familien in Krankheits- oder Unglüdsfällen zu reichenden Unterftügungen (mozu eigene 
„Knappſchafts-“ oder „Bruderkaſſen“ üblih und empfehlenswerth find), auch die Anftalten zur 
Bewirfung der Wohifeilheit der Lebensbedürfniſſe für die Bergleute und zur Eröffnung anderer 
Ernährungswege für die Fälle der nöthig werdenden Einſchränkung oder völligen Einftellung 
eines Bergbaues. 

In der neuern Zeit bilden fi für Bergbauunternehmungen gewöhnlich größere Actien- 
gefellfhaften, die mit bedeutenden Gapitalien ausgedehnte Arbeiten führen und, befreit von 
den drückenden und hemmenden Verhältniffen ver Berggefeggebung und Obfervanz der vergan- 
genen Zeit, ven Bergbau und die Hüttenarbeiten im Allgemeinen fehr gehoben und in einzelnen 
Zweigen zu einer Größe und Blüte geführt haben, wovon man in früherer Zeit feine Ahnung 
hatte. Es ift zumal in Deutfhland durch folhe Vereine ver Steinkohlenbergbau, der Eifenberg- 
bau und der Eifenhüttenbetrieb ‚der Bleiz und Kupferbergbau , ver Zinfbergbau zu einer Aus- 
dehnung und auf eine Höhe der Production gebracht worden, die in nationalökonomiſcher Be: 
ziehung von ver größten Bedeutung jind. 

Billig und natürlich iſt, daß — mie die meiſten Bergordnungen und Geſetze mit fi brin⸗ 
gen — der Staat für ſo mancherlei Begünſtigungen des Bergbaues ſich auch die fortwährende 
Leitung und Beaufſichtigung deſſelben vorbehalte, daß er namentlich den wirklichen und ord— 
nungsmäßigen Betrieb zur Bedingung der Fortdauer der verliehenen Rechte ſetze, daß er ſolchen 
Betrieb der Berg- und Hüttenwerke durch genaue Vorſchriften regele, eine Fortwährende Aufſicht 
und Controle über die Einrichtung und Führung der Bauten, ſelbſt über Anftellung und Ent— 
laflung der Bedienfteten und Arbeiter, fodann über den gefammten Bergwerkshaushalt und 
über dad Rechnungsweſen ausübe, überhaupt dabei alle national- und ſtaatswirthſchaftlichen 
und polizeilichen Intereffen (verfteht fich mit Enthaltung von jeder unnöthigen Bevormundung 
oder Breiheitsbefhränfung) nah Maßgabe der Hier oder dort vorhandenen Verhältniſſe und 
Umftände wahre. Auch die Foderung einer mäßigen oder mit den gewährten Wohlthaten im 
Verhältniß ftehenden Abgabe von der Ausbeute der Bergmwerfe mag als billig erfcheinen, und 
felbit ein ald Anerfenntniß des Obereigenthums des Staates über die unterirdijchen Güter von 
bem mit dem Nugeigenthum Belehnten zu leijtender Zins ericheint ald rechtlich unverwerfliche 
Folge der Statuirung jened Obereigentbumd. Aber es fegt ſich der Staat mit fi jelbft im 
Widerſpruch, d. h. er hebt die durch die aufgezähten Begünftigungen bezweckte Ermunterung 
zum Bergbau wieder auf, wenn er zu hohe Abgaben oder Gegenleiftungen fodert. 

Zu folhen Abgaben gehört nun — außer den minder bedeutenden (theild ald Beitrag zu 
den Befoldungen der Bergbeamten, theild als eine Art von Kanon, oder auch ald Vergütung 
für beftimmte Leiftungen gefoderten) fogenannten Quatembergelvern , Recefgelvern, dem Lade: 
und Wagegeld, dem Schlägefhag, dem Pod: und Hüttenzind u. ſ. w. — zumal der Berg: 
zehnt, neben welhem mitunter gar noch der Stollenneuntel (ald Vergütung für den vom Staat 
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geführten Bau der Erbſtollen) zu entrichten ift. Nichts ift einleuchtender als die Verwerflichkeit, 
ja Abenteuerlichkeit diefer vom rohen Ertrage zu leiftenden Abgabe. Schon die ungeheure Un— 
gleihheit verjelben, da das Verhältniß des Reinertrags zum Nohertrag bei Bergwerfen, je 
nad) ver Verjchiedenartigfeit der Mineralien, dann der Reichhaltigfeit ver Gänge und der von 
Örtlihen Beihaffenheiten abhängigen Bauart u. f. w. nothwendig ein unendlich verſchiedenes 
it, macht jie unbedingt verwerflih. Dann aber erjcheint fie bei genauer Betrahtung , wofern 
fie wirflid in dem Maße, als ihr Name bejagt, eingefovert wird, meift enorm hoch und oft 
ganz unerſchwinglich. Nah Malchus („Finanzwiſſenſchaft“, $. 21) betrug nach einerim Jahre 
4812 verfertigten zwölfjährigen Durhfchnittöberehnung die Roheinnahme von ſämmtlichen 
Bergwerfen des damaligen Königreichs Weſtfalen 9,829,100 Fr. und die Gefammtausgabe 
eine Summe von 8,569,788 Fr., wonach die Reineinnahme nur in 1,259,312 Fr., jolglid 
in ungefähr 12%, Proc. der Roheinnahme beftand. Wären ed Privatbergiwerfe und davon 
der Zehnte (aljo 10 Proc. der Roheinnahme) zu entrichten gewefen, fo würden nur nod 
2%/, Proc. derjelben übrig geblieben und aud) diefe Leicht durch die übrigen Bergabgaben ver: 
ſchlungen worden fein. Man kann zwar annehmen, daß bei vem Privatbetriebe vie Unfoften 
etwas geringer gewefen wären ; doch ſehr bedeutend kann, nad) der Natur des Bergbaues, zwi— 
Then Staats: und Privatabminiftration der Unterſchied der Koften nicht wol fein. Aud find 
Hier die von den in den Gruben und Taggebäuden und Maſchinen ftefenden Gapitalien zu be: 
ziehenden Zinfen nicht einmal in Rehnung gebradt. Im Königreid) Würtemberg betrug im 
Sabre 1826— 27 der Reinertrag der Bergwerke 15%/,, Broc. der Bruttoeinnahme. In dem 
reichften der ſächſiſchen Silberbergmwerfe beträgt der Reinertrag 27 Proc. des rohen. Die Berg: 
werfe im Harz warfen im Ganzen nicht mehr ald 10 Proc. des Rohertrags ab. In Baiern aber 
wies die Durchſchnittsrechnung von 1819—25 in den fieben ältern Kreifen blos einen Rein 
ertrag von Proc. des rohen aus, und drei Jahre waren felbft mit Zubuße verbunden. Frei: 
lich ift auch hier nur von Staatöbergwerfen die Rede, bei welchen ver finanzielle Verluſt durch 
den nationalöfonomijhen Gewinn mag überiwogen werden. Doc; zeigen diefe Beifpiele den 
jedenfalls bei Bergmwerfen obwaltenden ungeheuern Unterſchied zwiſchen Roh- und Reinertrag 
und daher die ſchreiende Ungerechtigkeit der Befteuerung des erften. Ja, wenn e8 wahr ift, was 
wir lefen, daß felbft in den allerneueft unter den glänzendften Hoffnungen unternommenen 
Privatbergwerfen in den ſüdamerikaniſchen Staaten innerhalb dreier Jahre 19 Mill. Gldn. 
(70 Proc. der eingefchoflenen Gapitale) verloren gegangen find, jo leuchtet das Mislicye des 
Bergbaued für Privatunternehmer und daher die abfchredende Härte einer felbft unter günftigen 
Umftänden gar leicht zwei Drittel oder drei Viertel, jehr oft aber das Ganze des Reinertrags 
verjälingenden, ja manchmal den Reinertrag überfteigenden Abgabe ein. Man hat aber, ein= 
genonmen von ber finanziellen VBortrefflichfeit des Zehnts, denfelben fogar von den Zubuße— 
furen zu nehmen ſich nicht gefheut, was freilich dem Princip nad mit dem auch in Behljahren 
oder bei undanfbarem Boden von Felvern und Weinbergen erhobenen Zehnten übereinftimmt. 

Indeffen war natürlich die Härte und die abſchreckende Wirkung des Bergzehnts jo ein— 
leuchtend, daß fat allenthalben bedeutende Milderungen ftatuirt wurden. Anftatt des zehnten 
wurde etwa nur der gwanzigfte Theil gefodert oder auch ein beftimmter mäßiger Durchſchnitts— 
betrag, und Zubußfuren wurden befreit. Nach dem franzöſiſchen Gejeg vom 91. April 1810 
hat jever Grundeigenthümer das Recht des Bergbaued auf jeinem Veſitzthum und zahlt außer 
der Orundabgabe (10 Fr. von dem Geviertfilometer) noch eine weitere Abgabe von der Aus— 
beute, die aber 5 Proc. des Reinertrags nicht überfteigen darf. In Baden wurde durd dad 
Geſetz vom 14. Mai 1828 der landesherrliche Bergzehnt ſammt allen andern Hoheitögefällen 
vom Bergbau völlig aufgehoben und an deren Stelle eine in dem zwangzigften Theil des Reiner: 
trags bejtehende Bergfteuer gejegt. Auf den ftandeöherrlihen Bergzehnt jedoch ward die Auf: 
bebung nicht ausgedehnt, weil man dadurch dem Privatrechte der Mebdiatifirten zu nahe zu treten 
fürdtete. Freilich ift ſchwer begreiflich, wie ein landesherrliches Recht dadurch, daß der bishe— 
rige Landesherr einem andern unterworfen wird, folglich aufhört Landesherr zu fein, nun 
mehr zum Privatrechte deſſelben werben fünne; und ficherlich werden unfere Nachkommen, 
wenn jie die Rechtsgeſchichte des 19. Jahrhunderts lefen, von Erftaunen über fo ſeltſame — 
leiver bei der Beftjegung ver Rechte der Mebiatifirten überall vorwaltende — Begriffsverwir— 
rung ergriffen werden, aber zugleich Diejenigen beklagen, welche die traurigen Folgen derſelben 
zu ertragen hatten. 

Noch außer ven angeführten Abgaben behält oftmals der Staat unter dem Titel feines 
Bergregals fich weiter vor das Vorkaufsrecht über die Bergerzeugniffe, ein fehr drückender, 
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kaum je durch wirkliche Nothwendigkeit zu rechtfertigender Vorbehalt, und welcher, zumal wenn 
nicht die landläufigen Preiſe, ſondern willfürlid, etwa jhon vor alters feitgefegte niedere 
Karen dabei den Anichlag bilden, die völlige Entmuthigung der Bergbautreibenden und pas 
Eingehen der Bergwerke bewirken kann. 

Neben dem volfd- und ftaatswirtbichaftlichen Interefle ded Bergbaues hat ver Staat bei 
dem auf feine eigene Rechnung, allernächſt alſo bei vem auf Domanialgrunde betriebenen noch 
das finanzielle zu beachten. Die Grundfäge für ſolchen finanziell vorteilhaften, d. h. thunlichſt 
ergiebigen und nachhaltigen, auch dabei wohlfeilen Bau find jedod nicht mehr politifher, ſon— 
dern rein techniſcher Natur und gehören alfo wol den fogenannten Fameraliftifhen Studien 
im weiten Sinn dieſes Wortes, keineswegs aber den eigentlih ſtaatöwiſſenſchaftlichen am. 
Nur eine Frage bleibt und hier noch zu erörtern: ob nämlich der Staat überhaupt wohl daran 
thue, ven Bergbau jelbft zu vertreiben, ob nämlich nicht auch hier das Syftem der Verpachtung 
oder der erblehnweifen Verleihung jenem ver Selbftabminiftration vorzuziehen ſei, dann zu— 
mal, ob ver Staat auch folde Bergwerke betreiben folle, deren finanzieller Ertrag gering, 
namentlich die Zinfen des darauf zu bewendenden Capitals nicht abwerfend, oder mol gar 
nicht einmal die laufenden Auslagen erjegend ift? Daß ein Privatbergbau unter ſolchen 
Berbältniffen, wenn fie bleibend find, nicht fortdauern fönne, leuchtet ein. Der einen Privat: 
bergbau Umternehmende oder Betreibende hat dabei bloß fein finanzielles Intereffe im Auge. 
Die gewonnenen Erze jind für ihn nicht mehr werth ald der Preis, den er dafür erlöſt; und 
wenn er nicht hoffen fann, aus ſolchem Erlös nicht blos den Erfag der laufenden Auslagen, 
fondern auch noch einigen Gewinn, namentlich einen wenigftend mäßigen Zins des anf die 
Errichtung und Einrichtung ded Werkes zu verwendenden Gapitals (als für Gruben und Tag- 
gebäude und Maſchinen u. |. w.) zu ziehen, jo unternimmt er ven Bergbau nicht. Zwar wird 
er, wenn derfelbe einmal unternommen ift, ihn eine Zeit lang auch alsdann noch fortführen, 
wenn der erwartete Gewinn nicht erfolgt, infofern etwa ein fünftig fih erhöhenver Ertrag ge: 
hofft werden mag, oder infofern wenigftend die laufenden Auslagen gedeckt find und etwa noch 
einige Zinjen von demjenigen Theile des Capitals, welher aus dem Werke wieder herausge— 
nommen werben kann, was freilich in ver Regel ver Eleinere Theil if. Sinft aber die Ausbeute 
unter dieſen Ertrag bleibend hinab, jo muß er, will er ih nicht zu Grunde richten, den Ban 
aufgeben. Gilt nun diefe Rehnung aud für ven Staat? 

Die ältern Schriftiteller empfablen gewöhnlich, mit v. Juſti, dem Staate wenigften® ben 
Bau von Gold: und Silberbergwerfen, jelbft wenn diefelben Zubuße erfoderten, weil nämlich 
die Koften des Betriebes im Lande blieben und das, wenn auch mit fcheinbarem Verluſt, erzeugte 
Gold und Silber gleihwol eine Vermehrung des Nationalreihtgums fei. Unteriden neuern 
erflärten fich mehre gewichtige Stimmen, zumalv. Jakob, dann aud Rau und Andere faft unbe: 
dingt, d. h. nur fehr wenige Ausnahmsfälle zugebend, gegen ſolche Anfiht. Wenn der Berg: 
bau nicht neben den Betriebsfoften noch ven Zins der Gapitalanlage einbringt, fo erblidt 
Jakob darin ftets einen veinen Verluſt. Denn Capital und Betriebskoften hätten entiweder un: 
mittelbar auf einen andern, das entiprechende Erträgniß abwerfenden Productiondzweig Fönnen 
verwendet, etwa der produeirenden Claſſe verzinslich dazu vorgefihoflen werben, oder man hätte 
nun die betreffende Summe, 3. B. eine Million, weniger an Steuern erhoben ; und alddann 
wäre das in ven Kaflen der Bürger zurüctgebliebene Geld der Iucrativen Production zugefloffen, 
der Nationalreihthum aljo dadurch jedenfalls erhöht worden. Diejer Anficht liegt, mie man 


fieht, die Vorausſetzung zum Grunde, nicht nur daß jedesmal noch Gelegenheit und Mittel zu | 


pofitiv gewinnbringender Gapitalanlage vorhanden feien, fondern daß auch wirklich alles in ven 
Händen der Bürger zurückbleibende Geld ald productives Capital werde verwendet werden 
Sole Borausjegung aber ift täufchend. Nicht jeder Bürger wird den dur Steuerverminde: 
rung eriparten Thaler fofort der Production zuwenden. Die meiften werden ihn für Gegen: 
fände des Genuffes ausgeben, großentheils ſelbſt für folde, die das Ausland erzeugte. Und 
wenn auch die Gonjumtion (zumal ver einheimifhen Producte) gleichfalls als Mittel oder 
Anreiz zur Productionsvermehrung wirkiam ift, fo gilt diefes doch ebenfo wol von der Eon: 
fumtion der vom Staat bezahlten Bergleute ald von jener ver übrigen Bürger. Aber eine um: 
mittelbare Productiondvermehrung geht nicht aus der legten, wol aber aus der erften (dab 
aus der Arbeit diefer confumirenven Bergleute) hervor. Dabei ift zu bedenfen, daß, wenn 
aud die Unkoſten ded Bergbaues für den Staat ald Unternehmer oder ald Bergwerftreibender 
eine wahre Ausgabe find, fie doch für ihn, ald Staat oder Gefammtheit betrachtet, ſolches 
nicht find, infofern fie nämlich in die Hände von Staatdangehödrigen fließen, Folglich im Gr: 
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fanımtbefige der Nation bleiben. Solde Ausgaben find für ihn blos Circulation, nit Con⸗ 
Jumtion. Solange die Steuern night überfpannt oder duch ungleiche Bertheilung drückend 
find, wird durch fie (d. h. durch den im Lande ſelbſt verwendeten Theil derfelben) der Gtagt 
nit ärmer; er wirb aber reicher durch die mitteld derſelben erzeugten Probucte, und zwar um 
den vollen Werth derjelben nad) Abzug — nicht des dazu aufgewendeten Geldes, ſondern bloß 
der behufs der Erzeugung confumirten Stoffe (3. B. des Holzes, der Steinfohlen, überhaupt 
der, abgejehen von der Gonfumtion der Arbeiter, beim Bergbau verbraudten werthhabenden 
Sachen). Zwar kann er vergleihungsweife dabei Verluſt erleiden oder ärmer werden, wenn 
nämlich wegen des Berg: und Hüttenwerks ein anderer lucrativerer Productionszweig wäre 
aufgeopfert worden oder wenn mittelbar oder unmittelbar die Privatinduftrie dadurch eine 
Berfümmerung erfahren hätte; aber dad erfte — ba ja der Staat in der Regel gar nit Ge: 
werbe treiben ſoll — findet wol nur jelten ftatt, und daß zweite kann nur eintreten, wo entine= 
ber der Aufivand jo groß ift, daß in der That dadurch eine ſchwere, die der Production zu wid: 
menden Gapitale erfennbar verringernde Steuererhöhung veranlaft wird, oder wo durch die 
Goncurrenz der Staatöinduftrie mit jener der Privaten der legten eine Bedrückung zugeht. Bei 
dem fraglihen Bergbau findet Feind von beiden ftatt. Denn es handelt ſich keineswegs von 
ganz ungeheurer Zubuße, fondern blos von einigem, dem Productenmerth überfleigenben 
Aufwand; und bei Bergwerken, die jo geringe Ausbeute geben, kann von Pripatunterneb: 
mungen, aljo von nachtheiliger Staatöconeurrenz gar Feine Rede fein. Es if hier blos bie 
Frage, ob die fo foftipielig zu Tage zu fördernden Schäge vergraben bleiben follen in Schoofe 
der Erde, oder ob fie auf Unkoften der Geſammtheit in derſelben Befig zu bringen jeien. Da 
num diefe unterirdiſchen Güter in der Regel dem wahren Bedürfniß — nicht blos dem Jururid- 
fen Genuß — der Geſammtheit und ihrer Glieder dienen und zugleich wegen ihrer lange dauern⸗ 
den Brauchbarkeit die Eigenfhaft haben, accumulirt werden zu können; und da bie zu ihrer 
Erzeugung verwendeten Unkoften größtentheild als Arbeitölohn den eigenen Bürgern Unter: 
Halt und mittelbar allen, ſolchen Unterhalt producirenden Claſſen Berdienft und Ermunterung 
geben ; fo fann der national: und ftaatöwirthfchaftliche Vortheil ſolches Bergbaues — ſolange 
nicht ein allzu großes Misverhältniß zwifhen Vorauslagen und Ertrag eintritt — ohne Ver— 
wechſelung des Privat = mit vem Staatshaushalt nicht wol verfannt werden. Aber ed ift, um 
den wahren Standpunkt der Beurtheilung zu erfchwingen, nothiwendig, ſich die doppelte Ei— 
genſchaft des bergbautreibenden Staats vor Augen zu halten, nämlich einerſeits ald finanziell, 
zum unmittelbaren Vortheil der Staatskaſſe ſolches Geſchäft führend, und andererfeits fi als 
Gejammtheit betrachtend, wonach Alles, was den Gliedern zufließt, auch als fein eigen erſcheint 
und Gewinn und Verluft alfo blos aus der Gefanmtrehnung hervorgehen kann. 

68 ift hei diefer Ausführung abgefehen worden von der aud bei zeitlich unvortheilhaften 
Bau oft vorhandenen Möglichkeit, ja Wahrfcheinlichfeit eines fünftig veihern Ertrags, wel: 
hen aber abzuwarten und vorzubereiten der Privatmann theild nicht geneigt, theild nicht im 
- Stande ift, ebenfo von der ermunternden und belebrenden Einwirkung des wohlgeleiteten, von 
tüchtigen Bergmännern geführten Baued der Stantöbergwerfe auf die Unternehmungen 
der Privaten. 

Alle diefe Betrachtungen zeigen auch, daß zwifchen Bergbau und allen oder faft allen an- 
dern Gattungen des Gewerbbetriebs ein wefentliher Unterſchied obwalte. Ueberall fonft oder 
faft überall ift die Regel anwendbar, daß der Staat nicht mit Gewerben ſich befaffen, ſoudern 
foyiel möglich alle Ur = und alle inpuftriöfe Production den Privaten überlaffen, daß er alfo 
auch feine eigenen Gründe und gewerblichen Anftalten entweder veräußern oder verpachten ober 
zur Nugniegung verleihen ſolle. Auf den Bergbau und das Hüttenweſen, wiewol v. Jakob 
auch hier darauf dringt, leidet der Grundſatz wol auch einige, doch nur eine beſchränkte Anwen: 
dung. Aber ed können die nähern Beltimmungen nur aus der Würdigung ber in einem oder 
dem andern Staat vorhandenen concreten Verhältniffe und Umftände hervorgehen und dürfen 
daher hier, wo blos das Allgemeine betrachtet wird, nicht auseinander gefegt werden. Bei dem 
höchſt glücklichen Aufſchwung, den in neuefter Zeit in Deutjhland mit dem Aderbau und ber 
Induſtrie überhaupt auch der Bergbau und vorzüglich die Gewinnung der koſtbarſten Producte 
der Koblen und des Eifens, und zugleich unſere deutfche Eifeninduftrie gewonnen, ift ed Auf: 
gabe der Staatdverwaltung und Gefeggebung, überall fördernd und unterftügend und von als 
ten Hemmniffen befreiend einzuſchreiten. Foͤrderlich find gute Bergſchulen, geognoftifche Unter: 
ſuchungen und Aufnahme des Landes, hülfreiche Afforiationen der Bergleute, Berückſichtigungen 
bei ver Eonfeription und Befteuerung, und Bildung von Actien- und Creditgeſellſchaften. 
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Zu den vorzüglichern Quellen des — zumal deutſchen — Bergrechts und zur bemerkens— 
werthen Literatur des Bergweſens gehören: Die JZoahimsthalihe Bergorbnung vom Jahre 
4548, melde die Grundlage vieler neuern Berggefege geworden ift, und früher noch bie 
Iglauiſchen Bergrechte; ſodann „Corpus juris et systema rerum metallicarum‘, oder „Neu 
verfaßtes Bergbucd u. ſ. w.“ (Frankfurt a. M. 1698); „Corpus juris metallici recentissim: 
et anliquioris‘‘, oder „ Sammlung der neueften und ältern Berggefege von Thomas Wagner“ 
(Leipzig 1791); Köhler, „Verſuch einer Anleitung zu den Rechten und der Verfaffung bei 
dem Bergbau in Kurſachſen“ (Breiberg 1786), und deſſen bergmännifhes Journal; Lori, 
„Sammlung des bairifhen Bergrechts u. ſ. w.“ (Münden 1764); Xobethan, „Einleitung 
zum Bergwerksrechte“ (Halle 1777); Hartwig, „Bergbuch“ und Bergius, „Bolizei= und 
Kameral-Magazin“; v. Ganerin, „Grundfäge des deutfchen Berg: und Salzrechts“ (4790) 
und deffelben Bergfameral= und Bergpolizei= Wiffenfhaft” (1791); v. Berg, „Handbuch 
des deutſchen Polizeirechts“ (3. Thl.); Beyer, „„Bergftaatörechtölehre und „Otia metal- 
lica‘, und andere; Hartmann, „Repertoriumbder Berg = und Hüttenfunde (2 Bde., Weimar 
41859 — 40), Weisfe, „Der Bergbau und das Bergwerksregal“, und Haffe, „Die Eifen: 
erzeugung Deutfhlands aus dem Bejihtöpunft der Staatswirthſchaft“, ferner die verſchiede— 
nen Schriftfteller über das deutfche Öffentlihe und Privatreht, ald Danz, Runde, Eichhorn, 
Klüber, Mittermaier, und die Berfaffer von ausführlichen Lehrbüdern über Nationalöfono: 
mie und Finanz, insbefondere Ejhenmaier, „Lehrbuch des Staatööfonomiereht3‘ (1. Br., 
Frankfurt 1809) und die neuern Werke von Jakob, Malchus, Rau und Andern. Unter ven 
Franzoſen aber zumal de Villefoffe, „De la richesse minerale‘ (Paris 1810) und „Jour- 
nal des mines“, namentlih in Band 19, Art.: „Fondamentaux de la jurisprudence des 
mines”, u. f. w. Bon den neuern franzöfifhen &ejegen über den Bergbau enthält jenes vom 
21. April 1810 die Hauptbeftimmungen, die vom 3. Aug. und 18. Nov. 1815 ergänzen und 
mobifieiren zum Theil daffelbe. Aber ſchon die in der erften Nevolutionsperiode erlaffenen 
(vom 27. März und 12. Juli 1791, dann vom 15. Pluviofe und vom 18. Meffivor des 
Jahres IX) legten den Grund zum neuen franzöfifhen Bergrecht. Vergl. „Code des mines“ 
(Lüttih 1811). Rotteck u. F. A. Waldner. 

Bericht, Berichterſtatter. Unter Bericht verſteht man im Allgemeinen das Nachricht⸗ 
geben und die Darftellung über irgendein Verhältniß; in politifher Beziehung eine folde 
Darftellung entweder von einer Amtöftelle an die vorgefegte Behörde oder von einer ſtändiſchen 
Gommiffion oder Comite und zunächſt von ihrem gewählten Berichterftatter an die Stände: 
fammer, oder aud) von einer Gommifjion des Bundestags und ihrem Berichterftatter an die 
Hohe deutſche Bundesverfammlung. In der Regel enthalten die Berichte zugleich ein Gutachten 
über die Behandlung oder Entſcheidung der dargeftellten Verhältniffe. Die zweckmäßigſit 
Anordnung eines Berichtd wird, ſowie bei einer gute ®Proceffchrift, die fein, daß nach einem 
paffenden kurzen Gingange die Hiftorifhe Darftellung des ganzen zu entfcheidenden oder zu be: 
handelnden Verhältniſſes, alsdann die rechtlichen und politifhen Grundfäge für feine Beur: 
theilung und zulegt die gutachtliche Anficht und Antragftellung über die angemeffenfte Behand: 
lung oder Entjheidung der Sache (angemeffen den drei Theilen des logiſchen Schluffes, des 
Unterfages, Oberfaged und der Schlußfolgerung) aufeinander folgen. Vollſtändigkeit und 
Bündigkeit, Klarheit und Treue und endlich kalte leivenfhaftslofe unparteilihe und ſcharfe 
Beurtheilung der Sache nad) allen zur Sprache kommenden rechtlichen und politifhen Grund— 
fägen und Gefihtspunften (nach den rationibus dubitandi und decidendi) find Hauptaufga: 
ben eines guten Berichts. Der Bericht foll nicht Parteifchrift fein und muß, wo er im Namen 
eines Gollegiums oder einer Commiſſion erftattet wird, ein treued Organ ver Anficht ver Mehr: 
heit fein. Er ift auch ganz verfchieden von einem Antrage, von einer Motionsbegründung oder 
von einer individuellen Anſichtsvertheidigung eines einzelnen Ständemitglieds. In diefer 
legtern darf und muß von dem Rebenden, der für feine und feiner einzelnen Partei Anficht die 
Beiftimmung erfimpft, oft vorzugsweife nur die eine Seite und Anſicht der Sache, für deren 
Sieg man mit Überzeugung Spricht, hervorgehoben und zuweilen mit einer redneriſchen Wärme, 
ja mit einer Begeifterung, die mancher Falte Pedant vielleicht Leidenſchaft und Übertreibung 
nennt, hervorgehoben und der entgegenftehenden Ausführung der Gegner gegenübergeftellt 
werben, woburd benn für die endliche höhere Schlußfaſſung alle Seiten des Ganzen vollftän: 
dig und lebendig hervortreten. In dem Berichte dagegen foll die kalte leidenſchaftsloſe unpar: 
teilfche vielfeitige Anficht der Regierungsbehörbe oder Gommifflon und Kammer dargelegt und 
vorbereitet, [don der Entwurf der unparteiifchen Entſcheidung gegeben werben. Sehr richtig 
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faffen ſchon manche ftändifche Geſchäftsordnungen diefen natürlichen Unterſchied auf, fo na= 
mentlich die badiſche. Sie verorbnet, daß die Berichte von Berichterftatter ſtets nur fchriftlich 
erftattet und abgelefen werden müffen, während die Motiondbegründung und die Rede des ein= 
zelnen Deputirten zur Vertheidigung feiner Anficht gar nicht abgelefen werben darf, fondern 
durchaus in freier mündlicher Rede vorgetragen werden muß. Für die neuere Gefhäftsbehand: 
lung, in welder immer mehr die alten fteifen pedantiſchen Kanzleiformeln und Titnlaturen 
dee jpätern Mittelalters, welche am längften in Deutichland ſich erhielten, auch bei und ver— 
ſchwinden, und insbefondere für die ftändifhe Gejhäftsbehandlung befigen wir nod fein 
gutes Werf. MWelder. 

Bern. Bis zum Jahre 1850 ift die Gefchichte diefes mächtigſten Schweizercantond die 
Geſchichte vom Keimen, Blühen und Welfen eines ariftofratifchen Staatsgebildes. Man hat 
Bern „das Venedig ver Alpen’ genannt. Es liegt in dieſer Vergleihung etwas Wahrheit, und 
die Parallele zwifchen dem Lebenslaufe der adriatifchen und der fchweizerifchen Republik ließe ſich 
leicht auf anziehende und belehrende Weife durdführen. Indeſſen kann zwiichen Lagunen und 
— kaum größere Verſchiedenheit beſtehen als zwiſchen Charakter und Gang beider Adels— 

aaten. 

In den alten Fehdezeiten, an der Grenzſcheide des 12. und 13. Jahrhunderts, befeſtigte oder 
baute ein Herzog von Zähringen, Berthold V., nebft andern Burgen und Städten im burgun— 
difchen Helvetien, auch Bern zur Sicherheit feiner dortigen Gebiete. Bekanntlid waren Städte 
damals Volksburgen und Zuflugtsftätten des niedern Adels und Eleinerer Gutsbeſitzer gegen 
Raubluft und Herrſchſucht mächtiger Freiherren, die zerftreut auf hohen Ritterfchlöffern im Lande 
faßen. Bern eignete jih ganz vorzüglich zu Berthold's Zweck. Inmitten des helvetifchen Burs 
gund und räuberifcher Gewaltöherren hatte es, auf einer vom Aarftrom geformten Halbinfel, 
jene eigenthümliche Lage, welche fon von den Römern zur Gründung fefter Pläße geliebt wurde. 
Zwei Seiten des Dreiecks empfingen ihre Schugwehr durch den reißenden Strom; die dritte 
Seite konnte leicht durch Mauerwall und Graben von der fandfeite abgefchnitten und vertheidigt 
werden. Diejer Vortheil ſowie der zufällige Umftand, daß Grund und Boden des Städtleins 
nicht zum herzoglihen Eigengut gehörte, fondern Reichsgut war, gaben der jungen Ortſchaft, 
neben dem Gefühl der Sicherheit, einen Rechtsanſpruch auf Unabhängigkeit und Selbftänvig- 
feit, derihr, audgeftattet mit ven Stadtrechten von Köln und Freiburg im Breisgau, nad dem 
Tode ihres Gründers Berthold wohl zu ftatten fam. Denn durch eine Handvefte Kaifer Fried: 
rich’ II. empfing jie bald Vorzüge und Pflichten einer reichsfreien Stadt. Ihre ungepflafterten 
Gaflen und hölzernen Käufer wurben bald von Kandwerfern aller Art und von Rittern aus 
der Nachbarſchaft bevölkert, die fich in ihr verbürgerten. - 

Wie in andern Reichsſtädten Deutſchlands und der Schweiz, beftand auch in Bern urfprüng- 
Lich demofratifche Nechtögleichheit fämmflicher Bürger. Davon zeugen auch noch die älteften Ur— 
Funden, die von „Schultheiß, Zwölfern, Funfzigern und allen Bürgern‘ oder von „Schultheiß, 
Rath und Gemeine” ſprechen; davon zeugt die Infhrift des Alteften Stadtitegeld und noch im 
16. Jahrhundert die Kriegserflärung von Schultheiß, Großem und Kleinem Rath ſowie der Ge: 
meinde der Stadt Bern gegen Savoyen (im Jahre 1556): 

Dies hinderte jedoch keineswegs, Männer des Adels, ausgezeichnet durch Einfiht, Kriegs— 
erfahrung und vornehme Verbindungen, in die erften obrigkeitlichen Amter des Stadtweſens zu 
wählen. Dem Handwerker fehlten, wenn auch nicht immer Talent oder Tapferkeit, doch Zeit 
und Vermögen, ſich den öffentlichen Gefhäften ohne Entgelt hinzugeben. Es gibt feine Demo— 
£ratie, in welcher das Volk nicht Freiwillig die Unabhängigften und Fähigften an die Spige der 
öffentlichen Verwaltung ruft. Es ift Naturbedürfniß, Naturnothwendigkeit der bürgerlichen 
Geſellſchaft wie des einzelnen Menfchen, Überlegenheit anzuerkennen, welche Natur oder Schick⸗ 
fal gewähren. . 

Bernd urfprüngliche geringe Bevölkerung vermehrte ſich bald neben der fortdauernden Un— 
ficherheit ver Menſchen zwifchen ven Schlöffern eines zahlreichen, mächtigen und gewaltthätigen 
Aveld. Um Bürger der jungen Reichsſtadt zu werben, war Beſitz eines eigenen Hauſes darin 
hinreichend; auch ſchon Befig eined Schwertes, eines Paars Streithandſchuhe und eines Löſch⸗ 
eimers zur Hülfe bei Feuersbrünſten. Bernd urfprünglices Gebiet außer feinen Mauern be: 
ftand faft ein Jahrhundert lang nur aus wenigen Viehweiden und Wäldern. In immerwähren: 
der Bedrängung von flärfern Nachbarn hatte das freie Städtlein Mühe, fein Dafein zu friften. 
Bald begab es ſich in Schuß der mächtigen Grafen von Savoyen; bald ſchloß es Bündniſſe mit 
andern Landſchaften und Herren; bald ftritt e3 mit dem Muth der Verzweiflung um Bewahrung 
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bed eigenen Lebens; bald ſandte es feine Söhne zu Werfen der Vergeltung und Rache aus. Im 
diefen unaufhörlihen Bewegungen, Fehden, Siegen und Niederlagen entfaltete ſich in geſamm⸗ 
ter Bürgerſchaft ſtolzer Kriegesgeift; in der Stabtregierung Streben nad Erweiterung bed Ge: 
bietd und der Machtmittel; in der öffentlichen Verwaltung firengere Drbnung. Die Berwirrun: 
gen zu vermeiden, welche bei Berathungen in einer Verſammlung zahlreiher Bürger flattfinden, 
ober auch vielleicht den Misbrauch der Gewalt zu beihränfen, ven ji von Zeit zu Zeit Schult- 
heiß und Rath erlaubt haben mochten, ward diefem ein Ausihuß der Bürgerſchaft von 
200 achtbaren Männern, mit gefeggeberiiher Befugniß, zugeordnet (im Jahre 1295). Rur 
in großen Angelegenheiten behielt ji die Gemeinde Entſcheidung vor. Sie hatte fi in vier 
Stabtquartiere getheilt. Jedes Quartier wählte für Kriegdtage einen Venner, der dad Banner 
führte und in Friedendzeiten die Macht eines Volkstribuns oder Zunftmeifters beſaß, Willküren 
von Schultheiß und Nath zu hemmen. So erſchloſſen ji Die erften Keime einer Staatäver: 
faffung, welche fpäterhin unter dem Einfluffe ſowol ausgezeichneter Stantdmänner und Helden 
als eiferfüchtig miteinander ringender Parteien, neben wechſelnden Schidjalen, eine Beſtimmt⸗ 
beit und Vollendung empfing, die noch vor einem Jahrhundert Beifall, jelbit Bewunderung | 
manches Beobachters fand. 

Wir wollen hier nicht die allmälige Verwandlung von den Einrichtungen des urſprünglich 
freien Gemeinweſens beſchreiben, bis es zuletzt in den todten Mechanismus der Oligarchie zu— 
ſammendorrte. Solche Darſtellung würde auch mit nicht geringen Schwierigkeiten verflochten 
ſein, weil dazu viele urkundliche Nachweiſungen noch aufgeſucht werden müſſen, oder vielleicht 
nie vorhanden waren. Wir wiſſen nur mit Beſtimmtheit, daß ſeit Erbauung der Stadt bis zum 
Jahre 1798 die Herrſchaft über das nah und nach erweiterte Landgebiet ausſchließlich bei der 
Stadt war; daß noch bis zum Anfang des 16. Jahrhunderts, zur Zeit der Eroberung vom 
MWaadtlande, die gefammte Stadtgemeinde im Beſitz ftaatsbürgerlicher Rechtsgleichheit ſtand 
das bis dahin die verfammelte Bürgerfchaft in wichtigen Angelegenheiten der Republik befragt 
wurde und entſchied; daß felbft gemeine Handwerker höhere Stantsämter befleiveten. Erſt jeit 
Groberung des Waadtlandes wurde die Gemeinde nicht mehr in Staatsſachen angefragt; da: 
gegen nahm ihr Ausihuß, jener Große Rath der Zweihundert, allmälig nicht nur Die unbe: 
ſchränkte gejeggebende, ſondern auch die höchſte richterlihe Gewalt an ich, und engte er jelbit die 
Macht der Bollziehungsbehörde, des Kleinen Raths, jo ein, daß die Zweihundert zulegt der ei: 
gentlihe Souverän ded Landes wurden. Sie beihränften erit, dann verboten fie jogar (im 
17. Jahrhundert) die Annahme neuer Bürger und unterjchieden die wirflihen Bürger wieber, 
deren Väter es fhon vor dem Jahre 1655 gewefen waren, von den fogenannten ewigen Ein: 
mwohnern ver Stabt,die, wie alle Nichtbürger der Stadt, zu der Maſſe der linterthanen gehörten. 
Bürger allein waren durch ihre Geburt regierungsfähig ; aber doch ſchieden ſich unter ibnen die 
Adeligen von den Nichtadeligen aus. Jene machten höhere Anſprüche und genoflen wirklich aus 
in verjchiedenen Fällen einige Vorzüge, oder doch einen gewiflen Vorrang. Endlich ſchieden ſich 
aud unter den Bürgern felbft, obwol fie allefammt regierungsfähig fein jollten, Die regierenden 
Bürgerfamilien, eigentliche Patricier, von den nichtregierenden ab. Aus jenen wurden her: 
kömmlich die oberften Behörden und Amter allein bejegt; die legtern hingegen bei der Wahl 
regelmäßig gar nicht beachtet. Aber auch die regierenden Familien oder die patricifchen waren 
einander nicht gleich. Man unterfchied bei ihnen wieder die hoben oder großen von ben übrigen; 
von dieſen großen ſah man gewöhnlich ein Mitglied im Kleinen oder vollziehenden und gegen ein 
Dugend Mitglieder im gejeggebenden oder Großen fouveränen Rath. 

Der legtere, ald wahrer Inhaber und Ausüber bernifcher Selbftherrlichkeit, ergänzte ih 
bei neuen Wahlen aus jenem Kreife der bevorredhteten Familien. Zwar die Bürgerichaft war 
in zwölf Geſellſchaften oder Zünfte geteilt, aber bejaß feinen Einfluß auf die Staatsbehörden 
durch Wahlrecht. Nur vier von jenen Geſellſchaften hatten aus frühern Jahrhunderten ihr Be: 
fugniß bewahrt, die vier fhon oben erwähnten Benner oder Bannerherren zu wählen, aber nur 
aus ſolchen ihrer Zunftgenoffen, die jhon Glieder des Großen und Kleinen Rathes waren. Aller: 
dings erwählte oder ergänzte fich die fouveräne Vehörde nicht unmittelbar felbit, fondern es ge: 
ſchah dies durh eine Gommijjion won 46 von jenen Zünften bezeichneten Gliedern bei 
Großen Rathö vereint mit ven Gliedern des Kleinen Raths; alfo von einem jährlich abgeänder: 
ten Ausſchuß ver oberften Staatsbehörde. Doch durfte Diefer Ausfhuß ſchwerlich e8 wagen, eine 
der patricifhen Bamilien durch Verſtoßung eines ihrer Glieder zu Fränfen. So ward zulegt 
Alles nur Formenwerk over feierlicheö Spiel. Der Große Rath wurde alljährlich wieder beſtä— 
‚tigt in der Gliederzahl, die er eben hatte. Durch Tod oder Verzichtleiftung eriebigte Bläge deſ⸗ 
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ſelben, die in den erften Jahrhunderten der Republik alljährlich wieder befegt werden mußten, 
lieg man fpäterhin jo lange leer, bis deren etwa 80 offen geworben waren. Schritt man ſodann 
endlich zur Ergänzung, jo ernannte jever der beiden Schultheißen, jedes von den Mitgliedern 
bes Kleinen Raths und der Commiſſion der Sechzehner, ver Staats: und Gerichtöfchreiber, der 
Großweibel und Rathhausmann, jeder für fich einen regimentöfähigen Bürger zum Mitglied 
des Großen Rath8; es verſteht ſich, einen Berwandten oder fonft Begünftigten. Die allgemeine 
Genehmigung des Ernannten erfolgte ohne lImftände. So wurden die meiften von den leer: 
geworbenen Pläpen befegt. Für die übrigen zog man eine Art Loos über die Reihenfolge, in 
der die Wahlfähigen zur Wahl kamen, die dann, nad Entfernung der Verwandten, von den 
Mählern durch offenes Mehr entſchieden ward. 

Solche Schöpfung neuer Nathäherren gehörte jedesmal, wie man leicht venfen kann, zu ven 
großen Ereignifien der Republif oder eigentlich des Patriciats. Denn die Erhebung in Rang 
und Genoſſenſchaft des Souveräng, die damit verbundene Ausficht auf lebenslängliche Würde, 
bleibenden Einfluß und reichlich eintragende Ämter waren Feiner Familie gleichgültig. Man 
fonnte ven Empfang eines „Baretli’’ (Mame der Kopfbebedung des Rathsherrn) immer auf ven 
Werth von 50—40,000 Bernpfund anfhlagen. (Mande ver 55 bis 65 Landvoigteien, die nur 
von Bliedern des Großen Rathes verwaltet werben Fonnten, warf nad ſechs Jahren, auch bei 
allem damit verfnüpften, nicht geringen ſtandesmäßigen Aufwande, no ein Eriparniß von 
20—50,000 Thlrn. ab). Und mehr denn ein in Glücksumſtänden zurüdgefommener Wahl: 
herr gewann feiner Tochter einen reichen Bräutigam, wenn er ihr zur Außfteuer das „‚Baretli” 
mitgab. 

Somit waren die wihtigften Würden, die einträglichften Aınter Erbgut oder eine Art Fibei- 
commifles weniger Bamilien ver Stabt geworden. (Im Jahre 1785 zählte man der fogenann: 
ten „regierenden Familien“ nur noch 69). Die übrigen Bürgergeichlehhter ver Stadt, deren 
Borfahren für Eroberung der untertbänigen Landſchaften ihr Blut auf Schlachtfelvern vergoffen 
oder zum Ankauf großer Herrſchaften ihr Geld beigefteuert hatten, ftanden vom Genuß der Ern= 
ten deffen verdrängt, was von ihren Ahnen gegründet worden. Sie hiefen zwar noch Bütger 
und fogar regierungsfähige, waren aber nicht Standeögliever, das heißt Glieder des Staats 
(oder Standes, de l’&tat), wie man die Genofjen ber jelbftherrlihen Gewalt nannte; konnten ed 
auch nicht, oder nicht leicht werden. 

Mad man immerhin gegen Gerechtigkeit oder politifchen Werth eines foldyen Organismus 
ver höchſten Gewalt, und nit ohne Grund, einwenden möge: fo bleibt doch gewiß, daß, mit we: 
nigen Ausnahmen, andere Staaten feinen edlern Anfang und Bortgang ihrer innern Ausbil- 
dung gehabt haben; daß überall, wie hier, Einzelne zum Vortheil ihrer Gefchlechter eigene Über: 
Tegenheit an Reichthum oder Tapferkeit oder Talent benugten, den Staat zum dienftbaren Mit- 
tel ihres Haus zwecks zu machen; und daß ihr felbftfüchtiged Thun mit der Eulturftufe des Zeitz 
alters, mit dem vorhandenen Bedürfniß des Volks übereinftimmte oder daraus hervorging. 

Denn nichts ift natürlicher, ald daß in einem wiprünglic freien Gemeinweſen ausgezeich— 
nete Mitbürger in Friedens⸗ und Kriegsgeſchäften vorangejtellt und zu Eräftiger Leitung der= 
felben mit Gewaltmitteln und Vorrechten ausgerüftet werden, die ihrem Amt, nicht ihrer Perſon 
gehören. Amtsvorrechte find in jeder bürgerlichen Geſellſchaft naturnothwendig; ohne fie ift 
fein Amt vorhanden; find daher auch feine Ungerechtigkeit gegen die bürgerliche Rechtsgleichheit 
im Staate. Aber in bildungdarmen Ländern ift ed ven Söhnen der Bornehmern leicht, die Uber: 
legenheit ihres Vermögens oder ihrer Geiftesbilvung zu bebaupten oder zu erweitern. Der 
Entel der Heldenahuen, durch Ruhm von deren Tapferkeit oder Tugend begeiftert, will derfelben 
nicht unwürbig daftehen. Gewohnheit oder Stolz des Volks, Söhne berühmter Geſchlechter an 
feiner Spige zu ſehen, umringt deren Namen, an die ſich große Erinnerungen knüpfen, mit 
abergläubiger Ehrfurdt. Alles bietet dem Ehrgeize der Vorangeftellten die Hand, um bad 
Staatsamt zum erblihen Familiengut und dad Amtsvorrecht zum Familienvorrecht zu ver: 
wandeln. 

So entftand, bei nöthiger Klugheit, oft ohne Gewalt, ſchrittweis und unbemerkt, oft auf 
geſetzlichem Wege, in Bern wie anderswo die Erbberehtigung einzelner Geſchlechter zur aus: 
ſchließlichen Theilnahme an Ausübung der höchſten Staatögewalt; eine Ariftokratie im üblichen 
Sinne ded Worted. 

Alte Ariſtokratien waren, gleich Bern, urfprünglic wol freie Volksſtaaten (Demokratien) 
mit vollfommener Rechtögleichheit ihrer Bürger. Die meiften find dies aud) für ſich felbft wäh— 
rend ihrer Blütezeiten in ihrem Iunerften geblieben, und nur in Bezug auf Länder und Unter: 
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thanen, welche fie durch Kriegsglüd, Erbfchaft oder Kauf an ſich brachten, ftanden fle ald Arifto: 
fratien da. So waren vor Zeiten die Bürgerfchaften der oberherrlichen Schweizerſtädte gleich 
Bern innerhalb ihrer Ringmauern wirflihe Demofratien und fo frei, fo ſtaatsbürgerlich glei 
unter fi, ald jemals Uri, Schwyz und Unterwalden. Hinwieder waren diefe legtern in Bezie⸗ 
hung auf ihre Unterthanenländer fo vollkommen ariftofratifch, als es je Bern, Luzern, Bajel 
oder eine andere freie Stadt Deutſchlands und Italiens gewejen fein mag. ; 

Nom, Venedig, Genua u. a. haben bewiefen, daß die Ariftofratie ebenfo wol zur Grün- 
dung großer Reiche geeignet fei ald die Monarchie. Die ariftofratifche Regierungdform vereint 
in fi Unternehmungsgeift, concentrirte Kraft und Geheimniß einer fürftlihden Regierung mit 
der begeifternden Freiheitäliebe und jedes Opfers fähigen Vaterlandsliebe der Republikaner. 
Solange die Ariftofratie diefe Tugenden und Vorzüge in ſich bewahrt, dauert ihre Blütezeit. 

Die Bürgerfchaft von Bern, welche im Anfange bis gegen Ende des 13. Jahrhunderts nur 
mit großer Mühe ihre Reichöfreiheit behauptet hatte, gewann endlich in den ewigen Fehden mit 
ihren Nachbarſtaaten Waffengewandtheit, Kriegerftolz und Kriegermuth. Der Sieg am Don— 
nerbühel (im Jahre 1294) über die Anhänger des Haufes Habsburg legte den erften Grund 
zur größern Erweiterung ihres Machtkreiſes. Die Burgen des benachbarten Adels wurden eine 
um die andere erobert und deren Gebiete dem Gebiet der Reichäftadt einverleibt; andere Land— 
[haften wurden durch Kauf oder Pfandſchaft erworben, wenn deren Oberberren Geldnoth litten. 
Jeder Bürger fteuerte dann willig und ftolz dazu von feinem Eigenthum. Ein halbes Jahrhun— 
dert folder Thätigkeit reichte hin, Bern mit Furcht oder Eiferfuht ſämmtlicher Nachbarſchaften 
zu umringen, die deſſen wachſende Größe fahen. Zum Untergang Bernd verfhworen fand ber 
Nachbarn vereinte Macht den eigenen in der Schladht bei Raupen (im Jahre 1559), wo fie der 
Todten und Verwundeten fo viel hatten, als die Reihöftabt mit den wenigen Bundesgenoffen 
faum Streiter in ihrer Eleinen Heerihar zählte. Glüf und Ruhm bahnten dem jungen Frei— 
ftaat ven Weg zum ewigen Bund mit den freien Waldftätten im Gebirge (1555), denen fi 
fhon Zug, Glarus, Luzern und Zürich angefchloffen hatten. Von da an gehörte Bern zu den 
Eidgenoffen, theilte mit ihnen alle Schidjale und ftand inmitten diefer Bundesbrüder gebor: 
gener denn je zuvor. Durch Beute, durch eroberte oder erfaufte Herrſchaften und durch kaiſer— 
liche Gnaden an Reichthum, Rechtſamen und ftreitbarer Mannſchaft gewachſen und fortwährend 
wachſend, Eoftete es der Eriegerifchen Republik endlich geringere Mühe, in fpätern Zeiten große 
Zandftriche zu unterjodhen, als in frühern ein armfeliges Raubſchloß. Sie vervoppelte im Jahre 
4415 durch Eroberung des Aargaus die Größe ihres Landgebiets und entriß im Jahre 1556 
dem Herzoge von Savoyen, der in alter Zeit ihr Schirmherr gemwefen, das weite ſchöne Waadt: 
land am Zemanerjee. 

Die Staatöflugheit der bernifchen Ariftofratie in jenem Zeitalter ift nicht minder achtungs— 
würdig ald ihre Tapferkeit. Im Zeitraum von dritthalbhundert Jahren hatte ein Städtlein, 
welches anfangs faum über eine Geviertmeile eigenen Bodens bejeffen hatte, diefen Raum ums 
Zwei: bis Dreihundertfache vergrößert. (Man berechnete ven Flächeninhalt des Cantons auf 
256 Meilen im Geviert). Es hatte ſich Völkerſchaften ver fruchtbarften Ebenen und der raube: 
ften Gebirgäthäler, gewerbige Städte und halbwilde Hirten der Hochalpen unterworfen ; Völker: 
fhaften, verſchieden in Spraden, Sitten, Erwerbömitteln, gefchichtlichen Grinnerungen und 
bürgerlichen Einrichtungen. Bern wußte fie alle unter feiner Herrfhaft mit ihrem Looſe durch 
die einfache und glüdliche Maßregel zufrieden zu ftellen, daß es nichts an ihren örtlichen einander 
oft entgegengefegten Übungen, Bräuden und alten Nechtfamen änderte. Die Untertbanen hat: 
ten nicht Die altgewohnten Zuftände, fondern nur den Namen ihrer bisherigen Herrſchaft ge: 
wechſelt. Die Geſammtheit ver verfchiedenen Landſchaften mit ihren Orbnungen und berfümm: 
lihen Freiheiten beftand in einem Quaſiföderalismus nebeneinander, und Bern war der Kno: 
ten des Bundesbandes, das fie alle zur Einheit verknüpft hielt. In gewöhnlichen Zeiten wurden 
Beine Abgaben als die von jeher üblichen erhoben, welche meiftens in Ohmgeldern, Zebnten, 
Grundzinfen, Handänderungsgebühren u. f. iv. beftanden. Der Staat hatte außerdem vom Er: 
trage feiner Domänen, vom Monopol des Salzbanvels, von Poſten, Zöllen u. f. w. mehr als 
binreihende Einkünfte. In der Menge feiner durchs Land zerftreuten obern und untern Beam: 
. ten und Angeftellten, fowie im Anſehen ver anftänpig befoldeten Geiftlichen, fand er überall Lob: 
oder Schugrebner und umfomehr, da diefelben insgeſammt oder größtentheild Söhne der ober: 
herrlichen Stabt waren. 

Wie in der Monardie der Ruhm des Throns und die Ehre des Mannes, wie in der Demo: 
kratie Gleichheit der ftaatöbürgerlichen Rechte und Pflihten, oder in der Theofratie die Unver: 
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letztbarkeit des Glaubens dad belebende und bewahrende Prineip ded Staates ift: fo ift es in der 
Ariſtokratie die Heiligkeit und Unwandelbarfeit altherfömmlicher Rechtsverhältniſſe ver Stände 
und Ortſchaften. Die Ehrfurcht vor diejen beftehenden und durch Gewohnheit über alles theuer 
gewordenen Nedhtöverhältniffen war jeit den legten Jahrhunderten in allen Gantonen ber 
Schweiz jo durchherrſchend und unbezwingbar geworben, daß das Leben ver Eidgenoffenfhaft 
ſelbſt darin erftarrte; daß die thörichtften, oft ſchädlichſten Rechtſame umd Freiheiten ver Ortſchaf⸗ 
ten, bloße Splitter der Freiheit, für die Freiheit felbft galten; daß, ſtolz und eiferfüchtig auf 
diefe befondern Rechte, ſich überall Dörfer und Städte, Negenten und Regierte, Cantone und 
Gantone nit argwöhniſchen Blicken beobachteten, und daß die weifeften Entwürfe zu Verbeſſerun⸗ 
gen, fei es in den Öffentlichen Einrichtungen der Gantone oder ihres Bundes, oder in einzelnen 
Dörfern und Städten, jelten oder gar nit ausführbar waren. So gefhah, daß zulegt, im 
48. Jahrhundert, als ji ringeum das Staatöleben der übrigen Nationen Europas edler und 
freier entfaltet hatte, die Schweiger in ihren uralten, einander befhränfenden und höhnenden 
Berhältniffen und verworrenen Formen bangen geblieben waren; daß die Eidgenofjenihaft 
unter den übrigen Staaten Europas gleich einer aus der Vorwelt bewahrten Mumie daſtand, 
die bei der erften Berührung vom Schwert des Fremdlings nothwendig in Staub zerfallen 
mußte. - 

In Bern warb das Princip der ariftofratifhen Regierungsform lange Zeit mit Genauig: 
feit beobachtet, daher unter den PVatriciern gegeneinander vemofratifche Nechtögleichheit; Hinz 
wieder zwiſchen ihnen und ven Untertbanen Unantaftbarfeit des oberherrlihen Rechts der Stabt 
Bern über dad ganze Land, andererfeitö linverlegbarkeit ver Rechtſame und Freiheiten ver unter: 
thänigen Städte und Ortſchaften. Jede Sünde dagegen, das heißt jede Neuerung (ein Wort, in 
der Ariftofratie gleichbedeutend mit Klegerei in der Theofratie) ward, das fühlte Jedermann, 
zum zerftörenden Nütteln an ven Örundpfeilern des Adelsſtaates. Daher konnten feinem Unter— 
tban, und hätte ihn die Natur mit den glänzendſten Eigenſchaften ausgerüftet gehabt, im Staatd= 
und Heerweſen andere als die tiefjten Stellen angewiefen werben. Hätte man ihn regierungs= 
bereihtigten Bürgern der Hauptſtadt einigermaßen gleichgeftellt, fo war der Schritt nicht mehr . 
groß zur völligen Demokratie über ven Trümmern ariftofratifcher Formen. Als das alte Rom 
fein Bürgerrecht über Italien ausvehnte, ging die Ariftofratie der Stadt unter. Es mußte von 
da an ein Volksſtaat oder Fürftenftaat entftehen. 

Es ſchonte Bern mit kluger Vorfiht aus eigenem Intereffe die Rechtfane und Freiheiten 
der untertbänigen Landſchaften. Gemaltthätig vernichtete es Feine derjelben, ed wäre denn etwa 
unter dem Vorwande der Beftrafung geſchehen, bei verweigertem Gehorfam, oder bei einem 
förmlichen Aufftande, wie im Oberhaßli zur Zeit der Eirhlihen Reformation (im Jahre 1528) 
oder im Aufruhr der Bauern im Jahre 1653, ald Bern ven Werth der Scheivemünze um bie 
Hälfte herabgefegt hatte. Lieber ließ man da und hier gewiſſe Anfprüde und Ortsrechte nad 
und nad) außer Übung fommen, bi jie vergeffen waren und der Staat in die offene Lüde fein 
hoheitliches Recht einſchieben konnte. Denn dies Hoheitörecht immer mehr gegen die Municipals 
ftädte und Landſchaften des Canton, wenn auch langfam, aber um fo fiherer zu erweitern, blieb 
ſtehende Regierungdmarime. 

Diefelbe Marime war auch im Laufe ver Jahrhunderte von den vornehmern Bürgergefchled- 
tern der Hauptſtadt gegen die übrigen mit Glück benugt worden, ſich erbliche Vorrechte zur. Herr⸗ 
ſchaft feftzuftellen. So nur Fonnte ſich im Schoofe ver Ariftofratie allgemad und über fie em- 
por jene höhere neue Ariftofratie von wirklich „regierenden Familien“ erheben, deren oben Er— 
wähnung geſchah, d. i. eine förmliche, nicht durchs Gefeg, fondern durch Ubung und Kunft ges 
fchaffene Oligarchie. Dies war der Höhen- und Wendepunkt des bernifchen Adelsſtaates. Von 
nun an aber fanf er. . 

Die midmuthige Eiferfuht der untern Bürgerclaffen, welche von der Theilnahme anı ge: 
meinen Wefen zurüdgedrängt ftanden, oder fi) der Rechte ihrer Altvorbern erinnerten und nur 
durch Gunft gnädiger Herren und Obern zu untergeorbneten Ämtern gelangen konnten, bewirkte 
bei ven Herrfchergeſchlechtern jenen politifhen Argwohn, jenes ftrengere Feſthalten an äußern 
Formen, jene richterliche Härte bei leifefter Verlegung derfelben, wie man überall in Oligarchien 
zu finden gewohnt ift, die ihrer Auflöfung entgegenreifen. Man fuchte, was durch Gewohnheit 
oder innern Werth nur noch mühfam aufrechterhalten werben Eonnte, durch todtes Geremoniell, 
breite Titulaturen, ftrengere Sonderung der Stände, ſtolzern Ton der Höhern gegen Die Unter: 
gebenen zu firmen. Andererjeits bewachte ſich Die Zahl ver Regierungsberechtigten und ihrer 
Bamilien wieder gegenfeitig mit der nämlichen Eiferſucht, mit der fie von den nievern Bürgers 
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geſchlechtern beobachtet wurde. Man wollte unter fich ſelbſt nichts Hervorragendes dulden, fon: 
dern Gleichheit. Nur das Amt gab Ehre, das überwiegende Talent ward gefürchtet. Der durqh 


Wiſſenſchaft und Verdienſt ruhmreich gewordene Name eines regierungdberehtigten Mitbür: 
gers konnte nur Neid erwecken und Zurüdfegung oder heimliche Verfolgung des Inhabers zur 


haben. 

So entwidelte ich zu Bern unter den verfchiedenen Abftufungen der Bürgerfchaft miderlice 

Spannung, eine Unbehaglichkeit des Zuftandes, welche lange Zeit feinen Laut wagte. Aber fie 
herrſchte ſchon ſeit Anbeginn des vorigen Jahrhunderts, und weder die Treue der Staatöver: 
waltung nod die redlichſte Gerechtigkeitspflege konnte mit dem Zwange der bürgerlichen Ber: 
bältnifle veriöhnen. 
Adelsherrſchaft hat überall mit Priefterherrfhaft gemein, daß eine wie bie andere durd 
Überlegenheit an Geiftesgaben, Einfihten und Reihthümern Ginzelner über die Menge ent: 
fpringt und fortbauert; aber nothwendig untergebt, jobald jene Lberlegenheit neben ber 
böhern Bildung und Kenntniß des Volks und neben Gewerbfleiß und Reichthum ber Unter 
thanen verſchwindet. Darum fucht die Hierarchie zu ihrer Selbfterhaltung zwar nicht den ir: 
diſchen Reichthum der Untergebenen (denn die Kirche hat ihn nicht zu fürchten; fie jelbft nimmt 
davon freiwillig gebotene Opfer in Fülle an), wol aber die Öffentliche Erziehung und Belehrung 
der Mende zu hindern, damit jie am alten Glauben, diefer Baſis der Priejtergewalt, feftbalte. 
Die Ariftofratie aber fieht jowol im Wahsthum ded Wohlftandes als der Aufklärung ihrer 
Unterthanen gleich gefährliche Feinde. Daher findet man auch Adelsherrſchaft wie Priefter: 
herrſchaft voll gleicher Furcht vor dem emporgebenven Geifte des Jahrhunderts; beide ſieht man 
überall Hand in Hand gegen ihn ind Feld geben und ſich gegenfeitig unterftügend; beide haben 
au, wenn ihr Untergang herannaht, als legten, wennſchon zweifelhaften Bundeögenoffen nur 
den unwiflenden, eigenthumsloſen Böbel. Die Monarchie wie die Demokratie, den verfchiebenen 
Stufen entiprechend, welche die Nationen im Fortſchritt ihrer Gefittung betreten können, finden 
dagegen in der vieljeitigften Entwidelung des gefammten Volks ihr Wohlfein, ihre Stärke ; weit 
entfernt, Reichthum oder Einſicht und Geiftesbildung der Nation zu ſcheuen, werden dieſe bad 
großlohnende Ziel ihres Strebend. Darum find die monardifche und die demokratiſche Staats- 
form naturgemäßer, weil fie nicht für ihre Selbfterhaltung zu naturwidrigen Maßregeln Zu: 
flucht nehmen müffen. 

Man bemerkte im Kanton Bern, wie in andern ſchweizeriſchen oder italienischen Ariftofra: 
tien, Vernachläſſigung des Volksunterrichts. Die Schulen des Landes blieben ohne Unter: 
flügung. Dagegen ward in der Hauptſtadt für Bildung und Unterricht der Söhne von patri- 
eifchen und bürgerlichen Familien kein Aufwand gefpart. Dan beſchränkte vem unterthänigen 
Volke nicht nur die Preffreiheit, fondern aud die Leſe- und Lehrfreiheit; erlieh Bücher: umd 
Beitungsverbote und warnte vor dem Gift der Öffentlichen Belehrung, vor dem Gelüfte nad 
„Neuerungen“, vor den „Gefahren der Aufklärung“. 

Im Allgemeinen herrjchte mäßiger Wohlftand unter ven Kandleuten, neben vieler Armuth. 
Man wagte ebenfo wenig, jenen allzu ſehr zu beförbern, als dieſe gründlid) zu vermindern. Man 
gab Anorbnungen, den Dürftigen durch Almofen und Armenjteuern in den Gemeinden zu bel 
fen, wodurch nebenbei das Vermögen der Hablichern geſchwächt und die Bettelei der Arbeird: 
fheuen gefördert wurde. Man feheute ſich Einrichtungen aufzuheben, durch welche in den Ge— 
meinen die Verarmung fortſchritt. Man ſah Fabriken und große Manufacturen im Lande mit 
Ungunft und Widerwillen entftehen. Man ſah nicht ohne Verbruß, der ſich in ftolzen Spott 
hüllte, dad Aufftreben der freiern Municipalftädte, wie Laufanne, Aarau, Ihun, Burgdorf 
u.f.w. Man Häufte als todtes Gut in Schatzkammern Tonnen Goldes oder legte fie in Die Eng- 
liſche Bank, ftattjie dem eigenen Lande fruchtbar zu machen. Statt innere Gebrechen zu heilen, 
fuchte man fie im Glanze einer zur Schau geftellten Magnificenz der Oligarchie vergeflen zu 
machen. Es offenbarte fi hier, wie in Venedig, Genua und andern ähnlichen Staaten, die 
gleiche Art von Staatsflugheit und Handlungsweife, die zulegt Alles verderben mußte. 

Denn der überall fich fortbildende Geift des Zeitalters ließ fich nicht beſchwören und bannen; 
Vermögen und Reichthum einzelner Unterthanen nicht vernichten; Verbreitung von Willen: 
ſchaftlichkeit und Kenntniß bei dem wohlhabenden Theile ver Cantonsbewohner nicht aufhalten, 
während die patricifche Jugend, vermöge ihrer Geburt der Verforgung in Staatsämtern ficher, 
häufig die ihr gewidmeten Bildungsanftalten vernachläſſigte und dagegen die Orte erlaubter 
oder unerlaubter Luft mit Eifer befuchte. 

Auf diefe Weife verlor die berniſche Ariftofratie zu ihren Umterthanen das alte Gleichge⸗ 
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echt, und jener gefürchtete Feind war ſchon Ins Innete eingedrungen, ald man ihm noch 
Rauern nnd Bollwerke entgegenbaute. Es blieb fruchtlos, bei fortwucherndem Sittenverderbniß 
er Hauptſtadt die alte Einfalt und Zucht ver Vorfahren durch Aufwandgeſetze und Sitten— 
ranbate zu verjüngen, Kleiderordnungen zu erflinfteln und die Freiheit der Unzucht mit Ge: 
eBen zu zügeln. Man ftiftete, um den Familienreichthum einigermaßen zu bewahren, Fidei— 
ommiffe und Familienfiften; aber diefe fonnten weder das Verarmen der Einzelnen verhüten, 
toch den Wohlftand derer vergrößern, die ji des Gewerbfleißes fhämten und vorzogen vom 
Regieren zu leben, oder von Offizierftellen in fremden Kriegsvienfte Einfünfte zu haben ges 
vohnt waren. 

Eines der erften furdtbarern Symptome der noch immer verleugneten Staatöfranfheit war 

n Der Mitte des vorigen Jahrhunderts (1748) die befannte Henzi'ſche Verſchwörung. Sie 
ward zu guter Zeit verrathen, und wenn auch nicht ganz ohne Gerechtigkeit, doch mit einer an 
Braufantfeit grenzenden Härte beftraft. Dan erfuhr zu fpät, daß die, deren Häupter auf dem 
Blutgerüft fallen mußten, weder Urheber des vermegenen Unternehmens, nod Billiger der dabei 
anzumendenben ruchlofen Mittel gemeien waren. 

Died Ereigniß ermedte aber jelbft in Bern ernfteres Nachdenken über die Lage der Arifto: 

Eratie. Man fing an, einzelne Übelftände zu verbeflern, den hochfahrenden Ton gegen tiefer: 
ftehende Mitbürger zu mäßigen, den Unterjchied zwiſchen Adeligen und Bürgerlichen damit zu 
mildern, daß man der Eitelfeit der legtern geftattete, ald Bürger der Hauptſtadt abelige Titel 
zu führen ; die regierenden Gefchlechter nie unter 72 durch Ausſterben vermindern zu laffen, 
fondern fie jogleich durch nene Annabınen zu ergänzen; von Zeit zu Zeit auch von den reichſten 
Unterthanen Einzelnen ins bernifche Bürgerrecht Zutritt zu geftatten. Aber Grundverbefleruns 
gen vorzunehmen warb theils aus Furcht vor allzu großen Erſchütterungen, theils aus Eigennutz 
und Stolz derer nicht gewagt, welche in 1014 bürgerlihen Staatsämtern, faft ohne Mühe und 
oft ohne Verdienſt, Anſehen und bequemen Lebensunterhalt gewannen, ungerechnet die, welche 
im fouveränen Rath der Zweihundert das Rand, oder in geiftlichen Pfründen und Lehrftellen 
Gewiſſen und Meinungen regierten. 

Mithin verharrte vennod Alles und im Allgemeinen in jenen Zuftänden, welde für ein 
anderes Zeitalter, für andere Menſchen und andere Bedürfniffe gefhaffen worden waren und 
nun unverfehrt unter Verhältniffen aufreterhälten werden follten, die ihnen fremd entgegen 
ftanden. Was man noch zum Lobe des alterthümlichen Staatsweſens aufrichtig hervorhob, galt 
weniger deflen wirklichem Werth, fondern war Verdienſt und perfönlide Tugend derer, welde 
die Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten hatten. Aber die meiften der legtern waren leider 
nicht ſowol durch den Geift des ihnen gegenwärtigen Jahrhunderts, nicht durch das Beiſpiel der 
fortfchreitenden Entwickelung der Voölker und Fräftig entfalteten Kürftenreiche zu Staatdmännern 
gebildet worden, fondern nur durd Gewohnheit, herkoömmliche Sitte und Übung zum Staats— 
geſchäfte abgerichtet, wie Mönche in Klöftern, unbefümmert um die Verſchiedenheit des 18. vom 
8. Jahrhundert, mechaniſch die Regel ihres Ordens aus diefem befolgen. 

Wie der erwachſene Mann fih im beibehaltenen Knabenkleide beengt fühlt, fo fühlte ſich 
eine Menge von Bürgern in der Stadt wie im ganzen Canton Bern durd) hergebrachte Orb: 
nungen, Einridtungen und Satzungen beſchränkt und gedrückt, welche jede freiere Entfaltung 
der Rebensthätigkeit, felbft vie Wahl der Lebensbahn hemmte. Nicht die Beftimmung, melde die 
Natur mit ihren Gaben oder das Glück mit feinen Gütern dem Unterthan anwies, Eonnte die 
feinige werben, fondern welche Zufall ver Geburt feinem Stande anwies. Der weite Spielraum, 
welden die Freiheit monarchiſcher Unterthanen zur gemeinnügigen Entfaltung ihrer Kräfte ge: 
öffnet Hält, blieb dem Unterthan der Ariftofratie verihloffen. Daher Reibung und Misbehagen 
zwiſchen ven verſchiedenen Abſtufungen der Bürger In der Hauptftadt, und wieder zwifchen ber 
Hauptſtadt und den aufblühenden Städten des Cantons, und wieder zwifchen dieſen und ben 
Bewohnern der Fleden und Dörfer. Werer ward dem Gewerbfleiß großartiger Aufſchwung, 

noch dem Genie und Talent, wenn ihm felbft Europa Bewunderung zollte, angemefjener Wir- 
kungskreis geftattet. e 

Während ſich Ortfchaften, Stände und Privatperfonen — oder ſelbſtſüchtig aus⸗ 
einander zogen, und das Geſetz der Oligarchie nicht durch Liebe und Überzeugung des Volks, 
ſondern durch zwieſpaltiges Intereſſe oder durch Gewohnheit allein noch geſtützt war, erſchienen 
bie Tage ber Franzdfifchen Staatsumwälzung. Da wankte, da brach haltungslos das Ganze 
zuſammen. 

Die Regierung von Bern konnte im bevorſtehenden Kampfe mit Frankreich um ihr Daſein 
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nur noch mit Zuverläffigkeit auf die Bürger der Hauptftabt, auf die Ihätigkeit ihrer Beamten, 
auf die Wirkſamkeit ver Pfarrgeiftlihen und auf die Entjchloffenheit des von dieſen begeifterten 
Landvolks zählen, welches übrigens in feiner Unwiſſenheit mehr an den Schug feines Eigen 
thums und feiner örtlichen Nechtfame, ald an Vertheidigung einer Staatsordnung dachte, die 
es nicht fannte, oder an Beſchirmung von Herren und Obern, an denen ed bei deren Menge nicht 
mit jener perfönlichen Liebe hing, wie das Volk einer Monarchie an der Perfon eined tugend⸗ 
baften Fürften. 

Bern hatte die Ahnung vom Untergange feiner Hoheit. Der Große Rath der Republik 
ſchwankte, mishellig in ſich felber, zwifhen Maßregeln trogiger Verzweiflung und furdhtfamer 
Nachgiebigkeit. Waadt und Aargau drohten Abfall. Zu fpät ward Anıneftie für die fhon im 
Sabre 1790 verbannten Waadtländer erklärt, welde für Reform ver Staatöverfaflung oder 
für die verlegten Nechte ihrer Städte gefproden hatten. Zu jpät (31. Ian. 1798) vereinigte Der 
fouveräne Rath ver Zweihundert ausden Unterthanen 52Repräjentanten mit jih, um durch fie Das 
Volk enger an ſich zu ziehen. Zu fpät wurden Heermaffen gejammelt und bewaffnet, um ven 
durch die Waadt und über Biel anrüdenden franzöjifhen Brigaden Widerftand zu leiften. Aller 
perfönlihe Muth der berniſchen Milizen Eonnte ihren Mangel an Kriegszucht nicht erjegen. 

Der ungleihe Kampf Bernd gegen Franfreihs andringende Übermadt begann (2. März 
1798). -VBerwirrung herrſchte aldbald im Lager wie im fouveränen Rath der Republif. Die 
Regierung legte, zwei Tage nad) Beginn ded Krieges, ihre Staatögewalt in die Hände des Volks 
nieder, und die Hauptftadt eröffnete am folgenden Tage (5. März) ihre Thore den feindlichen 
Siegern, welche nun die vergeblich gefammelten Tonnen Goldes der Schagfanımer zur Grobe: 
rung Ägyptens entführten. Nikolaus Friedrich v. Steiger, der legte Schultheiß des Staats, ein 
fiebzigjäßriger Greis, war auch der legte Held und Mann der altbernifchen Ariftofratie. Nach— 
dem fein unbeugfamer Muth nichts mehr im Rath der Zweihundert vermocht hatte fürpen Ruhm 
bed alterthümlichen Staats zu leiften, weihte er ſich im edhtritterlichen Geifte.ver Ahnen dem 
Tode fürs Vaterland auf dem Schlachtfelde. Und als ihn auf dem Wahlplage im Grauholz aud 
der Tod vermied, zog er freiwillige Verbannung in fremdes Land dem Leben auf dem entweibten 
Boden der Altvordern vor. Er fah fein Bern nicht wieder. 

Aufgelöft in die Maſſe einer Helvetifhen Republik, in welher Waadt, Aargau, Oberland 
und Bern mit den nächſten Bezirken befondere Beſtandtheile oder Kantone bildeten, Bern ſelbſt 
einige Jahre lang Hauptftadt der Schweiz ward, verloren fi die Schickſale diefer Beftandtheile 
in den Schidjalen der übrigen fchweizerifchen Landſchaften. Bon Seiten der vormald patricifhen 
Familien fehlte e8 indeflen nicht an fortwährenden Aufftiftungen. Parteien ftanden gegen Par: 
teien, bis Napoleon zu Paris (Hormung 1805) zwiſchen ihnen vermittelte. 

Wie die übrigen Gantone, unterwarf fih Bern dem Spruche des Vermittlerd; das Volk 
um fo lieber, weil alle Vorrechte dev Hauptſtadt und des Patriciatd ausgelöſcht blieben. Aargau 
und Waadt, fchon im Jahre 1798 vom Canton Bern abgetrennt, empfingen unter eigener Ber: 
faffung felbftändiges Staatsleben, gleih den andern Beftandtheilen de3 Bundesvereins ber 
Schweiz. Die Familien der alten Dligardie ergaben ſich murrend zwar in ein Schidfal, dem jie 
weder irgendein Recht noch irgendeine Gewalt entgegenfegen fonnten. Aber fie gaben ſowenig 
Wunſch ald Hoffnung zu einem allgemeinen Umfhwunge der Dinge und zur Wiederauferftehung 
ihrer vormaligen Herrlichkeit auf. 

Daher, ald das Waffenglüd von Napoleon's Bahnen endlich wid und die Heere des ver: 
bündeten Welttheild den Rheinufern und Schweizergrenzen nahten (1815), wurden die Hoff: 
nungen der Miövergnügten lebendiger, ihre Entwürfe verwegener. Die dreitägige Völker: 
fhlaht in den Feldern von Leipzig follte, mit der Befreiung Europas von einer Univerfal- 
monarchie, die reichsſtädtiſchen Majeftäten ver Schweiz herftellen. Einzelne Männer, aus Adels- 
gefhlehtern von Bern und Graubündten, in Waldshut vereinigt, pflogen ohne Vorwiſſen ver 
Tagfagung mit dem Oberfeloherrn der öfterreihifchen Truppen Verkehr und betrieben ben 
Einmarfd) derfelben in die Schweiz, die, vergebens in Waffen, „ihre neutrale Stellung feierlich 
proclamirte, 

Der Einmarſch der Öfterreicher erfolgte; e8 war nur um friedlichen Durchzug berfelben 
nad Frankreich zu thun. Aber anders fpiegelte die ariftofratifche Partei in Städten und Rändern 
ben Zweck vom Erſcheinen dieſer Heerhaufen vor: es müffe die Eidgenoſſenſchaft nad) ven Grund: 
fügen des vorigen Jahrhunderts wieverhergeftellt werden. Sobald man in Bern die Fahnen 
Oſterreichs erblicte, warb die Napoleonifhe Vermittelungsurfunde vernichtet, die Regierung 
gefprengt, eine proviſoriſche aus dem Patriciat hingeftellt, welche aldbald die Unterwürfigfeit 
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der Gantone Aargau und Waadt fowie Rechenſchaft von deren Negierungen über ihre bisherige 

Verwaltung foderte. Waadt und Aargau wiefen, flatt ver Antwort, 20,000 Bayonnete, die 
gegen den unbejonnenen Stolz der Stadt Bern oder ihrer neuen ‚Herren gerichtet waren. Bern 
erichraf. Selbft im eigenen Ganton ward Unruhe laut. Die Thäler des Oberlandes geriethen 
in Gährung (Auguft 1814). 

- — Die Einjihtsvollern unter ven Patriciern, welche fih unter dem Schreden fremder Waffen 
ded Staataruders bemädtigt hatten, Erfannten bald, die Zeit zur Erneuerung unbebingter Ober— 
Herrlichkeit fei no nicht gefommen; man müſſe glimpflich verfahren, dem Volke ſcheinbar einige 
Rechte laffen, in deren Genuß e8 zehn Jahre lang ji glüdliher gefühlt ald fonft in Jahrhun— 
derten ; man müffe ed nad und nad von einer Freiheit entwöhnen, die ſchon Lebensbedürfniß 
gewordenwar. Alſo ward die ehemalige Berfaffungsform des Kantons mit Schultheiß und Rath 
der Zweihundert aus regierungäberechtigten Bürgernder Stadt Bern zwar wiederhergeftellt, doch 
mitmanderlei Milderungen; auch dem Rath der Zweihundert noch eine Anzahl von 99 Mitglies 
dern aus Städten und Landſchaften des ganzen Gantons beigefügt. Dieſe legtern, als eigentliche 
Stellvertreter des Volks, Eonnten freilich dem Willen ver patricifhen Geſchlechter nie, oder nur 
fhwad widerſtehen. Das warb durch ihre geringe Zahl ſowol ald durch ihre Wahlart verhütet. 

Wie in Bern, jo herrſchte von nun an in den übrigen Gegenden der in ſich zerriffenen 
Schweiz Berwirrung und Parteifanpf im Innern der Gantone und der Gantone widereinan= 
der jelbit. Mehrmals drohte allgemeiner Ausbruch ded Bürgerfrieges, bis der in Wien vers 
fammelte Gongreß der verbündeten europäifhen Mächte den Hader durch Vermittelung ausglich 
und endete (20. März 1815) und Bern für den Verluft von Aargau und der Waadt mit dem 
größten Theil der ehemals biſchöflich baſelſchen Lande entſchädigte. 

Ader die Voͤlkerſchaften ver Schweiz, deren Breiheitdurfunden fo gewaltſam — ſchmaͤhlich 
zerriſſen waren, mochten des erlittenen Unrechts nicht vergeſſen; und um ſo weniger, je weniger 
die neuen Machthaber es der Mühe werth zu halten ſchienen, es vergeſſen zu machen. Die alte 
Heimlichkeit, der alte Titelprunk, die alte Glanzſucht, die alte Willkür der vor Jahrzehnden er— 
loſchenen Regierung trat wieder hervor: aber der alte demuthsvolle Unterthanengeift war mit 
der alten Unwiſſenheit und gänzliden Erfahrungslofigfeit des Volks in ſtaatsbürgerlichen Din- 
gen verſchwunden. Vergebens drüdte Bern die Freiheit ver Preffe niever. Das Volf las, nahm 
am Schickſal der übrigen Eidgenoffen theil, beurtheilte die Gebrehen der Regierung, die Män— 
gel ver Gejege, die Handlungsweiſe herrifcher Beamten. Weitaus im Mehrtheil der ſchweizeri— 
chen Gantone und der Oefammtbevölferung der Schweiz war und blieb das Verlaugen nad 
Grundverbejlerung der Staatdeinrihtungen laut. Die gefeggebenden Näthe einiger Gantone 
felbft fogar leiteten folhe Reformen ein. Nur aus Scheu vor Einmifhung fremder Mächte magte 
man hier weder Vollendung deffen, was noth that, noch anderöwo das Beginnen. Die neuen 
Ariftofratien hinwieder, ohne alle Wurzel im vaterländifhen Boden, blieben mit.unverbürgter 
Zuverfiht auf ausländische Stügen gelehnt. Die parifer Juliwoche (1850) aber erſchien und 
brach diefe Zuverfiht. Die europäifhen Mächte Hatten ven Blick auf höhere Angelegenheiten zu 
werfen denn auf die für den Welttheil fehr gleihgültigen Verfaffungsfahen einiger Schweizer- 
cantone. Das Volk hier, von der Furcht ausmwärtiger Cinmifhung erlöft, foverte von feinen 
Großen und Kleinen Näthen Reform der Staatögrundgefege. Gernwillig over widermwillig ward 
das Verlangen erfüllt. Nur zu Bern fträubte ſich noch das Patriciat, feine Gegenwart und Zus 
kunft wie einen Nebel vom Windſtoß verfhwinden zu fehen. Das Land, in zomiger Bewegung, 
drohte der Hauptitabt. Die Negierung z0g vergebens Truppen an ſich zur Handhabung öffent⸗ 
liher Orbnung. Es waren diefe Truppen Söhne des Volks. Sie wollten night wider ihre Vä— 
ter flreiten. Selbft die Bürgerſchaft Berns, ohne Neigung, ſich den Intereffen von Patriciern 
aufzuopfern, drohte Gewalt gegen jeden Gewaltfchritt der Regierung. Eine Volksverſammlung 
von mehr denn 1000 Männern aus allen Thälern des bernifchen Gebiets erffärte von Mün— 
fingen aus (10. Jan. 1831), einem Dorfe zwifchen Bern und Thun: würbe der Wunſch ded 
Landes nit vom Großen Nath auf gefeglihem Wege erfüllt, werde ed auf ımgejeglihem ge: 
ſchehen müffen. Die Ariftofratie, erfchroden und ſchon zerworfen in fid) felber, wich dem Gebote 
des Landes, berief einen Verfaſſungsrath, den-die 27 Amtöbezirfe ded Staats felber wählten, 
und hauchte in einer Proclamation mit ihrem Verdrrſſe ihr Leben aus. Ungeliebt und ungelobt 
vom Volk, war ihr legter Hauch ein beſcheidenes Selbſtlob. 

Das neue Grundgeſetz der Republik, im Juni 1831 vollendet, durch die Volksſtimme feier— 
lich genehmigt, gab, nad) dem Beifpiel aller andern Bantone, dem Staate demokratiſche Form, 
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mit vollkommener Gleichheit der Rechte und Pflichten der Staatöbürger in Bezug auf das ge- 
meine Weſen. Die Hrverfammiungen ver Gemeinden ernannten das Wahlcorps ihrer Bezirfe; 
dieſe aus allen Bürgern des Landes 200 Stellvertreter veifelben im Großen Rath, der fih nrit 
40 andern nach feiner freien Wahl vollzählig machte und aus eigener Mitte ald vollziehende 
Behörde den Regierungsrath unter Vorſitz eines Schultheißen aufitellte. Verfaſſungsmähig 
wurden Befugniffe und Machtbriefe der drei höchſten Staatsgewalten getrennt. 

Die in den Geichäften erfahrener patrichigen Staatsmänner und Beamten zogen ſich meift 
nun von ihren Amtern grollend zurüd, während ſich einige wol auch die Erwählung zu Amtern 
nur barum gefallen ließen, um ihre Stellung zur Untergrabung der neuen Ordnung der Dinge 
zu benugen. Die neue Regierung, zufammengefegt wenn auch aus fenntnigvolfen, doch ihrem 
Geſchäftökreiſe noch fremden Männern, ſah ſich alfo genöthigt, die Beamten in Staat und Hrer 
oft aus minder ticchtigen, doch volfötreuern Berfonen zu wählen, oder erfahrene Männer aus 
andern Kantonen zu berufen, oder fähigen Fremden Anftellung zu ertheilen. Es ift keineswegs 
zu leugnen, daß von beinahe allen Regierungen der vegenerirten Gantone gerade die berniſche 
in den erjten Jahren die meiften Schwächen zeigte und die gröfiten Blößen gab. Audy wac bie 
ariftofratifche Partei eifrig bemüht, von den Misgriffen der neuen Negenten Ruten zu zieben. 
Im Auguft 1852 wurde fogar eine fürmliche hochverrätherifche Verſchwörung zum Umfturz der 
neuen Berfaflung entdeckt. Darüber entipann ſich ein langer Hochverratbsproceh, der aber nad 
der Flucht der Hauptführer ind Ausland nur zu dürftigen Ergebniffen führte. Alle viefe reac: 
tionären Verſuche der patriciihen Partei hatten indeffen nur die Folge, daß die neue demokra— 
tifhe Ordnung der Dinge immer tiefere Wurzel im Volke faßte, daß fie mehr und mehr von 
allen Schladen ver Neftaurationsperiope gereinigt wurde. 

Diefe Andeutungen mögen zum lebensgeſchichtlichen Umriß eines Fleinen Staates dienen, 
der im Zeitraum von 700 Jahren alle Phaſen der republifanifchen Korm durchlief und, ausge— 
gangen von der freien Gemeinihaft gleihberechtigter Menſchen, die für Sicherheit in einen bür— 
gerlihen Verein zuſammengetreten waren, erft reichsftädtifche Bildung annahın, dann aus der 
naturgemäßen Ariftokratie ſich in eine erfünftelte verlor; endlih, eingezwängt in die flatren 
Bande der Dligarchie, diefe mit verjüngter Kraft des reifern Alters fprengte und bie Freibeit, 
welche das Alterthum genoß, in edlerer Geftalt zutücknahm. 5. Zſchokke. 

Bern jeit 1846. Nächſt Graubündten ift Bern der größte Ganton der Schweiz. Auf 
einem Flächenraume, der nad abweichenden Angaben 119 — 121 oder 128OM. beträgt, früher 
aber allzu Hoch auf etwa 175 OM. gefhägt wurde, hatte der in 30 Amtöbezirfe getheilte Can: 
ton nad) der eidgenöfſiſchen Volkszählung im Jahre 1850 eine Bevölkerung von A58,501. See: 
ien. Während eines vorhergehenden Zeitraums von etwas über zwölf Jahrenbelief ſich durch 
ſchnittlich ihre jährliche Vermehrung auf 4058 oder 1 :107. Aus den jpätern Jahren, die zum 
Theil eine Beriode der Noth und Theuerung umfaffen, liegen zwar noch Feine nähern Angaben 
vor; doc laſſen einige Anzeichen bereitö fchließen, daß die hiernach eingetretene Verminderung 
des Zuwachſes der Bevölkerung nicht fehr erheblich war. Gin folder Zuwachs von nahebei 
ein Procent deutet auf noch wefentlich gefunde Zuſtände; während anderswo, wie in Sranfreid, 
Belgien, einem großen Theile von Deutſchland u. f. w., aufer zahlreichen weitern Symptomen 
auch der immer mehr erlahınende Gang der bisherigen Bevölkerungszunahme auf das Heran— 
nahen einer ſchweren focialen Krankheit hinweiſt, die ihre gefährlichften Krijen, falls nicht 
zeitig genug das Übel an der Wurzel angegriffen wird, in einer nicht fehr fernen Zu: 
funft haben dürfte. Bon der Gefammtbevölferung des Cantons find 405,768 Proteftan: 
ten, 54,045 Katholiken, die hauptſächlich in den feit 1815 mit Bern verbundenen Jura: 
bezirken des ehemaligen Fürſtbisthums Bafel wohnen, und 488 Juden. Schon aus dem Ber- 
hältnifle diefer Zahlen und dem großen Übergewicht ver Reformirten ergibt jih, daß bier die 
Unterſchiede des Glaubensbekenntniſſes nicht im gleichen Maße auch eine politische Bedeutung 
haben können, mie etwa in St.Gallen und andern Gantonen; wo fi in nody nicht völlig 
vermittelten Gegenfägen die Befenner beider Confeſſionen nad numerifch gleihern Maſſen ein: 
ander gegenüberftehen. Nur vorübergehend, namentlich zur Zeit der Badener Konferenzbe: 
ſchlüſſe, aber kaum noch während ver Jeſuitenkämpfe waren es die von der confefitonellen Zwie— 
tracht geborenen Zerwürfnifie, welche im Zufammenbange mit gleithartigen Erſcheinungen in 
andern Theilen dev Schweiz au in Bern die ganze Staatäfraft und Staatäflugheit zum Zwecke 
der Bewältigung folder Zwietracht in Anſpruch genommen hatten. Sonſt aber und ſeitdem ift 
ber confejfionelle Hader nie mehr in gleicher Weife ausſchließlich in den Vordergrund getreten, 
und ed war vielmehr die Verſchiedenheit der politifchen und focialen Anjhauungen und Inter: 
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eſſen, wonach ji die oft in ſchneidender Schroffheit einander entgegenftehenden Parteien grups 
pirten. Obgleich aljo der Wiener Congreß aus dem Tiegel feiner willfürlichen politifchen Ims 
ſchmelzungen einen Ganton Bern hervorgehen lief, der jehr verſchieden war von pen: Hor der 
Helvetiichen Nepublif beſtandenen, fo blieb doc auch dieſes neue, wie fünf Jahrhunderte lang 
das alte, Bern ein Staat, der mit feinen ganzen Öffentlichen Leben und Streben nur im ſchwei— 
zeriſchen Boden wurzelt, während noch andere Bantone bis zur Stunde zwifchen eis⸗ und ultra: 
montanen Tendenzen hin= und hergeworfen werben. | 

Die große Mehrheit der berner Bevölkerung gewinnt ſich in unmittelbarer Benugung von 
Grund und Boden durch Aderban und Viehzucht nicht blos die Mittel zu ihrer Ernährung, 
fondern auch zu einem foliden und bis im die neuere Zeit mäßig fortfhreitenden Wohlſtande. 
Bern gehört zu den nicht ſehr zahlreichen Ianpwirthfchaftlichen Gantonen, die in guten Jahren 
das zum Bedarf nöthige Getreide, die zumeilen aud über ihren Bedarf erzeugen. Aber nicht 
überall, am wenigften in den rauhen Gebirgsgegenden des Oberlandes und des Jura, nährt der 
Boden die wachſende Zahl der Bewohner, und bier wie dort hat denn auch hauptſächlich die er: 
finderifche Noth einige neue Induftriezweige in Betrieb gefegt. Dahin gehört die Strohflech- 
terei, die indejjen weniger als in einigen benachbarten Gantonen zu gedeihen ſcheint. Wichtiger 
iſt die jeit etwa jechd Jahren im Oberlande eingeführte Fabrikation von Barqueterie. Diefer 
Gewerbszweig ſchloß ih in natürlicher Entwickelung der im berner Oberlande ſchon lange ein: 
heimiſchen Berfertigung jener weltberühmten Holzſchnitzwaaren an, bei ver ſich fo oft nicht blod 
eine vollendete techniſche Fertigkeit, jondern auch ein echter fünftlerifher Sinn offenbart. Dem 
jelben Gebirgdlande mit jeinen oft zierlichen und keineswegs ungefunden Holzhäuſern ift noch 
eine bisher nur in Paris betriebene, jenen erwähnten Induſtriezweigen verwandte Fabrika— 
tion von leicht transportabeln, mohlfeilen und gefunden Wohnhäufern für Arbeiterfamilien 
entjprungem. Damit ift eine Betriebiamfeit angeregt, die wahrfcheinlid eine große Zukunft 
hat, weil fie einem ſtets dringlicher gewordenen und in den mannichfachſten Formen zu befrie⸗ 
bigenden Bebürfniffe entgegenfomnt, worauf der jonft fo rege Erfindungsgeift ver Neuzeit no 
lange nicht die gebührende Rückſicht genommen hat. Beſonders ſchwunghaft ift auch die jeit 
etwa 15 Jahren aus Neuenburg in den berner Jura verpflangte Fabrifation von goldenen und 
flbernen Uhren hauptfählid in Biel, im St.-Immerthal und in Pruntrut. Ungeachtet ihrer 
neueften Verbreitung hat indeflen dieſe merkwürdige Inpuftrie, die auf einer weit getriebenen 
und höchſt verftändig organijirten Theilung und Wieververbindung der Arbeit beruft, vie 
Grenzen des ſchweizeriſchen Jura noch nicht überſchritten; fie fheint in ähnlicher Weife, wie die 
ihr verwandte Kabrifation ver Schwarzwälder Ihren, nod) für längere Zeit auf eine beſtimmte 
Gebirgsgegend von beftimmt ausgeprägtem Charakter befchränft zu bleiben. Daraus läßt fi 
jedoch feineswegs ſchließen, daß das Gedeihen folder räumlich abgegrenzten Induſtriezweige 
durch jpecifiihe Naturanlagen der Bewohner gewiffer Gegenden bedingt fei; ob es ſich glei 
genügend erflären läßt, daß in den rauhen und unfruchtbaren Hochthälern des Jura die einmal 
dahin verpflanzte Uhrenfabrikation befonvers leicht gedeihen Fonnte, weil die Ausfiht auf Er: 
werb einen wachfenden Theil der Bevölferung dazu beftinmte, ſich an der zu allen Jahreszeiten 
möglichen Arbeit zu betheiligen, und weil Diefe zunehmende Betheiligung die zunehmende Theis 
(ung der Arbeit, ſowie mitteld verfelben die reichere Entfaltung ded neuen Betriebszweigs zur 
notwendigen Folge hatte. Diefe ind Große getriebene Uhrmacherei wirft trog der wachſenden 
Goncurrenz nody immer einen Arbeitslohn ab, der fogar unverhältnißmäßig hoch iſt im Vers 
gleiche mit andern Berufsthätigfeiten, die keinen geringern Brad von Anftrengung und techni⸗— 
ſcher Fertigkeit erfodern. Auch im bernifchen Jura geht indeffen noch allzu oft mit dem verhält: 
nigmäßig leichten Erwerb die leichtfertige Verſchwendung des Erworbenen Hand in Hand. 

Wie in der ganzen Schweiz, mit Ausnahme weniger Cantone, deren Zahl fi immer mehr 
verringert, fo ift im Ganton Bern ein achtungswerthes Streben für Verbreitung einer ben 
Geiſt befruchtenden, einer die Sitten mildernden Volksbildung zu gewahren. Die Sorge des 
Staatd wendet fi in gleicher Weife ven höhern Unterrichtdanftalten wie dem eigentlichen Volks⸗ 
fhulwefen zu. In der gefammten Schweiz belaufen fi die jährlichen Gefammtausgaben bed 
Staats, aljo der Eidgenoffenfhaft und der einzelnen Gantone, auf beiläufig etwa 4 Mill. Fr. 
für dag Unterrichtöwefen und auf ebenfo viel für das Militärwefen. Ähnlich ift das Verhältniß 
in Bern, wo 1856 für den Unterricht eine Ausgabe von etwas über 622,000, für die Miliz 
von etwas über 697,000 Fr. veranihlagt war. Unter den Monarchien des europäifchen Feſt⸗ 
landes mit ihren ſtehenden Armeen iſt kaum eine einzige, die nicht jährlich ——— zur 
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Bevölferung wenigftens drei mal foviel für ihr Heerwefen ausgibt, und fi eben dadurch außer 
Stande fegt, für die Zwede der Volksbildung mehr verwenden zu können, als höchſtens ein 
Biertheil der in der Schweiz und insbejondere im Canton Bern dafür verwendeten verhältniß- 
mäßigen Sunme. Aud find die guten Früchte jener Staatöforge überall bemerkbar und um fo 
weniger allzu gering anzuſchlagen, als die eifrigere Pflege der geiftigen Volksintereſſen, Die ber 
frühern ariftofratiihen Regierung nicht im mindeften am Herzen lag, durchaus nur der erſt feit 
41850 begonnenen demofratifchen Periode angehört. Überdies hatte Bern vor andern Gantonen 
befonderd große- Hinderniffe zu überwinden, um für die Ideenſaat der Neuzeit jene tiefern 
Furchen zu ziehen, worin jie bis zum freudigen Aufblühen vor zerftreuenden Srürmen geborgen 
lag. Es bedurfte einer mühenollen Arbeit in einem zwar fruchtbaren und ſchweren, aber auf 
ſchwierig zu bebauenden Boden. Der Geift ver berner Bevölkerung hat etwas Harted und Trode- 
ned, der an gleich zähen Wurzeln das einmal überlieferte Gute und Schlimme, die erblide 
Mahrheit und das erbliche Vorurtheil feſthält. Dies gilt befonders von den den Hauptfern ber 
Einwohnerſchaft bildenden Landvolke in jenen Theilen ded alten Bern, deffen Sitten und Uns 
fitten einen fo unnahahmlihen Darfteller an Bigiud gefunden hatten, der felbft auch durch bie 
eigentbümlichen Vorzüge und Mängel feines großen Talents das ſcharfe Gepräge des Berner: 
thums vom echten Schrot und Korne an fi trug. Dieſes Eigenthümliche befteht in durchdrin⸗ 
gendem Scharfblide für das Zunächftiegende und in freiwilliger Selbftbeihränfung auf einen 
engen Geſichtskreis; es beſteht aber auch in einer heimatftolzen Selbftgenügjamfeit, die das ört— 
lid Gewordene ald ein für alle Zeit Bollendetes feftzuhalten, die im ewigen Wechſel rings ums 
ber beim Alten beharren zu können wähnt. Gerade in ımferer Zeit find jedoch durch Millionen 
Fäden die Schickſale der Nationen jo ineinander geflodhten, daß ſich befonders jedes Eleinere 
Volk, das nit aus freien Stüren mit den vorwärtdeilenden Völkern gleihen Schritt Halten 
mag, durch fein Zögern nur der Gefahr ausſetzt, zu eigenfter Marter dennoch fortgeriffen und 
endlich politiſch todtgefchleift zu werden. Dieſes Loos fand auch Bern bevor, hätte das alte 
ſelbſtgenügſame Bernertgum im Kampfe mit den eindringenden Elementen der neuzeitlichen 
Bildung einen jener Siege erfochten, der verderblicher als jede Niederlage ift. Doch war diefer 
Kanıpf hartnärkiger und wurde mit größerer perjönlicher Leivenfchaftlichfeit ald in ven mieiften 
andern Gantonen geführt. Mitten unter den Reibungen der politifhen Parteien fonnte auch 
das feit 1850 weſentlich umgeftaltete und allen Glaffen der Bevölkerung zugänglih gemachte 
Unterrichtsweſen lange nicht zur reichften Entwidelung gelangen, und noch in den legten Jahren 
war ed die Schuld ded Parteihaders, daß die fo wichtige Zeitung des Lehrerſeminars den tüch— 
tigen Händen, denen fie feit Jahren anvertraut war, wieder entriffen wurde. So unerquidlid 
aber manche Erfheinung im unvermeidlihen Gefolge dieſes Parteifanıpfes war, einerfeits bie 
leidenfchaftlihe und mitunter fragenhafte Verbiffenheit einer ftörrigen Ariftofratie in die wer: 
witterten Neliquien ihrer frühern Herrlichkeit, andererfeitö die gefpreizte Halbbildung eines mit 
den jhreiendften Farben oberflächlich angeſtrichenen Radicalismus: fo muß doch jeder Unbefan- 
gene eingeftehen, daß die oft noch rohen Fauſtkämpfe auf der Arena des neuen öffentlichen Les 

bend gerade für Bern fat unumgänglid nothwendig waren, damit es endlich die Parteien lern: 

ten, ſich gegenfeitig Maß zu halten, damit fie envlich zur Überzeugung famen, daß die Einen 
wie die Andern nur im einträchtigen Zuſammenwirken für dad wirflih Gemeinnügige wie im 

Innern jo aud) dem Auslande gegenüber etwas zu bedeuten vermögen. In der Schweiz hatte 
überhaupt die braufende, aber ungehemmt und darum gefahrlos verlaufende Gährung aller 
Glemente in Staat, Kirche und Geſtellſchaft, obgleich wie überall bier mande hohle Blafe auf: 

geworfen wurde, einen ganz andern Sinn und eine völlig andere Wirfung als im monarchiſchen 

Auslande, wo der Rückſchlag der Neaction ven Staat und die Gefellfhaft fogar noch weiter ald 

zum Ausgangspunfte der Erhebung zurückgeſchleudert hat. Die ſchweizeriſche Gährung Hin: 

gegen, die von der offieiöfen und amtlichen Zeichendeuterei des Auslandes ald Tod und Auflö- 

fung bringende Anardie verfchrien wurbe, war zugleich ein Läuterungsproceß; fie war ein zwar 

beſchleunigter, aber der Logik ver Geſchichte weſentlich entfprechender ftufenweifer Fortſchritt des 

ſchweizeriſchen Ginzeljtaats von der Ariftofratie zur Demofratie, ſowie des eidgenöſſiſchen Staa: 

tenbundes zum Bundesftaate. Und während die Formen eines neuen Staatsrechts gewonnen 

wurden, drang gleichzeitig inmitten jener fogenannten ſchweizeriſchen Wirren, die einige Dugende 

diplomatifcher Noten jo überflüffigerweife zu befammern befliffen waren, ein verjüngender 

Beift in die freiern Formen; er rief ein Volksleben wach, das jegt ſchon nach dem kurzen Zeit: 

raume eined Vierteljahrhunderts die neue Schweiz mit einer verhältnigmäßig fo großen Madt, 

Wohlfahrt und Bildung ausgeftattet hat, daß dadurch wol der Neid der Nahbarvölfer von dem 
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Augenblide an erweckt werben mag, als denfelben die ſchweizeriſchen Zuftände nicht mehr bis 
zur Berzerrung entftellt vor Augen gehalten werben. 

In diefer merkwürdigen und erfolgreihen Bewegung war Bern, als der mächtigfte und bes 
völfertfte Sonderitaat, zugleich der eigentliche Schickſalscanton, ob ſich gleich in einzelnen Mo= 
menten das Loos der geſammten Schweiz vorübergehend an andere Gantone zu fnüpfen fchien. 
Er Hat jeine heftigften Krifen wol jegt überftanden, und die feit 1854 zu Stande gebrachte Fu— 
fion der Parteien fcheint um fo weniger ein blos fauler Friede, als dieſer Verſchmelzung ein mit 
wechjelndem Glüdf geführter Kampf ver Meinungen und Intereffen vorangegangen war, der 
ſich durd alle Schichten der Gefellfhaft gezogen hatte. Nachdem ſich der größte Theil der Ari— 
ftofratie von allen Amtern, auch von-den Lehrämtern grollend zurüdgezugen, war man nad 
Errichtung der neuen Hohfhule zu Bern im Jahre 1854 um fo mehr genöthigt, audy fremde 
Lehrkräfte zu Hülfe zu rufen. Unter diefen waren e8 befonders die beiden aus dem Herzogthum 
Naſſau in die Schweiz eingewanderten Brüder Ludwig Snell (geft. 1854) und Wilhelm Snell 
(geft. 1851), welde, ver Erftere während Fürzerer, der Zweite während längerer Zeit, einen 
bedeutjamen politifchen Einfluß aud im Ganton Bern ausübten und der berner Preſſe einen 
lange unverjieglihen Stoff zu Rede und Gegenrede darboten. Gegen diefe beiden Männer, die 
früher jhon für die Einführung und erfte Geftaltung der Gantonalverfaffungen zu Anfange 
der dreißiger Jahre thätigft mitgewirkt hatten, die ſich in allen Lebenslagen ala höchſtes Kleinod 
die volle Unabhängigkeit der Gefinnung zu bewahren gewußt, richtete ſich in erfter Linie der 
Haß der an der Stelle der alten Ariftofratie zeitweife zur Herrihaft gelangten fogenannten 
Dorimagnaten, der Notabilitäten der mittlern Landftädte, die aud) ihrerjeitd mehre energifche, 
talentvolle und ehrgeizige Männer in ihrer Mitte zählten. Es verſchlägt wenig, ob und wie 
weit in dem mit GErbitterung geführten Streite dieſe oder jene befondere Anſchuldigungen, 
die ſich die Parteien einander in die Zähne geichleubert, mehr oder minder gegründet oder völlig 
grundlos waren. Bemerkenswerth war e8 dagegen ald das Zeichen einer bereitd heranbredhen= 
den neuen Zeit und neuen Bildung, daß ſich gerade in Bern, das im ftolgen Rückblicke auf feine 
bedeutſame Vergangenheit jo nahe daran war, ſich einer für den Canton und die ganze Schweiz 
gefährlichen politifhen Selbftgenügfamkeit in die Arme zu werfen, eine Schar begeifterter und 
treu audharrender Anhänger und Schüler um die genannten Männer janımelte, daß fie ver 
Mittelpunkt einer eigenen Bartei wurden, und daß während einer Reihe von Jahren der Partei= 
name der „Naſſauer“ aufein ganzes Syſtem von Anſchauungen, Meinungen und Beftrebun= 
gen hinwies, das ſich trog allen zähen Wiverftandes immer weitere Bahn gebrochen hat ; daß fie 
es hauptjädhlih waren, welde für den Ganton Bern die Gründer einer eigenen Rechtsſchule 
mit freiern und örtlih unbefangenen Anſichten geworben find, wodurch fie eine Gedanfenjaat 
ausſtreuen halfen, vie bejonderd in den legten Jahren und zum Theil erft über ihrem Grabe 
reichlihe und gute Frucht getragen hat. Denn ſchwerlich ift in Abrede zu ftellen, daß ihre Leh— 
ren zu nicht geringem Theile beigetragen, um die Einführung der Schwurgerichte, die fi in der 
Schweiz immer mehr bewähren und womit man ſich immer mehr befreundet, aud) für den Ganz 
ton Bern vorzubereiten; um hier das materielle Strafrecht vor jener Roheit zu bewahren, vie 
in ihrer gedankenloſen Armfeligkeit nichts Beſſeres zu thun weiß, ald wieder zum Stod und 
zur Prügelftrafe zu greifen — vor einer Roheit, der ſich nicht alle Kantone zu erwehren gewußt 
haben; um ed nicht zu dulden, daß ein zum Schuge der Preffreiheit erlaſſenes Gefeg bis in fein 
Gegentheil umgeftaltet und verunftaltet werden durfte. Es ift einerjeits das Zeichen des ftant- 
lien Verfalld und der nahenden Auflöfung, wenn ſchon die Eigenthümlichfeit des Volks bis 
zu einem Grade aufgeweicht ift, um von jedem oberflählihen, von außen und aus der Fremde 
kommenden Eindrucke das ſtets wechſelnde Gepräge zu empfangen. Aber das aud) ift ein Zei: 
. chen bed nahen politifhen Todes, wenn das Volk in allen feinen Gliedern verfteift und erftarrt; 
wenn ed in feiner Beſonderheit immer mehr verfnödert; wenn es ji im bornirten Fremden— 
bafle gegen die von außen eindringenden verberblidhen Influenzen dadurd zu f[hügen wähnt, 
daß ed ſich auch gegen die heilfamen Einflüffe abichließt, daß es ſich auch vor den belebenven und 
erfrifchenven Luftftrömen in fein Schnedenhaug verkriecht. Das auch ift ein Todeszeichen, wenn 
das Volk taub geworben ift gegen die von den Thatfachen der ncueften Weltgefhichte fo beſon— 
ders eindringlich verfündete Wahrheit, daß nicht blos der ntaterielle, daß auch der geiftige Welt: 
verkehr eine fo innige Verbindung zwifchen ven Nationen vermittelt, um jedes Volk, das fi 
einfeitig diefem Verbande zu entreißen ſucht, fhon darum verfümmern zu laffen, weil ganz 
ähnlich im Völferleben wie im Einzelleben gerade das vergleichende Auge des unbefangenen 
Ausländerd einen nothwendig fhärfern Blick für unfere politifchen und forialen Mängel hat 
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als das eigene Auge, welches durch die Gewohnheit mehr oder minder und nicht ſelten bis zu 
einem Grade abgeftumpft ift, daß ed das Verderbliche als heilfam, das Thörichte ald weile, dei 
Häpliche ald ſchön anſieht. 

Durch die Kernhaftigkeit und Tüchtigkeit feiner innerften Natur fowie duch die Gunf 
äußerer Verhältniſſe, die ed nicht unbenugt gelaffen, Mt das berner Volk gegen ſolche von regt 
und links drohende Gefahr bewahrt geblieben; und während es fefthielt an feiner aus feiten 
Stoffe gebildeten Volksthümlichkeit, hatte es doc einen offenen Sinn dafür, daß wir in eim 
neue weltgefchichtlihe Epoche eingetreten find, welche durch alle Erſcheinungen früherer Zeiten 
erſt eingeleitet werden konnte in die Periode ded wechjelfeitigen Unterrichts von Bolt zu Bel 
durch That und Wort, dur Beifpiel und Lehre. Aber viel unmittelbarer und maſſenhafiet 
als jener Meinungsftreit, an dem ſich zunächſt nur die wiſſenſchaftlich Gebilveten und vie ned 
folder Bildung Strebenden betheiligen Eonnten, wirkte die jahrelang jich erneuernbe und ver 
Dorf zu Dorf gehende Agitation, die das ganze Volf nicht blos auf die Beine, ſondern aus 
zum Denfen und Sprechen über Gegenftände brachte, die über den engen Geſichtskreis der Kird- 
thurmintereffen hinausfielen. - Durch diefe Aufregung zu politifcher Thätigkeit, die eine lang 
Reihe von Neformen in Verfaffung und Geſetzgebung zur Folge hatte, bildete jih in verhälmit: 
mäßig furzer Zeit das berner Volk zu einer gewiffen politifchen Reife empor und bewegte ſich ir 
feinem noch ganz neuen ftaatöbürgerlihen Berufe der fouveränen Selbftregierung bald genzs 
mit binlänglihem Geſchicke, um die Sehnſucht nad) dem alten ariftofratiichen Regiment inıme 
mehr verſchwinden zu laffen. Freilich lernte auch dieſes Vol nicht ſchwimmen, ehe e8 ins Wa: 
fer ging, aber es lernte doch, ob es gleich Hier befonderer Anftrengungen und manches mislun: 
genen Verſuchs bedurfte, weil auch die Vormundſchaft, worin die Berner jabrhundertelan: 
von ihrer Ariftofratie gehalten wurden, eine befonders firenge war und in vielen Beziehunger 


mit der Bevormundung durch eine monarchiſche Bureaufratie auf gleicher Linie Hand. Auen 


einer verzeihlichen Unbeholfenheit bei ven erften Schritten auf der neuen politiihen Kaufbabr 
war es die begreiflidie Folge der Fünftli verlängerten Unmimpigfeit des Volks, daß der berner 
Parteikampf einen Charakter: ver Heftigkeit, der rückſichtsloſen Derbheit, ver Gehäſſigkeit um 
gegenfeitigen politifchen Verketzerungsſucht wie in feinem andern Schweizercanton annahm 


Die Art, wie diejer Kampf geführt wurde, hätte wol bei einem andern Volfe ald das Zeichen | 





einer ſchon eingeriffenen und als die Urſache einer noch zunehmenden Verwilderung betrachtet 


werben dürfen. In Bern hätte man mit diefer Meinung fehlgegriffen. Dieſer fteinharte Ban 
mußte erjt politifh durh und durch gewühlt werden, um enblid auch die tiefern Schichten der 


Geſellſchaft dem befruchtenden und milden Sonnenlihte zuzuwenden; diefe derben und mie ihu 


Derge ſchroffen Naturen mußten erft mit ihren jhärfften Eden heftig gegeneinanderftoßen, da 
mit die beieelenden Prometheusfunken eines freien und reichen Öffentlichen Lebens über weiten 
Kreife verbreitet wurden; dieſe erhigten Parteien mußten fi erſt todmüde gerungen haben, 
um ber Überzeugung zugänglich zu werden, daß ſchließlich auch in Streit der politiſchen Me- 
nungen und Intereflen ver Kopf über die Kauft Meifter wird, ſowie die befonnene und veritän- 
dige Rede über die eifernden Worte des Zorns, ded Schimpfs und ded Hohns. Auch wurde 
der Kampf, ohne ein vervedteö und boshaft ſchlaues Nänkefpiel, viel zu offen geführt, um nict 
durch alle Leidenſchaftlichkeit eine gewiſſe Gutmüthigkeit durchleuchten und es nicht erfennen zu 
lafjen, daß ſelbſt nie maßloſeſten Beihulvigungen von der einen und andern Seite niemals od 
felten abſichtliche Verleumdung waren, da man in den oft wiederkehrenden Momenten des Bar: 
teizorns an die Wahrheit der dem Gegner gemadten Vorwürfe wol jelbft vorübergehen 
glaubte. Hätten id aber die Parteien in Wahrheit und auf die Dauer für fo grundſchlecht ge 
halten, als fie es ſich gegenfeitig vorgeworfen, fo hätte eine Fuſion wie die von 1854 gar nid! 
zu Stande fommen fönnen. Und daraus erklärt ih au, daß alle politifchen Händel in Bern 
doch nur die Wirkung einer moralifc gefunden Bewegung und Erjchütterung hatten. Gerade 
feit den Beginn dieſes Streits, der feiner Natur nah doch mehr mit Mund und Wort als mi! 
Fauſt und Schlag ausgemacht werden mußte, find die früher in Bern häufigen Raufhändel, vi 
nicht felten mit Todtſchlag endeten, bei weitem jeltener geworben, und man darf wol allgemein 
behaupten, dap ein um jo größerer Gewinn aus jenen politiſchen Erereitien entfprang je mehr 
noch die Maffe der berner Bevölkerung gegen diejenige vieler anderer Gantone und felbft man: 
cher Staaten des Auslandes zurückgeblieben war. In der Hauptſache hat indeſſen dieſer Par- 
teikampf wenigſtens vorläufig geendigt, wie meiſt das berner Volksſpiel des Schwingens enbigt: 
hat der zweifelloje Erfolg wder nad Aufbietung aller Kräfte die beiverfeitige Erſchöpfung ven 
eifrig geführten Wettftreite ein Ziel gefegt, fo weichen ſich vie beiden Kämpfer die Hand. In 
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gleiher Eintracht ftanden die kaum noch fo feindfeligen Parteien des Cantous Bern dem Aus: 
Inmde gegenüber, als es fi in der neuenburger Sache um die Wahrung des Rechts, der Ehre 
und Unabhängigkeit ded ganzen Schweizevvolfs handelte. 

Bern ift jet in der Lage, die in der wohl unterrichtenden Schule des öffentlichen Bebens ge: 
bildete und erprobte Kraft mit nichtö überſtürzender Bejonuenheit auf jene zahlreichen Refor— 
men zu verwenden, Die bisjegt entweder nur angebahnt oder Doch nod) wicht vollſtändig durch⸗ 
geführt werben fonnten. Gleichwol ift nicht zu leugnen, daß felbft inmitten der fogenannten 
politifchen Wirren nicht blos mit fruchtlofen Worten geftritten, jondern auch bei weiten mebr 
und mehr Tüchtigeö geleiftet wurde, ald der collegialifche oder bureaukratiſche Schlenprian des 
Beamtenſtaats in einem Jahrhunderte zu Stande gebracht hätte. Bern ift keiner ver reichſten 
Gantone; ed hat aber im Ganzen eine wohlhabende Benölkerung. Indeſſen gilt pas alte „Quid- 
quid delirant reges, plectuntur Achivi‘ nit blos für das unmittelbare Verhältniſſe zwifchen 
jeder befondern Regierung zu ihren Regierten, fondern in großen organiſchen Zuſammenhange 
alles Völferlebens haben auch an ihrem Theile die republifanifihen Schweiger mitzuleiden durch 
die Sünden und Thorbeiten des Auslanded. In jedem Lande werden nur fo viele Güter erzeugt, 
als ji verwerthen laſſen; im Getriebe des Welthandels ift jedes ärmere Volk ein ſchlechter 
Kunde für die vom jedem andern Volke im Überfluffe erzgeugbaren Güter, und umgefehrt wird 
darum auch der möglihit habe Grad des Wohlſtandes für jedes einzelne Bolt durch den moͤglichſt 
großen Wohlftand aller andern Bölfer bedingt. Solange mithin rings um die Schweiz ber 
bei allen Nationen des europäiſchen Feſtlandes ein allgemeinerod Aufblühen des Wohlftandes 
unmöglich gemacht wird, weil die künſtlich getriebene Wucherpflanze des ſtehenden Heerweſens 
der nützlichen Production den beiten Theil ihrer Nahrungsſäfte entzieht; weil e8 Die Befhrei- 
tung eines maßlos anſchwellenden Militävaufiwandes verbindert, daß Handel und Induſtrie, 
daß alle Zweige des Erwerbs von Zöllen und Mauthen, von dirert und indirect bedrückenden 
und bemmenden Laften und Abgaben befreit werden können: jolange wird au die Schweiz, 
menngleich in bedeutend ſchwächerm Grade angegriffen, von der anſteckenden Krankheit des 
Vauperismus doch nicht völlig verſchont bleiben. Neben den allgemeinern Gründen wirkten 
zur Steigerung des Übels im Canton Bern noch bejondere Urſachen mit. Es gibt daſelbſt ein 
nicht unbeträchtliches ländliches neben einem fehr geringen ftäptifchen Proletariat. Der Grund 
liegt bauptjählic darin, daß in manden Theilen des Cantons, wie im Oberlande und im Jura, 
der Boden viel zu karg ift, um die geſammte Bevölferung genügend ernähren zu fönnen. In 
andern Bezirken, wo fich noch mehr Kräfte, ald wirklich geihieht, ver Landwirthſchaft zumenden 
dürften, fiheint die Zahl der Armen auf dem Lande durch ein Gefeg und Herfommen gefteigert 
zu werben, wodurch einer allzu großen Zeriplitterung ver Güter vorgebeugt werden fol. Wäh- 
rend Söhne und Töchter zu gleichen Bermögenstheilen erbberechtigt find und das Pflichttheil 
der Kinder aus zwei Drittbeilen des freien väterlichen Vermögens befteht, gibt es doch eine Art 
Minorat, wonach der jüngfte Sohn gegenüber feinen Schweftern und ältern Brüdern befugt ifl, 
um eine gerichtliche Schagung (bis zum Jahre 1826 um eine „billige Schagung) des Vaters 
Hof oder Wohnhaus in der Exbtheilung am fich zu ziehen. Von diefer Befugniß wird in man 
Ken Gantondtheilen, wie im Seeland, faft nie, in andern dagegen, wie im Emmenthal, faft im- 
mer Gebraud) gemacht; und gerade in diefen legtern Gegenden findet fi auch ein zahlreicheres 
Ländlides Proletariat. Die Induftrie ift im Canton nod nicht genug entwidelt, um dieſem 
Überſchuſſe ver Bevölkerung, der landwirthſchaftlich nicht beſchäftigt ift oder nit ausreihend 
beichäftigt werden kann, einen genügenden Arbeitöverdienft zu verſchaffen; weshalb ſich ſowol 
Vereine ald Privaten um die Verpflanzung einiger- weitern Induftriezweige, wie der Seiden- 
weberei, in den Ganton bemühen. Begreiflich mußten auch die legten Misjahre die Noth haupt: 
fächlih bei ven gar nicht odet nur gering begüterten Theile ver ländlichen Bevölkerung vergrö: 
Bern, den keine fonftigen Erwerbözweige zu Gebote ſtanden. Beſonders in den Jahren 1854, 
wo die Vermehrung der Sträflinge die nicht unbeveutende Bewilligung eined Nacheredits von 
etwas über 120,000 Fr. zum Zwecke ihrer Unterhaltung erfoderte, und 1855 nahm auch der 
fchärfer hervortretende Pauperismus einen eigenthumlichen Charakter an. Aufer einer förm⸗ 
lich organijirten Diebesbande, ſowie neben.den gebräuchlichen Hin= und Herzügen einer ſehr be: 
trächtlichen Schar eigentlicher Heimatloſer an den Cantonsgrenzen, bildete ſich noch in der Zahl 
von mehren Tauſenden eine zeitweiſe ſchweifende Bevölkerung, welche, beſonders vom obern 
Emmenthale ausgehend, ihre regelmäßigen Rundreiſen möglichſt längs der Grenzen einiger 
Amts bezirke und in ſolchen Theilen des Cantons machte, wo fie ſich am leichteſten in den Scheu⸗ 
nen der zerſtreut liegenden Bauernhoͤfe unterzubringen wußte. Das Gebaren dieſes nomadl⸗ 
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firenden Proletariatd war überall, wo man ihm freunblid oder nicht geradezu feinbfelig, be: 
gegnete, harmlos genug; es trug nicht dad Gepräge jenes ſchon tief eingefreffenen und ſchwer 
vertilgbaren Elends wie das als ſo glücklich gepriefene Belgien mit feinem „flandriſchen Elend 
und mit feinen zahlreihen Wanderhorben vagabundirender Bettelfinder. Auch gab ed man: 
chen reihen und befigesitolgen berner Bauern, der ed ſich zur Ehre vechnete, der Patron eimer 
recht anfehnlichen Zahl dieſer ihn heimſuchenden Elienten zu fein, ver ji ihre Unterhaltung 
einige Taufend Franken jährlich Eoften ließ. Hier und da, bis in die Nähe ver Hauptſtadt, ka— 
men jebod einige Brandftiftungen vor, die mit diefen Wanderzügen zufammenhingen. In 
verfelben Zeit gab ed im Amt Signau (Oberemmenthal) nicht weniger ald 51 Proc. Unter: 
flügte und 25 Proc. zeitweife verlaffene Haushaltungen; auf jede Familie famen beinahe drei 
Unterftügte, und auf jeden Grundeigenthümer mehr ald neun Arme. Eine Zunahme der Ar: 
muth ift auch in einigen andern Amtöbezirken zu bemerken, wie z. 3. in Interlaken trog oder 
wegen des hier befonverd zahlreihen Fremdenbeſuchs. In den Jahren 1840 — 54 fiel die 
Zahl der Gemeinden, die ihre Bebürftigen ohne Armenfteuern aus den Armengütern erhielten, 
von 147 auf 39 herab. Die Zahl der Armen war 1854 ein Siebentheil der Gefammtbeväl: 
ferung; auf je 100 Familien famen deren durhfchnittlih 6A. Die Menge der abfolut Armen 
im Ganton belief jih 1855 auf 5 Proc., die der relativ Armen auf 8 Pror. ;-auf je 400 
Grundeigenthümer famen 89 Unterftügte. Das war eine beträchtliche Zahl von zu Unter: 
flügenven für einen ſchweizeriſchen Canton, wo der Ertrag der Arbeit des Volkes nicht von 
Staatöwegen auf inprobuctive Weife verſchwendet wird. Wirklich fteht au in der Armen: 
noth nur nod) Luzern mit Bern auf gleicher Stufe; alle andern Gantone ftehen günftiger, wie 
denn 3. B. im Aargau die Zahl der Armen ein Elftel ift, in Züri ein Zwanzigftel, in Thur⸗ 
gau nur ein Funfzigftel. 2) Indeſſen ift nicht zu überfehen, daß hier von der Zeit eines außer: 
ordentlichen Nothftandes vie Rede tft. Schon durch die Werbungen während des orientalifchen 
Kriege, wodurd ein Theil der unfaubern Elemente entfernt wurde, ganz beſonders aber ba= 
dur, daß die Hauptnahrung der Armen, daß die Kartoffeln wieder gediehen, minderte fid 
fehr bald die Zahl der zu Unterftügenvden; die Mafle der umherſchweifenden Bevölkerung fant 
wieder auf das gewöhnliche und weit geringere Maß, und die Bevölkerung der Gefängniffe 
fiel fogar auf einen felten fo nievrigen Stand. 

Seit einer Reihe von Jahren war indeſſen die europäifche Sorcialfranfeit ded Pauperismus 
auch im Canton Bern fühlbar genug geworden, um Einzelne und Vereine, um befonders auch 
den Staat auf die Mittel der Heilung und Verhütung finnen und hiernach handeln zu laflen. 
Die Gründung von Sparfaffen und die Erweckung des Sinned für Sparfamfeit war mehr die 
Sade von Einzelnen und Vereinen. Im Jahre 1855 gab ed im Canton 26 Sparkaflen, 
mit einem DBermögen von nahe 114/, Mill. Br. und mit nahe 35,000 Einlegern. Aus 
neuern ftatiftifchen Bergleihungen ergibt fih, daß die Schweiz, wo durchſchnittlich ein Einleger 
auf je 15 Bewohner fommt, überhaupt dasjenige Kand in Europa ift, wo die Sparkaffen am 
meiften benugt werben. Eben dieſes durchſchnittliche Verhältnig von 4 zu 13 finden wir im 
Canton Bern, der überhaupt in ftatiftifher Beziehung eine Art Durchſchnittscanton iſt, wäh⸗ 
rend die Schweiz, ald Gefammtheit, in alledem, was auf die Zuftände der materiellen, geiftigen 
und fittlihen Kraft und Gefundheit fließen läßt, nad den umfaſſendſten Erhebungen und 
Bergleihungen der einjhlägigen Thatfahen, auf der höchſten Stufe fteht. Das Lebtere iſt 
auch begreiflih genug, weil hier dad Volk durch feine Staatögewalt gezwungen wird, feine 
Kraft auf andere Zwecke als diejenigen feiner eigenen Wohlfuhrt verwenden zu müffen. In 
der Sorge für diefe Wohlfahrt fiel indeifen gerade, im Canton Bern, mo noch das Volf der Be- 
vormundung burd feine frühere ariftofratifche Regierung gewöhnt war, auch dem neuen 
Staate und feiner Regierung ein größerer Antheil zu als in den andern Gantonen, wo das 
Princip der Selbftregierung ſchon mehr ind Leben eingedrungen war. Übrigens fonnte die 
Sorge der neuen Regierung in feiner neuen Bevormundung beftehen und mußte fich weſentlich 
darauf befchränfen, dem Volke die Mittel bereitzuftellen, damit es ſich felbft der Noth erwehren 
fönne. Der Bauperismus — der im Miöverhältniffe der Bedürfniſſe und Gelüfte zu ven Mit: 
tein ihrer Befriedigung befteht, der eben darum auch und gerade in folhen Staaten zum Bor: 
fhein fommt, die mitteld eines einfeitigen Fortſchritts in den Dingen des leiblichen Wohlftandes 


1) Um wie viel ſchlimmer als in den bedrängteflen Schweizercantonen es im fruchtbaren Belgien 
——* ſich aus den Verhandlungen der —* Abgeordneten im Jahre 1857 über das Wohl⸗ 
gfeitögefeg. 
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ihr durchſchnittliches Vermögen und Einkommen von Jahr zu Jahr vergrößern — ift niemals 

5108 materieller Natur, jondern ſtets mit geiftiger und jittliher Verarmung verbunden. Er 

kann darum aud nie mit blos materiellen Mitteln bewältigt werden; und weil mithin nad 

dem vollfländigen Begriffe des Pauperismus der Kampf gegen denjelben in allen Gebieten des 

menſchlichen Lebens geführt werden muß, ift dieſer Kampf gleichbedeutend mit der wichtigften 
und umfaflendften Aufgabe ver Neuzeit, mit der fogenannten focialen Frage. 

Um ihrerjeitö beizutragen zur fortfchreitenden Erfüllung diefer Aufgabe, haben die poll: 
tiſchen Behörden des berner Freiftaats eine jo große und im Ganzen jo zweckmäßige Thätigfeit 
entwidelt, wie man jle in allen Beamten: und Mititärftaaten des Auslandes vergebens fuchen 
witrde. Beſonders ift zu loben, daß die großen Bildungdmittel der Kirche und Schule, auf 

welche der Staat mit feinem Ginfluffe hauptſächlich Hingewiefen ift, in Feiner Weife vernach— 
Läfjigt blieben. Die Verfaffung vom Jahre 1846 ($. 80) ftellte für die reformirte Kirche die 
Grimdung einer gemifhten Kirhenfonode in Ausjiht, welche — unter Vorbehalt ver Geneh— 
migung bed Staatd — die innern kirchlichen Angelegenheiten ordnen und der aud in äußern 
Angelegenheiten dad Recht des Antrags und der Vorberathung zuftehen follte. Gin Gefek 
vom 19. Jan. 1852 enthält die nähern Beftimmungen über die mitteld-ftufenweifer Wahl zu - 
bildende Organifation der Borftänve der Kirchgemeinden, der fieben Bezirksſynoden, ſowie der 
aus 47 Gemeindeabgeorbneten und 58 Geiftlidhen beſtehenden Cantonsſynode, die wieder ihrer- 
feird einen aus elf Mitgliedern beftehenden ftändigen Ausſchuß zur Erledigung der ihm zuge- 
wieſenen oder dringlichen Geſchäfte zu ernennen hat. Noch im gleihen Jahre 1852 hatte die 
erfte Verſammlung diefer gemiſchten Synode ftatt, und es trat hiermit eine Injtitution ins Le- 
ben, die aud) anderswo, wie im Canton Züri, zwar in Anregung aber nicht zur Ausführung 
gefonmen war. Ausdrücklich mag noch erwähnt fein, daß die Synode von 1852, mit Rüd- 
ſicht auf die Staatsfinanzen, für die Jahre 1855 bis und mit 1857 einen freiwilligen Abzug 
auf die geiftlihen Bejoldungen von 30,000 Fr. angeboten hatte, was denn auch, jedoch mit 
Befreiung der unterften Bejoldungsclafle, vom Großen Rathe genehmigt wurde. Der neueften 
Zeit gehört no ein Schulgefeg an, das auf der Grundlage der ſchon früher getroffenen Be- 
ffimmungen fortbaut und unter Anderm Näheres verfügt über die unentgeltliche Ertheilung des 
Unterrihts an notorifh Arme, fowie über die Gründung von Freiftellen und Stipendien für 
dürftige Primärſchüler. Daffelbe Gefeg verpflichtet den Staat zur Unterftügung der Turn- 
und Waffenübungen ver Schüler, ohne jedoch diefe Übungen ziwangswelfe einzuführen. Was 
die Befoldung der Schullehrer anlangt, die auch zur Theilnahme an einer Schullehrerkaſſe ver⸗ 
pflichtet wurden, jo gibt eine vergleichende Überjicht der „Allgemeinen ſchweizeriſchen Schul- 
zeitung‘ das Minimum auf 518 Fr. an, ſodaß Bern auch darin wieder die ungefähre Mitte 
zwiſchen den mehren Gantonen hält. 

Mit folden und ähnlichen Beftimmungen über Kirche und Schule fann benjelben der Staat 
freilih nur die äußern Bedingungen ihres Gedeihens gewähren und die Formen feſtſetzen, in 
denen fie ſich jelbit, fowie Volk und Gemeinde in Beziehung auf Kirche und Schule, zu bewegen 
und zu bethätigen haben. Aber Das ift fhon wichtig genug, daß überall in der Schweiz und 
in Bern indbefondere aud) der neue Volksſtaat das Seinige thut, um die legten Reſte der dem 
alten Polizei= und Beamtenftaate jo eigentbümlih angebörenden Losſsreißung und formalen 
Trennung der Kirche und Schule vom Volfsleben und von feinen bewegenden Intereflen zu be: 
feitigen , um das Volf, in erfter Linie die betreffende Gemeinde, an der lebendigen Fortbildung 
jener beiden Inftitutionen entfheidend zu betheiligen. Hier ift alfo ſchon erreicht, wonad in 
Deutſchland und anderswo erft geftrebt wird; hier geht ſchon in Fleifh und Blut über, wofür 
mit noch zweifelhaften Erfolge die Männer deutſcher Wiffenfhaft, wie Bunſen und Andere, erft 
fämpfen müffen:: die innigfteorganifche Verbindung des Volkslebens in Staat und Gemeinde mit 
dem Leben in Kirche und Schule. Allerdings fommt ed noch wefentlic auf-den Geift an, in 
dem fich die zur Theilnahme Berechtigten und Verpflichteten an jenen Bildungsanſtalten wirk⸗ 
lich betheiligen. Sobald jedoch, wie in der Schweiz und im Canton Bern, das Volk ſelbſt noch 
fortſchreitend, ftrebfam und innerlich geſund ift, kann deſſen Betheiligung nur bie gute Folge 
haben, daß dadurd auch Kirche und Schule vor jeder Erftarrung im lieb: und leblojen Dogmen⸗ 
und Wiſſenskrame bewahrt bleiben. Und jegt erft Eönnen auch Kirche und Schule dem Volks⸗ 
ftaate jene Dienfte leiften, die er ebenfo dringend bedarf, als jene feiner Pflege und Vorſorge 
bevürfen. Mit allen Gefegen und Verordnungen, mit allen Befhlüffen und Maßregeln kommt 
der Staat nicht vorwärts in der Grreihung feiner eigenen Zwede, wenn ihm nicht durch die 
großen Fortbildungsanſtalten im Staate ſtets auch der Geiſt des Volks willig geſtimmt wird. 


‘ 


554 Beru 

Durch die wenigen Worte der Bibel: „Jeder Arbeiter iſt ſeines Lohnes werth“, iſt zugleich vem 
Staate für das ganze Gebiet der innern und für einen guten Theil der auswärtigen Politik ver 
wictigfte Theil jeiner Aufgabe bezeichnet, Er ſoll raſtlos bemüht fein, daß nicht Der fleihige 
und redliche Arbeiter auögebeutet werden Fönne durch jene Speculation, die fid in tauſendfachen 
Formen, zuweilen ald verbrecheriſche Handlung, bei weitem häufiger aber ald Ubervortbeilung 
in äußerlidy legaler Geſtalt, des Ertragd der nügliden Arbeit zu bemeiftern firebt. Um fort 
und fort die grellften Ungleichheiten befeitigen, um dem ftetö wieder überwuchernden Unrecht 
fleuern zu fönnen, bat ſich der Staat auf dem Wege der Beſteuerung die nöthigen Mittel zu 
verihaffen. Aber die in ver Theorie gerechtefte Steuer — die VBermögenäfteuer, im Sinne einer 
wirflicen Zeiftung nach dem Maße des Leiſtungsvermögens — beruht in der Ausführung fo 
fehr auf ver Redlichkeit ver Steuerpfligtigen, daß ohne dieje allgemeinere Redlichkeit jogar bie 
gerechteſte Steuer zur ungerechten, und daß fie zum neuen Mittel des Volksbetrugs wird. Se: 
gar das ſcheinbar Außerlichite im Staate, die Möglichkeit eines gerechten Steuerſyſtems, hängt 
aljo mit dem Innerlichjten im Volke, mit der Öffentlichen Moral, auf dad engfte zujammen, 
und wird biernach zum guten Theile mit bedingt durch die Wirkſamkeit von Kirche und Schule, 
die ja zur Bilege der öffentlihen Moral bejonders berufen find. Diefe beiden Inftitutionen ba: 
ben gerade in unferer Zeit, ſofern fie mit warmem Eifer an der geiftigen und fittlicdhen Laute: 
rung des Volfsiebens arbeiten, eine defto wichtigere Aufgabe zu erfüllen, als fie Damit au 
das raſchere Gedeihen eines umfaflenden Syftems von noch jungen und ſich gegenfeitig fördern: 
den Bolköftanten ermöglichen, das unaufbaltfam in die Weltgefhichte hineinwächſt. Es mag 
immerhin richtig fein, daß die Neuzeit auch in ihren ſittlichen Zuftänden nicht zurückgeblicben 
und vielleicht fogar vorangeichritten ift; daß frühere Perioden nicht minder heimgeſucht waren 
von Dieben, Betrügern und Wucherern; daß von jeher die Neihen und Großen in Scheffeln, 
die Armen und Geringen in Löffeln ungerechtes Gut genommen und twieder genommen haben. 
Aber dad entſcheidet nit. Wie nur Die ftarfe Zunahme unſerer materiellen Prodüction zur 
Bewältigung des Pauperismus nicht zureicht, weil die Bepürfniffe und Gelüfte noch mehr mu: 
genommen als die äußern Mittel ihrer Befriedigung — fo reichen wir auch mit der herkömm— 
lihen Moral nicht mehr aus. Die Geſellſchaft, foll fie nicht völlig zu Grunde gehen, bevarl 
fon darum einer durchgreifenden jittlihen Neintgung im großen Maßſtabe, weil mebr als 
je zuvor die Möglichkeit des größern Misbrauchs in vie Hand des großen Capitals gelegt IR. 
Im Polizeiftante aber, wo dem Volke Schule und Kirche al& etwas Fremdes und blos Außer: 
liches gegenüberftehen, werden dieſe nie etwas Erhebliches leiften können und wollen, um durd 
Beifpiel und Lehre die in Falter Selbſtſucht erftarrenden Herzen bis zu jener Baterlandälick 
gu erwärmen, der es endlich im Denken und Thun ſittlich unmöglich wird, noch das Gemeinwohl 
gegen die eigenften und perfönlichen Antereflen Hintanfegen zu können. Dies ift nur im Voll: 
ſtaate zu erreichen, wo auch Kirche und Schule — wie durch die neuern Organifationen im 
Canton Bern und in der Schweiz überhaupt — zur Gemeindefadhe und zur Volksſache gewor- 
den jind. 

Zu den wichtigern Anflalten, um der nüglihen Production den nöthigen Vedarf,an 6a: 
pital zu vermitteln, gehört die 1855 gegründete Berner Bank; womit zugleid die Schöpfung 
ähnlicher Inftitute in andern Theilen der Schweiz eröffnet wurde. Diefe Bank ift eine weine 
Staatsanftalt ; und wie der Stant dad ganze Betrieböcapital geliefert, fo hat er auch die Far 
tung ausfchließlih übernommen. Das VBetriebscapital beläuft fih auf 3Y, Mill. Rr.; Ne 
Notenemijjion war nahe 870,000, die durchſchnittliche Girculation nicht ganz 450,000 Fr. 
Der Ertrag ded Banfgejhäfts, etwas über 5 Proc., war geringer als bei den meiften andern 
ſchweizeriſchen Banken. Mit aus diefem Grunde hatte im Jahre 1855 die Verwaltung der 
Berner Gantonalbanf deren Umwandlung in eine Actienbanf beantragt. Sie behauptete, daß 
fi die Anftalt ald reine Staatdanftalt überlebt habe, und huldigte — wol allzu unbedingt — 
der herfömmlich gewordenen Anjicht, vaf der Staat überhaupt ein fhmerfälliger und foftfhie: 
liger Geſchäftsführer fei; daß namentlich „Creditinſtitute, wie alle Handeldunternehmungen, 
in Privathänden befler gedeihen ald in den Händen des Staats’. Im kurzem wird alfo ber 
berner Großrath über eine der wichtigften Socialfragen zu entfcheiden haben: ob Privat: 
banfen mit oder ohme einige Betheiligung ded Staats, oder ob Staatsbanken, die im Vollt 
ſtaate wol auch Volksbanken heißen dürften? Gibt man es gleich im Allgemeinen zu, daß 14 
regelmäßig der Staat mit folden Geſchäften, die von Einzelnen over Vereinen im eigenen 
Intereffe beforgt werden können, nicht befaffen foll: fo ift doch damit noch keineswegd gefagt, 
daß aud bie Umwandlung einer ſchon beftehenden Staatsbank in eine Privatbank zwecmäßlg 
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fei; und gleihwenig ift damit eine, für alle Bälle richtige Stellung des Staats zum Bankweſen 
überhaupt bezeichnet. Alle Welt räumt wol ein, daß die Artiengejellihaft für alle Zweige der 
Production, nit einmal blos für die materielle, der müchtigfte Hebel zu einem noch nie dage⸗ 
weſenen Auffhwunge, daß eben darum das freie Vereinsrecht eines der wichtigſten Rechte ge— 
worden iſt. Allein auch der Staat, als derjenige Geſammtverein, der innerbalb ſeines räumlich 
begrenzten Gebiets, aber für eine unbegrenzte Zeit, alle Einzelnen und Aſſociationen, alle Mün— 
digen und Unmündigen, alle Reihen und Armen umfaßt: macht nur won feinem Rechte ald 
Derein Gebrauch, wenn er Dasjenige felbft in die Hand nimmt, was in den Händen von Pri- 
vatvereinen nicht allen Bolkögenofjen, fondern nur den bejonders Betheiligten zum bejondern 
Vortheile gereichen würde. Je mächtiger und-einflußreiher ſchon viele diefer Artienvereine ge— 
worden find, umjomehr ift darauf zu achten, daß ſolche Vereine zu feinen bedrohlichen Staa⸗ 
ten im Staate heranwadien. Bor allen ift nicht zu überjehen, dag zwifchen ven verſchiedenen 
Bereinen, felbft wenn fie an jid) erlaubte Zwecke zu verfolgen fheinen, dennoch wohl unterfchie: 
den werden muß; und daß bereitö der AUctienverein auch fhon eine der Kauptformen der Neu: 
zeit geworden ift, welche die jedem Staate gefährliche Ariftofratie ded Reihthums zu immer 
ipeitern Umgriffen nur allzu gut zu benugen weiß. Died kommt nun für das Bankweſen gleich⸗ 
falls in Betracht. Obgleich alle andern Bankgefhäfte an Brivaten und Privatvereine überlaffen 
werden mögen, jo fragt es ich doch, ob denfelben zugleich die Emiffion von Banknoten, und 
Diefe fogar über den Beſtand ihrer baaren oder baargleihen Deckungsmittel hinaus, geftattet 
werben folle? In dieſem Emiſſionsrecht liegt immerhin ein Verzicht des Staats, alfo im 
Volksſtaate auch des Volks, auf einen Theil und zwar gerade auf den vortheifhafteften Theil 
des in jeiner vollen Bedeutung begriffenen Müngzregald, zum einfeitigen Bortheile einer be- 
fondern Gejellihaft. Denn einer ſolchen Gejellfhaft wird dadurch das Privileg ertheilt, ſich 
mitteld des verhältnißmäßig jehr geringen Aufwandes, den die Ausfertigung der eine befondere 
Art des Papiergelves bildenden Banfnoten erfodert, in den Bejig eines beträchtlihen Capitals 
zu fegen, und von dejjen verzindlicher Verleihung denfelben Nupen zu ziehen wie vom Befige 
eines ebenfo großen Gapitald in baarer Münze, folange fie den Credit ihrer Noten aufrecht 
zu halten verfteht. Warum follte aljo nicht lieber ver Staat den Staatscredit zum Vortheile 
aller Stautögenoffen in gleicher Weife benugen? Am wenigften follten Privilegien diefer Art 
bejondern Gefellihaften bewilligt werden, folange noch nicht in anderer Weiſe gegen die fort: 
fhreitende Überwucherung ver Gelvariftofratie geforgt ift. Denn Das ift ſehr einfach, daß der 
Löwenantheil an den aus Greditvereinen aller Art entipringenden Gewinnften nur den ſchon 
Reihen oder Denen zufällt, die ih in großem Maße daran betheiligen, weil fie fih erheblich 
betheiligen Eönnen. Gin ſolches Gegengewicht gegew das überall wachſende Übergewicht der 
Geldherrſchaft wird aber kaum anderöwo zu finden fein ald in einem wohl bemeffenen und in 
nicht allzu Enappem Maße angewandten Syftem der progrefiiven Beiteuerung; ſei ed nun 
dur eine progrefjive Ginfommenftener, oder Erbichaftäfteuer, oder durd eine Verbindung 
der einen und andern. Es läßt jich mathematiſch nachweiſen (ſ. Eintommen, Eintommen: 
fteuer), daß das wirkliche Vermögen, d. b. dad Vermögen, erwerben zu können, keineswegs 

blos nad) dem einfachen Verhältniſſe des Capitaleigenthums zus oder abnimmt. Auch predigt 
es ja die tägliche Erfahrung jegt befonders laut und lebhaft von allen Dächern herab, mit mie 
geringern Aufiwande von Zeit, Mühe und Verftand der ſchon vermögende Gapitalift unverhält- 
nifmäßige Gewinne zu maden vermag.?) Das progreffive Abgabenfoften wird aljo das ver 
Zukunft fein, weil es eine wirklich gerechte und verhältnißmäßige Befteuerung des Vermögens 
allein möglich macht und das genügende Mittel an die Hand gibt, um die Alles überflügelnde 
Macht ver Plutofratie, insbefondere aud der Bankofratie, in gemeſſene Schranfen zurüdzu: 
weiſen. In der That gewinnt diefes Syſtem, die ihm noch entgegenftehenden Borurtheile und 
Sonderintereffen allmälig überwindend, innmer mehr Raum im Bewußtfein des fchweizerijchen 
Volks wie in der Geſetzgebung ſchweizeriſcher Cantone. Wo es aber, wie im Canton Bern, 
noch gar nicht oder nicht im genügenden Umfange zur Anwendung kommt, wird man deſto 
forgfältiger fogar jeven Schein vermeiden müffen, wodurch der Verdacht einer von Staatswegen 
beliebten Begünftigung der Reichen unter die Mafjen geworfen werben könnte. Das Alles wird 
alfo im Ganton Bern in Betracht kommen, fobald es fi un bie Reform der Cantonalbank 


2) Sehr beachtenswertge Thatſachen in diefer Richtung findet man in der Schrift: „Die Börfe, 
die Börfenoperationen und «Täufchungen u. f, 15. Auf Grundlage von Broubhon’s «Manuel du spécu- 
lateur de la bourse»“ (Zürid; 1857). 
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handeln follte; und man wird daſelbſt um fo vorfihtiger zu Werke gehen, ald aud in dieſem 
Canton die einer Verbejferung ihrer Öfonomijhen Lage bedürftige Arbeiterbevölferung in 
einige Gährung gekommen ift und gerade jegt (1857) für die ohnehin fo begreifliche Eiferfucht 
auf die Gapitaliften beſonders empfänglich fein dürfte. 

j Im Canton Bern ift noch der Staat jelbft der reichfte Gapitalifl. Das Neinvermögen des 
Staatd beläuft Äh auf nahe 45 Mill. Fr. Nach dem Haben bemaß ſich das Sollen, und das 
Volk ſäumte nicht, im ökonomiſchen Intereffe der verſchiedenen Glaflen ver Bewohner an den 
zur Demokratie geworbenen Staat die feiner Leiftungsfähigfeit entfprehenden Foderungen zu 
richten. Außer der fhon früher gegründeten Gantonalbanf wurbe infolge der Verfaſſungs— 
reform von 1846 bauptfählih aus Staatsmitteln eine große Hypothekarkaſſe errichtet, mit 
welcher zugleich eine Schulventilgungsanftalt verbunden ift. Das geſchah zunächft zum beſon— 
dern Vortheile des berner Oberlandes und unter hauptſächlicher Berüdjihtigung der dafigen 
Überfhuldung des Grundbeſitzes. Daran jchloß ſich jedoch ſpäter eine allgemeine Hypothekar— 
kaſſe für den ganzen Canton. Zu Ende 1855 betrug das Capital dieſer allgemeinen Kaſſe nahe 
2,400,000, das der Oberländerkaſſe über 7,100,000 Fr. Davon beftand der kleinere Theil 
aus verfchiedenen Depotgelvern, indem der Canton felbft mit einem reinen Staatövermögen 
von mehr ald 6,900,000 Fr. an der Hypothekarkaſſe beteiligt war. Wie die ftaatlihe Errich— 
tung diefer Kaffe in erfter Linie vem von Feudallaſten ſchon beinahe völlig befreiten Oberlande 
zum Vortheile gereichte, jo kam dagegen die, in fehr liberalem Sinne beſchloſſene Aufhebung 
diefer Kaffen den übrigen Gebieten des alten.Gantons Bern zugute. Die Entfhädigung der 
zu Zehnten und Bodenzind Beretigten wurde zur einen Hälfte vom Staat übernommen, und 
nur die andere Hälfte fiel den Pflihtigen zur Laft. Endlich wurde für Neubern, alfo haupt: 
fählih für den berniſchen Jura, in der Verfaffung von 1846 wiederholt beftimmt, daß die 
franzöfifchen Geſetzbücher, wo fie gegenwärtig in Anwendung, auch ferner beizubehalten jeien; 
daß überbied dev Jura dem Grundfage nad feine Gejeggebung und Verwaltung im Armen: 
wejen fowie fein Grundfteuerfyftem behalten ſolle. So finden fi nun zwar in Altbern und 
Neubern zwei verjhiedene Steuerfufteme; aber durch Feftjegung einer billigen Beitragsquote 
zur Beftreitung des allgemeinen Staatdaufmwandes ſuchte man auch dem von Beudallaften ſchon 
befreiten Jura einen verhältnigmäßigen Antheil an den Vortheilen zu verfchaffen, Die ber 
Staat den Altbernern durch Befreiung von Zehnten und Bodenzinfen ſowie durd Gründung 
der Hypothefarkaffe gewährt hatte. ?) 

Mit piefen pofitiven Maßnahmen zur Förderung der dfonomifchen Volkszuſtände hielten 
die Mapregeln zur Abwehr des eindringenden Pauperismus gleihen Schritt. Als -eine feiner 
Urſachen war in Bern, wie anderömo, der zunehmende Genuß von geiftigen Getränfen, be: 
fonderd von Branntwein, zu erfennen. Nah den forgfältigen Erhebungen der Mediciniſch- 
Ehirurgifhen Geſellſchaft belief ji im Zeitraume von 1844— 51 die fiher zu beftimmende 
Menge des im Canton jährlich getrunfenen Branntweins duf etwas über 1,100,000 Maß; 
ober, wenn man bad nicht genau zu jhägende Privatfabrifat zu 500,000 anſchlägt, auf mehr 
als 1,600,000 Maß, im jährlichen Werthe von über 2 Mil. Fr. Dies ergab in jevem Jahre 
einen durchſchnittlichen Verbraud von 54,, Maß auf jeven Kopf, oder von 19%, Maß auf jeve 
Familie, diefe zu 5Y, Mitgliedern gerechnet; alfo einen Verbrauch, der allerdings fon ala 
übermäßig bezeichnet werben muß, obgleich die Branntweinpeft in andern Ländern Europas, 
darunter in mehren norddeutſchen Gebieten, auf eine weit bevenflihere Weife um fich gegriffen 
hat. Um dieſen Genuß auf ein geringeres Maß zurüdzuführen, hat die Geſellſchaft ver Ärzte 
eine höhere Befteuerung des Branntweins in Anregung gebracht. Schon zuvor hatte man aber 
mit Erfolg, durch Erlaffung eines neuen Wirthfhaftögefeges, auf Verminderung der Wirth: 
ſchaften hingewirkt, in deren allzu großer Zahl man mit Recht einen Hauptgrund für den 
übermäßigen Berbrauch des Branntweins erkannte. Schon die Berfaffung von 1851 hatte . 
den Grundſatz der freien Ausübung von Handel und Bewerben ausgeſprochen. Aber gleichwol 
behielt dad Wirthſchaftsgeſetz von 1833 dem Wefen nad das Conceſſionsſyſtem bei, das der 
Willkür der Regierung allzu viel anheimgab, während gleichzeitig die Ertheilung der Gon: 


3) Dies mag auch mit zum Belege dienen, daß jenes bemofratifche „Nivelliren“, das fo oft bie 
Richtlenner des Kine erifchen Staats» und Bolfslebens der neuen Schweiz zum thörichten Bormurfe 
machen, in feiner Weiſe übertrieben wird. Diefes „Nivelliren“ befchränft ie durchweg nur auf bie 
Befeitigung gemeinfchädlicher Misftände; und bie Unterthanen der europäifchen PBolizeis und Burcans 
kratenflaaten dürften fidy glüdlich jchägen, wenn fie nur in berfelben Art wie die Schweizer von Staats» 
wegen über einen Kamm gefchoren würben. . 
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ceffionen an leicht zu erfühlende geſetzllche Bedingungen gefnüpft war. Die Folge war eine 
übermäßige Vermehrung der Wirthihaften. Die Unzufriedenheit mit dem Conceſſtonsſyſtem 
führte zum Gefeg von 1856 und zur Anwendung des Patentſyſtems. Aber eine bedeutende Er- 
höhung der Gebühren für die ſtets nur auf ein Jahr zu ertheilenden Patente war gegen bie 
Vermehrung der Wirthihaften die einzige und feineswegs hemmende Schranfe, weil dadurch 
die leihtjinnigern Bewerber am wenigjten abgehalten wurden. Neue Klagen rief 1845 ein 
beſonders gegen dad Pintenunmwefen gerichtete Gefet hervor, gegen das jih aber — da es dad 
Spielen und Tanzen in den Schenken unterfagte — nit ohne Orund ein fo lebhafter Wider: 
ſpruch erhob, daß feine Vollziehung auf unbeftimmte Zeit vertagt wurde. Hiernach ftieg bis 
1851 die Zahl der Wirthſchaften im Ganton auf 1854, oder eine aufje 244 Bewohner. Wer 
feinen rechten Beruf hatte, oder zu träge für deffen Ausübung war, verfuchte fein Glück ale ° 
Wirth: von A998 Geldstagen (Eoncurfen) im funfzehnjährigen Zeittaum von 1852 —46, 
mit einem Gefammtverlufte von mehr ald 10 Mill. Fr., rührte ein Zehntheil, fomit etwa eine 
Million, nur von Wirthen her. Ein befonderer Misftand war es, daß auf das jeweilige Örts 
liche Bedürfniß keine Rüdjiht genommen werden fonnte, weil nad Erfüllung der geſetzlichen 
Bedingungen die Patente ertheilt werden mußten. Nachdem die Verfaffung von 1846 die Re— 
form des Wirthſchaftsgeſetzes in Ausſicht geftellt, kam endlich 1852 ein feit Anfang 1853 in 
Kraft getretened Gefeg zu Stande, das eine Berminderung der Wirthſchaften um mehr ald 
400 zur Folge hatte. Jetzt hat Bern, unter allen gröfern Gantonen, die verhältnifmäßig 
fleinfte Zahl von Wirthſchaften, nämlih 1:551 Bewohner; während z. B. in Waabt, 
Züri und Thurgau das Verhältnig wie 1:187:1465:81 ift. Die wichtigfte Beftimmung des 
neuen Geſetzes befteht darin, daß die Wirthfhaftspatente nur noch auf vier Jahre ertheilt wer: 
den; daß für dieſen Zeitraum die normalmäßige Zahl der Wirthichaften feitgefegt wird, bie 
nur auf ausdrückliches Verlangen der betreffenden Gemeindebehörde überfchritten werben darf; 
daß die Feftftellung diefer Normalzahl nur erfolgen kann nad) dem Gutachten der ſämmtlichen, 
Gemeindebehörben jedes Bezirks, indem jedoch die Negierung an dieſe möglicherweife. par: 
teiifch oder leichtfertig abgefafte Gutachten in ihrer endlihen Entſcheidung nicht unbedingt 
gebunden ift. 

In einem befondern Falle it hiernach im Canton Bern ein politifdh=jocialer Grundfag von 
weitgreifender Bedeutung zur Anwendung gekommen. Die Gefeggebung foll ſich Überhaupt 
nicht anmaßen, nad inhaltleeren allgemeinen Formeln, nad lebloſen Abftractionen diejenigen 
Dinge mafregeln zu wollen, bei denen ed weſentlich auf die genauefte örtliche Kenntniß von 
Zuftänden und Perſönlichkeiten anfommt; wenn in Wahrheit das rechte Maß eirigehalten, 
d. h. wenn ſtets jenes wirklich natürliche und vernünftige Recht zur Geltung kommen foll, dad 
in völliger Abgeriffenheit vom räumlich und zeitlich, alfo aud vom Hiftorifch Gegebenen ganz 
undenfbar ift. Die politifche und fociale Aufgabe des Volksſtaats beſteht alfo nicht darin, daß 
er dad Volk mit Gefegen überfchütte, und nad) dem Maße der gerade eurſirenden gejeßgeberiichen 
Meisheit auch die ganze Zufunft des öffentlichen Lebens einer normalmäßigen Dreffur zu unter: 
werfen trachte; fondern dieſe Aufgabe ift vielmehr eine folhe Organiſation, wodurch e8 dem 
Volke in allen feinen Abtheilungen — ald Staats-, Bezirks-, Orts-, Kirchen- oder Schulge⸗ 
meinde — fort und fort ermöglicht wird, gleich einer beftändig berufenen Jury feine entjchei- 
denden Wahrfprüche zu fällen, nad befonnener Erwägung und unter Berückſichtigung der 
befondern Umftände des geräbe vorliegenden Falls. Dabei fommt es alfo darauf an, daß nicht 
einerjeitd dad Intereffe des größern politifch-forialen Kreifes dem einen oder andern Kir: 
ſppielintereſſe geopfert werde; daß aber auch andererſeits dad Gutachten der Orts- und Sad: 
verftändigen fo weit einen maßgebenden Einfluß behalte, um nur dann verworfen werben zu 
können, wenn der Verſuch, einem egoiftifhen Sonderintereffe das Übergewicht zu verſchaffen, 
offenbar und umleugbar geworden ift. Im berner Wirthſchaftsgeſetz ſcheint nun der richtige 
Weg wirklich eingehalten: ftehen nicht wichtige und Flar vorliegende Gründe entgegen, fo wirb 
Die Regierung fhon darum mit den Borfchlägen der Gemeindebehörden im Ginflange handeln, 
weil fie dann ber leichtern Vollziehung der gemeinſchaftlich gefaßten Beſchlüſſe um fo gemiffer 
ift. Überhaupt kommt es alſo im Volksſtaate, wo mittelbar over unmittelbar alle Behörben 
aud der Volkswahl hervorgehen, nur auf folhe Beftimmungen an, wonach bei allen örtlich 
wichtigen Mafregeln die Ortdgemeinde oder Ortsbehörde gehört werden muß und ihr Vor: 
ſchlag in Höhfter Inftanz angenommen werden kann. Anders ift ed dagegen im Polizei= und 
Beamtenftaate, wo die unmaßgeblichen Wünſche der Gemeinden etiwa nur pro stilo mit halbem 
Ohre angehört werben; wo eine vom Volfäleben abgeriffene Beamtenchaffe in der Tretmühle 
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des herkömmlichen Gefhäftsgangs faft unvermeidlich in jenen Schwindel gerät, dem ſich die 
Welt nur noch um die Achſe ihrer Schulmeisheit zu drehen ſcheint. Hier ofen wir denn auf 
auf einen durdigreifenden, aber kaum noch beadhteten Unterſchied zwiſchen der alten Stautäwii; 
fenfchaft, wie fie im Volizeiftaate entjtanden war, und der neuen, die im Volksſtaate im Ent 
ftehen begriffen ift. In Oppofition mit dem einfeitig ſchaltenden und in das Volksleben milk 
kürlich eingreifenden Polizeiftaate war es ſehr begreiflich, wenn ihm und feiner willkürliche 
Dielregiererei die Wiffenfhaft ven ſogar bis zur Ginfeitigfeit ausgebildeten Grundfag enige- 
genhielt, daß die befte Politik die des Gehenlaſſens fei; daß fie zumal im Gebiete der materich 
fen Broduction die der unbejchränften individuellen Gerwerböfreiheit, die der unbefchränktes 
individuellen Goncurrenz fei. Als es ſich nun in Bern um das neue Wirthihaftögefeg Handelt, 
wurde aud) dort in Kraft des Prineips der Gewerbeiveiheit lebhafte Einſprache dagegen erhe 
ben. Aber mit Unrecht. Sobald das Volk aud der Staat geworden ift, wird zugleich pas Ber 
hältniß der Gemeinde und der politifchen Gefammtheit zu den Einzelnen ein anderes ald im 
Beamtenftaate. Der Begriff der Freiheit erweitert jich im Volksſtaate. Denn neben der Fobe 
rung der blos individuellen Freiheit fodern nun aud Orts und Volfögemeinde für ſich felbk 
das Recht und die Freiheit, durd die Intereffen von Einzelnen unbehindert ſich diejenige Le 
bensorbnung ſchaffen zu können, die der Mehrheit ihrer Glieder entfpricht. Somenig ſich im 
Ginzelleben jede Krankheit voraudjehen und verhindern läßt, ebenjo wenig in Staat um 
Gemeinde; und die für den gewöhnliden und gefunden Zuftand geltende Regel der unbegrenz⸗ 
ten individuellen Gewerbefreibeit fchließt keineswegs das Recht der größern und kleinern @e 
meinde aus, den in ihrer Mitte überwuchernden Individualismus zu beſchneiden, und amd: 
nahmsweiſe während des krankhaften Zuftandes eine die Geſundheit des geſellſchaftlichen Kör— 
pers wiederberftellende Lebensweiſe anzuordnen. Im Volköftaate muß fi aljo mehr und mebr 
auch eine neue Wiffenihaft vom Staat und der Gefellfchaft herausbilden: die alte politiſch 
und vollöwirthfchaftliche Orthodorie, welche die Untrüglichkeit und abfolnte Wahrheit folder 
allgemeinen Lehrfäge, wie von der unbedingten individuellen Gewerbefreiheit, kaum noch zu 
bezweifeln wagte, wird mehr und mehr verihwinden; und die Aufgabe des Volfsftaats wir 
nicht fowol in der Erfindung und Anwendung neuer doctrinäver Lehrfäge beftehen, als in ber 
Herſtellung eines ſolchen lebendigen Organismus, wodurch es — im Gegenfage zu ver flüd- 
tigen Bolkslaune oder Volkoleidenſchaft — dem. befonnenen und geläuterten Volkswillen mög- 
lich gemacht wird, ſich örtlich und zeitlich immer von neuem durdzufegen. 

Im Hinblid auf die zeitlich günftigen Erfolge — und mehr darf man ja von feinem Ee— 
fege erwarten — haben fih nun in Bern wol auch die frühern Gegner mit dem neuen Wirth: 
ſchaftsgeſetze ausgejühnt. Eine viel ſchwierigere Aufgabe ift aber noch in der Ordnung dei 
Armenwefens zu erfüllen. Die Verfaſſung von 1846 hatte die gejegliche Pflicht ver Gemein- 
‚den zur Unterftügung der Armen, alfo auch die zu diefem Zwecke erhobenen Gemeinveftenern, 
oder fogenannte Armentellen aufgehoben, um die Sorge für dad Armenwefen, binfichtlich jeber 
Betheiligung von Seiten der einzelnen Gemeindegliever, in gleicher Weife auf das Princip der 
Breiwilligfeit zu gründen, wie diefes ſchon lange in Frankreich und hiernach auch in dem früber 
mit Frankreich verbundenen bernifchen Jura zur Amvendung kommt. Zugleich gerwährleiftete 
diefe Berfaflung die von den Gemeinden zu verwaltenden Armengüter, deren Ertrag zmeiige: 
mäß zu verwenden ift unter Aufjicht des Staats. Diefer ift dann feinerjeitd verpflichtet, bie 
nicht genügend begüterten Gemeinden zu unterftügen, ſodaß jevody dad Marimum des ſtaat⸗ 
lihen Gejammtbeitrags für die Armenverforgung jährlich nicht über 400,000 (alte) Schmeis 
zerfranken betragen foll. Bon diefer verfäflungsmäßigen Grundlage aud wäre man wol zu 
einer für geraume Zeit weſentlich befriedigenden Armengeiepgebung gelangt, hätte nicht im 
Canton Bern, aus den ſchon berührten theild allgemeinern theils beſondern Gründen, bet 
Pauperismug in foldem Maße zugenommen, daß man nun zwiſchen ven Beihränfungen der 
- Berfaffung und den thatfählichen Juftänden in die Klemme fam. Man gerieth alfo im ein 
ſchwankendes Proviforium hinein, wodurch das Übel ärger gemacht wurde und das nach Verlauf 
eines Jahrzehnds noch nicht.zu Ende ift. Während diefes Zeitraums kamen, ungeachtet ber 
Berfaffung, die Armentellen der Gemeinden wieder auf; und viele diefer legtern bezogen ſeche 
oder fieben Jahre lang den Stantöbeitrag, ohne Rechnung abzulegen. Diefer Misftand hing 
zwar zum Theil, aber nicht ausſchließlich mit den politiihen Parteifänpfen zufammen. 

Nach mehren Verfugen, über die ſchwankenden Verhältniffe Hinauszufommen, gelangte 
man endlid 1857 zur erften Berathung und vorläufigen Arinahme des jorgfältig ausgearbei⸗ 
teten Entwurfs eines Armengejeged, der eine nicht blos cantonale, fondern auch eine fiaatd: 


| 
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wiſſenſchaftliche Bedeutung hat, durch die allgemeine Wichtigkeit des Gegenſtandes ſowol 
als um der mitunter außergewöhnliden vechtöpolitifchen Anfihten willen, welde den Bor: 
fchlägen zu Grunde liegen. Um Sinn und Abjicht des Entwurfs richtig zu fallen, muß man ven . 
Unterſchied nit aus dem Auge verlieren zwifchen der Bürger: oder Burgergemeinde, die nur 
die Ortäbürger begreift, und der Ginmohnergemeinde, die auch die blog Nievergelaffenen 
(Einfaffen) umfaßt. Der Entwurf Hält firenge an der Nothwendigkeit der Ortdarmenpflege 
feft; weshalb die Bürgergemeinden von der Unterftägung ihrer auswärts wohnenden Bürger 
entlaftet find, und der gefammte Armenetat jeder Ginwohnergemeinde, ohne Rückſicht auf die 
gemeinbebürgerlihe Eigenſchaft, aus ſämmtlichen Ortsarmen befteht. Unter diefen werben 
die Rotharmen ala diejenigen, welde ohne Vermögen und ohne Arbeitdfraft find, von den 
perjönlich eriwerböfähigen Dürftigen unterſchieden. Zur Umterftügung ber Notharmen tragen 
bei: ehrliche und unehelide Verwandte, in auf- umd abfleigender Linie; Armengüter der 
Bürgergemeinde und Armenvermögen ber Ginwohnergemeinde; enblih ber Staat, deſſen 
höchſtet Gefammtbeitrag für die Ortsarmenpflege in 500,000 (neuen) Fr. beftehen folk, 
In Beziehung auf die blos Dürftigen bleibt es bei dem Princip ver Freiwilligkeit: man zähft 
alfo darauf, daß in jever Gemeinde jo viel thätige Nächftenliebe und zugleich fu viel Verſtänd⸗ 
niß des eigenften Intereſſes vorhanden fei, damit freiwillig dad Erfoderliche gethan werde, 
um die Dürftigen nicht blos mit den äußern Arbeitsmitteln zu verfehen, fondern auch ihre 
Arbeitöwilligkeit zu weden und wad zu halten. Die Beftimmung bed Entwurfs, daß pas 
Armengut der Bürgergemeinde nur für die Notbarmen, nicht auch für die arbeitöfähigen 
dürftigen Mitgliever der Bürgergemeinde verwendet werben foll, hat in ſolchen Bürgerge— 
meinden, die ein beträchtliches Armengut befigen, lebhaften Widerſtand gefunden; und von 
diefer Seite hat denn auch ſchon die Agitation gegen den neuen Gefeßesvorfählag begonnen. 
Indeſſen wurde bereitd in den Verhandlungen ded Großen Raths hervorgehoben, daß ed ben 
Bürgergemeinden nicht verwehrt fei, ihre Dürftigen mit befondern Stipendien aus ihrem 
Bürgergute auszuftatten, Um jo mehr ift zu erwarten, daß die Agitation wieder verſchwinden 
und ber aus feiner Erftarrung endlich erwachende Gorporationsgeift einen den Bürgergemein- 
den zum eigenften Bortheile gereihenden Steg über ſich felbft gewinnen werde. Kann es doch 
nur zum Schaden ausſchlagen, wenn die privilegirte Trägheit der dürftigen Mitglieder ver 
reihen Bürgergemeinden nod durch befondere Gaben aus dem Bürgergutegenährt wird. Hin— 
gegen wird ed Allen zum Heile dienen, wenn endlich die gefährliche Eiferfucht ver grgpen Mehr: 
beit des berner Volks auf einige wenige und befonderd reihe Bürgergemeinden verſchwindet; 
wenn fh zur gemeinfchaftlichen Bewältigung ded Pauperismus, ihres gemeinfhaftlichen 
Feindes, überall Bürger und Ginfaffen die Hand bieten. 

In den Verhandlungen über das Armengeſetz bezeichnete der geiftvolle Berichterftatter, 
Megierungsrath Schenk, die beiden Endpunfte der europäischen Armengejeßgebung auf treffende 
Weiſe. „In England’‘, ſagte er, „iſt die gefegliche Pflicht dev Armenunterftügung eine foldhe 
Laſt, daß Land brach gelaffen wird, damit man der Armentare entgehe; in Frankreich ift ab- 
folute Freiheit von diefer Pilicht, aber Frankreich ift der Sitz des Communismus.“ Er hob 
auch hervor, wie das Armenmwefen immer mehr einen politifhen Charakter annehme, und fol: 
gerte daraus; „Wenn in Europa wieder einmal eine große Agitation ftattfindet, jo wird ed 
eine fociale Revolution fein.” Diefe Überzeugung bat ſich ſchon lange jedem Denfenden in 
jedem Lande aufgebrängt, mo einerfeits der Staat in maflofen Summen den Ertrag der Ar— 
beit des Volks auf inproductive Weife vergeubet, während andererfeitd, von der vom Böriens 
ſchwindel erfaßten Claſſe ver Gapitaliften aus, die Wucherpflanze der inproductiven Specula⸗ 
tion immer verderblicher am Mark des Volkslebens zehrt und fogar die Luft am mühevollen 
Erwerb durch nützliche Arbeit ſchon in ihren Keimen vergiftet. Zu diefen Ländern gehört die 
Schweiz nicht, oder noch nicht; und wenn gleichwol, im Hinblicke auf die befondern Zuftände 
des Gantond Bern, von jener Gefahr vie Rede war, fo geſchah dies im Glauben, daß man der: 
ſelben nod) vorzubeugen im Stande fei. In der That wird die Annahme und Durchführung 
des Armengefeges ſchon an fich ein Fortſchritt fein und den Weg zu weitern Fortſchritten Öffnen. 
Denn daß damit allein die Socialfrage over audy nur die Armenfrage in dauernd beftiedigender 
Weiſe entfchieden jei, wird Niemand behaupten mögen. Was die im Armengefeg angeordnete 
Stufenfolge für Herbeifhaffung der Unterftügungsmittel anlangt, fo ſollte wenigſtens aus— 
nahmsweife aud die Erhebung von Gemeindearmenfteuern geftattet fein. Bleibt ed doc immer 
gefährlich, wenn fi ein Volksftaat verfaffungsmäßig fhon im voraus die Hände bindet umd 
es fich felbft verbietet, ven Umſtänden gemäß handeln zu können. Dies gilt aud vom Marimum 
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für den Uinterftügungsbeitrag ded Staats. Diejer follte vielmehr zu jeder Zeit jede Gemeinde 
reichlich unterftügen dürfen, fobald ihn eine geeignet ſcheinende Verwendung und Vertheis 
lung feiner Gaben erwarten läßt, daß irgendwo der Zunahme des Pauperismus dur Eröff⸗ 
nung neuer Erwerböquellen oder ſonſtwie Einhalt gethan werden könne. Wie da oder dort zur 
Entſumpfung ded Bodens, jo fann und foll aud der Staat feine Mittel dazu verwenden und 
fi durch Befteuerung diefe Mittel verihaffen, un Gemeinde nad) Gemeinde vom Sumpfe bed 
Pauperismud befreien zu helfen. Denn wie die Fruchtbarkeit ded ganzen Landes Durch bie ' 
Ertragsfähigkeit aller befondern Bodenftellen bedingt ift, jo aud) das Wohl ded ganzen Volkes 
durch dad Gedeihen aller einzelnen Gemeinden. Die Art und Weije aber, wie und in welchem 
Sinne die Gaben ver Wohlthätigfeit bis ind Einzelne hinein vertheilt werden, bleibt ſtets Die 
Seele jeder Armenpflege, woher auch die Unterdügungen fließen mögen. Erfolgt die Verthei— 
fung blos nad den allgemeinen und todten Vorſchriften des Gejeges, fo kann die Öffentliche 
Armenpflege leicht mehr ſchaden ald nügen. Wahrhaft erſprießlich wird fie nur fein und weſent⸗ 
lich dazu beitragen, um bei den arbeitsfähigen Bedürftigen aud) die Arbeitöluft und das rechte 
Selbftgefühl zu wecken, wenn die Gabenfpender den Empfängern mit freundlihen Nathe und 
helfender That an die Seite treten; wenn fie perfönlidy am Schidfal der ihnen beſonders zuge: 
wiejenen Pilegbefohlenen fo weit theilnehmen, um ſich von der Eigenthümlichfeit ihrer Lage, 
ihres Charakters und ihrer Fähigkeiten eine mehr ald blos oberflächliche Kenntniß zu verfchaf: 
fen. Gin erfahrungsmäßig ſchon bewährtes Inftitut zu diefem Zwecke ift dasjenige der foge- 
nannten Armenväter in der Stadt Zürih. Auch wurde fhon im Großen Nathe des Cantons 
Zürich der Gedanfe angeregt, eine zweckmäßig abgeftufte Neihe von frei gebildeten Vereinen 
ind Leben zu rufen und ber freithätigen Menſchenliebe ihrer Mitglieder die ganze Armenpflege 
bis ind Einzelne hinein zu überlaffen. Hätten jich gleich diefe Bereine — die beſonders auch ben 
Frauen, über die Grenzen des Haufed hinaus, eine ihnen angemeffene, gemeinnügige Thätig- 
keit einräumen würden — zunächſt nur mit der Verteilung und beftmöglihen Verwendung der 
von den Gemeinden und vom Staate bewilligten Unterftügungen zu befallen, ‚jo fünnte ed 
doch nicht fehlen, daß innerhalb diefer Vereine und durch diefelben au dem MWohlthätigfeits- 
finne der Einzelnen zur ergänzenden Aushülfe ein bei weitem fruchtbareres Feld geöffnet würde 
ald durch ein bloßes Almofengeben aufs Gerathewohl. Es ift gleich einfeitig, ob die Sorge für 
die Armen und Dürftigen nur nad) ven Vorſchriften des Geſetzes erfolgt, oder ob jie nur dem 
allfälligen guten Willen der Einzelnen überlafjen bleibt. Erſt dadurd, daß in der bemerften 

Weiſe die freie Milothätigkeit ver Einzelnen der Unterftügungspflicht ded Staats und der Ge: 

meinden beſtändig zu Hülfe fommt, kann die Armenpflege hHumanifirt und aus ihrem meiſt 

noch rohen Zuftande auf jene höhere Stufe gehoben werben, auf der fie — gleihjam allgegen: 

wärtig mit ihrer thätigen Liebe in allen Gebieten ver Gefellfhaft, bei den Gebern wie bei den 

Empfängern, bei ven Reichen wie bei den Armen — nicht blos unaufhörlih zur Ausgleihung 

der jhroffern Unterſchiede ded materiellen Beſitzes hinwirkt, fondern auch zur Heilung jener 

Wunden, zur Befeitigung jener Spaltungen, womit der Haß und die ſocialen Vorurtheile dad 

Bolföleben ſtets von neuem zu zerflüften drohen. Um befto eher eine folhe heilfame Armen: 

pflege ind Leben zu rufen, follte audy der Staat den Umfang feiner Unterftügungen an bie 

einzelnen Gemeinden danach bemeſſen, inwieweit ihm die einzelnen Gemeindeglieder oder Ge: 

meindevereine zur erfolgreihen Bekämpfung des Pauperismus zu Hülfe kommen; denn gerade 

denen foll viel gegeben werden, die fchon viel Haben von jenem warmen und verftändigen Ei- 

fer, wodurch einzig und allein eine fruchtbringende Verwendung der Unterftügungen verbürgt 

wird. Die Annahme und Vollziehung ded berner Geſetzvorſchlags, was man aud an Ein- 

zelheiten auszuſtellen habe, ift aber gerade geeignet, um eine foldhe organiſche und allfeitig be: 

lebende Verbindung von gefegliher und freiwilliger Armenpflege einzuleiten, die nun zur 

allerdings wirffamen Schutzwehr in den heranziehenden Wettern werden kann. 

Im Vorhergehenden find nur die wichtigern Gegenſtände beſprochen, woburd in verhält: 
nigmäßig fehr beträchtlichen Umfange auch die finanziellen Staatsfräfte in Anspruch genom— 
men wurden. Indeſſen geht fhon daraus hervor, daß die politifche und fociale Beiwegung im 
Ganton Bern aud eine eingreifende Reform des Finanzweſens zur Folge haben mußte. Bis 

- zum Jahre 1846 wurde es jedoch dem reichen Staate möglich, die bisherige Art der Beſteue— 
rung im Wefentlihen beizubehalten. Erft durch die Verfaff'ing von 1846 wurde die im alten 
Theile des Cantons bisher ungewöhnliche virecte Befteuerung auch für diefen eingeführt und 
ber Grundſatz ausgefproihen, daß alle neuen Auflagen möglichft auf alles Vermögen, Einkom⸗ 
men und Grwerb fallen follen. Hat man ſich erft in Bern von ver Wahrheit überzeugt, daß 
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das Bermögen, zu erwerben, mit dem Gapitalbefige progreſſiv fleigt, daß mithin auch die wahr: 
Haft gerechte Bermögensfteuer eine progreſſive ift, fo hat ſich der Staat durch @inführung der 
directen Befteuerung in den Stand gejegt, auch allen fünftig an ihn gerichteten gerechten und 
billigen Koderungen ded Volks genügen zu können. Das orbentlihe Budget für 1857 wies 
auf eine gefammte Einnahme und Ausgabe von nahe 4,400,000 Fr.; und ein näherer 
Einblick zeigt auch in diefem Canton, daß die Öffentlihen Gelder wirflih nur zu Öffentlihem 
Nutzen verwendet werben. 

Die augerordentlihe Thätigfeit, welche die feit 1851 zum Volksſtaat verjüngte Republif 
nad allen Richtungen des Öffentlichen Lebens entwickelte, ift, verglihen mit dem Stillftande 
ober der ſchleichenden und gedankenlos träumerifhen Bewegung im Polizeiftaate, um fo merf: - 
würdiger, als viele der einflußreihiten Reformen mitten in die Zeit der fogenannten politi- 
ſchen Wirren gefallen find. Man muß e8 dem fo oft als geiftesträg und phlegmatifch bezeichne— 
ten berner Volke nahrühmen, dag ed fih — ein fräftiger Schwimmer und offenen Auges — 
in die frifhen Strömungen der Neuzeit geworfen hat; daß es fich auf dem morſchen Wrade 
feiner Vergangenheit nicht fchlafend den Stürmen und Klippen der Zukunft entgegentreiben 
läßt. Nach Annahme der Berfaffung vom 31. Juli 1851 — die noch ein indirectes Wahl: 
ſyſtem fannte und ald Bedingung der Wählbarfeit ven Nachweis eines Grundvermögens oder 
verjiherten Gapital® von 5000 Schweizerfranfen erfoderte — und nad dem Rücktritte der 
alten Ariftofratie, lag e3 in der Natur der Sache, daß die Gewalt zumeiſt in die Hände der No: 
tabilitäten der Landſtädte fiel. Gegenüber den bartnädigen Feinden jeder Neuerung blieben 
indeflen die Anhänger der Verfaflung von 1851 nur eine Zeit lang vereinigt: bald hatte die 
Regierungspartei der jogenannten Dorfmagnaten nicht blos die alte Ariftofratie, fondern au 
die viel lebhaftere Oppofition eines Theils der Neformfreunde zu befämpfen. Im Anfange ver 
vierziger Jahre, ald der damalige Schultheiß Neubaus eine beſonders einflugreihe Stellung 
einnahm, ſchienen fich wieder zeitmeife die zwiefpältigen Elemente der Fortichrittspartei einander 
angenäbert zu haben. Im Gegenfage zu der ſchwankenden und ängſtlich rückſichtsvollen Politik 
der Dorfmagnaten in den Beziehungen zum Auslande war die von Neuhaus befolgte Politik 
‚eine ehrenhafte und würbevolle. Was dagegen die innern Angelegenheiten betrifft, fo gerieth 
die Regierung zur Zeit ver Freifharenzüge in eine ungewifle und zweideutige Stellung. Da 
überdies im*Laufe der Jahre die Mängel der Verfaffung von 1851 deutlicher hervorgetreten 
waren, fo foderten zu Anfang 1846, unter dem Einfluſſe der durch die Jefuitenfrage über die 
ganze Schweiz verbreiteten Gährung, zahlreiche Stimmen eine Totalrevifion. Gegen die Ent: 
fheidung des Großen Raths, daß er und die Regierung die Verfaſſungsreviſion in die Hand 
nehmen follten, erhoben fid die Volksvereine und veranlafßten einen neuen Beſchluß des Großen 
Raths, die Reviſionsfrage vor das Volf zu bringen. Dieſes erklärte jih mit großer Mehrheit 
für Berufung eines Verfaſſungsraths. Hiernach trat Neuhaus von feinen Öffentlichen Amtern 
zurüd. In directer Wahl, auf je 5000 Einwohner ein Mitglied,'ernannte nun das Volk feinen 
Berfaffungdrath und genehmigte den ihm vorgelegten Entwurf mit 36,079 annehmenden 
Stimmen gegen nur 1257 verwerfende; ein fehr merkwürdige Ergebniß nad einem lebhaft 
geführten Parteienzwifte, das jedoch auf eine große Übereinftimmung der Anſichten hinfichtlich 
der Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit ver Berfaffungsreform hinwies. 

Die noch jegt geltende Gonftitution vom 31, Juli 1846 bildet einen wichtigen Abſchnitt, 
und den feften Boden für den bis in die neuefte Zeit mit wechſelndem Glüd geführten Kampf 
der Parteien. Ihre wichtigern und zum Theil eigenthümlihen Beftimmungen find: Directe 
Wahlen zum Großen Rathe, ftatt der frühern indirecten ; im Berhältniffe von einem Abgeorone: 
ten auf je 2000 Einwohner. Actives Wahlrecht aller wenigſtens zwanzigjährigen Staatsbürger ; 
was darum befonder# bemerft werden mag, meil dad Gemeindegejeg von 1852 dad Stimm— 
recht in Gemeindeverfammlungen erft mit dem vollendeten, dreiundzwanziſten Jahre beginnen 
läßt. Wählbarkeit aller ftimmfähigen Staatdbürger vom vollendeten fünfundzwanzigften Jahre - 
an in den Großen Rath; mit Ausnahme aller geiftlichen und meltlihen, vom Staat angeftellten 
Beamten. Der aud neun Mitgliedern beftehende Regierungsrath ift zur Antragftellung im Gro— 
pen Rathe berechtigt, zur Berichterftattung an denfelben und zur Auskunftsertheilung vers 
pflichtet. Alle vier Jahre Integralerneuerung ded Großen Raths, ftatt der frühern zmweijähris 
gen Drittelderneuerung, forwie Neuwahl des Regierungsrath3 durch den neuen Großen Rath. 
Jever Gefegentwurf unterliegt binnen einem Zeitraum von mwenigftens drei Monateneiner dop- 
pelten Berathung und muß vor der zweiten dem Volke rechtzeitig befannt gemacht werben. Keine 
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Öffentliche Stelle, außer die eines Lehrers oder Geiftlihen, darf auf Lebendzeit ertheilt werben. 
Außerordentlicherweiſe erfolgt die Gefammterneuerung des Großen Raths, wenn ie, nad dem 
Antrage von wenigftend 8000 ftimmfähigen Bürgern, von dev Mehrheit der in den politifchen 
Perfanimlungen Abftimmenden verlangt wird. In ähnlicher Weiſe kann der Antrag zu einer 
Perfaffungsrevifion nicht blos vom Großen Nathe, ſondern auch von 8000 Stinimfähigen ge: 
fefft werden. Das Volk entſcheidet dann, . ob überhaupt Nevifion ftattfinden und ob diefe durch 
den Großen Rath oder einen befonderd gewählten Verfaffungsrarh eingeleitet werden fol. 
Endlich wird der Entwurf der revidirten Verfaſſung ven Berfammlungen der fimmfähigen 
Staatsbürger zur entſcheidenden Annahme oder Berwerfung vorgelegt. Bern gehört auch zu 
denjenigen Gantonen, die nad) dem ſoloniſchen Grundfage, daß jeder Staatöbürger ftets ‘Partei 
ergreifen foll, das Abſtimmungsrecht in der Art in eine Pflicht verwandelt haben, daß die von 
den politifchen Verſammlungen freiwillig Wegbleibenden mit einer Eleinen Geleitrafe bedroht 
find. Gin folder, wenn aud nur indireeter Zwang entfpricht nicht dem vollen Begriffe der 
perſönlichen Freiheit. It ein Staatöbürger mit dem gerade vorhandenen perjünlichen oder ſach— 
lihen Statusquo zufrieden, fo joll er nicht dafür geftraft werden Eönnen, daß er feine Zufrie= 
denheit mit dem Beſtehenden nicht ausdrücklich zu erkennen gibt; die pofitive politiihe Thätig- 
feit it dann vielmehr die Sache derjenigen, bie in den ftaatlihen Berhältniffen am Stande der 
Perſonen oder Sachen irgendeine Neuerung herbeiführen wollen. Handelt ed ih um wichtige 
Dinge, wofür das Volf ein Intereffe hat und jich ein Urtheil zutraut, jo it ohnehin feine Be: 
theiligung eine lebhafte und allgemeinere; handelt ed jih um Anderes, fo iſt jeder indirecte 
Zwang zu pofltiver politifher Thätigfeit nur unnüge Zeitverfhwendung und darum auch eine 
Art indirecter Beſteuerung, wontit überflüfjigerweife ein Theil des Volks Gelaftet wird. Ins 
deſſen laffen fich diefe Fragen des formalen Staatsrechts nicht unbedingt für alle Zeiten und 
Verbältniffe im voraus entſcheiden, und für die Periode einer befonders wichtigen Reformbe: 
wegung, wie jle auch Bern durchzumachen hatte, mag man ed immerhin ald erfprieplich ein: 
_ räumen, wenn das Volk fort und fort angefpornt wird, ſich für alle Vorgänge im öffentlichen 
Leben ein beftimmtes Urtheil zu bilden und dieſes mit entjhiedenem Ja, oder Nein auszufpre: 
hen. Jet aber ift in Bern und fo ziemlich in der ganzen Schweiz dad Verfaſſungsweſen Bin: 
länglich geordnet, ſodaß man ſich fortan ausſchließlich oder hauptiählich mit den in ven Vor: 
bergrund getretenen ſocialen Zeitfragen zu beihäftigen vermag. 

Die radicale Bartei, welche die Verfaffung von 1846 durchgeſetzt hatte, war auch diejenige, 
welche in der erften vierjährigen Wahlperiode das Heft in die Hand befam. Doch gingen die 
hoch und zum Theil allzu Goch gefteigerten Erwartungen des Volks nicht fo vollftändig und fo 
bald in Erfüllung, daß nicht neue Unzufriedenheit und eine raſch zunehmende Oppofitien ent: 
fanden wären. Schon bei der erften Gefammterneuerung des Großraths im Jahre 1850 ge: 
wannen die Gonjervativen das Übergewicht; nun wurden die Rollen vertaufcht und ein mit lei: 
denfhaftlier Erbitterung geführter Kampf — Hier und da von einigen, wenn aud nicht befen: 
ders erheblihen Gemwaltthätigkeiten begleitet — entipann jich zwifchen der Regierungspartei und 
ber radicalen Oppofition. Zwar misglückte ein ſchon im Jahre 1852 gemachter Verſuch Diefer 
legtern, duch Anwendung des dem Volke verfaffungsmäßig zuftehenden Rechts der Abberufung 
und Gejammterneuerung des Großen Raths wieder zur Herrichaft zu gelangen. Aber ſeitdem 
that die Regierungspartei jelbft einige Schritte, wodurch fie in der öffentlichen Meinung an Bo: 
ben verlor. Dazu trug namentlich ein Preßgeſetz bei, das mit feinen ängfllihen und vagen Be: 
fimmungen ven deutfhen Preßgefegen viel zu genau nachgebildet war, um Beifall finden zu 
fünnen, und eine an die eidgenöfjiichen Räthe gerichtete Beſchwerde hatte auch wirklich eine 
theilweife Abänderung deffelben zur Folge. Lebhafte und nicht unbegründete Reclamationen 
wurden ſodann erhoben gegen die Schließung der berner Sectionen des Grütlivereind, Einen 
bejonderd allgemeinen Widerſpruch fand aber das fogenannte Prügelgefeg, oder der Entwurf 
deſſelben, wonad in gewiffen und ziemlich zahlreihen Fällen die Arügelftcafe zur Anwendung 
kommen follte, entweder aüsſchließlich, oder auch zur Verfhärfung anderer Strafen. Unter 
ſolchen Umftänden und nachdem das berner Wolf durch feine Wahlen in den Nationafrath ſchon 
gezeigt hatte, daß ed nicht mit jeder Politik feiner Regierung einig gebe, fan ed am 7. Mai 
1854 zur Wahlſchlacht, in der ſich die Parteien fo ſehr in gleicher Stärke zeigten, daf der von 
der radicalen „Berner Zeitung‘ gemachte Vorſchlag einer Fuſion in dem der unnügen Reibungen 
müde gewordenen Wolfe ſogleich die lebhafteſte Untgrftügung fand, Der Große Rath wählte 
aljo eine Commiſſion zum beſondern Zwecke einer Verftändigung ber Parteien, und nad ihrem 
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rſchlage kam wirklich eine Vereinbarung dahin zu Stande, daß in den Regierungsrath zu— 
nah vier Radicale und fünf Gonfervative gewählt wurden, daß auch Bei der Vertheilung der 
andern Cantonalämter die gerade vorhandene. numerische Gleichheit der Parteien möglichft zur 
Richtſchnur diente. Dies ift die jogenannte Fuſion, deren mögliches Gelingen beſonders auf 
conſervativer Seite,begiweifelt wurde, bie aber gleichwol zu Stande kam, und num auch in-anbern 
Gantonen ähnliche Bereinbarungen: hervorrief. Dieſe Fuſion war feine Halbirung der ent> 
gegengefegten Barteianjichten, nebſt einer Summirung der beiden Hälften ; ſie war fein Ver— 
gleich. zwiichen Schwarz: und, Weiß über eine zwifchenliegende graue Theorie. Ebenſo wenig 
that fie dev Verſchiedenheit der Meinungen und: ihren lichter zeugenden Reibungen Eintrag ; nicht 
einmal derjenigen Verſchiedenheit, Die aus der vieljährigen Behauptung einſeitiger Parteiſtand⸗ 
punfte nothwendig entipringen mußte. Dagegen befreite jie die einzelnen PBarteimitgliever aus 
den allzu jtrengen Banden ‚jener Barteivisciplin, Die nur bie Erfolge von rechts gegen links, 
oder. links gegen rechts im Auge bat, ohne Ruͤckſicht auf die Klemme, in welche das in der Mitte 
ſchaffende und arbeitende Volk geräth, von jener während des Kampfes um den verfaffunge= 
mäßigen. Boden ſehr eripriehlichen Diseiplin, die aber zum Übel wird, fobald erft, wie im Can— 
ton Bern, mit faft allgemeiner Befriedigung bie verfaſſungsmäßigen Wege gebahnt find und 
es ih nun darum handelt, ven an jich ganz unfruchtbaren Rechtsboden durch eine in friedlicher 
Ordnung alljeitig ſich unterftügende Arbeit ald wirklichen Gulturboden zu verwenden. Die 
neueſten Abjtimmungen. im-Ganton Bern geben Zeugniß, daß jeit der Erlöfung der Einzelnen 
aus den hemmenden Barteibannen die Rückſichten auf dad Gemeinwohl immer mehr überwiegen, 
und daß das berner Volk wohlgetban, ald ed den in unfruchtbaren Zänfereien ihre Kräfte ver= 
geudenpen Parteien fein Cuos ego! zugerufen hatte. 
Auf jeder Seite hatten im berner Parteienfampfe talentvolle Männer geftanden; befonder® 
aber waren es Blöſch und Stämpfli, die während einer Reihe von Jahren als Hauptführer 
galten, der Exftere auf Seite der Gonfervativen, der Andere auf Seite ver Radicalen. Beide 
Staatömänner hatten. jich die Rechtswiſſenſchaft zum eigentlihen Fachſtudium gewählt. Aber 
Stämpfli gehörte ſchon jener oben genannten jüngern Schule an, die nicht für alle Zeiten mit 
den biftorifch gewordenen Rechtszuſtänden und Rechtsanſichten eines beftimmten Zeitraums ab- 
fliegen mag, die ſich eben darum den unbefangenern Blick für.die Bevürfniffe der Gegenwart 
und nähften Zukunft bewahrt. Beiden Staatsmännern gereicht es zur gleich großen Ehre, daß 
fie ſich zur aufrichtigen Verföhnung die Hand boten, fobald fie ih von der Unfruchtbarkeit der 
in alter Weiſe etwa fortgefegten Parteihändel überzeugen mußten. Eine in Bruchſtücken zur’ 
Dffentlichkeit gelangte Denkihrift von Blöfh, „Über die Staatöverfaffung des Kantons‘ Bern 
und ihre Reviſion“, mit dem Vorſchlage eined von den Gemeinden zu wählenden und alle Haupt⸗ 
fragen ohne Discuſſion entſcheidenden Landraths — läßt doch höchſtens nur auf eine theoretiſche 
Liebhaberei für die Fragen des formalen Staatsrechts und für ſolche Anſichten ſchließen, deren 
Verwirklichung, wenn ſie überhaupt möglid wäre, leicht wieder ven Canton Bern in ein Con⸗ 
glomerat ſehr verſchiedenartig berechtigter Gemeinden mit entſcheidendem Übergewicht der Haupt⸗ 
ſtadt und Hauptgemeinde verwandeln könnte. Hat doch Blöſch durchaus feine Schritte gethan, 
um feine individuellen Meinungen über Verfaſſungsxreviſion als neuen Zankapfel zwiſchen bie 
faum verjöhnten Parteien zu werfen! Es ift ſehr bezeichnend für das Öffentliche Leben in der 
vemofratiihen Schweiz, daß das die. Staatdämter entweder mittelbar oder unmittelbar ver- 
gebende Volk die Männer feines Vertrauens, ohne ſich allzu fehr um ihre Borbereitungen und 
Studien für diefen ober jenen fperiellen Beruf zu befünmern, überall da verwendet, wo jie ihm 
tauglid ſcheinen und wo gerade das Wictigfte zu thun ift. So wurde aud) der Jurift und frü- 
here Advocat Stämpfli hauptſächlich im Finanzfache beſchäftigt, wofür er bald eine entſchiedene 
Fähigkeit zeigte. Von dieſer finanziellen Laufbahn aus mußte ſich fein Blick auch auf die volls— 
wirthſchaftlichen und ſocialen Zuftände des berner Volks lenken, ſowie in wachſendem Geſichts— 
kreiſe nicht blos auf die ökonomiſchen, ſondern überhaupt auf die internationalen Beziehungen 
der Staaten. und Völker, Es war. darum eine glückliche Wahl, daß er inden Bunvesrath kam, 
und es traf ji gut, daß er gerade Bundespräfident war, als bie Löfung der zu einer europäi= 
Then Angelegenheit gewordenen neuenburger Frage entjcheidend vorbereitet wurde. Diefer von 
feinem Volke auf den Schild.gehobene Bunbeöpräfident, mit dem die Repräfentanten aller Groß— 
mächte, die Vertreter ftolzer Dynaftien,. über Krieg oder Frieden zu verkehren hatten, ift ein 
berner Bauernfohn, der ſich aus den dürftigſten Berhältniffen emporgearbeitet, der aus eigen⸗ 
fter Kraft jenen beſonders engen; Kreis durchbrochen hatte, in den gerade das berner Bauern⸗ 
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thum mit feinen Sitten und Bräuchen, mit feinen herfömmlihen Anfhauungen und Borurs 
theilen für immer gebannt ſchien. Das neue Bern und die neue Schweiz hätten ed nicht deut: 
licher ausfprechen fönnen, daß fie die Schwelle einer neuen weltgeſchichtlichen Periode bereits 
überſchritten haben. 

Bei Gelegenheit der neuenburger Sache wurde die innere Wahrheit und Haltbarkeit der 
Fufion auf eine wohl beftandene Probe geftellt. Als für die Schweiz die Möglichkeit nahe lag, 
ihre Unabhängigkeit und republifanifche Integrität mit der vollen Anftrengung der gefammten 
Volkskraft und dem ganzen Aufgebot ihres Volksheers vertheidigen zu müflen, da war es der 
Große Rath des Cantons Bern, der vor allen andern feiner Regierung einen unbedingten re: 
bit einmüthig bewilligte, der eben dadurch den übrigen Gantonen mit freudig befolgtem Beifpiele 
voranging. Aber nicht bloß diejenigen Parteien, die fit) im Großen Rathe, in Volkövereinen 
und Volköverfammlungen jahrelang mit Erbitterung befämpft hatten, auch die eigentlich foge- 
nannten Ariftofraten, die Angehörigen jener früher herrichenven Familien, welche nur nod in 
den Erinnerungen an ihre Vergangenheit zu leben ſchienen, welche ſich in ven politifhen Ruhe— 
ftand gefegt und ſelbſt Hinter die legten Bauern zurückgezogen hatten, weil fie nicht mehr die Er- 
ften von Allen fein konnten — felbft diefe eigentlihen Ariftofraten wollten wieder die Beften 
und Erften fein, falls das vom Ausland bedrohte gemeinfame Vaterland das Gut und Blut 
feiner Söhne fodern würde. So hatte Bern, der mädtigfte unter den ſchweizeriſchen Einzel: 
flaaten, in der verhängnißvollften Angelegenheit der neuen Schweiz die politifche Initiative ers 
griffen. Er hatte damit nur Die ihm gebührende Stellung eingenommen. Wenn jeit der Ne: 
formation Zürich und Genf beſonders berufen find, dieſes der franzöfiichen und jenes der Deut: 
ſchen Schweiz dad Banner des geiftigen Fortichrittö voranzutragen, jo hat dagegen Bern, das 
im Laufe der Jahrhunderte zwar öfters eine rückſichtslos folge und durchfahrende, aber felten 
eine ſchwache und ſchwankende Politik befolgte, nach der äußern und ftaatlichen Seite des Volks— 
lebens hin eine wichtige Aufgabe maßgebend zu erfüllen. Auch dabei gilt e8 um eine vaftlofe 
Thätigfeit zur Wahrung der fchweizeriihen Unabhängigkeit im Innern wie gegen das Ausland. 
Es gilt ven Schuß der Unabhängigkeit der Armen gegen die Reichen, des no unmündigen Ge- 
Thlechts gegen die Habfucht der Erwachſenen, der nüglihen und revlichen Arbeit gegen den 
Schwindelgeift ver Speculation. Der Kampf ift fchwierig, aber gerade Bern ift vor andern 
Cantonen in der Lage, ihn mit Erfolg führen zu können. Es ift wohlhabend, ohne überreich zu 
fein, und e8 verdanft feinen Wohlftand der Landwirthſchaft. Die große Induftrie fteht gerade 
exit im Begriff, ſich auch in Bern niederzulaffen, und der Eintritt kann und darf ihr nicht ver: 
wehrt werben; aber fie hat ven Canton noch nicht überſchwemmt, und um fo eber find noch Vor: 
kehrungen möglich gegen jene Auswüchſe, Misſtände und Lbel, die bisjegt dad unvermeidliche 
Gefolge des Induſtrialismus zu bilden fhienen. Die Staatsmänner des Cantons Bern müffen 
fi alfo bejonvers aufgefodert fühlen, ven Socialfragen eine ernfte und anhaltende Aufmerf: 
famfeit zuzumuthen; durch das Schickſal, das ſchon andere Völker geftoffen , werden fie hinläng— 
lich gewarnt fein, um ſich nicht der faulen Politik des Geſchehenlaſſens allzu forglos in die Arme 
zu werfen, Aber aud gegen das Ausland ift die eingenöfiiiche Unabhängigkeit zu wahren ; und 
kaum ift der neuenburger Streit geſchlichtet, ſo droht eine neue Gefahr, die wol anderer Art, 
aber kaum von geringerer Schwere ift. In der Schweiz mie anderswo haben jich beſonders in 
der legten Hälfte des verfloffenen Jahrzehnds viele und große Actiengeiellihaften für ven Bau 
von Eifenbahnen und fonftige Zwecke der Production, ſowie für Ereditgemährung und Gelb: 
handel gebildet. Gegen foldye Gefellichaften, mit ihren Anhäufungen von großem Gapital und 
oft au von viel Talent in den Formen und für die Zwecke eines Privatvereins, hat der Ge: 
fanımtverein ded Staats ſogar unter gewöhnlichen Umftänden auf der Hut zu fein, daß nicht die 
allgemeinen von den befondern Interejfen überwuchert werden. Er foll um jo wachſamer fein, 
wenn das Volf durch große Eapitaliften des Auslandes mit ökonomiſchem Vaſallenthume be: 
droht wird, und wenn gar dieſe Gapitaliften einem mächtigen und centralijirten Staate wie . 
Frankreich angehören, mo aud die Geldmacht ver abfoluten Staatömadht verfuppelt ift, wo ein 
ſchwindelhaftes Treiben alle Verhältniffe in ſolchem Maße gefpannt hat, daß leicht die allzu nahe 
betheiligten Nachbarvölfer in eine ſchwere Krifis mit verwidelt werden können. Ginige Bor: 
gänge laffen jchließen, daß die Staatömänner, welche in neuefter Zeit der Canton Bern ſich jelbit 
und ber Eidgenoſſenſchaft gegeben hat, die beſonders von Frankreich her drohende Gefahr rid: 
tig zu würdigen verftehen. Die zunächft in diefer Beziehung zu entfcheidenden Fragen find no 
in der Schwebe; aber der Befammtartifel „Schweiz” wird zu berichten Haben, mit welchem Er: 
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folge die Unabhängigkeit der republifanifchen Schweiz auch gegen die Eroberungsjudt beute: 
gieriger Börfenkönige vertheidigt worden ift. *) W. Shulz:Bodmer. 
Bernadotte (Johann Baptijt Julius), ald Gründer der Dynaftie Bernas 
dotte in Schweden und Norwegen Karl XIV. Johann, wurde am 26. Jan. 
1764 zu Bau im ſüdweſtlichen Frankreich von bürgerlichen Altern geboren. Sein Vater war 
Rechtsgelehrter und hatte nicht das nothwendige Vermögen, um dem Sohne eine forgfältige 
Erziehung zu geben. Was aber häuslihe Bildung und die Schule bei dem Jungen verfäumt 
hatten, holte die Welt und das Leben bei dem von der Natur reich begabten Manne mehr ald 
nad. Im Jahre 1780 nahm B. ald gemeiner Soldat Dienfte, und die Revolution fand ihn 
nad neun Jahren noch als Limteroffizier bei der Infanterie. Die Erſchütterung, melde durch 
Frankreich ging und ji bald ganz Europa mittheilte, weckte die jhlummernden Kräfte in der 
Nation, die ihrer jo fehr bedurfte in dem ungeheuern Kampfe, ven jie mit fich felbit und einem 
ganzen Welttheil zu bejtehen hatte. Die Schranfen waren gefallen, welche Geburt, Anſehen 
und Reihthum dem aufftrebenden Talente im Staatsdienſte gejegt, und die Natur trat mit 
ihrer Kraft im ihre verlorenen Redte, und diefer Kraft war die Laufbahn aufgetban, auf der 
fie ftreben durfte nad) dem Größten und Höchſten, was die bürgerliche Gefellfchaft zu bieten hat. 
DB. nahm unter den Mitbewerbern bald eine ausgezeichnete Stelle ein. Raſch flieg er bei dem 
Deere von Grad zu Grad, die er fih alle auf dem Schlachtfelde verdient hatte, ward 1792 
Bataillonschef unter Guftine, 1795 Brigadechef, bald darauf unter Kleber, der feinen Muth 
und feine Einfiht jhägte, Brigadegeneral und befehligte 1794 in der Schlacht von Fleurus 
eine Divifion. Im Jahre 1796 begründete er unter Jourdan's Oberbefehl in ven Kämpfen am 


4) &s ift eine der wichtigften Aufgaben des „ Staatss2erifon‘, an ber Hand ber Thatfachen der 
neueften Gefchichte und Statifif die dem materiellen Inhalte des ftets bewegten Völkerlebens entfpres 
chenden Fortſchritte in den Staatswiffenfchafien nachzuweiſen. Nur auf ** Wege gelingt es, die 
„inhaltleeren Allgemeinheiten“ und jede nichtsfagende ‚‚Phrafeologie‘‘ zu vermeiden, ſogar diejenige, 
die dem Publicum ihre eigene Gravität mit nichtsfagenden Phrafen gegen die inhaltleeren Allgemeins 
heiten vor Augen zu halten befliffen if. Nur auf demfelben Wege de angt man auch zur Darftellung 
jener wirklichen und wahren neuen Staatswiffenfhaft, die ſich fort und fort vom Leben felbft belehren 
läßt; die zum doctrinären Schulgebrauche nicht fayon im voraus auf für alle Zeit fertige Kategorien 
abgezogen ift, um den mwifiensburftigen Hörern und Xefern zu jeder gelegenen und ungelegenen Stunde 
zugetrunfen zu werben, die vielmehr — felbft lebendig — flets wieder in das Leben hineinwirft. Darum 
ift auch hier der Canton Bern, wo in den legten Jahren zur praftifchen Löfung einiger der erheblichften 
Sorialfragen — Drganifation des Eredits vom Staate aus, und flaatliche Mafregeln gegen den ane 
dringenden Bauperismus — manche wichtige Schritte gethan wurben, in nicht allzu fnapper und vager 
Weiſe berüdfichtigt. Überhaupt wäre bei den fchweizerifchen Gantonen eine blos gruppenweife und uns 
vermeiblich oberflächliche Behandlung am allerwenigften erfprießlich. Iſt doch jo ziemlich aus jedem 
und noch fo Meinem Ganton irgendetwas Eigenthümliches zu berichten, das für die lebendige und forts 
fchreitende Staatswiffenfchaft von großer Bedeutung if. & fonnte und mußte bei Aargau (f. d.) nas 
mentlich bie Rebe fein von den neueften Beftimmungen über die fogenannte Incompatibilität ; von diefem 
Mistrauen des Bolfs gegen die wenigftens mittelbar von ihm felbft gewählten Beamten: ein Mistrauen, 
das man in bdiefer Ausdehnung tadeln mag, das aber wohl zu rechtfertigen ift, foweit es fich auch gegen 
die höhern Beamten und die hauptjächlich beteiligten Mitglieder der großen Actiengeſellſchaften richtet, 
weil man biefen Vertretern mächtiger und einflußreicher Privatinterefien nicht auch noch befonders eins 
flußreiche Stellungen im Bolfsftaate anzuvertrauen wagt. Die politifche Trennung des Gantons Bas 
fel (f. b.) in zwei unabhängige Hälften gab Anlaß, auf ein erft im Auffeimen begriffenes neues Voller⸗ 
recht hinzumeifen, das — im Gegenſatze zu unferer jegigen, unter ben Schug eines flarren Legitimitätes 
prineips geftellten, willfürlichen Zufammenwürfelung der Staaten — ber freien Bahlverwandtichaft ber 
Bölfer einen weit größern Spielraum für die Bollziehung politifcher Vereinigungen und Scheidungen 
einräumen wird. Bei Bafellandfchaft inabefondere war die Bedeutung des Volksveto hervorzuheben. 
Diefes ift eine ebenfo demofratifche als confervative Inftitution, eine fehr fchägbare Garantie gegen 
launenhafte Gefegesmacherei, welche den die fchweizerifchen Verhältniffe nur mit der trüben Brille des 
Beamtenftaats Betrachtenden faum dem Namen nady befannt fcheint, welche man aber gleichwol fennen 
muß, um bie felbft in der allerneueften Zeit dem beutfchen Bublicum wieder vorgefpielte alte Leier von 
einem „unruhigen und in verberblichen Staatserperimenten ſich bewegenden fchweizerifchen Rabicaliss 
mus‘ bie zur Ungereimtheit lächerlich zu finden. Endlich ließ die Jahrhunderte alte Trennung zwifchen 
einem Fatholifchen und reformirten Appenzell (f. d.) ein befonderes Augenmerk richten auf die aus den 
Peg rg bes Qultus entfpringenden, höchft auffallenden volfswirthichaftlichen Unterfchiede. In 
ber That ift es auch fehr begreiflich, daß in den fchweizerifchen Volksſtaaten, wo überall das Volk mits 
rathet und mitthatet, eigentbümliche politifche und foriale Gedanken und Inftitutionen zu Tage treten 
müffen, und daß fich diefelben zum Heile Aller oft fchon praftifch bewährt haben, ehe nur die ſchwer⸗ 
fällige Kanzlei» und Katheberweisheit bavon Notiz genommen hat. Im Intereſſe der Staatswiſſen⸗ 
haften und ber Lefer diefes Werks ift und bleibt darum eine einlaßlichere Betrachtung der oft noch fo 
ſchief aufgefaßten fchweizerifchen Dinge mehr als blos gerechtfertigt. 
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Rhein, an der Lahn und am Main feinen Ruf als Feldherr. Im Jahre 1797 kam er zur Ita: 
lieniſchen Armee, deren Oberbefehl Bonaparte übernommen hatte, und erwarb ſich durch die 
ausgezeichneten Dienſte, die er leiſtete, die Achtung dieſes jungen Feldherrn, der ſich ſo gut 
darauf verſtand, die Brauchbarkeit ver Menſchen zu würdigen und zu benutzen. Da durch ben 
Frieden von Campo⸗Formio Waffenruhe eintrat, ging B, nad Paris, das er bald gegen ben 
Aufenthalt in Wien vertaufchte, wohin er ſich als Botfchafter der Republik begab. Bier Tief 
er die dreifarbige Fahne vor feiner Wohnung aufpflanzen und erbitterte die Bevölferung ber 
Öfterreichiichen Hauptſtadt durch diefes verhaßte Zeichen des gelungenen Aufftandes der Fran: 
zoſen gegen Recht und Ordnung fo fehr, daß meuterifche Haufen die Wohnung des Geſandten 
und die republikaniſche Fahne mit Ungebühr behandelten. Dir Franzoſen behmupteten, die 
Bolizei felbft habe ven Auflauf organifirt und geleitet, und in dem ganzen Borfalle ſei der Geiſt 
zu erfennen, von dem auch der Gejandtenmord in Raſtadt ausgegangen. Wie dem auch ſei, 
B. mufte Wien verlaflen, und bald braben dje Frindfeligkeiten mit vermehrter Grbitterung 
wieder aus. Das Directorium, welches damals Frankreich regierte, war nicht geeigniet, ſich 
ſelbſt und feiner Republik Achtung zu verfchaffen und ven Sieg an die Fahnen ver franzöſiſchen 
Heere zu fefleln. Die Gefahr wurde innmer dringender und man begriff, daß wenigftend etwas 
geihehen müffe, um den Geift der Soldaten zu erheben umd zu ermutbigen, da felbit die St- 
cherheit des Landes von ven freniden Mächten beprobt ward. In diefer Verlegenbeit ernannte 
das Directorium B. zum Kriegeminifter, der die Heere mit neuem Vertrauen belebte und Orb: 
nung in die ſchmählich vernacläfiigte Verwaltung brachte. B. aber war Republifaner mit 
Herz und Seele, und er hat in dieſer Hinficht feine Orundfäge nie verleugmet und ift ſich im Feiner 
friegerifhen Laufbahn unter allen Verhältniſſen gleichgeblieben. Selbit Napoleon, mit deſſen 
Familie er durch die Bande der Verwandtſchaft vereinigt war, blieb er ſeiner politifchen Gefin- 
nungen wegen ſtets verdächtig. Das Directorium fühlte ſich durch diefelben auch mit angezo— 
gen und fuchte den läftigen Minifter zu entfernen. Sieyes, der in ähnlichen Fällen Muth be: 
faß, trug fein Bedenken, als Präfivent des Directoriums folgenden Beihluß zu unterzeichnen: 
„Die Gntlaffung, welche ver Bürgergeneral B. ald Kriegaminifter gegeben, it angenommen,” 
B. verftand ſich auf ſoviel Feinheit nicht und erflärte ohne Winkelzüge, daß er ih zurüdziebe 
und jeinen Reformgehalt und weiter nichts verlange. „Sie nehmen’, fhrieb er dem Directo- 
rium, „eine Gntlaffung an, die ich nicht gegeben habe. Sie jelbft mögen übrigens beurtbeilen, 
ob ih nah zwanzig Jahren von ununterbrocdhenen Anftrengungen den Reformgehalt verbiene; 
ich will Ihnen nicht jagen, daß ich deffen bedarf; aber vor allem brauche ich Ruhe.“ Gr ver 
mählte jih am 16. Aug. 1798 mit Gugenie Bernbarbine Deſiree (geb. 8. Nov. 1781), ver 
Tochter des Kaufmanns Gläry in Marjeille, ver Schwefter der Gemahlin Joſeph Bonaparte'd. 

Der 18. Brumaire (9. Nov. 1799) machte der ſchwachen Directorialregieriing ein Ende 
und gab die Herrſchaft Frankreichs in die Hände Napoleon’d. B. hatte für eine andere Ordnung 
der Dinge, als vie ſich jegt begründete, gefämpft und gelegt; aber er mußte geſchehen laflen, 
was er nicht hindern Fonnte, und begriff auch wohl, daß Frankreich dringendere Bedürfniſſe 
habe ald eine Freiheit, in deren Namen fich bisher jede Gewalt gebildet und vie jede Gewalt 
misbraucht hatte, innere und äußere Sicherheit nämlih, Ordnung und Frieden. Er verjönlid 
konnte auch mit der eingetretenen Veränderung zufrieden fein, denn jie brachte ihm Ehren: 
ftellen mit einer reihen Dotation. 

Wir müfen es der Kriegsgeſchichte überlaflen , die rühmlichen Kriegsthaten B.'s, und 
zwar ebenſo die nad der Begründung der Napoleonifhen Herrfihaft wie die vor derfelben 
ausführlich zu berichten. Im Jahre 1800 erhielt er ven Befehl über die Weftarmee und unter: 
drückte einen Aufruhr in der Vendee durch humane Mafregeln im Entjtehen. Im Jahre 1804 
wurde er ald Statthalter nadı Hannover gefendet und machte ſich durch humanes verſtändiges 
Benehmen beliebt. In dem neuen öfterreichifchen Kriege trug er durch geſchickte Bewegung 
jeined Armeecorpd zu dem Siege bei Ulm bei, commanvdirte bei Aufterlig das franzöſiſche 
Gentrum und fprengte das ruffiiche. Napoleon, der ihm bei Annahme der erblichen Kaifer: 
würde 1804 den Marſchallsſtab und die große Decoration der Ebrenlegion verliehen hatte, 
erhob ihn jegt, 5. Juni 1806, zum Fürften von Ponte-Corvo. Im preußiſchen Kriege führte B. 
das erſte Armercorps, jchnitt das Corps des Generals Tauenzien von der prenfifchen Haupt: 
armee ab, kam am 14. Det. von Dornburg ber dem preußiſchen Heere in ven Rüden, verfolgte 
den Öeneral Blücher His Lübeck und nöthigte ihn zur Gapitulation. Er behandelte den tapfern 
Bücher mit großer Achtung, fuchte das ſchwere Schickſal von Lübeck zu mildern, und benahm 
ih gegen die auf der Trave gefangenen 1500 Schweven fo theilnehmend, daß dieſes in 
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Schweden, wo überhänpt biel Vorliebe für Frankreich und fine Kriegshelden herrſchte, für 
ihn höchſt günftig wirkte, Nach fernerer rühmliher Theilnahme an dem preußiſch-ruſſiſchen, 
und fpäter 1809 an dem neuen öfterreichifchen Kriege zwang er die in Walcheren gelandeten 
Engländer zur Räumung diefer Insel. 

Während diefer ganzen ruhmvollen Laufbahn gerieth er ſteis aufg neue in Reibungen 
init Napoleon, Diefer hatte ihn zwar kurz vor dem 18, Fructidor zum Überbringer ver in der 
Schlacht von Rivoli eroberten Fahnen an das Directorium gefendet und vemfelben „als einen 
der zuverläfiigften Freunde der Republik“ empfohlen. Aber wol eben dieſe feſte republikaniſche 
Geſinnung und die in derſelben von B. behauptete ſelbſtändige Überzeugung, feine Nichttheil⸗ 
nahme ebenjo wenig am 18. Fructivor ald am 18. Brumnire veranlapten wahrjheinlih bie 
Öftern Beweife von Mistrauen und Gergiztheit Napoleon’s gegen ihn. So entzog Napoleon, 
als er nach dem Frieden von Campo-Formio nad Paris ging, die Hälfte der Truppen dem 
Commando B's., ſodaß diefer aus Verdruß vom Directorium eine andere Anftellung oder jei: 
nen Abſchied foberte, weshalb ihm das Directorium die wiener Geſandtſchaft . übertrug. 

hulich verweigerte ihm Napoleon zu feinem Verdruß dad Commando der Erpedition nad 
&t.:Domingo, um es einen ungleid weniger fähigen General zu übergeben, Nur mühfam 
föhnte Joſeph Napoleon feine beiden Verwandten wieder aus. In der Schlaht von Wagram 
fühlte ich B. jo jehr durd Napoleon verlegt, daß er nad) einer Außerung, man fheine fajt feis 
nen Tod gewollt zu haben, feinen Abjhied nahm. Nach ver Vertreibung der Engländer von 
Walcheren, wozu ihn der Ministerratb trog der Verſtimmung Navoleon’s einftimmig vorge: 
fhlagen hatte, verwiesihn Napoleon nad ſeinem Fürftenthunt. Doch weigerte ®. ven Gehorſam 
und foderte abermals feinen Abſchied. Eine Unterredung mit dem Kaiſer verfühnte ihn zwar 
einigermaßen, aber Napoleon übertrug ihm, ſichtlich in der mistrauiſchen Abjicht, ihn zu enter: 
nen, die Rolle eines Öeneralgouverneurs i in Rom, ähnlich wie vor dem öfterreichifchen un 
den Botjhafterpoften in Amerifa. 

Doch gerade als ſich B. zu der Abreiſe nach Rom vorbereitete, überbrachte ihm (September 
1810) eine ſchwediſche Geſandtſchaft die Nachricht von feiner Ernennung zum Thronfolger und 
Kronpringen von Schweden. Eine befondere Veranlaffung, die Augen der ſchwediſchen Nation 
gerade auf diefen humanſten franzöfifhen Feldherrn zu richten, wurde fhon vorhin erwähnt. 
Hierzu kam noch Folgendes: Ald nad dem Kriege mit Preußen eine franzöjiihe Obſervations— 
armee in dem nördlichen Deutſchland blieb, erhielt B. den Dberbefehl über diefelbe und nahm 
fein Hauptquartier in Hamburg. Man kannte hier den Krieger und den weſentlichen Theil 
feines öffentlichen Lebens. Jetzt ſah man den Menſchen und fein Privatleben mehr in der Nähe, 
und die Einfachheit, Gerechtigkeit und das freundliche Wohlmwollen in feinem Umgange und in 
den Berhältnijfen zu ven Bewohnern des befegten Landes erwarben ihm Achtung und Ber: 
trauen. Diefem Imftande ift es wol beſonders zuzufchreiben, aß er an die Seite eines Thrones 
geſtellt ward, den er ſelbſt beſteigen ſollte. Guſtav IV., König von Schweden, hatte durch ſein 
abenteuerlidhes Benehmen die Nation erbittert und fah ſich genöthigt, die Regierung für ſich 
und feine Nachkommen an feinen Oheim abzutreten. Da dieſer, Karl XUL, feine Kinder beſaß 
und der Nachfolger, ven man ihm beftimmt hatte, der Prinz Ehriftian Auguſt von Holflein: 
Auguftenburg, feh3 Monate nad) feiner Wahl auf eine noch unerflärte Weiſe um dad Leben 
gekommen war, ward B, an deilen Stelle zum Kronprinzen von Schweden ernannt. Er be: 
fand ſich zu Paris, als ihn diefe Nachricht überraſchte, und theilte jie Napoleon mit. Es ließ 
fi erwarten, daß diefer fie nicht befonders beifällig aufnehmen würde; aber nachdem er, einen 
Augenblid in flilles Nachdenken verfunfen, zu überlegen geſchienen hatte, ſprach er: „Reiſen 
Sie, mag das Schickſal in Erfüllung gehen!“ Und es ging in Erfüllung. Es ging in Er— 
füllumg für B., welcher, unerſchütterlich dem Winke ſeines Glückſterns folgend, zuerſt den 
zehnjährigem niebern Kriegsdienſt, den er in Corſica wegen Krankheit hatte aufgeben müſſen, 
ſobald als möglich und abermals gegen das Abrathen ſeiner Familie wieder aufſuchte, dann 
aber in ſtufenweiſe höhern Stellungen endlich auf dem Königsthrone anlangte, und dieſen 
in leidenſchaftsloſer Pflichterfuͤllung bis zum hochſten Greiſenalter und Tod ruhmvoll behaup⸗ 
tete. Es ging auch in Erfüllung für Napoleon, welcher, auf der ſchwindelnden Höhe ſeiner 
Stellung alled Maßes und aller Pflichten vergeſſend, ſelbſt die gewöhnlichſte Klugheit verlor, 
und welcher, hartnädig verſchloſſen allen Mahnungen von den Seinigen und von den’furdtbar- 
fen Unfällen für fein Heer, jein Volk und ji, ſelbſt blindlings feinem jhauervollen Unter: 
ganee in die Arme ftürzte! Selbft feinen chemaligen Kriegsgenoflen und Diener, welcher die 
efannte tyranniſche Zumuthung für alle Napoleoniſchen Fürften, alle die Pflichten gegen ihre 
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Bölker den Pflichten gegen den Kaiſer und gegen Frankreich unterzuorunen, gebührend zurüd- 
wies, zwang er in biefer Verblendung durd die ungerehteften Koberungen und Bebrohungen 
zur Mitwirfung an feinem Sturze. Sogar eine Kriegderklärung Schwedens gegen England 
im Jahre 1810 Hatte Napoleon nicht befriedigt. Er foderte 2000 ſchwediſche Matrofen für 
die franzöfifche Flotte von Breft und Vernichtung des ſchwediſchen Handels durch rückſicht⸗ 
lofefte Durchführung der Gontinentalfperre. Gr befegte dann, ald Schweden während der B.'ſchen 
Stellvertretung des franfen Königs diefe Koderungen verwarf, und ald B. die ſchwediſchen 
Nationalintereffen dur einen merfwürbigen Bericht über feine Regentſchaft vertheivigte, 
plöglih Shwerifh: Pommern. Der Kaifer ver Franzoſen bot Alles auf, um fein Syftem ber 
Gontinentalfperre durchzuſetzen. Unbefümmert um bie Intereffen anderer Staaten befiand er 
auf der Befolgung feines Willens, Europa dem englifhen Handel zu verſchließen. Die Dicta- 
tur, die Napoleon über diefen Welttheil übte, vie rildjichtlofe Härte, der Ubermuth, mit dem 
alle Nationalität verfannt, alle Selbftändigfeit verlegt ward, erbitterte die Regierungen und 
die Völker, und es bildete fich jener furdtbare Bund, an dem die gewaltigfte Macht, vie ſeit 
Karl d. Gr. über Europa herrſchte, fih wie ein Strom an einen Felſen brad. DB. ver: 
fuchte e8 vergebens, Napoleon friedlich zu flimmen. Noch unter dem 15. März 1815 jchrieb 
erihm: „Ich kenne die günftige Stimmung ded Kaiferd Alerander und des Gabinets von St.: 
James für den Frieden. Die unglüdliche Lage des Gontinents fodert ihn, und Em. Majeftät 
darf ihn nicht zurückſtoßen. Wollen Sie, im Befige der fhönften Monarchie dev Erve, immer 
die Grenzen derfelben ausdehnen und einem weniger mädtigen Arme, ald der Ihrige ift, die 
traurige Erbſchaft endlofer Kriege vermahen? Ich bin in jenem fhönen Franfreid geboren, 
dad Sie regieren, Sire ; fein Ruhm und fein Glück können mir nie gleihgültig jein; aber, 
ohne aufzuhören, fein Wohlfein innig zu wünſchen, werde ih mit allen Kräften meiner Seele 
die Rechte des Volfes, das mich berufen, und die Ehre des Monarchen vertheidigen, der gerubt 
bat, mic) feinen Sohn zu nennen. In diefem Kampfe zwifchen der Freiheit der Welt und der 
Unterbrüdfung werde ich zu ven Schweden fagen: «Ich fechte für euch und mit euch, und bie 
heißen Wünfche der freien Nationen werden mit unfern Anftrengungen fein.» In der Politik, 
Sire, gibt ed weder Freundſchaft noch Haß; es gibt nur Pflichten gegen die Völker zu erfüllen, 
welde die Borfehung und zu regieren beruft. Ihre Gelege und Freiheiten find ihnen theure 
Güter, und wenn man, um diefelben zu erhalten, alte Bande löfen und Bamilienneigungen 
aufgeben muß, dann darf ein Fürft, der feinen Beruf erfüllen will, über den Entfhluß, den 
er zu fallen hat, nie zweifelhaft fein.” Diefe Stelle des Briefes kann als eine Erwiderung 
auf die Klage betrachtet werden, welche man in Frankreich gegen den Kronprinzen erhoben, 
daß er fein Baterland verleugnet, die Wiege feiner Kinpheit, ven Schauplag feiner ſchönſten 
Waffenthaten, die Erde, in der die Gebeine feiner Väter ruhen. Wem aber gehörte B. an, 
mit Herz und Seele, mit feinem ganzen Dafein, mit allen feinen Kräften und Beftrebungen? 
Er war Schwede geworden, auf den Thron Schwedens berufen durch die Stimme der Nation, 
durch dad Vertrauen des Königs. Schweden war fein Vaterland, und jeder Vorzug, den er 
dem ſchönen Frankreich, ver Wiege feiner Kindheit, dem Schauplage feiner glänzenden Waffen: 
thaten, der Erde, in der die Gebeine feiner Väter ruhen, vor feinem neuen wirklichen Vater: 
lande gab, wäre Verrath gewefen an vemjelben, Verrath an feinem Volke, feinem Könige. 
Als Franzoſe hat B. Frankreich und feiner Sache mit Eifer, Redlichkeit und Auszeichnung ge: 
dient; jet, da er Schwede war, hatte er diefelbe Verpflihtung gegen Schweden. Mit jeinen 
ſchönſten Erinnerungen und den innigften Gefühlen der Vergangenheit fonnte er Frankreich 
angehören; mit allen Kräften, allen Neigungen und Gefühlen der Gegenwart gehörte er 
Schweden an. Und war der Kampf gegen Napoleon und feine ungebeuern Entwürfe wirklich 
fo unbedingt ein Kampf gegen Franfreih? War ed der Haß, die Erbitterung gegen Frank— 
veih, was die Nationen Europas gegen die franzöſiſche Macht empörte und zum Aufftand 
bradte? 

Schweden trat dem Bunde gegen Frankreich bei, und B. ſchloß ih mit 50,000 Mann dem 
Heere der vereinten Mächte an und vermehrte fo auf mehrfach bedeutende Weife die ſchon fo 
Harfe Gegenmacht Napoleon's, welcher derfelbe endlich erlag, nachdem er ſowol die für ihn 
günftigften, für Deutſchland und Ofterreich jammervollen Vorſchläge Metternich's in Dresden 
wie die fpätern von Franffı:t aus und die in Chaumont in maßlofeftem Übermuth zurüdge: 
wieſen hatte. 

B.'s Ausführung bezüglich feiner Theilnahme am erften großen Befreiungskriege — denn an 
dem Kampfe von 1845 nahm er, mit der Eroberung Norwegens bejhäftigt, nit Antheil — hat 
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Herben Tadel erfahren. B. erhielt im Juli 1815 zu Trachenberg in Schlejien in dem Hauptquar- 
tier ded Kaijerd von Rupland und ded Königs von Preußen ven Oberbefehl über die geſammte 
Armee von Norbdentichland, welche, außer feinen Schweden unter dem Feldmarſchall Stevingf, 
aus den ruffifchen Corps von Winzingerode, Woronzom und Tſchernitſchew, aus dem englifchen 
unter Wallmoden und dem preußifchen unter Bülow beftand. G jiegte die Armee glänzend 
zuerfi am 25. Aug. bei Großbeeren gegen den Marfhall Dudinot und, nad dem glänzenden 
Gefecht bei Hagelberg (27. Aug.), am 6. Sept. bei Dennewig gegen den Marfhall Ney. Am 
4A. Dct. ging er bei Roßlau über die Elbe, und feine Armee und namentlich aud ihr Mari 
am 17. bis Taucha trug viel zu dem glänzenden Erfolg der Schlacht bei Leipzig bei. Wäh— 
rend hierauf die übrigen Verbündeten dem fliehenden Feind nad) Frankreich folgten, zog Karl 
Johann die Elberabwärts nad) Medlenburg gegen den Marfhall Davouft und die Dänen, 
eroberte Lübeck und trennte die däniſche Armee von der franzöfifchen. Vor Hamburg, wohin 
die Franzoſen fi gewendet hatten, ließ er ein Blockadecorps zurüd, verfolgte die Dänen durch 
Holſtein und Schleswig bis nad Jütland, zwang den König von Dänemark zu dem Frieden 
von Kiel, welher Norwegen an Schweden abtrat, und zog dann mit dem größten Theile feines 
Heered dur Hannover gegen Branfreich, jedoch fo langjam, daß, noch ehe er auf dem Kriegs: 
ſchauplatze ankam, die Verbündeten jhon in Paris eingerüdt waren. 

Die vielen ſeitdem veröffentlichten Kriegäberichte und Urkunden haben nun hierbei freilich 
immer vollftändiger das ins Licht geftellt, was ſchon früher unvollftändiger befannt war, 
nämlid, daß Karl Johann in diefer Kriegführung äußerft zögernd und bevenflich zu Werke 
ging, daß er zuerft, ftatt Berlin zu decken, vielmehr es durch eine nörblidere Stellung den 
Franzoſen preisgeben wollte; ebenfo wie er vor der Schlacht bei Leipzig den Übergang über die 
Elbe verweigerte, ja fpäter wieder über Diefelbe zurückwollte. Ja er wurde von den preußi- 
ſchen Heerführern nur mit der äuferften Mühe, und vor ver Schlacht von Leipzig nur durch Die 
edelfte Großherzigkeit Blücher's zu den richtigen fieggefrönten Operationen vermodt. Die Siege 
von Großbeeren und Dennewig wurden von Bülow faft wider B.'s Willen und ohne nam: 
bafte Mitwirkung der Schweden erfämpft; wie denn B. feine Schweden im ganzen Feldzuge 
außerorventlid und jelbjt zu ihrer eigenen Unzufriedenheit ſchonte. Seine officiellen Kriegs: 
berichte aber ließen fehr erklärlich ſolche ruhmvolle Wirkfamfeit Bülow's und der Preußen und 
ſolche ſchwediſche Zurückhaltung nicht merken. Es war natürlih, daß dieſes ven deutſchen 
PBatriotidmus tief verlegte, und verbienftlih, daß gründliche Geſchichtswerke, mie dad von 
Häuffer I), mit ‘voller Darftellung des Thatfählihen diefen Gefühlen angemefjenen Aus: 
druck gaben, und fo den vaterländifhen Generalen und Kriegern ihre wohlverdiente Kriegs: 
und Siegdehre vindicirten. Dabei darf man es denn bebauern, daß eine engherzige berliner 
Cenſur und Eabinetöpolitif fo jehr die Vflicht gegen die eigenen Heerführer und Krieger, welche 
fo muthvoll für Thron und Vaterland in den Tod gingen, vergaß, daß Bülow vergeblich ſich 
bemühte, ven wohlverdienten Ruhm durch öffentliche Darftellung der Wahrheit für fie zu wah— 
ren. Schwierig aber ift, zumal bei der ganz eigenthümlichen Stellung des ſchwediſchen Kron— 
prinzen, ein gerechtes Urteil über feine Verfahrungsweiſe und feine Politik. Wollte er wirk- 
lich felbft Napoleon, den er doch fo wenig zu lieben veranlaßt war, und deſſen Gefühle ſchonen, 
und dadurch vielleicht noch feinen Öfter erneuerten Rathſchlägen für den Frieden Eingang ver: 
ſchaffen? Oder wollte er auch einem, bei völligem Siege der Alliirten vorauszuſehenden alleini- 
gen ruffifhen Übergewichte begegnen? Oder leitete ihn ſchon früher, ſowie ficher nad ven Siegen 
der Verbündeten in Frankreich, der vieleicht verzeihliche Ehrgeiz, den franzöſiſchen Thron ein=- 
zunehmen, und dazu die®efühle der Franzoſen zu [honen? Alles dieſes ift wenigſtens nicht ob= 
jectiv klar, und auch die Frage ift nicht entichteden, ob und wie weit militärifch vor dem flegreichen 
Erfolge der entgegengefegten Operationen die frühern B.'ſchen etwa zu rechtfertigen waren. 
B. ſelbſt Hat ſich nirgends deutlich oder vollftändig über die Gründe und Motive feiner Politik 
und Strategie erflärt. Soviel indeß läßt fi mit Gewißheit fagen, daß die Lage des frühern 
franzöſiſchen Marfhalls und des neuen Kronprinzen von Schweden, deffen Thron nod fo 
wenig befeftigt war, der fo bedeutende ariftofratijche Antipathien und jet auch die noch) immer 

nicht erlofhenen franzöfifhen Volksſympathien ver Schweden gegen ſich hatte, der, wenn er fein - 
 mäßiges ſchwediſches Heer nicht ſchonte, ed nur fehr ſchwer wieberherftellen Eonnte — daß diefe 
Rage fehr ſchwierig und der forgfältigften Volitik bedürftig war. Doch mußte ihm freilich auch 


1) Val. deſſen „Deutſche Geſchichte vom Tode Friedrichſs des Großen u. j. w.“, Bd. 4, vorjlge 
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mehr ald vieles Andere felbft ſchon der Schein fhaden, ‚daß er mehr zaghafter Krieger und un: 
zuverläffiger Verbündeter als ſiegreicher, großherziger und treuer Feldherr und Bundes: 
genoſſe fei. 2 | Ä 

Auch nad dem allgemeinen Frieden war die Stellung B's. fowol ald Kronprinz, bis 1818, 
wie auch als König von Schweben, feit dem 5. Febr. dieſes Jahres, eine ziemlich ſchwierige. 
Nah Napoleon's Sturze trat in Europa eine allgemeine Reaction ein, welche‘ jih unter 
Anderm duch das Prineip der Regitimität harafterifirte. Kein Fürft ſaß mehr auf einem 
Throne, welcher nicht das erbliche Herrſcherrecht feiner Dynaftie dafür aufweiien fonnte. . Der 
einzige B. machte davon eine Ausnahme: ‚er allein erhielt ih von allen Denen, welche entwe: 
der durch ihre eigene Tüchtigfeit oder durch den Willen Napoleon’s Fürſtenthrone ſich erworben 
hatten, in dem Bellge der neuen Größe, Man kann, jih denfen, daß die „legitimen‘ Mächte 
mit Mistrauen und Ungunft auf einen Mann blickten, welcher eine jo augenſcheinliche Anomalie 
in ihrem Shſteme bildete. Aber B. hatte in dein Kampfe gegen Napoleon ſich durch Verträge 
mit den Großmächten zu gut gefhühf, ald daß jie fi ohne irgendeine Veranlafjung von fei: 
ner Seite gegen ihn hätten wenden können. Seit der Wiederkunft Napoleon’d im Jahre 1815 
und deſſen nohmaliger Beftegung trat dazu in dieſem Verhältniſſe eine gewiſſe Veränderung 
ein. B. nämlich war dabei unthätig geblieben: der Antheil, den er jih an der Wiederheritel- 
lung Europas beimeffen konnte, wurde demnach einigermaßen aufgehoben, weil die erſte Be: 
flegung Napoleon's nichts genügt hätte, hätte er bei jeinem nochmaligen Auftreten veufjirt. 
Auch glaubte man annehmen zu dürfen, daß B., im Fall Napoleon glüdlich gewejen, ih an 
ihn angeiähloffen, und daß feine Unthätigkeit blos darin ihren Grund gehabt hätte, daß er nur 
abwarten wollte, auf welche Seite hin ji die Würfel neigten. Dadurch wurde bad Midtrauen 
ser legitinten Mächte gegen ihn nur verftärft. Unverfennbar ‚trat ed bei Frankreich hervor. 

ſterreichs Gefinnung drückte ſich deutlich genug durch die freundliche Aufnahme des Prinzen 
Waſa aus, und wie wenig überhaupt die alten, Fürftenfamilien die. neue Dynaftie ald eine 
ebenbürtige betrachteten, Eonnte man ſchon daraus fehen, daß B.'s Sohn, der Prinz Oskar, - 
vergebend unter ihnen nad einer Gemahlin juchte, Der Prinz erhielt envlih die Hand der 
Prinzefiin von Leuchtenberg, die Hinfichtlih der Abftammung mit ihm ungefähr in gleichem 
BVerhältniffe war. 

Alfo die Stellung zun Auslande, zu den alten legitimen Dynaftien, welche in Europa 
wieder die Herrfchaft gewonnen, war mislich genug. Es fragte ih nun, ob B. ihnen. gegen: 
über eine unabhängige Stellung einzunehmen vermochte. Dies aber hing ab von der Ergeben: 
heit und von der Kraft der Nation, zu deren Throne er berufen war. Nun Eonnte er ſich auf 
die Treue und rgebenheit ded ſchwediſchen Volkes Feineswegs ganz verlaffen. Durd eine 
Adeldfaction war der frühere König Guſtav IV. geftürzt und er zum Ihronfolger gewählt 
worden. Aber e8 eriftirte immer noch eine Guftavianijche Partei, welde nur einen-günftigen 
Zeitpunkt abzuwarten fhien, um die Familie Waſa wieder auf den Thron zurücdzuführen; 
auch zeigten ſich bereitö von der Ankunft B.'s an in Schweden hinlängliche Spuren von Ber: 
ſchwörungen mit diefen Tendenzen. Dazu Fam, daß das eigentliche Volk weder an. der Revolu— 
tion von 1809 nod an der Erwählung B.'s einen Theil hatte, daß er alio auf die Sumpa: 
thien deſſelben noch keineswegs rechnen durfte. Lauter Dinge, welche gefährlich werden fonn: 
tem, wenn von Seiten der großen Mächte im Sinne der Legitimität etwas gegen B. unter: 
nommen worben wäre. j , 

Geſetzt aber auch, B. hätte in diefer Beziehung gar nichts zu beforgen gehabt, das jehwe: 
difche Volt wäre ihm treu und ergeben gewefen, jo war Schweden, an ſich ſchon ein gering 
bevölfertes und von der Natur ziemlich jtiefmütterlich bedachtes Land, damals feineswegs in 
der Lage, um gegen etwaige feindfelige Unternehmungen der großen Mächte Stand. halten zu 
fünnen. Nod von den Zeiten der frühern Verwaltung her befand id der Staat in einer. gro: 
fen Zerrüttung: Finanzen, Handel, Gewerbe, Aderbau, Alles war im Fläglichften Zuſtande, 
und ver legte Krieg hatte den Schon beftehenvden traurigen VBerhältniffen neue Anftrengungen 
Hinzugefirgt. Es war, wenn das Land nicht noch mehr herunterfommen follte, durchaus eine 
fange Zeit des Friedens nötig. ’ 
‚ Unter folhen Umſtänden Hielt eß B. für das Klügfte, jih mit den großen Mächten, we: 
nigftend mit denen, die ihm am nächſten waren, auf möglichſt guten Fuß zu fegen. Um 
Preußen zu gewinnen, war bereits im October 1815 Pommern gegen eine gewiffe Summe 
Geldes an diefen Staat abgetreten worden. Noch enger ſchloß fih Karl Johann an Rufland 
an, Die natürliche Politik Schwedens foderte allerdings viel mehr einen Anſchluß an Deutſch⸗ 
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Tann gegen die Tendenzen jenes NReiches. Allein Deutſchland war ja ſeit dem Pariſer Frieden 
nicht mehr im Stande, eine eigenthümliche, ſeinen Intereſſen angemeſſene Politik zu verfolgen, 
fondern mußte den Eingebungen feiner zwei großen Mächte und ſodann denen Rußlands ſich 
fügen. Der ruſſiſche Kaiſer aber — das wußte Karl Johann wohl — beſaß einen ſo großen 
Einfluß auf die Diplomatie der Cabinete, namentlich derer, welche dev Reaction ſich ange: 
ſchloſſen, daß ein günſtiges Verbältniß zu ihm jedenfalls aud von einer ähnlihen Wirkung 
auf jene fein mußte. Und das rufitihe Babinet Fam Karl Johann in feiner Annähernng 
freundlich entgegen. Wußte e8 doch, von welch großer Bedeutung ihm Schwedens friedliche 
Stimmung fei: ſowol in feinen Entwürfen gegen ven Often als in feinen Abjichten gegen den 
Werften war das diplomatische Verhältnis in Schweden von dem größten Einfluſſe. Das ruf: 
fifche Cabinet, das, wie der Engländer Urquhart mit Net fagt, Feine Grundſätze, jondern 
nur‘ Zwecke hat, ſetzte ſich daher weit leichter al8 irgendein anderes Cabinet von Europa über 
die Illegitimität ded Königs hinweg und blieb mit ihm in den freumdfchaftlichften Beziehungen, 
Eine Zeit lang allervings [einen diefe unterbrochen worden zu fein: zu den Zeiten ded Aache— 
ter Gongteffed, wo von den großen Mächten zu Gunften Dänemarks zwifchen dieſem Staate 
und Schweden wegen der Ausgleihungdfumme für die Abtretung Norwegens intervenirt 
wurde. B. wollte ſich in die einfeitigen Befhlüffe der großen Mächte, bei denen er gar nicht 
gefragt wurde, nicht fügen und richtete deshalb eine höchſt denkwürdige Note an den Kaifer 
Alerander, die des Aufbewahrens würdig ift.2) „Em. faiferlih königliche Majeſtät“, ſchrieb 
Karl Johann, „haben mir,die Erflärung geben laffen, daß man fih zu Aachen nur mit den _ 
Privatangelegenheiten der dort repräfentirten Mächte befhäftigen werde, und ich erſehe aus 
Ihrem Briefe, daß man jih nicht nur mit einer Foderung ded Hofes von Kopenhagen, im 
Widerſpruche mit dem von Stockholm und ohne deſſen Wiffen, beſchäftigt, fondern daß dieſe 
Foderung ſogar zu Maßregeln Veranlaffung gegeben hat, welche dur die betreffenden Be: 
vollmädhtigten einftimmtig beſchloſſen worden find. Nach der Auseinanderfeßung, die ih Ew. 
Majeſtät foeben gemacht, hege ich die Überzeugung, daß Sie einfehen werden, diefe Angeles 
genheit fönne mur zu den zahlreichen Intereffenfragen gerechnet werden, welche noch zwiſchen 
verfchiedenen Staaten Europas fhmeben und deren Ausgleihung durch Unterhandlungen zwi— 
ſchen den betheiligten Parteien befprochen und beendigt wird, ohne die Verhältniffe guter Nach— 
barſchaft zu ſtören, aufzuheben over nur zu trüben; daß ed ihre Wichtigkeit übertreiben hieße, 
wollte man fie als eined der Grundelemente der allgemeinen Ruhe und Sicherheit betrachten, 
und daß fie noch fveit weniger geeignet ift, den Charakter eines unglücfeligen Zwiefpalts an 
ſich zu tragen, deſſen Verlängerung Europa zu beklagen hätte, namentlid wenn man bedenkt, 
daß es ji nm einen Staat handelt, deffen Bevölkerung faum eine Provinz in den großen euro— 
päifchen Reichen bilden würde. Es iſt mir fehr angenehm, Sire, und ih betrachte es ſicherlich 
als ſehr fhmeihelhaft für mich, daß die freundſchaftlichen Gefinnungen, welde mir die ver: 
fanmtelten Fürften bezeigen, fie zur Einwilligung eines Auffhubs der durch ihre Bevollmäd- 
tigten einftimmig befchloffenen Mafregeln bewogen haben, aber ich lebe ver Uberzeugung, daß 
die Vorſchriften ver Gerechtigkeit und des WVölkerrechtS ihre Unterdrückung verlangt hätten. 
Denn bei näherer Prüfung ver Dinge fonnten die verfammelten Herrſcher nicht umbin zu der- 
Erkenntniß zu gelangen, daß jeder Schritt und jede Entſcheidung ihrer Bevollmädtigten über 
einen Gegenftand von diefer Natur die Grenzen ihrer Befugniſſe überfähreite und nur Reſul— 
tate nach fich ziehen Fönne, vie dem Zwed und den Grundſätzen diefer Heiligen Allianz, die 
unſern politifchen Beſchlüſſen zur Richtſchnur dienen follen, gerade zuwiderlaufen. Wahrlich, 
Sire, heute, wo diefe Mächte ihre politifchen Grundfäge fo beftimmt durch die feierlichiten 
Erklärungen kind gemacht haben; Heute, wo Europa durch diefe Erklärungen weiß, daß diejer 
heilige Bund der Monarchen Fein anderes Ziel verfolgt als ein politifhes Syſtem, das auf 
die Moral gegründet ift, zu bauen und die Lehre von Wölferrechte und ver Selbftändigfeit der 
Nationen in ihrer ganzen Reinheit wieverherzuftellen — heute jollte wol Fein guter Geift fürch— 
ten, daß man in einer fo eveln und reinen Ginridtung die Mittel finden könnte, den Haupt: 
mächten eine Obergemalt über alle andern zu geben! Aber muß man nicht an eine jolde un— 
rehtmäßige Ausdehnung glauben, wenn man fieht, wie ſich vier Bevollmächtigte das Recht 
anmaßen, jeder Privattreit zwiſchen zwei Staaten zu entſcheiden? Und da der einhellige Wille 
der mädhtigften Souberäne auf der Erbe feinen Richter erkennt, ver feine Beſchlüſſe umftopen 
könnte, heißt es da nicht unter die Gewaltherrſchaft zurüdkehren, von der man die Völker zu 





2) Bol. Schmidt, „„ Schweden unter Karl XIV. Johann‘ (Heidelberg 1842), ©. 187 fg. 
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befreien fo feft verjproden hat? Noch inımer, Sire, find die heilſamſten Einrichtungen durqh 
unüberlegte Erweiterungen entſtellt worden, bis ſie Reſultate hervorbringen, die denen ſchnur 
ſtracks zuwider ſind, welche man ſich von ihnen verſprochen hatte. Möchte die Vorſehung ums 
vor dieſem Unglüde bewahren; denn ein ſolches Verfahren würde die Unabhängigkeit eines 
jeven Staated zweiten Ranges factifch vernichten, und id) glaube nicht, daß es in Der Matt 
eines Fürften und Regenten conftitutionsmäpig vereinigter Völker ftehe, ſich freimillig in eim 
abhängige Stellung zu fügen, welde die Gefege feines Landes verwerfen. Dies, Sire, find bir 
Gefinnungen und Betrachtungen, durd welche ich dem neuen Beweiſe von Iheilnahme um 
Freundſchaft, welhen mir Ihr Brief vom 14. Nov. bezeigt, würbig zu entjpredden geglauk: 
habe. Diefe Betrahtungen wurden mir ebenfo jehr durch meine Pflichten ald Mitglied dieſer 
Heiligen Allianz eingegeben, deren Grundſätze i in ihrer ganzen Reinheit zu bewahren wir Alk 
ein gleiches Intereffe Haben, wenn wir anders ihre Früchte ernten wollen.“ Diejer Briei 
ſcheint auf Alerander feinen guten Eindruck gemacht zu haben: von nun. an trat zwifchen ihm 
und Karl Johann eine Spannung ein, auch begünftigte er jegt wieverum den Prinzen Waſe 
Karl Johann näherte ih nun England; aber bald, namentlich feit Nikolaus’ Thronbefteigung, 
kehrte er wieder zu feiner frühern Politik zurüd. Freilich war damals, in dem Kriege mit ber 
Türkei 1828—29 und fpäter in dem Kriege mit Polen 1850— 51, Rußland in jo gefäbt: 
lichen Lagen, daß der Beitritt Schwedens zu feinen Gegnern vielleicht von weſentlichem Gin- 
fluß auf den Gang ver Begebenheiten gewefen wäre, bie dann aud für Schweden bedeuten: 
Bortheile hätte bringen können. Auch in ver Mitte der dreißiger Jahre, als zwifhen Ruplamı 
und England Spannung eintrat, behauptete Karl Johann die Neutralität, obwol eine Hin- 
länglih bewaffnete. Der Kaifer Nifolaus fcheint die Wichtigkeit der Aufrehthaltung dieſes 
freundfchaftlihen Berhältniffes mit Schweden fehr gut eingefehen zu haben: er beebrte, um es 
noch fefter zu fnüpfen, im Jahre 1858 den König mit einem Beſuche in Stodholm. 

Durch diefe Hinneigung zu Rußland, wie fehr fie auch durch die politifhen Gonjuneturen 
geboten fein mochte, jhien jevodh Karl Johann keineswegs die nationalen Sympatbhien der 
Schweden gewonnen zu haben. Der Haß gegen Rußland ift in den Schweden uralt; durch die 
neuen Verluſte an dieſes Reich, durd die Abtretung Finnlande, war er von neuem aufge: 
frifcht worden. Die Schweden hatten, indem fie einen berühmten Krieger zu ihrem Thronfol⸗ 
ger erforen, zugleich die Hoffnung gehegt, durch ihn fi wieder Finnland erobern zu Fönnen. 
Diefe Hoffnung aber war vereitelt; ftatt deffen waren die genaueften Beziehungen zu Rußland 
eingetreten. Dieje Richtung der föniglihen Politik war daher — es ift gar nicht zu verfen- 
nen — eine bedeutende Urfache zu Unzufriedenheit mit der Negierung. Nicht blos bei den 
Schweden hörte man jegt oft den Borwurf, der König ſei ruffifch gefinnt, fondern aud in 
Deutſchland wurde vielfadh dieſe an Rußland ſich anſchließende Politik getadelt. Ein freiheit: 
liebendes Volk freilich hat immer Recht, wenn es, ſeinem natürlichen Juſtinct folgend, gegen 
einen übermächtigen despotiſchen und eroberungöfüchtigen Nahbarftaat wie Rußland Abnei- 
gung und Mistrauen hegt und gegenüber feiner Regierung geltend madt. Deutjchen Politi— 
fern aber möchten vielleicht Die Vertheidiger des ſchwediſchen Königs weniger Recht zugeftehen, 
denfelben wegen feiner gegen Rußland allzu fhonlihen Politik zu verdammen. Daß eram 
24. März; 1812 nad) einer perfönlien Zufammenkunft mit Kaifer Alerander in Abo gegen 
die Zufiherung von Norwegen einen innigen geheimen Bundeövertrag mit Rußland abſchloß, 
und infolge deſſelben jih dann an die große Allianz anfhloß, die einzige damalige Hülfe 
gegen die durch ſchlechte deutſche Politik verſchuldete Napoleonifche Übermadt, die auch Schwe— 
den thatſächlich bedroht hatte — diefes bedarf fiherlid am mwenigften der Vertheidigung. Auch 
die Erwerbung Norwegens muß wol Gnade finden in unferer europäiichen völferredhtlichen 
Einrichtung, in welder Staaten wie Preußen und vollends wie Schweden ihre Hiftorijch ein: 
. mal gegebene Stellung würdig und gefihert nur behaupten können, wenn fie ihre dazu nicht 
genügende Machtſtellung angemefjen vergrößern. Hiernach find für die ſchwediſche Politik auch 
noch jegt die Wiebererwerbung Finnlands und die Vereinigung Dänemarks mit dem übrigen 
Skandinaviern abjolut unvermeidlidhe Ziele. Daß aber, nachdem die große Allianz gegen Na- 
poleon ihren Zweck der Wiederherftellung des europäifhen Gleichgewichts erreicht hatte, viele 
Alltirten zur Börderung einer neuen ruffifchen bermacht fih Rußland anfhloffen und unter: 
orbneten und fo ihre Würde und Freiheit vergaßen, daß fie die ruffiiche Macht vollends 
übergroß werben liegen: auf welcher Politik laftet wol dieſer Vorwurf mehr ald auf der deut⸗ 
ſchen und vor allem auf der preußiſchen! Half fie ja doch völferrehtöwidrig Rußland 
zur Wiebereroberung Polens? Liefen wir, ließ ja doch das dur die vertragswidrige Ein— 
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verleibung Polens furhtbar bedrohte Preußen felbft in dem legten Kriege die allergünftigfte 
Gelegenheit unbenugt, die ruſſiſche ͤbermacht zu befeitigen, fodaß wir nun fortdauernd unter 
ruſſiſchen Ginjlüffen leiden, und aldvann, wenn einmal — nad Arndt's Ausdruck — Bolen 
verbaut ift und die vorzüglich gegen Preußen gerichteten rufifchen Eifenbahnheerftraßen 
gebaut find, unter ungleich ungünftigern Umftänden kämpfen müſſen! Daß B. ſeinerſeits die 
ruſſiſche Politif richtig würdigte, beweift deutlich fein von Schinfel- Bergmann mitgetheiltes 
Schreiben an den ſchwediſchen General Lagerbrieg von Stralfund am 25. Mai 1813. Hier 
fagt Karl Johann: „Wenn man die Hamburger von der Herrfchaft der Franzoſen befreien 
wolle, jo geichehe dieſes keineswegs in der Abjicht, um diefe Stadt einer ruſſiſchen Herrſchaft 
zu unterwerfen; denn die eine Sklaverei iſt ebenfo fchledht wie die andere, und freie Männer 
möchten doch lieber das Joch des Kaijers Napoleon tragen, welches mit feiner. perfönlichen 
Herrſchaft aufhört, während die Politik, welche Polen zu Grunde gerichtet Hat, die Hanſeſtädte 
und ganz Deutjchland für eine Zeitfolge von Jahrhunderten unterprüden würde.” Gewiß, der 
natürlichſte und feinen Kräften nad) ftärffte Bundesgenoffe Schwedens, Deutichland, darf ſich 
nur felbft von feiner unglüdjeligen und unwürdigen Abhängigkeit gegen die noch halbbarba— 
riſche ruſſiſche Ubermacht befreien, um dem Fleinern Schweden die politifhe Möglichkeit ver 
richtigen Stellung zu derfelben und zu feinem natürlichen deutſchen Bundesgenoflen zu geben. 
Aud der jegt von der Regierung zurüdgetretene Sohn Karl Johann's, dem als Kronprinz 
eine offenere Außerung feiner natürlichen Gefühle möglich war, und den das ſchwediſche Volt 
damals gegenüber dem Vater old nichtruſſiſch pries, wurde fpäter von dem für feine antiruf- 
ſiſche Gefinnung leidenfhaftlihen Volke als ruſſiſchgeſinnt geſcholten, weil er, wie biefer edle 
Fürſt dem Schreiber diefer Zeilen mit unbefangener Offenheit fagte, bei aller Überzeugung, 
daß Schweren feinen gefährlihern Feind ald Rußland habe, doch, ehe die Möglichkeit erfolgrei: 
hen Handelns gefommen jei, als König nicht fo wie fein Volk in öffentlichen Außerangen feinen 
Gefinnungen Luft machen dürfe. Sobald im legten Kriege auch nur einigermaßen jene Zeit 
gekommen war, ſchloß diefer Fürft mit England und Frankreich den befannten fehr antirufji- 
fchen Vertrag ab, und er würde unfehlbar energifcher die ruffische Ubermacht befämpft haben, ſo— 
bald die politiihe Möglichkeit dazu herangefommen wäre, ſobald vollends die Politif feines 
Nahbarlandes Preußen ſich befreite von ihrer unpreußifchen und undeutſchen rufjifchen Abhän— 
gigkeit, weldhe man, mit dem zu großen Vertrauen der preußifchen Diplomatie auf den Glauben 
an ihre Worte, damals als allfeitige Unabhängigkeit darftellte. 

Gewiß ift es aber, daß, bei dem natürlichen Nationalhaffe ver Schweden gegen Rußland, 
Karl Johann durch feine gegen Rußland fhonliche diplomatiſche Haltung, troß feiner Regie: 
rungsmweisheit und troß feiner gewinnenden ‘Berfönlichkeit, in Schweden weniger populär war 
als in Norwegen. - Er wußte diefes aud) wohl. Er fuchte daher die Schweden auf andere Weife 
zu gewinnen. Gr legte jegt da8 ganze Gewicht in die innere Politif. Doch waren hier die Ver— 
hältniſſe nicht minder ſchwierig. 

Die Schweden hatten fih nad der Revolution von 1809 eine neue Verfaſſung gegeben, 
die jedoch die weſentlichſten Elemente der alten beibehielt. Es waren in ihr offenbar mande 
gute Beflimmungen enthalten, wie 3. B. Preßfreiheit, Verantwortlicgkeit der Minifter, Ber: 
antwortlichfeit des Höchſten Gerihtd.vor einem Ständeausfhug (Opinions-Nämo); aber die 
Berfaflung litt an einem Hauptgebrechen, an der Beibehaltung des ſchroffen Ständeunter: 
ſchiedes bei ver Volkörepräfentation. Der Reichstag theilt fih nämlich in vier Kammern, in die 
Adelskammer oder dad Ritterhaus, in die Kammer der Geiftlichfeit, in den Bürgerftand und 
in ven Bauernftand. Diefe vier Stände halten abgefonvert ihre Sigungen, Fönnen jeder ihre - 
befondern Vorſchläge vorbringen, ſowie auf der andern Seite jede Propofition durch alle vier 
Häufer gehen muß. Durch diefe Einrichtung wird der Gang der Verhandlungen unendlich 
gehemmt; ferner bringt fie noch den Nachtheil, daß dadurch das Sonderintereffe der einzelnen‘ 
Stände begünftigt wird, melde bei ven Berathungen weniger von dem Gefammtwohle der 
Nation als vielmehr von ihren fpeciellen Vortheilen ausgehen. Außerdem war dad Volf nicht 
einmal auf eine gleihmäßige Weife repräfentirt. Die politifhen Verhältniffe der einzelnen 
Stände aber find keineswegs auf eine vernünftige und billige Weife geordnet. Offenbar näm: 
lich ift ver Stand des Adels vor allen andern weitaus bevorzugt. Seine Güter find fteuerftei; 
aus der ſchwediſchen Ariftofratie werden die oberften Eivil- und Militärämter befegt; das 
Höchſte Gericht muß verfaffungsmäßig ebenfalld wenigſtens zur Hälfte aus Adeligen befteben. 
Und dennoh umfaßt der Adel nicht mehr als etwa 42,000 Individuen, während ber 
Bauernftand, der in politifcher Hinſicht am gebrückteften ift, wenigftens zwei Drittheile der ges 7 
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fammten Einwohnerſchaft beträgt, nämlich über zwei Millionen. Wie? Lag nidıt hier jehr 
nahe, zu Gunften der niebern Stände politiihe Reformen zu treffen dadurch, daß man die 
Ideen einer wahrhaften Repräfentativverfaflung, von denen die europäiſche Menſchheit erfüllt 
war, aud auf Schweden übertrug, und indem. der König, welcher feiner Geburt nad) ja den 
niedern Ständen angehörte und ohnedies in das Syftem dei. legitimen Reaction nicht recht 
paſſen wollte, ſelber die Initiative zu dergleichen Mafregeln ergriff, ih an die Spige bed 
Liberalismus ſtellte? 

Aber zu einer jolden Rolle fühlte ih Karl Johann nicht berufen. Die Epoche grofier poli- 
tifcher Ummwandlungen war, wenigftenö eine Zeit lang, vorüber, das confervative Princip 
hatte den Sieg davongetragen, und zwar in der Art, daß, wenn etwa eine Regierung nicht 
allein mit ihrem Volke fertig werden konnte, fie ſich fiher auf ven Beiftand der abfoluten 
Mächte verlaflen durfte. Das Princip der Intervention gebot fogar das Einfchreiten ver abo: 
Iuten Mächte in jedem Staate, weldher Neuerungen zu Gunften des, Liberalismus zuließ. 
Unter diefen Umftänden hätte fi Karl Johann, an der Spige des Liberalidmud, offenbar in 
die feindfeligfte Stellung zu den Großmächten gefeßt, mas er doch auf jede Weife zu ver: 
meiden fuchte. i 

Indeſſen, auch wenn er gewollt, fo wäre es ihm nicht fo leicht geworden, liberale antiari- 
ftofratifche Neformen zu treffen. Noch war der Adel der einflußreichfte, politiſch bedeutſamſte 
Stand in Schweden. Er hatte noch ein moralifches Gewicht durch feine fociale Stellung, durch 
die Rolle, welde er in der bürgerlichen Gejellihaft fpielte, durch die Abhängigkeit, in mel- 
her die übrigen Stände, namentlih der Bauernitand, von ihm fid befanden. Seit längerer 
Zeit war der Adel unter allen in politiiher Beziehung der rührigfte Stand, er hatte 
erft neulich die Revolution gemacht und beeilte ji, Diejelbe in feinem Sinne audzubeuten, Er 
würde jeden Verſuch, feine Rechte zu jhmälern, mit einer Empörung gegen ven König vergol: 
ten haben. Died aber war gefährlich, folange die, zwei niedern Stände, Bürger= und Bauern: 
ftand, es mit ihm im politifchen Eifer nicht aufnehmen konnten, und noch gefährlicher, wenn 
er fi, wie vorauszufegen, mit dem abfolutiftiichen Ausland und mit der_pertriebenen Dy— 
naftie in Verbindung gejegt hätte. 

Die Berückſichtigung diefer Verhältniffe, wozu noch der. Umftand kam, daß der König, 
welder nie die Landesſprache fennen lernte, nur an den Umgang mit Solden, welde Fran: 
zöſiſch verftanden, d. h. an die höhern Stände, gewiefen war, beftimmte Karl Johann, ſich an 
die Ariftofratie anzufhließen und dadurch, daß er diefen jo einflußreihen Stand für fi ge: 
wann, feinen Thron nur noch mehr zu befeftigen. Ex befolgte nun. hinfichtlich der Verfaſſungs⸗ 
fragen eine confervative Politik, d. h. er hielt jih im Ganzen ftreng an die beftehende Berfaf- 
fung, verfuchte nicht felber Änderungen daran hervorzurufen, und ſchien ed den Reihsfländen, 
der Zeit und der öffentlihen Meinung zu überlaffen, Mopificationen an der Reichöverfaffung 
zu machen oder zu beantragen. Im Ganzen verhielt er ſich alfo paffiv; nur hier und da machte 
er Borfhläge zu Anberungen; doch betrafen fie meift ſolche Gejege, dur deren Aufhebung 
der König felber ein Recht verlor, wie er denn z. B. mehrmals die Aufhebung der Todesftrafe 
bei Majejtätöverbrechen beantragte und die Aufhebung des Rechts des Königs, in dem höchſten 
Gerichte zwei Stimmen zu befigen. 

Dabei benugte er aber die Rechte, die ihm verfaflungsmäßig zuftanden, und den großen 
moralifhen Einfluß, welder Kürften ſchon durd ihre Würde geboten ift, dazu, um das könig— 
lie Anfehen und das feiner Familie zu erhöhen und die Dinderniffe hinwegzuräumen, welde 
ihm entgegenftanden. Denn Karl Johann jheint nicht minder wie die alten legitimen Dyna- 
ftien von ver Süfigfeit möglichſt großer königlicher Gewalt überzeugt. getvejen zu fein. Nur 
war er Flüger bei der Verfolgung feines Zwecks. Der ſchwediſche Schriftfteller Erufenftolpe 
wird nicht fo Unrecht haben, wenn er in feinem Werke „Karl XIV. Johann und die Schweden“ 
von ihm behauptet, daß er duch den Anjhluß.an den. Adel zugleich die Abit gehabt Habe, 
denſelben theils von ſich abhängig zu mahen, theild allmälig zu ruiniren, indem er ihn veran- 
laßte, ſich durch den Aufwand am Hofe in Schulden zu ftürzen und zu verarmen. Wenn dies 
die Abficht ded Königs war, jo wurde fie wirflid zum Theil erreicht, Denn die Berarmung 
bed ſchwediſchen Adeld nahm von nun an bedeutend zu. Gegen andere politifche Elemente, bie 
ihm gefährlich zu fein bünften, wandte er jene, Kunſtgriffe an, die. in den Staaten des 
Eontinents faft allgemein eingeführt find: die Polizei umd die Cenſur. Was jene betrifft, 
fo war er nicht umfonft in der Schule Napoleon's gemwefen; fie wurde in Schweden 
nad deſſen Mufter eingerichtet. Cine eigentliche Genfur exiftixte zwar in Schweden nidt: 


Bernad tte 575 


V 
verfaffungsmäßig beſtand Vreßfreiheit. Aber ſeit dem Jahre 1812 war die Regierung durch 
ven Reichstag ermächtigt worden, jedes ihr gefährlich dünkende Blatt zu unterdrücken. 
Dieſes Recht konnte der Cenſur faſt gleich geachtet werden und Karl Johann benutzte daſſelbe 
auch, beſonders in den erſten Zeiten feiner Regierung. Zugleich wurden die auswärtigen Zei— 
tungen mit großer Ängftlichteit überwadht; ed durfte Fein fremdes Journal ohne bejondere Er= 
laubniß der Regierung gehalten werden » Se —— 

Auf ähnliche Weiſe wie in Schweden verhielt er ſich in Norwegen, allerdings mit mehren, 
durch die dortigen ganz verſchiedenen Berhältniffe bedingten Modificatiouen. Während nam: 
lid) in der ſchwediſchen Verfaſſung das ariftofratifhe Element entſchieden überwiegt, fo ift die 
norwegische (vom Mai 1814) die demokratiſchſte in ganz Europa. Die conjervative Richtung 
der Politik, melde Karl Johann in Schweden verfolgte, mußte daher in Norwegen einen ganz 
andern Charakter annehmen der Gönfervatismus war hier gleichbedeutend mit dem Liberalis— 
mus oder mit der Demokratie. Niemals aber fiel e8 ven abfoluten Mächten ein, einer Verfaſ— 
fung gegenüber, wie die norwegische ift, dad confervatige Princip zu bewahren. Im Gegentheile, 
biefe Verfaſſung war ihnen bei dem allgemeinen Siege der Reaction ein Dorn im Auge, um 
fo mehr, als fich in ihr im Furzen die fegensreichen Früchte einer wahrbaften —— 
entwickelten. Sehr, früh ward daher in Karl Johann gedrungen, in der norwegiſchen Ver- 
faffung Modificationen zu beiverfftelligen. Der König ließ nun nicht leicht einen Reichstag 
vorübergehen, wo er dergleichen nicht vorbrachte. Ja, im Jahre 1821 Tieß er fogar ein ſchwedi⸗ 
ſches Corps nad Norivegen marſchiren, wie es hieß, um feinen Entwürfen gegen die Conſti— 
tution mehr Nachdruck zu geben. Und auf dem Reihätage von 1824 fagte er offen, daß der 
jegige Zuftand von Eutopa mit den Verhältniſſen in Norwegen nicht übereinftimme, und daß 
daher die legtern eine Veränderung erheiſchten. Aber alle vergleichen Verſuche fcheiterten an 
ber Feftigfeit des norwegiſchen Storthing, welder in feiner Weife irgendeine DBeränderung 
der Verfaſſung zugeben wollte, die er ald Palladium von Norwegens Freiheit betrachtete. Karl 
Johann war flug genug, es dabei bewenden zu laflen. Denn er wußte wohl, daß die Norweger 
noch keineswegs mit ganzem Herzen bei Schweden waren, daß ed im Volke noch genug Unzu— 
friedene gab, welche bei dem leifeften Berfuche ver Schweden, den Norwegern ihre Freiheit und 
Selbſtändigkeit zu [hmälern, die Fahne des Abfalls erhoben hätten, Die nationale Antipathie 
gegen Schweden, welche feit Jahrhunderten beftanden, war noch feineswegs erloſchen, und 
man mußte ſich fehr hüten, fie wieder anzufadhen. Karl Johann begnügte ſich daher bei jeinen 
Verſuchen, die norwegiſche Berfaflung zu Gunften des monarchiſchen Prineips zu ändern, le: 
diglich mit einer parlamentarifhen Wirkſamkeit und mit denjenigen Mitteln, die ihm als 
König gefeglich zu Gebote Randen. Da er aber mit diefen Mitteln Fein Reſultat erzielte, fo 
Fann man jagen, daß auch in Norwegen feine Bolitif im Ganzen eine confervative war, d. 5. 
er ließ aud bier die einmal beſtehenden Geſetze und politifhen Verhältniſſe unangetaftet, wie 
fehr diefe auch mit den ſchwediſchen ſowol wie mit denen im übrigen Europa im Widerfprud , 
fein mochten. Ia, er war jo weif entfernt, irgendeine Gereiztheit oder üble Laune wegen der 
Berwerfung feiner Propoſitionen von Seiten ded Storthing an ven Tag zu legen, daß er ihn 
vielmehr meift mit Ausprüden feiner Zufriedenheit fchließen lief. Nur einige male machte er 
von diefer Megel eine Ausnahme. ° % | 

In Bezug auf Verfaſſungsfragen alfo verhielt ih Karl Johann paffiv, in Schweden fo: 
wol wie im Allgemeinen in Norwegen: Aber in letzterm Lande war wegen ber demokratiſchen 
Gonftitution fein Einfluß als König unbedeutend, während er in Schweden die Rechte, die ihm 
verfaſſungsmäßig zuftanden, zu benugen wußte, um ben allgemeinen Gharakter der europäi— 

ſchen Regierungspolitif, welche die politiſche Selbftändigfeit des Volks foviel wie möglich zu 
beſchränken fuchte, auch auf Schweden zu übertragen. Daß dies auf die Länge hin den Schwer 
ven misfallen mußte, insbefondere went fie ihre Zuftände mit den norwegiſchen vergliden, 
Tag am Tage. Karl Johann mußte darum noch audere Mittel anwenden, um die Schweden zu— 
frieden zu flellen und fie mit dem Charakter feiner Politik auszufögnen. 

‚Er warf fi daher mit ganzein Eifer auf die Berivaltung, hier ging er in vemfelben Grade 
poſitiv und ſchöpferiſch voran, tie er dort nur der Verhältniſſen nachzugeben fhien. Und zwar 
wandte er allen Kreiſen der Adminiftration feine Aufmerkfamfeit zu. Tr orbnete die ſchwedi⸗ 
ſchen Finanzen, die in fo großer Zerrüftung ſich befanden, alıf eine Weile, welcher jelbft feine 
Fetnde ihre Anerkennung nicht verfagen konnten; er brachte es dahin, daß Schiweben allmälig 
von aller Nationalfhuld befreit wurde. Er bewirkte weſentliche Verbefferungen im Aderbau, 
im Borftwejen; er brachte, foweit es ging, die Invuftrie in Aufnahme, er eröffnete dem 
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Handel und der Schiffahrt neue Bahnen, ſodaß unter feiner Regierung die Zuftände beiber 
fi in hohem Grade verbefferten, Er forgte für die Berbefferung der Gonmunicationdmittel ; 
er organijirte Die Poften neu, legte Randftraßen an, baute Kanäle. Sodann hielt er die fanb- 
wie die Seemacht in gutem Stand; zugleid aber unterflügte er Künfte und Wiflenfhaften 
that namentlich Vieles für die Verbeflerung der Volksſchulen. Auch die Gefege, und mas dahin 
einihlägt, wurden nad den Foderungen ver Zeit modificirt; wie denn das ſchwediſche Jufti;- 
weſen — feit 1835 wurde auch die Öffentlichkeit eingeführt — felbft von britifhen Reifenden 
gepriejen wurbe. 3) . 

Zu diefen Verdienſten Karl Johann’d um die Wohlfahrt des Landes und die Bildung bei 
Volks, auf welche er mit Recht ftolz fein durfte, und auf welche er auch alle Diejenigen verwies, 
die mit jeiner jonftigen Politik nicht zufrieden waren, Eonnte er noch etwas hinzufügen, mas 
immer von dem mächtigften Einfluß auf die Stimmung des Volks gegen feinen Regenten ift, 
nämlich feine Perſönlichkeit. Er hatte ein wirklich königliches Anſehen, eine würdevolle Hal- 
tung und dabei jo viel Liebenswürdigfett und gefellige Gewandtheit, daß er bald Alle für id 
gewann, die in feine Nähe kamen. Als er das erfte mabin der ſchwediſchen Hauptftadt erſchien, 
war nur eine Stimme über den liebenswürdigen und geiftreihen Mann. Wenn er fih zu 
Pferde jehen ließ, an der Fronte feiner Truppen, verfehlte feine impofante Geftalt niemals den 
gehörigen Eindruck auf die Zufhauer zu machen. Dabei war er freundlich und leutfelig, miſchte 
fih gern unter die Menſchen, feiner perfönlichen Überlegenheit wohl bewußt, und fiber, alle 
Eigenſchaften eines wahrhaft populären Fürften zu befigen. Nur Eines hatte er zu bedauem, 
daß er der Landesſprache nicht kundig war. So konnte er mit den niedern Elaffen der bürger- 
lichen Gejellihaft niemals in genauere Berührung fommen, fondern mußte jih mit feinen Ge— 
ſprächen auf die höhern befhränfen. Jenen fuchte er fi daher auf eine andere Weile geneigt 
zu zeigen. - Karl Johann war fehr freigebig: er gab große Summen her, namentlich für die 
Armen; in Jahren des Miswachſes befonders that er außerordentlich viel. Dadurch ſuchte er 
die Vorwürfe aufzuheben, die man nicht jelten gegen ihn erhub, daß er nämlich mit feinen 
Gelde Bankiergefhäfte machte und die Einmiſchung in die ſchwediſchen Finanzen zu Vergröge- 
rung feines Vermögens benugen wollte. £ 

Sodann beftrebte er ſich in allen den Fällen, wo er perfönlich beleidigt war, und Die zu 
Öffentliher Kunde fommen mußten, immer auf eine noble Weife ich zu benehmen. Er fudhte 
jeden Anſchein einer perfönlichen Rache zu vermeiden. Dies war für ihn feine geringe Aufgabe. 
Denn Karl Johann war eitel, eiferfüchtig auf die Anerkennung feiner Verdienfte und Bor: 
züge, liebte e8 bewundert zu werben, und ärgerte ſich nicht minder über Außerungen des Gegen: 
theild; dabei war er von einen außerordentlich leidenſchaftlichen Temperament, welches ihn 
häufig hinderte, die Dinge, wenigftend im erften Augenblit, rubig und unparteiiih zu prü— 
fen. So mag denn Mancher feine Rache oder Ungnade erfahren haben, der jle nicht verdiente 
oder doch vielleicht in einem geringern Grade. Wie dem aber auch fein mag: gewiß ift, daß 
fih Karl Johann wenigftens bei allen Öffentlichen politifhen Unterfuhungen, wobei feine Ber: 
fon mit im Spiele war, bei allen Proceffen auf Majeftätsbeleivigung oder Hochverrath mit 
großer Klugheit benommen hat und felten von der Strenge des Geſetzes Gebrauch made. Die 
Milde des Fürften in folden Fällen — ſchien er zu wiffen — gewann ihm taufend mal mehr 
die Herzen feiner Untertbanen als hundert blutige Hinrihtungen. Dod wollen wir nicht in 
Abrede ftellen, daß Karl Johann bei folden Gelegenheiten nicht ohne Einfluß auf das richter: 
liche Urtheil war, welches er abſichtlich recht ftreng haben wollte, damit ſodann feine Begnadi— 
gung um fo eclatanter erſcheine. Ginmal kam er jedoch hierbei in nicht geringe Verlegenheit, bei 
Berurtheilung des Gapitänd v. Lindeberg, weldyer, vom Gerichte zum Tode verurtheilt, von 
der Milderung der Strafe durch ven König feinen Gebrauch machen, fondern ſich lieber hinrid- 
ten laffen wollte. Jetzt jubelten in ganz Europa die Gegner Karl Johann's. Dog der Eluge 
Fürft wußte die Verlegenheit in den größten Triumph für feine Mäßigung, Gerechtigkeit und 
Klugheit umzugeftalten. Er verwandelte die befondere Begnadigung, deren Annahme wenig: 
ftens in Schweven von dem freien Willen des Begnadigten abhängt, in eine allgemeine Amne: 
flie für „Den oder Die u. f. w., welche in den beiden Königreichen wegen politifcher Vergeben 
gefangen oder verurtheilt feien“. Und ſiehe e8 ergab fih, daß, während damals in faft allen 
europäifhen Ländern unter altlegitimen Dynaftien politifche DBerfolgungen viele Gefangene 





3) Siehe die nähern Nachmeifungen über Karl Johann's Verwaltung in dem oben angeführten 
Berfe von Schmidt. 
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im die Kerfer geliefert hatten, in den beiden Königreicdyen des neuen plebejijchen Bürften ‚von 
welchen dad eine durch Eroberung gewonnen war, das andere unter dem Einfluß einer mãchti⸗ 
gen, zum Theil feindlich geſinnten Ariſtokratie ſtand, nur der eine Lindeberg gefangen und ein 
oder zwei Verurtheilte im Auslande befindlich waren. 

So ſtellt uns denn Karl Johann einen Regenten dar, welcher, den Urſprung ſeiner Größe 
einer Epoche der gewaltigſten politiſchen Umwandlungen verdankend, ſpäter in einer Zeit und 
unter Verhältniſſen ſich bewegend, die von durchaus andern Prineipien ausgingen und den 
eigenen Willen vielfach beſchränkten, nur durch Klugheit und umſichtige Berückſichtigung aller 
Verhältniſſe zwiſchen den mannichfachen Klippen hindurchzuſteuern weiß, die ſeiner Regie— 
rung entgegenſtanden. Er wußte ſicher die Grenze zu treffen, wie weit er gehen dürfe, ſowol 
den Großmächten wie den beiden Völkern gegenüber, über welche er zu gebieten hatte. 

Indeſſen war im ſchwediſchen Volfe jeit der Mitte der dreißiger Jahre eine merklihe Ders 
änderung des politifchen Bewußtjeind vorgegangen, welches mehr und. mehr einen demofrati- 
ſchen Eharafter annahm. Die Oppofition wurde immer gewaltiger, namentlid unter den nie= 
dern Ständen, und verlangte nıit Entjchiedenheit Verbefferung ver Verfaffung im Sinne des 
Repräſentativſyſtems. Auf dem NReihstage von 1840 ließen fih die Stimmen darüber befon- 
vers ſtark vernehmen. Auch bier bewährte Karl Johann feinen politiihen Charakter. Er 
wolle, erklärte er in vem Reichsabſchiede, den Wünſchen der Nation auf feine Weife entgegen: 
treten; nur follten bei der Änderung der Gonftitution die gejeglihen Formen bewahrt werben. 

Aber die Tage Karl Johann’d waren gezählt. Wenige Jahre darauf beſchloß er fein Leben, 
am 8. März 1844. Folgende Worte, die er auf feinem Kranfenbette dietirte, mögen zeigen, 
wie er fich felber beurtheilte *): „Ich wünſche ven Tod nicht, ich fürchte ihn nicht. Mein Leben 
ift über achtzig Jahre gegangen. Die Natur nimmt ihre Rechte zurück. Niemand hat eine 
Bahn, der meinigen gleihend, erfüllt. Man möge die Jahrbücher ver Welt aufihlagen! — 
Sch habe Völker gelenkt, empfindlich Hinfichtlich ihrer Gerechtigkeiten. — Als Napofeon das 
Land angriff, das mir feine Schickſale anvertraut hatte, fand er an mir einen Rival. Die Be: 
gebenheiten, welche Europa verändert und demſelben feine Selbftändigfeit wiedergegeben ha— 
ben, find befannt. Man kennt auch den Antheil, den ich an ihnen genommen habe. Man ftu: 
dire unfere Gejhichte von Odin's bid zu unfern Tagen und fage mir: ob nicht die Sfandina= 
viſche Halbinfel von Gewicht in der Wagſchale ver Verhängniſſe der Walt ſei.“ Ein Lebenslauf 
wie der von B. mußte natürlih, zumal bei ven verfhiedenartigen Sympathien und Leiden: 
fchaften ſowol der Bewohner feiner Königreiche ald der übrigen europäifhen Völker und ihrer 
verfhiedenen Geſellſchafisclaſſen, verfhiedenartige Beurtheilungen hervorrufen. Sie finden 
ſich aud reichlich in den Darftellungen feiner Lebensgefhichte und Regierung von Geijer, von 
Lindeberg, Grufenftolpe, Schinkel: Bergmann, von Sarrang, Bignon und Thiers. Eine fehr 
ausgezeichnete und begabte, eine tüchtige Perfönlichkeit, fehr bedeutende Feldherrngröße, eine 
feltene Regierungspolitif und vor allem eine ruhmwürdige Beherrſchung feiner Leidenschaften 
und Behauptung des rechten Maßes in den größten Verfuhungen und Schwierigkeiten darf 
wol fein Unbefangener dem glüdlichen plebejifhen Gründer ver neuen ſchon durch ihn ſelbſt be: 
feftigten, längſt allgemein anerkannten Königspynaftie abſprechen wollen. 

Über die Bezeihnung der Dynaftie ſelbſt könnten verſchiedene Meinungen ſich gelten ma: 
hen. Denn nachdem B. am 9. Det. 1810 fi zur proteftantifchen Kirche befannt und den Na— 
men Karl Johann angenommen hatte, wurde er von dem Nachkommen Wafa’s, Karl XIII., 
förmlich adoptirt, leiftete erft dann den Eid als Kronprinz und Thronfolger und empfing die 
Huldigung der Stände. Doc wird mol ſtets die Adoption in das frühere Koönigsgeſchlecht hin- 
ter der Sängft berühmten Perfönlichkeit zurüdtreten und der Name B. für das jegt regierende 
Fürſtengeſchlecht bleiben. 

Der Nachfolger Karl Johann's ift fein Sohn Oskar, ausgezeichnet durch edle humane 
Bildung und Gefinnung, die er felbft als Schriftiteller zu Gunften des Beſſerungsſtrafſyſtems 
bewährte, wie durch liebensmwürbige Perfönlichfeit und als Vater des liebenswürbigften Fa— 
milienfreijed. Krankheit nöthigte ihn im Jahre 1857, die Regierung feiriem älteften Sohn, 
dem Kronpringen Karl, geboren am 3. Mai 1826, abzugeben. Diefer, der bis dahin ald nors 
wegiſcher Statthalter in Ehriftiania refidirte, ift mit der Prinzeſſin Luife dev Niederlande 


4) Bergl, „Karl XIV, — Geſchildert von Erik Guſtav Geijer“ (aus dem Schwediſchen von 
Dieterich; Stodholm 1844), ©. 
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vermüblt, bat aber bisjegt keinen Sohn, ſodaß, falls ein joldyer nicht noch geboren wird, ber 
zweite Sohn des jegigen Königs, der Prinz Oskar von gothland, die Krone erben 
würbe. I. Weigel, K. Sagen mm Belder, 
Bernitorff, Grafen von: 1) Johann Hartwig Ernft (geb. 1712 in Hannover, 
geft. 1772); 2) Andreas Peter (geb. in Gartom 1735, geft. 1797) und 5) der älteh: 
Sohn von diefem Legtern, Ehriftian (geb. in Kopenhagen 1769, geft. 1854). (Däni: 
ſches Königsgefeg, Wandal's Königsrecht, däniſche Preßfreiheit.) — Bu 
den erhebendſten und belehrendſten Betrachtungen in der Politik und der Geſchichte gehört das 
Leben und Wirken großer Staatsmänner. Unter ihnen werben ſtets die beiden zuerſt genann: 
ten ältern B. Ehrenpläge behaupten. Zur richtigen Würdigung eines yraftifhen Staats⸗ 
manned ift vor allem die Betrachtung der geichichtlichen Verhältniſſe feines Wirfungsfreifes 
nothwendig. Diefe, der ganze politiiche Stanppunft und Grund und Boden für die politiiche 
Wirkſamkeit waren für die beiden ältern B. jehr eigenthümlich und von der Art, um ihr edles 
verdienſtliches Wirken erft in jeinem ganzen Werth und Glanze zu zeigen. Deshalb, und zu: 
gleih um fpätere Wiederholung zu vermeiden, jchiden wir bier eine furze hiſtoriſche Darftel: 
lung des dänischen Königsgeſetzes und des dadurch Früher in Dänemark begründeten Öffentlichen 
Zuſtandes voraus. 
Dänemark, deſſen Staatöverwaltung vie beiden ältern B. ald Minifter jo giorrid 
leiteten, hatte nicht allzu lange vorher, 1660, eine Revolution erlebt, welche, wenn auch zum 
Theil ihre Urfahen und ihre Wirkungen nad) dem Ende des Mittelalters ſich deutlich gem 
aud in andern germanijchen Staaten zeigten, doch ihrer ganzen Form und Geſtalt nach am 
nad dem, wie man dieje Form hier auffaßte und benugte, zu den merfwürbigften Ericheinm- 
gen in der politifchen Geichichte gehört. Auch in Dänemark hatte jeit dem Mittelalter der 
Feudaladel, und beionderd der höhere, die Mitglieder des Reichsrathes, anarchiſch vie Könige, 
deren Kronrechte und das Krongut beraubt und despotiih durch Ufurpation von Berreiungen 
und Feudalprivilegien, durch Feudallaften und’ Zurüdfegungen die andern Stände über: 
theilt und bedrückt, fo jelbft die Geiftlihen, nod mehr die Städte, vorzüglich aber Die Bauern, 
obgleich ſelbſt dieſe Letztern noch als der vierte Stand auf den allgemeinen Reichstagen erfchienm. 
Sie hatten zulegt, nahdem die altgermanifhe Form der freien Anerkennung und Betätigung 
der Thronfolger in den gewählten fürftlihen Kamilien aud bier jowie im deutihen Kaiferifum 
zu einem völligen Wahlreich ausgebildet war, in den Wahlcapitulationen, namentlich aberin 
der von Friedrich III. 1648, die den König fogar des Rechts der Amterverleihung großentkeild 
beraubte, ihre Ujurpationen und ihren Gigennug auf eine faft unerträgliche Weile gefteigen.*) 
Hierzu fam nun, um gegen eine ſolche Stellung des Adels und die von ihm zu feinen Gunften 
gemachten Gapitulationen doppelt zu empören, nod das, daß der Adel bald darauf, mad dem 
erften höchſt unglüdlichen Kriege gegen den ſchwediſchen König Karl Guftav, in dem gwriten 
(1658 — 60) die Reitung von König und Vaterland faft allein der tapfern Königsfamilie und 
den fopenhagener Bürgern überließ, die bier alle den Abel erwarben. Zu al dieſem 
trat endlich noch auf dem Reichstage von 1660 ein eigennügiged Benehmen gegen bie jo: 
genannten unfreien, das heißt nicht von Steuern befreiten Stände, in Beziehung auf bie jegt 
nothwendigen Steuern. So erflärt e8 jih, daß unter fluger Leitung des Hofes, insbeſondere 
des Cabinetsſecretärs Chriftoph Gabel, ſodann zweier NReichstagsmitgliever, des Biihois 
Suane nämlich und des Bürgermeifterd Nanfen, der geiftlihe und Bürgerftand eine Revolu- 
tion zur Begründung einer beffern Regierungsform durchſetzten. Am 15. Oct. 1660 über: 
gaben alle vier Stände, der Adel freilich, der vergeblich aus der Stadt hatte entfliehen wollen, 
Faft durch Todesangſt beftimmt, gegen ausdrücklichen Vorbehalt ibrer Privilegien (momit man 
befanntli im Mittelalter ſtets die Verfaſſungsrechte bezeichnete) dem Könige für fi und feine 
männlichen und weiblichen Rahfolger die erbliche Krone. Sie übergaben biejes Erbreät zu: 
glei mit der vom Könige angenommenen Erklärung, daß alsbald die ſtändiſchen Mechte ober 
die Berfaffung in einem neuen Receß neu geordnet werden follten, was fhon wegen der Be: 
flimmung der Succeſſionsordnung nothwendig war. 2) Ald man nun wegen diejer neuen Me: 


1) So mußte, abgefehen von der Anmaßung faſt aller föniglichen Regierungsrechte, im Wirt. IV 
der neue König eidlich verſprechen: „Gleicherweiſe wollen und follen wir den Reichsrath und Adel nen 
Dänemark lieben und bervorziehen, und mit ihnen das Reich Dänemark beherrfchen umd regieren, den 
Reichsrath mit Kronlehn verforgen, auch an unferm Hofe den einheimifchen Reichsabel gebrauchen und 
befördern u. ſ. w.“ Vergl. Spittler, „Geſchichte der dänifchen Revolution‘, „Werke“, V, 16. 

2) Spittler, a,a. D., S. 84, 85 und 88, 89, W. 
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gulirung in große Streitigkeiten gerieth und diefelben wegen der leidenſchaftlichen Verftinnmung 
der Stände gegeneinander immer mehr drohend wurben, zumal da die andern Stände die 
Berfaflung von den durd die Wahlcapitulationen ufurpirten unangemeffenen Rechten veH 
Adels gereinigt wũnſchten, fo mußte in einem, im Siune des Hofes ausgewählten unförmlichen 
Comite einzelner Ständemitgliever der Biſchof Suane nad langem Hader über die Art ver 
neuen Redaction der Verfaſſungsrechte feinen Vorſchlag durdhzufegen, daß man, um den 
Streit zu ſchlichten, mit vollem Vertrauen den König, der ſicherlich „Alle zufrieden ftellen 
werde“ (Spittler, S. 96, 106), zum Vermittler wähle. Ihm jolle man, mit Zurüdgabe der 
von Adel zulegt gemachten Gapitulation, völlig die Bermittelung und die neue Redaction der 
Verfaſſung und der Verfaſſungsrechte aller vier Stände anvertrauen und ihm die Dazu nöthige 
Vollmacht ertheilen. | 

Diefe Souveränetätderklärung, wie man fie nachher nannte, wurde auch wirflih dem 
Könige am 16. Det. übergeben, „in der devoteften Hoffnung, Se. Dajeftät werde felbft 
einen Receß auflegen, wie er zum allgemeinen Wohl und zum Beften eines jeden Standes am 
zuträgliäften ſei“ (Spittler, S. 110). Imeiner, nicht in ftändifcher Verſammlung, fondern 
vom Hof entworfenen neuen, im Ausdruck zum Theil veränderten Redaction vom 10. Jan. 
1661 fand der König für gut, nicht blos die Reichsſtände, ſondern felbft ihre Gommittenten, 
alle Hausväter von Adel, alle Geiftlihen und alle Mitglieder der Municipalitäten Mann für 
Mann, nah Einigen ?) aud) die Bauern diefe Übertragung des Erbfönigthums und der Voll: 
macht zu Gntwerfung der Verfaſſungsutkunde unterzeihnen, ja die Urfunde zur Unterzeidh: 
rung in Norwegen, Island und auf den Faröer-Inſeln circuliren zu laffen (Spittler, ©. 156). 
So unbedingt war das Vertrauen der Stände in ihren König, er werde bie neue Medaction 
ınd Form ihrer Verfaflungsrechte, deren Weſenheit ſchon durch dle Jahrhunderte alten ſtändi— 
fen Berhältniffe gegeben fdhien, ihren Wünfchen entſprechend machen, daß fie in Beziehung 
auf feinen einzigen Punkt, nicht einmal in Beziehung auf den Religionszuftand von König 
und Bolf, an einen ausdrücklichen Revers daten. Aber ſie Hofften und waren begierig, als: 
bald vom König den neuen befriedigenden Recep zu erhalten. Am Tage der Zurüdftellung der 
legten Gapitulation, am 16. Dct., übergaben daher zuerft die Abeligen und aldbald auch die 
andern Stände dem Könige Entwürfe für die neue Redaction ihrer ftändifchen Rechte (S. 112 — 
146). Auch etflärte der König aufs neue, bei der von ihm perfönlich eingenonmenen Erb: 
huldigung (15. Dect.), durch den Kanzler den Ständen: „Er danke für die ihm bewiefene Liebe 
und gebe hiermit dad Verſprechen, daß er nicht allein als ein gnädiger Herr und Kriftlicher 
Erbfönig regieren, ſondern aud allernächſtens eine folde Regievungdform anoronen wolle, 
daß gewiß alle feine Unterthanen von ihm und allen feinen Erben eine Hriftliche und milde Re: 
gierung zu erwarten hätten‘ (S. 120). Darauf folgte der Act der Quldigung und ſchloß mit 
ven Worten des Bauern, der im Namen feined Standes dem König die Handgab: „Friedrich, 
möge doch Jeder zu Schanden werben, der nit Wort halt!” (Spittler, ©. 122.) Tag auf 
Tag, Woche auf Woche verftrichen indeß, ohne daß die ſehnlich erwartete neue Verfaflungsre: 
daction erſcheinen wollte. Selbft ver Reichstag, der bisher ſtets verjammelt geblieben war, 
wurde am 4. Dee. einftweilen entlafien, ohne daß fie fertig war, obgleich die Stände und na= 
mentlich die Bürgerfchaft am 24. Det. und am 22. Nov. nohmald pringend ihre Wünjde aus: 
fprachen, wegen ihrer Privilegien endlich die Entiheidung zu haben (S. 156, 155). Allge: 
meine neue collegiale Berwaltungseinrihtungen, neue Anftellungen und manche ver jehr klugen 
Regierung Freunde und Danf erwerbende Apminiftrativmaßregeln erfhienen zwar, aber noch 
nicht die meue Verfaffung. Nach acht Monaten, am 24. Junt 1661, erſchien ebenfalls noch nicht 
die neue Berfaffung und die Anordnung der reichsſtändiſchen Verhältniffe, aber wol einftweilen 
abgefonverte Privilegien der vier Stände. Doch dachte noch jegt jelbft die Regierung an nichts 
Anderes, ald daß dieſe neue Verfaſſungsredaction die Reichsſtandſchaft in fih aufnehme. Noch 
jegt verhieß ja der König dem fopenhagener Bürgerftand in feinen Privilegien ausdrücklich: 
„Wenn wir für gitt befinden, die Stände zujammenzurufen, fo joll alsdann die Bürgerſchaft 
den Berathſchlagungen mit beimohnen und ihre Stimme mit andern dazu geben, zu dem was 
und zum Beften gereihen kann.” *) So hatte auch bei der Einrichtung der Gollegien der Kö: 
nig erflärt, daß er für alle wichtigen Dinge, die Krieg und Frieden in näherer oder entfernter 


— 


3) Vorbericht zum Königsgejeg. Spittler, S. 163, 168. 
4) Hoiberg, —8 SR nebißorien, II, 549. Spittler, ©. 169. 
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Besiehung beträfen oder auch auf die Steuern ſich bezögen, nicht blos alle Räthe aus allen 
Boltegien zufammenberufen, jondern jie aud den Ständen vorlegen werde.) Und Oldenbur⸗ 
ger ®), der aus guten Duellen jhöpfte, jagt ausdrüdlid, der König habe au dem Bauern- 
fand fein Recht anerkannt und zugefihert, daß jie wiederum Sig und Stimme auf dem allge: 
meinen Reichsſtage hätten (sessionem et votum una cum aliis in generalibus regni comitüs). 
Hatte ja doch auch ſchon gleich bei Zurüdgabe ver Kapitulation der König auf das Gegen 
verlangen der Stände, die vorbehaltenen Privilegien oder die Verfaffung in einen neuen Recch 
zu bringen, zugejichert, „die ihm übertragene Gewalt jolle gewiß Niemanden gereuen. Alles 
folle fo werben, daß jeder der Neihsftände zufrieden jein werde‘ (Spittler, S. 115). Unb 
nad der Erbhuldigung in der erften Provifionaleinrihtung erflärte er, „ſeine Abjicht gebe 
dahin, dem Reichsrath mehr Glanz, dem uralten Adel mehr Würde, der Geiftlihkeit und Dem 
Bürgerftand mehr Auctorität und dem Bauernftand mehr Freiheit zu geben” (Spittler, 
&. 158). Nah allem diefen muß man denn jiher Spittler beiftimmen, wenn er in feiner 
„Staatengefhichte”, S. 485, über den Sinn und Hergang des ganzen Gejhäfts und der dem 
Könige ertheilten Vollmacht der neuen Redaction der Verfaſſung, welche zunächſt die unpaffen- 
den adeligen Ufurpationen audtilgen und die neuen Succeſſionsverhältniſſe anordnen und ein: 
paſſen follte, fich folgenvergeftalt ausdrückte: „Niemand glaubte wol, daß die Einführung 
der Erbfolge und die Aufhebung der bisherigen Gapitulationen und die Nihtfubftituirung 
einer neuen Gapitulation ald Einführung einer völlig unumfhränften Regierung verſtander 
werden könne. Daß es der legte vänifche Reichstag fein werde, hatte man weder anmı Anfange 
nod am Schluſſe deflelben geglaubt.” Es ift alfo auch wol nnftreitig nur eine diefem Schrift: 
fteller eigenthümliche Ironie, wenn er hinzufügt: daß, weil man bei der Urkunde vom 10. Jan. 
der legten Nedaction, denn die frühere habe nichts vergeben, S. 169, jo wenig Vorſicht ge: 
braudt und den wahren Sinn deſſen, was eigentlich in der ftändifchen Verwilligung lag, fo 
unangemeffen audgedrüdt habe, indem es heiße, dem König würden alle Majeftätsredte umd 
abjolute Gewalt übertragen, nun hieraus das unbeftreitbare wahre Recht entſtanden fei, ganz 
das Entgegengefegte von jenem wahren Sinne der Berwilligung und der Vollmacht anzuord⸗ 
nen. Spittler wußte ja natürlich recht gut, daß Verträge unter dem Gejeß von Treue um 
Glauben ftehen, daß ihr wahrer Sinn, nicht aber ein diefen ganz unangemeffener Ausprud ki 
der Auslegung gelte, und daß vor allem Verzichte ftreng auszulegen find. Er ſelbſt gibt ie: 
halb überall eine ganze Reihe von Ihatfahen an, die über den wahren Sinn des Vertichze 
zwiſchen ven Ständen und dem Könige ihm jelbjt gar feinen Zweifel lafien, z. B. S. 94, IW, 
105, 106, 108, 424, 151. Gr jelbft jagt außerdem, das jene neue Nedaction gar nicht, die 
auch nicht jorglos, von den Ständen, jondern daß ſie einfeitig vom «Hof redigirt wurde (S. 157). 
Dennoch aber enthält fie ſelbſt ausdrücklich die Erklärung, daß fie „alle die Verhandlungen, 
welche vor und nach der Erbhuldigung, ſoweit fie diefelbe angeben, paffirt ſind“ (alſo auch bie 
Vorbehalte, Koderungen und Vorausfegungen der Fortdauer der weſentlichen DVerfaffungs: 
tete), „gerade fo beftätige, ald wenn jie von Wort zu Wort bier eingerüdt wären‘ (S. 164). 
Spittler bemerkt auch, daß man damals überall Verfaſſung und Negierungdform gar midt 
binlänglid unterfhied und gar feinen beftimmten Spradgebraud für eine unbefchränkte Re 
gierung hatte, an die man, da in ganz Guropa feine ſolche eriftirte, gar nicht dachte, ebenfo 
wenig als etwa an eine blos berathende Reichsſtandſchaft. Gr jagt jelbft(S. 124, 125), aß nad 
damaligem Sprahgebraud die gewählten Ausprüde, namentlich abjolute Negierung recht gut 
auch die monarchiſche Erbregierungsgewalt bezeichnen konnte. Wie denn auch früher und fpäter 
überall die volle Souveränetät des Königs und jein Beſitz aller Majeftätsrechte mit wahren 
Reichsſtandſchaftsrechten völlig vereinbar gehalten wurden. Ja jene Souveränetätsurkunde 
follte mit Ausnahme des Erbrechts noch gar nicht über die Regierungsform beftimmen, ſondern 
nur zu ihrer neuen Entwerfung dem Könige das unbefhränfte Vermittelungsrecht und die Boll: 
mat übertragen. Diefe neue Redaction der Verfafjung nun wurde aud wirklich unter dem 
Namen Königsgeſetz (Kongelov) endlich nad fünf Jahren, am 14. Nov. 1665, und zwar auf: 
brüdlich ald dad Gefeg über die Negierungsform (forma regiminis) und ald das wahre Ver: 
faflungsgefeg (immutabilis fundamenti lex 7) von deö Königs Gabinetsjecretär Veter Schu: 


5) Holberg, II, 526. 

6) ‚.Thes. rerum publ.‘, II, 295. 

7) S. die um in den Abdrud in Sehmans' „Corp. jur. gent. — ‚I, und in Martens 
„Corp. jur. publ.“, 
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macher entworfen, aber während der ganzen Lebenszeit Friedrich's III. forgfältig geheim gehal- 
ten. Erſt nach feinem Tode, bei der Krönung Chriſtian's V. (1670), wagte man e8, ie zu 
publieiven. Da ergab ſich denn, daß es nicht eine neue Anoronung der ftändiichen und Ver: 
faſſungsrechte der vier Stände, fondern eine Vernichtung aller dieſer Rechte, aller Reichsſtand— 
ſchaft und die unbeſchränkteſte Königsgewalt enthielt, die je in irgendeinem Grundgefeg aus: 
gefproden wurde. Der König, jo Heißt es in diejer ewig merfwürbigen Urkunde (AriT),t. 
ſoll von jeglihen menſchlichen Gefeg in geiftlihen und weltlihen Saden entbunden (omnibus 
humanis legibus solutum caput) fein. Ex foll alle Gejege, außer das Königsgeſetz ſelbſt, 
welches ihn übrigens nur allein an die lutheriſche Religion und die Succeſſionsordnung bin 
det, zu jeder Zeit beliebig aufheben, ja weder durch ein Verfprehen noch durch einen Eid ſich 
fel6ft oder vollends jeine Nachfolger zu irgendetwas rechtsgültig gegen fein Volk verpflichten, 
feine Gewalt nie befhränfen fönnen (Art. XVIT), welche Beſtimmung indeß, wie ſchon Dahl: 
wann jehr richtig bemerkte, jelbit eine jehr große und gefährliche Beihränfung der königlichen 
Gewalt enthält. Wenn ji irgendwo bei einem Könige nody eine größere Gewalt fände, die hier 
ausdrücklich anzuführen vergeffen wäre, fo jollen fie die Könige von Dänemark ebenfalls noch 
haben (Art. XXVI). 

Der Eindruck einer jo unerwarteten Entwidelung des großen Ereigniffes wurbe zwar aller: 
oings gemilvert durch ven Haß gegen den Adelftand, der ſich noch wiederholt, namentlich auch in 
einer höchft bittern Klage des Bauernjtandes über deſſen Anmaßungen und Bedrückungen aus: 
ſprach (Spittler, S. 155), durch den Blick auf England, wo durd die unbedingte Zurückru— 
fung der Stuart8 und ihre aufs neue verfündete Ableitung unbeichränfter Gewalt von Gott 
die Revolution für die Freiheit gänzlih verunglüdt ſchien, endlich durch kluge Regierungsmaß— 
regeln. Und es ift begreiflih, daß die abfolute Gewalt, einmal ins Leben geführt, nicht fo leicht 
wieder umgeftürzt wurde durch die Meclamationen und Klagen der einzelnen Misvergnügten, 
welche zum Theil an auswärtigen Höfen Hülfe ſuchten, und von melden Corfiz Uhlefeld ven 
Kurfürften von Brandenburg verfierte, „der bei weitem größere Theil der Nation laffe ihn 
auffodern, das verhaßte Joch zu brechen“ ®), noch aud durch eine Bitte der Norweger, die dad 
Recht zu einem Reichstage nicht als vernichtet anjahen. 

Dennoch mußte der ganze jo entftandene Zuftand, zumal nad der neuen Herftellung der 
Freiheit in England und bei der natürlichen lebhaften Verbindung Dänemarks mit ihm und 
dem freien Holland und Schweden, wahrlich Feine leichte Aufgabe der Behandlung für die Mi- 
nifter bilden; ſelbſt auch noch ganz abgejehen von der faft übermäßigen Verantwortlichfeit, 
den ver Mangel alles öffentlihen Redhts ihnen aufbürdete. Denn ehe die Gründung eined neuen 
dänifhen Staatsrechts begann, durfte ich das däniſche Staatsrecht wol veranſchaulicht halten 
durd einen Folianten, welden ich wegen feiner Aufſchrift: däniſches Staatsrecht, bei einer 
Berfteigerung in Holftein jchnell fteigerte. Als ich ihn erwartungsvoll aufſchlug, enthielt er 
von vorn bis Hinten nur unbefchriebenes ‘Papier. 

Zwar hatte man das Berürfnig gefühlt, diefem Zuftande felbft eine andere höhere 
Weihe als die der angeführten Verhandlungen zu geben, ja diefe ſelbſt dadurch möglichſt in 
den Hintergrund zu ftellen. Dex erfte Eopenbagener Theolog, der nachher durch das Bisthum 
von Seeland belohnte Bifhof Wandal, hatte in feinem Königsrecht (Wandalini „Jus regium”, 
Kopenhagen 1665), um, wie er jelbft jagt, zunächft alle Lehrer, die Profefloren, Schullehrer, 
Geiftlihen zulehren, was fie über die Regierungsverhältniffe vorzutragen hätten, auf theofratifche 
Weiſe die völlig unbeſchränkte Königsgewalt unmittelbar von Gott abgeleitet. Er wurde dabei 
fo fehr von oben unterftügt, daß ſchon zwölf Jahre jpäter (1675) der theologische Profeſſor 
und Hofprediger Maaſius (‚, Dissert. acad.“, ©. 757) jhreiben Eonnte, daß diefed Bud von 
MWandal in Dänemark wie ein ſymboliſches Buch gelte und man nichts Neues mehr über die 
Materie lehren Eönne, ja jo fehr, daß die Regierung des berühmten Thomaſius Gegenſchrift, 
zur Beleidigung jeined großen Kurfürften auf dem Marftplage von Kopenhagen öffentlich von 
Henkers Hand verbrennen ließ. Niemand hätte wol damals, auch abgefehen von den Schmä⸗— 
bungen der beiden theologischen Politiker gegen die Zweifler an diefer Lehre, eine andere wagen 
dürfen. Und wer follte e8 venfen: dieſe königliche Gewalt wurde aus „den Pandekten des 
göttlichen Rechts“ oder der Bibel und zwar auf das abihredende Bild begründet, welches der 
Prophet Samuel (1, 8,) den Ifraeliten, um fie von der Foderung eines Königs abzuhalten, 
vom Misbrauche ver Föniglihen Gewalt macht: „Eure Söhne wird er nehmen zu feinen Wa— 


8) Bufendorf, „‚Rer. Brandenb.“, I, 571. 
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genknechten und Neitern, eure Töchter u. f. w. Eure beften Ader, Weinberge und Ölgärten 
wird ernehmen und feinen Knechten geben. Und eure Knechte und Mägde und eure feinften 
Jünglinge und eure Eſel wird er nehmen und feine Geſchäfte damit audridten — und ihr 
müjfet feine Knechte ſein!“ Diejed num betrachtet Wandal ald das Bild des „wahren , eigent: 
lien, volltommenen Königthums“ und ald deilen unmittelbare göttliche Einfegung. Durd 
die Gelangung zum Königtbume aber gehe vermittelt einer innerlihen Salbung (interna illa 
unclione creatoria et characteristica) eine von oben bewirfte wunderbare Veränderung mit 
jedem Könige vor. Das Volk fünne ebenfo wenig die Fönigliche Gewalt übertragen , als bir 
birtenlofen Schafe das Amt des Hirten. Adam fei der erfte König geweſen, der 950 Jahre 
das Menſchengeſchlecht regiert babe, und von ibm fei in ununterbrodener Folge die unum: 
ſchränkte königliche Gewalt auf die Könige und aud den König von Dänemarf gefonmen. Die 
Beihränfungen,, alſo Wahlrecht, Reichsſtandſchaft u. |. w., feien nur Ufurpationen geweſen, 
und die däniſche Nation habe nicht vertragsmäßig dem Könige feine Gewalt und Erblichfeit 
übertragen, jondern nur das uralte, unbeihränfte Recht pflibtihuldig wieder anerkannt 
Es babe der König Friedrich IM. eigentlih durd Gottes Beiſtand Dänemarf wiedererobert 
So, meinte felbft der norwegifche PViceftattbalter Krievrib v. Gabel, müſſe ed auch in ber 
Borrede zum Königsgefeg im Jabre 1708 dargeftellt werden (Spittler, S. 187). 

Doc verihmähte das glücklicherweiſe ver König, vielleicht bejtimmt durch den unglücklichen 
Sturz der Stuartd in England, den befanntlih gerade nur ihre von Gott abgeleitete unbe: 
ſchränkte Gewalt verfhulder hatte (1688). Man hatte aber vollends bei jener ganzen fchönen 
Theorie vergeffen, daß ſie nicht blod durch Vernunft und die Gefhichte, fondern durd ven 
buchſtäblichen Inhalt ſchon des Eingangs ſowol des däniſchen Souveränctätsgefeges als des 
Koͤnigsgeſetzes (ſ. auch Art. XVI) widerſprochen wird. Beide leiten ausdrücklich Die königliche 
Gewalt vom Volkswillen, vom Vertrage und von der Übertragung der Nation ab, ſowol die 
Erblichkeit wie die Vollmacht des Königs, die Verfaſſung zu ordnen, und mithin „die Gültig: 
feit dieſer Verfaflung durch jene Vollmachtgebung. Wenn man alſo damald etwa glaubte, 
Zweifeln und Anfprühen wegen Entftehung und Sinn jener Bollmaht, oder wegen Berän: 
derung ded Willend und Bepürfniffes der Nation, und wegen ber befannten Srage, ob, and 
wenn fie ed wollten, die frühern den fpätern Geſchlechtern für ewige Zeiten alle Nechte nehm 
könnten, begegnen zu müſſen, jo müßte man wenigſtens — das jaben die B. ein — beim 
Mittel anwenden ald den myſtiſchen Nebel jener Theorie. Der Standpunkt dänischer Mimter 
aber wurde durch die legtere nicht verbeilert, weil fie einerjeitd gegen die erwachende Vernunft 
und Prüfung nicht beitand und andererfeits zu gefährlichen Uberfpannungen der Gemalt um 
ihrer Prätenjionen verleiten fonnte. Lagen doch Beifviele bereitd vor, ſowol in jenem ver: 
febrten Gerichte über Thomaſius wie in dem furchtbaren Schidiale, durch welches der Hauptur: 
heber des Königsgeſetzes, Peter Schumader, die Mirfungen feines Werks und des fo vellig 
unbejhränften Königs an ſich felbft erfuhr. Durch die erfte Minifterftelle belohnt, zum ra: 
fen von Greifenfeld, Großfanzler und Ritter vom Glefantenorden ernannt, der treuefte und 
klügſte Diener feines Herrn, wurde er dennoch von diefem, der dur eine Faction einiger 
Großen getäufht war, offenbar unjhuldig obne weiteres verurtbeilt, mußte das Schaffer 
befteigen und dann 25 Jahre im Kerker ſchmachten. 

Denke man fih nun zu allem diefen die in Beziehung auf die Völferverhältniffe bewegten 
gefährliben Zeiten, in melde die Minifterrolle ver beiven B. fiel! Europa, "von ewigen Krie- 
gen zerriffen und im Norden unter den mächtigen und erobernden rufjifhen Herrſchern und 
durch die polniſchen Theilungen, fpäter durch die Franzöfifche Revolution überall einer neuen 
Geftaltung entgegengebend,, meift in einer Art von fauſtrechtlichem Zuſtand. Dazu die fleine 
Macht des dänifchen Staat. Zu allem dieſen feit 1766 ein geiſtesſchwacher Fürſt und ver- 
mebrter Spielraum für mögliche Aufregungen wie für Hofintriguen, doppelt gefäbrlih unter 
Mitwirkung ehrgeiziger Fürftinnen. Struenſee's plöglibe Erhebung, ſchrecklicher Sturz und 
blutiger Tod veranſchaulichen auch diefes. 

Diefe Umftände fhienen alfo wahrlid nicht günftig für eine fo lange und glorreich durchge— 
führte edle Wirkſamkeit däniſcher Minifter, wie die der beiden B. war. Diefe beiven großen 
Staatömänner aber haben durch ihre hohe Geiſtesbildung, durch eine wahrhaft liberale Beftre- 
bung, verbunden mit der windigften, auf echte Frömmigkeit gegründeten Gejinnung, durch 
wahre politiiche Weisheit, gepaart mit einer unerſchütterlichen, männlihen Feſtigkeit, Be- 
wundernswürdiges geleiftet. Sie haben ed dahin gebracht, daß mehre Menjchenalter bin- 
durch das däniſche Volk und die europäiſche Welt die verfaſſungsloſe despotifche Ginrichtung 
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bed Staats und die Kleinheit feiner Macht faft gänzlich vergagen; daß Dänemark unter den 
europäiichen Staaten jogar voranging in höherer Gultur wie in Wohlſtand und in wahrhait 

* liberalen Ginrihtungen und Gntwidelungen, in Abſchaffung des Negerhandels und ver Leib: 
eigenſchaft, in völlig unbefchränfter und durch die eurcpäifhen Reyolutionsſtürme hindurch 
unbeſchränkt bewahrter Freiheit der Preſſe und ded einzelnen und collertiven Petitionsrechts, 
in mutbvoller Verteidigung der freieften völferrechtlihen Grundjäge, in Beförderung von 
Wiſſenſchaft und Kunft und von Wohlthätigkeitsanftalten aller Art. Sie haben trog der, wie 
es jheinen mußte, mit dem dänischen Verfallungszuftande, zumal in jo aufgeregter Zeit, um: 
vereinbaren großen Freiheit und freien Bewegung die ungeftörtefte Ruhe im Innern, und trog 
der großen Stürme im europäifhen Völferleben mitten unter Europas großen Mächten ihrem 
Staate eine weit über deſſen Größe hinausgehende ehrenvolle und einflußreihe Stellung und, 
ſtets muthig und gerüftet zum Kriege, einen ebrenvollen Frieden bewahrt. Und fowie fie es 
verfhmähten, gegen die Mängel und Gefahren des dänischen Verfaffungszuftandes durch Lüge, 
Unterdrückung und jene obſcurantiſche Myſtik Hülfe zu ſuchen, fo haben fie e8 möglich ge- 
macht, denfelben durch ven Beginn der Wieverherjtellung freier Verfaffungdeinrihtungen auf 
die beite und würdigte, auf die allein dauerhafte Weije entgegenzumwirfen. 

Die B. jind eine alte, in Medlenburg, in Hannover und Braunſchweig, fpäteraud in Dä- 
neniark reich begüterte deutiche Familie, welche aus Baiern ftammen fol. Die beiden ältern 
B. waren alfo uriprünglic für Dänemark Ausländer, nur für die Schleöwig= Holfteiner, die 
mit Dänemark gemeinfhaftlihe Fürſten hatten, deutſche Landsleute. Doch ift es befannt, 
welde günftige Stellung in Dänemark wie in Schweden früher viele Deutſchen einnahnıen. 
Don Andreas Peter, dem Vater von jieben Söhnen und drei Töchtern, leitet fich die jüngere 
der beiden jegt nod blühenden B.'fchen Hauptlinien, die Woterfee'iche ab, während die ältere oder 
die Gartow'ſche von feinem ältern Bruder Joahim Bechthold abftammt. Der erfte däniſche 
Minifter Johann Hartwig war nicht, wie gemöhnlich gejagt wird, verÖnfel von Andreas Peter, 
fondern nur ein Vetter. Denn der Vater von Andreas Peter war nit Bruder, fondern nur 
Geſchwiſterkind von Johann Hartwig. ; 

Die beiden ältern däniſchen Minifter B. waren in Hannover geboren. Johann 
Hartwig Ernſt v. B. war ein Enfel von Andreas Gottlieb v. B., welder der hanno— 
verſchen Fanıilie zur Erlangung der Kurwürde und zur Grwerbung des engliſchen Thrones 
unter Georg 1. weſentlich mitgeholfen hatte und zum Lohne dafür in den Freiherrenftand ers 

hoben worden war. Bon vem gelehrten Keyßler vorbereitet, bejuchte Johann Hartwig in 
deflen Begleitung die Univerjität Tübingen und durchreiſte die vornehinften Staaten Europas. 
Gr machte mit andern Worten die damals zur ftaatsmännifhen Ausbildung gewöhnliche und 
in Verbindung mit guter Vorbildung gewiß heilfame Tour de l'Europe. Chriſtian VI. er: 
nannte ihn 1752 zum dänischen Gejandten in Sachſen, 1757 am Reichstage zu Negens: 
burg, mo er die Aufnahme Holfteind unter die alternirenden altfürftlihen Häufer bewirkte, 
und 1744 in Franfreih, wo er ſich und feiner Regierung hohe Achtung gewann. Im Jahre 
1760 zum Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten ernannt, erwarb er im Jahre 1761, 
nad dem Ausfterben der Herzoge von Plöen, durch Stautöflugheit und Entſchloſſenheit viefes 
Land für das däniſche Holftein, rüftete mit Nahdrud zu deſſen Bertheivigung gegen Rußland 
und wußte die mit dDiefer Macht fhon wegen Holftein:ottorp entftandenen Streitigkeiten mit 
folder Umſicht, Entſchloſſenheit und Standhaftigfeit zu Gunften Dänemarks zu leiten und 
audzugleihen, daß ihn Ghriftian VII. 1767 mit Seiner ganzen Bamilie in den däniſchen 
Reichsgrafenſtand erhob. Der zu Stande gebrachte, für Dänemark vortbeilhafte, zuerft nur 
proviforische Vertrag vom 21. April 1767 ſchlichtete endlich die unglüdjeligen Streitigkeiten 
der berzoglien und föniglichen Linie des Hauſes Holftein. Er übertrug das ganze fürftliche 
Holftein an die Fönigliche Linie gegen Abtretung von Oldenburg und Delmenhorft, und das 
fürftlihe Haus verzichtete auf alle Anſprüche auf Schleswig, die noch furz zuvor einen erbit: 
terten Krieg gedroht hatten. Mit gleicher Weisheit und gleich glüdlihem Erfolge bewirfte und 
erhielt B. in oft fehr ſchwierigen Verhältniffen ein frienliches Verhältniß und eine würdige 
Stellung Dänemarks zu den übrigen europäifdhen Staaten, inöbefondere auch während bes 
Siebenjährigen Kriegs, in welhem er für Dänemark ſtrenge Neutralität durhführte. Für 
den Wohlftand feines Landes forgte er dur Beförderung von Fabrifen und Manufacturen, 
wobei freilich vielleicht die damalige Modetheorie einer allzu eifrigen Fabrikbeförderung zu Gin: 
feitigfeiten führte, fodann durch Beförderung des für Dänemark jo wejentlihen Frachthan— 
dels, ſodaß das Mittelländifche Meer, auf welchem früber die däniſche Flagge faſt unbekannt 
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war, bei Friedrich!s V. Tode von mehr als 200 Schiffen, befahren wurde; ferner dadurch, daß 
auf feinen Rath die Regierung der Handeldcompagnie auf den weſtindiſchen Injeln alle ihre 
Beiigungen, Gerechtfame und Waaren für 2,200,000 Thlr. abfaufte, um den Handel freis 
zugeben. Kür die Fortſchritte ver Gultur und Wiſſenſchaft wirkte ev nicht minder eifrig. Er 
verſchaffte ver Gefellfhaft ver Shönen Wiflenfhaften einen bedeutenden Konds. Nach feinem 
Vorſchlage und Plan wurde die Landhausgeſellſchaft errichtet. Er veranftaltete mit großen Ko— 
ften die Reife einer gelehrten Gefellihaft nad) den Morgenländern, welder wir namentlic des 
ältern Niebuhr treffliche Beſchreibung verdanken, vorzüglih aud, um eine gründlidhere Aus: 
legung der Bibel zu veranlaflen. Er berief Gelehrte und tüchtige Männer aus Deutſchland und 
lohnte und ermunterte die Gelehrten nicht blos durch Geldmittel, jondern, was mehr wirkt, 
durch Achtung, Freiheit und durch perfönlihes Wohlwollen. Der erfte Dichter Deutſchlands, 
unfer Klopſtock, fand unter ihm in Dänemark durch einen däniſchen Gehalt die nöthige Unter— 
flügung und die forgenfreie Lage zur Vollendung feines Hauptwerks und mehr als dieſes und 
als ven ehrenvollen Titel. Auf dem Gute B’3. bei Kopenhagen, wo er mehre Jahre lebte, 
genoß er die Freundſchaft und den erhebenden LImgang des großherzigen Staatsmanns. Für 
die Armen forgte B. mit befonderer Liebe und perfönliher Thätigkeit. Die Direction des Ar: 
menwefend in ganz Dänemark wurde daher neben feinen übrigen großen Geſchäften, bejonders 
des Minifteriumd der ausmärtigen Angelegenheiten, ihm übertragen. Die Errichtung des 
fopenhagener Pflegehaufed geihah nad) feinem Plane, und 1766 legte er ven Grundſtein zu 
dem Allgemeinen Hospitale in Kopenhagen und gründete die erfte Hebammenſchule in Däne: 
marf. inter die Armen vertbeilte er jährlich den vierten Theil feiner Ginfünfte, und als er 
fpäter, feines Dienfted entfegt, im Auslande lebte, ließ er fortvauernd jährlih 5000 Täler. 
aus feinem eigenen Bermögen unter die däniſchen Armen vertheilen. Doc er that mehr. Er 
ging ald Mufter voran in Aufhebung der Feſſeln der Leibeigenihaft und der drüdenven Feu— 
dallaften. Friedrich V. hatte ihm zur Belohnung und zur Vergrößerung feines Guts Bernſtorff 
bei Kopenhagen die Frohndienfte der Bauern von Giendorf, Ordrup und Bangede gefchentt. Er 
aber hob die Leibeigenihaft, die Frohndienſte, Gemeinweiden und Ganerbidaftörechte auf, 
und machte hierdurch und durch gleiche eigenthümliche Zutheilung der Ländereien an die Fami— 
lien, ſowie durch Vorforge für ihre religidje und moralifche Bildung, aus trägen und lieber: 
lihen armen Leuten fleißige, orbnungdliebende, wohlhabende Menſchen. Eine von ihnen 
unmeit ded Gutes ihrem Wohlthäter geſetzte Ehrenfäule fpricht noch jegt ihren Dank für die 
durch ihn erhaltene Kreiheit, landwirthſchaftliche und moralifche Verbefferung aus. Bald gab 
nun auch die Regierung allen Grundeigenthünern ein neues und größeres Beijpiel. Chri— 
ftian VII. ichenfte 1766 im erften Jahre feiner Regierung allen Bauern im fopenbagener 
Amt das Eigenthum der Höfe, die fie bewohnten, und ein Mufter für ganz Europa wurde die 
fpätere Ausführung der Vefreiung und der Verbefferung der Lage des Bauernftandes in Dä- 
nemarf. Wol durfte Spittler (, Staatengeihidte”, I, 488) von B. jagen: „Er glängte 
unter den Miniftern als ein Mann erfler Größe. Was irgendein Minifter in feiner Lage 
thun konnte, das hat er vollendet.” Der große Friedrich nannte ihn das Drafel von Däne— 
marf. Gegen die unverdienteften Anflagen feiner Neiver, namentlich gegen eine vom Minis 
fter Grafen Dannejfiold dem Könige übergebene Anklageſchrift vertheidigte jih B. 1766 völlig 
fiegreih in einer Apvlogie feiner Verwaltung ?), bei deren Lefung man in Zweifel it, ob 
man mebr die vortrefflihe, Elare und würdevolle Darftellung, oder die ftaatöfluge Feinheit, 
oder die edle Fromme Gefinnung bewundern foll. Dagegen konnte es fieben Jahre jpäter dem 
damals durch fein Verhältniß zu der Königin und zu dem geiſtesſchwachen König allmädtigen 
Günftling Struenjee, unter welchen ſich unterzuordnen B. verfhmähte, nicht ſchwer fallen, 
den König zu feiner Entlaffung zu bewegen. Ald dem eveln Manne das unerwartete könig— 
lihe Entlaffungsihreiben überbradt wurde, wendete er den Blic zum Himmel und ſprach: 
„Ich bin meines Dienftes entiegt; Allmächtiger, jegne diefes Land und den König!” Zmei 
Sabre fpater, 1772, nad Struenjee’s blutigem Ende, durd die Wünſche ded Landes und von 
dem Könige in alle feine Würden zurüdgerufen, farb B. während feiner Vorbereitung zur 
Rückreiſe plöglich zu Hamburg, wohin er jih, begleitet von dem Segen feines Volfes und 
der Achtung Europas, zurückgezogen hatte. 

Bedürften ded großen Mannes unfterbliche Verbienfte um fein Aooptivvaterland noch eine 
Zufages, fo fügte er auch diefen hinzu durch die Ausbildung, die ihm fein noch größerer Mach— 


9) Bergl. Schlözer's ‚, Staatsanzeigen ”, VI, 78. 
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folger, fein Better Andreas Beter ®rafv. B., verdanfte. Schon ald jehsjähriger Knabe 
las dieſer mit Begierde politifche Zeitungen und nahm mit Begeifterung Antheil an Friedrich's 
des Großen Schlahten und Siegen. Mit gründlicher gelehrter Schulbildung ftudirte er zu 
Leipzig und Göttingen und bereifte van England, die Schweiz, Frankreich und Stalien. Nach 
feiner Rückkehr bildete er ji in Kopenhagen unter ven Augen und unter ver Leitung feines 
Oheims durd Arbeiten in deſſen Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten zum Staats- 
manne aus. Mit Auszeichnung verwaltete er hierauf verjhiedene Staatöbienfte, verlor aber 
ebenfalld unter Struenſee's Minifterium jeinen Wirkungskreis. Doc ſchon 1773 trat er nad 
deſſen Sturz aufs neue in dänische Dienfte und wurde nod) in demfelben Jahre Staatäminifter 
und Director der zur Verwaltung der Herzogthümer Schleswig und Holftein beſtehenden deut: 
ſchen Kanzlei. Hier führte er alsbald die jhon von jeinem Vetter begonnene Unterhandlung 
mit Rußland, über den Austaufch des gottorpifchen Antheild an Holftein gegen Olvenburg und 
Delmenhorſt, auf geihicte, für Dänemark vortheilhafte Weife zu Ende. Sodann entwidelte 
er in dem englifch-frangöfifhen und ſpaniſchen Seefriege von 1776 an der Spige des kleinen 
Neiches auf das glänzendſte jeine ansgezeichnete Meifterichaft in politifchen, Unterhanplungen. 
Er vorzüglih war ed, welcher ven natürlichen völferrehtlihen Grundſatz aufftellte und geltend 
machte, daß ein neutrales Schiff ‚die Ladung frei made und daß in alle nicht wirklich blodirte 
Häfen die Einfegelung zuläflig ſei. Er bewirkte die für England jo widerwärtige bewaffnete 
Neutralität, zuerft durch Vertrag mit Rußland, dann aud mit Schweden und Preußen, und 
verſchaffte vadurd für Danemarf während fo ſchwerer Kriege anderer Nationen einen vieljäh- 
rigen ruhmvollen und glüdlichen Frieden. Dennoch wurde er bald, 1780, durch Widerſpruch 
feiner Anſichten mit denen der verwitweten Königin Juliane und ihres Werfzeugs, des Mi- 
nifterd Guldberg, zum Rüdtritt beftimmt. Sobald aber im Jahre 1784 der damalige 
Kronprinz und fpätere König Friedrich VI. auf die würdigſte Weije den Staatörath verän: 
dert und den Einfluß der Königin zerftört hatte, wurde aud B. in alle feine Würden zu— 
rücberufen und blieb, mit dem vollen Vertrauen des neuen Negenten beehrt, bis zu feinem 
Tode (1797) die Seele nit bloß der äußern, jondern auch der innern Verwaltung, ver 
leitende und belebende Mittelpunkt einer, troß der ſchwierigſten europäifchen Verhältniffe, für 
Dänemark höchſt glorreihen Regierung. Gegen Schweden konnte er 1788, ala Alliirter Ruß— 
lands, den Krieg nicht vermeiden, aber er wußte ihn ſchnell zu beendigen und bei voller Er— 
füllung feiner Berpflihtungen gegen Rußland die Drohungen Englands un? Preußens fraft- 
108 zu machen. Ja Dänemark trat durd ihn 1791 mit dem glücklichſten Erfolge ald Vermittler 
zwiſchen Rußland und England wegen des Türfenfrieged auf, und ganz Europa bewunderte 
feine mit Meifterhand gefchriebenen Noten in dieſer Angelegenheit. Als darauf Dänemarf 1792 
von allen gegen Frankreich alliirten Mächten zur thätigen Theilnahme an dem Kriege, „wel— 
cher die Ausbreitung der franzöjifhen Grundfäge in andern Staaten verhindern und die mon= 
archiſche Regierungsform in Frankreich erhalten ſollte““, aufgefodert wurde, ba lehnte B. 
mit männlicher Entſchiedenheit auf würdige Weife jede ſolche Theilnahme gänzlih ab. Er er— 
Flärte: fein König fuche den Hauptzweck diefes Krieges, die Abwendung ſtaatsgefährlicher 
Grundfäge von den eigenen Staaten, auch ohne Theilnahme an demfelben (ſoweit er nicht durch 
die Reihöpflicht in Beziehung auf Holftein gebunden werde) auf eine für den Geift feiner Na— 
tion angemeflene Weiſe zu erreihen. DB. that ed völlig glüdli durch eine weife, humane und 
liberale Regierung und indem er während aller Revolutionsftürme und Kriege in ganz Däne: 
marf und Holftein die unbejhränftefte Preßfreiheit, die je irgendwo beftand, und ein freies 
Recht der Betition der Einzelnen, der Gemeinden und freier Vereinigungen erhielt 19) und in 
Dänemark und Holftein Anhängern der verjchievenen Parteien ein Afyl gewährte. Er that es 
dadurch, daß er in ganz Europa allgemeine Hochachtung, in allen Theilen Dänemarks eine 
wahre Begeifterung für jeine Verwaltung, für feinen König und ji erweckte. Auch als im 
Sabre 1795 Dänemarks Lage dadurch viel kritiſcher ſchien, daß ih nun aud England an die 
große Allianz angefhlofien hatte, und nun die erneuerte förmliche Zumuthung an die dä— 
nische Regierung erging, fie jolle vem Aushungerungsplane gegen Frankreich beitreten , blieb 
B. unerfhütterli und lehnte auch diefe Anmuthung gänzlich ab und behauptete, faſt allein 
in Europa, die ewigen Grundſätze ded Menſchen- und Völkerrechts und die Grundfäge ver 
allein richtigen, durch die fpätere Erfahrung bewährten Politif. Aber er wußte die gefährlich 
ſcheinende Ablehnungsſchrift mit neuer Staatöweisheit fo vortrefflich und ergreifend abzufaflen, 
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daß ſie in ganz Europa bei Freund und Feind, bei den monarchiſch wie bei den republikaniſch 
Geſinnten gleichen Beifall erhalten mußte. In England ſelbſt wurde ie ſchnell hintereinander 
in jieben flarfen Auflagen gedruckt, und Lord Landstown erklärte, ie jei „eine Staatsjhrift, 
die jedem Gabinete in Europa zum Mufter dienen könne”. DB. aber fuhr fort, wie Spittler, 
S. 490, ſich ausdrückt, „das alte Syftem der bewaffneten Neutralität mit einer Würde zu be- 
haupten, die jelbft durch englifche Drobungen nicht erſchüttert werden konnte‘. 

Durd ein jo würdig und jo glüdlich durhgeführtes Friedens- und Neutralitätsiuften und 
durch weiſe Mapregeln, welde alle Gegenftände der Verwaltung, dad Militärweien, die Fi— 
nanzen, den Handel, die Schiffahrt, die Manufacturen umfaßten, beförderte B. einen blü— 
benden Wohlftand ded Landes. Während man andermärtd nur mit der Angft vor der Freiheit 
und mit ber Bekämpfung ihrer Grundſätze beihäftigt jhien, ‘ging er in Europa voran mit der 
Aufhebung des Negerhandels (1792). Er vollendete jegt die Befreiung des dänischen Bauern- 
ſtaudes. Inter feinem Schuge wurde ſodann auf freie und würdige Weiſe auch in den Herzog- 
thümern Schleöwig und Holftein nah dem gegebenen guten Beiſpiel die Aufhebung der Leib: 
eigenſchaft begonnen und bald nach jeinem Tode wirklich vollendet. Vorzüglich durch das gute 
Beiſpiel auf ven Domänen und durch Bermittelung einer Grebitfafle und Vertheilung der Ge: 
meindeländereien gab Dänemarf für Europa ein Mufter der Verbeflerung der Landescultur 
und der Bejeitigung ſchädlicher Ginrihtungen der Feudalzeit. Für Künfte und Wiſſenſchaften, 
‚deren fahfundiger, warmer Freund er war, mirfte auch diefer B. auf jede paflende Weiſe 
und ebenfalld vorzüglich durch wahre Achtung gegen die Wiſſenſchaft und die Gelehrten. 

Vor allem aber wirkte er für fie, für den Rubm Dänemarks in Europa, für Matio: 
nalitol;, Bildung und gute Verwaltung im Innern dur die ungefränkte Bewahrung der 
völlig unbeſchränkten Preffreiheit in ganz Dänemarf wie in den deutihen Herzogthümern 
Schleswig und Holjtein. Völlig unbeichränft war fie, da die jie janctionirenden Gefege vom 
44. Sept. 1770 und vom 18, Der. 1774 ſelbſt nicht einmal die in Franfreih und England 
ftattfindenden befondern Strafen über Preßvergehen, oder Sicherungsmittel, Gautionen, 
Stempel u. ſ. w. einführten, fondern nur foderten, daß entweder ver Verfafler ober der 
Druder ich nenne, und übrigens lediglich auf dad gemeine Recht hinwieſen. Diefe Preffrei- 
beit aber wurde wirklich und ohne Öffentliche Berfolgungen gebraucht. Sie wurde zum Theil ein 
Aſyl der Gedanfenfreiheit für ganz Deutfhland, von wo fi mande bevrängte Wahrheit in 
das von Dänemark regierte Holftein Hüchten mußte, ſowie z. B. fpäter die ganze in ver Woͤll⸗ 
ner'ihen Periode von Berlin nach Altona geflüchtete , Allgemeine deutſche Bibliothek““. Beſonders 
aber aud die innern Zandesverbältniffe wurden auf dad freimüthigfte befprochen, fo z. B. in 
Schmettau's Schrift über die fteheuden Heere, in Suhm's „Mitthellung der Souveränetäte- 
acten“. Der vortrefflide Niemann bat indbejondere ald fortvauernder Augenzeuge nadhge- 
wiejen, wie für die deutjchen Herzogthümer dieſe funfzigjährige vollkommene Preßfreiheit, 
welche rür diefe nur erft durch die deutſchen Bundeabefchlüffe von 4819 zerftört wurde, nur 
wohlthätig wirkte, theils zur offenen Enthüllung verleumderifcher Beſchuldigungen, z. B. von 
dem Dajein einer jafobinijhen Propaganda in Holftein, theils zur eifrigen, meift durd den 
beiten Erfolg gekrönten Verhandlung der wichtigften Landedangelegenheiten, 3. B. des Gelb: 
und Münzweſens, der Mafregeln für die Volksvermehrung, der Militäreinrihtungen, der 
Liturgie und Einführung einer neuen Kirchenagende, der Befreiung der leibeigenen Bauern, 
der Aufhebung des Strandrechts. 11) Blos allein die erfte Angelegenheit veranlaßte in ven Jah: 
ren 1786— 88 neunundachtzig verichiedene, theild beſonders, theild in Zeitichriften erſchienene 
Abhandlungen, darunter die von Zorga, Hendler und Tetend. Die „Allgemeine Literaturzei- 
tung‘ gab davon in einer Reihe von Blättern eine Anzeige und urtheilte: es fei ‚, nicht leicht 
ein Schriftwechjel über eine befondere Angelegenheit ver Staatävermwaltung eine Quelle reiche: 
rer und widhtigerer Aufklärung geworden. Nie jei die Theorie vom Geld: und Münzweſen in 
‚einem jo weiten Umfange, von jo mannidfaltigen Seiten und in fo fruchtbarer Zufammen: 
ftellung jeder Gründe und Gegengründe erwogen worden als in diejen Zeit: und Flugſchrif— 
‚ten. Uber abgejehen von diefem Gewinn für die Wiffenfchaft und die Verwaltung, welchen 
nur eine jo ftreng geführte Verhandlung rein und lauter gewähren möge‘, machte das damals 
fo gediegene kritiſche Blatt befonders aufmerkjam auf die große Freimüthigkeit in dieſem 
Schriftwechſel: „als eine glüdlihe Frucht ver durchaus unbeſchränkten Vreßfreiheit, dieſes 
ausgezeichneten und ungekränkten Kleinods der däniſchen Staaten‘. „Herzerhebend iſt es zu 
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ſehen““, fo fährt der Beurtheiler fort, „wie hier der Bürger einer durchaus unumfäränften 
Monarchie gegen die Regierung, der im Dienft des Staats ftehende Mann gegen den Staat 
das Wort nimmt, mit Freimüthigkeit niht nur, fondern oft fogar vorlaut und felbft mit 
Bitterkeit feinen Tadel gegen öffentliche Verfügungen, feine Bebenklichkeiten und Einwenduns 
gen dawider vorbringt, wie Männer am Ruder ed nicht unter ihrer Winde achten, ſich auf 
diefe Einwürfe einzulaflen, ſondern es für Pflicht halten, jolche zu prüfen und das Syſtem der 
Regierung zu vertheidigen, und wie durch diefes Pro und Contra, durch diefes laute Debat- 
tiren über Staatdangelegenheiten nicht nur die Aufklärung des Publicums, feine Zufrieden: 
heit mit ver Regierung, jondern au die Adminiſtration felbft gewinnt und durch Entwöh— 
nung von einfeitigen Begriffen, durch ftilled Aufmerken auf die Stimme des Volk! und dur 
die Betrachtung einer Idee von mehr ald einer Seite gewinnen muß.‘ 
Freilich wol murde auch in Dänemark die Preffreibeit bier und da fehr misbraudt. 
Wie konnte das anders fein, da es eine Freiheit für Menfchen ift, und vollends in jo aufge: 
vegter Zeit wie feit der Franzöſiſchen Revolution. Niemann aber, der unvermerflihe Zeuge, 
fagt: „Der ungeftörte Gebrauch diefer Breffreiheit hat nicht nur ihren Nußen bezeugt, fon- 
dern auch ihre Regeln und Schranken ſich jelbft gejegt. Wenn Unverftand oder Muthwille, 
befonders in der Zeit, als die Anhänger der verjchiedenften Parteien in Holftein eine Zuflucht 
ſuchten, unjere Preſſe misbrauchten, jo ift durch Nichtachtung oder gebührende Verachtung 
jeder böſe Wille vereitelt. Religion und Sitten find jo wenig als Geſetzmäßigkeit und öffent- 
liche Ruhe durch jte gefährdet worden.” Doch foderten ſchwache, unmuthige und eigennüßige 
Menſchen fehr begreiflihermeije au von B. Beichränfungen und Sudpenfionen. Aber ver 
große Staatsmann fah ein, daß die Nachtbeile der Freiheit von ihren Bortheilen und von den 
unvermeidlihen und verberblihen Misbräuchen der Genfur weit übertwogen werben, daß eine 
fo würdige und tüchtige Regierung fie durchaus nicht zu fürchten brauche. Er blieb ſtets ein- 
gevenf der königlichen Worte, womit fein König in jenem Gejeg vom 14. Sept. 1770 alle 
Cenſur aufgehoben hatte: „daß cd nämlich der unparteiifchen Unterfuhung ver Wahrbeit ebenſo 
nachtheilig, ald ver Entdeckung verjährter Irrthümer und Vorurtheile hinderlich fei, wenn 
redlich gelinnte, um das allgemeine Wohl und Befte ihrer Mitbürger beeiferte Patrioten durch 
Anfehen, Befehle und vorgefaßte Meinungen abgefchredt over behindert würden, nach Gin: 
ſicht, Gewiffen und Überzeugung frei zu jhreiben, Misbräuche anzugreifen und Vorurtheile 
aufzudecken.“ Es vertheibigte der große Minifter, ald aud im Staatörathe wiederholt Be: 
fhränfungen der Prefie gefodert wurden, mit fiegreihem Nachdruck feine Überzeugung: 
„Preßfreiheit ift ein großes Gut, der Segen feines mweifen Gebrauchs wiegt den Schaden 
feines Misbrauchs bei weitem auf. Sie ift ein unveräußerliches Recht jeder civilifirten Nation, 
durch deſſen Kränkung eine Regierung ſich felbft herabjegt, durch deſſen unverlegte Bewahrung 
fie ich felbft achtet und des vollen Vertrauens der Nation würdig zeigt.” Erwäge man nun 
ganz das Land und die Macht und die Zeit, in welcher B. folde Grundſätze hegte und durd- 
führte! Man wird aldvann erft ganz die Größe feines Charakters und feiner noch lange über 
fein Grab hinaus für Heil und Ruhm feined Vaterlandes wirkjamen Staatsweisheit würdigen. 
Man wird vielleicht auch fon zum voraus ahnen, daß auch diefer große Staatdmann, ſowie 
fein großer Vorgänger, nad dem einftimmigen Zeugniß Derer, die ihn fannten, in dem wür- 
digſten Privatharakter und in einer wahrbaften Frömmigkeit, nicht einer ſolchen, welche das 
Licht und die Bervollfommnung heut, jondern einer ſolchen, welche jie fucht, die Kraft ſei— 
ner ebenjo männlich feſt ald ruhig durchgeführten ſegensreichen Staatöweisheit fand. In ge- 
funden Tagen erwedten feine männlich jhöne Geftalt, jein würdevoller Anftand, fein freund: 
liches Auge, das reine Wohlwollen feiner Mienen und Worte bei Allen Achtung und Vertrauen. 
Als eine böhft fhmerzlihe Krankheit ihn ſchon im zweiundſechzigſten Jahre auf ein leidenvolles 
Sterbelager brachte, wurden Alle, die neben feiner zahlreichen Familie es umgaben, von der 
Berwunderung ded Mannes ergriffen, den auch umter den heftigften Körperfchmerzen nichts 
aus jeiner religiöfen Stimmung, männliden Faſſung und ruhigen Heiterfeit zu bringen ver: 
mochte. Sowie jein Geburtätag längft ald jährliches allgemeines Feft in Dänemarf, Norwe- 
gen und den Herzogthümern gefeiert wurde, fo veranlaßte fein Tod eine allgemeine Landes: 
trauer. Mit der ganzen fopenhagener Bürgerſchaft folgte unter B's. Söhnen fein König dem 
Sarge. Dänemark und Europa hatten einen Staatdmann verloren, deſſen Weisheit, wäre 
fie auch nur in Beziehung auf die Abwendung der Gefahren ver Franzöſiſchen Revolution und 
der Preſſe auch außerhalb Dänemarks befolgt worden, namenloſes Elend von unjerm Welt: 
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theil hätte abwenden, unberehenbave Kortichritte in menfhliher Cultur und Vervollkomm⸗ 
nung hätte begründen fönnen. 

Für Dänemark, für Norwegen und die deutſchen Herzogthümer hatte allerdings, ſo— 
wie jhon erwähnt wurde, die jeltene Trefflichkeit der Verwaltung der beiden B. jelbft ven Ber: 
luft aller ſtändiſchen Berfaflung vorübergehend faft vergeflen gemadt. Aber aud hier mußte 
man, trogdem, daß die guten Folgen, die Erinnerung und das Vorbild ihrer Verwaltung 
natürlih noch nad ihrem Tode im In= und Auslande zum Vortheil des Landes fortwirktem, 
und trogdem, dap Dänemark noch jegt unter dem Scepter deſſelben Königs ſtand, welder fo 
lange durch den jüngern B. berathen wurde und der mit Recht als der befte Mann feines Rei: 
ches geliebt ward, doch ſchon nicht allzu lange nach B's. Tode inne werden, daß bleibende ver: 
bürgte Öffentliche Iuftitutionen nie durch die vorübergehenden Perfönlichkeiten, daß die in ber: 
fafjungsmäßiger, freier, thätiger, vaterländiſcher Beftrebung entwidelte wahre Volfäfraft 
und Bolfsbildung nie durch pafjived Aufnehmen der Wohlthaten von oben erjegt werden Fön: 
nen. Nur daher erklärt ed ih au mol, daß, wie ihon Spittler, S. 189, bemerfte, trog fe 
vortreffliher Minifter und Fürſten dennoch die däniſche Nationalcultur ſich weniger entwickeln 
wollte, ald man bei ver ftarfen Triebfraft, die fhon in der erften Hälfte des vorigen Jahrhun⸗ 
dertö überall erfennbar war, erwartete. Es fpricht aber für jene Wahrheit noch mehr als fo 
mandher Unfall, jo mander Stillftand und Rückſchritt in höherer Gultur, in Wohlftane und 
Macht, die jeitdem in den däniihen Rändern fihtbar wurden, der entſchiedene allgemeine 
Wunſch diejer Länder nad Gründung neuer und wirklich freier ſtändiſcher Einrihtungen. Es 
fpricht vollends dafür der bemunderndwerthe Aufihwung der Volkskraft, des Nationalgefühls, 
der Gultur und des Wohlſtandes, welcher durch den Beſitz freier Verfaflung in Norwegen ent: 
ftand. Selbft das, daß der ältejte der jieben Söhne, welche B. mit zwei Schweitern des be= 
rühmten Grafen Stolberg gezeugt hatte, der nahmalige preußifhe Staatsminifter Graf 
Ehriftian B., und der audgezeichnetfte feiner drei Schwiegerlöhne, Graf Gay Reventlow, feine 
Nachfolger wurden, konnte jene, wenn vielleicht auch niederjchlagende, doc ſehr belehrende 
Wahrnehmung nidt entfernt halten. Beide Männer gebörten ihrem perfönlihen Gharafter 
nach zu den edelſten, welche der Verfaſſer diefer Zeilen je perjönlich kennen lernte; beide 
fhmüdte au, wie fhon ihr Verhältniß zu ihrem großen Borgänger ahnen läßt, eine nit 
gewöhnliche Bildung. Der zweite hielt auch gerade in einem Hauptpunfte die politifche Weis— 
heit feines Vorfahrers feit. Er hatte ed nicht hindern können, daß durch ein Geſetz vom 
236. Sept. 1799 in Dänemark die Preßfreiheit befhränft wurde. Zwar verihmähte man jeft 
noch ihre Vernichtung dur Genfur, „weil“, wie das Gefeg felbft jagt, „dieſes Mittel einen 
unbehaglihen Zwang mit ſich führt für jeden guten und aufgeflärten Mann, welcher die Ab- 
ficht hat, durd feine Ginfichten zu nügen”. Dagegen bemühte man ji ängftlih genau mit 
Beſtimmung der Grenzen der Drudfreiheit und mit Beſtimmungen der Strafbarfeit. Re— 
ventlow nun an der Spige der Verwaltung von Schledwig:Holftein, wußte mit der Erflärung, 
daß man hier das allgemeine Recht für ausreichend halten könne (Refcript vom 1. Nov. 1799), 
dieje Kränfung von diefen feinem nächſten Baterlande abzuwenden und ibm den Beflg des 
edelſten aller politifchen Rechte in feiner unbejchränfteften Ausdehnung noch 20 Jahre lang zu 
fihern, nämlich fo lange, bis unter der Mitwirfung des Grafen Chriſtian v. B., als dama= 
ligem erften Minifter von Preußen, durdy die Karlsbader Beihlüffe von 1819 dem Herzog 
thum Holftein wegen feiner Theilnahme am Deutihen Bunde die Preßfreiheit aller Schriften 
unter 20 Bogen genommen wurde, ſodaß ſich dieſes mithin nicht blos gegen Dänemark, fon= 
dern auch gegen Schleswig, wo die uriprüngliche volle Freiheit noch fortbeftand, rückſichtlich 
der Preßfreiheit jehr im Nachtheile ſah. Aber eine Staatömweisheit und ein edler männlicher 
politifcher Muth wie der der beiden ältern B. ift leider nur eine feltene Gabe des Himmels. 
Außer den allgemeinern Geſchichtswerken find über die beiden großen B. zu vergleichen: Eggers, 

„Denkwürbigfeiten aus dem Leben des Staatdminifterd A. P. v. B.“ (Kopenhagen 1800); 
Sturz, „Über das Leben des Grafen 3. 5.8.” (1777), und Nierep „B's. Eftermaele * 
(2 Ihle., Kopenhagen 1799). 

Der Graf Ehriftian, welder feinem Vater ald Minifter ded Auswärtigen folgte, bewies 
felbft nicht feines Vaters Befonnenheit und Meifterfhaft, als er theils durch hochfahrenden 
Ton, theils dur die von feinem Vater mit Beifpiel und Wort und ſelbſt nod auf dem 
Sterbebette widerrathene bewaffnete Begleitung (Eonvoy) der neutralen däniſchen Handels— 
ſchiffe 1798 England zu Feindſeligkeiten herausfoberte, melde für Dänemark fo höchſt nach⸗ 
theilig wurden. Das über Dänemark von jegt an hereinbrechende Misgeſchick in feinen innern 


Berufsfreiheit Bceſatzungsrecht 589 


und äußern Berhättniffen ließ fih nun aud nicht dadurch ändern, daß B. 1810 zurüdtrat, 
feinen Minifterpoften mit Gejandtihaftspoften vertaufchte und 1818 an Hardenberg’ Stelle 
in Preußen an die Spige ded Departements der audwärtigen Angelegenheiten trat. Jetzt 
vollends bewies er eine dem Reactionsſyſteme zugewendete Politik. Wir wollen hier mande 
Berbältniffe durch Schweigen achten und nur no drei Punkte berühren: feine Theilnahme 
am Karlöbader Congreß, das eigene Befenntniß feines Strebend, die conftitutionellen Prin— 
eipien in Süddeutſchland niederzuhalten 12), endlich feine befannte Gircularnote über die 
Karlsbader Beſchlüſſe, durch welche legtere die deutſchen Profeſſoren und Studenten fo jchwer 
angeklagt wurden. 2?) Bei Betrahtung feined Benehmen in den angeführten Berhältniffen 
drängt fih und unwillkürlich die Frage auf, wie wol fein großer Vater in gleiher Stellung 
gehandelt haben würde? Nachdem B. an allen damaligen reactionären Gongreflen und an 
dem Reactionsfoftem in Preußen angelegentlih theilgenommen, mußte ihn die erfte Nieder— 
lage diejed Syſtems durch die Julirevolution von 1850 widerwärtig berühren. Er wurde 1851 
auf feinen Wunſch penfionirt und ftarb am 28. März 1855. MWelder. 

Berufsfreiheit, befteht in dem Mecht ver Wahl des Lebendberufs oder der Lebens: 
befhäftigung und ift ald ein Haupttheil der perjönlichen Freiheit und ald Gegenfag von Ka— 
ſtenherrſchaft, Sklaverei und Leibeigenſchaft in den deutſchen und europäiichen Staaten jet an= 
erfannt, namentlid aud in der Anerkennung ver perfönlichen Freiheit in den einzelnen deut— 
ſchen Landeöverfaffungen. Die frühern oder die jetzt ausnahmsweiſe noch beftebenvden gejeg- 
lihen Beſchränkungen, wie durdy Zunft: und Gewerbszwang, durch Militärpflichtigkeit, durch 
Standesprivilegien, durch Staatsprüfungen, ebenſodauch die natürlichen und durch die Ver: 
bältniffe, z. B. durch das Geflecht und Alter, durch Armuth und Mangel an Mitteln und an 
Vorbereitung, begründeten Beihränfungen und die Heilfamfeit ihrer möglichften Befeitigung 
werden am zwedmäßigften in Berbindung mit den berührten betreffenden Hauptmaterien er= 
Örtert. Viele, wie Kafteneintheilung, Sklaverei und Leibeigenfhaft, wie monopoliftiihe Vrivis 
Iegien für gemwiffe Amter, oder wie die in Baden erft durch den Landtag erfämpfte Stubienfreis 
beit aud für die Bauern, find jegt auch gottlob für Deutſchland wenigftend im praktiſchen 
Staatsrecht feiner weitern Erörterung mehr bevürftig. MWelder. 

Berufung, f. Appellation. 

Beſatzungsrecht. Im Allgemeinen verfteht man unter Beſatzungsrecht die Befugniß, 
eine Garnijon in einen Ort zu legen. Man unterfcheidet aber das Befagungsredht im eigent— 
lihen Sinne, welches die Befugnig gibt zur fortvauernden Einlegung der Garnifon, von dem 
fogenannten Offnungsrecht, welches nur bei außerordentlihen Vorfällen ftattfindet. Man theilt 
dann ferner dad Beſatzungsrecht in das orbentliche und das außerordentliche. Das erſtere ift das 
aus der Landeshoheit fließende. Weil der Landesherr und jegt nur noch er allein ein Kriegs— 
und Waffenredht hat und das Recht und die Pflicht befigt, nach den beften militärifhen Grund: 
fägen die Vertheivigungsanftalten des Landes und die dazu nöthigen Soldaten zu befehligen 
und zu verwenden, fo darf er auch in jeden Ort im Lande, wo nicht etwa befondere Verfaſſungs⸗ 
beftimmungen im Wege ftehen follten, die ihm zweckmäßig fcheinende Bejagung legen. Es ver— 
fteht ji dabei Schadloshaltung der etwa Beeinträctigten nad den Grundjägen von Entſchä— 
digungen wegen befonderer Opfer für das allgemeine Befte, felbft in Beziehung auf die für die 
Soldaten in Anfprud genommenen Wohnungen, foweit nicht der Bürgerjchaft diefer Nachtheil 
aufgewogen wird durd den Vortbeil ver Garnijon, wobei aber dann doch ftreng genommen der 
nicht Vortheil Ziehende zum Erfag berechtigt bleibt. Ebenfo wird die Regierung aud) die Vor: 
theile ver Befagungen im Lande inſoweit ausgleichen, ald nicht wejentliche militärische Zwecke 
dadurd leiden. Das außerordentliche Beſatzungsrecht fließt entweder 1) aus dem völkerrecht— 
lichen Kriegszuftand und geht dann ſo weit, als die Eriegerifche Macht reicht, wenn nicht befon= 
dere völkerrechtliche Verträge des Krieges jelbft es beſchränken, over 2) es fließt auf einer ſtaats⸗ 
rechtlichen Dienftbarfeit, vermöge deren eine Macht im fremden Staate, jowie 3. B. die Bundes: 
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grũndung viejer Dienftbarfeit und die darüber jtattfindenden Verträge bie Ausdehnungen und 
Grenzen dieſes Rechts. Alle bejondern Koften für Kafernirung und Berpflegung ber Triippen 
aber fallen dabei in der Regel dem Berechtigten zur Lafl. Dagegen liegt in dem von einen 
Staate dem andern zugeftandenen Beſatzungsrechte (droit de garnison) auch, ſoweit ed zur Au 
übung deſſelben unentbehrlich iſt, ein Durchzugorecht durch das Land des dienenden Staatt 
natürlich nicht auch das durch das Land eines fremden Staate. Überhaupt gelten für die Aut: 
übung diejer Dienftbarfeit die allgemeinen Grundfäge von völferrehtlihen Servituten. Im 
Aligemeinen ftreitet zwar gegen die Eriftenz einer Servitut die rechtliche Präfuntion gegem bie 
felbe oder die Bräfumtion für die Freiheit. If aber die Begründung jelbft außer Zmeifel, jo 
ift wenigftend infoweit zu Gunften des Servitutöberechtigten zu vermuthen, ald eine Berugaif 
für die ordnungemäßige Benugung des Dienftbarfeitsrehts feiner Natur nach nothwendig if. 
Der Art. 58 und 105 der Wiener Gongrefacte begründeten für Ofterreih das Beſatzungsrecht in 
Ferrara und Gomachio. Die Bejagungsredhte der Bundesfeftungen Mainz, Luremburg um 
Landau, dann von Ulm und Raftadt wurden theils ſchon begründet und requlirt durch die völler⸗ 
rechtliche Conſtituirung dieſer Feftungen ald Bundedfeftungen (im Parijer Brieven von 4845: 
Extrait da protocole, Paris, 5. Nov. 1815) '); theild durch Bundesbefhlüffe, wie Den vom 
5. Oct. 1820, 28. Juli 1825, 14. Dee. 1850, 17. März 1851, 15. Juni 1859 m 
vom 26. März 1841; theild endlich durch befondere Verträge der bei dieſen Feftungen ze 
nächſt betheiligten Bundesſtaaten, wie den zwifhen Ofterreih, Preußen und dem Grofberzed: 
thum Heflen vom 50. Juni 1816 und vom 10. Aug. 1817, und zwifchen Ofterreich, Preußen 
und den Niederlanden vom 12. März 1817, und zwifchen Oſterreich und Baiern vom 14. April 
1816 (bei ©. v. Meyer, „Staatsacten“, II, 179 u. 182, 190, 191). 

Die Befagung von Mainz ſoll hiernach zur Hälfte aus Öfterreihern, zur Hälfte aus 
Preußen und aus einem Bataillon großherzoglich Heflifher Truppen beftehen. Sie ſoll im Fries 
den aus 7000 Mann und 200 Pferden und im Kriege wenigftend aus 20.000 Wann und 
600 Pferden beftehen. Den Gouverneur ernennen Ofterreidh und Preußen, von fünf zu fünf 
Jahren alternirend (G. v. Meyer, „Staatsacten“, 6.182). In&uremburg befteht die Garnifen 
zu drei Vierteln aus preußiichen, zu einem Viertel ausniebderländiihen Truppen. Den Gouvernen 
und Gommandanten ernennt Preußen (G.v. Meyer, II, 191), ebenjo ven Artilleries und ®enir: 
director (Bundesbeihluß vom 15. Jan. 1839). Landau wird von Baiern befegt unter Obrr: 
aufjicht ded Bundes. Im Nothfall ift zur Befrievigung des augenblidlihen Bedürfniſſes Ba: 
den 2000 Mann zu ftellen verbunden (Bundesbeſchluß vom 14. Dec. 1850 und vom 14. Rir; 
1851). Ulm wird im Frieden von Baiern und Würtembergern und 500 öfterreidyifchen Artik: 
Ieriften befegt, im Kriege von zwei Dritteln Baiern und Würtemberger und cinem Drittel Öfter: 
reicher. Raftadt foll im Frieden von Badenern befegt werden, mit einer für die Friedens— 
befagung nöthigen Anzahl öfterreihifcher Sappeurs und Mineurs. Den Gouverneur ernennt 
Baden, ebenfo ven Gommandanten und Artilleriedirector, Dfterreich Dagegen den Genieditectot 
(Bundesbeſchluß vom 26. März 1841). Melder. 

Beichäftigungsanftalten, ſ. Arbeitshäufer, Befferungsanftalten, Gefängniffe und 
Wobltbätigkeitdanftalten. 

Beiblag, als Arreft, f. Arreſt; Beihlag in Preßſachen, ſ. Preßgefep; Be: 

fhlag als Erecutionsmittel, ſ. Vollziehung. 

Beſchlagnahme der Briefe und der Papiere, Briefgeheimniß und Ber: 
legung deſſelben von Privatperfonen und ald Mittel ver Gerichte, der ges 
heimen Bolizei und der Diplomatie. Brieflider Verkehr und Brieiges 
beimniß. — Beihlagnahme der Briefe und der Papiere und Brieferbrebung haben Vieles 
miteinander gemeinihaftlih. Als Öffentliche Mafregeln find beide dem Altertum, indbeion> 
dere bem Römifchen Recht und ebenfo unjerm frühern Deutjchen Recht fremd. Sie wurden eril 
fpät in unferer neuern Zeit, und zwar zum großen Theil durch gleiche Veranlaflungen ausge 
bildet. Die Hauptgejihtöpumtte für ihre Benrtheilung find ebenfalls gemeinſchaftlich. Deshalb 
behandeln wir fie, um Wiederholung zu vermeiden, zuſammen in diefem Gollectivartifel. 

Daß das Römiſche und das frühere Deutfche Recht die Beihlagnahme der Briefe und Ba: 
piere, ald gerichtliche Maßregeln, nicht fannte, Died ergibt und erklärt ſich ſchon daraus, dafß 


1) Bergl. G. v. Meyer, „Staatsacten“, II, 167, ſowie deſſelben „Corp. confoed. germ.“ ‚18, 
und „Generalreceß ber franffurter Territorialcommiffion“ dom W. Fuli 819, Art. 6, 15— 23, 
RR Ferner: Klüber, ‚„ Duellenfammlung zu dem öffentlichen Necht des Deutfchen Bundes“ 
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in dem Anklageverfahren der Alten und unjerer deutſchen Vorfahren der Privatankläger bie 
Beweiſe der Schuld zu liefern hatte, wodurd alle Verlegungen gegen ven Angeſchuldigten, wie 
fie der inquifitorifhe Proceß leider mit ſtets wechſelnder Schönungslofigkeit und richterlicher 
Despotie ausbilvete, ganz ausgeihloffen waren. Sodann aber gehören die Voften, der durch fie 
vermehrte briefliche Verkehr, ferner die regelmäßige und eiferfüchtige Verbindung und gegen: 
jeitige Bewachung der Regierungen, die ſtehenden Sefandtfhaften und ein Spionirfuften ver: 
mittelft verjelben, ſodann die Druderprefle und die dadurch entftandene Vermehrung und er- 
Höhte Wichtigkeit von Papieren, endlich aud die Furt vor Revolutionen, Verſchwoͤrungen, 
geheimen Gejellichaften oder demagogiſchen Umtrieben und die geheime Bolizei — lauter Um— 
flände, welche zu jenen beiden Mafregeln reisten — im Wejentlichen der neuern Zeit an. End: 
lich iſt ed nicht zu leugnen, daß bei ven Römern und unfern deutihen Vorfahren die perfüns 
lihen Freiheitsrechte der Bürger, ſelbſt gegenüber der Staatsgewalt und ihrer ftrafrechtlihen 
Berfolgung, ungleich heiliger geadhtet wurden als zum Theil von unferer neuern Bolitif. Jetzt 
fol nur zu oft der angeblich gute Zweck jedes Mittel heiligen, und ein einzelner Zwed wird jet 
oft bis zur Verlegung aller übrigen, bis zur Zerftörung aller Freiheit der Bürger und ihrer 
beiligften Aſyle in ſchonungsloſer Folgerichtigkeit und Einfeitigkeit durchgeführt. Selbft in ſchon 
fehr vervorbener Zeit achteten doch die römischen Juriften die Rechtsgrundſätze fo fehr, daß, 
wenn auch die tyrannifche Gewalt, im Leben fi nicht durch jie binden ließ, doch das Recht und 
das Geſetz jie noch mit Strenge fefthielt. Der altrömiſche, der altdeutſche Grundfag, daß des 
Bürgers Haus, daß der Altar jeiner Hausgottheit jein Heiligthbum und feine Burg fei, die hohe 
Würde und die volle Freiheit ded Bürgers und freien Mannes !), ſowie die alte Treue, Alled 
dieſes mußte jhon den Hausſuchungen und vollends der gehäffigften von allen Hausfuchungen, 
der Durchſuchung der Papiere und der liftigen oder gemaltfamen Inquifition der geheimften 
und vertraulichften Gedanken im Wege ftehen.?) Auch find fie dem Rechte der freien Briten, ba 
dieje überhaupt von allen Völkern Europas am meiften die hohe Achtung der verfönlichen Frei— 
heit der Bürger und die Öffentliche Treue bewahrten, fremd geblieben. Noch gilt gegen fie des 
Briten ftolger Grundjag » „Mein Haus ift meine Burg“, und das Briefgeheimnif ift in Eng: 
land jo ftreng gelihert, daß der Strang dem Poſtbeamten, welcher es verlegt, bevorfteht, und 
dag, was das Wichtigfte ift, feine Berufung auf irgendeinen böhern Befehl ihn davon befreit. ?) 

Bei den übrigen neuern europäijchen Völkern dagegen hat man oft fehr große Klagen über 
beide Mafregeln und ihre höchſt verlegende Anwendung vernommen, und zwar zuerft über die 
Erbrechung einzelner Briefe, theild als diplomatiihe Maßregel gegen fremde Regierungen und 
ihre Gelandten, theild ald polizeiliche Maßregel gegen Unterthanen, theils endlich fpäter ald an 
gebliches criminalrehtlihes Inquifitionsmittel. Zwar wurde nod in den frühern Jahrhunder: 
ten unjerer neuern Zeit die Heiligkeit des Brieffiegeld in viel höherm Grade anerfannt als 
fpäter. Dieſes fieht man ſchon daraus, daß die Wahlcapitulation von 1690 an im Art. 29, 
$. 2. die treue Bewahrung des Briefgeheimmnifles auf allen deutſchen Voſten fogar ald eine 
Reichsverfaſſungsbeſtimmung verbürgte. Auch zeigte der langwierige und fehr ausgedehnte, 
zulegt doch noch mit einem Kriege endigende Schriftwechiel, melder 1595 zmifhen vem Land: 
graien Philipp von Helen und dem Herzog Heinrich dem Jüngern von Braunfhmeig:füne: 
burg und zwiſchen vielen andern deutſchen Fürften dadurch entftand, daß der Landgraf einen 
Brief von dem Herzog erbrochen hatte, deutlich genug die damalige allgemeine hohe Anerfen= 
rung diejer Heiligfeit.*) Der Landgraf geftand felbft zu, daß die Erbrehung eines anver- 
trauten Briefed das Verbrehen und die Strafe ver Fälſchung begründe; daß auch außerdem in 
der Regel die Erbrehung von Brieffhaften einer fremden Regierung ein Bruch des Völker— 
rechts jei. Er entſchuldigte fih nur hier damit, daß er in dem Briefe jeined Gegners, des Her— 
3098, weil beffen Sesretär unter der lügenhaften Maske eined marfgräflihen Dieners zu ihm 
gekommen jei, eine feindielige Mapregel gegen ihn gefürchtet habe. Er, der Proteftant, gegen: 


l) „„Majores nostri in quocunque civium summum esse voluerunt‘‘, jagt Blinius. 

2) „Quid est sanctius, quid omni religione munitius, quam domus unius cujusque ci- 
vium‘, fo fpricht mit Begeifterung Gicero (Pro domo, 41) von dem Hausfrieden, den auch die ſpätern 
römifchen Geſetze noch fehr heiligen. ©. z. B. L. 18 De in jus voc. L. 23 De injur. Ihn heiligt 
vollends auch das Deutiche Recht. ©. ;. 5 Kaiferrecht, IV, 16. Bergl. auch Mittermaier, „Das 
deutfche Strafverfahren“, $. 61 und 62. 

3) Auch das alte Franzöfliche Recht ſetzte Todesſtrafe auf Veruntreuung durch Borbediente. Vergl. 
Dareau, „Traite des injures par Fournel“ (Paris 1785), 1, 91; Weber, „Über Injurien‘, 1, 104. 

4) ©. den ganzen Schriftwechiel in Hortleder, „Handlungen und Anschreiben von den Urfachen 
des deutſchen Kriegs Karl's V. wider den Schmalfaldifdyeen Bund ’’ (Gotha 1645), VI, 801 fg. 
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über den Freunden des Vapſtes, wies nebenbei auf die in Italien im dieſer Beziehung ansge- 
übten Verlegungen hin. Mit feiner ganzen Energie hatte furz vorher Luther in feiner Schrift: 
„Bon heimlichen und geftohlenen Briefen, ſampt einem Vſalm, ausgeleget wider Herzog Georg 
zu Sachſen, 1528" (,.Werke“, meißener Ausgabe, 1661, IV, 628 fg.) die unbedingte Heiligkeit 
des Briefgeheimniffes vertheidigt. Und die erfte Beſchwerde in Guſtav Adolf's Kriegserflärung 
gegen den Kaifer (1650) war die, daß ihm der Kaijer einen Brief an den Fürften von Sieben= 
bürgen „wider aller Völker Recht und Gewohnheit‘ erbrochen babe.%) Auch erflärten alle 
Juriſten dad Erbrechen fremder Briefe und den Gebraud und die Mittheilung der darin ent= 
baltenen Nahrichten für ſchwere Verbrechen. Thomas Höpping „De sigiller. Jur.” (Nürnberg 
1642), c. 14,$.59 fg., erklärte ed für eıne Nechtöfränfung, jowol gegen den beftimmten Em= 
piänger ald gegen den Brieffteller; für ein Verbrechen gegen göttlihe and menſchliche Geſetze, 
gegen bürgerlihes und Völkerrecht; für eine Verlegung aller gejellihaftlihen Verbältnifle. 
Das Auffangen des fremden, Briefes müfle ald Diebſtahl oder Unterihlagung, und jeglicher 
Gebrauch jeines Inhalts ald das Verbrechen der Fälſchung geftraft werden. Kreß in feinem 
Gommentar zur Carolina, Art. 115, ©. 524, hielt Stäupung mit Landesverweiſung für die 
angemeſſene Strafe der Brieferbrehung, und Hommel („Observ.“, 521), der jich hierauf beruft, 
findet indbefondere die in den römischen Geſetzen auf die unbefugte Teftamentseröffnung eines 
Andern gejegte ſchwere Strafe der Fälſchung (nad ver L. 358, $. 7—9 de poen.) anwendbar, 
auch wenn gar fein Schaden aus diejer Verlegung der allgemeinen Treue und Sicherheit er: 
folgt jei. Er fügt aber hinzu: „Doch ift die Erbrehung fremder Briefe noch ſchwerer ftrafbar 
als Fälſchung und ſcheint mir jo nahe dem Diebftahl zu ftehen, daß ich jie einen Diebſtahl frem: 
der Geheimnijfe nennen möchte, weldhen jeder revlihe und achtbare Mann verabfcheuen wird.” 
Tittmann in feinem „Handbuch ded Strafrechts“, 6.525, findet alddann, wenn der Inhalt frem⸗ 
der Briefe mitgetheilt, oder wenn jie ald unverlegt übergeben wurden, oder wenn jie ganz unter= 
ſchlagen wurden, ſchwere Strafen des Betrugs anwendbar. Ginftimmig verneinen zugleid vie 
Rechtölehrer jede Befugniß des Fürften, Briefe zu erbrehen. Nur dann, wenn überhaupt alied 
Recht aufhört, in wahren Notbfällen für die Eriftenz ver Negierung und des Staats, oder ald 
Kriegsmaßregel gegen den Feind finden fie es zuläfiig. 6) 

Die faft allgemeine Demoralifation infolge des Dreißigjährigen Krieges und vorzüglid 
die des frivolen und verborbenen Hofes von Ludwig XIV. bewirkte indeß in Bezlehung auf die 
Brieferbrechungen der Regierungen, ſowol gegen fremde Staaten und ihre Geſandten wie gegen 
die eigenen Unterthanen, eine ſehr verbreitete höchſt bedauerliche Leichtfertigkeit, ja oft Scham: 
loſigkeit. Eine höchſt merkwürdige Druckſchrift eines kurſächſiſchen Hofraths v. Siepmann 
über ſeine eigene vieljährige Ausübung des ſchändlichen Geſchäfts der Brieferbrechung im 
Dienjte des bekannten Minifterd Grafen Brühl hat Schlözer in feinen „Staatsanzeigen“, 
Heft 62, S. 129— 165, unter der Aufjchrift: „Despotenlohn für geheime Erpeditionen”, mit: 
getheilt. Linter Anderm mußte der unwürdige Mann, um den Anhängern von Stanislaus, 
unter dem polniſchen Adel, nadhzufpüren, mit dem polniſchen Generalfronpoftmeifter die Zu— 
fendung aller abgebenden und einfommenden Briefe verabreden und nun pojttäglich die ganze 
Nacht und einen großen Theil des Tages mit Erbrehung, Durchſicht und neuem Verſchluß der 
‚ Briefe zubringen. Cine zeitlang mußte ihm auch der Poftmeifter in Lublin eine Wohnung in 
feinem Haufe einräumen, um dort durch dus Erbrechen aller Briefe einer Verſchwörung auf 
die Spur zu fommen. Gin Jude ftad die Siegel nach, was vorzüglich bei den Siegeln einiger 
polnijher Großen früher nit fo gut hatte glücken wollen. Dody wurde trog aller Mühe nichts 
entdeckt. Später mußten, um alle Depefchen des preußifchen Hofes an feine Geſandtſchaft in 
Warſchau und alle unter dem Siegel ded Gejandten abgehenven Briefe erbrechen zu Fönnen, 
deſſen Geſandtſchaftsſecretär, der Schreiber und der Koch beftodhen werden. Wurde man an 
demjelben Pofttage nicht fertig, fo wurde in den Briefen und Antworten dad Datum geändert. 
Ebenfo erhielt ver Boftmeifter in Großenhain den Befehl, gleich bei der Ankunft der Poft das 
berliner Briefpadet zu erbrechen und die an ven preufifchen Gefandten in Dredven gerichteten 
Briefe durch Stafette an Siepmann vorauszufchiden, der fie dann, no vor dem Ausgeben der 


5) Joh. Loccenii Rer. Suecie. I, VIII, 363. 

6) Hertius, „De commeatu litterarum * (Gießen 1690), ©. 4. ine ganze Reihe von Schrif- 
ten aus dem 17. und 18. Jahrhundert, welche diefe Grundfäge vertheidigen, führe Riemann an, in fei- 
ner vortrefjlichen Abhandlung: „Unverleglichfeit des Briefliegels, ein wefentlicher Artikel jedes Ber: 
faſſangsvertrags“, in den „Kieler Blättern ‘‘, V, 124. 
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berliner. Voſt, dem Oberpoſtdirector zurückliefern mußte. Da aber gleich anfangs dreifach au 
ſolche Weiſe verfiegelte Briefe ſich fanden, daß die Verlegung nicht verhüllt ea — 
wurde ein Baron Scheel mit Hauptmannocharakter angeñellt, um fie neu zu fhreiben. Als ſpä⸗ 
ter. die Briefe in Ehiffern ankamen, wurde der Kammerdiener des Gefandten beflochen und von 
dem Hofſchloſſer Nachſchlüſſel zu dem Schreibtifche des Geſandten gefertigt und fo ver Schlüffel 
ber. Chiffern geftoplen. Doc hatte jich der Graf Brühl im Geſpräche rückſichtlich des Inhalts 
der, Depeſchen verrathen. Da erhielt der Gefandte neue Chiffern, vie er befler verwahrte, der 
Kanımerbiener entwich und der Baron verſchwand, ohne daß man jemals erfirhr wohin. Hier: 
auf mußte Siepmann aud) eine längere Zeit die Briefe vieler ſächſiſchen Offiziere erbrechen, 
weil ji viele pur Unzufriedenheit wegen rückſtändigen Solves verdächtig gemacht hatten. Der 
Graf Brühl aber, der befanntlih mit allen feinen Ränken feinen Hofe und Lande fein Heil 
brachte, ſchwebte in beftändiger Furcht der Entdeckung feiner Unmwürdigfeiten_ und belohnte 
Herren v. Siepmann dadurch, daß er ſich deſſen ſämmtlicher Papiere bemächtigte. Ähnliches, zum 
Theil aber noch Argeres als dieſer arme Sünder von fich ſelbſt, berichtet Flaſſan (in feiner 
„Histoire de la diplomatie ſranq.“, 3.8. IV, 4, 55, 295; V, 10, 47; VI, 513, 581; VII, 119 
fg.). Er liefert Hier viele Züge ſchaͤndlicher Gabinetöpolitif, welche durch Erbrechungen ver 
Gorrefpondenzen fremder und befreundeter Fürften und ihrer Gefandten, durch Beftehung ihrer 
Beamten und Hausdiener, dur Aufreizung ihrer Unterthanen zur Empörung und zu An: 
zettelungen von Parteien und von Verfhmwörungen die auswärtigen Angelegenheiten verwal: 
tete. Er ſchildert die nichtswürdigſten, auf Hofintriguen, Gigennug und Willfür, Lift und 
Furcht und auf ein allgemeines Spionirs und Brieferbrechungsſyſtem geftügten Maitreffen- 
und Günftlingsregierungen, welche durch die geheime Polizei die innern Stantdangelegenheiten 
zu leiten fuchten. Das hieß man regieren, und für fo unwürdige Aufgaben der Staatöweiöheit 
glaubte man die Staatögelver verſchwenden zu dürfen. 

Vorzüglich Frankreich ftand hier voran und nimmt mit Net in der Gefchichte diefer Ma: 
terie die Hauptrolle ein. So ſuchte 3. B. Barillon durch Aufreizung und Beftehungen 1679 
und 1680 gegen die englifche, jo Düverney in Ungarn gegen die Öfterreichifche Regierung zu wir- 
Ten, und noch 1765 verſchwendete Breteuil allein für die Leitung ver Wahlen in Schweren 
durch Beflehung 1,850,000 L., und zwar ohne Erfolg. Ludwig XIV. vorzüglih und fpäter 
Der Regent bildeten biefe ganze Politik zu einem förmlichen Syſteme aus. Sie verfhwendeten 
ungeheure Summen für dad Syftem ver Brieferbrehung, der Spionerie, ver Beftehung, der 
Beftehungen felbft der Minifter, ver Maitreffen und der Fürſten. Eine jperielle Rehnung des 
franzöjifhen Gefandten in Wien, Marfhall® Herzog von Nicelieu, führt z. B. in dem einen 
Jahre 1726 große Summen auf für Poften, wie die folgenden: „An einen Secretär für Die 
Auskunft iiber die Briefe und Stafetten u. f. w.; an einen Ingenieur für, die Plane von den 
vornehmften Feſtungen; monatliber Sold an einen Entzifferer des öſterreichiſchen Cabinets; 
an benjelben für die Ehiffern des Faiferlihen Minifters; an einen Kriegdfecretär für die Na: 
richten über die Truppen; Miethe für eine Fleine Wohnung außer ver Stadt zur Zufammenfunft 
mit den Entzifferern und Emiffaren; an den kaiſerlichen Portier für Nachrichten von den ge: 
heimen Audienzen; Geſchenke an die regierende Kaiſerin und ihre Favorite.“ Wenn nun au 
auf eine kurze Zeit die zuerft ausgebildete franzöfifche Meifterfchaft in Betrug und Frechheit ein- 
zelne Vortheile errang, fo fielen diefe doch bald wieder hinweg. Der öfterreihiihe Botſchafter in 
Peteröburg, de Mercy, benachrichtigte einftmals den Fürften Kaunitz, der franzöſiſche Botſchaf— 
ter in Wien, Prinz Rohan, müfle über die Schlüffel zu feinem Schreibtifh gebieten, va er 
feinem Hofe Auszüge aus allen öfterreihiichen Depeſchen zuftelle. Dagegen aber machte anderer: 
ſeits aldbald der Prinz Rohan feinem Hofe die Anzeige, dad wiener Gabinet befinde ſich im 
Beſitz der Schlüffel zu allen verfhiedenen Ehiffernfhriften der franzdfifhen Geſandtſchaften. 
Zum Beweiſe ſchickte ver Prinz die öfterreihifchen Abichriften der franzöſiſchen Depeſchen an 
die Gefandten zu Berlin, Münden, Dresden, Stockholm, Peteröburg und Konftantinopel, 
ſowie der Antworten diefer Gefandten. Es befinden ih, fo berichtet er weiter, für das Auf: 
fangen ver Briefe eigene Niederlagen, namentlich zu Lüttih, Brüffel, Frankfurt und Regens— 
burg. Durch die verſchiedene Zufammenftellung der zwölfhundert verabreveten Ehiffern ber 
franzöfifhen Minifterialcorrefpondenz würden die öfterreihifhen Entzifferer nur kurze Zeit 
aufgehalten (Flaſſan, a.a.D.). In diefe Zeit fielen denn jene Zeichen von einer faft ver— 
fhmwundenen Scham über ſolche Mittel, worüber der ehrliche ältere Mofer in feinem „Euro— 
päifchen Völkerrecht”, IV, 145, klagt: „Ein frangdfifher Ambaffadeur befam von Haus Des 
Staats-Lexikon. II. 38 
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peſchen, die aber mit dem Siegel des Hofes, wo er ſich befand, berflegelt waren Gr 
entrüſtet bei dem erſten Miniſter. Dieſer ſah die Depeſchen an und ſagte lächelnd: Wirklich 
da miuß ein Misgriff in der Kanzlei geſchehen fein. Ein anderer beſchwerte ſich ebenfalls, ſein 
Briefe müßten mit einem nachgemachten Siegel gefiegelt fein, denn es fehle etwas’ im Siegel: 
Es ift wahr, fagte der Minifter, wir haben bier noch feine jo geſchickten Stempelſchneider 
wie im Paris. So waren die theuern Früchte unwürdiger Liften bald zerftört. So wenig’ 
reichten diefelben aus, daß bekanntlich alle franzöſiſchen Geſandten von den ganzen ruſſiſchen, 
preußiichen und oͤſterreichiſchen Verhandlungen über die Theilung Polens nichts’ erfuhren; 
bis fie durch die Frankreich beſonders nahe angehenden Nefultate der ganzen Welt befannt 
wurden. Und die unrühmliche, dem Verhältniß jeiner Staatsmacht zu den andem Staaten fo 
wenig angemeffene ſpätere politifche Stellung Frankreichs, 3. B. zur Zeit des Siebenjährigen 
Krieged, gereicht jener unrühmlichen Politif wahrlih nit zur Empfehlung. Noch weniger 
aber wird fie durch ihre Früchte in dem Innern ded Landes empfohlen. Auch hier hatten ſchon 
Ludwig XIV. und feine Minifter, vorzüglich ver ſchändliche Louvois, ungeheuern Aufwand ge— 
macht, theil® für ein allgemeines Spionerie- und Brieferbrehungsivftem, überhanpf für ein 
Suftem.ver geheimen Polizei, wovon jene nur Zweige waren, und mweldye in der That eime 
eigene Art moderner politifher Inquifition begründete. Sie wurde durd eine ganze Reihe von 
unmittelbaren’ Hofcommiffionen, 3. B. für die ‘Polizei, für den’ innern Zuftand von Paris, 
für ven Buchhandel, für die Unterſuchung der Poſten (Commission inquisitoriale des postes) 
gehandhabt: 7) Allen andern Behörden, vorzüglich den Gerichten, entzog fie, ſoviel ihr ke: 
liebte, aud ihrem Wirkungskreiſe und ohne diefe verhängte fie Strafen, Verbannungen, &: 
fängniß, Abfegung, blos vermittelft Föniglicher oder minifterieller Gabinetöbefehle und letires 
de cachet, Die Sicherheit der Perjonen und des Eigenthums war zerftört. Gin Wort, em 
falſch berichtetes Wort, genügte zur Vernichtung eines Lebensſchickſals ver Einzelnen, ver Fu: 
milien. Jenes Inftitut allgemeiner Brieferbreijung betrachtete der verborbene, im Alter nos 
tiefer gefumfene Ludwig XIV. fogar als ein befonderes Fönigliched Vergnügen. Sie verfchafftr 
aber zugleich ven Pächtern ver Briefpoft, ven Pajot, ven Nomille, denen man vie Pacht 
wohlfeil laſſen und überall durdy die Finger ſehen mußte, auf Koften des Landes und ed 
Bublicums ungeheure Reichthümer. Sie gab felbft untern Poftbeanten und Commis dir 
Möglichkeit in die Hand, dur falſche Briefauszüge zur Befriedigung eigener Privatrache ober‘ 
gegen Lohn Anderer jeden Ehrenmann aldbald zu Grunde zu richten. Sie fegte die Miniſtet, 
zB. den ſchändlichen Louvois in den Stand, durch falfhe, mad ihren Abſichten gefertigte 
Rapporte ven König wie ihren Spielball zu leiten und duch ein wahr oder falfch berichtetes 
Wort des Unmuths, des Tadels über den König, die Maitreffe oder die Regierung, ihre 
Gegner ins Verderben zu ftürzen. Aber immer fteigende Ververbniß des Hofes und Landes 
immer größere VBerarmung von beiden, endlich eine gräuelvofle Revolution, Mord und Sturz 
der königlihen Familie, dieſes waren die Früchte diefes Syſtems. Denn nidt Voltaire und 
die Encyflopäpiften‘, fondern die äußerlich gleißende, felbft durch erheuchelte Frömmigkeit wir 
buch Schmeichelei gegen Kunſt und Wiffenfchaft beſtechende, aber innerlich und moraliſch fault 
und verpeftende Regierung Ludwig's XIV. und des Regenten, nidjt die Philoſophie, ſondern 
biefe ſchändliche Regierungspolitit Haben die Revolution und vor allem ihren ſchaude thafien 
Charakter bewirkt. Sie haben die moraliſchen Grundlagen der Regierung und öffentlichen 
Ordnung, det Glauben an die Heiligkeit derielben und an ihre Verbürgung der öffentlichen 
Sicherheit und des Wohlftandes, die Achtung der Treue und des Geſetzes zerftört: Sie haben 
denſelben Kampf des Gigennuges und Ehrgeiges, der natürlichen Liebe für Ungebundeneit 
und Einfluß, der Lift und ver Gewalt von Seiten aller Bürger gegen die Regierenden hervor: 
gerufen, welchen die Mächtigen und ihre Handlanger früher fo lange gegen bie Bürger‘ kämpf⸗ 
ten. Die Philofophie und frivole und revolutionäre Schriften waren theils nur Wirkuntzen, 
theild nur Kriegsinittel dieſes Kampfes. Ganz: auf diefelbe'Weife hatte ja auch im ausinärf 
gen Verhältniß der Kampf der Lift’ und Gewalt ven zulegt ſtegreichen Gegenfampf mit gleichen 
Mitteln hervorgerufen. Diefes Alles — es lag ja offen vor — fahen auf die Männer ver 
Revolution und ſelbſt die der Napoleontfhen Regierung ein und ſprachen ed aus! Unb-dennof 
konnten fie, Weil die Achtung der öffentlichen Moral in Frankreich noch zu ſchwach war, ver 





7) Duclos, „Memoires secrets sur le regne de Louis XIV et XV”; „Memoires’du Marechal 
Duc de Richelieu”, I, 107; ‚„„Memoires secrets par St.-Simon‘‘, I, al. &t.:Simon überfchreibt 
dieſes Gapitel: „Esprit curieux du roi, inquisition royale des letires de la poste.‘ 
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Verſuchung nicht widerſtehen, gerade bie verderblichſten Marimen biefer Politik‘, die im frun⸗ 
zöflichen Boden fo fefte Wurzeln gefchlagen hatten und auf den erſten Blick ſo bequen und wor: 
theilhaft ſcheinen, aufs neue geltend zu machen und vor allen dadurch auchihren Sturz und 
neue Revolutionen herbeizuführen. 

Merkwürdig find die Selbftbefenntniffe der franzöſiſchen Staatsmänner in Beziehung auf, 
jene verkehrte Bolitif, „Wollten nur”, fo ſchreibt unter Anderm ſchon der Graf Vergennes 
aim 25. April 1775 an den damaligen franzöſiſchen Botſchafter Breteuil in Wien, „wollten 
stur alle Mächte über die Nichtigkeit der Ränke in der Politik ih aufflären, fo würde die Welt 
beſſer regiert, die Minifter würden weniger geplagt werben und die Menfchheit' würde bie! 
Berirrungen und Rafereien des Ehrgeizes weniger zu befeufzen haben. Es hat noch nicht das‘ 
Anfehen, ald wäre man dort, wo Sie ſich befinden, davon geheilt oder wünſche es zu fein.. 
Zeigen wir und in einer Achtung gebietenden Stellung, und man wirb und achten.“ 8) Meder: 
in feinem Werfe über die franzöſiſche Finanzverwaltung (II, 551) hebt den großen Koſtenpunkt 
und die Berirrungen,, zu weldyen diefe „zu tief ſpähenden Blicke des Sonveräng” führen, pas 
Unbehagliche wie die Trüglichkeit folder Kundſchaft und die imvürbigfeit ihrer Anwendung 
hervor. Sieyes macht in feinem Entwurfe ver Rechte des Menſchen und Staatsbürgers die 
Unverletzlichkeit des Briefgeheimniſſes zum Verfaſſungsartikel.“) Die Nationalverſammlung 
heiligte ſie in ihren Decreten und verordnete, „das Briefgeheimniß dürfe unter keinerlei Vor— 
wand gekränkt werden“. 10) Daß ſpäter überhaupt fein Geſetz galt, iſt bekannt. Als Napo— 
leon die Herrſchaft der Republikaner geſtürzt hatte? da ließ er im Anfange ſeines Conſulats 
den Finanzminiſter Gaudin an den Centralcommiſſar der Poſt ſchreiben und das Schreiben 
öffentlich bekannt machen: „Die Regierung hat eine neulich durch Civilautoritäten verfügte 
Verletzung der Heiligkeit der Briefe ſehr gemisbilligt und hat erklärt, daß ſie künftig gegen 
Jeden, der ſich dergleichen erlauben würde, nach aller Strenge der Geſetze verfahren will. 
Den Poſtdirectoren muß ausdrücklich verboten werden, keinem Befehle zu gehorchen, der die 
ihrer Rechtſchaffenheit anvertraute Dienfttreue gefährden könnte. Sollte der Fall eintreten, 
daß man fie mit Gewalt dazu zwingen wollte, fo haben fie einen Verbalproceß darüber aufzu: 
fegen und einzufenden. Die Regierung wird unerbittlich gegen eine Art von Verbrechen fein, 
welches nur Zeiten angehören konnte, deren Rückkehr vie gegenwärtige Rage der Regierung nicht 
befürdten läßt.” Mas fpäter erfolgte, das ganze empörende Syſtem Napoleonifcher geheimer 
Polizei und der von ihm erneuerten politifhen Inquifition find ebenfo befannt wie fein Sturg- 
und wie feine durch ähnliche Fehler ver Meftaurationsregierung bewirkte Wiedereinfegumg. ’?) 


8) Flaſſan, a. a. D., VIE, 443. 
9) Sieyis, „‚PBolitifche Schriften‘, I, 453. 

10) Collect. ęen. des decr. rendues par PA. N., I, 183. 

11) @in Freund fügt hinzu: „Napoleon rühmte fih auf St.:.Helena, wie er bie Berichte der . 
ſandten meift aus beren zur Poft gegebenen Schreiben gefannt, da nur wenige Regierungen eigene Kus 
tiere fendeten. Alle Gcheimfchriften habe man entziffert und in biefem Gefchäfte eine folche ertigfeit 
erlangt, daß das Auffinden des Schlüfjels bei neuen Ehiffern im der Regel nur noch ganz furze Zeit in 
Anfpruch nahm. Napoleon fügte hinzu, wie ihm die Schmeicheleien fo vieler Gefandten, deren ganz ans 
vers lautende Berichte er oft Ar vor biefer ober jener Speichelledterei gelefen, eine wahre Verachtung 
hätten einflößen müflen. (Daß feine eigene ſchändliche Täuſchung des Vertrauens auch Verachtung ers 
wecken müfle — biefes fiel ihm nicht ein.) Was haben ihm aber, muß man fragen, alle diefe Dinge 
fehließlich genügt?‘ 

‚Das nach den Befreiungsfriegen zur Herrfchaft gelangte Reactionsfuftem — in fo vielfacher Hinficht 
eine Nachbildung des Napoleonifhen — glaubte a ber bezeichneten Mittel nicht entbehren zu fönnen. 
Je unnatürlicher die Berhältniffe und ände, in defto ausgebehnterm Umfange machte man von fols 
hen Mitteln Gebrauch. Biele Theile Deutfchlande haben in diefer Beziehung Erfahrungen gemacht. 
Ganz befonvers aber wurden bie Polizeifünfte in Italien geübt. Dort war eigentlich Niemand ſicher vor 
benfelben. Eine Polizei beobachtete inggeheim die andere, Selbſt die höhern Burftände ließen fich gegen-- 
feitig Briefe auffangen und erbrechen, und als Mailand im Jahre 1848 nach feinem fünftägigen Kampfe 
von Radetzky's Truppen geräumt wer, fanden die Infurgenten bei dem Vofldirertor die nachgemachten 
Siegel fo ziemlich aller auch der ganz hohen Behörden, deren Gorrefpondenz alfo fo wenig ficher war 
als die des Geringſten. Bieles enthält das (freifich wol nicht überall Fritifche) Werk «Carte segrete 
della polizia austriaca in Italia» (4 Bbe., Capolago 1851). Selbft in dem auf die Freiheitsrechte 
feiner Bürger im Allgemeinen mit beftem Grunde fo —* England konnte doch gegen Anfang der vier: 

iger Jahre die heimliche Brieferbrechung (gegen Ausländer) ein; [Oma ggeln verfucht werden. Kaum 
aber Mazzini's Schlauheit diefen Siebrauch entdeckt, ale fich ein folcher Sturm des Unmillens in 
ber britifchen Nation erhob, daß man wol annehmen darf, dort nun davor ficher zu ie — Und in der 
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Naqh dem Sturze Hatte der ſchlaue Fouche geiärieben'?): „Die Beriegung de Briefgebeim- 
niffed if gehäſſig und unnüg, jobald fe befannt ih. Sie warb von beigränfue Köpfen 
erfonnen, die son ven Mitteln, melde fie voriälagen, ven Wirkungskreis nice zu berech 


That — fo fügen wir bem Werten ves Äreundes hinzu — nur bas ermachte lebendige Redgesbemußtienn 
ber Nation, weldies unmwiberftchlik tie Hände der Gewralthabenden wie der Bürger om jgänmplächen 
allgemein verabf: Fresel zuradbält, nur dieſes, nicht Die Geſezes Torte And ſtatk genug, Die ſtarfes 
fuchungen ber Bürger, welche ibr Baterland für unterbrüdt, und der Rezierenten,, welche Die dffeni 
liche Oromung für bedroht anfchen,, ebenfo wol von ſchandlichen Befreiungs : als von fhänblichen Umter- 
brüdungsmitseln abzuhalten. Solches lebendige Rechtsgefühl wird aber nur in dem Mae allgemein 
lebentig und wirffam, ale das nationale Recht, als bie Freibeit, ähnlich wie in England, geachtet wer- 
ber olange aber dieſe nicht ale glei weſentlich und beilig gelten wie die Orbnung um 
bie Gewalt, folange werden jene boppelten Beriuchungen fliegen und ihre betrübenden Gricheinungen ie 
tragiſchen Wedhfelipiele ſich befämpfen. Solange werben die von der Berfuchung Übermältigten im lei 
benichaftlicyer nur bas Unrecht auf der andern Seite feben und diefes bis zum endlichen 
Umitur; durch gefleigeries ei Unrecht ebenfalls gefteigert neu hervorrufen. Oftmals ſchen jaber 
wir ja ſolchen unfeligen Kreislauf, welcher natürlich bei dem lebhafteften eurepärichen Volle am lebbafte- 
ſten hervortritt. Aufs neue überrafchte uns dabei auch jegt wieder bie Hartnädigfeit jener boppelten Ber: 
biendung. Daß meucleriiher Mord, welcher die erfte Grundlage fittlicher Menichengefellichaft, bie: 
jenige,, auf welche alle Kreiheit und Staatsorbnung felbfi erſt gegründet werben können, frevelnd angreift, 
unbedingt ſcheußlich, und nach aller Erfahrung zur Bewirfung der Freiheit völlig untauglich iſt. ja def 
er der Freiheit überall taufend mal mehr ſchadet, als ihre erbittertiten Gegner es ohne den Wahnfınz 
ſolcher Freiheitsfreunde je vermöchten, davon wollen der verwirrte Berfiand und das verbunfelte ſittliche 
Gefühl diefer Berblendeten fih niemals überzeugen. Muß man fich aber nicht auch über die Berbiez- 
bung ber Orbnumgevertheidiger wundern, melde es ebenfo blind verfennen, daß für gefittete Bölfer die 
Freiheit gerabe ebenfo weſentlich und heilig ift als die Ordnung, und daß fie ebenfo die umentbebrlide 
Grundlage und Lebenskraft der Ordnung felbft bildet, wie die Ordnung die der Freiheit. Glauben i 
ja fogar uns überreden zu fünnen, alle Gefchichte, namentlich auch Die engliſche, beweife aufjedem Blatte 
baf, folange einzelne Parteien eine andere Regierung wünfchten, bie Freiheit durch Ausnahmagefck: 
unterbrüdt werben müfle, und ferner: daß ein politifches Syſtem, wie das gegenwärtige franzöſiſche, nicht 
 reactionär fei und zu viel Freiheit, zu wenig Repreifion gewähre; ja dag vollends jenes Scheinfoftem ron 
Vollofreiheit, welches einft der gemialfte aller Tyrannen zu ihrer Unterbrüdung erfand, daß foldyes Sp- 
flem fogar nad) bedeutender nener Beichränfung der Freiheiterefte und, nach fehr vermehrter Reprei: 
flon, eine der heutigen Givilifation und den Grundſätzen von 1789 völlig entfprechende freie Verfaffung 
bilde. Der große Dranier aber regierte ar bei englifcher Parlaments: und Volfsfreibeit, obne fie 
durch Ausnahmsgefege zu unterbrüden, obgleich nicht etwa blos Freunde der frühern republifanifchen 
Verfaffung,, fondern zahlreiche erflärte Anhänger der Stuarts die Grundlage feiner Regierung misfann: 
ten und fle anfeindeten,, ja obgleich der noch lebende frühere König und mit ihm ber mächtigfte Herrſcher 
Europas mit großer Kriegsmacht zu Land und zur See, mit immer neuen Randungsverfuchen immer 
neue revolutionäre und meuchelmörberifche Empörungen in allen drei engliſchen Königreichen unterftügs 
ten. Auch unter Wilhelm's Nachfolgern beftanden noch lange ihnen feindſelige und * die Rechtmaͤßig⸗ 
keit ber abgeſetzten Königefamilie anerkennende Parteien, und doch beftand zugleich die bewunderte voll: 
fommene englifche Parlaments: und Volle: nnd Preffreiheit ununterdrüdt. Und in dem durch Reno: 
Iution gefchaffenen neuen Koönigreich Belgien, wo ebenfalls frangöftfch und holländifch und republifanifch 
Gefinnte ihre Sefinnungen nicht verhehlten, auch hier bat der neue meifterliche Herrfcher nicht minder 
in allen ihren Theilen die vollfommen freiefte Berfaffung, die größte Parlaments: und Preffreiheit ohne 
jedes Ausnahmsgefeß erhalten. Jene 1789 in der ruhmvollften Zeit der franzöflichen Nation mit Bes 
eifterung verfünbeten und von Europa mit Begeifterung vernommenen Grundläße, diefe wahrlich ent: 
Bleiten doch vollfommene Parlaments: und Preffreiheit als ihre, als der Freiheit wefentlichften Beftand: 
theile und Grundlagen. Wir fprechen hier lediglich geicyichtlih. Wir unterfuchen ganz und gar nicht, 
ob die franzöflfche Nation der Freiheit würdig, Tahı und bebürftig fei, was ihr auf fo beleibigenbe und 
übermüthige Weife viele englifche Zeitungen abfpredhen wollen, ir erörtern nicht, ob fie ın Wahr: 
* bie Entziehung der damals prorlamirten Nationalfreiheit wünſche, oder ob fie dieſe Entziehung ver: 
ege, ob fie vielleicht mehr noch ale die Entziehnng felbft die Zumuthung befchäme, wit ergwungenem 
Slillſchweigen · vor Europa die Verficherung ale die ibrige proclamirt zu feben, „ihr jegiger politifcher Zu: 
ſtand fei die Verwirklichung ihrer Orundfäge von 1789, und felbft fchon eine Wunfchäußerung nach voll: 
fommenerer Verwirflichung, eine andere Wunfchäußerung als des Kaifers langes eben, verdiene bie 
Unterbrücdung ber wünfchenden Zeitung‘. Gern überlaflen wir Alles diefes unfern Nachbarn jenfeit dee 
Mhein. Sie haben felbft zuzufehen und zu urtheilen, was ihrer Ehre und ihrem Wohl frommt. Aber 
wenn alle Welt getäufcht werden foll, dann hat alle Welt fchon an fich das Recht zu fagen, daß fie fe 
bumm nicht fei, ia täufchen zu laffen. Sie hat das Recht, die allgemeinen hiftorifchen und politiſchen 
—*8* bie für ung Alle nöthig und wohlthätig find, gegen falſche Auffaſſungen zu vertheidigen. 
Dir Ale, die wir täglich aufs neue, bier durch die Lüge und Heuchelei der Verfchwörer, dort durch die 
ber Reaction, in jenen unſeligen Kreislauf zwifchen Nadicalismus und Despotismug hereingezogen mer: 
—— ee! wir haben das Recht dahin zu arbeiten, daß ums endlich Wahrheit und Gerechtigkeit vom beis 
en erlöfe. 
13) „„Correspondence du Duc d'Otrante‘', I, 29. 
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nen wiſſen.“ Nach der Wievereinfegung erließ am 2. Mat 1815 Carnot, ald Minifter des 
Innern, an alle Präfecten folgendes merfwürbige Gircularfchreiben: „Ih bin benachrich— 
tigt, daß in verfchiedenen Theilen des Reiches das Geheimniß des Briefwechield durch Beauf- 
tragte der Verwaltung verlegt worden. Wer kann zu folhen Maßregeln Befugniß gegeben 
Haben? Wollen die Urheber verfelben fagen, daß fie der Regierung zu dienen wünſchten? @in 
ſolchee Berfahren in die Verwaltung einführen, heißt nicht den Kaifer dienen, fondern ihn 
verleumben. Er verlangt nicht, jondern er verwirft die Huldigung eined Dienftes, der von 
den Gefegen gemisbilligt wird. Haben nicht die Gefege feit 1789 einſtimmig erflärt, daß das 
Geheimniß der Briefe unverleglich fei? ALU unfer Unglüd in den verfchiedenen Zeiten der Ne: 
volution rührte nur von dem Brud der Grundfäge ber. Es ift alfo Zeit, ſolchen Kunſt— 
griffen zu entfagen. Sie werben ſonach mit der äuferften Strenge ded Geſetzes diefe Ver: 
Tegungen des hHeiligften Rechtes jedes Mannes in der Geſellſchaft verfolgen! Die Gedanfen 
eines franzöftfchen Bürgers müffen fo frei fein wie feine Perſon.“ 

Die Erfahrung hatte alfo ſicher Frankreich gemacht, unverwerflihe Zeugen ſprachen e# fo- 
eben aus, daß nicht auf Lift und Treubruch und Gewalt, fondern auf der moralifchen Grund: 
Tage der Wahrheit und Treue, des offenen Rechts und der Freiheit und ihrer unverbrüdlichen 
Achtung die Sicherheit des Thrond und der öffentlihen Ordnung beruhe. Aber freilich gehört 
bei Menfchen noch eiwas mehr dazu als die Ginfiht, day das Rechte gut fei. Sie müflen, 
um den Berjuhungen e8 zu verlegen widerftehen zu fönnen, aud das Rechte innerlich achten 
und dazu erzogen fein, und das geht bei den Nationen langjam. Ob wol diefe Achtung ſchon 
in Napoleon und feinen Männern gefiegt hatte? In Franfreih haben in den zwei Perio— 
den der Xeftaurationdregierung die Rolizeimittel, die ſchwarzen Gabinete, die Agens provo- 
cateurs und enblid die Unterſtũtzung politifher Heuchelei Durch die religiöfe, den Thron nicht 
befeftigt, fondern abermals untergraben. Die „Estafelte” vom 18. Nov. 1855 erneuerte bie 
befannten Klagen, dag auch noch nad der Julirevolution frühere unmoralifche und demora= 
lifirende Marimen der Verwaltung herrſchten. Sie fügt wörtlich hinzu: „Nichts demoralifirt 
mehr eine Nation als die politifche Heuchelei. Der Wechfel der Ehrenftellen und Glücksgüter 
und der gejellihaftlihen Gewalt, blos durch Hof- und Miniftergunft, verdirbt ebenfo fehr 
Diejenigen, welche fie erwerben, ald Die, melde geftürzt werden. Dieje Mafle von Menſchen 
auf der Öffentlichen Bühne, welche die Grundfätze verleugnen, die fie früher befannten, welche 
Gewiſſen und Ehre für die Vefriedigung ihres Ehrgeizes und ihrer Begierden verfaufen, bie 
jet offen diejenigen verfolgen, die fie früher Öffentlich priefen, und welche die Bürgfchaften 
der Gejege und der öffentlihen Gemalt zu Verfolgungsmitteln verkehren, die feilen Schrift: 
fteller mit ftet3 fteigenden Befoldungen, bereit, für die ihnen dargereichten Beftehungen ent: 
gegengefeßte und nichtswürdige Orundfäge und Zuftände zu rechtfertigen, ja jelbft fo Wiber: 
finniged, daß man ſich fragt, wen denfen fie denn zu betrügen — diefe Menſchen richten mehr 
Berwirrung in den Beiftern an, untergraben mehr die Moral, reizen mehr zu Nichtswürdig— 
keiten und Verbrechen, ald alle ſchlechte Schriften und Theaterſtücke. Zu allem viefen nun noch 
das immer fteigende Übergewicht ver Polizei! Je mehr fie ihre Gewalt ausbehnt über die Ge: 
jellfhaft, um fo mehr vermehren fih die Verbrechen. Dieſes erklärt ih ſchon durch ihre 
Gewohnheit, offenbare jhimpfliche Kafter zur Verfolgung der verborgenen anzuwenden, ent= 
ſchieden nichtawürdige Menſchen, um vermuthlice Verbrecher zu entdecken, und fich zu verei⸗ 
nigen mit allem Nieberträchtigen und Grauſamen und daraus eine Gewalt zu bilden, die ſich 
fo oft verderbenbringend gegen ihre Urheber, ſtets aber gegen die Geſellſchaft erweiſt.“ 

Die Maßregel der Papierbeſchlagnahme und die gerichtliche Einfoderung von Briefen ift 
leider in den neuern Zeiten durch die Furcht vor Revolutionen, geheimen Verſchwörungen und 
demagogifhhen Umtrieben, und durch Volizeialltanzen felbft mehrerer Länder fehr häufig und 
fehr ausgedehnt geworden. In Branfreich ftellte man freilich in der Revolution und auch in 
den noch jegt gültigen Gefegen würdige Grundfäge und zum Theil löblihe Beftimmungen auf. 
Man erflärte dad Haus eines jeden Bürgers als deſſen unverlegbare Freiftätte und jede geſetz— 
widrige Verlegung veifelben, auch felbft die durch die höchſten Behörden, für ein criminefl 
ftrafbares Verbrechen. 1?) Auch beftimmen die Gefege fehr löblich, daß nur die ordentlichen 
Gerichtsperſonen, nicht die Polizei; Hausfuhungen und Papierbefhlagnahmen vornehmen 
dürfen, und aud) diefe nur in gefeglich beftimmten ſchweren Fällen und unter genau beſtimm— 


Me 13) Conſtitution vom Jahre VIII, Art. 76; Geſetz vom 9. Juli 1791, I, 8-11, und Code penal 
rt. 184. 
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ten gefeglichen Formen. 44) : Gendarmerieoffiziere dürfen nur in das Haus treten, mo dalis 

flagrant ift, oder wo fie gefobert werben. 13) Uber leider haben bekanntlich. die fran zöſiſcher 
Gerichtobeamten überhaupt in Beziehung auf die Grade des Verdachts, den Beginn eimer | 
Unterfuhung und der Anwendung der freiheitbejchränfenden Mapregeln feine binlänglis 
fihernden und genau beftinmten Grenzen, und die Staatöproruratur ift zu abhängig von den 
Miniftern und deshalb ein zu bereitwilliges Werkzeug in politiihen Proreffen. In Beziehung 
auf Deutſchland mußte nad vielfahen und reifen praktiſchen Erfahrungen einer unjerer erſten 
Griminaliften, ver Geheimrath Mittermaier, Klagen ausiprehen. Rückſichtlich ver von ven 
Berichten in Griminalunterfuhungen mit Beihlag belegten Briefe jagte er: „Ich darf es mel 
öffentlich. bier ausſprechen, daß in Deutſchland in dieſem Punkte oft auf eine unverantwortlide 
Weiſe gewirthſchaftet wird. Ich Habe Griminalunterfuhungen in Händen gehabt, mo 500 
Briefe unterfhlagen wurden. Man hatte fi nicht begnügt, die Briefe ded Inquijiten mit 
Beſchlag zu belegen, weil man glaubte, daß diefer au feinem Bruder und diefer wieder einen 
Freunde etwas gefhrieben haben könne. Solcergeftalt wurden Briefe eines achtungswürdigen 
Geiſtlichen an den Bruder eines Verhafteten mit Beſchlag belegt. 16) Der unheilige Sag, 
der Zwed heiligt die Mittel, fcheint au im Griminalprocelle immer mehr Anwendung ju 
finden, da ſich viele Inquirenten ungefcheut jedes Mittel erlauben, um die Wahrheit zu ent: 
decken.“ 17) ber die in neuern Zeiten häufig gewordenen Beſchlagnahmen aller Papier 
Elagte Mittermaier im Jahre 182218): ‚Sie hat nicht blos alle Nachtheile und Einmendun: 
gen ber Hausfuhung überhaupt gegen fih, indem fie dad Recht auf häusliche Ruhe und Frie: 
den ftört, den Ruf des Hausbewohners auf empfindliche Weiſe verlegt und mit Profanirung 
aller Geheinmniffe verbunden ift. Und es ift eben fein Zeichen des Sinnes für bürgerliche rei: 
beit, daß wir faft den Begriff des Hausfrievdend verloren haben. Wer mag ed leugnen, daf 
Die Bornahme einer folhen Hausſuchung oft feine andere Geſtalt an ji trägt, ald wenn rin 
Bande von Räubern in eine Wohnung einbriht! Wer mag den Seelenſchmerz des Unſchul⸗ 
digen, der in feinem Innerften jich verlegt.fieht, wer den Kummer der unglüdlichen Familie 
verantworten, wer bie Folgen berechnen, die aus einer folhen Störung und Durchjudhung 
‚aller Geheimniffe von Seiten unberufener und nicht immer fehr verſchwiegener Perſonen iv 
bäufig herauskommen! Noch dvrüdender aber wird die Bapierbefhlagnahme, da fie meift alt 
Mittel bei Unterfuhungen wegen Staatöverbrehen und demagogifher Umtriebe Berfonen trifft, 
welche jih mit wiſſenſchaftlichen Arbeiten befhäftigen, indem man gerade den Gelehrten die 
Ehre erwiefen hat, jie für gefährlich zu Halten. Dieſe nun jind meift gewohnt, mit der Feder 
in.der Hand zu benfen. Nach der Meinung der Inquirenten aber fommt ed darauf an, vie 
verborgenften Befinnungen und Anjichten der Angeichuldigten kennen zu lernen. So erideint 
daher jede Unterfuhung der Papiere ald eine Verlegung des heiligiten Rechts auf Geheimnis, 
als eine verderbliche Gedanfenfpäherei, als ein unmittelbarer Zwang, die geheimiten Gedan— 
fen, die Jeder nur vor Gott zu verantworten bat, heraus zu fagen. Sie wird aber auch ge: 
fährlih. Sie bringt eine Menge von halbreifen und zweideutigen Gedanken, von den inner: 
ften Gefinnungen, von bloßen Aufiwallungen, von fremden, felbft noch nit angenommenen 
Meinungen, von launenhaften Grgiefungen einer aufgeregten Phantajie, die in der. Stubir- 
ſtube die Welt wol anders anfieht als bei wirflihem Handeln, und eine Zahl flüchtiger, im 
Moment einer unwilligen Stunde entitandener, im nächſten rubigen Augenblide ſelbſt vom 
Erzeuger jhon verbammter Geburten zur öffentlihen Kenntniß uneingeweibter Perſonen 
Zum Verftehen aller diejer Bapiere aber fehlt der Schlüffel. Hier fann ed nicht fehlen, daf 
manche bingeworfene Auferung eined Mannes, der feinem Jahrhunderte voraneilt, der eine 
neue Wahrheit ausgeſprochen hat, welde den gewöhnlichen Menſchen nod ein Gräuel und 
Irrthum fcheint, als gefährlih aufgefaßt und misbraucht wird, bald von Inquirenten, welde 
vielleicht, wa zur wohlthätigen Arznei beflimmt war, als Gift anfehen, bald von boshaften 
Gegnern oder Anklägern, melde das Unſchuldigſte misbrauhen. Man läßt den Vorber = ober 
ben Nachſatz weg, reißt Alles aus feinen Zufammenhang und treibt es, wie der genial⸗ 
Dichter im. Egmont» den Schreiber Banfen die Griminaliften ſchildern läßt. Bei einer fol- 


14) Code diinstruct., 36, 46, 87, 88, 56 — 59. 
15) Gefeg vom 29. Det. 18230, Art. 153, 157, 162: 
= „Verhandlungen der zweiten Kammer ber badifchen Ständeverfammlung von 1831, Heft 2 


IT) „Neues Archiv des Griminaltechts”, 11,452. 
18) „Neues Archiv des Griminalrechte”, V, 309fg. Dergl. auch defien ‚Strafverfahren‘, 8:61, 
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Gen Unterſuchung merben Papiere von zwanzig Jahren her gefunden. ‚Über, Alles, was ver 
Schreibende jhon lange vergeſſen hat, wo er fi nicht mehr, der Veranlaffungsgrünne und 
Nebenumftände erinnert, ſoll er nun Rede ftehen und ven Sinn angeben , ‚mie es der: Inqui⸗— 
reut aus allem Zufonumenhang geriſſen vorlegt — und dann fagt man no, daß wir-feine 


Folter mehr haben! Aus folder Duchfuhung entſteht jene empörenve Art der Inquifition, 


welche auf, Gedanken geht und über Meinungen Recheuſchaft fodert und Erklärungen deö Ange: 
ſchuldigten, was er dabei gedacht, als er vor zwölf Jahren die Stelle ſchrieb, ja was ein Au⸗ 
derer Dachte, ald er eine beſtimmte Stelle jhrieb? Kein Mittel verlegt ferner zugleich ſo fehr 


auch ganz unſchuldige dritte Berfonen. Bei jeder Durchſuchung dieſer Art fodert die Conſe— 


quenz und Zweckmäßigkeit, daß man fie auf alle Papiere, die in der Wohnung gefunden wer: 
den, ausbehnt, weil man nicht willen kann, inwieweit der Angefchuldigte feine Papiere ſchlau 


verſteckt oder andern Perfonen zur Aufbewahrung gegeben hat. Briefe von Kindern und Ältern, 


von befuchenden Verwandten, die vertraulicften Ergießungen inniger Zärtlickeit ‚liegen 
dann offen vor den Späherblicken uneingeweihter Berionen. Kommt da irgendeine dunkle 


‚Stelle, jo muß der Befragte fich rechtfertigen und oft Vorfälle erzählen, die Niemanden an— 


gehen. Bamiliengeheimniffe aller Art werben hier profanirt, vertrauliche Geſtändniſſe, 
—** zarte Ergießungen des Freundes werden bier Gegenſtände einer Unterfuchung , bei 


welcher nicht immer mit bejonderer Delicateffe und Verſchwiegenheit gehandelt wird. ‚Das 
‚ganze Leben eined Mannes in Berhältniffen, die den Staat nichtd angehen, wird auf die ver— 
‚legendfte und gefährlichite Weije preisgegeben. Ja man hat fogar in neuerer Zeit die Be— 
ſchlagnahme bei nicht Verdächtigen rechtfertigen wollen, um dadurd über die. Gefinnungen 
„dritter Berjonen und über die Verdachtsgründe gegen fie Aufſchlüſſe zu ſuchen (ja wol gerade 


um nod unbefannte Vergehen zu finben), gerade ald wenn man Jemanden verhaften dürfte, 


„weil er möglicherweiſe über irgendein Bergehen Auskunft geben könnte.“ 


Wir unterlaffen ed gern, näher auf dieſe vorzüglih von 1819 an in mehren deutſchen 
Ländern erfolgten, ausgedehnten, zum Theil fogar nicht einmal von den Gerichten und, unter 


dem Schutze der rechtlichen Formen vorgenommenen Bapierbeihlagnahmen, auf den oftmals 
‚mit den weggenommenen Papieren gemachten Gebrauch durch. die befannten Auszüge in Zei: 
‚tungen u. |. w. näher einzugehen, um jo mehr, ba wir theilweife davon ſchon früher dem 
Bublicum actenmäßige Mittheilungen machten. 19) Irgendeine gerichtliche Verurtheilung. als 


Refultat diefer außerorventliben Maßregeln ift. unjerd Willens nicht erfolgt, und die verfpro= 


chenen Öffentlichen Mittheilungen der Bundescentralcommifiion über ihre Ergebniſſe find eben: 
falls auggeblieben. Übethaupt aber ift es auch in Beziehung auf die Mafregeln der Beſchlag⸗ 
nahme von Papieren und Briefen wenigſtens niemals öffentlich bekannt geworden, daß ſie für 


die Gerechtigkeit, für die Regierungen oder die Freiheit ver Bürger wohlthätig gewirkt, daß 


‚nicht aud Hier die Nachtheile wenigitend weit überwogen hätten. 


Soll nun aber überhaupt praftifch entichieven werden, ob und inwiefern jene diplomati- 


ſchen und die der geheimen Polizei angehörigen Brieferbrechungen, fowie der richterliche und 
‚polizeilihe Beichlag von einzelnen Briefen und von fämmtlihen Papieren dem. Recht und ber 
‚wahren Politik entiprehen, und follten wir fie ganz oder theilmeife bekämpfen wollen, als: 


dann fällt und zunächſt ein Wort des Freiherrn Frievrih Karl v. Moſer 20) ſchwer auf dad 


herz. „Es gibt”, jo fagt er, „gewiſſe privilegirte Malhonnetetären in. der großen: Welt, 
„bie man durch einen ſtillſchweigenden Vertrag einander eingefteht, ohne ſich je Öffentlich, dazu 
„bekennen zu mögen. Dahin gehört z.B. die heimliche Eröffnung der geſandtſchaftlichen und 
‚anderer Briefe, wozu man eigene Leute, Dechiffreurs und Petſchierſtecher hält.” In faſt 
‚gleihem Sinne ſcheint Klüber, in feinem „ Offentlichen Recht”, $. 444, die Angabe einer 
„großen Reihe. von Gefegen verfchievener Länder, welche pas Briefgeheimniß als heilig, feine 


Verlegung häufig ald ehrlos und verbrecherifch varitellen, mit den Worten einzuleiten: „An 
Geſehen wider Eröffnung der Briefe auf der Poft fehlt es nit.” Man fcheint alſo zu fürch— 


‚ten, daß fi Regierungen und Minifter jelbft zu. dem anerfannt Unmoraliihen und Unredt- 


gen, ja Schimpflichen verleiten laſſen würden, trotzdem daß ſie es ſelbſt durch ihre ausdrück⸗ 
lichen Geſetze und Erklärungen als verwerflich darſtellen; ſei es nun, daß ſie eine jeſuitiſche 
und macchiavelliſtiſche Heiligung ſchlechter Mittel für ihre Zwecke, oder daß ſie die nahe Aus⸗ 


19) „Abhandlungen für das offentliche Recht“ (1. Abtheil. Stuttgart 1323), und neuerlich: „Wich—⸗ 
tige Urkunden für den deutſchen Rechtezuftand * (2. Aufl., Manheim 1845) ,&, 72 fg. 
3%) „Weber Brgeaten, Regierungen und Minifter‘‘ (örmmklert 1187),,8..30. 
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fiht auf den augenblicklichen politifchen Bortheil, auf die Befreiung vielleiht von einer augen: 
blicklichen Beſorgniß verlodte, den größern bleibenden allgemeinen Nachtheil zu überfeben 
Somit würden denn aud) alle noch fo fhönen Gegengründe wenig wirfen. Und Abnlide 
müßte man alsdann noch mehr in Beziehung auf die Gründe gegen die Beſchlagnahme der 
Briefe und der Bapiere befergen; Polizei: und Gerichtsbehörden faflen oft noch viel einjeitiger 
wenn nicht ihre perjönligpen Intereffen, doch blos ihren befondern Zwei, etwas auf vi 
ſcheinbar fürzefte Art zu entdecken und zur Strafe zu bringen, ind Auge, opfern und verlegen 
ihm zu Liebe oft roh und leidenfchaftlich alle Grundgefege und Grenzen ihres Berufs, all 
andern Zwede und Rechte ver Bürger und des Staats, alle Älteften und heiligften Aſple in 
Menfhennatur und der bürgerlihen Freiheit. Wohin aber gelangt man in diefer Richtung‘ 
Würde man nicht oftmals durch Verlegung des Beichtitegeld und durh Zwang zu jeiner Ver: 
legung viel mehr erfahren als durch Verlegung des Brieffiegeld und des Schreibepult#? lim 
dennoch achtet Die ganze gejittete Welt und jelbft die Regierungspolitif das Beichtfiegel. Wir: 
den ferner bei einem Verbrechen nicht am erften Altern, Kinder und Ehegatten, wenn man ji 
zum Zeugniß gegeneinander zwänge, Nachrichten und Spuren zur Entdeckung geben können? 
Und doc achten die Gefege civilifirter Nationen die Heiligkeit des Aſyls des vertraulichen Fa 
milienlebend und verfhmähen jenen Zwang. Ja, wenn man die Gefege ded Rechts und der 
Humanität brechen dürfe, fobald ein Polizeis oder Juſtizmann vermeint, e8 werde vielleidt 
förderlich fein für den Zweck, ein Verbrechen zu entdecken und fo die, wie jie erflären, gefähr: 
dete Sicherheit und Eriftenz von Staat und Thron zu retten, warum bleibt ihr denn au 
halbem Wege ſtehen? Da lobe ih mir doch Noms Tyrannen und die Männer des barbarifän 
Mittelalterd, die wußten, daß der Torturzwang gegen Verdächtige und Zeugen noch gan 
andere Geheimniffe, Gefinnungen und Gedanken zu Tage brachte als die erbrodenen Gort: 
fponvdenzen und Schreibepulte. Und doch ſchaudert die ganze Welt vor ſolchem Zwange zum 
Zeugnißgeben gegen ſich felbft und gegen Andere. Und alle Tortur ift förmlich abgeſchaft 
Man fah es ſchon längft in England ein, daß man ohne Yortur, ja ohne nur dem Ange 
ſchuldigten ein Geſtändniß gegen ſich ſelbſt zuzumuthen, ebenfo wie ohne Brieferbrehung un 
Papierbeihlagnahme, alle Zwecke polizeiliher und ‘criminalregtliher Sicherung erreiden 
könne. Und dieſes in einem fo reihen und freien und, wie es ſcheinen muß, gefäbrlicen 
Volksleben wie das englifhe! Ja man erfaunte und erkennt jegt auch bei und nicht blos die un: 
gerechte Grauſamkeit und die Entbehrlichkeit, fondern auch die Gefährlichkeit und Werberblid- 
feit der Tortur gerade für die Entdeckung der wirflihen criminalrechtlihen Wahrbeit. &m; 
ähnlich verhält es fih auch mit dem Beichtgeheimniß. Sobald regelmäßige Verlegung deffelden 





und Pfliht und Zwang zu berfelben ftattfänden, würde das Injtitut zerftört werden. & 


würde ber Beichtvater Feine Bekenntniſſe über Vergehen mehr mitzutheilen haben. Er mürk 
aber zugleich die Gelegenheit verlieren, fo oft ohne Verlegung des Beichtgeheimniffes gefäßt: 
lie Unternehmungen zu verhindern. So ift ed. Nur die höcfte Idee der fittlihen Menid- 
heit und Gerechtigkeit felbft ift abjolut. Aber nichts Einzelnes, auch nicht die Sicherung um 
ihre Mittel darf man als etwas Abfolutes anfehen und mit rückſichtloſer Gonfequenz big zur 
höchſten Spige verfolgen, oder man wird andere wefentliche Aufgaben und Beitandtbeile des 
reihen Menſchen⸗ und Staatslebend zerftören und größere Gefahren begründen, ald man ke: 
feitigt. DVerhält es ſich doch aud mit dem Poftgeheimniß und mit der diplomatifhen und pelis 
zeilihen Brieferbrehung und der Papierbeihlagnahme ganz ähnlich wie mit dem Veichtgeheim: 
nig. Man kann wol die Wohlthaten der Poften, eines der größten neuern Inſtitute der 
Menſchheit, größtentheils zerftören und daflelbe zu dem umvürdigften, zu einer Spionerie 
anftalt , feine Beamten zu erfauften Spionen und Verräthern ihrer Mitbürger herabmürki- 
gen. Man kann die offene vertrauliche Mitteilung immer mehr vernichten und Die Menſchen 
ſtatt mit heiterm Vertrauen mit Mistrauen, mit verfchloffener Vitterfeit und Hinterlift erfüllen. 
Aber wo Brieferbrehungen und Papierbefhlagnahmen bevorftehen, da wird man zulegt xt: 
der im Brieffelleifen noch im Schreibepult ſolche Geheimniffe finden, die ver Mühe eines fo ge: 
häſſigen und £oftfpieligen Erbrechens irgend verlohnen. Bon den Menjhen und Planen we: 
nigftend, die alddann noch fich eriwifchen laffen, Hat wahrlich ver Staat nichts zu beſorgen urd 
durch ihre Entdeckung nichts zu gewinnen. Diefes ift vollends jegt unzweifelhaft, wo die per: 
ſonlichen Zuſammenkünfte und Mittheilungen und ihre Leichtigkeit und Schnelligkeit fo unge: 
mein zugenommen haben. Verſchwörungen haben überhaupt faft nie Revolutionen bewirkt. 
fondern nur ihre Urheber ind Verberben geftürzt und der Freiheit gefchadet. Wo aber heutze- 
tage ſolche geheime Verbindungen entftehen, deren Urheber, ftatt, wie bie gallifhen Druiden, 
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als Grundgeſetz das Nichtaufſchreiben zu befolgen, gefchriebene Plane im Pult oder Brief: 
felleifen erwifchen laffen, die find nicht gefährlih. Was hat man denn überhaupt au nur bis— 
jegt auf diefen Wegen Erfledlidhes gewormen? Im diplomatifhen Verhältniß zeigte ſich als— 
bald ein vereitelter oder überbotener, ein betrogener Betrug. Feindſeligkeiten, verderbliches 
Miötrauen und die Intriguen vermehren, die eigenen Diener der Fürften und Minifter ver: 
derben, das vermögen fie; daß fie einen Staat retteten, das ift nirgends zu Tage gefommen 
und wird Niemand von ihnen erwarten. Sollte wol nicht eine irgend großartige Regierung 
wie diejenige, woburd die Bernftorff das Feine Dänemark fo hochgeachtet und einflußreih im 
Bölkerverhältnig machten , folder fleinliden, unwürdigen Mittel völlig entbehren, follte jie 
nicht durch den Vorgang in der offenen und gänzlihen Verwerfung derfelben ihre moraliſche 
Adtung und ihre Kraft vermehren können! Im Innern des Staatd aber werden bier wol 
Das, was nicht tüchtige Richter und Behörden auch auf ehrlichen und beffern Wegen bewirken 
konnten, jene gehäffigen verlegenden Mafregeln leiften? Gehäffigfeit und Mistrauen zu pflan- 
zen, Mittel für gehäſſige Verfolgungen und zur Befriedigung von Privatleidenfchaften zu 
nähren, die Grundfeſten ver öffentlihen Moral und Treue zu untergraben und Die Bürger zur 
Gegenlift und Gegengewaltthätigkeit aufzureizen, manderlei Gerede und mande Verſtimmung 
gegen Öffentliche Beante und Mafregeln zu Tage zu bringen, Verſtimmungen, welde eine 
freie Prefle in der Art nie hätte auffommen laffen, jedenfalls aber auf würdigere und einfachere 
Weiſe zu Tage bringen würde, vor allem aber die Seele der Fürſten mit Unmuth und Arg- 
wohn zu erfüllen, dazu find dieſe Maßregeln trefflich geeignet. Aber Thron und Verfaflung 
werben fie nimmer retten und befeftigen. Jenes Unglüd für ven Fürften felbft, wenn ihm fo 
durch die Mittheilung vorübergehender, aus dem Zufammenhange geriffener oder verbrehter ver⸗ 
trauliher Außerungen dad Vertrauen gegen feine Diener und gegen dad Volk vergiftet wird, 
ift für ihn und das Land befonderd zu beherzigen. Neder fagte darüber (a. a. D., ©. 554): 
‚, Stände es aud) in der Macht der Fürften, den Kreis ihres Blicks in das Verborgene nad Ge: 
fallen auszudehnen, könnten fie gleich unſichtbaren Geiftern nad Belieben in das Innere der 
Gedanken einpringen, was würden fie mit folhem Talisman gewinnen? Nur Zweifel und 
Unruhe, nur ein beftändig drückendes Gefühl der Unvollfommenbeit; ein eitled Grübeln nad 
Dingen, die nicht find, eine Ubellaune und Unzufriedenheit mit Allem und endlich eine düſtere 
traurige Gleichgültigkeit (oder eine menſchenfeindliche tyranniſche Gemüthaftimmung). Wahr- 
lich wenig mag man ſolche Kenntniß des Berborgenen beneiden. Das menſchliche Herz ift ein 
Gemälde, welches nur in vem Abftande beihaut werben foll, in welchen der höchſte Ordner der 
Natur ed zu ftellen für gut fand. Würde wol der große Heinrich feinen offenen, fo liebe: und 
anmuthvollen Gharafter, der fein und Anderer Glück machte, behauptet haben, wenn bie 
Kunft, die flüchtigen Gedanken Einzelner auszufpähen, zu feiner Zeit ſchon vorhanden ge— 
weſen wäre und er früh davon Gebraud gemacht hätte? Wahrlid man muß ed geſtehen, «8 
liegt wenig Großes in diefer Kunft.” Sehr richtig bemerft auch Mittermaier („Archiv“, II, 
455): „Die Mafiregel der Brieferbrehung bewirkt ein völlige Auflöfen aller Bande des 
Vertrauend. Fängt der Staat einmal damit an, jo iſt es befannt, daß er meiftend wegen po= 
litifcher Meinungen die Beften und Ebdelften im Verdachte hat. Denn die Schlehten ftehen theils 
in Solvde ver Machthaber, theild haben fie gar feine Meinung, theils wiſſen fie ſich glücklich 
genug zu verftellen. In einem Staate daher, in weldem einmal Brieferbrechung geftattet 
wird, muß jeder Mechtliche , welcher, eben weil er feine böfe Abfiht Hat und feinen Kürften 
und das Vaterland liebt, am offenften und ehrlichften feine Meinung fagt, am erften fürchten, 
daß er verdächtig werde, er muß Brieferbrehungen fürdten, und jo wird er lieber nicht fchrei= 
ben oder er muß Schleihwege ſuchen. Im beften Kalle ftodt der Verkehr und Offenheit und 
Bertrauen verlieren ſich.“ 

Gelänge ed nun wirklich folhen und ähnlichen naheliegenvden Vetrachtungen, es lebendig 
zu veranſchaulichen, wie Eleinlih und wie entbehrlich und wie gefährlich zugleich jene Maßre— 
geln find, alddann dürfte man ja auch, um fie jicher zu verbannen, nur ihre grobe Verlegung 
der Gejege der Gerechtigkeit, der Ehre und Menſchlichkeit nachweiſen. Diejer Beweis aber tft 
nicht ſchwer. 

Er ergibt ſich ſchon unmittelbar aus den natürlichen Orundfägen der privatrechtlichen, auch 
im Völker: und Staatsrecht verbürgten perfönlihen und Gedanfenfreiheit, forwie aus dem 
Eigenthumsrecht und aus der Heiligfeit der Treue und Wahrheit inden rechtlichen Berhältniffen. 
Die Freiheit der Gedanfenäußerung in Wort und Schrift, und eben Damit auch das Recht dieſe 
Gedanken nur für einzelne Perſonen beihränft oder vertraulich zu machen, jind alfo nicht vom 
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Staat ertheilte poſitive und politiſche, ſondern angeborene und, natürliche Rechte der perſönli⸗ 
Gen Freiheit. Hierin iſt enthalten das Recht des freien brieflichen Verkehrs, und hierin wiederum 
1) das Recht, von dem Gebrauch der Poſten und Telegraphen, welche anſtatt der allge— 
meinen ‚Freiheit als Staatsmonopole erklärt ſind, nicht ausgeſchloſſen zu werden; 2) das 
Recht, daß Briefe von mir und an mich nicht entwendet oder unterdrückt werden dürfen; Z) das 
Recht, daß nicht gegen meinen Willen Unberechtigte die vertrauliche Mittheiluug leien. Die an: 
gegebenen drei Rechte bilden das Recht des brieflidhen Verkehrs oder das Recht des Briefge: 
heimniſſſes. Von dieſem fagte die Frankfurter deutſche Reichsverfaſſung von 1849, Art. 141: 
„Das Briefgeheimniß ift gewährleiftet; die bei ftrafgerichtlichen Uinterfuchungen und in Kriege: 
fällen nothivendigen Beihränfungen find durch die Geſetzgebung feſtzuſtellen.“ Diefe-Beftim- 
mung ging in mehre neuere VBerfaflungen über, theils wörtlich, wie in ber revidirten Berfai- 
fungsurfunde von Oldenburg von 1852, Art. Al, theild in veränderter Faſſung, wie im der 
preußiihen Verfaflungsurkunde von 1850, Art. 55. Frühere und andere Berfaflungen:fegen 
dieſes als im Recht ver perfönlichen Freiheit und des freien rechtlichen Verkehrs enthalten vorams. 
Es ift ebenfo völferrechtlich wie ſtaatsrechtlich begründet. Der Regel nad, d. h. infofern nicht 
etwa ausnahmöweife eine entgegenftehende Berechtigung nachgewieſen werden könnte, erſcheint 
jeded unbefugte Aneignen, Gebrauden und Zerftören fremder Geheimniſſe oder der Gedanfen, 
Gefühle, Abſichten und befondern Erfahrungen , welche Jemand nur für ſich ſelbſt oder nur für 
beftinnmte vertraute Berjonen jeinem eigenen oderdem fremden Gewahrfam und nanıentlidh. ver: 
fiegelt ver Boft anvertraute, als rechtöverlegend. Auch noch abgejehen von der Verlegung dei 
Eigenthums und des Gewahrſams und des Treuvertrags hat jede freie Berfon fhon unmittelbar 
duch dieſes anerkannte Recht einer felbftändigen freien individuellen Berfönlichfeit und das 
barin enthaltene Recht der Gedankenfreiheit, ein unftreitiges Recht, ihre eigenen Gedanken unt 
Gefühle für fih zu haben und zu behalten, ohne daß man ihr die Mittheilung verfelben ab: 
zwingen darf. Sofern jie aber diefelben freiwillig unter beſtimmten rechtlichen Schranken un? 
Bedingungen mittheilte, fo Dürfen dieſe nicht verlegt, nicht überfchritten werden. Liber biefe 
hinaus jind fie nurnoch blos die eigenen Gedanken ver Berfon. Liber fie ift fie nur Bott Rechen⸗ 
ſchaft ihuldig. Menſchen müflen fie und ihre Freiheit und das Ihrige unverlegt laffen, fomeit 
nicht eine erweisliche äußere Nechtöverlegung zu Befeitigung dieſer Verlegung berechtigt. Sehr 
richtig fagt Luther in der oben erwähnten Schrift: „Was find heimliche Briefe und Reden 
anders, denn eitel bloße Gedanken, die noch nidt an den Tag kommen find und nicht an den 
Zag kommen follen.” „Ich weiß wohl“, fährt er fort, „daß er (der Herzog Georg) Herzog 
zu Sachſen, Landgrafe zu Thüringen und Marchgrafe zu Meißen ift, und fürwahr Gott hat 
‘ihm ein fein Laud gegeben. Daß er aber Herzog über fremde Briefe, Landgrafe über heinrlice 
Rede und Mardigrafe über Gedanken fein follt, das werde ih nicht glauben noch leiden: 
de occultis non judicat eeclesia, multo minus judicat de eisdem magistratus.” Und ebenjo 
richtig fügt er hinzu: „Fremder Brief ift fremdes Out. Lieber! wie, wenn es fid, begäbe, vaf 
mir oder dir an einem Briefe mehr denn an taufend Gülden gelegen wäre! Sollte nicht folder 
Brief fo werth und lieb fein als taufend Gülden? Dieb ift Dieb, ſei er Gelddieb oder Brief: 
dieb.“ Das Recht auf Iinverlegtheit meines Geheimniſſes aber ift um fo heiliger, je mehr hier 
das geraubte Gut meift unfhägbar und unerfeglich iſt, je moraliſch unwürdiger Die Verlegung 
ſich darftellt. Einem ſolchen Räuber aber müffe, jo äußert mit Nachdruck fhon Eicero (Philipp., 
U, 4,), „alle wahre Humanität unbefannt und jedes edlere Verhältniß des Reben? fremd jein, 
er raube dem Leben feine Annehmlichkeit, zerftöre den menfchlihen Verkehr unter Abweſenden“. 

Diefe rechtswidrige Aneignung fremder Geheimniffe erhält nun, fofern fie mit Gewalt 
gegen bie Berjönlicpkeit vorgenommen wird, den Charakter des Naubes, jonft bei Verlegung 
fremden Gewahrfams, wofür man fhon das Siegel anfehen könnte, den des Diebſtahls, ohne 
diefed den der Unterſchlagung, und fofern fie, wie bei einer Verlegung der der Poſt anver: 
trauten Briefe, duch die Regierung und ihre Poftbeamten mit Verlegung zugefagter Treu: 
pflicht geichieht, den Charakter einer ſchimpflichen Veruntreuung. Durch die Veröffentlichung 
und den falſchen Gebrauch blos geheimer vertraulicher Gedanken erhalten biefe, wie ſchon Luther 
niit dem heiligen Hieronymus ausführte, eine fo gänzlich veränderte Geftalt, daß dadurch ein 
Bällbung begangen werde. Auch die verfälihende Nahahmung der Siegel oder die Begrün— 
dung eines falſchen Scheind der Unverſehrtheit des Briefes und feines Geheimniffes find Fal- 
ſchungen. Jedenfalls ift ver böslihe mir nachtheilige Gebraud des Anvertrauten eine Betrü: 
gerei. Die Poſt aber ift an die Stelle von Privatboten getreten, und von Seiten der Privaten 
‚oder der fremden Regierungen, welche ihr ihre Briefe zur Beforgung übergeben, behält das 
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Beichäft-den Charakter eines befonders abgeſchloſſenen Treuvertrags der Bevollmaͤchtigung 
oder Aufbewahrung. Daß die Poſt zugleich öffentliche Anſtalt iſt und daß ſie, gerade um im 
Allgemeinen eine beſſere Beſorgung der Briefe zubegründen, durch das Verbot von Privat: 
boten mich nöthigt, nur ihr meine Briefe anzuvertrauen, und daß ed die Negierung ift, Die mir 
durch ihre Geſetze und Öffentlichen ‚Grflärungen treue ‚Bewahrung meiner anvertrauten- um 
unter mein Siegel-gelegten, unter diefer Bedingung verſchloſſen übergebenen-Gebeimniffe ge— 
lobte, und die es nun durch -ihrer unwürdige ‚heimliche Mittel und Fälſchungen bricht, dieſes 
vermindert nicht, jondern ed erhöht den ftrafbaren unwürdigen Charakter folder treubrüchi— 
gen Rechtsverletzungen. „Nun wird‘, jo jagt der trefflihe Niemann (a.a.D,, ©. 404), 
„die Verlegung des Briefgeheimniſſes durch die beeidigten fürftliden Wächter deſſelben Bruch 
des fürftlihen Wortö, wird Amtsverbrechen, Miſſethat gegen das öffentliche Vertrauen, ‚Und 
Fönnte diefe unverbrüshliche Schutz⸗ und Schirmpflicht für das Briefſiegel noch Heiliger und 
vexantwortlicher werden, jo würde ſie ed im quswärtigen Berhältniffe durd das Vertrauen 
auf Fürſten⸗ und Volksehre zugleich und auf die ehrwürdigen Überlieferungen des Gaft- und 
Vöͤlkerrechts.“ Mit diefen Anfiten vom Weſen der Brieferbrehung flimmen nun aud im 
Mejentlichen vie oben angeführten Juriſten überein: 

Nur ausnahmsweiſe wird der verbrerherifche und ſchimpfliche Charakter der Gebeimnißver: 
legung durch eine befondere entgegenftehenve Berechtigung aufgehoben. 

Diefed Letztere iſt nun im Allgemeinen und in allen Verhältniſſen der Fall, fofern eine 
erweislice gegenwärtige Gefahr für die ganze Exiſtenz des Einzelnen oder ded Staats und der 
Regierung vorhanden und die verlegende Maßregel ald das Mittel der Rettung erſcheint. Eine 
Regierung, ‚die Gefühl für ihre Würde und-eine Ahnung von wahrer Politik Hat, wird indep 
ſich jehr hüten, in das feige oder verrätheriihe Alarmgefchrei von Menſchen einzuftimmen, 
welche ohne wirklichen Nothitand Thron und Staat ald am Rande des Abgrundes befindlich 
darſtellen und als ſo arm an Kraft und Mitteln, daß er jich nur durch Mechtöverlegung retten 
könne. Sollte aber-ein ſolcher wahrer Nothſtand wirklich einmal eintreten, jo ift womöglich 
wenigitend jeve an jich widermwärtige und verführerifche und an die unwürdige Brieferbrechung 
erinnernde Heimlichkeit der verlegenden Maßregel ganz zu verwerfen. Fodert in Kriegözeiten 
eine. dringende Notwendigkeit, -dap keine geheime Mittheilung nad gewiſſen Richtungen ge: 

macht werde, jo möge,Diejed befannt gemacht und nur offene Gorrefpondenz für zuläfiig erklärt 
aber auch Vernichtung, aber nicht das Leſen der Briefe angeordnet werden. 

In Beziehung auf die befondern Rechtsſphären fällt fürs erfte im völkerrechtlichen 
Berhältnig zu fremden Regierungen und Bürgern jener verbrederiiche und 
ſchimpfliche Charakter der Erbredung und Beſchlagnahme von Bapieren hinweg, wenn fie im 
„Kriege ald Kriegsmaßregel und au hier joviel ald möglich offen gegen die Beinde geübt wird, 
Außerdem aber heiligt und ſchützt auch das Völkerrecht Briefe und Papiere fremder Regierums 
gen und Unterthanen und die darin enthaltenen Geheimniſſe. Selbft Schmalz in feinem ‚, Eus 
xzopäiihen Völkerrecht‘ (Berlin A817) ‚jagt darüber ©. 106: „Erbrechung der Briefe wird 
überall ald Verlegung des Voͤlkerrechts anerkannt, wie fie denn jedes Gefühl für Nechtlichkeit 
empört. Aber der ehrlofefte Bruch Öffentlicher Treue und öffentlihen Glaubens ift folde Er- 
brechung auf der Poſt eines Staates, da diefe den Brief und die Gebühren dafür unter dem 
Siegel des Geheimniſſes empfing. Daß dem Dieb dad Stehlen vortheilhaft ift und daß häufig 
geftohlen wird, diejed begründet fein Necht. Man gefteht dies auch beim Brieferbrechen ein, in⸗ 
dem man ableugnet-und eine verächtliche Kunft erfunden hat, die Erbrechung zu verbergen. 
Und wie jelten hat jold ſchamloſes Unrecht wirklich genügt! — Brieferbrehungen jind wie ge- 
Heime Bolizeifpionerie unter der Würde eined Souveränd und armjeliger Behelf beihränfter 
Politik, welche weder ver Würde ihrer Zwecke noch der Kraft rechtliher Mittel vertrauen kann.” 

Bürden Griminalricter fürs zweite kann ein Net, — während des Lau— 
fed der Unterfuhung auf einzelne Briefe von dem Inquifiten und an denſelben auf der 
Poſt oder mo fie ſich fonft finden, Beſchlag zu legen, nur aus dem Grunde gerechtfertigt werben, 
wenn Der Angeſchuldigte verhaftet ift und durch die Briefe dem Gang der Unterſuchung nach— 
#heilige Golfufionen ,.d. h. Verabredungen mit Dritten verhindert werden können, denn viefe 
zu verhindern ift ded Richters Pflicht und Recht. So muß wenigftend ein Jurift urtheilen, wel: 
cher dem Griminalrichter nicht eine despotiſche Willfürherrfchaft über ven angeihuldigten Bür— 
‚ger und feine Berhältniffe, fondern ſtreng nur die genau beſchränkten Rechte einer vechtlichen, 
jede Tortur und willfürlihe Ausdehnung ausfchliegende Unterfuhungsgewalt, und zwar les 
diglich über die beftimmte angefchulpigte verbrecheriſche Thathandlung einräumt. So urtheilte 
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namentlich auch einſtimmig die badiſche zweite Kammer vom Jahre 1851 und beſchloß eine 
Adreſſe an den Fürſten, hierauf jenes richterliche Hecht zu befhränfen. 21) Da aber fein Recht 
weiter geht ald feine Begründung, fo darf der Richter jene Briefe auch nur verſchloſſen aufbes 
wahren, jolange es der Zweck fodert, und hat jie, nachdem derſelbe erreicht wurde, mit den in 
ihnen enthaltenen geheimen Gedanken wieder an Diejenigen freizugeben, an welche fie gerichtet 
waren. Nur dann ift er fie zu lefen befugt, wenn der Angefhuldigte ed bewilligt, damit der 
Richter fich überzeuge, daß feine die Unterfuhung flörende Eollujion ftattfinde und deshalb feine 
Eorrefpondenz erlaube. Ähnliches gilt au, infofern wegen des Aufſichtsrechts über die Ge— 
fängniffe in beftimmten Fällen freie Gorrefpondenz ald abfolut unzuläffig erſcheinen follte. 

In Beziehung envlih drittens auf die Frage, ob Beihlagnahme von Bas 
pieren und Briefen zur Entdedung und Verhinderung von Verbrechen und zur 
Auffindung von Beweljen für diefelbe ftattfinden dürfe, muß man vor allem ein Recht zu biefer 
Mafregel, weil fie eine fehr ſchwere Verlegung der Heiligften Intereflen und Rechte des Ange— 
fuldigten und wer weiß wie vieler ganz unverdächtiger Perfonen ift, bloßen Bolizeibehörben 
durchaus abſprechen, und die Gerichte müflen fie unter forgfältig zu beftimmenden gerichtlichen 
Förmlichkeiten (z.B. mit genauer Protofollführung und mit genauen Bezeihnungen der im 
Beſchlag bebaltenen Papiere) vornehmen, welches Alles auch die franzöfifchen Gefege und die 
beiten deutſchen Rechtögelehrten anerkennen. 2%) 

Aber auch dem Gericht muß jede ſolche Beihlagnahme verboten fein, wenn die Anſchuldi— 
gung nicht auf ein Schweres Verbrechen geht und folange nicht der durch die Maßregel zu Be— 
treffende förmlich in den Anflageftand verfegt ift, oder folange nicht die Specialunterfuhung 
im urfprünglihen und richtigen Sinne gegen ihn rechtlich begründet ift und wenn dringende 
Bermuthung gegeben ift, daß der betreffende Brief in Beziehung zum Verbrechen ſtehe. In 
dem frühern Anflageproceh nach ben römischen und deutſchen Gefegen hatte nämlich der Privat: 
anfläger diejenigen allgemeinen Borunterfuhungen zu beforgen,, welche nad) Erfindung des 
Inquifitiondprocefles die Generaltnauiiition hieß, und in welcher er natürlich nie eine beftimmte 
Perſon öffentlich ald des Verbrechens verdächtig hinſtellen und verlegend behandeln konnte, 
Erſt wenn er durd alle feine Nahforihungen und Vorbereitungen feiner Beweije jo weit ge= 
kommen war, dieſes wagen zu vürfen, welches zu feinem großen Unglück ausihlug, wenn er 
den Beweis der Schuld nicht führte, begann er durch die wirkliche Anklage gegen eine beftimmte 
Berfon die Specialunterfuhung. Als nun das Gericht im inquifitorifchen Proceß in die Stelle 
des Anflägerd trat, da wollten die Gejege der geichichtlichen und rechtlichen Natur der Sade 
gemäß, mie ed auch richtig die ältern Juriften, 3. B. Durantis, fefthielten, die neuern aber all- 
mälig vergaßen, daß in der Generalunterjuhung noch immer feine beftimmte Berfon öffentlich 
und durch verlegende Maßregeln als, verdächtig hingeftellt, die Specialinquifition aber nicht 
erfannt werden bürfe, wenn nicht die vorläufigen und allgemeinen Nachforſchungen ber Gene 
ralunterfuhung jie ald fo dringend verbädhtig dargeftellt Hätten, daß ein Privatanfläger vie 
Gefahr der Anklage hätte wagen dürfen. Da nun rechtlich aud nur in folhem Kalle Berhaf: 
tung möglich, ift (jofern zugleich die Furcht vor Gollufionen und vor der Entweihung dazu 
nöthigen), fo fann man mit Mittermaier (a. a. D., $. 61) auch fagen, daß nur bei fo ſchwerem 
Verdacht, wie er zur Verhaftung nöthig ift, eine Beſchlagnahme möglich fei. Wahrlih aber 
biefes ift früh genug. Es ift vielleicht noch zu früh, wenn überhaupt vor geführtem Beweis ver 
Schuld einem vielleicht völlig unfhuldigen Bürger unerfegliche Übel zugefügt werden, um Be- 
weiſe für feine mögliche Schuld zu liefern, vollends Übel wie die Papierbeihlagnahme, welche 
die römischen, die frühern deutſchen und die englifchen Gefege nicht zulaſſen, welche alfo ebenfo 
entbehrlich als ſchwer verlegend find, welche auf einer Linie ftehen mit einem gehörigen Belau— 
Ichen des Gefangenen, das doch anerfannt einem Richter ſchimpflich ift. 

Selbſt aber aud) bei richterlich erfannter dringender Verdächtigkeit eines ſchweren Verbre⸗ 
chens darf dennoch nicht unbedingt eine Beſchlagnahme der Papiere und niemals eine allge— 
meine Papierdurchſuchung in dem Sinne ſtattfinden, wie man fie bisher häufig ſah. Es muß 
fürs erſte dringend wahrſcheinlich ſein, daß der Angeklagte unmittelbare Beſtandtheile und 
Beweiſe ſeines Verbrechens in ſeinem Beſitz hat, und lediglich nur auf den Beſchlag und das 





21)„Verhandlungen der zweiten Kammer der badiſchen Ständeverſammlung von 1831”, Heft 25, 
&.132f9.; Heft36, ©.152, und Beilagen, Heft13, S.272. Mittermaier, „Strafverfahren‘‘, $.62. 

22) Kleinfchrod, (älteres) „Archiv des Eriminalrechts“, U, St. 3, 8.61. Stübel, „ Handbud 
bes Griminalprocefies‘‘, $. 1879. Lop im „Neuen Archiv des Eriminalrechts”, IV, Nr. 22, und V. 
Nr. 21. Mittermaier, „Strafverfahren“, $. 61, 62. 
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Leien von diefen muß die richterliche Thätigkeit gerichtet fein. Alle Papiere anderer Art muß 
ber Richter ungelefen zurücklaſſen. Er darf ſich nicht durch bloße Möglichkeiten, Entdeckungen 
und Combinationen über Gefinnungen und Verhältniſſe des Angeklagten verleiten laffen, 
vielleicht jegt erfi Entdeckungen von bisher gar nicht in Unterfuchung befindlichen Handlungen 
zu finden. Der Richter hat ja nur das rechtlich befhränfte Recht, gerade das angeflagte Ver: 
“ geben zu unterſuchen, und der Angeklagte hat fogar im Verhöre das Recht, ihm jede Antwort 
zu verweigern, wenn fie auf barüber hinausgehende Gejinnungen, Gedanken, Verhältniſſe ab: 
ſchweifen wollte. Ja er hat nad) römijchen, altdeutſchen und englifhen Gejegen gar nit ein= 
mal die Pflicht, gegen ſich felber zu zeugen und audzufagen. Biel weniger darf man ihm alfo 
alle feine geheimften Gefühle und Gedanfen aus der Seele preffen wollen. Durd) melde Um— 
kehrung aller Nectöbegriffe will man einem Richter, gelegentlich einer Beſchlagnahme eines 
Beitandtheild des Verbrechens unter den Papieren des Angeihuldigten, das Recht geben, den 
Angeklagten gleihjam moralifh nackt auszuziehen, eine allgemeine Geſinnungs- und Gedanken⸗ 
und Lebensinquifition gegen ihn zu führen, ihn vermittelft feiner ihm gewaltfam entriffenen 
geheimen Papiere ſelbſt hierüber zur Audfage und Zeugniß gegen fich felbft zu nöthigen, feine 
und feiner Freunde und Angehörigen Geheimniffe und Vertraulichkeiten, ihre Gedanken- und 
Gefühlswelt mit uneingeweihten Bliden zu durchſpähen und ihnen vielleicht namenlofe Krän— 
Fungen der empfindlichſten Art zuzufügen ? 

Diefes jind Grundfäge, die unmittelbar aus anerfannten wejentlihen Rechtsgrundlagen 
fließen, und welche Juriften, die diefe und die Foderungen der Humanität ald Grenzen auch 
der rihterlihen Gewalt achten, werben anerfennen müflen, welde im Ganzen namentlich auch 
Mittermaier in den angeführten beiden Abhandlungen und in feinem „Strafverfahren aner= 
kennt, obgleich auch er eigentlich die widerwärtigen und zweideutigen Rechte der Papier- und 
Driefbeihlagnahme lieber wiederum ganz auch aus unferm heutigen deutſchen Mechte verbannen 
möchte. Mofes aber mußte der Herzenshärtigkeit des Volks Iſrael und feiner Praris Einiges 
nachgeben, bis auf die Zeiten höherer, edlerer Civiliſation. So muß man ed auch wol mit 
unferer deutſchen juriftifhen Prarid machen. 

Gerade aber weil diefe in neuerer Zeit fo jehr die Grenzen des Rechts und wahrer Huma— 
nität überfohritten hat, weil unfere frühern Geſetze über Rechte, die fie meift gar nicht kannten, 
zu unbeftimmt find, und weil bei der Bapierbeihlagnahme und der Brieferbrehung politische 
und polizeiliche Gewalten und Rüdfihten fi wieder geltend machen und dieſe, zumal in po= 
litiſch gereizten und ängftlichen Zeiten und bei der jet oft allzugroßen Abhängigkeit ver Beam— 
ten und Richter von jenen Gewalten und Rüdjichten, auf Abwege führen können, fo ift vurd= 
aus eine neue gejegliche Beftimmung über diefe Verhältniffe nöthig. Diefe muß mit Sorgfalt 
jede dem Vertrauen zu ben Öffentlichen Behörden, namentlich alfo aud der Poſt ſelbſt, ebenjo 
wie den Bürgern gefährlichen Gelegenheiten zu Misbräuchen befeitigen. Soviel wenigftens er: 
Eennen die neuern Proceforpnungen bereits an, daß Brieferöffnungen überhaupt nur zuläffig 
find, wenn der Angeſchuldigte verhaftet oder doch auf Verfegung in den Anflageftand erfannt 
ift. Sie erkennen ferner an, daß die Ausnahmämaßregel nicht ausgedehnt werden darf auf an 
dere Briefe ald die ded Angeſchuldigten oder die an ihn. gerichteten, alfo nicht auf die Briefe an 
Derer mit ihm verbundener Berfonen. Nicht minder erfennen fie an, daß obwol eine provifo= 
riſche Beichlagnahme aud) ſchon auf Verlangen des Unterfuhungsrichter8 oder Staatdanmwalts 
ftattfinden fann, doch die wirkliche Eröffnung einen Beſchluß des wirklihen Strafgerichts er: 
fodert. Auch joll die Eröffnung nit ohne Vorwiſſen des Angefchuldigten ftattfinden, melcder 
Dagegen appelliren fann, jedoch we Gefahr auf dem Vollzug ift, nicht mit Suspenfiveffect, Ebenfo 
foll der unverfängliche Inhalt eines eröffneten Briefes und der für die Eröffnung nicht als zus 
läſſig erfannte Brief dem Adreſſaten alöbald mitgetheilt werden.?2) Zur Sicherung des 
DBriefgeheimniffes ift e8 auch wichtig, daß die unbeftellbaren Briefe nicht durch ein uncontrolirs‘ 
tes geheimes Verbrennen dem Belieben der Poftofficianten überlaffen, die von dem Schidjal 
ihrer Briefe nicht unterrichteten Aufgeber aber großem Schaden ausgeſetzt würden, namentlich 
Der Zerftörung der vielleicht eingelegten Wechfel oder der wichtigen Nachrichten in den Briefen. 
Vielmehr müßten ſolche Briefe, nachdem fie zuvor hinlänglich lange vor der Poft ausgeftellt 
wurden, in regelmäßigen Terminen unter Zuziehung einiger Stadträthe nur fo weit eröffnet 


23) Ofterreichifche Proceßordnung von 1853, 68.64, 110 und 111. Sächſiſche Proceforbnung 
son 1855, $$. 97, 100, 209, 210. Badifche Proceferdnung von 1845, 88. 125— 127, 120, 130, 
Würtembergiiche Broceboronung ven 1843, 88. 246, 240, 250. 
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und eingeſehen werden, daß der Name der Aufgebet erſichnich iſt/ ind’ dann durch Poſt- und 
Magiſtraisfegel neu verſchloſſen, die Aufgeber aber zw dereit Zurücknahme in öffentlicheit‘ 
Blättern aufgefodert werben. 2#) Doc die Hauptfache” if; daß durchaus nicht blos durch Mei 
glerungsverordnungen, ſondern durch verfaffungäniäßige Gefeße ſorgfältig die Rechte der Bur⸗ 
ger auf das Briefgeheimniß und das Heiligthum ihrer Gebankenwelt verbürgt, die genauen 
Grenzen und Formen der einzelnen ausnahnisweiſen Abweichungen feſtgeſtellt werden. Die ſes⸗ 
iſt alsdann beinahe daſſelbe, ald wenn, ſowie in Portugal (Conſtitut: 1826, Art. 145; 9:25)’ 
und bie frühere Berfaffung von Kurbeffen, $: 38, die Verfaffung unmittelbar das Briefgeheim: 
niß fügt. Mittelbar thut fie es ſchon durch die Berbürgung der Freiheit der PBerfon und des 
Eigenthums. Nur muß jedenfalls ein dem verfaflungsmäßigen Geſetz entſprechender Dienſteid 
alle Poſtbeamten unter Androhung ſchwerer Criminalſtrafen verpflichten, die ihnen amver: 
trauten Briefe außer in den geſetzlich genau beſtimmten wenigen Ausnahméfällen nicht von 
ihrem ordentlichen Wege zu den beſtimmten Adreſſaten zu entfernen und entfernen zu laſſen/ 
und ſelbſt auch höhern Befehlen gegen das Geſetz feine Folge zu leiſten, indem dieſe ſie von ver’ 
geſetzlichen Strafe nicht befreien können. Nur fo erhält ihr Widerfprud gegen etwa angemu⸗ 
thete Geſetzwidrigkeiten hinlängfihe Begründung und Kraft. Nur fo ift das Briefgeheimmiß 
gegen beliebige Zurücknahme und Ausnahme und gegen inländifche und ausländiihe Zumu® 
thungen gefichert. Nur fo wird bei dem Wechſel ver Perſonen und ihres Ginfluffes in weit’ 
Öffentlichen Angelegenbeiten wirklich das Geheimnif der der Poſt anvertrauten Briefe der Bür— 
ger und des Auslandes geſchützt bleiben und, nach de edeln Freiheren v. Fahnenberg A 
druck 25), der Bofteinrihtung felbft ihr theuerftes Kleiniod, das unbeichränfte öffentliche Ver— 
trauen, erhalten werden. Sehr heilfam aber würde man nad) dem Beifpiel von England’ den 
ji gegen die Verleger äftimatorifche Schadenerfagfoderungen geben. MWelder. 
efchneidung. Diele althebräifche Geremonie einer nationalen, nicht gottesdienſtlich-, 
fondern nur politifch = religidfen Auszeihnung der jüdiſchen Volksgenoſſen fommt ſtaatsrechts 
lich in Betrachtung, weil fie 1) alle Nichtbeſchnittene für Unreine erflären, mit denen ihre Töch⸗ 
ter zu verehelihen eine Schande wäre (1 Mof. 54, 14; Neben. 10, 51, und Efr. 9, 2. 12;- 
410,3). Die Frage entſteht: Können Die, welche auf folder Nattonafabfonderung und Beſchim⸗ 
pfung beharren, gleiche Rechte mit den Nichtbeichnittenen begehren und erhalten, melde eine’ 
Staatöfefellfhaft für ih conftitwirt Haben? 2) Die Polizei des Staats, worin’ Juden als 
Unterthanen, wenn auch nicht ald Staatsbürger wohnen, hat die Pflicht und dadurch pas Recht, 
wirkſame Aufſicht zu verfügen, damit nicht durch die ſchmerzhafte Verwundung und Verſtum— 
melung, wenn fie an achttägigen Knäbchen von ſchwacher Gefundheit, etwa auch durch unge- 
ſchickte Hände (da jeder Jude die Operation machen darf) vollzogen wird, Geſundbeit, Fünftige® 
Wohlbefinden oder gar dad Leben gefährbet werde? 3) Der alle Rechte ſchützende Staat bat 
wol auch die Verbimplichkeit, zu verhüten, daß nicht Kinder als ſchutzloſe Unmuͤndige eine phye 
fiologifh nicht unbedeutende Verftümmelung erleiden, ehe fie freimollend ifre Einftimmung'ge- 
ben förmen? 

Abraham hatte fi aus dem Glauben an allzu menſchenähnliche Götter kaukaſiſcher und 
trandeunphratifcher Ränder zur moralifchen Idee eines Höchſten, zu dem ‚gerechten Richter der 
ganzen Erbe’, 1 Mof. 18,25, erhoben. Aber abgejeben vom rein religtöfen Verhalten machte 
Abraham mit Gott einen wechfelfeitigen Vertrag, Berith, um aud in irbifcher und polttifcher 
Deglüdung fein Beihüger zu fein. 1 Mof. 17, 4.7. Was fi; darauf bezieht, ift demnad als 
_ Bund oder freier Vertrag, nicht ald Religion oder Pflicht der Gotteöverehrung geſchichtlich zw 
betrachten. Das andächtige Verhältniß zu Gott war vorausgefeht und blieb. Aber ein neues 
Berhältnig, von der Macht dieſes Gottes beſonders in Schuß genommen und al, auderwähl- 
tes Volk Gottes“ vor andern bevorzugt zu werden, trat in Vertragsgeftalt Hinzu. Wie es bet 
ſolchen Bündniſſen alterthümliche Sitte war, nehmen die Verbündeten neue Beinamen ar; ber 
Machtgott (El) nennt ſich Schaddai (rad dem Arabiſchen — der Überfluß gibt), und flatt des 
bisherigen Namens Abram (hoher Vater) nennt‘ fi ver Hirtenfürſt Abraham (— Vater einer 
Volksmenge), mit der Hoffnung, daß aus feiner Horde „Voͤlkerſchaften und Könige‘ werden 


24) Diefer Vorſchlag des Verfaſſers diefer Zeilen erhielt auf dem basifchen Landtage von 1833 int 
—— — der Kammer und der Regierung. „Verhandlungen der zweiten Kammer“, 
35), Berhaudiangen ber zweiten Kammer der badiſchen Landſtände von 1831’, Heft 5, S. 132 fg. 
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falten. Diefe ninftände zeigen, daß Abraham gegen feinen „Horhberehtten " ( — Elohĩm) ſich⸗ 
nad den alten Gewohnheiten eines förmlichen Bundniſſes benahm, ſodaß alſo in dieſem Zu⸗ 
ſammenhange auch die Beſchneidung als eine Bundesförmlichkeit zum erkennen iſt. Wer zu einem 
ſolchen Bunde gehören wollte, nahm ein Zeihen an. Abraham, ver Veſitzer großer Heerden, 
wählt für ih, den Sohn Jomael (—, welcher dem Machtgott gehorchen joll’‘) und alle feine 
Dienftleure ein unverlierbares Zeichens am Leibe ſelbſt Wie in ven frei weidenden Beduinen⸗ 
heerben jeves Stüd am Leibe (meiſt an pen Ohren) gezelchnet wird, jo gab det uralte hebräiſche 
Heerden=Emir ih und feiner ganzen Hörde anı Zeugungsgliede das (va ſolche bein Morgens 
länver oft unbevedt zu jehen jind) unverleugbare Symbol, daß ſie mir allen ihren Nachkom⸗ 
men ausgezeichnete Bundesgenoflen ihres reich niachenden Machtgottes fein wollten, 

Dieſes Beihnittenjein heißt, 17, 11, Zeichert des Bundes. Wer es nicht annehme, ſoll na 
B. 14 von dieſem Volköftanım „abgefhnitten‘ (das Heißt nicht getötet, fondern gleichſam 
entnationalifirt) jein, weil er „„ven Bund nidit wolle”. 

Diefe Verbindung war demnach nicht eine Religionsſache. Sie war eine Benupung de 
religiöfen Glaubens für materielle Lebenöverhältniffe. Sie war der Anfang eined äußern, 
eigentlich politifchen Verhältniſſes des theokratiſchen national beſtehenden Judenthums. Wie 
Moſe etwa 900 Jahre jpäter die zu einem Volke vermehrten hebräiſchen Nomadenſtämme ver: 
anlaßte, daß fie den Gott des Himmels und der Erde, der an ſich immer ihr Gott geblieben war, 
nunmehr ald Nation, ftatt menſchlicher Beherrfhung, zu ihrem Regenten (oder zum Regie: 
rungsideal für den Feldherrn und den Hohenprieſter, ihre ſichtbaren Megierer) wählten, fo 
hatte Abraham fchon als Familienfürſt ſich demſelben Gott auf eine meltliche befondere MWeife 
als feinem und der Seinigen äußerlichen Beſchützer (wie Glienten einem Patronus) zugeeignet. 
Aud das Zeichen für diefe Bunidesgenoffenfhaft war ihm und ift demnach Allen‘, die fih an’ 
ihn gleihfinnig anſchließen — nicht- ein gottesdienſtliches und in diefem Sinne ſchwerer abzus 
ändernved Zeichen. Wenn Abraham ein Sacrament, eine religiöfe Pflicht und Wohlthat ein⸗ 
zuführen im Sinn gehabt hätte, wie häfte er, der gegen bie Grbfürftin Sarah fo Folgſame, eim 
Zeichen wählen fönnen, an dem alle Weibliche feinen Theil nehmen konnten und woburd fie 
alſo von der Religion gleihfam auögefhhloffen wären? Nur auf das äußere, politiſche, woran 
da8 Harem feinen Theil zu nehnien hat, bezog jich fein gewähltes Zeichen! 

Durch die Befchneldung als befondere Scyüglinge Gottes für ihr zeitliches Glück, wie fie 
glaubten, ausgezeichnet, fingen fle jhon in der dritten Generation nah Abraham leider an, alle 
Nichtbeſchnittene ald Nichtbegünſtigte von Gott, gleihfam als Schüglofe und Nihtbegnadigte' 


zu verachten. Diefer — durd die Worte Arelint, wie Gojim als Schimpfnamen — ſich abſon⸗ 


dernde Nationalftolz miachte bekanntlich das ſogenannte „Bolt Gottes“ den übrigen und jo auch 
den Römern (lange ehe e8 Chriſten gab) widrig und verhaft. 

Die verfländige Aufhebung dieſer Nationalabfonderung und ihres zeitwidrigen Zeichens 
wird aud; durch weitere Geſchichtdata, wenn nur die rabbiniihe Hartnäckigkelt nicht allzu blind 
und eigenſinnig machte, ſehr erleichtert. Daß auch ver in Religionsbeziehungen fo ſtrenge und 
gewaltſam durchgreifende Geſetzgeber Moſe vie Abrahamitiſche Beſchneidung nicht als eine 
Religionsſache, ſondern blos als ein nationales, nach Localumſtänden zu beurtheilendes Unter⸗ 
ſcheidungszeichen betrachtete, beweiſen zwei bibliſche Überlieferungen unleugbar. In Agypten 
waren nach Joſ. 5, 5, feine Iſraeliten beſchnitten gerveien. Aber ſobald er fie auf den nomadi⸗ 
jirenden Zũgen auf ven atabiſchen Weideplätzen allein um ſich Hatte, lieh et alle die innerhalb 
der AO Jahre Geborenen ohne Beſchneidung, wie bei Joſ 5, 2— 9, umſtändlich erzähle 
wird. Haͤtte er, der Eifeter fr den Cultus, diefe Unterlaſſung zugeben fönnen, wenn ihn das 
Beſchnittenwerden ein Religionszeichen ein Sacrament geweſen wäre? Sobald er in den freier? 
Meideländern des Nationalabſonderungszeichens nicht bedurfte, läßt Mofe es unterbleibeit: 
Folgt alfo nicht aus dieſem ſeinen unverkennbaren Vorbilde, was auch jegt die wahren „Mor 
ſaiker“ ohne Bedenken unterlaffen dürften, wenn es ihr ernſter und aufrichtiger Wille ift, vie 
Mationalabfonverung aufzugeben, ſich ſelbſt thatfächlich und nicht in’ leeren Worten mit’ ven 
Landebbeſttzern in Sittengleichheit zu ſtellen und die attfchtmpfliche Welteinthetlung in Beſchnit⸗ 
tene und Unbeſchnittene in Vergeflenheit zu bringen. 

Selbft wenn das Beſchnittenſein ein religiöfes' @uftuszeichen getvefen wäre, ſo würde” ſich 
der Verftändige fagen müffert: das äußere Zeichen“ iſt nicht die Sache, ver Zweck bleibt. Als 
des Einen Gottes der Abrahamiten Anbeter wollen wir Abraham's und Mofe’s' Glauben und 
gottgetreue Rechtſchaffenheit unabaͤnderlich ausüben. Aber ſoll denn auch gegen allen Verſtand 
ein Zeichen, welches bei ſudlichen/ oft nackten Hirten wirklich auszelchnend und den Motgenläu⸗ 
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der unanftößig war, ewig dad nämliche bleiben müſſen, auch in Gegenden; wo die gewohnte Be 
Heivung den Zweck, daß ed ein Kennzeichen fein follte, EN und wo nur Davon zu reden ges 
gen alle Sitte anftößt, ekelhaft und beſchämend ift? 

Der Gefepgeber Moſe hatte jelbft feinen Sohn, folange er außerhalb Agnpten war, nach 
2 Moſ. 4, 24 —26, ohne Beſchneidung gelaffen. Wäre ſie ihm eine Religionshandlung ge- 
wefen, wie hätte er jie unterlaffen können? Wo aber die Nationalunterfheivung (im Haufe 
feines priefterlihen Schwiegervaterd) zwecklos war, da unterließ, der weife Mann, mas Abraham 
zur Abfonderung von den Kanandern jchidlid gefunden hatte. 

Man wird dagegen jagen: Moſe felbft befiehlt doch 3 Mof. 12,5, die Beihneidung am 
achten Tage? Aber lefe nur, wer alter Terte Echtheit zu prüfen gelernt hat, den Zuſammen⸗ 
hang. Dieſer ſpricht durchweg von Dem, was die Wöchnerin zu thun habe. Die Worte im 
dritten Verſe: „Und am achten Tage wird beſchnitten das Fleiſch ſeiner Vorhaut“, ſind offen⸗ 
bar nur ein vom Rande in den Text gekommenes nicht moſaiſches Nötchen. Denn a) ſie unter: 
brechen den Gontext und jerreigen ihn, da die Mutter, von welder in allem Übrigen die Rede 
ift, mit der Beſchneidung nichts zu thun hatte; b) ſprechen ſie von „ſeiner“ Vorhaut, und doch 
gebt kein Wort vorher, worauf ſich dieſes „ſein“ bezöge. Und — was c) das für Alles Ent— 
fheidenpfte jein wird — wie hätte Mofe in eben ven Wüſten, wo er ſelbſt 40 Jahre lang alle 
Neugeborene ohne Beſchneidung lieh, doch ald Geſetz jo beiläufig und ohne ein Hindeuten auf 
Zeitunterſcheidung achttägiges Beſchneiden befehlen können? 

Arzte, wie v. Wedekind im „Sopbhronizon‘, baben aud darauf aufmerfiam gemadt, daß 
die Verſtümmelung der natürlihen Dede jener ſehr empfindlihen Nerven eine Gewaltthätig- 
keit fei, welche fi die Väter nur nad) den rohern Begriffen von der väterlichen Gewalt ald ihnen 
zuftändig denfen mochten, daß aber, wer an civilifirten Zeiten und Staaten Antheil nehmen 
will, diefer Anmaßung ji enthalten oder davon durd die rechtliche Staatsmacht abgehalten 
werben müßte. Die Nabbinen jagen, daß es für die Juden im Allgemeinen als Gejeg gelte, 
das was ihnen ſonſt vurd befondere Gebote obläge, alsdann doch zu unterlaffen, wenn der 
Staat, worin fie Rechtsſchutz genöflen, ed verbiete. Won diejer Regel leiten fie ab, daß der Jude, 
fo ftreng ihm die Sabbatsruhe zum Nationalgejeg gemacht ift, doch in den jegigen Heeren ale 
Gonfcribirter au am Sabbat und nicht blos vertheidigungsweiſe (wie die Maffabäer) 
kämpfen dürfe. Nur von der Staatspolizei wird ed demnadh abhängen, das Redt dev Unmün— 
bigen gegen eine gewiß in unfern Gegenden nicht gleihgültige Verſtümmlung etiva jo zu 
fügen, daß die Beſchneidung nit vor den Jahren, wo der Knabe jelbit einwilligen oder es 
abhalten kann, gefhehen dürfe. Das ältefte Beifpiel ift dafür: Abraham's Sohn, Jsmael, 
war breizehbnjährig, ald er ihn beſchnitt. (Auch die Beduinenaraber in Paläftina, welde von 
Ismael abzuftanımen glauben, befchneiden ihre Knaben erft „in einem Alter, wo fie fi deſſen 
erinnern können”, manche noch um vieles fpäter. Arvieur, IU, 9, $. 146.) Das Wort 1 Mof. 
47, 12, daß ein Knäblein, acht Tage alt, befchnitten werde, kann den Sinn haben, daß ed nicht 
früher gefcheben dürfe. Daß es fpäter geſchehen durfte, jehen wir aus Moſe's Beifpiel, da er 
feinen Sohn, bis er nad) Ägypten zurüdfehrte, ſelbſt wicht befchnitten hatte. (2 Mof. 4, 24.) 
Sehen wir aud von allem dieſen Bofitiven weg und achten auf die Natur der Sache, jo ergibt 
fi ohnehin ver große Unterfihied, daß im Drient jene bedeckende Haut länger zu wachſen pflegt 
und daher Hinderniffe in dem Beiſchlaf und mande Unreinigfeitöfranfheit (Winer's „Bibl. 
Realwörterbuch“, 1855, ©. 187) verurfadhen kann, weswegen mehre voneinander unabhän— 
gige Völker des Drientd auf eine Beſchneidung (meift auf andere Weife ald die jüdiſch-rabbi— 
nifhe) durch die Natur hingeleitet worden find (Thevenot, „Reiſ.“, I, 58; Arvieur, IU 
9; Philo, „De circumeis‘”). Da in den Abendländern die Natur diefe Urſachen nicht 
zeigt, da bier vielmehr die Nichtbedeckung Deflen, was die Natur bevedt, phyſikaliſch ſchädlich 
fein, vielleicht auch allzu reizbar maden fann, fo wird die Staatdmadht, ald Befchügerin der 
Rechte der Unmündigen, gegen eine durch die Natur nicht motivirte frühzeitige Berftümmelung 
um fo gerechter einzutreten haben, als nad dem bisher Erwiefenen die ganze Handlung nicht 
ind Gebiet der Religion , fondern unter den Begriff: fremdartige, misverftandene, ber jegigen 
Judenſchaft ſchädliche Nationalabfonderung, gehört. Diefe felbftfüchtige Abfonverung aber ift 
ed, von welcher der Bang der höhern Weltoronung das dem Particularismus hartnädigft er: 
gebene Volk offenbar durch die unabänderlihe Thatſache ver Zerftreuung in alle Welt und 
durch fo viele zur Bereinigung mit cultivirtern Völkern fie bindrängende Motive gleihfam uns 
widerſtehlich abzubringen ſucht. Was aber foll man vollends dazu fagen, wenn Kriftliche Re— 
gierungen, wie ed vorgekommen ift, verftändige jüdifhe Bürger, welche diefe widerwärtige zeit⸗ 
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widrige Verftümmelung ihrer Kinder unterlaffen wollen, zur Erhaltung jüdifher Orthodoxie 
zu deren Vornahme zwingen ! 5. 6. ©. Baulus. 
Befhwerde, Diejer Ausdruck fommt im Geſchäftsleben auf verſchiedene Weife vor: 
4) bezeichnet er in abminiftrativen Angelegenheiten over in Gegenftänven der Verwaltung, der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit die bei einer höhern Behörde eingereichte Vorftellung einer durch 
das Verfahren eined Beamten verlegten Perfon, um eine Abwendung der Verlegung zu bes 
wirken, 3. B. wenn der Polizeibeamte widerrechtlich eine Sache wegninimt, oder ein Beamter 
grundlos ſich weigert, über ein gewiſſes Geſchäft eine Urfunde aufzunehmen. 2) Beſchwerde 
ift der Ausdruck für die Angabe der Punkte, durch melde eine Partei, die im Proceffe Appella: 
tion ergreift, in dem vom Gerichte ergangenen Urtheile fi für verlegt erklärt mit der Bitte, 
daß in diefem Punkte das Urtheil in höherer Inſtanz abgeändert werden möchte. Died wird 
nothwendig, weil jonjt der Oberrichter oft nicht willen könnte, worin die angeblide Verlegung 
befteht oder wie weit ver Appellant das Urtheil abgeändert haben will. 3) Beſchwerde erhält 
im Procefje eine befondere Bedeutung im Gegenfage der Appellation oder anderer eigentlichen 
Rechtsmittel. Da nämlich im Laufe ded Proceſſes viele gerichtliche Verfügungen ergeben, durch 
welche eine Partei verlegt werden kann, da aber nur eigentliche Urtheile in Rechtskraft überge— 
hen Eönnen, d. h. unabänderlidh werden, fo ift durd den Gerichtsgebrauch eine Abtheilung ge: 
macht worden, ſodaß nur gegen wahre Urtheile und gewiſſe der Nechtöfraft fähige Verfügun— 
gen Appellation ergriffen werden kann, während gegen andere Verfügungen, die nicht rechts— 
kräftig werden, nur Beſchwerde bei dem obern Nichter gejtellt werden kann, welche dann nicht 
an die Kormen und Friften gebunden ift, welche für die Appellation vorgefhrieben find. So 
3. B. fann, wenn der Richter einen alten Zeugen zum ewigen Gedächtniß nicht vernehmen will, 
eine Beſchwerde ergriffen werden. Auch im Strafproceffe kann eine Beſchwerde wegen der im 
Laufe der Unterfuhung ergangenen Verfügungen erhoben werden, z. B. wenn Jemand ver: 
Haftet wird. Oft wird auch wegen Unterlaffung eines Richters Beſchwerde ergriffen, 3. 2. 
wegen verzögerter oder verweigerter Juftiz. 4) Beſchwerde Fommt noch vor im Geſchäftsgange 
der conftitutionellen Monarchie, infofern nah den Verfaffungsurfunden (3. B. der badiſchen, 
$. 67) die Kanımern das Recht haben, wegen Verordnungen, welche die Regierung, erließ und 
worin das landſtändiſche Zuſtimmungsrecht gekränkt ift, Beſchwerde an das Staatsminifterium 
zu erheben. Sole Beſchwerden find oft ver mildere Weg, welchen Lanpftände wählen, um ein 
gewiſſes verfaflungswidriges Benehmen eines Minifters zu rügen, in Fällen, wo der Weg der 
Anklage gegen denselben nicht rathſam fcheint. K. J. N Mittermaier. 
Beſitz und Verjährung (und ihre tiefern Örundgedanfen, vorzüglid in po= 
litiſcher und ſtaats- und völferrehtliher Beziehung). Nichts Wichtigeres, nichts 
Schwierigeres in Recht und Politik, als der Befig. Beſitz, die factifche, vielleicht auf Raub jich grün— 
dende Gewalt, ift nicht Necht und foll weichen vem Necht. Uno doch heiftes: „Glücklich die Be: 
figenden“ ; und doch fingt der Dichter: „Wer inı Beilg ift, iftim Recht, und heilig wird's die Menge 
ihm bewahren“, und man wird die Gunft des Beſitzes wol ſchwerlich blos durch feine Gewalt und 
die Gewohnheit erklären fönnen. Heiligung des Beſitzes, da er auf Raub beruhen kann, ſcheint 
Heiligung des fogenannten Rechts, beffer des Unrechts, des Stärfern, der Feldruf für Fauſt— 
recht und Anarchie zu fein. Beſitz und Achtung des Befigftandes ift aber doch auch dad Lofungs- 
wort ded Friedend und der Orbnung. Und der Streit im Begriff wurde und wird überall zum 
Streit im Leben. Ganze Parteien und Schulen ftehen im Staatöleben feindlich einander gegen: 
über gerade durch den Streit um den Bejig. So in Athen und Sparta vor Lykurg und Solon, 
fo in Rom feit vem Streite über die Adergefege, fo in Frankreich in der erften Revolution und 
nad) ver Julirevolution, fo, wenigftend was die Theorien und ihre Anwendung auf einzelne 
Verhältniſſe betrifft, auch in Deutichland und überall. So in den ftaatsrechtlichen, in den pri— 
vatrehtlichen und völkerrechtlichen Beziehungen. Hier die Ultraariftofratifchen und Ultrabifto: 
riſchen oder beffer die blind Stabilen, Pofltiven und Fataliften, die Hallerianer. Sie deduciren 
den Beſitzſtand als höchſtes Necht, felbft den Beflgitand des grauſamſten Misbrauchs, ſelbſt 
den der Sklaverei und Leibeigenſchaft, ja den der tyranniſchen Unterdrückung ganzer Nationen. 
Die durch weltliches oder geiſtliches Fauſtrech‘, wenn auch noch jo widerſinnig angehäuften, den 
Privaten oder dem Staate geraubten Güter, Gewalten und Ausſchließungsrechte weniger Ari— 
ftofraten und die Unterdrückung und der Hungertod für alle übrigen Bürger, auch für die nach— 
weidbar beraubten, ſelbſt Elend und Untergang für Fürft und Staat, das reditfertigt ihnen bie 
Heiligkeit des Befiged, des Rechts nach ihrem Sprachgebrauch. Freilich verbrämen je ſolches 
Stoats⸗Lexiton. IL 59 
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Gewaltrecht gewoͤhnlich noch mit einigen hohlen Phraſen von natürlicher Ordnung Gottes, 
von natürlichem Glücksgut oder vom Schwert des Eroberers. Aber es find dieſe Vhraſen von 
gleichem Werth wie das von Gottes Gnaden, wenn der Thronräuber ſeinen Raub damit 
fchmückt. Dort dagegen die Ultrademokraten, die metaphyſiſchen Schwärmer, die Leveller, 
die Jakobiner, die St.-Simoniſten, die Owen, die Fourier, die Communiſten, welche ohne 
Achtung des Beſitzſtandes nach reinen Ideen die Acker, die Gewalten, die Staaten neu verthei— 
len! Der Sieg von jeder diefer Parteien aber wäre Untergang der Staaten und ihrer Eultur, 
hier dur allmälige Auszehrung und durch Abfterben feiner Glieder, dort durch ſchnelle Auf: 
Töfung eines higigen Fiebers. 

- Das gefunde Staatöleben und die richtige Theorie alfo erheifcht — daß ift ar — vor 
allem eine richtigere Würdigung des Beliges, feiner Bedingungen und Wirkungen, eine rid: 
tigere Auffaffung feines Verhältnifles zum Recht. Das am tiefiten ausgebildete Rechtsſvſtem, 
das römiſche, hat auch diefe Aufgabe vortrefflich gelöft. Freilih hat es feine Beſitztheorie nur 
für das Privatreht und unter dem Namen „Beſitz“ fogar zunächft faft nur für dad Sachenrecht 
ausgebildet. Aber mit den durch die Verſchiedenheiten des Gegenſtandes ji von ſelbſt ergebenden 
Mopificationen ift diefe Theorie auch auf andere Rechtstheile, auch Für das Staatd- und Völker: 
recht gültig und darauf auch fpäter, insbeſondere jhon durch das Kanonifche Recht, angewendet 
worden. Es gibt nur ein Rechtsſyſtem und gemeinſchaftliche Grundſätze für alle feine Teile. 

Auch die Berhältniffe des gejellichaftlichen Lebens beftehen, wie dad Römische Recht aner: 
kennt, nur in der angemeffenen Verbindung und Vermittelung von einer geiftigen und leibli- 
hen Seite. Die innere geiftige Seite ded Rechtsverhältniſſes befteht in der Übereinftimmung 
mit dem vernünftigen Rechtögefeg und Rechtszweck und mit dem ihnen entſprechenden redhtli- 
hen Willen der Rechtsmitglieder. Es ift Das, was man im engern Sinne dad Recht felbft nennt. 
Die äußere leibliche Seite dagegen ift dad äußerliche materielle oder factifche Verhältniß, ver 
äußere Stoff, welche dem Rechte gemäß beftimmt ind äußere Leben treten. Es ift die äußerliche 
Berwirflihung oder Ausübung des Rechts und die Gewalt diefer Ausübung. Es ift mit an- 
dern Worten im meiteften Sinne der Beſitz, dur; welchen Namen ſchon wörtlich das factiſche, 
das Gewaltöverhältniß dieſer Ausübung und ver Ausſchließung Anderer bezeichnet ift, ebenio 
wie durch die römischen Worte detentio und possessio (von persedeo, lange oder ganz befigen) 
und durch das deutſche Were, Wehre (infofern dieſes nämlich die Umzäunung, die Umſchlie— 
Bung i) bedeutet). So unterfcheidet fi bei einer Staatöregierung das Recht zu regieren und 
das wirkliche Befigen oder Ausüben des Negierens oder der Herrſchaft; fo bei einer Erbſchaft 
das Erbrecht und der Belig der Erbfhaft; und ebenfo treten auch fchon in der Erwerbung der 
Regierung und der Erbſchaft diefe zwei Seiten, ald Rechtsgrund zu derſelben und wirflicer 
Antritt, audeinander (ſ. Antritt). So fann man aud bei der perjünlihen Freiheit das 
Recht zu derfelben und den Beſitz oder die Ausübung derfelben unterfheiden und als ſolche aus 
ohne Entiheidung über das definitive Recht vorläufig ſchützen; ebenfo aud bei einem Pair: 
recht dad wahre definitive Net auf das Pachtverhältniß und die Ausübung des Pachtrechts. 

Hieraus nun ergibt ih, daß der Bejig, weit entfernt, dad höchſte und wahre und ganze 
Recht jelbft zu fein, vielmehr von ihm abhängig, ihm dienftbar fein ſoll. Im Allgemeinen aber 
begründet erſt die Bereinigung von beiden Seiten, von Recht und Befig, dad ganze vollftär- 
dige Fräftige Rechtsverhältniß. Im Völkerrecht ebenfo wie im Privatrecht genügt e8 z. B. nidt 
zur Begründung ded Eigenthumsrechts, weder daß man von einer Sache ven Beſitz erlangt, 
noch aud daß man einen dem Rechtsgeſetz gemäßen Willen hat, jie ald Eigenthum zu baten, 
3. B. fie als herrenloje Sache zuerft zu occupiren, fondern Beides muß ſich vereinigen (Mariens, 
„Europ. VBölferr.”, $. 51). 

Nicht immer aber find wirklich beide vereinigt. Einestheils fodern die mannichfacdhen ver: 
ſchiedenen Bedürfniſſe verſchiedener Perfonen in Beziehung auf venfelben Rechtsgegenſtand 
oft eine freiwillige Trennung. So z. B. brauche ich vielleicht zu einer Neife ſtatt eines Eigen: 
thums von Werth, dad ich aber nicht mitnehmen fann, Geld; der Gapitalift aber bedarf für 
feine Sicgerheit wegen des Geldes, dad er mir leiht, die Sache ald Pfand und erhält jo den 
Beſitz, während id dad Eigenthumörecht behalte. Anderntheild aber wird aud oft blos durch 
die Unvollkommenheit der menihlihen Berhältniffe eine unabjihtlihe Trennung bewirkt. 


1) Beweisſtellen in Mittermaier's, „Deutſches Brivatredht”, $. 137. Über den römifchen Begrif 
vergl. L. 1. pr. de adquirend. poss. 
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3. B. ein Anderer if in den Befig meiner Sache gekommen und ſtellt ſich nun ſelbſt äußerlich 
ald den Eigenthlimer derfelben dar, vielleicht im beften eigenen Glauben, weil ihm ein Dritter 
die Sache verkaufte. Auf diefe Weiſe kann nun aber auch Iemand irrthümlich oder böswillig 
vorgeben, er fei ber wahre Eigenthumsberechtigte von Dem, was ein Anderer beflgt. Das wahre 
ober definitive Recht aber ift oft nur fehr ſchwer und langſam zu erforfchen und zu bemeifen, 
zuweilen gar nit mehr. Wollte man nun bei jevem beliebigen Anſpruch ſogleich Störung 
und Aufhebung ded Beiigftandes zugeben, jo wäre aller Friedenszuſtand und alle Sicherheit 
zerſtoͤrt. In beiden Fällen muß alfo das Gefeg fowol dem Recht felbft ald auch dem davon ge- 
trennten Bejig, obwol fie getrennt find, beftimmte rechtliche Wirkungen geben. Es muß na- 
mentlich aud im zweiten Falle dem Befige folde Wirkung beilegen, wenn aud ein Anderer 
äußert und behauptet, er fei der Beretigte und ihm gebühre auch der Beſitz. Das Rechtsver— 
hältniß ſoll unter der Herrſchaft des Rechtögejeges ein allgemeines Friedensverhältniß, einen 
georbneten, gefiherten Zuftand begründen, in welchem jedes Mitgliev innerhalb feines Rechts— 
kreiſes ungeftört für feine Zwede muß wirkſam fein und, um fie zu fördern, auf dieſe Unge— 
flörtheit feiner Rechte und feines rechtlichen Beſitzſtandes muß rechnen können. Nur forern 
feine Thätigfeit oder fein Befigftand auf eine juriftifch bereitö erwielene erfennbare Weife mit 
dem hoͤchſten Rechtsgeſetz und dem rechtlichen Friedenszuſtand anderer Rechtsmitglieder in ver- 
legendem Widerſpruche ſtänden, fodert das Rechtögefeg und der wahre rechtliche Friede ſelbſt, 
daß dieſe Störung ausgetilgt und wieder gut gemacht werbe. Früher aber, oder ehe ein Anderer 
ein befferes Recht, ein Recht zur Aufhebung des Befigftandes nachgewieſen hat, und meiter kann 
fein Friede rechtlich nicht geftört werden. Sorgfältig muß man vermeiden, daß derfelbe nicht 
etwa unter dem Namen ded Rechts jelbit auf rechtöverlegende Weife früher und mehr geftört 
werde, ald nachgewieſenermaßen rechtlich begründet war. Und auf jede Weiſe ift ver Glaube 
an bie Feitigkeit des Kriedensitandes und die Sicherheit des Eigenthums und Befiges — felbft 
eind der höchſten Güter des Friedens und die Grundlage großer Unternehmungen — zu er: 
halten. Ausgehend von diefen Grundideen bildete nun unfer pofitived Recht einen dreifachen 
Beſitz aus, | 

1) Das blos natürliche Befig- oder Gewaltsrecht, Detentionsbefig, possessio naturalis — 
dieſes jhügen die Gefege zur Bewahrung des Friedens gegen Selbfthülfe und gegen unbegrün: 
dete Störung felbit ala bloße Thatfache, ala blos factijched Rechtsverhältniß. Ohne nad irgenp- 
einer rechtlihen Bedingung zu fragen, knüpfen fie an daſſelbe, nach den joeben angegebenen 
Grundfägen, vier Rechte oder rechtliche Kolgen. Es darf fürs erfte niemand eigenmädhtig einen 
ſolchen Befigitand flören oder factiſch verlegen, und wenn er es thut, fo hat der Angegriffene 
dad Recht, feinen Befigftand durch Seldfthülfe, foweit fie dazu nöthig ift, zu vertheidigen, ohne 
daß er dadurd Unrecht thäte oder dem Andern den etwa durch die Vertheidigung zugefügten 
Schaden erjegen müßte. Es hat fürs zweite der im Befigftand Befindliche, fofern der Andere 
gerichtlich mit ihm rechten und ihn fo aus dem Beſitz verbrängen mill, nit, wie Savigny 
fagte, ald Folge des Verhältniffes des Beklagten, ſondern als Folge des Befiges, das Recht, 
leviglid von dem Gegner den Beweis eines beffern Rechts zu verlangen, ohne feinerfeits auch 
nur irgend den Grund feines Bejiged angeben zu müflen. Sofern ferner drittens die beider: 
feitigen Anfprüde und Bemeife glei find, jiegt der Beſitzende. Auch hat der Bejiger endlich 
wiertend, wenn er auch aus feinem Befigftand zu weichen verurtheilt wäre, ein Retentionsrecht, 
daß heißt, er braucht den Befigftand nicht eher aufzugeben, bi8 ihm der Gegner Das, was er ihm 
ald Gegenleiftung in Beziehung auf denfelben, z. B. ald nügliche und nothwendige Verwen— 
dungen auf eine Sache jhuldig ift, was alfo mit dem zurückzugebenden Beſitz conner ift, geleis 
ftet hat.?) Das Kanoniſche Recht vehnte nicht blos überhaupt alle römischen Beſitzrechte, auch 
die nahher zu erwähnenden höhern (denn der Detentionsbejig geht auch ſchon im Römiſchen 
Medt über das Sachenrecht hinaus) auf Verhältniffe des öffentlihen Rechts aus, z. B. auf die 
biſchoͤſliche Amtsgewalt, die Gerichtsbarkeit und Landeshoheit, ebenfo auf Zehnten, Orund: 
zinfen, Frohnden. Es gab aud durch das fogenannte remedium spolii in dem Falle, wenn Je⸗ 
mand aus irgendeinem factiſchen Zuftand oder Beſitzſtand, welcher nur dem gemeinen Rechte 
nicht widerftreitet, bereits verdrängt war, ein Recht der vorläufigen Wiederherftellung des Be: 
fipftandes oder auf Aufhebung diefer Störung ded Friedensſtandes (spolium). Diefes Rechts— 


9) ©. die Beweife in K. Welcker's „Syſtem“, I, ©. 615, und vergl. Thibaut, „Pandehten“, 
$$. 204, 222, 224. — 
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mittel kann «ld Klage und als Einrede geltend gemacht werden fogar felbft gegen vie Erben, 
gegen dritte Befiger, wenn fe mußten, daß ein Spolium vorhanden war. ?) 
2) Das proviforifce Recht, der Interbictenbefig (possessio ſchlechtweg, und im Gegenja 


gegen die erftere oder geringere Gattung, aud der Civil- oder juriftifche Beflg, im Geaeni 
gegen die dritte oder höhere Gattung aber ebenfalld no possessio naturalis). Hier jhüge 


die Geſetze fhon nicht blos die reine äußere Thatſache des Befiges ald ſolche und ohne irgend 
eine juriftifche Bedingung derfelben zu fodern, fondern fie behandeln vorläufig und mit At 
fonderung der tiefern und längern Unterfuhung über das definitive Recht den Befig als pro 
viforifches Sachenrecht des Befigerd und geben ihm fo einftweilen zu feinem und des Wriedens: 
ftandes Beften ſelbſt vor Gericht eine ſchnelle einftweilige Hülfe, bis im langfamen Proceß über 
das definitive Necht etwa der Gegner diefes für fich erweift. Sie fodern daher hier au ſcher 
wenigftens die nöthigften äußern iuriftifhen Beringungen für ein ſolches proviforifhes Sachen 
recht, nämlich a) eine Perfon und b) eine Sache, in Beziehung auf welche vefinitine® Saden- 
recht ftattfinden könnte (d. h. früher körperlihe Saden, dann aber auch gewiffe ald Sadıen 
betrachtete Nechte, wie eine Erbfhaft), und ſodann c) die erflärte Abficht des Beſitzers, das 
er die Sache als feine Sache befige. Sie gehen dann aud) in ven Wirfungen dieſes Beſitzes über 
die reine äußere Thatſache ded gegenwärtigen factifhen Beflges hinaus. Sie fügen zu dem vier 
Rechten jener bloßen Detention noch das fünfte, das Recht der Interdicte Hinzu. Mit Dielen 
kann ver Bejlger im ſchnellen Proceßgange fogar flagend und felbft, wenn er das äußere Factun 
des Befiges bereitd verlor, gegen den Beiigftörer auftreten und von ihm proviforifche Ungeftör: 
heit oder Wiederberftellung feines Befiges fodern, folange bid im definitiven Mechtöftrri 
ein befferes Recht an der Sache gegen ibn bewiejen ift. Durd das remedium spolii fann vr 
Bejiger bei verlorenen Befig zum Theil felbit gegen Dritte Hülfe befommen, wie denn aus 
durch die deutſche Wehre oder Gewehre, wenn fie von einem blos phyſiſchen Beſitzſtand zu einem 
rechtlich verbürgten, gewehrten oder gewährten überging und bier ebenfalls eine Stufenleiter ver: 
ſchiedener Bejigrechte bildete. (S. Eichhorn, „Deutſches Privatrecht“, $.156, und „Necdhtägeid.“, 
$. 356.) Die fummarifhe Verhandlung nun über diefen Befig nennt man den Bellgprocri, 
Possessorium, wobei denn, weil man noch feine pofitiven Gründe hat, den Befiger wirflich als 
den definitiven Gigenthümer zu vermutben, ein Proceß über das definitive Stecht felbft, das 
Petitorium, vorbehalten wird. Sind im Streite über ven Beſitz Thätlichfeiten zu beforgen, Te 
fol nad} den Reichögefegen die Obrigkeit mit einem möglidft fummarifchen Verfahren (pos- 
sessorium summarium) dazwifchentreten, die Sache entweder fequeftriven oder nach bloßen 
Beicheinigungen ausmachen, wer zulegt im Beſitz war, d. h. den jüngften Beſitz hatte, und ibm 
mit Vorbehalt ſowol ded ordentlichen Beſitzproceſſes (possessorium ordinarıum) wie des peti: 
torifhen vorläufig den Bejig zuſprechen. Diefed Verfahren hat namentlid) die deutſche Bundes: 
geleggebung, indem fie alle Selbfthülfe unter den Bundesgliedern ausschließt und in allen ihren 
Streitigkeiten untereinander die Gompetenz der Bundesverſammlung begründet, diefer Iegtern 
in Beziehung auf ſolche Streitigfeiten zur Pflicht gemacht. Sie foll, wenn Thätlihkeiten zu be— 
jorgen oder eingetreten find, vorläufige Mafregeln zur Verhütung und Abſtellung jeder 
SelbftHülfe ergreifen und vor allem den Bejigftand aufrecht erhalten, Insbeſondere iſt fie be: 
fugt, bei Streitigkeiten über ven jüngften Bejig auf Anrufen eines ber ftreitenden Theile, durd 
den oberften Gerichtshof eines benachbarten unbetheiligten Bundesgliedes denfelben funma: 
riſch unterfuchen und entſcheiden zu laffen und diefen Beſcheid alsdann zu vollziehen. *) 

3) Das präfumtive Recht oder der Verjährungsbeſitz (possessio eivilis im engern Sinne). 
Um der lingewißheit des Eigenthums ein Ende zu machen (pro bono publico ne rerum do- 
minia diutius incerta essent), haben die Geſetze die Verjährung erfunden. Sie wollen eines: 
theil8 verhindern, daß ich auch bei all meinen lange beſeſſenen Sachen immer in Gefahr ſchwebe, 
daß mir Jemand Proceffe darüber macht, Proceffe namentlich aus alten Zeiten, wo die Beweiſe 
ſchwer oder unmöglich find, die aljo die Sicherheit und Feftigkeit des Friedensſtandes ftören. 
Sie fodern daher andererjeitd, daß jeder zur rechten Zeit Elage und ſich den Verluſt feines Rechts 
ſelbſt zufchreibe, wenn er nachläſſig die Nechtöverfolgung unterläßt. Auf diejen beiden Umſtän— 
den und Rechtsfoderungen ruht die Verjährung. Verjährung im Allgemeinen beißt Erwerb 
und Berluft durch einen geſetzlich beftimmten Ablauf der Zeit. Man theilt jie in die erlöſchende 


= Corp. jur. Canon, c. 3. C. 3. qu. 1 u. 2, «. Tit. X. de restit. spoliat. Thibaut, „Pandeften‘‘, 


8. 
4) ©. Bundesacte, Art. 11. Wiener Echlufacte von 1820, Mrt. 19 u. 20, Befchluß der 
Bundesverfammiung vom 16, Juni 1817, Art. 1, und Klüber, „Dflentliches Recht“, $. 172. 
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oder die Klagenverjährung, wodurch zunächſt Jemand ein Klagrecht verliert, weil er zu lange 
mit feiner Klage wartete, oder bie erwerbende (Erfigung, usucapio), durch welche zunädjt Je— 
mand vermittelft eines längern Bejigftandes Das, was er befeflen hat, definitiv erwirbt. Zu der 
letztern nun wird der Regel nach erfodert ein Beſitz mit gutem Rechtsgrund und gutem Glau— 
ben: tiefes heißt, ver Beſitz muß auf ſolche Art erworben fein, daß der Befiger ehrlich glauben 
konnte, dadurch dad definitive Recht zur Sache erworben zu haben (justus titulus), und ed muß 
auch während des Bejiged (nah Kanonifhem Net) fortvauernd der Befiger in dem guten 
"Glauben gewejen jein, Niemand habe ein befferes Recht zu bejigen (bona fides). Sodann muß 
es ein Öegenftand fein, welcher nad) den Gefegen durch Verjährung erworben werden kann. 
Sind nun aber diefe Bedingungen vorhanden, jo bilden diejelben, wenn auch noch nicht die zur 
wirflihen Verjährung nöthige Zeitvauer abgelaufen ift, doch gute pojitive Gründe, Jemanden 
als den wirklich Berechtigten rechtlich zu vermuthen und fo zu behandeln, bis etwa der beilere 
wahre Berechtigte ſich finden jollte, vem er dann, wenn die Verjährung noch nicht abgelaufen 
ift, natürlich weihen muß. So fnüpfen fih alfo an diefen Verjährungsbefig noch zwei neue 
Wirkungen zu jenen fünf erften, die eine ijt dad Recht, durch den ununterbrocdhenen Befig 
während einer gewillen Zeitpauer die Sache eigenthümlich zu erwerben (nämlich bei beweglichen 
Saden in drei, bei unbeweglichen, wenn bie Parteien in derfelben Provinz wohnen, in zehn, 
fonft in zwanzig Jahren), fofern nur während diefer Zeit der Berechtigte hätte flagen können. 
Dieſes wahre Recht nun darf dem Verjährungsbefiger Niemand, ohne zum Schadenerſatz ver: 
pflichtet zu fein, rechtswidrig ftören. Das andere Recht befteht darin, daß er dem wahren Eigen: 
thümer nichts ſchuldig ift, wegen der Berfügungen über die Sache, wegen feined vermuthlichen 
Eigenthums, und daß er namentlich die bereitd verzehrten und die ald bewegliche Sachen ver: 
jährten Früchte nicht herauszugeben braucht. 

Selbft aber, wenn zwar die übrigen Bedingungen dieſer orventlihen Verjährung vorhan— 
den find, die Sachen aber von dieſer ordentlihen Verjährung ausgenommen find, und aud 
wenn ein geredhter Titel nicht nachweisbar ift, kann der Befiger doch durch die außerorbentliche 
Beriährung in dreißig oder vierzig Jahren erwerben. Wenn endlich audy jelbft für diefe außer: 
ordentliche Verjährung die nöthigen Bedingungen fehlen, fo tritt doch noch eine unvordenkliche 
Verjährung ein. Diefe befteht darin, daß, wenn fid Jemand über Menſchengedenken hinaus 
in dem ununterbrocdhenen Beſitzſtand eines Rechts befunden bat, es juriftifch jo angefehen oder 
präjumirt wird, als habe er ven Gegenftand dieſes Befigftandes rechtmäßig erworben. Es ift 
dieſes alfo ebenfalld nur eine Vermuthung für den rechtmäßigen Erwerb, welche die deutſche 
Praxis eingeführt bat, und welche als folde zwar vor Proceffen aus veralteten thatſächlichen 
Beranlaffungen ſchützt, aber freilich der juriftifch erfennbaren’ abjoluten Rechtswidrigkeit eines 
ſolchen Befigftandes weichen müßte. 

Nach allem Bisherigen ift alles Beligrecht immer noch jehr verfchieden von dem eigentlichen 
definitiven Recht felbit, bilvet immer noch die äußere oder factifhe Seite des Rechtsverhältniſſes. 
Aber um die gejellichaftlihen Bedürfniſſe zu befriedigen und um den Frieden und die Sicher— 
heit der Rechte zu fihern, wurde dev Befig zugleich auch abgejondert für ſich allein ſchon zu einem 
Recht erhoben. Nur foll es nie im erkennbaren Gegenfag gegen das wahre definitive Recht 
ſelbſt und nie als ein vefinitives Necht, fondern nur als ein ſehr bedingted und beſchränktes 
Recht beſchränkt geihügt werben. Hieraus erklärt ſich ein gewiſſer Wechſel der gejeglidhen Be— 
zeihnungen über den Beſitz, wonach er bald Thatſache, bald Recht genannt wird (ähnlich der 
obigen doppelten Benennung possessio naturalis), fowie die an ji jonderbare Behauptung 
der neuern Juriften, der Bejig fei ganz und gar fein Rechtsverhältniß und Fein Recht. 9) Gr 
ift nur nicht das definitive, eheer auch in dieſes durd) die Verjährung organisch übergegangen ift. 

Das Privatrecht und fo auch die bisher angegebene Beſitztheorie bilvet das allgemeine reine 
Recht aus durch die Verhältniffe der politiſchen Körperihaften der Staaten, alſo im Völkerrecht, 
im völferrechtlihen Bundesrecht und nod mehr im Staatsreht entftehen allerdings einzelne 
eigenthümliche Geſtaltungen oder Abweihungen der allgemeinen Beſitzrechte und ihrer Schuß: 

5) Mir erfreulich ftimmt Brig, „Erläuterungen zu Wening = Ingenheim’s Lehrbuch‘ (Breiburg 
1833), 1, ©. 213, meinen Gründen gegen Savigny bei, daß jene obigen rechtlichen Folgen der verfchie: 
denen Arten des Beſitzes wirkliche Befisrechte und zwar die römischen auch Sachenrechte feien. Dennod) 
aber fagt er, „ver Beſitz ſei nicht felbit ein Recht, obgleich er Nechte erzeugt, ſonſt müßte es auch der 
Vertrag fein”. Aber das abgefchloffene Vertragsverhältnig und das Necht auf daffelbe ift Nechtsver- 


ältnig und Recht und ebenio das erworbene Veflgverhältnig und das Recht darauf; ebenfo gut wie 
igenthumsverhältnis und Eigenthumorecht. 
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mittel. Hiervon abgeſehen aber gelten auch hier jene oben aus den Rechteverhaältniſſen abgelei⸗ 
teten, dem feften Frieden und Vertrauen und ber Rehtöfiherung entſprechenden Grunpfäge, 
ſowie die Nothwendigkeit, ſtets die factiſche und Die rechtliche Seite ver Rechtsverhältniſſe möglichſtt 
miteinander zu einigen und auszugleichen. 

Die Eigenthümlichfeiten zun ächſt im Völkerrecht ergeben fi 1) aus dem eigenthümlichen 
Gegenftand des Rechts und des Befiges im Völferverhältnig. Die Hoheits- oder Sou: 
veränetätsrechte können zwar aud mittelbar auf Sachen, ein Gebiet, ein Land fid 
beziehen, unmittelbar und zunädft aber ift ihr Gegenftand das Regierungsrecht ober dir 
Hoheitögemwalt in Beziehung auf Das, was in dem Gebiete oder was von den der Staatshoheit 
Unterworfenen vorgenommen wird. Diefe Hoheitsgewalt erfcheint [hon in dem gemeinen Recht, 
namentlich in dem Kanonifchen, als eine unförperliche Sache, weldye ganz oder in Beziehung auf 
einzelne Theile, in Beziehung auf befondere Hoheitsrechte und Gebietöftredten beſeſſen werben 
kann. Sie gibt aber audy in Beziehung auf alle ihr unterworfenen Eörperlihen Sachen das 
Recht, fie gegen Nichtberechtigte zu vertreten und zu ſchützen. 2) Dadurd, daß unter Völkern 
höhere gejeggebende und richterlihe Gewalt fehlt, fallen hier die richterlichen Schugmittel des 
Beſitzes, wie Interdicte, ebenfo die pofitiv gefeglihen Verjährungsftrafen und Bebin: 
gungen hinweg. Im librigen machen die Völker ebenfo gut wie Privatberechtigte die obigen 
dreifachen Beſitz rechte geltend. 

Durch befondere Bundes. und ſchiedsgerichtliche Einrichtungen aber koͤnnen auch die Völker 
oder Staaten die gewöhnlichen richterlihen Schutzrechte ji erhalten. So galten diejelben im 
Deutfhen Rei, wo die halbfouveränen Staaten und Regierungen und ihre Streitigkeiten, 
namentlich auch die über die juriftiihe Sache ihrer Landeshoheitsgewalt ven Reichsgeſetzen und 
Gerichten untergeordnet waren und aud die Bejigrechte ganz wie die der Privaten geſchützt 
wurben. Ähnliches aber muß auch jegt im völferrehtlihen Deutfhen Bunde eintre- 
ten, weil bundeövertragsmäßig die Bundesftaaten alle ihre Streitigkeiten untereinander, mithin 
auch die Befigftreitigfeiten über Hoheitsrechte der gerichtlichen Entſcheidung einer Bundesaus: 
trägalinftanz überlaffen haben, die, ſoweit nicht befondere abweichende Beſtimmungen andert 
verfügen, nad) dem gemeinen Recht entfcheiden foll, foweit ed auf die jegigen Verhältniffe der 
Bundesglieder noch anwendbar it (Schlufßacte, Art. 20 u. 25). 

Hiernach fommen alfo in Beziehung auf die Streitigkeiten der Bundesftaaten untereinander 
alle drei oben angegebenen Arten der Bejigrechte, und auch die VBerjährungen und ihre Termine 
ſelbſt rückſichtlich der Hoheitörechte zur Anwendung ebenfo wie chemald im Reich. Es muß aber 
auch im gewöhnlichen Völkerrecht die Rechtsvermuthung für einen mit gutem Rechtsgrund und 
mit gutem Glauben flattfindenden Beſitz überall fi wirffam zeigen, ebenfo die Rechtsvermu— 
thung eines unvordenklichen Befiged. Die orbentlihe und außerorventlihe Verjährung aber 
wird unter fouveränen Völkern in der Negel darum, weil für fie kein geſetzlich beſtimmter Ter— 
min vorgejchrieben ift, nicht ftattfinden 9), jo oft man fi au darauf berufen hat. Doc können 
fie einen folgen 3. B. durch Friedensihlüffe, durch beftimmte Normaljahre feftjegen, fodaf 
ältere nicht erledigte Rechtsanſprüche ausgejchloflen werden. Klüber 7) freilich fließt auch allı 
Berjährung zwiihen ven Bundeöglievern aus, Martend dagegen läßt richtiger bier dieſelbe 
noch überall zu, wie zu den Zeiten des Reichs. 

In Beziehung aufdieinnern ſtaatsrechtlichen Verhältniffe ergeben fi als &i- 
genthümlichfeiten: 4) der foeben auch für das Völkerrecht angegebene eigenthümliche Gegen: 
ftand. 2) Im Staatsrecht hat die Regierung innerhalb ihrer verfaffungsmäßigen 
Gewalt gegenüber ihren Organen und den Bürgern die höchſte entſcheldende Be: 
walt. Ihr Ausſpruch Hat alfo infomweit die Rechtsvermuthung der Gültigkeit. Dadurch ver: 
fhwinden gegenüber einem formellverfaffungsmäßigen Ausfpruche ver öffent: 
lihen Gewalt die blos provijoriihen und präfumtiven Bejigredhte. So hat z. B. der Beamte 
in Beziehung auf die juriftiihe Sade des ihm ald Amtögewalt übertragenen Hoheitsrechts bei 
entftehendem Verdacht, daß er zur Amtöverwaltung nicht würdig, aljo nicht berechtigt fei, nah 
den meiften Staatögejegen ſich ſchon proviforifch einer verfaflungsmäßigen Suspenjion zu 
fügen, welde hier ihm den Befig der Amtsgewalt vor der definitiven Entſcheidung entzieht, 
Überhaupt aber, und aud in Beziehung auf folde öffentliche Rechte, wie landſtändiſches oder 
Gemeinde: Recht, wo ähnliche potitive Beftimmungen fehlen, und felbft in Beziehung auf feine | 





6) Klüber, „Droit des gens“, $$. 6 u. 125. Martens, „Precis du droit des ens‘, $8$. 70, TL 
7) ©. auch „Offentliches Recht des Bundes”, $. 68. ’ — 
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gegen eine definitiv oder materiell nicht rechtsgemäße Verfügung unterlaflen. Gr fann nu 
allen verfaffungsmäßigen Wegen gegen etwaiges materielled Unrecht und feine Kolgen fi 
theidigen. Zu ſolcher Bertheivigung kann nur ber Rechtsweg vor den Landes erihten. ober par 
Schiedögerihten oder dad Beſchwerderecht bei höhern Behörven, bei dem ri oder den 
Ständen, oder vor dem Forum der Öffentlichen Meinung verfaſſungsmäßig zuftehen. 
5) Die öffentlihen Rechte ind zunächſt desöffentlihen Wohls wegen und für baf: 
felbe beftimmt. Sobald aljo die höchſten Organe, welche endgültig über dieſes Öffentliche ieh 
und die für daffelbe begründeten Öffentlichen Rechte und Einrichtungen zu entjcheiden haben, 
Öffentliche Rechte verändern oder entziehen, Fann gegen fie Niemand im Staate Bejig oder Ver— 
jährung diefer Rechte geltend machen. Die rein öffentlichen Rechte oder alle Regierungärechte, 
ſtändiſche Rechte u. |. w. entftehen für dad Gefammtwohl Aller nad dem verfallungsmäßigen 
Geſammtwillen und Fönnen für und durch diefelben auf verfaſſungsmäßigem Wege ftet8 geän— 
dert werden, Sie dürfen nicht gegen folde definitive Rechtsbeſtimmung vermittelft ans 
geblicher Befig- und Verjährungsrechte gefhügt, in Privatrechte umgekehrt und dem öffentlichen 
Wohl entzogen werben. Sonft löſt jich, wie im Mittelalter, der Staat anardifc auf und zer: 
fällt in eine Reihe von privatrechtlich berechtigten Fauſtrechtsrittern und Gorporationen. Freilich 
wird aud hier das Öffentliche Wohl oder Politik und öffentliches Recht jeibft fodern, ven Befig, 
zumal langjährigen Beſitz, infoweit zu fhonen, als cd das öffentlihe Wohl und die Gerechtig— 
keit erlauben. Weiter hinaus aber wird felbft nicht einmal Entfhädigung gefodert werben fön- 
nen, wie ed denn z. B. auch den Briten nicht einfiel, bei ihrer Parlamentsreform die Befiger ver 
verfaulten Flecken, die doch ſchöne Bortheile von ihren Wahlrechten hatten, wegen der Aufhebung 
derfelben zu entſchädigen. Gine Entfhädigung für veränderte Öffentlihe Steuerrechte und 
Steuerpflichten oder für aufgehobene Steuerbefteiung, wie fie jeßt viele preußifche Adelige 
fodern, ift darum doppelt verfehrt, weil fie in anderer Form die aufzuhebende öffentliche Unge: 
rechtigkeit wiederherſtellt. Es ift ja einerlei, ob der Staat die Steuern erhebt oder fie wieder zu: 
rüderftattet. Jeder, der ein Öffentliches Necht oder leviglich durch daffelbe beftehende Verhältniffe 
bejigt, weiß ed auch ald Käufer zum voraus, daß, jowie das Öffentliche Wohl es fodert, Verände: 
rung eintreten muß. Etwas Anderes aber ift es, wenn nicht von abſichtlichen von ber höch— 
ften Gewalt verfajfungsmäßig beftimmten Beränderungen die Rebe ift, fondern 
wenn nur nach dem beftehenden Staatsrecht Streitigkeiten entftehen, wen etwa dieſe 
oder jene Öffentlichen Rechte zuftehen. Hier werden allermindeftend die den obigen Beſitzrechten 
zu Grunde liegenden Gefihtöpunfte geachtet werden müffen. ’ 
Überhaupt aber müflen wir widerfprehen, wenn man nod über die vorhin angegebenen 
Beihränkungen hinaus die Bejigrechte in Beziehung auf Öffentlihe Rechtsvethältniſſe ableug- 
nen will. Die Nebel der Naturphilofophie, welde, wegen ihrer Zerftörung aller wirklichen 
Freiheit durch naturgefegliche Nothwendigkeit, ald Grundlage wenigftens für die praftifche 
Moral und Rechtslehre völlig untauglich ift, verſchwinden gottlob allmälig wieder in unferer 
Jurisprudenz. In ihren ganz unfrei gewordenen Staatsorganismen war der Charakter wirk⸗ 
licher, auf gegenfeitigem freien Anerkennen und Wollen freier Perſönlichkeiten, auf freien Ver: 
trägen — Rechte gänzlich verſchwunden. Dieſe ewige, durch die Natur der Dinge wie 
durch alle römischen und germaniſchen Rechtsquellen gegebene Grundlage alles Rechts, nämlich 
den Charakter wirklicher Rechte und die Vertragsbegründung, ließ man nothgedrungen höchſtens 
nur den Privatredhten. Man vergaß, daß Privat: und öffentlihes Recht nur zwei theilweife 
verſchieden modificirte Seiten (positiones) des Rechts find, nad welchen allerdings auf Ber: 
träge und Vertragsrechte im Öffentlichen und Privatrechte verſchieden modificirt find, daß aber 
beide gleiche Wejenheit haben, und daß fie im wirflihen organifhen Staatsleben zum Theil 
zufammenhängen und ineinander übergehen. Wir müſſen aljo auch jelbft einem fo vortreffli: 
hen Stantögelehrten wie H. A. Zachariä widerfpredhen, wenn er („Staatsredt”, 2. Aufl., u, 
$. 1355, 145fg., und „Staatswörter buch“, 11,96) lehrt, man Fönne bei wirklich öffentlichen 
Rechten, wie Staatsdienſt- und Repräfentationsverhältniffen, landſtändiſchen und gemeindlichen, 
nicht von Beſitz- und Vertragsrechten reden. Sie und mithin unfere obigen dreifachen Beſitz⸗ 
rechte machen Anſpruch auf angemeſſene rechtliche Geltung und Durchführung, ſoweit fie nicht 
durch die angegebenen eigenthünlichen Modificationen des Öffentlichen Rechts modificirt iind. 
So werven auch alle Öffentlichen Rechte gegen formelle verfaſſungs- und rechtswidrige factiſche 
Angriffe mit den Schugmitteln ded Defenjiondbejlgeö vertheidigt werden können (ſ. Rotbwehr), 
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und ſelbſt das proviſoriſche Recht, der fogenannte Interbictenbeflg oder der Schuß der vorläu: 
figen Kortvauer des factifchen Verhältniffes bis zur gültigen Entfheidung, wird bei Voraus— 
fegung der rechtlichen Bedingungen fogar für die Amtögewalt gelten, fofern nicht eine for- 
mel verfaffungsmäßige Entſcheidung ber höchſten Gewalt vorliegt, fofern namentlich nicht bie 
allerdings vielfach ſehr zweckmäßige proviforifhe Suspenfion durch pofitive Geſetze beftimmt 
ift.- So galt e8 auch ſtets nach dem gemeinen deutſchen wie nad englifhem Recht. Der That: 
fache felbft widerſprechend ift es, wenn Zachariä leugnet, daß das Öffentliche Dienftverhältnis 
blos durch einen Willendact ver Staatögewalt entftehe und der Staatödiener niemals ein wirf: 
liches Recht (ein jus quaefitum) auf das Amt habe, und daß die entgegengefegte Anficht den 
Staatödienft zu einem Privatrecht herabwürdige. Es widerfpridht der Behauptung, Daß bas 
Staatödienftverhältniß, aud das nicht auf Zwangsdienſt beruhende, blos durd den Willens: 
act der Staatögemwalt entftehe, fogar die unmittelbare Thatfahe. Die freie Einwilligung des 
Staatödienerd, bedingt dur die Leiftungen der Staatögewalt, ift auch da, wo nicht etwa 
aus dem Auslande Berufene vollftändig darüber vertragsmäßig verhandeln, ebenjo nothwen— 
dig für ein gültige Dienftverhältnig wie die ebenfalld bedingte Einwilligung der Regie: 
rung. Es ift aber gegen allen claffiihen und germanifchen Sprachgebrauch, folde gegenjeitig 
fi bedingende Einwilligung über die Begründung eines rechtlichen Verhältniffes etwwa deshalb 
feinen Vertrag nennen zu wollen, weil durch denſelben theilweife Öffentliche, zun äch ſt, das 
Staatswohl bezwedende Rechte und Pflichten begründet werden follen. Es werben zugleich auch 
wirkliche, das Privatintereffe ver freien Perfönlichfeit des Beamten bezwedende Privatrechte be— 
gründet, wie namentlich das Recht auf Befoldung und Penjion, und auf Anerfennung ebren: 
voller, nicht fhimpfliher Amtsverwaltung. In Beziehung auf fie mußte felbft jener neue 
Sprahgebraud den alten Namen zugeftehen. Es find aber auch die Öffentlihen Nechte mit 
freien Berfönlichkeiten verfnüpft, ihnen zuftändig, und in ihrer Entftehung oder Anerkennung 
wie in ihrer Anwendung von ihrem rechtlichen Willen abhängig, ſodaß bei gegenfeitig ſich be: 
dingender Einwilligung aud hier vertragsmäßige Verpflihtungen entftehen. Daß dabei 
die zunächſt berechtigte Perjönlichfeit ald Repräſentant anderer erfcheint, und daß jte ibre 
Millensbeftimmungen nad ihren Pflichten zunächſt fürs öffentliche Wohl fallen ſoll, vieles 
ändert auch nichts in Beziehung auf die Vertragsform. Auch der Familienvater verfügt über 
fein Eigentum als Verwalter oder Nepräfentant der Familie, und alles Privatrecht wird zu: 
gewiefen und geheiligt nad) dem Gedanken, daß es der Berechtigte für feine erfannten Pflichten, 
für feine irdifhe Beftimmung gebrauchen fol. Es ift nur der Unterfchied, daß der Träger des 
Öffentlichen Rechts das ihm (aljo ebenfalls privativ) zugewieſene Öffentliche Recht je nach feiner 
Überzeugung für das Staatöwohl, für die Staatäbeftinnmung verwenden foll, während er das 
Privatrecht zunähft für die Privatbeftimmung verwenden foll. Ich fage zunächſt, denn mittel: 
bar und zulegt follen alle Privatrechte und ebenfo alle öffentlichen vem Geſammtwohl, der Ge: 
fammtbeftimmung aller Bürger dienen. Nicht reine Willkür, wohl aber freied Arbitrium bat 
dabei jeder öffentlich Berechtigte und jeder Privatberehhtigte innerhalb des Rechts. Die ververb: 
lihen Folgen der modernen Theorie, welche bier Zahariä der freilih oft zu ausſchließ— 
ih privatliden des frühern deutfchen Rechts entgegenftellt, verwirft er ſicherlich jelbit. 
Sie beftehen aber rückſichtlich des Staatsdienſtes in jener ruſſiſchen Staatädienereinrichtung, 
welche die Staatödiener zu willen= und redhtlofen Sklaven erniedrigt. 

Ebenfo wenig vortheilhaft aber wirken auch die Folgen derjenigen Rechtstheorien, melde 
in Beziehung auf Landftände und Gemeinden, zumal ohne zuvor für andere wirffame Schug- 
mittel ihrer Rechte zu forgen, die altveutihen in England theils fortbeftehenden, theils durch 
neue wirffame öffentlihe Schugmittel erjegten freien Vertheidigungs- und Schugmittel des 
Bejiged aufheben. Diejes ift hier um fo verderblicher, weil im ſtaatsrechtlichen Verhältnis wie 
im Privatredht ein fletig durchgreifender rechtlicher Schuß möglich ift, und weil deshalb Die 
factifhen oder Befigverhältniffe, zumal zu Gunften der Macht, mehr ald gewöhnlich ich zu 
definitiven Zuftänden erheben. 

Gewißlich gibt ed nichts dem Weſen freier Nationen Widerſprechenderes, nichts Unhiſtori— 
ſcheres und Verderblicheres, als jene Anjicht, welche das öffentliche Recht nicht mehr ald wah: 
res Recht behandelt, welche für daffelbe Bertragmäßigfeit undvollfommene redt: 
lie Schutzmittel, und welche die der gleichen Heiligkeit alled Rechts entſprechende gleiche 
Bültigkeit der Verfaſſungs- wie der Regierungsrechte verleugnet. Hier 
liegt, wie and) neuerlich Gneift gründlich nachwies, der Hauptunterſchied unjerer ſchwächlichen 
neudeutſchen und der britiſchen Freiheit. 
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Übrigens können anerkanntermaßen, ähnlich wie nad) dem Obigen im Völkerrecht, die Bun: 
des⸗ und fhiebögerichtlien Einrichtungen, die auch für ſtaatsrechtliche Verhältniffe allgemeinen 
Gerichte oder bejondere Reichs- und Staatögerichtähöfe, ſowie früher in Deutſchland jegt in 
Nordamerika, vollfommene gerichtliche Schugmittel namentlich aud ver dreifachen Beſitzrechte 
begründen, und felbft ohne dieſes muß auch Zachariä für ganze Elaffen wie Nechte, weldye nicht 
völlig reine Privatrechte find, den Nehtsfhug unferer. gewöhnlichen Gerichte in Beziehung auf 
die poſſeſſoriſchen wie die petitorifchen Nechtsanfprühe anerkennen. Hierher gehören na= 
mentlich: 1) die Brivatverhältniffe des Souveränd und feiner Familie; 2) die dem Staate felbft 
zuftändigen Privatrechte wie dad Kammergut oder Domanium, foweit ed aus Privatgütern 
und Rechten befteht; 5) die uneigentlichen oder die nugbaren Regalien, d.h. ſolche urſprünglich 
privatrechtlichen Rechte, welche das pofitive Staatsrecht dem Staate oder Regenten zufchreibt, 
3. B. das Salzregal; A) diejenigen wirflihen Hoheitsrechte, welche (der Regel nach in Verbin— 
dung mit einem Grundbeſitz) von Unterthanen eigenthümlich erworben und beſeſſen werben 
können, wie Batrimonialgerihtöbarfeit und wie die ſtandes⸗ und grundherrlichen Hoheitsrechte 
nad Art. 1A der Bundesacte. Es jind nur wenige Abmweihungen von den gewöhnlichen Beſitz— 
rechten, die man bier behauptet, jo namentlich, daß (nad) Analogie des Cap. I. de praescripto 
invito) die allgemeine Rechtöregel, daß der Beſitzer feinen titulus possessionis anzugeben 
brauche, hier.durd die Vermuthung der Zuftändigkeit aller Regierungsrechte für die Regierung, 
und daß deshalb auch die Scheidung des Petitoriums von dem Boffefforium hinwegfalle. 

Bei allen vier Claſſen tritt gar Feiner jener obigen Ausnahmsgründe ver rein öffentlichen 
Rechte ein, die allgemeinen Beſitzrechte Hier wegfallen zu laffen. Sie treten in ven Privatver: 
kehr und Beſitz und nehmen in demfelben an feinen Gefegen theil. Einzelne Modificationen, 
welche das jpätere Römiſche Recht durch Privilegien für den Fiscud eintreten läßt, gehören nicht 
dem Recht, jondern den Unrecht des kaiſerlichen Despotismus an. 

Eine eigenthümliche Art von Befigrecht aber, welchem fogar eine definitive Rechtögültigkeit 
— bis zu einer etwaigen Abänderung auf verfallungsmäßigem Wege — beigelegt ift, begründet 
noch die Wiener Schlußacte im Art. 56 dur die Beftimmung: „Die in anerfannter Wirk: 
famfeit beſtehenden landſtändiſchen Verfaffungen fünnen nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werben.” 

Diefe neue, von den drei obigen verſchiedene Beiiganerfennung ift entfchieden vortrefflich, 
dem Öffentlichen Recht entſprechend und zeitgemäß. Das Öffentliche Recht bevarf ftetö, es be- 
durfte vollends nad vem Zuſammenſinken des Feudalgebäuded und ebenfo der fpätern despo— 
tifhen und revolutionären Zuftände einer vem allgemeinen Wohl und den Zeitverhältniffen 
entſprechenden Verjüngung. Alle öffentlihen, alle Verfaſſungsrechte aber und alle öffentlich 
rechtlichen Perfönlichfeiten müffen ald Organe des Staats ftetö dem erfannten öffentlichen Wohle 
ſich und ihre Privatintereffen unterorbnen und ihm gemäß auch verändert werden, während im 
Privatrecht das öffentliche Wohl felbit fodert, daß dem Privatberechtigten fein Recht feft bleibe 
und nur nadh feinem eigenen Willen veränderlich fei. Es gibt nädhft jener Aufhebung der vollen - 
Rechtsgültigkeit der Öffentlichen Rechte nichts Verkehrteres, Inconfequenteres und ſich felbft 
Mivderfprechenderes, als jene jogenannten Legitimitäts- und biftorifchen Theorien, welche zwar 
zum Scheine behaupten, jie vertheidigten das durch angeblich hiftorifche naturgefegliche oder 
göttliche Nothwendigkeit gegebene und geheiligte Mecht, bei genauerer Betrachtung aber aus den 
ſtets flüffigen gefhichtlihen Erfheinungen'und Einrichtungen gerade nur diejenigen auswäh— 
len, welche ihrem befondern Gelüften entſprechen. Diefe wollen fie dann für ewig Fanonifiren, 
durch Bann- und Zauberformeln heiligen, namentlich auch ald Privatrechte gegen die Fode— 
rungen bed Öffentlihen Wohls und Rechts Ihügen, und foweit jie Macht haben, gewaltjam ein= 
führen, berflellen und behaupten. Gin Hauptführer diefer Partei, Hr. von Haller, war dabei 
naiv genug auf jeder Seite feiner „Reftauration des Staatsrechts“ einzugeltehen, daß er 
gar feinen Staat, fein Gemeinwejen wolle, fondern nur privatberechtigt natürliches Glücks— 
gut für die privilegirten fauftrechtlihen Sieger des Feudalismus. So enttehen natürlich 
Stockungen, Berfrüppelungen und Krankheiten des Staatdlebend. Die Anhänger der andern 
entgegengefegten Zuftände, namentlich aber auch die Freunde einer wirklichen Staatdorbnung 
und der natürlichen, zugleich mit Stetigfeit und mit verfaffungdmäßiger Freiheit vor ſich gehen: 
den Entwidelung, alle dieſe ftreben natürlich mit mindeftend gleicher, die legtern fogar mit beffe: 
rer Berechtigung für ihre Ideale. Sie verfpotten jene leeren Zauberformeln, und ftreifen mit 
Hülfe der Zeitbewegungen und der neuen Volksbedürfniſſe jene abgeftorbenen Hüllen ab, bald 
in revolutionärer, bald in friedlicher Weife. Die praktiſche Staatsweisheit muß nun dieſe 
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Kämpfe bejeitigen oder ſchlichten. Es müflen aljo einerſeits Die von den neuen Verhältniſſen 
und Bedürfniffen gefoderten VBerfaffungseinrichtungen ind Leben treten Eönnen und unter ber 
Vorausſetzung der nöthigen Bedingungen zugleid einen nöthigen friedlichen Shup erhalten. 
Es muß andererfeitd zugleich der Weg eröffnet fein, diefen für den Frieden begründeten Bejlg: 
fand mit dem Recht und einem rechtlichen Fortſchritt zu einigen. Es muß in jolher Weiſe bie 
obige Aufgabe alles Beſitzrechts: die Vereinigung friedlicher geſicherter Verhältniſſe mit wirk⸗ 
lich rechtlicher Begründung und Geftaltung, gelöft werben. 

Dieje Aufgabe lag 1820 zur Zeit jener Bundesbeftimmung doppelt nahe. Nad dem Sturze 
des Feudalismus, des Abjolutismus und der Revolution follten in Deutſchland vernünftige, 
zeitgemäße lanpftändifhe Verfaſſungen einen den fortgejhrittenen Volks- umd Culturbedũrf⸗ 
niſſen entſprechenden Rechtszuſtand begründen. Dieſem Wege hatten bereits mehre Staaten, 
Baiern u. ſ. w., nicht mit bloßen Verſprechungen, ſondern durch wirklich eingeführte Freie Ver— 
faſſungen entſprochen. Nun waren aber bereits und ſchon vor dem Karlsbader Congreß jene obi⸗ 
gen angeblich hiſtoriſchen und frommen Legitimitätsleute und Reactionäre aufgetreten, welche ſich 
jene Haller'ſchen Privatglücksgüter des Abſolutismus und Ariſtokratismus und die Abwehr 
zeitgemäßer Verfaſſungen durch die Foderung und die Form der alten Feudalſtände, durch die 
fogenannte ſtändiſche Verfaſſung ſichern wollten. Ihnen gegenüber machten ſich in allen beut- 
chen Ländern die neuen Volks- und Zeitbevürfniffe, die Freunde wirklicher, alfo zeitgemäßer con- 
ftitutioneller oder repräfentativer Volks- und Staatöverfallungen geltend, und dieje hatten ja 
zum Theil in den neuen bairischen, badiſchen, weimarijhen Verfaſſungen Siege erfämpft, 
welde man gegnerifcherfeitd wieder in Frage zu ftellen ſuchte. Sie wideripraden aljo ent: 
ſchieden den Reftaurationen und neuen Einführungen der alten feudalftändiichen Einrichtungen 
und Theorien. 

Jetzt beftimmte aljo die angeführte Bundesbeftimmung fiher jehr zeitgemäß, einestbeils 
daß jede bereitö eingeführte „in anerkannter Wirkſamkeit beſtehende Verfaflung‘ nicht einjeitig 
und gewaltjam dürfe aufgehoben werden. Sie foderte dabei mehr als blos proviforifchen und 
präfuntiven Bejig. Sie verlangt, daß die beiden Organe oder berechtigten Perjönlichkeiten in 
Beziehung auf den Verfallungszuftand, die Regierung und die das regierte Volk repräjenti- 
rendenkandftände, die beſtehende Berfaflung in anerfannte Wirkjankeit hätten treten laſſen 
Es wird aber nur dieſes näher beftimmte factifhe oder poſſeſſoriſche Verhältniß 
gefodert, und nicht etwa, dag die Verfaflung im Ganzen oder in allen einzelnen Theilen defi- 
nitiv rechtsgültig und mit Heilighaltung früherer Rechte entflanden fei. Entſchieden beweiſt 
dieſes auch nad den unmittelbar vorhergehenden Beftimmungen verjelben Schlußacte ber 
Art.55, weldher in Beziehung auf neue Begründungen von Berfaflungen den einzelnen Staaten 
deren freie Geftaltung geftatter und nur fodert, daß man „die gegenwärtig obwaltenven 
Berhältnijfe” und zugleich in folder freien zeitgemäßen Geſtaltung aud die „, früher 
gejeglich beftandenen Rechte berückſichtige“. 

Zugleich aber faßt jened Bundesgeſetz mit Recht die rechtliche Heiligung der Beſitzzuſtände 
und die Freiheit einer ſtets möglichen, den rechtlichen und politifhen Uberzeugungen ber Regie: 
rung und der Stände entiprechenden zeitgemäßen Verbeſſerung ind Auge. Für rehtliche Hei— 
ligung wirft ed jchon; daß die beiden Betheiligten die Berfaffung in anerfannte Wirkſamkeit 
treten ließen. Es wirkt zugleich für jie und für ven Fortſchritt, daß den beiden Betheiligten und 
ihrem Übereinfommen und nur allein diefem freie Änderungen zufteben. Nur auf diefem 
verfaflungsmäßigen Wege ihrer gegenfeitigen Vereinbarung fol die Verfaſſung geändert wer: 
den können. Damit ſtimmt dann aud) die Beſtimmung der einzelnen Berfaflungen überein. 
Blos factiihe und gewaltfame Bejigverhältniife follen ſtets verſchwinden. Zu blos unvollfom- 
mener befferer Art tritt völlig echtliche Heiligung hinzu, fowie foiche, die früher vielleicht mit 
dem Recht übereinſtimmten, denen aber durch veränderte Verhältniſſe die Rechtsbegründung 
verloren ging, ebenfalld verſchwinden und fo überall Befig und Recht ausgeglichen werben 
follen. So z. B. waren früher mande Privilegien des Feudaladels rechtlich begründet, wie z. B. 
die Steuerfreiheit, als er die Kriegsdienſte perjönlich leiftete und mit eigener Rüftung beftritt. 
Als die Verhältniſſe ih änderten, als die Bauern allein die Kriegädienfte leifteten, auch nicht 
mehr vom Adel befhügt wurden, ba war bie rechtliche Ausgleichung durd Aufhebung bodenlos 
gewordener Bejlpzuftände nothwendig. 

Alles dieſes ift ebenſo entfhieden im Art. 56 enthalten ®), als es zeitgemäß und für alle 





8) Weiteres über Muslegung des Art: 56 im Art, Deutſches Landes ·Staatsrecht. 


Befoldung 619 

Zeiten gültig und vortreffli ift. Wäre nur die Grundider des Artifeld aud in diefer Weiſe 
ſtets audgelegt und durchgeführt worden! Doc es war natürlich, daß vom einfeitig reactiond- 
ren Standpunkte ebenfo gut ald vom einfeitig rabicalen diefe wohlthätige Beftimmung oft mis: 
deutet und misachtet wurbe. So war ed z. B. Elar, daß das hannoverfhe Staatögrunngefeg 
vom 26. Sept. 1855, und nicht minder wiederum dad vom 5. Sept. 1848, und ebenfo die jegt 
aufgehobenen kurheſſiſchen und mecklenburgiſchen Verfaflungen von ven Betheiligten, von der 
Staatöregierung und der Ständeverjammlung jahrelang anerkannt und ausgeübt wurden, alfo 
„in anerkannter Wirkfamfeit beftanden”, daß fie mithin nur auf dem Wege freier Bereinba= 
rung der Regierung und der Stände abgeändert oder aufgehoben werben konnten. Nicht min: 
ber Elar ifted, daß die in diefen Berfaffungen enthaltenen Aufhebungen bodenlos gemworbener 
früherer Befigftände und Privilegien dem Öffentlichen Wohl und den Zeitverhältniffen ange— 
meflene gerechte Ausgleihungen, und daß fie von den beiden Betheiligten gewollt und fo ver 
faflungsmäßig begründet waren. Namentlich ift ed Elar, daß in wirflihen Staaten, daß 
heutzutage der jouveräne Staat, die fouveräne Staatögewalt, der jouveräne Staatdorganiss 
mus und der allein für ven Staat und die Staatöverfaffung gültige Staatdwille nur gebilvel 
werben durd die beftehende Regierung und die beftehende Ständeverſammlung, daß alfo alle 
Unterthanen, ritterfhaftliche und andere Gorporationen, namentlich auch untergeorpnete Pro: 
‚vinzialftände feine Rechte ver Miteinwilligung und des Widerſpruchs in Beziehung auf vie 
„in anerfannter Wirkfamkeit beftehende Verfaſſung“ haben. Das Allerwejentlihfte, was in 
Beziehung auf unfere heutigen Staatözuftände und Verfaffungen „ven gegenwärtig obwalten= 
den Berhältniffen‘ oder der neuern Zeit und Gultur entfpricht, dieſes befteht gerade darin, 
daß die aus der Feudalanarchie entftandene Auflöfung der Staaten in bloße Privatſchutzver⸗ 
bindungen wiederum wahren Staaten, Staatdorganifationen Plag gemacht haben, dag mithin 
auch die frühere privatrechtlihe Natur der Regierungs- und landftändifchen Verhältniffe ver 
ſtaatsrechtlichen weichen mußte; daß den legtern, daß vem Souverän feine Unterthanen, Agna— 
ten, Ritter oder bloße Provinzialſtände mit Sonderrechten widerftehen können. Daß nicht fie, 
fondern der Fürſt und die Volfövertretung die einzigen Organe ded fouveränen Staatö- 
willen find. 

berall aber wirb jo die tiefere Auffaflung und Behandlung der VBefigrechte, in ihrer rich: 
tigen Ausgleihung und Verbindung mit dem definitiven Recht, zugleich friedliches Vertrauen 
und Sicherheit, die heilige Rechtsachtung und den frievlichen Fortſchritt in der Gefellihaft be— 
wahren. Ihre richtige Auffaffung wird einfeitige ftaatlihe Theorien und Beftrebangen be: 
richtigen. So namentlich Hier jene Haller’fchen, legitimiftifchen und hiſtoriſchen, welche facti: 
ſchen Zuftänden ohne die wirfliche rechtliche Begründung und Sanction huldigen. So auf 
jene neu ſtaatsrechtlichen radicalen, focialiftifchen, einfeitig idealen, welche durch einfeitige An 
griffe auf die beftehenden over Befigverhältniffe Frieden, Vertrauen, Sicherheit und Gefund: 
heit der Staatdordnung bedrohen und aufheben. MWelder. 

Befoldung, Beſoldungsſteuer. Die Hauptfragen, welde Hier in Erwägung kommen, 
beziehen jih zwar blos auf Staatsdiener oder Staatäbeamte und berfelben Gehalt; doch find 
unter dem allgemeinen Begriff der Befoldung auch die Gehalte von Dienern oder Beamten der 
Gemeinden, Körperfhaften, auch Standes- und Grundherren u. f. w. enthalten, und ebenfo 
muß eine umfaflende Lehre von der Bejoldungsfteuer aud auf diefe legtern fi ausdehnen. 
Aus diefer Urfache zumal kann diefelbe nicht wohl unter dem Artifel „Staatsdienſt“ gegeben 
werben; doch wird, infofern fie auf die allgemeinen rechtlichen und politifhen Principien vom 
Stantödienft gebaut oder damit in Verbindung ftehend ift, um Wiederholungen zu vermeiden, 
auf venfelben zu vermweijen fein. Es bietet übrigens die Lehre von der Befoldung und von der 
Befoldungäfteuer, auch infofern blos von Staatödienern die Rede ift, manche ganz eigenthüms 
liche oder fpecielle Geſichtspunkte var, die jich abgefehen von jenen allgemeinen Principien be- 
leuchten laffen, und ebenfo fommen bei der Bejoldungsfteuer mandyerlei befonvdere Betrachtun—⸗ 
gen zur Sprache, die der allgemeinen Theorie von Steuern oder Abgaben (ſ. Abgaben) ohne 
Überlabung nicht wohl beizufügen find. Deswegen erfcheint es zweckmäßig, von diefer wie von 
den übrigen befondern Steuergattungen auch in bejondern Artikeln zu reden, vorbehaltlich der 
im Intereſſe ver Kürze zu geſchehenden Verweiſung auf die allgemeinen. 

Mir verfteben hier unter DBefoldung dasjenige Einkommen, weldes einem Diener des 
Staats, ober einer Gemeinde, oder einer Corporation (3. B. der Kirche oder einer Hochſchule 
u. ſ. w.), oder auch folcher einzelnen Perſonen, welden, wie namentlih den Standes: und 
Grundherren, noch eine dem dffentlihen Recht angehörige Eigenſchaft oder Stellung in der 
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bürgerlichen Gefellichaft gewährt oder geblieben ift, für die ihm übertragene fortlaufende 
Dienftleiftung verabreicht oder angewiefen wird. Wir fließen daher von diefem Begriff aus 
zuvörberft ven Lohn für einzelne Verrichtungen oder Arbeiten, welche vermöge befondern Ber: 
tragd oder Auftrags übernommen und geleiftet werden (z.B. für eine außerordentliche Gom: 
mifjionsreife, für die Aufführung eines beftimmten Baues u. f. w.), fodann aud allen für 
bloße Privatdienfte bezogenen Gehalt. Die Eigenſchaft des Privatvienftes beftimmt ſich durch 
jene des Dienftherrn, namentlich durch diejenige Eigenſchaft, in welcher derſelbe ven Dienft ver: 
langt oder aufträgt. So bezieht 5. B. der Gärtner ober der Hauslehrer des Grund = oder 
Standesherrn blos einen Lohn oder einen Gehalt; jein Gefällverwalter aber und mehr nod 
fein Juftizs und Polizeiverwalter (oder welche Öffentliche Diener noch fonft anzuftellen er das 
Recht hat) eine Beſoldung. Fabrik- und Handelsherren oder bloße Privat:Grundbefiger er: 
theilen ihren Gehülfen, Buchhaltern, Verwaltern u. f. w. wohl Löhnungen oder Gehalte, midht 
aber eigentliche Beſoldungen. Iſt die Eigenſchaft der Anſtellung — wie namentlich bei Grund: 
und Standesherren leicht geichehen kanu — eine gemifchte oder zweifelhafte, fo mag vom Bor: 
herrſchenden die — am beften poſitiv zu ‚gebende — Beftimmung entnommen werben. 

Unfer hiernach auföffentliche, d. h. für Öffentliche Dienfte bezogene Beſoldungen beſchränkte 
Begriff iſt gleichwol in mehrfacher Beziehung ausgedehnter als derjenige, welchen Zachariä 
in feiner geiſtreichen Abhandlung „über Beſoldungsſteuern“ („Abhandlungen aus dem Gebiete 
der Staatswirihſchaftslehre“, 1855, S.21 fg.) aufftellt, wonach nämlich blos dad von „Staats: 
dienern“ als folden, und welche „vom Staatöherrfcher zur Ausübung gewiſſer Rechte der 
Staatsgewalt“ und zwar „ſtändig“ angeftellt jind, bezogene Ginfommen als Befoldung be: 
trachtet wird. Wir glauben, daß nit nur unmittelbare Staatddiener, ſondern auch jene ber 
andern oben bemerften, mit einer öffentlihen Rechtseigenſchaft befleiveten Perſönlichkeiten, und 
daß nicht nur die zur Ausübung von Rechten der Staatögewalt als folder, fondern überhaupt 
alle zu was irgend für Dienftverrihtungen Angeftellten (wenn auch der Dienft allem Gewalts⸗ 
anſpruch fremd, 3. B. in bloßer Lehre beftehend oder in rein techniſcher Sphäre wirfend wäre) 
unter den Begriff der „Beſoldeten“ gehören, und daß jelbit die Eigenſchaft eines „ſtändigen“ 
Dienſtes hier nicht jtreng gefodert werden könne. Fortlaufend zwar muß erjein, d. h. nicht be: 
fhränft auf einzelne beftimmte Handlungen oder Arbeiten, nicht aber ſtändig, was faft gleich— 
bedeutend ift mit perennirend, wenn auch nicht für immer, doch für die Leb= oder Dienftfähig: 
feitözeit ded Dienenden. Es gibt ja ſelbſt Staatödienfte, von welden ein nahes Ende, nad 
ihrem Gegenftand oder Zweck, vorauägefehen wird, und welche gleichwol beſoldet find, 3. B. bie 
auf einen wirflic vorhandenen Kriegäftand oder auf irgendein vorübergehendes einheimijches 
Bedürfniß oder Verhältniß fich beziehenden; und dann hängt ed ja überhaupt von den Gon= 
ſtitutions- und Organifationdprincipien beftimmter Staaten ab, ob in ihnen ein ftändiges 
oder unftändiges Diener-, aljv auch Beſoldungsrecht beftehen folle oder nit. Auch ein nad 
feinem Gegenftand bloß zeitlicher, auch ein augenblicklich widerruflicher Dienſt kann mit Beſol— 
dung verfnüpft fein; nur liegt die Idee des fortlaufenden und nad der Dauer der Leiftung 
(nicht nad) einzelnen Handlungen) zu belohnenden Dienftes im Begriff der Beſoldung. 

In den meiften Staaten verjhlingen die Bejoldungen und Penſionen (melde legtere, ſei es 
als entweder nachträgliche Zahlung für früher nur unvollftändig vergütete Dienfle, oder als — 
wenn auch meift übergroße — Bezahlung für bloße Schein= oder Prunkdienſte [Sinecuren), 
mit den Befoldungen in mehreren wefentlihen Punkten übereinfommen) einen bedeutenden 
Theil der öffentlichen Einfünfte. Doch gibt ed aud Staaten, wie namentlih England (Hier je- 
doch abgefehen von den Sinecuren)’ und Nordamerika, wo wenigftens ein großer Theil der 
Öffentlichen Dienfte unbezahlt ift und entweder aus gefeglich ausgefprodener Bürgerpflicht von 
den dazu Berufenen oder Gewählten unentgeltlich geleiftet oder auch freiwillig, aus patrioti- 
ſchem Eifer für das Gemeinwohl oder aus Ehrgeiz, aus Verlangen nad) einem edeln Wirkungs— 
- reis, dergeftalt übernommen wird. Wenn oder injofern die Dienfte von der Art find, das fie 
dem damit Beauftragten noch Zeit und Kraft genug zu Führung von Privatgefhäften, d. h. 
zur Betreibung eines eigenen Nahrungszweigs, übrig laſſen, und wenn in einer Nation ſich 
eine hinreichende Zahl von Bürgern vorfindet, welche nad wiflenjchaftlicher oder techniſcher und 
politiicher Bildung geeignet und geneigt find, ſolche Dienfte unentgeltlich zu übernehmen; fo 
leuchtet die Wohlthätigfeit einer ſolchen Einrihtung ein. Wenn aber — wie nad) dem heutigen 
Zuftand der Civiliſation faft allenthalben der Fall it — die meiften Zweige des Staatsdienſtes 
fhon zur bloßen Vorbereitung die ſchönſten Jugenpjahre, ſodann zur wirflihen Führung bie 
ganze Kraft und Zeit des Mannes in Anfprucd nehmen; fo ift nit nur die Vergütung fo 
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großer Opfer durch eine angemeffene Befolbung höchſt billig und gerecht, fondern man darf, 
wo dieſelbe nicht geleiftet wird, auch gar nicht hoffen, tüchtige Candidaten zu Staatödienften in 
binreihender Anzahl zu finden. Wenigftens wird man fie in einer andern Klaffe als in jener 
der Reihen und Neiciten finden, was dann eine verberblide Ariftofratie erzeugt oder ftärkt 
und dem Bolf für die unmittelbar erfparte Befoldungsfumme mittelbar weit fhlimmere Bes 
drüdung und Rechtsverkümmerung bereitet. Der Staat vergelte alfo feinen Dienern die ihm 
darzubringende Kraft und Zeit im billigen Verhältnig zum Werth diefer Opfer und zum 
Werth der Dienfte an fih. Alsdann wird ed ihm an tüchtigen Afpiranten nicht fehlen, aus 
welchen er ohne Unterſchied der Geburt oder des Reichthums nur die Tüchtigften anftelle, und 
alsdann wird er au mit Recht und Billigkeit eine eifrige und treue Dienftleiftung von ihnen 
fodern und erwarten Fönnen. Keine Sinecuren und feine übermäßigen Gehalte, doch jeweils 
ſolche, die — wenn der Dienft einen Mann vollauf befhäftigt — zum anftändigen und ſtan— 
desmäßigen Lebensunterhalt einer Familie hinreihen. Zu große Kargheit bei der Beſoldungs— 
beftimmung nimmt vem Fleiße feinen Sporn und erzeugt die Verſuchung zur Beſtechlichkeit und 
Untreue. Gin Näheres läßt ich hierüber im Allgemeinen nicht fagen; die befondern Ver: 
hältniſſe der einzelnen Staaten und die Beichaffenheit ihres Verwaltungsorganismus müſſen 
über das hier oder dort feftzufegende Mad entſcheiden. Jedenfalls wird es zur Hintanhaltung 
principlofer Willkür und verderblichen Misbrauchs minifterieller Gunft oder Ungunft gut fein, 
wenn das Geſetz eine ald Regel zu beobachtende Norm für die ven Beamten nad) den verfchies 
denen Dienflfategorien anzumeifende, etwa auch nad) dem Dienftalter oder nach ermweislich vor: 
liegender befonderer Würdigung oder Bepürftigkeit durch Zulagen zu erhöhende Befoldung 
aufitellt, vorbehaltlich etwa eines billigen Spielraums für das der Negierung zur zweckmäßi— 
gen Berüdjihtigung der jeweils eintretenden concreten Berhältniffe einzuräumende Grmeffen. 

Ob es nüglicher fei, den Beamten blos Geld over zum Theil auch Naturalien als Gehalt 
anzumweifen, hängt abermals meift von den bejondern Verhältniffen beftimmter Staaten und 
Ortlichkeiten ab. Zwar führt man zu Gunſten der Naturalbeſoldungen an, daß ſie eine gleich— 
förmigere, d. h. von dem wechſelnden Preis der Lebensbedürfniſſe unabhängigere, daher den 
gleihmäßigen Lebensunterhalt mehr ſichernde Bezahlungsart ſeien, wogegen die Geldbeſoldung, 
je nad) jenem Preis, bald eine übermäßige, bald eine ungenügende Vergütung gewähre. Doch 
mürbe ver bier befragte Zwed ſich fhon dadurch erreichen laffen, daß man den betreffenden Be: 
foldungstheil nicht in einer firen, fondern in einer nad) dem mittlern Getreivepreife jedes 
Jahres berechneten Summe bezahlte, oder auch dadurch, daß man für die Bälle des Herab- 
finfens jenes Preiſes unter ein gewiſſes Maß eine verhältnigmäpige Verminderung, aber dann 
aud für den Fall einer gewiſſen Preiserhöhung eine entfprechende Vermehrung des Geldge: 
haltes feitfegte. (Bekanntlich hat man bei ven gegenwärtigen Verhandlungen über angemef: 
fene Erhöhung der Befoldungen wegen der Preiserhöhungen auch diefe Wege empfohlen.) In: 
deſſen ift e8 nicht richtig, daß alle Lebensbedürfniſſe fich fofort im Preiſe mit jenem des Getrei- 
des ind Verhältniß fegen; nur in Anfehung des Durchſchnittspreiſes aus einer Anzahl von 
Jahren mag es ftattfinden. Diele Gegenflände jedoch ftehen in Anfehung ihres Preijes in gar 
feiner Verbindung mit dem Getreide, und die Lebendgewohnheiten wie die Familienverhältniſſe 
des Befoldeten erhöben oder erniedrigen unabhängig vom ©etreidepreid gar mannichfach das 
Bedürfniß des Befolveten. Hiernach wäre wol zwedfmäßiger, von Zeit zu Zeit (etwa nad) je 
40 oder 20 Jahren) die Bejoldungen mit Rückſicht auf die inzwifchen eingetretenen allgemei= 
nen Verhältniſſe einer Revijion oder neuen Regulirung — verfteht ſich für die erft Anzuftellen- 
den oder zu Befördernden — zu unterwerfen, als jie alljährlih nad) vem Getreide: oder Wein: 
preis zu beſtimmen oder einen Theil des Gehaltd in Naturalien zu verabreihen. Ohnehin ift 
leteres immer mit einer befhwerliden und zu Unterfchleifen Anlaß gebenden Naturalienver: 
waltung verbunden und daher höchſtens allvort zu billigen, wo ohnehin ſchon — wegen anz 
ſehnlichen Naturalienbezugs an Zehnten, Zinfen u. f. m. — eine Auffpeiherung bei ven Do: 
mänenverwaltungen ftattfindet und fodann die Abgabe an Befoldungsftatt an vie Stelle des 
Verkaufes tritt. Ebenſo wird zweckmäßig und vortheilhaft fein, wenn der Staat die in feinen 
zur Veräußerung oder fonft nügliher Verwendung nicht geeigneten — Gebäuren befindlichen 
Wohnungsräume feinen Beamten nad) einem mäßigen Anſchlag als Veſoldungstheil zur Be: 
wohnung überläßt. Beamtenhäufer eigend auf Staatöfoften zu erbauen, wäre dagegen eine 
übel berechnete Speculation. Auch Gärten oder andere — etiwa den Dienfhvohnungen benadh= 
barte — Gründe mögen nad Umftänden mit Vortheil, ald tarirte Beinugung, dem Beamten 
überlaffen und In die Bejolvung eingerechnet werden. 
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Ob die Befoldung zweitmäßtger in einer feften unmittelbar aus ber Stantäfaffe zu bezie⸗ 
henden Summe audgeworfen, oder (ganz oder zum Theil) auf Acciventien, zumal auf Entrid- 
tungen von Beteiligten oder Parteien, alſo z. B. auf fogenannte Tantiemen ober Items oder 
auf Diäten, Strafgelver, Taren und Sporteln u. f. w. gegründet werbe, darüber entſchelden 
war zum Theil die Umftände; doch ald Regel verdient jedenfalls das erfte den Vorzug. Denn 
wohl mag die nad der Summe der Arbeiten fi erhöhende Bezahlung (mie z. B. bei den Rela: 
tionsgekühren) den Fleiß ſpornen, doch leicht auch zu übereilter, mithin oberflächlicher Behand⸗ 
lung führen ; und wenn Taxen und Sporteln fon an und für ſich gehäffig find, jo werben fie 
e8 noch mehr, wenn der Beamte fie für ſich felbft einzieht. Noch andere Inconvenienzen und 
ſelbſt Gefahren entftehen aus ſolchem Syftem. Doch mag ausnahmöweife, nad) der Natur ge: 
wifler Dienfte, ein Accidentienbezug dabei zu empfehlen oder zu dulden fein. In eine umftänd- 
lichere Ausführung darüber hier einzugehen liegt jedoch nicht in unferer Aufgabe. 

- Bon Befoldungen, wenn fie nicht jehr fplendid find (und auch alsdann reizen fie gemöhn- 
lich nur zu Iururiöferm Leben), wird in der Megel nicht viel, oft gar nichts erfpart. Der 
Staatödiener würde daher, wenn er nad) langjährigem, treu verwalteten Dienfte venfelben aus 
Altersſchwäche nieverzulegen gezwungen, überhaupt ohne fein Berfhulden dienſtuntauglich 
geworben ift, am Abend feines Lebens in bitterer Noth verfümmern und feine Familie im 
Elend zurüdlaffen müſſen, wenn nicht für ſolche Fälle durch den Grundfag der Penfionirung, 
nicht nur des Dieners, fondern auch feiner Witwe oder feiner unmünbigen Kinder, geforgt 
würbe. Bon den die Anfoderungen des Rechts und der Humanität mit jenen der Wirtbfchaft- 
lichkeit vereinbarenden Prineipien folder gefeglich zu regulirenden Penjionirung werben mir 
in einem eigenen Art. Penſionen handeln. Hier genüge die Bemerfung , daß wir dieſelben 
keineswegs ald Almofen oder Armenhülfe betrachten, fondern als vermöge rechtlichen, durch den 
Dienft oder Dienftcontract (oder auch durch für ſolchen Zweck geleiftete Beiträge oder erlittene 
Befoldungsabzüge) erworbenen Anſpruchs bezogene Gehalte, gewiſſermaßen als nachträglich 
zu empfangende Befoldungsraten. Daher find fie auch bei der jegt zu erörternden Frage von 
der „Beſoldungsſteuer“ mit einbegriffen, und ed gilt von den einen was von den andern. 

Sollen oder dürfen die Befoldungen (und Penfionen) befteuert werden, und in welchem 
Maße? — Hierüber wird lebhaft geftritten, und es thut, um ſich zu verftändigen, ein Verdeut— 
lichen der Begriffe und ein Zurückgehen auf den höchſten Orundfag der Beiteuerung noth. 

Der höchſte Grundfag der. Befteuerung — wie wir ihn bereit® in dem Art. Abgaben 
ausgeführt haben — lautet alfo: Jeder im Staat (und aud in der Gemeinde) werde be: 
fteuert nah Maßgabe feiner (erfennbaren, d. h. einer wenigſtens annähernden Schäßung ent: 
ſprechenden) Theilnahme an den Wohlthaten ded Vereind. Im Staate nun (in der Ge— 
meinde find noch andere Verhältniffe zu beachten, in melde wir jegt nicht eingehen), im Staate, 
fagen wir, richtet ſich das Maß jener Theilnahme allermeift, d. h. in der Regel over vorzuge: 
weife, nad) jenem des Vermögens und Einfommend Das volltommenfte Steuerfuften, vd. $. 
das fowol den Foderungen der Gerechtigkeit (nämlich hier der gefellichaftlihen Gleichheit oder 
Berhältnigmäßigkeit) als jenen der Wirthſchaftlichkeit (alfo zumal Nachhaltigkeit) und endlich 
auch der Humanität entfpredhendfte würbe ſonach dasjenige fein, welches wirklich jeden Staate- 
angehörigen nady Proportion der (aus einer für jeden Ginzelnen insbeſondere gemachten Be- 
rechnung hervorgehenden) Gefammtjumme feines Vermögens und Einfommens belegte, dabei 
jedoch überall, wo foldye Foderung dem nöthigen Lebensunterhalt eines Steuerpflichtigen ober 
feiner künftigen Steuerfähigfeit erfennbaren Abbrud thäte, den entipredhenden Nachlaß ge- 
währte. Bei der großen Schwierigfeit und anderweiter Bedenklichkeit der Ausführung foldes 
Syftemd begnügt die aufs Praktiſche gerichtete Theorie fi) wol auch mit der Foderung, daß 
wenigftend alle Gattungen des Bejigthums und alle Quellen oder Arten des (verftebt ſich, 
reinen) Einkommens oder Ertrags jede für ji einer verhältnigmäßigen Steuer unterworfen, 
dabei auch die oben bemerften Nachläſſe (injofern davon bei dieſem mehr die Sachen als die Per: 
fonen treffenden Steuerfuftem noch einige Rede fein fann) bewilligt werden. Ob neben folden 
directen Steuern auch noch indirecte einzuführen feien, darüber wollen wir hier nicht ftreiten, 
wol aber die Thatſache, daß jie wirflih faft überall eingeführt find, bei der Frage über die 
Befoldungsfteuer mit in Betracht ziehen. 

Diefe Frage hat zwei Seiten, eine rechtliche und eine politifche. Wir beleuchten zwerft die 
rechtliche, meil eine ehrliche Politik ji) nur auf dem Rechtsboden bewegt und jeden jenfeit der 
Rechtslinie liegenden Vortheil verſchmäht. 

Daß nun die Befoldungs: (und Penjlond:) Stener den Necht nicht entgegen, vielmehr von 
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demfelben (fofern nicht die übrigen Glaffen der Staatsbürger darauf verziäten) gefodert fel, 
geht aus den oben angebeuteten Orundfägen hervor. Der Beſoldete ift nit nur durch feinen 
Gehalt in Stand gefegt, einen verhältnißmäßigen Beitrag zu den gemeinen Laften zu über: 
nehmen, fondern er nimmt aud annähernd nad; dem Maß feiner Befoldung theil an den 
Wohlthaten des Staatövereind. Ohne diefen legten nämlich bezöge er ſchon gar feine Befol: 
dung; aber aud melde Bedürfniſſe oder welchen Genuß er irgend mit derſelben beftreitet, 
immer ift es der Staat, der ihn dabei fehirmt ober die Bedingungen dazu herftellt. In dieſer 
Beziehung ift gar Fein Unterfchied zwifchen ihm und den aus was immer für andern Quellen 
ihr Einkommen Beziehenden (abgejehen freilich von dem Capital, welches folhem Einfommen 
zu Grunde liegt und weldes allerdings hier und dort eine verfchiedene Natur hat). Ein Steuer: 
foftem alfo, welches vorzüglich auf die Belaftung des Einkommens baſirt ift, kann ohne Incon- 
fequenz die Befoldungen nicht frei Laffen. 

Dagegen wird nun erinnert, daß den Befoldeten, die ihr Einfommen vermöge eines mit 
dem Staat, ald ihrem Dienſtherrn, gefihloffenen Vertrags von demfelben beziehen, durch eben 
diefen Staat fein, wenn aud unter dem Titel einer Steuer einzuhebender Abzug könne aufer- 
legt, d. b. feine Befoldungsverminderung gegen fie könne ausgefprochen werden, ohne daß der 
Dienftvertrag dadurch gebroden, mithin das Recht verlegt würde. Zudem fielen ohnehin den 
Beſoldeten ſchon die indiresten Steuern zur Laft, was um fo drückender fei, da, während alle 
übrigen Glaflen der Steuerpflidtigen in der verhältnikmäßigen Erhöhung des Preifes ihrer 
Maaren oder Erzeugniffe das Mittel der Wiedererftattung der von ihnen, gewiffermaßen nur 
vorſchußweiſe, zu bezahlenden Steuern bejäßen, für die Befoldeten ein ſolches Mittel durchaus 
nicht vorhanden, fondern die Steuerlaft definitiv auf ihnen liegend fei. 

Allein nicht ald Dienftderr fodert der Staat von feinen Befoldeten die Steuer oder muthet 
ihnen einen Abzug am Kohne zu; fondern ald Inhaber des Steuerrechts, d. h. des Rechts, von 
allen Staatdangehörigen einen im Verhältniß zu den von ihnen genoffenen Wohlthaten des 
Staatövereind ftehenden Beitrag zu den allgemeinen Laſten oder zu ven Unfoften des Staats: 
haushalts zu erheben. Genießt etwa der Befolvete von jenen Wohlthaten Feine? Schon ver 
durch den Staatsverband bedingte, dem Beamten Lohn eintragende Staatödienft an und für 
fich ift eine folde Wohlthat, und eine andere ift die, wie ſchon oben bemerft worden, gleichfalls 
nur durch den Staat hervorgebradhte und, befehirmte Möglichkeit einer das Bedürfniß over die 
Luft befriedigenden Verwendung ſolches Lohnes, überhaupt der der Perfon und den Sachen 
gewährte Schuß und mandherlei Fürſorge. Auch ein Privatdiener, der von feinem Dienjtherrn 
den vertragsmäßig beftimmten Lohn zu empfangen hat, wird, wenn er nebenbei in irgendeiner, 
zumal mit dem Dienft in feiner Verbindung ftehenden Eigenfhaft die Mühewaltung oder mas 
immer für — zumal mit Unfoften verbundene — Leiftungen des Herrn für ih in Anſpruch 
nimmt, dafür auf Verlangen den entſprechenden Erfag — füglich compenfationsweife mittels 
Abzugs an feinem Gehalt? — leiften müflen. Warum follte e8 beim Staatödiener gegenüber 
dem Staate anders fein? Wahrlih! dieſem fo vielftimmig urgirten Rechtsbedenken liegt eine 
fo auffalfende, ja mit Händen zu greifende Begrifföverwechlelung zu Orunde, daß nur die aller- 
größte Befangenheit der dabei pro domo redenden, nämlich jelbft im Staatsdienſt ftehenden 
Schriftſteller ſie erflärbar macht. 

Etwas gewichtiger iſt der von den indirecten Steuern entnommene Grund. Wahr iſt es, 
daß, je nach Gegenſtänden und Höhe dieſer Steuern und nach den mannichfaltigen Umſtänden, 
die auf das Bedürfniß oder auf die Verzehrung des Beſoldeten von Einfluß ſind (als Gewohn— 
heit, Kränklichkeit, Kinderzahl u. ſ. w.), derſelbe gar oft ſchon durch die indirecte Beſteuerung 
eine größere Abgabe entrichtet, als ihm nach einem richtig berechneten directen Steuerſyſtem 
hätte aufgelegt werben können. Jedoch iſt daſſelbe auch bei den übrigen Claſſen der Staats: 
bürger ver Fall, ohne daß man fle deshalb (die Gapitaliften ausgenommen, was jedoch eben 
fehlerhaft ift) von der directen Steuer entbindet. Und wenn man fagt, diefen übrigen, nament= 
lich den produeirenden und den um Kohn arbeitenden Claſſen fei e8 möglid, die von ihnen — 
gewiffermaßen nur vorſchußweiſe — entrichteten indirecten (ja mol auch die directen) Steuern 
durch Überwälzung auf Andere wieder hereinzubringen, nämlich mittel8 Erhöhung des Pro: 
ducten= oder des Arbeitäpreifes), während dem Befoldeten dazu fein Weg offen ſtehe: jo ift auch 
diefe Vorſtellung falfh. Denn einmal ift — einige wenige Steuergattungen abgerechnet, wo= 
bei ver fie unmittelbar Entrichtende offenbar nur die Vorauslage macht (mie z. B. beim Zoll, 
beim Ohmgeld u. ſ. w.) — jede Vorausſetzung des Überwälzens der Steuer auf andere, nament= 
lich auf die Conſumenten, eine trüglide; und wenn auch wirklich die meiſten Steuern allerlegt 
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als ‚„‚Berzehrungöfteuern” wirken follten (was jedoch nicht if), fo find ja bie Producenten und 
Grundbejiger u. ſ. w. gleihfalld Verzehrer, demnach derjelben Laft unterworfen, und injofern 
fie viefes jind, können fie nimmer durch Vertheuerung ihrer Erzeugniffe, jondern nur entweder 
durch ämfigere oder angeftrengtere Arbeit oder durch Erſparung die Steuern wieder hereinbrin: 
gen. Dad zweite diefer Mittel ſteht aber auch dem Befolveten zu Gebot; und auch dus erjte ift 
ihm felten ganz —— da nur wenige Staatsdienſte wirklich die ganze volle Kraft und 
Zeit des Bedieuſteten in Anſpruch nehmen und alſo, wenn es noth thut (was jedoch — zumal 
bei den höher Beſoldeten — nicht leicht der Fall ſein kann), irgendein kleines lucratives Neben: 
geihäft ihm meift noch möglich bleibt. Ja ſelbſt das Mittel der Erhöhung des Preifes (nämlich 
des Arbeitspreijed) ift vem Befoldeten nicht verſchloſſen. Denn eine irgend bedeutende, zumal 
fländige Befoldungsfteuer zieht faft unausweihlih Befoldungszulagen oder allgemeine Be— 
foldungserhöhung nad) fih, welder Umſtand jedoch zur politifhen, nit mehr zur rechtlichen 
Geite unferer Frage gehört. i 

Noch hat man in Bezug auf Befoldungen von Gorporationd= oder von ſtandesherrlichen 
Dienern gegen deren Beiteuerung eingewendet (vergl. die Verhandlungen der badijchen Stände, 
namentlich der erften Kammer, von Jahre 1820), daß dieſelbe ein Unrecht gegen ven Dienft- 
berrn fei, indem derfelbe fein Ginfommen, woraus er die Bejoldung entrichte, aljo auch dieſe 
Befolvung, fhon einmal felbft verfteuert habe, daher man fie offenbar zum zweiten mal be— 
fteuere, wenn man aud) den Diener belege. Dieſes Bedenken jedody hat feinen Orund in der — 
freilich gar oft vorfommenden — Verwechſelung der Perſonen mit ven Sadyen, wonach man 
meint, die legten feien die Steuer [huldig und nicht die erſten. Wir aber anerkennen die Gteuer: 
pflicht blo8 der Perfonen, und zwar nad dem Maß der In jedes Einzelnen Einkommen befind: 
lichen — alfo nicht der überhaupt in der Nation vorhandenen — Sachen over Werthe, wonad 
diefelbe Summe, wenn fie nädeinander ald reined Ginfonmen von Mehren erjcheint, ganz 
unbedenklich bei jeden derjelben zu befteuern ift. 

Wir gehen zum politiihen Standpunft über, wobei jedoch — da die fraglide Steuer als 
Steuer nicht tur gerecht, ſondern auch vortheilhaft, namentlich einer fihern Berehnung em: 
pfänglid, im Ginzug unfoftjpielig u. f. w. it — blos von den Staatöbefoldungen (und Ben: 
fionen), nicht aber von jenen ver übrigen Perfünlichkeiten die Rede mehr fein kann. Bei dieſen 
nämlich tritt der Staat blos allein ald Steuerherr auf; die politifhen Betrahtungen aber be: 
ziehen fi nur auf dad gedoppelte Verhältniß deſſelben zu feinen Beſoldeten, nänılid als Dienft- 
berr und ald Steuerherr. 

Gin ſehr merkwürdiges politifches Bedenken gegen diefe Befoldungsfteuer hat Zachariä in 
feiner oben erwähnten Abhandlung aufgeftellt. Nachdem nämlich derfelbe vie Nechtlicykeit folder 
Steuer zwar nit unummwunden oder unbeihränft anerfannt, doch auch nicht entſchieden be: 
ftritten, nebenbei auch mehre politifche Vortheile verfelben angeführt hat, erhebt er gegen fie 
den in unfern Zeiten eines tiefen Eindrucks fihern Vorwurf, fie fei „unvereinbar mit den In— 
terejle der monarchiſchen Verfaffung‘’ oder mit dem „monardifhen Princip““. Denfelben Vor: 
wurf zwar macht der ſcharfſinnige Verfaffer in einer vorangehenden Abhandlung den meijten 
Grundfägen und Richtungen der heutigen europäiſchen Staatswirthſchaft, namentlich der an: 
erfannten Unbeſchränkbarkeit, daher auch freien Veräußerlichkeit und Theilbarfeit des Eigen: 
thums, namentlid ded Grundeigenthums, verbunden mit der Untheilbarfeit feines Inhalts, 
d.h. des Eigenthumsrechts, welches ſonach eine Spaltung in Obereigenthum und Nußeigen: 
thum nicht zulaffe, ebenfo ver Tendenz nach Befreiung ded Bodens von den mittelalterlichen 
Laſten und Dienftbarfeiten, nach Aufhebung oder Befhränfung der privilegirten Stanımguts- 
erbfolge, überhaupt aller Privilegien des Adels und aud) der Kirche, ſodann auch der forgjamen 
Pflege der Induftrie, dem Grundjag von der gleichen Vertheilung der öffentlihen Laften und 
von ber der Erhaltung des Staatscredits willen nothwendigen Beachtung der öffentlidhen Mei: 
nung u.f.w. In allen diefen Verhältniſſen und Dingen erfennt er eine gefährliche demofra- 
tifche Richtung. Uns ſchreckt jedoch folder Vorwurf nit. Denn allerdings hat zwar jede — 
theoretiiche wie praktiſche — Anerfennung des wahren, yernunftmäßigen Rechts eine demokra— 
tiihe Tendenz, weil dad Recht nad) feinem innerften Wefen ein allgemeines und für Alle gleiches 
it; allein mit diefer Tendenz ift die wahre Monardjie oder das vernünftig verftandene monarz 
chiſche Princip nicht unvereinbar. Vielmehr wird diefes Princip mit Unmwillen den Vorwurf 
von ſich zurückweifen, ald fei ed im Widerftreit mit den Boderungen des Rechts; ja ed kann feine 
ihm gelährlichere Anſicht aufgeftellt werden ald eine foldye, weil, wa3 unvereinbar ift mit dem 
Reit, auf hohlem Grunde ſteht und nimmer die Guten zu Vertheidigern haben wird. 
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Indeflen ift, was insbefondere die Befoldungsfteuer betrifft, Zachariä's Bemerkung vollends 
unrichtig. Denn mit nichten wird, wie er jagt, das Staatsoberhaupt, deffen Drgane die Bes 
amten find, dadurch mit ihnen dem gemeinen Recht unterworfen, mit nichten find die Vorrechte 
der Krone gefährdet, wenn diejenigen, durch welche ver Souverän regiert, art jenen VBorrechten 
feinen Theil haben. Denn — abgejehen davon, daß ja nad) diefer Anficht auch in Nepublifen 
die Befoldungäfteuer, ald der Souveränetät der Gemeinde, welche hier Dienftherrin ift, Abbruch 
thun würde, und abgejehen aud davon, daß jelbft in der Monarchie ver Ausprud „Staats— 
Diener’ ganz füglich an die Stelle des „Fürſtendieners“ gefeßt werden mag — fo ift wenigftend 
fo viel Ear, daß der Beamte nicht, infofern er feine Befoldung empfängt und genießt, ein Organ 
oder Repräfentant des Königs oder überhaupt des Souveräns ift, jondern nur infofern er in 
deſſen Namen Amtöverrihtungen, namentlich Acte der (Staats-) Gewalt oder Autorität aus— 
übt. In diefer Sphäre mag er an den Prärogativen feines Dienftheren theilhaben, nicht aber 
in denjenigen, worin er blog für feine eigene Berfon, d. h. ſchlechthin ald Staatsbürger auftritt, 
aljo namentlich in jener der Befteuerung. 

Dagegen ift ein andered Bedenken nahe liegend und unwiderleglich, das nämlich, daß der 
Staat oder die Gefammtheit der übrigen Steuerpflidtigen dur die Bejoldungäfteuer wenig 
oder gar nichtd gewinnt. Wir haben nämlich hier nicht im Auge die etwa nach Mafgabe des 
abwechjelnden Fallens oder Steigend der Naturalienpreije zeitlich oder periodisch anzuoronende 
neue Regulirung, d. h. alfo Verringerung oder Erhöhung der Befoldungen (wovon wir bereite 
oben geſprochen), auch nicht die etwa in Zeiten auferorventlihen Bedürfniſſes oder Nothitan- 
des, 3.8. in Kriegäzeiten, den Befolveten ausnahmsweiſe aufzulegende Beifteuer (deren Er: 
fhwingung nämlich durch vorübergehendes Verzichten auf fonft gemöhnte Bequemlichkeiten ober 
Genüfje möglih und dem Beamten auch billig zuzumuthen ift); fondern nur die nad einem 
bleibenden, auf den orbentlihen Zuftand berechneten Steuerfoftem auf Befoldungen’ gelegte 
ftändige Steuer. Bei einer folden aber leuchtet ein, daß fie in die Länge nicht wohl einen wirk— 
lihen Ertrag gewähren kann, fondern nur einen fheinbaren. Das Maß der Befoldungen näm- 
lich wird vernunftgemäß beftimmt durch jenes ver Bevürfniffe, d. h. der (theild abjolut, theils 
ftandesgemäß nothtwendigen) Ausgaben des Beamten und des ihm nad Beſchaffenheit feiner 
Dienftleiftungen nad Gerechtigkeit und Billigkeit gebührenden Lohnes. Jedes neue umabweid- 
liche Bedürfniß, jede neue unvermeidliche Ausgabe fteigert die nothwendigen Anſprüche des Be: 
amten; und ſowie jede bleibende Preiserhöhung der Lebensbedürfniſſe, fo muß auch jede blei- 
bende Steuer eine entfprechende Bejoldungserhöhung zur Folge haben, wenn nicht der Staat 
den auf allgemeinen Gründen ruhenden Beſoldungsmaßſtab geringfügigem finanziellen Inter 
effe opfern und alle die Nachtheile, welche mit allzu niedriger Befoldung verknüpft find, ald ver: 
minderte Goncurrenz zu Staatdämtern, ſodann Schläfrigkeit im Dienfte, oder auch Beftechlich- 
feit u. f. w., hervorrufen will. Genug! der ivealrichtige Mafftab der Befoldung ift der näm— 
liche, ob eine Befoldungäfteuer beftehe over nicht, und der Staat, der nad) eingeführter Befol- 
dungsſteuer die Gehalte feiner Diener nicht erhöht, gefteht entweder ein, daß er früher zu fplen= 
did jalarirt habe, oder er erfauft einen geringen finanziellen Gewinn mit der Verlegung eines 
bohmichtigen politifchen Grundſatzes. 

Indeflen wird durch alles dieſes blos fo viel bewiefen, daß die Beſoldungsſteuer auf bie 
Dauer feinen wirklichen Ertrag gemähre und infofern unnüß fei. Doch ift „finanziell unnüg 
fein” nicht gleichbedeutend mit „politiſch ſchädlich fein‘‘, und es verheißt vielmehr vie Bejoldungs- 
fteuer, ungeachtet ihrer finanziellen Unnüglichkeit, fehr bedeutende politifhe Vorteile. Ja, 
felbft 6108 finanziell betrachtet, mag fie, wenigftend einige Zeit hindurch, etwas abwerfen, in: 
dem die Befoldungserhöhung ihr nicht augenblicklich folgen wird. Aber wenn dieſes aud nicht 
wäre, fo erfcheint fie ald vorteilhaft ſchon ald eine der öffentlichen Meinung, d. h. den wenn 
audy nur das näher Liegende ins Auge faffenden Anſichten der Mehrheit der übrigen Staats: 
bürger dargebrachte Huldigung und als eine in die Sinne fallende Verwirklihung des großen 
Grundſatzes von bürgerlicher Gleichheit. Auch ift Das, was Zachariä für einen weitern Nach— 
theil achtet, nämlich die durch die Befoldungsftener bewirkte Identificirung der Intereffen der 
Staatödiener mit jenen der übrigen Bürger, nad) unferm Dafürhalten.vielmehr ein wefentlider 
Gewinn. Denn die beften Ratbgeber des Fürften find ficherkich diejenigen nicht, welche den In— 
tereffen des Volks fremd find, und das unmittelbare Mittragen der öffentlichen Laſten macht ge: 
„eigneter zum Erfennen ihres Gewichts. 

Wenn die rechtliche Zuläffigkeit und politifche Räthlichkeit der Befoldungsfteuer anerkannt 
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iſt, ſo handelt es ſich noch um das vernünftig feſtzuſetzende Maß derſelben. Unſere Theorie jagt 
hierüber nur fo viel: Die Befoldungen follen mit den übrigen Gattungen des (veinen) Gin: 
tommens, denen Fein harrendes Bejigthum, ſondern blos eine perfünliche Erwerbsfähigfeit zu 
Grunde liegt, gleichmäßig behandelt werden. Hiernach erſcheint die Form der Elafjenfteuer, 
welche nämlich ven Höher Beſoldeten nad beftimmten Abftufungen größere Quoten als den ge: 
vinger Befoldeten auflegt, ungeeignet und — inſofern nicht etwa ein bei Feſtſetzung Der böbemn 
Befoldungen begangenes Übermaß dadurd wieder gut gemacht werden joll — jelbft ungeredt. 
Dagegen mag wol geſchehen und fann nur gebilligt werben, daß die geringern Gehalte, z. 2. 
unter 500 ©lon., von der Befteuerung frei erklärt, auch etwa eine weiter folgende Claſſe — bit 
3. B. 800 Glon. — nur mit der halben Duote beigegogen werde. Gin jolder vem beneficium 
competentiae zu vergleichender ganzer oder theilweiler Nachlaß ift nad Begriff und Rechts 
grund von der eigentlichen Glaffenfteuer wejentlich verſchieden; auch follte er der Strenge nad 
nur Denjenigen zu Theil werden, welche neben der Befoldung Feine andere oder doch nur ein 
jehr geringe Ginfommens= oder Erwerbäquelle befigen, weil, wo der Grund aufhört, auch die 
Wirkung oder bad Begründete wegfällt. 

Die meiften Shhriftfteller über den Staatövienft im Allgemeinen (wie v. Seuffert, v. Gön: 
ner, van der Bede und Andere, die wir unter dem Art. Staatödienft anführen werben) haben 
aud der frage von ver Beiziehung ver Vefolveten zu ordentlichen und außerorbentlihen Staats: 
laften ihre Unterfuhung zugewendet. Mehre haben viefen legten Gegenftand für ſich allein 
oder aud) in Verbindung mit der allgemeinen Lehre von Steuern, fodann von VBertheilung 
oder Ausgleihung der Kriegslaften, behandelt. Die Meiften, wie ſchon Mevius, Mufäus un 
Andere, nehmen die Immunität von Öffentlichen Laften für die Staatödiener in Anfprud. An 
nachdrücklichſten thut dieſes der Freiherr v. Drais in feiner Schrift „Uber den Beizug der Staatd: 
befoldungen zu Staatslaften‘‘ (Karlsruhe 1816); Weber, „Uber die Repartition der Kriegs: 
ſchäden“ (Würzburg 1798), Karl, „Handbuch der Kriegspolizeiwiflenihaften‘ (Landshut 
41812) und Andere ftatuiren dagegen einen verhältnigmäßigen Beizug. Zachariä in feiner oben 
angeführten merfwürbigen Abhandlung ftellt Gründe für und wider auf, ohne jelbfteigene Ent: 
ſcheidung. Rotteck. 

Beſſerungsantrag, Amendement. Das der franzöſiſchen Sprache entlehnte Wor: 
Amendement, welches urſprünglich eine ganz allgemeine Bedeutung bat, iſt in dem neuem 
ftaatörechtlihen Sprachgebraud ein eigentliher Kunftausprudf geworden, um die Anträge zu 
bezeichnen, melde in den ftändiichen Verhandlungen auf irgendeine Abänderung in ben zur 
Berathung vorliegenden Propofitionen gerichtet jind. Obgleich nun die Amendements auf die 
Erfolge ſtändiſcher Berathungen einen fehr erheblichen Einfluß ausüben fönnen und ein wichti 
ges Moment in den ſtändiſchen Verhandlungen bilden, fo ift dennoch diefer Gegenftand in der 
deutfchen Literatur bisjegt noch nicht hinlänglich behandelt worden. Nur bei einem Schrift: 
fteller, und zwar bei einem Ausländer, finden wir die Sache erwähnt, nämlich bei Bentham 
Dieſe Bentham'ſche Erörterung iſt ebenfalls nicht erfchöpfend, im Gegentheil höchſt unbe 
frievigend ausgefallen. 

In Ritercollegien und in collegialifhen Verwaltungsbehörden find foldhe Anträge, melde 
den Amendements ähnlich find und füglich fo genannt werben fünnen, ohne Zweifel immer zu: 
läfjig gewejen, infoweit ſie der Natur ver Sache nad möglich waren. Eine Ausnahme davon 
findet ji in früheren Zeiten bei dem römiſchen Senat, wenn Niebuhr's Vermuthung richtig if, 
daß Senatores pedarii die Senatoren aus den niedern Geſchlechtern waren, welde nur den An- 
trag der Conſuln annehmen oder verwerfen durften, ohne das Recht zu haben, eine eigen 
Meinung zu äußern. 2) Infofern von Ständeverfammlungen ausführliche ſchriftliche Auffäge 
auögegangen find, liegt ed ebenfalls in der Natur der Sache, daß die einzelnen Mitglieder Ver— 
beſſerungsvorſchläge haben machen fünnen. In allen dieſen Fällen werben aber die abweichen: 
den Meinungen der Einzelnen auf eine einfache, gewiflermaßen formloſe Weije erörtert, und « 
gibt in den Ordnungen und Inftructionen der Behörden darüber feine befondern Beſtimmun 
gen. Wir betrachten aber hier die Amendements in ihrem Zufammenhange mit den Bera- 
tdungen und Bejchlüffen einer Stänveverfammlung. Bei der größern Zahl von Mitgliedern, 
aus denen eine ſtändiſche Berfammlung befteht, wird aber, um Ordnung in den Verhandlun— 





1) Bentham, „Taftif, oder Theorie des Gefchäftsganges in beliberirenden Bolfs : Ständeverfamm 
lungen‘‘ (Erlangen 1817), S. 136. . 
2) Niebuhr's ‚‚Römifche Geſchichte“, II, 130,der 2. Ausgabe. 
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gen aufrecht zu halten, eine geregelte und fürmliche Behandlung ver Amendements erfodert. 
Auch kommt hier noch ein anderer Geſichtspunkt in Betracht. In diejer Beziehung ift nämlich 
bie Stellung von Amendements Ausfluß eines ſtaatsrechtlichen Grundſatzes, der, wie es fheint, 
verhältnigmäßig fpät zur Anerkennung gelangt ift. Bei den Volksverſammlungen des Alter: 
thums und bei den Berathungen derſelben über vorgelegte Gefegentwürfe und vorgefchlagene 
politiſche Maßregeln hatte die Volksverſammlung nur dad Recht, ven Vorfchlag in der Art und 
Weiſe, wie er gemadt war, entweder anzunehmen oder zu verwerfen. Kein einzelnes Mitglied 
konnte eine Beränderung in Vorſchlag bringen. Dieje jehr erhebliche Beſchränkung der alten 
Volksverſammlungen bei ihren politifhen Berathungen führte nun nicht blos zur Ausſchlie— 
Bung aller Amendements, jondern auch zu den Orundjage, daß über Gejegentwürfe nur im 
Ganzen abgeftimmt werben fonnte, und daß die einzelnen Artikel eined Geſetzentwurfs gar 
nit zur Abſtimmung gebracht werben durften. Denn jede Auslaffung einer Beftimmung aus 
dem Gefegentwurf ift in gleihem Maße als ein Zufag eine Veränderung des Entwurfs. Von 
diefem Grundfag des alterthümlichen Staatsrechts ift die neuere Zeit abgemwichen ; es ift allge- 
mein zugelaflen worden, zu den Gejegentwürfen Berbeflerungen, d. h. Veränderungen des 
Entwurfs im Einzelnen vorzuſchlagen, und eine Folge davon ift ed wiederum geweſen, daß bei 
der jegigen Art und Weiſe ver Berathung nicht nur die einzelnen Gefegartifel, ſondern ſelbſt 
die einzelnen Sätze in einem Artikel zur Abftimmung gebradıt werden fönnen. Wann dieſe 
Beränderung in den flaatörechtlihen Grundfägen eingetreten ift, verdiente wol einer nähern 
Unterfuhung. Niebuhr jchreibt ed dem Beifpiel der conftituirenden Berfammlung in Frank— 
reich zu, daß es auf dem feften Lande gebräuchlich geworden ift, Amendements zuzulaffen und 
folglih die einzelnen Artifel eined Gefegentwurfs zur Abftimmung zu bringen. Es dürfte 
aber doch der Gebraud der Amendements in England viel älter fein, wenngleich ſich wol wird 
behaupten laffen, daß dort von-bem Rechte, zu Gejegentwürfen Amendements zu ftellen, ein 
möglihft fparfamer Gebrauch gemadt worden ift.?) Es mag eine fhwierige Sade fein, die 
Bortheile und Nachtheile der entgegenftehenden ftaatörechtlihen Grundfäge gegeneinander ab— 
zuwägen. Zu verfennen ift es nicht, daß durch improvifirte Amendements mande Widerſprüche 
und Berfehrtheiten in die Geſetze gebracht werben fünnen, daß die Einheit des Guffes verloren 
geht, weldhe allerdings jedem Gefege ein mwürdiges Gepräge gibt. Auf der andern Seite liegt 
aber in der Ausſchließung der Amendements eine große Beſchränkung der berathenden und 
befchließenden VBerfammlung, indem fie gar nicht dazu fommen fann, ihre Anſicht und Liber: 
zeugung vollftändig augzufprechen, und in der That vielfältig genöthigt werden muß, um ein: 
zelner Beftimmungen willen einen ſonſt heilfamen Gefegentwurf zu verwerfen oder Gejegent: 
würfe anzunehmen, mit deren Grundfägen fie in manden Einzelheiten nicht einverftanden ift. 
Bedenken wir dabei, daß, wenn die Ständeverfammlung und ihre einzelnen Mitglieder bei der 
ganzen Berathung über Gefegentwürfe und bei der Abftimmung recht mad und aufmerffam 
find, die möglichermeife mit ven Amendementd verbundenen Nachtheile vermieden werben kön— 
nen, ohne die Bortheile aufzugeben, welche durch fie zu erlangen find, fo müflen wir doch es ala 
eine Verbeflerung anfehen, daß die neuere Zeit zur Anerkennung des Grundſatzes von der Zus 
läffigkeit ver Amendements gelangt ift. Der Grundſatz felbft ift jicher der richtige, und es wird 
nur darauf anfommen, den verftändigen Gebraud davon zu maden. 

Alle Amendementd fegen einen Vorſchlag oder eine Propofition voraus, auf melde jie ſich 
beziehen, und neben dem Zwecke, Oefegentwürfe durch Veränderungen zu verbeflern, dienen jle 
hauptſächlich dazu, die Berathung abzufürzen. Denn alle Artikel, zu welchen feine Amende— 
ments geftellt worben, find als ftillihweigend gebilligt anzufehen. Da man aud jedes Amen 
dement als eine eigene Propofition bezeichnen kann, jo verfteht es fi) von jelbit, daß zu einem 
fhon gemadten Amendement ein neues Amendement gemacht werden kann, welches legtere dann 
ein Subamendement genannt wird. Nah dem regelmäßigen Verfahren in ftändifhen Ver— 
fammlungen werden die Vorſchläge, über welche berathen werden foll, mögen dad nun Negie= 
rungsvorlagen oder Privatpropofitionen fein, einem Ausfhuß (Gomite, Deputation) zur Be: 
gutachtung übergeben, nad Erftattung des Ausfhußberichts findet dann eine Verhandlung " 
ftatt, am alfgemeinften wol eine zwiefache: erft eine Vorberathung und dann eine Schlußbe: 
rathung, an welche legtere fi dann die Abftimmung anſchließt. Nach Gritattung des Aus— 
ſchußberichts beginnt die Thätigfeit der einzelnen Mitglieder, welche nun berechtigt find, Verän— 

3) Bergl. Niebuhr, „Römifche Gefchichte‘, II, 354. — 
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derungen fowol in ven Anträgen des Ausfchuffes als in der begutachteten Propofition felber in 
Vorſchlag zu bringen. Geben Anträge nur darauf hinaus, daß der Vorſchlag im Ganzen ent: 
weber gänzlich abgelehnt oder unverändert angenommen werben fol, jo Fann überall von 
Amendements nicht die Rede fein, denn die Amendements beziehen ſich auf einzelne Artikel oder 
Sätze eines größern Ganzen. Regelmäßig werden die Amendements den Zwei haben, eine 
materielle Veränderung in den Gefegentwürfen und andern Propofitionen zu bewirken. Es 
fann indeß die Befugniß der Ständemitglieder nicht ausgefchloffen fein, auch ſolche Amende— 
ments zu ftellen, die lediglich ven Ausdrud oder die Redaction betreffen. Auf die Verhandlung 
der Sache hat indeß diefe Verſchiedenheit feinen Einfluß. Die Amendements mögen nun den 
Inhalt oder die Ausprudsweife einer Propofition zum Gegenftande haben, jo fann man fie 
füglid) in drei Glaffen eintheilen, indem fie entweder die Weglaffung von Sägen und Beftim- 
mungen, oder die Einſchaltung neuer Säge und Beftimmungen, oder lediglich eine Verände— 
rung der fhon vorliegenden Säge und Beftimmungen zum Zwede haben. Die Amendements, 
welche zu einem Gomiteberichte geftellt werden, müffen immer zu der zweiten oder dritten @laffe 
gehören. Denn da über jedes Amendement ſchon an und für fi abgeftimmt werden muß, fo 
find alle Amendements einzelner Mitglieder, welhe darauf ausgehen, daß ein Ausfhußamen- 
dement abgelehnt werde, durchaus überflüffig. Won wem auch die Amendements ausgehen, von 
dem Ausſchuſſe oder von einzelnen Mitgliedern, immer wird ed nothwendig fein, daß jte fchrift- 
li abgefaßt werben, genau fo wie fie zum Beſchluß erhoben werden follen. Diejenigen Amen: 
dements, welche nad; Erftattung des Ausſchußberichts von einzelnen Mitgliedern einer Stände: 
verfammlung gemacht werden, find zweckmäßigerweiſe fo zeitig zu ftellen, daß der Ausſchuß 
noch Gelegenheit hat, fie einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen, ehe und bevor die Schluß: 
verhandlung ihren Anfang nimmt. Denn offenbar fodert es die Zweckmäßigkeit, daß die An: 
träge der einzelnen Mitglieder von dem Ausſchuſſe ebenſo gründlidy und veiflich geprüft werden 
Eönnen als die urfprüngliche Vorlage felbft und deren einzelne Theile. In diefer Einrichtung 
liegt namentlich das befte Mittel, die Ungelegenheiten zu befeitigen, welche fonft möglichermeife 
aus der Geftattung der Amendements hervorgehen könnten. Dem Ausfhuffe wird es obliegen, 
jedes einzelne Amendement gründlich zu erwägen und namentlich darauf zu achten, daß die 
innere Einheit und Harmonie des Gefegentwurfs durch das eine oder andere Amendement nicht 
geftört werde. Auch hat der Ausfhuß fein Augenmerk darauf zu richten, die Berfammlung vor 
ſolchen Amendements zu warnen, welde etwa dhicanöferweife geftellt werden fünnten, um auf 
diefe Weife die Verwerfung eines Antrags zu bewirken. 

In den Amendements des Ausſchuſſes und der einzelnen Mitglieder zufammengenommen 
find natürlich alle Veränderungsvorfchläge enthalten, welche bei ver Berathung über eine Pro: 
pojition in Betracht Eommen können, und ed fommen daher in Anfehung aller einzelnen Bunfte 
nur die Amendements zur Abftimmung. Daß außerdem noch am Schluſſe der ganzen Bera— 
thung darüber abgeftimmt werden fann, ob ein Gefegentwurf im Ganzen oder irgendeine 
andere Vorlage abzulehnen oder anzunehmen fei, verfteht ſich von felbft, berührt aber unfern 
Gegenftand nicht näher. Die Abftimmung über die Amendements hat nichts Eigenthümliches 
Infofern indeß ein Amendenent mehre Punfte enthält, die nicht auf eine untrennbare Weife 
miteinander verbuyden find, fann die Frage entſtehen, ob ſolche Punkte voneinander getrennt 
und für jich zur Abftimmung zu bringen find. Für die verneinende Beantwortung diefer Frage 
läßt ih anführen, daß jeder Amendementfteller feinen Verbefferungsvorfhlag ohne Zweifel 
als eine untheilbare Einheit angefehen wiffen will, und daß, wenn irgendein Mitglied der 
Berfammlung eine Theilung des Amendement wünſchen follte, um bei der Abflimmung den 
einen Sag verwerfen und den andern annehmen zu können, er dann die Gelegenheit nicht ver: 
fäumen darf, ein befonderes Amendement zu ftellen, worin er Dasjenige, was er angenommen 
zu fehen wünfcht, zufammenfaßt, und daß es folglich feine Schuld ift, wenn er Dasjenige ver: 
ſäumt, was für die Durchführung feiner Meinung erfoderlich ift. Auf der andern Seite wird 
aber aud) der Ständeverfammlung im Ganzen das Recht nicht ftreitig gemacht werden können, 
eine ſolche Abjtimmung über die Amendements zu beſchließen, daß die einzelnen Säge, aus de: 
nen es bejtebt, voneinander getrennt und zur feparaten Abflimmung gebracht werden. Sind 
zu einem und demſelben Artikel oder Sage mehre Amendements geftellt, oder zu einem Amen: 
dement ein Zufag beantragt worden, jo entfteht die Frage, in welder Ordnung über dieſe ver: 
ſchiedenen Amendements abzuftimmen ift. Es muß hier entfheiden, weldhe Rangordnung am 
beften unnöthige Abftimmungen verhindert und das dem Mehrheitsmwillen entſprechendſte Re: 
fultat liefert. Es müffen die am weiteften gehenden und präjubiciellen Anträge zuerft kommen. 
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58 hängt oft viel von einer Nangbeflimmung der Antendements für die Annahme oder die 
Berwerfung der Hauptartikel ab, je nachdem die Abſtimmenden gejinnt oder gebildet jind. All— 
jemeine Beſtimmungen aber find jehr mislid). N. Falck. 

Beſſerungsſtrafe und Beſſerungsſtrafanſtalt. — I. Einleitung. Der allgemeine 
Sntwidelungsd= und Verbeſſerungskampf, in welchem ſeit der zweiten Hälfte des vorigen 
Sahrhundertd mit unferer übrigen Eultur auch unſer Recht jich befindet, hat beſonders früh 
nd lebhaft das Strafrecht ergriffen. Daffelbe fteht in unmittelbarfter Wechſelwirkung mit 
‚en Örundgedanfen des Rechts und des Staats in jeder geſchichtlichen Gukurperiode und na= 
ionalen Entwidelung. Deshalb ſchienen mir fhon vor beinahe funfzig Jahren in meiner 
Schrift: „Recht, Staat und Strafe, philoſophiſch-hiſtoriſch entwickelt“, zwei 
Dinge, die jchon der Titel der Schrift bervorhebt, beſonders wichtig für eine richtige Schlich— 
ung des endlofen Streit8 der Strafrechtstheorien. Das erfte ift, flatt der Deductionen aus 
tetö wechſelnden metaphufifchen Syftemen, vielmehr die Hiftorifh=philofophifhe Begründung 
von Recht, Staat und Strafe, mithin im Strafrecht vor allen vie erfahrungsmäßige Auffaj: 
ung ded ganzen Weſens feines Hauptgegenftandes, nämlich des Verbrechens und der Strafe. 
Das andere ift die Auffaflung der fteten Verbindung und Wechſelwirkung der Beitrafung 
nit dem Wefen und der Grundform des Rechts und des Staats unter ih und mit ihrer Grund: 
age der Moral. Hieraus ergab ſich als Hauptaufgabe des Strafrechts die Beflerungäftrafe 
ınd ihr richtiges Verhältniß zur Moral. Anerfannt ſucht unfer heutiges Strafreht immer 
nehr jenen Hauptfoderungen zu entſprechen. 

U. Allgemeine Örundlagen zurridtigen Beurtheilung und Behand: 
ung der Befjerungsftrafen und Beiferungsftrafanftalten. I) — „Es ift no 
ehr unvolllommen, die Verbrecher mit rächenden Strafen zu treffen, ohne dieſelben zugleich 
urch heilfame Zucht zu beifern (Parum est coercere improbos poena, nisi probos efficias 
lisciplina)‘: So lautet die Auffchrift, welche zu Anfang des vorigen Jahrhunderts der Papft 
Slemens XIV. einer von ihm erbauten Strafanftalt gab. 

Diefer Idee huldigt auch das BPennfylvanifhe Strafſyſtem. Es will die Beſſe— 
:ung— die moralifhe und politifche Bellerung — mit der Genugthuung und Ab: 
chreckung vereinigen. Ed nennt fi in diefem Sinne das Pönitentiarfyftem. 

Wie läßt ſich nun diefed begründen und durchführen? .. 

Alle zu fittlihem Bewußtjein erwachten freien Menjchen follen frei ihre jittlicheIvee und Les - 
sendbeftimmung verwirklichen. Hierzu bedürfen, hierzu anerkennen und begründen fie nad) der 
Bernunft und aller Gefchichte für ihr äußeres Wirken in ver Gefellfhaft gemeinfhaftlide 
Friedend= oder Rechtsgeſetze. Denn mwolkte Jever blos nad) feinen fubjectiven religiöſen 
ınd fittlihen Lebensanſichten handeln, jo hinderte ihn Streit und Hülflofigkeit. Sie geben 
aber, infomweit aldes die Natur einer gemeinfhaftliden Frieden d= oder Frei— 
yeitdorbnung und der nöthigen frienlihen Hülfsvereine erheifcht, ihren fittlihen Gejegen 
inen gemeinfhaftlidhen allgemeinen oder objectiv erfennbaren Ausdruck und, durch 
Saft: und Friedend= und Bürgereide, die höchſte fittliche Heiligung. So, auf hiſtoriſch— 
»hilofophifhem (juriftifchem) Wege, und durch die logiſch nothwendigen Folgefüge aus 
yer Natur diefer Friedenseinigung freier Menſchen, ſobald fie als ſolche ſich aner- 
'ennen und Friedenchaben wollen, ergeben ih mittelbar fittliche oder auf fittliher Grund— 
‚age und für fittliche Zwecke begründete, fo ergeben fich die objectiven oder bie wirklichen 
Rechts- oder Kreiheitägefege. Die gegenfeitige friedliche Anerkennung der freien ‘Per: 
Önlichkeit ift die genügende Grundlage ihrer logiſchen Entwidelung. 

Das wahre Recht fodert für fein Beftehen von jedem Rechtsmitglied nur zweierlei: 
Fürs erſte Nichtverlegung des Friedens oder des Rechtsgebots; fürd zweite, fobald cd 
yaflelbe vennod verlegte, Wiederaufhebung (Büßung, d. h. wörtlid Beſſerung) der 
Berlegung oder ver Störung des Friedend. 


1) Trog aller Wichtigfeit folcher allgemeinen Grundlagen für bie richtige Auffaffung der Beſſe— 
:ungsftrafen, muß doc) hier auf die Entwidelungen verwiefen werden, welche zunächft der „Syftematis 
ichen Encyklopädie“ (Bd. I) und den Art. Mechtöbegriff u. f. w., Staat und Strafrecht angehören. 
Wir mußten uns alfo hier auf verbeflerte und ergänzte Darftellung Desjenigen befchränfen, was ber 
Herausgeper in der zweiten Ausgabe des „Staats-Lexikon“ diefem Artifel voranftellte. Er entnahm es 
im Wefentlichen der Einleitung feines Berichts für Einführung des Beſſerungsſyſtems in der —— 
jweiten Kammer, welchem man es zuſchrieb, daß viele frühere Gegner des Syſtems Freunde deſſel 
wurben und daß zunächft in Baden daſſelbe fiegte. 
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Die ſittlich⸗rechtliche Friedensordnung hat, wie alles Lebendige, zwei mejentliche Beftand: 
teile oder Seiten: Zuerft eine äußere. Ihre Störung, diematerielle Störung gehört 
dem Civilrecht an. Sodann eine innere, die innere Lebenskraft. Diefe ift die alljeitige nd = 
thige Achtung und Willensftimmung fürd Recht und dad Vertrauen auf fie, ohne 
welche fein wahrer Friede moͤglich ift. Die erwiefene fhuldvolle Störung diefer rechtlichen Wil- 
lensftimmung, die intellectuelle Störung ift dad Vergehen und — fofern nicht die civil: 
rechtliche Wiederherftellung zu ihrer Austilgung genügt — das ftrafrehtlihe Vergeben, 
der Gegenftand der Strafe. Und dieſe ift die Aufhebung oder Beflerung des Vergehens oder 
der intellectuellen Störung oder der Schul. Sie ift dieſes (die’ Exdlenors des Vergehen 
nad) der griechifchen und römischen gejeglichen Definition, L.131 de V.S.) und nad dem Wort: 
finn der Strafe bei allen gebildeten Völkern. („Letzte Gründe‘, ©. 155, und im „Staats-Lexi⸗ 
fon’ unter Strafrecht.) : 

Für die Beftrafung der Vergehen fodert das Recht übereinftiimmend mit dem gefunden 
Sinn und den Gejegen aller gefitteten Wölfer, welche das Kauftrecht und die rohefte Blutrache 
und rachſüchtige Talion Hinter fi haben, zweierlei. 

Zuerft: die Strafe foll fidern, die Beftrafung foll nicht blind rächen oder mie- 
dervergelten. Sie ſoll vielmehr in Senugthuung, Abſchreckung, Befferung, für bie 
neue Siherung dergeftörten Rechtsordnung vernünftig berechnete Rechts zwecke verfolgen. 

Sodann: die Strafefollgereht fein unddadgerehte Mafßeinhalten. Sie 
fol! nicht als beliebiges politijches Mittel den Verbrecher dadurch ald Sache miöbrauden, daß 
fie ihn für die von ihm nicht verſchuldete Höfe Kuft Anderer martert. Die Strafe foll der obi- 
gen Rechtsfoderung: der Aufhebung ver Störung des Verbrecher ald ihrem Rechtsgrund 
entfprehen. Sie joll nur das (juriftifche) Verbrechen oder die rehtlihe Schuld büßen oder til- 
gen (Ne major poena, quam culpa sit). Sie joll in Begründung, Größe, Ausführung und 
Form (juriftifch) gerecht fein. 

Soll nun nad beiden Foderungen die Strafe nur die Aufhebung ver verbrederifchen 
Störung der Rechtsordnung, nur für fie beftimmt fein, zugleich aber aud Befjerung, 
Abſchreckung, Genugthuung und nur nad ihnen beftimmt, fo ift dieſes nur dadurch 
möglich, daß jene Störung durch Beſſerung, Abfhredung und Genugthuung aufgehoben wirt. 
Zwei Dinge, die einem dritten gleichen — wie bier 1) die Aufhebung der Störung und 2) die 
Berwirflihung jener Zwecke ver Strafe — müſſen untereinander felbft gleich fein. Die Befriedi— 
gung ded Rechtsgrundes der Strafe (der Rechtsfoderung der Tilgung der Störung oder 
Schuld) und die Befriedigung der Rechts zwecke fallen in ihrer Verwirklichung zufammen, 
weildie Rechts zwecke in dem Rechtsgrunde begründet find. 

Und fo ift ed in der That. Denken wir uns eine friedliche Rechtsordnung noch vor 
aller Strafe, und nun dieſelbe geftört duch viele verbreherifhe Mitglieder! Sie 
treten die geheiligte Friedensordnung, die geheiligten Rechte ihrer Mitbürger verähtlih mit 
Füßen und befriedigen jo ihre ſchändlichen Gelüfte. Würden nicht fogar alsdann, wenn das 
geraubte materielle Gut ihnen wieder abgenommen wäre, würde nicht vollends bei Unmöglich— 
feit materieller Wiederherftellung, wie bei Mord und Mordbrand, zunächſt bei dem Berlegten, 
dann aber aud) bei jeinen Mitbürgern, vrängende Gefühle und Bepürfniffe ver Genug: 
thuung für ihre Beleidigungen entjtehen? würden fle diefelbe nicht efftreben, um durch jie 
zu bethätigen, daß weder fie noch die mishandelten Ihrigen rechtlo8 und der Mishandlung wür— 
dig waren, um zu zeigen, daß ihre Rechte heilig feien und gefichert fein müßten, daß fie 
nicht beliebig aufs neue ungerochen verlegt werben dürften? Müſſen fie nicht zugleich erkennen, 
indem fie durch die frevelnde Misachtung und Zerftörung der frievlihen Rechtsordnung ihr 
rechtliche Sicherheit geftört fehen, daß die mit Füßen getretene Rechtsordnung im Volke an Hei: 
ligfeit und Achtung, ja durch ven Mangel ver Sicherheit gerade für die Frievlihen an Adhtungs- 
würbdigfeit verliert? Müflen alfo nicht doppelt auch die finnlihen Neigungen ver Menſchen zur 
gleichfreien Befriedigung auch ihrer Leidenſchaften durch die verberblihen Beifpiele aufgereizt 
werden? Alle alfo müffen, zu ihrer und der Ihrigen Sicherung, Beftrafung der Frevler 
zur fihernden Abjheuerwefung und Abſchreckung von neuen Verbrechen fodern. Sie müffen 
fie nad) der Carolina fodern zur Tilgung des verderblihen Beifpield und Argerniffes, welches 
die Verbrecher gaben. Zur Wieverherftellung ver geftörten heiligen Scheu vor dem Verbre: 
hen, wie die Römer fagten (At tu tuo supplicio doce humanum genus ex sancta cre- 
dere, quae a te violata sunt). Es können endlich weder die Verlegten noch die übrigen Bür— 
ger in ver nöthigen Rechtsſicherheit, in dem vertrauensvollen friedlichen Rechtsverkeht mit den 
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Berbrechern leben, fie können fie nicht unter fich dulden, kurz: der durch fie geftörte rechtliche 
Friede mit ihnen findet nicht flatt, folange nicht neue Bürgfchaften gegeben und dad Zutrauen 
miederbergeftellt ift, daß duch Bejferung ihre erwiefene verbrecheriſche Willensftimmung 
aufgehoben fei. \ : 

Diefe dreifachen Strafzwede, durch den Einen gemeinſchaftlichen Grundgedanken und End; 
zweck, die Wieberaufhebung ver ganzen verbrecheriſchen Störung der Rechtsordnung, ald Mittel- 
zwede miteinander vereinigt, find alfo in ver Natur menſchlicher Nechtövereine und mit Recht 
in aller Geſchichte und Gefeggebung begründet. 2) Sollte fih nun aber ergeben, daß ſchon durch 
die ftrafende, vollftändige Verwirklichung eines dieſer Zwecke zugleich die übrigen Zwecke 
mehr oder minder vollftändig mit erreicht würden, jo dürfen doch die Berechtigungen für dieſe 
und auch die Rückſicht auf jie durchaus nicht überſehen und abgeleugnet werben, ebenjo wenig 
und nod weniger, als ein gründlicher Jurift, bei einer Gejammt= oder Gorrealberechtigung 
von Dreien, die Berechtigung des A und DB leugnet, obgleih nad erfolgter vollftändiger 
Zahlung an den E aud ihre Foderungen zugleich mit erlöjchen. 

In der That aber zeigt ed ſich nun, daß durch eine wohleingerichtete ſtrafe nde Durchfüh— 
rung ded Beſſerungszweckes die andern Strafzwede in der Regel vollfommen 
mitbefriedigt werden fönnen. Wenn bei jevem befondern Verbrechen die ſtrafende Ge— 
rechtigkeit baldmöglichſt ven Verbrecher ergreift, und durch das ftrafridhterliche Verdammungs⸗ 
urtheil feines Frevels zugleich die unantaftbare Heiligkeit ver Verlegten und der ganzen Rechts— 
ordnung jowie den allgemeinen Abſcheuder ganzen Staatsgeſellſchaft gegen vaflelbe feierlich öffent- 
lich verfünbigt, wenn fie dann zugleich den Verbrecher aus der rechtlichen Gejellihaft ausfchließt 
und in einfamer Büßerzelle allen Entbehrungen und Leiden und Beflerungsmitteln unterwirft, 
melde nothwendig find, um ihn dahin zu bringen, dag er jelbit fein Unrecht verdammt und 
bereut und ſich in feinen Gejinnungen und Entſchlüſſen wie in der Gewöhnung zu einer neuen 
nüglihen Lebensweiſe felbft von aller rechtswidrigen Willensftimmung losfagt — gewiß ald- 
dann ift die Genugthuung für den Verlegien und alle Bürger, deren Rechte jegt die 
ganze Gejellichaft und der frühere Verleger ſelbſt that ſäch lich als heilig anerfannten, voll- 
ftändig gegeben, dann ift jelbft die allgemeine Ab jheuerwedung over Abſchreckung von 
Verbrechen, ſoweit fie die verbrederifhe That nöthig machten, foweit fie 
vom Verbrecher verfhuldet wurden, zugleich mit erreicht. 

So if e8, jofern wir nur eine doppelte Verkehrtheit fern halten, melde die Haupt: 
feinde bed vernünftigen Befjerungsiyftemd find. Die erfte ift die, daß man 
ven CTharakter und Ernft der Strafe verwifcht, und die nad allgemeinen objectiven Rechts— 
gründen und nad) der allgemeinen menſchlichen Natur beredineten gejeglihen Strafleiven ober 
ftrafenden Mittel für die Beflerung, wie die nothwendige Ifolirung u. j.w., aus falſcher Senti— 
mentalität oder fubjectiver Willkür in der Ausübung aufhebt. Die andere ift die, daß man bie 
Beflerungäftrafe in ihrer wejentlihen Natur aufhebt oder verpfuſcht, und alſo in der Störung 
der wirflihen Beflerung auch die wejentlichite Verwirklichung aller Strafzwede gefährdet, in- 
dem man mit ihr ſolche Abſchreckungsmittel und Duälereien äuperlich verbindet, welche bie 
wahre Beflerung unmöglid maden, wie Prügel, Hungerfoft, Dunfelarreft und andere Peini— 
gungen, die, fowie namentlich auch allzu dürftige Koft, pie phyſiſche und geiftige Geſundheit der 
Züchtlinge zerrütten; ihnen ald graufame nuglofe Duälereien erfheinen und ſie verbüftern und 
verbittern und entkräften. Für die in der Zellenhaft zu verwirklichende Beſſerung ift ed vielmehr 
Grundbedingung, daß dem Verbrecher nur dasjenige Leiden, melches, wie die Freiheits— 
beraubung jelbft und die völlige Abjonderung von andern Verbrechern, für feine Beſſerung 
beilfam ift, in ftrenger folgerichtiger Durhführung zugefügt werde, und daß ihm zugleich jo: 
bald immer möglich die Vorftellung begründet werde, die Anftalt und vie Beamten der Anftalt 
feien jeine Wohlthäter. ?) 


2) S. unten Strafrecht. Die Unterabtheilung der einzelnen Strafzwecke nach ihren verfchiedenen 
Richtungen, 3. B. der Beflerung in moralifche und politifche, ift unnöthig. 

3) Diefes hat namentlich auch ber legte europäische Wohlthätigfeitscongreß in Frankfurt (1857) 
auf den Antrag des Berfaflers diefer Zeilen ausdrüdlich zu feinem Befchluß erhoben. Der Beichluß 
(welcher vorzüglich durch die in der vortrefflichen Anftalt zu Bruchfal fpäter eingetretenen Verderbniſſe 
des 36 beabſichtigten Syſtems veranlaßt wurde) lautet wörtlich: „Als allgemeiner Grundfag muß 
feſtgeh werben, daß dem Sträfling weder beſondere, vom Beſſerungszweck nicht gebotene Leiden zu⸗ 
gi! t, noch die für denfelben wirkfamen befeitigt werben bürfen; es muß an dem Sträfling ſelbſt das 

wußtfein erzeugt werben, daß bie Strafeinrichtung mit ihren Beamten und die zur völligen Austil⸗ 


| 632 Beflerungöftrafe 


Sollten daher die geſetzgeberiſchen Überzeugungen dahin gehen, in manchen Fällen ge⸗ 
nügten die Beſſerungsſtrafen nicht für die übrigen Strafzwecke, jo möge man dann die für ſie 
für nöthig erachteten Strafen von der Beflerungsitrafe gänzlich abjondern. Der Zwed der 
Genugtbuung wird jedenfalls ſtets durch die allgemeine obrigkeitliche Beſtrafung zur Bei- 
ferung vollftändig mit befriedigt jein. Die für ten Verlegten ift es ſchon jobalo man in folder 
Weiſe nicht etwa aus Geringſchätzung gegen ihn Berlegungen gegen feine Rechte unverfolgt und 
unbeftraft laffen wollte. Wenn aber für die rechtliche Abſchreckung jelbft die längfte zuläſ— 
fige Beflerungöftrafe nicht ald genügend erfcheinen follte, nun jo müßte man von ihr ge— 
trennte lebenslänglihe Gefängnißanftalten, Verbannungen oder Todeöftrafen anwenden. 
Nur wird man diejed nicht rechtfertigen wollen durd) die Behauptung angeblicher Unverbejler: 
lichkeit. Denn wer darf diefe behaupten! Und hoffentlih werben aud) jene andern Voraus— 
jegungen und ihre traurigen Folgen, die ausnahmsweiſen beſondern Abſchreckungsſtrafen, 
immer jeltener werben und endlich ganz verſchwinden. Klar aber bleibt es, daß alle drei Strai- 
zwede in ver Regel durd) die Beſſerungsſtrafe wirklich erreicht werden, und daß, wenn in be= 
fondern Fällen, etwa bei Meuchelmord, einer der andern Strafzwede noch größere Strafe heiſcht, 
diejes den Verbrecher nicht verlegt. Denn er muß vollftänpdig jeine ganze Störung oder 
Schuld, aber nur fie büßen. Es widerfpricht aber aud) diejed, 3. B. Todes- oder lebenslang: 
liche Gefängnißftrafe, nicht unfern übrigen Strafzweden, denn fie jollten ja nur die Störun- 
gen der Schuld aufheben, welche jegt durch die härtere Strafe bejeitigt werben. 

Möchte das Bisherige genügen zur Beweisführung, daß ſchon die äußere Rechtsordnung 
— fie, welche die allgemeine Grundbedingung, wenn man fo jagen darf, der Knochenbau, der 
unerſchütterliche Urfeld ver Geſellſchaft ift, Beſſerungsſtrafe fodert und begründet. Aber 
es vereinigt fich mit diefer ftrengen Rechtsfoderung der Bemühung für die Beſſerung des Ber: 
brechers auch die Sanction und die hülfreihe Mitwirfung von höherm religiös-moralifhen und 
vom politifhen Standpunkte aus, 

Freilich foll von diefem höhern Standpunkte aus die geſellſchaftliche Grundbedingung over 
das feſte Recht der Einzelnen nie aufgegeben oder verlegt werben. Aber ebenjo Elar ift es 
doch auch, daß alle wahre friedliche Rechtsordnung auf füttliher Grundlage ruht und jene hö— 
bern göttlichen Lebenskräfte, unter deren weihende und hülfreiche Einwirkung noch alle gefitte- 
ten Völker der Erde ihre Staatövereine und aud ihre Strafgerechtigkeit ftellten, für eine blü— 
hende gelittete Menjchengefellichaft weentlih find. Diefe legtere fann ohne fie ebenjo wenig 
entftehen und dauern, ald ohne die frifchen lebendigen Quellen und Ströme die blühende Xand- 
ſchaft auf dem Urfels ver Erde entfteht und dauert. 

Wohl mag nnd muß man aljo äußerlich und mehanifch die Menſchen abſchrecken durch vie 
Furcht finnlicher Leiden, durch die Entfernung und Entfräftung finnliher Anregungen, durch den 
Zwang zur Enthaltfamfeit und Mäßigkeit, zur Arbeit und Orbnung. Aber fowie ver wahrhaft 
rechtliche Wille des Volks nie entfteht und dauert ohne die höhere religiös-fittliche Lebenskraft, 
ohne eine wahre freie, muthig aufopfernde fittlihe Achtung der Rechtsordnung und des vater: 
ländifhen Gemeinweſens — wie fie die Bürger jhon im Friedens: und Geſammtbürgſchafts— 
oder im Bürgereivde ji befräftigen — fo wird man auch nimmer annehmen können, daß jene 
blos äußerliche mehaniiche Beſſerung mehr ift ald das äußere Gerüft, ald der Träger der wah— 
ren, dauernden, rechtlichen Willensbeflerung. 

Zu diefer nun foll der Verbrecher durch jene mechaniſche Vorbereitung die Möglichkeit, er 
foll die nöthige Befreiung von der Sflaverei verberbter Gewohnheiten und Leidenihaften ge- 
winnen, um alddann. unter jener Hülfe und Mitwirkung fittliher und religiöfer menſchen— 
freumdlicher Belehrung, Zufprade, Ermuthigung felbft fein befferes Ich wiederzufinden und 
um fo mit Freiheit jich jelbft zum guten und rechtlichen Willen, zum guten und redtlihen Le— 
benswandel zu erheben und zu ftärfen. Erſt alddann, wenn hierzu durch die Strafeinricdhtung 
alles geleiftet wurde, was die menſchliche Einrichtung leiften fonnte, und was, jenad dem Grade 
der Verſchuldung, vermöge einer allgemeinen Durchſchnittsberechnung der menſchlichen Matur 
genügte, um die wirkliche Beſſerung als wahrſcheinlich anzunehmen, erſt alsdann kann mit der 
Entlaſſung aus der Strafanſtalt für die bürgerliche Geſellſchaft die rechtliche Annahme oder 
Präſumtion der wirklichen Beſſerung juriſtiſch ausgeſprochen werden. Der Friedbrecher iſt jetzt 
erſt mit der Geſellſchaft wieder ausgeſöhnt. 





gung feiner böfen Billensfimmung nöthigen Strafleiden Wohlthaten für ihn find.” ©. „Congres in- 
ternational de bienfaisance. Session de 1857, I, 80 u. 373. 





Beflerungsftrafe 633 


Wie ſchwierig nun auch der Weg zum Ziele folder Befferung fein mag, fo ſind doch folgende 
drei Hauptfäge Elar: 

Fürs erfte: Die Aufgabe der bezeichneten Beſſerung ift eine unvermeidliche und, wie die 
menſchliche Natur und die Erfahrung zeigen, eine mehr oder minder erreichbare. 

Fürs zweite: Sollten die nothwendigen Mittel zu folder Beſſerung ſchmerzhaft fein, wie 
es allerdings jhon der Zweck der Beſſerung an jid mit ſich führt — indem jede Zerftörung 
jedes mit dem Leben verwachſenen uͤbels natürlich Ihmerzhaft, indem jede Geburt und Wieder: 
geburt zu neuem Leben mit jchmerzlihen Kämpfen und Leiden verbunden ift — jo wird doch 
der Verbrecher über fie jich nicht beſchweren dürfen. Er darf es nicht, ſoweit jie die unentbehr: 
lihen Bedingungen find, daß er ald gebeflerted wieder achtbares Mitglied in die Gejellihaft 
wieberaufgenommen werden kann. Er darf und wird vollends noch weniger Elagen, inſofern 
gerade dieſelben ſchon zur Beilerung nöthigen Leiden zugleih auch von felbft genügen für die 
übrigen gerechten an fid) nothwendigen Strafzwede ver Genugthuung und Abjchredung. 

Solchergeſtalt wird aljo jedes Leiden, das er erduldet, nie blos um ihn zu quälen und aus 
Ihnöder Rachſucht ihm zugefügt, fondern ed wird dadurch nur feine Schuld ausgetilgt und ihm 
felbft durch Befferung, durch Wiederausſöhnen mit Gott, ſich felbjt und ver beleivigten Gejell: 
fchaft die höchſte denkbare Wohlthat begründet. Es wird ihm ſelbſt bei ſchwerem Strafleiven 
echt Hriftlih das Böſe mit Guten vergolten. Er wird am allerwenigften Elagen, wenn da— 
durch, daß die verordnete Gefängnißftrafe zum Zweck der möglichen Beflerung in ihrer Einrich— 
tung für ihn ſchmerzlicher ift, nun auch um jo viel eher zu Ende geht, ſodaß er in viel früherer 
Zeit und in nod jüngern Jahren feiner Bamilie oder einem ehrlichen Lebensberufe zurück— 
gegeben wird, ja wenn er vollends in der beflernden Straferftehung durch Schul= und Ge: 
werbsbildung und durch Mitnahme eines Theils feines Arbeitöverdienftes aus der Anftalt zu— 
gleich erſt die Mittel eines ehrlichen Lebensberufs erwirbt. 

Fürs dritte: Auch die Staatögefepgebung darf jich bei ihrer, jedenfalls treurigen, ſchwie⸗ 
rigen und koſtſpieligen Handhabung der menſchlichen Strafgerechtigkeit in der Verfolgung 
einer ſo großen, herrlichen und humanen Aufgabe nimmermehr irren laſſen durch ſentimentale 
Gefühle in Beziehung auf die Leiden der Einzelhaft oder durch Erwägung der Mühen und Koſten. 
Sie muß es vor allem als den höchſten Frevel anſehen, welcher gegen Gott und gegen die Geſellſchaft 
wie gegen den Sträfling begangen werden kann, wenn ſie mit Bewußtſein, durch ihre eigenen 
Strafeinrichtungen dieſen Sträfling, welcher vielleicht ſchon durch die fehlerhafte Staatseinrichtung 
zu ſeinem Verbrechen verleitet wurde, nun nochmals durch die Strafe verſchlechtern und nun erſt 
zum doppelt gefährlichen Feinde der Geſellſchaft erziehen, wenn ſie, wie leider bisher oftmals, die 
- Gefängniffe zu Schulen des wechſelſeitigen Unterrichts im Laſter machen wollte. Sie kann auch 
die pofitiv heilfamen Folgen wahrer Befferungsanftalten feinen Augenblid verfennen. Das an ſich 
achtbare, aber einfeitige Gefühl, welches von ſolchen Beflerungsftrafen, welches von den Pennſyl⸗ 
vaniſchen Syftem nur allein alle ſchmerzlichen und bedenklichen Seiten aufſucht und dem Syſtem 
entgegenhält, ſollte doch vor allem einmal alle übrigen Strafmittel ſich ins Ange faſſen, ob 
nicht auch fie unangenehm und bedenklich ſind, und ſich fragen, ob es Strafen zur Annehmlid: 
keit und zur Verſchlechteruug, oder ob es vielleicht gar keine Strafen für die Verbrechen geben 
ſoll? Dean frage ſich doch, ob man denn blos Mitleid mit den Übelthätern und Feinden der 
rechtlihen Ordnung haben darf, die zur Befriedigung ihrer böfen Gelüfte ihren Leidenſchaften 
die Zügel jhießen laffen, nicht aber auch mit ven unfchuldigen ehrlihen Bürgern, die für ihren 
mühſamen revlihen Erwerb, für ihr Haus und Gut, für ihr und der Ihrigen Leben vor viejen 
Frevlern täglich zittern müflen? Nein, nicht umfonft-und nicht zum Spiele ift dad Schwert der 
ftrafenden Gerechtigkeit den Händen der Regierung vertraut. Völlig aber wird aud der Vor: 
wand der Härte verftummen müſſen, wenn, wie fid) erwies, mit der Erftehung der Beilerungs: 
ftrafe, ohne alle Strafe zu vernichten, doch alle die Humanität verlegenden andern Strafübel, 
und namentlich die Todeöftrafen und zugleich empörende Disciplinarftrafen, daß die Prügel 
und Ketten und überlangen Gefängnipftrafen verfhwinden fonnten. Alle nothwendigen Ko- 
ften und Mühen aber werden ſich reichlich erfegen, wenn die Verbrecher gebeffert, wenn ihre 
Strafen verfürzt, wenn ihre Rückfälle und andere neue Verbrechen und deren verderbliche Fol- 
gen für die Bürger, und mit ihnen die Koften vieler neuen Strafprocefle, wenn viele Unter: 
fuhungs= und Strafgefängniffe erfpart werden können. 

Noch viel größer aber möchte von höherm Standpunft aus der Vortheil folder Strafge- 
rechtigfeit für die Regierung und die Staatögefellihaft fein — zumal alddann, wenn jie erſt 
durch gute Zufluchts⸗ und Arbeitshäufer für unerzogene, arbeitöunfähige, mittel- und arbeits: 
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loſe und arbeitsjchene Arme und für entlaffene Sträflinge, in organiſchen Zujammenbange 
die Urſachen der Entflehung und der Nüdfälle der Verbrechen entfernt. Gröper nämlic 
möchte dev Vortheil fein, wenn in folder Handhabung der Strafgeredhtigkeit jihtbarer als viel: 
leicht fonftwo die höchſte Idee der Gerechtigkeit in der Staatövenwaltung herworträte. 

Groß wahrlid wäre der Fortſchritt in der Staatseinrichtung, herrlid wäre der Triumph 
der Staatöweidheit, wenn gerade in dem jchwierigften und bisher unvolltonmenften Theile der: 
felben, wenn in der menſchlichen Strafgerehhtigfeit, welche nad ihrer bisherigen Geftalt ein 
fauftrechtliher Krieg gegen den überwundenen Ruheftörer ſchien, welche ein buntbefledtes 
Kleid trug, ja die Cloake der Staatsgeſellſchaft war, ftatt jo ſchaudervoller und ſchmuzigert 
Erſcheinungen, wie unjere Rabenfteine und Zuhthäufer jie darbieten, nur die wohlthärigen 
Wirkungen der väterlichen und brüderlichen Hülfeleiftung für verivrte Mitmenſchen und die der 
rettenden himmlifchen Kräfte für die Gefallenen offenbar würden und vereint ſolche jegenvolle 
Heilungen der [hwerften Krankheiten der menſchlichen Geſellſchaft begründeten. *) 


4) air auch alle Belämpfung der von obigen Grundfägen abweichenden Anfichten mußte dieſe 
furze Darftellung zur Seite laffen. Diefelben erfchienen mir übrigens von jeher allermeift weniger 
er falſch als einfeitig und durch unfere noch zu große Trennung von Theorie und Praris und 
durch theoretifche Kiebhaberer für eigene und neue, meift rein philofophifche Schultheorien veranlaft. 
Deshalb fuchte ich auch ftets und ſchon in dem unter I, erwähnten Werke mehr ihre Gegenfäße zu ver: 
mitteln und fie in vielfeitigern felbftändigen hiftorifch-philofophifchen Grundanfichten zu vereinigen, 
als fie gänzlich zu verwerfen. So ift es 3. B. oben in Beziehung auf den Gegenfag der abjoluten und 
ber relativen Straftheorien ebenfo wie in Beziehung auf die gänzliche Losreigung und die Bermifchung 
von Recht und Moral, von philofophifchem und hiftorifhem (und pofitivem) Recht geihehen. Bor bei: 
nahe funfzig Jahren, ale ich jenes Buch fchrieb, herrichte jener einfeitige Theorienftreit überhaupt noch 
mehr vor als im unferer jegigen Zeit einer allmälig praktiſcher werdenden juriftifhen und politi- 
fchen Bildung. + Die criminaliftifche Praris aber hatte damals noch eine weit inhumanere, ja eine 
barbarijche Geftalt aus dem Mittelalter beibehalten. Hier herrfchte damals die Feuerbach'ſche Ab- 
fdredungstheorie, welche abfichtlich jeden Zufammenhang von Recht und Moral verleugnete, fo a 
mein, daß Feuerbach ſelbſt gegen fein criminaliſtiſches Papſtthum proteftiren zu müflen glaubte. Es 
herrjchte zugleich ein ſolches Misverhältnig zwifchen philoſophiſchem und pofitivem Recht, daf, währen? 
einerfeits die poſitive und hiſtoriſche Juriſtenſchule alles Naturrecht verfpottete, Feuerbach amdererfeits 
feine rein apriorifchen, aus der damals neueften Schulphilofophie des Kant» Fichte'jchen Zwangerehts 
entwidelten, unſerm pofitiven Recht widerfprechenden Rechtsgrundfäge in den wichtigiten Redhtetheilen 
als richterlich praktiſch hinftellte. Er entwicelte lediglich aus ihnen, aus feiner rein relativen, rein poli- 
tiſchen (d. h. dem Rechtsgrunde der Strafe fremden) Sicherungstheorie den ganzen allgemeinen Theil 
bes Strafrechts, welcher, wie die Lehren von Zurechnung und —*8* u. ſ. w, alle Strafurtheile, alle 
Todes⸗, Freiheits: und Ehrenftrafen der Bürger beftimmt. Er gab fogar diefem allgemeinen Theil feines 
Lehrbuchs über das peinliche Recht in Deutfchland fait naiv die Überfhrift: „Philoſophiſcher 
oder allgemeiner Theil‘, im Gegenfag gegen ben befondern oder pofitiven Theil, ber die be« 
fondern Verbrechen behandelt. Ganz ähnlich aber verfuhren die Anhänger der unfern Gejegen gleich 
feindlichen abfoluten oder abfolut blinden Wiedervergeltungs= oder Reactionstheorien, welche das in jenen 
velativen Theorien von der Moral gänzlich Losgerifiene Recht nun mit * vermiſchen, und welche chenfe 
alle vernünftigen Rechtszwede der Strafe, wie die relativen ihren Rechtsgrund, verachten. Es 
machte faft einen wehmüthigen Eindrud, zu fehen, wie dieſe im übrigen oft hochachtbaren Männer, ver: 
leitet durch die num zufällig von ihnen eingefogene neuefte Schulphilofophie, mit ſtets vergeblichen Wen⸗ 
dungen den Stein des Sifpphus wälzen, * Vermittelung jener vernünftigen Rechtszwecke, das intel: 
fectuelle Unrecht des Verbrechens mit dem phyfifchen Übel der Strafen auszugleichen und eine Wie: 
berholung ber Verlegung des Verbrechers durch neue Verlegung als die wahre Gerechtigfeitsitrafe, als 
bie wirfliche Reaction gegen die Störungen des rechtlichen Friedens, an die Spige der Strafgerechtig 
feit geitteter Bölfer zu ſtellen. Natürlich konnte fie niemals irgend Geltung in der Praris erhalten, jelbfi 
nicht einmal gegenüber der entgegengejegten einjeitigen Feuerbach ſchen Theorie, die doch ihre Einfeitig- 
feit jehr zu entjchuldigen ſchien. Die Einflüffe der naturphilofophifchhen und Hegel’fchen und der hiſtori⸗ 
Then Schule, weldye alles Hiftorifch Beftchende und die Reaction gegen freie Reformen fanonifirten, ſchüt 
ten damals fehr erflärlich auch die ſchauderhafte Geftalt unferer Gefängniffe und unfers Inquifitione- 
procefjes und die ihnen entfprechende Abjchredtungstheorie. Die weit gefündere Kraufe'fche Rechtsphile- 
fophie wurde erft jpäter wirffam. Sie kämpfte ruͤhmlichſt für humane Reformen, gegen bloßen For: 
malismus und Zwangsmehanismus wie gegen die blinde Wiedervergeltung und für bie rang 
ftrafe. Bei ihrer nicht hiſtoriſch⸗philoſophiſchen, fondern rein philofophifchen Begründung aber verlor 
auch fie den objectiven, juriftifchen Charakter ihrer Rechtsfäge (f. oben I, S. XXI fg. und unten Re 
turrecht) und die innige Verbindung des natürlichen mit dem hiftorifchen und praktiſchen Recht. Ihre 
Rechtstheorie verlor ſchon hierdurch und durch die Bezeichnung des Rechts als Verwirklichung der vom 
Willen abhängigen Bedingungen für die menfchlichen End neh — welches eigentlid das ganze fittliche 
und politifche Handeln umfaßt — die nöthige — und alle ſichere Grenzlinie von der Moral 
und Politif. Sie verlor das freie Dürfen oder die rechtliche Freiheit, ihren Schuß gegen Willfür, aud 
- wohlgemeinte, ebenfo wie die allgemeine Beweisbarkeit, die nur durch die objectiven Friedene 
ingungen und Formen gegeben werben. Chnliches gilt aud) von den Rechtstheorien anderer ebenfalls 
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IM. Überblid über die gefhihtlihe Erfahrung, inwiefern die Einrichtun— 
gen der Gefängnißftrafen der entwidellen Grundidee, ven Hauptgrundfägen der gerechten und 
weiſen Strafeinrihtung entfpraden. 

Unbeftreitbar ift es, daß das frühere gemeine Recht von Deutfchland, man kann fagen, dad 
gemeine Recht von Europa, die oben genannten Strafzwede anerkannte. Insbeſondere war 
auch der Gedanke, durch Gefängnißftrafen zu beflern, ebenfo von den Römern wie von den Grie: 
Ken anerkannt, wie dieſes jhon die Namen einzelner Gefängnifle und beftimmte geſetzliche Er— 
Elärungen ausdrücklich bezeugen. Doc faßten die Alten die einzelnen Menſchen als Menden 
zu wenig ind Auge und adteten die Freiheit ded Staatsbürgers, deren höchſte Strafe Jahr: 
Hunderte hindurch faft nur in der Verbannung aus dem Vaterlande beftand, viel zu Hoc, um 
der Gefängnißſtrafe eine bedeutende Stelle und Ausbildung zu geben. Die faiferliche Despotie 
309 ihre graufamern Strafen vor und noch Juſtinian's Geſetzgebung fennt nicht viele und lange, 
vollends feine lebendlänglichen Gefängnißftrafen. Die Verſtoßung der Ehebrecherin in ein 
Klofter gehört wenigftend nur uneigentlich hierher. 

Mehr und vorzugsweiſe trat in dem chriſtlich-kanoniſchen over kirchlichen Recht und in dem 
geiftlihen Gerichte der Zweck der Beſſerung und ald auf ihn berechnet auch die Gefängnißftrafe, 
ja zum Theil ein wahres, mehr als pennſylvaniſches Einzelgefängniß hervor. 9) Wie kann dieſes 
überraſchen, wenn Tauſende in Einöden und Klöftern zur Beſſerung von Leidenſchaften und 
Sünden ji jelbft Einfamfeit und Schweigen und, wie die ſpätern Kartäufer, beinahe völlige 
Abfonderung auflegten. So findet ſich denn z. B. auch jhon im Jahre 817 ein Beſchluß des 
Benedictiner-Gonventd zu Aachen, eine Strafbeftimmung abfolut einfamer Ginfperrung, jedoch 
in lichthellen erwärmten Zellen, für verbrederifche Ordensglieder ©), und ſchon Mabillon 


efünberer neuer philofophifcher Syfleme, welche nach dem glüdlichen Sturz des alt: und neu⸗Hegel'⸗ 
on bes hiftorifchen Syflems unfere Nation wohlthätig philofophifch zu entwideln und zu erleuch« 
ten : 
So mußte denn natürlich der Verfaſſer auch noch jegt die obigen Grundanſichten feſthalten. Die 
— berührten in ſich zufammenhängenden Grundanſichten, welche eigentlich ber neuen geſundern vater: 
änbifchen Entwickelung feit den rühmlichen, endlich flegreichen Kämpfen gegen unfere Erniedrigung und 
Unterbrüdung ihren Urfprung verdanfen, gelangen zwar langfam, aber doch immer mehr zur Anerfen: 
nung. Diefelben und mit ihnen das wahre Beferungeipkem, für welche meine „„Legten Gründe“ fchon 
vor bald 50 Jahren die pennſylvaniſche Strafanftalt als Mufter aufflellen fonnten, wurden feitdem natür- 
lich öfter verbeffert und u begründet. Doch freilich nicht immer vermag ich in der Verände- 
* eine Verbeſſerung zu ſehen. So namentlich erklärt zwar die neuefte criminaliſtiſche Schrift Seeger's 
(‚Abhandlungen aus dem Strafrecht‘‘, Tübingen 1858), ebenfo wie früher der treffliche Wächter, mit fehr 
danfenswerther Anerfennung, die Zurüdführung der Strafrechtstheorie auf die genaue Betrachtung und 
Entwidelung ihres — * nämlich auf die beſondere Art von Unrecht, welche Strafe nothiven: 
Ba macht, oder auf das Verbrechen, als einen glüdlichen Wendepunft in unferer criminaliftifchen Theorie. 
Allein den neuen Beftimmungen diefes Gegenitandes und aud) ber Seeger'ſchen vermag ich die meinige 
nicht zu opfern. Seeger ſetzt ©. 18 das Wefen des Verbrechens darin, daß es grundfäglicher Angriff 
auf das Recht in feinen Grundlagen fei, in foldhen Grundlagen, welche Grundbedingungen für das Be: 
ſtehen der Rechtsordnung überhaupt oder in beftimmter Beziehung bildeten. Es ſcheint mir die Bezeich: 
nung bes Verbrechens als Störung der nöthigen rechtlichen Willensftimmung für die 
Rechtsordnung, und zwar als eine folche, die nicht ſchon durch die civilrechtliche Austilgung der 
Störung der materiellen Seite der Rechtsordnung mit getilgt ift, vielmehr und viel ficherer bie wefent: 
lichſte Natur des Verbrechens zu bezeichnen, diejenige, welche ja gerade auch die eigenthümliche criminal- 
rechtliche Behandlung und Aufhebung oder die Strafe begründet und für diefelbe überall enwicheidend ift. 
Zwar wird auch hier wie bei jedem organifchen Ganzen der Zufammenhang diefes Theils mit den übri: 
gen Theilen, alfo des Griminalrechts mit dem Givilrecht, in leifern und je nach den verfchiedenen Lebens: 
entwidelungen auch verfchiedenen Übergängen ſich zeigen. So fehen wir zumal im Römifchen Recht 
in civilrechtlichen Strafen, z. B. Nichtigleits⸗ Doppel: und Infamieſtrafen, ſolche Übergänge. Bei 
manchen Betrug wird jegt noch durch bie civilrechtliche Folge der rechtswidrige Wille als genügend 
gebüßt erfcheinen, während veränderte Verhaͤltniſſe demfelben oft eine folche Geſtalt geben, daß er durch 
criminalrechtliche Strafe ins Griminalrecht gezogen wird. Ahnlich wird auch manches criminalrechtliche 
Unrecht, fo wie z. B. manche fahrläffige Tödtung nach dem Vorbilde des engliichen und franzöftfchen Straf: 
rechts, zwedfmäßiger durch große rivilrechtliche Entichädigungen gebüßt, als durch eigentliche eriminal: 
rechtliche Strafübel. So ift es nun einmal, Alles organifche Leben hat feine feinen Grenzlinien und 
Übergangspunfte. Seine richtige Behandlung erfodert, daß man fie ftets richtig erforfche und würbige. 
Die DiRorithsphilofo phifche Theorie aber wird ftets näher hinweiſen auf bie hiftorifchen und damit 
wenigftens oftmals auf die praftifchen Grundfäge und auf die wahren Bedürfniſſe, als rein philofophi: 
fche und rein pofitive Theorien. 
5) —* lebenslänglicyes Sefängniß ſanctionirt leider ſchon das Kanoniſche Recht, cap. 3, de 
n. ın VI. 
em 6) Mabillon, „Annal. ordinis S. Benedicti” (Lucca 1739), S. 403. 
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gründet darauf den Vorſchlag einſamer Zellengefängniſſe für Verbrecher mit kleinen Gärten 
bei den Kartäuſern und mit der Freiheit zur Arbeit. Erfreulicher als ſolche klöſterliche und 
vollends die ſpätern Inquiſitionsgefängnißeinrichtungen ſind Beſtrebungen und Richtungen, 
welche ausgingen von den wahren Grundlagen des Chriſtenthums, das ſchon durch den Mund 
der Apoftel?) Beſuche ver Gefangenen und brüderliche Barmherzigkeit für ſie heiſchte. Wir 
meinen die Beſtrebungen, welche auch ſpäter bis zum heutigen Tage in manchen religiöſen Brü— 
derſchaften und weiblichen Vereinen wirkſam blieben, welche bei den frommen Quäkern und in 
unſern freiwilligen Vereinen für die Strafgefangenen und die Entlaſſenen wieder auflebten und 
außerordentlich wichtig ſind. 

Die altgermaniſche Freiheitsliebe aber war den Gefängnißſtrafen und einer allgemeinern 
Einführung und längern Dauer und einer wohlthätigen irgend ſyſtematiſchen Ausbildung der— 
jelben ungünftig! In dem rohen Kaufrecht, in dem fpätern despotijch-fauftrechtlihen Kampfe 
der abjoluten Regierungen zu feiner Bändigung und zur Erwerbung despotiſcher Herrſchaft 
fonnte diefe Ausbildung ebenfalld nicht gedeihen. Man wüthete mit furdtbaren Förperlichen, 
verftümmelnden und Todesſtrafen, ja jelbft in ven Städten mit faft orientaliijden Qualen. 
Diefem Syftem mußte felbjt noch die Carolina, wenn aud) mildernd, ſich anfhließen. Die Ker— 
fer zur Unterdrüdung der eingefangenen Feinde, zu der früher, bei vem Privatanklageprocep, 
feltenern Verhaftung der Angeklagten oder zur obrigfeitlihen Gefängnißſtrafe beftanden in 
Stadt: und Feitungsthürmen, in denen, foweit nicht zufällige Uberhäufung mit Gefangenen 
itattfand, jeder ifolirt, häufig dunfel und ohne Zwang ja ohne Möglichkeit zur Arbeit ſaß. Auch 
die Einzelzellen der Baftille, der Bleifammern waren wie die des Spielbergs fürdterlih. Zum 
lberfluß verpflichtete man in Frankreich nod) ausdrücklich bei dem Eintritt in das Gefängniß 
zum völligen Schweigen mit ven Worten: C'est ici la maison du silence. Das Loos alleı 
Gefangenen war der Zufälligfeit überlaflen, großentheils ſchauderhaft und, wie leider felbft 
noch in unfern heutigen deutfchen Unterfuhungdgefängniffen, für vielleiht unſchuldig an- 
geflagte Bürger Hundertmal unglüdliher ald das Loos der Bewohner pennſylvaniſcher Ge— 
fängniffe. ®) 

Erft fpäter im 16. Jahrhundert baute man in Holland und im 17. in Deutfhland gemein- 
Ihaftlihe Zudthäufer, doch urfprünglid gar nicht als eigentliche Strafanftalten, fondern als 
Arbeitöhäufer zur Bändigung und Beihäftigung des heimatlofen Geſindels. Nur als mehr 
und mehr viele graufame Todesſtrafen und verflümmelnde und andere Leibesjtrafen dem mil: 
dern Zeitgeift widerftrebten, oder als hier und da vielleiht auch Voltaire's materialiftifcher Ge— 
ſichtspunkt: un homme pendu n'est plus bon A rien, umd der Vortheil der erzwungenen Ar: 
beiten die Strafen des Zuchthauſes dem Fiscus annehmliher machten 9), wurden die Zucht: 
häuſer zugleich in Strafhäufer umgewandelt, ſodaß man neuerdings die Ziwangsarbeitshäuier 
wieder von ihnen trennt. Um jedoch noch immer die nöthig fcheinende Härte der Strafen zu er: _ 
halten, verband man mit der Gefängnißftrafe zugleih empfindliche und graufame Qualen, 
ſchlechte, ungeſunde Koft, Ketten= und Eifenftrafen, Beinflöge, Zühtigungen zum Willfomm 
und Abſchied und zu unbeftimmten Friften, die härteften Arbeiten, die des Schiffdziehens, der 
Galeeren und andere noch ſchlimmere. 

Bei der immer mehr zunehmenden Milde des Zeitalterd wurde noch fpäter auch je nach der 
Individualität einzelner Regenten oder Borfteher die Lage der Verbrecher beijer, ja jegt in um- 
gefehrtem Extreme oftmals weit beffer ald die eines großen Theild der nit auf Staatskoſten 
lebenden unfchuldigen Bürger, was um jo größere Misitände erzeugte, je mehr bei allmäligem 
Verſchwinden aller verftümmelnden und der allermeiften Todes- und ſchweren Körperftrafen 
Gefängnifftrafe faft den einzigen Strafihug für die Gefellfchaft bilden follte, und je mehr die 
Zuchthäuſer von den ſchändlichſten Berbrechern bevölkert wurden. Diefe gründeten nun zugleich 
jene Laſterſchulen für die geringern Verbrecher und jene Verbindungen zu neuen Verbrechen, 
die namentlich nah dem Zeugniß franzöfifher Staatdmänner mit einer furdtbaren unjichtba- 
ven Gewalt einen großen Theil Frankreichs umgarnen und Leben und Eigentum der Bürger 


7) Matth. 25, 36. Paulus an die Hebräer 13, 3. 

8) Auch die Städte, welche in dem allgemeinen Fauſtrecht ſich leicht zu einem fauftrechtlichen 
Kriege gegen die Störer ihres Friedens verfucht fühlten, waren hart, wo fie Gefängnif an die Stelle— 
anderer Qualen treten liefen, fo 3. B. das Lübifche Recht von 1240, Art. 54, in feinem zehnjährigen 
Kerker bei Wafler und Brot. 

9) Nach Döpler, „Schauplap der Leibes⸗ und Lebensftrafen‘‘ (1693), I, 104, brachten fie oft pas 
Doppelte ein, mas fle fofteten. 
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bedrohen, während man in feltfamem Gontrafte die Affociation unſchuldiger Männer für edle 
Zwecke verbieten zu müſſen glaubte. 

Eine wejentlihe vurchgreifende bewußte Reformbewegung des Gefängnißweſens, dieſes 
jegt jo unendlich wichtigen Zweige unferer neuern Geſellſchaftseinrichtungen, ging, wie richtig 
auch Julius bemerkt, erft von denfelben großen Ideen der freien humanen Entwidelung der 
Menſchheit aus, welche feit dem legten Viertel des vorigen Jahrhunderts, dur ſtaatsbürger⸗ 
liche Freiheit, die Feſſeln des feubaliftifchen, des hierarchiſchen und abfolutiftifhen Despotismus 
fprengten. Sie ging foldergeftalt, ſehr natürlich, vorzugsweife von den früheften, kräftigſten 
und jiegreihften Kämpfern für diefe neue Entwidelung der Menſchheit, von den Engländern, 
und ihren noch rüftiger vorfchreitenden Söhnen, den freien Norbamerifanern, aus, 

Begeiftert von den Ideen der göttlihen Würde der Menſchen und brüberlihen Achtung und 
Liebe derfelben, Fämpfte der edle Brite Howard gegen die Entwürdigung unt Mishandlung 
und Verſchlechterung feiner Mitmenfchen in ven Gefängniffen feines Vaterlandes 19) und der 
übrigen Länder, die er für dieſen Zweck mit der großherzigften Aufopferung wiederholt durch— 
reifte. Ganz erfüllt von feiner großen Idee und mit der eveln Willenskraft, für ihre aldbaldige 
Berwirklihung alles Mögliche zu wirken und nöthigenfalls ſich ſelbſt zu opfern, glich dieſer 
Märtyrer wenig jenen lauen, allzu unparteiifch prüfenden angeblien Neformfreunden, die 
ſolchem Eräftigen Reformeifer fo gern den Vorwurf zu großer Ungeduld und Leidenſchaft ma= 
chen, und welche auch allem Unrecht, folange ed unter Öffentlicher Autorität befteht, noch ſchein— 
bar gute Seiten abfehen und und abmahnen, es doch ja nicht mit Fräftigen Worten dem ent: 
ſchiedenen Abſcheu aller Redlichen preiözugeben, welche e8 vielmehr mit ihren zaghaften Be: 
denklichkeiten und Halbheiten feiner Weſenheit nad nähren und pflegen, ftatt rüſtig für deſſen 
Unterdrüdung zu kämpfen. So erlebte Howard noch felbft, ehe er ald Märtyrer ftarb, in ſei— 
nem eigenen Baterlande den Anfang der Reformen. "Eine Parlamentsacte von 1779 ſchuf 
Beſſerungshäuſer (penitentiary houses) mit befferer Behandlung, Zwang zur Arbeit, befon= 
dern Zellen, Elaffenabtheilung u. f. w. Und mas mehr war, Howard erweckte in der ganzen 
gefitteten Welt den Eifer für diefe Neformen. 

Man kämpfte jegt in verfchiedenen Ländern ſowol gegen die unmenſchliche Mishandlung 
der Sträflinge und felbjt ver Unterfuhungsgefangenen durch fehauderhafte, ungefunde Einrid: 
tung der Gefängnifje und die fo erzeugten Kerkerfieber, Buch ungefunde Nahrung und un: 
menfchlide Dualen. Man fuchte im Allgemeinen gegen die wechfelfeitige Verſchlechterung und 
für ihre Verbeſſerung vermittelft regelmäßiger Verbindung der Arbeit und befferer Disciplin 
und durch die von Howard in einzelnen Anftalten gefundenen oder vermittelft der von ihm vor- 
geſchlagenen beffern Einrichtungen zu wirken. Am meiften war ſchon vor Howard in dem freien 
Holland und in den freien damals noch deutſchen niederländifchen Provinzen gefchehen. In 
jener fhon berührten römifhen Anftalt für jugendliche Verbrecher hatte Howard fogar ſchon 
das Gebot des Stillfchweigens bei der Arbeit gefunden, und feine Kandsleute in Glasgow ver: 
ſuchten, durch ihn angeregt, bald gänzlicdhe Trennung der Strafgefangenen. 

Doch zuerft in dem freien Nordamerifa führte ver durch ihn erweckte edle Wetteifer, unter 
Einfluß der für freie brüberlihe Menſchheitsentwickelung begeifterten Quäfer, feit 1790 zur 
Ausbildung vollftändiger neuer Syſteme der Gefängnißeinridhtungen. Es ift bier nicht mög: 
lich, alle die Verſuche aufzuzählen, welche in dieſem edeln Bemühen vorzugsmweife in den Staaten 
Pennſylvanien und Neuyork gemacht wurden. 

Ihr Hauptreſultat war, daß endlich nach längerm Experimentiren und Schwanken von 
1816 an zwei weſentlich verſchiedene Syſteme, das in der pennſylvaniſchen Hauptſtadt Phila— 
delphia ausgebildete pennſylvaniſche gänzliche Trennungsſyſtem und das in der neuyorkiſchen 
Stadt Auburn ausgebildete auburniſche Schweigſyſtem mit Trennung blos in der Nacht, ſich 
gegenübertraten. Von ihnen fand nun in den übrigen amerikaniſchen und in den europäiſchen 
Staaten bald das eine, bald das andere Beifall und bei dem überall- gefühlten dringenden Be: 
dürfniß der Gefängnißreformen" eine auffallend ſchnelle Nahahmung. Diefe Nahahmungen 
ſchienen ſich zuerft in den amerifanifhen und europäiſchen Staaten, in Belgien und ver Schweiz, 
in Branfreih, England und Deutfhland, der Mehrheit nad, dem Auburnfhen Schweigfnften 
zuzumenden, und auch in Baden machte man in dem Weiberzuchthaus zu Bruchſal mit demfel: _ 


10) Blos der Religion wegen verfolgt, waren unter ben Stuarts von England 5000 Menschen in 
= —— Kerkern ee David, „Verſuche zur Verbefferung der Gefängniffe”, mit Vorrede von 
af, ©. 1. 
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ben einen Verſuch. Doc; in der neueften Zeit gaben immer allgemeiner die Borzüge bed penn⸗ 
folvanifhen Trennungsſyſtems dieſem den Sieg. Aber auch da, wo dieſes noch nicht ber 
Fall ift, da hat doch die Meinung der gebildeten Welt für die Beſſerung ald Hauptaufgabe der 
Strafen und der Gefängniffe entfchieden. 

— AV. Die drei bisherigen Hauptſyſteme der Gefängnifeinridtung‘ 
1) Das alte bisherige Zuchthausſyſtem. Diefes ift eigentlich die Syftemlofigfeit. Man läßt 
die Züchtlinge Nachts in gemeinfhaftlihen Sälen zufanımenihlafen, bei Tage, ſeitdem man 
wenigftend vegelmäßig die Arbeit mit dem Gefängniß verband, im Freien oder in gemeinfchaft- 
lichen Sälen des Zuchthauſes zufammenarbeiten, untereinander fpreden und verfehren und 
ſich untereinander verſchlechtern. Selbft für genügenve Abjonderung der Frauen von den Män- 
nern, für Beaufjihtigung der Frauen duch Frauen, für Trennung der jugendlichen Verbrecher 
von den alten, ber geringern von den größern, war häufig nicht geforgt. An ver hinlänglich 
gefunden Einrichtung der Gefängniffe fehlt ed allermeift; aber vie frühern graufamen Qualen 
find großentheild durch eine allzu lare Behandlung und Zuchtloſigkeit erjegt. Ein anſchauliches 
Bild folder Einrichtungen lieferte ver berühmte Senator Hudtwalfer von Hamburg, indem er 
mit der Kritif dieſes Syitems eine Befhreibung der früher jogar oftmald gerühmten Gefäng- 
niffe feiner Baterftadt verbindet. Der Berfafler hat ald Senator und Polizeipirector der Stadt 
Hamburg an der Oberaufjicht diefer Anftalten felbft theilzunehmen. Er ſchildert 22) zuerft 
die allgemeinen Fehler des Syſtems, nämlich: 

‚Man ift der Gefahr von Wiverfeplichfeiten und Empörungen ausgeſetzt; will man daher 
nicht die Zahl der Auffeher jehr groß machen, fo muß man wenigftend die gefährlichern Indi— 
viduen durch Feſſeln und Blöde fihern, worin eine große Härte liegt, zumal da dieſelben auch 
Nachts nicht füglich abgenommen werden fünnen. 

Ebenſo ift man, zur Erhaltung der Ordnung unter fo vielen verwegenen, der Freiheit be: 
raubten Subjecten, gendthigt, eine fehr ftrenge Disciplin einzuführen, vie faft nur durch för- 
perlihe Züchtigung aufrecht erhalten werden kann. " 

Es ift bei dieſem Syftem ſchwer zu verhüten, und man hat es auch bisher gewöhnlich nicht 
zu verhindern gefucht, daß die Sträflinge miteinander ſprechen. Hier lehrt nun aber die Er— 
fahrung allenthalben, daß dies von den nachtheiligſten Folgen für die Sittlichfeit der Gefange- 
nen ift. Die Zuchthäuſer find hohe Schulen des Laſters geworben, und die Züchtlinge verlaffen 
fie in der Regel als gefährlichere Mitglieder für die bürgerliche Gefellfchaft, wie fie vor der Be- 
frafung waren. Die größten Böfewichter geben in den Anftalten jelbft ven Ton an, rühmen 
ſich * Schandthaten und unterrichten die jüngern oder weniger erfahrenen in allem mögli- 
hen Böjen. 

. Nach der Entlaffung bleibt auch für ven Gefangenen, der mit dem Borfage, fein Verbrechen 
wieder zu begehen, die Strafanftalt verließ, die Vekanntſchaft mit andern Verbrechern, bie er 
dort gemacht Hat, ſehr bevenklih. Iſt er in guten Verhältniſſen, fo ift ihm dieſe Bekanntfchaft 
läftig und gefährlich, wo nicht, fo ift er ihrer Verführung um fo mehr audgefegt. 

Trotz der oben erwähnten Härten dieſes Syſtems hat e8 ſich nirgends auch nur infofern 
bewährt, daß ed die demfelben unterworfen gemwejenen Sträflinge von Rüdfällen und Andere 
von ähnlichen Verbrechen abgehalten Hätte. Im Gegentheil wird allenthalben über Zunahme 
der Verbrechen und Nüdfälle geklagt. Der Grund hievon liegt aller Wahrfcheinlichkeit nad 
theild darin, daß für die Mehrzahl der Verbrecher ver Reiz des ungehinderten geiftigen Ver— 
kehrs mit Gleichgeſinnten alle andern Härten der Freiheitöberaubung überwiegt, theils darin, 
dag man in neuern Zeiten, aus einer an ſich löblichen Sumanität, auch mande andere Härten 
durch wohlgemeinte aber verfehrte Einrichtungen zu bejeitigen geſucht und dadurch die Lage der 
Züchtlinge, zumal in der ſchlechten Jahreszeit, faft beifer gemacht hat, als die des freien Tag— 
löhners, Babzifarbeiters, ja jelbft mandes Handwerkers ift. Die lange Dauer der Strafen bat 
erfichtlich auch in diefer Beziehung nachtheilig gewirkt. 

Um Ihnen died recht deutlich zu machen, laffen Sie und einen Bli auf die hamburgiſchen 
Strafanftalten werfen. — J 

a) Die Spinnhausgefangenen find ſich während der Arbeitszeit ganz allein überlaſſen. 
Der Grund liegt unftreitig in einer übel verftandenen Sparjamfeit unferer Vorfahren. Der 


41) „Sendfcjreiben an einen auswärtigen Freund über den in Hamburg bevorftehenden Neubau der 
Strafgefängnifie”, von M. 9. —— —— 1842), S. 5 fg. Die Darſtellung bleibt vell- 
fommen lehrreich trog einzelner fpäterer Änderungen in den Einrichtungen. 
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verftorbene Oberalte Martens in feiner Beſchreibung des Spinnhauſes findet dieſe Einrichtung 
* weil es für die Gefaugenen zu empfindlich ſei, ſtets unter einer oft launigen Zuchtruthe 
zu ſtehen! 

b) Auch Nachts ſind die Züchtlinge, wenigſtens in drei Abtheilungen des Spinnhauſes, 
nicht voneinander getrennt und ohne Aufſicht; ja, vor nicht ſehr langer Zeit ſchliefen ſie zu 
zwei in einem Bett. In der weiblichen Abtheilung iſt dies vor kurzem abgeſtellt worden. Im 
Zuchthauſe iſt es, bei deſſen außerordentlicher, jeden Winter eintretenden Überfüllung, noch 
ſchlimmer: hier liegt ein großer Theil der Gefangenen auf großen Pritſchen nebeneinander. 

Es iſt zwar nie zu meiner Kunde gekommen, daß dieſe nächtliche Gemeinſchaft hier zu den 
nämlichen Gräueln geführt habe, worüber man in Frankreich ſo ſehr klagt; indeß bedarf es 
wol nur eines geringen Nachdenkens, um einzuſehen, daß dergleichen unter ähnlichen Ver— 
hältniſſen gar nicht ausbleiben kann, wenn das Mehr over Minder auch durch klimatiſche Ein— 
flüſſe beſeitigt werden mag. 

c) Es findet fein Arbeitspenſum ſtatt, ſondern ber Züchtling des Spinnhauſes wird nur 
überhaupt zur Arbeit angehalten und durch die Ausſicht auf Erwerb und dadurch mögliche Ver— 
beſſerung ſeiner Lage angeſpornt. Die Hälfte ſeines Arbeitslohns kommt nämlich ihm zugute, 
und von derſelben wird ein Drittel bis zu ſeiner Entlaſſung für ihn einbehalten, zwei Drittel 
werden ihm wöchentlich in baarem Gelde ausbezahlt, und er darf ſie, wenn man die Sache beim 
rechten Namen nennen will, vernaſchen, d. h. er darf ſich Käſe, Heringe, Taback u. dergl. dafür 
anſchaffen, noch vor kurzem auch Branntwein. 

Erwägen Sie gefälligſt die Lage eines ſolchen Züchtlings, bei freier (nicht durch gebieteriſche 
Nothwendigkeit bedingter) Gewerbsthätigkeit, bei guter Kleidung und Bettung, im warmen 
Zimmer, bei nahrhafter, Tag für Tag zu rechter Zeit fertiger Koſt, mit der Ausſicht auf Be: 
friedigung des Appetitö durch beffere, mehr abwechſelnde Koft, und vergleichen Sie damit die 
Lage unzähliger freier Arbeiter, denen e8 bei der größten Anftrengung nur zu häufig nicht.ge- 
lingt, fi diefe Bebürfniffe und Annehmlichkeiten zu verfchaffen — fo wird e8 Ihnen klar wer- 
den, daß der Züchtling, wenn er das Gefühl des Demüthigenden und Schimpflihen der Strafe 
überwunden hat (und der Rüdfällige weiß davon nichts mehr), unendlich viel beffer daran ift 
als eine große Zahl feineögleichen, die fein Verbrechen begangen haben. Dazu fommt nod) die 
Ausſicht auf eine Ausftattung in baarem Gelde beim Ende der Strafzeit, und zwar in einem 
Belauf, wie ihn der freie Handarbeiter oft in feinem ganzen Leben nicht befigt. Es iſt nicht 
felten, daß Individuen, die vier bis fünf Jahre jaßen, 60— 80 Mark und mehr erübrigen. So 
wird die Parallele noch auffallender. 

Und dieſe Ausftattung des entlaflen werdenden Sträflings ift obendrein ein höchſt zwei: 
deutiged Geſchenk. Faſt jedesmal wirb dies Geld binnen kurzer Zeit vergeuvet. Ein Spazier: 
gang nah St.:Pauli reicht gewöhnlich Hin, um bei diefen Unglüdlihen alle etwaigen guten 
DBorjäge zunichte zu machen. 

Des UÜbelftandes der Eirculation baaren Geldes unter ven Gefangenen, welche durch jene 
Einribtung unterhalten wird, will id) nur beiläufig erwähnen. 

d) Für die fperielle Seelforge ift nicht hinlänglich geforgt. 

e) Sonntags Nahmittags dürfen die Zühtlinge Domino und Karten fpielen, zwar nicht 
um Geld oder Geldeswerth, doch kann ich mich nicht überzeugen, daß letzteres zu controliren 
möglich ift. 

N) Beſuche von Angehörigen werben alle vier Wochen bis drei Monate erlaubt. Ehemals 
durften diefelben ven Gefangenen aud «Erquidkungen» mitbringen, dies ift jegt abgeſchafft 
morben. 

Es gibt aufer der Zunahme der Verbrechen und Rüdfälle noch ein anderes warnendes 
Kennzeichen der Unzulänglichkeit unferer Freiheitsſtrafen, daß nämlich die Gefängnifle feit einer 
Reihe von Jahren, und zwar in zunehmender Proportion, von einer gewiſſen Claſſe von In: 
dividuen als willfommener Zufluchtsort gefudht werden (Schugarrefi). Wer Hat in frühern 
Zeiten jemals gehört, daß Jemand ſich freiwillig in Arreft begeben hätte, um der Gefängnip- 
verpflegung theilhaftig zu werden? Ind doch fommen dergleichen Bälle allenthalben, nament- 
lich auf in Hamburg, hauptjähli in der ſchlechtern Jahreszeit vor. Selten find die jih Mel: 
denden wirklich hülfsbedürftige Arme, vielmehr meiſt Bettler, Baganten und frühere Verbrecher, 
die, zu fchlaff, fich der Gefahr eined neuen Verbrechens auszufegen, auf eine bequeme Weife ein 
Unterfommen ſuchen und, gänzlich zerlumpt, mit Ungeziefer bedeckt oder mit Krankheiten be— 
haftet, faft nie abgewiefen werden können. Das Ziel ihrer Wünfche ift dabei immer das ſchwerſte 
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Gefängnif, dad Spinnhaus, weil dort Überverbienft zu erlangen, was im dermaligen Zucht⸗ 
hauſe nicht der Hall ift; im eigentlichften Verftande bitten fie fupfällig darum, für den Winter 
in eine Strafanftalt zu fommen, die man für entehrend hält und in der die ſchwerſten Verbrecher 
aufbewahrt werben. — 

Der Gedanke liegt ſehr nahe, daß man die Freiheitsſtrafen verſchärfen muß, um ſie wieder 
wirkſam zu machen. Aber wie ſoll das geſchehen? Soll man die Koſt beſchränken, die Arbeit 
vermehren, das Lager härter, die Kleidung ſchlechter einrichten, oder regelmäßig zu gewiſſen 
Zeitabſchnitten und bei dem geringſten Vergehen körperliche Züchtigungen eintreten laſſen? 
Niemand wird im Ernſt fo etwas vorſchlagen mögen. «Solche Mittel», ſagt ſehr wahr der 
Gouverneur (und zugleih Kaplan) der Millbank-Penitentiary, Daniel Nihill, «fönnten zwar 
das Gefängnig abjhredender machen, aber died rechtfertigt fle nicht. Nichts wäre leichter, als 
die Graufamkeiten in einer Strafanftalt zu häufen: aber die Sache ift damit nicht abgethan. 
In unferm aufgeklärten Zeitalter müſſen wir tradhten, die Gefängniffe auf eine Weiſe ab- 
ſchreckend zu machen, die dem Öffentlichen Gefühle und Gewiſſen nicht widerftreitet. »“ 

Die Hier gerügten Mängel wird Jeder ald fehr verbreitet zugeben, der die biäherigen Zucht: 
häuſer kennt. Selbft die franzöſiſchen Galeeren und Bagnos wurden von den Sträflingen nicht 
mehr gefürchtet, fondern von zwei und mehrmals Rüdfälligen angefüllt und von mandem 
Armen ald beneidendwerther Zuftand angefehen, von entlaflenen Verbrechern fogar oft durch 
abfichtliche neue Verbrechen wieder aufgefucht. Der eigene Augenfhein und wiederholte Schil: 
derungen dieſer Galeerenhöfe (T. 3. B. Malten's „Weltkunde“, 1829) überzeugten den Ver: 
faffer viefer Zeilen, vaß, neben großer Härte doch auch dieſe Galeerenhöfe, nah Schlatterer's 
Ausdruck, wahre Verbrechercafinos bildeten und jever Verderbniß der Gefangenen Thür und 
Thor öffneten. Aber wird ed nun wol zur Nahahmung reizen, daß man die nicht zum Tode 
Verurtheilten willfürlic einer längft verabfcheuten qualificirten Todesftrafe überliefert, fle in 
das offene Grab einer ſchauderhaft ungefunden Golonie ſchickt! Das Verwerfungsurtheil der 
gefitteten Welt über foldhe Aushülfen gegen die Übel des alten Syſtems bedarf wol feiner Be— 
gründung, felbft wenn aud der Gedanfe nod; gänzlich zur Seite bliebe, daß folde graufamften 
Deportationen in unjerm 19. hriftlihen Jahrhundert zur beliebigen, ohne alles gerichtliche 
Erkenntniß verhängten Vernichtung verhaßter und verbächtiger politifher Gegner benugt wũr— 
den. Daß auch badifche Zuchthäuſer von manchem Armen beneidet werben, ift befannt. Im 
Heidelberg verübte ein entlaffener Sträfling am hellen Tage einen Diebftahl, lief ſich abſichtlich 
entdecken, um einen Paß zur Rückkehr ins Zuchthaus zu erhalten. Und dennoch glaube ih, daß 
aus Sorgfalt, die Strafen nicht noch annehmlicher zu machen, unfere Verwaltung mandhen 
Mangel in der Diät, namentlich auch in dem Fleiſchgenuß eintreten läßt, welcher ver Geſundheit 
nadıtheilig iſt. Es ift diefed ein Hauptgrund, warum in fo vielen gewöhnlichen Zuchthäuſern 
Krankheit und Sterblichkeit ungleich größer find als in den pennfylvanifhen Strafanftalten, 
Offenbar aber muß doch jedes Lbel, welches einem langjährigen Gefangenen abſichtlich zuge: 
fügt wird, blos damit es Übel fei, blos damit er gequält werde, das Gefühlverlegen, den Sträf: 
ling verftoden und zur Beflerung ungleich ungeneigter machen, ald dasjenige Übel, welches ihm, 
wie bei dem pennſylvaniſchen Strafgefängniß, lediglich als unentbehrliches Mittel feiner Beſ— 
ferung und feiner frühern Entlaßbarfeit, aljo zu feinem eigenen Beften verhängt wird, ohne 
dag man ihn, lediglich um ihn zu peinigen, irgendeine abfichtlihe Duälerei zufügt oder eine 
beilfame und unfhuldige Tröftung oder Stärkung verfagt. 

Die ebenfo wenig genügend abfchredfende ald beſſernde Wirkung ver biöherigen Zuchthäuſer 
(und, mie fi zeigen wird, auch der auburnifchen Gefängniffe), ja die große Verſchlechterung 
der gefangenen Verbrecher durch ihren (felbft in ven auburnifchen Strafanftalten) nicht zu un= 
terdrückenden gegenfeitigen Verkehr, beftätigen nicht bloß die überall ftattfindenven, täglich ſich 
verniehrenden Zahlen ver Rückfälle und der neuen Verbrechen, es liegt auch tief in der Natur 
der Sache, daß, wenn nicht überhaupt im Leben duxch die ſinnliche Natur des Menſchen, doch 
unter Zuchthäuslern dad Sinnlihe und Böfe das Übergewicht über das Gute bat und diejes 
Übergewicht in ſchlechter Geſellſchaft allzu leicht erhält. Daß in dem Verkehr mit fo manchen 
ſchamloſen, verruchten und doc oft im Umgange gewandten, ſchlauen und Fühnen Verbrechern 
ein wahres Infichgehen der weniger Verderbten faum denkbar ift, daß bald jeve Scham und je— 
der Keim des Guten in ihnen vollends niedergetreten wird, daß Spott und felbft Mishandlung 
endlich auch den Beflern zwingen — nad dem fprichtwörtlihen Ausdruck — mit den Wölfen 
zu heulen — dieſes ift ebenfalls Mar. Nehme man nun noch dazu, daß in der ſtets drückenden 
Lage der Freiheitsberaubung und der demüthigenden fihmerzlichen Unterdrüdung durch bie 
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Hauszucht und bei der Strenge oder Willkür der Aufſeher ver natürliche Rebensinftinet ver Ver: 
brecher und ihre Gejellichaft fie anreizt, ftatt den fhmerzlichen Gefühlen der Neue, vielmehr Dem: 
jenigen ſich zuzuwenden, was ihnen in ihrem biöherigen Leben am meiften Freude machte, ihre 
Seele erfüllte und das Bewußtfein ihrer Kräfte gab, nämlich die energifche, kühne, ſchlaue und 
fiegreiche Ausführung ihrer frühern verbreherifchen Plane, oder die Erneuerung diefer Plane 
für die Zufumft. Dieſes ift ihre Höchfte Luft im traurigen Kerker, jo befeftigen oder verftärfen 
fie ihre verbrecheriichen Xeidenjchaften, und dem Unmuthe über die num nicht mit reuiger Geſin— 
nung und Demuth, fondern mit Haß und Rachſucht erduldete Zucht und Härte. der Staatsan— 
ftalt fegen fie aus Rachſucht und zum Troge ſchon zum voraus neue Plane oder Verabrevuns 
gen noch Fühnerer Verbrechen entgegen. Um fich recht in dieſe Stimmung hineinzudenken, ver: 
gegenwärtige man fih nur einmal lebhaft, mit welcher vorzüglih auch für jüngere Leute ans 
ſteckenden höchſten Luft Krieger, Jäger, Studenten, Liebesabenteurer ſich ihrer mit Gefahr und 
Muth, mit Gefhielichkeit, Schlauheit und Glück beftandenen Abenteuer erinnern. So erft be: 
greift ed fi ganz, wie jo oft die Verbrecher ihre jchlechte Geiellihaft und ihre Verderbniß im 
Zuchthauſe, die Fortfegung der dort gemachten Belanntfhaft auf das beftimmtefte ald vie 
Duelle ihrer Verbrechen bezeihnen. In einem Griminalfall, ven die criminaliftifchen Beiträge - 
des jhon genannten Senatord Hudtwalker (Bd. I, S. 115) enthalten, machte ein früher weni: 
ger verborbener junger Menſch, der nur auf kurze Zeit in Hamburg mit den Zuchthäuslern zu: 
fammenlebte, zuerft ganz falſche Geftänpnifje von Mordtbaten, die er nie begangen, lediglich um, 
wie es der Aufjeher erklärte, doch auch für einen tüchtigen Verbrecher zu gelten, „mie denn (nad 
des Aufjeherd Worten) dieje Leute nicht felten auf vergleihen Gedanken fonımen‘ (S. 125). 
Sodann aber ermordete er wirklich plöglich den Gefangenmwärter ohne irgend andern genügenden 
Beranlaffungsgrund als den, ſich feinen Kameraden, die rechte Kerls waren, gleichzuftellen. 
Der esprit de corps, welcher ſich in der VBerbrechergefellihaft im Zuchthaus (und ganz ebenfo 
der auburnſchen Anftalt) unvermeidlich bilvet, ift natürlich nicht auf Frömmigkeit und Beſſe— 
rung gerichtet, fondern umgefehrt ein frivoler, verbrecherifcher. Er ijt bei ftrenger Zucht — wie 
in auburnſchen Anftalten — ein ſtets meuterifcher gegen Directoren und Auffeher. Lind wehe 
allen Beſſern, die nicht in ihn, die nicht in die in ven gewöhnlichen und auburnſchen Zuchthäu— 
fern herrſchenden Anzettelungen und Meutereien einftimmen! Hohn und Mishandlung, heim 
liche Püffe und Tritte im Gedränge und in dunklen Gängen, oft bis zum Tode, verfolgen fie, bis 
fie dem ſchändlichen Gemeingeift und der von den Verfchmigteften und Boshafteften ausgehenden 
Richtung und Leitung folgen. Dazu aber verführen jegt Die eigene böfe Neigung, die Bewun— 
derung der verbrecherifchen Meifterfchaft, falſche Scham und Selbfterhaltungätrieb bald genug. ?2) 

So bleiben denn ſolche Strafeinrihtungen verwerflih, wenn fte nah dem Mufter vieler 
alten „Stod: nnd Sflaven=, Galeeren- und Schinderhäufer” umd felbft des von Sylvio 
Pellico geſchilderten Spielbergs die Humanität wie die Gerechtigkeit durch abfichtlihe Beinigun 
gen und Grauſamkeiten beleidigen, und die Gefangenen durch Beinfraß, Zehr: und Kerker— 
fieber vder Hungertyphus morben; fie bleiben ed ebenjo, wenn fie ven Gefangenen, ſowie aller: 
meift in nenern Zeiten, ein zu gutes und durch Arbeiten im Freien auch gefundes Leben berei- 
ten. Hohe Schulen des gründlichen und wecjfelfeitigen Unterrichts im Lafter und Erziehen zu 
Rückfällen over neuen Verbrechen find fie alle. Bei dem Grundfehler des gemeinſchaftlichen 
Zufammenlebend oder ver Verbrechergeſellſchaft gibt e8 gar feinen Ausweg fürd Beflere. Wenn 
man aud wie nenerli Herr v. Wyck („Uber Strafe und Befferung‘‘) mit nicht ſehr chriſtlicher 
Geſinnung beeifert ift, bie Strafe, jelbft die Arbeit ftets zur bloßen Peinigung zu maden, jo 
fehlt esan wirklichem Recht; es ift wahrhaft rehtverlegend von feiten der 
Regierung, die ihrem Schug anheimgefallenen Gefangenen abfichtlidh zu peinigen. Sie find 
nicht rechtloſe Sachen und Sklaven. Sie find zum Tode, zu welchem ja alle dieſe Peinigungen 
und Härten, Hungerkoft u. ſ. w. führen, nit verurtheilt. Wenn freie Arbeiter eine här— 
tere Lage haben und in ihr verunglüden, fo ift das nicht die Schuld der Negterung und berech— 
tigt fie durchaus nit, ähnliches Unglüd ſelbſt ſchuldvoll zu fchaffen. 1?) Klar ift 


12) Dergl. Barrentrapp, „Jahrbücher zur Gefängnißkunde“, X, 24. 

13) Iene gänzlich verkehrte, mit einiger Gonfequenz gar nicht burhführbare Rechtfer— 
tigung mancher felbit in der Freiheit fo oft tödtlichen Entbehrungen und ſchaͤdlichen Leiden für bie Straf: 
gi enen bringt natürlich auch Herr v. Wyck vor, der nach feinem felbfterfundenen Hauptcharafter der 

trafe verlangt, daß fle in jedem Moment Peinigung fei. Nach ihre müßte man alle Gefangenen lieber 
Staatö=Leriton. IL a 


642 Beflerungsftrafe 


8 aber andererfeits, daß alddann, wenn nicht gegen dad Recht und die heutige Humanität 
befondere Peinigungen zugefügt werden können, die übrigen Strafzwede, die ver Genugthuung 
und Abſchreckung, in ver Verbrechergeſellſchaft ebenfo wenig erreicht werben als die Beilerung. 
Den Verbrecher bereitet die Strafe alsdann ein für viele freie Arbeiter beneidenswürbiges 
2008. Dieſes hebt vorzüglich aud; Ducpetiaur hervor. Er, der trefflihe Generalinfpector der 
Gefängniffe, der eine fo große Reihe europäiicher Gefängniffe felbit jah und beobachtete, fährt 
nad einer Beſchreibung des Schidfald folder Gefangenen in Beziehung auf Koft, Kleivung, 
Bettung, Reinlichkeit, Pflege in der Krankheit, Unterhaltung, Unterricht, Erfparung eines Ga= 
pitälchens u. ſ. w. weiter jo fort: „Aber man fagt vielleicht, dieſe Vortheile (gegenüber von 
freien armen Arbeitern) jind nur dur ſchwere und harte Arbeit zu erringen. Man irrt. Die 
Arbeiten audy der eriminell Verurtbeilten find weniger hart und mühjam und jelbft ſchädlich 
als die ver meiften freien Arbeiter. In den Gefängniffen wird feines der gefährlichen Gewerbe 
betrieben, welche das Leben der damit Beihärtigten auf eine erſchreckende Weiſe verfürgen. Ihre 
gefunden Beihäftigungen find vielmehr durch Mahlzeiten, Erholungen, Unterriht und Gottes— 
dienft unterbrochen. Auch der Sonntag, für einen großen Theil ebrliher Handarbeiter ein Tag 
der angeftrengteiten Arbeit, ift für die Gefangenen ein Tag der Ruhe. Man behauptet, Die Ent: 
behrung der Freiheit hebe dieſe Wohlthat vollftändig auf und diene dazu, der Strafe ihren Cha— 
rakter als folder zu erhalten, Aber wird dieje Entbehrung von der Mehrzahl der Verurtheilten 
wirklich fo gefühlt, wie man es au glauben ſcheint? Wir zweifeln daran. Die Lafter und Aus: 
Ihweifungen, wegen deren er in der bürgerliben Geſellſchaft verftoßen war, find für ihn im 
Gefüngniß ebenfo viele Anſprüche auf die Theilmahme und das Roos feiner Genofien. Was er 
in der Welt verloren, findet er im Gefängniß wieder, Freundſchaft, Ermuthigung, Hingebung, 
Einflug. Man muß die Sitten und Gebräude diefer fonderbaren Gejellichaft kennen, um ibre 
Entſchädigung, Tröftungen, ja Freuden begreifen und richtig fhägen zu fönnen. Die Häu— 
figkeit ver Rückfälle, ver Leihtjinn, nicht felten ſogar die Zufriedenheit, mit welder der Schul: 
dige in fein früheres Gefängniß zurüdfehrt, beweifen die Wirfungslofigfeit der ge: 
meinfhaftliben Einferferung.‘ 

Trauriges Syſtem, in welchem weder die Härte der Peinigung, nod die humane Behand— 
lung, zu welden man im Girkel hingeführt wird, der wahren Humanität und Gerechtigkeit 
und den Zweden der Strafe entfprechen! 

Selbſt die feltenfte Tüchtigfeit der Zuchthausdirectoren vermag aus jenem traurigen Cirkel 
und Ergebniß jich nicht herauszufinden. Sie kann höhftens [heinbar und vorübergehend den 
Grunpfehler des Syftemd, das Anftedende und Verderbliche ver Verbrecherge— 
ſellſchaft, in den Hintergrund ftellen. Diefes bewies noch kürzlich die Obermaier'ſche Zudt- 
Hauseinrihtung. Es hegten früher Manche die Hoffnung, durch den gewiß achtbaren, für fein 
Bad auferorbentlich geeigneten Director die Mängel der gewöhnlichen Zudhthauseinrichtung 
befeitigen und diefelbe für den jegt allgemein anerkannten Beſſerungszweck brauchbar machen 
zu können. Der Verfafler diefer Zeilen theilte diefe Hoffnungen niemals, und als er einft jelbft 
in Kaiferölautern durch eigene Anfhauungen der Anftalt die günftigen und ungünftigen Mit: 
theilungen über diefelben zu prüfen ftrebte, wurden feine Zweifel beveutend vermehrt. Der 
äußere Anfchein der Anftalt machte ven Eindruck einer äußerft reinlidhen, und die Verbreder 
fhienen fat in einem allzu günftigen Zuftande ſich zu befinden. Aber die VBorftellung von 
der jo gerühmten, faft nur durch Achtung gegen den Vorfteher erhaltenen Ordnung und guten 
Willensftimmung der Züchtlinge minderte fi fehr. Ich wurde in Abwefenheit des Vorſtehers 
von einem Stellvertreter äußerft artig behandelt und erhielt die Erlaubniß, mich frei mit ven 
Züchtlingen zu unterhalten, und diefe wähnten bei jener befonders artigen Behandlung und bei 
dem Bertrauen und Wohlwollen, welches ich bei ihnen zu erweden wußte, in mir einen vielleicht 
in Münden einflußreihen Mann zu finden. Sie brachen dann in bittere Klagen aus, welche fie 





fogleih tödten, um doc wenigftens nicht der qualificirten Todesitrafe fich fchuldig zu machen. Die 
eigentliche finnliche Mbfchredungstheorie hat man als rechtlich nicht begründbar, als ſcheußlich und 
als nicht einmal wirkffam verworfen. Nun flüchtet fich die Luft an der finnlichen Beinigung in die foge: 
nannte abfolute ober wol gar fittlicye und hriftliche, rechtlich noch weniger begründbare angebliche 
en geiftigen Böfen mit dem finnlichen Leid. rden denn nicht endlich denkende 
Männer ſolcher ebanfenlofigfeit, folchen Gedanfenbanfrotts fi fchämen! Da follen dunfle Gefühle, 
bloße Bilder die Stelle rechtlich begrünbdeter Rechtsfäge vertreten? Wird man nicht endlich ein« 
fehen, daß Alles, was in diefer Vergeltung des Böfen wahr ift, in der Vernichtung deſſelben — 
alio in der Beſſerung — befteht, daß alfo alle finnlofe Beinigung, bie nicht Mar nachweistar 
azweckmaͤßig und sechtlich begründet ift zu foldyer Aufhebung, ſelbſt Verbrechen wird! 
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angeblich bei den jeltenen und kurzen jährlichen Infpectionen durch einen Negierungsconmiffar 
in fteter Gegenwart des Directors nie hätten vorbringen dürfen. Sie klagten z. B. über will: 
Fürliche, ohne alle Gontrole vom Director ausgeſprochene und zuweilen bis zur Vernichtung von 
Gefunpheit und Leben verlängerte Disciplinarftrafen des Arreftes mit Hungerfoft und Dunfel: 
heit, welchen auch noch neulich ein junger Schüler Schwanthaler’3, deffen hoffnungerweckende 
Arbeiten vorgezeigt wurden, erlegen fei, weil er in feinem hier gefährlichen Rechtögefühl ſich die 
Ungunft und Leidenſchaft des Directors zugezogen habe. Als nun jener Stellvertreter zu ſpät 
gewahr wurde, dag mir Nachtheiliges berichtet werde, verließ er nun meine Unterhaltung mit 
den Gefangenen nicht mehr, und beging die Ungeſchicklichkeit, meine etwa erhaltenen nachthei— 
ligen Vorftellungen dadurch berichtigen zu wollen, daß er die Gefangenen eraminirte und ihnen 
die Antworten zum Lobe der Behandlungsweife in den Mund legte. Diejes aber hatte jegt eine 
entſchiedene Behauptung des Gegentheils zur Folge. Es wäre fehr unbillig und unjuriftiich, 
aus einer ihrer Natur nach fo einfeitigen, vielleicht falfchen Darftellung der Züchtlinge, aus 
einer jo unvollfommenen Unterfuhung irgendein ſicheres Urtheil gegen die Direction abzulei: 
ten. Aber ed wurde mir doch aufs neue meine alte Wahrnehmung völlig anfhaulid, wie bei 
dem alten Zuchthausſyſtem (ebenfo wie aud bei vem Auburnfchen) alle Gefangenen unvermeid— 
lich einer verwerflichen, abfolut willfürlichen despotifchen Gewalt eines einzigen Mannes preisge— 
geben find, deflen oft tyranniſch zugefügte, oftlebendgefährliche Berlegungen durch einzelne mini: 
fterielle Scheinunterfuhungen durchaus nicht verhindert werden. Es wurde mir flar, wie ein 
Mann von fo viel Muth, Energie, Verftand und Eifer wie Herr Obermaier, bei feiner abjoluten 
Gewalt gleich einem Gott hier Wohlthaten und Genüffe, dort Entbebrungen und Leiden be: 
liebig auszutheilen, auch ſelbſt ohne Prügel eine große täufchenve äußerlihe Ordnung erhalten 
kann, bie doch noch weit entfernt ift von irgendeiner fittlihen und wahrhaft beifernden Einrich— 
tung. Und ald e8 bald naher, nachdem Herr Obermaier von der vielgepriefenen Anftalt in 
Kaiferdlautern nah Münden berufen war, in der dortigen Anftalt zu Tage fam, daß viele 
äußerlihe Ordnung vorzüglich mit dadurch erhalten wurde, daß ein Theil diefer Gefangenen 
für Lohn die Spione und Angeber feiner Mitgefangenen mahen mußte, und viele legtern dann 
wiederholt zu gemeinſchaftlichen ſcheußlichen Racheplanen und Morbthaten verführt wurden, 
daf in dieſen Anftalten die Sterblichkeit beinahe funfzehnfach fo groß ift als im Zellengefängnif 
in Bruchſal, da verfhmand vollends aller Zauber des gepriefenen Syſtems. Auch Haben gründ— 
liche Berichte ven Glauben an feine heilfamen Wirkungen und feine weſentliche Verſchiedenheit 
vom alten Zuchthausſyſtem gänzlich zerftört 14), und der landſtändiſche Geſetzgebungsausſchuß 
von Baiern entſchloß ſich zum echten pennſylvaniſchen Beſſerungsſyſtem. 

Was aber am entfchiedenften die Verdammung der ſchon ihrer Natur nach nicht beffernden, 
fondern verſchlechternden Strafanftalten begründet, ift der Umftand, daß die Regierungen durch 
fie ſelbſt Verbrechen an ven Verbrechern und durch fie verichulden, und daß es faft einem Wahn: 
ſinn gleihfommt, wenn man die jo rüdfällig werdenden Verbrecher num mit einer neuen dop— 
pelten Verſchlechterung beftraft. 

Einem Strafſyſtem alfo von folder Natur und folhen Wirkungen wie das frühere Zucht— 
hausſyſtem ift mit Recht bereit in ganz Europa der Stab gebrochen. 

So bleibt denn nur noch die Wahl zwifchen den noch übrigen beiden andern Hauptfyftemen, 
den Auburnjchen oder dem Pennſylvaniſchen. 

2) Das Auburnfhe oder Shweigfyftem. Freilich war ſchon verſchiedentlich der Ge— 
danfe entjtanden, die Züchtlinge dadurch zu beffern, oder wenigftend vor gegenfeitiger Anz 
ſteckung zu ſchützen, daß man fie Nachts trennte und Tags mit dem Gebot des Stillſchweigens 
zufammen arbeiten ließ, fo in Genua 1656, in Rom 1705, in Gent 1772 und Vilvorden bei 
Brüffel 1776, fodann nach Howard's Anregungen in mehren englifchen Gefängniflen. Doc 
ſtreng durchgeführt und zum Syftem ausgebildet wurde der Gedanke erft in Amerika. Diejes 
Syſtem wurde, nachdem man aud in Neuyorf wie in Pennfolvanien die verfchiedenften Ver: 
ſuche gemacht Hatte, die Zuhthäufer in Beiferungsanftalten zu verwandeln, und nachdem aud 
hier wie in Philadelphia ein Verſuch einer gänzlihen täglichen und nächtlichen Iſolirung durch 
Mangel an zweckmäßigen Gebäuden und dur Überfüllung mit Gefangenen, durd allzu große 


14) Füeßlin, „Die Einzelhaft nach fremden und fechsjährigen elgenen —— im neuen Män: 
nerzuchthaufe in Bruchial” (Heidelberg 1855), S. 338 fy.; Probſt, „Ausfchußbericht der zweiten 
Kammer in Württemberg“, S. 7 fg.; Diez, „Über die Verwaltung der Ginzelhaft‘‘, S, 39 fg- 
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Härte, Entziehung der Arbeit und jeglicher menſchlichen Geſellſchaft mislungen war, Durdh den 
energiihen Director der Strafanftalt von Auburn, Gapitän Lyndts, ausgebildet. 

68 befteht darin, daß man die Gefangenen gut nährt und Fleivet, Nachts und in Erbolunge: 
zeiten, zum Theil auch beim Eſſen, in Fleinen Zellen getrennt hält, fte dagegen in ven Arbeitd- 
flunden im Freien oder in Sälen, beim Unterricht, beim Gottesdienft und beim Spazierengehen 

ufanmen läßt, aber durch firenge Aufiicht und Beftrafung und durch militärifches Commando 
überall, alſo auch bei ver Arbeit, bei den Gängen zu und von ihr oder zu und von der Kirche 
oder dem Spazierhofe von jeder Mittheilung untereinander abzuhalten fuht. Um Ordnung in 
den großen Berfammlungen der Berbredyer zu erhalten und um den ftärfften menjchlichen Trieb 
der Mittheilung mit Menſchen, mit denen man täglich zufammenlebt, zu befiegen, find in 
Amerifa die zablreihen Unterauffeher der auburnjhen Anftalten mit der Peitihe bewaffnet, 
damit jie jede Mittheilung und jeden Ungehorfam augenblidlih durch eine beliebige Anzahl 
von Hieben auf den entblößten Rüden betrafen fönnen. In den europäischen Anftalten nad 
Auburnſchem Syſtem ſuchte man mit Strafen des Dunfelarrefted, ver Hungerfoft, des An- 
fließend u. ſ. w. auszureichen. 

5) Das Pennſylvaniſche oder Trennungsſyſtem wurde nad vielen frühern Be 
mühungen und Verſuchen in feiner jegigen Geftalt erft in ven Jahre 1829 in Philadelphia 
ausgebildet, two jegt dad damals eröffnete Zellengefängniß 586 Zellen zählt. Diefed Syſtem 
wurde feit feiner Aufnahme in Europa gemilvert und weiter entwidelt. 

Es befteht jegt darin, daß man die in der Strafanftalt befindlichen Verbrecher gut Eleidet 
und nährt, fie in abgejonderten, möglichſt geräumigen, gut erleuchteten und gelüfteten befondern 
Bellen allein und voneinander getrennt jchlafen und arbeiten läßt, dagegen aber nicht von un: 
ſchädlichen, vielmehr tröſtlichen und beilfamen Beſuchen, Gefpräden und Mittheilungen wohl: 
wollender Menjchen zuückhält, jie alfo nicht mehr, wie früher in Philadelphia, ganz ifolirt. 

Man macht fogar den Gefängnißvorjtehern, den Infpectoren, den Ärzten, Geiftlihen, ven 
Lehrern, Werkmeiftern tägliche Beſuche zur Pflicht, geftattet unſchädliche Beſuche Fremder, der 
Verwandten und Menfchenfreunde, ſowie unſchädlich befundenen brieflihen Verkehr ver Sträf- 
linge mit ihren Angehörigen. In manchen Anftalten fodert jogar das Gefeg täglich zehn Be: 
ſuche, die des Aufſehers mit einbegriffen. Man forgt für die Gefundheit ver Sträflinge durch täg- 
lien abgefonderten Spaziergang im Hofraum und, fo weit nicht die Arbeit die nöthige Ubung 
der Muskelkraft gewährt, aud durch ftärfere körperliche Bewegung, 3. B. an Pumpwerken. 
Man gewährt ihnen Gottesvienft und heilſame, unfhänliche Lectüre. Man ertheilt ihnen Schul: 
und Gewerböunterricht und geftattet ihnen auf ihr Verlangen, welches bei ihrer Einfarnkeit nie 
lange auf fi warten läßt, jo weit möglich nach ihrem befondern Gefhmad und Wunſch, nüg: 
liche Arbeit, von deren Ertrag ihnen ein Theil des Lohnes zufällt, theils alsbald zu Fleinen Er: 
leihterungen oder für Unterftügung ihrer Angehörigen, theils beim Verlaſſen ver Anftalt als 
Hülfsmittel zur Begründung einer neuen gejellfhaftlihen Exiftenz, und erfüllt ihren Wunjd, 
zu ihren Beſchäftigungen aud über die Arbeitöftunden hinaus ihre Zellen zu erleuchten. Kurz 
man behandelt jie überall möglichſt wohlwollend, fügt ihnen nicht eine einzige Härte zu, blos 
um fie zu quälen oder ihr unvermeidliches Leiden zu vermehren, und fucht überall dahin zu wir 
fen, daß die Sträflinge, veranlaßt durch Einſamkeit, Ordnung, Mäßigkeit, veligiöfe und mora: 
liſche Lehre und Hülfe, in fih gehen, durch Neue, eigenen freiwilligen Fleiß und freiwillige er: 
gebene Erduldung ihrer Beilerungsftrafe ſich mit Gott, mit ſich ſelbſt wieder ausſöhnen und fo 
endlih zu einem neuen befjern Leben in die Gefellichaft zurücktreten fönnen. Bei der leichtern 
Bändigung des Trotzes durch folde Strafe und ihrer Wirkung auf das Gemüth der Sträflinge 
und bei der Unmöglichkeit des Complotirens, vorzüglich aber wegen der Entfernung der ftärf: 
ften Anreizungen zu Gejegwiprigkeiten, bedarf ed bier weniger Unteraufjeher und ungleid 
weniger Disciplinarftrafen ald im Auburnfhen Syfteme. Eine zwedmäßige Baueinrichtung, 
etwa die ftern = und ftrahlenförmige, bei welcher im Mittelpunkte die Auffeher das Ganze über: 
ſehen und die gemeinſchaftlichen gottesdienftlihen und Unterrichtsfäle fo eingerichtet find, daß 
jeder Sträfling nur den Prediger oder Lehrer, aber feine andern Sträflinge fieht, muß natürlich 
das Syſtem unterftügen. 

Ein angeblihes viertes Syſtem, das in Genf ausgebildete fogenannte Elaffenfvftem, 
nah welchem man die Sträflinge je nad) ihrer größern oder geringern Verdorbenheit und Beſſe— 
rung in härter oder milder behandelte Glaffen eintheilt und fie zum Lohne oder zur Strafe wegen 
Bellerung oder Nihtbeilerung trennt oder vereinigt, bildet Fein neues felbftändiges Haupt: 
foiten. Es ift aud) anerkannt fehr ſchwierig und bedenklich, nad) jener größern Verdorbenheit 
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und Befferung, die jih äußerlich nur ſehr unjicher erkennen laſſen und ſich namentlich auch feis 
neswegs nad) der Größe der Strafen beftinnmen, bleibende Elaflenabtheilungen und dieſe zu 
einer durchgreifenden Grundlage der Strafeinrihtung zu machen. 

V. Die Vorzüglichkeit des Pennſylvaniſchen Syſtems. Liber ven Vorzug des 
einen oder des andern der beiden Hauptſyſteme, zwiſchen welchen allein die Wahl bleibt, wurde 
biöher viel geftritten. Es warb, wie dieſes in einer für die menfhlichen und politifchen Verhältz 
niffe fo tief eingreifenden und wichtigen Sache erflärlih und nicht einmal nachtheilig ift, ver 
Streit aud) häufig mit vieler Wärme und mit entſchuldbarer wirklicher oder fogenannter Leiden— 
ſchaft, mit vorgefaßten Anfihten und mit irrigen oder einfeitigen Auffaffungen und Darftellun= 
gen von Thatfachen geführt. Wer aljo hier wirklich die Wahrheit erfennen will, der wahrlich 
muß fi wohl hüten, feine Anſicht nad) den erften beften Nachrichten, Zeitungsartifeln und Par: 
teifchriften allzu leicht beflimmen zu Taffen. Er muß möglihft die ganze, freilich fhon fehr große 
Literatur über den Gegenftand zu erfaffen fuchen und, wenn thunlich, die vielfeitige Prüfung 
der verſchiedenen Anftalten mit eigenen Augen und Obren vornehmen. Je weniger ihm beides 
möglich ift, um jo mehr muß er vorerft an eine gründliche Erwägung der Natur der Sache, der 
pfochologifhen und moralifhen Gefeße und ber natürlihen Verhältniffe gehen. Er muß ſich 
zugleich an die Berichte der wahrhaft jahfundigen Männer wenden, die, wie ein Julius oder 
die ehrenwerthen Directoren der erften Strafanftalten, ein Crawford und Ruſſell, ein Due— 
petiaur, de Mes, Moreau Ehriftophe, Aubanel, Grellet, Bamv, Füeßlin, auf die achtungs— 
würdigſte Weife ihr Leben den Gefängnifeinrichtungen widmeten, oder welche doch, wie, neben 
den Genannten, ein Tocqueville, Beaumont, Blouet, Gapitän Pringle, die beiden canadifhen 
Abgeordneten Nielfon und Mondelet, ver Däne David, v. Würth und Varrentrapp, binläng= 
lich befähigt und mit allen Mitteln ausgerüftet, im Auftrage ihrer Regierungen die verfchie- 
denften Anftalten nicht etwa als Reifende einmal flühtig anfahen, fondern mit bereitwilfiger 
allfeitiger Unterftügung der Gefängnißpirectoren forgfältig felbft beobachten und in ihrer ganz 
zen innern Einrihtung und Wirkſamkeit prüfen konnten. 

Es wird wol doppelte Glaubwürdigfeit verdienen, wenn ſolche Männer fi immer allge: 
meiner und entſchiedener für dad eine, das Pennfolvanifche Syſtem, erklärten, wenn fie, wie 
die zuvor genannten, diefed thun, nicht aus vorgefaßter Parteilichkeit, fonvern weil fie, nad: 
dem fie früher bei unvolllommener Kenntniß gegen das Bennfylvanifhe und für das Auburn= 
fche Syftem eingenommen waren, jebt von der augenfälligen und erfahrungsmäßigen Wahr— 
heit ergriffen wurden, ſodaß ihren Berichten in allen weſentlichen Punkten eine bewunderns⸗ 
werthe Übereinſtimmung beimohnt. Ebenfo fpricht e8 für die Sache, wenn große Nationen, wie 
die franzoͤſiſche und englifche, ihre Schriftfteller und praftifhen Staats- und Gefhäftsmänner, 
ihre Regierungen und Parlamente, die von ihnen ſelbſt bereits in ihrem Lande beobachtete erfah⸗ 
rungsmäßige Borzüglichkeit des Bennfylvanifchen Syſtems jegt anerkennen und ed in ausge— 
dehnterm Umfange bei ſich einführen, das zuerft vorgezogene Auburnſche Syftem aber wegen 
feiner erprobten Mängel verlaffen. Wahrlih, ſolchen Zeugniffen ift vod mehr Glauben beizu— 
legen ald flüchtigen Reifenden! Man darf ihnen mehr glauben ald vereinzelten ohne ihren Zu: 
fammenhang aufgefaßten Daten, als einfeitigen Zeitungdartifeln und PBarteiftimmen. Alle 
dieſe wurden ja noch ſtets gegen jede neue Einrichtung, zumal im politifchen Gebiete, fie wurden 
3. B. aud gegen Eijenbahnen und Dampfichiffe Hundertfad laut, 19) 

Es fei nun erlaubt, mit den eigenen Worten jener berühmten britifchen, franzöfiichen, 
belgiſchen und deutſchen Beobachter der Anjtalten beider Syſteme zu ſprechen. Vielſeitiger und 
praftifcher, als dieſe erfahrenen trefflihen Geſchäftsmänner ed thun, läßt ſich der wichtige Ge: 
genftand nad) allen Hauptfeiten nicht beleuchten. 

Ich wähle Hierzu vorzüglich wörtliche Auszüge aus dem fhriftlichen Gutachten, welches dieſe 
Männer dem Öfterreihifchen Juſtizbeamten Dr. Jofeph v. Würth, ver nad) genauer Erfor— 
fung der franzöfifhen, englifchen, fchottifchen, belgiſchen und ſchweizeriſchen Gefängniffe in 
feiner Schrift: „Die neueften Fortſchritte des Gefängnißweſens“ (Wien 1844), ſich ebenfalls 
völlig entihieden für das Pennſylvaniſche Syftem erklärt, zur Befanntmahung in diefer Schrift 
mittheilten. 


15) Man vergleiche } B. die fo merfwürbig falfchen Berichte zum äußerften Nachtheil des Pennſyl⸗ 
vanifdyen Syſtems, welche Dr. Barrentrapp in den „Jahrbüchern ber Gefängnißfunde‘, IV, 201; 
V, 40, 108, 142, 208, u. X, 190, gründlich berichtigt. (S. diefelben aud) in der 2. Ausgabe bes 
„Staats:Lerifon‘, II, 424.) 
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Diefe vortrefflihen Berichte ftellen die Verwerflichkeit des Auburnſchen Syſtems, diefe vers 
meintlihe „moralifhe Trennung ver Verbrecher“, welche doch in Wahrheit die obigen Vor— 
würfe der frühern gänzlihen Vereinigung und noch eigenthümliche Vorwürfe treffen, mufter: 
haft var. Sie beweifen jhon hierdurch die Nothwendigkeit und zugleih die Vorzüglichkeit 
der gänzlichen pennfylvanifhen Abjonderung. Sie erhielten auch durch die neueften gründlich— 
ften Beobadhtungen und durch die Erklärung auf den europäifhen Gongreffen über die Straf: 
einrichtung und die Wohlthätigfeitöanftalten in Srankfurt und Brüſſel, fowie in den beften 
neuern Schriften und Berichten, namentlich in denen von Füeßlin, Varrentrapp und Probft 16), 
und auch in Schriften von ehemaligen Sträflingen pennſylvaniſcher Anftalten, wie Schlatter, 
Corvin und Hägele 17), neue Bejtätigungen. 

Aleris v. Tocqueville, Mitglied der franzöfifhen Deputirtenfammer und des Franzöjifchen 
Inftituts, Verfaſſer der claſſiſchen Schriften über die amerifanifhe Demokratie und über das 
altfranzöſiſche Regierungsſyſtem, ſchrelbt (ſ. Würth, S. 581) am 19. April 1845 unter Ans 
derm das Nachfolgende: : 

„I) Bor allem ift es gut, das zu bezeichnen, was unbeftritten ift, Uberall, in Amerika, in 
England, in Frankreich, und ic, glaube in allen Ländern, wo man ji mit dem Gefängniß- 
wesen beihäftigt, herrſcht volle Übereinftimmung barüber, daß die Ginführung des Zellen: 
ſyſtems in Gefängniffen für den Unterſuchungsarreſt nur Vortheile varbietet und gar feine Uns 
zufömmlichkeiten zeigt. 

2) Auch hierüber befteht vollftändige Einigkeit unter allen Gefängnipfundigen, daß das 
Zellenſyſtem in ven Gefängniffen für Sträflinge, die blos auf kurze Zeit, 3. B. auf ein bis zwei 
Jahre verurtheilt find, nur beilfame Folgen haben fann ; denn die Erfahrung bat auf eine un: 
wiverlegliche Weife bewiejen, daß die Ginzelhaft, wenn fie ſich nicht über ein oder zwei Jahre 
ausdehnt, Feine üble Wirkung weder auf die phyſiſche Gefundheit nod auf das Geiftesvermögen 
der diefem Syſteme unterworfenen Sträflinge äußern kann. Ich wiederhole, daß über dieſen 
Punkt die ganze Welt einig ift. Selbft jene Staaten Amerikas, melde das Syſtem der verein: 
zelten Haft in Oefängniffen für mehrjährige Strafen zurüdgewiefen haben, wenveten es doch 
auf Gefängnilfe für Angeklagte und zu Eurzen Strafen Verurtheilte an. 

Ich gehe vaber ſogleich auf die Grfängniffe über, welche für lang dauernde Strafen beftimmt 
find, und id für meine Perſon zweifle nit, daß das Syſtem der Einzeleinfperrung auch in 
diejen eingeführt werben folle. Meine Gründe find in Kürze folgende: 

1) Erftlich ift zu beinerfen, daß Alle, welde nad und nad) von ven europäifhen Regieruns 
gen, von Frankreich, England und Preußen u. ſ. w. nad) Amerika gefhicdt wurden, um die Wir: 
ungen des Zellenjyftems zu unterjuhen, als entſchiedene Anhänger diejed Syſtems zurüd- 
gekommen find, nachdem jie ed in Wirkſamkeit gefeben hatten; eine Thatſache, welche um fo 
merfwürdiger ift, da mehre dieſer Gommillare, unter andern Dr. Julius in Berlin, mit fehr 
ausgeſprochener Abneigung gegen die Einzelhaft dorthin reiten. 

Dies war aud bei mir der Fall, 

2) Berner ift ed bemerfendwerth, daß dieſes Syſtem nad) und nach die Stimmen faft aller 
Praktiker in England und Franfreich für fi gewonnen hat. Faſt alle neuen Gefängniffe Eng= 
lands find nad) diejem Syfteme erbaut, insbeſondere alle, welche ver Staat errichtete. In Frank: 
reich baut der Minifter des Innern blos Befängnifle nad dem Zellenfoften und verweigert ſo— 
gar den Departements die Ermächtigung, nad einem andern Plane zu bauen. Alle franzö— 
fiihen Generalinipectoren der Gefängniffe, mit Ausnahme eines einzigen, find Anhänger des 
Syſtems ver Eingeleinjperrung. Sie jehen alſo, daß in ven Ländern, die ſich mit dem Gefäng— 
uißweſen am meiften beichäftigt haben, fat alle Theoretifer und Praftifer diefem Syiteme ven 
Borzug geben. Dies erzeugt gewiß eine mächtige Vermuthung zu Gunften dieſes Syftems. 

Laſſen fie und der Sache jegt auf den Grund fehen: 

1) Unter allen Gefängniffen ift in einer Anftalt nach dem Zellenſyſtem eine gute Disciplin 


16) Barrentrapp, „Ausichußbericht an die Geſetzgebende Berfammlung (zu Franffurt), 27. Sept. 

el Füeßlin, „Die @inzelhaft u. ſ. w.“ S. auch defien „Beziehungen des neuen badifchen Strafge: 

des zum Pönitentiärfyftem‘' (Karlsruhe 1853) und „Das neue Männerzudthaus u. ſ. w.“ (Karlss 

ae ie jpeoit, „Gommiffionsbericht und die Verhandlungen der zweiten Kammer in Württems 

erg‘ - 

17) Schlatter, „Das Syſtem der Einzelhaft u. ſ. we; Stimme eines Gefangenen” (Manheim, 

2. Ausg., 1856); Corvin, „Die Einzelbaft und das Zellengefängniß in Bruchſal“ (Hamburg 1857); 
Hägele, „Erfahrungen in einfamer und gemeinfamer Haft‘ (einzig 1857) 
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am leichteſten zu begründen und aufrecht zu erhalten. Wenn die Maſchine einmal gut aufge— 
zogen ift, jo gebt jie von jelbft. Dies ift ein fehr großer Vortheil, wenn es ſich darum handelt, 
ein vollitändiges Gefängnißſyſtem bei einem großen Volke einzuführen, veffen Regierung nicht 
jevem einzelnen Strafbaufe eine unausgejegte Aufmerkfamfeit widmen fann und daher ein 

Syſtem wählen. muß, das zu feiner Wirkfamfeit nicht ein tägliches Ginfchreiten der Regierung 
bedarf. 

2) Jedermann gibt zu, daß das Zellenfoftem unter allen Syſtemen das geeignetfte ift, um 

einen tiefen @indrud auf das Gemüth des Gefangenen hervorzubringen und dieſen beſſer zu 
machen. Allein es hat in meinen Augen einen noch entſchiedenern Vorzug. Es ift das einzige 
Syſtem, welches verhindert, daß der Gefangene fchlechter werde. Alle Gefängnifle machen die 
Sträflinge ſchlechter, als jie bei ihrem Eintritte in diefelben waren; nur die Zellgefängniffe 
geben vie abfolute Garantie, daß Derjenige, welcher darin angehalten wird, nicht verberbter 
austreten werde. Ich meinestheild ftelle dieſe Gewißheit weit höher ald die Wahrfcheinlichkeit 
einer Beflerung, auf welche die meiften Philanthropen fo hohes Gewicht legen. 

5) Das Zellenivftem ift überbies das einzige, welches verhindert, daß fi die Gefangenen 
in der Strafanftalt fennen lernen und daſelbſt jene Bergefellfhaftungen von Miffethätern an— 
fnüpfen, wodurch die bürgerliche Geſellſchaft fo viel zu leiden hat. Auch über dieſen Punkt ge: 
währt diejes Syſtem allein eine abfolute Garantie. j 

Dieje Vortheile jind einleuchtend. Welches find nun die Übelſtände, welde man von diefem 
Syſteme zu beforgen hat? 

4) Die Koftipieligfeit der Zellengefängniffe. Es ift wahr, daß der Bau eines folden 
Gefängnifles mehr ald der eines andern koſtet. Allein es ift dabei zu berückſichtigen, evftlich, 
daß die darin Angehaltenen nur felten rüdfällig werden, und zweitens, daß die Strafe, welche 
man darin ausfteht, fireng genug ift, damit die Gefängnißftrafe fürzer fein fönne. Die Com: 
mijjion der Deputirtenfammer, deren Berichterftatter ich im Jahre 1840 war, machte ven Vor: 
flag, gleichzeitig mit der Einführung des Zellenſyſtems die Dauer aller Gefängnißftrafen nad 
einem jehr anjehnlihen Verhältniffe zu reduciren. Weniger Rüdfälle und weniger Sträflinge, 
dies find die zwei großen Erfparungäquellen bei dieſem Syſteme. Es gibt aber noch eine andere 
Erſparungsurſache, vie hier befprochen zu werben verdient. Ein nad dem Pennſylvaniſchen 
Syſtem gebautes Gefängniß kann jedem andern Gefängniß angepaßt werden, wogegen ein 
nicht für die beftändige Einzelhaft erbautes Gefängniß nur mit außerordentlich großen Koften 
dafür geeignet gemacht werden fann. 

2) Man hat vorgegeben, daß die Beſchäftigung der Gefangenen in der Einzelhaft Schwie: 
rigfeiten habe. Die Erfahrung hat dad Gegentheil bewiefen: unter diefem Syfleme lernen die 
Gefangenen ſchneller ein Handwerk und üben e8 fleifiger aus. 

5) Man hat ferner behauptet, daß es bei diefem Syftem unmöglich fei, die Gefangenen 
den Geremonien des Gottesdienſtes beimohnen zu laffen, was befonders in katholiſchen Rändern 
ein großer Ubelitand wäre. Die Erfahrung bat auch davon dad Gegentheil bewiefen. Die 
Bellengefängniffe, welche eben jegt in Branfreich gebaut werden, find fo eingerichtet, daß alle 
Gefangene, ohne ſich untereinander zu jehen, den Prieſter am Altare ſehen und feine Stimme 
hören fönnen. 

4) Ich komme zu der großen Einwendung, die allein meiner Meinung nad von Gewicht 
if. Man behauptet, daß das Zellenfyftem ver körperlichen und geiftigen Geſundheit der Sträf: 
linge ſchädlich ſei. 

Was die körperliche Geſundheit betrifft, ſo iſt das Gegentheil durch Thatſachen erwieſen. 
Die Zahl der Todesfälle in den Zellengefängniſſen war bisher kleiner als in den ältern Ge— 
fängniſſen Amerikas und in den gegenwärtigen Strafanſtalten von Frankreich; ja ſie iſt ſogar 
geringer als die Sterblichkeit, welche in unſerer Armee in Friedenszeiten herrſcht. Was kann 
man von dem Staate noch mehr begehren? 

In Betreff der geiſtigen Geſundheit der Gefangenen iſt es gewiß, daß das Zellengefängniß 
zu Philadelphia einige Fälle von Geiſtesſtörungen aufzuweiſen hat; allein ein tieferes Stu— 
dium der amtlichen Ausweiſe lehrt, daß in den meiſten Fällen die Geiſteskrankheit ſchon vor der 
Anhaltung vorhanden war. Dieſe Thatſache erklärt ſich leicht, wenn man bedenkt, daß es in 
Amerika faſt keine Irrenanſtalten gibt, und daß die Richter deshalb oft Perſonen, welche Ver⸗ 
gehen begingen, ſelbſt dann in die Strafanſtalten ſchicken, wenn es auch nicht erwieſen iſt, daß 
dieſelben den vollſtändigen Gebrauch ihrer Vernunft gehabt haben. 

Man darf auch den Umſtand nicht aus den Augen verlieren, daß das Suftem der Einzel- 
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haft, wie ed in Philadelphia gehanphabt wird, von dem hier empfohlenen und in Fraukreich 
bereits in Wirkſamkeit befindlichen Spfteme in vielen bedeutenden Zügen abweicht. Die Grün: 
der des Gefängniffes zu Philadelphia hatten nur die Einſchüchterung zum Zwecke; ihre Abfict 
ging nicht blos dahin, die Gefangenen von ver Geſellſchaft von Verbrechern zu trennen, jondern 
fie in die tieffte Einſamkeit zu verjenfen, fie vollftändig von der Welt abzufondern und gleihfam 
gänzlich von der menſchlichen Gefellihaft zu entfernen. 

Es ift begreiflich, daß bei einer folhen Behandiung die Einbildungsfraft mancher (übrigens 
doch nur fehr weniger) Oefangenen überreizt wurde. In Branfreih geht man von einem gan; 
andern Gejihtöpunfte aus. Man hat bei der Anwendung bed Zellenſyſtems nur die Abfict, 
den Sträfling von der verderblichen Geſellſchaft anderer Verbrecher abzufondern. Weit entfernt, 
ihn aud von der Geſellſchaft ehrbarer Leute zu trennen, jucht man die Berührungen deſſelben 
mit ſolchen Leuten auf alle Weife zu vervielfältigen. Alle Gefängnißvorſchriften ftreben vabin, 
die Berührungen zwiſchen dem Gefangenen) und feiner Familie, wenn fie ehrbar ift, dem Ge— 
fängnißdirector, den Auffehern, dem Lehrer, dem Geiftlihen, den Werkführern, den milden 
Geſellſchaften und überhaupt mit allen Perfonen zu erleichtern, welde ſich aus Menſchenliebe 
oder Frömmigkeit mit ven Gefangenen beſchäftigen wollen. 

Übrigens ift dieſes Syſtem im Jahre 1859 der Prüfung der parifer Akademie der Medicin 
unterzogen worden, welche erflärte, daß die Einzelhaft, wenn fie auf joldhe Art angewendet wirt, 
weder bad Leben der Gefangenen verkürzt, noch ihre Vernunft in Gefahr jegt.1®) 

Nah allem Diefen bin ich feft überzeugt, daß das Syſtem der Einzelhaft, welches nad 
dem Geftändniffe Aller das einfahfte in feinen Vorgängen und das wirfjamfte in Betreff der 
moralifhen Ginwirfung auf die Gefangenen ift, dem Auburnfhen Syſtem unendlich vorzu: 

iehen ſei.“ 
Guſtav v. Beaumont, ebenfalls vormaliges Mitglied der Deputirtenkammer und bed Fran: 
zoͤſiſchen Inſtituts, ſtimmt den Anſichten Tocqueville's vollſtändig bei und ſagt unter Anderm. 

„Aus einer genauen Prüfung der Syſteme und ber in Frankreich ſowol als in andern Län: 
dern gemachten Erfahrungen geht für mich die tiefite Überzeugung hervor, daß dad Syftem ber 
gänzlihen Abfonderung der Gefangenen untereinander bei Tag und Nacht jedem andern Suftem 
und indbefondere dem der Abfonderung bei Nacht mit gemeinfhaftlicher Arbeit bei Tag vorzu: 
ziehen fei. Ie mehr man über diefen Gegenftand nachdenkt, deſto mehr erfennt man, daß jede 
Berührung der Gefangenen untereinander eine nothwendige Veranlaſſung gegenfeitiger Ber: 
ſchlechterung iſt. Es gibt nur Ein Mittel, viefe Anſteckung zu verhindern, nämlich jeve phyſiſche 
und geiftige Communication unter den Gefangenen bintan zu halten. 

In Betreff der gegen diefed Syſtem in feiner Anwendung auf langzeitige Gefängnißftrafen 
erhobenen Einwendungen bitte ih Sie nicht zu vergeflen, daß dieſe Einwürfe, welche zu einer ge= 
wiffen Zeit einigermaßen gegründet waren, heutzutage vor ben bebeutenden Anderungen 
u find, durch welche man Das, was in dem Syſtem allzu ftreng und abfolut war, mobi: 

cirt hat. 

Man flieht täglich die Einwendungen verfchwinden, welche man anfänglich einem Süfteme 
gemacht hatte, das, um recht gewürdigt zu werben, nur gut gekannt zu fein braucht. Es ift in der 
That das einzige Syſtem, welches ſichere Vortheile varbietet. Jede Bemühung, das Stillſchwei⸗ 
gen und bie Abweſenheit moralifcher Beziehungen unter vereinigten Gefangenen aufrecht zu er: 
balten, ift eine wahre Ghimäre, 

Nod muß ich zwei Punkte bemerken, welche für die Gefangenen felbft von größtem Nugen 
und für dieRegierungen von der höchſten Wichtigkeit find. In einem Gefängniß, in welchem die 
Gefangenen voneinander abgefondert find und fein Complot miteinander verabreden fönnen, 
ift jedes Entfommen eined Sträflings unmöglih. Der fo ifolirte Gefangene ift der Gefellichaft 
gegenüber in den Zuftand der größten Schwäche verſetzt.“ 

In noch ausführliderm Gutachten beftätigt das Frühere. Herr ve Meg, Director einer Straf: 
eolonie, der ebenfalls im Auftrage ver Regierung die amerifanifhen Anftalten unterfuchte. Gr 
fagt unter Anderm: 

„Ich kann nicht glauben, daß die Abficht des Geſetzgebers dahin gegangen fei, daß die Strafe 
die Folge habe, Denjenigen, der einmal einen Fehltritt begangen hat, bis zur äuferften Grenze 
ber Schlechtigkeit hinzuführen und, fagen wir es, ohne mit den Worten zu fpielen, ein Gorrec: 





18) Mit diefem Gutachten waren insbefundere auch einverftanden Esquirol, der es verfaßte, und 
Parifet, zwei ber allererfien jegt lebenden Irrenärzte. 
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tionshaus in einen Ort der Verderbniß umzuwandeln, Man weiß leider bei ver Geneigtheit des 
Menſchen zum Böfen, daß immer der Schlechte auf ven Guten eimvirft. Es ift damit im Mora= 
lifhen wie im Phyiiihen. Man werfe ein Gold- und ein Bleiftüd in einen Sad und fhüttele 
fle.eine Zeit lang durdeinander, fo wird die Oberfläde des Goldſtücks mit Blei überzogen er— 
ſcheinen. Wenn man aber, um einen von der Peſt leicht Ergriffenen zu heilen, ihn mit einem 
durch und durch von der Peſt Angeftedten in Berührung brächte, würde e8 Jedermann für Bar- 
barei erklären, und mit Recht. So viel in Vetreff des Einzelnen. Wenn wir aber das Intereffe 
der Geſellſchaft betrachten, fo ift diefes noch weit mehr gefährvet. Wenn die Gefellfchaft ein In— 
dividuum aus ihrer Mitte ausſcheidet, handelt jie aus einem Beſtreben für die Erhaltung der 
Maſſe, weil fie bejorgt, daß dieſes Individuum die Sicherheit verfelben gefährbe. Statt deſſen 
aber verdoppelt, ja verbreifacht fie feine Mittel zu fchaden, durch die Kraft der Verbindung mit 
Andern, die jie ihm verſchafft; jie voflendet feine Erziehung im Böen, jie fegt ihn in den Stand, 
feine Theorie zu vervollkommnen; mit einen Worte, fie weiht ihn ganz für das Verbrechen ein, 
Man kann das Stillſchweigen des Auburnfchen Syftems in der Theorie zugeben, was aber feine 
Anwendung betrifft, jo gibt es feinen redlichen Praktiker, ver an die Möglichkeit ver Aufrechthal- 
tung deflelben glaubt, und zwar felbft mit Hülfe der förperlichen Züchtigung, welche für Denjeni- 
gen, der jie anwendet, ebenſo herabwürdigend wie für den Gezüchtigten felbft ift. 

Die Erfahrung hat bewiefen, mit welcher Leichtigkeit fich die geringfte Neuigkeit im Innern 
ber Strafantalten fortpflanzt. Ich habe durch einen Sträfling in dem nad) dem Auburnfchen 
Syſtem eingerichteten Gefängniffe Sing Sing erfahren, daß er den Zweck meines Beſuchs 
von einem feiner Strafgenofien, den ich etwas früher befragte, vernommen hatte. Im Gegen— 
theile wußte man in dem Gefängniffe Georg-Hill unter dem Pennſylvaniſchen Syſtem gar nichts 
von dem Dajein der Cholera, während die Stadt Philadelphia von dieſer Geiſel verheert 
wurde. Wenn ed aber erwiefen ift, daß vie Aufrechthaltung des Stillſchweigens unmöglich und 
der Bruch deſſelben unvermeidlich iſt, ift es nicht eine Grauſamkeit, Leute in die Nothwen— 
digkeit, der Verfuhung zu unterliegen, zu verfeßen, um fie dann ohne Nachſicht beftrafen zu 
können?” (Und, ſetze ich ald Berichterftatter hinzu: verfchlechtert man nicht die Gefangenen, 
fatt fie zu beifern, wenn man fie zu ſolchen Qualen des Tantalus verdammt und fie zu täglichen 
Geſetzeswidrigkeiten verführt und gegen die Beiniger des Staats, alfo gegen den Staat empört 
und zum fortvauernden Kriege reizt?) De Meg fährt fort: „Gehen wir aber weiter; geben wir 
felbft zu, daß mitteld der Veitfche oder auf was immer für eine andere Weile das Stillſchweigen 
in den Arbeitöjälen erreicht werden könne, fo muß man body anerkennen, daß diefe fo ſtrenge Be— 
bandlungsweife in der Kranfenabtheilung nicht eingeführt werben kann. Sollte man den 
Unglüfligen fogar auf dem Bette des Schmerzes ftrafen und feine Leiden dadurch vermehren? 
Nein, ohne Zweifel wird man dort die Geſpräche dulden müflen, weil e8 unmöglich ift fie zu 
verhindern. 

In einer gewillen Zeit werden faft alle Sträflinge nad und nad} in Die Kranfenabtheilung 
kommen; fie willen ja, wie fie dahin gelangen können, wenn fie wollen; und dort werben noth⸗ 
wendig jene Verbindungen angeknüpft werden, die man eben zerſtören will. 

Die Gefangenen können überhaupt vielleicht keine langandauernden Geſpräche führen, aber 
fie können ſich jagen, was fie einander mitzutheilen das größte Intereſſe haben, d. i. fie können 
ſich ſagen, was für die Geſellſchaft das Gefährlichſte iſt. Es würde daher zwiſchen dem heutigen 
Zuſtande und dem neuen Syſtem, welches man einführen wollte, nur ein geringer Unter— 
ſchied ſein. Die Unmöglichkeit des abſoluten Stillſchweigens iſt keine Frage; fie iſt eine That— 
ſache, welche ſelbſt bei den wärmſten Anhängern des Auburnſchen Syſtems anerkannt wird. 
Wenn aber die Gefangenen ſich ihre Gedanken mittheilen können, von welcher Beſchaffenheit 
glaubt man wol, daß dieſe Mittheilungen, dieſe Vertraulichkeiten ſein werden? Gewiß nur Pa— 
rolen der Vereinigung, Signale der Empörung, Zoten, Hohn, Läſterungen, Drohungen gegen 
die Aufſeher und Vorſteher der Anſtalt werden über die Lippen der Sträflinge kommen. 

Rückſichtlich der Geſundheit geht aus den Protokollen, welche Dr. Bache, der Enkel des be— 
rühmten Franklin, als Gefängnißarzt führte und welche ich in meinem Bericht an die Miniſter 
anfügte, hervor, daß in dem Gefängniß zu Philadelphia die Sterblichkeit nicht nur kleiner als in 
der Stadt ſelbſt und unter der freien Bevölkerung von Philadelphia war, ſondern auch, daß unter 
den aus demſelben ausgetretenen Sträflingen kaum 13 ſich minder gut als bei ihrem Eintritt 
in die Anſtalt befanden, 166 in demſelben Geſundheitszuſtande und 78 ſogar geſünder und 
ſtärker als zur Zeit ihrer Verhaftung waren. 

Alle jugendlichen Sträflinge in la Roquette find der Einzelhaft bei Tag und Nacht unters 
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worfen, und diefer Verſuch, mit welhem man im Intereffe ver Kinder fehr zufrieden fein kann, 
bat auf ihren phoflichen und geiftigen Zuſtand feinen ſchädlichen Einfluß gehabt, und man weis 
doch, wie viel nothiwendiger Luft und Bewegung für Kinder als für Erwachſene find. 

Das Gefängniß la Roquette ift gegenwärtig das einzige, was bisher dem Syſteme der Ein: 
‚zelhaft unterworfen wurde, nachdem man bie ji verderblich erwiefene frühere auburnſche Ein: 
richtung bejeitigt hatte, und ih fann jagen, daß in den fünf Jahren, während welcher ich 
Mitglied der Überwachungscommiſſion dieſer Anftalt war, nit Ein Fall von Geiftesftörung 
darin vorgekommen if. 

Wenn man übrigens in einer jo beftrittenen Frage die Zeugniffe abwägen will, fo glauße 
ich, wird man nicht mehr ungewiß bleiben, welcher Meinung man ſich anſchließen foll. Alle Die- 
jenigen, welde in die Vereinigten Staaten gegangen find, um fich felbft durch Anſchauung von 
Thatſachen von ven Bor: und Nachtheilen ver Einzelhaft zu überzeugen, find für viefelbe, und 
die geringe Zahl der Gegner dieſes Syſtems befteht nur aus ſolchen, die es nicht in Wirkſamkeit 
geliehen haben. Man darf nicht glauben, daß die erjtern die Thatſachen nad einer vorausgefaß- 
ten Anficht beurtheilt haben, daß fie dieſe Anficht durch die Thatſachen nur beftätigen wollten. 
Im Gegentbeile iind alle ald entſchiedene Gegner dieſes Syſtems nad Amerifa gereift; To die 
Herren Dr. Julius, als Abgeoroneter von Preußen, Crawford, ald Commiſſar der engliſchen 
Regierung, und Beaumont und Tocqueville im Auftrage der franzöſiſchen Regierung. Wenn 
ich auch meiner dabei erwähnen darf, jo kann ich jagen, daß ich felbft gegen die Einzelhaft jo ein: 
genommen war, da der Minifter, ald er mir ven Auftrag, nah Amerika zu geben, ertbeilte, mir 
bemerkte, wenn ich mit einer jo vorgefaßten Meinung reifen würde, fo fei zu beforgen, daß ih 
die Thatſachen gleihfam nur durch die Öläfer meiner Anjicht fehe und fie nicht mit der wünſchens— 
werthen Unparteilichkeit prüfe. 

Man wendet ein, daß der Unterricht in einem Handwerke in der Einzelhaft größere Schwie⸗ 
tigfeiten als bei der gemeinſchaftlichen Anhaltung der Sträflinge darbiete, daß fogar nur eine 
Fleine Zahl von Handwerken in ver Einzelzelle betrieben werben fünne. 

Herr Pradier, welder 50 Jahre hindurch Arbeitöpachter in Gefängniſſen war, zählt 77 Hand: 
werfe auf, welde in der Einzelzelle betrieben werben können. 

Herr Pouillet, Deputirter und Director des Gonjervatoriums der Künfte und Gewerke, 
wurde von dem Minifter ded Innern hierüber zu Rathe gezogen und nahm feinen Anftand zu 
erklären, daß die Abjonderung der Arbeiter nur zur Vollkommenheit der Arbeit beitragen könne, 
indem der Genius des Böjen feinen ſchädlichen Einfluß überall, wo die Sträflinge in Gemein: 
Schaft jind, fühlbar macht; der fleipige und forgfältige Arbeiter wird von feinen Kameraden ver: 
fpottet und bald ahmt er fie nad. 

Die Einzelhaft ift nicht minder günftig für den Erfolg des Handwerks, weldes der Sträf: 
ling darin erlernt, als für die Beförderung der fittlihen Beflerung und des Religionsunterrichts. 
Unter dem Einfluffe ver Nothwendigfeit und Liberlegung (und wenn man die Eigenheiten 
des Sträflings berückſichtigen fann) wird der Unterricht der Werkführer ſowol ald des Geift- 
lichen viel mehr Früchte tragen als die noch fo oft wiederholten Unterweifungen in den ge: 
meinſchaftlichen Werfftätten, wo der Geift der Sträflinge beftändig von andern Gedanfen abge: 
zogen wird. 

Der Sträfling (dem man foviel ald möglich die Wahl des zu erlernenden Geſchäfts läßt) bat 
dabei den Bortheil, daß er jich in feiner Zelle an Fleiß und an foldye Arbeiten gewöhnt, melde 
nicht das Zuſammenwirken mehrerer Individuen erfodern, daß er vaber nach feiner Entlaffung 
nit gezwungen fein wird, in Werfftätten, aus welchen ihn das Vorurtheil zurücweifen fönnte, 
Beihäftigung zu ſuchen. 

Übrigens wird die Überzeugung, daß ver Gefangene fi durch die Strafe beffern konnte umd 
müßte, daß er ſich dadurch Feine größere moralifhe Verderbtheit zugezogen, die öffentliche Mei 
nung nachſichtiger machen und den Fabrikherren geftatten, ihre Werkftätten ſolchen Übertretern, 
welche die Probe eines pennſylvaniſchen Gefängniffes überftanden haben, zu Öffnen. Glücklich 
das Syſtem, welches im Interejle ver Geſellſchaft ſelbſt vie Wirkung der Strafe zugleich mit der 

Strafe felbft aufpebt! Die Wohlthätigkeitögefellfhaften zur Unterftügung entlaflener Sträf: 
linge, weldye ih allenthalben vermehren und die unentbehrliche Ergänzung jedes Pönitenttar: 
ſyſtems bilden, werden gewiß Denjenigen vorzüglich ihre Hülfe angedeihen laffen, welche rine 
ſolche Behandlung für die Wohlthaten des Schugvereind vorbereitet hat. 

In Benniylvanien ift die Dauer der Gefängnißftrafen ſeit ver Ginführung der Einzelbaft 
um ein Drittbeil verfürzt worden, Ich würde, wenn man es zweckmäßig fände, jogar in die Ab: 
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kürzung derfelben um die Hälfte einwilligen und doch ſelbſt die fo gemilderte Strafe noch für viel 
wirffamer halten, als fie unter der gegenwärtigen Gefeggebung ift. Wer jleht nicht die mannich⸗ 
faltigen Vortheile ein, welche ih aus dieſer einzigen Thatſache ergeben ? Mit einem Federzuge 
märe die Bevölkerung der Gefängniffe auf die Hälfte herabgefegt. Welch eine außerordentliche 
Erfparniß für ven Staatsfhag! Zugleih aber auch eine Erſparniß am Leben des Sträflings, 
melche eine größere Gleichheit der Strafe zwiſchen dem jungen Manne, der ohne großen Nachtheil 
einige Jahre ſeines Lebens opfern fann, und dem Greife bewirkt, welchen dieſelbe Strafdauer 
factiſch oft auf Lebenszeit verurtheilt. Übrigens werben bie fürzern Strafen ſich nicht nur gegen 
den Verbrecher als eine Wohlthat erweiſen, fondern auch gegen feine unfhuldige Familie, deren 
einzige Stütze er nicht felten ift. 

Einem der vielen an ji nicht Verworfenen, der vielleicht wegen einer Verwundung im 
Streit verurtheilt würde, wird man jegt nicht die That, welche feine Verurtheilung nad ſich ges 
zogen, vorwerfen, ſondern die Kolgen diefer Verurtheilung, welche ihn mit dem Auswurfe der 
Geſellſchaft in Berührung gebracht und ihm die gefährlichiten Bekanntſchaften verſchafft Haben. 
Er wird (mit feiner Kamilie) ein Opfer nicht feines Fehltritts, fondern der unbegreiflihen In— 
confequenz der Gejellihaft, welche ven Menſchen, ven fie beffern- wollte und follte, verderbt und 
in den Augen feiner Mitbürger gebranpmarft bat. Man fpricht von der Graufamfeit des Sy— 
ſtems der Einzelhaft; ich lafle Sie urteilen, welches Syſtem das graufamere ift. 

Da jede Zelle gleihjam ein vollftändiges und abgefondertes Gefängniß bildet, worin der 
Sträfling einer beftändigen Auflicht untermorfen ift, fo wird es möglich fein, ven @harafter und 
die Gemüthsbefhaffenheit jedes Sträflings kennen zu lernen, ihm die Rathſchläge und Ermunz - 
terungen zu ertheilen, welde nach feiner frühern Lebensweiſe, nad feiner Erziehung und feinen 
Gewohnheiten auf fein Herz Eindrud zu machen als beſonders geeignet erſcheinen. Mag ſich 
aber auch der Sträfling befiern oder nicht, ſich auflehnen oder unterwerfen , Neue fühlen oder 
trogig in feiner Bosheit verharren, fo ift e8 immer eine ifolirte Thatſache, welche die Schwelle 
der Zelle nicht überjchreitet und welche feinen Einfluß auf die allgemeine Ordnung und Disci⸗ 
plin der Strafanftalt ausübt, weder Argerniß erregt noch ein böſes Beifpiel gibt. Überdies iſt 
diefe Strafe im ihrer allgemeinen Anwendung der wahren Schuldbarkeit des Sträf- 
lingd proportionirt, denn die Einſamkeit iſt um fo härter, je fchuldiger und verderbter ver Ge— 
fangene ift. 

Wenn die Religion nie zu dem Herzen ded Sträflings geſprochen hat, jo gibt es feine gün— 
fligere Zage, um denfelben für ihre heiligen Eingebungen empfänglich zu machen. Allein mit 
feinem Gewiflen, welches man mit Necht die Stimme Gottes genannt bat, wird er von den guten 
Vorſätzen, die er faflen will, nicht durch den Spott feiner Kameraden abgewendet. Schon die 
bloße Gegenwart des Priefters ift für ihn eine Wohlthat: er fieht in ihm einen Freund und Trö⸗ 
fler und wird um feine Beſuche ald um eine Gnade bitten, Im diefer Lage vereinigt ſich alles zu 
feiner Befferung. Er wird in feinen Mußeftunden von felbft durch ven Mangel einer Beſchäfti— 
gung dahin gebradht werben, die heiligen Bücher, die man ihm in feine Zelle gegeben, zur lefen 
und zu überdenken, und jo wird alles dahin abzielen, ihn über feine Pflichten aufzuflären und 
zum Guten zu leiten. 19) 

Bei ſolchen Borzügen ſchäme ich mid beinahe, die Geldfrage berühren zu müflen. «Es gibt 
wohlfeile Käufe, melde ven Käufer zu Grunde richten.» Wenn man aber die zahlreichen Übel⸗ 
fände und Mängel, welche dad Syftem der Gemeinſchaft der Sträflinge unfrudtbar machen, 
abwägt, jo fommt man unausweichlic auf die Berechnung der Folgen einer foldhen verlorenen 
Ausgabe, wenn man nad) einiger Zeit der Erfahrung gezwungen wäre, ein mit großen Koften 
eingeführtes Syften aufzugeben, um ein andered anzunehmen. Und wenn es ertwiefen ift, daß 
die Erjparung, melde fihb aus der Anwendung des Syſtems durch deſſen abſchreckende und 
beſſernde Kraft und durch die hieraus folgende Verminderung der Zahl der VBerurtheilungen 
und der Häufigkeit ver Rüdfälle, ſowie durch die fürzern Strafzeiten von felbit ergibt, in mehren 
Beziehungen die Koften der Einführung deffelben aufiwiegen muß, fo fällt die @inwendung von 
felbft hinweg. Hierzu kommt noch, daß bei dem Zellenfufteme feine gemeinſchaftlichen Speifefäle, 
feine Werfftellen und Kranfenjäle nothiwendig find, mas alfo einen bedeutenden Erſatz für den 

höhern Preis, welchen ver Bau der Zellen koſten kann, ausmacht. 


19) Alle Bortheile des Bennfplvanifchen Syſtems für die Befferung und die Regeln für ihre richtige 
—— hat Niemand vortrefflicher dargeſtellt als Livingſton in der Einleitung zu feinem „Gefäng« 
nißgeſetzbuch“. 
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Einfach in feiner Organifation und regelmäßig in feinem Gange, hat das Syſtem ber Ein⸗ 
zelhafı noch überdies den Vorzug, daß es feine heilſamen Wirkungen über die Dauer ver Strafe 
hinaus erftredt, daß es den entlaflenen Sträflingen das Geheimniß ihrer Schande jihert und 
ed ihnen möglich macht, in das bürgerliche Leben wieder einzutreten, ohne zurüdgeftoßen zu 
werden, und ohne Störung das Gewerbe, womit jie oft erit dad Gefängniß ausgeftattet hat, zu 
betreiben. Endlich macht es auch die Wahl ver Aufjeher, welche Feine Empörung zu befürchten 
haben, viel leichter, indem es ihre Aufgabe auf eine fehr einfache überwachung beihränft.‘ 

Herr Moreau Ehriftophe, Generalinfpector der franzöjifhen Gefängniſſe, der im Auftrag 
feiner Regierung die amerifanifhen, die engliſchen, ſchweizeriſchen und belgifchen Gefängnifle 
unterfuchte, erklärte fih hierauf in feinem trefflihen Werke „De la reforme des prisons“, 
&. 388: „Das Syftem beftändiger Trennung ift dad einzige, welches im Stande ift, gleichzeitig 
vie Öffentliche Gerechtigkeit dadurch zu befriedigen, daß ed den Mifjethäter für jein Verbrechen 
büßen macht, in der Freiheit lebende Übelgeſinnte, welche verfucdht werben möchten, feinem Bei: 
fpiele zu folgen, durd tiefe Scheu vor diejer Strafe abzufchreden, die Verbreitung der Ans 
ſteckung zu ‚hemmen. und die Verbeflerung des Verbrechers vermittelft der in ihm durch diefe 
Strafe erwedten Reue zu veranlaffen. Dieſes Syſtem ift das einzige, welches alle Bedingungen 
einer vollfonımenen Strafzudt erfüllt und deshalb nad meiner Überzeugung an die Stelle jedes 
andern gejegt werben ſollte.“ 

Der Generalinfpector der Gefängniſſe und Wohlthätigkeitsanftalten von Belgien, Ducpe: 
tiaux, Berfaffer eines großen lehrreihen Werkes über die Gefängniffe, ſchreibt an Würth: 

„Unjere Anftalten find, wie Sie ſich durd) eigene Anfhauung überzeugt haben werden, weit 
entfernt, ven Ruf zu verdienen, deſſen fie noch im Auslande genießen. Sie jind dem (Auburn= 
ſchen) Syſtem der Gemeinfhaft ver Sträflinge bei Tage, jedoch unter ver Herrſchaft des Still- 
fhweigend und der Abfonderung derfelben zur Nachtzeit unterworfen, und id nehme feinen 
Anftand zu fagen, daß fie ihren Zweck, von Verbrechen abzufchreden und die Gefangenen zu 
befiern, nur jehr unvollfonımen erfüllen. Trog unferer anhaltenden und angeftvengten Bemüs 
hungen, trog der Verftärfung der Aufjicht zieht Die tägliche Berührung der Sträflinge nothwen⸗ 
big ihr Verderbniß nach ſich; die Rüdfähle vermehren ſich ftatt abzunehmen, und die meiften gro— 
Ben Verbrechen, welche vor unjere Aſſiſenhöfe gelangen, find von entlaffenen Sträflingen verübt, 
welche fi in den Strafanftalten kennen gelernt und darin zu gemeinfhaftlihen Verbrechen ver= 
bunden haben. 

Befragen Sie alle unfere Beamten, unſere Gefängnifvorfteher, und Alle werden Ihnen fa= 
gen, daß das Auburnihe Schweigſyſtem ihrem Eifer und ihren Bemühungen trogt, und daß fie 
von demfelben nichts für die Zufunft hoffen; Alle werben ihnen beftätigen, daß nur in dem 
Syſtem der Einzelhaft das Heil zu fuchen ift. Bemerken Sie wohl, daß ich nicht fage: in dem 
Syſtem der Jjolirung. Diefer Unterſchied ift wefentli, und nur weil man ihn nicht macht, ha= 
ben die Gegner des Trennungsſyſtems fo leichtes Spiel. 

Unfere ganze Gefängnißverwaltung ift vem Pennfylvanifhen Syſtem zugethan ; leider ift 
es nicht ebenfo der Hall mit unfern Kammermitgliedern, welche mandhmal ohne Kenntniß ber 
Thatſachen urteilen. Deſſenungeachtet haben wir foeben eine Abtheilung nad} diefem Syfteme 
in dem Strafhaufe zu Aloft erbaut, und im nächſten Jahre werben wir wahrſcheinlich Die bereits 
zu bauen begonnene Zellenabtheilung in dem Zuchthauſe zu Gent fortfegen. Zwei Feine Gefäng— 
niffe zu Tongern und Oftende find in der neueften Zeit nach dem Syſteme der Einzelhaft gebaut 
worden, und die Öefängniffe von Lüttich und Verviers, deren Pläne bereitd genehmigt find, wer: 
den nad) eben demſelben errichtet werben.‘ 

Der berühmte Crawford, Gefängnißinfpector von Witteborgland, weldyer feit Jahren für 
die Gefängnißverbeflerung lebte und wirkte, ſchreibt: 

„Es macht mir großes Vergnügen Ihnen mitzutheilen, daß die Meinung, die ih ſchon lange 
in Beziehung auf das Syſtem der Vereinzelung der Sträflinge hatte, durch die Erfahrungen, 
welche man in mehren nad diefem Syfteme eingerichteten Gefängniffen in England gemadt 
bat, auf das vollfommenfte beftätigt worden ift. Je mehr id; diefen Gegenftand betrachte, deſto 
tiefer twerde ich überzeugt, daß das Syflem der Eingelhaft das einzige ift, welches die großen 
Zwede der Strafe, nämlich im Allgemeinen von der Begehung der Verbrechen abzuſchrecken, zu: 
gleich aber auch den Libertreter zu beilern und auf den rechten Weg zurüdzuführen, zu erreichen 
vermag.‘ 

_ , Der englifche efängnifinfpectorRuffell, zugleich Mitglied des Verwaltungsraths des penn: 
ſylvaniſchen Gefängniffes Bentonville in London, fhreibt: 
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‚Bor allem erlauben Sie mir Ihnen zu fagen, daß die Meinungen, die ich ſchon feit mehren 
Jahren über dad Gefängnißweſen habe, nicht dad Ergebniß der Speculation, ſondern der 
Erfahrung find, welche ic in Betreff des Charakters und der Wirkungen verſchiedener Gefäng⸗ 
nipfofteme bei ihrer Anwendung im Großen gemacht habe. Ic hatte nämlich durch ſechs Jahre 
ald Director des großen Gefängniſſes in London und ſeitdem durch acht Jahre ald Infpector der 
britifchen Gefängniſſe Gelegenheit, die Syſteme der Gemeinfhaft, des Stillſchweigens und der 
Bereinzelung fortwährend zu beobachten. 

In dem Gefängniffe Milbank waren die Sträflinge mährend der erften Hälfte ihrer Straf: 
zeit dem Syfteme der Einzelhaft unterworfen, während fie die übrige Strafzeit aber in Gemein 
ſchaft arbeiteten, weil man glaubte, daß die in der Abfonderung erworbenen guten Angemöhnun: 
gen von Ordnung, Fleiß, Selbftbeherrfhung und Gehorfam fie für das minder ftrenge Syſtem 
der Gemeinfhaft geeignet machen, jie von einem Misbrauche der ihnen durch die Gefellichaft 
ihrer Strafgenoffen dargebotenen Erleichterung abhalten und fie für den Verkehr mit andern 
Menſchen und für die Berfuhungen, denen fie bei Wievererlangung ihrer Freiheit ausgeſetzt 
wären, vorbereitet haben würden. Alle diefe Erwartungen zeigten fich gänzlich getäuffpt; denn 
während einerfeitö der bösgefinnte Gefangene mit ungebeffertem Sinn in die Gefellfchaft von 
feineögleichen eintrat und abermals widerfpenftig und boshaft wurde, fah andererſeits der gutge— 
finnte Sträfling in den neuen Unftänden, in die er gebracht ward, eine beftändige Verfuhung, 
feine guten Vorfägen aufzugeben, aber gewiß feine Ermuthigung, fie zu behalten. Die Gefan— 
genen jelbft fühlten fo tief die Liberzeugung von den Übeln der Gefängnifgefellihaft, daß fehr 
viele unter ihnen freiwillig um die Erlaubniß anſuchten, aus der Gemeinſchaft in das ftrengere 
Syſtem der Einzelhaft zurüdzufehren,, weil fie felbft mit ihrem flumpfern moralifhen Sinne 
einfaben, daß eine ſolche Gejellihaft ihnen wahrhaft ſchädlich war und jede Hoffnung der Beſſe⸗ 
rung zerftörte; denn wie fireng auch unfere Vorfchriften waren, un Geſpräche zwifchen ven Ges 
fangenen zu verhindern, fanden wir doch bald, daß dieſe Vorfchriften ver beharrlichen Anftren- 
gung, womit die Sträflinge dagegen anfämpften, nicht gewachſen waren. 

Das Syftem des Stillihweigend erwies fi in mehrfacher Beziehung als graufam; ich will 
bier blos zwei Urſachen erwähnen: erftlich, weil ed die Mittheilungen zwiſchen menſchlichen Ge: 
fhöpfen, die man zwingt in Gejellichaft zu fein, verbietet und fomit einem großen Naturgefege 
zuwiderhandelt; und zweitens, weil ed die mit ver Aufrechterhaltung dieſes Syſtems Beauftrag- 
ten mit einer Gewalt bewaffnen muß, die nothwendig der Stärke des Naturtriebes, ven es ver: 
geblich zu befhränfen verfuht, proportionirt ift. Die ganze Geſchichte des Syſtems des Still- 
ſchweigens ift betrübend, und es ift fhmwer zu fagen, ob ed mehr wegen ver von ihn bewirkten 
Erbitterung aller Gefühle der Sträflinge, oder wegen feiner Tendenz, die Herzen der Beamten, 
die es vollſtrecken, zu verhärten, ihren Charakter zu verſchlechtern und ihren Geift zuverwirren 20), 
verdammt zu werben verdient. 

Das Syſtem des Stillfhweigens ift auch Eoftfpielig. Die Befoldungen ver Beamten machen 
einen großen Poften in ven Gefangnifausgaben aus, und diefed Syftem kann ohne ein ſehr zahl: 
reiches Beamtenperjonal nicht durchgeführt werben. Dies ift aber nicht Alles. Die Strafen, 
welde, um das Syftem wirkſam zu maden, häufig und ftreng fein müflen, unterwerfen den Übers 
treter entweder einer verminderten Koft, wodurd feine Gefundheit, Stärke und Gonftitution lei— 
den, wodurd alfo des Menfchen werthvollfte phyfifche Güter verringert werben, oder ſie verdam— 
men ihn zu der vollftändigften Arbeitölofigkeit in der Dunkelzelle, wodurch fie feinen moraliſchen 
und gewerklihen Gewohnheiten zumiderlaufen. 

Es ift aber auch ein verwickeltes, complicirtes Syſtem — eine Einwendung, die fhon aus 
dem Vorhergehenden ſich ergibt. Die ganze Mafchinerie des Syſtems des Stillſchweigens ift nur 
erbaut und in Bewegung gejegt, um einer Schwierigkeit zu begegnen, bie taufend verſchiedene 
Geſtalten annimmt. Sie muß ji in die envlofen Ränke, Liften und Auskunftömittel ſchicken, 
welche der dur den Drang der Nothwendigkeit gefhärfte menfchliche Wig anwendet, um das 
Syſtem eines erzwungenen Berftummend zu vereiteln. 

Wie kann nun irgendein dauernd Gutes durch ein Syſtem bewirft werben, das den Gefan= 
genen unabläjfig plagt und quält, das jede Bewegung feines Körperd, jede Bewegung feiner 


20) Bekannt ift es, daß ber berühmte Gapitän Lyndts, der Gründer des Auburnfchen Syſtems, 
fpäter der Erbauer der auburnfchen Anftalt Sing-Sing, ſich als Director diefer Anftalt zulegt im 
Kampfe für das naturwidrige Schweigen fo verhärtete, daß er wegen empörender Graufamfeit vor &es 
zicht geftellt wurde, 
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Lippen, ja jeden Blick feines Auges bewacht, blos um ihn durch Strafe zu verhindern, feine Ge: 
danfen mit einem Mitgefhöpfe auszuwechſeln? — Es ift unmöglich. Die häufigen Streitigfei- 
ten und Beſchwerden, welche dad Syſtem des Stillſchweigens erzeugt, welche zu jhlichten oder zu 
befeitigen täglich ein gutes Stud Zeit fodert und in der That jelten gefchlichtet oder befeitigt wer⸗ 
den, ohne ein Gefühl erlittenen Unrechts zurüdzulaflen, beweijen Elar, daß dieſes Syjtem als 
ein Mittel zur Bewirkung einer heilfamen Änderung in der Gemüthsbeſchaffenheit und dem Be: 
nehmen der Gefangenen ganz fraftlos ift. Was andererjeits den Zweck, Unterredungen zu un= 
terdrücken, betrifft, fo find die Strafen, welche dieſes Syftem anwendet und welche ebenso viele 
Beweiſe von feiner Erfolglofigkeit find, jo fireng, und die Macht, welche es für feine Bollzieher 
in Anfprud nimmt, ift jo unverantwortlih, daß die Öffentlihe Meinung es nicht erträgt. Um 
fih alfo der Foderung eines aufgeflärten und wohlmollenden Zeitalterö zu fügen, ift ed geziwun= 
gen, die nothwendige Strenge feiner Disciplin aufzugeben. Das Syftem ift daher auf das Di- 
lemma rebucirt:. Entweder läßt ed in der Strenge feiner Vorſchriften nad, und dann verliert es 
feine Wirkſamkeit; oder ed handhabt feine Vorſchriften, und dann ftreitet es gegen die Gefühle 
der verlegten Menjchheit. 21) 


21) Alles Bisherige beftätigt ausdrüdlich auch einer der edeliten und größten Staatsmänner. Der 
Minifter Lord John Hufelt in feinem Gircular zu Gunften der Einführung des Bennfylvanifsıhen Sy: 
ſtems in ganz England vom Jahre 1837 fagt gegen das Auburnfche Syſtem: „Sie werben aus bem 
Berichte über das Gefängnig Coldbathfielbs und aus der in dem Berichte des Gefängnifinfpectors für 
den nördlichen Bezirk enthaltenen Schilderung des Zuchthaufes in Wafefield entnehmen, daß diefe Stra- 
fen fehr zahlreich und außerordentlich läftig und peinigend (vexatious) find. Die Praris felbit ift eine 
ſtarke Einwendung gegen das Syſtem, denn fle wechfelt mit den Strafen ungleichförmig in verfchiedes 
nen Fällen, und die Strafe, welche ber richterliche Spruch verhängen wollte, wird durch Zufügung 
neuer Strafen verfchärft. 

Ein Gefühl beftändiger Aufregung wird fowol durch die Beobachtung der Borfchrift des Stillfchweis 
gens als auch durch bie Strafe für deren Übertretung aufrechterhalten. Die Strafgefangenen follten wo— 
möglich zu einem ruhigen und unterwürfigen Gemüthszuftande gebracht werben, in welchem fie mit 
Muße über die Schlechtigfeit ihres frühern Lebenswandels nachdenken fünnten, wodurch einige Hoff: 
nung ihrer Beflerung gegeben wäre. Statt deſſen fperrt man fie in Gefellfchaft ein und fodert fie, da 
nicht jede Möglichfeit einer —— unter ihnen ausgeſchloſſen iſt, gleichſam heraus zu einem bes 
ftändigen Kampfe mit der Staatsgewalt. Sie verlafen daher die Strafanftalt mehr aufgereizt als ges 
demüthigt durch die erlittene Strafe.“ 

Das Faften, welches eine von den oft verhängten Strafen ift, hat häufig einen nachtheiligen Einfluf 
auf die Gefundheit, während es doch die Wiederholung ber Übertretung nicht verhindert. 

In der vortrefflichen weitern Ausführung der Berberblichfeit des abfolut wibernatürlichen Schmeig- 
foftems von Barrentrapp (in feinem Ausſchußbericht“, ©. 19 fg.) verbindet derfelbe mit jenen frũhern 
Zeugniſſen auch viele neuere. Sie thun —— bar: 1) dab das Schweigen nirgends erzwungen 
werben fonnte; 2) daß die Zwangsmittel für daſſelbe ftets barbarifch, gefunpheitswilorig und der Beſſe— 
rung feindlich wirfen; 3) ja ; fie die Bosheit der Verbrecher herausfobern und reizen, weshalb auch 
boshafte Beihädigungen von Perfonen und Eigenthum, große Verſchwörungen und Meutereien zum 
Morb der Directoren u. ſ. w. in den auburnfchen Anftalten in Amerifa an der Tagesordnung find. Mitters 
maier in feiner „Gefängnißreform“, ©. 3, berichtet wieder von einer neuerlichen Verfhwörung von 60 
Sträflingen, welche in Neuyorf ihren Vorſtand ermorden wollten. Die Auffeher find mit fiets gelade— 
nen Doppelpiftolen bewaffnet, ohne doch in ſolchem fcheußlichen verwilderten Kriegsſyſtem gegen bos— 
hafte Berlegung ihrer Perfonen und der Anftalt ficher fein zu können. Diefe Zeugniffe thun enblich 
4) dar, daß die verbrecherifchen Berbindungen und Befanntichaften während ber Dauer des Gefäng- 
niſſes und nach derjelben zahllofe neue Verbrechen und Rüdfälle erzeugen. Doch bier mögen nur noch 
ie ber fachkundigften Zeugnifle fowol in Bezug auf die firenge Durchführung des Schweigſyſtems im 

erifa wie in Bezug auf die mildere in Europa fich gegenüberftehen. 

Troß ber —— Strenge iſt die Durchführung bes Schweigens unmöglich, da, wie ber große Ge— 
feggeber Edw. Livingfton in feinem „Letter to Roberts Vaux on the advantages of the Pennsylva- 
nia system of prison discipline‘ (Philadelphia 1828), ©. 8, mit Recht bemerkt: „die verworfenften 
ge jahrelang in der nämlichen Werfflätte wenige Fuß voneinander arbeiten. Man fagt, eine 
firenge Zucht beuge diefem vor, die Entdeckten würden augenbliclich beftraft und die Furcht vor- neuen 
Strafen erhalte 1 ſchweigend. Vorfichtig wird fie diefelben machen, aber fle müßten ihre Natur nicht 
allein als Miffethäter, fondern auch als Menichen ganz umändern, wenn fc; nicht ihr Verlangen fteis 
gerte, miteinander zu verfehren, fobald nur irgendeine Möglichkeit ba ift, dies unbemerft zu thun. 

Nutzlos wäre es aber zu leugnen, daß eine ſolche Möglichkeit ftattfindet, nicht nur während der Ars 
beit, wo ein an einen Anbern, nur wenige Fuß davon Stehenden gerichtetes Wort bei dem Klange ber 
Hämmer und bem Geräufch der Mafchinen nicht weiter gehört werden kann, ale es gehen foll, ſondern 
auch längs des Marfches in Reihen zur Arbeit und von berjelben, wo die Lippen jedes Sträflings nur 
wenige Zolle von dem Ohr feines Bordermanns entfernt find, welche Stellung unendlich wohl darauf ber 
rechnet ift, das Wort der Empörung fortzupflanzen, oder Verabredungen über Zeichen des Ginverftänbs 
niſſes von einem Ende der Linie bis zum andern mit eleftrifcher Schnelle zu überbringen. Der Verfud, 
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Das pennfylvanifche Vereinzelungsfyftem dagegen ift mit Erfolg zur Anwendung gekom— 
men. Wo immer in ber Wirkſamkeit diefed Syſtems fi ein Mangel im Erfolg zeigte, da könn 
ten wir nachweiſen, daß er von der Vernachläſſigung oder unzweckmäßigen Beranftaltung man- 
&er Einzelheiten herrührte, die nach unferer Überzeugung und wiederholten Erklärung für eine 
erfolgreiche Annahme diefed Syſtems wefentlich ſind. 

Die öffentlihe Meinung, welde, folange ver Plan nicht unterfucht war, ſich dagegen aus- 
ſprach oder ganz gleihgültig blieb, wird ihm täglich günftiger, ſodaß in den legten vier bis fünf 
Sahren fein neues Gefängniß gebaut und feine Anderung felbft in ſchon beftehenden Gefäng- 
niffen anders ald nad) dem Vereingelungsfyftem vorgenommen wurbe. So groß ift der praftijche 
Fortſchritt, welchen das Syftem während diefer Zeit bei und gemacht hat, daß nahe 6000 Zellen 
theils fhon gebaut, theild im Bau begriffen, theild bereits zu bauen befohlen find, alle von glei= 
cher Größe und nad Einem Princip, nämlich dem der Einzelhaft, wie es in dem Pentonville-Ge⸗— 
fängniß durdgeführt iſt.“ 

Der tüchtige erfahrungsreiche Gefängnißbeamte endigt ſein Gutachten mit der Erklärung 
feines freudigen Bewußtſeins, zu einer fo wichtigen Verbeſſerung in feinem Vaterlande mitge- 
wirft zu haben, und dem innigften Wunfche ihres Sieges aud) in andern Ländern, und fagt 
Tchlieflih: „So lang dieſes Schreiben ift, fo wäre ed mir doch leichter, ed noch länger zu machen, 
als e8 abzufürzen, denn die Gründe zu Gunften des Vereinzelungsſyſtems, die meinem Geifte 
vorſchweben, find fo zahlreich, daß es mir ſchwer ift, fie alle aufzuzählen. Ich begnüge mich daher 
Damit, zu fagen, daß ich pur Anempfehlung diefed Syftems eine Nationalwohlthat zu befördern 
ſuche. Bon diefem Syſteme fann id wahrli jagen: « Esto felix, praevalens et perpetual»‘ 

Dieſes ift die Sprache der wärmften innigften Überzeugung, ja faft die Sprache ver Begei- 
fterung, und dieſes bei erfahrenen, zum Theil bei ergrauten Gefhäftdmännern! Beachten wir 
dieſe Sprade, jedoch midverftehen wir jie nicht. Diefe Männer wollen gewißlich nicht fagen, 
und ebenfo wenig aud wir, daß das Trennungsſyſtem ein volltommenes Inflitut fei, wie es ja 
überhaupt unter vem Monde fein joldes gibt: Mängel, Bedenklichkeiten und Gefahren hat jede 
menfhlihe Schöpfung, und fiher aud dieſe. Und vollends hielten jene Männer das penn= 

folvanifche Gefängniß für feine angenehme Sache. Ad nein, Strafanftalten ind keine Hespe⸗ 
ridengärten. Und fiher, unfere alten Zuchthäuſer mit ihren alten Eijenftrafen und ihrer Zucht⸗ 


biefe leichten Gelegenheiten zum Verkehr unfchädlich zu machen, muß, obgleich er niemals vollftändig 
— kann, dadurch unterſtützt werden, daß eine unbefchränfte Gewalt in die Hände nicht allein des 

orftehers, fondern jedes untergeordneten Wärters gelegt wird. Augenblickliche Beftrafung durch das 
Meberziehen von Schlägen, darauf beruht die ganze Einrichtung. 

Jeder Wärter, felbft von unterm Range, hat bas Recht, die Gefangenen ju ſchlagen. Er braucht 
nur eine unehrerbietige Bewegung, einen Blid des Einverftändniffes zu bemerken, fo gebietet ihm feine 
Pflicht die Anwendung der Peitfhe, und zwar ohne ſich deshalb an die Direction wenden zu müflen. 
Seine Behauptung, gejehen zu haben, wie ein Gefangener einem andern ein Zeichen machte, genügt; 
ber Gefangene mag leugnen oder vorgeben, er habe nicht die Abficht gehabt, gegen die Hausordnung zu 
verftoßen, man fchlägt ihn und zwar nicht nur, als wenn die Anflage beftätigt wäre, fondern — mit der 
ſcheußlichſten Tortur — auch bis er die Wahrheit der That, deren man ihn anflagt, eingefleht. So er» 
pedit fann ſich die Gerechtigkeit in ben Gefängniffen zeigen ; ich behaupte fogar, fo wird fie wirflich auss 
geübt, und biefes Recht ift in unfern Tagen durch die Gerichtshöfe feierlich geheiligt worden als eine 
nothmwendige Befugniß nicht nur des Directors und der Inſpectoren, ſondern auch des einfachen 
Wärters.“ Dem fügt Varrentrapp hinzu: „Wenn nun aber Alle, welche die auburnſchen Straf—⸗ 
anftalten Amerikas befucht haben, Eramford, Tocqueville, Beaumont, deMeg, Blouet, Smith, Julius, 
Wood, Bradford, Lieber, Graf Görz u. f. w., gleichlautend berichten, daß bafelbft troß aller harten 
Maßregeln ber Berfehr der Gefangenen untereinander nicht abgefchnitten ift, fo wird man wol gern 
—— daß in den europäiſchen derartigen Anſtalten bei minder grauſamen Disciplinarſtrafen das 

chweigen ebenſo wenig in Wahrheit durchgeführt wird.“ 

Ducpétiaur (MAémoire, S. WM), Generalinſpector der belgiſchen Gefängniſſe, indem er den Eins 
druck der auburnſchen Gefängnifie auf den Gefangenen wie auf ben Beobachter ſchildert, ſagt: „Ueberall 
machen bie auburnfchen Anfalten mehr den Eindruck von großen Babrifen als von Strats und Buß⸗ 
anftalten. Anfcheinend herrfcht Orbnung, aber unter diefem Schleier verbreiten ſich Unfittlichkeit und 
die fcheußlichiten Lafter unaufhaltfam; neben dem mehr oder minder hohen Antheil der Gefangenen an 
bem Arbeitserträgniß ift bie Zahl der Rückfälle im de begriffen. Der Schreden, den die Gefängs 
nißſtrafe einflößen follte, verliert fich in den geräufchvollen Arbeitsfälen, in den zahlreichen Genoflens 
fhaften, wo der Verbrecher Mitfchuldige und Gefährten feiner Wahl findet. Was ift in ben meiften 
Füllen das Gefängnig für ihn? Ein Zufluchtsort vor dem Blend, wo er ber Sorge für die Zufunft ent 
hoben, gut — gebettet, genährt, gepflegt, unterrichtet iſt u. ſ. w.“ Auch nach ihm weichen die aus 
burnſchen Anftalten nicht weientlich ab von den etwas beffer geleiteten alten Anflalten ohne Gebot bes 
Stilfhweigens, deren Schilderung bereits oben gegeben if. * 
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loſigkeit, ſowie das Auburnfhe widernatürlih und graufam gehandhabte Shweigfuftem find es 
auch nit. Nein, eine Strafe, eine ftarfe Strafe muß leider auch die einfame pennſylvaniſche 
Zelle bleiben: Sagt auch der Eine etwa, der Gebilvete ziehe fie der Gemeinſchaft mit rohe 
Menfchen vor, und der Stumpfiinnige , deſſen höchſte Freuden Ruhe, Schlafen und Ejfen find, 
fühle ven Mangel an Gejellihaft nicht: im Durchſchnitt ift fie dennoch ftet eine jehr harte 
Strafe, rbenn aud nicht jo graufant als eine fireng gehandhabte auburnfde Straie. _ 

Was aljo jene Männer ausprüden, ift nur ihre völlig entſchiedene praktiſche Uberzeu: 
gung, daß das neue Strafivftem dem Geftraften jelbft und der Gejellihaft ungleich heilſamer, 
ihrer und der Menſchheit ungleich würdiger fei ald die allein noch übrigen beiden andern ©: 
fteme, daß die legtern nicht beſſern, felbft vielfach verlegen und neue Verbrechen erzeugen. 

Wol natürlich bleibt ed, daß wohlmollende Männer zuerft vor dieſer einfamen Zelle 
zurüdichrafen, zumal jolange jie ihnen noch in übertrieben nadhtheiliger, die andern Spfteme 
dagegen in allzu vortheilbafter Geftalt vor ver Seele ſchwebten. Doch wenn man reblich geprüft 
und dann das verhältnißmäßig Befte und Ausführbarfte, dad mwenigft Unvollfommene erfannt 
hat, alsdann mus man aud willen, was man joll und will, man muß frei von unmännlichem 
ewigen Schwanfen und joftemlojem Juftemilieu, man muß fo wie jene praftifhen Männer mit 
männlidher Entjhlofienheit und praftifcher Wärme des Willens vollftändig das allein Rechte 
ergreifen und vertbeidigen. 

Alle bier auszüglich mitgetbeilten Refultate über vie beiden Hauptſyſteme, welde gan; 
ebenſo die offictellen Berichte des englifchen Capitäns Pringle und der canadifhen Abgeiandten 
nad ihren Gefängnißunterluhungen in Nordamerika ausſprachen, beftätigen nun jene zuver 
genannten berühmten Praktiker und Gelehrten in ihren größern Werfen und den officielien 
Berichten an ihre Regierungen dur größere Ausführung und fatiftifche Belege. Ebenio tbut 
ed auch Julius, und diejer, nach dreijährigem Aufenthalt in Amerifa in pen Jahren 1854, 1855 
und 1856, in feiner größern vortrefflihen Darftellung im zweiten Bande von „Nordamerifas 
fittlihe Zuftände”, ſowie in vielen jpätern Abhandlungen und noch in dem 1844 gegebenen 
Bericht über die glüdlichen Refultate des großen pennſylvaniſchen Gefängnifles Bentonville in 
London („Jahrbücher“, V, I, S. 40). 

Leider zwingt mich der Raum, auf weitere Auszüge aus diefen und andern gründlichen 
Schriften zu Gunften des Pennſylvaniſchen Syſtems, wie die von Würth, David, und nament: 
ih auch aus dem vortrefflihen Werke des jegigen Königs von Schweden und aus den Schriften 
amerifanifcher Staatdmänner, insbejondere aus der vortrefflihen Schrift des in beiden Welt: 
theilen allgemein verehrten Livingfton, ſowie aus den neueften vortrefflihen Berichten von 
VBarrentrapp und Brobit zu verzichten. 

Nur den Schluß der Gefhichte und Statiftif beider Syſteme in Amerifa in dem Werke 
von Julius (II, 147) füge ich nod hinzu. Gr fagt: „Erwägt man, daß erft im fünften Jahre 
der Wirkſamkeit ver 1829 eröffneten philavelphifchen Anftalt (alfo 1835) eine gerechte Ver: 
gleihung der Ausübung und der Erfolge ihrer Strafweife mit der auburnſchen ftattfinvden 
konnte, jo zeigt fi das überrafchende Ergebnif, daß feit jenem Stufenjahre unter neun ent: 
worfenen Gefangenhäufern ſechs nach dem Bennfylvanifhen und nur drei nah dem Auburn⸗— 
fhen Syſtem in Amerifa eingerichtet wurden. Es erhellt Hieraus, daß die öffentlihe Meinung 
in Amerifa, jeitdem die vollftändigen Acten beider Parteien ſpruchfertig vorliegen, ſich für 
dad Pennſylvaniſche Syſtem entſchieden hat.” 

Ja, ſeitdem vernehmen wir ſogar, daß man in Auburn ſelbſt, ebenſo wie in der weitaus am 
beſten eingerichteten auburnſchen Anſtalt in Europa, in der genferiſchen, neben den auburnſchen 
Strafhäuſern noch eine pennſylvaniſche Einrichtung zu gründen ſich genöthigt ſah. Crawford 
und Ruſſell aber berichten an ihre Regierung (2 Report., S. 16): „Es iſt ein Umſtand, welder 
viel Aufmerkjamfeit verdient, daß eines der ftärkften Zeugniffe für die Vorzüglichkeit des Penn: 
ſylvaniſchen Syftems von Denen herrührt, welche am beften mit ven Wirkungen des Auburn: 
ſchen Syſtems befannt find. Wir fönnen mit Wahrheit behaupten, daß wir alle auburnjchen 
Strafanftalten in Amerifa unterfucht haben, und wir Fönnen einftimmig mit der größten Wahr: 
heit jagen, daß die Directoren aller dieſer Anftalten mit Ausnahme eines einzigen und erklärt 
haben, daß, „wenn fie noch die Wahl hätten, ſich für das Syſtem des Stillſchweigens ober für 
dad Syftem der Trennung zu beftimmen, fie unbedingt dem legtern den Vorzug geben würden“. 
Und ganz daffelbe verfihern die ausgezeichneten genfer Staatsmänner und Gefängnißkundigen. 

Nur das muß hier noch hinzugefügt werden, was Varrentrapp in feinem Ausſchußbericht 
von 1856 über das genferifhe (auburnfde) Elaffificationssyftem berichtet. 
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Im October 1825 ward die nach dem Strahlenplan erbaute Strafanftalt in Genf eröffnet. 
Sie enthält neben einigen Arbeitöfälen 56 Ginzelzellen; die Säle, die Spazierhöfe und theil- 
weile pie Gänge vor den Zellen jind von dem Directiondzimmer aus zu überfehen. Die Haus: 
zudt beſtand anfangs in nächtlicher Trennung, Stillihmweigen bei der Arbeit; anftändiger 
Berfehr war in den Erholungsftunden und Sonntags geftattet. Diefe Zucht erzeigte ich als 
zu mild, ed trat daher in deu Jahren 1855 —55 ſtufenweiſe Verfhärfung ein mit fhärferer Aus- 
prägung verſchiedener Glafjen oder Stufen; es wurden vonnun an dieGriminellen und Nüdfäl- 
ligen, die legtern ein bis drei Monate, ijolirt, fie aßen in ihren Zellen, einfamer Spaziergang ; die 
Griminellen und Ausnahmen ebepfo, jedoch nur acht bis vierzehn Tage Ifolirung ; die Correctio— 
nellen fünf bis zehn Tage Iſolirung, zeitweife leife Unterhaltung einiger geftattet ; die jugenblis 
chen und die Gebefferten drei bis acht Tage ifolirt. Weitere Unterfchiede der einzelnen Claſſen lie: 
gen in Art der Arbeit, inder Häufigfeitderihnen gewährten Befuche, ver Beihäftigung mit Leſen 
und Schreiben im Arbeitsfaale u. ſ. w. Aus einer in die andere Claſſe wird je nad dem Be: 
tragen vorgerüdt oder zurüdverjegt. Zur Durhführung diefed Syſtems bei noch nicht 60 
Sträflingen waren zwei Directoren angeftellt (ver ausgezeichnete, praftifch tüchtige Aubanel und 
neben ihm der ald Schriftfteller über das Gefängnißweſen berühmt gewordene, jetzt als Agent 
des pariſer Schutzvereins thätige Grellet-WWammy), zwei Geiſtliche, ein Arzt und die nöthigen 
Unterbeamten, daneben ein Inſpections-, ein Verwaltungs-, ein Moral-, ein Begnadigungs: 
comite und ein ſolches von Ehrenbeſuchern. Nirgends und nie ſonſt waren fo ausgezeichnete 
Kräfte in ſolcher Zuhl bei Gefangenen thätig. Dennoch entſprach das Ergebniß nicht den Er— 
wartungen. Die Schärfung der Zucht (von 1833 —35) wirkte zwar vortheilhaft, die Rück— 
fälle ſcheinen von 18 auf 15 Proc. gefallen zu fein; aber nach Ausſage von Aubanel und 
Grellet-Wammy felbft war eine richtige Glaffification nicht zu erzielen, das Stillfehweigen in 
Wirklichkeit nicht durchzuführen, Heuchelei ward befördert, und neben manden fonftigen Un: 
vollkommenheiten ftieg die Sterblichfeit von 2,30 Proc. auf 3,02 Proc. (von 1845—55 war 
fie freilid wieder geringer), und von 1825 — 41 famen unter A314 Gefangenen 28 Wahn: 
finnsfälle vor, d. 5. I auf 15. Schon wenige Jahre nad der erwähnten Schärfung verlangte 
Aubanel eine weitere Ausdehnung der inzelhaft, namentlidy für Rüdfällige, ſelbſt für die 
ganze Zeit ihrer Strafhaft. Die geſetzgebenden Behörden flimmten im Princip zu, viele Mit: 
glieder verlangten überhaupt Ginzelhaft als die Regel. Es ward durd dad Gefeg vom Februar 
und März 1840 der Verwaltung in dieſer Beziehung eine große (wir jagen bei weitem zu 
große) Madhtvollfommenheit gegeben, und einftweilen feftgeiegt, daß die Gefangenen bei ihrem 
Eintritt in die Anftalt während einer Zeit von höchſtens ſechs Monaten, Nüdfällige aber min=, 
deſtens ein Jahr und nicht über die Hälfte ihrer Strafzeit ifolirt werben follten, ſobald die 
baulihen Einrihtungen es geftatten würden. Hätte die Bauart nicht entgegengeftanden, fo 
wäre man wahrſcheinlich noch weiter gegangen. Außerdem ward (neben dem Strafhaus für zu 
einem Jahre und länger verurtheilten Männer) der Bau eine® neuen Haftgebäudes für alle an— 
dern Arten von Gefangenen befhloffen, in welhem die Mehrzahl der Gefangenen der Einzel: 
Haft unterworfen wurden. Die Sterblichkeit in diefer Anftalt war fehr gering; Wahnſinns— 
fälle find (bei etwa 5—600 Aufnahmen jährlih) nur in den erften Tagen ber Haft bei abge: , 
fperrten Unterfuhungsgefangenen oder fehr empfindlichen Individuen vorgefommen, etwa 
einer im Jahre. 

Man erfieht aus diefen Angaben, daß das genfer Syſtem von feinen eigenen Gründern 
mehr und mehr der Ginzelbaft genäbert, ſchwankend durchgeführt worden und keineswegs 
geeignet ift, zur Nahahmung empfohlen zu werden. Obgleid nun 30 Jahre in Thätigkeit, ift 
es auch eigentlich nirgends nahgeahmt worden als in St.Gallen. Früherhin in vielen Schrif: 
ten eifrig anempfohlen, find die Stimmen für daffelbe verftummt. 

Eine meifterhaft geleitete Anftalt ähnlicher Art, die feit 1840 befegte Strafanftalt St.- 
Jakob bei St.Gallen, dient zur Aufnahme von zu mindeftend drei Monaten verurtheilten 
männlichen und mweiblihen Sträflingen. Diefe Feine Anftalt bejigt ein genügend zahlreiches 
Beamtenperfonal, an deſſen Spige ein durch tüchtige Bildung, Verftänpdniß, Energie und Eifer 
gleich ausgezeichneter Director, W. F. Moofer, fteht. Die Gefangenen find nächtlich vereinzelt, 
bei Tage umter ſtrengſtem Stillfhweigen vereiniget; fie find je nad ihrem Betragen in vier 
Glaffen getheilt, die ſich zumeiſt durch Die Höhe des zu ihrer Verwendung geftellten Verbienft: 
antheils, durch die Häufigfeit der geftatteten Beſuche, des Briefwechſels u. ſ. w. unterſcheiden. 
Ermahnungen, Schmälerung der Koſt, Einſperren in ſcharfen Arreſt und in er Belle, jo= 

StaatösLeriton. II. 
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wie örperliche Züchtigung find die Strafmittel, Haben ſich aber nicht als genügend bewährt. 
(88 ift daher durch Beſchluß des Großen und Kleinen Rates im Januar 1854 unter gewiflen 
Vorſchriften VBerhängung von Einzelzellenhaft von ein bis jeh8 Monaten geftattet worden ; der 
Director rühmt in hohem Grade die Wirffamfeit diefes Strafmitteld. Bon Anfang 1840 bis 
Ende 1855 find in der Strafanftalt 882 Gefangene (darunter 148 Weiber) aufgenommen 
worden; 92 derſelben jind bisjegt rucfällig geworden; 108 (12 Proc. dev Aufgenomnienen 
oder, was einen richtigern Maßſtab gibt, 7,11 Proc. zum täglichen Perſonalbeſtand) find ge: 
ftorben. Der täglihe Durchſchnittsſtand war 95. 

Disciplinarftrafen wurden 7592 verhängt, oder jährlid A62; was durchſchnittlich fünf 
Beſtrafungen auf jeden Gefangenen des Durchſchnittsſtandes ergibt (während in Bruchſal 
1854 nur 135 meiſt nur in Verweiſen beſtehende für 87 Sträflinge unter 550 nöthig waren). 

Die Meinung in St.Gallen über das richtige Straffuftem hat ſich allmälig ſehr geän— 
dert; nod zu Ende der vierziger Jahre wollte dort Niemand etwas von Ginzelhaft wiſſen, jegt 
wird wol eine Vereinigung des Auburnfchen und des Benniylvanifchen Syſtems von der Mehr: 
heit ver beiden Näthe ald das Geeignetfte angejehen, und fteht demnach auch in nicht ferner Zeit 
die Erbauung eines dritten Stockwerkes mit 50 Zellen für die Einzelhaft alderfte Veränderung 
zu erwarten. 

Director Moofer, der Träger und die Seele diefer kleinen Anftalt, felbft ſagt („Pöniten— 
tiaranftalt bei: St.:Gallen”, 1851, ©. 529), dag diefelbe unter einemandern Di: 
rector, oder überhaupt, wenn fie größer wäre, ganz andere Ergebnifle liefern 
würde. Werner erklärt er: „Das Ifolirungsfgftem beruht auf dem Grundſatze, daß das Ab: 
fhneiven jeglicher Gelegenheit zum Sündigen und fomit die Vermeidung jegliher Berührung 
der Sträflinge unter fih, und der fürzere oder längere Umgang mit fittlih guten Menſchen, 
verbunden mit einer angemeflenen Beihäftigung, den Verbrecher jittlich beffer made. Dieſe 
Anſicht Hat viel Einnehmendes, in Vergleihung mit den Theorien anderer Syſteme Beſtech— 
liches, und daher auch viele eifrige Wertheidiger gefunden, Auf diefem Gebiete haben wir feine 
Erfahrungen gefammelt. Wir maßen und aud daher nicht an, hierüber unbedingt ein Urtheil 
abzugeben.‘ 

Darrentrapp fügt noch die Worte des Ausſchußberichts an die franzöſiſche Abgeordneten— 
kammer ?2) Hinzu: „Nichts ift fo erwiefen, als die Nutzloſigkeit der Glaffeneintheilung der Verhaf⸗ 
teten, um ihrer gegenſeitigen Verderbniß vorzubeugen. Über dieſen Punkt ſtimmen alle Männer, 
welche die Gefängniſſe in der Nähe geſehen haben, überein. Menſchen von gleicher Sittenverderb— 
niß zuſammenzubringen, heißt ſchon wollen, daß jeder von ihnen mit der Länge der Zeit ſchlechter 
werde als er war; aber ferner iſt es auch unmöglich zu wiſſen, welches die Verbrecher von glei— 
cher Sittenverderbniß ſind. Es gibt kein äußeres Zeichen, das mit einiger Gewißheit den Grad 
der Verdorbenheit anzeigen könnte, zu dem ein Angeſchuldigter gelangt iſt, ebenſo wenig als die 
Mittel, die er beſitzt, feine Laſter ſeiner Umgebung mitzutheilen. Die ihm zur Laſt gelegte ſtraf— 
bare That verbreitet über dieſen Punkt nur ſehr wenig Licht. Als der Herr Miniſter des Innern 
in Jahre 1856 an die Directoren der Centralhäuſer die Frage ſtellte, ob unter den ihrer Aufſicht 
anvertrauten Oefangenen die wegen Verbrechen Verurtheilten ihnen verdorbener jchienen 
al3 die wegen Vergehen, jo antworteten beinahe alle, daß ein foldher Unterſchied zwifchen dieſen 
- beiden Glaffen nicht zu bemerken fei, und er in allen Fällen eher zu Gunften der Eriminellen 
ausfallen würde.’ 

Aus dem Bisherigen ergibt ih, dag das Pennſylvaniſche Syſtem viele ganz unleugbare in 
ber Natur der Sache liegende und bewährte große Vorzüge hat, daß es von den fahfundigiten 
und wohlmollendften Männern ganz entjhieden und ald das weitaus befte Syftem empfoblen 
wird, daß es im Kampfe mit den beitehenden Ginrihtungen und Vorurtheilen in allen ciwili- 
firten Ländern und im Kampfe mit dem zuerft fo glänzend aufgetretenen Auburnfhen Syſtem 
einen Sieg in der civiliſirten Welt erkämpfte, wie in fo kurzer Zeit vielleicht nie ein anderes 
neues Syftem. 

Was it nun aber der eigentbümliche Grundgedanke des Mönitentiarfuftens, derjenige 
Hauptvorzug, welcher ed bewirkt, daß es jo viel vollftändiger und beffer ald andere Syſteme alle 
Strafzwecke und die vollftändige Ausrilgung der ganzen Schuld bewirkt, daß es auf die befte 
Weiſe den Verbrecher und fein Verbrechen bewältigt? Es“ faßt das wahre Wefen des Ver— 
brechens und der Strafe auf. Es behandelt die verbrecheriſche Schuld am richtigſten, nämlich als 


— 


22) ©. „Jahrbücher der Gefängnißlkunde“, IV, 233. 
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ein moraliſches Übel, und befümpft e8 angemeſſen mit der moralifchen Kraft der Strafe. 
Die andern Strafſyſteme haften ih an die Sinnlichkeit, den blofien äußern Träger der Schuld 
wie der Strafe. Sie ſuchen die Verbrecher nur an ihrer jinnlihen Natur zu faffen. Da aber 
ind die Verbrecher Meifter. Ihre finnliden Triebe und Kräfte jind ftärfer, als daß fie der 
Strafrihter mit jinnlihen Leiden beherrſcht; fie überwinden nicht felten jeine ganze Anftren= 
gung. Welhen Schmerzen und Gefahren trogt nicht der kühne Verbrecher, welde Entbehrun: 
gen überwindet er willig jchon zur Ausführung feiner Verbrechen! Und bis zu welder unge: 
heuren Stärfe wählt die Gewalt beftimmter verbrecheriſcher finnliher Triebe an, ſodaß er der 
finnlihen Mittel des Strafenden ſpottet, und jedenfalls trifft dieſe ſinnliche Strafe nur die 
äußern Formen und Träger, nicht den innern Kern ber verbrecherifchen Schuld. Diefen läßt jie 
unberührt. Nun aber kommt das Pönitentiarjyften, erfaßt dad Moraliſche des Verbrechers, 
wo er der Schwächere ift, mit der überwältigenden moraliihen Kraft der ftrafenden Gerechtig— 
keit, deshalb jener wunderbare Schreien der eifenfeften Verbrecher vor diefer Strafe, ihr ben: 
gen ſie ſich, ſie trifft ihre innere Schuld und bringt fie zu Tage, zum Bewußtfein im erjchütterten 
Gewiſſen und tilgt jie auf ſolche Weife. 

Wäre nun wol bei unbefangener Vergleihung diefes Syſtems mit den beiden andern ein 
Schwanfen in der Wahl auch nur möglid? 

Hier jene offenbare Lafterjhule des alten Zuchthausſyſtems, mit feiner ſtets wachſenden 
Vermehrung ver Verbrechen und der Rückfälle, entweder mit feinen abfihtlihen Qualen blos 
um zu quälen, oder mit jeiner zuchtlofen bequemen Ginrihtung, melde den Armen anreizt, 
durch Verbrechen fich einen Sig im Zuchthaufe, wie durch Ginfauf einen Sitz in einem Verſor— 
gungähaufe zu erwerben — diefes alte Zuchthaus — wer wollte e8 beibehalten wiffen? Aner: 
kannt unzweckmäßig und verderblich, hat ed nicht einmal den Vorzug, für die Gefundheit vor— 
theilhafter zu fein als das Trennungsſyſtem. In den bisherigen Zuchthäuſern waren Krank: 
beit und Sterblichfeit meift ungleich größer ald beim Irennungsjnften, und ebenfo auch Me— 
landolie und Wahnfinn, wenn fie auch nicht beſprochen wurden, ganz ähnlich wie man lange 
Hundert Unglüdsfälle in Wagen oder in Segelſchiffen nicht befprach, während man bei Dampf: 
fhiffen und Gijenbahnen jeden der zehnfach verminderten Unfälle in allen Zeitungen lefen 
fonnte. 2°) 

Oder wollte man wirklich unfere Strafeinrichtungen auf jenes Auburnfche Syftem grün 
ben, welches zur Erzwingung eines natunwidrigen Schweigens gegen alle Menſchen, vie man 
durch tagelanges Zuſammenleben jelbft ftets zum gefeßwidrigen Neden verführt, Hier mit der 
immer gefhmwungenenen Geifel ded Zuchtknechts, dort mit ftetd wiederkehrenden Hunger- und 
Dunfelarreft und mit Kettenftrafen die Menſchen entwürdigt und empört ?*), oder welches 


23) Bon der zu großen Milde und der Verderbniß in den Zuchthäufern gab die obige Schilderung 
bes hamburger Zuchthaufes ein Bild, In Beziehung auf die Härte vergleiche man mit der Humanität 
und Gefundheitsfchonung der penniplvanifchen Zelle die neuern und doch verhältnigmäßig noch milden 
öfterreichifchen Strafgefeße und felbft ihre Beitimmungen über das Gefängniß. Das „Geſetzbuch über 
Perbredyen und ſchwere PBolizeiübertretung‘‘ (Wien 1815) beftimmt Th. 1, Gap. 2, $. 13: „Der zur 
Kerkerftrafe zweiten Grades Verurtheilte wird mit Eifen an den Füßen angehalten, täglich mit einer 
warmen Speife, doch ohne Kleifch genährt, in Anfehung des Lagers auf bloße Breter eingefchränft und 
ihm feine Unterredung mit Leuten, die nicht unmittelbar auf feine Verwahrung Bezug haben, geftattet.‘‘ 
(Alfo die heilfame Gefellichaft ift ausgefchloflen.) $. 14. „Der fchwerfte Kerker oder die Kerferitrafe des 
dritten Grades (befannt durch Sylvio Pellico) befteht darin, daß der Sträfling in einem von aller Ges 
meinfchaft abgefonderten Kerfer, worin er jedoch fo viel Licht und Naum, als zur Erhaltung der Ges 
fundheit nöthig ift, genießt, ftets mit fchweren Eiſen an Händen und Füßen und um den Leib mit einem 
eifernen Ringe, an welchem er außer der Zeit der Arbeit mit einer Kette angejchloflen wird, verwahrt, 
nur.alle zwei Tage mit einer warmen, jedoch feiner Fleiſchſpeiſe genährt, die übrigen Tage bei Wafler 
und Brot gehalten, fein Lager auf bloße Breter eingefchränft und ihm mit Niemand eine Zufammens 
kunft oder Unterredung geftattet wird.‘ 

Auch alle Kettenftrafen mit ihren unnöthigen Dualen und ihren Gefahren des Kuochenfraßes und 
Behrfiebers wird der Menfchenfreund gern im penniylvanifchen Zuchthaufe vergeffen fehen. 000 

24) „Der Gefüngnifdireetor ift überzeugt, daß die Karbatfche die befte Stüge einer guten Disciplin 
iſt“, fo erklärt wörtlich ein Bericht der auburnfchen Anftalt von Sing: Sing. Auch die amerifanis 
fchen Gefege verbieten den — Gerichten jede Überfchreitung des gefeglichen Strafmaßes und ebenfo die 
entwürdigende, fcheußliche förperliche Züchtigung. Wahrhaft abfurd aber gibt das Auburnice Syſtem 
in der bloßen Vollziehung des geſetzlich und richterlich feſtgeſetzten Strafmaßes den bloßen Dienern die 
Willkür der ungeheuerften Strafvertwandlung und Strafvermehrung, ja dem unterften Auficher die Ge— 
walt, jeden Augenblick den Strüfling mit vierzig Karbatfchenhieben ohne — und Urtheils⸗ 
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durch Verzicht auf die dennoch unmögliche Durhführung feines Orundgefeges in das alte Zucht: 
haus zurücfältt, nur mit dem ſchlechten Beifag beftändiger Graufamfeiten oder fortdauernder 
Gefegwidrigkeiten? Daß ed ven Zweck der Verhütung der Verſchlechterung und der verbreche⸗ 
rischen Verbindungen, die Zwecke der Verbeſſerung und der Vermeidung der Rüdfälle, ebenfo 
wie die Verhinderung der wechfelfeitigen MittHeilungen verfehle: darüber darf man nicht ein= 
zelne Berichte anführen, das jagen alle, fogar die der Direetoren auburnfher Anftalten. Das 
fagen aud von Baden die Motive der Negierung nad der im Lande felbft gemachten Erfah: 
rung, das fagt die bei weiblichen Verbrechern übergroße Zahl der Nüdfälle des bruchſaler 
auburnifch eingerichteten Weiberzuchthauſes. Das fagten bereits alle jene obigen Zeugniffe 
und Grfahrungen erprobter Männer. Diefed Syftem bürgt nicht einmal zum Gegengewicht 
aller feiner Dängel mehr für die Gefundheit, felbft wenn man aud jene beftändige Schinderei 
der Menfhen noch Gefundheit nennen wollte. Nein umgekehrt, wegen ſeines unnatürlichen 
Swangszuftandes ift in den auburnfchen Anftalten die Zahl der Krankheiten und Sterbefälle 
ſehr erflärlichermweife größer, die der Wahnfinnsfälle mindeſtens nicht geringer als bei dem 
Trennungsſyſtem. 

So kann und wird man ſich ſicherlich nur für das Trennungsſyſtem entſcheiden. Es allein 
vereinigt, wie es die obigen Worte von Moreau Chriſtophe ſo bündig ausdrücken, unſere drei 
weſentlichen Hauptzwecke der Strafe und in ihnen einestheils die Sicherung der Geſellſchaft vor 
dem Verbrecher und andern Nachfolgern ſeines böſen Beiſpiels, anderntheils das gerechte Maß 
der Strafe. (S. oben II.) Genugthuung und Abſchreckung ſind hier gegeben in dem allerdings 
einen tiefen und abſchreckenden Eindruck machenden Strafübel zur beſſernden Austilgung der 
ganzen Schuld des Verbrechers. Und bei dieſem Syſteme iſt wirkliche Beſſerung durch die Natur 
der Einrichtung und durch Erfahrungen erprobt, während bei den andern Syſtemen vie Zabl 
der Verbrecher und Rückfälle ſtets wuchſen. Hundertmal konnten namentlih bisher bei allen 
andern Strafeinrihtungen neue Verbrechen ald die Folge der Bekanntſchaften oder Verabre— 
dungen der Sträflinge im Zuchthauſe nadhgewiejen werden. Nicht einmal war dieſes in Bezie— 
bung auf die pennfolvaniihen Anftalten der Fall. Oftmals geftanden rüdfällige Sträflinge 
auburnfcher Anftalten ald Duelle ihrer neuen Verbrechen aud) die empörende Härte und Will: 
für ver Disciplinarftrafen, ihre dadurch erweckte Rachſucht gegen die Gefellfhaft und die Bes: 
ftärfung des Hauptgrundes, wodurch die Verbrecher Verlegungen der Geſellſchaft befhönigen, 
nämlid die Härte und Ungerechtigkeit der Gefellfchaft gegen fie. Auch diefe Hinderniffe der 
Beflerung fehlen ven pennſylvaniſchen Anftalten ebenfo, wie die Grundlage der Beflerung, 
teuevolled Nachdenken über fich jelbft, ver Einprud einer geiftigen moralifhen Strafe, den au: 
burnſchen fehlen. In andern Anftalten ift die Strafe blos finnlih und alles Sinnen und Den: 
Ten der Sträflinge auf Verkehr und Verbindung mit ven Mitverbrechern gerichtet. 25) 


ſpruch zu mishandeln. Dabei ift denn der ſcheußlichſte Misbrauch nie zu verhindern. Die burch die em» 
pörte öffentliche Meinung von der Regierung ernannte Unterfuchungscommiffion des Staats Neuporf 
erflärte officiell: „daß die empörendften Graufamfeiten zu Auburn und Sing-Sing flattgefunden has 
ben, und daß Gefangene durch die gegen fie begangenen Oraufamfeiten zum Selbftmord gebracht worden, 
ja daß erweislich geiftesfranfe Sträflinge infolge folcher Mishandlungen ſtarben.“ (S. David, S. 74.) 
Das troß der furchtbaren Strenge in Auburn und Sing-Sing viel gefprochen, daß die in Europa ein- 
geführten Strafen des Hungers und Dunfelarreftes, der Ketten nicht minder ins Abenteuerliche fielen, 
bezeugen alle obigen Augenzeugen. So erlebte man z. B. im englifdjen Gefingnif Coldbathfields ftetes 
ap ber Disciplinarftrafen, die 1838 in 1,949 beftanden, meift wegen Reden, in Thottillfields auf 
374 Gefangene in 7087. Und nad Julius (Th. II, S.66—67) rühren die vielen Schwindfuchten in den 
auburnfchen Anftalten von der beftändigen Aufregung bei der beftändigen Verfuchung zum Sprechen, 
bie vielen Selbſtmorde und Brandftiftungen aber, die den pennfylvanifchen Anftalten fremd find (Julius, 
©. 280), von der innern Empörung her. Diefer alle Strenge des Pennfylvanifchen Syſtems in moralis 
fcher und humaner Hinficht wenigftens zehnmal überbietenden Härte der Disciplin diefes Syſtems ficht 
nur ihre anerfannte Erfolglofigfeit gleich. Sie bleibt verwerflich, gleichviel ob dieſe Erfulglofigfeit bei 
ber Durchführung der Disciplin ſich zeige in den geheimern Einverftändniffen und neuen Verfchwöruns 

en der Verbrecher, die oft fchon vor dem @intritt ins Gefängniß geheime Zeichenfprachen erfinden, 
(Zutins, S. 270), oder bei ſchachmattem Aufgeben des Syftems felbft in lauten, täglichen Wechielreden, 
die nur des äußern Anftandes halber bei dem Befuch vom Director und von Fremden unterbleiben. 

25) Vergleiche über diefes alles die Erfahrungen bei Julins, S. 266, 280 und 290. Die Vermeb: 
rungen ber jährlichen Verbrechen und Rückfälle nicht bei den pennfulvanifchen, wohl aber bei allen an: 
dern Strafanjtalten beweifen die ftatiftifchen Tabellen, fo namentlich auch in Beziehung auf Baden 
(S. die offlciellen Berichte über die badifche Strafrechtspflege und die Zuſammenſtellung daraus in den 
Jahrbüchern für al rs U, ©. 232.) I$n der pennfylvanifchen Anftalt zu Philabelpbia 
betragen bie Rüdfälle 3 bis 4, in der auburnfchen zu Bofton 20 Proc. (David, S. 66). Und de Die 
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VI. Brüfung der Ginwendbungen gegen die Ginzelhaft. Diefe, foweit je 
nit ſchon in dem Vorſtehenden enthalten ift, und ebenfo den hiftorifhen Überblick über die 
Gefängnißreforn in den verfchiedenen Rändern, können wir nicht beffer den neueiten Er— 
fahrungen entſprechend geben, ald indem wir und — mit einigen Zufägen an ben gründ— 
lihen Ausfhußberiht über den franffurter Gefängnißbau anſchließen. Sein Verfaſſer ift 
Dr. Barrentrapp, der. Herausgeber der höchſt verdienftlihen „Jahrbüderper Gefäng— 
nißkunde“, diefer vieljährige gründliche und unermüdliche Forſcher, Beobachter und Ehrift: 
fteller in Beziehung auf das Gefängnißweſen, zugleich tüchtiger Arzt. Der Bericht jagt über 
jene Einwendungen (8.57 fg.): 

1) Einer der häufigften Vorwürfe ift die zu große Koſtſpieligkeit dieſes Syſtems. Bei 
einer fo wirhtigen Sache, iwie der rihtigften Handhabung der Öffentlichen Geredhtigfeit und dem 
Schutze der Geſammtheit gegen die Verbreder, bei einer fo heiligen Sache, wie der Möglichkeit 
der Miederaufrihtung und" moralifhen Beflerung von in Lafler und Verbrechen verfunfenen 
Mitmenſchen, follte diefer Einwurf überhaupt nicht mehr gegen diefe oder jens Haftweife vor— 
gebracht werben, fobald jie fonft die zweckentſprechendſte ift. Der Einwurf ift aber auch unrichtig 
in ib. Ein Zellengefängniß für 500 Gefangene nit allen heute daran gefnüpften Foderungen 
von Sicherheit, Gefundheitderhaltung, Unterrichtöertheilung u. f. w., alfo mit luftigen, hellen, 
gut gelüfteten und gut geheizten Zellen, mit Unterrichtszimmern, Kirche, Spazierhöfen u. f. w. 


2* 


„Rapport”, S 128, berichtet, daß fie in allen Strafanftalten Rückfällige aus andern Anftalten fanden, 
aber nur einen einzigen aus ber pennfylvanifchen Anftalt Philadelphia. Ja der Director von Sing-Sing 
erflärte, daß er in nr Strafanftalt über zwei Drittel von Denen habe, die als angeblich gebeffert 
aus Auburn entlaffen wurben. In der auburnfchen Mufteranftalt zu Genf betrugen die Rüdfälle von 
1826— 34 durchfahnittlich 28 Proc. (David, S. 21). . 

In Franfreich bildete 1836 in den Galeeren die Zahl der Rüdfälligen 39, und in ben fämmtlichen 
Zuchthäuſern 38 Proc. der Sträflinge; in den Correctionshäufern nody mehr; und die Gefängnißvor— 
Be berichten, mit welchen gegenjeitigen Freudensbezeigungen bie zu ihren alten Kameraden zurüds 
ommenden Verbrecher wieder eintreten (Moreau Chriſtophe, S. 154). In Inra betragen die Rüdfällis 
gen fogar 54 Proc. (‚Jahrbücher der Gefängnißfunde‘, III, 242). In Kopenhagen beträgt in dem foger 
nannten Eflavenhaus die Zahl der Rüdfälligen vollends 60, bei den Karrenfträflingen 52, im altonaer 
Zudthaus 56, im glüdftabter 44 Proc. (David, S. XXI). La Roquette in Paris hatte unter auburns 
fcher Binrichtung 70 Proc Rüdfälle; bei hergeflellter vennfylvanifcher, ebenfo wie Pittsburg in Penu— 
folvanien, nur 7 Proc. Aus Wiürtemberg vernahm man (f. den Ausfchußbericht von Probft, & 7), daß 
die Hälfte der Verbrecher rüdfüllig werben, alfo fiebenmal foviel ala im pennfplvanifchen Gefängniß, 
Barrentrapp, indem er in feinem Ausfchußbericht (1856, S. 29 und 50) die größere Zahl der Rüdfälle 
in den gewöhnlichen und auburnfchen Anftalten gründlich) nachweift, beflagt die Ungenauigfeit und Ders 
fehiedenartigfeit der Berichte und Tabellen über Rücfälle in Beziehung auf ihre Orundlagen. Er legt 
mit Redyt vorzügliches Gewicht darauf, wenn die Berichte bie Reluftate verfchiedener Anftalten nebens 
einander ftellen, und dabei der Nachtheil fo überwiegend auf Seiten der gewöhnlichen und auburnfchen 
Anftalten fich herausftellt. Nach dem Bericht des belgifchen Generalinfbectors Ducpitiaur („Memoire‘, 
&.55) hatte die Zahl der Nüdfälligen in den belgiſchen auburnſchen Anſtalten ſich in neun Jahren faſt 
verdoppelt und betrug 1844: 55 Proc. Noch ſchlimmer ftellte ſich nach dem Bericht des Präfldenten bes 
Caſſationshofes Berenger (S. „Jahrbücher der Gefängnißkunde“, X, ©. 186) die Sache in Frankreich, 
wo der vierte Theil, zuweilen zwei Drittel, ja drei Biertel ber Sträflinge aus Nücdfälligen beitand. Der 
Präfivent Berenger fept hinzu: „Und dabei ift wohl zu bemerken, daß dieſe erfchredtende Zunahme ber 
Rückfälle in beiven Ländern flattgefunden hat, trog der Bemühungen, die gemacht wurden, um ben 
—— bei Zuſammenſperrung der Geſangenen, abzuhelfen. Als die bedeutendſten der zu dem Ende 
vorgeſchlagenen oder ausgeführten Maßregeln nennen wir die Einrichtung von Nachtzellen, die Ab— 
theilung der Gefangenen in Glaffen, die Ginführung des Schweigens als DReger, bie Ausdehnung bes 
Unterrichts in Religion und Sittenlehre, die Anftellung befferer Auffeher.” 

Aus Belgien fohreibt der Generalinfpector der dortigen Gefängniffe: „Die Gefängniffe in Belgien 
find dem Syſteme der Gemeinfchaft der Sträflinge bei Tage, jedoch unter der Herrfchaft des Stillfchweis 
gens, und ber —— derſelben zur Nachtzeit unterworfen, und ich nehme feinen Anftand zu fagen, 
daß fle ihren Zweck, von Verbrechen abzufchreden und die Gefangenen zu beffern, nur ſehr unvollfoms 
men erfüllen. Troß unferer anhaltenden und angeftrengten Besöhuneen trot der Verflärfung der Anf: 
ficht, zieht die tägliche Berührung der Sträflinge noihwendig ihr Verderbniß nach ſich; die Rückfälle 
eier fich, ftatt abzunehmen, und die meiften großen Verbrechen, welche vor unfere Aſſiſenhöfe ges 

angen, find von entlafjenen Sträflingen verübt, welche ſich in den Strafanftalten fennen gelernt und 
darin zu gemeinfchaftlichen Verbrechen verbunden haben. Alle unfere Beamten, unfere Gefängnißvors 
fteher werben Ihnen fagen, daß dies Syſtem ihrem Gifer und ihren Bemühungen troßt, und daß fie von 
demfelben nichts für die Zufunft hoffen. Alle werden Ihnen beftätigen, daß nur in dem Syſteme der Eins 
zelhaft das Heil zu ſuchen ift.‘‘ 

Und vollfommen daſſelbe beftätigt der belgifche Juftizminifter, Baron d’Anethan, in der Darles 
gung der Beweggründe zu dem von ihm vorgelegten Gefege. (Sigung vom 3 Der. 1844, ©. 1. Vergl. 
auch „Memoire eto.“, & 1.) . 
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foftet allerdings viel mehr als ein Gebäude, worin die gleihe Zahl von Gefangenen nur ein= 
geiperrt und möglichft feft verwahrt wird, ohne fonft eine Rückſicht auf fie zu nehmen. Ein dem 
auburnfhen Claſſificationsſyſtem vollftändig entiprehender Bau koſtet aber faum weniger; 
denn wenn auch die einzelne Zelle eined Jfolivungsgefängnijjes wegen ihrer Größe, Heizung, 
Bentilation u. ſ. w. mehr Eoftet ald die auburnfche, fo fallen andererfeit# die Arbeitöfäle und 
manche nothwendig werdende Mafregeln für größere Beftigfeit und Sicherheit weg. 

83 find aber ganz andere Gefichtöpunfte, welche zum Behuf der Erledigung diefer Frage 
ins Auge zu faſſen find: „Nach zuverläfigen ftatiftiihen Nachweiſungen fann angenommen 
werden, daß aus 50 größern Gefängnijfen in Deutihland jährlid 20— 25,000 entlaffene 
Verbrecher in die Gemeinden zurückkehren; in Berlin befanden jih im Jahre 1846 allein. 
35,000 Menichen, die nah amtlichen Angaben als entlaffene Verbrecher unter polizeiliher Auf- 
ficht ftanden. Wenn alfo in zehn Jahren 250,000 und in zwanzig Jahren eine halbe Million 
Menschen in Deutſchland aus den Strafanftalten zum größten Theil verſchlechtert, in Laſter und 
Verbrechen verhärtet, auf die Geſellſchaft Iosgelaffen werden, bedarf ed da noch weiterer Er: 
klärungen der Zunahme der Verbrehen und allerorts jich fteigernden Nücfälle? Sollte man 
da nicht erwarten dürfen, daß auch die nöthigen Summen zur Erbauung von Strafanftalten 
aufzubringen wären, welche wenigftend nicht geradezu den Namen der Hochſchulen aller Laſter 
und Verbrechen verdienen?‘ 26) 

Würde nur der zehnte, ja nur der zwanzigſte Theil der Sträflinge in guten Zellengefäng- 
niffen mehr gebeflert, ald in den bisherigen Zuchthäuſern (und nah ven Nachweifen über Rück— 
fälle u. f. w. ift dies Verhältniß viel Höher anzunehmen), fo wäre diefer Erfolg, an welchen ſich 
noch die Ausjicht knüpfte, daß Diefe Entlaffenen in ihren Familien nicht ferner als Herde der 
Verderbniß wirken, groß genug, um die Aufwendung einer bedeutenden Summe zur Erbauung 
zwedentfprechender Gefängniffe zu rechtfertigen. 

Die Roften ver Zellengefängniffe, ſowol des Baues wie ver interhaltung, müffen aber ſelbſt 
geringer ald bei andern Haftſyſtemen ericheinen, wenn man auf die mit der Einzelhaft einzu: 
führende Verminderung der Haftdauer (wir wollen einmal das Verhältniß von drei zu zwei 
dafür annehmen) achtet. Man wird nicht umhin fönnen, den Morten Ducpetiaur’ zuzuftim- 
men: „Durd Erhöhung der Wirffamfeit der Strafe fann die Zellenhaft gewiſſe Vergeben ver: 
hüten, und folhergeftalt die Zahl der Verurtheilten vermindern; durch Bellerung einer Zahl 
von Verbrechern verringert jich die Zahl ver Nüdfälligen; dur Abkürzung der Strafzeit wird 
die Bevölferung, und jomit auch die Ausgabe des Gefängnifjes kleiner. Es folgt daraus ein« 
Erſparniß der Gerichtöfoften und, was wichtiger ift, an der Maſſe der Verbrechen, wobei nod 
die Minderung der durch die Böfewichter veranlaßten Verlufte und Zerftörungen zu beachten 
ift. Ja es gibt noch andere dadurch bedingte Eriparniffe, die, wenn jie auch nicht nach Geldes: 
werth zu ſchätzen find, doc ihren Werth haben, nämlich die Erfparnip am Leben der Gefange— 
nen, an den Koften der zu unterftügenden Entlaflenen u. ſ. w.“ 27) 

2) Man hat ver Einzelhaft vorgeworfen, daß die Gefangenen weder fo gut zur Arbeit und 
namentlih zu einer einträglidhen, angehalten, noch jo gut darin unterrichtet werden fönnten 
als in der gemeinfamen Haft. Wenn man eine Strafanftalt vorzugsweife ald Arbeitshaus 
betrachtet, wenn der Vorſteher feinen ganzen Stolz in den höchſt möglichen Ertrag der Arbeit 
der Sträflinge fegt, wenn dem zufolge faft nur fabrifmäßig zu betreibende Arbeiten eingeführt 
werden und in diejen die Theilung der Arbeit fo weit ald möglich getrieben wird, wie Dies alles 
in einigen auburnſchen Anjtalten Nordamerikas geſchehen ift, fo läßt jich allervings nicht leug— 
nen, daß einige (aber auch nur einige) der legtgenannten Anftalten ein Arbeitserträgnis ge- 
liefert haben, wie es in Zellengefängniffen unter den fonftigen dort im Auge bebaltenen 
Zweden nicht zu erzielen ift, daß fie fogar Taufende von Dollars jährlich als Überſchuß abge- 
liefert haben, während allerdings andere, fo 3.8. das Strafhaus in Auburn jelbft, jährliche 
Deficits bis zu 100,000 ®lon. hatten. 

Im Ganzen genommen aber ift der erwähnte Vorwurf in Betreff des Arbeitäbetriebes und 
Arbeitdunterrichts ungegründet; nur darf man nicht überfehen, daß bisher in allen Zellenge; 
fängniffen, und gewiß mit Necht, das Hauptaugenmerk nicht ſowol auf folde Arbeiten gerichtet 
worden ift, welche im Gefängniß ſelbſt den größten Ertrag liefern, als vielmehr auf die, melde 


26) Fiteßlin, „Die Einzelhaft‘‘, S. 377. R 
27) Ducvttiaur, „Mémoire & l’appui du projet de loi”, &. 136. Vergl. au Suringar, 
‚Considerations sur la reclusion individuelle des detenus”, ©. 51. 
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dem Gefangenen nad der Entlafjung die größte Wahrſcheinlichkeit gewähren, ſich damit ernähe 
ren zu können. 

Die Arbeit wird nad den Erfahrungen aller Zellengefängnijle von den der Einzelhaft 
unterworfenen Gefangenen nicht geflohen oder nachläſſig betrieben, fondern lebhaft verlangt 
und geliebt. „Merfwürdiger Wechfel, der wahrlich feine Bedeutung har! Gefangene, melde 
in ver gemeinfhaftlihen Haft Fein Werkzeug anrühren wollten und nur die Faulheit und pas 
Nichtsthun lebten, verlangen nad einigen Wochen Einzelhaft laut tie früher geflohene Arbeit 
und betreiben fie num mit einem merkwürdigen Zleip.’'?®) 

Ähnlich berichten alle Zellengefängnifle. Der nun verftorbene Herr Guillot, Arbeitsunter- 


nehmer in den Gentralzucdtbäufern Fontevrault, Gaillon, Melun und Boiffy, der während mehr 


als 25 Jahren jährlich viele Tauſend Gefangene beihäftigte, hat in feinen verſchiedenen Schrif— 
ten 2°) jih aud vom Standpunfte der Arbeit aus für die Zellenhaft ausgeſprochen und nament⸗ 
lich die wegen der großen Aufmerfjamfeit und Arbeitöliebe der Zellengefangenen kürzere und 
vollkommnere Grlernung der Arbeiten hervorgehoben. Herr Pradier, welcher 50 Jahre 
lang ebenfall® Arbeitöpachter in franzöſiſchen Gefängniflen war, gibt 78 Beihäftigungen an, 
welche in den Zellen betrieben werben können. 3°) Ganz beſonders lehrreich in dieſer Bezie— 
hung iind die in La Noquette, in dem Parifer Gefängnilfe für 500 jugendliche Verbrecher ge: 
machten Erfahrungen, die ih in den Jahresberihten des Polizeipräfeeten ausführlich nieder- 
gelegt finden, und welche für um fo vollgültiger zu halten find, als diefe Anftalt in ven erften 
Jahren die Gefangenen in gemeinfamer Haft vertwahrte, jeit 1840 aber ifolirt bat. In dieſem 
Bericht nun fagt der Polizeipräfeet: „Die Arbritöunternehmer find einftimmig über die Ver- 
mehrung und die Vollendung der gelieferten Arbeit, über die Leichtigkeit des Arbeitsunter— 
rihtd und die Abkürzung der Lehrzeit unter der gegenwärtigen Hausordnung.“ 

Noch wichtiger für und jind die Ergebniffe des Arbeitöbetriebes in Bruchſal, weil die dor— 
tigen Verbältniffe den unferigen näber ftehen. In dem neueften Werke des Borftehers dieſer 
Anftalt ?1) findet jich eine flare treue Schilderung der Schwierigfeiten, welche fich dem Arbeits- 
betrieb und Unterricht in Zellengefängniflen entgegenftellen, der Art, wie diefelben zu über— 
winden find, der Auswahl der Arbeiten für die verfhiedenen Gefangenen, der Vorzüge bed 
Selbſtbetriebs u. ſ. w. Es werden gegenwärtig dafelbft nachſtehende Arbeiten betrieben, wobei 
wir zugleich bemerken, wie viel der Arbeiter in den verjchiedenen Geſchäften durchſchnittlich täg- 
lich reinen Arbeitöverdienft erzielte: Weberei (18,8 Kreuzer), Strumpfweberei, Schreinerei 
(8,5 Kr.), Dreberei, Schufterei (25,6 Kr), Küferei (16,1 Kr.), Schlofferei (20,5 Kr.), Stroh— 


and Weidenflechterei (11,4 Kr.), Schneiderei mit Salbanpfledterei (15,2 Kr.). In den Jahren 


1852 — 54 war die Bruttoeinnahme bei einem Durchſchnittsſtand von 567 Gefangenen jähr: 
lid 75,991 ©lon., die Nettoeinnahme 24,165 Gldn. Der Arbeitdertrag des einzelnen Gefange— 
nen (die befchäftigten Gefangenen voll und die Lehrjungen zur Hälfte berechnet) betrug in der— 
felben Zeit täglid 16,35 Kr. Als weitered Ergebniß der bruchſaler Erfahrungen wird ange— 
geben: „Ed wird in der Einzelhaft ebenfo viel und ebenjo gut gearbeitet ald in gemeinfamer ; die 
größere Aufmerkſamkeit und Kiebe zur Arbeit erjegt beim Zellengefangenen weitaus das mög— 
liche Abſehen vom Nachbar in gemeinfhaftliber Haft; die Lehrjungen erlernen deshalb ihr 
Gewerbe ebenfo jhnell und häufig jchneller ald in Gemeinſchaft; es ift in der Einzelhaft die. 
Betreibung aller felbftändigen, für Sträflinge geeigneten Gewerbe ebenfo gut durdführbar 
als in gemeinfamer. ” 

9) Glementarunterriht. Nichts beruht auf größerer Täufhung oder Unkenntniß als 
ver Ölaube, der Unterricht werde durch die Ginzelhaft erfchwert. Herr Poutignac de Bil: 
lars ?2) hat die Aufgabe gelöft, die in ihren Zellen befindlihen Gefangenen, deren jeder bie 
nöthigen Tafeln, Bücher u. f. w. vor fi bat, bei halb geöffneten Zellenthüren mit dem beften 


28) „Rapport de la commission de surveillance du penitencier de Tours du 4 Fevrier 1844.’ 
29) In feinen drei „Lettres sur le regime penitentiaire‘‘, auch in Moreau Chriftophe, „Defense 
du projet de loi“, Appendir S. 14, umd in de Meg, „Rapport sur les p£nitenciers des Etats- 


„-Unis’, Appendir Nr. XI. 


30) Duepetiaur, „Mömoire à lappui du projet de loi", &. 210. In diefer Schrift, S. 1998 — 
211, findet ſich fo ziemlich Alles gefagt, was überhaupt über diefen Gegenftand fagenswerth iſt. Vergl. 
Moreau Chriftopbe an verfchiedenen Stellen feiner „‚Revue p£nitentiaire“. 

31) Füeßlin,a.a.D.,S, 154—194. 

32) „Guide de la methode Villars. La lecture et l’orthographie par l’ecriture‘ (Paris 1842). 


Vergl. auch die „„Rapports annuels de la societe pour le patronage de jeunes lıberes du de- 
partement de la Seine”, 
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Erfolge zu unterrichten. Ein Beſuch in La Roquette lehrt, wie einfach dieſe Methode in Bewe— 
gung zu ſetzen iſt und wie guten Erfolg ſie hat. Noch viel vollendeter aber iſt der Unterricht 
in Bruchſal, wo er in einem beſondern, mit Einzelſtühlen verſehenen Schulzimmer ertheilt 
wird. Der Gefangene erhält daſelbſt täglich eine Stunde Unterricht, und zwar dreimal wöchent- 
(ih in Religion und Gefang und an drei Tagen in Lejen, Schreiben, Rehnen und etwas 
Geographie und Gefhichte. Wir befchränfen und auf die Angabe, daß wer nicht felbft ſolchem 
Unterricht beigemohnt, nicht felbft die verfhiedenen Arbeiten geprüft hat, die außerordentlichen 
Fortſchritte ver Schüler nicht ahnt und nicht glauben wird; jie find viel größer ald was in ge: 
woͤhnlichen Schulen oder gar in Gefängniffen mit Gemeinſamkeit ver Gefangenen geleiftet wird. 

4) Gottespienft und Religiondunterridt. Man hat lange Zeit behauptet, da ber wes 
fentlichfte Theil des Gottesdienftes in der gemeinfamen Verehrung der gläubigen Gemeinde 
beftehe, eine jolde aber im Zellengefängniß unmöglich fei, fo müffe in biefer Hinficht dem 
Auburnfhen Syftem der Vorzug gegeben werben. Aber durch folhen Bau, wo alle Gefan= 
genen Altar und Kanzel und den Geiftlichen, nur nicht ih untereinander fehen, wo alle mit- 
einander fingen und durd die Handlungen und Worte des Geiftlihen gemeinfhaftlich erbaut 
werben fönnen, bei ſolcher unſichtbaren geiftigen Gemeinſchaft fällt diefer Einwand meg. Jeden: 
falls fällt Hier aber auch ver Misftand der Zerftreuung duch Außerlichfeiten weg, und der noch 
größere, daß wenn ein Sträfling in einem günftigen Augenblid fi ergriffen fühlt und dieſe 
Rührung fihtbar wird, er aldbald und fortvauernd ein Gegenftand des Spottes anderer Sträf: 
linge wird. Nur hier kann das im Gottesdienſt wurzelſchlagende Samenforn einer innern lim: 
wandlung von den Geiftlichen der Zelle in ungeftörtem Zwiegeſpräch weiter entwidelt werben., 

5) Körperliche Gefundheit. Die Behauptung, daß die Einzelhaft die körperliche Ge— 
ſundheit der Gefangenen mehr erſchüttere und eine größere Sterblichfeit bedinge ald gemein- 
ſchaftliche Haft, ift jehr häufig aufgeftellt worden, umd zwar faft ausſchließlich von Nichtärzten. 
Faft ohne Ausnahme machten ſich diefe Gegner der Einzelhaft ihren Angriff jehr bequem; fie 
nahmen die Zahl der Todesfälle einiger Zellengefängniffe aus befonders ungünftigen Jahren 
und flellten fie neben günftige Ausnahmsjahre älterer Anftalten, ohne auf Klima, Nationali- 
tät, Barbe u. f. mw. irgend Rückſicht zu nehmen. So machten ed von befanntern Schriftftellern 
namentlich Lucas, Faucher, Obermaier, Temme. Diejer Kampf dauerte mit großer Lebhaftig- 
keit bis zur Zeit der Verhandlungen der franzdjlichen Abgeorpnetenfammer über die Einfüh— 
rung der Ginzelhaft. Ausführliche Entgegnungen, auf Maffen offleieller Zahlen geftügt (fo 
nanıentlich die Arbeiten von Moreau ChHriftophe, Duepetiaur, Diez u. A), die Berhandlungen 
der beiden internationalen Bönitentiarcongreffe und die längern günftigen Erfahrungen ver 
Zellengefängniffe in Frankreih, England und Nordamerika wiefen die Irrthümlichkeit oder 
Einfeitigkeit der vorgebradhten Zahlen nad und brachten diefen Einwurf fo ziemlih zur Mube, 
fodaß er in den legten Jahren in der frühern Weife nicht mehr aufzutauchen wagte. (Diefe aus: 
führlihen Tabellen über die anıerifanifhen und europäifchen Gefängniffe müffen die Leſer des 
„Staats = Leriton’ in jenen Berichte jelbft nachleſen.) Der Bericht fährt dann fort: 

Einzelne der ältern Gefängniffe zeigen eine enorme Sterblichkeit, jo namentlich Kaisheim 
und Münden (die Anftalt unter Keitung des Herrn R. R. Obermaier). 

Die Zellengefängniffe bieten im Allgemeinen in allen Ländern eine geringere Sterblichkeit 
ald die nach vem Schweig= oder Claſſenſyſtem geleiteten und ald diejenigen ohne eigentliches 
Syitem. 

Das Zellengefängnig in Bruchſal hat eine Sterblichkeit von 2,54 Proc., die Correctiond: 
häufer (ohne Ginzelhaft) in Freiburg und Bruchfal dagegen von 5,46 und 5,12. 

Wir glauben, daß auch in Beziehung auf Pentonville in England genaue Prüfung ver 
mit englifcher Weitläufigfeit erftatteten officiellen Berichte über alle einzelne Fälle (viele Hun— 
dert Foliodrudjeiten umfaffend) und eigene Beiihtigung des Pentonvillegefängniffes und 
feiner Bewohner zu der der Durchführung der Einzelhaft günftigen Anſicht, welche von den nun 
verftorbenen Generalinfpeetoren Crawford und Ruflell und von den Beamten von Pentonville 
getheilt wird, führen muß.??) Zu derfelben Anſicht bekennen fih übrigens gegenwärtig fait 
fämmtliche ürzte und Beamten aller Zellengefängniſſe in Deutſchland, Belgien, Holland, 
Frankreich, Dänemark, Norwegen und Schweden, ebenſo wie faſt alle Ärzte, die fid irgenprie 
mit dem Gegenftande beichäftigt Haben. 





“ 33) Außer den Driginalberichten vergl. man über Bentonville die „Sahrbücher ver Gefängniffunde‘” 
V,40—53; VII, 117—37, und befonders XI, 330— 38 
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Wie die Sterblichkeit, welche Zeugniß ablegt von der Bebeutung der Krankheiten, fo ift 
auch die Häufigkeit und Art der Krankheiten zu beachten. 

Die Aufftellungen hierüber in den einzelnen Gefängniffen find jedoch zu verſchieden, um in 
Sabellenform einander gegenübergeftellt werden zu können. Denn hier finden wir nur die 
ſchweren Krankheitsfälle, dort alle diejenigen, welche ärztliche Behandlung verlangten, an einem 
dritten Orte alle Klagen über Unwohlſein aufgeführt. Genaue Angaben find überhaupt faft 
nur von Zellengefängniffen geliefert worden. Als feftftehend ift zu betrachten, daß in den Zel- 
lengefängniffen nicht mehr und nicht gefährlidere Krankheiten vorfonmen, ald in den gemein= 
ſchaftlichen Gefängniffen, vielmehr der größern Sorgfalt halber weniger. Dies erhellt aus den 
jährlichen Anſtaltsberichten und aus den Berichten einzelner Sahfundigen. In den Jahren 
1845—47 kamen in Bentonville auf einen Durchſchnittsſtand von 422 Gefangenen 15 ſchwere 
Erkrankungen oder 5,737 auf 100; in ſämmtlichen engliichen Gefängniffen in ven Jahren 
41847—49 auf einen Stand von 16,512 Gefangenen 6616 Ho8pitalerfranfungen oder 40,563 
auf 100; in Bortland (1850) 52,8 und in den Gefangenenſchiffen 95,6 auf 100. Bon allen 
Krankheiten kamen jährlich in Pentonville 2,199, in den andern englifchen Gefängniffen 3,062 
auf den Gefangenen **); in Glasgow z. B. fand Moreau Ehriftophe bei feinem Beſuche unter 
3520 Gefangenen 6 Kranke; Ducpetiaux ebendafeldft einige Jahre fpäter feinen einzigen 3); 
Lelut, von feiner Regierung zur Unterfuhung der Gefängniſſe abgeorbnet, fand 1846 in den 
Zellengefängniflen Frankreichs überall eher weniger Kranfe als in den andern. 36) Den Zel- 
Iengefängniffen eigenthümlihe Krankheiten gibt es nicht, dagegen treten gewiffe Krankheiten 
daſelbſt wefentlich feltener auf, wie diejenigen infolge der Onanie und fonftiger widernatürlis 
her Lafter (indem auch die Onanie nach den forgfältigen Beobadtungen von Ka Roquette be= 
greiflicherweije in der Ifolirung feltener ift) und die anſteckenden Krankheiten. La NRoquette, 
die amerifanijhen und viele europäifche Anftalren haben gezeigt, daß während Epidemien von 
GHolera, Blattern u. ſ. w. in Städten herrfchten, die darin gelegenen Zellengefängniffe davon 
verſchont blieben, oder wenn einzelne Fälle dajelbft eindrangen, fie leicht abgejperrt und an weis 
terer Verbreitung verhindert wurden. 

Wenn man aber aud) zugibt, dag die Zellengefängniffe Feine größere Sterblichkeit und feine 
größere Zahl der Grfranfungen als andere efängniffe liefern, jo könnte man doch behaupten 
und hat auch zum Theil behauptet, daß die Gefangenen durch die Zellenhaft, wenn auch nicht 
gerade viel erfranften, doch ſchwach und fraftlos würden, ſodaß ed nad ihrer Entlaffung ihnen 
ſchwer fiele, ihre gewohnte Arbeit hinreichend zu betreiben. Auch diefe Behauptung ift unwahr. 
Im Allgemeinen freilih ift es ganz ridtig, daß die Ginfperrung, namentlich wenn jie ih auf 
lange Jahre erſtreckt, ver Geſundheit nicht förderlich fein fann, denn bei dem beften Willen, vie 
geeigneten Vorrichtungen für Bewegung in freier Luft, geeignete Arbeit, Verkehr mit Menfchen 
u. ſ. w. zu treffen, läßt es ſich mit der Nüdjicht auf Strafe, Sicherheit, Arbeit u. ſ. w. nicht ver— 
einen, dieſe Verhältniffe ganz ebenjo günftig darzuftellen, wie fie ic) der freie Menfch gewähren 
kann. Dagegen aber leuchtet, wenn man die Menfchenclaife beachtet, welche die unendliche Mehr— 
zahl der Gefängnißbevölkerung liefert, aud) ein, daß durch die Entfernung aus dunkler, feuchter 
Wohnftätte, aus Schmuz und Elend, durd das Abſchneiden der Völlerei und fonftiger Lieder: 
lichkeit Die Nachteile ver Breiheitöberaubung wenigftens für die Mehrzahl aufgehoben werden. 
Es wird demnach in Wirklichkeit in guten Zellengefängniffen durch den dortigen Aufenthalt in 
gefunder, gut durdhlüfteter und gehörig erwärmter Zelle, durch gute Kleivung und Koft, durch 
Reinlichkeit, durch Arbeit, durch Bewegung im freier Luft und durch geeignete Beſchäftigung 
des Geiftes, durch die Dämpfung der Leidenjchaften und die Aneignung guter Gewohnheit eine 
nicht unanjehnliche Menge verkommener Gefangener geftärft und gefräftigt, ſodaß fie das Ge— 
fängniß in befferm Geſundheitszuſtande verlaffen, als fie ed betraten. Wir glaubten, auch die- 
fen Sag am Elarften durch Zahlen und in Tabellenform darzulegen, und haben zu diefem Ende 
aus den Jahresberichten des philadelphiihen Strafhaufes folgende Tabelle über die vom Jahre 
1829 —45 entlaffenen weißen Gefangenen zufammengeftellt. (S. hierüber den Bericht felbft.) 

Aus andern Zellengefängniffen wird ganz Ähnliches berichtet; von Glasgow z. B. fagt 
der Generalinipestor Hill, daß die Gefangenen in der Negel gefünder austreten als eintreten. 


r 








34) Burt, „Results of the system of separate confinement as administered at Ihe Penton- 
villa prison“ (London 1854), ©. 150. 

35) „Memoire ä l'appui du projet de loi’‘, ©. 239. 

36) Eelut, „Memoire sur la deportation suivi de considerations sur l’emprisonnement cel- 
lulaire‘ (Paris 1853), ©. 40, 
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6) Beiftige Gefundheit. Bine ebenfalls von vielen Laien und von wenigen Arzten auf- 
geftellte Behauptung ift die, daß bei der Ginzelhaft mehr Wahnfinn vorkäme als in anderer 
Haftweije. Diefe Behauptung ift ganz einfach daraus entjprungen, dap, ehe man Zellenge: 
fängniffe hatte und in diefen etwas Höheres und Beſſeres ald äußere Zucht und Orbnung und 
einen guten Arbeitsertrag erzielte, man auf Bragen wie Die förperliche und geiftige Geſundheit 
der Öefangenen verhältnigmäßig fehr wenig Rückſicht nahm und auch wirklich fehr wenig da— 
von wußte. Genaue Regifter und Krankengeſchichten wurden nicht geführt, Jahresberichte 
weder veröffentlicht noch erftattet; vegelmäpige ärztliche Befucde, außer in ganz großen Anftal: 
ten, find meijtend kaum länger al feit einigen Jahrzehnden vorgefchrieben. 

Da trat nach einigen unnachhaltigen Vorläufern das öftlihe Staatögefängnig von Penn— 
fylvanien auf und verfündete und befolgte neue Orundfäge der Gefangenenbehandlung. Lo— 
benswerthe und nicht lobenswerthe Momente zogen diefer Anftalt und ihrem Syſtem zahlreiche 
Angriffe zu, die endlich eine förmliche Literatur bildeten, Die verſchiedenſten Angriffswaffen 
wurden hervorgeſucht: als eine der natürlichften mußte die anfehnlidhe Zahl der Geifteöfranten 
in den Bellengefängniffen eriheinen. Es ward fo viel darüber geſchrieben und übertrieben, daß 
jelbft Arzte vorübergehend irre gemacht werden fonnten, was wirflid bei einen Arzt des phila- 
delphiſchen Strafhaufes der Fall war, Der Lärm hatte aber den großen Bortheil, daß nun 
überhaupt der Frage des Wahnjinns in den Oefängniffen mehr Aufmerkſamkeit zugeiwendet 
wurde, Auch in andern Anftalten forſchte man nad, wodurch freilid jehr unerwartete That⸗ 
fahen zu Tage gefördert wurden; aud Arzte, namentlih Irren= und Strafanjtaltsärzte gaben 
ihren lirtheilsiprud ab, und es ift anzunehmen, daß die zur Zeit det erften Verhandlungen in — 
der franzöſiſchen Kammer noch hochgehende Flut von Beſorgniſſen über die übermäßige Anzahl 
von Geiſteskrankheiten nunmehr ſo ziemlich abgelaufen iſt. 

Wir haben dies in kurzem näher zu begründen. 

Bon Eröffnung des philadelphiſchen Strafhauſes (1829) bis zum Schluß des Jahres 
1856, während Dr. Franklin Bade Arzt der Anftalt war, waren unter 697 aufgenommenen 
Gefangenen 16 Wahnjinnsfälle beobachtet worden, von welden es bei 10 nachgewieſen wer: 
den fonnte, daß fie ſchon vor dem Gintritt in die Strafanftalt beitanden hatten. Mit dem Jahre 
1857 trat ein neuer Arzt, Dr. Darrach, ein, und ohne daß in ver Gefängnißzucht irgendeine 
Veränderung erfolgte (der Lärm über die vielen Geiſteskrankheiten war ſchon im Entjteben), 
beobachtete dieſer Arzt in den nächſten Jabren alljäbrlid mehr Geiſteskranke, ald der frübere 
Arzt während jeiner ganzen Amtsthätigkeit. Merkwürdigerweiſe aber jah er im Jahre 1857 
nur Fälle von dementia, 1858 meiſt foldhe neben einigen Fällen von Sinnedtäufhungen, 1859 
glei viele beider Arten, 1840 nur Sinnedtäufhungen und 1841 nur exotiſche Enervation. 
Und nod) merfwürdigerer Weife wurden 78 Proc. jener Bälle geheilt, 15 Proc. gebeffert, 5 Proc. 
begnadigt und 5 Proc. dauerten am Schluß des Jahres 1840 nod fort, Feiner ftarb; — ſämmt— 
liche Bälle des Jahres 1840 dauerten nicht länger ald 2—16 Tage; von 15 weißen Geijtes- 
Franken im Jahre 1859 blieben 10 höchſtens 10 Tage Eranf, von 10 ſchwarzen Geijtes: 
franfen im Jahre 1858 unterbrach feiner jeine Arbeit außer einem in 16 Tagen bergefteliten. 
Jever Arzt, welcher Geifteöfranfheit und Geijtesfranfe kennt, wird zugefteben, daß derartige 
vorübergehende geiftige Aufregungen over Deprejlionen in der Negel nicht ald Geiſteskrank— 
beiten bezeichnet werden, Gigentliche Geijtesfrankheiten dauern weder fo kurze Zeit, nod bieten 
fie eine foldhe Heilbarfeit. Zwiſchen AO und 56 Proc. ihwanft nadı Angabe verihiedener Ir: 
renärzte die höchſte Zahl der beilbaren Falle; 15—20 Broe. fterben, 97) Im philadelphiſchen 
Zuchthauſe aber wurden 78 Proc. geheilt und 15 Proc. gebeffert, keiner jtarb! Wer alle jene 
Fälle für wirklihe Wahnfinndfälle halten, ihre Entftehung überhaupt oder doch großentheils 
der Ginzelhaft zufhreiben und deshalb diefem Syitem Gefangene ferner nicht unterwerfen 
wollte, müßte folgerichtig, obgleich in einem Zuchthauſe die wichtigsten Heilmittel für Geiftes: 
krankheiten fehlen, ſämmtliche Geiftesfranfe hierher zur Heilung ſchicken; denn nirgends in der 
ganzen Welt wird nur entfernt eine ähnliche Zahl von Heilungen erzielt. 

Daß übrigens in Philadelphia, wie in manchen anbern amerifanifhen Gefängniffen, wirk— 
lich eine verhältnißmäßig große Anzahl Wahnfinniger vorkommt, hat feinen Grund aud darin, 
daß viele Staaten feine Irrenhäufer bejigen, in welchen arme Geiftesfranfe aufgenommen 
werben. Es verurtheilen daher die Gerichtshöfe Verbrecher, obgleich deren geiitesfranfer Zu: 


3T) Unfere Jrrenanftalt in Frankfurt verliefen in den legten 15 Jahren 311 Perfonen, und zivar 
S1 Proc. geheilt, 17 Proc. gebeflert, 7 Proc, ungeheilt und 44 Proc, durch den Tod. 
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ftand anerkannt ift, dennoch in die Zuchthäufer, um die Geſellſchaft vor ihnen ſicher zu ftellen, 
Für Pennſylvanien ift erſt feit 1852 die Möglichkeit gegeben, Verbrecher, welche nad) dem Aus: 
fprud) eined von der Negierung eingefegten ſachverſtändigen Ausſchuſſes geiftesfranf jind, in 
das nun errichtete Staatsirrenhaus verjegen zu können. Im October 1852 befanden jih 18 
Geiſteskranke im philadelphiſchen Strafhaufe, welde diejem Ausſchuß vorgeführt wurden; 
drei unter ihnen waren nicht einmal eines Vergehens halber, jonvern nur zur Sicherung in 
das Zuchthaus verbracht worden und hatten daſelbſt 2%,, 5, und 7 Jahre verlebt, von den 
übrigen 15 waren 11 vor ihrer Aufnahme mehr oder weniger geiftesfranf, 2 erkrankten we: 
ige Monate, 1 ein Jahr und J vier Jahre nach jeiner Aufnahme. 39) 

Auch in Pentonville ift eine große Anzahl von Geiftesftörungen oder Aufregungen, meift 
mit Sinnedtäufhungen verbunden, beobachtet worden. 

Man ift daſelbſt in höchſt lobenswerther jorgfältiger Beobachtung und ängftlicher Fürſorge 
für das Wohl der Gefangenen dahin gekommen, zum Theil vorübergehende Zuftände ald Gei— 
ftesfrankheiten oder damit nahe verwandt aufzuzählen, deren Abnormität in gewöhnlicher ge= 
meinſchaftlicher Haft nicht beachtet wird, ja zum Theil nicht beachtet werden kann. Gin Gefan— 
gener nämlich, aud wenn er von Haus aus etwas jonderbar und verfehrt und ungeſchickt ift, 
wird in gemeinichaftliher Haft nit unſchwer dahin abgerichtet, daß er fein Arbeitspenfum _ 
regelmäßig und mechaniſch verrichtet, beim Gänſemarſch den ordnungsmäßigen Schritt einhält, 
das Stillſchweigen nicht bricht, Nachts Feine Störungen verurſacht, kurz den Beamten feinerlei 
Unbequemlichkeit macht. Man verjege einen folden Menſchen in die Einzelhaft; der Wärter 
ftellt ihn nicht nur an feine Arbeit, fondern er unterhält ſich mit ihm, der Geiftlihe und andere 
Beamten beſuchen ihn, er fängt an, jeine Empfindungen darzulegen, Urtheile auszuſprechen; 
die erftern jind eraltirt, die legtern theilmeife verkehrt, wie fie e8 immer waren. Dazu fommt, 
daß diefer Menſch, aus jeiner gewohnten Lebensweife geriffen, dem immerhin niederdrückenden 
Einfluß jeder Gefangenſchaft hingegeben, der nöthigen gemohuten Anregungen und Ausglei— 
&ungsmittel entbehrt, auf ſich hingewieſen ift und im Grübeln ſich verliert, in ber Bereinzer 
lung ganz ebenfo wie in der ftillfehweigenden Gemeinſchaft; möglid, daß das Grübeln, wenn 
er in der Einzelzelle ſehr verlaffen figt und zu wenig befucht wird, eher zunimmt als bei ver ftill- 
ſchweigenden Gemeinſchaft, wo wenigftens fein Auge ihm einige Zerftreuung gewährt, ficher 
aber auch, daß die Neckereien, jpöttifchen Mienen ver Andern, jelbit ver Widerwille gegen einen 
Nachbarn und ähnliche unbedeutende Anläffe zu Stimmungen und Berftimmungen mindeftend 
ebenfo ſchädlich auf ihn einwirken wie ſelbſt zu große Ginfamfeit. In jedem Gefängniß fallt 
es ſchwer, ſolche Individuen richtig und jo wie es ihnen am vortheilhafteften ift, zu behandeln, 
man muß ſich ziemlich viel mit ihnen befallen, ihnen Wechſel in Beihäftigung u. f. w., kurz 
mancherlei Anregung gewähren. In der Vereinzelung werden ſolche Zuſtände joglei erkannt, 
fie find nicht Schwer volljtändig zu würdigen und jie können richtig behandelt werden; in der ge: 
meinfamen Haft, mit und ohne Stillfhweigen, bleibt die Mehrzahl dieſer Zuftände unbeadhtet, 
#0 ſehr verdeckt fie die ftrenge äußerlihe Zucht und Ordnung. Solder Zujtände nun (unter 
der Rubrif delusions oder weak of mind vorfommend) find aud in Pentonville eine ziemliche 
Anzahl beobadytet worden. 

Die hierher gehörigen leichtern Fälle, unter der Rubrik delusions oder weak of mind ver- 
zeichnet, ſowie die Fälle eigentlicher Geiftesfrankheit haben wir aus den Jahresberidhten folgen= 
dermaßen zujammengetragen : 


’ [1 
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Wahnfinn 3 — 1 1 1 5 4 7 2 4 4 1 33 

delusions 55 — 2 > 1 2 1 ı 3 1 > 1 37 

Selbftmord — — — — — 1 1 1 — — —1 1 5 
Aufgenommen 525 240 283 243 360 519 599 777 675 717 460 436 
Entlaſſen 24 408 132 386 200 513 621 696- 641 757 493 387 


Durchſchnittszahl 332 456 445 423 457 479 486 49 599 550 496 523 


Zunähft muß man die Wahnfinndfälle mit ver Gefchichte der Anftalt vereint betrachten. 
Im erften Jahre famen drei Bälle vor (ein geiftesfranf aufgenommener, der zweite war fort: 
während außer feiner Zelle mit Beendigung von Bauarbeiten befhäftigt). In den folgenden 


38) „‚Twenty-fourth report of the inspectors of the eastern state penitentiary of Pennsyl- 


vania’', ©. 8. 
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vier Jahren nur drei Bälle, worunter ein furdtbarer Verbrecher und einer, ber zur Zeit feiner 
Einihiffung erkrankte, dann aber im Gefängniß bald genas. Im Jahre 1848 ward die ſtrenge 
Vereinzelung inſofern gemildert, daß ſie von 18 auf 15 Monate, im Jahre 1847, daß ſie auf 
12 Monate, in den letzten paar Jahren ſogar auf neun Monate zurückgeführt ward; einige 
andere Erleichterungen traten hinzu, und von 1852 an war es geſtattet, einzelne Gefangene, 
für deren körperliche oder geiſtige Geſundheit es nützlich ſchien, in Gemeinſchaft im Freien ar: 
beiten zu laſſen. Es erhellt auf das deutlichſte, daß (wenn das Jahr 1843, wie es ſich gehört, 
als Einführungs- und Probejahr betrachtet wird) in keinem Zeitabſchnitt die Wahnſinnsfälle 
und die delusions nur annähernd fo ſelten waren als in den Jahren 1842 — 47, wo bie 
Gefangenen am ftrengiten und am längften der Einzelhaft unterworfen waren 39); in derfelben 
Zeit kam fein Selbftmorb vor. Man hat behaupten wollen, der Grund diefes Unterſchiedes 
liege darin, daß die Gefangenen diefer Jahre am forgfältigften ausgeſucht worden feien in Be: 
zug aufihre Förperliche und geiftige Fähigkeit, die Einzelhaft zu ertragen. Es kann dies, ob= 
gleich ein gewifles Ausſuchen allerdings ftattgehabt hat, jedoch nicht zugegeben werben, denn 
unter den A69 erften und nicht ausgeſuchten Gefangenen fanden fih 17, und unter den darauf 
folgenden 1051 Gefangenen (in Summa 1500) fanden ſich 36, welche geiftesfranfe Verwandte 
hatten; das Verhältniß ift demnach für beide Gruppen gleich. 

Die übrigen englifhen Zellengefängnifle liefern eine viel geringere Zahl von Geiftesfranf- 
heiten. So war in Glasgow von 1824—44 fein Fall in der Anftalt entftanvden, über: 
haupt waren nur drei Bälle vorgekommen und dieſe ſämmtlich in ver Anftalt geheilt worden #0); 
aus Prefton (mo übrigens in Kirche, Schule und Spazierhof die Gefangenen nicht getrennt. 
find) berichtet der Geiftliche, daß von 1845 bis jegt noch fein Wahnjinnsfall fich ereignet Hat. *1) 

In dem Zellengefängnip des Großherzogthums Baden, in Bruchfal, find in den fünf Jah: 
ren 1850—54 bei einem jährlihen durchſchnittlichen Geſammtſtand von 607 Gefangenen 18 
Geiftesfranfe, alfo 5,9 auf 1000 Gefangene beobachtet worden. Die Hälfte davon warb nad 
Illenau verfegt; geheilt wurden acht, gebeffert drei, ungeheilt geblieben vier, geftorben drei. 
Außerdem kamen vor 21 leichtere Fälle von Geiftesaffection oder Hallueinationen ; binnen Eur: 
zer Zeit wurden geheilt 11, gebeflert fünf, in Behandlung blieben fünf. ine ———— 
ſchichte jeden einzelnen Falles findet ſich beigefügt. #2) 

Mir haben nun einen Augenbli aud bei dem Vorkommen von Geifteöfrankheiten in ge= 
meinjhaftlihen Gefängniffen zu verweilen, Da fteht denn nun, wie gefagt, als erfter Erfah: 
rungsfag feft, daß man in dieſen Gefängniffen jich eben früherhin nirgends darum gekümmert 
Hat und auch jegt noch im Allgemeinen jehr wenig genau ift. Als in Franfreic dad Minifte: 
rium die Einführung der Einzelhaft vorbereitete, wurde in Betracht der angeblichen Häufigfeit 
bes Wahnſinns in den Zellengefängniffen verordnet, an einem und demfelben Tage in allen 
Gentralhäufern Frankreichs die Zahl der Geiftesfranfen aufzunehmen, und fiehe da, es fanden 
fih am 1. Mai 1859 unter 18000 Infaffen der Gentralbäufer 559 Geiftesfranfe, d. h. 1 auf 
50 Gefangene, in Montpellier gar 19 auf 485, in Fontevrault 46 auf 496 und in Vannes 
31 auf 296 Sefangene*?) — ein Verhältnig, wovon bis dahin Fein Menfh in ganz Frank: 
reich eine Ahnung gehabt hatte. Selbft im depöt des condamnes in Paris, wo die Gefange: 
nen gewöhnlich nur wenige Tage bleiben und wahrlich nicht genau beobachtet werben, finden 
ih, nad) Lelut, unter einem Stande von etwa 430 Gefangenen immer vier, fünf bis jieben 
Irre. #) Aus Belgien, wo derartige Verhältniffe im Ganzen fo gründlich erforfcht werben, 
liegt feine genaue Zahl vor; Ducpetiaur fagt nur, an Lelut's Angabe fih anſchließend #5), daß 
in Belgien die Zahl der Geiftesfranfen in den alten ®efängniffen etwa diefelbe fei. Inden 


39) Die 1640 Gefangenen diefes Zeitraums waren Er 396 Tage im Gefängniß, die 
2387 der Jahre 0 Belangen nur 224 Tage (Burt, a.a.D., ©. 111). 

40) ———— des Directors Brebner; f. „De — individuel sous le 
rapport sanitaire”, ©. 4, 

41) Chaplain, „Thirtieth and thirty-frst reports on the county-house of correction at 
Preston‘ (1855), ©. 75. 

42) Fireplin, „Die Ginzelgaft”, S. 39—316. 

43) „Documents communiques par Mr. le ministre de l’Interieur, Discours de Mr. — 
queville à la seance de la chambre des députés du 26 Avril 1844.“ 

44) 8ilut, „De linfluence de l’emprisonnement cellulaire sur la raison des detenus, mé- 
moire lu à l’acad&mie des sciences morales et politiques‘. S. auch Morenu Ehriftophe, „Defense“, 
Appenbir ©. 18, 

45) „Memoire a l’appui du projet de loi“, &. 255. 
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gewöhnlichen Gefängniffen von England und Wales fanden fid unter einem Stande von 14,689 
Gefangenen durchſchnittlich 89,1 Geiſteskranke oder 6,3 auf 1000. *60) Aus Baden berichtet Füeß⸗ 
lin #7): „In einem Verzeichniß der Öefangenen einer badiſchen Strafanftalt, welches und zur Aus⸗ 
wahl der zur Transferirung in unfer Haus Tauglien zugeftellt worden war, befanden fi auf 
300 Gefangene neun, welche ald «halber Simpel, ſpricht hier und da verfehrted Zeug, nicht 
ganz bei Verftand», bezeichnet waren; ähnliche Ergebniffe wird genaue Prüfung der geiftigen 
Gefunpheitöverhältniffe ver Gefangenen in allen Strafanftalten liefern.“ 

Dieſe badiſche alte Anftalt hat aljo ein Verhältnip von 50 Geiſtesſchwachen auf 1000 
Gefangene. 

Wenn wir aud diefen Ländern einige fummarifche Zahlen haben liefern können, fo weiß 
man doch gar nichts Genaueres über Form, Dauer, Ausgang u. f. w. diefer Bälle. Nur vie 
ſchweizer Auftalten, wo man allınälig mehr zur Bereinzelung übergegangen, berichten Genaue⸗ 
red. In Laufanne find von 1854—41 bei einem Durchſchnittsſtand von 95 Gefangenen 25 
Mahnjinndfälle vorgekommen, unter welden 15 vor ihrer Aufnahme entſchieden wahnjinnig 
waren, zwei galten im Bublifum zuvor für irr, zwei zeigten fogleidh nach der Aufnahme Spu— 
ren von Wahnfinn; von den übrigbleibenden ſechs waren zwei ifolirt geweſen, vier nicht. #9) 
In Genf endlich, ver Mufteranftalt des Claſſificationsſyſtems, kamen von 1826—41 unter 451 
aufgenommenen Gefangenen und bei einem Durchſchnittsſtand von 60 Gefangenen 28 Bälle 
von Wahnjinn vor (wahrſcheinlich find in den erften Jahren, wo noch nicht jo viel Aufmerk⸗ 
famfeit darauf verwendet ward, noch einige weitere überſehen), und zwar von 1826— 54: 12 
. Fälle oder 1 auf43 Gefangene, und feit firenger Durchführung des Schweigſyſtems von 1855 — 
41: 16 oder 4 auf 50 Gefangene. Nur von 25 ift der Erfolg der Heilung defannt: 7 geheilt, 
2 gekeflert, 7 ungeheilt, 7 geftorben (3 davon in der Irrenanftalt). Alſo 


Gebeilt Gebefiert Ungebeilt @eitorben 
Philadelphia . . .» . . 78 Bro. 13 Proc. 8 Proc. — 
WERE: ar. vn 0 8 „ 45 „ 17 Proc. 


Aus allen auburnfchen Anftalten Amerifas wird von Geiſteskranken berichtet, aber jo 
dürftig und ungleihmäßig, daß fich Feine Elare Zahlenaufftellung anfertigen läßt. Wir wollen 
ftatt deren folgende Stelle eines Ausſchußberichts an die gefeggebenvde Verſammlung von 
Neuyork in Betreff des Zuftandes der Gefängniffe in diefem Staate anführen: „Im Verlauf 
feiner Unterfuhung war der Ausfhuß betroffen über die große Zahl von Geiſteskrankheiten 
unter den Sträflingen. Mehr oder weniger geiſteskrank ift eine viel größere Zahl der Infaflen 
unferer Gefängnifle, ald das Publifum glaubt oder als felbft die Beamten des Gefängniffes 
zu wiffen fcheinen. Wahrlich es ift zu bezweifeln, ob irgendjemand mit einem erträglich geſun— 
den Geift das Gefängnif verläßt, nachdem er eine Strafzeit von ſechs oder mehr Jahren über: 
fanden hat.“ 49) 

Wahrlich man fann, wenn man die nahe Verwandtſchaft zwiſchen Verbrehen und Wahn 
finn ind Auge faßt, ſich nicht über die große Zahl von Wahnfinnigen unter den eingefperrten 
Berbredhern wundern, wohl aber darüber, wie lange dieſe Thatſache überfehen worden ift. 
Verbrechen und Wahnfinn find nahe verwandt, fie beruhen auf derſelben Grundlage, auf Man: 
gel an Harmonie zwifchen den intelfectuellen Fähigkeiten und dem Empfindungs= und Begehr: 
vermögen. Betrachten wir die Maffe unferer Verbrecherbevölkerung, fo finden wir fie im Gan— 
zen geiftig viel weniger entwidelt, ald man allgemein annimmt; Verſchmitztheit muß vielfad 
die Stelle des Haren Verftandes vertreten, In der Negel find fie fehr mäßig unterrichtet und 
noch viel weniger irgendwie durchgebildet, weder geiftig noch moralifh. Zu großentheild erbli- 
er Anlage tritt von frühefter Jugend an Verwahrlofung jeder Art, Elend, Schmuz, Unord— 
nung, ſchlechte Erziehung, Roheit und Verweichlichung, ſchlechtes Beiſpiel. Während fo die in— 
tellectuelle und moralifche Ausbildung zurückbleibt, wird die Sinnlichkeit fammt allen ſchmuzi— 


46) Burt, a. a. D., S. M. 

47) Küeßlin, „Die Ginzelhaft‘‘, ©. 387, 

48) Manvergleidye „Rapports du docteur Pellis et de Mr. Denis, inspecteur‘‘. „De l’empri- 
sonnement individuel sous le rapport sanitaire”, ©. 44—60. „Jahrbücher der Gefängnißfunde”, 
1, 80 fg. Auch die Schriften von Würth und Moreau Chriftophe, welche die Anftalt forgfältig 
unterfucht haben; endlich Verdeil, „De la reclusion dans le canton de Vaud‘, und Goſſe, 
„Analyse raisonn&e etc.“, in ber „Bibliotheque universelle de Geneve‘'. 

49) ‚„‚Twenty-third report of the inspectors of the eastern state penitentiary of Pennsyl- 
vania’‘ (1852), ©. 8. 
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gen Leidenſchaften um fo mehr cultivirt. Starke Anlage dazu ift vorhanden, ein Gegengewicht 
fehlt. Ev toben denn in dem Individuum, dad Arbeitsluft, Ernft und Freudigfeit, Tugend und 
Glauben nicht hat, die Begierden auf und ab. Mitten in einem ſolchen Leben des innern Un— 
friedend und der äußern Aufregungen wird der Verbrecher vom Arm der Gerechtigkeit ergriffen; 
nad der Spannung während der Unterfuhungshaft folgt der Niederdruck des Urtheils, der 
Strafe, der Gefangenſchaft. Ift es da zu verwundern, daß am Schluffe des bejchriebenen Weges 
gar mandes ſchwache Gehirn zufammenbricht, vap Wahnſinn auftritt? Bedarf es da noch einer 
befondern Haftart dazu? Der tüchtige Auburnift Moofer fagt am Schluß einer intereffanten 
Würdigung der (zwei) in St.:Gallen und der andermwärts vorgefommenen Wahnſinnsfälle und 
ihrer Urfachen 5%): „Gewiß ift, daß der Wahnjinn in ven Pönitentiaranjtalten nach beiden 
Syſtemen in verfihiedenen Geftalten und Graden vorfommt, und dan feine Heilung eine höchſt 
ihiwierige fei. Die Grundurfadyen zur Erzeugung des Wahnſinns liegen nicht in der Iſoli— 
rung und nicht in dem Stillſchweigen — melde beide nur Nebenurfahen find — fondern in 
dem Mangel einer vernünftigen Geiftesthätigfeit (durch Arbeit). 

Nicht in der Iſolirung liegt die Urſache, nicht im Zufanımenfein das Heilmittel, ſondern in 
verftändiger förperliher und geiftiger Beſchäftigung, in Arbeit, Spaziergang, Unterricht, in 
Beſuchen, in moralifcher und veligiöfer Aufrihtung. Sehen wir und nun nach dem Urtheil 
der Irren= und der Gefängnißärzte über diefe Frage um, fo tritt eine höchſt auffallende Ein— 
ftimmigfeit ver Anfichten auf, Die Arbeiten der Herren Verdeil und Goſſe find, denfen wir 
gerichtet 39), auch höre man neuerlich nichts mehr davon, Herr Pellis fteht allerdings Coindet 
gegenüber. In Frankreich haben die grogen Hygieniſten Villerme und Mare, haben Männer 
wie Pariſet und Louis, hat der verftorbene Irrenarzt Eſquirol, dem fich ſpäter Ferrus und Be: 
noiſton de Chäteauneuf anfchloffen, haben die lebenden Jrrenärzte Lelut und Baillarger ſich 
entichieden dafür ausgefprochen, daß in einer verftändigen Vereinzelung der Gefangenen feine 
Urſache zu Wahnſinn zu fuchen fei. Wie entichieden ift nicht Owen Rees? In Deutihland ha— 
ben Julius, Kiefer und Klofe, Flemming und Damerow, Bafting, Füeßlin u. A. ihr beftimmtes 
Urtheil abgegeben. Welche treffliche Arbeiten hat nicht Diez geliefert? Wie ſchwer wiegen nicht 
die Worte von Holft und Faye aus Norwegen? Und wer fteht diefen Stimmen gegenüber? 
Kann man beifere Gewährsmänner verlangen? Hier wie in allen übrigen Bunften gewinnt 
das Syflem, je genauer man es fennen lernt. R 

VI. Standder efängnifreformindenverfhiedenenkändern. Oſterreich 
Eine Gefängnißreform in Ofterreich ward durch den im Jahre 1842 vom Kaifer Ferdinand er— 
laifenen Befehl zur Erbauung einer Strafanftalt für 800 Sträflinge bei Wiener:Neuftadt an= 
gebahnt. Näctlide Trennung ward von Anfang an feftgeftellt, die Brage über Trennung oder 
Vereinigung bei Tage aber einem Ausſchuß von verſchiedenen Sadhverftändigen übergeben. Der 
Ausschuß entichied ſich nach reifliher Berathung für die Einzelhaft. Che ed zum Bau fam, er— 
folgten die Greignifle des Jahres 1848. Es ward nun auch das ganze Gerichtöwefen umge— 
ftaltet. Der Juftizminifter v. Schmerling berief im Jahre 1849 abermals einen Ausſchuß 
auch diefer ſprach ch, und zwar einftimmig, für Ginzgelbaft aus. In Garjten bei Steyer ward 
der Bau eines Zellenflügeld begonnen. Mit dem Rücktritt des Juftisminiftere, mit ver Aufhe— 
bung des neuen Öerichtöverfahrend und der Schwurgerichte gerierh auch die Gefängnißreform 
ind Stoden. Die Beflerung der Gefangenen wird wol num ausſchließlich durch Einführung von 
Barmherzigen Schweitern und Ordensbrüdern in die Gefängniſſe eritrebt werben. 

Preußen. Nachdem Dr. Julius die verbeiferten amerikanifchen und engliihen Gefängniſſe 
unterfucht und zu deren Nachahmung aufgefodert hatte, wurden bald nah 1840 in Köln ein 
großer Zellenflügel und in Berlin, Münfter und Matibor ausgedehnte Strafhäufer nach dem 
Syſtem der Einzelhaft erbaut — doc ward in allen viefen, in Bauart übrigens mangelbaften 
Gebäuden, nie die Zellenhaft eingeführt — vielmehr wurden die Öefangenen auf unzweckmäßige 
Meile in Gemeinſamkeit eingefperrt. Die Nothwendigkeit aber, die großen Strafanitalten nicht 
ferner Hochſchulen des Laſters fein zu laflen, trat innmer klarer hervor. Es begaben ſich demnach 
in Qaufe des legten Jahres Minifter, Bolizeipräfiventen und andere höhere Gerichts- und Ge: 
fängnißbeamten nad Bruchſal, um durch eigene Anſchauung die Einzelhaft fennen zu lernen. 
Diefe Unterfuhungen ſowie die Berufung Wichern's nach Berlin, des Mannes, welhem Europa 
die größten Verdieuſte um ſittliche Hebung der verwahrloften Jugend und um Rettungshäuſer zu: 


50) Movfer, „Die Pönitentiaranftalt St.e-Jakob“, S, 114. 
öl) ©. „De lemprisonvement individuel’ uno „Jahrbücher der Gefüngnißfunde”, I und M. 
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erkennt, veranlaßten, daß nunmehr die endliche Einführung der Einzelhaft in den bereits erbauten 
Zellengefängniſſen und die Erbauung neuer Provinzialzellenſtrafhäuſer in Ausſicht genommen 
iſt. Unter Wichern's Leitung ſteht bereits ſeit 1.Nov. 1856 in Moabit ein Zellengefängniß von 
nur Proteftanten, nicht über 56 Jahren, die zum erften male verurtHeilt worden. (Möge diefe Lei: 
tung bed ehrenwerthen frommen Mannes dem Beſſerungsſyſtem nur den Segen echt protejtanti= 
ſcher Brömmigfeit und wahrer hriftlicher Kiebe begründen, und nicht etwa durch den Einfluß 
vorzüglich der im Rauhen Haus gebilveten, zur Brüderſchaft gejchloffenen 40 Auffeher auch nur 
der Schein heuchleriſcher Herrſchſucht und intoleranter hochmüthiger Härte und damit der öffent- 
liche Widerwille gegen das ganze Syitem hervorgerufen werden!) 

Medlenburg. Im Jahre 1859 ward in Dreibergen bei Bützow ein Strafhaus mit 192 Ein 
zelzellen (für Tag und Nacht), mit 24 Einzelwerkitätten, 164 Schlafzellen und mit mehren gro= 
Ben Arbeitöfälen erbaut. Nachdem anfangs fomit verhältnigmäßig nur ein Eleiner Theil der Ge— 
fangenen der andauernden Vereinzelung unterworfen worden, hat die Erfahrung dazu ges 
drängt, Zudt und Bau ded Haufes immer mehr auf eine allgemeine Anwendung der Einzelhaft 
einzurichten, wie dies aus den verfchiedenen Schriften ded Griminalraths Herrn v. Wyd erhellt, 
welchen die Oberaufjicht über died Strafhaus zufteht. 

Baden. Von dem zu früh verftorbenen, um volksthümliche Entwidelung der Rechtspflege 
hochverdienten Minifterialrath) v. Jagemann wurde in Baden die Gefängnißreform gefördert, 
Durd Studium und durch forgfältige Veſichtigung der wichtigiten europäiſchen Strafanftalten 
vorbereitet, entwarf und vertrat er den Gefegentwurf zur Erbauung eines Männerzudthaujes 
bei Bruchſal nad) dem Syſtem der Einzelhaft. Den trefflich motivirten Gefegentwurf hatte im 
Namen des Ausſchuſſes ver Abgeordnetenkammer Welder zu begutachten. Zufolge feines clafji= 
[hen Ausfhußberichts ward der Geſetzvorſchlag mit 60 gegen drei Stimmen angenommen ; die 
erite Kammer trat einftinnmig bei. Das neue Männerzudthaus, 1849 eröffnet, hat nun eine 
bald zehnjährige Erfahrung Hinter ih. Nach dem von dem Director deifelben, Dr. Füeßlin, 
verfaßten Werfe über daifelbe, nad dem ausführlihen Bericht des belgiſchen Generalinfpectors 
Ducpetiaur an feine Regierung 2), nad dem Urtheil von Hunderten von Sadverftändigen, 
welde das bruchſaler Zuchthaus beihtigt haben, kann wol feine Strafanitalt ſich glänzenderer 
Nefultate rühmen. Ruhe, Zudt, Ordnung, Reinlichkeit herrſchen allerwärts und zu allen Zei— 
ten; Disciplinarftrafen find felten, die Krankheiten wenige, die Todesfälle etwa halb fo viele ald 
in den gemeinfamen Strafanftalten Badens, der Arbeitöunterriht und =Betrieb geht gut von 
ftatten, der Glementarunterricht trägt unglaubliche Früchte; auf fittliche Beſſerung wirb mit ers 
freulihem Erfolge.gewirft. Wer Zweifel an der Vorzüglichkeit dev Einzelhaft hegt, möge diefe 
große Anftalt befuhen, wo nun mit Gonfequenz und Entſchiedenheit eine längere Reihe von 
Jahren das auch bei und vorgeſchlagene Syftem durchgeführt wird, und den meiften Ländern als 
Mufter zur Nahahmung dient. (Leider haben die Gerichte neuerlich immer mehr abjolut gegen 
den Geiſt des ganzen Strafſyſtems und des Gefeges über dieſe Anſtalt [f. unter IX] zeitweiſe Bei: 
nigungen durch Hungerfoft und Dunfelarreft mit der Öefängnifftrafe verbunden. Auch wird nad 
mehrfachen Beſchwerden entlaſſener Sträflinge und andern Nachrichten infolge minifterieller Anz 
ordnungen durch eine allzu magere, ja allzu kärgliche Koft zum Theil die Geſundheit und die gei= 
ftige und moralijche Kraft der Sträflinge gefährvet. Es ift der vortrefflihen Direction der Anz 
ftalt zu verbanfen, daß jie auch dieſe betrübenden Störungen wenigftend zu mildern verfteht. 
Und es ift zu hoffen, daß die wohlwollende Negierung jene Misftände, dem wahren gefeglichen 
Geiſt ihrer ruhmwürdigen Anftalt, der Humanität und Gerechtigkeit entiprechend, bald möglich 
bejeitigen werde, Die abjolute Verkehrtheit der Strafihärfungen, die noch fein Sadyfundiger 
bezweifelte, hat aufs neue gründlich nachgewieſen Mittermaier, „Gefängnißreform‘‘, 1858, 

6.159 fg. S. aud Nöder, „Gutachten“, S. 52 fg.) 

Württemberg. Im Jahre 1855 hatte Die Negierung den Ständen einen Gefegvorfhlag in 
Betreff der Errichtung eines Zellenftrafhaufes in Stuttgart übergeben. Der dem Syftem der 
Einzelhaft günftige Ausjhußberidt von Probft erhielt in den Verbandlungen vom 16. bis 
26. März 1857 die volle, beinahe einftimmige Zuftimmung der zweiten Kammer, doch hat nach 
der „Allgemeinen Zeitung‘, Beilage vom 25. Mai, der Juftizminifter in der zweiten Kanımer 
erklärt, daß die erfte Kammer für die jegige Gtatöperiode von 1858— 61 die Sache abgelehnt, 
jedod) keineswegs ad calendas graecas vertagt habe. Energiſch verwarf namentlich die zweite 
Kammer auch alle Prügeljtrafe und alle Schärfungen für die Zellengefängniffe. 


52) „Notice sur la prison cellulaire de Bruchsal‘ (1855). 
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England. Nach den frühern nicht hinlänglich nachhaltigen Verſuchen einer Gefängnißre⸗ 
form verſuchte man von 1825 — 55 Claſſificirung der Gefangenen, und von 1833 an das 
Schweigſyſtem. Als diefe ih ungenügend erwiefen, veranlaften hauptſächlich die Berichte des 
nad Amerifa gefandten Advocaten Crawford und die Bemühungen beffelben und des mit ihm 
als Generalinfpector der Gefängniſſe angeftellten Whitworth Nuffell, die Ginführung der Ein— 
zelhaft unter ven Minifterien von Sir R. Veel und Lord John Ruffell. Es wurden einige Mu- 
ftergefängniffe (namentlich Pentonville und Perth) erbaut, melde in der Ausführung der Ein: 
zelheiten alle bisherigen Gefängniffe weit hinter ſich zurückließen. Da damals die Transporta— 
tion in den vereinigten Königreihen befanntlich die faft ausschließliche Strafe für alle ſchwerern 
Vergehen und Verbrechen war, jo waren diefe Gefängniffe nur dazu beſtimmt, aus den zur 
Transportation Verurtbeilten, im Alter von 18 — 55 Jahren Stehenven, die geeignet ſcheinen— 
den auszuwählen, während 18 Monaten der Einzelhaft zu unterwerfen und fie dann zu trans— 
portiren, wobei jedoch das Betragen der Sträflinge während der Ginzelhaft verfhiedene reis 
heitftufen in der Golonie für fie bevingte. Die Erfolge diefer vereingelten, mit Unterricht, Seel: 
forge und Arbeit verbundenen Ginfperrung waren, namentlich in Bezug auf die moralifche Beſſe— 
rung, überraſchend günftig. Es wurden daher aldbald in vielen Städten Englands größere und 
Eleinere Zellengefängniife erbaut, und, um auf diefem Wege entſchieden fortzufihreiten, centrali= 
firte die Regierung diefen Berwaltungszweig mehr, als es bis dahin mit irgendeinem andern 
geſchehen war. Es ift ſeitdem Fein eigentliches Gefängniß mehr anders ald nad) dem Zellenſyſtem 
erbaut worden ; diefe Gefängniffe zählen denn auch bereits über 12,000 Zellen. Ald Crawford 
und Whitworth Ruffell 1847 raſch hintereinander ftarben, gewann die Anjicht des [harfjinnis 
gen Erbauerd von Pentonville, des Ingenieuroberften Jebb, das Übergewicht, welcher von jeher 
nicht für die unbedingte und vollſtändige Durdhführung der Ginzelhaft bei längern Strafzeiten 
gewvejen war. Es machten ih nun auch Angftlichkeiten in Betreff ded Geſundheitszuſtandes gel 
tend, Angftlichkeiten, welche übrigens von Arzt, Vorfteher und Oberaufjihtsrätben nicht getheilt 
murden. Die ftrenge Ginzelhaft ward ſonach in etwas gemilvdert, auf ein Jahr und, feitvem im 
Sabre 1855 auf den entichievdenen Widerfprud der Golonien die Transportation aufgehoben 
wurde, zulegt auf neun Monate herabgefegt, wonach ſodann die Sträflinge in penal servitude 
treten, d. h. in große (foeben erbaute over zum Theil noch im Bau begriffene) Anftalten an den 
Meeresfüften, wo fie bei Nacht in Ginzelzellen fchlafen, bei Tage aber in großen Maffen (zu Tau— 
fenden) mit Arbeit im Freien zur Anlegung von Zufluhtähäfen verwendet werden. Neuerlichft 
find Hierzu noch proviforifche Entlaffungen bei gutem Betragen getreten. Uber die Refultate 
dieſes Umſchwungs in der Gefangenenzuct läßt ſich bei der Kürze der Zeit ein beſtimmtes Ur: 
teil noch nicht fällen. Die Berichte des nun an der Spige des ganzen engliſchen Gefängnißwe— 
fens ſtehenden Oberften Jebb lauten fehr günftig 9°); im Parlamente aber find bereits Stimmen 
dagegen laut geworben, um für eine beffer geregelte Transportation fi auszusprechen. Liber 
einige Punkte fteht die Anficht in England feſt, über andere ift fie noch ſehr ſchwankend, wie denn 
aud die Hausordnung der Oefängniffe im Allgemeinen und die Durhführung der Einzelhaft 
insbefondere, an den verſchiedenen Orten fehr verfchieven ift und weſentlich von der perfönlichen 
Anſicht der Vorfteher oder Leiter abhängt. So werben nun in Bentonville Einzelne nach einiger 
Zeit in Abtheilungen gemeinfchaftlic befhäftigt, in Prefton find die Gefangenen beim Gottes— 
dienft nicht getrennt, in Reading wird faft nur dem moralifchen und religiöfen Unterricht Auf: 
merffamfeit gewidmet, während in Perth nad wie vor die Einzelhaft in ihrer urfprünglichen 
Strenge und für längere Zeit mit beftem Erfolge durchgeführt wird. Uber die Art der Behand: 
fung der Sträflinge während der fpätern Jahre der Gefangenſchaft herrſcht Meinungsverfhie: 
denheit; für die erfte Strafzeit dagegen, wie überhaupt für Furze Haften und Unterfuhungsbaft 
iſt das Urtheil einftimmig für Ifolirung. Daher fommt ed denn auch, daß feit fat 20 Jabren — 
(mit Ausnahmie der Bauten für die Arbeiter an ven Zufluchtshäfen) fein anderes Gefängniß als 
Bellengefängniffe in den vereinigten Königreichen erbaut worden find. Nah unferer Meinung 
begen die englifhen Gegner der Anwendung der Einzelhaft bei langen Strafzeiten eine zu bobe 
Meinung von der ſchnellen moralifivenden Wirkung diefer Strafweife im Verlaufe von einem 
halben oder auch ganzen Jahre. England ift in feinen Verfuchen noch fhmanfend; der praftifche 
Sinn ded Volkes wird nicht verfehlen, das Richtige zu finden und feſtzuhalten. 

Branfreih. Frankreich verdient in mandperlei Beziehung befondere Beachtung. In diefem 


53) In feinem neueften Bericht über die Refultate von Pentonville („Reports of the Direction *! 
London 1857) gibt er ale rücfällig in vier Jahren an 15 Proc, 
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centraliirten Lande ward verhältnifmäßig früh eine gleihmäßige gute Zuchtordnung in den 
verjhiedenen Gefängniffen durchgeführt. Schon vor 37 Jahren trat ein bourbonijcher Prinz 
an die Spige einer Gefellihaft, welche ſich die Verbeilerung der Gefängniffe zur Aufgabe gelegt 
hatte. Strenge militärifche Zucht, Ordnung und Reinlichkeit, gut geregelter Arbeitöbetrieb, an= 
fangs durch Unternehmer, allmälig immer mehr durd den Staat geleitet, hatten aber nicht ven 
gewünichten Erfolg. Es warb demnach im Jahre 1859 in den etwa 18,000 Strärlinge faffen: 
den Eentralhäufern das Schweigfoften nebſt mweitern Schärfungen der Gefängnißzucht ange: 
ordnet und mit Energie gleihmäßig durchgeführt. In Betreff der Abſchreckung und Beſſerung 
ward aber der gehoffte Erfolg nicht erzielt; dagegen hatte die firengere Zucht eine weſentliche 
Sieigerung der Sterblichkeit im Gefolge. Schon im Jahre 1840 brachte die Regierung an die 
Deputirtenfammer den Vorichlag zur Einführung der Ginzelhaft. So oft aud) die Minifterien 
wechſelten, ftetö blieben die Dinifter des Innern, welden das Gefängnißweſen untergeben ift, 
bei derſelben Anſicht (Remuſat, Montalivet, Duchätel, Gasparin). Der erwähnte erfte Vorſchlag 
ward von einen Ausihuffe günjtig begutachtet, kam aber nicht mehr zur Verhandlung. Im 
Sabre 1845 legte die Regierung einen zweiten Entwurf vor, weldem zufolge alle Strafgefan= 
genen während der erften 12 Jahre ihrer Haft, ebenfo wie alle interfuhungsgefangenen ver 
Einzelhaft unterworfen werben follten. In keinem Lande hatten ji Rechtsgelehrte und Staats— 
männer fo viel mit ver Frage der Gefängnißreform befhäftigt; die große Zahl der darüber er— 
fdienenen Schriften vermehrte jih ind Unendliche aldbald nach diejer zweiten Vorlage. Auf 
Grundlage eines meifterhaften Ausfhußberichts von Tocqueville begannen am 22. April 1844 
die Berbandlungen in der Abgeorbnetenfammer, welde, ein Mufter von Sachkenntniß, Ver: 
ſtändniß und Würde, durch 19 ange Sigungen dauerten und am 18. Mai mit überwiegender 
Stimmenmehrheit die Annahme des Geſetzvorſchlags Herbeiführten. Die Regierung legte den= 
jelben fodann der Pairdfammer vor; im Namen des Ausfhufjes verjelben berichtete Berenger 
ebenfalls für die durchgängige Einführung der Einzelhaft. Cine Beratbung fonnte nicht mehr 
fattfinden, da mittlerweile die Greignifle des Jahres 1848 eintraten. 

Schon im Jahre 1840 verließ das Gefängniß La Roquette für 500 Kinder das bis dahin 
befolgte Schweigfyftem und führte die Einzelhaft ein. Die Jahresberichte des Volizeipräfecten 
und bie des Schugvereind für die entlaffenen jugendlichen Gefangenen wettelferten alljährlich in 
Darlegung der großen Borzüge diefer Haftweije. Die Departements beeilten jih, neue Depar- 
tementalgefängniffe, und ausſchließlich nach dem Zellenſyſtem zu erbauen ; alle berichteten in je: 
der Beziehung glei günftig für dad Syſtem. Die wenigen Gegner der Iſolirung waren ftill 
geworden, gegenüber der großen Maffe von Rechtögelehrten, Gefängnifbeamten und Ärzten, 
welche ji fortwährend für das Syſtem ausſprachen. Da erſchien plöglih, ohne daß irgend 
jemand etwas davon ahnte, ohne daß man biöjegt eigentlich Flar wüßte warum, am 17. Aug. 
1853 ein minifterielle8 Umlauffchreiben an die Präfeeten. Es hieß darin, die großen Ausgaben 
für die Anwendung der Ginzelhaft, und die Unmöglichkeit für die Mehrzahl ver Departements, 
hierfür mit ihren alleinigen Mitteln zu forgen, feien die Urſache gewefen, daß die vorgejchriebene 
Trennung der verfhiedenen gefeglihen Kategorien von Gefangenen nicht überall durchgeführt 
worden (unter 596 Departementalgefängniffen fei died, außer in ven Zellengefängniffen, nur 
in 60 geſchehen); „deshalb verzichte die Negierung nun auf die Anwendung dieſer Haftweife, 
um die Abtheilungen voneinander zu trennen.‘ 5%) 

Das allgemeine Erftaunen, welches dies Umlauffchreiben in Frankreich hervorrief, wird 
man begreifen, wenn man bie wahre Sachlage ind Auge faßt. Im Auguft 1852 waren 47 De: 
partementalzellengefängniffe (mit 4850 Zellen) befegt, 15 waren im Bau begriffen und für 
ſechs waren die Riffe in Arbeit; Died zufammen gab weit über 6000 Zellen, alfo Raum für ein 
Drittheil der in Departementalgefängniffen überhaupt verwahrten Gefangenen. Im Jahre 
1847 waren in Frankreich nur 17 Zellengefängniffe erbaut, und wenn es deren jegt über 60 
find, fo liegt darin der Beweis, daß die Thätigfeit ver Departements, wenn unterftügt flatt ges 
hemmt, raſch weitere Zellengefängniffe ind Leben gerufen haben würde. 


54) Der Tert diefes Umlaufichreibens und eine Beurtheilung deffelben, der wir großentheils gefolgt 
find, finder fih in Berenger, „De la repression p6nale, de ses formes et de ses effets‘' (Paris 
1555), I, 252— 263. Man vergleiche auch David, „Nogle opslysninger om cellesystemet, 
navnlig om dets ofskaffelse i Frankrig’ (Kopenhagen 1853); Holft, „Cellesystemet opha- 
velse i Frankrige“ (Ghriftiania 1854); und Durpdtiaur, „Avant-projet de loi sur le regime 
des prisons etc.‘ (Brüffel 1854), ©. 49. 
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Als Beweis dafür, wie übrigens die Departements, namentlich diejenigen, in melden Er 
fagrungen über Zellengefängniffe gemacht worden waren, über dies Umlauffchreiben (teldhes 
Niemand zu vertheidigen wagte ald Hr. Leon Vidal) urtheilten, möge dienen, was ſich in Paris 
felöft zutrug. Der Departementalrath der Hauptitadt, deſſen Mitglieder von der Regierung er: 
nannt werben, der aljo einer ſyſtematiſchen Oppofition ſchwerlich befhuldigt werden fann, pro: 
teftirte einſtimmig und erjuchte den Präfecten der Seine und den Polizeipräfecten, „die angefan— 
genen Studien in Betreff ver Ausdehnung des Zellenſyſtems über alle Departementalgefäng- 
niffe fortzufegen”. Ebenſo fprady ſich der Seinepräfeet aus, der in Bordeaur und in Paris beide 
Haftſyſteme nebeneinander in Wirkfamkeit geliehen hatte; ebenfo Hr. Delangle, erfter Präſident 
des kaiſerlichen Gerihtähofes in Paris, Senator und Präfident ded Departementalraths; dieſet 
ſchloß feine Erflärung mit den Worten: „Wir müffen Eurz erklären, daß wir fortwährend bie 
Zellenbaft für die einzige halten, welche einen günftigen Einfluß auf den moralifhen Zuftand 
der Gefangenen ausüben fan.” 

Ahnlich äußerten fid andere Departementalräthe. Nirgends war die Ginzelhaft befeitigt. 
Daß einer Oppofition, welche fo entfchieden gegen eine Verfiigung der mächtigen Gentralregie: 
rung in Frankreich heutzutage aufzutreten wagt, eine ungewöhnlich fefte Überzeugung von der 
Vorzüglichkeit des bisher verfolgten Weges zu runde liegen muß, wird jeber zu würdigen ver: 
fteben, der die dortigen Verhältniffe nur irgend kennt. Einige andwärtige Regierungen, erftaunt 
über die unerwartete Minifterialverfügung, ſchickten Abgeordnete nach Paris, um die Urſache 
zu erforfchen; ſie fonnten Feine genũgende entdeden. 

Die franzöſiſche Regierung ſelbſt ſcheint einzulenfen, wenigftens hat fie einen Ausſchuß zur 
Prüfung mehrerer mit dem Gefängnißweſen innig zufammenhängenden Fragen niedergefegt. 
Auch ift die Zellenhaft in dem Gefängniffe La Roquette in Paris, nachdem fie auf ein Jahr be: 
ſchränkt worden war, wieder in ihrer frühern Ausdehnung hergefteflt worden. Ja, in dem gro: 
Ban Gefängniffe, dépot descondamnes, wo ſie bisher nicht ftatthatte, wird fie ſoeben eingeführt. 

Wenn irgendetwaß die einftimmige Meinung der Sahverftändigen in Frankreich zu Gun: 
ften ver Einzelhaft darlegen fonnte, fo ift e8 gerade diefer der weitern Durchführung der Einzel: 
haft von oben herab gebotene Stillftand. Er wird nur ein vorübergehender fein. 

Schweiz. Das Schweigſyſtem und das Claſſificationsſyſtem ift nirgends beffer durchgeführt 
worden als in Laufanne, Genf und St.:®allen. Laufanne ward auf Grunvlage der genann: 
ten Hauszucht im Jahre 1827 eröffnet, ſchon 1854 fand man ſich genöthigt, Für einen großen 
Theil der Gefangenen Ginzelhaft einzuführen, obgleich das Gebäude fi nur fehr mangelhaft 
dazu eignete.59) Der Erfolg war günftig, doc Hat die Anftalt unter hHäufigem Wechſel ver Be: 
amten und unter äußern politifchen Ginflüffen viel gelitten. Bon Genf und St.Gallen war oben 
die Rede. In Genf ward im Jahre 1835 für einzelne Glaffen zeitweilige Jfolirung zugefügt.?®) 
Das neue Haftgebäube aber, 1843 eröffnet, unterwirft eine große Mehrzahl aller feiner Inſaſſen 
der andauernden Einzelhaft 57), worin jelbft die legten Jahre, welche jo vieles in Genf über den 
Haufen geworfen haben, nichts änderten. 

Königreich der Niederlande. Als man jid von der Unwirkſamkeit der bisherigen Haftweiſe 
überzeugt hatte, ging die Regierung zu ver Einzelhaft über. Nah manderlei Vorarbeiten wurde 
den Generalftaaten ein Entwurf zu einem Strafgefegbuch, in mehre Bücher eingetheilt, vorge: 
legt, Eines diefer Bücher des Gefegentwurfs, worin fich namentlich die auf die Einzelhaft be: 
züglihen Beitimmungen fanden (Einzelhaft für alle Arten von Gefangenen bi8 zu funfzehn: 
jähriger Haft), wurde am 14. Juli 1847 angenommen; da ein anderes Buch aber verworfen 
wurde, jo ertheilte die Negierung ihre Zuftimmung überhaupt nicht. Sie fhritt nunmehr früd- 
weife vor, Zufolge des Gefeges vom 28. Juni 1851 follen alle Unterfuhungsgefangenen umd 
alle zu correctioneller Strafe von höchſtens einem Jahr Verurtheilte ver Ginzelhaft unter: 
mworfen werden (wobei zwei Monate gewöhnlicher einem Monat Einzelhaft gleich gerechnet wer— 
den); das Gefeß vom 29. Juni 1854 dehnte diefe Zeit auf dad Doppelte aus. 

Die entfprechenden Bauten wurden unternommen. &8 finden fi) gegenwärtig 45 Zellen in 
den größern Strafgefängniflen; von den untergeordneten Oefängniffen find Amfterbam (208 


55) Moreau Ghriftophe, „Aapport sur les prisons de l’Angleterre, de l’Ecosse, de laHollande, 
de la Belgique et de la Suisse’ (Paris 1939). „Jahrbücher der Gefängnißfunde‘ , I, 8SO— 129. 
I. v. Würth, „Die neueſten Fortfchritte u. ſ. w.“, S. 235—268. 

56) ‚Jahrbücher der Gefängnißfunde”, I, 4T—127. 

57) „Jahrbücher der Gefängnißfunde‘‘, IX, 103—10. 
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Bellen), Affen (AI), Gronichem (32), Almelo (25), Winfhoten (27), Appingadam (27) und 
Utreht (116) vollftändig Zellengefängniffe ; in den übrigen find weitere 71 Zellen errichtet 
worden. Andere Zellengefängniffe jind in Bau begriffen, fo in Maftricht, und ein Zellenflügel 
in Herzogenbuſch (mit 76 Zellen). Die Regierung wird flufenweife meiter ſchreiten. 

Wie aus den Jahresberichten erhellt, find die einzelnen Aufiichtscommiffionen und die Re— 
gierung mit dem Erfolg des Syſtems jehr zufrieden, ſowol in Bezug auf moraliiche Einwirfung, 
Ordnung in der Anftalt, als auch in Betreff des Geſundheitszuſtandes. Die Zahl der Selbft: 
morde in den Gefängniffen Hollands war fehr gering, Geiftesfrankheiten kamen wenig vor (im 
Jahre 1854 deren fieben und diefe alle in gemeinfamer Haft, einer derfelben warb deshalb in die 
Bellen verfegt). Die Sterblichkeit war fehr gering: im Jahre 1854 in den größern Strafge: 
fängniffen 2,96 Broc., in den Sicherheits: und Arrefthäufern 0,8 Proc. ; eine Scheidung der 
Todesfälle in den Zellengefängniffen und den übrigen Gefängniſſen liegt nicht vor. 

Belgien. Im Jahre 1855 wurde in Belgien der erfte Verſuch zur Einführung der Zellen- 
haft mit Erbauung von 36 Zellen an dem Correctionshaus in Gent gemacht; ſpäter wurden 
64 Zellen an dieStrafanftalt von Aloft, und 78 an die von Bilvorden angebaut. Dad erfte voll: 
ftändige Zellengefängniß ward 1844 in Tongres erbaut, und gegenwärtig beftehen folgende 
Bellengefängniffe: in Yongres mit AO Zellen, in Marche mit 20, in Dinant mit 42, in Ver: 
viers mit 77, in Eharleroi mit 107, in Gourtray mit 150, in Brüffel (Weiber) mit 103, in 
Brüffel (Männer) mit 145, in Brügge mit 244, in Lüttich mit 257, in Antwerpen mit 315; 
zufammen 1478 Zellen. 

Im Dau begriffen ift das große Gentralzudthaug für 600 Männer in Löwen und das für 
126 weitere Zellen in Brügge. Bertig find alfo im Ganzen 1656 Zellen, und die Vollendung 
weiterer 726 Zellen ift geiichert. Der Generalinfpector ver belgifchen Gefärfgniffe, Ducpetiaur, 
hat die Ergebniffe der Zellengefängniffe unter Beifügung der Berichte der Directoren mitge— 
theilt. 59) Alle Berichte lauten günftig über alle Bunte, jo namentlich über ven moraliſchen 
Zuftand, über die förperliche und geiftige Geſundheit und über die Sterblichkeit der Gefangenen, 
Über die Vorzüglichkeit ver Einzelhaft befteht in Belgien fein Zweifel, ihre allmälige vollftäns 
bige Einführung ift gefichert. 

Schweden. In Schweren ward die Gefängnißreform durd die lebendige Theilnahme, melde 
ihr der gegenwärtige König von Schweden noch ald Kronprinz Oskar widmete, weſentlich anges 
regt und beförbert. Im Jahre 1840 nämlich veröffentlichte verfelbe feine Schrift „Über Strafe 
und Strafanftalten‘ ; ein Furzes Werk, aber gewichtig durch die großartige Auffaflung der 
Aufgabe der ftaatlihen Gefellfhaft, durch Flare Schilderung und treffende Kritif.59%) Die 
Stände flimmten dem Vorſchlag der Einführung der Einzelhaft zu. Bon 1856—54 werden in 
17 Städten Zellengefängniffe mit 1257 Zellen errichtet. 

Directoren, Geiftliche und Ärzte äufern ſich gleich günftig über die Einzelgaft.6%) Mit dem 
Bau weiterer Zellengefängnilfe wird fortgefahren werben, 

Norwegen. Die norwegifchen Stände haben vorerft nur die Mittel für ein Zellengefängniß 
bewilligt; Mangel an Geldmitteln hat die Erbauung weiterer Zellengefängniffe bisjegt verhin: 
dert, doch dürfte demnächſt wol damit vorgefhritten werden. Das pennſylvaniſche Zuchthaus bei 
Ehriftiana ward im Mai 1851 eröffnet. Bid Ende 1855 waren 1000 Gefangene daſelbſt auf: 
genommen worben, der tägliche Durhfchnittäftand der Gefangenen war 211; ausgetreten jind 
778, darunter einer durch Selbftmord, zwei durch ven Tod ; alfo eine Sterblichkeit von 0,8 Proc.; 
es kamen jährlich im Durchſchnitt 92 ſchwere Krankheiten und 25 Diseiplinarftrafen vor. Es 
liegen über dieje mit fo außerordentlich günftigem Erfolge gefegnete Anftalt gedruckte Jahres: 
berichte vor, die ebenjo lehrreich ald ausführlich und genau find und in dieſen Beziehungen von 
feinerlet ähnlichen Berichten übertroffen werden.*1) 

Dänemarf, Die Gefege von 1842 und 1846 beſtimmen, daß alle Unterfuhungs: und alle 


58) Duchkiene, „Avant-projet de loi sur le regime des prisons soumis A la commission 
chargee par l'arrété royal du 25 Juin 1853 de preparer la revision de la legislation peniten- 
tiaire” (Brüffel 1854), S. 50—68. 

59) Diefe Schrift hat zweiÜberfegungen ins Deutfche erhalten, von denen bieeine, durch v. Tresfow 
a im Jahre 1841 in Leipzig (bei Brodhaus) erſchien. 

60) Siehe die ausführlichen Jahresberichte: „Styrelsens öfver füngelser och arbetsın-rätlin- 
gar i riket underdäniga berättelse om füngvärden,‘ 

61) ‚‚Beretniug om bodsfaengslets virksomhed i Auret 1851—55' er 
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zu höchſtens fünf Jahren verurtheilten Strafgefangenen der Einzelhaft, und die zu längerer 
Strafhaft Verurtheilten ver nächtlichen Bereinzelung mit gemeinfamer Arbeit unterworfen wer: 
den follen. Zufolge des Arreftreglements vom 7.Mai 1846 ging man raſch and Werf und fing 
fehr verftändigerweife die Reform von unten an. Es find nunmehr 20 Zellenarrefthäufer neu 
gebaut und die alten faft ſämmtlich nad) dem Syſtem der Einzelhaft umgebaut worden. Da es 
galt, die alten Sflavereien (Karrenftrafe) zu befeitigen, fo ward vor wenigen Jahren bei Sor⸗ 
fens ein auburnſches Strafhaus für diefe Elaffe erbaut. Nach veflen Beendigung wurde aber 
ſogleich (1855) ver Bau eines Zellencorrectionshaufes für 400 Sträflinge bei Kopenhagen be: 
gonnen, das in 11, Jahren wird bezogen werben fönnen. Der Generalinfpector der Gefäng— 
niffe im Königreih Dänemarf, E.N. David, ſchreibt in Betreff ver in Arrefthäufern eingeſperr⸗ 
ten Unterſuchungs- und furzzeitigen Strafgefangenen, daß „über den günftigen Erfolg der Ein- 
zelhaft auf Schnelligkeit ver Rechtöverfolgung, Ermittelung der Strafbarkeit und Shug der De- 
tinirten im ganzen Lande unter Juriften und Nichtjuriften nur Gine Stimme berricht”. 

Die Einwirkung der Zellenbaft bei längerer Strafzeit (bis zu fehs Jahren) hat in Däne- 
marf biöher nur in dem feit 1848 befegten Zellenflügel des alten Zuchthauſes in Kopenhagen 
erprobt werben künnen. Der Erfolg war in diejen acht Jahren jehr günftig, Krankheiten und 
Sterblichkeiten ſehr gering, Feine einzige Geiftesftörung, gute Zucht und Ordnung. Die Zahl 
der Widerfacher gegen Die Bereinzelung ift fehr zufammengefhmolzen. Man wird ohne Schwie: 
rigfeit auf dem betretenen Wege fortfchreiten. 

Toscana. In tüchtigen Schriften und auf ven Gelehrtencongreifen war namentlich auch in 
Toscana die Frage der Gefängnißreform lebhaft verhandelt worden, und gewidhtige Stimmen 
hatten fi frühzeitig für die Einzelhaft ausgeſprochen, unter ihnen namentlich ver Marcheſe 
Torrigiani.6?) Mit großer Energie ging man an die Herftellung einer Fräftigen Zucht und Orb: 
nung in den Öefängniffen. Die Öefangenen wurden joviel ald möglich, außer der Zeit des linter: 
richts und der Arbeit, vereinzelt. Sodann ging man weiter. Mit dem Jahre 1846 trat ein 
neues Gefängnigreglement ins Leben. In dem Gorrectionshaud in Florenz, in dem Zwangsar⸗ 
beitöhaus in Volterra und in der Strafanftalt für weibliche Gefangene in San:Gimignano 
warb die Einzelhaft eingeführt. Schußvereine und Befuchgefellfchaften wurden eingerichtet. Der 
Erfolg war zufriedenſtellend, ſodaß das toscaniſche Strafgefeg vom 31. Mai 1855, welches 
als Freiheitäftrafen das ergastolo (für die auf Lebenszeit Verurtheilten), die casa di forza und 
den carcere feſtſetzt, für alle dieje Strafen die Ginzelhaft ausnahmslos einführte. 6°) Nach den 
Angaben des energifhen und unermüdlichen Gefängnißinfpectord Peri und nad) feinen ftatifti- 
fhen Jahreöberichten 6*) ift der Erfolg äußert zufrievenftellend, Krankheiten und Todesfälle 
felten, Seelenftörungen nicht vermehrt, die Rückfälle bei ven Männern von 22,4 Proc. auf 
42,4 Proc. und bei ven Weibern von 25 Proc. auf 15,3 Proc. vermindert. In feinem Lande 
Europas wird bisjegt jo ausnahmslos und jo confequent die Ginzelbaft ein= und durchgeführt. 

Sarbinien, das fo muthig und energifch auf dem Wege der Reform fortfchreitet, hatte, zu— 
meift unter dem Einfluß des verftorbenen Grafen Petitti vi Roreto und des Grafen Bralormo, 
fünf große auburnſche Strafanftalten (in Oneglia, Aleffandria, Ballanza und Turin) für 1820 
Gefangene erbauen laflen. Nächtliche Bereinzelung, bei Tage gemeinfame Arbeit unter firengem 
Gebot des Stillihweigens, ſcharfe Aufficht, zweckmäßige Arbeit, gute Koft, tägliche Bewegung 
im Sreien, Belohnungen — nichts ward gefpart, um dem Syſtem Erfolg zu jihern. Aber — 
wie der Generalinfpector der ſardiniſchen Gefängniffe, Ritter Vegezzi-Ruscalla, ſchreibt — ver 
Verſuch (von zehn und mehr Jahren) war ein unfrudhtbarer, das Stillfehweigen wird nicht ge— 
halten, der Verkehr wird nicht aufgehoben, wenn aud Außerlihe Ordnung herrſcht und die Ar- 
beit befriedigende Refultate liefert; Beſſerung wird nicht erzielt, Die Sterblichkeit iſt ſehr hoch.**) 





62) Torrigiant, „Tre dissertazione lette all’ accademia economico-agraria etc. sul diritto di 
punire applicato come mezzo di repressione e correzione” (Florenz 1841), 

63) „Codice penale pel granducato di Toscana.‘ — „Regolamento fondamentale degli sta- 
'bilimenti penali, 2 giugno 1853.“ 

64) Carlo Peri, „‚Notizie sulla riforma delle prigioni in Toscana corredate di tutti i regola- 
menti ed ordini olla medesima relativi etc. fino all’ anno 1850‘ (#lorenz; 1850). „‚Rapporto e 
statistica carceraria del soprintendente generale delli stabilimenti penitenziari di Toscana per 
l'anno 1850‘ (1851). 

65) In den auburnfchen Gefängniffen von Aleſſandria 65 Todesfälle auf 488 Gefangene, in 
Oneglia 38 auf 484, in Pallanza (mit Cholera) 47 auf 157; in den Glaffificationsgefängniffen von 
u. au auf 329 Gefangene, in Foſſano 11 auf 118, in Gavi 15 auf 126; im Mibert« 

ille 10 au i 
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Die Regierung verläßt daher dies Syftem und geht zur Einzelhaft über, wird Zellengefängniffe 
bauen (zunächft zwei in Turin für 800 und für 400 Gefangene und eins in Genua für 600 Un— 
terfuchungsgefangene und Sträflinge unter zwei Jahren) und demnäcdft den Sanımern ein dar— 
auf bezügliches Geſetz vorlegen. °°) 

- (Auch in Holftein wurde bereits in Glückſtadt ein Zellengefängnig für Einzelhaft erbaut. 

Ebenfo bewirkte neuerlih in Korfu der Gefängnißdirector Gozzirid wegen verberblider 
Wirkung der gemeinfhaftlihen Haft die Erbauung eined Zellengefängniffes [Mittermaier, 
„Gefängnißverbeſſerung“, 1858, ©. 6 u. 50]. 

Im bairiſchen Gefehgebungsausihuß von 1856—57 flegte die Überzeugung für das Zellen- 
foftem [f. ven Bericht, S.97]. Das Lobpreifen der Obermaier’fchen Anftalt vom Landtage von 
1846 war völlig veritummt. Der Minifter wußte dem Zellengefängniß nur die großen Koften 
der Neubauten für die 4000 bairiſchen Sträflinge entgegenzuftellen, die aht Millionen betragen 
würden. In den Verhandlungen erflärten die ehrenwertheften Männer [S. 101— 105], daß 
es Zeit fei, aus dem Jammer des gegenwärtigen Gefängnißmwefens herauszufommen, daß man 
von den Befängnißdirectoren erfahre, daß fie nicht im Stande feien auch nur Einen Sträf: 
fing zu beffern, daß das Syſtem der Aufpafler die verderblihften Wirfungen habe, und daß die 
Griminalftatiftik eine übergroße Zahl von Rüdfällen nachwieſe [diefe koften doch wol auch dem 
Staat einige Millionen, und den Bürgern viele Millionen und noch mehr an verlorener Si— 
herheit!]. 

In Frankfurt befhloß auf ven gründlichen Auoſchußbericht von Varrentrapp der Geſetzge⸗ 
bende Körper ein Zellengefängniß für 196 Männer und 46 Weiber nad dem Vorbilde von 
Brudjfal.) 

Nordamerika. Große Staatöftrafgefängniffe jind in ven legten zwei Jahrzehnden kaum ers 
baut worven. Für die großen Staatäftrafanftalten find die verſchiedenen Staaten dem von ihnen 
eingeführten Syften treu geblieben, fowol dem Pennſylvaniſchen ald dem Auburnſchen. Für die 
Fleinern Gefängniffe aber, welche vorzugsweiſe zur Aufnahme kurzzeitiger Strafgefangenen und 
ber Unterfuhungsgefangenen dienen, haben viele Grafjchaften auch ſolcher Staaten, welche au— 
burnſche Staatöftrafanftalten befigen, in ver legten Zeit die Einzelhaft zu Grunde gelegt, fo na= 
mentlih aud im Staate Neuyork felbft. 

In den Gefängniflen beider Syſteme ift ferner in der legten Zeit, wie es ſcheint, die Haus— 
ordnung weniger fhroff durchgeführt worden. 

Seit vielen Jahrzehnden beftanden zwei Gefängnißgefellichaften in Philadelphia und in 
Boiton, melde großen Einfluß auf die Öffentliche Meinung übten, die legtere namentlich durch 
ihre ausführlichen Jahresberichte. Die erftere hing dem Pennſylvaniſchen Syſtem an, die legtere 
vertrat dad Auburnihe mit großer Heftigkeit. Seitdem jedody in Bofton jelbft Männer wie 
Dr. Howe, wie der audgezeihnete Staatsmann Charled Summer, der große Schulrefornator 
Horace Mann und Andere nicht nur gegen die Art, wie die Berichte verfaßt wurden, föndern 
überhaupt gegen die gemeinſame Einfperrung und für die@inzelhaft auftraten, hat ſich dort eine 
wefentlihe Spaltung der Anfichten fund gegeben. Mittlerweile hat ſich auch in Neuyork eine 
Gefängnißgeſellſchaft gebildet, welde ich weniger die Bertretung eines fpeciellen Haftſyſtems 
ald Sammlung aller auf das Gefängnißweſen bezüglihen Materialien und Verbreitung richti= 
ger Kenntniffe parüber zur Aufgabe geftellt und demzufolge werthvolle Jahreäberichte herausge— 
geben bat. Die Meinung in Bennfplvanien und im Schoos der dortigen Gefängnißgeſellſchaft 
ift der Eingelhaft unverändert günftig geblieben. IA das Strafhaus zu Philadelphia auch kei— 
neswegs das vollfonmenfte, namentlih auch nicht in feiner Bauart, fo bleibt e8 doch immer in 
mander Beziehung dag wichtigſte Zellenftrafhaus, zumal deshalb, weil die feit 27 Jahren dort. 
gingeführte Ginzelhaft daſelbſt auf eine große Zahl von Gefangenen während langer 
Cor 10 — 12) Jahre angewendet worden ift, und weil, je länger diefe Hauszucht dort in Kraft ift, 

die Infpectoren und Beamten um fo entfchievener für diefelbe ſich ausſprechen. 

VIIL Über die Ginrihtung der Ginzelhaft. Unfer Artikel will nur die Gefäng— 
nißeinrichtung für die zu beftrafenden Verbrecher behandeln, nicht Wohlthätigkeits- und blofe 
Erziehungs: und Verpflegungsanftalten, etwa für verwahrlofte Kinder u. f. mw. Auch die Ge— 
fängniffe für bloße Unterfuhungsgefangene fünnen nur furz erwähnt werden. In Bes 
ziehung auf bie legtern fodert natürlich Neht, Humanität und Politik gänzlihe Trennung 


66) Ein Geſetz vom 21. Juli 1857 bewilligt einftweilen die Summen zur Erbauang von Zellenges 
faͤngniſſen für die Unterfuchungsgefangenen und die, welche nur auf ein Jahr verurtheilt find. 
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von den Strafgefängniffen. Aber allgemein erkennt man jet an, daß auch die Trennung Der 
einzelnen Interfuhungdgefangenen voneinander oder die Ginzelhaft geboten ift, um Wer: 
derbniß, Erſchwerung der Entdeckung der Wahrheit und unerlaubte Kränfung der Unterſu— 
chungsgefangenen zu verhindern. Liberhaupt ift für jieftreng der Orundjag feſtzuhalten, da 
ihnen durchaus Feinerlei Beſchränkung, Entbehrung oder Verlegung zugefügt werben darf, 
welche ſich ‚nicht ald unvermeidlich darftellt, um die Flucht des Angejhulvigten zu verhindern. 
Der Angefhuldigte wird Unterfuhungsgefangener, nidyt, weil man wei, daß er Unrecht ge— 
than und irgendein Übel verdient hat, jondern weil man ed nicht weiß, und weil der Staat bie 
Öffentliche Sicherheit nicht glaubt erhalten zu Fönnen, ohne daß feine Bürger in gejeglich be: 
flimmten ſchweren Fällen der Verdächtigung wegen ſchwerer Vergehungen im Intereffe des öffent: 
lihen Wohls eine vorübergehende Einbuße ihrer Freiheit ſich gefallen laffen. Die Gerechtig— 
feit aber fodert eigentlich, daß fie, wenn jie freigefprocdhen werden, ebenjo eine Entſchädigung 
aus Stantdmitteln, wenigftend für ihren ald Vermögenswerth ſchätzbaren Freiheiläverluft er: 
halten, wie die Befiger des viel geringern Rechts an einem Ader entihädigt werden, wenn fie 
ihn für Öffentliches Wohl abtreten mülfen. Ebenfo kann nur eine faum begreifliche Roheit deut: 
{her Juriften und Beamten die Ungerechtigkeit rechtfertigen wollen, daß man den Verurtheilten 
nicht jede Unterfuhungshaft am Strafurtheil abrechnet, die er nicht felbft durch eine befondere 
Berfhuldung nothwendig machte, zu welder legten aber natürlich nicht gehört, wenn der 
Angeklagte leugnet, d. h. nicht felbft feinen Anfläger macht. Bekannt ift es übrigens, daß die 
Entſchädigung für die unfhuldig erbuldete Unterfuhungshaft auch nad) den Grundſätzen des 
roͤmiſchen, des frühern deutſchen und des englifhen Griminalproceffed und nod in der deutſchen 
peinlihen Gerichtsordnung begründet ift. Die Privatankflagen bildeten vamald die Regel. Da 
aber die Privatanfläger um das Öffentlihe Wohl fih verdient machten, fo wäre eine Staats 
entſchädigungspflicht jegt noch viel beffer begründet, Vollends aber darf doch die bisjegt meift 
vorenthaltene Schuld ded Staatd nicht noch durd irgendeine nicht abjolut nothwendige Ver— 
mehrung des Gefängnißleidend der Angeklagten vergrößert werben. Die Zulaffung von freis 
willigen Befuchen, von Angehörigen und Freunden und Vertheidigern muß bier, wo fogar die 
drüdende Ginfamfeit nicht wie in der pennſylvaniſchen Strafhaft durch amtliche Beſuche ge: 
nildert wird, und felbjt bei Unfhulvigen durch die Kränfungen und Gefahren einer Griminal- 
inquifition fehr gefleigert werben kann, deutlich anerkannt fein; ebenso die Freiheit zu lefen, 
oder für eigenen Vortheil dieſes oder jenes zu arbeiten oder auch nicht zu arbeiten. Es muß in 
jeder Weife dad an ſich ungerechte, jedenfalls ſchwere Unglück einer Unterfuhungsbhaft gemins 
dert werben. Noch immer aber bleibt hier unfere Gejeggebung, noch viel mehr aber vie mangel- 
hafte Proceß- und Öefängnipeinrihtung und die Roheit vieler Behörden weit hinter Dem zurüd, 
was die an ſich völlig unbeftreitbaren Grundfäge nicht blos der Humanität, fondern der ftren: 
gen Gerehtigfeit und wahrer gebildeten Rechts- und Freiheitsachtung foderten. Nicht obne 
Bedauern muß der Deutiche au noch 1858 in den deutjchen und europäifhen Zeitungen 
wenigſtens aus Sachſen und Medlenburg Berichte Iefen, daß Griminalproceffe und Unter— 
ſuchungshafte noch beinahe Jahrzehnde dauern, und dieſes fogar in folden Fällen, in welchen 
großmüthige Regierungen anderwärts rühmlichft aldbalvige Gnade walten ließen, rühmlichſt 
fagen wir und zugleih in hohen Grade ftaatöflug. Denn jtets ift es weife, nicht allzu auf: 
regend daran zu erinnern, wie vielfach politifche Vergehen durch öffentliches Unrecht mit erzeugt 
werben. Gewißlich in politifchen Proceifen, in welchen vorzugsweife die Regierung als Vartei 
ericheint, ſollte das Bewußtfein nicht verleugnet werben, daß wir alle Gnade bepürfen. 

Nach den obigen Gefihtöpunften ftimmten denn auch die „Verhandlungen ver erften Ver— 
fammlung für Gefängnißreform“ (Frankfurt, 1847, S. 110) und ım Wejentlihen auch atle 
Geſetzentwürfe und Ausfhußberichte gefeggebender Körperfchaften vem Antrag des Hrn. Arbit 
(Dirigent der Gefängnißabtheilung im franzöfifhen Minifterium des Innern) bei, welden er 
in dem erwähnten Pönitentinrcongreß folgendermaßen ausfpradh: „Die Einzelhaft in ibrer 
Anwendung auf Angeklagte ift weit weniger eine Zwangsmaßregel, als vielmehr ein Schutz— 
mittel. Den Angeklagten das gemeinfhaftliche Leben aufzwingen, beißt oft ihrem eigenen IBil- 
len Zwang anthun, heißt in allen Fällen ihnen eine Gefellihaft aufnöthigen, welche fie demü— 
thigen, befhimpfen, verderben fann. Handelt es ſich aber von einem bereits verborbenen, übel: 
berüchtigten, gebrandmarften Menſchen, von einem rückfälligen Verbrecher, fo befiehlt ein no 
mädhtigerer Beweggrund als fein eigener Wille, ihn gänzlich getrennt von ben übrigen Gefan— 
genen zu halten; denn man darf ihm nicht die Freiheit laffen, Andern feine Verderbtheit mitzus 
theilen. Die gerichtliche Unterſuchung, die Grforfhung der Wahrheit fann bei diefem die Sitt⸗ 
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lichkeit ſchützenden Syſtem nur gewinnen. Die Angeklagten können ſich num nicht mehr über 
Lügen verftändigen und jich Rathſchläge geben, um vie Nechtöpflege irre zu leiten. Aber nad 
dem Verhör und wenn der Richter Feine Gefahr mehr dabei fieht, Eönnen die wegen deſſelben 
Verbrechens Angefhuldigten, wenn jie es beiderfeitig verlangen, ſich untereinander fehen, um 
über ihre Vertheidigung ſich zu verſtändigen. Es ift das ein Heiliged Recht, deſſen ſie ohne die 
größte Unbilligkeit nicht beraubt werden können. Übrigens werben den Gefangenen alle mit ver 
Ordnung und Sicherheit verträgliche Erleichterungen geftattet. Man darf nicht aus den Augen 
verlieren, daß jie noch für unſchuldig gelten, und daß, wenn die Nechtäpflege ein anderes Mittel 
ald das Gefängnip hätte, um fie im Bereich des Richters feſtzuhalten, fie dieſelben nicht ihrer 
Familie und ihren Bejchäften entreißen würde. Sie opfern für ven Augenblid ihre Freiheit 
einer ftaatlihen Nothwendigkeit, vaher muß der Staat und die Geſellſchaft ihr Schickſal möglichft 
erleichtern. Daber dürfen fie öfter den Befuc ihrer Verwandten und Freunde empfangen, fich 
Speijen von Haufe fommen laſſen, ſich beichäftigen und wenigſtens eine Stunde täglich in 
freier Luft ergehen. Kurz, dad Zellenſyſtem für die Angefchuldigten befteht einzig und allein in 
ihrer Vereinzelung unter einer milden, fhügenden, wohlwollenden Aufficht, tweldhe einen an= 
dern Zwed hat, als fie im Bereich des Richters feftzubalten, bis diefer fein Urtheil geſprochen.“ 

Diefen Grundfägen wird wol Jedermann zuftimmen, und wenn man bie gefeglichen 
Beftimmungen, wie man fie in den Gefegentwürfen für Belgien und Branfreih, und in 
der Abflimmung der franffurter Verſammlung für Gefängnißrefgrm präcifirt findet, beach— 
tet, wird eine andere Meinung wol kaum möglich fein. Alle Gefegentwürfe, alle Aug: 
ſchußberichte gefeßgebender Körperihaften waren einftimmig für die Anwendung der Einzel: 
haft auf die Unterfuhungsgefangenen. Der darauf bezügliche Artikel warb von dem frankfur— 
ter Öefängnifcongreß einftimmig angenommen. Auch Staaten, welche das Zellenfoften für 
ihre Strafhäufer nicht angenommen haben, zögern nicht, es ausnahmlos für die Unterſuchungs— 
haft einzuführen. Dänemark hat feine Gefängnifreform damit begonnen, daß es zuerft Vor— 
tehrung traf, alle Unterfuhungsgefangenen und zu Furzzeitiger Haft Berurtheilten zu verein: 
zeln; nachdem diefe jichere Grundlage gelegt, wird es fortfchreiten mit der Reform der Straf: 
häuſer. 

In Beziehung auf die verſchiedenen Claſſen der Strafgefangenen hat man bis— 
her, theils aus Scheu vor den Koſten der erſten ſchwierigen Einrichtung und Neubauten, theils 
aus übertriebener Furcht vor etwaigen nachtheiligen Wirkungen der Einzelhaft, dieſelbe allzu 
ſehr beſchränkt. Allerdings muß die Ginzelhaft entweder nicht eintreten, oder fie muß, mo fie 
fon ftattfand, wieder aufhören bei allen in dem Grade Gebrechlichen, daß fie an der Betreibung 
eines Gewerbes verhindert oder fortwährend auf die Unterftügung anderer Menſchen angewie— 
fen find. Hierhin gehören Krüppel, Epileptifche, ſehr Schwerhörige, Halbblinde, Halbfinple, 
oder halbe Kretinen, ferner jehr Hochbetagte, etwa Siebzigjährige, bei welchen auch Verderbniß 
Anderer weniger zu fürdten, eigene fernere Beflerung wenig zu bewirken ift. 

Auch bei ven nur gu furgen und geringern Oefängnißftrafen Verurtheilten [heut 
man ſich gewöhnlich die Einzelhaft und ihre vollftändigere Einrichtung eintreten zu laffen. Aber 
auch unter ihnen finden jich natürlich viele moralifch Verderbte, und fehr richtig fagt Warren: 
trapp (a. a.D., S. 90): „Schon ein einziger gut geſchulter Verbrecher kann in wenigen Tas 
gen, ja, wir behaupten aus gemachten Erfahrungen, in noch fürzerer Zeit für Andere, nament— 
lich Jüngere, die größte Gefahr bringen. Der Staat hat aber nicht das Recht, einem Strafge: 
fangenen, zumal einem ſolchen, ver vielleicht zum erften mal wegen eines leichten Vergehens be: 
ftraft wurde, Die andauernde Gegenwart moralifh tief unter ihm ftehenver Verbrecher aufzu= 
dringen, und ber Staat handelt fehr unflug und unmoralifh, wenn er ſolche Gefahr, wo er 
Die Macht dazu bat, nicht unbedingt abſchneidet.“ Auch vermindert ſich die Härte der Einzel: 
haft durch die dem Verurtheilten befannte kurze Dauer derfelben. 

Jugendlihe Verbrecher follten ver Regel nad) in Rettungshäufer gebracht werben, 
in welden der Geſichtspunkt der Erziehung auf eine verftändige Weife durchgeführt wirb. 
Mährend der Zeit aber, welche fie in Gefängniß zubringen, ift auch für fie die Gingelhaft wohl: 
thätig, wie die fechzehnjährigen überaus günftigen Erfahrungen der Anftalt La Roquette in 
Paris bemeijen. 

Die Weiber von der Einzelhaft auszunehmen, liegt, wie au Varrentrapp (a. a. D.) 
ausſpricht, fein Grund vor. Da fie mehr ald die Männer an figende Lebensweiſe gemöhnt find, 
werden fie die Ginzelhaft im Ganzen eher beiler, jedenfalls ebenfo gut ald die Männer ertragen. 
Die berühmte Miß Frei erklärt fich ebenfalls mit Energie für die Ginzelhaft der Frauen. 
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Das, was jonft noch über die Ausführung ver Einzelhaft zu fagen iſt, ergibt ſich am beften 
durch die Mittheilung des im Jahre 1845 in Baden zwiſchen der Negierung und den Ständen 
vereinbarten Gejeged über das Zuchthaus in Bruchſal, welchem auch die von Varrentrapp in 
den Anlagen 2 bis 7 mitgetheilten Gefegentwürfe und Geſetze von Frankreich, Belgien, von den 
Niederlanden, von Norwegen, von Toscana, ſowie die von Frankfurt und Würtemberg vielfah 
entfprechen. Jenes Gejeg, welhem wir im Weſentlichen die Bemerkungen unfers Berichte an= 
fügen, lautet: 

$. 1. Die gegen Berfonen männlichen Gefchlechts erfannte Zuchthausftrafe ift fünftig, fo mweit es 
ber Raum bes zu Bruchfal nen erbauten Männerzuchthaufes geftattet, unter den im folgenden $. 5 feſt⸗ 
gefeßten Befchränfungen bergeftalt 2. vollziehen, baß jeder Eträfling in eine befondere Zelle gebracht 
und hier bei Tag und Nacht außer Gemeinfchaft mit andern Sträflingen gehalten wirb. 

Man wollte zuerft den Verſuch der Einzelhaft nur bei den ſchweren Gefängniß- ober den 
Zuchthausſtrafen für Männer machen. Wohl ift zu hoffen, daß die badifche Negierung, die in 
diefer wie in andern Reformen rühmlich voranfchritt, nun, da fich diefelbe jo fehr bewährte, die: 
felbe redit bald weiter ausdehnen wird, ſobald eö bei den großen Koften ber neuen Erbauung 
von pajjenden Gebäuden irgend möglich if. 

$. 2. Die Sträflinge werden mıt Ausnahme der Sonns und Feiertage befchäftigt. 

Sie erhalten, foweit fie deffen noch bedürfen, Unterricht in einem Gewerbe und in ben Gegenſtänden, 
bie in ben Bolfsfchulen gelehrt werden. 

Die Art. 2 bis A und 12 bis 15 beweifen hinlänglich, wie völlig entfernt die badiſche Ge— 
feggebung davon war, die Ginzelhaft, die nur die ſchlechte Geſellſchaft entfernen fol, in 
eine Ifolirung des Sträflings zu verwandeln. Sie wollte ihm vielmehr joviel möglich gute, 
hülfreihe und mwohlthätige Gefellihaft begründen, dieſelbe nah den Worten des verdienten 
holländischen Denjhenfreundes zu „einem Syſtem der guten Geſellſchaft“ mahen. Sie bewei- 
fen ferner, wie weit ſie entfernt war dur unnöthige Peinigungen, durch eine allzu magere Koft, 
und vollends durch die ſpäter öfter eingetretene widernatürlide Verbindung beſonders im 
Strafurtheil ausgefprocdener Beinigungen der Hungerfoft und des Dunfelarrefted mit der Ge— 
fängnißftrafe, die Geſundheit und frifche Kraft und günftige Stimmung des Sträflings für die 
Beflerung zu gefährden. Zwar hat man folhen humanen gefeglichen Beftimmungen bier und da 
etwas roh entgegengefeßt: bei Todeäftrafe jorge man ja auch nicht für die Geſundheit des Sträf: 
lings, und man müffe vor allem die Sicherung der Gejellfhaft mehr als die der Verbrecher be— 
günftigen. Aber wir wollten nicht inhuman, wir wollten vor allem nicht ungerecht fein und nice 
mehr und andere Strafübel zufügen als verdient war und das Gefeg wollte. Diefes geſchähe ja 
aber doch jedenfalld, wenn wir da, two dad Geſetz blos Gefängniß, vielleicht bald beendigte Ge— 
fängnifftrafe beftimmte, dieſe Strafe durch den Bollzug in Todesftrafe, in lebenslängliche Kör- 
per= und Geiftesfranfheit verwandeln wollten. Zwar mögen nun allerdings viele Punkte der 
Regulirung durch Negierungd= oder Vollzugsverordnungen überlaffen bleiben. Allein die Be: 
ſtimmung gewiller abfolut wefentliher Punkte einer fo bedeutungsvollen und bei ungeeigneter 
Einrihtung für den einſam Verhafteten vielleicht jehr gefährlichen, ja graufamen Strafe, wie 
das neue Trennungsſyſtem ift, war nöthig. Es erlaubte fhon das Gewilfen der Theilnehmer 
an der Örfeggebung nicht, fie ohne die allerweientlichiten Orundbedingungen einer humanen 
gerechten Durchführung zu beichließen. Wir Haben uns dabei im Vertrauen auf die Humani— 
tät unferer Negierung und die aud) den einzelnen Staatsbürgern mögliche Bewirfung der Con— 
trole, auf die der Stände und in Hinfiht auf die Dffentlichkeit jiher in den möglichſt engen 
Grenzen gehalten. In Amerika beitehen für jede Strafanftalt ganz ausführlide Staatögelege, 
und der berühmte Livingfton hat jelbft ein foldhes von mehr ald 500 Artikeln entworfen. 

Weſentlich ſchien nun vor allem die in diefem Artifel entbaltene Beftinmung über vie 
Wohlthat der Arbeitögeftattung und des geiftigen und gewerblichen Unterrichts. Diejes find 
zugleich Grundlagen ver Beflerung und eines ſpätern ehrlichen Erwerbs. 

$. 3. Jeder Sträfling wird in feiner Zelle täglich wenigftens fechsmal befucht. 

Es werden hierbei die Befuche der Werfmeifter, der Aufieher, gleich jenen der Geiftlichen, der Arzte, 
Lehrer, der Dirertionsmitglieder, der Infpectoren, der Bekannten und Verwandten des Straflings und 
anderer Berfonen, weldye Zutritt erhalten, mit in Rechnung gebradyt. Beſuche von Perfonen, die nicht 
bei der Anftalt angeftellt find, noch fonft im öffentlichen Intereffe zum Befuche derfelben die Ermächti— 
gung erhalten, kann fich der Sträfling verbitten. 

Manche Geſetze pennſylvaniſcher Anftalten fovern wenigftens zehn Beſuche. Es ſchien nicht 
nöthig und unter Umſtänden für die öffentlichen Beamten zu läftig, für jeden Tag mehr Bes 
ſuche als ſechs, alle genannten einbegriffen, zur abfoluten gefeglichen Bedingung zu machen. 
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Belanntlic hat gerade die abfolute Einfamfeit, vie man jegt allgemein verwirft, die Geiſtes— 
krankheiten bei der frühern philabelphifhen Einrichtung erzeugt. Wenn, wie wir hoffen, nady 
dem amerifanijhen und engliichen Beifpiele die Zahl der Infpectoren und Mitglieder des Aufs 
ſichtsrathes ausgedehnter wird und namentlich auf beftimmte Zeit achtbare Bürger hinzutreten 
1. $. 12), jo glauben wir aud, daß die heilſamen Beſuche und ver tröftende, belehrende und 
beffernde Zuſpruch bei denſelben ſich werden erwarten laffen. 

Daß der Gefangene den Beſuch fremder Perfonen, wenn er fürdtet, von ihnen ald Gegen: 

-ftand bloßer Neugierde misbraucht oder fonft unnöthig beläftigt zu werben, ſich verbitten fann, 
ift fiher eine Foderung der Humanität und Gerechtigkeit. Und es ift nicht zu beforgen, daß er 
in feiner Einfamfeit durd ven Gebrauch diefed Nechts irgendeine Störung werde begründen. 

Natürlich ift ed, daß, wenn Verwandte oder ſonſt Perſonen, die nicht vermöge ihrer öffent— 
lichen Pflicht und Berechtigung den Gefangenen beſuchen, einen Beſuch zu machen wünſchen, 
zunächft der Director darüber zu entſcheiden hat, ob ein folder Beſuch unſchädlich, alſo zuläfiig 
fei. Ebenſo gewiß aber ift es, daß der Gefangene wegen der vielleicht unnöthigen und unbilli— 
gen Verfagung des im allgemeinen ihm gefeglich zugeftandenen Rechts Beihwerbe und Be— 
rufung, und zwar zunächſt an den Aufjihtörath einlegen kann. 

Alle amerikaniſchen Gefege über pennſylvaniſche Strafanftalten nehmen ausdrücklich auch 
nod eine doppelte Beftinnmung auf, nämlih: 1) Das ausdrückliche Recht, zum Theil auch vie 
Pflicht für eine große Anzahl von Perſonen, die Gefangenen zu befuchen, wie die Mitglieder 
des Obergerichts, die Volfövertreter. Namentlich verpflichten fie die Infpectoren nad einem 
mwöchentlihen Turnus, Ärzte, Geiftlihe und den Director aber täglich einmal die Gefangenen 
zu bejuchen. 

2) Sodann beftimmen jie regelmäßig ausprüdlih, daß die Infpectoren und jene höhern 
Magiftratsperfonen die Gefangenen allein ohne Gegenwart des Directors und der Auffeher 
beſuchen und ſprechen, jofern fie ed nicht felbft anders wünfhen, damit der Gefangene ohne 
Scheu vor jolhen Perjonen, in deren Gewalt täglich fein ganzes Schidfal fteht, feine Beſchwer— 
den vorbringen fann. 

Dieje doppelte Beftimmung hält auch der vortrefflice Livingfton für durchaus nöthig. 
Heilſam wären jie jedenfall8, wenn man aud Hoffen will, daß in ver Negel die Beamten fie 
auch ohne Geſetz befolgen werben. 

$.4. Jeder Sträfling darf täglich wenigftens eine halbe Stunde in einem dazu beftimmten Raume 
im Freien fi Bewegung machen, 

In der zur Erholung beftimmten Zeit ift dem Sträfling geftattet, fich auch mit Leſen oder auf eine 
anbere mit der Hausordnung verträgliche Weife zu —— Von Zeit zu Zeit kann er auch, ſoweit 


es für den Strafzweck unnachtheilig iſt, an Freunde und Verwandte Briefe ſchreiben oder ſolche von 
benjelben empfangen. 


Die Beftimmungen diefes Artikels find fiher fehr große und jehr humane, aber auch fehr 
nothwendige Milderungen. Wir hoffen, daß es möglich fein wird, die Spaziergänge zu ver= 
längern. Bei der philadelphiſchen Einrihtung mit befondern Höfchen für jede Zelle war na= 
türlich die Zeit audgedehnter, und der Gefangene konnte auch in feinem Höfchen arbeiten. Aber 
die Höfchen laflen fich mit den höhern Stodwerfen nicht verbinden, und fie jind zu flein, zu wenig 
fuftig und fonnig. Deshalb zogen wir größere Höfe vor, in welchen jich die Gefangenen ein— 
zeln befler ergehen können. Gern wird man dann die Spazierzeit verlängern, wenn die Räume 
mit der Zeit ausreichen, alle einzeln ihren Spaziergang machen zu laffen. 

Ganz befonders wichtig aber wird ed fein, daß die Negierung und die Verwaltung auch da= 
für forgen, daß die Sträflinge, wenigftend diejenigen, welche nicht ſchon durch ihre Arbeiten 
ftärfere Eörperlihe Anftrengung zu machen haben, auf irgendeine Weife, äbnlih wie in den 
beifern amerifanifchen und englifhen Anitalten, zeitweife Gelegenheit haben, ihre Musfelfräfte 
zu üben. Dieſes wohlthätige Gleichgewicht ſchützt die körperliche und geiftige Geſundheit. 

Unſchädliche und nützliche Lectüre ift ebenfalls höchſt wichtig für den Gefangenen. Uber die 
Frage' der Unſchädlichkeit wird zunächſt vorbehaltlich ettuaigen Beſchwerderechts und der Con— 
trole des Aufſichtsraths der Geiſtliche zu entſcheiden haben. 

Ein nicht minder wichtiges Recht iſt das der Correſpondenz mit Verwandten, damit die 
Familienbande nicht beinahe zerriſſen und der Gefangene in ſeinen theuerſten und unſchuldig— 
ſten Gefühlen nicht verletzt werde. Freilich wird vorbehaltlich höherer Controle dem Director 
das Recht eingeräumt werden müſſen, der Sicherheit der Anſtalt oder der Beſſerung des Ver— 
brechers ſchädliche Correſpondenzen zu verhindern. In amerikaniſchen Anſtalten verbietet man 
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häufig das Empfangen von Briefen, weil man überhaupt den Sträfling nichts von den gegen 
wärtigen Vorgängen der Außenwelt will wiflen laffen. Wir Halten dieſes im Allgemeinen für 
eine unnöthige Härte. 

S. 5. Die völlige Abfonderung darf die Dauer von ſechs Jahren nicht überfteigen. Haben Sträflinge 
eine längere Strafzeit zu erſtehen, jo iſt ihre völlige Abfonderung auf ſechs Jahre bejchränft, es wäre 
denn, daß fie die Bortdauer derſelben ausdrüdlid) verlangen. Ohne foldyes Verlangen findet die völlige 
Abfonderung auch nicht gegen Sträflinge ftatt, welche in das fiebzigfte Lebensjahr eingetreten find. 

Wir hielten 1845 eine längere Einzelhaft in Beziehung auf die Geſundheit noch bedenklich. 
Dod haben weitere Erfahrungen dieſe Bevenklichkeiten großentheils beſiegt. Zu diefen Erfah— 
rungen kann man auch die reinen, dag in Baden die Mehrzahl der Sträflinge, weldye nad 
ſechs Jahren die Wahl erhielten, in Gemeinjchaft zu treten, die Ginzelhaft vorzog. Varren— 
trapp fagt elf Jahre fpäter über diefen Punkt (a.a. D., S. 91): Nach gründlicher und, mie 
wir glauben, unbefangener Prüfung des heute vorliegenden Materiald halten wir eine lang: 
jährige Einzelhaft in Feiner Richtung für nachtheiliger ald eine langjährige gemeinichaftliche 
Haft, weder für die Förperliche noch für die geiſtige Geſundheit. Für legtere lautet die Erfab: 
rung jeden Gefängnifjed nad) Pennſylvaniſchem wie nah Auburnfchen Syftem, daß die Gefahr 
wefentli in der eriten Zeit droßt, und daß nad) Ablauf des zweiten Jahres verhältnißmäßig 
wenige Geiftestrankheiten entftehen. Es begreift fich dies leicht: 

„Wofern der Sträfling nit durch häufige Rückfälle verhärtet, oder von Natur ziemlid 
unempfindlich ift, bringt die Gerihtöshandlung, bei welcher feine Freiheit und zuweilen fein Les 
ben auf dem Spiele fteben, eine gewaltige Erfhürterung in ihm hervor. Der angjtvollen Span: 
nung auf das Urtheil folgt die größte Niedergeichlagenheit, ſobald alle Täuſchungen und Hoff: 
nungen zerrinnen. Allmälig aber richtet jich fein Kebendmuth auf, fein Kopf beruhigt ih, er 
gewöhnt ſich durd regelmäßige Beihäftigung an feine Einſamkeit, und die Mannichfaltigkeit 
der ihm auferlegten Pflichten macht die Erfüllung verjelben leicht und vermindert ihre Yäftig- 
feit, Die Dauer der Haft Fann lange fein, ohne daß ſchlimme Folgen entjtehen.” 67) 

Die Erfahrung hat hinreichend dargethan, daß Gefangene Jahrfünfte und Jahrzehnde in 
Einzelhaft zubringen fönnen, ohne an ihrer förperlihen und geiftigen Geſundheit irgend be: 
ſchädigt zu werden, jedenfalls nicht mehr als bei gleicher Dauer gemeinfhaftliher Haft. Es if 
nicht, wie früher in Philadelphia, von Einjamfeit, nicht von Abfperrung von der menſchlichen 
Gejellihaft, fondern von Vereinzelung der Gefangenen die Rede, wobei für Beſuche, Unter: 
richt, Arbeit, Spaziergang u. vergl. die nöthige Nüdfiht genommen if. Aufgabe ver Bau: 
kunſt ift e8, hierfür die Möglichkeit zu gewähren, Aufgabe einer tüchtigen Verwaltung, vie 
Mittel Hierzu in Anwendung zu bringen, Aufgabe einer humanen und gerechten Regierung, 
diefe Mittel nicht engherzig zu ſchmälern. 

Mill man aus irgendwelchem Grunde nur während einer befhränften Zeit, während et: 
liher Jahre, die Oefangenen vereinzeln und danach unter mehr oder minder ſtrengen Vorfichts- 
mafregeln vereinigen, fo mache man fih nur die Folgen diefer Inconfequenz klar. Gerade Die: 
jenigen, welche ganz oder theilweife die Zellenhaft verwerfen, halten fie für härter, firenger als 
gemeinfames Gefängniß, fie nennen fie wol gar graufam. Jedenfalls leugnen au wir nidt, 
daß jie, ald eine mehr neue Sache, die Einbildungäfraft ver Geſammtheit lebhafter trifft. Wenn 
diefe Haft nur bei Eleinern Vergehen und fürzern Strafzeiten in Anwendung füme, hätte es 
nit den Anſchein, ald wenn man die ftrengere Strafe auf den minder Schuldigen anwendete 
und die mildere für den großen Verbreder aufböbe, was allen Grundfägen der Billigfeit und 
Gerechtigkeit wie den Beitimmungen jeded vernünftigen Strafgeſetzbuchs widerfpriht? Gin 
ſolches Syftem könnte reih an Gefahren fein; man fünnte fürdten, daß es ald «in vom Geſetz 
jelbft gegebener Antrieb zur Verübung großer Verbrechen angejehen würde. 

Fapt man nun aber ven Verbrecher ind Auge, jo würde die Inconfequenz nicht minder groß 
eriheinen. Denn wenn der Hauptzweck der Einführung der Ginzelhaft Trennung der Bers 
brecher, Verhütung gegenfeitiger Berfchlehterung oder neuer Anſchläge ift, muß man nidt 
plöglic auf ven Erfolg, den man zuerft anftrebte, verzichten? Vernichtet man nit freiwillig 
das mit Mühe erzielte Gute, gibt man nicht den Verbrecher der verberblichen Gejellihaft feines 
Gleichen wieder, um lafterhafte Gewohnheiten und Gedanken wieder in jih aufzunehmen oder 
meiter zu verbreiten? Man bedenke no, daß man bei langen Haften nicht mit gewöhnlichen 
Schuldigen, fondern meift mit ven ſchwerſten Verbrechern zu thun hat. 


x 2 Berenger, „Bericht des Ausichuffes der Pairokammer“. — „Jahrbücher der Gefängnigfunde “ 
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Inden der Ausſchuß fonad im Allgemeinen für Anwendung der Ginzelhaft. auch auf lang= 
jährige Sträflinge ſtimmt, gefteht er jedoch zu, daß nad einer Zellenhaft von fo langer Dauer, 
wie fie inn Ganzen über nur wenige Gefangene verhängt wird 69), aus Rückſicht auf die dann 
um jo größere Wahrjcheinlichkeit erzielter Beflerung oder doch verminderter Fähigfeit, Andere 
zu verfchlechtern, eine Abweichung von der Regel geftattet fein mag. Wir ftimmen den Worten 
des Hrn. v. Torqueville in feinem Bericht an die franzöſiſche Abgeorpnetenfammer vom 5. Juli 
1843 bei 6%): „Man darf übrigens nicht annehnen, daß die ifolirte Haft unwirkſam ſei, weil 
fie nit bis an dad Ende der Strafe gedauert hat. Glaubt man, daß ein Menſch, ver während 
zwölf Jahren von der Welt getrennt lebte, deſſen Seele während dieſer Zeit der in ver Ein— 
famfeit hervorgerufenen mächtigen innern Gährung unterworfen war, dieſelbe Gefinnung in 
das. gejellfhaftlihe Leben zurücdbringt, die er zwölf Jahre früher mitgebracht hatte? Es ift fehr 
unwahrſcheinlich, daß unter der jehr Fleinen Zahl von Übelthätern, mit denen er wieder in Be— 
rührung fonımt, er einige der alten Genoffen feiner Ausfchweifungen over Verbrechen wieder- 
finden ſoll.“ 

$. 6. Infoweit nad) dem vorhergehenden $. 5 einzelne Sträflinge der völligen Abfonderung nicht 
unterworfen bleiben, wird je eine Mehrzahl derjelben in bisheriger Weife im nämlicyen Arbeitsfale. be— 
fchäftigt. An Sonns und Feiertagen, fowie an Werktagen bis zum Anfang und nach Umfluß der Ars 
beitgzeit, darf gleichwol Feiner feine befondere Zelle verlaffen. Die Abtheilung gefchieht mit Rückſicht 
auf die verfünlichen Gigenfchaften der Sträflinge. 

Die Vorſchrift des $. 4 findet auch hier Anwendung. 

Wenn die Haft nah dem Trennungsſyſtem unmöglich ift, fo müffen wir im Allgemeinen 
anerkennen, daß die Haft nah dem Schweigſyſtem wenigftend weniger Gefahr der pofitiven 
Verſchlechterung und etwas mehr Hoffnung der Beſſerung zuläßt, als die bisherige Zuchthaus: 
einrichtung gibt. Diefe guten Seiten aber und aud die Bejeitigung der äußerſten Härten des 
Auburnſchen Syſtems laſſen jih offenbar viel leichter erreichen, wo es nicht die allgemeine 
Grundlage einer großen Strafanftalt bildet, fondern wenn nur wenige Sträflinge in gemein 
Thaftlihen Sälen verfammelt find. und vollends nur folde, die fhon ſechs Jahre die Einzel: 
haft beftanden. 

Gleiches gilt auch für die Aufhebung felbft des Schweigens. Deshalb überlich man bier 
Den Regierungsverordnungen und dem Aufjihtsrath die nähern Beftimmungen. Eigentliches 
Auburnſches Syftem wollte man nidt. 

8.7. Zwei Monate in völliger Abfonderung ($. I) erftanden, gelten für drei Monate gewöhn: 
licher Strafzeit. 

Amerikanische Schriftfteller und auch deutfche, wie Hudtwalfer, Julius, Mittermaier, rechnen 
ein Jahr Einzelhaft für zwei gemöhnliches Gefängniß, franzöfifhe Gefege ftellen das Ber- 
hältniß wie fünf zu vier, belgifche mit und wie drei zu zwei. 

88. 8— 11. Diefe vier Artikel find nur von vorübergehendem und localenı Intereffe. 

$. 12. Der Aufüichtsrath, zu deffen Mitgliedern außer der als Infpertor zu beftellenden Gerichtes 
perfon und außer dem Director, den Ärzten und Geiftlichen auch noch andere Staatsbürger ernannt 
werben fünnen, ift ermächtigt, Sträflinge, deren leidender fürperlicher oder Seelenzufland es nöthig 
macht, aud) während der im $. 5 beflimmten Zeit in gemeinfchaftlichen Arbeitsfälen befchäftigen zu 
lafien. Es ift jedoch hierzu die vorgängige oder in dringenden Fällen die nadyträgliche Genehmigung 
des Juftizminifteriums einzuholen. 

$. 13. Ebenſo fann der Auffichterath, jedoch nur mit vorgängiger Genehmigung des Juftizminis 
fteriums, einzelne Sträflinge, auf deren Anfuchen auch ohne die Vorausfegungen des $. 12 ſchon vor 
Ablauf der im $. 5 beitimmten Brift, jedoch nicht früher, als nachdem fle wenigftens achtzehn Monate in 
völliger Abfonderung zugebracht haben, in gemeinfamen Arbeitsfälet ($. 6) beichäftigen oder unterrich« 
ten laffen, fofern und folange er nach ihrem Betragen und ihren Gigenfchaften ihr Zufammenfein für 
wre Fe 

$. 14. Die Zeit, welche der Sträfling nach Maßgabe des $. 12 an der Stelle der frühern Abfondes 
“ zung in gemeinjfamen Arbeitsfälen zubringt, wird ihm gleichwol ebenfo angerechnet, als hätte er fie in 
„ völliger Abfonderung zugebracht. 

Die drei Paragraphen enthalten zweierlei verfhiedene Beftimmungen. Die erjte begründet 
einen ganz außerordentlichen Vorzug des Pennſylvaniſchen Syſtems vor dem glten Zuchthaus— 
„ und dem Auburnfchen Syitem. Sie heben nämlich eine despotifche und unvermeidlich einfeitige 
.„ Gewalt des Directors über die Sträflinge auf, eine Willfür, durch welche meift die forgfältig 


63) In Baden beftimmte man 6, in Franfreich 12, in Holland 15, in Toscana 20 Jahre als das 


 Marimum. 


69) „Jahrbücher der Gefängnißfunde‘‘, V, 297. 
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gejeglich geregelte und controlirte gerechte, richterliche Strafbeflimmung völlig vereitelt, fait 
lächerlich wird, da dieje Divectionswillfür die Härte der Strafen beliebig vermindern und Ge: 
fängnipftrafen in die qualificirteften Todesftrafen verwandeln kann. Ein Collegium der ſach— 
kundigſten Perſonen ſoll zugleich in den wichtigen Punkten die Mitentfheivung und in allen 
die Gontrole über das Schidjal der dem Dunfel der Strafanftalt anvertrauten Sträflinge ha— 
ben. Es foll fo für die Gerechtigkeit ihrer Behandlung und für ihre Beſſerung ſich intereffiren 
und forgen. In der Gommiffion wünschten felbft mehre Mitglieder nod) eine vollfommenere Ein: 
richtung ald die im Gejeg wirklich gegebene. Da nämlich, wo die pennſylvaniſchen Strafau— 
ftalten am längften ausgebilvet befteben, in Amerifa und nun aud in England, und insbefon- 
dere auch nad) dem Geſetzesvorſchlag des trefflichen Livingfton, hält man es für einen böchft we— 
fentlihen Punkt, daß, ganz getrennt von ben täglich unmittelbar thätigen Beamten diefer An: 
ftalt, vem Director, dem Geiftlihen und dem Arzte, ein felbftändiges Auffihtscollegium die An- 
ftalt überwade. Es wird dort gebildet aus einer Anzahl von Infpectoren (drei bis zwölf), 
welde, aus den zu diefem Amt tüchtigften Staatöbürgern erwählt, diefen Ehrendienft für das 
Gemeinwohl gegen Diäten auf einige Jahre übernehmen, nad einem Turnus einzeln die An- 
ftalt und die Gefangenen beſuchen und ji wenigſtens monatlich einmal verfammeln. Sie follen 
die Verwaltung jener Beamten controliren, die Beſchwerden gegen fie erledigen und über bie 
widtigften Punkte ver Berwaltung, insbefondere auch über jede etwa nothwendige Veränderung 
in der Lage der Sträflinge, auch wenn fie, forwie etiwa eine Berfegung wegen Kranfbeit, provi: 
forifh vom Director verfügt werden mußte, entfcheiden. Und fiher, wenn man bedenkt, daf 
jene täglich wirkenden Beamten der Anftalt nady menschlicher Weife in ihrem Dienft zu eifrig, 
ober zu nadhläjiig, oder von Vorurtheilen oder Berftimmungen geleitet, vielleicht auch, wie zus 
weilen die Erfahrung lehrt. durch Gewohnheit etwas verbärtet werden fünnen, und dag dann 
von ihren Misgriffen Leben und Gejunpheit und Schickſal der einfam Eingefperrten und ber 
Segen oder Fludy der Anftalt abhängen fünne, wenn man dieſes recht bedenkt, alsdann wird 
man biefen Punkt als vielleicht den wichtigften in ver ganzen Organifation diefer Anftalten ans 
jehen müſſen. Was helfen alle Gefege und Inftructionen Über Behandlung der Gefangenen, 
alle Einrichtungen für ihre Geſundheit, Nahrung, Kleidung, über ihre Arbeiten, ihren Unter: 
richt, ihre Beilferung, wenn die Bürgihaften für ihre Vollziehung fehlen? Und bei dieſen Anz 
ftalten gerade ift, wenn fie ihrem Hauptzweck, der Beflerung der Sträflinge, entiprechen Tollen, 
eine möglichft forgfältige, vielfeitige, wohlmollende Berüdfihtigung der individuellen Verhält: 
niffe und Vedürfniſſe aller Sträflinge nöthig. Es ift bedenklich, von fremden Nationen Inſti— 
tute aufzunehmen, ohne mit ihnen die in ihrer Heimat für wefentlih gehaltenen organiſchen 
Einrihtungen zu verbinden. Und Erfahrungen beweifen, wie verderblich dieje Strafeinrids 
tung obne hinlängliche Vorforge werden kann. Die Mehrheit der Commiſſion glaubte in un 
fern Berbältnifien einftweilen gefeglidh nur das Nothpürftigfte in diefer Beziehung feftiegen zu 
dürfen. Sie wünſcht, daß ſich in Brucfal oder in den durch die Gifenbahn ihm jet jo nahen 
Städten Manheim, Heidelberg nnd Karlsruhe tüchtige Männer finden, die nad) der Wahl oder 
mitteld Beftätigung der Negierung auf einige Jahre die Gefchäfte ſolcher Inſpectoren über— 
nehmen, und vorerft gemeinschaftlich mit den höhern Gefängnißbeamten, fpäter vielleicht als 
Glieder eines beſondern Auffichtsrathe, zum Beften der Anftalt wirfen. 

Diefe Artikel enthalten zugleich die höchſt wichtige Möglichkeit, die Leiden der Einzelhaft 
Höhft bedeutend zu mildern, in manden Fällen auch möglihen Gefahren für die Geſundheit 
vorzubeugen und auf die Beſſerung der Sträflinge je nach ihren befonvern Verhältniffen kräf— 
tiger einzuwirfen. Dieje Möglidpkeit ift gegeben, wenn der Auffichtsrath die Grlaubnif erbält, 
einzelnen Sträflingen, nachdem fie bereits eine längere Zeit ihre Ginzelhaft beitanden haben, in= 
foweit und folange er es nach den befondern Berhältniffen für unfhäplich und heilfam hält, in 
Eleinen Abtheilungen bei den Arbeiten und vielleicht auch bei dem Unterricht ein Zuſammenſein 
in demjelben Enale zu geftatten. Wenn wir aud nicht, wie bei der genferifchen Claſſenein— 
theilung, allgemein je nad) der Bellerung, die jhwer erkannt und bei regelmäßiger und gefeglich 
nothwendiger Belohnung leicht erheuchelt wird, die erwähnte Milderung geradezu ald allge- 
meine gejeglich nothwendige Belohnung binftellen mögen, jo kann es doch heilſam wirfen, wenn 
den Gefängnißbeamten geftattet ift, beftinnmten Individuen, deren wirklidie nicht erbeuchelte 
Bravheit oder freiwillige Beſſerung fie fiher zu erfennen glauben, und für die jie ein Zufam= 
menjein mit andern glei ungefährlichen Individuen zur Belferung oder zur Schügung ihrer 
geiftigen und körperlichen Geſundheit heilfam halten, diefe Wohlthat zu erweilen und fo lange 
zu laffen, als viefelbe nicht dur Misbraud oder auf andere Weife ſich als ſchädlich darſtellt. 
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Beſonders auch gegen die Gefahr, daß für mande Individuen eine zu lange @inzelhaft nieder⸗ 
drüdend und erfchlaffend für Geiftes: und Körperfräfte wirken möchte, if diefe geſetzliche Er—⸗ 
mädtigung ein beruhigendes Gegengewicht. Auch kann dieje Oeftattung nad längerer Dauer 
einen wohltbätigen lIbergangspunft, eine Vorbereitung für den Wiedereintritt eines länger 
verhafteten Sträflingd in die Staatögejellfhaft bilden. Daß diefe Milderung zugleich man— 
hen Unterricht und manche Arbeit erleichtern kann, dieſes find wenigftend nur fehr unters 
geordnete Geſichtspunkte. Und jedenfalls ift große Vorjicht bei dieſer au von Livingfton em= 
pfohlenen Ermächtigung geboten, damit nicht, wie der Gefängnißinfpector Ruſſell fürchtet, die 
wohlthätige Wirkung der frühern Einſamkeit zerftört werde. , 

Bei einem wirklich gut zufammengefegten Aufſichtsrath ließe ſich vielleiht auch an folde 
vorausgehende Milderung und Erprobung eine Empfehlung des Aufiihtsraths zu der im 
England neuerlid eingeführten bedingten Begnabigung folder Sträflinge Enüpfen, die ven 
gröpern Theil ihrer Strafe in beſonders löblicher Weiſe überftanden haben. 

$. 15. Für angemeflene Beauffichtigung der Strafanftalt, zur Erhaltung einer gefunden Luft, Er: 
wärmung und Grleuchtung der Strafzellen und Arbeitsfäle; für gefegliche und humane Behandlung; 
für gefunde Ernährung, Bekleidung und Lagerung der Sträflinge, für zweckmäßige Einrichtung bes 
Gottesdienſtes und für religiöfen und moralifchen Unterricht, fowie für Zurüdlegung eines Theile des 
Arbeitöverbienftes zu ihrem Bortheil wird durch Regierungsverorbnungen geforgt. 

Dieſer Artikel enthält eine gefegliche Begründung einer humanen, alfo des Verbots 
einer durch gejundheitäwidrige Einflüffe und Entbehrungen dem Beſſerungszweck widerfpres 
chenden, einer vieleicht durch allzu dürftige Koft mörverifhen Behandlung. Außerdem enthält 
diefer Artikel duch die geſetzliche Feſtſtellung des Principe, daß ein Theil des Arbeitöver- 
dienſtes dem Eträfling zufällt. Die Größe deflelben und die Beftimmungen, wie viel er Davon 
während feiner Haftzeit zu einiger Erleichterung feiner Entbehrungen oder für feine Angehöri- 
gen verwenden dürfe, während das Übrige ihm nad der Entlaffung feine erften Bedürfniſſe 
deden und ihn in ver Begründung feines ehrlichen Erwerbs unterftügen foll, glaubtedie Gommif: 
ſion nicht gefeglich feftjtellen zu müflen. In diefer Beziehung wird mandes je nad) den noch zu 
machenden Erfahrungen zu beftimmen und zu ändern fein; 3. B. auch danach, ob man hoffen 
darf, daß überhaupt das Leben der entlaffenen Sträflinge und auch die Verwendung diefed Ar— 
beitöverdienfted durch freie Vereine wohlthätiger Menihenfreunde überwaht werde. Nichte 
aberiftwidtiger, ald daß dem Sträfling ftetö der Blick in eine durch feine Beſſerung zu be= 
gründende gute Zufunft erhalten werde. 

Noch gar Manches, was in Amerifa nad längern Erfahrungen die Gefeggebung für neue 
Anftalten feitjegt, glaubten wir der Sorgfalt der Negierung und ihren Regierungsverordnun— 
gen empfehlen und anbeimgeben zu müffen. So ift e8 wenigftens jehr beachtenswerth, daß man 
es in den amerifanifchen Anftalten und im Muſtergefängniß von Pentonville für fehr wichtig 
hält, die Namen der Gefangenen mit ihrem Eintritt durch die Nummern ihrer Zelle zu erjegen, 
ja ihnen beim Hin= und Hergehen im Haufe, wo fie andern Sträflingen begegnen Eönnten, das 
Geſicht zu verhüllen, weil man die Verhinderung aller Mittheilungen und der Kenntniß, melde 
Berbrecher miteinander in der Anftalt jind und waren, auch für die Zeit der Wieverentlaffung 
möglichft erfhwert wiffen will. Ind feine Sentimentalität joll die Zwecke der gerechten Strafe 
ſtören. 

So iſt es ferner ſehr wichtig, den directen Zwang zur Arbeit der Sträflinge zu beſeitigen. 
Es iſt gerade die allgemeinſte Erfahrung in allen pennſylvaniſchen Anſtalten, daß die Einfams 
keit und die durch ſie hervorgerufene Gemüthsſtimmung und Langeweile die Gefangenen ſtets 
beſtimmte, ſchon in den erſten Tagen und gewiß ſehr bald un Arbeit, ald um eine Wohlthat, 
zu bitten. Bei ſchlechten und nadläfjigen Arbeiten erwies ſich Fein Mittel befler als die Ent— 
ziehung aller Arbeit, bis fie bald und gewöhnlich ſelbſt ohne Zufpruc wieder ald Wohlthat er= 
fleht wurde. Einleuchtend aber ift es, wie ſehr es für die Beflerung wirft, wenn ver Menſch die 
Arbeit ald Wohlthat liebt und mit innerer Freiheit ſich zu ihr und möglicht zu jedem Guten 
ſelbſt beſtimmt. Diefe freie Liebe, Selbftbeftimmung und Gewöhnung zum Guten, und daß die 
Sträflinge in ihrer Umgebung nirgends zum Böfen gereizt werden, vielmehr überall wahrem 
Wohlwollen begegnen und ihre Umgebung, die Arzte, die Geiftlichen, die Directoren, die Be— 
fuchenden, ja die Anftalt und auch die Staatögejellfhaft achten, lieben und verehren lernen: dies 
ſes find, nebft der reuevollen Einkehr des Sträflings in fih und dem Gefühl des Widerſpruchs 
feines Handelns mit jich felbft und dem göttlihen Willen und mit feinen beften Jugenderinne— 
zungen, die Hauptmomente.der Bellerung. Und jene Erkenntniß der fittlihen Nothwendigkeit 
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und Mohlthätigkeit ver Anftalt ift bier, wie bei dem Geiſteskranken die Erkenntniß der Wohl 
thätigkeit der Irrenanitalt, für ihn das unentbehrlichfte Zeichen der Beſſerung. 

Ganz vorzugsweife wichtig aber ſcheint aud eine wirklich ji als gut bewährende Luft 
ernenerung (Bentilation) und Befeitigung der Dünfte und Feuchtigkeiten duch den Abtritt, 
nad) den neueften vorzüglih von dem berühmten Schotten Reid befannt gemadten und in dem 
britifhen Muftergefängnig von Pentonville benugten Refultaten chemiſcher, phyſikaliſcher um 
ardhiteftonischer Verſuche und Entdeckungen. Eine jhledhte, die phyſiſche und geiftige Lebens: 
kraft nicht wohlthätig erregende, eine niederdrückende und erichlaffende ungefunde und feucht 
Luft in der Zelle eines penniylvaniihen Gefängniffes, welche das ganze Leben des unglücklichen 
fhon moraliſch niedergedrüdten Gefangenen einſchließt, zerftört die Kraft der Beilerung und if 
Barbarei und Menſchenmord. Auch finanziell ift die in folder Anftalt vielleicht ſpäter vurd- 
greifend nöthig werdende Anderung von höchſter Beveutung. Deshalb räth der praftifche eng: 
liſche Gefängnißinſpector Ruffell der öfterreihifhen Regierung fo höchſt dringend, dag fie Ar: 
chitekten nad England ſchicke, um die dort und vorzüglih in Pentonville fo glücklich durchge— 
führten Einrihtungen ſelbſt zu jehen und ſich mit den fahfundigen Werfmeiftern perfönlich über 
fo Manches zu beſprechen, was für eine gleich glückliche Ausführung weſentlich ift, aber in feine 
Beihreibung übergeht. 

Bei einer Strafeinrihtung nad den bisher angedeuteten Beftimmungen glauben wir niät, 
daß man die Abficht verfennen wird, das Pennſylvaniſche Strafſyſtem in möglihft humanet 
Geſtalt ind Leben zu rufen. Eher wird man vielleicht von mander Seite ven Vorwurf maden, 
wir würden duch unfere Humanitätsrüudiichten der nothivendigen abſchreckenden Wirfung der 
Strafe zu viel fhaden. 

Doch zur Bejeitigung dieſes Vorwurfs bevenfe man, dag das Weſen der Strafen nad 
Pennſylvaniſchem Syftem nicht wie früher vorzugsweife im finnlihen, fondern im moraliſchen 
Leiden beſteht, und daß dieles, in Verbindung mit der Trennung von der Welt und der einfamen 
Zelle und ihren Reuegevanfen, auch für die finnlihen verbrecheriſch geſtimmten Menfchen in 
der Freiheit, ebenjo wie für den gefangenen Verbrecher, dennoch ohne Zufag aller ſinnlichen 
Quãlerei einen tiefen erſchütternden Eindruck macht, ja nad allen Erfahrungen einen größern 
und wohlthätigern ald alle andern Strafen. Hier in diefer moralifhen Seite, welche auch der 
finnlichfte Menſch fühlt, liegt das Geheimniß des Syſtems. Deshalb und weil die Disciplinar- 
firafe den übrigen Sträflingen unbefannt bleibt und, um fie zu bändigen, nicht hart zu fein 
und fireng vollzogen zu werden braucht, kann ja auch fie fo mild bleiben, ja jie fann und fol 
aufhören, fobald der Sträfling mit gebändigtem Trotz freiwillige Unterorpnung unters Geſch 
gelobt, welches Gelöbniß ihn dann fiherer bändigt als harter Vollzug ohne daflelbe. 

IX. Endergebniß und Schluß. Nah allem Biöherigen mug man der Menjchheit 
Glück wünjhen über den zu Gunften der Humanität, Gerechtigkeit und Sittlihfeit bewirkten 
Fortſchritt in der Strafgerechtigkeit und Strafbehandlung, und beſonders über den erftin dem leg: 
ten Jahrzehnd zu Gunften der Beſſerungsſtrafe durch Einzelhaft erfämpften entfchievenen Sieg. 

Anerfannt und zugeftanden find ja die Vorzüge dieſes Syſtems: 

1) Es bejeitigt die bisherige allgemeine Verſchlechterung der Gefangenen durch ihre Ber 
ſtrafung, ihre durch die Verbrechergenoffenihaft und die verwilderte Stimmung bewirften An: 
tegungen zu neuen Verbrechen in und nad der Haftzeit, wie fie die andern Haftweiien, dieſe 
Pflanzſchulen der Laſter und Krankheiten nach Macaulay's Ausdruck, erfahrungsmäßig und 
faſt naturnothwendig erzeugen. 

2) Es beſeitigt ebenſo die Mittheilung phyſiſcher Krankheiten, und verringert 

3) überhaupt die Krankheits-, die Wahnſinns- und Sterbefälle in ven Gefängniſſen. 

4) Es vermindert, neben der Befeitigung der empörenden Graufamfeiten und ſittlichen 
Skandale anderer Anflalten, außerordentlich neue Vergeben und Beihädigungen von Seiten 
des Sträflings, die Störungen und Gefahren für die Ordnung und Sicherheit der Anftalt, 
ihrer Directoren und Aufſeher und die Nothiwendigkeit und die Härte der Disciplinarftrafen. 

5) Es vermindert die Dauer und die Zahl der Gefangenen, der Rüdfälle und der neuen 
Griminalprocefle und begründet 

6) durch alles diejes in längerer Anwendung fogar bedeutende Erſparniß an Mübe und 
Geldaufwanp. 

7) Was aber noch wichtiger ift, es entfpricht viel vollfommener als jedes andere Syftem ben 
fittlihen und gerechten Foderungen der Strafe und des Strafrechts imd allen gerechten Straf: 
zwecken in ihrer innern Ginheit als Austilgung der Schuld. 
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8) Es erweiſt ſich feiner Natur und ver Erfahrung nad) allein vollftändig günftig für po= 
litiſche Befferung,, oder zur Gewöhnung zu orbentlihem fleigigen Leben und für ihre allein 
fidere Grundlage, für die moraliſche Beſſerung der Sträflinge, für die allein gerechte Humane 
und hriftliche Behandlung diefer niemals ohne Mitfhuld der Gejellfchaft zum Verbrechen her: 
abgefunfenen Mitmenfchen. 

Es fei vergönnt, hierüber no jchließlih die Worte von Varrentrapp, dieſes vortrefflihen 
leiblichen und Seelenarztes, mitzutheilen. Er fagt in feinem Ausfhußberidt von 1856, ©. 43: 
Diefe Gefängnifftrafe ift, fomweit diejes in der Natur der gerechten Strafe liegt, eine empfind— 
fihe Strafe; eine Bein, die lebhaft und dauernd empfunden wird. Der Verbrecher, der in ver 
freien Gefellichaft den größten Genuß und die fiherfte Abwehr’ vor etwaigen Gewiffensbiffen, 
Zweifeln oder jonftigen fchmerzlihen Gedanfen im Umgang mit Gleihgejinnten oder Ver: 
brechensgenoſſen gefunden hatte und ebenfo unter ähnlichen Verhältniffen aud) im gemeinfhafte 
lien Gefängniffe, wenngleih mannichfach beſchränkt, finden würde, ift durch die Ginzelhaft 
plöglih aus dem leichtfinnigen oder verderbten Kreife feined Umgangs herausgeriffen, und je 
der andern Zerftreuung entzogen, ſich felbft gegenübergeftellt. Gleich die erfte Zeit der Einzel: 
baft macht einen außerordentlihen Eindruck. Der Gefangene, feiner betäubenven, unrubigen, 
aufregenden Lebensweiſe entriffen, in die größte Stille und Ruhe verfegt, erwacht wie aus einem 
Traume oder Rauſche. Er finder nichts, was ihn abzieht von fich felbft, von der Erinnerung 
an feinen ganzen Lebenswandel und feine einzelnen Thaten, von den erften lebhaftern Regun— 
gen feines Gewiſſens. Es treten Momente feines Bebend vor fein Gedächtniß, die ihm längft 
völlig verfchwunden waren. Die bloße Erbitterung, den Händen der Gerechtigkeit verfallen zu 
fein, kann nicht dauern, es kommt eine ganze Reihe ſchmerzhafter Empfindungen und Gedanfen, 
welche er burchleben muß. Die Regungen des Gewiſſens find wahrlich feine fchmerzlofen; fie 
find oft ſelbſt äußerft heftig, und die Reue (wenngleich noch nicht einmal eine tief wurzelnde, 
durdgreifende) fann eine fo gewaltige Erſchütterung des Vereinzelten bedingen, daß alsbald 
eine verföhnende, aufrichtende Kraft ihm zur Seite treten muß. Bei aller Heftigfeit dieſer wech— 
felnden Gemüthsbewegungen bricht ſich jedoch faft immer fehr bald vie Empfindung Bahn, daß 
diefe Haft zwar hart, enorm hart fei, aber nicht als Rache, nicht als eine rohe, verlegende Strafe 
wird fie empfunden. Die Erinnerung an das vergangene Leben, die, wenn aud) nur mit Wi- 
derftreben und Kampf auftauchende Neue, dies ewig ſich felbft Gegenübergeſtelltwerden, macht 
die Einzelhaft, mie Welder hervorhebt, gerade für den ſchweren Verbrecher viel härter als für 
den leichtern, welcher legteve umgekehrt die zwangsweiſe unmittelbare Nähe moralifch verberbter 
Gefangenen ſchmerzlich empfindet und diejen Verkehr fowie die in der fpätern Freiheit nit 
mehr abzuleugnende Zudthausbefanntichnft als eine harte Buße, ald eine wefentlihe Verſchär— 
fung feiner Breiheitöftrafe erkennt. Wenn nun in der Gemeinfamfeit der Haft der vollendete 
Berbrecher eine weientliche Erleichterung findet, indem Kameradfhaft, Zerftreuung, Unterbal- 
tung, ja eine gewijle Achtung oder Unterwürfigkeit ihm nicht fehlen, wenn er joldergeftalt 
feinem Gewiſſen ſich entzieht und weiterer Verſchlechterung anheimfällt, jo bietet auch für die 
eigentliche moralifche Befferung feine andere Haftweife ſolche Mittel, ſolche Wahrſcheinlichkeit 
ald die Einzelhaft. Wie fie mehr als irgendeine andere, dur Abfchneiden übler Einflüffe ne= 
gativ wirft, jo auch pofitiv; denn nur dies Syſtem geftattet eine je nad Charafter, Bildungs 
ftufe und Lebensgang des Gefangenen berechnete pojitive Einwirkung. 

„Keine äußere Aufveizung, feine @iferfucht, fein Kampf, faft feine Beftrafung. Auch der 
Rebellifchfte beugt fi unter vem Gewicht der Nothwendigkeit. Die Strafe erfaßt jeden Ber: 
urtheilten individuell; mit feinem Gewiffen allein, unkundig deſſen, was ihn umgibt, fühlt auch 
der Kühnfte bald feine Schwäche, und der Leichtfinnigfte wird zum Nachdenken geführt. Er 
nimmt die Arbeit zu-Hülfe; ftatt einer Aufgabe, ift fie ihm eine Erleichterung. Gr ift begierig, 
ein Wort aus dem Munde eined Menſchen zu hören, dies wird ihm nicht verfagt; obgleich ge= 
trennt von den Böfen, ift er ed nicht von den Guten. Verftändige, unterrichtete und mwohlmol= 
fende Männer bejuchen ihn in feiner Einjamfeit. Der Priefter kommt zuerft und der Gefan— 
gene wendet ſich nicht bei feinem Anblick ab, fondern empfängt ihn ald Freund und Wohlthäter, 
hört ihm zu und merkt auf feine Worte.’ 70) 

Ganz anders ift e8 bei der gemeinjhhaftlihen Haft. Das Bebürfniß des Gefangenen, recht: 
ſchaffenen Menſchen fein Herz zu erſchließen, ift Hier nicht entfernt fo groß, da er ja mit feinen 
Mitgefangenen fortwährend im Verkehr fteht. Wir leugnen keineswegs die Möglichkeit güns 


m—. 





70) De la Seiglitre, „Discours de rentrde & la cour royale de Bordeaux“, 
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fliger Einwirkung bei der gemeinfamen Haft. Aber wie jehr ift fie nicht erfchwert! Nur im der 
Einzelhaft kann ein Verkehr des Gefangenen mit den Beamten, mit andern würdigen Dienfchen, 
mit feinen Verwandten ftattfinden, wie er eines Menfchen würdig ift, an deſſen Beſſerung man 
nod) glaubt. 

Man nehme den Gottesdienſt. Der Verbrecher, der wol feit Jahren fein Gotteshaus mehr 
betreten, keine Bibel, fein Erbauungdbud mehr angefeben, jeden ernftern religiöfen Gedanken 
gewaltjam zurüdgebrängt hat, wohnt in gemeinfamer Haft zum erften male wieder einer ge- 
meinfamen Gottesverehrung bei. Viele male bleibt jein Herz wol falt over gleihgültig, endlich 
aber trifft ein verftändiger Prediger die gute Saite feined Herzens, Die noch in eine fegendreichen 
Erfolg verheißende Schwingung zu verfegen ift, oder ein altes Kirchenlied dringt zu feinen 
Ohren; welches längft verbrängte Erinnerungen an die Zeit feiner Kinpheit und Unſchuld, an 
die Zeit ſeines Verkehrs mit Altern und andern rechtſchaffenen Menfhen wach ruft. Er fublt 
fih erjhüttert, bewegt, feine Bewegung gibt fich ſelbſt äußerlich fund, eine Thräne entquilkt 
feinem Auge, nad) langen Jahren der erfte Tropfen göttlihen Thaues auf diefen dürren Boden 
eines verhärteten Herzend. Uber wehe ihm! Seine verderbtern Genoffen, die alten abgebärte: 
ten Zuchthausbrüder haben es bemerft. Bei der Rückkehr in den Arbeitd: oder Eßſaal, in den 
Spazierhof beginnt die Berhöhnung des „ſentimentalen Schwachkopfs“, der mürbe zu Kreuze 
friechen will, es folgt der Spott über den wohlbezahlten Pfaffen, welder recht ſchön, nachdem 
er fi den Bauch gefüllt, frumme fade Flosfeln ioslaffen kann u. ſ. w. Iſt ed wahrfcheinlid, 
daß unter ſolchen Difteln und Dornen dad Samenforn, das vielleicht einmal zu rechtet Zeit auf 
guten Boden fiel, aufgehe und wachſe? 

Wie anders ift dies Alles in der Ginzelhaft! Der Sträfling des Zellengefängniffes kommt 
ebenfalld nad Jahren zum erften mal wieder in eine Kirche. Breilich ſieht ev feine Mitgefan- 
genen nicht, aber er weiß fih von ihnen umgeben, er hört ihre Stimme ſich mit der feinen 
zum Gefang verbinden, er fieht vor ji im ehriwürdigen Amte ven Geiftlihen. Trifft auch 
ihn der Augenblid der Rührung, der Erwedung, wie ungeftört kann er nicht, in feine Zelle 
zurüdgefehrt, die heitern Bilder aus vergangener Zeit der Unſchuld, die Geftalten jeiner Altern 
vor feinen Augen auftauden laffen, in ven neuen Gedankengang fih vertiefen und die Mög: 
lichkeit ahnen, aud einmal wieder zufrieden, ruhig und leidenihaftlos in jeinem Innern zu 
werden. Sein Herz ift weich, er bedarf, er verlangt Troft, Beruhigung, Verheifung. Er bittet 
um den Bejuch des Geijtlihen in feiner Zelle. Ohne alle Schwierigkeit fann ihm diefer ge 
währt werden, und der verftändige Geiſtliche kann nun das einmal wurzelfaflenne Samenforn 
hegen und pflegen durch häufigern oder feltenern, längern oder fürzern Veſuch, dur Fortent— 
widelung der Gedanken feiner Predigt, durch deren Nutzanwendung auf die Individualität des 
Gefangenen, durch Zuweifung geeigneter Lectüre. Seine Arbeit ift verhältnißmäßig leicht, 
und es tritt nit Spott und Hohn, ſchlechtes Beifpiel und verführeriihe Nede hemmend 
entgegen. 

Bei gemeinfhaftliher Haft ift überhaupt ver Geiftliche, wie jeder andere Beamte, in feinem 
perfönlihen Verkehr mit den Gefangenen fehr gehemmt. Denn wenn er felbft einen einzelnen 
Gefangenen, fo weit dies gebt, im Arbeitsjaal fprehen oder aus diefem weg in die Schlafzelle 
rufen will, jo. muß hierin mit großer Vorjicht verfahren werben, weil ſonſt allzu leicht die Idee 
von Begünftigung, von Ungerechtigkeit unter den andern Gefangenen jih Bahn bricht, welde 
Ipee wiederum bie Wirkſamkeit der Beamten wejentlid mindert, In der Einzelhaft aber fann 
der Geiftlihe während beliebiger Dauer feine Zeit und Aufmerffamfeit vorzugsweife einzelnen 
Gefangenen widmen und fpäter wieder andern, ganz wie ed ihm gut dünkt; er kann ven einen 
tröften und aufridten, dem andern ernft ind Gewiflen reven, ohne durch Dritte darin geftört zu 
werden. Alles dies Geſagte bezieht ih übrigens, wenn auch zunähft auf die Befuhe und Un: 
terredungen des Geiftlihen, doch ebenfo wol auf diejenigen der übrigen Beamten, der Wert: 
meifter, der Mitglieder von Auffihtöbehörden und Schugvereinen, und ganz befonders auch auf 
die derjenigen Freunde und Verwandten des Gefangenen, von welden ein günftiger Einflus 
erwartet werben barf, 

Die etwa erlaubten Beſuche von Verwandten können ver nöthigen Vorſicht halber bei ge- 
meinfamer Haft faum anders geftattet werben, als es in den meiften alten Gefängniffen jegt ver 
Ball if. Hier ſieht nämlid der Gefangene feinen Freund in einer Entfernung von etwa 
ſechs Buß; zwijchen ihnen läuft ein zu beiden Seiten mit Drabtgitter verfehener Gang ber, 
in welchem ein Aufjeher poftirt ift, um Geſpräche und Geberven zu beobachten. Bei der Einzel: 
baft hingegen können dieſe Befuche, ſobald der moralifche Zuftand des Gefangenen und feiner 
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Beſucher die nöthige Sicherheit bietet, in ver Zelle geftattet werben; hier können vertraute Ges 
fpräde ſtattfinden, welche tröften und ftärfen. Die durch die verhängte Strafe getrennten Gat— 
ten können fi wenigftend zeitweife in Bertraulichfeit wiederfinden, der Vater fann fein Kind 
umarmen. Solche Beſuche fönnen, verftändig angewandt, fhon an ſich fehr vortheilhaft auf 
den Öefangenen wirfen, fehr wichtig find fie befonderd bei langwierigen Haften, um zu ver 
hüten, daß das eingejperrte Familienglied ji feiner Familie nicht gänzlich entfremde, wodurch 
die Schwierigkeit feiner Stellung nad der Entlgffung weſentlich erſchwert würde, 

Die im Gefängniß erzielte Beſſerung verjpricht bei der Ginzelhaft auch größere Dauer. 
Nicht nur, daß fie durch feine ſchlechte Bekanntſchaften gefährdet ift; es find hier auch ſolide 
Grundlagen gewonnen, zuerft: die Gewöhnung zu friedlichem, ordentlichen, fleißigem Xeben, 
dann alle jene moraliſch beilernden Einflüffe, endlich die dur die Schuld und den Verkehr 
mit gebildeten und guten Menſchen gewonnene geiftige Erwedung und Bildung, alfo die Zers 
flörung der Duelle jo vieler Verbrechen, der Geiſtesdumpfheit und Faulheit. Auch können hier 
die Schutzvereine weit beifer ihre Ihätigkeit beginnen. Weſentlich hierfür ift, daß der Schußs 
patron mit feinem Pflegling fhon während veffen Aufenthalt im Gefängniffe in Berührung 
komme. Geſchieht dies erft nach der Entlaffung, jo ift gar mander Gefangene jehr geneigt, in 
ihm mehr einen Aufpaſſer ald einen rathenden fhügenden Freund zu erkennen; anders ift es, 
wenn beide ſich ſchon im Gefängniß haben kennen lernen, wo des Pflegers Beſuch viel größere 
Wahrſcheinlichkeit hat von vornherein willfommen zu fein. Sehr lehrreich find in diefer wie in 
mancher andern Beziehung die Berichte des parifer Schugvereind, um fo mehr ald das Gefängniß 
La Roquette, deſſen Inſaſſen zunächſt die Pflegebefohlenenswes Vereins find, anfangs nad dem 
Auburnjchen, nun aber feit etwa 15 Jahren nad dem Philadelphiſchen Syfteme verwaltet wird, 

Dan wird fragen, entfpricht vie Erfahrung in Zellengefängniffen diefen Anfichten? Wer— 
den dort wirklich mehr Gefangene gebeffert? Betragen fie ſich während der Haft beffer und 
wandeln ſie auch nad) ihrer Gntlaffung auf gutem Wege? — Wer eine größere Zahl von Zellen 
gefängniffen gefehen, wer mit vielen vereinzelten Gefangenen und mit vielen Beamten folder 
Gefängniſſe fih unterhalten hat, wird mit Entſchiedenheit diefe Frage bejahen fünnen. 

Zur Beurtheilung der aufgeftellten Bragen dienen folgende Momente: 1) Die Erfahrung 
der Beamten, namentlich der Beiftlihen und der Vorfteher, wie fie dieſelben aus ihrer täglichen 
Beobachtung der verfhiedenartigften Verbrecher geihöpft haben; 2) die Minderung der Rück— 
fälle, und 5) die Minderung der gerichtlichen Verurtheilungen. 

Dad Urtheil jener Beamten ift aber jo gleidhlautend aus Amerika, England, Belgien, 
Sranfreih u. j. w., daß wir jeder beiſpielsweiſen Anführung uns enthalten zu follen glauben, 
Es ift und fein Widerſpruch Hiergegen befannt. So weit die Worte Barrentrapp’s, 

Dod genug wol zur Begründung der Gerechtigkeit des gejhichtlihen Siege des Beflerungs= 
ſyſtems in der gebildeten Welt. Zwar eine ganz folgerichtige und allgemeine Durchführung, 
Diefe werden noch mande Schwanfungen und Schwächen eine Zeit lang verhindern. Hier wirb 
man, fowie neuerlih der bairiſche Minifter, die Kurt vor den Koften der erften Einrichtung 
entgegenjegen, wobei aber freilich die Koften und Schäden der alten Verderbniß und der Rück⸗ 
-fülle zu wenig erwogen werben und nod) weniger die Größe der Sache und die Verantwortlich: 
feit, welde für alle unheilvolle Folgen der verkehrten Einrichtung die Regierungen durch jede 
ihrer Strafvollziehungen auf fih laden. Dort wird man, wie in dem Bericht Hudtwalker's 
für Hamburg, diefe und jene Bedenklichkeit fefthalten, welche aber jede große Einrichtung bar 
bietet, zumal wenn fie fehlerhaft durchgeführt wird, und welde hier vollends niedergefchlagen 
werben durch die offenbar zehnmal größern Bedenklichkeiten jedes andern Straf: 
ſyſtems. Vor allem endlich werden noch oftmals die (oben II) befämpften ungründliden Auffaf- 
fungen der juriftifhen Strafe Einwendungen gegen das Beſſerungsſyſtem oder abſchreckende 
Verunftaltungen deſſelben begründen. 

Doch nachdem der große, die Humanität und die juriftifche Gerechtigkeit und alle rechtlichen 
Strafzwede vereinigende Grundgedanke der Austilgung der verbrederifgen Schuld 
durch Befferung einmal erfannt und ind Leben eingeführt wurde, wird er allınälig jene 
“ Einfeitigfeiten überwinden. Sie verſchwinden dur die in ihm gegebene richtige Auffaffung 
des juriftifchen Verbrechens und der juriftifhen Strafe, und zwar 1) nad ihrem nicht finnlichen, 
fondern der Willensftimmung angehörigen Eharafter; 2) mit fleter Verbindung der fittlihen, 
Örundlage mit der rechtlichen Form und Bedingung, und 5) mit innerer Bereinigung aller 
tectlihen Strafziwede in ver Austilgung oder der Buße des Verbrechens 
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Hiernach erfiheint ja jegt ſchon immer mehraald ein bankbrüchiges Denken und als eine um: 
begründete unwiſſenſchaftliche verderbliche Mifcherei einerfeits jene im alten Sinne abfo- 
lute Steafe, welche ald angeblich gleiche finnliche Wiedervergeltung der nit finnlihen 
Schuld ohne wirkliche rechtliche und fittlih vernünftige Begründung ihred Rechts wie ihrer 
Nweckgemaͤßheit und Ausführbarkeit, als ein bloßer Gefühls-Fetifhismus, jedes wiſſenſchaftliche 
Syſtem fchändet, melde aber die Beflerungsftrafe dadurch verpfuſcht, daß ſie folche finnliche 
Peinigungen beimiſcht, die für die Beſſerung zwecklos und verberblih find. AUndererjeitd 
aber erſcheint ebenſo vertwerflich, jede im alten Sinne relative Strafe, welche in Griftenz und 
Größe nicht in der juriftifch erwiefenen verbrederijhen Schuld und ihrer Aufhebung ihren 
vereinten Rechtsgrund und Zweck findet, welche vielmehr blos einem äußern politischen 
Zweck des Abſchreckens Befleres, das perjünliche Recht des Verbrechers, ald Mittel beliebigend 
rechtswidrig opfert, und weldye ebenfalld die gerechte Beflerungäftrafe dadurch verpfufcht, daß 
fie für ihre befondern politiihen Zwecke mehr oder aud weniger finnliches Leid zugefügt wiſſen 
will, ald nad der erwiefenen verbrecheriſchen Schuld und der nad allgemeinen Bedingungen 
der menfchlichen Natur gefeglich und richterlich beftimmten Befferungsftrafe zuläffig ift. Indem 
man auf folhe Weije das felbftändige Recht mit Politit und Moral vermifchte und opferte, 
miſchte man entweder ber Befjerungäftrafe ebenfalls für fie zweckwidrige und verberbliche finn- 
liche Beinigungen zur Abfchreung bei. Oder man wollte bier ohne die gefegliche für den Ge— 
fanımtzwed der Strafe bejtinnmte richterliche Strafe den Verbrecher frei laffen, wenn man ihn 
nad fubjectivem Meinen für gebeffert hielt. Dort umgekehrt wollte man durch jogenannte er: 
gänzende Haft für die angeblich durch ihre gefegliche Strafe nicht genügend gebeflerten Sträf: 
linge, über das gefegliche und richterliche Strafurtheil hinaus weitere bel zufügen. Der neueſte 
franffurter Congreß aber erkannte richtig, daß das echte juriftifche Strafrecht durch Diele ein— 
feitige unjuriftifh begründete und begrenzte Befferungstheorie ebenjo verlegt werden würde, 
wie durch die politifche Abſchreckungstheorie oder durch die angeblich moraliſche, abfolute Wie: 
dervergeltung 7%), und wie es leider noch allermeift verlegt wird durch eine principlofe Mifcherei 
der wahren Beſſerungshaft mit vem gewöhnlichen oder auburnfchen Strafgefängniß. Der rid- 
tigen Auffaffung jenes Grundgedankens wird envlih auch die verberblice Verwirrung in Bes 
giehung auf die verſchiedenen Strafzwecke weichen. In der legtern wollten biäher die Einen 
die Zwecke der Abſchreckung, Genugthuung und der Sicherung durd) fie gänzlich aufgeben, und 
ſchreckten dadurch Diejenigen von dem Beſſerungsſyſtem ab, melde nad dem gejunden Volks— 
urtheil jene uralten Zwecke fefthielten. Andere dagegen wollten durch deren äußerliches An— 
fügen an die wahre Beflerungsftrafe — die für fie ſchon mitbegründet ift — die Beflerung ftören 
und verderben. Andere erklärten bald die Beflerung, bald die übrigen Zwede für Nebenzwecke 
and verbarben fie ſämmilich. 

Den vollftändigen Sieg der Humanität und Gerechtigkeit im Strafreht aber werden mir 
Nur dann gewinnen, wenn mit gleicher Wärme, wie feit Howard fo viele Menfhenfreunde, auch 
die Regierungen ſich diefer großen Sache zuwenden. Freilich bietet fie mehr Schwieriged und 
Unerfreuliches dar ald die Förderung der meiften andern Eulturzweige. Aber unjere Deutfchen 
Regierungen, von welden wenigftens mehre jet die betrübendften Kränfungen, die für bie 
Deutihen ihre Vielftaaterei und Zerrifienbeit begründet, durch löbliche Förderung öffentlicher 
Intereffen zu mildern fuchen, mögen bevenfen, daß Feine andere Regierungstugend eine gleiche 
dauernde Dankbarkeit erwirbt und verdient als die einer geredhten und humanen Strafver: 
mwaltung. ine inhumane ungeredhte und barbarifche läßt jich auch Heutzutage nicht mehr wie 
früher in die dunfleNacht der alten Inquifitionsferfer und Zuchthäuſer verhüllen und begraben. 
Doch Anſprachen zu Werfen ver Barmherzigkeit finden heutzutage vorzugsweiſe erfreuliches 
Gehör. Auch als ſolches aber preift mit Recht der neuefte Berichterftatter über die Anftalt zu 
Bruchſal (‚Allgemeine Zeitung” vom 21. Juni 1858) das Zellengefängnig durd die Schluß— 
worte: „Wir aber getröften und der Hoffnung, daß unter Gottes Segen diejed große Werk ver 
Barmherzigkeit aud ferner blühen und geveihen werde; möge man fih aud im badischen 
Lande ftetd bewußt bleiben, welches Kleinod und welchen ebrenvollen Borfpruug vor andern 
deutſchen Ländern man in biefer Anftalt bejigt. (C. Gr. v. ©.) 

Die Literatur über die Gefängnißreform ift außerordentlich reich, ſchon äußerlich ein 

ſprechendes Zeugniß der außerordentlihen Theilnahme für diefe große Foderung der Humanität 
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and Gerechtigkeit. Von den vielen in dem Artikel felbft enthaltenen Schriften Fönnen beſonders 
empfohlen werden die von Barrentrapp, Julius und Nöllner herausgegebenen „Annalen ber 
Gefängnißfunde‘ (1842 ig.), „die Werfe von v. Würth und Ducpetiaur (fein „Memioire ete.“) 
und die Verhandlungen der europäiihen Gongreife über Gefängnifreform und Wohlthärig- 
keit, forwie die Berichte von Barrentrapp und Probft. Zu den allerneuejten Schriften gehören 
Möver, „Über die nothwendige Rüdwirfung der Einzelhaft auf die Gejeggebung‘ (Brankfurt 
1851) und Mittermaier, „Die Gefängnißverbefferung‘ (Grlangen 1858). MWelder. 

Beftätigung, Eonfirmation, Ratifieation, Natibabition oder Genehmigung. Durch 
alle dieſe Ausdrücke bezeichnet man im Allgemeinen eine Erklärung, daß ein fhon vorhan— 
denes Geihäft oder Verhältniß gültig und dem Willen des Veftätigenden entſprechend, mit- 
Hin auch für ihn verbindlich ſei. Dabei kann e8 fein, daß das Geſchäft over Verhältniß ber: 
haupt erft durch diefe Beftätigung rechtlich wirfjam wird, oder nur eine erhöhte oder feierlichere 
und ungweideutigere, beifer beweisbare Korm erhält. Es kann die Beftätigung auch Bald von 
Dbrigfeiten, von der Negierung oder von den Gerichten erfolgen, bald von einer bei dem Ge— 
ſchäft betheiligten Partei. 

Im engern Sinne verfteht man unter Beftätigung und Gonfirmation die von der Negierung 
oder den Gerichten ausgehende. Insbefondere die erftere ift meift zur Gültigkeit des Rechts— 
verhältniffes nicht nörhig. Sie wurde aber vorzüglich früher in den Zeiten größerer Rechts— 
unficherbeit und wegen Zweifeld an dem jegt allgemein feſtſtehenden Grundfag, daß der Ne: 
gierungsnadfolger gebunden fei an die redhtöverbindlihen Zufiherungen feines Vorfahren, 
oder do, um dem Rechtsverhältniß Die neue moralifche Verbürgung durch das befondere Für: 
flenwort und das fürftliche Siegel zu verichaffen, von dem Betheiligten gern gefucht, von der 
Regierung aber, um ihre Autorität zu zeigen und auszuüben, vielleicht auch, um die Confirma— 
tionstaren zu beziehen, gern ertheilt. So wurden Schenfungen, Privilegien aller Art, Zunft: 
briefe u. |. w. von den Negierungsnadhfolgern beftätigt. Ja der Bapft beftätigte oft ungeſucht, 
3. 8. jelbit engliichen proteftantifchen Königen das erlangte Thronrecht, um die Prätentionen 
päpftlier Gewalt zu unterftügen. Gerichtliche Beitätigungen rechtlicher Gefchäfte, in&befons 
dere von Eigenthumsübertragungen, traten zum Theil an die Stelle der altveutfchen Eigen 
thumsübertragungen in den Bolföverfammlungen oder Volksgerichten, durch deren Zuftims 
mung und Öffentliche VBerbürgung das Gigenthum erft befeftigt, inveftirt und öffentlich klagbar 
wurde. Zum Theil behielt man fie auch bei oder führte jie ein aus politifchen und polizeilichen 
Gründen, damit durch die Öffentliche Beitätigung und Bekanntwerdung Betrug und Verletzung 
bei dem Geſchäft und nachher ausgefchloffen twerbe, namentlich aud Verlegungen durch die Un: 
bekanntſchaft des Eigenthumswechſels. Bei den jo oft betrüglihen Viebhandels- und Schuld: 
verhältniffen zwilhen Juden und Bauern war biefes vorzüglich wohlthätig. Auch hier ſpielte 
die Confirmationsiportel oft mehr als billig ihre Role. Im Allgemeinen laffen fih über 
diefe obrigfeitlihen Beftätigungen nur folgende Negeln aufftellen: 1) Sie find, jofern nut 
nicht über Öffentliche Nechte oder gegen diefelben neu verfügt wurde, nicht nötbig, wenn jie nicht 
ausdrüdlid als nöthige Korn des Geihäfts vorgeſchrieben find. 2) Wo jie diejes find, bewirkt 
der Regel nad ihre Unterlaffung Nichtigkeit des Geſchäfts und Rechts, wenn nicht ſtatt deren 
eine andere Strafe für die Unterlaffung vorgefchrieben it. 5) Wenn fle den Gefegen gemäß 
ertheilt jind, begründen fie volle Beweiskraft des gültig abgefchloffenen Geſchäfts und heben die 
etwaigen Mängel der Form. 4) Dagegen ändern fie der Negel nad nichts an dem Wefen des 
Geſchäfts, alfo auch nicht an feinem Anhalt und ven innern Bedingungen feiner Gültigkeit. 
5) Sie find immer mit Vorbehalt der Rechte von dritten Perfonen zu verftehen. 1) Politiſch 
wichtig ift ed, daß man die Freiheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht durch zweckwidrige Bes 
fätigungen ſtöre, und daß, wer jie nachfucht, zufehe, daß er nicht durch ihre Foderung und ihren 
Inhalt ein gewiſſes Net ungewiß made, 

Beftätigungen, ſei ed von der Regierung oder von PBrivatperfonen, nennt man alddann 
Ratibabitionen, wenn fie ein Geſchäft, welches ohne die Zuftimmung des Genehmigenden ents 
weder gar feine oder doch nicht die volle Nechtsgültigkeit hat, beitätigen. Die Juriften ftritten 
vorzüglich mit Beziehung auf zwei ſcheinbar abfolut widerftreitende Stellen des Römiſchen 
Rechts feit der Gloſſatoren Zeiten über die Wirkungen einer folden Genehmigung eines Ge— 
ſchäfts, das Jemand ohne Auftrag des Genehmigenvden gemadjt hatte, ob fie namentlich dad Ge=, 


I) Thibaut, „Pandekten“, $. 111. 
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ſchäft rückwärts in einen Mandatövertrag verwandle oder nicht. Jetzt ſcheint allgemein die der 
natürlichen Gerechtigkeit entfprechende Auslegung 2) Eingang gefunden zu haben, daß ber Ge: 
nehmigende durch die Genehmigung zu feinem Nachtheil und zum Beſten des Gejhäftsführere 
alle dem legtern vortheilhaften Verpflichtungen des Auftraggebers auf ih. nehme, dem Andern 
aber feine größere Pflichten auflege, als welche er ald Geſchäftsführer ſchon Hatte, alſo nicht bie 
des Beauftragten, wo jie ihm nachtheilig find. Alles dieſes nad dem Princip des Römiſchen 
Rechts: „Sowol die Orundfäge des natürlichen Rechts wie des pofitiven begründen ed, daß ein 
Jeder durch feine einfeitigen Erklärungen das Rechtöverhältnig eines Andern felbft ohne defſen 
Miffen und Willen verbeffern könne, ihm aber nicht alte Nechte nehmen und neue Plichten auf: 
legen könne.” ®) Gin Orundfag, welder aud in Beziehung auf die den Bürgern und Land— 
ftänden durd die ohne ihre Mitwirkung geſchloſſenen Bunvesverträge neu zugelicherten oder 
etwa abgeſprochenen Rechte von großer Bedeutung fein dürfte! 

Eine Betätigung eines völferrechtlichen Vertrages durch die vertragfchließenden Regierun: 
gen heißt Ratification. Nah den Grundfägen blos des natürlihen Rechts follte fie nur dann 
nöthig und wirfjam fein, wenn der Vertrag ohne alle Vollmacht ver Regierung oder doch nicht 
vollftändig der Vollmacht entfprechend abgejchloflen wurde, denn der Vollmachtgeber ift eigent- 
lich rechtlich verpflichtet, das, was fein Bevollmädhtigter für ihn der Vollmacht gemäß gehandelt 
oder verfprocdyen hat, als ebenfo gültig anzuerfennen, als hätte er es jelbft gejhloffen. Das po= 
fitive europäifche Völkerrecht hat aber die Anderung fanctionirt, daß fein Vertrag zwiſchen 
Völkern vollgültig ift, bie ihn jede betreffende Negierung ratificirt hat, was aber natürlich weg: 
fallt, wenn die Regenten perſönlich Verträge fliehen, und auch bei den im Krieg von den Mi— 
fitärbefehlöhabern innerhalb ihrer Amtögewalt gefchloffenen blos militärifhen Arrangements, 
Gapitulationen u. ſ. w. Tritt da, wo fie nörhig ift, die Natification ein, fo gilt der Vertrag 
nicht von ihrem Datum, fondern vom Tage der Unterzeihnung an.*) Man kann für biefe 
Anderung anführen fürd erfte, daß die Völker nicht freiwillig wie die Privaten, fondern durch 
abjolute Nothwendigkeit durch Bevollmächtigte Verträge ſchließen. Sodann find die Gegen: 
ftände von fo unermeßliher Wichtigkeit, daf die Regierungen auch nicht mie die Privatperfonen 
an dem Vermögen des Bevollmädtigten ſich ſchadlos halten können, wenn er feine Vollmacht 
verlegende Verträge eingeht. Es fehle fürd dritte auh an einem Richter, welher den Streit 
entjcheivet, ob der Vertrag der Vollmacht gemäß war. Die eigentlichen Contrahenten find als 
Souveräne ihre eigenen Richter und es ift deshalb doppelt heilfam, daß die wirkliche Rechts— 
gültigfeit ded ganzen Vertrags durd eine fürmliche Ratification von jedem Zweifel befreit 
werde. Freilich hebt das eigentlich die Rechtöverbinvlichfeit ver Regierung nicht auf, einen Ver: 
trag, wenn er entjchievener Vollmacht gemäß geſchloſſen wurde und die andere Regierung die 
Ratification ertheilen will, ebenfalls zu ratificiren. Aber man umgeht diefe Verbinvlichfeit zu: 
weilen, indem man zur Genugthuung der andern Regierung den Bevollmächtigten abdankt, 
um dadurch den Unwillen audzubrüden, daß er angeblich vollmachtswidrig 

elder. 

Beftechung im Allgemeinen ift vorhanden, wenn einer Berfon, welche Nechtöpflichten 
gegen den Staat oder andere Bürger zu verwalten hat, nicht geſetzmäßige Vortheile gegeben 
ober angeboten werden zu dem Zweck, daß er in diefer Verwaltung nicht lediglich nach feiner 
freien pflihtmäßigen Überzeugung handle. Sie enthält ftet3 von jeiten des Beſtochenen und 
des Beftechenden eine Unwürdigkeit und eine betrügliche Verlegung oder Fälfhung gegen bie 
Rechte Anderer oder des Staats, indem der Beſtochene deren Rechte anders als blos nach feiner 
freien pflihtmäßigen Überzeugung behandeln fol. Sie kann alfo in Grmangelung beſonderer 
Strafgefege ftetd nad den allgemeinen Beftimmungen über Betrügerei und Fälſchung beftraft 
werden. Gie kann aber fehr verfchieven fein, bald im Völkerrecht vorfommen, bald im Staatd: 
verhältnig ald Beftehung zur Veruntreuung Öffentlicher Pflichten, entweder ver Staatdbeamten 
oder der Staatöbürger, der Oemeindediener, Wähler, Bolfsrepräfentanten, bald auch im Pri⸗ 
vatverhältniß, 3. B. ald Beftehung fremder Verwalter. 





2) 8. Th. Welder, „Interpretat. I.egis 9 de negotiis gestis juncta Lege 60 de divers. reg. 
jur.” (Gießen 1813). “ 
3) L. 39 D. de negotiis gestis. Naturalis enim et civilis ratio suasit, alienam conditionem 
*meliorem quidem, etiam ignorantis et-inviti, nos facere posse, deteriorem non posse. 
4) Martens, „„Europäifches Völkerrecht”, $.42. Klüber, „Droit des gens”, $. 142, glaubt, 
ba auch ohne Ratification die Derträge gelten, wenn biefe nicht in der Vollmacht oder im Bertrage 
ſelbſt ſo wie gewöhnlich; ausbebungen fei. 
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Die Beftehung im Völferverhältniß ift ald unerlaußtes unwürdiges Mittel zur Vegrüns 
dung einer Verlegung gegen ben fremden Staat und feine Negierung im Allgemeinen völfer: 
rechtswidrig und kann nur im wirklichen Kriegäzuftand, fomweit er überhaupt Befhädigungen 
des Feindes und Kriegslijten erlaubt, Nechtfertigung finden, wenn fie nur nicht in ehrwidrige 
Unmürbigkeit ausartet. Schmalz im „Europäiſchen Völkerrecht“, S. 107, fagt: „Das Völker— 
recht verwirft die Beftehung fo entfdieden, daß immer Mächte, denen jie vorgeworfen wurde, 
fie geleugnet, nie eine fie eingeftanden hat. Indeffen das fihere Mittel, das Ehrenvolle und Ge: 
rechte vom Schimpflihen und Ungerechten zu unterfcheiden, ift die Möglifeit oder Unmöglich— 
feit, fich zu einer That zu befennen, ohne ie Achtung der Welt zu verlieren. So kann auch Be— 
ſtechung eine erlaubte Vertheidigungswaffe fein.’ Die allgemeinen Gefihtspunfte hierüber ent= 
hält fhon ver Art. Beſchlagnahme. Schr richtig fagte der Frhr. F. K.v. Mofer !): „Ein 
tehtihaffener Mann, ein wahrer Ehrenmann fann feinen Herrn niemals rathen, die Minifter 
und Gabinetsmänner anderer Höfe zu beftehen und zu Treulofigfeiten zu verführen. Alle 
Gründe der Religion und Moralität weggerechnet, muß er fi immer in den Ball ſetzen, daß 
fih fein Herr des argmöhniihen Gedankens nicht erwehren fann: «Du magft mir wol ſelbſt 
fo Einer fein.»‘ 

Die Betehung zur Veruntreuung der Pflihten gegen den eigenen Staat ift natürlich von 
feiten Derjenigen doppelt ftrafbar, melde dur dad Geben und Annehmen von Beftehungen 
noch befondere beſchworene Treupflichten verlegen, wie Staatöbeamte, Stänbemitgliever, und 
bier wieder um fo höher, je unmittelbarer und größer die Verlegungen gegen die heiligften In— 
tereſſen der Geſellſchaft find, wie die der Verlegung der Richterpflicht. Unfer gemeines deutſches 
Griminalrecht zeigt auch bei dem Vergeben ver Beitehung dadurch feine große Lüdenhaftigfeit, 
daß es ausdrücklich nur von einigen befondern Arten der Beflehung, und zwar nur von einigen 
Beitehungen der Staatädiener handelt, die fi in unfern Verhältniffen zum Theil fo verfchies 
ben geftaltet Haben, daß die Strafe der Beftehung nad dem gemeinen Recht jegt im Ganzen 
eine arbiträre ift.?) Offenbar aber find wenig Verbrechen gleih grundverderblich für den Staat 
und die Bürger, zugleich fo zerflörend für die Grundlagen der Gefellfhaft, für Treue und 
Glauben und die öffentliche Moral, für die Feftigfeit ver Grundſätze wie für die Sicherheit aller 
bejondern höhern und niedern Güter. Inter Beftochenen und Verräthern und unter ihrer Ges 
walt bleibt nichts heilig, nichtd ſicher. Und die Krankheit der Beftehung ift fehr anſteckend. Die 
Strafen müſſen alfo ftreng fein, aber auch ftreng durchgeführt werden, nicht nad) dem befannten 
Sprichwort von den großen und Fleinen Dieben. Bor allem muß man aber auch politifdh gegen 
bie Beftehung zu wirfen ſuchen; fonft Hilft feine Strafe. Man fauft fie durch Beftehung ab. 
In Beziehung auf die Beamten verhindert man diefed durch angemeffene Bejoldungen. Hun— 
gernde Beamten foften den Staat und die Bürger hundert mal mehr als anftändig befoldete, 
But ift ed auch, daß, wo Beitehungen gefährlid find, die Befoldungen fir feien, nicht in Spors 
teln und Accidentien von den Bürgern erhoben werden. Bei den Landſtänden wirft man ähns 
lich durch einen angemeffenen Genfus und angemeffene Diäten, bei den Wahlen durch geheime 
Abſtimmungen. Doch das Wichtigſte und Wejentlichfte ift vor allem in diefer Hinfiht, um die 
allerverderblichſte Corruption und Demoralifation auszuſchließen, daß, wie ſchon oben bemerft 
wurde (j. Amtserfchleihung und Befchlagnabme), von der Regierung felbft ein gutes und 
Fein verderbliches Beispiel gegeben werde. Wenn fie das Unmwürdige, weil ed den augenblid- 
lichen politifchen Intereſſen und Leidenjhaften der Einflußreihen entfpricht, wenn fie das nicht 
der freien pflichtgemäßen Überzeugung Entfprechende, überhaupt wenn jie von ihr dictirte Ab— 
flimmungen der Wähler, der Stände, der Richter durd) Belohnung und Nadtheile, Orden, 
Zulagen, Beförderungen, Zurüdfegungen, Berfegungen und Abfegungen erfauft — nun ale: 
dann erwarte man feine guten Früchte! Das Andere, neben würdigen Geift der Regierung und 
guten Einrichtungen, ift vollfommene Bublicität und Preßfreipeit ald das wirkſamſte Sitten= 
gericht und ald der beite Wächter. Welder, 
— ſ. Steuern. 

Beſtrafung, ſ. Strafrecht. 
Betrug, ſ. Culpa. 


1) „Ueber Regenten, Regierungen und Miniſter“, S. 198. 

2) Bergl. Grolman, „Grundfäge der Griminalrechtswiffenfchaft”, $. 361 und 362; Feuerbach, 
„Beinliches Recht”, 8.479; und Mittermeier in der „Allgemeinen Encpflopädie von Eric und Gruber‘ 
unter den Wort Beftechung. 
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Bettel, ſ. Armenpflege. 

Beute, ſ. Eigentbum. 

Bevölkerung. ) — I. Das Volk ift der [höpferifch Iebendige Inhalt und darum auch der 
Zweck des Staats. Gin einziger und Doch viel verzweigter Strom, aus dem ſich die Individuen 
der Welle gleich nur zu erheben ſcheinen, um bald wieder zu verfchwinden, und worin Doch jeder 
Einzelne zu einem bejtimmten und dauernd beflinnmenden Momente wird — jo ergießt fich die 
Bevölkerung von ihrer dünkeln unbekannten Duelle an in ftetem Entjteben und Vergeben über 
die Linder der Erde. Und wie diefer Strom in verfchiedenen Graben fteigt oder füllt, fo ver: 
änpern ſich zugleich die politifhen Zuftände, die Steltzng und die verhältnißmäßige Macht ver 
Staaten. 

Zahllofe Geſchlechter haben jih in ununterbrochener Folge zur Weltgejhihte aneinander 
gereiht. Bald ift e8 die fproffende Jugend, bald das welfe Greifenalter, bald die Blüte, bald die 
gereifte Frucht, welche ver Tod von dem immer nachwachſenden Völferleben abpflüdt. Und faflen 
wir ohne Wahl die einzelnen abgeriffenen Erfheinungen dieſes unaufhörlihen Wechſels ins 
Auge, fo verwirrt ſich der Blick vor der bunten Mannichfaltigfeit, jo ſcheint ed, daß der blinde 
Zufall mit der einen Hand die Menſchenſaat über die Erde augftreut, während die andere fort 
und fort zur zweckloſen Ernte die Sichel führt. Aber fobald wir unfere Betrahtung ausdehnen 
auf die Bewegung des Menfchengefchlehts im Ganzen und Großen, müflen wir aud bier er— 
fennen, wie in allem Kommen und Gehen eine gefegmäßige Ordnung ftattfindet, und wie inner: 
halb der von einer höhern Hand gezogenen Schranfen zwar der Willkür der Menſchen ein freier 
Spielraum bleibt, wodurd fie aber nimmermehr das Gefeg ſelbſt zu vernichten vermögen. Wohl 
hatte alfo ver Borfcher, der zuerft oder einer der Erften auf diefe Bewegung feine Aufmerkſam— 
feit Ienfte, gegründete Urſache, von einer „göttlihen Orpnung in den Veränderungen des 
menſchlichen Geſchlechts“ zu renden. 2) Seitdem ift ed purd neue Erfahrungen, Beobachtungen 
und Bergleihungen gelungen, fih gar mander weitern Grundzüge jener Orpnung bewußt zu 
werben. Doc müffen wir geftehen, daß der Schleier noch lange nicht gehoben ift, und daß noch 
der Statiftif der Bewegung der Bevölkerung ein weites Feld zur Ergründung offen ſteht. Denn 
wie alle Forſchungen ver Phyfiologie und Pſychologie das Naturgeheimniß der individuellen 
Erzeugung und des Gebärens nicht völlig zu enthüllen vermochten, fo bietet fi der Erfenntnif 
der damit zufammenhängenden Gejege der Kortpflanzung des Menſchengeſchlechts noch manches 
Räthſel dar, an deſſen Löfung ſich die raftlofe Wißbegierde fünftiger Generationen fort und fort 
perſuchen wird. 

II. Die Gefammtfumme der jegt lebenden Menſchen ſchätzen wir auf etwa 1000 Millionen, 
Diefe Schätzung ift nur, was den Antheil der beiden Erbtheile Europa und Amerika betrifft, 
wenigftens in ver Hauptfache verläffig; dagegen in hohem. Grade unſicher bezüglich Aſiens und 
im höchſten bezüglich Afrikas. Unſere Schägung ergibt jevenfalld eine äuferft ungleiche Ver 
tbeilung der vorhandenen Menfchenzahl, nämlich: 


Deutfhe Duadratmeilen: Bevölkerung: Auf die Quadratmeile: 
Europa 180,000 266 Millionen 477 
Amerika 750,000 60 „. 92 
Alien 785,000 60 „ 764 
Afrika 545,000 80 „ 147 
Auftralien 170,000 .-.% 42 
2,410,000 1008 „ 419. 


Noch viel größer ald der Unterfchien ver Bevölkerungsdichtigkeit in den verſchiedenen Erb: 
theilen, ift verfelbe, wenn wir die einzelnen Länder eined und deſſelben Erotheild miteinander 


—— 





1) Die zweite Auflage des „Staats-Lexikon“ enthielt nicht weniger als drei verfchiedene Abhand— 
lungen über diefen Gegenftand, nämlich von Rob. v. Mohl, Wilh. Schulz und General v. Theobald 
(legtern in Beziehung auf politifche Arithmetik). Obwol jeder diefer Auffäge ein reiches und fchäf- 
bares Materia 4 und geiſtvoll beſpricht, ſodaß nach unſerer Anſicht dieſe drei Abtheilungen den 
Wiederabdruck verdienten, jo beſtimmten doch die beiden Rückſichten auf Raumerſparniß und leichtere 
Überſichtlichkeit zu einer neuen Bearbeitung des ganzen Gegenſtandes, und dies um fo mehr, als die wid 
tigſten hierher ehörenden Refultate der erft in der Nenzeit entwidelten Statıftif ohnehin die Abfaffung 
eines vierten Artifels nothwendig gemacht und zudem Modificationen in allen frühern Zifferangaben 
erheifcht hätten, Wir Gaben übrigens eine Anzahl Stellen aus den ältern Abhandlungen unter fteter 
Bezu gnahme auf deren Urfprung wörtlich mitgetheilt. 

2) Sügmildy: „Die göttliche Ordnung u. ſ. w.” (4. Aufl. von Beurmann, Berlin 1775). 
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vergleichen. Wir erinnern nur an das überaus ftarf bewölferte China gegenüber Sibirien, oder 
an die Neuengland: Staaten und Weltindien gegenüber Grönland und Batagonien, 

Können auch viele Gegenden der Erde, ganz befonders jene der Falten Zonen, vorausſichtlich 
niemals eine zahlreiche Bevölkerung ernähren, fo genügt doch ein Blid auf obige Durchſchnitts⸗ 
zablen bei Amerika und Auftralien, um feinen Zweifel zu laffen, daß die Erde nicht nur Raum 
genug böte für viele weitere Millionen, ſondern daß aud der Yebensunterhalt für ſolche Mil— 
lionen unſchwer dem Boden abzugeiwinnen wäre. 

War die Erde wol vordem jemals ftärfer bevölfert ald jegt? Im Ganzen fiherlid niemals, 
obwol in einzelnen früher civilifirten Ländern, melde mehr oder minder der Gultur verluftig 
wurden, unzweifelhaft Rückſchläge erfolgten (3.3. auf der phönizifhen und Farthagiichen Küfte, 
auf der Byrenäenhalbinfel u. |. w.). Der Beweis für unjere Behauptung liegt nicht in dem 
fogenannten Malthus’ichen Gejege von fteter Menſchenvermehrung (f. unten), ſondern vielmehr 
in dem unzweifelhajt feftjtehenden Naturgefege, daß erft ein höherer Grad der Culturentwicke— 
lung die Mittel zum Lebensunterhalt einer größern Menfchenmenge gewährt. Auf einer Land: 
ſtrecke, melde kaum einer einzigen nur von der Jagd lebenden Familie Nahrung verihafft, 
fünnen wenigftens fünf Familien von der regelmäßigen Viehzucht und 20 Familien vom Ader- 
bau leben, und dies unvergleichban beſſer ald jener eine Jäger. Wie lebt Heute ſchon eine uns 
vergleichbar jlärfere Bevölkerung in denjenigen Gebieten Nordamerikas, welche noch vor wenigen 
Jahrzehnden das Eigenthum weniger kümmerlich vegetirenden Indigner waren ! 

Das misverftandene Chriſtenthum, ſolange ed noch in der erften Periode feiner Entwides 
fung als blos einfeitige Hinweifung vom irdifchen Jammerthale nad einem jenfeitigen himm— 
liſchen Reiche aufgefaßt wurde, begünftigte nicht den Abichluß ver Ehen und bildete alfo aud in 
Diefer Beziehung einen Öegenjag mit den Neligionen des Altertbums. Die Anarchie ver Völker: 
wanderung, die erſt zerflören mußte, um für eine fernere Periode ſchöpferiſch und fruchtbar zu 
werben, verminderte die Bevölkerung der Gulturftaaten; vielleicht weniger durch das Schwert 
als dur die Unſicherheit der Zuftände und des Beiigthums, die fie mit ji führte. Daran 
fnüpfte fi Die Entftehung des Feudalweſens und im Fauftrechte der Kampf Aller gegen Alle, 

In den Zeiten des Mittelalters jcheint man, mit Ausnahme ver freien Städte, Bevölke— 
rungsab: oder Zunahme wenig beachtet, und jede Vermehrung oder Verminderung (die man 
ohnehin höchſtens oberflächlich ſchätzte) alö bloße Zufälligkeit hingenommen zu haben, über 
welde man nicht viel nachdachte. Die erft nachmittelalterliche Kürftenomnipotenz fümmerte fi 
ohnehin um dad Leben des gemeinen Volkes oft weniger ald um das einer Viehheerde, und es 
ift unberehenbar, wie viele Millionen Menfhen nicht nur in den Religiondtämpfen (in denen 
es jich doch wenigitend hier und da um irgendeine Überzeugung handelte, obwol bekanntlich 
‚ver bad Land beſaß“ auch deffen „Religion“ beftimmte!) — fondern ebenfo in den eigentlichen 
Erbfolge: und Eroberungäfriegen zu Orunde gerichtet wurden. 

Gegen dieſes heilloſe Treiben entwidelte ſich eine glüdlihe Reaction auf dem Boden ver 
mit dem Geifte der Humanität verbündeten Anihauung, daß eine zahlreiche Bevölkerung die 
Grundbedingung der Macht aller Staaten ſei. Nun warb ed als eine vorzugsweiſe wichtige 
Aufgabe der Staatsmänner betrachtet, die Volksmenge auf alle Weife künftli zu vermehren, 
Man zog Fremde in das Land, und brachte pamit (freilich abgejeben von vielen Schwindeleien 
und Misgrifien) neue Induftrie, neue Anihauungsmweijen, überhaupt erneuernde Elemente in 
daſſelbe; man erleichterte den eigenen Angehörigen vie Anſäſſigmachung und Verehelihung, 
und milverte oder bejeitigte damit manche Feſſeln des Feudalweſens und ver Leibeigenfchaft; 
man führte jovann eigene Steuern für die Hageftolgen ein, und fegte dagegen fogar eine Art 
Prämie aus für zahlreiche Kinderproduction, indem der Staat (dev Fürft) die Erziehung jedes 
fiebenten Kinded aus Einer Ehe übernahm y. ſ. w.; letztes Beftimmungen, die fogar noch unter 
Napoleon 1. aufgefrifcht wurden, welder dazu ohne Zweifel durch feinen ungeheuern Menſchen— 
verbraud in ven nie endenven Feldzügen veranlaft warb. 

Die künſtliche Bevölferungsvermehrung rief indeß alsbald ſchwere Bedenken hervor. Man 
fürchtete im Gegentheil Überwölferung. Bon was joll die größere Menſchenmenge leben? fragte 
man, Die Gemarfungen werden nicht größer. Wohin muß es alfo führen, wenn die Zahl Der: 
jenigen, welche fi in die vorhandenen Ader theilen, immer weiter fteigt? Jeder Theil muß 
Kleiner werben; Verſchwinden alles Wohlftandes, fteigende Armutb und Verkümmern müſſen 
die unabwendbaren Folgen fein. Daber vielfadhes Auftauden des Verlangens: die Staate- 
gewalt möge der Bevölkerungsvermehrung dur fünftlihe Mittel Einhalt tbun, diefelbe hem— 
men und aufbalten. 
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Es war im Jahre 1798, ald der Engländer Malthus (zuerft anonym) fein Buch veröffent- 
lite: „An essay on the principles of population, as it alfects Ihe future improvement of 
sociely.” Seine mit vieler Geſchicklichkeit vorgetragene Grundanſicht ift diefe: Neigung und 
Zeugungsfähigkeit der Menſchen bleiben jih immer gleih. Sie führen zu einem beftändigen 
Zuwadje der Bevölkerung, größer ald deren Abgang. Da num die vermehrte Anzahl einer je— 
den Generation ſich ebenjo wieder vermehrt, jo muß der jährliche Zuwachs im nächſten Zeitraum 
ftetö noch Eoloffaler werden. Es entfteht ein Steigen in geometrifher Proportion. Allerdings 
läßt ih aud) die Quantität der erzeugten Lebensmittel vermehren, aber nur in einfachem, arith: 
metiihen Verhältniß. So ergibt ji aljo bei ven Menſchen das Streben nad; Vermehrung in 
den Proportionen von 1, 2, 4, 8 u. f. w., gegenüber einer Pebendmittelvermehrung von 1, 2, 
3 und 4. Entweder muß aljo die überſchüſſige Bevölkerung (oder die Geſammtheit) mehr und 
mehr verfümmern, in Noth, Schmuz und Elend jämmerlich zu Grunde gehen, ober ed muß 
Borforge getroffen werden, die Menjchenvermehrung in ihrer (natürlihen) Entwidelung auf- 
zuhalten, diejelbe Fünftlih unmöglich zu machen; denn die Broductivfraft ded Bodens vermag 
es nun einmal nicht, mit der ſich ungehemmt entfaltenden Vermehrung des Menſchengeſchlechts 
auf die Dauer gleihen Schritt zu halten. 

Die Malthus'ſche Lehre brachte anfangs doch nur einen weniger intenjiven Ginprud her: 
vor. Als aber nad den großen Kriegen (aus. ſehr natürlichen Urfachen) die Bevölkerung allent- 
halben mit Erftaunen erregender Raſchheit fich vermehrte, ſchien das neue Syſtem thatſächlich 
gerechtfertigt, und überall tauchten Staatäheilfünftler mit Arcanen, oft der wunderlichſten Art, 
auf. Nicht zufrieden mit Vorſchlägen, welde auf Erſchwerung der Heiratben abzielen, fam un: 
ter Andern ein gewiffer Weinhold auf eine eigene „Infibulationstheorie“, um mechaniſch das 
Zeugungsgeihäft zu verhindern; ein Anderer (Eh. Loudon) empfahl dreijähriges Stillen der 
Kinder, um neue Gonceptionen feltener zu machen; ein Dritter wollte die Hälfte ver Bevölferung 
dem Gölibat unterwerfen. Wenn aber Wild. Schulz (in der 2. Aufl. des „Staate-Xerifon‘) 
noch benierfen konnte: „Nur die unnatürliche, die Gefundheit und das Leben gefährdende Ab: 
treibung der Frucht, wie jie Ariftoteles vorgejchlagen, oder den Kindermord, wie er bei einigen 
ſittlich erftarıten Völkern des Drientd häufig genug ift, wagte man, trotz aller fonftigen doctri— 
nären Berirrungen, nicht mehr in Antrag zu bringen”, jo foll dagegen ein englifher Schrift: 
fteller (pjeudonym Mecors) eine Methode vorgejhlagen haben, die Neugeborenen ſchmerzlos zu 
erftiden. Wenn ein anderer Engländer, ein Proletarier, feinen Leidensgenoffen den fchauer: 
vollen Rath gab, je dad dritte neugeborene Kind zu tödten, worauf die Mütter in beftimmten 
Zeiträumen auf den Gräbern diefer Opfer. einer midgeftalteten Gefellihaft eine jchmerzlid- 
ernfte Beier der Erinnerung begeben jollten, fo war dies nicht mehr ald ein Ausbruch blinder 
Berzweiflung, der danach zu beurtheilen ift. 

Das natürliche Gefühl mußte, empört über die unabwendbaren Gonfequenzen, zu denen 
das Malthus'ſche Syſtem führt, diefer Theorie an ji widerftreben. Die Art der Bekämpfung 
war nicht immer eine richtige, indeß gewann doch fehr bald die Anjicht wieder überwiegende 
Geltung, welche Theobald (in den frühern Auflagen des „Staats-Lexikon““) mit den Worten 
entwidelt: „Es ift dafür gejorgt, daß die Bäume nicht in den Himmel wachſen: der fortſchrei— 
tende Gang der Bevölkerung wird vorzüglich durch den Mangel an Griftenzmitteln aufgehalten, 
Bei allen Aıten von Tbieren und Pflanzen ftrebt die Natur unaufhörlid dahin, die Zahl der 
Individuen zu vermehren, bis jie mit den Mitteln zu ihrer Ernährung im Gleichgewicht ſtehen. 
Bei den Menſchen haben aber auch moralifche Urſachen einen großen Einfluß auf den Gang der 
Bevölkerung. Kann der Boden leicht urbar gemacht und dadurd neuen Gejhlehtern reichlide 
Nahrung verſchafft werden, jo ermuthigt die Gewißheit, eine zahlreiche Familie ernähren zu 
können, zu Heirathen. Die Ehen werden früher geichloffen und find frudtbarer. Auf ſolch 
einem Boden müllen Bevölferung und Geburten zugleidy in geometrifcher Progreſſion zunehmen. 
Wird aber der Anbau des Landes ſchwieriger und feltener, dann nimmt der Zuwachs der Be: 
völferung wieder ab; diefe nähert fich immer mehr dem veränderlien Stande der Eriftenz: 
mittel, um welchen jie Schwingungen madt, faft wie ein Pendel, deſſen Aufbängepunft lang: 
fam hin- und herbewegt wird, um diejen vermöge feiner Schwere ſchwingt.“ 

Die Nationalötonomie lehrt daffelbe, nur mit andern Worten; fie fagt: „Die Bevölkerung 
findet ihre Grenze zunädjft in dem Volkseinkommen, alfo zulegt in der Production, melde die 
Duelle alles Einfommens ift. Die Bevölkerung fann diefe Grenze nicht ungeftraft überfchreiten 
und erreicht dieſelbe bald wieder, wenn fie burd Seuchen oder durch Krieg gelichtet worden 
if. Durch Einführung der Rubpoden und dur andere ſpecifiſche Mittel gegen verheerende 
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Krankheiten mird die Volksmenge nicht vermehrt, vielleicht aber die mittlere Lebensdauer 
verlängert.‘ 

Allerdings gibt ſich bei den Menfchen (wie bei den Thieren) zufolge eines natürlichen Ge: 
feed das Streben nad) Vermehrung ihrer Art fund. Allein Malthus hat diejen zur Erhaltung 
ded Geſchlechtes abſolut nothwendigen Trieb völlig einſeitig aufgefaßt, und dieſe ſeine Anſicht 
zu einem theoretiſchen Syſteme derart ausgebildet, daß er alle, die natürliche Begrenzung der 
Vermehrung bei den Menſchen augenſcheinlich zeigenden Thatſachen durchaus überſah. Seine 
Lehre führt mit unbedingter Nothwendigkeit dahin, daß, ſobald und ſolange man nicht Hem— 
mungen vornehme, eine Menſchenvermehrung erfolge, welche zu immer ärgerer Noth, Verküm— 
merung und Glend führen müffe, in weldem heillofen Zuftande die gefammte überfchüffige Bes 
völferung jämmerlich zu verfommen babe. Seine ganze Lehre coneentrirt ih in der Befürch— 
tung, „daß, wenn man nur die Natur walten laffe, das richtige Maß der Bopulation immer 
wieder blos durch die traurigftert Leiden für die gefammte Gattung hergeftellt werde”. Ein eins 
ziger unbefangener Blick auf die Gefchichte der Menfchheit hätte die völlige Nichtigkeit dieſer 
Lehre darthun müſſen; die erfte befte Vergleihung des Zuftandes, in dem die Menſchen vor 
6000, vor 2000, vor 1000, 500 oder nur 100 Jahren fich befanden, mit ihrer fpätern Lage 
hätte diefe Lehre des Rückſchritts widerlegt, hätte den Fortfchritt erfennen machen. Wenn die 
Malthus’sche Lehre wirklich auf der richtigen Erfaffung eines Naturgefeges beruhte, fo müßte 
fie nämlich nicht blos für jegt und die Zufunft gelten, fondern ihre Grundlage müßte vor allem 
bei einer Bergleihung der frühern Zuftände mit den jegigen überzeugend hervortreten. Hätte 
nun Malthus den ökonomiſchen und forialen Zuftand der Bewohner feines Vaterlandes etwa 
im 16. und 17. Jahrhundert mit dem feiner Tage irgendwie unbefangen verglichen, fo wäre 

ihm fein Zweifel darüber geblieben, daß die Thatſachen zu ganz andern Ergebniffen führen, 
als welche nach feiner Theorie hätten eintreten müflen: die Volkszahl hat allerdings mächtig zu: 
genommen; die Lage diefer vermehrten Bevölferung hat ich aber nicht verſchlimmert, ſondern 
im Gegentheile unberehenbar verbeffert, und dieſe Verbefferungen find feinesivegs blos ein= 
zelnen Ständen, fondern vielmehr allen Glaffen zugute gefommen, denn von den höchſten bis zu 
den unterften Schichten herab war die erfolgte Umgeſtaltung im Ganzen eine entſchieden wohl⸗ 
thätige. (Man leſe nur z. B. die vergleichenden Schilderungen bei Macanlay.) Wir find nichts 
weniger ald blinde Lobredner der jegigen Zuftände, wir erkennen fehr wohl deren mitunter no 
entfeglihen Mängel; wenn e& ſich aber um die vorliegende Frage handelt, fo haben wir unbes 
dingt anzuerkennen, daß die Verhältniffe, wenigftend relativ gegen früher, ganz entfchteden gün= 
fliger geworben find. Auch befigen wir für diefe Anficht ein mit mathematischer Beſtimmtheit 
fprechendes Beweismittel: es ift die, ſoweit unfer ftatiftifches Material reiht, von früher bie 
zur Neuzeit immer weiter Fortgefchrittene Ziffererhöhung der menſchlichen Lebensdauer, wovon 
wir unten des Nähern reden werben. Bei aller Anerfennung des Verdienſtes, welches ſich 
Malthus durch feine geiftvolle Anregung einer hochwichtigen Frage erwarb, und ganz abgejehen 
von den heillofen Folgerungen, zu denen feine Gntwidelung im Sinne der alles zu bevormunz 
den fuchenden Bureaufratie und der politifen Reaction dienen mußte, finden wir ed daher 
doch völlig unbegreiflih, wenn man den Begründer eines geradezu unrichtigen und durd bie 
Macht ver Thatſachen vollitändig widerlegten theoretiſchen Syſtems, den Entdeckern ewig wahrer 
und unumftößlicer Naturgeiege ald gleichverdient an die Seite ftellen, ald ebenbürtig einem 
Galilei und Harvey (dem Entdeder des Blutumlaufs) bezeichnen will (mie foldes in Bluntſch— 
#8 „Staats-Wörterbuch“, unter Wiederholung einer Phraſe Roſſi's, gefchehen ift). 

Es handelt ib im vorliegenden Falle nicht blos wie beim Thier um die phyſiſchen Triebe. 
Auch wenn gar Feine hemmenden Staatdeinrihtungen vorhanden find, und wenn die höhern 
fittlihen Grundſätze auch noch Feineswegs bei allen Angehörigen ded Volks in dem Maße zur 
Geltung fommen, wie man wünfchen möchte, wird dennoch die Bevölferungsvermehrung nie: 
mals in der Weife ftattfinden, wie Malthus annahm. Diefe Vermehrung wird nämlich keines— 
wegs fo weit gehen, als Menfchen überhaupt in einem bejtinnmten Lande, aufs Alleräuferfte 
befhränft, leben oder vielmehr blos vegetiren fünnen, jondern nur fo weit, als diefe Menidyen 
nad den durch die allgemeine Anfhauungsweile (dad Volfsbewußtfein) beftimmten Begriffen 
von den „Lebensbedürfniſſen“, d. h. alfo nach den Anfoderungen an das Reben, zu eriftiren im 
Balle find. Schon ein mäßiger Grad der Eultur macht ſich in diefer Beziehung unverfennbar 
geltend. Bei weiter voranfchreitender Bildung und mehr entwickeltem Selbſtbewußtſein erfcheint 
gar Manches als unentbehrliches Bedürfniß, auch ded Armen, was man in rohern Jahrhun— 
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derten dafür nit anſah. Dies der Grund, warum die Lage ſelbſt der geringiten Claſſen eine 
entſchieden beſſere, ftatt eine unbedingt ſchlechtere geworden ift. ?) 

Mir der Zahl der Menſchen mehrt fi die Zahl der Producenten; mit dem Kortjchreiten der 
Bildung lernt ver Arbeiter zudem mehr oder Wertbvolleres produciren. Damit ermöglicht ſich 
die Berbeilerung ver Lage Aller. Jeder wird feine Kräfte verſtändiger und nützlicher (öfone- 
mijcher) verwenden, und jowol die geiftige Bildung des Einzelnen als die Hülfe der neuerfun 
denen Maſchinen werden das Product der Arbeit jedes Individuums vermehren oder verbeilern, 
werden diejeö Product jevenfalld ald ein werthvolleres ericheinen lallen. Sebr fhön, und der 
Hauptſache nad gewiß richtig, bemerkt ein neuer Franzöjiicher Forider *): „Die Natur umd bie 
Kunft wetteifern an Fruchtbarkeit. Jedes Erzeugniß der Natur erzeugt einen Arbeiter meht 
Dieje wunderbare libereinftimmung bat uns zur Aufftellung des Satzes veranlaßt: Iſt die 
Production eined Landes bekannt, jo läßt ſich danach deilen Bolfämenge beflimmen und um- 
gekehrt.” (Doch macht ſich hierbei, wie eben gezeigt, weientlich auch die Anfoderung des Volkes 
an das Keben geltenv). °) 

In Ubereinftimmung mit den entwidelten Anſichten zeigt die Erfahrung, daß auch da, mo 
die öfonomifche Lage des Bolfes ſich nicht verſchlechtert, vielmehr entichieden verbeflert, daß alfe 
da, wo nicht ein gefteigerted Elend Veranlaſſung einer gefteigerten Sterblichkeit iſt, dennoch die 
Bolkövermehrung im Ganzen feineswegd „in geometriicher Proportion‘ vor ih gebt. So be: 
trug die Zunahme der Einwohnerzahl in denjenigen europäiichen Ländern, aus demen wir bie 
genaueften ftatiftiihen Aufnahmen befigen, feit der erften Zeit nah Beendigung der großen 
Kriege in jeder fpätern Epoche eine geringere Ziffer. Nach Procenten bereihnet ging die Zu: 
nahme folgendermaßen herab; in 


Franfreid: England: Preußen: 
1821 — 50 6,8 Bror. 15,89 Proc. 1851—59 14,9 Broc. 
1851—40 507 „ An „ 1840 —46 18 „ 
1841—50 AB „ 15 — 1847 -52 510 „ 


1855 —55 15 „ 

Kein Zweifel, unmittelbar nad den furdtbaren Napoleonifchen Kriegen hatte eine ungewöhn- 
liche Volksvermehrung in Europa ftatigefunden. Allein es ift nirgendwo die befürchtete „geome— 
teifche Progreſſion“, jondern es ift das directe Gegentheil einer ſolchen eingetreten, und insbe— 
fondere haben die jüngften Volkszählungen in nicht weniger ald 51 Departements Frankreichs 
und in vielen Ländern Deutſchlands den erichredenden Beweis einer ftattgefundenen Bevöl— 
ferungdverminderung ergeben. Wir verweilen nur einen Augenblid bei den Mefultaten, 
welche die Zollvereindzählung vom December 1855 zeigten. Im Vergleich mit der drei Jahr 
früher erfolgten Aufnahme hatte ſich nämlich die Menfchenzahl in einer Reihe von Rändern ver: 
mindert, und zwar um nachbemerkte Anzahl: 


in der bairifhen Rheinpfalz um 24,142, 


‚„ Würtemberg . . J 63,543, 
Bbeeee 41,838, 
„Kurheflen . . . 17,664, 


„dem Großherzogthum Heffen — 47,578, 


3) Hier noch ein Beifpiel dafür. In England bat man berechnet, daß ein Tagelöhner, um einen 
Duarter Weizen zu verdienen, arbeiten mußte: 


zur Zeit Eliſabeth's durchichnittlich 43 Tage 
während des IT’ Jahrhunderts . 3 „ 
wifchen 1700 und 1760. . . 33 „ 
beit 1815 . - 2 2 419, hoöchſtens 28%, „” 


(Hildebrand, ‚„Nationalöfonomie‘‘,) 

4) Guillard, „El&ments de statistique humaine ou démographie“ (Paris 1855). 

5) Ohnehin ift eine vünne Bevölferung an fich nichts weniger als ein Beweis des öfonomifch glüds 
lichen Zuftandes diefer Menfchen; man fönnte weit eher das Gegentheil als Regel annehmen. Die Sla— 
wen und Magvaren leben in Europa ziemlich am wenigiten gedrängt, und zudem hat das Getreide bei 
ihnen den niedrigften Preis — weil fie einer Entwidelung auf dem Gebiete der Induftrie ermangeln. 
„Und dennoch‘, bemerkt der franzöflfche Nationalöfonom Paſſy, „it der Weizen noch zu theuer für 
bieje armen Geſchöpfe, welche benfelben bauen. Sie «ben faft nur von Roggen, und während ın 
Branfreich der Verbrauch von Weizen gegen Roggen wie 3 zu 1, und in England wie 4 zu 1 ift, finden 
wir in Rußland, Polen und Ungarn ein Verhältniß wie 1 zu 7, felbft 13u 9.‘ (Mio 21—23 mal 
ungünfliger!) 
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inLurembug . . . . mm 5152, 
„Braunihweig . » 2: 2m 1690, 
„Naſſau. . . s 825. 


Selbft in ven Gebieten, in denen jich eine Bermebrung ergab (Sachſen, Preußen, Altbaiern 
u. f. w.), war dieſelbe meiftens viel geringer als in den frühern Zeiten. Bezeichnend ift noch, 
daß der relativ größte Menihenverluft eine Landihaft (die Rheinpfalz) trifft, in welcher die 
volljte Freiheit der Verheirathung und Anſäſſigmachung beftebt, Im ganzen Zullvereindgebiete 
hatte man zwar noch eine Zunahme, diejelbe betrug indeß in drei Jahren nur 115,472 Seelen 
(bei einer Totalfunıme von 32,588,055), alfo noch nicht einmal ein halbes Procent in dieſem 
ganzen Triennium. 

Die Nupanmwendung unferer Erörterung ergibt fich von jelbit. Wenn auch jegt noch Volks— 
wirthſchaftslehrer (wie ver Verfaſſer des Art. Bevölferung- in Bluntſchli's „Staats Wörter: 
buch“, nach längerer, mehr oder minder ſchwankender und zweideutiger Auseinanderfegung) 
zu dem Ergebniß gelangen: „Es kann allerdings nothwendig werden, dem Übermaß der Volks— 
vermehrung unmittelbar entgegenzutreten‘‘, und ferner: „Demnach wird denn die Aufgabe der 
Politik auch bald dahin gehen, die Volksvermehrung zu befördern, bald dahin, jie zu hemmen‘, 
fo hegen wir die diametral entgegengefegte Anjicht, indem wir weder das Hemmen- nod das 
Befördernwollen ald Aufgabe ver Politik anjehen. Beſſer ald alle voctrinäre oder bureaufras 
tiiche Weisheit ed zu ermeſſen vermag, ftellt ſich das vichtigfte Verhältnig von felbft her, wo 
man die Natur und den verftändigen Menfchengeift nicht dur fünftliche Hemmniſſe bei Ver: 
ebelihung, Anſäſſigmachung und in nügliher Anwendung feiner Kräfte beim Gewerbebetrieb 
u. ſ. w. ftetö bevormundend einengt, beläftigt und hindert. Dabei find wir im Lihrigen der 
Überzeugung, daß die Bemühungen von Regierungen, ald Selbſtzweck die Bevölkerung ihres 
Landes zu vermehren, auf die Dauer nicht einmal diefen allernächiten Zweck erreichen, vielmehr 
eher entgegengejegt wirfen. Die Unterftügungämittel, welde man den Einen (3. B. Familien 
mit vielen Kindern) 6) zuwendet, müſſen (wenn nicht amerikaniſche Verhältniffe vorhanden) dem 
Andern erſt entzogen werden, und dies unter dev Herrſchaft jehr unbefriedigender Steuergeſetze, 
welche überall weit mehr die Maife des Volks ald den übermäpigen Reichthum treffen. Denen, 
welche die Mittel mit ihrem Fleiß erwerben, nimmt man fie hinweg, um biejelben Andern zu 
fohenfen, bei denen die Verwendung eine unnatürliche, darum problematifche ift. Gin Zuwachs, 
den man einerjeitd gewinnt, wird andererſeits mindeſtens in gleichen Maße untergraben und 
zerjtört. Was aber die Hinderungsmittel (gegen Vermehrung ver Bevölkerung) betrifft, fo find 
diejelben ungertrennlich von ſchlimmen Folgen, welche jeder naturwidrigen Einrichtung anfleben. 
Nicht die wenigft bebeutenden dieſer ſchlimmen Folgen find im gegebenen Kalle Vermehrung 
der unehelihen Kinder 7) und häufige Hinderung des Zuftandefommend eines heilfamen Fami— 
lienlebend. Die Regierung felbft wird durd) eine faft ind Unendliche gehende Häufung der Ge: 
ſchäfte erfchwert, mit ver unfegenvollen Beigabe, daß man ji daran gewöhnt, felbft in die Le— 
bensverhältniſſe des Einzelnen bevormundend einzugreifen, wol ſelbſt, mit einem Anfluge des 
verderblichen Dünfels, eine Art „göttlicher Weisheit‘ entfalten, oder richtiger gefagt: bie „gött— 
liche Dronung” hinterher noch corrigiren zu können. 

II. „Nicht in gleicher Weife‘, jagt Boudin ®), „wird der Menſch geboren, lebt, leidet und 


6) Beim SHeranziehen geiverbfundiger Hugenotten war befanntlich nicht eine Vermehrung der 
——— ſondern Vermehrung der Induſtrie das entſcheidende Moment, neben der religiöſen 

pmvatbie, 

7) Das Bluntichli’fche „Staats-Wörterbuch“ fucht diefen Einwand durch; eine Hinweifung auf bie 
„erwielene größere Sterblichfeit der unehelihen Kinder‘ zu entfräften, wonach doc; der Bevölferungss 
zuwachs abgehalten werde, Dies wäre ja aber nichts Anderes als die abfichtliche ſyſtematiſche Anwen⸗ 
dung eines Zuftandes elendeften Brrfümmerns und Verfchmachtens, welcher doch eben von der Bevölfe- 
rung abgewendet werden fol. Das Nusgleichungsmittel wäre nach unferm Gefühl inhumaner als dag 
Toödten ver Neugeborenen, welches wir dem ſittlich erftarrten Orientalen zum Vorwurfe machen, ober 
als der Vorſchlag des Ariftoteles, der ung entrüftet. 

Wenn es übrigens im „Staats⸗Wörterbuch“ (Bd. 2, &.131) heißt: „Die Altersbeichränfung ift wol 
am tweiteften getrieben im Canton Thurgau, wo neuerdings vorgejchrieben worden ift, daß feine Jungs 
frau vor 26 oder (?) 28 Lebensjahren fich verheirathen darf“ — fo ift dies eine thatfächlich vollloms 
men unrichtige, eigentlich an fich fchon unbegreifliche Behauptung. Gefege folder Art mag cin wahns 
finniger Despot dem von ihm unterdrüdten Bolfe aufzwingen, ein freies und verftändiges Volt wird 
ſich nicht bis zu derartigen Misgeburten legislatorifcher Tollheit verirren. Auch haben es die Thur- 
gauer nicht gethan. 

3) In dem einen reichen Schag von Material und Bemerkungen enthaltenden Werfe: „Traite de 
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ſtirbt er an den verfchiedenen Bunften der Erbe. Geburt, Leben, Krankheit und Tob, alles 
ändert jich mit dem Klima und der Bodenbeſchaffenheit, alles modificirt jih mit dem Racen- 
unterſchied und der Nationalität”; ebenfo, fügen wir bei, mit den äußern Verhältniffen der 
verfhiedenen Stände. 

Für die Löfung aller damit in Beziehung ftehenden Fragen ift übrigens erft in der Neuzeit 
eine fefte Grundlage gefunden worden, auf welcher die Forſchungen eigentlich erft begonnen 
haben. Wir meinen die Etatiftif. Für fie ift die Zahl von eben der Wictigfeit, wie die Wage 
für die Chemie und Phyſik. 

Ein Bli auf die Geburts: und Sterbeliften ver Stadt Breslau brachte den großen Halle, 
den Berechner der Bahn ded nad ihm benannten Kometen, im Jahre 1693 auf ven Gedanken, 
eine jogenannte Mortalitätsrafe! zu entwerfen. Dem Deutfhen Süßmilch gebührt das Ver: 
dienft der erften weitern, gründlichen Entwickelung, mochte deſſen Schrift „Die göttliche Ort: 
nung in den Veränderungen des menſchlichen Geſchlechts““ immerhin von einem ſtarr-ortho— 
doren Standpunfte ausgehen. Natürlich Fonnten die erften Leiftungen nur ungenügend und in 
ihrer Art roh fein. Man nahm das Material, wo und wie man daffelbe fand, ohne bejondere 
Diftinctionen. Mehr und mehr erfannte man die Nothivendigfeit, zu fondern und zu unter: 
fheiden. Erft in der jüngjten Zeit hat man eine Reihe der widhtigften feinern Nuancirungen zu 
beachten begonnen. Aber noch ift faum der Anfang gemacht in Bearbeitung der unendlichen 
Materialfülle. Dabei darf nicht überfehen werben, daß nur die aus einer großen Menge von 
Beifpielen fih ergebenden Refultate einen entſcheidenden Werth befigen. Und überdies ändern 
fi die meiften Ergebniffe immer wieder nad) Zeit und Ort. Die Ziffer, welche die eine Periode 
barbietet, erfährt gewöhnlich eine ſtarke Modification in ver andern. Ebeneund Gebirge, Stam: 
mesunterſchied, Klima und Jahreszeit wirken mächtig ein. Ja, felbft am einem und demſelben 
Orte und für die gleichen Monate treten, nad Maßgabe der verfhiedenen Lebensweiſe, wieder 
bedeutende Umgeftaltungen ein. (So fommt e8 unter Anderm, daß alle Vorausberehnungen, 
in wie viel Jahren ſich die Volksmenge diefes oder jenes Landes verboppelt, in Grunde nidıs 
als leere Spielereien find, die durch den Erfolg niemals gerechtfertigt werben.) Nur vonder 
Vergangenheit läßt fich reden, die Ziffern der Zufunft aber werden durch den Orfammtgang der 
Entwidelung modificirt und gleihfam beherrſcht. 

Es kann die Aufgabe des „Staats-Lexikon“ nicht fein, die verſchiedenen Methoden zu erör: 
tern, welche bei den mancherlei Berechnungen zur Anwendung kommen. Gbenfo wenig fann 
bier die Mittheilung vieler Ginzelergebniffe erwartet werben. Nur einige Hauptmomente, bie 
mit größerer oder geringerer Beftimmtheit ermittelt find, mögen erwähnt werden. 9) 

Geburten. Ihre Zahl nimmt nicht unbedingt in demfelben Maße ab oder zu, wie die Ge— 
fammtfumme der Ginwohnerfchaft. Frankreich zählte vor der erften Nevolution ungefähr 
24 ja Mill. Bewohner, heute 56 Millionen. Dabei wurden durch jene große Umgeftaltung alle 
früheren Beihränfungen ver Nieverlaffung und Verehelihung vollftänvig befeitigt. Wer Hätte 
denfen follen, daß dennoch die Zahl der Geburten ſich feitvem nicht vermehrt hat. Die frühen 
24V, Mill. ſcheinen alfo eine ebenfo große Productionsfähigkeit befeflen zu haben, als den beu: 
tigen 56 Mill. innewohnt. Aber dies ift nicht der Fall. Mag man auch darüber ftreiten, ob bie 
Maſſe der Bevölferung ſeitdem wirklich moraliſch abfolut fo fehr viel beffer geworben, fo be: 
währt fie jevenfalld in diefem Punft eine höhere fittlihe und rein menſchliche Enthaltfamfeit 
in der Höhern Bedeutung des Wortes, Es bewährt ſich deutlich, was wir oben, gelegentlich Prü— 
fung der Malthus'ſchen Lehre, geäußert. Nicht die Menge der Geburten ift dad entfcheidente 

Moment, fondern die beffere oder geringere Erhaltung der Geborenen. Die Anfoderungen an 
das Leben find gefteigert; das allgemeine Volksbewußtſein fodert mehr als fonft an „abſoluten 
Bedürfniſſen ded Lebens”, und fo gelangen wir im vorliegenden Falle zu dem Hauptergebniſſe, 
dap, wenn einft die vom Adel und den Berteljuppen der Klöfter abhängige elende Bevölkerung 
Franfreihs verhältnigmäßig um die Hälfte mehr Kinder gebar als die jegige wohlhabendere 
Einwohnerfhaft, jie hinwieder außer Stande war, jene Kinder und ji felbft am Leben zu er- 
halten, ſodaß die vamalige geringe Menſchenzahl alljährlih um mindeftens 120,000 Sterbe 
fälle mehr zu beklagen hatte, als heute vorfommen. 19) 


ah et de statistique medicales et des maladies end&miques, par J. C. M. Boudin, m& 
ecin en chef de l’'höpital militaire du Roule’ (2 ®be., Paris 1857). 
9) Eine Anzahl Sperialnachweife fiehe in meinem „Handbuche der vergleichenden Statiſtik“ (Züri 
1857). Ich gebe jedoch nachflehend befonders folche Daten, welche mir erft ſeitdem zu Handen famen, 
10) Das franzöfifiye Miniferium ließ Erhebungen über Geburten und Sterbefälle in den Jahren 
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Im Allgemeinen werden mehr Knaben geboren ald Mädchen. liberal, wo man in größerns 
Umfang beobachtete, hat jich died gleihmäpig beftätigt. Man fann in runder Ziffer annehmen, 
daß auf 1000 Knaben höchſtens 950 Mädchen kommen. Dennod ift die weibliche Bevölkerung 
beinahe überall die zahlreichere. Es rührt Died vorzugsweiſe daher, daß die Knaben in der er= 
ſten Zeit nad) der Geburt einer größern Sterblichkeit unterworfen find ald die Mädchen. Nach 
den genauen und ſcharfſinnigen Forſchungen Marc d'Espine's zu Genf t!) ift an jenem Orte 
der urfpüngliche Unterfchied ſchon nad dem erften Lebensjahre vollftändig ausgeglichen, und 
Duetelet, dem die Statiftif jo Ausgezeichnetes verdankt, fand in Belgien Nefultate, welde ven 
eben bezeichneten beinahe gleich find. 12) Notizen, die und aus Ofterreich vorliegen, gehen fogar 
über dieſes Ziffernverhältnig hinaus. 1?) Später fommen zwar bei ven Frauen die manche Opfer 
erfodernden Geburten, bei ven Männern hingegen härtere Arbeit und der Militärbienft, welder 
letztere felbft in Friedenszeiten faft noch einmal foviel Sterbefälle veranlaßt, ald im bürgerlichen 
Leben bei der gleichen Glaffe vorfommen. In außerorventlichen Fällen treten nod die Verhee— 
rungen des Krieges dazu. Infolge alles deſſen erfreut ſich die weibliche Bevölkerung eines län— 
gern Lebens ald die männliche. 

Wir verweilen nicht dabei nachzuweifen, daß felbft die Tageszeit Einfluß auf die Geburten 
äußert (verhältnifmäßig die meiften fommen in den ſechs Stunden zwiſchen Mitternacht und 
6 Uhr Morgens vor, die wenigften zwiſchen Mittag und 6 Uhr Abends). Ebenfo wenig 
wollen wir ven Uinterfchied der Geburten nad) Monaten erörtern (wobei ohnehin nur die Zeit 
der Gonceptionen entſcheidet, welche Gonceptionen [die Monate auf die gleiche Anzahl von Tagen 
zurüdgeführt] in Frankreich am zahlreihften find im April, Juni und Mai, und am geringften 
im Bebruar, September und November. Andere Elimatifche Verhältniſſe führen in andern Ge— 
genden ohne Zweifel zu Mopdificationen in den Ergebniffen). 

Eine befondere Beachtung verdienen die unebelihen Geburten. Sie können der bürger: 
lichen Gefellihaft darum nicht gleichgültig fein, weil ver Mangel des Familienlebens feine ver: 
derblihe Macht auf alle Betheiligten zur Geltung bringt. Unter den unehelihen Neugeborenen 
herrſcht eine viel größere Sterblichkeit, ald unter ven ehelichen Kindern, und die Folgen der Erz 
ziehung find ebenfo verſchieden. Dazu fommt die traurige Lage der Mütter. Legoyt (der Bor: 
ftand des Statiſtiſchen Bureau in Frankreich) Hat (freilih nad Notizen, welche beute nicht mehr 
die allerneueften find) eine Gegenüberftellung ver ehelihen und der unehelihen Geburten in den 
wichtigſten mitteleuropäijchen Ländern entfhorfen. Dana kommen im Geſammtdurchſchnitt 
auf 10,000 Geburten 899 uneheliche. Indeſſen ergibt fid in den verſchiedenen Staaten ein ges 
waltiger Unterfhied. Als äußerfte Gegenfäge erfcheinen Piemont und Baiern, jened mit nur 
212, dieſes mit 2085 unehelihen Geburten auf je 10,000; in ven ſardiniſchen Staaten trifft 
alfo auf 47 Kinder erft ein unebeliches, in Baiern eines ſchon auf vier bis fünf. Indeſſen würbe 
man ein großes Unrecht begeben, nad dieſem Moment allein die größere oder geringere Mora 
lität der Bevölferung bemejjen zu wollen. Vor allem zeigt ſich hierbei bie Erleichterung oder 
Erſchwerung der Anfälligmahung und Verebelihung. Gerade in diefer Beziehung erzeugt dad 
Syſtem der ftehenden Heere mit dem erzmungenen Gölibat der Ausgehobenen für die Gefammt: 


1781—84 vornehmen, welche in dem 1837 veröffentlichten Foliobande der „‚Statistique de la France” 
abgebrudt find. Wir geben die Hauptziffern, indem wir denfelben die entfprechenden Ergebniffe aus dem 
vier erften Jahren des jegigen Jahrzehnds zur Seite ftellen. 

Geburten: Sterbefälle: 


1781 970,406 1850 954,240 1781 881,138 1850 761,610 
1782 975,703 1851 979,907 1782 948,502 1851 817,449 
1733 947,941 1852 965,080 1783 952,205 1852 810,695 
1784 965,648 1853 927,917 1784 887,155 1853 787,581 
Bufammen 3,859,698 3,827,144 3,669,000 3,177,335. 
11) „Notice statistique sur les löis de mortalité et de survivance, par le docteur Marc 
d’Espine“ (Genf 1847). 
12) „Bulletin de l’acad&mie de Bruxelles‘ (B». IX). Hier fei gleich auch Duetelet's mit 
— een Werk genannt: „Sur l’'homme et le developpement de ses facultés“ (Brüfr 
e 2 
13) Nach der officiellen Statiftif flarben im Jahre 1851 in Öfterreich von 1000 lebend Geborenen 
im nämlichen Jahre noch: 
männlide: meihfide : 
eheliche Kinder . . . 248 212 
unehelihe . . . . . Bi 342. 
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gefellfchaft einen wahrhaft unberechen baren Nachtheil; und gerade auch im Hinblid darauf mu, 
wer die Sittlichfeit, das häusliche Glück und ſelbſt nur das materielle Wohl des Volkes zu 
jhägen weiß, die Erfegung der ftehenden Heere durch ein tüchtiges Milizſyſtem (mie im der 
Schweiz) wünſchen und fobern. 1*) 

Sterbefälle. Alte „Mortalitätstafeln”, die man angefertigt hat, können nur als relativ 
richtige Anhaltepunfte für Berehnung auf künftige Bälle dienen. Abgefehen davon, daß ed ih 
bei der Anwendung auf den Einzelfall nur um eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung handelt, 
darf nicht überfehen werben, daß jene Liften nichts weiter beweifen können, als die Geftaltung 
in einer beitimmten frühern Zeit; und auch dabei wirkten vielfache zufällige Umftände ein. Al 
lein die gefammten ſocialen Verhältniffe erfahren von einer Zeit zur nächſtfolgenden doch nur 
in mäßiger Ausdehnung Mopdificationen, und die Einwirkung der „zufälligen Umftände‘ gleicht 
ſich nach beiden Seiten hin aus, wenn man eine möglichſt große Anzahl von Fällen in den Kreis 
der Berehmung zieht. So können die auf frühern Daten fich gründenden Berehnungen im All: 
gemeinen als ziemlich feite Anhaltepunfte für die nächte Zufunft dienen. '°) 

Legoyt hat nad) den neueften ihm bekannten officiellen Daten das Sterblichfeitöverhältnis 
in folgenden 17 europäiſchen Staaten fo berechne. Es ftirbt in der Regel je ein Menſch jähr: 
lich: in Norwegen auf 51,5 Einwohner, in England auf 46,1, in der Schweiz auf 44,5, 
in Schweden 43,19, Hannover 49,59, Dänemark 41,49, Branfreih 40,02, Belgien 59,71, in den 
farbinifchen Staaten 38,67, Königreih Neapel 56, Holland 55,69, Preußen 55,67, Baiern 
55,02, Sachſen 55, Ofterreih 50,43, Baden 29,4, Würtemberg 28,87 und in Nupland 1 auf 
26,68 Menſchen. Die Sterblichkeit ift alſo in Rußland faſt noch einmal jo groß als in Norwegen. 
Das Mittel aus obigen Zahlen ift ein Sterbefall auf 57,97 Menſchen. Dabei jtellt jich das Ber: 
hältniß nah Geſchlechtern ſo, daß auf 1059 Todesfälle von Männern blos 1000 von raum 
treffen. Am geringiten zeigt fi der Unterſchied in Belgien, nämlid 1001 Männer gegen 
41000 Frauen; am größten in England: 1805 gegen 1000. Indeß dürften fich die obigen Ziffern 
in der jüngften Zeit hier und da nicht unmerflich modifieirt haben. 

Man finder es leicht begreiflih, daß die verſchiedenen Jahreszeiten einen beveutenven Gin: 


14) Das Berhältniß der unehelichen zu den ehelichen Geburten in ber Schweiz ift unſers Willens 
ſtatiſtiſch nicht feſtgeſtellt. Trog mancenlei ungünftiger Ginwirfungen, zumal in Gantonen wie Genf, 
würde fid) die Durchſchnittszahl unzweifelhaft entſchieden günftig ftellen. Piemont unterhält zwar ein 
ſtehendes Heer, allein man bat ſich dabei doch von jener übeln Einrichtung losgefagt, wonach allen jun 
gen Männern bis nach beendigter Dienftpflicht die Verheirathung verboten ift. 

15) Wir fegen die Hauptergebniffe der Deparcieur:Florencourt’fchen Sterblichfeitsberechnung farı 
hierher. Bon 10,00 Geborenen find in der nachbenannten Zeit noch lebend ober im betreffenden 
Jahre geftorben:: 

Jahre: Pebende: Beben Jahre: Lebende: a ven Jahre: Pebende: — Jahre: Lebende: — 
10,000 2550 | 25 3288 57 50 3964 75 1479 142 

7450 362 | 26 5231 58 51 3005 62 176 1337 139 

7088 265 | 27 5173 57 52 3843 66 | 77 1198 134 

6823 205 | 28 5116 56 | 53 3777 70 178 1064 128 


6004 58 | 35 4740 52 | 60 3191 90 |85 327 66 

{ 86 261 55 

5897 43 | 37 46.17 50 | 62 2990 105 | 87 202 47 

5854 39 | 38 4587 49 16 2335 107 188 159 42 

5815 37 | 39 4538 48 164 2778 108 | 89 117 37 

5778 38 | 40 44% 49 | 65 2669 110 | MW 80 30 

740 41 | Al 4441 49 | 66 2559 111 | 91 50 22 

699 44 | 42 4392 50 | 67 2448 112 | 9 28 14 

5655 47 | 43 4342 51 68 2336 113 19 14 8 

3608 50 | 44 4291 52 169 22233 114 |94 6 3 

20 9398 2 | 45 4239 53 | 70 2108 116 | 95 3 2 
21 5506 53 | 46 4186 54 | 71 1993 119 196 1 1 
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fluß auf ven Grad der Sterblichkeit äußern. In Branfreich Famen nad) dem zehnjährigen Durch: 
ſchnitt der Jahre 1851 — AO in jedem Jahre 857,085 Todesfälle vor. Die einzelnen Monate 
folgten fi in nachbemerkter Orbnung: März (mit 87,515), April (mit 80,319), December, 
Januar, Februar, September, Mai (mit 68,556), October, Auguft, Juli, Juni, Noveniber 
(nur mit 57,526 Sterbefällen). Trotz der Milde des Klimas trifft die größere Sterblichkeit auf 
die jehd rauhen Monate. In Dänemark find die [hlimmften Monate ver April (mit 10%/, Proc. 
der Jahresfterblichkeit), dann der März; am günftigften ift der Septenber (mit nicht ganz 
6 Proc.). In Schleswig ergaben ih: März als ver ſchlimmſte, Auguft ald ver günftigfte Mo— 
nat. Um fo mehr erftauntman, daſ auf Island (Beobachtung von 1858— 44) bei weiten die 
größte Sterblichkeit auf Juli und Auguft trifft (1AY, und 117/, Proc.), die geringfte auf den 
Februar (57/, Broc.). Eine Erklärung finden wir in der Angabe, daß Island ein Gebiet ver Ma= 
laria ſei. In Italien ereignen fidh die meiften Todesfälle: zu Mailand und zu Turin im Januar, 
zu Genua im September, in Oefammtfardinien im Februar, zu Neapel im März. Die wenig- 
ften A Mailand, zu Turin und zu Neapel im October, zu Genua und in Gefammtfarbinien 
im Mai. 

Auch bei den Sterbefällen übt die Tageszeit ihren Einfluß. Das Marimum derfelben wech— 
felt zwar nad) den verjchiedenen Orten, dagegen geben alle und befannten Beobachtungen über: 
einftimmend als die Zeit des Minimums die ſechs Stunden zwiſchen 6 Uhr Abends und Mitter- 
nadt an. 

Einfluß von Wohlftand oder Armuth auf die Sterblichkeit. Diefer Einfluß 
zeigt fich bei näherer Uinterfuhung von wahrhaft überrafhender Ausdehnung und Größe. Wir 
beginnen unter Mittheilung folgender Berehnung des in diefer Sache beſonders verbienten 
Dr. Gasper. Bon 1000 zu gleicher Zeit geborenen Menſchen leben noch 


MWoblbabende: Arme: Woblhabende: Arme: 

nah 5 Jahren 945 655 nad) 50 Jahren 557 3 

„10 3; 958 598 „60 ,„ 398 172 

„20 , 866 566 „70 ,„ 235 65 

„30 , 796 486 „80 , 57 9 
40 „ 695 596. 


Die erfte Eolonne gründet fih auf die Sterbefälle in adeligen Familien, die zweite auf ſolche 
bei ven berliner Stadtarmen. Die mittlere Lebensdauer ftellt fich bei den erften auf 50, bei den 
legten auf 52 Jahre. 

Chadwick's Unterfuhungen 46) führten zudem Ergebniffe: Bon 100 lebend geborenen Kin: 
dern ftarben bis zum fünften Altersjahre in der Gentry 20, bei ver Arbeiterbevölferung (den 
Zaboureurd) 50. Die mittlere Lebensdauer ift bei den erften 44, bei den legten 22 Jahre. Bil: 
lermé hat, nad) den VBerhältniffen von 5419 in den Jahren 1825—54 zu Mühlhaufen verftor: 
benen Perfonen aus den Ständen ver Fabrikherren und Kaufleute, bis herab zu den Arbeitern 
in den Spinnfluben, die wahricheinliche Lebensdauer diefer verihiedenen Glafien ſowol vor ber 
Geburt an, als auch fpeciell jene vom zwanzigſten Lebensjahre an, zu ermitteln geſucht. Das 
Hauptergebniß ift, daß die wahrfcheinliche Lebensdauer bei der Geburt um das Neunfache bir: 
ferirt, ja daß bei Denen, welche ſelbſt das zwanzigſte Altersjahr glücklich erreicht Haben, noch innmer 
ein Unterſchied von mehr ald der Hälfte der Jahre ji ergibt. Lord Ehrington fand zu London 
eine durchſchnittliche Sterblichkeit von 25 Perfonen auf 1000 im Jahre; in einigen Quartieren 
ftieg aber diefe Anzahl auf AO, während jie in andern nur 15 betrug. Ebenfo ermittelte derſelbe 
Forfher an einigen Orten eine mittlere Lebensdauer im Handwerferftande von nur 19— 
20 Jahren, während viefelbe bei der Glaffe ver Kaufleute und der fonftigen Gentlemen auf 40 
—45 Jahre ftieg. 17) 

In Übereinftimmung damit Hinterläßt jedes Jahr fowol ungewöhnlicher Theuerung als un: 
gewöhnlicher Wohlfeilbeit feine Spuren in den Geburts-, den Heiraths- und den Sterblichfeitd- 
liften. Aus einer Menge uns vorliegender Beweismittel heben wir nur die folgenden hervor, 
Bermittelft Berechnungen, welche fi auf die Jahre von 1694— 1784 ausvehnen, hat maft ge= 
funden, daß zu Baris — correfpondirend mit den Weizenpreifen — die jährliche Sterblichkeit 
beitrug: 


16) Ep. Chadwick, „The duration of life” (ondon 1944). 

17) „„Compte rendu de la deuxiemc session du eongres international de statistiqne reunı 
a Paris les 10—15 Sept. 1855, publie par les ordres du ministre. Par Legoyt, chef du bureau 
de la statistique generale de la Franoe‘' (Paris 1856). 
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Sterbefälle: Durdidwittliger Beigenpreis: 
in ven 10 theuerften Jahren je 21,174 Livres 21, 10 Sous das Setier, 
„ „. 10 moplfeilften „ „ 17,529 3. 5 
Noch viel einfchneidender treten die Ziffern hervor, wenn wir bloß bie allerungemöpnlichften 
Jahre einzeln einander gegenüberftellei. 


Yabr: Beizenpreis: Sterbefälle: 
London 1800 Schilling 113, 7 Bence 25,670, 
1802 er 58,10 „ 20,508, 
er engliſche Grafſchaften 1801 „118, 3, 55,965, 
1804 er 60, 1 Benny 44,794. 
"In Würtemberg ergaben fi: 
Beburten: Sterbefälle: Heiratben: 


Durchſchnitt 1815 —19 . 57,750 43,409 10,078, 
Iheuerungsjahr 1817 allein 47,816 50,680 8200. 
Verminderung der Geburten und der neuen Ehen, dagegen Vermehrung der Todesfälle). 1°) 
Nicander hat (in den Denkſchriften der ſtockholmer Akademie) berechnet, daß die Sterblichkeit 
in Schweden durch ſchlechte Ernten in folgendem Maße vermehrt wurde: 4762 um ein Bünftel, 
4765 um ein Siebentel, 1772 um ein Viertel, 1773 um ein Drittel, 4799 um ein Giebentel, 

1800 um ein Sechätel. 

Die volle Größe der Differenz wird man aber erſt ermeffen, wenn man berüdfidtigt, daß 
ein bedeutender Theil ver Bevölferung, nämlich die gefanımte wohlhabende Glaffe, gar keinen 
Beitrag zu diefer Vermehrung der Mortalität liefert. Die Armen allein find ed, von denen die 
Vergrößerung der Todtenlijte herrührt. Bei ihnen fteigert ſich die Ziffer der Todesfälle feines: 
wegs blos, wie oben berechnet, um ein Siebentel, ein Fünftel oder ein Drittel, fondern wol auf 
das Doppelte und noch mehr gegen gewöhnliche Zeiten. 

Selbſt unter den am Leben Bleibenden binterlaffen Notbjahre ihre Denkzeichen: die zur 
Gonfeription aufgerufenen Jünglinge, melde aus folden Zeiten herftanımen, find in der Regel 
nicht nur weniger zahlreich, fonvern aud ſchwächlicher als gewöhnlich, und eine größere Menge 
bleibt unter vem Normalmaße. 

68 ift wunderbar, mie die Natur jeden entftandenen Verluft fofort wieder zu erfegen, dad 
geſtoͤrte Gleichgewicht wieder herzuftellen ftrebt. Hier nur ein Beifpiel. In dem Gholerajahre 
1852 kamen in Frankreich 955,755 Todesfälle vor, mehr ala jemals jeit 1785, 15 Proc. mehr 
ald der Durchſchnitt der nächft vorbergegangenen Jahre ergab. Dagegen hatte man glei im 
nächſtfolgenden Jahre 1855 nur 812,548 Sterbefälle, diesmal beinahe ebenfall® 45 Pror. 
Unterſchied gegen die Vorjahre, d. h. jept faft genau um fo viel weniger, ald zuvor dem Tode 
zu viel geliefert wurden. 

Villermé hat auf eine andere, äußerſt ingenidfe Weife die Wirkung des Wohlftandes auf 
die Sterblichfeit nachgewirfen. Er berechnete zu Paris die Todesfälle nah den einzelnen Be: 
zirken (Arrondiffements), und daneben die durchſchnittlichen Mierhpreife der Wohnungen in 
diefen einzelnen Bezirken (beides nad den Ergebniflen der Jahre 1822— 26). Da fam unter 
Anderm 


ein Todesfall auf Mittelpreis der Wohnungen: 
im I. Bezirk 71 Lebende 605 Fr. jährlich 
" 1. [2 66 [7 498 7 " 
" IX. " 50 7 172 " [2 
„Xu „ 4 „ 148 „ „u. ſ. w. 


IV. Nach dem Geſagten kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die Erhöhung oder Er— 
niedrigung des mittlern Lebendalterd das ficherfte Kennzeichen der Ab: oder Zunahme bed 
Moltswohlftandes ifl. (Das mittlere Lebensalter einer Bevölkerung ergibt ih, wenn man bie 
Geſammtſumme der Alterdjahre u. f. w. aller Lebenden gleihmäßig nach der Zahl der vorban: 





18) Folgende Zufammenftellung der Ziffer der Todesfälle in Frankreich fcheint ung zu bezeichnenb, 
als daß wir Fiefelde bier nicht einfchalten follten. 
1845 (gutes Jahr) .» . . 741,985 Sterbefälle 


1846 (beginnende Theuerung) 820, 918 * 
1847 (große Theuerung . . 84 9, 054 — 
1848 (vpolitiſche Unruhen) . 836,693 J 


1849 (Gholeraepidemie) . 873,471 e 
1850 (billige Lebensmittel) 761,610 „ 
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denen Individuen vertheilt. Dagegen nennt man „wahrfheinlide Lebensdauer‘ das Alter, in 
weldyen gerade die Hälfte der geborenen Individuen zu leben aufgehört hat. Beide Ziffern kom— 
men jich nahe, find ſich indeß doch nicht ganz gleich.) 

Es ift eine nicht unwichtige und nod) mehr erfvenliche Aufgabe, die Nefultare des Materials, 
welches uns hierüber vorliegt, in Kürze zufammenzuftellen. Duetelet zufolge fam in England 
im Jahre 1700 ein Sterbefall jährlih auf 43 Arbeiter, jegt trifft einer erft auf 51. Soweit 
fih ermitteln lägt war und ift dad Verhältnip: in Schweden 1700 1:34, jetzt 1:45; in 
Preußen 1 zu 50, nun 1 zu 40. Benoifton de Ehäteauneuf Hat berechner, daß zu Paris im 
414. Jahrhundert alljährlih ein Sechzehntel bis ein Siebzehntel der Gefammtbevölferung ftarb 
(die Ziffer ift enorm hoch, ihre Glaubwürdigkeit läßt jih aber um fo weniger beftreiten, als die 
äufßerft genauen Detailnotizen, welche wir von der Stadt Genf bejigen und unten näher be: 
fprechen werben, fogar ein noch ſchlimmeres Verhältniß außer Zweifel jtellen) ; im 17. Jahrhun— 
dert vaffte der Tod in der franzöfifhen Hauptftadt noch ein Künfundzwanzigftel bis ein Sechs— 
undzmanzigftel alljährlich hinweg ; in den zwanziger Jahren imgegen blog ein Dreiundvierzigftel. 
In ganz Frankreich farben Kinder vor dem zehnten Altersjahre: im 18. Jahrhundert 55,5 Pror., 
in den zwanziger Jahren A3,7 Proc. der Geborenen. In Großbritannien fam bei ver Geſammt— 
bevölferung je ein Sterbefall: 1740 auf 55 Einwohner, 1790 auf 45, 1800 auf 47, 1810 
auf 55, 1820 auf 59 Einwohner. Finlaifon, dem wir fo viele ſchätzbare Arbeiten auf dieſem Ge— 
biete verdanfen, hat, nad Maßgabe des reihen Materiald ver englifchen Tontinengeſellſchaften, 
eine Berehnung ver wahrſcheinlichen Lebensdauer in verſchiedenen Zeiten aufgeftellt. Obgleich 
bei den Tontinengefellihaften vprzugsweife nur einzelne Glaffen ver Bevölkerung betheiligt 
find, die gefundenen Ziffern daher bei Anwendung auf die Geſammtſumme der Einwohnerſchaft 
eine Mopdification erfahren würden, fo bleibt das bezeichnende Verhältnip doch das gleiche. 
Nach diefer genauen und ſorgſamen Erforihung ftellte fich die mittlere Lebensdauer folgender: 
maßen: 


1695 1785 —1825 1695 1785 — 1825 
bei 5 Jahren noch 40,7 51,58 Jahre, bei 40 Jahren noh 22,09 29,07 Jahre, 
„10 , „ 98,07 4831 „ „ 50 „ 17,32 22,92 „ 
„DD „un 310 Au „ „6 u 1 158 „ 
30 „26,12 35,1 „ a , * 7,19 102 „ 


Überrafchende Refultate ermittelte man in der Stadt London. Nach den dortigen Sterbeliſten 
war das Jahr 1790 das erſte, in welchem die Zahl der Todesfälle von jener der Geburten über— 
ſtiegen ward. Die auffallendſten Änderungen ergaben ſich bei den Kindern in den beiden erſten 
Altersjahren. Die Menge der Todesfälle bis zu dieſem Alter ſchwankte zu Anfang und gegen 
Mitte des 18. Jahrhunderts ſtets zwifchen 9 und 10,000. Gegen Ende deſſelben und im erſten 
Decennium ded jegigen Jahrhunderts ging die Zahl auf 5—6000 herab. Berückſichtigt man, 
Daß ſich vie Bevölkerung der britiſchen Hauptſtadt im Jahre 1700 erft auf 674,550 Seelen be= 
lief, im Jahre 1810 Hingegen auf mehr als 1,050,000, fo beträgt die Sterblichkeit in ven er= 
ften Jahren nur noch ungefähr ein Drittel derjenigen, welde vor 100 Jahren die Norm bildete. 

Eine jehr verläjiige Ziffer liefern ung die Gonferiptiongliften in Franfreih. Diefe ergeben, 
Daß von den gleichzeitig geborerten Knaben das Alter der Dienftpflichtigfeit erreicht Hatten: in 
den Jahren 18007 nur 45 Proc., 1822—25 hingegen 61 Proc., was für diefen Eurzen 
Unterſchied in der Zeit eine Differenz von 16 Proc. der Geborenen ergibt, die mehr als ſonſt 
am Leben geblieben waren. 

Ganz beſonders [hägbar find, wie fhon bemerft, vie ftatiftiihen Materialien, welche wir 
won Genf befigen. Diefelben reihen in beinahe ununterbrodhener Folge bis zum Jabre 1561 
zurüd, und find immer in größern Zeiträumen mit aller Genauigkeit georbnet und überfichtlic 
Dargeftellt worden (zulegt in ver oben bereits citirten Schrift von Marc d'Espine). Danad) 
ftarben von je 1000 Kindern 


im erften vom zweiten bie 

Jabre: elften Jahre: 
1561 —1600 ... 260 5135, 
im 17. Jahrhundert 257 283, 
„18. u 202 187, 
1801—15 .... 159 159, 
1858—45 .... 14235 159. 


Während des 16. Jahrhunderts farben im erften Alteröjahre mehr Kinder als jetzt in den 
Staats-Lexikon. II. 45 
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zehn erften Sabten zufanimengenommen. Von je 1000 gleichzeitig geborenen Menſchen ers 
lebten nämlich 


10 Altersjabre: 40 Jahre: 70 Jabre: % Yabre: 
1561 — 1600 480 206 41 2,3 
1601 — 1700 524 296 80 5,7 
1701 — 1760 601 . a 
1761—1800 613 427 145 5 
1801— 1811 694 — — — 
1814 - 1833 741 538 186 51 
1858— 1845 744 529 258 81. 


In unferm Jahrhundert erreicht über die Hälfte der Geborenen das vierzigfte Alteröjahr, 
im 16. Jahrhundert gelangte nur der fünfte Theil fo weit. Ya es erleben jegt mehr Menſchen 
das fiebzigfte ald damals das vierzigfte Jahr. Das mittlere Alter aller Einwohner war 


1561 —1600 18 Jahre, 1801—1814 38 Jahre, 
1601—1700 228 „ 1814—1855 407 „. 
1701—1760 511 „ 1858—1845 417 „ 


1761— 1800 518 „ 
Moreau de Jonnes („El&ments de statistique”) berechnete die Verminderung ber Sterb⸗ 
lichkeit (und zwar innerhalb der beibemerften Zahl von Jahren) folgendermaßen : 
in der Lombardei . . . um Yin 55 Jahren, 
„, den römischen Staaten „ %, „ 60 „ 
„ Deutfhln . -. » u Yu I m 
„Boni . .: vn Yun MO „ 


BIN ae , 
„Dänemat ,. .» ou Mn 65 „ 
„Schweden . . u OH 
„ England mehr ale . 2/, „ 150 


Doch kann diefe Berehnung den gleichen — auf Verläffigkeit nicht machen wie bie 
vorftehende von Genf. 

Hierbei dürfen wir indeſſen nicht verfhweigen, daß in der Neuzeit ein Stillftand, theilmeife 
felbjt ein Rückſchlag zum Schlimmern eingetreten zu fein ſcheint. Verſchiedene Daten weifen 
darauf hin. Schon Marc d'Espine entdeckte in der legten der von ihm und Andern berechneten 
Perioden eine Spur davon. Indeſſen laflen ſich entfheidende Folgerungen erft dann zieben, 
wenn wir die Refultate aus etwas größern Zeiträumen vor und haben. Jedenfalls vervient 
aber die hier und da, wenn aud in ſchwachen Indicien, auftauchende Erfheinung die ſorgſamſte 
Aufmerkiamfeit. 

V. Sehr bald nahm man wahr, daß in einem und demfelben Lande die Sterblidfeit nicht 
überall die gleiche fei. Was vielleicht zuerft auffiel, war der Unterfchied, der ſich zwifchen großen 
Städten und dem platten Lande ergab. Man überfhägte ſogar dieſes Verhältniß. Zur Be: 
zeichnung fegen wir einige Data aus ven officiellen Erhebungen in Sranfreich hierher. 1%) In 
der Stadt Paris fam 


ein Sterbefall eine Beburt 
1856 auf 57,79 Einwohner, auf 51,aı Einwohner, 
1841 „ 95,9 u „918 u 
1846 „ 56,8 " „ 91,56 „ 
1851 „ 38,18 r „ 92,58 


Dagegen war das Verhältniß einerfeitd in den 365 Hauptorten der Bezirke (einfchlieplic 
Paris), andererfeits hinwieder im ganzen Lande, folgendes: 
ein Sterbefall eine Geburt 


— TE nn in — —— 
in den Sauptorten, in gang Frankreich, in den Hauptorten, in ganı Wranfreic, 
1856—40 auf 58,11 42,35 Ginwohner, auf 55,62 55,»1 Einwohner, 
1841—45 „ 99,8 44,9 J „ 96,5 35,66 ” 
1846—50 „ 573» Al, u „ DI 97,48 17 


Allein fo einfach, wie man nad dem Vorliegen folder Ziffern annehmen möchte, läßt ſich das 
wahre Verhältniß nicht Herftellen. Das fortwährende Abs und Zuftrömen der Ginwobner: 


19) „‚Statistigue de la France, publiee _par le ministre de l'agriculture etc. 2itme serie“ 
(Paris 1855). (Ges ik der 16. Folioband der Sammlung.) 
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ſchaft der großen Städte vereitelt bisjetzt jede verläjlige Berehnung. Statt weitläufiger Exdr- 
terungen darüber teilen wir nur die eine Thatjache mit, daß von den 1,151,978 Menfchen, 
welche bei ver legten Zählung in ben eigentlihen Ringmauern der franzöſiſchen Hauptſtadt leb⸗ 
ten, blos 69,424 geborene Parijer waren, ſodaß jeder derjelben 16%/, Eingewanderten gegen= 
über erichien. 

Wir gehen nicht in Ginzelheiten ein über die Wirkung, welche die geographifchen Unter: 
ſchiede (hobe oder niedere Vreitegrade, Berg: oder Thalgegenden u. f. w.) auf Geſundheit und 
Lebensdauer der Bevölkerung äußern. Don der höchſten praktiſchen Wichtigkeit ift e8 aber, mit 
möglichſter Sorgfalt zu erforſchen, welden Einfluß die Beihäftigungsweife in den verfhiedenen 
Zweigen der bürgerlihen Thätigkeit in jenen Beziehungen ausübt. 

Bei den desfallſigen Unterfuhungen nahm man anfangs faft nur auf die fogenannten „ge⸗— 
lehrten“ oder vornehmen Stände Rückſicht, indem man blos die einzelnen Glaffen dieſer Kate- 
gorie unter jidy verglid. In diefer Beziehung erwarb ſich Casper in Berlin befonderes Ver— 
dienst. 2%) Verſchiedene Andere folgten ihm mit ſehr ſchätzbaren Unterfuhungen. 21) Die 
Schlußreſultate, welche fich bei Casper ergeben, laſſen jich jo zufammenfaflen : 

Don 5755 Männern in Preußen, deren Verhältniffe der Forſcher durchſchnittlich vom drei— 
undzwanzigſten Alteröjahre an verfolgte, brachten (im Mittel) ihr Alter: die Theologen auf 
65 Jahre (die katholifchen etwas höher ald die proteftantifchen), die Kaufleute auf 62, Civil— 
beamte 61,7 (die höhern etwas mehr, die geringern weniger), Gutöbejiger und Forſtleute 61,5, 
Militärs 59 (höhere etwas mehr), Advocaten 58, Künftler 57, Lehrer 56,9, Arzte 565. Zu 
etwas abweichenden Rejultaten kommt Eſcherich. Die Forftbeamten haben unter den von ihm 
angenommenen ſechs Glaffen die langjanıfte Sterblidfeit. Die proteftantiichen Geiftlichen zäh— 
len zwar abjolut dig meiften Greiſe, le find jedoch trotzdem fpeciell im Alter von 50 — 60 Jah: 
ren durch eine erhöhte Sterblichkeit heimgefudht. Ihnen am nächſten ftehen die Schullehrer. Bei 
den Juftizbeamten (der Reihenfolge nach die nächften) macht fich im Alter von 60 — 70 Jahren 
eine befonvers häufige Mortalität bemerkbar. Bei den Fatholifhen Geiftlihen tritt eine ſolche 
ſchon zwifchen A5 und 65 Jahren ein. Unter allen Claſſen am übelften geſtellt find die Arzte; 
die meijten fterben im frühen Alter; drei VBiertheile unterliegen vor dem funfzigften, zehn Elftel 
vor dem jechzigften Altersjahre. Eſcherich gelangt unter andern zu folgenden höchſt beachtens— 
wertben Bemerkungen, deren abſolute Richtigkeit der Grundlage des Naifonnements nad je: 
doch erſt durch anderweite Forſchungen feitgeftellt werden müßte (wozu diefelben fo jehr auf: 
fodern): „Alle gelehrten Stände haben im Durchſchnitt eine kürzere Lebensdauer ald die un— 
unterſchiedene gleichzeitig lebende männliche Bevölkerung Baiernd. Diele allgemeinjte Wahr: 
nehmung muß eine ebenjo allgemeine Urfache haben. Die phyſiſchen Eriftenzbedingungen, bie 
pſychiſchen Einflüffe können nicht bei allen Ständen ſolche Lebensgefährdungen bringen. Die 
geringftbefolveten,, die Schullehrer, Haben im Durchſchnitt aller jehs Stände eine günftigere 
Lebenshoffnung ; Die Beiftlichen, mit den fefteften Stügen von feiten ver Pfyche für ihre Lebens— 
hoffnung, die Korftleute bei der gejundeften Lebensweiſe in freier Luft, Eönnen doch nicht con= 
eurriren in ihrer Lebensdauer mit der ununterfdiedenen männlichen Bevölkerung. Es muß 
allen Ständen gememidaftlid noch etwas anfleben, was, dieſe Gunft der phyſiſchen und pſychi— 
ſchen Unterftügungsmittel in feiner Nücwirkung auf die Lebensdauer überbietet, und was der 
ununterichiedenen männlidien Bevölkerung nicht angehört. Es kann diefed Gemeinſchaftliche 
nur im Vorbereitungsmodud vermuthet werden. Beweis dafiir aud die Thatſache, daß beim 
Eintritt in den Stand die Abweihung in der relativen Sterblichkeit zwifchen den Angeftellten 
und den Nidtangeftellten am größten, nah dem fünfundfehzigften Altersjahre hingegen die 
Sterblichkeit bei ven Angeftellten langſamer ift.“ 

Eine noch forgfamere Forſchung verdient aber die Ermittelung der Wirkungen, melde die 
verfchiedenen Zweige der gewöhnlichen bürgerlihen VBeihäftigung äußern. Nachdem Bil: 
lerme??) ſchon die Aufmerkſamkeit nahdrüdlid darauf gelenkt, lieferte Dr. de Neufville in 





20) Gasper, „Die wahrfcheinliche Lebensdauer des Menfchen‘ (Berlin 1835); dann die weitern 
Mittgeilungen in der Mochens, fpäter Vierteljahrsfchrift des nämlichen Verfaſſers. 

21) Namentlich Profeffor Eſcherich in Würzburg, „„Hugienifcheftatiftifche Studien über die Lebens: 
bauer in verjchiedenen Etänden, auf den Grund von 15,73% nach den Geburtsjahren regiftrirten, gleich- 
zeitig lebenden öffentlichen Beamten des Königreichs Baiern“ (Würzburg 1854). (Doch möcjten wir 
die hier angenommene Methode nicht empfehlen.) 

22) „Tableau de l'&tat physique et moral des ouvriers.“ 
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Frankfurt a. M. eine wirklich ausgezeichnete Arbeit. 23) Die Refultate, zu denen ibn 6867 
Sterbefälle führten, welde in den 55 Jahren 1820 — 52 zu Frankfnrt vorfamen, waren in 
Kürze (theilweife ftarf im Widerſpruche mit Eſcherich's Forfhungen): Die mittlere Lebens: 
dauer der fänmtlichen Geftorbenen war 57 Jahre 7 Monate; bei denen, welde einmal das 
zwanzigſte Alterdjahr erreichten, ftieg jenoch die Ziffer auf 51 Jahre 8 Monate. Bezüglich ber 
einzelnen Stände ergab fih: 4) der begünftigtfte Stand ift der der Geiftlihen, mit einer 
mittlern Lebensdauer von 65 Jahren 11 Monaten, 2) Lehrer, 5) Gärtner, A) Metzger erreid- 
ten 56 Jahre 10 Monate, 5) Kaufleute 56 Jahre 9 Monate, 6) Gerber 56 Jahre 7 Monate, 
7) Fiſcher und Schiffer 55 Jahre 9 Monate, 8) Juriften und Kameraliften 54 Jahre 3 Mo: 
nate, 9) Ärzte und Wundärzte 1. Claſſe 52 Jahre 5 Monate (blos 2,2 Pror. derjelben erreichten 
das achtzigſte Altersjahr), 10) Bäder 51 Jahre 6 Monate, 11) Bierbrauer 50 Jahre 6 Mo: 
nate, 12) Zimmerleute 49 Jahre 2 Monate, 15) Maurer 48 Jahre 8 Monate (Unglücksfälle 
rafften über ein Viertel hinweg), 14) Weißbinder (Tuner), Maler und Ladfirer 47 Jabre 
6 Monate (faft ein Drittel ftarb an Zehrung ; auch viele an Krankheiten dev Harnwerfzeuge), 
15) Schuhmacher 47 Jahre 5 Monate (fat 58%, Proc. an Zebrung), 16) Buchdrucker 
AT Jahre, 17) Schreiner A6 Jahre A Monate, 18) Scloffer und Schmiede A6 Jahre 5 Mo- 
nate, 19) Schreiber 45 Jahre 4 Monate (faft 40 Proc. an Zehrung), 20) Steinmegen und 
Bildhauer 45 Jahre, 10 Monate, 21) Schriftfeger, Schrift: und Zinngießer Al Jahre 9 Mo: 
nate, 22) Lirhographen und Kupferfteher AO Jahre 10 Monate. (Bei den ſämmtlichen zulegt 
genannten Ständen find Zehrung [Rungenleiven], außerdem meiftens Typhus und Waſſerſucht 
ungewöhnlich Häufig.) Unzweifelhaft find die Geiftlihen am günftigften geftellt; von ven ‚ge 
lehrten Ständen‘ die Arzte am ungünftigften; das Verhältniß geftaltet ſich noch weſentlich 
ſchlimmer, wenn man berüdjidhtigt, daß dieſe Berehnung der Sterblichkeit ver Studirten erft 
mit einem -höhern Alter beginnt als bei ven Gewerbtreibenden, daf die vor beginnender Praris 
Berlebten nicht einmal eingerechnet find. 2) Dabei ift es wirflih überraſchend zu ſehen, dag, 
während Steinmegen und Bildhauer, Schriftfeger und Schriftgießer, Kirbographen und Kupfer: 
ſtecher ſämmtlich vor dem fiebenundfunfzigften Altersjahre drei Viertheile ihrer Standesge— 
noſſen verloren haben, die Geiftlihen erft nach dem adhtundfunfzigften Jahre ein Vierrheil der— 
felben einbüßen, — ein erſtaunliches Ergebniß, ſelbſt wenn die Ziffer de Neufville's (nach unfe- 
rer Anjicht) Hinfichtlich der „‚gelehrten Stände” einer Modification untenworfen werden muß. 
Die richtige Erforfhung folder Erſcheinungen, und die Ermittelung der einzelnen in jedem 
Stand vorzugsweiſe verberblich wirkenden Krankheiten wird ald Bingerzeig dienen, um in je— 
dem Gewerbe die jpeciellen Misftände und Übel genau zu ermitteln und auf deren möglidhite 
Befeitigung hinzuwirken. 

Bei allen derartigen Unterfuhungen ift die Ermittelung richtiger Vergleihäziffern dadurch 
ungemein erſchwert, daß man nicht eine ganze Bevölkerung, welche fih permanent dieſem oder 
jenem Gewerbe widmete, vor fih hat. Die Forſchung findet Hinderniffe nicht blos in dieſem 
Umftande, fondern noch weiter darin, daß nicht alle genau im gleichen Lebensalter einen beftimm: 
ten Beruf antreten. Die jungen Handwerfer, die Schneider u. ſ. f., liefern. ihr Kontingent zur 
Todtenlifte ſchon vom vierzehnten oder funfzehnten Alterdjahre an. Lehrer, Geiftlihe, praf: 
tifche Arzte erſt viel fpäter; und ſelbſt im gleichen Stande beginnen die einzelnen ihre Berufs— 
thätigfeit in merklich verjchiedenem Alter. 

Unter ſolchen Verhältniſſen bietet ed befondereö Intereffe var, den betreffenden Zuftant 
einer Bevölkerung zu unterfuhen, welde ſich ausnahmsweiſe fortwährend und gleichſam aus— 
fhlieplih einer und derſelben Beihäftigung widmet, wie died namentlih bein freiberger 
Bergmannsſtande (Sahfen) der Fall ift. In diefer Beziehung liegt eine äußerft ſchätzbare Ar: 
beit im Manuferipte vor uns, welche Hr. Dr. Guftav Zeuner (dermalen Profeflior am Boln: 
technifum zu Züri) auf Veranlaſſen des Freiberger Bergamts im Jahre 1854 ausführte, 
und deren allgemeine Veröffentlihung durch den Drud für die Statiftif in hohem Grade er: 
wünſcht wäre. Die Berehnungen beginnen mit dem Jahre 1801 und endigen 1852 (jedoch zu 


23) „Lebensdauer und Todesurfachen 22 verfchiebener Stände und Gewerbe, .nebft vergleichende 
Statiftif der hrifllichen und ifraelitifchen Bevölkerung Frankfurts“ (Frankfurt a. M. 1855). (Der trefi 
liche Statiftifer Boudin in Paris äußert in einem Privatbriefe an uns fein Bebauern darüber, daf 
de Neufville nicht de zu ermitteln gefucht hat, auf wie viel Lebende in jedem Stande jährlich ein 
Tobesfall Fam, Allerdings wäre diefes Moment zu anderweiten Vergleichungen vorzugsweiſe erwünfct, 
felbit nothwendig.) f 

24) Näher nachgewiefen in tes Verfaffers „Handbuch ber vergleichenden Statiftif‘. 
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unferm Bedauern unter Hinweglaflung der Ergebniffe der abnormen Jahre 1813 und 1814), 
und jie dehnen jih auf nicht weniger ald 25,981 Sterbefälle im Bergmanndftande aus, denen 
19,904 gleichzeitige Todesfälle der nichtbergmännifchen Bevölkerung der Stadt Freiberg und 
56 umliegender Ortſchaften zur Seite geftellt werden, Bon den erlangten Ergebniffen heben 
wir nureinige hervor: Die Zahl der Todtgeborenen und der bis zum jechsten Altersjahre geftor= 
benen Rinder war in der Zeit bis 1828 ziemlich gleich bei den Bergleuten und der andern Bevöls 
ferung. Seitdem hat ſich der Zuftand bei der legten etwas gebeifert, bei ven Bergleuten hin— 
gegen auffallend verſchlimmert. Im Alter von 6 bis zu 50 Jahren, bei den rauen aud im 
fpäten, ergibt jich feine ſehr auffallende Verfchiedenheit in den Mortalitätöverhältniffen. Da— 
gegen beginnt bei ven Bergmännern zwifchen dem dreißigften und vierzigiten Jahre jhon eine 
größere Sterblichkeit, obwol ſich die Ziffern in der jüngften Periode günftiger geftalten. Bon 
je 10,000 Individuen erreichen ein Alter von 90 Jahren: 


Männer: Frauen: 
12 


Bergleute 
Nichtbergleute 10 26 


In dem Alter zwifchen 50 und AO Jahren werben aud) die meiften Bergleute „bergfertig‘, d. 6. 
invalid, und im Allgemeinen ift mit 70 Jahren feiner-mehr arbeitäfähig. Die ungünftigen 
Ergebniffe werden ohne Zweifel herbeigeführt durch ärmliche Kebensweife, eine aufreibende 
Arbeit und (maß bei einer allgemeinen bürftigen Rage immer vorfommt) allzu frühe Heiraten 
(von den im Alter von 20—25 Jahren Berftorbenen waren 18,4 Proc. verheirathet, bei den 
Nichtbergleuten nur. 6,6 Broc.). Die Fälle des Verunglücdens mit tödtlihem Ausgang find 
nit ungewöhnlich zahlreich (weit feltener, als z. B. bei Maurern und Zimmerleuten); fie ver- 
theilen ſich aber fehr regelmäßig auf die einzelnen Altersclaffen, in ver Art, daß auf die Jüngften 
am meiften Unfälle fommen (Folgen von Unvorfichtigfeit und Leihtfinn). Bon 162 tödtlih 
endenden Unglücksfällen trafen 62 auf die Altersclaffe des funfzehnten bis fünfundzwanzigften 
Jahres. 

Wir haben hier noch eines bejondern Standes zu gedenken, nämlich des Militärd. Daß 
diefe Glaffe während des Kriegs oft die gewaltigften Opfer zu bringen hat, verjteht fi von 
ſelbſt. Dagegen ift man geneigt, anzunehmen, daß die Mehrzahl ver Ausgehobenen während 
des Friedens in den Kaſernen weit beffer verforgt fei ald am eigenen Herbe, weil die Soldaten, 
im Ganzen bei viel geringerer Anftrengung, gut genährt, gut gekleidet, zu regelmäßigen Leben 
angehalten und in Erfranfungsfällen ſorgſam verpflegt werben. Die Hauptvorausfegung ift 
jedoch vollftändig unrichtig, und das ſtehende Heerweſen erweift ſich gerade auch in diefer Be— 
ziehung als eine wahre Geiſel ver Menihheit. Ziffern reden am beften. Aus den mit befon= 
derer Sorgfamfeit geführten langjährigen Unterfuhungen eines fenntmißvollen und unbefan= 
genen Militäroberarztes25) ergibt ſich namentlich Folgendes: Unter der Eivilbevölferung int 
Alter von 20—27 Jahren beträgt die Sterblichkeit jährlich 41 Individuen auf je 1000. Bei 
der Aushebung werden alle Schwächlichen und Kränflichen befeitigt; ebenſo entläßt man ſehr 
häufig die Soldaten mit zerrütteter Gefundheit aus dem Heere, um fie im Civil fterben zu 
laſſen. Nihtsveftoweniger ergeben fi auf 1000 Mann in Frankreich felbft (nämlich ohne die 
Eolonien) 19%/, Todesfälle, alfo faft das Doppelte der gewöhnlichen Mortalität. Der englifche 
Soldat ift der am beiten und reichlichften verforgte in Europa. Dennoch beträgt die Sterblid- 
feit auf der britifchen Infel 15%/, vom Taufend. In Piemont hat man für die männliche 
Givilbevölferung des betreffenden Alters eine Mortalität von 9,2 vom Taufend gefunden — 
beim Militär eine ſolche von 15,8. Am günftigften geftaltet ji dad Verhältniß in demjenigen 
Hcere, welches die fürzefte Dienftzeit hat und fih damit dem Milizfvftem am meiften nähert, 
nämlid dem preußiſchen; doch gehen auch dort noch 11,7 vom Taufend alljährlich zu Grunde. 
Bon einem Heertheile Rußlands finden wir ſogar die entfegenerregende Angabe, daß bei ei: 
nem 192,854 Mann betragenden Gffectivftand nidyt weniger ald 144,552 Erfranfungen und 
75A1 Todesfälle vorgefommen feien, alfo 58 der letztern auf je 1000. 2%) Kommen ungemöhns 
lihe Anftrengungen (wenn aud ohne Krieg, und nur im eigenen Lande) dazu, fo verſchlim— 
mern ji die Rejultate oft ind Unglaublihe. (Wir vermögen nicht näher feftzuftellen, wie es 


— — 





— 


25) Boudin (médicin en chef) in der gefrönten Preisfchrift: „Statistique de l’etat sanitaire et 
de la mortalit& des armées de terre et de mer’ (Paris 1846). Dann in dem bereits eitirten 
Werke: ‚‚Traite de g&ographie et de statistique medicales” (Paris 1857). 

26) „Medieinifche Zeitung Rußlando“, 1844, Nr. 8. 
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ich bezüglich der vom preußifhen Kriegäminifter auf dem Landtage von 1857 gemadten, vou 
fterreih aus ohne Derailangabe beftrittenen Hußerung verhält: Ofterreich habe bei dem 
legten Gordon gegen Rußland 50,000 Mann an Seuden u. |. w. verloren.) 

Daf der Militärdienft in fremden Gegenden ein jehr ververblicher ift, verfteht jih von 
felöft. In der Regel kommen in jevem Kriege, ſelbſt zwiihen benadhbarten Staaten, ganz un= 
vergleichbar mehr Soldaten durch Krankheiten ald durch Verwundungen um. So verloren die 
Engländer in dem ganzen Peninfularfriege gegen Napoleon nur 8999 Mann an Wunven, 
dagegen 24,950 an Krankheiten. Der Zug nah Walderen foftete 217 duch Wunden, gegen 
4175 den Seuchen Unterlegene. Der Krimfeldgug zeigte Ahnliches.?7) Als ih Mehemed- 
Ali von Agypten nad) dem Kriege in Morea feiner unbezähmbaren Arnauten entledigen wollte, 
fendete er diefelben nad den Küften des Nothen Meered. Bon den 18,000 Mann verfelben 
waren in wenigen Jahren nur noch 400 übrig! 

Beſondere Menfhenopfer haben die Seemächte für ihren Golonialbefig zu bringen. Die 
Franzoſen hatten nad den legten Berehnungen auf je 1000 Soldaten nahbemerfte Anzahl 
von Sterbefällen: auf Guadeloupe 25,6, Bourbon 29, am Senegal 50,6, auf Martinique 51, 
in Guiana 52,9, in Algerien aber fogar 77,8! In dem britifchen Heere ergab ih (abgeſehen 
von eingeborenen Truppen in Indien u. f. w.) in der Periode von 1817— 56 folgendes Ver: 
hältniß: Gap 14,1, Neubraunfchweig u. f. w. 15,5, Malta 18,7, Sanada 20, Gibraltar 22,1, 
Sonifche Infeln 28,3, Mauritius 50,5, Bermudas 32,3, St.-Helena 55, Bräjidentihaft Ma: 
dras 52, Bombay 55, Geylon 57,2, Bengalen 63, Kleine Antillen und Guiana 85, Jamaica 
143, Bahama 200, Sierra Leone 483, Cap Coaſt 668,3! (In Engliſch-Weſtindien über: 
haupt: 78,5 weiße, dagegen nur AO ſchwarze Soldaten — bei der Eivilbevölferung der Neger 
aber nur 50.) 

VI. Man betrachtet ed ald einen der Hauptvorzüge ded Menſchen, in allen Klimaten, allen 
Zonen leben zu können. Die Statiftif überzeugt und jedoch, day diefer Vorzug nur in fehr be— 
ſchränktem Sinne richtig ift. Man verfuche es, Eskimos nach den Antillen und Neger nach den 
VBolarländern, — oder beide nur in unjere Heimat zu verjegen! Im Allgemeinen gedeihen vie 
Angehörigen der verſchiedenen Racen am beften in dem Klima, in welchem jie geboren find, 
und jede Berpflanzung ift ihnen mehr oder minder jhädlich. Hierbei zeigt ſich jedoch ein gewal- 
tiger Unterfchied der Racen. Aber auch bei ven Kaufaliern gebt viejer Unterfchied nicht jo weit, 
daß dad allgemeine Gefeg ganz verſchwände. Wir können mit aller Hülfe der Gultur es nicht 
weiter bringen, ald daß wir in den Tropen und gegen die Pole bin zu exiftiren; nicht aber, 
dag wir dort alles Dasjenige zu thun vermögen, was zum Leben in der weitern Bedeutung ges 
hört. Deutfche Landbauern werden in der heißen wie in der falten Zone fehr bald hinwelken, 
und zwar ohne eine blühende Nahfommenfchaft zu hinterlaffen. Die ganze Acclimatifirungs- 
theorie ift völlig unhaltbar, und der franzdfifche Oberarzt Boudin und der engliiche Oberſt 
Tulloch haben ſich ein bleibendes Verdienſt erworben, indem fie dieje Unhaltbarkeit in ſchlagen— 
der Weiſe zeigten. Die erften Erfahrungen machte man bein britifhen Militär. Man nahm 
3. B. wahr, daß von 1000 Mann auf Gevlon im erften Jahre AA farben, im zweiten 48,7, 
im dritten 49,2. Auf Jamaica ftieg die Zahl mit dem längern Verweilen von 77 auf 87, dann 
auf 95. In Guiana wechſelte die Ziffer in 11 Jahren folgenvermaßen: 77, 87, 89, 65, 61, 
79, 85, 75, 120, 109, 140. Nun drang die Anficht durch, die Negimenter möglichft Häufig zu 
wechſeln, jie ohne dringende Veranlaffung nie über drei Jahre ineinem und demfelben entfernten 
Lande garnifoniren zu laffen, und da farben jährlih dem frühern Acelimatiſirungsſyſtem 
gegenüber (nad der Zufanmenftellung des Oberften Tulloch) auf 1000 Mann: 


Golonien: früber: jegt: Gofonien: früber: iegt: 
Gibraltar 22 12,2 Mauritiug 30,1 223 
Malta 18,7 18, Jamaika 128,6 59,7 
Joniſche Infeln 28,3 15,4 Kleine Antillen 825 59,1 
Bermudas 52,1 11,6 Geylon 75 44,2 
Cap 155 12,7 PRR BE — — 
St. Selena = 88 Durchſchnitt AB,s8 24.2 


Die Verjchiedenheit ded Klimas Algeriend von dem mitteleuropäifchen ift e8, welche mebr 
ald alle Feblgriffe ver Regierung (jo foloffal diefe aud allerdings find) der dortigen Coloniſi— 


27) Der „Morning Post’ zufolge verlor die britifche Armee im Februar 1855 vor Sewaſtopol: 
durch Wunden 6, durch Krankheiten im Lager 1407, in den Spitälern am Bosporus 660 Mann. 
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rung fpottet. Nach einem ganzen Menfchenalter, und nad dem Geldaufwande vieler Hunderte 
von Millionen, lebten 1856 in jenen weiten Gebieten 167,670 Europäer, wovon felbft die 
officielle Lifte nicht mehr ald 60,294 zur landwirtbfchaftlihen Bevölkerung vechnet. „Die Ci— 
vilbevölferung, melde im Laufe von nahe an 50 Jahren geihaffen worden, ift eine faft rein 
ſtädtiſche und befteht im Allgemeinen nur aus den Lieferanten der Armee. Algerien ift heute 
deut Weſen nach blos von Arabern und Kabylen bewohnt, dann von der Armee und ihrem Anz 
hang.’ So ſprach kürzlich felbft der „Constitutionnel” (vom 3. Nov. 1857). Je länger ver 
Körper eined Einwanderers — in Algerien und anderwärtd — den ihm ungewöhnten Gin 
flüſſen bloßgeftellt ift, defto jiecher wird er, defto gewilfer muß er unterliegen (wie ſchon die 
obigen Beiſpiele beim längern Verweilen der nämlihen Regimenter in britifhen Golonien be: 
weilen). Eigenthümlich it, daß namentlich die in Nordafrifa geborenen Kinder von Europärrn 
nod weniger als ihre Altern gedeihen. 23) Blos die nördlichen unter den amerifanifhen 
Unionsſtaaten haben jih den europäiihen Goloniften zuträglid gezeigt, und auch bezüglich 
biejer glauben aufmerkſame Beobachter (Dejor, Knox, Boudin), daf ein Gedeihen, wie wir es 
dort wahrnehmen, nit ftartfinden Fünnte ohne die fortwährende Erneuerung und Erfrifhung 
der Stämme dur ununterbrodhene Ginwanderung und das Vermengen der Neugefommenen 
niit den früher Angelievelten. 2) Yon Nordafrifa läßt ſich nachweiſen, das daſſelbe der 
Hauptſache nach heute noch von den nämlihen Stämmen bewohnt ijt wie vor Jahrtauſenden. 
Die verſchiedenen Eroberer jind der Neihe nach wieder aus dem einheimischen Volke verſchwun— 
den, oder vielmehr fie vermocten nie einen Theil deifelben zu bilden. Sie und ihre Kinder 
ftarben immer raſch hinweg. 3%) Die Verperblichkeit des Klimas von Eentralafrifa für Weiße 
ift befannt. Bei der Nigererpedition von 1841 hatten die Engländer, drei Wochen nachdem jie 
diejen Strom zu befahren begonnen, bei einer Mannihaftszahl von 145 Weißen, nicht weni: 
ger ald 150 Fieberfranfe, von denen AO ftarben. Unter ven 158 Negermatrojen der nämlichen 
Erpedition erfranften dagegen blos 11, von denen nicht einer farb. 

Die Unmöglichkeit, daß irgendeine Race im jogenannten Urzuftande in allen I heilen ver 
Erde wirklich einheimiſch werden, ſich namentlich vermittelt ded Felvbaues überall ernähren 
(die erdrückende Glut der Sonne ın der beißen Zone beim Aderbau ertragen) fünne — dieſe 
Unmöglichkeit Ipricht wol am meiften gegen die Annahme der Abjtanımung aller Menſchen von 
blos Ginem Paare, und deutet vielmehr auf das urfprüngliche Entjtehen der Racen in nicht allzu 
entfernten Gegenden. Dabei ift unter Andern auch eine VBerfchiedenheit der Nacen in Ertras 
gung von geographiihen Veränderungen unverkennbar. Wührend die amerikanifchen India— 
ner bei der bloßen Berührung mit Kaukaſiern zu Grunde geben, gedeihen die Neger in den 
beipen Gegenden jenes Erdtheils (allein ſchon in den mittlern Staaten der Union, und ebenfo 
felbft in Algerien, gehen jie an der Schwindſucht rafch zu Grunde). Die größte Zähigkeit befigt 
der jüdische Stamm. Seine Angehörigen find die einzigen Fremden, welde in Algerien ge: 
deihen. Zu Frankfurt ward de Neufville bei feinen Arbeiten durch die Entdeckung überrafcht, 
Daß von der Beyölferung Frankfurts geftorben find: 


Ghriften mit ” Juden mit 
der vierte Theil der Geborenen 6 Jahren 11 Monaten 28 Jahren 3 Monaten 
die Hälfte der Geborenen 6 „ 6 Pr 5 „1a 
drei Viertbeile der Geborenen 59 „ 10 F 71 


Als charakteriſtiſche Merkmale der jüdiſchen Bevölkerung finden wir überall ihre Mäßigkeit 
und ihre Abneigung gegen Betreibung des Feldbaues (welche Beſchäftigungsweiſe für jeden 
dem Lande fremden Stamm am ſchwerſten zu ertragen iſt). 

Wir könnten hier noch eine ganze Reihe von Erörterungen über andere, mit den Popula— 
tion&verhältniffen in Beziehung ſtehende Fragen anfügen. Wir unterlaſſen es, um den gegen— 
wärtigen Aufſatz nicht zu ſehr auszudehnen. Insbeſondere erachten wir Forſchungen ſehr ver— 
dienſtlich über die Krankheiten, welche ſich bei den einzelnen Ständen oder Arbeiterclaſſen vor— 
zugsweiſe einſtellen. (Beſonders ſchätzbares Material findet ſich in Finlaiſon's Berichten an 
das Parlament, in verſchiedenen Heften der „Blue hooks“.) Ferner gehören hierher Nachweiſe 





28) Nachweiſe in meinem „Handbuche der vergleichenden Statiſtik“. 

29) S. Boudin, U. 197— 203. . 

30) Die Nachweife in meiner Abhandlung „Über Golonifirung Algeriens“ in den Verhandlungen 
der Schweizerifchen gemeinnügigen Gefellfcjaft (1354). 
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über den Einfluß einerfeitd der Teuerung auf Vermehrung der Verbrechen ?"), andererfei:s 
der guten Schulbildung auf Verminderung derjelben 92) (legtere freilich nicht ſowol vermitteift 
einer adfoluten jittlichen Bellerung, jo fehr eine ſolche zu wünſchen wäre, als vielmehr rer: 
mittelft befferer Befähigung, den Lebensunterhalt erwerben zu können). 

Eine aufmerffame Prüfung der ftatiftifhen Ergebniffe führt uns zu der Wahrnehmung, 
dag eine Negelmäßigfeit in der Zahl der meiften Erfheinungen obwaltet, welche in Erftaunen 
fegen muß. „Auch diejenigen Handlungen”, fhreibt Duetelet 33), „welche abjolut Ausflüſſe 
der menſchlichen Willendfreiheit zu fein ſcheinen, unterliegen nichtsdeſtominder ebenfalls be: 
ſtimmten Gefegen. Es gibt gewiß feinen Act im Bereiche des menſchlichen Handelns, bei wel- 
chem der freie Wille unmittelbarer ſich bethätigt ald bei der Verheirathung.” Und doch bemei- 
fen die Eivilftandsregifter eine Stetigfeit der Zahl der Trauungen, die weniger Abweichungen 
ergibt, als bei ven Todesfällen eintreten. Noch weit mehr aber jegt die Thatfache in Erftaunen, 
daß felbft ſolche Erſchelnungen, die man naturwidrige nennen möchte, in ſtets gleich bleibendem 
Verhältniß wiederfehren. „Der weniger als 30 Jahre zählende junge Mann, der eine mehr als 
fehzigjährige Frau heirathet, war doch jicherlich weder durch ein Verhängniß noch durch blinde 
Leidenſchaft getrieben; er befand ſich im Falle, feinen freien Willen im vollften Umfang aus— 
zuüben ; und dennoch Fam er dahin, diefem andern Budget, das nad den Gebräuchen und Be: 
bürfniffen unſers Geſellſchaftsorganismus geregelt ift, feinen Tribut zu entrichten ; und Diele 
budgetmäßigen Steuern werben mit größerer Negelmäßigfeit abgetragen als jene, die man 
an die Staatskaſſe zu leiften hat..... Mit den Verbrechen verhält e8 ſich ebenfo, und fie ziehen 
alljährlich die gleiche Gefammtfunme von Strafen nad ſich“ (unter Ginwirfung folder Um: 
fände, wie Theuerung oder Wohlfeilheit, tie ja aber auch bei der Geburts: und Todeszahl in 
gleicher Weife fi geltend machen). „Diefelbe Gleihmäßigkeit läßt fi bei den Selbflanorden 
beobachten; bei den Selbftverffümmelungen, um ſich der Gonjeription zu entziehen ; bei ven 
Summen, welde in den öffentlihen Spielhäufern gefegt werden; ja fogar bei den Der Poſt 
übergebenen, ſchlecht adrefiirten, deshalb unbeftellbaren Briefen. Mit Einem Wort: es ver: 
läuft Alles darauf, ald ob die verſchiedenen Glaffen von Thatſachen rein von phyſiſchen Urſachen 
herrührten.“ 

VII. Eine beſtimmte Anzahl Einwohner von verſchiedenen Altersjahren hat für den Staat, 
aud unter fonft gleichen Verhältniſſen, öfonomifch nicht den gleichen Werth. Die Erziehung 
jedes Kindes erheiſcht einen anfehnlihen Koſteſtaufwand. Erft in jpätern Jahren gelangt e# 
zur Arbeitsfähigkeit. Abgefehen von den Rüdjichten der Humanität, liegt e8 daher im ökono— 
miſchen Intereffe, dahin zu wirken, daß möglichft wenig Kinder fterben, weil mit ihrem Able— 
ben das auf ihre biäherige Erhaltung verwendete Gapital verloren geht; deshalb dahin zu 
wirken, daß fie ein höheres Alter erlangen, in welchem die für ihre Erziehung verausgabte 
Summe fi verwerthe, — in weldem Alter fie produeiren können, um wieder auszugleichen. 
Se höher das mittlere Alter der Bevölferung eines Landes ſich ftellt, defto vorcheilhafter ift das 
Verhältniß (ohnehin hat man nichts weniger zu fürdten, als zu viele Greife zu befommen). 

In diefer Beziehung fällt im modernen Staat ein Moment immer ſchwerer in die Wag: 
ſchale. Wir meinen die heillofe Wirkung der Eonfeription, daß ganze Mailen der jungen Män: 
ner beſtimmt werben, fi jenem gezwungenen Heerdienfte durd Auswanderung nach fernen 
Erotheilen zu entziehen. Diefe Emigration hat bereitd in manchen Gegenden eine wahrhaft 
entjeglihe Ausdehnung erreicht, und es läßt ſich nicht verfennen, daß fie zunimmt mit der Er: 
höhung des Selbſtbewußtſeins des Volkes. Schlimme Berichte aus Amerika halten die Auf: 
wanderung momentan auf, aber immer beginnt diefelbe von neuem, und zwar, jobald wir 
längere Zeiträume zufammenfaffen, mit immer gewaltigerer Steigerung. In einzelnen Land— 
haften, „wie der bairifhen Rheinpfalz (ſ. den Ziffernnahweis im Art. Baiern, hat 
der Bortzug der gefunden und fräftigen jungen Männer bereits eine folde Ausdehnung er: 
langt, daß, bei längerer Fortdauer, fogar eine furdtbare phyfiihe Verſchlechterung der gan: 
zen Bevölferung die Folge fein müßte. Aus diefem wie aud mandem andern Grunde ift Ab: 
fhaffung des Syſtems der ſtehenden Heere und Erfegung deffelben durch Schaffung einer 


31) Hier nur ein Beifpiel. In England zählte man 
1853: 2 get — ber Quarter Weizen koſtete 53 Schill. 
1854: 29,355 12 T Bence. 
32) In —*24 ergab ſich in den Jahren 182650. daß "ef Zwölftel der wegen eigentlicher 
Berbrechen Angeflagten nicht im Stande waren, gut zu lefen und zu fchreiben. 
33) In ber Abhandlung „De l’influence du lib ibre arbitre de l’'homme sur les faits sociaux“. 


Bevölkerung 713 


tüchtigen, wohlorganijirten und wohlgeübten Miliz, nad dem ahtunggebietenden Vorbilde der 
Schweiz, ein dringendes Gebot. 

In Beziehung auf jolde Emigration, fowie in Beziehung auf Auswanderung überhaupt, 
foweit diejelbe wol gar von Staatd: und Gemeindewegen mit eigenen Koften betrieben und be— 
fördert wird, empfehlen wir die (mit geringen Modificationen auf beide Momente anwend— 
bare) treifende Bemerfung des fähllihen Statiftifers Engel: „Das durd die Individuen 
ded Volks repräjentirte Capital ift bei weiten das beträdhtlichite im Staate; und das in der 
lebenden Generation ruhende Erziehungscapital überfteigt weit Die Summe aller übrigen Ca— 
pitalien. Jede Verkümmerung der phyſiſchen Beſchaffenheit“ (und jede Verminderung) „der 
Bevölferung, der hätte entgegengewirft werden können, ift eine Verſchwendung des ebelften 
Capitals, ver Intelligenz und der phyſiſchen Kraft der Bevölkerung, und/kommt einer abfoluten 
Gapitalövergeubung gleich.“ 

So fann ed denn aud nicht gleichgültig fein, in welchem Verhältniß die verſchiedenen 
Alterdclafen bei der Gejammtbevölferung vepräfentirt find. Wir falten daher nachſtehende 
Motiz ein, obwol wir nicht alle Ziffern für glei verläſſig erachten. +) Auf je eine Million 
Einwohner fommen in 


den Nieder- 


landen. Belgien: Sranfreih: Sardinlen: Dänemark: Schweden: Bros. 


britannien : 
(1846) (1851) (1848) (1850) (1850) rg 
unter 20 Jahren, 426,583 415,713 361,130 433,480 420,956 426,414 451,173 
davon unter 5 Jahren: 112,715 117,231 109,923 119,587 122,984 126,686 129,582 
Zwifchen 20 und 5093. 414,967 416,129 435,653 417,244 418,588 412,220 407,354’) 
— 50 und 6093. 81,468 79,726 101,722 77,674 78,799 83,170 68,563 
über 60 Jahre 76,992 88,432 101,495 71,602 87,57 78,187 72,910 


Boudin nimmt folgende durchſchnittliche Verhältnißzahlen an: Bon 100,000 Individuen 
find? 53,199 unter 15 Jahren, 


9264 zwifchen 15 und 20 „, 5847 zwifchen AO und 45 Jahren 
8911 „ 2,35 „ 5296 „ 45 „ 50 „ 
8264 „ 2 „0 „ AAT6  „ so „ 35 „ 
71185 „ 50,355 „ 3489 , Br ©, 


6524 „ 355 „ 40 „ 7684 „ 60 und darüber, 


Die Zahl der Individuen unter 15 Jahren ſchwankt zwiſchen 36,047 in England und 
27,507 in Frankreich. „Indeſſen verdient diefe leßte Vergleihungszahl wenig Vertrauen, da 
die Alteröaufnahme in Sranfreih im Jahre 1851 ein Widerjtreben fand, das deren Genauig= 
feit compromittirte.” Die Staaten, welche nad England die meiften Individuen unter 15 Jah— 
ren zählten, jind: Preußen mit 54,711, Sardinien 34,210, Dänemark mit den Herzogthü— 
mern 54,001, Sadjen 35,588, Steiermarf 52,850, Belgien 32,500. Was alte Leute 
von 60 Jahren und darüber betrifft, fo würde man, wenn man der Aufnahme von 1851 Glau— 
ben fhenfen dürfte, deren ebenfalld die meiften in Frankreich finden, nämlih 10,149 (auf je 
100,000 Menſchen.) Die legte Stelle in der Reihenfolge nimmt Preußen ein, mit 5979. Da= 
zwiichen ftehen: Belgien mit 8690, Dänemark 7485, Sardinien 7160, Steiermark 7240, 
Sadfen 7156, England 7125.36) 

“ Indem Deutfhen Zollvereine ergab die neuefte Aufnahme folgende Gefammtzahlen: 


Givit: Militär: 
Männer und Jünglinge über 14 Jahre 10,517,758 277,941 
‚ Weiber und Jungfrauen „ „  „. 11,166,006 26,920 
Knaben unter er 5,575,195 14,158 
Mäpdden „, u 5,526,701 14,042 


Eine befondere Beachtung verdient aud die Scheidung der Bevölkerung nad Claffen und 
Ständen. Die ftariftifchen Notizen, welche man darüber befigt, beruhen aber einestheild auf 
fehr ungleihen VBorausfegungen bei der Aufnahme, anderntheild leiden ſie an fih an großer 
Ungenauigfeit. Bolgende Zufammenftellung kann daher nur in ſehr befhränftem Maße ald 
richtig angenommen werben. Die Gefammtbevölferung verteilt ſich nach Procenten: 


34) Nach dem parifer „Journal des Economistes” (Juli 1857). 
35) Irland: 153,846! 
36) „Dictionnaire de l’!&conomie politique.‘’ rt. „Population‘‘, 
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Ader Bewerb» Gandeltrei Liberale Dbne 
"bauer treibende bende Gewerbe Gewerbe 


Belgien, 1846 sie Slı 6,6 6,3 9,6 

Preußen, 1849 4 25 2,8 (11 Broc. treiben Aderbau ald Nebengerwerbe) 

Sachen (nah Engel) 316 513  A,sslfalt 17 Proc. Handarbeiter, 8,1 Proc. Gefinde) 
— — 


Baiern, 1840 65,4 25,6 
Gugland und Schottland 26 45,5 (15 Proe. nichtlandwirthſchaftliche Lohnarbeiter) 


Bei England und Schottland iſt nur die männliche Bevölkerung über 20 Jahre, und zwar ohne 
die Flotte, in Rechnung gebracht. 

In Frankreich hatte man 1851: 56,87 Proc. Ackersleute, 27,67 Induſtrie (ſammt Handel), 
41,16 „liberale Gewerbe " (worunter Gigenthümer, Rentner, Beamte, Arzte, Künftler u. ſ. w.), 
2,10 Dienftboten, 2,18 Arnıe, Gewerblofe u. ſ. w. 

VI. Bon den allgemeinen Verhältniffen zu denen der einzelnen Nationen und Staaten 
übergebend, drängt jich die Bemerkung auf, wie es an fih am naturgemäßeiten wäre, wenn 
jede Nation mit der Gefammtzahl ihrer Angehörigen, hingegen ohne Beimiſchung anderer 
Dölferftämme, für jih einen Staat bildete. „Beobachtung lehrt, daß ven verichiedenen Haupt 
racen des Menjchengefchlehts nicht nur eine äußerliche und phyſiſche Verſchiedenheit von der 
Natur gegeben ift, jondern daß aud die geiftigen Eigenſchaften verjelben auffallend und be— 
fländig voneinander abweihen. Selbft unter den Spielarten der Hauptgattungen tritt noch 
eine bedeutende Abweihung der geiftigen Anlagen hervor. Man werfe nur einen Blid auf die 
Verſchiedenheit ded Nationaldharafterd und Geiftes unter den europäifhen Völkerſtämmen. 
Daß dieſe Verſchiedenheit aud) ihre Wirkungen auf das Staatsleben bat, verfteht ſich von ſelbſt, 
und daraus geht denn auch die Nothwendigkeit hervor, die äußern Ginrihtungen den Bepürf: 
niffen, Fehlern und Tugenden des Volkögeiftes beſonders anzupaflen. Natürlih fann die Ab— 
weihung in den Einrihtungen nur eine untergeordnete fein, wenn aud die Modification der 
beiden Sinneöweijen unbedeutend ijt;-allein gewiß ift, daß die ganz unveränderte Übertragung 
der ſämmtlichen Einrichtungen eines dem Stamme und jomit der Art nad verichiedenen Volks 
innmer mehr oder weniger Nachtheile zur Folge haben muß, und zwar um fo größere, je mehr 
die Anftalten den Anfichten und Bedürfniffen des ſie zuerft errichtenden Volkes völlig gemäß 
find. Allerdings ift e8 möglich, daß fi der Sinn des Volfes nad den ihm gewordenen fremd— 
artigen Bormen nad und nadı umbildet, und daß jomit die anfänglich nicht genügende oder 
verlegende Einrichtung mit der Zeit allen Foderungen entfpridt, und ed mag daher bei ver 
Nachahmung einer in der Hauptſache paſſenden und vorzüglich fremden Gefeggebung über das 
anfänglihe Misverhältniß in der Hoffnung einer baldigen Anvaflung weggegangen werden: 
allein dies ift feine Wiverlegung, fondern eine Betätigung des obigen allgemeinen Sapes. ” 
(Rob. Mohl.) Eine ſolche Abgrenzung der Staaten , genan und ausſchließlich nad) einer Nationa— 
lität, gibt es fireng genommen nirgends. Entweder find Iheile eines Volkes von dejlen Haupt: 
ftanım losgeriffen, oder e8 jind Angehörige anderer Stämme mit dvemfelben vereinigt. Im Gans 
zen iftes jedoch den europäiſchen Hauptvölfern jeit dem Ende des Mittelalters gelungen, ich zu 
einer ftaatlihen Einheit zu entwickeln. Nur zwei unter den Eulturnationen, und darunter gerade 
die zahlreichfte von allen, bilden zur Zeit noch traurige Ausnahmen: die Deutſchen und die 
Staliener. Sie allein befinden jich noch im Zuftande vollſtändiger nationaler Zerriifenbeit, jo: 
daf eine diplomatische Kurzlichtigfeit beinahe von beiden fagen fann, was Metternidy im Jahre 
1847 bezüglid) der Italiener geäußert hat: es gibt kein „Deutſchland“ und fein „Italien‘‘, es 
find dies nur „geograpbifche Elafjificationen”. Als ob das tiefe menſchliche Gefühl der Natio— 
nalität jofort in der Bruft eines Jeden zum Verlöſchen gebracht werden fünnte mit ein paar 
Bederjtrihen, welche die Diplomatie einftauf einem Gongrefie nah Gonvenienz, Launen und 
felbft Gorruptionen jo oder anders über die Yandfarte hinführte. (Als ſtaatlich abjolut aus: 
getilgt möchte man die polniſche Nation anfehen.) 

Keine der bejtehenden europäiſchen Großmächte beſteht blos aus Angebörigen einer und 
derjelben Nation. Am günſtigſten ift das Verhältniß in Franfreih. Nur ein Eleiner Theil des 
franzöſiſchen Stammes gehört nicht zu dem Hauptftante; getrennt von demjelben find nämlich 
nur die Eleinere Hälfte der Belgier (die größere Hälfte ift deutih), die Savoyarden, Bewohner 
von Nizza und der kleinere Theil der Schweizer; während wir hingegen mit Frankreich vereis 
nigt jeben: mindeftens anderthalb Millionen Deutſche (in Elſaß und Deutich = Lothringen), 
über eine Million Kymren (Breronen), eine Drittelmillion Italiener (Gorficaner), 150000 
Basken, dann Angehörige ver faft überall verbreiteten Juden. 
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Eines vorteilhaften Verhältniſſes erfreut jih auch der britiſche Staat, ganz beſonders be— 
günftigt Durch feine injularifche Lage. Kein Theil des engliihen Stammes gehorht in Europa 
einer fremden Staatsgewalt (natürlich abgefehen von einzelnen Ausgewanderten). Der Unter: 
ſchied zwiſchen Gngländern, Schotten und Galen bilvet fein Hinderniß höherer ſtaatlicher Ent: 
widelung Anders die Jrländer. Die ungeheure Emigration in der Neuzeit (wol zwei Millio: 
nen Iren verließen ihre Stamminjel) wird aller Wahrſcheinlichkeit nad das alljeitige Überge- 
wicht der englijchen über die celtiiche Nationalität auch für Irland entfcheiden. 

Der ruſſiſche Zar herrſcht „über 100 verſchiedene Völkerſchaften“, und in dem unge: 
heuern Reiche werden wenigftens AO verſchiedene Sprachen oder Mundarten geiproden. Darin 
liegt nun aber an ſich Feine Stärke, vielmehr eine Schwäche. Allein entſcheidend ift im gegebe— 
nen Falle der Umſtand, daß das Hauptvolf, die Großruffen, ein gewaltiges numerifches Über: 
gewicht über alle andern Stämme des Reiches beiigt; von den 62 Mill, welche ver Staat 
umfaßt, jind gegen 52 Mill. Großruffen, an welche ſich überdies über 11 Mil. Kleinruffen 
(Ruthenen), und 54, Mill. Weißruſſen anfchliegen. Als wejentlich verſchieden von ihnen er— 
fcheinen 7 Mill. Bolen und Lithauer, und gegen 600,000 Deutſche; ferner 21/, Mill. Tata- 
ren, 9%, Mill. Finnen und Letten, 2 Mill. Gruſier und Armenier, 11, Mitt. Juden u. ſ. w. 

Preußen, dad man jo gern als vollſtändig deutfhe Macht betrachtet, umſchließt doch 
2!/, Mill. Slawen (abgejehen von 160,000 Fithauern). 

Meitaus am ſchlimmſten ift das Verhältniß Ofterreihd. Es ſtellt gleihjam ein Europa 
im Kleinen dar. Diejer Staat, ein Gonglomerat äuferft verfchiedener Völferihaften, vermag 
es nicht, ald der Nepräjentant irgendeiner beftimmten Nationalität fi zu geriren. Das 
deutſche Element ift allerdings das herrſchende, feine Angehörigen bilden aber nur wenig mehr > 
ald ein Viertheil der Gefanmtbewölferung (7,870,000 unter 56,400,000). Gin gewaltiges 
numerifched Übergewicht bejigen die Slawen (14,800,000); allein nicht Öfterreih, ſondern 
Rußland erſcheint ald Vertreter des Panſlavism; und zudem finden wir die ſlawiſchen Stämme 
in Dfterreich jelbft wieder in hohem Grade getrennt (5,850,000 Gzehen, 2,940,000 Ruthe— 
nen, 2,060,000 Polen [Galizier], 1,450,000 Serben, 1,550,000 Kroaten, 1,170,000 Slo— 
wenen u. j.w.). Dann kommen die Romanen, faft 6 Mill,, worunter die Italiener mit 
5,200,000; ferner die Magvaren mit nahezu 5 Mill. (4,866,000). Selbft die Menge der 
Juden (706,000) ift ungewöhnlich groß. Unter Verhältniffen, twie fie in Ofterreich obivalten, 
werben aud) alle Amalgamirungsverfuche ver Hauptſache nach erfolglos bleiben. Hat doch jelbft 
in jenen Zeiten, in welchen die Sieger vor feinem Mittel der Gewalt zurüdichredten, die Natio— 
nalität der Interworfenen nur felten ausgetilgt zu werden vermocht. Um wie viel weniger fann 
jegt in Mitteleuropa das Verwiſchen von Nationalitäten gelingen, deren Angehörige (tie Die 
Italiener, die Magyaren, felbft die Slawen) von Selbftgefühl und Selbftbewußtjein erfüllt find! 

Gegenüber den in dem ebengenannten Reiche hervortretenden Eriheinungen muß ein eigen: 
thümliches Gefühl entftehen, wenn man auf die fleine Schweiz blickt, in deren engen Marken 
Angehörige dreier Gulturnationen — nicht nah einem Eroberersdictate, jondern — völlig 
frei vereinigt ericheinen. Die höchſten Gebirgszüge des Erdtheils und der gewaltige Unterſchied 
der Sprache und der Religion bilden fein Hindernip der Bereinigung, ohne daß ed irgendeines 
Zwanges bedürfte. Es ift wol das ſprechendſte Kennzeichen, wie wenig die ftaatlihen Zuſtände 
der Stammnationen (der Deutihen, der Franzoſen und Italiener) befriedigend find — 
wenn wir bier Angehörige verjelben erbliden, welche, in unbefangener und richtiger Würdi— 
gung der Verhältniſſe, fich in diefem Bunde glüdliher fühlen als in einer Vereinigung mit 
den großen Stanımnationen,. Nicht die Schweizer, ſondern ausfchlieglih und jelbft und unfere 
Zuftände haben wir in diefer Beziehung anzuflagen, Und warum wollen heute die Holländer, 
die deutſchen Belgier, ja jogar die Elſaßer, nichts willen von einem Anfchluffe an Deutfchland? 
Bei den legten waltet offenbar eine Nahwirfung aus frühern Zeiten, welche ſelbſt durch die 
mehr als jämmerlihe Gegenwart noch keineswegs verwiſcht zu werden vermochte. 

Wir unterlaffen es, in theoretifche Grörterungen einzugehen über die wünjchenswertbe 
Größe der Bevölkerung eined Staatd. Ohnehin laffen ſich, nach unferer Anſicht, allgemeine 
Regeln darüber kaum aufſtellen. Überall machen ſich mit entfcheidender Macht vie eigenthüm— 
lihen und befondern Verhältniffe geltend. Daß auch kleine Vereine die höhern Ziele des ſtaat— 
liben Xebend erreihen können, beweift vielfach die Schweiz, deren größter Canton noch nicht 
einmal eine halbe Million Menjhen umfaßt. Zu viel Größe, zu viel Gentralifation werden bie 
Macht eines Staats nad außen erhöhen, aber wahrlidy nicht das eigentliche Glück feiner Be: 
wohner begründen. In welchem überaus unbefrievigenden Zuftande befinden jich die Fran 
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zofen — in welchem Zuftande erblicken wir ihre Dörfer, ihre Kleinen und Mittelftädte, ihre in 
allen Stüden an das „Regiertwerden von Paris aus‘ gemöhnte Einwohnerſchaft. Wie gan; 
anders ift ed bei den an llbung des Selfgovernment gewöhnten Briten. Was aber fönnte 
Deutihland fein bei einer feiten Ginigung im Nothwendigen und bei freier Entfaltung der 
einzelnen Stämme in allen einer Gentralifation nicht bevürfenden Dingen, und dies ſowol ohne 
die Kleinftaaterei von Liechtenftein und Neuß: Greiz-Robenftein, wie ohne das Zufammenmwerfen 
beterogener Elemente in manden der Ginzelftaaten, in denen ein Stamm über den andern 
herricht, ftatt dag alle deutſche Völkerfchaften, nad ihrer wirklichen Eigenthümlichkeit abge- 
grenzt, gleichberechtigte Glieder derjelben Nation fein jollten. 

Auch die Gintheilung der Bevölkerung nah Beihäftigungsclaffen verdient Beachtung. 
Unleugbar hat man bald dem Ackerbau, bald dem Fabrifweien eine allzu ausfchließliche Wichtig: 
feit beigelegt. Doc aud über das zweckmäßigſte Zahlenverhältniß der einzelnen Beſchäfti— 
gungsclaffen laſſen jih nur wenig allgemein richtige Normen aufftellen ; auch hierbei ent: 
ſcheiden zu jehr die befondern Verhältnifle von Land, Volf, geographiicer Lage, Neigung, Ge: 
wöhnung und Anlage der Stämme. Die allgemeinfte Regel, die wir empfehlen möchten, ift: 
Befreiung aller Claſſen und aller Stände von den Fefleln, welche eine freie und naturgemäße 
Entwidelung erihweren und hemmen. Nur muß der Grundfag gleihmäßig in allen Bezie— 
Hungen durchgeführt werden, um nicht 3. B. einen Theil der landwirthſchaftlichen Bevölkerung 
fünftlih dem Gewerbsweſen zuzutreiben (wie ed z. B. in Baiern durch die Geſetzgebung von 
1825 geſchah, welche den Gewerböbetrieb, wenn aud unter polizeiliher Bevormundung, doch 
in gewifler Beziehung freigab, und zu diefer Beihäftigungsweife jenen Theil der jungen Land— 
leute lockte, denen die feityehaltene Untheilbarkeit der Grundſtücke eine bäuerliche Ernährung 
erjchwerte). 

Eine Aufzählung der Schriften über Bevölkerung und was damit zufammenhängt, unter: 
laffen wir, zumal weil, um nur einige Vollftändigfeit zu erlangen, ganze Seiten von Bü- 
der: und Brojhürentiteln gegeben werden müßten. Obnehin haben wir die bedeutendſten Lei— 
ftungen ſchon bei Beſprechung der einzelnen Hauptpunfte angegeben. 

Wenn wir ed vorzogen, mehr bei jtatiftiichen Thatſachen zu verweilen als bei theoretiſchen 
Aufftehungen und Unterftellungen, fo wird fich diefes Verfahren wol von felbft rechtfertigen. 
Nur auf Grundlage der Statiftif können die bezüglich der verfchiedenen Populationsverhält— 
niffe auftaudhenden mannichfachen Fragen eine verläffige Yöfung finden. In den meiſten Fällen 
ergibt fich die Antwort von felbft, jobald man ſich nur des flatiftifchen Materiald verfichert. 
Wird diefes verftändig benugt, jo zerfallen aud gar mande Befürdtungen, Hypotheſen und 
Theorien, mit denen ein dem Leben entrücfter Doctrinarismus ſich (zuweilen ſogar völlig ge: 
genftandslos) in langen und breiten Grörterungen abmühte. G. F. Kolb. 

Bevollmächtigung oder Mandat iſt der ebenſo wol im völkerrechtlichen und ſtaatsrecht⸗ 
lihen ald im Privatverhaͤltniß vorkommende Contract, durch welchen Jemand einen Andern den 
Auftrag gibt, feine Gefhäfte zu beforgen, und diefer die Beiorgung zu übernehmen verfprict. 
Das Römiſche Recht behandelte mit Necht diefen Vertrag als einen befondern perfünlidhen Treu: 
vertrag, durch deilen abfichtliche Verlegung alſo der Vollmachtgeber und der Bevollmächtigte ih 
die Infamie zuzogen. Damit hing dann zufammen, daß bei dem Mandat die Dienjte des Pe: 
vollmächtigten nicht mit einem Marftlohn bezahlt wurden, fonftging das Geſchäft in einen Mieth— 
vertrag über, fondern unentgeltlich waren, oder nur durch einen Ehrenfold, Honorar, gelohnt 
wurden. Der Bevollmädtigte mußte feine Vollmacht treu und, wegen des perfönlichen Ver: 
trauens in ihn, perjönlih und ganz erfüllen und verpflichtet und berechtigt aldvdann den Man: 
banten auch in Beziehung auf Dritte. Er muß ferner Das, was er für den Vollmachtgeber ein: 
nahm, herausgeben und ihm Rechnung ablegen. Der Vollmachtgeber muß das Honorar und 
alle für dad Gefchäft redlich verwendete Koften mit Zinfen erfegen und den Bevollmächtigten von 
den übernommenen Verbindlichfeiten befreien. Cine befondere Art des Mandats hat der Staatd- 
diener, wovon in den Art. vom Staatsdienſt und den Gefandten, in Beziehung auf melde 
legtern die Eigenthümlichkeit der Ratification bereits im Art. Beitätigung abgehandelt wurbe. 


Welder. 

Bewaffnungsrecht, ſ. Waffen: und Wehrhoheit. 

Bewegungs» oder Fortichrittspartei und Widerftands: oder Neactionspartei. 
Fortſchritt und Neaetion find die zwei allygemeinften Haupterfcheinungen, die wir int Leben ver 
Völker beobachten. Sowol die Gründe wie die natürlichen Gefege und die Vernunftfoderungen 
für diejelben verdienten wol tiefer und allfeitiger erforfcht und dargeftellt zu werben, ald es Biss 
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ber geſchehen ift. Auf ihrer richtigen Auffaffung beruht das Verſtändniß der Geſchichte und des 
Staatölebend und ihre richtige Behandlung, daher ſich auch die Artifel über beide mit ihnen ber 
fhäftigen müffen. Hier fönnen nur einige allgemeine Geſichtspunkte hervorgehoben werben. 

Die allgemeinfte VBernunftfoverung für das Leben der Menjchen ift gewiß der Fortſchritt. 
Eine fortihreitende Entwidelung und Vervollfommnung, eine höhere der nachfolgenden Ge— 
ſchlechter als die der frühern, und ein freied Streben nad) einem Ideale höherer Vollkommen— 
beit — dieſes bildet gerade den eigentlidhiten Vorzug der Menichen vor den Thieren. Zugleich 
darf dieſes Streben nad) Fortfhritt nie aufhören, weil das Ziel ein unendliches ift, weil wir der 
höchſten Bollfommenheit uns immer mehr annähern müflen. Jede wahre Stillftands- und Reac- 
tionspolitif erhält auch zugleich dadurch ihr Todedurtheil, weil ver Stillftand unvermeidlich zum 
Rückgang wird, Nur das höhere Streben hält die höhern Kräfte lebendig und in der Vorherr— 
[haft über die niedern finnlihen Kräfte. Dieſe fommen ohne jenes Streben aldbald zur Herr— 
[haft und führen zum Untergang. 

In Beziehung auf das Xeben des einzelnen Menjchen modificirt ſich der ftete Fortſchritt durch 
Die allgemeine naturgeſetzliche Erſcheinung, daß nad einem gewiſſen Lebensalter fein Tod ein— 
tritt, daß feine Organe, felbft die für die freie Bewegung des Beiftes, nad) einer gewiflen Lebens— 
dauer altersſchwach, Fraftlos, unbeweglid; werden, und daß aljo feine geiftigen Errungenschaften 
nur durh Mittheilung an Andere ſich weiter entwideln können. Bei ven Völkern fehen wir 
allerdings eine ähnliche Erſcheinung, wenigitend bisher in einer großen Allgemeinheit. Für ihr 
Leben bilden die Volks- und Staatdeinrihtungen, Bamilie, Gemeinde, Kirche, Schule, Ver: 
faffung, Geſetzgebung u. |. w., die Hauptorgane, deren Verderbniß wir ald die nächſten Urfachen 
des Abſterbens und Untergangs der Staaten und Bölfer anſehen fönnen. Aber die Frage bedarf 
einer tiefen Erforfhung, und wird aud mit ihr Schwer allgemein befriedigend zu löfen fein, ob 
für die Völker ein ebenfo allgemeines Naturgefeg des ſchwächer werdenden Geiſtesalters, des Ab— 
fterbens und Untergangs befteht wie für die Einzelnen. Mit dem Chriſtenthum hoffen wir eine, 
nicht wie die heidniſchen Religionen dem lintergang geweibte, ſondern eine ewig friſche Quelle ver 
höchſten göttlichen Lebenskraft für menſchliche Vervollkommnung und Bultur zu befigen. Durch 
Die allgemeine Freiheit und fittliche Erziehung und Bildung felbft unferer unterften Volfäclaffen, 
im Gegenfaß des verborbenen Pöbels der Sklaven und Freigelaffenen, befigen wir auch die phy— 
fifden Grundlagen einer fteten Berjüngung unferer höhern Volksclaſſen und unferer Verfaflun: 
gen. Die viel größere Allgemeinheit ver Arbeit, diefes großen Elements der Sittlihfeit und 
Tüchtigkeit bei unfern germanifhen Völkern, ift auch eine Bürgfchaft für ihre längere Dauer. 
Mas alle diefe unfere beifern Gigenthümlichfeiten unter glüdlichen Bedingungen leiften können, 
um unfere Bölfer vom Untergang zu erretten, darüber ift noch nicht entfhieden. Jedenfalls aber 
bleibt und die Aufgabe, alle günftigen Verhältniſſe und Mittel zu immer höherer Vervollkomm— 
nung und zu möglichft langer glücklicher Lebensdauer unfers Volks forgfältigft zu benugen. 

Betrachten wir indeß den biöherigen weltgejhichtlichen Gang des Völferlebend, fo fönnen 
wir freilich dad Naturgefeg der Entwidelung des irdiihen Lebens, Keimen, Aufblüben, Reifen 
und Abjterben auch bei Völkern und Völkerſyſtemen bemerfen. Und an ver Stelle des abfterben- 
den Lebens erblüht dann meift neues Leben mit aus den Glementen des frühern, fo z.B. des 
griehiihen und römischen Gulturlebend. Wir dürfen unfererfeitd nur nie dad Streben nad) 
Fortſchritt und die Hoffnung des Sieges über das Abfterben aufgeben. 

Zugleich aber bemerfen wir in dem Leben der Völker und Staaten au innerhalbihres 
beitimmtenXebens nicht blos einen Fortſchritt der Entwidelungsftufen, fondern auch ein 
häufige Wechfelnzwifhen Kortfhritt un Rückſchritt, ähnlich ven Wellenfhlägen 
des Weltmeers. Die Naturphilofophen, jo namentlich Görres, haben dieſes öfter als ein abjolut 
allgemeims, von dem freien Verhalten ver Bölker und ihrer Staatenlenfer gänzlich unabhängiges 
gebeimnißvolles Naturgefeg dargeftellt. Derjenige Wechſel von fortfchreitender und rückſchrei— 
tender Bewegung, welchen wir mit Sicherheit erfennen, hängt wenigftens wejentlid mit von dem 
guten oder nichtguten freien Verhalten der Völker ab, und fann oft lange ausgefegt fein, fei es 
durch fletigen Fortſchritt und ftetigen Stillftand oder Rüdichritt, welcher legtere gewöhnlich aus 
dem Stillftand folgt. Aud können wir die Gründe ſolchen Wechſels deutlich nachweisen und aus 
den natürlichen Trieben des Volks im Staatöleben und aus der Natur der Staaten erklären. 
E8 ift nämlich in der Natur der Staaten und in den natürlichen Bedürfniſſen der Völker in Ber 
ziehung auf diejelben begründet, einerfeits vie Einheit, andererſeits die Freiheit und das 
Bedürfniß und Streben für beide. Die Ginheit, die damit verbundene Ordnung und der Zufam: 
menbalt und das Streben fie find dem gefunden Urtheil und Inftinct gefitteter Nationen nad ihnen 
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ebenfo weientlich und theuer, als die Freiheit, da ja felbit ebenjo gut wie der allgemeine Wohl⸗ 
ftand die Cultur und Sittlichkeit ohne Einheit und Ordnung zu Grunde gehen würden. Davon 
icheinen viele Kiberale, vollends die Rothen und die Anarchiſten, die und 1848 die glückliche Re: 
form des Vaterlandes zerftörten und unfern Fortſchritt in Reaction verivandelten, feine Ahnung 
und richtige Vorftellung zu haben. Die Freiheit aber, diefe andere Grundbedingung des Fort: 
ſchritts der Bölfer, ihrerGultur und ihres Wohlftandes, dieſe Grundbedingung einededeln Män- 
nerſtolzes und glücklichen Lebensbewußtſeins und der höchſten Kraftentwidelung, dieſe Freiheit, 
die heilige Achtung für fie und für ihre Nechtögrundfäge, fie find nad) dem gefunden Urtheil und 
Inftinet allergefund entwidelten Männer und VBölfer, mindeſtens für alle zur Freiheit erwachten 
Völker ebenjo nothwendig und heilig wie die Ordnung und ihre Träger. Davon haben freilid 
viele dem Volksleben wie der höchſten Bildung entfremdete, durch Kaftengeift verbienvete, viele aud 
Eigenliebe und Beiftesträgheit in die Abhängigfeit der Hofgunft verfunfene Hörige und Iren: 
bündler feinen Begriff. Sie nehmen daher auch feinen Anftand, unfern Anardiften und Rotben 
zum ſchönen Wechjelfpiel anarchiſcher und reactionärer Orgien, welchem wir auch nach 1848 wie: 
der verfallen feinen, hülfreich die Bruderhand zu reihen. Aber jie fahren erſchreckt und entrüftet 
auf, wenn aud dem freien England, wo jene Überzeugung von der Wejentlichkeit und Heiligfeit 
der Freiheit auch die höchſte Ariſtokratie durchdrungen hat, ein fräftiger Ausdruck derſelben ertönt, 
fowie neulich aus dem Munde Lord Derby's. Er jagte (ſ. ‚Allgemeine Zeitung”, 1858, Nr. 40): 
„Nicht um Alles in der Welt, nicht um das Leben von zwanzig Monarchen würde ich das Afyl- 
reht Englands ſchmälern oder irgendein Verbrechen ohne den Flarften gerichtlichen Beweis ſtra— 
fen laſſen.“ Gegenüber vollends dem furdtbaren Attentat auf die mächtige franzöſiſche Majeſtät 
und ald Antiwort gerade auf ihren Hülferuf ericheint gewiß den meiften Deutfchen diefe Art dee 
Ausdrucks anjtöpig. Aber e8 war das Toryhaupt Derby, das Haupt des vorzugsmeife rovalifti= 
hen Theils ver englifhen Ariftofratie, ein Mann von edlerBildung, gegenwärtiger und wahr: 
ſcheinlich auch zukünftiger Minifter ver Königin von Großbritannien, welcher fo ſprach, in dem 
ftolzeften Site der erften Ariftofratie der Welt, im engliihen Pairshofe fo ſprach. Es veran- 
Ihaulichten alfo feine Worte auch wol nur unfern Sag, daß, während man anderwärts, 3. B. jegt 
in Franfreih, gegenüber dem Königsreht und vollends gegenüber der Gefährdung Telbft des 
Lebens ded Trägers der Majeftät, Freiheit, Verfaſſung, perfönliche Sicyerheit der Bürger und 
ihre Grundfäge nicht für legitim hält, fondern wie elende Lumpen behandelt und preisgibt: 
den Briten vielmehr die Freiheit und ihre Grundfäge vollftänpig gleich beiligendp und 
legitim find, wie das Königtbum, welches ja felbit obne jene nidyt würdig und dauernd 
bejteht. Wer fann fih nun wundern, wenn in gereiftem Männerftolze der Brite Die entgegenfte: 
hende Denk: und Handelsweiſe anderer Völker ald Unverftand und Servilität gering jhägt! 
Sowie heutzutage diefer Gegenſatz in der Würdigung der Freiheit den größten Gegenjag zwi: 
ſchen dem britifchen und dem deutichen Volk bildet, jo begründet er insbeſondere auch den größten 
Gegenſatz des britifchen und deutſchen Adels. Allzu viele — gottlob nicht alle — deutſche Ave: 
lige juhen reactionär ihren Adel in Kaftengeift und Privilegien. Die beffern englifchen, 
jegt auch die belgifchen und piemonteſiſchen Adeligen fuchen ihn in wirklicher Ariftofratie. Diele 
fodert ſchon ihrem Wortbegriffe nach politifchen Einfluß als den von Beffern. Über diefen aber 
entjcheidet in volfäfreien Staaten das WVolfövertrauen. Und diefes anerkennt und gönnt 
gern in feinen Wahlen und font erbadeligen Outöbefigern ihre ſchon durch ihre natürlichen Ver: 
hältniffe unterftügten Anſprüche, wenn fie fih nur von jenen unzeitgemäßen Schwächen des deut: 
ſchen Adels freihalten, 

Dei der gleichen Nothwendigkeit von Freiheit und Einheit follte nun, fowie feit längerer Zeit 
in England, ein ftetiger gemeflener Fortſchritt ohne öftere heftigere Wechfel zwifchen Fortichritt 
und Reaction ftattfinden. Aber bei der vielfach einfeitigen und unvollkommenen Entwickelung 
eine& der beiden Hauptpole, bei dem Mangel ferner an gehöriger Reife und Bildung, bei der Ein— 
feitigfeit deutfcher Radicalen und deuticher Ariftofraten und unserer politifh Hörigen — bei all 
diefem ift in unferer Gefchichte der neuern Zeit der periodifhe Wechfel zwiſchen Fortſchritt und 
Reaction fehr erflärtih. Gine Weile fiegt die Richtung des Fortſchrits, wie fhen unter Fried- 
rich und Jofeph und vollends feit der Franzöſiſchen Revolution. Dann aber entftebt plötzlich 
durch die ercentrifhen Richtungen die Gefahr für die Ordnung, und es erfolgt zuerſt in der all: 
gemeinen deutfchen Demagogenriecherei und vollends durch die franzöfifche Napoleoniſche Unter: 
prüfung die furchtbarſte Nenction. Gefühl und Bedürfniß der Freiheit führen den Sieg dieier 
Freiheit durch die Freiheitskriege herbei. Bald aber erwachen die eigenfüchtigen Triebe 
für die in ver alten Ordnung der Dinge begründeten Gewohnheiten, Beſitzſiände un 
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Vortheile, und, unterftügt durch einige wirklich ercentrifhe Richtungen deutſcher Jünglinge, 
durch Sand's und Löning’8 Meuchelmorde und alsdann durch einen gemachten großen Ber: 
fhwörungslärm in ganz Deutſchland, entfteht num, mit der Angft der Bürger für die Ord— 
nung und in Verbindung mit der Reaction der Heiligen Allianz gegen fpanifhe, portugies 
ſiſche und italienische Nevolutionen, die neue furchtbare Reaction feit 1819. Der Abſcheu gegen 
die Freiheitsunterdrückungen diefer Reaction und neuauflebende Beftrebung für die Freiheit ruft 
mit der Hülfe der Einwirfung ver Julirevolution Fortſchritte in der Freiheit hervor. Ercentrifche 
Richtungen für diefe wie in dem Hambacher Feft und der Frankfurter Aprilrevolution begünfti= 
gen aufs neue die Reaction. Ihre Ercentricitäten wie der ded Bundestags und der geheimen 
wiener Minifterconferenzen von 1854, und die jegt allgemein erwachenden Gefühle und Bedürf— 
niffe ver Nation für die Freiheit geben diefer 1848 den Sieg. Aber die Ercentricitäten unferer 
beutfchen Republifaner und Rothen erweden in Verbindung mit den furdtbaren Raub- und 
Mordtbeorien der franzöfifhen Rothen und Gommuniften in Deutſchland ebenfo wie in Frank— 
reich die übertriebene Angft für die Ordnung. Wiederum fiegt alfo nur mit Hülfe der neuna= 
poleonifhen franzöſiſchen Reaction aud in Deutjchland die reactionäre Richtung. Und wenn ed 
nicht gelingt, wenigftend ihre das allgemeine fittliche und rechtliche Gefühl der deutſchen Nation 
kränkendſten Erſcheinungen, wie z. B. die in Holftein, Kurheffen, Hannover, Luremburg, wieder 
gut zu machen und ſolchen unerjättlihen Neactionshunger wie in Hannover zu fillen — wenn 
dieſes nicht gelingt und nicht freiwilliger legaler Fortichritt wiedergewonnen wird, fo ift der 
neue revolutionäre Wechſel wol an ſich wie ein richtiges Rechnungsexempel unbeftreitbar und 
nurnod die Zeit und die Gelegenheit ungewiß. 

Aus diefen Andeutungen gebt nun wol fo viel hervor, daß es für eine verftändige Politik als 
Regel gelten muß, in einer gefunden Entwickelung und höhern Vervollkommnung fletig fortzus 
ſchreiten, namentlich auch in einer allfeitigen immer volltommenern Entfaltung der Freiheit, in 
gleihmäßiger Verbindung und Durdpringung verfelben mit der Einheit und Ordnung. Schon 
durch den legten Theil der Aufgabe, noch mehr aber dadurch, daß in jenem obengefchilverten ein: 
feitigen Wechſel und Kampf zwifchen Fortfchritt und Reaction zuweilen die Ginheit und Orb: 
nung einfeitig und unverhältnifmäßig zurüdgedrängt und verlegt oder bedroht werben kann, 
wird auch der rechtſchaffene und weife Politifer zumeilen ſich genöthigt jeben, ebenfo ungerechten 
und übertriebenen Vorfchritten wie verfehrten Rückſchritten entgegenzutreten. Er wird dann in 
diefem Sinne reactionär mehr ſcheinen als wirklich fein. Er will nicht den Fortſchritt aufheben, 
fondern nur die verlegende Störung des richtigen Gleihgewichts für ein gefundes Fortſchreiten. 
Dieſes ift wol auch zum Theil nad) 1848 in Deutichland der Fall geweien. Nur hätte man da— 
bei niemals aufer Augen laffen follen, daß mander damalige Fortichritt nur deshalb fo ſprung— 
weiſe und jeiner Form nach weniger löblich erfchien, weil vorher einfeitig oder gewaltfam unter— 
drücte frühere, oder die neu zugefagten und den Zeitfoderungen entſprechenden Rechte reactionär 
und verlegend vorenthalten waren. Es darf alfo nicht überfehen werden, daß wenn wir end— 
lih jenentraurigen Wedhjfelreactionärer und liberaler Revolutionenver- 
meiden und in friedliher gemeinfamer Entwidelung leben wollen und 
follen, daß alsdann nad ſolchen Krifen die größtmögliche Schonung und billige Ausgleihung 
feftgehalten werden muß. Vor allem müffen alle Lift und Gewalt des Kriegs, alle läftige und 
gewaltfame und heuchleriſche Deutelung der Gejege und Verträge und Eide, alle Unterbrüdun: 
gen freier Wahrheit und Wahl verfchwinden, und die Grundbedingungen alles Friedens und 
fihern Beſtandes gefellfhaftliber Einrichtungen, das Recht und die beſchworene Treue beilig ge: 
halten werden. Lege man nun diefen Maßſtab an jo viele unferer neueſten deutſchen Reactionen ! 
Wie wenige werden gerechtfertigt beftehen! Wird man z. B. wirklich in Hannover, bei diefem 
loyalften, maßvollften, conjervativften deutſchen Volksſtamme, deſſen Kiberale ven Ruhm diefer 
Eigenjhaften und die Treue gegen den Thron audy bei feinen neuen VBerfaffungsverträgen in den 
aufgeregten Zeiten von 1855 und 1848 zur Bewunderung der Nation, ia zum Verdruß von 
Dielen bewährten — wird man die folhergeftalt vedlich und friedlich und frei mit ihren Königen 
verhandelten neuen und eidlich befhworenen Berfaffungsverträge ald revolutionär brandmarfen . 
und behandeln dürfen? Könnte man fih etwa dazu berechtigt halten, wenn vielleicht einzelne 
neue Beftimmungen misfallen, welche denjenigen biftorifchen Erſcheinungen widerſpre— 
hen, die man aus dem geichichtlihen Entwidelungsgang ald befonderd angenehme heraus— 
zureißen beliebte; oder aud deshalb, weil vielleicht der Vertragsabfchluß in eine bewegte Zeit 
fiel, in welcher verjelbe zwar von feiten der Gontrahenten durchaus juriftifch frei und friedlich zu 
Stande Fam, in welder fie aber gerade darum durch denſelben fich friedlich zu einigen und feft 
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aneinander zu jchließen bewogen wurden, weil das öffentliche Gewiſſen einer nach langer Unter: 
drückung befreiten öffentlihen Meinung audy das Gewiſſen der Negierung in Beziehung auf Die 
Volksrechte lebhafter erregte, und weil äußere Bewegungen, vielleiht Gefahren drohten, die in 
Diefer innigen Ginigung fiherer vermieden werden fonnten? Bejonnene Männer werben in fol 
hen Umſtänden leichter befondere Gründe der Achtung ald der Anfechtung finden. Geſchichtskun— 
dige würden erfchreden, wenn in ähnlicher Weife aus den geſchichtlichen Berändrrungen und Ent: 
widelungen fürftlicher oder ariftofratiicher Rechte und jeweiligen Beftimmungsgründen für das 
Volk, diefelben ftillfhweigend zu dulden oder ausprüdlich anzuerkennen, beliebige Anfehtungen 
abgeleitet werden follten. Und gewiß, wenn aud nicht ein von Reactionsleidenſchaft verblende— 
ter heißſporniger Junker, jiherlic doch ein befonnener fürftliher Ratbgeber, muß es im höchſten 
Grade gefährlich Halten, wenn man den republifanifch und radical geiinnten Feinden unjerer con: 
Ritutionellemonardiihen Berhältniife die Freude machte, daß man für mögliche neue Stürme 
die Möglichkeit inniger Vereinigung des Volks mit den Fürften dadurch erſchwert, daß dad Volf 
den alsdann neu gegebenen und eidlich befräftigten fürftlihen Zufagen nidt traute, weil man 
die früheren zurüdnahm. Leider aber erblidt man noch allzu häufig, flatt folder flaren Erwä— 
gung unjerer wirklichen Gefahren und ftatt ver Stimmung für billige Ausgleihungbei- 
derjeitigen frübern Unrechts, die friegeriiche Neactiondleidenfhaft und Verblendung. 
Man fieht fie ja fogar vieler Orten in hartnädiger Verweigerung jeder Anıneftie und in den num 
in dad zweite Jahrzehnd fortgejchleppten eriminaliftiichen Verfolgungen Solder, die jih in dem 
allgemeinen Rauſche einer außerordentlichen Zeit verirrten, während dod viele außerdeutſche Re: 
gierungen, und allerdings auch mebre deutſche, längft mit großmüthigen und ſtaatsweiſen gänz— 
lichen Anıneftien vorangingen und fo natürlid auch für Fehler von ihrer Seite die Völker ver: 
föhnlicher und vergeßlicher ftimmten. 

Nach dieſen Vorbemerfungen können wir nun die von dem trefflichen Rottef entworfenen 
Eharafterifirungen der dur jene obigen beiden Hauptrihtungen beftimmten politiſchen Par— 
teien folgen laffen ; fie find auch heute noch vollfommen wahr und paflend. 

Mit dem Namen Bewegungspartei oder Bewegungsmänner bezeichnet man in der großen 
Spaltung, welde heutzutage durch alle europäiichen, d. b. der europäifchen Givilifation angebö- 
rigen VBölfer gebt, Diejenigen, die nad Fortſchritten — zumal nah andauernden Fortſchritten — 
im Staatd: (oder auch im kirchlichen) Leben begehren und daher diejenigen Verbeflerungen oder 
Entwidelungen, deren jie die geſellſchaftlichen Einrichtungen für bevürftig oder empfänglich ad: 
ten, ohne Zeitwerluft verwirklicht wiſſen wollen. Ihnen fteben gegenüber vie Männer des Wider: 
ſtandes oder des Stillftandes, die da entweder überhaupt dem Fortichreiten abgeneigt oder die we: 
nigftend der Meinung find, daß die bereit gemachten Fortſchritte einftweilen genügen, und vie 
daher den — wie jie glauben oder vorgeben — gefährlichen oder ververblihen Beftrebungen der 
Bewegungsmänner ihren Widerftand entgegenfegen. Die Benennungen parti du mouvement 
und parti de la resistance famen bald nad der Julirevolution in Frankreich auf, ald von deren 
Urhebern ein Theil das glorreih Begonnene fortführen und zur Vollendung bringen, d. b. den 
laut verfündeten Principien und Lofungsworten der Revolution die wahre und wohlbefeftigte 
Verwirklichung verſchaffen wollte, ver andere Theil aber; zufrieden mit dem unmittelbar gewon: 
nenen Refultat der dynaſtiſchen Veränderung und einiger Modification der Charte, jenem Stre- 
ben, welches die Republik und mit derfelben neue Stürme herbeizuführen drohe, Einhalt zu thun, 
dem meitern Kortichreiten einen Damm entgegenzufegen unternahm. Die hiernach blos eine 
Spaltung unter den Theilnehmern der Julirevolution unmittelbar bezeichnenden Benennungen 
wurden aber bald in allgemeinerer Bedeutung angewendet zum Ausdruck der zwar in einigen 
Nuancen nad befondern nationalen Verhältniffen verſchiedenen, do in der Haupterfheinung 
fih überall gleihen großen Gegenfäge, nämlich der Principien des Voranfhreitend und des 
Stiliftehens oder gar Zurückſchreitens. Unter den Parteinamen, welche dieſe Gegenjäge bei ven 
verſchiedenen Nationen bezeichnen, find indbefondere die ver Reformers und der Gonfervativen 
in England dem franzdfifchen mouvement und resistance entjprechend ; aber auch jene der Eon: 
ftitutionellen und Abfolutiften, ver Liberalen und Antiliberalen und Stabilen, der Anhänger des 
natürlihen und des Hiftorifchen Rechts drüden ungefähr vaffelbe aus. Auf beiden Seiten find 
dann natürlich auch mehrere Abftufungen, nad Ziel und Mitteln, von den Moderirten zu den 
Ultras ertennbar, ald auf Seite der Bewegung von den gemäßigten Reformfreunden (melde 
mitunter felbft ald Männer des Wiverftandes auftreten) bis zu ven Radicalen, Exaltados, Re: 
publifanern und Revolutionärs in engerer oder eigentliher Bedeutung, und auf jener des Wis 
derſtandes von den confervativen Whigs zu den Hochtories, vom rechten Gentrum zur äußerften 
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Nechten, von der einfachen Reftauration bid zur heftigiten Reaction u. ſ. w. Wir blicken bei 
nachſteheuder Betrachtung der zwei großen Parteien von den Ertremen und auch größtentheils 
von den unlautern Kämpfern ab und haben blog die Hauptprineipien an und für ſich und meift 
nur die gemäßigten (d. h. nicht eben ſchwachen oder energielofen, ſondern bloß die nicht überfpanns 
ten) und die aufrichtigen Anhänger des einen oder des andern Princips im Auge. 

Das Prineip der Bewegung, d.h. des Fortſchreitens, ift das die Menſchheit von ver gemeinen 
Thierwelt unterfcheidende, demnach allen ihren Werth oder die Bedingung deſſelben enthaltende. 
Es ift das große Naturgejeg für unſer Gefchledht, das Thema der Weltgeihichte. Wo demjelben 
wirffam Einhalt gethan, wo ed auf längere Zeit unterbrüdt ward, da ift faulende Stagnation 
eingetreten oder unhellvolle Revolution. China und der ganze Orient geben vom erften, Eu— 
topa — zumal in der Neformationd- und in der franzöjifchen Revolutionszeit — vom zweiten 
die eindringlichften Beijpiele. 

Aber das Ziel der Bewegung, wenn fie ein Boranfhreiten ſein ſoll, fann nur das Beflere, alfo 
das den Recht und dem Geſammtwohl Entjprechendere fein; und bie Bewegung felbft, wenn 
ih Nechtliebenve unter ihre Bahnen reihen follen, darf nicht wo anders ald auf den Bahnen des 
Rechtes oder des rechtöbeftändigen Geſetzes geſchehen. Ihre Mittel dazu werben niemals vobe 
oder blinde, d.h. den ſchlechten wie den guten Zwecken zum Dienft bereite Gewalt, niemals 
Trug und Verführung fein, Tondern Glos Wahrheit und Licht und Aufruf der edlern Gefühle 
. und Kräfte ver Menſchen. Die Partei der Bewegung hat fi zur Aufgabe gefekt, ihre Rechts— 
überzeugung fo laut als möglid zu verfünden, gegen alles Unrecht den raftlofen Krieg zu führen 
und zurBegründung eines befjern Zuftandes (in Staat und Kirche) alle Wohlgeſinnten zu einem 
eined Jeden Stellung in der Gefellihaft angemeflenen, d. b. ihm rechtlich zuftehenden over 
pfliditgemäß obliegenden Thun und Wirken im Dienft ver guten Sache aufzufodern. Daber 
richtet fie fich zuwörderft an die Inhaber der Macht, an die Häupter des Staates (und der Kirche) 
oder an deren betrautefte Rathgeber und Bevollmädtigte; jie ftellt ihnen mit geziemender Frei— 
mütbhigfeit und patriotiiher Wärme die gar oft von der Höhe herab nicht mahrgenommenen, 
wenn auch vom Volk fehr tief empfundenen Gebrechen der gefellichaftlihen Einrichtungen in 
Verfaſſung, Geſetzgebung und Verwaltung vor Augen, verlangt im Namen des Volkes Abhülfe, 
Meform, Rechtsgewährung und ſchlägt die nach ihrer beiten und reinften Überzeugung oder nad 
der Stimme der öffentlihen Meinung dazu führenden gefeglihen Wege und Mittel, zwar an= 
ſpruchslos und beſcheiden, doch mit ven Nachdruck der eigenen Durddrungenbeit von der Noth— 
wendigfeit oder Wohlthätigkeit des Verlangten vor. Sie bemüht ſich ſodann, richtige Anſich— 
ten von politifgen Dingen unter allen Volksclaſſen zu verbreiten, ihnen eine lebendige Theil— 
nahme an öffentlichen Angelegenheiten und jene Ehrenbaftigfeit des Charakters und jenen bür- 
gerliben Muth einzuflößen, welder darin befteht, „beim Rechtthun Niemanden zu ſcheuen““. Gie 
thut diefed mit beſonderm Eifer in denjenigen Staaten, worin das Volk eine Gonftitution be— 
jigt, die ed mit politiiden Rechten begabt, mit Nechten, weldye blos ein Scheingut find, over gar . 
zum Fluche werden, wenn die Bürger auögefchloffen bleiben von jenen Kenntniffen und uner- 
mwärnt von jenen patriotifchen Öefinnungen, ohne welche es feine politifheMündigfeit gibt. Die 
Bewegungspartei alſo macht ji ein befonders angelegened Gefhäft daraus, das Licht ver Wahr: 
heit hell leuchten zu laffen im Volk und Denjenigen wirkfam entgegenzuarbeiten, welche, weil 
von der Dummheit oder Berfunfenheit der Menge felbftfühtigen Vortheil erwartend, die 
Strahlen ver Erfenntniß wie die Erhebung des patriotifchen Gefühls forgfam von ihr abzu— 
halten bemüht find. Sie fodert allernächſt die Bürger auf, bei Ausübung ihrer politifchen Nechte, 
alſo namentlid in Reprälentativftaaten, ihre Vertreter (Wahlmänner oder Deputirte) nur nadı 
freier Überzeugung, d. h. nad) jelbjteigenem Vertrauen in die geiftige und moralifche Tüchtigkeit 
der Gandidaten, zu wählen, überhaupt Männer, von denen fie mit Zuverficht erwarten fönnen, 
daß fie in ihrem, d.h. ver Wählenden, Sinn ſprechen und handeln werden, alfo Kreunde des Mi- 
nifteriung, wenn dieſes wirklich die volfsthümliche Bahn verfolgt, oder aber Männer der Oppo— 
fition, wenn dieſe die mit der Öffentlichen Meinung gleihlaufende Richtung hielt. Sie warnt das 
Volk vor den Umtrieben der Factionen, vor den Verführungen der Unlautern und zumal vor ver 
die heiligfte Pflicht verletzenden Nachgiebigkeit gegen ſchmeichelnde oder drohende oder gar ge: 
waltſame, überhaupt conjtitutionswidrige Ginflüffe, die etwa ein die echte Volköftimme fcheuen- 
des Minifterium ſich erlauben würde, um durch Wahlbeberrfhung, d.h. Wahlverfälfhung, eine 
knechtiſche Kammer, mithin ein williges Werkzeug jedes abfolntiftifchen Beginnend zu Stande zu 
bringen. Sie bewacht jovann die Richtung und dad ganze Verhalten der Kammern, erhält jie in 
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fortwährender Befanntichait mit den Geinnungen und Wünſchen des Volls, ſpendet freimũthig 
doch inımer mit Anftand, Kob oder Tadel und belohnt, ermuntert, ftärft die pflihtgetreuen Re- 
präjentanten durch Bezeugung bed Beifalld, der Achtung und der Kiebe. Die Partei per Bewe— 
gung endlich, wenn fie auf den Bänfen der Volksdeputirten figt, zeig ich innig durchdrungen 
von der Wichtigkeit und Heiligkeit ihres Mandats, hütet eifrigft die Gonftitutien und alles con: 


fiturionelle Recht, begnügt ſich mit bloßen Verheißungen, ja jelbft mit blos factiſcher einftweiliger 


Beobachtung nicht, jondern fodert Garantien für die IInantaftbarfeit des Verfaſſungsrechts, 
trachtet alles rein vernünftige Recht, infoiern ihm noch die pofitive Anerkennung fehlt oder das 
hiſtoriſche widerjtreitet, auf dem Wege verfaflungsmäßiger Geſetzverbeſſerung zu der ihm gebüb- 
renden Herrſchaft zu bringen, unterftügt mit treuem Gifer ein conftitutionell geſinntes, mit der 
aufgeflärten öffentliden Meinung und dem edlern Zeitgeift aufrichtig befreundeted Minifterium, 
rührt aber au furdtlos, mit allen durdy die Gonftitution den Bolfswortführern verliebenen 
Waffen, den Krieg wider die von jenem Wege abgewichenen Gewaltöträger, unbefünmert um 
deren Gunft oder Ungunſt und immerbar blos ver Pflicht eingedenf, die dem Fürſten wie dem 

Volk gleich koftbare Wahrheit zu verfünden, das dem Fürften wie dem Bolf gleich foitbare Recht 

zu ſchirmen, das dem Fürſten wie dem Volk gleich ruhm: und jegenbringende VBoranjchreiten auf 

der Bahn der Civilifation und des öffentlihen Wohls zu befördern. 

Diejes ift die Charafteriftif der Bewegungspartei im ganz eigentlihen Sinne des Wortes 
und mach der in der Wirflichfeit auch offenbar vorherrſchenden Erſcheinung. Sie ift hiernad me- 
Ventlih unterjchieden von der Partei der Immälzung, die da, nicht adhtend der Schranfen des Ge— 
jeges und Rechtes, ſchlechthin zerftören, durch phyſiſche Gewalt zerftören will, was ihr misfällt, 
und durch terroriftiihes Machtgebot einführen, was ihr gut dünkt, ſowie auch hinwieder die 
Stillftandöpartei von jener der wüthenden Reaction ſich unterſcheidet. Inzwiſchen gehört, wenn 
man überhaupt nur zwei Hauptparteien oder Seiten annimmt, allerdings auch die Ummälzungs 
partei ald eine äußerfte Nuance jener der Bewegung, fowie die übertriebenfte Reaction jener dee 
Stillftandes oder Wiverftandes an; nur eriheint als dann dort die edlere, vernünftigere Ben: 
gung&partei vergleihungsweis, d.h. gegenüber der ummälzenden, als Wivderftandspartei (erſchien 
ja fogar die republikaniſch gefinnte Gironde ald Widerftandspartei gegenüber dem terroriftifchen 
Berge), ſowie hinwieder der gemäßigtereiheil ver Widerſtands- oder Stillſtandsmänner von der 
fanatiſchen Reactionsfaction für der Bewegung angehörig erflärt, daher in das wiber vie legte 
ausgeſprochene allgemeine Bervammungsurtbeil mit eingefchloffen wird. 

Die Wiverftandspartei in ihrer Hauptmaſſe — mithin abgefehen von der ganz ercentriſchen 
Reactiondfaction, die da uns völlig ind mittelalterliche Adel- und Braffenthum zürückführen unt 
zur Niederſchlagung aller Freiheitsideen zuvörderſt den unbändigften Abjolutidmus der Krone 
benugen möchte ; — die Widerftandspartei befteht einerfeits aus Denjenigen, welheüberbauptnidt 
oder durch Befangenheit für ihr eigenes perjönliches oder Standesintereffe abgehalten find, te 
‚ wahre Verbältnig zwijchen natürlihem und biftorifchem oder vernünftigem und pofitinem Red! 
und die unverjährbaren Herrſchaftsanſprüche des erften zu erkennen, und daher das Streben 
der Bewegungsmänner anfrichtig für verdammenswerth und unheildrohend achten, oder welche 
wenigſtens, wenn jie auch die Rechtmäßigkeit orer theoretifche Unverwerflichkeit ſolches Strebens 
einſehen, dennoch der Furcht ſich hingeben, es möchte, wenn der Weg einmal eröffnet ſei, die Be— 
wegung allzu weit oder allzu ſchnell voranſchreiten, und ed möchten alsdann die Schreden der Re— 
volution einbreden und mit Dem, was ſchlecht oder verwerflic in den Einrichtungen der Geſell— 
ſchaft iſt, aud das Gute und Heilfame unter gemeinfamen Trümmern begraben werden. Aut 
Angit vor Revolution verlangen fie Rube, d. b. Stillſtand um jeden Preis. Gin anderer Theil 
der Widerftandsmänner fürchtet ih zwar nicht vor der Revolution, doch vor dem Verluft einige: 
wertbgeihägter hiſtoriſch rechtlicher Brivilegien oder anderer factifch beieflener Ehren- oder belt 
vortheile oder Vorempfänge aus der bürgerlichen Geſellſchaft. Er vertheidigt ein ſchlechtbegrün 
deted, doch immerbin beftehendes Beſitzthum vder das ihm vortheilhafte Herkommen mit allem 
Eifer der Selbſtſucht, und benugt, um ſich den Sieg zu fihern, die Furcht ver Schwachen und Klein 
müthigen vor der Revolution, oder regt dieſelbe fünftlich auf, damit fie vereint mit ihm miber 
die Bewegungämänner fimpfen mögen. Ja, er begnügt ſich nicht mit Vorſpiegelung der Um— 
wälzungsgefahren, jondern er führt diefe vielmehr eigens herbei, indem er durch feinen Wider: 
Deriiand gegen das Gute und Gerechte die Leidenschaften ftachelt und allmälig die troftlofe An: 
jücht hervorruft, auf dem geſetzlichen Wege fei auch dad Gerechteite nicht, fondern blos auf jenem 
der Gewalt zu erringen. Nod ein anderer und ſehr zahlreicher Theil der Widerſtandspartei beſteht 
aus der den idealen Intereflen fremden, vom Zeitgeift unangehaucht gebliebenen Menge, deren Geit 
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blos das nächſtliegende materielle Intereffe ift, und welche daher vor dem Gedanken zurückſchau⸗ 
dert, einige Gemädjlichkeit, einigen Handeld: oder Gewerbögewinn, überhaupt einige Ausficht 
eines behaglichen bürgerlichen Fortkommens aufopfern zu müflen, wenn ein ernjter Kanıpf um 
ideale Dinge einträte, alfo zumal, wenn nicht ein jeweiliges Minifterium des leichten Sieges über 
eine jede Oppofition gewiß wäre. Zu biejer am Boden Flebenden Dienge, welde die wahren 
Volksfreunde, die der Nation die edelften Güter zu verfhaffen wünſchen, mit einer theild ftupiven 
theild engherzigen Scheu betrachtet und anfeindet, gefellen fi dann noch jene erbärmlichen Wet: 
terfahnen , die, dem jedesmaligen Wehen des Windes folgend, auf die Bewegungsmänner los— 
ſchlagen, jobald die Widerftandspartei im Befige ver Macht ift; namentlich auch Jene, melde, 
obſchon nad innerer Ridytung ziemlich geneigt, den Liberalen anzuhängen, dennoch aus Furcht 
vor der gerungelten Stirn einesMinifterd oder aus ſchnödem Berlangen nad einer minifterielen 
Gunftbezeigung für ſich oder für ihre Bamilie, oder für ihre Gemeinde, ihre eigene Geſinnung 
verleugnen und ald willführige Werkzeuge ven Feinden der guten Sache dienen. 

Noch eine Abtheilung ver Widerſtandspartei gibt es, welche zwar vergleihungsweis oder re= 
lativ jener der Bervegung kann beigefellt werden, injofern jie wenigſtens den allzu ftarren Con— 
fervativen und den Reactiondmännern ſich entgegerftellt,, im Allgemeinen aber doch der Bewe— 
gung, wie fie oben charakteriſirt ift, Widerſtand leiftet, d. h. wenn nicht eben der Bewegung oder 
derjelben Richtung an ſich, jo doch der, wie jie glaubt, zu großen Schnelligkeit oder auch Aus: 
breitung derjelben. Wir meinen diejenige Partei, welche jich gern die der „Reform“ nennen läßt, 
im doppelten Gegenſatz nämlich gegen Nevolution einerjeitd und Reaction andererjeitö, daher, 
mie fie glaubt, in der richtigen Mitte zwifchen beiden. Nach ver Lehre und nach dem Streben diejer 
Bartei joll zwar Bewegung fein, doch nur eine behutfame und auf das Fortbauen auf den gege: 
benen hiſtoriſchen Boden beſchränkte, dergeftalt, daß zwar, was von hiftorifchen Einjegungen be: 
reits veraltet ift oder jich ſelbſt überlebt hat, vollends getilgt und ausgeſchieden, an noch kräftige 
Zweige und Afte des Hiftorifchen Kebensbaumes aber keine frevelnde Hand gelegt werde. Das 
Glaubensbekenntniß diefer Partei aljo lautet: „Langſam! ſchonend! feinen Einſchnitt ind Le: 
bendige'! doch im Allgemeinen vorwärts!“ So wenigftend ift ver Sinn der Aufrihtigen, dem 
Guten mit treuer Gefinnung Zugethanen (und es gibt derfelben nad Geift und Gemüth höchſt 
Ehrwürdige) unter dieſerFahne. Viele jedoch, die fich ihr anreihen, thun es nur heuchlerifch ; fie 
wollen das Voranſchreiten völlig Hindern und hoffen dieſes zu bewirken durch Vertröftung der 
Beivegungsmänner auf eine fünftige Zeit, welche jedoc wirklich anbrechen zu laffen jie niemals 
gefonnen ſind, alfo duch trügliche Verfprehungen und einfchläferndes Hinhalten vis zum Jüng: 
ften Tag, oder aber bis zum günftigen Moment des entſchiedenen Widerſtandes und Niederſchla— 
gend. Wir aber wollen hier nur von den aufrichtigen Anhängern diefer Verzögerungs- und 
Mäpigungslehre fprehen. Ihr eigenes aufgeftelltes Gleihnig vom Baume mag und als Waffe 
dienen. Der verftändige Gärtner nämlich, und welchem um das Heranziehen an edlen Früchten 
reicher und jhöner Bäume zu thun ift, wird nicht nur die bereits abgeftorbenen Aſte von Zeit zu 
Zeit abwerfen (denn diefe ſchaden ohnehin nicht mehr viel, und der nächſte Sturm würde fie ab: 
werfen ohne ihn); fondern er wird auch wegfchneiden, was grün und faftvoll, aber regelwidrig 
und das allgemeine Wahsthum hindernd oder verfümmernd aufgeichoffen ift, z. ®. die unter: 
halb der Krone ausſchlagenden Schoffe, die man Räuber nennt, und dann in der Krone die Quer— 
und Kreuzäfte, oder die den Fruchtzweigen die Nahrung raubenden Waſſerſchoſſe, oder die, wenn 
auch noch grünen, doch von einem nagenden Krebfe, der da um fich freſſen könnte, befallenen Äfte. 
Und wo wird ein Eluger Ackersmann ſich darauf beichränfen, das bereits welfende oder abgeitor- 
bene Unkraut aus feinem Ader zu reuten, anftatt vielmehr eben das frifche, lebendig wuchernde 
emfigft zu vertilgen? So aud im Staat (und in der Kirche). Nicht darauf kommt es hier an, ob 
etwas alt oder jung, bereits verborrt oder nod) grünend ift, fondern darauf, ob es ſchlecht oder 
gut, verderblich oder nugbringend fei. Das Gute felbft, wenn ed bereitö dem Veraltern nahe ift, 
foll man forgfältig pflegen, ja, wenn es jchon begraben wäre, womöglich wieder von den Todten 
erweden. Aber das Schlechte im Staat, aljo zumal das Rechtswidrige, ſoll, jo früh ed. nad ven 
obwaltenden Umftänden möglich ift, vertilgt und ausgerottet werden. Gewöhnlich wird auch ſol— 
ches Ausrotten nur ſchwer oder bedenklich wegen der engherzigen Oppofition der aus den Mis— 
bräuchen Bortheil Ziebenden ; aber wahrlich! e8 ſteht Denjenigen, weldye nur durch eigenen Wi: 
verftand die Schwierigkeit und die Gefährlichkeit des Ausrottens herbeiführen, ſehr übel an, vie 
Verantwortung dafür den Andern aufzubürben, welche das gemeine Weſen von folhen Schäpen 
oder böjen Auswüchfen befreien möchten. In alle Ewigkeit würde die Menſchheit nicht voranſchrei— 
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ten, wenn die Freunde ded Buten ſich darauf befhränfen follten, nur an das bereit Veraltete 
oder Abgeftorbene die reinigende Hand anzulegen. Den Böfen und die im Befige der Macht finp, 
ftehen ohnehin Mittel zu Gebote, auch das Schlechteſte Jahrtauſende hindurch in Kraft zu erhalten, 
oder ed wieder aufzufriihen, wenn es zu erfterben droht. Das chineſiſche und das Hildebrand' ſche 
Reich find davon eindringliche Beifpiele. Als Chriſtus feine göttliche Lehre ven Menſchen ver: 
fündete, beftanden Heidenthum und Judenthum noch in wenig gefhmälerter Kraft, und der Pha— 
riſäismus trug hoch fein mächtiges Haupt empor. Ghriftus und die Apoftel, die ven Phärifäis- 
mus flürzten, müßten, als Männer der Bewegung, verworfen werden nad) ver Lehre der heuti— 
gen Männer des Widerftanded. Und wenn Luther und Calvin nur die fogenannte Babır der 
Reform (im angegebenen beſchränkten Sinne des Wortes) gewandelt wären, d. b. ihr Meffer 
blos an dad Abgeftorbene oder das dem Abfterben Nahe gelegt hätten, jo wären nur fie felbit als 
Märtyrer gefallen und die Hierarchie, deren ſtolzer Bau ja heutzutage nod über vielen Ländern 
thront, alfo damals gewiß noch nicht erjtorben war, würde jegt noch allgewaltig herrſchen über 
die geſammte lateinische Welt. 

Die Partei der Beivegung aljo — und wir nehmen gar Eeinen Anſtand, uns felbft zu der 
felben zu bekennen — verwirft zwar alles Fortfchreiten, weldyes nad Gegenftand oder $orm ber: 
legend für dad Recht wäre, und macht ſich aud bei dem vom Recht erlaubten, ja felbft gebotenen 
Voranſchreiten die Beobachtung aller Regeln der Klugheit, alfo namentlich die Berückſichtigung 
ber wirflih vorhandenen hiſtoriſchen Verhältniffe und Lagen zur Pflicht; aber darum if ikı 
doch fein Beſtehendes, blos ald beitehend oder ald noch in jugendlicher Kraft beftebend , heilig, 
fondern nur infofern es mit Recht befteht und dem Gemeinwohl unſchädlich erſcheint; und dann 
font fie es auch, infofern ed noch ſolche Kräfte des Widerſtandes befigt, daß fein Angriff mit 
Hoffnung des Erfolges entweder gar nicht oder nur mit an und für ſich verwerflichen oder Unheil 
mit jid) führenden Mitteln könnte unternommen werden. Sonſt aber legt jie an das noch Fräftige 
Übel weit eifrigere Hände an ald an das bereit dem Abfterben nahe und fucht überhaupt die nad 
Umftänden thunliche Verwirklichung des Guten. Auch wünfcht fie um jo inniger die Erreichung 
ihres Zieles, d. h. die fortdauernde Möglichkeit eines gejeglihen Voranſchreitens, als jie erkennt, 
dag, wenn ſolche Möglichkeit durd die Ubermacht der Männer des Widerftandes aufgeboben 
.. würde, nur die troftlofe Doppelausficht übrig bliebe entweder eines für die längfte Zeit erfolgen: 
den Zurückſinkens in Barbarei und Schmach, oder eines gewaltfamen, unermeßliches Unheil 
drobenden, revolutionären Ausbruches. Rotteck und Welder. 

Beweis, Beweisführung, j. Jury, Proce und Strafproceß. 

rg Bezirköftellen, |. DOrganifation. 

Bibel, ſ. Heilige Schrift. 

Bigamie, ſ. Ehebrud. . 

Bignon (Ludwig Couard), geboren 1771 in einer Gemeinde ded Departement der Mie- 
derjeine, gehört zu den ausgezeichnetiten PBubliciften Frankreichs und ftebt wol mit Recht im Rufe, 
die auöwärtigen Berhältniffe, die Verfaſſung, die Verwaltung und die Hülfsauellen der Fremen 
Staaten beſſer zu fennen, als man den Franzoſen im Allgemeinen nachzurübmen pflegt. Mir 
dem Ausbruce der Franzöſiſchen Revolution erklärte er jih für die Grundſätze verjelben, ſtimmte 
aber keineswegs zu den Übertreibungen und Gewaltthätigfeiten, in die jie ausartete. Seine: 
figung zog ihm 1795 Feindfhaft und Verfolgung zu, und er fuchte, wie Viele, die in gleiger 
Lage waren, Schuß und Sicherheit beidem Heere. Seine diplomatifche Yaufbahn begann er 1797, 
in welcher er bald feine Brauchbarkeit beiwies und in verichiedenen Sendungen, die ihm übertragen 
wurden, wefentliche Dienfte leiftete. Erſt ftand er als Legationsſecretär, dann ald Geichäftsträger 
zu Berlin. Darauf fan er als bevollmächtigter Minifter nah Kaffel und erhielt, va die Siege 
Napoleon’d das nördliche Deutſchland unter die Herrihaft Frankreichs gebracht Hatten, die Auf— 
fiht über die Verwaltung oder vielmehr finanzielle Benugung dieſer Länder. Im Jahre 1809 
war er bevollmächtigter Minifter am badifchen Hofe, von wo er nad) Ofterreich berufen ward, 
um bie Berwältung diejrd Staatd im Sinne Napoleon's zu ordnen und zu leiten. Cine Sendung, 
die er nad Warſchau erhielt, beſchäftigte ihn vafelbft drei Jahre, nach welden ihn, bei dem Aus- 
bruche des Kriegs mit Nufland, de Pradt ablöfte, den er aber fpäter zu erfegen wieder berufen 
ward. Der Kaijer, den er ſich beftändig jehr ergeben zeigte und der ih auf die Würdigung der 
Menschen in feinem Dienfte gut verftand, fhägte B. nad) feinem Werthe. Mit der Neftauration 
trat dieſer in ven Privatftand zurück und lebte in ländlicher Abgefchiedenheit ven Wiſſenſchaften. 
Während der Hundert Tage bekleidete er eine einflußreiche Stelle im Minifterium dev auswärti=- 
gen Angelegenheiten. Als die Bourbons fih auf den Throne befrfligt fahen, blieb B. von den 
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Geſchäften entfernt, da er jlch weder der Gunſt des Königs noch der fremden Mächte zu erfreuen 
harte. Die Nation vergaß indeflen feine geleifteten Dienjte nit und er ward von mehren De: 
partementd zum Abgeorpneten in die Kummer gewäblt, in welder er das Vertrauen, dad man 
auf ihn fegte, vollfommen rechtfertigte. Beſonnen und fenntnißreidh, durch die Erfahrungen der 
Geſchichte und feines Lebens belehrt, zeigte er Mähigung und theilte Feine der übereilten Täu— 
ſchungen, denen die Barteien ji in bewegten Zeiten gern hingeben und ji verderben. Wenn ®. 
von einer gewiſſen Befangenheit nicht Freizuiprechen ift, vann gilt das nur in Beziehung auf die 
Größe und Herrlichkeit des Kaiferreihs, dem feine ſchönſten Erinnerungen angehören. In der 
Kammer zeigte er fich ald ein Freund feines Vaterlandes. Mit Nahdrud erhob er ſich gegen die 
Ausnahmegefege und für die Zurüdberufung der Verwieſenen. Unter den Schriften, welche B. 
"herausgegeben , verdienen befonders erwähnt zu werben: „Sin Blick auf die Streitigkeiten der 
Höfe von Baiern und Baden‘ und „Uber ven Congreß von Troppau“. Napoleon hatte in feinem 
legten Willen nachſtehende Verfügung getroffen: „Ih vermade ven Baron B. hunderttau— 
ſend Fr. Ih fodere ihn auf, die Geſchichte der franzöfifhen Diplomatie von 1792—1815 
zu ſchreiben.“ Dieſer Einladung hatte B. nicht ganz entſprochen, aber einen Theil feiner Schuld 
in feiner „Geſchichte Sranfreihs vom 18. Brumaire bis zu dem Frieden von Tilſit“ ab— 
getragen. Diejes Werk ift das bedeutendfte des Verfafferd und verdient unter den zahlreichen 
Geſchichten unjerer Zeit eine ehrenvolle Erwähnung. 8 ift ind Deutiche überfegt von Haaſe 
(6. Bde., Leipzig 1850 — 31). Die Fortjegung diejes Werks erſchien unter dem Titel: 
„Histoire de France depuis la pais de Tilsit” (A Bve., Paris 1858; deutfh von Alvens— 
leben, 6 :Bbr., Meiten 1858 — 40). Im Jahre 1857 wurde B. zum Pair ernannt und ftarb 
in Barid am 7. an. 1841. 3. Weigel. 
Bilanz. Wenn bei einem Rechnungsabſchluß oder auch jeweiligen Rechnungsabſchnitt die 
Summe der Ausgaben mit jener der Ginnahmen, oder der Foderungen mit jener der Schuldigkei— 
ten, überhaupt die Summen des fogenannten „Solls“ und „Haben“, oder ded plus und minus 
miteinander verglidyen werden, um den auf einer oder der andern Seite vorhandenen Überſchuß, 
alfo ven wirflihen Stand einer Rechnung oder Verwaltung fennen zu lernen oder darzuftellen, 
fo heißt dieſes die Bilanz ziehen. Bon der Nüslichfeit oder Nothwendigfeit diefes Bilanzziehens 
im Privat: zumal Faufmännifhen Haushalt haben wir nicht zu ſprechen. Aber diejelbe Noth— 
wendigfeit leuchtet ein für ven Staatshaushalt, worin jo Vieles und jo Großes zu berechnen, zu 
veranichlagen, auszuweijen und fortwährend in thunlichfter Evidenz zu halten ift. Wir beſchrän— 
fen und bier auf diefe einfache Begriffsbeitimmung, die nähere Ausführung den Art. Budget 
und Rechnungsweſen vorbehaltend. Nur einer befondern Beveutung ded Wortes Bilanz 
muß noch insbefondere erwähnt werben, nämlich der ſtaatswirthſchaftlichen Handelsbilanz. Die: 
jelbe befteht in der Vergleichung der jährlichen (oder in einem andern Zeitabichnitt geſchehenen) 
Einfuhr und Ausfuhr nad den in den Zollregiftern darüber vorfonmenden Angaben verMengen 
und der Werthe, und ihr Zweck ift, ich daraus über ven Umfang und insbefondere über den ver: 
meinten ftaatswirtbichaftlihen Vortheil oder Nachtheil des geführten Handels zu belehren. Nach 
dem jogenannten Mercantilivftem nämlidy (welches zwar längft aus der Schule verdrängt, doch 
in der Praris noch vorberrfchend ift) gilt jede Waareneinfuhr für Verluft (weil dafür Geld aus- 
geht) und jede Ausfubr für Gewinn (weil man dafür Geld empfängt); und es zeigt alfo die ge- 
zogene Bilanz, ob die Handelslage eine günjtige oder ungünftige und wie groß jeweild der Vor— 
theil oder Nachtheil, auch, verglichen mit den gezogenen Bilanzen der frühern Jahre, ob dieſer 
oder jener im Bortfchreiten jei. Allein, jo vielfach belehrend und zu wichtigen praktiſchen 
Ergebniffen führend die ftatiftiihen Data über Ausfuhr und Einfuhr im Allgemeinen und nad) 
ihren befondern Hauptartifeln audy feien, fo ift doch die Grundanjicht von dem Vortheil jever 
Ausfuhr und Nachtheil jeder Einfuhr falſch oder menigftend einer vielfaken Beſchränkung be= 
dürftig; und daher ift aud) das darauf gebaute Syſtem jhon in Bezug auf den einzelnen Staat, 
der es für jich aufftellt, verwerflic, wenn aber gar ald allgemeines oder von allen Staaten erfolg- 
tes gedacht, ſelbſt heillos. S. den Art. Mercantilfyftem. N. 
Bildung, Erziebung, Bildungsftufen, Bildungsanftalten. „Homo non nascitur, sed 
fit.‘ Nicht ſchon die Geburt macht ung zu Menſchen, fondern mir werben es erft Durch die Erziehung, 
d. h. dur die Summe der auf Körper und Seele einwirkenden Umſtände. Und nicht nur der ein= 
zelne Menſch ift ſolcher Erziehung bevürftig wie empfänglid , ſondern auch die Völker und Na- 
tionen fin® es, ja die gefammte Menjchheit, ald ein Ganzes betrachtet. Die Wege Gottes bei ver 
Erziehung des Menſchengeſchlechts zeigt die Weltgefhichte und die Gefhichte der Menſchheit. 
Den Bang, welden dabei die einzelnen Nationen gingen, ihre theits abfoluten, theild relativen 
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Bor: und Rüchkſchritte oder aud ihre Stillſtandöperioden lehrt und erklärt Die Völfer: und Sta«- 
tengeihichte. Die Politik endlich benugt die Ergebniffe ſolcher Geſchichten und anderer Forſchun⸗— 
gen, um fich zu verdeutlichen, was Alles von jeiten ded Staats geſchehen könne. Welde Rich- 
tung nun dabei jie zu nehmen und welche Schranken zu beobachten habe, d. h. aljo, was ſie nicht 
blos thun fünne, jondern was jie erftreben dürfe und jolle und durch welche Mittel — parüber 
hat jie zuvörderft Das Recht zu befragen, und ſodann auch die Natur der Dinge und der Meuſchen, 
worauf ihr zum Zweck der Bildung einzwwirfen zujteht oder obliegt, Wir wollen über dieſen 
unendlich wichtigen Öegenftand wenigſtens einige der allgemeinſten Betrachtungen hier aufftellen, 
während die jperiellern Ausführungen in einige bejondere Artikel, ald Schulen, Univerſitä— 
ten, Akademien, Kirchen, Sittenpolizei u. j. w. verwieſen werden, 

Klimatiiche, überhaupt phyſiſche Ginrlüffe geben vem Gang und Charakter der Volksbildung 
den erften beftimmenden Anſtoß. Auch die jocialen Verbältniffe und mittels derjelben die mora- 
liichen Einwirkungen empfangen zum Theil von dorther ihre Richtung ; doch nehmen fie eine ge: 
jonderte und zwar die Hauptbetrachtung in Anfpruch, weil jene zwar für die Politik ein wichtiger 
Gegenjtand der Beachtung, doch nur diefe eine wirkliche Aufgabe derſelben, d. b. der Beftimmung 
durch menſchliche Sinrihtungen und Anjtalten unterworfen find. 

Wenn wir die unendlich veridiedenen Gulturzuftände der Völker nebit ihren vielfach inein- 
ander greifenden Übergängen, Abftufungen und Miihungen mit einem allgemeinen Blick über: 
jhauen, jo ftellen jih ung wol, je nachdem wir einen Standpunft nehmen, mehre Hauptchatak⸗ 
tere oder hier und dort vorherrſchende Züge der Abnlichkeit oder der Unähnlichkeit dar, und es 
lajjen ſich hiernach jene Zuftänve auf einige Sauptelaffen oder Stufen zurüdführen; doc lauft 
dabei oft viel Subjectived mit unter. Dahin gehört z. B. die Vergleichung der VBölferzuftände mit 
den Altersperioden des einzelnen Menſchen. Allerdings gibt es merkwürdige Ahnlichkeitöpunfte 
zwijchen dem Leben ver Völker und jenem der Einzelnen, allerdings mögen wir aud in jenem 
einige Hauptdharaftere der bei dem legten zu unterſcheidenden Alteröperioden erfennen, aljo der 
Kindheit, des Knaben: und Jünglings-, fodann des reifern Mannes: und endlich des Greifen: 
alters; doch mag ein Volk Jahrtaufende hindurch im Zuftande ver Kindheit verbleiben (wenn etwa 
Elimarifche Urſachen feinem Weiterrüden entgegenftehen oder zumat wenn feine Häupter die — 
ſchon in der älteflen Zeit erfundene — Kunſt verſtehen, es fortwährend in Unmündigkeit zu er: 
balten), während ein anderes, unter günſtigern Umſtänden umd weifern oder tugenpbaftern Küb- 
vern binnen ein paar-Menjhenaltern eine hohe Bildungeitufe erflimmen kann ; und ebenfo ver- 
ſinkt oft eine Nation, nod bevor fie die Kräfte und Tugenden des Mannesalters entfaltet bat, in 
die troſtloſe Dinfälligkeit des Greiſes, während eine andere nad langer Kraftloſigkeit oder Er: 
mattung ich wieder verjüngt und eine neue Bahn des männlihen Thuns und Wirkens durch— 
läuft. Auch mögen oft bei einem und demſelben Volt, je nach Glajjen oder Ständen, verfchiedene 
Altersitufen der Bildung zu erfennen fein; es kann die Mafle oder etwa das Landvolk noch in 
der Kindheit ein lenkbares Werkzeug in ver Pfaffen Hand — oder, wie in der Abgeitumpft: 
beit des Breifenalter&, unempfindlich gegen das gemohnte Knechtsjoch fein, währen» ein gebilbeter 
Mittelftand etwa in Städten (wie 5. B. in Spanien) den Jünglings- und Mannesdurft nad Frei- 
heit empfindet. Wir finden übrigend gar oft, daß Geſetz- und Rechtsſyſteme nicht ſowol der Aus: 
fluß der — mit den Altersftufen verglihenen — Gulturzuftände ver Völker jind, als vielmehr 
die eigentlich wirfende oder wenigſtens mitwirfende Urſache derfelben. So ift zwar über ein in 
der jogenannten Periode der Kinpheit, überhaupt der (Geiftes-) Unmündigkeit, befindliches Volt 
die Prieſtermacht oder auch die Sultansmacht leichter zu errichten ald über eines, das an Verftand 
und Sharafter ald männlich reif erfcheint; aber erft durch Priefterlift und Sultansfchreden wird 
die Anlage oder Gmpfänglichkeit für Aberglauben over für Furcht recht ausgebildet und befeftigt, 
ja oft zum bleibenden oder längſt dauernden Gepräge der aljo in ihrem natürlihen Entwidelungs= 
gange aufgebaltenen und berabgewürdigten Nation gemact. Mit nichten alio find PBrieftertrug 
und Sultansſchrecken die einem natürlihen Bevürfnif der Volkskindheit entfprechenden und da: 
durch gerechtfertigten Erziehungsweiſen; vielmehr legen Necht und Moral Denjenigen , melden 
jene Kiudbeit leicht machte, ſich factiich zu Bormündern eine? Volkes aufzumwerfen , die heilige 
(freilich jelten erkannte und noch jeltener erfüllte) Prlicht auf, feine Freibeitsfähigkeit zu ebren 
und mit treuem Gifer auszubilden, auf daß jobald ald möglid die wirkliche Mimdigfeit eintrete, 
die Bevormundung alfo entbehrlich werde, und auc, bis ſolches Ziel erreicht ift, feinen andern 
Befehl oder Zwang auszuüben, ald wozu die Negierten over zu Erziehenden, wenn jie vernünftig 
wären oder, jobald jie foldhes geworden find, ihre eigene Zuftimmung geben müßten over müſſen. 
Für alle jogenannten Alteröftufen der Völker alfo bleibt das vernunitmäßige Princip, dv... 
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Zweck und Richtung alled Regierend und Weſen alles Rechtes, unverändert daffelbe, nãuilich das 
freiheitliche; nur muß freilich bei ver Anwendung die der Verſchiedenheit ver Umſtände entipre: 
chende Verſchiedenheit eintreten. 

Praktiſch bedeutſam iſt ebenfalls der von klimatiſchen Verhältniſſen, überhaupt pheifcen 
Einflüſſen herrührende Unterſchied der Bildung, und jener, welcher die in einem oder dem andern 
Volk (oder Volksclaſſe) vorherrſchende Beſchäftigung oder Ernährungsweiſe hervorbringt. Für 
die höhere und edlere Bildung iſt nur das gemäßigte Klima die erleſene Heimat. Bis zu einem 
gewiſſen Grade noch läßt zwar die nachtheilige Einwirkung der Hitze und der Kälte ch überwin— 
den; aber der äußerſte Froſt und die brennendfte Sonne lafien feine feinere Cultur mehr auf- 
fommen. Dann jind die Uferländer (an Meeren oder an fhiffbaren Flüſſen) ver Eultur günftiger 
ald die an Waflerftraßen ärmern Binnenländer, und mäßig fruchtbarer Boden mehr als allzu 
üppiger over als des Anbaues völlig unfähiger. Was aber Die unter den verjhiedenen Völkern 
vorherrſchenden Beihäftigungen oder Ernährungsweiſen betrifft, jo jtehen natürlich die blos oder 
meijt nur vom Fiſchfang oder von der Jagd lebenden Horden auf der unterften Eulturftufe, die 
Viehzucht treibenden, doch nod nicht anfälligen Völker (Nomaden im engern Sinne) um einen 
Grad höher, die adferbauenden, aljo anſäſſigen Völker abermals und zwar um Vieles höher, und 
Die mit dem Aderbau au Induſtrie und Handel verbindenden und eben deshalb aud zur Pflege 
der Kunft und Wiſſenſchaft geneigtern am höchſten. Natürlich gibt es in jeder diefer Claſſen wie: 
der manderlei Abjtufungen, ſowie gegeneitige Übergänge und VBermifhungen. Nur vom Vor: 
berrfchenden und aud von der Anlage zur Bildung mehr ald von der wirklihen Bildung ift bei 
diefer Glajification die Rede. In der Macht der Geſetzgebung und der Regierung ſteht es fodann, 
die überall vorhandenen Anlagen thunlichft zu entwideln, die den jeweild vorhandenen Berhält: 
niffen, Bedürfniſſen, Hülfsmitteln und Mängeln entſprechende oder gemäß denſelben erreihbare 
Bildungsftufe für das Volk zu erftreben, die Hindernifje aus ven Wege zu räumen und die Bahn 
eines möglichft weitern Boranjchreitend zu bereiten. Der eigentlihe Staat jedoch, der da nämlich 
Anfälligkeit fodert over vorausjegt, fanı kaum gedacht werden ohne Aderbau, und das Gedeihen 
des legten ift in natürlicher und enger Wechfelwirfung mit jenem der Induſtrie. Darum haben 
wir bei ven nachſtehenden Betrachtungen, jowie nur bereit alteröreife, d. h. ver Kindheit ent- 
wachſene, jo aud nur bereitö Aderbau und Gewerbe treibende Völker im Auge. Die Fiſch— 
frejler jowie die blos jagenden oder weidenden Horden überlaffen wir der alle Culturſtufen über: 
ſchauenden, erflärenden und vergleichenden Geſchichte der Menſchheit. 

Wir wenden uns nun zu unferer Hauptfrage: Hat und inwiefern hat der Staat (d. h. die 
Stuatsgemwalt) das Recht oder die Schulvigfeit, ih um die Bildung des Volfes, aljo namentlich 
der nachwachſenden Geſchlechter, zu befümmern, demnach beförvdernd oder beftimmend daraufein- 
zuwirken? Und, wenn jie ed bat, welches ift das Prineip und welches die Beihränfung oder das 
Map joldes Rechtes? 

Ein Recht des Staats, ji die Volksbildung zum Gegenfland der eigenen Sorge zu machen, 
muß anerfannt werden, ſobald man entweder Die Beförderung der allgemeinen Humanitätszwecke, 
aljo namentlich die Beförderung der Cultur, mit in ven Staatszweck aufnimmt, oder wenigſtens 
ſolche Beförderung ald nothwendiges Mittel zur Erftrebung des zwar enger geſteckten, namentlich 
auf Rechtsgarantie und allgemeine Sicherheit beſchränkten Staatszwecks anerkennt. In beiverlei 
Beziehung jprechen wir die Staatöfürforge für die Volksbildung an. Offenbar ift in dem Staats— 
zwed, wie man ihn vernünftig beftimmen muß, die Beförderung aller naturgemäß, von allen 
Staatdangehörigen ſich gejegten Zwecke (injofern diefelben durch gemeinſchaftliches Erſtreben 
befier ald durch individuelles zu erreichen find) mit enthalten ; und unter ſolchen Zweden iſt fei- 
ner näher liegend oder mehr. einleuctend als die fortichreitende Vervollkommnung unfers 
Geſchlechts, die da eben ven weſentlich unterſcheidenden Charakter ver Menſchheit gegenüber ver 
Ihierheit ausmacht. Aber auch Diejenigen, welde jo idealem Zwecke materielle Opfer zu bringen 
ungeneigt wären, müſſen wenigftend anerfennen, daß ſchon der unmittelbare und völlig unbe: 
ftrittene Staatszweck, nämlich die Gewährleiftung des Rechts, ohne Sorge für die VBolföbildung 
fib nicht erreichen läßt. Weit wirfjamer als jede Strafandrohung hält von Rechtsverletzung ab 
die dem Gemüth eingepflanzte freie Rechtsachtung; und Die dur Untervicht gebabnten Wege 
des rechtlichen Erwerbs beben die Noth, alfo die mächtigſte Berfuhung zu Rechtsverletzungen, 
wie Raub und Diebftahl, auf. Dazu kommt nod ins eigentlichen Rechtsſtaat, alſo zumal auch in 
der conftitutionellen oder repräjentativen Monardie, das hohe Intereſſe ver Bildung einer aufge- 
flärten Öffentlichen Meinung, d. h. der Erziehung der Bürger zur politiihen Mündigkeit, ohne 
welche von der Herrſchaft eines Geſammtwillens, aljo von vernünftiger Beſchräukung ver Des: 
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potie, gar feine Rede fein fann, und indbejondere die Nepräjentivverfajlung eine leere Form ober 
gar eine unheilvolle Täuſchung iſt; und endlich bedarf der Staat für jich jelbft, d. h. für feinen 
eigenen Dienft, ſodann für die Intereflen ver Nationalökonomie amd für die vielen Bebürfnifte 
des Volks, deren Befriedigung Kunft und Wilfenfchaft vorausſetzt, einer entiprehenden Zahl 
von höher Gebilveten, mithin auch der Anftalten und Pflanzſchulen zu deren Heranziehung. 

Dieſen Aniprüchen ver Staatögewalt auf das Recht der Leitung oder Anorbnung der Volks— 
erziehung fteht jedoch entgegen die doppelte Betrachtung, einmal, daß die Bildung, mwenigftens 
die höhere Bildung , keineswegs durch Befehl over Zmang hervorgebracht werden, ſondern mır 
die Frucht der felbfteigenen freien Entwickelung fein fann; und dann, daß folde Freiheit der 
Selbftbilvdung, wie überhaupt die perfönliche Freiheit, wovon fie einen hochwichtigen Theil auf- 
macht, ganz eigens dem Schuß ded Staatd aneınpfohlen, d. b. für jeden Einzelnen zum Haupt: 
zweck des Eintritts in den bürgerlichen Verein gehörig, mithin einem blos ſeeundären Zweck oder 
gar nur einem bloßen Mittel nimals aufzuopfern ift. Wie läßt ſich nun zwifchen fo widerftrei 
tenden Anfprücen, einerjeitd der Staatdgewalt oder der Geſammtheit und andererfeitö der Ein- 
zelnen (oder auch Familien, Geſellſchaften, Gemeinden u. f. w.), die dad Recht und die Klugbeit 
befriedigende Grenze oder Scheidungslinie ziehen ? 

Soviel ift £lar: folange der Staat nicht durch Befehl oder Nöthigung die von ihm gemünichte 
Volksbildung hervorruft, jondern blos durch zwangloſe Ermunterung, Unterſtützung, Darbie: 
tung von Hülfsmitteln und Errihtung von Lehranſtalten, Tann von Verlegung der Freibeit over 
des Rechts feine Rede jein, ſondern blos von einem nad) dem Maß der Güte oder Zweckmäßig— 
feit jener Beförderungsmittel mehr oder weniger wohlthätigen, auch infofern wirklich in der 
Pflicht der Staatshäupter, d. h. in der ihnen durch den Staatövertrag gefegten Aufgabe gelege: 
nen Wirken. Aber auch dagegen wird fein Vernünftiger etwas einwenden, daß der Staat von 
allen Altern oder Bormündern verlange (und foldes Verlangen nöthigenfalld dur geeignet: 
Zwangsmittel geltend mache), daß fie ihren Kindern oder Pflegebefoblenen denjenigen Grad dei 
Unterrichts, jei ed in Öffentlichen, jei es in Privatichulen, ſei ed (auf eine erweislich befriedi- 
gende Weiſe, im Haufe angedeihen lajfen, welcher, je nad) der allgemeinen Bildungsftufe eines 
Volks, für nothwendig erfannt werden muß, um die heranwachſenden Bürger einerfeits in den 
Stand zu jegen, ihr eigenes Glück zu gründen, und andererjeits für die Gelellihaft unſchädlich 
oder ungefährlic zu mahen. Hierdurch ſchärft ver Staat den Familienhäuptern blog eine den- 
felben jhon natürlich obliegende doppelte — nämlich gegen die Kinder und gegen die Geſellſchaft 
gehende — Rechtspflicht ein, handelt alſo feiner oberften Beftimmung, Schüger alles Rechts zu 
jein, vollfommen gemäß und verlegt nicht nur die Perjönlichfeit feiner Bürger nicht, ſondern 
ſchirmt diefelbe. Ebenſo wird es mol angehen und wirffam fürs Gute fein, wenn der Staat zur 
Bedingung des Bollgenuffes aller bürgerlichen und zumal politifchen Rechte ven Beiig fo vieler 
intellectueller, moralifcher und tehnifcher Bildung fege, als abermals je nach den hier oder dort 
obwaltenden gejellihaftlihen Berhältnifien zur Kenntniß und Ausübung der allgemeinen bür- 
gerlihen Rechte und Pflichten vernünftigerweife für nöthig erachtet werden fann. Daß jodenn 
no für dad Anerfenntniß der Befähigung zu beitimmten bürgerlichen Beihäftigungs- oder 
Wirkungskreiſen, al& zu Ausübung gewilfer (im öffentlichen Intereffe ſolche VBorfiht in Anfonut 
nehmender) Gewerbe, Künjte und Wiſſenſchaften, zu den verſchiedenen Gattungen des Staats 
diente, zum Lehramt u. ſ. w., die jolhen — übrigens nur frei zu übernehmenden — Wir: 
mungen entiprehende befondere oder höhere Bildung zur Sicherftellung der Gefellſchaft gefeden 
werben könne und müſſe, verfteht fich von felbft. 

In Gemäßbeit dieler Betrachtungen bat alfo der Staat: 

I) das Recht (und die Pflicht) dafür zu forgen, daß in allen Theilen feines Gebiets eine dem 
Bedürfniß der Bevölkerung nach beiden Geſchlechtern entſprechende Anzahl von niedern Schulen 
für den erjten oder Elementarunterricht, d. h. für die allen Bürgern ohne Unterſchied nothwendige 
odermwohlthätige Grundlage der Berftanded: und Herzensbildung, ſodann aud von den theils 
der Weiterführung dieſes Unterrichts, theild der Belehrung über ftaatd- und gemeinvdebürgerlice 
Rechte und Pflichten gewidmeten höhern Bürgerjchulen errichtet, mit tüchtigen Lehrern beiekt 
und in jortwährend fruchtbringender Wirkfamfeit erhalten werde. Billig wird, was die Errid- 
tung und Unterhaltung der Schulen betrifft, ven Gemeinden, deren unmittelbarem Bedürfniß Hr 
dienen, die Beftreitung der Unkoſten oder wenigitend ein angemeffener Präcipualbeitrag dazu, 
injoweit ſie e8 vermögen oder injoweit nicht Privatftiftungen, zu deren Errichtung man in 
alle Wege ermuntern ſoll, vorhanden find, zugemwiefen. Dem Staat alſo oder ver großen Ge 
fanımtheit bleibt hiernach blos die ſubſidiariſche Verpflichtung dazu, jedenfall® aber das Recht 
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der Oberaufſicht und der den Grundjägen einer geläuterten Bädagogif und der erfennbaren 
Richtung ded vernünftigen Geſammtwillens gemäßen Regulirung der Schulen. (S. den Art. 
Schulen.) 

2) Das Recht (und die Pflicht) der Sorge für religiöfe Bildung, als die für alle Menſchen 
wohlthätigfte und für weitaus die meilten ganz unentbehrlihe Grundlage und Gewährlei: 
fung der Sittlihfeit; daher aljo das Recht eine Kirchenanftalt zu gründen, wofern eine-foldhe 
nicht jhon ohne den Staat ind Leben getreten wäre, oder deren Gründung zu begünftigen, zu 
unterflügen und ſodann das Gedeihen der begründeten zu befördern durch Schirm und Pflege. 
Bon den einer tiefgehenden Unterfuhung bevürftigen Verhältniſſen des Staats zur Kirche (oder 
zu den mehren in feinem Schoofe vorhandenen Kirchen) reden wir umftändlicher in dem Art. 
Kirchenrecht; Hier beihränfen wir und darauf, für den Staat das Recht in Anſpruch zu neh— 
men, von jedem feiner Angehörigen, gleichfalls als Bedingung des Vollgenuſſes der ſtaatsbürger— 
lihen Redte, dad Befenntniß einer der von ihm anerfannten Religionen (er joll aber alle aner: 
fennen, die nicht feinen rechtlichen Zwedfen oder dem wahren Gemeinwohl ſich feindlich enrgegen- 
ſtellend oder zur Beförderung der Sittlichkeit ungeeignet find) zu verlangen und alle Altern und 
Bormünder dazu anzubalten, ihre Kinder oder Pflegebefohlenen in einer jener Religionen ord: 
nungsmäßig unterrichten zu faffen. 

3) Das Recht (und die Pflicht), neben den allgemeinen und niedern Xehranftalten auchdie 
für die befondern und für die höhern Zweige des Unterrichts nöthigen zu gründen oder die bereits 
begründeten jorgjam im Flor zu erhalten. Hierher gehören einerſeits die gemeinbürgerlichen 
oder tehnifchen und andererſeits die eigentlich gelehrten Schulen, dort wie hier in mehrfacher Ab: 
Rufung, als dort jogenannte Realfhulen, dann bejondere oder allgemeine, niedere oder höhere 
Gewerbſchulen und endlich polytechniſche Schulen, hier aber Bädagogien, Gymnaſien, Lyceen und 
Univerjitäten, und über allen jtehend die nicht fowol dem Unterricht ald ver Fortführung der Kunft 
und Wilfenfhaft gewidmeten Akademien. Auch die dem Fünftlichen Unterricht ver von der Natur 
ftiefmütterlih behandelten Unglücklichen zu widmenden befondern Inflitute, ald jene für die Blin- 
den oder für die Taubftummen u. j. w. gehören hierher. 

4) Das Recht (und die Pflicht), noch außer ven angeführten Hauptanftalten für Volfsbil- 
bung, alle weitern, mit dem perfönlichen Freiheitsrecht aller Einzelnen und mit dem vernünftigen 
Sejammtwillen vereinbarlihen Beförderungsmittel der phyſiſchen, intellectuellen, moraliſchen 
und techniſchen Cultur in Ausübung zu ſetzen und alle ſolchem edeln Ziele ſich entgegenſtellenden 
Hinderniſſe aus dem Wege zu räumen. 

Dieſe die gerechten Anſprüche der Staatsgewalt völlig befriedigenden Befugniſſe genügen 
jedoch häufig den Machthabern nicht. Ihre Aufgabe, die Volksbildung zu befördern, deuten ſie 
dahin, daß ihnen zuſtehe, das Volk ganz eigentlich zu erziehen, d. h. deſſen Bildung nach ihren 
(nämlich der Herrſcher, die ſich gern zugleich als Väter oder Vormünder betrachten) — ſei es 
wohlwollenden, ſei es ſelbſtſüchtigen, ſei es objectiven, ſei es ſubjectiven — Zwecken, Anſichten 
oder Intereſſen die Richtung und den Charakter vorzuſchreiben, Gattung und Umfang der Kennt— 
niffe, deren das Volk im Ganzen oder nad) Elaffen theilhaftig werden jolle over dürfe, zu beſtim— 
men, Geift und Gemüth, Lebens und Sinnesweife der nachwachſenden Geſchlechter in die von 
oben gebotene Form zu drüden und Alles, was davon abweichen oder nicht hinein ſich ſchmiegen 
will, als unnüges Glied oder ſchädlichen Auswuchs wegzuihneiden. Dies Alles ſoll geicheben, 
un fi dadurch ver Lenkſamkeit und vollen Unterwürfigkeit ver fünftigen wie der wirklichen Staats— 
bürger zu verfihern, irgendeine dietatoriich aufgeftellte oder träumerifch angenommene Idee des 
Staatd zu verwirklichen oder einem bereit beftehenden oder auch neu einzuführenden Geſetzge— 
bungs= und Regierungsinfteme Kraft und Dauer zu verleihen. Nicht nur egoiftifche, gewalttbä- 
tige oder verfhmigte Machthaber, ohne Unterjhied ob Einherrſcher oder Vielherrſcher (unter den 
legten zumal die priejterlihen), haben ſolche Grundjäge in alter und neuer Zeit praftifh ausge: 
führt (Alt: Agypten, Indien, China Jahrtaufende hindurch, Paraguay unter ven Jefuiten und 
unter Dr. Franeia find davon eindringliche Beijpiele), fondern auch hochgepriejene, fürd Gute 
begeifterte Öefeggeber, wie zumal Minos und Yykurgus, und gleich berühmte geiftvolle over 
ſchwärmeriſche Philoſophen, Schriftfteller und Staatsredner als Platon in alter, Filangieri und 
Andere in neuerer Zeit, und unter den franzöſiſchen Revolutionsmännern Ducos, Rabaud de 
&t.:Etienne, Yacanal, auch Robeöpierre und Danton mit verfchiedenen Anvdern haben ihnen mehr 
oder weniger gehuldigt. Bei dem Streite jedoch, welcher feitvem bis auf den heutigen Tag über 
Freiheit oder Gezwungenheit, Dffentlichkeit oder Hänslichfeit der Erziehung umd des Unterrichts 
geflihrt ward, hat vielfältige Begrifföverwirrung vorgeherrſcht. Doc mehr und mehr hat in 
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diejev Sphäre, wie falt in allen andern, das Negierungsintereffe, welchen heutzutage Alles die⸗ 
uen joll, ih Bahn gebrochen und namentlich der geniale Despot Napoleon ein unübertrefflihes 
Vorbild aufgeftellt, wie man mittels der Gonferiptiondgejege ein Volk von Solväten, und mit- 
telö einer Faiferlichen Univerſität, eines kailerlihen Katechismus und eines gegen die Brefle ge— 
richteten Terrorismus ein Volk von Knechten erziehen fünne. Zwar feinen Plan zurBollendung 
zu führen war ihm durchs Verhängniß verfagt; aber er hinterließ verführeriſche Lehren, und 
ſchon die Mejtauration hat ihm — freilib auf ihre Weile und abermals zu ihrem eigenen 
Untergang — darin nachgeahmt, daß ſie in ihrem und der Emigration dynaſtiſchen und arifto- 
kratiſchen Intereſſe jih zum Verſuche berechtigt glaubte, ob nicht durch gleichen Preßzwang, fo- 
dann durch jefuitiiche Schulen, durch Mifftonarien und freres ignorantins, eine durch die Schule 
der Revolution gegangene Nation fi wieder zum mittelalterlihen Aberglauben und Sklavenjinn 
zurüdführen laſſe. Abnliche Mittel des Heils für Privilegium und Legitimität ſchlägt Herr 
v. Haller, audy Adam Müller und Görres, und mit ihnen — öffentlich oder heimlich, aufrichtig 
over ſchlau — noch mand anderer Staatsmann und Schwärnter der Neactiondpartei vor, umd 
dieſelbe iſt nicht müßig in wohlberechneter und conjequenter Anwendung derſelben. 

Um jich bier zu verftändigen, thur ed zuvörderſt noth, dasjenige, was ngturgemäß geſchiebt 
von demjenigen zu unterfcheiden, was vernunftrechtlich geſchehen oder nicht geſchehen ſollte. Pas 
jede beſtehende Berfaflung oder Regierung, d. b. daß überall die bei ſolchem Beftand perjönlih 
interefiirte Berfünlichkeit oder Partei verjelben Fortdauer auf alle Weife zu ſichern ſuche, ift jebr 
natürlih und darum überall vorfommend. Daß man daher zu ihrer Beſchirmung oder Befefti- 
gung auch dad mächtige Mistel der Volkserziehung benutze, ift, ſobald die Wirkſamkeit ſolches 
Mittels erkannt wird, nicht minder natürlid. Es wäre aud die Anwendung deſſelben zu billigen, 
wenn alled Beftebende wirfli der Erhaltung werth, oder wenn jede Veränderung des einmal 
da oder dort in Ausübung beſindlichen Staatd- oder Regierungsfoftens wirklich ein Übel wäre. 
Dap aber dem nicht aljo jei, wird jeder Unbefangene anerkennen und daher ein Mittel vermwerfen, 
welches nach Umſtänden ebenjo wirkſam oder noch wirfjamer fürs Böſe ald fürs Gute in Anwen: 
dung gejegt werden Fann, ja welches ſchon nad feiner Natur, jelbit wenn zu guten Zwecken (nad 
der Intention der ed Gebrauchenden) angewendet, den Gharafter der Rechtsverletzung oder Ge: 
fäbhrdung an fi trägt. 

Sreilih wenn die Mactbaber, welche die Volkserziehung nad ihren Anfichten zu leuten oder 
zu beftimmen fi berufen und beredtigt glauben, indgejammt weile oder irrthumsfrei und tu— 
gendhaft, d. h. Recht und Gemeinwohl höher als ihr eigenes Interefle ihägend wären , jo kann 
man ihnen gefahrlos das Geſchäft folder Erziehung überlafien, und würde aus ihren ſchaffenden 
Händen ein phyſiſch, geiltig und moraliſch fortwährend fich veredelndes Gejchlecht hervorgehen. 
Aber wo und wann find Machthaber diefer Art erihienen? Oper falld etwa bier oder dort ein— 
nal ein Folder mit Macht befleideter tugendhafter Weiter erfchienen wäre oder erſchiene, wo it 
die Bürgihaft dafür, daß er felbit niemals jtraudeln, und noch mehr, daß die Diener oder die 
Erben feiner Macht immerdar in feinem Sinn und Geifte handeln werden ? Wahrlich! die Bolks:, 
d. b. dem Prineip nad die Menſchheitserziehung kann und darf nicht einigen wenigen Gemalti: 
gen anvertraut werden. Das allgemeine Geſetz der menſchlichen, nad jelbftändiger Entwidelung 
itrebenden Natur, aljo nur allein Wahrheit, Recht und Freiheit jollen bier ven Stab führen, und 
nicht der — in der Regel egoiſtiſche — Wille einiger Ginzelner oder Kaften. 

Nach dem Princip der von Staat und für den Staat, d. b. von den Staatshäuptern und 
für diejelben zu lenfenden oder zu bejtinnmenvden Erziehung mag ein Bolf für Jahrhunderte, ja 
für Jahrtauſende zur Robeit oder zur Stupivität, zum Aberglauben, zum Knechtsſinn, zum 
Geiſtesſchlummer und zur moraliſchen Entwürdigung verdammt werden. Alles dies nänılich if 
gut für die Erhaltung der einmal beftebenden Verfaflung und Herrſchaft. Selbſt Montesquieu 
jagt, das Princip der Erziehung in deöpotifchen Staaten müfle oder jolle fein das des Schreckens, 
in Monarchien das der Ehre, und nur in Nepublifen das der Tugend. Zehnfach Webe biernab 
dem Volke, über deſſen Nacken einmaldas Joch eines Despoten gelegt warb! Es wird es tragen 
müſſen und follen bie zum Ende aller Dinge! 

Aber jelbft in wabrbaft republifanifchen, d. h. demokratiſchen Staaten, wiewol bier von Ber 
fälſchung oder Verderbniß der Erziebung zum Frommen egeiftifcher (dynaſtiſcher, ariftofratifcher 
oder priefterliber u. ſ. w.) Intereſſen die Rede nicht wohl jein kann, wird durch das Princip der 
nach dem Interejje der einmal beftebenoen Verfallung zwangsweis zu regelnden Erziehung das 
Berfönlihteits: oder Selbſtändigkeitsrecht des einzelnen Bürgers — des Familienhauptes ſowol 
ald des Sohnes — gefränft, und werben die Staatdangebörigen, d. h. die um ifred eigenem 
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Wohles oder um der erleichterten @rfirebung ihrer eigenen Zwecke willen der Geſellſchaft Beige: 
trerenen als Werkzeuge oder bloße Mittel zur Herftellung oder Grhalrung einer Staatsordnung 
misbraucht, diefe Stautdordnung alfo, mit völliger Umkehr der Begriffe, aus einen Mittel, was 
fie vernunftmäßig allein it, zum Zwed erhoben und der eigentliche und wahre Zweck (nämlich 
die Sewährleiftung der perfönlichen Freiheit, alfv der freien Selbftbilvung Aller), welchem ſie 
nur dienen foll, ihr, den bloßen Mittel, aufgevpfert. Sparta, unter Lykurg's unnatürlicher Ge: 
feggebung, ift davon ein auffallendes Beifpiel geworden, und ‘Blato’8 Traum, hätte jemals feine 
Berwirflihung flattgefunden, wäre ed in noch höherm Grade geweien. 

Indeſſen erfcheint doch ein ner Erhaltung einer wahren Republik gebradıtes Opfer eines 
Theiles der perjönlicden Selbftändigfeit, injofern ed nämlich — was der Begriff folder Repu— 
blik fodert — wirklich einer von Allen gewollten und Allen gleich zuträglihen Born und aud 
von Allen gleihmäßig gebradyt wird, nicht ald unbedingt ungerecht; außer infofern, daß bier Die 
Zuftimmung Aller meift nur eine Dichtung fein oder auch etwa auf Irrtbum (oder Schwär— 
nierei) beruben wird und jedenfalls jeder einzelne Diſſentirende dabei einen wirktich ungerechten, 
weil nämlich jenfeit der durch den Staatszweck gejegten ‚Grenze der rechtlichen Verbindlich— 
feit eined Geſammtwillens liegenden Zwang erduldet. Doc unendlich größer und fchreiender 
ift dad Unrecht, wenn es, unflatt wenigitens im vermeinten Intereffe ver Gejammtbeit, nur in 
jenem einer Claſſe over Kafte over Familie, überhaupt nur im einfeitigen Intereſſe der regie- 
renden oder bevorrecdhteten Perjönlichkeiten gegen die übrige Volksmaſſe verübt mird. Und 
ein ſolches ift aud in der Negel ver Ball, wo inımer Zwangserziehung oder bictirte Bildungs— 
richtung oder Stufe vorkommt. In der Republik ift eine wirklich verlegende oder den Werth des 
dadurd für die Geſammtheit zu erringenden Gutes überſchreitende Freibeitsbefchränfung natür- 
li und daher ausnahmsweiſe erfheinend. Vielmehr liebt man allda die Beförderung freier Reg= 
ſamkeit aller Kräfte, die Entwidelung aller Anlagen und daher die vom Staat wol begünftigte 
nicht aber gehemmte und nicht mehr als durchaus nöthig controlirte Selbftbildung aller Bürger. 
In der Republik, alfo auch in der conftitutionellen Monarchie, wenn fie eine Wahrheit it, läßt 
ſich — adgejehen zumal von äußern Berhältniffen — gar fein Intereſſe denfen, welches die Nie: 
verhaltung der Volksbildung oder irgendeine einjeitige Richtung derfelben, aljo zumal das Ver: 
jchleiern irgendeiner Wahrheit, die Erftikung irgendeiner intellectuellen oder moraliſchen Kraft- 
geböte oder räthlich machte. Nichts ift ihr erwünſchter und ihrem Gedeihen frommender ald 
Wahrheit, Licht, alljeitige Kraftentwidelung und frei voranjchreitende Bildung, und fie hat 
von einzelnen Irrthümern, Thorbeiten, regelwidrigen Auswüchſen, die da wo Freiheit herricht 
natürlich mitunter erjheinen, durchaus nichtö zu fürchten, weil Bernunft und Recht, worauf fie 
ruht, durch ihre eigene Macht und durch die Überzahl ihrer geborenen Freunde leicht den Sieg 
über irgendein tbörichtes oder verbrecheriiches Entgegenftreben erringen. 

Dagegen ift in der Despotie und in der Arijtofratie, ohne Unterſchied ob weltlih oder geift. 
lich, wenn auch bei der legtern in noch höbern Grade, ſtets ein ven Regierenden oder Bevor: 
rechteten ausjchliepend eigene, jenem der übrigen Glaffen oder der Volksmaſſe widerſtreitendes 
Interejle vorhanden, zu deſſen Wahrung nöthig ift die Kenntniß Deſſen, was Recht und Gemein— 
wohl fodert, nicht aufkommen zu lafien und die an phyſiſcher Kraft überlegene Mehrzahl durch 
Unterjochung des Geiftes und Gemüths in Folgſamkeit zu erhalten. Diejes ift die Quelle der 
Lehre, welde gegen die Bolfsaufflärung als etwas Ververbliches eifert ind die Gläubigfeit für 
alles von der Autorität Verfündete, und den gedanfenloien Gehorjun gegen alles von oben 
Kommende ald Die Summe der Bürgertugend, ald den Zweck aller Bolfsbildung, ald die Bürg— 
ſchaft ver öffentlihen Ordnung und Ruhe anpreiit. Von diefem Geifte eingegeben find, neben 
jo vielen Geſetzgebungen und Regierungsmaßregeln Europas, auch die im den nordamerikaniſchen 
jogenannten Freiſtaaten rückſichtlich der alldort befindlichen Sklaven noch heute in Kraft beſtehen— 
den. Nach einem Gejege in Südcarolina von 1800 wird jeder Sklave, der in einer Gefellichaft 
angetroffen wird, die irgendeinen Unterricht zum Zwecke bat, mit 20 Veitihenbieben beitraft. 
In Norvcarolina und jo auch in Südcarofina, Georgien und Louiſiana wird einen Sflaven Le— 
jen oder Schreiben lehren oder ihm Bücher oder Hefte verfaufen over ſchenken an dem Sflaven 
mit 59 Beitichenbieben, an dem Weißen mit 5000 Dollars beftraft, Alles aus dem Orunde, weil 
dies die Sklaven unzufrieden made und zum Aufftand treibe. In Georgien fann fogar ein 
Bater verurtheitt werden, weil er fein eigenes Kind unterrichtet hat. (S. „Allgemeine Zeitung“, 
1855, Nr. 557.) Wahrlih! wer die Volfsaufflärung ſcheut oder zu hindern ſucht, der thut 
nur einen empörend ariftokratifchen Geift Fund (denn für die höhern Claſſen der Geſellſchaft 
werden die Brobibitivgeiege gegen das Licht in ver Regel nicht. gegeben , jondern eö ſollen nur 
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die Gemeinen, wie von den Vortheilen des ſtaatsbürgerlichen Vereins, jo aud) von den allgemei: 
nen menſchlichen Gittern ausgejhloffen, oder dod in deren Erwerbung zu Gunften ver Borneb- 
men beſchränkt fein); fondern er gefteht auch ein, daß Das, was er erftrebt oder begünftigt, nichte 
Gutes jei, weil es das Licht nicht erträgt und nur unter dem Schirm der Unwiſſenheit oder des 
Aberglaubens oder des künſtlich eingeprägten Knechtöſinns jein Daſein friften kann. 

Wir fegen, ein conjtitutioneller Staat, deffen Negierung die dem GejanmttwoHl und Ge: 
fanımtrecht des Volkes huldigenden Principien deffelben aufrichtig befolgt, oder ſelbſt eine abſo— 
Iute Regierung, deren von der Perfönlichkeit ver wirklichen Negenten ausgehender Geift zeitlid 
ein denſelben Principien befreundeter oder auch nur aus ftaatöwirthihaftlihen Gründen oder 
aus edler Ruhmgierde rin der echten Volfsbildung zugewandter, Licht, Wahrheit, Bortfchrit 
liebender märe (mie etwa die Öfterreihiiche und die preußiiche Regierung unter Joſeph II. und 
Friedrich II., ja in gewiffem Maße felbft die ruſſiſche unter Katharina Il.), wir jegen, fagen mir, 
eine ſolche Regierung habe getban und tbue, mas nad) den oben ausgeführten Grundfägen ihr 
für die Volkserziehung zu thun obliegt, fie habe für Errichten von Schulen aller Art, theils anf 
Unkoſten der Gemeinden, theild auf jene des Staats für Pflanzfchulen tüchtiger Lehrer, für gute 
Lehrplane und, wofern nöthig, auch Yehrbücher, für das barmonifhe Zufanmenwirfen und In: 
einandergreifen der verſchiedenen Lebranftalten, für weife, der mit Vernunft anzufpredenden 
Lehrfreiheit der geprüften Lehrer unnachtheilige Oberaufſicht geforgt: wird jie nun den alio von 
ihr (unmittelbar oder mittelbar) veranftalteten, auch geleiteten oder wenigitens beauffichügten 
und controlirten Unterricht für den einzig zuläfjigen erflären dürfen oder jollen? Oper wird ie 
neben ihren eigenen öffentlichen Anftalten auch noch die freie Goncurrenz derjenigen dulden müſſen 
welche etwa von Privaten oder Gorporationen oder Sekten möchten errichtet werden ? Wird fu 
namentlich joldhen Privat: oder Gorporationsanftalten und Lehrern aud das Recht des öffentlichen 
(d. 6. nicht auf Einzelne oder Venfionärs beichranften, jondern Allen offen ſtehenden) Unterridt 
gewähren müflen ? — 

Noch tönt in unjerm Ohr der Streit wider, der über die verhängnifvolle Frage von der 
„Freiheit des öffentlichen Unterrichts” theils in Frankreich unter ver Reftaurationsberrichaft, theild 
in Belgien unter der oraniihen Verwaltung leidenfhaftlich und lärmend geführt ward. Mir 
fragen: ift eine gemäß einer rechtäfräftig beitebenden und der Zuftimmung ver intelligenten 
Mehrheit des Volkes ſich erfreuenden Gonftitution waltende Regierung ſchuldig, einer ihr und 
der beftehenden Staatäverfaflung offenbar feindjeligen Bartei den Jugendunterricht, ſonach das 
Hauptmittel der Bolksbildung, in Händen zu laffen, ſoweit e8 folder ‘Bartei gelingt, dur Eifer 
Lit, Zudringlichkeit, ja jelbit Nötbigung manderlei Art, oder gar durd den Anſpruch auf em 
ihr zuſtehendes ausſchließendes Recht, jih Zöglinge zu verfchaffen? Gefegt, es würden auf 
einer Seite jafobinifche oder revolutionäre Hörſäle geöffnet und auf der andern Schulen ves fin: 
ſtern Aberglaubeng, des Religionshaſſes, der geiftesbeihränften Frömmelei und der Feindſchaft 
gegen die bürgerliche Gewalt: foll ver Staat oder die Regierung dabei rubig zufeben, mie ihnen 
dergeftalt ein Geſchlecht von Feinden herangezogen und die Ausjaat des Guten zerftört wir? 
Fürwahr nein! Und gerade das Interefje der Freiheit iſt es, wodurd wir diefes Mein! begram:- 
den. Die nachwachſende Generation fodert mit Recht vom Stante die Fürforge, daß fie nicht in 
Intereffevon Parteien erzogen und nicht durch die Macht der Ihon in die zarten Gemüthet gepflanz- 
ten Irrehümer, Borurtbeile oder Leidenschaften in der Entwidelung der Naturanlagen gehemmt 
und unfähig gemacht werde, in reifern Jahren jelbftändig, d. b. mit Befonnenbeit und freier 
Überzeugung id eine Bahn und Richtung fürs Leben und Streben auszumäblen. Gegen diejed 
heilige Recht der nachwachſenden Geſchlechter kann das vorgeſchützte Recht des mit großem linredt, 
ja faſt mit Abgeſchmacktheit dem gemeinen Gewerbebetrieb verglihenen Rechts des Unterrichte 
in gar feine Betrachtung fommen. Nur innerhalb der Kinie des Unſchädlichen oder Ungefährli: 
hen fann von ſolchem Unterrichtsrecht ald freiem Gewerbebetrieb die Rede fein, und nur in Be 
zug auf Mündige findet ein unbefchränftes Recht der gegenfeitigen Gedanfenmittheilung ftatt, 
nicht aber in Bezug auf Unmündige, welde gegen Verführung oder Verderbniß zu ſchützen, mo: 
vor ſich zu bewahren fie jelbft nicht vermögen, eine heilige Obliegenheit des Staates if. Auch ift, 
was insbeſondere die zu Erziehern ſich aufdringenden kirchlichen Lehrer betrifft, nicht nur von 
Verführung die Nede, jondern von wirflihem Zmange. Die kirchlichen Gorporationen, alfo zu: 

mal die ji des firhlichen Lehramts in der Regel ausſchließend anmaßende Geiftlihfeit, begnü— 
gen ſich mit freiwilligen Befuchern ihrer Lehranſtalten nicht. Sie nehmen gern (wiediejed nament⸗ 
lic) der Biſchof von Gent in feinem fogenannten Doctrinale gegenüber ver nieverländifchen Re: 
gierung that) das ausſchließende Recht des Öffentlichen Unterrichts förmlich für ih in Anfprud 
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und feßen denjelben gern bei den ſchwachen, der Einfhüchterung zugänglichen Ältern oder Ge: 
meindeobrigfeiten mittels veligiöfer Schreden, ald Verweigerung der Sacramente oder des Sün⸗ 
denerlaſſes u. ſ w. durch. Sn ſolchen Fällen wird doch mol dem Staate zuſtehen, die Ältern ge— 
gen den wider jie ausgeübten pſychologiſchen Zwang und die Kinder gegen die daraus für ſie her— 
vorgehende Verführung und Geiſteserdrückung in Schug zu nehnen. Und ebenjo wird er wol 
auch im Intereffe ver Kinder wie in jeinem eigenen verhindern dürfen, daß dieſelben nicht durch 
weltliche Verführer zu Beinden des gemeinen Wejens, welchem je einjt angehören follen, erzogen 
werden. Die öffentlihe Schule alfo ftehe unter Leitung und Aufſicht des Staats, und ohne 
Staatderlaubniß (die jedoch aus triftigen Gründen zu verfagen ift), überhaupt alfo ohne Kennt: 
nißnahme der Regierung von Geift und Richtung, werde feine Öffentlihe Schule von Privaten 
errichtet oder fortgeführt; nur bleibe — unter oben bemerfter Beſchränkung — die häusliche 
Grziehung, vermöge des felbftändigen Rechts der Altern, für fie jelbft und nicht minder für 
die von ihnen beliebig auszuwählenden Hauslehrer oder Erzieher frei. Ebenſo bleibe frei 
der Unterricht in höhern Wiffenfhaften und überhaupt ‚jede fürd Recht unverlegende Gedanz - 
fenmittbeilung oder Geiftesberührung zwifhen Erwachſenen mittels Rede, Schrift und Drud, 
Die legtbemerfte Freiheit zumal, als trefflichites und einzig ſicherndes Vorbeugungs- oder Heil- 
mittel gegen jeden Misbrauch und unrechten Gebrauch der Staatögewalt, jegen wir voraus, 
wenn wir ber Negierung (oder auch der Volfsrepräfentation) die oben bemerkten Rechte ein— 
räumen. 

In den Händen einer in diefem Geifte verfahrenven, die echt conjtitutionelle, überhaupt die 
liberale Richtung verfolgenden Staatögewalt it aud das Recht, die öffentlichen Lehrer (an Ge— 
meindeſchulen etwa auf den Vorſchlag der Gemeinden?) zu ernennen und die Bedingungen für 
die Ausübung irgendeine Lehramts feitzufegen, überhaupt das ganze Geſchäft ver Volksbildung 
zu leiten und-zu regeln, durchaus unbedenklich und wohlthätig. Denn ihr eigenes Interejle hält 
jie auf der gerechten und guten Bahn feit. „ine ſolche Regierung“, jagt Deftutt ve Tracy in 
feinem gedanfenreidhen ‚„‚Commentaire sur l’esprit de lois de Montesquieu‘ (Bud IV), „Fann 
niemals und in feinem Falle die Wahrheit fheuen ; ihr beharrliches Intereffe fodert vielmehr 
die Beſchirmung verjelben. Gegründet auf Natur und Vernunft, bat fie zu Feinden nur den ' 
Irrthum und das Vorurtheil. Die Verbreitung richtiger und gründlicher Kenntniſſe in allen 
Sphären des Wiffens muß ihr nothwendig angelegen fein; ja jie kann nicht fortbeitehen ohne 
diefelbe. Alles Gute und Wahre ift für fie, alles Schlechte gegen fie. Sie hat alfo die Fortſchritte 
der Aufflärung und zumal der Verbreitung verfelben über die ganze Geſellſchaft auf alle Weiſe 
zu befördern. Vorzüglich wichtig ift ihr, die niedern Glaffen vor ven Laſtern der Unwiſſenheit 
und der Noth zu bewahren, jowie die höhern vor jenen des Übermuths und der Verbildung. 
Ihr Streben wird fein, jene und dieſe der Mittelclafje nahe zu bringen, als in welcher naturges 
mäß, nad Stellung und Intereffe, der Geift der Ordnung, des Fleißes, der Gerechtigkeit, der 
Vernunft und Mäpigung herrſcht. “ 

Dagegen wird freilih, wie derjelbe Schriftfteller ausführt, eine despotiſche, überhaupt 
eine des feſten Rechtsbodens ermangelnde oder ein dem Geſammtintereſſe entgegengeſetztes Ziel 
verfolgende, Regierung, ohne Unterſchied ob einherriſch oder vielherriſch, die Volksbildung 
nach ihren egoiſtiſchen Zwecken zu modeln ſuchen. Sie wird vor allem die Maxime des leiden— 
den Gehorſams, die blinde Verehrung für alles Beſtehende einſchärfen, Scheu vor jeder Erneue— 
rung und Grübelei einflößen und zumal von der Erforſchung der Grundſätze zurückſchrecken. Sie 
wird ſich zu ſolchem Zweck allernächſt der religiöſen Ideen bedienen, welche Geiſt und Gemüth 
ihon von ver Wiege an einnehmen und unvergängliche Eindrücke zurücklaſſen. Doch wird fie 
zuvor die Vriefterfchaft ſich dienſtbar machen müſſen, weil fonjt verjelben Macht ſich gegen ſie 
ſelbſt einſt richten köͤnnte. Unter den verſchiedenen Religionen aber wird ſie ihre vorzůglichſte 
Gunſt derjenigen zuwenden, welche am meiſten den Verſtand unter dem Glauben gefangen hält, 
am ſtrengſten jede Prüfung unterſagt, am unbedingteſten den Entſcheidungen der Obern unter— 
wirft und die meiſten Dogmen und Myſterien enthält. Sie wird ſodann den übrigen Unterricht 
bei den untern Claſſen der Geſellſchaft auf das Allernothwendigſte beſchränken, damit nicht ihr 
geiſtiger Geſichtskreis ſich erweitere und ihnen ſodann die Gebrechen der Staatseinrichtung er— 
kennbar und die eigene Unterdrückung fühlbar werde. Sie wird auch Alles von ihnen entfernt 
halten, was das Gemüth erheben oder eine Selbſtändigkeit des Charakters geben könnte, Zur 
Erde niedergebückt, nur grob ſinnliche Genüſſe begehrend, mit Knechtsgeſinnung erfüllt, willen— 
loſes Werkzeug der Gewalt und in deren Interejfe emſig producirend foll die Maſſe ded Volta 
fein. Auch in den höhern Glaffen aber (in der Ariftofratie blos die herrſchende auögenommen) 
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ericheinen Geiſtesſchwung und Gemüthdadel gefährlich. Nur die ſtaatswirthſchaftlich Bortbeil 
bringenden oder zum unmittelbaren Staatödienft nöthigen und erwa die äußerliche Politur ge: 


benven Künfte und Willenfhaften dürfen hier Beförderung erwarten. Die zum freien Denfen 
anregenben, die dad Verlangen eines beffern Zuftandes erzeugenden, die zur Erkenntniß der un- 
vertilgbaren Rechte führenden müſſen für gefährlich erachtet und nievdergehalten werden, wie Tu. 
gend und edler Muth. Dazu dienen ftrenge Genfur und Büherverbot, Unterdrüdung der Lchr- 


freiheit, Einſchüchterung oder Beftehung der. Lehrer und Schriftfteller, Ausſchließung aller ver. 


Freiheitsgedanken Verdächtiger ſelbſt vom häuslichen Unterricht, Verbot des Studiung im Freien 
Ausland, ja Verbot des Neijens dahin, ſodann im Staatödienft geöffnete Ausjiht auf Anſtel 
- fung und Beförderung für den allen jolhen Richtungen mit Berliffenheit jih Hingebenven, Zu 
rückſetzung, ja Strafe für Jeden, welche bürgerliche Gefinnung verrätb, weiter am Hofe un? 
überall, wohin Hofgunft lodend wirken kann, Auszeihnung, Titel und Orden für den Geſchmei— 
digen, Folgſamen, über der Knechtspflicht aller andern Vergeſſenden, Entfernthaltung und Un: 
gnade für den der rein menſchlichen und ver Bürgerpflicht.fih Erinnernden, endlich auch in den 
Gemeinden und Bezirken Verheifung von induftrieller Begünftigung, von Verleihung nähren 
der oder bereichernder Behörden und Anftalten für die in der Servilität ſich Auszeichnenden, um 
Entziehung längft befeilener oder natürlich dahin gehörender Stellen, überhaupt miniſterielle 
Ungunft in jeder derfelben zugänglichen Sphäre für die einen jelbftändigen Charaktet zei 
genden Municipalautoritäten und Bevölferungen und mandyerlei vemjelben Geift entfliepenve: 
Anderes. 

Montesquieu felbft, deffen Autorität heutzutage jo oft zur Zurechtweiſung der Ultraliberaler 
angerufen wird, macht (im dritten Buche feines Hochgepriejenen Werks), nachdem er dag faft all 
gemeine Berverbniß der Höfe mit den ftärfften Farben gefhildert Hat, die nachſtehende Bemet 
fung: „Or, il est trös mal-aise, que la plupart des principaux d’un 6tat soient malhonnete 
gens, et que les inferieurs soient gens de bien; que ceux-là soient trompeurs et que 
ceux-ei consentent à n’etre que dupes. — Que si dans le peuple il se trouve quelque 
malheureux honnete homme, le cardinal de Richelieu, dans son testament politique, 
insinue qu’un monarque doit se garder, de s'en servir; tant il est vrai, que la vertu n’esi 
pas le ressort de ce gouvernement! 

Die Sorge für Volksbildung in intellectueller , moratifcher und techniſcher Hinſicht, folglid 
zuvörderſt jene für Schule und Kirche, jodann aber auch jede andere Pflege oder jedes ander 
Beförderungsmittel der Volksaufflärung und Sittlichfeit (morunter auch die äfthetifche oder®& 
Ihmadsbildung begriffen werden mag) umfaſſend, gehört, mach ver natürlichften, d. h. auf die 
verfchiedenen Hauptrichtungen der Staatöthätigfeit ſich beziehenden Fintheilung der Vermal 
tungszweige, den Minifterium des Innern oder der Volizei, im weiten Sinn dieſes Wortes, ar. 

Nah unferer Meinung würde es räthlicy fein, zur oberften Leitung des Unterrichtsweſens 
eine, theild aus theoretifh und praftifch gebildeten Schulmännern , theild aus geichäftsfunt: 
gen Staatömännern zufammengefegte Gentralcommifiton ‚zu errichten, diejelbe jedoch tem 
Minifterium des Innern zu unterorbnen, ſodaß ihr zur felbfteigenen Entiheidung nur die min- 
der wichtigen oder blos im Vollzug bereits vorhandener Geſetze beftehenden Dinge überlaffen 
würden, in wichtigern Angelegenheiten aber nur Vorſchläge oder gutachtliche Anträge von ihr 
zu erſtatten wären. Dieſe Commiſſion (mit den ihr unterzuordnenden Provinz, Diftrirtd= und 
Localcommiſſionen oder Beamten) müßte jedoch gefondert fein von jener ded Eultus, ohne Un: 
terſchied, ob man die legte als eine jelbftändige Gentralautorität (wie in Rußland Die „Dirigi- 
rende Heilige Sunode‘‘) conjtituirt oder ald eine bloße Minifterialfection. Es find nämlich einer: 
ſeits die jura circa sacra (und nur von diefen fprechen wir bier, da die jura ecclesiastica, die 
3. B. der proteftentifche Kandesfürft in feiner Kirche ausübt, zur Kirhenverfaffung und nid 
zur Staatöverwaltung gehören) feineswegs auf die Intereffen ver Bolksbildung beſchränkt, fon: 
dern noch mandherlei andere Zwecke verfolgend und zu ihrer zweckmäßigen Ausübung aud ganı 
eigene Studien und Gefchäftsfenntniffe in Anſpruch nehmend, und andererfeits ift, zwar nidı 


unbedingt nothiwendig, doch natürlih und gewöhnlich, daß vorzugsweiſe Geiftlihe mit ihrer 


Berwaltung betraut werden; und beim Unterrichtsweſen joll die Geiftlichfeit durchaus nicht die | 


vorherrſchende oder die entſcheidende Stinnme führen. Denn wohl ift räthlich und gut, Daß den 
Seelforgern (vorausgeſetzt, daß Friede und Freundſchaft zwiſchen Kirche und Staat beftehe) ne: 
ben dem Religionsunterriht in ben Volksschulen au die Aufſicht oder Mitaufjiche über dieſelben 
übertragen, aud) daß in den Schulcommiffionen ein oder der andere dazu perjönlih qualiftcirte 
Geiftlihe berufen werde; aber ein jelbftändiges Recht auf ſolche Berufung oder überbaupt auf 
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Die Beilserjichung (wie die theofratiihe Bartei im reftanrirten Frankreich und mit. bejonderm 
Eifer der geiftreiche Abbe Lamennais, jodann aud der niederländiihe Klerus in Aniprud nah⸗ 
men) hat die Geijtlichfeit nicht ; es ift jelbit abgeſchmackt, ein jolches zu behaupten, und gleich ge: 
fährlich, ald den gefunden Begriffen widerftveitend, ed einzuräumen. ‚ Notted. 

Bil, ſ. Englands Staatöverfaflung. 

Biligkeit (Billigkeitögeriht). — Was ift Billigkeit und ihr Verhältniß zum Recht? 
Was hat fie für Anſpruch auf juriftiiche und politiide Gültigkeit? Schwerlich gibt eö be: 
firittenere Fragen als diefe. Die befondern Abhandlungen und Schriften über diejen Gegen: 
ftand (jo die Abhandlung von Hugo Örotius „De aequitate” und die von Klein in den „An 
nalen der Gejege u. ſ. w.“, 1,575 fg., fowie das zwei Bände ftarfe Werk von 8. H. Jordan: 

„Über die Billigfeit bei Gntjheidung der Rechtsfälle“, Göttingen 1804) dienen faft nur 
dazu, die große Begriffsverwirrung über diefen Gegenftand, über melde ſchon Hugo („Na— 
turrecht”‘, $. 74) Elagte,. lebhaft zu veranſchaulichen. 

Um nun dieje Begriffdvennwirrung zu bejeitigen, muß man verichiedene Gatturigen der Be- 
griffe von der Billigfeit unterfcheiven. 

o I. Die erfte Hauptgattung enthält die Begriffe, welche die Billigkeit gar nicht in Beziehung 
auf Recht und Politik, jondern nur als eine rein moralifche Tugend beftimmen wollen. Dieie 
Tugend aber, jo ihön jie ift, müflen wir lediglich dem Gewiſſen und ihre Betrachtung dem 
Moraliſten überlaffen. Recht und Staat.erhalten durch ihre objective Geftaltung ein von der 
Moral verſchiedenes, jelbftändiges Leben (ſ. oben I, S. XLI). Eine bios moraliſche Billigfeit 
alſo hat ald ſolche Feine Rechtsgültigkeit. So z. B. mag ed moraliſch biflig fein, daß der Reihe 
dem Armen oder jeinen frühern Wohlthäter eine rechtliche ——— erläßt. Das Recht 
kann dieſes nicht erzwingen. 

II. Die zweite Hauptgattung umfaßt diejenigen Begriffe, welche die Billigfeit als etwas 
juriſtiſch und politiſch Gültiges und Wirkſames bezeichnen. Dieſe Begriffe nun ſind einestheils: 

1) ſolche, welche nur eine uneigentliche, ſeinber⸗ Billigkeit beftimmen, indem ſie nur 
wahres Recht, verſchiedene Seiten oder Beſtandtheile deſſelben mit Billigkeit verwechſeln, oder 
unvichtig mit deren Namen Billigfeit belegen. Viele Gelehrte verwechſeln ſchon in ihren Defini- 
tionen die Billigkeit mit den natürlichen Recht. So unter ven Neuern Sellfeld. ?) Andere, wie 
Hugo Grotius?) und Huber ?), verftehen unter Billigfeit die Grundfäge des pojitiven Nec':s, 
im Gegenfag gegen deſſen buchſtäblichen, einfeitigen Ausdruck. Sie bezeichnen aljo die richtige, 
echt juriftiich überall nothiwendige Auslegung der Gejege nad) ihrem Grunde und nad) der Ab: 
ſicht des Gejeggebers, die fogenannte logiihe Auslegung (T. Auslegung). Wieder Andere ver: 
ftehen darunter, jo wie Jordan (S. 49), die Erwägung und Berückſichtigung der befondern 
Verhältniſſe bei ver Anwendung der Geſetze. Arch vieje ift juriftiih überall nöthig, und die 
Berüdjichtigung diefer VBerhältniffe, ſoweit jie überhaupt dem Richter rechtlich erlaubt ift, ift 
wabre Gerechtigkeit. Andere ferner verwechſeln Billigfeit mit einzelnen. befondern naturredt: 
lichen oder pofitiven Rechtsgrundſätzen, namentlich fo wie Kreß *), mit dem Rechtsgrundſatz der 
Gleichheit, und zwar bald mit der materiellen oder verhältnigmäßigen Gleichheit, wonach z. B. 
die Mitglieder einer Geſellſchaft bei gleichen Laſten auch gleichen Gewinn anzuſprechen haben, 
bald mit der blos formalen Gleichheit oder der fogenannten Gleichheit vor dem Gejeg, dag näm: 
lich alle nach gleihen Rechtsgrundſätzen einen gleihen Schug ihrer wirklichen Rechte erhalten. ?) 

Mit diejer ganzen erften Unterart der zweiten Gattung der Begriffe von Villigfeit, beſchäf⸗ 
tigen wir uns ebenfalls nicht weiter. Um bloße Namen oder Worte wollen wir hier nicht ſtrei— 
ten. Alle dieſe verſchiedenen Rechtötheile ſelbſt aber Haben ihre unbeſtreitbare praktiſche juriſti— 
ſche Gültigkeit und Anwendbarkeit, welche von einem Jeden insbeſondere an ſeinem Orte näher 
zu beſtimmen iſt. 

2) Es ſtellen aber auch andere Gelehrte Begriffe von Billigkeit auf, durch welche ſie die— 
ſelbe als etwas vom Recht Verſchiedenes, jedoch ſich auf daſſelbe Beziehendes beſtimmen wollen. 
Es kommt alſo nun Alles darauf an, ob es wirklich noch einen Begriff einer von bloßer Moral 


1) Jurisprud. forens.‘‘, 1, I, S. 26. ®ergl. Aristotel. Eth., ı, 10, V, 10. 

2) „De aequitäate‘, I, $$. 3, 11, 14. 

3) Digress. Justin., 1, 5, 6 3. 

4) „Dissert. de aequitat.‘ (Helmftebt), I, 118. 

5) So nach Eicero „De Orat.”, I, 34, mit der aequalitatis conservatio in rebus causisque ci- 
vium; ober nadı II. Feudor. >4, mit der aequitas, quae in paribus causis paria jura desiderat, 
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und vom Recht verſchiedenen, aber auf das Recht ſich beziehenden Billigkeit gibt? Und ob und 
welche juriftiiche Gültigkeit diefer Billigfeit in den verſchiedenen Rechtsgebieten zugeſchrieben 
werben darf? 

Es bildet ſich nun allerdings ein Begriff von Billigkeit, und zwar ein doppelter, durch die 
Unvollkommenheit alles menſchlichen Rechts und aller menfhlihen Rechtseinrichtungen. Ihre 
Berbeflerung nämlich erjcheint im Allgemeinen als Billigkeit. Dieje VBerbeflerung kann nun 
entweder A) eine verhtliche oder verfaſſungsmäßige juriftifh gültige fein; oder fie ift B) eine 
durch die Rechtsverfaſſung nicht begründete juriftiih ungültige. 

Zu A. Das Net entjteht zwar aus einer ſittlichen Idee, aber nur erft dadurch, daß dieſe in 
äußern Anerfennungen und Geftaltungen, poſitiven Gejegen, Gerichten, Rechtsgewohnheiten, 
Dbjectivität, allgemeine äußere Erfenn= und Beweisbarfeit und Gültigkeit, alfo eine äußere 
leibliche Geftalt erhält (ſ. oben I, S. XLifg.). So bilden ſich zuerit feine anerkannten höchſten 
Rechtsgrundſätze, dann die logifch aus derfelben abgeleiteten und pojitiv ausgedrückten Folge— 
rungen, die befondern Rechtsſätze und Nechtsinftitute. Es ift nun unvermeidlich, daß Diele 
äußern poſitiven Rechte menſchlich unvollkommen werden. Und zwar werden ſie dieſes nicht 
blos, wie Ariſtoteles zur Begründung der Billigkeit (Eth., V, 16) fagt, durch die Allge- 
meinheit der Geſetze, die fie zumeilen lüdenhaft oder unpaſſend macht, jondern wegen febler: 
bafter menſchlicher Anjihten und Ausdrücke ver Gejepgeber überhaupt. Aber jehr mit Recht 
fodert nun Ariftoteled — und zwar unter denn Namen Billigkeit, — eine ſolche VBerbeflerung 
(Eeravöpdupz tod vöpov), melde aus dem Grundbegriff der ganzen Gerechtigkeit aus einer 
und derfelben Duelle mit den Geſetzen jelbft hervorgeht. Diefelbe muß aljo, wie ja andy de: 
Mortjinn der juriftifchen Billigkeit und der aequitas in deutjher und römiſcher Sprade aus. 
drückt, felbft ein Recht, ja ſelbſt geſetzmäßig fein. Es ift nur ein rechtlich verbeflertes Recht im 
Gegenfag des noch unverbeflerten, des urfprünglichen pofitiven, ein materiellgeredhte& im 
Gegenjag zu dem einjeitigen formellen pojitiven. Hieraus aber ergibt fh für dieſe juri: 
ſtiſche Billigfeit, daß dieſelbe fürs erfte in ihrer Anwendung auf ihre beiondern Fälle logiſch 
rihtig aus der objectiven höchſten Rechtsidee oder aus den objectiven höchſten Rechtsgrund— 
fügen abgeleitetes ob jectiveö Recht bilder, und fürs zweite, dad der diefe Ableitung Vor: 
nehmende oder der die Verbeſſerung Machende als dazu durch den Rechtsorganismus autorifirt, 
daß er verfaſſungsmäßig berechtigtes Organ für diefelbe war. 

Als ſolche verfaffungdmäßigen Organe erſcheinen heutzutage die Gerichtshöfe in Beziehung 
auf die völlig freie Auslegung der Öejege und der Geſchäfte und Verträge, nach deren erweislichem 
wirfliben Sinn und eilt. Hiernach pürfen und follen fie ven mangelhaften Wortſinn verbeilern, 
Die zu engen Worte logiſch ausdehnen, die zu weiten befhränfen und mit Berückſichtigung aller 
Umftände den wahren Sinn anwenden, jomweit niht entgegenftehbender Wille 
der Urheber erwiesen ift (j. I, I). Sie haben aber nicht blos den wahren redlichen 
Einn der Gefeggebung und verlicheber rechtlicher Geſchäfte gegen einen fehlerhaften Buchflaber 
durchzuführen und anzumenden, jondern jie jollen auch allewon Geſetz überfehenen oder nurdun: 
fel entihiedenen Bälle ergänzend nach den höchſten Rechtsgrundſätzen entſcheiden. Diefe ihre Ver— 
befferungen des pofitiven Rechts gehören aljo ſchon an ſich (nad II, 1) zu vem wirklichen Aecht 
Aber nur Bergleihs- over Schiedsgerichte könnten etwa alddann, wenn ihnen die Gefeggebung 
oder die Parteien es geftatteten, ausnahmameife gegen den juriftifch erweißlichen wahren 
Wellen der pojitiven Ge jeße und Geſchäfte nad den juriftiichen naturrechtlidhen over, 
falls es jo beftimmt wäre, ſogar nad ihren individuell pbilofophiihen over moralijcen 
Überzeugungen entfcheiden. Nur die verfaſſungsmäßige Gefeggebung ift dazu berechtigt oder ift 
dazu vechtögültiges Organ, die Fehler des pojitiven Rechts auch gegenden bisherigen ge: 
ſetzgeberiſchen Willen zu ändern, jedod nur den logifhen Folgerungen aus den höchſten 
objectiven Rechtsgrundſätzen entipredend. (S. Art. Auslegung.) Anders aber war dieſes 
mehrfach in frühern Zeiten, wo theil jene obige ausgedehnte freie richterlihe Auslegung nicht 
allgemein anerkannt, theil die pojitive Gefeggebung noch vielmehr formell einfeitig und un: 
sollfommen war, und wo daher befondere Inftitute oder Ginrihtungen zur Verbeflerung und 
Ergänzung der pofitiven Geſetzgebung durch das Recht oder die juriftifche Billigfeit ftatt- 
fanden. So gaben die Nömer den Prätoren und ihren Edicten die auögedebnte Gewalt zur 
Begründung ihrer prätorijchen Aquitas oder ihres prätorifchen Rechts zur Verbefferung dei 
strictum jus eivile oder des mangelhaften flrieten Wortjinns der Geſetze und der ftricten For— 
men und Buchftaben der Verträge und Nechtögeihäfte. So gründeten die Engländer ihre vier 
Gerichtshöfe für die Billigkeit (courts of equity) im Gegenfag der Gerichtshöfet ded gemeinen 
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Rechts (common law). Die alten germanifchen Nationalverfammlungen unter dem Vorfik 
ihrer Fürften bejaßen früher geſetzgebende und richterlihe Gewalt miteinander vereinigt umd 
verbeflerten wol auch richterlich in einzelnen Fällen die ohnehin oft nicht fo formell beftimmten 
pojltiven Gejege. Diejed jcheinen auch mol jpäter die englifhen Könige und dann an ihrer 
Stelle ihr Geheimrath unter dem Präſidium des priefterlihen Lordkanzlers ſich erlaubt zu ha— 
ben, wenn jie bei Appellationen an jie Recht ſprachen. Kein englifcher Gerichtshof aber behielt 
ein Verbeſſerungsrecht des pojitiven Rechts. Als aber jpäter an die Stelle der allgemeinen Volks— 
gerichte die Heinen Schwurgerichte traten und dieſe bei dem Gericht des Lordkanzlers fogar Hin: 
wegfielen, auch dem £öniglihen Geheimrath nad Billigkeit zu richten ſchon unter Richard II. ver: 
boten war, und nun im 15. Jahrhundert das eigentliche Gericht des Lordfanzlerd gebildet wurde, 
jo vehnte jich vaflelbe wegen Geſchäftsüberladung (unter dem Präſidium vom Kanzler, von zwei 
Vicefanzlern und einem master of the rolls) zu den vier Billigfeitögerihtöhöfen aus. Die 
Billigkeitögerichte unterfcheiven jich alfo von denen des gemeinen Rechts nur durch ihre befon- 
dere Organifation und befonderes Proceß- und Bemweidverfahren und namentlich dadurd, daß 
fie feine Schwurgerichte hatten, wodurch jih denn auch bei ihnen die fremden römischen und ka— 
nonijchen Rechte einſchlichen, endlich noch dadurch, daß ihnen eine Reihe von befondern Rechts— 
ſachen zugewieſen wurde. Letzteres gefhah urſprünglich allerdings zu einer VBerbefferung der 
Rechtspflege. So erſchien ed ungerecht, daß ein Kläger fein gutes Recht, wenn audy gute Zeu— 
gen eö bewiefen und dieſes eine fchriftliche Mrfunde beftätigte, dennod darum verlieren follte, 
weil bei den Schwurgerichten der Gerichtshöfe des gemeinen Rechts alle Zeugen unbedingt per— 
ſoͤnlich erſcheinen mußten. Ähnlich wurden ihnen auch neu entſtehende Geſchäfte zugewieſen, für 
welche das bisherige gemeine Recht keine Klage hatte, jo eine Art von Fideicommiſſen (trust), 
ſpäter Schuß des literarifchen Eigenthums und der Grfindungspatente. Die Billigkeitsgerichte 
aber hatten ihrerjeitö in dieſen und ähnlichen Fallen fih an die für fie bindenden pofitiven Ge— 
jege und Präcedenzien zu halten, und entjcheiden alfo, wie ſchon Bladftone, III, 24, ausführ: 
lich nachweiſt, vollftändig nah den Grundfägen wie die Gerichte des gemeinen Rechts und nicht 
nad Billigfeit. Soweit alſo nicht die natürliche Einwirkung der Schteurgerichte zuweilen eine 
freiere richterlihe Entſcheidung begründet, jind die englifhen Gerichtshöfe fogar bei einer 
meniger frei ausgebildeten richterlihen Auslegung noch weniger als unfere deutſchen Gerichte 
in der Lage, das pofitive Recht durch Billigkeit zu verändern. 

Anders war dieſes freilich früher bei den römifchen Prätoren. Hier hatten die Prätoren, 
welde über Nichtrömer richteten, da, mo es ihnen befannt war, nad) dem heimiſchen Recht der 
Fremdlinge zu richten, wo aber dieſes, wie fo oft, nicht der Ball war, nad dem Naturrecht, dem 
jus gentium, d. h. nad) denjenigen allgemeinen Rechtsgrundſätzen, die man bei allen freien ge: 
fitteten Völkern (qui legibus et moribus reguntur) zu finden glaubte. Nad ähnlichen, wenn 
auch zunächſt aus der Grundidee des freien römiſchen Volkes hiſtoriſch-philoſophiſch ent: 
widelten natürliben Rechtsgrundſätzen bildete fih nun aud der Praetor urbanus 
feine aequitas. Und er gebrauchte fie zur Auslegung, Ergänzung und Verbeſſerung des 
unvollftändigen, einfeitig formellen pojitiven römifhen Civilrechts, zu einer freiern Anmen- 
dung deffelben je nach den veränderten Umftänden und zur Umgebung der ftreng formellen (oder 
stricti juris) Verträge und Gejchäfte durch freie, der bona fides, dem Naturrecht, ver aequitas 
entfprechende. 

Überhaupt können die pofitiven Gefepe unmöglich zum voraus alle einzelnen Verhälumiſſe 
und Fälle des menſchlichen Lebens ſo beſtimmen, daß nicht manche poſitive Rechtsregel in ihrer 
Anwendung auf ſolche beſondere Verhältniſſe als der höchſten Rechtsidee ſelbſt widerſprechend 
erſcheinen müßte. Die poſitiven Geſetzgeber ſind ſchwache irrende Menſchen, und das menſchliche 
Leben iſt unerſchöpflich und ſchreitet ſtets vorwärts. Es iſt alſo gerade die allerwichtigſte und 
ſchwierigſte Aufgabe einer guten, verfaſſungsmäßigen Geſetzgebungs- und Juſtizeinrichtung, 
daß durch ſie oder auf verfaſſungsmäßigem Wege ſtets die möglichſte uͤbereinſtimmung der poft: 
tiven Rechtsregeln und der Entſcheidungen der einzelnen Fälle mit dem Naturrecht erhalten und - 
für die den höchſten Rechtsgrundfägen entfprechende fletige Vervollkommnung und Fortbildung 
des pofitiven Rechts geiorgt und Entgegenftehendes ausgeſchieden oder verbeflert werde. So 
entftand 3. B. dad Begnadigungsredit (f. Begnadigung). Es ift dieſes in der That nur eine 
Billigkeit in fehr uneigentlihem Sinne. Es ift dem Weſen nach eine rechtliche und verfaffungs- 
mäßige Verbefferung unvollfommener oder unrechtliher Geſetze. Es ift die wahre Gerechtigkeit. 
Ahnlich find die Milderungs- und Schärfungdgründe und die circonstances attenuantes. Die 
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Soloniſche Verfaſſung ſtrebte, außer dem einzelnen Mittel der Begnadigung, durch vollämäßige 
Geſetzgebung und Gerichtseinrichtung in Verbindung mit der Sorgfalt und Wachſamkeit des 
Areopags, der Thesmotheten und Nomotheten für die fortdauernde Erhaltung der höhern 
Rechtsgrundſätze, für die Harmonie und Gerechtigkeit in der Geſetzgebung, ſowie für eine ge— 
rechte Rechtsſprechung zu wirken. Beſonders vortrefflich aber wirkte nun zu Rom für dieſen Zweck 
und für fortſchreitende Verbeſſerung des alten, oft einſeitigen und harten (ftricten) Civilrechts, 
für eine höhere und reihere Entwidelung der ihm jelbjt zu Grunde liegenden naturrehtlichen 
Grundfäge die ganze Rechtsverfaſſung ver Römer, Dieſes bewirkte gerade die elaſſiſche Aus- 
bildung des Römiſchen Rechts. Dahin wirkte ver höchſte Staatsgerichtshof der Prätoren, melde 
in den vor Beginn ihres einjähtigen Amtes Öffentlidy befannt gemachten Gdicten feſtſetzten, mie 
ie Recht ſprechen wollten, und dabei diejenigen Ausbildungen des pojitiven Rechts aus den 
Edicten ihrer Vorfahren beibebielten oder jelbft neu beftimmten, welde ihnen dur die höchſte 
Idee der Gerechtigkeit, die fortgeihrittene Gultur und die Öffentliche Meinung oder die National: 
überzeugung gefodert [hienen. Sie übten dadurch gewiſſermaßen eine gejeggebende Gewalt aus, 
eine Gewalt, nicht blos die pofitiven Geſetze auszulegen, jondern auch organiſch zu ergänzen 
und zu verbeflern (corrigendi). Aber diefe Gewalt war verfaflungsmäßig begrenzt. Sie follte 
ſtets das lebendige Wort, die lebendige, freie Fortbildung des poſitiven Rechts oder der ibm zu 
Grunde liegenden natürlichen Rechtsgrundſätze fein (viva vox juris civilis).C) Die Prätoren 
durften weder im Allgemeinen die Nehtögrundfäge umändern, nody von ihrem eigenen Grit 
in einzelnen Fällen abweichen. Die freie volksmäßige Verfaſſung, die öffentlichen volksmäßigen 
Gerichte in Griminals und Givilfadhen, in&befondere das große Gericht der Hundertmännet 
(Gentumviralgeriht), die Volfstribunen und die Genforen verhinderten Misbrauch und er: 
bielten Beränderung und Erweiterungen des pejitiden Rechts in Ubereinftimmung mit den an- 
erfannten nationalen Rechtsgrundſätzen und mit der Nationalüberzeugung. Die Volksgerichte 
ſprachen diefe aus und fonnten ihrer Natur nah und gewiflermaßen als Beitandtheile der ge: 
feßgebenden Gewalt venjelben gemäß ebenfalls leichter das pofitive Recht erweitern und ver: 
bejjern ald unfere untergeordneten Beamtengerichte. Dieje fönnen nämlich höchſtens bei zwei: 
deutigem und bei fehlendem Gejeg durch ihre Präjudicien und Obfervanzen nur für jie ſelbſt 
verbindliche Entſcheidungen feftjtellen. Die Tribungn aber fonnten im Namen des Volks durd 
ihr Verbot fehlerhaft jcheinende Anderungen verhüten, die Genforen, ebenfalld controlirt durch 
die Öffentliche Volfsüberzeugung und den nachfolgenden Genjor, Eonnten, ohne geſetzgebende 
Gewalt, für die Zeit ihrer Amtsdauer durch öffentliche ehrende Anerkennung oder beſchämende 
Misbilligung in allen Beziehungen die höchſten Grundfäge des Rechts und der öffentlichen Ehr 
und Moral aufrecht halten. 

Das jpätere Römische Recht hob die eigenthümliche prätorifche Gewalt, das poſitive Red 
zu corrigiren, auf. Auch unfer heutiges deutſches Recht hat durch die freie richterliche Audk- 
gung der Öejege und Rechtögeſchäfte und Verträge, und felbft vurch den grofien Spielraum in de 
ſtrafrechtlichen Beurtheilung, durch die obrigfeitlichen Begnadigungen, ſodann durch die gejegge: 
beriſche Thätigkeit und ihre Vorbereitung in freier Wiſſenſchaft und öffentliher Meinung und 
- durch ihre landſtändiſche Handhabung für die Verbefferungen mangelhafter politiwer Griege 
geforgt. Alle dieſe Verbeiferungen aber jind im wahren Recht, und im Wefentlichen im juri— 
flifchen, im objectiven Naturrecht, begründet. Es jind aljo nur Worte, wenn man jie jurifti= 
Ihe Billigfeit nennen will. 

Zu B. Selbjt bei jo vortreffliher Einrichtung der Rechtsverfaſſung, wie die römische war, 
vollends aber bei einer mangelhaften, wie die unferige, und bei der beften menſchlichen Geſetz— 
gebung und Verfaſſung müſſen mande wirkliche over jcheinbare Mängel und Widerſprüche 
übrig bleiben; hierdurch entfteht nun die Billigkeit im engern, eigentlihen Sinne, als vie nicht 
durch die Verfaffung, jondern nur durch fubjective Meinung anerkannte Verbefferung des 
Rechts. 

Fürs erfte find alle Behörden Menſchen und können in ihrer Anwendung und ſelbſt, ſoweit 
fie ihnen zufteht, in ihrer verfaflungsmäßigen Verbefferung der Gejege fehlen. 

Fürs zweite iſt auch die höchſte Staatögefeggebung jelbft mangelhaft. Aus beiden Grün: 
den wird auch bei der beften Juſtiz- und Gejeggebungsverfaflung doch noch mander Fall vorfom: 
men, in welchen eine verfaffungsmäßige Behörde, ein Prätor, ein einzelner Richter, ein einzel: 
ner Bürger glaubt, die verfaflungsmäßige Beitimmung und Entſcheidung eines Verbältniries 








6) S. L. 7 und 8 de justitia et jure, 
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entipreche nicht ganz der natürlihen Gerechtigkeit, ohne daß doch vie beftehende Rechts— 
verfafjung ihm einen Zwang zur Durchführung feiner Anſicht erlaubte. So bejtimmen ganz 
klare Givilgefege, daß zur Begründung der Nechtsjicherheit unter gegebenen Umftänden ein 
Privatrecht verjährt, oder auch, daß durch beſtimmte Beweismittel eine Ihatjache im Civilproceß 
juriftifch erwiejen fein folle. Wenn nun hier ein Prätor, ein Richter oder ein Bürger glaubt, 
ed entipreche für einen beſtimmten Ball die Verjährung nicht den natürlichen Rechtögrunpjägen, 
der gefeglich vollftändige juriſtiſche Beweis nicht der innern Wahrheit, jo kann, wenn die Juſtiz⸗ 
verfaſſung jelbft durchaus fein Rechtsmittel gegen die pojitive Beftimmung geftattet, der indivi= 
duelle Richter und Bürger für jich dieſe Entſcheidung zwar ald unbillig, die entgegengejegte 
aber als billig betradyten. Es fann auch die Partei, zu deren Privatvortheil fie ſtattfand, aus 
moraliſchem Antrieb auf diefen VBortheil verzichten. In juriftiicher Hinſicht aber gilt dieſe an= 
geblich beffere over billigere Anficht durchaus nicht ald Recht, ſondern lediglich nur als eine jub- 
jective, individuelle Anſicht. Alle verfafungsmäpigen Behörden und Richter, aber aud alle 
andern Menfchen können irren und felbjt Unrecht thun. Uber ed muß doch des Friedens wegen 
eine höchfte und legte Entiheidung im Staate geben. Scheint jie nun aud dem Einzelnen hart 
und ungerecht, jo gilt doch je, nicht aber ihre verfaffungswidrige, angeblich billige Verbeilerung. 
Nur die allgemein anerkannte Geſetzgebung und Juftizverfaflung eines Staats können in dem— 
jelben objectiv oder allgemein erkennbar und allgemein gültig für Alle entiheiven, was im 
Staate juriftiihes Zwangsrecht fein joll. Kurz überall wird menſchliche Unvollkommenheit in 
Beziehung auf die einzelnen Behörden wie in Beziehung auf die höchſte Gejeggebung und Ber: 
faflungsgemalt jelbft übrig hleiben. Auch die legtere wird, ja fie fann nicht alle Widerſprüche 
des Rechts felbit oder nicht alle Widerſprüche der pojitiven Gefege mit dem Naturreht aus— 
gleichen. 

Es können fogar die natürlihen Rechtsbeſtimmungen, weiche aus den von einem Volk ans 
erkannten höchſten Rechtsgrundſatz ſtreng folgeridtig entwidelt find, zumeilen als unvollfom= 
men umd einjeitig, ihre ftreng folgerichtige Anwendung als den höchſten Grundjägen der Moral 
und der wahren Bolitif widerfprechend erfcheinen. Denn die Rechtöbegriffe und Rechtsgrund— 
jäge jind ja noch nicht die höchſte und nicht die ganze fittliche Ivee und Aufgabe der Menſchheit 
und der Staaten, jondern nur ein bejonderer, abgeleiteter, untergeorpneter Theil verjelben. 
Das Recht überhaupt ift nur derjenige Theil der Moralgefege, welche die Gefellihaft als für 
das gemeinjcaftliche Freiheits- und Friedensverhältniß nothwendig anerfannt und durch diefe 
Anerfennung äußerlich allgemein gültig und allgemein erfennbar (oder objectiv) gemacht hat 
(j. oben, S. XLI fg.). Schon diefe Anerkennung felbft kann unvollfommen jein, und jelbit 
der rechtliche Frieden ift jo wenig wie für den Ginzelnen'jein Leben das abjolut Höchſte. Jeden— 
falls find alle Rechtsgrundſätze in ihrer Anmwendurig berechnet auf die menſchlichen Geſellſchafts— 
verbältniffe. Dieje aber find theild menſchlich unvollkommen, theild unerſchöpflich mannichfach 
und immer neu jid) geftaltend, ſodaß das Necht felbit wegen dieſer Unvollkommenheit und wegen 
diejer unerfhöpflihen Mannichfaltigkeit zum Theil nah einem allgemeinen Durchſchnitt all: 
gemeine Regeln aufjtellt, die in Beziehung auf mande Erjdheinungen der allumfallenden 
höchſten ſittlichen Idee nicht ganz entjprehen. So fünnen z.B. die allgemeinen naturrechtlichen 
Eigenthumsgrundfäge in ihrer mit juriftifhem Zwang durdgeführten folgerichtigen Anwen 
dung auf beitimmte Verhältniſſe zuweilen ald hart und unbillig, als ven höchſten fittlihen Auf— 
gaben der Menihheit widerfprehend erjcheinen. Diejed kann der Fall fein, wenn durch jene 
Beitimmungen in einem Staate eine Glafje bejiglofer Armen einer Claſſe von Reichen gegen= 
übergejtellt wird. Selbft die gemöhnliche Gefeggebung kann bier nicht ändern, jondern nur die 
Berfallungsgewalt, der neue Volkövertrag, wie die Annahme der neuen Religion bei den Ger: 
manen. Oft fann man um jo mehr unter dem Namen der Billigfeit eine freiwillige Auf: 
opferung dem Berechtigten moraliih zumutben, je offenbarer fie aus dem Moralgrundfag: 
„Was du nicht willft, dag dir Andere thun follen, das thue du auch ihnen nicht” , hervorgeht, 
Diefen Sag haben zmar Manche, und jelbit Friedrich d. Gr. 7), als den höchſten Rechtsgrund: 
fag, Andere wenigftens als die Grundlage einer juriftifhen Billigkeit aufftellen wollen. Aber 
er ift offenbar nur ein Moralgrundjag und Grundlage blos moraliiher Billigfeit. Jeder kann 
wünjchen, daß Andere ihm Wohlthaten erweifen, ihm, flatt ihn ftreng zur Erfüllung feiner 
Rechtsſchuldigkeiten anzuhalten, vielmehr diejelben erlaffen mögen. Aber vennod find dieſes 


7) „Oeuvres posth.‘, II, 60 fg. 
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feine Rechtspflichten, ſondern nur Moralpflichten für dieſen. Moralpflichten werden durch Die be- 
ſoudern ſubjectiven Glaubens: und Gewiſſensũberzeugungen der Menſchen beſtimmt, haben an ſich 
keine allgemeine äußere Erkennbarkeit und Gültigkeit, Feine Objectivität (ſ. oben I, ©. XLIfg.). 

So ift denn die eigentliche Billigkeit (d. h. ald verſchieden von reiner Moral oder von einer 
rein moralifhen Tugend und verſchieden oder im Gegenjag von Recht, jedod in Beziehung auf 
daflelbe gedacht) die angebliche Verbeſſerung wahrer (over objectiver) Rechtöbeftimmungen 
nad jubjectiven Anjichten. Und zwar fann die jubjective Anficht dahin gehen, daß die nad) der 
Berfaflung des Staatö gültigen Rechtsbeſtimmungen felbft den natürlichen höchſten Rechts: 
grundfägen, oder dahin, daß jie ven Moralgrundfägen widerſpreche. 

Schon durch diefen Begriff ift ed ausgeſprochen, daß die vihterlihen und vollziehenden Be- 
hörden, daß überhaupt Alle,. welche in privatrechtlichen, in ſtaats- und völkerrechtlichen Ber: 
bältniffen über erworbene Rechte zu enticheiden haben, ſich nie durch eine eigentliche bloße Bil: 
ligfeit verleiten laflen dürfen, von dem objectiven Recht abzuweichen. Denn gerade um einen 
frievlihen, feften, alljeitig gefiherten Nechtszuftand zu haben, auf welchen Alle zu jeder Zeit 
rechnen fönnen, wurde die Herrfhaft des objectiven Rechts gegründet und ald die wefentliche 
Grundlage und Grundform aller gejellihaftlichen Beftrebungen anerkannt, ſodaß zwar Jeder 
aus Sittlichkeit auf einzelne Rechte verzichten und mehr thun Fann, ald die Rechtspflicht von ihm 
fodert, Keiner aber gegen fein Necht verlegt und gezwungen werben darf. Die böchfte nad ver 
Rechtsverfaſſung einer Gefellfchaft gegebene Entſcheidung eines beftimmten Falles ift die allein 
allgemein erfennbare fittlihe und naturrechtliche Überzeugung der Gefellihaft. Wollen alſo 
die vollziehende Gewalt und der Richten der Billigkeit folgen, fo ſetzen fie fih über den Staat 
und zerftören alles fefte jichere Net, rauben wie Erispin dem Einen, was fie dem Andern zu— 
theilen, und begründen eine ewig ſchwankende, rein fubjective Willfür und Gewiffensrichtere. 
Alſo können durch Anfihten und Ausführungen über Das, was billig fei, nur die Berechtigten 
zum freimilligen Verzicht auf Privatgerechtiame beftimmt werden. Ihre Billigkeit ift alsdann 
eine Beſchränkung ihres Rechts durch ihre Moralpflicht. 

Diefen Grundjägen hulvigt auch entjchieven unfer gemeined Recht. Es befiehlt mit ver 
größten Entjchiedenheit und oft wiederholt, alles rein Moraliiche und alle blos billige Ab- 
weichung von dem objectiven Recht lediglich vem freien Ermeffen der Berechtigten oder dem 
Gejepgeber anheimzuftellen, übrigens aber die Gejege ftetd zu befolgen, auch wo ihre Befol— 
gung eine Härte zu begründen fcheint. $) Auch felbft wenn eine gewifle Entſcheidung dem richter: 
lihen Ermeſſen und ſchiedsgerichtlicher Entfcheidung überlaſſen ift, wie ed namentlib aud ir 
ſtaats- und völferrechtlihen Verhältniſſen öfter vorfommt, wenn alſo ein fogenanntes Billig: 
keitsgericht conftituirt ift, feßt unſer Recht voraus, daß dadurd die Richter feineswegs auf blofe 
Moral, auf fubjective Willkür und Gewiffendrichterei, fondern auf das objertive Recht gewirjen 
feien, jowie fie e8 mit genauer Berüdjihtigung aller bejondern Verbältnijfe und des wahren 
natürlihen Sinnes des befondern Geichäfts und der objectiven Rechtsbeſtimmungen erfennen 
können.) Und ſicher ift diefes richtig, folange nicht die Parteien ausdrücklich auf alles Recht 
verzichten und nad) bloßer Moral gerichtet jein wollen, in welchem Kalle jie aber wol nicht ba- 
dern würden, 

Zwar hat man in beider Hinficht bisher entgegengejegte Grundfätze aufgeftellt ; aber viele? 
entftand nur daher, daß man die nothwendige allgemeine Erfennbarfeit oder Objectivität aller 
Rechtsnormen, die Grundbedingung eines feften rechtlichen Zuſtandes, überſah, und dann 
daher, daß man faft unbegreifliherweife ganz allgemein die römiſche aequitas, welche fo tan: 
ſendfach im Nömifchen Recht ald Entiheidungsgrund vorfommt, durch „Billigkeit“ überfegte. 
Dieſes aber it grundfalſch, da aequitas (mit den dahin gehörigen Begriffen aequum u. ſ. w.) 
. bei ven Juriften und in den Gefegen dem urfprünglihen Wortjinne gemäß regelmäßig Die 
rechtliche, die naturrechtliche und pofitivsgefeßliche Gleichheit und Ausgleichung in ihren verjchie- 
denen Beziehungen bezeichnete, und dann inöbefondere auch jene verfaffungsmäßige Verbefferung 
ungerechter Geſetze nach derjelben (die uneigentlich fogenannte Billigkeit). Die griechifchen 
Überfegungen des Römijhen Rechts überjegten daher auch aequitas nicht durch Billigfeit, fon: 
dern durch Gleichheit oder Gerechtigkeit. 1%) Nur bei ven Nichtjuriften und durch das Midht: 


8) ©. die Beweife in K. Welder's „Syſtem““, 1, 609 und 630. 

9) Welder's „Syſtem“, a.a.D. ” 

10) Ausführiiche Beweiſe enthalten K. Welder’s „Letzte Gründe von Recht, Staat und Strafe“, 
©. 472 fg., und „Syſtem“, S. 137 und 619630. 
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verſtehen des Juriſtiſchen von ſeiten der Laien bekam die wahre rechtliche Ausgleichung den 
Schein und alsdann dad Wort aequitas auch die Bedeutung jener unjuriſtiſchen oder von dem 
Mecht ſich losſagenden eigentlihen Billigkeit. So hatten z. B. die Zwölf Tafeln, deren aner: 
kanntes Princip Rechtsgleichheit und Ausgleihung war !F), diefen Grundfag oft höchſt unvoll- 
ftändig und einjeitig angewendet und durdgeführt. Nach ihr beftimmten viefelben unter An 
derm die gleiche Wiedervergeltung oder Talion bei Verlegungen. Die Nation und ihre juri: 
flifhen Organe zur Ausbildung und zur Berbeflerung der pojitiven Bejeggebung fahen es nun 
bei einiger höhern Eivilifation wohl ein, daß eine ganz unbedingte, in allen verſchiedenen Fällen 
rũckſichtslos durchgeführte Talion gerade die höchſte Rechtöungleichheit bewirken würde. Denn, 
wie Ariftoteles jagte, nur für Gleiche und unter gleihem Verhältniß ift dad Gleiche gleih. Eine 
wahre rechtliche Ausgleichung der Schuld durch die Strafe foderte alfo, daß Der, welder einem 
andern Bürger blos aus Nahläffigfeit ein Auge ausfhlug, geringer geftraft wurde als Der, 
welcher diefelbe materielle Verlegung mit viel größerer Schuld, mit der höchſten Bosheit, viel: 
leicht jelbft gegen eine Perſon, welder er bejondere Ehrfurdt ihuldig war, verübt hatte. Der 
Prätor nun führte durch jeine verfaffungsmäßig begründete Shägungsklage diefe wahre Gleich— 
beit dur, und der Jurift ſah aud darin nur eine wahre, rechtliche Ausgleichung, welde gerade 
den in den Zwölf Tafeln anerfannten juriftiihen Grundſatz der Gleichheit nad dem wahren 
Geiſt ver Geſetzgebung (der vis und potestas legum, der ratio juris gemäß) verwirklichte. Der 
Prätor hatte das Civilrecht verbeffert, war aber doch nur deſſen wahre lebendige Stimme ge: 
wefen. Der Laie dagegen blieb bei dem äußern Schein, bei der mildernden Abweihung vom 
juriftifhen Buchftaben jtehen ; er fand in der Milderung der Strafe für den weniger Schulvigen, 
die feinem &efühle zufagte, ohne daß er ihren Rechtsgrund erfannte, eine milde Abweihung 
vom Gejeg, eine unjuriftifche Billigfeit und lobte fie als ſolche. Wenig nachdenkende Juriften 
aber ſchloſſen jih den Laien an und lobten und empfahlen nun wirflihe unjuriftijche Abwei— 
chungen von dem Recht, jobald dieſes ald zu hart erfheinen möchte. Die Einen, z. B. Hof: 
ader 12), wollten, daß diefe Billigkeit nady ihrer Anfiht von dem Naturrecht, die Andern, 3. B. 
Klein, a. a. D., daß fie nad) der Moral, nad den Grundfägen der Humanität und des Wohl: 
wollend das pojitive Recht verbeflere oder corrigire. Diele, 3. B. Leyſer (III, 6, 7), foderten 
dieje Verbejierung nad einer jogenannten offenbaren Billigfeit unbedingt, Jene, z. B. Glüd 
(„Somment.“, I, S. 177), wollten fie wenigftens in zweifelhaften Fällen vorgezogen willen 
(mobei jie jedoch auch wande ſchon wirklich juriftifche Beftinmungen unferer Gejege, z. B. daß 
man in wirfliden: Zweifel eine härtere oder größere Redytöentziehung oder aud eine Ab- 
weichung von den allgemeinen natürlichen Rehtögrungjägen, als nicht gewiß begründet, ver: 
mwerfen muß, irrig für bloße Billigfeit hielten). 

‚Auch das deutfche Wort und der deutfche Begriff Billigkeit werden misverftanden. Denn 
auch dieſes Wort bezeichnet urfprünglich etwas wahrhaft Juriftifhes; mag man ed nun erklären 
als Gleichheit, indem man ed mit Maaß (in feiner Schrift „‚Uber finnverwandte Wörter‘ unter 
Billig) von dem alten Worte biliven, d. h. gleichmachen, ableitet, oder mag man es erklären ala 
dad dem Recht Entfpredhende oder dad Rechtgemäße, indem man es mit Wadhter („Gloſſar.“ 
unter Billigfeit) und jest audy Grimm (im „Wörterbuch“) von dem Worte Bill, ald das Recht 
oder Geſetz, ableitet. Das veutiche Rechtsſprichwort: „Was dem Einen recht ift, das ift dem Anz 
dern billig”, bezeichnet ebenfalls das Recht, ähnlich wie aequitas vorzugäweife nach jeiner in 
den Augen fallenpften Seite, der Gleichheit. So wollen alfo römifche und deutſche Geſetze nur 
ein vbjectiv wirklich Gerechtes oder Geſetzliches, und bezeichnen unter den Worten auquitas und 
Billigfeit nur die gerehten Berbeiferungen ded mangelhaften pofitiven Rechts. Das 
was man jpäter ald vom objectiven Recht verfchieden darunter verftand, kann man allgemein 
als juriftifh ganz verwerfliche Billigkeit verftehen, ald die anerfannt verworfene aequitas cere- 
brina. Diefes Wort bezeichnet ja eine nicht im allgemeinen objectiven Recht, jondern als in 
individuellem, jubjectivem Gehirn und Vorftellen beruhend. Alle fubjective Billigkeit ift 
hiernach juriftiih unwirffam, war auch jelbft dem römifchen Prätor fremd. Vollends bezeichnet 
nad Beendigung der prätorifchen Gefegverbeflerung zu Hadrian's Zeit im fpätern Nömifchen 
Recht aequitas nur die einzelnen ins pojitive Recht bereitö aufgenommenen prätorifhen oder 
auch die allgemeinen naturrechtlichen Grundfäge für die freie Auslegung und Beurtheilung der 
Rechtsverhältniſſe und ihre analoge oder gleiche Anwendung. 


11) Welcker's „Syſtem“, I, 624. 
12) „Principia juris civ.“, I, 1, $. 12. 
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So aber war es ıljo nad dem Bisherigen eine der vielen nachtheiligen Folgen davon, daß 
die Neuern meift die nothwendige Objectivität oder allgemeine Erfennbarkeit aller Geſellſchafts— 
gefege (f. oben I, XXI fg.) überfahen, daß man auf die ſoeben angegebene Weile aus jenen 
wirklihen Rechtsbegriffen ver aequitas und Billigkeit eine unjuriftiihe Billigfeit ableitete, 
dieſer aber dennoch juriftiiche Wirkungen beilegte, jie zu einem mildern Recht im Gegenfag ge: 
gen das ftrengere erheben wollte, und daß man durchaus zu feinem beftinmten haltbaren Be- 
griff derfelben kommen konnte. Dieſe Beſtimmungen der eigentlihen ober der unjuriftifchen 
Billigkeit, oder einer rihterlihen Verbeilerung des poſitiven Rechts, bald nad ven Naturrecht, 
bald nad) der Moral, weichen untereinander felbft wieder vielfah ab. Sie bilden ven Begriff 
Billigkeit bald nach diefer oder jener angeblichen, naturrechtlihen oder Moralpfliht, bald, ſowie 
Maaf (in der „Allgemeinen Encyflopädie unter Billigkeit), nad) der blos moraliihen Tugend, 
einer Behandlung Aller und feiner jelbft nach gleihem Grundfag, bald, jowie Hugo („Natur 
recht“, $. 1A u. 146), nach einer angemeflenen Zutheilung nad der Würpigfeit. Ja in der ge: 
rechten Verzweiflung an allen frübern Begriffen bezeichnete Kant („Naturrecht““, S. 39) de 
Billigkeit zulegt fogar ald ein Recht ohne Zwang, ohne zu bedenken, daß jedem Recht eine 
Mechtspflicht gegenüberfteht, und bei jeder Rechtspflicht Rechtömittel möglich fein müſſen. Am 
meisten beweist es die falfche Grundlage, von welder man ausging, daß jelbit Hugo, dem fonft 
die Wiffenfchaft gerade in Beziehung auf die fharfe Auffaffung und Berichtigung der geſchicht⸗ 
lichen Rechtsgrundbegriffe fo viel verdankt, nicht blos ebenfalld die römifche aequitas durch vie 
unjuritifche Billigkeit überjegte, fondern nun auch hinzufügt, daß aus diefer Billigfeit in Rom 
das prätorifhe Recht, in England eigene Billigkeitögerichte hervorgegangen feien. Bon dem 
prätorifchen Rechte fagten die Römer jelbft viel vihtiger, es fei die lebendige Stimme und Ent- 
wickelung der juriftifchen Grundfäge des Givilrehts. Die englifhen Billigfeitögeridhte aber 
(die courts of equity) richten ja nad dem Obigen in Wahrheit nur nad juriftifhem Recht 

Zur Kiteratur gebören außer den am Anfang des Artifeld erwähnten Schriften: Albrecht, 
„Die Stellung der römiſchen aequilas in ver Theorie ded Civilrechts“ (Leipzig 1854), Tomie 
Boigt, „Die Lehre vom jus naturale aequum et bonum und jus gentium der Römer‘ (Leip- 
zig 1856) und die Abhandlung „Billigkeit“ von Orelli im „Staats-Wörterbuch“ Welder. 

Binnenzölle, ſ. Zoll. 

Birkenfeld, i. Oldenburg. 

Bifchof, ſ. Kirchenverfaffung, katholiſche. 

Bifchof, als proteftantifhsevangelifher Landesbifhof. In der Idee de— 
Landedregenten ift ed nicht enthalten, er er auch die Pfiiht und daher dad Recht habe, Die im 
Lande für befondere Zweife fih bildenden Geſellſchaften auch in dem bejondern Geiſt ihrer 
Zwede zu dirigiven. Fragen wir im Allgemeinen, was eine Staatsregierung fein und leiten 
folle, jo ift e8 Erfüllung des Zwecks der Staatsgeſellſchaft. Diefer Zwed aber ift das Beil: 
in ihren Rechten. Die Staatsgefellihart bält zufammen, um wechſelſeitig und zuſammenwir— 
fend dem Allen Schuß vder den „Beitand‘‘ zu gewähren, was die Einzelnen für jih als nützlich 
oder nöthig bezwecken. Nicht aber ift fie der allgemeine Berftand, um ihnen, wie ein VBormund 
den Unverſtändigen, ihre Zwede vorzufchreiben. Lind in der Idee des Landesregenten iſt dies 
mitbegriffen, daß er Aufiicht führe dafür, damit von den befondern Zweden ver Schupbegieri: 
gen alled der Schutzgeſellſchaft im Ganzen und im Ginzelnen Schädliche entfernt bleibe. Im 
Allem find alle innerhalb des Staats ſich einigende Geſellſchaften, aud die kirchlichen, nach ven 
Geſellſchaftsrecht und als Schuggenoffen, venen Schug gebühre, zu betrahten. Der Landes— 
regent in Deutfhland kann von der einen Kirche (Kirchengeſellſchaft) zur andern übertreten. 
Undenfbar aber wäre ed, daß, wer die eine Kirche für falihgläubig oder wenigftens für weniger 
richtig hält als die andere, dennoch Biſchof, das ift geiſtlich-kirchlicher Aufſeher der Kirchenge— 
fellfhaft werben oder bleiben könnte, deren Mitglied er nicht ift. Auch in der Idee des momar: 
chiſchen Princips ift die Folgerung nicht enthalten, daß ein monardifher Yandesregent als 
folder der Vorfteher irgendeiner Geſellſchaft fei, welche zu beftinmten, im Staate zuläffigen 
Zweden freiwillig zufammenhält und den Rechtsſchutz Aller deswegen anzufpredhen bat, weil 
fie nichts, was der Beihügung entgegen wäre, beabfichtigt, alſo das ſtaatsrechtliche Veto nic: 
wider ſich motivirt. 

Diefe Grundbegriffe zeigen im Allgemeinen, daß aus den rechtlichen Verhältniſſen des Lan: 
bedregenten irgendein geiftlihes Gpiffopat über eine Kirchengeſellſchaft nicht folge. Auch ge: 
ſchichtlich wurde dies nicht anderd anerkannt, folange man nicht verwandte Begriffe miteinan- 
der wie einerlei verwechfelte. Die Zeit der evangeliihen Kirhenreformation war — weil man 
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überhaupt, wie Luther öfters auf dieſen legten tiefiten Grund des Neformirend und Vroteſti— 
rens bindeuter, in Allen nad vem Warum? zu Fragen angefangen hatte — aud die Zeit, wo 
die deutſchen Negenten und ihre Räthe an die Regierungsrechte jehr eiferfüchtig zu denken bes 
gounen hatten. Mit dem Übergang in das ſech zehnte Jahrhundert hatte ſich Kaiſer Marimis 
lian, dieſer geniale Ritter auf dem Kaiſerthrone, ein ſehr auf Staatdreformen dringendes fo: 
genanntes Reichsregiment, aus Kurfürften, Fürſten und Ständen zuſammengeſetzt, gefallen 
laffen müffen. Der mächtige Karl V. war der Erſte, welcher die deutſche Kaifermajeftät nicht 
anders als durch eine bedingende Wahlcapitulation erhielt. Dennoch dachten jelbft die evange— 
liſchen Regenten mit ihren Räthen, ald jie feierlich die Augsburgiſche als ihre Confeſſion an 
Kaijer und Reich braten, nicht mit einem Wort daran, wie wenn jie, die ſich noch gar jehr als 
Landesherren (domini territorii) zu betrachten pflegten, in ven evangelifchen Kirchen als Lan 
deöbijchöfe einzutreten hätten. Nur weil die katholiſchen Biſchöfe in Sachen der Gerichtäbarfeit 
(wie der Ehen, der Zehnten, der Stiftungen) den Evangelifchen Härte und Willfür bemiejen, 
veranlaßten jie jelbft die hiſtoriſch-juridiſche Rückerinnerung, daß dieſe geitlihen Kirchenherren 
dergleichen Jurigdiction nur durch menfchlihes Recht, d. i. nur durch Übertragung von der 
Staatögejellihaft und deren Regierung, innehatten, und daß daher, waß fie nicht rechtlich voll: 
ziehen wollten, wieder auf die einzelnen Staaten und deren Landesregenten zurüdgeben müſſe. 
Entſtand aber gleich bier der erfte Gedanfe, daß die Kandesherren in die Stelle ver Biſchöfe tre: 
ten, jo verftand es doch niemand anders ald von jenen Juriddictionalien. Niemand hätte für 
möglich gehalten, daß Nichtgeiftlihe Kirchenbifhöfe werden könnten oder wollten. Vielmehr 
der Unterſchied zwiſchen Jurisdiction und Epiffopat wurde gerade im Art. 28 „von der Bi: 
ihöfe Gewalt” im Namen der Regenten recht deutlich ausgedrückt. Sie erflären fid dort als 
coach diserimen ecclesiasticae potestatis gladii zu zeigen. Potestatem episcoporum esse 
mandatum dei, praedicandi evangelium, remittendi aut retinendi peccata, administrandi 
sacranienta ... . secundum Evangelium, seu ut loquuntur, de jure divino, nulla juris- 
dictio competit Episcopis ut Episcopis . .. Biſchöfe haben, als ſolche, nichts zu thun, 
nisi @) remittere peccata, 5) cognoscere doctrinam et doctrinam ab evangelio dissentien- 
teın rejicere, et c) impios, quorum nota est impietas, exeludere a communione ecelesiae 
— aber sine vi humana, sed verbo. (!!) 

Warum die JZurisdictionalien auf die Landesregenten zurüdgehen müßten, wurde deutlich 
eingefeben und ausgeſprochen: Si quam (Episcopi) habent aliam potestateın vel jurisdietio- 
nem (Gerichtszwang) in cognoscendis certis causis, videlicet matrimonii, aut deeimarum 
cet., hanc habent humano jure. Ubi, cessantibus Ordinariis, coguntur Principes vel 
inviti suis subditis jus dicere, ut pax relineatur. Man gab ed an als ein Nothwerf, 
an gie Stelle ver Biſchöfe zu treten, aber — nur in Beziehung auf das Außere gewiſſer Nedhts- 
gegenftände. Dieſe waren von der eigenen Art, daß fie zwei Seiten hatten. Ehe und was da— 
mit zufammenbängt, ift ald Vertrag Schutzſache für die bürgerliche Gejellichaft; als Gewii: 
ſensverpflichtung untergibt ſich alles mit dem Ehevertrag zufammenbängende moraliich Pflicht- 
mäßige auch der firhlichen Religionsaufiiht. Ebenſo das zurlinterhaltung des Unterrichts und 
der Erziehung in Kirhen und Schulen geftiftete, d. i. aus dem Vermögen der Staatögenoflen 
durch religiöfe Gejinnung ein für allemal ausgefonderte Privatvermögen. Um die Gollifionen 
zu verbüten, welche, wenn dieje zweijeitigen Gegenftände vor zweierlei Injtanzen hätten be: 
handelt werden müſſen, entftanden wären, hatten hriftliche Regenten auch das Welrliche, die 
äußere Rechtiprebung darüber, den Kirchenthumsaufſehern (Biſchöfen) überlaffen. Das Zu- 
rüdnehmen machte die Negenten nicht zu Biſchöfen; vielmehr entfleivete ed nur die Biſchöfe 
deflen, was fie von der Schußgelellihait des Staats und deren Regenten gleichſam zu Lehen 
hatten und doch aus PVarteilichfeit damals ftaatdwidrig anwendeten. Was nicht von den Re- 
genten auf die Vorſtände des Kirchenthums übergegangen war, das jveben durch a,b, c be: 
zeichnete firchlich-geiftliche oder paſtoraliſch-epiſtopaliſche Geſchäft, die sacra betreffend — dachte 
man aud nicht zurücdzunebmen. Es dauerte noch ziemlich lange, ehe Nehmen auch auf 
Manches ausgedehnt wurde, das man nicht gegeben hatte, 

Die Veranlaffung hierzu ahnten aber doch ſchon die Verfaſſer der Augöburgifgen Con⸗ 
feſſion. Der Jurispiction entkleidet, find ihnen Episcopi und Paslores Synonyma. Sofort 
aber trat die Frage ein: Utrum.episcopi, „Seu“ pastores habeant jus instituendj ceremo- 
nias in ecclesia et leges, de cibis, feriis, gradibus ministrorum seu ordinibus cet. condendi. 
Der Gedanke: wer bar die Pfliht und dad Recht, Das, was die sacra (ſ. oben) gleihfan um 
gebe (= circa sacra fei), zu ordnen? dämmerte fhon. Melanchthon ift nur nicht entſchloſſen 
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genug, auszuſprechen: die religiöſe Gemeinde, die wegen beſonderer Religionsjmede ve reinigte 
Geſellſchaft, ordnet auch die äußern Erſcheinungen, in denen dieſe ihre Zwecke hervortreten. 
Sie ordnet auch den Körper für dad Geiſtige, entweder ſelbſt unmittelbar, oder durch Kundige, 
als Männer ihres Vertrauens. Der faft allzu Behutſame gibt dieſe aus dem Geſellſchaftsrech 
fließende Antwort nur wie eingemwidelt. Ungefagt läßt es jih nur denfen. Die Episcopi, fagt 
der Artikel weiterhin, follen nur nidhtö contra Evangelium ordnen. Stillfhweigend war eben 
damit vorausgefegt, daß die Episcopi auch das circa sacra ordnen follen. 

Aber nun waren den Evangelifchen Pastores und Episcopi einerlei. Sollte denn num jeder 
Baitor in jeiner Gemeinde dad'circa sacra ordnen dürfen? Die Antwort wäre: Allerdings, 
wenn die Gemeinde, ald zu befondern nicht jtaatöwidrigen Zwecken vereint, e8 in ihrem Mamrn 
ihm anvertraut. Aber nun drohte das Furchtgeſpenſt, daß alddann* das circa sacra in jeber 
Gemeinde von der andern abweiche, daß alfo Streit werde, daß überhaupt nicht mehr eine ge 
meinſchaftliche Kirche jein würde. Man erfaßte nicht ven Hauptgedanfen, daß nur Die sacra 
und zwar nur die oberſten Grundfäge über die sacra (— Lehre und lehrgemäße Handlungen) 
das Fundament der Kircheneinheit jeien, nicht aber die Kirchenordnung circa sacra. Man br- 
rechnete nicht, daß jede fpecielle Oronung nur einwärts wirfen dürfe, alfo aud, nicht auf Andere 
ausgedehnt, nicht zum Streit reize. Man war überhaupt nod an die jo große, ja faft allein 
geltend gemwefene auctoritätifche Einheit ver Kirche gewöhnt. Die Vorftellung von einer ähn- 
lihen Uniformität gefällt ohnehin der Luft, über Viele — und zwar defto bequemer, je glei: 
förmiger — zu bominiren. Infolge all diefer zufannmenwirkenden Zeitumftände ließ man e} 
auf die alled entwidelnde Zeit anfommen, wie bei dem Zugeben, daß alle Pastores Episcopi 
feien, Einheit in ver Vielheit fidy geftalten werde. 

Noch, da Luther's praftiiher Blick Kirchenvifitationen als unentbehrlid erkannte, leugnete 
er fich jelbft nicht ab, daß eigentlich jede für befondere Zwecke nicht ſtaatswidrig fich bildenv: 
Geſellſchaft im Staate, aljo auch jede ſolche Kirchengemeinde, das Geſellſchaftsrecht Habe, auch 
das „eirca‘ sacra nad) dem Zwed der sacra für fih zu ordnen, da natürlih auch alles ſolches 
Circa von der geſellſchaftlichen Anſicht über die sacra jelbft abhängt, melde die Gemeinde id 
durch Gebräuche, Gebete, Lieder, Vorträge, recht eindringlich machen will. Luther ſpricht des: 
wegen nur bittend um guten Willen der Baftoren und Gemeinden zu einer nicht allzu unifor- 
men Übereinftimmung. Daß aud der Regent jie nicht befehlen dürfe, ja daß er nicht einmal 
dafür zu wirfen eine Pflicht Habe, ſpricht Luther beftimmt aus (f. fhon den Art. Agende) 
Nur wo Ruheſtörung entftünde, wird auf den im Hintergrund ſtehenden Staatszwang dagt 
gen warnend hingedeutet. 

Auch hierin hätten die Evangelifchen freier bleiben fönnen, wenn nur überhaupt die Men: 
hen mit Klugheit frei zu jein verſtünden und das Klugfein wegen der Mittel ebenjo ſehtzale 
Pflicht achteten wie Die auf den Zweck binjtrebende mutbige Entſchloſſenheit, das ift, wenn mar 
nur nicht meiſtens erjt durch Schaden, oft faft zu fpät, lernen müßte, daß nur jelbftgemolltes, 
wohlbedachtes Mafhalten vom Zwang frei erhalte. 

Solange die Reformirenden nod bald hierarchiſchen Concilienzwang, bald drohende kai— 
ferlige Interimsgebote zu fürchten hatten, ſchloß man ſich von jelbft fügjamer aneimander. 
Nur nad der Pflicht und dem Recht, Nuheftörungen zuvorzufonmen, ließen die evangeliſchen 
Regenten, aber-durh Geiſtliche, ald Männer des öffentlihen Vertrauens, Kirhenoronungen 
verfallen, denen fie ihren Staatsſchutz verſprachen; immer aber jo, daß fie weder fich jelbft da— 
bei als Epiſkopen gerirten, noch jene Männer der Kirche für Epiffopen erflärten. Auch vie 
juriftiichen Räthe ſcheuten fid), auf die Negenten, als foldye, ven Titel und Begriff kirchlicher 
Epiffopen überzutragen. Wie und mo hätte der’ Regent als kirchlicher Epiffopus erjcheinen 
fönnen, wenn er nicht Das thun wollte, was an Bapft Julius II. fo fehr getadelt wurde, Bor- 
mittags nämlich in pontificalibus zur Meſſe, Nahmittags im Panzer aufzutreren unter dem 
Heer, dad Se. Heiligkeit zum Herrn von Italien machen jollte. 

Selbft die Diplomaten bei dem Weitfäliihen Frieden ſprechen hoc fein Wort vom lÜiber: 
gehen eines Epijfopats auf die evangelifchen Yandesregenten. Man fhob nur die Ausũ bung 
der nihtevangelifchen Epifkopen zurüd. Aber aud die behutjame Einfleidung, daß jene Aus- 
übung blos „ſuspendirt“ jein folle, — folange man nicht über einerlei firhlihe Auslegung 
des von beiden Parteien anerkannten Evangeliums mit Gottes Hülfe fi wieder vereinigt. ba 
ben würde, beweift, daß man an ein Übergehen des Epifkopats an die Negenten als foldhe gar 
nit date. Denn dadurd würde das bißherige aufgehoben, nicht blos juspendirt worden jein. 
Die Suöpenfion rejervirt ein Fünftig mögliches Wiederwirken deſſen, das in ſich fortbeftebe, 
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Pütter's „Geiſt des Weſtfäliſchen Friedens’ (Göttingen 1795) machte ſchon damals unter 
U. D. 6, S. 458—444, deutlich, daß und warum an evangeliſche Regenten als Cpiſkopen ihrer 
Confeſſionskirchen nicht zu denlen war. „Ganz natürlich begnügten ji beide Friedensſchlüſſe 
nur nit der Beftimmung, wie die biöherige geiftliche Gerichtsbarkeit und bifhöflihen Diöceſan— 
rechte über alle augöburgifche Confeſſionsverwandte fünftig (eine zum voraus unbefiimmbare 
Zeit lang, nämlidy usque ad compositionem christianam dissidii religionis) nicht flattfinden 
ſollten“ (vielmehr „suspensa” esto.D. 5, 48). „Ein Surrogat (— die Regenten jelbft ald 
Epiffopen? oder aber ein von den Gemeinden gewähltes, jie vepräfentirendes Epiſkopalcolle— 
gium?) zu beftimmen, war fein Gegenftand der wechjeljeitigen Sriedendunterhandlungen. Nur 
das Berneinende gehörte dahin, nicht das Bejahende, wie fünftig die Evangelifchen es unter 
jich Halten würden.“ ... „Evangelifche Unterthanen waren froh, vom päpftlihen und biſchöfli— 
hen Gewiffenszwang losgefommen zu fein. Landſtände und Unterthanen ließen es meift gern 
geſchehen, wenn die Obrigfeiten ihres Glaubens jolde Rechte in Kirchenſachen ausübten, die 
fonft in päpſtlicher und bifhöflicher Gewalt geweſen waren, da jie zu ihnen ald erflen Mit: 
gliedern ihrer Kirche das Vertrauen faflen konnten, daß diejelben nichts wider ihre Gonfef- 
fiondgrundjäge einführen würden.‘ 

Das Eonjiftorialverhältniß bildete ih, ohme zum voraus jo genau bedacht zu jein, auf 
eine eigene Art, zweifeitig fo, daß der Idee nach ein Mandat der Staatsregierung und aud) ein 
ſolches von jeiten der Kirchengemeinden darin zum Grunde liegt und audgeübt werden joll. 
Die Regenten hatten Pflicht und Recht, rechtöfundige Räthe als Wächter aufzuftellen, damit 
von den Kirchen aus nichts dem Staate Schädliches verfuht würde. Bekamen diefe Rechtsken— 
ner zugleich die Anweiſung, auch von den Kirchengemeinden Schädliches abzuhalten, jo mußten 
dieſe jich danfbar der Fürjorge ded Regenten freuen. Aber auch manches Nichtjuridiiche be: 
burften die ®emeinden gemeinſchaftlich und konnten ſich dazu doch nicht leicht ſelbſt concentriren. 
Man erkannte es aljo ald erweiterte Fürforge und Nahhülfe, wenn der Regent neben die für 
feine und der Kirchen Rechte aufgeftellten juriftiichen Kirchenräthe auch theologiſche ftellte, welche 
jenen die Kirchenbedürfniſſe noch näher rüden könnten und aus dem kirchlichen Geſichtspunkt 
entſcheiden helfen jollten. Waren dazu Männer des öffentlichen Vertrauens in der Kirche ge: 
wählt, fo jahen- die Gemeinden, welche ſich ſelbſt zu helfen ſchwerlich vermocht hätten, ſolche 
Eoniiftorial- over Kirchenräthe doch als ihre Mandatarien oder Gefhäftsführer an, wenn fie 
gleich fein ausdrückliches Mandat gegeben batten. Deswegen flehen die evangelifchen Conſi— 
ftorien, wenn die durch jie zu befriedigenden Bedürfniſſe in eine Amtötheorie richtig zufammen= 
gefaßt werden, ald Gollegien zwifchen dem Staatdregiment und den Kirchen mit der Pflicht und 
dem Recht, das Wohl der kirchlichen Gemeinden an ſich und felbft gegen den Staat, ebenjo wie 
das des Staats in Beziehung auf die Kirhen, nah Sahgründen und Gefegen in Ausübung 
zu bringen. Des Regenten Mandat hierzu haben fie ausprüdlid, das der Gemeinden ftill- 
ſchweigend nad der Präjumtion wegen ded Bedürfniſſes. „Das erfte Kirchenmitglied“ hat nad 
diefer unverfennbaren Präfumtion fi der ganzen Eorporation angenommen, da dieje für dad 
Gemeinſchaftliche, wie ed tagtäglich noth thut, ſehr unbehülflich wäre. " 

Wichtig aber ift dieje verdeutlichte Unterſcheidung, inwiefern der Regent nur als erfted 
Kirchenmitglied, ftatt der Gemeinden, dergleihen Mandatarien ihrer Pflihten und Rechte auf: 
ftellt. Denn jofort folgt daraus, daß, wenn er nicht jelbit Mitglied der Gonfefjion ift, über die 
Aufftellung ver die Gemeinden vertretenden Kirchenräthe eine andere Einrichtung, rin be— 
ſtimmt von den Gemeinden ausgehended Mandat für die in ihrem Namen wirkenden Kir: 
chenräthe durch die Natur der Sache gefodert wird, weil ein Andersüberzeugter, auch ald Re: 
gent, unmöglich ſtatt meiner ein Mandat geben fann. Auch folgt ferner auf jeven Fall, 
dag den Gemeinden eine rechtliche Möglichkeit offen jein müfle, ihre Zufriedenheit oder De: 
ſiderien in Beziehung auf die Ausübung ded präjumtiv gebilligten Mandats fund und geltend 
zu madıen. 

Da num dieſes Legtere in der unirten evangelifchen Kirche Badens durd die Einführung 
von Didcefan: und Generalfonoden, als felbiterwählten Spredern und Stellvertretern aller 
folder Gemeinden des Landes, 1821 geſetzlich möglich gemacht worden ift, jo war es zugleich 
den Umfländen gemäß, auch dem, was indeß „Das vornehmfte Kivhenmitglied” in der Fürſorge 
für das gemeinſchaftlich Nöthige der Kirchenleitung ex consensu praesumto zu ordnen pflegte, 
einen förmlichen Nechtötitel zu gewähren, wie diejes durch Anerkennung (nicht des Regenten 
als jolden, jondern) des vornehmften Kirchenmitglieves ald Epijfopen der evangeliſchen unir: 
ten Landeskirche geſchehen ift. Der förmlich ausgefprodene Rechtstitel gibt die Gewähr, daß 
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weder zu wenig noch mehr, als aus demſelben zu folgern iſt, geſchehen ſolle und vürfe; was bei 
einer blos präjumtiven Einſtimmung immer jehr im Dunfeln bliebe. 

Die badiſche Unionsurfunde (Beil. B. Kirhenverfaflung) reſervirt fih in $. 1, „daß fie 
nur in Ghriftus, dem Herrn, das Haupt jeiner großen Gemeinde verehre und (nicht etwa bie 
Bibel in allen ihren Beitandtheilen, fondern) in der Heiligen Schrift die von allen menſchlichen 
Auctoritäten (alfo von alter und neuer eregetifher und dogmatiſcher Tradition) unabhängige 
Norm des riftlihen (theoretifhen und praktiihen) Glaubens erkenne‘. Das ausdrücklich⸗ 
Auffteigen zu einem ſolchen unjichtbaren Haupt, als Ideal, ift, richtig verftanden, von widjtiger 
Bedeutung. Es jagt nicht nur, wie jede einer beftimmten Zeit angemeflene Gejeggebung, nad 
welchen gegebenen Sägen vie jihtbaren Stellvertreter des Unſichtbaren regieren jollen und bür- 
fen. Das Ideal felbft wählt und wird reiner, je umfaflender und berichtigter Spätere es denken 
können. In ibm ift aljo eine immermährende Gorrertion ver Geſetzgebung vorbehalten, wir 
bei Moſes, va er jein Volk den höchſten Bott, alfo den rechtwollenden Geift, jih zum König zu 
wählen veranlaßte, der Briefterichaft, melde im Namen des Unfihtbaren deſſen Reih zunädit 
verwirklichen follte, nicht nur für jene Zeit gejagt war, daß fie nur gotteswürdig regieren dürfte 
Auch in jeder folgenden Zeit durfte deswegen ein Jeder, mwelder etwas Erhabeneres oder 
mebr Wohlthätiges anerfennbar machen konnte, mit prophetiſcher Begeifterung auftreten un? 
lagen: Ihr habt nur nad Dem, was Gott wollen fann, zu regieren. Jetzt aber ift Flar, das 
dies und Das, nach der deutlicher gewordenen Idee des Bollfommenen, nicht von Gott gemallı 
fein fann. Nur das jegt anerfennbare Ideal des unfihtbaren Willens aber iſt es, was ihr zu 
verwirkliden habt, u. f.w. Die wohlbedachte Theofratie in der Kirche nun führt, wenn fie 
nicht von der menſchlichen Hierarchie durch Gewalt und Lift gehindert wird, um jo gewiſſer ju 
den der menjhlihen Denkkraft parallelen DVerbeflerungen, da in den Kirchen ohnehin nic 
äußere Vortbeile, jondern moralijche Überzeugungen der Maßſtab des Wollend und Wirfens 
jein follen. 

Die badiſche Unionsurfunde wendet ſich, nachdem jie im Übrigen des $. 1 die Pflichten um 
Rechte zwiichen Staatöoberhaupt und der unirten Kirchengeſellſchaft ausführliber angedeute: 
bat, erſt im $. 2 zu der deito deutlicher jheinbaren Anerkennung: „daß fie in dem (NB.) evan: 
geliihen Regenten ded Staats und zugleich ihrem oberften (?) Landesbifhof, der alle am 
beiden Gigenihaften fließende Rechte circa sacra ausübe, den legten Raate- und firenredt: 
lien Bereinigungspunft finde.’ 

Diefe Faſſung des doppelten Verhältniiies jagt, ſoviel wir einjeben, etwas Überflüfiiges 
indent jle von einem oberften Landesbiſchofe ipricht, da es doch nur einen diefer Art im Lam⸗ 
geben kann. Denn würden auch mebre, ftatt der Benennung Generalfuperintendenten, mit der 
Titel Biſchöfe bezeichnet, fo ſtünden jie Do nicht mit dem weltlichen Gyiffopus der gejanımer 
evangeliihen Landeskirche in derſelben Kategorie. Doch betrifft dieſe Bemerkung nicht de 
Hauptſache. 

Beſtimmter muß bemerkt werden, daß jo, wie ver Paragraph gefaßt ift, ed jheinen fann, wir 
wenn diefer Landesbifchof zugleih mit dem Landesregenten, jeit ev evangelifch ift, deutlich ge: 
dacht gewefen wäre. Dennoch ift es factiich, daß, auch wenn Karl Friedrich firhliche Verordnun: 
gen feftftellte, er ich pabei nit als Biſchof, ſondern als „erſtes Mitglied der evangeliicen Kirche 
feines Landes‘ betrachtete, deſſen fürforglibe Ginrihtungen aldvann von dem Negenten, al# 
einem evangelifhen, genehmigt und janctionirt würden. (©. feine treffliche Kirchenrathsin⸗ 
ſtruction vom 6. Juli 1797.) Bon diefen beiden Verhältniſſen ift, für jeden möglichen Fall, 
zum voraus wohl zu unterjcheiden, daß die rechtliche Gewalt über die Kirche in dem Regenten 
als joldem (da er aud nicht Kirchenmitglied fein könnte) nur in dem motivirten Veto gegen 
alles Staatöwidrige beftehen würde. Je nachdem der Grundfag: Der Regent ſoll gegen jeve 
Kirhenreligion unparteiifch fein! oder, wie man energifcher zu jagen pflegt: Als Regent bat 
er feine (Kirchen: ) Religion! praftifch, welches leicht geichiebt, misfannt würde, ift die beftimm: 
tere dreifache Unterſcheidung von Folgen, die nicht voraudgefeben zu haben viele Neue nad ji 
ziehen könnte. 

Die zweite Generaliynode von 1854 hat hierauf, ohne ein unzeitiges Auffehen zu machen, 
vorjichtig zurücgeblidt. Vom Regenten ber, felbjt wenn er Mohammedaner wäre, würde bei 
der Generalſynode ein Commissarius prineipis gegenwärtig fein können, um Staatswidriges 
abzuhalten. Iſt ver Negent zugleich erftes Kirchenmitglied, fo könnte er, wenn er will, der 
dur die Generaljynode repräfentirten Landeskirche präſidiren. Er kann alfo aub den Com— 
miflarius, welchen er ald Negent ſchickt, ſtatt feiner präjidiren laſſen. An vieien jegt und ohne 
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Zweifel noch lange eintretenden Fall allein hat die Generalfunode von 1821 gedacht, als ſie 
im $. 9, Litt. B, die Faſſung annahm: 

„Der ganzen Generalſynode präſidirt ein landesherrlicher Commiſſarius.“ 

Man überſah, daß der Commiſſarius auch von einem nichtevangeliſchen Regenten kommen 
könnte, welcher zwar die repräſentirte Kirche zu beaufſichtigen habe, aber nicht ihr leitender 
Geſchäftsführer oder Präſident ſein könne. Die Generalſynode 1834 hat auf die Berichtigung 
angetragen, daß 

der „landesfürſtliche“ Commiſſarius nur dann präſidire, wenn er zugleich den Regenten 
als evangeliſchen Landesbiſchof zu vertreten habe. 

Man ſieht auch aus dieſem Beiſpiel, wie wenig allerdings das proteſtantiſche Kirchenrecht 
durchgearbeitet und ins Klare geſtellt iſt. In mehren Ländern, wo der Regent nicht evangeliſch 
wird, dauert doch das Vorurtheil fort, wie wenn die proteſtantiſchen Kirchen in dem Xandes- 
vegenten als ſolchem ihren Bifhof hätten, wie wenn alfv auch ihre Kirchenronfiftorien nicht 
blos unter feinem Beto in ftaatswidrigen Dingen, fondern in Allem, was das Befondere ihrer 
firhlihen Gefellihaft (sacra und circa sacra) betrifft, unter ihm und in feinem Namen unter 
dem Gultminifter, wenn er gleich weder evangelifch noch Theolog ift, zu ftehen hätten. In allen 
proteftantiich deutichen Ländern ift wenigftend der Begriff, wie wenn der evangeliihe Regent 
zugleich Biſchof wäre, factifch gangbar, ohne daß feine Nechtsquelle nachgemwiefen iſt. Sie be: 
flebt darin, vap dad erfte Kirchenmitglied der unbehülflihen Gorporation nahhalf und dazu 
feine Einheit mit dem Landesregenten benußte. Die aus Lutheranern und Reformirten unirte 
badiſche Kirche hat wohl daran getban, an ihrer Poramide von Presbnterien, Special: und 


Generalſynoden ihr erfted Mitglied beſtimmt als die Alles vereinigende Spige, als oberften - 


Auffeher Aller, ald Epiffopus, anzuerkennen, da die Conſiſtorien nicht Geſetze zu geben, ſon— 
dern nur zu vollzieben haben. Aber aud) jegt ift es noch hier und für jeden ähnlichen Staat eine 
wichtige Aufgabe, daß zum voraus die aus Theorie und Gewohnheit, aus juridiihen und theo= 
logiſchen Anfichten fich verwidelnde Unterſuchung: welde Pflihten und Rechte die Idee eines 
rvangeliiben Landesbiſchofs in ſich ſchließe? nad allen Seiten ind Klare gefegt werben follte. 
Schon die Ginfiht ift wichtig, daß die Anerkennung des erften Kirchenmitgliedes als Präſiden— 
ten der Kirchenrepräfentation (— Generalivnode) und ald evangelifchen Biſchof ein freier Act 
der unirten Geſammtkirche ift, alſo auch cefjiren würde, wenn die Erfüllung der damit nach der 
Natur der Sache verbunderten Pflihten ceſſirte. Im Ginzelnen wäre ferner etwa möglich, daß 
unter dem Titel des evangelifhen Landesbiſchofs Einiges verſucht würde, was felbft ver fatho- 
liſche theologiſch unterrichtete Biſchof nicht hun darf, z. B. dag Kirhenritual zu ändern u, dgl. 
Wie wünfhbenswerth demnach ift eine allen Befonderheiten vorangebende und —berſchreitungen 
verhütende echt rechtliche Entwickelung der leitenden Idee ſelbſt! H. E. G. Paulus. 
Blackſtone (William), 1723 zu London geboren, 1780 geſtorben, ſtudirte die Rechts— 
wiſſenſchaft, um ſich zu dem einträglichen Stande eines Anwalts zu befähigen. Er trieb dieſes 
Geſchäft ſieben Jahre ohne beſondern Erfolg und begab ſich dann nad Orford, wo er über die 
Verfaſſung und die Gefege Englands öffentliche Vorlefungen bielt. Der Verfuh mar neu und 
mit dem bergebradten Lehrplane nicht im Ginflange, da die englifhen Hochſchulen ſich mit 
ängftliher Pünktlichfeit an die fogenannten claſſiſchen Studien halten. Wir haben ed noch in 
den fpäteften Zeiten gefehen, wie dieſe gelebrten Anftalten eine gefeitete Ariitofratie gegen jedes 
Fortſchreiten und alle Neuerungen im Reiche des Willens bilden und, confervativ bis zur Ab: 
gefhmadtheit, in der Erhaltung und Bewahrung des Überlieferten und Beftehenden ihre Be: 
flimmung finden. Der öffentliche Geift war indeflen aud damals ihon dem Gorporationögeifte, 
in weldem faft alle britifhe Anftalten ihr Kebensprineip erfennen, vorausgeeilt. B.'s Vorle: 
fungen fanden großen Beifall und Aufmunterung, weil man fühlte, daß fie ein dringended 
Bedürfniß befriedigten; und da die Univerfität für dieje Lehrftelle, die fie ald eine Ufurpation 
ihres legitimen Berufs betrachtete, nichts thun wollte, beftimmte der Nechtögelehrte Viner 
(1758) in feinem legten Willen ein Gapital zur Gründung eines eigenen Lehrſtuhls des ge- 
meinen Rechts. B. bekleidete diefe Stelle mit Auszeihnung und erwarb fih in verfelben einen 
Toldyen Ruf, daß ibm bald höhere einflußreiche Amter übertragen wurden, wie das in England 
gewöhnlid iſt, wo man jedes Talent und jede Kraft, ſowie fie fich geltend madyen, zu gewinnen 
und zu benugen jucht. Darin liegt eben das Geheimnif der Gewalt, daß jie ſich der einfluß- 
reichften Elemente, die in der Reihe ihrer Feinde ihr ververblicd werben fönnten, zu ihrer Gr: 
haltung bemädtigt. So erhielt B. auch einen Sig im Unterhaufe, ven er während der Dauer 
mehrer Parlamente behauptete, und auf. welhem er vielfach nüglid wirkte, ohne zu glänzen, 
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‚wozu ihm die nöthige mündliche Beredtfanskeit fehlte. Auch kehrte er, ohne jedoch vorerft jeine 
Borlefungen in Oxford aufzugeben, wieder zur Advocatur zurüd. Bald erhielt er bei feiner 
jegt anerfannten großen Tüchtigfeit verſchiedene der ehrenvolliten juriſtiſchen Staatöftellen. Er 
wurde mit dem Rang eines King's Gounjel zum Bräjidenten von New Jun Hall ernannt, dann 
zum Solicitor= Öeneral, zum Nichter bei Kings Bend und bei dem Court of Common Pleas. 
Andere Stellen, namentlih auch die zum Solicitor-General der Krone mit der Mitgliedſchaft 
des Diinifteriumsd im weitern Sinne, lehnte er ab. 

Wenn aber audy jein Öffentlides Leben nicht ohne Verdienſt und Einfluß war, fo ver: 
dankte er doch jeinen Ruf den jhriftftellerifchen Arbeiten. Er jhrieb Mandyes, was feine Zeit 
würdigte, weil ed ihr diente. Gin bleibendes Denfmal feines umfaffenden Wiflens und philo— 
ſophiſchen Geiſtes ift indeffen fein Werf: „Gommentarien über die engliſchen Gejege.‘‘ Der 
Verfaffer zeigt in demfelben eine fo gründliche Kenntni des öffentlichen und Privatrechts und 
feiner geſchichtlichen Geftaltung und Entwidelung, und ein fo unbefangened, richtiges Urtheil 
über deſſen Zwed und Werth in feinen einzelnen Beftimmungen, daß ed auch jegt noch für 
claſſiſch gilt und Allen, die jich mit diefem Gegenftande beſchäftigen und in demfelben grünp- 
lid unterrichten wollen, unentbehrlich ift. Das Ausland kennt es kaum weniger ald England 
felbft, da in der neuern Zeit die Verfaſſung und die Gejege dieſes Staats, bei vem allgemeinen 
‚Streben nad Verbeflerungen und Reformen, ein Gegenftand der Forſchung und Beurtheilung 
aller Bubliciftien und Rechtsgelehrten geworden find, die auf diefen Namen in feiner höbern 
Bedeutung Anſpruch machen. Das Werk erlebte zahlloje Auflagen, viele Auszüge und Uber: 
fegungen (in Deutſchland eine ebenfalls auszugsmäßige von Colditz, 1825, in drei Bänden). Die 
Ausgaben erſchienen eine längere Zeit hindurch fat unverändert, dann von verſchiedenen Ber: 
fajfern wegen der immer größern Veränderungen in den engliiden Verbältniffen und &efegen 
mit Noten unter dem Tert, endlih mit Verſchmelzung der Zujäge der Herausgeber mit dem 
Tert. Cine ſolche ift auch die faft als ſelbſtändiges Werf ſich darftellende von Stephan, ver jein 
Merk ald „Partly founded on Blackstone” bezeichnete. Bon feinen „New Commentaries on 
the lawsofEngland’ (A Bde.) erfchien der erfte Band 1841, der zweite 1848. Es ift beſſer als das 
neuefte Werf „Blackstone's Commentaries on the laws of England. Anew Edition adapted to 
the present state of the law by Robert Malcolm‘ (4 Boe., 1857). Das Werf B.'s verdient: 
ben ungeheuern Beifall und Die ausgedehntefte Verbreitung, die es fand, nicht blos dadurch, def 
B. in feiner Art ohne Vorgänger und ohne eigentlichen ebenbürtigen Nachſolger blieb. B. hat 
das engliſche Recht aus jeiner bisher für Unzünftige faft unzugängliden geſchmackloſen Zunit 
gejtalt herausgeriſſen, und durch die Verbindung des Öffentlichen mit dem Privatrecht, durch die 
Durchdringung mit jeiner vortrefflihen allgemeinern Bildung, mit feinen jittligen und gefun 
den nationalen Örundanfichten, und mit feiner bewunderöwerthen Elaren Darftellung zur peli: 
tiſchen Vorſchule für alle engliihen Staatsmänner, Barlamentömitglieder, Friedensrichter un? 
gebildeten Bürger gemacht. Gr ging nad feiner Vorrede von der Grundanſicht aus, eine ge 
drängte Darftellung des geltenden Rechts zu geben und dad pofitive Necht dur das Wohrt 
der Gejhichte und das Warum der Philofophen zu erklären. Seine Philoſophie aber mar im 
Weſentlichen eine engliſch nationale, welde wenigftend im Recht an den anerfannten nationa= 
Ien, freibeitlihen und rechtlichen Grundideen und Grundfägen fethielt. Dadurch fonnte er, 
ähnlich wie unſer Juftus Möfer, trog feiner cbenfalld conjervativen Richtung, doch alle 
Neactionäre, Servile und Buhftabenmänner tief befhämen. Indem er die freien Ättlidgen 
Grundideen des Bofitiven auffuchte, gab er dem vaterländischen Rechte jeine würdige, ver Ber: 
vollfommnung und freien Entwidelung zuftrebende Geftaltung. Daß er dabei aub an der 
ſtaatsrechtlichen Grundform des Vertrags feſthielt, ebenjo wie in der ganzen Weltgeſchichte alle 
freien Bölfer der Erde, wie auch die engliſche Nation und wie dad englifche Recht felbft von feinen 
Urjprüngen an durd die Magna Charta und die Urkunden von 1689 hindurch bis zum heutigen 
Tage — diefed war natürlid und Grundbedingung des richtigen Berftändniffes des engliſchen 
Rechts. Tadel konnte ed nur finden bei einzelnen modernen deutſchen Gelehrten, weldye verleitet 
wurden durd) die neuefte Schulphilofophie, die bis zum bereits erfolgten Umfturz aller Grund— 
lagen ihres banfbrüdigen Syſtems die naturphilojophiiche Hegel’ihe war. Nun, wo Diejer 
Rauſch verfliegen muß, werden auch jie jid allmälig wieder mit der praftiichen Anficht aller 
freien Bölfer befteunden. Sie werden die Verwechſelung der wahren Vertragdanfiht, als ver 
nothwendigen Rechts form des freien fi gegenieitig bedingenden Gonfenjed für die ihrem 
Inhalte nad theild naturgefeglichen, theild fittlichen Kräfte und Beitrebungen, mit einem iee- 
ten Kormalismus, mit Privatcontracten und andern Ginfeitigfeiten (f. Grundgefeg) endlich 
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einfehen und aufgeben. Eher könnte man B. verwerfen, daß er die lebendige freie Fortent⸗ 
widelung ver ftaatögejellihaftlichen Verhältniſſe in der Freiheitsform des öffentlihen Conſen— 
ſes, welche eben die fterö lebendige Vertragsernenerung begründet und mit der lebendigen freien 
Derfaffung zufammenfällt, oftmald zu wenig bervorhebt und veranſchaulicht, weil er das, was 
er ald Engländer täglich miterlebte und mitbetrieb, ald ſich von felbft verftehenn und Allen be: 
fannt vorausfegte. Deshalb kann auch fein Werk nicht genügen, einem Nichtbriten eine be— 
. friedigende Erfenntniß von der englifhen Verfaffung zu geben, ebenfo wenig ald das Werf 
irgendeined andern Engländers, ebenjo wenig ald irgendein Buch in dev Welt. Auch läßt ji 
nicht leugnen, daß, feit B. fein Werf 1765 zum erften mal erſcheinen ließ, die englifche Ge: 
ſchichte und Rechtsgeſchichte, und ebenfo die englifche Geſetzgebung und Gulturentwidelung 
ganz außerordentlich fortgefhritten find, und daß die daraus fi ergebenden Mängel des trefi: 
lihen Werkes auch durch die neueften Bearbeiter nicht befriedigend bejeitigt werben. 
3. Weigel und Welder. 

Blafon, ſ. Heraldik. 

Blaspbemie, ſ. Gottesläfterung. 

DBlattern. Als eine der größten Geifeln der Menſchheit — ſich unzweifelhaft die 
Blattern oder Pocken erwieſen. Sie haben, ſei ed von China, ſei es von Athiopien aus, über 
die ganze bewohnte Erde fidh verbreitet und mehr Menſchen getödtet als irgendeine andere 
Krankheit. Welde Verwüftungen haben fie nicht häufig unter ungebilveten Völkerſchaften an= 
gerichtet, bei denen fie zum erften male ausbrachen! Die Ureinwohner Amerikas find haupt: 
ſächlich durch ſie gelichtet worden. Und, bösartiger ald andere gefährlihe Krankheiten, ſchaden 
fie nicht nur in den zahlreihen Fällen eines tödtlihen Verlaufes, jondern auch durch die bei Un— 
zähligen zurüdbleibenden Erblindungen, Taubheiten, Entftellungen des Antliged und Zerftö- 
rungen der Thätigfeit des Hautorgand. 

Natürlich juchte man ſchon früh Mittel zur Abwendung diefes Übels. Die zur Abjonde- 
rung der Verdächtigen im fpätern Mittelalter errichteten eigenen Blatternhäuſer waren nicht 
zahlreich genug oder wurden nichr mit hinlänglicher Strenge benugt. In der Türfei wurde zur 
Wahrung der weiblihen Schönheit die Einimpfung der Blattern Sitte, wobei man zwar die 
Krankheit fogar herbeizog, allein theils in etwas gemilverter Heftigfeit, theils unter günſtigern 
augern Bedingungen. Durd; Lady Montague nad Europa verpflanzt, griff das keineswegs 
gefahrlofe Deittel nur langfam um ji, und noch zu Ende des 18. Jahrhunderts wurde von der 
europäiihen Bevölkerung immer noch die Hälfte von der Krankheit ergriffen, und es ftarb je 
der dreizehnte Menſch (in großen Städten, London z. B., jelbft je der zehnte Menſch) an der- 
felben. Als eine der größten, wo nicht unbedingt ald vie größte Wohlthat, welche je Die Arznei: 
wiſſenſchaft ver Menjchheit erzeigte, erfcheint fomit die im Jahre 1796 befannt gemachte Ent- 
deckung des engliichen Arztes Jenner, daß eine ven Menihenblattern ähnliche, allein weit mil- 
dere und ungefährlichere Krankheit ver Kühe auf Menjchen übertragen werden fönne und dieſe 
ſodann unempfänglid für Anftefung durch Blattern mache. Gefahr war fo gut ald gar keine 
vorhanden, indem von 100,000 Geimpften noch nicht einer an der Fünftlih erzeugten Kranf- 
heit Richt, und der Schuß gegen die Boden ſchien nad den erften Erfahrungen unbedingt. 
Mit reißender Schnelligkeit verbreitete ſich daher auch das Schugmittel, theild durch "Freiwillige 
Annahme, theild jelbft durch Zwangsmittel von den Regierungen befördert. Später hat zwar 
die Erfahrung nachgewieſen, daß der Schug nicht jo ganz unbedingt ift, als im erften Augen: 
blide angenommen wurde. Es ereignet fi nämlich, freilich in verhältnigmäßig feltenen Fällen, 
daß Geimpfte von den natürlihen Boden noch ergriffen werden, und namentlih ſcheint die 
Schutzkraft mit ven Jahren abzunehmen, ſodaß ſich bei einem anfänglich völlig Geſchützten 
nad und nad wieder eine Empfänglichkeit für Blatterngift bildet. Allein theils fann im legtern 
alle durch eine zweite Baccination der Feind wieder gebannt werden, theils erſcheinen auch die 
Blattern, welde einen Geimpften befallen, in der unendlihen Mehrzahl nur in einer fehr ge: 
milverten, weit ungefäbhrlihern Form, und endlih — mad die Hauptſache ift — kann ſich bei 
nur vereinzelten empfänglihen Organismen Feine eigentlihe Epidemie mehr bilden, wodurch 
der größte Theil der Beſchwerlichkeit und der ertenfiven und intenfiven Größe der Gefahr weg— 
fällt. Und wenn ferner die Thatfache nicht unbegründet ift, daß fich feit ver allgemeinen Ver— 
breitung der Kuhpoden eine Anzahl von andern, früher feltener erfcheinenden Krankheiten ver- 
mehrt hat, namentlih Halsübel, Mafern und Scharlachfieber, fo ift doch ebenſo wahr, daß die 
Tödtlichkeit diefer Krankheiten eine weit geringere ift ald die der DBlattern, und daß ſomit 
immer noch ein bedeutender Gewinn an Menfchenleben dur die Einführung der Kuhpoden 
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gemadt wurde, ſelbſt wenn — mas noch keineswegs erwieſen ift — ein. Gaufalverhältniß 
zwifchen jener Vermehrung und dee Vertreibung der echten Borken oder der Wahl des Schug- 
mittels ftattfinden follte. Mit Zuvericht darf behauptet werben, daß wenigftens ein bedeutender 
Theil der jo auffallenden und erfreulihen Verlängerung der mittlern Lebensdauer, welche be- 
kanntlich in diefem Jahrhundert eingetreten ift, der großen Berminderung der Pocken zuge: 
ichrieben werden muß. Es bleibt jomit die Schügung gegen Blattern mitteld der Ginimpfung 
von Kuhpocken immer in ihrer vollen Wichtigkeit für den Ginzelnen und für die ganıe 
Geſellſchaft. 

Hülfe des Staats iſt in mehr als einer Beziehung nöthig, wenn das wünſchenswerthe Ziel 
vollſtändig erreicht werden ſoll. 

Die erſte Bedingung iſt natürlich, daß beſtändig guter Impfſtoff vorhanden iſt. Ohne eine 
öffentliche Anſtalt zu deſſen Gewinnung und Vertheilung iſt dies aber kaum zu erzielen, denn 
auch abgeſehen davon, daß nicht immer jeder Arzt in jedem erfoderlichen Augenblicke welchen 
in ſeinem Bereiche aufzufinden wiſſen kann, ſo iſt außer allem Zweifel, daß der Stoff ganz ver— 
dorben und mindeſtens nutzlos gemacht werden kann durch Verbindung mit unreinen Säften 
in den geimpften Individuen (wie dies das Beiſpiel des einer Medicinalpolizei entbehrenden 
England ſelbſt beweiſt); und jedenfalls ſehr wahrſcheinlich ift es, daß die Schutzkraft der Kub- 
pocken abnimmt, wenn ſie ohne Erneuerung aus der thieriſchen Urquelle viele Generationen 
hindurch von einem menſchlichen Körper auf ven andern übertragen wird. Deshalb iſt denn 
zweierlei nöthig. Einmal muß dahin gewirkt werden, daß das keineswegs häufige Vorkommen 
echter Kuhpocken alsbald einer medicinifhen Behörde angezeigt wird, welde davon Gebraud 
machen Fann zur Wiederauffrifhung des Impfftoffes. Diefe Anzeige wird aber mit Billigfeit 
und Erfolg kaum durch etwas Anderes ald durch Ausſetzung von Prämien aus der Staatäfafle 
zu erzielen. fein. - Zweitens ift die nötbige Anzahl von Öffentlihen Niederlagen guten Impf: 
ſtoffes, von welchen alle Arzte ihr Bedürfniß beziehen dürfen, anzuoronen. Diefe Niederlagen 
find Fundigen Arzten oder Wundärzten anzuvertrauen und dur) die Auflegung eine® mehrfa— 
chen Erjages für das Mitgetheilte immer mit Vorrath zu verjehen. 

Eine zweite Foderung ift, daß ji überall Männer vorfinden, welche Impfungen vorneb: 
men. Allerdings werten ſich viele Arzte damit befaffen; allein in entlegenern Gegenden oder 
bei perfönlicher Abneigung kann die Aufftellung eigener Impfärzte Bebürfniß fein. Der Staat 
hat aljo dafür zu jorgen, daß überall, wo nicht in ver Gemeinde jelbft, doch wenigftens in unbe: 
ſchwerlicher Nähe ein Impfarzt jich vorfindet. Es gehört dies zur vollftändigen Organifation 
der Beamten der Gejunpheitöpolizei. Da die Operation jelbft eine fo ganz einfache if}, aud 
zur richtigen Beurtheilung des Erfolges ver Impfung leicht Anleitung gegeben werden fan, 
fo ift feine allgemeine mebicinifhe Bildung zur Verſehung einer folden Stelle nöthig, jondern 
fie mag Wundärzten und in deren Grmangelung felbft Schullehrern u. f. m. übertragen merten 
nad) vorgängiger nöthiger Belehrung. 

Sollte Uinwiffenheit oder Aberglaube der Verbreitung der Kubpoden in einer gemillen 
Gegend oder Einmwohnerclaffe im Wege ftehen, jo ift vrittend eine gemeinverftändliche Beleb- 
rung über deren blos nüglihe Folgen und Erlaubtheit in religiöfer Beziehung nothwendig. 
Namentlih wird die Miwirkung der Geiftlihen zu diefem Zwecke erworben werden müflen. 
Die Bemerfung, daß die Anwendung eines von der Vorſehung verliehenen Mittels gegen ein 
Übel feine Widerfeglichfeit gegen die das Ubel zulaffende Vorſehung fei, mag auch den Unge— 
bilvetiten und Berangenften einleuchtend gemacht werben. 

Je ficherer leider eine auch nod fo Kleine Ausgabe für einen zwar nützlichen, allein nicht 
unmittelbar unerlaplihen Zwed immer von einer großen Anzahl der Bürger aus Dürftigkeit 
unterlaflen werden muß, defto notbwendiger ift eine vierte Maßregel, nämlich die Anordnung 
unentgeltlider Impfung für die Armen. Dieſe geringe Mühewaltung fann füglih ven Impf— 
ärzten ald Bedingung ihres Iucrativen Auftrags gemacht werben. 

Es leuchtet ein, daß nur durch eine ganz allgemeine Impfung die Boden aus einem Staate 
verbannt, wenigftend von der Erreidhung eined beunrubigenden Höhegrades abgehalten werben 
fönnen. Es tritt jomit immer der Fall hier ein, wo die Benugung einer Polizeianftalt dem 
freien Willen des Einzelnen nicht freigeftellt werden fann, indem durch die Nichttheilnahme 
eined Theild der Bevölferung der beabfichtigte Nugen für den einfihtövollern und willigern 
ſowie für den noch gar nicht willensfähigen unmündigen Theil mehr oder weniger vereitelt und 
überdies ein allgemein vortheilhafter Zweck nicht erreicht würde. Da überdies jo gut ale gar 
feine Gefahr mit der Einimpfung der Kubvoden verbunden ift, fo ift ala eine fünfte Maßregel 
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ein vom Staat ausgehender Zwang zur. Vaccination allerdings gerechtfertigt. Ob derſelbe um⸗ 
mittelbar oder nur mittelbar ausgeübt wird, iſt natürlich rechtlich ganz gleichgültig; und bei der 
Wichtigkeit der Sache Scheint jogar eine Verbindung von beiden Arten von Maßregeln wün: 
ſchenswerth, ſodaß aljo außer dem durd Strafen zu Fräftigenden Gebote alle Kinder vor einem 
beitimmten Alter (3.3. dem vierten bis jechäten Jahre) der Impfung zu unterwerfen, aud) noch 
Ausihluß aus der Schule, von der Aufnahme in eine Lehre u. ſ. w. gegen Nichtgeimpfte ausge: 
iprohen würde. Selbft eine wiederholte Impfung der duch längern Verfluß der Vaccination 
einer erneuerten Anſteckungsfähigkeit Verdächtigen kann ohne Bedenken bei beſonders drohender 
Gefahr einer Blatternepidemie angeordnet werden. Damit aber dad Gefeg nicht ein leeres Wort 
bleibe, jind die aufgeftellten Impfärzte, unter Yeitung und Gontrole der höhern Geſundheits— 
beamten, mit der Vollziehung der Zwangsmaßregeln zunächſt zu beauftragen. Zweckmäßig 
angelegte Tabellen und regelmäßige Berichte halten die Anflult im Gange und geben überdies 
zu wichtigen und belehrenden Vergleihungen ven unentbehrlihen Stofl. 

Über die nüglihen Ergebniffe dev Kubpodenimpfung im Allgemeinen ift unter Anderm 
nadzulefen: Brunel, „De la vaccine et ses heureux résultats“ (Parid 1826) ; Benoifton 
de Ehäteauneuf, in der „Gazette de sante’ (Bebruar 1826); Casper, „Beiträge zur medicini— 
ſchen Statiſtik“ (Berlin 1826) ; Schübler, „Über die Änderungen i in den Belegen der Sterb: 
lichkeit durch die Kuhpocken“ (Tübingen 1827). Über die Schugkraft ver Boden, Wieder— 
impfung u. ſ. w. aber: Thomſon, „Historical sketch of the varieties and the secondary oc- 
eurrence of smal-pox “ (Xondon 1822); Lüders, „Verſuch einer kritiſchen Geſchichte der bei 
Vaccinirten beobadhteten Menjchenblattern” (Altona 1824); Möhl, „Über die Varioloiden 
und Varicellen  (Kannover 1828); Seeger, „Beiträge zur Geſchichte ver Poden bei Vacci— 
nirten“; Petzhold, „Die Pockenkrankheit“ (Leipzig 1856); Heim, „„ Darftellung der Pocken— 
jeuchen in Württemberg‘ (1858). R.v. Mohl. 

Blinden-Anftalten, ſ. Wohlthätigkeits-Anſtalten. 

Blokade, ſ. Kriegsrecht. 

Blücher (Gebhard Leberecht, Fürſt v. Wahlſtadt) ) und der große deutſche Frei: 
heitökrieg. — Kräftige menſchliche Beſtrebungen und Thaten bilden an ſich einen würdigen 
Gegenſtand menſchlicher Betrachtung. Höhern Werth erhalten ſie, wenn ihr Gegenſtand groß 
iſt, den höchſten, wenn fie zugleich ihrem Schauplatze und Zuſammenhange nach einem der gronen 
Hauptacte im Drama der Menſchengeſchichte angehören und bedeutend in denſelben eingreifen. 
Mit den beveutendften, mit ven unglüdlichften wie mit den ruhmvollften Ereigniflen, welche jeit 
Jahrhunderten das deutfche Vaterland erlebte, mit ven widtigften Veränderungen, welche ver 
ſtaats- und völferredhtlihe Zuftand von Europa und vorzüglich von Deutſchland in der Beriode 
der neuern Zeit erfuhr, ift ver Name B. unzertrennli verbunden. Wie verjhieden auch be— 
deutende hiftorifhe Perfonen, ihre Verdienſte und ihre Mängel, je nad den verfchiedenen 
Standpunften der Menſchen, beurtheilt werden mögen, in einem Punkte werden, was B. be— 
trifft, Alle ſich leicht vereinigen, weldye die erhebende Zeit der großen Freiheitskämpfe ſich leb⸗ 
haft vergegenwärtigen wollen: unter allen ven hohen und glänzenden Namen ‚aller europäi- 
Ichen Nationen, melde in den Jahren 1815, 1814, 1815 gegen die Napoleoniſche Welttyran- 
nei fämpften, trat wenigſtens in der Zeit diefer glorreihen Kämpfe jelbft feiner mehr hervor 
ald der Name Blüher. Bei Freund und Feind, im Ins und Auslande, bei der Jugend, im 
Volk und in den Heeren hat Niemand eine allgemeinere moraliiche Bewegung der Begeifte- 
rung und des Schredens, ver Liebe und des Hafles bewirkt ald der „Marihall Vorwärts‘, 
als der „Vater Blücher“, der jugendlich feurige Greis von mehr als jiebzig Jahren. 

Solche erhebende, ſolche vereinigende und vorwärts treibende Begeifterung in ſchwerem ges 
meinfchaftlihen Kampfe, ift jüher ver Wirkung nad an ſich ſchon Höchft bedeutend; alsdann zu: 
mal, wenn fo wie damals der Sieg nur durch jo viele und große freiwillige Opfer und Anftren= 
gungen zu hoffen ift, und wenn es gilt, die fhwerfällige, loder verbundene Maffe fo vieler Re: 
gierungen, jo verfchiedenartiger Volksſtämme und Heere einem Gegner wie Napoleon gegen= 
über zujammenzubalten und zu nachdrücklichen Bewegungen gegen das gemeinſchaftliche Ziel 
zu beſtimmen. Nicht gut hiſtoriſch aber wäre es, die genügenden Gründe von großen Dingen 
nur allein in kleinen Urſachen, die Kräfte zu großen Thaten lediglich in Äußerlichteiten und 


1) Die vielen Quellen hat mit großer Vollſtändigkeit die ausführlichſte Biographie Blücher's, die 
von Varnhagen v. Enſe (‚„‚Biographifche Denfmale“, IM, S. 621—628) angegeben. Einige eigene 
ftanden dem Verſaſſer diejes Artifels zu Gebote. 
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Zufälligkeiten oder in nur unbedeutenden und kleinlichen perſönlichen Cigenſchaften ſuchen 
zu wollen. 

Schon jene große Wirkſamkeit für unſern öffentlichen Zuſtand und die weſentlich politiſchen 
Kräfte, durch welche dieſe Wirkung hervorgebracht wurde, fodern natürlich auch das „Staats— 
Lexikon“ zu einer Betrachtung derſelben auf. 

Aber ſelbſt dieſe Betrachtung der höhern Bedeutung und des ganzen Zuſammenhangs 
jener Freiheitskämpfe ſcheint vorzugsweiſe an dieſe Perſönlichkeit ſich knüpfen zu wollen. B. 
hatte bereits nicht blos in den frühern Revolutionskriegen 1793 und 1794 und in dem un— 
glücklichen Feldzug von 1806 mit einer damals ſeltenen, mit der hervortretendſten Auszeichnung 
gekämpft. Er, der Greis B., war auch im ganzen Befreiungskriege der Einzige, der zugleich 
die Schlachten des Siebenjährigen Krieges und die von Leipzig und Belle- Alliance mitgekämpft 
batte, und in deflen früherer Lebensgeſchichte vor allem ein Ereigniß hervortritt, welches, ſowie 
für feinen eigenen Eharafter, jo aud für die Zeit Friedrich's d. Gr. bezeichnend ift. 

Seit der legten Hälfte des 18. Jahrhunderts begann, feit der Franzöſiſchen Revolu— 
tion trat fihtbarer hervor und durch den jiegreihen Ausgang der Breiheitäfriege und die Ver— 
wirflihung der jie eröffnenden fürftlichen Verheißungen follte ſich glüdlich entidyeiden ein großer 
Entwidelungstampf für Deutihland und Europa. In reichen, großen und drangvollen Ereig— 
niffen, wie fie oft der lange Lauf vieler Jahrhunderte nicht vereinigt, wie man ſie feit der kirch— 
lihen Reformation im 16. Jahrhunderte nicht ſah, wollte fid gegen Ende des 18. und im 
Anfange des 19. Jahrhunderts eine neue Neformation, eine neue Bildungdveriovde entwideln. 
Es war die politifche Neformation, welde an die Stelle des Feudalweſens und der feudalifti- 
ſchen Berfaffungen und desjenigen, was von der hierarchiſchen blinden Ölaubensgemwalt in fie 
verwachſen war, freie Nationalftaaten, freie ftaatsbürgerlihe Verhältniſſe und Verfalfungen 
fegen wollte. Sehr erklärli aber erhielten die bewußtern wie die unbemußtern Beitrebungen 
für die neue politifche Zeit zuerft mehr einen negativen Gharafter, d. h. fie zerftörten nur die 
alten Formen und Berfafjungen der Feudalzeit, ohne daß noch die neuen Formen und Verfaj: 
jungen gegründet oder befeftigt wurden. Bis zu einem gewiffen Grade gebt ja überhaupt von 
felbft die Zerftörung des alten Baues dem neuen voraus. In den großen, ſchwer ganz zu um= 
faflenden Berhältniflen von Religion und Politik aber werben außerdem nur allzu gewöhnlich 
die Gegner der einen, einfeitigen Richtung, dur die menſchliche Schwäche, zuerſt jelbit zu der 
entgegengefegten Einfeitigfeit fortgeriflen. Selbft jo große Geiſter mie Voltaire und Friedrich 
d. Gr. befämpfen bei allen Ernfte ver Gefinnung fürd Gute doc nicht den Aberglauben, ohne 
den Glauben zu zerftören oder ohne auf die Seite des Unglaubens zu treten, nicht die Anardie, 
jei ed eine feudale oder eine dvemofratifche Anarchie, ohne einem ebenjo verderblihen Abfolutis: 
mus in die Hände zu arbeiten. Die Gegner des Unglaubens und des Despotismus Dagegen 
ſuchen und wieder dem Myſticismus und der Anarchie zu überliefern. Nur die allmälig in ven 
Por: und Rückſchwankungen gewonnene praftifche Bildung oder der Einfluß feltener bildung: 
fräftiger Männer führt die Völker zur glüdlichen Vereinigung von Religion und Aufflärung, 
von Ordnung und Freiheit. Die natürlihen Folgen num aber von der Zerftörung der alten 
politifhen Formen und Verfaſſungen der Feudalzeit, ohne daß noch die neuen flaatöbürgerlichen 
repräfentativen Verfaflungen gegründet oder feft und wirkffam wurden, mußten in Guropa un 
vermeidlich die abjolute despotifche Gewalt ver an der Spige ſtehenden monardifchen oder repu— 
blifaniihen Machthaber begründen. Vollends aber entitand in Frankreich zuerft ein furdt: 
barer Despotismus. Theils geſchah dies durch die verderbtefte abjolute Königsmacht, durch die 
unter ihr ausgebildete Ververbniß des franzöftihen Volks, envli durch die maßloſe Selbſt— 
ſucht und Herrſchſucht Napoleon’, des übermächtigen Erben der Franzöſiſchen Revolution. 
Mit allen durch das Freiheitäjtreben, durch die Revolution felbft aufgeregten, ihr längere Zeit 
bewußtlos dienftbaren Kräften ſchien diefe Napoleoniſche Herrichaft, melde fih an die Stelle 
der erftrebten Freiheit jeßte, in gen innern und äußern Berhältniffen aller europäifchen Na- 
tionen eine Unterjohung täglich mehr ausbilden zu wollen, die um fo unerträgliher wurde, je 
allgemeiner ver Widerſpruch derjelben mit den angeregten Ideen, mit der Beflimmung der Zeit, 
mit der innern und äußern oder der nationalen und der verfaflungsmäßigen Freiheit erkannt 
wurde. In dem Streben für dieje doppelte Freiheit mußte alfo ebenfo ver Kampf der übrigen 
europäiichen Völker gegen Frankreich entbrennen, wie er früher zum Theil von der abfolut ge: 
worbenen Fürftengemwalt gegen die von Frankreich ausgehende Verbreitung der Freiheitsgrund— 
füge geführt wurde. Schon fehr frühe war in der Franzöſiſchen Revolution nit blos das 
Streben nad Freiheit in innere Anarchie und Despotie, fondern auch in Verlegung gegen fremde 


Blücher 753 


Nationen übergegangen. Und bald wurde jegt alle Gewaltthat der abfoluten franzöſiſchen Kö: 
nige, namentlich auch gegen Deutſchland, überboten. Verblendung und Ehrgeiz hatte insbeſon— 
dere einen großen Theil der Branzofen und namentlich die Heere zu Genoffen und Werkzeugen 
der Napoleonifchen Unterdrückung und als folde auch zu den Feinden der für ihre Freiheit änı- 
pfenden Völker gemacht. Aber auch die Franzoſen kehrten, vorzüglich durch den deutſchen Frei: 
beitäfrieg, von ihrer Verblendung und einfeitigen Richtung wieder zur urfprünglich erftrebten 
Freiheit zurüd. 

In diefen großen europäifchen Entwickelungskampf fällt B.'s Leben und Wirken, B. 
war zu Roftod den 16. Dec. 1742 geboren. Sein Vater, ebenjo wie feine Mutter aus Med: 
lenburg abjtammend, war Rittmeifter in heſſen-kaſſelſchen Dienſten geweſen und hatte ſich auf 
fein Heines Rittergüthen Großenrenſow zurüdgezogen. Wir wiffen von ihm faft nur, daß ihn 
wie die Mutter der Sohn mit danfbarer Verehrung nannte, und dann, daß er gegen einige 
Tanten, welde dieſem Sohne bei feiner Geburt einen aus den Schäferlievern feiner Zeit ge— 
borgten fremden idylliſchen Namen zudachten, ftatt deffelben vielmehr die für ihn paffendern 
Fräftigen deutſchen: Gebhard Leberecht durchſetzte. Die Unruhen des langen Haders zwifchen 
den Herzog und ver lanpftändifchen Ritterfchaft hatten ven Vater vor B.'s Geburt bewogen, 
nad) Roſtock zu ziehen. Die des Siebenjährigen Krieges beftimmten ihn fpäter, feine Söhne 
Ulrich und Gebhard Auf die Injel Rügen zu feinem Schwiegerfohne v. Kradwig zu fhiden. 
In Medlenburg wie auf Rügen mag wol wenig wiffenfhaftliher Unterricht die Knaben an das 
Zimmer gefeilelt haben. Selbft die franzöſiſche Sprache hatte, in einer Zeit, wo alle deutſche 
Nationalität in elender Nahäffung des Franzoſenthums unterzugeben ſchien, B., der einft in 
Paris deutich ſprechen und dem deutichen Namen feine Achtung wieder erwecken follte, nicht er= 
lernt. Defto kräftiger entwidelte er unter freiem Himmel, bei einiger Theilnahme an landwirtb: 
ſchaftlicher Thätigkeit und bald auf wilden Roß, bald auf dem ftürmenden Meer im Wettfampfe 
nit feinen Alterögenoffen in freiem glüdlichen Jugendleben feine kräftige, unverwüftliche Förper: 
liche Gonftitution, feine Tugenden der Körpergewandtheit, des kühnen unerfhütterlihen Mu: 
thes, des gefunden Sinns und Blicks und des tüchtigen Charakters, ſowie die unzerftörliche 
Heiterkeit und Lebensluſt und ſeine offene gutmüthige Treuherzigkeit gegen Geringe und Vor— 
nehme. Fiſcher am Oſtſeeufer der Inſel Rügen erzählten, „daß ihre Väter ven Feldmarſchall 
wohl gefannt, da fie nod Buben geweſen und mit dem wilden Junfer und einem ältern Bruder 
Ulrich jo manden Streih ausgeführt hätten. Da fei ver Junker Leberecht immer voran ges 
weien. Was Keiner gewagt, habe er unternommen, und Alle hätten ihm gehorchen müſſen, 
weil Keiner jo großes Herz gehabt. Ihm fei fein Baum zu hoch geweſen. In die Schludhten 
der Kreidefelfen (wo heutigen Tages e8 angefchlagen ift, daß wegen der Lebensgefahr Niemand 
bineinfteigen darf) Metterte er hinab bis zu der Brandung des Meeres, ohne Schwindel. Beim 
Sturme rief er feine Gefährten in den Nachen und ſchlug mit dem Ruder gegen die empörten 
Wellen, ald wollte er fie Shweigen heißen.” 2) Bei folder Stimmung mußte dad Soldatenleben 
in dem anf Rügen liegenden ſchwediſchen Hufarenregiment v. Mörner anloden. Uber. die 
älterlihe Zuftimmung wurde verweigert. Da verließen im dritten Jahre des Siebenjährigen 
Krieges beide Knaben heimlich den Schwager und fuchten Aufnahme in jenem Regiment. Gie 
erhielten, nachdem endlich der Vater eingemwilligt hatte, die gewünſchte Anftellung. Aber bald 
wurde auf einem Streifzuge in die Ufermarf der vierzehnjährige Junker Gebhard mit ver: 
wundetem Pferde von einer überlegenen Anzahl preußifcher Hufaren gefangen. Gin Huſar 
nahm ihn vor fih auf fein Pferd. So nun trug diefes ihm feinem großen Schidfal entgegen. 
So brachte ed den Preußen den Helden der Befreiungäfriege. Dem preußischen Hufarenoberft 
v. Belling gefiel der fhöne muthige Knabe. Er gewann ihn lieb, behielt ihn auf fein Ehren: 
wort bei fih und bot ihm wiederholt preußifche Dienfte an. Diefe aber lehnte B., folange er 
noch feinen ſchwediſchen Abſchied nicht erhalten konnte, ftanphaft ab. Endlich nad; einjährigem 
Harren glüdte e8 durch einen günftigen Zufall, ihm zu erhalten. B. wurde preußiſcher Fahnen 
junfer, bald (1760) Cornet und Adjutant feines väterlihen Gönners, der ihn ausrüftete. Er 
half nun mit Eifer und Muth den Siebenjährigen Krieg, welcher nad langer Zerrüttung und 
Erſchlaffung die erfte erhebende Bewegung in Deutſchland erzeugte, muthig zu Ende fämpfen. 
DB. foht mit Auszeihuung in den Schlachten von Kunersdorf und Freiberg, in welcher legtern 
er verwundet wurbe. Er rüdte bis zum älteften Stabörittmeifter vor. Da fiel Belling in Un: 


2) Förfter, „Der Feldmarſchall Blücher und feine Umgebungen‘ (Leipzig 1821), ©. 3. 
Staats-Lexikon. II. 48 
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gnade bei Friedrich d. Gr., und B. wurbe, ohnerachtet feiner Gegenvorftellungen, bei der näch— 
ſten Beförberung in der Zutheilung der Escadron einem jüngern Rittmeifter v. Jägerfeld 
nachgeſetzt. Der König ſelbſt hatte bereits dieſe Dienfteinrihtung gegen B.'s Vorftellungen ges 
nehmigt. Dennoch fhrieb B. die fühnen Worte an feinen großen König: „Der v. Jügerfeld, 
der fein andered Vervienft hat ald der Sohn ded Markgrafen von Schwedt zu fein, ift mir vor: 
gezogen. Ich bitte Ew. Majeftät um meinen Abſchied.“ Friedrich befahl, ihm Arreft zu geben, 
damit er ſich eined Beſſern befinnen könne. B. faß und faß, dreiviertel Jahre lang, und blieb bei 
feiner Erflärung. Da erklärte feinerfeits ver König: „Der Rittmeifter v. B. ift feiner Dienite 
entlaffen; er kann ſich zum Teufel ſcheren.“ B. liebte leidenſchaftlich den Kriegerftand. Gr war 
damald vermögenslos, dazu verlobt mit einer ebenfalls vermögendlofen Braut, einem Bräulein 
v. Mahlin, ver Tochter eines ehemaligen ſächſiſchen Oberften, der in Bolen Güter gepachtet 
hatte. Nur die innere Empörung eines unabhängigen feften Charakters gegen das Unrecht, 
nur ein tiefed Gefühl für dad Recht, welches B. in feiner Perſon verlegt glaubte, Fonnte ibn in 
folder Lage, in folder Zeit unbefhräntter Fürftenherrihaft, in welder vollends im Militär 
ſchon der Zweifel an der Unfehlburfeit Föniglichen Willens ald Verbrechen galt, zu fo fühnem, 
unerjhütterlihem und aufopferungsvollem Rechtstrotz felbit gegen feinen großen König bes 
flimmen. Es jind aber diefelben Gefühle und Kräfte, weldhe zum Kampfe gegen fremde Unter: 
drüdung und welche gegen die Willkür der verjhiedenften Art im Innern begeiftern und ſtäh— 
len. Ein aufopferungsvoller, muthiger gefeglicher Widerſtand gegen Unrecht der Gewalt, zum 
Schuß des gemeinfamen Rechts ift meift ſchwerer, oft heilfamer ald Angriff. 

B.'s Freunde fürdhteten, er werde feine Berbindung aufgeben müſſen. Er that es nid. 
Er nahm ein Pachtgut feined Schwiegervaterd in Unterpacht, heirathete und lebte mit feiner 
Gattin, die ihm ſechs Kinder gebar, obwol oft zum Kriegspienft jich zurüdiehnend, doch 15 Jahre 
lang glüdlidy in ländlicher Ginfamfeit. Durch einfihtsvollen und eifrigen Betrieb des Land: 
baus, worin er ald Mufter galt, erwarb er fi bald ein Fleined Landgut in Pommern, und 
durch Charakter und Benehmen die Achtung und Liebe feiner Umgebung, ſodaß ihn, den ges 
borenen Ausländer, die pommernſchen Landftände zum Landrath der Provinz ernannten. Selbſt 
der große König bezeugte ihm, der dem Lande einige Dienfte geleiftet hatte, wiederholt mündlich 
und in Briefen und duch Geldgefchenfe feine Achtung und, wie es Scheint, die Abfiht, das Ber: 
gangene zu vergüten. Nur erlaubte eine falfche Vorftellung von der föniglihen Würde nicht, 
diejed auf die auch nur den Schein eines königlichen Irrthums oder Unrechts eingeſtehende Weite, 
nämlih durd eine paflende Wiederanftellung, zu thun. Die legtere war erft möglich nad 
Friedrich's Tode. Doch Hielt zuerft gutmütbiges Nachgeben gegen die dringenden Bitten feiner 
Gattin B. ab, Schritte zur Erfüllung feiner Wünfche zu verfolgen. Ginft aber, bei einer Heer: 
ſchau in Bonmern, bemerkte Friedrih Wilhelm II. mit Wohlgefallen einen Mann, ver durch 
feine männlihe Schönheit und ala fühner treffliher Reiter unter den Zuichauern jich auszeich— 
nete. Mit den Worten: „Der könnte und Allen was zu rathen aufgeben”, wandte ſich der 
König zu feinen Gavalerieoffizieren und erfundigte fih. Ed war B. Der König, diesmal beifer 
als jein großer Borfahr den rechten Mann erfennend, trug ihm huldvoll den erfebnten Nüdtritt 
in die Armee an. „Ja, mit Freuden, wenn fein Recht ihm würde”, war B.'s Antwort. Und 
es ward ihm, Er erbielt 1787, jeinem ausprüdlihen Wunſche gemäß, gerade in fein altes Re— 
giment den Wiedereintritt und Die Majoröftelle vor demſelben v. Jägerfeld, dem er einft nad: 
gejegt wurde; und fein Patent wurde zurücdatirt auf 1779, eine Zeit, wo der König, der es 
unterzeichnete, gar noch nicht regierte. a 

An der Spige deilelben rotben Hufarenregiments, v. Golz, kämpfte 1795 und 1794 2. 
in den Feldzügen am Rhein, zuerft ald Oberft, bald, zur Belohnung feiner Verdienfte, als 
Generalmajor und ald Inhaber des Regiments und mir dem Rothen Adlerorven geſchmückt. 
In den Kämpfen von Giffoin, Luremburg, Kaiferdlautern, Morſchheim, Weidenthal, Edes— 
beim, am Malzberg und bei Moorlautern zeigten fih B.'s kühner Geift und feine Freude am 
Kampfe, der fhnelle Bit und Entſchluß in jeder Lage, die von Tollfühnheit entfernten vor: 
fihtigen Anftalten wie die Energie der Ausführung, endlich die begeifterte Liebe und Folgſam— 
keit, melche des Anführers Vorangeben in jeder Gefahr und Mühſeligkeit und das gutmüthige, 
treuberzige Wohlwolfen feinen Kriegern einflößten. Man nannte ihn den neuen Zietben, le roi 
rouge bei den Franzoſen (nach der rothen Hufarenuniform). Beinahe 4000 Gefangene, dar: 
unter 150 Offiziere und ein Öenerallieutenant, einige Taufend Pferde, 11 Kanonen und 5 Fab- 
nen hatte unter feiner Führung fein Regiment gewonnen, nie, mit Ausnahme von ſechs Mann, 
Gefangene verloren. 
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z Schon glänzte B.'s Name. Doc follte er jeinen vollen Glanz vor feinem Greifenalter 
- nicht erwerben. Dieſes verhinderte Deutichlands unglückliches Schickſal, begründet durch all- 
 befannte Mängel und Urſachen, durch die innen Verhältniffe und durch ihre Folgen, die Nies 
derlagen im Kriege, indbefondere der Bafeler Friede und die Demarcationslinie, melde pas in 
; die Nevolutionäfriege hineingezogene übrige Deutſchland preußiſcherſeits, ebenfo wie der Friede 
“ von Campo⸗-Formio öfterreichifcherfeits, hülflos ließen, fodann ferner die unglüdliche Zögerung 
des bereitö ausmarichirten preußiihen Heeres 1805 und endlich die furchtbaren Ereignifle von 
- 1806. In der auf den Baſeler Frieden folgenden Wafſenruhe hatte ih B. nach dem Tode 
- feiner erften Gattin zum zweiten male vermählt, und zwar mit einer ſchönen Oftfriefin, einem 
- Bräulein v. Colomb. Im Jahre 1801 wurde er Generallieutenant, und 1802 erbielt er den 
„ Auftrag Erfurt, Mühlhaufen und Münfter zu befegen. Im Jahre 1805 war er ſodann Gou— 
„ verneur von Münfter, wo er durch fein menichenfreundliches, zutrauliches Wefen mande Schwie: 
 rigfeiten und Härten des neuen Zuftandes der Bewohner befeitigte. Auch als Schriftfteller 
„trat B. in jener Zeit auf. Er ließ 1796 fein Tagebuch feiner Feldzüge am Rhein ericheinen, 
welches Sahfundige zu den beften Werfen diefer Art zählen, ein lebendiges Abbild feiner ritter: 
lichen Kriegätbaten, feiner liebenswürdigen Perfönlichkeit. Im Jahre 1805 jchrieb er die ſchon 
durch ihren Titel und die darin ausgeſprochene Grundidee merfwürdige Schrift: „Gedanken 
_ Über Formirung einer preußifchen Nationalarmee”, in welder er ſchon damals fodert, jeder 
Vreuße müſſe Soldat, die Dienſtzeit kurz, die Behandlung beſſer werden. ®) 
An dem unglüclihen Tage von Jena hatte B. in nody untergeorbneter Stellung an der 
. Spige von 25 Escadrons Gavalerie und einiger reitenden Batterien, über welde man ihm 
erſt auf dem Schladhtfelde den Befehl anvertraute, das Seinige getban. Sein Pferd wurde ihm 
, unter dem Leibe getödtet. Als der ungeoronete Rüdzug und die Auflöfung der Armee erfolgte, 
. führte er vermittelft einer Fühnen Kriegsliſt 5000 Mann mitten durd die feindlihen Reiter: 
diviſionen Klein und Rafalle hindurch und zog noch das weimarifche Corps unter dem Herzog 
von Braunſchweig⸗Ols an ſich. Er folgte nicht dem Beiſpiel ſeines Obergenerals, des Fürſten 
Gohenlohe, der die Waffen ſtreckte. Um einen Theil der feindlichen Heeresmacht von dem Her: 
zen der Monarchie und von den wenigen dem König übrigen Truppen bis zur Ankunft der 
Ruſſen abzuziehen, warf er ih mit feinen 15,000 Mann nad Medlenburg ; alsbald aber, durch 
Murat, Soult und Bernadotte von 80,000 Mann umzingelt, mit Berwerfung aller ihrer Ca— 
pitulationsanträge, nad) Lübeck. Da aber vie jchlecht befeftigte Stadt, trog aller Gegenwehr 
und ded unermüdlichen perjönlihen Kampfes des Anführers, ſelbſt noch in den Straßen der 
Stadt, von der feindlichen Über macht erſtürmt war, mußte er endlich in Radkau, einem Dorfe 
bei Lübeck, ehrenvoll capituliven. Doc verweigerte er hartnädig, die Gapitulation zu unter— 
zeichnen, biö ihm die ungewöhnliche ausdrückliche Hinzuſügung geftattet wurde, „daß er nur 
deswegen capitulire, weil er weder Munition noch Brot und Fourrage habe’. — „Ihm wurde”, 
fo berichtet Varnhagen v. Enje über B.'s Theilnahme an diefem unglüdlihen Kriege (S.118), 
„in den Augen des Kriegers nur Achtung und Bewunderung zu Theil. Von allen preußifhen 
Beloherren und Truppenjcharen, die bis dahin den Kampfplag betreten, hatte er allein den 
Ruhm der Waffen behauptet und in dem allgemeinen Unglüd, welches ihn ſchon mitergriffen 
hatte, vorüber allen breiten Abwegen der Schande, auf fhmalem Pfade ſich zum ebrenvollen 
Ziele durchgerungen. Seinem Kreife war fein Verzagen, weldes überall Schlag auf Schlag 
die Geprüfteften ergriff, Fein Unmuth und feine Schwäche genabt. Seine Truppen hatten ji 
tapfer, ausdauernd bis zum legten Augenblick gehalten. Ein ſolches Beispiel war in jenen Ta— 
gen der Verdunfelung und Trauer ein helles Keuerzeihen, an weldem die Flamme der Hoff: 
nung und Zuverficht ſich wieder entzünden Eonnte. So aud war bald der Sinn und das Urtheil 
des Volkes vorherrſchend für B. entſchieden. Nicht in Preufien allein, aud in Hamburg, wo 
das Unglück der Nahbarftant tief gefühlt wurde (und wo B. die Zeit feiner Kriegsgefangen— 
ſchaft verlebte), und in Lübeck felbft zeigte die Menge für ihn und feine Krieger ihre Theil- 
nahme, ihren Eifer. Der Feind, bier ein ungweideutiger Zeuge, bewies ihnen feine Achtung auf 
alle Weije; ja er jeßte fie oft in Verlegenbeit durch den Vorzug, den er ihnen vor den Gefähr: 
ten einräumte, die nicht das Glück gehabt, unter B.'s Befehlen zu ftehen.” Cine Einladung 
von Bernadotte, mit ihm fpazieren zu fahren, lehnte B., dem das Franzoſenthum in Deutid): 





3) Noch eine dritte Schrift ſchrieb Blücher: „Bemerfungen über die Juftruction und das Exerciten 
der Cavalerie“ (1807). Sie foll tbeoretifch nicht viel bedeuten. Blücher war Praftifer. 
48” 


756 Blücher 


land, ſeitdem es ſo offenbar ſelbſt der fremden Unterdrückung diente und huldigte, verhaßt war, 
und in deſſen Haufe auch von den Seinigen fein Franzöſiſch gehört wurde, mit der Entſchuldi— 
gung ab, „er fpreche nicht franzoöſiſch und ſei zu alt ed zu lernen“. 

* Wir brauchen hier nicht auszumalen die ganze Reihe trauriger Greigniffe, welche die 
Schlacht von Jena eröffnete, die faft unbegreiflihe moralifche Zerrüttung, welde fie zur Tage 
brachte, die völlig vertheivigungslofe Übergabe der Feftungen Hameln und Nienburg, Erfurt 
und Magdeburg, Spandau, Stettin und Küftrin, Glogau, Breslau, Brieg und Schweidnig, 
den Einzug der Feinde in Berlin und ihren Empfang daſelbſt, die Zerftüdelung der preußiſchen 
Monarchie, die höchſt drangvolle Rage des durch die rufjifhe Allianz geretteten, vom Feinde 
ausgeſogenen und militärifch befegten übrig gebliebenen Theiled und die Unterdrüfung von 
Deutfchland. Es follte ver Welt offenbar werben, daß zahlreiche wohldreſſirte Heere und treff⸗ 
liche Feftungen, daß gefüllte Schagfammern und ein äußerlich jehr ausgebildeter, wohlgeordne- 
ter Staatsmechanismus, daß jelbft, was unendlich höher fteht, ein vortreffliches Furſtenhaus mit 
allgemein und laut ausgefprodpener Liebe und Verehrung für vaffelbe, daß geiftige Bildung 
und wobhlerworbener Kriegsruhm — daß Alles dieſes noch nicht genügt, um einen Staat gegen 
große, oft lange verborgene Gebrechen und in der I großer Gefahr gegen den Untergang 
zu jhügen. Es follte, größer im furdtbarften Unglüd als je im glänzendften Glüd, daffelbe 
Preußen in den Jahren 1807 — 15 der Welt zeigen, woburd die wahren, ungerftörbaren 
Staatöfräfte wachen, wodurch ſelbſt Fleine, an materiellen Mitteln ſchwache Staaten unüber: 
windlich und jiegreich werben und, jofern fie dem aufgefundenen rechten Wege treu bleiben, in 
glorreicher Entwickelung fortireiten fönnen. Mit rühmlicher Weisheit und eines reinen Wil: 
lens fi bewußt, juchte die Regierung nicht, wie die Thoren, in Andern und in Zufälligkeiten, 
jondern im Innern ded Staats felbft die Quellen fo großen öffentlihen Unglüds und in völ— 
liger Selbfterfenntniß die Bedingung der Herftellung. Muthvoll ließ fie Wort und Schrift 
zur lauten, oft bittern Enthüllung aller wahren und vermeintlihen Gebrechen und Febler der 
Behörden und der Einrichtungen, der Verfaffung und der Verwaltung frei. Energiſch begrün- 
dete und vorbereitete jie dann dur Stein und Scharnhorft in diefen wenigen Jabren mit ven 
beſchränkteſten Mitteln, in der durch den übermüthigen Feind beengteften Lage Alles, was 1815 
— 15 die glorreihe Befreiung und Wiedergeburt möglih machte, Alles, was noch jegt der 
Stolz und die Hoffnung Preußens ift, deſſen Dauer und weitere Entwidelung, nad dem Wort 
eined der edeliten feiner Staatdmänner, dem Staate die Bürgihaft leiften follte, daß ihm nie: 
mals ein neues Jena gefährlich oder nöthig fei. Durdy die Befreiung des Bauernftandes von 
der Unterdrückung des Feudalismus, durch die freie Städteordnung, durch die Gleichheit ver 
Öffentlihen Pflichten und Rechte und endlich durch die ausdrückliche Verheißung einer repräſen— 
tativen Provinzial: und Reichsverfaſſung (Ediet vom 28. Det. 1810) wurde der Nation eine 
allgemeine freie ftaatsbürgerliche Verfaſſung vorbereitet und verbürgt. Durch die einftweilen 
dem Weſen nach fhon gewährte Freiheit des Wortes und der Schrift, durch die neue Grün: 
dung von Univerfitätd- und Schuleinrichtungen im liberalften Geifte wurde der Nation die gei- 
flige Erhebung und Waffe gegeben. Das Zerbrechen des ſchimpflichen Stocks, der bei Jena als 
jo nihtövermögend ſich gezeigt hatte, die für alle Bürger gleiche und unablöslihe Waffenpflicht 
und die Landwehr endlich gaben ihr die treffliche Friegerifche Wehrordnung. Der Grund von 
Preußens, von Deutfhlands Unglück und Schmach, Feudalismus und Verfaffungslofigkeit, 
und die Aufgabe der neuen Zeit waren aljo Elar erfannt. Lit und Net, Freiheit und Ehre 
wurden überall ald der Preußen Loſungsworte erklärt. Und wahrlid, nicht etwa weil die vor: 
züglichſten Wiederherfteller der Größe Preußens, Stein, Scharnhorft und B. ebenfo wie 
Hardenberg zufällig in andern deutſchen Rändern geboren waren, fondern weil man tief erfannt 
hatte, daß für Preußen nur durch deutfche Cultur und Freiheit, durch das Vorangeben in ihnen 
und in freier inniger Verbindung mit Deutichland, Sicherheit und Gedeihen fei, huldigte man 
in Wort und Werf auch diefer Idee. Mit folhen Waffen konnten die Regierung und ein Bund 
begeifterter Baterlandsfreunde, der Tugendbund, durch allgemeine Verbreitung einer morali- 
[hen Erhebung der Nation unter den Augen ded argmöhniihen, die Landesfeſten befigenven 
Beindes die Befreiung des Vaterlandes vorbereiten. 

B. war bald nad) feiner Oefangennehmung, feinen dringenden Bitten gemäß, gegen den 
von Schill gefangenen Marſchall Victor ausgewechjelt, von dem König mit dem Schwarzen 
Ablerorden belohnt und zu einer Fühnen Unternehmung nad Pommern entfendet worden. Der 
Friede zu Tilfit Hindertefie. Inder Umgebung ded Königs, arbeitend im Kriegsdepartement, dann 
Generalgouverneur von Pommern, ſtets auf gleiche Weife ftimmte B. ein in die Richtung des 
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neuen Preußen, fuchte er Vertrauen und Muth und Friegerifche Tüchtigfeit zu verbreiten. Ihm 
murde daher ebenfo wie Stein die Ehre, von dem übermüthigen Sieger ald einer der Männer 
bezeichnet zu werden, die, weil er fie fürchtete, die preußiiche Regierung außer Dienft jegen 
mußte. B., der ſchon, bald nachdem, nicht feiner Neigung gemäß, der Bafeler Friede geſchloſſen 
war, immer aufs neue durch Briefe an den König und durch mündliches Wort zum Kriege gegen 
den Unterbrüder Deutſchlands getrieben, trieb jegt aufs neue und lebhafter, ſobald die erfte 
Möglichkeit dazu fam. Schon 1808, wo er Fränflih war, antwortete ihm Scharnhorft auf 
folche neue Mahnungen und Vorfhläge: „Ihr Brief hat mir unbeihreibliche Freude gemacht. 
Ich ſehe es, was Alle fagten, Ihr Geift hat nicht gelitten. Sie find unfer Anführer, unfer Help, 
und müßten Sie auf einer Sänfte und vorangetragen werden. Nur mit Ihnen ift Entſchloſſen— 
heit und Glück.“ Als Schill 1809 feine fühne Unternehmung begann, hatte B., auf ihre Bil: 
ligung hoffend, bereits kriegeriſche Vorbereitungen gemacht, mußte ſie aber, dem königlichen 
Befehl gemäß, einſtellen. 

Von Jahr zu Jahr war unterdeſſen Napoleon's Übermacht gewachſen. Doch hatte er 
noch immer durch die unter ihm überall und auch in dem Rheiniſchen Bunde nach dem Beiſpiele 
Frankreichs bewirkte wohlthätige Zerſtörung des Feudalismus und die Einführung der Gleich— 
beit öffentlicher Pflichten und Rechte, ſowie durch die ſcheinbar freien ſtändiſchen Verfaſſungen, 
die er in Frankreich beſtehen ließ, in allen von ihm geſtifteten Staaten, in dem Königreich 
Weſtfalen, in den Großherzogthümern Berg und Frankfurt, in Holland wie in Polen, ja ſelbſt 
in Spanien und Italien einführte, eine ſehr große Zahl ſelbſt der edelſten Männer — ich nenne 
nur Johannes Müller — getäuſcht und dadurch vorzüglich eine große Kraft für ſich gewonnen. 
Wer dieſes überſieht, kann die damalige Zeit nicht verſtehen. Auch das Schreiben an den Für— 
ſten Primas, wodurch Napoleon feierlich proteſtirt, daß man etwaige Willkür der Nheinbundes 
fürſten ihm zuſchreibe *), ſeine ſorgfältige Schonung der deutſchen Unterrichtsanſtalten, nament= 
lich der akademiſchen Lehrfreiheit, und Anderes beweiſen deutlich, daß er den Glauben: Freiheit 
und Fortſchritt ſeien auf ſeiner Seite, zu würdigen wußte. Doch bei jeder Zunahme der Macht 
zerſtörte ſein despotiſcher Übermuth immer mehr dieſe Täuſchungen, und das durch ſeine Frei— 
heit allein unbeſiegbare Großbritannien rüſtete zur Rettung Europas immer neue Kämpfer. 
Da erſchütterten endlich die ungewöhnlich frühe Winterkälte, der Brand von Moskau und vor 
allem die ſo höchſt unpolitiſche Täuſchung der gerechten Erwartungen der Polen auf alsbaldige 
Wiederherſtellung ihrer Freiheit, welche ihm ſichern Rückzug und neue Hülfsquellen geboten 
hätte, ſeine Macht, und der General Dorf gab mit kühner Seele das Signal zum allgemeinen 
Befreiungsfrieg. 

Er begann. Aber es ift nöthig, um die Gefhichte gegen Verfälihungen zu vertheidigen 
und um B.'s Wirken zu verftehen, ſich deutlich zu erinnern, wie er begann. Zum erjten male 
feit der Franzöfiihen Revolution eröffneten die ein Vierteljahrhundert hindurch immer und 
immer befiegten Regierungen den Kampf mit dem Loſungswort nicht blo8 der Sicherung der 
Thronrechte und der äußern, fondern aud) der innern ftaatöbürgerlichen Freiheit. Herüber von 
der bisher unbefiegbaren feindlihen Macht und auf ihre Seite beſchwuren fie jegt Die moralifche 
Kraft der großen Idee der Zeit, die Kraft der Freiheit und der Öffentlichen Meinung ſieges— 
fräftiged Banier. Die verbündeten Monarchen eröffneten ven Krieg durd die gemeinfhaftliche 
feierlihe Proclamation von Kalifh vom 25. März 1815. Darin erklären fie: „Daß ſie, dem 
Wunſche ded deutſchen Volks begegnend, jeden Deutſchen auffodern, ſich anzuſchließen und zu 
fämpfen mit Herz und Sinn, mit Gut und Blut, mit Leib und Leben für die Rückkehr der Frei— 
heit und Unabhängigkeit Deutfhlands und für die Wiederkehr eines ehrwürdigen Reiches in 
zeitgemäßer Geſtaltung, weldes allein den Fürften und Völkern Deutſchlands anheimgeftellt 
bleibe und in feinen Grundzügen und Umriffen möglihft aus dem ureigenen Geifte des deutjchen 
Volks hervorgehen jolle, damit Deutſchland verjüngt und lebensfräftig und in Einheit gehal= 
ten unter Europas Völkern daſtehe.“ — „Für diefen Zweck“, fo erflären fie, fo erflärt nament— 
lich auch Fürſt Metternich no zwiſchen dem erften und zweiten Kriege auf dem Wiener Con— 
greß, „Für diefen Zweck haben die Völker die Waffen ergriffen, und alle Staaten, welche ver 
großen Allianz fi anſchloſſen, erklärten fih ſchon durch ihren Beitritt für denfelben Zweck.“ °) 
Diefer Zweck wird ebenjo oft wiederholt, von allen Regierungen einftimmig auch bezeichnet, 
„als eine der Öffentlichen Meinung, dem Zeitgeift und der Erwartung ver Zeitgenoffen, ald den 





4) Winfopp, „Rheinifche Bunbesacte”, S. 109. 
5) Klüber’s „Acten des Wiener Eongreffes“, Heft I, S. 61 u. 104. 
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allgemeinen Wünſchen und gerechten Anfprücen ver deutſchen Nation entſprechende nothwen— 
dige Feftfegung und Sicherſtellung ver ſtaatsbürgerlichen Rechte und ftändifher Verfaſſungen, 
mindeftend mit den Nechten der Preßfreiheit, ver Steuerbewilligung, der Zuftimmung zu den 
Landeögejegen und der Beranttwortlichfeit ver Staatödiener”. Und als 1815 ver neue, gefähr: 
liche Krieg drohte, da nahm man fchnell auf vem Wiener Gongref die über den Länderftreit 
faft vergeflene deutſche Verfaffungsjahe wieder vor. Da erklärten alle Regierungen ebenje 
einftimmig: „Daß unter den dringenden Umſtänden der gegenwärtigen Rage der Dinge durch 
neue Zufiherung dieſer Rechte in der wenn aud noch unvollftändigen Bundesacte, die Völker, 
um mit Vertrauen und Muth, mit Kraft und Freudigkeit den neuen Kampf zu beginnen, über 
dieſe Nechte beruhigt werden, daß ſie zur Überzeugung gelangen müßten, daß die dereits dar: 
gebrachten Opfer ſowie die neuen Anftrengungen für ihre theuerften Intereflen, für ihre un: 
verjährbaren Rechte geleiftet und erheifcht würden.“ 6) Mehre Regierungen ertbeilten jegt 
ebenfalls unmittelbar vor Gröffnung ded neuen, ſchweren Krieges ihren Völkern no bejondere 
ähnliche Zufiherungen, Verfprehungen wahrer, zeitgemäßer Gonftitutionen oder Repräſen— 
tativverfaffungen, jo 3. B. die Könige von Baiern und von Würtemberg, der Großherzog von 
Baden. So aud) der König von Preußen (deſſen Bevollmädtigte in ihren fünf Entwürfen zur 
Bundedverfaffung ftetd jene obigen Rechte ald weſentlich erklärten) in der neuen Zufage einer 
reihöftändiichen repräfentativen Verfaflung durd das Föniglide Edict vom 22. Mai 1815, 
und durch die Bejigergreifungspatente der alten und neuen Provinzen.) Wohl alfo konnten 
jpäter am deutjchen Bundestage die Gefandten ji in Beziehung „auf eine allgemeine, bald: 
möglihfte Begründung ftändifcher Verfaſſung, die an fih fhon den Rechten gemäß ſei“, auf 
dieſe feierlihen Grundverträge der Negierungen mit der Nation und den Bürgern, „auf Die 
Bufagen, welde ven Völkern während des Freiheitäfrieges laut und öffentlich gemacht wurden‘, 
berufen und erflären, „daß Deutichland nur darum mit dem Blute der Völker befreit und die 
Länder ihren rechtmäßigen Negenten zurüdgegeben worden, damit überall ein rechtlicher Zu: 
fand an die Stelle ver Willkür treten möge‘. *) 

Überall wurde dabei die Öffentliche Meinung als Leitftern für die Regierungen feierlih an: 
erfannt und an die Spige geftellt.?) B. aber, der Feldherr der Verbündeten, erließ den 
25. März 1815, bei dem Vorrüden ihrer Heere in Deutichland, eine Proclamation zunächſt 
an die Sachſen, „feine deutſchen Mitbürger over feine deutigen Brüder, mit welden er gemein: 
Ihaftlih für Vaterland und Freiheit kämpfte’. (Siehe feinen Aufruf an das Heer vom 
24. April.) In diefer Proclamation nun wird Preffreibeit verbeifen und deren Unterdrückung 
als ein Hauptgrund der jegt vom Volfe verlangten Erhebung gegen die Napoleoniihe Sklaverei 
und den Rheinbund erklärt. Mit vem Einrücken in Sachen wird fogleidy aud) die Verheißung 
verwirklicht. 10) In der That wurde faft überall, wohin ſich die Herrſchaft der verbündeten 
Armeen erftredte, Wort und Schrift frei. Dem Herausgeber des fo höchſt liberalen „„Rheinijchen 
Mercur“, ven auch B. für einen mächtigen Alliirten der verbündeten Heere erflärte, ſagte er 
noch fpäter zu Ende des Jahres 1815 nad dem zweiten Barifer Frieden: „Schreiben Sie nur 
immer zu, gegen wen ed auch fei; ich nehme Alles auf mich. Wenn ed nur wahr ift, fo mögen 
Sie Alle drucken laffen. Aber, das fage ich Ihnen, wahr muß es fein.‘ 41) 

Schon vor dem Befreiungdfriege hatten aber auch die Schriftiteller, welche für die zufünf: 
tige Befreiung Deutſchlands zu wirken fuchten, und von welden im Kriege nicht wenige in be: 
deutender öffentlicher Wirkſamkeit auftraten, ſtets auch für freie Verfaffung als einen Haupt: 
theil und eine Grundbedingung der Befreiung geſprochen. Selbft Herr v. Geng in Berlin 


6) Klüber, a. a. D., I, ©. 34, 45, 57, 65, 68, 72; IM, 104, 125, 131, 134; IV, 43, 44, 48, 50, 
51, 104; V, 1, 3, 18, 55, 107, 196, 195, 298; VI, 206; VII, 298, 359, 378; VIIL, 33, 424, 425, 
432, 512, 523, 524, 529, 532, 547, 551, 565. ©. auch diefe urfundlidhen Grflärungen von dem eriten 
und zweiten Befreiungsfriege in K. Welder's „Vervollkommnung der organijchen Entwickelung des 
Deutichen Bundes’ (Karlsruhe 1831), S. 15—40. Die Deweile, dag man überall an wahre zeit: 
gemäße Repräfentativverfaflung dachte, f. insbefondere ©. 39 fg. 

T) ©. die zulegt eitirte Schrift, ©. 39 fo. 

8) ‚„‚Brotofolle der deutfchen — 5 J. ©. 14 fg, ©. 30, 50, 51, 54, 130, 146, 
194, und die vielen Stellen, welche die Schrift in der vorlegten Note, S. 32 fg., anführt. 

9) ©. die vorigen Noten und öfterreichifchen und preußifchen Kriegsmanifefte, nach welchen die 
Gefinnungen des deutfchen Bolfs den Krieg erflärten und den Befchlüffen der Regierungen voraus: 
eilten. Schmid's Zeitfchrift „Der Deutfche Bund‘, I, S. 40, 51, 61. 

10) Barnbagen, ©. 156, 159. 

11) Barnhagen, ©. 558. 
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hatte in feiner „Berliner Monatsjhrift” (3.8. Bd. U, S. 276 fg.) mit Begeifterung fogar auf 
die norpamerifanijche Breiheit „und ihre beifpiellojen glüdlichen Folgen als Pflanzſchule von 
Weisheit und Kraft für unfern alternden Erdtheil“ hingewieſen, die „höchſtmoͤgliche bürgerliche 
Freiheit ald den legten Zweck, als das Ideal jeder politifhen Verbindung‘ erflärt und „vie 
Zerflörung der durchaus verberblichen mittelalterlihen und feudaliſtiſchen Verhältniſſe ald die 
höchſte Wohlthat, ald die weientliche Aufgabe der Zeit” gepriefen. Herr v. Geng erklärte in 
diejen Ausführungen auf eine für die hiftorifche Auffaſſung jener Zeitverhältniſſe ebenfo be— 
zeichnende Weije insbeſondere auch die von ihm ſchon in der berühmten Zufgrift an Se. Maje— 
ſtät den König von Breußen fo energiſch gefoderte Preffreiheit „ald unzerftörbares Recht ge: 
fitteter Völker, ihre Beeinträchtigung nicht blos ald muthlos und ald politifch verderblich, jons 
dern ald die ſchwerſte Rechtskränkung, als Beleidigung der Menſchheit, ja als abſichtliches 
Hinderniß menfhlicher Vervollkommnung, als frevelhaftes und zugleich fruchtlofes Beftreben, 
ald ein Beitreben, welches zulegt unvermeidlich den Haß derer, gegen die ed gerichtet ift, und 
ihre Neigung, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, erwecken müſſe“ (f. 296, 512, 518). Und 
Friedrich v. Schlegel hatte in feinen Öffentlich zu Wien vor zahlreihem Bublicum gehaltenen 
Vorträgen über die deutſche Geſchichte überall die freie Verfaffung als die Grundlage der Größe 
der Staaten, ihre Zerftörung ald Grund ihres Unglüds nachgewieſen und eine Staatsform 
ohne freie ftändifche Verfaffung geradezu eine Unform genannt. Gleiche Grundideen ſprachen 
vollends jegt die wahrhaft zahllofen Flugſchriften und die vielen in ganz Deutſchland begierig 
gelejenen liberalen Tageblätter und Zeitfhriften aus, welche, veranlaßt, ermuntert, belobt von 
ben Fürſten, ihren Miniftern und Feldherren, oder ohne dieſes, als freiwillige Gontingent zur 
großen heiligen Nationalfahe und zur Verftärfung der öffentlihen Meinung von einzelnen 
Schriftſtellern ausgingen. Wir erinnern beifpieldmweife an den „Breußifchen Gorrefponventen“, 
von Geh. Staatsrath Niebuhr redigirt, an die allgemein gelefenen „Deutſchen Blätter”, auf 
höhere Beranlaffung und unter der Mitwirkung der geadhtetften Stantdmänner zuerft in Xeip: 
zig, dann in Freiburg (hier von K. v. Rotteck) herausgegeben, an den „Rheiniſchen Mercur‘‘ 
von Görres, die „Nemeſis“ von Luden, an die Schriften von Jahn, Arndt, Kohlrauſch und fo 
viele andere. Die Foberungen der Freiheit, von Tacitus an in Deutfchland nie verftummt, ver: 
ftärkt durd die Reformation, durch die Begeifterung für die erſten Ideen der Franzöſiſchen Re: 
volution, dann durd die Bewunderung der englifchen Verfaflung, welche Großbritannien un: 
bejiegt erhielt und Europa rettete, wurden jegt aufd neue wieder in der ganzen Nation vernom: 
men. So allgemein hatte die Idee verfaflungsmäßiger Freiheit in Europa geflegt, daß jelbft 
Spanien, welches jegt nächſt England am meiften Allen ald Borbild galt, vor allem fie in 
feinem Befreiungskampf hergeftellt hatte, und daß die Monarden unmittelbar nad dem Siege 
ihre Wiederherftellung felbft für die beflegten Sranzofen und Polen begründeten und ſchütz— 
ten. Ja ed befanden ſich während des Freiheitskrieges Schriftfteller und Freiheitsredner in den 
großen Hauptquartieren angejtellt, jo Arndt in dem ber Hauptarmee, Auguft Wilhelm Schlegel 
in dem der Nordarmee, Steffens in der Armee von B. Der Verfaſſer dieſes Artikeld war Zeuge, 
daß B. felbjt mit feinem ganzen Generalftabe ven Freibeitöreden, melde Steffens in Gießen 
(ipäter in Marburg, überhaupt in den Umgebungen des Hauptquartierd) an die Bewohner, 
die Beamten, die Brofefforen, vie ſtudirende Jugend bielt, durch perfönliche Gegenwart höheres 
Gewicht gab. 

Sp wurde alfo wirklich auf jede denkbare Weife die allgemeine Begeifterung und das Ver: 
trauen auf die verheißene wahre innere wie äußere Freiheit genährt. Es wurden durch dieſe 
Begeifterung Männer und Frauen und die freien Vereine derjelben, ed wurde das Volk und 
die Gebilveten, welche als Freiwillige ihre höhere, begeifterte Stimmung den Heeren mittheilten, 
zu Opfern jeder Art beftimmt: Es wurde durd Landwehr, Landfturm und Freifcharen das 
Volk bewaffnet und trog aller frühern Keiftungen und Opfer, ohne Mühe für die Regierungen, 
in fürzefter Frift die größten Kriegerſcharen, welde deutſche Länder jemals aufftellten, zuſam— 
mengebracht und ihre trefflihe Ausrüftung bewirkt. Nur fo, durch jenes Vertrauen, durch dieſe 
Begeifterung, nur durch jolhen wahren Volkäfrieg wurde der biäher unüberwindliche, noch 
immer an Mitteln überreiche Feind beflegt. DB. aber wurde der Held des deutſchen Volks— 
krieges. 

Der tiefe, richtige Blick von Scharnhorſt, der 1806 unter ihm diente, hatte den einundſiebzig⸗ 
jährigen Greis dazu auserſehen, entgegenſtehende Zweifel beſeitigt und ſich ihm als General⸗ 
quartiermeiſter beigeſellt, in welcher Stelle, nach Scharnhorſt's Falle bei Lützen, Gneiſenau folgte. 
B. und das vereinigte ruſſiſch-preußiſche Heer kämpften ruhmvoll gegen Napoleon bei Lützen 


760 Blücher 


(2. Mai) mit 80,000 gegen 120,000, und bei Baugen (20.— 21. Mai) mit 90,000 gegen 
140,000 Mann. Der Kaifer Alexander lohnte B. nad) der Schlaht von Lügen mit dem Geor— 
genorden und mit der Erklärung: „Die von Ihnen an diefem jhönen Tage geleifteten Dienite, 
Ihr Eifer und glänzende Art, ſich jederzeit da zu befinden, wo die Gefahr am größten ift, Ihre 
Beharrlichkeit, das Held der Ehre jelbft verwundet nicht zu verlaffen, mit einem Wort, Ihr ganz 
zes Benehmen hat mich mit Bewunderung und Danfbarfeit erfüllt.‘ Im beiden Schlachten 
hatte man fein Gefhüg verloren, ebenfo wenig als Gefangene, ja bei Lügen Geihüg genommen 
und das Schlachtfeld behauptet, und Napoleon erkannte mit Schreden den neuen Geift in dem 
Heere. Dennoch mußte man zurüdgehen. B. hatte dem guten Bernehmen ber verbündeten Heere 
mit Selbftentfagung das große Opfer gebracht, den Obrrbefehl dem ruſſiſchen Feldherrn, Gra— 
fen Wittgenftein, zu überlaffen. Nun Half fein Vorwärtsprängen und das fiegreihe Behaup— 
ten feiner Stellung nit. Säumniffe und Misgriffe konnte er nicht verhindern. Einen Augen- 
blick eines interimiftiichen Oberbefehls während des Rückzugs nah Schlefien benugte er ſo— 
gleih, um den Feldzug vor dem großen Waffenftillftande (vom 4. Juni bis 17. Aug.) mit dem 
glänzenden fiegreihen Reitergefecht bei Heinau (26. Mai) ruhmvoll zu beſchließen. Doch eine 
angeblih höchſt wichtige Meldung inmitten des Unternehmens, welches ruſſiſcherſeits nicht 
-gern gejehen wurde, ſchien es vereiteln zu wollen. Sie berichtete ihm und feiner Umgebung 
höchſt bedenklich, man müffe ven Rüdzug befchleunigen, bereits ftehe Napoleon B. im Rüden. 
B., nicht ver Mann, das begonnene Unternehmen durch Zweifel ſich verderben zu laflen, und 
ſtets bedacht, auch die flörenden Veſorgniſſe feiner Umgebung ſchnell und kräftig nieberzufchla- 
gen, antwortete höhft unwillig in feiner verben Solvatenfprade: „Steht er mir im Rüden, 
nun, fo ift mir ed recht angenehm, da kann er mich ja geradewegs — — — Borwärtd, Kinder! 
Und ſchnell war der Sieg entſchieden. Mit einem Verluſt von nur 80 Todten und Verwunde— 
ten waren über 1500 Feinde niedergehauen, 400 Gefangene und 11 Kanonen genommen, die 
Stimmung der Seinen gehoben und dem verberblihen Nachdringen des Feindes ein Ende 
gemadht. 

Auch nah den Waffenftillftande, ja während des ganzen Feldzugs, waren B.'E Berbält- 
niffe fhwierig und ungünftig genug. Napoleon war der allgemwaltige, von ji allein abhän= 
gige Gebieter feines großen, ihm unbedingt gehorfamen Heeres und aller feiner Unterfeldherren. 
So niht B. Sein Heer war zufammengefegt ausRuffen und Preußen, und feine Unterbefehla- 
haber, Langeron, Sacken, Dorf, hatten zum Theil ſchon felbft das oberfte Commando geführt. 
Dazu nun neben ihm und feiner nicht jehr großen jogenannten ſchleſiſchen Armee rechts in der 
Mark die weit ftärfere Nordarmee unter Bernadotte oder dem Kronprinzen von Schweden, und 
links in Böhmen die nod größere Hauptarmee mit dem Oberbefehl über alle Heere unter 
Schwarzenberg und den Monarchen. Verderbliche Störungen durch-Eiferſucht und Misver- 
ftändnifle fchienen da unvermeiblih. Langeron und Morf bereiteten ihm wiederholt die größten 
Schwierigkeiten und Gefahren. Gleicher Eifer, gleiche Treue, jelbftentjagende Unterftügung, 
wie B. ſie ſtets leiftete, begegneten ihm faft niemals. Ja in einer Zufammenkunft der Monar: 
hen und Bernadotte's in Trachenberg (9. Juli) hatte man ohne fein Wiſſen beihloffen, fein 
Heer folle für fich allein gar nicht ſchlagen, ſondern nur zur jeweiligen Unterſtützung der beiden 
andern Heere bereit bleiben. Und dieſes war fogar jeinem Unterbefehldhaber Langeron zur 
Nachachtung mitgetheilt. Als er e8 endlich von Barclay de Tolly (11. Aug.) felbft erfuhr, da 
mußte man freilich auf feine Erklärung: „daß er licher das Commando niederlege‘‘, wenigitens 
mündlich die Sache zurüdnehmen. Diefed aber erfuhr Langeron nicht, und diefer vereitelte ihm 
nun dur eigenmächtiged Zurüdgeben feine befchloflenen Schlachten und felbft noch in ver 
Schlacht an ver Katzbach einen Theil feines Planed. Doch begeiitert und aufopfernd für die große 
Sache, höchſt flug und zugleich ftetö ohne Eiferfucht und gutmüthig nachgebend, unerſchütterlich 
feft aber, wo es galt, befiegte er alle Schwierigkeiten. 

Nach dem Waffenſtillſtande zog Napoleon von Dredven aud zuerft gegen B., um mit großer 
Übermadt fein Heer zu vernichten (20. Aug.). Aber B. zwang ihn durd Eluges Ausweichen 
und gute Stellungen, zurückzugehen. Alsbald aber drang nun B. ſelbſt gegen Macdonald und 
deſſen drei Armeecorps vor, und die glänzende Schlacht an der Katzbach am 26. Aug., demjelben 
Tage, wo die große Hauptarmee vor Dresden unglüdlich focht, Diefer erfte große Sieg gab das 
Signal zu den bald folgenden Siegen. Glänzend hatte fi B.'s fchneller Entſchluß, feine per: 
ſoͤnliche Sicherheit, fein feuriges Vorwärtsſtreben bewährt. Der anfängliche Plan, die Schlacht 
auf dem linfen Ufer der Katzbach zu fhlagen, wozu bereits die Anftalten getroffen waren, wird 
duch zuvorkommendes Übergehen des Feindes auf das rechte Ufer vereitelt. Schnell ift der neur 
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Plan gefaßt und die Anordnung der Arınee verändert. Die Unruhe der Seinigen aber befeitigt 
B., indem er jie glauben läßt, Alles gehe nach Wunſch und Berehnung, durch die Worte: „Nun 
haben wir genug Feinde vorübergelaflen: jegt vorwärts, Kinder, drauf los!“ Als es ich auf 
einem Punkte zum Schlimmen zu wenden jeint, ift er mit den Worten da: „Ich werde jie gleich 
'mal anders faflen, laßt mich nur erft unter fie fommen” , fowie ed auch ſtets feine Freude war, 
felbft an der Spige einer Neiterfchar zu fehten. Siegreich geht es voran. Und bald ruft es ihm 
von allen Seiten, wo er fi naht, den Eifer zu befeuern und Vorwärts, Vorwärts zu treiben, 
fröhlich entgegen: „Aber hör’, Water B., heute gebt ed gut!” Und zwei Adler, 20,000 Ge: 
fangene, 105 Kanonen, 500 Bulverwagen waren erbeutet. Mit einem eigenen VBerluft von 
nur 1000 Dann batte er dem Feinde einen Berluft von 50,000 Mann beigebracht. Faft nur 
mit dem Bayonnet und dem Gewehrkolben hatten bie tapfern Landwehrmänner gefänpft. Bon 
Knielingswalde aus rief er jeinem Heere zu: „Schlefien ift vom Feinde befreit, laffet und dem 
Herrn der Heerſcharen, durch deſſen Hülfe ihr den Feind niedergeworfen, einen Kobgefang fingen 
und für den und verliehenen berrlihen Sieg danken.“ 

Bald erfolgten jegt auch die Siege der beiden andern Armeen bei Kulm und bei Dennewig. 
B., Ihnell durch die Lauſitz voraneilend, ftrebt das ganze Heer dev Berbündeten zum Borgeben 
über die Elbe zu beftimmen und fo den Feind aus feinem herrlichen Standort Dresden heraus: 
zuzwingen, deſſen Trefflihkeit auch Friedrich erfannt hatte und von wo jegt der Kaifer mit 
UÜbermacht bald auf dieſes, bald auf jened der einzelnen Heere vernichtend ſich zu werfen fuchte. 
DB. war der ſchöne Name „Vorwärts“ geworben, ein Name, bald Bolf und Heer durchdringend 
und verbindend, von fiegreicher Kraft. Doch die Zögerungen der andern Heerführer fann das 
bloße Wort nicht befiegen. Da beſchließt er durd fein eigenes Borangehen jie nachzuziehen. 
Die abermals verſuchten Angriffe ded Kaiſers (A. und 22. Sept.) hatte er durch Fluges Aus— 
weichen und fefte Stellungen vereitelt. Vom Kronprinzen von Schweden hatte er endlich die 
Zufage, daß er mit ihm (am 3.) die Elbe überfchreiten wolle. Aber das Wort bleibt unerfüllt, 
und durd die Säumniß des Nordheeres ſteht B. allein aller Macht des Feindes auf der andern 
Seite des Fluſſes entgegen, ſodaß B.’8 Unterfeldherren zweifeln und abrathen. Dennoch aber 
wagt B. bei Wartenburg (3. Det.) den fühnen, heldenmüthig durchgeführten fiegreichen liber: 
gang. So zieht er ven Kronprinzen jih nad und mit dem franzöfifchen Kaifer, der ihnen folgen 
muß, endlich aud die zögernde Hauptarmee. Zwar den Kronpringen kann er faum abhalten, 
einer feindlichen Kriegslift folgend, wieder über die Elbe zurückzugehen. Ja dieſer verjucht, je— 
doch vergeblih, vermöge einer angeblien Oberbefehlöhabergemwalt, ihn nachzuziehen. Auch 
vermag B., der jene Kriegslift richtig beurtheilt hatte, ald der Kronprinz jein Vorhaben endlich 
gezwungen aufgab, den allau Vorfichtigen durch feine Nachgiebigkeit, durch fein williges Uber: 
nehmen der ſchwerſten, undanfbarften Stellung bei dem Entſchluſſe einer gemeinſchaftlichen 
Schlacht feftzuhalten. Selbft die endlih auf folde Bedingungen für den 11. Det. zugefagte 
Hülfe bleibt abermals aus. Dem jegt aus dem großen Hauptquartier eintreffenden Befehl, von 
der Saale wieder zur Elbe zurückzugehen, jegt B. dennoch glüdlihen Widerfprud entgegen. 
Er nöthigt vielmehr auf diefe Weile das Hauptheer nun jelbft zur Nachfolge und führt den 
Kampf jeiner eriten glorreihen Entſcheidung bei Leipzig entgegen. Den 16. Det. beginnen die 
Berbündeten, in weitem Kreife Leipzig und das franzöſiſche Heer umgebend, den Angriff. Bei 
Wachau und Kindenau hatte das tapfer kämpfende Hauptheer gelitten, und die Siegesglocken in 
Leipzig ertönten für Napoleon. Da macht B.'s glänzender Sieg bei Mödern, den er bei neuer 
Unthätigkeit des Kronprinzen allein gewonnen, jie gänzlich verftummen, und der Sieg des 
18. Det. ift vorbereitet. Die Waffenruhe am 17. unterbricht nur er, indem ev ven Herzog von 
Padua jhlägt und nad) Leipzig treibt. Am 18., anı Tage des allgemeinften, ruhmwürdigſten 
Kampfes, überläßt B. mit abermaliger großer Selbftverleugnung dem Kronprinzen die beflere 
Stellung, ja, um ihm nun jeden Vorwand zu entziehen, bewilligt er die höchſt unbillige Fo— 
derung, von jeiner fo jehr geſchwächten Armee ihm 50,000 Mann zu überlaffen. Doc will er 
jie, um jle nicht zu verlaflen, unter dem Kronpringen felbft commandiren. Als nad vergeb: 
lihen Wiverfprud der Kronprinz die Barthe nur in weitem Umwege über die Brüde bei Tauda 
paſſiren will, wobei die ganze Armee anmöglid hätte zur Schlaht kommen können, ift er mit 
feinen 50,000 Mann ichnell bei Modau durd das Wafler am jenfeitigen Ufer und läßt dem 
Kronprinzen jagen: „er fei über.“ So ift er aud hier voran und längft in fiegreicher Arbeit, 
als die Schweden anlangen. Seine Kühnheit, Zuverfichg und entſchloſſene That belebt, reißt 
Alle mit ji fort. Auch am 19. Det. ift feine Armee die erfte, die ſtürmend in Leipzig einpringt. 
Auf dem Marktplatze umarnıt ihn der Kaifer Alerander mit den Worten: ‚Retter von Deutiche 
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land!“ und führt ihn dem gerührten Danke ſeines Königs entgegen. „Durch Ihre Siege“, er— 
klärte ihm dieſer, „mehren Sie Ihre Verdienſte um das Vaterland ſchneller, daß ich mit den 
Beweiſen meiner Dankbarkeit kaum folgen kann.“ Er ernannte ihn zum Feldmarſchall, der 
Kaiſer von Oſterreich zum Großkreuz des Maria-Thereſia-Ordens. Alexander, der feinen Or— 
den mehr fir ihn hatte, ſchmückt ihn mit reichem Ehrendegen. Nach ver Schlacht it B.'3 Armee 
in der Verfolgung ded Feindes voran und erbeutet neue Trophäen, beſonders bei Freiburg an 
der Unſtrut. Da Wrede mit der bairifchröfterreichifchen Arınee dem fliehenden Beinde auf ver 
Strafe nah Mainz ſich entgegenftellt, jo eilt ihm B. von Fulda aus, um ihm die Straße nad 
Koblenz abzufhneiden, nad Gießen zuvor, wo er nun jein Hauptquartier nimmt. Hier wurde 
fein Einzug angefagt, nachdem man kaum die Berichte von der Schladht bei Leipzig gelefen. Der 
Form nad) aljo zog er noch ald Feind ein. Aber ſchon lebte fein Name in aller Deutichen Her: 
zen. Der bejfiiche und zugleich franzöſiſche Gommandant, der Umiverfitätsrector und der Ne: 
gierungspräjident aber verboten am Morgen des Einzugs duch Ausſchellen und Anſchlag un: 
ter Androhung „ſchwerer Ungelegenheiten‘ jedes Zeichen des Beifalld. Man vdenft ji leicht 
die Wirkung folder Abgefhmadtheit, die narüurli auch B. noch vor dem Einzuge erfuhr. Nie 
werde ich den unausſprechlichen und doch von allen Ständen und Altern und Geſchlechtern, von 
den Bewohnern und Umwohnern jo taufendfadh und zum Theil auf die rührenpfte Weije aus: 
geſprochenen Seelenjubel bei diefem Ginzuge vergeflen, niemals den ergreifenden Eindrud der 
PBerjönlichkeit des greifen Helden von heroijcher Geftalt, mit dem ſchön und edel geformten Haupt 
und Antlig, mit dem ſcharfen und doch freundlichen Blick, nie jo manches erhebende und tref: 
fende Wort des ebenſo wohlwollenden als Eräftigen Kriegerd aus der Zeit feines Aufenthalts 
in Gießen. Mande hielten Unannehmlichkeiten für jene franzöfifch geinnten Männer für mög: 
lid, doch B. ftrafte ſie nach feiner Weife nur mit einem verben Wort. Er lud fie, als fie ihm 
aufivarteten, zur Tafel für denjelben Abend. Und ald num an diefer, welde offen gehalten 
wurde, der Champagner fam, erhob er fi, und mit diefen Gäſten, von welchen der Rod des 
einen noch die Stelle zeigte, wo der Stern der fhnell abgenommenen Ehrenlegion gefeilen hatte, 
anftogend, ſagte er: „Nun, meine Herren, meine Lieblingögefundheit: «Gut deutſch, oder 
an Galgen!»“ 

B. aber hielt mit dem Rüdzug der Franzoſen über ven Rhein die Aufgabe noch keineswegs 
für vollendet. Ihm war klar — und er fprad es ſchon jegt beftimmit aus, bald nachher auch 
in den Proclamationen an fein Heer vom 30. Dec. und an die Branzofen vom 1. Jan., ſowie 
in der merkwürdigen Rede an die Deputation von Nancy (17. Jan.) und der Proclamation 
von Laon (15. März) — daß Napoleon fallen müfle, vaß man ihm und feinen Anhängern, 
ehe jie neu gerüftet jeien, ven Kampf auf Leben und Tod, ven übrigen, den frienlihen Fran: 
zoien, Friede und Freiheit ankündigen müſſe. Paris war fein Ziel. Er fürchtete die Wirkung 
der verſchiedenen rufjifchen, ſchwediſchen, öfterreichifchen, deutichen Intereffen und Anjichten, vie 
Intriguen und Schwächen der Zaghaitigfeit und unzeitigen Friedensliebe, wovon man bereitd 
die Anzeichen ſah. Vielen waren die Erfolge zu groß, um fie ſchnell und ganz ald wohlerwor: 
ben zu benugen. DB. drängte im Hauptquartier, wo bald die Unterhandlungen mit Napoleon 
begannen, und durch lautes, kräftiges, oft ſehr derbes Wort, durch die für fih und fein Vor: 
wärtd in Anfprucd genommene begeifterte Öffentliche Meinung. Das erfle Glad Rheinwein 
leerte er in Gießen wie anderwärtd auf rafhen Übergang über ven Rhein! und das derbe Wort 
des rubmgefrönten Feldmarſchalls gegen die Zaghaften ſchlug doppelte Wunden, da die Öffent- 
lihe Meinung fo entfchieden für ihn war, Noch mehr aber brachte er diefe öffentlihe Meinung 
dadurch zur Sprache und Wirkfamkeit, daß er am 6. Nov. von feinem Hauptquartier zu Gießen 
aus ohne weiteres den Zug nah Frankreich über Köln begann. Freilich erreichte ihn am 
11.Nov. ſchon der Eilbote mit dem beftimmten Gegenbefehl. Seine Armee mußte wieder zurüd: 
geben. Doch blieb der Einprud feines Unternehmens, und eö halfen ihm feine Energie und fein 
fernered perfönliches Wirken zu Frankfurt und die immer ftärfere Gewalt der Öffentlichen Wei- 
nung endlid zum Sieg. 

Nachdem er vorher ven Feind, fo wie bei Wartenburg, durch Kriegslift getäufcht, überfchritt 
feine Armee am 1. Jan. 1814 mit dem Schlage 12 Uhr unter dem Lärm der Neujahrsnacht 
gleichzeitig bei Manheim, Caub und Koblenz den Rhein. Die Franzofen fuchte er von Napo: 
leon herüber auf die Seite der Alliirten zu bringen, indem er auf Napoleon’s Unterdrückung 
und auf die höchſt merfwürbigen Bargänge in Paris am 28. Dec. 1815 verwies, wo nach 
Raynouard's und Laine's kräftigen Darftellungen der Gefeggebende Körper vom Kaifer Wie— 
berberftellung der Freiheit gefodert, der Kaifer aber den Bejeggebenden Körper nah Kaufe ge- 
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ſchickt und ih den einzigen Nepräfentanten Frankreichs genannt hatte. Die friedlihe Schonung 
gegen die franzöſiſchen Bürger, welche Napoleon ſich nicht anfchliegen wollten, empfahl er auf 
feine eindringliche Weife feinen Soldaten. „Die Bewohner — fo fagt feine Proclamation — 
„Ind und nicht feindlich gefinnt. Ich habe ihnen Schuß ihrer Perfon und ihres Eigenthums 
verfprohen. Ich that ed in eurem Namen. Ihr müßt es halten!” Seine Armee, jet verftärft 
dur das A. und 5. deutjche Armeecorps, nahm wieder die Mitte ein zwifchen der großen 
Armee, welche zu feiner Linken, jünlich von der Schweiz aus, vorrückte, und zwiſchen der Nord— 
armee, weldhe — jedoch zuerft wegen Bernadotte'8 Zaudern nur theilweife — zu feiner Rechten 
von den Niederlanden aus vorrüden follte. Wie früher Leipzig, fo mußte nun Paris der Ziel: 
punft werden. Am 17. Jan. zog B. in Nancy ein, am 26. in Brienne, wo ihm ein Überfall 
perjönlich große Gefahr brachte, aber den Zweck, jeine Verbindung mit ver Hauptarmee zu ver: 
hindern, nicht vereitelte. Schon wieder hatte er jegt mit den Zögerungen und Schwanfungen 
der Friedenspartei im Hauptquartiere und gegen die Nüderinnerungen an ven frühern Rüd: 
zug aus Frankreich während der Revolution zu kämpfen. Er trieb nad VParis und erbot ji, 
bei einiger Unterftügung durch die Hauptarmee, da fein Heer noch nicht vereinigt war, den 
Kaifer ſogleich jegt zu fhlagen. Das Vertrauen der Monarchen und Feldherren übertrug ihm 
hierauf am 1. Febr. über einen Theil ver Hauptarmee, über die Truppen unter Wrede, Gyulay 
und dem Kronprinzen von Würtemberg, den Oberbefehl für eine Schlacht bei Brienne oder 
La Rothitre. Er ſchlug. In fhönem Vereine fochten die verbündeten Heerſcharen. Als e8 die 
Entſcheidung galt, da rief B.: „Ihr nennt mich den Marfhall Vorwärts, mun will id euch 
zeigen, was Vorwärts heißt" Und an der Spige einer tapfern Schar ſprengte er voran auf 
den entſcheidenden Punkt, und das Dorf La Rotbiere, Napoleon’s fefte Stellung, ift genommen. 
Die erfte Schlacht auf franzdjifhen Boden war gewonnen. Angefihtd feiner militärifchen 
Wiege war der große feindliche Feldherr von B. befiegt, hatte 5000 Gefangene und 82 Kano— 
nen verloren und ſah aufs neue den Glauben an feine Unüberwindlichfeit gefährlich unter: 
graben. 

B., jegt mit größerm Nachdruck nad; Paris treibend, rückte an der Spige feiner Armee mit 
Schnelligkeit an die Marne und, f[hon die Hauptſtadt bevrohend, bid Meaur vor. Langſamer 
und weniger glücklich operirte die große Armee ihrerjeitd an der Seine. Aber mit der ganzen 
Kraft feines großen Geiftes, dur fie rei an Hülfsnitteln und feine Heeriharen durch die 
Schnelligkeit feiner Bewegungen faft verboppelnd, kämpfte ver Kaiſer. Hätten die Idee der 
Freiheit und die franzöfifhe Nation no mit ihm gekämpft, hätte er ed nur wagen dürfen, 
eine Volkswehr aufzubieten, wahrlich, in dem reichen friegsrüftigen Frankreich, ſiebenmal 
größer ald das Volk, an deflen Spige Friedrich fiegreich gegen den größten Theil von Europa 
fämpfte, in vemfelben Frankreich, das in der Revolution noch ungerüftet, überall von auswär— 
tigen und Innern Feinden bejegt, begeiftert durch feine Freiheitsideen, fie alle jo glorreich be: 
flegte, der Sieg hätte fein werden müffen. Mit Blipesichnelle von einem Heere der Verbünde— 
ten zu dem andern eilend, benugte er jede Blöße, jede Lücke. So warf er ſich jegt zuerft auf die 
B.'ſche Armee, welde dur fehlerhafte und der Abrede zuwiderlaufende Bewegungen der 
Hauptarmee, ohne daß DB. ed wußte, auf der rechten Seite entblößt war und vereinzelt ftand. 
Zuerft überrafchte und flug er den General Olſuſiew bei Champaubert (10. Febr.), dann 
Sadfen bei Montmirail (11. Febr.) umd hierauf Dorf bei Chäteauthierry (12. Febr.), ſchnitt 
fie von dem Reſt der Armee unter B. ab und warf fih auf diefen bei Joinvillierd und Etoges 
(14. Febr.). Er umzingelte deſſen Heerhaufen dergeftalt, daß nur dad Durchſchlagen in Quar— 
red einen durch die feltenfte Geiftesgegenwart bewundernswürdigen Rückzug gegen Chaͤlons zu 
möglid machte. Gin franzöſiſcher Berichterftatter (Ko, „Ré moires“) gefteht, daß die Branzofen 
die Geifteögegenwart B.'s bei diefem Rüdzug bemunderten. „Er ſammelte“, jo führt Rod 
fort, „ſein Fußvolk mitten unter den Angriffen der Gavalerie, eine Sache, die fo ſchwer gelingt, 
dap fie in gleichen Grade den Feldherrn und feine Soldaten ehrt.” Bald bei der Vorhut, bald 
bei ver Nachhut, war B. überall, mo die Feinde am dichteften prängten. Aber jo furdtbar ſah 
er trog aller Ordnung des Rückzugs die Seinigen fallen, daß er zulegt im bittern Schmerz 
jede, auch die nöthigfte Vorſicht für feine Perfon aufgab, auch ald alle Orvonnanzen zu feiner 
Seite fielen, im ftärfften Kugelregen unbeweglich ausharrte und feines treuen Adjutanten, des 
Grafen Noftig, Mahnung, fich zu retten, zurückwies; da fagte ihm diefer: „Nun, wenn Em. 
Ercellenz ſich Hier, mo noch nichts verloren ift, todtſchikßen laffen, fo wird die Gefhichte au 
nicht viel Rühmliches davon zu erzählen haben.” Da ſah ihn B. ernft an, und mit ven Worten: 
„Run, Noftig, jo laffen Sie und reiten!’ trieb er fein Pferd an. Gleich darauf kamen Gnei: 
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fenau und andere Offiziere und fuchten den ſchon Vermißten. „Na, Gneifenau!” rief er, 
fhon wieder im Beſiz jeiner heitern Zuverfiht, Jenem entgegen, „nun es heute noch nicht 
mit mir zu Ende gegangen, hat's damit auch noch lange Zeit! Es wird nun ſchon wieder ge= 
hen; wir werden noch Alles wieder gut machen!“ Die vier vereinzelten Gefechte hatten 14,000 
Mann, faft den vierten Theil der Armee, darunter 6000 Gefangene und 27 Kanonen gefoftet, 
und Napoleon berichtete nah Paris, „die B.'ſche Armee fei vernichtet‘. Doch ſchnell vereinigte 
nun ®. in Chaͤlons alle feine Heertheile mit fi, und großmüthig ſprach er in feinem Bericht 
feine Generale frei und nahm alle Schuld auf fih. Selbft die Führer dev Hauptarmee ver— 
ſchonte er mit Vorwürfen, dachte vielmehr auf ihre Unterftügung und bot Schwarzenberg feine 
alsbaldige Unterftügung zu einer Hauptſchlacht an. Es hätte tollfühn fcheinen können, aber 
B.'s Muth wuchs mit dem Unglüf. Schwarzenberg war unterbeflen mit dem Hauptheere 
allmälig bis gegen Fontainebleau vorgedrungen geweſen; im Bluge aber hatte Napoleon ſich 
jegt von B., von der Marne zur Seine eilend, wieder auf das Hauptheer gemorfen. Gr ſchlug 
die Rufen fogleich bei Nangis (17. Febr.) und die Würtemberger bei Montereau (18. Bebr.), 
und am 19. war Schwarzenberg’d Heer im vollen Rüdzuge; doch hatte er B. bereitö geantwortet, 
wenn diefer noch mit 50,000 Mann am 25. in Mery zu ihm ftoßen könne, fo wolle er dort ſich 
ftellen und eine Hauptſchlacht liefern. B. antwortete: „Ich werde jhon am 21. mit 55,000 
Mann und mit 300 Kanonen zur Stelle fein.” Und wirklid traf er am 21. noch zur rechten 
Zeit in Mery ein, um die Wittgenftein’fhe Armee von einer großen Niederlage zu retten. Bon 
den franzöfifchen Schriftftellern, die überhaupt Öfterd bemerken, da oder dort habe man an der 
Lebhaftigfeit und dem Nachdruck der Bewegungen bemerkt, daß man ed mit B. zu thun habe, 
berichtet bier Kain in feinem Geſchichtsbuche: „Das ganze Heer Schwarzenberg's war im Zus 
rückweichen. Überall ſtieß Napoleon auf Truppen, welde wenig Wivderftand zu leiften begehr— 
ten. Die Hartnädigfeit der Gegenwehr bei Mery jegte in Erftaunen. Man fragte, wer diefer 
trogige Feind fei. Napoleon erfährt, es feien Truppen von B. Er will es nicht glauben, er 
meint, diefe Truppen müßten noch 50 Stunden weit von bier weg fein. Doc; ed war fo; nun 
ift Alles begreiflich, nur nicht, wie dieſe Truppen, die fich bei Chaͤlons kaum von ihrer Nieder: 
lage erholt haben konnten, überhaupt fo jchnell wieder und jegt hier auf dem Kaınpfplag er- 
iheinen konnten.“ Aber leider harrte B. in Mery vergeblich auf die Verfügung zur verfpro: 
denen Hauptfhladt. Er fonnte Schwarzenberg nicht dazu bewegen. Schon hat diefer den 
&ranzofen einen Waffenftillitand angetragen, und man hoflte wieder auf die Friedendunter- 
handlungen auf dem Gongreffe zu Ghatillon. Schwarzenberg beiteht darauf, feinen Rüdzug 
bis nad) Chaumont und Langres zu verfolgen. Vergeblich läßt ihn B. durch Grolman be— 
fhwören, feinen Borfag aufzugeben. Ja Schwarzenberg befahl B., an diefen Rüdzug jih an- 
zuſchließen, und förmlich audgefertigt langte alsbald derfelbe Befehl aus dem großen Haupt: 
quartieran. Hätte B. gefolgt, jo war der Feldzug verloren und ein unglüdklicher, ſchimpflicher 
Rückzug aus Frankreich unvermeidlih. Schon hatte Napoleon das ftolze Wort geſprochen: 
„Segt bin ich näher an Wien ald die Feinde an Paris!‘ da faßte B. den fühnen, in feinen 
Folgen welthiftorifhen Entſchluß, nicht zu folgen, vielmehr feine Verbindung mit der Haupt: 
armee abzubrehen, mit feiner Armee fchnell zum zweitenmal an der Marne nad der Haupt 
ftadt vorzubringen, dadurd die Hauptarmee von Napoleon’d Verfolgung zu befreien und fie 
fo dem Vorgehen nad Paris wieder günftiger zu flimmen. Durch dringende Vorftellungen bei 
den Monarden von Preußen und Rußland (der Kaifer von Ofterreih war ſchon früher rüd= 
wärts in Dijon) wußte er, nachdem er bereit# unverweilt feinen Plan in Ausführung ge= 
bracht, auch die nachträgliche rühmliche Genehmigung zu dem Gefchehenen zu erlangen und 
felbft eine Vermehrung feiner Arnee durch das Winzingerode'ſche und Bülow'ſche Corps von 
der aufd neue zaubernden Norbarmee und durch das weimariſche Corps zu erwerben. Er warf 
Marmont bei Sezanne und überfchritt die Marne bei La Ferte. Sein Plan, die große Armee 
zu befreien, war fhnell erreicht. Schon am 7. März fand wieder ihm Napoleon bei Craon zur 
Schlacht gegenüber. Unverantwortlic verfpätete ſich Winzingerode mit 11,000 Mann Reiterei 
und mit ber reitenden Artillerie. B. mußte ſich zurüdziehen. Doch Unfälle und verlorene 
Schlachten fhlugen ihn und fein Heer nicht nieder. Schon den nädftfolgenden Tag (am 
9. März) boten fie dem Kaifer bei Laon eine neue Schlacht an. Sie wurde glänzend gewonnen 
und dadurch den Alliirten die Thore von Paris eröffnet. Mehr als 50 Kanonen, 100 Pulver: 
wagen und mehr ald 2000 Gefangene waren der Preis eines glänzenden nädtlihen Angriffs 
am 9. gegen einen geringen eigenen Verluſt. Napoleon’s eigener Angriff am 10. wurde fleg- 
reich zurüdgeichlagen. Napoleon, ohne den leidigen B. aud nur zu nennen, berichtete nach 


Blücher 765 


Paris, er habe gefunden, daß die Höhen von Laon uneinnehmbar feien. Seine Angriffe auf 
die B.’fhe Armee aber mußte er nun aufgeben. Er wenvete ſich wieder gegen das Hauptheer. 
Diefes, durch B.'s Fühnen Vorgang beflimmt, war unterdeß ebenfalld zum zweitenmale von 
der Seine nad) Troyes, Send und Provind vorgerüdt. Es Hätte [hon am 5. März vor Paris 
ftehen können. Aber 90,000 Mann ftarf, Hatte es ſich durch 52,000 Mann unter Macdonald 
vierzehn Tage lang faft an derfelben Stelle in Unthätigkeit halten laffen. Doc war Napo— 
leon, der in Rheims den General St. Prieft überfallen hatte, jo geſchwächt, daß er bei Arcis- 
fur: Aube feinen neuen Angriff auf die verbündeten Heere (20. März) nicht durchſetzen konnte. 
Da ſuchte er durch eine Fühne Kriegslift die beiden Heere von dem Vorpringen nad) Paris ab— 
zuwenden. Durd einen Nüdzug über Vitry und St.:Dizierd warf er jih in ihren Rücken, 
hoffte fie ſich nachzuziehen und, gelehnt an feine Orenzfeftungen und unterftügt durd; den Dian= 
gel der ausgehungerten Gegenden und durch das zur Verzweiflung aufgereizte Volk, jie ind 
Verderben zu ftürzen. Und das Hauptheer begann wirflich bereits in die Kalle zu geben. Na: 
poleon, in übereilter Siegeäfreube, äußerte: „Man hat von Frieden geſprochen, aber ich unter: 
handle nicht mit Gefangenen.” Diesmal konnte jedoch B., unterftüßt durch einen aufgefanges 
nen Brief von Napoleon an die Kaijerin, der die Lift entbüllte, bei ven Monarchen fchnell fein 
Vorwärts nach Paris durchſetzen. Er felbft fhreibt an einen deutjhen Fürften: „Nachdem ich 
den Napoleon bei Laon gefhlagen, beftand ich gegen die Meinung aller Umgebungen der Mon— 
archen darauf, mit beiden Heeren auf Paris lodzumarfhiren und Napoleon machen zu laflen. 
Es würde dann ſchon Alles ſich finden, wenn wir die Hauptftadt hätten.” Um 25. wurde wirk— 
ih im Hauptquartier zu Vitry mit freudiger Zuftimmung jegt aud des edeldenkenden 
Schwarzenberg das Vorrüden beider Armeen befchloffen. Napoleon ließ ſich durch die ihm von 
B. ug nachgeſchickte Reiterei des Generals Winzingerode zu dem Wahne verleiten, die Armeen 
folgten ihm. Als er endlich, feine Täuſchung erfennend, eiligft gegen Paris zurüdging, war es 
bereitö zu jpät. Am 30. griffen die Alliirten Paris an. B., der unterwegs gegen Marmont 
und Mortier und den General Pactod die Unfälle im Februar ſiegreich gerächt hatte, endigte 
durch Erftürmung des Montmartre glorreih den Feldzug. Am 51. zogen die Verbündeten in 
die Hauptitadt ein. 

Der Kaiſer Alerander erließ jest in feinem und feiner Bundesgenoffen Namen die Erfläs 
rung an die von ihrem Despoten befreite franzöfifche Nation, jie möge ſich eine andere Regie— 
rung erwählen. Mit ven treubrüdigen Napoleon würden die Verbündeten nicht unterhandeln. 
Der Senat aber jegte den Kaifer ab und gab, zurückkommend auf die Erklärungen im Gefeg- 
gebenden Körper vom 28. Der. 1815, des Kaiſers Unterbrüdung der verfaffungsinäßigen Frei: 
heiten, insbeſondere auch der Preffreiheit, ald Grund an. Napoleon wollte Paris ftürmen. 
Aber jegt verfagte ihm auch feine Armee durch die Marſchälle ven Gehorfam. Er mußte mit 
der Injel Elba und einer Jahredrente zufrieden fein. Der Senat entwarf nun in Eile eine neue 
liberale Verfaſſung, die auch der Gefengebende Körper ebenfo eilig guthieß. Won beiden wurde 
Zudmwig XVII. zurüdgerufen. Diefer erklärte vor feinem Ginzuge in der Prorlamation von 
&t.:Duen, daß auch er die Grundfäge der neuen Verfaſſung annehme, verſprach jedoch dieſel⸗ 
ben, „weil die Verfaſſungsurkunde zu ſehr das Gepräge der Eile an ſich trage“, in einer voll: 
ftändigern Urkunde zu verwirklichen, und erfüllte in Übereinftimmung mit den Wünfchen der 
Sieger dieſes Verfprechen durch die am Tage nad feinem Einzug in Paris publicirte Charte 
vom 4. Juni. 

B. hatte fhon vor der Schlacht von Laon, von einen fieberbaften Zuftand ergriffen, ſich 
nur durch die Kraft und Spannung des Geiftes und die Größe feiner Aufgabe aufrecht erbalz _ 
ten. Er commanbdirte auf dem Montmartre nur aus dem Wagen und wegen ſchweren Augen: 
leidens mit einem grünen Damenhut bevedt. Nun drohte eine ſchwere Krankheit dem Greis 
das Leben oder mindeftend das Geficht zu rauben. Er war fechd Tage lang blind, doch fiegte 
bald feine fräftige Natur. 

Vergeblich eiferte B. jegt mit feinen oft ſehr erben Erflärungen gegen den für die Feinde 
zu günftigen Frieden. Alle deutichen Länder wünfchte er für Deutfchland. Die Zurüdberufung 
der Bourbong gefiel und bürgte ihm nicht. Er fagte laut voraus, daf man fo nureinen Waffen: 
ſtillſtand ſchließe. Und er hatte vecht gefeben. Die Partei der adeligen Emigranten und ihre 
reftaurirende Vernichtung und Bedrohung aller Früchte der Revolution und namentlich der 
auch in der Charte anerkannten Freiheitärechte öffnete vem von Elba zurückkehrenden Napoleon 
die Bahn. Daß jept erft Ludwig XVII. vor den fchnell verfammelten Kammern die Charte 
durch feierlichen Eid beſchwor, ift zwar für Die Idee der Zeit fprehend genug, konnte aber nun 
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nicht mehr helfen. Napoleon ſeinerſeits beſchwur auf dem Maifelde jetzt noch größere Freiheit 
und rüftete die Armeen. 

Vom Tage der Nachricht von Napoleon’d Landung erfhien B., der nach beenvigten Feld: 
zug einen ſchlichten Bürgerrod liebte, unter dem Zujauchzen des Volks in Berlin wieder 
Öffentlich im der Feldmarſchallsuniform und trieb zur energifhen Fräftigen Rüftung. Unter 
Erneuerung der fhon oben erwähnten Verheifungen wurde ganz Deutihland aufs neue zu 
den Waffen gerufen. In der Mitte des Juni 1815 fand B. bereitd nah raſchen Märſchen 
mit feinem Heere an ver Maas und an der Sambre, zunädft an der franzöſiſchen Grenze, mit 
dem Hauptquartier zu Namur, den Franzoſen unter dem Kaijer gegenüber. Ihm zur Seite 
fand die aus Gngländern, Niederländern und Deutſchen Hebildete Armee unter Wellington, 
mit dem Hauptquartier zu Brüffel. Beide Feldherren hatten ſich ſchnelle gegenfeitige Hülfe 
verfproden. Napoleon warf ſich zuerſt auf B.’8 Heer. Ein franzöfliher Schriftſteller gibt als 
Grund an, Napoleon habe darauf gerechnet, B. würde nad) feiner Weife dem angegriffenen 
Wellington zur Hülfe eilen, und wenn ihm felbft nur einige Bataillone zu Gebote ftänden. 
Wellington dagegen würde, bevor er nicht fein Heer verfammelt habe, B. Feine Hülfe bringen. 
Bei Ligny fämpften 150,000 Franzoſen gegen 90,000 Preußen heiß und erbittert. Aber die 
Hülfe von Bülow und Wellington, in deren zuverfitlicer Erwartung die Schlaht angenom: 
men worden, blieb aus. Das Corps von Bülow und die legten Befehle an daſſelbe hatten jich 
verjpätet. Wellington aber hatte gefäumt, feine verfchiedenen Corps zu vereinigen, und nun 
wurde er mit dem einen, was B. zu Hülfe kommen follte, bei Duatrebras felbft angegriffen. 
Kurz die 20,000 Mann, die er noch am 16. gegen Mittag B. um 2 lihr perfönlid ver: 
ſprochen hatte, blieben aus. Die Franzoſen erhielten das uͤbergewicht. Da ſetzte ſich B., um, 
wie oftmals, durch feine perjönliche Tapferkeit und einen feurigen Angriff auf den rechten 
Punkt den fiegreihen Ausgang herbeizuführen, an die Spige der Reiterei. Aber jie wurde von 
ben franzöfifhen Kürafjieren geworfen. B.'s Pferd, von tödtlicher Kugel getroffen, ftürzt und 
wirft ih auf den greifen Helden, der im Falle noch ruft: „Noftig, nun bin ih verloren!“ 
Ihm bleibt, während zuerft die Preußen und die verfolgenden Franzoſen, dieſe im Hinwege 
und dann auch im Rückwege, dit an ihm vorbeifprengen, nur fein treuer Noftig ald Schüger 
und Retter zur Seite. Ald die Preußen in Verfolgung der von ihnen zurüdgemworfenen Fran— 
zofen zurückkehren, da hält fie Noftig jchnell an. Dem Feldmarſchall wird unter feiner Bürde 
auf: und auf ein Pferd geholfen. Es war gerade noch zur rechten Zeit; denn jegt eben dringen 
die Feinde in Mafle vor. Die Niederlage des B.’ihen Heeres war vollftändig. Mehr als 
12,000 Todte und Verwundete und 21 Kanonen waren verloren. Aber der heroiihe Muth 
des Feldherrn und fein Vertrauen, durch das doppelt ſchwere Schickſal und felbit durch ſeine 
empfindlichen Förperlihen Leiden unerichüttert, ja gehoben, wendeten das Unglück zu neuem 
erhöhten Ruhm. „Wir haben Schläge gefriegt, lieber Gneifenau, wir müffen es wieder aus: 
beſſern.“ Mit viejen Worten begrüßte heiter der Greis in einer Bauernhütte, wadend unter 
ringsumher Schlafenden, den eintretenden Freund. Seine Seite war ftarf zerſchlagen. Er 
litt große Schmerzen und fonnte ih nur mit großer Beichwerde bewegen. Doc Kopf und Herz 
waren gejund. Den Bericht an den König ordnete er nody jelbft. Als er eben damit fertig war, 
wollte ihm der Wundarzt die gequetichte Seite einreiben. B. fragte, was er da habe? Auf vie 
Antwort, es feien Spirituofa, verjegte er: „Auswendig hilft das nicht viel. Ich will dem Ding 
befjer beikommen“, ließ ih Champagner bringen, tranf dem Kurier zu und rief ihm nad: 
„Sagen Sie nur Sr. Majeftät, ih hätte kalt nahgetrunfen, ed würde beffer geben!‘ Der 
Tagesbefehl am folgenden Morgen fließt mit den Worten: „Ich werde euch wieder vorwärts 
gegen den Feind führen. Wir werden ihn ſchlagen, denn wir müſſen.“ Wellington, welcher 
bei Duatrebras ebenfalld von Ney geſchlagen worden, fragt an demſelben 17. in der Frühe an, 
ob B. morgen am 18. ihm mit zwei Heertheilen beifteben könne zu einer Hauptſchlacht? „Mit 
der ganzen Armee!” war B.'s Antwort. Und er hielt Wort. Selbft dem abgefonderten preußi— 
ſchen Armeecorps unter Thielmann, das bei Wavre, um Blücher von Wellington abzuziehen, 
von Grouchy mit Übermacht bedrängt war, verfagte er Die wiederholt erbetene Hülfe. „Dort 
bei Wellington’d Heer iſt die Entſcheidung!“ fprad er, ın dem gemeinihaftlihen Kampf ſtets 
glei treu und neidlod dem verbündeten Heere helfend wie dem eigenen. Was B. durch dieſe 
Gefinnung in den Freiheitäfriegen geleiftet, liegt vor Augen, Wer in der Geſchichte hundert 
Schlachten und Feldzüge an entgegengefegten Eigenfchaften der Feldherren fcheitern ſah, wird 
ed ganz zu würdigen verfteben. Aber es fhienen die Schwierigkeiten faft unüberwindlich. 
B. hatte ven 17. ganz im Bette zubringen müffen und beftieg am 18. nun mit großen Schmer: 
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gen und unter Sorgen dir Seinigen dad Pferd. Der Weg war für die angegriffenen Truppen 
weit und fumpfig. Der Regen goß in Strömen. Aber B. ermutbigte, belebte Alle und trieb 
auf jede Weile: „Vorwärts, Kinder, vorwärts!“ Den Regen nannte er feinen Alliitten von 
der Katzbach. Er mar bald hier, bald da, wo es ftodte, und ermunterte, rieth, befahl. Aber es 
ging wegen des entjeglihen Weges nur ſchwer und langjam. Schon hatte man durch einen 
Umweg wegen eined brennenden Dorfes viele Zeit verloren und beängftigende Nadrichten fa: 
men wiederholt vom Schladhtfelde, Bon den in Schlamm und Pfügen mühfam vorarbeitenden 
Kriegern aber vernimmt man das Gemurmel: „es gehe nicht, e8 fei unmöglich.” Da redet B. 
mit tieffter Bewegung und Kraft: „Kinder, wir müflen vorwärts. Es heißt wol, ed geht nicht! 
Aber ed muß geben ; ich babe es ja meinem Bruder Wellington verfproden. Hört ibr wohl? 
Ihr wollt doch nicht, daß ich wortbrüchig werben foll?’ Und jo ging ed denn mit allen Waffen 
unaufhaltiam vorwärts. Ihm gebordten die Herzen, dad machte Unmögliches möglid. Und 
ed war Zeit. Wellington’d Heer hatte von der Übermacht ſchon zu viel gelitten und jchien ihr 
bald weichen zu müffen. Es hatte bereits einzelne Theile des Schlachtfeldes, den Meierhof La 
Haye Sainte und das Wäldchen Hougomont, dem Feind überlaffen. Schon war die Straße nad 
Brüffel mit Flüchtigen aus Wellington's Heere bedeckt. Schon hatte Napoleon 5 Uhr Nah: 
mittags einen Kurier nah Paris abgefertigt mit der Nachricht, daß der Sieg nicht mehr zwei: 
felhaft jei. Da endlich fonnte B. mit tüchtiger Kraft die Feinde im Rüden und in der Seite 
angreifen. B.’8 Erftürmung des Dorfes La Have Suinte entjhied die Niederlage. Wellington 
erklärte in feinem Beridt an feine Regierung: „Ich würde meiner liberzeugung und dem 
Marihall B. und der preußischen Armee nicht Gerechtigkeit widerfahren laflen, wenn ih nicht ' 
den glüdlihen Erfolg diejes furdtbaren Tages ihrem fo herzlichen und fo zeitgemäßen Bei— 
ftande zuſchriebe.“ Ein Augenzeuge berichtet über B.: „Die Soldaten nannten ihn in den 
Schlachten in Belgien nur den Wegweifer, weil er ſtets an der Spige ſich befand. Der Feld: 
marſchall flog im dichteften Pulvervampf daher. Es war eine Freude, ihn zu fehen. Gomman= 
dirte er, dann funfelte fein Blick. Ging's vorwärts, dann fang er. Hielt er im Kugelvegen, 
dann rauchte er jo ruhig wie im Schlafzimmer feine Pfeife, die ev an einer Kanonenlunte fi 
angezündet hatte.‘ 

Doch den vollen Erfolg diefer großen Schlacht, die gänzliche Auflöjung der feindlichen Ar— 
mee, den Verluft alles Geſchützes, kurz, daß es ein Sieg wurde wie wenige in der Geſchichte, 
dieſes bewirkte B. erft dadurch, daß er ihre Verfolgung übernahm. Seine Armee, die in drei 
Tagen zwei folhe Schlahten geihlagen, nad einer folhen Niederlage fo Bewundernewerthes 
geleiftet hatte, verfolgte noch in derjelben Nacht den fliehenden Feind fo jhnell, daß fie ihn aus 
neun verſchiedenen Bivoluacs, wo er eine kurze Ruhe fuchte, aufjagte. „Der legte Hauch von 
Menichen und Pferden muß zur Verfolgung aufgeboten werden“, das war des Feldherrn Mei: 
nung, und Gneiſenau, dem an diefem Tage zwei Pferde unter dem Leibe erjhoflen und der 
Griff des Degend durch eine Kugel zerichmettert worden, vollzog fie treulih. Der zweiund— 
fiebzigjährige Greis felbft, welher jo Großes erfahren und gethan hatte, erbeutete noch am 
Abend der Shlaht in Genappe des Kaiſers Wagen mit deifen Kaifermantel und Ordenäfter: 
nen und feinen Hut und Degen, welche er, überrafcht von der ſchnellen Ankunft der Preußen, 
bei eiligen Befteigen eines Pferdes zurüdlaffen mußte. Als jegt B. in dem mit Verwundeten 
angefüllten Genappe ein Nachtquartier bezog, ſah er bei feinem Eintritt die Leute beichäftigt, 
eilig aus feinem Zimmer ſechs ſchwer verwundete Franzoſen fortzufhaffen. Aber dev menſchen— 
freundliche Feldberr, obwol fo fehr der Ruhe bevürftig, litt ed nicht, daß fie um feinetwillen 
geftört würden, fondern ließ ihnen alle Hülfe und Linderung bereiten, die ihr Zuftand ver 
ftattete. B. haßte die Franzofen, fo lange und fo weit fie ald übermüthige und gefährliche 
Unterdrücker der Freiheit ded deutihen Waterlandes diefem und ihm gegenüberjtanden, vor 
allem alfo den Bonapartismus und eine undeutihe ſchmachvolle Förderung diefer Unter: 
drückung, von ganzer Seele. Aber gegen wehrlofe Feinde empfahler ſtets Schonung und übte 
fie auf die edelfte, menſchlichſte Weile. Schon von Belle-Alliance aus hatte er, ber überhaupt 
ausgedehnten Briefwechfel liebte, eigenhändig an Schwarzenberg gerieben: „Mein Freund! 
pie ſchönſte Schlacht ift geſchlagen, der herrlichſte Sieg ift erfochten. Ich denke, Die bonaparti- 
ſtiſche Geſchichte iſt nun wol vorbei. Belle-Alliance, am 19. Juni. Ich kann nicht mehr ſchrei— 
ben, denn ich zittere an allen Gliedern. Es war zu viel!“ Und noch in dieſer Nacht beſorgte er 
pie Proclamation an fein Heer und den Anfang des ausführlichern Berichts, Arbeiten, bei denen 
er ſtets weſentlich mitzuwirken liebte, was aud ihre eigenthümliche ergreifende Weiſe erklärt 
Schon am 29. ftand er mit feiner Armee vor den mwohlbefetigten Linien von Paris, welches 
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eine mit der ſeinigen gleich ſtarke Armee vertheidigte. Alle Anträge zu einem Waffenſtillſtande 
ohne Einnahme der Hauptflabt verwarf er unerbittlih. Nach einem höchſt kühnen Übergang 
auf das linke Seineufer, dem einzigen freien Angriffspunft gegen Paris, und indem er bie 
Feinde bei Sevres, Pleſſis, Piquet und In fhlug, zwang er die Hauptftadt zur Gapitulation 
und das Heer zum Abzug, und beendigte jo auch diefen Feldzug nicht minder ruhmvoll al8 den 
erften. Am 7. Juli zog er in Paris ein und nahm fein Hauptquartier im Faiferlihen Schloß 
&t.:E@loud. Der Kaifer aber, deſſen Plan, ji zum Dietator zu erflären und die Kammern 
nah Haufe zu ſchicken, an der Freiheitäfraft, vorzüglich von Lafayette, fheiterte und deffen Frei— 
heitsliebe ebenfo wenig in der franzöſiſchen Nation als feine Frievendliebe bei ven Verbündeten 
wahren Glauben hatte erwecken können, mußte abermald dem Thron entfagen. 

Es ſchien die Abficht Wellington’d und anderer Verbündeten, aus Schonung für die Bour: 
bons und ihre Herrſchaft, die Einnahme von Paris nicht zu erzwingen. Diefes und die Bemä- 
bungen für die Bourbond gefielen B. nicht. Er wünschte für die Franzoſen ihre volle innere 
Freiheit. Nur wollte er beffere Wiederherſtellung und Bürgichaft für Deutſchland. Gr eiferte 
in diefer Hinfiht aufs neue für beffere Friedensbedingungen. Und durch feine Raſchheit Fonnte 
er, noch ehe die Monarchen und Minifter ankamen, mehr noch ald durch Worte wirfen. In den 
Unterbandlungen über ven Waffenftillftand gebrauchte er einen ven Franzoſen feit lange unge: 
wohnten Ton und die deutſche Sprache. Dennoch rieth der große Garnot, lieber mit B.'s ver: 
ber Geradheit ald mit Wellington’s höfliher Zweideutigkeit zu unterhandeln. B. verwarf es 
entfchieven, daß die Hauptftadt wiederum, jo ganz gegen der Franzoſen Verfahren in Deutſch— 
land, von Ginquartierung frei bleibe, verfügte fchnell die Befchlagnahme der aus Deutfchland 
geraubten Kunftihäge und ſchrieb Contributionen aus. Sein VBorangehen und feine lauten, 
energifchen, durch die Öffentlihe Meinung unterflügten Worte trugen auch bei zu dem jegt 
bejjern Frieden. Auch wurde merfwürdigerweife den Branzofen die Erhaltung ihrer freien 
Berfallung jegt förmlich durch den Friedensſchluß verbürgt, doch gefielen die Beringungen B. 
nicht ganz und er fürchtete neue Gefahren. Bei einem großen Feftmahle, welches Wellington 
den in Paris verfammelten Miniftern, Diplomaten und Feldherren gab, brachte er ven Trinf: 
fprud aus, den man in England mit großem Beifall ven Blüchers-Toaſt nannte: „Mögen die 
Bedern der Minifter nicht wieder verderben, mas durch das Schwert der Heere mit fo vieler Anz 
firengung gewonnen worden !” 

Auch nad dev Rückkehr aus den Feldzügen maßte fih zwar B. keineswegs die Rolle eines 
Staatsmanns oder eine Ginmifhung in die Verwaltung an; aber er bielt ald Privatmann 
mit feinem gefunden Rechtsgefühl und praftifchen Sinne feit an den großen Grundfägen, durch 
welde Preußen wieder ſtark und groß und Deutſchland gerettet war, welde mit den Herrſchern 
und der Nation aud) er in den Breiheitöfriegen mit Überzeugung Öffentlih ausgeſprochen, durch 
welche er gefiegt hatte. Er war jehr weit entfernt von der reactionären Beftrebung derjenigen, 
welche diefe Grunpfäge und felbft alle Begeifterung für Freiheit und Vaterland während der 
Freiheitöfriege jegt ableugneten, tweldye fogar damals, nämlidy vor ihrer Erneuerung durd die 
fönigliche Erklärung vom 17. Jan, 1820, die Verheifung der Reichsrepräſentation auslöfchen 
wollten, und welche ven alten Staatsfanzler jet deshalb anfeindeten, weil er den freien Grund: 
fügen Sanction und zum Theil fhon die Verwirklihung verfchafft hatte. Sein oft äuferft Her: 
ber Tadel gegen den altgewordenen Staatsmann und mandje neuern Mafregeln war gan; 
anderer Art. B. blieb in feinen Gefinnungsäußerungen, in feinen Eräftigen, oft ausführlichen, 
aber leicht dahinfließenden und meift allgemein ergreifenden Reden an das Volt, fo z. B. in 
den Freien Städten, in Frankfurt (1815), in Hamburg (1816), und bei Gaftmäblern und in 
feinen kurzen Kraft: und Schlagworten, von welden, wo er hinfam, fogleich viele in Umlauf 
waren, völlig der Mann des Volks. Manche Privatäußerungen waren oft fo flarf und derb, 
zuweilen aud) gegen Perſönlichkeiten verlegend, daß, wie fein ausführlihfter berliner Biograph 
bemerkt, ihre Befanntmahung zum Theil erſt in einer fpätern Zeit zu erwarten iſt. Und wir 
wollen ebenfalls einzelne, die wir vernahmen, bier nicht wiederholen. Auch befeitigte er felbft 
zuweilen ein tieferes Eingehen in politifhe Discuffionen durch einen Scherz. So erwiderte er 
auf gewiſſe Klagen in Beziehung auf Preußens Gonftitution: „Der Staat hat feine beſſert 
Eonftitution als ih; im Kriege find wir friſch; aber im Frieden will's nicht recht geben.” 

Mit Wärme Hielt insbefondere B. feft an der großen Grundlage ver Gleichheit und innigen 
Verbindung zwifchen dem Krieger: und Bürgerftand und zwiſchen Adeligen und Bürgerlichen. 
So war fein Trinkfprud bei dem großen Fefte, welches ihm nach feiner erften Rüdfehr von 
Paris die Ständevertreter der Monarchie gaben: „Der glüdlichen Verbindung des Krieger: 
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und Bürgerſtandes vermittelt der Landivehr!“ An ver königlichen Tafel bei einem großen 
Fefte am 15. Aug. 1814 bat B. um die Erlaubniß, die Geſundheit des Fürften-Staatöfanzlers 
auöbringen zu dürfen, „welcher dadurch, daß er das Zutrauen Sr. Majeftät und der Nation 
verbient und erlangt, ſowie Durch den Geift, welchen er der Staatöverwaltung eingeflößt, jene 
innige Verbindung der Nation zu einem Ganzen bewirkte, wodurch die großen Leiftungen 
möglich geworden und es dahin gekommen ift, daß man in Preußen jegt nicht weiß, wo ber 
Kriegerftand aufhört und der Bürgerftand anfängt. Ich wünſche“, fo fuhr B. fort, „daß dieſe 
glückliche Verihmelzung unauflösiich bleibe.” Am 18. Juni 1816 hatten die Badegäſte in 
Karlsbad ein Feſt zur Feier ded Jahrestags der Schlacht von Belle-Alliance veranftaltet und 
die Preußen B. dazu eingeladen. Jedoch hatten die Bornehmern fi von den Bürgerlichen ab— 
gejondert. Da fand ſich B. zuerft bei der Mittagdtafel dev Bürgerlichen ein, zu dem Balle am 
Abend aber erflärte er „nur dann fommen zu fönnen, wenn die unftatthafte Abfonderung auf: 
höre”. In feinem Irinffprude jagte er bier: „Ehrenzeichen, Titel, Würden, Belohnungen 
aller und reichlicher Art find mir zu Theil geworben, Meinen ſchönſten Lohn aber finde ih in 
ber Liebe meiner Landsleute, in ver Achtung meiner Zeitgenoffen und in dem Bewußtſein, 
meine Pflicht im ftrengften Sinne des Worts mit Aufbietung aller meiner Kräfte erfüllt zu 
haben.” An den Wohlthätigkeitöverein für verwundete Krieger in London fchrieb B., ver 
oft jeine Bewunderung Englands ausſprach: „Wenn ed meine äußern Berbältniffe erlaubten, 
fo möchte ich mein Leben in England bejhliefen. Unter einem Volke zu leben, das durch feine 
Verfaffung fo groß vor allen andern bafteht, das fih in allem fo jehr auszeichnet und feinen 
Neihthum auf fo edle, anderwärts unbekannte großberzige Weife verwendet, muß zugleich er= 
hebend und beruhigend fein.” Mit welcher Energie jih B. am Ende des Jahres 1815 für die 
1815 in feiner erften PBroclamation verheißene, aber damals fhon angefochtene unbeſchränkte 
Preffreiheit ausſprach, wie er, der gerade oft derbe Wahrbeitäfreund, gar feine andere Grenze 
derjelben ji venfen konnte ald die Wahrheit jelbft, dieſes wurde fhon oben berührt. 

Im Sommer 1816 beſuchte B. fein Vaterland Medlenburg. Er wurde von dem Fürften 
und dem Volk auf das höchſte geehrt. In Dobberan, an der großberzoglichen Tafel, dankte er 
dem Großherzog, der alle braven Mecklenburger hatte Ieben laffen, im Namen verfelben und 
jagte unter Anderm: „Es ift mir eine Ehre, den Mecklenburgern anzugehören. Gott hat es 
mir, einem Medlenburger, gelingen laſſen, mitzubelfen, daß die Welt befreit würde vom Sfla- 
venjod) des Tyrannen. Mir ift noch mehr gelungen! Was ich unter allen Verhältniffen meines 
Lebens tief im Herzen bewahrte und was ich mit innigfter Sehnſucht zu erreichen wünfchte, das 
ift erreicht. Ich bin nun da froh und frei in dem Lande, wo ich geboren ward, wo id; meine 
Knabenjahre verjpielte, wo die Gebeine meiner braven lltern ruhen. Gott, du weißt ed, wie 
ich mich geſehnt habe, ehe auch ich mein Grab fülle, zu beten an ihrem Grabe” (ertbat dieſes 
einige Tage nachher in der Kirche zu Roftod). „Gern ruhte ih an ihrer Seite, wenn vielleicht 
bald mein Auge im Tode ji ſchließt. Doc ich wünſche nichts mehr. Zu viel habe ich fchon er: 
reicht, mehr als ich verdiene. Mein Herz gehört euch. Liebt mich wieder! Bleibt, wie ich euch 
finde, treu eurem Gott und der Wahrheit, treu eurem Fürſten, fo bleibt ihr euch felbft 
getreu!” 

Solcher Liberalität, Pietät, Treue und Herzlichkeit ber Gefinnung, wie jie fi in dem Bis: 
berigen äußert, entjpricht B.'s ganzes begeiftertes treued Wirken. Selbft bei feinen Fehlern 
fommt fie noch zu Tage. Bekannt ift feine Leidenfhaft für Wagefpiel. Wir wollen fie nicht 
entihuldigen durd die gleiche Leidenfchaft unferer kriegsmuthigen altveutfhen Vorfahren. 
Aber ed war ein fhöner Sieg ver Pflicht, daß B. mährend der ganzen Zeit eines Feldzugs nie 
auch nur ein einziges mal fpielte. Sehr auffahrend und derb und ohne wiſſenſchaftliche Aus— 
bildung war ber in den ‚Heerlagern des Siebenjährigen Kriegs erwachſene Kriegäheld. Aber 
mit einigen heftigen verben Worten, von ihm jelber öfter zumeilen in verföhnenden Scherz ge= 
wendet, war meift fein Verdruß ausgetilgt. Nie ſah man ihn ſchlagen. Freundlich und mild 
gegen Schwächere, gegen rauen und gegen feine Krieger, ſcheute er felbft nicht, diefen mit 
Achtung ein begangened Unrecht abzubitten. Bei dem Übergang über die Elbe bei Wartenburg 
fagte er zu feinen Soldaten: „Vorwärts Kinder und gut ausgebalten, die Brüde lafle ih 
Hinter und abbreden!” Da vernimmt man Murren und mebre Soldaten rufen laut: „So 
braude man ihnen nicht zu kommen. Sie würden ja wol ihre Schuldigfeit auch ohne das 
gethan haben, das Hätten jie wol gezeigt.’ Da ermwidert ver wadere Feldherr Fräftig und zu— 
traulih: „Ihr Habt recht, Kinder, da bat ver alte B. wieder einmal etwas Dummes gejagt. 
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Aber bö8 war's nicht gemeint. Wir kennen und ja fhon!” Und: „Hurrah, Vater Blüder!” 
fo ging's vorwärts, Auf eines Vornehmen etwas geringſchätzende Äußerung über Die gemeinen 
Soldaten erwiderte ev warm: „Der Soldat hat fo gut Ehre als die Fürften und die Offiziere, 
und unfere Ehre befteht dur ihre Ehre!’ Die Beinen mögen wol Anftoß genommen baben, 
wenn B. felbft im Frieden die Soldaten in alter herzliher Weiſe behandelte, wenn der Feld— 
marſchall auch in Berlin feinen Anftand nahm, den gerade vorbeigehenven Landwehrmann an- 
zubalten und, an deſſen Pfeifenftunmel feine Tabackspfeife fegend, fie in dieſer Gemeinſchaft 
anzurauden. Aber die Krieger vergaßen ihm dies ſicher nicht. Er forgte überhaupt au im 
Srieden gern für fie. Bon dem engliſchen Hülfsverein für verivundete Krieger wußte er für die 
feinigen 264,000 Thaler zu erhalten. Wie manches mal ſprach B. in einigen verben Worten, 
wie wir jieja felbft bei vem großen Dichter vom „Gdg lefen müſſen, beredter undtiefer ergreifend 
ald alle Revefünftler. So fagte er einft zu einem Regiment, das geftern fiegte und das er heute 
aufs neue zum Sturm commandirte, die Soldaten anſehend: „Kerls, ihr feht ja aus wie bie 
Schweine! Aber ihr habt die Franzoſen gefchlagen. Damit aber iſt's noch nit genug. Ihr 
müßt jie heute wieder jchlagen, denn fonft find wir Alle — — Das find rednerifche Motive, 
wie fie Demofthenes nicht beifer hat. Als bei vem Nheinübergang ein Bataillon, das ſehr ge- 
litten hatte, in düfterer Haltung an ihm vorbeizog, ruft er ihnen traulich zu: „Nun, Kinver, 
ſollt ihr auch jo lange in Frankreich bleiben, bis ihr Alle Franzoͤſiſch könnt!“ und das ganze 
Bataillon wurde guter Laune. So ging ihm nie Luft und Kraft aus, mit einem guten Worte 
den Seinigen feine heitere Zuverſicht und unerfchütterliche Entfchloffenheit mitzutheilen, fie da— 
durch und durch begeifterte Liebe für die Sache und für ihre Feldherren zu einem einzigen Körper 
zu vereinigen und zu befeelen. So wenig in der Nacht ald am Tage fehlte ihm der fchnelle 
fihere Entſchluß wie das fräftige ermuthigende Wort. So erweckt ihn einft ängftlich feine Um: 
gebung mit der Nahricht: Napoleon fei im Begriff, eine gewiſſe kühne Bewegung gegen ibn 
auszuführen. Noch gähnend erwiderte er: „Da kann er die ſchönſten Schmiere kriegen“, 
oronete die nöthige Vorfehrung an, legte ſich herum und fehlief weiter. Gelehrte Wiſſenſchaft 
war ihm freilich fremd. Aber gewiß, er hatte Vieles, um fie zu erfegen, und er hätte innere 
Tüchtigkeit und Bildung genug, um fie und jedes tüchtige Wirken zu ſchätzen. Niemals hörte 
man ihn von der Willenfhaft, noch weniger von der Religion geringfhägend ſprechen. Als er 
1816 in Hamburg und Altona weilte und dort bei feinem Bekannten aus feiner Unglückszeit 
treuberzig anzufprechen vergaß, jah man den alten Feldmarſchall nie am Grabe des ihm einft 
befreundeten Klopſtock an der Straße bei Altona vorbeigehen, ohne daß er ven Hut abnahm 
und tief ſenkte. 

Bor allem aber in dem Verhältniß zu jeinen Mitfeloherren, Wittgenftein, Schwarzenberg, 
Kronprinz von Schweden, Wellington, zu feinen Unterbefehlshabern und zu feinen zwei Ge: 
neralquartiermeiftern, Scharnhorft und Gneifenau, bewies B. beharrlih in Verbindung mit 
feinem jo wohl begründeten Selbftgefühl die Shönfte Treue und Pietät, Selbftentfagung und 
das Pflihtgefühl für die große Sache, die liebenswürdigfte Neidlofigfeit und Beſcheidenheit. 
Er wußte, daß die Feinde und die Friedensfreunde unter den Verbündeten, welche beide fein 
feuriges Vorwärts! haften, ihn den Hufarengeneral nannten und gern auch Das, was nur er 
Am Heere und in der Schlacht wirkte, ganz feinen unfterblich verdienten Generalquartiermeiftern 
zugefchrieben hätten. Aber Niemand hat zu allen Zeiten lauter ihre Verdienſte erhoben als 
gerade er, ver gebietende Feldherr, welcher ſtets ebenfo willig befferm Rathe nachgab, als er alle 
Berehnungen und Plane durd) die lebendige Auffaffung und Durchführung bejeelte, dad Be: 
ſchloſſene mit eigenthümlicher Energie ohne Wanfen verwirflichte und bei jeder neuen Wen: 
dung der Dinge mit fchnellem Blick und ſicherm Takt neuen, meift Sieg bringenden Entſchluß 
wußte. Bon Scharnhorft jagte er bei einem Feſte, welches ihm die Freimaurerloge Royal 
Vork (er hatte in dieſen Mofterien die Meifterfchaft erhalten) veranftaltete, am Schluß feiner 
Rede: „Biſt du gegenwärtig, Geift meines Freundes, mein Scharnhorft, dann fei du ſelbſt 
Zeuge, daß ich ohne dich nichts würde vollbracht haben!“ Über Gneifenau äußerte er fi 
ftetö nicht minder anerfennend und befcheiden. Ald man in einer Gefellfchaft ſich gegenfeitig 
Schwere Aufgaben ftellte, verhieß B., er wolle thun, was ihm Fein Anderer nachmachen könne, 
er wolle feinen eigenen Kopf Eüffen. Alle find erwartungsvoll. Da füßte er Gneifenau mit 
herzlicher Umarmung. Einft überhäufte man ihn mit Lobreden. Da erhob er ſich ungebuldig 
und ſprach mit edler Begeifterung die jhönen Worte: „Was ift’8, das ihr rühmt! Es war 
meine Berwegenheit, Gneiſenau's Befonnenheit und des großen Gottes Barmherzigkeit.‘ 

In folhen Gefinnungen ſah endlid ver edle Greiß heiter und ruhig fein Ende nahen. In 
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den vier Jahren nach ſeinen letzten großen Siegen quälten ihn öfter ſchmerzliche Leiden. Doch 
genoß er noch reichlich bald auf Reiſen, bald in Bädern, bald auf ſeinem Landgut, bald in der 
Hauptſtadt mit alter Heiterkeit die Freuden des Lebens. Im September 1819 verſchlimmerte 
ſich ſein Übel ſehr. Am 5. Sept. ſagte er zu dem Adjutanten, welchen der König zu ihm ges 
fendet hatte und welcher ihn durch die Erflärung feiner Ärzte beruhigen wollte: „Ich weiß, 
daß ich fterbe, denn ich fühle es beſſer als die Ärzte, die meinen Zuftand nicht mehr beurteilen 
können. Ic) fterbe gern, venn ich bin zu nichts mehr nug. Sagen Sie dem König, daß id) 
ihm treu gelebt und ihm treu ſterbe.“ Ahnliches wiederholte er vem König, der ihn Tags 
darauf jelbft befuchte, und empfahl ihn: feine Gattin. (Er hinterließ wenig.) Zu feinem Freunde 
und Retter, Grafen Noftig, dem er ebenfo mit unwandelbarer dankbarer Treue anhing als diefer 
ihm, ſprach er, als derjelbe ihm einen Labetrunf reichte: „Nicht wahr, mein lieber Noftig, Sie 
haben Manches von mir gelernt! Jetzt jollen Sie auch von mir lernen, wie man rubig ftirbt !’” 
Sanft entjchlief er am Abend des 12. Sept. 1819 und wurbe, feinem Wunſche gemäß, unter 
freiem Himmel bei den drei Linden an der Straße von feinem Gute Kriblowig begraben, geehrt 
durch Todtenfeier und öffentliche Trauer von König und Heer und von mandem Verein im 
deutſchen Vaterlande, jo von der Bürgeriwehr der Freien Stadt Hamburg. 

Eine ſolche Perſönlichkeit, ein ſolches Wirken waren wohl geeignet, eine allgemeine Begei— 
fterung in Bolf und Heer und große Erfolge hervorzubringen. 

Die begeifterte Stimmung bed Volks für B. aber darf beifpiellos genannt werden. Seine 
verſchiedenen Züge durch Deutjchland waren fortwährende Triumphzüge. Die Städte, in die 
er kam, wie 3. B. Magdeburg, Kaflel, Koblenz, Köln, Aachen, Kranffurt, Hamburg, feierten 
großartige Volksfeſte, bei welchem jeder Stand, jedes Alter, jedes Geſchlecht dem freundlichen 
Helden zu huldigen wetteiferte. Und auch wo er länger weilte, wie in den Freien Städten Han: 
burg und Frankfurt, da wollten die immer neuen Fefte, der immer erneuerte laute Jubelruf 
des Volks nicht enden. Und B. war nicht unempfindlich für folden oft rührenvden und ergrei: 
fenden Ausdruck von Kiebe und Dankbarkeit. Er, der gern und gut öffentlich redete, dankte 
feinerfeitö in herzlichen, die evelften Volksgeſinnungen befräftigenden Reden an die Verſam— 
melten. Der duch fein feindlihes Geſchütz je erfchütterte Kriegsheld war dabei oftmals tief 
ergriffen und gerührt. Mit Thränen im Auge und mit ven Worten: „Es iſt die höchſte Zeit, 
daß ich gehe, ich erliege ſonſt“, wehrte er bei dem legten Scheiden von dem ihm jo theuern ala 
wohlwollenden Hamburg weitere Achtungsbeweiſe ab und trieb zur Eile. Und nicht in Deutſch— 
land allein, ſondern in dem alten England, in der Hauptftadt der Welt wie in Orforb, dort, 
wo die alte Freiheit, den Takt des tüchtigen Volks für Tüchtiges und Großes ausgebildet hat 
und wo das verbreitetere Leſen ausführlicher Nachrichten in ven Zeitungen vollftändigere 
Kenntniß der Zeitgeihichte begründet ald anderwärtd, empfing den deutſchen Helden dieſelbe 
Gefinnung. Der Prinz-Regent hatte ihn als feinen Gaft eingeladen, „um ibm’, wie er 
fhrieb, „feine Bewunderung und feinen Dank auszudrücken“. Er fam nach dem erften Pa— 
rifer Frieden, alfo noch ehe er den Briten ihren Ruhm bei Waterloo erfämpfen half, zugleich 
mit den Monarchen, mit Wellington, der eben in Spanien und Frankreich feinem Baterlande 
fo außerordentli großen Ruhm errungen hatte, und mit andern berühmten Feldherren. Aber 
auf die auffallenpfte Weiſe wendete jih die allgemeinfte Begeifterung aller Stände, felbft der 
vornehmiten Frauen, die jich zu feinem Lever vrängten, dem „Marſchall Vorwärts”, vem „Be— 
fieger des Tyrannen‘ (the Conqueror of the Tyrant) zu. Da half feine Abwehr ſelbſt gegen 
das buchſtäbliche Tragen auf den Händen, gegen dad Ausſpannen ver Pferde und gegen das 
Zudrängen, daß Jeder wenigſtens einmal feine Hand drücke. Der donnernde Beifallsruf oft 
von Aunderttaufenden und gleich dem Geſchütz der Feldſchlacht ertönte, ſobald B. in Bewegung 
war. Und während eines fünfwöchentlichen Aufenthalts, vom Tage ver Ankunft (6. Juni) bis 
zum Tage dev Abreife (11. Juli), bei welcher er, bis zum Meere begleitet von Qunderttaufen= 
den, unter dem Donner der Kanonen und ded Beifalldrufes fich einfchiffte, dauerte von allen 
Ständen getheilt dad große Volköfeft, Sprachen die allgemeine Liebe und Verehrung oft in den 
ergreifendften wie in den ergöglichiten Zügen ſtets neu ſich aus. B. fagte: „Ich muß über mich 
felbft wachen, daß ich nicht zum Thoren werde. Alle Zeitungen kamen darin überein, daß ſei— 
nem vaterländiihen Kriegähelden, daß ſelbſt feinem Nelfon das englifche Volk feine ſolche Be— 
geifterung, Liebe, Dankbarkeit und Bewunderung ausdrückte. 

Mit ſolchen Anerkennungen der Völker verbanvden fi entfprechende Belohnungen ber 
Fürſten, zablreichere, audgefuchtere und größere, ald je einem andern Feldherrn zu Theil 
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wurden. Die höchſten Orden aller europäiſchen Fürſten, die von Frankreich ausgenommen, 
ſchmückten ven Helden. Nach der zweiten Einnahme von Paris mußte fein dankbarer König ein 
neues Ehrenzeichen für ihn allein erfinden, ſowie ihn ſchon früher Englands Herrider mit 
einen folhen vor den Augen des engliihen Volks zierte. Durch die Ertheilung der Feldmar— 
ſchalls⸗ und der Fürftenwürde, deren Name, zur Erinnerung an die Schlacht an der Katzbach, 
von dem nahen Wahlſtadt entlehnt wurde, durch wiederholte große Geldgeſchenke und reiche 
Einkünfte, durch Landgüter und ein Haus in Berlin, durch die große fürftliche Dotation, endlich 
durch ein pradhtvolles koloſſales Standbild in der Hauptftadt lohnte ihm fein Königshaus auf 
das großmüthigſte. 

Auch noch zwei andere folder Stanpbilver, wahre Kunft: und Nationaldentmale — eine 
feltene Zierde für Deutſchland — erhalten B.'s Andenken bei ver Nachwelt. Das eine von der 

"Provinz Schlefien auf dem größten Marktplag in Breslau errichtet, das andere von der Ge— 
ſammtheit der Medlenburger unter Leitung der Stände, zu Roſtock auf ven Blüchersplatz. 
Diejes ftellt ihn nad Goethe's Vorſchlag ald Marſchall Vorwärts im deutfchen Landwehrrod 
dar, während das zu Berlin feine eigenthümliche Neigung, durd eigene Theilnahme am Ge— 
fecht die Sache im rechten Augenblie zur Entſcheidung zu bringen, andeutete. Die Stadt Berlin 
ehrte ihn durch Denkmünzen und jowie Kondon und Hamburg durd die Bürgerwürbe, vie 
Univerfitäten Oxford, Cambridge, Berlin dur die Doctorwürde und Hamburg und Altona 
durch Stiftung des Blücherclubs „zur Beier feiner Ehrentage und zur möglichſten Verbrei- 
tung feiner liebenswürdigen Gigenfhaften und Tugenden”. Zahlloſe Büften, Gemälde, 
Kupferftihe und Bilder aller Art, eine Anzahl von Biographien und eine große Reihe von 
Gedichten, darunter weldhe von Deutſchlands evelften Dichten, Goethe, Ubland und F. 2. Graf 
zu Stolberg, von Arndt und Rückert, ſuchten fein Andenken zu erhalten, auszubreiten und zu 
verherrlichen. 

Und groß und leicht erklärbar, wie dieſe Begeiſterung für B., waren die Erfolge ſeines 
Wirkens für die große Sache. 

‚Sn B.'s Hauptquartier und Heer war“, nad dem Ausdruck eines feiner Biographen, 
„der Sig der entjchloflenften Thatkraft, der unternehmenpften Kühnheit. Der eigentlihe Kern 
der Kriegführung, der thätige Anftoß und das fortreißende Beifpiel waren bier.” — „Durch 
den ganzen Krieg bindurd war”, fo fügt ein anderer hinzu, „B.'s treibendes Vorwärts 
dad beiwegende Princip ded Kampfes. Wie hätten wir fonft nah Paris kommen mögen?” 
Daß aber nun dem alfo war, und daß nad demſelben Schriftfteller „das ganze Heer auf ihn 
mit unerfbütterlihem Muthe vertraute, mit ihm fiegreich focht, daß fein Nuhm den Ruhm 
größerer Feldherren neben ihm und ihm gegenüber verdunfelte, daß er allein in ganz Deutſch— 
land, ja von Altengland, ald der Held des Kriegs gefeiert wurde, dieſes erklärt jich daraus, daß 
DB. ganz der Richtung des damaligen Volksgeiſtes entfpradh, daß er in Wort und That des 
Volkes Stimme verkündete, in jeder That Das vollbradite, woran das Volk felbft ſchon Hand 
gelegt hatte”. Derfelbe Schriftfteller fchließt feine Biographie B.'s mit der feierlihen Auffo: 
derung an die Städte, „wenn die dem Reich verſprochene Verfaſſung auch ihnen, für melde 
durd die Städteordnung von 1809 die Einleitung zu feftern Verhältniffen gemacht ift, ein 
georoneted Bürgerthum bringen werde’, das Bild B.'s „als Wahrzeichen ihrer Freiheit” auf: 
zupflanzen. Es war, wie die Manifefte anerfannten, ein von den Volksgeſinnungen beſchloſſe— 
ner, wie die feierlichen Breiheitöverheigungen und die Aufrufe an Jugend und Volk erflärten, 
ein nur dur Begeifterung und Aufopferung des Volks für die Freiheit fiegreich zu führender 
Krieg, kurz ein wahrer Volkskrieg. Und B. war der Volksheld in diefem Kriege. Er war es, 
indem er ganz einging in das Vorwärtäftreben feiner Zeit und, durchdrungen von der Ge- 
finnung feines Volks, fie, foviel an ihm war, verwirklichte, fie nährte und fteigerte in Wort 
und Werk. Er war ed vor allem dadurch, daß er viefes auf eine Weiſe und mit den Eigen— 
ſchaften that, welche, an ſich groß, für ein tüchtiges Volk und Heer unmittelbar ergreifend find. 
Er that ed nämlich mit der ganzen Kraft eines tüchtigen Charakters, mit der Treue und Wärme 
der Gefinnung und dem nie zagenden, nie wanfenden Entfchluß und fühnen, begeifterten 
Muthe, treuberzig und gutmüthig gegen die Seinen, die Schwachen und Wehrlofen, eine eberne 
Bruſt gegen den gewaffneten Feind, voll Lebensmuth und Vertrauen — ein echt beutfcher Held. 
Daß B. hierdurch und weder durch die höchſte Künftlichkeit Falter, ftudirter Berechnungen, nod 
durch Zufall, daß durch des Volkes eigene Begeifterung für feine Freiheit und Ehre und durch 
den von ihr durchdrungenen Volkshelden die Volksſache fiegte, dieſes — wodurch die Gegner 
DB. herabzufegen meinten — war fein und feines Volkes erbebenpfter Stolz. Und in vem Grave, 
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als diefe Gefinmung fehlte, wie 3. B. bei Schweden und NRuffen, um fo mehr mußte narürlich in 
ſolchem Kriege bei Freund und Feind, trog aller Tapferfeit und Kunft, That und Ruhm zurück: 
ftehen. Wie hoch man aud mit Necht die Mittel und Kräfte ver Kunft und Wiſſenſchaft, ver 
Berehnung und des Verftandes ſchätzen mag, dahin follte es — fo mahnen der ganze große 
Freiheitöfampf und feine Helden jeit dem Beginn der Franzöſiſchen Revolution — doch nim— 
mermehr kommen, dag man diefen Fünftlich bereiteten und vegierten Kräften und Mitteln die 
großen Kräfte der Naturgaben, des Charakters, ver moralifhen Eigenſchaften und einer er: 
wachten tüchtigen Volksgeſinnung nachſtellt. Möchte doch vielmehr recht bald der großen Sache 
des Jahrhunderts, der Freiheit — da wir ihre fernern Siege ohne blutigen Krieg zu gewinnen 
wünſchen — aud) für ven Frieden und unter den Diplomaten und Miniitern ein folder Mar: 
fhall Bormwärts erftehen, wie ed für den Krieg der alte B., wie ed den Preußen vorübergehend 
auch im Frieden der alte Stein geweien. Gute Abjichten, Talente, Kenntniffe, Einſichten, wer 
mag fie jo vielen der neuern Staatsmänner abiprechen wollen. Aber eine gründliche Erfaffung 
der großen Ideen der Zeit und des Volks thut und noth und ein Charakter, um fle durchzu— 
führen, jene Wärme und Treue der Gelinnung, jene Unerfhütterlichkeit des Entſchluſſes und 
des Muthes für das einmal ald gut und reht Grfannte, ein Mann, der, fo innig verbunden mit 
den Volk wie B. mit dem Heere, fo feft vertrauend auf Gott und die gute Sache, in unferer 
großen Zeit nicht aus zaghafter Vorſicht zehnmal größere Gefahren herbeiführt, ald er zu be= 
feitigen vermeint, ein folder, ver jo Fräftig, fo fiegreich die innere Freiheit und Ehre gegen in= 
nere und äußere Feinde erfämpft wie B. die äußere. 

Erhebend zugleih und mahnend bleibt aber ſtets der Blick auf diefe deutichen Heere, welche 
im erften Vierteljahrhundert der Franzöſiſchen Revolution immer aufs neue zerjchmettert 
wurden, ald ſie kämpften gegen die nationale Begeifterung und Freiheitäfraft der Franzoſen 
und gegen ihre Im derfelben gebildeten Heere; welche dagegen, nad allen Niederlagen, nad) 
allen Verſtümmelungen und Beraubungen der deutichen Yänder, ebenfo furchtbar vaftehen, wie 
das übermädtige, von Sieg und Beute genährte Frankreich als gelähmt erſcheint, ſobald die 
Rollen wechſelten, fobald die Deutfchen ihrer Ubereinftimmung, die Franzoſen dagegen ihres 
Widerſpruchs mit der großen Idee der Zeit fi bewußt geworden. Erhebend und mahnend vor 
allem ift der auf folhem Grund und Boden geführte Kampf der beiden am meiften hervortre— 
tenden Kriegshelden in den Breibeitöfriegen 1815 — 15. 

Dort ver menfchenverachtende Kuifer, von Eoloffaler Größe durch Geift und Feldherrenkunſt, 
Sieger in dreißig Feldſchlachten, aber als er, mit offenbar gewordenem Treubruch gegen das 
Princip feiner Einfegung, durch eine Politif der Lüge und Selbftiudht und durch Sultanismus 
die Freiheit vernichtet und gegen freibeitliebende Volksheere kämpft, einz und abermal niederge— 
worfen von dem geringgeacdhteten Greis B., und ausgeftoßen von Europa, auf der öden Bel: 
feninjel, jenjeit ver Linie, täntaliihe Qualen erpulvend. 

Hier der menjchenfreundliche Greis B., nicht groß und gewaltig durd) die außerordentlichſte 
Geiſteskraft und Friegäwiflenfhaftlihe Ausbildung und Kunft, aber den bisher unbefieglichen 
furdtbaren Gegner und fein gewaltiges Reich wiederholt zerihmetternd und, mit dem Lorber 
der glorreihften Stege ummwunden, an der danfbaren Liebe und Bewunderung feined Vater: 
landed und Europas fich mit gerührten Herzen erhebend und erfreuend — fo groß und fo jleg= 
reich, weil er mit allen Kräften einer tüchtigen Natur fo treu und unerfchütterlich, jo begeiftert 
und harafterfeft, mit feinem Volk und für deſſen Freiheit geftritten. MWelder. 

Blutbann, ſ. Bann. 

Bluthochzeit oder Bartholomausnacht. Das „Staats-Lexikon“ kann zwar nad feinem 
Zwecke nicht zugleich ein Hiftoriiches fein. Doc mögen ausnahmsweiſe einige der merkwürdig— 
fen Scenen wie Berfonen darin eine ffizzirte Darftellung finden, infofern diefelben entweder 
zum Verftändniß der heutigen Verbhältniffe und Staatäintereffen allernächſt nothwendig oder 
auch als eindringliche Beifpiele zur Einfhärfung hochwichtiger politifcher Kehren dienend find. 
Letzteres findet nun bei vorliegendem Gegenftanpe in ganz befonders hohem Grade ftatt. Im 
ganzen Laufe ver Gefchichte gibt es Fein ſchrecklicheres, kein fheußlicheres Beifpiel von den Gräueln 
der Despotie, verbunden mit jenen des Fanatismus und der Parteiwuth, als die Bluthochzeit 
von Paris, alfo feine mit lauterer Stimme tönende Warnung vor dieſen Geifeln der Menſchheit. 
Mol feinem Zeitalter fehlt e8 an graufenhaften Scenen des Schlachtens und unmenſchlicher 
Wuth: doc erfcheinen fie gewöhnlich entweder nur ald Ausbrüche thierifcher Wildheit barbari= 
ſcher Völker oder Kriegshäupter — ſonach einem verberbenden Naturereigniß mehr zu vergleis 
chen als eigentlich menſchlicher That — oder fie werden im Augenblick ver Zeivenfchaft begangen, 
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oder des eigentlichen Zornfeuers, oder ſonſt einer heftigen Aufregung. Dahin gehören etwa bie 
von den Vandalen, Hunnen oder Mongolen u. f. w. verübten Gräuel, aud die Mordfcenen in 
Jsmael und Praga, mit vielen andern, überhaupt die im wirklichen Kriege vorfallenden, alſo 
zumal gegen fremde Völker, doch auch im Bürgerfriege, der da ein Volk zeitlich in mehre fpaltet, 
Auch von blutigen VBerfolgungen, welche eine fiegende Partei gegen die befiegte, oder ein über— 
müthiger Tyrann gegen die Freiheitöfreunde, oder eine fanatifche Priefterfchaft gegen fogenannte 
Irr- oder Ungläubige verhängt, Fommen leider nur allzu viele Beifpiele in den langen Leidens: 
geihichten ver Nationen vor; und ed mag genügen, an die Proferiptionen des Marius und 
Sulla, an die Schreden der Inquifition, an Alba's Megeleien, an die Terroriften im revolutio: 
nären Frankreich, an die wiederholten Reactionsfrenen in Neapel und Spanien unter Ferdi— 
nand IV. und VII, zu erinnern, um unfer Gemüth mit Entfegen zu erfüllen. Aber von allen die 
fen Beifpielen ift feines, welches an Gräßlichkeit die Bartholomäusnacht übertrifft, und nur we— 
nige, die man ihr ald gleich gräßlich zur Seite fegen kann. Hier fehen wir nämlich, in einem Zeit: 
alter bereitd angebrochener höherer Eivilifation und in einem Volke, dad fich des Ritterfinnes, der 
Großmuth, der Treue, der Ehre rühmte, einen jugendlichen König, im Bunde mit den verwor: 
fenjten Hofleuten und blutdürftigen Prieftern, ein meuchelmörberifhes Eomplot [hmieden gegen 
die Eveljten der Nation, gegen feine nächſten Verwandten und gegen eine unermeßliche Anzahl 
guter, vorwurföfreier, nüglicyer Bürger; wir fehen ihn, feinen unmenſchlichen Anichlag unter 
der Maske ded Friedens und der Liebe verbergend, zur Graufamfeit noch den empörenpften Ver: 
rath gefellen und endlich an die Ausführung der Schredendthat felbfteigene Föniglihe Hand ans 
legen! Freilich werden wir, wenigftens in den civilifirten Ländern Europas, Schauderfcenen 
diefer Art wol nicht mehr befürchten dürfen. Die Scheu vor der öffentlihen Meinung erfegt bis 
zu einem gewilfen Punkte die gejegliche Machtbeſchränkung. Doc gibt ed ja auch Mittel, ſelbſt 
die Öffentliche Meinung zu fefleln oder ihre Stimme zu erſticken, und jedenfalls ift ed gut, fich mit— 
unter an Das zu erinnern, was, wenn es auch nicht wirklich geſchieht, doch geicheben Fann, wo im 
nıer das Volk feine Rechte hat. 

Ungeadhtet des engherzigen und graufamen Verfolgungsgeifteö des fonft vielfach gepriefenen 
Königs Franz I. von Franfreih und feines Sohnes Heinrich II. hatte die Reformation — als 
entfloffen dem Zeitgeift — ſchnell eine große Zahl von Anhängern in der Nation gewonnen, und 
insbefondere war es die Lehre Calvin's, welche ſolche Bekenner (man hieß ſie Hugenotten) anzog. 
Aber wahriheinlic wäre fie dem fortgefegten Drud erlegen — wie fie in den ſpaniſchen und an: 
dern Gebieten erlag, ja aud in Frankreich, ſelbſt nad) ſchon erhaltenen Rechtszuſtande, dem Fa- 
natismus Ludwig's XIV. bis auf wenige Überrefte erlag — hätte jie nicht einiger hoher Beihüger 
ſich erfreut und wären nicht politifche Intereffen jenen der Religion zu Hülfe gefommen. Die Kö: 
nigin Margaretha von Navarra, König Franz’ Schwefter, war Freundin der Reformirten 
und ebenfo ihre an den Prinzen Anton von Bourbon vermählte Erbtodhter, Johanna von Albret. 
Diefer (übrigens ſchwache) Prinz Anton fowie fein Fräftigerer Bruder Ludwig von Gonde 
wandten fi ihnen, zumal aus politifhen Gründen, zu. Denn als nach König Heinrich's II. Tode 
die Krone nacheinander an deſſen ſchwache Söhne (Kranz IL, Karl IX. und Heinrich IIL) fiel, 
aber die eigentliche Gewalt von ven ftolzen Herzogen von Lothringen-Guiſe an ſich geriffen ward, 
fo erregte folhes die Eiferfucht der Prinzen von Geblüt, und fie warfen fich deshalb zu Beihügern 
und Häuptern der reformirten Partei auf, um deſto wirffamer ver Guiſe'ſchen Herrihaft zu 
trogen. Selbft die Königin: Mutter, Katharina von Medicis, weil fie ſelbſt aud die Guiſen fürch— 
tete, ermunterte argliftig das Widerftreben ver bourbonifchen Prinzen. Hieraus entftand eine 
Reihe von bürgerlichen Kriegen, oder vielmehr nur ein langwieriger, hier und da durch täufchende 
Waffenftillftände, genannt Friedensſchlüſſe, unterbrochener Krieg, von deſſen wechjelvollen Er: 
eigniflen wir hier wegbliden. Nad) des wanfelmüthigen Königs Anton von Navarra frübem Tode 
und der Ermordung des Prinzen von Conde traten beider Söhne, nämlich der junge König Hein 
ri von Navarra, nahmals Heinri IV. von Frankreich, und der jüngere Conde, an die Spige 
der Reformirten mit dem Admiral Coligny, welder ſchon faft vom Anbeginn Die Seele der Partei 
gewefen. Unter Karl IX. beſchloß endlich die Guiſe'ſche oder Fatholifche Partei, d. h. beichloflen 
die am Hofe befindlichen Häupter derfelben, die Neformirten, deren Untergang fie durch offe 
nen Krieg zu bewirken fich außer Stande fahen, durch Verrath — Naudé nennt es einen Staats: 
ſtreich — zu verderben. Man gewährte ihnen demnach, obſchon fie die Schlacht bei Moncontour 
verloren hatten (1569), einen fehr günftigen, neben der Freiheit ver Religionsübung und dem 
Recht auf alle Staatsämter ihnen auch eine Anzahl feſter Sicherheitöpläge verleihenvden Frieden 
von St.-Germain-en-Kaye (1570), und trug bald nachher die Hand Margaretha’s von Valois, 
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der Schwefter ded Königs, Heinrich von Navarra an, ald Unterpfand der vollftändigften Ver- 
ſoͤhnung und bleibenden Friedens. Liberall wurde jetzt der Ton der Regierung freundlich und 
wohlmwollend gegen die Reformirten; die Häupter wurden mit Gunftbezeigungen überhäuft, 
nad Hofe eingeladen, in die jhönften Hoffnungen eingewiegt, während man indgeheim ven 
Stahl zu ihrer Vertilgung fhärfte. 

Die verheißene Hochzeitsfeier zwiſchen Heinrih und Margaretha fand am 17. Aug. 1572 
ftatt; der Hof flrahlte von Feſten und Freude; und am 24. Aug., in der mitternächtlichen 
Stunde, begann dad von dem Herzog vor Guife und dem Marfchall von Tavannes mit Katha- 
rina von Medici (jet entjchieden der Prinzen und noch mehr Coligny's Feindin), ſodann mit 
den Brüdern des Königs und mehren der wüthendſten Zeloten des Hofes und der Stadt ver- 
abrevete, vom König genehmigte, ja ausdrücklich befohlene Morven. Zuerft verblutete der ehr- 
würdige Goligny auf feinem Kranfenlager unter den Streichen ver „im Namen des Königs“ 
in fein Haus gedrungenen Meudler. Aber faft gleichzeitig ertönte aus den meiften Käufern, 
worin Reformirte wohnten, aus allen Gaſſen, wohin die Aufgefchredten fi flüchteten, aus den 
Gängen und Gemächern des Louvre das Geheul der wehrlofen Schlahtopfer. Der König felbft 
ſchoß, wie man verfihert, aus einem Fenfter des Schloffes auf feine fliebenden Unterthanen. 
Seinem neuvermählten Schwager, Heinrich von Navarra, aber und dem Prinzen von Conde 
tief er wüthend zu: „Meſſe, Tod over Baſtille!“ Die Erſchreckten wählten die Meffe (widerrie: 
fen jedoch nach vertobtem Sturme). Drei Tage lang dauerte das Morden. Der ausgezeichnetften 
ebelften Männer fiel eine große Zahl, der gemeinern eine unbeftimmbare Menge. Die Wuth 
flieg mit ver Blutarbeit. Auch Greife, Kinder und Weiber wurden geſchlachtet. In ven Geſchichts— 
büchern der Zeit finden wir eine Menge der ſchaudervollſten Einzelheiten aus diefen Schreckens— 
tagen verzeichnet; wir blidlen davon weg ; der äußere Umriß genügt. Aber zu demſelben gehört 
wejentlic noch das Morden, welches gleichzeitig, wie in Paris, auch in vielen andern Städten und 
Dörfern, in allen Iheilen des Landes, gemäß Eöniglicher Befehle, ftattfand. ber 5000 Men- 
ſchen bluteten allein in Orleans, und die meiften andern größern Städte erfuhren ähnliche Schreck⸗ 
nifje. Daher rechnen einige Schriftfteller die Zahl der im ganzen Reiche Erfchlagenen auf 
100,000; Sully nimmt ihrer 70,000 an, Voltaire 60,000. Und noch weit mehrere wären ge: 
fallen, hätten nicht einige menſchlich fühlende Statthalter den königlichen Morpbefehlen ven 
Gehorfam verfagt. 

» Der König felbft erflärte ohne Scheu vor dem verfammelten Parlament, er habe das Mor: 
den befohlen, weil Goligny und die übrigen Hugenottenhäupter buchverrätherifche Plane gegen 
ihn und das Reich geſchmiedet. Das Parlament ſchwieg; für die Hugenotten zu ſprechen hätte 
den Tod gebracht. Feigheit und Fanatismus gingen fo weit, daß man fogar verordnete, alljähr- 
lic) follte eine Procefjion zur Beier der Bartholomäusnadt gehalten und Gott für die Vertilgung 
der Keßer gedankt werben! 

Gleichwol waren fie nicht vertilgt ; fie erhoben fich vielmehr von neuem mit dem Muthe der 
Berzweiflung; und nad) einem verluftvollen Kampfe jah der Hof ſich in kurzer Frift gezwungen, 
den Hugenotten diefelben Rechte wiederzubewilligen, die man ihnen vor der Bartholomäus 
nacht gewährt hatte. Papft Gregor XIII., welcher die Kunde von diefer Mordnacht mit Jubel 
vernommen und durch Denkmünzen, ja durch feftliches Meßopfer und Danfgebet fie gefeiert hatte, 
ſah alio feine Freude zerrinnen,. Karl IX. aber empfand, neben dem Gram über die Frudtlofig: 
feit feined Verbrechens, nod die Dualen des erwachten Gewiſſens und ftarh im zweiten Jahre 
nad) der Unthat unter gräßlicher Seelenpein. 

Als Gewährdmänner für die hiftorifche Treue der voranftehenden Skizze dienen faft alle 
gleichzeitigen oder den Tagen der Öräuelthat nahen allgemeinen und befondern Gefhichtfchreiber 
und die Verfaſſer der verfchiedenen Memoiren und Biographien mehrer dabei handelnd oder 
leidend aufgetretener Perſonen. Auch die katholiſchen Schriftiteller, theils in fanatifher Wuth 
das Gemetzel unverhohlen preifend, theild — und dies ift Die große Mehrzahl — fie mit menfch= 
lihem Gefühle betrauernd und verdbammend, fonmen in Bezug auf die Hauptumftände der Bes 
gebenheit mit den proteftantifchen überein. Abweihungen finden fich meift nur in Nebenſachen. 
Die Geſchichte ſteht va ald ein unvertilgbared Denkmal deſſen, was Despotismus und Fanatid- 
mus zu thun fähig, und welchem Schickſal alfo die Völker ausgefegt find, weldye eines oder beide 
diejer Ungeheuer bei ſich nähren. Rotteck. 

Blutrache, ſ. Compoſitionenſyſtem. 

Blutſchande, ſ. Geſchlechtsverhältniſſe. 

Bodin (Jean), der Vater der modernen Staatswiſſenſchaft, wurde 1530 zu Angers geboren. 
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Die Überlieferung, welche ihm eine jüdiſche Abkunft zuſchreibt, findet in mancherlei Pmſtänden 
eine gewiſſe Beglaubigung, namentlich in ſeiner gründlichen Kenntniß des Hebräiſchen, in ſeiner 
altteſtamentariſchen und talmudiſtiſchen Gelehrſamkeit, in ſeinem vertrauten Verkehr mit den 
Bekennern des moſaiſchen Glaubens und in dem kabbaliſtiſchen Aberglauben, welcher die dunkle 
Kehrſeite ſeines leuchtenden Geiſtes bildet. 

B. ſtudirte die Rechtswiſſenſchaft in Toulouſe und widmete ſich eine Zeit lang ſelbſt mit gutem 
Erfolge dem juriſtiſchen Lehrfache, das er jedoch bald mit der Advocatur in Paris vertauſchte. 
In dieſer neuen Laufbahn wollte ed ihm indeſſen nicht glücken, und er verließ dieſelbe, um ſich 
wiederum der Wiſſenſchaft zuzuwenden. Die erite bedeutende Frucht feiner gelehrten Arbeiten 
war ein 1566 erſchienenes Buch unter dem Titel: „Methodus ad facilem historiarum cogni- 
tiouem‘, der Verſuch einer Geſchichtsphiloſophie, welche die Erfahrungen der Vergangenheit 
zum Behuf der Politik der Gegenwart verarbeiten will. B. erörtert in feinem „Methodus‘‘ mit 
großem Scharfiinn den Einfluß, welden Ortlichfeit und Klima auf die ftaatlihen Dinge aus— 
üben, und das Verhältniß der Gejeggebung zu den verfchiedenen Verfaflungsformen. Gegen: 
fände, deren Behandlung Montesquieu augenfcheinlid von B. gelernt hat, dem überhaupt ein 
großer Antheil an dem Ruhme gebührt, welden der Verfafler des „Esprit des lois“ durch jein 
Werk erworben, wiewol er daſſelbe „prolem sine matre creatam” nennt: 

Neben feinem geſchichtsphiloſophiſchen und politifhen Inhalt bietet der,„Methodus‘ Unter- 
fuhungen wirthſchaftlicher Kragen, deren von B. gegebene Löfung durch ihr Datum höchft be: 
achtenswerth wird. Durdy feine richtigen Begriffe vom Wefen des Geldes, feine deutliche Erkennt⸗ 
niß der öfonomishen Wirkungen von Angebot und Nachfrage, feine nahdrüdliche Berfechtung 
des Freihandels u. ſ. w. jcheint B. nicht bloß feiner eigenen Zeit, fondern auch den beiden nächſt— 
folgenden Jahrhunderten vorzugreifen. Nicht weniger merkwürdig ift bei ihm, dem gelehrten 
Suriften, die ſcharfe Anfeindung der Herrſchaft des Nömifhen Rechts, in deffen todte Formen er 
die lebendige Gegenwart nicht länger eingezwängt wiſſen will — eine Keßerei, die ihm dann frei: 
lic) eine förmliche Achterflärung von feiten des Cujacius zuzog, welcher damals im Reiche des 
Corpus juris das Scepter führte. 

Der „Methodus’' und einige andere Schriften ſtaatswirthſchaftlichen Inhalts, welche dent: 
felben folgten, verfchafften ihrem Verfaffer einen Ruf, welcher ihm vie politiihe Laufbahn eröff— 
nete. Im Jahre 1568 wohnte er der Berfammlung der Generalftaaten in Narbonne bei, und 
bald darauf trat er in die Dienfte des Herzogs von Alengon, des Hauptes der Partei der „Voli— 
tiker“, welche zwiſchen fanatiichen Katholifen und Hugenotten die richtige Mitte zu behaupten 
judte. Die monardiftifche Gefinnung und die kirchliche Toleranz dieſer Partei entiprechen gleich— 
mäßig der ganzen Geiftesrihtung B.'s. Natürlihe Mäßigung, Humanität und hoher Verſtand 
vereinigten fih bei B. mit einer augenjcheinlihen Schwäche der religiöfen Uberzeugungen, um 
ihn angeſichts des Religions und Bürgerfrieges, welcher Frankreich verwüftete, mit Abſcheu zu 
füllen, und ihn der neutralen Partei zuzuführen, welche die Befeftigung der Föniglihen Macht 
und die Bethätigung ded Grundfages der firhlichen Duldung als die erfte Bedingung der Wie: 
berherftellung des öffentlichen Friedens und eines jihern Rechtszuſtandes anjah. 

DB. galt indeffen für einen heimlichen Vroteftanten und entging mit Mühe dem Blutbade der 
Bartholomäusnacht. Die Gunft Heinrich's IL., der ihn an feinen Hof zog und fpäter zum könig— 
liden Anwalt in Laon ernannte, fhüßte ihn einftweilen gegen weitere Angriffe und Verfolgungen. 

‚Im Jahre 1576 fpielte er ald Abgeordneter des dritten Standes eine bedeutende Rolle in der 
Reihöverfammlung zu Blois. Es war jedoch vergebens, daß er ſich mit aller Kraft dem von 
einem parifer Abgeorbneten ausgegangenen Antrage auf Wiederberftellung ver katholiſchen 
Slaubenseinheit und Verbannung der proteftantifchen Geiftlihen und Lehrer widerjegte. Die 
heftigen Anfeindungen, welde ihm feine Bekämpfung der liguiftifch geiinnten Mehrheit der 
Stände zuzog, ſchienen die Vorliebe Heinrich’ I. für ihn vielmehr zu fteigern ald zu ſchwächen, 
was B. jedoch nicht abhielt, den Wünfchen des Königs in Gelvangelegenheiten entgegenzutre: 
ten. Dadurch verwirfte er denn die Gunft Heinrich's III., der ihm namentlich feine Oppoſition 
gegen ven beabjihtigten Verkauf eines Theil der Domänen, welche B. für Eigenthum „des 
Volks“ erklärte, nicht verzeihen fonnte. Kurz vor der Schließung des Reichstags ſetzte es B. noch 
dur, daß der dritte Stand die dringende Bitte an den König richtete, die beantragte Wieder— 
berftellung der kirchlichen Einheit nur „durch gute und rechtmäßige Mittel und ohne Krieg“ 
zu betreiben. 

Noch während ver Dauer der Reihsverfammlung zu Blois erihien das Hauptwerk B.'s, 
„Sechs Bücher von der Republik“, zuerft in franzöſiſcher Sprache und demnächſt in einer vom 


Bodin 777 


Verfaffer jelbft gemachten Iateinifchen Überfegung. Republik neunt®. den Staat überhaupt, ins 
fofern derjelbe den Begriffe einer Nechtsanftalt entſpricht. Die Aufgabe feines Buches ift eine 
doppelte, nämlich die Unterfuhung des Wefend des Staats überhaupt, feiner Lebensbedin— 
gungen, feiner Befugniffe und die Bekämpfung der Irrlehren und Misbräuche, denen feiner 
Anſicht nad die Zerrüttung der franzöſiſchen Zuftände des 16. Jahrhunderts zugeichrieben 
werden muß. 

Der Urbeftandtheil des Staats ift für B. nicht das Einzelweſen, fonvdern die Familie. 
Strenge Unterordnung ded Weibes und weite Ausdehnung der väterlichen Gewalt gelten ihm 
für wefentlihe Bedingungen der ®efundheit des Familienlebens. - Zugleich will er folgerichtiger: 
weife die Eheiheidung nicht blos gejtattet, fondern aud aufs äußerfte erleichtert wiſſen. Die Skla— 
verei hat an ihm einen entjhloffenen, ja leidenſchaftlichen Gegner. 

Zur Bildung des Staats gehört nad) B. „eine Bereinigung mehrerer Bamilien unter einer 
ordentlihen Regierung und mit fouveräner Oewalt ausgeftattet”. Souveränetät und Regierung 
werben von ihn durchweg ſtreng unterſchieden, aber ed gelingt ihm nicht, die Souveränetät ſcharf 
zu umjchreiben, weil fie ihm mehr für einen Rechts- als für einen Machtbegriff gilt. Als ur: 
fprüngliche Inhaberin der Souveränetät anerkennt B. die Gefammtheit der Staatdangehörigen, 
aber er will zugleich, daß diefelbe vollftändig und auf immer an eine oder einige Perfonen ab: 
getreten werden könne. Vorbehalt und Bedingungen find bei einer ſolchen Übertragung un— 
ftatthaft, denn die Souveränetät if entweder vollftändig oder überhaupt nicht vorhanden, Der 
Souverän Fann ſich jelbjt nicht die Hände binden, er fteht über feinen eigenen Gejegen, er kann 
feine Nachfolger nicht verpflichten — ein Sag, der denn freilich auch die von B. zugelaflene oder 
eigentlich gefoderte umwiderruflihe Veräußerung der Souveränetät von feiten ihres urfprüngs 
lichen Inhabers, des Volks, aufhebt. 

MWenn die Souveränetät B.’8 weder getheilt noch künſtlich befhränft werden fann, jo hat fie 
darum doc ihre beſtimmten Grenzen, nämlich die Gefege Gottes und der Natur. Vermöge dirjer 
Geſetze hat fie z. B. kein Recht über pas Eigenthum der Bürger, die nur mit ihrer Zuftimmung 
befteuert werden können. Der Souverän, fügt B. Hinzu, welder diefen Orundfag verlegt, hanz 
belt nicht Fraft des Nedhtö der Souveränetät, fondern fraft des Rechtes des Stärfern und der 
Räuber. 

Mit großem Nachdruck wird hervorgehoben, daß nicht die Ausübung der Regierungdgemwalt, 
fondern der Befig der Souveränetät ven Begriff der Monarchie, Ariftofratie und Demokratie bes 
ſtimmt. Die Demofratie findet B. überall, wo die Mehrheit des Volks irgendeinen Antheil an 
der Handhabung der höchſten Staatsgewalt hat. So z. B. aud im republifanifchen Nom, info- 
fern die Maffe des Volks dafelbft in Staatdangelegenheiten immerhin eine Stimme hatte, wie 
gering der Werth derfelben auch fein mochte. B. leugnet nämlich nicht nur die Zweckmäßigkeit, 
fondern felbft die Möglichkeit gemifchter Verfaffungen. Die Souveränetät ift jeiner Theorie 
nad ein abjolut Untheilbares, und wenn er in der Wirklichkeit eine thatfähliche Trennung ihrer 
Befugniffe findet, fo will er darin nur Verwirrung und Misbrauch jehen, und hilft er ſich im 
äußerften Falle mit einem Machtſpruche ver Doctrin. Durch einen ſolchen Machtſpruch wird 3.8. 
auch England für eine reine Monardie erklärt, in welcher, wie das Beifpiel Heinrich's VI. Hinz 
länglich gezeigt habe, die volle Souveränetät bei der Krone ſei; mas aber dad vom engliſchen 

„Barlament geübte Net der Steuerbewilligung betreffe, jo habe, wie ſchon gefagt worden, über: 
haupt fein König die Befugniß willfürlid Steuern zu erheben, weil das heißen würde, fih an 
fremdem Gute vergreifen. 

Außer dem Rechte der Steuerbemwilligung nimmt B. das Necht des Raths und der Bitte 
für die Stände der Monardie in Anfprud. Jede Betheiligung derjelben an der Ausübung der 
eigentlihen Staatsgewalt aber verwirft er unbedingt ald wahrbafte „Abſurdität“, die darauf 
binauslaufe, eine zwiefpaltige Souveränetät herzuftellen, bei welcher bald der Fürſt und bald das 
Volk der Meifter fei. 

Die monarchiſche Staatöform hat die entihiedene Vorliebe B.'s, welcher diejelbe nad) Ana: 
logie der göttlihen Weltregierung und der Familie für die natürlicfte, und in Gemäßheit der 
Lehren der Gefchichte für die vauerhaftefte, ven wenigften Störungen ausgefegte Berfaflung er— 
flärt. Innerhalb ver Monarchie unterſcheidet er drei Arten: die Patrimonialherrſchaft, das eigent= 
liche Königtbum und die Tyrannei. Die Patrimonialherrſchaft (monarchie seigneuriale) geht 
gewöhnlich dem Königthun voran, und ift in der Negel das Werf der Eroberung. Sie beiteht 
darin, „daß der Fürft Herr der Perfonen und des Eigenthums feinerlinterthanen ift, und daß er 
fie regiert wie ein guter Familienvater feine Sklaven”. Das eigentliche Königthum (monarchie 
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royale ou legitime) ift vorhanden, „wenn der Fürſt die Untertbanen in ũbereinſtimnung mit 
den natürlihen Rechte regiert umd die natürliche Freibeit und vas Eigenthum derfelben unan= 
getafter läßt”. Die Tyrannei endlich findet B. da, wo „ver Monarch das natürliche Recht ver— 
achtet, freie Menſchen wie Sklaven misbraudt und das Gigenthum feiner Unterthanen wie fein 
eigenes behandelt“. Der Vatrimonialſtand ift ver Meinung B.'s nad in ganz Europa unterge- 
gangen, nachdem er fih am längften in Deutihland und den nördlichen Ländern behauptet. Die 
Torannen gibt B., wie alle franzöſiſchen Publiciften feiner Zeit, die proteftantifhen ſowol wie 
die katholiſchen, der Öffentlihen Race preis ; der Tyrannenmord ift ihm zufolge fein Verbrechen, 
fondern die Ausübung eines natürlihen Rechts. Das wahre Königthum dagegen, wie er es in 
Frankreich findet, ift der wahre Gegenſtand ver größten Verehrung B.'s. Wiewol derjelbe aber 
gegen jede verfaſſungsmäßige Beihränfung der Souveränetät eifert, und namentlih den Stän— 
den, abgeiehen von dem Steuerbewilligungäredht, durchaus feine entfheidende Stimme in den 
Staatdangelegenheiten zugeftanden wiſſen will, fo verlangt er doch mit Nachdruck, daß der mıon= 
archiſche Staat demofratiih regiert werde. „Ce ne sera pas pourtant’, fügt er hinzu, „une 
cbnufusion de l’tat populaire avec la monarchie, qui sont incompatibles, mais bien de la 
monarchie avec le gouvernement populaire, qui est la plus assur&e monarchie qui soit.“ 

Die Staatdeinrihtungen, welche B. für die Monarchie verlangt, find vor allen Dingen ein 
unabhängiger Senat( Parlament) und ein möglichit jelbftändiges Beamtenthum. Offenbar un: 
gerechte, gegen die Geſetze Gotted und der Natur ftreitende Befehle des Königs joll ver Beamte 
nicht vollziehen, und im äußerften Kalle lieber abvanfen als fih zum Werkzeuge derfelben ber: 
geben. Stehen die Befehle des Königs nur mit den pofitiven Gejegen im Widerfpruc, fo hat ver 
Beamte zunächſt die geeigneten Borftellungen dagegen zu machen, „nit einmal, jondern zwei— 
und dreimal‘ ; wenn er aber damit nicht durchdringt, zu geborchen, denn der fouveräne Fürſt ift 
nicht an die Gejege gebunden, wiewol er die dringenpften Gründe hat, ſich nit ohne Noth von 
denjelben lodzujagen. Gegen ungerechte Mafregelm der Beantten wird den Unterthanen ein Recht 
des Widerſtandes nur für den Fall eingeräumt, daß es jih darum handle, einen unerjegligen 
Berluft, 3. B. einen Schaden an Leib und Leben abzuwehren. In Übereinflimmung mit der all= 
— frangöfifchen Rechtsanſicht ſpricht auch B. die oberftrichterliche Gewalt als einen Beftand- 
theil ver Souveränetät dem Könige zu; dagegen beftreitet er entſchieden, daß der Lehnbeſitz eine 
Jurisdiction mit fih bringe. In der Ausübung will er übrigens die richterliche von der politiſchen 
Gewalt getrennt willen, wie er denn aud für den Richterſtand die Unabſetzbarkeit in Anſpruch 
nimmt. 

Körperſchaften mit umfaſſender Selbſtregierung, wiewol in allen Dingen ver geſetzgebenden 
Gewalt des Souveräns unterworfen, galten B. für unentbehrliche Beſtandtheile eines wohlge— 
ordneten Staatsweſens. „Alle Körperſchaften und Gemeinheiten abthun“, ſagt er, „heißt den 
Staat zu Grunde richten und ihn in eine barbariſche Tyrannei verwandeln.“ Zu den nothwen— 
digften Körperihaiten aber zählt er vie Provinzialtände. Sie allein find es, welche die Bedürf— 
niffe und Beſchwerden der einzelnen Landestheile mit Nachdruck und Erfolg zur Sprade bringen 
können ; nur von ihnen fann eine wirkſame uͤberwachung des Steuerweſens geübt und der Un— 
terthan gegen Erpreſſungen geſchützt werden; ſie leiſten der Staatsgewalt die größten Dienſte, 
wenn es ſich in Fällen ver äußern Bedrängniß darum handelt, Geld und Mannſchaft aufzu— 
bringen; unter ihrer Verwaltung gedeihen Land und Leute befjer ald unter jeder andern, wie 
an dem Beifpiel der verſchiedenen Provinzen Frankreichs nachgewieſen wird. 

Gin beträchtlicher Abſchnitt des Be'ſchen Buches ift der Unterfuhung der Urſachen und des 
Weſens der Revolutionen gewidmet. RNevolution ift für B. der Wechſel im Belige ver Souve— 
ränetät, gleichviel ob derſelbe gewaltfam oder friedlich vor ih geht. Die Revolution gilt ihm für 
den Top des biöherigen Staats, die ald Wirkung ded Naturgefeges früher oder jpäter eintreten 
muß. Die Revolution darf aber keineswegs unter allen Umſtänden als ein Übel angefehen wer— 
den, infofern der neue Staat, welcher ihr folgt, feinem Vorgänger oft in jeder Beziehung über: 
legen ift. Jedenfalls aber jind die friedlichen Nevolutionen ven gewaltſamen vorzuziehen. 

Kleine Staaten und Demofratien find ven Revolutionen am meiften ausgelegt, während bie 
Größe des Staats und des Königthums zwei natürliche Schugmittel gegen diejelben bilden. Dem— 
nächſt erfennt B. in einem zahlreichen und kräftigen Mittelftande eines der werthvollften conſer— 
vativen Glemente. Für die Beurtheilung der Nevolutionen aber jpricht ev ohne Rückhalt den 
Grundſatz aus: das Wohl des Volks ift das oberfte Gefep. 

Die legten Abfchnitte der B.'ſchen Republik enthalten die Lehre vom Einfluffe des Klima auf 
Volk und Staat, Unterſuchungen uber Bölferrebt und auswärtige Politik und endlich die Grund— 
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züge einer Finanztheorie, Gegenftände, bei deren Behandlung ſich nächft dem Scharffinne des 
Verfaſſers die Humanität und der fittliche Ernſt deffelben in einer wohlthnenden Weiſe bewährt 
Unter allen Gegnern, welche B. befämpft, it Machiavelli derjenige, gegen welchen er ſich am un: 
verföhnlichften zeigt, weil er den Kehren veflelben ven ververblichiten Einfluß auf die Volitif des 
16. Jahrhunderts zujchreibt. 

Des Gegenjages wegen dürfen zwei andere Werke B.'s nicht mit Stillſchweigen übergangen 
werben, in denen der ausſchweifendſte Aberglaube und eine unbegreifliche Verichrobenheit der 
Meinungen über natürlibe Dinge zu Tage tritt. Diefe Bücher führen den Titel „Demono- 
manie‘ und „Amphitheatrum naturae“. Das erfte derfelben enthält eine Art Eabbaliftifcher 
Theorie von Teufelsjpuf und Hexenweſen, das zweite ein dem Kopernicanifchen entgegengelegtes 
Weltſyſtem von unglaublicher Widerfinnigfeit. 

Das legte Werk B.’8, weldyes hier genannt werden foll, „Heptaplomeres“ betitelt, handelt 
von religiöfen und philofophifchen Dingen. Die Geſprächsform, welche B. zu dieſem Zwecke ge: 
wählt hat, geftattet ihm mit großer Unparteilichfeit und Unbefangenbeit die verfchievenften relt: 
giöfen und pbilofophifchen Syfteme zu entwideln, ohne ſich jelbft für das eine oder das andere 
zu erklären. Scharffinnige Beurtheiler des „Heptaplomeres“ haben indeſſen herausfinden wol— 
len, daß unter den in diefem Buche redend eingeführten Perfonen bald ver Jude, bald der Deift 
es ift, welchen B. in feinem eigenen Namen fprechen läßt. Der „Heptaplomeres“ galt zweihun— 
dert Jahre lang für ein ſehr gefährliches Buch, war, obgleich felbft ein Leibniz wiederholt auf vie 
Beröffentlihung veffelben geprungen, bis auf die neuefte Zeit nur handfchriftlih vorhanden 
und ift erft 4841 und zwar in Deutſchland (von Guhrauer, zu Berlig) zum Drud befördert 
worden. 

Gegen dad Ende feines Lebens machte ſich B. einer großen Inconfequenz fhuldig , indem er 
fich der Ligue anfhloß und fogar Laon, feinen Wohnort, zur Unterwerfung unter diejelbe be: 
flimmte. Zu feiner Entfhuldigung oder Rechtfertigung erklärte er, daß die Greigniffe ihn über: 
zeugt, daß es fih nicht mehr um einen Aufrubr, fondern um eine Revolution handle: Nach 
dem Tode Heinrich's IM. ſchlug ſich B. indeffen ſobald ald möglich auf die Seite Heinrich's IV., in⸗ 
dem er ſich vollftändig und nicht ohne Gefahr von der Ligue losfagte, noch ehe die Macht derſelben 
gebrochen war. 3. ftarb zu Laon 1596. A.v.Rodau. 

Bodmerei, Ein Darlehn zu Seefahrten,, bei weldem das Schiff zum Unterpfand einge: 
fegt wird. In diejer einfachiten Geſtalt mag wenigftens dieſes Rechtsgeſchäft ſich bei feinem erften 
Ursprung unter den Völfern des germanischen Rechts dargeftellt haben. So wird ed auch im 
englifhen Rechte noch betrachtet, auch wenn das Schiff nicht ausdrücklich verpfändet wird. Die 
Nomaniften dagegen brachten es mit dem foenus nauticum in Verbindung und ftellten e8 als 
ein Darlehn dar, deſſen Rüdzahlung von ver Rückkehr des Schiffes abhängig gemacht wird, ohne 
daß eine eigentliche VBerpfändung des legtern, fobald jie nicht ausdrücklich jtipulirt fei, ftattfände. 
Hier wäre alfo die Rückkehr des Schiffes blos die Bedingung, unter welder dad Darlehn zurüd- 
gefodert werden kann, und der Schiffsinhaber bliebe immer nur perfönli verhaftet. Da darin 
eine noch gewagtere und künſtlichere Speculation liegt, fo ift es ſchwerlich der erfte Begriff des 
Geſchäfts. Allerdings aber findet nur ein perfünliches Haften des Schuldners flatt, wenn das 
Darlehn nicht auf das Schiff ſelbſt, veffen Kiel und Boden, fondern auf die Ladung gemacht wird, 
die im Laufe der Fahrt verkauft werben fol, alſo nicht mehr zum Pfande dienen kann. Hier tritt 
die Respondentia des Erborgers ein. In dem reinen Begriffe des Geſchäfts liegt es eigentlich, 
daß der Darleiher an allen pas Schiff betreffenden linfällen, ſoweit fie nicht die gänzliche Ver— 
nichtung vefjelben herbeiführen, keinen Antheil nimmt, folglich auch pie Havarie nicht antheils— 
weife mittragen muß. Aber man bat dies nicht überall feftgebalten; man bat die Bodmerei mit 
dem foenus nauticum, mit allerlei Affecuranggeihäften, überhaupt mit Geſchäften verwechielt, 
bei venen der Darleiher ganz in das Intereffe ver Unternehmung gezogen wird. Die Gefege der 
verſchiedenen Seejtaaten weichen fehr bei Entjcheidung der Frage voneinander ab, welden Scha= 
den und Berluft, ven das Schiff erleidet, ver Darleiher tragen müfle, und welchen nicht. Gewiß ift 
ed, daß erden casus zu tragen bat, der pas Schiff an ver Nüdfehr gänzlich behindert. Immer 
bleibt das Geſchäft ein gewagtes, und deshalb Haben die Seegefege bei vielen und ähnlichen See— 
geihäften höhere Zinfen als die gewöhnlichen, ja unbefchränkte Zinjen zugelaffen. Da ferner 
eine große Berfuhung für den Erborger darin liegt, den Untergang eines vielleicht alten 
und ſchadhaften Schiffes herbeizuführen und fi dadurch an der Rückzahlung des Darlehns, für 
die er, außer dem dinglichen Unterpfanve, im alle ver Erhaltung des legtern auch perfönlich 
verhaftet bleibt, zu befreien, jo mußte man zuvörderft ftreng beflimmen, daß der Darleiher für 
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jeden Berluft Entfhädigung fodern kann, der durd die eigene Schuld des Eigenthümers ded 
Schiffes, oder durch die des Gapitänd entftanden, der culpa und nicht casus if. Man Gat aber 
aud) das Interefle des Schiffseigenthümers mit dem ded Bopmereigebers zu verbinden und gegen 
die Unrechtlichkeit des Schiffsführers jiher zu jtellen geſucht. Deshalb ift e8 in der Regel verbo: 
ten, anderswo ald am Wohnorte des Schiffseigenthümers felbit vergleichen Gefchäfte zu contra= 
hiren. Der Schiffseigenthümer, deffen Interefle an die Erhaltung des Schiffes gefnüpft ift, Tell 
felbft in das Gejhäft gezogen werden. In der That aber fommt die Bodmerei gegemwärtig in 
der Regel gerade nur dann vor, wenn ein Schiffdcapitän unterwegs in Geldverlegenbeiten kommt 
und zur Kortfegung feiner Reife einen Vorſchuß aufnimmt, für den er fein beſſeres Unterpfand 
bat ald das Schiff felbft. Freilich weiht dann auch hierin das Gefhäft von dem gewöhnlichen 
Pfandrecht ab, daß nicht der Eigenthümer felbft das Schiff verpfändet. Aber ver Capitän wird 
dann als Bevollmächtigter des Eigenthümers betrachtet, der in deſſen eigenem Intereſſe das Notb- 
wendige verfügt. Die Bodmereiverträge, Bopmereibriefe, Beil:, Biel, Bullbriefe werden 
fhriftlich vollzogen. Sie müſſen den Namen des Gontrahenten, des Schiffes und des Gapitäng, 
die Angabe der geliehbenen Summe und deren Zinfen, die Angabe des Pfandes, ob dieſes blos 
das Schiff oder aud) die Ladung umfaßt, die Bezeichnung der Reiſe, welche das Schiff zu machen 
hat, und die Erklärung enthalten, daß Schiff und Gapitän bis zur Rückzahlung des Darlehns 
dafür haften, dagegen die Foderung des Darleihers ceffire, fobald das Schiff ohne Schuld des 
Erborgers verloren ginge. In der Regel wird die Fahrt des Schiffes, welche Straße es ein 
Schlagen, unter welchem Schuße es reifen folle u. f. w., genau bezeichnet. 8. Bülau. 

Böhmen, |. Öſterreich. 

Bojoaren, ſ. Deutfche Volksſtämme. 

Bolivar (Simon), 1785 zu Caracas geboren, ſtammt von einer angeſehenen und reichen 
Familie. Man kann ſich von dem Leben dieſes Mannes, ſeiner öffentlichen Wirkſamkeit und 
ihrem Erfolge kaum eine richtige Vorſtellung machen, wenn man nicht das Syſtem Spaniens 
kennt, das es in der Regierung ſeiner amerikaniſchen Colonien Jahrhunderte hindurch befolgt 
hat. Was Willkür und Aberglaube, was weltliche und geiſtliche Tyrannen an Grauſamkeit und 
Erniedrigung erfinden können, Spanien gebührt ver Ruhm, es erfunden und mit folgerechter 
Beharrlichkeit gegen das unglüdliche Amerika angewendet zu haben. Es ift ihm gelungen, in ver 
Neuen Welt das Chriſtenthum wie die Negierung , was fie ihrer Beftimmung nah fein follten, 
in ige Gegentheil zu verkehren ; eine Aufgabe, deren Löſung faft mehr ald menfhlihe Kraft fo: 
derte. Aber der Menſch, ift er über die Grenzen der Menſchheit hinausgejchritten, vermag im 
Guten wie im Böfen unglaublich viel. Wirklich wäre kaum zu glauben, wie furdtbar Spanien 
die Bingeborenen des Landes, die Indianer bejonders, felbft die Greolen behandelt hat, ließe üb 
die Wahrheit ver Thatſachen und die Glaubwürbdigfeit ihrer Zeugen bezweifeln oder beftreiten. 
DB. gehörte zu dem Geſchlechte der Erevlen, und es war eine befondere Gunft der Regierung, das 
fie ihm geftattete, feine Studien zu Madrid zu machen und auf einer Reife die übrigen europäl: 
ſchen Staaten zu beſuchen. Während feines Aufenthalts zu Paris war er bemüht, ſich die Kennt: 
niffe zu erwerben, die einem Krieger und Staatsmann unentbehrlich find. Mit Eifer benugte er 
den linterricht, der in ver Normalſchule und in der trefflihen Polytechniſchen Schule ertbeilt ward. 
An demjelben Orte machte er auch die Bekanntihaft des berühmten Humboldt und feines Ge— 
fährten Bonpland, mit denen es ihm vergönnt war, ein freundfchaftliches Verhältniß anzu 
fnüpfen, das ſich auf einer Reife, die er in ihrer Gefellichaft nach Deutfchland, Italien und Eng: 
land unternahm, noch mehr befeftigte. Allen feinen Beitrebungen lag der Gedanke zu Grunde, 
zur Verbeſſerung des Schickſals feines unglücklichen Vaterlandes nah Kräften beizutragen. 
Diefer Gedanke war die Aufgabe feines Lebens geworben. Die Ereigniffe geftalteten ſich ihm 
günftig, da Karl IV. und Ferdin and VII. dem jpanifhen Thron entjagten und Jofeph Bonaparte 
an ihre Stelle trat. Das Mutterland hatte weder Zeit noch Mittel, die Colonien in ver ſklavi— 
Shen Abhängigkeit zu erhalten, durch die allein ihr Befig gefichert war. In dem ſchweren Kampfe, 
den die ſpaniſche Nationalität mit der fremden Gewaltherrichaft beitand, blieb Südamerifa dem 
Mutterlande und deffen angeftammtem Bürften treu. Diefe bewundernswürdige Ergebung ver: 
diente anerfannt zu werben. Die alte Regierung aber, für die es, wie für alle Regierungen, die 
ihrem Ball entgegengehen, nur eine Vergangenheit gab, um fie in ver Gegenwart und Zufumit 
fortzufegen, jo fehr ih auch alle Elemente ver Zeit verändert hatten, mußte den Golonien feinen 
Dan für ein großmüthiges Opfer, das fie zu ihren Bilichten zählte. Da erflärten diefe ihre Un— 
abbängigfeit. B. trat in vie Reiht ihrer Vertheidiger. Erft diente er unter Miranda, der in 
dem Heere, dad Dumouriez befefligte, für die Sache ver Revolution gefämpft hatte und jegt ei: 
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nen Mutterlande die Freiheit zu erringen firebte. Im dem langen graufamen Kriege twechfelte 
der Erfolg um jo ungewiffer, da auf dem unermeßlichen Raume ſich mol Stoff zu Anarchie und 
geieglojer Verwirrung, aber wenig zu Ordnung und einer geregelten Verfaſſung fand, und B. 
war bald Sieger, bald Beſiegter. In dem Wechjel der Ereigniffe liegt indeſſen immer etwas Be— 
barrliches, das den Begebenheiten ihre Richtung und, wenn ich fo jagen darf, ihren Gharafter 
gibt. Die Züge fünnen, ji ablöjend, aufeinander folgen; immer fehrt der Hauptzug zurüd, 
der das Eigenthümliche der Phyſiognomie darftellt. Wer dieſes Beharrliche, dad den Charakter 
bildet, in ver Zeit zu erfennen weiß, begreift auch, zu welchen Reſultate fie endlich führen muß. 
Das unnatürlihe Verhältniß ver Colonien zum Mutterlande Eonnte länger nicht beftehen und 
mußte ſich löjen, früher over fpäter. ö 

Es hatte jih ein Nationaleongreß gebildet, und die Unabhängigkeit gewann immer mehr 
Boden. DB. zeigte ji für das Wohl feines Geburtälandes beſonders thätig, feine Anftrengungen 
frönte ein glücklicher Erfolg, und die Dankbarkeit feiner Mitbürger belohnte ihn mit einem 
unbegrenzten Vertrauen. Der Congreß, vielleicht eiferfüchtig auf fo große Gewalt, gab ihm den 
Befehl, die bürgerliche Verwaltung mit ihrem ganzen Einfluß in feiner Provinz wiederherzus 
ftellen. B. ſchien nicht geneigt, der Dictatur, die er wirklich, wenn auch mit Mäßigung übte, zu 
entjagen. Da er aber den nachtheiligen Eindrud bemerkte, den fein Zaubern machte, berief er 
auf ven 2. San. 1814 eine Generalverfammlung, der er von feinem Verfahren Rechenſchaft 
ablegte und jeine Entlafjung anbot. Dieje aber ward nicht angenommen, jondern ihm feine Ge: 
walt, in ihrem ganzen Umfange, bis zur Bereinigung von Venezuela mit Neugranada beitä= 
tigt. Die Schwierigkeiten und Gefahren, welche B. zu befämpfen hatte, waren faft unglaublich; 
aber fein Muth und feine Beharrlichkeit waren noch größer. Genöthigt, der Ubermacht der Spa= 
nier unter Morillo zu weichen, jchiffte er ih nad Jamaica ein, wo er Verftärfung zu erhalten 
hoffte. Gegen das Ende des März 1816 kehrte ev auch wirklich mit neuer Kräften zurüd. Gr 
erließ eine Brorlamation an die Bewohner ded Landes, in welcher er allgemeine Duldung und 
Vergebung des Vergangenen verhieh und die Aufhebung der Sklaverei verfünvdete. B. war mit 
feinem Beifpiel vorangegangen, indem er feine Neger freigab und unter die Fahne der Unab— 
bängigfeit ftellte, für die lie fochten. So aber hatten es die Bflanzer von Benezuela nicht gemeint, 
die ji die Wohlthaten der Freiheit gefallen laſſen wollten, aber nicht die Opfer, die jie foderte. 
Die Habſucht beftand auf ver Sklaverei der Schwarzen, aud auf die Gefahr hin, fie mit der eige— 
nen Freiheit zu bezahlen. So mußte B. der Übermacht der Spanier wieder weihen, kehrte ins 
dejlen bald mit neuer Mannſchaft zurüd und ſchlug die Feinde in einem entſcheidenden Treffen. 
Gegen dad Ende vejlelben Jahres 1816 ward er zur oberften Befehlshaberſtelle von Vene: 
zuela ernannt, nahm fein Hauptquartier zu Angoftura und verfolgte eine ſiegreiche Laufbahn, 
von Paez unterftügt. 

Den 15. Febr. 1819 eröffnete B. ven Generalcongreß des Freiftaats zu Angoftura, legte 
ihm den Entwurf einer Berfaffung vor und entjagte freiwillig ver Gewalt, die man ihm über— 
tragen hatte. Das Land war nicht in der Lage, auf feine kräftige Leitung zu verzichten, und er 
lieg ſich beſtimmen an feiner Stelle zu bleiben. Der Krieg gegen dieSpanier ward mit der größ— 
ten Anftrengung fortgefegt, die einen glänzenden Erfolg hatte. Neugranada war von den Fein: 
den befreit und verlangte mit Venezuela vereinigt zu werden. Der Generalcongreß ſprach die 
Vereinigung diejer beiden Provinzen aus und gab dem Gefammtftaate ven Namen Golumbien, 
um das Andenfen des großen Entdeckers der Neuen Welt zu ehren. Alles ſchien eine vortheilbafte 
Wendung für die Sache der Eolonier zu nehmen, denen das Glüd der Waffen günftig war, und 
die Spanien, das jich felbjt gegen die Tyrannei feines Königs erhoben, nicht mehr zu fürchten 
hatten. Die Nachricht von der im Mutterlande erfolgten Revolution traf im Anfange des Jahres 
1820 in Südamerifa ein und erfüllte vie Gemüther mit Freude und Zuverſicht. Peru ftand auf, 
um feine Unabhängigkeit zu erfämpfen, und B. eilte an der Spige von 7000 Mann zu feiner 
Unterftügung. Die Siege von Junin und Ayacucho und die Übergabe der Feſtung Gallao be- 
freiten auch dieſes fhöne und reiche Land von feinen Unterbrüdern. Unter diefen Umſtänden 
bielt B. feinen Beruf für erfüllt; er ichrieb an den Präfidenten des Staats von Golumbien, es 
fei jegt an der Zeit, fein Verſprechen zu erfüllen und fih von den Öffentlihen Geihäften zurüd- 
zuzieben, da fein Feind mehr auf amerikaniſchem Boden ftehe. Der Congreß hielt eine außeror— 
ordentlihe Sigung, um diefe Sache zu berathen, und bejchloß einftimmig, die Entlafjung nicht 
anzunehmen. Denfelben Schritt that ®. bei vem Congreß von Peru, ver aber dieſelbe Entſchei— 
dung gab. Da er indeflen auf ver Erfüllung feines Wunſches beſtand, beſchloß der Congreß die 
Bortdauer der Dictatur bis zum Anfange des Jahres 1826 und eine Dankadreſſe an die Armee, 
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deren heldenmüthige Mitwirkung bie Erlöſung des Landes von der Willkürherrſchaft entſchie⸗ 
den hatte. Zugleich ward ver Beihluß gefaßt, dem eveln Befreier ein Denfmal zu errichten; 2. 
lehnte diefen Beweis dev Dankbarkeit ab. Am 15. Aug. 1825 erklärten die Provinzen 
von Oberperu ihre Unabhängigkeit und bildeten unter dem Namen Bolivia einen eige— 
nen Staat. 

Alles ſchien den jungen Freiftaaten ein glückliches Gedeihen zu verkünden. Sie hatten feine 
äußern Feinde mehr zu befämpfen. Golumbien blühte im Frieden auf, fah feinen Handel belebt 
und die liberalen Inftitutionen ſich befeftigen; da erwachte der gefährlichfte Feind, der die Frei: 
beit bedroht, der innere Hader, die gehäffige Leidenſchaft, Neid, Eiferfucht, Eigennutz und Eitel: 
feit, die feine Macht der Waffen niederſchlägt. Columbien zerriß Zwietradht, die einen Bürger: 
krieg entzünbete. B. war unermüblid, um den Frieden wiederherzuftellen. Es gelang ; aber ber 
Grund des Übels lag zu tief, als daß e8 vorübergehende Mafregeln auf die Dauer hätte heilen 
können, Auch Peru fiel von feiner Verfaſſung ab, die ihm den-gehofften Vortheil nicht gewährie. 
ALS die Nachricht von diefem Ereigniß ſich in Columbien verbreitete, ward fie von vielen Seiten 
mit Beifall aufgenommen. Im Schooſe des Congrefles hatte ſich eine Partei gebildet, an deren 
Spige Santander ftand, und die B. zu ftürzen fuchte. Selbft dad Volk kam von feiner Begeifterung 
zurüd und zeigte Gleihgültigkeit oder gab feine Mislaune zu erkennen. In der Hauptitadt brach 
in der Naht vom 25. auf den 26. Sept. eine Verſchwörung aus, die den Befreier in feiner 
eigenen Wohnung bedrohte. Der Anfchlag fcheiterte, und B. trat entfchloffen jeder Gefahr ent: 
gegen und bot alle Mittel auf, die verderblihen Anichläge feiner Feinde, die aud) vie Feinde 
des Baterlandes waren, zit vereiteln. Aber im-Kampfe ſah er die Gefahren wachen, vie 
Beinde fih vermehren. Bern und Golumbien, kaum von den äußern Feinden befreit, be: 
kriegten ſich felbftmörberifh. Der General Cordova, den B. zu feinen Freunden zählte, weil 
er ſelbſt ihm Freundſchaft erwiefen hatte, fiel von feinem Wohlthäter ab und pflanzte gegen ihn 
die Fahne der Empörung auf. Im feiner Vaterſtadt Caracas fogar fam e8 am 25. Nov. 1829 
zum Aufftande, und in einer Volksverſammlung ward beſchloſſen, daß fi Venezuela von ihm 
losjage und von Golumbien trenne. Unterdeſſen verfammelte ſich der Nationalcongref, im Ja⸗ 
nuar 1850, zu Bogota. B. wiederholte das Geſuch um feine Entlaffung, die ihm beftändig war 
verweigert worden. Sein Entſchluß war gefaßt, und ber Gongreh gab nad. B. fehrte in den 
Privatitand zurück, in welchen ihn die öffentliche Dankbarkeit begleitete. Kaum war er von dem 
Schauplag abgetreten, ald die Gefühle in ven Gemüthern wieder freundlich erwachten, die fich fo 
feindfelig gegen ihn ausgefprodhen hatten. Im Namen der columbifchen Nation ward ihm ver 
innigfte Danf und die aufrihtigfte Bewunderung feierlich dargebradht. Zugleih bat man ihn, 
eine jährliche Benfion von 155,000 Fr. anzunehmen. Er ftarb ven 17. Dec. 4850 auf feinem 
Landgute. Am Ziele ſeiner Laufbahn fhien er müde und bei dem Rückblick auf fein Leben ſchmerz⸗ 
lic) ergriffen. Er hatte es der Freiheit, dem Vaterlande geweiht und der Freiheit und dem Ba: 
terlande Alles geopfert, und das große Opfer warb mit Undanf aufgenommen. Seine legten 
Worte waren Wünfche für die Freiheit und das Vaterland. 

Man hatte B. im Verdachte, nad) der Herrfchaft geftrebt zu Haben. Man fennt feinen Zug 
in feinem Leben, der diefen Verdacht begründet. Hätte ihn aber auch die Luft nach der höchſten 
Gewalt verfuht, der große Naturen am leichteften unterliegen, dann wären die Natiomalver- 
fammlung, die Gongreffe, das Volk felbft, die in feine Entfernung nie willigen wollten, feine 
Mitfhuldigen gewefen. Sein ftetes Streben war die Befreiung feines Vaterlandes, aus der er 
fi die Aufgabe ſeines Lebens gemacht, und er hat fie gelöft, wie fie unter den gegebenen Verhält⸗ 
nijfen zu löfen war. Wir fehen in ihm den Wajhington von Südamerika, wie Südamerifa ihn 
haben fonnte. In diefem war für ein Werf wie die Vereinigten Staaten fein Stoff zu finden. In 
den Boden Nordamerikas hatte England ven Samen gelegt, aus dem die Freiheit fich entwickeln 
fonnte. In Südamerika hatte Spanien nur das Unkraut gepflanzt, das ald Frucht den Despo— 
tismus trägt, der in dem Sflavenfinn ein williges Werkzeug findet. B. konnte feinem Bater- 
lande nicht werden, was Wafhington dem feinigen geweſen, und man darf vielleicht bedauern, 
daß er ihm nicht ein Napoleon geworben, ber mit fräftiger Hand die ftreitenden Intereffen und 
Leidenichaften in Schranfen hielt. I. Weigel. 

Bolivia, Dft haben Weltftürmer und Eroberer e8 verfucht, ihren Namen in ihren Grobe: 
rungen zu verewigen. Selten ift e8 gelungen, und nad) dem Tode des Gemaltbabers ging dat 
nur dur Einzelmacht Gelungene wieder zu Grunde, trat das Alte in feine Mechte, ftrafte ver 
Haß der Bölfer ihren Tyrannen mit freiwilliger Vergeffenheit. Nur ver Name des Wohlthätert 
wird in Segen bewahrt, und fo trägt Alerandria nod den Namen Alexander's des Großen, der 
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Den Reichthum und das Handelsleben von Tyrus und Sidon dorthin vereinigte; Konftantino- 
vel hat fir immer ven Namen Byzanz mit den des erften Chriftenfaifers vertaufcht, dev ed zum 
Sitze der Macht erhob, und folange Bolivia als ein unabhängiger Staat befteht, wird es den 
Namen feines Begründers in Ehrenerhalten. Je freier ein Werf von den Rückſichten auf eigenen 
Vortheil ausgeführt ward, defto beffer gedeiht ed, und Bolivar hat in Bolivia bleibendere Spu— 
ren feines Wirkens hinterlaffen als in Golumbien, deſſen Band ſchon gelöft ift. Der Staat Boli— 
via liegt zwifchen 11° 55’ und 25° 54° füpl. Br. und 307° und 320° 54° öftl. Länge von Ferro. 
Man jhägt fein Areal auf 20,000 Duadratmeilen, feine Bevölferung auf 1,800,000 Menſchen. 
Es grenzt nörblih an Peru, weftlid an diefes und an die Südſee, öftlih an Brajilien, ſüdlich 
an die Argentinifche Republik und Chile, durch diefe Lage in die meiften Beziehungen des füb- 
amerifanifchen Staatenſyſtems verflochten. Es ift ein Gebirgsland, von der höchſten und audge- 
dehnteſten Strede ver Anden durchzogen, und die Bergländer haben immer beftimmend auf die 
Gultur gewirkt. Glaubt man doch auch hier, daß die erfte Quelle der altperuanifchen Gultur an 
den Ufern des Titicacajeed von Ehucuito entfprungen fei, der zur Hälfte zu Bolivia gehört. Das 
Land gehört zu den rauhern, und nur in dem öftlihen Thälern und Ebenen wird es üppig. 
Wichtig, doch in neuerer Zeit aud) gefunfen, ift der Ertrag feiner Bergiwerke. Andere Ausfuhr: 
artifel find die VBicunnawolle, Gummi und Färbe- und Arzneiftoffe; doch muß fich dieſer Kandel 
erft bilden. Bolivia ift das alte Oberperu, die Gebirgsprovinzen ded ehemaligen Vicekönig— 
reichs Rio de la Plata; einſt aljo ein Theil des Reiches der Incad. Der Welten Bolivia ges 
hörte zu dem urfprünglidhen Neiche der Incas von Euzco, die von da aus, zunächſt unter Kapak 
Yupanfi, das Reich von Peru eroberten, wie ed die Spanier vorfanden. Und wie von bier aus 
jene Herrſchaft begründet ward, fo hielt jih auch hier die indianifche Nationalität am längiten 
in einiger Kraft und machte abermals von hier aus 1780 ven gefährlichften Verſuch einer Wie— 
bererhebung. In Oberperu erhob ſich damals der Kazife Kondockanki als Inda Tupec Amanı, 
mit ihm die ganze indianifche Bevölkerung zum furchtbaren, fruchtloſen Aufftande. Die Zeit war 
dem Staatsbürgerthum günftiger als dem Volksthum. Sie konnte nicht fördern, was jie nicht 
verftand. Die civilifirten Bewohner des Landes waren glücklicher in ihren Beftrebungen, das 
Joch des Mutterlandes abzufhütteln. Frübzeitig, ſchon 1809, bildete fih zu La Paz eine Res 
gierungsjunta. Aber im Anfang war der Erfolg nit günftig, und 15 Jahre lang hielt ſich ver 
Bicekönig La Serna und ſpäter der General Dlaneta gegen die Angriffe ver Infurgenten und 
Die Befreiungsverfuche, die im Anfange, namentlih von Chile aus, gemadt wurden. Won Gos 
Iumbien aus kam die Hülfe. Schon 1825 machte Bolivar einen Verſuch, die ſpaniſche Herrſchaft 
aud in Peru zu flürzen, mußte aber das kaum bejegte Lima vor den andringenden Waffen des 
Vicekönigs bato wieder verlaffen. Glüdliher waren er und General Sucre 1824, mo jie die 
Siege von Junin und Ayacucho erfochten, welche ver jpanifhen Herrſchaft ein Ende madten. 
Bolivar hatte aud für ſich gewirft, und der Congreß von Lima ernannte ihn zum Dictator. Dap 
die Provinzen von Oberperu fih 1825 von dem übrigen Rande trennten und einen unabhängi— 
gen Staat formirten, ſchwächte feinen Glanz nit. Denn auch die neue Republik erklärte ihn zum 
lebenslänglidyer Dietator und nahm fogar feinen Namen an. Er fheint mit befonderer Vorliebe 
auf diefen jung n Staat geblidt zu haben ; aber die Grundlagen diefer perfönlihen Macht fuchte 
er fortwährent ‘bei ihrem Urfprunge, in Columbien. Als er dort durch fein ſichtliches Streben 
nah Alleinhercſchaft und durch feine Verfuche, allen von ihm geleiteten Staaten feinen code 
boliviano aufzubringen, unpopulär wurde, da blieb die Nachwirkung aud in Peru und Bolivia 
nicht aus; ja gerade bier, wo der Einfluß feiner perfünlihen Nähe und feiner Verbindungen 
mangelte, brachen die Neactionen gegen ihn zuerft aus. Er hatte die Dictatur von Bolivia nur 
infoweit übernommen, als er fid) dadurch berufen hielt, dem jungen Staate eine Verfaffung zu 
geben, die den 25. Aug. 1826 von dem Congreß angenommen ward. Zum lebenslänglichen 
Präfidenten ward darauf General Sucre erwählt, der ih mit Hülfe von 2000 Mann columbifcher 
Truppen zu halten fuchte. Aber ſchon 1828 vereinigten fich diefe Truppen felbft mit ven Unzufrie⸗ 
denen im Lande. Die Verfaſſung ward abgefhafft, General Sucre geftürzt und General Santa= 
Cruz zum Präfiventen erwählt. Zwar nahm er den Antrag anfangs nit an; allein als ver 
ufurpatorifche Präfident Velasco abgefegt, ver General Blanco in der Neujahrsnacht 1829 bei 
einem Aufftande ermordet worden war, übernahm Santa-Cruz die Regierung. Er gab einen 
Codigo Santa-Cruz, befhwichtigte innere Unruhen, ordnete die Finanzen, ftiftete einen Orden 
der Ehrenlegion, that Mariches für die Landescultur, und Alles ſchien gut zu gehen. Da verdarb 
wieder der Eroberungsgeift fein Werk. Als wären diefe einzelnen Staaten nicht ſchon zu groß, 
brennen alle diefe ſüdamerikaniſchen Staatshäupter, fobald fie fih nur irgendetwas feſt fühlen, 
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darauf, ihr Gebiet noch zu erweitern, und auch Santa-CEruz jpeculirte auf Peru. Gin dortiger 
Streit um die Regierung, bei dem man ihn unflug genug zur Einmiſchung einlud, gab ihm An- 
laß; bei Cuzeo flug er am 8. Aug. 1855 den General Gamarra, und im Frübjahr 1856 war 
er im Stande, an die Spige einer Gonföderation von Bolivia, Nordperu und Sübperu zu treien, 
auf zehn Jahre zum Protector ernannt. Das aber machte Ehile bejorgt, und ed fam zum Kriens, 
worin endlich die Ehilefen und Gamarra den Santa-Eruz am 20. Jan. 1859 bei Dungan auf 
Haupt ſchlugen. Gamarra ward Bräfident von Peru. Wie Santa-Cruz Unglück hatte, ward ır 
auch in Bolivia geftürzt; Velasco ward Präſident, ſchloj Frieden mit Chile, und Santa-Ery; 
verließ anı 15. März 1859 das Land. Er hinterließ eine Partei, melde bald mädtig genug war, 
feine Verwaltung für tadelfrei erklären zu laflen, den Velasco gefangen nahm und die Rückkehr 
des Santa-Cruz betrieb. Diele erfolgte nicht ſchnell genug, und inzwiſchen gelang es dem General 
Ballivian, die Parteien für jich zu vereinigen. Diejer befeftigte auch feine Gewalt, indem er in 
einem Kriege mit Beru, das die Provinz La Baz loszureißen ftrebte, die Beruaner am I8.Nov. 
4841 bei Viacha ſchlug, wobei Gamarra jelbft fiel. Ballivian rüdte in Peru ein, aber Chile 
vermittelte zu Pasco den Frieden vom 7. Juni 1842, auf die Örundlage ded status quo ante 
bellum, Santa=Gruz ließ aber noh immer feine Rube, verfuchte mehrmals Aufſtände in Beru zu 
Stande zu bringen und fiel endlich 1844 in Bolivia ein, ward aber gefangen und an Ebile ausge: 
liefert, wo er längere Zeit mit Strenge überwacht ward. Indeß aud Ballivian fand fih 1848 be: 
wogen, fih nah Valparaiſo zurüdzugieben, worauf@®eneral Velasco Präſident ward. Gegen die: 
fen intriguirte General Belzu, brachte erft mehre Brovinzen auf jeine Seite und ſchwang ſich end: 
lich ganz an jeine Stelle, wo er ſich bis zum 15. Aug. 1855 behauptet hat, an welchem Tage ver 
General Cordova die Präjidentenwürde erlangte. Es war dies zunächſt die Folge eines Krieges 
mit Beru. Bolivia hatte einen für die peruanifche Regierung beftimmten Pferdetransport wegge— 
nomnen, worauf Peru ſich eines boliviihen Handelsfahrzeugs bemädtigte und einen hoben 
Grenzzoll auf bolivifhe Waaren legte. Als ih nun Bolivia durch Ausprägung geringbaltiger 
zur Ausfuhr nah Beru beftimmter Piafter rächte, befegten die Peruaner ven Seehafen Cobija 
(1854) und Schnitten Bolivia dadurch von dem Stillen Meere ab. Die wejentlihe Folge des ſehr 
unblutigen Krieges war die erwähnte Umänderung. Es ift in Bolivia nicht von ſonderlichen 
Fortſchritten zu reden, welche wol ein anderes Element bedingen würden, als die dortige Bevöl— 
ferung bietet, von der überdies die zum Theil noch in völliger Wildheit umherſchweifenden, 
theilweife aber auch getauften und für einen Anfang der Givilifation gewonnenen Indianer fieben 
Zehntheile bilden. Indeß gebt von den Indianern nicht leicht ein Anftoß zu Staatdveränderun: 
gen aus. Daß es in Bolivia verhältnigmäßig wenig Mulatten gibt, dem mag es zum großen 
Theile feine vergleichömweife Rube verdanken. Denn wo Mulatten und alle ihre Schattirungen 
fich zahlreich neben ven Weißen finden, da befämpfen fi aufſtrebender Ehrgeiz und verächtlichet 
Zurückweiſen, und aus dieſem Gonflicte entftehen dann immer neue VBerwirrungen. 


8. Bülau. 

Bollandiften, ſ. Act, Aeten. 

Bonald (Ludwig Gabriel Ambrofius, Vicomte v.), 1760 zu Monna bei Milhaud ge: 
boren, ſtammt von einer alten angefebenen frangöfifhen Familie. In dem Kampfe ver Barteien, 
welche die zwiefpaltige Zeit getheilt, erwarb er ſich als Schriftfteller einen großen Ruf, der von 
einer Seite fo theilnehmend anerkannt ald von der andern lebhaft beftritten ward. Was man 
indeflen auch von feinen politifhen Grundfägen, Anfichten und Meinungen halten mag, fein 
Leben ift tadellos, der treue Ausdruck feines Glaubens; und wenn diejer fih auch widerlegen 
läßt, dann bleibt doch jenes vorwurfsfrei. Wie er fich im Beginnen feiner Laufbahn angefün- 
digt, fo hat er ſich in ihr gezeigt, fich immer gleich in Wort und That. Im Jahre 1790 zum 
Präfidenten ver Verwaltung feines Departements ernannt, fand er die Wendung, welche die 
Angelegenbeiten feines Vaterlandes nahmen, jo wenig im Ginflange mit feinen Oefinnungen, 
daß er ald entſchiedener Gegner der Revolution auftrat. Er lebte ald Emigrirter zu Heidelberg 
Nach der Rıftauration warb er in dem föniglihen Rathe des Öffentlichen Unterrichts angeftellt 
trat 1815 ald Deputirter feines Departements in die Kammer, in der er fih ald Spreder der 
rechten Seite auszeichnete, und erhielt ſich auch in den folgenden gefeggebenden Verfammlungen 
an jeiner Stelle. Im Jahre 1825 ward er zum Pair ernannt und legte 1850 freiwillig viel: 
Würde nieder, weil er den neuen Könige ven Eid nicht leiten wollte. Nur den Namen einei 
Mitgliedes der Franzöſiſchen Afademie, in welche er 1816 aufgenommen worden war, bebielt er 
bei. Er ftarb 1840 zu Monna. 

Die erfte Schrift, durch welche B. die Aufmerkfamkeit auf ſich 308, erſchien 1796 unter dem 
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Titel: „Die Theorie der politifchen und religiöfen Macht in der bürgerlichen Geſellſchaft“ („La 
theorie du pouvoir polilique et religieux dans la societ& eivile”). Dem Berfaffer ift die poli- 
tifhe Gewalt nichts anderes ald eine genaue und vernünftige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die bürgerliche Gefellihaft. Seinem Grundfage muß felbft die Geſchichte die nöthigen Be: 
weife liefern, und er findet die Gejeggebung aller Völker mangelhaft und oft barbarifch, ehe das 
Chriſtenthum jie erleuchtete und bejeelte. Bragt man, wie der Menſch ven Willen Gottes kennen 
lerne, dann wird auf die Offenbarung bingewiefen. Ein Zweirler, der nicht den rechten Glauben 
bat, ftößt freilich auf Hundert Bedenklichkeiten. Auf welche Weife gelangen wir zur Offenbarung? 
Wird fie unmittelbar von Gott oder, auf deſſen Gingebung, von Menſchen mitgetheilt? Im 
Balle aber jie von diefen kommt, wie denn alle Offenbarung durch auserwählte Propheten, Ge: 
falbte und Gottgefandte den Völkern zugefommen ift, wie miflen wir, daß fie Gottes Werf und 
nicht dad des Menſchen jei? Darf man prüfen, zweifeln und beftreiten? Das geht wol nicht, weil 
die Vernunft fonft über der Offenbarung fände und dieſe richtete, nad) der doch Alles gerichtet 
werben muß. Und wenn mehrere Offenbarungen ſich begegnen, fich beftreiten, da ed doch kaum 
ein Volk, einen pofitiven Glauben ohne Offenbarung gibt, wer foll vermittelnd unter fie treten, 
zwijchen ihnen entſcheiden? Ohne Zweifel die Vernunft, wenn doch entjchieden werden muß. 
Selbft B. meint, die politiſche Gewalt fei eine vernunftmäßige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die bürgerliche Geſellſchaft. Um aber zu willen, ob diefe Anwendung wirflid der Vernunft 
gemäß fei, wird man ſich ohne Zweifel an die Vernunft menden müffen. Die wahre, einzige 
Offenbarung ift und das Chriſtenthum, an deſſen Heiligkeit wir glauben. Wie ſteht es aber mit 
den Staaten und Völkern, die einen andern Glauben haben? Sind wirklich die Geſetzgebungen 
und Regierungen immer und allenthalben weniger mangelhaft, ſeitdem das Chriſtenthum be— 
ſteht? Haben die Staaten, deren Bewohner ſich zu ihm befennen, wirklich der Barbarei entfagt? 
Finden wir ven Geift des Chriſtenthums in der Inquifition, in dem Benehmen Philipp's II. und 
Alba's, die göttliche Lehre des Evangeliums in dem teuflifchen Benehmen der Spanier in Ame- 
rifa, in der Bartholomäudnadt, in der Vertreibung der Mauren, in der Behandlung der Juden, 
in der Bertilgung der Albigenfer und der Verfolgung der Hugenotten? B. fieht in der Revolu— 
tion die Duelle alles Übels, die Urſache des Böien, dad über Frankreich gekommen, und findet in 
der Wiederherſtellung der Bourbons, die er verkündet, das einzige Heilmittel gegen die Gebre— 
chen und die Noth der Zeit, die Leiden der Gefellfäjaft, die Gefeglofigfeit und den Atheismus. 
Wann aber hat die Freigeifterei und ver Atheismus in Frankreich ih Bahn gebrohen? Gaben 
die Negentfhaft und die Negierung Ludwig's XV. vielleicht das Beifpiel der Sittlichkeit, der 
Achtung vor dem Geſetze und der Frömmigkeit? Sollen wir in der Hofwirthihaft der Pom— 
pabour und der Du Barri unfere Mufter fuchen? Iſt pad Verderben von den untern Ständen 
ausgegangen und hat die höhern durch Anſteckung verpeftet? Sind e8 die. Hütten, welde die Pa— 
läſte vergiftet und zu Grunde gerichtet Haben? Allerdings hat die Revolution großes Unheil 
über Frankreich und die Welt gebracht. Was aber hat die Nevolution erzeugt? Iſt fig eine 
Wirkung ohne Urfadhe, ein älternlofes Kind, eine Frucht, die ohne Samen aufgegangen? Wir 
fragen nur, und B. und die Schriftfteller,, die feines Glaubens find, mögen antworten und und 
belehren. 

Seine Örundfäge und Meinungen hat B. in einem umfaflenden Werke, das 1812 erſchienen 
ift („Legislation primitive considérôée dans les derniers temps par les seules lumieres de 
la raison‘’) weiter ausgeführt. In demfelben fucht er feine Anficht zu begründen, daß alle Phi⸗ 
loſophie und menſchliche Geſetzgebung eitles Werk, die wahre Philoſophie in dem Chriſtenthum 
und in der Geſetzgebung Gottes enthalten ſei. Durch eine Kette von Beweiſen ſucht er darzuthun, 
daß ohne Sprache der Menſch weder Gedanken noch Willen, weder Vernunft noch Erkenntniß 
der Wahrheit haben könne; daß er ohne fie fein menſchliches Wefen fei und e8 für ihn feine bür= 
gerliche Gejellfhaft geben würde. Das Alles mag ohne Gefahr und Nachtheil zugeftanden wer: 
ben, weil dein Menjchen, wo er fich immer fand und findet, die Gabe der Sprache nicht entzogen 
war und er vemnad zu ben Vortheilen und Genüffen, deren Bebingung die Sprache ift, gelan= 
gen konnte. Was aber die Behauptung betrifft, daß der Menſch die Sprache nicht habe erfinden 
koͤnnen, bie ebenfalls eine Offenbarung ſei, jo müffen wir geftehen, daß e8 dem Verfaſſer nicht ge: 
lungen ift, und, beidem beiten Willen, von der Wahrheit verfelben zu überzeugen. Wie der 
Menſch die Sprache erfunden hat, möchte freilich fo wenig nachzuweiſen fein, als auf welche Weiſe 
er zur bürgerlichen Gefellfhaft, zur Schrift, zu mancher Kunft gefommen ift. Die Sprache felbft 
iſt dad Mittel der Überlieferung, und ich wüßte nicht, wie fich die Art der Erfindung des Mittels 
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ver Überlieferung überliefern ließe, befonderd wenn die Sprache, wie der Berfaffer meint, bie 
Bedingung aller Vernunft, aller Erfenntnip, alles Willens, alles gejelligen Lebens ift. Sprade 

haben wir allenthalben gefunden, wo Menjchen waren, roh oder gebildet, reich oder arın, je nad: 

dem die Menjchen, die fie geiprochen, roh oder gebildet, veidh oder arm an Kenntniffen oder Be: 

griffen waren. Dap fie aljv ihre Sprache ſelbſt gebilvet, vervollfonmnet, veredelt, bereichert ha= 

ben, läßt ſich geſchichtlich nachweiſen. Wie aber die Sprache erfunden worden? Da liegt die 

Schwierigkeit. Wird jie gehoben, wenn wir ein Wunder annehmen? Und das unmittelbare 

Ginwirfen ver Gottheit auf menſchliche Dinge ift doch ein Wunder. Wäre eö vielleicht begreif: 

licher, wie Gott den Menſchen die Sprache gelehrt, ald wie er jie von felbjt gelernt? Weil es und 
fhwer wird zu verftehen, wie der Menſch zur Sprache gekommen iſt, verftehen wir vielleicht 
bejjer, wie fie ihm eine Offenbarung mitgetheilt? Heißt dad nicht dad Unerflärte durch Uner— 
Flärliches erflären wollen? Die Alten, die auch nicht wußten, wie fo viele nüglice Erfindungen 

das Eigenthum der Menfchen geworden waren, machten ed ſich noch bequemer und jchrieben jie 
alle der Mittheilung ihrer zahlreichen Gottheiten zu, felbft das Pflügen und Säen, das Spinnen 
und Weben. Wir find aber doch feine Heiden. B. macht felbft die Kunſt zu [reiben zu einem 

Gegenftande der göttlihen Dfienbarung. Was man jid auf eine natürliche Weiſe nicht zu erflä: 

ren weiß, das läfıt man auf eine übernatürliche geihehen, und fo ift man aus aller Berlegenbeit. 

Das aber heit ven Knoten zerhauen, nicht auflöfen. Ganz im Ginflange mit den Grundfägen 

feiner Lehre ftellt B. die Behauptung auf, man habe nie Givilifation, d. h. Vernunft in den Ge- 

fegen und Kraft in den Geſetzgebungen gefunden, als bei ven Juden und Chriſten, und dieje ge: 

ſellſchaftlichen Vereine jeien die einzigen, die feine falihen, abgeihmadten und barbarijchen Ge: 

fee gehabt. „Es iſt“, verſichert er, „Thatſache, welche die Geſchichte aller Zeiten bezeugt, daß in 
der Alten Welt jowol als in der Neuen ſich Gottesvergeflenheit und Unterdrüdung ded Menſchen 

allentbalben findet, wo nicht die Kenntniß, die Anbetung und der Dienft des Gottmenſchen an- 

getroffen wird.’ Die Gauptzüge feiner Lehre führt er felbft auf folgende Säge zurüd: 1) Die 

Religion ift die Grundlage aller Gejellichaft, weil nur in ihr der Grund aller Gewalt und aller 
Pflicht gefunden werden kann. 2) Die Religion ift demnach die Grundverfaflung eines jeden 
geiellichaftlichen Zuftandes. 5) Die bürgerliche Gefellichaft beſteht demnach aus Religion und 
Staat, wie der vernünftige Menſch aus Intelligenz und Organen beiteht. A) Die civiliſirte Ge— 

ſellſchaft ift nichts anderes als die Religion, welche die öffentliche Gejellihaft zur Vervollkomm— 
nung und zum Glücke des menfhlihen Geſchlechts leitet. 5) Diejenige Geſellſchaft ift demnach 
die vollkommenſte, wo ſich in ver VBerfaflung am meiften Religion und in der Verwaltung 
amı meiften Moral findet. 6) Die Religion muß den Staat conftituiren und es ift gegen die Na— 
tur der Dinge, daß der Staat die Religion conftituire. 7) Der Staat muß der Religion gebor: 
den; aber die Diener der Religion find dem Staate in Allem Gehorſam ſchuldig, was er im 
Einklange mit den Gejegen der Religion verfügt, und die Religion felbft befiehlt nichte, als was 
mit den beſtehenden Gefegen des Staats übereinftimmt. Wir fließen den Auszug, der bie 
meiften Leſer nicht ſehr anfprechen dürfte. Wollte man einen Staat nad den Foderungen B.'s 
ins Leben führen, dann dürfte ein altägyptiihes, aber hriftliches Königthum mit der Priefter: 
Eafte feinem Ideale vielleicht am erſten entſprechen. 

In feinen vermiſchten Schriften literarifhen und politifchen Inhalts („‚Melanges litteraires 
et politiques”) führt er feine befannten Anſichten weiter aus und fucht fie fefter zu begrün- 
den. Im Jahre 1818 gab er feine philoſophiſchen Unterſuchungen über die erften Gegenſtände 
der moralifchen Kenntnifje („Recherches philosopbiques sur les premiers objets des con- 
naissances morales’) heraus. In dieſem Werfe unterwirft er alle philofophiihen Syſteme 
einer ftrengen Prüfung und zeigt ihre Unhaltbarfeit, wo fie feinen Foderungen nicht entſprechen. 
Im Altertdume nimmt Sofrates die erjte Stelle ein, der, wie der Verfafler meint, vor allen 
einen einzigen Gott, ven Schöpfer, Erhalter und Vergelter, und die Unfterblichfeit ver Seele er: 
kannte, Der griehifche Weile, äußert B., fönne zu dieſer Kenntnip durch die Bücher der Juden 
gekommen fein, die zu jener Zeit im Orient ſchon verbreitet gewefen. Kant verwirft, nad ihm, 
als unzureichend und irrig, was 3000 Jahre hindurch gelehrt worden ift. Die Eritiihe Philofo- 
phie diefes neuen Neformators, mit Gepränge verfündet, mit Fanatismus aufgenommen , mit 
Wuth beftritten, bat fein anderes Refultat gehabt ald Spaltung, Erbitterung und einen all: 
genieinen Ekel an allen Doctrinen. — So meint B, 3. Weigel. 

Bordell, ſ. Sittenpolizei. 

Börfe, Börfengeichäfte, Börfenmakler, Börfenfpeeulation, Börfenfpiel. An Han: 
belöplägen pflegten von jeher die Kaufleute vegelmäßige Zufammenfünfte zu halten, um unter: | 
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einander ihre Gejchäfte zu machen. Die Zufammenkünfte unterfcheiden jih von einem gewöhne 
lien Marfte dadurch, dag nicht die zu verfaufenden Waaren felbft, fondern nur Mufter davon 
mitgebracht werden. Die Einrichtung ift fo alt wie der Handel, fobald fich derfelbe an Mittel- 
punkten fanımelte und Ausdehnung gewann ; fie beftand im Alterthume wie im Mittelalter und 
in dev neuern Zeit; ihre Betriebdregeln und Polizei, wie ihre größere Bedeutung verdanft fie, 
gleich ven Banfen, den Handelsſtädten, bauptfählih in den Niederlanden und im Bunde der 
Hanfa; fie wurde mit dem Namen Collegium, Loge, Gonvent u. a. bezeichnet; der Name Börfe 
joll zuerft zu Brügge in Flandern gebraucht worben fein. 

An der Börfe befinden ſich die Mittelsperfonen zwifchen ven Käufern und Verkäufern, bie 
Matter, welche von beiden Seiten die Aufträge erhalten und durch gegenfeitige Mittheilung aus— 
führen. Die Makler haben ihre beftimmten Pläge oder Eleinen Buden, ebenfo hat jedes Handels: 
haus eine fefte Stelle, wo ein Vertreter der Firma zu finden ift. Nach den Abfchlüffen werben 
bie Tagespreife ver Wanren befannt gemadt. Wenn eine Waare noch nicht am Orte liegt, aber 
Mufter vorhanden find, fo kann fie ſchon vor ihrem Eintreffen verkauft werben, und dies ift der 
Urfprung der Zeitkäufe, welche vem Verkäufer den Abfag, dem Käufer die Deckung feined Be: 
darfs unabhängig von dem augenblidlihen VBorhandenfein ver Waare geftatten. 

An der Börje findet ver Kaufmann ferner Oelegenheit, ven weitern Transport der Waaren 
zu bedingen, indem er dort die See= und Landfrachten erfährt; endlich Fann er daſelbſt fremde 
Geldſorten und Wechfel Faufen und verkaufen, aljv Zahlungsmittel für feine Verbindlichkeiten, 
Geld für feine Boderungen an fernen Orten erhalten, oder beide, Foderungen und Verbind— 
lichkeiten, durch unmittelbaren Tauſch feiner Wechfel gegen andere ausgleichen. 

Waaren, Wechſel und Frachten find die eigentlichen Gegenftände ver Börjengefchäfte bis auf 
die neuere Zeit, und es gibt heute noch Börfen, welche feinen andern Eingang geitatten, wie 3.8. 
in Bremen. Dagegen gibt ed auch Börfen, die jih für den Wechjelhandel behaupten, obgleid) der 
Waarenhandel dort fehr zufammengefhrumpft iſt, wie 3. B. Frankfurt a. M. und Augsburg. 

Die Staatsanleihen, die Eifenbahnbauten und die Ausdehnung von induftriellen und Han— 
deldunternehmungen durch die Affociation haben den Börjen ein neues Clement am leicht über: 
tragbaren Schuldurkunden zugeführt welches gegenwärtig in ihrem Verfehre eine überwiegende 
Rolle ſpielt. In dem allgemeinen Überblicke des Artikels über dad Bankweſen findet der Leſer 
den Gang diejer Entwidelung, welde die Börjen von ihrer frühern Stellung inmitten des Waa— 
ren= uud Geldmarkts zu Gentralpunften des Gapitalmarfts erhoben hat. 

Die Schuldiheine der Negierungen, die Actienobligationen, Prioritäten der Eiſenbahn- und 
anderer Gejellidhaften bilden die Gegenſtände des Handels an der Bonds: und Effectenbörſe, 
und ihnen ſchließt jich in der Negel ver Geld- und Wechſelhandel näher an, indem er ſich von der 
Waarenbörje ablöft. Die Umfäge in jenen Schuldpapieren bezweden, Geld ald Gapitale anzu: 
legen, oder aus der biäherigen Anlage frei zu machen, mit oder ohne die Abficht, buch Anderung 
in der Anlage noch an dem Unterſchiede der ‘PBreije zu gewinnen, d. b. mit oder ohne Speculation. 
Die Vermittler diefer Geſchäfte heißen, zum linterfhied von den Waarenmaflern (courtiers de 
commerce, brokers), Effecten= oder Fondsmakler (agents de change, eigentlich Wechſelmakler, 
stock brokers), und die Tagespreife werden durch die Curszettel befannt gemacht, welche dieje— 
nigen Effecten enthalten, deren Aufnahme durd ihr Vorkommen im Kandel veranlaft, durch 
Verabredung der Mafler zugelaffen, und durch die Polizei geftattet oder geduldet wird. Bei dem 
Umfange, den der Handel in Waaren, Wechſeln und Gffecten gewonnen bat, theilen ſich die Maf: 
ler in feine verfhiedenen Zweige; gewöhnlich werden die Waaren= und die Papiergeichäfte au 
in befondern Räumen oder Stunden betrieben. In London ift die Reyal exchange für die Waa— 
ren, die Stock exchange für die Effecten; in Paris ſchließt die Geſchäftszeit für legtere um 
3 Uhr, für erftere um 5Uhr; in Berlin hat die Waaren-(Getreide-)Boͤrſe ihr beſonderes Local. 

Früher richtete ſich die Verſammlungszeit nach der Poſt, die nicht jeden Tag anfam und ab— 
ging, und es jind heute noch Spuren aus jener Zeit vorhanden; in Berlin 5. B. wird nur an 
drei Tagen in der Woche (Dienstag, Donnerdtag und Sonnabend) mit Wechjeln gehandelt, und 
diese heißen Bofttage. Die Effectenbörfe hat feine folhe Erinnerungen, denn ihre Ausbildung fällt 
in die Periode der Eiſenbahnen, mit deren Papieren gehandelt wird, und welche die Pofttage in 
der Woche zu Poftjtunden am Tage vervielfältigt haben. Nuran Sonn: und Feiertagen ift gegen- 
wärtig der Börfentempel geichloffen ; ja, wo nicht Sitte oder Bolizei entgegentreten, Öffnet ſich 
dann den Beſuchern ein anderes Local, das wol aud) am Abend Diejenigen aufnimmt, die wäh- 
rend der Börfenzeit ihren Geſchäftstrieb nicht orbentlich befriedigen Eonnten. 

50° 
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Schon am Morgen mahen die Mafler und ihre Gehilfen die Runde bei den Banf- und Han: 
delshäuſern, um Aufträge zu ſammeln. Die Börfe wird um die Mittagäftunden eröffnet, und 
füllt ih mit den Vertretern der Firmen, mit Privatleuten, welche einen beftimmten Zmed haben, 
mit Beobadtern, melde ihre Entſchließungen von der Bewegung der Preife abhängig machen, 
und ſich bemühen, das, was fie wollen, nicht vor der Zeit merfen zu laffen. Es wogt und ſummt 
und drängt dad Gewühl, Angebot und Nachfrage laffen ſich fchreiend vernehmen, der Telegrapb 
bringt unmittelbar an der Yörfe Aufträge von außen und Berichte von dem Gange an den übri— 
gen europäiichen Börfen. Denn da fie alle zu gleicher Zeit, zwifchen 12 und 3Uhr, in Thätigkeit 
find, fo verbindet der Draht fie alle wie zu einer einzigen großen Berfammlung. London ung 
Paris, Berlin, Hamburg, Wien, Frankfurt, Leipzig ſprechen miteinander; die Stimmung bier 
wirft auf die Stimmung dort, ein Weichen ver Gonfols in London um Y, Broc. prüdt in Paris 
die Nente un 50 Gent., die Nachricht macht in Berlin die „lebhafte Stimmung „matt“, beffere 
Motirungen aus Wien heben fie wieder; Effecten, die eben in Paris gefauft worben find, mer: 
den eine Stunde ſpäter in Berlin verfauft; am Abend Fennt jeder Abonnent auf die telegrapbi: 
ſchen Berichte ven Gang ver Geſchäfte und den Preis der Effecten aller europäifchen Börjenpläge 
an dem nämlichen Mittage — bald vielleicht aud am andern Morgen von den amerikaniſchen. 
Unmittelbar nad dent Schlufle ver Börfe arbeitet wieder der Telegraph, fchreiben die Banfhäufer 
und die Zeitungen ihre Berichte, die mit den nächſten Bahnzügen nad allen Richtungen hinaus: 
gehen. 

Eine Vorbedingung für relative Ordnung und Regelmäßigkeit in dieſem erregten, verwir— 
renden Treiben ift eine zweckmäßig eingerichtete Räumlichkeit, ein paflendes Börfengebäube. 
Der Verkehr zwischen den Maklern und vem Bublicum foll möglichft erleichtert, die allgemeinen 
geihärtlihen Vorgänge follen für Auge und Ohr eines Jeden erkennbar, insbejondere die aus 
den Abichlüffen ficdh ergebenden Preife laut verkündet, oder an einer überall wahrnehmbaren 
Stelle aufgezeichnet werden. Wo diefe Erfordernifle fehlen, wo in einem winfeligen Saale an 
der einen Ede zu ganz andern Preifen gehandelt wird als an der gegenüberliegenden, wo Stid: 
luft, Hige und Gedränge ftören, da leidet das Geſchäft, und es wird den Maflern unmöglich, rich— 
tige Refultate für ihre Notirungen feftzuftellen. Bei den ungeheuern Summen der in Staatd- 
papieren und Effecten dargeftellten Theile des Eapitalvermögens, deren Tagespreis an ber Börfe 
ermittelt wird, ift die Zuverläfjigfeit diefer Mittheilungen von großer Wichtigkeit. In der Regel 
wird für jedes Effect, welches am Markte vorfam, ein höchſter, ein mittlerer und ein niederfter 
Preis (Curs) notirt, wenn Schwahfungen Anlaß dazu geben; wol auch, wo died zugelaflen 
wird, außer dem Preife für fofort (Gontant, per Kaffe, gegen baar)) vollzogene Käufe, der Preis 
für Zeit= oder Lieferungsgefhäfte. Die Preife werden, je nachdem fie von dem Angebote oder 
yon der Nachfrage berrühren, in die „Briefs‘ oder in die „Geld“ſpalte des Euräzetteld einge: 
tragen. Der „Briefcurs“ bedeutet, daß zu dem angegebenen Preife Verkäufer, ver „Geld— 
curs“, daß Käufer da waren; die Bemerkung, „es blieb Brief übrig‘, bedeutet, daß ſchließlich 
nur Berfäufer, aber feine Käufer, „es blieb Geld übrig”, daß fhlieflih nur Kaufluftige 
aber Feine Abgeber vorhanden waren. Daß in dem Effect wirflihe Umfäge ftattgefunden 
haben, darf nur dann angenommen werden, wenn in beiden Spalten, „Brief” und „Geld“, die 
Preife angegeben find, oder wenn es beſonders bemerft wird. Aber aud dann kann man nicht 
ſchließen, daß nur zu dieſen und zu feinen andern Preifen Abjchlüffe erfolgt ferien, denn häufig 
finden ſolche durch Verabredungen ftatt, die nicht zur Kenntniß des Aufzeichnenden gelangen; 
ferner gelten die notirten Gurfe nur von größern Poften, 3. B. von 5000 Thlrn. und darüber. 
Kleinere Abfchlüffe werden nicht notirt und erfolgen gewöhnlich unter läftigern Bebingungen 
für ven Begehr. Wenn daher den officiellen Notirungen der vereideten Makler bei vem Getriebe, 
aus welchem die Ergebnilfe gezogen werben müffen, nur eine relative Richtigkeit beigemeflen wer: 
ben fann, fo ift den vielen Privateurdzetteln der Banfhäufer und Zeitungen in der Regel noch 
weit weniger zu trauen ; theild weil ihre Agenten nicht in der Lage find, fich jo gut und vollftän= 
dig zu unterrichten wie die Mafler durch die Vergleihung ihrer Aufzeihnungen, theils weil fie 
die Notirungen nad; der Gunſt oder Ungunft einrichten, mit der fie Die einzelnen Effecten anfehen 
oder zw behandeln veranlaft werben. 

Die gewöhnlihen Geſchäfte an der Fonds: und Effectenbörfe find nach den Formen und 
Bedingungen, unter denen fie abgeſchloſſen werben, folgende: 

1) Käufe gegen baar, Tagesfauf, marche au comptant. Der Makler (Senfal) bringt 
Käufer und Verkäufer zufammen, und das Geſchäft wird womöglich am nämlichen Tage durch 
Ablieferung der Stüde und Bezahlung des Preifed erledigt. Hierbei handelt es ji in ver Megel 
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um wirkliche Gapitanlage auf der einen, um Veränderung der Gapitalanlage auf der andern 
Seite. Gegenſtand dieſer Geſchäfte iind meiſt Staatöpapiere und Effecten, welche einen feften 
Zins oder eine ſichere Rente verfprechen, wie die Actien guter Eijenbahnen, jolider Banken und 
folder probuctiven IInternefmungen, deren biöherige Nejultate, deren Verwaltung und Betrieb 
Vertrauen erweden. Die Speculation ift dabei nicht ausgeſchloſſen, denn man fann ein Papier 
verfaufen, weil dver@rlös gegen den frühen Kaufpreis einen Gewinn bringt, und man fann dafür 
ein andered Papier anjhaffen, weil man hofft, daß es jpäter im Preiſe fteigen werde (Arbitrage). 
Aber dieje Art der Speculation hat einen foliven Boden, weil jie ji innerhalb der eigenen Mittel 
sind an jihere Effecten hält. 

2) Zeit: oder Lieferungdfäufe, marche ä terme, welche heute abgefchloffen, aber erft an 
einem jpätern Tage, Mitte oder Ende des laufenden, des nächſten oder eined fpätern Monats 
durch Lieferung und Bezahlung der Stüde zum VBollzuge fommen. Auch dieſe Geſchäfte können 
wirflie Anlagen zum Zwede haben. Der Käufer findet ed paflend, fich heute jchon zu dem Ta— 
geöpreife die Erwerbung von Stüden zu fihern, die er jpäter erſt bezahlen, oder die er auf Zeit 
billiger faufen fann als gegen baar; der Verkäufer braudt das Geld ebenfalls erft jpäter, findet 
ed aber in feinem Intereſſe, ſich daffelbe zu dem heutigen Preife zu jihern. Indeſſen tritt bei ven 
Zeitgefhäften die Speculation mehr in den Vordergrund und ift, je nad der Form des Ge- 
ſchäfts, als ausſchließliches Motiv zu erkennen. 

Die Zeitgefhäfte find nämlid: i 

a) feite, ventes fermes, bei denen der Verkäufer ſich verbindlich macht, an dem beftimmten 
Tage die Stüde feit (fix) zu liefern; der Käufer behält ſich häufig das Recht vor, vie Ablieferung 
aud an jedem frühern Tage zu verlangen. 

b) Bedingte, Prämien-Gefchäfte, ventes à prime, von deren Vollzug der Theil, welcher vie 
Prämie bezahlt, zurüdtreten kann. Stellt ver Käufer die Bedingung, fo zahlt er die Prämie, 
wenn er die Papiere nicht beziehen will ; jie Heißt dann Vorprämie, oder, wenn fie nicht zum vor= 
aus, jondern erjt bei ver Verzichterflärung entrichtet wird, Dont-Prämie. U. Fauft z.B. auf 
Ende des Monats (fin prochain) Fproc. Nente zum Eurfe von 70 dont un (d.!h. wovon 1 als 
Prämie zu bezahlen ift, wenn A. von dem Kaufe zurüdtritt). Hat der Verkäufer ſich das Recht 
bedungen, die Lieferung gegen Zahlung einer Prämie zu unterlaffen, jo heißt diefe — Rück— 
prämie. 

Bei den Zeitgeſchäften kommen vielerlei Combinationen vor, deren Betrachtung hier zu weit 
führen würde; wir erwähnen daher nur noch das Stellgeſchäft, wobei der Käufer die Wahl hat, 
entweder die Effecten zu dem bedungenen Curſe zu beziehen, oder (die nämlichen oder andere Pa— 
piere) zu einem feſtgeſetzten niedrigern Curſe zu liefern; endlich das Noch-Geſchäft, welches dem 
Käufer freiſtellt, zu dem bedungenen Preiſe die vereinbarte Anzahl von Stücken noch einmal 
(das Doppelte), oder außer derſelben noch x weitere zu verlangen. 

Am Tage der Liquidation, gewöhnlich dem letzten Tage des Monats (für manche Papiere 
auch noch am 15.), erfolgen die Abrechnungen über die Zeitkäufe. Der Tagespreis eines jeden 
Effects wird als Liquidationd: oder Compenſationscurs von den Maklern feſtgeſtellt, und ver 
Unterfhied zwifchen diefem und dem bedungenen Kaufpreife zeigt, was bei dem Zeitgefchäfte ver 
Eine gewinnt, der Andere verliert. Da die auf Zeit gekauften Papiere von A. an B., von B. an 
C. u.f.w. inzwifhen weiter begeben worden fein Eönnen, fo befteht ein Verfahren, Scon= 
triren genannt, mittels deſſen die Betheiligten untereinander abrechnen, die Lieferung aber von 
dent erften Verkäufer an ven legten Käufer erfolgt — wenn fie überhaupt erfolgt. 

Bei dem feiten Zeitkauf kann der Betheiligte, welcher bei ven Bollzuge verlieren würbe, dies 
fen verfchieben (prolongiren), wenn ver andere einwilligt, oder wenn ihm ein dritter die Mit- 
tel dazu liefert. Der Käufer würde verlieren, wenn ber Liquidationscurs niedriger fteht 
ald der bevungene, der Verkäufer, wenn der Liquidationdcurs höher fteht. Wenn der Käu— 
fer glaubt, daß die Eurfe fleigen werben, fo borgt er das Geld für die Stüde auf einen Mo— 
nat, um noch jo lange über die Stüde verfügen, fie eventuell höher verfaufen zu können. Wenn 
der Verkäufer hofft, daß die Eurfe ſinken werben, fo borgt er die abzuliefernden Stücke auf vier 
Moden, um fie inzwiſchen billiger wieder anzufaufen. Dieje Borggefhäfte, zum Zwecke des Ab: 
wartend günftigerer Eurfe, heißen Reportgeſchäfte, und da die Vergütung für die geborgten 
Sumnten oder Effecten weit höher ald der gejegliche Zinsfuß zu fein pflegt, fo Fönnen fie nicht 
in der Form von Darleiheverträgen, fondern fie müflen in der Form von Kauf: oder Handelsge⸗ 
ſchäften gemacht werben. Der A., Reporteur, kauft dem B., Neportirten, Effecten ab zum Curſe 
von 69 und verkauft fie ihm gleichzeitig wieder, lieferbar nah Monatsfrift, zum Eure von 70. 
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B. zahlt alfo I von 69 Report für einen Monat, gleih 17943 Proc. jährlih. Im andern Fall, 
wenn B. ald Verkäufer Stüde braucht, verkauft fie ihm A. zu 70, Eauft fie ihm aber gleichzeitig 
wieder ab, lieferbar nah Monatsfrift, zum Curſe von 69, B. zahlt I von 70 Deport. 

Der Bramienkäufer kann nicht mehr verlieren ald ven Betrag der Prämie, denn im andem | 
Falle wird er auf den Bezug oder die Lieferung der Papiere verzichten. Ex hat alfo am Liquide- | 
tionstermine zu erklären, ob er auf die Prämie verzichten (abandonner la prime), oder fie zu: 
rücknehmen, reſpective behalten (lever la prime), alſo die Papiere beziehen oder liefern will. 

Man jieht ſchon an den Beringungen und Formen der Zeitgefhäfte, daß es dabei nicht 
immer auf einen wirklichen Kauf und Verkauf, fondern häufig nur varaufabgefehen ift, aus der 
Unterſchiede zwifchen vem Tagescurſe (Kaufpreife) und dem Curſe an einem beftimmten Tpätern | 
Tage (Liquidationdcurfe) Gewinn zu ziehen. Mit der Zahlung diefes Unterfchiedes (der Diffe— 
venz) von dem Verlierenden an den Gewinnenden ſchließen daher auch die meiften Zeitgeichäfte. 
Damit hört aber auch die Speculation auf, und ed beginnt das Börſenſpiel ver Agiotage 
(jiebe diefen Artikel). 

Daſſelbe fennzeichnet fih als Wette auf das Steigen und Fallen der Eurje. Die Spieler 
haben weder die Abſicht noch die Mittel, ihre Scheingefchäfte wirflih auszuführen ; feine Summe 
ift ihnen zu hoch, fie treiben ihr Weſen, folange fie nod im Falle des Verluftes die Differenzen 
bezahlen können. Zum Gegenftande der Wetten eignen fi daher am beften joldye Effecten, deren 
Preife ven häufigften und ftärfften Schwankungen unterliegen; mithin beinormalen Zuftänden 
nicht jene, die jich durch eine fihere Rente ald Gapitalanlage empfehlen, ſondern folhe, die noch 
gar nicht eriftiren, aber doch ſchon in Form von Promeifen auf „Lieferung nah Erſcheinen“ ge: 
handelt werden, oder foldhe, die neuen Unternehmungen angehören, auf welde wenig, etwa 
10 PBroc., einbezahlt find, Unternehmungen, die nod) Feine Früchte getragen haben, oder deren 
Dividenden von der Gunft des Zufalls wefentlich mit beftimmt werden, auf deren Eurfe daber 
Furcht und Hoffnung großen Einfluß üben. Der Speculant geht nicht über feineKträfte hinaus: 
er ſucht billig einzufaufen und mit Vortheil zu verfaufen, er wirft dadurch mäßigend auf eine zu 
raſche oder unmotivirte Bewegung der Preife. Der Spieler (jobber) dagegen fauft ohne Geld, 
verfauft ohne die Waare zu haben, fein Mittel ift ihm zu ſchlecht, um feine Wette zu gewinnen. 
Die Speculation wie das Spiel richten fih nad der Meinung von der auf: oder abfteigenden 
Bewegung der Gurfe, teilen ſich alfo in eine Hauffe- und in eine Bailfepartei. Der Hauffier 
fauft, der Bailjier verfauft; aber die Speculation unterfcheidet fih von dem Spiele nicht durch 
die Beihränfung des Umfangs ihrer Operationen nad) ihren Mitteln und die Auswahl befferer 
Gffecten, jondern auch dadurch, daß jie nicht, wie Das Spiel, verwerfliche, ja verbrecheriſche Mittel 
anwendet, um ihre Zwecke zu erreichen. Der Speculant erwartet jeinen Gewinn von der natur: 
gemäßen Bewegung der Curſe, der Spieler ſucht durch Machination der Bewegung diejenige 
Richtung zu geben, welche ven Gewinn feiner Wette herbeiführt. Der Spieler z. B., der in die 
Baifle oder Gontremine gegen die Uctien einer Greditanftalt gegangen ift, fucht zunächſt foldye 
Actien, die er nicht bejigt, auf Zeit, etwa auf den legten Tag des Monats, möglichſt hoch zu ver: 
faufen. Er verbreitet die günftigften Nachrichten über die Anftalt ; fie habe aus ihren Opera: 
tionen enorme Gewinne erzielt, werde eine außerordentlich hohe Dividende geben, die Actien wür- 
den in kurzem um viele Procente fteigen. Hat der Spieler einen Poften (eine größere Summe) 
der Actien auf Lieferung Ende des Monats fir!) verfauft, fo jucht er die Eurfe zu drüden, um 
fi bis zum Kieferungstermin die Actien zu einem geringern als jeinem Berfaufspreife anſchaf— 
fen (ſich decken) zu können. Nun ift die Greditanftalt plögfich am Rande des Verderbeng; fie 
hat ſchwere Verlufte erlitten, ihre Activen befteben aus entwertheten Effecten, ihre Operationen 
find fehlgeichlagen, fie wird nächſtens mehrere Einzahlungen raſch hintereinander ausjchreiben, 
von Dividende kann eine Rede fein, u. ſ. w. Solche falſche Nachrichten, heute die guten, morgen 
die ſchlimmen, werden durch die Zeitungen verbreitet, feile Federn werden dafür gedungen, und, 
wenn fie einmal angelernt find, gehen ihre Führer ſelbſt unter die Spieler und bedrohen diejeni= 
gen, die ſich nicht mit ihnen abfinden. 

Wenn aud diefem Treiben ein fehr großer Einfluß auf die Preife ver Effecten nicht zuzu— 
fhreiben ift, die im Großen und Ganzen durd ihren innern Werth und die übrigen natürlichen 
Elemente des Preijed, durdy Angebot und Nachfrage, beftimmt werben ; fo wird dadurch doch viel 
Unheil angeridtet, an Adytung und Vermögen der Verleumdeten wie der Bethörten. Das 


1) Bon diefem Ausdrude fommt die Benennung „Firer“, womit die Spieler A la baisse bezeich- 
net werden. 


| 
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Schlimmfte aber ift die verberbliche Wirkung der Machinationen des Börfenfpield auf das Gefühl 
für Recht und Sitte bei einer fehr großen Anzahl von Menfhen. Kein verftändiger Familien: 
vater wird fich zu gewagten Börfenfpeeulationen, geſchweige denn zum fchwindelhaften Spiel 
verleiten lafjen ; fein ehrenhafter Gejhäftsmann wird zu Unternehmungen mitwirken, melde 
nicht ſowol für productive Anlagen Capital, als für dad Börfenfpiel leichte Actienwaare zu lie: 
fern bezwecken: aber man weiß, wie leicht ver Schwache ver Berfuhung unterliegt, und wie leicht 
das Beispiel der Sittenverderbniß anftedt. 

An Bemühungen, dem Börfenfpiel ein Ende zu machen, hat es nicht gefehlt, und wenn die 

"angewendeten Mittel nicht zum Ziele geführt haben, fo liegt ver Grund wol hauptfählic darin, 
daß die Grenze zwifchen der erlaubten, ja nüglichen Speculation und dem verberblihen Spiel 
ſchwer zu erkennen und leicht zu umgehen ift. Die gewiffenlofe Geldgier hat zu allen Zeiten ihre 
Wege gefunden, am meiften in denen, wo edlere Ziele menſchlichen Strebens abhanden gefommen 
maren. So klagt ſchon Horaz: 

O cives, cives, quaerenda pecunia primum est: 
— haec recinunt juvenes diciata senesque.?) 
und ebenjo Juvenal: 

Inde fere scelerum causae, nec plura venena 

Miscuit, aut ferro grassatur saepius ullum 

Humanae mentis vitium, quam saeva cupido 

Indomiti census. Nam dives qui fieri vult, 

Et cito vult fieri: sed quae reverentia legum, 

Quis metus, aut pudor est unquam properantis avari ?°) 

Juſtiz und Bolizei gehen dem Börfenfpiel zu Leibe, indem jie vorbeugen, erfchweren, beftrafen. 
Die Gefepgebung wendet ſich gegen die Geſchäfte auf Zeit oder Lieferung, und geftattet Fein Klage: 
vet auf Erfüllung der aus folhen Geſchäften übernommenen Berbinvlichfeiten. Sp in Preußen. 
Die franzöſiſche Strafgejeggebung unterfcheidet wirkliche Zeitgefhäfte (marches a terme reels 
et serieux) von folden, die nur Wetten auf dad Steigen und Ballen ver Eurfe bezwecken und in 
Zahlung von Differenzen auslaufen; legtere, die Börfenfpiele, eivilrehtlih null und nichtig, 
werden ald Vergehen (delits) mit Strafe bedroht, und das Vergehen wird insbefondere dann 
als vorhanden angefehen, wenn ver Verkäufer nicht beweifen kann, daß er zur Zeit des Vertrags— 
fhluffes oder anı Lieferungstermin im Befig der verkauften Gffecten geweſen ſei (Art. 421, 
422 des Code penal). Der Gaffationshof hat am 9. Mai 1857 ein Erkenntniß des Gerichts— 
hofs in Touloufe in diefem Sinne betätigt und damit zugleich ausgeſprochen, daß der Beweisfür 
den Bejig der Effecten weder dadurch geführt ſei, daß der Makler diefelben in Verwahrung ges 
habt, nod) dadurch, daß der Käufer fie reportiren ließß denn der Makler ift durch feine Amtspflicht 
gehalten, die zu liefernden Effecten in Berwahrung zu haben, daraus folgt aber nicht, daß fie dem 
Verkäufer gehören; das Reportiren beweift dagegen in ehr vielen Fällen, daß der reportirte 
Käufer feine Verbindlichkeiten nidyt erfüllen Eonnte. Dieſes Erfenntniß machte Auffehen, und 
von den Bejuhern der parifer Börfe würden nit viele frei ausgehen, wenn jeder ähnliche 
Ball zur Anzeige und Beftrafung gelangte. 

In Bezug auf die Makler haben die Handelögefege und Verordnungen der meiſten Staaten 
eine Reihe von Beftimmungen, welche dad Börfenfpiel unmöglich machen würden, wenn fie ſtreng 
eingehalten werden könnten. Die Makler werden beeidigt, fie allein dürfen Börfengefchäfte ver— 
mitteln, müffen varüber ein vollſtändiges Buch führen, verleihen den Abſchlüſſen die Eigenſchaft 
Öffentlicher Urkunden; fie vürfen feine Gefhäfte für eigene Rechnung mahen und feine Ge: 
ſchäfte vermitteln, welde unter ven Begriff des Börfenfpield fallen; Zuwiderhandlungen find 
mit f[hweren Strafen bedroht; ein Makler, ver feine Zahlungen einftellt, wird ohne weiteres 
als zahlungsflüchtig angefehen. Außerdem find noch manderlei perſönliche und materielle Ga— 
rantien vorgefehen. In Frankreich 3. B. werben die Makler von der Regierung angeftellt, doch 
haben fie feit 1816 das Recht, ihre Nachfolger vorzuſchlagen, d.h. ihre Stellen zu verfaufen. In 
Paris ift ihre Zahl auf 60 beihränkt, und jeder hat eine Gaution von 125,000 Fr. zu ftel: 
len. Allen diefen Vorschriften ungeachtet gilt in Paris und vielleiht noch an andern Plätzen als 
ausgemacht, daß die Mafler ven größern Theil ihres Einkommens aus unerlaubten Geſchäften 
beziehen, und es ift Thatfache, daß Makler, melde Geſchäfte für jih nicht machen, fondern nur 
für andere vermitteln dürfen, bedeutende Gapitale umtreiben und zahlreiche Affocies haben, deren 

2) Epist, 1, 53. 

3) Sat. 14, 172. 
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Geſellſchaftsverträge zwar von ben Handelsgerichten nicht anerkannt, aber bei ver Sundifats: 
fauımer ihrer Corporation niedergelegt werden, welche aud die innern Streitigkeiten jchlichtet 
und mande Schäden aus der Corporationskaſſe zudeckt. Selbit wenn der Makler den ernften Wil: 
len hätte, ſich auf vie Vermittelung erlaubter Geſchäfte zu beihränfen, würde er nicht jede Übertre⸗ 
tung vermeiden können, weil er manchem Auftrage nicht auf den erften Blick anſehen kann, ob 
er einen wirklichen oder einen Scheinfauf bezweckt, und weil er häufig, um ein reelled Geſchäft zu 
vermitteln, eine größere ald die beorderte Anzahl von Effecten faufen, ven Mehrbetrag alfo vor: 
läufig für ji behalten muß, falld er nicht genau den verlangten Betrag anfaufen fann. Dazu 
fommt nun nody der Verzicht auf die Gebühren von den Geſchäften, die der Mafler zurückweiſen 
folite, eine Gebühr, Gourtage (von courtier) genannt, welche bis Y,, Bror. der betreffen: 
den Summe beträgt, und der Verzicht auf den Gewinn aus eigenen Speculationen, zu deren 
rihtiger Auswahl der Makler vorzugsweife befähigt ift. Endlich ift zu erwägen, daß, wenn jeber 
Makler von feinen Pflichten fein Haarbreit abweichen wollte und fönnte, die ihm verbotenen Ge: 
Ihäfte durch andere Berfonen vermittelt werden würden. Wo der beeidigte Makler feine Dienfte 
verjagt, da bietöt der Pfuſchmakler (courtier marron) die feinigen an, und weder ihre Überſie— 
belung unter den Train der Kroaten, bie früher in Wien mit einzelnen vorgenomnten wurde, 
noch andere polizeiliche Nazzias haben vie Pfufhmakler ausrotten Fönnen. 

Die Erfahrung, daß ed nicht gelingt, durch privilegirte, auf die Bermittelung reeller Ge: 
ſchäfte beihränfte Makler das Börfenfpiel zu befeirigen, daß ungeachtet aller Vorſchriften an ven 
europäiſchen Börfen ed ungefähr ebenfo hergeht wie an denen der Vereinigten Staaten, wo bad 
Maklergewerbe frei ift wie jedes andere — diefe Erfahrung hat mehrfach zu dem Vorſchlage ge: 
führt, dad Privilegium der Mafler aufzuheben, ihnen etwa nur noch einzelne Begünftigungen, 
3. B. der Glaubwürdigfeit ihrer Abſchlüſſe, Erklärungen und Gursnotirungen, einzuräumen, im 
Übrigen aber zur Erleichterung des Verkehrs auch andern Perfonen die Vermittelung von Bör- 
fengeichäften zu geftatten. Dieje Frage hat der Handeldminifter in Preußen durd Eircular vom 
27. Mai 1856 allen Handelöfammern und VBorftänden der Kaufmannſchaften vorgelegt, umd 
einftweilen werden die Pfufchmakler in Ruhe gelajfen. 

Der Befuch ver Börfe wird den Perfonen, die nicht ihr Beruf oder ein ernftlihes Geſchäft, 
fondern nur der Trieb, ihr Glü im Spiele zu probiren, hinführt, zu erſchweren oder zu ver: 
leiden geſucht. Wo die Sitte es nicht thut, ſchließt die Polizei die Frauen aus; Perfonen, deren 
äußered Eriheinen auf andere Lebensweife deutet, werden von den Auffehern eingeladen ſich zu 
entfernen; endlich wird der jährliche Beitrag, den die regelmäßigen Befucher zu dem Auf: 
wande für die Einrichtung leiften, zu einem Gintrittögelve für Jedermann erweitert. 

Seit Anfang des Jahres 1857 ift diedin Berlin und Paris eingeführt. Mit welhem Er: 
folge? An dem innern Ende ded geräumigen Saales der parifer Börfe fheiden zwei bruſthohe 
parallel im Bogen laufende Gitter den Standort der Mafler, das Parquet, von dem übrigen 
Naume. Bor dem äußern Gitter ftehen an ihren gewohnten Plätzen die Vertreter der Birmen: 
hinter dem Innern Gitter, im Korbe (la corbeille), reihen fi die Makler; in dem Naume zwi: 
hen beiden Gittern beivegen fi die Commis, welche den Verkehr zwifchen den Gefhäftsleuten 
und den Maflern unterhalten. Auf diefen Verkehr hat das Eintrittögelb wenig ober feinen Ein: 
fluß und foll aud) feinen Einfluß üben. Unweit des Gitters, in den Eden ded Saales, der Cou— 
liffe, drängen ſich die Spieler (coulissiers). Dort foll eine Anderung bemerft werden, welde 
darin befteht, daß nur noh Pfuſchmakler kommen, die Kunden aber fih außerhalb verfammeln, 
oder, wie Hr. Mirds in einem Artikel, der ihn eine Verwarnung zuzog, grollte: man flieht nur 
noch einen Schwarm von Pfufhmaklern , welde aus Mangel an Kunden untereinander fpielen 
(„Journal des chemins de fer‘, 25. Mai 1857). Den Winfelverfammlungen jagt die Polizei 
nad, fie müffen daher häufig ihr Kocal in ein anderes Kaffeehaus verlegen. 

Eine Beihränfung des Börfenfvield erwartet man endlich ald mittelbare Wirkung von An: 
ordnungen, welche einer übermäßigen Vermehrung von Effecten entgegentreten, oder die Divi— 
denden, oder die Übertragung von Effecten mit einer befondern Steuer belegen. Durch Decret 
vom 9. März 1856 wurde in Frankreich die Ertheilung von Eonceffionen, alfo die Hinausgabe 
neuer Actien anonymer Gefellfhaften eingeftellt; gleichzeitig erſchwerte ein Gefeg die Bildung 
von Commanditgefellfhaften; man wollte den Capitalmarkt vor Überfüllung mit neuer Waare 
ſchützen. Das Budget für 1858 nahm eine vom 1. Juli 1857 anfangende Steuer von der Über— 
tragung der Effecten in ſich auf; man wollte einen Ausfall in den Einnahmen aus Abgaben 
von unbeweglichem Vermögen (des double décime de guerre) durch eine Steuer von dem be— 
weglichen Vermoͤgen erſetzen. Das neue Actienſteuergeſetz in Preußen hatte gleichfalls einen 
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finanziellen Zwed. Inwiefern ſolche Maßregeln ihren eigentlichen Zwecken entſprechen, ift hier 
nicht zu unterfuhen; das Börjenpiel wird vor ihnen nicht die Segel ftreihen. Es braucht nur 
Eurszettel oder Preisliften, um feine Wetten zu entſcheiden, die Differenzen feftzuftellen; bei 
feinen Scheinfäufen kümmert ed jih wenig darum, ob und wo bie gekauften oder verfauften 
Dinge exiſtiren, fondern nur ob jih Jemand findet, ver die Wette eingeht; es grajjirt nicht allein 
an der Effecten=, fondern ebenfo gut an der Waarenbörfe für alles, was im Preiſe ſchwankt, ob 
Eiſenbahnactie, Zuckerfaß, Mehlſack, Blumenzwiebel oder Taubenpaar (ſ. Agiotage). Es 
hängt ji an jede erfreuliche Erſcheinung ökonomischen Aufblühend und misbraucht fie zum Kö— 
der der Gewinnſucht; ed Elammert ſich an jede politifche und wirthſchaftliche Kataftrophe, und 
geht bei der Verzweiflung auf die Weide; Wohl oder Wehe ver Menſchen gilt ihm glei; denn 
es ift ja einerlei, ob à la hausse oder ä la baisse die Wette gewonnen, „eine Differenz verdient‘ 
wird. Erjhütterungen, Schwankungen jind die Erzeuger, aufgeregte Leidenſchaften die Ernährer 
und die Opfer des Börjenfpiels. 
Schwindelperioden, wo irgendeine verkehrte Richtung des Verſtandes oder des Willens zur 
Seudye wird, ehren von Zeit zu Zeit wieder, und der Kreis ihrer Verheerungen; die Zahl ihrer 
Opfer wird von dem Beijpiel ver Führer, von dem Charakter und ver Bildung der Völker mehr 
oder weniger bedingt. So hat aud) das Börfenfpiel feine Saturnalien, und befondere Vorkeh— 
rungen gegen die Verbreitung feiner Ausartungen mögen dann gerechtfertigt erfcheinen, wenn 
fie wirklid den Misbrauch, nicht die misbrauchte Anftalt für die großen Umſätze des. Handeld und 
des beweglichen Gapitald treffen. 
Man darf über dem Unmuth und der Entrüftung gegen das Börfenfpiel nicht vergeflen, daß 
die Börfe die Umfäge des Großhandels, feine Transporte und Zahlungen und ebenfo die Anz 
lagen von Kapital in den Wertbpapieren der Staaten, Gorporationen und Gefellfchaften ver— 
mittelt. Man ftreiche diefe Mittelpunfte des Geld: und Gapitalmarfted aus der Zahl der Ein: 
richtungen, welde der Verkehr ſich geſchaffen hat, jo wird er ſtocken, rüdwärtd gehen, und fein 
Niederſinken wirb dem öffentlichen Eredit, ven Handelöverbindungen, dem Betriebe productiver 
Unternehmungen in allen ihren Kanälen und Zweigen unendlich mehr ſchaden, als die Ausar— 
tungen der Speculation und des Spiels durch den. Iintergang vieler, die ſich dazu verleiten laffen, 
die Gejammtheit befhäpdigen. Vor diefen Ausartungen ſich felbft zu hüten und Andere zu war— 
nen, die thörichte Sucht nad mühelofem Gewinn in ſich jelbit und in ihren Erſcheinungen zu be— 
fämpfen, ift eine Pflicht des in die Verwaltung des Staats, der Ktirche, der Schule wie des in 
das Leben geftellten Menſchen; daß er aber um der verbotenen Früchte willen die Bäume nicht 
umhauen ſoll, dies würde ihn, wenn nicht die Vernunft, ſchon jene Erzählung lehren, aus der 
wir erfahren, warum wir außerhalb des Paradieſes im — unſers Angeſichts unſer 
Brot eſſen. K. Mathy. 
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